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1. 
Srantreid. 


G; gehört nicht hierher, bie entferntern und nähern Urfachen der fran- 
stihen Revolution zu entwideln; nur der Thatfache dieſer Revolu— 
ion muß infofern gedacht werden, inwiefern unmittelbar bie erfte 
se Berfaffung Frankreichs vom 3. Sept. 1791 dadurch herbeigeführt 
za und mittelbar auch die mehreren darauf folgenden Verfafluns 
gm dadurch bedingt wurben. 

& war der Minifter Neder, der, bei der Finanznoth Frankreichs 
te kudwig dem fechözehnten, zum 1. Mai 1789 die Stände des 

Tadeö zufammenberief, und dadurch bereitd den Grund zu dem üffent: 
ide Charakter der darauf folgenden Nationalverfammlung legte, daß 
je Repräfentanten aus 300 Deputirten vom Adel, 300 Deputirten 
von der Geiftlichkeit, und 600 Deputirten vom dritten Stande 
stehen follten. Kaum war am 5. Mai durch ben König felbft diefer 
Rahstag eröffnet worden; ſo entflanden zwifchen den Deputirten des 
Dis und der Geiftlichfeit, und den Deputirten ded dritten Stans 
15 ſo emfihafte Streitigkeiten, daß die le&tern fih am 17. Juni, auf 
Sieyes Vorfchlag, für eine Natialverfammlung erflärten, zu 
sciher die Mehrheit der geiftlichen, und die Minorität der adeligen 
Lrputirten allmählig übertrat. 

Der Monardhie eine neue ſchriftliche Berfaffungsurfunde 
u geben, wie 1787 in Nordamerika gefchehen war; bied war bie allge: 
reine Stimme im Reiche, und fhon am 4. Auguft 1789 yroclamirte 
te Nationalverfammlung die Menfchenrechte, welche an die Spige der 
Serfafjung geftellt werden follten. Der Sturz des Lehnsſyſtems 
erfolgte in der naͤchſten Nacht nad) dieſer Proclamation. Doch dauerte 
ts, bei dem entſtandenen Parteienkampfe unter den Mitgliedern der Na— 
imalverfantinlung , wo die Minorität, auf Mouniers Borfchlag, eine, 
ber brittifchen Verfaſſung nachgebildete, Begründung zweier Kammern 
abfichtigte, über zwei Jahre, bevor die erſte Berfaffung am 3. 
September 1791 zu Stande kam, welche der König Ludwig 16 am 14. 
September 1791 in der Nationalverfammlung ‚ohne Einfchränfung be: 
Gwor, indem er der Nation und dem. Gefehe den Eid leiſtete, und 
darauf den auswärtigen Mächten bekannt Pau: daß er dieſe en 
1 angenommen hätte, | 1 


2 Frankreich. 


a) Erfte Verfaffung vom 3. Sept. 379: 


Erklärung der Rechte des Menfhen und Büra 


| Nachdem die Repräfentanten des Volkes, niebergefegt lE Mat 
fammlung, erwogen haben, daß die Unmiffenheit, die Vergeffenbei 
Verſchmaͤhung der. Rechte des Menfchen die alleinigen Urfachen des Öffe 
glücs und der Verborbenheit der Regierungen find; fo haben fie befchlof 
feierlichen Erklärung bie natürlichen, unveräußerlichen und geheiligten 
rechte auseinander zu fisen, und an den Zag zu legen, bamit alle Gli 
fellfchaftlichen Körpers diefe Ertlärung beftändig vor Augen haben, und f 
immerfort ihre Rechte und ihre Pflichten in Erinnerung bringen möge; 
Danblungen ber gefeggebenben und jene ber ausübenden Macht 
jedem Augenblidde mit dem Endzwecke aller politifhen Sagung gegen e 
halten werden können, dadurch mehr geachtet werben, und damit die An 
Bürger bes Staates, weldye Eünftig auf einfache und unwiderſprechliche 
gegründet feyn follen, fi) immerhin auf die Handhabung ber Verfaſſu 
allgemeine Wohlfahrt richten mögen. 

Zufolge defjen erkennt und erklärt die Nationalverfammlung, in 
und unter dem Schuge des allerhödhften Wefens, folgende Rechte bes 9 
und bes Bürgers: 

1. Die Menfchen werden frei und gleich an Rechten geboren, und 
Die gefellfhaftlihen Auszeichnungen koͤnnen blos auf die gemeine Nüsgl 
gründet feyn. 

2. Der Endzwed aller politifchen Gefelfhaft ift die Erhaltung be 
hen und unverjährbaren Menſchenrechte. Diefe Rechte find die Freiheit, 
genthum, die Sicherheit, der Widerftand gegen Unterdrüdung. 

3. Der Urfprung aller Souverainetät befindet fih wefentlih in ber 
Kein Körper, Eein einzelner Bürger kann eine Gewalt ausüben, die nicht 
lid) davon ausgeht. 

. Die Kreiheit befteht darin, alles thun zu Fönnen, was einem And 

ſchadet. Alſo hat die Ausübung der natuͤrlichen Nechte jedes Menfchen Eeii 
zen, als diejenigen, welche den übrigen Gliedern der Gefellfchaft den Sen 
— Rechte ſichern. Dieſe Grenzen koͤnnen nur durch das Gefeg 
werden. 
5. Das Gefeh hat nur das Recht, ſolche Handlungen zu verbieten, 
Geſellſchaft ſchaͤdlich ſind. Alles, was durch das Gefeg nicht verboten ff 
nicht verhindert werden, und Niemand kann genöthigt werden, zu thun, r 
Gefeg nicht verordnet. 

6. Das Gefes ift der Ausdruck des allgemeinen Willens. Alle Staat 
find befugt, zur Formirung beffelben perſoͤnlich, oder durch ihre Repräfe 
mitzuwirken. Es foll für alle das Nämliche feyn, es mag befchügen oder be 
Da alle Bürger vor feinen Augen gleich find; fo koͤnnen gleichmäßig Alle z 
Würde, Stelle und öffentlichen Bedienung aufgenommen werben, zufolg: 
Sähigkeit, und ohne andern Unterfchied, als den ihrer Zugenden und ihrer J 

. Kein Menſch Tann angeklagt, in Verhaft genommen, noch gefang 
halten werden, als in den durch das Geſetz beftimmten Fällen, und nach den 
lichkeiten, welche es vorgefchrieben hat. Diejenigen, welche willkuͤhrliche 9 
nachſuchen, ausfertigen, vollzichen, oder vollgichen machen, follen beftraft vw. 
allein jeder Bürger, citirt oder ergriffen Eraft des Gefeges, fol ſogleich scho 
er macht ſich ftrafwürdig durch Wibderftand. 

8. Das Geſetz foll nur ſolche Strafen feitfegen, welche durchaus und off 
nothwendig find, und Niemand Eann bejtraft werden, ald Eraft eines vor Bea 
des Verbrechens eingefegten, Eund gemachten, und rechtlich angewandten Gefee 

Da jeder Menſch fo lange unfhuldig vermuthet wird, bis er als ſch 
erflärt worden iftz fo fol, wenn feine Verhaftung für unumgänglid gehalten ı 
aller Härte, die nicht nothwendig wäre, um fich feiner Perfon zu verfihern, I 
das Geſetz fcharf gefteuert werben. 

. Niemand fol wegen feiner Meinungen, felbft in Hinficht des Gottes! 
ftes, beunruhigt werden, fobald ihre Aeußerung bie durch das Gefeg feſtgeſett 
fenttihe Ordnung nicht ftört. 

11. Die freie Mittheitung der Gedanken und Meinungen ift eins der wid 
ften Rechte des Menfchen. Jeder kann mithin frei Tprechen, fehreiben, bruden, 


-— 


Ph; ur 


Erfte Berfaffung vom 3. Sept. 1791. 3 


Vorbehalt ber VBerantwortlichkeit für den Mißbrauch diefer Freiheit in den durch 
das Geſch beftimmten Faͤllen. | 
. 22. Die Berbürgung der Menfchens und Bürgerrechte erfordert nothwendig 
enttihe Macht. Dieſe Macht ift alfo eingefegt für den Vortheil Aller, und 
für den befondern Nusen derjenigen, welchen fie anvertraut ift. 
Für die Unterhaltung der Öffentlihen Macht, und für die Koften bar 
altung, ift ein gemeinfchaftlicher Beitrag unumgänglich nothwendig; diefer fol 
malen ale Bürger des Staates, im Verhältniffe ihrer Vermögensumftände, auf 
Acht Beile eingetheilt werden. 

14. Ale Bürger des Staates find berechtigt, entweder durch fich feldft, oder 
durch Ühre Repräfentanten, fi von der Nothiwendigkeit des öffentlichen Beitrages 
ja Übergeugen, ihn frei zu bewilligen, die Verwendung defjelben nachzuſehen, und 
die Quote davon, fo wie deren Austheilung, Eintreibung und Dauer zu beftimmen. 

125. Die Geſellſchaft ift befugt, von jebem öffentlichen Beamten Rechenſchaft 
iber feine Verwaltung zu verlangen. 

‚ 86, Eine jede Gefeufhaft, worin die Garantie der Rechte nicht gefichert, noch 
der Gewalten beftimmet ift, hat feine Konftitution. 

17, Da das Eigenthum ein geheiligtes und unverlegliches Recht iſt; fo kann 
Rimamd beffen beraubt werben; eö wäre denn, daß die Öffentliche, geſetzmaͤßig be: 
Wenigte, Roth es Mar erforderte, und unter ber Bedingung einer billigen und 
rläufigen Echabloshaltung. 

, Ba bie Rationalverfammlung die Conftitution auf bie Bafis errichten will, bie 
de km anerkannt und erklärt hat; fo fchafft fie unwiderruflich diejenigen Einrich⸗ 
ah, welche die Freiheit und die Gleichheit der Rechte verlegen würden. Es 
Dot kin Adel mehr, Leine Pairfchaften, Feine erblichen Auszeichnungen und Un: 
en von Ständen, keine Lehnseinridhtung, Feine Patrimonialjuftiz, keine 
onen Rechte, Benennungen und Vorzüge, die davon herrühren; keine Ritterorden, 
Gorperationen oder Decorationen, welche Abelöproben erfordern, Feine Euperiorität, 
6 die der öffentlichen Beamten in der Ausübung ihrer Geſchaͤfte. Kein oͤffentli— 
&3 Amt kann mehr gekauft oder geerbt werden. Es giebt für keinen Theil der 
Kation, no für irgend ein Individuum, irgend ein Privilegium oder eine Aus: 
“me-vom gemeinfchaftlihen Rechte aller Franzoſen. Es giebt keine Innungen 
ab Zünfte mehr, feine Gorporationen von Profeffionen, Künften und Meticrs. 
08 Gefeg erkennt keine geiftlihen Gelübde mehr, noch irgend eine andere Berbind: 
init, die den natürlichen Rechten oder der Gonftitution zuwider feyn ſollte. 


Erſter Abſchnitt. 
Grundeinrichtungen, welche die Conſtitution verbuͤrgt. 


Die Cenſtitutien garantirt als natürliche und bürgerliche Rechte: 

I) dab alle Staatsbürger zu Aemtern und Bedienungen, ohne andere Unterfchie: 
de, als bie der Tugenden und Zalente, zuläffig find; 

2) daß alle Abgaben unter alle Staatsbürger gleih, und im Verhaͤltniſſe ihres 
Bermögens, vertheilt werben follen; 

3) daß einerfei Verbrechen mit einerlei Strafen belegt werben follch, ohne Un: 
terfchied der Perjonen. | 

Die Gonftitution garantirt gleichfalls als natürliche und bürgerliche Rechte: 

jeden Menfchen die Freiheit zu gehen, zu bleiben, zu reifen, ohne arre: 

tirt, angellagt und gefangen gehalten zu werben, außer in den durchs Geſetz 
beitimmten Fällen, und nad den von felbigem vorgefchriebenen Forma: 


3 
einem jeden Menſchen bie Freiheit zu reden, zu ſchreiben, feine Gedanken zu 
drucken, und denjenigen Gottesdienft auszuüben, dem er ergeben ift; 
ben Staatsbürgern die Freiheit, fi) ruhig und unbewaffnet zu verfammeln, fo: 
bald den Polizeigefegen nachgelebt wirb; 
die Rreibeit, an die eingefehten Behörden Bittfchriften zu richten, die von ein— 
lan Perſonen :unterzeichnet find. 
Da die Freiheit blos darin befteht, alles zu thun, was weber den Rechten eines 
Inderz, noch der Öffentlichen Sicherheit nachtheilig iſtz fo kann das Gefeg Strafen 
“om die Handlungen feftfegen,, welche bie ‚öffentliche Sicherheit oder das Recht 
“erh Andern angreifen, und dadurch ber Geſellſchaft ſchaͤdlich ſeyn würden. 
Lie Conſtitution garantirt die Unverletzlichkeit des Eigenthums, oder die ge— 
vhte und vorläufige Schabloshaltung deffen, was bie Öffentliche Noth, auf tin 
ige Weife befcheinigt, als Opfer erforbern moͤchte. = | 
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+ Frankreich. 


Die Guͤter, welche dem Cultus und allen Zweigen der oͤffentlichen Wohlfah 

beſtimmt waren, gehoͤren der Nation, und ſtehen fuͤr immer zu ihrer Dispoſitio 
Die Conſtitution garantirt alle, in Angemeſſenheit gefegmäßiger- Formen erfolg! 
oder noch erfolgende Verkäufe derfelben. 
46 Die Staatsbürger find berechtigt, die Diener ihres religiöfen Kultus felbit 
wählen. = 
Es foll eine allgemeine Anftalt öffentlicher Unterftügungen zur Erziehung vi 
lafjener Kinder, zur Erleihterung der armen Kranken, und zur Befchäftigung vi 
verarmten Gefunden, die ohne Arbeit find, errichtet und organifirt werden. 

Es foll eine öffentliche, Erziehung errichtet und organifirt werden, die für a’ 
Bürger gemeinfhaftlid) und umfonft, und ohne Koften für denjenigen Fehrunterris 
ift, den alle Menjchen nothwendig haben müffen. Die Anlegungen deffelben foll 
ftufenweife erfolgen, und die Inftitute im Verhältniffe zu der Eintheilung. des K 
nigreidhes vertheilt werden. 

Es follen Nationalfefte eingeführt werden, um bas Andenken an die franzö 
fhe Revolution zu erhalten, die Bürger unter ſich bruͤderlich zu verbindew, u 
* Anhaͤnglichkeit an die Verfaſſung, an das Vaterland und an das Geſetz 
ichern. 

Es wird ein allgemeiner Civilcodex für das ganze Königreich verfertigt werdt 


Zweiter Abfhnitt. 


Don der Eintheilung des Königreishs und dem Stande ber Staatsbürger 


1. Das Reid) ift eins und untheilbar. Sein Territorium iſt eingetheilt 
83 Departements; jedes Departement in Diftricte, und jeder Dijtrict in. Canton 

2. Diejenigen find franzoͤſiſche Bürger, welche in Frankreich von einem fra 
zöfiihen Water geboren find; welche in Frankreich von einem fremden Vater geb 
ren find, und ihren Wohnort in Franfreih aufgefchlagen haben; welche in d 
Fremde von einem franzöfifchen Water geboren find, und wieder nad) Frankrei 
zurüdkehrten, ſich daſelbſt etablirten und den Buͤrgereid ablegten; endlich diejenige 
welche, geboren in der Fremde, und abitammend, in welchem Grade es auch fe 
von einem wegen ber Religion vertriebenen Franzoſen oder einer Franzoͤſin, na 
Frankreich kommen, bafelbit zu wohnen, und den Bürgereidb ablegen. 

3, Diejenigen, welche außerhalb bes Reichs von fremden Aeltern geboren wu 
den und in Frankreich wohnen, werben, nad) einem unterbrothenen Domiciliu 
von fünf Sahren in dem Reiche, frangöfifche Bürger, wenn fie ſich überdies no 
unbeweglidye Güter angefchafft, ober: eine Franzoͤſin geheirathet, oder auch Handel 
etabliffements errichtet, und den Buͤrgereid abgelegt haben. 

4. Die gefesgebende Gewalt Tann aus wichtigen Gründen einen Fremdenen 
turalifiren, ohne andere Bedingungen, als daß er feinen Wohnort in Frankrei 
auffchlage und dafelbft den Bürgereid ablege. 

5, Der Bürgereid lautet fo: „Ich ſchwoͤre, ber Nation, bem Gefege und de 
Könige treu zu feyn, und die Conftitution des Reichs, die durch die Nationalve 
fammlung in ben Jahren 1789, 1790 und. 1791. decretirt worden ift, aus allı 
Kräften aufrecht zu erhalten.’ N 

6. "Die Eigenſchaft eines franzöfifhen Bürgers wirb verloren: 

a) durch die Naturalifation in fremden Ländern; 

b) durd die Verurtheilung zu Strafen, welche die bürgerliche Degrabation m 
ſich führen, fo lange der Verurtheilte nicht rehabikitirt iſt; 

c) — ein Sontumazurtheil, fo lange die Sentenz nicht aufgehoben iſt; 

d) durch den Beitritt zu einem fremden Orden, oder einer fremden Corpor 
tion, bei welchen Abelsproben, Geburtsunterſchiede oder religiöfe Geluͤb 
verlangt werben. 

7. Das Geſetz betrachtet die Ehe als einen bloßen Givilact. Die geſetzgeben' 
Macht wird für alle Einwohner, ohne Unterſchied, die Form feftfegen, nach welch 
Geburten, Heirathen und Todesfälle conftatirt werben: follen; auch wird fie die © 
en ernennen, welche dieſe Acte beforgemiund die Aufſicht darudı 
übren follen. | | 
8. Die franzöfifchen Vuͤrger, unter ber Beziehung ber Localverhältniffe b 
trachtet, die aus ihrer Vereinigung in den Städten und in gewifjen Arronbiffemen 
des Territoriums auf dem Sande entftchen, machen die Gemeinde aus. Das geitt 
— Corps kann die Ausdehnung der Artondiffements einer jeden. Gemeinde bi 

mmen. 
9. Die Buͤrger einer jeden Gemeinde haben das Recht, diejenigen von ihnen 
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zef eine getoiffe Zeit, nach ben durchs Gefeg beftimmten Förmlichkeiten, zu erwäh: 
len, welche unter dem Zitel von Municipalbeamten den Auftrag haben, die 
befendern Angelegenheiten der Gemeinde zu regieren. Es können den Municipalbes 
amten einige Geſchaͤfte übertragen werben, bie ſich auf das allgemeine Interefie des 
Etaated beziehen. 

10. Die Regeln, nad) welchen ſich bie Municipalbeamten in der Ausübung der 
Umicipalgefchäfte und der ihnen übertragenen Angelegenheiten fürs allgemeine In: 
eriffe zu richten haben, follen durch die Gefege beftimmt werden. 


Dritter Abfhnitt. 


Bon den verfchiedenen Zweigen der öffentlichen Gewalt. 


1. Die Souverainetät ift einzig, untheilbar, unveräußerlih und unverjährbar 
(impreseriptible). Sie gehört der ganzen Nation; kein Theil des Volkes, Keine 
einzelne Perſon, kann ſich die Ausübung derſelben zueignen. 

2. Die Nation, von welcher allein alle Arten der Gewalt ausgehen, Tann fie 
durch Uebertragung ausüben. Die franzöfifhe Conftitution ift repräfentativ. 
Ihre Repräfentanten find das gefeßgedende Corps und der König. 

3. Die gefeßgebende Gewalt ift einer Natiönalverfammlung übertragen, bie 
23 Repräfentanten auf eine beftimmte Zeit beftcht, weldye vom Volke, um durch 
& mit ber Sanction des Königs ausgeübt zu werben, frei erwählt worden find. 

4 Die Regierungsform ift monarchiſch; die austbende Gewalt ift dem König 
Sertragen, um, unter feiner Autorität, durch die Minifter und andere verantwort⸗ 
it Beamte ausgeübt zu werden, auf die Art, welche hernach beftimmt werden fol. 

5. Die rihterlihe Gewalt ift Richtern Übertragen, welche auf gewiſſe Zeit 
wa dolke gewählt werden. a — 


Erſtes Kapitel 
Bon der gefeggebenden Nationalverfammtung. 


1. Die Nationalverfommlung, welche das. gefeggebende Corps bildet, iſt im: 
zerwährend, und bejteht nur aus Einer Kammer. 

2. Eie wird aller zwei Jahre durch eine neue Wahl gebildet werden. Jeder 
3itraum von zwei Jahren wird eine Gefesgebung formiren. 
j — Gewalt ber naͤchſten geſetgebenden Verſammlung erliſcht mit dem 80. 
pn 1793. ne 
— Die Erneuerung des geſetzgebenden Corps wird mit voͤlligem Rechte ges 
Ren. 

3. Das geſetzgebende Corps kann vom Könige nicht aufgeldſet werben. 


Erſte Abtheilung. 
Anzahl der Repraͤſentanten. Baſis der Repraͤſentation. 


1. Die Anzahl der Repraͤſentanten bei dem geſetzgebenden Corps iſt 745, we: 
su der 83 Departements, woraus das Königreich befteht, ohne diejenigen, welche 
xa Kolonieen bewilligt werden dürften. ° 

2. Die Repräfentanten werden unter bie 83 Departements nach ben drei 
Serhättniffen des Territoriums, ber Bevölkerung und der directen Be: 
keustung vertheitt. Ä 

3. Bon den 745 Repräfentanten find 247 fürs Territorium beftimmt. Jedes 
Departement wird dazu drei Männer ernennen, ausgenommen das Departement 
von Paris, welches nur einen einzigen ernennt. 

4 Der Bevölkerung find 2449 Repräfentanten zugerignet. Die ganze Maffe 
der activen Bevölkerung bes Koͤnigreichs ift in 249 Theile eingetheilt, und jedes 
Departement ernennt fo viele Deputirte, als ed Theile der Bevölferung hat. 

5. Für die directe Befteuerung find 249 NRepräfentanten beftimmt. Die Haupt: 
fumme der directen Gontribution des Königreichs ift ebenfalls in 249 Theile einge: 
eilt, und jebes Departement ernennt eben fo vicle Deputirte, als es Theile der 
Eontribution bezahlt. ’ 
Zmeite Abtheilung. 


"Primairverfammlung. Ermennung der Waͤhlenden. 


1. Wenn es darauf ankommen wird, die gefesgebende Nationalverfammlung 
zu bilden; ſo werden die activen Bürger in Primairverfammlungen in den Städten 
und in den Gantons zufammentreten. 


6 


ö Zrankreich. 


2. Um activer Bürger zu ſeyn, wird erfordert: Franzoſe zu feyn, 
zofe geworden zu ſeyn; völlig 25 Jahre alt zu ſeyn; wenigftens feit 
frinen - Wohnfig in der Stadt oder im Canton zu: haben; an welche 


Reiche es auch fey, eine birecte, wenigftens bem Werthe von 8 Tage 


mefjene Contribution zu bezahlen, und die Quittung darüber vorzugeigı 
Stande der Hausgenoffenfchaft, d. h. ein Dienftbote für Lohn zu feyn; 
nicipalität feines Wohnortes, oder in der Rolle der Nationalgarde ein 
feyn; den Bürgereid geleiftet zu haben. 

8. Aller ſechs Sahre wird das eg Aa das nicbrig 
hoͤchſte Quantum des Werthes der Arbeit eines Tages beftimmen, un 
niftratoren bes Departements werben davon bie. locale Beftimmung fi 
ftrict madıen. 

4. Niemand folt die Rechte eines activen Bürgers an mehr als 
ausüben, noch einen andern an feine Stelle Tegen Tönnen. 

5. Es find von det Ausübung ber Rechte eines activen Bürgers 

fen: diejenigen, weldye angeklagt worben; diejenigen, welche, nachdem ı 
thentifche Beweife crwiefen tft, daß fie fallivt haben und infolvent ger 
Generalquittung ihrer Gläubiger beibringen. 
6. Die Primairverfammlungen follen die Wählenden ernennen, n< 
niß ber Anzahl der activen, in der Stadt oder. in dem Kanton wohnhe 
ger. Es fol in, Bezug auf 100 gegenwärtig oder nicht gegenwärfig ac 
ein Wähler zur Verfammlung ernannt werden. Es follen von 151 bi 
ernannt werben u. f. w. \ | 

7. Es fol keiner zum Wählenden ernannt werben Fönnen, ber ni 
srforderlihen Bedingungen, um activer Bürger zu feyn, diejenige verb 
directe Gontribution von gewifjen beftimmten Zagen Arbeit zu bezahlen. 


| Dritte Abtheilung. 
Wahlverfammiungen. Ernennung der Repräfentanten. 


1. Die in jedem Departement ernannten Wähler follen fich verci 
Zahl der NRepräfentanten zu erwählen, deren Ernennung für ihr Depaı 
hören wird, auch eine Bahl von Stellvertretern, bie dem Drittel der 3 
präfentanten gleich ift. 

Die Repräfentanten und ihre Stellvertreter werben nach ber 
Mehrheit der Stimmen erwählt, und Eönnen blos aus ben activen B 
Departements genommen werben. 

Alle active Bürger,. von welchem Stande, weldher Profeffion 
nn fie auch feyn mögen, koͤnnen zu Repräfentanten der Natio 
werden, , 

4. Doch follen die folgenden verbunden feyn, zu wählen, ob fie it 
behalten, oder Repräfentanten der Nation werden wollen: die Mintfter u 
Beamten der vollzicehenden Gewalt, welche gehorchen müffen; die Commi 
Kationalfchapes; die Einnehmer der directen Steuern; die Vorgeſetzten 
bung und der Regie der indirecten Steuern. und ber Ratianalgüter, fo 
nigen, welche, unter irgend ciner Benennung, ‘zum unmittelbaren Mil’ 
Givildienfte des Königs gehören. Gleichfalls find zu diefer Auswahl ! 
die abminiftrativen Ober: und Unterbehörden, die Municipalbeamten und 
manbanien ber Nationalgarbe. “ 

5. Die. Ausübung des Richteramtes ift mit ber Stelle eines Nati 
fentanten, während der ganzen Dauer. der 2egislatur, unvereinbar, D 
werben erfegt durch ihre Stellvertreter, und ber König wird durch Com— 
erete für die Ergänzung ber Tribunale forgen. 

Die Mitglieder des gefesgebenden Corps koͤnnen zur folgenden 
wieder erwählt werden, fpäter aber erft nach einem Zwiſchenraume von : 

Die in den Departements ernannten Repräfentanten follen eine 
tanten eines befondern Departements, fondern der ganzen Nation ſeyn; 
ihre Wirkſamkeit durch fein Mandat befchränft werden. 


Vierte Abtheillung. 
Haltung und Einrichtung der Primairs und Wahlverfammlun; 


1. Die Gefhäfte diefer Verfammlungen beftehen blos im Wählen. ( 
fidy fonteich nach volfendeten Wahlen trennen, und können nicht eher wiedi 
menkonmen, bi fie zufammenberufen werden. 
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2. Kein activer Bürger Tann in eine Berfammlung kommen, noch im berfelben 
ine Stimme geben, wenn er bewaffnet ift. | | 

B. Die bewaffnete Gewalt kann ind Innere nicht "eingeführt werben, ohne den 
reihen Willen der Berfammlung ; es waͤre denn, daß Gewaltthätigkeiten 
vrin begangen würden, in welchem Zalle ber Präfident die beivaffnete Gewalt her: 
kirufen kann. 

4. Aller zwei Jahre follen in jebem Diftricte cantonsweife Liften der acti- 
wa Bürger gemacht werden, und die Lifte eines jeden Cantons foll dafelbft, zwei 
Rongte ver dem Zeitpuncte der Primairverfammlung, publicirt und angefchlagen 
sed. Die Reclamation in Dinfiht der Qualität der auf den Liften genannten 
Bürger, oder derer, welche fid auf eine unbillige Weife auögelaffen zu ſeyn glau: 
ben, follen vor die gehörigen Richterftühle gebracht werden, Die Kifte fol für die 
Sslafung ber Bürger in die naͤchſte Primairverfammlung. in allem dem zur Regel 
kam, was burdy die, vor ber Haltung ber Verfammlung gegebenen, richterlichen 
Leeſprüche nicht rectificirt worben ift. 

3. Die Wahlverfammlungen haben das Recht, die Qualität und Vollmachten 
ser, die fich darftellen, zu verificiren, und ihre Entf&heidungen follen vorläufig in 
Zldung gebracht werben, mit Vorbehalt des Urtheils des gefeßgebenden Corps, 
wann die Vollmachten der Deputirten verificirt werden. 

6 In keinem Falle und unter Eeinerlei Vorwand kann ber König, noch fonft 
Send von den durch ihn ernannten Agenten, Kenntniß von den Fragen nchmen, 
zihe ih auf die Regularität der Zufammenberufungen, auf die Haltung der Ver: 
kemlungen, auf die Form der Wahlen, und auf bie politifchen Rechte der Bürger 
when; Boch ohne Präjubiz der Yunctionen der koͤniglichen Gommiiffaire in den 

td das Gefeg beftimmten Fällen, ober der Fragen in Beziehung auf die politi« 
Sa Ichte der Bürger, welche vor bie Tribunale gehören. | 


Sünfte Abtheilung. 
Bereinigung ber Repräfentanten. zur gefeggebenden Nationalverſammlung. 


1 Die Repräfentanten werben fi den erften Montag des Monats Mai an 
um Orte der Sigungen ber legten Legislatur vereinigen. 

2 BProviforifch werden fie fih unter dem VBorfige des Aclteften formiren, die 
lmahten der gegenwärtigen Repräfentanten zu verificiven. | 
3 Sobald 873 Glieder beftätiget find, conſtituiren fie ſich zur geſetzgebenden 
Aationalverfammlung. Sie wird einen Präjidenten, einen Vicepräfidenten und Se: 

etarien ernennen, und ihre Geſchaͤfte anfangen. 

4. Waͤhrend des Maimonats Fann die Verfammlung Eeinen gefchgebenden Act 
zn, wenn die Zahl der Mitglieber unter 373 ift. Sie kann ein Arrete machen, 
5 bie abweſenden Glieder fpäteftens in 14 Tagen, bei Strafe von 1000 Livres, 
2 iron Gefhäften kommen; «8 wäre denn, daß fie eine vom gefeggebenden Korps 
r gultig erfannte Entſchuldigung vorbrädten. Ä 

5. Am Iesten Mai werden fie ſich zur geſetzgebenden Nationalverfammlung 
nfituiren, die Anzahl der anwefenden Mitglieder mag feyn, weldye fie will. 

6. Die Kepräfentanten follen zufammen im Namen des franzöfifchen Volkes ' 

in Eid ausſprechen: frei zu leben, oder zu ſterben. Nachher fol jeder 
Unitine ſchwoͤren: „die Gonftitution des Reiches, wie fie von der conftituirenden 
„iönalverfammlung in den Sahren 1789, 1790 und 1791 decretirt worden ift, 
2) eller Kraft aufrecht zu erhalten; nichts während der Dauer der Legielatur 
nufglagen und zu bewilligen, was gegen bie Gonftitution ift, und in”allem der 
Adlon, dem Geſetze und dem Rönige treu zu ſeyn.“ 
’. Die Repräfentanten der Nation find unverleglih. ie Eönnen nie citirt, 
vrilget, noch gerichtet werden wegen deſſen, was fie in der Ausübung ihrer Ge— 
safte eines Repräfentanten gefagt, gefchrieben oder gethan haben. 
8. Sie fönnen, in Sriminalfällen, bei Begehung sines Verbrediing, oder Eraft 
in: Verhaftsbefehls- ergriffen werden; es muß aber ſogleich dem gefeggebenden 
Corps Nachricht davon ertheit werden, und ber Proceß Tann nur dann Fortgang 
vörn, wenn dieſes Corps entſchieden ‚hat, daß eine Anklage ftatt finde. 


8 Trantreich. 
Zweites Kapitel. 


Von der Föniglihen Wuͤrde, ber Begentfhaft a 
Miniftern. | 


Erfter Abſchnitt. jr 
Don der königlichen Würde und dem Könige. - 


1. Die koͤnigliche Würde ift untHeilbar, und dem gegenwärtigen ( 
lich übertragen, von männlidyem Geſchlechte zu maͤnnlichem Geſchlechte 
nung der Erfigeburt, mit immerwährender Ausfchliefung der Weibe 
Deſcendenz. (Es. ift nichts über die Wirkung der Renunciationen En 
wärtigen regierenden Stamme im Voraus beftimmt.) 

2. Die Perfon des Königs iſt unverleglih und geheiligt. Sein e 
tft: König der Franzoſen. .. | 

3. In Frankreich giebt es Feine Autorität, die. über das Geſetz er 
Der König regiert blos durch das Gefeg, und nur im Namen bes Gefe 
Sehorfam verlangen. | | 

4. Der König foll bei feiner Throngelangung, ober fobald er n 
ber Nation in Gegenwart bes gefeßgebenden Korps fehwören: „der 
dem: Gefege, treu zu ſeyn; alle ihm übertragene Macht zur Aufrechtbalt: 
der Rationalverfammlung in den Jahren 1789, 1790 und 1791 decreti: 
tution anzuwenden, und bie Gefege in Ausübung bringen zu laffen. ’* 
gefengebende Corps nicht verfammletz fo foll der König eine Proclamat 
machen laffen, worin biefer Eid und das Verfprechen, ihn bei der B 
des gefeggebenden Eorps zu wieberhohlen, enthalten ift. 

Weigert fid) der König, biefen Eid abzulegen, nachdem ihn € 
bende Corps dazu eingeladen hat, oder nimmt er den Eid zurüd, nach 
Xx — ſo ſoll dafuͤr gehalten werden, daß er die koͤnigliche W 
dankt habe. 

6. Setzt ſich der König an die Spitze einer Armee, und fuͤhrt fie 
Nation; oder widerfegt er ſich nicht durch eine förmliche Acte einem fol: 
-nchmen, welches in feinem Namen ausgeführt würde; fo ſoll dafür get 
den, daß er abgedankt habe. . 

7. Geht der König aus dem Reiche, und kommt er nicht nad) Fra 
rüd, wenn er durch eine Procamation des ygefeßgebenden Gorps dazu 
worden ift, und zwar während der in der Proclamation beftimmten Friſt 
unter zwei Monaten feyn kann; fo foll dafür gehalten werden, daß er 
habe. Die Frift hebt mit dem Tage an, wo die Proclamation des aefı 
Corps in der Mitte feiner Verfammlung publicirt worden ift, und bi 
find, bei ihrer Verantwortlichkeit, verpflichtet, alle Acte der vollzichenden ( 
vollziehen, deren Ausübung wegen der Abmwefenheit des Königs fufpendirt 

8. Nach der ausdrüdlihen ober gefegmäßigen Abdankung foll der . 
Glaffe der Bürger gehören, und angeklagt, und fo, wie fie, wegen Handl! 
nad) feiner Abdankung geſchehen, gerichtet werten können. 

9. Die befondern Güter, welche der König bei ſeiner Gelangungs zur 
befist, werben unmiderruflih mit den Nationaldomainen vereiniget. Er 
diejenigen die Dispofition, die er unter einem befondern Zitel erwirbt, Ha 
über nicht disponirt; fo werben fie beim Ende der Regierung gleichfalls ı 

10. Die Nation forgt für den Glanz des Thrones durd) eine Givilli 
Summe das gefeggebende Corps bei jeder Regierungsveränderung für | 
Dauer der Regierung beftimmen wird. 

11. Der König wird einen Adminiftrator der Givillifte ernennen, be 
richtlihen Handlungen des Königs ausüben wird, und genen welchen perfi 
Proceffe der Gläubiger der Eivillifte gerichtet, bie Verurtheilungen gefpro 
ausgeführt werden follen. 

12. Der König hat, unabhängig von der Ehrengarde, die ihm am ! 
ner Reſidenz aus der Bürgernationalgarde zugegeben werden wird, eine < 
Fond der Givittifte bezahlte Garde, deren Zahl aber nicht über 1200 DV 
Fuß und 6CO Reiter fteigen kann. Die Grade und bie Ordnung des Avar 
werden biefelben, wie bei ben Einientruppen, feyn. Der König kann fein 

—blos auswählen aus foldyen, welche fi im activen Dienfte bei den inien 
befinden, oder welche ein Jahr den Dienft der Nationalgarde virfehen haben 


% 
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Zweiter Abſchnitt. 
| Don der Negentfhafl. 
1 Der König ift bis zum Ende feines 18ten Jahres minberjährig. Während 
har Rinderjährigkeit befteht eine Regentichaft. | 
L Die Regentfchaft gehört dem nädjften Verwandten ded Königs, nad). der 
Crtamg der Erbſchaft zum Throne. Dev Regent muß 25 Jahre, ein Franzofe 
un) Einwohner des Keiches, kein vermuthlicher Erbe einer andern Krone feyn, und 
ka en abgelegt haben. — Die Weiber find von der Regentſchaft ausges 
Fallen, J 4 
3 Der Regent wirb bis zur Volljährigkeit des Königs alle Gefchäfte der koͤ— 
eisiihen Würde verrichten, und ift für die Arten feiner Adminiftration nicht pers 


aich derantwortlich. m 

% Der Regent kann feine Gefchäfte nit eher anfangen, bis er der Nation 
a Stginmart des gefehgebenden Corps geihworen, „alle dem Könige übertragene, 
os im während der Minderjährigkeit deffelden anvertraute, Macht zur Aufrechts 
king der 1789, 1790 und 1794 becretirten Sonftitution anzuwenden, und die 
Ocıge ausüben zu laſſen.“ Iſt das gefiggebende Corps nicht verfammlet; fo wirb 
vr Kıgemt eine Proclamation befannt madıen,. worin bdiefer Eid und das Verſpre— 
Gi, h bei der Berfammlung des gefeagebenden Corps zu wiederhohlen, enthalten 
Ir | 

5. &o lange ber Regent feine Geſchaͤfte noch nicht angefangen hat, bleibt die 
Saaion der Gefege fufpendirt. Die Minifter beforgen alle Acte der ausübenden 
Gr unter ihrer WVerantwortlichkeit. > : 

6 Eobald der Regent gefhworen hat, wird das gefeggebende Corps feinen 
re y der während der Dauer der Regentfchaft nicht verändert wer: 
Sn 


J 7. Die Regentſchaft ertheilt kein Recht auf die Perfon des minderjährigen 


3. Die Aufficht über den minderjährigen König Toll feiner Mutter anvertraut 
verden, und bat er eine, ober ift fie zur Zeit der Gelangung ihres Sohnes auf 
ka Zhron wieder verheirathef, oder verheirathet fie fich während der Minderjäh- | 
er; fo wird die Aufficht‘ von dem gefeggebenden Corps beftimmt werden. Zur 
Kit über den König koͤnnen weder der Regent und feine Defcendenten ) noch 
x Stiber erwoͤhlt werben. 

9 Im Falle der Bloͤdſinnigkeit des Koͤnigs, die notoriſch anerkannt, geſetz⸗ 
ig beſcheinigt, und nad) dreimonatlich auf einander folgenden Deliberationen des 
rtgrdenden Corps declarirt ſeyn muß, kann eine Regentſchaft, ſo lange bie Bloͤd⸗ 
rigttit dauert, ſtatt finden. 


Dritter Abſchnitt. 
Von der Familie des Koͤnigs. 


1. Der vermuthliche Kronerbe ſoll den Namen koͤniglicher Prinz (prince 
al) führen. Er kann ohne ein Decret des geſetzgebenden Corps, und ohne Ein: 
=Ugmg dei Königs das Reich nicht verlaffen. Iſt er außer dem Reihe, und 
kamt er nicht nach Frankreich zurüd, nachdem er durd eine Proclamation des 
ultgebenden Corps dazu aufgefordert worden ift; fo wird dafür gehalten, daß er 
= fin Succeſſionsrecht verzichtet habe. | 

SE der vermuthlihe Thronerbe minderjährig; fo iſt der majorenne Vers 
Danbte, der zuerft zur Regentſchaft berufen ift, verpflichtet, im Reiche zu refibiren. 
SR er außer dem Reiche, und kommt er auf Requifition des gefeggebenden Eorps 
siht wieter zurüd; fo ſoll dafür gehalten werben, daß er feinem Rechte zue Re- 
uffhaft entfagt hat, 

3. Da die Mutter des minderjährigen Könige, ober der erwählte Auffeher bie 
Kıfficht über denfelben hat; fo. find fie diefer Aufficht verluftig, wenn fie aus dem 
Ride achen. Wenn die Mutter ded vermuthlichen minderjährigen Erben aus dem 
Ride ginge; fo Könnte fie, auch nad ihrer Zuruͤckkunft, die Auffiht ihres minder: 
Stigen, König gewordenen, Sohnes nicht haben, ald nur durdy ein Aufcher des 
erhgaebenden Korps. 

%  foll cin Gefed gemacht werben, zur Einrichtung der Erziehung des _ 
minderjährigen Königs und der bes vermuthlich minderjährigen Throngrben. | 

5. Die Mitglieder der Eöniglichen Familie, welche eine eventuelle Ausfiht auf 
x Shronfelge haben, genießen bie Rechte activir Staatsbürger; fie find aber nicht 


10 ——— Frankreich. 


erwaͤhlbar zu einer Stelle, Verwaltung ober Function, die von der Ernennumg 
Bolkes abhängt, Mit Ausnahme ber Minifterialdepartements koͤnnen fie Ste) 
und Aemter befleiden, zu welchen der König ernennt; ausgefhhloffen find davon 
Befehlshaberftelle einer Armee’ zu: Waſſer und zu Lande, und die Gefandtfhafts 
ften, ausgenommen mit Zuftimmung- bes gefeggebenden Corps auf vorhergegangel 
Antrag ded Könige. Ze, ed 

6. Die Mitglieder der Föniglichen: Familie, welche eine eventuelle Ausſicht 
die Thronfolge haben, fügen den Titel franzöfifcher Prinz dem Namen -bin 
welcher ihnen in der Eivilacte bei ihrer Geburt gegeben wärdi Dieſer Name d 
fein Geſchlechtsname, noc irgend ein folder feyn, der an eine, durch dieſe Eon 
tution abgeſchaffte, Eigenfchaft erinnerte. Der Titel Prinz kaun keinem anbı 
Individuum beigelegt werben, und-ift mit keinem Vorrechte "und keiner Auenah 
von dem allen Franzofen gemeinfhaftlihen Rechte verbunden. "” | 

7. Die Acten, welche ihre Geburt, Verbeirathung und ihren Tod auf efne 
gale Weiſe bezeugen; werben dem gefrggebenden Corps vorgelegt, weiches ber 
Aufnahme in feine Archive anordnet. 2 " 

8 Es fol den Gliedern der koͤniglichen Familie Teine Apanage in liegenb 
Gründen . bewilligt werben, — Die Söhne des Königs, die nach dem Thronerb 
geboren werden, follen, wenn fie 25 Iahre' alt find, oder wenn fie fi vermähle 
eine Leibrente haben, welche vom gefeßgebenden Corps beftimmt- werben, und m 
dem Ausfterben ihrer männlichen Nachkommenſchaft aufhören ſoll. u 

—Vierter Abſchnitt. 
| | „Von ben Miniftern. = 

1, Dem Könige allein gehört die Wahl und die Entlaffung der Minifter. 

2. Die Mitglieder der activen Nationalverfammlung und der folgenden Legit 
laturen, die Mitglieder des Caſſationsgerichts, des Hochgefchwornengerichts, koͤnne 
nicht ing Minifterium treten, noch irgend eine Stelle, ein Geſchenk, eine Penfion 
einen Gehalt ober Auftrag von ber erecutiven Gewalt ober deren Beamten, erha 
ten, während. ber Dauen ihrer Function, und während ber nächften zwei Sahre nad 
Niederlegung derſelben. Eben fo verhält es ſich mit denen, welche blos auf de 
Lifte des Hochgeſchwornengerichts eingefchrieben ſind, während der Zeit, daß fie fid 
auf diefer Liſte befinden. m —* 

3. Keiner darf ein Geſchaͤft in den Buͤreaux des Miniſteriums, der Regie 
oder der Verwaltung, der Öffentlichen Einkünfte, oder ein Geſchaͤft antreten, zu wel 
chem die executive Gewalt ernennt, ohne den ‚Bürgercid zu leiften, oder zu belegen, 
daß er ihn gelsiftet habe. et P 

4. Kein Eöniglicher Befehl Kann zur Ausführung gebracht werben, wenn cı 
nicht vom Könige unterzeichnet, und von dem Minifter oder Vorgefegten des De: 
partements contrafignirt iſt. 2 

Die Minifter ſollen für alle Verbrechen, welche gegen die Nationalficher: 
heit und Gonftitution, gegen das Eigentum und bie perfönliche Ft begangen 
wirden, auch für alle Verfchwendung der zu den Ausgaben ihres Departements ge 
börenden Gelder verantwortlich. feyn. a u. u 

Sn keinem Falle kann die wörtliche oder fchriftliche Orbre des Königs ci: 
nen Minifter von der Verantivortlichkeit befreien. ' 

7. Die Dinifter follen verpflichtet feyn, jedes Jahr bem gefeßgebenden Corps, 
bei der Eröffnung der Sitzung, einen Etat der Ausgaben ihres Departements ver: 
zulegen; Rechenfhaft von ber Anwendung ber dazu beftimmt gewefenen Summen 
abzulegen, und die Mißbraͤuche anzuzeigen, welche fi in die verfchicdenen Theile 
des Gouvernements einfchleichen Eönnen. | 

8. Kein angeftellter oder nicht angeftellter Minifter kann in Griminalangelc 
genheiten feiner Adminiftration, ohne ein Decret des gefeggebenden Corps, gericht⸗ 
lich belangt werben, 

Drittes Kapitel. 


Bon der Ausübung der gefeggebenden Macht. 
| Erfter Abſchnitt. 
Macht und Functionen der gefeggebenden Nationalverfammlung. 


1. Die Sonftitution überträgt dem gefeßgebenden Corps ausſchließend die fol 
gende Macht und Bunctionen: 1) die Geſetze vorzufchlagen und gu decreti— 
ven. Der König kann allein die gefeggebende Macht einladen, eine Sache in Br 
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rorbfählagung zu hehmen; 2) die Öffentlihen Ausgaben feflzufesen; 9) 
die ichen Steuern anzuſetzen, die Natur, die Quote und die Erhebungsart 
drſchen zu beſtimmen; &) die Vertheilung derſelben unter die Departements des 
Reiger zu machen, über die Verwendung aller Öffentlichen Einkünfte zu wachen, 
es üb Rehenfhäft davon ablegen zu laffenz 5) die Errichtung und Aufhebung 
ver Hientlihen Aemter zu decretiren; 6) den Titel, ben Stempel, das Gewicht und 
im Kamen der Münzen zu. beftimmen; 7) bie Einführtindg fremder Truppen aufs 
kanzöftfge Gebiet und fremder Kriegsfchiffe in franzöftfche Häfen zu erlauben, ober 
m verbieten; 8) jährlich, nach dem Vorfchlage des Königs, über bie Zahl ber 
Zeaunſchaft and Schiffe zu entfcheiden, woraus die Landarmee und Flotte beftehen 
el; über ben Gold und die Zahl der Individuen jedes Grabes; über die Admini⸗ 
frationd: und Aoancements: Regeln, bie Formalitäten der Werbung und ber Ents 
fung, bie Errichtimg- ber Seeequipagen; über die Zulaffung fremder Zruppen 
mr Schiffe im Dienfte Frankreichs; und über das Zractament der Zruppen im 
Selle der Berabfchiedung; 9) die Adminiftrafion feſtzuſetzen, und bie Veräußerung 
se Retienaldemainen anzuordnen; 10) die Berantwortlichkeit der Minifter und ber 
rzehmften Agenten der erecutiven Gewalt vor dem hohen: Rationalgerichte zu vers 
en; vor eben biefem Geridhte diejenigen zu verklagen und zu belangen, welche 
nd Komplettes gegen die allgemeine ——— des Staates oder gegen bie Cons 
fation verdächtig find; 11) die Regeln zu beſtimmen, nach welchen die blos per⸗ 
Irihen Ehrenzeihen oder’ Decorationen denen bemilligt werben follen, die dem 
Starte Dienfte geleiftet Habenz 12) das geſetzgebende Corps hat allein das Recht, 
Yı Gerenbegeugungen zu befchliehen, welche dem Andenken großer Männer nad) 
a Tode gebracht werden folen. Er | 

8% Der Krieg kann nur durch ein Decret des geſetzgebenden Corps, welches 
“ ka förmlichen und nothwendigen Vorfchlag bed Königs gegeben und von ihm 
Scritt wird, befchloffen werden. — Sn dem Falle naher ober begonnener Feind: 
Sskiten, der Unterftügung eines Alliirten, oder ber —— eines Rechts durch 
Yr Gmaltvder Waffen, wird der König davon ohne Aufſchub dem geſebgebenden 
Serpe Senntniß geben, und die Gründe befannt machen. — Bat baffelbe Vacanz; 
’ wird es der König fogleich zufammenrufen. — Wenn bad gefesgebende Corps 
Sließt, daB der Krieg nicht ftatt haben fol; fo wird der König fogleih Maaßs 
ca nehmen, alle Feindfeligkeiten aufhören zu laffen, ober * zuvorzukom⸗ 
a, and die Miniſter bleiben wegen des Verzugs verantwortlich. — Wenn das 
ecbende Corps findet, daß die angefangenen Feindſeligkeiten ein ſtrafbarer Ans 
7 von Seiten der Miniſter, ober eines andern Agenten der executiven Macht 
2; fo fol der Urheber des Angriffe criminell belangt werben. — ‚Während bes 
eyes lanm das geſetzgebende Corps den König erfuchen, ben Frieden zu. unters 
Mela; und der König -ijt verpflichtet, diefem Verlangen nachzugeben. — In bem 
endiide, wo ber Krieg aufhören wirb, foll.das gefesgebende Corps bie Zeit bes 
men, innerhalb welcher die über; den Briebensfuß angeworbene Zruppenzahl ver: 
Atiebet, und die Armee auf ihren gewöhnlichen Stand gebracht werden foll. 

3, Es gehört dem gefehgebenden Gorps, die. Friedens-, Allianze und 
ng zu ratificiven; kein Vertrag foll ohne die Ratification 
3 Ken. 
Das gefeggebende Corps hat. das Recht, den Ort feiner Sitzungen zu bes 
men, fie, fo lange felbiges es nöthig finden wird, fortzufegen, und zu vertagen; 
m Asfange einer jeden Regierung muß es fi fogleich verfammeln, wenn es 
"St ireits beifammen ift. — Es hat das Polizeirecht an. dem Orte feiner Sitzun⸗ 
2, auch das Recht der Disciplin — Mitglieder; doch kann es keine haͤrtere 
eft beſtimmen, als den Tadel, Arreſt auf acht Tage, oder Gefaͤngniß für drei 
za. — Es hat das Recht, zu feiner Sicherheit, und zur Handhabung des ihm 
Suldigen Refpects, über die Macht zu disponiren, welche mit feiner Bewilligung 
“ta Stadt etabliert iſt, wo es feine Sigungen halten wird, 

5. Die ausübenbe Gewalt kann fein Corps von Rinientruppen in der Weite 
'@ 2000 Zoifen von dem gefeggebenben Gorps paffiren ober ſich aufhalten Laffen, 
v2 nicht auf feine Requifition, oder durch feine Bevollmaͤchtigung geſchieht. 


Zweiter Abſchnitt. 
Haltung der Sigungen, und Form zu berathfchlagen. 
1. Die Deliberationen des geſetzgebenden Corps follen öffentlich gefchehen, und 


> Pratocolle der Sigungen gedruckt werben. — — 
2. Das geſetzgebende Corps kann ſich indeſſen bei jeder Gelegenheit in einen 
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allgemeinen Ausſchuß formiren. Funfzig Glieder Haben das Recht, ihn 
verlangen. Während der Dauer des allgemeinen Ausfchuffes foHen fich die Aſſtſt 
ten mwegbegeben; der Gtuhl des Präfidenten fol vacant feyn, und der. Vicepräfid« 
die Ordnung handhaben. 204 —F 
Kein geſetzgebender Act kann anders als folgendermaßen becretirt werben 
4. Der Entwurf des Decrets fol dreimal ‚verkefen; werben, und: zwar in eir 
Swilhenzeit von wenigfiens acht Tagen. — — 

5. Nach jeder Voxrleſung ſteht die Discuſſion frei; doch kann das g. C. nc 
der erſten oder zweiten Vorleſung erklaͤren, daß eine Vertagung ſtatt finde, ot 
daß Feine Deliberation ftatt habe; in dieſem leztern Falle kann der Entwurf & 
Decrets in ber naͤmlichen Sigung wieder vorgelegt werben, Jeder Gefegesentwu 
muß vor der zweiten Borlefung gebrudt und vertheilt fyn. + 5. 1. - 

6. Nach der dritten Yorlefun wird das gefeggebende Korps entfcheiden, ı 
ein Definitivdecret ‚gegeben werben. fann, oder ob es die Entſcheidung auffchieb: 
will, um fid) weitere Aufklärungen zu verfchaffen.. ER! 

Ä . Das g. E. kann nicht deliberiven, wenn nicht wenigftens die Sitzung aı 
200 Mitgliebern beftcht,, ‚und Eein Decret kann ‚ohne abfolute Mehrheit. der Stin 
men gemacht werben... | | 

8, Kein Entwurf zu einem Gefege kann in derſelben Sitzung wieder vorg 
bracht werden, wenn es nach ber dritten Vorkfung. verworfen worden if. 

», 9 Der Eingang jeded Definitivdeeretd fol angeben: a). die. Data der Sitzut 
gen, in welchen der. Entwurf dreimal vorgeleſen worden iſt; b) das Decret, wi 


durch cin Definitivbeſchluß gefaßt ward ,.; 1 es 

10. Der König wird den Decreten feine Sanction, verfagen, wenn ber .Eir 
gang die Beobachtung der gedachten Förmlichkeiten nicht bezeugt, Wäre eins "bi 

ſer Decrefe dennoch fanctionirt; fo Eönnen es die Miniftee nicht unterſiegeln un 

befannt machen, und ihre Verantwortlichkeit deshalb fol ſechs Jahre dauern. 

11. Bon ben erwähnten Diepofitionen find die für dringend erkfärten Decret 
ausgenommen, die aber in perielben, POiAeng Bnicine ober wiberrufeniwerden Fön 
nen.. Das Decret, welches. den Gegenftand für dringend erklärt, muß die, Angab: 
der Urfachen enthalten, und in dem Eingange des befinitiofn Decrets muß des vor 
läufigen Decrets gedacht werden. 


Dritter Abſchnitt. i 


Bon der königlichen Sanction. Ä 


1. Die Decrete des g. E. werden dem Könige vorgelegt, ber feine Zuftim: 
mung verweigerm Eann. 

2. Berweigert der König feine Zuftimmung ; fo ift bdiefe Weigerung nur 
fuspenfiv. Wenn die beiben Legislaturen, welche auf diejenige folgen, die das De: 
cret vorlegte, nad) und nach dafjelbe Decrer in denfelben Ausdrücden werden vorge: 
eh — fo fol dafür. gehalten werden, daß der Koͤnig feine Sanction gege: 

en babe. ' 

3. Die Zuſtimmung des Königs wird auf jedem Decrete durch bie vom Kö: 
nige unterzeichneten Worte ausgedruͤckt: „der König giebt feine Zuſtimmung, und 
wird zur Ausführung bringen laſſen.“ Die fuspenfive Weigerung wird ſo ausge⸗ 
drüdt: „Der König wird unterfuchen. (Le roi examinera.)“ 

Der König muß feine Buftimmung. oder Weigerung auf jedem Decrete in 
den zwei Monaten nach der Präfentation ausdrüden. 

5. Kein Decret, dem ber König feine Zuftimmung verfagt, Tann ihm burd) 
biefelbe Legislatur wieder vorgelegt werden. . 

. Die vom Könige fanctionivten Decrete, und diejenigen, welche ihm burd) 
drei auf einander folgende Legislaturen eingereicht wurden, haben allein Gefeges: 
kraft, und führen. den Titel: Geſetz. 

7. Dod find die Acten des g. &., die in bdeliberivender Berfammlung feine 
Gonftitution betreffen, der Sanction nicht unterworfen; ferner nicht ‚die innere Po: 
lizei deſſelben; die BVerification der Vollmachten feiner gegenwärtigen Mitglieder; 
die den abweſenden Gliedern auferlegten Pflichten ; die Zufammenberufung ber Pris 
mairverfammlungen, wenn fie. zögern; bie Ausübung ‚der conftitutionellen Polizei 
über. die adminiftrativen und Mimicipalbehörben; die Fragen wegen der Wahlfäbin: 
keit und wegen der Gültigkeit der Wahlen; auch nicht die Acten, die ſich anf die 
Berantwortlichkeit ber Minifter beziehen, und alle Decrete, welche erklären, daß 
eine Anklage ftatt finden Fönne. 

8. Die Decrete des g. E., welche dic Beſtimmung, Prorogation nnd Erbe: 
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bang ber öffentlichen Abgaben betreffen, werden den Namen und Titel Geſetze füh: 
rm. Sie werben, ohne der Sanction unterworfen A feyn, bekannt gemacht und 
vellzegen, mit Ausnahme der Verfügungen, welche für andere, als für Geldftrafin 


Kiimmt werden. 
Vierter Abſchnitt. 
Von dem Verhaͤltniſſe des geſetzgebenden Corps gegen den Koͤnig. 


1. Wenn das g. ©. definitiv conſtituirt iſt; fo benachrichtigt es den Koͤnig da⸗ 
sen durch eine -Deputation. Der König kann jedes Jahr die Sigung eröffnen, 
edae daß biefe Foͤrmlichkeit als nothwendig für die Thaͤtigkeit des g. C. anzufes 
ben 


2. Wenn das 9. ©. fih länger ald 14 Tage vertagen will; fo muß der Kö— 
zig weniaftens 8 Tage vorher durch eine Deputation davon benachrichtigt werben. 

3. Das 9. ©. fhidt mwenigftens 8 Tage vor dem Ende jeder Seſſion dem 
Enige cine Deputation, um ihm den Tag der Endigung der Sigungen bekannt zu 
machen, bie der König in Perfon fchließen kann. 

4. Findet es der König dem Beſten des Staates zuträglih, daß dit Sitzung 
fortdauere, oder die Vertagung gar nicht, ober auf nicht fo lange Zeit ftatt Habe; 
fo fan er eine Botfchaft ſchicken, worüber das 9. ©. berathichlagen muß. 

5, Der König wird dad g. C. in der Zwifchenzeit feiner Sitzungen zuſam— 
wenberufen, fobald das Gtaatsintereffe es ihm zu erfordern fcheint, fo wie in den 
Filen,- die das 9. C. vorhergefehen und bejtimmt hat, che es ſich vertagt. 

6.. So oft her König ſich nach dem Orte der Sisungeh des g. ©. begiebt, 
Er von einer-Deputation empfangen und wieder zurück begleitet werben. Nur 
kr Kronprinz und dig, Minifter können ihn in die Mitte des Saales begleiten. 

. 7. Der Praͤſident kann ih keinem Falle einew Theil der Deputätion ausmad)en. 


8. Das ‚g. ©. hört auf, ein ‚berathfchlaägendes Corps zu feyn, fo lange ber 
seo 


Einig ft. — — 
” 9. € Acten der Eotehpond enz des Königs mit dem g. C. ſollen immer von 
dasm Midifter* cöntrafignict fepn., ⸗ 

*10, te" Minifter haben den "Zutritt zur gefehgebenden Nationalverfammlung, 
untf einen beftimmten Platz in berfelben. Gie —* uͤber alle zu ihrer Verwaltung 
sbörchde Begenſtaͤnde, ſobald man Erläuterungen von ihnen verlangt, gehört wer: 
ver. Auch foulen fie über Gegenftände gehört werden, die außer ihrer Adminiftra- 
tigi-liegen , fobald. ipnen die Nationalverfammlung das Wort vergönnt. 


Ä Viertes Kapitel, 
Von der Ausübung der erecutiven Macht. 


1. Die hödjfte ausübende Macht ift ausfchließend in den Händen bed Koͤnigs. 
Der König ift der oberfte Chef ber allgemeinen Abminiftration des Reihe. Die 
Sorge, für die Handhabung der Orbnung und Ruhe zu wachen, ift ihm anvers 
traut. — Der König ift der oberfte Chef der Armee und ber Flotte. Ihm ift die 
Sorge Übertragen, für die dufere Sicherheit des Reichs zu wachen, und defjen 
Befizungen und Rechte aufrecht zu erhalten. I 

2. Der .König ernennt bie Gefandten, und nl Agenten ber politifchen 
Unterhandlungen. Er ertheilt dad Commando über die Armeen und Flotten, und 
die Marfchalls: und, Admiraldwürden von Frankreich. Er ernennt zwei Drittel der 
Gontreabmirals, die Hälfte der Generallieutenants, Marehaur de Camp, Gapi: 
taine von Kriegsfhiffen und Oberften der Nationalgendarmerie. — Er ernennt ein 
Drittel der DOberften und der Schiffslieutenants; alles nach den Gefesen des Avan— 
ments. — Er ernennt in der bürgerlichen Abminiftration der Marine die Orbons 
nateurs, Gontroleurs, Arfenalfchagmeifter, Vorfteber der Arbeiten, Untervorſteher 
der bürgerlichen Bautenz die Hälfte ber Adminiftrationschefs und der conftitutionge 
mäßigen Unterchefs. — Er ernennt die Sommiffaire bei den Sribunalen, die Chefs 
der Regie der indirecten Abgaben und der Nationaldomainen. — Er hat die Auf: 
fit über die Prägung der Münzen und ernennt die Officianten, welche dieſe Auf: 
fit in der allgemeinen Commiſſion und in den Münzhäufern ausüsen. Das Bild: 
niß des Königs fteht auf allen Münzen bes Reichs, | 

Der König läßt die offenen Briefe, Brevets und Gommiffionen für bie 
öffentlichen Beamten ausfertigen. 

4. Der König läst die Lifte der Penfionen und Gratificationen auffegen, bie . 
bem g. ©. bei jeder feiner Sitzungen vorgelegt werben. 


1 2.0. Frankreich. 


Erſter Abſchnitt. — 
Von der Bekanntmachung der Geſetze. 


1. Die executive Gewält muß die Staatsgeſetze unterſiegeln und befannt r 
. chen laffen. Gleichfalls muß fie die Acten des Befesgebenden Corps befannt mad 
und vollziehen, welche bie Sanction des Königs nicht erhalten haben. 
2. Bon jedem Geſetze follen zwei Originale verfertigt werden, beide vom & 
nige unterzeichnet und vom Juſtizminiſter contrafignirt, auch mit dem Staats ſte 
befiegelt. Eins bleibt in dem Siegelarchive, dad andere in den Archiven bes g- 
8. Die Bekanntmachung ber . foll fo lauten: „N. (der Name des S 
nigs) von Gottes Gnaden. und durch das Konftitutionsgefeg des Staates Kö: 
ber Branzofen ; allen gegenwärtigen und Zünftigen, Unfern Gruß. Die N. B. I 
becretirt, und Wir wollen und befehlen das. Folgende: (nun folgt das .Decret oh 
Neränderung) befehlen allen abminijtrariven Municipalcorps und Tribunalen, d 
fie Gegenwärtiges regiftriren, leſen, publiciven unb in. ihren refpectiven Depar! 
ments anſchlagen, und als ein Reichögefeg zur Ausführung bringen laffenz; Urku 
un ‚haben Wir Gegenmwärtiges unterzeichnet und mit dem Gtaatöfiegel beſiege 
anen. — “ 
4. Iſt der König minderjährig; fo werden die Gefege, Proclamdtionen zı 
andere Acten der koͤniglichen Wirkfamkeit während der Regentfchaft folgendermafi 
abgefaßt: „N. (der Name bed Regenten) Regent bes Reiche im Namen N. (db 
Name des Könige) von Gottes Gnaben. 1.” — Win 
Die erecutive Gewalt muß den abminiftrativen Behoͤrden und den Zribi 
— die au zuſchicken, ſich darüber einen Schein geben laſſen, und dieſen bei 
. ©. vorlegen. i . FI 
. 6. Die erecutioe Gewalt Fann keine Gefege, auch nicht · einmal proviſoriſch 
ſondern blos Prockgmationen "derfertigen, bie ben © find, un 

bie Ausführung derfelben anzuordnen. a IR * 
er Zu m, TEE Pe Er a. » 
Bmeiter Abfhniteg. Mr de 

' Bon der Adminiftration,” ee 7 

s — V. 
1. Sn jedem Departement iſt eine obere Adminiſtration, und in jebem Diſtrict 
eine untergeordnete. a ee ——— 
- 2, Die Adminiftratoren haben keinen repräfentativen- | 
rafter. Sie find auf eine Hrn Beit vom Volke erwählte Agenten zur Ay! 
mans der abminiftrativen Gefhäfte unter der Aufficht und dem Anfehen des Königs, 
; . Sie können gegen bie gerichtliche Orbnung und gegen die Militairdispofi 
tionen oder Operationen nichts unternehmen; eben fo wenig dürfen fie fich einmi— 
ſchen in die Ausübung der Legislatur, oder die Vollgiehung der Gefege Juspendiren, 
“ 4, Die Abminiftratoren find verpflichtet, die directen Steuern zu repartite, 
und über das richtige Eingehen der fämmtlichen Abgaben in’ ihrem Bezirke zu war 


u Fr chen. Es gehört für das g. E., die Grundfäge und die Art und Weife ihrer Func⸗ 


- "tionen zu beftimmen, ſowohl über bie genannten Gegenftände, als über alle andere 


Zweige der innern Berwaltung. | 
. 5. Der König hat das Recht, die Acten ber Departementsabminfftratoren zu 
" annulfiren, die den Gefegen und den an fie ergangenen Befehlen zuwider find. Ex 


"Tann fie, im Falle eines dauernden Ungehorfams, und wenn durch ihre Acten bie 


Sicherheit und Öffentliche Ruhe in Gefahr gefegt werden, von ihren Gefchäften 
uspendiren. 
' Pe. Die Departementsabminiftratoren haben ebenfalls das Necht, bie Acten ber 
untern Bezirksadminiftratoren zu annulliven, wenn fie den Gefegen und Beſchluͤſſen 
der Departementdabminiftratoren, ober den von ſelbigen erhaltenen Befehlen ent 
gegen find. Auch Eönnen fie, im Falle eines dauernden Ungehorfams der Unterber 
hoͤrden, ober wenn letztere durch ihre Acten die Sicherheit und Öffentliche Ruhe in 
Gefahr bringen, felbige fuspendiren. Doch müffen fie dem Könige davon Nachricht 
geben, welcher die Guspenfion aufheben oder beftätigen Farm. 

7. Der König Tann, wenn die Departementsabminiftratoren bie ihnen im 
obengebachten. Artikel übertragene Macht nicht gebraucht haben, die Acten der Un 
terbehörben birecte annulliren, und fie in ebem den Fällen fuspendiren. 

8. So oft der König die Suspenfion der Adminiftratoren erklärt ober beftd- 
tigt, muß er bas g. ©. davon benachrichtigen. Dieſes kann die Suspenſion auf 
heben oder beftätigen, ober felbft bie ſtrafbare Adminiftration biffolviren, und wenn 
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dies geſchieht, alle Abminlſtratoren, oder einige von ihnen, zu ben Eriminaltribir 
nalen ſchicken, oder das Anklagedecret gegen fie verfertigen. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon den auswärtigen Verhaͤltniſſen. 


1. Der König allein kann politifche Verhältniffe im Auslande unterhalten . 
be Unterbanblungen leiten, Kriegörüftungen machen, welche denen der benachbarte n 
Staaten angemefjen find, die Land: und Seemacht nad) Gutbefinden vertheilen, un d 
die Direction derfelben im Falle eines Krieges anordnen. 

2. Eine jede Kriegserflärımg fol in den Ausbrüden gefhehen: „Bon Seite n 
3 Königs der Franzofen im Namen der Nation. 

3. Es ftcht dem Könige zu, alle Friedens: , Allianz: und Handelöverträge mit 
den fremden Mähren, wie auch die übrigen Gonventionen, bie er fürs Wohl de3 
Staates nöthig halten wird, zu fchliegen nnd zu unterzeichnen; doch wird dazu die 
Ratifzation des gefeggebenden Corps erforbert. 


Sünftes Kapitel. - 
Bon derrihterlihen Gewalt. 


1. Die riterliche Gewalt kann in keinem Falle weder vom g. E. noch vom 
Könige ausgeübt werben, | 

2. Das erg fol von Richtern, bie das Volk auf eine gewifje Seit erwaͤhlt 
at, und die durch offene Briefe vom Könige eingefegt worden find, umfonft ge 
Isredgen werben. Sie können nicht abgefegt werden, ald nur wegen gehörig abge 
srtheäter Verbrechen; auch nicht fuspendirt werden, als wenn eine Anklage zuge 
Isfen worden iſt. Der Öffentliche Anktäger wird dur das Volk ernannt werben. 

. Die Zribunale dürfen fi nicht in bie Ausübung der gefeßgebenden Macht 
milden, noch die Vollziehung ber Gefege aufſchieben, noch etwas gegen die admi⸗ 
— Geſchaͤfte unternehmen, oder die Adminiſtratoren wegen ihrer Geſchaͤfte 
sorforbern. 

4 Die Bürger koͤnnen den Richtern, bie ihnen das Geſetz anweiſet, durch 
kine Commiſſion, und durch Feine andern Attributionen und Evocationen entzogen 
werden, als durch ſolche, die durch die Gefege beſtimmt find. | 

5. Das Recht der Bürger, auf fchiebsrichterlichem Wege ihre Streitfachen zu 
eıticheiden, kann durch die Acten der gefeugebenden Gewalt keinen Abbruch leiden. 

6. Die gewöhnlichen Gerichtshoͤfe können feinen Civilfall annehmen, bis nicht 
verher belegt ift, daß die Parteien erfchienen find, oder daß der Kläger den Bi« 
Eagten vor Mittelsperfonen gefordert hat, um zu einem Vertrage zur Güte zu 
selangen. 

7. Es werben ein oder mehrere Friedensrichter in ben Gantons und in 
m Städten feyn. Die geſetzgebende Macht foll die Zahl berfelben beftimmen. 

8. Es gehört für die gefeggebende Macht, die Arrondiffements der Tribunale 
und die Zahl der Richter für jedes Tribunal zu beſtimmen. 

9. In Sriminalfällen kann Fein Bürger gerichtet werben, als auf eine von 
Seſchwornen empfangene, oder vom 9. C. decretirte Anklage, in den Fällen, 
ne die Klage durchgeführt werden muß. — Nach zugelaffener Anklage wird das 
Sactum von Geſchwornen anerkannt und bdeclarirt. — Der Angeklagte hat das Recht, 
dis auf 20 davon zu verwerfen, ohne einen Grund anzugeben. — Die Gefchwornen, 
weiche das Factum beclariven, Eönnen nicht unter 12 feyn. — Die Ammwendung bes 
Geſetzes ſoll von den Richtern gemaht werben. — Die Inftruction fol öffentlich 
ion, und man fann dem Angeklagten bie Hülfe eines Berathenden nicht verweis 
am. Jeder von einem Geſchwornengerichte gefegmäßig Losgeſprochene, kann wegen 
deſſelben Factums nidyt wieder angeklagt werben. 

Keiner kann ergriffen werden, ohne vor einen Polizeibeamten geführt zu 
werden, und Feiner Fann verhaftet und im Verhafte behalten werden, als fraft 
eines Befehls der Polizeibeamten, ober eines Verhaftsbefehls von einem Zribunale, 
eines Anklagedecrets bes gefeßgebenden Corps, in den ihm zuftchenden Fällen, oder 
tines Urtheild zum Gefängnijfe oder zur correctionellen Verhaftung. 

11, Jeder Ergriffene und vor einen Polizeibeamten Geführte, muß auf ber 
Stelle, ober längftens binnen 24 Stunden verhört werden. Ergiebt fih aus den 
verhoͤr, das Fein Anklagepunct gegen ihn ftatt findet; fo muß er fogleih in Freis 
heit gefege werden; oder, wenn man feine Verhaftung für noͤthig hält, fo darf 
diefe die Zeit von drei Tagen nicht überfteigen. | 
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12. Keiner darf im Verhafte bleiben, ber hinreichende Eaı 
Fällen leiftet, wo das Geſetz Freiheit unter der Bedingung der C 

18. In dem Falle, wo die Verhaftung durch das Gefes aı 
Keiner. anderswohin gebracht und verhaftet werden, als in Die < 
öffentlichen zum Gewaßrfam beftimmten Gebäude. 

14. Kein Gefängnißwärter oder Kerkermeifter kann irgend 
and behalten, als kraft der im $. 10. erwähnten Befehle und Ur 
diefelben in feine Regifter eingetragen zu haben. 

15. Seder, Gefängnißwärter oder Kerfermeifter ift verpflichte 
inegend ein Befehl davon entbinden Tann, den Berhafteten dem Gi 
dyer die Polizeiauffiht Über das Gefängniß führt, vorguftellen, fc 
fem verlangt wird. Die Borftellung des Berhafteten kann auch fe 
und Freunden nicht verweigert werden, wenn fie den Befehl eines € 
zeigen, ben biefer ihnen ſtets zugeftehen muß, ausgenommen wenn 
roarter oder Kerkermeifter einen in feine Regifter eingetragenen ric 
aufweijet, den Gefangenen geheim zu halten. 

16, Sieber, weß Amtes und Standes er fey, mit Ausnahme 
bas Gefes das Recht des Berhaftens zugeftchet, welcher cinen Bef 
tung eines Bürgers geben, unterzeichnen, vollzichen oder ausfühı 
oder jeder, felbft im. Falle der durchs Gefeg beftimmten Verhaftung, 
ger an einen nicht öffentlichen und durch die Gefege beftimmten £ 
tung bringen, aufnehmen und dafeldft zurüdhaltın wird, und jede: 
weldyer den Beftimmungen des $. 14 und 15, zuwider handelt, wi 
chens einer willkuͤhrlichen Verhaftung ſchuldig. 

17. Keiner kann aufgeſucht und verfolgt werden wegen Schrif 
drucken und verbreiten laſſen, uͤber welchen Gegenſtand es auch ſey, 
wenn er darin auffordert zum Ungchorfame gegen das Geſetz, zur £ 
ber conftitutionsmäßigen Gewalten, zum Widerftande gegen ihre X 
zu Handlungen, welche das Gefes für Verbrechen und Vergehen erk 
urtheilung der Befchlüffe der conftitutionsmäßigen Gewalten ift erlau 
willtührliche VBerläumdung der Unbefcholtenheit der Öffentlichen Verw 
Nechtlichkeit ihrer Maaßregeln bei Ausübung ihrer Functionen, Eönı 
bie es betrifft, verfolgt werben. Die Verlaͤumdungen und Snjurien 
— die Bezug auf das Privatleben haben, koͤnnen auf ihre Xı 
werden. i 

18, Keiner kann, weder in Civil» noch in eriminellen Faͤllen, vı 
den in Betreff gedruckter und verbreiteter Schriften, ohne daß durch) 
nengericht erfannt und beftätigt ift: 

1) daß die angeflagte Schrift ein Vergehen enthalte, 
2) und die angeflagte Perſon deffelben ſchuldig fey. 

19. Fürs ganze Reih fol nur ein Kafjationetribunal feyn, we 

g. ©. etablirt ift, und einen Ausſpruch thun fol: über die Caſſatio 
gegen die in der Icgten Inſtanz durdy die Tribunale gegebenen Urthe 
Verlangen, daß die Sache, wegen eines rechtmäßigen Verdachts, vo 
bunale vor ein anderes gebracht werde; über bie Richterreglements un! 
digungen gegen ein ganzes Tribunal. 
-, 20. Das Gaffationstribunal kann nie über den Grund der Sad 
aber nachdem es das Urtheil caffirt hat, weil daffelde gegen die Form 
weil daffelbe eine ausdrüdtiche Abweichung vom Gefige enthält, wird e 
ſache dem Zribunale zurüdfenden, das darüber erkennen muß. 

21. Wenn nad) zwei Gaffationen das Urtheil des dritten Zribur 
wie bie beiden erften, angegriffen wird; fo kann die Sache nicht meh 
fationstribunale betrieben werden, ohne dem g. E. vorgelegt worden zu 
ches ein Decret mit der Anzeige des. Gefeges geben wird, dem fich das 
tribunal unterwerfen muß. 

22. Jedes Jahr muß das Gaffationetribunal eine Deputation von 
Mitglieder vor die Schranken des g. C. ſchicken, welche ihm ben Etat 
nen Urtheile vorlegen, mit einer kurzen Anzeige der Sache, und ben 
Geſetzes, welches die Entſcheidung beftimmt hat. 

23, Ein hohes Nationalgeriht, welches aus Mitgliedern bed Gaffı 
nals und don Geſchwornen (hauts jures) formirt ift, wird über die Ber 
Minifter und vornehmſten Beamten der erecutiven Macht, und Über Ber 
kennen, welche bie allgemeine Sicherheit. des Staats betrefiin, nachdem 
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gegeben. haben wird, — Es wirb ſich nur auf bie Procamation 


ie ecutorifchen Ausfertigungen ber Ausfprüche der Zribunale follen fo 
4 che N. (dev Name des Königs) von Gottes Gnaben und durch bie 
fon des "Staats König der Franzoſen, allen Gegenwärtigen und Künftigen 
5. Das Iribunal von... . hat folgendes Urtheil gegeben (es folgt das 
‚Befehlen art Huiffiers , gebachtes Urtheil zur Ausführung zu bringen, 
farien bei den Tribunalen dazu behülflich zu fenn, und allen Com: 
| ar Beamten der Öffentlichen Macht, mit Gewalt beizuftehen, wenn es 
verlangt wird.” 
. Die Seikhäfte der Sommiffarien des Königs bei den Zribunalen beftehen 
Er hd Beobachtung der Geſetze bei den zu gebenden Urtheilen verlangen, 
ebenen Urtheile vollziehen laffen. — Sie follen keine Öffentlichen Anklaͤ⸗ 
über alle Ahktagen gehört werden. Sie follen während ber Inſtruc⸗ 
t: rige Beobachtung der Foͤrmlichkeiten, und, vor dem Urtheile, bie An: 
Geſetzes verlangen. 
© ſollen, entweder von Amtöwegen, ober zufolge Töniglichen Befehts, 
ker des Geſchwornengerichts Anzeige machen von Verfuchen gegen den 
b der Lebensmittel und andere Gegenftände bes Handels, und gegen 
, der Abgaben; von Vergeben, durch welche die Bollziehung ber konig⸗ 
e in denjenigen Functionen gehindert und geſtoͤrt wird, die ihm über: 
; von Bergeben gegen bas Völkerrecht, von Widerſetz ichteit bei Voll⸗ 
# richterlichen Ausſpruͤche, und aller executiven Beſchluͤſſe, die von den 
Xhoͤrden ausgehen. 
De na wird burch den koͤniglichen Sommiffarius dem Gaffa- 
i le denunciren, woburd die Richter die Grenzen ihrer Gewalt 
. Das Tribunal wird fie annulliren, und geben fie zu richterlis 
m Anlaß; fo foll das Factum dem g. E. bdenuncirt werden, welches 
erlaffen, und die Verklagten vor das hohe Rationalgericht ſchicken 


Vierter Hauptabſchnitt. 
Von der oͤffentlichen Gewalt. 


ie offentliche Gewalt iſt für die Vertheidigung des Staats gegen Feinde 
‚und zur Sicherung der Aufrehthaltung der Ordnung und der Ausfühs 
se im Innern beftimmt. 

Bir beftcht aus der Landarmee und ber Flotte, aus den beſonders zum in⸗ 
te beſtimmten Truppen, und, zur Beihuͤlfe, aus activen Buͤrgern und 
EI , zen Waffen tragen können, und in bie Lifte der Nationalgarde 


RE bilden weder ein militairifches Corps, noch eine Inſti⸗ 
| Staate; es find die Bürger-felbft, die zum Dienfte der öffentlichen Macht 



























ie Bürger koͤnnen fi nie ald Nationalgarben formiren oder agiren, als 
en Requifition oder Bevollmädhtigung. 
biefer Eigenfhaft find fie einer durchs Gefeg beftimmten Organifation 
innen im ganzen Reiche nur eine Disciplin und eine gleiche 
 — Die Grabediftinctionen und bie Subordination beftehen blog in 
Fr ben Dienft und während der Dauer deifelben. 
— werben auf eine gewiſſe Zeit erwaͤhlt, und koͤnnen als ©ols 
wieber erwählt werben, als nach einer Zwiſchenzeit vom Dienfte. — 
die Rationalgarde von mehr als einem Diftricte commanbiren. 
e Theile der öffentlihen Gewalt, welche zur Sicherheit des Staats ges 
Zeinde gebraucht werben, werben unter den Befehlen des Königs 


Gorps ober Detafchement von Linientruppen Kann im Innern des 
beine gefegmäßige Requifition agiren. 

Ba Agent ber Öffentlichen Gewalt kann in das Haus eines Bürgers gehen, 

— — Polizei⸗ oder Juſtizbefehls, oder in dem vom 


‚Requifition. ler Affenttidjen Gewalt im Innern des Reiche kommt ben 
Er nad) den durch die gefesgchende Macht beftimmten Borfcprifien. 
n Unruhen in einem ganzen Departement herrſchen, ” der König, 
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unter der Berantwortlichkeit ber Minifter, bie nöthigen Befehle zur Ausfüh 
der Gefege und Wicderherftellung der Orbnung geben, aber zugliid das g. & 
von benahrichtigen, wenn es verfammelt ift, und es zufammenberufen, wenn ı 
Bacanz fich befindet. 

12. Die bewaffnete Mache ift weſentlich gehorchend; ein bewaffnetes € 


fann beliberiren. 
Sünfter Hauptabſchnitt. 
Bon den Öffentlichen Abgaben. 


1. Die Öffentlichen Abgaben follen jedes Zahr von dem g. E. verhandelt 
feftgefegt werden, und können nie über den legten Tag der folgenden Seſſ 
dauern, wenn fie nicht ausdrüdtich erneuert worden find. 

2. Die zur Abbezahlung der Nationalfchuld und zur Bezahlung der iv! 
nöthigen Fonds Eönnen unter Eeinerlei Borwande verweigert ober fuspendirt mei 
Der Gehalt der Diener des Fatholifchen Gottesdienftes, mögen fie entweder 
fionirt, oder beibehalten, oder durch ein Decret. der conftituirenden Nariond 
fammlung erwählt oder ernannt ſeyn, bilden einen Theil ber Nativnalfchulb 
In keinem Kalle kann das g. C. bie Nation mit der Bezahlung der Schulden ir 
eines Individuums belaften. = 

3. Die detaillirten Rechnungen von den Ausgaben der Minifterialdepartem 
müffen, fignirt und certificirt von den Miniftern oder Generalordonnateurs, bei 
Anfange der Sigungen jeder Legislatur, durch den Drud bekannt gemaht weı 
Auf gleiche Weile foll es mit den Etats der Einnahme der verfchiedenen Abg 
und allen oͤffentlichen Ei. kuͤnften gehalten werben. Die verfhicdenen Etats 
Ausgaben und Einnahmen follen nad ihrer ge von einander getr 
werden, und follen die in jedem Difkricte Jahr für Jahr eingenommenen und | 
gegebenen Summen enthalten. Die befondern Ausgaben jedes Departements 
die ſich auf die administrativen Behörden und andere Inftitute beziehen, ſollen gl 
falls zur Publicität gelangen. 

. Die Departementsabminiftratoren und Unterabminiftratoren fönnen w 
eine öffentliche Abgabe feftfegen, noch eine Repartition machen, die über bie. 
und die vom g. ©. feftaefegten Summen gehen, noch über eine locale Anleihe: 
Laft der Bürger eines Departements beliberiren, ober fie erlauben, wenn fie x 
vom g. E. dazu bevollmaͤchtigt find. y 

'6. Die ausübende Macht Leitet die Erhebung und Ablieferung der Abga 
und ertheilt die dazu nöthigen Befehle. | 


Sechster Hauptabſchnitt. 


Don den Verhaͤltniſſen der franzöfifchen Nation zu den fremden Natior 


1. Die franzöfifche Nation entfagt aller Unternehmung eines Krieges, 
Eroberungen zu maden, und wird nie ihre Armeen gegen bie $r 
beit irgend eines Volkes gebrauchen. — Die Gonftitution läßt Erin d 
d’aubaine zu. — Die Fremden, fie mögen in Frankreich etablirt feyn, oder mi 
fuceediren ihren fremden oder franzöfifchen Verwandten. — Sie können Güter, 
in Frankreich Liegen, contrahiren, erwerben, und in Empfang nehmen, und 
wie jeder franzöfifhe Bürger, durch alle vom Gefege erlaubte Mittel darüber | 
poniren. — Die in Frankreich befindlihen Fremden jind eben fo den Griminal: 
Polizeigefegen unterworfen, als die franzöfiihen Bürger, unbefchadet der mit fr 
den Mächten eingegangenen Gonventionen. Ihre Perfon, ihre Güter, ihre Induſt 

ihr Gottesdienft find gleihmäßig gefhügt durch das Geſetz. 


Siebenter Hauptabfdnitt. 
Bon der Revifion der conftitutionellen Dectete, 


1. Die conftituirende Nationalverfammlung erklärt, daß die Nation bas 
veräußerliche Recht hat, die Gonftitution zu verändern; nichts deſto weniger befchl 
fie — in Betradht, daß es bem Nationalintereffe angemeffener ift, des Rechts 
zu bedienen, die Artikel, deren Inconveniengen die Erfahrung fühlbar gemacht hä‘ 
einzig und allein durch die in der Gonftitution felbft Liegenden Mittel zu verbeffern, 
daß dies durch einen Revifionsrath gefchehen folle nady folgender Weife. h 

2. Wenn drei aufeinander folgende Legislaturen ben einftimmigen Wunfdh > 
Verbejferung eines conftitutionellen Artikels geäußert haben follten; fo ſoll zu 
verlangten Revifion gefhritten werden. 
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8. Weder die mächfte, noch die darauf folgende Legislatur fol die Veränderung 
ins Attikels vorfchlagen können. 

4 Ben den drei Legislaturen, "welche nach einander cine Veraͤnderung vor: 
Hasen Finnen, dürfen fich die beiden : erften. mit diefem Gegenftande nur in den 
on legten Monaten ihrer legten Sitzung bejchäftigen, und die dritte zu Ende 
eerſtea Jahresfisung und zum Anfange der zweiten: Ihre Verhandlungen über 
rin Gegenftand find eben den Formen, wie bie Acte ber Gefesgebung unterwor: 
»; die Decrete aber, durch welche fie ihre Wünfche Außern, bedürfen keiner koͤnig⸗ 
ka Sanction. 

3. Die vierte Legislatur, vermehrt mit 249 Mitgliedern, gewählt in jedem 
martement durch die Berboppelung der gewöhnlihen durch feine Bevölkerung be⸗ 
sousen Zahl, bildet den Revifionsrath, Die 249 Mitglieder follen erwählt wer: - 
7, wem die Ernennung zu den Repräfentanten bes g. ®. vollendet iſt, und es 
cd darüber eine befondere Regiftratur verfaßt. Der Revifionsrath foll nur aus 
23 Sammer beftchen. 

5. Die Mitglieder des Revifionsrathes follen, wenn fie‘ din Eid: frei zu leben 
we zu ſterben, insgefammt geleiftet haben, jeder einzeln ſchwoͤren, fich auf Be: 
Are Über diejenigen Gegenftände zu befhränken, welde durch den einſtimmi— 
= Bunfh der drei vorherachenden Regislaturen zu ihrer Entfheidung gebracht 
wa md, und außerdem noch aufrecht zu erhalten mit aller ihrer Kraft bie. durch 
x Rationalverfammlung von 1789, 1790 und 1791 becretirte Gonftitution ,; und 
2 dar Etüden der Nation, dem Gefege und dem Könige freu zu fenn. en 

?. Der Revifionsrath ift verpflichtet, ununterbrochen und ohne Zögerung niit 
va Beenftänden fich zu befchäftigen, bie feiner Prüfung unterworfen worden find. 
Ex fine Arbeit beendigt ift, müffen ſich die 249 überzähligen Mitglieder zuruͤck— 
rs, ehne in irgend einem Falle an den legislativen Acten Theil nehmen zu koͤnnen. 

Dir Kolonieen und franzöfifchen Befisungen in Afien, Afrika und Amerifa find 
hr gegenwärtigen Sonftitution nicht mitbegriffen. 

Scine der durch bie Gonftitution eingefegten Gewalten hat das Recht, fie in 
em Ganzen oder in ihren Iheilen zu Ändern, unbeſchadet der Verbefjerungen, die 
2 Angemeffenheit der für ihre Revifion im fiebenten Hauptabfchnitte fefigefegten 
dafgungen erhalten Tann. 

Die Rationalverfammlung übergiebt fie ber Treue des gefehgebenden Körpers, 
% Königs und der Richter, der Wachfamkcit der Hausväter, den Gattinuen und 
Stern, der Liebe der jungen Bürger und dem Muthe aller Branzofın. — Was‘ 
© on dee Rationalderfammlung gemachten Gefege betrifft, die in der Urkunde 
“ Serfaffung nicht begriffen find, und die vorherigen Geſetze, die fie nicht aufge 
“hat; fo follen felbige beobachtet werden, fo lange der gefesgebende Körper 
"er nicht widerrufen oder garantirt haben wird. 

Untergeichnet: Vernier, Präfident; Pougearb, Couppé, Mailly: 

Chateau: Renaud, Chaillon, Aubry, Biihoff in dem 
Departement von der Maas; Darche, Secretair. 
dan 3. Sept. 1791. 





Nachdem diefe Verfaffungsurfunde der Nationalverfammlung vorge: 
und von ihr gebilligt worden war, erklärte dieſelbe, daß fie nichts 
2 ändern koͤnne. — Es ward daher eine Deputation von 60 Mit: 

tem ernannt, um bie Verfaffungsurfunde an dem nämlichen Zage 

@ Könige vorzulegen. 
Der König befchwor diefelbe am 14. Sept. 1791 in der Mitte 
Nationalverfammlung, worauf die Annahme berfelben durch eine 
tlamation vom 14. Sept. „allen franzöfifchen Bürgern” befannt 
ot ward. (Dieſe Proclamation fteht in der Collection des con- 
"ons etc. par Dufau, Duvergier et Guadet, T. 1. 
132) | 
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Für die gefegmäßige Einführung und für dad Beſtehen biefer er| 
Verfaſſung Frankreichs war zunaͤchſt der Beſchluß der Nationalverfar 
lung fehr folgereich. und nachtheilig,.. daß Fein Deputirter der erfter 
die am 1. Det. 1791 zu eröffnende zweite Nationalverfammlung ü 
gehen follte. Zwar hatte diefe neue — oder fogenannte gefeägebe: 
— Verfammlung von 747 Mitgliedern zunächft nur die Beftimmı 
‚diejenigen Gefege zu entwerfen, und im Reiche geltend zu machen, wi 
unmittelbar aus den in ber Gonftitution auögefprochenen Grundfi 
floſſen; allein die Deputirten diefer zweiten Nationalverfammlung w 


- aus fo fremdartigen Bejtandtheilen zufammengefegt, daß von berfel 


für die neue Verfaſſung felbft am wenigften erwartet werden. Fon 
Denn nicht nur, daß durch Wahl eine Menge in öffentlichen Gefchä 
unbekannter Männer unter die Repräfentanten gefommen waren; e8 hen 
ten auch bereits damals in Frankreich bei Vielen weitgreifende republ 
nifche Begriffe, welchen wieder die Royaliften mit einer fo entfchiede 
Heftigkeit gegen über ftanden, daß bie zwifchen Republifanern und Ro 
fiften die Mitte Haltenden Gemäßigten (bie Girondiften) unmoͤg 
ihre Anfihten durchführen Eonnten. Während die Emigranten zu Cobl 
mit Stolz und Verachtung von ber neuen Conſtitntion fprachen, weil 
dem Bekvienfte, ohne Rüdficht auf Vorzüge der Geburt, die Bahn ; 
Staatödienfte eröffnet, und die Steuerfreiheit der bis dahin privilegi 
Stände aufgehoben batte, und während dieſe Emigranten, hoffınd 
die Hülfe des Auslandes, eine baldige Contrerevolution verkuͤndig 
war den aufwogenden Republifanern ber conftitutionelle König ein I 
ſtoß; und fo fand die Verfaffung, wie Ludwig 16 felbit, ohne kraftv 
„ Nänner da, die fich der Verfaffung und des conflitutionellen Königs ‘| 
Intereſſe, Muth und Einficht angenommen hätten. 


Der im April 1792 beginnende Krieg gegen Deftreih warb b 
ein allgemeiner Kampf, der im Innern Frankreichs theild die Ic 
unterdrüdten Volksclaſſen, theild den unter den Zeudalformen zurück 
festen dritten Stand mächtig aufregte. Männer, wie Lafayette u 
Bailly, legten ihre Stellen ſchon im Oct. 1791 nieder,. und Cha 
ton und Pethion waren, die Helden des Zages und die Stimmfüh 
des erhigten Pöbeld geworden. Wilde Republikaner aus Marfeille u 
Breſt erfchienen in Paris, und fhon am 3. Auguft 1792 überreichte | 
Maire von Paris Pethion, in ihrem Namen und im Namen ber J 
rifer Sectionen, ber Nationalverfammlung die Petition zur Abfegung t 
Königs, waͤhrend gleichzeitig Ludwig 16 bie Nationalverfammlung ai 
forderte, mit ihm zur Aufrechthaltung ber Verfaffung fich zu vereinige 
Zwar wies die Mehrheit der Nationalverfammlung jene Petition zurin 
allein der nächtliche Angriff des Poͤbels (I— 10. Aug.) auf den Palı 
der Zhuillerien brachte den König in Gefangenfchaft, und bewirkte t 
Suspenſion der koͤniglichen Gewalt. 
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Mit dieſem Schritte war die erſte Verfaſſung, berechnet und geſtuͤtzt 
af einen conſtitutionellen König, unmittelbar geſtuͤrzt. Die graͤßlichſten 
Butfcenen in Paris und in den Departements folgten, während ber Krieg 
wen das Ausland nachtheilig geführt ward. Ein. Rationalconvent, 
rien Mitglieder in den Urverfommlungen ‚gewählt worden waren, trat 
= 4. Sept. 1792 an die Stelle der gefeßgebenden Nationalverfamm- 
ng, erflärte Sranfreih für eine Republif, und fprach die ewige 
Nhaffung des Königthumd aus. Die noch im Nationalconvente vors 
udene gemäßigte Partei (Girondiften) ward, nad der Hinrichtung 
ige 16 (21. Jar, 1793), durch die Sacobiner (Partei des Berges) 
# wilden Blutfcenen (31. Mai 1793) geftürztz Robespierre fiand 
su feinem Sturze (28. Juli 1794): an der Spige ber Republif, und 
sch ihn und feine Anhänger erhielt Frankreich” am 24. Juni 1793 die 
zeite Berfaffung. Nur fo viel, ald ed den damaligen Machthabern 
te, nahm man auf aus ber erften Verfaffung in diefe zweite, welche 
em Republif mit fpartanifchen Grundfägen berechnet ward. Sie 
xit a toh, zu unvollfiändig und luͤckenvoll, um’ länger zu beftehen, 
3 Zaction, aus deren Mitte fie hervorgegangen war. Sie iſt das 
sitifhe Extrem einer republikaniſchen Berfaffung. 


b) Zweite Verfaffung vom 24, Suni 1793. 


Erffärung ber Rechte des: Menfchen und des Bürgers. 

Das franzöfifche Volk, überzeugt, daß Vergeſſenheit und Verachtung der na⸗ 
üben Rechte des Menfchen die einzigen Urfachen ber Unfälle in der Welt find, 
&fhloffen, dieſe heiligen und unveräußetlichen Rechte in einer feierlichen Er: 
ung auseinander zu fehen, damit alle Bürger, indem fie die Handlungen der 
rung mit dem Zweck ber ganzen geſellſchaftlichen Verbindung ſtets vergleichen 
a, ſich niemals unterdrüden und entihren Laffen durch die Tyranneiz damit 
Boll ftets vor Augen babe die Grundpfeiler feiner Freiheit und feiner Wohl: 
en den Maasftab ihrer Pflichten , der Gefeggeber den Gegenſtand 
at Aufgabe. a 1526 BA a 

Dem zu Folge macht es, in Gegenwärt' des hoͤchſten Weſens, folgende Erklaͤ⸗ 
2 der Rechte des Menfchen md des Bürgers bekannt. 

l. Der Zwei der Geſellſchaft iſt die Algememe Wohlfahrt. _ 

Die Regierung ift eingefest, um dem Menfchen den Gebrauch feiner natürli: - 
a und ımverjährbaren. Rechte zu verbͤrgen. 

2, Diefe Rechte find‘ Gleichheit, Freiheit, Sicherheit, Eigenthum. 

3. Alle Menfſchen find ſich gleich. durch. die Natur und vor dem Geſetze. 

% Das Geſetz iſt die freie und feierliche Ankündigung des allgemeinen Willens; 
f daffelbe für Alle, ſey es beſchuüend, oder beftrafend; es kann nur das befeh: 
dwas gerecht und der Geſellſchaft nuͤtzlich, und nur das verbieten, was ihr 
See iſt 
‚5. Ale Bürger find auf gleiche Weife zu öffentlichen Aemtern zuläffig. Freie 
er werben bei ihren Wahlen duͤrch keine andern Gründe, als die. der Zugenden 
dir Zalente geleitet. 

6, Die Freiheit iſt dasjenige Vermögen, nach welchem dem Menfchen zulommt, 
“zu thun, was nicht in die Rechte 'eines Andern eingreift; zu ihrer Baſis hat 
bie Ratur; zu ihrer Richtſchnur die Gerechtigkeit; zu ihrer Schugwehr das Ges 
d itre morutche Grenze iſt die Marime: Thue dem Andern bas nicht, 
hu von ihm nicht dir zugefügt haben wiltft. 

7, Das Recht, feine Gedanken und Meinungen mitzutheilen, fey es durch 
X Dreffe, ober auf jebe andere Weile, das Recht, fidy friedlich zu verfammeln, 
“freie Ausübung des’ Gottesdienftes, können nicht verwehrt werben. 
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J 
Die Vothwendigkeit, — anzuſprechen, fegt entweder 
wirkliche Daͤſeyn, oder das noch friſche Andenken des Despotismus voraus. 

8. Die Sicherheit beruht auf dem von der Geſellſchaft jedem ihrer Mitglie 
ingefarohenen Schutz für.die Erhaltung, feiner -Perfon, feiner Rechte und fei 
Figenthums. | WERFEN 

9 Das Geſetz fol die Allgemeine! und individuelle Freiheit gegen die Un 
druͤckung derer im, Schutz nehmen, welche regierennn. 

10. Es darf Keiner, angeklägt, in, gefaͤnglichen Verhaft genommen, noch 
ſeibſt feſtgehalten werden, als nut A den von dem Geſetze beſtimmten Faͤllen, 
wach. ‚dem vom ihm vorgezeichneten Formen; jeder Buͤrger, der kraft des Seſe 
vor das Gericht geladen oder ergriffen wird, hat augenblicklichen Gehorſam zu 
ſten; jede Weigerung erklaͤrt ihn für ſchuldig. By | 

11. Jede Verfügung gegen einen’ Menſchen in den vom Gefege nicht beſtin 
ten Faͤllen und Seren, —— tyranniſch; dem, gegen melden n 
eine ſolche mit Gewalt ausführen wollte, ftcht das Richt zu, fie mit Gew 
zuruͤckzuweiſen. ee ae a wen *75 

‚ 18%: Dieienigen, welche. dergleichen willkuͤhrliche Handlungen veranlaffen ,„ f 
ben ,. unfergeichnen ausführen, oder fie, ausführen laſſen wollten, find. ſchul 
und mäffeh beftraft werden u —7 Zul 

: 48 Da jeder für unſchuldig ‚geaätet werben muß, bis. er für ſchuldig erkl 
worben, ift; fo. ift, wenn feine. Verurtheilung unumgänglid, mit Verhaftung x 
birnsen ift, jede Strenge, die zur Verſicherung feiner Perfon nicht erforderlich fi 


yolitde , ‚durch‘ das Gofex ernftlich verboten. 

de Nur wer vorher angehört, ober ‚gefeglih vorgeladen worden tft, ſoll v 
urtheilt und beitraft twerden, und jest kraft eines nod vor dem Vergehen p 
malginten GeſetzesEin? Geſet / welches Wergehungen , die ſchon ı vor feiner öffe 
lichen Bekanntmachung begapgen wachen. bekrofen ‚wollte, wäre Kyranneis. ıı 
Verbrechen wäre es, einem Geſetze r divivkende Kraft zu geben. 

15. Das Geſetz ſoll nur, die Beſtrafungen verfügen, welche durchaus und ı 
umgänglich" netgtoendig findy die!! Strafen fallen ‚dem Verbrechen angemeſſen u 
der Geſellſchaft nüglich ſeyn. — 

16. Das Eigenthunibrecht iſt dasjenige; nach welchem jeder Buͤrger fe 
Guͤter und feine ‚Einkünfte, die Fruͤchte ſeiner Arbeit und feiner Induſtrie genieße 
und nach eigenem Gutduͤnken daruͤber verfuͤgen kann. in 

17. : Keine Art der Beichäftigung , des Erwerbes und, Handels. ann, ber. I 
duftrie der Bürger unterſagt werden. on 

18.. Ein Seber kann uͤber feine Dieufte und feine Zeit frei verfuͤgen; er fel 
aber. kann weder ſich verkaufen, noch verkauft werben, Seine Perſon iſt ein u 
veraͤußerliches Eigenthum. Das Geſetz kennt einen Dienerſtand nicht an; nur uͤb 
geleiſtete Dienſte und die Entſchaͤdigung dafuͤr kann eine Verbindung ſtatt find 
zwiſchen dem, der arbeitet, und dem, der ihn dazu beſtimmt. | 

9. Dhne feine Einwilligung darf Keiner des geringften Theiles feines Eige 
thums beraubt werden, wenn es nicht die allgemeine und ‚gefeglich beftimmte Not 
wendigkeit erfordert, und unter der. Bedingung; einge gerechten<und vorher feſtgeſe 
ten Entſchaͤbigung % 5 1..." wre, —— 

20. Es darf keine Steuer aufgelegt, werden, außer fuͤrs gemeine Beſte. X 
Bürger haben das: Recht, bei, Feſtſetzung P- Beſteuerung«zu concurriren, über & 
Anwendung derfelhen ‚zumachen ,. und: ſich Rechnung davon ablegen: zu laffen. 

21. Die Öffentliche‘ Unterftügung ber Bedürftigen iſt eine heilige Schuld. 
Gefellfhaft übernimmt den Unterhalt der in Verfall :gerathenen Bürger, ſey es nu 
daß fie ihnen Arbeit giebt, oder denjenigen, welde arbeitsunfäpig. find, die Mit! 
ihrer Subſiſtenz verfichert. 

22. Unterricht ift Bebürfniß für Ale Die Geſellſchaft ſoll mit ihrer ganz, 
Macht die Fortſchritte der Öffentlichen Wohlfahrt befördern, und den Unterricht na 
den Bebürfniffen aller Bürger anordnen. a 

23. Die gefelfchaftlihe Garantie beruht auf dev Thaͤtigkeit Alter, einem jch 
den Genuß und die Erhaltung feiner Rechte  zugufichern. Diefe Garantie beru 
auf der Souverainetät des Volkes. 

24. Cie kann nicht beftehen, wenn: die Grenzen ber Öffentlichen Verwaltung 
von dem Gefege nicht beſtimmt verzeichnet find, und wenn nicht die Verantworttic 
keit aller oͤffentlich Angeftellten geſichert ift. 

25. Die Sonverainetät ftcht dem Volle gu, Cie ift Eine und untheilba 
unverjährbar und umveräußerlich. F er 


j 
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\ 2%, Kein einzelner Theil des Volkes Fann die Macht des gefammten Volkes 
eben; aber jede verſammelte Section des fouverainen Volkes genießt das Recht, 
voller Freiheit ihren Willen, auszubrüden, 

27, Jever Einzelne, welcher ſich die Souverainetät anmaßen wollte, foll fos 
durch die freien Männer zum Tode verurtheilt werben. 

3. Dem Volke ſteht das Recht zu, feine Verfaſſung zu revidiren, zu ver⸗ 
bern und zu verändern. Ein Geſchlecht kann die kommenden Generationen nicht 
p fene Gefege binden. 

29. Icder Bürger bat bad Recht der Theilnahme an der Geſetzgebung, fo 
der Ernennung feiner Bevollmächtigten, ober feiner Agenten. 

5. Die öffentlichen Verwaltungen find ihrer Natur nach temporair ; fie Fön: 
m nicht betrachtet werden ald Auszeichnungen, noch ald Belohnungen, fondern 
3 Verpflichtungen. 

3, Die Vergehungen ber Bevollmächtigten des Volkes und feiner Agenten 
Am nie unbeftraft bleiben. Keiner hat das Recht, ſich für unverlegbarer zu hal: 
2, ald die übrigen Bürger. 

3%. Das Net, bei den Öffentlichen Behörden Gefuche anzubringen, kann in 
arm Falle unterfagt, aufgehoben und eingefchränft feyn. 

, “ Der Widerfland gegen Unterdrüdung ift die Folge der übrigen Men: 

zorechte. 

3, unterdruͤckung der Geſammtheit der Geſellſchaft iſt es, wenn auch nur 
iss ihrer Glieder unterdruͤckt wird. Unterdruͤckung jedes einzelnen Gliedes tritt 
2, wm die ganze Geſellſchaft unterdrüdt wird. 

% Wenn die Regierung die Rechte des Volkes verlegt; fo ift bie Infurrec: 
im ta Volkes und jedes einzelnen Theiles deffelben das heiligfte feiner Rechte und 
> Acſte feiner Pflihten. 

Rnterzeichnet: Collot D’Herbois, Präfident; 

Durand Maillane; Ducos, Meaulle, Charles de la Croix, 
Goffuin, P. A. Laloy, Secretaire. 





Berfaffungsurtunde 


Bon der Republik. 
1. Die franzoͤſiſche Republik ift eine und untheilbar. 


Von der Eintheilung des Volkes. 


2. Das franzöfifche Volk ift für die Ausübung feiner Souverainetaͤt in Ur: 
“ummlungen nad) den Gantonen eingetheilt. 

3. Es ift für die Adminiftration und Juſtiz eingetheist in Departemente, in 
Ürkte und in Municipalitäten. 


Bon dem Befkand der Bürger. 


4 Jeder in Frankreich geborue und wohnhafte Mann, volle 21 Jahre alt; 
ker Fremde, welcher das ein und zwanzigite Jahr zurückgelegt hat, und feit 
einem Sabre in Frankreich anfäffg ift, von feiner Arbeit lebt; 
cher fi ein Eigentyum erwarb; 
oder eine Kranzöfin heirathetez 
oder ein Kind annahm; 
oder einen Greis ernährt; 
jeder Fremdling endlih, welchen das gefeßgebende Corps als einen um bie 
Menſchheit Verdienten erklärt hat, 
rg zur Ausübung der Rechte eines franzöfifchen Bürgers. 
5. Die Ausuͤbung der Rechte des Bürgers geht verloren: 
durch die Naturalifirung in einem auswärtigen Staate; 
buch die Annahme von Staatsämtern oder Begünftigungen , bie von keinem 
Volksgouvernement ausgingen ; 
durch die Verurtheilung zu entehrenden ober Leibesjtrafen, bis zur Wiederein⸗ 
fegung in dem vorigen Stand. 
6. Die Ausübung der Rechte des Buͤrgers wirb fuspenbirt: 
durch den Zuſtand der Anklage; , 
durch ein Gontumazurtpeil, fo lange, als biefes nicht wieder aufgehoben wird. 


BE E55 





24 Frankreich. 


Bon der Souverainetät des Volkes. 


ı 7. Das fouveraine Volt umfaßt die Gefammtheit der franzöfifchen Bürger. 
8. Es ernennt unmittelbar feine Deputirten. 
9. Es überträgt den Wahlmännern die Wahl ber Abminiftratoren, ber dffi: 
lichen Schiedsrichter, ber peinlihen Richter und der Gaffationsrihter. 
10. Es berathſchlagt über die Geſetze. 


Bon den Urverfanmlungen, 


11. Die Urverfammlungen bilden fi) aus den Bürgern, bie ſeit 6 Mona: 
in jedem Canton anfäffig find. 
12. Sie beftchen wenigftens aus 200, hoͤchſtens aus 600 Bürgern, zuſa 
— um zu votiren. 
3. Sie find conſtituirt nach der Ernennung eines Praͤſidenten, der Secreto 
und * Stimmenſammler. 
14. Sie fuͤhren ihre eigene Polizei. 
15. Es darf Niemand dabei ——— erſcheinen. 
16. Die Wahlen geſchehen entweder durch geheimes ober lautes Abſtimm 
nach ber Wahl eines jeden Stimmenden. 
— ie Eine Urverfammlung kann in feinem Falle nur Eine Art zu votiren vı 
reiben. 
18. Die Stimmenfammler zeichnen das Votum derjenigen Bürger auf, wel⸗ 
nicht ls tönnen, und die es doch vorziehen, geheim zu votiren. 
. 19. Die Wahlftimmen über die Gefege werben gegeben durch Ja und buı 
ein. 
20. Die Wahl ber urverſammlung wird folgendermaßen bekannt gemacht: 
die ee Bürger in der Urverfammlung zu +... and: 
Bahl .... Botirenbe, un für, oder fimmen gegen, na 
der Majorität von. 


Von * Nationaltepräfentation. 


21. Die Bevoͤlkerungszahl ift bie *8 e Baſis der ———————— 

22. Auf 40,000 Individuen wird ein Deputirter erwäh 

23, Jche Urverfammlung, welche aus einer reg — 89,000 bis 41,00 
Seelen gebildet worden ift, ernennt unmittelbar einen Deputirten. 

Die Ernennung gefhieht nady der abfoluten Mehrheit der Wahiftimme: 

25. Jede Verfammlung madht den Auswurf der Wahlftimmen, Und chi 
einen Sommiffair für die allgemeine Aufzeichnung an den beftimmten Gentralort. 

Wenn die erfte Aufzeichnung Feine abfolute Mehrheit geben follte ; fo ı 
zu einer zweiten Bufammenberufung zu fhreiten , und man votirt über diejenig: 
zwei Zinn, welche die meiften Stimmen für ſich gehabt haben. 

277. Im Falle einer Gleichzahl ber — hat der Aelteſte den Vorzu 
ſey es nun, daß uͤber ihn ballotirt, oder er ſo gewaͤhlt wurde. Im Falle ein 
er bes Alters, entſcheidet das Loos. 

23. Seder Franzofe, der die Rechte eines Bürgers genießt, ift im ganz 
Umfan an der Republik wahlfähig. 
Zeder Deputirte gehört der gefammten Nation an. 

80. Im Kalle der Nichtannahme, der Abdankung, der BVerfallzeit oder d 
Abfterbend eines Deputirten hat diejenige Urverfammlung für feine Wiederbefegur 
.. zu tragen, weldye ihn ernannt hatte. 

Ein Deputirter, der feine Demiffton giebt, Tann feinen Poften erft na 
ber — ſeines Nachfolgers verlaſſen. 
J A: Das franzöfifche Volk verfammelt fi ale Jahre am 1. Mai zu bi 
ahlen. 

83. Es verſammelt ſich, ſey auch die Zahl der Bürger, welcher das Wab 
recht gufteht, welche fie wolle. 

Die Urverfammiungen bilder ſich außerordentlich auf bas Verlangen d 
fünften Theiles der wahlfähigen Bür 

85. Die Zufammenberufung gefchicht in dieſem Falle durch die Municipaliti 
des gewöhnlichen Ortes der Verſammlung. 

36. Diefe außerordentlihen Verſammlungen Eönnen nur dann Verfügung: 
treffen, wenn einer über die ‚Hälfte der Bürger zugegen ift, weiche das Recht bi 
ben, babei zu votiren. 
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Don den Wahlverfammlungen. 
37. Die in den Urverfammlungen vereinigten Bürger ernennen nad dem Wer: 
biltniffe von 200 Bürgern, fie mögen gegenwärtig feyn oder nicht, einen Wahl: 
mann; zwei von 301 bis zu 400; drei von 501 bis zu 600. 


38. Die Haltung ber Wahlverfammlungen, und die Art ber Wahl ift biefelbe, 
wie in den Urverfammlungen. | 


Bon dem gefeggebenden Corps. . 

39. Das gefeggebende Corps ift eins, untheilbar und immerwaͤhrend. 

40. Seine Sisung dauert ein Jahr. 

4. Es verfammelt fih am 1. Bulius, 

42. Die Nationalverfammlung Tann ſich nicht conftituiren, wenn fie nicht 
merigftens aus einem mehr, als der Hälfte der Deputirten, befteht. 

43. Die Deputirten können. zu keiner Zeit belangt, angeklagt noch verurtheilt _ 
sırten um ber Meinungen willen, welche fie in ber Mitte des gefesgebenden Corps 


4. ie innen, bei einem Griminalfalle, auf frifcher That ergriffen werben; 
ober der Berbaftöbefehl, fo wie der Befehl, fie in Verhaft zu bringen, koͤnnen nicht 
anders, als nur mit Vollmacht des gefeggebenden Eorps ausgefertigt werben. 


Verfahren bei den Sigungen des gefeggebenden Corps, 


45. Die Gigungen ber Nationalverfammlung geſchehen oͤffentlich. 
46. Die Berbalproceffe ihrer Sitzungen ſollen gebrudt werben. j 
7. Sie kann nicht deliberivren, wenn fie nicht wenigftens aus 200 Gliebern 


48. &ie kann ihren Mitgliebern dad Wort nidjt verweigern, in ber Orbnung, 
in weicher fie es verlangten. 
49. Gie entfheidet nach der Mehrheit der Anweſenden. 
50. Zunfzig Mitglieder Haben das Recht, einen namentlihen Aufruf zu fordern. 
‚51. Sie hat das Cenſurrecht Über das Betragen ihrer Mitglieder in ihrer 


52. Sie übt bie Polizei an bem Orte Sitzun und in dem 
Imfange ihrer Umgebung, * * * — 


Von den Functionen des geſetzgebenden Corps. 


53. Das geſetzgebende Corps ſchlaͤgt Geſetze vor, und fektigt Decrete aus. 
54. Unter dem allgemeinen Namen Gefed find die Verfuͤgungen bes geſetzge⸗ 
benben Corps verftanden, welche betreffen: — 
die bürgerliche und peinliche Geſetzggebung; * 
die Generalverwaltung ber Einkünfte und gewöhnlichen Ausgaben der Republik; 
die Nationaldomainen 5 
bie Auffchrift, den Gehalt, das Geprä,e und die Benennung ber Münzen; 
die Kriegserklaͤrung; | 
jebe neue allgemeine! Eintheilung des franzöfifchen Gebiets; 
ben Öffentlichen Unterricht ; 
Öffentliche Ehrenbezeugungen zum Andenken großer Männer. 
55. Mit dem befondern Namen Decret find alle diejenigen Verfügungen bes 
adfesgebenben Corps bezeichnet, welche betreffen: 
das jährliche Etabliffement der Land» und Seekriegsmacht; 
die Genehmigung oder das Verbot des Durchzugs fremder Truppen durch das 
franzöfifhe Gebiet; 
Einführung ausmwärtiger Kriegsfhiffe in die Häfen ber Republik; 
bie Maasregeln für die allgemeine Sicjerheit und Ruhe; 
bie Bertheilung der jährlichen und augenblicklichen Unterftügungen und ber oͤffent⸗ 
lichen Geſchaͤfte; 
bie Verordnungen zur Ausprägung von Münzen jeder Art; 
"die unvorhergefehenen und außerordentlichen Ausgaben ; 
die Brtlichen und befondern Verordnungen für eine Abminiftration, für eine 
Gemeinde, unb eine Art von öffentlichem Geſchaͤfte; 
die Vertheidigung bes Gebiets; 
die Raätification der Verträge; 
die Ernennung und Berabfchiedbung der Armeecommandanten en chef; 
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die Betreibung der Vexantwortlichkeit der Glieder bed Vollzicehungsrathes, und 
der Öffentlichen Beamten ; 
die — der entdeckten Verſchwoͤrungen gegen die allgemeine Sicherheit der 
epublik; —— 
jede umanderung in der partiellen Eintheilung des franzoͤſiſchen Gebiets; 


die Nationalbelohnungen. | 
Von ber. Bildung des Geſetzes. 
56. Den Sefegesvorfchlägen geht eine Anzeige voraus, 
57. Nur 14 Tage nach erfolgter Anzeige kann die Discufflon beginnen und 
das Gefeg proviforifch befchloffen werben. 
58. Der Entwurf wird gebrudt und an alle Gemeinden der Republil abge 
ſchickt, unter der Auffhrift: Vorgefhlagenes Geſetz. | 
59. Wenn in der, um eins größeren, Hälfte der Departements, 40 Zage nach 
Einfendung des — Geſfetzes, das Zehntheil aller regelmäßig von ihnen 
den Depattements) gebildeten Urverfammlungen nicht vetlamirt bat; fo ift der 
utwurf acceptirt und wird. Gefeß. | 
| Wenn Reclamation geſchleht; fo beruft das gefehgebende Corps die Ur 
verfammlungen ein. —— 
Von ber Ueberſchrift der Geſetze und der Decrete. 
61. Die Befeße, die Decrete, die Urtheilöfprüce und alle öffentliche Verband: 
lungen find überfchrieben : 


Im Namen des frangdfifhen Volkes, im .... Jahr der franzöfi: 
ſchen Republik. — — | 

Bon der vollziehenden Gewalt, 

62: - Es gibt einen Vollziehungsrath, -beftehend aus -24: Mitgliedern. _ 

63. Die Wahlverfammlung eines jeden Departements’ ernennt einen Candibas 
ten. Das gefeßgebende Corps wählt aus diefer Generallifte die Mitglieder bes 
Vollziehungstathes. Zu LE 5 

+ 64. 8 wird erneuert durch die Hälfte- jeder Legislatur, während: der’ legten 

Monate ihrer Sikung. LE | Eu 

85, Dem Bollziehungsrathe kommt die Leitung und Oberaufficht der allge: 

meinen Abminiftration zu. Seine Thätigkeit beſchraͤnkt ſich auf die Vollſtreckung 

der Gefege und Decretg, des gefeggebenden Gorps.. .· R 

66. Er ernennt; aber nicht aus fein ‚bie hoͤchſten Agenten der allge- 
meinen Verwaltung ‚der Republik. \ | 

‚67. Das gefepgebende Borg bezeichnet die Zahl und Gefchäfte diefer Agenten. 

68. Diefe Agenten bilden Fein Conſeil. Sie find von einander verfchieben , 
und ftehen unter fich in keiner unmittelbaren Bezichung.. Sie üben keine perföns 
liche: Gewalt aus. in —8 J — 

Der Vollziehungsrath ernennt, nicht aus ſeiner Mitte, die auswaͤrtigen 

Agenten: der Republiktk. ze — 

70. Er unterhandelt bie Vertraͤge. gr 

71. Die Glicder des. Vollziehungsrathes werden. im Falle einer Pflichtverle- 
bung durch das gefeßgebende Corps angeklagt. 9 | 

72. Der Vollziepungsrath ft verantwortlich für die. Nichtvollſtreckung ber Ge- 
fege und. der Decrete, und der Mifbräuche, welche er nicht anzeigt, f 

73. Er ruft zurüd und ergänzt die Agenten. nad} feinem Willen. 

74. Er ift verpflichtet, wenn_es möglich iſt, fie. ben gerichtlichen Behörden 
anzuzeigen. , . 3 ER 3 ' 

Bon den. gegenfeitigen Verhaͤltniſſen des Vollziehungsrathes und bes 
u | gefeggebenden Corp. 

75. : Der Vollziehungsrath bat feinen Sig in der. Nähe bes gefeagebenben 
Corps. Er hat den Zutritt und einen befondern Plag an dem Orte der Si: 
ungen. ’ 

: 976. Gr wird jedesmal angehört, wenn er eine Rechenſchaft zu geben hat. 

77. Das gefengebende Corps ruft ihn im feine Mitte, ganz oder theilweife, 
wenn er es für zweckmaͤßig findet. - Ä 

Bon den adminiftrativen Behörden und den Municipalitäten, 
78. Es befteht in jeder Gemeinde ber Republik eine municipale Verwaltung ; 
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in jebem Diftricte eine intermeblaire Verwaltungs 

in jedem Departement eine centrale Verwaltung. 

79. Die Dunicipafbeamten werben durch bie Gemeinbeverfammlungen er⸗ 

80. Die Adminiſtratoren werben ernannt durch die Wahlverſammlungen des 
departements und des Diftricts. 

81. Die Municipalitäten und die abminiftrativen Behörden werben jährlich 
zur Hälfte erneuert. 

82. Den abmintftrativen Behörden und Municipalbeamten kommt der repräs 
ſcatetive Charakter nicht zu. 

Sie koͤnnen in a Fate die Befchlüffe des gefeggebenden Corps befchränfen, 
ncH ihre Bolftredung hemmen. 

83. Das gefengebende Corps beftimmt die Gefchäfte der Municipalbeamten 
und der abminiftrativen Behörden, die. Regeln ihrer Subordination, und die Stra⸗ 
fen, in welche fie verfallen können. 


84. Die Sigungen der Dunisipatitäten und ber abminiftrativan Behörden ges 
farben Öffentlich. 


Bon der Civiljuſtiz. 
85. Das bürgerliche und peinliche Geſetzbuch ift für die ganze Republik gleich» 


8. 
86. Es Eann Fein Eingriff gefchehen in das Recht der Bürger, über ihre 
— ſich auszudruͤcken die Schiedsrichter ihrer Wahl. 

37. Die Entſcheidung dieſer Schiedsrichter iſt definitiy, wenn die Buͤrger ſich 
nieht das Recht vorbehalten haben, zu reclamiren. 

8. Es gibt Friedensrichter, erwaͤhlt durch die Buͤrger der durch das Geſet 
Kkimmten Bezirke. 

89. Sie follen. verföhnen und Recht. fprechen- ohne. Sporteln. 
* 90. Ihre Anzahl und ihre Competenz werben durch das geſetzgebende Corps 
ſtgeſetzt. 

9. Es gibt öffentliche Schiedsrichter, die durch. bie Wahlverſammlungen er⸗ 
wäplt werben. 

— Ihre Anzahl und ihre Bezirke werden von dem geſetzgebenden Corps 


en Sie ſprechen das Recht in’den Streitſachen, bie duch die Privatſchieds⸗ 
richter oder durch die Briedensrichter nicht. zur. Gusjipeibung gebracht wurden. , 

94. Cie beratbfchlagen fi öffentlich.‘ 

Sie votiren mit lauter Simme. 

Sie befchliegen in letzter Inſtanz über bie Werbetvertheibigungen, oder über ein 
einfaches Geſuch ohne Gericptöformen und ohne Unkoften. 

Sie motiviren. die. Gründe ihrer, Entſcheidungen. 

9. Die — und die oͤffentlichen Garhariäier, werben alle Jahre 


gewaͤhlt. 
Von der Geiminaljuftig. 


96. Sn peinlichen Eichen kann Fein Bürger — werden, als nur nach 
einer durch die Geſchwornen erfolgten, oder e einer durch das gefeggebende Corps de⸗ 
cetirten, Anklage. 

Die Angetingten haben‘ Vertheidiger, welche fie felbſt erwaͤhlen, oder die von 
Emtswegen dazu ernannt werben. 

Die Verhandlung geſchieht öffentlich. 

we Thatbeſtand und die Abficht werben burd ein Seſhwornengericht ausge⸗ 


Die Strafe wird vollzogen durch eine Griminalbehörbe, 
97. Die peinlichen Richter werden, alle Sahre durch die Bapfverfammtungen 
kt. 


— Von dem Caſſationsgerichtshofe. 


98. Es beſtehet für die geſammte Republik ein Caſſationsgerichtshof. 

99. Dieſer Gerichtshof nimmt keine Rüdfiht auf den. Thatbeſtand. 

Er entfcheidet über die Verlegung der Formen und über die durch das Geſetz 
ausgedruͤckten Ucbertretungen. 

100. Die Glieder dieſes Gerichtshofes werden alle Sahre durch bie Mahiv“ 
fammlungen ernannt: 
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Bon den allgemeinen Steuern. 


101.. Kein Bürger ift von ber ehrenvollen Verpflichtung ausgefhloffen, zu 
ben allgemeinen Laften beizufteuern. Ä ⸗ 


Von dem Nationalſchatze. 


102. Der Nationalſchatz iſt der Centralpunct der Einkünfte und Ausgaben 
der Republik. 

— Er wird verwaltet durch Rechnungsbeamte, die das geſetzgebende Corps 
erwaͤhlt. 
104, Er wird verwaltet. durch Rechnungsbeamte, die das geſetzgebende Corps 
erwaͤhlt, die aber nicht aus deſſen Mitte genommen werden duͤrfen; auch ſind ſie 
verantwortlich fuͤr die Mißbraͤuche, welche ſie nicht gerichtlich anzeigen. 


Von der Rechnungsabnahme. | 


105. Die Rechnungen der Agenten des Nationalfchages, und die ber Abmini: 
ftratoren der oͤffentlichen Gelber werden alljährlich durch verantwortliche, vom Boll 
ziehungsrathe ernannte, Sommiffaire abgenommen. 

106. Die zur Durhficht der Rechnungen Beauftragten ftehen unter der Auf: 
fit von Commiſſairen, nach der Wahl des gefeßgebenden Corps, die nit aus ih: 
ver Mitte genommen fürd, und find verantwortlid für die Unterfchleife und Dei. 
nungsfehler, welche fie nicht berunciren. ’ 

Das gefeggebende Korps verwahrt die Rechnungen. 


Bon ber Kriegsmacht der Republik. 


107. , Die allgemeine Kriegsmacht der Republik beftcht aus dem ganzen Volke. 
108. Die Republik unterhält, felbft in Priebenszeiten, eine befoldete Land: 
und Seemachtt. rn 
— 109. Alle Franzoſen ſind Soldaten; alle werden im Gebrauche der Waffen 
e t. 4 . 
ß 110. Es gibt Feinen. Generaliffimus. ER 
111. Die Verſchiedenheit der Grade, bie militairifhgen Abzeichen und bie Sub: 
orbination finden nur im Dienfte und während feiner Dauer Statt. e 
112, Die allgemeine Kriegsmacht wird zur Erhaltung der Orbnung und bes 
riedens im Innern verwendet; fie Handelt nur auf fchriftliche Requifition der con: 
tuirten Behörben. 
113. Die allgemeine Kriegsmacht gegen bie auswärtigen Feinde ftcht unter 
den Befehlen des Vollziehungsrathes. | 
114. Kein bewaffnetes Corps kann beliberiren. ' 


Bon den Nationalconventen. 


115. Wenn in ber, um eins größern, Hälfte der Departements ber zehnte 

Theil der von ihnen regelmäßig gebildeten Urverfammlungen die Revificn der. Ver: 

faffungsurkunde, oder eine Umänderung einiger ihrer Artikel verlangt; fo iſt das 
efeggebende Corps verbunden, ale Urverfammlungen der Republik zufammen zu 
rufen, um zu erfahren, ob ein Nationalconvent Statt finden fol. 


116.. Der Nationalconvent wird gebilbet auf gleiche Weife, wie bie Legislatu⸗ 
ren, und vereinigt in ſich die hoͤchſte Gewalt. 
117. Er beſchaͤftiget ſich, hinſichtlich der Verfaſſung, nur mit den Gegenſtaͤn⸗ 


den, bie feine Zufammenberufung: veranlaßten. 
Bon den Verhältniffen der franzöfifchen Republik zu ben austwärtigen 
* Nationen. 
— — franzoͤſiſche Volk iſt der Freund und natürliche Bundesgenoſſe ber 


freien Voͤlker. | 
119. Es mifcht fidy nicht in die Regierungsangelegenheiten anderer Nationen. 
Es duldet Feine Einmifhung anderer Nationen in die feinigen. 
120. Es dient allen um ber Freiheit willen von ihrem Vaterlande Vertriebe⸗ 


neu zu einem Zufluchtsorte. 
Diefen verweigert es den Zyrannen. 
121. Es fließt mit keinem Feinde Frieden, welcher fein Gebiet befegt hält. 


Von der Garantie ber Rechte. 
122, Die Verfaffung garantirt allen Franzoſen Gleichhelt, Freiheit, Sicher: 
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‚beit, Eigenthum, Öffentliche Echulb, freie Ausübung des Gottesbienftes, allgemeinen 
Unterricht, oͤffentliche Hülfsleiftungen, unbedingte Preßfreiheit, das Recht der Bitt- 
fchriften, das Recht, zu Bollsverfammlungen zufammen zu treten, und den Genuß 
aller Menſchenrechte. 

123. Die franzöfifhe Republik ehrt die Loyalits, den Muth, das Alter, bie 
finbliche Liebe, das Ungläd. Sie ftellt die Verfaffung unter die Garantie aller 


Tugenden. 

124. Die Erklaͤrung der Menſchenrechte und die Verfaſſungsurkunde wird 
— auf Tafeln in ber Mitte des geſetzgebenden Corps, und auf den oͤffent⸗ 
lchen Plägen. 


Unterzeihnet: Collot d'Herbois, Präfibent; 
Durand » Maillane, Ducos, Meaulle, Charles be la Eroir, 
Goſſuin, 9. A. Laloy, Secretaire. 


Kaum war am 24. Juni 1793 diefe zweite Verfaffung dem fran- 
söfifchen Volke gegeben worden; fo warb fie bereits am 13. Auguft deſ⸗ 
felben Jahres, bis zur allgemeinen Anerkennung der Unabhängigkeit ber 
Repeblif von den Mächten, mit welchen Frankreich fi damals im 
Kiege befand, fuspendirt, und eine revolutionaire Regierung 
eingefest, welche bis zum Frieden dauern follte. Die Gewalt, welche 
bis dahin der Nationalconvent ausgeübt hatte, ging auf den fogenannten 
Bohlfahrtsausfhuß über, in welhem Robes pierre und fein 
Anhang mit unbefchränkter Dictatur herrfchte, bis bie Gefahr bed. To⸗ 
des, bie Allen drohte, feine Anklage, feinen Sturz, und feine Hinrichtung 
am 23. Suli 1794 bewirkte. 

Doc noch wüthete der Haß ber Factionen im Innern; noch bes 
fland der Kampf mit dem Auslande; noch war die Vendée im Aufs 
flande des Bürgerfrieged. Nur langfam konnten gemäßigte Grundfäge 
an die Stelle des Terrorismus treten; nur einige Staaten, wie Tos⸗ 
fana, Preußen, Heffen:Eaffel und Spanien fchlofien im Laufe 
des Sahres 1795 Frieden mit der Republif. Allmählig lenkte man von 
den anarchiſchen Verirrungen ein, und ald die Noth im Innern und die 
Zahl der ausmärtigen Zeinde im Jahre 1795 ſich verminderte; fo dachte 
man auch an eine neue, der republikanifchen Staatöform angepaßte, 
Berfaffung. Eilf Deputirte wurden zur Abfaffung derfelben ernannt, 
Den Entwurf diefer dritten Verfaffung legte Boiffy d'Anglas am 
23. Juni 1795 dem Nationalconvente vor. Der bei biefer Gelegenheit 
vorgelefene Bericht erklärte fich beftimmt über den Charakter einer repräs 
‚fentativen Verfaſſung in einer Republik, wie Frankveich damals war. 
„Benn das Volk nicht felbft die Souverainetät ausüben Fan, die ihm 
zukommt; wenn ed nur durch feine Delegirten regieren kann; wenn es 
felbft im Falle, daß es wenig zahlreich ift, nicht ohne Schwierigkeit, den 
Beruf, Gefege zu machen, felbft erfüllen kann; wenn eine repräfen- 
tative Berfaffung alles if, was felbft die glühendfte Frei: 
beitsliebe für eine Nation von 25 Millionen Menfchen fors 
dern kannz fo folgt wenigftens daraus, daß diefe Verfaffung um fo 
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vollfommener feyn wird, je mehr die Wahlen des Volkes unmittelbar 
das Werk deffelben feyn werben. Da es gezwungen if, an bie 
Stelle feines unmittelbaren Willens einen vermuthlichen, durd) feine Re— 
präfentanten auögebrüdten, Willen zu fegen; fo müffen feine Repräfen= 
tanten in der That die feyn, die ed ernennen wollte. Die durch Die 
DVerfaffung von 1791 feftgefegte Wahlart hatte den nachtheiligen Uebel: 
ftand, daß fie die Wahl eimer durch das Volk ernannten Verſam m⸗ 
lung an bie Stelle der unmittelbaren Wahl des Volkes ſetzte. Wir 
glaubten eine andere annehmen zu müffenz; wir mußten dem Volle Das 
Recht Iaffen, feine Gefeßgeber und Obrigfeiten unmittelbar zu ernen— 
nen. Die Wahlmännerverfammlungen haben die Gefahren der Ueberras 
ſchung; zu oft huldigten fie dem Enthufiasmus, den ein Nebner erzeugt, 
dem Einfluffe eines großen Namens, und jedem Anftoße, den die Arg⸗ 
tft ihnen zu geben wußte. Diefe Nachtheile fallen hinweg, wenn Die 
Urverfammlungen allein ernennen." . 

Allein in eben biefen Urverfammlungen lagen die Hauptmängel 
der dritten franzöfifchen Verfaſſung, welche am 23. Sept. 1795 ald von 
dem Volke anerkanntes Grundgefeg befannt gemacht ward. 


c) Dritte Verfaffung vom 23. Sept. 1795. 


Erklärung ber Rechte und Pflihten des Menfhen und 
des Bürgers, 


Das franzöfifche Volk verkündet, im Angefichte des hoͤchſten Wefens, folgenbe 
Erklaͤrung der Rechte und Pflichten des Menſchen und des Bürgers, 


Rechte. 


Art. 1. Die Rechte des Menſchen in Geſellſchaft find: Freiheit; Gleich— 
heit; Sicherheit; Eigenthum. 

2. Die Freiheit beſtehet darin, thun zu koͤnnen, was den Rechten eines 
andern nicht ſchadet. 

8. Die Gleichheit beſtehet darin, daß das Geſetz für alle das naͤmliche ifk, 
es fey, daß es befchüge, oder daß es ftrafe. 

Die Gleichheit laͤßt Feinen Unterfchied ber Geburt, Feine Erblichkeit der Gewal⸗ 


ten zu. 
4. Die Sicherheit fließt aus der Mitwirkung Aller, um Iedem feine Rechte 


u ſichern. | 
: A Das Eigenthum ift das Net, fein Vermögen, feine Einkünfte, den 
Ertrag feiner Arbeit und feines Fleißes zu genießen und darüber zu verfügen. 

6. Das Gefeg tft der allgemeine Wille, ausgebrüdt durch die Mehrheit, 
entweber ber Bürger, ober ihrer Stellvertreter. 

7. Was nicht durch das Gefeg verboten ift, kann nicht verhindert werben. 

Niemand kann gezwungen werden, zu thun, was baffelbe nicht befichlt. 

8. Niemand kann vor Gericht gefordert, angeklagt, angehalten ober vers 
haftet werden, außer in den von dem Gefege beftimmten Fällen, und nad) den 
von ihm vorgefchriebenen Formen. 

9. Die, weiche willkührliche Acte verlangen, ausfertigen, unterzeichnen, voll 
ziehen ober vollziehen laffen, find Verbrecher, und als folcye zu ftrafen. 

10. Jede Strenge, die nicht nothivendig ift, um fich der Perfon eines Be: 
fhuldigten zu verfihern, fol durch das Gefeg auf das gemeffenfte verhindert 
werben. ’ 

11. Niemand kann gerichtet werben, ald nachdem er angehört, ober gefeamäßig 
vorgeforbert worben iſt. 
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12. Das Gefep fol nur fireng: nothiwendige, und dem Verbrechen angemef: 
fene Strafen erkennen. en 

13. Jede Behandlung, welche die durch das Geſetz beftimmite Strafe verftärkt, 
H ein Berbredhen. . 

14. Kein Gefeg, es fey peinlich oder bürgerih, kann ruͤckwirkende 
Kraft Gaben. 

15. Jeder Menfh kann feine Beit und feine Dienfte verpflichtens. aber er 
fann weder fidy verkaufen, noch verkauft werden; feine Perfon ift kein veräußer: 
üdes Eigenthum. Ä 

16. Jede Steuer ift für den allgemeinen Nugen eingeführt; fie muß unter 
die Steuerbaren, nah Verhaͤltniß ihres Vermoͤgens, vertheilt feyn. 

— Die Souverainetät liegt an und für ſich in ber Geſammtheit aller 
ger. Ä | 

18. Kein Individuum und Feine theilweife Vereinigung von Bürgern kann 
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19, Niemand kann, ohne eine gefegmäßige Uebertragung, irgend eine Ger 
zalt ausüben, noch irgend ein oͤffentliches Amt verſehen. 

20. cher Bürger hat ein gleihes Recht, unmittelbar oder mittelbar zur 
Babung des Geſetzes, zur Ernennung ber dffentliden Beamten mitzuwirken. 

21. Die öffentlichen Aemter können nicht das Eigenthum derer werden, welche 
fr verwalten. 

22. Die Sicherftellung der Geſellſchaft kann nicht Statt,haben, wenn 
de Bertbeilung der Gemwalten nicht feftgefegt ift, wenn deren Gränzen nicht beftimmt 
fat, und wenn die Verantwortlichkeit der Öffentlichen Beamten nicht gefichert ift. 


Pflichten. 

Art. 1. Die Erklaͤrung der Rechte enthaͤlt die Verbindlichkeiten der Geſetz⸗ 
eher; die Erhaltung der Geſellſchaft erfordert, daß die, woraus ſolche beſtehet, auf 
geiche Weife ihre Pflichten kennen und erfüllen. 

2. Alle Pflichten des Menfchen und des Bürgers fliegen aus folgenden zwei, 
von der Natur in alle Herzen eingegrabenen, Grundfäßen: 

Thue Andern nicht, was bu. niht willft, daß man bir thue. 
Erzeige Anbern beftänbig bas Gute, weldes du felbft von 
ihnen zu erhalten wünfdelft. 

3. Die Verbindlichleiten eines Jeden gegen bie Gefellfhaft 
Seffeben darin, fie zu vertheidigen, ihr zu dienen, den Gefegen unterthan zu leben, 
anb bie, welche deſſen Organe find, zu verehren. | 

4. Keiner ift guter Bürger, wenn er nit guter Sohn, guter Vater, 
gater Bruder, guter $reund, guter Gatte ift. 

5. Keiner ift ehrliher Mann, wenn er nicht aufrichtiger und gewiffenha% 
x Beobachter der Gefege ift. 

6. Wer bie Gefepe offenbar verlegt, erklaͤrt fich in Kriegszuſtand mit 
der Geſellſchaft. 

7. Wer den Geſetzen, ohne fie offenbar zu verlegen, durch Lift oder Feine 
heit ausweicht, verlegt das ntereffe Aller; er macht fi) ihres Wohlwollens 
and ihrer Achtung unwürbdig. 

8 Auf der Erhaltung des Eigenthumzs beruhen der Aderbau, alle 
Erzeugnifje, alle Quellen der Arbeit, und die ganze gefellfchaftliche Ordnung. 

9. Jeder Bürger ift dem Vaterlande und ber Erhaltung ber Freiheit, 
kr Gleichheit und bes Eigenthums, fo oft ihn das Geſetz zu deren Verthei— 
zung aufruft, feine Dienfte ſchuldig. 


Berfaffung. 
Art. 1. Die franzöfifhe Republik ift eins und untheilbar. 
2. Die Gefammtheit der franzdfifhen Bürger iſt der Sou— 
terein. 
Erſter Titel, 
Eintheilung bed Gebiets. 


3. Frankreich ift in... Departemente abgetheilt. 
Diefe Departemente find: Ain, Aisne, Allier, Untere Alpen, Obere Alpen, See: 
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Alpen, Ardeche, Ardennen, Arriege, Aube, Aude, Aveyron, Rhone: 
Calvados, Cantal, Charente, Niedere Charente, Cher, Correze, Cote 
Kuͤſten, Creuſe, Dordogne, Doubs, Drome, Eure, Eure und Loirı 
Gard, Obere Garonne, Gers, Gironde, Golo*), Herault, Ille und 
dre, Indre und Loire, Iſere, Jura, Landes, Liamone**), Loire und 
Obere Loire, Niedere Loire, Loiret, Lot, Lot und Garonne, Lozere 
Loire, Manche, Marne, Obere Marne, Mayenne, Meurthe, Maas 
Mont terrible, Morbihan, Moſel, Nievre, Rord, Diſe, Orne, Pas de 
de Dome, Untere Pyrenaͤen, Obere Pyrenaͤen, Oſt-⸗Pyrenaͤen, Nieder: 
Rhein, Rhone, Ober : Saone, Saone und Loire, Sarthe, Seine, 9 
Seine und Marne, Seine und Dife, beide Sevres, Somme, Zarı, X 
Bender, Bienne, Obere Bienne, Bogefen, Yonne »... 
4. Die Gränzgen ber Departemente können durch ben 
Körper verändert oder berichtige werben; aber, in dieſem Kalle, kam 
inhalt eines Departements nicht 100 Quadrat Myriameter (400 | 
von mittlerer Größe, oder von 2566 Zoifen jede) überfteigen. 
5. Jedes Departement ift in Cantone, jeber Canton in Ger 
— Die Cantone behalten ihre jetzige Bezirkung beiz bod 
8: nzen durch den gefeggebenden Körper verändert oder berichtigt ı 
in diefem Kalle, kann nicht mehr ald 1 Myriameter (2 Meilen vonn 
von — Teiſen jede) von der entfernteſten Gemeinde bis zum Dauy 
tons jeyn. _ 
6. Die franzöftfchen Kolonieen find Beftandtheile der Republik, 
Verfaffungsgefege unterworfen. 
7. Sie find in Departemente eingetbeilt, wie folgt: 
Die Infel Saint: Domingo, deren Eintheilung der gefesgebende ! 
nigftens 4, und hoͤchſtens 6 Departemente beftimmen wird; 

Guadeloupe, Marie galante, Defirabe, die Saintes, und der fran; 
von St. Martin; 

Martinique; 

das franzöfifhe Guiana und Cayenne; 

Et. Lucie und Tabago; 

Jsle de France, die Sechelles, Rodrigue und bie Nicberlaffung 
gascar; 

Isle de la Reunion; 

Oſtindien, Pondichery, Chandernagor, Mahe, Karical, und die 
laſſungen. 


Zweiter Titel. 
Politiſcher Stand der Buͤrger. 


8. Jeder in Frankreich gebohrne und ſich aufhaltende 
wenn er volle 21 Jahre alt iſt, ſich in das Buͤrgerregiſter feines C 
fchreiben laffen, der hierauf ein Jahr lang auf dem Gebiete der Ri 
bat, und eine birecte Grund» ober Perfonalfteuer zahlt, ift franzäfif 

9. Bürger, ohne einige Ruͤckſicht auf Steuer, find diejenigen | 
che einen oder mehrere Zeldzüge zur Gründung der Republik mitgefi 

10. Der Ausländer wird franzöfifher Bürger, wenn er, n 
21 Jahre zurüdgelegt, und feine Abficht, ſich in Frankreich feftzufi 
fieben ununterbrochene Jahre hindurdy ſich darin aufgehalten bat, ir 
eine directe Steuer zahlt, und außerdem ein Grundeigenthum, obı 
oder Banbelfchaftsgewerb befigt, oder eine Franzoͤſin geheirathet hat. 

11. Sranzöfifhe Bürger allein fönnen in den Urver 

immen, und zu Ben durch die Verfaffung begründeten Aemtern ı 


12. Die Ausübung ber Bürgerrechte geht verloren: 


1) durh Naturalifirung im Auslanbe; 

2) durd Eintritt in irgend eine auswärtige Koͤrperſchaft, weld 
der Geburt vorausfegen, oder religidfe Gelübde erfordern wuͤ 

8) durch Annahme von einer auswärtigen Regierung angeboten 


Denfionen 5 


*) Der noͤrdliche Theil von Corfica. 
*+) Der füdliche Theil von Corſica. 
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4) durch Berurtheilung zu Leibes » ober entehrenden Strafen, bis zur Wieder- 
eiaſchung in den vorigen- Stand. | 
13, Die Ausübung der Bürgerrechte wird ſuspendirt: 
1) buch gerichtliche Entziehung wegen Zollheit, oder Bloͤdſinns; 
&) wenn man bankerot ift, oder ald unmittelbarer Erbe das Ganze oder einen 
Zheil der Hinterlaffenfhaft eines Bankerotirerd unter freiwilligem Zitel 


inne bat; - 
3) durd Lohnbebientenftand in Dienften einer Perfon oder Haushaltung; 

4) durch Ankiagezuftand ; ’ | : 

5) dur ein Contunrazurtheil, fo lange das Urtheil nicht aufgehoben ift. 

14. Die Ausübung der Buͤrgerrechte wird in keinem andern, als den in den _ 
kiden vorhergehenden Artikeln ausgebrüdten Faͤllen verloren oder fuspendirt. 

15, Jeder Bürger, der fieben Sabre lang ununterbrochen außer dem Gebiete 
vr Acpebit, ohne im Namen ber Nation ertheilte Sendung oder Bevollmaͤchti⸗ 
gay, fh aufgehalten hat, wird als Ausländer betrachtet; cr wird nicht anders 
vice franzbfiiher Bürger, als wenn. er den im. 10, Artikel vorgefchriebenen Bes 
— Genuͤge leiſtet. 

6. Die Sünglinge können nicht auf das Buͤrgerregiſter eingefchrieben werden, 
bez fie nicht beweifen, daß fie lefen und. fhreiben, und ein mehanifches 
Gewerbe treiben Eönnen. in 

„Die Handarbeiten des Aderbaues find ‚unter den mechaniſchen Gewerben be: 


DONE ; - 
* Artikel erhaͤlt erſt von dem '12ten Sabre der Republik an feine Voll 


[4 
# Dritter Titel. 
Urverfammlungen, 
J Die Urverſammlungen beſtehen aus den in Einem Canton wohnhaf— 


Sxgtern. 

Die zum Stimmen in dieſen Verſammlungen erforderliche Wohnhaftigkeit 
& durch den bloßen Aufenthalt während eines Jahres erworben, und nur durch 
I Jahr Abweſenheit verloren. ER | 

18, Niemand Eann fi) in’ den Urverfammlungen durch einen Andern vertreten 
r ‚no über. einerlei Gegenftand in mehr als Einer. dieſer Verfammlungen 


4 457 

8, Es iſt wenigſtens eine Urverſammlung in jedem Canton. Sind deren 
Kom; fo beſteht jede aus 450 Bürgern wenigſtens, und 900 boͤchſtens. Dieſe 
la perfichen ſich von den gegenwärtigen oder abweſenden Bürgern, die das 
Bunreht barin haben. | | on 

©, -Die Ucverfammlungen bilden ſich einftweilen unter dem Vorſitze des 
kei; ter Züngfte verficht einjtweilen die Verrichtungen ald Secretair. 

A Sie find bleibend beftellt, wenn ein Präfivent, ein Gecretair, und ein 

durch Stimmenwahl ernannt find. 


- 





ſich über die zum Stimmen erforberliden Eigenfhaften Anftände 
fo entfcheidet die Verſammlung einftweilen, mit Vorbehalt des Recurfes 
WM Gisilgericht ‚bed Departements: JJ 
| 8, In jedem andern Falle erkennt der geſetzgebende Körper allein über die 


we. 


«' der Verhandlungen der, Urverfammlungen. 
.Riemanbd kann bewaffnet in den Urverfammlungen erfcheinen. 
5, Ihre Polizei gehört ihnen felbft zu. | 
%, Die ammlungen treten zufammen : 
I) um bie du die Revifionsverfammlungen vorgefhlagenen VBeränberuns 
gen in ber Berfaffungsurktunde anzunehmen oder zu verwerfen; 
d um die Wahlen vorzunehmen, die nad) der Verfaſſung ihnen zugehören. - 
2, Sie verfammeln fi von Rechtswegen den 1, Germinal jedes Jahres, und 
s je nachdem der Fall dazu eintritt, zur Ernennung 
Hi der Glieder der area . 
€ ichters un r Beifiger, 
% ——— Bhuniepaloerwa tung bes Cantons, ober der Municie 
polbeamten - in; den ‚Gemeinden über 5000 Einwohner. 
®. Unmittelbar nad) diefen Wahlen werden in den Gemeinden unter 5000 
Gemeindbeverfammlungen gehalten, welche bie Agenten jeder Ge⸗ 
und deren Adjuncte wählen. 


u | 3 
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29. Was In einer ur⸗ ober Gemeindeverſammlung außer dr 
ihrer Bufammenberufung und gegen bie durch bie Verfaſſung befti 
gefchieht, iſt ungültig. 

30, Sowohl die Ur: ald die Gemeindeverfammlungen vollzieh 
Wahlen, als die, welche ihnen durch bie Verfaſſung zugeeignet find. 
31. Ale Wahlen gefhehen durch geheime Stimmmengabe, 

82. Jeder Bürger, der gefegmäßig überwiefen ift, eine Stimn 
erkauft zu haben, ijt von den Ur= und Gemeindeverfammlungen ur 
fentlichen Armtern auf 20 Jahre, und im Erneuerungsfall auf imme 


Vierter Kite | 
Wahlverfammlungen. j 


33. Jede Urverfammlung ernennt, je auf 200, gegenwärtige 
Bürger, bie in folcher Verſemmlung das Stimmrecht habeft;, einen 
Bis auf 300 Bürger einfihließli wird nur ein Waͤhler erı 
bis auf 500 werben zwei ernannt; drei von 501 bis auf 700; v 
auf 900. - 
84. Die Glieder der Wahlverfammlungen werben alljährlic 
‚ Eönnen nicht wieder ermählt werden ‚' als nach einer Zwiſchenzeit v 
Niemand Fann zum Wähler ernannt werben, wenn 
Zahre alt ift, und wenn er nicht mit den zur Ausübung der Rei 
ſiſchen Bürgers erforderlihen Eigenfchaften eine der folgenden Bet 
einige, nämlich: 
in den Gemeinden über 6000 Einwohner — daß er Eigenthüme 
eines Guts, das zu einem Ertrag angeſchlagen ift, das an 
un gleih kommt, oder eines Feldſtuͤckes jey, das 100 
ommt; 
in den Gemeinden unter 6000 Einwohnern — daß er Eigenth 
nießer eines Gutes ſey, welches zu einem Ertrage angeſch! 
viel ausmacht, als der Localwerth von 150 Tagen Arbeitet 
ter einer Wohnung, bie auf ein Einkommen angefdhlagen i 
100 Zaglohnen gleich kommt, oder cines Feldſtuͤckes, das 
gleich kommt; | J— en 
und auf dem Lande — daß cr Eigenthümer oder Nusnießer-ein 
zu einem Ertrag angeſchlagen ift, der dem Localwerthe vo: 
beitslohn glei Fommt, oder Pächter oder Meier von Gi 
ein Einkommen angefchlagen find, das an Werth 200 
fommt. — Was diejenigen betrifft, die zugleich eines Theils 
Nutznießer, und audern Theild Miethsmaͤnner, Pächter oder W 
den ihre Güter unter diefen verfchiedenen Eigenf&haften bis a’ 
ſammen geſchlagen, ber erfordert wird, ihre Wählbarkeit 3 
36. Die Wahlverfammlung jedes Departements vereinigt f 
20ften Germinal, und endigt, in einer einzigen Sitzung von hoͤ 
und ohne ſich vertagen zu können, ale Wahlen, welche zu mad 


fie von Rechtswegen aufgehoben if. 

37. Die Wahlverfammlungen können ſich mit feinem, den 2 
beauftragt find, fremden Gegenftande befchäftigen; fie können Ecine 
noch Abgeordnete weder annehmen noch verfchieen. 

38. Die Wahlverfammlungen können nidjt unter einander cı 

39. Kein Bürger, der Mitglied einer Wahlverfammiung voc 
ald Wähler führen, noch in dieſer Eigenfchaft fih mit denjenig 
zugleich mit ihm Glieder eben biefer Verfammlung waren. | 
& — uebertretung des gegenwärtigen Artikels iſt Eingriff‘ in 
erheit. = j 

40, Die Artikel 18; 20, 21, 23, 24, 25, 29, 80, 81 und 
— Titels uͤber die Urverſammlungen gehen auch auf die 

ungen. BU 4 at 

41. Die Wahlverfammlungen waͤhl en, je nachdem der Fa 

1) die Glieder des gefeßgebenden Körpers, naͤmlich: die GSlie! 
Alten, fobann bie Glieder des Raths der Fuͤnfhundert; 

2) die Glieder des Caſſationsgerichts; ee 

8) die Hochgeſchworenen; u ee Se. 

4) die Departementsverwalter ; i ' 2. 
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5) die Pröfibenten, Öffentlichen Ankläger, und Schreiber des peinlichen Gerichts; 

6) tie Kichter der bürgerlichen Gerichte. | 

#2 Wenn ein Bürger dur die Wahlverfammlungen an bie Stelle eines 
Aſterbenen, abdankenden, ober — Beamten gewaͤhlt wird; ſo iſt er nur 
Sdie Zeit gewählt, die dem erſetzten Beamten noch übrig war. 

33. Der Commiſſair des vollzicehenden Directoriums bei jeder Departements: 
srmaltung ift, bei Strafe ber Abfegung, gehalten, das Directorium von ber Er 
ung und von dem Schlufje der Wahlverfammlungen zu benadhrichtigen; bicfer 
Smmifair Eann die Verhandlungen derfelben nicht aufhalten, noch einftellen, noch 
2 in dem Drte ihrer Eigungen einfinden; aber er hat das Recht, Mittheilung 
ns Protccolls jeder Sitzung in ben nÄchftfolgeuden 24 Stunden zu fordern, und 
= sshalten, dem Directorium, die Verlegungen anzuzeigen, weldhe an der Berfaffung 
"Waagen werden möd)ten. 

In allen Fällen entſcheidet allein der gefehgebende Körper über bie Gültigkeit 
vr Berhandlungen der Wahlverfammtlungen. | 


Fünfter Titel. 
Gefeggebende Gewalt. 


Allgemeine Berordbnungen. 


4 Der gefesgebende Körper ift aus einem Rath der Alten und einem 
Räder Fünfhundert zufammen gefest. 

5. Sn keinem Kalle kann der gefeggebende Körper Einem ober mehrern file 
ur Bnlieder, noch irgend fonft Jemandem, irgend eine der Amtsverrichtungen 
Ä ‚ die ihm durch die gegenwärtige Verfaſſung zugecignet find. no 

Er fann, weder durch fich felbft, noch dur Abgeordnete, die vollzie- 
Jede Gewalt, noch die rihterlihe Gewalt ausüben. 

47, Die Eigenfchaft eines Mitglieds des gefrägebenden Körpers ift mit der 
"rsüseng eines andern Öffentlihhen Amtes, außer dem eines Arhivars der Re 
zablik, imverträglid. . 

3. Das Geſetz beſtimmt die Art der bleibenden oder einftweiligen Erſetzung 
= Öffentlichen Beamten, bie zu Mitgliedern des gefeggchenden Körpers erwaͤhlt 


49. Jedes Departement trägt, einzig nad) Verhältnis feiner Bevölkerung, zur 
manung der Glieder des Raths der Alten und der Glieder des Raths der Fünf: 
zsert bei. 

©. Ale zehn, Jahre beftimmt der gefeßgebende Körper, nach den ihm einge— 
item Bevölkerungstiften, die Zahl der Mitglieder beider Näthe, die jedes Depar— 
Sunt zu ftellen bat. 

51. Während diefer Zwiſchenzeit darf in diefer Eintheilung Feine Aenderung 
Tzenommen werden. 

52. Die Mitglieder des gefeagebenden Körpers find nicht Repräfentan: 
7 bes Departements, das fie ernannt hat, fondern ber gefammten Na— 
‘a, und es Eann ihnen kein befönberer Auftrag gegeben werben. 

53, Beide Räthe werden alljährlih zu einem Drittheil erneuert. 

54, Die nad drei Jahren abgehenden Mitglieder fönnen unmittelbar wieder 
2 bie drei folgenden Jahre erwaͤhlt werben; worauf eine Bwifchenzeit von zwei 
abren nöthig ift, auf daß fie aufs Neue gewählt werden können. - —J 

55. Es kann, in keinem Falle, einer mehr als 6 ununterbrochene Jahre lang 
Atglied des geſetzgebenden Körpers ſeyn. 8 

56. Wenn, durch außerordentliche Umſtaͤnde, einer der beiden Raͤthe ſich auf 
iger als zwei Drittheile feiner- Mitglieder herabgefegt befindet; fo gibt er dem 
Isizichungsdirectorium davon Nachricht, weldyes ohne Verzug die. Urverſammlun— 
1 jener Departemente, die, zu Folge der Umftände, Mitglieder des gefeggebenden 
pers zu erfegen haben, zufammen zu rufen hat. Die Urverfammlungen. ernene 
x auf der Stelle die Wähler, die zu ben nöthigen Stellenerfegungen fchreiten. 

57. Die neuerwählten Glieder beider Räthe vereinigen ſich, den Iften Prairial 
sea Zahres, in der Gemeinde, welche durch den vorhergehenden gefeggebeden Körper 
ia angezeigt worden, oder in der nämlichen Gemeinde, wo er feine legten Sitzun⸗ 
zu gehalten, wenn er keine andere angezeigt hat. NER, 

58. Beide Räthe haben ihren Sig immer in Einer und derſelben Gemeinde. 

59, Der gefesgebende Körper ift immermwährend; doch kann er 
‘4 auf Zeitpuncte, bie er beſtimmt, vertagn. Ä A 


* 
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60. In keinem Falle koͤnnen beide Raͤthe in dem naͤmlichen Saalı 
ammeln. 

61. Die Amtsverrichtungen des Präfidenten und des Secretairs koͤ 
der in dem Rathe der Alten, noch in dem der Fuͤnfhundert, die Dauer 
nats uͤberſchreiten. | 

62. Beide Käthe haben, jeber für fih, das Recht der Poli; 
Orte ihrer Sigungen, und in dem äußern Umfange, ben fie beftimmt ba 

63. Sie haben, jeder, das Recht der Polizei über ihre Mitgli 
fie können feine größere Strafe erfennen, als einen Verweis, eine dtägi 
tung, und ein breitägiges Gefängniß. 

| 4 Die Sitzungen bes einen und bed andern Raths find d 
* Zuhörer koͤnnen an Zahl nicht die Haͤlfte der Mitglieder jedes | 
eigen. 

Die Protocolle der Gisungen werben gebrudt. 

65. Jede Verhandlung gefhieht durch GSigenbleiben und ! 
im zweifelhaften Sale gefhicht ein Namenaufrufz aber alödann fin 
men geheim. 

66, Auf das Begehren von Hundert feiner Mitglieder Tann jed 
zu einem allgemeinen und geheimen Ausſchuß bilden, aber blos 

‚legen, und nidyt um zu verhandein. 
. Weber ber eine, noch ber andere Rath kann in feiner Mitte 
beftändigen Ausfhuß errichten. 

Nur hat jeder Rath die Befugniß, wenn ihm ein Gegenftand ein: 
Prüfung empfänglidy ſcheint, unter feinen Mitgliedern eine befonber 
fion zu ernennen, die fi) einzig auf den Gegenftand ihrer Einridhtur 

Diefe Commiſſion ift aufgelöfer, fobald der Rath über den Gegen 
aufgetragen war, entſchieden hut. 

68. Die Glieder. des gefesgebenden Körpers erhalten eine jähr! 
loshaltung; fie iſt, für den einen und für den andern Rath, a 
von 3000 Myriagrammın Waizen (613 Gentner, 32 Pfunde) feſtgeſe 
| 69. Das Vollziehungsditectorium kann in ber Entfernung von | 
(12 Meilen von mittlerer Größe) von der Gemeinde, wo ber  gefe 
per fiine Eigungen hält, kein Zruppencorps durchziehen oder 
laffen, wenn foldyes nicht auf fein Verlangen, oder mit feiner Einwill 

Der gefesgebende Körper hat eine Wache von Bürgern u 
ber ftillliegenden Nationalgarde aller Departemente genommen, und ı 
fenbruͤdern ausgewählt werben. 

Diefe Wache Eann nicht unter 1500 Mann in wirklichem Dienf 
2 71. Der gefeggebende Körper beſtimmt die Art dieſes Dier 

auer. 

72. Der gefesgebende Körper wohnt Feiner Öffentlichen Cerer 
ſchickt auch keine Deputation dazu. 

| Rath der Fünfhundert. 
73. Der Rath der Fünfhundert ift unveränderlih auf diefe 3 
74. Um als Mitglied der Raths der Fünfhundert gewählt zı 
man volle 30 Jahre ‚alt feyn, und das Gebiet der Republik wÄhrer 
unmittelbar vor der Wahl bewohnt haben. 
Die Bedingung des Alters von 50 Jahren wird nicht vor 
ber Republik erfordert; bis zu dieſem Zeitpuncte ift das Alter von 
zen. hinreichend. 
75. Der Rath ber Fünfhundert kann nicht verhandeln, we 
nicht aus wenigftens 200 Mitgliedern befteht. 
76. Der Vorſchlag der Gefege gehört ausfhlieglich tem 
hundert zu. 
77. Kein Borfchlag. kann in dem Rathe ber Fuͤnfhundert ve 
fchloffen werben, als unter Beobachtung folgender Formen: 
Es gefchehen drei Verleſungen von dem Vorſchlag; bie Zw 
gwei dieſer Verlefungen kann nicht kürzer ald 10 Zage fen 

Die Erörterung wird nad) jeder Berlefung eröffnet; und bdod 
ber Fünfhundert nach der erften oder zweiten erffären, Daß 
habe, oder daß Feine Verhandlung Statt finde, 

Jeder Vorfhlag muß gebruct, und zwei Zage vor ber zweite 

getheilt werden. 
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Rad der dritten Berlefung entfcheibet der Rath der Fuͤnfhundert, ob die Ver: 

tagung Statt habe, oder nicht. 

78, Jeder Vorfchlag, der, zur Verhandlung gebracht, nah der dritten Ver: 
kung firmlih verworfen ward, kann erft nach Verfluß eines Jahres wieder vor: 
getrocht werben. 

79. Die von dem Rathe der Yünfhundert angenommenen Vorfchläge heißen 
Beihlüffe (resolntions). | 

80. Der Eingang jedes Beſchluſſes drüdt aus: 

1) die > der Sigungen, worin die drei Verlefungen bed Vorſchlags gefche: 

ben jind; 

2) den Ict, woburdy nad, ber dritten Verleſung erklärt werd, daß bie Verta— 

gung nicht Statt finde. 

3. Bon den dur den 77ften Artikel vorgefchriebenen Förmlichkeiten find bie 
hard eine vorläufige Erklärung des Raths der Fünfhundert für dringend er— 
lannte Borfhläge ausgenommen. 

Diefe Erklärung drüdt die Gründe der dringenden Nothwendigkeit aus, und 
s6 wird derfelben in dem Eingang des Beſchluſſes erwähnt. 

Math der Alten. 

8, Der Rath der Alten befteht aus 250 Mitgliedern. 

3, Niemand kann zum Mitgliede des Raths der Alten gewählt werben, wenn 
w ziht volle 40 Jahre altz wenn er nicht Überdies verheicathet oder Wittwer iftz 
ws wenn er nicht das Gebiet der. Republid während der unmittelbar vor feiner 
Gmälung verfloffenen fünfzehn Jahre bewohnt hat. 

%. Die durch den gegenwärtigen Artikel erforderte Wohnhaftigkeit, fo 
weh welche der 74ſte Artikel vorfchreibt, gehen nicht auf Buͤrger, welche das 
Gi der Republik mit einer Sendung von ber Regierung verlaffen haben. . 
©. Der Rath der Alten kann nicht verhandeln, wenn die Cigung nicht we: 
Sims aus 126 Mitgliedern beftchet. 

%. Dem Rathe der Alten gehört es ausfchlieglich zu, die Befhlüffe bes 
dethe der Fünfhundert zu genehmigen oder zu verwerfen. 

8, Eobald ein Beſchluß des Raths der Fuͤnfhundert dem Rathe der Alten 
Bulsemen ift, bringt der Präfident den Eingang derfelben zur Verleſung. 

8. Der Rath der Alten verweigert die Genehmigung den Befchlüffen des 
Bd der Künfpundert, die nicht nach den durch die Verfaffung dörgefchriebenen 
Immen gefaßt find. 
 ®. Benn der Vorſchlag durch den Rath der Fünfhundert für dringend 
‚it worden ift; fo verhandelt der Rath der Alten über die Genehmigung oder 
etfung der Acte dringender Nothwendigkeit. 

0 Wenn der Rath der Alten die Acte dringender Nothwendigkeit verwirft; 
Suchendelt er nicht über die Dauptjache des Befchlufies. 

. 9. Benn dem Beſchluß keine Acte dringender Nothwendigkeit vorangeht; fo 
davon drei Verleſungen; die Bwifchenzeit zwifchen zwei diefer Verlefungen, 
siht kürzer ald 5 Tage feyn. 

Die Erörterung wird nad) jeder Verlefung eröffnet. 

Rder Beſchluß wird, wenigftind zwei Zage vor der zweiten Berlefung, ge: 
md ausgetheilt. 

"8 Die Befchlüffe des Raths der Künfhundert, durch ben Rath der Alten 
rmmn, heiten Geſetze. 

4, Der Eingang der Gefege drüdt die Daten ber Sitzungen ded Raths ber 
Dir a6, worin die drei Berlefungen gefchehen find. 
. Das Decret, woburd der Rath der Alten bie dringende Nothwendigkeit 
Et @rfeges anerkennt, wirb in dem Eingange des Gefeges mit feinen Gründen 


%. Der durch ben Rath dee Fünfpundert gemachte Vorſchlag des Geſetzes 
fi von allen Artikeln des nämlihen Entwurfs; der Rath der Alten muß 

& verwerfen, oder fe in ihrem ganzen Umfange genehmigen. 

%, Die Genehmigung des Raths der Alten wird, bei jedem Vorſchlage eines 
durch die von dem Präfidenten und den Gecretairen unterzeichnete Formel 

Erb: der Rath der Alten genchmiget. 

7, Die Verweigerung der Annahme, wegen Nichtbeobachtung der im 77flen 

E gegenwärtigen Titels angezeigten Foͤrmlichkeiten, wird durch die von 

a und den Gecretairen unterzeichnete Formel ausgebrüdt: die Ber: 
Vena ertiärt für nihtig. 
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98. Die Verweigerung ber Genehmigung des Inhalts des vorgefhle, 
fehes wird durch die von dem Präfidenten und den Gommilfarien unt 
Formel ausgebrüdt: der Rath der Alten fanrn nit annchmen. 

99. Zn dem Falle des gegenwärtigen Artikels kann der Entwurf de 
fenen Gefeges durch den Rath der Fuͤnfhundert erſt nach Verfluß eines I 
der vorgelegt werben. 

100. Dod kann ber Rath der Fünfhundert zu jebem Zeitpuncte 
fegentwurf vorlegen, der Artikel enthält, die einen Theil des verworfen 
fes ausmachten. 

101. Der Rath der Alten ſchickt die Geſetze, die er angenommen 
am naͤmlichen Tage ſowohl an den Rath der Fuͤnfhundert, als an das Vo 
directorium. | 

102. Der Rath der Alten kann den Aufenthaltsort bed ae! 
den Körpers ändern; er beftimmt, in diefem Balle, einen neuen I 
Zeitpunct, auf weldyen die beiden Räthe fid dahin zu begeben haben. 

Das Decret des Raths der Alten über diefen Gegenftand iſt unwid 

108. Noch am nämlihen Tage diefes Decrets kann keiner von bei 
mehr in dem Orte, wo fie bisher ihren Sig hatten, verhandeln. 

Die Mitglieder, weldye ihre Gefchäfte darin fortfegten, würden fid 
griffs in die Sicherheit der Republik ſchuldig machen. 

10%, Die Mitglieder des WVollzichungsdirectoriums, welche bie 
Bekanntmachung und Verfendung des Decretö wegen Verlegung des — 
Körpers verzögern, oder verweigern würden, machten fich des gleicdyen 
ſchuldig. 

105. Wenn, nah Verlauf von 20 Zagen nach dem, den der Ra! 
foitgefegt hat, die Mehrheit beider Räthe ihre Ankunft an dem neuangı 
nicht der Republik zu erkennen gegeben hat; fo rufen die Departeme 
oder, in deren Ermangelung, die Givilgerichte der Departemente, dic 
"lungen zufammen, um Wähler zu ernennen, die ſogleich zur Bildung eine 
gebenden Körpers, duch die Wahl von 250 Deputirten für den Rai 
und 500 für ben andern Rath, fchreiten. 

106. Die Departementsvermwalter, die, im Fall bes vorbergehe: 
mit dem Bufammenrufe der Urverfammlungen fäumen würden, machen 
verratbs und Eingriffs in die Sicherheit der Republik ſchuldig. 

107. Gleiches Verbrechens ſchuldig find alle Bürger, die, im % 
Artikels, dem Zufammenrufe der Urs und Wahlverfammlungen Hind 
Weg legen würben. 

108. Die Mitglieder de3 neuen gefeßgebenden Körpers verfar 
dem Orte, wohin der Rath der Alten die Gigungen verlegt hatte. 

Können fie fih an diefem Orte nicht verfammeln; fo ift da, 
Mehrheit befindet, der gefeggebende Körper. 

109. Ausgenommen in den Faͤllen des 102ten Artikels, Tann 
ſchlag feine Entjtchung im Rathe der Alten erhalten. 

Vor der Garantie der Mitglieder des gefeggebenden Kö 

110. Die Bürger, welhe Mitglieder des geſezgebenden Körperi 
ren, können wegen u was fie in Ausübung ihres Berufes geſag 
ben haben, zu Feiner Zeit verfolgt, angeklagt oder gerichtet werden. 

111, Die Mitglieder des gefepgebenden Körpers, von dem A 
Ernennung bis zum 3Often Tage nah) Verfluß ihrer Amtsverrich 
nicht anders, als nad) den durd die folgenden Artikel vorgefchrichen: 
Gericht gebradyt werden. 

112. Sie fönnen, wegen peinlider Handlungen, auf friſche 
fen werben; aber es muß unverzüglich dem gefeßgebenden Körper Nachrid 
und die Belangung kann erſt dann fortgefegt werden, wann ber 
hundert den Proceß vorgefchlagen, und der Rath der Alten denſelb 

113. Außer dem Falle der frifhen That Eönnen bie 
gefisgebinden Körpers weder vor die Polizeibeamten geführt, nod 
nommen werden, ehe der Rath der Fuͤnfhundert den Proceß vorge 
Rath der Alten ihn decre ürt hat. 

114. In den Fällen der beiden vorhergehenden Artikel Tann 
gefeßgebenden Körpers vor kein anderes Gericht, al vor den bo 
gbracht weeden. 

- 115. Vor eben diefen Hof werben fie wegen Berraths, B 
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kr Staatsgelder, Planen zum Umfturge ber Verfaffung und Ein: 
griffe in die innere Sicherheit der Republik gebracht. 

116. Keine Anzeige gegen ein Mitglied des gefeßgebenden Körpers Tann eine 
zchere Belangung nad) ſich ziehen, wenn fie nicht fchriftlich verfaßt, unterzeichnet, 
zb dem Rath der Fünfhundert übergeben worden ift. 

117, Benn ber Rath der Fuͤnfhundert, nahdem er in der durch den 
"hm Artikel vorgefchriebenen Form darüber verhandelt hat, die Anzeige annimmt; 
erklärt er dies in folgenden Ausdrüden: 

„Die Anzeige gegen „... wegen ... batirt den ... unters 
zeihnetvon...tft angenommen.” 

118. Der Befchuldigte wird fodgnn vorgefordertz er hat, um zu erfcheinen, 
at Ftiſt von drei vollen Tagen; un ag er erfcheint, fo wird er in dem In: 
um bed Orts, wo der Rath der Künfhundert feine Sigungen hält, angehört. 

119. Der Beſchuldigte mag erfhienen feyn, oder nicht; fo erklärt der Rath 
ver Fünfhundert, nad diefer Friſt, ob eine Unterfuchung feines Betragens Statt 
fade, oder nicht. 

120, Erflärt ber Rath der Fünfhundert, daß eine Unterſuchung Statt 
re} fo witd der Befhuldigte dur den Rath der Alten vorgefordert. Er 
ya, cm zu erfcheinen, eine Friſt von zwei vollen Tagen; und wann cr erfcheint, 
"wird er in dem Innern des Drts, wo der Rath der Alten feine Sitzungen hält, 
schbrt. 

21. Der Beſchuldigte mag erſchienen feyn, oder nicht; fo fpricht der Rath, 
kr Riten, nach Verfluß diefer Friſt, und nachdem er in den durch den Yljten Ar: 
fl sorgefchriebenen Formen beratbfchlagt hat, die Anklage, wenn foldhe Statt 
Y, 3, und fchidt den Angekiagten vor ben hohen Juftizhof, welcher gehals 
ai, den Proces ohne einigen Vorzug einzuleiten. 

12. Jede Berhandlung in den beiden Räthen, in Betreff der Beſchuldigung 
ar Inflage eines Mitglieds des gefesgebenden Körpers, geſchieht im allgemei- 
"a Ratbhe. 

Sehe Berathſchlagung Uber eben dieſe Gegenftände gefhieht durch Namenss 
safruf und gebeimes Stimmenfammeln. 

13, Die gtgen ein Mitglicd des gefeggebenden Körpers ausgeſprochene 
Inktage zieht Suspenfion nad fid. 

Bird es durch das Urtheil des hohen Juſtizhofs freigeſprochen; fo tritt es 
"er in feine Stelle cin. 
Berhältniffe der beiden Räthe unter einander. | 


124. Wenn die beiden Räthe vollftändig chnftizuirt find; fo geben fie einan: 
Yr darch einen Staatsboten davon Nachricht. 

125, Geber Rath ernennt vier Staatsboten zu feinem Dienfte. 

126, Eie tragen zu jedem Rathe und zum Bollzichungsbdirectorium die Ge— 
Me und Acten des gefeßgebenden Körpers; zu dem Ende haben fie Zutritt in 
va Eigungeort des Vollziehungsdirectoriums. 

Es geben zwei Huiffiers (Aufwaͤrter) vor ihnen ber. PS 

127. Keiner ber beiden Räthe kann, ohne Bewilligung bes andern, über fünf 
Ligt ausgefegt werben. 


Bekanntmachung der Geſetze. 

18, Das Volfziehungsdirectorium läßt die Gefege und übrigen Acte 
3 orfeßgebenden Körpers, innerhalb zwei Tagen nad deren Empfang, fiegeln 
und befannt machen. 

129, Es läßt diejenigen Gefehe und Acte des gefehgebenden Körpers, denen 
in Deeret dringender Nothwendigkeit vorangeht, noch am nämlihen Tage fiegeln 
um befannt machen. 

120, Die Bekanntmahung des Gefeges und der Acte des geſetzgebenden Kör: 
Kr wird in folgender Form verfügt: 

„Im Nomen der franzdfifhen Republik. Geſetz oder Acte 
des geſetzgebenden Körpers.) » . . Das Directorium verordnet, 
daß das obige Geſetz (ober gefengebende Acte) befannt gemacht, 


* 


vollzogen, und’ mit dem Siegel ber Republik verſehen 


werden folk‘ nn 
181. Die Gefege, deren Eingang nicht die Beobachtung der durch die Artikel 
7 und 91 vorgefchrichenen Formen bezeugt, Eönnen von dem Vollziehungsdirecto⸗ 
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rium nicht befannt gemacht werben, und feine Verantwortlichkeit in biefer 8 
dauert 6 Jahre. a. 

Ausgenommen find die Gefege, für welche die Acte dringender Nothw 
durch den Rath der Alten genchmiget ward. - 


Sechster Titel. 
Vollziehende Gewalt. 


182. Die vollziehende Gewalt iſt einem Directorium don fün 
bern übertragen, welche durch den gefeggebenden Körper ernannt werben, 
dann, im Namen ber Nation, die Stelle einer Wahlverfammlung vertritt. 

Der Rath der Künfhundert bildet, durch geheime Stimmen 
eine Lifte von zehnmal fo viel Individuen, ald Mitglieder des Directoriun 
nennen find, und legt fie dem Rathe ber Alten vor, der gleichfalls durch 
Stimmenfammeln, nad) diefer Lite ausiwählt. 

134. Die Mitglieder des Directoriums müfen wenigftens AL 
alt feyn. j 

185. Cie können nur aus den Bürgern genommen werben, welde | 
der des gefeggebenden Körpers, oder Minifter waren, 

Die Verordnung des gegenwärtigen Artikels wirb erft vom 9ten 
Republik an beobachtet. 

136. Vom erften Zage des Sten Jahres der Republik an können d 
des gefeggebenden Körpers weder während der Dauer ihres Berufs als ( 
noch während des erften Jahres nach Endigung dieſes Berufs, zu Mitg 
Directoriums, oder Miniftern ernannt werden. 0 

Das Directorium wird theilweife erneuert, duch die U 
neuen Mitgliedes, jedes Jahr. 

Während der vier erften Jahre entfcheidet dad Loos. über den nad 
erfolgenden Abtritt derer, die zum erftenmal ernannt waren. 

188. Keine der austretenden Glieder kann eher, als nad) einer ; 
von 5 Sahren, wieder gewählt werb:n. 

139. Blutsverwandten in auf: und abſteigender gerader Einie, Brü 
und Neffe, Vettern im erften Grade, und VBerfhwägerte in biefen x 
Graden, Eönnen niht zu gleiher Zeit Mitglieder des Directoriums 
darin auf einander folgen, außer nad) einer Zwiſchenzeit von 5 Jahren. 

1 Im Falle des Abfterbens, der Abdankung, oder des fonftigen ‘ 
nes ber Glieder des Directoriums wirb fein Nachfolger burch. den g 
Körper innerhalb 10 Tagen aufs fpätefte gewählt. 

Der Rath der Fünfhundert ift gehalten, den Vorfchlag zur neue 
nerhalb der 5 erften Tage zu machen, und ber Rath der Alten muß d 
nerhalb der 5 legten Zage vollenden. 

Das neue Mitglied wird nur für die Zeit gewählt, die dem, ber 
noch übrig war. 

Wenn jedoch diefe Zeit fih nicht über 6 Monate beläuft; fo bi 
wählte bis zum Schluſſe des folgendin fünften Sahres in Verrichtung. 

141. Sees Mitglied des Directoriums präfidirt demfelben, 
nad), nur drei Monate hindurch. 

Der Präfident hat die Unterfhrift und die Bewahrung bes S 

Die Gefege und die Acten des gefeggebenden Körperd werben an 
rium, in ber Perfon feines Präfidenten, gerichtet. 

142, Das Boilziehungsdirectorium kann nicht verhandeln, wenn 
ſtens drei Mitglieder gegenwärtig find. 

143. Es wählt fid, außer feiner Mitte, einen Secretair, de 
tigungen contrafignirt, und die Verhandlungen in ein Regijter einträ: 
des Mitglied das Recht hat, feine Meinung mit Beifegung ihrer Gri 
ben zu laffen. oo 

Das Directorium Tann, wenn es folches gut findet, ohne die Bi 
nes Secretairs verhandeln; in diefem Falle werben bie Verhandlungen 
ber Mitglieder des Directoriums, in ein befonderes Regiſter eingetrag 

144. Das Directorium forgt, nad) den Gefegen, für die Auf 
nere Sicherheit der Republif. 

Es kann Proclamationen, gemäß den Gefegen, und zu deren V 
ben laſſen. 


Es verfügt Über die bewaffnete Macht, ohne baß in irgen 
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des oefammte Directorium ober- eines: feiner - Mitglieder, weder 'während ber Zeit 
find Amtes, nody in ben ziwei- unmittelbar darauf folgenden Jahren, fie coms 
manbdiren Ednnte. 

145. Benn das Directotium benachrichtiget ift, daß eine Verſchwoͤrung 
gramm die Äußere oder innere Sicherheit des Staates im Werke ift; fo kann es 
Borführungs: und Verhaftsbefehle gegen die, welche: ald Urheber oder Theilhaber 
derſelben verbähtig find, ergehen laſſen; es kann fie verhören; aber es ift, unter 
den auf dad Verbrechen willlührlicher. Verhaftung geſehten Strafen, verbunden, 
un Zagen, vor den Polizeibeamten zu fchiden, um den Gefegen ges 
mih zu verfahren. | 

146. Das Directöriam ernennt die Generale en Chef der Heeres; doch darf 
es fie nicht unter den- Blutöfreunden oder Verfchwägerten feiner Mitglieder, in den 
durch den Art. 189 ausgedrücten Graben, ermählen. 

147, Es beobachtet und -fihert die Vollziehung ber Gefege bei den Ver 
naltengen und Gerihten: duch Commiſſa ſire von feiner Ernennung. 

148. Es ermennt, außer feiner Mitte, die Minifter, und entfest fie, wenn 
8 ſolches für gut findet. 

Es Kann fie micht unter dem Alter von 30 Zahren, no unter ben 
Biutsfrimden oder Verſchwaͤgerten feiner Mitglieder, in den im Art. 139 ausge: 
trädten Graden, wählen. | 

149, Die Minifter correfpondiren unmittelbar mit ben Gewalten, bie ihnen 


find. = 
10 Der gefeggebende Körper beftimmt die Verrichtungen und bie Zahl 
du Rinifter *). . 

Diele Zahl iſt 6 wenigſtens, und 8 hoͤchſtens. 

51, Die Minifter bilden feinen Rath. 

152, Die Minifter find, jeder für ſich, ſowohl wegen Nichtvollziehung ber Ges 
ke, m wegen Nichtvollziehung der Verfügungen des Directoriums, verants 
zertli,. 

153. Das Directorium ernennt den Einnehmer ber directen Aufla 
sen in jedem Departement. 

154.63 ernennt die DObervorfteher bei den nicht directen 
Eteuerverwaltungen, und bei ber Verwaltung ber Nationaldos 
ziinen. 

155. Alle dffentlihe Beamte in ben frangdfifhen Kolonieen, aus 
seemmen bie Departemente Isle de France und be la Reunion, werden, bis zum 
Fiten, durch das Directorium ernannt. 

156. Der gefeßgebende Körper kann das Directorium bevollmaͤchtigen, in als 
= franzöfifchen Kolonieen, nach Erforderniß der Umftände, einen oder mehrere bes 
ur Agenten, die es auf eine genau beflimmte Zeit ernennt, zu fchiden. 

Die befondern Agenten üben die nämlichen Verrihtungen aus, wie das Direc⸗ 
xiem, und find demfelben untergeordnet. 

157. Kein Mitglied des Directoriums Kann ſich cher außerhalb des Gebiets 
‚kr Bepublil begeben, ald nad zwei Jahren nad) dem Ende feiner Amtsverrid: 


IM. 

158, Es ijt, während diefer Zroifchenzeit, gehalten, dem gefesgebenden Kör: 
x Beweife feines Aufenthalts vorzulegen. 

Der Art. 112 und die folgenden, bis zum Art. 123. einfchließlih, welche bie 
Eiderfiellung bes gefeägebenden Körpers betreffen, gehen aud) auf die Mitglie: 
abe Directoriume. 

139. In dem Falle, daß mehr als zwei Mitgliedern des Directoriums ber 
Prece gemacht wird, wird der gefengebende Körper, in den gewöhnlichen Formen, 
Se sinfweilige Wiederbefegung ihrer Stellen während des Proceffes vornehmen, 


N Die Zahl der Winifter ward am 17. Sept. 1795 beftimmt. Es waren 
6; Ä 
1) der Juſtiz; 
2, des Innern; 
9) der Finanzen; 
des Krieges; _ 


der Marine;. | 
6) ber: auswärtigen Angelegenheiten. Der Gehalt eines jeden war bie ‚Hälfte 
deſſen, den die Mitglieder des Vollziehungsdirectoriums haben. 
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160. Außer den Fällen der Art. 119 und 120. kann das Directorium; obeı 
eines feiner Mitglieder, weder. durch ben Rath ber Fuͤnfhundert, noch durch der 
Rath der nr vorgefordert werben. 

61. Die Rechnungen: und Grläuterungen, bie der- eine oder der andere Nat! 
von dem Directorium verlangt, werben ſolchen ſchriftlich zugeftellt.. 

162. Das Directorium. ift gehalten, alle Sahre fehrifttich bei den Raͤthen di 
Ucherficht der Ausgaben, den Zuftand der Finanzen, das Verzeichniß der wirkliche 
Penſionen, ſo wie den Entwurf jener, die es no zu ſchoͤpfen fuͤr denlich erachtet 
vorzulegen. 

Es hat die Mißbraͤuche anzuzeigen, die zu feiner Kenntniß gelangt find. 

163. Das Direetorium kann zu allen Zeiten den Rath der Fuͤnkhundert fchrift 
Gh erſuchen, einen Gegenftand in Ueberkegung zu ziehen; es kann ihm. Magäregeli 
vorſchlagen, aber Feine in Form von Gefegen verfaßte, Entwürfe vorlegen. 

16% Kein Mitglied des. Dirertoriums Tann über 5 Tage abwefend fin 
noch ſich über 4 Myriameter (8 mittlere Meilen) ‚von bem.- Aufenthaltsorte be 
Directoriums entfernen, ohne daß ed von dem geſetzgebenden Körper dazu bi 
rechtigt wäre. 

165. Die Mitglicder des Directoriums Fönnen, bei Amtsverrichtungen/ wede 
auswaͤrts, noch im Innern ihrer Wohnungen, anders, als in dem ihnen eigne 
Coſtuͤme erſcheinen. 

166. Das Directorium hat ſeine gewoͤhnliche und quf Koſten der Repubii 
befoldete Wache, welche aus 120 Mann zu Fuß und 120 Mann zu Pferde beſtehe 

167. Das Directorium ift bei Öffentlichen Keierlichkeiten und Zügen, wob 
es immer den erften Rang. hat, von feiner Wache begleitet. 

168. Jedes Mitglied des Directoriums Läßt- fi außer feiner Wohnung vo! 
zwei Mann Wache begleiten. 

169, Jeder Poften der bewaffneten Macht ift dem Directorium und jeber 
— — die hoͤchſten militairiſchen Ehrenbezeugungen ſchuldig. 

0. Das Directorium bat vier Staatsboten, die es ernennt, und bie € 
obfegen konn. 
Cie überbringenden bei den gefeggebenden Körpern die Schreiben und Denkſchri 
ten des Directoriums; fie haben zu dieſem Ende den Zutritt zu dem 1 Eigungsor: 
der gefeggebenden Räte. 

Es gehen zwei Huiſſiers vor ihnen ber. 

171. Das Ditectorium hat feinen Sig in der nämlichen Gemeinde, ‚wie bi 
gejeggebende Körper *). 

172. Die Mitglieder des Directoriums haben ihre Wohnung auf Koften di 
Republik, und alle in dem naͤmlichen Gebäude. 

173. Der Gehalt von jedem berfelben ift jährlih auf ben Werth von 50,00 
Myriagrammen Waizen (10,222 Gentner) gefest. 


Siebenter Titel, 


Verwaltungs» und Municipalcorps. 


174. In jedem Departement ift eine Gentralverwaltung, und in jebe: 
Canton eine Municipalverwaltung wenigftens. 

175. Jedes Mitglied einer Departements: oder Municipalverwaltung mu 
wenigftens 25 Jahre alt feyn. 

176. Blutöverwandte in aufs und abfteigender gerader Linie, Brüber, Ohei 
und Neffe, und Berfhmwägerte in gleihen Graben, können nicht zu gleich: 
Zeit Mirglicder der naͤmlichen Verwaltung feyn, noch darin auf einander folge: 
u 2 einer Zwifchenzeit von zwei Jahren. 

7. Zede Departementsverwaltung befteht aus fünf Mitgliehers 
fie — alle Jahre zum Fuͤnftheil erneuert. 

178. Jede Gemeinde, deren Bevölkerung ſich von 5000 bis auf 100,000 ar 
wohner beläuft, hat eine eigne Municipalverwaltung. 

179. In jeder Gemeinde, deren Bevölkerung unter 5000 Einwohner in, 
ein Municipalagent und ein Adjunct. 

180. Die Bereinigung ber — jeder Gemeinde bildet die M ı 
nicipalität des Cantons. 


*») Der Rath der Alten verfammelte fih im Palaft der Zuillerieen; d 
Rath der Künfhundert im Palaft Bourbon; die Mitglieder des Vollzi 
hungsdirectoriums wohnten im Palaft Luremburg. 
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„ 181, üeberbies iſt noch bei ber Municipalverwaltung ein Präftdent, ber 
im ganzen Ganton ermählt wird. 

182 In den Gemeinden, deren Bevölferung fi) von 5 bis auf 10,000 Eins 
wohner erhebt, find fünf Municipalbeamten; fieben von 10,000. bis auf 50,000; 
reun von 50,000 bis auf 100,000, 

133, In den Gemeinden, deren Bevoͤlkerung ſich über 100,000 Einwohner 
afıdt, find wenigftens drei Municipalverwaltungen *). 

In diefen Gemeinden wird die Eintheilung der Municipalitäten fo gemacht, 
das die Bevölkerung in dem Bezirk einer jeden ſich nicht über 50,000 Individuen 
erhebt, und nicht unter 30,000 iſt. 

Die Bunicipalität eines jeden Bezirks befteht aus fieben Mitgliedern. 

1%, In den in mehrere Municipalitäten eingetheilten Gemeinden ift ein Gen» 
ralbürcau für die Gegenftände, die der gefesgebende Körper für untheilbar' erkennt. 

Dieſes Büreau befteht aus drei, durch die Departementöverwaltungen ernann= 
m, und durch die vollzichende Gewalt beftätigten Mitgliedern. 

185. Die Mitglieder jeder Municipalverwaltung werben auf zwei Jahre er: 
nt, und alle Jahre die Hälfte, oder die der Hälfte nächte Zahl, und zwar abs 
degſclangeweiſe bald die größere bald die Elcinere Bruchzahl, erneuert. 

186. Die Departementsverwalter und. die Mitglieder der Municipalverwaltune 
sa Bonen einmal ohne Zwiſchenzeit wieder ermwählt werben. 

17. Jeder Bürger, der zweimal hinter einander zum Departementsverwalter 
er Mitglied einer Municipalverwaltung gewählt warb, und die Amtsverrichtungen 
üs fiber, Eraft der einen und der andern Wahl, verfehen hat, ann nicht aufs 
var omrählt werden, als nad) einer Zwifchenzeit von zwei Jahren. 

18. In dem Falle, da eine Departements: oder Municipalverwaltung eines _ 
frz mchrere ihrer Mitglieder durch Tod, Abdankung, oder fonft, verlöre, koͤnnen 
de ürigen Verwalter fih zue Ergänzung temporäre Verwalter beigefellen, bie 
a ſeldet Eigenfhaft bis zu den naͤchſten Wahlen im Amte bleiben. 

189, Die Departements: und Municipalverwaltungen koͤnnen die Acten bes 
seggebenden Körpers, oder des Vollziehungsdirectoriums nicht modificiren, noch 
van Vollſtreckung aufidieben. Sie Eönnen ſich nicht in gerichtliche Gegenftände 
GREEN, 

10. Die Berwalter find wefentlid) mit der Vertheilung ber directen 
eienern, und mit der Aufficht über die zu den Öffentlichen Einkünften ihres 
Sıbirtes gehörigen Gelder beauftragt. 

Der gefesgebende Körper beitimmt die Regeln und die Art ihrer Verrichtungen, 
wohl in Betreff diefer Gegenftände, als der andern Theile der innern Verwaltung. 
‚Bl Das Bollziehungsdirectorium ernennt bei jeder Departements: und Mu: 
spalserwaltung einen Commiſſair, den ed, nad) Gutfinden, zuruͤckruft. 

Dirfer Sommiffair bewacht und betreibt die Vollziehung der Gefege. 

132. Der Gommiffair bei jeder Ortöverwaltung muß aus den feit einem Zahre 
"dm Departement, worin biefe Verwaltung ſich befindet, wohnhaften Bürgern 
ra werben. 25 Jah : 

muß wenigftens re alt feyn. 
18, Die Municipalverwaltungen find ben Departementöperwal: 
‚ aagen, und diefe den Miniftern untergeordnet. 

Folglich können die Minifter, jeder in feiner Behörde, die Acten der Departe: 
Balsserwaltungen, und diefe die Acten der Municipalverwaltungen vernichten, wenn 
Mit den Gefegen oder den Verfügungen der höhern Gewalten zumider find. 

19%. Die Minifter können auch die Departementsverwalter, welche den Ge: 
Ma oder Verfügungen der höhern Gewalten zuwider gehandelt haben, fuspen> 
ditta; und die Departementsverwaltungen haben gleiches Recht in Rüdfiht auf 
be Mitglieder der Municipalverwaltungen- 

_ 155. Keine Suspenfion oder Abfrgung erhält bleibende Gültigkeit, ohne bie 
mie Beftätigung des Vollziehungsdirgeforiums. 

1%. Das Directorium kann die Acten der Departements: oder Munici⸗ 

cxwvaltungen auch unmittelbar vernichten. 
| € kann, wenn es ſolches für nöthig hält, die Verwalter, fowohl ber Depar: 
te, als der Gantone, unmittelbar fuspendiren oder abfegen, und fie, wenn 
- Sb das ba fit, vor die Dipartementögerichte ſchicken. 

17, Iever Schluß, welcher Vernichtung der Actenverhandlungen, Suspenfion 
ber Verwalter verfügt, muß die Gründe davon enthalten. 


PDie Stadt Paris ward in 12 Muntcipalitäten abgetheilt. 








—  - 


44 F Frankreich. 


198. Wenn bie, fünf Mitglieder einer Departementsverwaltung abgeſeht find: 
fo nimmt das Vollziehungsdirectorium deren Wicdererfegung bis zur naͤchſten Wah 
vor; aber es Tann deren einftweilige Vertreter nur unter den ehemaligen Berwal 
tern des nämlichen Departements wählen. a, 

199. Die Verwaltungen, fowohl der Departemente, ald ber Gantone, koͤnner 
nur über Gefchäfte, die ihnen "durch das Geſetz zugemwiefen find, und keineswege 
über die allgemeinen Angelegenheiten der Republik unter ſich correfpondiren. 
er 200. Jede Verwaltung muß über ihre Führung jähriih Rehenfhafi 

egen. 

Die durch die Departementövermaltungen abgelegten Rechnungen werben gedruckt 

201. Alle Acten der VBerwaltungsbehörden kommen zur Deffentlihkeit durd 
bie Dinterlegung des Regifters, worin fie eingetragen werden, und beffen Einfich: 
allen Verwalteren freiftehet. 

Dies Regifter wird alle 6 Monate gefchloffen, und erft von dem Tage an, bc 
es geſchloſſen worden ift, hinterlegt. 

Der gefeggebende Körper Tann, den Umftänden nach, die zu biefer Hinterlegung 
beftimmte Friſt verlängern. 


Achter Titel. 
Gerihtlihe Gewalt. 


Allgemeine Verordnungen. 


202. Die gerichtlichen Amtöverrichtungen können weber durch den. gefeg: 
gebenden Körper, noch durch die vollziehnde Gewalt ausgeübt werben. 

203, Die Richter Können fich nicht in die Ausübung ber gefeggebenden Gewalt 
mifchen, noch einige Verordnung machen. 

Sie können die Vollziehung eines Gefeges, von welcher Art es fey, weder auf: 
halten noch verhindern, noch die Verwalter in Betreff ihrer Amtöversihtungen vor 
ich fordern. 
vs Fr Niemand kann den Nichtern, welche das Gefes ihm zuweiſet, durch irgend 
eine Commiffion, noch durd andere Rüdfichten, als die durch ein vorhergeben: 
des Geſetz beſtimmt find, entriffen werben. 

205. Die Gerechtigkeit wird unentgelblich ertheilt. 

206. Die Richter koͤnnen nur wegen gefeglich abgeurtheilter Verbrechen ab: 
gefegt, und nur fraft einer angenommenen Anklage fuspendirt werden. 

207. Blutsverwandte in auf: und abfteigender gerader Linie, Brüder, 
Oheim und Neffe, Vettern im erſten Grabe, und Verſchwaͤgerte in allen diefen 
Graden, Eönnen nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des naͤmlichen Gerichts feyn. 

208. Die Sigungen ber Gerichte find Öffentlich; die Richter berathſchla— 
gen geheim; die Urtheile werben mit lauter Stimme verkündet; fie enthalten die 
Gruͤnde, und die eigenen Worte des angewandten Gefeges werben darin ausgedrückt. 

209. Kein Bürger, der nicht volle 30 Jahre alt ift, kann zum Richter einee 
Departementsgerichts, zum Friedensrichter, zum Beijiger des Friedensrichters, um 
Richter eines Handelsgerichts, zum Mitglied des Caffationsgeridhts, zum Geſchwor— 
nen, und zum Commiſſair des Vollzichungsbdirectoriums bei den Gerichten erwaͤhlt 
werden. 


Bon der bürgerlichen Rechtspflege. 


210. Das Recht, über Streitigkeiten durch Schiedsrichter, welche bie 
Parteien wählen, erkennen zu laffen, Tann nicht gefränft werben. 

211. Der Ausſpruch dieſer Schiedsrichter läßt Feine weitere Berufung, unb 
Erinen Recurs zur Gaffation zu, wenn die Parteien es nicht ausdruͤcklich vorbehat— 
ten haben. 

is Sn jedem durch das Gefeg beftimmten Bezirk ift ein Briedensrihter 
mit Beiſitzern; fie werden alle auf zwei Jahre erwählt, und fünnen unmittelbar 
und immerhin wieder erwählt werben. 

213. Das Geſetz beſtimmt die Gegenftände, worüber die Kriebensrichter un 
deren Beifiger in letzter Inftanz fprehen. Es eignet ihnen andre zu, worüber fie 
mit Vorbehalt der Appellation erkennen. 

214. Es find befondere Gerihte für den Handel zu Land und zur 
See; das Gefeg beſtimmt bie Orte, wo es nüslicy ift, fie anzuordnen. 

Ihre Befugniß, in Iester Inſtanz zu fpredhen, Tann nicht über den Werth 
von 500 Myriagrammen Waizen (102 Eentner, 22 Pfunde) erſtreckt werden. 


Dritte Verfaffung vom 23. Sept. 195. 45 


215. Die Sachen, welche weder ‘vor die Friedenörichter, noch vor bie Han— 
delsgerichte, es ſey mit ober ohne: Appellation, gehören, werben unmittelbar vor 
den Friedengrichter und feine Beiſitzer gebraht, um in Güte verglichen zu werben. 

Kann der Friedensrichter fie nicht vergleichen; fo weifet er fie vor das Civil⸗ 

icht 


216. In jedem Departement iſt ein Civilgericht. | 

Jedes Eivilgericht beſteht aus wenigftens 20 Richtern, aus einem Commiſſair 
und einem Subftituten, welche das Vollziehungsdirectorium ernennt und abfegen: 
Ian, und aus einem Schreiber. . . 

Alle 5 Jahre fchreitet man zur Wahl aller Mitglieder bes ‚Gerichts. 

Die Richter können immer. wieder. erwäglt werben. 

217. Bei der Wahl der Richter werden 5 Erfagmänner ernannt, wovon 8 
eez den Bürgern, die in ber Gemeinde wohnen, wo das Gericht feinen Sitz hat, 
nommen werben. a, u‘ 

218. Das Givilgericht Spricht in legter Inftanz, in den durch das Geſetz ke 
kinnten Fälten, bei Appellationen,: fowohl von ben Friedens⸗ ald von den Schieds⸗ 
tidtetra, und ben: Dandelsgerihten. : — 5:n IN 

219. Die Appellation von den Urtheilen des Givilgerichts geht an bas Civil⸗ 
> * ber 3 naͤchſtgelegenen Departemente, fo wie es durch das Geſetz bes 

tı 3 3 

220. Das Eivilgericht theilt ſich in Sertionen. 

Eine Section kann nicht richten, wenn weniger als 8 Richter gegenwärtig find. 

MI. Die vereinten Richter im jedem Geridjte ernennen unter: fi, mittelſt 
rin Stimmenfammlung, den Präfidenten jeder Section. Er 


Von der Zucht und Strafrechtöpflege, - 


22, Niemand kann gerichtlich eingezogen werben, ald um vor ben Polizeibe⸗ 
omten geführt zu werden, und Niemand kann angehalten ober verhaftet werben, 
ds zermöge eines Verhaftungsbefehls der Polizeibeamten, oder des Vollziehungs— 
Sireteriums im Kal des 145ften Artikels; oder vermöge einer von einem Gerichte, 
er ven dem Director bes geſchwornen Anklagegerichts erlaffenen Verfügung zur 
eehaft, oder vermöge eines Anklagedecrets des gejeggebenden "Körpers in den 
Fl, wo ed ihm zulommt, ſolches audzufprechen, oder vermöge eines Urtheils 
Sf — —— oder correctionelle Einſperrung. wi £ 
— Damit bie Acte, welche Verhaftung verfügt, vollzogen werben koͤnne, 
=2» erfordert: * 


I) daS fie förmlich den Grund der Verhaftung, und dad Geſetz, vermoͤge deſſen 
fie verfügt worben ift, ausdruͤckt; et 
2) daß fie dem, den fie betrifft, bekannt: gemacht, und ihm Abfchrift davon 
—— worden fey. we: 4 1 
224, de und vor den Polizeibeamten gefuͤhrte Perſon 
25 auf der Stelle, oder aufs ſpaͤteſte noch an dem naͤmlichen Tage, derhoͤrt werden 
25. Ergiebt ſich aus dem Verhoͤr, daß kein Beſchuldigungsgrund gegen fie 
handen iſt; fo iſt fie ſogleich wieder in Freiheit zu ſetzenz; oder wenn Grund da 
3, fir in das Gefaͤngniß zu ſchicken, fo iſt fie in der kuͤrzeſten Zeitfriſt dahin abs 
atsren, welche in feinem Falle ſich über 3 Zage belaufen darf 
26. Kein Berhafteter kann weiter ingehalten werden, wenn er hinlängliche 
het leiſtet, in allen Fällen, wo das Gefeg unter Bürgfchaft frei zu bleiben 


2 27. Riemand Bann in bem Falle, da feine Verhaftung. durch das Gefeh ver⸗ 
“t wird, anderswo hingeführt, oder in Verwahrung gebracht werben, als in- bie 
DStwoͤtig und Öffentlich zu Verhaft s⸗, Ju ſtiz⸗ oder Gefängnifhäufern 
amten Orte. et 
223, Kein Wächter oder Stochmeifter kann irgend Jemanden Aufnehmen ober 
‚ els kraft eines Verhaftbefehls, nach den in den Artikeln 222 und 228 
Eſchriebenen Formen, einer Verfügung zur Leibeshaft, eines Anklagedecrets oder 
Urtheild auf Gefängnißftrafe oder correctionelle Einfperrung , wovon der ‚Ein: 
in fein Regiftee gefchehen muß: © | — 
223. Jeder Wächter oder Stodmeifter tft gehalten, ohne daß irgend ein Be⸗ 
"H im bavon freifprechen Tönnte; bie verhaftete — dem Eivilbeamten, der bie 
ei bet Berhaftspaufes unter ſich hat, fo ft, als dieſer Beamte es forbern 
‚"barzuftellen. wir“ 6 Is oh B, Ha Zr 20 j 
SO. Die Darftellung der verhafteten Per fon Tann deren Verwand⸗ 


48 Frankreich. 


Die Richter diefes Gerichts Finnen immeh'wieber erwähtt: werben. 

260, Geber Richter bes Caſſationsgerichts hat einen Suppieant en, d 
nämliche Wahlverſammlung ernennt. 

261. Jedem Caſſationsgerichte ift ein Sommiffair und Subſtitut zuge 
die das Vollziehungsdirectorium ernennt und abſetzen kann. 

Dad Vollzichungsdirectorium zeigt’ dem; Caſſationsgerichte durch 
Commiſſair, doch ohne Rachtheil des Rechts ber: intereſſirten Parteien; die 
lungen an, wodurch die Richter ihre Gewalt uͤberſchritten haben. 27 

263. Das; Gericht vernichtet‘ -diefe Handlungen, und wenn darunter ein 
verbrechen vormwaltet; fo wird die Sache dem gefepgebenden Körper angezeigt 
cher ‚das Anllagedecret giebt, nachdem er zuvor die Beſchuldigten angehoͤr 
vorgefordert hat. 

264. Der gefeggebenbe Körper. ‚tann bie Urtheile bes Gaffationsgericht: 
vernichten, wohl aber bie Richter, die ſich eines ——— Ihuldig ge 
perſoͤnlich vor Gericht belangen. —A — — 


Daher guſtuteß 

265. Ge biſteht cin „sober Suftizbof, um oe bie" Van den geſet 
ben, Körper angenom — —J gegen. ſeine eigenen Mitgliede 
gegen-die bes Vollzie — ums zu erkennen. 

266. Der hohe Juſtizhof beſteht aus 5 Richtern und 2 Nationalankl 
welche aus dem Egſſationsgerichte genommen werben, und aus me. 
welche — Wahlerfommlungen der -Drpartemente ernennen, - 

7, Der hobe Juſtizhof wird nur Eraft eines Kufrufs des Heſete 

Körpers, ben der Rath der Fünfhundert verfaßt und bekannt macht, erriätt 

268. Er ‘bilder fich und hält feine -Sigungen an dem Drte, ber in bi 
kanntmachung des: Raths der Fünfhundert. dazu beſtimmt iſt. 

Dieſer Dre kann. von. dem, wo der 'gefrggubende, ‚Körper. feinen eis bat, 

unter 12 Myriameter (24 mittlere Meilen) entfernt feyn. - 
„269. Wenn: der geſetzgebende Körper- die Errichtung, des, hohen Juſt⸗ 
verkündet hat; ſo zieht das Caſſationsgericht durch das Loos, 15, ſeiner Mit, 
in einer oͤffentlichen Sitzung aus. Es ernennt hierauf in ber, naͤmlichen S 
durch geheimes Stimmenſammeln, .5 von dieſen 15; die auf ſolche ‚Art ern: 
Richter ſind die Richter des hohen Juſtizhofs; ſie waͤhlen unter ſich 
Praͤſidenten. 

270. Das Caſſationsgericht — in, der naͤmlichen Sitzung, durch ge 
Stimmenſammeln, nach abſoluter Mehrheit, zwei feiner Mitglieder, um bi 
— — die Stelle der — 3z— zu verfehen. 

e Anftageacten werben durch den Rath der Fuͤnfhundert veı 

54, Die‘ Wahlverfammlungen jedes- Departements‘ ernennen alle Jahre 
— für den hohen Juſtizhof. 

273. Das Vollzichungsdfteetoriurk' laßt, einen Monat nach dem Zeit 
v Baatlen, die Liſte der ‚für den hoben Juſtizhof ernannten Geſchworenen 


‚und bekannt N — 
Neunter Titel. 


— WVon der bewaffneten Macht. 


era. Die. bewaffnete Macht iſt eingefegt, um: ben Staat gegen bi 
wärtigen Beinde zu fhüsen, und im Innern die Erhaltung der Ruhe u 
Vollzug der Geſetze zu fihern. 
275. Die Öffentlihe Macht ift weſentlich geboren; fein bewi 
Eorps kann berathfchlagen. 
276. Sie ift in ſtil lltegende ee und in bienftleij 
Nationalgarbe abgetheilt. 


Bon der flilffiegenden Nationalgarde. 


: 277. Die flitltiegende Nationalgarde befteht aus allen Bürge 
a welche im Stande find, Waffen zu tragen, 
Ihre Or ganiſation und Disciplin find durch die ganze R 

bie —— fie ſind durch das Gefeg beſtimmt. 

279. Kein Franzoſe kann Bürgerrechte: —8 wenn er nicht in bil 
derftiufiegenden Nationalgarde eingeſchrieben 

280: Rangotdnung und Bess eimation, ‚haben. dabei nur ind 
bes Dienftes und während feiner Dauer flatt. H 


Dritte Verfaſſung vom 23. Sept. 1795. 49 
231. Die Dfficere ber flillliegenden Nationalgarbe werben von ben Bürgern, 


soraud folde beſteht, blos auf eine Zeitlang erwählt, und koͤnnen nur nad) einer _ 


Seilhemit wieder erwählt werden. 

3 Das Commando der Nationalgarbe eines ganzen Departe: 
ments iana niht Einem Bürger fortdauernd übertragen werben. . 

83, Benn es für nöthig geachtet wird, die ganze Nationalgarbe eines De: 
wrementd zu verfammeln; jo kann das Bollziehungsdirectorium einen einftweiligen 
mmendanten ernennen. 

23, Dad Commando ber ftillliegenden Nationalgarde, in ciner Stadt 
100,000 Einwohner und darüber, kann nicht fortbauernd Einem Bürs 
x antırtrauf werben. 


Bon der bienftleiftenden Nationalgarbde, 


8, Die Republik unterhält, felbft in Briedenszeiten, unter bem Namen von , 
leitesader Rationalgarde, eine Land: und Seearmee in ihrem 


6. Die Armee wird durch freiwilliges Eintreten in biefelbe, und erforberlis 
vn Raile auf die, von dem Geſetz beftimmte, Art errichtet. 

87, Kein Fremder, der nicht die Rechte eines franzöfifchen Bürgers er: 
zut bat, Tann in die franzöfifchen Deere aufgenommen werden, er habe denn 
som eher mehrere Keldzüge für die Gründung der Republik mitgefochten. 

3 Die Gommandanten oder hödjften Anführer zu Land und zur See 
a ar im Falle eines Krieges ernannt; fie erhalten von dem Bollsiejungsdt- 
u Kommiffionen, die nah Willtühr widerrufen werden können. Die 
Dar Naher Commiſſionen ſchraͤnkt fih auf einen Feldzug ein; aber fie koͤnnen 


must werben. 

3 Du Generalcommandbo ber Deere ber Republik darf nicht 
“2 Higen Menfchen anvertraut werben. | 

0, Die Sande und Seearmee ift in Betreff der Disciplin, der Form 
r Brfheile, und ber Befhaffenheit der Strafen, befondern Gefesen 


SH, Kein Theil der ftillliegenden, fo wie ber bienftleiftenden Nationalgarbe 
»as den innern Dienft der Republik betrifft, anders als auf fchriftliche Auf: 
ber bürgerlichen Gewalt, in den burch dad Gefeg vorgefchriebenen or: 


Ruf . 


ie öffentliche Macht kann von den bürgerlichen Gewalten nur im Um⸗ 
Gebietes aufgefordert werden; fie kann ſich nicht von einem Canton in 
begeben, ohne Bevollmaͤchtigung von der Departementsvermwaltung, noch 
Departement in das andere, ohne bie Befehle des Vollzichungsdirectos 


Der gefehgebende Körper beftimmt jedoch bie Mittel, durch bie öffent: 
Rebt die Vollziehung ber Urtheile und die Verfolgung ber Angeklagten bur 
gaze Franzöfifche Gebiet zu fichern. 
A Im Fall unmittelbar drohender Gefahr. Fann die Municipalverwaltung 
Eintens die Rationalgarde ber benachbarten Gantone auffordern. In diefem 
Er fomohl die Verwaltung, welche aufgefordert hat, als die Anführer ber 
| ‚ welche aufgefordert worden find, gehalten, in dem nämlidhen Aus 
St ber Departementöverwaltung davon Nachricht zu geben. 

26, Kein fremdes Truppencorps fann in das franzöfifche Gebeit ges 
zeiben, ohne vorgängige Bewilligung des gefeggebenden Körpers. 


Behnter Titel, 


Deffentliher Unterricht. 
©, Es find in der Republik Primairfhulen, worin bie Böglinge leſen, 
, 
= 


x 
Ei 


i = 


“di 


a 


M 


die Anfangsgründe des NRechnens und ber Moral lernen; die Republik 
bie Wohnungskoften der Lehrer, welche diefen Schulen vorfichen. 






=, 88 ift, für die ganze Republif, ein Nationalinftitut, weldem 
iR, Entdedungen zu fammeln, die Künfte und Wifjenfchaften zu ver 


“ Die verfchiebenen Anſtalten fuͤr den öffentlichen Unterricht haben unter 
——— von Unterordnung oder — 


Es find, in ben verſchiebenen Theilen der Republik, Höhere Schulen 
atern, in ſolcher Anzahl, daß wenigſtens Eine für zwei Departemente iſt. 


— 


oo Frankreich. 


300. Die Bürger haben das Recht, beſondere Erziehungs-⸗ und U 
terrihtsamitalten, fo wie freie Gefellfhaften, um gu ben Fortfchriti 
der Wiffenfchaften und Künfte beizutragen, zu errichten. u “= 

301. Es werden Nationalfefte angeorbnet werben, um den Bruberjl 
unter den Bürgern zu unterhalten, und fie an die Berfaffung, das Vaterland, ı 


die Geſetze feftzulnüpfen. 
Eilfter Titel. 


Finanzen. Steuern. 


802. Die dffentliden Eteuern werben jebes Jahr durch ben gefet 
benden Körper verhandelt und feftgefegt. Ihm allein kommt es zu, dergleichen 
zulegen; fie Eönnen nicht über ein Jahr lang beftchen, wenn fie nicht ausbrüd 
erneuert worden find. | 

Der gefeggebende Körper Tann jede Art von Steuer, bie er 
nothwendig erachtet, einführen; aber er muß jedes Jahr eine Grund: und ı 
a anlegen. | 

04. Jedes Individuum, ‚welches nicht in dem Falle der Art. 12 und 13. 
Verfaffung, und nit in der Rolle der directen Steuern begriffen ift, bat | 
Recht, fih vor der Municipalverwaltung feiner Gemginde zu ſtellen, und ſich 
felbft zu einer Perfonalfteuer einfchreiben zu laffen, die dem Localwwerthe von, 3X 
lohnen $eldarbeit gleich ift. | 

805. Die im vorftehenden Artikel gedachte Einfchreibung Tann nur im Mo 
Meffidor jedes Jahres gefchehen. 

306. Die Steuern aller Art werben unter alle Steuerbare nach dem Verh 
niß ihres Vermögens vertheilt. 

507. Das PVollziehungsbirectorium leitet und wacht über dad Erbeben ı 
bie Ablieferung ber Steuern, und ertheilt zu dem Ende alle nöthige Befehle. 

308. Die detaillirten Rechnungen über die Ausgaben der Minifter werden, | 
re unterzeichnet und beftätigt, im Anfange jedes Jahres Öffentlich befannt 
macht. 

Gleiche Bewandtniß bat es mit den Rechnungen der Einnahmen ber verfc 
benen Steuern und aller oͤffentlichen Einkünfte. — 

Die Rechnungen dieſer Ausgaben und Einnahmen wer 
ihrer Ratur nach unterſchieden; ſie enthalten die Jahr fuͤr Jahr in jedem Th 
der allgemeinen Verwaltung bezogenen und ausgegebenen Summen. 

310. Auf gleiche Weiſe werden auch die Rechnungen der beſondern Ausaa 
der Departemente, und welche auf die Gerichte, auf die Verwaltungen, auf 
Fortſchritte der Wiffenfchaften, auf alle Öffentliche Arbeiten und Anftalten Br 
baben , Öffentlicdy bekannt gemacht. 

311. Die Departementsverwaltungen und Wunicipalitäten koͤnnen feine 1 
lage machen, welche ſich über bie durch das geieggebende Corps beitimmten &ı 
men erftredt, noch, ohne von bemfelben dazu bevollmädtigt zu feyn, irgend 
Localanlehn auf bie Bürger des Departements, der Gemeinde, oder bed Canto 
verhandeln oder erlauben. 

812. Dem gefeggebenden Körper allein kommt das Recht zu, bie Verfertig: 
und in Umlauffegung aller Arten von Münzen anzuordnen, deren Werth ı 
Gewicht, und deren Stempel zu beftimmen. 

313. Das Directorium hat bie Oberaufſicht Über die Verfertigung ber M 
in und ernennt die Beamten, welche die unmittelbare Ausübung dieſer Auff 

aben. | 
v 314. Der gelengebene Körper beftimmt die Steuern der Koloniecr 
und ihre Dandelsverhältniffe mit dem Mutterftaate. 


Nationalfhagamt und Rechnungswefen. 


815. Es find 5 Eommiffaire des Nationalfhapamtes, bie ber R 
ber — nach einer ihm vom Rath ber Fuͤnfhundert vorgelegten dreifachen € 
t 


wählt. 

816. Die Dauer ihrer Amtsverrichtungen ift 5 Jahre; einer unter ih: 
wird alle Jahre erneuert, und. kann ohne Zwiſchenzeit und immer wieder erw. 
werden. 

317. Den Gommijfairen des Nationalfhasgamtes liegt ob: die Auffihe ıı 
die Einnahme aller m, zu führen; die Verwendung der Gelder und 
Bahlung aller Öffentlichen Ausgäben anzuordnen, die ber gefepgebende Körper bur: 


Dritte Verfaffung.vom 23. Sept. 1795. 51 


Ist; it dem Einnehmer der birecten Steuern jebes Departiments, mit den ver- 
iedenen Berwaltungen der Rationaleinkünfte, und. mit den Bahlmeiftern in den 
Departementen eine ofine Rechnung über Ausgabe und Einnahme zu halten; mit 
va aibahten Einnchmern und Zahlmeiftern, und mit den Verwaltungen, die noͤ⸗ 
diee Borrefpondenz zu umterhalten, um die genaue und regelmäßige Einlicferung 
fr Gelder zu verfichern. | 

313. Sie können, ohne fid eines Amtsverbrechens ſchuldig zu machen, nichts 
wssahlen laffen, als kraft: 

1) eines Schluſſes des gefeggebenden Körpers, und bis auf den Belauf der von 

bemfelben für’ jeden Gegenftand bdeeretirten Summen; 

2) einer Entſcheidung des Directoriums z 

3) der Unterfchrift des Minifters, der die Ausgabe anorbnet. 

319. Sie können auch, ohne ſich eines Amtsverbrechens ſchuldig zu machen, 

kin Zahlung genehmigen, wenn der durch den Minifter, in defien Behörde dieſe 
It don Ausgaben einfchlägt, umterzeichwete Befehl nicht das Datum, fowohl der 
Eetiäeidung des Vollziehungsdirectoriums, als der Gchlüffe des gefeggebenden Kör: 
pres, weiche die Zahlung geftatten, enthält. -- 
3%. Die Einncehmer der directen Steuern in jebem Departement, die ver 
Sebenn Rationalverwaltungen, und die Bahlmeifter in den Departementen, über: 
sta 5 Rechnungen dem Rationalfhagamtez das Schatzamt unterfucht und be: 
# 

a, Es find 5 Eommiffeire des Nationalrehnungsmwefens, bie 
bard der gefeggebenden Körper zu den nämlichen Epochen und nad) den nämlichen 
Germea ud Bedingungen, wie die Gommiffaire des Schagamtes, gewählt werden. 
2 Die allgemeine Rechnung der Einnahmen und Ausgaben der Republif, 
sah Die befondern Rechnungen und Belegfchriften unterftügt, wird durch die Com— 
“Furt des Schagamtes den Commiſſarien des Rechnungswefens vorgelegt, welche 
se xaterſuchen und beftätigen. . 

33. Die Sommiffaire des Rechnungswefens geben dem gefeggebenden Körper 
Ericht von ben Mißbraͤuchen, Verumtreuungen, und allen Fällen von Berant: 
ichteit, die fie in dem Laufe ihrer Gefchäfte entdeden; fie ſchlagen ihrer Seits 
% hm Bertheile der Republik angemeffenen Maaßregeln vor. 

324. Das Refultat der durch die Sommiffaire des Rechnungsweſens beftätigten 

en wird gedruckt und Öffentlich befannt gemadıt. 
, Die Gommifjaire, fowohl des Nationalſchatzamtes, als des Rechnungs: 
—* tionen nur durch den geſetzgebenden Körper ſuspendirt oder abgeſetzt 


Dr 


— 


* 


Urin, waͤhrend der Vertagung des geſetzgebenden Körpers, kann das Voll⸗ 

ium bie Commiſſaire des Nationalſchatamtes, jedoch hoͤchſtens zwei 

Bir Zehhl, und unter Bedingung, beiden Räthen des geſetgebenden Körpers, fos 

fe wieder ihre Sigungen halten, bavon Bericht zu erftatten, fuspendiren und 
Ferch erfegen. 


Zwölfter Titel. 
Auswärtige VBerhältniffe. 


SE. Der Krieg kann nicht anders befc;loffen werden, als durch ein Decret 
"9 gefehgebenden Körpers, auf ben förmlihen und nothwendigen Vorſchlag des 
yangebirectoriums. 
' 37. Die zwei gefesgebenden Räthe bewirken mit einander, in den gewöhnlis 
In Kormen, das Decret, wodurch der Krieg entfchieden wird. 
Im Falle bevorftehender oder angefangener Feindfeligkeiten, Drohungen, 
%= Kriegsrüftungen gegen bie franzöfiihe Republik, ift das Vollzichungsbircctos 
I sehalten, zur VBertheidigung des Staats bie in feiner Gewalt ftchenden Mittel 
Korzenden, unter Verpflichtung, den gefehgebenden Körper ohne Verzug bavon zu 


n. 

Es kann fogar, in biefem Kalle, die Vermehrung der Macht und die neuen, 
m ter ——— Gewalt zu treffenden Verfügungen anzeigen, welche die Um: 
ie tönnten. 
"=. Das Directorium allein Tann auswärtige politifdhe Ber- 

Äffe unterhalten, Unterhandlungen betreiben, die Land: und See— 
it, To wie es foldyes für dienlich erachtet, vertheilen, und im Fall eines Krie⸗ 
Leitung beftimmen. I 
Es iſt berechtigt, Präliminarübereinlünfte, ne Baf: 
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fenftillftände (armistices), Neutzalitätserflärungen? zu ſchli 
kann au geheime Conventionen eingehen. 

331. Das — — ſchueßt mit den auswärtigen wid 
unterzeichnet, ober läßt unterzeichnen alle Friedens-, Allianz, lang 
fenftillftandstractaten (ireves), Neutralitaͤts⸗, Handels⸗ und andere 
die es dem Wohle des Staates fuͤr noͤthig erachtet. 

Diefe Tractaten und Verträge werden im Namen der franzoͤſiſchen 
durch die diplomatifhen Agenten, welde das Vollziehungedirtetorin 
‚ und mit Weiſungen ver ſieht, unterhandelt. 

Sn dem Falle, daß cin. Tractat geheime Artikel in ſich ſch 
nen die Verfuͤgungen dieſer Artikel nicht die offenen Artikel aufheben; 1 
einige Veräußerung bes Gebietes der Republik enthalten. 

333. Die Zractaten find nicht eher gültig, als nachdem fie buch 
gebenden Körper unterfucht und genehmiget worden find; doch Können 
men Bedingungen in bem naͤmlichen Yugenbli ihren einjtweiligen Vollzu 
ba fie we das Directorium abgeſchloſſen worden find. 

334. Weber der eine, noch der andere gefeßgebenbe Rath verhandelt 
und. Frieden anders, als in allgemeinem Ausſchuſſe. 

Die Auslaͤnder, ſie moͤgen ſich in Frankreich niedergel⸗ 
oder nicht, beerben ihre Verwandten, fie ſeyen Fremde ober Franzoſ— 
nen Gontracte fliegen, in Frankreich gelegene Güter anlaufen, annı 
darüber., si b den franzöfl ifchen Bürgern, auf:alle den Gefegen- aach 


verfuͤgen. 
ODreizehnter Titel 
Reviſion der Verfaſſung. 


886, Wenn bie Erfahrung die Nachtheile einiger Artikel der Verf 
ſollte; ſo ſchlaͤgt der Rath der Alten deren Reviſion vor. 

- 387. Der Borfchlag des Raths der Alten iſt, in dieſem dalle, 
gung des Raths der Fuͤnfhundert unterworfen. 

338. Wenn, in einem Zeitraume von 9 Jahren, der Vorſchla 
ber Alten, durch den Rath der Fuͤnfhundert genehmigt, zu drei verſe 
puncten, deren einer von dem anden wenigſtens 3 Jahre enffernt feyn 
worben ift; fo wird eine Revifionsperfammlung zufammengeru! 

Diefe Verfammlung wirb aus zwei Gliedern jedes: Depar 
det, die alle auf die nÄämliche Art, wie die Gtieder des gefeßgebenden 
wählt werden, und gleiche Bedingungen, wie bie für den Kath der ] 
ten, in- fi vereinigen. 

+ 340; Der Rath ber Alten beftimmt, für. die Zufammenfunft 
verfammlung, einen Ort, ber zn 20 Nyriameter von dem er 
der geſetzgebende Koͤrper ſeinen Sitz hat. 

341. Die Reviſionsverſammlung hat das Necht, den Ort ihr 
zu veraͤndern, indem ſie jedoch die im vorhergehenden Artikel vorge 
fernung beobachtet. 

842, Die Reviſi onsverfammlumg übt durchaus keine gefeggebenv 
rungsverrichtungen aus; fie ſchraͤnkt ſich lediglich auf die Revifior 
den gefeggebenden Körper bezeichneten Verfaffungsartikel ein. Ä 

345. Alle Artikel der Verfaffung, ohne Ausnahme, behalten 
Lange die durch die Kevifionsverfammlung vorgefchlagenen Veraͤnderun 
das Volk angenommen worden find, 

344, Die Glieder ber Revifionsverfammlung berathfchlagen in 

345. Die Bürger, welche in dem Augenblide, wo eine Revifiı 
zufammengerufen wird, Mitglieder des gefeggebenden Körpers find, 
Mitgliedern jener Verfammlang gewählt werden. 

Die Revifionsverfammlung fhidt den Entwurf der von 
Veränderungen unmittelbar an die Urverfammlungen. 

Sie ift aufgelöfet, fobalb der Entwurf ſolchen quaeehicke worb 

847. ‘In keinem Falle kann die Dauer der Revilionsprrfamı 
3 Monate erftreden. 

‚ 348. Die Mitglieder der Revifionsverfammlung fönnen über i 
ihren Amtsverrichtungen gefagt oder gefchrieben haben, zu Feiner } 
—— gezogen, angeklagt oder gerichtet werden. 

Während der Dauer dieſer Amtsverrichtungen koͤnnen fie nicht 


-— 
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zogen werden; es fen denn burch eine Entfheidung der Mitglieder ber Revifiond: 
RT i \ ; 


343, Die Revifionsuerfammlung wohnt Feiner‘ Öffentlichen -Gevemonie beiz ihre 
—— erhalten bie nämlihe Schabloshaltung, wie bie Mitglieder des geſetzge⸗ 


E50. Die Revifionsverfammlung hat das Recht, in der Gemeinde ‚ 100 fie 
ze Ei Hat, die Polizei auszwäben, oder ausüben zu: laſſen. 


Bierzehnter Kiiel,. 
Augemeine Verfügungen. 


31. Es giebt unter den Bürgern Feine andere Art von Obern, als die. öf- 
keligen Beamten, und nur: in Rüdficht. auf: di ung ihrer Aemter. 

32, Das Geſetz — —— Seluͤbde, noch irgend eine ans 
u em natürlichen Rechten des Menſchen widerſtreitende Verpflichtung. 

33. Ricmand kann gehindert werden, feine. Gedanken. zu fagen, zu 
(ärtiben, zu drucken und bekannt zu mahen ‘ a * 
. De Ehriften fönnen,. vor ihrer Öffentlichen Bekanntmachung, Feinerlei 
Stafus unterworfen werden, OO 4 

Remand kann für das, was er’ gefchrieben oder herausgegeben hat, verant: 
ig fopn, als in den durch das Geſetz beſtimmtes Faͤlen. 

4 Riemaud kann gehindert werden, den Gottesdienft, den er ſich er: 
=&t hat, auszuuͤben, wenn er fich den Geſetzen gemäß verhaͤt. 

‚Remanb kann gezwungen werden, zu den Koſten irgend eines Gottesdienſtes 
\ Die Republif bezahlt Keinen, derfelben. 2. Le 

', 8 giebt weht Privitegiuk, noh Mei erfchaͤft, noch Zunft, 
26 Jänung der Handwerker, noch Einfhränfung. ber AH ES 
ii Sahdele, und ber Kuslbung ÄtE: Gewerbſamkeit und def Künfte aller Art. 

Shrs verbietende Geſetz diefer Mit, wenn die Umftände es nöthig machen, ift 
ih als einſtweilig aͤnzuſehen, und’ Hat hoͤchſtens hur ein Jahr lang Kraft, 
sus #8 nicht förmlich erneuert wich, a ee ») 

35, Das Gefes wacht, befonders Über die Gewerbe, welde *8 auf 
kiffenttichen Sitten, die Sicherheit und Gefundheit der Bürger 
lea; aber.die Zulaffung zur. Ausübung, folder Gewrerbe kann von Feiner Geld⸗ 


tung, obhängen. - an 

7. Das Gcfeg muß für die Belohnung der Erfinder, oder für die 
Ghsltung bes ‚ausfhließenden, Eigenthums ihrer Entdedungen 
Börzeugmifie forgen. © u 

8, Die Berfoffung gewaͤhrleiſtet die Unverlesbäarfeit alles Eigen: 
ins, ober billige Entfhädtaung für das, deſſen Aufopfering die gefeglich bes 
x Bfentliche. Rothwendigkeit geforäet, VA ER | 

59, Das Haus jedes Bürgers ift ein nuetfegbarer Zufluchtsort. Waͤh⸗ 
= br Racht Hat Niemand das" Nicht, hineinzugehen, als im Kalle von Branb, 
eth, oder ‚einer aus dem Innern des dufes Fommenden Aufforderung. 
lage fanıı man darin die Befehle der eDIaetiesen Taciplei vollgichen. 

Lim Hausfuhung kann geſchehen, als kraft eines Gefeges, und nur in 
Sf der Perſon öder des Gegenftandes, die in der Ache, welche die Hausfuchung 
Sat, ausbrüflich beztichnek. find. 0 en I; 
— kann keine Körſberfchaft, noch Fuſammentretung errichtet 
rd die ber oͤffentlichen Ordnung zum 

— —— 


vider i | 
tammfıund bon Bürgern Talh ſich ale Volksgefellſchaft 
EL Bein fönders, Beft aft, "bie th mik polttifhen Gegen 
ehe befgäftigt, Bann lit. gend. einer andern correſpondiren, noch ſich mit 
em verbrübern,, noch öffentliche Sipunden hatten, die: aus Gefelfchaftern und 
wnenden, welche von einander unterſchieden find, beftehen, noch Bedingungen 
ſaahme und Wählbarkeit anordnen, noch ſich das Recht der Ausfchlichung 
et no ihren Mitgliedern irgend ein aͤußeres Zeichen ihrer Verbindung 
“2 lofem. — 
358, Die Bürger koͤnnen ihre politifhen Rechte nur in ben Ur- oder 
harinbenerfammlungen ausüben. 
4, Alen Bürgern fteht frei, den oͤffentlichen Gewalten Petitionen zu 
eben, aber fie müffen nur von Einzelnen (individuell) gemacht werben; 
= mehandene Gefelfhaft Kann dergleichen in ihrem Gefammtnamen (collectiv) 
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vortragen, außer die beftehenben Obrigkeiten, und auch dieſe nur uͤber Gegenſtaͤn 
welche fie, als ſolche, betreffen. 

* Petitionaire duͤrfen nie die ben beſtehenden Obrigkeiten ſchuldige Ehrfu 
vergeſſen⸗ | | | | 

865. Jede bewaffnete Zufammenrottung ift Antaftung der Berfaffu 
fie muß auf der Etelle durch die bewaffnete Macht gerftreut werben. 

366. Jede nicht bewaffnete Zufammenrottung muß gleihfalls 
freut werben, erft durch wörtlichen Befehl, und, wenn es nöthig ift, durch 
Anwendung ber bewaffnetn Macht. 1322* 

367. Mehrere vorgeſetzte Behoͤrden koͤnnen ſich nie vereinigen, um gen 
ſchaftlich zu verhandeln; keine von einer ſolchen Vereinigung ausgegangene 
kann vollzogen werden. — | 

368. Niemand kann unterfheidende Zeichen tragen, bie an vorr 
verwaltete Aemter oder geleiftete Dienfte erinnern. ° ——— 

369. Die Mitglieder des geſetzgebenden Körpers und alle oͤffentliche We: 
fragen, bei ihren Amtsverrichtungen, das Coftüme, oder das Zeichen der Gen 
womit fie bekleidet find; das Gefeh beftimmt deffen Form. re 

370. Kein Bürger ann, ganz, ober zum Theil, auf die Schadloſshalt; 
ober . alt Verzicht thun, ber ihm, wegen feines Amtes, burd das € 
angewiefen Sn Be 

71. In der Repubtit it einerlet Maas und Gewicht. * 
72. Die franzdfifhe Zeitrehnung fängt mit dem 2lften Septer 
1792, dem Tage der Gründung der Republik, an.‘ nn. —— 

378 Die franzoͤſiſche Natlon erklaͤrt, daß fie in keinem Falle tie Zur 
>. ber Franzoſen dulden wirb, bie ihr Vaterland fett. dem 15 
Jull 1789 verlaffen haben, und nicht in’ den. Ausnahmen beariffen j 
welche die Gefege gegen bie Ausgewanderten, chthaltenz fie, verbietet dem gef 
benden Körper, diesfalls neue Ausnahmen aufzuftellen. ©. N... N, 

Die Güter der Ausgewanderten find unwiderruflich zum Vortheil 
Republik eingezogen. 5 — - ee 

374. Die franzöfifhe Nation erklärt auf gleiche Weife, ald Buͤrgſchaft 
öffentlichen Credits, dab, nach einer gefeglichen Zuerfennung von National 
tern, welches immer. deren. Urfprung feyu mag, der geſezmaͤßige Erwerber 
aus bem Beſitz berfelben gefegt werden kann; Mit Vorbehalt für den dritten 
———— „ dafern folder. gegruͤndet iſt, aus. dem Nationalſchatz eutſcho 
zu werden. nz . 

375, Keine der durch die Verfaffung eingefeäten Gewalten hat das Recht, 
in ihrem Ganzen, nor in irgend cinem ihrer Theile zu ändern, die Aende 

en ausgenommen, welche duch die Reviſion, den Verfügungen be& dreizeh 

iteld gemäß, gemacht iverden koͤnnten. © A | 

76. Die Bürger werben. unaufhoͤrlich ringebenf feyn, daß vorzüglich von 
Weisheit ber Wahlen in ben Ut: und Wahlverſammlungen, die De 
Erhaltung und Blüthe der Republit abhängt, — . ,.. en en 

877. Das franzöfifcge, Volk übergicht die Aufbewahrung ber geptnmäri 
Verfaſſung der Treue des geſesgebenden Körpers, des Vollziehungspdirecorii 
der Verwalter und ber akt der Wachſamkeit der Hauspäter, den Gatti 
und den Müttern, ber Liebe der jungen Bürger, dem Muthe aller‘ Franzoſen. 

Durch die Volkörepräfentanten, welche bie Aufſicht über dic Protocolle hi 


durchgefehen. u . ee 
' Maltrgeiäuetz Eehanık, Eniihuuft,. 


Mit dem Driginal verglichen durch uns, den Praͤſidenten und. bie Seeri 
des Nationalconventd. Paris, Ai FRA. Yan im beiten Sad 
franzoͤſiſchen Republik (22ften Auguft 1795). 0:00. 5 


Unterzeichnet : M. J. Chenier Praͤſſdent. nr | 
© Deraſey, Soulignac, Bernier, Laurencot, De 
Quirot, Gecretaire. L 
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Die zuerſt gewählten Mitglieder des Directoriums waren: Barras, 
areveillegestepeaur, Rewbel, Letourneur und Carnot. Der 
«stgenamnte beſchaͤftigte ſich ausſchließend mit den militairiſchen Planen, 
oeiche „Bonaparte in Stalien und Moresu im füblichen Teutſchland im 
ahre 1796 ausführten, waͤhrend Jourdan in Mittelteutſchland geſchlagen 
ard; das Ergebniß dieſes Krieges war det Friede mit Deſtreich zu Campo 
emio am 17. Det. 1797. Durchs Loos war am 20. Mai 1797 Le: 
umeur, nach den Beflimmungen der Verfaffung, aud dem Directorium 
meten, und Barthelemy an. feine Stelle gefommen. In bie beiden 
mmern des gefeßgebenden Corps war ein neues Drittheil, gewählt 
den Umerfarumlungen,. eingefreten. Die ſchon früher vorhandene, und 
ch die Verfaſſung felbft veranlaßte, Spaltung zwiſchen dem Rathe der 
ünffumdert und bem Rathe der Alten ward gefteigert, befonders feit der 
ach der Alten den Gefegeövorfchlag des Rathes der Fünfhundert ver: 
‚fen hatte, nach welchem das, Ditectorium in’ dringenden Fällen An: 
Era zu machen berechtigt feyn follte. Im Directorium felbft gab es 
= gemäßigte Partei, welche aus Carnot und Barthelemy beftand, 
Yu don der ftürmifchen Majorität ihrer Gollegen durch den Gewaltftreich 
= 4 Sept. 1797 aus dem, Directorium geftoßen ward. Carnot 
“te fi durch die Flucht gerettet; Barthelemy warb nad Cayenne 
sartiet; das Directortum behauptete feit dieſer Zeit eine größere Gewalt, 
> ihm durch die Verfaffung zukam. 


Mein feine Verſchwendungen, feine Dictatur in Ktalien und. der 
Ebnseiz, die Erpebition nach Aegypten und feine Eroberungsſucht erbit- 
can das kaum einigermaaßen mit Frankreich) ausgefühnte Europa von 
am gegen die Republi. Schon waren neue Republifen in Rom und 
Supıl geftiftet, der König, von Sardinien Piemonts beraubt, und bie 
Salande, Genua und die Schweiz, nach Frankreichs Muſter, demo- 
wirt, ald ber neu eröffnete Krieg mit Deftreich und Rußland im Früh: 
= 4799 in Teutſchland und Italien für Frankreich eine ungünftige 
Setung nahm, . Diefe nachtheiligen Eriegerifchen Ereigniffe, an welchen 
* fähigen Ginftlinge des Directortumd, Scherer in Stalien und 
erden in Zeutfchland, den meiften Antheil hatten, wirkten folgen: 

I auf die innere Stimmung in Frankreich zuruͤck, und zeigten fich 
bei dem Ankampfe der beiden Raͤthe des geſetzgebenden Koͤrpers 
un das Directorium, als, durch die Wahlen des Jahres 1799, am 
Nei eine überwiegende Anzahl von Gegnern deffelben in die beiden Räthe 
=erreten war. Der verhaßte Rewbel mußte reſigniren; an feine Stelle 
St Sieyes. Doch bereit am-16. Juni 1799 erklärten fih, gegen 
Beſtimmungen der VBerfaflung, dad Directorium und bie beiden Räthe 

“permanent, wierohl ohne. günftige Wirkung auf die öffentliche 

“ang Da erfchien der aus Aegypten zurüdfehrende Bonaparte 

: frankreich am 15. Det. 1799. Im Einverſtaͤndniſſe mit Sieyes 
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ſtuͤrzte er am 18ten Bruͤmaire (9. Nod.) 1799 die bisherige Dir 
Frankreichs, und trat mit ihm und Roger Ducos zu einer pi 
fchen GConfularregierung an die Spibe bed -Staated, 

In diefer Zeit ward ber Entwurf einer neuen Verfaſſung b 
doch Eomnten Steyes ond Bonaparfg' über denſelben ſich n 
einigen. Der von Gieyes gemachte Entwurf ward befeitigt, 
vierte Verfaffung trat nach der Art und Weiſe ins keben wi 
parte ſie wollte. 

Der Verfaſſungsentwurf von Sieyes im Spätjahre 1m 
erft in neuefler Zeit, nach feinen allgemeinen Umriffen, von 
im zweiten Xheile feiner Geſchichte der franzöfifhen 9 
tion befannt gemacht. Nach diefem Verfaffungsentwürfe Toll 
reich in drei politifchen Abtheilungen beftehen: in. der Gemei 
Provinz (dem Departement), und dem Staate. \ede 
theilungen hatte ihre Berwaltungds und richterlichen Behoͤrden 
chiſcher Ordnung: erſtere die Municipalitaͤten und die Friedens 
wie die erſter Inſtanz; die zweite, die Volkspraͤfecturen und di 
tionsgerichte; die dritte, die Centralregierung und den Caſſation 
gab, um die verſchiedenen Aemter in der Gemeinde, im D 
oder im Staat bekleiden zu koͤnnen, drei Verzeichniſſe vo 
beln; diejenigen, die darauf ſtanden, waren blos vom Vol 
fchlag gebrachte Candidaten. 


Die vollziehende Gewalt beruhte in dem Proclamäate: 
teur, dem hoͤchſten Beamten, der nicht abgefegt, nicht zur 
tung gezogen werden Fonnte, und beauftradgt war, die Nation 
zu repräfentiren, und die Regierung zu bilden; dann in eiı 
fchlagenden Staatsrathe und einem verantwortlihden Minifte 
Prockamateur » Electeim waͤhlte, aus den Eandidatenverzeichnif 
von den Friedendgerichten an bis zum Gaffationshofe, Verwal 
vom Maire bis zu den Miniftern. Allein er felbft Eonnte ni 
der Staatörath hafte die Leitung, das Mimiſterium bie‘ au 
Gewalt. 

Die Geſetgebungbehoͤrde wich von der bis dahin dinger 
ab; fie war nicht mehr eine berathichlagende Verſammlung, 
zu dann Gerichtöhofe werden. Vor ihr vertheidigte der € 
im Namen der Regierung, und das Tribunat im Name 
jeder feine Anträge. Ihr Urtheil war. Geſetz. Sieyes hi 
fcheint, zum Zwecke, die gewaltfamen : Anmaaßungen der 
hemmen, und die Souverainetät zwar: in dem: Volke berul 
aber ihre Schranken in ihr felbft zu finden; dieſe Anficht 
verreidelten Einrichtung feiner politifchen Mafchine hervor. 
Zehntheil der ganzen Bevölkerung beftehenden Urverſammlu 
ten zu dem Gemeindeverzeichniß ber Candidaten. Ebenfe 
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same Wahleöllegien wählten aus dem Gemeindeverzeichniſſe das höhere 
Vergeichniß der Provinzialcandidaten ,: und! aus dieſem das Verzeichniß 
ber Nationaleandibaten. ' In allem‘, was die Regierung. betraf, beftand 
wehielfeitige 'Göntrole;: Der Proclamateur⸗Electeur nahm feine Beamten 
«5 den vom Volke vorgefchlagenen Candidaten, und das Bol konnte 
Ne Beaptten abſetzen, indem es fie nicht: auf den Verzeichniffen der Gans 
itaten beibehielt,“ von denen das erſte alle zwei Zahre; das zibeite alle 
ff Jahre und das dritte: alle?’ zehn Jahre erneuert ward. Aber bei 
Enennung der Tribunen und ber. Geſetzgeber, deren Amtsverrichtungen 
um volksthmlich waren, > hatte: der. Proclamateur⸗Electeur keinen Antheil. 
Um jedoch dieſer Behoͤrde ein Gegengewicht in ſich ſelbſt zu geben, 
dꝛante Sieyes Die Initiative und die Eroͤrterung des Geſetzes, die dem 
Zrtmat angehörten, von feiner- Annahme die der geſetzgebenden Behörde 
und. Allein außer dieſer Verſchiedenheit der Praͤrogative wurden auch 
hr geſekgebende Koͤrper und das Tibunat nicht auf gleiche Weiſe erwaͤhlt. 
du Tribunat ‚beftand- yon. Rechtswegen aus ben hundert erſten Gliedern 
wRationallifte, während der: geſetzgebende Körper: von den. Wahl: 
— unmittelbar gewählt ward. Da die Tribunen thätiger, populärer 
pn mußten; fo waren fie aufı Lebenszeit: ernannt, und durch ein fehr lang: 
ms Verfahren gebunden, damit. fie, nicht. in einem Augenblicke von Leis 
verihaft, und, wie man bisher in dem meiſten Verſammlungen gefehen 
‚te, mit Entwürfen zu Umſturz und mit Erbitterung and Amt gelan 
un möchten. :,Bei:der anderen. Verſammlung, der nur. eine ruhige und 
zigennügige Beurtheilung des Gefeges ‚oblag, fand nicht gleiche Gefahr 
ist; daher war ihre Wahl unmittsibar und ihre. Gewalt vorübergehend. 
Enttich beitand, als Schlußſtein aller übrigen Behörden, eine erhat- 
inte Körperichaft, die weder befehlen, noch handeln konnte, fondetn ledig: 
beſtimmt war, für das: regelmäßige Befichen des. Staates zu forgen. 
is war. dab. conftitutionelle, Geſchwornengericht, oder der 
Eteltungsfenat; er ſollte das: fin das politiſche Geſetz feyn,. was der 
leſationshof fur dad bürgerliche war. Dos Tribunat, oder der Staats⸗ 
rath, appellirten an ihn, wenn das Uriheil des geſetzgebenden Koͤrpers 
“ Verfaſſung nicht gemäß war, Er hatte außerdem die Befugnißein 
u ehrgeiziges ‚Regierungshaupt, ober. einen zu „populären Zribun in 
ie aufzunehmen, Durch dad Recht der Abſorption (des Einfaugen®), 
ıd als Senator konnte man. bein ‚anderes Anit mehr -befleiden. " Er 
sche auf folhe, Weiſe doppelt für das Wohl der Republik, dadurch, 
er das Grundgeſetz aufrecht - erhielt, und. haha. dat * die + Ser 
Ki gegen ben Fe fette. 


» * — [7 > 
u DE RE > 4 


Way st ga 





58 Frankreich. - 

Eine fo kuͤnſtliche und bloß theoretifch ausgeſponnene Mafchiner: 
des Staates, konnte dem kraͤftigen Willen. Bonaparte’ nicht zufager 
Es erfchien Daher am 43. Dec. 4799. die folgende. wierte Berfaflun: 
die am 25. Dec. in Wirkſamkeit — und am 18, ra; 1800 al 
vom 8 angenommen erklaͤrt ward. 


.d) Bierte, Berfaffung vom 13. Deu 1700. 


„Erfter Abſchnitt. — 


Bon * — des franzoͤſiſchen Bürderstchesi 
Art. 1. ‚Die. framgdfifche Republik iſt eins und untheilbar. : Ihr Gebiet i 
Garage — in Departemente und Gemeindebezirke a etheitt, 
eder in —S gebohtne und wohnhafte Mann, der volle 24 Yahı 
alt iſt, fih in das Bürgervergeichniß” feines Gemeindebezirkes : hat einſchreiben La 
fen, und auf dem Gebiete, der Republik rim Jahr lang gewohnt hat, ift franzöj 


f ex — 

Ein Auslaͤnder — franzoͤſiſcher Vuͤrger, ſobald er das. Alter von — 
—8* — erreicht hat, und — vr hen Erklaͤrung feinen Abſicht, jic 
*. —*2 niederlaſſen zu wollen, d ahre ununterbrochen gewopnt — 


* Die Eigenſchaft eined ——— Buͤrgers gedt — 


durch Natuyelifirumg im Ausiı Burn 
Durch Annahme von. Stellen "Iaprgelbern, bi von. einer auswärtige 
Er Regierung ttheit werden; D— 


durch Beitritt einer auslaͤndiſchen adrderlchaſe weiche. eigm Unterfehie‘ 
3 gn. DER Geburt vorausfest; 
vurch Veruͤrtheilung zu rperlichen 'unb- entehrenben Strafen. 

5. Die Ausübung bes franzoͤſiſchen Bürgerrechte wird badurcheinfkioeifen * 
— wenn. einer. Bankerott macht, ober unmittelbarer Erbnehmer einer ganze 
‚ober er Nachlaſſenſchaft eines Bankerottiers wird; 

— — —— — eg der zu dem Dienſte einer Perſon ode 


u er Recht, dur) Anklage oder Nichterfeheinung vor Gert: 
— — ndebegirke das Buͤrgerrecht ausüben zu koͤnnen, mu 
man — We Aufenthalt ſich das et daſelbſt erworben 
‚und es nicht eine ein —a Abweſenheit verloren haben 
7.Die Bürger eines Gemeindebezirkes beſtimmen durch ihre Wahl diejenige 
unter ihnen, weiche ſie am faͤhigſten zur öffentlichen Geſchaͤftsfuͤhrung ‚halten. Hier 
‚aus entſteht ein Namensverzeichniß von Bürgern, die -_ Öffentlihe Zufrauen be 
gen, welche dem 3 ntel der Anzahl aller derjenigen, bie das Stimmenrecht haben 
gleich. ſeyn mnh. Aus dieſem erſten Gemeindeverzeichniß muͤſſen die offentliche 
—* des Bart. genommen werben. 

Die in Gemneinbevergettnife inet Age genannten Bürge 
— —— den zehnten Theil aus Dapurch entſteht ei 
zweites, Zutrauen⸗ at Dorint Bee au bie reneiiden Br 

amten bes Departements genommen wer 
J Fr Die Hin! dem Departementalverzeichniß Aare we — — 
gus shren, PHiexaus en rittes eichniß vo ur 
„gern .“ a Department, Se iu zu Öffentlichen Rationatfetten waͤhlbar find. 
echt —*8* zu der Bildung eines der, in ber 
—* nn e —2 genannten, Verzeichniſſe mitzuwirken, werben ‚alle drei Jahr 
in Berufe um zur F ſetzung der Verſtorbenen, oder berjengen Mitgliede: 
Dee een er andern Urfache, ald wegen’ eines äffentihen Am 
En, — ab, 


11. Sie können zur nämlichen Zeit diejenigen von bem Berzeiniffe ausſtrei 
chen, deren Beibehaltung ihnen nicht gut duͤnkt, und ſie durch andere Buͤrger, wel 
che nun ihr groͤßeres Zutrauen genießen, erfegen. 

12. Niemand kann von einem Verzeichniffe ausgeftrichen werben, als burd 
abfolute (Eine Stimme mchr als bie Hälfte enthaltende) Stimmenmehrheit, der 
Bürger, bie dad Recht haben, zu ihrer Bildung mitzuwirken, 

13. Man wird nicht gerade dadurch von einem WBerzeichniffe der Waͤhl 
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barem aus geſtrichen, daß man. auf einem andern WVerzeichniffe, von einem nie⸗ 
derern oder böhern Grabe, nicht: beibehalten: wirb. 

14. Die Einſchreibung auf ‚ein Verzeichniß von Wählbaren ift nur in Anſe⸗ 
bung derjenigen Öffentlichen Aemter erforberlih, für welche diefes Bedingniß aus: 
nitich durch die Verfaſſung oder das Geſetz feſtgeſezt iſt. F 

Die Berzeichniſſe der Wäplbaren werben zum erſtenmale in dem neunten Jahre 


Die Bürger, welche bei ber erften Bildung ber öffentlichen Gewalten ernannt 


— machen einen nothwendigen Theil der erſten 6 der Waͤhlba⸗ 


Zweiter Abſchnitt. 
Vom Erhaltungsfenat. 


15. Der Erhaltungsſenat beſteht aus 80 Mitgliedern, die unabſetzbar und auf 
ibeaslang ernannt find; fie muͤſſen wenigſtens 40 Jahre alt ſeyn. 

Zur Bildung des Senats werden zuerſt 60 Mitglieder ernannt; dieſe werden, 
widrend des achten Jahres, auf 62, während des Iten auf 64, und fo ſtufenweiſe, 
derch Beifügung von zwei Mitgliedern in jedem der erften 10 Jahre, bis auf 80 


16, Die Ernennung zur Stelle. eines Senator geſchieht durch ben Senat, 
kr enter 3 Wählbaren wählt, wovon ber’ erfte vom Gefeggebungstörper, ber zweite 
sa Tribunat, der dritte vom erften Conſul vorgefchlagen wird. 

Er wählt nur unter zwei VBorgefchlagenen, wenn einer berfelben von zwelen 
kr drei vorfchlagenden Gewalten genannt ift. Er ift gehalten, denjenigen, ber zu: 
gib von allen dreien Gewalten vorgeſchlagen wird, anzunchmen, 

17, Der erfte Eonful, der feine Stelle verläßt, fey es, weil ber Zeitraum fei- 
zer Autts fühtung verftrichen ift, ober dutch Niederlegung bderfelben, wird mit vol: 
km Rebte und unbedingt Senator. u — 

Die beiden andern Gonfuln können, während des erſten Monats nach Verlauf 
isrer Imtsführung,, Platz im Senate nehmen; jedoch find ‘fie nicht verbunden, ſich 
dicſes Rechts zu bedienen, — nz | 

Sie haben Keinen Anſpruch ‚barauf, wenn fie ihr confularifches Amt durch frei: 
Mige Riederlegung verlaſſen. J a 

s 18, Ein Senator iſt auf immer für jede andere Öffentliche" Stelle un: 
zihlbar. REES FEIERN N a 

19, „Alte, Eraft des Iten Artikels, in den Departements gebildete Verzeichniſſe 
mifen dem Senate zugeſchickt werden; Aus ihnen beſteht das, Natlonalbverzeichniß. 

2. Er wählt aus diefem Verzeichniß die Geſeßggeber, dit Iris 
—* die Conſuln, Caſſations richter und die Re nungscommif: 
arien. —— — 

21. Er beftätigt oder vernichtet alle Verhandlungen, die ihm als ver: 
——* von dem Tribunate, ober von der Regierung angezeigt werden; die 
Berzeihaiffe der Wählbaren find unter biefen er handangen. mienriflen. 

2. Zu der Unterhaltung und ben Ausgaben des Senats’ find beftimmte Ges 
file liegender Rationgdomainen angewieſen z der jaͤhrliche Gehalt eines jeden ſeiner 
Srceder wird von dieſen Gefaͤllen beſtritten, und iſt dem’ Zwanzigtheil des Ge⸗ 
ats des erſtens Conſuls gleich (25,000 FtancsJ). 55 5 e 

3. Die Sigungen des Sengats find nicht öffentlich. - 

4. Die Bürger Siey es und Roger. Ducos, gegenwärtig außtretenbe 
Eorfuln, find, zu Mitgliebern des Erhaltungsfenats ernannt; fie haben fich mit dem 
Der ind ten Conſul, die durch gegentvärtige Verfäffung ernannt werben, zu 
verrinigen. Diefe 4 Bürger ernennen die Mehrheit des Senats, ber ſich in ber 
Felge feibft ergänzt, und zu den ihm anvertrauten Wahlen fchreitet. 

Dritter Abfhnitt. 
Von der gefeßgebenden Gewalt. Mu; 

35. Es follen feine neuen: Geſetze verfünbet werben, als wenn der Vorſchla 
‚va von der Regierung gemaht, dem Zribunate mitgetheilt, und 
mom Gefeggebungskörper de eret irt ſeyn wird. 3 

Die von der Regierung gemachten Vorſchlaͤge ſollen in Artikeln abgefaßt 


far. In jedem Falle kann fie, waͤhrend dieſer Vorſchlaͤge, dieſelben 
men, und fie abgeaͤndert wieder vorlegen. a ee 


2 
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- 27. Das Eribunat beſteht aus 100 Mitgliederu, die aan 2 
alt [on müffen. in Fünftel wird jedes Jahr erneuert, und find y 4 
fie ne» em Nätionalverzeichniffe bleiben, unbeſchraͤnkt wieder wählbar. 

Das Zribunat berafhfchlagt über die Vorſchlaͤge zu Geſetze 
ſtimmt über Annahme und Verwerfung derſelben. 

Es ſchickt aus ſeiner Mitte drei Sprecher, durch welche bie’ Beweggrunt 
nes uͤber jeden dieſer Vorſchlaͤge erklaͤrten Wunſches dem Geſeggebungtthrve 
gelegt, und vor beimfelben vertheidigt werden. 

& ; eigt dem Senate, aber blos wegen Verfaſſungswidrigkeiten, die Be 
niffe der ———— die Verhandlungen des Geſebgebungskoͤrpers, und die de 
gierung, klagend an. 

Es Legt feine Wüuſche wegen gemadter und zu machender Gefes: 
gen abzuftellender Misbräuche, wegen Verbeſſerung in allen Theilen der Staa 
ae nit, 658 wegen Civil⸗ und peinlicher Faͤlle, die bei den Gerichtshoft 

aͤngig ſind, dar 

Seine, zufolge des gegenwaͤrtigen mitgetheilten Artikels, Wünfche Haben keine 
wenbige ige HR und verbinden Feine oͤffentliche Gewalt zu einer Berathſchlagur 
0. Wenn das Tribunat fich vertaget; fo. kann es eine Commiſſion v 
ober 15 feiner Mitglieder ernennen, die beauftragt ift, es, im Falle fie es ı 
findet, zuſammen zu. berufen. 

81. Der Gefehgcbungskörper beftcht aus 800 Mitglicherh „ bie ı 
fiens 30 Jahre alt fegn müffen. Ein Fünftel derfelben wird jedes . 
erneuert. 

Es muß fih immer darin wenigſtens ein Bürger aug jedem. Depı 
mente der Republik, befinden. 

Ein aus bem Geſebgebungskoͤrper austretendes Mitglied kann nicht 
als nad) Verlauf eines Jahres, wieder darin eintreten. Es kann aber unmi 
zu jeder andern Öffentlichen Stelle, mit Inbegriff der eines Tribuns, pean cd 

mählbar,ift, gewaͤhlt werben. 

,. 83. Die Sigungen bes gefehgebenden Körpers Segianen jede Sat * am 1 
* (21. November), und dauern nur 4 Mönaft. Er faun während 
übrigen Monate. von ber, Regierung außerordentlich, aufammen breufen werden 

54. Der Geſetzgebungskoͤrper eh das Gefeh, IRRE ua a 
Etimmenfamanlung und ohne die geringfie eigene ‚ Verhandlung‘ 

te Gefeßesvorfhläge entf eibet, welche yating Aie ec, vr 

„bunats und ber Regierung. vor ‚i ER srörtert ‚werben. 

Die Sigungen des. Zribunat® und des Gefeggebungekätperg " nd | 
16} bie Bu Fach! der Unwefenben barf ſowohl in dem einen, als in dem audern, 


uͤber —86 belaufen, 
86. Der jährliche Gehalt eines Tribuns betraͤgt 15,000, der eines &: 
* 10,000. Francs. 
37. Jedes Decret des geſetggebenden Körpers wird ben 106m 
Crlafung von bem erften. Conful verfünbet, wenn nd Aus. Ai 
Dieh Ber feine, Berufung wegen Verfaffungswibrigkeit an ben. EC geſcheh 
Berufung — gegen bereits verkuͤndete Geſetze nich 
Die exſte Erneuerung, des Gefeggesungeförpers 1 — Tribung 
ſchieht — Laufe des 10ten Jahres 
.. BHhBERER, Asfhnitk hai S 3 


am) 142 it — ae — 8 un de 
n Ar Von der Megferung, 
FW yir Regierung ift dreten Conſuln, welg — 
ern nn$ werben und unbefhräntt wieder wählbar indz —— 
eder derſelben wird einzeln. mit der unterſcheidenden Eigenſchaft des 
des zweiten, oder beat dritten erwählt. 
Die Verfaffung ernennt zum erften Gonful den Bürger Bonaparte 
‚weinen proviforifchen Gonfulz zum. zweiten Gonful den Bürger Gambace 


) Brankreidy' rechnete nach feiner neuen Münzeinrihtung, nicht mehr .naı 
avres und: Sous, Tondein nach, France und Gentimes. Ein: Gentinme iſt ber 
bertfte Theil eine — 100: Franca find —* eich 101 Lirves ud Livre — 
‚alten Rechnung. ‚000 Francs die oben bemerkte Beſoldung eines G 
betragen alfe! 12. Piores nach dee alten Rech — oder — 3— 
zer teutſchen Geldes nach dem 24 Guldenfuß 1a 9 day 


Bierte Verfaffung vom 13. Dec. 179. 61 


serrfenen Minifker der Gercchtigkeitäpfleges und zum ten Conſul den Bürger Le⸗ 
rum, gemefenes Mitglied der Commiſſion des Raths ber Alten. — Für diefes 
Di if der Ite Conſul auf 5 Jahre ernannt, 

#, Der erfte Eonful hat befondere Amtäverrichtungen und Befugniffe, in 
un falls es nöthig ift, augenblicklich durch einen feiner Amtögenofjen erfegt 
»rten Tann. j 

4. Der erfte Conſul verkündet die Geſetzez er ernennt und entfegct 
ch Billühr die Mitglieder des Staatsraths, die Minifter, die Ges 
lındten and andere auswärtige Oberbeamten (Agens en Chef), die Dfficiere ber 
fand: und Seemacht, die Mitglieder der Örtlihen Bermaltungen, und die Regie 
agecemmiſſarien bei den Gerihhtshöfen. Er ernennet alle Griminals und Cibil⸗ 
* ausgenommen bie Friedens- und Caſſationsrichter, ‚ohne jedoch fie abſetzen 


yı dagen. 

42. In ben übrigen Verhandlungen ber Regierung haben ber zweite und 
kit Cenſul Berathbende Stimmen; fie unterzeichnen die Protocolle diefer Ver⸗ 
katlunzen, um ihre Gegenwart zu beweifen, und Eönnen, wenn fie wollen, ihre 
a darin eintragen, worauf. die Entfheidung des erften Conſuls hinreis 
Ste) } U 2 s 

3. Der Gehalt des erften Conſuls ift für das 8te Jahr auf fünfmalhunderts 
ind Francs feftgefegt. Der Gehalt eines jeden der beiden andern Conſuls be⸗ 
kit 3 Zehntel des Gehalts des Erſten. 

#. Die: Regierung ſchlaͤgt die Gefege vor, und macht die nöthigen Werorbs 
zer, um ihre Vollziehung zu fidjern. 

5, Die Regierung leitet die Einnahmen und Ausgaben bes 
Etists, nach der Vorfchrift des Gefeges, welches jährlich den Betrag der einen 
= ir andern beftimmt; fie wachet Über die Ausprägung der Münzen, bie allein 
5 nem Geſetze, welches Benennung, Gewicht und Stempel berfelben beftimmt, 
2 Umlauf gebracht werden Fönnen. 

%. Wenn die Regierung unterrichtet ift, daß eine Verſchwoͤrung gegen den 
Eiaet angezettelt wird; fo ann fie VBorführungs- und Verhaftungsbefehle gegen bie 
Ferfonen, die im Verdacht find, Urheber ober Mitfchuldige berfelben zu ſeyn, ers 
sim. Wenn fie aber im Verlaufe von 10 Tagen nad) ihrer Verhaftnshmung nicht 
2 freipeit gefegt, oder ber regelmäßigen Gerichtsverwaltung übergebert find; fo iſt 
‘2 Ninifter, der den Verhaftsbefehl unterzeichnet hat, bes Verbrechens willführlie 
se Einterferung ſchuldig. | 

47, Die Regierung forgt für die innere Sicherheit und Außere Vertheibigung 
vi Staats; fie vertheitt die Sand» und Seemacht, und lenkt ihre Richtung. 

48. Die bienftleiftende Nationalgarde ift den Verordnungen ber öffentlichen 
mpaltung unterworfen; die feßhafte Narionalgarde nur dem Gefege. j 

4. Die Regierung beforgt im Auslande die politifchen Verhaͤltniſſe, leitet die 
atethandlungen, macht Präliminarbebingniffe, unterzeichnet, läßt. unterzeichnen 
ch fliegt alle Kriedensverträge, Buͤndniſſe, Waffenftilftände, Neutralitäts:, Dane. 
ki: und andere Verträge. BER Ä 

50. Die Kriegserkiärungen, Friedensſchluͤſſe, Alliang: und Handelsvertraͤge 
serden, ‚gleich Gefegen, vorgefchlagen, verhandelt, decretirt und. verkündet, Ä 

2 Die geheimen Artikel eines Vertrags dürfen den Öffentlichen nicht entges 
ze fegn, Ä 

52. Der Staats rath beſchaͤftigt fih, unter der Leitung ber Eonfuln, mit 
Ibfaffung der Vorfhläge zu Geſetzen und VBerorbnungen ber df- 
fntlihen Verwaltung, und mit Auflöfung der Schwicrigteiten, bie 
= Serwaltungsfache ſich erheben. 

53. Aus den Mitgliedern des Staatsraths werden immer die Sprecher ge 
kamen, welche im Namen der Regierung vor dem Gefehgebungskörper dad Wort 

Niemalä,mwerben mehr, als 3 ſolcher Sprecher zur Vertheidigung eines und befs 
Sen Gefegesvorfchlages geſchickt. | 

4 Die Minifter beforgen die Vollziehung ber Geſetze und der Verordnung 
“r Hfentlihen Verwaltung. a 

5, Kein Ast der Regierung hat Kraft, wenn er nicht. von einem Minifter 


“ereihnet iſt. | | 
— Einer der Miniſter iſt beſonders mit der Verwaltung bes dffentlichen 
Ehaged beauftragt; er fihert die Einnahme, ordnet die Erhebung der Gelder und 
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bie durch das Geſetz Henchmigten Zahlungen an. Gr Lahn nichts aus;a 
fen, alö zufolge - ’ 

1) eines Gejeges, und fo weit bie Summe, bie es zu biefer. Art x 

gabe beſtimmt hat, hinreicht; 
2) eines Befchluffes der ‚Regierung > 
.3) eines von einem Minifter ——— Zahlungsbefehls. 
57. Die ausfuͤhrlichen Rechnungen Über die Ausgaben eines jeden 

werden, von ihm unterzeichnet und befcheiniget, öffentlich bekannt gemacht. 

. Die Regierung Tann zu Staatsrächen und Minif 
ſolche Bürger erwaͤhlen und beibehalten, deren Namen auf dem N: 
geichniffe eingefchrieben find. . 

89. Die örtlichen Verwaltungen, bie fowohl für jeden Geme 
als auch für ausgebehntere Theile des Staatsgebietes eingefept werden, 
Miniftern untergeordnet. Es kann Niemand Mitglied diefer Ber 
werben oder bleiben, wenn er nicht auf einem ber im 7ten und 8ten Ar 
führten Verzeichniſſe eingetragen oder beibehalten ift. 

| Fünfter Abſchnitt. 

— Von den Gerichtshoͤfen. 

60. Jeder Gemeindebezirk hat einen oder mehrere Friedensricht 
unmittelbar von ben Bürgern und zwar auf 3 Jahre gewählt werben. 

Shre Hauptverrichtung befteht darin, die Parteien zu vereinigen, 
wenn die Vereinigung nicht Statt hat, einladen, ihre Streitigkeiten dur 
richter ſchlichten zu laffen. 

61. Für bürgerliche ‚Gegenftände find? Gerichtéhoͤfe erfter Sı 
Appellationsgeridhte errichtet. Ihre innere Einrichtung, ihre Be 
ber Gerichtsbarkeitsbezirk eines. jeden von ihnen, find durd das Gefeg b 

62. In ben peinlihen Sachen, wo bie begangenen Verbredyen ein 
ober Leibesftrafe nach ſich ziehen, entfcheidet ein erſtes Geſchworn 
(Zury), ob Anklage Statt findet oder nicht. Wird die Anklage ange 
erfennt ein zweites Jury über bie That, und die Richter, aus welcher 
ches Gericht zufammen gefegt. ift, wenden darauf die Strafe an. Gegı 
ſpruch hat keine Appellation Statt. 

63. Die Verrichtungen eines Öffentlichen Anklägers bei einem pı 
richte, werden durch einen Regierungscommiffair verfchen. 

Die Verbrechen, welche feine Leibes = oder entehrende Str, 
ziehen, werben durch Zuchtpolizeigerichte abgeurtheilt; doch findet hier 
tion an bie peinlihen Gerichte Statt. 

65. Kür die ganze Republik befteht ein Caſſationsgericht, 
die Vernichtungsgefuche gegen die von den Gerichten in lester Inſte 
Urtheile, dann über das Begehren, eines rechtsgegruͤndeten Verdachts 
her Sicherheit wegen, von einem Gerichte an das andere verwiefen zı 
endlich über die Recursklagen gegen ein ganzes Gericht entfcheidet. 

66. Das Saffationsgericht erkennt nie über ben Gegenftanb ver 
bern. ed caffirt nur. die Urtheilsſpruͤche, die in Rechtsſachen erganger 
die vorgefchriebenen Formalitäten verlegt worden find, oder welche fö 
tretungen der Gefege enthalten, und es verweifet den Proceß ſelbſt 
Gerichtshof zurüd, der eigentlich darüber zu entfcheiden hat. 
| 67. Die Richter, welche die Gerichtshöfe erfter Inftanz bilden 
— angeſtellten Regierungscommiſſarien, werden aus dem Gemei 

rtementalverzeichniſſe genommen. 
Die Richter, aus welchen die Appellationsgerichte beſtehen, und 
pr angeſtellten Commiſſarien, werben aus dem Departementalverzeichn 
Die Richter, welche das Caſſationstribunal bilden, und die bei d 
b angeftellten Gommiffarien, werben aus dem Rationalverzeichniff: 
> 68. Die. Richter, mit Ausnahme der Friedensrichter, behalten i 
benslaͤnglich; es wäre denn, daß fie wegen pflihtwidriger Dandlung 
oder nicht auf den Berzeichniffen der Wählbaren beibehalten worden 


Sechster Abſchnitt. 
Bon der Verantwortlichkeit der oͤffentlichen Beamte 
69. Die Stellen ber Mitglieder de Senats, des Geſetzgeb 
Zefa, er Conſuln und ber Staatsräthe, führen feine Ver 
keit mit fi. 
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70. Die yerfönlichen, eine Leibes⸗ oder entehrende Strafe nach ſich ziehenden, 
Verbrechen, welche von einem Mitgliede des Senats, des Tribunats, des Geſetzge- 
bangscerps, oder, des Staatsrathes begangen worben find, werden vor den gewöhn: 
ihen Serichtehöfen verfolgt, nachdem es zuvor das Corps, zudem der Angefchul- 
dicce gehört, durch eine befondere Beräthfchlagung genehmigt hat. 

71. Die Minifter, welche wegen Privatverbredhen, die eine Eörperliche ober 
etesrende Strafe nach fich ziehen, angefchuldigt find, werben wie Mitglieder des 
Etsattratbs betrachtet. | 

72 Die Minifter find verantwortlich: 

1) für einen jeden von ihnen unterzeichneten, und durch den Staat für ver⸗ 
faffungswidrig erflärten Regierungsact; 

2) für den Richtvollzug der Gefege und der allgemeinen Verwaltungsperorb- 


nungen 3 
9) für die von ihnen gegebenen befondern Wefehle, wenn biefelben ber Vers 
faffung, den Gelesen und Verordnungen zuwider find. 

73. In den Fällen des vorhergehenden Artikels giebt das Tribunat den 
Nisiker durch eine befondere Schrift klagend an, über welche das Geſetzge⸗ 
Sungktorpd in den gewöhnlichen Formen, und nachdem es zuvor. ben Angegebenen 
wzhirt und vorgefordert hat, berathichlagt. Der durch ein Decret des Geſetzge⸗ 
Sunpkorpg der Gerechtigkeitsverwaltung übergebene Miniiter wird durch einen 
vhem Serihtehof, ohne Appekation und ohne Recurs um Gaffatien, gerichtet. 

Der hohe Gerichtshof ift aus Richtern und Gefhwdrnen zufammengefegt. Die 
Säter werden vom Gaffationsgerichte und aus feiner Mitte gewählt; bie Gefchwors 
am erden aus dem Nationalverzeichniffe genommen; alles mit ben buch das Ger 
M Aadesten Bormalitäten. 

7%, Die Eivil- und Griminalrichter werben wegen der von ihnen begangenen 
ud auf ihre Amtsverrichtungen Bezug habenden Verbrechen vor den Gerichtshoͤfen 
sfelat, an welche fie das Kaffationsgeriht, nachdem ſolches ihre richterlichen 
Seriätemgen (actes) vernichtet bat, verreifet. 

75. Die Beamten (agens) der Regierung, mit Ausnahme der Minifter, koͤn⸗ 
vn wesen ihrer, auf ihre Amtsverrichtungen Bezug, habenden, Handlungen nur im 


ht ſelches vor den gewöhnlichen Gerichtshoͤfen. 
Siebenter Abſchnitt. 
Allgemeine Verfügungen. 

76. Das Haus einer jeden auf dem franzöfifchen Gebiet wohnenden Perfon 
i time unverfegbare Freiftätte, | | 

Vaͤhtend der Nacht hat Niemand das Recht, hineinzugehen,, als im Falle eis 
= Feutrsbrunft, einer Ueberſchwemmung, oder wenn aus dem Innern des Hauſes 
a Hüfe gerufen wird. 

Im Zage kann man wegen eines befondern Gegenftandes hineingehen, welcher 
sch ein Gefeg oder ducch ben Befehl einer öffentlichen Gewalt beftimmt ift. 

7, Zur Gültigkeit eines richterlichen Befehls, wodurch bie Verhaftung einer 
Arfen verordnet wird, wird erforbert: | 

1) daß darin ausdrücklich die Urfache der Verhaftung und das Gefeg, in 
Folge deffen diefelbe verfügt wird, bemerkt ſey; * 

2) daß derſeibe von einem Beamten herruͤhre, dem das Geſetz ausdruͤcklich 
biefe Befugniß ertheilt hat; 

8) daß er der verhafteten Perfon Eund gemacht, und ihr davon eine Abfchrift 
ir werde. 

78. Kein Kerkermeifter ober Gefaͤngnißwaͤchter darf eine Perfon aufnchmen 
rin Berhaft behalten, al nachdem er zuvor die richterliche Verfügung, wodurch 
vn Berbaftung befohlen worden, in fein Regifter eingetragen hat. Diefe Berfür 
mg muß feyn: eine, mit den im vorhergehenden Artikel vorgefchriebenen Formalitaͤ⸗ 
—— ſchriftliche Anweiſung, oder ein koͤrperlicher Verhaftsbefehl, oder ein 
ascheeret, oder ein richterlichet Spruch. 
le Jeder Kerkermeifter oder Gefängnißwädhter ift, ohne daß ihn irgend ein 
&feht daren freifprechen könne, gehalten, die verhaftete Perfon: dem Öffentlichen 

weicher die PYolizeiauffiht über das Gefangenhaus hat, fo oft er von 
dDilben dazu aufgefordert wird, darzuſtellen. 
, © Bie Darftellung der verhafteten . Perfon kann ihren Verwandten unb 
Fraben nicht verfügt werden, wenn fie einen Befehl des öffentlichen Beamten, 


— 


fstge einer Entſcheidung des Staatsrathes verfolgt werden; in dieſem Falle ges u 
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welcher folchen immer zu ertheilen verbunden iſt, vorzeigen; es wäre den 
ber Kerkermeiſter oder Gefaͤngnißwaͤchter einen fchriftlichen Befehl des 9 
Niemanden zu jener Perſon zu laffen, vorgumeifen hätte. - 

81. Alle diejenigen, welche, obne durch das Geſetz, Andere in Berhaftni 
laffen, ermächtiget zu feyn, einen Befehl zur Verhaftung, gegen wen 16 0 
geben, unterzeichnen und vollziehen; alle diejenigen, welche, ſelbſt im Fa 
durchs Geſet erlaubten Verhaftung, eine verbaftete Perfon in sinen nicht 
und gefeglidh dazu beftimmten Verhaftsort aufnehmen und darin feſthalten 
alle Kerkermeiſter und Gefaͤngnißwaͤchter, welche den Verfuͤgungen der 
henden Artikel zuwider handein würden, ſollen des. Verbrechens wilkührlic 
haftung für ſchuldig erklärt werben. 

82, Alle bei den Verhaftungen, Gefangenhaltungen oder Urtheilsvoll; 
angewandte Strenge, die nicht durch die Gefege erlaubt ift, ift Verbrechen 

88, Jede Perfon hat das Recht, einzelne Bittfchriften (petitions indiv 
an eine jede eingefegte Staatögewalt, und befonders an das Tribunat zu 

84. Die bewaffnete Macht. befindet fich wefentiih im 
des Gehorfams; kein bewaffnetes Eorps darf berathſchlag 

85. Die. Verbredhen der Militairperfonen find befondern Gerichten vu 
dern Gerichtsformalitäten unterworfen. 

86. Die franzöfifhe Nation erklärt, daß allen in ber Vertheidigun— 
terlandes Verwundeten, fo wie den Wittiven und Kindern ber auf dem 
felde oder an den Folgen ihrer Wunden verftorbenen Militairperfonen, . 
gugeftanden werden follen. 

87. Den Kriegern, welche in Gefechten für die Republik ausgezeihn 
werben geleiftet haben, follen Belohnungen, im Namen der Nation, 
werben. 

83. Ein NRationalinftitut ift beauftragt, alle Entbedungen 3 
und die Wiffenfchaften und Künfte zu vervolllommnen. 

89. Eine Commiſſion des Nationalrechnungsweſens orbnet und bei 
Einnahme: und Ausgaberehnungen der Republi, Die Commiſſion bef 
Mitgliedern, welche vom Senat,aus dem Nationalverzeichniffe gewählt \ 

90, Eine vom Staat angeorbnete Stelle, Rath zc. kann keine 
gungen nehmen, als in einer Sigung, wo fi zum menigften 2 Drit 
Mitglieder gegenwärtig befinden, 

. Die Regierungsverfaffung der franzöfifhen Kolonieen wir 
fondere Gefege beftimmt. 

Ä Balls ein Aufruhr mit bemwaffneter Sand, oder Unruhen, wı 
herheit des Staats bedrohen, ausbrechen; fo kann bas Geſetz an den 
für die Zeit, welche es beftimmt, das Recht der Verfaffung fusy 

Diefe Suspenfion kann in den nämlihen Fällen vorläufig durch ei 
der Regierung, wenn nämlid das Gefeggebungscorps feine aan 
fprochen werben; doch muß letzteres in dem kürzeften Zeitraume durch 
deffelben Befchluffes zufammen berufen werben. De 

-93. Die franzöfiihe Nation erklaͤrt, daß fie in keinem Falle die 
Sranzofen, weldye, nachdem fie ihr Vaterland ſeit dem 14. Zuli 1789 
ben, nicht in denen, durch bie gegeh die Ausgewanderten gegebene 
machten, Ausnahmen begriffen find, zugeben werde; fie verbietet auch 
nahmen in diefem Stüde. 

Die Güter der Ausgewanderten find unmiderruflih der Republik 

94. Die franzöfifhe Nation erkiärt, daß nach einem gefeamäß 
Verkaufe von Nationalgütern, fie feyen welchen Urfprungs fie wollen, 
ige Erwerber davon nicht außer den Befig derfelben gefegt werden Fü 
der Dritte, welcher fie in Anfpruch nehmen dürfte, wenn Gründe dx 
find, aus dem Nationalfchage entfhädigt werben. 

95. Gegenwärtige Berfaffung foll unverzüglih dem franzöfifd 
Annahme vorgelegt werben. 

Gegeben zu Paris den 22, Frimaire ded Jahres 8. ber einen ur 
franzöfifshen Republik (den 18. Dec. 1799). 

-  Unterfchrieben: Regnier, Präfident der Commiffion bes Rath 
Jacqueminot, Präfident der Eommilfion des MR 
hundert 3 
Rouſſeau, Vernier, Secretarien ber Commiſſ 
der Alten; 
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Alexander Billetard, Pregevilke,,. Settetarien bet Se on 
des Raths der Finfbundett; zei 

Noger Dutos, Sieyes, Buonaparte, m a ;’ 

BD ©. ‚Lauffat,. Fargurs, N. Beaupuy, Berunais, — 
Pertin aus dem adhaudepärfement). Depere, Cornet 

Ludot, Girot-Pouzol, Lemerbier, GChatry Lafoſſe, Ho 

(aus.der Gironde), Eaillemer, Bara, Chaſſiron, Gourlar, 

Deree (aus den Ober: — Porcaer, Vimar, hieffe, 

Berenger, Cafenave, Sedillez, Thibault, Daunou) Herwin, 
Jeſenh Gornudet,. Pi: U, Laloy, Lenoir Laroche, J. A. 

Sreuze Latouche, Arnould (aus dem Seinedepar —7 — 

Goupil⸗Prafelir, Sohn; Mathien, Chabaud, Eretet, Bou⸗ 

lay ‚(ans dem, Meurthedepartement), Garat, Emil Gaudin,. 

- -  Sebrun, Lucian Buonaparte, Dewint Bo 5 J. Fi ‚Spas, 

en ach, M. J. a / 


4.. 923 ll), 


Daß diefe vierte Verſaſſug. fo groß auch bie Gewalt war, bie 
a die Hände des erften Conſuls niederlegte (und die dieſer hald bis, 
© Nacht eines Imperators und zur unbefchränfteften. Souverainetät — 
nahtet“ der Beibehaltung: verfofjungsmäßiger Formen — zu fleigern 
>), Vorzüge. vor ben, drei erſten Verfaflungen Frankreichs hatte, 

“ort ein. Die jenen vorausgeſchickte Erfläyung der Menſchenrechte 
= binmeg, weil fie bei einer Verfaſſung nicht noͤthig iſt, welche, wirk⸗ 
abe bürgerliche Freiheit begründet und den repräfentativen 
sarafter an. ſich traͤgt. Daß die Departemente,. aus welchen, die 
wöhfche Republik beftand, ‚nicht: namentlich — ‚wie in ber dritten Ber: 
Tag — aufgeführt: wurben, durfte in. dem Zeitpuncte der Einführung 
: vierten Verfaſſung ‚nicht befremden, weil damals. Frankreich noch im 
=g@yuftande. ſich befand. In der: Folge wuchs belanmich die Zahl 
unter Napoleon Departemente bis auf 130.. 
Ein weſentlicher Gewinn war es, daß die in den vorigen Verfaf⸗ 
"m Statt gefundenen Wahlrechte des Volkes in den Urverſammlun⸗ 
beinabe ganz aufgehoben, und dadurch die demokratiſchen Elemente 
gt wurden. Nur ein Schatten der vorigen Rechte blieb in der Ver: 
gung ber Gemeinde: und Departementsverzeichniſſe, aus welchen die 
icts⸗ und Departementsbeamten genommen werden ſollten. Doch 
rd dies auch in der Folge durch die Einführung, der Präfecte und 
iterpräf ecte bedeutend befchränft, fo wie ſchon in der Beſti immung 
Verfaſſung: „Daß die Einſchreibung auf ein V rzeichnlß von Waͤhlbaren 
z zu ben Aemtern erforberlich ſey. für welche diefe Bedingung aus: 
“ti durch die‘ Berfaffun "feftgefe etzt wäre," der Antheil des geſamm⸗ 
Volks an der "Emeitnung ‚der hoͤchſten Staatsbehoͤrden ſehr vermin⸗ 
ward, weil die Zahi. bie ‚Stellen, die bayin gehoͤren, nur ge⸗ 
g war. ", 
Neu war. in bieſer Verſaſſng die Begründung, des Erhaltun; 95: 
at und‘ die m; t der demſelben beigelegten Functionen. 
söte auch in ber olge dieſer Stuat von dem ‚Kaifer u uur 
IL 
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als Werkzeug fuͤr ſeine Zwecke behandelt werben; To — er doch 
eigentliche Schwerpunct dieſer Verfaſſung, erſetzte gleichſam das DI 
haus in ber brittifchen Verfaffung, und er war es, ber im April 1: 
Napoleons Thronentfegung ausſprach. 

Menn alfo auch, durch die Einführung der erblichen Kaiſerdyn 
im Jahre 1804, das Recht des Senats aufhoͤrte, die Conſuln zu em 
nen; und- wenn, nach der Aufhebung des Tribunats durch Napoleon 
Zahre 1807, ebenfalls das Hecht des Senats, die Tribunen zu enwäh 
erloſch; fo blieb ihm: doch die Wahl der Mitglieder des geleßgeben 
- Corps, der Caffationsrichter und der Rechnungscommiſſarien, und bi 
die Anmeifung bdeffelben auf liegende Nationaldomainen ward zugleich 
Senat an dad Intereffe von Grund und Boden gebunden. 

Bon eben fo bedeutendem Einfluffe war es, daß das mißlun: 
Erperiment der Theilung des gefeggebenden Corps in den. Rath 
Fünfhundert und in den Rath der Wten nicht. wieberhohlt, und. die J 
tiative der Gefege der Regierung übertragen ward. U 
gleich diefe dadurch einen ungleih größer Einfluß; als das erlojd 
Directorium, erlangte; fo konnte fie doch ee. r 
die Geſetze geben, fondern nur vorſchlagen. — 

Eben fo enthielt die Beſtimmung, dag jaͤhrlich nur ein gü 
theil: des gefeßgebenden Körpers erneuert-werden follte, eine größere | 
rantie der Sicherheit der Verfaffung; ſo wie auch bie Begründung 
Staatörathes zu den Vorzügen diefer Berfaflung gehörte, 

In Hinficht der richterlichen Gewalt wurden bie als zweckm 
erkannten Inſtitute der Friedensrichter, der - Gefhwornengerichte und 
Gaffationshofes beibehalten; nur- fügte die Berfaffung ’ als neues R} 
—— die Apyeklatiowsgeriigte hinzu. 


Y 
be 


Allein im Laufe weniger Jahre warb biefe vierte Verfaſſung 
ſentlich verändert und ergänzt. Dies geſchah durch ſogenannte 
ganiſche Senatusconſulta. | 

Schon im Jahre 1799, bei der damals öffentlich bekannt gemat! 
vierten Verfaſſung, hatte Sieyes, mit prophetiſchem Geiſte und 
richtiger Würdigung der Individualität des erſten Conſuls, geaͤuß 
„Diefe Verfaſſung ſey noch nicht. die rechte!“ Wenn nun auch % 
von den Senatusconfultis aus der Zeit. von, Bonaparte’ Herkſchaft, 
wichtig ſie fuͤr die franzoͤſiſche Geſebgebung und ‚für das allmaͤh 
Verwandeln der republikaniſchen Staatsform in eine monarchiſche — 
wie das mit dem Papſte abgeſchloſſene Concordat — nicht bie: 
gehören; fo koͤnnen doch Diejenigen Senatusconſulta nicht übergan 
werben, durch welche Bonaparte am’ 2. Auguſt 1802 zum le ber 
laͤnglichen Conſul ernannt, und am. 4, Kyguft 1802 bie Sera 
von 1799 in mehrern wefentlichen Puncten verändert ward. 





Otganiſche Senatusconfulta vom 2. u. 4. Aug. 1802. 67 


e) Organiſche Senatusconfulte vom 2. und 4 


) Auszug aus dem Protocolle des Erhaltungsfenäts, pom 14. Ther⸗ 
mibor des 10. Jahres‘ der Republik (2. Auguft 1802.) 


Der Grhaltungsfenat, in der: bucch den 90. Artikel der Berfaffung vorgefchrier 
kam Zahl der Mitglieder. verfammelt, um über die Botfchaft. der Conſuln der Res 
at vom 10, diefes Monats zu berathſchlagen; 

nah angehörten Bericht feiner Spesialcommiffion, die den Auftrag hatte, bie 
Bezeihatffe der von den franzöfifchen Bürgern gegebenen Stimmen zu untere 
vᷣaz 

& Einſicht des Protocolls der Specialcommiffion, woraus ſich ergiebt, daß 
7,859 Bürger ihre Stimme gegeben, und daß 8,668885 ‚Bürger für das Ies 
aagliche erite Gonfulat des Napoleon-Bonaparte ſich erkiärt haben; 
in Emägung, daß ber Senat, welchen bie Verfaſſung zum Organ des Volke 
hr ces dasjenige macht, was ben Geſellſchaftsbund anbelangt, auf eine glänzende 
CH die Rationalerkenntlihkeit gegen den fiegreichen und friedenftiftenben Helden 
sus, und feierlich den Willen des franzöfiihen Volks: der Regierung alle zur 
usbängigfeit, zur Wohlfahrt und zum Ruhme ber Republil erforderliche Dauer 
az, prockamiren fol, beſchließt, wie folgt: 

Ist. 1. Das franzoͤſiſche Volk ernennt, und bee Senat proclamirt Na: 
ln Bonaparte zum lebenslänglidhen erſten Eonful. 

2 Eine Bildfäule des Friedens, welche in einer Hand ben Lorbeer des Sie⸗ 
ud in der andern das Decret des Senats hält, fol ber Nachwelt die Er: 
mtihkeit der Nation bezeugen, Ä 

3. Der Senat überbringt dem erften Gonful ben Ausdrud des Zutraueng, 
a &ibe und der Bewunderung des franzöfiichen. Volks, 

Unterzeichnet: Barthelemy, Praͤſident; 
Vaubois und. Fargues, Secretaire. 
Auf Befehl des Erhaltungsſenats, 
Der Generalſecretair, Cauch y. 





Auszug aus dem Protocolle des Erhaltungsſenats, vom 16. Ther⸗ 
midor des 10. Jahres der Republik (4. Auguſt 1802.) 


Der Erhaltungsfenat,, . in der durch ben 90. Artikel ber Verfaſſung vorge: 
Fitbenen Zahl der Mitglieder verfammelt: Du 
nach Einſicht der Botſchaft der Gonfuln der Republik vom. heutigen Rage, 
hr die Abfendung dreier Sprecher der Regierung ankuͤndigt, die beauftragt find, 
*— — den Entwurf eines Senatusconſultums zu Organiſirung der Verfaſſung 
Wegen; | 
nah Einficht des gedachten Entwurfs eines Senatusconſultums, welcher bem 
Emate durch die Bürger. Regnier, Portalis und Deffoltes, Staatsraͤthe, 
Kr * Ax des erſten Conſuls der Republik, vom naͤmlichen Tage, 
eclegt worden iſt; 
nah. angehoͤrtem Vortrage der Sprecher der Regierung über bie Beweggruͤnde 
WM sdachten Entwurfs; u 
und nach gepflogener Berathfchlagnng über den Bericht, ber ihm durch feine, 
Nr Sitzung vom 11. diefes Monats ernannte, Specielcommijfion erflattet wor: 
beſchließt, wie folgt: 


Erſter Titel. 


1, Ieber Friedensgerichtsbezirk hat eine Cantonsverſammiung » \ 
2% Jeder Tommunalbezirk, oder jeder Unterpräfecturbiftrict, hat sin Bezirks: 





3. ‚Icdes Departement hat ein Departementswahlcollegium. 
Zweiter Titel, 


Bon den Gantonsverfammlungen. 
4, Die Santonsverfammlung befteht aus allen im Canton anfäffigen Bürgern, wel: 


⸗ 


{ 


68, Srankreich. 
che auf der — —— find. "Bon. ber; eit ai 
der Berfaſſung, die Commundt A n erneuert werden m ſſen, fol die 
ſammlung aus allen im Canton Anfäffigen. Bürgern, die dafelbft das 
ausüben, beftchen. 

5. Der erfte Conſul ernennt: ben Präfidenten der. Cantonsverſam 
Amt dauert 5 Jahre;, er kann unbeſchraͤnkt wieder ernannt werden· 
vier Scrutatoren bei: zwei derfelben find die beiden Älteften, zwei bi 
hoͤchſten angelegten von ben Buͤrgern, welche das Recht haben, in der 
en zu ſtimmen. Der- yeäptdent und die vier Serutatoren 

ecretair 

6. Die Cantonsverſammlung theite ch in Sectionen, um die zu 
beiten zu verrichten. Bei der erſten Zuſanmimenberufung jeder‘ Berfaı 
ein von der Regierung ausgehendes Reglement ihre Drganifirung und 
beſtimmen. 

77. Der Praͤſident der Conboneverfammlung ernennt die Yräffdent 
nen. Ihre Verrichtungen gehen imit jeder Scetionsverfammlung zu E 
hen einem jeden von ihnen ‚zwei Gerutätoren bei, davon ciner der & 
dere der. am höchften ‚angelegte von den Bürgern. tft, welche das Rı 
der Sectionsverſammlung zu ſtimmen. 

8. Die Cantonsverſammlung beſtimmt zwei Bürger ; unter “be 
Conful den Friedensrichter des Cantons erwaͤhlt. Auch beſtimnit ſi e 
für jeden vacanten Platz eines Suppleanten des Friedensrichters. 

9. Die Friedensrichter und ihre Suppleaͤnten find auf 10 * 

10. In den Städten von 5000. Seelen praͤfentirt die Canton 
zwei Binger für jede Stelle im: — — In den Städten, y 
Friedensgerichtsbehoͤrden, oder mehrere Santonsverfammlungen giebt, 
fanımlung gleichfalls zwei Bürger für jede Stelle im Munipalrath vo 

„11. Die Mitglieder. der "Mumnicipalräthe werben 'von jeder’ Eaı 
lung aus der Lifte der 100 am höchften angelegten Bürger des C« 
men. Dieſe Lifte wird auf Befehl des Präfeeten beſchloſſen und gedr 

12. Die Munitipalräthe werden alle 10 Jahre zur Hälfte erncı 

13. Der erſte Conſul erwählt die Maires -und Abjuneten in d 
raͤthen; fie find 5 Sahre im Amte, und können wieber ernannt werde 

14. Die Gantoneverfammlung ‚ernennt in das Bezirfswahlcolle 
von Mitgliedern, die ihr’im — mit der Zahl von Bürgern 
fie beftchh, ‚zugewiefen iſt. 

Sie ernennt zum Departementswahicollegium die ihr zuſteh 

— nach einer Liſte, von welcher weiter unten die Rede ſeyn 

16. Dies Mitglieder ber Wahlcollegien müffen in den uofpechiuen 
Departements anfäffig feyn. 

17... Die Regierung beruft bie Suntandverfoaunkungen 1 beſtimn 
rer Pas und den Zweck ihrer Zuſammenkunft. 


Dritter Titel. 


Von den Pe en 


18. Die Beziekswahlcollegien haben ein Mitglied auf 600 im 8 
Bürger. Die Zahl der Mitglieder kann jedoch nicht mehr als 200, 
niger ald 120 betragen. 

19, Die Departementswahlcollegien haben ein Mitglied auf 10 
tement anſaͤſſi ige Buͤrger; jedoch darf die Zahl dieſer Mitglieder nicht 
und nicht weniger als 200 betragen. 

20, Die Mitglieder der Wahlcollegien find Iebenslänglich: 

21. Wenn ein Mitglied eines Wahlcollegiums bei der Regierung 
daß es ſich irgend eine, ber Ehre oder dem Waterlande zuwiberlaufen 
erlaubt; fo ladet die Regierung dad Collegium ein, fein Votum a 
geben; drei Viertheile der Stimmen werden erfordert, Sankt. das 
glied ſeine Stelle im Collegium verliere. 

22. Man verliert ſeine Stelle im Wahlcollegium um sr — 
willen, um deretwillen man dad Bürgerrecht verliert: - Man verliert 
man ohne un Abhaltung drei Zufammenkünfte nad einander 

Der erſte Conſul ernennt zu jeder Seſſion die Präfidenten 
legien. Der Präfidens führt allein die Polizei bes nn 
verſammelt fit. 
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4. Die Waflcolegien ernennen bei jeder Sefflon zwei Scrutatoren und ci: 
sin Serretair. 

35. Zur Erridtung ber Departrmentswaleolfegten wird in jebem Departe: 
ment mter den Befehlen des’ Finanzminiſters eine — von den 600, fuͤr die 
Grunde Bobiharz, Aufidands: und Patentſteuern am hoͤchſten ohngelgten, Bür: 
—— werben. Zu der: Summe der. — im Departement fuͤgt 
man, diejenige hingu, don der man erweiſen kann, daß man ſie in andern Theilen 
des ——— — und — alten acht. „Dale, Sie” wird gedruckt 
werben. 1 “rn “ Lat &e 253 i 
6. Die seta, wird — — Si: ierAmigthe nehmen, 
die fir zu. dem; Departementswahleollegium zu. ernenneitiihat.- 

27. Der erfte Eonful fann aus ben Bürgern; welihe zur ‚Ehrenlegion gehoͤ⸗ 
von aber. Dienſte geleiſtet haben, 10 Mitgliedet den Bezirkswa lcollegien hinzu⸗ 
fügen. Ge. tann zu jedem Drpartemmtsßahleoliegiimm 20. Mitglkder hinzufügeıt, 
von denen 10 unter den 30 am hoͤchſten angelegten Bürgern des Departeinents, 10 
wur den ; Möitgliederu ber Ehrenlegion, oder unter den Bürgen; welche‘ Dienfte 
akifet Baben,: genontuten - werben. ‚Er iſt gufdiefen; Ernenhungen an keint deſtimni⸗ 
in Zeitpuncte schalten 5 837 Yan. 

WB. Die; Berrtawapkcoliegie noäfentirem dem erften Gonfut u jeber im Ve⸗ 
aſeil erledigten Stelle gweiliim; Bezirk anſaͤſſige Blirger ;:don’duneh woenig⸗ 
siner außerhalb des Wahicollegiums, von dem: er. bezeichnet ui; genominen 

muß. Die Bezirksconſeils urneuern ſich zum Dritthelit alle 8 Jahr 

9. Die Bezirkswahlcollegien präfentiren beiojeder Zufanmenkunfs dt Wür: 
hd a die Lifte kommen follen, von welcher die Mitglieder des Zribundts ge: 

werden moͤſſen Bündiefen Bürkerni.muß,tvenigfteng: einer düfecpatb des 

— das ihn praͤſentirt, genemmen merdend Alle beiveitöngen außerhalb 

he Drpastementg genommen werdene. ud ad) "a Doiıkm 

% Dis Departementswahlcollcgien. präfedticin bem deeften! Ednſul zu jeder, 
in alaemsingn Departementsconfeilirledipten: Stelle Ar lad Departement anfäf: 
far Bürger, von denen einer wenigftens auferhalb des Wahltollegiums, das ihn 
präfegtirt,“ genommen werden mußn'Die IOÜGEBEAnCH TB —— echeuern 
79 zum — Theil alle 5 Jahre. 33 

31. Die Departementswahlcoliegien.puäfentivemi bii]jebet —— — zwei 
Agtt für, bie ‚Lifte, von: weicher bie. ‚Mitglieder des Senats ernannt werben m 
a. Bon dieſen muß wenigſtens einer außerhalb des Collsgiumsz das ihn —* 
katist, genommen werden. Sie muͤſſen das Atter und bil &genfchaften haben, die 
is der Berfaflung. erfordert werden. ! ;..inr' RED 735 1, ec 

82. Die Departements und. Bezirkewahlco Ih iewrupgäfemtärn jedeo zweiim 
Ipartement anfäffige Bürger, ‚für die Liſte. aus taeldhäundte Mitglieder der Depu⸗ 
tin: im geſetzgebenden Koͤrpernernannt werden! mffens\:!Ghite von biefen Win: 
ea mus nothiwenbig außerhalb. dad Collegiums genommenwerden, von Welchen 
@ präfentirt. worden. 1 Es; mäffen ſich auf ber Liſteu⸗ welche, aupı den -Tämnitlichen 
Pröfentirungen der Departements und. Bezirkswahlkollegien rittſtehen dreimal ſo 
wl Gazbidaten beſinden, als vacante ‘Stellen vorhanden find. u.“ 

33,.., Man kann Mitglied eines Genieindeconſeils, und: eines; Departements - 
er. Besirtiwahlcelegiums ſeyn. Man tann:nicht’gu‘ vr. Zeit Mitgtieb eines 

amd eines Departementswahlcollegiums ſeyn. 

Eh Die Mitglieder des geſetzgebenden Körpers: ‚und: ıbes ‚Zribmats tönen 
* en des Wahleollegiums,ozu welchem fie. gehdrent, nicht. beiwohnen. | Alte 
ünbere Öffentliche Beamten haben das Recht beizuwohnen und zu ‚fiimmen. 

- 85. Es wird von feiner Cantonsverſammlung zit "Wefehung ber jhr zuftes 
hatım Stellen in einem Deyle egium geſchritten, bis dieſe Stellen nicht auf zwei 
rcducirt find. 

35. Die Wahlcollegien — — ſi ich nur kraft einer, von ir Regierung 

» Bufammenderufungsatte ,: und: an dem ihneu angeriefenen Orte. 
© drfen ſi nur mit ten Verrichtungen, »ju denen fie zuſammenberüfen find, 

Gaben, und können ihre Sigungen: nicht -über die mittelit der ‘gedachten Acte be: 

azmte Fit terlängern. Wenn fie Vieh Schranken: übertreten; ſo hat die Regie: 

8 * Recht, ſie aufzuloͤſen 

.Die Wahlcollegien arfenunter keinem Vorwande weder mittelbar, noch 
unter einander gorrifpondiren. 

—— Aufloͤſung eines Wahlcollegiums bewirkt die Erneuerung aller Mit⸗ 

n. 





u. 


Wierter Titel 
Bon den Confuln. 


89. Die Sonfuln find lebenslanglich Sie ſind Wirglicher we: Sdets, am 
fuͤhren darin den Vorfig- 

2 Der — und der dritte Sonful werben auf: Yeifenrion des erfter 
vom Senat ern 

41. Zu m Ende präfentirt der erfte Gonful, wenn — von den beibei 
Plaͤtzen erledigt wird, dem Senat ein erſtes Subject. Wird dieſes nicht ernannt; fi 
praͤfentirt er ein zweited,, und wenn auch dieſes nicht angenommen wird ein drit 
tes, welches nothwendig ernannt. wird. 

42. Wenn es der ‚erfte: Conſul für rathfam erachtet; präfentict er eincu Bür 
ger bu feinem Rachfolger nach ſeinem Tode, nad: * im wortgen Artikel befkiien: 
ten Bormen, au Vi⸗ 

8. Der zum Narhfolg eu ‚bed erfien Gonfuls ernannte Bürger: Heiftet der Ri 
publit den: Eid: in die "Hände bes erſten Gonfuls,sdinter Beiftand des > un 
des dritten Confuls, in Gegenwart ded Senats, ber Minifter, des: Staatsrathée 
des geſetzgebenden Körpers, des Aribunats, des; Gaffationsgesichts , der Erzbifhöffi 
und fe, der Präfidenten von ‚den Appillationsgerichten, den Wahleöllegie 
‚und den -Gamtonsverfammiungen, der Oberbeamten der Ehrenlegion, Und det Mai 
res von den 24 vornehmſten Staͤdten der — DR Staateſeeretair nimm! 
dee gene» tin Protocoll auf. - 2. u 

Der gedachte Eid lautet: a 1 3 u 

eu —* ſchwoͤre, die Verfaſſung aufrecht zu. eehalten, die Freiheit der Sewiſſe 

zu⸗ xhren, mich bee Ruͤckkehr der Feudalſatzungen zu —— n 

mFKrieg zu führen, außer für die Vertheidigung und ben Ruhmider R 

: — und die Macht, mit der ich bekleidet ſeyn werde, ni zuı 
en Volkes, von — unb für welches ich fie empfangen, N 

j € ra en.“ 249 

45. Rach geleiftetem Eide nimmt er Finen Sitz im Senete, ſogleich n naı 
‚dem dritten Conſul. 

Der .erfte Conſul kann fein Votum in Betreff der Senennung fein 
hacfolgers im. Archiv: der. Renierung niederlegen ‚um nad feinem Tode dem € 
nat — zu we 

In dieſem ke beruft er den zweiten und dritten Gonſul⸗ And die Minift 
und Din benten N Sectionen des Staatsraths.: In ihrer Gegenwart ſtellt er de 
Staats ſecretair had mit, feinem; Inſiegel verfiegelte Papier zu, in welchem fein Votu 
enthalten iſt. Diefes Napich wird von allen, die bei dem Actus gegenwärtig, u 
teriehrieben. Der Staats ſearctair legt es, in Gegenwart der. Minifter nd’ der Pr 
fiventen von den Seetienen des Staatsraths, im Archiv der Regierung nieder. 

45. Der erſte Conſul kann daſſelbe, unter Beobachtung ver im vorhergehe 
den Artikel, — Formen, wicden: zuruͤcknehmen. 

49, Nach dem Tode bed erſten Gonfuls wird, wenn fein’ Votum’ niedergele 
blieb, das Papier, welches daſſelbe enthaͤlt, von dem. Stänfsfetretäir, in: Gegenivc 
der -Minifter und der Präfidenten von den Gectionen des Staatsraths, aus. bi 
Regierungsardjio herausgenommen; bie Idenditaͤt und Unverfchrtheit wird in G 
genwart-des zweiten und‘ des-britten Gonfuls beivährt, und das Papier durch ei 
Botjchaft der Regierung, nebſt Ausfertigung von Protocollen über bie Gonftativun 

dem Senat zugeſendet in 1. 

.50.: Wird dag, vom -erften Conſul präfentigte Subject, nicht ernannt; ſo pı 
fentiren. ber zweite und der dritte Conſul jeder. eines, und, im Yale der. Nichtern: 
a jeder ein anderes, worauf denn eines von ben legtern nothwendig ernar 


51. Hat der erfie. Conſul keine Praͤſcatation ——— fo machen 
zweite und der dritte Conſul ihre abgeſonderten Praͤfentationen, eine erfte, c 
zweite, und, wenn auf diefe beiden keine Ernennungen erfolgt ift, eine.dritte, « 
weiche die Ernennung nothwendig geſchehen muß. 

52. In allen Fällen müffen die Präfentationen und bie Ernennung in I 
nädjften 24 Stunden nach dem Tode des erſten Conſuls gefchehen feyn. 

58. Das Gefeg beſtimmt a die Ecbendgeit — erſten Conſuls den Etat 
Ausgaben ber Regierung j 
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Sünfter Zitel 
" Vom »Senat.. 
Der Senat beftimmt durch kin organifches "Senatusconfultum : 
5. 


um: 


Die Berfäffung der Kolonieen. 

Alles, was die Verfaſſung nicht vorausgeſehen hat, und was zu ihrem 

Gange nothwendig: ifl. 

3. Die Erklärun Pic, ame der Verfaffung, welche zu verſchiedenen 

Auslegungen Anlaß 

Durch Acten, welche enatusconfulte benannt werben, wird vom Senat: 

1. Das Gefhwornenamt in den Depärtementen, wo biefe Maßregel noth: 
wendig ift, auf 5 Jahre fuspendirtz 
2. werben, wenn bie Uniftände es erfordern, Depärteimente aunßet halb der 

Verfaſſung erklaͤrt; 

3. wird die Zeit beſtimmt, innerhalb welcher ——7 die. kraft des Art. 
86. der Berfaffung verhaftet worden, vor die Gerichte gezogen werden 
— rag fie es Nicht in dem erften 10 Sagen nach ihrer Verhaftung 

wor 3 

4. werden die Urtheile der Serärefä annullirt, wenn ſie der Sicherheit 

bes Staͤates Abbruch thun 

5, werden der: gebende — und das Zeitunat ‚aufgetäfets ʒ 

6. werden die Eonfuln ernannt. - 
56. Die organifcheu Senatusconfulte, ‚en die (andern). Senatusconfulte ver: 
ke, auf Anregung der Regierung, vom Senate berathfcht J r die Senatus⸗ 
— bedarf es einer bloßen Mehrzahl, für ein orga Hiatusconfaltum 

werden zwei Drittheile von den Stimmen der. anmefenden * erfordert. 

57. Die Entwuͤrfe der Senatusconſulte, die in Verfol der Art. 54. und 55. 
serroffen worden, werden in einem geheimen Rathe debat der aus den Conſuln, 
‚od Miniftern; zwei Senatoren, zwei Staatsraͤthen und, zwei Oberbeamten ber 
enlegion beſteht. Der erſte Conful bezeichnet jedeemal die Mitglieder, aus bes 
un der geheime. Rath beſtehen ſoll. 

58, Der erſte Conſul ratificirt die Friedens⸗ und. Auigngverträge, nachbem er 

v Gutachten des geheimen Raths eingehohlt bat. Bevor er ſie promalgirt, BR 
x ; dem Senat davon Kenntniß. 

59. Die Urkunde der — eines Wiigtihe des feegebenben Körpers, 
:3 Zribunats und des Caſſationsgerichts, wird. Beſchtuß benann 

60. Die Urkunden des Senats in Betreff feiner: Polizei: ar janern Verwal⸗ 
ng werden Berathſchlagungen benannt. 

61. Sm Laufe des Jahres Lt. wird zur Ernennung von 14 Bürgern, um bie 
n Art. 15. der Verfaffumg beſfimmte Anzahl von 80 Senatoren vollfkändig. Zu 

schen, gefhritten werden. Diefe Ernennung geſchieht durch den Senat, auf die 
Aeniation bes erſten Conſuls, der für dieſe und für die weiterhin folgenden Praͤ⸗ 
tationen zur Zahl von 80, aus der Lifte der ‚von den Wahlcollegien bezeichneten 
Börger 3 Subjectt nehmen wird: 
"Die Mitglieder des Dberverwaltungsrathe der Epreniegion find Mitglie- 
ter des Senats, welches auch ihr Alter ſey. 

63. Der erſte Konſul kann überdem, ohne vorgängige Präfentation durch die 
Drpartementsmahl colfegien, Bürger, die durch Dienfte und Zalente ausgezeichnet 
“nd, in den Senat ernennen, jedoch unter der Bedingung, daß fie das durch bie 
xirfaffung erforderte Alter haben, und daß bie Zahl der enatoren in feinem Ball 
Eet 120 betragen duͤrfe. 

64. Die Senatoren konnen Sonftln, Miniſter, Mitglieder der Ehrenlegion, 
Iuffeher des öffentlichen Unterrichts fen, und zu’ aufrrordentlichen und zeitlichen 
er gebraucht werben. 

Der Senat ernennt jaͤhrlich zivei ſeiner Mirgfieber zu Steretairen. 

> Die Mintfter Haben Sig im Senate, aber ohne berathſchlagende Stimme, 

wenn fie nicht Senatoren find. 


Sechster Titel. 
Bon ben Staatsräthen. 


67. Die Siaatsraͤthe werden niemals die Baht von 50 uͤberſchreiten. 
68. De Staatsrath theilt fi in Sectionen ab, 


R 


ET A 


De ung 
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69. Die Mintfter Haben Rang, Sig und berathſchlagende Stimme im St 


rathe. 
Siebenter Titel. 
Vom geſetzgebenden Koͤrper nm el 
J edes arten wird eine, ben Umfange‘ feier — — * 
ſene, Bag von Mitglirdern im geſetzgebenden Körper haben. ’ 
Alle zus naͤmli en —— gehörige. itglieder des” Keſetzgeb 
Ban einma er ir EI ob fü Reiki —* 
an, er epu lik fin n i einget e 
75 gegenwaͤ rigen Deputirten werden in We An Reihen Si catheilt, 
» Bed Auch - Fig Eee — An. zu, —8 7 Reihe 
rt, worin das Departement fie em fie arg | 
“ "ya. &e och werden ’ Diejenigen Depitist N, weithe aa Zahre 10 alnähnt | 
den⸗ — 5 in erfüllen. 
—— &truft, vextagt und ‚Proroptet, ji —— 8 





ER AL PEN * Quu ni“ dAcht en‘ Vie. a, A en 
Vom Feibunag., co: un 
a Wit en Si 18" "wird das Tribunat af 50, Üpitokier. sbucket, 
hälfte der. 60: wird, alle vcheraustretqn; bis gur· Reduetionn werden die 
— — *— * erfest. BR ‚Zribunas ae ſich ao 
= 36 as rind: ns mwriasııd sk 
u. ‚Der, arfehachs sah und af Zribunet, werden in;alen pen Mm 
En erne woenn eu, t ihre Auflöfung exlanat hats © | 
31 „2 337 on msn nt sn ran 
ce Inu ea. July? Rfunter Titel ud) N = 
mintnod nd Hz der Juaſtiz und den Gerichtshoͤfſen⸗ area — 


330 128. Es — ——— geben, weldjer Minifter der Jiuſti TE 
3 2180.,'@r.hat einen Antgefeichheten Piat im Senate und im he — 
81. Er fuͤhrt den Vorh 45 saffottonsgerfäkf und in den Appellationsgeꝛ 





ten, wenn ed bie Regierung 
ug 8%. Er hat tg —6 die Friebene gerichte, an "die “gerri 
aus denen fie beitehen, das Recht ‚der Kufie t und der Nüge. 
2.1788, unter ſeinem Vorſitze hat! das" C —— Ba Regt ber Genf: 
und der Disciplin uͤber dierAppellakions-⸗ und Griminalg ichtt 5 #8, kann, in ſchw 
zer: Fällen, die Michter in ihrem Amt Tuspenditen, und | ‚fe vor "ben Oberricht 
zur Rechenſchaft fordern. 
15 mBs0 Die Appellätionsädtidite haben das Hehe‘ der Ruffi it Abe die Ülkger 
‚ne —— Bezirks und diefe haben id Bajfetbe‘ Rt über ie Sridens: 
richte ihres 
Der Regietu —*—— Te —— führt‘ die Xuffic 

rien: 8* Commiſſaire an den Appellations! u een — 
ſaire bei den Appellationsgerichten führen, die Auſſtht ie Eenmiſtairen 
din Gerichten erſter Inſtan -1°0 - 

86. Die Mitglieder des Gafationtgerichte nn —8* sie Prafent =} 
‚erften Confuls, vom Senat ernannt! ‚Der en Eohſul —5 3 Eusj ie f 
Le —— vdee 


ER  uiolone- Behmter. ziten PIECE Kl 
— Begnabigun srecht. 
v7Det erſte Conſul Hat das Begnad üngerecht Er uͤbt es Ar — 
eines geheimen Raths, der aus dem Oberrichter, zwei. Miniſtern, zwei Senatore 
zwei Staatsräthen und, zwei Mitgliedern „bes Gafjationsgerichts beitcht- "HA 
Segeniwärtiges Senatusconſultum wird, durch eine. Botſchaft den ‚Borgir d 
Republit übermadt werden. tem 
unteraeilänet: Barthele my, Hräftdents 
Vaubouüs und — Secretaire 
Auf — des Erhaltungsſenats, 
Der — Generälsrtat, Caucho· 





f ey 
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Organ. Senatuscoufeltum pm 18. Mai 1804 , 33 
ER Stelgerurig DE Macht: eb nunmehrlebe a slaͤn ich on er⸗ 
fm daſils geht Aus, biefeh — 7 voh ſeſbſt hechor Nicht 
nit, deß Die Ernennung ber Praͤſibenten · der Sautousverſemmlungen, 
— u Moe 
77 — und andern Senatusconſulte ‚non: ie ward 
— —— — 
den Fe Sa — nn 
Etn oft nachdtid * ungtaufso Mitglieder her⸗ 
— Mey a Arc BIER a Se 
— end _ en — —— fe noch, ncht An 
— En 3 Die imFebruat 1804 uentdärkte” Der: 
cwinng von a hb —— gegen Bas’ Leben ‘bes erften 
Eoafuls, in welche auh More u werwickelt war, gab die Veranlaffung, 
hp am 18. Mai 18042 Floreal des Jahres 12.) auf Bonaparte 
ne Rachtunmenihaftidieiuahliche Kaiſerwarrdaerm rankxe ich s 
Un; ein vrganiſches Sengtu Bi — ee in welchem 
rg ne 
angsformel dieſes Senafusconjultum ete: den er 
Begening: „Napoleon, Kon. Wdkkee haben, Inv —— 
der Republik: Kaifer: der Srang em/⸗ allennGegenwaͤrtigen 
Auflaftigen Gruß; , Der Sengt niich ——— Rihner bes € * 
Nie, hat decretirt, und: Wir gebieten: und bafe hden, daß | 
Bitfiges," Kirk "Denn Stäarsfiegetrtiuttfefen?”ir: Biefin, ber fie: u 
dal, Den Gerichtäpßfen, aTribupalen amd; —— zugefer⸗ 
ig werde auf, Pa dieſelben eg in, ihre Prorpe ein 8: Beobs 
* 26 beobachten aſſen/ Fra — x Ruf 
ftr * für bi Y Bollziehung zur ſorgen Gegeben‘ ine. Palafte 
sau — —* Jahr. nie ———— 
cgeichnete Ma — 
| IY d — eintaeeonſuttun me ——— 
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vn. ni — wo 18 04: > Ih ..d nr: HG. A 
3 2; 3r 27 — at...” 33m} ci 120 BI ι. 
efter Zitelin. NETTRIET EN PT * .. 03 6 


1. Die Regierung ber Republik wirb einem Kaifer — der den 
ra er der Frangsfeonnannanmts -: 
= Ai Skate. nn Sailese venwalit, wu — 2 a 
Che 4. 8, NDUZ 34° ’ Mc, au 
-% Rapeioss Banapgı feifb.Kaike. ber Franzoſen. rom 
tell” sm Aa 
A 2 nr 43 Zweitet zT FO IR Te 3 (® 
* Wonıder- Eabriöpkeit.. 7 a ö 
| — —— Winde iſt exbliſch in der directen Fr lichen; nt; — 
lzʒigm Rachkommenſchaft Napoleon Bonaparte's, in männlicher Linie, nach dem 
Br — ‚mit brftänbigenz, Ansichluffe ; ——— velcegei und 
ir ommenfhaft beffelben. aic“? uf 


— — — 


14034 12281 send un 


74 
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brei Bruͤder, u, € 

—— — * —— — o sie Big Iehtager 

un nnahme ‚norlegen,. ben Kaifer ernennt a egierung 1 

an — 
zur vollhrachten Ma ein 

Ber. bien, bie — Er eutſcheidet AR 4 — Rn. 

— ie IE ehr Ri di. ram rn? 

Bon der Eaiferlichen Familie. oe ae 


Die Mitglieder der kaiſerlichen Jamilis Führen Be 
sehe N, * 
1 


535 hn des Kaiſers heißt gilsſlicheß Dani, - 
n Senatusconfultum ordnet ihre Crziehung. 
b97 Sie werben Mithlieder es — ar aaletathes ten ne u acht 


von Sr 5 Base dp 3 * Mibi⸗ 
ie koͤnnen ni ut ene! ung ve aiſers ve en. 1 
5.277 —— — — ⏑— — N) area Ti u und ihre Seifen m dad Erbrecht 
MWenn indeß keine, Binden) aus, xiner folchen Ehe ‚ubrhariben find, und die Ehe mic 
der Ant wird —F jo xxhaͤlt ber Getrennte fein Erbrecht zuruͤck. 
Die Acten, welche Bir Geburt, die Ehen und das Abſterben der Mitgfie 
der Ser Hatten Familie Aolhrife da werd = einen Befehl; Res Ba * 
ate uͤbergeben, der eine rift davon in ſeine Protocoll n 
Archive — l * fr Ze 1: 
Napoleon” run ſetzt durch Statuten, welche: ‚feine Nachfolger J 


n ar 
—F iebes KH Ver Faiferlichen Familie gegen ben Katferz " 
din 8 eine Organifation! His kalſerlichen Palaſtes, weiche der. ordecte⸗ Throne 
und der Groͤße der Nation engere jen iſt. sig 
15, . Die Givillifte witd jo dngtorbnet, wie fe bur Ari. 1. und 4. de 
Detret dam 26. Mai 1798 beſtimmt har"). Die Fran en Peinzin Joſep 
— ollen ben 1.10, Ki wi ” Zukunft die nachgebohrnen rag Söhne 70 Send 
ſers jollen be 13. Art. des Decvets vom 
— werden Ber — kann das — der Kaiſerin⸗ Br ie 
ikifte anmeifen. ine, Nachfolger ann in De ‚des alb etxoffene 
— SE ante rn Pal — 


16. Der * Selucht bie Departemente. Fa — al au ben vie 
Dauptpuncten des Reiches Faiferliche Paläfte gi Sa und fammt bem Zubchö 
— * ein Sefeg beftimmt werbeh. 

WERT 
* Suchen und Jerome wurden / in dieſem —2 —— von be MOB 
eeſſion ausgeſchloffen Der erſte, als Republikaner bebannt, lebte zu Rom in eint 
unftandesmäßigen Che; ber zweite, bamals mit ber Zochter des Kaufmanns Pal 
terion zu Baltimore vermählt, föhnte ſich erſt ſpaͤter mit: dem Kaiſer aus, war 
Prinz, und Koͤnig von Weſtphalen. 
*) „Die Nationalverſammlung beſ —— a ber König für fi und fein H 
Ki aus * oͤffentlichen Schatze Liv. erhalten ſoll. Auch genießt 
ig wie singen gen: 'Häufer, Parke und — welche durch ein Deeret beſtim 


ee Jedem Bruder bes Königs war eine Mill, Liv. als Apanage beſtimmt 
ein Palaft zur Wohnung. 
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Biekten'XTitel . 
on der Regentſchaft. 

1 I Aeinberid bis —— ten 18ten Jahre. A d 
*F an gt A 3 an, ch ah hren 
—A auf. af 2 volle ahre alt ſehn. Die welber nud 

mt Bin * nt unter ben * 
zu Br men, 
ber Rätfet, Keinen Regenten beſtimmt; fo erhätt der in ber Eröfotge 


jr wenn er über 25 Jahre alt ift, die Regentfchaft. 
der Prinzen über 25 — ſo erwaͤhit der Senat den Regen» 


des Rei 
Be dans bie Gropuiehe ntfhaft erhalten hat, ift es aud ein entfernterer 
| ürbenträger; ber verwaltet fie bis zur Boltjährigkeit 
Doch kann weder 
ir — des Kaiſers, Fin organiſches Senazsconſultum erlaſſen werden. 
— “übt bis zur Boltjährigkeit des Kaiſers alle Verrichtungen 
n Würde. Doch kann er weder zu den Erzaͤmtern, noch zu ben’ Stel⸗ 
bemten, die er erledigt findet, oder die während der Regentſchaft ers 
— nennen; 3 kann er ſich nicht des, dem Kaiſer allein vorbehalte⸗ 
‚a, Bot A ats zu Senatoren zu erheben, und eben fo wenig 
ct den Staatöfecretair abjegen. 
er bie Handlungen ‚feiner Staatsverwaltung peeföntich nicht vers 


—— geſchehen im Namen bes minderjährigen Kaiſers. 

Mac mt weder Gefege noch GROHE DNG a0 ordnet Auch 
Be Stantsverwaltung an, bevor er mi Gutachten des 
Ahe der aus den een der. Erzämter befteht, "darüber vernom⸗ 
1 Weber Krieg erklären, noch Friedens-, Allianz⸗ oder Handels: 

| Inn, bevor er nicht im Bea entfi * darüber angefragt hat, 
im in dieſem einzigen Falle eine kathgebende Stimme haben. Die 
J = fih nach der Stimmenmehrheit, Sind die Stimmen gleich; 
ſ Regent. Der Arne der auswärtigen Angelegenheiten nimmt 
eh: wenn über’ Gegenftände‘,; bie in fein Departement ge: 
— Auch kann auf Befehl des eben der Großrichter 









i weder waͤhrend der Regentſchaft, noch auch 8 volle Jahre 
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Staatsſecretair Fahrt dabei das’ Protvcoll. 
nefhaft ertheilt kein Recht über ‚die Perſon des ke 


| ir: me des Regenten ift ein Viertheil der Civilliſte. 

A, Die dt liber den minderjährigen Kaiſer führt deſſen Butter‘ in 
mangelung i fer Bofr 2 Prinz, welchen der — ngsvorgänger des minderjaͤhri⸗ 

Sail ii fin hat. se fein Prinz da inner Io wählt ber Senat 
re | Können‘ Ku siehe 7 er Aufjicht meder der Regent ind 
26 Frauen erwählt werben. 

Be — nad Art. 4. jemand adoptirtz To muß bi ß 
£ der Erzämter gefchehen, bie Urkunde darüber durch 
cetai — und fogltih dem Senate zugeſtellt werden, damit er + 

ge und in feinen Archiven tiederlege. Fi nämlichen Foͤr 
f € werben, wehm der Kaffet einen. Segenten, ober einen 
I fi ke im ährigen Kaifer beftimmt. Die dartıber eneheffiliten urkun⸗ 
ME ge Willbuͤhr zuruͤckgenommen werben. Jede Urkunde tiber 
| Art  Defignation der Zuruͤcknahme einer Defignation, fol, wenn fie nicht 
* —— ers in die Protocolle des — Singer gen * unguͤltig 
re blaß: ward aufgehoben, ‚ale R kurz 6 8 
IA au eboben, apoleon, urz bevor er den rieg 
Fam ur aab Preusen Am Krübjahre 1818 erneuerte, durch ein organiſches 
— 4818 —— neu beſtimmen, und ſie Pine 

agen | 


— 
— — 


Bee. 
Bäönften Titel. 
Bon, den, Erzämtern bes Reiches. 


© finds; der Großwahlhe Re serzkanz 
TR af re Erzfo üehmeiker, ba dr &aae — 
herr N) 
I Deo wer ee — 2 — er ernannt, Bee di * az 


An ag ben, Rang, Bam. 


t 1 u 

Bus ee —— — — - E: » 
hot) l nd: ; t ⸗ 
Bag & —* bin 3 See ha Ba, Ku ade, Ne fi 
ae n d den- Groß ar brenlegion ‚aus. , D Eh — 
men 8 der — on behalten Zitel, Verr undsy, und ‚Borzüge, auf, | 

— 
nn, bensa "dm Ei e. un Slantsralhe Pe Ba den Borfig, 0 — 


einen ee der Staatsämter, der den 


490,7 83; Alle Bit be3 Senats und der Geſe 8, * im Namen 
Ahlen un nd, m kaiſerlichen Siegel — 
I Der, eofwahlberr (Grand-E ecteur al bie. Vrrih 
zer. —— 
#4 Irr a), [a net der ‚efeharbenben Behoͤrde der — 
= Bi fe —— Der Senatusconfulte, welche. die Brian 
ahlcollegien au 
t, In eit, des, Kaifers, ben Vorſt wenn der, Senat‘ dr Chen 
2 a — und Tribunen irn ie bringt Si St 
ober, Cantonsverſammlungen fuͤr die Erhaltu 
als #4 Torben Yab Wablepitegiu auf me “ 
u ER A eh 













‚ine „Handlung, ‚gegen. bir, 
oe u haben „ine Meinung darüber zu äußern / 
fen ‚vor, ji ale: er —5 —77— der Ep nat, d 
je ung; iR des Trib ER, welchen, fie in, iu Ci 

3. ercnimmt,,ben — der Departementsina 














suerfa amımlunggen - er Gi — er präfentirt ‚bie, feierlichen R A 
ts, des — s, ber. Ge —5 des Tribunats und ber Wahtee 


% u 
vr: 


ala fie Bir Audienz bes Kaiſer gelaſſen werden. Er kann im, pa in je 
ge: Ben Een beforät bie.  Bersihbinden bei "per 


— D — a er ft en em j a eh Grete Zadısen wann ee G 


dem Behr: el iöbräuche „entwickelt, die-fich etwa in die Bor Inn 
eit, eingefchlichen haben ; er * ven 9 ril6 dei de 
Si ehofe,, und den Vorſitz, wenn ‘ J 
taatsraths und. —— verfa a Sr iſt 
ken der Prinzen zugegen ; wohnt den —— ind 
gaͤngniſſen der Kaifer bei, und unterzeichnet das Motocoll Pa 
h 58 „Er; sehr bie. Inhaber ber großen Reichewwürden, 8 * 
ecretair, ‚Die Civil⸗Großbeamten der Krone, und, LAN 







* * abonda erichtes zum Eide, den fie in bie ‚Hände d 1 "uhlenen, 

nin —— nd ber Kanzlei des Gaffatisnägeri oft, ben. Pr 

i nn —— rocuratoren ber Appellations⸗ und E — — 
Deputationen und Mitglieder der Ge öft 


En ‚Be fe 
i ‘ ek Kai Bi 3 unterzeichnet und verſiegelt die Somm iſſionen a 3 
te. 103 Mirgticher, ber — und für die Minifterialbeamteh, fon 
£.bie, we * Civilaͤnter in der Staatsverwaltung erhalten haben, "und andı 
runden, welche das —— — haben muͤſſen. 
4. Der Staatserzkanzgler hat die Verrichtungen al Kanzler bet © 
SE: ber Friedens- und Alfianzverträge und bei Sriegserflärungen. ( 
et uhb unterzeichnet die, Beglaubigungsichreibeht und. Lit Etike J 
Hit den —— Höfen, nady den Formen bdes aiſerl. Proto 
dewahrt Er iſt jahrlich zugegen/ wenn ber Winiſter der auswärtigen‘ 
—— bem Kaiſer von ber politifchen Lage des Staͤates BCE 
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zohfentiet Me Botſchafter und Geſandten des Kaiſers an auswärtige: Höfe gu bem 
Gide, tem fe in die Hände bes Kaiſers ablegen; er beelbiget die Reſidenten, Ge: 
(däftstekr,: Botſchafts⸗ und Geſandtſchaftsſecretalre, und die: Generalcommiſſio⸗ 
naire des Handels; er präfentivt die franzoͤſiſchen und: fremden außerördentlichen 
zn, Ambafabeıres: und Minifterin 0: 2.0 DE TE 
Der Ersfhaymeifier wohnt weil m Sitzung bei, in welcher der 

iifter und: der: Miniſter dus oͤffentlichen Schapes dem Kaiſer Rechnung 6ber 

ind Ausgabe: des Staates ablegen, und ihre Idern über die: Finanzen 
enseinanderfegen. Er vifirt die jährlichen Rechnungen über: ECiunahmie und Ausgabe, 
ehe er fie dem Kaifer vorlegt. Er führt den Borfig in den vereinigten Sectionen 
des Staatsrathd und Tribunats nach Urt. 95. Allee 3 Monate werden ihm die 
Zechaaagen der Rationalrechnungstammey; vorgelegt, die er jedes Jahr dem Kaifer 
Übergiebt, mit bem allgemeinen Refultate und feinen Ideen über Reform und Ver—⸗ 
Aſcceng der werfchtedeneh Theile der Rechnungskammer. Er fließt Jedes Jahr 
der grebe Buch der Staatsſchuld, unterzeichnet die Civilpenſionen, nimmt den Glis- 
Marder Rationafrechnungsfaniiher, den Finanzadminiſtrationen, und den: voruehm⸗ 
fra Igenten des öffentlichen Schatzes den Eid ab; et präfentirt dic Deputationuib 
ver | met und der Finanzverwaltung dem Kaifer zur Aübieng,- mon 9 
Dr Connetable iſt —— wenn der Kriegsminiſter und der 
Deicter des dffentlichen Schatzes jaͤhrlich dem Kaiſer die Verfügungen vorfchlagen, 
in bad Bertheidigungs ſyſtem der Grenzen, bie Unterhaltung, Ausbeſſerung und 
Scyrediantirung der Feſtungen zu vervolllommnen. Er legt den Grundſtein zu 
ea fiten Plaͤhen, deren Errichtung befohlen wird; er iſt Gouverneur der Kriegs⸗ 
Benn der Katſer "nicht ſeibſt den Atmeecorps die Fahnen uͤbetgieht; fo 

Ah Fr ihnen der Connetable in des Kaiſers Namen. Er muͤſtert, in Abweſenheit 
Di Riiiers, die Faiferliche Garde. Er kann den Vorfis führen im Kriegsgerichte, 
Ra Ber Oberbefehlshaber einer" Armee eines beftimmten Verbrechens beſchuldigt 
Beh Er präfentirt die Reichsmarſchaͤlle, die Generaloberſten, Generalinſpectoren, 
Sack und Oberfteh, ihren Eid in’ die Hände des Kaifers abzulegen. Er em⸗ 
Ba Eid det Mojdre, der Bataillond: und Schwadronschefs. Er fest bie 

“ beö Reichs ein, präfentirt die Generate, Obetften, Majore, Bataillons⸗ 
= Ehmabronschefs zur Audienz bei dem Kaiſerz er unterzeichnet‘die Patente der 
Ist End der Mikttatrperfonen , die Stuatspenſionaire ſind. : erın une hi 
Der Sroßad miral wohnt der jährlichen: Sigung bei, in weicher der 
Gminifler dem Kaifer über den Zuftand der Sceerüftungen, der Zeughaͤufer ande 
viantirung Bericht erftattet.” Er empfängt jährlich” and: uͤbergiebt bem 

Saie Fechnungen der- Gaffe ber: Seeinvaliden: Im Krkegsgerichte Mer, einen 

A, Biteadnirät' und Coutreadmiral kann ev den Vorfig führen. Er präfene 
Ne hmiräle, Bice⸗ and Eontreadmirale und die Schiffscapitafie-dem Kaifer 
GB; er empfängt den Eid von den Mitgliedern des Priſentaths, der Schiffes 

Begattencapitäind; ev präfehtiet Abmirale und-Capitaine dem Kaiſer zur Au⸗ 
er unterzeichnet die -Patente dev;-Seeofflciere und der ‚penfionirten Seeleute, 
Jeder Titular eines Erzamtes präfibirt in einem Departementstwahlsollee 
Aer Großwaͤhler zu Wrüffehs der Reichserzkanzler zu: Bordeaux; der Staats⸗ 
eet zu Rantes; der Reichserzſchatzmeiſter zu Lyon; der Connetable zu Turin; 
Mm Brofatmiral zu Marſeille. T.3345 

%, Jeder Inhaber diefer Hohen Reichswuͤrden erhält als jährliche fefte Befol- 
ls ein Drittheit der den Prinzen beftimmten Summe (alfo 333,333 Liv.). 

%, Ein befondered Statut des Kaifers ordnet die Amtsverrichtungen ber. Ins 
de Erzaͤmter, und beſtimmt ihre Tracht bei Feierlichkeiten. Dies Statut 
"ara bie Nachfolger des jegigen Kaiſers nur. dann abſchaffen, wenn es ein: eigenes 
Gmstikonfaltum befiglt*)., | - © ee ae ee 

oh 4 Se ch s ter zit el i J * pi ri 0 
v2, Von den Gtoßbeamten des Meiched.- sin; 7 32° 


[0 ’ 13 mal .aot ns) 


H Düza gehören: 
I) die Marſchaͤlle des Zetgee deren A $ 
diejenigen Varſchaͤtle aber nicht mitgerechnet / welche‘ Seriatoren Tibr*y 3 
E ethielten sie Zitulaten der EhjäffterAhtenne Serienissime: 2 Duszahe 
a in der Anrede: Monseignieur: > lu, „wuäsl. Panne.) 2 oh 
kn AI Mit wurden zu Marſch aͤll em des Reiches ernannt: —— 
u Moncey, Jourdan, Maffena, Augereau, ‚Bernadette. Soult, Brüne, 


A 
4 
3 
= 


— — — 


u 


* 


J 


8 


— 


eV 


\ 


h) acht Inſpectoren und- EEE der Artillerie, des Ingenieutcor 
© der Bavallerie und bed Seeweſens; 
+8) die Stvilgwoßbeamten ber Krone, weiche. ber Keiſer biſcoen wi 
4 Die Großbegmten⸗ loͤnnen nicht abgeſeet werden. 
50. Jeder Großbeamte führt in einem; Wahlcorps den Vorſit 
61. Wenn auf Befehl des Kaiſers, oder aus anderer: Urface) der Saba 
eined Erzamtes/ oder ein Großbeamter, fein / Amt EN fo: behält er denn 
‚ Zite Rang; Voxrrechte und. bie ‚Hälfte feines Gehalts. Er ‚verliert dieſe ur: bu 
"ein: re Batiexlühen: Obergerichtshofes. Just Su PEN IE ee re 


un BStebenter Ekel 
Bon den: Eiden. 


ur ‚Der Kalfer ſchwoͤrt, in ben wei erſten Jahren nach fine, Thronbeſ 
gung oder nach erlangter Volljährigkeit, in Begleitung der. Inhaber der Ersoͤmt 
der Winiſter und Großbeamten bes Reiches, dem franzoͤſiſchen Volke einen -frieı 
den .;Eid auf das Evangelium. Dies gefhicht in Gegenwart des Senats, | 
Staatsraths, des gefchgebenden Corps , des Tribunats, des Caſſationsgericht 
des Erzbiſchoͤffe, Biſchoͤffe, Großbeamten der Ehrenlegion, der, Nationalrechnun 
kammer, der Präfidenten in ben Appellationshöfen, Wa ollegien, nn 
Jungen ‚, Eonfiftorien und der Maires aus ben 86 erften Städten bes ——— 
Gtaatöförretair verfaßt daruͤber ein Protocoll. 
58. Der Eid des Kaiſers lautet: 
| fehmöre die Integrität des Reiches zu behaupten; bie-Gefege dea.G: 
udats und die. Freiheit. bes Gottesdienſtes zu achten und achten zu m 
— die Gleichheit der Rechte, die politiſche und buͤrgerliche Freihe 
die Unwiberruflichkeit bes Verkaufes der Nationalgäter zu adten - u 
ee 1.171 zu machen; eine. Abgaben zu erheben, keine Zare anfzulegen, + 
- in Gemäßheit des Geſetes; die Ehreniegion aufvecht zu erhalten; u 
nur in Hinſicht auf das Intereffe, das Gluͤck und den Ruhm des frasi 
fiihen Volles zu regieren.’ "Top! 
64. Der Regent leiftet, begfeitet von den Zitularen ‚ber Erzämter, ben >) 
niftern und Großbeamten des Reiches, in Gegenwart: des Senats, des — 
ber Praͤſidenten und ber Quaͤſtoren des Tribunats, und der Groppeamten E 
— 3 24 
56. ** Gib auf das Evangelium: 
„Ich ſawoͤre, die Staatsangelegenheiten, gemäß ben Sabungen des * 
den Senatusconſulten und Geſetzen zu verwalten; die Integrität bes G 
biets der Republik, die Rechte: der Nation und der kaiferlihen Wuͤr 
gu behauptens: und dem Kaiſer im Augenblide feiner Volljährigkeit getz 
Die Macht zu übergeben, deren Kührung mir guvertraut iſt. “ 
56. Die obern und unten Staatsbeamten, auch dig See⸗ und Sandofficien 
leiften folgenden. Eid: . 
Ih — Micsoriem: ben Verfaſſungen des Geldes, und Rene di 


Ahter Titel | 
Vom Senate. I F 
57. Er b 


efteht: 

a) aus ben feangöfifchen Pringen,. welche das achtzehnte Jahr erreicht habe 

b). aus den Inhabern ber. Erzaͤmter; 

c) aus 80 Mitgliedern, bie der Kaiſer wählt, aus ben von ben De 

mentswahlcollegien verfertigten Liften; - 

d) aus Bürgern, die der Kaifer zur Senatorwuͤrde zu erheben gut finde 
Sollte die Zahl der Sendtoren bie im HAften Artikel. dei oxganiſchen Senatus 
ei vom i6ten Thermidor 10ten Jahres (4. Aug. 1802) feftgeichte Anzahl. ( 

erfteigen;..fo wirb ein Gefeg forgen. für die 2. 1805) °%- bes, 1 tin Artı 

Fe ea vom 14ten Nivoſe Il (4. Jan. 1305) *). 


dannes Mortiet, Ney, Dabouſt, Beſſieres, Außerdem erhielten ben Marſcha 
titel: Kellermann, Lefebre, Perignon, Serrwier, 

FRE welchem dem Senate eine Summe * 4Mill. ihrich auf den Er 
ber Nationalwaldungen angewieſen ward. 


| 
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58, Der Präfibent des Senats wird vom Keifer ernannt, ımb aus ben Se⸗ 
matoren ermählt. Sein Amt dauert ein Jahr. 

59, Er beruft den Senat auf einen Befehl des Kaifers, oder auf ben Vor 
ſchlez der Art. 60. Und: 6. beſtimmten Soemmiffionen, ober eines  Senators nad) 
Art. M, oder’ eines: Beamten des Senats für die innern Angelegenheiten bicfes- 
Gsıpü Gr legt dem. «Waifer. uͤber die, Verſammlungen auf Verlangen der Commiſ- 
fionen, oder eines Senators, über den Gegenftand und dos Eeſutat der Berath⸗ 
are Senats Rechtnidjaft ab 

Eine Commiſfion des Senats der individuellen Freiheit 
son Tr Mitgliedern, bie der Senat aus feiner Mitte waͤhlt, nimmt, auf Mittheis 
iung eines: Miniſters, Kenntniß von den Verhaftungen, die nach dem 46ſten Art. 
ver Berfaffung (nom 18. Dec. 1799) ftatt: + :fobald die verhafteten, Perfonen 
wit innerhalb 10 Tagen nady ber Verhaftung: vor die Tribunale gebracht werben. 

61, Alte Berhaftete, die nicht Tagt nach ihrer Verhaftung vor Gericht. 

werden , koͤnnen ſich felbft, oder durch Stellvertreter, mittelft Bittſchriften, 
an biefe Gommiffion bed Senats — 

62. Findet dieſe die Verhaftung nicht durch das Staatsintereſſe gerechtfertigt; 
fo erfucht fie den Minifter ,- der ben: —— ſtsbefehl — die arretirte Perſon 
ie Bereit zu fegen, oder vor das ewöhnlidhe ſchicken. 

„nach dreimal innerbatt eines: "onats feberhohltem Erfuchen,. bie 

* Perſon nicht freigelaſſen, oder vor die gewoͤhnlichen Gerichte geſtellt wor⸗ 

den if; Fo verlangt’ die Commiſſion eine Berſanimlung des Senats, welche. durch 

var Prijidenten zufammenberufen wird, und noͤthigen falls — Erklaͤrung erläßts 
E find ſtarke Bermuthungen vorhanden, daß R. N. willkührlich verhaftet: iſt.“ 

4 Eine Sommiffion des Senats für bie Preßfreiheit von 7 Mihr 
Sag, von und aus dem Senate gewaͤhlt, ‘wacht über ‘die Preßfreiheit. Doch 
rer er: ihr Geſchaͤftskreis nicht über die Schriften, welche auf. Abonne« 
a unb periobifch ausgetheilt werden. 

Slauben a klagt Buchdrucker und Buchhaͤndler ſich über Hinderniſſe 
KEagen zu koͤnnen, die man dem Drucke ober Umlaufe eines Buches in’ben wg 
kat; 2 können fie fig durch Bittfchrift an diefe Commiffion wenden. 

Findet diefe die Hinderniffe nicht durdy das Staatsintereffe gercchtfertigtg 
“ ei e ben Minifter, der Befehl dazu gab, ihn zurüd gu nehmen. 

en, nach dreimaf innerhalb eines Monats erneuertem Grfitchen, bie 
— noch; fo begehrt. die Commifſion eine Senatẽverſammlung, bie, wenn 
—— Fall verlangt, erklärt: „Es walten ſtarke Vermuthungen ob, ns bie Preß⸗ 


ß a ar worden ift 
4 — Kid ein Mitglied jeder dieſer Snatzcommiffioner aus, 
Die Gefegesentwürfe, die der gefeggebende Körper becretirt Hat, werben 
ke} * Tage ihrer Annahme dem Senate geſandt, und in deſſen Archive niedergelegt 
Jedes von dem gefeßgebenden Körper erlaffehe Decret kann — einen 
wo bei dem Senate angezeigt werben: 
a) als habe es zum Zwede, das Feudalſyſtem wieder einzu führen 
b) als wiberfpreche es dem unmiberruflihen Verkaufe der —— — 
c) als ſey es —— berathſchlagt > den gefegmäßigen Formen; 
d) als tafte es die Vorrechte der Kaiferwürbe und des Senats any 
Eeſchadet der Vollziehung ter Art. 21. und 37. der Verfaſſung vom 22ften ei 
mare bes Jahres 8 (13. Dee. 1799.) 

71. Dann berathfchlagt ber Senat in den 6 folgenden Tagen über den Be 
Tiht einer Specialcommiffion, und kann, nach breimaliger, an drei verfchiedenen 
Zogen geſchehenen, Berlefung des Deecrets, erklaͤren: „Das Gefeg Fönne nicht bee 

gemacht werben.” Die motivirte Berathung: des Senats überbringt ber Prä- 
Men dem Kaifer. 

72, — der Kaiſer den Staatsrath angehört: hat, erflärt er entweder 
‚ uch ein Deeret- feine Beiftimmung zur Verathimg des Stnatd, oder er Jäßt das 
Grfez als Gefeg befannt —R8 

73. Jedes Geſetz, das, unter folchen Umftänden, nicht innerhalb⸗ 10 Tagen be⸗ 

agt wird, kann nicht mehr bekannt, gema t werden, wenn nicht das ge⸗ 
Corps von neuen daruͤbet berath thlagt. 

TE Die allgemeinen Verrichtungen eines EB apfeottegiihnte ; umnb die Partlellem⸗ 
ne auf bie präfentatien der Candidaten zum Senate, gefeggebenben aa a und 
Übtnate Bezichumg haben, Thnnen nur veriiöße Kinos‘ erfeſ 
oageridrig vernichtet werden. 


9— 


an: -- IR « f * PTR, m 
80 uk BAR 7 Br FE ‚SZ 0 SISIUHIRET SD de 2 
ee | 
’ 


wen.ce mn 0 Rente. Titel ER RE Des 
2 Dam Staat 33 


7. am Aber Geſetzesentwuͤrfe und — für: Staatsverwaltun 
a } Keen A bs e Bayı Drittheile ber Mitglieder vom vrdentlichen Dienfi 
u ber — — tkann nicht ‚geringer 

76 "Der Slaetsreth theilt ſich in (eh Sertionen : ber @efepgebum 
Ianern, ber Finanzen, des Krieges, des Seeweſens und des Haudels = 

77, Bat ein Staatörath 8 Jahre lang auf dem Bergeichniffe der, Dita) 
des ordentlichen Dienftes geſtandenz fo ethaͤit er ein: Diplom als kebenslän 
der Staatsrath. Hört cr ganz auf, auf der Lifte des Staateraths zu:Ttchen 
erhält er nur ein Drittheil des Gehalts. Zitel und Mechte verliert er nur 
ein Urtheil des hohen kaiſcrugen — ei — oder Inf 


gt 


zur Beige — — u und de m u kick 
TEL ZTRHEERE: — Tktel —* ee 
a Ze 7, m geſetzgebenden ‚Körper, = P 
2.» — austretenden er deſſelhen —* ohne, goiſchenmit w 
gew 


99, *  Poäfenticten Sefsiessntusfe, werden au Bis drei Sectionen des 
bunats gefandt, _ 
— tzungen des —* K. ſind entweder, orbenlliche Sigungen, oder 
nevei mmittoᷣe 
Die ordentlichen Sitzungen beſtehen aus ben Mitgliedern des g. — 
— des Staatsvaths, und den Rednern der drei Sectionen des —— 
Die General: Committées — nur aus den Mitgliedern desg 
Be. In den ordentlichen Veen hört der $- K. bie Kane ex des Sta 
* and: die .NRebner der drei Sestionen,. und ſtinunt über den Getenesentn 
In General:Sommittdes erörtern ‚bie ——— des Corps wie ſi a u EN 
und Nachtheile des Gefegesentwurfes. Een 
83. Gin; General : Sommitter bübet, ich Ki 
4. a)iauf Einladung bes Praͤſi denten für Hei innein Yngsiongai Rn F 
vis. bYauf ein von anmefenden, Mitgliedern. unterzeichnetes Begehren. 
jede 3 bei en Fällen if. bas. General: :Gommittee, ‚geheim, und die Verhandlun 
— nicht bekannt gemacht werben; 
9 das Begehren dazu — gr des Staatsrathes. Sa 
' m Falle ift bas General: Committee 
Im General» ‚Gommittee faun Fein, Beſchluß — — 
4.3Iſt in demſelben ‚die Eroͤrterung geſchloſſen ; ſo wird bie —* 
auf den andern Tag in ordentlicher Sitzung feſtgeſetzt. 
85. Anıdem Tage, wo der g. K. über den Geſetzesentwurf ſtimmen fol, J 
er: den ſummariſchen Vortrag der Redner des Staatsrathes. 
86. Die Berathichlagung uͤber einen Geſetzesentwurf kann nicht Länger 
8 Tage über den, Tag hinaus verschoben werden, der zur Schließung ‚der Chi 
zung ——* war. 
87. Die Scetionen des Tribunats machen die einzigen Commiſſi onen des J 
aus; nur in dem Art. 113. beſtimmten Falle kann es andere bilden. 


4: 


— en au Titel , 1 
. Be Bere Zen — 4 


BB, ge — na — a 
R F der Mitglieder erneuert. 
so: Der 9 A ei Be sont Bi aus, brei durgh. abſolute ouuminm 


— —— Ne 4 ; 


6 — a hat — haſ zen, Die übe Kaifer aus einer br € 
— Kälte bon ſechs kun —5 werben. Shre Bir 


*. Shine Gefammigapt: beizug ‚nach. dem Einkusnfutun som Ab. 
50 Mitglicder. 
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tumgen fd Biefelben, welche den Quaͤſtoren bes geſetzgebenden Körpers *y übertras 
gen fie, Alle Jahre wird einer von den Quäftoren erneuert. 

3. Das Zribunat ift gerheilt in die drei Sectionen: der Gefeggebung, 
da Sanerm und ber Finangen. ' Du an "EL PIE u Ze 

4. Jede Section ſchlaͤgt drei Mitglieder vor, unter welchen ber Praͤſident des 
Irderats den Präfldenten der: Section beſtimmt. Gecttonspräfident bleibt einer 


ar . 
3%, Benn' Sectlonen des Staatsraths und Tribunats Vereinigung verlangen; 
fe werden bie Gonferengen gehalten unter Borſitz des. Reichserzkanzlers oder bed 
iſters, nach Befchaffenheit der zu unterfuchenden Gegenſtaͤnde. te . 
%, Die vom 9. Kı' Uberfandten: Geſetzesentwuͤrfe eroͤrtett jede Section befon- 
vord, uud zwei Redner von jeder der drei Sectionen überbringen dem g. R.'das 
Betehten ihrer Sektion, mit Entwidelung der Beweggründe. a 
—* Zu Generalverſammlungen vereiniget ſich das Tribunat nie, um Geſetzes⸗ 
tteärfe zu eroͤrtern, ſondern nur gu feinen uͤbrigen Amtsverrichtungen. —* 
Zwoͤlfter Titel en 
Von den Wahlcollegien. ee 
. So oft ein: Departementswahleollegium verſammelt if, bie Lifte der Can⸗ 
tm für den 9. Ri — verfertigen, werden auch die Liſten der Candidaten fuͤr 
ee erneuert. Jede Erneuerung macht die vorhergehenden Vorſchlaͤge um 
9 Die Grofbeamten, Commandanten und Dfficitve: der Ehrenlegion find 
Didier des. Wahlcollegiums in. dem Departement, wo ſie wohnen, ober. in einem 
Ssatement der Eoborte, zu ber fie — Die Legionaire ſind Mitglieder des 
Sekollegiums ihres Bezirkes, Die Glieder: der Ehrenlegion Iverden auf ein vom 
erg ausgefertigtes Diplom in das Wahleollegium aufgenommen, gu dem 
* ahoͤren en. ’ BLM a 3, 
100. Die. Praͤfteten und Militaircommandanten koͤnnen von den Wahlcollegien 
'r Departements; in denen fie ihr Amt verrichten, nicht als Gandibaten zum Se: 
ur gewählt werben. ni « 
Dreizehnter Titel, 
Vom kaiſerlichen hohen Gerichtähofe, 
101. Er erkmt: ar Sa — 

a) über die perſoͤnlichen Vergehen der Glieder ber kaiſerlichen Familie, der 
Inhaber der Erzämter, der Minifter, des Staatsſecretairs, der Großbet 
amten, Senatoren und Staatdräthe; J— u Tu 

b) über die Verbrechen, Anſchlaͤge und Complotte gegen die innere und 
äußere Sicherheit des Staates, gegen die Perfon des Kaiferd und des 
wahrfcheinlichen Neihserbens; - | 

e) über die Verbrechen der Minifter und Staatsrtaͤthe in der Öffentlichen 
Dienftverwaltung ; Ze 5 

d) über Dienftvergehen, Mißbrauch der Gewalt vom Generaltapitainen in 

"den Kolonieen, von Kolöniepräfeeten und Commandanten franzöfifcher 
-Befisungen außerhalb des feften Landes, von außerordentlich angeftellten 
Generalabminiftratoren ober ‚Generalen zu Laride und zu Waffer, ohne 
Das dadurch der Milifairgerichtsbarkeit eine Schranke geſetzt würbes 

€) wenn Generale zu Bande und zu Waſſer ihten Inftruckionen ‚entgegen 
en haben; — EL 

H über Erpreffungen und Verſchieuderungen der Präfecte des Innern; 

g) wenn gegen ein Appellationsgeriht, oder gegen einen Gerichtshof der 
—— Juſtiz, oder gegen Glieder des Caſſationsgerichts Klagen vor: 

ommen; 27 — 


*) Die Formen des geſetzgebenden Körpers, wie ſolche in ber Verfaſſung yon 
18. Dec. 1799 beftimmt waren, wurben durch das. Senätusconfultum vom 20, Dec. 
1203 in mehreren Puncten deräudert, indem der damalige erſte Conſul z. B. durch 
ka vom ihm ernannten Präfidenten des gefengebenben Körpers unmittelbar 
a die Verhandlungen bdeffelben einwirkte, und berfelbe aus 12 vorgefchlagenen Gan- 
deten vier Quäftoren ernannte, welche die‘ Einnahme und Ausgabe der dem 
— Körper beſtimmten Gelder monatlich beſorgten. 
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freiheit. 

‚202. Der. Si des kaſſerlichen hoben Gerichtöhofes ift im Senate. 

103. Der Rei \gerzEanzler führt den Borfi itz; oder iſt er rechtmaͤßig — 
in enden Neichserzbeamter: - 

Der kaiſerliche habe Gerichtshof beftcht and ben Prinzen, en Reichs: 
und. * "Srofbeamten, den. Großbeamten,, aus 60 Senatoren, den 6 Sectionsp 
Peer des Staatsrathe, 14 Staatsraͤthen und 20) Gliedern des Saffationsgeric 

e8s 5, Die, Senatoren, Staatsraͤthe und Glieder des Gaſſationsgericht⸗ | 
6 - Ordnung ihrer Dienftjahre berufen... nr. 

Bei diefewm Gerichtshofe iſt ein Generalpr oeu vater. angeſtelit, | 
vom. ee auf; Lebenszeit: ernannt wird. Gr übt. das „öffentliche Miniſterium, 
Verbindung mit drei Trihunen, die der geſetzgebende Körper jaͤbrlich aus arım D 

yunate., vorgefchlagenen. Candidaten wählt, - und. mit drei Magiſtratsperſon 
welche der Kaiſtr isbesIahr aus ;den Mitsliedern der Appellgtiongs und; printic 
Gerichtshöfe ernennt. 

106. Es giebt einen Obargerichtsſchreiber, welcher vom Kaifer auf Lebens; 
ernannt wirb. 4 

107. Der Präfi dent‘ dig hohen zatfeclichen Grichtshofes kann nie von t 
Parteien zuruͤckgewiefen werden; er. aber kann fich entfehußpigenia 19 ©. 

108:, Des kbaiſerliche Gerichtshof kann nur auf Bu Begehren Ei hffenstichen: $ 
niſteriums Edes u@eneralprocurators und ſeiner ſechs Bugeocbncten.). :perfahren. | 
cin Kläger da; fo wird das oͤffentliche Miniſterium Mitklaͤger, und betreibte 
Gang bed. Proceffedi nach den unten worgefchriebenen Formen: Ein Gleiches Li 
dem öffentlichen. Miniſttrium ob bei m. ober wenn un 
werden. ' Dee Br | 
109. Finden bie Sicherheitsobrigteiten und Directoren. ber Bun, aus | 
Dualität ber Perſonen, aus dem. Ditel Dder Amblage, : ober ‚aus : andern; Umftändı 
daß die Sache vor den hohen Eaiferlichen Gerichtshof gehöres fo ſenden ſie innerh 
8 Tage alle Proceßacten dem Genet alpꝛacuratot, fahren indeß fort,; un u 
Spuren des Verhbrechens zu fammeln.: 177 1: 

110. Die Minifter und Staatsräthe konnen von den gefeggebenben Behört 
benunciirt werden, wenn fie, den Reichtggi zum rn Befehle ertheilt habı 

111. Desgleihen koͤnnen don der (ehdchen en Behörde angeklagt werde 
Generalcapitaine der Kolonieen, Kolontalpräfeete,: Commandanten der auswärtig 
Befisungen, Generalverwalter, Generale der Land» und Seemgcht, Präfecte t 
Innern , ‚wenn fie ſich eines im, Art. 101 angeführten Vergehens dulbig „gemal 


aben. 

, 112, Eben fo zeigt die gefeßgebende. Behörde die Agenten ber. Staatsgew 
an, wenn der Senat erklaͤrt, daß er eigenmaͤchtige Gefangennehmung oder Verletzu 
der Preßfreiheit vermuthe. 

113. Die Denunciation kann nur beſchloſſen werden auf Begehren des Iı 
bunats, ‚ober, auf; Anſuchen von 50 Mitgliebern des gefsggebenden „Nörpers, die a 
gefchloffene Sitzung nn. und zehn aus ihrer Mitte erwaͤhlen⸗ wpelche den Gı 
apurf ber’ — abfa 

114. Dieſes Begehren oder Anfudgen muß ſchriftlich abgefaßt werben, wi 
wird vom Präfidenten- beforgt. Iſt es gegen einen Minifter ober Grantsrath ; 
wird es ihm innerhalb eines Monats mitgetheilt. 

115. Der angeklagte Miniſter oder ‚Staatsxath, erſcheint nicht, ‚um, zu antıwo 
ten. Der Kaiſer ernennt drei Etaatsväthe,. melde Pet gefregebenben Verſammlu 
uͤber die Thatſachen der Denunciation —— eben. 

116. Der gefeggebende Körper. beratbſchlast übe kie vorgebradhten‘ Ihatſach 
in’ geſchloſſener Verfammlung. ; 

117. Die Acta der Denunciation foll —— verfaßt, und. vom Hraſide 
ten und ben Seccretairs des geſetzgebenden Koͤrpers unterzeichnet ſeyn. Sie wi 
durch eine Botſchaft dem —— —— der ſie dem Generalprocurat 


uſchickt 

* 118. Die im Art. ‚208: * V. e. f. angefuͤhrten Verbrechen werden. von bi 
Diniftern, jeder in ‚feinem Fache, den Beamten ‚des Öffentlichen Minifteriums bir 
terbradht. Denunciirt der Sroßrichter; ſo ar er bei dem Urtheilsfpruche nid 


mitffimmen. 
' 119, In den durch Art. 110, 111. 112, und. 118, beftimmten Fällen benad) 


richtiget der Generalprocusator ben Reichserzkanzler in -drei Tagen, baf ber Fa 
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Ya fig, tn hohen kaiſerlichen Getichtshof einzuberufen. Nachdem ber Etzkanzler 
— wei vernommen hat, ſetzt et bie Eröffnung‘ des Gerichts in ben 
? an | . ' } f x u ur Sa — 24 en 

: = In der erften Sisung fpricht der’ Hohe kaiſerliche Gerichtshof über feine 

. Darauf unterfucjt ber Generalprocurator, ob ein ‚gerichtliches Merfahren 
Fiat haben ſolle, und traͤgt einer der richterlichen Magiftratöperfonen bie Leitung 
rien auf, Erachtet er aber): daß die Klage nicht zuaͤſſig ſey; fo trägt er dem 
ken Beilerichien Gerichtshofe feine Gründe vor. "i.. 1. De Fu 

12.; Billige fie dieſer fo endigt ein Spruch die Sache, Werwirft er; ſo 
V bet Generaiprocurator den Proceß einleiten. mol ge! 
88. In den erſten acht Tagen muß die Anklageatte abgefaßt und ahgegeben 
den Berichterſtatter und deſſen Stellvertreter ‚U Hd der Reichserzkanzler er 
* je den Gaffationsrichtern, welche Mitglieder" des hohen kaiferlichen Gerichts⸗ 
us : i s ö N u Faurt I.» . * t 
.Der Berichterſtatter, oder fein Stellvertreter legt die Anklageacte 12 
Srzifirien vor, welche dei Reichserzkanzler aus 6Senatbren und 6 anbern 
‚een des hohen kaiſerlichen Gerichtshofes wählt, bie aber an dem: zu erlafi 
re A ee haben. — 5 — 

15. Erklaͤren die 12 Commiſſatien, daß die Klage zul en; To giebt der 
mitterftatter den — Ze DL KISS * its ſey giebt 

16,  Balten die Gommiffarien dafür ,' daß Feine Anklage‘ Statt Haben ſollz fo 
A dem Gerichtshofe berichtet ‚; der einen definitiven Spruch — 

7. Der Hohe kaiſerliche Gerichtshof kann nur in’ einer- Verfammlung von 
uns 60 Mitgliebern das rtbeif „ipuehen, Zehn der Mitglieder kann ber Ans 
te ohne Anführung von Gründen zuruͤckweiſen; zehn die öffentliche Partei. 
or Sprüdh wird nach abfeluter Stimmenmehrheit abgefaßt.' = u. 

18; Verhandlungen. und Urtheile find Öffentlich. mu Be a 
19 Die Angeklagten haben Bertheidiger. "Bringen fie keinen“bei; fo gicht 
wa ſelche der Reichserzkanzler von Amts wegen! — 

150, Der hohe Faiterliche Gerichtshof Tann nur im Strafgeſetzbuche beſtimmte 
ofen ausſprechen; er verurtheilt zu Schadenerſatz und Eivilintereſſen. — 
‚31. Spricht er frei; fo kann er den Freigeſprochenen für eine Zeit lang der 
„Tat ber Oberſtaatspolizei unterwerfen. En, 

132. Die Sprüde dieſes Gerichtshofes find keinem Recurfe unterworfen. Bes 
xta fie aber Eörperliche oder entchrende Strafen; fo können fie nicht eher vollzo: 
2 verden, als bis der Kaiſer fie. unterfchrieben Hatası =, 1-5 4.4 17 Pf 
133. Ein befonderes Senatusconfultum enthält das Naͤhere der Organiſation 
% schen -Faifertichen Gerichtshofes - le ed * ———  b,183 

| Vierzehnter Tleahiv mi nn 
u. Bon der Gerichtsordnang 19° ost: 

134, Die Urthelfe der Gerichtshoͤfe heißen Arrätg! 157 mu: No al 
. 185. Die Präfidenten des Caſſations-, der Appellafiong « u der peinlichen 
\rihtshöfe werben vom Kaifer auf Lebenszeit ernännt, und Tonnen außer den 
Inigtöhöfen,,. in welchen fie den Vorſitz führen, genommen werden. 
186, Das Gaffetionsgericht heißt kuͤnftig Caſſationsgerichtshofz die 
Sslationsgerichte Appellationsgerihtshöfe; die peinlihen Gerihte Cri— 
Pinatgerichtähdfez der Präfident! des Caſſationsgerichtshofes und ber in Sec—⸗ 
“zen getheitten Praͤſident; die Regierungscommiſ⸗ 
in bei denſelben Faiferlihe Generalprocuratoren; die Regierungscom— 
Tarien bei den uͤbrigen Gerichten Faiferlihe Procuratoren. —— 

Funfzehnter Titel. ie 
Bon .der Beklanntmadhung.::. Te 

197, Der Kaifer läßt die organifhen Senatusconfulta, die, Senatusconſulta, 
Acten des Senats und. die. Gefege fiegeln und befannt machen; die organifchen 
Setusconſulta, die Senatusconſulta und bie Acten des Senats fpäteftend am 
ten Tage nach ihrer Erlafjung. WIE 

1388. Bon jeder in bem 157ften Art. erwähnten Acte werben zwei Driginale 
Zirfertige; beide vom Kaifer unterfchrieben, von einem Reichserzbramten vifirt, 
— Staatöfecretaie und Juſtizminiſter contrafignirt, und mit dem Staateſiegel 


ſchen. 6* 
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189. Cine, biefer: — wird in den Hchiven der Inftegel niederg 
legt, dig andern in ben Archiven ber Behörde, von welcher die Aete erlaffen ‚war 
140, Die Bekanntmachung geſchieht mic folgenden Worten: „N. (ame di 
° Kaifers) von Gottes Gnaden und durch bie Berfaffungen Kaifer "der Tranzofu 
allen egenwärtigen und Känfti tigen Unfern Gruß. Der Senat, nad) Anhoͤrun 
ber Rebner. bes Staatsrathes, hat befchloffen, und Wir verordnen, wie; folgt“: - 
Sit gäcein. Geſetz: „der ge eiesgebende Körper bat den .... (Datum) folgendes Dec 
erlaffen, zufolge des im Namen des Kaifers getbanen Borfhlages, und. nad X 
— der Redner des Staatsrathes und der Sectionen des Trihunats — 
rordnen, daß Gegen nwaͤrtiges mit den Staatsinſiegeln verſehen, in das 
— etin eingeruͤckt, allen Gerichtshoͤfen, Tribunalen und ee 
zugefandt werden fol, daß es in ihre ae mn: beobadjtet, umd cı 
Beffen Beobachtung von, i PR gehalten werde; und ift der Großrichter schalten, üb: 
die Bilnntmahung * u wachen.” 
ie executoriſchen Ausfertigungen ber Urtheitsfprüche lauten: „R. vw 
Gottes Gnaden und duxch die Verfaſſungen Kaifer der Frauzofen, allen Gegemwi 
tigen und Kuͤnftigen Unſern Gruß. Der Gerichtshof von ‚..=, oder iſt es kin G 
richt exſter Inſtanz, das Gericht: von ..., hat folgendes Urtheil exlafın ». B 
fehlen und verordnen allen dazu aufgeforberten Puiffiers,, dies Urtheib in Bolziehin 
zu ſetzen; Anfern Generalprocuratoren und Procuratoren baffelbe auszuuͤben; allı 
Unfern &ommanbanten und DOfficieren ber öffentlihen Gewalt, wenn fie dazu au 
gefordert werben, gewaffnete Huͤlfe zu leiſten. Zu Beglaubigung deſſen ift das 5 
genwärtige Urtheil vom Den des ðerichthofes oder Geri * uns vom © 
richtejchreiber ‚unterfchrieben 


Seätsiänter Titel. 


NRachſtehender Vorſchlag ſoll, nach den am 10. Mai 1802 fehge orme| 
dem Volke zur Annahme vorgelegt werden: „Das Volk will bie, — ie bi 
kaiſerlichen Würde in ber ‚birecten, natürlichen, gefegmäßigen und adoptiven Deſce 
den; von Napoleon Bonaparte, und, in ber, dirccten, ‚natürlichen und geſetzmaͤßig 
—R von Joſeph und Ludwig Bonaparte, nach den ı Besfügungen ver organ 
den —— vom 18. Mai 1804 u 

Cambacores, Präfident. : 
Monarb: eh Joſeph Cornudet, Sen 


Unter den hatem Veränderungen ber Verfaſſung war die Auf hi 
bung de3 Zribunats durch ein organiiches Senatusconfultum. vo: 
19. Aug. 1807 der wirhtigfte Schritt. Napoleon that ihn, aus. Unzı 
friedenheit mit den Stimmen der Oppoſition im Zribunäte, nachdem | 
im Aug. 1807 von ber Unterzeichnung' ded Friedens zu Tilſit nach Par 
zurückgekommen und als Sieger allgemein gefeiert worden war. Diefi 
organiſche Senatusconfultum *): feßte feſt, daß die bis dahin durch d 
Sectionen des Zribunats vorgenommene vorlaͤufige Discuſſion der © 
ſetze, in Zukunft durch drei Commiſſionen des geſetzgebende 
Koͤrpers — Commiſſion fuͤr die buͤrgerliche und peinliche Geſetzgebun 
Commiſſion für die innere Verwaltung, Commiſſion für die Finanzen — 
geſchehen, und die Mitglieder des Tribunats, bis zum Ablaufe der Ze 
ihrer Würde, im den geſetzgebenden Körper eintreten ſollten. Auch ſoll 
in Zukunft Niemand‘ zum Mitgliede des geſetzgebenden Koͤrpers ernam 
werden koͤnnen, der nicht wenigſtens ſein vierzigſtes Sehr aurhigele: 
hätte. z 


*) Bergl. Allgem. Zeit, 1807, Nro. ©, 
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In einem ganz andern Charakter war die’ Verfaffung abgefaßt, 
melde in Jahre 181% von dem Senate, unter Zalleyrands Vorfiße, be⸗ 
tant gemacht ward, nachdem der Senat die Abſetzung Napoleons 
ausgefprochen hatte, und durch die verbündeten Mächte die Jurüd- 
hırafung ber Bourbone auf den franzöftfhen Thron nt: 
Aida worden war. Wenn die Furcht, daß Ludwig 18 vielleicht ohne 
deroflung, wie feine Vorgänger, regieren möchte, zu dem rafchen Schritte 
ws Senats führte; fo erhellt doch auch aus ihren Beflimmungen, daß 
vemgftend dee Senat in biefer Verfaflung für fich geforgt hatte. 


8) Fünfte VBerfaffung vom 6. April 1814. 


Dr Erhaltungsfenat, in Berathung über den Entwurf zur Verfaffung, tel: 
ih durch die provtforifche Regierung in Bollziehung ber Acte des Senats vom 
"EM. vorgelegt worden ift, hat, nad Anhörung des Berichts einer Special: 
‚anten von fieben Mitgliedern, Folgendes befchloffen 

art, Die franzoͤſſſche Regierung ift monarchiſch, und nad Ordnung ber 
zart auf den männlihen Stamm forterbend:- - 

% Das franzdfifhe Volk beruft frei auf den Thron von Frankreich: 
mg Stanislaus Xavier von Frankreih, Bruder des letzten Königs, und 
4 ihm bie andern Glieder des bourbonifchen Haufes, nach alter Ordnung. 

5. Der alte Adel nimmt wieder feine Titel an. Der newe behält bie fei- 
va erblich bei. Die Ehrenlegion ift mit ihren Prärogativen beibehalten. 
 Knfa wird die Decoration beftimmen. 

3. Die vollgiehende Gewalt gehört dem König. 
>» Dir König, ber Senat und der gefehgebende Körper arbeiten gemein: 
fi an Bildung der Geſetze. Die Gefegesentwürfe können gleichfalls in dem 
at md in dem gefeggebenden Körper vorgetragen werden. Die hinſichtlich ber 
zen koͤnnen es nur im gefesgebendben Körper werden. Der König kann cben: 
3 Ne beiden Körper einladen, ſich mit den Geaenftänden, die er für angemeffen 
* — Die Sanction des Königs iſt zur Vollguͤltigkeit des Geſetzes 
een 


xndig. 
6. Es giebt 150 Senatoren zum mindeſten, und 200 zum hoͤchſten. Ihre 
Su iſt beſtaͤndig, und nach der Erſtgeburt des männlichen Stammes 
"ih. Sie werben durch ben König ernannt. Die gegenwärtigen Senatoren, 
* Ausnahme derjenigen, die auf die Eigenschaft franzoͤſiſcher Bürger verzichten 
“n, ſind beibehalten, und madıen einen Theil diefer Zahl aus. Es kommt ihnen 
rbandene Eintheitung des Senats und der Senätoricen zu. Ihre Einkünfte 
geichfalls unter fie getheilt,; und gehen auf ihre Nachfolger über. Trifft ſich 
Aal, daß ein Senator ohne directe maͤnnliche Nachkommenſchaft ſtirbt; fo fällt 
3 Antheit dem Öffentlichen Schase heim. Die Senatoren, weldye erjt in Zu: 
aft genannt werden ‚’ Eönnen Eeinen Theil an diefer Dotation haben. 

?, Die Prinzen ber Königlichen Familie, und die Prinzen von Geblüt, find 
Kichtswegen Mitglieder des Senats. Man kann die Functionen eines Senators 
H ausitben, bevor man majorenn geworben ifl. 

8. Der Senat beftimmt die Fälle, wo bie Discuffion der Gegenftände, welche 
"tm verhandelt werben, bekannt gemacht ober geheim gehalten werden Toll. 

9. Jches Departement wirb zum gefeggebenden Körper biefelbe Anzahl 
men, die es bisher dahin fandte. Die Deputicten, welche bei der legten Ber: 
229 im gefeßgebenden Körper Sig hatten, werden daſelbſt bis zu ihrer Erfesung 
"tn fortfahren. Alle behalten ihren Gehalt. In Zukunft werben fie unmittel: 
"duch die Wahleollegien ernannt, welche vorbehaltlich der Beränderun: 
‘, die durch ein Gefeg in ihrer Organifation gemacht werden Eönnten, beibehals 
üb, Die Dauer der Functionen der Deputirten beim :gefeggebenden Körper 
Hal Sahre beftimmt. Die neuen Ernennungen werben für die Sigung von 
d ſtatt haben. 

10. Der geſetzgebende Körper verſammelt ſich von Rechtswegen jedes Jahr ben 
Or, Des König kann ihn außerordentlich zufammenberufen ; er Tann ihn verta⸗ 


* Sranfreichh. 


gen; er kann ihn audy-nuflöfens. im, lehtern Falle aber mitß ſpaͤteſtens in 8 
em ein anderer geſetzgebender Korper duch bie Wahlcollegien gebildet ſeyn. 

! 11: Der geſetzgebende Körper hab das Recht zu discutiren. Die Si 
find oͤffentlich, ausgenommen den Fall, wo er für-gut finder, ſich in ein S 
comite zu bilden. R 

»» 12, Der Senat, ber gefesgebende Körper, die Wahlcollegien und die Go 
verſammlungen wählen; ihren Praͤſidenten auß ihrer Mitte. 

13. Kein Mitglied des Senats oder des gefeggebenden Körpers fanrn oh— 
gängige Autorifation des Körpers, dem er angehoͤrt, verhaftet werden. Das 
ber ein angeklagtes, Mitglied des Senats oder bed geſetzgebenden Körper: 
ausfchlicglih dem Senate iu 
"114. Die Minifter' können Mitglieder fowohl des Senats ald des geſet 
den Körpersifegn. , } 0 | 

15. Die Gleihftellung des Verhältniffes bei den Auflaaı 
dicht von Rechtswegen. Keine Auflage kann weder eingeführt, noch erhoben 
den, wenn nit der. geſetzgebende Körper und der Senat freimüthig ihre 3 
mung dazu gegeben haben. Die Grunditeuer kann nur für ein Jahr eina 
werben. Das Budget des folgenden und die Rechnungen bes verfloffenen | 
weiben jährlich dem gefesgebenden Körper und dem Senate bei Eröffnung der € 
des gefeggebenden Körpers vorgelegt. 

16. Das Gefeg wird. die Art und das Maaf ber Aushebung für 
Armee beftimmen. | 

17. Die Unabhängigkeit der rihterlihen Gewalt. ift_garı 
Niemand Fann feinem natürlichen Richter entzogen werben. Die Einri: 
der Geſchwornen ift beibehalten, fo wie die Deffentlihfeit ber Verh 
lungen in Griminalfällen. Die Strafe der Sonfiscation ber 
ter ift aufgehoben. Der König hat das Recht zu begnadigen. 

18. Die gegenwärtig eriftirenden orbentlichen Gerichtshöfe und Zribunalı 
beibehalten. Ihre Zahl kann nicht anders. vermehrt oder vermindert werben 
Eraft eines Geſetzes. Die Richter find es für Lebenszeit und unveränderlich, 
genommen bie Friedens» und Handelsrichter. Die auferordentliden E 
miffionen und Zribunale find aufgehoben, und können nicht wieder 
geſtellt werben. 


19. Der Caffationshof, bie Appellationshöfe, und die Zribunale erfter In 
fhlagen dem König drei Gandidaten für jede ledige Richterſtelle in ihrer Mitte 
Der König.wählt einen von den dreien. Der König ernennt die erften Praͤſid 
und Öffentlichen Ankläger bei den Gerichtshöfen und Zribunalen. 

20, Die in Activität ftchenden Militairperfonen, bie entlaffenen Dfficiere 
Eoldaten, die penfionirten. Wittwen und DOfficiere behalten ihre Grabe, ihre E 
und Denfionen. 

21. Die Perfon des Königs ift unverletzlich und Heilig. Alle Actenftüdı 
Regierung werden von einem Minifter unterzeichnet. Die Minifter find. fur ı 
verantwortlich, was biefe Acten Unrechtmäßiges gegen das Anſehen ber ©: 
gegen bie Öffentlidye und Privatfreiheit und die Nechte der Bürger enthalten mı 

22. Die Religions: und Gewiffensfreiheit ift garantirt. 
Diener des Eultus werden gleichfalls befoldet und befchüst. 

23. Die Preßfreiheit wird niht beſchraͤnkt, bie gefeamäßige U 
drüdung ber Vergehen ausgenommen, welche aus dem Mißbrauche dieſer Frt 
hervorgehen Eönnten. Die fenatorifhen Eommiffionen ber Pre$: 
individuellen Freiheit find beibehalten. 

24. Die oͤffentliche Schuld if garantirt. Die Käufe der Nation 
dbomainen find unwiberruflid beibehalten. 

25. Kein Sranzofe Eann wegen geäußerter Meinungen ober wegen feiner 
ftimmungen belangt werden. 

26. Jederman hat dad Recht, individuelle Petitionen an jede conftıtı 
Autorität zu richten. 

277. Elle Franzoſen Einnen gleihmäsig zu allen Civil: und Militairſt 
gelangen. 

28. Alle wirklich beſtehende Geſetze bleiben in Kraft, bis fie geſetzmaͤlig 
gehoben werden. Der’ Gober der Givitgefege ſoll die Auffhrift haben; Code « 
des Frangais. 

29. Gegenwärtige Verfaffung foll bem franzoͤſiſchen Volke in der Fo 
die dazu vorgegeichnet "werben wird, zur Annahme vorgelegt werden. Lud! 
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Stanitlaus Xavier folk. * ig der Franzoſen roclamirt werben; ſobald 

er eine Actt, welche fo lautet: nehme bie Verfaffung an; ich ſchwoͤre ihr 

Scherf zu leiſten und — — zu verfchaffen,” befchwoͤren und unterzeichnet 

babe wirt. Diefer Eid wird: bei der Feierlichkeit wiedechohlt, wo er ben Sid * 

True dr Franzoſen empfängt. ., 

Uskrgihnet: Der Fürft von Benevent, Praͤſident. 
Die Grafen v. Valence und v; nn Seeretaire. 
Der Prinz Erzſchatzmeiſter; bie Sadfen Barbs⸗ 

bois, Emmery, Barthelemy, Belderbu 5 gen * 
nonville, Cornet, Carbonara, Legrand⸗ — — 
Colaud, Davouſt, de Gregory; Decroix, de Fere, Dam⸗ 
barrere, Daubarſaet, Deſtut Tracy, d'Harville, d'Hedou⸗ 
Hille, Fabre (de [’Xude) ; derino -Dibois: Dubah, de Kons 
tanes, Garat, Gregoire, ‚Herrin 9 Nevele, Jancourt, Klein, 
Journu-Aubert, Lambrechts, Fanjuinais, Legtas, Lebrun 
de Rochemont, Lemercier, Qeernann, de Nſpinaffe de 
Montbaddon, Lenoir Laroche, de Malleville, Redon, Roger: 
Ducos, Paͤrs, Taſcher, Porcher de Richebourg, de Ponte: 
coulant, Saur, Rigat St. Martin, de Lamotte, St. Su⸗ 
zanne, Sie yes, Schimmelpennink,. Van-Deden- van: des 
Gelder, Ban:de:Pole, Ventury, Baubois; A de Balmy, 
Villetard, Vimas, Ban Zuyllin, Van Nyevelt 





Anders aber dachte Ludwig 18, nachdem er feiner Regierung ver: 
rt war. Er erließ am 2; Mai 1814 aus. Duen-eine Proclamation, 
Ate zwar" im Zone gemäßigt war, aber doch ſchon verfündigte, daß 
Arig auf die Bedingungen der Verfaffüng des Senats nicht Tıber 
Sartre tegieren -wollte. ‚Nach aufmerffamer Durchlefung des vom 
Sat in feiner Sigung vom 6. April vorgefchlagenen Verfaffungs- 
tuimarfes haben Wir Uns überzeugt, daß deſſen Grundlagen gut 
nn; daß aber eine große Menge Artikel ven Stempel der Eile, 
wait fe-abgefaßt wurden, tragen, und daher nicht in ihrer gegen= 
Nirtigen Geftalt Gründgeſetze des Staates: werben fönnen. Ent: 
fen, eine liberale Berfaffung anzunehmen, wollen Wir aber auch, 
4 fie mit Meisheit durchdacht fey, und da Wir eine, die nothwendig 
Örindert werden muß, nicht genehmigen Eönnen; fo rufen Wir auf 
“10. Juni d. 3. den Senat und gefeßgebenden Körper zufanımen, 
“ sirpflichten Uns, die Arbeit, welhe Wir mit einer, aus ber 
Ditte beider Körper gewählten, Commiſſion werden ver: 
Intiget haben, "ihnen vor Augen zus legen, und dieſer Verfaffung 
Mtchende Garantieen zu geben: die repraͤſentative Regierung 

fo wie fie jetzt beſteht, d. h. in zwei Körper, den Senat und 
" Kammer der Repräfentanfen der Departemente getheilt, 

werden. - Die Auflagen werden frei bewilliget, die Öffentliche 
Sindioiduelle Freiheit gefichert, ‚die Preßfreipeit, mit Vorbehalt 
N fr die oͤffentliche Ruhe noͤthigen Vorſichtsmaßregeln, 
Pie Breiheit der: Gottesverehrungen verbürgt, das Eigenthum als 
und theilig behandelt werden mithin der | _ der 

ſalgüter unwiderruflich ‚bleiben. - Die Minifter‘ werden 





3 PT rt Zrankreiche— 


verantwortlich N und. von einer ber ‚gefehgebenben Kammern verkli 
und von ber, ander gerichtet werben koͤnnen. Die Richter werben it 
Stellen nicht entfegt. werben koͤnnen, und die richterliche Gewalt n 
imabhängig feyn. Die Staatsjchuld wird garantirt, die Militairpen 
nen, Grabe, und Ehrenzeichen, fo wie der alte und neue Adel, wer 
beibehalten werden, Die Ehrenlegion‘, deren Decoration Wir beflimt 
wollen, wird; gleichfalls beibehalten. Jeder Franzofe wird die Civil: ı 
Mirttairftellen zu bekleiden fähig feyn. Endlich wird, Fein Individu 
wegen Meinungen oder. Abflimmungen beunruhigt werben fünnen.” 


Am 4. Juni 1814, nachdem der Friebe mit den verbindeten Mi 
ten am 30, Mai unterzeichnet worden war, warb die Verfaſſu 
Ludwigs 18 in einer Sitzung bed Senats und der Departements 
putirten bekannt gemacht. Eine Anrede bes Königs und eine merkw: 
dige Einleitung von Dem Kanzler D’Ambray ging dem BVerlefen 
Verfaffung voraus. So wie die Verfaſſung vom neungehnten I 
gierungsijahre des Königs datirt iftz fo erklärte fich auch der Ka 
ler in dem Sinne, daß der König ſchon damals (nach Ludwigs 17 To 
den Thron beftiegen habe, und Frankreich, dad nach und nad « 
Regierungsformen verfucht habe, fey endlich durch die Schwere der aufil 
laftenden Leiden „zu jener Regierungsform zurüd gekommen, wel 
vierzehn Sahrhunderte hindurch feinen Ruhm und fe 
Gluͤck befoͤrderte;“ Frankreich habe „die unerfchlitterlichen. Pfeiler feü 
alten Monarchie” wiedergefunden; auf „Diefe geheiligte Grun 
lage müfje ijegt ein bauerhaftes Staatsgebaͤude hergeftellt werben. 
König „in dem vollen Beſitze aller ihm auf diefes Königreich any 
ſtammten Rechte," wolle aber „der ibm von Gott und fein 
Vätern verliehenen Macht‘ felbft Grenzen fegen. Deshalb ge 
er felbft den Franzoſen eine neue Staatsverfaffung, welche ihren Wi 
fchen und ihren Bedürfniffen anpaſſe. — Dabei nannte der Kanzl 
dech immer in fehonenden Wendungen, den Senat, nur den ehemal 
gen Senat (und doch war ed dieſer Senat, welcher Napoleon abſe 
und Ludwig den achtzehnten auf den Thron berief!), und erklärte ar 
druͤcklich: „Hat auch der Senat mit jener Macht, welche ihn grü 
dete, zugleich, feine Eriftenz verloren; kann auch ber gefek 
bende Körper in Zukunft ohne. ausprüdlihe Autorifation d 
Königs nur noch ſchwankende Befugniffe befiken; fo fahren di 
beiden Behörden demungenchtet fort, zu dem geſetzlichen Ausſchuſſe 
Notablen des Königreiches zu gehören. Auch hat der König dieſe beid 
Behörden zn Rathe gezogen, indem er aus deren Mitte-diejenig: 
Glieder auöhob, welche das in ſie gefegte Vertrauen: verdie! 
hatten. Durd) diefe Mitglieder hat der. König, fo zu fagen; fein & 
feil vermehrt, und verdankt ihren Bemerkungen manchen nuͤtzlichen Zuſo 
und: manche mütsliche Einſchraͤnkungen in, der neuen Verfaſſungsurlun 


* 
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Bub ih Huen minmehr vorlegen werde, beſteht in ber einmuͤthigen Ar: 
beit eier Kommiffion, an welcher auch Mitglieder des Senats und des 


geſehgchenden Körpers Theil hatten. ·· | 
h Sechdte Verfaſſung vom 4 Juni 1814. 


Bir dudw ig von Gottes’ Enaden König’ von Frankreich "und Navarra. Als 
ka denen, welhen Gegenwärtiges zu. Gefichte kommt, Unſern Gruß zuvor. 

„ Die göttliche — legte Uns, indem ſie Uns nach einer langen Abweſen⸗ 
beit in Unfere Staaten zuruͤckrufte, ſchwere Pflichten anf. Der: Friede war das 
erfe Bedürfnis Unſerer Unterthanen; Wir: Haben Uns ohne Unterlaß mit demfelben - 
sihlftit, und nun iſt biefer Friede, deffen Frankreich fo ſehr als das übrige Eu⸗ 
tepa dedurfte, unterzeichnet. - Der dermalige Zuſtand des Königreichs forderte eine 
x: Etostöverfaffung, Wir verfpracyen fie, und fie wird hier Öffentlich bekannt ges 
met, Bir haben erwogen, daß; ob gleich in Frankreich alle öffentlihe Ger 
»altaufder Perfon des Königs beruht, Unfere Vorfahren dennoch Feis 
sc Yfand nahmen, deren Ausübung nach den verſchiedenen Zeitbeduͤrfniſſen zu 
ædiftitea, baß folchergeftalt die Gemeinen unter Ludwig dem Dicken die Befreiung 
ter dar Keibeigenichaft erhielten, daß unter dem heiligen Ludwig und Philipp dem 
Shinen diefe Befreiung beftätigt und vermehrt ward, daß durch Ludwig 11, Heins 
"und Karl 9 die Gerichtsverfaffung gegründet und entwickelt worden ift, und 
kmh Ludwig 14 durch mehrere Verordnungen, deren Weisheit no uns 
arieoffen blieb, beinahe alle Zweige der öffentlichen Abminiftration regulirt 
be Wir glaubten nun auh, nah dem :Beifpiele der. Könige Unferer 
Prrfahren, die Wirkungen der immer — Aufklaͤrung, bie neuen Vers 
iſe welche dieſe Fortſchritte in der bürgerlichen Geſellſchaft hervorgebracht has 
ba, de dem menſchlichen Geiſte ſeit einem halben Jahrhunderte dadurch gegebene 
Kötung, und die tief greifenden Veränderungen, welche daraus hervorgegangen 
at, würdigen zu müffen. Wir erblidten in dem Wunfche*) Unferer Unterthas. 
“a nad) Einer neuen Verfaffungsurkunde den. Ausdrud eines weſentlichen Bebürfs 
SR; allcin, indem Wir diefem Wunſche nachgeben, Haben Wir zugleich alle 
Bergen ergriffen, dieſe Verfaffung fowohl Unferer als des Volkes würdig zu 
sohn, auf defien Beherrſchung Wir ftolz find. Mit. Commiffsrien Unfers Eon⸗ 
küs haben ſich weile Männer aus den erften Staatskoͤrpern vereinigt, um an dies 
u pihligen Werke zu arbeiten: Indem Wir den Grundfag anerkannten, daß 
&u fie und monaxchiſche Werfaffung den Erwartungen des aufgeklaͤrten Euros 
As atiprechen "müffe, durften Wir augleich nicht vergefjen, daß anfee erfte Pflicht 
Pa Unfere Völker darin beftand, die Rechte und Vorzüge Uhnferer Krone 
ihrer ganzen Reinheit, aufrecht. zu erhalten. Wir. hoffen, daß Unfere 

‚ von der Erfahrung belchrt, fi davon überzeugt haben werben, daß bie 
Staatsgewalt allein den von ihr getroffenen Einrichtungen jene Kraft,. jene 

und jene Majeftät verleihen ann, womit fie felbft bekleidet iſt; baß daher 

= kan, wenn bie Weisheit der Könige mit den Wünfchen ihrer Völker im zwang» 
e ſteht, eine ſolche Verfaffungsurknnde von langer Dauer feyn Fann, 

S baf dagegen dort, wo Trotz und Gewalithätigkeit einer ſchwachen Regierung 
sungen abzwingen, die Öffentliche Kreiheit in eben fo großer Gefahr ſchwebt, 
Gr Thron ſeibſt. Wir fuchten endlich die Grundlagen Unferer neuen Berfaf: 
in dem franzöflihen Charakter, und in den ehrwürdigen Dents 
Sölten der vergangenen Jahrhunderte auf. Daher erblickten Wir in ber 

Aung der Pairswuͤrde eine wahrhafte Mationaleinrichtung, wodurch jede 

Zanzmg der Vergangenheit mit allen - Hoffnungen verknüpft und die alte und 
mit Ginem Bande umfchloffen wird.“ 
Derch die Kammer der Deputitten wollten Wir jene alten. VBerfammlungen 
vr Sa Maifeldes, fo wie die Kammer des britten Standes, er: 
he insgefammt fo viele Proben von ihrem. Eifer für das Wohl des Vol⸗ 
u igrer Treue und Verehrung gegen ihre Könige abgelegt haben. Indem 
Fa dire Weiſe bemuͤht waren, die Kette ber Zeiten, welche traurige Werirs 
I zerriffen hatten, wieder zufammen zu knuͤpfen, beſtrebten Wir Uns, das Ans 
m alle die Uebel, welche das Vaterland während Unferer Abwefenheit er⸗ 
rt; in Unferem Gebächtniffe zu verlöfchen, und wuͤnſchten, daß biejes in bem 


in dem Rechte! 


J—— 


7 


90 IE iu . Frankreich — 


Buche der Welt te eben ſo zu bewerkſtellgen wäre.ı: Dutch Unſere Zi 
kunft in den 008 unſerer großen Familie begluͤckt, glaubten ‚Wir, "ben vie! 
gen Beweifen, die Wir von ihrer Liebe — nur — entſprechen zr 
nen, daß Wir Worte des Friedens und des Troſtes an fie zu richten bemüht 
Der theuerfte Wunſch Unferes Herzens beftcht darin, daß fich alle Franzoſe! 
Brüder Ueben, und spaß kein bitteres Andenken jene Ruhe und Sicherheit tı 
möge, die ihnen die feierliche Urkunde gewaͤhren ſoll, welche Wir ihnen Am ! 
gen Tage bewilligen. . Unſerer guten’ ten gewiß, und ſtark durch die Rei 
Unſers Gewiſſens, verpflichten Wir Uns hiermit im Angeſichte der gegenwaͤr 
Berſammlung, dieſer neuen Verfaſſungsurkunde getreu zu ſeyn, und behalten 
vor, deren Aufrechthaltung bei einer neuer feierlichen. Handlung vor bem X 
desjenigen zu beſchwoͤren⸗ welcher die Koͤnige und die Nationen, in ber naͤml 
Wagſchale abwiegt. Aus diefen Gründen: haben Wir freiwillig and im fr 
Ausübung Unferer Föniglihen Gewalt fowohl für Uns, als für u 
Nachfolger, auf. ewige. Zeiten Unfern Unterthanen dieſe ——— ſo 
ſie hier folgt, zugeſtandenl, übergeben, und bewilligt. 


Stoaatsrechte dev, Feanzofen, 


Art. 1. Die Franzoſen find vor dem Geſetze gleich, ihre Titel und & 

ſtyen —7 weldſe wollen 
Sie tragen ohne Unterfeteb, nach Verhaͤltniß ihres Vermögens," zu 
Laften des Staats bei. 
Sir können alle, ohne uuterſchied „zu den Civil⸗ und Militairaͤmtern 


langen 

FR Ihre individuelle Freiheit wird ebenfalls garantirt; Niemand kann 
folgt oder verhaftet werden, außer in den von den Gefetzen vorgeſchriebenen 
ien, und nur nach bet gefelichen Torm. 

5 Jeder übt feine Religion mit gleicher Freiheit aus, und erhaͤlt für ſei 
Gottesdienſt den naͤmlichen Schutz. 
Indeſſen iſt die roͤmiſch— Liatholiſche Religion die Religion des Staats. 

7. Die iener der römifc = apoftolifch: Fatholifchen Religion, und jene ber 
bern Ba ei Gottesverehrungen, erhalten allein ihre Befolbungen aus dem 
niglihen Scha pP 
8. Die Franzoſen haben das nn ihre Meinungen öffentlich befarint mad 
und druden zu-laffen, wenn fie fih nad den Gefegen fügen, welche 
Mißbraͤuche dieſer Freiheiten verhindern ſollen. 

9, Alles Eigenthum iſt, ohne Ausnahme von jenem, welches man Nation 
— nehnt, unverleglich, ba, dad Geſetz zwiſchen beiden keinen Unterſch 
macht 

10. Der Staat kann die Aufopferung eines Eigenthums für ein geſetzlich 
wieſenes GStaatsintereffe verlangen; —* nur nad vorausgegangener Entid 


digung. 

re 11. Alte Nachforſchungen über Meinungen, und Vota bis zur MWicberherft 
lung der jegigen Regierung find unterfagt. Die nämliche Vergeffenheit wird d 
Tridunalen und den Bürgern anbefohlen. 

12. Die Sonfeription ift abgeſchafft. Die Art ber Recrutirung für die kar 
und Seearmee wird von dem Geſetze beſtimmt. | 


Formien der Regierung des Königs. ' 


18. Die Perfon bes Königs iſt unverletzlich und heilig. , Scine Minifter fi 
verantwortlid.: Dem Könige allein ſteht die vollzichenbe Gewalt zu. 

14. Der König ift höchftes Oberhaupt des Staates; er befehligt die 8 
und Seemacht / erflärt Krieg, fchließt- Friedens⸗-, Allianz : : und Handelstractate, | 
nennt zu allen Stellen der Öffentlichen Verwaltung, und erläßt.die zur Vollzieh 
ber Geſetze und zur Sicherheit, des Staates nöthigen Verfügungen und Ver 
nungen. 
era Die gefeßgebenbe Gewalt wird gemeinfhaftlih von dem Köni 
ber Kammer.bier‘ Pairs und der Kammer der Deputisten der Depaou 
mente ansgeäbtann?- ; 
“  46..,Der König. fläot bas Gefes vor. ' 

17. Der Borfälag eines Gefeges gefchieht, nach Gutbefinden de — * 
der Kammer ber Pairs oder in der Kammer ber Deputirten; das die Auflagen ‘Pet 
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—— —— welches zuerſt vor die Kammer ber Deputieten gebracht 


BB. Sch Geſetz fordert freie Berathung und: Zuſtimmung von Seiten der 
Diehrtat jeder der. beiden Kammern. ° : =... TR. 

. Die Kammern haben das Recht, ben König zu bitten, uͤber irgend eie 
nis Ögeakand ein Geſetz vorzufchlagen, und anzugeben, was fie glauben, daß das 
Geht atbalten folle. 

D., Ein ſelcher Vorſchlag kann von jeder der beiben- Kammern gemacht: wer: 
ba; koch muß er im geheimen Ausfchuffe berathen werben.: Er barf von der 
— erſt nach Verfluß von 10 Tagen der andern Kammer zus 
E mer DZ ; — eo + 
2, Bird der VBorfchlag von der andern Kammer angenommen ;:fo wird er 
bin Khnige vorgelegt. Wird er verworfen; fo Eann er in der naͤmlichen . Seffion 
nt wieerhohlt werden. | er 

2, Der König allein fanctionirt und promulgirt bie Gefege. : . 

3, Die Civilliſte wird durch die erſte Legislatur nach der Thronbeſteigung 
ver Kinlgs für die ganze Regierungsdauer fetgeiegt. — 


Bon der Kammer der Pairs. 


« 3 8 


4. Die Kammer der Pairs iſt ein weſentlicher Theil der Geſetzgebung. 
S. Sie wird von dem Könige zu gleicher Zeit mit der Kammer der Depu: 
Ars der Departements zuſammen berufen. Die Seſſion der einen beginnt und 
ng — Zeit mit der andern. ee ee 
8 Sbe VBerfammlung der Kammer der Paird, bie außer der Zeit bar Gef: 
dr Kammer der Deputirten gehalten,. ober, nie yom- Könige befohlen feyn 
ri, iR unerlaust und in ſich nichtig. 

T, Die Ernennung der Pairs von Frankreich ſteht dem König 
> Ihre Zahl iſt unbefchränft; der König. kann nah Willkuͤhr ihre Wür 
hsebwehfeln, fie auf Lebenszeit ernennen oder erblih maden., 

3, Die Pairs haben Zutritt in der Kammer mit iheem 2öften, eine Delibe: 
wohne aber erft mit ihrem 3Often Jahre, a — 
8 Die Sammer ber Pairs wird von dem Kanzler von Frankreich, und in 
“n Kweſenheit von einem durch den König ernannten Pair präffbirt. 

D. Die Gieder der Eöniglichen Kamilie und -die Prinzen vom Geblüte find 
8 durch Geburterechtz fie haben ihren Gig unmittelbar nach dem Präfidenten, 
2 eine Deliberatioftimme erjt mit 25 Jahren. Bug 

A. Die Bringen koͤnnen ‚nur auf einen in_einer ‚Botfchaft für jede Seſſion 
Sicten Befehl des Koͤnigs Sitz in der Kammer nehmen, bei Strafe der 
Sigteit von Allem, was in ihrer Gegenwart eg reg worben wäre, 

32 Ale Berathſchlagungen der Kammer der Pairs find geheim. :; 

3 Die Kammer der Pairs erkennt über die Verbrechen des Hochverraths 
hr Gefährdung der Sicherheit des Staats, worüber das Gefeg das Nöthige 
gꝛen wird, — 
AM. Kein Pair kann in Criminalſachen anders, als vermoͤge eines Befehls ber 
“ut, attetirt und gerichtet werben. 

Bon der Kammer der Deputirten der Depürtements." 

5. Die Kammer der Deputirten beftcht aus den von den Wahlcollegien, bes 
“ Srgarifation durch die Gefege feftgefegt werden wird, ernannten Deputirten. 

#. Jcbes Departement behält die Zahl der Deputirten, bie es bis jegr hatte, 
3 Die Deputirten werden auf 5 Jahre erwählt, und fo, daß die Kams 
"Ti Jahr zum fünften Theile erneuert wird, 1.4 * 

D Sein Deputirter kann in die Kammer zugelaffen werden, wenn er nicht 
"Jahre ale ift, und. eine directe Steuer von 1000 Fr. bezahlt, , .. 

3. Wenn fih inzwiſchen in einem Departement keine 50 Perfonen von dem 
"Hörhenen Alter, die nicht wenigſtens 1000 Er. directe Steuern bezahlen, ‚vorfins 
vird deren Bahl durch folhe ergänzt, welche die ftärkjten ‚Steuern unter 
A Fr. bezahlen, welche jedoch mit erſtern nicht zugleich ermählt oerden koͤnnen. 

D, Die Wähler, welche an ber Ernennung der Deputir & Theil nehmen, 
lei Shiimrecht, wenn fie nicht eine directe Steuer von „DO Br. bezahlen, 
2 wenlaitens SO Sabre alt find. — 

a. Die Dröfidentenider. Wahlcollegien werben von dem Könige ernannt, und 

Rauch Mitglieder des Golligiums. J 


— 
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42. Wenigſtens die Haͤlfte der Deputirten wird aus den Wahlbaren erncen 
welche ihren politiſchen Wohnſitz in dem Departement haben. 

43. Dee Praͤſident der. Kammer der Deputirten wird von dem König aus 
ner von der Kammer vorgelegten Kifte von 5 Mitgliedern ernannt, 

44, Die Sisungen ber Kammer find dffentlich; das Begehren von 5 Di 
gliedern reihe aber hin, zu bewirken, daß fie fih in einen geheimen Aus ſch 
bildet. 3 i 
45. Die Kammer theilt fih in Bureaux, um die ihr von Gelten des Köni 
vorgelegten Gefegentwürfe zu berathen. 

46. Keine Abänderung kann in einem. Gefege getroffen werben, wenn 
nicht in einem Ausfhuß vom König vorgefhlagen, und nicht in die Bureaux 
ſchiekt und darin berathen worden ift. 

47. Die Kammer der Deputirten empfängt alle, die Auflagen betreffen‘ 
Borfhläge, und. nur, wenn biefelben darin —86 befunden worden find, koͤnn 
fie in die Kammer der Pairs gebracht werden. 

48. Keine Auflage kann ausgeſchrieben noch erhoben werden, wenn“ fie ni: 
von beiden Kammern bewilligt und von dem Könige fanctionirt wi 


49. Die Grundfteuer wird nur für Ein Jahr bewilligt. Die indirecten. %ı 
lagen koͤnnen für mehreve Jahre bewilligt werben. 
‘50. Der König ruft jedes Jahr beide Kammern zuſammen; er prorogirt f 
und kann die der Deputirten der Departements auflöfen; im letztern Falle al 
muß er binnen 3 Monaten eine neue Verſammlung zufammen berufen. 

51. Es Bann Beine Verhaftnehmung gegen ein Mitglied der Kammer, waͤ 
— der Seſſion, und in den vorhergehenden oder folgenden 6 Wochen, Sti 
haben. 

52. Kein Mitglieb der Kammer kann ‚während der. Dauer ber Gefiton 
Griminalfadhen, ohne vorgängige Erlaubniß der Kammer, verfolgt ober arreti 
werben, den Fall einer Ergreifung auf frifcher That ausgenommen. 

53. Alle Petitionen an eine oder die andere Kammer müffen ſchriftlich aba 
faßt werben. Daß Geſetz verbietet, fie perfönlih und vor den Schranken zu übe 
zei 


Bon den Miniftern. 


54. Die Minifter innen Mitglieder ber Kammer der Pair und. der Kar 
mer der Deputirten feyn. Sie haben überdies freien Zutritt in einer oder der ai 
dern Kammer, und müffen gehört werden, wenn fie c3 verlangen. 

.. 559 Die Kammer ber Deputirten hat das Recht, die Minifter anzuklage 
er fie vor die Kammer der Pairs zu ziehen, die allein das Recht Hat, fir ; 

ten. 
56. Sie können nur wegen Verrätherei ober Veruntreuung angeklagt werde: 
Befondere Gefege werben diefe Gattung von Verbrechen und bie dabei eintreten! 
Procedur beftimmen. 


Bon der Gerichtäverfäffung. 


‚57. Alle Rechtspflege geht vom Könige aus; fie wird in feinem Namen dur! 
unter verwaltet, die er ernennt und einfegt. 
58. Die vom Könige ernannten Richter find unabfesbar. 
: 9, Die dermalen beftehenden ordentlichen Gerichtehöfe und Tribunale werde 
— — darf in Hinſicht derſelben nichts geaͤndert werden, als vermittel 
ꝰtes. 
verantworfdie dermalige Einrichtung der Handelsgerichte wird beibehalten. 
14. Die Friedensgerichte werden gleichfalls beibehalten. Die Zriedensrichte 
und. Seemach Könige ernannt, find inzwiſchen nicht unabſetzbar. 
nennt zu allermand kann feinen natürlichen Richtern entzogen werben. 
ber Geſetze ukoͤnnen demnach Feine außerordentlihe Commiffionen un 
nungen. rrichtet werben, unter welcher Benennung jedoch bie Prevotal 
45... Die’hegriffen find, infofern deren Wicderherftellung nöthig erachtet wer 
ber Kammer d 
mente ausgeuͤberhandlungen in Criminalfaͤllen find oͤffentlich, inſofern dieſe Du 
46.,Der ROrbnung und Sitten gefährlich iſtz in welchem Falle das Tribu 
17. Der Voinen Urtheilsfpruch erfiärt. 
der Kammer der Phmwornen werden beibehalten; bie Weränderungen, bie eine Länger 
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en in dieſer Einrichtung anrathen koͤnnte, bürfen nur vermittelſt eines Gi 
qes Eistt haben, 
&. Die Strafe dee Güterconfiscation tft abgefchafft, und kaͤnn 
nicht düder eingeführt werben. 
7. Der König hat das Recht, zu begnadigen und die Strafen gu mildern. 
8 Das buͤrgerliche Geſetzbuch und die dermalen beftehenden efege, welche 
emeärtiger Urkunde nicht entgegen. find, biezben in Kraft,” bis fie auf gefeglie 
Sm Vege abgefhafft werden. 


Befondere, vom Staate- garantirte Rechte. 


Die Mititateperfonen’ in Dienftthätigkeit, die Officer und Soldaten, 

— —* Retraite haben, die penſionitten Wittwen, Officiere und Soldaten bie 
Am ihre Grade, ihren Rang und ihre Penſionen. 

70. Die .r Schuld it ge arantirt; jede von Seiten bed: Staats gegen 
ki Gläubiger übernommene Berbind lichkeit iſt unverletzlich. 

rl, Der alte: Adel nimmt wieder feine Titel anz ber neue bes 
Alt die ſeinigen. Dev König erhebt nach Willtühr in den Adelſtand; aber er der⸗ 
rät = und Rang ohne irgend eine Befreiung von ben Laften und Pfuchten bet 


nr Die Ehrenlegion wird beibehalten, Der König, wich ihre innere Einride 
u ey Oeeoration beftimmen, 
r% Die Kolonien ſollen nach deſondera Gefegen und Reglemente rediert 


Der Koͤnig und ſeine Nachfolger ſchwoͤren el ber‘ delerlichkeit ibrer ard 
D die gegenwaͤrtige Verfaſſungsurkunde treu ja beo bachten > 
Artikel vom voruͤbergehender Wirkſamkelt. 


5. Die Deputirten ber Departemente von Frankreich, welche in dem ge sel 
oden Körper zur Zeit der legten Vertagung deſſelben Gig Gatten, bleiben b 
3 . Erfegun: u. der Kammer der Deputitten. 
Die erfte- Erneuerung eines Fünftels der Kammer ber Deputirtin wird 
* im dehte us nad) der unten: en Serien eingeführten Ordnung, Statt 


Bi beſehien, er gegenwärtige‘ Bei affungsurfunde Unferee Proclamation 
2 ten Mai gemäß, dem Senat und * gefeggebenden "Körper. vorgelegt, und 
“as ſogleich der Kammer der Pairs und der Deputirtn zugefertige werde. 
— zu Paris im Jahre der, Gnade” 14,. und Unferer Regierung dem 

chaten. 


VERF — — eudwig. 
u, — -.. Der Abs * os 


zu sen Gigenthimlichkeiten biefer octroirten Verfaſſung gehoͤrte, 
She Wort „Repraͤſentation“ weggelaſſen ward, ob es gleich 
ader kurz vorhergehenden Proclamation bes Königs fand; daß man 
ih die Errichtung von Prevotakgerichten: Horbehielt, dagegen aber 
“tie nähern Beſtimmungen des Ganges ber. Gerechtigkeit, welche P ich 
dm borigen Verfaſſungen fanden, wegließ. 


Nach Napoleons Rückkehr i von ber Inſel Ehe * Paris i im Mi; 
ati erlofch die Verfaffung Ludwigs. 18 für die fogenannten hundert 
Sage; denn Napoleon ftellte die vierte VBerfaffung vom Sahre 1799 
“den Veränderungen her, welche fie während feiner Kaiferregierung 
2 erganifche Senatusconſulta und durch Faiferliche Decrete erhalten 

* Mlein in Beziehung auf Ludwigs 18 octroirte Verfaffungsacte, 
doch Napoleon für nöthig, am 22. "April 1815 folgende, vor 
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Staatsrathe ‚Benjamin . Conſtant entworfene, Zufagartifel zu de 
Verfaſſung von 4799.umd ben fpätern organiſchen Smäingeoniuide bi 
kannt zu machen. wer Iran? 


i) Napoleons Zufatzartikel zu ben Rue ngen 
vom 22. April 1815, if on 


Napoleon, von Gottes Gnaden und durch die ——— Kaiſer di 
Franzoſen, an: alle, Gegenwaͤrtige und. Zukuͤnftige Gruß. Seithem wir vor fun 
n; Zahren buch Frankreiche Wunfch zur. Regierung des Staats berufen words 
nd, haben wir zu verfchiedenen- Zeiten die verfafjungsmäßigen Formen , nad di 
Bedürfniffen und dem Verlangen, ‚ber Nation, und; mit -Benugung; der Kehren di 
Erfahrung zu vervollkommnen gefuhh ‚Dis Reichsperfaſſungen haben ſich bemamı 
and einer Reihe nom Acten gebildet, -welche wit der Annahme: des Volks verſehe 
worden find. "Wir. Hatten: bamald zum’ Zweck, ein; guoßes eurepaͤiſches Bundesſyſter 
u organiſiren, dag wir, als dem Geifte der Zeit gemäß, und der Cipiliſation guͤr 
ig, angenommen hatten. Um dahin zu gelangen, es zu vervollſtaͤndigen, und ihr 
bie Ausdehnung: utid bie Feſtigkeit zu geben, deren es fähig war, hatten wir, mel 
rere innere Einrichtungen — welche insbeſondere beſtimmt wares, die Fr 
beit der Bünger zu ſchuͤtzen. Von num an hahen wir keinen andern gweg mehr 
als Frankreichs —A durch die Beine der — Freiheit zu ver 
mehren, Daraus Biest: die Nothwendigkeit ARE! chtigen · Verröubtrungen i 
ben Berfaffungen, Senatusconſulten mad ——— leten, welche dieſes Reich egieret 
In dieſem Betracht, willens, einerſeits, von dem —— beizubehalten, wa 
se und — ift , und andererſeits, die? Verfaſſuagen uͤnſeves Reichs in Allen 
Wünfchen aıb — der⸗Nation, ſo wie dem Friedenszuſt ande, den wi 
mit Europa, beizubehalten wünfgen, anzupaſſen, ‚haben wir. uns entſchloſſen, de 
Nation eine Kolge von Verfügungen vorzuschlagen, weiche: zum’ Zimeste | Haben. ih 
Berfaffungsarten zu verändern und zu vervollkommnen, gr Rechtẽ der Bürger mi 
allen ihren. Garantieen zu begleiten „. um ; dem. Reprd Fenit ataad viſte nen fein 
mögliche Ausdehnung zu oo die Zwifchenkörper mit aller wuͤnſchenswerthen Ah 
kung und Gewalt gu verſehen, mit einen Worte um-ben böhften Brad der pc 
kitifcgen Seriheit.und perfönliden Sicherheit mih der Hörhigen Kraf 
und Eentralifirung: gu: verbinden, ; damit ‚dad: Audkand- die. Umabhängigkeit des fran 
qoſiſchen Volks und die Würde unferer Krone ehre. Dieſemnach follen Folgende Ar 
titel ald ein Gupplementractat ber — a ur freien und feierliche 
et: aller Bürger im ganzen Umfange von Frankreich vorgelegt werben. 
ıR 


Erxſter Titel. 
Allgemeine Verfuͤgungen. 


Are. 1: DE .u.ns namentlich die! Bebfafſun Kuh * 
Frimaire Jahr in Segatusconſulten vom. 14 und, race a8 

ve 10, und von loreal Jahr 12, folen durch folgende Vetfuͤgu rosa gain 

£ werben. : Alle ihre übrigen Verfügimgen ſind beftätigt und: werden beibehälter 


2. Div geleagrbande ‚Gewalt wird ggm.Kaffer und. ———— 


augget Die erfte. Kahimer; Pairdtammer! genannt, ift erbläd: 

4, Der Kaifer ernennt bie. Mitglieder! derſeiben, die unwidertuflich — — fi 
und ihre männlichen Abkömmlinge in directer Linie vom Xelteften zum Aelteften 
Die Zahl der Pairs ift unbefhränkt. Die Annahme an Kindesftatt giebt dei 
Zaoptiien die Pajrswuͤrde nicht. Die Pairs. wohnen. den. Sigyngen, im Zifte 

hre bei, haben aber rſt im 2öften Berächf agende Stimme! 
8. Den Vorſitz in der: Pairskammer fuͤhrt ber eicheergkanet, ‘oder im Falle 
der im Siften Artikel des Senatusgonfults vom 238. Floreal,-3 e % vorausgeſe 
hen iſt, ein von dem Kaiſer beſonders dazu bezeichnetes Mitglied der Kammer. 

6. Die Mitglieder det kaiſerlichen Familie nach Ordnung der Erblichkeit fi 
von Rechtswegen Pairs. Sie haben Gig nach dem Praͤſidenten. Sie wohnen in 
18ten Jahre hen Sitzungen bei, haben aber. erſt im Ziften berathſchlagende Stimme 

7. Die zweite Kammer Repräfentausentammer enannt wirb von 
Borte erwöhlt. \ 8 ' 
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2 J die auf! ber Mitglieder. digfer Kammer iſt 620. Sie müffen wenigftens 
al n. \ 35 
6, Der Dröftbent iber epraͤſentantemammet wird bei Ber Cböffnung der ere 
ibn Edken von der Kammer ernannt. Es bleibt: bis zur Erneuerung. der Kam⸗ 
za in Amte. -- Seine Ernennung iſt der Beftätigung des Kaiſers ‚unterworfen: 
. Die Repröfentantenfanımer unterfuht die Vollmachten der Mitgkieber, 
ſwicht über die Guͤltigkeit der ftreitigen. Wahlen. Braune ge SI 
IL Die Mitglieder der Kepräfentantenfammer erhalten: für Reiſekoſten, und 
zerad der Seſſion, die vom der conftituieenden :: Varſammlung decretirte Entſchaͤ⸗ 
er En FE ———— 3 
12, &ie können immer wieder gewählt werben. ern bo de 
8. Die Reproͤſentantenkammer wird von: NRechtswegen alle fünf Sahre 


14 Sein: Mitglied der beiden Rammern kann arretirt, es ſey denn im Kalle 
ums LTercbtechens auf frifcher That, no in Criminal⸗ oder. Zuchtpolizeiſachen waͤh⸗ 
hr Seſſſenen verfolgt werben, als vermoͤge einer Reſolution dex Kammer, 
Kuh eh nen Eheiliausmaßts -,,..: 1." 7 0 end sr ste me 

3, Seiner kann Schulden halber arretirt ober gefangen gehalten werden, 
re Zeſemmenberufung ahibid:40 Zagernachridtr Seſſton 2“ 

6, Die Pairs ‚werden in: Griminal« oder Zuchtpolizeiſachen nach ben nom 
edge derordneten Kormen von ihrer Kammer. gerichtet un. Yan, © 0 3 mn nn 
1, Die Eigenfhaft eines Pairs undeines Repräfehtanten verträgt fi mit 
Kinsffentiichen Amtsverwaltungen,? außerimit bedienreines Rechnungs⸗ 
ak Jedoch Tönnen :die Praͤfecten uud Unterpraͤfecten nicht won dem Wahlcol⸗ 
“as. Departements oder des Bezirks, die ſie verwalten gewaͤhlt werden. 
B, Der Kaiſer ſendet Staatsminiſter und. Staatsraͤthe in die Kammern; die 
u &i$ und an den Verhandlungen Autheil nehmen; die aber nur in dem. Faile 
Aclagende Stimme haben, wenn ſie als Pairs, oder, vom Volke erwaͤhlt, 
Bialieder der Kammer find. "m Ta Ta 

D, Die Minifter, welche Mitglieder der Pairtkammer oder ber Repraͤſen⸗ 
tafenmer. find, ‚oder mit. Auftiag Ber Regierung Sitz darin haben, gehen dem 
Feretrt bie — ‚Erläuterungen, wenn ‚ihre Bekanntmachung ben 
“atäinkereffe nacht. nachtheilig it ae 
2, Dit. Sigungen der Bath en en af f heit, Sie konnen 
— Ein geheimes Commité er ‚und fit die * eu nl one 
area von zehn Mitgliebern, die Repräfentantenlammer auf das Begehren von 
aeg, Die Pregterung Kann eichfaue geheime Commité's begehreit, um 
Wilungen zu geben. In allen Fällen aber Können dfe Berathſchlagungen Und 
omemgebungen nur in Öffentliher Situng Statt haben... une na: 
„A. Der Kaifer kann die. Mepräfentantenkämmer prorogiren, vertagen a 
—* Die, Hager 3— die. Aug a de 
Se zu einer neuen ammen,. und; jagt Die Jujgmmentunft der Repraͤſe 
ne das fpätefle ———— len NE m 
*In ber: Bwifchengeit den! Seffionen ber Nepraͤſentanten kammer/ oder im 
I e5: Aafläfung dieſer Kammer, kann ſich die Paitskammer wmicht ver: 
tin, er 

DB; Die Regierung ſch laͤge has. .Gefeg vorz die Kammern Ein 
an äufäge vorfhlagen. Werben die Veränderungen nicht von ber. Regierung 
omemmen; fo müffen die Kammern über das Gefeg ftimmen, fo wie es ift. 

4. Die Kammern find befugt, die Regierung einzuladen, ein Gefeg über ei 
a befimmten: Gegenftanb vorzuſchlagen und abzufaſſen was dhmen dienlich bünkt, 
— Greg aufgenommen zu: werben. Dieſes Begehren koͤnnen beide Kammern 


, 9. Benn- ein Vorſchlag in einer der Kammern angenomnien iſt, wird ſie in 
2* — und wenn ſie in derſelben gut gebeifen.. worden, ſo ſie 
*. Keine geſchriebene Rede, außer den Berichten ber Commiſſionen, 
- Sahten ber. Minifter über die Geſetze, welche porgelegt werden, und außer 
= Amungen, bie man abſtattet, Tann in ben beiden Kammern vorge» 
amırden — Er 4 2 a er en —— J | at wand 
| — u 
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TEE DE ve ee 
83weiter Bitte 


Bon ben Wahlcollegien und vom ber Art zu liu 


RT. Die Departements: und Bezirkswahltsllegien find’ — dem | 

— vom 16. Thermidor Sapr 10 gemäß ‚ mit: Ausnahme folgender Baı 
en: 

23. Die Gantonalverfantnkitigtn füllen durch nhdruche Wapıen. jew R 


- alle Erledigungen in den Mahlcollegien aus. 


29, Vom Jahre 1816. an iſt ein Mitglied: ben Pairskammer Bas. ber K 
dazu bezeichnet, Iebenslönglicher uub umabanderiicher Prafi bent „edes D Warteen⸗ 


—— 

80. Von eben btefem geitpuntte an emennt · das Wahteöltegtiim Yebes. Du 
tements aus den Mitgliedern jebes Bezirks: Wahlcollegiums den Präfidenten | 
- Vicepraͤſidenten; zu dem Ende verfammelt m. das Rrpaptilientächtieghin 

* vor dem Bezirkscollegium. 
81. Die Departements⸗ und Bepirkscollegien erhennen die: Baht: der Re 
fentanten, welche ‚für jedes in dem beigefügten ct und Bein Ro. R fe 


82. Die Nepräfentanten- — ohne Unterfchieb in gang Frenereich gel 
werben. Sedes Departements: ober -Bezirkscötlegium," welches einen Repraͤſen! 
ten außer dem Departement ober Bezirke wählt, ernennt einen Buppmannı, \ 
cher — ——— dem Departemente oder Bezirke ſeyn muß. 

md das Mannfarturs und. Bandelseigent um haben | 
Befondere Nepräfen tation. ' Die Wahl der Handels s: und ufacturrer 
ſentanten —— von dem Departementswahlrollegium auf einer Wahltifte, we 
vie Handelskammern und bie Berathungstammern mit einander. abfaffen dem ? 
und der Aaben⸗ zufſolge, * Ro. 2. beigebogen tft: = 


Dritter Eiteh — | 
nz " Von dem Steuergeſete. 150 
84, Die oje directe, [och Sue Als Westifrue , Pole! 


1 


, Für Ein Jahr votirt; die indirecten —28 nen auf Mehrere, Jahre do 


Br den. Im 5 r Zuffhfun g der Repräfentantentammer , werden die, in 
— Sera votixten Auftagen bis zu eiger neuen Vereidigung, der & 
mer fortgefegt 
3, es directe oder Ändirecte Steuer kann ih Ex oder in Natura vr 
den werben, kein Anleihen Statt haben, keine Schuld In das große Buch ber 
fentlichen Schuld eingefchrieben werden, Feine Domaine kann verkauft oder berta 7 
kein Aufgebot von Mannſchaft zur Armer kann befohlen, kein Gebietsthel J 
vertaufägt werben, es ſey denn vermöge eines Geſetzes 
36. Kein’ Vorſchlag einer Steuer, eines Anteibens;, ober ih einfgafn 
gehoto kann anders, als tn ber Nepräfenfäntenkamttiter ‚geföeben 
87. Auch wirb zuerft der Repraͤſentantenkammer übe rbrächt:: 3 
) das. General et, welches die Ucberficht. ver Binnahmen, und 
2 Vf ber für das Jahr jebem. Miniftetdepartement angetwiefenen © 
ber enthält; 
2) die- Rechnung über Einnahmen und Ausgaben t bes vorhergehenden Sal 
ober ber — — Safe — ⸗ 


! Bierter Kiteh 
Bon den Miniftern und von der Verantwortlichkeit. 


"98, - Alle Regierungsacten müffen von einem Mintfter, ber ein Departen 
bat, contrafignirt werben. 

89. «Die Minifter find, für die von ihnen —— Regierungsacten, 
wie für die Vollziehung der Geſetze, der antwortl 

40. Sie koͤnnen von der Repraͤſentantenkammer angeBiagt werben, und ha 
die der Palrs zum Richter. 

Jeder Minffter, jeder Befehlshaber einer Land⸗ oder Seearmer kann, 

ni — ber Rationalfiherheit oder Nationalehre, von ber Repräfentant 

mer angeklagt, und von ber Pairskammer über ihm gerichtlich erkannt werde 

42. In dieſem Balle übt die Pairskammer, cd ſey um das Verbrechen 
harakterifiren, ober um bie Strafe auszufprschen, eine discretorifche Gewalt & 


Napoleons Zuſatzartikel vom 22. April 1815. 97 


‚Pairstgmmer den“ Anklageſtand gegen einen Miniſter ausſpri t, 
mus E —J— af die, Unterfuhung des —— —* Statt hat.“ ’ 
Erklärung fann nur auf ben Bericht einer durch das 8008 gebilder 
ten — von ſechzig Mitgliedern ggeer —— Commiſſi ion erſtattet ih⸗ 
zen Seicht nicht eher, als. gehn age nad) ihrer Ernennung. 

3 Venn die Kammer die Statthaftigkeit ber, Unterfuchuug, erklaͤrt bat; fo 
fang fir ben Minifter in ihre Mitte berüfen, um ihm, Exrktärungen;;abzuforbern. 
— Auf kann nicht eher, als Mon Tage nad dem Bericht Statt ‘haben. 

%6.. In einem andern Falle Fönuen,; die ‚Minifter, welche: ein Departement 
saßen, von den Kammern berufen oder porgefordert werben 

47. Benn bie Repräfentantenfammer die Statthaffigkeit ber unterſuchung * 
zen eiaea Minifter erklärt hat; 56 wird eine neue Commiſſion von ſechzig Mitglie 
gern,-wie die erftere, durch 008 gezogen, und ‚von diefer Commiſſion ein neuer 
Berit über Die ie in; —— erſtattet. Diefe Commiſſion gt m. 
Beriöt . en = a4 on a — > * 

ie esung in lageftgnb Tann :erftz zehn ge na biefung und 
Dertgeiinng des Berich — werden. 4290 

2, — ausge gefpzachengz, #0 ge ‚ernennt die Koprsfentantenfammpr.in. ih⸗ 

* Ritt 5 Com ſPeriin⸗ um ‚der, ‚Anklage, ‚vor, der ‚Peicpfapmen, Bogen 


A: Der 75fte Arttkel ves Bfen Titel der, Birfofüngeurkundg. vom, 22, Eh 
nal $, welcher fügt, daß die ‚Agenten der Regierung. nn vermoͤge einge Entichrk 
— Eatde rast, werben koͤnnen, X N ein, Geſetz mokifigiet 


7 ‚os 1323611 

"* günfter Kitek | EEE PERL TTTIT. 

- "Von. dee‘ — —— u ae 

51. Der Kaifer t alle Richter Sie fü nd "vom Kugenbtide — Er⸗ 


xanung an unabfesbär und lebenslaͤnglich, mit Vorbehalt der Ernennung 
der Friedens⸗ und Handels ie, welche nad) der bisherigen Weife Statt haben 
wird. Die gegemwärfigen,. bog Kaifer vermöge Senatusconfults vom 12. October 
1307 ernannten, Richter; welche er für gut erachten wird ‚ follen vor 
Einftigem 1. — — Kanye — 
52. Die Geſchwornenan alt ift beibehalte ‚ 
53; Die Berdtichtagungen ieripeinlichen Suchen ehen rege 


Die Militairn n vor Militairgerichte 
“Ale andere: feib Eier ie begangene —— gehören in ie , 


ia der — 9 nui⸗ 

*5. Alle Verbre — — dbem kaiſe ertichen Dber — J 
Sxwandt waren, und ‚el rken 5 burd die gegenwaͤrtige urtunde * der 
dacttenunet vorbehalten diſt Dad “vor -biegewöhnichet Gerichte gebra 

57. Der Kaiſerhat das Recht, Gnade, auch ſelbſt bei —— fo wo 
derden zu crtheilen. 

3 Die von dem Gaffationsgerichtähof verlangten N werben 
z — eines Geſetzes rn — | 

ee Bitelz 0 
een 77.775077 4 PRIMER ee 
59, Die Köongofei ſind vor dem Geſetze gleich, en was bin Veitrag — 
ben Etrutra und ben ‚öffentlichen: Laſten, als was die Gelangung zu bhrgerticgen 
ud Miitsirftellen betrifft. 
68, Niemand kann unter irgend‘! einem Vorwande beh ihm Sur das ii 
mischen Richtern entzogen werben, 
bl. aa fann anders, ala in ben von: dem Geſet vorgergefeegen dzallen 
ai verwahrt oder des Landes verwieſen werden. 
2, Die Kreiheit des Gottesdienftes pi Allen zugefichert. 
63, ‚Alles vermöge der Gefebe in: Befis Habende oder erworbene Eigenthum 

u ale Schuldſcheine auf den Staat find unantaftbar, 

Jeder Bürger hat das Recht, feine Gcbanten, wenn er fie unter: 

Miänet, zu drucken und bekannt, zu machen, ohne. einige vorhergehende 

sufur, mit ai aefeglicher Verantwortlichkeit nach der Bekanntmachung, 


EE urtheil der Ge chworenen, wenn auch eine bloße correctionelle Strafe Statt 
er ſollte. 
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68. Das Petitionstecht iſt allen Bürgern giigefichert. > Jede -Mettktön i 
viduell. Die Petitionen koͤnnen thells an die Regierung, theils "an bie beider 
mern gerichtet werden; jedoch muͤſſen auch die letztern Ben’ Titel führer: 7 
Moj. den. Kaiſer. Sie werden den Kammern unter ber ‚Gewähr eines Mit 
welches die Petition empfiehlt, eingereicht. Sie werben Öffentlich verleſer 
wenn die Kammer biefelben in Berathung zieht, ‚fo werben fie. dem Kaifeı 
den Präfidenten uͤberbracht. J — on 

66. Keine Feſtung, Bein Theil deB Gebiets fannanberg, a 
Balle eines Einfalls einer fremden Macht oder bürger Ticger 
ben in Belagerungszuſtand ertfätt werden. Im erften Kalle g 
die Grllärung durch einen Act der Regierung. Im zweiten alle Tann 
durch ein Gefeg geſchehen. Jedoch, wenn im ereigmenden Falle die Kammer: 
verfammelt find; fo foU der den Belagerumgsftand erflävende Regierungsact, 
erſten 14 Tagen nach Vereinigung det Kammern, in einen Gefegentwurf vi 
belt werben. a — Mi 
ar 7, Das franzoͤſiſche Volk erklärt uͤberbies, daß in der von ihm geſch 
oder gefchehenden Delegation feiner Bewalten es nicht gefönnen war. und ni 
fonnen’ift, das Recht zusertheilen, die Wiebereinfegung ber Bourb: 
oder irgend eines Prinzen diefed Familie, auf" den Thron in Vorſchlag zu br 
nicht einmal im Falle, daß die, Faiferliche Dynaftie ausftürbe; .eben RB wen 
Recht, den alten Feubaladel oder die Keudbal!und herrfchaft!l 
Rehhte,ioder die Zehnten, oder irgend eine privilegirte ober 
ſichende Religionsausübung, oder die Befugniß, bie Unwider 
lichkeit des Verkaufs der Nationaldomainen auf irgend eine ? 
anzutaften, wiedberherzufdellen; es untirfagt förmlich der Regierung 
Kammern und ben Bürgern jeben Bierand abzugdendben Vorſchlag. 

FE a | 


Gegeben zu Paris, den u F 
2) u i zu Par 0 * | u IX Rap hte Ö 2 ir 
ALT RE u 4 ben. Koifer‘ —— * 1” 
mind 224 J . 04 EN 3 n r ö A 2 er Miniſter⸗Staats ecretair? 
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Obgleich dieſe Zuſatzartikel im Juni 1815: von dem Franzöfi 
Volke, bei der von Napoleon veranſtalteten ‚Beierlichfeit auf “dem; 
nannten Maifelde, angenommen wurden; fo beftand ihre. Gültigkeit 
nur wenige Tage bis zur Schlacht bei Waterloo, uünd der darauf fi 
den zweiten Refignation Napoleond. Nach Ludwigs 18 Ruͤckehr 
die von ihm gegebene Charte von Neuem in Wirkfamkeit gefebt.. 
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Nach Ludwigs 18 Tode (1824) folgte ihm fein Bruder Karl 
auf dem Zhrone. Seine Regierungszeit. von nicht ganz ſechs 
gehört. der. Gefchichte an. Schwanfende Maßregeln, häufiger Min 
wechfel, und endlich das Miniſterium Polignac feit dem 8. Anguft 1 
wirkten hoͤchſt folgenreich auf die Öffentliche Meinung. Den 4 
gaben die fogenannten Ordonnanzen vom 25. Juli 1830, zu deren 
fländniß der Bericht des Minifterconfeild an den König gehört. > .ı 


k) Beriht des Miniſterraths an den König Karl 
. vom 25. Juli 1830. | 


Sire! Ihre Minifter würden des Vertrauens, womit Em. Majeftät diel 
beehrt, im geringem Grabe würdig feyn, wenn fie länger anftänden, Ihnen 
Ueberficht unferer innern Lage vor Augen zu legen, und Ihrer —— 
Gefahren der periodiſchen Preſſe zu bezeichnen. 


I 


—— bes Miniſterraths vom 25. — 1830. 9909 

ren *8 fi ich dieſe Sage nie einergſo exnſten und be⸗ 

eß —T8 * —— wovon unſere R⸗ 

* air — ar MB a. NPuncten des Koͤnigreichs 
an : Diss gen * und 

ee —A ap 9 Kr der monacchifchen Regierung im⸗ 

* n,. beabſichtigen die hie ha dung und Umge⸗— 

a ihrer morgliſchtn Staͤrke bera; mpft bie Regierung, 

abe wie in den Provinzen, hur mit N ir gegen die Kactionenz 

— hinielende Lehren Rohren, und apa ſich fort unter 















enhafen —— erachtete Beſorgniſfe bewegen die 
a en ra on alien Sei 4 hey fordert man won. her 
4. Sicherheit der 











— ungsmüdticer, uebelſi 6 baran, alle Grundlagen 
— 5 nr das Gluͤck zu rauben, deffen es unter 
Man erg ‚Sf Ai: je — zu benusen, je: 
2, anter de it — Volke einen Geiſt des Miß⸗ 
acht, und a re * 

re * — 


Sir A u Wieſn, das die. palitifihen «ker 
rüber, nuı —— ie Sefeilfcjaft befchränt,guc.inad) ‚exen 
nd. * 36 gurgz n deginen : Hugh. baben fie be: 
di inc ohne —* fabſt für diejenigen in Be: 
— sag fierd su ne Fuer. 

E Da: wirt uf des 5 pe ——— beſtaͤ⸗ 
Dub Soſagte KNUR, ichen neuer, Erſchuͤtterun⸗ 
J — ah * eich Rh sun folches Mngtüch aba 


—— —A 

| R, man; ben. ein "Behir i 
— imo ap, sin on Mir ns 
— fe RUF * ‚Fatbene und feine 


Fu; 
t Ai I gen, welche nicht ohne 
j m. —— — — ae aͤnzlich 


— ür Unopbnungen 
Bene At. ‚a ver. * rl ohne Zweifel beige: 
jie$ Up, Fugen, egendg „werläugnen,. wenn man nicht 
Ad —— ‚einer. Verderbniß ‚deren dortſchritte ſich 
‚mache Due zdes dem Königgrie Weagenden- unslůcks 
— un, 


d, ein, au Als bie Theorleen Wianner, die ailerdings 
— perdaͤchtig iſt, von dem falſch ver: 


































eine geriſſen, mo en glauben, die Vor: 
he — chen ‚bie. Ebeie derſelben aufwiegen, und ihre 
— Augſchweifungen .neutralifict ‚werden. 

db; und die Frage iſt nun in dem äfs 


hat die ‚perio g-Breffe nur ein W d | 
— alle liegt in —* Ki, au * Dr er 


. Beweife Laffen fi. zur Behauptung biefer 
— ae und ununterbrochene Thaͤtigkeit der Preſſe 
& bie-allzu ra zn zu bau en Wechfel unferer innern Politik, Sieer: 
SH in Frankreich > tegelmäßiges Regierängsfoitem feftfege, noch daß 
— — reihe mit Einführung von Verbeſſerungen in allen Zwei⸗— 
om Rermwalftin — fe fipig fin, befchäftigen fonnte. — — 
— fie lan inflüffen gebildet wurden und entgege 
keitungen atero fen. waren, blieben denfelben Streichen, denſelben 
„ Berist Re woßi keit der, Reidenfchaften ausgeſetzt. Opfer aller Kt, 
miffe.t Seiter Gewalt, bie Allianzen der Partei, nichts konnte 
* EShicfale entziehen. 


nenftellung ae ‚an Reflerionen fo reich, würbe hinreichen, bie 
Ferm wahren und unveränderlihen Charakter zu bezeidh- 
bemüht fich, durd a am täglich we An 


— — IB EEE A — 


7 
E 


100.3 Eger 


fen ngen alle Batide des Gehorſams und der Sitochtnatlön oder ui! ad 
ülfsmittel be des Staates zu 1ä waͤchen, ſie in ber Neinung 

Birke zu erniedrigen und ihr —— eri egenheit. A Widerftan 8 er 
Ihre Kunft befteht darin, nicht einem Leicht allzu umtärwürfigen Geiſte 

weife Freiheit des P —“ zu” fabftituiren / ſondern de pofitioften — 

Probleme zu verwandeln — Krb nicht über die politiſchen Kragen eine 

und mögliche — 53 urufen, ſondern fie in ein falſches eich‘ zu a, 

amd fie durch Sophismen ei en. 

So hat die Preſſe die —— Denkkraͤfte in Unordnung gebracht Die: fi 
ſten Ueberzeugungen erfchüttert, und in der Mitte der Geſellſchaft eine‘ Sg 
Principien ‚erzeugt, die zu ben unſeligſten Berfuchen die. Hand reicht· Dir 
Anarchie in den Lehrfägen giebt fie das Vorſpiel zur Anarchie im Staafe: 
1: &8-tft bemerkenswerth, Sire, daß bie periodi] ePreſſe  michf einmal hre 
fenrtichfte Bedingung, die der- Pubttcität, ste. "Soft Kon: unge, 
wahr iſt es doch geſagt, daß in ‚Brantie A — Ddieſes U 
nämlich in ſeinet wahren un ſtreng ei Bebeukung 'gendinmen. & die Di 
* kommen bie: Thatſach —* ſie nichk gaͤnzlich aa — Hr 
— aͤndig und auf das gehaͤſſigſte entſtellt und verſtuͤ zur At. ' 

iZeitungen ‚ausgebreiteten dichter Schleier en * Ik 


—— daB zwiſchen der — and“ den Vdlkerit auf. 
Bene ire, kheilten "fich- immer! gerne! ihren Bene EEE ek Mt In # 
uffe: diefes Vergnuͤgens wollte (aber die Preffe Ew. Mai. nicht gelangen laf 


Eine alle Schranken Üüberfchreitende Frechheit at ſelbſt nicht. einmal Die Fi 
lichſten Gelegenheiten Beachte? weder die ausdruͤcklichen Willensmeinungen des 
nigs, noch die: von der Höhe — Thrones ertönt Work! Die Einen wur 
nußkannt und entſtellt / And Andbern Gegenſtand be ee Auslegun 


oder bitterer Verſpottungen. Au * e — et ehe rk. e Act — 
Gewalt die Prociam — —* Kinntmß 
wae* My} A “3 — 0 * F Fe 


Dies iſt noch nicht Alles}. Die a itaͤchtet — ats: 
Souverainetät zu unterjochen ‚ynd. in, die RE Ei va & machen. x 
gebliches Organ det oͤffentlichen Menu — krachtet fie die ten der beiden St 


dam a 


mern zu leiten; und es iſt unbeſtrei — we eißes nn n 
‚tgeiligen als beftimmten- Einfluffes dahi t hauptſaͤd 
eit 28 Jahren in der Depurirten fe I der Unter 
giund Tykanuei angenommen. —— ätter Kr wieſes Zei 
—** mit ihren Beleidigungen — — die wiegueve Nrefotgen, 
ten Stimme ihnen ungeniß oder verdachtie ſchien. zu oft, Sire mußte 


Freiheit der Berat ungen in jener. mer, unter den — * laͤgen 
Dart erlieg en. 5 mp 1197 ni a Hr 2 8 
Man — nicht minder ig —— das Betraen * Drrenn 
Hlätter bei neuern Borfällen qualifit * RNachdem ſie ſelbſt eine ben en. 
des Thrones zu nahe atretende Adreſſe prodötirten; — fie ſich nicht, die AH 
erwaͤhlung von 228: Deputirtch, deren Werk jene var, als Princhpta * 
Und doch —* Se Maͤjeſtaͤt jene Adreffe als beleidigend —— 
ten die darin ausgedruͤckte Verweigerung der Mitwirkung mit oͤffentli —* zT 
"belegt, hatten Ihren unabanderlichen Entſchluß erkennen gegeben, die fo offer 
— —— Rechte Zhrer Krone zu vertheidfgen: ¶Die periodiſchen Blaͤtter keh 
nicht daran; fie ließen ſich es im Gegenteil angelegen feyn, die Beleid hun 
erneuern, und fie andallernd Fortzufegen ıumd ſchwerer zu maden. Ew. 
werben entfcheiben, ob biefer verwegene Angriff länger ungeftraft bleiben fol, 
Noch Haben mit aber nicht die, vieleicht Hedeutendfte Ausfchweifung der P 
Sehettmet, Die Pre Bu fogleih beim an jener Expedition, berch MU 
‘einen fo reinen und daubrnden Glanz auf Frantitihg edle Krone wirft, bie dl 
hen, Mittel, Vorbereitimgen und Wechſelfaͤlle derfelben mit — 
etadelt. Gefuͤhllos für die Nationalehre, hat es an ihr nicht gelegen, d A 
lagge nicht befleckt blieb don der Beſchünpfung eines Barbaren; ——— 





gen die großen Intereſſen der Menſchheit, hatte cs fuͤrwahr an ihr 
. — nicht unter grauſamem Sklavenjoche und ſchmächvollen Trib 
eharre 
Doch, dies iſt noch nicht genugs durch einen Verrath, den Unſere Geſetze 
ten erreichen koͤnnen, eiferte bie Preffe, alle Geheimniffe der Ausruͤſtung zu 
ciren, zur Kenntnis bes Auslands den Stand unferer Streitkräfte zu Ben 


un _— — — ö—— 


Bericht des Miniſtertathg vom 25. Juli 1830. 101 









































Ir Eruppen und Schiffe gufzuzaͤhlen, bir Stationspuncte fo wie bie Mittel anzu⸗ 
at, de unbeſtaͤndi Minde zu zähmen und an die Kuͤſte zu gelan⸗ 
gen, . "EU bis zur ber Landung wurde fund gemacht, um. bem Feinde bie 
| m, uns. zu erleichtern. Ja, die Preſſe ſcheute ſich nicht — was 


» | m doiifr m Bolte, gewiß beifpielgs iſt — dürch beunzuhigende Vorſpie⸗ 
grlungen | zu beſtehenden —— bei der Armee zu erzeugen; fie 
Bat indem fie den, Oberbefehlshaber des Unternehmens ihrem Haſſe bezeichnete, fo 
| bie aten Aufgereizt, die Fahne des Aufftandes, gegen ihn zu exheben 
re Rüben: zu derlaffen. Und das wagten die Organe einer Partei zu thun, 
wi 


er fir nolfethüm id) ya he * — 
ee täglich im Innern zu thun wagt, zielt nicht weniger dahin, 
ente de „Öffentlichen Friedens auseinander zu ‚ffteuen, die. Bande ber Ge— 


Bun 
4 em | anzen Umfange aufzudecken, um auch unfere Hülfsquellen in ihrem ganzen 
ae aägen zu Lernen. Cine foftematifche, im Größen organifirte und mit einer 
ct e Öteichen geleitete, Verläfterung fucht von nah und ferne Alles bis 
Baften Agenten ber Staatsgewalt herab zu erreichen. Keiner Ihrer Un: 
, it vor Beleidigung, gefchüst, wenn er von ſtinem Souverain bag 
Sucen bes . Vertrauens oder der Zufriedenheit empfängt, Ein über 
 ausgebreitetes weites Ned hält alle Staatsbegmten umgarnt; in einem 
ten Zuftande vorgefaßter Meinung gegen ſich verſett, ſcheinen fie gleichfam 
hürger * Geſelſchaft —5 zu ſeyn; nur die, deren Treue wankend 
qhont; nur die, deren Treue unterliegt, werden gelobt; alle andere find 
ktion notirt, um fpäter ohne Zweifel. der Volksrache zum Opfer gebracht 


iger eifrig, Tchleuderte die periodifche Preffe ihre vergifteten Pfeile 
ion und ihre Priejter ab. Sie will und wird beftändig bis zum letz⸗ 
Km die zeligiöfen Gefühle im Herzen der Völker ausreißen wollen. Zweifeln 
mat, Sire, daß fie dahin gelangt, wenn fie die Grundpfeiler des Glaubens 
Be Sie Quellen der Öffentlichen Moral verdirbt, und mit vollen Händen Spott 
Seraßtung gegen Die Diener der Altaͤre ausſchuͤttet. 
Keime Kraft, man muß es geftehen, iſt im Stande, einem. fo energifchen Auf: 
tie, wie die Preffe, zu widerſtehen. Zu jeder Zeit, too fie fi ihrer Feſſel 
ft, drady fie — den. Staat cin. Man muß beſonders über die 
ten ihrer "Wirkungen feit 15. Sahren erftaunch, fo verfchieden auch bie 
6 derändert auch die Menfchen waren, welche die politiſche Bühne ein= 
a Ihre Beftimmung ift mit Einem Worte; die Revolution wieder zu bes 
ren Principien fe laut proclamirt. In mehreren Zeitabfchnitten unter 
Eoellt umb wieder befreit, hat fie jedesmal ihre Freiheit nur angetreten, 
x unt brochenes Werk wieder vorzunehmen. Um es endlih mit mehr Erz 
fetiniesen, hat fie eine thätige Brihülfe in der Departementalpreffe gefunden, 
ih, daf fie ein Zummelplag für Eiferfüchteleien und Loralgehäffigkeiten 
Bücterne Gemüther mit Schreden erfüllte, und ſich an ber Autorität durch 
Mercien vieb, einen faft eniſchiedenen Einfluß auf die Wahlen ausübte. - 
kledtern Wirkungen, Sire, find vorübergehend; dauerndere Wirkungen aber 
5 in de Sitten und im Charakter der Nation verfpüren, Eine feurige, lügen: 
benihaftiiche Polemik, eine Schule des Aergerniffes und der Frechheit bringt 
 Beränderungen, tiefgreifende Verberbniffe hervor; fie giebt den Geiftern eine 
hung, zieht fie vonernften Studien ab, ſchadet foden Kortfchritten der Künfte 
idaften, reizt unter uns zu fortwährender Gährung auf, unterhält, 
CShhooße der Kamilien, nachtheilige Zerwürfniffe und koͤnnte uns ſtu— 
m die Barbarei zurücveifegen. 
a jo viele, durch die periodifche Preffe erzeugte, Uebel müffen das Geſetz 
keehtigkeit gleichermaßen ihre Ohnmacht erkennen. A 
Äre überflüffi den uUrſachen nachzuforſchen, die die — Abhuͤlfe ge⸗ 
und nad) und nach) aus ihr eine nutzloſe Waffe in den Händen der Staats: 
abten. Es reiht Hin, die Erfahrung zu befragen, und den gegenwaͤr— 
der Dinge zu conftatiren. | 
eichtögebräuche geben fi) ſchwer zu einer wirkſamen Abhülfe ber. 
 gegründe! Bemerkung ift feit Langem guten Köpfen aufgefal 
Binse einen noch beftimmteren Charakter geivonnen. Die Ab: 
en, di ihre Entfegung bewirkten, zu genügen, Hätte raſch 
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en und’ — man täufche ſich nur nicht darüber, — den Boden un: 
Schritten zittern zu machen. Fuͤrchten wir ung nicht, bier unfere 
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Strafe das Scandal der Debatte hinzu. a an a 

Die gertchfliche Verfolgung ermattet; die“ aufruͤhreriſche — * 
Die eine hält inne, weil des Strafbaren zu ‚viel, vorhanden; ‚die andere bietfaàt 
rat re Kraͤfte durch Vervielfältigung ihrer Vergehen. — | 


© gerichtliche Verfolgung Harte unter Vershiebenen Umftänden ihre Perlode 
der Thaͤtigkeit und des Nachlaffeng. Aber Eifer und Lauigkeit don. Seite be 
Staatsminiftertums — was Legt der Preffe daran? Sie ſucht in der Verdoppe 
lung ihrer Zusfweifn en bie Buͤrgſchaft ihre Straftoflgkeit.e , > ars 

“ Die Unzulänglichkeit oder vielmehr Nupfofigkeit der durch bie in. Kraft fishen 
Ben Gefetze eingefüiien, Moctiheemgßrtgein find, dutch die Thatſachen erwieſen⸗ Ti 
wie Auch, daß. die öffentliche Sicherheit durch die Preßfrechheit aufs Spiel gefegt in 
Es ift Zeit, es ift mehr als Zeit, diefem uebelſtande ein Biel zu ſezen. ;, 

Vernehmen Sie, Sire, diefen Anhalteriden Schrei des Unwillens und Schre 
ckens, der von allen Puncten Ihres Koͤnigreiches ausgeht. Die friedlichen um! 
rechtlichen Menfchen, die Freunde der Orbdriung erheben; gegen , Gi, Mai. flehen 
die Hände. Alle bitten Sie, ſie vor der Wiederkehr der Drangſale zu bewahren. 
worunter ihre Väter, oder fie felbft fo ſehr zu ſeufzen hatten. Dieſe Bekuͤmmerniſſ 
ſind zu wirklich, als daß fie nicht erhoͤrt werden, dieſe Wuͤnſche find zu rechtmaͤßig 
ats baß fie nicht gewährt werden ſoliten. —. a a 

Es giebt Hierzu nur Ein Mittel, nämlich, das, auf die Charte gg zu kom 
nen. "Sind die Ausdrücke des 8. Artikels doppelfinnig ; fo it fein Geift Har. , Gi 
ift gewiß, daß bie Charte die Kreiheit ber —* und periodiſchen Schrifte! 
nicht bewilligt hat. Das Recht, feine perſoͤnlichen Meinungen zu äußern, ſchließ 
fiher nicht das Recht in ich, die Meinungen Anderer auf dem ‚Wege einer Unter 
nehmung zu publiciren. Das eine iſt der Gebrauch einer Freien Willkuͤhr, meld, 
das Geſetz frei laffen oder Beſchraͤnkungen unterwerfen konnte; das andere ift ein 
Speculation der Induftrie, die gleich andern, oder mehr ald andere.-Speculatione: 
die Aufficht der Staatsgewalt vorausfht. | 

Die Abfihten der Charte von diefer Seite find genau in. bem Gefege, dom 21 
Dct, 181% erklärt, das gewiſſermaßen deren Anhang bildet; man Eann um fo we 
niger daran zweifeln, ald diefes  Gefeh den Kammern am:5. Juli, nämlich. eine: 

onat nach det Promulgation der Charte, vorgelegt wurde. Im Jahre 4819 
getade zur Zeit, wo ein entgegengeſetztes Syſtenn in ben: Kammern vorwaltete 
wurde darin offen verkündet, daß die periodiſche Preſſe niht durch die Verfügun: 
des Art, 8. geregelt fey. ; Diefe Wahrheit ift uͤberdies auch durch die Geſetze beft£ 
tigt, die den Iournalen bie Bedingung einer Cautionsleiftung auflegten. 

Jetzt, Sire, bleibt nur noch zu fragen, wie diefe Ruͤckehr zur Charte un 
gun Gefeg vom 21. Oct. 1814 bewerkftelligt werden fol, Der Ernſt ber. gegen 
wärtigen Umftände hat dieſe Frage gelöfet. | Ä 
Man darf es ſich nicht verhehlen: wir befinden und nicht mehr in ben gewoͤhr 
lichen Bedingungen der Repräfentatioregierung. Die Principien, auf die fie gi 
Arlindet wurde, Eonnten- inmitten der politifchen Wechfel nicht unberührt bleiber 
Eine ungeftüme Demokratie, die bis in unfere Gefese drang, ftrebt, ſich an di 
Stelle der. legitimen Gewalt zu ſetzen. Durch jene Iournale und unter Mitwir 
fung zahlreicher Verbindungen verfügt fie über die Mehrheit der Wahlen. S 
fähmte, fo viel von ihr abhing, die regelmäßige Ausübung der weſentlichſten Prär: 
ative der Krone — ber, die Wahllammer aufzulöfen. Dadurch ift die Staatsve 

fung erſchuͤttert. Ew. Majeftät allein bewahrt die Kraft, fie wieder herzuftellt 
und auf ihren Grundlagen zu befeftigen. | 

Das Recht, wie die Pflicht, deren Erhaltung zu fihern, ift das unzerttennlid 
Attribut der Souverainetät. Keine Regierung ber Welt würbe beftchen bleiber 
wenn fie nicht das Recht hätte, für ihre Sicherheit zu forgen. Diefe Gewalt get 
allen Gefegen voraus; denn fie ift in.der Natur der Dinge gegründet. Dies, Sir 
find Marimen, die bie Sanction der Zeit, wie das Zugeftändniß aller Publicift: 
Europa's für ſich haben. we 

Aber dieſe Marimen haben noch eine pofitivere Ganction — bie. ber Char 
ſelbſt. Der Art. 14 bekleidet Em. Majeftät mit einer hinlänglichen Gewalt ri allt 
dings nicht um unfere Inftitutionen zu ändern, aber um fie zu befeftigen und beil 
unmwanbelbarer zu machen. cn | u ’ 

Gebieterifche Nothwenbigkeiten geftatten nicht mehr, die Ausübung dieſer obe 
ken Gewalt zu verfchieben. Der Augenblic iſt gekommen, zu Maßregeln Zufluc 
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zu nehmen, die im Geifte ber Charte, aber außerhelk sei gefeglichen Ordnung lie 
zen, deren ſaͤmmtliche Huͤlfsquellen fruchtlos erfchöpft clan. fe" v 
Dirk Maßregeln, Sire, nehmen Ihre Minifter,. bie deren Erfolg verbürgen 
mäffen, Binen Anftand,. Ihnen verzufchlagen, überzeugt, wie fie find, daß dem 
NRecht ſiue Kraft bleiben wirdrcc. eg | 
"Bir Seharren in tiefſter Ehrfurcht, Sire, Ew. Majeftät alferunterthänigfte al- 
Irgetrauefte Unterthanen 3 --- . eu | 
Der Präftdent des Miniſterconſeils, Fuͤrſt o. Polignac; 
"der Siegelbewahrer von Frankreich, Juſtizminiſter, Chantelauze; 
der BEN der Marine und der „Kolonieen, Baron 
ber Minifterftaatsfecretair des Innern, Graf v. Peyronnet; 
der Minifterftaatsfecretair der Finanzen, Montbel: 
der Minifterftontöfeeretair der geiftlichen- Angelegenheiten: und des oͤf⸗ 
rn fentlichen Unterrichts, Graf v. Buernon-Kanpille; 
der Minifterftaatsfgeretaie der Öffentlichen Arbeiten, Baron Capelle. 





) Rönigliche Ordonnanz, die Aufhebung der Freiheit der 
peiodiſchen Preffe betreffend. St. Cloud, 25. Juli 1830. 


Karl von Gottes Gnaben König von Frankreich und Navarra. 
Alen Denjenigen, welche Gegenwärtiges fehen, Unfern Gruß. 

1. Die Freiheit der periodifchen Preffe ift ſuspen dirt. 

Xt,2. Die Beftimmungen der Artikel 1, 2 unb 9, bes 1. Ziteld des Ge: 
is vom 21. Oct. 1314 find wieder in Kraft gefest. 

Sa Felge deffen darf kein Sournal und periodifche ober halbperiodiſche Schrift, 
werde fie fhon oder werde fie erft gegründet, ohne Unterfhieb. ihres Inhalts, ers 
Kinn, fey es zu Paris oder in ben Departenients, außer es habe der Verfaſſer 
iv: Aucker von Uns felbft eine befondere Ermaͤchtigung dazu erhalten. 
fin Ermädtigung muß alle drei Monat erneuert werden. Sie kann wider⸗ 
fa werden. 

&tt.5, Diefe Ermädtigung Tann für jene Journale, periobifhen oder halb: 
wistiihen Schriften, weldye in den Departements erfcheinen, von dem Präfecten 
exit ertheilt und proviforifh zurüdgenonmen werben 

—* % Journale und Schriften, welche gegen den Art. 2. erſcheinen, werden 
mnitteibar mit Befchlag belegt. — 
 Preffen und Schriften, welche zu ihrem Drucke verwendet wurden, werben In 
Ar Öfenttihen Depot unter Siegel gelegt oder unbrauchbar gemacht. 

It, 5, Keine Schrift unter zwanzig Drudbogen Tann ohne Ermädtigung 
Sr Minifters des Innern ‚in Paris, oder der Präfecten in den Departements, 


Ide Schrift von mehr ald zwanzig Bogen,. welche. nicht ein ganzes. Werk 
bedarf zu ihrer Erfcheinung  berfelben Ermächtigung. 
% * Schriften, welche ohne Autoriſation erſcheinen, werden unmittelbar mit 
Die Preſſen und Schriften, welche zu ihrem Drucke benuͤtzt wurden, werden tn 
Bote Hientlichen Depot unter Siegel gelegt, ober unbrauchbar gemacht. 
It.6, Memoiren über Procefje und Denkſchriften gelehrter Geſellſchaften 
Dar lürrarifche Memoiren bedürfen zu ihrem Erfcheinen die vorausgehenbe Ermaͤch⸗ 
Prag, wenn fie ganz ober — die Politik behandeln, und in dieſem Falle 
Di ie im Art. g vorgefchriebenen Beftimmungen anzumenden. 
7. Jede ‚gegenwärtiger widerſprechende Beftimmung ift Eraftloß. 
3 8, Der Zolrus gegenwaͤrtiger Ordonnanz wird conform mit Art. 4. 
Ka vom 27. November 1816 und der vom 18. Sanuar 1817 Statt 
Kt. 9 Unfere Staatsminifter find mit dem Vollzuge bes Vorſtehenden bes 


*8i Unferm Schloß zu St. Cloud den 26. Juli des Jahres der Gnade 
ab im ſechsten Unferer Regierung. 
3 | Karl. 
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2 BE Age Durch den -Königt Re — 
Der Praͤſibent des Minifterraths, Fürft von Polign ge 
ie - der Siegelbewahrer von Frankreich, Juſtizminiſte Chantelau 
ws der Minifterfaatsfecretaie des Innern, Graf von Peyrotnei 
ber Minifterftaatsfecretair. der Marine und der. Kolonieen, — 
„er J v’DHauffezs R . P —— is : _ 
der Minifterftaatsfecretair der Finanzen, Möhtbel; 
ber ‚Minifterftaatsfecretaie der geiftlichen Angelegenheiten und b 
Re, fenttichen Unterrichts, Graf v. Guernon-Hant 
‚ ber Minifterftaatsfecretaie der Öffentl. Arheiten, Baron ECapell 
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m) Königliche Ordonnanz, bie Auflöfung der Deputir 
fammer betreffend. St, Cloud, 25. Juli 1830. 


Karl von Gottes Gnaden König von Frankreich und Navarra. 
Allen denen, welche Gegenwärtiges fehen, Unfern Gruß. 
', Gemäß des Artikels 50, der verfaffungsmäßigen: Charte, und in Kenntni 
fegt von den Umtrieben, welche in mehreren Theilen Unſeres Königreichs Stat 
funden haben, um die Wähler während der legten Wahlen zu täufchen und zu 
wirren, verorbnen Wir nad) Vernehmung Unſers Confeils: - 
1. Die Kammer der Deputirten. der Departemente ift aufgelöfet. 
2. Unfer Minifterftaatsfecretaier des Innern ift mit dem Vollzuge t 
Verordnung beauftragt. es — 
Gegeben zu St. Cloud, den 25. Juli 18860. 
oft Karl 
Durch den König: ee 
Der Minifterftaatsfecretair des Inner 
| Graf von Peyronnet. 


1 


| n) Königlihe Ordonnanz, bie Fünffige Wahl ber V 
. glieder der Deputirtenkammer betreffend. St. Eloud, 
| 25. Juli 1830. ö 


" "Karl von Gottes Gnaden König von Frankreich und Navarra, - . 
Allen denjenigen, weldye Gegenwärtiges fehen, Unfern Gruß. 
Entfchloffen, der Wiederkehr von Umtrieben, welche. auf die legten Operatio 

der Wahlcollegien verderblichen Einfluß gehabt, vorzubeugen; 
deshalb Willens, nach den. Grundfäsen ber verfaffungsmäßigen Charte, 

Beftimmungen der Wahlordnung, deren Inconvenienzen die Erfahrung: gezeigt, 

zeformiten, 45 
haben Wir die Nothmwenbdigkeit erkannt, von Unferm Rechte Gebrauch zu ! 

hen, durch von Uns ausgehende Acte für die Sicherheit des Staates und die | 

terdruͤckung jedes Attentates gegen die Würde Unferer Krone zu ſorgen, desh 
haben Wir nach Vernehmung Unferes Conſeils verordnet und verorbnen: 


Art. 1. In Uebereinftimmung mit den Artikeln 15, 86 u. 50. ber ee. 
mäßigen Charte wird die Kammer der Deputirten nur aus Depufirten ber Dip 
temente zufammengefegt feyn. 

2. Der Wahlcenfus und ber Cenſus der Wählbarkeit werben ausſchlich 
nad) den Summen bemeffen, welche für den Wähler oder Waͤhlbaren perſoͤnlich, 
feiner Eigenfchaft als Eigenthümer oder Nugnießer, in den Rollen der Grunl 
Derfonen: und Mobiliarfteuer eingetragen find. 

3. Jedes Departement_wird die Zahl ber Deputirten haben, welde ihm du 
den Art. 86 der verfaffungsmäßigen Charte beftimmt ift. \ 

4. Die Deputirten werben erwählt, und bie Kammer wirb- erneuert nach 
— für die Dauer, wie durch Art. 87. der verfaffungsmäßigen Charte 

mt ift. 
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5. Die Wahlcolegien: theilen ſich in Atrondiffenients‘ und :Vepavtanenkdcolles 
gien; mit Absnahme dir Wahlcollegien der Depattements, welche nur Einen Depus 
tirtem eemnnen: 

6 Die Wahlcolledien der’ Arrondiſſements werden” aus allem. jenen Wahlern⸗ 
welche in dem Arrondiſſement ihr Domicil haben, zuſammen geſeztßät. a 

Die Departementswahlcollegien beſtehen aus dem hoͤchſt beſtenerten Viertel 
ber Bihler bes Departements. 
— Die gegenwaͤrtige Begraͤnzung der Abrrondifementsmahlrollegien iſt deibes 
* 

8. Jedes Arrondifſemente wahle oegium wählt eine ber. ‚Baht ber Deputirten 
des rg gleihe FZahbl’von Sandidaten. : : - 

9. Das Xerondifementerolegtum theilt fi in fo' vieie Sectionen,. als es 
Candibaten zu ermennen hat. 

Diefe Theilung wird im Berhättniffe zur Zahl ber Sectiönen‘ und: ber Total⸗ 
ti der Wähler des Collegs, mit moͤglichſter Rüdfichr. ‚auf. bie an Berpälte 
wife, vorgenommen. 

10. Die- Sectionen der Arrondiſſementswahlcollegien ronnen an verſchiedenen 
Orten derſammelt werden. 

11. Jede Section der Xreonbifementemateollegien wählt einen‘ Gaubidaten 
und handelt für ſich allein. 

12, Die Präfidenten ber Sectionen ber‘ Xerondiffementswahlcolfigien werden: 
vor den Präfecten aus den Wählern der Arronbiffements ernannt.’ 

13. Das Departementscollegium wähle. bie Deputisten. Die 
Säfte der Deputirten des Departements muß aus ber ‚allgemeinen Lifte der von 
des Irrondiffementsiollegien vorgefchlagenen Candidaten gewählf werden. 

SH jedody die Zahl der Deputirten des Departements ungleich; ſo findet die 

ohne Schmaͤletung des dem, Departementscollegium vorbehaltenen Rep 
53 Statt. 

14, Sm all, wo durch Auslaffungen,, durch nichtige oder doppelte Ernen⸗ 
zungen das Verzeichniß der von den Bezirkscollegien vorgeſchlagenen Candidaten 
tnvelftändig wäre; fo kann, wenn dieſes Verzeichniß unter der Haͤlfte der erfor⸗ 
derliden Zahl ſteht, das Departementalcollegium einen weitern Candidaten außer⸗ 
halb des Berzeichniſſes erwaͤhlen. Steht das Verzeichniß unter. dem Viertel; fo kann 
das Departementalcollegium die ganze Zahl der Departementsdeputirten außerhalb 
des Verzeichniſſes ernennen. 

15. Die Praͤfecten, Unterpräfectent und Oberofficiere, welche eine Militairdi⸗ 
einem befehligen, koͤnnen in den" Bars a di wo fie ihre Qunctionen ausüben, 
ist gewählt werben. 

16. Das Verzeichniß der Wähler wird durd) be Präfecten im Präfecturrath 
— ſen. Es wird fünf Zage vor dem Zufammentritte der Kollegien ange 


17. Reclamationen über das Wohlrecht, welche von dem Praͤfecten nicht ge⸗ 
SSrdigt wurden, werden von der Deputirtenkammer beurtheilt, zur Zeit, wo dieſe 
eber die Gültigkeit der Operationen der Gollegien enticheidet. 

18. In den Departementswahlcollegien werden: die beiden aͤlteſten und bie beis 
von hoͤchſt befteuerten Wähler das Amt der. Scrutatoren verrichten. 

Diefelbe Anordnung wird in denjenigen Gectionen der Bezirkscollegien beobach⸗ 
rt werben, die aus mehr als funfzig Waͤhlern beſtehen. 

Sn den andern Sectionen wird’ das. Scrutatorenamt von dem älteften und von 
dem hoͤchſt beiteuerten Wähler ausgeübt werben. 

Der Sceretair wird in dem Collegium der Sectionen ber Eollegien von dem 

und den Gerutatoren ernannt. : 

‘19. Keiner hat in das Kollegium oder die Section des Collegiums Zutritt, 

der nicht in das Verzeichniß der dahin gehörigen Wähler ‚eingetragen iſt. Diefes 
Berzeidmig wird. denn Präfidenten übergeben; und bleibt in dem Gigungsort des 
Celegiums, fo lang daffelbe feine Functionen ausübt, angeſchlagen. 

— = Discuffioni oder Berathfchlagung irgend einer Art ift in, den Wahl⸗ 
ın unterfagt. 

2. Die Polizei des Gollegiums fteht dem Präfidenten, zu. Ohne Tein Anſu⸗ 
ce kaun keine bewaffnete Macht an dem Orte, der Sitzungen aufgeſtellt werben. 
die Riliteircommandanten ſind gehalten, feinen Requiſitionen nachzukommen. 

2. Die Wahl geſchieht in den Collegien und Sectionen der, Collegien nad 
fer abfoluten Mehrheit der eingegangenen Etimmen. 
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Na alkte, indeſſen die Wahl nach zweimal vorgenommenem Scerutinium noch ni 
entfchieben feyna: fo nimmt das: Bureau das Berzeicniß derjenigen. welche hei, d 
zweiten! Scrutinium die meiften Stimmen erhalten haben, * ae es ‚Berge 
rip: muß: eine doppelt fo ‚große Anzahl. von Namen: enthalten, 1 ald noch Candida 
zu wählen find. ‚Beim dritten Scrutinium kann dig Stimme, nun: Velden og 
werden, weiche auf jenem Verzeichniſſe ſtehen, und- dio habe: welolat NE aulat 
en 

Die: Wähler werden , durch Wahlzettel ‚flingmaen, :, Jahee ‚Waplzetist 4 
% sie Ramen enthalten, ald Candidaten zu wählen find. 

Die: Wähler: werben ihr Votum auf dem Schreihtiſche bes: Bahlburc 
FEN ri oder dort von einem ber ‚Sahutatoren.: ‚wigbenfchreiben- laſſen. 

25.. Nahe; Stand und Wohnort jedeg Waͤhlers der —— — 
giebt, werben von dem Seccretair auf eine ‚Sehufe ber Sonftatinung, ber ‚Stimm 
zahl gefuͤhrte Lifte: eingetragen 

"26. Jedes ——* wird ſechs Stunden lang offen bleiben, und ana BC 
in derſelben Sigung erledigt. 

Ueber; jebe. Sitzung wirb rin Protocoll aufgenommen. Dieſes wird vi 
fänmttigen Mitgliedern des Wahlbureaus unterzeichnet. .- 

28. NMach dem Art. :46, der verfaffungsmäßigen Charte kann in der Kamm 
zu einem Gefe& kein Amendement gemacht werden, wenn dieſes ‚nicht: von Uns vo 
geſchlagen oder bewilligt worden, uͤnd wenn es nicht zuvor an die Bureaus oewi 
ſen und von dieſen discutirt worden iſt. 

Alle Anordnungen, die mit gegenwärtigen Drbonnanz in Wiberfpru 
ftehen, werben ohne. Wirkung bleiben. 

80. Unſere Minifterftantsfecretaire find mit Vollzichuns gegenwärtiger Ö 
donnanz beauftragt. : 

Gegeben im Schloffe von St. "Glow, am 25, Juli des Jahres der Gna 
1830 und im ſechsten unſerer Regierung. 

(unterg.) 8 arl.; 


Durch ben König: 
Der Präfident des Dinifterrathe, Kürft v. Polignac;z 
der Siegelbewahrer, Miniſter der Zuftiz, Chantelauges - 
der Minifter ded Geewefens u. der Kolonieen,. Baron v. Hauſſez 
der Minifter des Innern, Graf Peyronnet; _ 
der Minifterftaatsfecretair der Finanzen, Montbelz | 
der Minifter der geiftlichen: Angelegenheiten und —8 offentlichen Ur 
‚terrichts, Graf Guernon⸗Ranville; 
der Minifter der nen ——— Gapelle, 


0) Königlihe aa die Bereinigung der Babfeolt 
gien betreffend. St. Cloud, 25. Juli 1830. 


Karl von Gottes Gnaben König von Frankreich und Navarra. 
Allen denjenigen, welche Gegenwärtiges fehen, Unfern Gruß. 
Nach Anſicht der Ordonnanz vom heutigen Tage in Bezug auf die Organift 
tion der Wahlcollegien. 
Auf den Bortrag Unfere® Dinifterftantsfecretaice bes — br 


haben Wir befchloffen- und beſchließen, wie folgt: 
Art. 1. Die Wahlcollegien werben. ſich ‚vereinigen, und war die gr 


Innern 


gien der Arrondiſſements am naͤchſtkommenden 6. September, und die Wahlco 
‘gien der Departemente am 13. des naͤmlichen Monats. 
Art. 2. Die Pairsfammer und die Deputirtentammer ber. Departements I 


auf ven 28. nächftlommenden Monats September einberufen. 3 
Art. 3: Unfer Minifterftaatsfecretaie bes. Itinerm iſt mit dem. Boltzus dieſ 
Ordonnanz beauftragt. 

— Gegfben ao Elöud’re. Va BE; We Surk. EP A 
0 Po den‘ König s "RE at 
Der m, es: Innern, —8**— — D—— 
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pP) Proteſtati on der in Paris anmweſenden ;Depntitten: gegkn 
die Ordonnanzen vom 25 Juli. Paris, 1275 Juli I830 
unterzeichnete, die von obengenannten Bezirkes und" Depattemehtsconfenten 
Aaaßig A tation ernannt worden; und ſich eig in Pat ls er 
hatten fach durch ihre Pflicht und Ihre Ehre Für Tcrlechterdirtgs verbunden, gehze 
bie Maßregeln zu proteftiven, Ihe die Raͤth der Krong in ben legtein ‘Lagen 
um Eturze des ER ahffüftemg "t der Preffreihgit getroffen. 
Befagte, in de Drdonnafizen, vom 25. Zuti enthaltene Mafregein find, ik 
ka Augen ber Unterzeichneten, den, betfaſſungsmaͤßigen Rechten der Pairskammer, 
tn Etaatsrechte det Sranzofin, } ; Befugniffen ‚und Sprüchen ber Gerichte, ſchnur⸗ 
frat3 zuwider, und geeignet, i ; Staat eine Verwirrung anzurichten, bie gleich: 
alfig ben Frieden ber Gegenwart und die Sicherheit der Zukunft gefährdet.  “ 
—— Bun. x —— ea daher, in vögigem 
erftändniß, ni ur gegen beſagte Maßregeln, fondern aud) gege 
Xen, bie [en nn — ei I 6 s * ſann 
und einerfeits die Depuͤtirtenkammer, die nicht conſtituirt worden, nicht ge⸗ 
maͤßig aufgeloͤſet werden konnte; andererſeits ber Verſuch, eine andere Ale 
enfammer auf neuem, willkuͤhrlichem Wege zu bilden, der Verfaſſungsurkunde und 
Yin wohlermworbenen Rechten der Wahlnränner ausdruͤcklich widerſpricht; fo’ erkla⸗ 
tin Unterzeichnete, daß fie ſich immer noch für gefeamäßig von den Bezirks i und 
ia Departementalcollegien, deren Stimmen fie erhalten, zur Deputation gewählt; 
md dafür Halten, daß fe nur mittelſt Wahlen, die dem geſetzmaͤßigen Grundfägen 
und geumen armat Statt gehabt, erfegt werben können. 
enn endlich Unterzeichnete nicht in bet That - die Nehte ausuͤben, und nicht 
ale die Pflichten erfüllen, die ihnen vermöge ihrer A Grmwählung zus 
toamen ; jo-gafhicht. dies beöwegen nicht, weil biefelben durch materielle Gewalts 


that daran gehindert worden. 


Labben de Pompieresi. Duris : Duftesne. ER. 
Sebaſtiani. Gitod de Ain. ii 
Mechin. Laiſne de Villeveque. A, 
Caſimir Perier: | Berjamin Deleffert. — 
Guizot. Marchal. un 

Audry de Puyravcan. Nau de Champlouis. Ir‘ 


Andre Gallot. 14 Graf v. Lobau. 
-Gaetam de, la Rochefoucauld. ‚Baron Louis. 


Mauguin. Milleret. 
Bernard: Graf Eftourmel. ai 
Voiſin de Gartemipe. Augufte de Saint» Yignan. 
Froidefond de Bellisle, Keratry. 
Graf von Montguyon. Zernaur. 
Levaillant, Eufebe Salverte. 
Tronchon. de Pouller. 
General Gerard, Hernour. 
Jacob Rafitte, Chardel. 
- Garcias. Bavour. 
Dügas Montbel. Karl Dupin. 
Gamille Perier. Dupin db. di. 
Vaſſal. Hely d'Oyſſel. 
Alexander Delaborde. Eugene d'Harcourt. 
Jacob Lefebort. . - Baillot. 
Mathieu Duması' | + General Lafayette. 
Billemain. X ung Georg Lafayette, 
Kirmin Didot. .' + Rouvencel: | 
Daunou. | Bertin de Baur. 
Perſil. ir,” Graf von Lameth. * 
Billemot. Berard⸗ Pr — 
delta Riboeffieri 5 sinn. Ducdaffault. ®. „ 
y’ J 


Graf von Bondd acob Odier. jr — 
WBenjamin Conſtant. ie 
ft * —“ 


. . 
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—X Proelamati on“ der in Paris vereinigten Deputirten d 
Departements an das, franzoͤſiſche Volk. 31. Juli — 


F Franzoſen! Frankreich iſt frei. Die ‚abfolute. Gewalt erhob, ihre F— 
Be Bevölkerung „von. ‚Yarıs bat. fig. —— Paris 

z durch die Waffen die — — Sache triumphiren, werde verg Mn 
Wahlen, —— Eine Gewalt, die ünfere, Rechte ——— 
und Srbaung zug bebrobte. Keine Furcht iR mehr für, unſere Hi: 
Rechte, Feine Schranken ‚gelten uns und den Rechten, welche uns noch smotben 

Eine Regierung, welche unverzuͤglich uns bisfe, Güter —— iſt heute. d 
erſte Beduͤrfniß des Vaterlandes. Franzofen, ‚jene eurer Deputirten, weiche fi 
ſchon in Paris befinden,. haben ſich vereinigt, und in Anbetracht der "regelmäßig: 
Dazwiicenkunft ber Kammern haben fie einen Fraͤnzoſen der nie gefochten Ha 
als nur fuͤr Frankreich, den Herzog von Orleans, eingeladen, die Functionen tm 
Generallieutenants des Königreichs zu übernehmen. ies iſt in ihren Augen x 
fiherfte Mittel, ſchnell durch den Frieden die Erfolge eines hoͤchſt geſetzlichen US 
derſtandes zu kroͤnen. 

Der Herzog von Orleans iſt der Sache der Nation und ber Berfäffuhg er 
ben; er hat immer ihre Intereſſen vertheibigt, ihre Grundfäge ausgefproden. 2 
wird unfere Rechte achten; denn er erhaͤlt die feinen von uns. Wir werben um 
durch Gefege alle nöthige Garantieen, bie Freiheit ſtark und baugend zu‘ machen 


ern; 
. Die Wicderherftellung der Nationalgarde, mit, ber Theilnahme der National 
garbdiften an der Wahl ihrer Officiere; 
diie Shellnahme der Bürger an der — ber — und Duni 
j cipalverwaltung; 
eine Jury fuͤr Preßvergehen; 
eine geſehlich organiſirte IE ntmockiijeie: be winler und der untergtors 
nefen Agenten der Verwaltung; 
j eine gefeslich geficherte .. der Militateperfonenz; - 
die Wicdererwählung ber zu, dffentlihen Verrichtungen seföebete Depu⸗ 
tirten. 

Wir werden endlich unſern Inſtitutionen, in uebereinſtimmung mit dem Chef 
des Staates; die Entwickelungen, welche fie noͤthig haben, geben. 

Franzoſen! Der Herzog von Orleans hat ſchon ſelbſt — und ſeine 
Sprache iſt die, welche einem freien Lande zukommt: „die Kammern werden ſich 
vereinigen,“ ſagt er euch, „ſie werden auf Mittel denken, das die Geſetze 

und die Aufrechthaltung der Rechte der Nation zu ſichern.“ — 
. „Die harte wird Fünftig eine Wahrheit ſeyn.“ 


Gegenwärtig waren die Herren Deputirten: 


Milleret, Mofelle.' De Montguyon, Dife. 
Laifne de Villeveque, Loiret. Dugas Montbel, Rhone. 
Delaborde, Stine. Saint Aignan (Augufte), Vendee. 
Zerneaur, Vienne. Keratry, Bender. | 
Beraud, Aller. Duchaffault, Vendee. 
Bernard, Ille und Vilaine. Hartmann, Haut-Rhin. 
Tribert, Deux-Sevres. Eugene d' Harcourt, Seine u Marne. | 
Baillot, Seine und Marne. Ddier, Seine. .....; 2 
Benjamin Gonftant, Bas-Rfin. 7 Biennet, Herault. er ! 
Leveque de Ponilly, Aisne. Sebaftiani, Aiſsne, 
Benjamin Deleffert, Maine u. ale! Jobert (Lucas), Marnd :_ 
Agier, Deur : Sevres. Girod de Xi: Indre und; Loire, 
Firmin Didot, Eure md Loire. Batismenil, Nord. 2 
Gaetan de Larochefoucauld: Eiancourt, . Jars, Rhone. U; 

Eher. Cormenin, Loiret. 
Henneſſy, Charente. Paixhans, Mofelle. 
Ulerandre de Larochefoucauld, Dife, 3. Lefevre, Seine. ‚N 
Le General Tirlet, Marne. Duvergier be hauranne⸗ Seine Inferieure. | 
Repelletier d'Aulnay, Nievre. ELecarcher, Aiene. J 
Perier (Auguſtin), Iſere. Samitle Perier, Sarthe 


Hely d'Oyſſel, Seine⸗-Inferieure. De Bondy, Indre. 
Deſtourmel, Rord. Mechin, Aisne. | 


Erklärung ber Deputictehlriann vom 7. Aug. 1830, OP 


Bazile (Souis)/ Cote d'Ot. mic ‚Köchin, Hcuturkini mn m an Inir95 
Rau de Champlouis, Vorggte. 19/1 KBenprat, Stanfehj ———— Ki 
‚Agier» Bouchotte, Moſelle. Fee de dert, Si Yon , 

E 


La Pommexaye, ni —* exandre Perier, Loirete.. 
en Dümas, Seine. AR =. Beitue ii 2 onu 26 
DSumeylet/ ‚Eure ET Martin, Seine-FInfeticure ννα 
Ceſar Bacote Indres WLoirt. —* Legendre Eurer, un J IL PB 
de Dpetz Saone und Loipen ssjön, Mrevok € onie *— sinrmsi —— 
Salvderte, Seine. — Bla Sr, und Hain, * m fl 
Sunin: @ridaine, Ardennes. Perin, Dordogn 0 
Jacquinot, Bosgd; 03 N Wii Bere, Seint — “De! ur L 
Baffal, Seine. — Meuſe. ı me 2,9) D 
— de Eurt, Eu; “int. Soliveneel, ‚au, und J Di 
Corcelles main, qure. u de 
Sar e Ba eb; E NEAR, Di in d, &., ,Nievte, ns. — 
— af; * De gi Supit, Cain 10 Ill 
unon, hen TR. 34,3 ACaumartin, Hin 1. ‚! nastht pin 
en. Lafitte, Seine Inferieurt. Perfil, Gers. MICITN 
Andeẽ Soft, Char nrornnu Moring ro ds OL it m) 
Aubdry de — harent e. zu Meu e. ee 
Fl: Garcias, B4 —5 en 
ig — Sabre. 1716 9 20 RD res, otbogne 119 1 ‚70 


— Lameth/ Seins und De) 223 Demnimuy A. πα im nass 


Racträgliät —— Menitlut ie Eustit, 1 
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r) Erflörun der Deputirtenfammer;: «die. Erbedigung 
deßz franzoͤſtſchen ee “in''ber 

Verfaſſungsurkunde betreffend, vom 7, Ag." 1830; EN 


Indem die Depusichäktatmiikr die“ Ebieterſſcha Noihwendigkeitwelche 
aus den Ereigniſſen· vom 26, 3% und 29) und vie Datnuf folgenden Tage 
hervorgeht und die allgenitine Rage; in welche iſich Frankroich buech dier Ber 
letzung der verfaſſungsmaͤßigen Charte verſetzt ſieht, in Erwaͤgung ziehtz m. 

indem filüfeiner erwägt; daß in Folge dieſet Verletzung und des hel⸗ 
denmüthigen Widerſtandes der⸗Buͤrger von Paris Se: Majeſtaͤt Kari 10, 
Se. koͤnigl Hoheit Ludwig Anton Dauphin und alle Glieder der aͤltern 
Linie des koͤnigl. Hauſes in dieſem Negenbus das —— ‚von‘ Frankreich 


verlaſſen ; ls ih 
erttärt fie, daß der Thron Factifchiund mchtich maeint und daß es um 
umgaͤnglich nothwendig iſt, deshalb: Vorſorgezu treffen. fi Hal 


Die Kammer der Deputirten erkläre! zweitens ; daf, u Alm. Wunſche 
und in dem Intereſſe der franzoͤſiſchen Nation, der Eingang der verfaſſungs⸗ 
maͤßigen Charte aufgehoben ſey, da et Bier Nattonalwuͤrde verletzt, Inden es 
nach ihm ſchiene, als ſeyen den Franzoſen Rechte blos bewilligt, welche äh⸗ 
nen weſentlich zuſtehen; und daß. folgende Artikel derſelben Charte —— 
aufzuheben oder auf die nachfolgend bemerete BB andern ſi ind: 

Art 6. Unterdrüdt, ©: Mare) \ı 

Arti-7.7 Die Diener ders katholiſche⸗ apoftotifchen und — Ne 
ligion, zu welcher ſich die Mehrzahl der Franzoſen bekennt und jene det 
übrigen. chriſtlichen Religionen. erhalten aus dem Staatsſchatze Befoldungen. 

Wr. Die Franzoſen haben das Recht, ihre Meinung öffentlich be⸗ 


MD 057.088 mo m? 2 am. 


Eannt zu machen unbiibeuden zu laſſen, indem fie ce rd ‚dm irgen 
richten. Die: Genſut bann —— eingeführt: werde 

Art. A" Dr Kon iſt ber oberfte Chef ded —* er befehlihet die 
Land: und Seemãacht, ve Krieg, ſchließt Friedens:, Allanz: und Hans 
delöverträge, ernennt zu allen Stehen der öffentlichen Wermwäalsung, und er⸗ 
läßt die zur Vollziehung: der Gefege nöthigen Reglemente‘ und Drdonmanzen, 
ohne jemals die" Geſetze ſelbſt zu en oder. von igree Volliehung 
dispenſiren zu koͤnnen· 

Eine fremde Truppe ‚Kenn nut durch ein Gefetz iu, ‚dem Dieife, des 
Staates zugelaffen werden.‘ . 

Art. 15: Die Worte „der Didartemente” find: ‚ht mtebrirem 

Urt. 16 und 17, Der Votſchlag der. Geſetze ſteht dent — der 
Kammer der Pairs ab ber. ‚Kammer. der Dopltirten‘ zu. — eſtowe⸗ 
niger muß jedes Scci uk. ‚yon der Kammer der Doriien. votirt 
werden. — Ude 

Art. 19, 20 und ae AD: LE ‚unterdrücken —* an hie Sri‘ zu 
fegen: uk 

Wenn ein Geſehobnſchtag von seiner der drei — —— iſt, 
Dan er in denſellen — — wieder vargebencht werden = 00) 


1 de de — 
au an —F Fl nz nie eg Aa ‚pen 
laubt und von, len Bar a gtig ‚gie Au — des einzig 
fie als Geriebtehekzverlaummeit Ulg.i. dirfem Zalle onn fie saber, nut — * 
terliche Functionen ausuͤben. 

Art. 30. Die Prinzen vom Gebluͤt ſind durch ihre Geburt ſchon 
Pairs; fie ſitzen unmittelbar nach dem — 
gu; ‚Medi Bi.» Antendructttt1151711141—52 397 94u4441102 (1 


AIrt 2. Dig, gungen ;ker Rammer: der Pal, mb, AR wie 
jene der epntiie — 
At. 35: kalte usa san gfln]3s 


sh] —R Bin, Die; Deputirten find. fur Fand Zahre erwaͤhlt⸗ mon, 

son: Artznos. Kein, Deputirser Farm cin; die Kammesugelaffen, EBD; wenn 
— he — alt. 1 and⸗ hie, übrigen — — 5 — — 

gen verein 

hd Ed. Erle fie; — in diem Drpesement, ‚night: 50, erfor 

Ken won. dem angszeigten ‚Alter finden, welche den ‚durch dad Gefeg beſtimut 

ten Wählbarkeitscenfus, bezahlen; fo foll ihre Zahl durch die nach der Gen- 

ſustare am. höchten, Beſteuerten ergänzt werben, und dieſe Eönmen gleichſate, 

wie die erſtern, gewaͤhlt werden. 

Art. 40: Keiner: iſt Waͤhler, wenn er weniger als 25: Sabre, aͤhlt, 
und in fich nicht die durch das Geſetz beſtimmten Bedingungen vereinigt: 
Arcrt. 41.Die Prüfdensen der : Wapicoliegien werden. von. den Dip 
lem ernannt. 

‚Urt, 43... Der- Pedfi dent der ‚Sanaraer dr Deputltin wird — fr 
bige, bei.-Eröffnung jeder, Seffion erwählt: 1, : 

2. Art. 46 und 47 Anterdruͤcht (eine Fate der Zmiintie). 

Art, 66. Unterdeuͤckt. 

Art, 63. Es koͤnnen dem Sufofge feine auferoxbenttichen ‚Gommiffto: 
nen oder Zeibunale errichtet werden Unter welchem Vtel odet. —— Be⸗ 
nennung es ſey. 

» Yet, 73. Die Kolonien werden much Paxticnlargefegen wie. j 

Urt, 74, Der König und feine Nachfolger ſchwoͤren bei ihrem Regie: 


; | | . | 
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tungetritritte in Besihioket bei Ratkninih): die) vtsfaffungemägige, ‚Charte 
treu zu halten, 

An. 75. Gegenwaͤrtige Charte und alle Rechte, welche ſie gewaͤhrt, 
find der Vaterlandsliebe und bem Muthe * Ratiemakgeniann Sad aller ſran⸗ 
zöffhen Bürger anverrautird sauna. dv 

It. 76. Franbreich nme wieder feine Farben — wird keine 
andere Cocarde, als die dreifarbige getragen. 

Art. 75 und 76. Unterdruͤckt. 


we IR: Befon bere Beſtimmung. mid 


Aue —SE und nein Creatlonen don: Pairen 4 unter detr 
8* ee 40° vorgenommen enden,‘ “rd für ! nichtig⸗ and: * — 
ntlärt, 


mog ll Id 19 sitarchant VORN ae a taugã 


De Urs. 27, de ‚Charte-wid in der Soſon pop, A82 meta 
Prüfung EA ie Kammer — li —5 beit * 
aethwendig iſt, allmaͤhlig hen Geſetze, in ‘der r ii "tg 


ten. 9 e Lt 
As Ame ER ee Sit ee Kalk; 
? E Berantwortli sie 13 —2* und der andern Agenten der 
qq piandu? - 
Pt, . Die Ba. de Depusirten,. —2** hehh lhetan „öffent: 
ah nadisd Sid und uf sin 41831 
wo Die,,iäh Grung hub ie FCRORÄRGEN KR. artapten, ‚0 mn dp 
ie — der Nationalgatde, mit der enahme ‚bey 
image an der Fa De Offi 
| gie the’ auf’ IRaegiche Weiſe die — der Of⸗ 
—* ades ſowoh I BR und Ser ſicheen. 
7. "Departements und Brunnen ep Dash 
—* tt vun) ri N : SS 
8. Der öffentliche Unterricht und die Freiheit des Umeerelhee: ©: :3 28 
9 Abſchaffung des: doppelten Votums und Feſtſetzung der’ Vetingun 
zen — und paſſiver Waͤhlbarkeit. pi. MR 
Sie : rekisen Aduß alls · Geſetze und Didonnanzen weiche mit 
——— —2* Chan im Fr ſtehen, aber 
begenwart und Zukunft nichtig‘ und brogirt ſind. 
Mittelſt· der Amahme dleſer · Boſtimmungen und Vorfchläge eetlärt de 
Aammaer der Deputirten endlich, daß das allgemeine und dringende Intereſſe 
KE feanzöfifchen Volls zum Throne: zuft: Se: Eönigl.: Hoheit Ludwig Phi: 
35 Yon Orleans, Hetʒog von. Delsans;,: Geneinltieutönant des Koͤnigreichs 
and feine Nachfolger in alle Zunft, mi: Mannsſtamme, nady dem Erſtget 
burtörschte, mit ‚ran & Aueſchtießung des — Goſchchts und feiner 
Rodgfelger . 3431 g 
— zu Folge wich: St. erhal, HDohen Sudnig Spt von Dre 
s, Serzög bon" Orleans, Generallieutenant des Königreiche; eingeladen 
en, anzunehmen und zu beſchwoͤren vorgenunnte · Elaufeln und: Verbind⸗ 
Weiten, die Beobachtung der verfaſſungsmaͤßigen Charte und der angezeig⸗ 
= Bodificationen )i und, nachdem ee dies vol? den’ beifarmetek Karumern 
EE, den Titel eines Rönigs! der Franzoſen anzunehmen; 9. 1: biz] 
„Deüberirt in dem Palafte der Kammer der Deputitten‘ d. 7. Aug: 1830: 
‚Der Praͤſident und die Secretaire. 
Lafitte, Wicepräfibent. 
Serqueminot, Pande de —* Cunin⸗ Gridaine, gate⸗ 


J 
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Mit dem: Driginele colkatignixt,,von uns, Präfibent, and Spain, 


Rafıtte, . ‚s3l A; 
wa 3 at re: in on TR) — ed) ET m 


* 


ann}! dacqueminot, 2 18 Sn and am dere 
Pavée de Vandeuvre, Deputicter Rn uber sn un 2 si. 
il cin sCunim: Gridaine;: ... en * “ 49 
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Ju ‚OT om N 
An demfelben 7. Auguſt 4830: ward dem Herzoge von Orle 


LZudwig Philipp, Senerallientenans, des „ Königreicheä. Dip ‚hön 
the Misch e.imik: dem Erhrechte derſelhen im. feinen mönnfichen N 
kommenſchaft, uͤbertragen, nachdem er bie, ihm vom Praͤſidenten der 
dutittenkammer/ Laftt te — wolditte Beifeffunig anerlaünt 


di 303. N L Yııa . 1.720 Ey gm 
o men hatte. # 
angektor ur Fb | > ysänolsd (13.22 1 Ndamlin Fr & 16H 


JR: Die; ————— —— vori 7. "Aug; Iszo0 
(auf. —D Moniteur.) 


95 1 5 Nn 3 On ae ie R\ 


Ludwi Philipp ꝛc. 


ae befohlen! und befehlen dab die conſtitutibuelle Shait 
1814, fo wie fie durch die — Kamnletn unterm 7. NAuguſtverbe 
d am 9. angenommen tote‘, "ihhfa Neue m‘ hachfolgender ſſung 
Maren en 1 sing met ni onnlnr.s I. 
Rd mm meugu— 
IQ y s — > gig N⸗ Stansseht ‚den Stansafen.,.. uniilz 0 
Die ‚Franzafen ndn vor⸗ dein — — ihpe: Kite 
— — —E— work fie malen,‘ 

2. Sie tragen ohne Unter chied, nach Vahum ihre⸗ Vemmis 
zu ben Laſten des Staates bel du Shin) imma". ©: 
une Sie koͤnnen alle, ohne Ahmed, m ben, Cpl und Pig 
tern gelangen. ® yuirizg Ass erin I 
Am Arche; :inbinibuelfe: Beibe ih ebenfalls wand; Niemand E 
nerfolgt aber. verhaftet werden, außer in) den von den Geſeben — ti 
nen Fällen, und nur nach ber gefestichen «Form. it Aug s: 

33 10.7 Jeder uͤbt ſeine Religion wait. gleicher Seeibeik, Bugs un ai 
feinen. Gottesdienft den naͤmlichen Schuß.; 

6. ‘Die Diener. der römifc) : +Pnsholifchsapoftolifcen. Religion, au f 
cher ſich die Mehrheit der Fraugofen: bekenmt, und jene der, ‚übrigen, hei 
Gen Neligionen- erhalten ihre : Beſoldumgen aus dem Staatsfchage, nt 

7. Die Franzoſen haben das Recht, ihre Meinungen oͤffentlich bela 
machen und bruden zu laffen, wenn fie ſich nach den Gefegen richten. 
Die Cenſur kann Hiemalswieben. eingeführt werden. 

m. Bein Alles. Eigenthum iſt, ohne Ausnahme desjenigen, welches 
Mationoleigenthum, mennt re das Geſetz zwiſchen beiden kei 
Ka macht. —VX——— 

O. Der; Staat kann die Unfopfsrung eines Ehenchans fuͤr ein 
festlich ertviefenes Staats intereſſe verlangen; jedoch nur, nach vorausgegar 
ner Entſchaͤdigung / 

10. Alle Unterfuhungen wegen N Manungen und Abſtimmungen, F 
bis zur Reſtauration geäußert wurden, find unterfagt, Die naͤmliche X 
geſſenheit ift den. Gerichten und Bürgern. befohlen. ’ 
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11. Die Conſcription iſt abgefhafft. Die Recrutirung des Land⸗ 

und Seeheeres wird durch ein Geſetz feſtgeſetzt. 
Formen ber Regierung bes Königs. 

12. Die Perfon des Königs iſt unverlegbar und heilig. Die Mis 
site find verantwortlich. Nur dem Könige kommt die Vollziehungsges 
ut zu 

13, Der König iſt da8 Oberhaupt des Staats; er befehligt die Land⸗ 
ad Seemacht, erflärt Krieg, macht Friedens-, Allianz: und Handelstractate, 
wennt zu allen Anftellungen bei der Staatöverwaltung und macht die zur 
lasuͤbung der Gefege nöthigen Anordnungen und Ordonnanzen, ohne aber 
‚mal die Gefege felbit aufzuheben oder von ihrer Vollziehung zu entbinden, 

Ftemde Truppen Eönnen jedenfall® nur kraft eines Gefeges in den Staats⸗ 
‚at aufgenommen werden. 

14. Die gefeggebende Gewalt wird gemeinfhaftlid von dem Könige,- 
Ye Sammer der Paird und der Kammer der Abgeordneten ausgeübt. 

15. Das Recht, Gefege vorzufchlagen, fteht dem Könige, der Kam⸗ 
ze der Paird und der Kammer ber Deputicten zu. 

Das Abgabengefeg muß jedoch zuerft von der Deputirtenfammer vo— 
ir werden, 

16. Jedes Geſetz muß von der Mehrheit einer jeden der beiden Kams 
zum berathen und darüber frei abgeflimmt werden. 

17. Wird ein Gefegesvorfchiag von einer ber drei: Gemwalten verwor: 
in; fo darf er in derfelben Sigung_nicht wieder vorgebracht werden. 

18. Der König allein fanctionirt und promulgirt die Geſetze. 

19. Die Civillifte wird für die ganze Dauer der Negierung, von ber 
min Alt Derfammlung nad) der Thronbeſteigung des Königs, 
Wgrfegt. 

Bon der Pairskammer. 

%. Die Pairskammer ift ein wefentlicher Theil der gefeggebenden 

Pakt. 

241. Sie wird von dem Könige zur gleicher Zeit mit der Kammer ber 
deputirten zufammenberufen. Die Sigung ber einen beginnt und endet zu 
kiher Zeit mit der der andern. 

22. Sede Verfammlung der Pairskammer, welche außer der Sigung 
kt Deputirtentammer Statt fände, tft ungefegmäßig und null und nichtig 
m Rechts wegen, den Fall allein ausgenommen, mo fie ald Gerichtshof 
keinigt ift und wo fie alsdann nur richterliche Functionen ausüben kann. 

23. Die Emennung der Pair von Frankreich fleht dem Könige zu. 
Joe Zahl ift unbefchränkt; er kann ihnen verfchiedene Würden verleihen, 
2 fie, nach feinem Willen, auf lebenslänglich oder erblicy ernennen. 

24. Die Pairs haben Zutritt in der Kammer mit 25 Jahren, bera: 
ende Stimme aber nur mit 30 Jahren. 

25. Die Pairstammer wird von dem Kanzler von Frankreich” präfis 
kt, und im feiner Abweſenheit, von einem vom Könige dazu ernannten Pair. 

Bi Die Prinzen von Geblüt find Pairs durch das Mecht der Ge: 

ut; fie nehmen ihren. Sig unmittelbar nach dem Präfidenten ein. 

N. Die Sisungen der Pairskammer find Öffentlich), wie bie der Kam: 
ar der Deputicten. 

33. Die Pairskammer. erkennt über Hochverrathsverbrechen und über 
hoelhafte Unternehmungen gegen, die Sicherheit des Staats, welche geſetzlich 
stimmt werden ſollen. s 
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29. Ein Pair kann nur auf Befehl der Kammer — und | 
peinlichen Sachen nur von ihr gerichtet werben, 

Bon der Deputirtenfammer. 

30. Die Deputirtenftammer wird, zufammengefe x auß den Deputirtei 
melche die Wahlcollegien, deren Organifation durch Gefege beſtimmt werdi 
wird, wählen. e 

31. Die Deputirten werben auf 5 Jahre erwaͤhlt. 

32. Kein Deputirter kann in der Kammer zugelaſſen werden, wen 
er nicht 30 Jahre alt ift und die übrigen durch das Gefes beftimmten € 
genfchaften befigt. 

33. Finden ſich jedody in einem Departement nicht 50 Perfonen ve 


dem angegebenen Alter, die ben geſetzlich beſtimmten Waͤhlbarkeitscenſus en 


richten; fo ſoll ihre Zahl aus den Hoͤchſtbeſteuerten unter jenem Steuerb 
trage ergänzt, und diefe Eönnen alsdann gemeinfhaftlih mit jenen gewaͤh 
werben. 

34. Niemand ift Wähler, der nicht mwenigftens 25 Jahre alt ift, un 
der nicht die übrigen geſetzlich beftinimten Eigenfhaften befigt. 

35. Die Präfidenten der Wahlcollegien werden von den Wählern e 
nannt. 

36. Wenigftens die Hälfte der Deputirten muß von Wahlfähigen g 


wählt werden, die ihren politifchen Wohnfig im Departement haben. 


® 


37. Der Präfident der Deputirtenfammer wird von ihr bei der Eröfl 
nung einer jeden Sigung ermählt. 

38. Die Sigungen der Kammer find oͤffentlich ; ; aber das Verlange 
von 5 Mitgliedern ift hinreichend, daß fie fich in geheimes Committee, bild: 

39. Die Kammer theilt fih in Bureaux zur Erörterung der ihr vo 
dem König vorgelegten Gefegentwürfe, 

40. Keine Auflage kann eingeführt noch erhoben werden, die nicht vo: 
beiden Kammern bewilligt und vom König beftätigt ift. 

41. Die Grundfteuer wird nur auf ein Jahr bewilligt; bie indirecte: 
Auflagen Eönnen e8 auf mehrere Jahre werden. 

42. Der König beruft jedes Jahr beide Kammern ein; er vertagt bie 
felben, und kann die der Deputirten auflöfen; allein in diefem Zall muß « 
innerhalb drei Monaten eine neue wieder einberufen. 

43. Keine Haft kann gegen ein Mitglied ber Kammer, während be 
Sigung, nody in den ſechs Wochen vor oder nach berfelben, verfügt werben 

44. Kein Mitglied der Kammer kann während der Dauer der Seſſio 


in Criminalſachen, ohne vorgängige Erlaubniß der Kammer, verfolgt ode 


arretirt werden, den Fall einer Ergreifung auf frifcher That ausgenommen 

45. Jede Eingabe an die eine oder die andere Kammer kann nu 
fchriftlich bewerkftelligt und vorgelegt werden; das Geſetz verbietet, folche üı 
eigener Perfon und vor die Schranken zu bringen. 

Von den Miniftern. 

46. Die Minifter können Mitglieder der Pairs⸗ ober. ber. Deputirten 
kammer ſeyn; außerdem haben fie Eintritt in die eine oder andere Kamme 
und follen angehört werben, wenn fie e8 verlangen. 

47. Die Deputirtenlammer hat das Dre, die. Minifter anzuklager 
ze vor die Pairskammer zu ziehen, bie: allein das Recht hat, dieſelben zu 

ten. 
Von der Gerichtsverfaſſung. 

43. Alte Rechtspflege geht vom König aus, Sie wird in feinem Ma 
men von Michtern verwaltet, bie er ernennt und einfegt. 
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4. Die vom König ernannten Richter find unentfegbar, 

2. Die jegigen gewöhnlichen Gerichtshäfe und Gerichte find beibehal- 
m Nichts witd von ihnen geändert, als vermöge eines Gefebes, 

54. Die jegige Inſtitution der Handelsrichter wird beibehalten. 

52. Die Sriedensgerichte werden gleichfalls beibehalten. Die Friedens⸗ 
“tr, obſchon vom König ernannt, find nicht unentfegbar. 

5%. Niemand Tann feinen natürlichen Richtern entzogen werden. 

5. Demnach Eönnen keine Commiffarien, keine außerordentlichen Ges 
St, and irgend einem Grunde noch unter irgend einer Benennung, errichtet 
wen, 

59. Die Debatten in peinlichen Proceſſen find öffentlich; es fey denn, 
"die Deffentlichkeit für Ordnung und Sitten gefährlich wäre. In diefem 
Aecklaͤtt folches das Gericht durch ein Urtheil. 

6. Die Inſtitution der Geſchwornen wird beibehalten; die nach laͤn⸗ 
m Erfahrung etwa für nöthig erachteten Aenderungen koͤnnen nur durch 
2 Geſetz verfügt merben. 

57. Die Strafe der Gütereinziehung ift abgefchafft und kann nicht 
Kor eingeführt werden. | 

58, Dee König hat das Recht, zu begnadigen und die Strafen zu 
Em, 


99. Das bürgerliche Geſetzbuch und diejenigen Gefege, bie gegenwaͤr⸗ 
Verfaffungsurkunde nicht zuwider find, bleiben. gültig, bis fie gefeglich 
uhoben werden. | 

Befondere vom Staate garantirte Rechte. 


60. Die dienftthätigen Militairs, die Officiere und Soldaten in Ruhe: 
=», die penfionirten Wittwen, Officiere und Soldaten. behalten ihre Grade, 
Senftellen und Gehalte. 

1. Die Staatsfhuld iſt garantirt. Jede Art von Verbindlichkeit des 

futs gegen feine Gläubiger ift unverlegbar. 
6% Der alte Adel nimmt feine Titel wieder an; ber neue behält bie 
Rien, Der König ernennt Adelige nach Belieben; ertheilt ihnen aber nur 
ng und. Ehrenerweifung, ohne irgend eine Befreiung von den Laſten und 
Ästen der Gefellfchaft. 

63. Die Ehrenlegion wird beibehalten. Der König wird ihre innern 
Zements und ihre Decoration feftfegen. 

64. Die Kolonieen werden durch befondere Gefege regiert. 

65. Der König und feine Nachfolger fchrodren, bei ihrer Thronbeſtei⸗ 
=, in Gegenwart der verfammiten Kammern, die Verfaſſungsurkunde treu 
beobachten. 

66. Die gegenwärtige Charte, und alle durch fie geheiligten Rechte, 
m dem Vaterslandsſinn und dem Muthe der Nationalgarden und aller 
wöffhen Bürger anvertraut. 

67. Frankreih nimmt feine Farben wieder an. Künftig wird feine 
Ye Kokarde, als die dreifachige, getragen. 


Befondere Beflimmungen, 
68,. Alle unter der Megierung des Königs Karls 10 gefchehenen Pairs: 
"nungen werden für null und nichtig erklärt. 
‚Der Artikel 23 der Charte fol in der Seffion von 1831 einer neuen 
g unterworfen merden. | 
‚9. Es wird nad einander und in ber möglichft kurzen Friſt durch 
"ondere Gefege für nachfolgende. Gegenftände Fuͤrſorge getsoffen werden: 


! 
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1) die Anwendung des Geſchwomengerichts auf Preß: und politife 
Vergehen ; 
2) die Berantiworttichkeit der. Minifter und übrigen Stuntsteniiten 
3) die MWiedererwählung der zu befolbeten Öffentlichen Aemtern befi 
derten Deputirten ; 

4) die jährliche Bewilligung des Truppencontingents; 

5) die Organifation der Nationalgarde, mit der Theilnahme ver ©: 

diften an der. Wahl ihrer Officiere; 

6) Beitimmungen, die den Stand der Officiere der Land: amd S 

macht jeglichen Grades auf eine geſetzliche Weiſe feſtſtellen; 

7) Departemental⸗ und Municipalinſtitutionen, geſtuͤtzt auf ein = 

fyftem ; 

8) der öffentliche Unterricht und die Freiheit der Unterweifung; 

9) die Abfchaffung des doppelten Votums und die Feftftellung 

Stimmfähigkeits: und MWählbarkeitsbedingungen. 

70. Alle Gefege und Verordnungen, infofern fie ben gegenwärtige 
behufs einer Reform ber Charte angenommenen Beltimmungen — 
fen, ſind und bleiben von nun an unguͤltig und abgeſchafft. 

Mir tragen Unſern Stellen und Gerichtshoͤfen, den Verwaltungs- ui 
allen andern Behörden auf, die gegenwärtige verfaffungsmäßige Charte 
bewahren und aufrecht zu halten, bewahren und aufrecht. halten zu mache 
und bdiefelbe allgemein befannt zu machen in allen Munieipalitäten bes K 
nigreichs und allenthalben, wo es noͤthig iſt, bekannt machen zu laſſen, u: 
damit dieſes für immer feſt und unverbruͤchlich ſey, haben Wir Unſer Sie: 
hier beidrucken laſſen. 


Geſchehen im Palais-Royal zu Paris, den 7. Auguſt 4830. 
Ludwig, Philipp. 


Gefehen und befiegelt mit dem großen Durch den König: 
Siegel. Der Minifterftaatsfectetaier im D 
Der Siegelbewahrer, Minifterftants: partement des Innern. 
ſecretair im Juſtizdepartement. Guizot. 


Dupont (de l'Eure). 


t) Gefes über die Pairie vom 29. Der. 1831. 


Louis Philipp u. f. w. 
Die Ernennung der Mitglieder der Pairskammer fteht dem König z 
welcher fie nur unter den folgenden Motabilitäten wählen kann: 

ber Präfident der Deputirtenfammer und anderer gefeggebender We 
fammlungen ; 

die Deputicten, welche Theil an drei Zegislaturen genommen oder fed 
Sahre in Amtsuͤbung fi) befunden haben werden ; 

die Marfchälle und Admirale Frankreichs ; 

die Generaflieutenants und Viceadmirale der Land: und Seemacht naı 
2jährigem Befige ihres Grades; Ä J 

die Departementsminiſter; 

die Geſandten nach Zjähriger und bie bevollmaͤchtigten Minife na 
Gjähriger Ausübung ihrer Functionen ; 

bie Staatsräthe nad) 10jährigem ordentlichen Dienfte; 
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die Departements: und Seepräfecten nach 10jaͤhriger Amtsuͤbung; 

die Koloniegouverneure nach HZjaͤhriger Amtsuͤbung; 

die Mitglieder der allgemeinen Wahlconſeils nach dreimaliger Wahl 
zur Praͤſidentſchaft; 

die Maires der Staͤdte von 30,000 Seelen und barüber, nad) wenige 
ftens zwei Wahlen als Mitglied des Municipalcorps und Sjaͤhriger 
Amtsübung ald Maire; 

bie Präfidenten des Caſſations- und der Rechnungshöfe ; 

die Generalprocuratoren bei diefen zwei Höfen nad Hjähriger Amts: 
übung in dieſer Eigenfchaft; 

bie Räthe des Caſſationshofes "und die Oberrechnungsräthe nach Sjaͤh⸗ 
tiger, und die Generaladvocaten beim Gaffationshofe nach 10Qjähri: 
ger Amtsuͤbung; 

bie erften N denten ber koͤnigl. Höfe nach Sjähriger Magiftratur bei 
diefen Höfen; 

die Generalprocuratoren ‚bei denfelben Höfen nad) 10jaͤhr. Amtsübung ; 

die Präfidenten der Handelstribunale in Städten von 30,000 Seelen 
und barüber nach vier Ernennungen zu biefen Fumctionen; 

die ordentlichen Mitglieder der vier Akademieen des Inſtituts; 

die Bürger, denen durch ein Geſetz und in Betracht ausgezeichneter 
Dienfte namentlidy eine Nationalbelohnung beftimmt werden wird; 

die Grundbefiger, die Chefs von Manufacturen, Handels: und Ban 
quierhäufern, welche 3000 Fr. directe Steuern: zahlen, fey es in 
Folge ihrer Hjährigen Patente, wenn fie 6 Sahre hindurdy Mitglie 
der eines Generalconſeils oder einer Handelskammer gewefen find; 

de Grumdbefiger, Manufacturiers, Kaufleute oder Banquiers, welche 
3000 Fr. ‚Steuern zahlen, und zu Deputirten oder Richtern bei 
den Danbelstribunalen angeftellt find, koͤnnen auch ohne andere. Bes 
dingung zur Pairie gelangen; 

der Beamte, welcher hinter einander mehrere ber ebengenannten Functio⸗ 
nen ausübte, kann feine Dienſte in eins rechnen, um bei der Stelle, 
wo ein längerer Dienft erfordert würde, die Zeit zu vervollftändigen; 

von der durch die 68. 5. 7. 8. 9. 10. 14. 15. 16 und 17. erfor 
derten Zeit ber Amtsübung find die Bürger bispenfirt, welche in 
dem auf den 30. Juli 1830 folgenden Jahre zu den in dieſen SS. 
genannten Stellen ernannt wurden ; 

gleichergeſtalt werden bis zum 1. Januar 1837 von der in den obge⸗ 
dachten 85. 3. 11. 12. 18 und 21. erforderten Dienſtzeit dispen⸗ 
fit, die feit dem 30. Juli 1830 zu den in diefen fünf $$. gedach⸗ 
ten "Zunctionen ernannten oder feitdem darin gelaffenen Perfonen ; 

diefe Bedingungen der Zuläffigkeit zur Pairie Eönnen durch ein Geſet 
modificirt werden; 

die Ordonnanzen der Pairsernennungen werden perſoͤnlich ſeyn; 

dieſe Ordonnanzen werden die Dienſte erwähnen und die Titel anzei: 
gen, auf welche die Ernennung gegründet wird; 

die Zahl der Pairs ift unbefchräntt; 

ihre Würde wird auf Lebenszeit ertheilt, und ift nicht durch Erbrecht 
übertragbar; 

din Rang haben fie unter.fich nad) der Ordnung ihrer Emennung ; 

in Zukunft kann Eein Gehalt, Eeine Penfion, Eeine Dotation mit ber 
Pairswuͤrde verbunden werden. 

ige8 durch die Pairs- und die Deputirtenkammer discutirt, 
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beliberirt und aboptirt und heute von Uns ſanctionirt, wird als Stantege| 


‚ vollzogen werden. Mir befehlen daher u. f. w. 


s 


(Dieſes Gefeg war von dem Könige unterzeichnet, und von den Miı 
ſtern Perier und Barthe comtrafignirt.) 


Die Niederlande 


Unter allen europdifchen Staaten war. die Republit der Niederları 
der erfte, welcher durch die Siege der Franzoſen an das Schidfal Frar 
veichd gefettet ward. Schon längft war in dieſem Freiftaate eine an 
oraniſche Partei wirkfam gewefen; allein ihre öffentliche Aeußerung w 
feit dem Einmarfche der Preußen im Jahre 1787 in Holland unterbrüc 
und der Erbftatthalter durch das darauf folgende Buͤndniß Hollands n 
England und Preußen noch mehr in feinen Rechten befeftigt worde 


Als nun am 1. Febr. 1793 der franzöfifhe Nationalconvent an Englaı 


den Krieg erflärte; fo erfolgte auch an demfelben Tage die Kriegserkl 


rung an den Erbftatthalter, ald den Bundesgenoſſen England 
Allein die von Dumouriez verlome Schlacht bei Neerwinden. verfch: 
die Eroberung Hollands, bis es dem-Generale Pichegru gelang, i 
December 1794 die zugefrormen Flüffe Waal und’ Maas zu überfchreite 
und, zwei Zage nach der Abreife des Erbftatthalterd nach England, a 
19. Januar 1795 feinen Einzug in Amſterdam zu halten. An der Spi 
einer Legion bat aviſcher Patrioten begleitete Daͤndels die Fra 
zoſen in fein Vaterland, dad als bataviſche Republik proclami 
und in derſelben die Erbſtatthalterwuͤrde, der Adel und der Religionsu 
terſchied in Hinſicht auf buͤrgerliche Rechte abgeſchafft ward. Zwiſch 
beiden Republiken ward am 16. Mai 1795 ein Buͤndniß geſchloſſen; do 
mußte die neue Schwefterrepublif den Schuß der franzöfifchen mit 10 
Millionen Gulden für die Kriegäkoften, mit ber Abtretung der Laͤnd 
längs der Maas von Maftricht bis Venloo, und mit der Ernährung u 
Bekleidung eines franzöfifchen Heeres von 25,000 Mann erfaufen ‚db 
in Holland zurüdblieb. 

Bei der neuen politifhen Stellung der batavifchen Republik konn 
in berfelben das bisherige Foͤderativſyſtem ber fieben einzelnen Prı 
vinzen fortan nicht mehr beftehen.. Die in Frankreich vorherrfchende: 
und in der zweiten und dritten Verfaffung audgefprochenen, Grundſaͤ— 
ber politifhen Einheit wurden auch auf die Niederlande übergetr 
gen, wo eine VBerfaffung nah dem Mufter der dritten franzöfifche 
BVerfaffung entworfen werden follte. Für diefen Zweck ward zum 1. Maͤn 
1796 nad dem Haag eine Nationalverfammlung berufen, und eim Aul 


Die Niederlande. ! 119 


iu don 21 Mitgliedern erhielt den Auftrag, den. Plan ber neuen Ver⸗ 
(aftung zu entwerfen. 

Beamtlih Liegt Eile nicht in * Charetter der Hollaͤnder. Erſt 
im Neember 1796 ward jener Plan des Ausſchuſſes beendigt und der 


Axenalverſammlung vorgelegt, welche darüber bis in den Sommer 1797 - 


serhandelte. Als nun im Auguft 1797 das bataviiche Volt in Urvers 
ummlungen zufammen berufen ward, um über die Annahme oder Ber: 
sefung des Verfaflungsentwurfes abzuflimmen; fo ward er mit einer 
ꝛdertenden Mehrzahl der Stimmen verworfen, weil er vielen zu ari: 
sofratifch, vielen nicht föberaliftifh genug war. So hatten in 
va Provinzen Holland und Geldern, welde am meilten an den 
meisionairen Grundfägen hingen, in Holland 42,454 Bürger wiber, 
ud ame 14,609 für denfelben, in Geldern 12,830 wider, und 2309 
für geftimmt. Daffelbe war der Fall in batavifh Brabant; wo 
7,23 Stimmen dagegen, und nur 571 daflır gezählt wurden, und 
der fo in Utrecht und in Drenthe. Allein in Seeland hatten ſich 
% für, und nur 777 dagegen erklärt. Uebrigens konnte die politis 
Ib Einheit, welche die Verfaffung beabfichtigte, und durch welche alle 
Saulden der einzelnen Provinzen. in Eine Nationalfchuld verwandelt 
serden follten, denjenigen Provinzen nicht gefallen, welche wenige Schul: 
ben hatten, während andere Provinzen den Drud einer ungeheuern Schuls 
Ieniaft empfanden (3. B. Holland 453 Mill. fl., Geldern 8 Mill., 
friedland 31 Mil, Oberyffel 9 Mill., Gröningen 9 Mil, 
Seeland 58 Mill, Utrecht 37 MIN, Drenthe 2 Millionen Al. 
Edufden). 4 

Mach diefem gefcheiterten Verſuche fe ® Set. 1797 eine zweite 
‚Refirmalverfammlung zufammen, aus weicher wieder ein Ausfchuß von 
A Mitgliedern mit dem Entwürfe einer neuen Verfaffung beauftragt 
mb, Doc hatten nur bie Perfonen, nicht die Keidenfchaften gewechfelt; 
hi kämpften in Ver Nationalverſammlung die Anhaͤnger der Unitaͤt 
Demokraten) und die Anhänger bes Foͤderalismus gegen einander. — 
Da Entfcpeidurg erfolgte durch einen Gewaltſtreich, feit der als erklärter 


aublikaner oekannte Latroir im Januar 1798 als franzöfifcher Ge: 


bier, am Noels Stelle, in den Haag gefommen war. So wie am 
4. Et: 197.418. Fructiver) in Frankreich die demokratiſche Partei im 
Directoriug über ihre gemäßigten Gollegen gefiegt hatte; fo fiegte am 
2. Ran 1798 die Partei der Unitäat im Haag über die Föderaliften. 
Aiddeigh, der Paſident der. Nationalverſammlung, ließ alle diejeni⸗ 

 Roräfentanten verhaften, welche die feierliche Erklärung ihres Abs 


der Statthalterichaft, vor dem Föderalismus, por der Arifto- 






katie ud" Amandhie werweigerten ; und der franzöfifche Gefandte billigte 
Yefen Chr m am 15. März ward der Nationalverfammlung 
ir neu ‚vorgelegt, und ohne Widerforuch angenom> 
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men. Daſſelbe geſchah in ben Urverfanmmlungen: am 23. April. 17° 
obgleich nicht alle flimmfähige Staatöblirger Stimmdharten zum Erid 
nen in den Urverfammlungen erhalten hatten, fo daß im Sanzen ı 
165,510 Bürger darüber flimmten, unter welchen 153,913, für u 
11,597 dagegen gewefen waren. 2 J 


a) Erſte Verfaſſung vom 23. April 1708. 


- Das batavifche Volk, das ſich zu einem untheilbaren Staat bildet, überzeu 
daß das Grundverderden aller Regierungen in der Mißkennung Der natürlichen u 
eheiligten Rechte des Menſchen im. gefelfchaftlichen Zuftande liegt, erklärt die na 
——— Saͤtze fuͤr die geſetzliche Grundlage, auf der es ſeine Staatsordnung be 
ſtigt, und für die Richtſchnur aller feiner buͤrgerlichen und politiſchen Werhältnij 


Allgemeine Grundſaͤtze. 


Art. 1. Der Endzweck der gefellfchaftlichen Verbindung iſt Sicherftellung ! 
vn. bes Lebens, ber Ehre und Güter, und Ausbildung des Werftandes u 
der Sitten. - 

2. Der gefellfchaftliche Vertrag beſtimmt und beſchraͤnkt die natürlichen Red 
des Menſchen nur in fofern, als es zur Erreichung, diefes, Endzwecks npthwendig ! 

3. Alle Mitglieder der Gefellfhaft haben, ohne Unterihich von Geburt, Ve 
mögen, Stand oder Rang, gleichen Anſpruch auf die Vortheile derfelben. 

Jeder Bürger ift volllommen frei, um über feine Güter, Einkuͤnfte, w 
bie Früchte feiner Vernunft und Arbeit, zu verfügen, -und alles zu thun, was i 
Rechte eines Andern nicht verlegt. a 

5. Das Gefeg ift der Wille bed ganzen gefelfchaftlihen Körpers, ausgedruͤ 
durch die Mehrheit, entweder der Bürger, oder. ihrer. Stellvertreter. Es iſt fi 
alle gleich, es fey, daß es beihüge, oder daß es ſtrafe. Es ——— alle 
auf Handlungen, niemals auf Meinungen. Alles, was mit den unveraͤußerlich 
Rechten des Menſchen in ber Gefellichaft übereinftimmt, fann ‚durch. ein Gefes u 
boten werden. Es befiehlt und erlaubt nichts, was diefen Rechten zumiber iſt. 

6. Alle Pflichten des Menſchen in der Gefellfchaft haben ihren Grund in di 
fem heiligen Gefege:. Thue Andernrniht, was du nicht wuͤnſcheſt, ba 
dir gefhehe. — Thue Andern allezeit fo viel Gutes, als bu, in gle 
hen Umftänden, von ihnen zu empfangen wünfcheft. 

7. Niemand iſt ein guter > ger, als wer ‚die häuskichen Pflichten, in di 
verfchiedenen Ständen, worin er ZH befinden kann, forgfälkig ausübt, und in jedt 

Hinfiht feinen gefellfchaftlichen: Berhältniffen  Genlige Leiftet. | 
8. Die ehrfurchtsvolle Anerk nung eines, alles regierenden ‚höchften Weſen 
fnüpft die Bande ber Sefelrfihaft Feter- und“ bleibt „jedem Bürger aufs theuerſ 


empfohlen. — 
Buͤrgerliche zind politiſche Grundregein. | 

9. Die Souverainetät ift das Recht der ganzen. Gefellfihaft über jedes ihrt 
Glieder, über das Grundgebiet, das fie bewohnen, und über Alle Gegenftände, d 
ihr Wohl betreffen. Sie ift Eins, : uͤnthtilbar, unberaͤuherlich. "Rein Glied/ kei 
Theil der Geſellſchaft kann ſich dieſelbe anmaßen. Sie ift die Quelle aller dffen! 
lichen Gewalten. | — — 

10. Das bataviſche Volk, das ſeine Angelegenheiten nicht in Herfon beſot 
gen Tann, erwählt dazu, durch allerfeitige Nchereinkunft, eine wohlgeordnete Staate 
form, und zwar eine Bollsregierung dur Stellvertretung. 

. 11. Es erwäpld, zu dem Ende, feine Stelvertreter, die, in feinem Name 
- für das gemeinfhaftliche Intereffe wachen, und aflezeit von ihm zur Verantwortung 
gezogen werden koͤnnen. u we, | 
12. Diefer ftellvertretenden Gewalt find alle Regierungscollegien unvrgeorbnt 
und ‘verantwortlich. * — — 

13. Außer den durch das Geſetz angeordneten Gewalten, kann kein Buͤrge 
und kein Theil des Volks einige oͤffentliche Autorität ausuͤben. Nur allen in den 
Urverfammlungen werden alle politifche Rechte: durdy die Buͤrger aAusgeuͤb 

14, Alle Gewalt oder Autorität, welche das Volk feinen Stellvertetern DEE 
leiht, gründet ſich blos auf feine Vollmacht. Die Ausübung derfelben vird durch 
die Staatsverfaſſung beſtimmt. — | r 
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15. Atmter und Bedienungen find. Aufträge der Gefellfhaft. für'eine beftimmte 
Zeit. Eie find weder erblich, noch einer Veräußerung fähig, noch befondere Vor: 
rechte derer, die fie verwalten. Die. Wahl eines Bürgers vor dem andern: grüne 
det fih auf mehrere Zugend und Fähigkeiten. 

16. Ieber Bürger fann feine Meinungen auf jede. gutfindende Weife äußern 
und verbreiten, in fofern foldhe nicht dem Endzweck der Geſellſchaft zuwider ift. 
Die Preßfreiheit ift heilig; jedoch muͤſſen die Schriften mit dem Namen des Der: 
eusgcherd, Druders oder Berfaffers ge feyn. Alle diefe find, zu jeder Zeit, 
für alle mittelft des Druds gegen einzelne Perfonen ober gegen bie ganze Gefells 
Ihaft begangene Handlungen, welche das Gefeg für ftrafbar erkennt, verantwortlich, 

17. Jeder Einwohner. dann eine Bittfhrift, Adreffe, oder andere Vorftellungen 
denjenigen Gewalten, bei denen er es gut findet, übergeben. Alle Vorftellungen 
mäffen perſoͤnlich, und nicht in. Gefammtnamen gefchehen; es fey denn durch Kör: 
schaften, die. dad Gefeg angeordnet und als foldye erfannt hat, und zwar nur 
über Gegenftände, die zu ihren anerkannten Gefhäften gehören, 

18. Jeder Bürger hat das Recht, fid) mit feinen: Mitbürgerm: zu verfammeln, 
rm einander aufzuklären, Liebe zum Waterlande zu ermweden, und fi näher an die 
Sırfaffung anzufhliegen, ohne daß jedoch bergleihen verfaffungsmäßige Ges 
ſellſhaften, als folhe, mit einander über Staatsſachen Briefmechlel führen, 
seihriebeng Anklagen empfangen, durch Abftimmung beſchließen, oder als Körpers 
(Haft irgend eine Öffentliche Handlung vornehmen dürfen. 

19. Jeder Bürger hat die Freiheit, Gott nach der Ueberzeugung feines Ders 
uns zu dienen. Die Gefellfchaft verleiht, im dieſer Hinfiht, allen gleiche Sicher⸗ 
bit und Schug; jedoch darf die Öffentliche, gefeglich eingeführte Orbnung durch fol- 
Sen Außerlichen Gottesdienſt nie geftört werben. 


D . 


\ 
X. Keine bürgerlichen Vortheile oder Nachtheile find mit bem Bekenntniß irgend 
inte — Lehrſyſtems verknuͤpft. 
21. Jede Kicrchgenoſſenſchaft ſorgt für die Unterhaltung ihres Gottesdienſtes, 
kiner Diener. und Stiftungen. 5 | 
22. Die gemeinfchaftliche Uebung des Gottesdienftes wird innerhalb der dazu 
“fimmten Gebäube, und zwar bei unverfchloffenen Thüren, verrichtet. 
3. Niemand foll mit einem Ordensgewand, ober Zeichen einer Firchlichen Ges 
deſenſchaft, außerhalb feines Kirchengebäudes, erfcheinen. 
24. Alle fogenannte Herrfhaftsrechte und Zitel, wodurch einer befonbern Pers 
im oder Koͤrperſchaft einige —— in Betreff der Verwaltung von Sachen in 
iner Stadt, Dorf oder Matz, oder der Anſtellung dieſes oder jenes Beamten in 
knfelben ertheilt wäre, find, falls fie nicht bereits wirklich abgefchafft wären, durch 
Snnahme der Verfaffung, ohne irgend eine Entfchädigung, auf immer vernichtet. 
35. Alle Zehent-, Bing», Nahlaufss, Tod» und Erbfallsrechte, von welcher 
Irt fie ſeyen, desgleichen alle andern Rechte oder Verpflichtungen, wie fie auch 
Ramen haben mögen, welche aus dem Lehnsſyſtem oder Lehnsrecht abftammen, und 
üren Urfprung nicht in einem: gegenfeitigen freiwilligen und gefegmäßigen Vertrage 
baben, werben ‚mit allen ihren Kolgen, als der bürgerlichen Gleichheit und Freiheit 
jüpider, für immer verfallen erklärt. an 
Der ftellvertretende Körper fol, innerhalb 18 Monaten von feiner erften Sitzung 
©, den Fuß und die Art der Abkaufung aller ſolchen Rechte und Renten, welche 
«ls Früchte. eines wefentlihen Eigentums betrachtet werden Eönnen, beftimmen. 
Fin Anfpruch auf Erfag im Gelbe, wegen ber Vernichtung befagter Rechte, ſoll 
gültig ſeyn, welcher, nicht innerhalb 6 Monaten nad) Annahme der Verfaffung eins 
reicht worden ft. 
26. Auf gleiche Weife wirb auch das fogenannte Abzugsrecht, bei Veränderumg 
RE Wohnortes, oder Anfall von Erbſchaften, innerhalb der Republik aufgehoben. 
27. Alle Bürger haben, zu;allen Zeiten, das Recht, mit Ausſchließung Uns 
bee, auf ihrem eigenthümlichen oder nutznießlichen Grund und Boden zu jagen, 
Vhzei und Fiſche zu fangen. 
Der Stellvertretende, Koͤrper macht, innerhalb 6 Monaten von feiner erſten 
Cifüng, mittelft eines Meglements,, die noͤthigen Beftimmungen, um, in. biefer 
DE bie öffentliche Sicherheit und „das; Eigenthum der Einwohner zu bewahren, 
in daß weder die Kifchereien verdorben, noch der Eigenthuͤmer ober 
Denubee des Grund. rind Bodens durch, irgend ein Gefeg oder Bedingung verhindert 
alles Bild auf-demfelben zu fangen, noch auch, daß ein andrer, ohne feine 
Mligung, darauf jagen ober fiichen möge. 


— 
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W. Es ſoll ein Geſetzbuch verfaßt werben, ſowohl von bürgerlichen als von 
peinlichen Geſetzen, ingleichen eine Proceßordnung, welche auf ben durch bie Staats⸗ 
a feftgefegten Grundfägen beruhen, und allgemein für die ganze Republik 
eyn foll. ——— U 
Die Einführung derſelben ſoll Iängftens innerhalb 2 Jahren nach Einführung 
der Staatsverfaffung ftatt haben: = real ;’ Ae 
29. Niemand kann angeklagt ober verhaftet werben, al in Kraft ber. Geſetze, 
in den durch fie beftimmten Källen, und in ‘ber. durch fie vorgefchriebenen Art. 
Niemand kann verurtheilt werben, ald wenn er zuvor gefegmäßig vorgeladen wors 
den ift, und ſich aller in: bem Gefege beftimmten Vertheidigungsmittel hat. bedienen 
koͤnnen. oe alfo vorgeladene ober in Verhaft genommene Bürger ift verpflichtet, 
zu gehorchen. J u TEE ur 
' 30. ‚Alle nicht durch das Gefeg -beftimmte. Strenge gegen Gefangene, fo wie 
jeder willkuͤhtliche Auffchub der Unterfuchung ihrer Sache und der Vollſtreckung 
ihrer Strafe, ift ein. Vergehen. -. ae en . . 
31, Diejenigen, „dir, ohne Zuthun des Richters ,- in. einem dringendm Tau 
verhaftet worden, folen laͤngſtens innerhalb vierun dzw anzig Stunden, ihrem 
befugten Richter übergeben werden. ——— J 
Allen, die in Verhaft genommen worden, ſoll, laͤngſtens einen Tag 
darnach, die Urſache ihrer Gefangennehmung zu wiſſen gethan werden , 
33. In allen Faͤllen, wo das Gefetz keine Leibesſtrafen verordnet, folder Ges 
fangene, er hinlaͤnglicher Bürgfchaft, freigelaffen werden. u 
34. Niemand Fann, gegen feinen Willen, dem Richter, ben die Staatsverfaf- 
fung ober das Gefes ihm zuerfennen, entriffen werben. : — 
35. Nie ſoll cine Conflscation der Güter. irgend eines Einwohners der datavi⸗ 
Er Republik flatt finden, ..als allein in dem hiernaͤchſt ausdruͤcklich beftimmten 
alt: . 44 . - ... P LEER Pi 


Das batavifche Volk erklärt, daß alle öffentliche Anhänger der ehemaligen ſtatt⸗ 
alterifchen Regierung, bie in biefer Republik wohnhaft waren, und ſeit dem Iften 
anuar 1795 daraus .entwichen find, auf ,ewig von’ ihrem Gebiete" verbannt ſeyn 
ollen. | et ——— 
Es erklaͤrt zugleich, daß alle Güter und Beſitzungen derſelben, die am 1: Ian. 
1798 noch erweislich ihr perfänliches Eigenthum geweſen, der’ Nutten anheim ge= 
fallen find; fie follen.im Samen ber Iegtern gehoͤrig in Beſchlag genommen, und 
zum Vortheil der Republik verkauft werden. .: a A 
“- Der ftellvertretende Körper forgt dafuͤr, daß bei Vollziehung biefes Geſetzes, 
in Rüdfiht auf die zurücgelaffenen ungluͤcklichen Kinder und Familien, bie Un—⸗ 
ſchuld nicht mit und wegen der a ann ee | 

86, Die Folter wird im ganzen Umfang der Republik abgefchafft. Zee 

87, Alle Erfenntniffe und Urtheilsfprüiche müffen Öffentlich gefaͤllt werben. 

88. In der ganzen Republik: Toll allein im Namen: und von wegen. des 
bataviſchen Volkes Recht gefprohen werben ec 3 

89, Jeder Bürger ift unantaftbar in feiner Wohnung. Gegen feinen Willen 
darf man diefelbe niemals betreteny es fen denk in Kraft einer Ordre, Befehls: oder 
Verhaftsdeerets von einer dazu befugten Gewalt." 7° r 

40. Niemand Eann des geringften Theiles feines Eigenfhums, ohne feine Ein= 
willigung, beraubt werben, außer in dem Kal, wo bie Öffentliche, durch die ſtell⸗ 
dertretende Gewalt anerkannte, Nothwendigkeit ſolches fordert, und ziwar nur nady 
vorgängiger billiger Schabloshaltung: — ie —— | 
41. Das Gefeg Toll keine andere Strafen auflegen, als die, welche für bie 
allgemeine Sicherheit durchaus nothwendig find. j | 

42. Jeder Bürger bat das unveräußerlicde ‚Recht, eine" fchriftliche und von 
ihm eigenhändig unterzeichnete Ankläge gegen! diejenigen feiner "Mitbürger, fie mö— 
gen in Aemtern ftehen oder nicht, verfaffungsmäßige Gewalten ober tingelne Glieder 
derfelben ſeyn, einzureichen, durch welche, feiner Meinung nach, bie ‚Befege entwe⸗ 
der zu feinem individuellen, oder . allgemeinen Nachtheil der Geſellſchaft verlegt 
worden find; jeboch muß diefe Anklage bei derbefugten Gewalt, und auf die durch 
das bürgerliche Geſetz vorgefhrichene Weife, geſchehen. Im Balle ‚bloßer Verlaͤum⸗ 
dung, fol er ben desfalls durch das. Geſetz beſtimmten Strafen unterworfen feyn- 

43. Das bataviſche Volt will eine bewaffnete Buͤrgermacht, (worunter bie 
Nationaltruppen begriffen find) zur Vertheidigung feiner Freiheit und uUnabhaͤng 
keit, fowohl im Innern, als nad Außen. Die nähere Anordnung biefer ade 
fol] durch das Geſetz gefchehen. 
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44. Jcder batavifche Bürger iſt verpflichtet, Zu dein Ende, die Waffen zu 
tragen , umd ſich auf die Rolle der bewaffneten Bürger einfchreiben zu Taffen. 
#5. : Die. bewaffnete Macht. ift: allogeit ein untergeötdneter Körper. Sie Eann, 
als ſolcher, niemals berathichlagen. u | 5 
46. Kein. Theil derfelben ‚Tann jemals thätig ſeyn, als auf fchriftliche Auffor⸗ 
derung einer gefegmäßigen Gewalt, auf die in dem Gefege vorgefchriebene Weife, 
27. Die Gefeufhaft, die in allem die Wohlfahrt aller ihrer Glieder bezielt, 
verschafft Arbeit den Emfigen, Unterftügung den Unvermögenben.  Muthwillige Müßige 
reg baben einen Anfprud darauf. Die Gefellfchaft fordert gänzliche Abftellung 
Bettelns. j 


43. Der ftellvertretende Kötper ordnet, innerhalb 6 Monaten nach: feiner erften 
Eigung, durch ein ausdrüdliches Gefeg, cine -Aufficht über das. Armenweſen in der 
sangen Republif an. | J 

Diefes Geſet beſtimmt ſowohl die allgemeinen Vorſchriften, als die localen 
Einrichtungen, die hiezu noͤthig ſind. 

49. Es ſoll für die Erziehung ber ausgefegten Kinder geſorgt werden. 

50. Die Gefelfchaft nimmt alle Kremdlinge, welche die Wohlthaten der Frei- 
beit friedlich zu — wuͤnſchen, in ihrem Schooße auf, und verleiht ihnen alle 
Sicherheit und Schutz 

51. Sie muntert alle Kuͤnſtler und Handwerker auf, und will die ſchleunigſten 
und Eräftigften Anftalten, durch welche die Bluͤthe aller inländischen Fabriken und 
Gewerbe, bes Kaufhandels, der Schifffahrt und Fifchereien, und dadurch aller Nah: 
rungsarten und Handthierungen, befonders der Handel mit den auswärtigen Bes 
ftungen unb Solomicen des Staates, befördert werden fann. 


52. Bon ber Annahme ber VBerfaffung an, foll der. Durdhfuhr, dem Kaufen 
und Berfaufen aller Erzeugniffe des vaterländifchen Bodens, fo wie aller in biefer 
Rıpublif verfertigten Waaren, durch und in allen Departementen und Plägen,, kein 
Hinderniß, wie es au immer Namen haben möge, in ben Weg gelegt werben. 

53. Mit der Annahme der Staatsverfaffung werben alle Gilden, Koͤrperſchaf⸗ 
ten und Snnungen von Gewerben, Handwerkern oder Fabriken für aufgehoben 


t. 

Auch hat jeder Buͤrger, in welchem Platze er immer wohnhaft ſeyn mag, das 
Recht, jede ihm ſelbſt beliebige Fabrik oder Handel zu errichten, oder ein ſonſtiges 
Gewerbe anzufangen. a 

Der fteivertretende Körper forgt dafür, daß die gute Ordnung, bie Bequem⸗ 
lichkeit und ber Vortheil ber Einwohner, in diefer Hinſicht, gefichert werden. Ä 

54. Die Geſellſchaft befiehlt, ‚gleiherweife, die größte mögliche Beförderung 
des Landbaues und feiner Blüthe, befonders;in Anſehung des noch wüfte liegenden 
Bobens, im: ganzen: Umfange- der Republik. | 

55. Ale öffentliche Anftalten zur Beförderung ober Befeſtigung des Öffentlichen 
Grebitd, infonderheit alle Wechſelbanken, werden als beſondere Geichäfte der Buͤr⸗ 
ser betrachtet, -die unmittelbar dabei nintereffirt find. ‚Die dffentliche: Gewalt. hat 
weiter nichts, als bie Aufficht darüber. Die ganze Nation verbürgt alles in dem 
WBechfelbanten niedergelegte in» und ausländifhe Eigenthum. ei 

56. Alle fogenannte Provinzial: Leigbanken iverden fuͤr national erlärt. . 

Der ftellvertretende Körper forgt dafür, daß fir ſchleunigſtmoͤglich unter eine 
Rationaldtrection kommen. nn in 

Eben dieſes mird auch, fobald wie möglich, in Anfehumg der gewöhnlichen Leih— 
banken einzelner Orte gefchehen. 

57. Die Gefeltfchaft verbiefet, in allen Fällen, daß irgend ein ausfchlichendes 
BSorrtecht erthrilt werde, Zr : IRRE 
Sie beiohnt die Verbienfte durch Ehrenbezeugungen, ober durch Prämien. Alle 
bnungen, wenn fie fortdauernd feyn ſollen, müffen jährlich erneuert werben, 
konnen auf keinerlei Weife auf Kinder. oder Nachkommen erblich gemacht werden, 
58. Die Geſellſchaft verleiht nie eine Penfion, außer wenn fih, nad ‚der ſtreng⸗ 
en unterſuchung, ergeben hat, daß die, welche darauf Anſpruch machen, nicht nur 
der Republik treilich gedient haben, fondern auch ſchlechterdings, durch ihr Alter, 
ober durch irgend ein Eörperliches Gebrechen, unvermögend find, dem‘ Lande länger 
zu dienen, und von ihren eignen Mitteln nicht beftehen können. 2% 
59. Ale Maafe und Gewichte werden, in der ganzen Republik, fo ſchleunig 
wie moͤglich, nach einer gewiffen unveränderlichen Größe, nach der Decimaleintk” 
lung, gleich gemacht. 
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Auch folk in Aues aller Muͤnzſorten ein gleicher Muͤnzſchlag, durch dic 

ganze Republik, eingeführt werben. ars sd Boom „19. 
60. Die Geſeliſchaft will, daß die Aufklaͤrung und Eultur ihrer Glieber, fo 

viel wie moͤglich, befoͤrdert werde. non FOR YFER U —— 

61. Die ſtellvertretende Gewalt’trifft die bienlichen- Auſtalten, um dem Na: 
tionalcharakter eine gute Richtung zu geben, und die guten Sitten zu befördern: 
62. Sie erſtreckt, auf gleiche Weiſe, ihre Sorge auf alles, was im Allgemei⸗ 
nen die Gefundheis-der-Ginwohner befördern kann, mit möglichfter Dinwegräumung 
aller Hinberniffe derfelben.. 3 J 

68. Es ſollen Nationalfeſte angeordnet werden, um die bataviſche Revolution 
jährlich ‚zw; feiern; ferner um Bruderliebe unter den Buͤrgern zu erwecken, und 
ihnen Anhaͤnglichkeit an die Staatsverfaſſung, an bie Gefege, an ihr Vaterland 
und die Freiheit einzuflößen. — 

64. Der Beitrag zu den vothwendigen Beduͤrfniſſen des’ Staates iſt eine ge⸗ 
heiligte Schuld fuͤr jeden Buͤrger, um den Schutz, den er genießt, zu verguͤten. 
Dieſer Beiſchuß, mit der groͤßtmoͤglichen Sparſamkeit eingeſammelt, wird von allen 
Bürgern, nad) Verhaͤltniß ihres Vermögens, geleiſtet. Wer ſich demſelben abſicht⸗ 
lich entzieht, oder etwas abkuͤrzt, iſt ehrlos. u ER 

65. Die Regierung ift zu ciner vernünftigen Sparfamkeit, in allen Rüdfid: 
ten, verpflichtet. -Sie Shafft unnöthige Aemter und Ausgaben ab, und ‚beftimmt 
die Belohnung der Beamten und Staatediener nach ber Wichtigkeit ihrer Gefchäfte. 
Ale Verwaltungen follen jährlih Vorſchlaͤge über die in ihr Fach einſchlagenden 
Erſparniſſe thun. | 

66. Die Anwendung der durch die Nation zufammengebradhten Gelder, wird, 
zu beftimmten Zeiten, durch den Druck bekannt gemacht. | | 
67. Das’ batavifche Volk wird nie die Waffen ergreifen, ald um feine Freibeit 
zu behaupten, fein Grundgebiet zu erhalten, und feine Bundesgenoffen zu verthei— 
digen. Es befichlt, zu dent Ende, eine forgfältige Einrichtung feiner Kriegsmacht, 
vornehmlich der Seemacht, die das Bollwerk feines Nationalmohlftandes 'ift. Es 
verlangt von feirier Regierung. die-genauefte Sorgfalt in Aufrehthaltung der Wer: 
hältniffe mit Auswärtigen Mächten... Es unterhält, fo viel-twie möglich, Frieden 
mit allen Völkern, und kommt feinen Verpflichtungen gegen diefelben heilig nad, 
Es chrt ihre Rechte, und will, daß in Kriegszeitem die Drangfale der Menſchheit, 
durch gegenfeitige Uebereinkunft, fo. viel wie moͤglich gemildert werben.‘ -I «+: 

63. Das batavifche Volk, überzeugt, daß das Intereſſe dernvereinigten fraͤn⸗ 
kiſchen und batavifchen Republifen durch deren wechicheitines Einverftändniß jederzeit 
auf das glüdlichfte befördert werden wird, will,’von feiner Geile, niemals einige 
befondere Verbindung mit den Völkern eingehen, deren politifches Intereſſe mit der 
Wohlfahrt der beiden Nätionen im Widerfprud if.  - Juhts“. 

69. Alle Eonventionen ober Verträge mit. andern Völkern: ober: Mähren ge: 
ſchehen allein im Namen des batavifchen Volkes. ee EL 
u 79 Keine Veränderung. oder Vermehrung dieſer Grundfägr, oder der Staats⸗ 
Fer er ftatt haben, außer durch den Willen des Volkes, ‘und mach. deffen 

orſchrift. 2 na wehrt vn j Pt 
’ 71. Keine Geſellſchaft oder VBerfammlung von einzelnen Perſonen, von welcher 
Art ſie auch feyen, hat oder macht Verordnungen, welche mit dieſen Grundfäsen, 
‚ ober mit dev. Berfaffungsacte, im Widerſpruch ſtehen. $ 

72. Alle Beſchluͤſſe der ftellvertretenden Gewalt, welche mit dieſen Grundfäßen, 
und mit der darauf ‚gebauten "Stantsnerfafftıng , übereinſtimmen, babem, zu allen 
Beiten,, die Kraft von Gefegen. ' 

Das bataviſche Volk übergiebt- dies heiligſte Unterpfand feiner angenommenen 
Grundſaͤtze des geſellſchaftlichen Vertrags, zur Aufbewahrung, ber reis, der ſte 
vertretenden höchften; Gewalt, der vollziehenden Gewalt, der Richter, und. aller 
ee Vera Gewalten, fo wie der Wachſamkeit der Haudpäter, und. Baus: 
mütter, der Aufklärung ber jungen Bürger, der Zugend der Bürgerinnen, unt 
dem Muthe aller batavifchen Einwohner, indem es diefelbe beftändig erinnert haben 
will, daf von der echten. Würdigung ihrer Freiheit, und von ber verftändigen und 
gewiffenhaften Ausübung ihrer beſondern und allgemeinen Rechte ‚und Pflichten. vor: 
ge die Dauer. die Erhaltung und. das Gluͤck des Vaterlands abhaͤnge, bad 
fie zu lieben ſchuldig find, 


“ 
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Bi efaf fungsacte | | 
| „ Erfler Titel 
Bon. der Eintheilung der. Republik, 


Art. 1. Die batavifhe Republik ift Eine und untheilbar.. - .. 
2. Die Dbermaht (Souverainetät) beruhet in den gefammten Gliedern der 
Geſellſchaft, genannt Bürger. 
3. Dad gegenwärtige Grundgebiet der batavifhen Republik ift in acht Depar⸗ 
temente singetheilt, welche benannt find: | — 
das erſte Departement: von der Ems, 
s zweite Departement: von der Alten Yſſel, 
dritte Departement: vom Rhein, | 
vierte Departement: von der Amftel, 
fünfte Departement: vom Zerel, 
ſechste Departement: von der Delf, 
fiebente Departement: von ber Dommel, 
achte Departement: von der Schelde und Maas. 
4. Die Departomentöverwaltungen verfammeln fich in folgenden Hauptorten: 
die vom erften Departement, zu Leuwarden, 
vom Zweiten, zu Zwoll, 
vom Dritten, zu Arnheim, 
vom Bierten, zu Umfterdam, 
vom Fünften, zu Allmaar, 
vom Sechsten, zu Delft, 
vom Siebenten, im Boſch (ehemal. Herzogenbuſch), 
-vom Achten, zu Midbdelburg. 
5. Jedes Departement wird auf's fchleunigfte in fieben, fo viel wie möglich, 
geihbenölferte Kreife, und jeder Kreis in verſchiedene Gemeinden eingetheilt. 
6. Nebſt diefer Eintheilung in Departemente, Kreife und Gemeinden, 
weihe zur Anftellung der Departements» und Gemeinderegierungen angeordnet ift, 
wird die ganze Republil auch noch in Urverfammlungen und Diftricte, zum 
Behuf der allgemeinen Wahlen und Wirkſamkeit des Volks, on 
7. Der fiellvertretende Körper regulirt, fobald wie möglich, die befonbern 
Sränzen ber verfchiedenen Departementalbezirke, der Kreife und Gemeinden in 
jedem Departement, und ‚der Hauptorte in den verfchiedenen Kreifen. Er läßt 
ine allgemeine Charte davon verfertigen, und durch den Drud befannt machen. 
8. Diefe Eintheilungen und Gränzen Tönnen nicht eher verändert werben, als 
sah Ablauf von fünf Jahren, und auch alsdann nur wegen fich zeigender beträchts 
lichen Ungleichheit der Bevölkerung; oder wegen neu hinzukommenden Grundgebietes. 


Bweiter Titel, . 
Bon der Ausübung des Stimmrechts der Bürger, in Urs und Diſtricts⸗ 
Ä verfammlungen. 


Erfte Abtheilung. | 
Bon bem Stimmrecht ber Bürger. 


9. Zeber Einwohner der bataviſchen Republif Hat, dem Endzwed der Gefell 
ſchaft gemäß, Anfprud auf die. Befhirmung feiner Perfon und Güter, | | 
10. Niemand kann jedoch, ald batavifdyer Bürger, einen thätigen Einfluß auf 
die Leitung der Gefellfchaft üben, wenn er fich nicht in das öffentliche Stimmres 
sifter der ‚Gemeinde, wozu er gehört, hat einfchreiben laffen. Diefe Einſchreibung 
ft unumgänglid nothwendig, Es 4 ” 
a) um feine Stimme in den Urverfammlungen geben zu koͤnnen; 
b) um irgend einen Regierungspoften, Amt, oder Öffentlichen Dienft in der 
Gefeufchaft verfehen zu können; ie nt | 
c) um irgend ein Amt, Diehft oder :Penfion zu behalten. j 
11, ehem ſolches Stinmregiſter einſchreiben zu können, wird Fol⸗ 
gendes erfordert: Re. — 93 
a) dag man ein volles Alter von zwanzig Jahren erreicht habe, an den 
Laſten der Geſellſchaft feinen Antheil trage, und, ift man Gingeborner, 
menigftens bie lezten zwei Sabre, iſt man aber ein Fremder, went 


u. u. eo u 9 
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| | Dritter Titel. 


Die drei vornehmften Gewalten in einer wohleingerichteten Republik find: 
"Le die ftellvertretende hoͤchſte Gewalt; u 
"2 die vollziehende Gewalt; 
8. die rihterlihe Gewalt. 


Bon der fellvertretenden hödften Gewalt. | 
| | Erfte Abtheilung. es 
Bon dem ftellvertretenden Körper überhaupt. 


80. Der ftellvertretende Körper tft "derjenige, welcher das ganze Volk,reprä- 
fentirt, und im Namen deſſelben, der Borfchrift der Verfaffung gemäß, Gefege giebt. 
81. Kein Mitglied dieſes Körpers repräfentirt jemals einen befondern Theil 
bes Volkes; Feines erhält: eine befondere Inftruction.. 
- 83% Bu Mitgliedern diefes Körpers find. alle diejenigen wählbar ,: welche bie 
nachfolgenden Erforderniffe in ſich vereinigen: 2 
a) daß fie ftimmfähige Bürger find; 
b) daß fie ein Alter von vollen dreißig Jahren erreicht haben ; 
ec) daß fie in biefer Republik, fo wie fie vor dem Jahre 1795 beftanden, 
oder fünftig beftehen wird, geboren find, und bafelbft, während ber leg: 
ten. zehn Jahre, oder, wenn fie anderswo ‚geboren. find, während ber 
legten funfzehn Jahre, ihren feften Wohnfig gehabt haben. 

Dies letzte fchließt keinesweges die Bürger. aus, bie in ober nad) bem Jahre 
1787, um politifher Verfolgungen willen, aus ihrem Vaterlande entwichen, und 
vor dem Sahre 1796 wieder in daffelde zuruͤckgekehrt find. 

. Bu Mitgliedern diefes Körpers können nicht gewählt werben: 
a) Mitglieder des Vollziehungsraths, vor Ablauf von brei Jahren 
nad) ihrem Austritt aus demſelben; 
b) alle, die fi zu einem Kirchendienfte verbunden, ober einem Öffentlichen 
“ Unterricht gewidmet haben, wenn fie nicht zuvor freiwillig biefe ihre Ber: 
richtungen niederlegen. | 

84. Diejenigen, die Aemter oder Dienfte von Staatöwegen befleiden, werben, 
fobald fie ald Mitglieder in diefem Körper Sig nehmen, von bdenfelben enklaffen 
und während ber Zeit wird für fie ein andrer durch diejenigen angeftellt, welch 
biefe Aemter oder Dienfte zu vergeben haben. 

85. Keinem der Mitglieder dieſes Körpers wird, während ber Zeit feine 

Eieun, irgend ein Amt oder Dienft übertragen. 
ı 86, Niemand kann, als Mitglied des ftellvertretenden Körpers, Siz nehmen 
ber nicht zuvor in die Hände des Vorfiserd der allgemeinen Berfammlung, ober 
wenn dieſe fchon aus einander gegangen ift, in die Haͤnde des VBorfigers der Kam 
mer,. von der er durch die allgemeine Verſammlung als ‚Mitglied erwählt ift, fol 
gende Erklärung abgelegt hat: 6 an 

„Ich gelobe auf meine Bürgertreue, daß ich, als Mitglied des ſtellvertretende 
Körpers bes batavifchen Volkes, die Verfaffung aus allen meinen Kräften handho 
ben, und nie, auf irgend eine Weife, zu irgend einem Entwurf, der auf Wiebe: 
einführung der ftatthalterifchen oder födberativen Regierung, oder auf Bi 
gänftigung der Ariſt o kratie und Befeglofigkeit abzwecken könnte, mitwirken 
ober ſolchen befchließen helfen, fondern mit aller meiner Macht _diefem allem entgı 
genarbeiten will.’ 

37. Jaͤhrlich tritt ein Drittheil (ober bie demſelben am naͤchſten Eomment 
Zahl) der Mitglieder des ftellvertretenden Körpers ab, welche eine gleiche Zahl neu« 
Mitglieder erfegt, die auf die in bem zweiten Reglement beftimmte Zeit un 
Weife, durch diejenigen Diftricte erwählt werben, für welche bie in biefem Sabı 
abtretenden Mitglieder darin Sig genommen hatten. — 

Zur Beſtimmung der Ördnung, in welcher dieſer Austritt geſchehen ſol 
wird in der erſten allgemeinen Verſammlung durch das Loos entſchieden, welche Mi 
glieder das erfte, zweite oder dritte Jahr abtreten ſollen. Und dieſe durch Du 
Loos beſtimmte Ordnung ſoll auch für bie folgenden Jahre entſcheiden, welche D 
ſtricte die Reihe zur Wahl der Mitglieder für den ſtellvertretenden Körper trifft- 

h Die abtretenden Mitglieder find zum zweitennial wieber wählbars zu 
brittenmal jedoch nicht cher, als nad) einem Zwifchenraum von drei Jahren. 

. Wenn ein Plag in dem ftellvertretenden Körper in ber Zwiſchenzeit eri 
digt wird; fo wird der Steliverfeher des Abgegangenen, unverweilt, durch die pol 


. ’ 
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whende Gewalt aufgerufen, um bie noch übrige Zeit des Iegtern, in der Kammer, 
rin er Giß hatte, auszufüllen. 

Diefer Aufruf hat nicht ftatt, wenn die noch übrige Zeit fich nicht über ſechs 
Ronate beläuft; in diefem Falle bleibt die Stelle offen, bis zur naͤchſten Wahl. 

41. Die Mitglieder diefes Körpers genießen jedes viertaufend Gulden jähr: 
4, mit Abzug von zehn Gulden für jeden Tag, an dem fie, ohne Erlaubniß bes 
Örfiserd der Kammer, wozu fie gehören, abwefend find. 

42, Bei ihrer erften Ankunft und endlihem Austritt empfangen fie, für Reifes 
co) Iransportkoften, drei Gulden für jede Stunde Entfernung. 


43, Niemals wird aus dem ftellvertretenden Körper eine Commiſſion ernannt, 
m die dem ganzen Körper anvertraute Autorität auszuüben, oder um benfelben 
2: oder außerhalb feines Aufenthaltsortes zu repräfentiren. 


#4 Derfelde wohnt niemald, weder im Ganzen, noch durch eine Commiſſion 
S feiner Mitte, einem öffentlichen Feſte oder Feierlichkeit bei. 

45. Der flellvertretende Körper bat, an feinem Aufenthaltsorte, eine beſtaͤn— 
‚und allein in feinem befondern Dienſte ſtehende Leibwache von wenigftens fie: 
hundert Mann, Fußvolk und Reiterei, welche, nad) einem, durch diefen Kör: 
a za machenden, Reglement, unmittelbar und ausſchließlich unter den Befehlen der 
Aeimaligen Borfiger beider Kammern ftehen. 

Er beſtimmt das Eoftüme für feine Mitglieder. 

45. Er bat feinen gewöhnlichen Aufenthaltsort in dem Haag. 

47, Er verlegt denfelben, nöthigen Balls, anderswohin, auf einen motivirten 
Adluß der erften Kammer, der durch die zweite Kammer befräftigt worden ift. 

Diefer Beſchluß ift unwiderruflich, und nad einer unverweilten Befanntmas 
Sarg deffelben an die vollziehende Gewalt gehen beide Kammern aus einander. 
Siehe die weitern Verfügungen in dem Reglement: Buchſt. B., zweite 
Itheilung. 

43, In allen andern Fällen geht derfelbe niemals aus einander. Nur kann bie 
ix oder andere Kammer, für eine beſtimmte kurze Zeit, ihre Sitzungen verfchieben. 

49, Sollte dies auf länger, als drei Tage ons fo wird erft eine gegenfeitige 
sereinfunft der Vorfiser beider Kammern erfordert. 

5. Diefem Körper gehören ausſchließlich zu: 

a) die Macht, Gefege zu geben, zu erklären, zu verbeffern, aufzufchichen 
und abzufhaffen, alles der Vorfchrift der Verfaffung gemäß; 

b) die Beſchließung des er 

c) die Ratification und Beftätigung aller Zractaten und Allianzen mit aus: 
wärtigen Mächten; 

d) die Feftfesung der Stärke, Anwerbung, Abdankung und Befoldung ber 
Landheere ; des Baues, der Bemannung der Schiffe, und der Abdankung 
ihrer Mannſchaft; fo wie .die Annahme und Entlaffung fremder Zruppen; 

e) die Bewilligung des Aufenthalts oder Durchzuges fremder Truppen auf 
oder durch das Gebiet der Republik; desgleichen die Zulaffung einer 
fremden Seemacht oder bewaffneter Schiffe in ihre Häfen; beides auf 
Vorſchlag der vollziehenden Gewalt ; 

f) die Kenntniß von dem Etat der Feſtungswerke, Magazine, Zeuahäufer, 
Werften zc. des Landes, den die vollgichende Gewalt jährlich einzufen: 
ben hat; 

g) die Kenntniß von dem Etat ber Finanzen des Landes, den die vollziehende 
Gewalt von ſechs zu ſechs Monaten einzuliefern hat; 

h) die Beurtheilung und Feſtſetzung des jährlichen Ueberſchlags der, ſowohl 
ewoͤhnlichen als außerordentlichen, Staatsausgaben, und die Rechenſchaft 
ber diejenigen Summen, welche die vollziehende Gewalt, waͤhrend des 

verfloſſenen Jahres, aus der Landescaſſe empfangen und ausgegeben hat; 

i) die Entwerfung der noͤthigen Anordnungen, die allgemeine bewaff— 
nete Bürgermadt betreffend; 

k) die Beftimmung ber Befoldungen, Entfchädigungen und andern Zulagen 
aller ſowohl Givils ald Militairbeamten, auf den Antrag ber vollziehens 
den Gewalt, in fofern fie nicht ſchon durd die VBerfaffung beſtimmt find; 

D) die Anftellung der Mitglieder der vollzichenden Gewalt; 

m) die Errichtung, nöthigen Falls, neuer fowohl Civil» als Militairämter, 
mit Beftimmung ihrer Befoldungen und Nugungen, auf Antrag der voll» 
siehenden Gewalt; 9 
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n) die Berfaffung der nöthigen Gefede und Beſtimmungen in Betreff bi 
Münzfupes und des Münzmwefens im Allgemeinen 5 

oe) die Feftfeßung allgemeiner, ſowohl gewöhnlicher als außerordentlicher, Au 
lagen, nach Vorſchrift der Verfaſſung und anderer Kinanzeinrichtungen : 

p) die Feftfegung des Poftwefens in der ganzen Republik auf einen allgem: 
nen Fuß, und ber dahin gehörigen allgemeinen Verfügungen ; 

q) die Ertheilung von Begnadigungen, nad eingehohltem Gutachten, wu 
auf günftigen Bericht des Richters, vor den bie Sache gehört ; 

r) die Bewilligung von Nachlaß zu Gunften der Staatsſchuldner; 

s) die Ertheilung von Belohnungen und Penſionen, auf — ber vol 

: ziehenden Gewalt, und zufolge der Vorfchrift Art. 67 und 58. der bi 

gerlichen und politifhen Grundregeln; 

t) endlich, die Beflimmung und Regulirung alles deffen, wofür in der Be 
faffung und den vorhandenen Gefegen nicht geforgt feyn möchte. 


Zweite Abtheilung. 


Bon der Bildung des ftellvertretenden Körpers in zwei Kammeri 


51. Der genze gefeggebende Körper befteht aus fo vielen Mitgliedern, als d 
bataviſche Republik Zwanzigtaufend von Seelen hat. 

52. Diefer Körper ift in zwei Kammern abgetheilt, genannt erfte Kammé 
und zweite Kammer. 

53. Um diefe Abtheilung in zwei Kammern zu maden, halten alle Mi 
glieder diefes Körpers, jährlih, am legten Dienftag im Monat Julius, eine allg 
meine VBerfammlung, und wählen alödann, aus der vollen Anzahl aller in den ftci 
vertretenden Körper Ernannten, dreißig Mitglieder, welche die zweite Kammı 
ausmachen; die übrigen Mitglieder bilden zufammen bie erfte Kammer. 

54. Sobald biefe Abfonderung vollbracht ift, conftituiren fich die beiden Kar 
mern gleichzeitig, und geben bavon, unvermweilt, fowohl einander felbft, als d 
fat hei Gewalt, Nahridt. Wenn bie Kammern fi) auf ſolche Art confl 
tuirt haben; fo verfammeln fie fi) niemals mehr in demfelben Gigungsfaale. 

Jede Kammer ftelt ihre eigenen Minifter und Bedienten an. 

56. Jede Kammer hat, außer ihrer Mitte, einen beftändigen Secretair, ur 
einen Staatsboten. 
| 57. Die Vorfiger und die Secretairs der beiden Kammern find allezeit in de 

Aufenthaltsorte des ftellvertretenden Körpers anweſend. 

58. ee bat bie Polizei in dem Plage ihrer Gigungen. 

.Jede ber beiden Kammern entwirft für ſich felbft ein Reglement, welche 
durch fie befchloffen, und durdy die andere Kammer beftätigt, die Gültigkeit ein 
Geſetzes hat, und nicht anders, ald auf dieſelbe Art, verändert werben Tann. 


Dritte Abtheilung. 
Bon der Berathſchlagung des flellvertretenden Körpers. 


60. Der Entwurf und erfte Vortrag aller Gefege und Ba gehört alle 
und ausſchließlich der erfien Kammer, und die Beitätigung oder Nichtbeftätigu 
derfelben der zweiten Kammer zu. 

61. Keine der beiden Kammern Tann gefegmäßig berathfchlagen, wenn nid 
die abfolute Mehrheit aller ihrer Mitglieder in der Verſammlung gegenwärtig: ift. 

Nur im Falle der Verlegung bes ftellvertretenden Körperd® an einen ande! 
Aufenthaltsort, ann derfelbe, während vier Wochen, nad) dem beftimmten Ta 
ber Zuſammenkunft, berathichlagen, wenn glei die Mehrheit aller Mitglieder, 
beiden Kammern, ober in einer berfelben , nicht gegenwärtig ift. 

62%. Auch wird in jeder derfelden, um einen Beſchluß zu faflen, wenigfte: 

die en Mehrheit aller anmwefenden Mitglicder erfordert. 

. Keine der beiden Kammern ernennt jemals aus ihrer Mitte eine bleiben 
Sommiffion. Jede Kammer Lahn, zu efner vorläufigen Unterfuchung beftimmt 
Gegenftände, perfönliche Gommiffionen aus ihren Mitgliedern ernennen; jedoch fiı 
bie r een aufgelöfet, fobald auf berfelben Bericht ein Beſchiuß gefa 
worben i 

64. Beide Kammern halten ihre Sigungen Öffentlich, unb machen ihre We 
bandlungen buch den Drud befannt. 

65. Die Zuhörer mifchen ſich, auf Feinerlet Weife, in die Berathſchlagunge 
und geben nie ein Zeichen von Billigung oder Mißbilligung; fo wie fih audy t 
Mitglieder ber Verfammlung in Eeinem Falle auf fie berufen kürfen. 
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66. Der Borfiger einer jeben ber beiden Kammern Tann bie Öffentliche Ver: 
amlung in einen allgemeinen Ausſchuß verwandeln, und ift dazu verpflich⸗ 
', febald der vierte Theil der anmwefenden Mitglieder folches verlangt. 

du einem allgemeinen Ausfhuß werben Feine Zubdrer zugelaffen. 

7. In einem allgemeinen Ausfhuß wird zwar berathfchlagt, aber kein Be 
st, der Geſezeskraft hat, genommen. | 

83. Alle Beichlüffe des ftellvertretenden oo müffen, um Gefegeskraft zu 
ka, in der durch das Reglement, Buchſt. B. Art. 18— 82. vorgefchriebenen 
m, a. erfte Kammer vorgefhlagen, und durch bie zweite Kammer beftä- 
t worden fen. ' 

69. Die alfo beftätigten Befchlüffe und Gefege werben durch die zweite Kam: 
:, nach gefchehener Regiftrirung, unverweilt dem Vollziehungsrathe zugefchickt, 
a Erfordern der Sachen zu verfahren; aud wird davon ber erften Kam: 
seine Abfchrift in gehdriger Form zugeſchickt. 

0, Ein aufolge eines unverweilten Beichluffes gemachtes Geſetz behält, in 
ua Falle, feine Kraft länger als ein Jabr, und muß alödann, um in Wirkung 
Soben, auf's neue, und in der gewöhnlichen Drbnung, durch ben flellvertreten: 
Arper erwogen und bekräftigt werben. 


Vierte Abtheilung. 


Son der Sicherftellung der Mitglieder des ftellvertretenden 
Körpers. 


1, Die Mitglieder bed ftellvertretenden Körpers können nie verfolgt, ange: 
Rt, oder verurtheilt werden wegen beffen, was fie in ber Ausübung ihrer Stelle 
at oder gefchrieben haben. 
‚7 Gie können, während ihrer Sitzung in der ftellvertretendben Berfammlung, 
"a Berhaft genommen, angeklagt, oder vor Gericht gezogen werden, außer 
Ir in ben folgenden Artikeln beftimmten Form. 
N. Wegen Verbrehen, auf welche Reibesftrafe gefegt iſt, auf frifcher That 
"en, Eönnen fie verhaftet werden. Doch wird davon dem ftellvertretenden Koͤr⸗ 
werweilt Nachricht ertheilt. 
. Wenn die erfte Kammer, nach darüber in gewöhnlicher Form gehaltener 
hälegung, nicht mit einer Mehrheit von zwei Dritcheilen der gegen- 
Sn Mitglieder erklärt, daß Grund zur Anklage vorhanden iſt; fo wirb die in 
At genommene Perfon in Freiheit * gefeet, und tritt wieder in ihre Stelle ein. 
% Wenn die erfte Kammer ärt, daß Grund — Anklage vorhanden 
ih wird dieſer Beſchiuß der zweiten Karkimer zugeſchickt, und wenn dieſe nach 
'kiten Leſung ihn nicht beftätigt; fo wird der Verhaftete in Freiheit gefeht, 
Iritt wieder in feine Stelle ein. 
"6, Beftätigt, im Gegentheil, die zweite Kammer ben Beſchluß; fo wird 
‚Igeflagte vor einen hohen Nationalgerihtshof gebracht. 
7. Jede Kammer, ehe fie berathichlagt, fordert den Angeklagten vor fi, 
gtheilt ihm das Wort zu feiner Vertheidigung. a 
. Außer dem Bau einer Ergreifung auf frischer That, Tann Fein Mitglied 
itenden Körpers vor Gericht gefordert werben, ald auf eine, bei ber 
ken Kammer angebrachte, und wenigftens durch drei Bürger, unter Beifügung 
# riftlichen Beweiſes ihrer Stimmfähigkeit, unterzeichnete Anklage. 
Die erfte Kammer kann auf der Stelle, und ohne ſich irgend in bie 
& en, erktären, daß kein Grund vorhanden ift, um über die Anklage 
lagen. 
O. Urtheikt bie Mehrheit, daß die Anklage nähere Unterfuchung erforbert; fo 
Atlagt die erfte — und noͤthigenfalls die zweite Kammer, uͤber die 
‚ mit Beobachtung der gewöhnlichen drei Leſungen, und nachdem zuvor 
n Beflagten Gelegenheit zu feiner Vertheidigung gegeben worben ift. 

A Etlaͤrt der ftellvertretende Körper, dab Grund zur Anklage vorhanden - 
* wird der —— Su — gg en | 
lagtliagte dieſen Hof freigeſprochen; ſo nimmt er wieder ſeinen Si 
2 X — — in beiden Kammern, uͤber Anklage oder Beſchul⸗ 
Ang een ein Mitglied des ftellvertretenden Körpers, gefchehen in einem allge: 
tinen usſchuß, und der Beſchluß wird durch geheimes — gefaßt. 


i 
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Vierter Titel, 
Von der vollziehenden Gewalt. 
83. Die vollziehende Gewalt wird einem beſondern Körper anvert 


der aus fünf Mitgliedern beftehet. 


84. Die Mitglieder diefes Vollziehungsrathes werden durch den Körper 


ſtellvertretenden hoͤchſten Macht, außerhalb ihrer Mitte, gewählt. - 


Die Art und. Weife ift durd) das Reglement, Budft. C, befiimmt. 
85. Der Bollziehungsrath hat feinen Sig jederzeit am naͤmlichen Orte, 


der ftellvertretende Körper. 


86. Zährlich tritt ein Mitglied deffelben ab. 

Die Art und Weife ift dur das Reglement, Buchſt. C, beftimmt. 

87. Diejenigen, die mit einander im vierten Grade der Blutsfreund! 
oder Scwägerfhaft verwandt find, Fönnen nicht zu gleicher Zeit Mitgliede 
Vollziehungsraths feyn, und darin auf einander folgen, außer nach ciner Zwi 
zeit von zwei Jahren. 

88. Am zweiten Dienflag des Monats Junius nimmt das neugem 
Mitglied Sig, und legt in die Hände des derzeitigen Vorfigers die nachfol 
Angelobung ab: | A 

„Ich verpfiichte mich feierlich, meinen Poften, ala Mitglied der vollzi 
den Gewalt, aus allen meinen Kräften, der Verfaffung gemäß, treı 
eifrig zu verfehen, für die Sicherheit, die Wohlfahrt und das GLü: 
batavifchen Volkes zu wachen, den Bemühungen zu Herſtellung 
ftatthalterifhen oder bundesgenoffenfchaftlichen Regierung, welchen N 
oder Form fie auch haben mögen, mit aller Macht entgegenzuark 
und zu dem Ende alles genau zu befolgen, was mir in meiner obg 
ten Eigenfchaft durch die Verfaffung vorgefchrieben ift, und bdurc 
Geſetz wird befohlen werden.’ 

„Died gelobe ich auf meine Buͤrgertreue.“ 

- Den beiden Kammern bes ftellvertretendben Körpers wirb eine, von ibm 
hänbig gefchriebene und unterzeichnete, Abfchrift diefer Angelobung zugefäyickt. 

89. Der Vorfiger des Vollziehungsraths ift Bewahrer des großen Nat 
ſiegels, und paraphirt. Alle auszufertigende Befehle und Befchlüffe der voll; 
den Gewalt werden durd ihn unterzeichnet. 

90. Alle Beihlüffe des Vollzicehungsrathg werden durch die Mehrheit d: 
genwärtigen Mitglisder, die an der Zahl wenigftens drei feyn müffen, genor 

91. Er hat zu feinem Dienfte einen allgemeinen Secretair, außer 
Mitgliedern, der in Betreff aller in- und ausländifchen Angelegenheiten all 
feiner Verpflichtung ſteht; ferner eige beftimmte Anzahl von Agenten, die nd 
Commiſſairs, einen Staatsboten, und eine erforderliche Anzahl Boten. ( 
Reglement, Budft. C.). 

92. Der VBollziehungsrath hat, um feine verfchiedenen Gefchäfte zu beſ 
folgende acht Agenten, als: 

einen der auswärtigen Verhältniffez 

cinen des Seeweſens; 

einen des Krieges; 

einen der Finanzen; 

einen der Suftig; 

einen der inneren Polizei und Auffiht über ben Zuftand der Deiche, S 
und Waffer ; 

einen ber Nationalerziehung, wozu bie Gefundheitsanftalten, Bilbur 
Nationalſitten, Beförderung des Öffentlichen Unterrichts, und der . 
und Wiſſenſchaften gehören ; 

einen der Nationalötonomie, die fih auf Kaufhandel, Seefahrt, Fiſch 
Fabriken, Geiverbe, Landbau, und alle andern Erwerbsmittel erfir 

98. Diefe Agenten werden durch den Vollziehungsrath angeftellt, mit 
Snftruction, welche ber- ftellvertretende Körper. entwirft, und mit einem jäh 
Gehalt von neuntaufend Gulden jeder. . 

94. Jeder Agent. ernennt für fich einen, beftändigen Secretair, und 
Bediente, die zu feinen verfchiedenen. Bureaux erfordert werben, mit Inſtr 
und Genehmigung des: Vollziehungsrathe. 

Auf den Antrag bes. Vollziehungsraths beftimmt der ftellvertretende Körp: 
Jahresgehalt für die Secretairs und andere Bedienten dev Agenten. 
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%..,Ieber Agent ift dem Vollgiehungsrathe allein verantivortlich für. alfe die 
erfäumniffe oder Nachtheile, die aus fehlerhafter Leitung feines befondern Fachs 
em Bande zewachſen könnten. - — : 
56. Die Agenten bilden untereinander nie einen befondern Rath, ſondern 
nd beffimmt, jeder an feinen befondern Wirkungsfreis, gebunden. | 

97. Außer den Agenten, ernennt der Vollziehungsrath, außer feiner Mitte, 
ommitarien, ſowohl bei den Departementsregierungen und Gerichtshöfen, als bei 
em nn, und in Kriegszeiten bei der Kriegsmacht zu Waffer und 
| oz | 

Diefe Commiſſarien, beitimmt, die fchleunige und genaue Befolgung der Gefese 
> Beihlüffe zu ſichern, empfangen, für eine beftimmte Seit, ihren Auftrag und 
traction von dem Bollziehungsrathe, und find ihm allein verantwortlich. 
8. Die beiden Verwaltungsräthe über die auswärtigen Niederlaffungen, Be: 
gern und Kolonieen der Republik, desgleihen die Commiſſarien des Nationals 
Ss, werden dur den Bollzicehungsrath angeftellt, und find ihm untergeordnet 
a xtagtmortlich. u ee) Er TER Eh en 

9: Der Bollziehungsrath wird, bei allen Öffentlichen Aufzügen,: durch eine . 

Irimzade begleitet. . _ — — En ee Kar 
100. Er beftimmt das Goftüme für feine Mitglieder: 
Der Boligichungsrath, oder jedes Mitglied deffelben, wenn es Öffentlich im die— 
2 Cofüme. esicheint, ‚genießt. von allen. Poften der bewafneten Macht die hoͤchſten 
iceirijchen Ehrenbezeugungen. ‚un i@ ut. ven nr 44 48 BR TH 
1, Die Mitglieder deſſelben wohnen im einem und demſelben Gebäude, auf 
fa da Nation. 2 5,5 09 

‚IR, ps Mitglied des Vollzichungsraths genießt. einen Jahresgehalt von 
mölftasfind Gulden. | | ' 

1, Dir Vollzichungsrath läßt die Gefege, die ihm von dem ſtellvertretenden 


i 


m 


iz ia ber gewoͤhnlichen Form zugeſchickt worden find, innerhalb drei Zagen, 
=, im Falle dringender Nothwendigkeit, innerhalb vierund;wanzig Ctunden 
2 ren Empfang, regiftriren, paraphiren, unterzeichnen, in dem Aufenthaltsorte 
big, und fofort an die Departementsregierungen „zug weitern Bekanntma— 
=, und an die Nationalcommiffarien oder Beamten zu ihrer Nachricht abfinden. 
4, Wenn die dur) die Verfaſſung vorgefhrichene Form bei dem ihm zuge— 
im Gefege nicht befolgt ‚zu- feyn fcheint; fo fendet der Vollzichungsrath ‚dajjelde 
Felt an die zweite Kammer; zurüd, mit Anführung der Gründe, warum er 
Fe nike kann verfündigen laffen. , , ; — 
Sin beiden Fällen, Art. 103 und 104, zu gebrauchenden Formulare, find 
Firim Reglement, Buchſt. C. 
10, Der Vollziehungsvath ift vornehmlih mit der Auffiht über die genaue 
ndung aller Gefege und Befhlüffe des -ftellvertretenden Körpers beaufiragt. 
Onzwlrt die Art der Bollftredung, infofern fie. durch das Geſetz felbft nicht be: , 
—— ſt, und ſieht ſorgfaͤltig zu, daß jeder in dieſer Hinſicht zu ſeiner Pflicht 
Bann werde. 
S. Er trägt, den Gefegen gemäß, Sorge für die innere und aͤußere Sicher: 
"33 Staats, und läßt, im Fall eines Anſchlags gegen diefelbe, die verdächtigen 
en in Berbaft nehmen, und unverweilt verhören 5 jedoch liefert er folche, in: 
> vierundsmwanzig Stunden darnach, an den Richter aus. 
7, &r bat. die Auffiht über: die Handlungen der Departements= und Ge: 
Satgierungen, fo wie der Gerichtshöfe und Rechtsbaͤnke. Er kann ihre Ucten, 
= fe mit den Geſetzen ftreiten, in ihrer Wirkung, und die Mitglieder derfelben 
Fr Berionungen fuzpendiren, und die letztern wirklich abſetzen; jeboh muß ein 
Seſchlus mit Gründen verfehen feyn. Mebrigens bleibt es ben benannten 
Muasen, Gerichtehöfen und Rechtsbaͤnken, oder einzelnen Mitglicberm bderfelben, 
Zeit underwehrt, ihre befondete Verantwortung oder Klage bei dem ftell: 
Bein Kicper torsubringen. 
=. Er crganifict die bewaffnete Buͤrgermacht, mit Einſchluß der National: 
ea din Reglemente, die er dem ftcllvertretenden Körper, innerhalb 
 Romatın nach deffen erfter Eisung, zur Befchliefung vorzulegen hat. 
efügt über die Kriegsmacht zu Waſſer und zu Lande, und fegt 











134 Die Niederlande. 

111. Er ernennt aus ben Officieren, bie im Dienfte ober Solde ber Repu! 
find, wenn biefelbe mit einem feindlichen Angriff bedroht wirb, die Befehlsha 
der Flotte ober Armee, oder eines Theils derfelben, mit Werhaltungsbefehlen, we 
Fa ftelfvertretende Körper genehmiget, und ‚unter unverweilter Anzeige bei d 
elben. , 
Das Commando wirb für eine beftimmte Zeit aufgetragen, und der Auft 
‘ Bann, felbft innerhalb diefer Zeit, wieder zurüd genommen werben. 

Das Generalcommando über die Flotte und Armee wird niemals einer 
berfelben Perfon, noch auch je eines von beiden, einem, oder mehrern, ober a 
Mitgliedern des Vollziehungsraths, und eben fo wenig einem abgetretenen A 
liede bdeffelben cher, als nad Verlauf von zwei Jahren nad) feinem Austi 

ertragen. 

Die ernannten Generale und Abmirale dürfen mit den Mitgliebern bed U 
ziehungsraths nicht im dritten Grabe der Blutsfreundfhaft oder Schwägerfd 
verwandt feyn. | 

112. Der Vollziehungsrath hat die Ernennung aller hohen DOfficiere, die 
See und zu Lande im Dienfte des Staats find, und zwar zur See, die mehr 
Capitains?, und zu Lande, die mehr als Obriftenrang haben, ben durch das G 
verorbneten Regeln gemäß. 

113. Auf feinen Antrag beftimmt der ftellvertretende Körper, innerhalb T 
Monaten nady feiner erften Sigung, durd ein Gefeg, bie Art ber Ernenn 
und Beförderung ber Officiere von minderm Rang. 2 , 
114. Der Vollziehungsrath beftimmt, in Friebenszeiten, beftändige Garniſt 

pläge für die Zruppen bed Staats. 
- 115. In diefen Garmifonsplägen ſtellt er die jebesmaligen Militaireomm 
banten, und andere Militairbeamten an. 

16. In Friedenszeiten läßt er keine Staatötruppen bin unb her ziehen, 
infofern die Nothmwendigkeit oder eine gute Kriegszucht folches erfordert, ober 
—— — inlaͤndiſchen Regierung, zur Erhaltung oder Herſtellung der oͤff 
lichen Sicherheit. 

117. Er trägt Sorge, daß die Kriegszucht bei der Miliz des Staats, ı 
den buch den flellvertretenden Körper aufgeftellten Gefegen, genau gehand! 


e. 

118. Er laͤßt keine bewaffnete Mannſchaft in dem Aufenthaltsort des ſtell 
tretenden Koͤrpers, auch ſelbſt nicht in einer rg von drei Stunden 
bemfelben, einrüden, oder durchziehen; es fey denn mit Einwilligung ober auf $ 
langen biefes Körpers. 

119. Er geftattet fremden Truppen feinen Aufenthalt oder Durchzug auf ı 
über das Gebiet der Republik, und läßt Teine fremde Seemacht oder bewafl 
Schiffe in deren Häfen zu, als mit Bewilligung bes ftellvertretenden Körpers. 

120, Er kann, in Beit der Noth, allein, für eine gemwiffe beftimmte Zeit, 
Auslaufen der nationalen und fremden Schiffe aus ben äfen und von ben Rh 
ber Republik verhindern. 

121. Er befördert, in Kriegszeiten, die Kaperfahrt. 

122. Er hat bie Aufſicht über alle Feſtungswerke, Magazine, Werften, 3 
— * uͤber alles, was zur Vertheidigung des Staats zu Waſſer und 

ande gehoͤrt. 

Er fendet, jaͤhrlich, einen umſtaͤndlichen Bericht darüber an ben ſtellvertte 
den Körper ein, und ftellt alle dazu gehörigen Beamten an. 

123. Er ertheilt Päffe, und andere dergleichen Fertigungen nad bem 2 
lande; doch kann er dies, zur Bequemlichkeit ber Einwohner, den verſchied 
Departementöregierungen, unter ihrer befondern Verantwortlichkeit, übertragen, 

124,‘ Er überfchickt, jährlih, dem ftelldertretenden Körper einen Ueberfd 
der gewöhnlichen ober auch außerordentlihen Staatsausgaben, fo wie eine N 
nung über bie Gelder, bie er während des vorigen Jahres durch denfelben aus 
Nationalcaffe empfangen und ausgegeben hat; beibes auf die Zeit und Weife, 
Zitel 6. Abtheil. 2. beftimmt ift. 

125. Auch fenbet er, von ſechs zu ſechs Monaten, an ben ftellvertreten 
Körper einen genauen Etat der Nationalcaffe ein. Er fchlägt dabei alle Verb 
rungen und Erfparniffe in dem Finanzfache vor, die er für nöthig hält. 

126, Er trägt genaue Sorge, daß bie Abgaben überall gehörig eingefort 
und bie Gelbmittel richtig verwaltet, und in die Nationalcaffe eingeliefert werb« 
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127, Er fieht zu, daß bie Finanzgefege und Verordnungen, welche dar ftell- 
rtretende Körper giebt, duch die ganze Republik getreu gehandhabt und befolgt 


werden. 

128. Gr stellt alle Einnehmer und andere Finanzbeamte in ben Departemens 
tm an, mit Inftructionen, die der ftellvertretende Körper genehmiget hat. Er hält 
—* ihrer Pflicht an, und kann ſie, wegen Pflichtverſaͤumniß, ihrer Stellen ent⸗ 


jın I | 
129. Er hat die Direction über alle Güter und Befisungen der Republik, fo 
we über ihre auswärtigen Nieberlaffungen und Kolonicen, und deren innere Regie: 
mag. Er forget dafür, daß die jährlichen Einkünfte derſelben gefichert, und in bie 
Rationaltaffe gebracht werden. 
In Eeinem alle kann der Vollziehungsrath diefe Güter, Befigungen, Nieber: . 
“fangen und Kolonieen abtreten, veräußern, oder befchweren. | 
130. Er hat die Aufficht über die Vollziehung der Gefege, welche ber fell: 
nn. Körper in Betreff des allgemeinen Muͤnzweſens und Münzfchlages ge: 
al | 
131. Er hat ferner die Auffiht über die Verwaltung und bie Einkünfte des 


n$, 

152, Wenn ber Vollzichungsrath für nöthig hält, irgend einen neuen Poften 
Int — — — aufzuſteilen; fo ſchickt er dem ſtellvertretenden Körper deshalb 
unen ag zu. 

185. Er kann, zu allen Zeiten, dem ſtellvertretenden Körper einen Borfchlag 
San, und Maafregein zum Wohl des Landes antragen; jedoch thut er ſolches nie: 
mals in Korm eines Geſetzes. 

134. Er ertheilt beiden Kammern bes ftellvertretenden Körpers Gutachten und 
Irzrige, oder auch Bericht, in allen Fällen, worin foldhes von ihm gefordert wird. 
„155. Er giebt, zweimal in jedem Jahre, einen fchriftlihen allgemeinen Des 
eift über den Zuftand der innern und auswärtigen Angelegenheiten, beiden Kam: 
mem des ftellvertretenden Körpers ein, die fich zu dem Ende in einen geheimen 
Xasfhuß bilden. 

186. Er Hat die Anftellung aller auswärtigen Gefandten, Gefandtfhaftsfecre: 
rits, Gonfuld und anderer Minifter, wie fie Namen haben mögen, welche, von- 
wegen diefer Republik, bei andern Mächten refidiren, mit dem Gehalt und Ent: 

en, die der ftellvertretende Körper beftimmt hat. Er Eann fie zurüdbe- 
trafen, giebt dem ftellvertretenden Körper Nachricht von ihrer Gin» und Ab: 


8- 

137. Ale diplomatifhe VBerrichtungen find, ausſchließlich, ihm übertragen. 

188. Er giebt allen Bevollmächtigten der auswärtigen Höfe öffentliche oder 
Kivataubienz. 

139. Er empfängt alle Eröffnungen zur Unterhandlung mit benfelben. 

140. Er vorbereitet, führe und fehließt die Unterhandlungen über Frieden, die 
Frundfhafts: oder Handelstractaten, und Allianzen: mit fremden Mächten; jedoch 
nachfolgender Ratification und Beftätigung von Seiten des flellvertretenden 

141. Er kann mit einer fremden Macht auch geheime Artikel in dem Tractat 
efſezen; jedoch dürfen diefelben nicht mit den bekannten Artikeln,” oder mit den 
stehenden Zractaten ftreiten, noch die Abtretung irgend einigen Grundgebietes der 
Acpublik zum Gegenftand haben. 

142, In Anfehung des Entſtehens eines Krieges kann er zwar in Unterhand: 
Iıngen treten, aber feinen Beſchluß faſſen; er ift in diefem alle verpflichtet, bem 
kelvertretenden Körper einen mit Gründen unterftüsten Antrag zu madıen. 

1435. Im Falle angedrohter oder wirklicher Feindfeligkeiten, giebt er bem ftell: 
riretenden Körper bie fchleunigite Nachricht davon. Inzwiſchen kann er vorläu: 
hg Ucbereinkünfte über die Neutralerklärung einiger Pläge oder auch ber ganzen 
Krpublif,, fo wie auch Waffenftillftandsverträge eingehen, unterzeichnen oder unter: 
yihnen laffen; alles unter nachheriger Genehmigung des ftellvertretenden Körpers. 

144. Er unterzeichnet, ober läßt unterzeichnen, im Namen der batavi: 
den Republit, alle Zractaten oder Conventionen mit andern Mächten, bie 
darch ben fiellvertretenden Körper ratificirt find. 

145. Die Art von Sicherſtellung und gerichtlichen Verfahren gegen bie Mit: 
Fieder bes Bollziehungsraths ift diefelbe, wie die, welche im Tit. 8. Abth. 4, in 
Betreff der Mitglieder des ſtellvertretenden Körpers, beſtimmt iſt. 
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146, Gin ausgetretenes Mitglied des’ Vollziehungsraths bleibt, zwei Zahı 
lang nach feinem Austritt, verantwortlich wegen feiner Handlungen, bie es in biefi 
I Ho verrichtet hat, und darf, während der Zeit, dad Grundgebiet ber R 
ik nicht verlaffen, als auf Befehl oder Einwilligung des ſruverteetenven Körper 


Fünfter Titel, 
Bon den Departementss ober Gemelnderegierungen. 


Erfte Abtheilung. 
Allgemeine Verordnungen. 


147. Die Departements: und Gemeinderegierungen find abminiftrative Coll 
gien, dem Wollzichungsrathe untergeordnet und verantwortlich. Im Kalle vr 
Pflichtverſaͤumniß, können ihre Mitglieder ihrer Stellen entfegt werden, wobei jebo: 
die Verfügung des Art. 107. it. 4. Plas greift. 

148. Sie find gehalten, jeder in feiner Peziehung, alle von dem Bollziehung 
rathe ihnen zugeſchickten Geſetze und Befehle unverweilt zu verkuͤndigen, ihnen geno 
nachzukommen, oder nachkommen zu machen. 

149. Sie koͤnnen, in keinem Falle, die Vollziehung dieſer Geſetze und Befehl 
fo wenig als ber Decrete der Gerichtshoͤfe in ihrem Departement, verzögern od 
aufſchieben, noch auch ihren Einwohnern etwas, das damit ſtreitet, befehlen. 

150. Sie koͤnnen jedoch dem Bollzichungsrathe, und, durch denfelben, dei 
ftellvertretenden Körper, Aufſaͤtze einſenden; es fey um eine Befehiwerde vorzuttage 
ober um einen Borfchlag zu nüslichen Anftalten zu thun, jeder für fein befonder« 
Departement oder Gemeinde. 

151. Sie Tönnen mit einander in unterhandlung feyn über Dinge, die! ihrı 
a ar find, aber niemals über die allgemeinen Angelegenheiten di 

epubli 

152. Jede derſelben laͤßt die uͤber ihre Verhandlungen geführten Regifter, al 
ſechs Monate, vierzehn Tage hindurch, an einem ſichern Orte oͤffentlich vorl 
gen, damit die Einwohner ſolche leſen koͤnnen. 

153.. Kein Mitgleid einer Departementdr oder Gemeinderegierung wohnt be 
Berathfchlagungen derfelben bei über Dinge, die ihn felbft, ober einen feiner. Bu 
wandten, bis in den dritten Grab, betreffen. 

154. Sie können keinen. Antheil haben an irgend einem Pacht ober Einzu 
ber Landesabgaben, oder an Lieferungen, oder Uebernehmungen, zum Behuf de 
Republik oder eines Theils derſelben. Auch koͤnnen ſie keine Ordonnentien, Ackier 
ober Credit, die auf dieſelbe laufen, an fidy Faufen, 

155. ‚Der Bollziehungsrath ernennt, bei jeber Departementöregierung., eine 
Commiſſair, und hoͤchſtens drei für die gefammten 07202 in. jede 
Be um. — und race zu. haben, daß die Geſetze geh rig vollzoge 
werden 9 

— — Sweite Abtheilung. 


Bon den Departementsregierungen. 


156. Jedes Departement hat feine eigne Regierung, beftehend aus ſ iebe 
— Mitglicberh. Dirfe muͤſſen ftimmfähige Bürger, volle fünfundzwangig Jahı 
alt feyn, und feit dem legten ſechs Jahren in dem Departement gewohnt haber 
worin fie gewaͤhit find. 

157. Zu dieſer Regierung werben jebod Feine Bürger gewählt, die ſich; 
irgend einem Kirchendienſte verpflichtet, oder einem Öffentlichen Unterrichte gemidmı 
haben, wenn fie nicht zuvor Biefe ihre Bedienungen freiwillig niederlegen. 

158. Aus jedem der fieben Kreife, in welde, nah Titel 1. Art. 5, ei 
Departement eingetheilt ift, wird ein Mitglied zu biefer Regierung gewählt. gi 
das erſte Mal wählen die ſieben Kreife alle zugleich, jeder ein Mitglied. 

159.- Von den fieben Mitalicdern treten jedesmal, die zwei erften Jahr 
zwei, und das dritte Jahr die drei übrigen ab. Für das erfte Mal entſcheid 
dad Loos, einen Monat nad) ihrer erften Sitzung, weldhe Mitglieder das erflı 
zweite und britte Jahr abtreten follen. In der Folge gefchieht ſolches nach der 
Alter des Dienftes, 

160. Das abtretende Mitglied ift für das zweite Mal wählbar; aber für da 
dritte Mal nicht eher, ald nad) einer Zwifchenzeit von brei Jahren. 

161. Jedes Jahr werben die neuen Mitglieder durch diejenigen Kreife gewoͤhl 
benen folches, nach der Ordnung bes Abtretens, zukommt. 
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162. Zu ben Ende kommen die Urderfammlungen in ſolchem Kreiſe auf ben 
Ieäten Dienftag des Monats Junius jedes Jahres zufammen. " | 

163. Jede Urverfammlung ernennt’ alsdann eine Perfon zum’ Mitgliebe ihrer 
Dpartentöregierung,, nebft einem Wähler und deſſen Stellvertreter. | 

Die Art ift eben biefelbe, wie Tit. Reglement Buchſt. A, in Anfehung 
ir Mitolieder des ftellvertretönden Körpers beftimmt if. 

164. Am zweiten Tage darnach, verfammeln fich alle Wähler der Kreisvers 
mmlıng, in dem dazu beflimmten Hauptorte, zu der Wahl eines Mitglieds der 
Ogpertementöregierung für ihren Kreis. 

Die Art ift eben diefelbe, wie Tit. Reglement Buchſt. A, beftimmt iſt. 

165, Nach geſchehener Wahl wird, gleichfalls auf die dafelbft beftimmte Art, 
km Gewählten ein Beglaubigungsbrief, und dem Vollziehungsrath und: der Depars 
tmmtsregierung ein Bericht vom ganzen Dergang zugeſchickt. 

166. Der Gewählte fendet, innerhalb acht Tagen, feinen Beglaubigungsbrief 
in die Departementöregierung zur Beitätigung. 

167. Wenn biefelbe folchen verwirft, oder bem Gewählten, aus angeführten 
Gränden, feine Entlaffung giebt; fo macht fie davon dem Vollziehungsrathe bie 
Zleunigſte Anzeige; diefer ernennt alsdann an deffen Stelle ein’ anderes Mitglied, 
zehes die im Art. 156. beftimmten Erforderniffe hat. ei 

168. Wenn der Beglaubigungsbrief beftätigt worden iſt; fo wird das gewählte 
Ritglied durch die Departementöregieruing' aufgerufen, und nimmt, innerhalb vier» 
rhn Zagen darnach, Sitzung, mit Ablegung der gewoͤhnlichen Erklärung: 

169. Alle in der Zwifchenzeit erledigt werdende Stellen werden, auf. die oben 
köimmte Art, wieder erſetzt. han ie — 

170. Die Departementsregierungen ſorgen dafür, daß alle ihnen durch bei 
belliehungsrath zugeſchickte Geſetze und Befehle ſchleimig bekannt gemacht, ange— 
(lagen, und, zur weitern Bekanntmachung und Anſchlagung, überall hin, wo es 
Woͤrt, verſendet werden. et. — — 

171. Sie empfangen von den: Einwohnern; durch die verſchiedenen Gemeinde⸗ 
wgietungen, alle individuelle Adreſſen, welche dieſe zur weitern Beſorgung ihnen 
Renten, und ſchicken fie auf das ſchleunigſte an den Vollziehungsrath, um darüber 
ii verfügen, oder, wenn fie an den ſtellvertretenden Körper gerichtet find, fie. der 
trſten Kammer zu übergeben. -:- 0. % —* nn. 

172, Auf gleihe Weife erhalten fie von dem Vollziehungsrathe die befagten 
Srefen mit dem darauf: göfaßten Beſchluſſe zuruͤch, und ſenden ſie ohne Verzug 
st Gemeinderegierung zu, von welcher fie ſolche erhalten hatten, ober laffem fie, 
ar — denjenigen wieder zuſtellen, welche⸗ als Unterzeichner, ſolche zus 
ticfordern. 7* 

173. Sie ſehen zu, daß die gute Ordnung und Polizei in ihrem Departement 
Small aufrecht erhalten werde. en 

„ 174 Sie verfügen, im Nothfall, auf ihre Berantwortlichkeit, und mit wirke 
her beim Vollziehungsrathe gemachten Anzeige, über die. naͤchſtgelegenen Garnis 
* * Truppen des Staats, zur Erhaltung oder Herſtellung der oͤffentlichen 
eicherheit. 4 BL 
Us. Die häuslichen Departementskoſten für jedes Departement werben, jaͤhr⸗ 
ih, durch den ftellvertretenden Körper beftimmt. . 

176. Zu biefem Ende fendet jebe Departementsregierung, jährlih, mit dem 
Infang des Monats September, dem Bollziehungsrathe einen fpecificirten Ueber: 
fHlag der Koften für das folgende Jahr. I: 

‚177. Diefem ueberſchlag fügt fie eine) ſpecificirte Rechnung über die Summen 
dei, die im abgelaufenen Zahre dem Depattement zugeftanden, und durch fie ver 
bindet wordeh find. Der Ueberſchuß dient zur Verminderung des neuen Ueberſchlags. 

178. In unvorgeſehenen Fällen kann eine Departementöregierung einen außer 
erkntlichen Ueberfchlag einfenden. Der Bollziebungsrath läßt bdenfelben alödann, 
Fe Verzug, bem fteifvertretenden Körper zur Beurtheilung zukommen. 

. 179. Die Departementöregierungen fehen, jede in ihrem Departement, zu, daß 
ti Einforderung der Öffentlichen Abgaben richtig und ohne Betrug geſchieht, und 
hu die Einfendung der empfangenen Gelder nicht verzögert wird. Bon allem Miße 
rauch oder Verſaͤumniß darin acben fie dem Vollziehungsrathe Nadyricht. 

180. Sie erhalten von den Gemeinderegierungen, in ihrem Departement, die 

Kechnungen über das, was folche für die Republit empfangen und ausgegeben has 
en und überfenden fie, nöthigenfalls mit ihren Bemerkungen, dem Vollzichungss 
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181. Sie vernichten, nach eingegogenem Berichte der Gemeinberegierungen, 
ober anderer untergeorbneter Collegien, in ihrem Departement, alle diejenigen Be 
ſchluͤſſe derſelben, die mit ber Werfoffung oder mit den Gefegen ftreiten, und ma 
chen unvermweilt bie Anzeige davon bei dem Vollziehungsrathe. 

e 182, Sie fuspendiren bie Mitglieder einer Gemeinderegierung von ihren Amts 
verrichtungen, wenn ſolche, durch hartnädiges Behapren auf ihren Belchlüffen, di 
Öffentliche Sicherheit in Gefahr bringen follten, und machen von dieſer Suspenfio: 
dem Bollzichungsrathe unverweilt die Anzeige, 

183. Sie unterfuchen die Streitigkeiten, die zwiſchen verfchiebenen Gemeinde 
regierungen, ober andern untergeordneten Gollegien in ihrem - Departement entitehen 
Tönnten, und ſchlichten diefelben, nach vorgängiger Vernehmung des Beklagten, un 
beſchadet des Rechts eines jeden, feine Klagen und Beſchwerden, nah Geitalt dei 
Sache, bei dem ftellvertretenden Körper, bei dem Volziehungsrathe, oder vor ben 
dazu befugten. Gerichtöhofe anzubringen. 

184. Der Vollziehungsrath fordert in Feinem Kalle die Mitglieder irgend ei 
ner Departementöregierung zur Verantwortung, perjönlich, vor ſich. 

185. Die Mitglieder werden, im Fall eines Verbrechens, duch ben Vollzie 
bungsrath, auf den Ausſpruch des flellvertretenden Körpers, vor einen hohen Na 
tionalgerichtöhof gebracht. 

186. Sie genießen jeber ein Zaggeld von fieben Gulben, ohne etwas mehr, 
als ihre reinen Vorſchuͤſſe in Rechnung bringen zu können. Jedes Mitglied, bad 
auf Commiſſion tft, kann feine Reiſekoſten und Zehrung als Vorſchuß berechnen, 
jedoch nicht höher als zu fieben Gulden des Tages. 

187. Beim Antritt ihrer Stelle legen fie, fo wie ihre Secretairs uub übrigi 
Bebienten, die geforberte Erklärung ab, und unterzeichnen diefelbe. 

- 188. Die Wählerverfammiung jedes Kreifes ernennt, jährlich, auf einen durch 
das Geſetz beflimmten Sag, einen Aufnehmer ber Rechnungen ber Departements: 
regierung. Die fieben alfo ernannten Aufnehmer verfammeln fid), gleihfaus auf 
eine durch das Gefep beſtimmte Zeit, in der Departementsftadt, um die Rechnun: 
gen des verfloffenen Jahres abzuhören und zu fchließen, oder ihre Bemerkungen 
darüber vorzutragen. Sie laffen ihren Bericht barüber drucken, und fenden folden, 
mebft ben Rechnungen, dem Vollziehungsrathe zu, der darüber befinitio entfcheibet. 

Sie bleiben, jährlich, nicht länger ald vierzehn Lage zur Aufnahme der 
Rechnungen verfammelt, 

89, Die Depastementöregierungen werben durch ben jebesmaligen Vorſitzer 


organiſirt. 
| Dritte Abtheilung. 
Bon ben Gemeinderegierungen, 


190, Ueber jebe Gemeinde ift eine Gemeinderegierumg gefegf. 

191. Die Anzahl und der Gehalt der Mitglieder, die Zeit und Art ihrer 
Wahr durd; die zu jeder Gemeinde gehörigen ftimmfähigen Bürger, und bie Zeit 
der Sitzung, ſowohl aller, für das erftemal, als in Anfehung der neuen Mitglieder, 
jährlich, wird von dem ftellverfretenden Körper, dur ein Reglement, auf ben 
‘ Antrag bes Vollziehungsraths bejtimmt. 

192. Jaͤhrlich tritt ein Drittheil jeber Gemeinberegierung, ober bie dem⸗ 
felben nächftlommende Anzahl von Mitgliebern, ab. Die Drbnung bes Abtretens 
wird das erftemal durch das Loos entfchieden, und geſchieht in ber Folge nad) 
dem Alter des Dienftes. 

Ein abtretendes Mitglied ift wieder wählbar; boch für das brittemal nicht 
eher, ald nad) einem Beitverlauf von brei Jahren. i 

193. Die Mitglieder einer Gemeinderegierung müffen ftimmfpig, volle fünf 
undzwangig Jahre alt ſeyn, und wenigftens feit den legten fünf Jahren in ber 
Gemeinde gewohnt habın, zu deren Regierung fie berufen find. 

94. Keine Gemeinderegierung darf einige neue Localauflagen feftfegen, ohne 
zuvor, mit Bevollmächtigten aus den flimmfähigen Bürgern berfelben Gemeinde, 
die zu dem Ende, auf die durch das Reglement vorgefchricbene Art von ihr zu 
ernennen find, Unterhandlungen gepflogen zu haben und übereingelommen zu ſeyn, 
‚ und nur unter nadhfolgender Genehmigung des flellvertretenden Körpers, 

195. Jede Gemeinderegierung macht ihre jährlichen Rechnungen über die Lo: 
caleinnahme und Ausgabe, auf die im Reglement beftimmte Weiſe, öffentlih 


nt. 
196. Sie fendet, jährlich, zu Anfang bes Monats Auguft, der Departements: 
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worunter bie Gemeinde gehoͤrt, einen ſpeecificirten Aufſatz über bie für 
Rechnung ber. Nation eingegangenen und audgegebenen Summen. 

‚ 197. Sie nimmt alle individuelle Abreffen an, weldye ihre Einwohner, durch 
ihre Gemeinberegierungen, an die Departementäregitrung, an ben Bollziehungsrath, 
oder ben ftellvertretenden Körper einfenden wollen. Sie fendet foldye aufs fchleus 
nigfle ber Departementsregierung zu, um fie weiter zu befördern, oder einen Bes 
ſchluß darüber zu faffen, und erhält fie, mit bem darüber gefaßten Beſchluß, von 
da zurüd, worauf fie folche den Unterzeichnern, auf ihre Anfrage, unentgelds 
lich, ausliefert, \ 

198. Die Mitglieder einee Gemeinderegierung können niemals vor «ine Des 
partimentsregierung, perfönlih, zur Verantwortung berufen, noch von ihrem Pos 
fen entfegt werben. 

199. Sie werben, im Falle irgend eines buch fie begangenen Verbrechens, 
vor den peinlihen Gerihtähof des Departements gebracht, wozu bie Gemeinde 


Sechsſster Titel, 
Bon den Finanzen, 


Erſte Abtheilung. 


Allgemeine Berorbnungen in Betreff des Finanzwefens ber 
Republik, 


200. Alle Seldmittel der Republik, fie mögen in Auflagen und Befisungen 
beftehen, oder Namen haben, wie fie wollen, wovon die Einkünfte, vor Einführung 
ber Berfaffung, in die Kaffe der Generalität, desgleichen in bie Kaffen ber 
verfchiebenen Provinzen, der drei Quartiere von Gelderland, der Landfchaft 
Drenthe, und Bataviſch-Brabant gefloffen find, werben von nun an für 
Rationaleinkünfte und Befigungen bes ganzen batavifchen Volkes erklärt und ges 


201. Die Schulden ımb Berpflichtungen, weldye, vor Einführung ber Vers 
faffung, nicht nur durch oder son wegen der Generalität, fondern auch von 
soegen ber verfchiebenen Provinzen, der drei Quartiere von Gelderland, der 
kandſchaft Drenthe und Batavifh:Brabant gemacht und eingegangen wors 
ben find, werben für Nationalfchulden und Verpflichtungen des ganzen batavifchen 
Bolkes erklärt und gehalten. 

202. Alle darüber abgegebene Rentbriefe, Schuldfcheine, Empfangfcheine, ober 
ambere Urkunden über Verpflichtungen, follen gegen Rationalſchuldſcheine ausgewech« 
feit, und auf einen gleihförmigen Fuß gebracht werben. 

Der ftellvertretende Körper beftimmt fchleunigftmögli bie Zeit und. Weife dies 
fer Auswechfelungs jedoch fo, daß bdiefelbe innerhalb drei Monaten nad) ber ers 
ten Sigung des ftellvertretenden Körpers angefangen, und vor dem Ende bes _ 
dritten Jahres, nach Annahme der Verfaffung, vollbracht werbe. 

.Es foll keine Verminderung, weder der Hauptſumme ber Schuldbriefe 
fetbft, noch der Intereffen und jährlichen Renten, Statt finden. 

Diefelben follen nie mit irgend einer — beſchwert werden, als allein mit 
ſolchen, die bei Einfuͤhrung der Verfaſſung wirklich Statt haben ſollen. 

204. Gegen die Schuldbriefe ſollen jaͤhrliche Coupons abgegeben werden, die 
in allen Zahlungen an den Staat angenommen, oder, nach der Wahl der Inhaber, 
bei dem Nationalſchatzamte bezahlt werden ſollen. 

205. Die von ber beſagten Rationalſchuld jährlich zu bezahlenden Renten und 
Intereſſen werben von denjenigen allgemeinen Auflagen beftritten, bie, gewiſſen hier⸗ 
= feftzufegenden Verfügungen gemäß, der ftellvertretende Körper jährlich feſt⸗ 

n wirb. 

206. Desgleichen werben durch den ftellvertretenden Körper gewiſſe befondere 
Bonds beftimmt, um eine Kaffe zur Verminderung oder Tilgung ber Rational« 
ſchuld zu bilden, welche Fonds allein zu befagtem Endzweck verwendet werben 


Diefer Kaffe werden jebes’ Jahr, zu demfelben Endzweck, die Gelber beigefügt, 
bie durch die Verminderung ber Zinſen, fowohl durch Vernichtung der Effecten, 
als Abfterben der Lribrenten, oder Ablauf der breißigjährigen und anderer zeitiger 
Renten, gewonnen werden. Die Nation ſoll barüber, jährlich, eine gebrudte Rech⸗ 
nung erhalten; und die vernichteten Effecten follen öffentlic) verbrannt werben. 
207. Diefe alfo zur Bezahlung der Zinfen und zu Ablöfungen beftimmten 
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Fonds follen unter eine befonbere, 'von allen andern Zahlungen getrennte, Verwal⸗ 
tung gefegt werden; biefe Verwaltung iſt für die getreite Befolgung diefes Gefeges 
verantwortlich. | | — 
208. Der ſtellvertretende Körper beſchließt, jaͤhrlich, nachdem er die erforder⸗ 
lichen Berichte von dem Vollziehungsrath und von den Commiſſarien des Nas 
tionalrechnungsweſens erhalten bat, bei Feſtſetzung des allgemeinen Ueberſchlags 
der’ Staatsausgaben, ob die allgemeinen Auflagen auf gleichem Fuße bleiben, oder 
aber vermehrt oder vermindert werden ſollen. Der Vorfchlag hiezu wird von der 
erften Kammer in Berathfchlagung genommen, längftens einen Monat nad) Ges 
nehmigung des Ueberſchlags. | Lu De ee 

Kein: Gefeg, wodurd eine neue- Auflage eingeführt wird, hat: länger Kraft, als 
ein er es nicht ausdruͤcklich erneuert wird. i 


| Wofern die Umftände der Republik einige außerordentliche Ausgaben 
nothivendig machen, findet’ der stellvertretende: Körper ſolche, vorzugsweiſe, fo’ viel 
wie möglich, in einer außerorbentlihen Erhebung, und zwar als freiwillige Gabe 
(don gratuit), durch verhältnißmäßige Vertheilung über-bie relativen Einkünfte und 
den Verbrauch aller Einwohner der batapifchen Republik. 

Glaubt er aber, zu Aufbringung ber, benöthigten Gelder, den Weg einer frei- 


“ 


willigen Anleihe einſchlagen zu muͤſſen; fo beftimme er die möglihft kurze Frift zur 
Ablöfung, und eine gehörige verhältnigmäßtge Auflage, um die nöthigen Fonds, for 
wohl: art Bezahlung; der jaͤhrlichen Abloͤſungen, alsıider Binfen, zu erhalten, -; - 
Diefe Auflage darf nicht höher. feyn, als zu den jährlichen Ablöfungen und 
Binfen zureicht, noch verlängert; werden, wann die: Anleihe abgelöfet iſt; alles unter 
den im Art. 205 ‚angegebenen Beſtimmungen. tom * | 
-.: 210... Der Vollzicehungsvath Liefert, innerhalb eines Jahres nad der erften, 
Sitzung des fiellvertretenden Körpers, demfelben in neues Syſtem von allgemeinen 
Auflagen,. ſowohl zur Beftreitung. der Stantsbebürfniffe, als: auch- befonders zur 
Bezahlung der jährlichen Zinſen und Abtöfungen für die ganze, Republik. 

" Diefes. Syftem wird fo eingerichtet, daß alle Auflagen, und jede derfelben, for 
viel wie möglich, mist dem beziehungsweifen Vermögen: der, Einwohner in Berhälts 
niß ſtehen, und aus der Vergleihung ihrer Befigungen, Einkünfte: und bekannten 
Verbrauchs beſtimmt werben,: mie Beobachtung folgender Grundfäse: Ä 
3 10) Die, Auflagen auf die unberoeglichen Güter, in ber ganzen Republik, auf 
1 in ‚einen verhältnigmäßigen Buß, nach ihrem beziehungsweiſen Werthe ges 

— mit Erneuerung und Ergänzung der alten Verzeichniſſe, bleiben 
b) In Betreff aller, ſowohl gewoͤhnlichen als außerordentlichen, Auflagen, 
ſie moͤgen auf Beſitzung, oder auf Einkuͤnften und bekanntem Verbrauch 
haften, wird fo viel. wie moͤglich Sorge getragen, auf der einen Seite, 
daß jeder aufrichtig und getreulich ſeiner Pflicht Genuͤge leiſte, und, auf 
der andern Seite, daß unnoͤthige Bekanntmachungen von Jemands Be— 
ſitzungen und Einkuͤnften verhuͤtet werben. 
c) Ale Auflagen auf. Verzehrungsmittel, wofern und in wie weit fie 
Statt finden follen, werden alfo eingerichtet, daß fie von demjenigen 
Theile de8 Verbrauchs eines Jeden gehoben‘ werben, den er, nach Genuß 
* abſoluten Nothdurft, aus feinen Einkünften aus freier. Wahl bes 
ſtreitet. «. ' | 4 
— — koinerlei Auflage gelegt werben auf Lebensmittel der erſten 
othdurft. Be — a 
Der ftellvertvetende Körper befreit vergleichen Lebensmittel, die damit beſchwert 
nn > dieſer Steuer, fobald er finder, daß das. Aufbringen anderer Abgaben es 
aubt. | | | 
e) Es kann Feine Kopffteuer, welche jeden Einwohner, ohne Unterſchied des 
Vermögens, drückt, eingeführt werden. 
Mit Ende des erften Jahres nach Anmahme der Verfaffung, ſoll dieſelbe auf: 
hören, überall, wo fie noch auf diefe Art erhoben wirb. 
f) Es foll, durdy die ganze Republik, eine allgemeine und billig angeordnete 
Auflage auf die Beerbung der Seitenverwandten nad) dem Betrag der 
annienln fo wie auch auf den kleinen Nationalftempel, eingeführt 
werben. 

Fuͤr diefe beiden Auflagen macht der ftellverfretende. Körper, fchleunigftmöglich, 
eine nette Drdonnanz. 

8) Die befondere Verwaltung über die Wafferfahrt: ober die Ein: und Aus⸗ 
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fubrgebühren fol gänzlich aufhören, und unter" der. ällgemehten Binanzans 
ordnung begriffen werben. Re h 

211. Rad) Maakgabe, wie dad neue Syftem der allgemeinen Auflagen, zur 
felge des Art. 210, in Ausübung gebracht. und zureichend befunden wird, fchafft 
der flellvereretende Körper die vorigen Auflagen ab. 

Dies neue Syſtem ſoll, fpäteftens innerhalb zwei Jahren nad) Annahme ber 
Verfaſſung, überall eingeführt und in Ausübung gebracht feyn, als innerhalb wels 
Her Zeit der flellvertretende Körper alle vorigen Auflagen, die bisher gehoben wurs 
den, infofern ſolche, den hiervor gemachten Bejtimmungen gemäß, nicht fortdauernd 
find, abfchaffen foll. - 

212. Die Ausgaben follen, in Friebengzeiten, möglichft vermindert und fo 
eingerihtet werben, daß fie die befannten und feftgefegten Einkünfte nicht über: 


gen. 

In gewöhnlichen Zeiten foll der Ueberfhuß, oder auch eine jährliche Summe, 
weiche der ftellvertretende. Körper beftimmen wird, in eine befondere Refervefaffe 
gebracht werden, damit die: Staatsbebürfniffe, bei entftehendem Kriege, oder ans 
dern Rationalunglüdsfällen , beftritten werden Eönnen. 

213. Der ftellvertretende: Körper macht, fobald- wie möglih, auf den Antrag - 
des VBollziehungsraths, ein Reglement, durch welches, auf ber einen Seite, über 
die richtige Bezahlung aller gemeinen Gelder, wie fie auch Namen haben, gewacht, 
und, auf der andern Spike, dafür geforgt wird, baß in diefem Stud einem jeden, 
ehne Pladerei, kurz und ungeſaͤumt fein Recht wiederfahre. 


Zweite Abtheilung. 
Bon dem Ueberſchlag der Staatsausgaben. 


214. Zu Anfang des Monats Dctober jedes Jahres‘ fendet ber Vollzie⸗ 
bungsrath dem ftellvertretenden Körper einen allgemeinen Ueberfchlag aller derjeni- 
gen Summen, die er, für das folgende Jahr, zum Dienfte der Republik für erfors 
derlich Hält, mit Beifügung der befondern Ueberfchläge der Departementsregieruns 
gm, one folhe darauf Bezug haben, und, nöthigen Falls, feiner Bemerkungen 

rüber. 

215. Diefer allgemeine jährliche Ueberfchlag ift, in ber befondern Summen⸗ 
beſtimmung für jeben einzelnen Poften, mit Gründen belegt, und enthält zugleich 
Vorfhläge in Betreff der beften Mittel, um das Bendthigte für das folgende Jahre 
durch gewöhnliche oder außerordentliche Aufgaben aufzubringen. 

216. In dem Ueberfchlag fol ein befonderer Poften für unvorhergefehene Aus⸗ 
gaben oder unfpecificirte Sachen feyn. | 

217. Jedoch wird diejenige Summe darauf nicht eingeführt, die der ſtellver⸗ 
tretende Körper, jährlih, zu geheimen Ausgaben dem Bollziehungsrath bewilligen 
wird, noch auch diejenige, die er in die im Art. 212. angeordnete Refervekafſe 
zu uͤbermachen befchließen wird. a 

213. Der flellvertretende Körper berathſchlagt und befchließt über den jährlis _ 
ben allgemeinen Ueberfchlag der Staatsausgaben, auf die Weife, wie es im Res 
glement, Buchſt. D. Abth. 1., vorgefchrieben ift. 

219. Der Bollzichungsrath legt jährlich, vor Ende des Julius, dem ftells 
vertretenden Körper Rechnung von den Summen ab, weldye er, durch denfelben, 
an bes verfloffenen Jahres, aus der Nationalkafje empfangen und auögeges 
en hat. \ 

Alle Mitglieder des befagten Raths erklären bei dieſer Gelegenheit, feierlich, 
bei ihrem zu Antritt ihres Amts abgelegten Gelübde, daß fie von den ihnen zu ges 
beimen Ausgaben verwilligten Geldern Eeinen andern Gebraud gemacht haben, als 
zum Dienft der Republik. ’ ei . 

Diefe fhriftliche, von allen Mitgliedern unterzeichnete Erklärung wird an bie 
iden Kammern des ftellverfretenden Körpers eingeſchickt. . 

Diefe Rechnung wird jährlich gedruckt und öffentlich bekannt gemacht. 

Zur Zeit eines Krieges mit irgend einer europaͤiſchen Macht wird diefe Bes 
lanntmachung verfchoben, bis fechs Monate nach dem Krisen. J 


Dritte Abtheilung. 
Bon den Commiſſarien des Nationalſchatzamtes. 
220. Die Verwaltung über den Empfang der Nationaleinfünfte und bie der 
Auszahlungen wird fünf Commiffarien des Nationalfhagamtes anvertraut , welche 
allein von dem Vollziehungsrath angeftellt ober entlaffen werben. 
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221. Die jährliche Beſoldung derſelben ift, für jeden, viertaufenb Gulden. 

222. Diefe Eommiffarien erhalten, bei ihrer Anftelung, jeber eine Snftruction, 
enthaltend eine deutliche Anmweifung ihrer verſchiedenen Gefchäfte, entworfen von 
dem Vollziehungsrath, und genehmiget durch den ftellvertretenden Körper. 

Diefer legtere beftimmt auch die Buͤrgſchaft, welche jeder von ihnen bei Ur: 
bernahme feines Amtes ftellen und jährlich erneuern muß. 

223. Ihre Gefchäfte find: : | 

a) Die allgemeine Einnahme der Nationalgelber. 

b) Der Sturz ber Gelder aus den befondern Kaffen der Einnehmer, es ſey 
aus einer in bie andere, ober in die allgemeine Kaffe. , 

€) Das Bezahlen der Anweifungen, die durch den Vollziehungsrath ober bie 
Departementsverwaltungen auf fie abgegeben worben find. 

d) Die Unterhaltung der nöthigen Gorrefpondenz mit den Einncehmern und 
andern Berrehnern. 

e) Die Führung der Nationalregifter von allen Cinnahmen und Außgaben, 
= dev Gegenbücher über den Empfang und bie Ausgabe der Eins 
nehmer. 

f) Die, von brei zu drei Monaten, den Gommiffarien bes Nationalrech⸗ 
nungsweſens zu machende Zuſendung der allgemeinen Rechnung uͤber Em⸗ 
pfang und Ausgabe der Nationalkaſſe, beſtaͤrkt mit den dazu gehoͤrigen 
Rechnungen und Beweisſtuͤcken, ſo wie mit allen Anweiſungen zu Dt 
zahlungen, welche der Bollziehungsrath ober die Departementöregierun. 
gen abgegeben haben. 

g) Der Empfang und bie Verwaltung ber Einkünfte, bie, vermöge bed 
Art. 206. zu Bezahlung der Zinfen und Tilgung der Nationalfchulb 
beftimmt find. 

Sie halten befondere Bücher darüber, und forgen, daß, wenn bie 
Fonds bei einem Nationaleinnehmer für die Coupons, die er zue Aus: 

- zahlung erhalten hat, nicht zureichen, ſolche aus der Kaffe anderer Ein: 
nehmer genommen werden, ohne baß fie jedoch auf irgend eine Weife 
mit den andern Einnahmen oder Ausgaben vermengt werden. 

Sie ftellen der Rechnungsfammer bie zurüdgezogenen und burchges 
ſtrichenen Coupons, fo wie auch die zurüdigegogenen Schulbbriefe zu, um, 
nah) dem Art. 206,, verbrannt zu werben. 

224. Sie beobachten genau, und auf ihre Werantwortlichfeit, ſowohl Insges 
fammt, als jeber insbefondere, bie folgenden Beftimmungen: 

a) Daß fie niemals durch irgend ein Departement ber Regierung auf für 
abgegebene Anmeifungen bezahlen, wenn folhe die Summen überfteigen, 
die durch den ftellvertretenden Körper nach dem Ueberſchlag ber Staats: 
— ober durch ein beſonderes Geſetz, ausdruͤcklich dafür verwillig! 


ſind. 
b) Daß fie niemals irgend eine Anweiſung bezahlen, wobei nicht Folgende 
beobachtet fi: | 
a) Eine beftimmte Angabe, an wen, nebft dem Poften, zu weldem bi 
Ausgabe gehört, oder der Abficht, wozu fie beſtimmt ift,. auch bem 
Datum des Gefeged, welches zu diefer Ausgabe bevollmädtigt. 
b) Die Unterfchrift des Vollziehungsrathes, des Agenten oder ber De 
— — welche die zu leiſtende Bezahlung fordert. 
ec) Die Contraſignatur der Commiffarien des Nationalvehnungswefene 
um Beweiſe, daß bie Bezahlung nad dem Gefege gefchieht, um! 
m gemäß erfunden worben ift. 
* he Sie geben dem ftellvertretenden Körper Nachricht vom Zuftande ber Ra 
affe. 

Jede Kammer ſchickt, wenn fie es ür nöthig hält, drei ihrer Mitglieder z1 
von Binanzeommiffarien, um ſich die Rationalrechnungsbüdyer vorlegen gu lafferı 
in der Abficht, der Kammer darüber Bericht zu erftatten. | 

Diefe Sendung kann aber nicht Länger feyn, als für Brei Tage, und, wäh 
rend jenes Jahres, denfelben Mitglicebern nicht wieder aufgetragen werben. 

Dergleihen Abgeordnete aus dem ftellvertretenden Körper geben den Finanz 
. tommiffarien Teinerlei Befehle, und üben keine Art von Autorität über fie aus. 

Die Finanzeommiffarien find zu allen Zeiten — diejenigen Berichte mm 
Erläuterungen zu geben, die der ftellvertretende Körper und der Volkiehungsrat: 
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son ihnen fordern, und haben, monatlich, dem Vollziehun ben Zuſtand ber - 
Sinnohme und Ausgabe der Nationalkaffe ——— nn 


Dierte Abtheilung. 
Bon den Commiffarien bes Nationalrechnungsweſens. 


236. Die Zahl diefer Gommifffarien ift beftimmt auf fieben, und einen 
Secretair, anzuftellen und abzufegen durch ben ftellvertretenden Körper, und feiner 
mlziehenden Gewalt verpflichtet, noch verantwortlich. 

2277. Eie erhalten, ihrer Anjtellung, von dem ftellvertretenden Körper eine 
Jaſtruction, enthaltend eine Anweiſung über ihre verfchiedenen Gefchäfte, unter der 
schörigen Berantwortlichkeit gegen benfelben. i 

223. Bu ihren Gefchäften gehören: 

a) Das Halten allgemeiner Bücher, ſowohl von allen Staatseinkuͤnften, aus 
den Monatsetatd und Büchern ber Einnehmer und anderer Verrechner, 
als auch von allen Ausgaben, wovon die Anweifungen durch fie eingetras 
en und gebilligt werben müffen. . 

b) Die Durchgehung und Abfchliefung aller Rechnungen, ſowohl bed Natios 
nalfhagamtes, als der Nationaleinnehmer, Finanzbedienten und Verrech⸗ 
ner, und die Unterſuchung aller darauf Bezug habenden Schriften. 

e) Die unterfuhung und Liquidation aller Forderungen, welche auf Rede 
nung der Republi übergeben werben. 

d) Die Obforge, daß, in diefem Betracht, die feftgefegten Verordnungen und 
Geſetze ſtreng befolgt, und durch Fein Departeinent ber vollgiehenden Res 
gierung mehrere Anmeifungen abgegeben werben, als die Summen betras 
gen, welche jedem derfelben, durch das Gefeg und durch die genehmigten 
Ueberfchläge, zugeftanden worben find, wie auch, daß die im Art. 223, 
beftimmte Form gehörig in Acht genommen werbe. 

Wenn einer Anweifung eines oder das andere Erforderniß gebrichtz 
fo fenden die Commiſſarien des Nationalrechnungsweſens biefelbe unver⸗ 
eilt an das Departement, von dem foldje hergekommen, zurüd., 

Die, weldhe mit den logquatur’s oder Durchſt reichungen die 
fer Commiſſarien nicht zufrieden find, wenden fi an den flellvertretenden 

r 


Koͤrper. 

e) Die dem ſtellvertretenden Körper zu machende Anzeige von allen Mifbräus 
hen, übelm Betragen, und andern Verantwortung fordernden Umſtaͤn⸗ 
ben, welche zu ihrer Kenntniß gelangen. 

f) Die Vorſchlaͤge zu nuͤtzlichen Finangverbefferungen ober Erfparniffen, 
welche fie dem ftellvertretenden Körper etwa au thun wüßten, fo wie, 
auf deſſen Verlangen, die Erftattung det nöthigen Berichte und Gutach⸗ 

_ ten in Anſehung aller in ihr Amt einſchlagenden Gegenftände. . 

229. Sie können jedoch, in Betreff des Art. 227. Buchſt. b und e, diejeni⸗ 
gen Ausnahmen machen, die fie, wegen der Unbebentenheit der Rechnungen, ober 
wegen des a elaufs der Forderungen, nöthig finden möchten. 

230. Die Art und Summen der durch fie gefhloffenen Rechnungen und * 
dirten Forderungen werden, jährlich, durch den Druck bekannt gemacht, nebſt den 
Semerkungen, Rügen und Vorſchlaͤgen, die, ohne Nachtheil des Nationalintereffe, 
trfannt gemacht werden koͤnnen. j 


Siebenter Titel, 


Bon den auswärtigen Befisungen und Kolonieen der Republik, und 
" von ihrer Regierung allhier. 


1. Die Verhättniffe der auswärtigen Befigungen und Kolonien ber bata— 
riſchen Republik in den beiden Indien zu dem Mutterlande, follen auf dem ges 
igen Buße bleiben, bis bie ftellvertretende Verſammlung, auf Antrag des 
Sollziehungsraths, in Betreff derfelben diejenigen Anorbnungen getroffen haben 
Sid, die fie zur Beförderung des allgemeinen Vortheils für dienlich erachten wird. 
232. Die Regierung ber Befigungen in Afien, fo wie der Kolonieen in Am e⸗ 
rika, und der Befisungen auf der Küfte von Guinea, ſoll mei verfchiedenen 
Räthen aufgettagen werden, welche, jeder ganz abgefondert, arbeiten follen. Der 
&ine wirb genannt: Der Kath der afiatifhen Befigungen und Nieder 
laffungen, ber andere: Der Rath der amerilanifhen Befigungen 
und Nieberlaffungen. 


1 
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233. Der: Rath der aflatifchen Befigungen und Niederlaſſungen fol aus neun, 
und der Rath der amerikaniſchen Befigungen, und Niederlaffungen aus fünf Mit 
gliedern beftehen. | 

234. Beide Raͤthe follen dem Volziehungsrath verantwortlich und unterges 
ordnet feyn. Die Anftellung und . Entlaffung ihrer Mitglieder ſoll duch ihn ges 

chen. 
ſch Ve, Jedes Mitglied von einem dieſer Raͤthe genießt einen Sahrgehalt von 
viertaufend Gulden. 

. Die ftellvertretende Verſammlung fol, auf den Antrag des Vollzichungs 
raths, fuͤr beide Raͤthe eine umſtaͤndliche Inſtruction feſtſetzen, nach welcher ſie han— 
dein muͤſſen, auch den Jahrgehalt der Secretairs, Einnehmer und Fiscale beſtim men. 

Jeder der beiden Raͤthe ſoll einen Secretair, Einnehmer und Fiscal an— 
ſtellen, und zwar unter einer beſtimmten Inſtruction, welche vor Ernennung ber 
ſelben dem Vollziehungsrath zur Gutheißung vorzulegen iſt. 

233. Die Mitglieder, Secretairs, Einnehmer und Fiscale dürfen nicht mit 

einander, bis in den dritten Grad der Blutsfreundfhaft oder Schwaͤgerſchaft, ver: 
wandt feyn. 
239. Die Mitglieder, Secretairs, Einnehmer und Fiscale dürfen, weder um 
mittelbar, noch verdeckt, auf einige Weife, in einem Kaufhandel Antheil haben, 
feine Eigenthümer von Pflanzungen oder liegenden Gründen in den Kolonieen feyn, 
> auch irgend andere Aemter oder Bedienungen, wie fie auch Namen haben, bes 
leiden. 

240. Der Vollziehungszath fol, auf Vorftellung jedes der beiden Raͤthe, für 
die Vertheidigung der Kolonietn forgen, die nöthigen Kriegsfchiffe und andere Notb: 
wendigfeiten dahin fenden, und bie erforderliche Anzahl Zruppen allda unterhalten 
Er forgt, auf gleiche Weife, für die Ruhe in den Befigungen und Kolonieen, unt 
für die Verbefferung ihres Handels und Landbaues. 

. 241. Der Vollziehungsrath foll, jedes Jahr, nach der fpecificirten Angabe, 

welche jeder der beiden Räthe ihm zu machen hat, von der ftcllvertretenden Wer: 
fammlung die. nöthigen Gelder verlangen, fowohl für den Unterhalt der befagten 
Befisungen und Kolonieen, als um die Befoldungen, Renten, Penfionen und ander 
Nothiwendigkeiten zu beftreiten. 
2242. Dir Vollziehungsrath fol, alle Sahre, nachdem er von jedem biefe 
Käthe Rechnung und Verantwortung, mit Beilegung aller dazu gehörigen Urkun: 
den und Beweiſe, erhalten hat, der ftellvertretenden Verfammlung über die Sum: 
men, die zur Beforgung des Intereffe der auswärtigen Befigungen und Kolonieen, 
während des verfloffenen Jahres, empfangen und ausgegeben worden, fo wie übe 
den Stand der Sachen dafelbft, Bericht erftatten. 

Wofern ein ‚reiner Ueberfhuß, nach Abzug deffen, was für das folgende Zahı 
nöthig ift, Statt Hat, wird derfelbe in die Nationalkaffe gebracht. 

Die, in biefem und bem vorigen Artikel bemeldeten, Berichte, Rechnungen un! 
ueberfhläge follen durch den Drud bekannt gemacht werben. 

243. Der Vollziehunysrath hat, auf den Antrag jedes der beiden Räthe, Bi 
Anftellung der höhern Beamten in den auswärtigen Befigungen und Kolonieen, di 
unter ihre Regierung gehören. 

44, Jeder der Kaͤthe trägt Sorge, daß die in den Kolonieen befindliche 
a. gut gehalten, bezahlt und gekleidet, und in vollzähligem Stande erhalten 
werben. a 

245. Jeder der NRäthe, und bie einzelnen Mitglieder derfelben, follen, in 
Zalle eines in ihrem Amte begangenen Verbrechens, vor einen hohen Nationalge 
zichtshof gebradjt werden. 

246. Die Art, wie ‚die republikaniſchen Grundfäge in den Beſitzungen un! 
— ber Republik regelmäßig eingeführt werden follen, wird durch das Gi 

eftimmt. | 


Ueber die afiatifhen Befigungen und Niederlaffungen. 


247. Die batavifche Republik übernimmt."alle Beſizungen und alles Eigen 
thum der ehemaligen Oſt ind iſchen Geſellſchaft, fammt allen ihren Schulder 
Die dieſer Geſellſchaft ehemals ertheilten Freiheitsbriefe werden aufgehoben. 

248. Die Intereſſenten und die Inhaber der Actien der ehemaligen oſtind 
De Geſellſchaft, werden von der Nation, durch Abkauf derſelben, ſchadlos gi 
alten | 


en. 
249. Die bataviſche Republik behaͤlt ſich, einſtweilen, noch das Berführen nac 
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Dftinbien von allerlei Waaren, die nicht an’ die Handel: treibenden Einwohner 
sbgetreten jind, To wie das Einbringen der dortigen Erzeugniffe, die Einfuhr des 
Thees aus China mit eingefchloffen, vor. Der Rath, der biefes zu vollziehen hat, 
fol proviforfih nah dem Inhalt des legten, dem oftindifchen Ausſchuß ers- 
theilten Feiheitsbriefes, unter den.in diefer Verfaffungsacte feftgefegten weitern Be: 
fimmungen, fo lange handeln, bis durcd den Vollziehungsrath, auf Borftellung des 
Raths der afiatiihen Befigungen, dem ftellvertretenden Körper ein neuer Brief wird 
scrgelegt, und durch diefen legtern genehmiget worden feyn, 

Das Gefeg kann diefen Artikel verändern oder aufheben, je nachdem das In- 
tereffe der batavifchen Republik folches erfordern wird. 

250. Das Gefeg wird die innere Staatseinrihrung, und die Art von Polizeis 
end Rechtspflege in jeder diefer Befigungen und Niederlaffungen reguiiren. 


Ueber die weſtindiſchen Befigungen und Kolonien in Amerika und, auf 
der Küfte von Guinea, 


251. Jeder der Kolonieen fol ein neues Verfaffungsgefes gegeben wer: 
Sen. Daffelbe fol die gegenwärtigen Abgaben aufheben, und eine neue Art’ von 
Sergütung für die Republik, wegen des ihnen zu ertheilenden Schutzes, feftfegen. 

252. Der Entwurf diefes neuen Verfaffungsgefeges fol durch den Vollzie⸗ 
Sungerath, auf den Antrag des Raths der amerikaniſchen Kolonieen, dem ftellvers 
zetenden Körper zur Beftätigung vorgelegt werben. 

253. Die Koften für die einheimifhe Regierung der Kolonicen follen durch 
die Einwohner felbft regulirt und bezahlt werben. 

254. Das Gefeg wird die Anzahl und die Macht der Commiffarien beſtim⸗ 
zen, welche der Bollzicehungsrath in jede Kolonie oder Befisung verfchiden Tann. 

255. Alle verfchiedene Kammern und Departemente des weftindifchen Dans 
dis, was für Namen fie auch haben mögen, find aufgehoben. Alle befondere Kos 
ienieen werden fofort umter eine «gemeine Regierung gebracdjt, und die, welche 
derch diefe Vereinigung benadhtheiligt zu feyn erweifen Können, werben in Geld 
catſchaͤdigt. 

Achter Titel. 


Von der richterlichen Gewalt. 
Erſte Abtheilung. 


Allgemeine Verordnungen. 


256. Ein Richteramt wird nur durch bataviſche Bürger, die ein volles Alter 
tn dreißig Jahren erreicht haben, verwaltet. | 

Außer diefer Bedingung kann das Geſetz noch weitere Beftimmungen bei ihrer 
woͤhlung feſtſetzen. | 

257. In keinem Gerichte haben Mitglieder oder Öffentliche Anklaͤger zugleich 
2:4, welche in auf: oder adfteigender Linie, oder als Brüder, oder ald Oheim und 
Ref, in Bluts- oder ehelicher Verwandtfdaft ftchen. 

253. Die Mitglieder bei allen Gerichten find, nach ihrem gefegmäßigen Ab: 
treten, fogleih wieder wählbar. 

259. Kein Mitglied wird abgefegt, als wegen Amtöverbrechen, auch nicht-fug- 
zendirt oder verurtheilt, ald nach einem vorhergegangenen' Anklagebecrete. 

260. Kein Mitglied mengt ſich in die Ausübung der gefesgebenden ober voll 
ziehenben Gewalt, oder in die Polizei, Es verhindert nie die Vollſtreckung irgend, 
ines Geſetzes, noch ruft es irgend ein anderes Glied der Regierung vor fich zus, 
Serantwortung. . 

Die Gewalt der Gerichte wird durch das Geſetz beftimmt. | 

Im Kalle eines Streits zwifhen der Regierungs- und richterlichen Gewalt: 
darüber, zu welcher von beiden diefe oder jene Sache gehoͤre, entfcheidet der ſtellver— 
itıtenbe Körper. 

261. In bürgerlihen Gtreitfachen ift das Recht der Parteien, ihre Zwi— 
figfeiten durch ſelbſtgewaͤhlte Schiedsrichter zu erledigen, unverleglich, und von bier 
iem Ausfpruc findet feine weitere Berufung Statt, außer wenn die Parteien fi 
aAches ausdrüdlid vorbehalten haben. 

262. In peinlihen Erkenntniffen, die zum Nachtheil des Beſchuldigten 
ausfallen, muß das Verbrechen ganz genau ausgedruͤckt ſeyn, bei Strafe der Nich— 
tigkeit. _ 

u. 10 
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263. Kein Richter ober Gericht rechnet, unter keinerlei Vorwand oder: Ka 
men, zu feinem Vortheil den ftreitführenden Parteien einige Koften an. 


Zweite Abtheilung. 


Bon ben Friebensrichtern und ihren Beifigeen, — von ben bürgerlichen Gerichten 
— von den Departementögerihhten, — von ben Gerichten über bie Vergt 
hungen der Richter, von dem hohen Nationalgerichtöhof, — und von dt 
Rechtöpflege über das Kriegsvolk. 


264. In jeder Gemeinde ift ober find ein ober mehrere Frieben srichter 
Shre Zahl richtet ſich nad) der Bevölkerung. 

265. Jede Urverfammlung ernennt, zu biefem Ende, eine Perfon, außerhal 
ihrer Mitte, duch Stimmenmehrheit, und giebt durch einen Zettel, unterzeichn: 
* he und Secretair, und verfiegelt, dem Gemeinderath Bericht vo: 

rer °” 

266. Der Gemeinberath laͤßt ein Verzeichniß bruden, vermindert es, burd 
wieberhohltes Abſtimmen, zu einem Drittheil, und vollbringt hieraus, acht Ta 
ge darnach, die verlangte Wahl. 

267. Wofern eine ernannte Perfon die völlige Mehrheit ber -Stimmen be 
Urverfammlungen hat; fo wird dieſe Wahl durch den Rath bekräftigt. 

268. Iedem Friedensrichter werben, auf Verlangen ber gegenfeitigen Parteien 
zwei Beifiser beigefellt. 

269. Die Beifiger werben durch bie Urverfammlungen ernannt, und zwa 
durch jede einer. Die Lifte derfelben wird durch den Gemeinderath auf das ſchleu 
nigfte Öffentlich befannt gemacht. 

270. Friedensrichter und Beifiger werben auf eine Zeit von zwei Jahre 
ernannt, find aber wieder wählbar. 

271. Aus ber allgemeinen Lifte ber Beifiger find die Parteien nach Koh 
gefallen zu wählen berechtigt, jede einen. 

272. Das Gefeg beftimmt die Gegenftände, woräber bie Kriebensrichter Aus 
ſpruch thun, es fey mit oder ohne Beifiger, auch mit oder ohne weitere Be 
zufung. 

273. Es fteht Niemand frei, einen Rechtsſtreit anzufangen, ohne ſich zuvo 
an den Friedensrichter gewendet zu haben. 

Wenn der riedensrichter ihn nicht befriebigen kann; fo weifet er ihn, burd 
eine fchriftliche Acte, an das bürgerliche Gericht, mit Beilegung der dazu gehört 
gen, durd) beide Parteien unterzeichneten, Stüde. 

274. Keine Sahmwalter, noch berfelben inftructorifche Acten, infofern fie kein 
Beweisftüäde enthalten, werben vom Briedensrichter zugelaffen, er mag mit obe 
ohne Beijiger figen. | 

275. Das Geſetz beftimmt bie Amtöverrichtungen und Befolbungen ber Frie 
ar wie auch bie Weife, wie fie in den an fie gebrachten Sachen zu ver 

ren baben. 
. 276, Jedes Departement hat feine bürgerlichen Gerichte. 

277. Ihre Anzahl und Verrihtungen, fo wie e8 bie Bequemlichkeit der Ein 
wohner erfordert, wie auch die Anzahl ber Mitglicber und ihre Erwählungsar 
durch die Urverfammlungen, wird durch ein Gefeg beftimmt. 

Jede Departementöregierung ernennt, auf Inftruction von dem Woll 
ziehungsrath, in den verfchiedenen Gemeinden ihres Departements bie nöthige An 
zahl von peinlihen Voͤgten, nebft beren Dienern. 

279. Kür jedes Departement biftcht ein Departementsgerichte 
hof, zur Verwaltung ber peinlichen ſowohl ald bürgerlihen Rechtspflege 
nad) einer burch den ftellvertretenden Körper verfaßten Inſtruction. 

230, Er befteht aus sehn Mitgliedern, wovon fünf die peinlichen, und fün 
bie bürgerlichen Sachen, abgefonbert, beforgen. 

281. Der BVollziehungsrath ftellt bei jedem biefer Gerichtshöfe einen Com 
miffair auf, mit dem Auftrage, über VBollftredung der — und ihrer Forn 
zu wachen, desgleichen auch einen oͤffentlichen Anklaͤger in peinlichen Faͤllen. 

— 282. An dieſe Gerichtshoͤfe kommen bürgerliche Rechtsſachen nur im Falle be 
ufung. 

983. Jeder biefer Gerichtshöfe erkennt, ausfchliegungsweife, über alle in fei 
nem Departement begangene Verbrechen, -auf welche das Geſetz Ehrlofigkeit ode 
peinliche Strafen fegt, wozu insbefondere alle Betrügereien und Uebertretungem ge 
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bören, — Einwohner des Departements zum Nachtheil der Staatseinkünfte be⸗ 
gangen haben. | ' 

234. Sie fprechen ferner über alle Amtsvergehungen, welche durch Mitglieder 
irgend einer Verwaltung, oder aud) von untergeordneten Finanzbedienten in ben 
Dipartementen und Gemeinden begangen werben. ’ 

285. Im Falle einer „verlangten Revifion eined von einem Departementse 
gerichte gefällten Urtheilsſpruchs, wird biefelbe Revifionsadjumcten aufgetras 
sen, welche aus den nädjfigelegenen Departementögerichten zu ernennen find. 

Ihre Anzahl verhält fih, wie die Anzahl derer, fo den Richterſpruch gefällt 


236. Das Gefed beftimmt die Art der Ernennung, die Zeit des Abtretens, 
die Gefchäfte, fammt deren VBertheilung, und den Jahrgehalt aller. Mitglieder der 
Drpartementögerichte. Ä 

237. Cs beftimmt auch ferner die Anftellung der nöthigen Diener bei biefen 
Serichtshoͤfen, unter befiimmten Inftructionen. 

288. Im Falle von Berfäumniß oder Vergehen, welches ein Richter oder 
Bericht in Vollziehung der Gefege oder ihrer Form begangen hat, giebt der Come 
ziffaie bei dem Departementögerichtshofe, worunter die Richter oder das Gericht 
sehören, fofort dem Agenten (Minifter) der Juſtiz Nachricht davon. 

239. In dem erften Falle, bemüht fih der Agent, biefen Richter ‚oder biee 
3 Gericht durch nachdruͤckliche Vorftellungen zu ihrer Pflicht zu überreden. 

290, Im Falle von Vergehen, fuspendirt der Agent den Urtheilsfpruch, und 
trägt feine Anklage dem ftellvertretenden Körper vor, mit Korberung rechtlicher 

ung» 

291, Der ftellvertretende Körper bevollmaͤchtigt alsdann den Agenten, zu bie 
fm Ende ein Gericht über die Amtsvergehen ber Richter zufammenzus 
sufen- 

292. BDiefes Gericht befteht aus dem genannten Agenten, ald Antläger, und 
fünf Mitgliedern, die aus den fünf Departementsgerichtshöfen dazu, abwechslungs⸗ 
weite, und durch Ausloofung ihrer Mitglieder, gewählt werden. 

Bei der Anordnung der Departementsgerichtähöfe foll zu dem Ende ein Regis 
fer verfertigt werben. 

293. Wird die Anklage gegen den Richter oder das Gericht durch biefes alfo 
wfaumengefegte Gericht bekräftigt; fo vernichtet daffelbe den Urtheilsſpruch, ber 
segen bas Geſetz oder deffen Form gegeben worden ift, und verfält den Richter im 
Se gefeglich beftimmte Strafe. 

294. Der hohe Nationalgerihtshof findet allein Statt in Fällen, die 
3 Gefes bejtimmt, hauptfählid) um Über Vergehen zu erkennen, welche Meitglies 
ie Des flellvertretenden Körpers, oder des Vollziehungsraths, Agenten, Commiſſa⸗ 
sim der Nationalverrehnung, Gefandte ber Republik bei fremden Mächten, oder 
Aandtſchaftsſecretaire, in ihrer Amtsführung begangen haben. 

Seine Zufammenberufung gefhieht durch den Vollziehungsrath, auf den Aufs 
zug bes ſtellvertretenden Körpers. 

295, Er wirb zufammengefegt aus Mitgliedern ber Departementsgerichtshäfe. 

Aus jebem berfelben werden, durch das Loos, brei Mitglieder ernannt, um als 
Ridgter zu handeln. i 

Aus diefen fo gewählten vierundzwanzig Richtern kann fowohl ber Be⸗ 
Bagte, als der Kläger, acht verwerfen, ohne Gründe anzugeben. 

Die Weigerungsgründe gegen die übrigen Richter werden durch dasjenige Des 
partementögericht beurtheilt, welches der Angeklagte oder der Kläger benennen wird. . 
Deffen Ausſpruch müffen fie fih unterwerfen. Werden bie Gründe für ftatthaft 
erftärtz fo werden die Stellen ber ... Mitglieder, durch das Loos, wieder 
erfest, ohne daß eine weitere Verwerfung Statt findet. j 

Ben den ſechs zehn fo zugelaffenen Richtern werben. vier Mitglieder bins 
eusgcloofet. , 

Die übrigen zwölf Richter bilden auf diefe Art dm hohen Nationals 
Serichteshof. 

Aus dieſer Zahl wird, mittelſt bes Looſes, einer zum dffentlihen Anklaͤ— 
ger ernannt. = j | 

Die übrigen eilf Richter wählen aus ihrer Mitte einem Borfiger. 

Das Selübde und andere zu einer folden Sigung gehörigen Vorbereitungen, 
beſtiamt das Geſetj. 10* 


* 
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296. Diefer- Gerichtshof verfammelt ſich nie, als bis der ftellvertretende Koͤr⸗ 
per ein Anklagedecret erlaffen hat. 

297. Der: ftellvertretende Körper beftimmt ferner den Ort, wo biefer Gerichts: 
hof fene Sitzungen halten ſoll. 

Diefer Ort muß wenigftens zehn Stunden von dem Gige bes ftellvertretens 
den Körpers entfernt feyn. 

298. Das Kriegsvolk bleibt, ohne Unterfchied des Ranges, in allen buͤr⸗ 
gerlichen Sachen, und auch in gemeinen Verbrechen, allein dem bürgerlichen Richter 
unterworfen. 

20 Thaten aber, die in dem Dienft, und allein durch einen Soldaten ver: 


übt werden Eönnen, werden an einen Garniſonskriegsrath verwieſen, ber, 


auf erfolgtes Geſtaͤndniß, Urtheil fpricht, ohne Berufung. 

- Das Gefeg wird die Fälle, auf welche diefe Vorſchrift anzumenden ift, näher 
beftimmen. 

r Das Reglement über die Kriegszucht (Art. 119.) beftimmt deffen Zuſam— 
menfesung, befonbers in Anfehung bes Auditors und Fiscals. 

300. Zu Friedenszeiten kann, in peinliden Fällen, eine Revifion der Urtheils« 
fprüche diefer Garnifonskriegsräthe gefordert werden, um zu beurtheilen, ob die ges 
fegliche Strafe gehörig anpaßt. | 

In diefem Falle dienen die fünf älteften Oberofficiere der Brigade und ber 
nauͤchſtanweſende Auditor, unter der Bedingung, daß fie nicht in derfelben Sache 
dem Kriegsrathe gedient haben. 
801. In militairifchen Urtbeilsfprüchen, die durch Garnifonsfriegsräthe, ohne 
erfolgtes Geftändmiß, gefällt worden, fol die Berufung an ein hohes 
Kriegsgericht Statt finden. 

Daſſelbe fol aus fünf Oberofficieren und einem Fiscal beſtehen. 

Das Geſetz beftimmt, in diefem Kalle, die Obliegenheiten des Kriegsagenten, 
und die Verhältniffe des Fiscals und des Auditors, wie auch die Weife der Bils 
dung dieſes Kriegsgerichts. 

80°. Eine gleiche Bildung und Verfahren von Kriegsräthen findet auf 
in Anfehung der Seeleute Statt, fobald fie an Bord von Laudesſchiffen find. 
Das Geſetz macht, auch in diefer Hinficht, ähnliche Beſtimmungen, wie jene, 
die in den Art. 300 bis 302 ausgedrüdt find. 

303. Die neue Einrihtung der in diefem Zitel bezeichneten richterlichen Macht 
foU innerhalb eines Monats nach der erften Sitzung des ftellnertretenden Körı 
pers ihren Anfang nehmen. 

Doc) darf das bürgerliche und peinlihe Geſetzbuch (Art. 28.) in der 
Form diefer Einrihtungen ſolche Veränderungen treffen, als zur Sicherheit dei 
Staats und Bequemlichkeit der Einwohner, mit ber Zeit, für nothig gefunden 
werben. | 
a Neunter Titel. 

Neber ben politifchen Einfluß des Volkes auf die Verfaſſung. 


304. Bis zu Ende des Jahres 1803 der gemeinen Zeitrehnung Tann Feiner 


lei — in der Verfaſſung gemacht werden. 


Mit dem Anfang des. Jahres 1804 ſoll aber eine neue Unterſuchung der: 
felben Statt haben. SEE 
: 806. Zu dieſer Abficht fol eine Revifionscommiffion niedergefegt wer: 
ben, beftehend aus fo viel Mitgliedern, als es ahtzigtaufendb Seelen in de 
batavischen Republik giebt, und gewählt buch die Ur: und Diftrictsverfammlun: 
gen, auf die Zeit und Weile, wie das Reglement, Budft. E., beftimmt. 
807. In der Folge Fann, von fünf zu fünf Jahren, eine neue Durchſicht 
der Verfaffung Statt finden; auf die im. Reglement feftgefegte Weiſe. 
Außer auf diefe, durch die Verfaſſung feftgefeste, Zeit.und Art, und ohne 
den ausdruͤcklichen Willen. des Volkes, kann dieſelbe nie gefeglid verändert werben, 


41. Reglement Budft. A, 
zum zweiten Zitel gehörig. 
Erfte Abtheilung. 
Ueber die Stimmungsart in ben Urverfammlungen. 


Art, 1. In jeder Urverfammlung ift ber Aeltefte einftweiliger Borfiger, und 
der Süngfte übernimmt das Secretairsamt. Piervon Eönnen fie jedoch wegen Grünbe, 
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die die Berfammlung für ftatthaft erachtet, verfchont bleiben, und es folgen ihnen 
bie im Alter naͤchſtfolgenden. \ 

2. Im jeder Urverfammlung werben von dem Secretair die Namen der dazu 
arhöriaen ftimmfähigen Bürger, zufolge eines dem Borfiger von bem Gemeinde: 
sach zugefchidten VBerzeichniffes, abgelefen, die ber Weggebliebenen aufgezeichnet, 
und die Zahl der Anweſenden bemerkt. 

3. Durch geheimes Stimmgeben werden fünf Wahlftimmenfammier, durch 
Elimmenmebrheit, ernannt, und aus benfelben einer zum Vorſitzer, und einer 
zum Secretair erwählt, indeffen einer der brei andern die Gegenlifte der Abftim: 
zung führen muß. 

4. Sind biefe ernannt; fo wird, unter Teinerlei Vorwand, irgend Jemand 
zchr in die Verfammlung zugelaffen, noch darf fi einer daraus entfernen, als 
wir Bewilligung bed Vorſitzers. 

5. Der Borfiser eröffnet die VBerfammlung auf folgende Weife: 


„Das Werk, wozu wir gegenwärtig berufen find, fordert die pflichtmäßige 
„Srinnerung an die Wichtigkeit, wovon für uns und für alle unfere 
„Mitbürger, deren Stelle wir bier vertreten, die glücdliche Wahl des 
„Mannes ift, auf deffen Schultern, nebft andern, die mit ihm in ber 
„Regierung angeftellt werden, die gewichtige Laſt derſelben ruhen folk. 
„Möge dann die Beherzigung biefer Wichtigkeit und unferer theuern 
‚‚Berpflihtung uns veranlaffen, alles auf die Seite zu fegen, was uns 
‚‚oerhindern koͤnnte, foldy einen Mann zu ernennen, der den heiligen 
„‚Srundfägen und Vorſchriften unferer Staatsverfaſſung zugethan ift, 
„und den jeder von uns in feinem Innern als den rechtfchafteniten und 
„‚tauglichften zu einem fo wichtigen Amte hält, damit jeder. von uns ein 
„ruhiges Gewiffen vor Gott und Vaterland habe!’ 

’ „Ich ſtehe daher nicht an, aufs Neue folgende Erklaͤrung abzu⸗ 
„legen: 
„„Ich erklaͤre, daß ich einen unveränderlichen Abſcheu 
„„habe, por ber Statthalterſchaft, dem Foöderalism, der 
„„Ariſtokratie und der Geſetzloſigkeit. — Ich gelobe, 
„„daß ich in allen Ernennungen, die ich heute thün wer— 
„„de, Niemandem meine Stimme geben will, den id in 
nnWBahrheit für einen Anhänger der flatthalterifchen 
„„und födberativen Regierung, Ober für einen Freund 
„„der Kriftofratie und Gefeslofigkeit halte’ 
sv» Dies erkläre ih auf meine Bürgertreue!” 

6. Dieſe Erklärung liegt gefchrieben auf dem Tiſche, woran der Vorfiger fist, 
end jeder Stimmberedhtigte legt zu Anfang der Verhandlung feine Hand auf die 
Schrift, und ſpricht, während jene auf legterer ruht, mit lauter Stimme: 

„Dies erkläre ich.‘ 


7. Der Borfiser, Secretair und die drei Stimmenfammler legen zuerft ihre 
Stimmen ab, ohne daß fie aber deswegen irgend eine Berathichlagung halten. 

8. Der Gecretair läßt jeden der Stimmberechtigten eine Nummer ziehen, zeich⸗ 
net fie unter den Augen defjen, der fie gezogen hat, auf die Ede eines Zettel, fals 
tet dieſe Ede, und verfiegelt fie hierauf gehörig. 

9. Jeder fchreibt in Gegenwart der Stimmenfammler die Perfon, auf welde 
er ſtimmt, mit Ausdrüdung des Namens und Zunamens, ober mit andern Bezeich- 
nungen, auf den befagten Zettel, fteckt diefen in eine dazu beftimmte, gehörig ge= 
fStoffene Büchfe, wozu während des Stimmens der Vorfiger den Schlüffel in Vers 
wahrung bat. 

10. Wer nicht leſen und fohreiben Tann, meldet die Perfon, auf welche er 
kimenst, mit Angabe ihres Namens und Zunamens, oder anderer hinlänglicher Be: 
zeichnung, dem GSecrstair, und dem, ber die Gegentifte hält. Der Gecretaie 
(Sreist folches für ihn auf den Stimmzettel, meldet es dem Führer der Gegentifte, 
und fägt ihn durch den Stimmgeber felbft in die Buͤchſe ſtecken. | 

11. Sind alle Wahlzettel eingegangen; fo Öffnet der Vorſitzer, in Gegenwart 
der Stimmenden, die Buͤchfe, nimmt die Zettel, Stüd für Stüd, heraus, und 
übergiebt fi dem dritten Stimmenfammler, der zu dem Ableſen dev Namen bes 
Alınmt„ift. 

12, Diefer ift verbunden, die auf ben Betteln gefchriebenen Namen laut abzu: 


- 
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lefen, fie dem Secretair und dem Führer ber Gegenlifte anzuzeigen, welche beibt 
jeder auf einer eigenen Stimmrolle, die Namen aufzeichnen. 

13. Im Falle bei dem Ablefen eines Zettels erhellt, daß Iemand in der Bi 
zeichnung einer Perfon geivrt hat; fo wird die Nummer von dem Borfiger entf 
gelt und der Stimmende aufgerufen, fidy näber zu erflären. 

14. Derjenige, der die völlige Stimmenmehrheit (das ift, wenigftens ein 
mehr, als die Hälfte aller Stimmen) hat, ift der Ernannte. 

15. Wofern Feiner die völlige Mehrheit hat, follen alle Stimmengeber «a 
das neue abgelefen werden, damit einer aus ihnen gewählt werbe. 

16. Bei der zweiten Stimmung werden, wenn fol eine Mehrheit nicht vo 
handen ift, die drei, welche bie meiften Stimmen haben, zu einer dritten Stir 
mung vorgetragen. 

17. Bei, der dritten Stimmung ift derjenige, der die meiften Etimmen, o 
gleich Eeine völlige Mehrheit hat, ernannt. Im Falle die Stimmen gleidy fin 
entfcheidet das Loos. 

18. Bei jeder Stimmung werben zuvor bie Stimmzettel in einen Umfchl 
gefiegelt, und nach Ablauf der Sitzung verbrannt. 

19. Sobald die Ernennung eines Stellvertreters, und, auf gleiche Weife, i 
eines Wählers der Urverfammlung, und deffen Stellerfegers, oder auch das Abſtir 
men über die Sache, wozu bie Urverfammlung durch die Werfaffung, oder dur 
ein befonderes Geſetz bes ftellvertretenden Körpers berufen worben war, vollbra: 
it; fo. wird bie Verhandlung zu Papier gebracht, und durch den Vorſitzer, Ger 
fair und bie drei Stimmenfammler unterzeichnet, worauf die Verſammlung dur 
den Vorfiger augenblidlich entlaffen wird. 

20. Das Gefeg beitimmt die Art des Stimmens bei der Wahl zu ben vı 
fchiedenen Öffentlichen Acmtern, in foweit die Verfaffung nicht darüber verfügt 5 


Zweite Abtheilung. 
Bon den Wählern zur Diftrictöverfammlung. 


21. Die Wahlmänner fchlagen den empfangenen Auftrag niemals aus, ı 
aus Gründen, welche bie Urverfammlung, bie ſie ernannt hat, annimmt. 

22. Sie finden fi, den dritten Tag nad der Ernennung, an dem O 
ihrer Beftimmung ein. Zur Entfhädigung ber Reiſekoſten wird ihnen für j 
Etunde Entfernung ein Gulden zugelegt. 

23. Sir übergeben ihre Vollmacht einer bazu ernannten Gommiffion | 
Obrigkeit des Drts, wo die Diftrictöverfammlung gehalten wird, zur Einficht, u 


“ hierauf, in der Verſammlung felbft, dem Vorfiger. 


Wenn der Wahlmann verhindert wird, in dee Diftrictöverfam: 
lung zu erfcheinen; fo trägt er das Geſchaͤft feinem Stellerfeger auf. j 
25. Wird auch diefer verhindert; fo trägt er Sorge, daß die durch feine | 
verfammlung ernannte Perfon der Wählerverfammlung bekannt werde, und fent 
zum Beweiſe der Aechtheit, feine Bollmadıt. 
26. Die Wahlmännerverfammlung conftituirt fih auf diefelbe Art, wie 
Urverfammlung (Art. 1. zc.) 
Der Borfiger bringt alle von ben verfchiedenen Urverfammlungen bes | 
ſtricts ernannte Perſonen in ein Verzeichniß und lieſet fie der Verſammlung vor 
23. Wenn Jemand durch völlige Mehrheit (das ift, durch eine Stimme { 
die Hälfte) der Urverfammlungen ernannt iſt; fo iſt die Wahl gefchehen. | 
29. Niemand dur völlige Mehrheit ernannt; fo werben bie drei, we 
die meiften Stimmen von allen Uvverfammlungen erhalten haben, aufgezeichnet. 
80. Sind aber Feine drei Perfonen durch mehr als eine Urverfammlung 
nanntz; fo werben aus ben andern ernannten Perfonen, durch befchloffene Zei 
einer ober zwei, durch beziehungsweife Stimmenmehrheit, zur Ergänzung der 
forderlihen Dreizahl ernannt. | 
81. Wenn feiner der Angetragenen bie Stimme von mehr ald einer Ur 
fammlung erhalten hat; fo wird aus allen genannten Perfonen bie Zahl von dr 
auf diefelbe Weiſe gebildet. 
Ben Aus diefen breien wird das Mitglied ber ftellvertretenden Verſamml 
gewählt. 


83. Die Ernennungsart geſchieht nach dem 7, 8, 9, 11, 12 und 18 Art 
worin die Stimmung in den Urverſammlungen beftimmt ift. 
34, Auf gleiche Weife, wie im 9, 10, 11,12, 13 u. 14, Art. dieſes Ri 
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ments beftimmt ift, wirb ein Stellerfeger bes Mitgliebes ber ftellvertretenden Wem 
fammlung gewählt. ‘ 

85. Iſt einer der Wahlmänner durch feine Mitwahlmänner in die er 
verfest worden; fo entfernt er fich, bei ber Stimmung barüber, aus ber 


8. 
36. Iſt die Ernennung geſchehen; fo läßt der Vorſitzer durch den Gecretair 
ein Beglaubigungsfhreiben für den Ernannten auffegen, folgenden Inhalts: 

„Die Berfammlung der Wahlmänner aus wierzig Urverfammlungen be 
„BDälteitö ..... ber batavifgen Republik, entbietet, in Gemäßheit ber 
»‚Berfaffungsacte, den Bürger... . . ‚ wohnhaft... .., um fih, als 
rg a ber ftellvertretenben Berfammlung ber bataviſchen Repus 
„blik zu verfügen. 

Diefer Begtaubigungsfehein wird, ungefäumt, bem gewählten Mitglied, und 
gleiyerweife deffen Stellerfeger zugefenbet. 

37. Er wird von dem VBorfiger unterzeichnet, und durch ben Secretair, nebft 
zwei Mitgliedern, contrafignirt. 

38. Bon biefer Ernennung, und von ben Berhanblungen ber Diftrictöverfamme 

werden bie ftellvertretende Verſammlung und der Vollziehungsrath durch ein 

Schreiben benachrichtigt, welches nach Vorſchrift des vorigen Artikels unterzeich⸗ 
et 


Fe. Der Vorfiger erflärt hierauf, daß bie Gefchäfte ber Verſammlung geen⸗ 
tigt find, und laͤßl fie aus einander. 


2. Reglement, Buchſt. B, 
zum dritten Zitel gehörig. 


Erfte Abtheilumg. 


Bon Befegung der jaͤhrlich erledigten Stellen in ber ſtellvertretenden 
Berfammlung. 


Art. 1. Der Vollziehungsrath ruft, nach der Orbnung, welche, zufolge bes 
Irt. 38. der Berfaffungsacte, dad Loos beftimmt hat, jährli alle Urverfammlun: 
sen der Diftricte, an denen die Reihe ift, gegen den legten Dienftag im Monat 
Rai auf; mit Erinnerung an Zeit und Ort der Zufammenkunft der Diftrict ss 
vserfammlungen, um neue Mitglieder für den ftellvertretenden Körper zu er⸗ 


Mmanen. ä 

2. Die alfo erwählten Mitglieder bes ftellvertretenden Körpers, und ihre 
Etellerfeger, fenden innerhalb vierzehn Zagen nad) gefchehener Wahl ihre Bes 
Saubigungsfchreiben dem Vollziehungsrath zu, welcher ſolche augenblicklich einer zu 
wm Ende ernannten Commiſſion, die aus vier Mitgliebern der erften Kammer 
md zwei der zweiten Kammer zufammen gefegt ift, zur Beurtheilung zufchidt. 

5. Diefe Commiſſion beurtheilt, innerhalb der drei folgenden Wochen, alle 
tnaetommene Beglaubigungsfchreiben, während welcher Zeit ein Gemählter bie 
Srande einberihten fann, warum er fordern zu Eönnen glaubt, daß man ihn vers 
ihomen müfle. Desgleihen können in diefer Zwiſchenzeit auch andere Bürger bie 
— ſchriftlichen Beſchwerden vortragen, bie fie gegen die Gefeglichkeit der Wahl, 
oder die Befugtheit das Gemählten zu haben glauben. 

4 Wenn die Sommiffion weder in dem Wahlverfahren, noch in dem Ges 
— ein Gebrechen findet, welches ihn nad) der Verfaffung unfähig macht, Si 
gung en, und wenn fonft keine gegründete Beſchwerden gegen feine Perfon 
eher äblung eingetommen find; fo beftätigt fie fein Beglaubigungsfchreiben, und 
Smadrihtiget die beiden Kammern bavon. 

5. Kinder fie in der Wahl, ober in dem Gewaͤhlten, ein Gebrechen, ober find _ 
Sefalis gegründete Befchwerben eingelaufen 5 fo nimmt fie Anftand, das Beglaubis 
——— zu beſtaͤtigen, und giebt davon, mit Vortrag der Gruͤnde, der er⸗ 
ken mer Nachricht, die alsdann entfcheidet. 

6. Glaubt die er ſte Kammer, das Beglaubigungsfchreiben, aus den von ber 
Gommiffion angeführten Gründen, nicht beftätigen zu müffen; fo vernichtet fie bie 
© Wahl, und giebt dem Vollziehungsrathe den Auftrag, unverzüglich ben 

Merfeger von dem, deſſen Wahl vernichtet worben ijt, aufzurufen, oder, wenn 
oc feine Wahl für nichtig erklärt ift, dafür zu forgen, daß auf das fchleunigfte 
eine neue Wahl an beider Stelle gefchehe. 

7. Benn bie Commiffion die Gründe zur Verſchonung, bie ein Gewählte 
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einfenbet, nicht für ftatthaft erachtet 5 fo nimmt fie Anftand, denfelben zu entlaffen, 
und giebt Nachricht und Gründe an die erfte Kammer, welche in dieſem Falk 
entſcheidet. 

8. Findet die er ſte Kammer die Gruͤnde zur Verſchonung unzulaͤnglich, und 
der Gewaͤhlte weigert ſich dennoch, ferner Sitz zu nehmen; ſo erklaͤrt ſie oͤffentlich 
denſelben feines Stimmrechts für verluſtig, mit allen Folgen, welche nach dem 
10. Artikel der Verfaſſung damit verknuͤpft ſind, und traͤgt dem Vollziehungs 
rath auf, ungeſaͤumt deſſen Stellerſetzer aufzurufen, um Sitz zu nehmen. 

Dieſer Aufruf geſchieht auch, wenn die erfte Kammer, auf Antrag ber Com 
miffion, dem Gemählten, wegen angeführter gültiger Gründe, feine Entlaffung be 
willigt. 

9. Iſt diefelde Perfon in mehr als einem Diftrict gewähltz fo entfcheidet biı 
Commiſſion, duch das Loos, für welchen Diſtrict fie auftreten foll, und der Bell 
ziehungsrath ruft ihren Stellerfeger auf, aus dem Diftrict, worin er mit gewähl 
ward. 

10. Daffelbe findet auch in Anfehung feines Stellerfegers Statt, wenn er ü 
mehreren Orten gewählt feyn möchte; und in dem Diftrict, deſſen erfter Gewählte: 
und Stellerfeger beide für einen andern Diftrict auftreten muͤſſen, geſchieht auf dai 
fhleunigfte eine neue Wahl. ’ 

Alles, was, nad) dem Art. 2 bis 10, diefes Reglements, ber zufammeı 
gefesten Gommiffion und der erften Kammer aufgetragen ift, geſchieht, das erfte 
mal, durch eine-&ommiffion aus ber verfaffenden Verſammlung, und durch di 
Berfammlung felbft. 

11. Sogleih nad) Genehmigung der Beglaubigungsfhreiben der neuernannteı 
Mitglieder, ruft ber VBollzichungsrath diefelben auf, jicy innerhalb vierzehn Ta 
gen in dem Aufenthaltsorte der ftellvertretenden Berfammlung einzufinden. 

12. Die neuerwählten Mitglieder, die alsdann dafelbft anwefend find, Fommei 
mit den bereits Sitzung habenden Mitgliedern des flellvertretenden Körpers auf bei 
dazu beftimmten-Zag in einer allgemeinen Verfammlung zufammen, um, nad vor 
gängiger Ablegung der Erklärung (VBerfaffungsacte, Art. 36.), die Bertbei 
lung des ftellvertretendben Körpers in zwei Kammern mit zu bilden,‘ und darau 
fogleidy in derjenigen Kammer Sigung zu nehmen, in die fie durch die allgemein 
Berfammlung ernannt werden. 

Bis auf den zur erften Gigung ber neuen Mitglieder beftimmten Tag 
behalten die abtretenden Milglieder ihre Stellen in jeder der beiden Kammern. 


Zweite Abtheilung. 
Don ber Verlegung der ftellvertretenden Verſammlung. 


14. Sobald ber Vollziehungsrath die Anzeige. erhält, daß ein Decret zu 
Verlegung des ftellvertretenden Körpers an cinen andern Ort gefaßt worden ifi 
giebt er dem Volke durdy eine Proclamation Nachricht davon, und forgt un 
verzüglid), daß alles in Bereitfchaft fey, um ben ftellvertretenden Körper zur bi 
ftimmten 3eit und am beftimmten Drte zu empfangen. 

Aller Widerftand und Auffhub gegen diefes Decret ift ein Vergehen gege 
die Sicherheit des Staates. | 

15. Der BVollziehungsrath trägt zugleih Sorge, daß den etwa abwefende 
Mitgliedern des ftellvertretenden Körpers unverzüglich gefchrieben, und fie aufgerr 
zur beftimmten Zeit und am beftimmten Orte in der Verfammlung z 
erſcheinen. 

16. Findet ſich ein Mitglied zu dieſer Zeit nicht daſelbſt ein, und giebt es ir 
nerhalb acht Tagen nach dem Empfang der Zuſchrift Feine Gründe feines Auße: 
bleibens an, oder werben die angegebenen Gründe von der Kammer, wozu es g 
hört, nicht für hinlaͤnglich erachtet; fo erflärt die Kammer daffelbe feiner Stel 
verluftig, und giebt dem Vollziehungsrath den Auftrag, unverzüglich zu forge 
daß deffen Stellerfeger aufgerufen, oder cine neue Wahl vorgenommen werde, 

Ein ſolches ausgebliebenes Mitglied wird Überdies, als eines Anſchlags gegt 
bie Sicherheit des Staates fhuldig, vor das Departementögericht gebracht, wo; 
ed ala Einwohner gehört. 

‚ 17. Eben befjelben Vergehens find auch alle diejenigen ſchuldig, die fich in i 
gend einer Rüdfiht der Wahl von neue Mitgliedern in den ftellvertvetenden Kö 
per widerſetzen. 


’ 


Gifte Verfaffung vom 23. April 1798. 153 
Dritte Abtheilung. 


Bon der Art der Berathſchlagung, und den dabei zu beobgchtenden 
Formularen. 


18. Die erſte Kammer nimmt, bei ihren Berathſchlagungen über irgend eis 
un Vorſchlag ihrer Mitglieder oder Commiſſionen, folgende Form in Acht: 

a) Bei jedem Antrag oder Bericht muß der Entwurf des Gefeges oder Bes 
ſchluſſes, worauf derſelbe abzwedt, vorgetragen werben. 

b) Ieder folder Antrag wird dreimal verlefen, ehe darüber befchloffen 
wird. Die Zwiſchenzeit von einer Berfung zu der andern ift jedesmal: 
wenigftens drei Zage. 

c) Rad) der erften oder zweiten Verlefung kann ein Antrag verworfen, 
oder bie Berathſchlagung darüber aufgefhoben werden. Der Beſchluß 

. Kann nicht cher, als nad) der dritten Verlefung gefaßt werben. 

d) Die zweite Verlefung findet nicht anders Statt, ald wenn bei ber ers 
ſten Verleſung fünf Mitglieder diefelbe fordern; in diefem Falle wirb 
der Zag zu der zweiten Berlefung beftimmt. Eben diefes wird, bei 
der zweiten PVerlefung, in Anfehung der dritten beobachtet. 

e) Die Zufäge oder nähern Beftimmungen eines Antrags koͤnnen zwar bei 
der erften oder zweiten Berlefung vorgetragen, aber nicht eher ala 
nad) der dritten in Erwägung genommen werben. 

19. Diefe Form wird jedoch nicht bei Beſchluͤſſen ven unverzüglicher Nothe 
wendigkeit beobachtet. Aber denfelden muß eine, durch die völlige Mehrheit aller 
Ditalieder der erften Kammer befchloffene, ausdruͤckliche Erklärung diefer Noth: 
mendigteit verangehen. " 

Iſt der Antrag durch die erfte Kammer angenommen, und in einen Bes 
fblu$ verwandelt; fo wird cr ungefäumt der zweiten Kammer zugefhicdt. Im 
Eingang befjelben muß immer, entweder das Datum ber drei auf einander folgenden 
Berlefungen, oder die mit Gründen begleitete Erklärung unverzüglicher Nothwen⸗ 
tigkeit ausgedruͤckt feyn. - 

21. -Wenn aus dem Eingang eines der zweiten Kammer zugefchiditen Bes 
fhluffes nicht erhellt, daß die vorgefchriebene Form beobachtet, oder die fchleunige 
Nothwendigkeit duch die erfte Kammer erklärt worden iſt; fo verweigert: diefelbe 
itre Beftätigung, ohne den Inhalt des Befchluffes felbft in Erwägung zu nehmen, 
end ſendet diefen an die erfte Kammer zurüd. 

22. Wenn im Eingang eines Belhluffes die Erklärung unverzüglicher Nothwen⸗ 
tigkeit durch die erjte Kammer ausgedbrüdt worden iſt; fo berathichlagt bie 
zweite Kammer fogleich über die Erklärung. 

a) Beftätigt die zweite Kammer die Erklärung; fo berathſchlagt fie for 
gleidy über den Beſchluß ſelbſt. 

b) Berwirft fie die Erklärung; fo nimmt fie den damit eingefhidten Be: 
ſchluß nit in Erwägung, fondern fendet ihn fofort mit ihrem Weiges 
rungsdecret an die erfte Kammer zurüd. 

23. Wenn ein der zweiten Kammer vorgelegter Beſchluß der erften Kams 
mer die Art. 18. feftgefegten Erforberniffe zwar hat, und die zweite Kammer aud) 
bie Erklärung der unverzüglidyen Nothwendigkeit beftätigt, aber die Sache felbft, 
sder bie in dem Beichluß angetragenen Mafregeln nicht beftätigt; fo fendet fie 
benfelben mit ihrem Weigerungsdecret an die erfte Kammer zurüd. 

24. Alle von der erften Kammer vorgelegte Beſchluͤſſe, deren Eingang 
nicht die Erklärung unverzüglicher Nothwendigkeit enthält, müffen, um durch die 
zweite Kammer beftätigt oder verworfen werden. zu können, erft einer breimas 
ligen Berlefung in derfelben unterworfen werden. Der Zeitverlauf zwiſchen zwei 


Berleſungen ift wenigftens drei Tage. Wird der Befchluß beftätigt; fo werden 


die drei Zage der verichiebenen Verlefungen, in der zweiten Kammer, im Eins 
gang deſſelben ausgedruͤckt. Ft 

25. In allen Fällen, wo die zweite Kammer einen ihr durch bie erſte 
Sammer vorgelegten Beſchluß auf die Art. 23. beftimmte Weife verwirft, fegt fie 
isrem Weigerungsdecret die Gründe bei, die fie dazu bewogen haben. 


26. Die erfte Kammer nimmt diefe Gründe, nad einer Zwifchenzeit von. 


wenigfiens zwei Zagen, in Erwägung. 
a) Beruhigt fie fich dabei; fo ift das Decret der zweiten Kammer undere 
änderlich, und dir vorgelegte Beſchluß bleibt verworfen. — 


—* 
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b) Beruhigt fie fi aber nicht bei den vordelegten Veigerungsgrünben; 
ſchickt fie der 2 eiten Kammer ihre Gegenbemertungen darüber zu. 

27. Die zweite Kammer nimmt, in foldyem alle, die näheren Benzerktun: 
der erften Kammer, am zweiten Tage nad) deren Empfang, in Erwägung. 

23. Finder fie diefelben gegründet; fo nimmt fie ihr Weigerungsdecret zuri 
und beftätigt den von der erften Kammer vorgelegten Befchluß. 

29. Findet fie die Bemerkungen nicht gegründet; fo beharrt fie auf ihr 
MWeigerungsbdecret. Dierzu wirb aber, bei einem Abftimmen nad) den Köpfen, e 
Mehrheit von zwei Drittheilen aller ihrer gegenwärtigen Mitglieder erfordi 
Die Namen aller, die in dieſem alle für oder wider geftimmt haben, werben 
dem Protocol bemerkt. Bon dieſem Beſchluß wirb der erfien Kammer ungefäu 
Nachricht gegeben. 

30. Ein auf ſolche Art verworfener Antrag Tann von Keiner ber beiden Ka 
mern cher wieder vorgebradht werben, ald nad) Verfluß eines Jahres. 

Die zweite Kammer beftätigt ober verwirft nie einen befondern Arti 
des ihr vorgelegten Beichluffes. Die erfte Kammer fann ben einen oder andı 
Theil deffeiben, im alle der Verwerfung, aufs Neue der zweiten Kammer ; 
en zufenden. 

32. Die Formulare, deren ſich die zweite Kammer in ben verfchiebenen of 
ausgebrückten Zällen bedient, find folgende: ' 

a) In dem Falle des Art. 21. " 
Die Berfaffung verbietet, diefen Befhluß in Erwägui 
unebmen. 
b) In dem Falle des Art. 22. Buchſt. a. 

Die zweite Kammer, in Erwägung, daß... .. ., beftäti 
die durch bie erfte Kammer dem Eingang des folgend 
Befhluffes vorangefhidte Erklärung unverzüglich 

Nothmwendigkeit. 
c) In dem Falle des Art. 22. Buchſt. b. 

Die zweite Kammer erkennt die Nothwendigkeit eines u 
verzüglihen Befhluffes nicht. 

d) In dem Falle des Art. 23 

Die zweite Kammer, in Erwägung, baß...., beftäti 
ben hiebei folgenden Beſchluß nicht. 

e) In dem Falle der Beftätigung eines vorgelegten Befchluffes. 

Die zweite Kammer beftätigt den vorgelegten Beſchlu 
und verwandelt denfelben in ein Decret. 


3. Reglement, Buchſt. C, 


- zum vierten Titel gehörig. 


Von ber Art des Austritts und der Wahl der Mitglieder des Vollziehungç 
raths, von der Vorfigerfchaft, der Art der Berathſchlagung, der Sec 
tairöftelle, und dem Formular von Bekanntmachung der Gefege ol 

Zuruͤckſendung eines Beſchluſſes. 


Art. 1. Jaͤhrlich tritt ein Mitglied des Vollziehungsraths aus, die erfi 
vier Jahre nad) dem Koofe, in der Folge nach dem Dienftalter. 

n ’ Zur Wicderbefegung der erlebigten Pläge fhlägt bie erfte Kammer dr 
erfonen vor. | 

Diefe müffen batavifche Bürger feyn, vierzig Jahre alt, innerhalb ber 9 
pubik gebohren, müffen während ber legten zwanzig Jahre ihren beftänbia 
a. darin gehabt haben, und dürfen keine Mitglieder des ftellvertretenden Ki 
pers fern. 

Diefe letzte Eigenfchaft hat Keine Beziehung auf bie Bataver, bie im Jal 
1787 gendthigt wurden, wegen politifcher Verfolgungen ihr Vaterland zu verlaffi 
und vor dem Jahre 1796 wieder heimgelehrt find. 

Aus diefen drei vorgefchlagenen Perfonen erwählt die zweite Kammer ec 
— in den Vollziehungsrath innerhalb drei Tagen nah Empfang bes Wi 

lag. 

Der Vorſchlag gefchieht jährlich den 1. Junius. 

Borfhlag und Wahl gefchehen durch geheime Stimmen, nah ber voͤllig 
Mehrheit der Stimmen ber in jeder Kammer anwefenden Mitglieder. 


Erite Verfaffung vom 23. April 1798. 155 


3. Wofern eine ober zwei. Stellen zwiſchen dem 1. März und 1. Junius 
eledige werden; fo werben biefelben nicht früher befest, als zur gewoͤhnlichen 
Vehlzeit. In dieſem Falle nehmen die uͤberbleibenden Mitglieder einen oder meh⸗ 
— Agenten (Miniſter) als Gehuͤlfen bis zur Zeit der Wiederbeſetzung 


‚a fih. 

Hält aber die Erledigung in einen andern Monat; fo findet eine außergewöhns 
ide unverweilte Wieberbefegung Statt. 

4. Derjenige, ber zwiſchen der Zeit zur Belegung eines Platzes ernannt wird, 
ber, gewöhnlicher Weife, noch länger ale ein Jahr hätte bekleidet werben follen, 
kitt wieder ab, fobald er dieſe Zeit erfüllt hat. Würde aber fein Vorgänger bei 
kr nähften gewöhnlichen Wahl abgetreten ſeynz fo hält er, nebft deffelben Zeit, 
auch noch die fünf darauf folgenden Jahre aus, eben fo, ald wenn er zur ges 
zöhnlihen Zeit gewählt worden wäre, 

5. Niemand darf fidy der auf ihn gefallenen Wahl entziehen, als aus geſetzli⸗ 
da Gründen, über welche die erfte Kammer, oder eine Commiſſion aus berfelben, 


‚ wurtbeilen hat, deren Ausſpruch der Gewählte fig unterwerfen muß. 


6. Ein abgetretenes Mitglied iſt nicht wieder wählbar, als nach einer Zwi⸗ 


| — von fuͤnf Jahren. 


Jedes Mitglied des Vollziehungsraths iſt, umwechslungsweiſe, einen Mos 

ft lang Borfiger. In ber erften Sigung beſtimmt das Loos die Umwechslungsart. 

8. Der Bollziehungsrath faßt keine Schlüffe, fertigt et keine Befehle aus, 

& in den gewöhnlichen, oder auch folchen außergewöhnlichen Sigungen, wozu ers 
wislih die Mitglieder berufen worden find. 

Ale Protocolle, fowohl von den gewöhnlichen als außergewöhnlichen Sigungen, 
aöffen wenigftens von drei Mitgliedern unterzeichnet feyn. 

I. Jedes Mitglied ift befugt, ſeinen mit Gründen belegten Vortrag in bas 
Protocol einzurücten, wie auch anmerken zu laffen, warum er feine Stimme zu 
um genommenen Beſchluß nicht hat geben können. Proteftationen werben nicht 
nommen. 

10, Der Bollziehungsrath berathfchlagt, wenn er es für nöthig hält, in Abs 
Bimbeit des Secretairs; jedoch muͤſſen alsdann bie Befchlüffe durch ein Mitglied 


1 io befonderes geheimes Buch eingetragen, und jedesmal von allen unterzeichnet 
| De 


‚il. Die einzelnen Mitglieder des Vollziehungsraths find verpflichtet, alle Ber 
üte, die den Staat oder deffelden Verhältniffe betreffen, welche fie Von den außs 
zrtigen Gefandten diefer Republil empfangen haben, zur Kenntniß des gefammten 
Plegiums zu dringen, und darüber Rath zu halten, ohne daf je eines einen abge 
kaderten politifchen oder minifteriellen Briefwechfel unterhalten darf. s 

12, Kein Mitglied begiebt fich außerhalb des Sitzungsortes, als auf erhalterien 
Xuftrag, oder mit ausdruͤcklicher Beiftimmung des Vollziehungsraths felbft. Diefes 


‚ Eid aber niemals mehr als einem Mitgliede zu gleicher Zeit verftattet. 


13. Niemand, der ein Mitglied des BVollziehungsraths war, Tann ohne Beis 


| Kimmung bes ftellvertretenden Körpers das Grundgebiet des Freiftaates innerhalb 
ei Jahren nach feinem Austreten verlaffen. 


14. Zum Secretair des Vollziehungsraths, wie auch zu beffen Agenten, zu 
Commiffarien, zu Mitgliedern des Raths der oſt- und weſtindiſchen Befigungen, 
er auch zu auswärtigen Gefandten oder derer Secretairs, ift kein Mitglied des 
dolichungsraths ernennbar, als nach Verlauf von zwei Jahren nad) feinem Aus: 
ute, Berner find zu den genannten Stellen alle die unfähig, bie mit einem der 
a Dienft ſtehenden Mitglieder deffelben bis einfchlieglich im dritten Grabe der Bluts⸗ 
er ehelichen Verwandtſchaft ſtehen, fo mie alle, die noch keine vollen dreißig 
Jahre alt find, und die weitern, im Titel 2. der Verfafung feftgefegten, Exfors 


‚ kaiffe befigen. 


15. Die Anftelung des genannten Secretairs gefchicht durch den Vollzichungss 
th, auf eine durch den flelluertretenden Körper genehmigte Inftruction. 
‚ ‚36. Der Vollziehungsrath oder feine Mitglieder, als folche, erfcheinen niemals 
“den Berfammlungen des ftellvertretenden Körpers. Die Mittheilung ber Vor⸗ 
träge an ben letztern gefchieht durch einen Staatsboten. 
17. Das Formular für die Verkündigung erhaltener Gefege ober Beſchluͤſſe 
(Berfoffungsacte Art. 103.) lautet alfo: , 
„Der Bollziehungsrath der batavifchen Republik thut zu wiffen: baß bie - 
fellvertretende Verfammlung, nach verfaffungsmäßiger Erwägung, baß * 
(Hier folgen bie Gründe, worauf der Beſchluß fich ftügt.) 
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befchloffen und verorbnet hat: i 
(Hier folgt der Beſchluß ferbft.) 
Dem zufolge befichlt vorgenannter Vollziehungsrath, im Namen ber ftells- 
- vertretenden Verfammlung, daß diefes überall, wo es ſich gebührt, vers 
kündigt und angefchlagen werden fol.’ u 
18. Das Formular, deſſen fich der Vollziehungsrath bei Zurüdfendung eines 
Geſetzes an die erfie Kammer (VBerfaffungsacte, Artikel 104.) bedient, ift 
folgendes: i 
i „Da diefem Gefeg die durch die Verfaffung vorgefchriebene Korm gebricht > 
fo kann der Vollziehungsrath daffelbe nicht verfündigen laſſen.“ 


4, Reglement, Buchſt. D, 
zum fechsten Zitel gehörig. 
Erfte Abtheilung. 
Don dem Ueberfchlag der Staatsausgaben. 


Art. 1. Sobald der Ueberfchlag der Staatsausgaben durdy den Vollziehungs— 
rath an bie erfie Kammer eingefender worden it, läßt fie duch cine dazu ers 
nannte Gommiffion unterfuden, ob derfelbe den Art. 214, und 215. gemäß einge: 
richtet iſt. Findet fie darin irgend ein Gebrechen; fo giebt fie dem Vollziehungs— 
rathe Nachricht davon, mit Aufgabe der verlangten Aufflärungen ober Zufäge. 

2. Der Vollziehungsrath entfpriht auf das fdhleunigfte dem Verlangen ber 
erſten Kammer. 

3. Iſt der Ueberfchlag der Staatsausgaben in die gehörige Korm gebracht; fo 
Shit ihn die erjte Kammer unverweilt den Gommilfarien des Nationalrchnungss 
wefens zu, die ihn genau unterfuchen, und darüber, von Poften zu Poften, fpät: 
ftens innerhalb eines Monats darnach, der gedachten Kammer ihre Bemerkungen 
darüber: zukommen laffen. 

4. Dex ftellvertretende Körper berathfchlagt und befchließt alsdann, in ber ges 
woͤhnlichen Form, über diefen Ucberfchlag , ni vor Ablauf des Jahres. j 

5. Der Vollzichungsrath fendet, im Fall der Noth, einen außerorbentlichen 
Ucberfchlag ein, der auf die im Artikel 215. beftimmte Art eingefhict ift, und - 
worüber alsdann, den Art. 1 bis 4. diefes Reglements gemäß, verfahren wird. 


Zweite Abtheilung. ji 
Bon den Commiffarien des Nationalfchagamtes und der Nationalrechnung. 


6. Bu Kommiffarien des Nationalfchasamtes und Rechnungsweſens find nur 

ftimmberechtiate Bürger erwählbar, die volle dreißig Sahre alt, und feit den 
zehm Icgten Jahren Einwohner der batavifchen Republik find. 
j 7. Die Commiffarien und der Secretair des Schagamtes, nebft den Kommifs 
farien und dem Gecretair der Nationalrehnung, bürfen, weder unter fih, möd : 
mit den Mitgliedern des Vollzicehungsraths, oder deffen Agenten, bis in den dritten 
Grab der Blutsfreundfchaft oder Schwägerjchaft verwandt feyn. 

8. Bon den fünf Commiſſarien des Schagamtes treten jährlih einer, und. 
von den fieben ber Nationalrechnung in den erften drei Jahren zwei, und im 
vierten Jahre einer ab. Der Vollziehungsrath beftimmt in Anfehung der erftern, 
und die erjte Kammer in Anfehung der Iestern, ſogleich nad) ihrer Anftellung, die : 
Ordnung, in welcher dieſes Abtreten gefchehen foll. 

9. Das abtretende Mitglied ift wieder erwählbar. x 

10. Bei Erledigung einer Stelle fenden die Gommiffarien des Schatzamtes 
dem Vollziehungsrathe, und die der Nationalrechnung ber erften Kammer eine . 
Lifte von drei Perfonen, woraus fie wählen. 

11. Die Commiffarien des Schasamtes und der Nationalrehnung ernennen | 
beide ihren eigenen Secretair und Bediente, mit einem duch den ftellvertretenden 
Körper zu beftimmenden Gehalt, und fegen fie auch ab. 

12. Keiner von ihnen nody ihren Secretairs darf, mittelbar ober unmittelbar, 
an einigen Lieferungen, Uebernehmungen ober Verpachtungen für die Republik Uns 
theil nehmen. R 

13. Die Nationaleinnehmer und andere Finanzbramten (deren Zahl und Jahre 
‚gehalt der ftellvertretende Körper beftimmt), welche von dem Vollgiehungsrath unter 
einer defondern Inftruction angeftellt werben, müffen die fünf legten Jahre bin« 
durch in dem Departement, wofür fie, beftimmt find, gewohnt Haben, und find vers 
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fihtet, beim Antritt ihrer Bedienungen, eine Caution zu ftellen, bie mit beren 
Dichtigkeit im Verhältniffe fteht, alle drei Jahre erneuert wird, und wobei die 
Mitglicder des Vollziehungsraths felbft Eeinerlei Antheil haben dürfen. 

Aud dürfen fie mit diefen letztern nicht im dritten Grade der Biutsfreundfchaft 
er Schwaͤgerſchaft ftehen. 

14, Diefe Einnehmer und andere Finanzbeamten ftellen ihre eigenen Unterges 
Süfen und Bedienten an, und find perfönlich für fie verantwortlich). 

15. Sie find verpflichtet, von allen ihnen befannt werdenden Benachtheiligune 
sn der Finanzen, und von allen Betrügereien und Vergehungen in Betreff derſel⸗ 
kn, dem Bollziehungsrathe die fchleunigfte Anzeige zu machen. 

16. Der Bollzichungsrath fuspendirt biefe Einnehmer und Beamten, im Falle 
se Pflichtverſaͤumniß, von ihren Amtöverricdhtungen, und läßt die Klagen gegen fie 
var den Öffentlichen Anttäger des Departementsgerichts, worunter die Beſchuldig—⸗ 
ka gehören, vor nurbefagtes Gericht bringen. | 

17. Kein Nationaleinnehmer Leiftet jemals einige Bezahlung, es fey denn auf 
ee Ordonnanz der Gommiffarien des Schagamtes, die von diefen gehörig unters 
#iönet, und von den Gommijfarien der Nationalrechnung einregiſtrirt ift. 


5. Reglement, Budft. E, 


zum neunten Zitel gehörig. 
Bon der KRevifionsart der Berfaffung. 


Art. 1. Zur Bildung der VBerfaffungs-Revifionscommiffion werden 
Ü Urverfammlungen der ganzen Republik in Wirkfamkeit gefegt, und zu dem Ende, 
sn den gewöhnlichen Zag der Ernennung neuer Mitglieder des ftellvertretenden 
Kıpers, in dem Jahre 1803 aufgerufen. | 
2% Je vier der zunächt bei einander liegenden Diftricte erwählen ein Mit 
AR zu diefer Commiſſion, und einen Gtellerfeser. 

Sollte ein Ueberfhuß von mehr als einem Diftrict ſeyn; fo wirb durch den⸗ 
ken gleichfalls ein Mitglied und Stellerfeger ernannt. Bleibt aber nur ein Diitrict 
“tig; fo wird er den nächftliegenben vier Diftricten beigefügt. 

5. Jede Urverfammiung ernennt einen Revifor, und ferner einen Wähler 
m Ditrictsverfammlung, und deffen Stellerfeger; alles auf die Weife, wie es 
a Infehung der Mitglieder des ftellvertretenden Körpers, im zweiten Zitel und 
a Reglement, Buchſt. A, beftimmt ift. 

%. Die zu einem Revifor, ober deſſen Stellerfeger, erforderlichen Eigenfchaften 


* 


‚ib, daß fie ſtimmberechtigte Bürger, volle dreißig Jahre alt, ſeit den iehten 


i'dn, oder wenn auswärts geboren, feit den legten funfzehn Jahren Einwoh— 
der Republik find, und überdies Feine Aemter noch Poſten in irgend einer Res 
rung befleiden. 
„> Den zweiten Tag nad) vollbrachter Wahl, kommen fümmtlihe Wähler 
= Urverfammlungen in den dazu beftimmten Hauptorten zufammen, um Diſtricts- 
Temmlung zu halten. 

5 In biefer Difteictsverfommlung , welche dem Reglement, Budft. A, 
ER} gehalten wird, wird “ 

»),aus allen Beglaubigungsbriefen der Wähler ein Werzeichniß der in bem 
Difrict zu Repiforen ernannten Perfonen verfertigt, und dem Namen 
re beigemerkt, durch wie viele Urverfammlungen er ernannt wor⸗ 
en iſt; 

b) dann werben, mittelft des Loofes, aus. den anwefenden Wählern drei 
Perfonen ernannt, um zur vorher fchon gefeslich bejtimmten Zeit und 
Drt, mit einer gleihen Anzahl Wähler, aus jeder der dret nächltgeleges 
nen Diftrictöverfammlungen auf diefelbe Weife gewählt, fih damit zu 
beichäftigen, aus den gefammten und vereinigten Berzeichniffen der vier 
zufammengefügten Diftricte einen Reviſor und Stellerfeger auf die Weife 
zu wählen, wie e8 in Anfehung der Mitglieder des ftellvertretenden Körs 
pers, durdy das Reglement, Budft. A, beftimmt ift. 

Mi 7, 3u dem Ende erhalten alle diefe zur vereinigten Verfammlung Beauftragte 

a gehörigen Vollmachtsſchein, mit dem zufolge des Art. 6, Buchſt. A. verfers 

Im Verzeichniß aller ernannten Mitglieder, beide durch den Borfiger und Secre: 

ar ihrer befondern Diftrictsverfammlungen unterzeichnet. 

da, In Anfehung der alfo aewählt werdenden Reviforen und Stellerfiger gilt 

—* was im Reglement, Buchſt. A, Abtheil. 2. in Anfchung der in bie 
pettretende Berfammlung gewählten Mitglieder beftimmt’ift. > 


3 
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9. Bon ber gefchehenen Wahl wird, durch den Worfiger ber vereinigten Wäl 
lerverfammlung, dem Bollzichungsrathe auf das ſchleunigſte Nachricht gegeben. 

Sind alle Berichte eingegangen, und die Beglaubigungsbriefe der gewählte 
Reviforen und ihrer Stellerfiger vom Vollziehungsrathe für gültig erfannt (zu we 
chem Ende fie ſolche, innerhalb vierzehn Zagen nach gejchehener Wahl an beı 
felben einfenden); fo giebt er, in einer Kundmachung, dem Volke von der Erner 
nung ber Kevifionscommiffion Nadhriht, und beftimmt zugleih den Ta— 
an welhem die Mitglieder fi am feltgefegten Orte einfinden müffen, um alld 
Ihren ©ig einzunchmen. 

Hievon wird auch jedem der gewählten Reviforen, ober ber ftatt berfelben au 
tretenden Stellerfeger, ſchriftliche Benachrichtigung gegeben. 

10, Die Revifionscommiffion verfammelt fih in der Stadt Utrech ?. 

11. Späteftens in fech 8 Wochen nach gefchehener Wahl, fängt die Commi 
fion ihre Gefhäfte an, nachdem fie in die Hände eines Gommiffairs des Vollzi« 
— die gewöhnliche Erklärung, Mann für Mann, abgelegt hat. Sie waͤhl 

8 Altefte ihrer Mitglieder zum Vorſitzer, und einen Gecretair aus ihrer Mitte. 

12, Die Revifionscommiffion empfängt, während ihrer Sigungszeit 
keine Befehle oder Gebote von irgend einem Zweige ber Öffentlichen Macht, betrej 

fenb den Gegenftand ober die Weife ihrer Berathfchlagungen. 

Ihre Mitglieder können niemald wegen ihrer vorgebrachten Meinungen ode 
Beihlüffe in Anfprudy genommen werben. &ie koͤnnen, während ihrer Sizungs 
zeit, nicht anders rechtlich belangt werden, als wie bie Mitglieder ber ftelvertre 
tenden Verfammlung. 

‚Die Sommiffion wohnt niemals öffentlichen Keierlichkeiten bet. 

18. Jeder ftimmbefugte Bürger hat das Hecht, während deö erften Monati 
ihrer Sisung, alle diejenigen individuellen, ſchriftlichen, mit Gründen begleiteten, 

und von ihm eigenhändig unterzeichneten Vorfchläge und Bemerkungen zur Verbef 
ferung der Staatsverfaffung, bie er für noͤthig hält, an fie einzufenden. 

4. Die Commiſſion nimmt gehörige Rüdfidht, forwohl auf diefe Bemerkungen; 
old auch auf die, welche ihr durch die Mitglieder irgend einer Öffentlichen Gavali 
ober Regierungscollegiums, innerhalb der genannten Zeit, zugeſchickt werben. 

15. Sie dehnt ihre Unterſuchung und Befchlüffe nicht weiter aus, ala auf ben 
Theil, den, oder bie Artilel der Verfaffung, in Betreff welcher, zufolge der Art. 
13 und 14, ihr einige Bemerkungen oder Vorfchläge zugeſchickt worden find. 

16. Innerhalb vier Monaten nad) ihrer erften Gigung endiget fie ihre Bes 
rathfchlagungen, und ſendet unverzüglich ihren fchriftlihen, duch ihren Vorfiger 
‚und Gecretair unterzeichneten, Bericht dem Vollziebungsrathe zu. 

— Sogleich nach dieſer Zuſendung geht bie Reviſionscommiſſion aus— 
einander. 

18. Jedes Mitglied derſelben genießt, während feiner Sitzungszeit, ein Zaggeld 
von zehn Gulden, und bei feiner Ankunft und Abreiſe drei Gulden für jede 
Stunde Entfernung feines Wohnortes von Utrecht, für Neifekoften und Transport. 

19. Der, zufolge des Art. 16, dem Bollziehungsrathe zugefhidte, Bericht der 
Gommiffion enthält eine deutliche Abfaffung des Theiles, des ober der Art. ber 
Verfaſſung, die durch fie verändert worden, ober der Gründe, warum fie die vor⸗ 
gefchlagenen Veränderungen nicht gutgefunden hat. 

20. Der Vollziehungsrath macht diefen Bericht durch den Druck bekannt, und 
derfertigt eine fi darauf beziehende Kundmachung. 

21. Hierauf ruft er alle Urverfanmlungen in ber ganzen Republik auf, um 
auf einen beftimmten Tag, wenigftens vier Wochen nad ber im vorigen Artikel 
bemerften esse A durch Ja oder Nein, die durch die Revifionscommifs 
ſion entworfenen Beränderungen in ber Staatsverfaffung zu genehmigen oder zu 
derwerfen. 

22. Der Ausfhlag der Stimmung durch Mehrheit, nebft ber Zahl berer, bie 
in jeber Urverfammlung für oder wider geftimmt haben, wirb gehörig zu Papier 
— durch den Vorſitzer und Secretair unterzeichnet, und unverzuͤglich dem 

—— zugeſchickt. 

. Alle dieſe einkommenden Berichte ſendet der Vollziehungsrath dem ſtellver⸗ 
tretenden Koͤrper zu. 

24. Der ftellvertretende Körper laͤßt durch ben Vollziehungsrath, auf das 
ſchleunigſte, mittelft einer Proclamation, dem Volke ben Ausfchlag ber Stimmen 
mehrzahl von allen Urverfammlungen befannt machen. 
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5, Die alfo genehmigten Artikel ber Staatöverfaffung haben, enblicklich 
sah ihrer Bekanntmachung, Geſetzeskraft. — 
%, Sind alle vorgeſchlagene Veraͤnderungen verworfen worden; fo bleibt bie 
—— fuͤr die fuͤnf folgenden Jahre, bekraͤftigt. 
. Nach Verfluß dieſer Zeit, und ferner von fünf zu fünf Jahren, kann 
tie au Revifion der Staatsverfaffung ftatt haben; doch nur in diefen zwei 


8) daß ber flellvertretende Körper, auf einen mit Gründen begleiteten Vor⸗ 
flag der erften Kammer, ben die zweite Kammer genehmiget hat, 
die Nothwendigkeit ber Revifion eines ober mehrerer Artikel der Staats⸗ 
verfaffung erklärt. 

Die drei Verleſungen eines ſolchen Vorfchlags gefchehen, in jeder der beiden 
Summen, jedesmal von zehn zu zehn Tagen. Um desfalls einen Beſchluß zu 
hen, wird in jeder Kammer bie völlige Stimmenmehrheit aller ihrer bazu vorher 
idlich aufgerufenen Mitglieder erfordert. | 

Ein ſolcher Vorſchlag der erften Kammer kann durch die zweite Kammer 

xrworfen werben, ald mit einer Mehrheit von zwei Drittheilen ber vol⸗ 
la Inahl ihrer Mitglieder. | 

b) oder aud, daß funfzehntaufend Bürger, innerhalb der ſechs Ichtem 
Monate des zehnten, funfzehnten, oder zwanzigften ver 

ſich mit individuellen und unterzeichneten Vorſtellungen wegen Verändes 
zung eines ober mehrerer Artikel der Verfaffung an den ftellvertretenden 
Körper gewendet haben. Diefe Vorftellungen müffen deutlich ben ober 
die Artikel, worin man eine Veränderung begehrt, und bie vorgefchlagene 
Beränderung felbft angeben. Berner müffen biefelben mit einem Zeugniß 
em die Stimmfähigkeit der Unterzeichner betreffend, 
igt feyn. 

Dat einer von biefen beiten Fällen, ober haben beide ftatt; fo läßt des 
ende Körper durch den Bollziehungsrath, mittelft einer Kundmachung, das 
Bek kavon benachrichtigen, und alle Urverfammlungen in ber Republik auf einen 
‚ten Tag aufrufen, um von Artikel zu Artikel zu befchließen, ob bie Revie 
Fin Zatt Haben foll, oder nicht. 

3. Der Ausfhlag der Abftimmung wird, durch den WVorfiger jeder Urved⸗ 
‚dem Vollziehungsrathe zugeſchickt, und durch benfelben aus allen einge⸗ 
Berichten der entfcheidende Ausfprud des Volkes aufgefunden, wovon 
Belvertretenden Körper und dem Wolke, mittelft einer Kundmachung, auf das 

Rachticht gegeben wird. 

RD. Erklaͤrt die Mehrheit der Urverfammlungen, daß Eeine Revifion ftatt 
fol; fo bleibt die Staatsverfaffung für fünf folgende Jahre unveränders 


A. Berlangt hingegen die Mehrheit eine Reviſion; fo werben bie Urver⸗ 
aufgerufen, um auf ben, jährlich, zur Wahl neuer Mitglieder des 
den Körpers beftimmten Tag, zugleih Reviforen zu ernennen, auf 
Sen Art. 1 — 8. vorgefchriebene Weife. 

2, Ferner wird, in diefem alle, genau alles beobachtet, was oben Artikel 
verordnet iſt; allein mit dem Unterfchiede, daß die Revifionscommife 
%. nun Eeine andern Artikel der Staatsverfaffung in Erwägung nehmen barf, 
+ zufelge des Art. 29, dem Volke in einer Kundmachung vorgetragen wors 


6. Additionalartißel, 

zur Verfaſſungsurkunde. 

Beyablung des Gehalts der Beiftlichen der ehem. herrſchenden Kirche, — 

der in Ruhe Gefegten und deren Wittwven, — Nationalerkläs 

Ring der geiftlichen Güter, — Bertheilung der Kirchengebäude und Pfarr⸗ 

» — Faortdauer der Öffentlichen Unterrihtsanftalten, — Verbeſſe 

Bag müfter Gerlinde und einiger bisher unbrauchbarer Fluͤſſe, zur Be⸗ 

Üerung des Landbaues und Handels, — und Fortdauer der admi⸗ 
| Regierungen. 

Ätt 1. Die Gemeinden der vormals herrfchenden Kirche bleiben, während der 


Bei Jahre nach Annahme der Verfafjung, im Genuß der gewöhnlichen Be 
Üpeee Lehrer oder Profefforen, unter dem Namen einer Penfion, aus ber 
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Etaatscaffe, bamit fie in ber Zwiſchenzeit die nöthigen Einrichtungen treffen koͤn 
nen, um fie ſelbſt zu befolben. 

. ). Auf eben fo lange wird auch denſelben Gemeinden das fogenannte Kinber 
. geld für ihre Lehrer zugewiefer 

| 3. Alle Lehrer, Profefforen und deren Wittwen, die am 1. Januar 179, 
penfionirt waren, genießen die ihnen zugelegten Penſionen lebenslänglih, unter be 
ne ang, daß fie der Regierung ihres Wohnorts darthun, daß fie, außer jene 
Denfion, keine ſechshundert Gulden jährlihen Einkommens haben, und bderfelbe 
Beweife ihrer Anhänglichkeit an die gegenwärtige Ordnung der Dinge vorlegen. 
4. Alle geiftliche Güter und Bonds, woraus zuvor die Befoldungen oder Pen 
fionen der Lehrer oder Profefforen der vormals herrfdyenden Kirche bezahlt wurden 
werden für national erflärt, um daraus vorerft die noch bleibenden Befoldungei 
und Penſionen zu entrichten, und nachher fie zu einem beftändigen Bond für di 
‚ Rationalerzichung und für die Verpflegung ber Bedürftigen anzulegen; jeboch bleis 
der Anſpruch unverwehrt, den irgend ein Körper oder eine Gemeinde etwa darau 
machen: fönnte, und der, mit den nöthigen Beweifen verfehen, der flellvertretendei 
Verſammlung zur Entfcheidung einzufenden ift. 

Alle andere Kirchenguͤter, welche eine Kirchgenoffenfhaft durch freimillig 
Schenkung, Vermaͤchtniß, Einfammlung oder Ankauf erlangt hat, werden als ba 
rechtmaͤßige Eigenthum der Befiger anerfannt, und als foldyes ihnen zugefichert. 

6. Alle Kirchengebäude und Pfarrhäufer der vormals herrfchenden Kirche 
infofern fie nicht, aus der befondern Gaffe der Gemeinde erbaut, deren befondercı 
und rechtmäßiges Eigenthum find, werden der Verfügung jeder Ortsobrigkeit über 
laffen, um deshalb zwifchen allen Kirchgenoffenfhafren einen Vergleich, zu treffen 
und zwar innerhalb der erften ſechs Monate nach Annahme der Verfaſſung. 

Die Grundlage diefes Vergleichs ift, in jebem Orte, bie größte Anzahl vor 
Mitgliedern der verfchiedenen Kirchengefellfchaften, fo daB auf die bezichungsmeif 
Mehrheit von Seelen gefehen werden foll. 

Diefe letztere ſoll, in Betreff des Erwerbs einer im Orte befindlichen Kirch 
und Pfarrhaufes, den Vorzug haben, jedoch unter dev Bedingung, daß fie, nad 
geſchehenem Anſchlag des Werthes der Gebäude, den andern Firchlihen Gemeinden 
nah Verhältniß der Zahl ihrer Glieder, auf einmal oder in Zielern, eine mäßig! 
Abfindung bezahle, mittelft deren diefe Ie&tern dafür angefehen werden, als ob ji 
auf immer auf den gemeinfhaftlihen Anſpruch Verzicht gethan hätten. 

Die alfo eingelöfeten Kirchen und Pfarrhäufer bleiben immer in dem Beſitz 
der Verwaltung und befondern Unterhaltung der Kirchengemeinden, denen fie, den 
biervor erwähnten Vertrag zufolge, zugetheilt worden find. 

Die hierüber etwa entftchenden Streitigkeiten werden auf bas fehleunigfte durd 
die flellvertretende Verſammlung entfchicden. 

Die an die Kirchen angehängten Thürme, nebft den Gloden und deren Ange: 
bäuben, werden für ein bleibendes Eigenthum ber bürgerlichen Gemeinden erklärt, 
und ftchen immer in ihrer Verwaltung und Unterhaltung. 

.. 7. Alle öffentliche Anftalten zu Beförderung dir Wiffenfhaften, die bei Anı 
nahme der Verfaffung in. diefer Republik vorhanden find, dauern auf dem bisheri: 
gen Zuße fort, bis desfalls durch den Vollzichungsrath ein Antrag zur Berände: 
zung dem ftellvertretenden Körper vorgelegt, umd von diefem genchmigrt feyn wird, 

. Zur Beförderung des Landbaues und Handels trägt ber ftellvertretend: 
Körper Sorge, daß diejenigen Flüffe, Fahrten und Durchſchnitte in Stand gefitt 
werden, wodurch die wüften Gründe zum Vortheile der Republik urbar gemacht 
werden. or ‚ 

Snfonderheit fol diefes ftatt finden in Anfehung der Fluͤſſe Dommel und 
"Aa, welde fahrbar gemacht werden follen, der erſte aufwärts von Bofch (Bir 
zogenbuſch) bis Eindhoven, und der Ichte von Bofc bis Helmond, fo wit 
die Run ober die &y bis Ooſterwyk. a , 

Zur Ausführung bdiefes Entwurfs wird aus ber Staatscaffe, jährlich, eine 
Summe von viermalhunderttaufend Gulden auf fo lange beftimmt, bis bie 
genannten Fluͤſſe ſchiffbar ſeyn werden. 

9. Die adminiſtrativen Regierungen der ehemaligen Provinzen dauern fort, 
bis ſie durch die Departementsverwaltungen abgeloͤſet werden, und ſind inzwiſchen 
verpflichtet, in Allem demjenigen gemäß zu handeln, was in der Verfaſſung in Ans 
fehung der Departementsverwaltungen verordnet ift. 

Das batavifhe Volk empfichlr die getreue Handhabung bir 
Berfaffungsurkunde, mit den dazugehörigen Reglements« und 
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Iptittonals Artikeln, der ſtellvertreten den Verfammlung, dem 
Sollziebungerather der rihterkichen, Gewalt, und ben übrigen 
Srrwaltungscollegien, und erklärt, daß aller-Eingriffiin ——— 
tin Frebel gegen die Sicherheitdes Staates iſt. 

Alſo gefheben und beſchloſſen durch die, das bataviſche Volk 
urtretende, conftituirende Verſammlung, im Haag, ben 17. März 
1788, jm vierten Sahre der batayvifhen Freiheit. 

‚d nuter geichnt 8.8.3. Beeuwen. 
And weiter unten: —— van Amſtel. 


Der Inhalt dieſer Verfaſung zeigt, daß ſie ber britten franzoͤſi⸗ 
Ban im Ganzen nachgebildet war. Das franzoͤſiſche Directorium erſchien 
a den Niederlanden ald Staatsbevind von fünf Perfonen, beffeidet 
a der, vollziehenden Gewalt; der Rath der Fuͤnfhundert ımd der Nath 
w Üten waren im batavifchen geſetzgebenden Koͤrper auf 60 und auf 
HNitglieder, im Berhältniffe zur Bevölkerungszahl der Republik, geſetzt. 

Schon ſeit dieſer Zeit erkaltete in der bataviſchen Republik der, Ent: 
— mit welchem man ſich früher den. von Frankreich aus mite 

theilten Anfichten angefchloffen. hatte. Noch Pritifcher ward die Lage 
" Shmferepubi, als fie mehrere ihrer. Flotten an die Britten vers 

“, und gegen bie im Herbſte 1799 auf bataviſchem Boden ‚gelandeten 
Orten und Ruffen nur mit Mühe durch dem franzöfifchen General 
Srune gerettet werben fonnte, Doch ward die batavifche Republik in 

a von Frankreich mit den’ Gontinentalmächten eingegangenen Friedenss 
fe, und felbft in die Präliminarien von London (1. Oct. -1801) 
"eihloffen, fo daß fie im Frieden von Amiens blos ihre Niederlaffun- 
R auf Geylon an Großbritannien verlor; 

* die neue conſulariſche Negierungsform in Frankreich ‚in 


effenheit zu der vierten DVerfaffung vom Jahre 1799, bewirkte 

in der batavifchen Nepublif am 16. Det. 1801 die zweite bata: 
Üx Berfaffung, nach welcher ein Staatsbevind von 12° Mitgliedern 
k Regierung führte der gefeßgebende Körper auf 35 Mitglieder geſetzt, 
2) die Republit in 8 Depattemente getheilt ward. 


b) Zweite Verfaffung vom 16. Oct. 1801. 


Allgemeine Grundſaͤtze und Verfügungen. 

1. Die Wohlfahrt aller ift das hoͤchſte Geſetz 

Dem zufolge kanıf Kein Mitglich und keine Abtheilung der zen durch 
"sad tin defonderes Geſez zum Rachtheil der andern beguͤnſtigt werden. 

SAle Mitglieder der Geſellſchaft ſind gleich vor dem Geſetz, ohne Unter⸗ 

des Ranges und der Geburt, 

3. Jeder Buͤrger kann thun, was ihm gefällt; er bleibt jedoch verantwortlich, 
W und — dem Geſetze, ſowohl fuͤr ſeine Handlungen, als fuͤr die Ausbreitung 

= Sefinnimgen. 

4. Das Grfep ſtellt die noͤthigen Verfügungen auf, um jebem Bürger einen 
— — zu ſichernz aber, alle Zuͤnfte ober ausſchließliche Verbindungen 
EN abgefchafft 

3. E. Cinwohasr; wird in bem friedlichen Befig und Cenuf u Ber: 
the — Fer 4 | 
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Niemand: kann. eines Theils feiner Befigungen beraubt werden, ohne baßed 
allgemeine Wohl es gebicterijch erfordert; und in dieſem Fall er er: eine geret 
und Angemeffene Entihädigung. 

6. Jeder Einwohner: ift unverleglich in feiner Wohnung; niemand» ann 
diefelbe eintreten ohne feine Einwilligung, oder anders * in mi eines von ci 
competenten Autorität erlaffenen Befehls. ' 

7. Niemand kann anders, ald nach dem Geſete, verhaftet werden | 

Niemand kann ‚anders gerichtet oder: yerurtheilt werben, als durch 
von. der Verfaſſung oder vom Geſetz anerkannten Richter, und nachdem er, bi 
Vorfhriften gemäß, vorgeladen, und alle in denfelben beftimmte Mittel zur 2 
theidigung erhalten hat. 

8. Jeder Bürger muß in den erften drei Tagen, nachdem er in bie Kal 
feines natürlichen Richters ausgeliefert worden ift, ‚werhört werden. 

Die Mittheilung der Gründe feiner Verhaftung fann ihm nicht vertocii 
werden; das Geſetz beſtimmt die Strafe des Richters, der dieſen Verfuͤgungen 

ider handelt. 

Wenn das Verhoͤr und die Gruͤnde der Verhaftung nicht in der hier 
vorgeſchriebenen Zeit mitgetheilt worden ſind; ſo iſt der Bergafteit, von rat 
gen und ohne allen Verzug, loszulafjen. 


9, Alle zur Aufbewahrung ber Gefangenen unnöthige Strenge it verbote 

Alle gewaltſame Mittel, um fie. zu Geſtaͤndniſſen zu zwingen, find abgeſch 

10. Jeder Buͤrger hat das Recht, ſchriftliche Geſuche und Vorſchlaͤge an 
competenten Autoritäten zu bringen, wofern ſolche individuell unterzeichnet fi 
außer dieſem Falle koͤnnen ſie nicht anders, als durch bie von dem Geſetz conſti— 
ten Koͤrper gemacht werden, und duͤrfen blos die Gegenſtaͤnde betteſfen/ welche 
ihre Amtsverrichtungen Bezughaben. 


11. Alle Religionsgeſellſchaften, wache, ein —— Weſen und. d 
Verehrung anerkennend, darauf abzwecken, die Tugend Fahr guten Sitten 
begünftigen , werden durch das Geſeß auf gleide Weite eſchuͤtzt. 

Jede Religionsgeſellſchaft bekennt oͤffentlich ihte Meinung, und! geſtattet 
— Pe zu den der Ausuͤbung ihres Gottesdienſtes gewidmeten Orten. 

2. Jedes Familienhaupt, und jede unabhängi ge Perfon, von beiderler Gef! 
welch das Alter von 14 Jahren erreiche hät Kerr ſich in eine von. diefen | 
gionsgeſellſchaften einſchreiben, die fie jedoch wieder frei verlaſſen koͤnnen, u 

eine andere einzutreten. 

Jede Geſellſchaft fordert von ihren Mitgliedern eine jaͤhrliche Beiſteuer zur 
terhaltung ihrer Diener und ihrer Beſitzungen. Doch Kann dieſe Beiſteuer nie 
die zu dem Ende durch das Geſetz beſtimmte Summe üperfteigen. 

13, Jede Religionsgefellfhaft, ohne Ausnahme, bleibt unwiderruflich in 
Beſitz deſſen, was fie beim Anfange dieſes Jahrhunderts beſaß. 

Ken An keine derſelben koͤnnen ausſchließliche bürgerliche Rehte, feſtgek 
werden 


Die Lehrer und Diener ber, vormals herrſchenden, reformirten Religion, w 
durd die Staatscajfen befoldet oder penfionirt, und noch im, Amte find, wi 
ihre Gehalte und Penfionen ferner genießen, dis zur völligen Wollzichung “be 
12. Art. vorgeſchriebenen Anordnungen. 

15. Alle Geſetze und Verfügungen, bie, feit dem Anfange bes Jahres 1 
dem rechtmaͤßig erworbenen Eigenthum oder den Belt gungen Abbrud) gethban 5 
find der Revifion unterworfen. 

Seder, ber — dieſe Geſetze verletzt worden iſt, kann ſich an die Stud 
gierung wenden, die, nach Erforderniß der Faͤlle, dem geſetzgebenden Koͤrper, 
weder die Widerrufung des Geſetzes, oder deſſen Reviſion, oder eine billige 
angemeſſene Schadloshaltung vorſchlaͤgt. 

16. Das — iſt age fdafft; alle behen werden fuͤr au: 
güter erklärt. 

Das Geſetz forget für bie Entfehäpiging berer, weiche mit Hetrſchaftert 
verbundene Guͤter beſaßen. 

17. Das bataviſche Velk will, daß die zur Sicher ſtellung der Freiheit uni 
Behauptung der Nafinaltmabhängigkeit auftgeſtellte Nattonalga rde ap 
dienliche Mittel aufgemuntert werde. 

Kein Bürger, der zu diefer Garde gehört, iſt verbunben⸗ "üuhegdem 
ber Republik zu dienen. 
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Er ift zu feinem Dienſte außer feinem Departement gehalten, ohne durch ein 
Derzet des gefeggebenden Körpers dazu aufgerufen zu feyn, und blos im Fall eines 
Fensihn Angriffs. | 

De wirkliche Dienft der Nationalgarde in jedem Departement wird noch weis 
ter bar das Geſetz beſtimmt. . | 

3 Die nämligen Münzforten werben, nad) dem durch das Geſetz zu ber 
Rimamden Zuß und Gehalt, geprägt werben, und in der ganzen Republit Cours 


. Die in der Republit fon bekannten Maafe und Gewichte werben 
ig regulirt werben. | 
Das Geſetz wird bie Art und Weife, und den Zeitpunct beſtimmen, wo biefe 
Serfüsung vollzogen werben ſoll. 


Bon ber Eintheilung des Gebiet3 und vom Stimmrechte, 


2. Die batavifche Republik iſt eins und untheilbar. 
2. Ihr europäifches Gebiet bleibt in aht Departemente abgetheilt, deren 
idungen jene der alten Provinzen feyn werden, jedoch mit folgenden Mo: 


% Sandichaft Drenthe wird mit der chemaligen Provinz Ober: Yffel vereinigt 
Beten, und das bataviſche Brabant wird das achte Departement ausmachen; 
kind foll zu Friesland gefchlagen werden; Wedde und Weſt-Woldingerland zu 
Be: Hfelftein zu Holland; Bianen zu Utrecht; und Kuilenburg und Büren 
Du Sefes wird weiter beftimmen, zu welchem Departement bie Bänder gehören 
a, weiche bereitö zu dem Gebiet der Republik hinzugefommen find, oder in der 
en werben. 

Jedes Departement wird, in Rüdfiht auf feine Grenzen, in eine Gewiffe 
ven Diftricten eingetheilt. Nach diefer Beſtimmung wird die Wahl der. 
ber Departementöverwaltung Statt haben. 
3, Die gegenwärtige Eintheilung in Urverfammlungen wird für bie 

Bil ver Mitglieder des geſetgebenden Körpers beibehalten. \ 
24 Uctive Bürger find diejenigen, weldye folgende Eigenſchaften vereinigen: 
Mdas fie fi in das Nationalregijter ihres Wohnortes haben einfchreiben 
laffen; 

2) volle 21 Jahre alt find, oder einen Theil der Nationalgarde ausmachen; 

5) fi im der Republik ununterbroden aufgehalten haben, feit einem Jahre, 

wenn fie Eingebohrne, feit ſechs Jahren, wenn fie Fremde finds 

Nbollaͤndiſch lefen und ſchreiben Fönnen, weldhe Verfügung jedoch nicht auf 

bie vor dem 25. April 1799 eingejchriebenen Bürger geht; 

5) folgende Erflärung abgelegt haben: | 

’ „Sch verfpredye Treue der Verfaſſung und Unterwerfung dem Gefege.” 

5. Ausgefdloffen von dem Stimmredte find: 
4) diejenigen, die im. Dienfte einer auswärtigen Macht find, ober von ihr 
Penfion ziehen ; | 
die Lohnbedienten, welche zum Dienfte ber Perfon und der Haushaltung 
angeſtellt find; 
5) digenigen, bie. in den Armenwaifenhäufern und Diakonieen unterhalten 


- 
* 
.. 


werben; \ 
4) biejenigen, die während ber letzten ſechs Monate von ber Armencaffe ers 
naͤhrt murden; 
5) diejenigen, die wegen übler Aufführung, Verſchwendung, oder Bloͤdſin⸗ 
| nigkeit, unter Pflegfchaft ftehen; 
>» 6 bie Bankerottirer, wie auch diejenizen, die eine Ceſſion ihrer Güter vor: 
genommen haben, fo. lange ihre Gläubiger nicht bezahlt find; 
> 7) diejenigen, die im Anllagezuftande, oder bie vor Gerichte für ehrlos er: 
Hört worben find. 
G. Das Gefes beftimmt die Art, wie das Stimmrecht ausgeuͤbt werben fol, 
S Eisentbum, weldyes erfordert wird, um Wahlmann zu feyn. 
DD. Die Diener jedweder Religion find nicht für die.von ber Regierung abs 
er Keniter wählbar. J 
S Die Wilitairperſonen koͤnnen ihre Rechte nicht anders, als. an ihrem 
und inſoſern derſelbe von dem, wo fie in Garniſon find, verſchieden iſt 


| 11* 
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Dom Gouvernement. 


9. Das Gouvernement wird einer Staatöregierung anvertraut, bie a 
12 Mitgliedern beftcht, welche unter den Activbürgern gewählt werben, 
über 35 Jahre alt, im Umkreiſe der Republik gebohren, während der legten fe 
Sahre darin wohnhaft, und mit keinem andern Mitgtiedbe der Regierung bis 3 
vierten Grade verwandt oder verſchwaͤgert find. 

Sie genießen einen jährlichen Gehalt von zehntaufend Gulden. 

80. Für diesmal werden fieben von ihren Mitgliedern unmittelbar durch 
bermalige Vollzichungsdirectorium ernannt. 

Diefe fieben Mitglieder fchreiten zur ar der fünf andern. 

Die zwölf Regenten wählen aus ihrer Mitte einen PrÄfidenten für drei © 
nate. 

Wenn in den erften ſechs Monaten, nad) Einfegung der Staatöregierung, ı 
ober mehrere Erledigungen Statt haben folltenz fo ſchreiten die übrigen Mitglit 
in den erften acht Zagen zur Wiederbefegung. 

— Die Staatsregierung fest das Regulativ für die Haltung ihrer Eis 
en feit. i 
s Sie vertheilt fi in fo viel Commiſſionen, als die verfhiedenen Zweige 
Verwaltung es nöthig machen. 

Diefe Commiſſionen beſchäftigen fi mit ber befondern Unterfuhung ber 
Khäfte, die ihnen durch den Rath zugetheilt werben. 
: 82. Die Staatsregierung legt fih, außer einem Generalfecretair, ı 
ei; 


einen Staatsöferretair, ber das Departement der auswärtigen © 
hältniffe bat; 
drei andere Secretairs, welde bie Departemente des Seewefens, 
Krieges und des Innern haben; ober, wenn fie es für dienlicher hält, an 
jedes der drei letztern, drei Räthe, wovon jeder aus drei Mitgliedern beſteh 

endlich einen Finanzrath, der drei Perfonen anvertraut ift, und einen 
neralfchagmeifter. 

83. Die Staatöfecretaire, oder die deren Stelle vertretenden Räthe, find 
der Verwaltung der in ihr Fach einfchlagenden Geſchaͤfte, wie auch mit der | 
ziehung der ihnen durch die Regierung zugeſchickten Befehle, nach den Inftructi 
dDiefer legtern, und unter ihrer Berantwortlichkeit, beauftragt. "Sie werben t 
die Etaatsregierung aus .einer dreifachen Lifte ernannt, welde diejenige Sc 
— Regierung, die das Departement, wozu fie gehören, zu beſorgen bat, 
wirft. 

54. Ale Iahre tritt ein Mitglied aus der Staatöregierung. Bum « 
Mal gefchicht dies den 1. Nov. 1802, vor welchem Zeitpunct aber durch das 
die Ordnung beftimmt feyn muß, in welcher der jährliche Austritt gefcheben 
Zur Wicderbefesung exledigter Stellen fhreiten, in unten beftimmter Ordnung 
Reihe, die Departemente zur Ernennung von vier Perfonen, wovon fie das 
zeichniß der Regierung einfhiden. Aus diefer Zahl wählt die Regierung zwei 
fonen, die fie dem gefeägebenden Körper vorſchlaͤgt, der dann eine davon ala ı 
Mitglied der Regierung ernennt. —— 

Damit an der Wahl der Regierungsglieder bie! gefanimte Nation, auf 
möglich gleihen Buße, Theil haben und nehmen kann; fo wird die Reihenord 
der . Departemente, zur Einfendung obiger Verzeichniſſe, folgender Maaßer 
ſtimmt, als: 

1) die Verwaltung von Holland; 

2) von Seeland; 

3) von Friesland; „r 
4) von Bradant ; X 
5) von Holland; 
6) von Groͤningen; 


7) von Utrechtzn⸗ . 297 

8) von Ober» Yfels..: U... 

9) von Gelderlands ..; win .2 

10) von Holland ; ’ 
11) von Seeland, und Nil Mer nn ir a rdladı 


12) von Selverlands- ı I Bu m.d na 2, 


Dies iſt jedoch fo verflanden, daß / wenn es zum eitften und zwöfften Mat a 
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Reihe kummt; fo machen immer zwei andere Departemente ben Ernennungsvor: 
lag, nämlih: | 
1) Sieland und Gelderland; 
2) Friesland und Ober: Yifelz 
9) Brabant und Utrecht; 
4) Gröningen und Holland, u. f. w. j 
Alle in der Zroifchenzeit offen werdende Stellen, dic bereits einmal nad) obiger 
Otmung befege waren, follen auf das Neue nach den Borfchlägen derjenigen Des 
xtemente befegt werben, welche den abgegangenen Mitgliedern ihre Stimme .gege: 
va hatten. Werben hingegen in der Zwilchenzeit Stellen von den frühern, ſchon 
Gold angeftellten, Regierungsgliedern erledigt; fo werden fie von dem geſetzge⸗ 
(ea Körper erfegt, und zwar nad) einem Vorfchlage von drei Perfonen, den bie 
‚Öierung macht. Die Neuernannten haben in beiden Fällen Sitzung auf die ganze 
‚Kit, die ihre Vorgaͤnger haben follten. 
55. Ale ins Ausland zu ſchickende Gefandten und Gefhäftsführer, 
Ku alle See: und Landbofficiere, werden von der Regierung angeftellt. 
56. Bei Erledigungen aller. öffentlichen Staats: und Verwaltungsämter (mit 
ahme derjenigen, worüber die Verfaffung anders entfchieden bat) ſchlagen die 
‚megten Behörden drei Perfonen vor, und ſchicken diefen Vorſchlag der. Regics 
m on, welche. dann. einen der Vorgefchlagenen ernennt. 
Es kann aber die Regierung einen ganzen Vorfchlag verwerfen, und emen 
‚man fordern. Was die umtergeorbneten Beamten betrifft; fo werden bieje von 
‚a dorgefepten Behörden und Stellen erſetzt; jedoch muß der ihnen ausgeworfene 
‚Sit der Regierung. zur Genehmigung vorgelegt werben, 
\, 9. Die Staatsregierung ift verbunden, alle ihre Gefegesvors 
Mligedem gefeggebenden Körper. vorzutragen. Genchmigt diefeu dies 
“a: jo macht die Regierung fie bekannt, 
8: Sie übt in Eeinerlei Fall irgend eine gefeggebende Gewalt aus, ift auch 
ug Kigerlei Vorwand befugt, von irgend einem beftehenden Gefege zu bispenfiren., 
8. Die Staatsregierung fhlieft. alle Verträge, es feyen Friedens-, 
Siedniß-, Neutralitäts=, Handels- und andere Vertraͤge, jedoch 
ar Vorbehalt der Genehmigung des geſetzgebenden Körpers. 
gdemmen find aber von dieſer Genehmigung ſolche geheime Artikel, welche 
2 ifentlichen oder den beftehenden Verträgen nicht entgegen find, auch fich nicht 
EBtretung irgend eines Theils des republikaniſchen Grundgebiets bezichem 
In Rüdfiht auf eine Kriegserklaͤrung kann fie, ohne einen Ausſpruch des ges 
rttenden Körpers, Eeinen Beſchluß faffen. 
‚®. Der Staatsregierung koͤmmt die Verwaltung ber öffentliden 
mittel zu. Sie ſetzt den jährlichen Gehalt der öffentlichen Beamten feit, 
8 nterfucht, was jedes Jahr für ordentlihe und außerordentlihe Ausgaben zum 
te der Republif erfordert wird. Diefe Ausgaben legt fie in einer allgemeinen 
Ani dem gefeagebenden Körper vor, und begehrt die Bewilligung ber 
en Summen. j 
Im Falle die gewöhnlichen Einkünfte nicht hinreichend find zur Veftreitung ber 
Shnlichen Ausgaben; fo fchlägt die Nrgierung dem gefeggebenden Körper neue 
-mcne Auflagen vor. Was aber außerordentliche Ausgaben betrifft; fo trägt 
Rpierung auf außerordentliche einjährige Beſteuerung, oder auf freiwillige Uns 
an In legterem Kalle forgt fie für die Bonds ſowohl zur Bezahlung ber 
“en, als des angelichenen Capitals. 
*, Die Staatsregierung legt dem gefesgebenden Körper eine allgemeine Orb: 
m * welche bei Ertheilung von Gehalten und Jahrgeldern beobachtet wer— 


% Gie verfügt uͤber die Flotten und Kriegsheere der Republik; ber 
Se aber über diefe Macht kann perfönlich keinem Mitgliede derfelben anvers 
“ii werden. 

. 8 Sie hat die Oberaufficht über die Polizei in dem ganzen Umfange des 
ans; die Polizei an ihrem Sitzungsorte, fo wie die Ernennung ber babei ans 

‚ten Beamten, ift ihr ausſchließlich anvertraut. Ä 
8 if cin Seerath, der aus 7 Perfonen befteht, und von der Regie: 
g ernannt wird. Uebertragen it ihm bie Verwaltung und bag Richteramt in 
* Sachen, die zur Erhebung der Waſſergefaͤlle, oder ſogenannten Licenten und 
oo gehören. Er iſt mit den nöthigen Unterbedienten verſehen, und in An— 
az fine Gefchäftsführmg ber Regierung untergeordnet, und derſelben verant, 


166 | Die Niederlande, 


wortlih. Auch erkenne er In Sachen der Freibeuter und der Prifen, fo wii 
Sachen ber Piloten. In Allem richtet er fi nad) der Dienftvorfchrift, die, ı 
vorgängiger Genehmigung von Ceiten des gefeggebenden Körpers, die Regie 
ihm zufertigen wird. 

45. Die Staatsregierung forgt durd gehörige Anordnungen für die Befi 
rung der Künfte, der Wiffenfhaften, des Erziehungswefens, 
Danbels, des Landbbaues und der Fabriken. 

46. Es iſt eine Landrehnungstammer, die aus 9, vom gefeharbe: 
Körper ernannten, Mitgliedern befteht. Ihr Amt ift, jährlich die Rechnungen 
verſchiedenen Departemente zu empfangen und zu prüfen; desgleichen allen befon 
Verrechnern (deren Papiere diefer Behörde unmittelbar eingegeben werben mü 
die Verzeichniffe von Einnahme und Ausgabe in’ gehöriger Form abzumehmen. 
allem befolgt fie die Dienſtvorſchrift, welche, nah erhaltıner Genchmigung 
Seiten bes gefeggebenden Körpers, die Regierung ihr zuftellen wird. Alte I 
tritt eines ihrer Mitglieder ab, nad) ihrer durch das Loos beftimmten Drdn 
Im Falle einer Stellertedigung fhlägt die Kammer der Regierung fünf Perſ 
vor; diefe vermindert die Zahl auf drei, unter welchen dann ber geſetzgebende 
per eine erwählt. | | 

Es werden zwei abgefonderte Raͤthe aufgeſtellt, die den Hat 
und die Befigungen in Oft: und Weftindien verwalten; erfteres € 
gium befteht aus 9, diefes aus 5 Mitgliedern; beide find der Regierung unmitt 
untergeorbnet. Ihnen liegt die befondere Verwaltung der Einkuͤnfte aus jenen 
figungen ob. Reichen. diefe Einkünfte zur Dedung der Ausgaben nicht bin; | 
folgt Unterftügung aus der Staatscaffe. Iſt hingegen Ueberfhuß vorhanden 
fließt diefer in diefelbe. | j 

"Sie forgen für die Verwaltung der Polizei und der Rechtspflege in ! 
Beſitzungen, auch für die Vertheidigung derfelben, wenn bie Regierung - nicht 
unmittelbar die nöthigen Vorkehrungen getroffen haben folte, Wegen ihrer ? 
führung haften fie der Staatsregierung, und müffen derfelben alle Jahre über 
nahme und Ausgabe beurkundete Rechnung ablegen. 

Die innere Verwaltung und die Gefege der Kolonicen find in ihren 
ſchiedenen Sitzungsbuͤchern beftimmt. Alle diefe Kolonien bleiben unter wine 
derfelben allgemeinen Regierung bier zu Lande vereinigt; alle ausſchließende 
und bevorrechtigte Handelsgeſellſchaften find als aufgehoben zu 
raten. . ‘ 


Bon der Geſetzgebung., 


49. Der gefesgebenbe Körper befteht aus 35’ Mitgliebern, w 
für das erfte Mal, unmittelbar von ber Regierung ernannt werden, in ben ı 
acht Zagen nad) ihrer Einfegung. 

50. Zwölf diefer Mitglieder, durch Stimmenmehrheit auf die ganze Zeit 
ordentlichen cder außerordentlihen Berfammlung oder Sitzung gewählt, pr 
die angetragenen Geſetze. Die Etrritverhandiungen über jeden Antrag, 
er in der erſten Woche einer ordentlichen Verſammlung vorgeflommen tft, n 
arendigt, und zu einem Scluffe gebradyt ſeyn, höchitens am Ichten Tage 
Sitzung, d. 1. den 30. Mai oder 15, Dec; bei auferordentlichen Verſamml 
müffen die Anträge, derentwillen der gefeggebende Körper zufammenberufen w 
it, ig feinem Auseinandergehen, und zwar fpäteftens innerhalb Monarsfrift 
ledigt feyn. 

ei den Abftimmungen äußern ſich alle 35 Mitglieder mit einem einfach 
oder Nein. Ein Antrag Eann aber immer, während. ber Verhandlungen ba: 
zurüdgenommen werben. 

51. Wird ein Antrag verworfen; fo Tann die Regierung, wenn ſie 
nöthig findet, drei ihrer Mitglieder in den gefesgebenden Körper abordnen 
denfelden näher zu unterrihten. Wird ein Antrag alsdann wicder verworfe 
unterbleidt er gänzlich. . 

j Der gefesgebende Körper theilt feine Verwerfungsgründe der Regi 
nit, welche daher das Recht hat, einen neuen Antrag zu machen. 

63. Der gefeggebende Körper ertheilt ausſchließlich Dispenfationen vom G 
auch, nad) eingenommenem Gutadten des Nationalgerichtshofs, Aufhebung 
Nachlaß von richterlicd, zuerfannten Strafen. 

54. Der gefesgebende Körper verfanmelt ſich ordentiiher Weiſe des { 
zwei Mal, und zwar beftimmt vom 15. Aprit bis zum 1, Sunius, und vo 
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October bis zum 15. December; außsrorbentlicher Weife fo oft, als er es für nöthig 
wahtet, Oder von der Regierung zufamgmenberufen wird. ı Seine Eigungen hält er 
a dem Aufenthaltsorte der, Regierung. Jaͤhrlich tritt. den 1. Jun. der dritte 
Til feiner Mitglieder aus, und diejes nimmt mit. 1802 feinen Anfang, Die Mit 
part des geiegaebenden Körpers geniehen einen Jahrgehalt von 4000 Gulden, 
ran das Alter von 30 Sahren erreicht haben, und: ferner. alle Eigenfchaften be- 
sa, welhe der 29. Ark. von den Mitgliedern. der Regierung ‚begehrt. 
55. Die Art ihres Austritts und Wiedererwählung wird durch ein Geſetz be: 
famt werden ce Fir. EM 
! Von den. ‚Finanzen, Ba 
5. Die Schulden und: Verbindlichkeiten, welche gemacht und eingegangen 
verden find, nicht nur von ben Generalftaaten und der bataviſchen Republik, ober 
u deren Namen, fondern auch bie vom ven EN ABER ‚Provinzen, den drei Diar—⸗ 
rn von Gelderkand-;der Landſchaft Dren he und Bataviid Brabant, ſammt 
van ber oftindifchen Geſellſchaft, werben für Nationalfhutben und Verbind: 
teten des batavifchen Volkes erklärt. Die ausgeſtellten Schuldbriefe, Empfang— 
ine umd andere verpflichtende Urkunden’ follen bald moͤglich gegen Nationalfchuld: 
Stine ausgewechſelt werden, "und zwar ohne allen Abzug ſowohl an den Eapitalich 
ü infen. u ee a Ti da 
57. Die jegt beftehenden Abgaben follen auf dem Fuße bleiben, auf welchem 
» atgemwärtig im jeder der. vormaligen Provinzen find. Doc find alle hieher ges 
Ya Gefege und Verordnungen einer Durchſicht und Abänderung unterworfen, und 
pe gaben Können aufgehoben, und durd) neu ausgefchriebene allgemeine erfegt 
cn Was diejenigen betrifft, weiche zur Beftreitung der Departementsausgaben 
assiefen find; fo Können die Departementöveriwalfungen, nach Befihaffenheit der 
sarinde, diefelben erhöhen oder. vermiibern.. re 
 R Das Gefeg beſtimmt, welche von. den wirklich gingeführten Auflagen in: die 
<lsitztaffe zur Beſtreitung der. allgemeinen Negierungsausgaben, und welche in 
it Siportementecaffen zur Beſtreitung der. befonbern Departementalausgaben bezahlt 
son müffen. So oft indeffen legtere Einnahme nicht hinreichend iſtz fo hat jedes 
Öpertsment das Recht, zur Verbefferung feiner Caſſe die Departementsabgaben fo 
i höben, als dafjelbe es mit dem, Wohlſtande der Einwohner verträglich glaubt. 
Sech it die. Departementsperwaltung verbunden, she eine -folche neue Steuer eins 
wur wird, es der Staatsregierung anzuzeigen, damit biefe «8, dem gefeggebenden 
per zur Genehmigung vorträgt. Diefe Genehmigung Eann nicht verfagt werben, 
deswegen, wenn entweber biefe Beſteuerung oder Erhebungsart dem. Eingehen 
hr allgemeinen Auflagen Nachtheil bringt, oder aber gegen die Bellimmungen des 
». Artikels fereiten -follte. Iſt die Einnahme der Staatscaffe nicht hinreichend zur 
«ung der gewöhnlichen jährlichen Ausgaben; fo legt, dem 40. Art, zufolge, das 
Ss neue Steuern auf, welche von allen Einwohnern, nach Verhältniß ihrer Eins 
te, entrichtet werden müffen. 
59. Gpäteftens den 1. Nov. jeden Jahres legt, zufolge dem 40, Artikel, die 
Sisateregiceung die Uchberficht Ber Geldbeduͤrfniſſe und der Beſtrei— 
'ungsmitteh .dem gefeggebenden: Koͤrper vor. In diefer Ueberſicht find aber die 
Eımmen wicht enthalten, welche diefer jährlich zu geheimen Ausgaben bewilligt: 
‚Srgebrt die Regierung ſolche Summen zu gcheimen Ausgaben; fo wird 
est ihr Begehren vom geferaebenden Körper, in gefchloffenen Sitzungen, vier Wo— 
Cm hindurch beratbichlagt, während weicher Zeit die noͤthigen Belprechungen mit 
RKegierung gehalten werben. Haben! älsdann die öffentlichen ge 
Tr angefangen; fo müffen diefe hoͤchſtens innerhalb 14 Tagen geendigt, Und 
Sache muß vor ober duf den 15. Dee.’ zum Schluß gebracht feyn. | 
‚ 60. Auf gleiche Weife Tann der’ gefetzgebende Körper ein außerordentliches 
Zigehren vierzehn Tage Über in Berathung nehmen; feine Öffentlichen Verhand— 
‚ Sata darüber müffen aber innerhalb adıt Tagen geendigt ſeyn. 

61, Bei der Eingabe bes im Art. 59. gedachten Ucherfchlags legt die Regie: 
ng zugleich eine Ueberſicht aller Einnahmen und Ausgaben der Staatscaffe wah: , 
ID dB verfloffenen Jahres dem gefesgebenden Körper vor, und fügt die fchrifte 
2, von allen ihren Mitgliedern unterfhriebene, Erklärung bei, daß von den zu 
rien Kusgaben bewilligten Geldern Eein anderes Gebrauch gemacht worden ſey, 
um Allgemeinen Nusen der Republik. 
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e Won den Depattementsverwaltungen m: 4% 

62: Zede Depattemenfsverwaltwhz beſteht, nach Maaßgabe ber Be 
voͤlkerung, aus nicht weniger als 7, und nicht mehr als 15 Perfonen. Dieſe Per 
ſonen muͤſſen in dem Departement anfaͤſſig ſeyn, und alte die Eigenſchaften beſitzen 
welche der 54. Art. von din Mitgliedern des geſetzgebenden Körpers fordert. Ei 
treten. alle‘ Jahre vorfhriftemäßig theilweiſe ab, und werben in der Ordnung, wi 
das Gefes, Abereinftimmend mit’ dem 22, Arts, näher Angeben- wird, wieder erſetz 
Bis zu dieſer Zeit, und his die neuen Mitglieder. gewählt jeyn werden, bleibt bi 
wirkliche Verwaltung ber gegenwärtigen Depastemente in ihrem Beſtand. — 

65. Die Staatsregierung ernennt..in jedem Departement unter den Einwoh 
nern eine Gommifjion, weldje ven Auftvagl'haͤt, ehi-dem vorigen Artikel gemäße 
Reglement, fuͤr, die Gentrajverwaltung; zu entwerfen. ;. Diefe Entwuͤrfe muͤſſen vo: 
diefen Sommiffionen innerhalb, acht Sein nad. ihren Ernennung er Stgatsvegie 
zuna-eingefendet werben, welche ſorgfaͤltig unterſucht, ob in Biden ntwuͤrfen etwa 
enthalten iſt, was gegen die Verfaſſung oͤder das Intereſſe des Departements flveitei 
Her | fiimmbrrshtigeen. Bürgern. ber Departe 
mente au Ans. ober, Nichtannahme vorgelegt. ,, DEE 
6. Alle Streitigkeiten, die in. Departements: Verivaltungsfaden, fowohl zwi 
Shen deu Departemienten, als ihren Mitgliedern unter ſich und unter.den Gemein 
ben entftchen, entfcheidet die Staatsregierung. ———— 

66. Jedes Departement ordnet und vertheilt die ‚Ausgaben für. ſeine inner 
Verwaltung ſowohl In Kuͤckſicht auf Polizeiz und Rechtspflege (inſofern — 
nicht von den beſondern Gentindecaſſen getragen werden), als auch in Anfehun 
der Departementsgebaͤude, Delche, Daͤmme, Waſſetwerke u. ſ. w. Bei ungewoͤhhn 
lichen Unglücksfaͤllen benachrichtigen fie die Regiexung davon, und erſuchen um di 
Dan Unterftügung aus der Staatscaffe. —— 

6. Was die Veftreitung wer gewöhnlichen Ausgaben‘ betrifft; fo muß jed 
Departementsverwaltung auf das ſchleunigſte einen Ucberfchlag derſelben ber Regie 
rung: vorlegen, auch anzeigen,“welche der wirklich eingefuüͤhrten Abgaben forthin ii 
die Departementseaffe fließen, und in Zukunft als Departementsabgaben betrachte 
werden follen. Sollte, mit dem Verlaufe der Zeit, diefe Einnahme nicht meh! 
hinreichend ſeyn; fo trägt das Departement,’ dem 58. Art. zufolge, Tauf neue Be 
fHasungen-an. Diefe Beſchatzungen dürfen aber nicht -dufı Durchfuhr durch, Aus 
fuhr nad ‚oder Einfuhr aus irgendeinem Departement gelegt, und es koͤnnen vor 
‚ben Erjeugniffen bes Bodens und der Gewerbſamkeit anderer Departemente Fein 
höhere: Abgaben gefordert werben, alsi'dieferfigen , die in dem naͤmlichen Departe 
ment eingeführt find. Ze en 1 5 I ee 30 

67. Findet eine Departementövertwaltung es rathſam, zur Beftreitung außer 
ordentlicher: Ausgaben: gewiffe Geldfinmen aufzunehmen; fo tft fie verbunden, bei 
Belauf derſelben, ſammt -dem -befendern Fond zur Zilgung der Hauptſchuld un 
Bezahlung der Binfen (er ſey nun in beveits eingeführten oder neuen Auflagen) de 
Staatsregierung vorzutragen,- damit dieſe bie Beitätigung des geſetzgebenden Kör 
pers nachſuchen kann. 

68. Die Departementsverwaltungen ernennen bis Mitglieder ihrer Gerichtshoͤfe 
desgleichen die Beamten und Unterbedienten, die zum innern Geſchaͤftsdienſt erfor 
derlich find, Sie führen die Auffichtoüber ;die. gehörige Unterhaltung. aller Deiche 
Dimme, Wafferwerke, Wege, Bruͤcken u. dergl;, deren Unterhaltung und Bezah 
lung Semeinden, Goltegien ober Privatperfonen u ei © 
269. Sie rende daß anzulegende Werke weder das Beſchiffen der Klüffe ode 
Seemuͤndun gen hindern, noch. auch dem Intereſſe der Einwohner anderer Departe 
mente Nachtsseil bringen, und verhalten fich dabei nad) der Vorfärift der Staats 
regierung. Se ſchicken, fobald ein Werk zu unternehmen befchloffen wird, Pla: 
und Ueberſchlag davon ber Regierung zu, und forgen, daß ein Gleiches von alleı 
— geſcheh.e, die die Aufſicht uͤber irgend ein Sees, Strom- oder Deichbau 
werk führen. J 

70. 8% Depar, tementsverwaltimgen forgen für genaue Erfüllung aller Befchle 
die fie von ber Regi, rung mittelbar ober unmittelbar erhalten, und find derſelber 
deswegen verantwortlic. *. | en 

. Ihnen Eömmt es zu, uͤber alles zu verfügen, was zur gewöhnlichen in 
nern Polizei, Wirthſchaft und zu den Finanzen ihrer Departemente gehoͤrt; ſie koͤn 
nen dahin einfchlagende Or. rungen und Sasungen erlaffen; nur müffen diefe dei 

ollgemeinen Gefegen nicht ent, vegen ſeyn. Sie ertheilen auch Minderjährigen, nad 
Befinden ber Umftände, Volljd, rigkeits- oder fogenannte Jahrgebungsbriefe. 


Alehann exit werben dieſe Entwürfe be 
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72. Sie forgen, daß bie’ KUWEN UENGESEAHRANBEN —— — ſqhleunig und 
gut eingerichtet, aufgeftellt werben. 2 


Don den ‚Gemeindeverwaltungen, REN 


73. Cine neue Abtheilung der Deyartemente und Bezirke’ kann fn Bemeinden 
aicht geſchehen, als mit wechſelſeitiger Einſtimmung und auf Erſuchen derer, denen 
daran liegt. Jede Stadt, jeder Bezirk, jedes Dorf hat feine sigene Gemeindes 
derwältung, Kingerihtee nad) dem Plane, din fie ſelbſt ber. Deparfementövers 
zaltung zum Senehmigen oder’ Verwerfen vorgelegt haben; in jedem Kalle aber 
möffen einer folden Einrichtung Volkswahl und regelmaͤßige Abwechslung zum 
Grunde liegen. 

74. Jede Gemeinde verfuͤgt uͤber ihre innern Angelegenheiten, und teif alle 
dahin gehörige Örtliche Einrichtungen. 

75. Sie legt Eeine örtlichen Abgaben auf, als mit Rath und Ginftimmüng der 
Abgeordneten, welche, nach Vorſchrift der von der Departementsverwaltung 
migten Ordnung, aus den Gemeinden gewaͤhlt worden find. Dieſe oͤrtlichen ji 
‚en müffen von der Departementsverivaltung bewilliget ſeyn, und duͤrfen weder auf 
durch-, Aus: oder Einfuhrguͤter, noch auf die Erzeugniſſe des Bodens oder des 
Afffieißes in einem hoͤhern Maafe gelegt werden, als dieſe naͤmlichen Guͤter an 
denfriden Orten ſteuern, wo die oͤrtliche Abgabe erhoben wird. 

76. Mitglieder der Gemeindevermwaltungen können, unter keinem Vorwande, in 
Perſen von den Departementsverwaltungen zur Verantwortung vorgeladen, noch 
weniger vorläufig außer Amtsthaͤtigkeit geſetzt, oder gar abgedankt werden. Blos 
wrgen Pflichtverfaͤumniß in ihrem Amte koͤnnen fie vor das Departementẽegericht 


gezogen werden. ‚ 
Bon ber richterlichen Gewalt. | 


77. Die richterliche Gewalt wird allein von Richtern ausgeuͤbt, weiche durch 
die Verfaſſung, ober kraft ihrer Grundſaͤtze aufgeſtellt ſind, oder es noch he 
73. Bei keinem Gerichte dürfen. die Mitglieder, zur. Zeit ihrer Anftellung 
weit unter fi, noch mit dem Öffentlichen Anklaͤger bis.in ben. beitten Grab. er 

Blats freundſchaft oder Schwägerfhaft verwandt feyn. 

Riemand kann ein Nichteramt verwalten, der nicht has volle Alter vom 2 
Sahren erreiht bat... : ; 

79. Alle. Richter find verbunden, ſich auf Sıfuhen, zur Vollſtreckung ihrer 

kenntniſſe und Spruͤche (ſobald dieſelben in Rechtskraft uͤbergegangen fi nd), wech⸗ 
Aſeitig huͤlfreiche Hand zu bieten, auch die ſogenannten Erſuchungsſchreiben in Chr 
ven zu halten. Wenn hieruͤber, ober über die Grenzen der Gerichtsbarkeit Streit 
entftchtz; To entſcheidet, wenn bie. Parteien ſaͤmmtlich in ferien Sprengel gehören, 
das Departementsgeriht; in andern Faͤllen der Nationalgerichtshof. 

80. Bei peinlichen Faͤllen muß in dem erlaſſenen, entſcheibenden Strafurtheil 
228 begangene Verbrechen ausgedruͤckt ſeyn, bei Strafe der Nichtigkeit, 

Ale Erfenntniffe und urtheilsſprüche. muͤſſen bei offenen ae kund gemacht 
rerden. es 

SGütereinziehbungen finden niemals Statt 

Recht geſprochen wird. durch die ganze Republik im‘ Namen des bataviſchen 
Volkes. 

81. Die Gerichte der ehemaligen Provinzen behalten ihre bermaligen 
Serichtsbarkeiten. 

Die Departemente, worin kein Gerichtshof iſt, "innen einen folchen anordnen, 
nad, der Art, bie fie der Regierung vorlegen, und die ber gefeggebende Körper 
senchmiget. 

Der Plan zur Einrihtung ber in den verfchiebenen Gemeinden aufgeftellten 
ntedbern Gerichte wird durch die Gemeindbeverwaltungen jenen ihrer rejpectiven 
Srpartimente mitgetheilt, welche dafür Sorge tragen, daß dieſe Gerichte, fo viel 
tie möglich, auf den nämlichen Buß angeordnet werben. 

83. Die Art des Verfahrens ſowohl vor dem hohen Gerichtshofe, als vor 
dem Kriegsgerihte (von denen im Folgenden gehandelt werden wird), dem Seerath, 
den Gerichtshöfen der Departemente und andern niebern Gerichten wirb durch das 
Geſetz beſtimmt. 

34. Die Regierung legt, nach vorgängiger Einhohlung des Gutachtens des 
behen Gerichtshofes, in der kuͤrzeſtmoͤglichen Zeitfriſt, dem geſetzgebenden Koͤrper 
cia bürgerliches und peintiges En zur Genehmigung vor. 


L 
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86. Wenn bie Einführung dieſes Gefegbuches eine. andere Einrichtung des Ges 
richtsweſens nothwendig macht; fo Fann der Vorſchlag dazu, mit den in dieſer 
Sache durch die Departementöverwaltungen eingefhicten Bemerkungen unterftügt, 
von der Staatsregierung: dem gefeßgebenden. Körper: vorgelegt werden." 

86. Dir Militairperfonen jeder Art und die Seeleute ‚find der bürgerlichen 
Gerichtsbarkeit blos in ihren bürgerlichen Gefchäften und in gemeinen Vergehen 
unterworfen. . 

87. Es ift ein. oberftes Kriegsgerichf nicdergefest, um die Land» und 
Seetruppen auf die Anklage zweier fißcalifhen Procuratoren zu richten. 

Es beſteht aus einer gleihen Anzahl von Seeofficteren, Tandofftcieren und 
Rechtsgelehrten. Das Gefeg beſtimmt die Verfügungen und Reglemente, wornach 
fie zu Werks, gehen. und ihre Urtheilsfprüche fällen müffen. - 5 — 

“Die Mitglieder dieſes Gerichts und die fiscaliſchen Procuratoren werden durch 
die Regierung ernannt. 3, En 

.. Das Geſetz beſtimmt bie Art des Verfahrens in Fällen von Defraudation 
‚oder Gefährdung der Öffentlichen Auflagen. wa 


u ‚ Bon dem National: Gerichtshofe. 

89. Dieſer Gerichtshof beficht aus 9 Mitglicdern, die, unmittelbar nach ber 
Inſtallirung des gefeggebenden Körpers, duch fünf. Mitglieder, welche dieſer Körz 
per und deſſen Praͤſident aus feiner Mitte ernennen, und durch fünf Mitglieder: 
der Regierung ‚ mit.abfoluter Stimmenmehrheit ernannt und inftallirt werden... | 

90. , Div Mitglieder des National:Gerichtshofes behalten ihr Amt lebenslaͤnglich. 
Sie müfjen alle, ‚nad, dem 29.,Art,. für die Mitglieder. der Staatöregierung erfor: 
derliche, Eigenſchaften befigen. 

Im Fall einer Erledigung verfertigen ſie ein Verzeichniß von zwei Perſonen, 
welchen die Regierung —— andere beifuͤgt. Bon dieſen vier Perſonen wählt 
ber geſetzgebende Körper eine. s 000.0 

91: Der hohe National: Gerihtshof erkennt über alle Vergehungen,. wel: 
he. durch die Mitglieder: des ‚gefeggebenden Körpers, der Staatsregierung und allen 
andern hohen ‚Staatsbeanten in der Ausuͤbung ihres Amtes, felbft nachdem fie daje 
felbe auszuüben aufgehört haben, begangen vorden find; mit einem Worte, über 
alle Handlungen „ die ſie während. ihrer Verwaltung hätten ftrafbar machen können. 

92. Er ſpricht in allen Saden, worin die Republit unmittelbar ald Partei 
intereſſirt iſt. J 

93. Er übt eine beſondere Aufſicht über die Gerichtshoͤfe in der bataviſchen 
Republik aus. 

Er kann ihre Urtheilsſpruͤche und Verfahren, inſofern fie. den, die Verwaltung 
ber Gerechtigkeit und die vorgefchriebene: Form betreffenden, Gefegen zuwider find, 
fuspendiren oder caffiren. \ 

Wenn er findet, daß Anklage Statt hat, Tann er dem Öffentlichen Anklaͤger 
auftragen, die Rechte des Volkes geltend zu machen; inzwifchen ift er niemals bes 
fugt, in der Hauptfache felbft abzuſprechen. 

94. Man kan an diefen Gerichtshof appelliven von allen Urtheilsfprüchen in 
Sachen, die in erfter Inftanz vor die Departements: Gerichtähöfe gebracht worden 
en an Hierbei: das von dem Gefege allgemein vorgefhriebene Verfahren 
beobachtet. 

95. Er fällt niemals endlihe Urtheilsſpruͤche, wenn nicht wenigſtens fieben 
feiner Mitglieder gegenwärtig find, 

96. Er bewilligt Sahlungsfriften, ſicheres Geleit, und überhaupt alle Dispen— 
fationen, vermöge ber Bevollmächtigung, die er hierzu von dem, gefeßgebenden Koͤr⸗ 
per erhält, mit Ausnahme der Dispenfationen wegen Minderjährigkeit, weldhe, zus 
folge des 71.-Art., den Departementsverwaltungen zufichen. 

97. Es findet Revifion von feinen Urtheilsfprühen Statt, ben Fall. ausge» 
nommen, wo, in peinlihen Sachen, das Gefuch bes öffentlichen Anklägers nicht 
zügelaffen worden ift. 

Die beigegebenen Reviforen werden aus den Departements» Gerichtshöfen ge- 
nommen. 

"Das Geſetz beftimmt, in welchem Falle Revifion Statt finden Fann, die Zahl 
der beigegebenen Reviforen, und die allgemeine Ordnung, die in dem Verfahren zu 
beobachten ift. 

98. Der öffentliche Ankläger, oder der Gentralprocurator bei dem National: 
Gerichtshofe, wie auch die Generalprocuratoren bei den Departenuntd:Gerihtehöfen, 
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werben durch die Staatsregierung aus einem, von dem Ratiönalgerichtähofe und 
den refpectiven Departementsverwaltungen verfertigten, Verzeichniß von drei Perfos 
nın erwählt. Ze 

99, — dem gewoͤhnlichen oͤffentlichen Anklaͤger werden bei dieſem Gerichts⸗ 
befe noch drei Nationalprocuratoren oder Syndici angeſtellt. Dieſe werben, für 
das erſtemal, nach der im 89. Artikel vorgeſchriebenen Ordnung ernannt, muͤſſen 
Dectoren der Rechte ſeyn, und die im W. Artikel beſtimmten Eigenſchaften bes 


n. u 
e Dieſe drei Perfonen madhen das. Nationalfyundicat aus. — Im Fall eis 
ner Steikerledigung fchlägt der Gerichtshof drei Perfonen vor, aus welchen dev ges 
ſetzgebende Körper eine wählt. | 

Das Rationalfgndicat wacht über alle untere Gollegien, -Magiftrate, Rechts⸗ 
baͤnke und Beamten, giebt Acht, ob diefelde etwas Geſetz- oder Verfaffungswidriges 
tun, und nimmt alle deshalb eingegebene Klapen an, um weiter nadjzuförfchen. 
Staubt es binreihende Beſchuldigungsgruͤnde gefunden’ zu haben; ſo bilder es eine 
Anktage, und bringt diefelbe vor das Nationalgeriht. Fällt dev Spruch diefes 
Geridyts entbindend aus; fo findet Feine weitere Berufung Statt. Iſt cr aber verr 
dummend; fo muß, auf Begehren des Angeklagten, eine Revifion vorgenommen wer 
den. Diefe Hevifion geſchieht von dem Nationalgerihhtshofe, nachdem ihm vier Mits 
glieder zugegeben worden find, welche der Verurtheilte aus den andern Gerichten 
ih ſelbſt ausgewählt Hat, 

100. Die Beklagten können ihre Sachen, fowohl in ber erften Inſtanz, als 
in der Revifion, von felbit gewählten Sachwaltern vertheidigen laffen. Alle Macht 
und Gewalt eines Angeklagten hören im Augenblid der Anklage auf; doc) gilt bies 
fig nicht von den Mitgliedern des gefeggebenden Körpers ober ber Staatöregierung. 

Ber den Befehlen eines Angeklagten, dieſer ſey nun ein Magiftrat, ein Eolles 
stem oder Öffentlicher Beamter, Folge leiſtet, iſt des Hochverraths ſchuldig; eine 
Aesnahme machen jedoch die zwei oben genminten Behörden. 

101. Das Syndicat übt Erinerlei eigne Gewalt aus, und kann Niemanden verhaften 
laſen, außer nad} erhaltener Vollmacht von dem Gerichtshofe, den alleinigen Fat 
ansgenommen, wenn Behörden, Öffentlihe Beamten, oder auch SPrivatperfonen er 
tappt wurden, die im Begriff find, eben etwas gegen die Sicherheit de3 Staates 
und feine VBerfaffung zu unternehmen. Doch in diefem Falle müffen. die Grünte 
der Verhaftnehmung fofort dem Nationalgerichtshofe angezeigt werden, damit dies 
fer über die Verhaftnehmung erkennen, diefelbe betätigen oder vernichten kann. 

Solch einer Verhaftung find die Verfammlungen des gefepgeberden Körpers 
und der Regierung nicht unterworfen. - . 

102, Das Syndicat kann feine eignen Mitglieder anlagen. _ 

103. Der Nationalgerichtshof wacht über das Syndicat und deſſen Mitglies 
ber. Nimmt er Uebertretungen wahr — ald Erpreffungen und andere Amtsvergehungen, 
Borbringen falſcher Beweife, erfaufter Zeugen, Entſtellung ober Verwahrlofung- ges 
gründeter Anklagen oder Vertheidigungsmittsl u. ſ. w.; — fo fegt er cin befondes 
res Gericht von I Mitgliedern aus den verfchiedenen Departementsgerichten nicber, 
Bor dieſem Gerichte bringt er, mittelft eines Sachwalters, feine Klagen vor, 

104, Der Nationalgerihtshof hat feinen Sig am naͤmlichen Orte, wo die Re⸗ 
sierung ihn hat. En 

105, Entftchen Zweifel oder Streitigkeiten über den wahren Sinn irgend ei— 
nes Artikels der Verfaſſung; fo zeigt die Behörde, welcher daran Liegt, es dem 
Kationalgerichtshofe an. Findet diefer, daß der Buchſtabe der PVerfaffung nice 
volltommen deutlich iſt; fo berichtet er es fowohl dem geſetzgebenden Körper, als 
ter Regierung. Diefe beiden Stellen ernennen, jede aus ihrer Mitte, neun Ber 
tolmädtigte, weldge mit den Mitgliedern 3 Gerichtshofes felbft eine Rathsver— 
Tammiung von 27 Perfonen ausmadjen. Diefe 27. Perfonen fegen ſich nad) dem 
Range ihres Alters. Der Präfident des Gerichtshofes, der auch jetzt den Vorſi 
bat, trägt den Streitpunct mit Deutlichkeit vor, und dann wird cin Urtheil na 
ter Stimmenmehrheit abgefaßt. Fällt diefes dahin aus, daß die Schwierigkeit ohne 
eine urkundengkiche Auslegung nicht aelöfet werden könne; fo übermadjt die Staates 
egierung den ſtimmberechtigten Bürgern bie Sache zur Entfcheidung. 

106. Eobald die gegenwärtige Verfaffung von der batävifhen Nation anges 
nommen und fund gemacht iſt; fo ernennt das Vollziehungsdirectorium ſieben Mite 
glieder ber Staatsregierung, und beruft diefelben innerhalb 14 Zagen auf einen bes 
fimmeten Zeitpunct in den Ort feines Aufenthalts. Dieſe Berufenen wählen dann 
jofort ihre Amtsgenoſſen, ‚und benahrihtigen das VBollzichungsdirectorium davon- " 


- 





- 
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damit dieſes die Gewählten möglich bald. zufammen berufen Zann, um bie Staa 
regierung sinzuführen. i * 

Iſt die Staatsregierung eingeſetzt; fo thut fie es dem (bisherigen) gefesachı 
den, Körper und  Vollziehungsdirectörium kund, worauf beide Behörden dann 
gleich. ons sinander gehen. | 

‚; Angelobung der Mitglieder des. gefeggebenden Körpers, 

Ich gelobe pflichtmäßig, daß ich, ald Mitglied des gefesgebenden Körpers, ni 
Borſchrift Fer Verfaſſung, dad Wohl der. batavifhen Nation aus allen mein 
Kräften befördern helfen, ihre, Rechte handhaben, und mid; aufrichtig und eifrig all 
Pflichten entledigen will, die mir in diefer Hinficht obliegen, Nichts foll mid) von ihrer € 
füllung abhalten, weder Lieb noch Leid, Gunſt ober Ungunft, Verſprechen oder E 


“Schenke, noch irgend etwas anderes. Auch gelobe ich, daß ich, auf. Eeinerlei Weiſ 


mitwirken, oder einen Anſchlag befchließen Helfen will, ber. die Einführung erblich 
Aemter und Würden zur Abficht hat, ober von ‚ben Grundfaͤtzen einer ftellyertretcı 
den Volksregierung abweicht. rue WIE 

"Angelobung der Mitglieder ber Staatsregierung, 
Ich gelobe pflichtmäßig, daß ich als Mitglied der Staatörsgierung, nah Ma 


gabe der, Berfoffung und. der mir von derjelben anvertrauten Gewalt, das Mel 


der batavifchen Nation aus allen meinen Kräften befördern helfen, ihre: Recht 
Würde und. Anfıhen vertheidigen, die Unabhängigkeit des Staates und die Freihe 
der Einwohner auf jedem ſchicklichen Wege befeftigen, handhaben und verficher: 
dag ih mich aufrihtig und eifrig aller Pflichten entledigen: will, weldye mir i 
meinem Kreife obliegen. Nichts fol mich von. ihrer Erfüllung abhalten, web 
Lieb nody Leid, Gunſt oder Ungunft, Verfprechen- oder Geſchenke, noch ivgend etwa 
anderes. Auch gelobe ich, daß ich auf keinerlei Weife beitragen oder befchliese 
helfen, noch aud) zugeben will, daß irgend ein Anfchlag gefaßt, und befchloffe 
werde, welcher der Verfaffung entgegen ift, oder die Einführung erblicher Aemti 
und Würden zur, Abſicht hat, oder fonft mit den Grundfäsen einer ftellvertretende 
Bolksregierung Treitetz fondern vielmehr dag ich, wenn mir irgend ein folcher Ber 
ſuch bekannt werden -follte, : mid) ‚der. Ausführung deffelben mit aller mir anvea 
trauten Macht widerjegen werde, = 


Ar — 


Mährend der viertehalb Sahre, daß dieſe Verfaffung in Guͤltigkei 
war, blieb der batavifche Freiftaat in Hinficht feiner gefammten auswar: 
tigen Berhältniffe von der Leitung abhängig, die von der Dictatur dei 
erfien Conſuls in Frankreich ausging. Dennoch gefchahb dem Tekten! 
nicht genug von Seiten der batavifchen Republik. Dies follte geän: 
dert, und, nad) Einführung der Faiferlichen Würde in Frankreich, dir 
batavifche Regierung der monarhifhen Form mehr angenähe! 
werden. DE Er Be 

Nach dem Vorbilde der in den franzöfifchen Senatusconfultis von 


Jahre 1804 enthaltenen. Mobdificationen der vierten-Verfaffung, erhielt 


daher aud) die batavifche Nepublif am 15. März 1805, unter dem Emm 
fluffe des Kaifers Napoleon, die dritte Berfaffung, in welder ein 
Rathöpenfionair ald Regent an die Spite geftellt, und der geſeb— 
gebende Körper auf 19 Mitglieder herabgefegt ward. Zugleich wur: 
den die frühern, im hollandifchen Staatöfyfteme gewöhnlichen, Namen 
des Rathspenfionairs für den Negenten, und der hochmoͤgen— 
den Reprafentanten für den gefeßgebenden Körper aufgefrifät. 
So wie dem Kaifer von Frankreich die Initiative der Gefege zuffand; 
fo erhielt fie auch in Batavien der Rathöpenfionair. So wie in Frank: 


re En er Arne . — 
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rich dem Kaifer ein Staatsrath zur Seite fand; fo auch dem Rathes 
penfionatt. So ründete fich in Batavien bereit3 alles zur — 
ſchen Drdnung der Dinge, die im: Jahre 1806 eintrat. 


c) Dritte Berfaffung vom 15. März 1805, 


Allgemeine Grunbfäge. 


r = Das Glüd eines Volkes beruhet, vorzüglich auf weifen Gefegen, ee a es 
ſ̃ giebt. 

2. Die Gefese müffen immer das Refultat der Erfahrung, und, fo viel wie 
zog, dem Geifte, den Eitten der Nation, und den befondern: Umftänden. bes 
sundes angemeſſen ſeyn. 

3. Das große Princip der geſellſchaftlichen Freiheit beſteht darin, daß das 
Sefeg jedem Bürger, ohne Unterfcied des Ranges und der Geburt, die nämlichen 
Rechte ertheile und die nämlichen Pflichten auflege. 

4 E38 giebt feine herrſchende Kirche; das Gouvernement bewilligt 
ılm zeligiöfen Gefellfchaften in dieſer Republik gleichen Schutz. Es erhält fie bei 
ke freien Ausübung ihrer kirchlichen Verfaſſungen, welche dazu geeignet find, relis 
fe Grundfäge und gute Sitten zu verbreiten, und die gute Ordnung zu erhalten. 
Ss ergrift alle Maßregeln, welche die befondern Umftände diefer religiofen Gefells 
haften nad) ihrer Beziehung auf die: Ruhe und das oͤffentliche Wohl erforder. 

5. Die Wohnungen der Bürger find unverletzlichz feiner darf fid) wider ih⸗ 
m Villen mit Gewalt hineinbegeben; es fey denn auf einen Specialbefchl, welcher 
su diefem Ende von einer competenten Autorität erlaffen worben ift. 

6. Niemand kann verhaftet werden, als kraft dis Geſetzes. Niemand kann 
srurtheilt werden, als nur durch den Richter, welchen das Geſetz ihm anmeifet, 
un Madden er alle Vertpeidigungsmittel,. welche das Gefig ihm bewilligt, hat ans 
Kia onnen. 

7. Jeder Bürger hat dad Recht, ſich ſchriftlich mit Bitten und Vorſtellungen 
“2 die competenten Behörden zu wenden; fie muͤſſen aber von ihm allein und nicht 
sa mehrern ‚unterzeichnet feyn. Nur anerkannte Corporationen koͤnnen Bittſchrif— 
‘a, von mehreren unterzeichnet, einreichen, inſofern der Inhalt derfilben blos ihre 
 Korporationen betrifft. 

8. Die Gefege und allgemeinen Verordnungen, welche, v. 3.1795 an, den baaren 
Kath des Eigenthums und der rechtmäßigen Befigungen vermindert haben, koͤn—⸗ 
‚2 einer Nevifion unterworfen werden, Die Neclamationen, welche daraus ente 
** gehoͤren nicht vor die Tribunale. Diejenigen Buͤrger, welche durch dieſe 

eſehe glauben beeinträchtigt zu ſeyn, koͤnnen ihre Vorſtellungen dem gefiggebender 
Srper übergeben, welcher, erforderlichen Falls, die nöthigen Befhlüffe wird ergehen 
fen, um ihnen Recht zu verfchaffen. 

9. Das Lehnsrecht bleibt abgefhafft, und.es giebt nur Alodialgüter, 
23 Geſetz wird aber dafuͤr forgen, daß die Eigenthümer, welche augenſcheinlich 
th dieſe Aufhebung beeinträchtigt find, auf eine billige und angemeſſene Weiſe 
atihädigt werben. 


Eintheilung des Gebiets der batavifchen Nepublif und Stimmrecht. 


10. Das Gebiet der batavifchen Republik in Europa bleibt in acht Depars 
— getheilt, deren Grenzen dieſelben, wie bei den ehemaligen Provinzen, ſeyn 

n. 

Der Canton Drenthe bleibt proviſoriſch mit der ehemaligen Provinz Ober⸗ 
el vereinigt. Das. Geſetz wird in dieſer Hinſi ht fernere Verfügungen treffen; 
ud das batavifhe Brabant wird. für fi ein achte Departement ausmachen. 

Ameland wirb zum Departement: von Sriesland gerechnet werben. 

Vedde- und. Weit: Woldingerland' werden einen Theil de3 Departements von 

iningen ausmadjen. Yſſelſtein, und die Landvogteien Benſchop und Nord⸗ 
Foltbroet, wie auch Jaarsfeld, ſollen zum Departement Utrecht gehoͤren. 

vianen, Ameiben, Leerdam und Sommelsdyk Bere mit Holland vereinigt 

Nenburg Buren mit Geldern, 

Das Befes wird es beſtimmen, zu welchem ———— die Länder: ‚gehäsen 
een, — das Gebiet dern Repuoblik bereits erweitert iſt, oder diesdie Nepus 
Ni als gebährende Entfhädigung noch eu ‚wird. Es wird auch beſtimmen, 
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zu welchem Departement die vormaligen Derrfihaften ober Diftricte gehören, 
fonft zu feiner der oben erwähnten Provinzen und Departements gehörten, 

Das Gefen kann ebenfalls über die Difteicte: beftimmen, deren Jurisdiction 
theilt, oder noch zwifchen verfchiedenen Provinzen ſtreitig iſt. \ 

11. Jedes Departement wird in Arrondiffements oder Diftricte gethellt, 
durch das Geſetz ſollen beftimmt werben. Ä 

12... Die erforterlichen Eigenfihaften, um das Recht eines ftimmfähigen B 
gers auszuüben, werden proviforisch die bisher feftgejegten bleiben. Sie können at 
wenn es das allgemeine Befte fordert, mobificirt werden; allein diſee Mobdificatio) 
Eönnen nie den Principien des Eigenthums und der individuchen Unabhängig 
Abbruch thun. | 

13. Die Diener der Gottesverehrungen können zu keinem Öffentlichen U 
erwählt. werben. 

14. Die Militairperfonen Fönnen nur an ihrem Wohnorte, nicht aber, wo 
in Sarnifon liegen, ftimmen. 5. 


Von dem geſetzgebenden Körper, 


15. Der Titel des geſetzgebenden Körpers ift: Ihre Hochmoͤgenden, 
Repsäfentanten der batavifhen Republif. Wenn man jfih an d 
Tr wendet; fo wird immer der Titel: Hochmoͤgende Herren, 
raucht. 

16, Die Souvercinetät des batavifhen Volkes wird durch die V— 
Be Shrer Hohmdgenden, mit dem Rathspenfionair rer 
entirt. 

17. Die Verfammlung Ihrer Hochmögenden beftcht aus 19 Mitgliche 
welche auf 3 Iahre erwählt, und nad) folgenden Verhaͤltniſſen von den Mitglied 
ber Departementsverwaltungen ernannt werden, nämlich: 

Aus dem Departement von Holland Sieben. 
Aus dem Departement von Seeland Einer. 
Aus dem Departement von Utredt Einer. 
Aus jedem der übrigen Departements Zwei. 

18. Die Glieder der Verfammlung Ihrer Hochmoͤgenden müffen ſtimmfaͤl 
Bürger, SO Jahre alt, und in einem ‘der acht Departements der Republik oder 
den Kolonieen und Befisungen‘ des Staates gebehren fiyn, und in dem Depa 
ment, von welchem jie ernannt worben find, fehs Jahre vor ihrer Wahl guoe 
haben. Sie fönnen nicht mit einander im Aten Grabe Blutöfreunde oder 7 
wandte feyn. Die Claufel wegen des Wohnorts fehlicht diejenigen nicht aus, we 
im Dienjte der Republik abweſend geweſen find. 

19. Um zur Ernennung eines Mitgliedes ber Verfammlung Ihrer Hodı 
genden zu ſchreiten, ſchickt die Departementsverfammlung eine Lifte an den Kat 
penfionair von vier Candidaten, welche in dem Departement wohnhaft find. 4 
Rathspenjionair nimmt von diefer Lifte zwei Gandidaten, von welchen die Depa 
mentalverfammlung — 

20. Gleich nach der Eroͤffnung der Verſammlung Ihrer Hochmoͤgenden, wel 
burdy den Rathspenfionair gefchicht, fchreitet die Verfammlung zur Ernennung «i 
——— fuͤr dieſe Sitzung, der aus den Mitgliedern der Verſammlung ermi 
wird. | 

21. Ein nicht aus der Verfammlung gewählter Greffier tft bei Ihren Bi 
mögenden angeftellt. Der NRathspenfionair ernennt diefen Greffier von zwei € 
didaten, welche ihm die Verſammlung vorſchlaͤgt. 

22. Alle von ber Verfammlung Ihrer Hochmoͤgenden erlaffene Acten, wer 
eher Präfidenten. ber Verfanimlung unterzeichnet und von dem Greffier < 
trafignirt. 

23. Die Mitglieder der Verfammlung Ihrer Hochmögenden flimmen ein; 
nad) ihrer perfönlichen. Meinung, ohne Mandat, noch Inftructionen von ihrem ! 
partement zu erhalten. . Sie find auf keine: Weife den Departementalverfammi 
gen wegen ihres Betragens ald Mitglieder..der Berfammlung Ihrer Hochmoͤgen 
verantwortlich. u. | J 
24. Die Mitglieder der Departementalverſammlungen, die Staateſſecteta 
die Mitglieder des Staatsraths, des Finanzraths, und der Gerichtshoͤfe, koͤn 
nurwenn Aſie ernannt worden find, erſt nach Niederlegung ihrer Stellen, we 
ſie bekleideten, Sitz unter, Ihre Hocdhmögenden nchmenst ı | eier 
nd, Die Verſammlung Ihrer Pochmoͤgenden berathichlagt, nur.äber. | 
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Gegenftände, weldhe ihr von, dem Rathspenfionair vorgelegt won 
den find. Sie veriirft oder nimmt biefe Vorfhläge an, ohne Veränderung 
oder Mobification. 1 

2. Wenn Ihre Hochmoͤgenden das, ihnen vorgelegte Geſetz angenommen ha= 
ben; ſo zeigen fie es fogteih dem Rathspenfionair an, dem die Brkanntmachung 
und Ausführung deſſelben aufgetragen ift.. Wenn Ihre : Hochmögenden den Ent 
wurf eines Geſetzes verwerfen; jo geben fie dem Hathspenfionair davon Kenntniß, 
indem fie die Gründe ihrer Weigerung anführen. In dieſem Bau kann der Raths— 
rafionsir den nämlichen Entwurf von Neuem vorlegen, anders motiviert, pder mo⸗ 
diieiret. 
27. Die Verfammlung Ihrer Hochmögenden hat ausfchlieglich das Necht; 
über die allgemeinen Petitionen der Staatsbedürfniffe, fo wie über 
kren Vermehrungen, welche ihr von dem Rathspenſionair vorgelegt werden, zu 
beratbfchlagen. 

3. Die Berfammlung Ihrer Hochmoͤgenden begnabigt, hebt auf oder‘ er⸗ 
üft die durch ein Urtheil von den Gerichtshöfen zuerfannten Strafen, auf ben 
Berfhlag des Rathspenſionairs, nachdem fie vorläufig darüber die Meinung des 
Rıtionaltribunals eingehohlt hat. ’ | 

29. In der Abweſenheit Ihrer Hochmögenden kann der Rathspenſionair bie 
Iusfüuhrung eines Urtheild fuspendiren. In diefem Fall ift er. aber doch verpflich- 
it, bei der naͤchſten Sitzung es Ihren Hochmögenden anzuzeigen. 

30, Das Recht, Friedens-, Allianz: und Commerztractate zu 
tatificiren, ſteht ausfhließlih ber Berfammlung Ihrer Hodymöd« 
senden zu; "allein die geheimen Artikel, welche in bdiefen Zractaten enthalten 
sa möchten, find dieſer Ratification nicht unterworfen. Diefe Artikel können aber 
tie mit den bekannten Artikeln im Widerfpruche ſtehen, noch der Integrität des 
kavifhen Gebiets nachtheilig feyn. - 

31. Keine Kriegserklaͤrung kann ohne vorläufiges Decret Ihrer Hoch—⸗ 
Bomden, auf den Vorſchlag des Rathspenfionairs erlaffen, Statt finden. 

Die Mitglieder der Verfammlung Ihrer Hochmögenden kommen gewöhns 
id zweimal des Jahres zufammen, nämlid vom 18ten April bi® zum 1ften Suni, 
wd vom Iften December bis. zum Löten Januar. Der Rathöpenjionair kann fie 
cadı, fo oft er es für nöthig erachten wird, außerordentlich zufammen berufen. 

53. Am Aſten December eines jeden Iahres tritt ein Drittheil von den 
Mitgliedern der Verfammlung Ihrer Hochmögenden aus. Das erftemal wird die 
Stonung des Austretens dur) das Loos, an dem Tage der erften Zuſammenkunft, 
fümmt. Das erfte. Austreten. wird am 1. December 1806 erfolgen. 

34, As Entfhäbigung für die Reijeloften und den Aufenthalt in der Rei 
nz, geniegen die Mitglieder der Verfammlung Ihrer Hochmoͤgenden jaͤhrlich ein 


ı Srattament von 3000 Gulden. 


35. Die austsetenden Mitglieder können immer wieder gewählt werben: 
36. Jede Sisung der Berfammlung Ihrer Hochmögenden wird durch den 
Kathspenfionair gefchloffen. 


Von dem Rathspenfionair, 


37. Der Rathepenfionair fteilt, vermöge ber Verfaffung, die Verſammlung 
Iter Hochmögenden vor, in allem, was das Gouvernement angeht. Er übe die 
treeutive Gewalt aus im Namen Ihrer Hohmögenden, ber Reprär 
fiatanten der batavifchen Republik. * 

38. Der Rathspenſionair wird von der Verſammlung Ihrer Hochmoͤgenden 
eh die abfolute Stimmenmehrheit der 19 Mitglieder gewählt. Er wird auf 
Jahre ernannt, und Fann immer wieder gewählt werten. 

Der erſte Rathspenſionair wird feinen Poften von der Einführung der 
enwaͤrtigen Berfafjung bis nach dem Verlauf der fünf erften Jahre, nad) dem 
Ficden mit England, beklelden. Das erfte von diefen fünf Jahren wird von dem 
fen Januar nach diefem. Frieden anfangen. | 9, 

40. Der Rathspenfionaie hat das Recht, zu jeder. Beit fein Amt nie 
dirzulegen*) folglich auch vor. dem: Ablauf der: fünf Jahre. In ben Schooß 
" Berfanimlung ee Hochmoͤgenden legt er die ihm anvertratite Gewalt ‚nieder. 
3a dieſem Falle, oder im Fall des Abſterbens, erſetzt ihn: interimiſtiſch der Praͤſi⸗ 
dent der Berſammlung Ihrer Hochmoͤgenden, und ſorgt dafür, daß jo geſchwind 


*) Wie weife war dies. im Voraus für das Jahr 1806 berechnet! 
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wie moͤglich zur Ernennung eines -Nachfolgers “gefdwitten werbe. Er ift tft ‚verpfliche 
tet, dieſem Ende, die Berfammlung Ihrer Hochmoͤgenden fogleich zuſammenrufen 
zu laſſen. 

.: #kon. Dee Rathepenfionair muß ein: ſtimmfaͤhiger Bürger, 35..Zahre alt, in 
der Republik gebohren ſeyn, und ſechs Jahre ‚unmittelbar vor feiner Wahl darin 
gewohnt haben. Er kann nur im.britten Grabe: Blutsfreund ober Berwandter mit 
feinem. unmittelbaren. Vorgänger feyn. Die Bedingung des Wohnortes ſchließt die 
jenigen nicht aus, die im Dienfte des Staates abweſend geweſen find. 

42. Der Rathspenſionair kann nie, in welchem ð all es auch ſey, die geſetz⸗ 
gebende Gewalt ausuͤben. Er kann ſich nie in eine — miſchen, die den Tribu⸗ 
nalen unterworfen iſt, welche durch das Geſetz feſtgeſetzt ſind, ur über die Gelder 
ber Republif, anders als nach dem Gefege, bisponiren. ; 
ı- .48. Der Rathöpenfionair ernennt einen Staatsrath, der. wenigſtens aus 
fuͤnk, hoͤchſtens aus 9 Mitgliedern beſtehen muß. Die Mitglieder des Staatsraths 
muͤſſen dieſelben Eigenſchaften haben, welche von den Mitgliedern ber Verſammlung 
Ihrer Hochmoͤgenden gefordert werden. 

44, Der Rathspenſionair fordert. das, Gutachten: und die Meinung des Staats⸗ 

raths über alle Gegenftände, über welche er fie um Rath fragen will. . Erſt nach 

Anhörung des Staatsraths faßt er einen Entſchluß wegen ber Entwürfe der. Gefege, 
bie er der ... Ihrer Dochmögenden vorlegen will, 

45, Er felbft kann die Entwürfe der Gefege, welche er’ vorſchlaͤgt, in der 
Verſammlung Ihrer Hochmoͤgenden unterſtuͤtzen, oder in feinem Namen durch die 
Mitglieder des Staatsraths unterftügen laſſen. 

Der Rathspenſionair ernennt einen Generalfecretaic ber Regierung, . wels 
her alle von ihr erlaffene Arten contrafignitt. . 

47,, Der. Rathapenfionair ernennt ferner noch einen Staatsſecretair für das 
Departement der auswärtigen Angelegenheiten; einen Staatsſecretair für bag Mar 
rinedepartement z einen Staatsſecretair für das Kriegsdepartement; einen Staats⸗ 
ſecretair fuͤr das Departement des Innern; und einen Staatsfecretaiv für: das Fix 
. nangbepartement, mit einem —— ‚ ber.aus 5 Mitoliedern beſteht und blos 
confuliret wird. 

48, Der Rathöpenfionair ernennt alle auswärtige Miniftens: abte 
O fficiere dersfand» und Seemachtz alle Beamte des Staates; alle 
Mitglieber der Zribunale, weldhe über die Angelegenheiten, bie.allgemeine 
Verwaltung betreffend,:. erkennen, ausgenommen die Mitglieder: des Rationaltribu⸗ 
nals, woruͤber der 79ſte Artikel das Weitere feſtſetzt. 

Der Rathspenſionair dirigirt den Gebrauch der Flotten und ber Ars 
en batavifchen Republik. Er ernennt zu ben militairiſchen Graden und ers 

eilt ſie 
560. Der Rathspenſi ionair ſorgt fuͤr die Wuͤrde und Sicherheit des Staates, 
für die ſchnelle Verwaltung der Suflig, und für die Aufrechthaltung ‚und Aus 
führung ber Gefeges ihm ift die Oberpoligei in ber ganzen Republif aufgetragen, 
ſowohl in Civil: als geiftlichen Sachen. 

51. Der Rathspenſi ionair ernennt den Magiſtrat der Stadt, wo die Regie⸗ 
rung reſidiret. 

52. Alle vom Gouvernement ‚erloffene Acten führen ben Zitel: Ihre Ho ch⸗ 
mögenben, Repräfentanten der batavifhen Republik. Sie find von 
dem Rathspenfionair unterzeichnet und von dem Generalſecretair des Gouvernes 
ments contrafigniret. 

Sn allen feinen Beziehungen und Acten mit ber Berfammlung Ihrer 
Hohmögenden erfcheint der Rathöpenfionair individuell. Die Vorſchlaͤge, welche er 
an dieſe Verſammlungen richtet, fangen immer mit der Formel an: Der Rath ds 

enfionair an die Berfammlung Ihrer. Bohmögenden, ber Rıprös 
Per der batavifhen. Republil, - 

54. Die Acten der Verſammlung Ihrer Hochmoͤgenden, welche an ben Rathẽe⸗ 
penſionair gerichtet find, fangen mit der Formel an: Die Verſammlung Ihe 
rer. Hochmögenbeh, der Repräfentanten der batanifchen Republik, 
an Se. Ercellenz„. den. Rathspenſionair. 
6.Der Rathspenſionair hat, bie oberſte Leitung des Ratignatfäpage. Er 
beſtimmt die: Tractamente ber Staatsbeaten. 

56. Er bewilligt auch die Penſionen mach den von dem Geſede gemachien An 
ordnungen. 

57. Am erſten Tage ders Sfgung. im’ December, uͤbergiebt der Nathöpen ſio⸗ 
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sr eine alfgemcine und detaillirte Meberficht von den Bedfirfiiffen der Republik 
ie das folgende Jahr. Die Berfammlung Ihrer Hochmögenden kann diefen Etat 
ist modificiren; fie ninimt ihn an oder verwirft ihn. 

5% In diefem allgemeinen Etat wird eine Summe angegeben werden, welche 
kr Gigenftände beftimmt iſt, die ihrer Befchaffenheit nach ſich nicht gut fpecificiren 
fen. Der Rathspenfionair ditponirt dartber zum Dienfte de3 Staates, wie auch 
‚m die Koften zu beftreiten, welche nöthig find, um mit Witrde und auf eine ans 
ündige Weile feinen Poften zu befleiden. Er disponirt darüber zur Bezahlung 
ir Bureaur, und der darin angeitellten Perfonen. Um die Verwendung diefer 
Zrmme zu belegen, wird von dem NRathepenfionair nichts weiter verlangt, als eine 
ürrlihe von ihm unterzeichnete Erklärung: daß fie ausfchlichtih zum Dienfte und 
Sn des Staates verwandt fey, aber auf Feine Weife zu feinem perfönlichen Nu: 
va, oder zu dem der Ceinigen. 

59. Die jegigen Auflagen in jedem Departement werden proviforifch cben fo, 
ne bieher, uehoben werden. Es wird des Rathepenfionairs erfte und vorzüatichite 
Errge ſeyn, ſich mit der Unterfuchung aller Mittel zu befchäftigen, die Einkünfte 
x Staates zu vermehren, alle Zweige der Regierung und Verwaltung zu vereins 
hen, allentbalben die ftrengfte Dekonomie einzuführen, und die Geſetze vorzuſchla— 
a, welhe dahin abzweden, fowohl die argenmwärtigen Auflagen zu verbeffern, als 
= ein allgemeines Finanzſyſtem einzuführen, welches tauglidy ift, das von den ars 
oͤrtigen Departementalauflagen zu erfegen. 4 

60, Es foll au ein Rath bes Nationalrechnungswefens feyn, welcher wenig: 
23 aus 5 und hoͤchſtens aus 9 Mitaliedern beftebt. Wenn eine Stelle vacant 
-2d; fo überniebt die Verfammlung Ihrer Hochmögenden zur Belegung derfeiben 
m Rathepenfionair eine Lifte von fechd® Gandidaten, wovon der Rathspenſionair 
wu nimmt, unter welchen die Verfammlung Ihrer Hochmögenden wählen kann. 


Don den Verwaltungen der Departements und Communen. 


61, Die Departementalverwaltungen behalten proviforiih ihre atgenmwärtige 
rumfation. Allein diefe Organifation wird einer Revifion unterworfen ſeyn, des 
m Sauptgegenftand feyn wird, ihre Autorität in Berichung auf die Gewalt des 
ienalgouvernements zu beftimmen, wie auch die Verwaltung zu vereinfachen, 
win ihre verfchiedenen Zweige alle nur möglihe Detonomie zu bringen. Die 
ru swecdienlichen Maßregeln werden der Berfammlung Ihrer Hochmoͤgenden 
“m Rathspenſionair vorgelegt werden. 

62. Die Departsmentalverwaltungen koͤnnen feinen Beſchluß faſſen, der ben 
Cemtinen Geſetzen der Republik, oder dem allgemeinen Intereſſe derſelben entgex 
ner Sollte diefer Fall eintreten; fo ift der Rathapenfionaie berechtigt, Lie 
Ieführung diefer Befchlüffe zu verhindern, und darüber Bericht abftatten zu laſſen. 

Die Departementalverwaltungen koͤnnen von ihren Uintergebenen feine Ab: 

isen heben, ohne vorläufig durcdh_ ein Deeret von Ihren Hochmoͤgenden dazu aus 
ft zu ſeyn, welches auf förmliches und ausdrüdtidyes Anfuchen des Rathsprn⸗— 
aits ertheilt worden ift. 
64. Die Auflagen in ben Departements, welche von Ihren Hochmögenden auf 
*: im vorhergehenden Artikel vorgeſchriebene Weife befchloffen find, koͤnnen nie die 
“in: und Ausfahr, noch das Zranfitoreht von einem Departement in das andere 
fm Die Erzeugniſſe des Bodens oder der Induſtrie eines Landes können nie 
Areren Abgaben unterworfen feyn, als diejenigen find, welche in dem Departe— 
won ſelbſt, wo die Auflage gehoben wird, bezahlt werden. 

65. Jede Stadt, jeder Diftrict oder jedes Dorf bat feine eigene Municipalitaͤt, 
Ade auf die Weiſe organifirtift, wie es den Cocalumftänden am angemeſſenſten if. 
fe Kommunen können zu dem Ende den Dipartementalverwaltungen die noͤthi— 
a Einrichtungen vorlegen, vorausgefegt, daß fie immer auf die Grundfüge des 
"rofentativen Syſtems fih gründen. 

Jede Sommune hat das Net, ihre Privatangeleaenheiten anzuordnen. 
wauflagen aber kann fie nur machen, wenn fie fi) nach den allgemeinen Anords 
ungen, ſolche durch das Geſetz feſtzuſetzen, richtet, und in Uebereinftimmung mit 
ka Abgeordneten der Gommune, welde zu diefem Ende von den ftimmfähigen Burs 
der Commune erwählt find, nachdem fie von der Departementalverwaltung 
"im auterifiect worden, deren Billigung oder Mifbilligung alle Entwürfe von Ans 
‚u und Auflagen in den Communen unterworfen find. Man wird bei dieſen 
‘lagen auch darauf fehen, daß fie die Aus: und Einfuhr, und das ZTranfitorcht 
Fr andern Städten und Orten nicht. beſchwerenz; daß fie die Producte des Bodens 
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oder ber Induftrie nicht mehr beläftigen, als die Probucte des Orts felbft, ber 
diefe Auflagen macht; und daß fie den Hülfequellen des Nationalfiscus nicht entge: 
gen find. Im legtern Falle muß fih der Rathepenfionair der Einführung wiber: 
fegen; daher die Departementalverwaltungen ihm unmittelbar von allen Localaufla: 
gen, welche fie gebilligt haben, Nachricht erteilen müffen. 

67. Die Mitglieder der Municipalverwaltungen Eönnen unter feinem Vor 
wande vor die Departementalverwaltung gefordert werben, um ihre Amtsführun: 
zu rechtfertigen. Im Tall einer Vernadjläffigung in ihrer Localverwaltung find ſi 
nur der Botmäßigkeit des Departementaltribunals unterworfen. 


Bon der richterlihen Gewalt. 


68. Die richterliche Gewalt ift ausschließlich den kraft der Verfaffung errid 
teten Zribunalen übertragen. Keine andere Autorität Tann einen Einfluß auf ihr 
Urtheile ausüben. 

Die Mitglieder von irgend einem Zribunale, den Fiscal mit eingefchloi 
fen, dürfen, wenn fie ernannt werden, nicht mit einander im vierten Grade Blut 
freunde oder Verwandte feyn. Die Zunctionen eines Richters, oder eines Fiscal 
koͤnnen nur durch ftimmfähige Bürger, welche fhon das 2öfte Jahr erreiht haben 
verrichtet werden. | 

70. Alle Zribunale find verpflichtet, wenn fie requirirt werden, zur Ausfüh 
rung der Urtheile von andern Zribunalen beizutragen, und die deshalb erlaffencı 
Reauifitionen gehörig zu refpectiven. Die Streitigkeiten, welde in diefer Hinſich 
entftchen Könnten, fo wie alle ftreitige Puncte über Jurisdiction gehören der En! 
fcheidung des Departementalgerichtshofes, wenn beide Parteien diefem unterworfe 
find; und wenn fie unter verfchiedenen Gerichten fichen; fo .wird die Frage vo! 
dem hohen Nationalgerihtshof entſchieden. 

71. Jedes Griminalurtheil muß, bei Strafe der Nichtigkeit; das Verbreche 
der Verurtheilten ausbrüden. 

72. Alle Urtheile müffen in Öffentlicher Sitzung gefprocdhen werden. Di 
Gonfiscation der Güter findet in Feinem Falle Statt. Die Urtheil 
werden allenthalden im Namen des batavifchen Volkes gefproden. 

73. Das Gefeg wird den Procefgang bejiimmen, der bei dem hohen Natic 
nalgerichtshof, bei dem Dberkriegsgerichte, den Departementalgerichtshöfen und be 
andern Zribunalen befolgt werden foll. 

74. Die Militairs der Land» und Seemacht bleiben fowohl bei bürgerliche 
Klagen, ald auch gemeiner Verbrechen wegen, den gewöhnlichen Zribunalen unte 
worfen. 

75. Das Oberkriegsgericht wird über die Anklagen, welche militairiide Ver 
brechen betreffen, und gegen die Kaper vorgebracht werden, entfcheiden. 

Das Geſetz beftimmt den Procehgang, welcher bei Defraudirung ober Ui 
bertretung der Nechte des Fiscus und der Auflagen befolgt werden foll. 


77. Der hohe Nationalgerihtshof befteht aus 9 Mitgliedern. S 
müffen, um wahlfähig zu feyn, biefelben Eigenfchaften haben, welche bie Verfaſſun 
von den Mitglicdern der Verfammlung Ihrer Hochmoͤgenden fordert. 

Wenn eiue Stelle vacant iſt; fo übergeben die Mitglieder der Berfamn 
Xung Ihren Hochmögenden eine Kifte von 3 Gandidaten, weldye davon einen wähl 

Die Ernennung des Fiscals bei dem hohen Nationalgerichtshof, und die di 
Fiscale bei den Departementalgerihtshöfen, fommt dem KRathspenfionair zu. € 
wählt von den 3 Gandidaten, welche ihm ber Gerichtehof, wo die Stelle vacar 
ift, vorfchlägt. 

79. Bor den hohen Nationalgerichtshof gehören alle Verbrechen, welche vo 
ben Mitgliedern dev Berfammlung Ihrer Hochmoͤgenden und den hohen Staat: 
beamten begangen werben. 

Die Mitglieder der Verfammlung Ihrer Hocdhmögenden und alle hohe Staati 
beamte find zu jeder Zeit, in Dinficht der Verbrehen, welche ihnen in Bezug aı 
die Ausübung ihrer Pflichten zur Laft gelegt werden £önnten, dem hoben Gericht: 
hof unterworfen. Auch wegen. auvöhnlicher Verbrechen find fie demfelben untc: 
worfen, welche fie, fo lange fie ihre Stelle bekteiden, begehen könnten; allein in 
Privaticben zurüdgekehrt, find fie, wie alle übrige Bürger, den gewöhnlichen Kir 
bunalen unterworfen. 

80. Der hohe Nationalgerichtehof entfcheibet über alle Klagen, in welchen b4 
Staat ald Beklagter erfceint. 

81. Wenn der Staat, oder ein Collegium, irgend ein Einnehmer, Borfteb: 


Dritte Berfaffung vom 15. Mär; 1805. 179 


(einer Regie) ober anderer Agent, in feiner Qualität vor den hohen Nationalges 
riötshof citirt wird; fo Tann die VBerfammlung Ihrer Hocmögenden, auf den 
Vorſchlag des Rathspenſionairs, wenn es das allgemeine Intereffe erfordert, dem 
sben Gerichtshof anbefchten, auf cine befchränkte oder unbeſchraͤnkte Zeit die Ente 
deidung des Proceffes aufzufchieben, und der hohe Nationalgerichtshof iſt ſchuldig, 
diefer Reguifition Gehorfam zu Leiten. In der Abwefenheit Ihrer Hochmögenden 
it der Rathspenſionair autorifiret, proviſoriſch eine gleiche Requifition zu erlaffen. 

82, Der Hohe Natienalgerichtshof hat die befondere Auffiht über alle andere 
Grrihtshöfe und Zribunale der batavifchen Republi. Er kann ihre Acten oder 
ütheile fuspendiren oder caffiren, wenn fie gegen die auf die Verwaltung der Ju— 
fü fih bezichenden Gefege, und gegen die Rechtsgebraͤuche gegeben worden find. 
Er fann ſich aber nicht in bie Unterfuhung von dem Grunde der Sache mifchen. 

83. Vor den hohen Nationalgerihtshof werden die hohen Appellationen von 
len den Procefjen gebracht, welche in erſter Inſtanz von den Departementalges 
nätshöfen find entſchieden worden. Das Geſetz beftimmt den befondern Procefgang 
hierber, 

84. Der hohe Nationalgerichtshof fällt nur ein Definitivurtheil, wenn wenig⸗ 
fing 7 Mitglieder gegenwärtig find. 

85. Dem hohen Nationalgerichtshofe fteht das Recht zu, Bahlungsfriften, Schutz⸗ 
siefe und alle andere Dispenfationen, welche die Gefege ihm ertheilen werben, zu 
'enilligen. 

. In allem, was die Zahl und die Organifation der Gerichtshoͤfe und Tri⸗ 
imäte, ſowohl civil= als militairifche, betrifft, ift e8 dem Gouvernement vorbes 
sitn, in der Folge der Berfammlung Ihrer BHochmögenden folde Reformen oder 
— vorzuſchlagen, welche die Erfahrungen als wuͤnſchenswerth gezeigt 
Yen, 


Eid der Mitglieder des gefeßgebenden Körpers, 


„Sch gelobe und ſchwoͤre, daß ich ald Mitglied des geſetzgebenden Körpers, 
&r verfaffungsmäßigen Acte gemäß, aus allen meinen Kräften dazu beitragen werde, 
»3 Intereffe des batavifchen Volkes zu befördern, und daß ich freu und mit die 
Pflichten erfüllen will, die mir in diefer Beziehung obliegen, obne mid) je hut— 
Hille noch mit Gewalt, durch Begünftigung oder Ungnade, durch Verſprechungen 
‚Sr Geſchenke, oder durch irgend.etwas, davon abiwendig machen zu laſſen.“ 

So wahr mir Gott der Allmädhtige helfe! 
Eid des Rathspenſionairs. 


„Ich gelobe und ſchwoͤre, daß ich als Rathspenſionair, der verfaſſungsmaͤßigen 
Xte gemäß, und nach der Gewalt, welche dieſe Acte mir ertheilt, aus allen meinen 
daften das Intereſſe des batavifchen Volkes behaupten, feine Rechte, feinen Rang 
=) feine Würde fügen, die Unabhängigkeit und die Freiheit der Bürger durch 
St nur dienliche Mittel befeftigen, aufrecht halten und fihern will, ohne mich je 
willig oder mit Gewalt, durch Gunft oder Ungunft, duch Verfprechungen oder 
&ihenke, oder durch irgend etwas davon abwendig machen zu laſſen.“ 

So wahr mir Gott der Allmaͤchtige helfe! 


Der Rathöpenfionair der. batavifchen Republik, Schimmelpen= 
nink, erwarb fich, während feiner kurzen Verwaltung, das Verdienſt, 
ah er alles that, was unter den politifchen Verhältniffen, in welchen 
Holland zu Frankreich und zum Auslande fand, möglich war. Er ver: 
infachte die einzelnen Zweige der Verwaltungs; befonders fuchte er durch 
frenge Eparfamkeit den gefunfenen Finanzen des Staates aufzuhelfen, 
teil, nad) dem Frieden von Amiens (1802), der nur ein Jahr zwifchen 
Frankreich und England galt, auch Holland wieder, als Frankreichs 
Lundesgenoffe, im Kampfe gegen Großbritannien auftreten mußte. Am 
(Ömerzhafteften empfand der Niederländer in diefer Zeit die völlige Laͤh⸗ 
mung des Handels, und den Verluſt der Kolonieen u Ein 


———— — — — — — — — — 


180 Die Niederlande. 


Staat, deſſen ganze politiſche Griftenz und deſſen inneres Leben zundd 
auf dem Handel beruht, wie der Staat von Holland, konnte, felbft & 
ber ftrengften. Bewachung und Controle von Seiten des franzoͤſiſch 
Kaifers, ſich nicht ganz von den geheimen Handelöverbindungen trenne 


welche doch nur einen fchwachen und nothdürftigen Erfag für feine el 


malige Öffentliche Ihätigkeit waren. Es mußte alfo in Holland Urt; 


friedenheit mit Frankreich ſich bilden; und in Paris berürkfichtigte m 
. fo wenig die individuellen Bebürfniffe des Nachbarſtaates, daß Napolc 
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ſich hoͤchſt beleidigt dadurch fand, daß die Holländer dem von ihm ai 
geftellten Gontinentalfyftenie gegen England abgeneigt ‚waren. 


Um -diefes Continentalfuftem in feiner ganzen Schwere in Holla 
aufrecht zu erhalten und geltend zu machen, ward, was vielleicht fc 
langft fein Plan gewefen war, von Napoleon fein nachgebohrner Bi 
der Louis zum Könige von Holland beflimmt. Die Form v 
langte, daß der Rathspenſionair fcheinbar freiwillig refignirte, und e 
batavifche Deputation in Paris erfchten. Zu diefem Zwecke fandte i 
außerordentliche batavifche Gefandte in Paris, der Admiral Verhu 
am 18. März 1806 feinen Gefandtfchaftsfecretair mit Eröffnungen 
den Haag, worüber in einem Ausjchuffe der Hochmögenden bis zum | 
April bevathichlagt ward. Das Ergebniß, das die unabwenhbareNi 
wendigfeit gebot, war die Ernennung einer außerordentlichen Deputat 
an den Kaifer Napoleon, die aus VBerhuel, Gogel, van Styru 
Sirund Brantfen befland. Mit diefen fchloß der Minifter Tall 
rand am 24. Mai einen Vertrag von zehn Artifeln ab, in deffen € 
gange die Gründe zur Verwandelung des batavifchen Freiftaates in ı 
Königreich dahin motivirt wurden, „Daß, bei der allgemeinen St 
mung der Menfchen, und bei der gegenwärtigen Organifation von | 
ropa, eine Negierung ohne Beftändigkeit und ohne gewiffe Daı 
den Zweck ihrer Einfesung nicht erfüllen koͤnne; Daß die periodif 
Erneuerung des StaatSoberhauptes in Holland immer 
Quelle von Uneinigkeiten, und von außen ein beftändiger Gegenftan! 
Bewegungen und Zwietracht unter den Mächten feyn würde, die 
Holland in Freundfchaft oder Feindfchaft ſtehen; daß eine erbli 

legierung allein den ruhigen Beſitz deffen garantiren koͤnne, was 
Volke lieb iſt: die freie Austbung feiner Religion, die Erhaltung fe 
Geſetze, feiner politifchen Unabhängigkeit und feiner bürgerlichen Freil 
daß es Hollands wichtigftes Intereffe fey, Jich einer mächtigen P 
tection zu verfihern, durch welche gebedt, es frei feine Indu 
ausüben, und fich in dem Befite feines Gebietes, feines Handels 

feiner Kolonieen erhalten Fönnez und daß Frankreich felbfi ein 

fentlihes Intereffe für das Wohl des Holländifchen Volkes h 
fowohl in Betracht der nörblihen Grenzen des Neiches, welche ı 
und mit einen teen Plägen verſchen ſind, als in Bezug auf die Su 


Staatsvertrag vom 24. Mai 1806. 181 


füge und das Intereſſe der allgemeinen Politik.“ Nach dieſen Praͤmiſſen 
folgte ber Vertrag zwiſchen dem Kaiſer Napoleon und der bataviſchen 
Fepublik, durch welche die dritte bataviſche Verfaſſung allerdings einige 
ſeht weſentliche Veraͤnderungen erfuhr. 


d) Staatsvertrag zwiſchen Frankreich und Holland vom 
2 24. Mai 1806, 


1. Se. Majeftät der Kaifer der Sranzofen und König von Italien garantircn 
wohl für fich, als ihre Erben und Nachfolger, zu ewigen Beiten*) dem Staate 
vn Holland die Erhaltung feiner verfaffungsmäßigen Rechte, feine Unabhängigkeit, 
ha unserminderten Umfang feiner Bejisungen in beiden- Weltrheilen, feine politis 
is, bürgerliche und kirchliche Freiheit, jo wie ſolche durch die gegenwärtig befle: 
udn Geſetze feierlich cingefege iſt, und die Abſchaffung aler Privilegien in Bes 
der Abgaben. 

2. Auf den förmlichhen, von Ihren Hochmoͤgenden, den Repräfentanten ber 
iſchen Republik, vorgetragenen Antrag, daß der Prinz Louis Napoleon 
um erblichen und verfaffungsmäßtgen Konig von Dolland ernannt und ge: 
kont'werde, willfahren Se. Maj. diefem Wunfhe, und ermaͤchtigen den Prinzen 
uns Napoleon, die Krone von Holland anzunchmen, und fie für fi und feine 
xtirliche, Tegitime und männliche Nachkommenſchaft, nad) der Ordnung der Erfi: 
sure zu befigen, mit beftändigem Ausjchluffe der rauen und ihrer Nachkom— 
anfhaft. 2 y 

Zufelge biefer Ermächtigung foll der’ Prinz Louis Napoleon diefe Krone, un: 
hm Zitel, ald König, mit aller Gewalt ünd Autorität befigen, weldye durch 
ve vrfaffungsmäßigen Gefege**) beftimmt feyn werden, die der Kaifer Napoleon 
a dm vorhergehenden Artikel garantirt bat. ? | 

Ries deſto weniger wird hiermit feſtgeſezt, daß die Krone von Trankreih 
ed Holland nie auf dem nämlihen Haupte vereinigt werben koͤnnen. 

3. Das Gigenthum (die Domaine) der Krone begreift: 

a) einen Palaft im Haag, ber zum Aufenthalte des Eönigl. Hauſes beſtimmt 
feyn wird; 
b) den Palaſt im Buſch; 
e die Domaine von Soesdyk; 
d) jo — Eigenthum an liegenden Gruͤnden, daß es jaͤhrlich 500,000 fl. 
eintraͤgt. 
 leberbies verſichert das Staatsgeſetz dem Könige eine jaͤhrliche Summe von— 
00,006 fl. hollaͤndiſchen Geldes, welche monatlich je zum zwölften Theile zu be 
xdlen iſt. | — 

+ Im Fall der Minderjaͤhrigkeit gehoͤrt die Regentſchaft von Rechtswe— 
die Königin***), und wenn keine da iſt, ernennt der Kaiſer der Franzoſen, 
i. jiner Eigenſchaft als beftändiges Oberhaupt der kaiſerlichen Bamilie, den Re: 
un des Reiches. Er wähle ihn aus den Prinzen der Eönigl. Familie, und wenu 
a da find, unter ben Eingebohrnen. Die Minderjährigkeit. des Königs endigt 
zu Kollendung bes achtzehnten Jahres. 

5. Der Wittwengebalt der Königin foll duch ihren Heirathscontract beftinmt 
“en Fuͤr diesmal iſt man überein gekommen, daß gedachter Wittwengehalt 
00 fl. betragen fol, welde von der Domaine der Krone zu nehmen find. 
ben dies zum Voraus davon erhoben ift, ſoll die Hälfte der übrigen Kronein 
safe auf dem Unterhalt des Haufes des minderjährigen Königs verwendet, und die 
abere Hälfte zu den Koften der Regentſchaft angewiefen werden. 

‚5. Der König von Holland foll für immmer der Inhaber einer Groß: 
Bürde deg franzöfifhen Reiches unter dem Titel Sonnetable feyn. 

“t Terrihtungen diefer Großwürbde Eönnen jedoch, nad) dem Gutbefinden des franz 
"Biden Katfers, durch einen ‘Prinzen Viceconnetable verfehen werben, wenn berz 


6 für gut findet, eine ſolche Würde zu errichten. 


*) Bis 1810, wo Holland bem franzoͤſiſchen Reiche ein verleibt warb. 

**) Das ift die dritte Verfaffung vom 15. März 1805. 
Hier kommt zum erftenmale in Napoleons Dynaftie die Spur einer Res 
Aantſchaft vor, zu Gunften feiner gelichten Stieftohter Hortenfie. 
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7. Die Mitglieder des regierenden Haufes in Holland bleiben perſoͤnlich 
ben  Dispofitionen ber verfaffungsmäßigen Statuten vom 30. März 1806, melde 
en der Faiferl. Familie von Frankreich ausmachen, unters 
worfen. 

8. Die Stellen und Aemter des Staates, außer denjenigen, die zum perfönli: 
hen Dienfte des königlichen Hauſes gehören, können nur Eihgebohrnen cr: 
theilt werben. 

Das Wappen des Königs foll das ehemalige Wappen von Holland, durch 
ben Faiferlichen Adler von Frankreich in vier Felder getheilt, feyn, und auf demfels 
ben die Königskrone haben. 

10. Es foll ohne Verzug zwifchen den, diefen Vertrag errichtenden, Mächten 
ein Dandelsvertrag abgeſchioſſen werden. Kraft defjelben follen die hollaͤndi— 
fchen Unterthanen zu jederzeit in den Häfen und auf dem Gebiete des franzdfi: 
Then Reiches ald die befonders begünftigre Nation behandelt werden. Er. Majejtät 
der Kaifer und König verpflichten fih, bei den barbarifchen Mädıten ſich dahin zu 
verwenden, daß von denfelben die holländifche Flagge eben fo, wie bie franzofifche, 
reſpectirt werbe. —— 

Die Ratificationen dieſes Vertrags ſollen zu Paris innerhalb zehn Tagen ge⸗ 

genſeitig ausgewechſelt werden. 

Paris, den 24. Mai 1806. 

| | C. M. Talleyrand. 


Ch. H. Verhuel. J. J. A. Gogel. 
3. van Styrum. W. Sir. Brantſen. 


Durch dieſen Vertrag ward das neue Koͤnigreich Holland auf das 
feſteſte an das Intereſſe der franzoͤſiſchen Politik geknuͤpft. Der neue 
Regent war nicht der Koͤnig eines ſelbſtſtaͤndigen Reiches; er ſtand unter 
dem franzoͤſiſchen Familiengeſetze; er blieb ein Großwuͤrdetraͤger des franz 
zoͤſiſchen Reiches; der franzoͤſiſche Kaiſer ernannte, bei der Minderjährig- 
keit des Königs, den Regenten des Königreichs, und der franzöfiiche Ad— 
ler theilte das holländifche Wappen in vier Felder: Säge und Symbole 
genug, um den neuen König an feine ftete Abhängigkeit von Frankreich 
zu erinnern, und daß er, im zweifelhaften Falle, erft Franzofe, und 
dann Holländer feyn dürfe. Das niederländifche Wolf warb dabei 
nicht gefragt; feine Stimmen wurden nicht gefammelt. 

Der bisherige Rathöpenfionair Fonnte unter diefen Umftänden nichts. 
anders thun, als „wegen des wanfenden Zuftandes feiner Gefundheit, 
und befonderd wegen feiner traurigen Augenfrankheit" am 4, 
Suni feine Refignation den Hochmögenden Herren zu übergeben, 
und fid) dabei auf das Necht, dad ihm die dritte VBerfaffung deshalb zu= 
geftand, zu berufen. Die Hochmögenden nahmen diefe Refignation in 
einem höflichen Antwortfchreiben und dankbar für die geleijteten Dienfte 
am 5. Juni anz an demfelben Tage, an welchem Verhuel zu Paris 
feine officielle Nede an Napoleon hielt, in welcher er ihn bar, feinen 
Bruder Louis „zum Könige von Holland zu bewilligen.” Der Kaiz 
fer erfüllte, in feiner Gegenrede, dieſe Bitte; gebachte der Zeit, wo die 
Holländer nur durch Frankreichs ſtandhafte Hülfe ihre Unabhängigkeit er= 
worben hätten, und „daß Frankreich großmüthig genug geweſen ſey, [allen 
Nechten zu entfagen, welche ihm der Krieg über Holland gegeben habe.‘ 
Dem neuen Könige Ludwig fagte' er unverhohlen: „Hören Sie nimmer 
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af, Franzofe zu feyn. Die Würde des Connetable wird Ihnen die 
Mihten, die. Sie gegen mich zu erfüllen haben, und die Wichtigkeit 
rotzeichnen, die ich mit der Ihnen anvertrauten Bewachung der feften 
Page verbinde, welche den Norden meiner Staaten fichern.” Der Kö: 
ug Louis hielt gleichfalls feine officielle Gegenrede; doch enthielt fie 
inen Ausdruck von Freude tiber die erhaltene neue Würde. „Sch werde 
ch Holland gehen, und es regieren, weil diefe Völker es wünfchen, und 
Ew. Maj. es befehlen.” Er Fannte ja wohl die Abfichten und den 
Gäft feines Bruders! Am Schlufje der Rede deutete er noch beziehungs: 
vl an, daß der Kaifer „feinem Ruhme das lebte Siegel aufdruͤ—⸗ 
‚&n werde, wenn er der Welt den Frieden (mit England) fchenken 
dollte!“ Allein Louis erlebte dieſen Frieden nicht, fo lange er die Krone 
‚lands trug. In einer, aus Paris vom 5. Juni datirten, und im 
aag am 10. Juni publicirten, Proclamation des Koͤnigs Louis befahl 
ın das verfaſſungsmaͤßige Geſetz des Staates und den zwiſchen Frank: 
ch und Batavien abgeſchloſſenen Vertrag vom 24. Mai, oͤffentlich be- 
‚hmt zu machen, R 


) Berfaffungsmäßiges Geſetz des Koͤnigreichs Holland 
vom 10. Juni 1806. 


Erſte Abtheilung. 
Allgemeine Verfügungen. 


| 2 Die jest in Kraft befindlichen verfafjungsmäßigen Gefege, befonders bie 
Zerfaſſung von 1805, fo. wie bie jest in der batanifchen Republik beftehenden 
gtrlichen, politifhen und religiöfen . Gefege, deren Ausübung den Verfügungen 
Ik am 24. Mai diefes Jahres zwifhen Sr. Maj. dem Kaifer der Sranzofen und 
‚Kxige von Italien und der batavifchen Republik geſchloſſenen Tractats gemäß iſt, 
‚an völlig beibehalten werden, blos mit Ausnahme derjenigen Verfügungen, bie 
kl) die gegenwärtigen verfaffungsmäßigen Gefege aufgehoben find. 

2. Die Verwaltung der holländifhen Kolonieen wird durch befondere 
Sche tegulirt. Die Einkünfte und Ausgaben der Kolonicen follen als ein Theil 
‚x Einfünfte und Ausgaben des Staates angefeben werden. 

3. Die Öffentlihe Staatsfchutd wird durch Gegenwärtiges garantirt. 

4, Die Holländiihe Sprade foll fortdauernd für die Gefege, Publica: 
som, Verordnungen, Urtheilsfprüche und alle andere Öffentliche Acten, ohne ir: 
od tinen Unterfchied, ausfchließlich gebraucht werden. 

5. Inder Benennung und dem Gewicht der Münzen foll Feine Verände- 
ung Statt finden, wenn es nicht durdy ein Befonderes Geſetz geſchieht. 

6. Die alte Flagge des Staates foll beibehalten werden. 

7. Der Staatsrath foll aus 13 Mitgliedern befichen. Die Minifter fol: 
‘2 Rang, Sig und beliberirende Stimme im Staatsrath haben. 


Bweite Abtheilung. 
Bon der Religion. 


1. Der König und das Gefeg bewilligen allen Religionen, die in bem Staate 
Fnnt werden, sinen gleihen Schuß. Durch ihre Autorität wird alles dasjenige 
“amt, was zur Organifation, Protection und Ausübung der Gotteöverchruns 
a noͤthig ift. Jede Religionsausübung ſchraͤnkt fc) auf das Innere der Tempel | 
“er verfchiedenen Gemeinden ein. 

+ % Der König genicht in feinen Paläften, fo wie an allen Orten, wo er reſi⸗ 
ren wird, bie freie und öffentliche Ausübung feiner Religion (der katholiſchen.) 


14 Die Niederlande. " 


Dritte Abtheilung. 
Von dem Könige. : 


41. Der König bat ausſchließlich und ohne Einfhränfung die gä 
liche Ausübung der Regierung und aller Macht, die nö.hig if, um 
Vollziehung der Gefege zu fihern und ihnen Reſpect zu verihaffen. Er erne 
zu allen Aemtern und zu allen Civil: und Mititairftellen, deren Ernennung r 
den vorherigen Gefegen von dem Rathspenſionair abhing. Er gmieft alle & 
züge und Prärogativen, die bisher mit diefer Legtern Wuͤrde verbunden waren. 

Die Münzen des Landes werden mit feinem Bildniffe geprägt. 

Die Suftiz wird in feinem Namen verwaltet. Er hat das Recht zu beanc 
gen und die durch gerichliche Urtheite beftimmten Strafen zu mildern, aufzuhe 
oder aufzuſchieben. Indeß kann er dieſes Recht nicht anders ausüben, als m 
er in einem geheimen Confeil die Mitglieder des Nationalgerihtshofes vorher gehört | 

2. Bein Tode des Königs iſt die Aufficht über den minorennen König 
ftändig der Königin Mutter anvertraut, und in deren Ermangelung derjeni 
Perſon, welche von dem Kaiſer der Franzoſen dazu beſtimmt werden wird. 

3. Zur Seite des Regenten befindet ſich ein Gonfeil von Randeseingeboßr: 
deffen Einrihtung und Geſchaͤftskreis durch ein beſonderes Gefeg beftimmt mer 
fol. Der Regent ift für die Dandlungen unter feiner Regierung nit perfön 

verantwortlich. 

4. Die Regierung der Kolonieen and alles, was ſich auf ihre innere Verw 
tung bezicht, ‚gehört ausfchlieglidh dem Könige 5 en 

5. Die Seneraladminiftration des Königreihs wird der unmittelbaren Leitu 
von 4 durch den König ernannten Staatsminiftern anvertraut, nämlich: 

einem Miniſter der ausmärtiaen Angelegenheiten, 

einem Kriegs- und Marincmiaifter, 

einem Finanzminiſter, und 

einem Minifter des Innern. . . 

Vierte Abtheilung. 

Don dem Gefep. 

1. Das Gefes wird in Holland von dem aus der Berfammlung Ihrer Ho 
moͤgenden formirten gefrsgebenden Körper und von dem Könige gegeben. Der 
feßgebende Körper befteht aus 38 Mitgliedern, welche auf fünf Jahre enwäplt u 
in folgenden Verhäliniffen ernannt werden, nämlid): 

für das Departement Holland. 17 Mitglieder 5 

für Geldern 4; 

für Brabant 45 

für Friesland 35 

für Oberyſſel 35 

für Seeland 23 

für Gröningen 23 
für Utrecht 2 und 

für das Land Drenthe-1. | 
- Die Zahl der Mitglieder Ihrer Hochmögenden Tann, im Falle einer Vergröi 
rung des Gebietes, durd das Geſetz vermehrt werben. 

2. Um zu der Ernennung der 19 Mitglieder Ihrer Hochmoͤgenden zu fahr 
ten, wodurch die in dem vorhergehenden Artikel beftimmte Zahl vollzählig ift, wi 
die Berfammlung Ihrer Hochmögenden dem Könige cine Lifte von 2 Candidat 
für jeden der zu befegenden Pläge übergeben. Auch die Departementöverfammiu: 
jedes Departements wird. ebenfalld eine doppelte Lifte von Gandidaten übergebe 
und der König wird aus biefen vorgefihlagenen Gandidaten wählen. 

. Der jegige Nathspenfionaiv wird den Zitel eines Präfidenten Ihr 
Hochmoͤgenden annehmen, und in diefer Eigenfhaft, fo lange er Icht, in Functi 
bleiben. Die Wahl feiner Nachfolger wird auf die durch die Verfaffung von 1& 
beſtimmte Art gefchehen. 

° % Der gefengebende Körper erwählt aus feiner Mitte durch Mehrheit d 
Stimmen einen Greffier. 

5. Der gefengebende Körper kommt aewöhnlicd des Jahres zweimal zufan 
men, nämlich vom 15. April bis zum 15. Sunius, und vom 15. November b 
m 15, Sanuar, Cr kann von dem Könige außerorbentlid zufammen beruf 

Am 15, November jedes Jahres geht das Ältıfte Fuͤnftheil der Mitglicd 
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deſes Körpers ab. Der erſte Austritt geſchicht am 15. November 1807, und dies⸗ 
wal tutſcheidet das Loos über die erſten Austretungen. Die auegetretenen Mitglie 


der find ſtets wieder wahlfaͤhig. 
) Fünfte Abtheilung. ie 


Don der ‚richterlichen Gemalt, 


l. Die gerichtlichen Einrichtungen ſollen ſo erhalten werden, wie ſie durch 


br Verfaſſung des Jahres 1805 eingefuͤhrt wurden. 


9 


dit aus, welche dem Rathspenſionair durch die Artikel der Verfaſſung des Jahres 
10 beigelegt werben. 


8. Altes, was ſich beim Militair auf die Ausuͤbung der Criminaljuſtiz begicht, 
vu durch ein ‚befonderes Geſetz beftimmt werben. ’ — 


— — — — —— nn — — 


Bis zur Ankunft des neuen Koͤnigs ward der Praſident der — 


'nigenden, Vos van Steenwpf, interimijtifcher Rathöpenfionair! Bald 
‚sr nach dem Regierungsantritte des Königs Ludwig ward ſolgende, 
‚cn Mainz datirte, octroirte Verfaſſung des. neuen. ‚Rönigeeiges befannt = 


| er . 


' N Lerfaffung des Rnigeeihs, voran vom 7. Aug. 
6 


& “rs — 


Erſter ee ee | on 


1. Die Regierung von Holland ift monarchiſch, beſtimmt und geregelt: 
5x Lerfaſſung. 

.2. Die Haupfgrunblage ber geſellſchaftlichen Freiheit beſteht darin, op; das 
Geis allen Bürgern, ohne Unterfchied des Ranges oder der Geburt, gleiche — 


icere und gleiche Pflichten. auflege. 


Alle Privilegien, hinſi chtlich der Abgaben, bleiben vernichtet. 


%.3..Seder ift in feiner Wohnung unverlegbar; gegen feinen Willen 


mand in diefelbe dringen; es fey denn in Folge eines Befehls ber dazu befug⸗ 
ia Behörde. 


d. 4. Niemand Tann verhaftet werden, ald nach dem Geſetz; Niemand kann 


Aurtheilt werden, als durch den Richter, welchen das Geſetz ihm beſtimmt, und 


Wem alle durch das Geſetz beſtimmte Mittel. der Vertheidigung erſchoͤpft ſird. 


$.5. Jeder Bürger hat das Recht, Bittſchritten und Anträge an die dazu 
Auge Behörde fchriftlich einzureichen, infofern ſolche perſoͤnlich und nicht im Na— 
‘in Mehrerer unterzeichnet werden. Das Ieste darf nur geſchehen durch Copora⸗ 


2, Der König übt im Bitreff der gerichtlichen Gewalt. alle Rechte. und Auto⸗ 


am oder im Namen bderfelben, die gefeslich gebildet und als folche ancıfannt 


x, fo wie nur über Gegenjtände, die zu ihrem Neffort gehören. 
3. 6. Der König und das Geſetz verleihen gleichen Schug jedem kirchlichen 
butus, welcher in dem Staate ausgeuͤbt wird; fie beftimmen Alles, was als noth- 


⸗ 


Sadig, hinſichtlich der Organiſation, Beſchirmung und Ausübung des Dinftes, 


wehtet wird. 
$.7. Die bürgerlichen, Staats- und kirchlichen Geſetze, welche — in 


Soland in Anwendung find, und die mit den Beſtimmungen des am 24, Mai'die⸗ 
is Jahres zwiſchen Sr. Ma}. dem Kaifer der Franzoſen und Könige von Italien : 


nd der batavischen Republik gefchloffenen Vertrags uͤbereinſtimmen, werben fänmt: 
6 aufrecht erhalten. Sie Fünnen nur durch ein Gefeg verändert werden. 


$.3, Es foll Eeine Veränderung weder in dem Werthe, noch in dem "Gerichte = 


Ru Rünzforten gemacht werden; es ſey denn Eraft eines befonderen Geſebes. 
$. 9. Die Öffentliche Schuld des Staats wird verbuͤrgt. v 


J. 10. Die holländifhe Sprache fol fortdauernd und. ausfchliegend Bi Ge 


ken, Pubticatfonen, Ordonuanzen, Urtheilen und bei allen andern oͤffentlichm Be⸗ 
aantmachungen, ohne einige Ausnahme, gebraucht werden. 

$.. 11. Zu allen Aemtern und Dienſten des Staats, diejenigen MIögennmmen, 
die zu dem perföntichen Dienfte des Eöniglichen Daufes gehören, follen blos Einge— 
behrne ernaunt werden. 


% 


186 +... Die Niederlande, 


$. 12. Die Regierung ber holländifchen Kolonieen wird: durch befonbere € 
Tege beſtimmtz bie. Einnahme und Ausgabe der Kolonicen follen als ein Theil ı 
. Einnahme und Ausgabe des Staats betrachtet werben. | 
$. 13. Das Reich ift eins und. bleibt eingetheilt in Departemente, Bezirke u 
Gemeinden. 
Das Geſetz beſtimmt die Einrichtung der Departementals und Gemeinde: % 
woltungen. IE 
$. 14. Das Gefeg beftimmet die Erforberniffe zur Ausübung des Stimmred 
und die Art und Weife,. wie. es ausgeuͤbt werden fol. 
Dieſes Geſetz Tann jedoch niemals den. Grundfägen der perfönlichen Unabho 
gigkeit und des Eigenthums zuwider feyn. eo 
.% 19. Das Geſetz beſtimmt die Weife, nach welcher die Glieder von ber V 
fammlung der Hochmögenden, von den Departemental:. und Gemeinde: Berwaltı 
gen erwählt werden. 
Die Gemeinde:Berwaltung ber Reſidenz wird ernannt, wie es $. 46 beftim 
‚$. 16. Kein Diener irgend einer Religionspartei kann zu einem Staatsverwi 
tungsamte erwaͤhlt werden. Kae 
..%. 17. Mititairperfonen ftimmen nirgends auderd, als in dem Drte ihres 
fien Aufenthalts, getrennt von ihrer Garniſon. 
18, Der Eid der” Treue iſt folgenden Inhalts: 
„Ich ſchwoͤre Gehorfam der Verfaſſung des Königreichs: und Tre 


| dem Könige. 
3weiter Abfhnitt. 


u Von dem Könige, ° J 

F. 19. Die Krone Hollands gehört Sr. Maj. Ludwig Napoleon, für ji 
und feine natürlichen gefegmäßigen und männlichen Nachkommen nady der Zolge t 
Erftgeburt und mit fortdauernder Ausfchließung ‘| der? Frauen und deren Nail 
Eonmens‘ 2... Yes A. u 0. 

$. 20. Die Perfon des Königs ift unverletzlich. 

. %321. Die Krone Frankreichs und Hollands koͤnnen niemals auf einem u 
bemfelben: Haupte ‚vereinigt. werden. 
2. Der König von Holland foll immer Groß: Würdeträger des Kaifı 
reich, unter dem Titel eines Connetable fenn. 

. 23. Sm Fall der Minderjährigkeit gehört der verwitteten Königin bie N 
gentihaft von Rechtswegen. In Ermangelung derfelben wird der Regent des K 
nigreihs von dem Kaifer der Franzoſen in feiner Eigenfchaft als immerwbährend 
Dberbaupt ber Faiferlihen Familie aus den Prinzen von Geblüte, und in deren E 
mangtlung aus ben Eingebohrnen ernannt. 

30 Die Minderjährigkeit des Königs endigt mit dem vollendeten achtzehnt: 
ahre. 

$. 24. Dem Regenten fol ein Rath: von Eingebohrnen zur Seite ftehen, di 
fen Zufammenftellung und Attribute duch ein befonderes ‚Gefeg beftimmt werd 
follen. ' 
Der Negent ift für die Handlungen feiner Verwaltung perfönlich nicht vi 
antwortlidh. 

8. 25. Bei dem Tode des Königs foll die Aufficht über bie. Perfon bes mi 
derjährigen Königs ftets- der: Königin Mutter anvertraut werben und in Ermand 
lung*terfelben einer durch den Kaifer der Franzoſen zu beftimmenden Perſon. 

8.26. Der König hat ausfchließlih und ohne. Einſchraͤnkung die vollkomme 
Ausübung der Regentenrechte und der ganzen Gewalt, die nöthig ift, die Geſe 
des Staats zur Ausführung zu bringen und denfelben Achtung zu verfchaffen. 

& 27. Die General:Berwaltung des Königreichs fteht unter der unntttelb 
ren Auffiht von. Staatsminifternz der König ernennt diefelben und beftimmt ih) 
Anzahl und Wirkfamkeit. 

23. Dem Könige verbleibt die Anftellung und Ernennung der Großoffiziei 
des Rächs. Er ordnet: ihren Rang, ihre Anzahl und Attribute. 

5.29. Der König ernennt die Staatsräthe; die Minifter haben Rang, © 
und berathende Stimme in dem Staatsrathe. 

$. 20. Die Staatsminifter und Glieder des Staatsraths müffen ftimmbered 
tigte Birrger feyn, und das volle Alter von dreißig. Iahren erreicht haben; fie. mi 
fen in dem Reiche, oder in einer Kolonie des Staats gebohren feyn und im dei 
Reiche waͤhrend der letzten ſechs Jahre vor ihrer Wahl gewohnt haben; doch ſchlie 


wo 
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ve Bebingung der Einwohnerfchaft Diejenigen nicht aus, welche im Dienfte des 
Etasteg Sweſend gewefen find. 
&5L Der König hört die, Meinungen und Gutachten des Staatsrathes uͤber 
Ae Angelegenheiten an, wo er es für gut findet. 
& fast feinen Beſchluß zum Vortrage eines Geſetzes bei ber. Berfammlung der 
& — ohne zuvor den Staatsrath über den Entwurf * Geſetzes gehoͤrt 
a satz, 
£32. Der König ift das Oberhaupt der Flotten und Heere. 
& Riliteirftellen werben durch ‚ihn beſtimmt und beſetzt. 
8 Der König ernennt alle auswärtige Geſandte, alle See⸗ und Landoffi⸗ 
er, ale Retionalbeamte des Staats, alle. Bramge ber Su fo wie alle Misglies 
ie ber Serichrößöfe, die zu der allgemeinen Verwaltung gehören. Ä 
Die Glieder der National: Redinungskammer und des Nationale Gerichtshofs, 
Kisähen bis General: an bei dirfem Gerichtshofe und. bei den Depars 
— werden erwaͤhlt, wie es durch $$. 45 und 72 beſtimmt iſt. 
Der König forgt für die Sicherheit, und Würde des Staats, für bie 
ing und, Befolgung der Geſetze, für die ungeftörte ‚Ausübung: der Juſtiz, 
ı für, die hohe Polizei, fowohl in bürgerlichen ‚als. kirchlichen Angelegen⸗ 


18. Dir, König. ratificirt alle Verträge mit, fremden, Mächten: Sie wer: 
ka at Beftee betännt gemadht, nachdem fie von dem Könige: der. Verſammlung 
in dehmögenden mitgetheilt ſind. 

Seime Artikel find unter biefer Mitihellung nicht begriffen; doch bürfen dieſe 
vn erichen nicht entgegen feyn; 

\$ Die Verwaltung der Kolonieen und, Alles, was dexrſelben innere Regie⸗ 
zung heit, gehört ausſchließlich dem Könige. 
FF. Die Münzen des Staats. werden. mit dem Bildniffe,des Königs ges 


1.33, Der König übt das Begnadigungsrecht entwẽbe r voͤllige Aufhe⸗ 
Bay ehr dur Milderung der durch richterliche Urtheile En trafen,. ‚Nichts 
> viger fann er dies Recht nur dann ausuͤben, nachdem er zuvor die Glieder 
al Serichtshofs im geheimen Rathe daruͤber gehoͤrt hat. 

4 39. Der König eröffnet und fließt die Sitzungen des gefehgebenden 
Ares, 

4.40. Der König begiebt ſich in Perfon nad ber. Verfammlung der Hodys 
men, fo oft er ſolches fuͤr güt findet. 

Die Berrihtungen eines Präfidenten ber Berfammlung ‚hören anf, fo lange fi 
ais in derſelben befindet. 

Lie Berfammlung der Hochmoͤgenden berathfchlagt nie in, ‚Gegenwart des Kos 
%. Die Gefegentwürfe werden im Namen des Königs, durch eine Commiſſion 
Kim Staatsrath, diefer Berfammlung uͤberbracht. 

j. 41. Der König hat die oberſte Verwaltung über bie Gelomittel des Staats; 
Iklimmt bie feſten Befoldungen der Nationalbeamten, 

682. Der König verfügt nicht anders Über die Geldmittel des ‚Staats, als 

“am Geſetz. 

. 483. Der König verleiht Penſionen nach den Beſtimmungen, die das Geſetz 
eier ausſpricht. 

4. 3u Anfang jeder gewöhnlichen Eigung übergiebt der König dem geſetz⸗ 
ken Körper eine allgemeine und ausgebreitete Ueberſicht der. Staatsbebürfniffe - 
8 feigenden Jahres. 

De Berfartiilung der Hochmoͤgenden Tann darin keine Abänderung treffenz 
koiligt ein, oder verwirft dieſe allgemeine Ueberſicht. 

1.35. Es ſoll eine National-Rechnungskammer beſtehen; bei Erledigung von. 
— ſendet die Verſammlung der Hochmodgenden dem Koͤnige eine Liſte von ſechs 

„die durch den König bis auf die Hälfte vermindert wird, aus welcher bie 
der Hochmögenden die Wahl trifft. 

.46. Dem Könige verbleibt die Undrdnung ber Regierung des Ortes, wo 
N der Regierungsfis befindet. 

»%, Die Domainen der Krone follen beftehen:: 

9 In einem Palaſt in dem Haag, der zu einem Aufenthalte des koͤniglichen 
Sauſes beftimmt ſeyn ſoll. 

+: dem. Watafte-in dern haagſchen Bud). 
Inder. Domaine von Soesſteyi. 
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4). Sn einem Einkommen von 600,000 Gilden in unbeweglichen Gütern. 
Außerdem fichert das Staatsgefeg dem Könige noch eine jährliche Summe vor 
1,500,000 Gulden hollaͤndifch Courant zu, jeden Monat zum zwölften Theil 
ahlhar. 
2 $..48. Das Leibgedinge der Königin ſoll durch Bedingungen bei der Ehe be 
ſtimmt werden; fürdiesmat iſt befchloffen, daß es eine jaͤhrliche Summe von 250,000 Xi 
betragen, und aus den Domainen der Krone aufgebracht werben foll.. Nah Abzus 
diefer Summe ſoll die Hälfte der übrig bbenden Kroneinkuͤnfte beſtimmt ſeyn fuͤl 
Unterhaltungskoſten des Hauſes des minderjährigen Königs, die andere Haͤlfte für 
die, Koften der Reaentihaft. "9 wo u kn = a 
“8,49. Der Roͤnig genießt in feinen’ Pakaͤſten, fo wie an jedem Dite, wo &ı 
reſidirt, die freie und Öffentliche Ausübung feines Gottesdienſftge. 
50 Deir Eid des Königs lautet alſo: | en 
„Ich ſchwoͤre, daß ich die Verfaſſung des Königreichs befolgen werbe 
“aß ich die Unverlegbarkeit feines Gebiets behaupfch werde; dag id 
a achten und Achtung verfchaffen werde ber Freiheit des Gotttsbienſtes 
5 37, der Gleichheit der Rechte und der politiſchen und birgerlihen Itriheit 
2.1), Baß-ich - Beine» Abgaben. auflegen werde als Eraft des Geſeheb;«daß td 
„„waͤhrend, meiner Regierung, keinen andern. Zweck haben werde, als allciı 
ur 5 die Beforderimag des Vottheils, der Wohlfahrt und‘ —— der 
va „RNation.“ Be u. ww how * Kar — ar 
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Dritter Abſchnitt. — 
Bon der Gefeggebung. © en | 


8. 51... Die geftetzgebenbe Gewalt‘ wird in Holland geübt von dem Koͤnige uni 
dem gefeggebenden Koͤper. ea 
«+ Der König’ kann in einzelnen Fallen ermächtigt werden, die geſetzgebende Ge. 
walt ohne Mitwirkung der Verfammlung der Hochmoͤgenden auszuüben. 

e Die Glieder ber Verſammlung der Hochmoͤgenden müffen ſtimmberech 
tigte Bürger ſeyn und das volle Alter von dreißig Jahren erreicht haben; fie müſ— 
fen in dem Koͤnigreiche der den Kolonieen und Befisungen des Staats gebohren 
ſeyn und innerhalb des Departements, von welchem fie erwählt werden, die Lasten 
ſechs Sabre vor ihrer Ernennung gewohnt haben; ſie dürfen nicht mif einander 
verwandt feyn bis zum dritten Glide, von Blutsverwandtfhaft oder Schwäger: 
Schaft, ſowohl von männlicher als‘ weiblicher Seite. 

Das Erforderniß „des Aufenthalts im Staate ſchließt "diejenigen nicht aus, 
welche im Auftrage ber Regierung abweſend geweſen find. . 

$. 53. Die Mitglieder der Hochmoͤgenden können zu gleicher Zeit weder Staats: 
ntinifter, noch twirkfiche Glieder des Staatsrathe, nod) Glieder eines Collegiums, 
noch Glieder einer Departementalverwaltung, noch Näthe beim Finanzweſen, oder 
bei irgend einem. Gerihtshofe ſeyn; auch Eönnen fie zu gleicher Zeit keinen mit 
Befoldung verfmüpften andern hohen Poſten bekleiden. 

$. 54. Sogleich nad) Eröffnung der Sisung Toll die Verſammlung dir Hod- 
mögenben zur Wahl eines Präfidenten aus ihrer Mitte uͤbergehen. — 

8.55. Dev geſetzgebende Körper verſammelt ſich gewoͤhnlich einmal im Jahre, 
und zwar beſtimmt zum dritten Dienſtag des Monats November. 
Die Verſammlung bleibt drei Monate beiſammen. 
Die Verſammlung kann durch den Koͤnig außergewoͤhnlich zuſammen berufen 
werden, ſo oft es Se Maj. für gut findet. 

Den erften Tag. jeder gewoͤhnlichen Sitzung ſcheidet das’ Äftefte Fünftel ber 

Mitglieder der Berfammlung der Hochmögenden aus. E 
Der erfte Austritt wird in dem Jahre 1807 Statt finden und durd) dad Loos 
beſtimmt werden. ö | 
Die austretenden- Glieder find jedesmal wieder wählbar. ‚ 
--$, 56. Die Glieder der Verſammlung der Hochmoͤgenden ſtimmen perſoͤnlich, 
und ohne irgend einen Auftrag, von wen es auch fey, zu empfangen. 
» -$. 57.- Die Berfammlung der Hochmdgenden berathichlagt uͤber Keine andern 
‚ Gegenftände, als über diejenigen, die ihr durch, den König vorgetragen werben. 
Sie vereinigt ſich mit diefem Vortrage, ober verwirft denfelben, ohne darin 
cine Veränderung oder Mobification zu: Machen.‘ 
%. 58. Wenn die Dochmögenden das vorgetragene Geſetz für angemejfen cu 
Elärt habenz fo fegen fie davon den König unmittelbar in Kenntniß, welcher mit 
der Bekanntmachung und Vollzichung beffelben beauftragt il. 
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Wena bie Hochmögenden das vorgetragene Geſetz verwerfen; fo fegen fie, unter 
Inga der Urfachen der Verweigerung, den König in Kenntniß, welder alsdann 
Yefen — näher motivirt, oder mit giniger Abänderung, nochmals ihnen vor—⸗ 
zn kann, : | 

8. 69.. Ale Beſchluͤſſe der Verſawmlung der Hochmoͤgenden werben unterzeiche 
st von dem Praͤſidenten und contraſignirt von dem Greffier der Verſammlung. 

5. 60. Der geſetzgebende Körper wählt. außerhalb feiner Glieder einen Gref 
ia durch Stimmenmehrheit. a 

1.61. Es kann keine Kriegserklärung Statt finden, als nach vorhergeganges 
m Antrag des Königs und nad) dem gefaßten Befchluffe der Dochmögenden. 


Vierter Abſchnitt. 
Bon den Departementals und Gemeindeverwaltungen. 


$.62. Die Departementalverwaltungen find beauftragt, die Geſetze und Be— 
kite, die ihnen von Seiten der Regierung zufommen, zur Ansführung zu bringen. 
46. Die Gemeindevertwaltungen find befugt, ihren innern Haushalt auf die 
It und Weife zu ordnen, wie es das Geſetz beftimmt. 

%.64. Die Glieder der Grmeindeverwaltungen fünnen unter keinem Vor—⸗ 
sade in Perfon vor die Departementsverwaltung zur Verantwortung gezogen wers 
m; fie können wegen Fehrer oder Nachtäfiigkeit in ihesm Dienfte nur von dem 
Scihtshofe des Departements gerichtet werden. 


Fünfter Abfhnitt. 
Bon der rihterlihen Gewalt. 


9.65. Das Recht wird im Namen und im Auftrage des Königs gelbe. 

8.66. Die richterlihe Gewalt wird blos durch geſetzmaͤßig angeftellte Richter 
geübt, Keine politiſche Gewalt darf die Unabhängigkeit der Richter in Aus— 
Sag ihrer Wirkſamkeit hindern. 

J. 67. Sn keinem Gerihtshofe follen die Glicder unter fih und auch mit 
vom dabei angeitellten Öffentlichen Anktäger bei ihrer, Anftellung verwandte fern bie 
2 dierte Glied der Blutsverwandtfhaft oder Schwaͤgerſchaft. Niemand dann 
2 Imt des Richters oder öffentlichen Anklaͤgers bekleiden, dee nicht ffimmbercch: 
ter Bürger ift, und das Alter von 25 Sahren erreicht hat. 

36. In allen criminellen Urtheilen wird das. Verbrechen des Verurtheilten 
‚anne, bei Strafe der Nullitaͤt. . 

ı 869. Alle Urtheile müffen bei offenen Thüren gefprochen werden. Niemals 
= Eonfiäcation der Güter Statt. - j 

‚5.70. Die Mititairperfonen der See- und Landmacht bleiben, in Beziehung 
alle Civilſachen und demeine Verbrechen, dem bürgerlichen Richter unterworfen. 
‚71. Es foll ein hoher Kationalgerichtshof bejtehen. Die Mitglieder def 
nn muͤſſen hinſichtlich des Alters und des Aufenthalts im Lande diefelben Eigen: 
arten befisen, als in $. 52, für die Mitglieder dev Hochmögenden beſtimmt find, 
© dürfen, übereinftimmend mit den Beitimmungen des $. 67., nicht innerhalb des 
retten — von Blutsverwandtſchaft oder Schwaͤgerſchaft mit einander vers 
Adt Icon. 

5.72, Bei Erledigung einer Stelle fenden die übrigen Mitglieder eine Lifte 
— pen an die Verfammlung der Hochmögenden, welde daraus eine 
2 treffen. 

. Der König ernennt ben öffentlichen Anklaͤger bei dem Nationalgerichtshofe und 
Ge öffentlichen Ankiäger bei den Departementalgerichtöhöfen; er wählt ihn aus ei— 
= te von drei Derfonen, eingereicht von demjenigen Gerichtshof, bei welchem eine 
dacanz Statt findet. 

$. 73. Die Mitglieder der Verfammlung der Hochmögenden und des Staats⸗ 
“8 find niemals wegen ihrer angebrachten Vorſchlaͤge verantwortlid). 

Die Minifter des Staats und die Glieder aller adminiftrativen Behörden find 
Ur dem Könige verantwortlid. Im Falle fie deshalb vor Gericht gezogen wer: 
'n, kann ſolches nur von dem hohen Nationalgerichtspofe geſchehen. 

‚Die Glieder der Verſammlung der. Hochmoͤgenden, die Staatsminifter, die 
Olieder des Staatsraths und bie hohen Beamten follen jederzeit vor dem hohen 
Aienalgerichtshof zu Gerichte fichen wegen Vergehen, die fie in Beziehung auf 
J Amt, fo wie wegen Verbrechen, die fie während der Zeit, daß fie dieſes Amt 
sden, begangen haben möchten. Nach ihrer Ruͤckkehr ins Privatleben aber fol- 
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len fie wegen ber letzteren vor ihren gewöhnlichen bürgerlichen Michter < 
werden. 
78.74 Der Nationalgerichtshof fpricht das Urtheil über alle Handlunge 
der Staat als Beklagter in Anfpruch genommen wird. 

8. 75. Wenn der Staat oder gewöhnliche Landescollegien, Einnchmer, 
meifter und andere Angeftellte in folder Eigenfchaft vor den Nationalgerichts 
dem Wege Rechtens gezogen werden, füllen die Hochmoͤgenden auf Antrag dei 
nigs, und wenn das allgemeine Veſte folches erfordert, ermaͤchtigt feyn, diefen 
richtsofe zu befehlen, mit der Gognition der Sache, es fey für eine beſtinmmte 
unbeftimmte Zeit, einzuhalten, und ift der Nationalgerihtshof verpflichtet, 
forhen Befehle Folge zu leiften. Im Fall die Hocdhmögenden nicht verfammel 
ren, foll der König zu einem foldyen vorläufigen Befehle in dieſer Binjicht. b 
tigt feyn. 

: $. 76, Der Nationalgerihtshof hat die fpecielle Auffiht über. die Ger 
höfe und Gerichte des Königreichs; er Tann die Urtheile und Dandlungen beif 
infofern diefe mit den Gefegen, welche auf die Verwaltung der Juftiz und die 
men ber NRechtepflege fich beziehen, ftreitig find, verfchieben und vernichten; | 
ſoll derſelbe nie berechtigt feyn, ein Urtheil über die Sache felbft zu ſprechen. 

$. 77. An. den Nationalgerihtshof wird appellirt von allen Erkenntniff 
Sachen, welche in erfter Inftanz vor den Departementalgerichtshöfen anhängi, 
wejen find. 

ſen ſi Der Nationalgerichtshof ertheilt Zahlungsmoratorien, Patente 
perſoͤnliche Sicherheit, und alle ſonſtige Dispenſationen, die ihm durch das ( 

aufgetragen werden möchten. * 

$. 79. Alles was zu ber richterlichen Gewalt gehört, die Anzahl und die 
ganifation der Gerichtshöfe und Gerichte, fowohl der bürgerlichen als militatri; 
bleibt dem Könige überlaffen, um barüber der Verfammlung der Hochmoͤgenden 
che Veränderungen und Verbeſſerungen vorzufclagen, als im Laufe der Zeil 

wünfchenswerth befunden werden möchten. 
‚Gegeben zu Mainz am 7. Auguft des Jahres 1806 und Unferer Regie 


beö erften. 
Lubwig. 
Der Juſtiz- und Polizeiminijter : 


van Dooff. 
In Auftrag bes Königs: 
Der Minifterftaatsfeeretair 
W. F. Roell. 


g) Geſetz vom 7. Auguſt 1806, in Hinſicht auf verſchit 
dene Beſtimmungen. 


Ludwig Napoleon ꝛc. ꝛ⁊c. 
F. 1. Das koͤnigliche Wappen fol das alte Wappen des Staats ſeyn, ca 
Yiet mit dem Faiferlicy franzöfifhen Adler und gekrönt mit der Eöniglichen Kron 
. 2. Die vormalige Flagge des Etaats fol beibehalten werden. 
$. 3. Der König beftimmt die Anzahl der Glieder des Staatsraths; doch 
len deren nicht weniger als ncun fenn. | 
$. 4. Die Rechnungskammer befteht aus neun Glicdern. 
8. 5. Der gefeggebende Körper fol aus 39 Mitgliedern beftehen, gewaͤhlt 
fünf Sahre und in folgendem Berhältniffe: 
Bon dem Departement Holland 17 Glieder 


— Geldern — 
— — Brabant 4 — 
— — Friesland 3 — 
— — Oberyſſel 8 — 
— — Groͤningen 5 — 
— — Seeland 2 — 
— — Utrecht 2 — 
— — Drenthe 1 — 


Die Anzahl der‘ Glieder der Verſammlung ber Hochmogenden wich vermel 
werden im Balle der Vergrößerung des Grundgebicts. 
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$9. Die Glieder der Verſammlung der Hochmoͤgenden erhalten als Schabs 
Isshaiteng der Reifekoften und des Aufenthalts in der Reſidenz jährlich eine Sums 
me wen 3000 Gulden. 
£?7. Die Departements: und Gemeinbeverwaltungen koͤnnen keine Abgaben 
als nah dem Gelege und nad erhaltener Autorifation ‚des Königs auf 
der Departementsverwaltungen. | " 
£6. Alle Streitigkeiten wegen Iurisdictionsfragen follen, wenn die Parteien 
ser rien und denfelben Gerichtshof gehören, der Entſcheidung dieſes Ge⸗ 
ct unterliegen, im entgegengefegten Falle aber der des Nationalgerichtshofs. 
$.9. Die Art des Verfahrens fowohl vor dem Nationalgerichtshofe, als vor 
bin Drpartementegerihtshöfen und Gerichten, fol durch das Gefeg beſtimmt werden. 
5.10. Alles was Bezug hat auf die Ausübung ber Criminaljuftiz in Mills 
tarfahen, fol durch ein beionderes Gefes näher beftimmt werden. ‚ 
11. Das Geſetz entfcheidet in allen Fällen des Betrugs und ‚der Gontras 
teten bei allen der See: und Landmacht bejtimmten Geldern und Mitteln, 
12, Der Nationalgerihtshof fol aus 9 Mitgliedern beftehen. 
513. Der Rationalgerihtshof fällt feine definitiven -Urtheile, als in Gegen⸗ 
Rei ron wenigftens zwei Dritteln feiner Mitglieder. 
berordnen x. x. 2 
en zu Mainz am 7. Auguft des Jahres 1806 und Unferer Regierung 
12 2. j 


2 


Ludwig. 
der Juſtiz- und Polizeiminiſter 
Van Hooff. 
In Auftrag des Koͤnigs: 
Der Miniſterſtaatsſecretair 
W. F. Roöll. 


Das Koͤnigreich ward am 21. Maͤrz 1807 in zehn Departemente 
eetheilt, zu welchen, nad) dem Frieden von Tilſit, das preußiſche Fuͤr⸗ 
kenthum Oſtfriesland und die ruffifche Herrfchaft Jever, als eilftes 
Irpartement, unter dem Namen Oftfriesland hinzufamen; doch mußte Hol- 
hub für diefe Vergrößerung auf der Grenze Teutfchlands Vließingen und 
Knige andere Diſtricte an den füdlihen Grenzflirffen, in einem befondern 
Sertrage mit Napoleon, am 11. Nov. 1807 an Frankreich überlaffen. 
Rh größer waren die Abtretungen Holland an Frankreich) am 16. 
Rarz 1810, wo das holländifhe Brabant an Frankreich Fam. Unzu—⸗ 
fuben über dieſe Gewaltthaten feines Bruders und befonders über die 
beſchraͤnkungen des holländifchen Handels durh den Drud des Conti: 
nentalfyftems, refignirte endlih der König von Holland am 1. Juli 
1810 auf die Krone zu Gunften feiner Söhne. Allein der Kaifer 
etannte diefe Refignation und die vom Könige eingefegte Regentſchaft 
mt an, und becretirte am 9. Juli die Einverleibung des gan: 
zen Königreih8 Holland in das franzöfifhe Reich, worauf 
daſſelbe in die Reihe der franzöfifchen Departemente gezogen, und in den: 
kben ein Generalgouvernement für den Prinzen Erzfchagmeifter von 
stanfreich (13. Dec. 1810) errichtet ward. 

So gehörte Holland zum großen Kaiferreiche, bis nach der Völker: 
ſdhlacht bei Leipzig die Franzofen fich über den Rhein zurücziehen, und, 
ba dem glüdlih in Holland geleiteten Aufftande zu Gunften des ora- 
rien Haufes, nachdem das Corps des Generald Bülow über die hol« 
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laͤndiſche Grenze gegangen war, die Franzofen Holland, bis auf die feſten 
Plaͤtze, verlaffen mußten. Am 2. Dec. 1813 erfchien der Prinz Wilheln 
Friedrich von Raſſau-Oranien, der bis dahin in England gelebt hatte, ir 
Amfterdam, wo fhon am 1. Dec. die dort zufammengetretene Regie: 
zungscommiffton ihn ald fouverainen Zürften der Niederland: 
proclamirt hatte. Der Prinz nahm diefen Zitel an, und verfprach fo: 
‚gleich. bei feiner Ankunft in Amfterdam, die Regierung unter der Garanı 
tie einer zwedmäßigen, die Freiheit der Niederländer fichernden, Ber: 
Faffung zu führen. Deshalb berief er die Notabeln der niederfändi: 
fchen Provinzen zum 28. März 1814 zufammen, und legte denfelben den neuen 
Verfaffungsentwurf. vor, den fie bereit5 am folgenden Tage fo annah: 
‚men, daß von 600 Notabeln nur 25 auf einige Abanderungen im Ein: 
zelnen angetragen hatten. 


h) Berfaffungsentwurf vom 28. März 1814. 


Erfies Hauptftüd. 


Bon der Souverainetaͤt bes Fürften. 


Art. 1. Die Souverainetät der vereinigten Niederlande wird übertragen an 
Se. Königl. Hoheit den Prinzen Wilhelm Friedrich) von Dranien und Naffau, um 
durch denfelben und feine rechtmäßigen Nachkommen, in Ucbereinkunft mit a 
genden Beſtimmungen, erblich beſeſſen zu werden. 

2. Als rechtmaͤßige Nachkommen des ſouverainen Fuͤrſten werden alle diejent ie 
gen angefehen, weldhe aus einer Ehe entfprojfen find, die ſowohl mit Gimviltigung 
des Fürften, als auch der Gencraljtaaten eingegangen wurde, 

3. Die Souverainetät vererbt auf das Recht der Erfigeburt; fo daß der ül 
tefte Sohn des verftorbenen Fürften, oder des Alteften Sohnes männlider Erbe 
(bij representatie) nachfolgt. 

4. In Ermangelung eines von dem aͤlteſten Sohn hinterlaſſenen Erben, geht 
die Souverainetaͤt auf ſeinen Bruder oder deſſen maͤnnlichen Erben uͤber, gleichmaͤ— 
Fig nad) dem Rechte der Erſtgeburt (representatie). 

5. Im Fall des gänzlihen Abganges männlicher Erben, geht die Eouveraines 
tät auf die Töchter oder deren Nachkommen, auf die vorhin angegebene Weiſe uͤber 

6. In Ermangelung einer Nachkommenſchaft des gegenwärtigen ſouperaine n 
Fürften, Prinzen Wilhelm Friedrich von Oranien und Naſſau, geht die Souverai— 
netät über auf beffen Schwefter, Prinzeffin Friederika Louiſe Wilhelmine von Ora— 
nien, Wittwe von Karl Georg, Auguft Erbprinzen von Braunſchweig-Luͤneburg, 
oder auf deren Big Nachkommen aus einer künftigen, nad) Beftimmung dis 
Artikels 2. gefchloifenen 

Fehlt es an kechemäßigee Nachkommenſchaft auch diefer Fürftinz fo acht 
das Erbrecht auf den legitimen männliden Sproß der Prinzeffin Carolina von 
Dranien, Schwefter von weiland Wilhelm V. und Gemahlin des verftorbenen Prinz 
.. Naffau: Weilburg, gleichmäßig nad dem Rechte der Erftgeburt (repre- 
sentatie). 

8. Sollten befondere Umftände eine Abänderung in ber "Erbfolge nothwendig 
machen; fo ift der fouveraine Fürft befugt, den Generalftaaten hierüber cin Geſeh 
vorzufchlagen. 

9. Im Fall nach den angegebenen Beftimmungen fein rechtmaͤßiger Erbfolger 
vorhanden wäre; fo fol der fouveraine Fürft gehalten feyn, den Generalſtaaten ei⸗ 
nen Nachfolger in Vorſchlag zu bringen. 

10. Haben die Generalftaaten dieſen Vorſchlag genehmigt; fo muß der ſouve⸗ 
raine Fuͤrſt dieſen ſeinen Nachfolger dem Volke auf die Weiſe bekannt machen, wie 
alle andere Geſetze promulgirt werden. 

11. Sollte es ſich ereignen, daß cin ſolcher Nachfolger vor dem Ableben des 
regierenden Fuͤrſten noch nicht ernannt wäre; fo ſollen die Generalſtaaten den Nach— 
folger ernennen, ausrufen und dem Volke bekannt machen. 
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12, Der fouveraine Fuͤrſt genießt cin jährlicdhes Einkommen von 1,500,000 
Sulden, wie darüber in den zwei folgenden Artikeln verfügt iſt. Auch wird für 
—— eine angemeſſene Sommer: und Winterwohnung eingerichtet und unter: 
len. 

13. Durch das Geſetz kann auch beſtimmt werden, daß dem ſouverainen Fuͤr⸗ 
in, welcher es gewilligt iſt, zur theilweiſen Erfüllung des gemeldeten jaͤhrlichen 
Entommens, als volles Eigenthum, fo viel Domainen uͤberlaffen werben, als zur 
Irfdringung eines reinen Einkommens von fünf Tonnen Goldes erforderlich find. 


14, Der andere Theil: des jährlichen Einkommens wirb angawiefen auf die Ge: 
kibefteuer von Gütern, weldye fpäter dazu beftimmt werden follen; oder auf die 
eite und ficherfte öffentlide Einnahme. 

15, Der fouveraine Fürft, die Prinzen und Prinzeffinnen bes Haufes, find frei 
ku allen perfönlichen Laften und directen Abgaben *) mit Ausnahme der Grundftecur. 
Alle Gebäude, welche zu deren Gebraudy oder Wohnung beftimmt find, bieiben 
Rurfrei. Jedoch follen weder fie, nod) ihre Hofhaltungen, von der Conſumtions⸗ 
kun ausgenommen feyn. 

16, Der fouveraine Fürft richtet fin Haus nach eigenem Gutbefinden ein. 

17. Des fouverainen Fuͤrſten Ältefter Sohn ift feines Waters erfler Uns 


Us Erbpring erhält er den Zitel Königliche Hoheit. Die Übrigen Prinzen 
‚od Prinzeffinnen vom Haufe führen den Zitel Durdlaudtige Hoheit. 

18. Der Erbpring empfängt, als folder, aus der Staatscaſſe jährlih die 
ey von 100,000 Gulden, von ber Zeit an, baß er das achtzcehnte Jahr er: 
‚mot hat, 

9 19, Der fouveraine Fürft iſt großjährig nach Vollendung des achtzehnten 
Ates. 

W. Im Falle der Minderjaͤhrigkeit, ſteht der ſouveraine Fuͤrſt unter der Vor: 
surihaft von Mitgliedern des fuͤrſtlichen Hauſes, und einiger angeſehenen Perſonen, 
zache Gingebohrne des Landes find. Diefe Vormundſchaft wird zum Voraus durch 
kam Vorgänger und die Generälftaaten angeordnet. 

2. Sollten die jene VBormundfchaft betreffenden Verordnungen durch unvor: 
hrafehene Fälle unterblieben ſeyn; fo haben folche die Generalftaaten, auf die 
hr den vorgehenden Artikel bezeichnete Weife, vorzunehmen, wobei fie auf einige 
Ir nihften Blutsverwandten des fürftlichen Hauſes fo viel als möglih Rüdficht 
mm werben. 

2. Nach dem Ableben des fouverainen Fürften verfammeln fich die General: 
‚arten ohne Einberufung. 

‘ Diejenigen Mitglieder, welde fih am achten Zage nad) dem Tode des FZürften 
kr Refideng befinden, eröffnen die außerordentlihe Verſammlung. 

3. Während der Minderjährigkeit eines fouverainen Fürften, wird das Recht 
x Eouverainetät durch einen Regenten wahrgenommen. 

Diefer Regent wird durch den fouverainen Fuͤrſten und die Generalftaaten im : 
Kraus ernannt. Auf gleiche Weife muß auch die Nachfolge in der Regentfchaft 
Su Großjährigkeit des Erbfolgers feftgeftellt werden. 

4 Sollte während des Lebens des verftorbenen Fürften wegen ber Regent⸗ 
* keine Anordnung getroffen ſeyn; fo haben dies die Generalſtaaten zu über: 

men. 

Im Fall auch Eeine Beftimmung über die Nachfolge in ber Regentſchaft ges 
tofen wäre; fo wird der Nachfolger vom Regenten und den Gencralfiaaten ge: 
Rtnfhaftlih ernannt. 

3. Diefelben Beftimmungen über die Regentfchaft finden Statt, im Tall der 
ſeineraine Fuͤrſt unfähig werden follte, der Regierung vorzuftehen. 

Sobald nun der Staatsrath, zufammengefest aus feinen gewöhnlichen Gliedern 
ad den Chefs der Minifterien, nad) forgfältiger gemeinfhaftlicyer Berathung er: 
Kart, daß ein ſolcher Fall Statt finde; fo beruft derfelbe die Generalftaaten, damit 
Mt, h lange jener Fall befteht, die darüber fprechenden Beftimmungen in Ausfuͤh⸗ 
ung bringen, 

%. Iſt in jenem Kalle der Erbprinz grosjährigs fo ift er von Rechtöwegen 
Rent. Iſt er aber aledann noch minderjährig; fo fol die fouveraine Gewalt, in 
Yen und andern Artikeln 11, und 24. angegebenen Fällen, durch einen Staatsrath 


*) beschreven middelen. ° 
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ausgeuͤbt werben, der auf die Artikel 25. bezeichnete Weiſe zufammengefest ift. Uebi 
die Ausführung haben die Generalftaaten zu wachen. 

27. Wenn der fouveraine Fürft Feine, der in Artikeln 9., 20. und 23. a 
nannten, Anordnungen mit den Generalftaaten getroffen bat; fo erklären diefe & 
fentlich, welcher Fall eingetreten fey, und verfahren nah Maafgabe der hieruͤb 
fprechenden Beftimmungen. 

238. Beim Antritt der Regierung legt ber fouveraine FKürft in der Verſam 
lung der Generalftaaten folgenden Eid ab: j 

„Ich ſchwoͤre, dag ich zuerft und vor Allem das Grundgefeß ber vı 
einigten Niederlande aufrecht erhalten und handhaben will; auch daß i 
die Unabhängigkeit des Staats, die Treiheit und Wohlfahrt feiner Ei 
wohner, mit allen meinen Kräften befördern will. ’ 

„So wahr mir Gott der Almaͤchtige helfe.‘ 

29, Nachdem vorftchender Eid abgelegt ift, wird dem fouserainen Fürften vı 
den Genvralftaaten in nachftehender Eidesformel gehulbigt: 

„Wie fhwören, daß wir Eraft der Conftitution biefes Staates, Eu 
anerkennen und huldigen als fouverainem Fürften der vereinigten Niede 
landez — daß wir Eure hoben und fouverainen Rechte bewahren w 
vertheidigen werden; und daß wir getreu und gegenwärtig feyn wol 
in der Beſchirmung Eurer Perfon und des Staates, auch Alles thi 
werben, was gute und getreue Generalftaaten zu thun ſchuldig find.‘ 

„So wahr uns Gott der Allmächtige helfe.’ s 

30. Die Eidesteiftung des fouverainen Fürften und die Huldigung ber Gen 
raljtaaten foll zu Amfterdam, als der Hauptftadt, Statt finden. 


31. Nachdem von Ceiten des fouverainen Fürften diefe Eibesleiftung und Hu 
digung den Staaten der Provinzen ober Landfchaften bekannt gemacht worde 
bringen diefe ihm ihre Huldigung in nachſtehender Form: 

„Wir fchwören, daß wir Euch, dem conftitutionellen fouverainen Fü 
ften der vereinigten Niederlande ſtets hold und getreu wollen feyn, in di 
Beſchirmung Eurer Perfon und des Staats; daß wir auch, zufolge d 
durch das Grundgefeg uns aufgelegten Verpflichtungen, ben uns dur 
Euch oder von Euretivegen zukommenden Befchlen gehorfam ſeyn wolle 
- endlih Euren Dienern und KRäthen in Nachkommung derfelben helft 
und beiftchen, auch überhaupt Alles hun werben, was getreuen Unte 

thanen gegen ihren fouverainen Fürften zukommt. 

. „So wahr uns Gott der Allmaͤchtige helfe. 

52. Der fouveraine Fürft vollzicht alle Handlungen feiner fouverainen Gewal 
nachdem er die Sache zuvor mit feinem Staatsrath in Ueberlegung genommen. 

Er allein beſchließt, und fest demnaͤchſt den Rath in Kenntniß von dem gefa 
ten Beſchluſſe. 

Im Beginn der Öffentlichen Actenftüce wird aufgeführt: 

v Der fouveraine Fürft der Niederlande, auf Vortrag des Staat 


thes“ x. 

. So weit es möglich ift, Tollen die Mitglieder des Staatsrathes aus allen Pr 
binzen und Sandfchaften gewählt werden. Diefelben ernennt der fouveraine Fürf 
nicht über zwölf san der Zahl, und entläßt fie nach Gutbefinden. Auch ernennt ı 
— a zum Vicepräfidenten des Staatsrathis, infofern er diefes m 

ig erachtet. 

33. Der Erbprinz ift von Rechtswegen Mitglied des Staatsrathes, und wohr 
nad) zurüdgelegtem achtzehnten Jahre den Sigungen beffelben bei. 
fouverainen Fürften ftcht es frei, den Prinzen feines Haufes Sig Tı 
Staatsrathe zu verleihen. Die Zahl ber orbentlihen Mitglieder erleidet dadurt 
keine Verminderung. 

. Der fouveraine Fürft ernennt (infofern er dies. befchlicht) außerorbentlid 
Staatsräthe in gleicher Anzahl mit den ordentlichen, ohne Gehalt; er ruft fie in 
Eonfeil, oder hört ihren Vortrag außer demfelben, je nachdem er es gut befindet. 

35. Der fouveraine Fürft erwaͤhlt Minifterialbehörden, ernennt deren Ehefi 
und entläßt fie nad) Gutduͤnken. Einen oder mehrere derfelhen — wie er es & 
rathen findet — beruft er zu den Sitzungen des Staatörathe. Auch ift er ermäd 
tigt, einen Banbels:"thd'Kolonierath zu errichten. 

36. Der fouveraine Fürft hat nach Befinden das Oberbefteuerungsrecht be 
Kolonicen und Befigungen des Staats in anderen Welttheifen. 
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57. Der fonverafne Fuͤrſt arklaͤrt Krieg und ſchließt Frieden. Den General: 
joaten macht er Anzeige davon. 

3. Ihm allein, mit Vorbehalt der Notification an die Generalftaaten, ftcht 
ſes Kecht zu, Bündbniffe und Verträge zu fchließen und zu befräftigen. Ihm kommt 
ſedet die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten, wie die Ernennung von Ge: 
jdn und Gonfuln, und deren Abrufung zu. 

8. Der fouveraine Fürft gebietet über die Land» und Seemacht. Saͤmmtliche 
Pficiere werden von ihm ernannt, und wenn Gründe dazu vorhanden find, auf 
Fnfien gefegt, oder auch entlaffen. 

40. Der fouseraine Fürft hat die oberfte Leitung der Finanzen. Er beftimmt 
" Gehalte der Gollegien und Staatsdiener, welche aus dem öffentlichen Schatz 
eldet werden, und bringt dieſelben auf das Budget. 

3. Der fouveraine Fürft hat das Recht der Münze, und die oberfte Ver: 
Alımg derfelben. Er darf den Münzen fein Bildniß aufprägen laſſen. 

42. Der fouveraine Fuͤrſt erhebt in den Adelſtand. Jeder, welcher durch den 
kexrainen Fürften in den Adelftand erhoben worden, bringt folches zur Kenntniß 
ta Staaten feiner Provinz oder Landfchaft. Won diefem Äugenbiick wirb er aller 
‚mit verbundenen Rechte. theilhaftig: namentlih der Befugniß, der Ritterſchaft 
zöhlt zu werden, mit allen für diefelbe beftimmten Achtungsbezeugungen. 

B. Will der fouveraine Fürft einen Nitterorden ftiftenz; fo ſchlaͤgt er das 
Nrefende Geſetz den Generalftaaten vor. 
‚ + Fremde Orden, womit Feine Verpflichtungen verbunden find, dürfen der 
taine Fürft und die Prinzen des Hauſes annchmen. In feinem Fau dürfen 
Fagrfeffene fremde Orden annehmen, wenn nit die befondere Erlaubniß des ſou— 
‚Minen Zürften es verftattet. 

v. Eben fo wird zur Annahme fremder Ehren, Würden und Aemter, bie 
“dere Erlaubniß des fouverainen Sürften erfordert. In Zukunft fol es Eeinem 
Nieerländer geftattet ſeyn, ausländifhen Adel anzunehmen. ; 

#6, Der fouveraine Fürft hat das Recht, den Generalftaaten Gefege vorzulegen 
wo andere Borfchläge zu machen, wie auch die Vorträge der Gencraljtaaten gut 
u kıßen oder zu mißbilligen. 

Die Genehmhaltung wird ausgebrüdt: 

„der fouveraine Fürft bewilligt die Vorſtellung.“ 

Im Fall er glaubt, die Vorftellung nicht gut heißen zu koͤnnen, lautet es: 
| „der fouveraine Fürft nimmt die gethane Vorftellung in Ueberlegung.” 
 &47, Der fouveraine Fuͤrſt erläßt Gefege in nachſtehender Form: 
| „Wir U. ſ. W. 

‚„‚ Souverainer Fürft der vereinigten Niederlande, nad Vortrag des 
Staatsrathes, an alle diejenigen, welche dieſes fehen, oder leſen hören, 
Unjern Gruß; thun Eund und zu willen: 

„Nahdem Wir in Ucberlegung genommen, daß uw. f. w. Bier fol: 
gen die Bewegungsgruͤnde: 

„So babes Wir denn, in gemeinfamer Berathung mit den General: 
ſtaaten diefes Landes, für gut gefunden und befhloffen, glei als Wir 
für gut befinden und befchließen, daß u. f. w. 

Der Inhalt des Geſetzes. 

„ Segeben u. f. w. 

#. Der fouveraine Fürft entfcheidet über alle Mißhelligkeiten, welche zwi: 
Ba) zwei oder mehreren Provinzen und Landfchaften obwalten follten, wenn er 
“eb nicht in Güte beilegen Tann. | 
9. Der fouveraine Fürft begnabdigt, mildert und erläßt Strafen, nachdem er 
Bericht des hohen Raths der vereinigten Niederlande empfangen. 


0. Außerhalb jener Bälle, in welchem das Gefeg dem fouverainen Fürften 
'* Ditpenfationsredit zuſi hert, hat er daffelbe aud) in befondern Vorfalienheiten, 
nicht füglich Aufihub erleiden können, fobald bie Generalftanten nicht vers 
mel find. Auf vorgegangenen Bericht des hohen Rathes ber vereinigten Nie- 
Tea erteilt er Dispenfation, und giebt bei der naͤchſten Verfammlung Nach— 

avon. £ 
‚ 5. In denen in den Artikeln 8., 10., 11. und 24. angegebenen Fällen, wird 
‘ Berfammiung ber Generalftaaten in doppelter Anzahl berufen werden, in Ue— 
Re mit demjenigen, was im neunten Hauptſtuͤck hierüber beſtimmt wer— 
“10, 
12* 
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Zweites Hauptftüd. 
Bon den Generalftaaten. 


52, Die Generalftaaten repräfentiren das gefammte nieberländifche Volk. 

53. Das niederländifche Volk befteht aus den Eingefeffenen der folgenden ne 
Provinzen und Landſchaften, welche zufammen das gegenwärtige Grundgebiet I 
vereinigten Niederlande in Europa ausmadjen, als: | 

Gelderland, Holland, Zeeland, Utrecht, Friesland, Obernffel, Gröningı 
Brabant und Drenthe. 

54. Gelderland, Holland, Zeeland, Utrecht, Friesland, Oberyffel, Grönine 
und Drenthe behalten ihre alten Gränzfcheidungen, unter folgenden Mobdificatione 
Kuilenburg und Buren gehören zu Geldern. 

Bianen, Ameiden, Leerdam, Langerat, Sommelsbijk gehören zu Holland. 

Sffelftein mit Benfchop, Norbpolsbrof und Jaarsfeld gehören unter Utrecht. 

Ameland und Scyiermonitog gehören unter Friesland. 


Wedde und Weftwoldingerland gehören zu Gröningen. 
Brabant befteht vorläufig aus allen jenen Landen und Städten, welche vı 


mals unter dem Namen der Generalitätstande bekannt waren, und aus einigen « 
dern, welche in der Iesten Zeit erworben und hinzugefügt wurben. 

: 655. Das Gefes beftimmt die fernern Gränzfcheidungen zwifchen ben Provi 
zen oder Landſchaften; aus welchen derfelben diejenigen Diftricte und Orte zugefü 
werden follen, die zuvor Feiner von ihnen angehörten, indem fie fpäter erworb 
wurden, und bie Surisdiction derfelben zwifchen den verfchiedenen Provinzen od 
Landfchaften ‚getheilt oder ftreitig war. a 

56. Die Berfammlung der Generalftaaten beſteht aus 55 Mitglichern. Dü 
werden durch die oben angeführten Provinzen oder Landfchaften nach folgend: 
Verhältniffe ernannt: 

Aus Gelderland ſechs, aus Holland 22, aus Zeeland brei, aus Utrel 
drei, aus Friesland fünf, aus Oberpffel vier, aus Gröningen vier, al 
Brabant fieben, aus Drenthe einer. 

57. Ihſe Sigungen dauern drei Jahre. Der dritte Theil von ihnen fcheid 
jährlich aus, nad) der darüber vorzufchreibenden Ordnung. Der erfte Austritt fi 
mit dem 1. Nov. 1817 Statt finden. Die Ausfheidenden find nichts deſto wenig 
wieder wählbar. 

58. Dem fouverainen Fürften bleibt es vorbehalten, ob er in der Folge c 
Geſetz promulgiren will, wodurd dem Adel oder der Nitterfchaft jeder Provinz ob 
Landichaft ein gewiffer verhältnigmäßiger Antheil unter jener Zahl der Mitglied 
der Seneralftaaten zugefichert wird; welches zum mindeften den vierten Theil & 
Gefammtheit betragen müßte, | 

59. Zu Mitgliedern der Verfammlung der Generalftaaten find allein Nie 
länder wählbar, welche das volle Alter von 30 Jahren und darüber erreicht ba 
auch Eingefeffene der Provinz oder Landſchaft find, welche bicfelben ernennt. 
müffen einander nicht näher verwandt feyn, als in dem britten Grade der BI 
verwandtichaft oder Schwägerfchaft. 

60. Die Mitglieder der Generalftaaten Eönnen nicht zugleich Glieder einer 
ftizbehörde oder der Rechenkammer feyn, noch irgend cin Amt befleiden, welches 
nen Verantwortlichkeit gegen den Staat auflegt. 

Die Mitglieder der Provinzialftaaten, welche zu den Generalftaaten be 
werden, hören auf, Mitglieder der Provinzialftaaten zu feyn. 

Ferner können zu Generalftaaten Feine Land: und Geeofficiere ernannt we 
welche einen geringern Grad, als den eines Staabsofficiers befigen. 

Keiner der andern höbern Staatsdiener ift von der Ernennung ausgeſchloſſt 

61. Der Zitel der Verfammlung ber Generalftaaten ift: Edelmögende He 
Die Mitglieder erhalten jährlich 2500 Gulden. 

62. Saͤmmtliche Mitglieder der Generalftaaten ftimmen für ſich feibft, 
Ruͤckſprache mit der Verſammlung zu nehmen, welche fie gewählt hat. Beim 
tritt ihrer Functionen leiften fie, jeder in dem Ritus der Kirche, zu welcher er 
bekennt, nachfolgenden Eid : 

„Ich ſchwoͤre (gelobe), daß ich zuerft und vor Allem die Verfa 
ber vereinigten Nirderlande erhalten und vouführen wills und bafı i 
Unabhängigkeit des Staats, die Zreiheit und Wohlfahrt feiner Einge 
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nen mit allen meinen Kräften befördern werbe, ohne ein provinzielleg, 
oder ‚anderes als das allgemeine Intereffe zu berüdfichtigen.‘ 

„So wahr mir Gott der Allmächtige helfe.’ 

3u dieſer Eibesleiftung werben fie zugelaffen, nachdem fie zuvor den nachfolgen: 
vn Regierungseid abgelegt haben. 

„Ich Ihwöre (erkläre), daß ich, um zum Mitglied der Generalftaa: 
flaaten ernannt zu werden, an teinerlei Perfonen, es fey direct ober in⸗ 
direct, inner= oder außerhalb des Gebiets, unter welchem Titel oder Vor: 
wand es feyn möge, Geſchenke oder Gaben zugefichert oder gegeben habe, 
noch folche zufihern oder geben will. * 

„Ich ſchwoͤre (gelobe), daß ich mid) genau nad dem Inhalt des 
Placat3 der Generalftaaten vom 10. Dec. 1715 achten will, welches ge: 
ger das Austheilen und Nehmen verbotener Geſchenke und Gaben ges 
richtet ift. 

„So wahr mir Gott der Allmächtige helfe.’ 

658. Diefe Eide werden bei verfammeltem Staatsrath in die Hand bes fous 

einen Fürften abgelegt, ober bei deſſen Abwefenheit und in feinem Namen, von 
var Staatsrathe felbjt empfangen. Bon bdiefer Beeidigung wird durch oder von 
Exiten des fouverainen Fürften, der Verfammlung der Generalftaaten gehörige 
Irıntniß gegeben, worauf das neuerwählte Mitglied feine Stelle factiſch einnimmt. 
614. Die Generalftaaten verfammeln fich. mindeftens ein Mal im Jahre, ats 
om auf Berufung durch den fouverainen Zürften, fo oft er es für nöthig ach— 
it Ihre ordentlihe Verfammlung wird am erſten Montage des Novembers 
Gimme. 
. 5. Die Verfammlung der Generalftaaten wird durch den fouverainen Fürs 
‚a, oder einige Commiſſarien deffelben eröffnet, auch auf diefelbe Weife gefchloffen, 
*ıb Er urtheilt, daß ein längeres Zufammenbleiben der Verfammlung für das 
are des Bandes nicht nothwendig ift. 

66. Der Vorfis bei der Verfanimlung der Generalftaaten wird einem Präfts 

baten übertragen, welcher durch den fouverainen Fürften, aus drei in Vorſchlag 
Saiten Mitgliedern, ernannt wird, und zwar für die Zeit von der Eröffnung 
zum Schluffe einer Verfammlung. Die Generalftaaten verfügen über die An— 
Kung ihres Greffier. 
Ä = Die Verfammlung der Generalftaaten verhandelt Alles nah Mehrheit 
Nr eiimmen. 
. 68. Die Generalftaaten berathen ſich über alle, durch den fouverainen Fürften 
&a zugefommenen, Anträge, und fenden demfelben ihren Beſchluß durd) eine Com: 
“ion. Die Zuftimmung wird in nachftchenve Formel gefaßt: „die Generalftaa-- 
a der vereinigten Niederlande bezeugen dem fouverainen Fuͤrſten, für deſſen Eifer 
F Beförderung des allgemeinen Wohls, ihren Dank, und ſtimmen für den 
trag. i 

Sollte ein Antrag nicht angenommen werben; fo erhält der foveraine Fuͤrſt 
dartniß davon in nachftchender Form: 

„Die Generalftaaten der vereinigten Niederlande bezeugen bem ſouve— 
rainen Fürften ihren Dank für deffen Eifer in Beförderung des allge: 
meinen Wohle; doch erfuchen fie denfelben chrerbietigft, den Gegenftand , 
des gemachten Antrages in nähere Ueberlegung ziehen zu wollen.‘ 

69, Die Generaljtaaten haben das Recht, dem fouverainen Kürften Vorſchlaͤge 
A tun, und fenden ihm folche durch eine Commiſſion. 

70, Zu der jährlichen Berechnung ber Staatsausgahen .( begrooting ), welche 
Bud den fouverainen Fürften den Generalftaaten vorgelegt wirb, ift deren Gench- 
uud tforderiich, Sie berathen demnaͤchſt über die zur Aufbringung vorgeſchla⸗ 
en Mittel, 

71. Der Vortrag, welchen der fouveraine Fuͤrſt ruͤckſichtlich der Finanzen im 
ij der erften ordentlichen Verfammlung der Generalftaaten einfendet, enthält 
4 Haupttheile. 

Giner derfelben befaßt alle diejenigen gewiffen und feitgefegten Ausgaben, welche 
ir dewoͤhnliche Lauf der Dinge mit ſich führt; welche alfo befonders auf den Fries 
kaszuftand Bezug haben, und auf einen bleibenden Etat geftellt werben koͤnnen. 

Dir zweite Haupttheil befaßt die außerordentlihen und ungewiffen Ausgaben, 
küße, befonders in Kriegszeiten, nad) Umftänden geordnet werden müffen. 

Der erſte Haupttheil, durch die Generaljtaaten genehmigt, wird zugeftanden, 
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um Feine Veränderungen vorzunehmen, außer in dem Falle, dag cin Theil der Aus: 
gaben ſich verändert habe, oder gang ausbleibe, 

Der zweite Theil wird fchlechthin für ein Jahr bemilligt. 

72. Alte bewilligee Abgaben werden zu den bezeichneten Zweden, und Feinen 
andern, verwendet. Ä x 

Der fouveraine Fuͤrſt läßt ben Generalftaaten über die Bebürfniffe des abgı: 
taufenen Jahres ausführlichen Bericht erftatten. 


Drittes Hauptftüd. 
Bon den Staaten der Provinzen oder Landfchaften. 


73. Es foll Staaten der Provinzen oder Landfchaften geben. 

74. Die Zufammenfegung derfelben wird, in Uebereinftimmung mit ber Ver: 
faffung, durch den fouverainen Zürften angeordnet, welcher aus jeder Provinz oder 
Landfchaft eine Commiſſion ernennt, damit ihn diefelbe für diefen Zweck berathet. 

75. Die Wirkfamkeit der Staaten wird, in Gemäßheit der durch die Xerfaf: 
fung darüber feftgeftellten Vorſchriften, nach denjenigen Beflimmungen geordnet, 
welche die Staaten für nöthig erachtet, und von dem fouverainen Fürjten (im Fall 
der Genehmigung) fanctionirt werden. Ihr erftes Gefhäft wird der Entwurf die 
fes ze feyn. 

76. In allen Provinzen oder Landſchaften follen fi) Commiffarien bes fou: 
verainen Fürften, unter ihm beliebigen Namen, befinden. Denfelben giebt er dieje— 
nigen Inftructionen, welche er zur Handhabung der ihm durch die Verfaſſung ver 
licehenen Gewalt dienlich erachtet. — Dieſe Commiſſarien follen in ber Verſamm— 
lung der Staaten den Vorſitz führen, wie auch in denjenigen Gollegien, welche in 
Gefolge der Beftimmungen des Artikels 93. erachtet werden follten. 


77. In den Provinzen oder Landſchaften foll Adel oder Ritterfchaft fenn, de 
ren Verbältniffe auf die ihnen zufagende Weife, in Uebereinftimmung mit der Ber: 
faffung, feftgeftellt, und von dem fouverainen Fürften (im Fall der Genchmigung ) 
fanctionirt werben follen. 

Die erfte Einberufung zu einer Verſammlung derfelben foll von dem fouveral: 
nen Fürften, den Umftänden gemäß, erfolgen. Ihre Reglements entwerfen fie un: 
mittelbar nad) der erſten Zuſammenkunft. 

_ 73 Die Staatsbehörben Be auf eine Weile verfammelt und in Wirkfam: 

keit Gefegt werden, als es nad) denjenigen Reglements für gut befunden wird, 
welche die beftehenden Behörden, oder durch den fouverainen Bürften auferordent: 
* ernannte Commiſſion, in Uebereinſtimmung mit der Verfaſſung entwerfen 
ollen. 

Die Reglements werden durch die Behoͤrden oder Commiſſarien den Staater 
der Provinzen oder Landſchaften zur Ueberlegung eingereicht, und von dieſen der 
Sanction des ſouverainen Fuͤrſten unterworfen. 

79. In allen Städten werden Wahlcollegien errichtet, wie ſolche ſchon in vie: 
len Städten feit lange beſtanden. Einmal im Jahre werden fie durch den Magiftrai 
zufammengerufen, in der Abfiht, um die in der Zwifchenzeit erledigten Stellen im 
Rathe mit würdigen Perfonen zu beſetzen. 

80. Die im Wahlcollegium eröffneten Stellen werden durch Mehrheit de 


* Stimmen aller angefeffenen Bürger befest, welche einen gewiffen, in jeder Stab 


durd) das Reglement zu beftimmenden, Beitrag zu den Öffentlichen Steuern zahlen 
Uebrigens giebt jeder diefer Bürger fine Stimme einmal im Jahre, durch gehörig 
bezeichnete und verfiegelte Zettel, die von Seiten des Magiftrats abgeholt werben 
81. Die Obrigkeiten der Herrſchaften, Diftricte und Dörfer follen auf denje 
nigen Fuß eingerichtet werden, welchen das eigenthuͤmliche Verhaͤltniß derfeiben er 
fordert, und der im Einflang mit dem Intereffe der Eingefeffenen und ihren gegen 
feitigen Rechten und Pflichten befunden wird. Alles dies in Uchereinftimmung mi 
der Werfaffung, und im Gefolge fpäterer Reglements, welche den Staaten vorge 
Icgt werben müffen, und von diefin (im Fall ber Genehmigung) der Sanction bei 
fouverainen Fürften unterworfen werden. 
82. Die Mitglieder der Provinziale oder landfchaftlichen Verſammlungen, le 
en . Antritt "ihrer Function, jeder nach dem Ritus feiner Kirche, folgende: 
ab: 
„Ich ſchwoͤre (gelobe), daß ich zuerft und vor Allem die Verfaffun 
der vereinigten Niederlande erhalten will, und daß ich ferner die Real: 
ments, weiche für diefe Provinz oder Laudſchaft gegeben find, ober noc 
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gegeben werben, befolgen und ausüben werde, ‚auch die Wohlfahrt diefer 
Provinz oder Landfchaft mit allen meinen Kräften befördern will, « 
‚. „So wahr mir Gott der Allmaͤchtige helfe.’ 

Zu biefer Eidesleiftung werden fie zugelaffen, nachdem fie folgenden Bereini: 
sungseid abgelegt: 

„Ich fchwöre (erkläre), da ich, um zum Mitgliede ber Staaten die: 
fer Provinz oder Landfchaft ernannt zu werben, an feinerlei Perfonen, 
es fey direct oder indireck, inner» ober außerhalb des Gebiets, unter wel: 

em Zitel ober Vorwand es ſeyn möge, Geſchenke oder Gaben zugef- 
ert ober gegeben habe, noch folche zufichern oder geben will.“ 

„Ich ſchwoͤre (gelobe), dab ich mid) genau nad) dem Inhalt des Ma- 
cats der Generalftaaten vom 10. Dechr. 1715 richten will, welches gegen 
das Austheilen und Nehmen verbotener Gefchente und Gaben ſpricht.“ 

„So wahr mir Gott der Allmächtige helfe.” 
2 Er Eide werden in bie Hand eines Commiſſarius des fouverainen Fuͤrſten 
warte i s 
8. Die Staaten ber Provinzen ober Landſchaften verfammeln ſich mindeftens 
* is Sahre, und nachher fo oft, als fie durch den fouverainen Fuͤrſten berus 
werden. 

84, Eine Rechnung über die Koften ihrer Amtsführung legen fie bem ſouve⸗ 
kinen Bürften vor, welcher diefelben (im Fall der Genehmigung ) auf das Budget 
(begrosting der Staatsbehoeften) anweifet. 

85. Den Staaten ber Provinzen ober Landſchaften wird bie Wahl der Mit: 
her zur Verfammlung der Generalftaaten übertragen, in: ober außerhalb ihrer 
Rite, doch wo moͤglich fo, daß alle Orte ihren Provinz oder Landſchaft beruͤckſich⸗ 
hat werben. 

86. Diefelben Staaten werden audy beauftragt mit der Ausführung aller je: 
ur Gefege und Befehle, welche die Beförderung der Religion, des öffentlichen Un— 
rrichts und ber Armenpflege, die Ermunterung bes Landbaus, des Handels, ber 
Aöriken und Manufacturen, und überhaupt alle auf das allgemeine Wohl bezüg: . 
übe Gegenftände betreffen, und ihnen zu dem Ende burd) den fouverainen Fuͤrſten 
Bigefendet werben. 

37. Der Wirkungskreis der Staaten in Beziehung auf den Wafferftaat ihrer 

Previnzen oder Landfchaften wird durch das fiebente Hauptftück feftgeftellt. 
8 Den gemeldeten Staaten wird auch Überhaupt die Anordnung und Aus: 
bung alles deſſen übertragen, was der innern Polizei und Oekonomie angehört. 
ir machen hierüber, 3. B. wiegen Anftellung von: Beamten, oder wegen einzelner 
Emeunumgen zu Aemtern, (mominatien) folhe Ordonnanzen und Reglemente bes- 
lannt, als fie mit dem Intereſſe ihrer Eingeieffenen vertraͤglich halten, in Ueberein: 
finmung mit der Gonfitution, unter Sanction des fouverainen Fürften. 

89, Cie forgen dafür, daß bei der Ausfuhr nach einigen andern Provinzen 
er andfchaften, ober bei der Einfuhr aus benfelben Feine Unterfchleife vorgehen, 
afofern die hierüber fprechenden Gefege Keine befondern Beflimmungen deshalb ent: 
üten, 


90. Sie werben bemühet ſeyn, alle Mißhelligkeiten zwifchen Städten, Diftric- 
‘a, Herrſchaften und Dörfern in Güte beizulegen. Gollten fie damit nit zu 
Stande kommen; fo haben fie den Fall dem fouverainen Fuͤrſten zur Entſcheidung 


drzulegen. 

A. Sie dürfen keine Beſchluͤſſe faſſen, welche mit den allgemeinen Geſetzen 
end dem allgemeinen Intereſſe der vereinigten Niederlande im Widerſpruche ſtehen. 
Eolte dieſer Fall ſich ereignen; fo hat der fowweraine Kürft Gewalt, jene Be: 
dluſſe aufzuheben und außer Kraft zu ftellen. 

Eie follen das Intereffe ihrer Provinzen oder Landfchaften und deren 
Swehner bei dem fouverainen Kürften und ben Generalftaaten wahrnehmen. 

3. Sie ernennen, fobald fie es nöthig finden, aus ihrer Mitte ein oder meh 
zat aus einigen Mitgliedern beftehende Gollegien, welchen bie Geschäftsführung, 
ewehl zur Zeit ihrer Verſammlungen als auch ihrer. Abwefenheit, zugewieſen wird. 
. 9%. Die Obrigfeiten der Städte, Diftricte, Herrfchaften und Dörfer, haben, 
&bereinftimmend mit dem Inhalte ihrer Reglements, die freie Handhabung aller In: 
fen dee Kameralverwaltung, worüber fie die nöthigen örtlichen Beflimmungen 
iu treffen haben, 

Diefe Beftimmungen müffen übrigens mit den allgemeinen Geſetzen und dem‘ 
Azemtinen Vortheil der Eingefeffenen nicht im Streite feyn. 
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95. Die Ausgleichung der örtlichen Angelegenheiten, welche durch vorberg 
den Artikel den bezeichneten Ortsobrigkeiten überlaffen worden, legt dieſen bie $ 
auf, den Betrag ihrer Unfoften und Ausgaben den Staaten vorzulegen, und 
— fo body belaufen, als dic gemeldeten Staaten in dieſen Faͤllen für u 
erachten. 

96. Sollten zur Deckung der Coͤmmunalunkoſten, außer ben directen Abg 
noch einige Auflagen Statt finden müſſen; fo muß dieſe Beſteuerung ſich 
nad) demjenigen richten, was hierüber in ben allgemeinen Rinanzebicten, Orda 
zen und Beftimmungen enthalten ift. Bevor fie ſolche Beftimmungen unternel 
fenden fie die betreffenden Entwürfe zur Genehmigung den Staaten’ der Pr 
. oder Landſchaften, indem fie eine richtige Vorjtellung von ihren Bedbürfi 
geben. 

. Bei ben Unterfuchungen hierüber mögen die Staaten befonders darauf 

daß die vorgefchlagenen Auflagen die freie Ein: und Durdfuhr von Product 
—. und der Induftrie aus Andern Provinzen, Städten und Plägen i 
ehindern. 

97; Die Staaten ſenden alle durch diefelben gefroffenen Feftfesungen | 
Einnahme und Ausgabe (begrootingen) an den fouverainen Fürften, twelch 
oft er es begehrt, fowohl in diefer Beziehung, ald auch über alle andern Ba 
gen der Drtsbehörden, cine ihm nöthig ſcheinende Rechenf&aft fordern darf, 

nodthigen Balls jene Handlungen aufheben und außer Kraft feßen Tann. 


98. Gemeldete Obrigkeiten mögen das Intereffe ihres Ort3 und beffen I 
gefeffenen bei dem fouverainen Fürften und den Staaten ihrer Provinzen : 
Landichaften vertreten. 


Viertes Hauptfiüd. 
Don der Juſtiz. 

99. Ueberall in den vereinigten Niederlanden foll Recht gefprochen werben. 
Namen und von wegen des fouverainen Fürften. 

Es fol cin allgemeines ‚Gefegbuch ‚eingeführt werben für da bürger 
und Strafrecht, den Handel, die Befugniffe der richterlihen Maht und die % 
ordnung. 

101. Damit den Eingefeffenen diefes Landes das unfchägbare Vorrecht 
gerlicher Freiheit und perfönlicher Sicherheit erhalten werde; fo follen folgende 
geln die Grundlage aller gefeglihen Beftimmungen ausmachen : 

a) folite cin Unterthan in außerordentliden Fällen durch bie Staatsgen 
feiner Freiheit beraubt werden; fo ift derjenige, auf deſſen Befehl 
Gefangennehmung erfolgte, ſchuldig, dem Ortsrichter Anzeige Davon 
machen, aud den Gefangenen binnen drei Zagen feinem competen 
Richter zu übtrantworten. Die Griminalgerichtshöfe find, jeder in 
nem Reffort, ſchuldig und verpflichtet, darüber zu wachen, daß dic 
puͤnctlich nachgelcbt werde; . 

b) die richterliche Gewalt wird nur durch diejenigen Gerichtshoͤfe ausarı 
welche mit der Berfaffung oder in Folge derfelben, in Wirkfam 
treten 5 

c) gegen feinen Willen Tann Niemand dem Richter entzogen werben, wel: 
das Gefes ihm vorſchreibt; 

d) kein Verbrechen foll mit Gonfiscation ber dem Schuldigen zugehören! 
Güter bejtraft werden; 

e) in Strafurtheilen, welche den Angeklagten treffen, muß das Verbred 
bezeichnet werden ; , | 

M alle Urtheile müjfen bei offenen Thuͤren gefprochen werben. 

102. Unter dem Namen eines hohen Rathes der vereinigten Niederlande | 
ein oberfter Gerichtöhof errichtet werben. Die Mitglieder deffelben werden, fo ı 
als möglich, aus allen Provinzen oder Landfhaften genommen. 

108. Ueber vorfallende Erledigungen wird vom hohen Rath den Generalit: 
ten Anzeige gemacht, welche zur Wiederbefegung dem fouverainen Bürften drei P 
jonen vorjtellen, damit er eine daraus erwählt. Der fouveraige Fuͤrſt verfügt u 
mittelbar über die Anftellung eines Generalprocurators beim hohen Rathe.. 
| .104. Die Mitglieder der Verſammlung der Generalftaaten, die Chefs i 
Minifterien, die Mitglieder de8 Staatsraths, die Gommiffarien des fouverain 
Bürften in den Provinzen oder Landfchaften, werden wegen aller in ihren amtlid 
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Serhäliniffen fchuldig gewordenen, Uebertretungen, vor den hohen Rath gefordert. 
Judeß dürfen fie in ihren Rechten auf feine Weife beeinträchtigt werben, bevor’ 
nicht von der VBerfammlung der Generalftaaten hierzu die ausdrüdliche Einwilligung 
ergangen ift. 

105. Zum Reffort des hohen Rathes gehören auch alle öffentlichen Vergehun- 
sen der gemeldeten Perfonen, in ber Zeit ihrer Amtöführung begangen, wie aud) 
die Berfhuldungen anderer hohen. Gollegien und Staatödiener, welche in der Folge 
buch das Gefeg bezeichnet werden follen. 

105, Der hohe Rath fpricht uͤber alle Bälle, in welchen der fouveraine Fürft, 
— des fuͤrſtlichen Hauſes, oder der Staat, als vor Gericht Geladene 
erſcheinen. 

107. Der hohe Rath hat die Aufſicht uͤber den regelmaͤßigen Gang und die 
Ausübung der Rechtspflege; über die Befolgung ber Geſetze, welche die Verwaltung 
der Juftiz und die Form der Gerichtähöfe betreffen. Er kann die Handlungen, 
Serfügungen und Urtheile derfelben, weldye mit jenen im Widerfpruche find, caffie 
ven, ohne ſich weiter auf eine Auseinanderfegung der Sache einzulaffen. 

108. In Givitfachen, deren: erfte Inſtanz bei den Provinzialhöfen fich befin- 
dt, — in Gemäßheit der bei dem Gefege hierüber zu £reffenden Beftimmungen — 
wird an. ben hohen Rath appellirt. 

109. In jeder Provinz oder Landfchaft foll ein. Gerichtshof ſeyn, infofern nicht 
durch dag Gefes ein Gerichtshof für mehrere Provinzen und Landichaften beftimmt 
wird, Von eintretenden Vacanzen hat der Hof den Provinzialftaaten Anzeige zu 
wachen, welche zu deren Beſetzung dem: fouverainen Fürften drei Perfonen vorfchla⸗ 
en werden, damit er eine daraus ernennt. Der fouveraine Fürft verfügt unmits 
tilyer über die Anftellung eines Generalprocurators bei genannten ‚Höfen. 

110. Die Handhabung ber Criminaljuſtiz in ben vereinigten Niederlanden wird, 
mit Uebergehung aller bisher beftandenen Gerichte, ben Provinzialhöfen, oder den 
in binlänglicher Anzahl zu errichtenden Tribunalen (regtbanken) anvertraut. 

ill, Die Leitung der bürgerlichen Rechtspflege wird an fo viel Zribunale ver: 
eilt, als dazu jest oder in Zukunft nöthig befunden werben. 

112, Sm Uebrigen wird die Einrichtung und Gewalt der Höfe fowohl, als 
ud der bürgerlichen und peinlichen Zribunale, unter den Namen von Hoch- Vier- 
scharen, Schöppengeridhten und andern begriffen, und endlich die Gewalt des Ger 


ı rolprocnvators, der höhern Beamten und Bailliefs durch das Geſetz vorgefchricben. 


115, Die Mitglieder und Diener des hohen Rathes und der Provinzialgerichts- 


bir werden auf Lebenszeit angeftellt, wie auch die Generalprocuratoren bei denfel- 


‚ da. Die Dienftzeit aller übrigen Richter wird durch das Gefeg beftimmt. 


Während ber Beit feiner Amtöführung darf Fein Richter feiner Stelle entfegt 
werben; es fen denn auf eigenes Anfuchen oder vechtliches Erkenntniß. 
114. Das Geſetz urtheilt ohne Unterſchied über jede Verlegung der vorgefchries 


benen Pflichten. 


115. Es foll ein oberfter Militairgerichtshof errichtet werben, vor welchem bie 
Soldaten zu Waffer und zu Lande, wegen aller durch fie begangenen Vergchungen, 
suf eine Weife zur Rechenschaft gezogen werden follen, worüber die Beftimmungen 
dem Gefeße nachträglich beigefügt werden. 

, 116. Das Kriegsheer zu Waffer und zu Lande ift, in Beziehung auf bürger: 
licht Angelegenheiten, den bürgerlichen Rechten unterworfen. 


Sünftes Hauptftüd, 
Bon. den Finanzen. 


117. Der fouveraine Fürft und die Generalftaaten in Gemeinfchaft, find ganz 
Altin und ausfhlieglih zur Auflegung und PVertheilung von Abgaben befugt. Die 
uflagm, welche bei Annahme dieſer Verfaffung beftehen, follen verbleiben, bis 
darüber vom Gefege anderweitig verfügt feyn wird. 

118. Es wird jährlih eine Revifion der Staatsſchuld vorgenommen werben, 
um das Intereffe der Staarsgläubiger zu fichern. 

119, Die Auffiht und Beforgung der Münze, und was damit in Verbindung 
ſicht, die Unterfuhung von Schroot und Korn (allooi und essai) u. f. w., wird 
einem Collegium unter dem Titel: von Räthen und ren ae mit bens 
* Bea aaa tal übertragen, welche in dem Geſetz näher beftimmt wers 

ollen. 


Bei Bacanzen bringen die Generalftaaten dem ſouverainen Bürften drei Perfos 
nen in Vorſchlag, welcher aus denſelben wählt. 
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120. Es foll eine Generalrechenkammer feyn, um jährlich bie Rechnungen der 
verfchiedenen Dinifterialabtheilungen zu revidiren, wie auch befondere Rechenschaft 
und Verantwortung von den Landescaſſen zu fordern; alles zufolge derjenigen In— 
ftructionen, welche durch das Gefeg beftimmt werden follen. Die Mitglieder dieſer 
Rechentammer werben, fo viel als möglich, aus allen Provinzen genommen. 

Bei Vacanzen fenden die Generaljtaaten dem fouverainen Kürften einen Bor: 
ſchlag von drei Perfonen, welcher aus benfelben wählt. 


Sechſtes Hauptftiüd. 
: Bon ber Vertheidigung. 


121. Das Tragen der Waffen zur Erhaltung der Unabhängigkeit des Staats 
und ber Sicherheit feines Grundgebieted bleibt, in Webereinftimmung mit altem 
Herfommen und. den Grundlagen der Union von Utrecht, die erfte. Pflicht aller Eins 
gefeffenen diefes Landes. | 

122. Daher muß es auch zu allen Beiten eine ber erften Sorgen des ſouve— 
rainen Fürften feyn, daß eine hinreichende Land: und Seemacht unterhalten werde, 
welche aus freiwillig Angeworbenen, entweber Eingebohrnen oder Ausländern, bes 
ſteht, um nad) Umftänden in oder außerhalb Europa gebraucht zu werben. 

123. Außer einer ftehenden Land» und Seemacht foll auch eine Nationalmiliz 

vorhanden feyn, wovon in Kriedenszeit jährlich ber fünfte Theil entlaffen wird, um 
durch eine andere gleiche Anzahl erfegt zu werben; zu welcher fo viel ald möglich 
Freiwillige genommen werben follen, oder im alt der Loofung, unbeweibte Einge- 
feffene von 13 — 22 Jahren. Diejenigen, welche ihre Entlaffung befommen follen, 
fönnen unter Eeinerlei Vorwand zu irgend einem andern Dienfte, als ben fpäter zu 
erwähnenden Schutterien (Nationalgarbden) aufgerufen werden. 
124. Die Miliz kommt zu der gewöhnlichen Zeit jährlich ein Mal zufammen, 
um einen Monat hindurch in den Waffen geübt zu werden. Auch bleibt es dem 
fouverainen Zürften vorbehalten, den vierten Theil der Geſammtheit zufammen blei— 
ben zu laffen, im Fall. er dies dem Wohl des Landes zuträglicd halten follte. 

Sollte es in auferorbentlichen Fällen oder dringender Kriegsgefahr nöthig fenn, 
die gefammte Miliz zu berufen und beifammen bleiben zu laffen; fo fol bdiefes, wenn 
die Gencralftaaten nicht verfammelt find, von einer außerordentlichen Einberufung 
derfelben begleitet werden, um.ihr von dem Gefchehenen Anzeige zu maden, und 
die fernern darauf bezuͤglichen Maafregeln mit der Verfammlung zu verabreden. 

125. In allen Städten werden, nad) altem Herkommen, zur Aufrehthaitung 
der innern Ruhe, Schutterien errichtet. Dieſe Schutterien haben in Krieg und 
Gefahr. die Angriffe des Feindes abzuhalten. In ſolchem Falle werden auch auf 
dem flachen Lande Schuttereien errichtet, welche, in Gemeinfchaft mit denen ber 
Städte, als ein Landfturm zur Vertheidigung des Vaterlandes dienen. 

126. Die Beftimmungen, welche durch den fouverainen Fürften, fowohl über 
die Anzahl und Einrihtung der Miliz, als aud) über die des Landſturms, gut be— 
ie follen den Gegenftand eines durch denfelben vorzutragenden Gefeges 
ausmachen. 


Siebentes Hauptſtück. 
Dom Wafferftaat. 


127. Der Wafferitaat bleibt eine der erften Nationalangelegenheiten, und ftebt 
unter einer befondern Verwaltung, weldye von dem fouverainen Kürften angeorbnnet 
wird, und feiner oberften Auffiht angehört. 

123. Demnach gehören zum Reſſort der Divection des allgemeinen Waffer: 
ftaats, ohne Ausnahme, alle diejenigen See-, Stroms, Deich-, Schleuſen- und 
andere Wafferwerke, welche aus dem öffentlichen Schag unterhalten werben. 

Snfofern dergleichen Werke durch einige Gollegien, Gemeinden ober Particu— 
liers unterhalten werden; fo ftehen folche unter unmittelbarer Auffiht der Direction 
des Öffentlichen Wafferftaates, welche darauf zu ſehen bat, baß die anzulegenden 
Werke dem oͤffentlichen Nusen keinen Eintrag thun, und deshalb den betreffenden 
Geſellſchaften, Gemeinden oder Particuliers , nöthige Anweifung zu geben bat. 

129, Zum Reffort der Dircction des Öffentlihen Wafferflaates, gehören auch 
ohne Ausnahme alle diejenigen Brüden und Wege, welche vom Lande unterhalten 
werden, oder deren Aufficht, aus Rüdjidht auf das öffentliche Intereſſe, genannter 
Direction von dem fouverainen Zürften übertragen wird. 
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130. Die Staaten der Provinzen ober Landfhaften haben das Reffort von 
alfen denjenigen Deich», Schleufens und anderen Werken, wie auch den Bauten 
mb Vegen innerhalb ihrer Provinz oder Landfchaft, welche nicht zu den Beftims 
mungen der Artikel 128 und 129, gehören, oder auch, im Fall fie darin begriffen 
fen follten, von dem fouverainen Fürften, um bes einleuchtenden Nutzens willen, 
ihrer Adminiftration anvertraut werden möchten. \ 

Snfofern die hierher’ gehörigen Werke durch Gollegien, Gemeinden ober Partis 
cufiers angelegt und unterhalten werben müffen, haben die gemeldeten Staaten dar 
bin zu fehen, daß hier alles vorfchriftsemäßig ausgeführt werde. 

131. Gemeldete Staaten haben Aufficht und Gewalt über alle hohe und andere 
Kuffihtsbehörden (Heemradschappen), Waffervereine (Waterschappen), Deich— 
und Polderauffeher, und andere dergleichen Gefelfchaften — wie fie auch heißen 
mögen — die innerhalb ihrer Provinz oder Landſchaft fich befinden, wie folches in 
dm zweiten Abfchnitt des 128. Art. beftimmt wird. 

Die in legter Zeit entworfenen Reglements biefer Gollegien machen die Grund: 
age ihrer Verfaſſung aus, unter Vorbehalt des Rechts der Staaten, darin mit 
Genehmigung des fouverainen Fürften Abänderungen zu treffen; aber unbefchadet 
br Befugniß dieſer Gollegien, den Staaten ſolche Abänderungen vorzufchlagen, 
welhe fie dem Vortheil der Eingefeffenen angemeffen halten. Was die Errichtung 
dieſer Gollegien und die Ernennungen betrifft; fo ift darüber’ von den Staaten der 
Provinzen oder Landfchaften an den fouverainen Fürften zu berichten. 

182. In Anfehung des Refforts, welcher nach Art. 130. den Staaten übers 
ragen tft oder wird, bleiben die dahin gehörigen Werke der Oberaufficht des ſou— 
xrainen Fürften unterworfen, welcher nad feiner Einfiht und dem Befinden der 
Sache handeln Fann, wie es Art. 91. in allen andern Beziehungen feftgeftellt ift. 


Achtes Hauptftüd. 
Von der Religion, dem öffentliıhen Unterricht und der Armenpflege. 


138. Die chriftlichreformirte Religion ift die des fouverainen Fürften. Allen 
beſtchenden Religionen wird gleicher Schug zugeſichert. Die Bekenner derfelben ge: 
hifen gleiche bürgerliche Vorzüge, und haben gleichen Anſpruch auf die Erlangung 
von Aemtern, Ehren und Würben. 

135. Jede öffentliche Religionshandlung ift erlaubt, infofern davon Feine Stö: 
tung der öffentlichen Ordnung und Ruhe zu beforgen ift. 


136. Der chriftlichereformirten Kirche wird fortdauernd aus den Staatscaffen 
fr Genuß derjenigen Gehalte, Penfionen, Wittwen=, Kinder:, Schul- und Alas 
imiegelder zugefichert, welche vormals den Lehrern bderfelben gezahlt wurden; es 
(9 nım direct aus der Staatscaſſe, oder aus dazu beftimmten Einkünften geiftlis 
Sr und kirchlicher Güter, oder auch andern befondern Einkünften. 

137. Bon allen Zulagen, welche in lester Zeit andern Glaubensaenoffen aus 
ir Staatöcaffe zugefichert wurden, wirb der fortdauernde Genuß jenen Glaubens: 
snoffen zugeftanden. 

133. Für das Bedürfniß derjenigen Glaubensgenoffen, welche hierzu von Staats—⸗ 
wegen keine, oder doch keine hinreichende Zulage erhalten haben, wird, auf den 
‚erefenden Antrag, ber fouveraine Kürft, nach Berathung ber Generalftaaten, billig 
ſſorgt ſeyn. 

189, unbeſchadet des Rechts und der Pflicht des ſouverainen Fuͤrſten, über 
Ae Religionsbekenntniffe eine ſolche Aufficht auszuüben, als für das Wohl des Staats 
nothig erachtet. wird, hat derfelbe auch noch das befondere Recht von Einfprud) 
und Anordnung bei der Verfaffung jener Glaubensgenoffen, welche — zufolge eines 
— — Artikel — einige Zahlung oder Zulage aus der Staatscaſſe 
genießen, 


140, Zur Aufrechthaltung der Religion, als einer mächtigen Stüse des Staats, 
end zur Verbreitung von Kenntniffen, ift der öffentliche Unterricht auf den hohen, 
dittlern und niedern Schulen, ein Grdenftand der unermüdeten Aufmerkfamkeit der 
Regierung. Der fouveraine Fürft läßt über den Buftand diefer Schulen den Gene 
talſtaaten jährlich einen ausführlichen Bericht vorlegen. 

‚14. Als eine Sache von hoher Wichtigkeit wird auch die Armenpflege und 
Erziehung von Waifenkindern, der anhaltenden Sorgfalt der Regierung empfohlen. 
Son ben betreffenden Einrichtungen läßt ber fouveraine Fuͤrſt den Generalftaaten 
hͤhtlich einen ausführfichen Bericht vorlegen. Ä 
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Neuntes Hauptflüd. 
Don Nachtraͤgen, Veränderungen und Auslegungen. 

142. Im Fall Fünftig eine Veränderung oder ein Nadıtrag in ber Verfaffung 
nöthig feyn folltes fo muß diefe Nothiwendigkeit in einem Gefege erklärt und die 
Veränderung ober der Nachtrag felbit deutlich angezeigt und ausgebrüdt werden. 

143. Iſt diefes Geſetz durch den fouverainen Fürften und die Generaljtaaten 
feftgeftelt; fo wird ed auf gewöhnliche Weife an die Staaten :der Provinzen oder 
Landfchaften gefendet, welche, binnen der durch das Gefeg beftimmten Zeit, den or: 
dentlihen Mitgliedern der Generalftaaten cine gleiche Zahl außerordentlicher beifüs 
gen, die auf gleiche Weife erwählt werben. 

144, Der fouveraine Fuͤrſt und bie in zwiefacher Anzahl verfammelten Gene: 
ralftaaten faffen ihre Beſchluͤſſe auf diefelbe Weife, als über das Fefthalten orbent: 
licher Gefege zuvor beftimmt ift;z mit der einzigen Ausnahme, daß eine Mehrheit 
von Stimmen vorhanden jeyn muß, welche mindeftens zwei Drittel der anwefenden 
Mitglieder ausmacht. 

45. Die Abänderungen und Nachtraͤge jur Verfaffung werben nah Art ber 
ordentlichen Gefege bekannt gemacht, und der öffentiihen Verfaffung beigefügt. 

. 146. Die authentifhe Auslegung und Erklärung der Zweifel, welde in der 

Abfaſſung eines oder des andern Theiles diefer Verfaffung gefunden werben möch— 
ten, wird, innerhalb ber erften drei Jahre nad) Annahme derfelben, einer Com: 
miffion zugewiefen, welche mit dem Entwurf diefer Verfaſſung befhäftigt war. 

Sollte in Zeit von. drei Jahren eine folhe Auslegung und Erklärung nöthig 
feyn; fo wird dazu von dem fouverainen Fürften eine Verfammlung ausgefhrieben, 
beftchend aus einer gleihen Anzahl von Mitgliedern, als die Generalftaaten, und 
auf diefelbe Weife gewählt durch die Staaten der Provinzen oder Landfdaften. 


Bevor aber dieſe neue Verfaffung ins Leben treten Fonnte, wurde, 
nach der Wiederkehr der Bourbons nad) Frankreich, am 30. Mai 1814 
der erfte Parifer Friede von den Verbündeten mit Ludwig 18 auf die 
Grundlage der Grenzen Frankreihs vom Jahre 1792 abgefchloffen, und 
folglich das vormalige öftreichifche Belgien von Frankreich getrennt. Diefe 
zehn belgiſchen Provinzen wurden, durch die Entfcyeidung der Verbündeten, 
mit den Niederlanden, unter der Regierung des Haufe: Dranien — 
ald Vormauer gegen Frankreich — vereinigt; doch mit der Beſtimmung 
auf dem Wiener Congreffe, daß das (belgiſche) Herzogthum Luxe m— 
burg, als ein befonderes, zum teutſchen Bunde gehörendes, 
Großherzogthum beſtehen follte, obgleich auch über diefen Staat dem 
Regenten der Niederlande die volle Souverainetät zugetheilt ward. Der 
legtere unterzeichnete am 21. Juli 1814 die Bedingungen der Vereinis 
gung Belgiens mit Holland, und nahm am 16. März 1815, mit Zu: 
flimmung der auf dem Wiener Congreffe vereinigten europäiichen Mächte, 
die Eöniglihe Würde, und den Titel: Wilhelm 1, König der 
Niederlande, Prinz von NaffausDranien und Großherzog von Zurent- 
burg, an. 

Nachdem bald darauf die auf beigifchem Boden ausgefämpfte Schlacht 
bei Waterloo (18. Juni 1815) zum zweiten Mal über Napoleons 
Schickſal entfchieden hatte, ward im zweiten Parifer Frieden (20. Nov. 
1815) die Stantöfraft des Königreiches der Niederlande noch durch Die 
Einverleibung desjenigen Theiles von Belgien verftärkt, der in dem erſten 


— 


Grundgeſetz vom 24. Aug. 1815. 205 


Darifer Frieden bei Frankreich geblieben war, und wozu auch bie Feſtun⸗ 
gen Marienburg und Philippeville gehörten. | 

Schon vor diefer neuen Erwerbung hatte der König die Notabeln 
der belgiſchen Provinzen zufammen berufen, damit fie die von den 
Holländern bereit angenommene Berfaffung mit den Veränderungen. 
genehmigen follten, welche in jener Verfafjung durch die Vergrößerung 
des Königreiches nöthig geworden waren. me feierliche Anrede des 
Königs an diefe Verfammlung (8. Aug. 1815) erklärte fih mit Würde 
über den wefentlichen Inhalt diefer Verfaffung; allein dieſes Grundgefeg 
fand in Belgien wenigen Beifall. Nicht nur, daß faft ein Sechötheil 
der vom Könige zufammen berufenen Perfonen in der Berfammlung gar 
nicht erſchien; es erklärten fih auch nur 527 Stimmen für, und 
9% Stimmen gegen dieſelbe. Doc hatten 126 von biefen le&tern 
eusdruclich bemerkt, daß ihr Widerfpruch zunachft nur gegen die in der : 
Verfaſſung auögefprochene völlige Freiheit des Firchlichen Eultus und gegen 
die völlige birrgerliche und politifche Gleichheit aller Staatsbürger, ohne 
Kukfiht auf die Religion, zu den öffentlichen Aemtern gerichtet wäre, 
Unverfennbar hatte die Fatholifche Geiftlichkeit in Belgien auf diefen Wis 
derſpruch den meiften Einfluß behauptet, wie auch der König in feiner 
Befanntmachung vom 24. Aug. 1815 unummwunden erklärte, in welcher 
er zugleich, ungeachtet jened Widerfpruches, die neue Verfaffung zum 
Srundgefege des Königreiches erhob, „theild weil die nördlichen 
(belandifhen) Provinzen diefe bereits angenommen hätten; theils weil 
die in Hinficht der Gleichheit des Firchlichen Cultus aufgeftellten Grund: 
füge fi auf Verträge gründeten, und nach den Grundfägen eingerichtet 
waͤren, welche die verbündeten Souveraine in das europäifche Staaten: 
hiem eingeführt hätten. Sie koͤnnten alfo aus den nieberländifchen 
Önmdgefegen nicht weggelaffen werden, ohne die Eriftenz der Monarchie 
ſelbſt in die Wagſchale zu legen. 


i) Grundgeſetz des Koͤnigreiches der Niederlande 
vom 24. Aug. 1815. 


Erſtes Kapitel. 
Vom Königreih und feinen Einwohnern. 

. Art. 1. Das Königreich der Miederlande, deſſen Grenzen durch ben 
am 9. Zuni 1815 unterzeichneten Vertrag der auf dem Wiener Congreß 
vriammelten alfüirten Mächte feftgeftellt find, ift aus folgenden Provinzen 
zuſammengeſetzt: 

Nordbrabant, Suͤdbrabant, Limburg, Geldern, Luͤttich, Oſtflandern, 
Veſtlandern, Hennegau, Holland, Seeland, Namuͤr, Antwerpen, Utrecht, 
otieeland, Oberyſſel, Groͤningen, Drenthe. 

Das Großherzogthum Luxemburg, nad) feinen im Wiener Vertrag feſt⸗ 
sfteliten Grenzen, unter der naͤmlichen Souverainetaͤt wie das Königreich 
der Niederlande, wird nach demfelben Grundgefege regiert, unbefchadet jedoch 

"ine Verbindung mit dem teutfchen Bunde. | 


— 
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At. 2. Die Provinzen Geldern, Holland, Seeland, Utrecht, Fried 
land, Oberyſſel, Gröningen und Drenthe behalten ihre gegenwärtigen Grenzen 
Nordbrabant beficht aus dem Xerritorium der Provinz, welche gegen 
wärtig Brabant heißt, mit Ausnahme jedoch desjenigen Theils, welcher der 
Departement der untern Maas angehört hat. | 

Die Provinzen Südbrabant (Departement der Dyle), Oftflandern (Dep! 
ber Scheide), Weftflandern (Dept. der Lys), Hennegau (Dept, von Sem 
mapes) und Antwerpen (Dept. ber beiden Nethen) behalten die gegenmatti 
gen Grenzen biefer Departements. 

Die Provinz Limburg ift zufanzmengefegt aus dem ganzen Departe 
ment der untern Maas und desjenigen Theil des Moer: Departements, wel 
her, nad den Beflimmungen des Wiener Vertrags, dem Königreih zuge 
fallen ift. 

Die Provinz Lüttich begreift das Territorium des Departements be; 
Durthe, mit Ausnahme desjenigen Theils, welcher durch denfelben Vertrag 
davon abgetrennt worden ift. 

Die Provinz Namür' umfaßt den Theil des Departements der Sams 
und Maas, welcher nit zum Grofherzogthum Luremburg gehört. 

Die Grenzen des Großherzogthums Lupemburg find duch den Wiener 
Vertrag feltgeftellt. 

At. 3. Die für nüglid oder nothwendig erachteten Berichtigungen 
ber Grenzen diefer Provinzen follen dur ein Geſetz beftimmt werden, wel: 
ches eben fo fehr auf das Intereſſe dee Einwohner, als auf die Bedurfniſſe 
der allgemeinen Verwaltung Ruͤckſicht nehmen wird. 

Art. 4. Jedes Individuum, das ſich auf dem Territorium des Koͤ— 
nigreichs befindet, ſey es ein Eingebohrner oder ein Fremder, genießt den 
den Perſonen und Gütern verliehenen Schuß. 

Art, 5. Die Ausübung der bürgerlichen Rechte wird durch ein Geſetz 
beſtimmt. 

Art. 6. Das Stimmrecht in den Staͤdten und auf dem Lande, ſo 
wie die Zuläffigkeit zu Local: und Provinzialverwaltungen, werden durch Local: 
und Provinzialitatute feftgefegt. 

Art. 7. Die auf jenes Recht und jene Zuläffigkeit fich beziehenden, im 
vorigen Artikel erwähnten, Beflimmungen der Statute werden, wenn fie zehn 
Sahre nad) der Promulgation diefes Grundgefeges nody in Kraft find, wie 
Theile dieſes Geſetzes betrachtet. 

Art, 8. Niemand kann Mitglied der Generalftaaten, Chef oder Mit: 
glied einer Generalverwaltung, Staatsraty, Commiſſair des Königs in den 
Provinzen oder Mitglied des vberften Gerichtshofes werden, wenn er nicht 
Einwohner der Niederlande, im Königreiche oder in feinen Kolonieen geboh— 
ten ift, und von eltern herftammt, die darin wohnhaft find. 

Mer in der Fremde, während einer vorübergehenden Abwefenheit feiner 
eltern, oder während einer längern wegen Staatsdienft, gebohren worden, 
genießt berfelben Nechte. 

Art. 9. Die gebohrnen Niederländer, fo wie die, welche als folche 
betrachtet werden, entweder durch eine Gefeges: Fiction oder duch Naturalis 
ſation, find zu allen Aemtern ohne Ausnahme zuläffig. 

Art. 10. Während eines Jahres, nad) der Promulgation dieſes Grund— 
gefeges, kann der König Perfonen, die .im Auslande gebohren, im König: 
veiche aber wohnhaft find, das Recht des Indigenats und die Zuläffigkeit zu 
allen Aemtern verleihen. 


Art, 11. Iederman ift zu allen Aemtern zuläffig ohne Unterfchied 


Ei 
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des Ranges oder ber Geburt, unbefchadet jedoch deſſen, was als Folge bes 
vierten Kapitels. des Grundgefeges in Beziehung auf die Bildung der Pro: 
vinzialflände in den Reglements der Provinzen feftgefegt ift. 


Zweited Kapitel. 
Bom Könige. 
Erfte Abtheilung. 
Von der Zhronfolge. 


Kt. 12. Die Krone des Königreich® der Niederlande tft und bleibt 
Seiner Majeftät Wilhelm Friedrih, Prinz von Naffau:Dranien, erblich auf 
kine legitimen Nachfolger, den hiernaͤchſt folgenden Beftimmungen gemäß, 
übertragen, 

Art. 13. Die legitimen Descendenten des regierenden Königs find die 
rät Iebenden ober Eünftig gebohmen Kinder aus feiner Ehe mit Ihrer Ma— 
tät Friederike Luife Wilhelmine, Prinzeffin von Preußen, und im Allges 
meinen die Descendenten aus einer, vom Könige contrahirten oder eingeganz 
seen Ehe in Uebereinffiimmung mit den Generaljtaaten. 

Art. 14. Die Krone ift nad) dem Recht der Erftgeburt erblih, fo 
af der Altefte Sohn des Königs, oder fein männlicher Descendent nach Mes 
pöfentationsrecht ihm nachfolgt. 

Art: 15. In Ermangelung einer männlichen Descendenz des dlteften 
Sohnes geht die Krone auf die Brüder oder deren männliche Descendenten 
über, ebenfalls nach Erftgeburts: und Repraͤſentationsrecht. 

Art. 16. Bei gänzlicher Ermangelung männlicher Descendenz im Haufe 
Fe find die Töchter des Königs nach der Erftgeburts: Ordnung 

fen, 
' At. 17. Hat der König auch Feine Töchter hinterlaſſen; fo geht die 
‚Stone auf die ältefte Prinzeffin der älteften männlichen abfteigenden Linie 
I legten Könige und auf ihr Haus über, und im Fall fie vorher verftors 
In if, wird fie durch ihre Descendenten -vertreten. 

Art. 18. Exiſtirt keine männliche abfteigende Linie des legten Königs; 
h folgt die Ältere weibliche abfteigende Linie diefes Königs, und zwar fo, 
'hE immer der männliche Zweig dem weiblichen, und der ältere dem jüngeren, 
Iud in jedem Zweige der Mann der Frau, und der Ältere dem jüngeren 
detgeht. 
|. At. 19. Stirbt der König, ohne Nachkommen zu hinterlaſſen, und 
It keine männliche Descendenz im Haufe Naffau: Dranien vorhanden; fo 
folgt der nächfte Blutsverwandte des legten Königs, des koͤniglichen Haufes 
und feine Descendenten, im Fall jener vorher gejtorben ift. 

rt. 20. Geht durch eine Frau die Krone auf ein anderes Haus über; 
fo ift diefes Haus in alle Rechte des gegenwärtig regierenden Haufes einge: 
"st, und die vorhergehenden Artikel find auf daffelbe anwendbar, fo daß die 
minnlihe Descendenz, mit Ausfchließung der Weiber und der weiblichen 
Descendenz, folgt, und daß Eeine andere Linie auf den Thron berufen wer: 
dn kann, fo lange diefe Descendenz noch nicht gänzlich erloſchen ift. 

Art. 21. Eine Prinzeffin, die fi) ohne Einwilligung der Generaljtaa- 
im vermählt, hat Eeine Rechte auf den Thron. 

Eine Königin entfagt der Krone, wenn fie ohne Einwilligung der Ge— 
zeralſtaaten eine Ehe eingeht. 

Art. 22, Im Fall der gegenwärtig vegierende König, Wilhelm Friedrich 
en Naffau: Dranien, keine Nachkommen hinterläßtz fo fällt die Krone auf 
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feine Schweſter, die Prinzeffin Friederike Luife Wilhelmine von Dranien, 
Mitte des verftorbenen Karl Georg Auguft, Erbprinzen von Braunſchweig⸗ 
Lüneburg, oder auf ihre legitimen Descendenten, die in einer den Beſtim⸗ 
mungen des 13ten Artikels gemäß gefchloffenen Ehe gebohren werden. 

Art. 23. Hinterläßt diefe Prinzeffin Eeine legitimen Descendenten; fo 
geht die Krone auf bie männlichen Erben der Prinzeffin Karoline von Dra: 
nien, Schwefter des verftorbenen Prinzen Wilhelm 5, Gemahlin des ver: 
ftorbenen Prinzen von Naffau: Weilburg, über, immer nad) Erſtgeburts⸗ und 
Mepräfentationgrecht. 

Art. 24. Wenn befondere Umftände Veränderungen in ber Tihronfolge 
des Königreichs nothwendig machen; fo kann der König einen Gefegesvor: 
ſchlag hierüber den Generalſtaaten, bei vereinigten Kammern, vorlegen; in 
diefem Falle wird die zweite Kammer in doppelter Anzahl zufammenberufen. 

Art. 25. Der König, der keinen nad) dem Grundgefeg zum Thron be: 
rufenen Nacyfolger hat, fehlägt den verfammelten und nad) den Beftimmuns 

‚ gen des vorigen Artikels zufammengefegten Generalftaaten Einen vor. 

Art, 26. Wird der Vorfchlag von ben Generalſtaaten angenommen; 
fo macht der König feinen Nachfolger der Nation in den für die Publica: 
tion der Gefege vorgefchriebenen Formen befannt, und proclamirt ihn feierlid. 

Art. 27. Iſt vor dem Tode des Königs kein Nachfolger ernannt wor⸗ 
ben; fo ernennen die verfammelten, nach dem Art. 24. zufammengefepten, 
Generalſtaaten einen folchen, und proclamiren ihn feierlich. 


Art. 28. Sn den in den Art. 22. 23, 24. 25 und 27. erwähnten 
Fällen bleibt die Erbfolge eben fo, wie fie im 13. 14. 15. 16. 17. 18. 19 
und 20ften Artikel feſtgeſtellt ift. 

Art. 29. Der König der Niederlande kann Feine andere Krone tragen, 

Sn keinem Fall darf der Sig der Regierung außerhalb des nr 
verlegt werben, 


Zweite Abtheilung. 
Bon den Einfünften der Krone 


Art. 30. Der König genieft aus dem öffentlichen Schatz ein jährkichts 
Einkommen von 2,400,000 fl. 

Art. 31. Wenn der jegt regierende König Wilhelm Friedrich von Naſſau— 
Dranien ben Vorſchlag macht, Domainen in vollem Eigenthume bis zu eincr 
Summe von 500,000 fl. jährlicher Renten zu erlangen; fo Eönnen ihm die— 
felben durch ein Gefeg angewiefen und von dem im vorigen Artikel beſtimm— 
ten Einfommen abgezogen werden. | 


Art. 32, Sommer: und Winterſchloͤſſer, geziemend meublirt, werden 
dem Könige zur Wohnung eingerichtet, mit einer jährlihen Summe zur Un: 
terhaltung derfelben, welche nicht über 100,000 fl. feyn darf. 

Art. 33. Der König, die Prinzen und die Prinzeffinnen feines Haus 
ſes find von allen perfönlichen und bdirecten Laſten befreit; von der Grund: 
feuer find fie nur für Diejenigen Wohnungen, die ihnen angemwiefen find, 
befreit; allen übrigen Steuern bleiben fie unterworfen. 

Art. 34. Der König ordnet fein Haus nad eigenem Gutdünfen. 

Art. 35. ine königliche Wittwe genießt während ihrer Mittwenfhaft 
ein jährliches Einkommen von 150,000 fl. aus dem öffentlihen Schatz. 

Art. 36. Der ältefte Sohn des Königs, oder fein männlicher Descen— 
dent, präfumtiser Thronerbe, ift des Königs ar Unterthan und führt den 
‚Titel Prinz von Oranien. 
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Act. 37. Der Prinz von Dranien erhält als folder, wenn er achtzehn 
Jahre alt iſt, ein jührliches Einfommen von 100,000 fl. aus dem oͤffentli⸗ 
hen Schatze; dieſes Einkommen wird auf 200,000 fl. erhöht, wenn er eine 
Ehe nad) den Beflimmungen des Art. 13. des Grundgefeges eingeht. 


Dritte Abtheilung. 
Bon der Vormundfchaft des Königs. 

Art. 38, Der König wird mit dem Ablauf feines achtzehnten Jahres 
volhaͤhtig. 

Att. 39. Im Fall der Minderjaͤhrigkeit ſteht der Koͤnig unter der 
decmundſchaft einiger Mitglieder des koͤniglichen Hauſes und einiger ange: 
Kenn Eingebohrenen des Königreichs, 

Kt. 40. Diefe Vormundfchaft wird fehon vorher durch den regierenden 
Sinig in Uebereinflimmung mit den Generalftaaten, bei vereinigten Kam: 
m, angeordnet. 

Art. 41. Iſt fie aber von dem Vorgänger nicht angeordnet worden ; 
gſieht dies durch die Generalſtaaten bei vereinigten Kammern, die ſich 

viel als möglich mit einigen der naͤchſten Blutsverwandten des minderjaͤh— 
ien Königs darüber verſtaͤndigen. 
rt. 42. Jeder dieſer Vormuͤnder leiſtet, ehe er fein Amt antritt, vor 
IM der Generalftaaten, bei vereinigten Kammern, in bie Hände 
# Prafidenten folgenden Eid: 
„sh ſchwoͤre Treue dem Könige. Ich ſchwoͤre, alle Pflichten ges 
wiſſenhaft zw erfüllen, welche mir die Vormundſchaft über ihn aufs 
erlegt, und befonders ihm Anhänglichkeit an das Grundgeſetz . des 
Königreichs und Liebe zu feinem Volk einzuflößen.” 
| „So wahr mir Gott helfe!” 
| 


Vierte Abtheilung. 
Von der Negentjchaft. 


Art. 43, Während der Minderjährigkeit des Königs wird bie Eönigliche 

It duch) einen Megenten wahrgenommen; — 

Diefer wird vorher von dem regierenden Könige in Uebereinſtimmung 
“ den Öeneralftaaten in vereinigter Sitzung ernannt. 

Die Succeffion in die Regentfchaft während der Minderjährigkeit des 
igs kann auf dieſelbe Weife angeordnet werden. 

Art. 44. Sit während der Lebzeit des Königs Fein Regent ernannt 
deiden; ſo geſchieht es durch die vereinigten und nach dem Art. 24. zuſam⸗ 
Rungefegten Generalftaaten. 

Iſt die Suceeffion in die Negentfhaft nicht feftgefegt; fo Eann dies 
ducch den Regenten in Uebereinftimmung mit den auf die eben befagte MWeife 
Mommengefegten Generalftaaten gefchehen. 

Lt. 45. Der Regent leiftet vor der Verſammlung der Generaljtaaten, 
a vereinigten Sitzung berfelben, in die Hände des Präfidenten folgen 
Ei: 

„Ich ſchwoͤre Treue dem Könige, Ich ſchwoͤre in der Ausübung 
der Eöniglihen Gewalt während der Minderjährigkeit des Könige 
(fo lange der König außer Stand iſt, zu regieren) das Grundgefeg 
des Koͤnigreichs zu befolgen und aufrecht zu erhalten, und in kei— 
nem Fall und unter keinem Vorwande, es fey welcher es wolle, 
mich davon zu entbinden, noch zu erlauben, daß ſich irgend Se: 
mand davon entbinde.” 
I. 14 
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„Ich ſchwoͤre ferner, mit allen meinen Kräften die Unabhängig 
£eit des Königreich8 und die Unverleglichkeit feines Grundgebiets zı 
vertheidigen und zu erhalten, die allgemeine und befondere Freihei 
zu bewahren, die Rechte aller und eines jeden der Unterthanen dei 
Königs zu befchirmen, und zur Aufrechthaltung der allgemeinen un! 
befondern Wohlfahrt alle Mittel, welche mir die Gefege darbieten 
anzumenden, fo wie ein guter und getreuer Regent fol.” 

„So wahr mir Gott. helfe!” 

Art. 46. Die königliche Gewalt wird durch einen Negenten gleichfall 
wahrgenommen, wenn der König außer Stande ift,-zu regieren, Der Staats 
rath, zufammengefegt aus den ordentlihen Mitgliedern und den Chefs de 
minifteriellen Departements, beruft, nachdem. er durd) eine genaue Unterfy 
chung contftatirt hat, daß dieſer Fall eingetreten ift, die Generalſtaaten zu 
fammen, und zwar die zweite Kammer in doppelter Anzahl, um für di 
Zeit diefer Verhinderung Maafregeln zu treffen. 

Die Mitglieder der Generalftaaten, weldhe fih am einundzwanzigſte! 
Tage nach der Zufammenberufung an dem Orte, wo die Regierung ihre 
Sitz hat, befinden, eröffnen die Sigungen der Kammern. 

Art. 47. Wenn eine Auffiht über den König, ber ſich in bem vor 
hergehenden Falle befindet, noͤthig erachtet wird; fo werden bie in dem 39 
und 41. Artikel feftgefegten Regeln über die Bormundfchaft eines minderjüh 
rigen Königs befolgt. 

Art. 48. Iſt in diefem Falle der Prinz von Oranien Uber das acht 
zehnte Jahr hinaus; fo ift er Regent von Rechtswegen. 

Art. 49. Hat der Prinz von Dranien fein achtzehntes Fahr noch nid 
vollendet, und find die in den Art. 27. und 44. vorhergefehenen Fälle ein 
getreten; fo nimmt der Staatsrath, auf die im 46. Artikel beftimmte Weil 
zufammengefegt, die Eöniglihe Gewalt wahr, bis die Generalftanten Vorkeh 
rungen darüber getroffen haben. 

- Die Mitglieder diefes Raths legen in die Hände des Präfidenten, un 
biefer wiederum in Gegenwart der ganzen Verfammlung, folgenden Eid ab 

„Ich ſchwoͤre als Mitglied (Präfident) des Staatsrathg, zur — 
rechthaltung und Befolgung des Grundgeſetzes des Königreichs, 
der Ausübung der Eöniglihen Gewalt, bis die Generalftaaten bi 
über Vorkehrungen getroffen haben, beizutragen,” 

„So wahr mir Gott helfe!” 

rt. 50. Der Act, welcher die Negentfhaft errichtet, muß auch di 
Summe, welche von den jährlichen Einkünften der Krone für die Koften dr 
Negentfchaft erhoben werden, beftimmen. Diefe einmal feftgefeste Summ 
darf während der Dauer det Negentfhaft nicht mehr verändert werden. 

Art. 51. Hat der König den Generalftaaten Eeinen Thronfolger vor 
sefchlagen (Art. 25.); ift er nicht mit ihnen über die Vormundfhaft eine 
minderjährigen Königs Übereingefommen (Art. 40.); hat er nicht mit ihne 
einen Regenten des Königreichs erwählt (Art. 43.); fo verfehen dies die Gr 
neralflanten, fo wie e8 in dem 27. 41. und 44. Artikel vorgefchrieben ift. 


Fuͤnfte Abtheilung. 
Bon der feierlichen Einfegung des Königs. 
‚ Art. 52. Der König wird bei feinem Regierungsantritt in einer öffent 
lichen und vereinigten Sigung der Generalftaaten feierlich eingefeßt. 
In Stiedengzeiten findet diefe Einfegung abmwechfelnd zu Amfterdbam un! 
in einer Stadt der füdlichen Provinzen nach der Wahl des Königs Statt, 
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At, 53. Nachdem in dieſer öffentlichen Sitzung das ganze gegenwär: 
tige ke dem Könige vorgelefen worden, leiſtet er in derfelben folgen- 
din Kid: 

„Ich ſchwoͤre dem Wolfe ber Niederlande, das Grundgefeg des König: 
reihe aufrecht zu erhalten und zu befolgen, und bei feiner Gelegens 
heit und unter feinem Vorwande, er fey welcher er wolle, mid) 
davon zu entbinden, noch zu dulden, daß fich irgend Jemand das 
von entbinde.” | 
„Ich ſchwoͤre ferner, aus allen meinen Kräften die Unabhängigs 
keit des Königreichs und die Umverleglichkeit feines Grundgebiets zu 
vertheidigen und zu erhalten, die allgemeine und befondere Freiheit 
zu bewahren, die Nechte aller und eines jeden meiner Unterthanen 
zu befhirmen, und zur Aufrechthaltung, und zum Wachsthum der 
allgemeinen und befonderen Wohlfahrt alle Mittel, welche mir die 
Gefege darbieten, anzumenden, fo wie ein guter König fol.” 
„So wahr mir Gott helfe!” 
Ur. 54. Nach der Eidesableiftung wird der König in derfelben Sigung 
ah die Generalftanten förmlich eingefest. 
Zu dem Ende verlieft der Präfident folgende feierliche Erklärung, die er 
m ale Mitglieder, jeder durch einen befondern Eid, befräftigen: 
Wir fchwören im Namen des Volks der Niederlande, dag wir. Sie, 
dem Grundgefeß biefes Staats gemäß, als König annehmen und 
einfegen; daß wir die Nechte Shrer Krone aufrecht erhalten, Ihnen 
gehorfam und getreu in der Vertheidigung Ihrer Perfon und Shrer 
föniglihen Würde feyn werden, Wir ſchwoͤren, alles zu erfüllen, 
was gute und getreue Generalftaaten zu thun verpflichtet find.” 
„So wahr uns Gott helfe!” | 
At, 55. Der König macht den Provinzialitänden feine Einfegung bes 
feat, die ihm dann in folgender Weife huldigen: 

„Wir fchwören, Ihnen als legitimem König der Niederlande in ber - 

Vertheidigung Ihrer Perfon und Ihrer Eöniglihen Würde getreu 
zu ſeyn; dem Grundgefes, gemäß den Verordnungen, die und von 
Ihnen oder aus Shrem Auftrag zugeftellt werden, zu gehorchen, 
und Shren Dienern und Räthen Hülfe und Beiſtand zur Volls 
ziehung derfelben zu feiften, und außerdem alles zu thun, was ges 
treue Unterthanen zu thun ſchuldig find.” 

„So wahr uns Gott helfe!” 

‚ Eine feierliche Deputation einiger Mitglieder ber Provinzialftände übers 

get dem Könige diefe Erklärung. 


Sechste Abtheilung. 
Bon den koͤniglichen Borredten. 

It. 56. Der König hat die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten; 
Kemennt und widerruft die Gefandten und die Gonfuls, 

It. 57. Der König erklärt Krieg und fchließt Frieden; er fegt beide 
Kammern der Generalftaaten davon in Kenntniß; er fügt die Mittheilungen 
bau, welche er mit den Intereſſen und der Sicherheit verträglich findet. . 

At. 58. Dem Könige gehört das Recht, alle andere Verträge und 
lehereinkommen zu fchliefen und zu ratificiren. 

„ Er giebt dem Generalftanten Kenntniß davon, fobald er glaubt, daß das 
Snereffe und die Sicherheit des Staates es geſtattet. 
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Sind die Verträge In» Friedenszeiten gefchloffen, und enthalten fie ein 
Abtretung oder einen Tauſch eines Theils des Grumdgebiets des Königreich, 
oder feiner Befisungen in den andern Welttheilen; fo dürfen fie nit vo 
dem Könige ratificirt werden, ehe die Generaljtaaten ihre Zuſtimmung da; 
gegeben haben. 

Art. 59. Der König gebietet über die Land» und Seemacht; er t 
nennt die Officiere, und entläßt. fie, mit Penfion, wenn fie dazu berechtigt fin 

Art. 60. Der König hat die oberſte Leitung der Kolonien und d 
Befisungen in den andern MWelttheilen ausſchließlich. 

Art. 61. Der König hat gleichfalls die oberfte Leitung der Finanz 
er ordnet und beitimmt die Gehalte aller Kollegin und Beamten, mel 
aus dem öffentlihen Schag ausgezahlt werden; er läßt fie auf das Ausgat 
Budget fegen. | 

Die. Gehalte der richterlichen Beamten werden durch ein Geſetz fr 
geftelft. 
Art. 62. Der König hat das Recht, Münzen ſchlagen zu laffen; 
kann fein Bildniß darauf prägen laffen. 

Art. 63. Der König erhebt in den Adelſtand; die, welche er ad 
überreichen ihre Diplom den Ständen ihrer Provinz; fie nehmen fofort ı 
den Vorrechten des Adels Theil, namentlidh an dem Rechte, in die Kitti 
ſchaft eingefihrieben zu werden, wenn fie die dazu nöthigen Erfordemi 
befisen. 

Art. 64. Ritterorden konnen nur durch ein Gefeg, auf einen Vorſchl 
des Königs, errichtet werden. 

Art. 65. Fremde Drden, die mit feinen Verpflichtungen verbunt 
find, koͤnnen von dem Könige und den Prinzen feines Haufes, wenn er fii 
Einwilligung dazu giebt, angenommen werden. | | 

Kein fremder Orden, welcher e8 auch fen, darf von einem andern U 
terthan des Königs, ohne feine ausdrüdtiche Erlaubnif, angenommen werd 

Art. 66. Diefe Erlaubniß muß ebenfalls für die Annahme von Tite 
Würden oder fremden Aemtern "eingehohlt werden. 

Künftig Eönnen Adelsbriefe, von fremden Fürften erteilt, von Eein 
Unterthan des Königs angenommen werden. 

rt. 67. Der König hat das Net, zu begnadigen, nachdem er | 
Bericht des oberften Gerichtshofes des Königreichg_darüber vernommen. 

Art. 68. Außer in den durch das Gefeg feldft beftimmten Fällen Ea 
der König, wenn Eile nothwendig ift, und die Öeneralftaaten nicht verfa 
melt find, Dispens an Privatperfonen auf ihre Bitte und in ihrem kafı 
bern Intereſſe ertheilen, wenn er vorher den Staatsrath darüber vernommi 
in Rechtsſachen dürfen ſolche Dispenfe nicht eher ertheilt werden, bis 
Meinung des oberfien Gerichtshofes darüber eingehohlt worden ift, und 
andern Angelegenheiten die der "betreffenden Departementsverwaltung. 

Der König giebt den Generalftaaten Kenntniß von allen Diepen! 
Wwelche er in dem Zwiſchenraum von einer zur andern Sigung ertheilt ba 

Art. 69. Der König entſcheidet über alle Streitigkeiten zwiichen 31 
oder mehreren Provinzen, im Fall fie nicht guͤtlich ausgeglichen. wer 
koͤnnen. 

Art. 70. Der Koͤnig kann den Generalſtaaten Geſetzvorſchlaͤge 0 
auch jede andere Proclamation, die ihm gutduͤnkt, machen. 

Er kann die Vorſchlaͤge, die ihm von den Generalſtaaten gemacht w 
den, beſtaͤtigen oder verwerfen. 
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Siebente Abtheilung. 
Tom Staatsrath ımd von den minifteriellen Departements. 

Kt. 71. Es giebt einen Staatsrath. Diefer ift aus höchftens vier: 
undzwanzig Mitgliedern zufammengefert, die, fo viel ald möglich, aus allen 
Provinzen des Königreich ausgewählt werden. Der König ernennt und ent: 
list fie, 

Der König präfidirt im Staatsrathe. Er ernennt, wenn es ihm gut- 
hinkt, einen Staats-Secretair zum Vice: Präfidenten. 

Art. 72. Der Prinz von Oranien ift von Rechtswegen Mitglied des 
Etaatztaths. Er nimmt an den Sitzungen beffelden Theil, fobald er das 
Kixzehnte Jahr zurückgelegt, hat. 

Die übrigen Prinzen des Eöniglichen Haufes Eönnen, wenn fie voll: 
hrig find, buch) den König dazu berufen werden. 

— ſind in der fuͤr die ordentlichen Mitglieder feſtgeſetzten Zahl nicht 
begriffen. 
Artt. 73. Der König bringt zur Berathung vor den Staatsrath alle 


deſchlaͤge, die er den Generalſtaaten macht, oder die ihm von denfelben ge: - 


Bbt werden, fo wie alle allgemeine Maaßregeln der innen Verwaltung 
bi Königreichs und feiner Befisungen in den andern Welttheilen. 

Am Anfange eines jeden Geſetzes und aller Eöniglichen Beſtimmungen 
Bi; Meldung gethan werden, daß der Staatsrath Über diefelden vernommen 
km iſt. 

Der König vernimmt außerdem die Meinung des Staatsraths in allen 
Inıgenheiten von allgemeinem oder befonderem Intereſſe, die er ihm vor: 
Begn für gut hält. 

Der König allein entfcheibet, und bringt jede diefer Entfcheidungen zue 
hantniö des Staatsraths. 

Att. 74. Der König kann außerordentliche Staatsräthe, ohne Gehalt, 
Bemn; er beruft jie zuc Berathung, wenn es ihm gutdünft. 

1 Art. 75. Der König errichtet minifterielle Departements ; er ernennt 

Chefs derſelben und entläßt fie nah feinem Willen; er kann einen oder 
Kite derfelben zur Theilnahme an den Berathungen des Staatsraths bes 
En, 


) At. 76. Der Eid, den bie Chefs der minifteriellen Departements, fo 
Fr die ordentlichen und "Außerordentlichen Staatsräthe ablegen, muß, unab: 
3 von dem, was der König befonders hinzuzufügen für gut findet, die 
yflichtung enthalten, dem Örundgefeg getreu zu fern. 


Drittes Kapitel. 
Don den Generalfiaaten, 
Erfte Abtheilung. 
Bon der Zufammenfegung der Generalftaaten. 
Lt, 77. Die Generalftaaten tepräfentiren die Nation, 
At, 78. Die Gener alftaaten befteben aus zwei Kammern, - 
At. 79. Eine dieſer Kammern beſteht aus hundert zehn 
Rvon den Provinzialitänden in folgender Weife gewählt werden: 
für Nordbradbant 7 Mitglieder, 
| » GSüdbrabant 8 
1 s Limburg 4 
s Geldern 6 
= Rüttich 6 


u vw n 
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für Oſtflandern 10 nz 
= Mejtflanden 8 
s Hennegau 8 
= Holland 2 
= Seeland . 
» Namür 
» Antwerpen 
3 
c 
2 


—8 


Utrecht 
Friesland 
Oberyſſel 
Groͤningen 
Drenthe 
⸗Luxemburg 
Art. 80. Die andere Kammer, die den Namen der erſten fuͤl 
wird aus mindeſtens vierzig und hoͤchſtens ſechszig Mitgliedern zuſammen 
ſetzt; ſie muͤſſen das vierzigſte Jahr vollendet haben und werden vom Koͤ 
auf Lebenszeit, unter den durch Verdienſte um den Staat, durch Geb 
oder Vermoͤgen ausgezeichnetſten Perſonen, ernannt. 


Zweite Abtheilung. 
Von der zweiten Kammer der Generalſtaaten. 


Art. 81. Waͤhlbar fuͤr die zweite Kammer ſind alle Perſonen, die 
den Provinzen, von welchen ſie ernannt werden, wohnhaft und volle dre 
Jahre alt find. 
Die in berfelben Provinz erwählten Mitglieder dürfen nicht näher, 
“im dritten Grade mit einander verwandt oder verfchwägert ſeyn. 
Land: und See:Dfficiere find nur dann wählbar, wenn fie einen hoͤl 
als Hauptmannsrang bekleiden. 
Art. 82. Die Mitglieder diefer Kammer werden auf drei Jahre gew: 
Die Kammer wird jedes Jahr um ein Drittel erneuert, nach ei 
Megifter, welches zu diefem Behuf abgefaßt wird. 
Die austretenden Mitglieder find fogleich wieder wählbar, 
Art. 83. Die Mitglieder dieſer Kammer flimmen für ſich ſelbſt, 
Auftrag oder Rüdfprache mit der Verfammlung, welche fie ernannt hat, 
Art. 84. Beim Antritt ihrer Functionen ſchwoͤren fie, jeder nach 
Vorfchriften feines Glaubens, folgenden Eid: 
„Ich ſchwoͤre ( gelobe), dns Grundgeſetz des Königreihs zu befi 
und aufrecht zu erhalten; bei feiner Gelegenheit und unter ke 
VBorwande mid) bdefjen zu entbinden, oder einzumilligen, daß 
irgend Semand davon entbinde; aus allen meinen Kräften die 
abhängigfeit des Königreihs und die öffentliche und perfönliche 
heit zu bewahren und zu fhügen; und fo viel e8 an mir I 
wird, zu dem MWachsthum ber allgemeinen Mohlfahrt beizutr 
ohne mid) davon durch irgend ein bejonderes oder provinzielles 
tereffe abhalten zu laſſen.“ 
„So wahr mir Gott helfe!“ 
Zu dieſem Eide werben fie zugelaffen, nachdem fie vorher folgende 
leiſtet haben; 
„Ich ſchwoͤre (erkläre), daß ic, um zum Mitglied det zweiten } 
mer der Generalftaaten erwählt zu werden, Niemandem, in 
außer Amte ftehenden, weder Verfprechungen gemacht babe, 
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Geſchenke oder Gaben, direct oder indirect, unter welchem Vorwande 
e8 fen, geben oder veriprechen werde.“ 

„Ich ſchwoͤre .(gelobe), niemals, von wem e8 fey, unter keinem 
Vorwande, weder direct noch indirect, Gefchenke oder Gaben anzu: 
nehmen, um in der Ausübung meinee Functionen irgend etwas 
zu thun oder zu unterlaffen.‘ 

„So wahr mir Bott helfe!” 

Diefe Eide find in die Hände bes Königs, oder in der zweiten Kam: 
mer in die des von dem König dazu autorifirten Präfidenten abzulegen. 

Art, 85. Der Prafident der zweiten Kammer wird für die Dauer einer 
Seſſion vom Könige aus einer Liſte von drei Perfonen, die ihm die Kam: 
ner überreicht, ermählt. 

At. 86. Die Mitglieder diefer Kammer erhalten für die Reifekoften 
ine duch das Gefeg feftgeftellte Entfhädigung, welche nach der Entfernung 
kr Orte berechnet wird. 

Sie erhalten außerdem für Koften des Aufenthalts jährlich eine Sum: 
m von 2500 Gulden. 

Diefe Entfchädigung, welche monatlich ausbezahlt wird, Eönnen diejeni⸗ 
m Mitglieder in der Zwifchenzeit von einer Seffion zur andern nicht erhes 
‚ka, die nicht bei den legten Sitzungen gegenwärtig waren; es fey denn, fie 
wieſen, daß fie durch Krankheit abgehalten worden find. 


Dritte Abtheilung. 
Bon der erften Kammer der Generalftaaten. 
Kt. 87. Die Mitglieder der erften Kammer erhalten fir Reife: und 
Iufenthaltskoften eine Summe von 3000 Gulden jährlich. 
» At. 88. Wenn fie ihre $unctionen antreten; fo leiften fie, jeder nad) 
kn Vorfchriften feines Glaubens, denfelden Eid in die Hände des Königs, 
‚kr für die Mitglieder der zweiten Kammer vorgefchrieben ift. | 
At. 89, Der König ernennt den Präfidenten der erjten Kammer für 
‚ Dante einer Sigung. 
| Vierte Abtheilung. 
' Gemeinfchaftliche Beftimmungen für beive Kammern. 
Art. 90. Niemand kann zu gleicher Zeit Mitglied beider Kammern feyn. 
At. 91. Die Chefs der. allgemeinen Departementalverwaltungen haben 
Wuteitt in beide Kammern. | 
Sie haben aber nur dann eine berathfchlagende Stimme, wenn fie 
wirfihe Mitglieder der Kammer, worin fie figen, find. 
At. 92. Die Mitglieder der Generaljtaaten dürfen nicht zu gleicher 
* Mitglieder der Rechnungskammer ſeyn oder rechnungspflichtige Stellen 
leiden. 
Urt. 93. Ein Mitglied der Provinzialſtaͤnde, der zu ben Generalſtaa— 
im ermwählt ift, giebt, wenn er Sig in den legtern einnimmt, dadurch feine 
tere Eigenſchaft auf. | 
Urt. 94. Jede Kammer unterfucht die Vollmachten ihrer Mitglieder 
und richtet über die Beſchwerden, die deventhalb erhoben werden. 
At, 95. Jede Kammer ernennt ihren Amtsſchreiber. 
At, 96. Jede der beiden Kammern führt den Titel: Edelmögende 
derten. 
Artt. 97. Die Generalſtaaten verfammeln ſich wenigſtens einmal jaͤhr⸗ 
— ordentliche Sitzung wird den dritten Montag im Monat October 
eröffnet, 
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Der König kann die Kammern auch außerordentlich zufammenberufe 
wenn er 8 für gut findet. 

Art. 98. Sn Sriedenszeiten werden die Sisungen ber Kammern al 
wechſelnd, Jahr um Jahr, in einer Stadt der nördlichen und in einer b 
füdlihyen Provinzen abgehalien. 

Art. 99. Beim Tode des Königs verfammeln fih die Kammern ch: 
vorherige Zufemmenberufung. Die Mitglieder, welche fih funfzehn Tu 
nach dem Ableben des Königs am dem Orte befinden, wo die Negierur 
ihren Sig hat, eröffnen die außerordentliche Gigung. 

Art, 100. Die Verfammlungen der Generaljtaaten werden durch di 
König oder feine Commiſſaire in einer vereinigten Sigung beider Kammeı 
eröffnet. Sie werden auf biefelde Art gefchloffen, wenn der König glaut 
daß das Intereſſe des Reihe die Fortfegung lie nidjt mehr .nöth 
macht. 

Eine ordentliche Sitzung muß wenigſtens zwanzig Tage dauern. 

Art, 101. Keine der beiden Kammern darf einen Beſchluß faffen, wen 
nicht über die Hälfte ihrer Mitglieder verfammelt ift. 

Art. 102, Alte Befchlüffe werden nach der abfoluten Stimmenmeh: 
beit gefaßt. 

Art. 103. Ueber alle Sachen wird durh Namensaufruf und laut a) 
gejtimmt. 

Nur über die Wahl und Vorſchlag von Candidaten wird geheim «a 
geſtimmt. 
| Art. 104. In den Fallen, wo nad den Beftimmungen des Grun 
gefeges beide Kammern (die zweite entweder in ordentlicher oder doppelt 
Anzahl) in einer Sigung vereinigt find, nehmen die Mitglieder, ohne U 
terfcheldung der Kammern, ihren Sig ein. 

Der Präfident der erften Kammer leitet alsdann die Berathungen. 


Fünfte Abtheilung. 
Bon der gefeßgebenden Gewalt. 

Art. 105. Die gefeggebende Gewalt wird vereinigt duch ben Kön 
und die Generalftaaten ausgeübt. 

Art. 106. Der König richtet an die zweite Kammer die Vorfchläg 
die er den Generalſtaaten machen will, und zwar entweder durch eine fchrif 
liche Botſchaft, welche die Motive derfelben enthält, oder durcy Commilfarieı 

Art, 107. Ueber einen vom Könige gemachten Vorfchlag darf die Kan 
mer in allgemeiner Verſammlung nicht eher berathichlagen, bis derfelbe 1 
den verfchiedenen Sectionen geprüft worden iſt, in welde fi die Kamm 
vertheilt, und welche periodifch durch das Loos erneuert werden, 

Art. 108. Die Sigungen der zweiten Kammer der Generalftaaten fir 
öffentlich; auf den Antrag jedoch des zehnten Theils der anmefenden Mitgli 
der, oder wenn der Präfident es dienlich erachtet, berathfchlagt die Kamm 
bei verfchloffenen Thüren. 

Ueber diejenigen Gegenftände, worüber bei verfchlofjenen Thüren berath 
worden ifi, kann auch fo ein Beſchluß gefaßt werden. 

rt. 109. Wenn die zweite Kammer, nachdem ihr über die Anſich 
ihrer Sectionen Bericht erſtattet worden, | den Vorfchlag genehmigt; fo fend: 
fie ihn der erſten Kammer in folgender Form zu: 

„Die zweite Kammer ber Generalſtaaten uͤberſendet hierbei der erſte 
Kammer den Vorſchlag des Koͤnigs; ſie glaubt, daß Grund vor 
handen iſt, denſelben anzunehmen.” Zr 


r 
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Kt, 110. Wenn die zweite Kammer den Vorſchlag des Königs nicht 
genehmigen zu Eönnen glaubt; fo fege fie ben König in folgender Weife da> 
von in Kenntniß: 

„Die zweite Kammer der -Generalftaaten bezeugt dem Könige ihre 

Dankbarkeit für den Eifer, womit er über die Intereſſen des Koͤ⸗ 
nigreichs wacht, und bittet ihn ebrerbietigft, feinen Vorfhlag in 
nochmalige Erwägung zu ziehen.” 

Kt, 111. Wenn die erfte Kammer einen von ber zweiten — 
angenommenen Vorſchlag bes Königs empfängt; fo übergiebt fie ihn den 
Sectionen, und wenn fie, nachdem fie in allgemeiner Sigung darüber berathe 
ſolagt hat, den Vorſchlag annimmt; fo fegt fie den König auf folgende 
Delle davon in Kenntniß: 
| „Die Generalftaaten bezeugen dem Könige ihre Dankbarkeit für den 

Eifer, mit welchem er über die allgemeinen Intereffen wacht, und 
fiimmen feinem Vorſchlage bei,” 
und die Zweite Kammer in folgenden Ausdrüden: j 

„Die erite Kammer der Generalftaaten bringt zur Kenntniß der zwei: 

ten, daß fie dem ihr am .... zugeftellten und das .... betreffene 

den Borfchlag des Königs beigeftimmt hat.’ 
At. 112. Wenn die erfte Kammer den Vorſchlag nicht genehmigen 
u fönnen glaubt; fo fpricht fie. fi auf die im Art. 110. beftimmte’ Weife 
ı hrüber aus. 
Der zweiten Kammer giebt fie in folgenden Ausbrüden davon Kenntnif: 

„Die erite Kammer der Generalftaaten bringt zur Kenntniß der zwei⸗ 

ten, daß fie den König ehrerbietigft erfucht bat, den ihr am .... 

zugeftellten und das .... betreffenden Vorfchlag in nochmalige Er 
| wägung zu ziehen.” | 
Art. 113. Die Generalftaaten haben das Necht, dem Könige Vorfchlige 
| F mahen, mit Beobachtung folgender Vorſchriften: 

Art. 114. Das Recht der erften Berathfchlagung der Generalftaaten 
| kr einen dem Könige zu machenden Vorſchlag gehört ausſchließlich der 
‚ ieiten Kammer, Sie prüft denfelben in der für die Gefegesvorfchläge bes 
uebenen Form. 

Att. 115. Genehmigt ſie denſelben; fo theilt fie ihn der erſten Kam⸗ 

ir in folgender Formel mit: 

„Die zweite Kammer ber Generalftaaten überfendet der erften ben hier 
| beigefügten Borfchlag, und denkt, daß Grund vorhanden, die Ges 
nehmigung des Königs dafür einzuhohlen. “ 

rt, 116. Wenn die erfte Kammer in der ordentlichen Weiſe darlber 
berathen und ihn angenommen hatz fo richtet fie ihn an den König mit fols 
dender Formel: 

„Die Seneralftaaten uͤberſenden dem Könige den beigefügten Vor— 

ſchlag, den fie nüglic und vortheilhaft für den Staat erachten, 
Sie bitten Se. al, ihm die Eönigliche Genehmigung ertheilen 
zu wollen.” 

Sie unterrichtet davon die zweite Kammer in folgenden Ausdrüden: 

„Die erfte Kammer der Generalftaaten fegt die zweite in Kenntniß, 

daß fie den auf .... fich beziehenden WVorfchlag vom .... angee 
nommen und Sr. Maj. überreicht hat, um die Föniglihe Genche 
migung zu erbitten.” 

Art. 117, Derwirft die erfte Kammer den Vorſchlag; fo —— 
ſie davon die zweite Kammer in folgenden Ausdruͤcken: 
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„Die erſte Kammer der Generalftaaten fenbet der zweiten ben beige: 
fügten Vorfchlag zurüd, dem fie nicht ihre Zuſtimmung erteilen 
zu können geglaubt hat.” 

Art. 118. Nimmt der König einen: Vorfchlag ber Generalftaaten an; 
fo drückt er fich folgendermaßen aus: 

„Der König willigt ein,” 

Berwirft er ihn; fo fpricht er fih fo aus: 

„Der König wird ihn in Erwägung ziehen.” 

Art. 119. Die vom Könige und den beiden Kammern angenommenen 
Gefegesvorfchläge werden Gefege des Reichs und von dem Könige promulgirt. 

Art. 120. Das Gefeg ordnet die Art der Promulgation und die Aus: 
druͤcke, wodurch die Gefege verbindlich werden. 

Die Formel der Promulgation twird folgender Art abgefaßt: 

„Wir ...., König dee Niederlande, u. f. w., Allen, bie das Ge: 

genwärtige ſehen, Unſern Gruß. Kund ſey: 
Nachdem Wir in Erwaͤgung gezogen, u. ſ. w. 

(Hier werden die Motive eingefuͤgt.) 
Aus dieſen Gruͤnden, 
Nachdem Wir Unſern Staatsrath vernommen, 
Und in Uebereinſtimmung mit den Generalſtaaten haben Wir ver— 

ordnet und verordnen hiermit: 
(Der Text des Geſetzes.) 
Gegeben u. ſ. w.“ 


Sechste Abtheitung 
Von dem Staatsbudget. 


Art. 121. Das Ausgabenbudget des Koͤnigreichs muß die Zuſtimmung 
der Generalſtaaten haben; es wird vom Koͤnige der zweiten Kammer in den 
ordentlichen Sitzungen vorgelegt. 

Art. 122. Das Budget wird in zwei Theile getheilt. Dieſe Thei— 
lung wird bei dem Budget des Jahres 1820 gemacht, und wenn die Um— 
ſtaͤnde es erlauben, noch früher. 

Art. 123. Der erfte Theil enthält alle ordentliche fire und ftchende 
Ausgaben, welche aus bem gemöhnlichen Lauf der Dinge herrühten, und ſich 
ganz befonders auf den Friedensetat bezichen, 

Sind diefe Ausgaben einmal von den Generaljtaaten genehmigt; fo 
werden fie in den zehn naͤchſten Jahren den Generaljtaaten nicht mehr zur 
jährlichen Bewilligung vorgelegt. 

Sie können während diefes Zeitraums nicht mehr Gegenftand der Ber 
bandlungen werden; es fey denn, daß der König der Kammer anzeigte, daß 
irgend ein Gegenftand der Ausgaben aufgehört habe oder verändert wor—⸗ 
den fy. 
Art. 124. Wenn biefer Theil des Budgets feftgeftellt wird; fo müf: 
fen auch zu gleicher Zeit die Mittel beftimmt werden, wodurch diefe Aus: 
gaben beftritten werden. 

Diefe werden ebenfalls für zehn Sahre feftgeftellt und bleiben unverän: 
derlih; es fey denn, daß ber König die Anzeige made, es fey nothiwendig, 
eins diefer Mittel zu erfegen oder zu verändern. 

At. 125. Ein Jahr vor dem Ablauf diefes Zeitraums, für welchen 
diefe beftimmten Ausgaben geregelt worden find, legt der König ben Kam 
mern ein neues Budget für die zehn mem Sahre vor. 


x 
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Art. 126. Der zweite Theil des Budgets enthält die aufßerordentlis 
chen unvorhergefehenen, ungewiſſen Ausgaben, — , namentli die des 
Kriegs, nach den Umſtaͤnden geregelt werden muͤſſen 

Diefe Ausgaben, fo wie die Mittel, fie zu decken, werden nur jährlich 
bewilligt, 

Art. 127. Die Ausgaben jebes Departements der allgemeinen Ders 
maltung find dee Gegenftand eines befondern Kapitels im Budget. | 

Die für ein Departement bewilligten Gelder muͤſſen ausfchlieglich für 
die Ausgaben defjelben verwendet werden, dergeftalt, daß keine Summe von 
einem Kapitel der allgemeinen Verwaltung auf das andere ohne Mitwirkung 
der Generalftaaten übertragen werden darf. 

Art, 128. Der König läßt jährlich den Generalftaaten eine betaillicte 
Rechnung über die Verwendung ber öffentlichen Gelder vorlegen, 


Biertes Kapitel 
| Bonden Provinzialftänden. 


| Erfie Abtheilung. 
Don der Zufammenfegung der Provinzialjtände. 


Art. 129. Die Provinzialftände werben zufammengefegt aus den durch 

die drei folgenden Stände erwählten Mitgliedern: 
1) der Adel oder der Ritterſtand; 
2) die Städte; 
3) das flache Land. 

Art. 130. Dir Gefammtanzahl der Mitglieder, woraus die Provins 
Halftände zufammengefegt werden, und die Zahl der von einem jeden der drei 
Stände zu ermählenden, wird von bem Könige nach dem Bericht einer Coms 
miſſion, welche er in jeder Provinz ernennt, beitimmt. 

Art. 131. In jeder Provinz werden die Adeligen entweder in einem 
Ritterorden vereinigt oder nicht, je nachdem es dienlich befunden wird. 

Die erfte Zufammenberufung des Adels oder des Hitterordens und bie 
fte Zulaffung zu diefem Orden gehört dem Könige. 

Sie unterwerfen ihr Reglement der Gutheißung des Königs und Übers 
ı Ähreiten in ber Abfaffung deffelben nicht die im Grundgefege aufgeftellten 
Principien. 

Art. 132. Die Stadtregierungen werden auf die Weife organifirt, wie 
8 von den beftehenden Negierungen und von den durch den König ernanns 
ten Specialcommiffionen verordnet werden wird. 

Diefe Verordnungen werden den Provinzialjtänden zugeftellt, welche fle 
mit ihren Bemerkungen dem Könige zur Gutheißung vorlegen. 

Sie beftimmen die. Art der Wahl derjenigen Mitglieder der Provinzial 
fände, welche durch die Städte gewählt werden. 

Att. 133. Jede Stadt hat ein Wahlcollegium; dieſes wird jedes Jahr 
ammenberufen, einzig zu dem Zwede, die vacanten Stellen in dem Stadt⸗ 
tathe n ergänzen, 

. 134. Die ftimmfähigen Einwohner jeder Stadt ernennen zu den 
* "Stellen in den Mahtcollegien. Die Ernennungen gefchehen jährs 
lich durh Stimmenmehrheit. Die Stimmen werden auf unterfchriebene 
und verfiegelte Billets gefchrieben, welche die Municipalverwaltung in E 
Wohnungen der Einzefnen fammeln läßt. 
Die Verordnungen jeder Stadt beftimmen das birecte Steuerguam' 
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das jeder Waͤhler zahlen, und die Eigenſchaften, die er im ſich vereini⸗ 
en muß. 

Art. 135. Das flache Land wird, um ſeine Wahirechte ausuͤben zu 
koͤnnen, in Diſtricte eingetheilt. 

Art. 136. Niemand kann zu gleicher Zeit Mitglied mehrerer Provin⸗ 
zialftände ſeyn. 

Art. 137. Der König ernennt in allen Provinzen Commiffarien, un: 
ter welhem Namen er will, und giebt ihnen die nöthigen Inſtructionen, 
um die Vollftredung der Gefege zu fihern und über bie Intereſſen des Ko: 
nigsreichs und ber Provinz zu wachen. 

Sie präfidiren in den Ständeyerfammlungen und bei denjenigen De: 
putationen, welche nad) den Beſtimmungen des Art. 153. ernannt werden. 

Bei ihrer Ernennung leiften fie den Eid, dem Grundgefege getreu zu 
feyn. 

Art. 138. Die Mitglieder der Provinzialftände leiften, che fie ihre 
n antreten, jeder nach den Vorſchriften [eines Glaubens, folgenden 

id 
| „Ich ſchwoͤre (gelobe), das Grundgefeg des Koͤnigreichs zu befolgen, 

und mich in feiner Weife und unter keinem Vorwande davon zu 

entbinden; mic) nad den Verordnungen der Provinz zu richten, 

und alles zu thun, was in meiner Macht ſteht, um ihre Wohl: 

fahrt zu befördern.” 

„So wahr mir Bott helfe!” 

Sie werden zu diefem Eide zugelaffen, nachdem fie vorher gefchmoren 
haben, nichts verfprochen zu haben und feine verbotenen Geſchenke oder Ga: 
ben anzunehmen, gerade fo wie e8 für die Mitglieder der Oeneralfinaten im 
. S4ften Artikel vorgefchrieben iſt. 

Art. 139. Die Provinzialftinde verfammeln fi) wenigftens einmal 
jährlich, und werden jedesmal durd) den König zufammen berufen. 

rt. 140. Die Mitglieder der Provinzialftande ſtimmen für ſich ohne 
Auftrag und ohne befondere Nüdfprache mit derjenigen Berfammlung, von 
der fie ernannt worden find. 

Art. 141. Die Provinzialftände Eönnen Eeinen Beſchluß faffen, wenn 
nicht über die Hälfte ihrer Mitglieder gegenwärtig iſt. 

Alle Befhlüffe werden durch abfolute Stimmenmehrheit gefaßt. 

Art. 142. Die Mitglieder der Provinzialjtände flimmen laut und 
durch Namensaufruf, Nur die Wahl und die Präfentation von Gandida: 
„ten geſchieht durch geheime Abftimmung. 

Zweite Abtheilung. 

Don den Rechten der Provinzialftände. 


Art. 143. Die Stände legen dem Könige die Koften ihrer Verwals 
tung vor, welcher, wenn er fie genehmigt, fie auf das allgemeine Budget 
ber Staatsausgaben fest. | 

Art. 144. Die Provinzialftände ernennen aus ihrer eigenen Mitte 
oder außerhalb derfelben die Mitglieder der zweiten Kammer der General: 
ftaaten. Sie wählen fie, fo viel als irgend möglich), aus den verfhiedenen 
heilen ihrer Provinz. 

Art. 145. Die Provinzialftände befchäftigen ſich mit den Gefegen über 
ben Schuß der verfchiedenen Glaubersformen und deren Ausübung, über den 
öffentlichen Unterricht, uͤber die MWohlthätigkeitsverwaltungen, über die Mittel 
dee Befoͤrderung des Aderbaus, des Handels und dee Manufacturen, fo wir 
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mit allen andern Gefegen, welche der König ihnen in biefer Beziehung 
vorlegt. 

Art. 146. Die Stände find ferner mit Allem beauftragt, was bie 
Verwaltung und die innere Dekonomie ihrer Provinz betrifft. Die Vers 
erdnungen und Reglements, welche fie für das allgemeine Intereſſe der Pros 
vinz nöthig und nüslich erachten, müffen, ehe fie vollzogen werden, von dem 
Könige genehmigt worden feyn. 

Art. 147. Sie wachen darüber, daß der freien Ein» und Ausfuhr, fo 
tie dem Durchgange der Waaren feine andere Beſchraͤnkungen auferlegt 
werden, al3 die durch das Gefeg beftimme find, 

At. 148. Sie fuhen die Streitigkeiten der Localverwaltungen beizus 
gen. Gelingt dies ihnen nicht; fo werben diefelben zue Entſcheidung dem 
Könige vorgelegt, Ä 

Art. 149. Der Köhig kann diejenigen Beſchluͤſſe der Provinzialftände, 
welhe den Gefegen oder dem allgemeinen Wohle zumwiderlaufen, fuspendiren 
edet vernichten. 

Art. 150, Die Provinzialitände ſchlagen dem Könige die Anlegung 
und Unterhaltung folcher Arbeiten und Einrichtungen vor, welche fie für ihre 
Trovinz nuͤtzlich erachten, 

Sie können zugleich die Mittel angeben, die Ausgaben, ganz oder theil- 
mei, auf Koften der Provinz zu decken. 

Genehmigt der König; fo haben fie die Leitung ber Arbeiten und bie 
Verwendung der Mittel, mit der Verpflichtung, Rechnung abzulegen, 

Art. 151. Sie können die Interefjen ihrer Provinz und der Einwoh— 
ner derfelben bei dem Könige und den Generalftaaten vertreten. 

Art. 152. Die von den Provinzialftänden abgefaßten, vom Könige 
enctionirten Reglements beſtimmen die Weiſe der Ausuͤbung der ihnen durch 
es Grundgeſetz und in Folge deſſelben verliehenen Gewalt. 
| Art. 153. Die Stände ernennen aus ihrer Mitte ein Collegium, wels 
hes fowohl während ihrer Sigungen, als wenn fie nicht verfammelt find, 
über alles wacht, was die taͤgliche Verwaltung und die Vollſtreckung der 
Gefege betrifft. 

Die Provinz Holland, in Betracht ihrer Größe und ihrer Beyoͤlkerung, 
Kann zwei folcher Collegien haben. 


Dritte Abtheilung. 
Bon. den Localverwaltungen. 


Art. 154. Die Verwaltungen der Herrfchaften, Diftricte und Dorf: 
(haften werden auf die den Umftänden und den Kocalintereffen angemeffenfte, 
und mit den gefeglich erworbenen Rechten verträglichfte Weiſe organiſirt. 

Die Provinzialftände treffen in dieſer Beziehung, und in Uebereinftim: 
mung mit dem Grundgefeg, Anordnungen, welde fie mit ihren Bemerkun⸗ 
gen dem Könige zur Genehmigung vorlegen. + 

Art. 155. Die Localverwaltungen haben nach den Veftimmungen | der 
Reglements die ganze und volle Leitung ihrer befondern und häuslichen Ins 
teteſſn. Die Verordnungen, welche fie in diefer Beziehung erlaffen, werden 
in Abſchtift den Provinzialftinden vorgelegt, dürfen aber nicht den Geſetzen 
und dem allgemeinen Intereſſe zuwiderlaufen. 

Der König hat immer das Recht, über die Verwaltung der Localobrig- 
eiten Informationen zu verlangen, und in diefer Beziehung alle Mafregein 
m treffen, die ihm nöthig fcheinen. 

Art, 156, Die Localverwaltungen find gehalten, ihr Ausgabe: um“ 
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Ginnahmebudget den Provinzialftänden vorzulegen, und fi nad dem, was 
ihnen die Provinzialftände in dieſer Beziehung vorfchreiben, zu richten, 

Art. 157. Wenn die Communallaften Auflagen erfordern; fo müffen 
die Rocalverwaltungen pünctlidy alle die Beftimmungen der Gefege, der Ber: 
ordnungen und ber allgemeinen Neglements über die Finanzen befolgen, 

Ehe diefe Auflagen erhoben werden, müffen fie die Zuflimmung der 
Provinzialftände haben, melden die Vorfchläge mit einer genauen Auseinan— 
derfegung der Bedürfniffe der Gemeinde vorgelegt werden. 

Bei der Unterfuchung diefer Vorfchläge wachen die Provinzialftände dar: 
uͤber, daß die vorgefchlagenen Auflagen die freie Durch- und Einfuhr der 
Land» und der induftriellen Producte anderer Provinzen, Städte oder Lande 
gemeinden nicht befehweren, und denfelben härtere Laſten auflegen, als den 
Producten des Ortes felbit, wo die Auflage eingeführt wird. 

Art. 158. Keine neue Gemeindeauflage kann ohne die Zuftimmung 
des Königs eingeführt werden, 

Art. 159. Die Stände Iegen dem Könige alle Gemeindebudgets vor, 
bie er verlangt. 

Der König erläßt die nöthigen Inſtructionen über die Rechnungsab⸗ 
fchlüffe der Localverwaltungen. \ 

Art. 160. Die Kocalverwaltungen Eönnen die Intereſſen ihrer Unter: 
gebenen bei dem Könige und den Ständen ihrer Provinz vertreten. 


Vierte Abtheilung,. 
Allgemeine Beflimmungen. 

Art. 161. Seder Einwohner bes Königreichs hat das Recht, fchriftliche 
VBittfchriften den competenten Behörden einzureihen, wenn er fie perföntic) 
für fih und niht im Namen mehrerer abfaßt; „das Iegtere iſt nur den ge: 
ſetzlich conftituirten und anerfannten Gorporationen als folhen erlaubt, und 
zwar nur für Gegenftände, die zu ihren Gerechtfamen gehören. 


Fünftes Kapitel, 
Bon der Gerechtigkeitspflege. 
Erfte Abtheilung. 
Allgemeine Beftimmungen. 

Art. 162. Die Gerechtigkeit wird im ganzen Umfange des König: 
teihs im Namen des Königs verwaltet, 

Art. 163. Es foll für das ganze Königreich ein allgemeines Gefegs 
buch uͤber das bürgerliche, peinliche und Handelsrecht, über die Einrichtung 
ber richterlichen Gewalt und über das Verfahren in bürgerlichen und peinliz 
hen Rechtsfaͤllen, eingeführt werden. 

Art, 164. Der friedlihe Beſitz und Genuß feines Eigenthums wird 
jedem Einwohner garantirt, 

Es kann Niemandem daffelbe entzogen werden, ald nur für das öffent 
liche Wohl, und in den durch das Gefeg beflimmten Fällen, in der geſetzlich 
vorgefchriebenen Weife und nad) vorheriger gerechter Entfchädigung, 

Art, 165. Alle Streitigkeiten, weldye Eigenthum oder die daraus her= 
fliegenden Rechte, Schulden oder überhaupt Privatrechte zum Gegenflande 
haben, gehören ausfchlieglich vor die Gerichtsbarkeit der Tribunale. 

Art. 166. Die richterlihe Gewalt kann nur durch Tribunale ausgeuͤbt 
werben, die durch das Grundgefeg oder in Folge deffelben eingeführt find. 

Art. 167. Niemand kann wider feinen Willen dem Richter, den ihm 

das Geſetz anweifet, entzogen werden. | 


— — — 
* 
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It. 168, Niemand darf, außer wenn er auf der That ertappt wird, 
anders ald in Folge einer Verordnung des Richters verhaftet werden, welche 
die Gründe der Verhaftung enthalten, und dem VBerhafteten, entweder im 
Augendlide der Arreftation, oder unmittelbar nachher, zugeftellt werden muß. 

Das Gefeg beftimmt die Form diefer Verordnung und die Frift, bins 
nen welher alle Angeklagte müffen vernommen werden, 

Kt. 169. Wenn unter aufßerordentlichen Umftänden bie öffentliche 
Dirigkeit einen Einwohner des Königreichs verhaften läßt; fo muß derjenige, 
of deſſen Befehl die Verhaftung gefchehen ift, binnen vier und zwanzig 
Stunden dem Richter des Orts davon Kenntniß geben, und ihm fpätefteng 
Binnen drei Tagen die verhaftete Perfon ausliefern. 

Die peinlichen Gerichte find verpflichtet, jedes in dem Umkreiſe feiner 
Gerihtsbarkeit, über die Erfüllung diefer Beftimmung zu wachen. | 

At. 170. Niemand darf die Wohnung eines Andern, gegen beffen 
Bilen, betreten; es fey denn, daß dies auf Befehl eines Beamten, welchen 
hs Befes in dieſer Beziehung für competent erklärt hat, und mit Befolgung 
ke gefeglichen Formen gefchehe. 

Kt. 171. Für kein Verbrechen darf die Strafe ber Gonfiscation der 
Öiter Statt finden. 

Lt. 172. Jedes peinliche Urtheil, welches eine Strafe ausfpricht, 
mu das Verbrechen mit allen Umftänden, die es begleiten, anzeigen, und 
be Artikel des Geſetzes, welches die Strafe darüber verhängt, enthalten. 

At. 173. Alle Urtheile über bürgerlihe Streitigkeiten muͤſſen bie 
Sünde des Urtheils enthalten. 

— 174. Alle Urtheile muͤſſen in oͤffentlicher Sitzung ausgeſprochen 
kan, 
Zweite Abtheilung. 
Don dem hohen Rathe und den Zribunalen. 

Art. 175. Es befteht für das ganze Königreich ein oberfter Gerichts: 
Ki, welcher den Namen: „hoher Rath der Niederlande” führt, 

Die Mitglieder deffelben werden fo viel ald möglih aus allen Provin⸗ 

wählt. 

Actt. 176. Der hohe Nath unterrichtet die zweite Kammer ber Ger 
Bftanten davon, wenn eine Stelle in feiner Mitte leer wird, 

Der König ernennt zu derfelben aus einer Lifte von drei Mitgliedern, 
& im diefe Kammer überreicht. 

kr = emennt den Präfidenten des hohen Raths aus "den Mitgliedern 


Er ernennt den Generalprocurator. 

Kt, 177. Die Mitglieder der Generalftaaten, die Chefs ber Departes 
sets der: allgemeinen Verwaltung, die Staatsräthe und die Commiffarien 
”s Königs in den Provinzen werden von dem hohen Rathe wegen aller 
** die fie während der Dauer ihrer Functionen begangen haben, ges 


Wegen Vergehen, die fie in der Ausübung ihrer Functionen begangen 
km, fonnen fie nicht eher verfolgt werden, bis die Generalftaaten die Vers 
"ung autorifirt haben. 

It. 178. Das Gefeß beftimmt die übrigen Beamten, welche von 
en hoben Mathe während der Dauer der Ausübung ihrer Functionen wer 
M Verbrcchen gerichtet werden. 

At, 179. Klagen gegen den König, die Mitglieder feines Haufes und 
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gegen den Staat Eönnen nur vor dem hohen Nathe geführt, ausgenommen 
die Mealklagen, welche vor den gewöhnlichen. Richter gebracht werden, 

“Art. 180. Der hohe Nath wacht über die Verwaltung der Getech⸗ 
tigkeitspflege in dem ganzen Umfange des Königreichs; er macht darüber, 
daß alle Gerichtshöfe und Zribunale bie Geſetze gerecht anwenden. Er ver— 
nichtet die Beſchluͤſſe und Urtheile, welche jenen zuwiderlaufen; alles dies in 
Folge der Gerechtſame, welche ihm das Geſetzbuch uͤber das gerichtliche Ver— 
fahren verleiht. 

Art. 181. Die Berufung in denjenigen Rechtsſtreitigkeiten, welche nach 
dem Geſetze in erſter Inſtanz durch die Provinzialgerichtshoͤfe gerichtet wor— 
den, wird vor den hohen Rath gebracht. 

Art, 182, Es giebt einen Gerichtshof für eine oder mehrere Pro: 
vinzen. 

Der König ernennt zu den leeren Stellen beffelben aus einer dreifachen" 


Lifte von Perfonen, die ihm durch die Provinzialftände überreicht wird. 


Er ernennt die Präfidenten der Gerichtshöfe aus ihren Mitgliedern. 

Er ernennt die Generalprocuratoren. 

Art. 185. Die peinlihe Gerichtsbarkeit wird ausſchließlich durch die 
Provinzialgerichtshoͤfe und andere peinliche Tribunale, deren Einrichtung nd 
thig erachtet wird, verwaltet. 

Art. 184. Die Verwaltung der Givilgerichtsbarkeit it den Provinzial 
gerichtshöfen und den Giviltribunalen anvertraut. 

Art, 185. Die Eineihtung der Provinzialgerichtshöfe, der Civil: und 
peinlihen Zribunale, ihre Benennung, der Umkreis ihrer Gerichtsbarkeit, ihre 
Gerechtſame, die der Generalprocuratoren, und ann Mrocuraturbeamten, 
werden durch ein Gefeg beitimmt. 

Art. 186. Die Mitglieder des hohen Raths, der Provinzialgerihtö: 
böfe und der peinlichen Tribunale, fo wie die Öeneralprocuratoren umd ans 
dere Procuraturbeamten bei dieſen Gerihtshöfen und Tribunalen, werden auf 
Lebenszeit ernannt. 

', Die Dauer der Functionen der andern Richter und Procuraturbeamten 
wird durch ein Geſetz beſtimmt. 

Art. 187. Das Geſetz beſtimmt die Weiſe, alle Streitigkeiten und 
Uebertretungen in Steuerangelegenheiten zu entſcheiden. 

Art. 188. Ein Kriegsrath und ein oberſter militairiſcher Gerichtshof 
richtet über alle von Land- oder Seeſoldaten ohne Ausnahme begangenen 
Verbrechen, 

Diefer Gerichtshof wird aus einer gleichen Anzahl von Rechtsgelehrten 
und Land- und Seeofficieren beſtehen, die vom Könige auf ‚Lebenszeit er⸗ 
nannt werden. 

Ein Rechtsgelehrter muß immer in demſelben praͤſidiren. 

Art. 189. Die ordentlihen Zribunale entfcheiden über alle gegen ei: 
nen Militair gerichtete Civilklagen. 


Sechstes Kapitel. 
Bon dem Gottesdienfte. 


Art, 190. Die vollfongmene Freiheit aller veligiöfen Meinungs en wird 
Jederman garantirt. 
Urt, 191. Allen religiöfen Gemeinfchaften, welche in dem Königreiche 
nn ift gleicher Schuß verliehen. 
Art, 192. Ale Unterthanen des Königs, ohne Unterfchieb ihres reli— 
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'sifen Glaubens, genießen dieſelben bürgerlichen und politiſchen Rechte, und 
haben gleichen Anfprucdy auf alle Würden und Aemter. 

Kt. 193, Kein Gottesdienft darf in feiner öffentlichen Ausuͤbung ver- 
tindert werden, außer wenn er die Ordnung und öffentlihe Ruhe ftören 
finnte, en 
Art. 194. Alle Gehalte, Penfionen oder andere Einkommen, von tel« 
Ger Art fie fepn mögen, welche die verfchiedenen Gottesdienfte und ihre Die: 
er gegenwärtig genießen, find ihnen garantirt, . 

Denjenigen Dienern, welche noch feinen Gehalt haben, ann ein fol: 
bir verliehen, und andern, deren Gehalt unzureichend ift, derfelbe erhöht 
rom, 

Act. 195. Der König wacht darüber, daß die für den Gottesdienft 
bmiligten Summen, welde aus dem öffentlihen Schage ausbezahlt wer: 
In, zu feinem andern Zwede verwandt werden, ald wofür fie ausdruͤcklich 
kimmet find. \ 

At, 196. Der König wacht darüber, daß Fein Gottesdienft in der 
kim Ausübung, die ihm das Grundgefeg zufichert, geftört werde. 

Er wacht ferner darüber, daß jeder Gottesdienft ſich innerhalb der Gren- 
As Gehorfams halte, den er den Gefegen des Staats fchuldig if. 


Siebentes Kapitel, 

Bon den Finanzen. _ 

Att. 197. Es darf ohne ein Geſetz Feine Auflage zum Behuf des 
Hntihen Schatzes erhoben werden. 

At, 198, Es dürfen keine Steuerprivilegien ertheilt werden. . 

At. 199. Jedes Jahre muß in dem Intereſſe der Staatsgläubiger 
F fentlihe Schuld in Ueberlegung "gezogen werden. 

Act. 200. Das Gefeg ordnet das Gewicht und den Gehalt der Mün- 
RR; es beſtimmt den Werth derfelben. 

Art, 201. Ein Collegium, unter dem Namen: Käthe und General: 
Bf der Münzen, leitet und beforgt alles, was die Münze betrifft, indem 
Bih nach den Inſtructionen richtet, die ihm das Geſetz vorfchreibt. - 

Der König ernennt zu den vacanten Stellen dieſes Collegiums aus ei- 
ir deeifachen Perfonentifte, die ihm von der zweiten Kammer der General: 
bien überreicht wird. | 
Att. 202. Es foll für das ganze Königreih eine Rechnungskammer 
"ihn, welche mit der Prüfung und Liquidation der jährlichen Nechnun: 
Fa der Departements der allgemeinen Verwaltung, fo wie überhaupt aller ' 
Schnungspflichtigen des Staats, nad) den durch das Geſetz vorgefchriebenen 

Kructionen, beauftragt ift. 

Die Mitglieder der Rechnungskammer follen fo viel als möglich aus 
Um Provinzen gewählt werden. 

Der König ernennt zu den vacanten Stellen aus einer. dreifachen ‚Per: 

ifte, die ihm die zweite Kammer der Generaljtaaten überreicht, 


Achtes Kapitel. 
Bon der Vertheidigung des Staats. 

At. WI. Nach den alten Gewohnheiten, nad) dem Geiſte der Paci: 
hation von Gent und nad) den Grundfägen der Union von Utrecht, ift es 
ne der erften Pflichten eines Unterthans des Königreichs, für die Erhaltung 
br Unabhängigkeit und für die Vertheidigung des Grumdgebist? des Staats 
be Waffen zu tragen, | 
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Art. 204. Der König ſorgt dafuͤr, daß zu allen Zeiten eine zuteiche 
Land» und Seemacht, durch freiwillige Anmwerbung von Eingebohmen t 
Fremden, beftändig unterhalten werde, um in oder außer Europa, je ni 
dem es die Umſtaͤnde erfordern, zu dienen. 

Art. 205. Fremde Truppen dürfen nur nad) gemeinſchaftlichem 
bereintommen des Königs mit den Generalftanten zum Dienſt des Kö: 
reichs angeworben werden. Die Capitulationen, die der König in biefer | 
ziehung macht, theilt er, fobald als möglich, den Generalftnaten mit, 

Art. 206. Unabhängig von ber ftehenden Land= und Seemadt ı 
eine Nationalmiliz beftehen, die in Friedenszeiten jährlih um ein Fünf 
entlaffen wird. | 

Art. 207. Diefe Miliz wird foviel ald möglih aus Freiwilligen 
geworben, fo wie das Gefeg es vorfchreibt. 

Iſt die Zahl der Freiwilligen nicht zureichend; fo wird fie durch 
2008 ergänzt. Ale am 1. Januar jeden. Jahres noch nicht verheirat 
Männer, die neunzehn Jahre alt find, aber ihe drei und zwanzigftes J 
noch nicht vollendet haben, nehmen an diefer Ziehung durchs Loos Anti 
Die, welche ihren Abfchied erhalten haben, koͤnnen, unter einem Bora 
zu keinem andern Dienfte mehr berufen werden, als zu dem der Commu 
garde, wovon nachher gefprochen werden wird. 

Art. 208. In gewöhnlichen Zeiten kommt die Miliz jährlich einen ! 

nat zufammen, um ſich in den Waffen zu üben. Der König kann jet 
wenn das Intereſſe des Staats e8 erfordert, ein Viertheil der Miliz zul 
men behalten. 
- Art. 209. Gm Falle eines Krieges oder unter andern auferorbentfi 
Umftänden, kann der König jedod die ganze Miliz zufammenberufen 
beifammen halten. Sind die Generalftaaten nicht verfammelt; fo berul 
fie zu gleicher Zeit: er macht fie alsdann mit dem Stande der Ding: 
kannt, und vereinigt ſich mit ihnen über die ferneren Maßregeln. 

Art. 210. In keinem Falle darf die Miliz in den Kolomieer 
braucht werben. | 

Art. 211. Die Miliz darf, ohne die befondere Zuſtimmung der 
neralftaaten, nicht über die Grenzen des Reichs hinausgeführt werden 
fey denn augenblidlic dringende Gefahr vorhanden, ober ivenn bei G 
fonsveränderungen die naͤchſte Marfchroute über fremdes Gebiet führt. 
diefen beiden Fällen giebt der König ben Generalftaaten in der mı 
kuͤrzeſten Friſt Kenntniß von den Befehlen, die er ertheilt hat. 

Art. 212. Alle Koften für die Armee des Staats werden aus 
öffentlichen Schage entrichtet. 

Die Einquartierung und der Unterhalt der Soldaten, die Trans 
und Rieferungen, von welcher Art fie feyn mögen, die die Truppen des 
nigs oder die Feftungen erhalten, dürfen nicht zur Kaft eines oder me! 
Einwohner oder Gemeinden gelegt werden. Wenn unter unvorbergefel 
Umftänden ähnliche Leitungen von Einzelnen oder von Gemeinden g 
worden find; fo muß der Staat diefes becechnen, und ihnen eine Entfe 
gung nach dem durch die Meglements feftgefegten Tarif entrichten. 

Art. 213. In allen Landgemeinden, deren Bevoͤlkerung 2500 € 
oder mehr beträgt, follen, wie fruͤher, Communalgarden errichtet werden, v 
die Öffentliche Ruhe aufrecht erhalten; fie dürfen im Falle eines Kriege: 
braucht werden, um die Angriffe des Feindes zurüczufchlagen. 

In den andern Gemeinden foll es Communalgarden geben, toeld 
Sriedenszeiten außer Activität find, im Fall eines Krieges aber fih als & 
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ſurm mit den übrigen Communalgarden zur Vertheidigung des Landes ver 


einigen, 

Art. 244. Ein Gefeg foll die Beſtimmungen feftftellen, welche ber 
Kinig für die Drganifation der Miliz, die Anzahl der Mitglieder derfelben, 
die Communalgarde und den Landſturm nöthig erachtet. 


Neunted Kapitel. 
Don der Derwaltung der Brüden, Chauffeen und Gewaͤſſer. 


Art. 215. Der König hat die Oberaufficht über ‚alle Wafferarbeiten, 
Brüfen und Chauffeen, ohne Unterfchied, ob die Koften derfelden aus dem 
fentlihen Schage, oder auf andere Meife gedeckt werden. 

Ur. 216. Der König laͤßt die allgemeine Verwaltung der Bruͤcken, 

Eauffen und Gewaͤſſer ausüben, wie es ihm am beften duͤnkt. 
) At. 217. Unabhängig von der Oberaufficht, welche der König der all- 
meinen Verwaltung über die Werke, welche auf Koften der Collegien, Ge: 
münden und Privatperfonen unterhalten werben, ertheilen kann, ift diefe Ver: 
kiltung, nach den ihre vom Könige gegebenen Inſtructionen, auch mit der 
Siougung aller Waflerarbeiten an Sechäfen, Nheden, Dünen, Dämmen, 
Elfen und andern Werken, fo wie der Brüden und Chauffeen, deren 
Dun ganz oder theilweife auf Koften des öffentlichen Schages gefchieht, be: 
attagt 


Actt. 218. Wenn unter ben am Ende des vorigen Artikels aufgezaͤhl⸗ 
im Werken einige find, deren Verwaltung entweder aus einem weniger allge 
wine Intereſſe, als aus Gründen der Nüslichkeit und Paßlichkeit, den Pro: 
wialſtaͤnden anvertraut werden kann; fo foll ihnen diefelbe entweder ausſchließ⸗ 
MM, oder in Verbindung mit ber Generalverwaltung übertragen werden. | 
At. 219. Der König beftimmt, nachdem er die Provinzialftände dar 
dt vemommen und auf den Bericht des Staatsraths, welche Arbeiten der 
ng der Stände zu überlaffen find, und giebt zu gleicher „Zeit die 
At an, die Koften ihrer Unterhaltung zu deden. 
U. 20. Wenn Damme, Schleufen oder andere Waſſerwerke, die 
Ay beſtimmt find, die Gemäffer im Meer: und Flußbette zurüdzuhalten, 
Mi Koften von Gollegien, Gemeinden oder SPrivatperfonen unterhalten oder 
A ihnen geleitet werden; fo hat die Generalverwaltung die unmittelbare 
fit über diefe Arbeiten. Sie forgt dafür, daß der Bau oder die Wie— 
herſtellung derfelben dem allgemeinen Intereſſe nicht fchade; fie giebt den 
Kıllegien, Gemeinden und Privatperfonen alle im diefer Beziehung nöthige 
tionen. 

„ Der König kann auch den Provinzialftänden bie unmittelbare Aufficht 

Ber diefe Werke aus Gründen der Nüplichkeit oder Paßlichkeit verleihen. 
Artt. 221. Die Provinzielftände haben die Auffiht über alle im vo- 
üge Artikel nicht begriffenen Waflerwerke, fo wie über alle Kanäle, Schiff: 
hbet, Seen, Gewaͤſſer, Brüden und Chauffeen, welche auf Koften von Col: 
dsim, Gemeinden oder Privatperfonen gehen. Sie wachen darüber, daß 

dile Arbeiten gut und gehörig gebaut und unterhalten werden. - 
Art. 222. Die Stände haben die Aufficht über alle Collegien, welche 
im Namen führen: „Hoogheemraadfhappen, Heemraadfhappen, 
teringen, Waterfhappen,” über alle Verwaltungen von Deichen 
&rz Poldern, unter welchen Namen diefe auch in ihrer Provinz beftehen, un- 
hadet jedoch der Beſtimmungen des Art. 220 über die Gerechtfame der 
| rwaltung in Beziehung auf diejenigen Werke, welche dazu dienen, 
be Gewaͤſſer in dem Meer= und Fiußbette zuruͤckzuhalten. vr 
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- Die gehörigen Orts gutgeheißenen Neglements biefer Collegien, mil 
ald Grundlage ihrer Inftitution dienen, koͤnnen von den Ständen mit ( 
. nehmigung des Königs verändert werden. Die Gollegien fchlagen die X 
änderungen vor, welche der Nutzen der Betheiligten erheifcht. 

Die Stände überlaffen dem Könige die Ernennung oder den Vorfd 
zu den vacanten Stellen in biefen Collegien. | 

Art. 223. Die Stände haben in ihrer Provinz die Aufficht über 
Ausgrabung der Zorfgruben, Stein: und Kohlenbrüdhe und andere Mi 
und Bergwerke, fo wie über alle Wäfferungen, Verdeihungen und Aust 
nungen. 

Der König kann aus Gründen der allgemeinen oder größern Nuͤtzl 
keit dieſer Werke die Aufficht über diefelben der Generalverwaltung der B 
den, Chauffeen und Wafferleitungen übertragen. 

Art. 224, Wenn in Zukunft für einige der in dieſem Kapitel beg 
fenen Arbeiten Subfidien aus dem Staatsfhag bewilligt werden; fo fol 
gleicher Zeit die Art der Verwaltung und Auffiht über diefelbe feftgeft 
werden. 

Art. 225. Die Wege:, Brüden= und Schleufengelder follen zur 1 
terhaltung und Ausbefferung der Chauffeen, Bruͤcken, Kanäle und ſchiffba 
Ftüffe verwendet werden. Iſt ein Ueberfhuß vorhanden; fo bleibt derfi 
für Ausgaben derfelben Art, in berfelben Provinz aufbewahrt, mit ein; 
Ausnahme derjenigen Gelber, welche auf den großen Gommunicationen 
Koͤnigreichs erhoben worden; der Ueberfchuß der legtern kann überall, wo 
König es verordnet, zu denfelben Zwecken benust werden. 


Behnted Kapitel _ 

Von dem öffentlichen Unterricht und den Wohlthätigfeitsanftalten. 

Art. 226. Der öffentliche Unterricht ift ein beftändiger Gegenftand 
Fürforge der Regierung. Der König läßt jährlich den Generalftaaten | 
chenfhaft ablegen über den -Zufland der obern, mittlern und untern Schu 

Art. 227. Da die Preffe das geeignetfte Mittel ift, Kenntniſſe 
Aufklärung zu verbreiten; fo kann ſich Feder, ohne vorherige Erlaubniß, 
felben bedienen, um feine Gedanken mitzutheilen. 

Jedoch find Verfaffer, Druder, Herausgeber und Vertheiler für 
Schriften verantwortlih, welche die Rechte der Gefellfhaft oder Einze 
verlegen. 

Art. 228. As ein Gegenftand von hoher Wichtigkeit werden der $ 
forge der Regierung anvertraut die Verwaltung der Mohlthätigkeit und 
Erziehung armer Kinder. Auch hierüber fol jährlich den Generalfta: 
Rechenſchaft abgelegt werden. 


Eilftes Kapitel 
Ueber Veränderungen und Zufäge. 

. at. 229, Wenn duch Erfahrung Weränderungen und Zufäge 
dem Grundgefege nöthig werden follten; fo muß ein Gefeg, zu gleicher 3 
wenn es dieſe Mothwendigkeit ausfpricht, diefe Veränderungen mit Beftim 
beit angeben, 

Art. 230. Diefes Gefeg wird den Provinzialftänden zugefchidt. D 
mählen dann, in dem Beittaume, welchen jenes feftfegt, eine gleiche An 
außerordentlicher Mitglieder zu den ordentlichen Mitgliedern der Generatfi 
ten, und zwar auf dieſelbe Weife, wie die legtern gewählt werden. 

Art. 231. Wenn in Folge der Artikel 27, 44 und 46. des Gru 
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eſetzes die zweite Kammer der Generalſtaaten ſich in doppelter Anzahl ver: 
ammeit; fo gefchieht die Ernennung durch die Provinzialſtaͤnde, welche 
son den die Lönigliche Gewalt ausübenden Beamten zuſammen berufen 
worden. 

‚Art. 232. Die zweite Kammer der Oeneralftaaten kann keinen Be: 
Sluß über eine Veränderung oder einen Zuſatz zu dem Grundgefeg faſſen, 
penn nicht zwei Drittheile ihrer Mitglieder gegenwaͤrtig ſind. Die Be: 
hüffe werden nad einer Mehrheit von drei Viertheil der Stimmen gefaßt. 
‚ Alle für die Abfaffung eines Gefeges vorgefchriebene Regeln muͤſſen pünct: 
& befolgt werden. | 

Art. 233. Während einer Regentſchaft darf Keine Veränderung mit 

Srundgefeg oder mit der Thronfolge vorgenommen werden, 

Art. 234. Die Beränderungen und Zufäge zu dem Grundgefege 
ben demfelben angehängt und feierlich promulgitt. i 
| 
| 


Ergänzende Artikel. 


rt. 1. Der König iſt autorifirt, alle Maßregeln zu ergeifen, um in- 
nach den Umftänden möglidy kuͤrzeſten Zrift das vorſtehende Grundgefeg 
alen feinen Theilen und regelmäßig in Ausübung zu bringen. Er hat 
km Ende die Ernennung zu allen Aemtern und Collegien, wie au, im: 
die Art der Emennung duch das Grundgefeg vorgezeichnet ift. 

Art. 2. Alte Obrigkeiten bleiben in ihren Stellen und alle Gefege in 

bis Darüber anderweitig verfügt worden ift. | 

At. 3. Der erfte Austritt der Mitglieder der zweiten Kammer ber 
harratftaaten findet am dritten Montage im October 1817 Statt. 


3. 
Belgien 







Sit gleich in dem gegenwärtigen Augenblide der Zeit die hollän- 
bebelgifche Frage noch nicht zur definitiven Entfcheidung gebracht; fo 
doch factifch ein, bereitS von mehren europäifchen Großmaͤch⸗ 
enerkanntes, Königreih Belgien, deſſen Regierung der König Leg: 
wid 1, aus dem Haufe Sacfen: Coburg, mit der Leiflung des Eides 
m 21. Zuli 1831 auf die nachflehende Verfaſſung übernahm. Doc) 
badıt diefe Verfaſſung in vielen Beflimmungen von dem, ihr vorausge: 
Berfaffungsentwurfe ab: 

Bald nach dem, in der letzten Woche ded Augufts 1830 in Brüffel 
‚ Aufftande, in deſſen Erfolgen die zehn belgifchen Provin: . 
Trennung von dem Königreiche der Niederlande ausfprachen, 
chem fie durch die Befchlüffe des Wiener Congreſſes vereinigt 
wen waren, erließ bie in Brüffel gebildete proviforifhe Regierung fol: 
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a) Bef chluß der proviſoriſchen Regierung, Gentralcomite, von 
4. Oct. 1830, die Unabhängigkeit Belgiens und die Ein- 
berufung des Nationalcongreffes betreffend. | 


Die pröviforifche Regierung, in Betracht des Bebürfniffes, Belgiens künftige 
Zuftand feftzufegen, befiehlt: 
“ Urt. 1. Die auf gewäaltfame Art von Holland losgeriffenen belgifchen Provin 
zen bilden fortan einen unabhängigen Staat. 

Art. 2. Das Gentralcomits wird fich fobald als möglich mit einem VBerfa| 
fungsentwurfe befchäftigen. 

Art. 3. Ein Nationalcongreß, in welchem alle Intereffen der Provinzen ein 
Vertretung finden, wirb zufammen berufen werben. Diefer wird den Entwurf de 
belgiſchen Berfaffung prüfen, diefelbe nad) Gutbefinden mobificiren, und fie als bi 

- finitive Berfaffung in ganz Belgien zur Ausführung bringen. 

Brüffel, den 4. Oct. 1830, 

De Potter, Sylvain Bandbeweyer, C. Rogier 
Felix de Merode. 


b) Beſchluß der proviſotiſchen Regierung, Eentralcomito, vor 
6. Dct. 1830, die Ernennung einer Verfaffungscommiffton 
| betreffend. z 


Eine Verfaͤſſungscommiſſion iſt eingefegt und foll unverzüglich im Vereine mi 
bem Gomite in Zchätigkeit treten. Sie wird fid) vor Allem mit der neuen Ein 
rihtung der Wahlen befchäftigen, die fo populair als möglich feyn folL Sie wir 
den Entwurf einer Verfaffung vorlegen, ber, nachdem er von bem Nationalcoı 
greffe geprüft worden, das Grundgefes Belgiens zu werben beftimmt ift. 

Zu Mitgliedern diefer Commiſſion find ernannt: die Herren van Meenen, Got 
verneur von Sübbrabantz; v. Gerlache, Rath beim Gerichtshofe zu Lüttih; Ziel 
u Advocat; v. Broudere, Gutöbefiger; Babry, Rath; Ballin, Zaude, Thor 

vocaten. 

Das Gentralcomit& behält fi vor, ferner noch die ausgezeichnetften Männt 
aller Provinzen, fo wie ihm die deshalb erwarteten Auffchlüffe zulommen, dieſi 
Commiſſion beizugefellen. \ 


"Die Verfaffungscommiffion unterzeichnete bereits am 27. Det. 183 
den Entwurf der neuen Verfaffung Belgiens, der aber mehrere Mobif 
cationen erhielt, bevor von dem Nationalcongreffe Belgiens, unter di 
Prafidentfchaft von Sürlet de Chokier, am 25. Febr. 1831, di 
neue Berfaffung angenommen, und, nach der Wahl Leopold! 

‚ von diefem am 31. Juli 1831 befhworen ward. 


c) Entwurf der Verfaſſung für Belgien vom 27. Oct. 18% 


Allgemeine Beftimmungen. R 


Art. 1. Belgien bildet einen unabhängigen Staat und unterhandelt mit 
andern Staaten als Macht mit Macht. ( 

Art. 2, Der Rationalcongreß wird, bevor er ſich auflöfet und nachdem er 
Verfaffung angenommen, zur Wahl des Staatsoberhauptes fchreiten, und die 
nung der Nachfolge beftimmen. - 

Das belgische Volk erkennt keinem Prinzen, noch irgend einer Kamilie R 
zu, bie Älter wären, als gegenwärtige Verfaſſung. 

Art. 8. Die belgifche Nation nimmt die Farben roth, gelb und ſchwarz 

Art. 4, Alle Gewalten fließen von ber Nation aus. 
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Art 5. Keine Abtretung, kein Austaufh, keine Anfügung von Gebiet kann 
Statt finden, als in Folge eines Geſetzes. 

‘Art, 6. Keine fremden Truppen koͤnnen im Dienfte des Staats zugelaffen wer: 
bin, das Gebiet befegen oder durchziehen, ald mittelft eines Geſetzes. 

Art. 7. Die Belgier find glei vor dem Gefege. Die Wahlen gefchehen ohne 
nn bed Standes. Die Belgier find zu allen Civil: und Militairftellen zu: 


8. 

It. 8. Die individuelle Freiheit wird verbürgt. Keiner Tann gerichtlich ver: 
felgt werben, als in dem durch das Gefeg vorgefehenen. Falle und in der Form, 
de diefes vorschreibt. Außer dem Falle der Ergreifung auf der That eines Ver: 
bechens (in flagranti delicto) kann Niemand verhaftet werden, als mittelft eines 
= ng Befehls, der im Augenbtide der Verhaftung kund gemacht 
weten muß. 

= 9, Riemand Tann gegen feinen Willen feinem gefeglichen Richter entzos 
gen werben. 

F 10. Keine Strafe kann beſtimmt oder angewendet werden, als in Folge 
tard Geſetzes. 

Art. 11. Die Wohnung jedes Bürgers iſt unverletzlich. Hausſuchung kann 
ur mittelft des Geſetzes Statt finden. j 

Art. 12. Niemand kann feines Eigenthums beraubt werben, als zum oͤffentli— 
den Wohl und Nugen, in denen von dem Geſetze beftimmten Fällen und auf ges 
küde Weife, gegen gerechte, vorhergehende Entfchädigung. 

At. 13. Keine Steuer, ausgenommen bie Provinzial: und Gemeinbeabgaben 

Laften, kann gefordert werden, außer in Folge eines Gefeped. Keine Provin: 
iahögabe Tann auferlegt werden, als mit Bewilligung des Provinzialrathes. Keine 
Smeindeauflage kann erhoben werben, als mit Einwilligung des Gemeinderathes. 

rt. 14. Die Steuern zum Beten des Staates werden jährlidy votirt oder . 
willigt; die Gefege, die fie feftfegen, find nur für ein Sahr in Kraft, wenn fie 
tt erneuert werben. , 

Att. 15. Es kann Fein Privilegium ober Ausnahmerecht hinſichtlich der Ab: 
—8 Statt finden; keine Ausnahme oder Ermäßigung der Steuer zu Gunften des 

&rbaues, der Induftrie, des Handels oder der Armen kann verwilligt werben, 
& mittelft eines Geſetzes. u 

Art. 16. Außer denen von dem Geſetz ausdruͤcklich ausgenommenen Fällen 
in keine Leiftung von den Bürgern gefordert werden, als die gefegliche Steuer 
dr Abgabe für ben Staat, die Provinz oder die Gemeinde. , 

Art. 17. Keine Penſion, keine Gratification Tann, auf Koften des Öffentlichen 
Ehates, verwilligt werden, ald durch ein Geſetz. | 

Art. 18. Die Lotterie darf nicht wieder hergeftellt werben. 

— si Sonfiscation der Güter kann nicht Statt finden, für welches Verbre- 
tö auch fey. | 
— 20. Die Freiheit der Meinungen über alle und jede Gegenſtaͤnde wird 

vürgt, , 

It. 21. Die öffentliche Ausuͤbung jedes Cultus Tann nur durch ein Geſetz 
wi dem alle, wo fie die Öffentliche Ordnung und Ruhe flört, verhindert 


Art. 2, Die Erziehung ift freiz jede hindernde Mafregel ift unterfagt; bie 
Önfügungen der un etiwanigen. Verbots werben ri das Geſetz geregelt. 
* auf Koſten des Staats gegebene, oͤffentliche Unterricht wird gleicherweiſe vom 
che regulirt. 
Art. 23. Die Preffe tft frei. Nie kann eine Eenfur errichtet, noch Caution 
’on Schriftftellern, Herausgebern oder Drudern gefordert werben. - 
Venn der Verfaſſer bekannt ift und in Belgien wohnt; fo kann der Heraus: 
er, Drucer oder Verteiler nicht befangt werden; der Druder nur in Erman⸗ 
Kung des Herausgebers, und der Vertheiler nur in Ermangelung des Druders. 
Lt. 24. Die Bewohner Belgiens haben das Recht, fich friedlih und ohne 
Men zu verfammeln, fich den Gefegen unterwerfend. Keine vorgängige Autori- 
htion braucht eingehohlt zu werben. 
Lt. 25, Die Bewohner Belgiens haben das Recht, fich zu affociiren. Die: 
% Recht Tann Feiner Zwangs: und Werbotsmaßregel unterliegen. Die Affociatio: 
vn Ennen nicht als Tivilperſonen betrachtet werden, noch deren Rechte collectiv 
“ölden, als wenn ſie durch ein Geſetz anerkannt find, und fi) den Bedingungen 
Anterwerfen, die diefes Gefes vorfchreibt. Keine Affociation, wenn auch als Eivil- 
4 
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perfon conftituirt, Fann Acquifitionen, fey es titulo gratuito ober oneroso, madıcı 
als mit Zuftimmung der gefeggebenden Gewalt. 7 


Die vorſtehenden Verfügungen find nicht anwendbar auf gewoͤhnliche bürgerfid 
oder Handelsgeſellſchaften, für weldhe die Worfchriften des bürgerlichen und Haı 
delögefegbuches (code civil.et de commerce) gelten. 

Art. 26. Jeder Hat das Recht, an die Öffentlichen Behörden gefchriebene P 
titionen zu. richten; die gefeglich conftituirten Gorporationen haben daſſelbe Recht. 

Art. 27. Das Geheimniß der Briefe ift unverletzlich. 

Art. 23. Die facultative Anwendung der in Belgien gebräudlihen Sprach 
kann nur durch das Gefeg regulirt werben. 

Art. 29. Kein Eid kann aufgelegt werben, als mittelft bes Gefeges; cs I 
‚ ftimmt die Bormel davon. a 

Urt. 380. Die Bürgergarde wirb durch dad Geſetz beftimmt und geordn 
Die Garde wählt unmittelbar ihre Unterofficiere und DOfficiere, mindeftens big zu 
Grabe bed Dauptmanns. 

Art. 31. Die Art der Recrutirung ber Armee wird durch das Gefes beftimn 
Das Sefeg regelt gleichfalls das Avancement, bie Rechte und Verpflichtungen der Krieg 

Art. 82. Das Kontingent der Armee wird jährlid votirt; das Gefeg, wı 
ches es beftimmt, gilt nur für ein Jahr, wenn es nicht erneuert wird. 

Art. 83. Jeder Fremde, ber ſich auf dem Gebiete Belgiens befindet, genic 
des, den Perfonen und Gütern gewährten, Schutzes. Gegenwärtiger Artikel Eaı 
nit aufgehoben werden, fey es durch Auslieferung oder auf irgend cine ande 

Weiſe, als durch ein Geſetz. 

Art. 34. Die große Naturalifirung,. die den Fremden dem Cingebobren 
gleichftellt, kann nur durdy die gefeggebende Gewalt vermilligt werden. Als Ein; 
bohrene werben alle Fremde betrachtet, die vor dem 1. Sanuar 1814 in Belai 
fi) niedergelaffen, und fortdauernd daſelbſt gewohnt haben. 

Art. 35. Kein Gefeg, Beſchluß, oder Reglement der allgemeinen, der Prov 
zialz oder Sommunalverwaltung ift verbindlih, bevor es in der duch) das Ge— 
beftimmten Form befannt gemacht worden fft. 

Art. 36. Das Yundamentalgefeg vom 24. Auguft 1815 ift aufgehoben und ı 
geſchafft, ſo wie die provinziellen und örtlihen Statuten. Inzwiſchen werben 
Provinzial: und Localbehörden ihre Attributionen behalten, bis das Gefeg and 
Verfügungen ‚getroffen. 

Der Civil: und Handelscodex, bie bürgerliche und peinlidhe Proceßorbnung , 
wie die Organifation der Gerichte — die unter der vorhergehenden Regierung 
eretirt worden find, werden als nicht vorhanden betrachtet. 

Art. 37. Die Stadt Brüffel ift die Hauptſtadt Belgiens und der Gig | 
Regierung. 


Regierungsform. 


* Art. 33. Die gefeggebende Macht wird collectiv durch das Gtaatsoberhau 
die Wahlkammer und den Senat ausgeübt. 

Art. 39. Die Initiative ftcht jedem der drei Zweige ber gefeggebenden Gem 
zu. Nichts defto weniger muß jedes Gefes, das fi) auf die Einnahme oder X 
gade des Staates, oder auf das Gontingent der Armee bezieht, zunähft duch 
wählbare Kammer votirt werben. 
® — 40, Die Auslegung der Geſetze ſteht, als Autorität, ber gefeßgeben! 

ewalt zu. 

Art. 41. Dem Staatöoberhaupte gehört die ausübende Gewalt, fo wie 
durch die Verfaffung beftimmt ift. | 

Art. 42. Die richterlihe Gewalt wird durch die Gerichtöhöfe und die Tri) 
a die Befchlüffe und Urtheile werben vollftredt im Namen des Stau 
oberhaupts. 

Art. 43. Die ausfchließlich Communal: oder Provinzialintereffen werben du 
die Gemeinde= oder Provinzialconfeils, nad denen buch die Verfaffung feftgel 
ten Grundſaͤtzen, regulirt. 


Vom Staatsoberhaupte. 


‚ Art. 44. Die verfaffungsmäßige Gewalt des Staatsoberhaupts ift erblich. 
Art. 45. Er kann nicht zugleich Haupt eines andern Staats feyn. 


an 46. Das Staatsoberhaupt ift unverleglich; feine Minifter find vera 
wortlid. 
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Art. 47. Keine Verfügung oder Acte des Staatsoberhaupts kann Wirkung 
baden, wenn fie nit von einem Minifter gegengezeichnet (contrafignirt) ift, der 
dadurch allein ſich dafür verantwortlich macht. 

Art. 48. Der Staatschef ernennt und entläßt feine Minifter. ; 

Art. 49, Er ernennt zu den Aemtern der allgemeinen Berwaltung und der 
auewaͤrtigen Verhältniffe, bis auf die durch die Gefege beftimmten Ausnahmen. Zu 
andern Stellen ernennt er nur in Folge ausbrüdlicher Entfcheidung eines Gefeges. 

Art. 50. Er erläßt nothwendige Reglement? und Beſchluͤſſe für die Ausfuͤh⸗ 
rung der Gefege, ohne je die Gefege felbft fuspendiren, noch von ihrer VBollftredung 
diöpenfiren zu koͤnnen. Die Gerichtshöfe vollziehen dieſe Verfügungen und Be: 
fhläffe nur in fo weit, als fie fie den Gefegen gemäß finden. 

Irt. 51. Das Staatsoberhaupt befehligt das Heer, erklärt den Krieg, ſchließt 
Briedenstractate, Bündniffe und Handelsverträge ab; es fegt davon.die Kammern 
in Kenntniß, fobald es das Interefje und die Sicherheit des Staates erlaubt, bie 
erforderlichen und fachgemäßen Mittheitungen hinzufügend. 

Art. 52. Der Staatschef fanctionirt und promulgirt die Gefege. ’ 

Art. 53. Er ruft die Kammern zufammen und fpricht den Schluß der Si— 
sung aus; nichts deſto weniger: treten fie mit vollem Rechte den 5. November je: 
des Jahres zufammen, wenn fie nicht früher zufammen gerufen worden find. Die 
Sammern müffen jedes Jahr wenigftens einen Monat verfammelt bleiben. 

Art. 54. Das Staatsoberhaupt hat das Recht, die wählbare Kammer aufzu: 
Men; der Act der Auflöfung enthält die Bufammenberufimg der Wähler innerhalb 
vurzig Zagen und ber Kammern binnen zwei Monaten. 

Art. 95. - Das Staatdoberhaupt Tann die Kammern vertagen; doch kann bie 
Iertagung die Frift eines Monats nicht überfchreiten, noch in der naͤmlichen Si⸗ 
fung erneuert werden ohne Zuftimmung der Kammern. 

Art, 56. Der Staatöchef hat das Recht, die von den. Richtern zuerkannten 
Strafen zu verfchieben oder zu mindern. m 

Art. 57, Er hat das Recht, Münze zu fchlagen in Kolge des Geſetzes. 

Art. 58. Das Gefes beftimmt die Giviltifte für die ganze Dauer der Regies 
rung des Staatschefs. er 

Art. 59. Derfelbe hat keine andere Vollmacht und Gewalt, als ihm bie Ber: 
ſaſſing und die ihm in Gemäßheit derfelben gegebenen Geſetze zugeftchen. 

Art. Beim Tode des. Staatsoberhaupts verfammeln fid) die Kammern, 
‘ine Zufammenberufung, fpäteftens am zehnten Zage nach dem Ableben. 

Wenn der Termin des Mandats der wählbaren Kammer. abgelaufen ift und bie 
Zahlen noch nicht gemacht find, oder wenn die Kammer vorher aufgelöfet und bie 
Zufammenberufung in der Acte ber Auflöfung auf eine Epoche beftimmt worden ift, 
de über den zehnten Tag hinausfällts fo tritt die alte Kammer wieder in ihre 
Bunctionen, bis zur Verfammlung derjenigen, die fie erfegen foll. 

F 61. Das Staatsoberhaupt wird mit Zuruͤcklegung des achtzehnten Jah— 
its muͤndig. 

Art. 62. Wenn, bei dem Tode des Staatsoberhaupts, fein Nachfolger min: 
krjährig iſt; fo verfammeln ſich die Wähler fpäteftens am zwanzigften Tage nad 
im Hintritte, um zur Bildung einer neuen- Kammer zu fchreiten. Die neue 
Kummer: verfammelt ſich fpäteftens am achten Zage nad) vollendeten Wah: 
m. Die alte Kammer fist bis zu diefem Tage; vereinigt mit dem Senate forgt 
Re proviforifch für die Regentfchaft und Vormundſchaft, wenn nicht ein Gefeß, un: 
ter der vorhergehenden Regierung, darüber Beflimmungen getroffen hat. Die neue 

ammer verfügt, im Vereine mit dem Senate, definitiv über diefen Gegenftand. 

Art. 63. Wenn das Staatsoberhaupt ſich in der Unmoͤglichkeit befindet, zu 
tegieren; fo wird für die Zutel und die Regentſchaft von der wählbaren Kammer, 
m Bereine mit bem Genate, geforgt. , 

Art. 64. Im Falle der Erledigung des. Thrones forgen bie vereinigten Kams 
men proviforifh für die Regentfchaft bis zur Verfammlung einer neuen wählbaren 

er, welche fpäteftens in zwei Monaten Statt finden muß. Diefe neue Kam: 
mr und der Senat, abgefondert deliberirend, forgen definitiv für die Beſetzung des 
ttledigten Thrones. 


Von den Kammern. 


Art. 65. Die Sitzungen der Kammern find oͤffentlich; nichts deſto weniger 
kann jede Kammer, auf Verlangen des Drittheils der gegenwärtigen Mitglicder,. 
Rd in ein geheimes Gomite bilden. | 


\ 


- 
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Art. 66. Jede Kammer verificirt die Vollmachten ihrer Mitglieder und ur: 
theilt Über bie in diefer Hinſicht gemachten Ausftellungen. | 
. Art. 67. Man kann nicht zugleich Mitglied beider Kammern feyn. 

Art. 68. Für jede Sitzung ernennt jede der Kammern ihren Präfidenten, ihre 
Bicepräfidenten und bildet ihr Bureau. 

Art. 69. Jeder Befchluß wird nach der abfoluten Mehrheit der Stimmen ge 
Er Falle der Zheilung der ‚Stimmen wird der Vorſchlag für verworfen 
angefehen. 

rt. 70. Die Abftimmung gefchicht mit lauter Stimme oder durch Gigenbki: 
ben und Aufftehen. Ueber das Ganze jedes Gefeges muß immer durch Namensauf: 
ruf und mit lauter Stimme votirt werden. Bei Wahlen und Präfentationen von 
Bandidaten findet geheimes Scrutinium Statt; bie nämliche Art und Weiſe wird 
bei Anklagen befolgt. 

Art. 71. Die Kammern haben das Recht der Unterfuchung. 

Art. 72. Ein Gefegentwurf kann von einer der Kammern nur angenommen 
werben , nachdem er Artikel für Artikel votirt worden ift. 

Urt. 73. Die Kammern haben das Recht, Amendements zu madjen, und die 
Artikel und vorgefchlagenen Amendements zu theilen. - 

Art. 74. Es ift verboten, der Kammer Petitionen in Perfon vorzulegen. Sebe 
Kammer hat das Recht, die Petitionen, die an fie gerichtee werben, den Miniſtern 
zuzufenden, die Bemerkungen hinzufügend, bie fie für angemeffen hält. 

- Art. 75, Jedes Bahr befchließen, die Kammern das Geſetz der Rechnungen, 
bevor fie das Budget votiren. Bi 

Art. 76. Kein Mitglied ber einen ober ber andern Kammer fann gerichtlich 
verfolgt ober in Anſpruch genommen werben wegen, in der Ausübung ihrer Func⸗ 
tionen geäußerter, Meinungen und abgegebener Abftimmungen. 

Art. 77. Kein Mitglied der einen oder der andern Kammer Tann, während 
der Dauer der Sisung, gerichtlich verfolgt oder verhaftet werden (mit Ausnahme 
des Falles, in flagranti delicto ergriffen zu feyn), als auf Autorifation der Kam— 
mer, zu welcher es gehört. Die Daft oder gerichtliche Verfolgung eines Gliedes 
der einen ober der andern Kammer Tann während der Sigung und für ihre gan 
Dauer fuspendirt werben, wenn bie Kammer es verlangt. 

Art. 78. Jede Kammer beftimmt duch ihr Reglement bie Art und Weife, 
nach welcher fie ihre Befugniffe ausübt. 


- Bon der wählbaren Kammer. 


Art. 79. Die wählbare Kammer befteht aus Deputirten, die unmittelbar von 
den Bürgern gewählt werben. 

Art. 80. Die Wahlen gefchehen durch ſolche Unterabtheilungen von Provinzen 
die das Geſetz beftimmen wird. Die Deputirten repräfentiren die Nation und michi. 
blos die Provinz oder Unterabtheilung der Provinz, die fie ernannt hat. | 

Art. 81. Das Wahlgefeg wird die Zahl der Deputirten feftfegen, die fich jeden 
falls nicht über hundert erſtrecken darf; es wird gleichfalls die erforderlichen Bedin 
gungen, um Wähler fu feyn, und die Wahloperationen beflimmen. . 

Art. 82, Um wählbar zu ſeyn, muß man ur 

1) gebohrner Belgier, der zweiten Verfügung des Artikels 34. gemäß,- a 
folder angefehen feyn, oder die große Naturalifation erhalten haben 5 

2) bürgerliche und politifche Rechte genießen ; 

3) fünfundzwanzig Jahre zurüdgelegt haben, und i 

' 4) in Belgien wohnen. k 
Keine andere Bedingung der Wählbarfeit kann gefordert werben. 

"Art. 83. Der von der Regierung zu einem befoldeten Amte ernannte Deputich 
hört, wenn er ed annimmt, unmittelbar auf, in ber Kammer zu figen und Exit 
feine Zunctionen nur in Folge einer neuen Wahl wieder an. $ 

Art. 84. Die Deputirten werben auf vier Jahre erwählt. Nah Ablauf dieſe 
Termins oder im Falle der Aufloͤſung wird die Kammer vollſtaͤndig erneuert. A 

Art. 85. Jeder Deputirte genießt einen Gehalt von 2500 fl. 

Art. 86. Die Glieder des Rechnungshofes werden von ber wählbaren Kamm 
ernannt, die das Recht hat, fie zu entlaffen. - 

Diefer Rechnungshof ift beauftragt zur Prüfung und Liquidation ber Kehrrum 
gen der allgemeinen Verwaltung. Er wacht darüber, baß Fein Artikel, der Aus 
ben des Budgets überfchritten merbe und daß Keine Uebertragung Statt finde. & 
genehmigt die Rechnungen der verfchiedenen Minifterien, und ift befugt, zu biefer 


— 
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Zwecke jede Erkundigung einzuziehen und jeden nöthigen Rechnungsbeleg zu fam: 
min. Die allgemeine Rechnung des Staates wird den Kammern vorgelegt," mit 
den — des Rechnungshofes. Dieſer Rechnungshof wird durch ein Geſetz 
organi | 
Vom Senate 


Art. 87, Die Senatoren werben von dem Staats: Dberhaupte ernannt. 
Art. 83. Die Zahl ift nicht befchränkt; inzwifchen muß die Kammer mindeftens 
aus vierzig Mitgliedern beftehen. - 
a Art. 89. Die Commiſſion ſchlaͤgt die Alternative zwifchen folgenden zwei Ver: 
gungen vor: \ 
Die Würbe des Senators ift erblich nad) dem Rechte der Erftgeburt in männs 
licher Linie. Ein Gefeg wird die Regeln ber Erbfolge und bie Fälle des 
Berluftes dieſes Rechtes beſtimmen; jedenfalld können die Majorate und 
bie durch den Givilcoder verbotenen Subftitutionen unter keinem Zitel 
wieder hergeftellt werden; oder: 
ie Senatoren werden auf Lebenszeit ernannt. 
Art. 90. Um Senator zu werben, muß man 
1) gebohrner Belgier feyn oder, gemäß der zweiten Verfügung des Art. 34, 
ald Belgier gelten, oder bie große Naturalifirung erhalten haben; 
2) im Genuß feiner politifchen und bürgerlihen Rechte feyn; 
5) mindeftens taufend Gulden Grundfteuer von in Belgien Hegenden Gütern 
zahlen, und 
4) in Belgien domiciliirt feyn. ’ 
At. 91. Die Senatoren haben Eintritt in die Kammer mit 25, und bera« 
thende Stimme mit 35 Jahren. 
Art. 92. Die Senatoren erbälten weber Gehalt noch Entfchädigung. 

Art. 93. Die Söhne des Staats: Oberhaupts find vermöge des Rechts ihrer 
Gtburt Senatoren. 
Urt. 94. Jede Verfammlung des Senats, welche außer der Zeit der Sitzung 
kr wählbaren Kammer gehalten würde, iſt null und nichtig, den Fall ausgenom: 

en, wo der Senat als Gerichtähof (cour de justice) vereinigt ift. 


Bon den Miniftern. 


Art. 95. Niemand Tann Minifter werden, der nicht Belgier von Geburt ift, 
er die große Naturalifation erhalten hat. 

— 96, Kein Mitglied der Familie des Staats-Oberhauptes Kann Miniſter 
Kirden. » 
Art. 97. Die Minifter haben weder in ber einen nod) andern Kammer eine 
krathende Stimme, als wenn ſie Mitglieder derfelben find. 

Sie haben Zutritt in jede der Kammern und müffen gehört werben, wenn fie 

% verlangen. — Die Kammern Eönnen die Gegenwart der Minifter requiriren. 

Art. 98. In keinem Falle‘ kann ein mündlicher oder fchriftlicher Befehl des 

Etats: Oberhauptes einen Minifter der Verantwortlichkeit entzichen. 

Art. 99. Die wählbare Kammer hat das Recht, die Minifter anzuflagen und 

ſe vor den Senat zu ftellen, der allein das Recht hat, fie zu richten. j 

Art. 100. An dem Richterfprucdhe über den Angeklagten Fönnen nicht Theil 
nehmen die Senatoren, bie feit feinem Eintritt ins Minifterium zu Senatoren ers 
nannt worden find. Ausgenommen. von biefer Verpflichtung find die erften vierzig 

Smatoren, die in Folge gegenmärtiger Verfaffung ernannt worden find. 

It. 101.- Das Staats: Oberhaupt kann den verurtheilten Minifter nicht an: 
ders begnabigen , ald auf das Verlangen von einer ber beiden Kammern. 

Art. 102. Bis ein Geſetz das Genauere hierüber vorgefchrieben, ſteht der waͤhl⸗ 
baren Kammer das unterſcheidende Urtheil und bie Befugniß zu, einen Miniſter an: 

Nullagen und dem Senat, ihn zu richten, dad Verbrechen charakterifirend und die 


Strafe beftimmend. 
Von ber richterlihen Gewalt. 


At. 108. Alle Streitigkeiten, die politifche und bürgerliche Rechte zum Ge: 
staftande Haben, gehören in den Bereich der Tribunale, die durch das Gefeh ‚be 
ten Ausnahmen abgerechnet. . 

Art. 104. Kein Tribunal, keine befondere Jurisbiction kann errichtet oder eins 
geführt werden, außer durch ein Gefeg. Keine Commiſſion noch außerordentliche 
ale dürfen, unter welcher Bedingung es auch fey, errichtet werden. 
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Art. 105. Es wird ein Gaffationshof für ganz Belgien beftehen. 

Art. 106. Die Audienzen der Tribunale find Öffentlich, fofern diefe Deffentlid: 
keit für gute Ordnung und Sitten nicht gefährlich ift, und in diefem Falle erklärt 
dies das Tribunal einftimmig durch ein Urtheil. i 

Art. 107. Jedes Urtheil wird in Öffentlicher Audienz gefprochen. 

Art. 108. Jedes Urtheil wird motivirt (d. h. die Gründe angegeben). 

Art. 109. Die Inftitution der Jury wird wieder hergeftellt. 

Art. 110. Die Friedensrichter, Richter und Präfidenten der Appellationshöfe 
werben von bem Staatd: Oberhaupte ernannt, nad) einer dreifachen Lifte von Can: 
didaten, die von den Provinzial: Sonfeild vorgelegt wird. 

Der Präfident und die Räthe des Gaffationshofes werden gleichfalls vom 
Staatd: Oberhaupte ernannt, nad) einer dreifachen Lifte, die. die wählbare Kam: 
mer vorlegt. “ 

‚ Art. 111. Die Richter werben auf Lebenszeit ernannt; kein Richter Tann feine 
Stelle verlieren, noch fuspendirt werben, außer durch ein Urtheil. Die Entlaffung 
eines Richters kann nur Statt finden mittelft einer neuen Ernennung und feiner 
Einwilligung. 

Urt. 112. Das Staats-Oberhaupt ernennt und entläßt bie Beamten des öffent: 
lichen Minifteriums und die Schreiber bei den Gerichtshöfen und Zribunalen. 

Art. 118. Ein befonderes Geſetz beflimmt den Gehalt der Richter, ber Off 
cianten des Parquets und der Schreiber. 

Art. 114. Kein Richter Tann von der Regierung befolbete Zunctionen an» und 
übernehmen, ed fen denn, baf er fie umfonft ausübe und ohne Präjubiz ber durch 
das Geſetz beftimmten Fälle der Unvereinbarteit. 

Art. 115. An den beftegenden Zribunalen Tann nichts verändert werben, als 
in Folge eines Gefeges. Befondere Gefege werden die Organifation der Militair— 
Gerichtshöfe, ihre Attributionen, bie Rechte und Verbindlichkeiten der Mitglieder 
diefer Zribunale und die Dauer ihrer Functionen regeln und beftimmen. 


Bon den Provinzial: und Kommunal: Inftitutionen. 


Art. 116. Die Provinziale und Kommunal-Inftitutionen werden durch Geſetze 
regulirt. Diefe Gefege werden die Anwendung folgender Grundfäge heiligen: 
1) unmittelbare Wahl; 
2) Bevollmädhtigung oder Befugniß der Provinzial: und Communal:Eonfeils 
wu allem, was Provinzial: und Gommunal: Intereffe ift; . 
’ 3) ee der Sigungen in denen. durch das Gefeg beſtimmten 
renzen; 
4) die der Budgets und der Rechnungen; 
5) die Intervention des Staats-Oberhauptes ober der geſetzgebenden Gewalt, 
um zu verhindern, daß die Propinzial- und Communal: Gonfeils ihre 
Befugniffe nicht überfchreiten und das allgemeine Intereffe nicht verlegen. 


Bon ber Revifion der Verfaſſung. 


Art. 117. Die gefeggebende Gewalt hat das Recht, zu erklären, daß Grund 
vorhanden fey, diefe oder jene, von ihr zu bezeichnende, verfaffungsmäßige Verfü: 
gung zu revidiren unb resp. zu reformiren. 

Nach diefer Erklärung iſt die wählbare Kammer aufgelöfet von Rechtswegen; 
. 68 wird eine neue zufammen berufen, gemäß dem Art. 54, 

Diefe Kammer wird, in gemeinfhaftlicher Uebereinkunft mit ben anbern Zwei: 
J— geſetzgebenden Gewalt, uͤber die der Reviſion unterworfenen Puncte ent— 

eiden. 
In dieſem Falle wird ſie nur berathſchlagen koͤnnen, wenn mindeſtens zwei 
Drittheile der Mitglieder, woraus ſie beſteht, gegenwaͤrtig ſind; keine Veraͤnderung 
darf angenommen werden, wenn ſie nicht wenigſtens drei Viertheile der Stimmen 


fuͤr ſich hat. 
Supplementar⸗-Verfuͤgungen. 
Art. 118. Der National⸗Congreß wird, bevor er ſich aufloͤſet, folgende Geſete 

als gefeßgebende Gewalt decretiren: 

1) ein Gefeg über die Organifation der Bürgergarbe 

2) ein Gefeh über die Preſſe; 

3) ein Geſetz über die Organifation der Jury und ihre Anwendung auf poli« 

tifhe und Preßvergehen; | 
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4) die Finanzgeſetze; 

6) das Wahlgefes und andere von dringender Nothwendigkeit. 
Diefe Gefege können durch die gewöhnlichen Legislaturen modificirt oder aufgehoben 
werden. 

119. Der National:Eongreß erklärt überbieß, daß es nöthig ift, für folgende 
Gegenftände, durch befondere Gefege und in dem möglichit Fürzeften Zeitraume, zu 
forgen, naͤmlich: 

1) die Provinzial: und Communal : Organifation; 
2) . Berantwortlichkeit der Minifter und anderer Agenten der höchften 
‚Gewalt; 
8) die Organifation der Gerichtshoͤfe; 
4) der öffentliche Unterricht und die Erziehung im Allgemeinen; 
5) die Reviſion des Verzeichniffes der Penfionen; 
6) die geeigneten Maafregeln, den Mifbräuchen der Zufammenhäufung meh: 
rerer Stellen zuvor zu kommen; 
7) die Revifion der Gefehgebung über Bankerotte und Moratorien ; 
8) die Drganifation der Armee, die Rechte des Avancements und des Ruhe⸗ 
ftandes und das militairiſche. Strafgeſetzbuch. 
Art. 120. Die Trage der Abfchaffung der Zodesftrafe und der Brandmarkung 
sah fpäteftens in fünf Ka der Prüfung der gefeggebenden Gewalt unterworfen 
en 


Art. 121. Der Congreß wird, bevor er fich auflöfet, die Epoche der erften 
Serfammlung der Kammern beftimmen. 

Art. 122. Alle Gefege, Decrete, Befchlüffe, Neglements und andere Acte, bie 
ienwärtiger Verfaffung entgegen find, werden hierdurch für aufgehoben und abe 


eihafft erklärt. 
Shluß:VBerfügung. 

Art. 123. Die Aufrehthaltung der Verfaffung und aller der Rechte, bie fie 
fetftelle und heilige, wird der Vaterlandslicbe und dem Muthe der Bürgergarbe, 
ter Armee, der Richter und Beamten aller Belgier vertraut. 

Brüffel, den 27. October 1830. | 

Die Mitglieder der Verfaffungs: Sommiffion: 
Ban Meenen, v. Gerlade, Dubus, Lebeau, 
Blargnies, Eh. Zaude, Mathieu, Devaur, 
Nothomb. 
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d) Staatöverfaffung Belgiens, angenommen vom 
Nationalcongreffe am 25. Zebr. 1831. 


; Erfter Titel 
Von dem Staatögebiete und feinen Eintheilungen. 


Art, 1. Belgien ift in Provinzen eingetheilt. 

Diefe Provinzen find: Antwerpen, Brabant, MWeftflandern, Oſtflan⸗ 
kn, Hennegau, Lüttich), Limburg, Luremburg und Namuͤr, mit Vorbehalt 
vr Verhältniffe Luremburgs zum teutfchen Bunde. ' 

Wenn das Staatsgebiet in eine größere Anzahl von Provinzen einge: 
teilt werden foll; fo "hängt diefes von dem Gefeke ab. 

At. 2. Die Unterabtheilungen der Provinzen Eönnen nur durch ein 
Geſetz angeordnet werden. 

‚ at. 3. Die Grenzen des Staates, der Provinzen und der Gemeinden 
Ennen nur in Kraft eines Gefeges verändert oder berichtigt werden. 


Zweiter Titel. 
Bon den Belgiern und ihren Rechten. 


‚at. 4, Man erwirbt, behauptet und verliert die Eigenfchaft eines _ 
Velgiers, nach den Beſtimmungen des buͤrgerlichen Rechtes. 
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Die gegenwärtige Verfaffung und die übrigen auf die ſtaatsbuͤrgerlichen 
(politifchen) ‚Rechte bezüglichen Gefege fegen, außer dieſer Eigenfhaft, die 
Bedingungen feft, welche zur Ausübung diefer Rechte erforderlich find. 

. Art. 5. Das Bürgerrecht wird durch die gefeggebende Gewalt verliehen. 

Nur das große Bürgerrecht (la grande naturalisation) macht den Frem⸗ 
den;, für die Ausübung der politifhen Rechte, dem Belgier gleich. 

Art. 6. Es giebt in dem Staate Eeinen Standes : Unterfchied, 

Die Belgier find vor dem Gefege gleich; fie allein koͤnnen bürgerliche 
und militairifche Aemter bekfeiden, mit Vorbehalt der Ausnahmen, welche in 
befondern Fällen duch ein Gefeg angeordnet werben Eönnen. 
| Art. 7. Die perfönliche Freiheit (liberte individuelle) ift Jedem zuge⸗ 
fichert. Keiner kann anders gerichtlich verfolgt werden, als in den Zällen, 
welche das Gefeg vorausbezeichnet, und in der Form, welche bafjelbe vor— 
Schreibt. Außer dem Falle der Ergreifung auf frifcher That, kann Niemand 
anders verhaftet werden, als in Kraft eines richterlihen, mit Gründen vers 
fehenen, Befehls, welcher im Augenblide der Verhaftung, oder fpäteftens _ 
"binnen 24 Stunden bekannt gemacht werden muß. j 

Art. 8. Niemand kann wider feinen Wilken feinem gefeglihen Richter 
entzogen werben. | 

Art. 9. Eine Strafe kann nur in Kraft des Gefeges feflgefegt und _ 
zugefügt werben. . 

Art. 10. Die Wohnung. ift unverleglih; eine Hausfuhung kann nur _ 
Statt finden in den Fällen, welche das Geſetz voraus bezeichnet, und in ber 
Form, welche es vorfchreibt. 

Urt. 11. Nur aus Ruͤckſicht des oͤffentlichen Nutzens kann Jemand 
ſeines Eigenthumes beraubt werden, und nur in den Faͤllen und der Art, 
welche das Geſetz beſtimmt und vermittelſt einer gerechten und vorgaͤngigen 
Entſchaͤdigung. 

Art. 12. Die Strafe der Guͤtereinziehung (confiscation) kann nicht 
Statt finden. | 

Art. 13. Der bürgerliche Tod ift abgefhaffte, und kann nicht wieder 
eingeführt werden. | 

Art. 14. Die Freiheit jeder Gottesverehrung (culte), ihrer Ausübung, 
fo wie die Freiheit, feine Gedanken zu äußern, auf welche Urt e8 ſeyn mag, 
iſt zugefichert, mit Vorbehalt der Unterdrüdung der Vergehungen, welche bei 
Ausübung diefer Freiheiten begangen werden. 

Art. 15. Keiner ift gezwungen, auf irgend eine Weiſe an den Hand⸗ 
lungen und Feierlichkeiten eines Gottesdienftes Theil zu nehmen, oder Die 
Ruhetage beffelben zu beobachten. | 

Art. 16. Der Staat hat Fein Recht, fih in die Ernennung oder Ein: 
fegung der Diener irgend einer Gottesverehrung zu mifchen, oder ihnen den 
Verkehr mit ihren Oberen und die Bekanntmahung ihrer Acten zu unterfa= 
gen; im legteren Falle mit Vorbehalt der gewöhnlichen Verantwortlichkeit im 
Betreff der Preffe und der Bekanntmachung. 

Die bürgerliche Heirath muß immer der priefterlichen Einfegnung vor: 
hergeben, mit Borbehalt der etwaigen Ausnahmen, welche duch das Gefeg 
zu beftimmen find. | 

rt. 17. Der Unterricht ift frei; jede vorgreifende Maafregel iſt unter- 
fagt; die Unterdrückung von Vergehungen wird nur durch das Gefeg georbnet. 
Der öffentliche Unterricht, den man auf Koften des Staates ertheilt, wird 
ebenfalls durch das Geſetz genauer beftimmt. 

Art. 18. Die Preffe ift frei; die Cenſur kann nie eingeführt werben ; 
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ez bedarf auch keiner Sicherheitsleiſtung von Seiten ber Schriftſteller, Ver⸗ 
Irger. ober Druder. Wenn ber Schriftfteler bekannt und in Belgien anfäffig 
it; fo kann der Verleger, Drucker oder Vertheiler nicht gerichtlich verfolgt 
werden, 


Art. 19. Die Belgier haben das Recht, fich friedlich und ohne Wafs 
fin zu verfammeln, gemäß den Gefegen, welche die Ausübung dieſes Mechtes 
beſtimmen Eönnen, ohne es jedoch einer vorgängigen obrigkeitlichen Erlaubniß 
zu unterwerfen. 

Diefe Verfügung bezieht ſich nicht auf die Verfammlungen unter freiem 
Himmel, welche gänzlich den Polizeigefegen unterworfen bleiben. 

At. 20. Die Belgier haben das Recht, ſich zu Gefellfhaften zu ver⸗ 
einigen; diefe8 Recht darf Eeiner vorgreifenden Maaßregel unterworfen werden. 

Art. 21. Jeder hat das Recht, an die Öffentlichen Behörden Bittſchrif⸗ 
tm mit der Unterfchrift von einer oder mehreren Perfonen einzureichen. 

Die eingefegten Behörden haben allein das Recht, im gemeinfchaftlichen 
Namen Bittfchriften einzureichen. 

At. 22. Das Briefgeheimniß iſt unverletzlich. Das Geſetz beſtimmt 
de Beamten, welche für die Verletzung des. Geheimniſſes der, der Poft an 
vertrauten, Briefe verantwortlicdy find. 

Art. 23. Dee Gebrauch der in Belgien üblichen Sprachen iſt willkuͤhr⸗ 
id; er kann nur durch das Geſetz beſtimmt werden, und nur für bie Acten 
Kr öffentlichen Behörde, und für gerichtliche Handlungen. 

Urt, 24. Um öffentlihe Beamte für Handlungen ihrer Verwaltung 
gerichtlich zu verfolgen, ift feine vorgängige Erlaubniß nöthig, mit Vorbehalt 
det Anordnungen im Betreff der Minifter. 


Dritter Titel. 
Bon den Gewalten. 


Art. 25. Alle Gemwalten gehen von der Nation aus. Sie werden auf 
Ye, in der Verfaſſung feftgefegte, Weife ausgeübt. 

At. 26. Die gefeggebende Gewalt üben in Gemeinſchaft der Koͤnig, 
Ye Kammer der Volksvertreter und der Senat aus. 

Art. 27. Der Gefegvorfchlag (Initiative) gebührt einem jeden bdiefer 
kei Zweige der gefeßgebenden Gewalt. Jedoch muß über jedes Geſetz, das 
ſih auf die Einnahme oder Ausgabe des Staates, oder auf das Gontingent 
bed ui Dee bezieht, zuerft in der Kammer der Volksvertreter abgeftimmt 
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ſehgebenden Gewalt. 

Art. 29. Der König befigt die ausübende Gewalt, in der Art, wie fie 
in der Se angeordnet ift. 

Die richterlihe Gewalt wird durch die Gerichtöhöfe und Tri: 
I N Die Beſchluͤſſe und Urtheile werden im Namen des Kb 
rigs vollzogen. 

Art. 31. Die Angelegenheiten, welche ſich ausſchließlich auf die Ge— 
meinden oder Provinzen beziehen, werden, nad) ben Grundlagen der Staats⸗ 
er eflung, durch ' die Gemeinde: und Provinzial: Rathsverſammlungen ge⸗ 

net, 
"Erftes Kapitel 
Don den Kammern. 


Art, 32. Die Mitglieder der beiden Kammern vepräfentiren die Nation, 
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und nicht bloß die Provinz oder die Untereintheilung der Provinz, welche ſie 
ernannt hat. 

Art. 33. Die Sitzungen der Kammern ſind oͤffentlich. 

Nichts deſto weniger bildet ſich jede Kammer auf den Antrag ihres 
Vorſitzers (Präfidenten), oder von zehn Mitgliedern, zu einer geheimen Ver: 
ſammlung. Sie entfcheidet darauf durch abfolute Stimmenmehrheit, ob über 
denfelben Gegenftand nochmals eine öffentlihe Sigung abgehalten werden fol. 

Art. 34. Jede Kammer unterfuht die Vollmachten ihrer Mitglieder, 
und prüft die Beftreitungen, welche ſich über diefen Gegenftand erheben. 

Art. 35. Man kann nicht gleichzeitig Mitglied von beiden Kam: 
mern feyn. 

Art. 36. Wenn ein Mitglied der einen oder der andern Kammer von 
der Regierung zu einem befoldeten Amte berufen wird, und er biefes an 
nimmt; fo-verliert: er damit unmittelbar Sig und Stimme, und erlangt 
feine Stelle nur in Kraft einer neuen Wahl wieder. 

Art. 37. Bei jeder Seffion ernennt eine jede Kammer ihren Präfidenz, 
ten, ihre Vicepräfidenten, und ordnet ihe Bureau. 


Art. 38. Jede Beſchlußnahme wird nach abfoluter Stimmenmehrheit 
gefaßt, mit Vorbehalt der Regulative, welche durdy die Kammer in Bezie- 
hung auf die Wahlen und die Borfchläge (Präfentationen) feftgefegt werden. 
Bei Stimmengleichheit wird der in Berathung gezogene Vorfchlag verworfen. 
Keine der beiden Kammern Fann einen Beſchluß faffen, wenn nicht die Mehr- 
zahl ihrer Mitglieder verfammelt ift. 

At. 39. Die Abftimmung gefchieht entweder Taut, oder buch Auf⸗ 
ftehen und Sigenbleiben. 

Ueber das Ganze von Gefegen wird durch Namensaufruf und mit lau= 
ter Stimme abgeflimmt. Die Wahlen und das Vorſchlagen der Gandidaten 
gefchehen immer durch geheime Stimmengebung. 


Art. 40. Eine jede Kammer hat das Recht, Unterfuchungen anzuftellen. 

Art. 41. Ein Gefeg kann nur von einer ber Kammern angenommen 
werden, wenn über jeden Artikel einzeln abgeftimmt: ift. 

Art. 42. Die Kammern haben das Necht, die Artikel und die vorge— 
fhlagenen Verbeſſerungen abzutheilen und zu verbeffern. 

Art. 43. Es iſt unterfagt, den Kammern in Perfon Bittfchriften zu 
überreihen. Jede Kammer hat das Recht, die an fie gerichtete Bittſchriften 
an die Minifter zu übermweifen. Die Minifter find verbunden, Auskunft 
über deren Inhalt zu ertheilen, wenn es die Kammer verlangt. 

Urt. 44. Kein Mitglied der einen oder der andern Kammer kann ge: 
richtlich verfolgt oder zur Rechenſchaft für feine Meinung und Stimme gezo: 
gen werden, welche es in der Ausübung feiner Dienftverrichtungen ausges 
fprochen hat. | 

Art. 45. Ein Mitglied der einen oder der andern Kammer Eann wäh 
rend der Dauer der Sigungen, nur mit Erlaubniß der Kammer, welcher «8 
angehört, verfolgt oder feftgefegt werden, mit Vorbehalt der Ergreifung auf 
frifcher That. Ein Mitglied der einen oder der andern Kammer kann wäh: 
end der Sigungen nur dan verfolgt werden, wenn biefelbe ihre Erlaubnis 
dazu ertheilt. Der Verhaft oder die Verfolgung eines Mitgliedes der einen 
oder der andern Kammer kann während der Sigungen und für ihre ganze 
Dauer aufgefhoben werden, wenn die Kammer es verlangt. 

Art. 46. Jede Kammer beftimmt durch ihre Gefchäftsordnung ben 
Gang, nach welcher fie ihre Gerechtfame ausübt, 

8 


\ 
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Erfte Abtheilung. 

Bon der Kammer ber Volksvertreter (Repräfentanten). 

It, 47, Die Kammer der Repräfentanten befteht aus den unmittelbar 
von den Bürgern gewählten Abgeordneten, welche den duch das Wahlgefeg 
kftimmten Steuerbeitrag zahlen, der nicht 100 fl. überfchreiten, noch unter 
2% fl. fern darf. 

Att. 48. Die Wahlen gefchehen nach den Eintheilunyen der Provinzen, 
md an den Orten, welche das Gefeg beftimmt. 

At. 49, Das MWahlgefeg beftimmt die Zahl der Abgeordneten nad) 
in Bevölkerung. Diefe Zahl darf das Verhältnig eines Abgeordneten auf 
3,000 Einwohner nicht überfteigen. Das Wahlgeſetz beftimmt gleichermeife 
Ye Bedingungen, welche erforderlich find, um Wähler zu feyn, und für den 
bang der Wahlen. 

Urt. 50. Um gewählt werben zu Tönnen, muß man: 

1) Belgier von Geburt feyn, oder das große Bürgerrecht erhalten 

haben; | 

2) im Genuß der bürgerlichen und flaatsbürgerlichen Rechte; 

3) volllommen fünfundzwanzig Jahre alt; 

4) in Belgien wohnhaft feyn. 

Keine andere Bedingung der Wählbarkeit kann erfordert werben. 

At. 51. Die Mitglieder der Kammer der VBolksabgeordneten werben 
“f vier Jahre gewählt. Sie werden alle zwei Jahre, nach der im Mahl: 
Ks angeordneten Reihenfolge, zur Hälfte erneuert. Im Falle der Auflö: 
ing muß die Kammer vollftändig erneuert werden. 

At. 52. Jedes Mitglied der Kammer der Volksabgeordneten genießt, 
wütend der Dauer der Sigungen, eine monatliche Vergütung von 200 fl.; 
'sknigen, welche in der Stadt wohnen, wo die Sisungen gehalten werden, 
Sitten Feine Vergütung. 


Zweite Abtheilung. 
Vom Senate. 

Kt. 53, Die Mitglieder des Senated werden nah Maaßgabe ber 
Salletung einer jeden Provinz durch diefelben Bürger gewählt, welche die 
tjlieder der Kammer der Volksvertreter wählen. 

It. 54. Der Senat befteht aus halb foviel Mitgliedern, ald die Kam⸗ 
ur der Volksvertreter. 

Kt, 55. Die Senatoren werden für acht Jahre gewählt, Sie werben 
&r vier Jahre zur Hälfte, nach der im Wahlgefege vorgefchriebenen Reihen: 
3, emenert, Im Falle der Auflöfung wird der Senat vollftändig erneuert. 
Lt. 56. Um als Senator gewählt werden zu fünnen, und ed zu 
kim, muß man: 

1) Belgier von Geburt feyn, oder das große Bürgerrecht erhalten 

haben; 

2) im Genuß feiner bürgerlichen und ftnatöbürgerlichen Rechte ; 

3) in Belgien wohnhaft; 

4) wenigftens vierzig Jahre alt feyn; 

5) in Belgien wenigftens 1000 fl. directe Steuern zahlen, die Patent: 

gelder einbegriffen. Ä 

In den Provinzen, wo die Zahl der Bürger, welche 1000 fl. Abgaben 
Mm, nicht das Verhältniß von 1 auf 6000 Seelen erreicht, wird fie durch 
"am höchft Beſteuerten der Provinz bis zu diefem Verhältniffe vollzählig 


macht, : 
HI 44 
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Art. 57. Die Senatoren erhalten weder Beſoldung noc Vergütung. 

Art. 58. Mit dem achtzehnten Jahre erreicht ber muthmaßliche Ihren 
erbe das Senatorreht. Et hat aber erft mit dem fünfundzmwanzigften Jahr 

eine befchließende Stimme. | | 

Art. 59. Jede Verfammlung bed Senats, welche außer der Zeit di 
Sigungen der Kammer der Volksvertreter gehalten wird, iſt mit vollen 
Rechte nichtig. 

Zweited Kapitel, 
Bon dem Könige und feinen WMiniftern. 
Erfte Abtheilung. 

Bom Könige. 
Art. 60. Die verfaffungsmäßigen Gemwalten des Königs find erhli 
in feiner directen, natürlichen und rechtmäßigen Nachkommenſchaft, von Maı 
zu Mann, nad der Ordnung der Erxfigeburt, und mit beftändiger Ausſchl 
Fung der Frauen und ihrer Nachkommenſchaft. 

Art. 61. In Ermangelung männlidher Nachkommen, kann er, n 
Zuftimmung der Kammern, auf die im folgenden Artikel vorgefchriebene W 
feinen Nachfolger ernennen. Wenn auf diefe Weife feine Ernennung St 
findet; fo ift der Thron erledigt. 

Art. 62. Der König von Belgien kann ohne Zuftimmung der beil 
Kammern nicht zugleih das Haupt eines andern Staates feyn. Keine 
beiden Kammern kann über diefen Gegenftand berathfchlagen, wenn nidt:i 

nigſtens zwei Drittel der Mitglieder, woraus die Kammer bejtcht, gegenm 
tig find; und e8 kann fein Belhluß angenommen werden, wenn er n 
wenigftens zwei Drittel der Stimmen für fid) hat. 

Art. 63. Die Perfon des Königs ift unverkglicd, feine Minijter | 
verantwortlich. 

Art. 64. Kein Act des Königs hat Kraft, wenn er nicht von et 
Minifter unterzeichnet ift, welcher ſich durch Ddiefes allein dafuͤr verantw 
lich macht. 

Art. 65. Der Koͤnig ernennt und entlaͤßt ſeine Miniſter | 

Art. 66. Er verleiht die Stellen in der Armee, und befegt die Ste 
der allgemeinen Staatsverwaltung und der auswärtigen: Angelegenbeiten, 
Vorbehalt der durch das Geſetz angeordneten Ausnahmen. Andere Sti 
befegt er nur in Kraft einer befondern gefeglichen Verfügung. 

Art. 67. Er trifft die zur Vollziehung der Gefege nöthigen An 
nungen und Belchlüffe, ohne jebod jemals die Gefege felbft fuspend 
noch von ihrer Vollziehung befreien zu Eönnen. 

Art. 68. Dee König befehligt die Land: und Seemacht, erklärt K 
ſchließt Bündniffe, Friedens: und Handelsvertraͤge. Sobald das Sinti 
und die Sicherheit des Staates es erlauben, fegt er die Kammern davo 
Kenntniß, und fügt die nöthigen Mittheilungen bei. Die Handelsvert 
fo wie diejenigen, welche den Staat belaften, ober einzelne Belgier verp 
ten, haben nur Kraft, wenn fie die Zuflimmung der Kammern erhalter 

Kein Abdtritt, Erin Tauſch, keine Verbindung eines Landestheiles 
afiders Statt finden, als Eraft eines Gefeges. In keinem Kalle Eönncı 
geheimen Artikel eines Vertrages den offenen zumidetlaufen.. 

Art. 69. Der König beftätigt die Gefege und macht fie bekannt. 

Art. 70. Die Kammern vereinigen fi) von Rechtswegen twenic 
alte Jahre am zweiten Dienftag des Novembers, wenn fie nicht Früher 
Könige zufammen berufen werden. Die Kammern müffen alle Sabre 
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nigftens 40 Tage verfammelt bleiben. Der König ſchließt die Sigungen. 
Er hat das Recht, die Kammern in außerordentlihen Fällen zufammen zu 


en. 

Art. 71. Der König hat das Recht, bie Kammern aufzulöfen, fey es 
beide zugleich, oder nur eine. Der Beſchluß . der Auflöfung : begreift aber in 
fi die Zufammenberufung der Wähler. innerhalb der nächften 40 Zage, und 
der Kammern innerhalb der naͤchſten zwei: Monate. | 

Art. 72. Der König kann die Kammern. vertagen.. Die Vertagung 
darf aber die Frift eines Monates nicht überfchreiten, und kann in der naͤm— 
lien Sigung ohne die Zuftimmung der Kammern nicht wiederhohlt werden. 

Art. 73. Dee König hat das Recht, die Strafen, welde von den 
Richtern ausgefprochen werden, zu erlafjen oder zu mildern, mit Vorbehalt " 
ir Beflimmungen in Betreff der Miniſter. 

Fo 74. Er hat: das Recht, in Vollziehung des Gefeges, Münzen zu 


| * 75. Er hat das Recht, Adelstitel zu verleihen, ohne jemals Vor⸗ 
‚hte daran knuͤpfen zu koͤnnen. 

» Urt. 76. Er verleiht die militaitiſchen Orden, mit Beobachtung der 
Seſtimmungen, welche in dieſer Hinſicht das Geſetz vorſchreibt. 

Art. 77. Das Geſetz beſtimmt die Civilliſte fuͤr die ganze Dauer eis 
Ar jeder Regierung. 

| Art. 78. Der König hat keine andere Gewalt, als diejenige, welche 
im die Verfaffung, und die andern, in Kraft ber Berfaffung gegebenen, 
Belege, foͤrmlich beilegen. 

Art. 79. Beim Tode des Königs verfammeln ſich die Kammern ohne 
Zufammenberufung, fpäteftens 10 Tage nad feinem Ableben. Wenn bie 
Mammern vorher aufgelöfet find, und die Zufammenberufung in dem Be: 
luſſe der Auflöfung auf eine fpätere Zeit ald den zehnten Zag feftgefegt 
=; fo treten die alten wieder, bis zur Vereinigung der neuen, in ihre Ver: 
Shtungen ein. 

Penn nur eine Kammer aufgeföfet iſt; fo befolgt man in Ruͤckſicht 

Bere - Kammer diefelbe Vorſchrift. 
R Bom Tode des Königs an bis zur Eidesleiftung des Thronfolgers oder 
* Regenten, werden die verfaffungsmäßigen Gewalten deſſelben von den, 
a einen Rath vereinigten, Miniftern, und unter ihrer Verantwortlichkeit, im 
Rımen bes beigifchen Volkes ausgehbt. _ 

Art. 80. Der König wird volljährig mit dem vollen 18ten jahre. 
E nimmt erft dann vom Throne Befig, wenn er in der Mitte der vereis 
kijten Kammern vorher feierlichft folgenden Eid geleiftet hat. 

„Ich ſchwoͤre, die Verfaffung und die Gefege des belgifchen Vol: 
„Fed zu beobachten, die Unabhängigkeit der Nation und die Unver: 
„sebbarkeit des Staatsgebietes aufrecht zu erhalten.” 

Art. 81. Wenn beim Tode des Königs fein Nachfolger minberjährig 
#; fo vereinigen fi die beiden Kammern in eine einzige Verſammlung, 
zer Einfesung einer Regentfchaft und Vormundſchaft. 

Art. 82. Wenn der König ſich in der Unmöglichkeit zu regieren be: 
findet; fo rufen die Minifter, nachdem fie diefe Unmöglichkeit dargethan ha⸗ 
bm, unmittelbar bie Kammern zufammen. Die Bormundfhaft und Re: 
geatſchaft werden durch bie vereinigten Kammern angeordnet. 

Art. 83, Die Negentfchaft kann nur einer Perfon übertragen werden. 

Der Regent: beginnt feine Berrichtungen, — er den Eid, u 


der Art. 80. vorfchreibt, geleiftet. hat, 
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Art. 84, Während der Regentfchaft kann Keine Veränderung in d 
Staatsverfaffung vorgenommen werben. - 

Art. 85. Im Falle der Erledigung des Thrones, ordnen die gemei 
fchaftlich ‚berathenden Kammern vorläufig (proviforifh) die Regentſchaft aı 
bis zur Verſammlung der vollftändig erneuerten Kammern; dieſer Zufa: 
mentritt muß fpäteftens in zwei Monaten Statt finden. Die neuen ı 
meinfchaftlich berathenden Kammern treffen dann, hinfichtlic der Erledigu 
die feſten Pen) Anordnungen. 


Zweite Abtheilung. 
Bon den Miniitern. 


Art, 86. Keiner kann Minifler werden, wenn er nicht Belgier v 
‚ Geburt ift, oder das große Bürgerrecht erhalten hat. 

‚Urt. 87. Kein Mitglied der königlichen Familie kann Minifter ſeyn 

Art. 88. Die Minifter haben nur Stimmenteht in der einen o 
der andern Kammer, wenn fie Mitglieder bderfelben find. 

Sie haben Zutritt in jeder Kammer, und muͤſſen auf ihr Verlanı 
gehoͤrt werden. Die Kammern koͤnnen die Gegenwart der Minifter x 
langen. 

Urt, 89. Im keinem Falle kann — Koͤnig durch einen muͤndlie 
oder ſchrftůchen Befehl einen Miniſter der Verantwortlichkeit entziehen. 

Art. 90. Die Kammer der Volksvertreter hat das Recht, die M 
fer anzuflagen und fie vor den Gaffationshof zu ziehen, der fie allein ı 
ten fann, wenn die Kammern vereinigt find; mit Vorbehalt der Bell 
mungen, welche durch das Gefeg in Anfehung der Anjtellung ber bürg 
chen Klage von Seiten ber verlegten Partei und in Anfehung der Ver 
chen und Vergehen, welche die Minifter außer ihrem Gefchäftskreife be 
gen haben, feitgefegt werden. in Gefeg wird die Fälle der Verantwori 
keit beflimmen, die Strafen, welche über die Minijter verhängt werben, 
die Verfahrungsweiſe, welche gegen fie entweder auf die Anklage von Seiten 
Kammer der Volksvertreter, oder auf bie perfönliche Verfolgung von S 
der verlegten Partei, Statt findet. 

Art. 91. Der König kann einen Minifter, der durch den Caffati 
hof verurtheilt ift, nur auf das Verlangen von einer der beiden Kamı 
‚begnadigen. 


Drittes Kapitel. 
Bon der rihterlihen Gewalt. 

Art. 92. Die Streitigkeiten, welche bürgerliche Rechte um © 
ftande haben, gehören ausfchließlih vor die Tribunale. 

Urt. 93. Die Streitigkeiten, welche ftaatsbürgerliche Nechte zum 
genftande haben, gehören vor die Zribunale, mit Vorbehalt der durch 
Gefeg beftimmten Ausnahmen. 

Art. 94. Kein Tribunal, Feine flreitige Gerichtsbarkeit, kann 
als in Kraft eines Gefeges eingerichtet werden. Es Eönnen feine Cor 
fionen oder außerordentlihe Tribunale eingefegt werden, unter welcher 
nennung e8 auch fepn mag. 

Art. 95. Es giebt für ganz Belgien einen Caſſationshof. 

Diefer Hof -erkennt nicht über den Grund der Sachen, mit Aus 
der Verurtheilung der Miniſter. 

Art. 96. Die Sitzungen der Tribunale ſind oͤffentlich, wenn die 
fentlichkeit nicht fur die Ordnung und die Sitten gefaͤhrlich iſt, und =: 


— — — en 
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km Falle erklärt es das Tribunal durch einen Beſchluß. Im Betreff der 
politifchen und Preßvergehen kann der Thuͤrverſchluß nur mit Einftimmig- 
keit ausgefprochen werden. 

Art. 97. Jedes Urtheil wird mit Gründen belegt, und in öffentlicher 
Sitzung ausgefprochen. 

At. 98. Das Geſchwornengericht iſt fuͤr alle Criminalſachen, ſo wie 
für die politifchen und Prefvergehen angeordnet 

Die Räthe der Appellationshöfe, die Prafidenten und Wicepräfidenten 
dee Zribunale erfter Inftanz ihres Gefchäftskreifes, werden von dem Könige 
nach zwei doppelten Liften ernannt, von denen die eine von. diefen Höfen, 
die andere durch die Provinzial: Ratheverfammlungen eingereicht wird. Die 
Käthe des Gaffationshofes ernennt der König nad zwei doppelten Liften, von 
dienen die eine von: dem Senate, die andere von dem Gaffationshofe einge: 
richt wird. In dieſen beiden Fallen Eönnen die Gandidaten, welche 
uf der einen Lifte ſtehen, auch auf die andere gefegt werden. Alte Vor: 
läge ‚werden wenigſtens 14 Tage vor der Ernennung öffentlid bekannt 
macht. Die Gerichtshöfe wählen aus ihrer Mitte ihren Präfidenten und 
Bicepräfidenten. 

Art. 99. Die, Friedens: und Tribunalsrichter werden unmittelbar von 
em Könige angefteilt. “ 

Art. 100. Die Richter werden auf Lebenszeit ernannt. Kin Ric: 
er kann nur durch einen Urtheilsfpruch feines Amtes beraubt, oder für eine 
Zeit lang entfegt werden. Die Verſetzung eines Richters kann nur in Folge 
äner neuen Emennung und mit feiner Bewilligung Statt finden. 

Art. 101. Der König ernennt und entläßt die Beamten des öffentli- 
ben Dienftes bei den Gerichtöhöfen und Zribunalen. . 

Art. 102. Die Befoldungen der Mitglieder des Richterſtandes werden 
kur) ein Geſetz beftimmt. 

Art. 103. Kein Richter kann eine von der Regierung befoldete Stelle 
amehmen, wenn er es nicht unentgeldlich thut, mit Vorbehalt der Fälle der 
Imereinbarkeit, die das Geſetz beſtimmt. 

Art. 104. Es giebt in Belgien drei Appelhöfe. Das Geſetz beftimmt 
km Geſchaͤftskreis und. die Orte, wo fie eingerichtet werden. 

Art. 105. Beſondere Geſetze beftimmen die Einrichtung der Militair- 
&bımale, ihre Gerechtfame, die Rechte und Pflichten der Mitglieder diefer 
Tibunale, und die Dauer ihrer Verrichtungen. Es giebt Handelsgerichte 
an dern durch das Gefeg beftimmten Orten. Das Gefes beftimmt ihre Ein: 
ühtung, ihre Gerechtfame, die Art der Ernennung ihrer Mitglieder, und bie 
Dauer der Berrichtungen der letzteren. 

Art. 106. Der Gaffationshof entfcheidet über den Streit der Gerecht⸗ 
ſame nach der im Geſetz vorgeſchriebenen Verfahrungsweiſe. 

Art. 107. Die Gerichtshoͤfe und Tribunale wenden die allgemeinen, 
Frovinziellen und oͤrtlichen Beſchluͤſſe und Verordnungen nur in fo weit an, 
u fie den Gefegen gemäß find. 

Viertes Kapitel, 
Bon den Einrihtungen der Provinzen und Gemeinden. 


Art. 108. Die Einrichtungen der Provinzen und Gemeinden werben 
ee das Geſetz genauer beftimmt. Diefe Gefege heiligen folgende Grund: 


1) Die unmittelbare Wahl, mit Vorbehalt der Ausnahmen, welche 
das Geſetz rüdfichtlich der erften Beamten der Gemeindeverwaltung 
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und der Abgeordneter der Regierung bei ben Provinzlal⸗ Ratte: 
verfammlungen einführen kann; 

2) die Zumeifung aller Gegenftände an die Provinzial: und Gemein: 

deverſammlungen, ‘welche ein Provinzial: und Gemeindeinterefi 
haben, unbefchadet der Billigung ihrer Handlungen in den Fälle 

und der Art, welche das Gefeg beftimmt ; 
i 3) bie Deffentlichkeit der Provinzial: und Gemeinde: Rathöverfamm 
Ä (ungen in den durchs Geſetz bezeichneten Grenzen; 

4) die Deffentlichkeit des Steuerausſchlages (Budget) und ber Rech 
nungen; 

5) das Einſchreiten des Koͤnigs oder der geſetzgebenden Gewalt yu 
zu verhindern, daß die Provinzial: und Gemeinde = Rathsverfamm 
lungen nicht ihre Gerechtfame überfchreiten, und das allgemein 
Wohl befhädigen. 

Urt. 109. Die Abfaffung der Beſchluͤſſe des Civilſtandes, und d 

Führung der Regiſter, gehören ausſchließlich zu den Gerechtſamen der © 
meindeobrigkeiten. 


Vierter Titel. 
Von den Finanzen. 

Art. 110. Jede Auflage zum Beſten des Staates kann nur dur 
ein Gefeg angeordnet werben. jede Provinzialbelaftung oder Auflage Euı 
nur mit Einwilligung der Provinzial: Rathsverfammlungen eingeführt vor 
den. Jede Gemeindebelaftung und Auflage kann nur mit Einwilligung | 
Gemeinde: Ratheverfammlung eingeführt werden. 

Das Gefeg beftimmt die Ausnahmen, wo die Erfahrung die Mo 
wendigkeit in Bezug auf Provinzial: und Communalauflagen zeigen wird. 

Art. 111. Die Auflagen zum Bellen des Staates werden jäbrl 
der Berathung und Abflimmung unterworfen. Die Gefege, welhe die A 
lagen beftimmen, haben, wenn: fie nicht wieder erneuert werden, nur für 
Jahr Kraft. 

Art, 112. Kein Privilegium kann in Betreff der Auflagen eingefü 
werden, Eine Befreiung oder Nachlaß von einer Auflage kann nur du 

' ein Geſetz eingefuͤhrt werden. 

Art. 113. Gebühren koͤnnen außer den Faͤllen, welche förmlich. dı 
das Geſetz ausgenommen find, von den Bürgern nur unter Km Med 
grunde einer Auflage zum Belten des Staates, der Provinz, oder dee 1 
meinde gefordert werden. An ber gegenwärtigen Verwaltung dec Deiche 
Kanäle (Polders und Wateringen) wird nichts geändert; fie bleibt der 
wöhnlichen Gefeggebung unterworfen. 

Art. 114. Kein Gnadengehalt (Penfion), kein Gefhent auf Ko 
des öffentlichen Schages, kann anders als im Kraft eines Gefeges bei 
werden. 

Art. 115. Jedes Jahr erlaffen die Kammern das Gefeg über 
Rechnungen, und flimmen über den Ausgabenanfchlag (Budget). Alte 
nahmen und Ausgaben des Staates muͤſſen auf den Ausgabenanfhlag 
auf die Rechnungen gefegt werden, 

Art. 116. Die Mitglieder des Rechnungshofes werden von ber KR 
mer der Volksvertreter für die, im Geſetze feltgefegte, Zeit ernantt. D 
Hof ift beauftragt mit der Prüfung und Bezahlung der Rechnungen 
allgemeinen Verwaltung, und aller derjenigen Perfonen, welche dem oͤffe 
den Schatze Rechnung ablegen muͤſſen. Er wacht daruͤber, daß kein 7 
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ki dee Ausgaben des Budgets Überfchritten werde, und daß Eeine Uebertra- 
sung Statt finde. Er fließt die Rechnungen ber verfchiedenen Verwal: 
ungszweige bes Staates ab, und ift beauftragt, jede Nachricht und jedes 
zut Rechnung nothwendige Actenftüd einzuziehen. Die allgemeine Staats: 
ehnumg wird den Kammern mit den Bemerkungen bed Rechnungshofes 
vorgelegt. Der Rechnungshof erhält feine Einrichtung durch ein Geſetz. 

‚ rt, 117. Die Befoldungen und nadengehalte der Diener der ver: 
Khiedenen Religionen (Culte) zahlt der Staat auf feine Koften. Die dazu 
nothwendige Summe wird jaͤhrlich auf das Budget gefegt. 


Sunfter Titel 
Bon der Ööffentliden Macht. 


Art. 118. Die Art der Ergänzung der Armee wird durch das Ge: 
4 beſtimmt, welches ebenfalls die Beförderung, die Rechte und Pflichten 
ke Soldaten anordnet. 

Art, 119. Die Größe (Contingent) der Armee wird jährlich dee Be 
uthung unterroorfen. Das Gefeg, welches fie beftimmt, hat nur für ein 
‚She Kraft, wenn es nicht wieder erneuert wird. 

Art. 130. Die Einrichtung und Gerechtfame der Gensb’armerie ma: 
‚tm den Gegenftand eines befondern Geſetzes aus. 

' At. 121. Nur in Keaft eines Gefeges können fremde Truppen zum 
Dienfte des Staates zugelaffen werden, oder das Staatsgebiet betreten, ober 
hund, daffelbe ziehen. 

Art. 122, Es giebt eine Buͤrgergarde; ihre Einrichtung wird durch 
kö Gefeg beftimmt. | 

Ale Stellen bis zum Gapitain befegt die Garde felbft, mit Vorbehalt 
vr Ausnahmen derjenigen, die Anſpruch darauf haben. 

At. 123. Die Mobilmahung der Bürgergarde kann nur in Kraft 
‚ms Gefeges Statt finden. 

Kt. 124. Die Mititairperfonen innen ihre Stellen, Ehrenzeichen 
md Fahrgehalte nur auf die, im Gefege beflimmte, Art verlieren. 


Sechster Litel, 
Allgemeine Beflimmungen. 


At. 125. Die belgifhe Nation nimmt die rothe, gelbe und ſchwarze 
Harte an, und als Reichswappen den belgifchen Löwen mit der Infchrift: 
Eintracht giebt Macht (l’union fait force). 

Art, 126. Die Stadt Brüffel ijt die Hauptſtadt von Belgien und 
it Sig der Regierung. Ä 

Kt. 177. Ein Eid darf nur in Kraft eines Gefeges auferlegt wer: 
in, welches die Formel beftimmt. 

_ at. 128. Jeder Fremde, welcher fich auf dem befgifchen Gebiete be: 
indet, genießt den Schuß, welcher den Perfonen und Gütern bewilligt ift, 
mit Vorbehalt der durch das Gefeg beftimmten Ausnahmen. 

At. 129, Kein Gefeg, kein Beſchluß, keine Verordnung der allgeme: 
un Provinzials oder Gemeindeverwaltung ift verbindlich, wenn folche nicht 
er . der, vom Gefege vorgefchriebenen, Form oͤffentlich bekannt ges 

ind, 

At. 130. Die Stantsverfaffung kann weder ganz noch theilweife auf: 
Schoben werden, en 
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Siebenter Litel, 
Ps Don der Reviſion der VBerfaffung. 

Art. 131. Die geſetzgebende Gewalt hat das Recht, zu erklaͤren, daß ein 
Verordnung in der Verfaſſung, welche fie bezeichnet, die Reviſion noͤthig hat, Na: 
diefer Erklärung find die beiden Kammern von Rechtswegen aufgelöfet. € 
werden dann nad) dem Artikel 71. zwei neue zufammenberufen. Diefe Kan 
mern befchließen in Gemeinfhaft mit dem Könige über die der Nevifion un 
terorfenen Puncte. In diefen Fällen Eönnen die Kammern ſich nur bi 
tathfchlagen, wenn mwenigftens zwei Drittel der Mitglieder, woraus eine jr 
befteht, gegenwärtig find, und. keine Veränderung kann angenommen werde 
wenn nicht wenigftens zwei Drittel der Stimmen dafür find. 


Ä Achter Titel 
Borübergehbende Anordnungen (Dispositions transitoires). 


Art. 132. Für die erfte Wahl des Staatsoberhauptes kann die er) 
Derfügung bed SO. Artikels aufgehoben werden. 
| Art. 133. Die Fremden, welhe vor dem 1. Januar. 1814 in Bi 
gien anfäffig waren, und dafelbft fortwährend gewohnt haben, werden m 
Belgier von Geburt betrachtet; jedoch nur unter der Bedingung ‚ı wenn | 
erklären, daß es ihre Abficht fey, die Wohlthat der jegigen Verfügungen q 
nießen zu wollen. Die Erklärung muß jedoch in den naͤchſten fehs Mon 
ten gefchehen, von dem Tage an gerechnet, to die gegenwärtige Verfaſſu 
verbindlich wird; wenn fie minderjährig find, in dem Sahre, welches a 
ihre Volljährigkeit folgt. Diefe Erklärung muß vor der Provinzialobrigt 
gefchehen,. unter deren Gerichtsbarkeit ihe Wohnort liegt. Sie kann in Pr 
fon geſchehen, oder durch einen Bevollmaͤchtigten, der eine ſpecielle und a 
thentifhe Vollmacht vorzeigt. 

Art. 134. Die Kammer ber Volksvertreter befigt fo lange bie wi 
kuͤhrliche Gewalt, elnen Miniſter anzuklagen, und der Caſſationshof, ihn 
zu richten, bis daruͤber ein Geſetz erlaſſen wird. Jedoch muß der Caſſ 
tionshof das Verbrechen auseinander ſetzen, und die Strafe beſtimm 
Nichts defto weniger kann die Strafe die Verhaftung nicht überfchreiten, u 
beſchadet der durch die Strafgefege genau vorgefchriebenen Fälle. 

Art. 135. Das Perfonal der Höfe und Tribunale bleibt fo, mie 
‘ gegenwärtig befteht, bis daß hierüber ein Geſetz erlaffen wird. Diefes Ge| 
muß während ber erjten gefeßgebenden Verſammlung abgefaßt werden. 

Art. 136. Ein Gefes, welches in derfelben Verfammlung gegeben wi 
beftimmt die Art und Weiſe der erfien Ernennung der Mitglieder des C 
ſationshofes. 

- Art. 137. Das Grundgeſetz vom 24. Auguſt 1815 iſt abgeſcha 
fo wie die Provinzials und Gemeindeftatuten. Indeſſen behalten die P 
vinzialz und Gemeindeobrigkeiten ihre Gerechtfame bei, bis daß ein Ge 
darüber anders verfügt. 

Art. 138. Bon dem Tage an, wo die Verfaffung in Kraft tritt, fi 
alle Gefege, Decrete, Belhlüffe, Verordnungen und andere Anordnung! 
welche derfelben entgegen find, abgefchafft. 

Ergänzende Verordnungen. 

Art. 139. Der Nationalcongreß erklärt, daß für folgende Gegenftän 
in der möglichft kuͤrzeſten Zeit, befondere Gefege zu etlaffen find: 

4) die Preffe ; 

2) die Einrichtung bes Geſchwornengerichts; 
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3) die Finanzen; 

4) die Provinzial: und eu 

5) die Verantwortlichkeit der Minifter und anderer Beamten; 

6) die Einrichtung des. Gerichtswefens ; 

T) die Revifion der Penfionstiften ; 

8) die Maafregeln, um den Mifbräuchen zuvorzukommen; 

9) die Revifion der Gefeggebung über den Bankerott und den Zah: 
lungsaufſchub; 

10) die Einrichtung der Armee, des Rechts der Befoͤrderung, des 
Austritts aus dem Dienſte, und des militairiſchen Strafgeſetz⸗ 
buches; 

1f) die Reviſion des Geſetzbuches. 

Brüffel, gegeben im Palaſte der. Nation. 
Der Heäfident. 
Die Secretaire. . 
Die Mitglieder des Gongreffes. 


| 4. 
| Spyarnien. 


Mit der Einwanderung und der Herrfchaft ver Weftgothen kam 
in fünften chriftlichen Jahrhunderte das Lehns ſyſtem nad Spanien. 
Us aber Pie, bereits feit 675 begonnenen, Verfuche der Araber, von 
Aria aus in Spanien ſich feftzufegen, in der Schlacht bei XReres de la 
ontera in Andalufien (26. Zul. 711), über die Begründung der ara= 
lien Macht durch einzelne Khalifate und über die Verbreitung der 
Am Mahomeds in dem fühlichen Theile Spaniens entfchieden; da 
ad das Befisthum der Weftgothen bedeutend gefchmälert, und zunachft 
if die nördlichen Theile der fchönen pyrendifchen Halbinſel beſchraͤnkt. 
Doch allmählig gewannen mieber die chriftlichen Könige die Ober: 
fnd über die Araber, ob eö gleich bis 1492 dauerte, bevor ber legte 
Abkländige maurifche Staat in Spanien bezwungen und unterworfen 
Bd, nachdem durch Ferbinands und Iſabellens Bermählung die beiden 
Friſtlchen Hauptreiche, Gaftilien und Aragonien, vereinigt und dadurch 
in Kampfe gegen die Ueberreſte der mauriſchen Herrſchaft verſtaͤrkt wor⸗ 

waren. 

Fruͤher, als in Caſtilien, hatte ſich in Aragonien eine ſtaͤn di⸗ 
öe Berfafjung und der dritte Stand zu höhern Rechten, als in den 
| europäifchen Ländern, ausgebildet, wo bereits im Zahre 1116 
Bürgern von Saragofja Schriftliche Privilegien ertheilt wurden; 
Mm Beifpiel, wie viel damals die Feudalariftokratie, um der Araber wil- 
bier nachgeben mußte.*) Schon vor der Mitte des zwölften Jahr: 


—8 Spittler’ ri Entw. der Geſch. der europaͤiſchen Staaten, 1. 3. 
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hunderts erfchienen dafelbft Städtedeputirte auf den Reichötagen; auch 
ift es merkwürdig, daß es in Aragonien nie zwifchen dem Adel und dem 
dritten Stande zum Kampfe Fam. 

Doch trat bereit in diefer Zeit. ein Unterfchied zwifchen dem hohen 
und niedern Adel, — den Baronen und größern Laͤnderbeſitzern, und 
"den ‚bloßen Rittern und Adligen —, auf ben Reihöverfammlungen ber: 
vor, fo wie ſchon frühzeitig zwölf große Barone als ein bleibender 
Rath dem Könige zugeordnet waren. | 

Mit weniger Eigenthümlichkeit, ald die aragonifche, erfcheint die cas 
ftilifche Staatöverfaffung im Mittelalter. Sie erhielt ihr, Daſeyn erſt 
um die Mitte des dreizehnten Jahrhunderts unter dem Könige Ferdi— 
nand 3. Diefe Iangfame Ausbildung derfelben hatte eben fo ihren 
Grund in den mehrmaligen Ländertheilungen, wie in der fpätern Entfte- 
hung des dritten Standes, welcher in Gaftilien faft zwei Jahrhunderte 
fpäter (um8 Jahr 1325) ald in Aragonien, zur Reihöftandfchaft, und 
nie in Gaftilien zu fo großen Vorrechten, wie in Aragonien, gelangte. 
Außerdem beftanden vom Tode Alphond 11 (1350) an bis zur Ver: 
maͤhlung der Sfabelle von Gaftilien mit Ferdinand -von Aragonien fort: 
dauernde Bewegungen im Reiche Gaftilien, welche theild in ber Stellung 
der Barone gegen den’ König, theils in den innern Reibungen der ariftos 


. Eratifchen Partei ihren Grund hatten. 


Mehr Ruhe und Drdnung Fam feit der Vermählung Ferbinands 
und Iſabella's in beide Reiche; allein die Einführung des Juſtizcolle⸗ 
giums der Hermandad (1476), und ber Inquifition (1484), erft 


in Gaftilien, und dann auch in Aragonien, fo wie die Eroberung bes 


Reihe Granada (1492) hatte bereits die Befchränkung des großen 
politifchen Gewichts der Reichöftände zur Folge. 
AMlein unter Karl 1 (Kaifer Karl 5) regte fih von neuem der 


| freie Geift der fpanifchen Reihöftände Doch bald wußte feine Klug- 


heit die allgemein verbreitete Gahrung perfönlich zu daͤmpfen, weil Geift- 
lichkeit, Adel und Städte ohnedied Fein gemeinfames Intereſſe hatten ; 
mir daß damals noch viel daran fehlte, daß Karl die großen Vorrechte 
der Reichöftinde auf einmal hätte vernichten koͤnnen. Auf mehrer 
Reichötagen empfand er ihren Widerftand und ihre Kraft, befonders in 
Hinficht feiner fünf Kriege mit Franz 1 und Heinrich 2 von Frankreich. 

Selbft unter dem befpotifchen und finftern Philipp 2, und deffen 
Nachfolgern aus der Habsburgifchen Dynaftie, behaupteten die Cortes fort: 
dauernd ihren Einfluß, hauptfächlich in dem aragonifchen Staatenſyſtem 
Doch verſchwand allmählig dieſe frühere Berfaffung feit der Verpflan: 
zung des bourbonifhen Haufes mit Philipp 5 (1701) auf der 
foanifchen Thron, welche einen 14jährigen Krieg zur Folge hatte, in 
welhem fic) Aragonien und Gatalonien für Philipps Gegner, Karl voꝛ 
Deſtreich, erklärten, und deshalb, nach Philipps Behauptung auf ben 
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Throne, ihrer großen Vorrechte beraubt: wurden. Viel mochte auf dies 
ſes allmählige Erlöfchen der altfpanifchen Verfaffung Das Beifpiel der 
Bourbone in Frankreich einwirken, welche ebenfalls feit 1626. feinen 
Reichstag zuſammenberufen, ſondern mit amunpeinkier Gewalt we 
hatten. 

Unverfennbar ſank aber die fpanifche Nation, bei diefer beabſchig⸗ 
ten Aufloͤſung ihrer vormaligen rechtlichen ſtaͤndiſchen Verfaſſung, immer 
tiefer; theils in Hinſicht der Kraft des innern Staatslebens; theils 
nach der Ankuͤndigung Spaniens im europaͤiſchen Staatenſyſteme. Die 
ſeit dieſer Zeit an ber Spitze der Geſchaͤfte ſtehenden allmaͤchtigen Pres 
mier⸗Miniſter konnten unmoͤglich durch ihren Willen das erſetzen, was 
vormals die Geſammtkraft der geſetzlich geſtalteten Repraͤſentation der 
Monarchie bewirkt hatte. Während Aragonien, Catalonien und Valen⸗ 
ca, als eroberte und bezwungne Provinzen, alle ihre frühen Rechte vers 
loren, warb unter Philipp 5, nur ald Formalität, noch ein Reichötag 
zur Anerkennung des neuen bourbonifchen Erbfolgegefeges gehalten; und 
blos Biscaja und Navarra behielten einige, auf das Herkommen gegrüns 
dete, Freiheiten. — 

Erft in neuen Zeiten find zwei Schriften erfchienen, welche bie. dls 
tere Verfaffung der fpanifchen Cortes gruͤndlich erörterten und zufams 
menhängend entwidelten, obgleich der Verfaffer der erften nicht ohne ges 
ſchichtliche Irrthuͤmer (3. B. daß in Spanien nie Lehen beftanden 
kätten) fchrieb. Diefes Werk war von Franzesco Martinez Marina: 
Theorie der Cortes, oder der großen Nationalverfamms 
lungen ber Königreice Leon und Caftilien, und erfchien in 3 
Quartbänden im Jahre 1812, zum Theile ald eine gefhihtlide _ 
Lpologie der am 19. März 1812 bekannt gemachten Verfaſſung der 
Cortes. 

Eine zweite framzoͤſ ſch geſchriebene Schrift, im Jahre 1810 bekannt 
gemacht und ſpaͤter verbeſſert und erweitert, iſt: Geſchichte der Cor— 
tes in Spanien, von M. Sempere, ehemaligem koͤnigl. Procurator 
bei der Kanzlei von Granada und Mitglied der Akademie der Geſchichte 
zu Madrid. Eine Ueberſetzung dieſer gehaltvollen geſchichtlichen Darftel: 
lung findet fi in den: europaͤiſchen Annalen, welche im ſech— 
ten Stüde des Jahrganges 1816 (S. 338) anhebt, und durch meh⸗ 
rere Hefte dieſes und des folgenden a der genannten Zeit: 
ſchrift fortläuft. — 

So hatte die Verfaffung der fpanifchen Cortes geruht, bis Napo⸗ 
leon, — nachdem er zu Bayonne am 8. Mai 1808 den Koͤnig Karl von 
Spanien, und am 10. Mai 1808 auch deſſen Sohn, Ferdinand 7, das 
bin gebracht hatte, ihren Rechten auf den fpanifchen Thron zu entfagen 
und fie in feine Hände niederzulegen, — es für gerathen fand, am 25. 
Mai 1808 eine Berfammlung der fpanifhen Notablen nah Ba- 
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yonne zu berufen, damit:dafelbft eine neue VBerfaffung für Spanien 
begründet werben follte. In einer Proclamation an die Spanier er, 
Eärte er, daß es feine Abficht fey, ihre altgewordbene Monardie 
zu erneuern, und daß er die Krone. Spaniens auf dad Haupt eines 
andern Ichs ſetzen wollte. Ob nun gleich bereits feit dem Anfange bes 
Mars der VBolksaufftand in Spanien aufwogte; fo erfchien doch, unter 
den Einflüffen Mürats, des damaligen Großherzogd von Berg, welcher 
an der Spige der interimiftifchen Negierungsjunta zu Madrid fland, am 
13. Mai eine Bittfchrift diefer IJunta und der Stadt Madrid. an den 
Kaifer, daß er den fpanifchen Thron mit einem Prinzen aus feiner ‘er: 
lauchten Familie befegen möchte, worauf Napoleon am 6. Juli feinen 
Bruder, ben bisherigen König Joſeph von Neapel; zum Könige von 
Spanien und Indien erflärte, und ihm die Integrität und Unabhängig: 
Eeit feiner Staaten in allen vier Erdtheilen garantirte. 

Noch zu Bayonne erfhien, ald Ergebniß der dafelbft verfammelten 
fpanifchen Notablen, am 6. Juli 1808 die neue Berfaffung Spa: 
niens, welche zwar manche Eigenthümlichkeiten der fpanifchen Nation 
berücfichtigte, im Ganzen aber doch der vierten franzöfiihen Verfaſ⸗ 
fung nachgebildet war. 


a) Berfaffung Joſephs Napoleon vom 6. Suli 1808. 


Im Namen des allmäcdhtigen Gottes, Don Zofeph Napoleon, von Got 
tes Gnaden König von Spanien und Indien. Nachdem Wir die National: Junta 
dernommen haben, welche zu Bayonne verfammlet war auf Befehl Unfers werthe 
ften und geliebteften Bruders Napoleon, Kaifers der Franzoſen, Königs von Ita 
lien, Befchligere des rheinifchen Bundes 2c., haben Wir beſchloſſen und befchließen 
die gegenwärtigen Berfaffungs: Statuten, daß ſolche ald ein Grundgefeg Unferer 
Staaten und ald Grundlage des Vertrages, der Unfere Völker an Uns und 
Uns an Unfere Völker binder, vollzogen werde. 


Erfter Titel. 
, Bon der Religion. 


1. Die Eatholifhe, apoftolifche, römifhe Religion ift in Spanien und in 
en ra. Aa bie Religion bes Königs und ber Nation; es ift Feine 
anbere erlaubt, 


Zweiter Titel. 


Bon der Nachfolge zur Krone. 


2. Die Krone von Spanien und Indien ift erblich in Unferer directen, natür: 
lihen und rechtmäßigen Nachlommenfhaft, von Dann zu Mann, nach der Orb: 
nung ber Erftgeburt. In Ermangelung Unferer männlidyen, natürliden und recht: 
mäßigen Nachkommenſchaft fällt die Krone auf den Kaifer Napoleon, Kaifer ber 
Sranzofen, König von Italien, Beſchuͤtzer des rheinifchen Bundes, und auf deſſen 
männliche, natürliche und rechtmäßige oder aboptirte Erben und Nachkommen; in 
Ermangelung einer männlichen, natürlichen und rechtmäßigen oder aboptirten Nach: 
kommenſchaft bes Kaifers Napoleon, auf die männlichen, natürlichen und rehtmäßi- 
gen Erben des Prinzen Ludwig Napoleon, Königs von Holland; in Ermangelung der 
männlichen, natürlichen und rechtmäßigen Nachkommen des Prinzen Ludwig Rapo— 
Icon auf die maͤnnlichen, natürlichen und rechtmäßigen Nachkommen des Prinzen 

ieronymus Napoleon, Königs von Weftphalen; in deren Ermangelung auf den 
Iteften Sohn, der zur Zeit des Abfterbens des legten Königs von der älteften ſei⸗ 
ner Toͤchter, die männliche Kinder haben, bereits geboren war, und auf beffen 
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männlihe, natürliche: und rechtmäßige Nachkommenſchaft, und in bem Kalle, daß 
ber lite König Leine Töchter Hinterlaffen follte, auf Denjenigen, den er dazu durd) 
fein Ttſtement, entweder unter feinen naͤchſten Verwandten, oder unter Denjenis 
gen, die er für die Würbigiten, um Spanien zu regieren, hält, beftimmen wirb, 

Diefe Beftimmung fol den Eortes zur Beftätigung vorgelegt werben. . = 

3. Die Krone von Spanien und Indien kann nie mit einer anderen 
Krone auf dem naͤmlichen Haupte vereinigt werben. 

4. In allen Edicten, Gefegen, Verordnungen foll Folgendes ber Titel bes 
Königs von Spanien feyn: Don . . . . von Gotted Guaden und durch die Ver— 
faffung des Staats König von Spanien und Indien. | 

3. Der König von Spanien leiftet bei feiner Tihronbefteigung, ober wenn cr 
die Bolljährigkeit erreicht, auf das Evangelium dem fpanifchen Volke, in Gegenk 
wart ber Sortes, bes Senats, des Staatsrathes und bes Rathes von Kaftilien, 
u Der Minifter Staats-Secretair verfaßt ein Protocoll über diefe Eibess 
fung. 

6, Folgendes ift die Eidesformel des Königs: 

„Ich ſchwoͤre auf die heiligen Evangelien, unfere heilige Religion zu - 
refpectiren und refpectiren zu maden; bie Verfaffung zu beobachten und 
beobadıten zu machen; die Ungetheiltheit und Unabhängigkeit Spaniens 
und feiner Befisungen zu behaupten; die individuelle Freiheit und das 
Eigenthum zu achten und achten zu machen, und einzig für das Intere 
effe, das Gluͤck und den Ruhm der fpanifhen Nation zu regiren. 

7. Die Bölker von Spanien und Inbien leiften den Eid in folgenden Auss 


kiden : 
„Ich ſchwoͤre Treue und Gehorfam dem Könige, der Verfaffung, und 
ben Geſetzen.“ ' 


Dritter Titel 
Von der Regentſchaft. 

8. Der Koͤnig iſt minderjaͤhrig, bis nach zuruͤckgelegtem achtzehnten Jahre. 

end feiner Minderjaͤhrigkeit giebt es einen ya bes Königreiche. 

9. Der Regent muß volle fünf und zwanzig Jahre haben. 

10. Der Regent ift, wen ber vorige König. unter den Infanten, welche das, 
Seh den vorhergehenden Artikel feftgefeste Alter haben, ernannt hat. 

11. In Ermangelung einer Ernennung durdy den vorigen König, gehört die 
Somtfhaft bem Prinzen, der, der Erbfolge nah, ber entferntefte vom Throne 

wenn er volle 25 Jahre hat. 

12. Wenn, wegen der Minderiährigkeit des vom Throne nad) dem Erftges 
Störechte entfernteften Prinzen, die Regentfhaft einem Prinzen in näherem Grade 
Strtragen ift; fo fest der Regent, der die Verwaltung diefer Würde angetreten 
"et, jotche bis zur Volljährigkeit des Königs fort. 

18, —* Regent iſt fuͤr die Handlungen ſeiner Verwaltung nicht perſoͤnlich 
weatwortlich. 

14. Alle Handlungen ber Regentſchaft werden im Namen des minderjährigen 
Sinigs ausgefertigt. 

15. Die jährliche Ausftattung des Regenten wirb ber vierte Theil ber Dotas 
Nonsrente der Krone feyn. | } 

16. Im Fall, daß ber vorhergehende König keinen Regenten bezeichnet hätte, 
u bah alle Prinzen minderjährig wären, wird die Regentſchaft durch bie in eis 
m Regentfchaftsrathe vereinigten fieben Älteften Mitglieder des ‚Senats 

t 


17. Alle Staatsangelegenheiten werben in einem ſolchen Regentfchaftsrathe 
“der Mehrheit der Stimmen entjchieden. Der Minifter Staats:-Secretair führt 


Ss Protocoll über die Berathfchlagungen. — 
18. Die Regentſchaft giebt kein Recht über die Perſon des minderjährigen 


19. Die Auffict über den minderjährigen König ift dem Prinzen, den der 

erige Aönig dazu ernannt hat, und, in Ermangelung dieſer Beſtimmuw⸗ 
Butter des minderjährigen Königs anvertraut. 

DD, Ein durch den vorhergehenden König aus fünf Senatoren ausaleſener 

haftsrath iſt beſonders mit der Aufſicht über die Erziehung bed jungen 

Rönigs beauftragt, und wird bei-allen wichtigen, auf deſſen Perfon und Haus Des 


"3 bakendıen, Gegenftänden zu Rathe gezogen. Wenn ber Vormundſchaftsrath 
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don dem letzten Könige nicht ernannt iſt; fo foll berfelbe aus ben fünf älteſt 
. Mtgliedern des Senats beftehen. In dem Falle aber, daß ein Regentfchaftere: 
da wäre, follen diejenigen fünf Senatoren Mitglieder bed Vormundſchaftsrat! 
feyn, welche, nad) ihrem Dienftalter, auf diejenigen -fieben Senatoren folgen, aı 
welchen der Regentſchaftsrath befteht. | ZN 


Vierter Titel. 


Von der Ausſtattung der Krone. 


21. Die Palaͤſte zu Madrid, Escurial, San Ildefonſo, Aranjuez, el Pral 
und alle übrigen, welche gegenwärtig zu den Domainen der Krone gehören, m 
Einſchluß der Parks, Waldungen, Meiereien und des Eigenthums jeglicher X 
bleiben das Vermögen der Krone. . Die Einkünfte von diefen Gütern fließen 
den Schatz der Krone, und wenn fie fih nicht auf die jährliche Summe von ein 
Million harten Piaftern belaufen; fo werden andere Güter als Domainen hinzug 
fügt, bis ber Ertrag ſich auf die erwähnte Summe beläuft. a 

22. Außerdem bezahlt der oͤffentliche Schatz in den Schag ber Krone jährli 

Kin Millionen harte Piafter, und zwar monatlich je ein Zwölftheil be 
elben. 
28. Die Infanten von Spanien, ſobald fie ihr zwoͤlftes Jahr erreicht habe 
genießen einer jährlichen Apanage, naͤmlich der Kronprinz von 200,000 harten Pi 
ftern, jeder andere Infant 100,000, und jede Infantin 50,000 hatte Piafte 
Diefe Summen, werden aus dem Öffentlichen Schag in die Haͤnde des Gener« 
Schagmeifters der Krone übergeben. 

24.- Das Witthum der Königin ift auf 400,000 Harte Piafter gefegt un 
Wird aus dem Kronfchage bezahlt. 


Sünfter Titel. 
Don den Beamten der Krone. 


25. Die Krone hat ſechs Großbeamten, nämlich einen Groß: Almofenier, © 
nen Groß:Hofmeifter (mayor domo), einen Groß: Kammerherrn, einen Groß-Stab 
meifter, einen Groß: Jägermeifter, und einen Groß:Geremonienmeifter. 

26. Die Almofeniere, Ehrenkaplane, Kammerherren, Geremonienmeifter, Gtal 
meifter und Hofmeifter (mayor domos) find Kronbeamte. 


Sechſter Fitel.. 
Dom Staats : Minifterium, 


27. Es follen neun Minifterien ſeyn, nämlich ein Minifterium ber Iu 
ftiz, der geiftlichen Angelegenheiten, des Innern, der Finanzen, des Kriegs, de 
Marine, von Indien, und der allgemeinen Polizei. 

23. Ein Staatsfecretair, der Minifterrang hat, foll alle Acten Mm 
terzeichnen. 

‚2. Wenn der König es für gut befindet; fo kann cr das Minifterium dr 
geiftlihen Angelegenheiten mit dem der Juftiz, und das Minifterium des Inner 
mit dem ber Polizei -verbinben. 
"80. Die Minifter nehmen ben Rang unter ſich nad) der Ordnung ihrer Ci 
nennung. 

3. Die Minifter find, jeder in feinem Verwaltungsantheile, für die Vollzi 

bung der Gefege und koͤniglichen Befehle verantwortlid. 


Siebenter Titel, 1 
Bom Senat, 


82. Der Senat foll beftchen a) aus ben Infanten von Spanien, bie 
achtzehntes Jahr erreicht haben; b) aus 24 Mitgliedern, die der König aus 
Miniftern, den General:Gapitänen, der See- und Landarmee, den Botfchaftern, 
Ctaatsräthen und den Mitgliedern des Raths von Gaftilien ernannt hat. 

N83. Keiner kann zum Senator ernannt werden, ber nicht 40 Jahre zuruͤ 
legt haf ˖ 

s * Die Senatoren werben auf Lebenslang ernannt. Sie koͤnnen ber Ü 
Übung ihres Amtes nur durd ein, von competenten Gerichtshöfen und in rt 
gültiger Form audgefprochenes, Urtheil entfegt werden. 

3° Die gegenwärtigen Staatöräthe find Mitglieder des Senats; neue 


’ 
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aenaungen in benfelben werben erſt alsdann Statt haben, wenn er bis unter bie, 
im obigen 32. Artikel bejtimmte, Zahl von 24 fich vermindert haben wird. 

36. Der Präfident bes Senats wird vom Könige ernannt und aus den Ges 
nateren gewählt; fein Amt dauert Ein Sr. 5 

37. Er beruft dem Senat auf einen Befehl des Königs, ober auf Begehren 
tiner der Gommiffionen, von welchen unten in ben Xrtifeln 40 und 45 die Rebe 
kon wird, oder eines Beamten des Senats, für innere Angelegenheiten zufammen. 

3. Im Fall einer ſchon bewaffneten Empdrung, oder auch,, wenn innere 
Unruhen die Sicherheit des Staats bedrohen, kann ber Senat, auf den Borfchlag 
des Könige, die Derrfchaft des verfaffungsmäßigen Statuts an beftimmten Orten 
und für eine beftimmte Zeit fuspendiren. Der Senat kann gleichfalld, in dringen» 
dea Fällen, und auf den Vorſchlag des Königs, jede andere außerordentliche Maßs 
regel ergreifen, welche die Erhaltung der Öffentlichen Sicherheit erfordern Eönnte, 

59. Es liegt dem Senate ob, über bie Erhaltung ber individuellen 
ınd der Preßfreiheit, fobald legtere durch Gefege eingeführt feyn wird, zu was 
gen. Der Senat übt diefen Theil feines Amts nad) der durch die folgenden Artis 
&l vorgefhriebenen Art und Weife. aus. 

%. Eine Sommiffion von fünf, von dem Senat aus feiner Mitte ernann⸗ 
a, Mitgliedern nimmt, auf die ihr von den Miniftern gemachte Mittheilung, 
antni$ von den in Folge bes unten folgenden 134ften Artikels gefchehenen Verhafe 
nn, wenn bie verhafteten Mrſonen nicht binnen einem Monate vor Gericht ges 
"lt worden find. Diefe Commiſſion heißt Senatoridl-&ommiffion: der 
ndividuellen Freiheit. TR 

41. Alle Perfonen, die verhaftet und binnen einem Monate nad ihrer Vers 
"fung nicht vor Gericht gejtellt worden find, können unmittelbar. felbft oder durch 
%: Berwandten oder Repräfentanten, im Wege der Petition, an die Senatoriale 
amiſſion der individuellen Freiheit fidy wenden. 

42. Wenn die Gommiffion dafür hält, daß die über einen Monat nad der 
Ireirung gedauerte gefängliche Haft nicht durch das Staatöintereffe gerechtfertigt 
od; fo erſucht fie den Minifter, welcher die Arrefirung angeorbnet hat, die vers 
„tee Perfon in Zreiheit zu fegen, ober fie der Verfügung bes competenten Ges 
915 zu überlaffen. 

3. Wenn diefes Erfuchen dreimal innerhalb eines Monats Statt gehabt hat, 
"m dab die verhaftete Perfon in Freiheit gefegt oder den ordentlichen Gerichten 
rarben worden tft; jo trägt die Commiſſion auf eine Verfammlung des Senats 
©, ver durch den Präfidenten zufammen berufen wird, und wenn Urſache dazu vors 
oden ift, folgende Erklärung von fidh giebt: „Es find ftarke Vermuthungen vors 
den, daß N** willlührlid verhaftet ift.‘ Der Präfident überbringt dem Kös 
"3 bie motivirte Berathfchlagung des Senats. ‘ | 

4 Diefe Berathichlagung wird, nad) den Befehlen des Königs, durch eine 
= ben Sections = Präfidenten bes Staatsraths und aus fünf Mitgliedern des 
"5 von Saftilien beftchende Commiffion geprüft. 

.». Cine von dem Senat aus feiner Mitte ernannte Commiffion von fünf 
Atsliedern ift beauftragt, über die Preßfreiheit zu wachen. Die Werke, die 
Öonnementömeife und periobifch crfcheinen, gehören nicht in der Wirkungskreis 
—* Cemmiſſion, weiche Senatorial-Commiſſion der Preßfreiheit 


SDie Verfaſſer, Drucker oder Buchhaͤndler, welche Urſache zu haben glau— 
0, fi über Sinderniſſe zu beklagen, die man der Erſcheinung, ober dem Um— 
Kafe gines Werks in den Weg gelegt hat, koͤnnen unmittelbar, im Wege der Pe— 
Mon, an die Senatorial-Gommiffion der Preßfreiheit fi wenden. 

7. Wenn die Commiffion glaubt, daß die Hinderniffe nicht durch das Staats 
Berefe gerechtfertigt werben; fo erfucht fie den Minifter, der den Befehl dazu ges 
sa geh benfelben zurüczunchmen. 

Benn dies Erfuchen dreimal innerhalb eines Monats Statt gehabt hat, 
Me Dinberniffe fortbeftehen; ſo trägt die Commiſſion auf eine Verfammlung 
Smats an, der durch den Präfidenten zufammen berufen wird, und, wenn Ur« 
bazı da ift, folgende Erklärung von ſich giebt: „Es find ftarke Vermuthun— 
Eu verbanden, dag bie Preffreiheit verlegt worden iſt.“ Der Präfident überbringt 
'am Könige bie motivirte Berathfchlagung bes Senats. 

I Diefe Berathfchlagung. wird, auf den Befehl des Könige, durch eine nach 
Achebe des 44. Artikels zufammengefegte Commiſſion geprüft. e 
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50. Die Mitglieder der Senatorial⸗Commiſſionen werben von ſechs zu ſecht 
Monaten zum fünften Theile erneuert. Zu 
51. Die Verrihtungen, fomwohl ber Berfammlungen zur Ernennung der Di: 
putirten ber Provinzen, als der Municipalitäten zur Ernennung ber Deputirten 
der Städte, koͤnnen, wegen Verfaffungswidrigkeit, nur von bem Genat, in einer 
auf Antrag des Königs gehaltenen Berathſchlagung, für ungültig erklärt werben. 


Achter Zitel, 
Vom Staatsrathe. 


"52, Es giebt einen Staatsrath unter dem Vorfige des Könige. Er bu 
ſteht aus wenigftens dreißig und hoͤchſtens ſechzig Mitglicdern, und wird in 6 Sec— 
tionen eingetheilt, naͤmlich: Gection der Juſtiz und der geiftlichen Angelegenheiten, 
des Innern und der Generalpolizer, der Finanzen, des Kriegs, des Seeweſens, und 
die indifche Section. 

63. Der Kronprinz kann den Gigungen bed Staatsrath3 beimohnen, wenn 
er das Alter von 15 Jahren erreicht hat. 

54. Die Minifter und der Präfident des Raths von Gaftilien find von Rechts⸗ 
wegen Mitglieder. bes Staatsraths; fie wohnen feinen Sitzungen bei, gehören zu 
Section, und werben. bei der in dem obigen Artikel beftimmten Anzahl nicht 

gerechnet. En 
. 55. Sechs Deputirte aus Indien find der indifchen Section: zugegeben mit 
eonfultativer. Stimme und auf .gleihförmige Art, wie hiernach der Art. 9. Titel 
10, beftimmt. 
56. Es follen bei dem Staatsrathe Requeten: Meifter, Aubitoren 
und Confulenten feyn. 

57. Die Entwürfe von Civil» und Criminal: Gefegen und die allgemeinen 
Staatöverwaltungs = Anordnungen werben von dem Gtaatsrathe erwogen und ab 

efaßt. 

of 58. Er erkennt über bie Jurisbictions: Streitigkeiten zwifchen den verwalten 
den und richterlihen Behörden, über ftreitige Verwaltungsfachen, und wenn Br 
amte der Staatsverwaltung vor Gericht gezogen werden foilen. 

. 59. Der Staatsrath in feiner Eigenfhhaft hat nur confultative Stimme. 

60, Wenn die Eöniglihen Decrete über Gegenftände, die zu den Befugnifen 
“der Cortes gehören, im Staatsrathe erörtert worden find; fo haben fie Gelege 
Eraft bis zur naͤchſten Verſammlung der Cortes. 


Neunter Titel. 


Von den Cortes. 


61. Es ſollen Cortes ober eine National-Verſammlung ſeyn, be 
ſtehend aus 172 Mitgliedern, und abgetheilt in drei Bänke, naͤmlich: die Ban! 
der Geiftlihleit, die Bank des Adels, die Bank des Volke Di 

Bank der Geiftlichkeit hat ihren Plag rechts des Thrones, die Bank des Adel 
links, die Bank des Volks gegenüber. 

A 62. Die Bank der Geiftlichkeit beftcht aus 25 Erzbifchöfen und ®i 

fen. 
ſch 63. Die Bank des Adels beſteht aus 25 Adeligen, welche Granden de 
Gortes betitelt werben. 

64. Die Bank des Volks beftcht a) aus 62 Deputirten der Provinzen 
ſowohl von Spanien ald von Indien; b) aus 30 Deputirten der Hauptftäbtt 
c) aus 15 Kauf-, Dandels- und Gewerbsleuten; d) aus 15 Deputirte 
der Univerfitäten, Gelehrten, oder durch ihr perfönlihes Verdien) 
in ben Wiffenfchaften oder in ben Künften ausgezeichneten Männern. 

65. Die Erzbiſchoͤfe oder Bifhdfe, aus denen bie Bank der Geijtlichkeit be 
fteht, werden durch einen mit dem großen Staatsfiegel gefiegelten Beftallungsbri 

um Range der Mitglieder der Cortes erhoben. Sie koͤnnen der Ausübung ihre 
Amtes nicht anders als in Folge eined von den rechtmäßigen Zribunalen und i 
den gehörigen Formen gefälltes Urtheiles beraubt werben. 

66. , Die Adligen müffen, um zum Range ber Granben erhoben zu werden 
ein Einfommen von wenigftens zwanzigtaufend Piaftern befisen, oder in @ivil- un 
Militair: Stellen lange und wichtige Dienfte -geleiftet haben. Sie werben dburd © 
nen, mit dem großen Gtaatöfiegel gejiegelten, Beftallungsbrief zum Range di 
Granden ber Cortes erhoben, und Fönnen ber Ausübung ihres Amtes nicht ander 
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ale in Folge eines von rechtmäßigen Tribunalen und in ben ‚gehörigen Formen ge: 
fällten Uttheils beraubt werden. - 

67, Die Deputirten der Provinzen von Spanien und den anliegenden Infeln 
werben von den Provinzen ernannt, jo daß Einer auf ungefähr 300,000 Einwoh- 
ner fommt. Die Provinzen werden zu bem Ende in Wahlbezirke eingetheilt, 
weiche er Bevölkerung ausmahen, um das. Recht zur Wahl eines Depu: 
tirten zu haben. 

88, Die Verfammlung, die zur Wahl eines Deputirten des Bezirks fchreitet, 
ſel durch ein Gefeg der Cortes organifirt werden, und bis dahin beftchen: a) aus 
ven Aslteften der Bewohner jeder Gemeinde, die wenigftens 100 Einwohner hat, 
ad wenn in bem Bezirk nicht 20 Gemeinden von diefer Bevölkerung find, fo wer: 
kn die geringeren Bevölkerungen vereinigt, um von 100 Einwohnern einen Waͤh— 
kr zu liefern, der unter den älteften Bewohnern jener der befagten Gemeinden 
ſerch das Loos gezogen wird; b) aus ben Älteften der Pfarrer in den Hauptge— 
heinden des Bezirks, welche Gemeinden auf die Art bezeichnet werden, daß die 
datt der geiftlichen Wähler nicht das Drittel der ganzen Zahl der Mitglieder von 
ha Berfammlungen überfteigt. 

69. Die Wahlverfammlungen dürfen nicht anders zufammen kommen, als auf 
fa Einigliches Einberufungsfchreiben, das den Det und den Gegenftand der Zuſam— 
wentanft, und den Zeitpunct des Eröffnens und des Schließens der Verfammlung _ 
immt. Der Präjident wird vom Könige ernannt. 

0. Die Wahl der Deputirten der Provinzen foll der hiernaͤchſt Art. 98. 
&it. 10 angegebenen Vorfchrift gemäß vorgenommen werben. 

71, Die Deputirten der 30 Hauptftädte werden von ben Municipalitäten je: 
ke diefer Städte ernannt. 

72. Die Deputirten der Provinzen und ber Städte koͤnnen nur unter den 
Üisenthüimern von Grundgütern gewählt werben. . ß 

73. Die 15 Kauf: und Handelsleute werden aus den Mitgliedern der Handelskam— 
bern und dem reichten und angefehenften Kaufleuten deg Königreichs gewählt; fie were 
mom Könige ernannt, nad) einer von jedem Handelsgericht und jeder Handelskam— 
br gemachten Borfchlagslifte von 15 Individuen. Das Handelsgericht und die Danbels- 
kemer vereinigen ſich in jeder Stadt, um gemeinfchaftlich ihre Borfchlagstifte zu machen. 

74. Die Deputirten der Univerfitäten, gelchrte und durch ihr perfönliches 
Datinft in den Wiffenfchaften oder in den Künften ausgezeichnete Männer, wer: 
ka ven dem Könige ernannt, nach einer Kifte, a) von 15 Ganbidaten, die der 
Bett von Gaftilien, b) von 7 Gandidaten, die jede der Univerfitäten des König: 
Ed; vorſchlaͤgt. | 

75. Die Bank des Volks wird für jede Seffion erneuert. Ein Mitglied der 
ebank kann für die nächfte Seffion wieder gewählt werden; aber wenn es zwei 
Efionen nach einander beigewohnt hat, kann es erft nach Verlauf von drei Zah: 
2 nurdingd gewählt werben. 

76. Die Cortes_verfammeln fi auf eine vom Könige verfügte Zuſammenbe— 
Kefung; fie können nur von ihm vertagt, prorogirt und aufgelöfet werden; fie wer— 
ka wenigfteng aller drei Jahre einmal verfammelt. 

77. Der Präfident der Gortes wird von dem Könige ernannt aus drei Can— 
Wen, welche von den Gortes durch geheime Wahl und mit abfoluter Stimmen: 
hehrbeit gewählt worden. 

73. Bei Eröffnung jeber Seſſion ernennen: die Corte a) 3 Candidaten für 
hi — b) 2 Vicepraͤſidenten und 2 Secretaire, c) 4 Commiſſionen, 
kıem jede aus 5 Mitgliedern befteht, nämlich dic Commiſſion der Juſtiz, des In: 
vera, der Finanzen und für Indien. Bis der Präfident ernannt ift, führt das aͤl— 
fe der anmwefenden Mitglieder den Vorfig. 

7. Die Bicepräjidenten erfegen den Präfidenten im Fall der Abwefenheit und 
ach ng, und zwar nad) ber Ordnung ihrer Ernennung. 

0. Die Sisungen der Gortes find nicht Öffentlich, und ihre Befchlüffe 
Serben noch Ser abfoluten Mehrheit der einzelnen, entweder auf namentlichen Auf: 

er auf gcheimes Votiren, gefammelten Stimmen osfaßt 

81. Die Meinungen und Befchlüffe dürfen weder bekannt gemacht noch ge: 
irnft werden. Jede Bekanntmahımg durch Drud oder Anſchlag von Seiten der 

ung der Cortes, oder eines ihrer Mitglieder, wird als cine aufrührerifche 

18 angejchen. Ä — 

2. Das Geſetz beſtimmt von drei zu drei Jahren den Betrag der jährlichen 

— und Ausgaben des Staats. Dieſes Geſetz ſoll von = Rednern des 
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Staatsraths vor die Cortes zur Beratbichlagung und Genehmigung gebracht w 
den. Die fowohl in dem bürgerlichen und peinlichen Geſetzbuche, als in dem A 
lage: Syftem und dem Münzwefen zu machenden Veränderungen follen auf alci 
Weife vor die Gortes zur Berathichlagung und Genehmigung gebracht werben. 

83. Die Gefegesentwürfe follen vorläufig von den Sectionen des Staatsra 
ven bei Eröffnung der Seffion ernannten refpectiven Commiffionen der Gortis n 
getheilt werben. 

84. Die nad) den gewöhnlichen Einnahmen und Ausgaben eingerichteten, \ 

jedes Jahr durch den Drud öffentlich bekannt gemachten Finanz Redynungen n 
den durch den Finanz: Minifter den Eortes übergeben, weldye über Mißbraͤuche, 
fi) in der Abminiftration eingeſchlichen Haben mögen, die Vorftellungen mul 
können, welche fie für gut finden. 

85. Im Falle, daß die Cortes erheblidhe und begründete Klagen über | 
Betragen eines. Minifters vorzubringen haben, wird die Abreffe, welche biefe 3 
gen und die Auseinanderfegung ihrer Beweggründe enthält, wenn fie befchloffen 
durch eine Deputation vor den Thron gebracht. Befagte Adreffe wird auf Be 
des Königs von eiher, aus fieben Staatsräthen und ſechs Mitgliedern des Ri 
von Gaftilien beftehenden, Commiſſion unterſucht. ‚ 

86. Die vor bie Gortes zur Berathichlagung und Genehmigung gebrad 
Verordnungen des Königs follen mit der Formel: mit Einverftändniß | 
Cortes, kund gemacht werben. 


Behnter Titel. | 
Bon den fpanifchen Königreihen und Provinzen in Amerika und Aſie 


87. Die fpanifchen Königreihe und Provinzen in Amerika und Aften ji 
dienämlihen Redte, wie das Mutterland genießen. 

88, Alle Arten von Eultur und Induftrie follen in gedachten Königrei 
und a frei feyn. 

9. Der wechfelfeitige Handel eines Königreich ober einer Provinz mi 
nem oder einer andern, und aus gedachten Königreichen und Provinzen mit 
Mutterlande ift erlaubt. 

90. Es darf kein befonderes Ausfuhr: oder Einfuhr-Privilegium nad ge 
ten Königneichen oder Provinzen Statt finden. 

91. Gedachte Körigreihe und Provinzen haben bei ber Regierung bei 
dige Deputirte, die beauftragt find, für ihr Intereffe zu forgen, und als 
Repräfentanten der Verfammlung der Corte beizumohnen. 

92, Diefe Deputirten find 22 an der Zahl, nämlid 2 für Neu: Spanic 
für Peru, 2 für das Königreih Granada, 2 für Buenos Ayres, 2 für die pl 
pinifchen Infeln, 1 für die Infel Cuba, 1 für die Inſel Puerto-Rico, 1 fü 
‚Provinz Venezuela, 1 für Carraccas, 1 für Quito, 1 für Chili, 1 für Cus 
für Guatimala, 1 für Yucatan, 1 für Guadalarara, 1 für die weftlichen u 
für die Öftlichen inneren Provinzen von Neu:Spanien, 

93. Diefe Deputirten werden von den Municipalitäten derjenigen Gemei 

“gewählt, welche dazu von den Vice-Koͤnigen und General:Gapitains in ihren 9 

bezirken beſtimmt werben. Sie Fönnen nur aus ben Eigenthümern liegender Gr! 

‚ bie in den betreffenden Gebieten gebohren find, gewählt werden. Jede Munici 

tät wählt einen Mann durdy Stimmenmehrheit. Die Ernennungsacte wird 

» Bice: Könige oder General: Gapitain überfchickt. Derjenige, für welchen jid 

Stimmen der größten Zahl von Gemeinden vereinigen, ift zum Deputirten x 
nennen. Wenn die Stimmenzahl gleich iſt, foll das Loos entfcheiden. 

94, Diefe Abgeordneten beftciden ihr Amt 8 Jahre lang. Sollten aber, 
Ablauf derfelben, ihre Nachfolger noch nicht in Spanien angefommen feyn; To 
fie ihre Amtegefchäfte ald Deputirte fo lange fort, big fie von andern abgelöfet we 

Aus den Mitgliedern der Deputation der schen Königreiche und 
vinzen in Amerifa und Aften erliefet der König 6 Deputirte, welhe dem St 
rathe, und zwar ber Abtheilung von Indien, beigefügt werden. Sie haben ein 

ralhſchlagende Stimme bei allen Angelegenheiten, welche die fpanifchen König, 
und Provinzen ſowohl in Amerika, als in Afien betreffen. 


Eilfter Titel. 
Von der Gerichtsordnung. 


‚9: Spanien und Indien follen nad) einem einzigen Civil-Geſesb 
regiert werben. 
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9. Die Gerichte find unabhängig. f 

8, Die Gerechtigkeit wird im Namen bes Königs durch Gerichte und Zrf- 
bunale, die von ihm eingefegt werden, verwaltet. Dem zu Folge find alle mit be= 
ienderen Befugniffen verfehenen Zribunale, alte grundherrliche und befon: 
dere Gerihtsbarkfeiten aufgehoben. ' 

99. Die Richter werden vom Könige ernannt. 

100, Die Abfegung eined Richters kann nur nach vorhergegangener, durch 
ben Präffdenten oder General: Procurator des Raths von Caftilien eingereichter, 
Inklage Statt haben. Die Berathſchlagung, nebft Gründen diefes Raths, muß dem 
Sönige zur Beftätigung vorgelegt werden. 

101. In der Gerichts: Ordnung follen eingefegt feyn: Friedensrichter, welche 
ia gütlih ausgleihendes Gericht bilden; Gerichte erfter Inſtanz; Appellations- 
&rihtöftellen; ein Gaffationshof für da8 ganze Königreich, und endlidy ein Eönig- 
hrs Obergericht. | 

102, Jedes Urtheil, das in legter Inſtanz gefället worden, wird vollfommen 
vd gänzlich vollzogen. Es kann vor Feine andere Gerichtöftelle gebracht werden; 
# fy denn, daß es von dem Caffationds Gericht als ungültig vernichtet worden 
ir, 

‚_ 108. Die Zahl der Gerichte erfter Inſtanz fol nach den Beduͤrfniſſen ber 
datlichkeit beſtimmt werden. Die Zahl der Appellations: Gerichte, die auf dem ge: 
— Umfange von Spanien vertheilt find, fol wenigſtens 9, und hoͤchſtens 


ı 19. Der Rath von Gaftilien verrichtet die Dienfte eines Caſſations-Gerichts; 
r erkennt über Appellationen wegen Mißbraͤuche in Firchlichen Angelegenheiten; er 
‚hält einen. Präfidenten und einen Vice⸗Praͤſidenten. Der Präfident ift von Rechts: 
‚nzen Mitglied des Staatsrathe. 
10, Bei dem Rathe von Eaftilien wird ein koͤniglicher Procurator, ‚und fo 
us deffelben, als zur Ausfertigung der Gefchäfte nothwendig find, _ 
Dskellt. 
106, Das peinliche Gerichtsverfahren ſoll Öffentiich ſeyn. Die Einfüh: 
fing des Verfahrens durch Gefhworne wird der erſten Verfammlung der Cor: 
ft zur Berathfchlagung und Genehmigung vorgelegt werben. 
\ 107. Gegen alle peinliche Urtheile Tann das Rechtsmittel der Gaffation er- 

fin werden, und zwar bei dem Rathe von Gaftilicn für Spanien und die um- 
‚elitgenden Infeln, und bei der Givil:Ecction der Prätorial:Audienzen für Indien; 
Rdirfem Ende wird die Audienz als Praͤtorial⸗Audienz conftitwirt. 

108. Ein Eöniglicher hoher Gerichtshof hat die befondere Erkenntniß über 
Be Verbrechen von Mitgliedern der Eöniglichen Familie, von Miniftern, 
atoren und Staatsräthen. 

109, Gegen feine Befchlüffe hat Fein Recurs an das Kaffations » Gericht 
var a nicht vollzogen werben, als nad) vorgängiger Unterzeichnung 
den König. 

110, Der Oberhof-Gerichtehof befteht aus ben 8 Alteften Senatoren, aus den 
ß Erttiong-Präfidenten des Staatsrathe, aus dem Präfidenten und den zwei Bice- 
Prifidenten des Raths von Gaftitien. 

it, Ein auf Befehl des Königs den Gortes zur Berathfchlagung und Ge: 
Kmigung vorzulegendes Gefeg wird ben weiteren Wirkungskreis und bie Orga: 
— des hohen koͤniglichen Gerichtshofes beſtimmen und feine Thaͤtigkeit res 


112, Das Begnabigungsreht kommt dem Könige allein zu, ber es, 
auch Anhörung des Juſtiz-Miniſters, in einem, aus zwei Miniftern, zwei Genato: 
fa, zwei Staatsräthen, und zwei Mitgliedern des Raths von Gaftilien beftehen- 

scheimen Rathe ausgeübt. 

113. Für das ganze Königreich foll nur Ein Handels-Codex Statt finden. 

114, Zn jeder großen Handelsſtadt fol nur Ein Handelsgeriht und eine 

Junta Statt haben. 


Zwölfter Titel. 


Bon der Verwaltung der Finanzen. 


115, Die Vales, die Zuras und die Anleihen jeder Art, bie feierlich aner: 
kannt worden, find definitiv als National-Schuld conftituirt, , | 
116. Die Zölle im Innern von einem Bezirke und von ne Provinz be: 
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Reichs in bie andere find in Spanien und Indien aufgehoben; bie Zölle werde 
auf die See: und Landarenzen verlegt. 

117. Das Auflage: Syftem foll im ganzen Königreiche glei ſeyn. 

118. Alle bis jetzt beſtandene Privilegien für beſondere Cor 
porationen oder für Privat:Perfonen find aufgehoben. Es wird. in 
deffen eine Entfhädigung für die Aufhebung derjenigen Privilegien (bie der Juris 
diction ausgenommen) zugeftanden, die mit Aufopferungen (Titulo oneroso) ermor 
ben worden find. Diefe Entfhädigung wird innerhalb eines Jahres durch ein 
vom Könige ausgegangene, Verfügung regulirt werden. 

- 119. Der öffentliche Schatz iſt von dem Kronſchatz verſchieden und abg 
fondert. 

120. Der öffentliche Schag hat einen Generaldirector, der jedes Sahr übe 
Einnahme und Ausgabe nad) den verfchiedenen Rubriken Rechnung ablegt. 

121. Der Generaldirector des Öffentlichen Schages wird von dem Könige ei 
nannt; er ſchwoͤrt in die Hände des Königs, Feine Verfhleuderung der öffentliche 
Gelder zu dulden, und keine Auszahlung zu geftatten, als in Gemäßpeit der fi 
die Ausgaben des Staats Statt gehabten Creditbewilligungen. 

122. Ein General:Rechnungspof prüft und entfcheidet definitiv über die Ned 
nungen aller Rechnungspflichtigen. 

125. Die Ernennung zu allen Aemtern gebührt dem Könige, oder denjenig« 
Staatöbehörben, welchen fie durch Geſetze und Anordnungen anvertraut iſt. 

Dreizehnter Titel. 
‚ Allgemeine Verfügungen. 

124. Es foll auf ewige Zeiten eine offenfive und ‚defenfive Allianz zu Wailı 
und zu Lande zwifchen Sranfreih und Spanien beftehen; ein befonderer Bertri 
foll das Kontingent bejtimmen, das jede der beiden Mächte zu Waffer und zu Lanl 
im Fall eines Krieges ftellt. 

125. Fremde, die dem Staate wichtige Dienfte Leifteten, oder durch Talent 
Erfindungen und Gewerbsfleiß nüslich werden Eönnen, fo wie auch diejenigen, weld 
große Etabliffements errichten, oder fo vieles Randeigenthum erworben haben, &x 
fie dafür jährlich 60 Piafter an Abgaben entrichten, können in Spanien die Nat 
raliſation als Bürger erlangen. 

Der König ertheilt dies Recht auf einen Beriht des Minijters des Innen 
nad) Anhörung des Staatsraths. 

126. Das Haus eines jeden Einwohners auf fpanifchem und indifchem Gruu 
und Boden ift ein unverlesbarcs Afyl; nur am Tage kann man daſſelbe & 
treten, und das Gefes beftimmt die Urfachen, warum man Einlaß begehren fan 
oder auch ein von ber Öffentlichen Behörde erlaffener Befehl. _ 

127. Keine auf ſpaniſchem und indifhem Grund und Boden wohnende Pi 
fon kann verhaftet werben; es fey denn, daß fie mitten in der Begehung des Bu 
brechens ertappt würde, oder daß eine gefegmäßige und fchriftliche Ordre dazu vo 
handen wäre. 

128, Soll ein Verhaftsbefchl vollzogen werden; fo muß a) die Urſache d 
Berhaftung darin förmlich ausgedrücdt und das Geſetz angegeben feyn, das fie ve 
ordnet; b) muß er von einer Behörde kommen, der das Gefeg foͤrmlich dieſe Mac 
gegeben hat; c) muß er der Perfon, die der Gegenftand deſſelben ift, bekannt g 
macht und ihr eine Abfchrift eingehändigt werden. 

129, Kein Kerkermeifter oder Gefangenwärter Tann irgend eine Perfon au 
nehmen ober bei ſich behalten, wenn er nicht das Verhaftungs: Decret in feine A 
gifter eingetragen hat. Diefes muß ein in den, durch ben vorigen Artikel vorg 
fchriebenen, Formen gegebener Befehl, oder, eine Ordonnanz zur Gefangennchmun 
oder ein Anklage:Decret, oder ein richterliches Urtheil feyn. 

430. Er ift auch verpflichtet, chhe Widerfpruh, er mag Befehl haben vı 
wem er will, die Perfon, welche ſich bei ihm in Verhaft befindet, der Magijtrut 
. zu zeigen, die mit der Polizei der Gefängniffe beauftragt ift, fo oft dieſe 
verlangt. | 

131. Den Verwandten und Freunden des Verhafteten kann die Vorſtellu 
des Gefangenen nicht verweigert werden, wenn fie einen Erlaubnißfchein des Cir 
' Beamten mitbringen. Nur ein befonderer, dem Kertermeifter oder Gefangenwärt 
durch den Richter zugefommener, Befehl kann das Geheimhalten des Gefangen 
rechtfertigen. 

152. Alle diejenigen, die durch das Geſetz nicht bevollmaͤchtigt ſind, Verba 
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tungöbefeble zu erlaffen, und dennoch irgend ein Individuum verhaften oder der: 
vaften laffen, ferner alle diejenigen, welche, auch im Fat die Verhaftung gefegmä: 
59 geichehen ift, cinen Gefangenen an einem nicht Öffentlich und gefegmäßig als 
Grfangniß anerkannten Orte aufnehmen und aufbewahren, endlich alle Kerkermeifter 
nd Gefangenwärter, welche gegen bie Verfügungen der drei legten Artikel handeln, 
nahen ih des Verbrechens einer willführlichen Gefangenhaltung ſchuldig. 

1355. Die Folter ift abgefchafftz jede bei Verhaftungen und Erecutionen ans 
wandte Strenge, wozu das Gefeg nicht befonders autorifirt, ift ein Verbrechen. 

134. Gelangt es zur Kenntniß der Regierung, daß eine Verſchwoͤrung gegen 
in Staat im Werke iftz fo kann der Polizei: Minifter Befehle ergehen laffen, die 
Urdeber oder Zheilnehmer zu verhaften. 

135. Alle gegenwärtig beftehenden Fidei:&ommiffe, Majorate oder Subſtitu- 
tionen auf Güter, welche weder einzeln, noch durch die Vereinigung mehrerer Fibei- 
Commiffe, Majorate oder Subftitutionen auf dem naͤmlichen Haupte jährlich 5000 
harte Piafter eintragen, find abgefhafft;z nur dem gegenwärtigen Befiger kom— 
men fie noch zu gut, in der Folge fallen fie in die Elaffe der freien Güter zurüd. 

156, Jeder Befiger von Gütern, auf weldyen gegenwärtig Fidei-Commiſſe, 
Nsjorate oder Subftitutionen haften, die jährlih mehr als 5000 harte Piafter 
üsbringen, Tann, wenn er es für dienlich Hält, verlangen, daß dieſe Güter frei ge: 
> werben möchten. Der König wird die dazu nöthige Erlaubniß ſchriftlich «r- 

in. 

197. Jedes Fidei-Commis, Majorat oder Gubftitution, bie gegenwärtig exi— 
rt, und an und für ſich oder in Vereinigung mit mehreren anderen Fidei: Com: 
“fen, Majoraten oder Subftitutionen auf einem und demfelben Haupte ein jähr- 
Ns Einkommen von mehr als 20,000 harten Piaftern giebt, fol in ein Capital 
xwandelt werden, das die genannte Summe rein hervorbringen wird. Die Guͤ— 
ir, welhe nody über gedadjtes Capital vorhanden find, fallen in die Glaffe der 
fin Güter zurüd, und bleiben noch ferner im Befig des gegenwärtigen Eigen: 
Kimere, 

133, In dem Zeitraum eines Jahres wird die Vollzichung der in den drei 
itergehenden Artikeln enthaltenen Einrichtungen durd cine Eönigliche VBerortnung 
tulirt werden. | 

139, Es darf kein Fidei-Commiß, Fein Majorat oder Subftitution gemacht 
san, es ſey denn, daß der König ſolche wegen gelcifteter Dienfte und um bie 
ka familien ertheilten Würden zu erhalten, durch Patentbriefe bewillige. Im kei— 
S Falle kann die jährliche Rente diefer Fidei-Commiſſe, Majorate oder Sub— 
— 20,000 harte Piaſter uͤberſteigen, aber auch nicht weniger als 5000 

ragen. 
140, Die verfhiedenen Grabe und Claſſen des gegenwärtig be— 
Itenden Adels follen mit ihren rvefpectiven Unterfcheidungen beibehalten 
den, ohne jedoch von den Öffentlichen Laften und WVerbindlichkeiten zu befreien, 
= ohne daß. es hinführo jemals erforderlich ſeyn foll, zum Adel zu gehören, um 
meiner weltlihen oder geiftliden Stelle berufen zu werden, ober 
zcinen Grad in der Armee oder bei der Flotte zu erhalten. Geleiftete Dienfte 
ige find die einzigen Gründe, um auf Beförderungen Anſpruch machen 
 Ünmen. 

‚1. Nur ein gebohrner oder naturalifirtee Spanier Tann ein Civil: oder‘ 
Aifliches Amt auf dem ſpaniſchen Gebiete erhalten. 

„122. Die Dotationen der verſchiedenen Ritterorden müffen von ihrer urfprüng- 
Ken Beſtimmung nicht getrennt werben, welche in Belohnung der dem Staate 
Kiſteten Dienfte befteht. Sn keinem Ball fol eine und dieſelbe Perfon mehrere 
amanderieen befigen. 

„18. Die gegenwärtige Verfaffungsurfunde foll nad) und nach durch Fünig: 
& Decrete oder Edicte in Vollziehung gebracht werden, fo daß alle Anordnungen 
“ben vor dem 1. Sanuar 3813 vollzogen feyn müffen. 

‚144. Die befonderen Berfaffungen der Provinzen von Navarra, Blscaya, 
Geipuscon und Alava follen der erften Verſammlung der Cortes vorgelegt werden, 
kit fie in Betreff derfelben befchließe, was fie für das Intereffe der gedachten 

odinzen und für dag der Nation am angemeffenften halten wird. 

‚45. 3wei Sabre nad) Einführung der Verfaffungsurfunde foll die Preßfrei— 
ui Blatt haben, und ein von den Cortes in Ueberlegung genommenes Gefeg foll 
* Organificen. 

136, Zur Zeit der erſten Verfammlung, welche auf das Sahr 1820 folgen 
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wird, Tann man, auf Befehl des Königs, die Zufäse, Mobificationen oder Berbrf: 
ferungen, die man bei dem gegenmwätigen conftitutionellen Statut für nöthig achten 
wird, prüfen und darüber. berathfchlagen. Das gegenwärtige verfaffungsmäßige 
Statut fol in einer durch Unferen Minifter Staats-Secretair beglaubigten Ausferı 
tigung an den Rath von Gaftilien und an die übrigen. Raths- und Geridtäftl: 
len übergeben und in den gewöhnliden Formen proclamirt und bekannt gemadt 
werden. \ 

Gegeben zu Bayonne, den 6. Juli 1808, 

\ (Unterz.) Joſeph. 

Im Namen des Königs 
(Unterz.) der Minifter Staats» Seeretair: 
Dearia Louis de Urquijo. 


Diefe Verfaſſung, deren politifcher Gehalt auf fich beruht, war dei 
Spaniern verhaßt wegen der fremden Dynaflie, die ihr von Napoleor 


aufgedrungen worden war. Unterflüßt durch die brittifchen Heere, be 


waffnete ſich das fpanifche Voll, und machte dem Kaifer Napoleon um 
feinem Bruder, dem Könige Joſeph, jede fpanifche Landfchaft fixeitig 
die nicht von franzöfifchen Heeren befeßt war. Nur unter dem Schuß 


dieſer Heere Ponnte ſich Joſeph einige Sahre auf dem ſchwankende 


— 


Throne behaupten; ob er gleich, bei dem abwechſelnden Gluͤcke des Kri 
ges, einigemale die Hauptftadt verlaffen, und, nad) Jourdans Befiegun 
durch Wellington bei Vittoria (21. Juni 1813), nach Frankreich y1 
ruͤckkehren mußte, wo noch immer Ferdinand 7 zu Valencay — eine 
Gute des Fürften Talleyrand — bewacht ward. 

Sofeph fah Spanien nicht wieder; doch dauerte der Kampf d 
neu verftärkten franzöfifchen Heere, welche nun vom Marfchalle S ou 
befehligt wurden, gegen Wellington, der an der Spike ber Britten wu 
Spanier ftand, und den Krieg über die Pyrenden auf den franzoͤſiſch 
Boden verfeßte, bis zu dem blutigen Gefechte bei Zouloufe (10. Ay 
1814), nad) welchem zu beiden Heeren die Kunde von Napoleons eic 
nen Verluften und von feiner Thronentfegung dur den Senat. Frar 
reichs gelangte. 

Nicht ohne Umfiht und Kraft hatte während der letzten Sal 
eine Regentfhaft in Spanien die Regierung in Ferdinands 
Namen, und die Volfsbewaffnung, fo wie den Kampf gegen Napoli 
und Joſeph, nachdrudsvoll geleitet. Sie gab dem Reiche am 19. M 
1812 eine neue Berfaffung, die fogenannte Verfaffung t 
Cortes. Sie bewirkte die Anerkennung diefer Verfaffung bei der ? 
ſchließung ihres Bündniffes mit dem Kaifer Alerander 1 von Rußle 
zu Weliki Lufi (20. Zuly 1812). Sie war es, die, wegen ihrer I 
bindung mit Großbritannien, den zwifchen Napoleon und Ferdinant 
zu Valencay (13. Dec. 1813) abgefchloffenen Vertrag — nad) weld 
Ferdinand auf gewife eingegangene Bedingungen ald König von S 
nien zuruͤckkehren follte — nicht anerkannte, worauf Napoleon 
entſchließen mußte, Ferdinand 7 als König von Spanien, ohne 
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weitere Bedingungen, (15. März 1814) dahin aus Balencay abreifen 
su laffen. " \ | 

Ob nun gleich die. ſpaniſchen Cortes (9, Febr. 1814) den Be: 
(lu gefaßt hatten, daß Ferdinand 7 nach der Verfaffung vom 19. 
Närz 1812 den Thron befteigen, und, nach der Ablegung des Eides 
auf diefelbe, als frei, und als vechtmäßiger Beherrfcher- Spaniend aner⸗ 
lannt werden follte; fo verweilte er doch während des ganzen Monates 
Ip zu Valencia, nachdem er am 24. März zu Girona angekommen 
ner, von wo aus er der Negentfchaft zu Madrid feine Ankunft auf 
hanifhem Boden meldete, und wo er durch den General Copons ein 
Shreiben der Regentfchaft, nebft der von ihr befannt gemachten Conſti⸗ 
wion, empfing. | = 

Bergeblich blieben die wiederhohlten Einladungen: der Regentfchaft 
un den König nach Valencia, daß er nah Madrid kommen möchte, 
inli erließ er (4 Mai 1814) von Valeneia aus eine Erklaͤrung, 
rin er die Schritte der Regentſchaft und der Cortes als ungefeßlich 
warf; fie befehuldigte, daß fie ihm der Hersfchaft hätten. berauben 
min; feinen Entſchluß ausſprach, alles fo wieder herzuftellen, wie eö 
war der Einführung der Neuerungen im Königreiche beftanden habe, und 
zugleich verficherte, daß er felbft dem Reiche eine Verfaſſung geben 
male, — welches: -Verfprechen aber unerfüllt geblieben ifl. — Nach die 
fa Aufhebung . der Verfaſſung vom 19. März 1812, befahl Ferdinand 
im Gouverneur von Madrid, den Verſammlungsort der Cortes militaiz 
"zu umringen, die Gortes zu zerfireuen, und in der Nacht vom 10. 
% 4. Mai. die wichtigften derfelben in. Kerker abzuführen. Vier Tage 
sh diefer That hielt. Ferdinand feinen Einzug in Madrid. — 


b) Berfaffung der Eortes vom 49. März 1812. 


Bir Ferdinand 7 von Gottes Gnaden und Eraft ber Verfaffung der fpani: 
in Monarchie König von Spanien, und in feiner Abwefenheit und rüdfichtlicy 
kur Gefangenfchaft, die von der außerordentlichen Generalverfammlung ber Cor: 
% emannte Regentfchaft des Reichs, thun Allen und Jeden, die Gegenwärtiges 
"sn oder. hören, Eund und zu willen, daß bie befagten Cortes nachſtehende 
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Kırlirt und fancfionirt haben. | 

Im Namen des allmaͤchtigen Gottes, Vaters, Sohnes und heiligen Geiſtes, 
"8 Uchebers und höchften Gefehgebers der menfchlichen Gefellfchaft. 

Die außerordentlihe Generalverfammlung der Gortes der fpanifchen Nation, 
sehdem fie ſich nach der forgfältigften Unterfuhung und reiflichften Weberlegung 
Gerzeugt bat, daß die alten Grundgefege diefes Reichs, nebft den auf die feſte und 
hurrhafte Sicherftellung der Vollziehung bderfelben abzweckenden Verfügungen und 
Seſichtsmaßregein, den großen Zweck, die Ruhe, das Gluͤck und den Wohlftand 

ganzen Nation zu befördern, nicht gehörig erfüllen koͤnnen, decretirt nachſte⸗ 
—* politiſche Verfaſſung fuͤr die gute Regierung und gerechte Verwaltung des 
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Erffer Titel. 
Bon ber fpanifchen Nation und den Epaniern. 
- 3°, Erfter Abfhnitt. > 
—Bonm der fpanifden Nation. 
1. Die fpanifche Nation beftcht aus allen Spaniern beider, Halbkugeln. 
2. Das Ipanifche Volk iſt frei und unabhaͤngig, und iſt und Tann nicht das 
Erbtheil irgend einer Familie, noch irgend eines einzelnen Menſchen ſeyn. 
3... Die Souverainetaͤt wohnt ihrem Weſen nach im Volke; eben Vehel ſteht 
ihm ausſchließlich das Recht zu, ſeine Grundgeſetze aufzuſtellen. 
4. Das Volk ift verpflichtet, die buͤrgerliche Freiheit, das Eigenthum und die 
andern dem Rechte aller Individuen, aus welchen es beſteht, mittelft weis 
fer und gerechter Geſege zu erhalten und zu beſchuͤtzen. 


3 weiter Abſchnitt. 


Von den Spaniern. 
5. Spanier find: 
2) Alle freie,, auf dem Gebiete. beider Spanien gebohrene - und, anfälfige, 
Männer und ihre Söhne. 
b) Ausländer, die von den Cortes Naturalifations Briefe: erhalten ‚haben. 
”€) Diejenigen, welche ohne bergleichen Naturalifationg = » Briefe das in irgen! 
einem Bezirke ber Monarchie geſetzmaͤßig erlangte Buͤrgerrecht sehn Sahı 
lang ausgeübt haben. 
9) a Breigelaffenen;, fobald fie ihre Freiheit in ben. ‚beiden Spanien MR 
alten. 
6. Vaterlandsliebe ift eine der vornehmſten Pfüchten jedes Spaniers, eben Fi 
"wie Gerechtigkeit und Wohlthaͤtigkeit. 
7. Jeder Spanier ift gehalten, der Berfaffung freu zu feyn, den Geſeden 
gehorchen und die beſtehenden Behörden zu refpettiren. 
8. Leder Spanier ohne Unterfhied iſt auch gehalten, im Brhältniß feine 
al, zu den Ausgaben des Staats beizutragen. 
Eben fo ift jeder Spanier verpflichtet," zur Vertheidigung des Vaterland 
die —* zu ergreifen, wenn er durch das Geſetz dazu aufselordert wirds) 


- 8welter Vitbel. ur: eb 
Von dem Gebiete beider Spanien, der Religion und Bing Beute 
und. von den fpanifchen Buͤrgen. rl... 


Erfter Artikel. 
Von dem Gebiete beider Spanien. 

10. Das fpanifche Gebiet umfaßt auf der Halbinfel und feinen innliegenbe 
Ländern und Infeln: Aragonien, Afturien, Altcaftilin, NReucaftilien, Gatalonier 
Cordova, Eftremadura, Galizien, Granada, Jaen, Leon, Molina, Murcid, Ne 
varra, die baskiſchen Provinzen, Sevilla und. Balenzia, die -balearifchen‘-und canı 
rifhen Inſeln nebft den andern Befigungen“ in Afrika. In: Nordamerika: Meuſpe 
nien nebſt Neugalizien und die Halbinſeln Jucatan, Guatimala, die innern dſtliche 
und die innern weſtlichen Provinzen, die Inſel Cuba mit beiden Floridas, den ſpe 
niſchen Theil der Inſel St. Domingo und die Inſel Puerto: Rico, -nebft den ander 
in der Nähe bdiefer Inſeln oder des Kontinents in einem oder dem andern Merı 
gelegenen Inſeln. In Suͤdamerika: Neugranada, Benezuela, Peru, Chili, die Pri 
vinzen des La:-Plata-Stromes und alle antiegende Inſeln in der Südfee und im a 
lantifhen Meere. In Aſien: die philippinifchen und die von der Regierung berje 
ben abhängigen Infeln. 

11. Sobald als es die politifche Lage des Volkes geftattet, fol cine paffer 
dere Eintheilung des fpanifchen Gebiets vorgenommen werden. 


‚Bweiter Abfhnitt. 
Bon ber Religion, 
12. Die Religion des fpanifhen Volkes ift und: bleibt für immer. die ri 
miſch-katholiſch-apoſtoliſche, einzig wahre Religion. Das Bolt ſchuͤtzt 


— weiſer und gerechter Geſetze und ———— die Ausübung jedée 
andern. 


» 


* 
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Dritter Abſchnitt. = 
Von der Regierung. 


13. Der Zweck der Regierung iſt die. Wohlfahrt des Volkes, ba keine politi- 
Be — ein anderes Ziel hat, als das Gluͤck der Individuen, woraus fie 
beſteht 


— Regierung des ſpaniſchen Volkes iſt eine erbliche, gemaͤßigte 
— —— haben mit dem Koͤnige vereint die geſetzgebende 
— Gewalt, bie Geſetze in Ausübung bringen zu laſſen, wohnt dem 

17. Die Gewalt, die Gefege in Civil: und Griminalfachen anzuwenden , ftcht 
van duch das Gefeg aufgeftellten Tribunalen zu. 


Vierter Abſchnitt. 
Bon ben ſpaniſchen Bürgern. 


18, Bürger find die Spanier, welche ihrem Water und ihrer Mutter nad, 


as dem fpanifchen Gebiete beider HalbEugeln ftammen und in irgend einem Bes 
sche dieſes Gebiets anfäflig find. 

19. Gleihfalls iſt Bürger derjenige Ausländer, welcher, bereits im Genuffe 
ker Rechte eines Spaniers, von den Gottes. ein befonderes Bürgerbiplom ,erhals 
in hat. F J— 

20. Dazu, daß ein Ausländer ein ſolches Diplom erhalten kann, iſt erforder⸗ 
5, daß er mit einer Spanierin verheirathet fey und irgend eine Erfindung, oder 
iin fhägbaren, Induſtriezweig nach den beiden Spanien verpflanzt und in Gang 


achracht, oder liegende Gründe erfauft Habe, wovon er eine ‚birecter Steuer bezahlt, 


er mit einem, nad) dem Urtheile der Cortes hinlänglichen und anfehnlidhen Gapis 
tale ein Handelshaus errichtet, oder die Wohlfahrt und Vertheidigung des Volkes 
durch ausgezeichnete Dienfte befördert habe. 

21. Bürger find gleichfalls die rechtmäßigen Soͤhne der in Spanien anſaͤſſi⸗ 
ein Fremden, wenn fie, auf fpanifchem Gebiete gebohren, es nie ohne Erlaubniß der 
Regierung verlaffen, ſich nad) erlangtem ein und zwanzigſten Iahre in einer Stadt 


Yıls Gebiets miedergelaffen haben, um bafelbft .ein nügliches ‚Serverbe, Geſchaͤft 


or nüglihen Inbuftriezweig zu betreiben, . h 
Was die Spanier anlangt, welde vom irgend einer Seite für afrikani⸗ 


Gen Urfprungs gelten und gehalten werden; fo Fönnen fie durch Tugend und Vers 
Ynft zum Bürgerrechte gelangen. Demzufolge werben die’ Gortes denjenigen, die, 


tm Vaterlande ausgezeichnete Dienfte erwiefen haben, oder denen, bie ſich durch 
tr Zalente, ihr Beſtreben und ihr Betragen auszeichnen, Buͤtgerdiplome ertheis 
ka, unter der Bedingung jedoch, daß fie aus rechtmäßiger Ehe, von freien Vätern 
ug, mit einer freien Frau  verheirathet und auf fpanifchem Gebiete wohnhaft 
ſad und bafelbft irgend ein Gewerbe, Gefhäft oder nüglichen Induftriezweig mit 
nem binreihenden Capitale betreiben. 
3. Blos diejenigen, die Bürger find, Eönnen Municipalämter erhalten, und 
in den durch das Geſetz beftimmten. Fällen Männer. dazu ernennen. . 

24. Die Eigenfchaft eines fpanifchen Bürgers geht verloren: 

a) Durch Naturalifation im Auslanbe. 

b) Wenn man fi) von einer andern Regierung. anftellen laͤßt. \ 

e) Durch einen Urtheilsſpruch, woburd cine Eörperlihe und entehrende 
Strafe zuerfannt wird, wenn man nicht die Wicdereinfegung in den vo— 
tigen Stand erlangt: » 

d) Durch einen, ohne Auftrag ober Erlaubniß der Regierung, fünf Sahre 
lang fortgefegten Aufenthalt außerhalb des fpanifchen Gebictes. 

235. Die Ausübung des Bürgerredhts wird fuspenbirt; 

a) — eines richterlichen Verbots wegen phyſiſcher oder moraliſcher Uns 

faͤhigkeit. 


b) Wenn man ein inſolventer Schuldner oder Schuldner der Staat Scaffe 


(dendor ä Coscandales publicos) ift. 

c) Wenn man für Lchn dient. 

d) Wenn man kein Gefchäft oder Handwerk hat, und nicht bekannt ift, wo: 
von man ſich nährt. . 

e) Wenn man in einen Griminalproceß verwidelt ift. 
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f) Bom Sahre 1830. ar muͤſſen diejenigen, welche zum erſtenmale die Aus⸗ 
uͤbung des Buͤrgerrechts antreten, leſen und ſchreiben koͤnnen. 

26. Das Bürgerrecht kann einzig und allein aus den in den beiden vorher: 
gehenden Artikeln erwähnten Gründen verlohren oder fuspenbirt werden, und aus 
feinem andern. 

Drittee Titel. 
— J Von den Cortes. 


Erſter Abſchnitt. 
Bon der Art und Weiſe, wie die Cortes gebildet werden. 
s 27. Die Eortes find die Vereinigung aller, auf die unten angegebene Weile 
von den Bürgern ernannten, Deputirten, welche das Boll repräfenticen. , 
’ F Die Baſis fuͤr die Rationalrepraͤſentation iſt fuͤr beide Halbkugeln die 
naͤmliche. — ee | 
29, Diefe Bafis if die Benölferung, welche aus den Eingebohrnen beftcht, 
bie von Vater und Mutter her von fpaniichem Gebiete herſtammen; ferner aus de 
nen, welche von den Cortes ein Bürgerdiplom erhalten haben, fo wie aus’ denen, | 
die im Artikel 21. angegeben find. | 
| pr! ‚Zur Berehnung der Bevölkerung des fpanifchen. Gebiets in Europa wird 
man ſich der legten Zählung vom Jahre 1797 bedienen, , bis man eine .neue wird 
veranftalten können; und eine entfprechende Zählung fol! auch zur Berechnung der’ 
Spanier, die in ben überfeeifchen Ländern wohnen, vorgenommen, unterbeffen aber 
bie — benutzt werden, die unter den zuletzt angeſtellten die authentiſch⸗ 
| | 


31. Zür jede 70,000 Seelen der aus den im Artikel 29. angegebenen 

a. beftehenden. Bevölkerung erfheint ein Deputirter bei den 
ortes, | 

32. Wenn ſich bei der, nad) dem verſchiedenen Provinzen gemachten, Vertbeir 
lung ‚der Bevölkerung in irgend einer berfelben eine Mehrzahl von mehr als 35,000 
Seclen ergiebt; To Pott ein Deputirter mehr erwählt werben, ald wenn die Zabl 
ſich Auf 70,000 -beliefos Ueberſteigt die Mehrzahl aber nicht 35,0005 fo ſoll fie nicht 
gerechnet tuerden. a 

‘33. Wenn fid in irgend einer Provinz die Bevoͤlkerung nicht auf 70,000 
Seelen -beläuft, aber. auch nicht- unter 60,000 beträgt; fo fol ein Deputirter für 
fie ernannt werben... Berläuft fich aber die Bevoͤlkerung nicht fo hoch; fo fol dieſt 
Provinz mit der zunaͤchſt gelegenen, zuſammen treten, um die zur Ernennung eines, 
Drputirten erforderliche. Zahl, voll. zu machen. Eine Ausnahme von biefer Regel 
made. die Inſel St. Domingo, die einen Deputisten ernennen fol, ungeachtet die) 
Bevölkerung berfelben jene Zahl nicht erreicht. | 


3Zweiter Abſchnitt. 
Von der Ernennung der Deputirten zu den Cortes. I 
84 Um bie: Deputirten zw den Cortes zu wählen, ſollen Wahlverſamm— 
lungen nad) ben: Kirchſpielen⸗ Diſtricten und Provinzen gehalten werben; | 


Dritter Abſchnitt. | 
Bon den Kirhfpiels-Wahlverfammlungen. | 
35. Die Kirchfpiels »Wahlverfammlungen (Juntas electorales de parroquia) 
ſollen aus allen, auf dem Gebiete des betreffenden Kirchſpiels wohnhaften und an: 
fäffigen, Bürgern beftchen, worin vie fäcularifirten Geiftlichen. mit inbegriffen find, 
36. Diefe Wahlverfammlungen werben auf der Halbinfel und dem anliegenden 
Inſeln und Befigungen jederzeit am: erften Sonntage des Detobers in: dem Jahre 
vor demjenigen, wo die Eortes zufammentreten, gehalten werben. 
In den überfeeifchen Provinzen werden fie am erften Sonntage bes De: 
comber: Monats, funfzehn Monate vor Berfammlung der Cortes, auf eine, an fi 
ſowohl als an jene, von Seiten der Tribunale Gusticias) ergangene Nachricht ge: 
halten werben. 
3. IA den Kirchfpielsverfammlungen fol auf jede 200 Einwohner tin Kirch 
Tpirl:Wahlhere ernannt werden. 
„39 Wenn die Zahl der Einwohner des Kirchfpiels mehr als 300, jebod 
nicht volle 400 beträgt; fo follen zwei Wahlherren ernannt. werden; wenn fie meh 
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ala * ichoch nicht volle 600 beträgt, fa ſollen deei ernannt werden, und fo im⸗ 

mr fo } 

4. In den Kirchſpielen, wo die Zahl der Einwohner ſich nicht auf 200 bes 

läuft, fol, im Fall deren 150 find, ein Wahlherr ernannt werden; in jenem aber, 
wo ſich biefe Zahl nicht vorfindet, follen die Einwohner mit denen eines benachbar⸗ 
tem Kirchſpiels zufammentreten, um. den oder bie auf fie fallenden Wahlherren zu . 
ernennen, 


4, Die Kirchfpiels:Verfammlung fol mit Stimmenmehrheit 11 Commiſſaire 
(ompromissarios) wählen, welche den Kirchfpiel8:Wahlheren ‚ernennen. 2, % 
42, Wenn bei einer Kirchfpiels-:Verfammlung zwei Kirchſpiels⸗Wahlherren zu 
anemmen find; fo follen 21 Gommiffaire und wenn drei zu ernennen find, 31 er» 
nannt werben; doch foll in feinem Kalle, zur Vermeidung von Verwirrung, die 
ah! der Cemmiſſaire diefe Testere Überfteigen. ns 
#3. Zur gröfern Bequemlichkeit Kleiner Flecken ift feftgefegt, daß ein Kirch⸗ 
‚pie, welches 20 Einwohner enthält, einen Abgeordneten len foll; ein Kirche 
il von 50 bis 40 Einwohnern zwei, eins von 50 bis 60 drei, und fo fort. 
Die Kirhifpiele, welche unter 20 Einwohner haben, follen mit deu zunaͤchſt gelege⸗ 
“fammentreten, um ben Gommiffair zu ernennen. 

Die deraeftalt ernannten Gommiffaire kleiner Flecken (poblaciones pe- 
‚Wehas) follen in der zunäcdyft liegenden Gemeinde (pueblo) zufammenfommen und, 
Sun fie 11 oder wenigftens I Mitglieder ftark find, einen Kirchfpiels Wahlherrn 
men; im Kal ihre Zahl 21 oder wenigftens 17 beträgt, foll fie deren 2, und 
Ban ihrer 31 oder wenigftend 35 beifammen find, 5 oder die entfprechende Zahl 
mennen. 






















S. Um zum Kirchſpiels-Wahlherrn ernannt zu werden, muß man Bürger, 
und awanzig Jahre alt und in dem Kirchfpiel wohnhaft und anfäflig feyn. 
4. In ben SKichfpiels » Verfammlungen foll der Eorregibor, Alcade ober 
Miäter der Stadt, des Fledens, oder Dorfs (ciudad, villa, aldea), wo fie zuſam⸗ 
nz men, den Vorſitz führen, und um dem Acte mehr Feierlichkeit zu geben, 
der Dfarser des Kirchſpiels dabei zugegen feyn. Und wenn an einem. und: 
Fr demfelben Orte, wegen der Zahl der darin befindlichen Kirchfpiele, 2 ober mehr 
a Berfammlungen gehalten werden, foll in der einen bes Corregidor ober Als 

und in den übrigen die vach dem Loofe beftimmten. Regidores den Vorſit 


7, Wenn die Zeit ber Verfammlung, welche in ben Gemeinhehäufern (easas 
soriales), ober an dem Orte, wo es fonft gebräudhlich ift, gehalten wird, ba. 
Fund die Bürger, welche daran Theil nehmen, beifammen find; fo follen fie fid) 
rem Dräfidenten in die Kirche des Kirchſpiels verfügen, wo ber Pfarrer eine 
MeBeiftmeffe lefen, und dann eine für die Umftände paffende Rebe halten wird. 
Nah der Meffe werden fie fih an den Ort, woher fie gekommen find, 
rdverfügen, und die Berfammlung nid ihre Arbeit damit beginnen, daß fie — 
Fu bei offenen Thuͤren — aus den anmwefenden Bürgern zwei Wahlzeugen: 
udadores) und einen Secretair wählt, 
©. Hierauf foll der Präfident fragen, ob irgend eim Bürger eine Klage wer 
 Brichung und Verführung, um Jemanden zur Wahl zu bringen, vorzutras 
On babe, und wenn eine angebracht wird, fo muß fich der Beklagte in berfelben: 
Irfammlung Öffentlic) und muͤndlich rechtfertigen. Iſt bie Befchuldigung gegruͤn⸗ 
ı 0 verlieren diejenigen, bie das Vergeben begangen, ihre active und paffive 
. Die nämlide Strafe trifft die Verleumder, und. von. diefem Urtheile fin⸗ 


—* Appellation ſtatt. 


0. Wenn unter ben Anweſenden Zweifel entſtehen, ob einer von ben Wahl⸗ 
Die zum Botiren erforderlichen Eigenfhaften befige;s fo fol die Verfamme 
ib nadı Gutdünken entfcheiden, und was fie entfcheidet, fol ohne weitere 
tion für diesmal und blos zu dem Ende in Volzichung gebracht werben. 

Es wird fogleich zur Ernennung der Commiffaire gefchritten. Zu biefem 
ir jeder Bürger fo viel Perfonen beftimmen, als Commiſſaire feyn follen, 

ih zu dem Zifhhe verfügt, an welchem der Präfident, die Wahlzeugen 
Fe Sretairs fisen, und in ihrer Gegenwart die Namen: berfelben auf eine Lifte 
ri chen hienbei, noch bei irgend einer andern Wahl kann der Bürger, bei 
Fra fen Stimmrecht zu vertieren, fich felbft die Stimme geben. 


—* Iſt dieſes geſchehen; fo eröffnen der Praͤſident, die Wahlzeugen und ber 












bie Eiften, und lesterer madjt mit lauter Stimme. bie Ramen berjenigen 


x 
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Bürger welche durch bie Mehrheit der Stimmen zu Commiſſarien erwählt 
worben find. " 

53. Die ernannten Commiffaire begeben fi) vor Ayflöfung der Verfammlung 
an einen abgefonderten Ort, befprechen ſich unter einander und ſchreiten zur Er: 
nennung des oder ber Wahlberren des Kirchfpiels, und derjenige oder diejenigen, 
welche mehr: als die Hälfte der Stimmen für fich haben, find bie erwählten. Diefe 
Ernennung wird hierauf der Verfammlung Öffentlich Fund gethan. 

654. Der Secretair fertigt den Beſchluß aus, welchen er, der Präfident und 
die Commiſſarien unterfhreiben. Cine gleichfalls von ihnen unterzeichnete Abfchrift: 
deſſelben wird auch den erwählten Perfonen eingehändigt, um ihre Ernennung dar 
tyun zu koͤnnen. 

55. Kein Bürger ſoll ſich aus irgend einem Beweggrunde und Vorwande, 
oder mittelft irgend einer Entſchuldigung diefen Pflichten entziehen koͤnnen. 

56. Kein Bürger foll mit Waffen in der Kirchfpiels:Verfammlung erfheinen. 

57. Iſt die Ernennung der Wahlherren entfchieden und befannt gemacht; fo 
geht die Verſammlung ſogleich aus einander, und jede Verhandlung, worauf fir 
fi einliege, würde null und nichtig feyn. 

58. Die Bürger, welche. die Verfammlung gebildet haben, verfügen fi in die 
Pfarrkirche, wo ein feierliche Te Deum gefungen wird, und der oder die Wahls 
— gehen bei dieſer Gelegenheit zwiſchen dem Praͤſidenten, den Wahlzeugen und 
em Secretair. 


| Bierter Abſchnitt. 
Bonben Bezirls:-Wahlverfammlungen. (Juntas electorales de partido.) 


59. Die Bezirks:Wahlverfammlungen beftehen aus den Wahlherren der Kirch 
fpiele, die fi) im Hauptorte eines jeden Bezirks verfammeln, um den oder bie 
Wahlherren zu ernennen, welche ſich nach der Hauptſtadt ber Provinz begeben 
müffen, um bafelbft die Abgeordneten zu den Gortes zu erwählen. 

«60. Diefe Wahlverfammlungen werden auf der Halbinſel und den benachbar: 
ten Snfeln und Befigungen jederzeit am erften Sonntage des November: Monats, 
des Zahres vor dem, in welchem die Cortes gehalten werben follen, Statt finden, 


61. In den überfeeifhen Provinzen follen fie am erften Sonntage des Ja— 
nuar-Monats gehalten werben, welcher auf den December folgt, in weldem bie 
Kirchſpiels-Verſammlungen Statt gefunden Haben. 

62. Um zu erfahren, wie viel Wahlherren jeder Bezirk zu ernennen hat, wirb 
man folgende Regeln beobachten. Ä 
63. Die Zahl der Bezirks: Wahlherren fol dreimal ftärker feyn, als bie der 
zu wählenden Deputirten. 

Wenn die Anzahl ber Provinzialbezirke (partidos de la provincia) grö— 
fer ift, als die der Wahlherren, weldye dem vorhergehenden Artikel zufolge zur Er: 
nennung ber entfprechenden Deputicten erforderlich iſt; fo fol deffen ungeachtet in 
jevem Bezirke ein Wahlherr ernannt werben. 

Wenn die Anzahl ber Bezirke geringer ift, als die ber zu ernennenden 
Wahlherren; fo foll jeder Bezirk einen oder zwei ober mehrere ernennen, bis bie 
erforderliche Zahl voll ift. Fehlt noch ein Wahlherr; fo wird er von dem volkreich⸗ 
ſten Bezirke erwählt, und mangelt dann noch einer; fo wird er von dem Bezirke 
erwählt, welcher nach jenem der bevölkertfte ift, und fo immer forf. 


66. Nah dem, was in den Art. 31. 32, 33, und in den drei vorhergehenden 
feftgefegt worden, beftimmt es fi nad der Volkszahl, wie viel Deputirte jebe 
Provinz und wie viel MWahlherren jeder Bezirk haben foll, 

67. In den Bezirks: Wahlverfammlungen führt der Corregidor oder Richter 
des Hauptorts in dem Bezirke den Vorſitz, und vor diefem müffen die Kirchfſpiels— 
Wahlherren mit dem Documente, weiches ihre Wahl beurkundet, erfcheinen, damit: 
ihre Namen in bem Buche angemerkt werden, worein man die Protocolle der Ber: 
fammlungen einträgt. 

68. Am beftimmten Tage verfammein fih die Kicchipielss Wahlherren As! 
ber Präfident in den VBerfammlungsfälen, und fangen bei offenen Thüren damit, an 
einen Secretaiv und zwei Wahlzeugen aus den Wahlherren zu ernennen. : — 

69. Hierauf legen die Wahlherren die Certificate über ihre Ermennung wor 
damit fie von dem Sceretair und den Wahlzeugen unterfucht werden, welche am 
folgenden Tage erklären müffen, ob fie in Orbnung find, oder nit. Diefe Be 
ſcheinigungen des Secretairs und der Wahlzeugen werben von einer eigens ernann 


— 


* 
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ten, aus drei Mitgliedern der Verſammlung beſtehenden, Commiſſion, unterſucht, 
welche am folgenden Tage Bericht daruͤber erſtattet. 

70. An dieſem Tage wird, wenn die Kirchſpiels-Wahlherren beiſammen find, 
der Bericht „über die Certificate vorgelefen, und wenn hinſichtlich eines derfelben 
‚oder "gegen einen Wahlherren, - wegen Ermangelung ber erforderlichen Eigenſchaf— 
tn, etwas einzumenden wäre; fo foll die Verfammlung in lester Inftanz darüber 

 sattheiden und nad) ihrem Gutbefinden verfahren, und das, was fie befchließt, fol 
ohne weitere Appellation in Ausübung gebracht werden. 

71. Sit diefes beendigtz fo begeben ſich die Kirchſpiels-Wahlherren mit ihrem 
Präfidenten in die Hauptkirche, wo eine «Deilige » Geiftmeffe von dem vornehmften | 
Geitlihen gefungen und eine den Umftänden angemeffene Rede gehalten wird. 

72, Nachdem diefe religiöfe Feierlichkeit vorüber ift, kehrt man in die Vers 
femmlungsfäle zurüd, und wenn die Wähler ohne Unterfchied ihre Pläse eingenoms 
men babenz fo Liefet der Secretair gegenwärtigen Abfchnitt der Berfaffung vor, 
worauf der Präfident die im 49. Art. enthaltene Frage thut, und man in Allem 
dem gemäß verfährt, was dort vorgefchrieben ift. 

73. Gleich darauf fchreitet man zur Ernennung bes oder der Bezirks: Wahl: 
krren, wobei eine Wahl nad) der andern mittelft Zettel, worauf der Name desije⸗ 
zigen, den man wählen will, gefchrieben ‚wird, vor fich geht. 

74, Iſt das Botiren beendigtz fo überzählen der Gecretair und die Mahls 
| zugen die Stimmen, und derjenige, der wenigftens die Hälfte der Stimmen und 
‚ fine darüber für jich hat, ift gewählt, und der Präfident macht dit Wahl bekannt. 
ı Benm jemand Feine abfolute Stimmenmehrheit für ſich hat; fo wird über die zwei, 

wilde die meiften haben, nochmals ballotirt, und derjenige, der dann die meiften 
Stimmen für fich hat, ift erwählt. Bei gleicher Zahl enticheidet das Loos. 

75. Um Bezirks: Wahlhere zu werden, muß man Bürger und im Genuß fels 
ner Rechte, fünf und zwanzig Sahre alt, im Bezirke anfäffig und wohnhaft, entwe⸗ 
tr daie oder Weltgeiftliher feyn, und die Wahl kann fowohl Bürger, welche bei 
kr Verſammlung gegenwärtig find, als Abwefende treffen. 

76. Der Secretair bringt die Befchlüffe zu Papiere, welche er, der Präfident 
md die Wahlzeugen unterzeichnen, und wovon ber oder denen Perfonen, bie ges 
kihlt worden, eine von jenen vidimirte Abfchrift zur Beftätigung ihrer Wahl ein« 
shändige wird. Der Präfident diefer Verfammlung überfchidt eine zweite, von 
im und dem Secretair unterzeichnete, Abſchrift an den Präfidenten der Provins 
Du Berfanmitung, und diefer läßt die Wahl in den Öffentlichen Blättern bekannt 
malen. 


77, Bei den Bezirks : Wahlverfammlungen fol alles das beobachtet werden, 
des in den 55. 56. 57. und 58. Artikel für die Kirchfpiels = Wahlverfammlungen 
gefhrieben worden ift. 


Fünfter Abfihnitt. 
Bon ben ProvinzialsVBerfammlungen. 


78. Die Provinzial: Verfammlungen beftehen aus den Wahlherren aller Pros 
Yinsials Bezirke, welche fi) in der Hauptftadt verfammeln, um. die entfprechende 
zehl der Deputirten, die ald KRepräfentanten der Ndtion den Gortes beimohnen 
len, zu ernennen, 

79. Diefe Verfammlungen finden auf der Halbinfel und den benachbarten Ins 
kin und Befigungen jederigit am erften Sonntage des NRovembers in dem Jahre 
der-dem Statt, wo bie Cortes gehalten werden. 

80. In den überfeeifhen Provinzen werben fie ben zweiten Sonntag im 
— deſſelbigen Jahres gehalten, in welchem die Bezirks-⸗Verſammlungen 

den. 

81. Bei dieſen Verſammlungen führt der politiſche Chef der Hauptſtadt (el 
mpistrado politico de la capital de provincia) den Vorſitz, und bei ihm müffen 
Bi Bezirks-Wahlherren mit dem Documente über ihre Wahl erfcheinen, damit ihre 
Kamen in dem Buche, in weiches die Vefchlüffe der Verfammlung eingetragen wer 

‚ bemerkt werden. 

‚32, Am beftimmten Tage verfammeln fich die Bezirks: Wahlherren mit dem 
Yröftdenten in den Gemeindehäufern (casas consistoriales) oder .in demjenigen Ge: 
bäude, welches man zu einer folden Feierlichkeit für das paffendfte Hält, bei offes 
hin Thuͤren, und na zuvörderft ducdy Stimmenmehrheit aus den Wahlherren _ 
Ann Secretair und zwei Wahlzeugen. , 

. Wenn eine Provinz nur einen Deputiften haben fol; fo find zu feir 
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Ernennung wenigftens fünf Wahlherren erforberlih, und man vertheilt entweder 
= . auf bie Bezirke, woraus fie befteht, oder bildet blos zu diefem Zwedi 
rte. 

A 84. Es werben die vier Abfchnitte, welche von den Wahlen handeln, verlefen 
Dann folgt die Berlefung ber von den refpectiven Präfidenten eingefandten Berifi 
-cation der Protocolle über die in den Hauptorten der Bezirke geſchehenen Wahlen 
und die Wahlherren übergeben zugleich die Certificate über ihre Ernennung , dami 
fie von dem Secretair und den Wahlzeugen unterſucht werden, die am folgender 
Tage erklären müffen, ob fie in Ordnung find, oder nicht. Diefe Erklärunge 
des Secretairs und der Wahlzeugen werden wiederum von einer, aus drei Mit 
gliedern der Verſammlung beftehenden, Commiſſion unterſucht, welche zu biefen 
Ende ernannt wird, um am folgenden Zage ihren Bericht darüber zu erftatten. 

85. Sind die Bezirks: Wahlherren beifammenz; fo werden die Berichte übe 
die Certificate vorgelefen, und wenn gegen einige berfelben oder gegen die Wahlber 
ren, wegen Ermangelung der dazu erforderlichen Eigenfchaften, etwas einzumwende 
ift, fo entfcheidet die Verſammlung definitiv darüber und verfährt, wie fie es für gu 
befindet; und das, was fie befchloffen, wird, ohne daß eine weitere. Appellatioı 
Statt findet, in Vollziehung gebracht. 

86. Die Bezirks: Wahlberren begeben ſich hierauf mit ihrem Präfidenten i 
die Kathedralz oder Hauptkirche, wo von dem Bifchofe, oder in deſſen Ermangelun 
von dem dvornehmften Geiftlihen eine feierliche Heilige: Geiftmeffe gehalten und de 
bei eine, den Umftänden angemeffene, Rebe vorgetragen wird. 

87, Nach diefer religiöfen Feierlichkeit Echren fie au den Ort zurück, wohe 
fie gekommen find, und der Präfident thut bei offenen Thüren und wenn bit Wahl 
‚herren ohne weitern Unterfchied ihre Pläge eingenommen haben, die Frage, weld 
im 49. Artikel enthalten ift, und es wird Alles beobachtet, was dort vorgeſchrit 


n ift. 
x 88, Hierauf fchreiten die anmwefenden Wahlherren zur Wahl bes ober ber Di 
putirten, welche ciner nach dem andern erwählt werden, indem fie an ben Tiſt 
bintreten, an welchem der Präfident, die Wahlzeugen und der Secretair figen, un 
lehterer trägt in ihrer Gegenwart bie Namen der Perfon, die jeber wählt, in eir 
Lifte ein. Der Sceretair und die Wahlzeugen geben ihre Stimmen zuerft. 


89. Iſt das Abftimmen beendigtz; fo überzählen der Präfident, die Wahlzeı 
gen und der Gecretair die Etimmen, und derjenige, welcher wenigftens bie Hälfl 
und eine darüber für fih hat, iſt erwaͤhlt. Wenn Semand nicht die abfolu! 
. Stimmenmehrheit für fi hat; fo foll über die beiden, weldye die meiften habeı 
zum zweitenmal ballotirt werben, und derjenige, welcher dann die mehrften Stin 
men hat, ift erwählt. Bei gleicher Zahl der Stimmen enticheidet das Loos, un 
jedesmal, wenn kiner erwählt ift, macht der Präfident die Wahl bekannt. 

90. Nah der Wahl der Deputirten fehreitet man auf die nämlidhe Art ım 
Weiſe zur Wahl ihrer Ctellvertreter, und die Zahl derfelben foll in jeder Provir 
den britten Theil der Deputirten betragen, welche die Provinz anzuordnen ba 
Dat eine Provinz nur einen, oder zwei Deputirte zu erwählen; fo wird befjen u: 
geachtet cin Stellvertreter (Deputado suplente) erwählt. Diefe Stellvertreter g 
ben, fobald man gewiſſe Nachricht von dem Tode bed Deputirten bat, ober letzt 
rer, nad) dem Ausfpruche der Cortes, ihrer Verſammlung nicht beiwohnen Eann, ; 
den Gortes ab; diefer oder jener Fall mag, zu welcher Zeit es ift, nach gefcheben: 
Wahl eintreten. 

Um Deputirter bei den Cortes zu werben, muß man Bürger und i 
ausübenden Genuffe feiner Rechte, fünf und zwanzig Jahr alt, in der Provinz 9 
bohren oder dafelbft wohnhaft feyn, und fich wenigftens jieben Jahre dort aufgebs 
ten haben, und endlih Laie oder Weltgeiftlicher feyn. Die Wahl kann ſowe 
— bie bei der Verſammlung zugegen find, als ſolche, die es nicht fin 

n. 

92, Außerdem muß man, um zum Deputirten ber Cortes erwählt werben ; 
fönnen, ein verhältnißmäßiges jährlichen Einkommen von eigenthümlicdh einem zug 
börenden Gütern befigen. 

93. Die Verfügungen des vorhergehenden Artikels bleiben fo lange fuspenbir 
bis die Cortes, welche von jegt an gehalten werden, bie Zeit beftimmt haben, wd 
fie in Wirkſamkeit treten kann, und zugleih die Summe des Eintommens ober db 
Beſchaffenheit der Güter, wovon man es beziehen muß, beftimmen. Das, was j 
alsdann befchließen, fol für cben fo verfaffungsmäßig angefehen werden, als wen 
es hiermit ausgefprochen wäre. 
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%, Wenn es fi träfe, daß ein und eben: diefelbe Perfon für bie Provinz 
gewählt würde, aus welcher fie gebürtig, und für diejenige, wo fie wohnhaft iftz 
fo gilt die Wahl für den Aufenthaltsort, und für die Provinz, aus welcher fie gee 
bürtig if, tritt der entiprechende Stellvertreter bei den Cortes ein. 

%, Die Minifter (Los Secretarios del Despacho), Staatsräthe und alle, die 
bei dem Hofhalt des Königs angeftellt find, können nicht zum Deputirten ber Cor⸗ 
tes ermäblt werden. 

9%." Eben fo wenig Tann ein Ausländer zum Deputirten bei ben Cortes er⸗ 
wählt werden, wenn er nicht von den Cortes das Bürgerredht erhalten hat. 


7. Kein von der Regierung ernannter Staatsbeamter Tann für biejenige 
Provinz, in welcher er fein Amt ausübt, zum Deputirten bei den Gortes ernannt 


%. Der Secretair verfaßt das Protocol über die Wahlen, welches er, ber 
Präfdent und alle Wahlherren unterfchreiben. 
9. Sodann werden alle Wahlherren allen und jeden der Deputirten, ohne 
gend einen Vorbehalt, Vollmachten in nachfichender Form ausftellen, und jedem 
die entfpredhende Vollmacht einhänbigen, um bei den Cortes erfcheinen zu können. 
100, Die Vollmachten follen folgendermaßen lauten: 

Nachdem fi in der Stadt oder dem Fleden.... am .... des 
Monats... - . bed Jahres .... in ben... . Saͤlen bie Herren (bier 
folgen die Namen des Präfibenten und ber Bezirks: Wahlherren, welche 
die Wahlverfammlung der Provinz bilden) verfammelt, haben fie vor 
mir, dem Unterzeichneten, und ben zu diefem Ende zufammen berufenen 
Beugen erflärt, daß, nachdem der politifchen Verfaffung der fpanifchen 
Monarcjie gemäß, und mit allen in berfelben vorgefchriebenen eierlich 
teiten, wie aus ben Gertificaten, beren Originale man bei diefer Gele 
genheit gebraucht, erhellt, zur Ernennung der Kirchſpiels- und Bezirkes 
Wahlherren gefchritten worden, bie genannten verfammelten Bezirkes 
Wahlherren der Provinz . . an . » ded Monats .. . gegenwärtigen 
Jahres, die Deputirten erwählt haben, weldhe im Namen und ald Stelle 
vertreter biefer Provinz den Cortes beimohnen follen, und daß die Her⸗ 
ten N. N, zu Deputirten diefer Provinz erwählt worden, wie fih aus, 
dem von N. N. angefertigten und unterzeichneten Protocolle ergiebt; daß 
fie in Folge deſſen ihnen insgefammt und jebem einzeln Vollmacht ers 
theilen, um bie wichtigen Verrichtungen ihres Amtes erfüllen und mit 
den Übrigen Deputirten bei den Gortes ald Repräfentanten der fpanifchen 
Nation alles bewilligen und befchliefen zu Eönnen, was fie dem allgemei⸗ 
nen Wohle für förderlich halten, jedoch nur Eraft der Befugniffe, welche 
in der Berfaffung feftgefegt find und innerhalb der Grenzen, weldye bes 
fagte Berfaffung vorschreibt, ohne daß fie auf irgend eine Weife einen 
von den Artikeln derfelben unter irgend einem Vorwande aufheben, ver« 
ändern oder anders machen können, und daß bie Eonftituenten ſich für 
ih, und im Namen aller Einwohner dieſer Provinz, Eraft der ihnen, 
als Hierzu .ernannten, Wahlbherren ertheilten Vollmacht verpflichten, Alles 
für gültig anzufehen, Allem Folge zu leiften,- fih nad) Allem zu fügen, 
was bie befagten Deputirten bei ben Cortes thun, und der politifchen 
Berfaffung der fpanifchen Monarchie gemäß, befchließen werden. Solches 
haben fie erflärt und bewilligt vor den Zeugen N. N., die mit den Bes 
willigern gegenwärtiges Document zur Beglaubigung unterfchrichen 


haben. 
‚ 2. Der Präfident, die Wahlzeugen und der Gecretair follen unverzüglich 
Et, don ihnen unterzeichnete, Abfchrift der Protocolle über die Wahlen an die bes 
ft Deputation der Cortes Üüberfenden, die gefchehenen Wahlen durch den Druck 
Match bekannt machen, unb jedem Flecken oder Dorf der Provinz ein Eremplar 
Neon zulommen laffen. 

102 Um die Deputirten fchadlos zu halten, follen ihre refpectiven Provinzen 
Bar: Diäten bezahlen, welche die Eortes im zweiten Sabre jeder allgemeinen Des 
a für die nachfolgende Deputation beftimmen werben; und ben überfeeifchen 
foll nody außerdem vergütet werben, was fie, nach dem Urtheile ihrer 
Provinzen, zur Beftreitung ihrer Hin- und Herreife brauchen. 

In den Provinzial: Wahlverfammlungen fol alles das ‚beobachtet wer⸗ 
‚ben Art. 55. 56. 57. 58. vorgefchrieben ift, mit Ausnahme beffen,‘ 
0 328. befagt. c 
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# » . 
Sechſter Abſchnitt. 
Von der Haltung der Cortes. 


104. Die Cortes werden ſich alljaͤhrlich in der Hauptſtadt des „König: 
reihs in einem blos zu dieſem Behufe beftimmten Gebäude verfammeln. 

: 105. Wenn fie e8 für dienlich erachten, ſich an einen andern Ort zu bege— 
ben; fo Eönnen fie es, fobald es in eine Stadt ift, bie nicht weiter ald zmwöll 
‚Stunden (leguas) von der Hauptſtadt entfernt liegt, und zwei Drittheile der anwe— 
fenden Deputation in diefe Verlegung eingewilligt haben. 

106, Die jährlihen Sigungen der Cortes dauern, vom 1ften März angerech 
net, drei Monate hinter einander. 

107. Die Cortes Eönnen ihre Sitzungen blos in zwei Fällen um einen Mona! 
verlängern: erjttih, wenn e8 der König verlangt, und zweitens, wenn es die Con 
tes, nach einem Befchluffe von zwei Drittheilen der Deputirten, für nöthig erachten 

108. Alle zwei Jahre werden fämmtlidhe Deputirte erneuert. 


109, Wenn Krieg oder Befegung eines Theils des Gebiets der ‚Monardji 
durch den Feind es verhindert, daß alle oder ein Theil der Deputirten einer odeı 
mehrerer Provinzen ſich bei Zeiten einfinden Eönnen; fo follen die Stellen der Ab 
wefenden durch die alten Deputirten der betreffenden Provinzen erfest werden, in 
bem fie unter fi darum loofen, bis die erforderliche Zahl vou ift. 

110. Die Deputirten Eönnen nicht wieder erwählt werden, wenn nicht. ein 
— Deputation zwiſchen den beiden, wozu fie gewählt wurden, Statt gefun 

en bat. Ä 

. 111. Bei ihrer Ankunft in der Hauptftadt präfentiren fie ſich bei der beftän 
digen Deputatiog der Cortes, welche ihren Namen und den der Provinz, von di 
fie erwählt find, in ein bei dem Secretariat der befagten Cortes befindliches Reg 
ſter eintragen läßt. | 

112. In dem Sahre, wo die Deputirten erneuert werben, wird am 15te 
Februar, bei offenen Zhüren, die erfte vorbereitende Verfammlung gehalten, wobı 
ber Praͤſident der beftändigen Deputation den Vorſitz führt, und diejenigen da 
Amt der Secretairs und der Wahlzeugen verfehen, welche befagte Deputation au 
ihren übrigen Mitgliedern dazu erwählen wird. 

113. In diefer erften Verfammlung reichen alle Deputirte ihre Vollmachte 
ein, und cö werden mit Stimmenmehrheit zwei Gommitteen ernannt, cine von für 
Mitgliedern, um die Vollmachten aller Deputirten zu unterfudhen, und cine anbeı 
von breien, um die der fünf Mitglieder der erften Committee zu prüfen. 

114. Am 20jten defjelbigen Monats Februar wird die zweite vorbereiten! 
Berfammlung, ebenfalls bei offenen Thüren, gehalten, und in dieſer werden dic be 
den Committeen ihre Berichte über die Gefegmäßigkeit der Vollmachten erftatten 
wobei fie die Protocolle der Provinzial: Wahlen in Abfchrift ſich vorlegen lajfen. 

115. In diefer Verfammlung, fo wie in den andern, die bis zum 2öften dc 
felben Monats Februar erforderlid find, wird definitiv und mit Stimmenmebrbe 
über alle Zweifel in Dinfiht der Gefegmäßigkeit der Vollmachten und der Eiaeı 
fhaften der Deputirten entfchieden. i 

16. In dem Sahre, welches auf das folgt, wo bie Deputirten erneue 
wurden, wird anf"1. Zebruar die erſte, und bis zum fünf und zwanzigften bin d 
weiteren vorbereitenden Verfammlungen gehalten, welche man für nöthig erachte 
um auf die in den drei vorhergehenden Artikeln angegebene Art und Weife üb 
* IE der Vollmachten der neu erfcheinenden Deputirten zu em 

eiden. 

117. Ale Iahre am fünf und zwanzigften Februar foll die legte vorber: 
tende Berfammlung gehalten werben, und in bderfelben follen alle Deputirten, d 
Hände auf das heilige Evangelium gelegt, folgenden Eid leiften: Schwören Si 
die zömifch = atholifch apoftoliiche Religion zu vertheidigen und zu erhalten, wi 
feine andere im Königreiche zuzulaffen? — Antwort: Sch fhwöre es. — Schwoͤr 
Sie, die von den allgemeinen und außerordentlichen Gortes der Nation im Sabre 18 
fanctionirte politifhe Werfaffung der fpanifhen Monarchie gewiffenhaft aufredyt 
erhalten, und dafür zu forgen, daß fie aufrecht erhalten werde? — Antwort: J 
Ihwöre es. — Schmwören Sie, fi) bei der Miffion, welche Ihnen die Nation « 
vertraut bat, treu und redlich zu benchmen, und ftcts das Wohl und Glüd berfi 
ben im Auge zu haben? — Antwort: Ich fhwöre es. — So belohme Sie Go 
wenn Sie es thun; wo nicht, fo beftrafe er Sie. 

113. Hierauf werden aus diefen Deputicten, mittelft verfähloffener Zettel u 
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nit Eimmnmehrheit, ein Präftbent, ein Bicepräfibent und vier Secretairs ge: 
wählt, vedurch fih die Cortes als conftituirt und formirt anfehen werben, und bie 
— deputation wird von dem Augenblicke an alle ihre Amtsverrichtungen 
einfte s 

119. An bemfelben Tage wird eine Deputation von zweiundzwanzig Perfonen 
und zwei Ercretäiren ernannt, um fi zu dem Könige zu begeben, und ihm zu ° 
milden, daß die Gortes conftituirt find, und wen fie zum Präfidenten erwählt ha: 
ben, damit der König zu erkennen gebe, ob er der Eröffnung der Gortes beimohnen 
ver, bie am 1. März Statt findet. / . 

10, Benn ber König nicht in der Hauptftabt iſt; fo wird ihm diefe Mit: 
selung ſchriftlich gemacht und eben fo vom Könige darauf geantwortet. 

131. Der König wird in Perfon der Eröffnung der Gortes beimohnen, und 
van er verhindert ift, foll der Präfident der Gortes am beftimmten Tage dieſelbe 
mehmen, ohne daß jie unter irgend einem Vorwande auf einen andern Zag vers 
sehen werden kann. Diefelben $ormalitäten follen bei dem Schluſſe der Cortes 
ahtet werden. ⸗ 

12. Der König wird ohne Wache in den Saal ber Cortes eintreten und blos 
" Injenigen Perfonen begleitet. feyn, welche, bem im Reglement über bie innere 
— der Cortes feſtgeſetzten Ceremoniel zufolge, ben König empfangen und 
neßgleiten. 

13. Der König wird eine Rebe halten, worin er ben Cortes das, was er 
!melmäßig hält, vorfclägt, und der Präfident wird ihm hierauf in allgemeinen 
“trüden antworten. Wohnt ber König aber nicht der Eröffnung bei; fo über: 
wi er feine Rede dem Präfidenten, der.fie den Cortes vorliefet. 

14, Die Kortes können nicht in Gegenwart des Königs berathfchlagen. . 

15. Im Fall die Staatöfecretaive (Secretarios del Despacho) den Cortes 
Kemtn des Königs einige Vorfchläge machen, follen fie auf fo lange und in der 
%; wie bie Gortes es beftimmen werden, den Discuffionen beimohnen und ſpre— 
%, cher. bei der Abftimmung nicht zugegen feyn. 

1, Die Sigungen der Cortes follen öffentlich feyn, und nur in Fällen, 
'&heimbaltung möthig ift, geheime Sigungen Statt finden. | | 

IT. Bei den Diöcuffionen der Gortes und bei allem, was bie innere Regie: 
% trfelben betrifft, wird das Reglement beobachtet, welches die allgemeinen und 
keertentlihen Eortes erlaffen werben, unbefhabet der Veränderungen, welche bie 
Iasen Cortes hierin zu machen für nöthig erachten. 

18, Man kann ben Deputirten wegen ihrer Meinungen nichts anhaben, und 
Ken derenthalben zu Feiner Zeit, in feinem Falle, und von feiner Bchörbe in 
efohung gerathen. In Criminalproceffen, die gegen fie anhängig gemacht wer: 
\» Eanen fie blos durch das Tribunal der Cortes, auf die im Reglement über 
(ünere Regierung berfelben vorgefhhriebene Art und Weife, gerichtet werden. 
der Sisungen der Cortes, und einen Monat darnach, können die Deputir: 
Peer wegen. Givilfachen belangt, noch Schulden halber erequirt werben. 
19, Während der Dauer ihrer Sendung, die von bem Zage an beginnt, wo. 
!Ernennung von der beftändigen Deputation ber Gortes anerkannt worden, koͤn⸗ 
Ihe Deputirten weder felbft eim Amt, wozu der König ernennt, annchmen, noch 
Smand anderd darum anhalten, oder eine Beförderung fuchen, ba es bei ihrem 
Mism Amte keinen Rang giebt. | 
30, Eben fo können fie, während der Dauer ihrer Sendung, und ein Sahr 
} der Iegten Ausübung ihrer Amtöverrichtungen, weder felbft eine Penfion oder 
Reim Ehrenzeichen, welche ebenfalls der König ertheilt, erhalten, noch für 
* darum anſuchen. 


Siebenter Abſchnitt. 
Bon den Befugniffen -(faculdades) der Cortes. 


Bi, Die Gortes find ermädtigt: , , 
Far Grfege in Borfhlag zu bringen und zu befdließen, fie. 
auszulegen, und erforderlihen Falls abzufhaffen 
biben Eid des Königs, des Prinzen von Afturien und ber Regentſchaft, 

ie es gehörigen Orts vorgefchrieben ift, zu empfangen; 

se) alle factifche und rechtliche Zweifel (duda de hecho 6 de derecho) zu 
A in Hinficht der Ordnung der Thronfolge entftchen; 

0) bim-Sällen, wo die Verfaſſung es vorfchreibt, die Regentfhaft oder 
1 den Regenten des Reichs zu?waͤhlen und die Grenzen, — welcher 
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die Regentfchaft oder ber Regent die Königliche Gewalt ausüben kann, ; 
beftimmen; . 
e) ben Prinzen von Afturien öffentlich anzuerkennen ; 
f) in dem in ber Verfaſſung angegebenen Fall für ben minderjährigen Köni 
einen Bormunb zu ernennen; 


g) die offenfiven Allianztractaten, die Subſidien- und fpeciellen Handelstta 
taten, vor ihrer Ratification, zu genehmigen; | | 

h) die Zulaffung fremder Truppen ins Königreich zu geftatten ober zu me 
indern; 

i) 4 Errihtung oder Abfhaffung von Stellen bei den, vermöge ber Be 
faffung errichteten Tribunalen, eben fo wie die Errichtung und Abſche 
fung von Staatsämtern (officios publicos) zu befchließen ; 

k) alle Zahre auf den Vorfchlag des Königs die Land» und Seemacht 
beftimmen, indem fie feftfegen, welche in Friedenszeiten unterhalten wi 
den, und wie weit fie in Kriegszeiten vermehrt werben follen ; 

I) für die Armee, die Flotte und Nationalmiliz, wie alle verfchiedene Zweig 
woraus fie beftcehen, Verordnungen zu erlaffen; 

m) die Ausgaben der Staatsverwaltung feftzufegens 

n) jähbrlih die Steuern und Auflagen zu beftimmen; 

0) im Fall es nöthig ift, auf den Credit der Nation Anleihen zu machen 

p) die Vertheilung der Steuern auf die Provinzen zu genehmigen; 

g) die Rehnungen über bie Verwendung der Staatsgelb 
einzufehen und zu genehmigen; 

r) die Zölle und die Zolltarife (aranceles de derecho) feftzufegen 5 

3) die nöthigen Verfügungen für die Verwaltung, Erhaltung oder Veroͤn 
rung der Nationalgüter zu treffen; 

t) Werth, Gewicht, Gehalt, Gepräge und Namen ber Münzen zu 

men; 

u) das Gewicht: und Maasfyftem anzunehmen, welches fie für das bequer 
und richtigfte halten; | 

v) jede Art von Induftrie zu befördern und anzuregen, und Hinberniffe, wi 
diefelbe lähmen, zu entfernen; 

w) den allgemeinen Plan für den Volfsunterriht in der gangen Monat 
zu entwerfen, und zu genehmigen, was für die Erziehung bes Prit 
von Afturien gefchieht ; 

x) die allgemeinen Vorſchriften in Hinſicht der Polizei und des Gefundht 
zuftandes des Reichs zu genehmigen ; 

y) die politifche Preßfreiheit zu befhügenz 

z) dafür zu forgen, daß die Minifter und andere Staatsbeam 
wirklich zur Rehenfhaft gezogen werben; 

aa) endlich ſteht es den Gortes zu, in allen den Källen und bei allen At 
wo der Berfaffung zufolge ihre Einwilligung nöthig ift, diefelbe zw eri 
len oder zu verweigern. | 


Achter Abſchnitt. 
Bon der Abfaſſung der Geſetze und der koͤniglichen Sanctio 


132. Jeder Deputirte iſt befugt, den Cortes ſchriftlich Gef 
entwuͤrfe vorzulegen, und bie Gründe, worauf er ſich ftügt, anzugeben. 

133. Zwei Tage wenigftens, nachdem der Geſetzentwurf übergeben und ver! 
ift, wird er zum zweiten Mal verlefen,, und die Cortes berathfchlagen, ob er 
Sprache kommen foll, oder nicht. 

Geftattet man, daß darüber discutirt wird, und erachten bie Corte: 
gen der Wichtigkeit des Gegenftandes für nöthig, benfelben vorher an eine Eoı 
zu verweiſen; fo foll dieß gefchehen. 

135. Laͤngſtens vier Tage, nachdem bie Discuffion des Entwurfes geneh 
worben, foll derfelbe zum dritten Mal verlefen, und ein Tag zur Eröffnung 
Discuffion feftgefest. werben. Ä | 

136. An diefem beftimmten Tage fol über ben Gefegentwurf im Ganzen 
über jeden Artikel deffelben discutirt werben. 

137. Die Eortes werben entfcheiden, "wenn der Gegenftand hinlänglich be 
chen iftz und wenn entfhieden worden, daß dies der Ball-iftz fo wird beftimm 
zur Abflimmung gefchritten werden fol, oder: nicht. 
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188. Wenn entſchieden ift, daß die Abflimmung Statt Haben fol; fo wird 
auf der Stelle dazu gefchritten, und der Gefegentwurf entweder ganz oder thell- 
zije genehmigt ber verworfen, ober nach ben bei der Discuffion gemachten Bes 
merkungen abgeändert oder modificirt. ' 

139. Die Abftimmung gefhieht nach Mehrheit ber Stimmen; aber, um ab« 
yıfimmen, muß wenigftens die Hälfte fämmtlicher Deputirten, aus denen bie Cortes 
&richen, und einer noch darüber zugegen feyn. 

140. Berwerfen die Cortes einen Gefegentwurf während beffen, daß er geprüft 
wird, oder befchließen fie, daß nicht zur Abftimmung darüber gefchritten werden 
kl; fo kann er in dem nämlichen Jahre nicht wieder in Vorſchlag gebracht werben. 
‚ll. Iſt er aber angenommen ; fo wirb er zwei Mal in Gefegesform ausge: 
ige und in der Gigung der Cortes verlefen. Nachdem diefes gefchehen ift und 
hide Originale von dem Präfidenten und zwei Gectetairen unterzeichnet worden 
ee werden biefelben auf der Stelle durch eine Deputation an ben König 

chracht. 


142, Dem Könige ſteht die Sanction der Gefege zu. 
kn * a König vollführt diefe Sanction mit folgender, eigenhändig gefchries 
et Formel: ! 

„Soll als Sefeg dffentlih befannt gemacht werben’ (Publi- 
quese como ley). 

14. Der König verweigert feine Sanction mit folgender, ebenfalld von ihm 

Kabändig gefchriebener Formel: 
„An die Cortes zurüdgewiefen’ (Vuelva ä las Cortes). 

“ hy zugleich eine Darlegung der Gründe bei, warum er feine Sanction vers 
gert bat. 

145. Der König hat 30 Tage, um ficy dieſes Worrechtes zu bedienen. Wenn 
& innerhalb derfelben feine Sanction weder ertheilt, noch verweigert hatz fo wird 
his fo angefehen , daß er fie gegeben hat und wirklich geben wird. 
146. Die Sanction bed Königs mag erfolgt feyn oder nicht; fo gelangt doch 
%4 von den beiden Originalen mit der refpectiven Formel an bie Gortes zurüd, - 
m in denfelben Bericht darüber abzuftatten. Diefes Driginal wird im Archive 
kt Cortes aufbewahrt und das Duplicat bleibt in den Händen des Königs. 
147, Berweigert: der König feine Sanction; fo darf diefer Gegenftand in dem 
Kelihen Jahre nicht wieder in den Gortes verhandelt werden; doch fann es in 
Kın des folgenden Zahres geſchehen. 
148. Wird der nmämliche Gefegentwurf in den Gortes des folgenden Jahres 
m nenem vorgefchlagen, zugelaffen und genchmigt; fo kann der König, nachdem 
"hm vorgelegt worden, demfelben zum zweiten Male feine Sanction mit den im 
X 143 und 144. angegebenen Ausdrüden ertheilen oder verweigern, und im 
Ktırn Falle fol in bemjelben Zahre diefer Gegenftand nicht-verhandelt werden. 
» 149, Wird der nämlidye Gefegentwurf in den Gortes des folgenden Jahres 
Pr dritten Male in Vorſchlag gebracht, zugelaffen und genehmigt; fo verfteht ſich 
Mibft, daß der König feine Sanction ertheilt, und wird er diefelbe, wenn ihm 
Latodefe vorgelegt werden, mittelft ber, im 143. Artikel enthaltenen, Formel 

ih ertheilen. co a 

10, —— vor Verlauf der 30 Tage, waͤhrend welcher der Koͤnig ſeine 
kanction zu ertheilen oder zu verweigern hat, ber Tag eintreten, wo die Cortes 
" Sisungen beendigen follen; fo wird der König biefelbe in den erſten 8 Tagen 
? Cisungen der folgenden Cortes ertheilen oder verweigern; und verftreiht auch 
af Griff, ohne daß .er fie ertheilt; fo wird es eben fo angefehen werden, als ob 
'fe gegeben habe, und er wird fie auch wirklich in der vorgefchtiehenen Form 
den, Verweigert aber der König feine Sanction; fo koͤnnen diefe Gortes nochmals 
hr denſelben Gefegentwurf biscutiten. 

151. Werm auch, nachdem der König einem Gefegentwurfe die Sanction verweis 
et hat, ein oder mehrere Jahre hingehen, ohne daß derfelde Entwurf, fo wie er 
Hrünglih zur Zeit derfelben Deputation, ‚die idn das erfte Mal angenommen 
*t während ber zwei darauf folgenden Deputationen, von neuem in Vorſchlag ge: 
at wird; fo fol in Betreff deffelben, was die Wirkung der koͤniglichen Sanction 
Nangt, doch immer das gelten, was im den drei vorhergehenden Artikeln feſtgeſegt 
Orden. Wird derfelbe aber im Laufe der drei chen angegebenen Deputationen ni 
neuem in Vorſchlag gebracht, fondern fpäter, obwohl in ben naͤmlichen Aus: 
üben abgefaßt, vorgetragen; fo ſoll er dann Hinfichtlich der oben angezeigten Wire 
"en als ein neuer Entwurf angefchen werben. — 
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. 152. Wenn der Gefesentwurf in der in vorftchenbem Artikel — 
ſchenzeit zum zweiten oder dritten Male in Vorſchlag gebracht und von den Co 
verworfen wird; ſo wird er, er mag dann in der Folge wieder vorgetragen wer 
wenn er will, als ein neuer Entwurf angeſehen. 

153. Die Geſetze werben mit den naͤmlichen BOrmaljcie und auf die noͤm 
Wieſe wieder aufgehoben, wie fie erlaffen werben. 


Neunter Abſchnitt. 
Bon der Kundmahnng ber Gefege. 

154. Iſt das Gefes in den Cortes bekannt gemacht; fo wird ed dem Kl 
angezeigt, damit unverzüglicdy zur feierlichen Bekanntmachung deſſelben geſchr 
wird, 

155. 3ur Bekanntmachung der Gefeße wird fi) der König nachftehender 
mel bedienen: 

„Wir — (bier folgt der Name des Königs) von Gottes Gnaben und 
der Verfaffung der fpanifhen Monardie, König von Spanien, 
Allen, die Gegenwärtiges fehen ober hören, kund und zu willen, 
nachftehendes Sefeg von den Gortes befchloffen und von Uns ſancti 
worden ift (hier folgt der buchftäbliche Inhalt defjelben). Demnadı | 
len Wir allen Gerichtshoͤfen, Magiſtraten, Chefs, Gouverneuren und 
dern, ſowohl buͤrgerlichen als Militair- und geiſtlichen, Behörden, 
Standes und Würden fie ſeyn mögen, dieſes Geſetz in allen ſeinen 
Ien zu beobachten, und beobachten, erfüllen und vollführen zu I 
Shr habt wohl darauf zu fehen, daß es zur Erfüllung komme, und 
det dafür forgen, daß es gedrudt, Öffentlich befannt gemacht und in 
lauf geieet werde. (E8 wird an den betreffenden Minifter gefhid 

156. Alle Gefege werden auf Befehl des Königs durch die refpectiven Mi 
bekannt gemacht und verbreitet, welche diefelben unmittelbar an alle und jede 5 
und Provinzialgerihtshöfe und andere Chefs und Oberbehörben ficken, die fit 
an bie Unterbehörben überfenben. 


Zehnter Abſchnitt. 
Bon ber beftändigen Deputation der Gortes. 


157. Bevor die Corte aus einander gehen, erneynen fie cine Deput 
welche den Namen „immerwaͤhrende Deputation der Cortes“ führt, und 
‚aus ihrer Mitte erwählten Mitgliedern befteht, nämlich: dreien aus ben cu 
fhen Provinzen und dreien aus den überfeeifchen ; ber fiebente wird, wie ba3 
entfcheidet, entweder ein europäifcher oder ein überfeeifcher Deputicter ſeyn. 

158. Zugleich werden die Cortes zwei Stellvertreter für dieſe Deputati 
nennen, einen europäifchen und einen überfeeifchen. 

Die beftändige Deputation dauert von der einen Sitzung der Cort 

zur andern. 

160. Diefe Deputation hat Nachftehendes zu beforgen : 

a) auf die Beachtung der Verfaffung und der Gefege zu ſehen, um bi 
naͤchſten Cortes Rechenſchaft von den Verlegungen abzulegen, wel 
wahrgenommen bat; 

b) in den in der Verfaffung vorgefchriebenen Fällen außerordentliche ( 
zufammen zu berufen; 

c) die im 111. und 112. Art. angegebenen Amtöverrihtungen zu erfül 

.d) ben ftehvertretenden Deputirten anzuzeigen, wenn fie flatt der eigen 
den Sitzungen beiwohnen ſollen, und wenn ſichs trifft, daß bie Di 
ten einer Provinz oder ihre Stelvertreter ausbleiben oder durchaus 
zufammen kommen Eönnen, dieſer Provinz die nöthigen u zuzu 
zu einer neuen Wahl zu ſchreiten. 


Eilfter Abſchnitt. 
Von den außerordentlichen Cortes. 
161. Die außerordentlichen Cortes beſtehen aus den naͤmlichen Dep 
m m. der — Jahre ihrer Deputation die gewoͤhnlichen Cortes bil 
Die beſtaͤndige Deputation der Cortes wird dieſelben in — 
—8 auf einen beſtimmten Tag zuſammen berufen: 
a) bei — der Krone; 
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b) wenn ber König aus irgend einem Grunde bie Regierung nicht führen 
kann oder zu Gunften feines Nachfolgers det Krone entfagen will. Im 
erften Fall ift die Deputation ermächtigt, alle Maaßregeln zu treffen, 
welche fie für zweckmaͤßig hält, um ſich von den Urfachen zu Überzeugen, 
welche den König zur Regierung unfähig machen ; 

e) wenn ber König unter fehr bedenklichen Umftänden oder wegen fchwieriger 
Angelegenheiten ihre Zufammenkunft für zweckdienlich hält, und die bes 
ftändige Deputation dev Cortes davon benadhrichtigt. 

163. Die auferordentlihen Gortes ‚werden ſich bloß mit dem Gegenftande bes 
ihäftigen, weshalb fie zufammen berufen worden find. 

14. Die Sitzungen der auferordentlidyen Corte werben mit den nämlichen 
Krmalitäten eröffnet und gefchloffen, wie die gewöhnlichen. 

165. Die Daltung der auferordentlihen Gortes foll die Wahl neuer Deputir- 
tem zu der beftimmten Zeit nicht verhindern. | \ 

166. Wenn die außerordentlihen Gortes an dem zur Verfammlung der ges 
kitntichen beftimmeten Tage ihre — J— nicht beendigt haben; ſo ſtellen ſie ihre 
Etedetrichtungen ein, und die gewöhnlichen Cortes ſetzen das Geſchaͤft fort, wes— 
hd erftere zufammen berufen worden find. 

167. Die beftändige Deputation der Cortes fest in dem in vorftchendem Art. 
en Galle die ihr im 111. und 112. Artikel angewiefenen Amtsverridhtun: 
BR fort. | 


Vierter Titel 
Don dem Könige. 


Erfter Abſchnitt. 
Bon ber Unverleglichkeit des Könige. 


. 168. Die Perfon des Königs ift heilig und unverleglih, und nicht 
keantwortlich. 
169. Der König führt den Titel: Batholifche Majeftät. " 
170. Der König hat ausfchlieglich die Macht, die Gefege in Vollziehung brin- 
zu laffen, und feine Gewalt erftredt fich auf alles, was ſich auf Erhaltung ber 
ung im Innern und auf die Sicherheit des Staats nach außen bezieht, der 
fung und den Gefegen gemäß. 
2 171. Außer dem dem Könige zuftehenden Vorrechte, die Gefege zu fanctioniren 
d befagıt zu machen, hat er noch folgende Hauptvorrechte: j 
a) die Deerete, Reglements und, Verhaltungsbefehle auszufertigen, die er 
zur Vollziehung der Gefege für zuträglic hält; 
b) dafür zu forgen, daß im ganzen Königreiche die Juſtiz ſchnell und voll: 
fommen ausgeübt werde; ‘ , 
ec) Krieg zu erklären oder Frieden zu ſchließen und zu rati; 
| fictren, und dann ben Gortes eine mit Documenten belegte Rechen- 
ſchaft darüber abzuftatten; , 
'  d) auf Vorſchlag des Staatsraths die Beamten bei allen Civil» und Erimi- 
nalgeridyten zu ernennen; 
e) alle Civil- und Militairftellen zu befesen; — 
N) auf Vorſchlag des Staatsraths alle Biſchoͤffe zu ernennen und alle übrige 
‚geifkliche Aemter und Pfründen, worüber .der König das Patronatörecht 
hat, gu vergeben ; . 
g) Ehrenzeichen und Auszeichnungen aller Art den Gefesen gemäß zu er: 
tbeilen; 
h) die Armeen und Flotten zu commandiren und die Generale bei denfelben 
u ernennen; , 
i) über die bewaffnete Macht zu verfügen und fie fo zu vertheilen, wie es 
am zuträglichiten ift; , 
k) die diplomatifhen und SHandelöverhältniffe mit andern Mädıten zu leiten 
und Botſchafter, Gefandte und Confuls zu ernennen; Ba , 
I) für das Schlagen der Münzen zu forgen, worauf fein Bruftbild und fein 
Name geprägt iſt; : 
m) über die Verwendung der für alle Zweige der Staatöveriwaltung beftimm: 
ten Gelder zu entfcheiden ; 
n) den Gefegen gemäß, Verbrecher zu beanadigen ; 
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o) ben Gortes folche Gefese und ſolche WVerbefferungen vorzufchlagen, wie er 
. fie für das Wohl des Volks am zuträglicgften hält, damit biefe in der 
beftimmten Form darüber berathſchlagen; 
p) die fogenannten Paretis oder Refcripte zu bewilligen, ober Decrete dei 
e Kirchenverfammlungen und die päpftlichen Bullen mit Einwilligung de 
J Cortes, wenn ſie allgemeine Verfuͤgungen enthalten, zuruͤck zu behalten 
wenn ſie Privat- oder Regierungsangelegenheiten betreffen, den Staats 
rath daruͤber zu hoͤren; im Fall es ſich aber um ſtreitige Puncte handelt 
das oberſte Gerichtstribunal davon in Kenntniß zu ſetzen, damit es bil 
Gefegen gemäß darüber entfcheide ; 
g) die Staatöminifter zu ernennen und frei zu wählen. 


172. Folgendes find die Beſchraͤnkungen der königlichen Gewalt: 

a) der König Tann unter keinem Borwande die Abhaltung der Cortes x 
ber in der Berfaffung beftimmten Zeit und in den darin angegebene 
Fällen hindern, fie weder fuspendiren, noch auflöfen, noch auf irgen 
eine Weiſe ihren Sitzungen und Beratbfchlagungen Binberniffe in U 
Weg legen. Diejenigen, weldhe ihm zu einem ſolchen Verſuche rathı 
und dabei behülflich find, werden für Verräther erklärt, und follen al 

ſolſlche gerichtlich belangt werden; 

b) der König Tann fi), ohne Einwilligung der Cortes, nit aus dem K 
nigreiche entfernen, und wenn er es thut; fo wird es fo angeſehen, a 
ob er der Krone entfagt babe; | 

ec) Der König kann weder die Fönigliche Gewalt, noch irgend eines fein 
Vorrechte veräußern, abtreten, noch auf irgend eine Art einem An 
übertragen. Gollte er aus irgend einer Urfache dem Throne zu Gunft 
feines unmittelbaren Nachfolgers entfagen wollen; fo kann er es mi 
ohne Einwilligung ber Cortes thun; 

d) der König kann keine Provinz, keine Stadt, keinen Fleden, feine Fr 
ſchaft, nody irgend einen Theil des fpanifchen Gebiets, er ſey fo 
als er wolle, veräußern, abtreten oder vertaufchen ; | 

e) ber König kann, chne Einwilligung der Cortes, mit Feiner fremden Ma 
eine Dffenfiv : Allianz, noch einen befondern Danbelsvertrag fließen; 

£) eben fo wenig kann er fih ohne Einwilligung der Gortes buch ir 
einen — verbindlich machen, irgend einer fremden Macht Sub 
zu geben ; 

e) der König kann ohne Einwilligung ber Cortes bie Rationaldomalı 
weder abtreten noch veräußern; | 

bh) der König kann für fi allein, obne daß bie Cortes fie becretirt hab 
weder unmittelbar noch mittelbar iD machen ober Steuern erbeh 
fie mögen Namen haben, welchen, oder beftimmt feyn, zu was fie wollı 

i) ber König kann weder einem Einzelnen, noch irgend einer Koͤrperſche 
ein ausfchlieglihes Privilegium Au | 

k) der König kann ſich weder des Eigenthums irgend einer Priva 

oder irgend einer Körperfchaft bemächtigen, nody fie in dem Befige, 
nuffe oder in der Nusniefung bderfelben ftören, und follte es im im 
einem Zalle für irgend Etwas, das dem Staate anerkannt nüglich 
nothwendig feyn, irgend Jemandem fein Eigenthum zu nehmenz-fo £ 
es nur gefchehen, wenn er zu gleicher Zeit entfchädigt wirh,.ober, a 
dem Ausfprud) Sacjverftändiger, eine gehörige Verguͤtun bafür er 

I) ber König kann Niemanden feiner Freiheit berauben, noch' für ſich irg 
eine Strafe auferlegen. Der Minifter, welcher ben Befehl dazu um 
zeichnet, und der Richter, der ihn vollzieht, find der Nation dafür- | 
antıwortlich, und werden ald eines Vergehens an der perfönlichen Frei 
Thuldig beftraft. Nur in dem Ball, wenn das Wohl und die —** 
des Staats die Verhaftung irgend einer Perſon erfordern ſollte, 
der König den Befehl dazu ertheilen, jedoch unter ber Bedingung, 
die verhaftete Perfon binnen 48 Stunden dem gehörigen Nicyter | 
Gerichtshofe übergeben werden muß; | ee] 

m) der König wird, bevor er eine Eheverbindung fließt, ſolches den Ce 
anzeigen, um ihre Einwilligung dazu zu erhalten, und thut er dies m 
fo foll c8 fo angefehen werben, als ob er der Krone entfage. 


173. Der König leiftet bei feiner Thronbefleigung, und wenn er noch mü 
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— — * dann, wann er zur Regierung gelangt, in Gegenwart der Cortes fol⸗ 
gen : 
„3 (hier folgt der Name) von Gottes Gnaben und durch die Verfaffung 
der ſpaniſchen Monarchie, Koͤnig beider Spanien, ſchwoͤre bei Gott und 
dem heiligen Evangelium, die katholiſch-apoſtoliſch-roͤmiſche Religion zu 
— und aufrecht zu halten, ohne irgend eine andere in dem Koͤnig⸗ 
reihe zu geſtatten; die politiſche Verfaſſung und die Geſetze der fpanis 
[hen Monarchie zu beobachten und beobachten zu laffen, und einzig und 
allein ihr Wohl und ihren Vortheil im Auge zu haben; Eeinen Theil des 
Königreichs zu veräußern, abzutreten, oder zu zerftüdeln; niemals irgend 
eine Quantität von Früchten, Geld oder etwas Anderes zu verlangen, 
wenn ed nicht von den Gortes decretirt worben iftz Niemandem je fein 
Eigentbum zu nehmen und vor allem die politifche Freiheit der Nation 
und bie perfönliche jedes Einzelnen zu refpectiren. Und wenn ich von 
dem, was ich gefhworen, ganz oder nur zum Theil das Gegentheil thue; 
fo fol man mir nicht Gehorfam leiften, fondern das, wodurch ich dem 
zuwider handle, fol null und nidtig feyn. So wahr mir Gott helfen 
‚und mich befhügen, und wenn ich es nicht thue, mich beftrafen möge.” 


Zweiter Abfgnitt, 
Von der Kronerbfolge 
' 174. Das Königreich beider Spanien iſt untheilbar; die Thronfolge gebt, nach 
Kunntmachung der Berfaffung, blos in regelmäßiger Orbnung nad) der Erftgeburt 
Db Erbfolge auf die legitimen männlichen und weiblichen Descendenten der unten 
en Zweige über. 

175. Blos legitime, während der Dauer einer gefegmäßigen Ehe erzeugte, 

Bft Ennen Könige von Spanien werden. 
176, Bei gleichem Verwandtfchaftsgrade und in gleicher Linie gehen die maͤnn⸗ 
Rachkommen immer den weiblihen, und der Ueltere immer dem Süngern 
; aber die Frauen des näheren Zweiges oder näheren Grades in der nämlichen 
—* nn vor den Männern eines entfersiteren Zweiges oder Ber: 

egrades. 

17. Der Sohn ober bie Ältefte Tochter des Sohnes des Königs, im Falle 
Bater früher fterben follte, bevor er die Erbfolge des Königreichs angetreten, 
‚Ihren Onkeln vorgehen, und kraft des Erbrechts ihrem Großvater unmittelbar 


l 178. &o lange die Linie, welcher die Erbfolge zufteht, nicht erlöfcht, gelangt 
nähfte Zweig nicht zur Erbfolge. 
1129, König von Spanien ift Don Ferdinand 7 von Bourbon, ber ge: 
regiert. 
180. In Ermangelung Don Ferdinands 7 von Bourbon, folgen ihm feine 
en fowohl männlichen als weiblihen Descendenten; fehlen diefe, feine 
und Schweftern, und Onkel und Zanten, Brüder und Schweftern feines 
‚ und ihre rechtmäßigen Nachkommen in der vorgefchriebenen Ordnung, in: 
fe alle unter ſich das Erbfolgerecht und den Vorrang der näheren Zweige vor 
tutfernteren beobachten. 
11, Die Sortes Eönnen alle und jede von der Thronfolge ausfchliefen, bie 
find zu regieren, oder Acte begangen haben, wodurch fie fich der Krone 


gemacht. 
18%, Wenn alle hier angegebenen ar erlöfchen; fo follen die Cortes aufs 
Me yefamimen berufen werben, um in Erwägung zu ziehen, was, bei Befolgung 
© hier aufgeftellten Ordnung und Regeln, für die Erbfolge der Nation am zuträg: 


183, Wenn die Krone fogleih oder in der Folge einer Frau anheim fällt; fo 

fi. diefelbe ohne Beiftimmung der Cortes keinen Gemahl wählen, und wenn, 

Begentheil thut; fo wird dies ald eine Entfagung der Krone angefehen. 

IM. Im Balle, daß ein Weib zur Regierung gelangt, erhält ihr Gemahl 
| über dad Reih, von welcher Art fie fey, noch irgend einen Antheil 


rn Dritter Abſchnitt. 
Bon ber Minderjährigkeit des Königs und der Regentfchaft. 
Der König ift bis zum vollendeten achtzehnten Jahre minderjährig. 
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186, Während ber Minderjährigkeit bes Königs wird bas Reich durch cin 
Regentfchaft regiert. 

187. Das Nämliche gefchicht, wenn ber König irgend einer phyſiſchen ode 
moralifchen Urfache halber die Regierung zw führen ridt im Stande ift. 

188. Wenn biefe Berhinderung bed Königs länger als zwei Jahre bauer! 
und ber unmittelbare Thronfolger achtzehn Jahre alt ift; fo Eönnen ihn die Sorte 
ftatt der Regentſchaft, zum Regenten des Koͤnigreichs ernennen. 

189. Im Falle der Thron erledigt wird und ber Prinz von Afturien ncı 
minderjährig ift; fo foll, wenn die ordentlichen Cortes nicht verfammelt find, | 
lange, bis die außerorbentlichen zufammen kommen, bie proviforifche Regentſcha 


- aus der Königin Mutter, wenn eine ba ift, aus zwei Mitgliedern der permanentt 


m 


Deputation der Gortes, welche nach der Orbnung ihrer Wahl zur Deputation d 
älteften find, und aus den zwei Älteften Staatsräthen, nämlid dem XAelteften ur 
dem, der auf ihn folgt, beftehen. Wenn feine Königin Mutter vorhanden if; 
nimmt ber, der Anciennität nad, dritte Staatsrath an ber Regentſchaft Theil. 

190. Den Vorfig bei der proviforifhen Regentſchaft führt die Königin Mu 
fer, wenn es eine giebt; und in Ermangelung dasjenige Mitglied der permanent 
Deputation der Cortes, welches zuerft zu diefer Deputation ernannt worben. 

e 191. Die proviforifche Regentſchaft wird Feine andern Gefchäfte abthun, a 
Be die keinen Aufſchub leiden, und nur ad interim Beamte ernennen ul 
abfegen. 

192. Sind die außerorbentlihen Cortes beifammenz fo werden fie eine a 
drei bis fünf Perfonen beftehende Regentfhaft ernennen. 

193. Um Mitglied der Regentfchaft zu werden, muß man Bürger feyn, u 
bie freie Ausübung feiner Rechte genießen. Ausländer, felbft wenn fie Buͤrg 
diplome erhalten haben, find ausgefchloffen. 

194. Den Vorſitz der Regentihaft führt dasjenige Mitglied derfelben, meld 
bie Cortes dazu beftimmen; und diefe haben aud im Nothfall feftzufegen, ob | 
Präfidentfchaft nad) der Reihe umgehen und auf wie lange fie geführt werden ft 

195. Die Regentfchaft wird die Föniglihe Gewalt unter der Bedingung a 
üben, welche die Cortes für gut halten. | 

156. Sowohl die eine, als die andere Regentfchaft wird nad) ber im Art. I 
vorgefchricbenen Formel einen Eid leiften mit Hinzufegung der Glaufel: „daß 
dem Könige treu feyn will‘, und die permanente Regentfchaft wird außerdem n 
hinzufügen, daß fie die von den Cortes ihrer Gewalt gefegten Schranken beoba 
ten,' und wenn ber König zur Volljährigkeit gelangt, oder feine Unfähigkeit a 
hört, die Regierung des Koͤnigreichs nieberlegen will, bei Strafe, daß, im Fall 
es einen, Augenblick verſchiebt, ihre Mitglieder als Verräther angefehen und beh 
beit werden follen. . 

re "Ale Beihlüfe der Regentfchaft werden im Namen bed Königs befaı 

emacht. 

198. Vormund des minderjährigen Königs ſoll derjenige ſeyn, welcher 
dem verſtorbenen Könige in feinem letzten Willen dazu ernannt worden. Hat bi 
Niemanden ernannt; fo ift die Königin Mutter fo lange VBormünderin, als 


Wittwe bleibt. In Ermangelung derfeiben wird der Vormund von den Cortes 


nannt. In dem erſten und dritten Falle muß der Vormund aus dem Königrt 
gebürtig feyn. 

199. Die Regentfhaft wird darauf fehen, daß die Erziehung bes minder] 
rigen Königs in Allem dem großen Zwecke feiner hohen Würde entfpreche, und ı 
dem von den Cortes genehmigten Plane vor fich gebe. 

200. Die Sortes beftimmen den Gehalt, welchen bie Mitglieder ber Reg 
[haft genießen follen. 


Vierter Abſchnitt. 


Bon der Eöniglihen Familie und der Anerkennung des Prin| 
von Afturien. 


201. Der erſtgebohrne Eohn des Königs führt den Zitel: „Prinz 
Aſturien.“ 


202. Die andern Kinder des Königs find und heißen Infanten von Spa 


(Infantes de las Espaiias). 


208. Die Söhne umd Töchter des Prinzen von Afturien follen gleichfalls 
fanten von Spanien heißen. 


- 
* 
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204. Die Eigenfchaft ſpaniſcher Infanten befchränkt fi einzig und allein auf 
diefe Derfonen, und kann nicht auf andere ausgedehnt werben. 

205. Die Infanten von Spanien werben die bisher genoffenen Auszeichnun⸗ 
gen und Ehrenbezeigungen genießen, und koͤnnen zu allen Arten von Aemtern ers 
nannt werden, ausgenommen zu Gerichts- und Deputirtenftellen bei den Cortes. 

206. Der Prinz von Afturien Tann ohne Einwilligung der Gortes nicht aus 
den Königreiche geben; und wenn er e8 ohne ihre Zuftimmung verläßt, ift er das 
duch von der Thronfolge ausgefchloffen. | 

' 207. Daffelbe findet Statt, wenn er längere Zeit außerhalb bes Reiches bleibt, 
dis in der. Erlaubniß feftgefegt ift, und auf die von ben Gortes an ihn ergangene 
Aufforderung zur Rüdkehr in der von ihnen beftimmten Friſt ſich nicht einftellt. 

208. Der Prinz von Afturien, die Infanten und SInfantinnen, ihre Kinber 
und Descendenten, die Unterthanen des Königs find, Eönnen ohne feine und der 
Eortes Einwilligung, bei Strafe, ihr Recht auf die Krone zu. verlieren, fich nicht 
verheirathen. 

209. Die Cortes und in Ermangelung derfelben- die permanente Deputation 
erhält eine authentifche Abſchrift von den über die Geburt, die Vermäblung und 
den Zod aller Glieder der Eöniglichen Familie aufgenommenen Acten, um fie in 
ihren Ardiven aufzubewahren. a. 

210. Der Prinz von Afturien wird von den Sortes mit den, in dem Regles 
ment für ihre innere Regierung vorgefchriebenen, Formalitäten anerfannt werden. 

211. Diefe Anerkennung gefcyieht in der erften Verſammlung der Cortes, bie 
nad) feiner Geburt gehalten wird. N 

212, Der Prinz von Afturien leiftet, wenn er vierzehn Jahre alt ift, in Ge 

ı genwart der Cortes folgenden Eid: | 

„Ich (hier folgt der Name) Prinz von Afturien, ſchwoͤre bei Gott und 
dem heiligen Evangelium, daß ich die apoſtoliſch-roͤmiſch-katholiſche Res 
ligion vertheidigen und aufrecht halten, und Eeine andere im Königreidhe 
geftatten, die Verfaffung der fpanifchen Monarchie beobachten, und dem 
Könige treu und gehorſam feyn will. So wahr mir Gott helfe.” 


Fuͤnfter Abſchnitt. 
Von der Dotation der koͤniglichen Familie. 


213. Die Cortes ſetzen fuͤr den Hofhalt des Koͤnigs jaͤhrlich eine Summe aus, 
welche der hohen Wuͤrde ſeiner Perſon entſpricht. 

214. Dem Koͤnige gehoͤren alle koͤniglichen Palaͤſte, deren Beſitz ſeine Vor- 

aͤnger genoſſen haben, und die Cortes werden die Laͤndereien beſtimmen, welche fie 

zu ſeinem perſoͤnlichen Vergnuͤgen vorzubehalten fuͤr dienlich erachten. 

215. Für den Unterhalt des Prinzen von Aſturien ſetzen die Cortes gleich vom 
age feiner Geburt an, für die Infanten und die Infantinnen aber, nachdem fie 
feben Jahre alt geworben find, eine jährliche, ihrer vefpectiven Würde entfprechende, 


Summe aus. 


216. Die Gorted werben den Infantinnen bei ihrer Verheirathung eine anges 
meffene Eumme als Heirathögut ausfegen, nad) deren Bewilligung die zum Untere 
balte beſtimmt geweſenen jährlidien Summen aufhören. 


217. Wenn fidy die Infanten verheirathen und in Spanien leben; fo werben 
Ihnen die bewilligten Penfionen ununterbrochen bezahlt; verheirathen fie fich aber 
und halten fich außer Landes auf; fo hören die Penfionen auf, und fie erhalten ein 
für alle Mal eine Summe, weldye die Cortes beftimmen. | 

218, Die Cortes fegen auch) die Penfion feft, welche die verwittwete Koͤnjgin 
erhalten ſoll. ; 

219. Die Befoldungen ber Mitglieder der Regentfchaft werden von ber für 
den Hofhalt des Könige angewiefenen Summe genommen. 

220, Die Summen für den Hofhalt des Königs und die Penftonen für feine 
Familie, von welchen in den vorhergehenden Artikeln die Rede ift, werden von ben 
Cottes zu Anfange jeder neuen Regierung feftgefegt, und können während ber Daucır 
derſelben nicht geändert werden. 

221. Alle diefe Anmweifungen werben bei dem Nationalfhage in Rechnung ⸗ 
bracht, der die Zahlungen an den vom Koͤnige ernannten Adminiſtrator leiſtet 
mit demſelben alle gegenſeitige Activa und Paſſiva in Ordnung bringt. 
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| Sechsſster Abſchnitt. | 
Bon ben Mintftern oder Staats: und Depefher-Gecretairen. 


222. Minifter (Secretarios del Despacho) find fieben, nämlich: _ 

a) der erfte Staatöfecretair (Secretario del Despacho de Estado); 

b) der Staatsfecretair für die Regierung ber Halbinfel und der benachbar— 

ten Inſeln (S. d. d. de la Gobernacion de Reyno); 

c) der Staatsfecretair für die Regierung ber überfeeifchen Länder; 

d) der Staatöfecretair für die Gnadens und Juſtizſachen (8. del D. de 

Gracia y Justicia); 

e) der Staatöfecretgir der Finanzen (S. d. D. de Hacienda); 

f) der Staatöfecretair für das Kriegsweſen; 

8) der Staatöfecretair dev Marine. 

Die folgenden Cortes werden in biefer Organifation der Minifterien bie Aende 
rungen vornehmen, weldye Erfahrung und Umftände nöthig machen werben. 

223. Um Dinifter werden zu können, muß man Bürger und im ausübenden 
Genufje feiner Rechte feyn. Ausländer, auch wenn fie Bürgerdiplome erhalten 
haben, find ausgefchloffen. 

224. Ein befonderes, von den Gortes genehmigtes, Reglement wird bie jedem 
Minifterium zufommenden Gefhäfte beftimmen. 

225. Alle Befehle des Königs müffen von bem Minifter desjenigen Departe 
ments, wohin fie gehören, unterzeichnet werden; fein Gericht und Bein Staatsbe— 
— ni einem Befehle Folge leiften, bei welhem dieſe Sormalität nicht beob» 
achtet ift. 

226. Die Minifter find den Gortes für die Verorbnungen, welche fie autor 
firen, und bie der Verfaffung und. den Gefesen zumwiderlaufen, verantwortlich, ohne 
daß fie zu ihrer Rechtfertigung den Befehl des Königs vorfchügen koͤnnen. 

. Die Minifter verfertigen bie jährlichen Anfchläge der Ausgaben bir 
Staatsverwaltung, welche fie in ihrem refpectiven Departement für erforberlid 
halten, und Jegen auf die Art und Weiſe, die weiter unten angegeben werden wird, 
Rechenfchaft von denen ab, bie fie gehabt haben. j 

223. Um bie Minifter zur Verantwortung zu ziehen, werben bie Cortes vor 
Allem decretiren, daß ein gerichtliches Verfahren Statt finden fol. 

229, Iſt ein folches Decret erlaffenz fo wird der Minifter fuspendirt und bie 
Gortes übergeben dem oberften Gerichtshofe alle Actenftüde, welche diefen Proc 
betreffen, der von demfelben Gerichtshofe anhängig gemadjt werden muß, yweldher 
ihn inftruirt und den Gefegen gemäß entfcheidet. 

. Die Cortes werben die Gehalte feftfegen, welche die Minifter während 
ihres Amtes genießen follen. | | 


Siebenter Abſchnitt. 
Von dem Staatsrathe. 


21. Es ſoll ein Staatsrath von vierzig Mitgliedern, die Bürger und im 
ausübenden Genuffe ihrer Rechte find, beftcehen. Ausländer, auch wenn fie Bürger: 
diplome erhalten haben, find davon ausgefdhloffen. 

232. Er wird aus folgenden Mitgliedern zufammen gefest ſeyn, nämlid: au 
vier, und nicht mehr, Geiftlichen von anerfanntem und erprobtem Verdienſte uni 
Berühmtheit, wörunter zwei Bifchöffe feyn follenz; aus vier, und nicht mehr, Grand: 
von Spanien, die mit Tugenden, Zalenten und den nöthigen Kenntniffen gezier 
find, und bie übrigen zmweiunddreißig follen aus Gubjecten gewählt werden, welch 
fi durch ihre Berühmtheit und Kenntniffe oder durch ihre ganz vorzüglichen Dienft 
in einigen der vornchmften Zweige ber Staatsverwaltung und Regierung ausgezeich 
not haben. Die Cortes koͤnnen zu biefen Stellen niemanden vorſchlagen, der z 
ber Beit, wo fie befegt werden, Deputirter bei den Gortes iſt. Wenigſtens zwoͤl 
Mitglieder des Staatsraths müffen aus den überfeeiihen Provinzen gebürtig fer 

: 238. Alle Staatsräthe werden auf den Vorſchlag der Gortes von dem König 
eomannt. 

2354. Um bie Bildung biefes Staatsraths zu bewerkftelligen, wirb in be 
CSortes ein breifaches Verzeichniß aller oben angeführten Glaffen, in dem angegeb: 
rıen Berhältniffe, angefertigt, woraus ber König die vierzig Individuen wählt, weld 
ten Staatsrat bilden follen, indem er die Geiftlihen aus ber Lifte ihrer Claſſ 
die Brands aus ber der Grande nimmt, und fo auch bei den übrigen verfährt. 
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35. Wenn'rine Stelle im Staatsrathe erledigt wird; fo werben bie zunächft 
zufammen tretenden Gortes dem Könige drei Perfonen aus der Glaffe, in weicher 
die Erkdigung Statt findet, vorfchlagen, damit er denjenigen daraus wähle, ben 
er für den paffendften hält, 

3%, Der Staatsrath ift ber alleinige Rathgeber des Königs; Iesterer wird 
benfelben in wichtigen Regierungsangelegenheiten, befonders wegen zu ertheilender 
oder zu verweigender Sanction der Gefege, wegen Kriegserflärungen und Abfchluß 
ton Berträgen , um feine Meinung fragen. 

237. Dieſem Rathe fteht es zu, dem Könige zur Präfentation für alle geift: 
a Pfründen und zur Befegung aller —— Stellen, drei Subjecte vorzus 

gen. | 
233. Der König wirb nad) vorhergegangener Anhörung des Staatsrathes ein 
Reglement für die innere Leitung des Gtaatsrathes feitfegen, und daſſelbe den Cor⸗ 
ts zur Genehmigung vorlegen. 

239. Die Staatsräthe koͤnnen ohne eine, vor dem oberften Gerichte gerecht 
frtigte, Urſache ihrer Stelle nicht entfegt werben. 

240, Die Cortes beftimmen bie Gehalte des Staatsraths. 

241, Beim Antritte ihrer Stellen ſchwoͤren bie Staatsräthe in bie Hände bes 
Knige, die Verfaffung aufrecht zu erhalten, dem Könige treu zu feyn und ihm 
wur das zu rathen, was fie ohne Privatabfiht und ohne Privatintereffe für das 
Bohl der Nation zuträglich halten. 


Shonfter Titel 


Don den Gerichtshöfen und von ber Verwaltung ber Civil⸗ und 
Criminal: Zuftiz. 


Erſter Abſchnitt. 
Bon den Gerich s68fen. 


242, Die Gewalt, die Geſetze in Civil: und Criminalſachen in Anwendung zu 
ringen, kommt ausſchließlich den Gerichtshöfen zu. 

243, Weder die Gortes, noch der König, können in irgend einem Falle richter- 
E Functionen ausüben, die ſchon anhängigen Proceffe zurüdnehmen oder ſchon 
edene noch einmal vornehmen laffen. 

24. Die Gefege werden die Ordnung und Bormalitäten der Proceffe beftim: 
Dan, die bei allen Gerichtehöfen gleihförmig feyn follen, und wovon weber bie 

ortes, noch der König dispenfiren koͤnnen. 

A6. Die Gerihtshöfe können feine andere Zunctionen ausüben, als Rechts 
(rechen und die richterlihen Sprüde in Vollziehung bringen laffen. 

246. Eben fo wenig koͤnnen fie die Ausübung der Gefege fuspendiren, noch 
yeah ein Reglement über die Juſtizverwaltung erlaffen. 

247. Kein Spanier Tann wegen Eivil: und Griminalvergehungen von irgend 
Öse andern Sommilfion, als dem competenten, fchon vorher durch bas Gefeh bes 
Kamten, Gerichtshofe gerichtet werden. 

243. In den gewöhnlichen Civil- und Griminalfachen giebt es für alle Glaffen 
00m Perfonen ſtets nur ein Gefeg. | 

9. Die Geiftlihen werden fortwährend im Genuffe der Rechte ihres Stans 
bes, mad) den Beftimmungen, welche die Gefege darüber enthalten oder noch fünftig 

werden, verbleiben. | 
6250. Das Militair wird gleichfalls nach ben in ber Ordonnanz enthaltenen 

Immungen, oder denen, bie fie noch in der Folge vorfchreiben wird, beſonderer 

genießen. 

Sl, Um zum Stadtrath oder Richter gewählt zu werden, muß man auf 

hem Grund und Boden gebohren und über fünfundzwanzig Jahre alt feyn. 
andern Eigenſchaften, welche beide befisen müffen, werden in den Gefegen bee 
Üimmt werden 


22. Die Maaiftratsperfonen und Richter Eönnen auch weder abgefegt oder 
%, 08 {ip num für eine beftimmte Zeit oder für immer, dauernden Yunctionen 
anbt werben, außer wegen einer gefeslich erwiefenen und vor Gericht abgeurtheils 
Fe Urfadie. Eben fo wenig können fie anders, als wegen einer gefegmäßig beab⸗ 
i Anklage, fuspendirt werben. 

59. Wenn bei dem Könige lagen gegen eine Magiftratsperfon angebracht 
wuben, die bei angeftelltee Unterfuhung gegtündet feinens fo kann ber König, 
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nach Anhörung des Staatsraths, dieſe Magiſtratsperſon ſuspendiren, indem er ſo⸗ 
gleich die Klage und Unterſuchung an den oberſten Gerichtshof gelangen laͤßt, damit 
dieſer den Geſetzen gemäß das Urtheil ſpreche. 

284. Alle Richter, welche die Geſetze, worin das gerichtliche Verfahren in 
Civil: und Griminalfachen beftimmt ift, nicht beobachten, find perfönlich dafür ver: 
antwortlich. | j 

255. Verführung, Befichung oder Veruntreuung von Geiten der Magiftratds 
perfonen oder Richter veranlaffen gegen diejenigen, welche ficy etwas der Art zu 
Schulden fommen laffen, einen Proceß im Namen des Volke. 

256. Die Gortes werben den Magiftratsperfonen und Richtern eine gehörige 
Befoldung ausfegen. | 

257. Die Juſtiz wird im Namen des Königs verwalter, und die Befchlüffe 
und Urtheilsfprüche der oberen Gerichtshöfe werben gleichfalls in feinem Namen cr: 
la 


en. Ed 
N 253. In der ganzen Monarchie foll mit Vorbehalt der Abänderungen, welche 
die Gortes unter befondern Umftänden vielleicht darin vornchmen,” cin und baffelbe 
“ bürgerliche, peinliche und Handelsgeſetzbuch gelten. 
259. Bei Dofe foll ein Gericht unter dem Namen „‚oberftes Juſtiztribunal“ 
Statt finden. " 


260. Die Corted werden die Zahl der Raͤthe, aus denen es beftehen, und bas 
Local, wo e8 feine Sigungen halten fol, beftimmen. , 
Die Amtsverrichtungen diefes Obertribunals beftchen darin: 

a) die Sompeteng der Gerichtshöfe (Audiencias) unter fi. auf dem ganzen 
fpanifhen Gebiete und die der Audiencias mit den in der Halbinfel und 
auf den nahe liegenden Infeln beftchenden Tribunalen und Specialgeridten 
zu beftimmen. Diefe Gompetenzen follen in, den überfeeifhen Ländern fo 
geſchieden und vertHeilt werden, wie es in den Gefegen beſtimmt wer: 
den wird; 

b) den Staatsfecretairen und den Miniftern das Urtheil zu fprechen, wenh 
die Gortes decretirt haben, daß ein gerichtliche Verfahren gegen fit 
Statt finden fol; 

c) alle Abfegungs» und Suspendirungsproceffe der Staat: oder Gerichts⸗ 
räthe zu entſcheiden; 

d) die gegen die Staats: und Depefchenfecretaire, Staateräthe und Beamten 
der Audiencias anhängenden Griminalproceffe zu entfcheiden, indem es 
dem politifchen Chef, der die meifte Autorität hat, zukommt, den Proceß 
zu inftruiren und ihn dem Obertribunale zu übergeben; 

e) alle gegen einzelne Mitglieder diefes Obergerichts anhängige Proceffe zu 
entfcheiden. Sollte ſich der Fall cereignen, daß es nöthig wäre, dieſes 
Dbergericht zur Verantwortung zu ziehen; fo follen die Cortes mit Be: 
obachtung der im Art./228, feftgefesten Form zur Ernennung eines did 
fallfigen Zribunals fchreiten, welches aus neun Richtern beftehen foll, bie 
durchs Loos aus einer doppelt fo zahlreichen Lifte gewählt werden ; 

f) über den Ort, wo ſich jeder Staatsbeamte den Gefegen gemäß aufhalten 

‚ muß, zu entfcheiden; 

g) er — Gegenſtaͤnde, die das Patronatsrecht des Koͤnigs betreffen, zu 
entſcheiden; 

h) über die Appellationen (recursos de fuerza) aller geiſtlichen Oberhofge⸗ 
richte zu entfcheiden; 

i) die Nullitätsrecurfe (recursos de nulidod) zu entfcheiden, welche gegen 
die in legter Inftanz ausgefprochenen Urtheile eingelegt werben, um ben 
Proceß wieder in feinen anfänglichen Zuftand zu verfegen, indem berfelbe 
an ein anderes Tribunal verwiefen und die Verantwortlichkeit in Aus 
übung gebracht wird, von der im Art. 254. die Rebe iſt. Was die übers 
feeifchen Länder betrifft; fo follen die dort vorfallenden Recurfe und Aps 
pellationen in der gehörigen Orts angegebenen Form entſchieden werben; 

k) die Zweifel der andern Zribunale über den Sinn der Gefege zu verneh: 
men, und ben König über diefe Zweifel und das, was ihnen etwa gu 
Grunde liegt, um Rath zu fragen, damit diefer die Cortes veran 
eine gehörige Erklaͤrung darüber von fi zu geben; 

) die Verzeichniffe der Civil» und Griminalproceffe durchzuſehen, weldye bie 
Aubdienciad bemfelben vorlegen müffen, um die fehnelle Verwaltung ber 
Zuftiz zu befördern, zu demfelben Ende eine Abfchrift davon an bie Ru 
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gierung einzufenden, um die Öffentliche Bekanntmachung berfelben durch 
den Drud anzuordnen. 

262. Ale ‚Givils und Criminalprocefje -werben in dem Bezirke eines jeden 
Kribunals beendigt. 

263. Den Audiencias foll ed zuſtehen, alle Givilfachen der niebern Gerichte 
ihres Bezirks in zweiter und dritter Inftanz, fo wie aud die Griminalproceffe nach 
den in ben Gefegen enthaltenen Beftimmungen zu entjcheiden; eben fo wie die Fälle, 
mo es fi) um Suspendirung ober Abfegung der niedern Richter ihres Bezirks hans 
belt; jedoch immer nad) der in den Gefegen feftgefegten Weife, und indem fie darüber 
on den König berichten. \ 

264. Die Richter, welche in zweiter Inftanz erkannt haben, koͤnnen nicht an 

ker Unterfuhung des nämlichen Proceffes in dritter Inftang Theil nehmen. 
ı 265. Die Audiencias entfcheiden auch alle Surisdictionsfireitigkeiten der unters 
geordneten Richter ihres Bezirks. 

266. Es kommt ihnen gleichfalls zu, die rechtöfräftigen Recurſe (recursos de 
fuerza) der geiftlichen Gerichte und Behörden ihres Bezirks zu entfcheiden. 

267. Eben fo follen fie zur Beförderung einer fchnellen Juſtiz ven allen uns 
tergeorbneten Richtern ihres Bezirks genaue Meldungen über die Proceffe erhalten, 
die über grobe Vergehungen anhängig gemacht worden find, und Verzeichniffe von 
allen Civil- und Griminalproceffen, die bei ihrem Gerichte betrivben werben, mit 
Angabe, wie es mit diefen oder jenen ſtehe. 

263. Die überfeeifhen Audiencias werben außerdem noch die Entfcheidung ber 
außerordentlichen Nullitätsrecurfe über fi) haben, welche bei den Audienciad anges 
bracht werden müffen, die zahlreich; genug find, um drei Kammern zu bilden, und 
wo der Proceß noch in Feiner Inftanz entfhieden worden ift. Bei den Audienciag, 
bie nicht aus einer fo großen Zahl von Mitgliedern beftehen, werden diefe Recurfe 
von der einen an eine andre, in dem Bereiche des naͤmlichen Obergouvernements 
liegenden, übergehen; und im Falle, daß in biefem Gouvernement nur eine einzige 
Audiencia vorhanden ift, an bie nädyite eines andern Gouvernements gelangen. i 

69. Iſt die Null: und Nichtigkeit ausgefproden; fo wirb die Aubdiencia, 
welche den Proceß entfchieben hat, dem DObergerichte Rechenſchaft von ben Beweg⸗ 
gruͤnden ablegen und die gehoͤrigen Beweisſtuͤcke und Acten beibringen, damit die 
Verantwortlichkeit in Kraft geſetzt werde, von der im Art. 254. die Rede iſt. 

270. Die Audienciad werben alle Jahre dem Obergerichte genaue Verzeichniffe 
eon allen Civilproceſſen, und alle ſechs Monate von allen Griminalproceffen, ſowohl 
den entſchiedenen als den noch unentfchicdenen, mit Angabe ihres gegenwärtigen 
— und Inbegriff derer, die von niedern Gerichtsſtellen an ſie gelangt ſind, 
tinreichen. 

271, Die Zahl der Mitglieder der Audiencias, welche nicht unter ſieben ſeyn 
barf, die Form biefer Tribunale und die Orte, wo fie ihren Sitz haben follen, wers 
den durch befondere Gefege und Verordnungen beftimmt werben. 

272. Kommt die zweckmaͤßigere Eintheilung des fpanifchen Gebiets, von ber 
im Art. 11. die Rebe ift, zur Ausführungsz fo fol mit Rüdfiht darauf die Zahl 
ber zu errichtenden Audiencias beſtimmt und bdenfelben ihre Bezirke angewiefen 
werben. 2 

273. Es ſollen verhältnißmäßige gleiche Cantons (partidos) gebildet werben, 
und-fn jedem Hauptorte (cabeza de partido) foll ein Oberrichter mit einer entfpres 
enden Gerichtsſtelle (juzgado) vorhanden feyn. 

274. Der Gefhäftötreis biefer Richter wird fich blos auf Streitfachen (& lo 
contencioso) beſchraͤnken und es foll gefeglich beftimmt werden, was für welde in 
dem Hauptorte und den Städten und Fleden ihres Cantons (pueblos de su par- 
tido) an fie gelangen und wie groß die Summen feyn follen, über bie fie ohne weie 
tere Appellation in Civilſachen erkennen können. 

275. In allen Städten und Fleden werben Alcaden (Alcades) bejtellt und 
gefeglich beffimmt werden, wie weit fih ihre Macht in Streit:, fo wie in Verwal⸗ 
tungsfachen (en lo economico) erftreden foll. 

276. Alle Richter ber niedern Gerichte find gehalten, fpäteftend in drei Zagen 
ihrer refpectiven Aubiencia von den Proceffen, die wegen auf ihrem Gebiete begans 
gener Bergehungen anhängig gemacht worden find, Anzeige zu machen, und fort 
während zu der von der Audiencia ihnen vorgefchriebenen Zeit Rechenfchaft von dem 
Stande und Fortgange diefer Proceffe abzulegen. pi 

277. Auch mülfen fie alle ſechs Monate Hauptliften (listas generales) # 
allen Givilfachen, und alle drei Monate von allen peinlichen Proceffen, die vor i 
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Gerichten anhängig find, mit Angabe ihres jeweiligen Standes, an ihre refpectiv 
Audiencia einliefern. oz 

278. Die Gefege werben entfcheiben, ob es fpecielle Zribunale für beftimmte 
Sachen geben fol. 

279. Die Räthe und Richter müffen beim Antritt ihrer Aemter ſchwoͤren, 
bie Verfaſſung aufrecht zu halten, dem Könige treu zu feyn, die Gefege zu beob⸗ 
achten und bie Juſtiz unparteiifh zu handhaben. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon der Verwaltung der Juſtiz in Eivilfadhen. 


280. Kein Spanier Tann bes Rechtes beraubt werben, feine Streitigkeiten 
durch von beiden Parteien gewählte Schiedsrichter entfcheiden zu Laffen. 

| 231. Der von ben Schiedsrichtern gethane Ausfpruch wird in Ausübung ge 
bracht, wenn ſich nicht beide Theile, bei der Anheimftellung an die Schiedsriäter, 
das Recht zu appelliren vorbehalten haben. 

282. Der Ulcade jeder Gemeinde (pueblo) vertritt das Amt bes Friedens⸗ 
richters, und derjenige, welcher eine Klage wegen Civilſachen ober Injurien anzu 
bringen hat, muß ſich bieferhalb an ihn wenden. 

283. Der Alcade vernimmt mit zwei Rechtöverftänbigen, von denen jebe Par: 
tei einen ernennt, den Kläger fowohl als den Beklagten, unterrichtet fich von ben 
Gründen, worauf fie ſich beiderfeitig ftügen, und trifft, nachdem er die Meinung 
feiner beiden Gebülfen vernommen, die Vorkehrung, die er für zweckmaͤßig hält, um 
den Streit zu ſchlichten, ohne daß die Sache weiter geführt wird, fo wie fie wirk— 
lich beendigt ift, wenn beide Theile es bei diefer außergerichtlichen Entſcheidung be 
wenden laffen. 

254. Wenn nit dargethan wird, daß man bas Mittel ber Verföhnung ver» 
fucht hat, kann fein Proceß angefangen werden. 
285. Jede Streitfache, fie mag fo wichtig feyn, wie fie will, kann nur durch 

3 Inftangen gehen, und es fönnen in derfelben nur drei Endurtheile gefprochen werden. 
MWirb von. zwei gleihen Urtheilen an die dritte Inſtanz appellictz; fo muß bie Zahl 
ber Richter, die darüber zu entfcheiden haben, größer feyn, als die Zahl derer, die 
in der gefegmäßig beftimmten Form an der Unterfudhung des zweiten Urtheils Theil 
genommen haben. In diefer legten Inftanz wird au, hinſichtlich der Wichtigkeit 
der Sachen, der Befchaffenheit und Art der verfchiedenen Urtheile, entfchieben, wel⸗ 
er Urtheilsfprudp auf jeden Ball in Ausübung gebradjt werden foll, 


Dritter Abſchnitt. 
Bon ber Juftigverwaltung in Griminalfaden. 


286. Die Gefege werden bie Juftigvermaltung in Criminalſachen fo anordnen, 
daß das gerichtliche: Verfahren kurz und gut angeftellt wird, damit die Verbrechen 
ſchnell beftraft werben. 

287. Kein Spanier kann ohne vorgängige fummarifche Unterfuchung bes Far 
tums und ob e8 zu denen gehört, welche eine Eörperlihe Strafe zur Folge haben, 
verhaftet werden. Eben fo gehört ein fchriftlicher Befehl vom Richter dazu, det 
ihm, wenn die Verhaftung felbft ftatt findet, bekannt gemacht wird. 

288. Jederman fol diefem Verhaftsbefehl Kolge leiften und jeder Widerſtand 
wird als ein ſchweres Verbrechen angefchen. 

289. Im Falle der Widerfeglichkeit oder Entweihung Tann Gewalt gebraud)! 
werben, um fich der Perfon zu bemaͤchtigen. 

290. Der Verhaftete wird, bevor man ihn ins Gefängniß bringt, wenn fonl 
nichts es hindert, vor den Richter geführt, damit diefer ihm feine Erflärung ab 
nehme; Eann aber diefe nicht verificirt werden, fo wird er ald Verhafteter (detenido 
ins Gefängniß abgeführt, und der Richter empfängt feine Ausfage binnen 24 Stunde 

291. Die Ausfage des Verhafteten wird nicht beſchworen; überhaupt foll # 
Criminalſachen über ein perfönliches Factum (becho proprio) fein Eid abgenow 
men werben. | 

292. Jeder auf der That ergriffene Verbrecher kann fogleich verhaftet werder 
und Jeder hat das Recht, ihn: feft zu nehmen und vor den Richter zu führen. 
er vor biefen geftellt und in Gewahrſam gebradt worden; fo wird in Allem 
Angabe der beiden vorhergehenden Artikel verfahren. | 

293. Wenn befchloffen ift, daß der Ergriffene ins Gefängniß gebradyt wer 
ober .ald Gefangener (preso) dort verbleiben fol; fo wird ein motivirter B 
(auto motivado) angefertigt und abfchriftlich an den Kertermeifter (alcayde) ü 
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geben, damit biefer ihn in das Gefangenenbucd; eintrage. Wird diefes Erforberniß 
nicht beobachtet; fo darf ber Kerkermeifter, bei Strafe der größten Verantwortliche 
keit, Kiemanden als Gefangenen aufnehmen. | 

24. Blos bei Vergehungen, die eine pecuniaire Verantwortlichkeit nach ſich 
zichen ann Befchlag auf die Güter gelegt iverden (hara embargo), und diefer wirb 
fi nad) der Summe richten, auf welche ſich die Verantwortlichkeit erftreckt. Ä 

25. Wenn nicht ein Ball da ift, wo das Geſetz ausdrüdtih die Annahme 
son Gaution verbietetz. fo Tann Niemand, der Caution ftellt, ins Gefängniß ges 
braht werben. 

296. Sobald als fih aus der Sache irgend ergiebt, daß ber Gefangene zu 
feiner bürgerlichen Strafe verurtheilt werben Tann, foll er gegen Eaution auf freien 
Fuß geftellt werden. ' | 

27. Die Gefängniffe follen fo befchaffen feyn, daß fie wohl zur Fefthaltung, 
richt aber zur Beſchwerde der Verhafteten dienen. Deshalb wird: der Kerkermeifter 
biejelben in gutem Gewahrfam halten, und diejenigen ven einander abfondern, wels 
Se nad) den Befehlen des Richters Leine Gemeinfhaft mit einander haben bürfenz 
dech follen fie nie in unterirdifche und ungefunde Kerker geſteckt werben. 

298. Es wird gefeglich beftimmt werden, wie oft die Gefaͤngniſſe unterfucht 
werden follen, und fein Gefangener darf bei diefer Gelegenheit unter irgend einem 
Borwande vorenthalten werben. 

299. Der Richter und Kerkermeifter, welche gegen die in ben vorhergehenden 
Srtikein enthaltenen Verfügungen fehlen, werben als eigenmäcdtiger Gefangenhals : 
tung die in dem Strafgeſetzbuche als Verbrechen aufgeführt werden foll, fehuldig 
kittaft werben. 

300, Dem als ſchuldig Behandelten (al tratado como reo) foll innerhalb 24 
Ehmden die Urfache feiner Feftfegung und der Name feines Anklaͤgers, wenn einer 
berhanden ift, befannt gemacht werden. 

Hr. Bevor der als ſchuldig Behandelte verhört wird, follen ihm alle Docu⸗ 
mente in ihrem ganzen Umfange, fo wie die Ausfagen der Zeugen vorgelefen, und 
kr Kame der legteren genannt werden; und wenn er biefelben nicht kennt; fo ſoll 
dm en Auskunft, welche er verlangt, gegeben werden, bamit er erfährt, 
wer fie find. gi 

302. Die Proceffe follen fortan in der Art und Weife und Form, weldje ges 
eqich beſtimmt werden wird, oͤffentlich feyn. 

303. Gewalt und Folter follen nie angewendet werben. 

304. Eben fo wenig foll die Strafe der Güterconfiscation Statt finden. 

305. Keine Strafe, fie mag für welches Verbrechen es immer fey auferlegt 
erden, Fann auf irgend eine Zeit auf die Familie deffen, ber fie leidet, übergehen. 

0. Man konn in keines Spanierd Haus gewaltfam eindringen, außer in 
Sen —— Beſten der Ordnung und Sicherheit des Staats geſetzlich beſtimmten 


. 37. Wenn die Gortes mit ber Zeit für zweckmaͤßig erachten, einem Unter⸗ 
Sic zwifhen ben Richtern der That und denen des Rechts (jueces del hecho y 
= derecho) feftzufegens fo follen fie es in der Form thun, die fie für paffend 
helten. 


508, Wenn in außerordentlichen Umſtaͤnden die Sicherheit des Staats eine 
momentane Suspendirung einer von den in dieſem Abfchnitte für die Verhaftung 
se Delinguenten’ vorgefchriebenen Formalitäten im ganzen Umfange der Monarchie 
ee einem Theile derfelben erheiſcht; fo koͤnnen die Cortes diefelbe für eine bes 
Kimmte Zeit decreticen. J 

Sechster Titel. 
Von der innern Regierung der Provinzen und Staͤdte. 


Erſter Abſchnitt. 
Von den Stadträthen (Ayuntamientos). 

309. Die innere Regierung ober Polizei der Städte ſollen Stadtraͤthe beſor⸗ 
bie aus dem oder den Alcaden, ben Regidores und dem Syndicus (Procu- 
sindieo) beftchen, und in welchen der politifhe Chef, wenn es einen giebt, 
in deſſen Ermängelung der Alcade, oder wenn es zwei giebt, ber zuerft er 
»ölte den Borfig führen: ſoll. 

© 310: In den Städten und Flecken, wo es noch Eeinen Gtabtrath giebt, und 
dech einer zuläme, wirb ein Rath. beftelt. Die, welche für ſich, ober mit 
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Ihrem Weichbilde 1000 Seelen enthalten, muͤſſen einen bekommen, und es ſoll ihnen 
zu dem Ende ein angemeffener Bezirk angewiefen werben. 

811. Die Zahl der Individuen von jeder Claffe, aus welchen bie’ Stabträth 
mit Rüdfiht auf die Bevoͤlkerung beftcehen folfen, wird gefeglicdh beftimmt werben. 

312. Di Alcaden, Regidores und Syndici in den Städten follen burd 
Wahl ernannt werden, und die Regidores, fo wie die andern Beamten auf Lebens 
geit, fie mögen Namen und Zitel haben, welchen fie wollen, aufhören. 

813. Aujäprliih im Monate December werden die Bürger jeder Stadt oder 
jedes Flediens zufammen kommen, um mit Stimmenmehrheit im Verhäftniffe ihrer 
Volksmenge eine beftimmte Zahl von Wahlmännern zu ernennen, welche in berfel 
ben Stadt wohnen und das Bürgerrecht des Orts genießen. 

314. Die Wahlmänner ernennen in bemfelbigen Monate mit abfoluter Gtim 
menmehrheit, ben oder die Alcaldes, Regidores und den oder die Syndici, dar 
mit fie mit dem erſten Sanuar des folgenden Jahres ihre Aemter antreten. 

315. Die Alcaden werden alle Sabre erneuert; die Regidores alljährlich zur” 

. Hälfte, und eben fo auch die Syndici, wenn es beren zwei giebt. Iſt aber nur einer 
da; fo wird alljaͤhrlich ein anderer gewählt. 

316. Wer eines von diefen Aemtern geführt hat, kann da, wo die Bevoͤlke⸗ 
rung es geftattet, vor Verlauf von wenigftens zwei Jahren nicht wieder gewählt 
werben. . 

817. Um Alcade, Regidor, oder Syndicus werben zu koͤnnen, muß man au 
erbem, daß man Bürger und im Genuffe feiner Rechte ift, 25 Jahre alt und we⸗ 
nigftens 5 Jahre in dem Drte anfäffig feyn. Die Übrigens zu diefen Aemtern cr: 
forderlihen Eigenfchaften werden geſetzlich beſtimmt werden. 


818. Niemand, der ein öffentliches Amt hat, das ber König vergiebt, kann 
Alcade, Regidor, oder Syndicus werben; doch find in diefer Verfügung diejenigen 
nicht mit inbegriffen, die der Nationalmiliz dienen. 

819. Alle drei erwähnte Municipalftellen find Stadtaͤmter (carga concejil), 
wovon ſich Niemand ohne gefegmäßige Urſache ausfchliegen kann. 

320, Bei jedem Stadtrathe wird ein Gecretair feyn, der von erfterem mit 
abfoluter Stimmenmehrheit erwählt und aus der Gemeindecaſſe befoldet wird. 

821. Dem Gtadtrathe liegt ob: 


a) Die polizeiliche Sorge für die Gefundheit und Bequemlichkeit. 

b) Dem Alcade in Allem, was die Sicherheit der Perfonen und bes Eigen 
thums der Einwohner und die Aufredhthaltung der Ordnung anlangt, 
beizuftchen. 

ec) Die gefeg: und vorfhriftsmäßige Verwaltung der Einkünfte von den 
liegenden Gründen und Abgaben, mit der Berpflihtung, einen Eianeh: 
mer zu ernennen, der die Gelder in Verwahrung hat, und für den bie 
jenigen, welche ihn ernennen, verantwortlich find. oo. 

d) Die Vertheilung und Erhebung der Steuern und bie Ablieferung der 
felben an bie refpective Caſſe (tresoreria). » Ä 

e) Die Sorge für alle Elementarfchulen. und die andern  Erziehungsanftals 
ten, welche aus den Gemeindecaffen unterhalten werden. 

H Die Sorge für die Spitäler, Armen: und Findelhäufer und andere milde 
Anftalten nad) den zu erlaffenden Vorſchriften. 

g) Die Sorge für die Anlegung und Wiederherftellnng der Wege, Kunſt⸗ 
ftraßen, Brüden und Gefängniffe, Wälder und Holzungen der Gemeinde, 
and alle Öffentlihe Werke, die nothivendig und nüglich find, oder zui 
Bierde gereichen. 

h) Die Stadtverordnungen (ordenanzas municipales del pueblo) abzufafien 
und fie mittelft der Provinzialdeputation, die ihr Gutachten hinzufügen 
wird, den Cortes zur Genehmigung zu überfenden. | 

i) Die Beförderung des Ackerbaues, Gewerbsfleißes und Handels, nad) dei 
Beihaffenheit und den Umftänden der Orte und in fo weit, als es nuͤtz 
lich und wohlthaͤtig für fie ift. 

822. Wenn Arbeiten oder andere Dinge, bie von allgemeinem Nugen find 
vorfommen und man, weil die Einkünfte, von ben liegenden Gründen ‚nicht hinrei 
chen, zu ben Auflagen (arbitrios) feine Zuflscht nehmen mußzrforfönnen dieſe nic 
eher gemacht werden, bis man durd die Provinzialdeputation die Genehmigun 
der Cortes erhalten hat. Im Fall das Werk, oder der Gegenftand,: wozu fie verwendt 
werden follen, dringend nöthig ift; fo können die Stadträthemit Zuftimmung der erwaͤhn 
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ten Yrevinzialbeputation biefelben inzwifchen, bis der Befchluß der Gortes ankommt, 
verwenden. 

823. Die Gemeinderäthe verrichten alle diefe Functionen unter Aufficht ber 
Provinialdeputation, der fie alljährlich eine belegte Rechenſchaft von den öffentli- 
chen Geldern, die fie eingenommen und ‚verwendet haben, ablegen werben. 


Zweiter Abſchnitt. 


Don ber politifchen Regierung ber Provinzen und ben Provinzial: 
beputationen. \ 


824. Die politifche Verwaltung der Provinz hat der vom Könige für jede . 
Provinz ernannte oberfte Chef (gefe superior) über fich. | 
335. In jeder Provinz foll es eine fogenannte Provinzialdeputation geben, 
Vohl derfelben befördern foll, und worin der Chef der Provinz ben Vor: 
uͤhrt. 


326. Dieſe Deputation ſoll aus dem Praͤſidenten, dem Intendanten und 7 
auf die unten angegebene Weiſe erwaͤhlten Mitgliedern beſtehen, doch mit dem 
Berbehalt, daß die Cortes in ber Folge diefe Zahl, wenn fie es für bdienlich erach— 
tn, oder die Umftände es erfordern, ändern Eönnen, wenn die neue Eintheilung der 
Provinzen, wovon im 11. Artikel die Rede ift, Statt gefunden haben wird. 

327. Die Provinzialdeputation wird alljährlich zur Hälfte erneuert,- indem 
%s erfiemal die größere, und zum zmweitenmal bie Eleinere Hälfte austritt, welches 
inmer fo fortgeht. | 

38. Die Wahl dieſer Individuen gefchicht durch die Bezivfamahlmänner 
(detores de partido) den Tag darauf wenn die Deputirten, zu ben Eortes ernannt 
nerden find, und auf dieſelbe Weife, wie diefe erwählt werden. 

329. Zu gleicher Zeit und auf diefelbe Weife werden für jede Deputation drei 

pleanten erwählt. 

Um Mitglied ber Provinzialdeputation zu werden, muß man Bürger 
as im ausübenden Genuffe feiner Rechte, mündig, 25 Jahre alt, und in der Pros. 
Bar arbohren ſeyn, oder fich wenigftens feit 7 Jahren dort aufgehalten und ein 
Binlinaliches Einfommen haben, um anftändig leben zu koͤnnen. Keiner von den 
Etaatibeamten,, die ber König ernennt und von denen im Art. 318. die Rede ift, 
kn es werden. 

391. Damit ein und dieſelbe Perſon zum zweitenmal gewählt werden kann, 
Rſen wenigftens von ber Zeit an, wo fie ihr Amt niederlegte, 4 Jahre verftris 


Wenn der Chef der Provinz nicht den Vorfig in ber Deputation fuͤh— 
nn; fo führt ihn der Intendant, und, in Ermangelung deffen, das Mitglied 
jocal), das zuerft gewählt worben. 

833. Die Deputation ernennt einen ©ecretair, ber aus den Öffentlichen Bonds 
Proving beſoldet wirb. 

33. Die Deputation hält jährlich hoͤchſtens 90 Sitzungen, die auf die ihr am 
paffende Zeit verlegt werben. Auf der Halbinfel follen die Deputationen 
Men März, in den überfeeifchen. Provinzen am iften Zunius beifammen feyn. 
355. Diefen Deputatiönen liegt ob: | 

a) Die Vertheilung ber der Provinz auferlegten Steuern auf die Diftricte 
und Cantone mit madhen zn helfen und fie zu genehmigen. 

b) Auf die gute Verwendung ber Öffentlihen Gelder in den Staͤdten und 
Gemeinden zu ſehen, die Rechnungeu darüber zu unterfuchen, bamit fie 
auf ihr Gutheißen (visto bueno) die höhere Genehmigung erhalten, und 
dafür Sorge zu tragen, daß in Allem bie Gefege- und Vorſchriften beob- 
achtet werben. Te 

‚ ©) Zu forgen, daß den Verfügungen bes 310. Art. gemäß Gemeinderäthe 
(ayuntamientos) angeftellt werben. of Bell 

d) Wenn neue für die Provinz allgemein nüsliche Werke zu unternehinen 
ind, ober die alten wieber hergeftellt: werden follen, ber Regierung bie 
Abgaben (arbitrios)- vorzuſchlagen, welche fie fuͤr die zweckmaͤßigſten Hält, 
um von ben Cortes die nöthige Erlaubniß dazu zu erhalten. 

Senn in den uͤberſeeiſchen Provinzen bie oͤffentlichen Werke fo drin⸗ 
gend mötbig find, daß man den Beſchluß der Cortes nicht abwarten kann; 
fo kann bie Deputation mit ausdrüdlicher Genehmigung des Provinzials 
&efs fogleidy die Abgaben verwenden, muß aber wegen ber Genehmigung 

| M der Eortesfogleich der Regierung Rechenſchaft davon a 
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Zur Erhebung dieſer Abgaben wird die Deputation auf ihre Verant 
wortung einen Einnehmer (depositario) ernennen, und die von ihr durch 
geſehenen Rechnungen über die Verwendung derſelben an die Regi— 
rung fenden, damit diefe fie verificiven und darüber discutiren laſſe, un 
fie am Ende den Cortes zur Genehmigung übergebe. 

e) Die Erziehung der Jugend, den genehmigten Planen gemäß, zu beförben 
Aderbau, Handlung und Gewerböfleiß durch Beſchuͤtzung derer, welche 
irgend einem Zweige derfelben neue Erfindungen maden, zu begünftigen 

f) Der Regierung alle Mißbraͤuche anzuzeigen, die fie bei der Verwaltur 
ber Öffentlichen Gelder gewahr werben. 

g) = Volkszahl und die ſtatiſtiſchen WVerhältniffe der Provinzen auf 
nehmen. 

h) Dafür zu forgen, daß die milden Stiftungen und Wohlthätigkfeitsanfte 
ten ihren Zweck erfüllen, indem fie der, Regierung die ihrem Bebünk 
nad, zwedmäßigfien Maßregeln zur Abftellung der bemerkten Mißbräud 

vorſchlagen. 

i) Den Cortes bie Verletzungen der Verfaſſung anzuzeigen, bie ſie in d 
Provinzen wahrnehmen. 

k) Die Deputationen der uͤberſeeiſchen Provinzen werden ein wachſam 
Auge auf die Ausgaben und Einnahmen, Ordnung und Fortfchritte b 
Miffionen zur Belehrung der ungläubigen Indianer haben, und dicje 

* gen, welche damit beauftragt ſind, werden ihnen Rechenſchaft uͤber da 
was fie in der Hinſicht gewirkt haben, ablegen, damit Mißbraͤuche ve 
mieden werben, und die Deputationen werden bie Regierungen von de 
Allen in Kenntniß fegen. 

36. Wenn irgend eine Deputation ihre Gewalt mißbraucht; fo kann der Kön 

die Mitglieder derfelben fuspendiren, indem er den Cortes diefe Verfügung und ! 

Gründe, welche Anlaß dazu gegeben, zu wiſſen thut. Während ber Zeit, daß 

fuspendirt find, follen ihre FZunctionen von den Suppleanten verfchen werben. 
837. Alle einzelne Mitglieder der Gemeinderäthe und Provinzialdeputation 
leiften bei bem wirklichen Antritte ihres Amts, jene in die Hände des zuerft ernar 
ten Alcaden, diefe in die Hände des Provinzialdhefs, einen Eid, die Verfaſſung 
. fpanifchen Monarchie zu erhalten, die Gefege zu beobadıten, dem Könige treu 
jeyn und gewiffenhaft die Pflichten ihres Amts zu erfüllen. 


\ Siebenter Titel. 
Bon den Steuern. 


Einziger Abſchnitt. 


838. Die Cortes beftimmen oder beftätigen die directen ſowohl als indirect 
allgemeinen, Provinzial: oder ftädtifchen Abgaben, fo daß die alten beftehen bi 
ben, bis fie Öffentlich abgefchafft oder neue eingeführt werden. _ r 

8 Die Steuern werden im Verhaͤltniſſe des Vermoͤgens, und ohne daß 
gend eine Ausnahme oder Privilegium Statt faͤnde, auf alle Spanier vertheilt. 

.Die Steuern ſollen den Ausgaben, welche die Cortes für alle Zwei 
der Staatsbedürfniffe ausfegen, angemeffen feyn- 

841. Damit die Gortes die Staatsausgaben und die zur Dedung berfelt 
erforderlichen Steuern beftimmen Eönnen; fo fol ihnen der Staatsfecretair f 
die Finanzen (Secretario del Despacho de Hacienda), fobald fie verfammelt fi: 
einen allgemeinen Anfchlag vorlegen, worin die einzelnen Anfchläge für die refpec 
ven Departements der andern Minifter vereinigt find. 


‚842. Derfelde Staatöfecretaie wird zugleich mit dem Anfchlage der Ausgab 

— Plan fuͤr die Steuern vorlegen, die zur Deckung derſelben auferlegt werd 
ollen. 

348. Wenn dem Könige irgend eine Steuer druͤckend oder ſchaͤdlich ſchein 
fo fol er es ben Cortes durch den — ———— zu erkennen geben, und 3 
gleih eine andere, die er fir zweckmaͤßig hält, vorfchlagen. 

344 Iſt ber Betrag der directen Steuern beftimmt; fo nehmen die Cort 
die Vertheilung derfelben auf die Provinzen vor, und verweilen auf jede derſelb 
einen Theil, der ihrem Reichthume angemeffen ift, zu welchen Ende der Finanzn 
nifter gleichfalls die nöthigen Anfchläge vorlegen foll, 

845. Es fol für die ganze Nation ein allgemeiner Schatz (tresoreria gem 


— 
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ral) beftchen, der über den Ertrag aller, für die Bebürfniffe des Staats beſtimm⸗ 
ten, Einkünfte zu verfügen hat. 

346. In jeder Provinz foll eine Hauptcaffe (Tresoreria) beftehen,, in welche 
ale in derfelben für den Staatsfhag zu erhebende Steuern einfließen follen. Diefe 
Hanptcaffen werben mit dem allgemeinen Schage in Verbindung fichen, zu beffen 
Verfügung fie alle ihre Fonds bereit halten werben. 

347. Keine Zahlung wird von dem Schagmeifter in Rechnung gebracht wer: 
den, wenn fie nicht in Folge einer Föniglichen, von dem Minifter contrafignirten, 
Verordnung gefchehen ift, worin angegeben ift, wozu fie beftimmt und die Verord— 
nung der Cortes, wodurch diefe Ausgabe genehmigt worden ift. 

345. ‘Damit der allgemeine Schag -feine Rechnungen mit gehöriger Genauigs 
fit anferkige ; fo follen, wegen der Berification der Berechnung der Gelder und der 
Bertheilung der Staatseinkünfte, der refpective Gegenftand der Zahlung und das 
Datum dabei beſtimmt werden. 

349. Diefe Bureaur (officinas) follen mittelft einer befondern Snftruction fo 
ängerichtet werden, daß fie den Zweck ihrer Einrichtung ganz erfüllen. 

Für die Unterfuhung aller Rechnungen über die Gtaatseinkünfte foll 
am Oberrechnungstammer (Contaduria mayor de Cuentas) errichtet werben und 
emitelft eines befondern Gefeges ihre Organifation erhalten. 

381. Gobald die Rechnung bes allgemeinen Schages, welche ſich über den 
Hbrlihen Ertrag aller Steuern und Einkünfte und ihre Verwendung erftreden 
ı Ill, definitiv von den Gortes genehmigt worden iſt; fo foll fle gebrudt, bekannt 
macht und an alle Provinzialdeputationen und Gemeinderäthe — werden. 

352. Die Rechnungen, welche die Staatsſecretaire über die Ausgaben ihrer 
teſpettiven Departements anfertigen, follen ebenfalls gedruckt, Öffentlich bekannt ge- 
Maht und in Umlauf gefegt werden. 

Die Berwaltung der Staatöfinangen fol ſtets von allen andern Gewal: 
ten, als der, welcher fie anvertraut ift, — ſeyn. 

354, Zollaͤmter ſoll ed blos an den Seehaͤfen und an ben Grenzen geben; 
ch fol diefe Verfügung nicht cher ins Werk gefegt werben, bis es die Cortes bes 


355. Die Cortes follen vor allem anderm ihre Aufmerkſamkeit auf-die aner⸗ 
Inte Staatsſchuld richten, und es fich ganz vorzüglich angelegen feyn laffen, für 
bie allmählige Zilgung bderfelben und für die Bezahlung der Intereffen, fo, wie fie 
hlig werben, zu forgen, indern fie Alles anordnen, was die Führung dieſes wich—⸗ 

‚ de Adminiftrationszweiges betrifft, ſowohl in Hinficht der feftzufegenden Abgaben 
 rbitrios), die gänzlich getrennt von dem Staatsfchage verwaltet werden follen, 
© der Rechnungskammer (officinas de Cuenta y Razon). 
Achter Titel. 
Bon der Nationalkriegsmacht. 
Erfter Abſchnitt. 
Bon dem ſtehenden Heere 

356. Es fol eine ftehende Land» und Seemacht zur Vertheidigung bes Staa: 
ki nad Außer und Aufrechthaltung der Ordnung im Innern unterhalten werben. 

857. Die Cortes werben jährlich die nach den Umftänden erforderliche Trup⸗ 
Krzaht und die Art und Weiſe, wie fie ausgehoben werden follen, beftiimmen. 

558, Eben fo werden fie jährlich die Zahl der Kriegsihiffe (buques de la 
zarina militar), die neu armirt werden, ober armirt bleiben follen, beflimmen. 

39. Die Gortes werben mittelft befonderer Verordnungen Alles, was bie 
dieciplin, das Anancement, den Gold, die Verwaltung, fo wie Alles, was die gu 
Ümichtung — Heeres, ſo wie der Marine betrifft, feſtſetzen. Br J 

360. Es ſollen Kriegsſchulen zum Unterricht und zur Bildung in allen Zwei⸗ 
a des Sand = und Seedienſtes errichtet werben. 

361. Kein Spanier kann fi) vom Kriegädienfte frei machen, wenn er geſetz⸗ 
aöfig dazu aufgerufen wird. 


Zweiter Abſchnitt. 
‚ Bon den Nationalmilizen: | 
, 362. In allen. Provinzen follen Corps von Rationalmiligen errichtet werden, 
Ke-aus den Einwohnern derfelben, nach Verhaͤltniß ihrer Bevölkerung und ihres 
gebildet werben. nn 
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363. Die Art und Weife ihrer Bildung, ihre Zahl und befondere. Einrichtung 
in allen ihren Zweigen foll durd) eine befondere Verordnung regulirt werben. 

364. Diefe Mitizen find nicht fortdauernd im Dienfte, fondern nur, wenn 
die Umftände es erfordern. ‚ 

865. Im Nothfall Tann der König innerhalb der refpectiven Provinz ‚über 
diefe Milizen verfügen, außerhalb jedoch fie nicht ohne Zuftimmung der Eortes ver: 
wenden. 

Neunter Titel, 


Bon dem öffentlihen Untertiht.  , 


Einziger Abſchnitt. 

3866. In allen Städten und Gemeinden bed Reich (pueblos) follen Elemen: 
tarfchulen angelegt und darin die Kinder im Lefen, Schreiben, Rechneh und im 
Gatehismus der Fatholifchen Religion, der aud) eine kurze Darftellung der bürger: 
- lichen Pflihten enthalten fo, unterrichtet werden. | 

867. Eben fo foll audy die gehörige Zahl von Univerfitäten und andern Un: 
terrichtsanftalten, die man für den Unterricht in allen Wiffenfchaften, in der Literatur 
und den fehönen Künften für zwedimäßig erachtet, angeordnetjund errichtet werden. 

868. Der allgemeine Unterrihtsplan foll im ganzen Reiche gleich feyn, und 
auf allen Univerfitäten und literarifchen Anftalten, wo man die geiftlihen nnd po— 
litifhen Wiffenfchaften lehrt, fol auch die politifche Verfaſſung der Monardie er: 
läutert werben. 

869. Es foll eine Generalftudiendirection beftehen, deren Mitglieder Männer 
von anerkannter Gelchrfamkeit feyn follen und die unter Autorität ber Regierung 
die Aufficht über den Öffentlichen Unterricht führen wird. 

370. Die Eortes werden mittelft Plane und befonderer Statuten Alles, was 
diefen wichtigen Gegenftand des Öffentlichen Unterrichts angeht, einrichten, 

371. Allen Spaniern fteht es frei, ihre politifhen Ideen, ohne daß fie einer 
vorgängigen Erlaubnif, Revifion oder irgend einer Genehmigung bedürfen, nieder: 
—— drucken zu laſſen und bekannt zu machen, mit Vorbehalt der in den 

eſetzen beſtimmten Einſchraͤnkungen und Verantwortlichkeit. 


Zehnter Titel. 


Von der Beobachtung der Verfaſſung und der Art, wie man verfaͤhrt, 
unm Veraͤnderungen darin vorzunehmen. 


Einziger Abſchnitt. 


372. Die Cortes werben gleich in ihrer erſten Sitzung die wahrgenomme: 
nen Verletzungen der Verfaſſung in Erwaͤgung ziehen, um zweckmaͤßige Maßregeln 
dagegen zu ergreifen, und diejenigen, die derſelben zuwider gehandelt haben, zur 
Verantwortung zu ziehen. 

373. Jeder Spanier hat das Recht, ben Cortes oder dem Könige Vorſtellun— 
gen zu machen, und die Beobachtung der Verfaffung zu reclamiren. 

74. Seder, der ein Staatsamt erhält, es fey beim Civil, beim Militair, oder 
bei der Geiftlichkeit,. foU bei dem Antritte beffelben den Eid leiften, die Verfaffung 
zu erhalten, dem Könige treu zu feyn und fein Amt gehörig zu verwalten. 

875. So lange, biß die Verfaffung nit 8 Jahre lang in allen ihren Thei— 
len in Wirkſamkeit gewefen ift, darf Eeine Abänderung, Fein Zufas, Feine Umwand⸗ 
lung irgend eines Artikels derfelben in Verfchlag gebracht werben. 

3 Um irgend eine Abänderung, Vermehrung oder Reform in ber Verfaf: 
fung vornehmen zu Fönnen, muß die Deputation, welche definitiv darüber zu bes 
Schließen hat, zu dem Ende mit befondern Vollmachten verfehen feyn. 

377. Jeder Vorſchlag zur Reform irgend eines Artikels der Verfaſſung muf 
a gefchehen, und wenigftens von 20 Deputirten, unterftügt und unterzeich 
net jeyn. 

878. Der Vorſchlag zur Reform fol, in Zwifchenräumen von 6 zu 6 Ta: 
gen von einer Borlefung zur andern, dreimal verlefen werden. Nach der britten 
wird man beratbfchlagen, ob er zur Discuffion kommen fol. 

379. Iſt er für die Discuffion angenommen; fo follen babei bie nämlichen 
Formalitäten und berfelbe Gang beobachtet werden, die für die Abfaffung der Ge: 
fege vorgefchrieben find; worauf man dann beftimmen wird, ob in ber naͤchſten Ge 
neraldeputation von Neuem darüber berathfchlagt werben fol. Und damit dieſe 
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Erklärung erfolgen Tann, müffen zwei Drittheile der Stimmen für ben Vorfchlag 
[#4 


n. 

380. Die folgende Generaldeputation Tann, nach vorgängiger Beobachtung 
dir Formalitäten in allen ihren ZTheilen, in einem ihrer beiden Gigungsjahre mit 
Einwilligung von 2 Drittheilen ihrer Mitglieder erflären, daß die Ausfertigung 
von befondern Vollmachten für die vorgefchlagene Neform Statt finden fol. 

331. Iſt diefe Erklärung gefhehen; fo ſoll fie öffentlicdy befannt gemacht und 
alen Provinzen mitgetheilt werben, und bie Cortes werden, zufolge der Zeit, wenn 
fie Statt gefunden, beftimmen, ob die nächfte, oder die darauf folgende Deputas 
tion die Specialvollmadhten dazu mitbringen fol. 

582. Diefe Vollmachten werden durch die Wahljunten der Provinzen ertheilt, 
indem ſie zu den gewöhnlichen noch nachſtehende Glaufel hinzufügen. (Auch ertheilt 
fie ihnen noch eine Specialvollmadht, um die Reform in der Verfaffung vorzunehmen, 
von welcher das Decret der Eortes handelt, das folgendermaßen lautet: [hier folgt der 
uhftäblihe Inhalt des Decrets]. Alles in Uebercinftimmung mit dem, was in der 
Serfaffung vorgefchrieben if). Und fie maden ſich ‚verbindlich, das, was Kraft 
difer Vollmachten befchloffen werden wird, als verfaffungsmäßig anzuerkennen und 
zu halten. 

383. Die vorgefchriebene Reform foll von Neuem in Berathfchlagung ge: 
nemmen, und wenn zwei Drittheile der Deputirten fie genehmigen, verfaffungsmä- 
ziges Geſetz, und als folches in den Gortes bekannt gemacht werben. 

334. Eine Deputation fol das Decret über die Reform dem Könige über: 
rihen, damit er es befannt machen und an alle Behörden und Gemeinderäthe der Mon: 
arhie vertheilen läßt. 

Gegeben Cadix, den 18. März 1812. 

Bicente EL Deputirter der Stabt Teruel, 
Präfident. 

(Nah) dem Präfidenten folgten die Unterfhriften von 182 Cortes.) 

Demnach befehlen Wir allen Spaniern, Unfern Unterthanen, weß Standes und 
Ranges fie fenn mögen, die vorftchende Verfaffung als das Grundgefeg der Mon: 
arhie aufrecht zu erhalten, und gleichermaßen allen Gerichtshöfen, Gerichten, Chefs, 
Gouverneurs und andern ſowohl Givil: als Militair- und geiftlichen Behörden 
tes Standes und Ranges, die ırwähnte Verfaffung in allen ihren Theilen auf: 
scht zu erhalten und aufrecht halten, volftreden und befolgen zu laffen. Solches 
werdet ihr euch gefagt feyn laffen, Alles thun, was zur Vollziehung deffelben 
eriorberlich ift, und es zum Druc befördern, Öffentlid) befannt machen und ver- 
heilen, 

Joaquin de Mosquera y Figueroa, Präfibent. 
 (unterz.) Juan Villavicencio. 
Ignacio Rodbrigues de Rivas, 
Graf del Abisbal. 

Cadix, den 19. März 1812. 

(unterz.) A. D. Ignacio de la Pezuela.“ 


— — nn — — — 


Dieſer Verfaſſung der Cortes gingen drei Adreſſen der zur 
Entwerfung der Verfaſſung niedergeſetzten Commiſſion an den Koͤnig 
Ferdinand voraus. Die erſte, Cadix vom 11. Auguft 1811 enthielt 
die Rückſichten auf die ältere ſpaniſche Verfaſſung; die zweite, Cadix 
vom 6. Nov. 1811, ftelte die Drganifation ber richterlichen Gewalt 
aufs die dritte, Gadir vom 24. Dec. 1811, verbreitete ſich über daß, 
was auf die innere Regierung der Provinzen und Cantone, auf die Ab: 
gaben, die’bewaffnete Macht, den Wolksunterrtcht, die Beobachtung ber 
Verfaſſing, und auf das Verfahren bei etwaigen Veraͤnderungen derſel⸗ 
ben ſich bezog*). — 

*) Diefe drei Adreſſen ſtehen in folgender Schrift: Die ſpaniſche Conſt 


tution der Cortes und die proviforifhe Gonftitution der ver— 
nigten Provinzen von Südamerika. Leipzig, 1820. 8. 
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Ein Aufſtand in dem, zum Einſchiffen nach Suͤdamerika beſtimm⸗ 
ten, Heere, der bald bis Madrid ſich verbreitete, noͤthigte 1820 den Koͤnig 
Ferdinand 7, in einer Proclamation an das DBolf*) die An 
nahme der Verfaffung vom 19. März 1812 öffentlih zu verkuͤndigen. 
So galt diefe Berfaffung im öffentlichen Staatöleben Spaniens, bis im 
April 1823 ein’ franzöfifched Heer, geführt von dem Herzoge von An: 
gouleme, auf fpanifhem Boden erfchien, dad bald bis nad) Cadix vor: 
drang, worauf der König am 1. Det. 1823 die volle fouveraine Gewalt 
wieder aunahm, die Verfaffung abfchaffte, und die Anhänger des verfaf- 
fungsmäßigen Syſtems, die nicht ind Ausland geflüchtet waren, mit der 
größten Srenge beftrafen ließ. Die Reaction war vollftändig. — Da: 
mit aber auch für die Zukunft alle verfaffungsmäßige Einrichtungen von 


- Spanien ausgefchloffen würden, erfchien das nachftehende 


c) Decret über die Erhaltung der unumfchränkten Eöniglichen 
Gewalt, vom 19. April 1825. 


Ferdinand ıc. j 

Seitdem die göttliche Worfehung fich der Leiden, welche die Revolution 
über Spanien gebracht, erbarmt, und die Redlichkeit meiner vielgeliebten 
Bafallen, mit Hülfe der tapfern franzöfifhen Armee und ihres würdigen 
Generaliffimus, meines theuerften Vetters, des Herzogs von Angouleme, be 
lohnt hat, indem fie mich wieder auf den von einer Handvoll Rebellen ufur 
pitten Thron meiner Vorfahren einfegte, babe ich nicht aufgehört, auf die 
Mittel zu denken, um die unferer heiligen Religion fchuldige Ehrfurcht auf: 
recht zu halten und zu vermehren, und die Ordnung und Ruhe wieder her 
zuftellen, welche die Grundlagen der Wohlfahrt der Neiche find. Ob es mit 
gleich nicht möglich war, alle Wunden, welche die Anarchie den verfchiedenen 
Zweigen der Stantsverwaltung gefchlagen, in fo Eurzer Zeit zu heilen; fo 


fuͤhlt doc meine koͤnigliche Seele fügen Troſt bei dem Anblick der Reful: 


= 


tate meiner Beharrlichkeit und der Kortfchritte der eingeführten Verbefferungen. 
Meine beftändige Sorgfalt für das Wohl meiner Völker floͤßt mir die gegründetfte 
Hoffnung ein, daß, mit Hülfe des Allmächtigen, die traurigen Wirkungen 
der vergangenen Unfälle bald für immer verfchwinden werden, ungeachtet ber 
Umtriebe der Revolutionairs, deren Verkehrtheit, Hinterlift und Beharrlich⸗ 
Eeit vergebens verfuchen würbe, die Treue meiner Unterthbanen durch Ber: 
läumdungen und Raͤnke neuerdings irre zu führen, und Mißtrauen, Haß. und 
Zwietracht zu fäen. Ich habe mit lebhaftem Schmerze erfahren, daß ſeit 


einiger Zeit argliftigeer Weife beunruhigende Gerüchte ausgeftreut werden, 


man wolle mich verpflichten oder bereden, Reformen und Neuerungen it 
der Verwaltung und Regierungsform meiner Königreiche in der Art vorzu⸗ 
nehmen, daß deren alte und ehrwürdige Grundfäge mit Belchränfung mer 
ner Eöniglichen Machtgewalt abgeändert würden. Es ift eine Pflie und 
zugleih ein Vergnügen für mich, eine eben fo boshafte, als verbrechetiſche 
Erfindung Lügen zu ftrafen. Ich erkläre daher, daß ich nicht nur feft ent 
fchloffen bin, die legitimen Rechte meiner Souverainetät ungeſchwaͤcht und 
in ihrem ganzen Umfange zu erhalten, ohne weder jegt, noch irgend jemals 


‚,” Sie fleht, mit den übrigen dazu gehörenden Actenftüden, in den Archives 
diplomatiques, Vol. 8. p. 10% sqgq. (Stuttg. 1828. 8). _ 
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nd Mindefte davon zu vergeben, und ohne die Errichtung von Kammern 
oder andern Inſtitutionen, fobald fie unfern Gefegen und Gebräuchen zu: 
riderfaufen, zu geflatten; fondern daß ich auch von allen meinen erlaudhten 
Bundesgenoffen, welche mir fo viele Beweiſe ihres innigen Wohlwolleng 
md ihrer thäatigen Mitwirkung zum Wohl meiner Königreiche gegeben ha: 
ben, die feierlichfte und beſtimmteſte Zuficherung erhalten habe, daß fie fort: 
fahren werden, bei jeder Gelegenheit die legitime und unumfchränkte Gewalt 
meinee Krone zu unterflügen, ohne mir jemals mittelbar oder unmittelbar 
ittend eine Meuerung in meiner Negierungsform weder zu rathen noch vor: 
zuſchlagen. — Eben fo erkläre ich, daß ich den feften und unabänderlichen 
ntihluß gefaßt habe, den Gefegen Unverleglichkeit und Ehrfurcht zu ver: 
(daffen, ohne Mißbraͤuche irgend einer Art zu bulden, ohne zu geftatten, 
daß Gewaltthätigkeit und Intrigue anftatt der Gerechtigkeit walten, und ohne 
wjugeben, daß diejenigen, welche unter dem Deckmantel und dem Anfcheine 
der Anhänglicykeit an meine Eöniglihe Perfon und meine Autorität, ihren 
Ungehorſam und ihre MWiderfpänftigkeit zu bemänteln ſuchen, einer gerechten 
Zuhtigung entgehen, Die genaue Beobachtung der Gefege, die fehnelfe 
Bollftredung meiner Belchlüffe und Verordnungen, und die Achtung für die 
Behörden find die ſtarken Grundpfeiler der Ordnung und der Mohlfahrt; 
fie find es auch, welcher jeder wahrhaft royaliftifche und feinem Souverain 
trgebene Spanier zur Nichtfchnur feines Betragens nehmen muß, und die, ° 
op der Raͤnke und Verſuche der Bosheit, den Frieden meiner Königreiche 
md das Guck meiner vielgeliebten Unterthanen, die meinem Herzen fo 
tbeuer find, ſichern werden. — Dies merdet Ihr beobachten, und ohne Rüd: 
ſiht auf Perfonen und Umftände beobachten machen, wie auch drucken und 
n Umlauf fegen laffen, damit es Niemand unbekannt bleibe. 
Atanjuez, den 19. Aprit 1825. 
Gezeichnet von der Hand des Königs. 


An Don Francisco Zen: Bermubde;. 


— — — — — nn — 


5. 
POoOrtugal. 


Die alte Welt und die erſte Zeit des Mittelalters kannte noch kein 
von Spanien getrenntes und ſelbſtſtaͤndiges portugieſiſches Koͤnigreich; 
ſelbſt als im achten chriſtlichen Jahrhunderte die Araber ihre Macht in 
Spanien begründeten, fand auch Portugal unter ihrer Herrfchaft. Allein 
almaͤhlig entriffen die chriftlihe Könige von Caſtilien und Leon den‘ 
Itabern das Land zwifchen dem Minho und Duero,. ımd ließen es durch 
Örafen (Statthalter) regieren, welchen, bei den fortbauernden Känipfen 
gegen die Araber, eine größere Macht zugeflanden werden mußte. 

Diefe Statthalterwirrde in Portugal ertheilte der König Alphons 6 
von Caſtilien feinem Schwiegerfohne, dem- Prinzen Heinrich von 
durgund, eimem Urenkel Hugo Gapets, im Jahre 1094. Durch das 
Leſtament feines Schwiegerohters, der (1109) ohne männliche Erben 
Narh, ward Heinrich unabhängiger Erbgraf von Portugal. Sein 
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Sohn, Alphons 4, welcher dem Vater i. 3.1112 folgte, erweiterte feine 
Grafihaft durch Siege über die Araber bis an bie algarbifche Grenʒe 
und nahm, nach der Schlacht bei Durique gegen die Araber (Iul. 1139), 
wobei ihn die von ihm geftifteten Nitterorden wefentlih unterflügten, 
den Föniglichen Titel an, den ihm Papft Alerander 3 (1179) ge 
gen die Widerfprüche der Könige. von Leon beftätigte. 

Diefer Alphons 1 ſchloß auf dem Reichsſtage von Lamegd 
‚im Sahre 1181 mit feinen verfammelten Ständen ein Grund« 
gefeg in 22 Artikeln, in welchem die Selbftftändigkeit und Unabhaͤn— 
gigkeit Portugals ausgeſprochen, die Erbfolge der Krone und vieles im 
Einzelnen über die Erlangung und Behauptnng des Adels, fo wie über 
das Gerichtöwefen feftgefegt ward. 

Sehr groß und ausgedehnt waren feit diefer Zeit die Rechte ber 
drei Stände Portugals; theils weil fie den König in feiner Würde 
anerkannt hatten; theils weil fie das Reich, mit ihm zugleich, gegen 
die Araber vertheidigen mußten. — Das Grundgefeg von Lamego 
fteht franzöfifch (in 20 Artikeln) beim du Mont im corps univer- 
sel diplomatique, im Supplem. 1. Part. 1. p. 37. und lateiniid 
(in 22 Artikeln) in Schmaussii corp. jur. gent. acad. T.I. p. #g4. 


Wir heben daraus nur den Anfang und den Schluß aus, wo: 
durch der Geift diefes Grundgefeges und der politifhe Charakter der 
Stände Portugals bezeichnet wird. 

Der Anfang lautet: In nomine sanctae et individuae trinita- 
tis, patris et filii et spiritus sancti, trinitas inseparabilis, quae 
nunquam separari potest. Ego Alphonsus, Comitis Henrieci e! 
reginae Tarejae filius, magnique Alphonsi imperatoris Hispa- 
niorum nepos, ac pietate divina ad regium solium nuper subli- 
matus. Quoniam nos concessit Deus quietari, et dedit victoriam 
de Mauris, nostris inimicis, et propterea habemus aliquantau 
respirationem, ne forte nos tempus non habeamus postea, con 
vocavimus omnes istos: Ärchiepiscopum Bracharensem, episce 
pum Visens., episcopum Portuens., episcopum Colimbriens. 
episcopum Lamecensem, Viros etiam nostrae curiae infra posi 
tos et procurantes bonam prolem per suas civitates, per Co 
limbriam, per Vimaranes, per Lamecum, per Viseum, per Bar 
cellos, per Portum, per Trancosum, per Chaves, per castrun 
regis, per Bonzellas, per Parietas Vetulas, per Senam, per Co 
vilhanam, per Montemagiore, per Isgueiram, per Villa regis 
et per parte domini regis Laurentius Venegas. Et multitud 
ibi erat de Monarchis et Clericis, et congregati sumus Lame 
gum in ecelesia sanctae Mariae Almacave, seditque rex in 50 
lio regio sine insigniis regiis, et surrexit Laurentius Veneg»! 
Proeurator regis, et dixit: Congregavit vos rex Alphonsus, que! 
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vog fecistis campo in Auriquio, ut videatis bonas literas domini 
Papae, et dicatis, si vultis, quod 'sit ille rex... Dixerunt omnes: 
nos volumus, quod sit rex. Et dixit procurator: Quomodo erit 
rex, ipse aut filii ejus, aut ipse solus rex? Et dixerunt om- 
nes: ipse in quantum vivet, et filii ejus posteaguam non vixe- 
rit. Et dixit procurator:-'si ita vultis, date illi insigne, Et 
dixerant, omnes: Demus in Dei nomine. Et surrexit archi- 
episcopus Bracharensis, et.tulit de manibus Abbatis de Laur- 
bano corenam auream magnam cum multis margaritis, quae fue- 
rt de regibus Gothorum et dederant monasterio, et. posuerunt 
illam regi. Et dominus rex cum spata nuda in manu sua, cum 
ga ivit in bello, dixit: Benedietus Deus qui me adjuvavit' 
Cum ista spata liberavi vos, et vici hostes nostron, et vas, me 
feeislis regem et socium vestrum: Siquidem me fecislis, consi- 
anus leges, per quas terra nostra sit in pace. Dixerunt om- 
aes: Volumus Domine rex, et placet nobis, constituere leges. 
Vecavit eitins Dominus rex episcopos, viros nobiles et procu- 
ftores, et dixerunt inter se: faciamus in principio leges de 
hereditate regni, et fecerunt istas sequentes etc. etc. etc. 


Der Schluß des Grundgefeßes lautet alfo: Et dixit procura- 
tot regis, Laurentius Venegas: Vultis, quod dominus rex vadat 
ad Cortes regis de Leone, vel: det tributum illi, aut alicui per- 
sonae, for domini Papae, qui illum regem creavit? Et omnes 
furrexerunt,. et spatis nudis in altum dixerunt: Nos liberi su- 
us; rex noster liber est; manus nostrae nos liberaverunt, et 
dominus rex, qui talia consenserit, moriatur, et si rex fuerit, 
han regnet super nos. Et dominus rex cum corona iterum sur- 
kexit, et similiter cum spata nuda dixit ad omnes: Vos seitis, 
Mantas lites fecerim per vestram libertatem; testes estis, testis 
brachium meum et ista spata; si quis talia consenserit, moria- 
für, et si filius aut nepos meus fueril, non regnet. Et dixerunt 
(unes: bonum verbum, morientur; et rex si fuerit talis, quod 
tonsentiat dominum alienum, non regnet, Et iterum rex: 


ita fiat, 


Diefes Grundgeſetz beitand, bis im Jahre 1580 der Mannesftamm 
%5 Einiglichen Haufes in Portugal erlofch, und der König Philipp 2 von 
Spanien, der Verwandtfchaft nach nicht der Nächfte zum Throne, das 
Buch durch den Herzog von Alba erobern ließ. Sechzig Jahre ftand 
Mit diefer Zeit Portugal unter drei Königen Spaniens. Diefed Joches 
Mmlbe, ward in der portugififchen Revolution vom 1. Dec. 1640 der Herzog 
Sohann v. Braganza aufden portugiefifchen Thron erhoben, und ber 
Ref der Spanier aus Portugal vertrieben. Darauf erließen am 28. 
San, 1641 die Reichöftände Portugals, befichend aus Geiftlichkeit, 
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Adel und Bürgerftand, ein Manifeft, worin fie die ewige: Trennung 
Portügald von Spanien ausfprachen, das Haus "Braganza auf ihrem 
Throne anerkannten, zugleich aber fich das Necht beilegten, tyranni: 
fhe Könige abzufegen. Dieſe Urkunde fteht franzoͤſſiſch "beim du 
Mont, corps wniv. T. 64 Part. ‘1. P. 202 .sgq: und beim Schmaus. 
T. 2: p. 2290. — Xhatfächlich übten die Reichsſtaͤnde Portugals, in 
der erften Megterungdzeit des- Haufes Braganza, große Vorrechte, ſelbſt 
in Hinficht auf Abſetzung der Könige, auf Kriegserklaͤrungen und Frie⸗ 

bensichlüffe. Allmählig abev fankihr Einfluß, befonders feit der Staats 
* verwaltung des Minifterd Pombal; die lebten Meichötage waren, der 
Thronfolge wegen, in den Jahren 1679 und 1697 gehalten worben, 
Zwar beftand, dem Namen: nad; fpäter: nody ein Rath der drei 
Stände (junta: dos tres estados); allein nicht die Cortes, fondern 
ber. König ernannte die Mitglieder deſſelben. — 

. In neueſter Zeit erfuhr Portugal ſeit dem Jahre 1807 ſehr abwech⸗ 
ſelnde politiſche Schickſale. Bei der Annäherung eines franzoͤſiſchen Hee: 
28 an der Grenze Portugals, ſchiffte fich die Fönigliche Familie nad) 
Brafilien ein, mweldyes Land am 16. Der. 1815, erſt nach Rapo— 
leons Sturze, zum Königreiche erhoben ward. Während der König 
WVShohann 6-in Brafilien verweilte, leitete der brittifhe Marſchall Beres: 
ford die Staatsangelegenheiten Portugals, worlber ein bedeutender Theil 
der Portugiefen feine Unzufriedenheit nicht werbarg. 

Als aber in Spanien, nach den Greigniffen vom 1. Januar und 
7. März 18%, die Berfaffung der Cortes vom 19. März 1812 
ins öffentliche Staatöleben eingetreten war, brach auch in Portugal zu 
Dporto am 4. Aug. 1820 der Aufftand eines Heerestheiles zur An: 
nahme einer Verfaſſung aus. Sie erfolgte, nachdem diefe Truppenmaffe 
bis Lifjabon vorgedrungen war, und die Hauptftabt gleichfalls für eine 
neue Verfaſſung ſich erflärt hatte, Es ward befchloffen, daß die fpani: 
che Verfaffung vom 19. März 1812, doch mit den für Portugal 
nöthigen Modiftcationen, die Grundlage der portugiefifchen Ver: 
faffung feyn follte. Die in der Abweſenheit des Königs eingefegte Ne: 
gentſchaft rief die Cortes Portugals aus allen Staatöbürgern, nicht 
wie die alten Cortes aus den drei Ständen, zufammen; ber König aber 
verließ (26. April 1821) Brafilien, und leiftete am 4. Sul. 1821, in 
der Verfammlung der Gortes, den Eid auf die neue Verfaffung, die am 
23. Sept. 1822 beendigt, und am 1. Det. feierlich vom Könige ange: 
nommen und befhworen ward: Sie gli im Ganzen der fpanifchen 
Verfaſſung, flellte, wie diefe, nur Eine Kammer der Cottes auf und be 
ſchraͤnkte die Eönigliche Gewalt bedeutend, "weil fie von dem Grundſatze 
der Volköfonverainetät ausging, und den Cortes die gefeßgebende Ge: 
walt ausschließend beilegte. 

Ob num gleich die neue VBerfaffung auch am 3. Nov. 1822 von 


Verfaffung ven 23 Sept 18 
vn Großen bed Königreichd aus‘, ioif- ' 7982, 
en ward; fo verweigerte doch dis * ” und Militairſtand 
nands 7 von Spanien, den Eid au). 'gin, eine Schwe 


rt in : 
um 29. Mai 1823 Liffabon, und proch virte, Denn fer — 
römaffe die Auflöfung der neuen Verfd an der Spy verließ 


en 
König felbft noch am 30. Mai für die & 8war erk— einer Hee⸗ 


aͤrt 
such er verließ Liſſabon, hob die Berfaffunlaltung derſel e fi der 


ben; r 
“rem, von wo er am 5. Jun. mit feiner geund ging — 
ben zuruͤckkehrte, nachdem am 2. Sun. die C Familie nach Fe 
ine Proteftation gegen die legten Ereigniffe gefähre Sitz iſſa⸗· 


| — mit 
a) Verfaſſung vom 23. Sep'elten. 


Im Namen der heiligen und untheilbaren 12. 
Die allgemeinen, -außerordentlichen und conftituirenden Go. , . 
Kıtion, in der lebendigen Ueberzeugung, daß die Öffektlichen Ub keit. 
wit haben und noch unterdruͤcken, ihre Kuelle in der Verachttugieſtſchen 
Lrgers und im der Vergeſſenheit der Grundgeſetze der Monar fie unter- 
Ermägung, daß die Wiederherftellung dieſer ausgebreiteten und "echte deg 
ft einzig und allein das Glüd der Nation fichern, und verhindi umd ; 
ht in den Abgrund verfinke,’aus welchen: fie die Heldentugend w / 
itttet hat, decretiren folgende bürgerliche Berfaſſung, um die Rech fe 
ha und das allgemeine Wohl aller Portugiefen zu befeftigen. f: nn 
| Erfter Titel / 
Don den Rechten und perfönlichen Obliegenheiten der Portug 
‚I. Die potitifhe Verfaffung der portugiefifhen Nation fichert dis, 
‚Ciherheit und das Eigenthum aller Vortugiefen. it, 
Die Freiheit befteht in dem Rechte, welches einem Jeden zufteht 
225 das Gefeg nicht verbietet, zu thun, und, was baffelbe nicht gebieted* 
Sun zu müffen. Die Bewahrung diefer Freiheit hängt von der genauen BE 
ung der Gefege ab. i 
3. Die perfönliche Sicherheit befteht in dem Schuge, welchen die Regie 
Um, um ihre individuellen Rechte zu bewahren, gewähren muß. 
Kein Individuum kann verhaftet werben, ohne vorläufig des Verbrechen 
sah den in den Artikeln 194, 195 und 201. feftgefegten Formen angeklagt zu feyr. 
Das Geſetz beftimmt die Strafen, die nicht allein den Richter, welder dic 
vlführtiche Verhaftung befohlen hat, fondern auch denjenigen, der darauf anges 
tagen hat, fo wie die Beamten, welche fie vollftwet haben, treffen. | 
5% Die Wohnung eines jeden Portugiefen ift für ihn ein Afyl. Kein Ger 
tötsbiener darf hineintreten, als wit einem ſchriftlichen Befehl der, competenten 
hörde, ausgenommen in den durch das Geſetz beftimmten Fällen und nad) den ge= 
lien Formen. 

‚5. Das Eigenthum ift das heilige und unverleglihe Recht, welches jeder Por: 
ugiefe befigt, über alle feine Güter nad) feinem Willen und nach den Gefegen zu . 
verfügen. Wenn, im Kalle öffentlicher und dringender Nothwendigkeit, die Entzie— 
fung dieſes Rechtes unerlaͤßlich wird; fo muß er vorläufig auf bie gefegtich be: 
kimmte Weife entfhädigt werden. \ 

7. Die freie Mittheilung der Gedanken ift eines ber Eoftbarften Menfchen- 
tcäte, Jeder Portugiefe ann daher, ohne einer vorläufigen Genfur unterworfen 
A feyn, feine Meinungen über alle Arten von Gegenftänden mittheilen, mit Vor: 

alt ber Verantwortlichkeit über den Mißbrauch diefer Zreiheit in den gefeglich 
beſtimmten Faͤllen, und auf die geſetzliche Weiſe. 
Die Cortes werben ein beſonderes Gericht zum Schutze ber Preßfreiheit 
“nd zur Unterdrücmg aller Mißbräuche, Aufolge der Verordnnug des 168. Artie 
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* v 
3 —— — RE Eu Z 
vorbehalten, 
















(eich aber dürfen die Privilegien des Advoc 
digen, Das Geſetz iſt für Ale gleicin, fo wenig, als die Specialcommiſſion 


 (Sinile 0 eckt fi) aber nicht auf die Proceffe, mi 

tenftandes in Civi Dieſe Verordnunghter gehören. Die Geſetze beſtimmen die 
eduldet — nach vor beſondere 

che ihrer 


| „Stein Strafgefeg, darf one die hoͤchſte Not 
at Kein Geſetz, unb über 


igkeit gegeben werben. tbrechen angemeffen feyn, unb feine darf fi 
wendigkei 6 Strafe muß difen. Die Tortur, die Einziehung der Güte 

z Schulbigen hinaus Pranger, das Brandmarken mit glühenden Eif 
über den tion, die Peitſchſtehrende Strafen find abgefhafft. 
die Infam —— graufame Unterſchied koͤnnen zu oͤffentlichen Aemtern, jede 
und = alle Portugieſend Faͤhigkeiten, gelangen. 

aß be ihrer er find nicht das Eigenthum irgend Jemandes, ur 

nach abe ie Öffentli erften Nothwendigkeit aufs ftrengfte beſchraͤnkt. Di 
— wird nachsor dem Antritte der Amtsverrichtungen den Eid, d 
— erhalten, Fer Regierung treu zu ſeyn, und ihre Pflichten gena 
w 


b ; 
Be zu beo camte find für ihre Pflichtvergeffenheiten, Fehler un 
zu ar Aue enheit zur Berfaffung und zum Gefege, ftreng veran 
misbehuät, 7 

rtlich / 
De 


> ⸗ 


or 


efe hat Anſpruch auf Belohnungen für wichtige, dem 2: 
e, in den gefeglich beftimmten Fällen und auf die gefesli 


giefe kann den Cortes und der vollziehenden Gewalt fchrif 
agen ober Bittfchriften, welche geprüft werben müffen, cin 


rtugiefe hat ferner das Recht, jede Verlegung der Verfaffun 

von der competenten Behörde zu verlangen, daß der der Ba 

. zur Verantwortung gezogen werde. ' 

‚ 4 Seheimniß der Briefe ift unverleglih. Die Poftverwaltung ift auf 
⸗ ede Verletzung dieſes Geſetzes verantwortlich. 

xder Portugieſe muß gerecht ſeyn; feine erſten 5 find, die R 

3 chten, das Vaterland zu lieben, es mit den Waffen in der Hand zu ver 

BC wenn ihn das Gefes dazu beruft, der Verfaſſung und den Gefegen 3 

J Es 3A, die öffentlichen Behörden zu achten und zu den Gtaatslaften beizutrager 


(Ad 
In 
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fl Zweiter Titel. 
„Ason der portugiefifhen Nation, ihrem Gebiete, ihrer Religion, ihrer 
, Regierung und ihrer Dynaſtie. 


n 20. Die portugiefifche Nation befteht aus der Vereinigung aller Portugieſt 
„ beider Hemifphären. 


Shr Gebiet wird gebildet aus dem vereinigten Königreiche Portugal, Brufi 
lien und Algarbien, und enthält: 

1) in Europa das Königreich Portugal, beftehend aus den Provinzen Min 
ho, Tras los Montes, Beira, Eftremabura, Alentejo, Porto Santo un 
den Azoren; 

2) in Amerika das Königreich Brafilien, beftehend aus den Provinzen Para un 
Rio Negro, Maranhao, Piauhi, Rio grande del Norte, Ceara, Parabili 
Pernambuco, Alagvas, Bahia und Sergippe, Minas Geraes, Espirit 
Santo, Rio de Janeiro, Santo Paulo, Santa Catharina, Rio grard 
do ul, Goyazes, Matto Groffo, und den Infeln Fernando de.Noronla 
Zrinidade, und allen übrigen anliegenden; 

3) im weftlichen Afrika Biffao, Caheo auf der Goldküfte, die Feſtung Sıı 
Joao Baptifta de Juda, Angola, Benguela, und den Pertinenzen, Ca 
binda und Molembo, die Gap: Berdifchen Infeln, und die von St. Tio 
mas, Principe und deffen Dependenzen. 

Auf der Oftküfte Mofambique, Rio de Senna, Sofala, Inhambane 
Quelimana, und die Infeln von Cabo Dolgado; j 


d 
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4) in Aften Salfete, Barbez, Goa und deſſen Dependenzen, Damao und 

Diu, die Niederlaffungen zu Macao, und die Infeln Solor und Zimor. 
Es wird eine paffendere Eintheilung diefes Gebietes getroffen werben. 
21. Portugiefifhe Bürger find: 

1) Die Söhne von portugiefifhen Bürgern, welche in dem vereinigten Koͤ⸗ 
nigreiche gebohren find, oder bie, welche, im Auslande gebohren, ihren 
Wohnfis in dem Königreiche aufgefchlagen haben; indejfen bedarf es dies 
fer häuslihen Niederlaffung nicht, wenn der Vater im Dienfte der Na- 
tion im Auslande war. | 

2) Die außergefeglid von einer portugiefifhen Mutter im Auslande gebohr: 
nen Söhne, oder die, im Auslande gebohren, ihren Wohnſitz im Koͤnig⸗ 
reiche aufgefchlagen haben. Aber wenn fie anerkannt, oder von einem 

auslaͤndiſchen Vater legitimirt werden, und fie find im vereinigten Koͤ⸗ 
nigreihe gebohren; fo wird rüdfichtlih ihrer das beobadıtet, was im 
4. $. beitimmt werben wird; find fie aber im Auslande gebohren, das, 
was im 5. $. feftgefest wird. . 

3) Kinder, weldye an irgend einem Orte des vereinigten Königreiche gefuns 
den werden, deren Väter unbekannt find; " 

4) Söhne eines ausländifhen Waters, welche in dem vereinigten König- 
reiche gebohren worden find, und die ihren Wohnſitz darin erhalten has 
ben, unter der Bedingung, daß fie bei ihrer Miündigkeit durch eine. in 
die Regifter der Municipalität (camara) ihres Wohnortes eingetragene 
&cte erklären, daß fie portugiefifhe Bürger feyn wollen; 

5). Ausländer, welche Naturalifationsfchreiben erhalten haben; 

6) Jeder volljährige Ausländer, welcher feinen Wohnfis in dem vereinigten, 
Königreiche aufgefchlagen hat, kann dieſe Naturalifationsfchreiben erlans 
gen, wenn er eine Portugiefin geheirathet, oder wenn er in bem Königs 
reiche eine Niederlaffung erworben hat, fie möge nun in Grundftüden, 
Gapitalien, Aderbau, Dandel oder Gewerbe beftchen, oͤder wenn er da« 
feldft einen nüglichen Handels» oder Gewerbszweig eingeführt ober auss 
geübt, oder wenn er der Nation wichtige Dienfte geleiftet hat; 

Söhne eines portugiefifhen Vaters, welche das Bürgerrecht verloren 
haben, Eönnen, wenn fie volljährig und in dem Königreihe wohnhaft 
find, Naturalifationsfchreiben ohne weitere Bedingungen erhalten. 

7) Sclaven nad) erlangter Freiheit. ’ 

2. Das Bürgerreht wird verloren: 

1) dur) Naturalifation im Auslande; , 

2) durch Annahme eines Amtes, einer Penfion, oder eines Orbens von irs 
gend einer ausländifhen Regierung ohne Erlaubniß der Regierung. 

3. Die Ausübung des Bürgerrechts wird fuspendirt: 

1) bei phyſiſcher oder moralifcher Unfähigkeit; | 

2) durch ein Urtheil, welches zum Gefängniffe oder Eril verdammt, wäh: 
rend der Strafzeit. j ; 

4. Die Religion der portugiefiihen Nation- ift die katholifche, apoſtoliſche, 
mifhes es wird jedoch den Ausländern der Privatgottesdienft nach ihrem bee 
Antern Cultus erlaubt. , 
Die Souverainetät wohnt weſentlich der Nation bei; allein fie Tann nicht 
indert, als durch ihre gefeglich erwählten Stellvertreter ausgeübt werben. Kein Ins ! 
Yoltuum, noch irgend eine Gefellfhaft kann eine öffentliche Auctorität ausüben, 
sche nicht von der Nation augfließt. 
B. Die Nation ift frei und unabhängig. und kann nicht das Eigenthum ire 
ad Jemandes feyn. Ihr allein ſteht es zw, mittelft Abgefandter zu den Cortes 
Veſaſſun oder ihr Grundgeſetz, unabhaͤngig von der Sanction des Koͤnigs, zu 
M. 


V. Dieſe einmal durch die gegenwärtigen außerordentliher und conftituirens 
ben Cortes zegebene Verfaſſung kann erſt nach einem Zeitraume von vier Jahren, 
F ihrer Publication an gerechnet, umgeftaltet oder verändert werden, und was 
ie Artikel betrifft, deren Ausfuͤhrung von regulativen Geſetzen abhaͤngt, von der 
nntnaddung dieſer Geſetze an. Dieſe Umgeſtaltungen und Veränderungen ges 
hen auf folgende Weiſe: 

\ Nach diefem erften Zeitraume Kann man den Gortes die gewünfchte Reform 
NT Veränderung vorfchlagen. Der Antrag wird von acht zu acht Tagen dreis 
Me geleſen, und wenn er zur Etörterung kommt, und es flimmen zwei Drittheile 
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der gegenwärtigen Deputirten für feine Nothwendigkeit; fo wird er in ein Decre 
verwandelt, welches den Wählern der Deputirten für die folgende Geſetzgebung be 
fieptt, ihnen in- ihren Injtructionen fpecielle Vollmachten zur Bewirkung der ven 
langten Veränderung ober Reform zu geben, indem fie ſich verbindlich machen 
diefelbe im Falle der Genehmigung für verfaffungsmäßig zu achten. 

Die mit diefer Vollmacht verfehene Gefeggebung prüft den Antrag von Neuem 
und er wird, nachdem ihn zwei Drittheile genehmigt haben, unmittelbar als ver 
faffungsmäßiges und in die Verfaffung aufgenommenes Gefeg betrachtet. Es wir 
dem Könige vorgelegt (Art. 109, 1.), um es im Umfange der ganzen Monardi 
vollziehen zu laſſen. 

23. Die Regierung der portugiefifchen Nation ift die erbliche, verfaffungsmä 
hige Monarchie mit Grundgefegen, welche die Ausübung der drei politifchen Gewal 
ten beftimmen. 

29. Diefe Gewalten find die gefeßgebende, die vollziehende und bie richterlic 
Die erfte wohnt den Cortes bei, mit Abhängigkeit von der Eäniglichen Beſtaͤtigun 
(Art. 187). Die zweite wohnt dem Könige und feinen Miniftern bei, welde fi 
unter feiner Auctorität ausüben. Die dritte gehört den Richtern. 

Jede diefer Gewalten ift fo unabhängig, daß Feine fich die Befugniffe ber an 


dern anmafen darf. 


Die, regierende Dynaftie ift die des erlauchten Hauſes Braganza. Unfe 
gegenmwärtiger König ift Don Juan 6. 


Dritter Titel, 
Bon der gefeßgebenden Gewalt oder den Cortes. 


Erftes Kapitel. 
Von der Wahl der Deputirten zu den Cortes. 


BL. Die portugiefifhe Nation wird durch ihre Cortes repräfentirt; das heif 
durch die Verfammlung von Deputirten, welche fie felbft erwählt nah Maßgab 
der Bevölkerung des portugiefifchen Gebietes. | 

32, Bei der Wahl von Deputirten haben Stimmen die Portugiefen, weld 
die Ausübung des Bürgerrechts genießen (Art, 21.), die Anfäßigen, oder die, wel 
he fich feit Einem Jahre wenigftens in der Gemeinde (concelho), wo die Wal 
"Statt finden ſoll, aufgehalten haben. 

Ausgenommen find: 

1) die unter 25 Jahren find, mit Zulaffung der Verheiratheten von 20 Jul 
ren; die Dfficiere der Armeen deffelben Alters, die Baccalaureen de 
Rechtes und die Kleriker, welche die heiligen Weihen empfangen haben, 

2) Söhne von Familien, welche unter dem vaͤterlichen Gehorfam und it 
älterlihen Haufe ſich befinden (worüber durch ein Gefeg verfügt wird) 

3) Domeftiten: unter diefer Benennung find die Verwalter und Voͤg 
— welche getrennt von ihren Herren wohnen, nicht mit in 

egriffen; 
H Vagabunden, d. h. Leute ohne Amt, Gewerbe oder bekannte Subftiten 
mittel ; 

5) Regularen, ausgenommen die ber militairifchen und fäcularifirten Orden 

6) diejenigen, welche im bereits erreichten 20ſten Jahre des Alters nicht l 
fen und fchreiben können, wofern fie zur Seit der Bekanntmachung de 
Verfaffung wenigftens 17 Jahre alt waren. u 

83. Es find nicht wählbar: 
1) die, weldye Feine Stimme haben (Art. 32 u. f.); 

2) die, welche Feine zur Subfiftenz ausreichende Ginkünfte entweder vo 
Grundftüden, oder vom Handel, oder einem Gewerbe oder Amte ziehen 

8) die, welche eine Falliterfiärung gemacht haben, fo lange fie ſich mid 

voͤllig gerechtfertigt haben; 

4) die Staatsſecretairs und Staatsraͤthe; 

5) die, welche im Eöniglihen Haufe Stellen bekleiden; 

6) Ausländer, bis fie Naturalifationsfcheine haben. 

34. Es find nicht wählbar: 

1) diejenigen, welche nicht eingebohren find, oder nicht einen fortwährend‘ 
und wirklichen Aufenthalt von fünf Jahren in ber Provinz,-wo man zu 
Wahl fchreitet, gehabt haben ; 

2) die Biſchoͤffe in ihren Sprengeln; 
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5) bie Pfarrer in ihren Kirchſpielen; 

4) die Beamten in den Bezirken, wo fie dic Gercchtigkeitspflege einzeln ober 
insgefammt. üben. Jedoch erſtreckt fi dies nicht auf die Mitglieder 
des hoͤchſten Juſtizhofes (Art. 181.), nod auf die Behörden, deren Ge- 
rihtsbarfeit fi über das ganze Königreich erftredt, und die nicht zu 
&r Zahl der namentlich Ausgeſchloſſenen gehören; 

5) die Befehlshaber vom Corps der Armee oder der Milizen Eönnen .von : 
den ihnen untergebenen Truppen nicht gewählt werden. 


5. Die Deputirten einer Gefengebung koͤnnen für die folgenden wieder ev: 
mählt werben. 

3%. Die Wahlen geſchehen durch -Wahlabtheitungen. Jede Abteilung wird 
fo gebildet, daß fie drei bis ſechs Deputirte ſtellt. Die Anzahl wird nad) dem Wer: 
Atnis eines Deputirten auf 30,000 freie Einwohner beftimmt. Jedoch Fönnte eine .. 
Fcheilung färker oder ſchwaͤcher als 15,000 feyn. In diefem Falle ftellt die ‘Abs 
Bing, welche 75,000 bis 100,000 enthält, drei Deputirtes von 105,000 bis 
a vier; von 135,000 bis 165,000 fünf; von 165,000 bis 195,000 ſechs 

utitte. 

37. Bon der. Verordnung des vorhergehenden Artikels find ausgenommen: 

1) das Königreih Angola und Benguela; x 

2) die Gap » VBerdifchen Infeln, Biffao und Cacheu; 

3) die Infeln St. Thomas, Principe und deffen Pertinengenz 
4) Mofambique und beffen Dependenzen ; 
5) die Staaten von Goa; 

) die Nieberlaffungen Macao, Timor und. Solor. 

Jeder. diefer Bezirke bildet eine Abtheilung, und ftellt zum wenigften Einen 
dartitten, welches auch die Zahl ſeiner freien Bewohner ſeyn moͤge. Die Stadt 
üſebon und ihr Gebiet bilden eine einzige Wahlabtheilung, obgleich die Ans 
Kb ihrer Einwohner über 195,000 beträgt. 

, Die Morifhen Infeln bilden drei Wahlabtheilungen, fo wie fie fie gegenwaͤu⸗ 
Main drei Kreifen (camarcas) haben, und jede dieſer Abtheilungen ftellt wenige 

zwei Deputirte. j 

Kuͤckſichtlich Braſiliens wird die Anzahl der Abtheilungen jeder. Provinz und 
de von ihr zu ermennenden Deputirten durch ein Geſetz beftimmt werden; fo daft‘ 
vrögchende die Bafis von 30,000 Einwohnern auf Einen Deputirten feftgehals: 

wird, nz 
» 38, Jede Wahlabtheilung wählt ihre Deputirten. mit dem Rechte, fie in der 
Bin Provinz zu wählen. Wird Jemand in mehrern Abtheilungen gewählt; fo 
Sder Borzug der im Wohnorte 'getroffenen Wahl gegeben. Wohnt der Depus 
ft in keiner von ihnen; fo hat der Geburtsort den Vorzug. Iſt er weder ger 

3 aus einer Abtheilung, noch darin wohnhaft; fo erhält der Drt, wo er die 
Sifın Stimmen erhalten, den Vorzug; im Falle des Gleichheit entfcheidet das 

Die Ziehung des Loofes gefchieht in der die Cortes vorbereitenden Junta 
(kt. 61.); für die andere oder die andern Abtheilungen werden die reſp. Erſatz⸗ 
Binner (Art. 72.) berufen. " 

9. Für jeden Deputirten wirb ein Erfagmann gewählt. 

D. Wer zum Deputirten erwaͤhlt ift, kann feiner Verrichtungen nicht anders, 
N vermöge eines gefeglichen Beweggrundes, worüber er den Cortes Rechenfchaft 
Biegt, entlaffen werden. Wird Jemand bei der folgenden Wahl wieder gewählt; 
? fcht es ihm frei, diefes Amt abzulehnen; allein er kann während der zwei Jahre 
“ Öefeggebung, woran er keinen Theil nimmt, kein Amt von der Regierung ans 
Wen, außer in dem alle, wo es ihm vermöge des Dienftalters, oder der Aeibe 

in feinem Fache gebührt. 

U. Jede Gefepgebung dauert zwei Jahre; folglich. geſchieht die Wahl in eis 
EM von beiden Jahren. 

42. Die Wahl gefchieht unmittelbar von den in Wahlverfammlungen verein 
M Bürgern nach der Mehrheit der in geheimer Abflimmung gefammelten Stims 
“uf folgende Weife: | 

Es giebt in jedem Kirchfpiele eine vom Präftdenten der Municipalität 
( (parafs ) Matrilel, worin von bem Pfarrer felber, ober auf feinen 
m alphabetifcher Ordnung Name, Wohnung und Gewerbe aller Eingepfarr: 
‚Melche bei den Wahlen ftimmfähig find, gefchrieben werben. Diefe Matrikeln 
en don der Municipalitaͤt beglaubigt und zwei Monate vor Verſammlung der 
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Wahlvereine bekannt gemacht, damit gefegwidrige Einzeichnungen erfannt und ver- 
beffert werben Können. | 

44. Die Municipalität jeder Gemeinde beftimmt zu einer gelegenen Zeit un 
im voraus die Zahl der Wahlverfammlungen, welche in ihrem Bezirke Statt fin: 
den follen, nach der Bevölterung und Entfernung der Orte, mögen nun mehrer 
Kirchfpiele in eine Verfammlung vereinigt, oder mag ein Kirchſpiel in mehrere 
Berfammlungen getheilt werden, fo: daß Erine derfelben weniger als 2000 oder meh: 
als 6000 in ſich begreift. 

45. Die Gemeinde, welche weniger ald 2000 Einwohner hat, bildet doch eine 
Berfammlung, wenn fie 1000 hat. Und hat fie weniger; fo fchließt fie ſich an bie 
mindeft zahlreiche benachbarte Gemeinde an. Enthalten zwei im Verein nicht 1000 
Einwohner; fo fehließen fie ſich an eine oder einige andere an, und die am meiften 
in der Mitte liegende ift der Hauptort. Der Generalverwalter des Bezirks ift mit 
der Berufung der Berfammlungen beauftragt. 


Sn den überfeeifchen Provinzen ändert das Gefes dieſe Verordnung. nad) bir 
Bequemlichkeit der Einwohner ab. 

46. Die Municipalität beftimmt auch die Kirchen, wo fi jede Verſammlung 
einfinden foll, gleichwie auch die Kirchfpiele, Straßen, oder andere Orte eine 
Kicchhfpiels, welche an diefer Verfammlung Antheil nehmen follen, fo daß niemand 
zur Abftimmüng in einer andern Verfammlung, als der feinigen, gelaffen. werde 
Diefe Beftiimmungen werden von dem Stadtſchreiber (escrivao) in ein Wahlbud 
welches fich in jeder Municipalität finden und vom Präfidenten unterzeichnet fest 
muß, eingetragen. 

47. In den Gemeinden, wo fi) mehrere Verfammlungen bilden, führt de 
Borſteher der Municipalität in derjenigen den Vorfis, welche fih in dem Haupt 
orte der Gemeinde vereinigt, und wenn es mehr als eine Verfammlung giebt; fi 
präfidirt er in derjenigen, welde ihm die Municipalität anweift. Die andern wer 
den präfidirt durch die gegenwärtigen Mitglieder der Municipalität (vereadores) 
und wenn fie nicht in hinreichender Anzahl: vorhanden find, fo werden ihnen einta 
ver frühern Jahre zugeordnet. Alsdann fchreitet die Municipalität zur Loofung, um 
für jede Verfammlung den Vorfigenden zu beftimmen. 


Sn der Stabt Liffabon werden fie, fo lange. fih in ber Municipalität nic 
hinreichende wählbare Mitglieder für dieſe Präfidenturen finden, durd) die obriz 
feitlihen Perfonen der Quartiere und durch die Räthe des Eöniglihen Gerichtsh 
fes (dezembargadores da relacao) erfegt, welche die Municipalität vertheilt; ft 
doc werden die Präfidenten, fobald fich die Werfammlurgen auf weiter unten at 
gezeigte Weife (Art. 53.) vereinigt haben, ihnen in Uebereinftimmung mit dt 
Dfarrern Perfonen von öffentlichem Vertrauen vorfchlagen, um fie in ihren & 
wöhnlichen Amtsverrichtungen zu erfegen, und fogleich ziehen fie fih aus dem Bı 
teau (meza) zurüd. 

Die Pfarrer an den Kirchen, wo bie Verfammlungen Statt finden, fiä« 
mit dem Präfidenten in dem Bureau der Wahl. Theilt ſich ein Kirchfpiel in me} 
tere Verſammlungen; fo beftimmt der Pfarrer Priefter zu Beifisern. Die Pfarn 
oder Priefter fisen dem Präfidenten zur Rechten. 


49. Die Berfammlungen find öffentlich, und ihre Eröffnung wird vorläuf 
durch Glockenſchlaͤge angekündigt, Niemand darf bewaffnet hinein Eommen. Mi 
mand hat Vorzug in Hinſicht des Sitzes, den Präfidenten, Pfarrer, oder beifigend: 
Priefter ausgenommen. 

50. In jeder Verfammlung liegt die Matrikel oder die Matrifeln auf be 
Schreibtifhe. Wenn aber cin Kirchfpiel mehrere Verfammlungen bildet; fo m 
den authentifche Liſten aller zu ihnen gehörigen Einwohner abfhriftih aus & 
Matrikel verfertigt. Außerdem findet fid) ein Buch dafelbft, vom Präfidenten z 
zeichnet, worein das Protocoll (auto) der Wahl gefchrieben wird. 


51. Die Wahlverfammlungen in Portugal und Algarbien verfammeln ſich -& 
erften Sonntag des Augufts im zweitin Jahre der Geſetzgebung; auf den umi 
genden Infeln den erften Sonntag im April; in Brafilien und Angola ben erfi 
Sonntag des Augufts im vorhergehenden Jahre; auf den Gap Berbifihen Inte 
den erften Sonntag im November auch des vorhergehenden Jahres; auf ven I 
feln St. Thomas und Principe, Mofambique, Goa und Macao den erjten Sox 
tag im November zwei Jahre zuvor. 

An dem im vorhergehenden Artikel beftimmten Tage, und zur beſtimm 
Stunde vereinigen fich die Einwohner jeder Gemeinde, welche bei den Wahlen Shi 
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men haben, in ben beftimmten Kirchen, mit Zetteln, worauf die Namen und Ge 
werbe der Perfonen, weldye fie zu Deputirten wählen wollen, gefchrieben find. 
Diefe Zettel müffen die Anzahl der Deputirten, welche auf diefe Wahlverfammlung 
tommen, ınd eben fo viele Erfagmänner beftimmen; auf der Rüdfgite werben bie 
Kirchſpiele und Gemeinden der Waͤhler bezeichnet; und ſind es militairiſche; ſo 
muͤſſen fie überdies bie Corps, denen fie zugehoͤren, bezeichnen. Alles dies wird 
durch Aſchlaͤge welche die Municipalitaͤten zur paſſenden Zeit und im Voraus 
müffen anheften laſſen, angekuͤndigt. 

. Sobald ſich die Verſammlung an ben beſtimmten Orten, zum beſtimmten 
Zage und zur Stunde eingefunden hat, wird eine heil. Geiftmeffe gelefen, worauf 
vr Pfarrer oder beifigende Priefter eine Eleine den Umftänden angemeffene Rede, - 
kilt, und gegenwärtiges Kapitel von den Wahlen verlieft. Alsdann ſchlaͤgt der 
Präident, in Uebereinftimmung mit dem Pfarrer oder Priefter, den Bürgern zwei 
Prrionen von Öffentlihem Vertrauen zu Stimmfammlern vor, und zwei andere zu 
Zectetaiten der Wahl; und in Liffabon eine zum Präfidenten, eine andre zum 
Secretait, und drei andre, um fie im Nothfalle zu erfegen. Die Verfammlung ge: 
wihmigt oder verwirft fie durch irgend ein Zeichen, z. B. durch das Aufheben der 
wären Hand. Wird irgend eine Perfon nicht angenommen; fo wird ber Vor: 
Mg und das Votiren, fo oft ald nöthig ift, wiederholt. Die Stimmenfammlier 
un) Excretairs nehmen an ber Seite des Präfidenten und des Pfarrers Plag. 
Diele Wahl wird unmittelbar in das Buch (Art. 50.) verzeichnet, und von einem 
ke Secretairs befannt gemadht. 

54. Der Präfident und die übrigen Mitglieder des Bureaus (mezarios) ſtecken 
de Zettel in eine Urne; darauf nähern ſich alle gegenwärtige Bürger einer nad) 
km andern dem Bureau, und nachdem man fich verfichert hat, daß ihre Namen 
A die Matrikel gefchrieben find, und die Identität der Perfon durch die Ruͤckſeite 
br Zettel beglaubigt iftz fo ftellen fie die Wähler, um in die Urne unaufgewicelt 

zu werden, zurüd. Der eine der Secretairs durchſtreicht im Buche die 
derer, welche ihre Zettel abgegeben haben. 
Er Eobald alle Stimmen gefammelt find, läßt der Präfibent fie zählen, be: 
: mahen, und die Anzahl ber Zettel in das Protocol eintragen. Giner ber 
enfammler verlieft laut jeden diefer Zettel, und die auf der Rückfeite ftehens 

Auffhriften, während er die den durch Art. 85. ausgefchloffenen Perfonen ges 

Stimmen vernidhtet. Während der Stimmenfammler vorlieft, folgt ihm 
der Secrefaird im Eingeichnen der Namen berer in eine Lifte, über welche 

Etimmen fidy vereinigen, und der Stimmenanzahl, welche jeder erhalten hatz 

war geſchieht dies fo, daß bie legte Zahl jedes Namens die Gefammtheit der 
en anzeigt, welche er erhalten hat; und je nachdem man bie Nummern vers 

bat, machen fie diefelben laut befannt. 

56, Iſt die Lefung der Zettel beendigt, und die Stimmenfammler und Secre⸗ 
baben die Gleichfoͤrmigkeit der von ben letztern geführten Liften beglaubigt ; 
macht einer der letztern die Namen ber Sandidaten in der Berfammlung bekannt, 
die Zahl der Stimmen, welche jeder erhalten hat. Es werden unmittelbar in 

* Protocoll und nach alphabetifcher Ordnung die Namen der Gandidaten und 
Anzahl der Stimmen eines jeden mit vollen Schriftzügen gefchrieben. Das 

U wird von allen Mitgliedern des Bureau unterfhrieben, und die Zettel 
den Affenttich verbrannt. | u 
FM, Die Mitglieder des Bureau’d ernennen zwei aus ihrer Mitte, um an ben 
Mir unten beftimmten Zagen eine Abfchrift des Protocolle der Junta vorzules 
Ka, welche fih im Municipalitätshaufe verfammelt, wofern e8 mehrere Verfamm- 

in einer Gemeinde giebt, oder diejenigen, welche fid an dem Hauptorte der’ 
| lung verfammelt, wenn es nur eine Berfammlung giebt. Diefe Ab— 
Seift wicd von einem der Gecretaird mit der Unterſchrift aller Mitglieder des 
Deean’z, verfiegelt und verfchloffen übergeben. Alsdann wird bie Verfammlung für 

erklärt; die Bücher und Eiften werden in den Archiven der Munikcipali: 

Verwahrt, doch fo, daß ihnen die möglichft größte Deffentlichkeit gegeben 


In dem Wahlprotocoll wird erklärt: „daß die die Verfammlung bilden 
SU den Deputirten, welche in der Junta des Hauptortes der Wahlabtheis 
unge find, allen und jedem Einzelnen zugleicd die ausgebehntefte Vollmacht 
damit fie, in Cortes mit denen der übrigen Abtheilungen der gefammten 

a. Monarchie zufammentretend, als Nationalvepräfentanten alles, was 

ne Wohl erheiſcht, thun, und ihre Amtspflichten in ie zu 


— ggg en - . = 


. 





306 - Portugal. 


den durch. die Verfaffung vorgeſchriebenen Gefegen verrichten Eönnen, ohne body ir 

end einen ihrer Artikel verändern oder befchränten zu dürfen; und daß fie, di 
Bevollmächtigenben, fi) verpflichten, alles, was fie in Gemaͤßheit der Conſtitution 
befchließen werden, zu vollziehen und für gültig zu erachten. 

59, Haben bei Sonnenuntergang noch nicht alle Wähler cbgeftimmt; fo laͤß 
der Praͤſident die Zettel und Liſten in einen mit drei Schloͤſſern verwahrten Kafte 
verfchließen, deren Echlüffel drei durchs Roos bezeichneten Mitgliedern anvertrau 
werden. Diefer Kaften wirb unter Verfchluß ber Kirche verwahrt, und dem fo 
genden Tag auf das Bureau ber Verfammlung gefegt, und in Gegenwart bi 
Berfammlung eröffnet. 

60. Gicht der Präfident, nad) Cinfammlung aller Zettel, voraus, daß di 
Eröffnung derfelben am naͤchſten Montage nicht beendigt ſeyn dürfte; fo fehlägt « 
in Einftimmung mit dem Pfarrer den gegempärtigen Bürgern, wie im 53. Art 
Stimmenfammler und Gecretaird vor, um ein zweites Bureau zu bilden. Es wir 
diefem Bureau ein Theil der Zettel übergeben, weldje es auf gleiche Weile und zu 
felben Zeit, als das exfte, beglaubigt, wo alle vier Liften am Ende zufammen ton 
men, worauf die im 56. Art. vorgefchriebenen Formalitäten vollzogen werben. 

61. Muß in der Gemeinde mehr als eine Wahlverfammlung veranftaltet we 
den; fo vereinigen fich die Ueberbringer der Prorocollabfchriften (Art. 57.) di 
Sonntag darauf, und auf den- umliegenden Infeln und jenfeitd des Meeres zur me 
ter unten beftimmten Zeit (Art. 74.), um die in den Anfchlägen beftimmte Stun 
in eine öffentliche Junta, im Local der Municipalität mit ihrem Präfidenten ur 
dem Pfarrer, welcher mit ihm bei der vorhergehenden Verſammlung gegenwärtig wa 
Alsdann werden zwei Stimmenfammler und zwei Secretaird aus ihnen gemahl 
und nach Eröffnung der Protocolle, laͤßt fie der Präfident laut vorlefen, und d 
Secretairs fchreiben nach der Ordnung die Namen auf zwei Liften. Darauf we 
den alle im 55. und 56. Art. vorgefchriebenen Formalitäten beobachtet. 

62. Die Mitglieder des Bureaus erwählen alsdann zwei unter ſich, welt 
an dem weiter unten bezeichneten Tage (Art. 63.) die Abfchrift diefes Protocol 
der Junta des Hauptortes der Wahlabtheilung überbringen müffen. Ruͤckſichtli 
diefer Abfchrift, der Auflöfung der Iunta, der Aufbewahrung und Deffentlichk 
des Buches und der Liſten wird das im 57. Art. Vorgeſchiebene beobachte. 

- 63, Den dritten Sonntag des Augufts und auf den umliegenden Inſeln u 
jenfeits des Meeres, an dem im 74. Art. feftgefegten, vereinigen ſich die Ueberbri 
ger der Abfchriften in einer Öffentlichen Junta im Locale der Municipalität d 
Hauptortes der Wahlabtheilung mit dem Präfidenten derfelben Mumicipalität u 
dem bei der legten Verfammlung gegenwärtigen Pfarrer. Dafelbft fhreiten fie 4 
Wahl der Stimmenfammler und Secretaird; und nachdem fie die Vorſchriften & 
61. und 55. Art. beobadıtet, und die Stimmen ausgezogen haben, werden 
Deputirten, fo wie zu Erfagmännern bie gewählt, welche die abfolute Stimm: 
mehrheit vereinigen, d. bh. deren Namen mehr als die Hälfte der auf die Zettel ı 
fchriebenen Stimmen erhalten haben. Die, weiche die meiften Stimmen haben, | 
halten den erften Plag, und ihre Namen werden in biefer Ordnung in bas Pro! 
coll. eingetragen. Im Fall ber Theilung entfcheidet das Loos. Darauf wird al 
im 56. Art. Vorgefchriebene beobachtet, ohne jedod) die Liften zu verbrennen. 


64. Wenn nicht genug Perfonen vorhanden find, welche die abfolute Sti 
menmehrheit erhalten haben, um die Zahl der Deputirten und Erfagmänner ve 
zählig zu machen; fo wird eine Lifte gemacht, welche dreimal die Anzahl ber 
welche fehlen, enthältz auf diefe Lifte werden die Namen derer, welche die meifl 
Stimmen haben, mit Beifügung der Anzahl, die jeder erhalten hat, geftgt. Di 
Lifte wird laut vorgelefen und dem Protocol einverleibt. Unmittelbar darauf wi 
die Junta für aufgelöft erachtet. " 

65. Der Präfident läßt unmittelbar darauf bie Lifte befannt maden, u 
nachdem er von einem Schreiber fo viel Abfchriften, als Gemeinden in der Wa 
abtheilung find, davon hat nehmen, und fie unterfdhreiben und von bem Secret 
der Municipalität hat vergleichen laffen, fendet er jie an bie Muniripalitäten 
fagter Gemeinden. Die Präfidenten berfelben ſenden unverzüglid durch ihre € 
cretairs angefertigte Gopien, von ihnen unterzeichnet, an die Präfidenten der Wa 
verfammlungen, um fie in bie Art. 50. erwähnten Bücher regiftriren zu laffen, ı 
ihnen eine möglichft große Deffentlichkeit zu geben. 

. 66. Zu gleider Zeit berufen die Municipalitäten durch Anfchläge (Art. 5° 
— Kr der Gemeinde zu einer neuen Vereinigung ber Verfammlungen, U 
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1) daß fie ben dritten Sonntag darauf, nachdem ſich die Iunta des Haupt: 
orted der Wahlabtheilung verfammelt hat, Statt findet und auf ben um⸗ 
er‘ — und jenſeits des Meeres am unten bezeichneten Tage 
Art. 74.); | 

2) daß bie Anzahl ber Deputirten, welche auf ihren Zettel gefchrieben wer: 
den foll, unter ben in ber Lifte enthaltenen, welche die Junta überfendet 
hat, und welche in den Anfchlägen cben fo, wie die Anzahl der zu wäh: 
lenden, abgefchrieben ift, gewählt werben foll. 

67, Bei bdiefer zweiten Vereinigung der Wahlverfammlungen werben alle Bor: 
färiften ber Art. 54, 55., 56., 57., 69., 60., 61., 62. und 63. beobachtet; wohl 
wrftanden, daß die Mitglieder des Bureau’s diefelben, als bei der erften Berfamms 
lung bleiben; daß bie von dem Hauptorte der Wahlabtheilung überfendeten Liſten 
in den Archiven der Municipalitäten aufbewahrt werden, und daß, nach dem Aus: 
ige der Stimmen, in ber neuen Junta des Hauptortes ber Abtheilung zu orbentli 
&ın Deputirten oder Erfagmännern diejenigen gewählt werben, welche die meiften 
Stimmen erhalten, audy wenn fie nicht die abfolute Mehrheit erhalten haben. Im 
Fal der Theilung, fchreitet man zur Verloofung, gemäß dem 63. Art.; falls einige 
Ditglieder des Bureau fehlen oder verhindert feyn föllten, werden andere auf gleiche 
Beife wie das erfte Mal erwaͤhlt. j 

68, Darauf wird die Iunta für aufgehoben erklärt. Das Buch ber Wahl 
wird in ben Archiven der Municipalität aufbewahrt, nachdem ihm bie möglichfte 
deffentlichkeit ertheilt worden ift. | 

69. Es wird in dem Protocolle biefer Wahl ausgeſprochen, daß durch bie 
von allen Berfammlungen ber Wahlabtheilung eingefendeten Protocolle es beftätigt 
werde, daß ihre Einwohner den gegenwärtig erwählten Deputirten die im 58. Art. 
atlaͤrten Vollmachten ertheilen, deren Inhalt in daffelbe Protocol aufgenom: 
men wird. 

70, Rach diefer Handlung nimmt die Verfammlung an einem in der Haupt: 
öche gehaltenen feierlihen Tee Deum Antheil. Die amwefenden Deputicten beges 
da fi unter Begleitung der Bureaumitglieder dahin. 

74, Es wird jedem Deputirten eine Abfchrift des Wahlprotocolls zugeftellt, 
md an die permanente Deputation wird eine andere, von einem Notar gefertigte, 
u von dem Secretair der Municipalität vidimirte, gefenbet. 

72. Bebenktichkeiten, welche fi) in Wahlverfammlungen- erheben, werden ohne 
Legreß duch eine Commiſſion von fünf, im Augenblide erwählten, Mitgliedern ente 
hiden, wobei auf diefelbe Weife, als bei der Bildung des Bureau’s, verfahren wird. 

73, In Wahlverfammlungen Eönnen nur Gegenftände, welche die Wahlen 
Ktreffen, verhandelt werden, und alles, was gegen diefe Verordnung gefchehen mag, 
wird als null und nichtig betradhtet. 

74. Auf den umliegenden Infeln und jenfeits des Meeres werden die Verord⸗ 
fangen diefes Kapitels mit folgenden Befchränkungen beobachtet: 

In Brafilien gefchieht die Zuſammenkunft der Gemeindeverfammlungen (Art. 
l.) an dem von der obern Provinzialbehörbe feftgefegten Sonntage. Es ift diefes 
sr möglichft nächte. 

Zweites Kapitel. 
Bon ber Verfammlung der Eortes. 


75, Bor dem 15. Novbr. ftellen fih die Deputirten ber permanenten Depu: 
tation vor, welche ihre Namen und die der Wahlabtheilungen, welche fie erwaͤhlt 
aben, in ein Regifter eintragen läßt. 

76. Den 15. Noobr. verfammeln ſich die Deputirten in eine Vorbereitungs: 
Imta im Saale der Cortes. Die Gefchäfte des Präfidenten werden von dem der 
Armanenten Deputation verfehen; und die der Gtimmenfammler und Secretairs 
ton denen, welche fie ſelbſt unter ihren Mitgliedern erwaͤhlt. Sodann wird zur 
Prüfung der Vollmachten der Deputirten gefhritten und dazu eine Gommilfion von 
Id un ernannt, und eine andere von breien, um big Vollmiachten ber 

u beftätigen. | 
A, Be a 20. November hält die Vorbereitungsjunta eine oder mehrere 
Cixungen, um die Gefegmäßigkeit der Vollmachten und Wahlen zu. beftätigen ; fie 

catſcheidet definitiv über dahin einfchlagende Fragen. 

78, Dem 20. November erwählt die Vorbereitungsjunta unter den Deputir⸗ 
im durch geheime Abftimmung und nad abfoluter Stimmenmehrheit für. de 
Gefhäfte des erften Monats einen Präfidenten, einen N und mit 
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Yativer Mehrheit vier Secretairs. Darauf begeben ſich alle Deputirten in bie Ka: 
thebrallirche, um einer feierlichen heiligen Geiftmeffe beizumohnen, nach deren Been 
digung ber fungirende Priefter den folgenden Eid des Präfidenten empfängt: Id 
ſchwoͤre, die katholiſche, apoftolifche und römifche Religion’ aufrecht zu halten; zı 
achten und achten zu laffen die politifche Verfaffung der portugiefifhen Monarchie 
welche die außerordentlichen und conftituirenden Gortes von 1821 decretirt haben 
und ehrlich und treu bie Pflichten eines Deputirten zu den Gortes, in Grmäßbei 
der Verfaſſung, zu erfüllen. Der Bicepräfident und die Deputirten leiften denfelbe 
Eid in folgenden Ausbrüden: ich ſchwoͤre alfo zc. 

79. Nach der religiöfen Feierlichkeit Kehren die Deputirten in den Saal de 
Cortes zurüd, wo der Präfident fie für conftituirt erflärt. Darauf ernennt e 
eine Deputation von zwölf Mitgliedern, deren zwei aus den Gecretairs, genomme 
werben, um ben König zu benachrichtigen, daß die Cortes conftituirt find, und ur 
zu erfahren, ob er deren Eröffnung beimohnen wolle. IA der König von de 
Hauptſtadt abwefend; fo wird ihm dieſe Mittheilung ſchriftlich gemacht, und be 
König antwortet auf gleiche Weife. 

. Den erften December jedes Jahres eröffnet der Präfident mit ben Depu 
tirten, welche jich zu Liffabon, der Hauptftadt des vereinigten Königreichs, befinden 
ohne Verzug bie erfte Sisung der Gortes, und die Thätigkeit der permanente 
Deputation hört auf. Der König nimmt nad Belicben daran Antheilz er trül 
ohne Wachen in den Saal, und wird nur von Perfonen, weldye die innere Anort 
nung ber Cortes beftimmt, begleitet. Der König hält eine der Feierlichkeit angı 
meffene Rebe, und ber Präfident antwortet darauf. Wenn der König fih nid 
einfindet; fo finden ſich die Minifter ein, und einer berfelben liefet die Rebe di 
Königs, worauf er fie dem Präfidenten zuftellt. Diefelben Formalitäten werbe 
bei der Schließung der Cortes beobachtet. 

. Im zweiten Jahre jeder Gefesgebung findet Feine vorbereitende Juni 
und fein Eid Statt (Art. 76., 77., 78.), und die am 20. Nov. unter dem Borfiz 
des legten Präfidenten der legten Sigung verfammelten Cortes wählen von neue 
der Präfidenten, Vicepräfidenten und die Secretairs, und nachdem fie an einer be 
ligen Geiftmeffe Antheil genommen haben, verfahren fie, wie im erften Jahre. 

82. Wenn zwei Drittheile ber Cortes es für dienlich erachten; fo koͤnnen bi 
Cortes aus der Hauptftadt des Königreichs an einen andern Ort verlegt werb 
Wenn im Laufe ber Sigungen ein feindlicher Einfall, die Peft, oder ein and 
fehr dringender Beweggrund eintritt; fo kann die permanente Deputation bie| 
Verlegung anordnen, und alle andere Maßregeln, welche fobann ber Genehmigun 
‚ ber Gortes unterworfen werben, nehmen. 

3. Jede der beiden Eigungen der Gefesgebung dauert drei Monate nal 
— und die Cortes koͤnnen fie um einen Monat blos in folgenden Fällen ve 
laͤngern: 

1) wenn der Koͤnig es verlangt; 

2) wenn ein triftiger Beweggrund, welchen zwei Drittheile der gegenwaͤrt 

gen Cortes billigen, Statt findet. 

84. Wird ein Deputirter geſetzmaͤßig und fortdauernd an ber Theilnahme a 
den Cortes verhindert; fo wird fein Erfagmann in der Ordnung, wie fich fei 
Name auf den Eiften gefchrieben befindet, was nad) Stimmenmehrheit entſchied⸗ 
wird, einberufen. 

Die Vollmachten der Erfagmänner, fo wie. der Depufirten, welche fih nid 
zum beflimmten Tage einfinden, werben von “einer Commiſſion der Gortes geprüi 
und der Präfident empfängt den Eid von beiden. 

. Der erfte Erfagmann jeder überfeeifhen Wahlabtheilung kommt mit fein: 
Deputation nach Liffabon, wofern nicht in Portugal ein anderer Erfagmann derſelbe 
Abtheilung wohnt; in dieſem Kalle erfegt diefer den fehlenden Deputirten. Werde 
einige Deputirtewieder erwaͤhlt; fo kommen nach einander eben fo viel Erfagmänner, «al 
wieder erwaͤhlte Deputirte find, indem die in Portugal wohnenden vermindert werbeı 

86. Wenn ein feindlicher Einfall oder eine Blocade die Deputirten einer Pri 
Io F Erſcheinen hindert; fo erſetzen fie bie vorigen Deputirten bis zu ihre 
neunft. 

87. Die Sigungen find Öffentlich; es Können keine geheimen gehalten werbe 
außer im Balle, wo es bie Cortes für nöthig erachten, inbem fie fi nad) ibrı 
innern Anordnung richten; bies kann bei Prüfung eines Gefeges nicht dee Fa 


ſeyn. 
88. Der König kann den Sitzungen der Cortes nicht beiwohnen, außer Demi 
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ber Erdfiuung und des Schlüffes. Die Cortes koͤnnen in feiner Gegenwart nicht 
derathſchlagen. Erſcheinen die Minifter im Namen des Königs, oder wenn fie von 
den Cortes berufen werden, um einen Gegenftand vorzuſchlagen oder aufzuklären ; 
Io Einnn ft an der Verhandlung Theil nehmen und das Wort führen, indem fie 
ich mäh der innern Anordnung der Gortes richten; aber bei der Abftimmung koͤn⸗ 
nen rnit zugegen feyn. | 

39, Der Kriegsminifter unterrichtet in der erften Sitzung nad) Eröffnung 
ter Coctts diefelben von ber: Anzahl Truppen, weldye in der Hauptftadt und im 
Unteife von 12 Meilen ftehen, fo wie von den Stellungen, welche fie einnehmen, 
damit die Cortes nach Umftänden verfügen können. 3 

RN. Bei jedem Segenftande, welcher ſich auf die Regierung :-und bie innere 
Ortung der Cortes bezieht, wird ihre Anordnung beobachtet, worin die paffenden 
Finderungen getroffen werden koͤnnen. 


| Drittes Kapitel. | 
Bon den Deputirten zu ben Gortes. | 


A, Jeder Deputirte ift Bevollmaͤchtigter und Stellvertreter der ganzen Na: 
Sr, und nicht allein des Gebietstheiles, der ihn erwählt hat. 
» %, Es ift den Deputirten nicht erlaubt, gegen die Befchlüffe der Cortes zu 
ig) fie fönnen- aber ihr Votum, ohne cd zu motiviren, in das Protocol auf: 
laſſen. | 
. Die Deputirten find wegen ihrer in den Cortes geäußerten Meinungen 
Butaftbar, und können dafür nie verantwortlich gemacht werben. 
4. Wird ein Deputirter criminell belangt; fo entſcheiden die Corte nad 
Serihte des Richters vor der Verhaftung, ob der Proceß fuspendirt werben, 
der Deputirte die Ausübung feiner Verrichtungen fortfegen fol. 


»%. Bon dem Tage an, wo fi die Deputirten bei der permanenten Depu⸗ 
melden, bis zum Schluſſe der Cortes, genießen fie eine Geldunterſtuͤtzung, 
Mir fie felbft während des zweiten Jahres ber vorhergehenden Gefeggebung be- 
haben; fie erhalten überdies eine Entfhädigung für die. Reifefoften hin und 
Ueberdies wird den überfeeifhen Deputirten (mit Ausflug derer von ben 
| Inſeln) für die Zwifchenzeit von einer Sigung zur andern eine Unter: 
3 zugeftanden. Ausgenommen find die in Portugal Wohnhaften. Diefe Uns 
gen und Entfhäbigungen werden aus dem Nationalfhage bezahlt. , 
%. Kein Deputirter Eann von dem Tage an, two feine Wahl in der perma-, 
Deputation beftätigt worden ift, bis zur Beendigung: der Gefeggebung, Pens 
und Ehrenzeichen weder für fih, noch für andere empfangen ober bitten. 
Ball ift es mit der Ernennung zu Aemtern durch den König, wofern fie 
siht nach dem Dienftalter, oder der Reihe nach, in feiner bürgerlichen Lauf: 










hren. j 
"m. Während der Sigungen der Cortes Eönnen die Deputirten ihre kirchli⸗ 
dürgerlihen und militairifhen Aemter nicht verwalten. ’ 
#3. Wenn bei außerordentlichen Umftänden, wovon die Öffentliche Sicherheit 
N Wohl des Staates abhängt, es unumgänglich nöthig ift, daß einige Des 
‚ um: anderswo verwendet zu werben, austreten; fo koͤnnen fie bie Cortes 
— wenn zwei Drittheile der Stimmen darin uͤbereinſtimmen. 


BViertes Kapitel. 
Bon ben Rechten ber Cortes. R 


— 


» 


D. Die Rechte der Gortes beftehen in Folgendem: | 
I) Befege zu geben, auszulegen und abzufchaffen; as — 
über die Aufrechthaltung der Verfaſſung und der Geſetze, und. uͤberhaupt 
1 über das Wohl der ——— Nation zu wachen. 
FO, Die Cortes haben unabhängig von der koͤniglichen Sanction das Recht: 
"ben Eid des Königs, des Kronprinzen und der Regentſchaft oder bes 


Regenten zu empfangen; J 
den ———— als Thronfolger anzuerkennen, und den Plan feiner Erz, 
* zu billigen; | | | 

er Bormund des minderjährigen Königs zu ernennen; - u 

“ Regentſchaft oder ben Regenten zu wählen, und defien Macht zu bes 
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5) die Schwierigkeiten, welche fig über die Ordnung der Thronfolge erhe 
ben koͤnnten, zu loͤſen; 

6) die Offenſiv- und Defenfiv-Bündniffe, Subfidien= und Handels: VBerträg 
vor ihrer Ratifitation zu genehmigen ; 

7) jährlich, nach dem Vorfchlage oder Berichte der Regierung, die Streii 
Eräfte zu Waffer und zu Lande, fowohl in Friedens- als in Kriegsgeiten 
zu beſtimmen; VF 

8) den Einlaß fremder Streitkräfte zu Lande und zu Waſſer in das Ki 
nigreich und. deffen Häfen zu erlauben oder zu verhindern; 

9) jährlih die Öffentlichen Auflagen und Ausgaben feftzufegen, bie directe 
Steuern auf die Bezirke der Verwaltungsräthe zu vertheilen, bie Ver 
wenbung Öffentlicher Einkünfte und die Rechnungen über Einnahme un 
Ausgabe zu unterfudhen; 

10) die Regierung zu Anleihen nad) vorgängigem begründetem Berichte 3 
autorifiren, mit Ausnahme dringender: Fälle; 

11) e paffendften Mittel zur Bezahlung der oͤffentlichen Schuld zu b: 

immen; 

12) die Verwaltung der Nationalgüter zu ordnen, und ihre Veräußerung ü 

Ball ber Noth zu verorbnen; 

13) Öffentliche Aemter und Stellen zu Schaffen oder abzuſchaffen, und bie dx 

mit verbundene Befoldung zu beftimmen ; 

14) die Aufſchrift, das Gewicht, den Werth, ben Titel, den Stempel ur 

den Namen der Münzen zu beſtimmen; 

15) die Verantwortlichkeit der Minifter und anderer Öffentlichen Beamten i 

Vollzug zu ſetzen; 

16) das, was bie innere Ordnung der Cortes betrifft, zu verorbnen. 

101. Das Geſetz ift der einflimmig oder nad) Stimmenmehrheit ihrer i 
Cortes vereinigten Repräfentanten nach Öffentlicher Verhandlung " ausgefproche 
Wille der Bürger. 

Das Grfeg verbindet alle Bürger, abgefehen von ihrer Annahme. 

' 102, Die bdirecte Initiative der Gefege gehört: ausfchlieglich den in Berti 
vereinigten Repräfentanten der Nation; jedoch Fönnen die Minifter Vorſchlaͤge thu 
welche, nach vorhergehender Prüfung durch eine Gommiffton der Eortes, in Geſe 
vorfhläge verwandelt werben können. 

103. Jeder Gefegvorfchlag wird zum erften und gweiten Male mit achttaͤg 
ger Zwiſchenzeit vorgelefen. Bei deren zweiten Leſung entfcheiden- die Cortes, ı 
er zur "Verhandlung. zugelaffen werben fol. Wenn fie es verorbnen, wirb d 
Vorſchlag gedrudt und an bie Deputirten ausgetheilt, und 8 Zage barauf wi 
angezeigt, wann bie Verhandlung baräber beginnen foll; die Verhandlung batte 
eine ober zwei Sigungen, bis ber Worfchlag Hinlänglich geprüft fcheint. Atsdar 
entfheiden die Gortes, ob Abftimmung Statt finden foll. Sprechen fie ſich beifäll 
aus; fo wird auf der Stelle dazu gefhritten; jeber Vorſchlag wird nah abfolut 
Stimmenmehrheit gebilligt ober verworfen. 

.» Im Falle der. von zwei Drittheilen ‚bee anweſenden Gortes erklärt 
Rothwendigkeit, kann die Verhandlung an bemfelben Zage, wo der Entwurf vo 
gelegt worden ift, ‚beginnen und fogar ‚beendigt werben; aber alödann wird bi 
Gefes als proviſoriſch betrachtet. Ä 

105. Wird ein Vorfchlag nit in Beratbung genommen oder zur Abftin 
mung gebracht, oder, falld er verhanbelt worden ift, verworfen; fo kann er in be 
felben Sisung nicht wieder vorgelegt werben. 

06. Wird das Gefeg angenommen; fo wirb es doppelt in Gefegesform ve 
faßt und in den Cortes vorgelefenz; bie beiben Originale werben, vom Praͤſident 
und zwei Secretairs unterzeichnet, dem Könige durch eine Deputation von fäl 
Mitgliedern, welche der Präfident ernennt, vorgelegt. Befindet fi ber Koͤn 
nicht in der Hauptſtadt; fo wirb ihm bad Gefes durch den Minifter, in beffi 
Fach es einfchlägt, vorgelegt. 

307. Dem König fteht bie Sanction ber Gefese zus; er ertheilt fie mittel 
folgender, eigenhändig unterzeichneter Formel: „Ich fanctionire, und es werde a 
Geſetz bekannt gemaht”. - 

Wenn ber König, d. h. der Staatsrath, findet, daß das Geſetz aus Gruͤnd 
verwerflich, ober zu beſchraͤnken ſey; fo kann er die Sanction müttelft folgend 
Formel fuspendiren: „man ſende es an bie Cortes“, indem er unter feiner Untt 
ſchrift die Gründe zur Verweigerung der Sanction anfuͤhrt. Diefe Gründe wi 
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den den Cortes vorgelegt, gedruckt und gepruͤft. Entſcheiden die Cortes, daß das 
Gefeg nichtsdeſtoweniger, fo wie es abgefaßt worden war, bekannt gemacht werben 
fl; fo wird es dem Könige von neuem vorgelegt, der ihm augenblicklich feine Sanc- 
tion ertheilt. Werden die dargelegten Gründe triftig befunden; fo wird das Geſetz 
dewworfen oder verändert, und derfelbe Gegenftand kann in derfelben Sisung nicht 
wieder — Sprache gebracht werden. 
108. Der König muß binnen einem Monate feine Sanction geben oder ver: 
wägern. Was proviforifche Gefege, welche in dringenden Umftänden (104.) gege— 
ben ige jo beftimmen bie Gortes die Zrift, binnen welcher er fie fanc: 
fioniren muß. 
109. Unabhängig von der koͤniglichen Sanction find: 1 
1) die gegenwärtige Verfaffung und die Abänderungen, welche man Tünftig 
darin treffen wirb (Art. 27.);5 ! 
2) alle Gefege und alle andere Verordnungen der gegenwärtigen außerorbent: 
lichen, conftituirenden Cortes; 
3) alle Entfcheidungen, betreffend die im 100. Art. bezeichneten Gegen: 


_ ftande. 
110, Wenn das Geſetz fanctionirt iftz fo läßt es der König mit folgender 
germel befannt machen: 
Don N... . (Name bes Könige), von Gottes Gnaden und 
| durch die Berfaffung der Monardie König des vereinig— 
ten Königreihs Portugal, Brafilien und Algarbien dief: 
feit3 und jenfeits des Meeres, in Afrika u f- w.; ih thue 
fund allen meinen Unterthanen, daß die Cortes befdhlof: 
fen haben und ich fanctionirt habe folgendes Befeg (folgen 
| die Worte des Gefeges). In Folge deffen befehle ich allen Be: 
börden, welden bie Kenntniß und Vollziehung diefes Ge— 
feges zukommt, daß fie es vollziehen und vollftändig voll: 
sieben laffen. Der Staatsfecretair der Angelegenheiten 
des (Name des betreffenden Departements) wird es druden, be: 
kannt madhen und cirtuliren laffen. 

Derfelde Minifter gegenzeichner das Gefeg, läßt es mit dem Gtaatöfiegel be: 
kuden, und eines der Originale in den Archiven des Königreiches aufbewahren. 
des andere Original (Art. 106.) wird, nachdem es vom Könige unterfchrieben und 
um Minifter- contrafignirt ift, in den Archiven der Cortes aufbewahrt. 

Die der Sanction nicht unterworfenen Gefege werden mit derfelben Formel, 
‚Moh mit Weglaffung der Worte „id habe fanctionirt‘ bekannt gemacht. 

111. Giebt ber König in der Art. 107. und 108. beftimmten Friſt dem Ge- 
Re feine Genehmigung nicht; fo wird fie für gegeben erachtet und das Geſetz bes 
kant gemacht. Auch Laffen die Cortes nichts defto weniger, wenn ber König. die Un- 
kreihnung verweigert, es bekannt machen; allein alddann wird ed von dem mit 
vr Bollzichung beauftragten Minifter unterzeichnet. 

112, Die Regentihaft oder der Regent des Königreichs haben rüdfichtlich 
"er Sanction und Bekanntmachung der Gefege die Befugniß, welche ihnen bie 
— ertheilen; fie wird nie weiter ausgedehnt ſeyn, als die dem König zuge: 
tandene, ' | 

113. Die Abfchaffung der Gefege findet mit denfelben Formalitäten Statt. 


Fünftes Kapitel. 


Son.der permanenten Deputation und der Berfammlung ber au: 
Berordentlihen Eortes. 


114. Vor dem Schluffe jeder Sitzung waͤhlen die Gortes fieben Deputirte 
u ihrer Mitte, nämlich drei aus dem europäifchen Provinzen, drei aus den über: 
eiſchen, und der fiebente wird durch das Loos unter den Deputirten aus Europa 
eher von jenfeits des Meeres beftimmt. Eben fo wählen fie zwei Erfagmänner, 
Eon aus Europa, den andern aus ben überfeeifhen Provinzen. Seber von ihnen 
Bent die Deputicten feines Landes, welche verhindert werben. 1 

Diefe fieben Deputicten bilden eine Junta unter dem Namen: permanente Der 
zuation der Cortes, welche in ber Hauptftabt bis zur Eröffnung der Gortes des 
figenden Jahres bleibt. | 

Die Deputation wählt jeven Monat aus ihren Mitgliedern einen Präftdenten, - 
felder nicht zweimal nach einander wählbar ift, und einen Secretair, welcher nach 
Bilkühe wieder wählbar ift. | 


n 
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115. Die Gewalt diefer Deputation befteht in folgendem: 
1) die Einberufung der Wahlverfammlungen anzuordnen, wenn bie Behoͤr⸗ 
den ihre Zufammenberufung vernadhläffigen follten ; | 
/ 2) die Verſammlung ber Cortes vorzubereiten (Art. 59 u. f.); die außer 
“ ordentlichen Cortes in den im 116, Art. bezeichneten Källen einzuberufen, 
wenn fie von der Regierung Notizen, welche fie für dringend hält, em⸗ 
Dfangen hat; : 

4) über die Beobachtung der Verfaffung und der Gefege zu wachen, um bie 
nächften Cortes von den etwa bemerkten Verlegungen zu unterridten; 

5) die Vorfchriften des 70. Art, in, Ausführung zu bringen; 

6) die — — der proviſoriſchen Regentſchaft im Falle des 141. Art. 
zu erleichtern. 

116. Die permanente Deputation beruft die außerordentlichen Cortes in fol 
genden Fällen auf einen beftimmten Tag: | * 
1) wenn der —— erledigt wird; 

2) wenn der Koͤnig abdanken will; 

8) wenn der König außer Stand iſt, zu regieren (Art. 142); 

4) wenn wichtige und dringende Ereigniffe oder für den Staat gefährliche 
Umftände nad) der Meinung der permanenten Deputation ober des Kb 
nig8 eintreten, welcher in diefem Kalle die Deputation davon in Kenntniß 

fegt, damit fie die nöthigen Befehle erlaffen Tann. 


117. Die außerorbentlihen Eortes befchäftigen fich blos mit dem Gegenftande, 
weshalb fie berufen worden find, und fie trennen fich nach beffen Beendigung. 
Wenn aber vor feiner Beendigung ber erfte December eintritt; ſo fahren die or 
bentlihen Gortes fort, ſich damit zu befchäftigen. Die permanente Deputation fegt 
ihre Befchäftigungen während der Dauer ber außerorbentlichen Gortes fort. 


Vierter Titel. 
Bon der vollziehenden Gewalt oder vom Könige, 


Erſtes Kapitel. 
Von dem Anfehen, dem Eide und ber Unverleglidhkeit des Königs. 


118. Die Eönigliche Gewalt geht von der Nation aus, und ift untheilbar und 
unveräußerlid. | 

119. Seine Gewalt befteht im Allgemeinen barin, die Gefege vollziehen zu 
laffen, die rücfichtlich deffen nothiwendigen Befehle, Anweifungen und Berordnuns 
geh zu erlaffen, und über alles, was die innere und Äußere Sicherheit des Staates 
betrifft, zu wachen, indem er darin bie Verfaffung befolgt. 

Dieſe Befehle, Anmweifungen und Berorbnungen werben im Namen des Kl 

nigs publicirt. 

120. Außer diefer Gewalt hat er hauptſaͤchlich folgende Rechte: 

1) die Gefege zu fanctioniren und befannt zu machen (Art. 7. und 111.); 

2) feine Minifter frei zu ernennen und abzufegen; 

8) die Beamten, zufolge des vom Staatsrathe gefegmäßig gemachten Bow 
ſchlages, zu ernennen; | | 

4) den Gefegen gemäß zu allen übrigen bürgerlichen Acmtern, bie nicht 
Wahlämter find, und zu Militairämtern zu ernennen; 

5) zu allen Bisthümern nach einem dreifachen Vorfchlage des Staatsrathes 
zu ernennen; zu allen kirchlichen Pfründen, deren Patron der König if, 
zu den Pfarreien ober andern Aemtern, nad) einem Concurs und öffent: 
lichen Eramen vor ben Prälaten der Diöcefe, zu ernennen; 


6) die Befehlshaber der bewaffneten Macht zu Lande und zu Waffer zu ch 
nennen, und fie auf bie paſſendſte Weife zu verwenden. Wenn jeb 
die Freiheit der Nation und das verfaffungsmäßige Syſtem in Gefahr 
find, können die Cortes diefe Ernennungen vollziehen. j 

Sn Friedenszeiten giebt es Keinen Oberbefehlshaber der Armeen und 
ber Flotten. 

7) Gefandte und andere diplomatifche Agenten, nad) Einhohlung bes Gut 
achtens des Staatsrathes und der Confuln, zu ernennen, ohne jebod ib 
rer Meinung zu folgen; 

8) die — en und commerciellen Verhaͤltniſſe mit fremden Nationen 
zu leiten; 


- 
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9) ausfchließliche Privilegien zum Beſten des Gewerböfleißes, und Naturalis 
ſationsſcheine den Gefegen gemäß: zu ertheilenz — a 

10) den Gefegen gemäß Zitel, Chrenbezeigungen und Auszeichnungen zur Ber 
lohnung geleifteter- Dienfte zuzugeftchen. Was Geldbelohnungen betrifft, 
welche er aus denfelben Gründen ertheilen zu müffen glaubt; fo wird er 
fie nur mit — der Cortes ertheilen koͤnnen; und dazu laͤßt er 
ihnen in der erſten Sitzung jedes Jahres einen motivirten Etat vor⸗ 
legen; 

11) Gnade zu ertheilen, und Strafen in Gemäßheit der Gefege zu vers 


mindern; | | 

12) Concilienbeſchluͤſſe, päpftliche Bullen und alle andere Kirchliche Verord⸗ 
nungen mit Zuſtimmung ber Cortes zu genehmigen oder zu vermwerfen, 
im Falle fie allgemeine Verordnungen enthalten; und falls dieſe Bullen 
befondere Angelegenheiten, bie nicht ftreitig find, behandeln, nach Einhoh— 
lung des Gutachtens des Staatsrathes; denn in diefem Balle müffen fe 
dem oberſten Gerichtshofe untermwofen werben ; | Se, 

13) Krieg zu erklären und Frieden zu fchließen, mit Angabe ber Gründe bei 
den Gortes, welche ihn dazu befirime haben; 

14) Dffenfiv: und Defenfiv:, Subfidien» und Handelöverträge mit Vorbehalt 
der Genehmigung ber Cortes (Art. 180.) zu fließen; . 

15) bie Verwendung ber von ben Gortes für bie verfchiebenen Zweige der 
öffentlichen Verwaltung beftimmten Summen zu verordnen. 

121. Der König kann nidt: 

1) bie Wahlen der Deputirten verhindern, fi ber Werfammlung der. Cor⸗ 
tes — fie verlängern, auflöfen, noch gegen ihre Entſcheidungen 
proteftiren; 

2) Steuern, Beiträge ober ‚andere Gelberhebungen irgend einer Art vers 
ordnen; 

8) Richter in dem durch ben 187. Art. vorgefehenen Falle fuspendiren; 

4) einen Bürger verhaften laffen, ausgenommen: | 

1) wenn es die Sicherheit des Staates erheiſchtz in dieſem Falle. wird 
bie verhaftete Perfon in 48 Stunden dem. competenten Richter über« 


geben; i | ’ 
2) wenn bie Cortes die gerichtlichen. Formen fuspendirt haben (Art. 
201.); 


5; 

5) keinen Theil des portugieſiſchen Gebietes veraͤußern; 

6) die bewaffnete Macht befehligen. | 

122. Der König kann ohne Zuftimmung der Gortes nicht: 

1) der Krone entfagen; 

2) aus dem Königreiche Portugal und Algarbien fi entfernen. Wenn er 
es thut, wird er angefehen, als hätte er niederlegt. Derfelbe Fall tritt 
ein, wofern er, nachdem er ſich mit Bewilligung der Cortes aus dem 
Königreiche entfernt hat, den Ort und die Zeit überihreitet, und wofern 
er, nach feiner Zurüdberufung durch dieſelben, nicht in das Königreich 
zurüdfchrt. | 

Diefe Berorbnung iſt auf den Thronerben anmmbbar, und wenn er 
ſich ihre nicht unterwirft; fo wirb er angefehen, als hätte er auf das 
Recht der Nachfolge Verzicht geleiftet. 

3) im Namen der Nation Anleihen machen. 

13, Der König legt vor feiner Krönung in die Hände. des Präfidenten ber 
in Gegenwart der ganzen Verfammlung, folgenden Eid ab: 

Sch ſchwoͤre, die katholiſche, apoftoifhe und roͤmiſche 
Religion aufreht zu halten; der portugiefifhen Nation 
trem zu feyn; bie von ben außerordenti’hen, conftituirens 
ben Eortes von 1821 gegebene bürgalihe Verfaſſung 
und die Gefege derNation zu beobachten und beobadten zu 
laffen und, fo viel in meinen Kräfter ſteht, zu dem all— 
gemeinen Wohle beizutragen. 

124, Die Perfon des Königs ift unverleplich; er ift kiner Verantwortlichkeit 

aitrwerfen. Der König führt den Zitel: Allergetreu:fte Majeftät. 
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Zweitel Kapitel» 
Bon ber koͤniglichen Familie und deren Dotation. 


125. Der präfumtive Kronerbe führt den Titel eines Kronprinzen, fein älte 
fter Sohn den eines Prinzen von Beira, und die andern Söhne ded Königs und 
des Kronpringen ben Titel Infanten. . 

Dieſe Titel Eönnen ſich nicht auf andere’ Perfonen erftreden. 

126. Der Kronpring, der Prinz von Beira und bie Infanten Fönnen die be: 

waffnete Madjt nicht befehligen. 3 

Die Infanten bekleiden kein Wahlamt oder ein Amt der oͤffentlichen Verwal—⸗ 
tung, außer demjenigen der Staatsraͤthe. Aemter, welche der Koͤnig verleihet, 
koͤnnen fie bekleiden, ausgenommen das eines Miniſters, Geſandten, Praͤſidenten 
oder Richters in den Gerichtshoͤfen. n 


127. Der praͤſumtive Kronerbe wird von den erſten Cortes, welche ſich nach 
ſeiner Geburt verſammeln, anerkannt. Wenn er das Alter von 14 Jahren erreicht 
hat, legt er vor den Cortes in die Hände des Praͤſidenten den Eid ab, die katholi— 
fche, apoftolifhe und römifche Religion, und die politifche Verfaffung der portu: 
‚ giefifhen Nation aufrecht zu erhalten, und den Gefegen und dem Könige freu zu 


feyn. 

128. Bei dem Beginn jeder Regierung fegen die Gortes beim Könige und 
der Eöniglihen Familie eine jährliche, ihrer hohen Würde angemeffene Dotation 
aus. Diefe Dotation kann während der Dauer derfelben Regierung nicht verän: 
dert werben. - » 

129. Die Cortes fegen, wenn es nöthig ift, den Prinzen, Infanten und In: 
fantinnen, fobald fie das Alter von fieben Jahren erreicht haben, und der vermitt: 
weten Königin einen jährliden Gehalt aus. 

130. Wenn die Infantinnen fich verheirathenz; fo beftimmen bie Gortes ihre 
Mitgiftz und nad) Bezahlung diefer Ausftattung hört die jährliche Penfion auf. 
Die Infanten, welche ſich verheirathen, beziehen fortdauernd ihren Gehalt, fo lange 
fie im Königreiche wohnen. Allein, wenn fie anderswo fich nieberlaffen; fo wird 
ihnen ein für allemal eine von ben Cortes zugeftandene Summe ausgezahlt. 

181. Alle dieſe Summen fallen. dem Nationalfchage zur Laft, welcher fie in 
die Hände des. von dem Könige beftellten Verwalters überliefert. Diefer Verwal: 
ter realifirt alle Auszahlungen und Anforderungen bes königlichen Haufes. 
7.182. Die Cortes beftimmen bie Paläfte und Ländereien, welche fie für bie 
Wohnung und die Vergnügungen des Königs und feiner Familie paffend. finden. 

Drittes Kapitel. 
Bon der Thronfolge. | 
133. Die Thronfolge im vereinigten Koͤnigreiche folgt der regulären Orbnung 
der Erftgeburt und Stellvertretung unter den gefebmäßigen Nachkommen bed ge 
genmwärtigen Könige, Don Juan VI., fo daß beftändig den Vorzug hat: die Ältere 
Linie vor der jünge:nz in derſelben Linie der nähere Grab vor dem entferntern; 


in demfelben Grade das männliche Geflecht vor dem weiblichenz in demfelben Ge 
fchlechte die Ältere Jerſon vor der jüngernz folglich: 


1) fuccediren allein Kinder aus gefegliher Ehe entfproffen; 

2) der Sohn des Kronprinzen geht, im Kalle, daß fein Vater, bevor er zum 
Throne gelangt ift, flirbt, feinen Oheimen vor, und fuccedirt unmittelbar 
feinem Greßvater durch das Recht der Stellvertretung ; 

8) die ab dans kann fo lange nicht ſuccediren, als die regierende nicht 
“ erlofchen 
134. Wenn die von Sr. Majeftät Don Juan VI. abftammende Kinie er: 
loͤſcht; ſo wird die tinie des Haufes Braganza, welche das Vorrecht hat, nadı 
vem im vorigen Artilel beftimmten Gefege berufen. Wenn alle diefe Linien erld: 
fchen; fo berufen die Eortes diejenige Perfon, welche fie der Nation am angemel: 
fenften glauben, zum Throne; und von diefem Augenblide an wird bie Succeffion 
nach der im 183. Art. feftgefesten Ordnung beftimmt. 
135. Kein $remier kann zur Thronfolge in dem vereinigten Königreiche ge: 
langen. 
136. Wenn der Aronerbe von Portugal zum Befige einer fremden Krone ge: 
langt, oder ber Thronabe biefer zum Beſitze von jenerz fo kann. er nicht beibe ver: 
einigen; er wählt, wilde er will, und wenn er ſich für ten fremden Thron ent 


’ 


Verfaffung vom 23, Sept. 1822. 315 


ſcheidet; ſo wird er angefehen, als habe er auf, den portugiefifchen Verzicht ges 
leiſtet. 

"sr. Fällt die Krone an eine Frau; fo Eann fie ſich nur mit einem Portu: 
giefen verheirathen,. und mit vorläufiger Beiftimmung der Cortes. Ihr Gemahl 
bat an der Regierung feinen Antheil, und heißt ‚nicht eher König, als bis er einen 
Sohn ober eine Tochter von ber Königin ‚hat. . 

138. Wird der Thronerbfolger von einer bekannten und dauernden Unfähige 
keit zu regieren befallen; fo erklären ihn die Cortes für zur Regierung unfähig. 


Viertes Kapitel, 


Bon der Minderjährigkeit des Thronfolgers und der Verhindbes 
rung bes Königs. 

159, Der König ift bis zum zurüdgelegten achtzehnten Jahre minderjährig, 
und fann vor diefem Alter nicht regieren. ' | 

140. Wird der Thron während der. Minderjährigkeit des Thronfolgers erles 
tigt; fo wählen bie verfammelten Cortes — eine Regentſchaft, beſtehend aus 
drei oder fünf eingebohrnen Bürgern bes Koͤnigreichs, worunter fie den Praͤſiden⸗ 
ten beftimmen. 

Sind die Eortes nit verfammeltz; fo werben fie außerorbentlich berufen, um 
die Regentfchaft zu ernennen. . 

141. Bis zur Grnennung biefer Regentfhaft wird das Königreih von einer 
proviforifhen Regentſchaft von fünf Mitgliedern, beftcehend aus der Königin Mut: 
ter, zwei Mitgliedern ber ‚permanenten Deputation, und zwei, Staatöräthen, res 
giertz diefes find die Älteften der Drdnung ihrer Ernennung nad), fowohl zur Des 
putation, als zum Staatsrathe, . 

Wenn die Königin Mutter nicht am Leben iſt; fo ift der Ältefte Bruder bes 
böhfkfeligen Königs Mitglied der Regentſchaft; und giebt es Feine Brüder des Kö: 
aigs; fo iſt es der dritte Sfnatsrath dem Dienftalter nad). 

In diefer Regentfchaft führt tie Königin, oder der Bruder des Königs den 
Berfig; und wenn biefe nicht vorhanden find, das ältefte Mitglied der permanen> 
tm Deputatiom. Im Bau des Abſterbens einer regierenden Königin führt deren 
Gemahl den Vorfis über die Regentſchaft. | 

142, Die. Verordnungen der beiden vorhergehenden Artikel beziehen fich auf 
den Fall, wo ber König wegen phyfifher oder moraliſcher Unfähigkeit ſich in ber 
Unmöglichkeit zu regieren befindet. Die permanente Deputation erklärt provifos 
tiſch, nachdem fie- alle notwendigen Einleitungen getroffen, diefe Unfähigkeit. 

Dauert die Unfähigkeit des Königs Über zwei Jahre, und fein unmittelbarer 
Rahfotger ift volljährig; fo können ihn die Cortes an bie Stelle der Regentfchaft 
zum Regenten ernennen. I 

145. Sowohl die eine und die andere Regentfchäft, als auch ber Regent lei- 
fen den Eid nach der Bormel bes 123. Art., mit dem Zufage, tem Könige treu 
fon zu'wollen. Die permanente:Regentfchaft ober der Regent fügt überdies hinzu: 
daß, ſobald der König mündig geworben ift, oder das Hinderniß 
aufgehört Hat, fie ihm die Regierung des Königreichs wieder 
übergeben wollen. Ä 

Die permanente Regentſchaft und der Regent leiften den. Eib vor ben Cortes, 
and die proviforifche Regentfchaft vor ber permanenten Deputation. 

144, Die permanente Regentfchaft übt Fönigliche Gewalt nad) bem von ben 
Cortes entworfenen Plane, und wacht mit der größten Sorgfalt über die gute Er: 
zichung des minderjährigen Prinzen. 

145. Die proviforifhe Regentſchaft beforgt nur unaufſchiebliche Gefchäfte 
ee weder ab noch ein irgend einen Öffentlichen Beamten, als blos einft: 

tilen. 

146. Die Befehle der Regentfchaft. werben im Namen des Königs publicirt. 

147, Die Vormundfchaft über den minderjährigen König gehört der Perfon, 
welche der hochſelige König in feinem Teſtamente beftimmt hat. Hat er bafür 
nicht geſorgi; fo bleibt die Königin Wittwe. VBormünderin, fo lange fie Wittwe 
iſt. In Ermangelung berfelben ernennen die Gortes den Vormund; im eriten 
und dritten Kalle muß der Vormund ein Eingebohener. des Königreichs feyn. Der. 
En ca Nachfolger des minderjährigen Königs Tann nie beffen Vormund 


ſey 
148. Der Thronfolger kann ſich während feiner Minderjaͤhrigkeit nicht ohn⸗ 
Zuſtimmung der Gortes verheirathen. . | 


316 | Portugal. 


Fünftes Kapitel, 
Bon den Miniftern» Staatsfecretairs. 


149. Es giebt in dem Minifterium ſechs Departements ,. worin bie Cortes 
Aenderungen, weldje ihnen paffend fcheinen, vornehmen koͤnnen. Diefe Departe: 
und der auswärtigen Angelegenheiten. 

Die Cortes beſtimmen durch eine Verorbnung die Gefchäfte, welche jedem Mi: 
nifterio zulommen, F 

150. Fremde, ſelbſt wenn fie das Bürgerrecht erlangt haben, koͤnnen nicht 
Minifter werben. | 

151. Die Minifter find ben Cortes verantwortlid) : 

1) für Nichtbeobachtung der Geſetze; ee 

2) für den Mißbraud der ihnen anvertrauten Gewalt; 

8) ” Angriffe auf,die Freiheit, die Sicherheit oder das Eigenthum ber 
rger; | 

4) für die Verfchleuderung oder ſchlechte Verwendung der Hffentlichen Gelber. 

Diefe VBerantwortlichkeit, wovon fie kein mündlicher noch fhriftlicher Befehl 
des Königs freifpredyen kann, wird durch ein befonderes Gefes beitimmt. 


152. Um die Verantwortlichfeit der Minifter gu verwirklichen, erflären bie 
Cortes durch ein Decret fie in Anklageftand. Nach diefem Deeret wird der Minifter 
augenblidlih in feinen Geſchaͤften fuspendirt, und bie den Proceß betreffenden 
Stüde werben in Folge des 181. Artikels dem competenten Gerichtöhofe übergeben. 

1538. Alle Decerete und Befehle des Könige, des Regenten oder der Regent: 
[haft werben von dem Minifter des betreffenden Fachs unterzeichnet; Befehle, 
denen die Unterfchrift des Minifters mangelt, find nicht vollgiehbar, 


Sechstes Kapitel: 
Von dem Staatsrathe 


154. Es giebt einen Staatsrath, beſtehend aus dreizehn aus den durch Kennt- 
niffe und Tugenden ausgezeichnetften Bürgern gewählt; ſechs Näthe find aus den 
europäifhen Provinzen, ſechs aus ben überfeeifchen,, und der dreigehnte wird durch 
das Loos unter einem europäifchen und einem überfeeifchen Bürger gewählt. 

155. Staatsraͤthe koͤnnen nicht feyn: 

1) die, welche das Alter von dreißig. Jahren noch nicht erreicht haben; 

2) Fremde, felbft wenn fie naturalifirt find; 

8) Deputirte bei den Gortes während .ihrer Deputation. Erhält ein Depu 
tirter feine Entlaffung; fo kann er während der Gefeggebung, zu welder 
er gehörte, nit Staatsrath feyn. 

156, Die Wahl der Staatsräthe gefchieht auf folgende Weile, Die Cortes 


ments find: das des Innern, ber Juftiz, ber. Finanzen, des Krieges, der Marine 


erwaͤhlen nach abfoluter Stimmenmehrheit achtzehn europaͤiſche Bürgers es wird 


eine Lifte ihrer Namen verfertigt, und in ſechs Reihen, jede zu drei Namen, ſo ge— 
tbeilt, daß die Namen der Bürger, weldye die meiften Stimmen erhalten haben, 
den erften Plag in jeder Reihe einnehmen, den zweiten nehmen bie ihnen folgenden 
ein, und den dritten, die die wenigften Stimmen haben. Eben fo wird eine ähn: 
liche Lifte von achtzehn überfeeifhen Bürgern verfertigt. Darauf entfcheidet das 
2008, ob der dreizehnte Rath aus Europa oder jenfeits des Meeres gebürtig ſeyn 
fol, und alsdann wird eine neue Reihe von drei Namen gemacht, welche in die 
refp. europäifche oder überfeeifche Lifte eingefchoben wird. Diefe beiden Liften wer: 
den bem Könige vorgelegt, der aus jeder Reihe einen Rath wählt, 

157, Die Gtaatsräthe bleiben vier Jahre im Amtes; darauf werden dem Kb 
nige neue Liften vorgelegt, in welchen die Staatsräthe, deren Amt beendigt iſt, 
vorgefdhlagen werben können. 

. Bevor die Staatsräthe ihre Stellen einnehmen, leiften ſie dem Könige 
den Gid, die katholiſch⸗apoſtoliſch⸗ roͤmiſche Religion aufrecht zu halten, die. Verfaf 
fung und bie Gefege zu beobachten, dem Könige treu zu ſeyn, und ihm nichts an: 
ders, als was fie dem Wohle ber Nation zuträglic glauben, zu rathen. 

159. Der König folgt der Anficht des Staatsraths in wichtigen Angelegen: 
heiten, insbefondere, wenn es fih um Ertheilung ober Verweigerung der Sanction 
der Gefege, um Kriegserflärungen, Friedens: und Bundesabfhlüffe handelt. , 

160. Es kommt dem Staasrathe zu, bem Könige Sandidaten für die Bit: 
thümer, und für Beamtenftellen vorzufchlagen (Art. 126. $. 9. 5.). 
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161. Die Staatöräthe find für bie Vorfchläge, welche fie dem Könige thun, 
und die den Gefegen zuwiderlaufen, und offenbar böswillig find, verantwortlich. 

162. Die Staatsräthe können, ohne von einem competenten Gerichtähofe ges 
richtet worden zu feyn, nicht abgefest werben. a 

Bern ed eine vacante Stelle im Staatsrathe giebt; fo fchlagen bie erften ver: 
fammeltn Corles dem Könige in Angemeffenheit zum 156. Art. drei Perfonen vor. 


e Siebentes Kapitel, 
Bon ber bewaffneten Madt. 


168, Es giebt eine ftehende nationale bewafinete Macht, beftehend aus ber 
ven den Cortes beftimmten Anzahl Zruppen und Schiffe. ie, 

164. Die bewaffnete Macht ift wefentlich gehorchend ; fie darf fich nie verfam: 
men, um zu berathfchlagen ober Entſchließungen zu faffen. Ihre Beftimmung ift 
Xufrehthaltung der innern und äußern Sicherheit des Königreiche unter den Befehr 
im der Regierung, der es zufteht, fie nach Ermeffen zu verwenden. 

165. Es giebt in jeder Provinz überdies Milizcorpe. Diefe Corps dürfen 
siht beftändig Dienft thun, fondern nur, wenn bie Umftände es erheifhen. Sie 
Bann im Königreiche Portugal und Algarbien in Friedenszeiten außer ihren Pro= 
dinzen ohne Erlaubniß der Gortes nicht verwendet werben. 

Die Einrihtung und Organifätion diefer Corps wird durch einen Specialbes 
kbl beftimmt werden. 

166, Die Officiere der Lands und Seetruppen Tönnen ihres Ranges nicht ans 
> nad) vorhergegangenem Urtheile eines competenten Gerichtshofes, entiegt 
144 N 


Sünfter Titel 
Bon der rihterlihen Gewalt. 


Erftes Kapitel, 
Bon den Richtern und ben Gerichtshöfen. 


167. Die richterlihe Gewalt gebührt ausfchließlich den Richtern. Weder bie 
Sertes, noch der König können in irgend einem Falle fie ausüben, noch einen obs 
Mibınden Proceß vor ein anderes: Gericht ziehen, ober. einen bereits entfchiebenen 
wider — machen, oder von dem durch den Koͤnig angeordneten Verfahren 


n, 
168. Es giebt in Griminal: und Givilfachen Geſchworne, in den Fällen und 
uch der Art, wie es die Gefesbücher beftimmen. | 
Die Erkenntniß über Preßvergehen gehört von diefem Augenblide an ben Ge⸗ 


nen. 

169, Die Gefhwornen werben birect durch das Volk erwählt; und zu bem 
.. in jedem Bezirke eine Lifte einer beftimmten Anzahl dazu geeigneter Pers 

verfertigt. 

170, Es giebt in jedem durch das Gefeg über die Gebietseintheilung beflimms 
un Bezirke einen ſtudirten Richter erfter Inftanz, welcher über das Recht 
u Sabıen, wo es Geſchworne giebt, entfheidet, und über das Factum und Hecht, 
@0 cö deren nicht giebt. 

In Liffabon und den andern großen Stäbten giebt es eine den Bebürfniffen 
üngemefiene Zahl von Richtern, welche wiffenfchaftlich gebildet find. i 

171. Die Bezirke werben weiter in andere Bezirke eingetheilt; und in ihnen 
am giebt es direct von den Bürgern zu berfelben Zeit und auf biefelbe Weife, wie 
be Mitglieder der Municipalität, erwählte Richter. 

Die Rechte diefer Richter find: 

4) Eivilfachen von geringem Belange, welche das Geſetz bezeichnet, und Eri: 
minalfachen, welche das Gefeg beftimmt, wenn die Vergehen leicht find, 
ohne Appellation zu entſcheiden. In allen biefen Sachen geben fie ihr 
Urtheil mündlih nad Abhörung der Parteien, und laffen das Ergebniß 
beffelben in einer öffentlichen Acte niederlegen; 

2) das Amt eines Streitfchlichters in Gemäßheit des 185. Art. zu üben; 

3) über die Sicherheit der Bewohner des Bezirkes und über die Aufrechthal⸗ 
tung der öffentlichen Orbnung zu wachen, indem fie fih nad) der ihnen 

Verordnung richten. - - 

vn a he Stelle eines ftudirten Richters einnehmen zu können, wird außer 

ben durch das Geſet beftimmten Bedingungen erfordert: 
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1) daß man portugiefiiher Bürger; 

2) fünfundzwanzig Sahre alt fey, und 

8) * — eines Baccalaureus des Rechtes (bacharel formado) vollen⸗ 

et habe. - ‚ 

173. Alle gelehrte Richter find, von Bekanntmachung ber Geſetzbuͤcher und 
Einrichtung der Gefhwornen an, beftändig. 
. 174 Kein gelehrter Richter kann der Ausübung feiner Amtöpflichten anders, 
als nad) vorhergegangenem Urtheil wegen eines Verbrechens, oder, nachdem er fih 
zurüdgezogen hat, wegen einer begründeten Urſache den Gefegen gemäß enthoben 
werden. 
175. Die ftubirten Richter werben zu gleicher Zeit alle drei Jahre aus einem 
Bezirke in dem andern, je nachdem es befohlen wird, verfegt. 

176. Die Beförderung der Richter folgt der Ordnung des Dienftalters, mit 
gefeglich beftimmten Einfhränkungen. | 

177. Die ftudirten Richter erfter Inftang erkennen in ihren Bezirken: 

1) über Streitfahen, gegen welche feine Exception gemacht worben ift; 

2) über Sachen ber freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche bisher von allen Ber 
hoͤrden in den Fällen und nach der Weife, welche: das Gefeg beflimmt, 
entfhieden werden Eonnten. 

-“ 178. Die ftudirten Richter der erften Inſtanz entfcheiben ohne Appellation 
Givilfachen bis zu dem gefestich beftimmten Werthe. | 

In denen, welche diefen Werth überfleigen, geht die Appellation von ihrem 
Spruche und von andern Entfcheidungen an den entfprechenden Gerichtshof, welcher 
in lester Inſtanz entfheidet. In Criminalfahhen wird Appellation von ben Urthei: 
Ien erfter Inſtanz in den durch das Gefeg vorgefchriebenen Fällen und Formen zu 

elaffen. 

a Neo, Man kann von den Entfcheidbungen der Gefchwornen an den competenten 
Gerichtshof appellirenz; allein blos in der Abficht, damit er die Sache von berfelben 


Jury oder von einer andern in den vom Gefege ausdrüdlich vorgefchriebenen Faͤllen 


und Formen revidiren laffe. In Preßvergehen geht die Appellation an einen befon: 
ders dafür errichteten Gerichtshof. 

180. Zur Entfcheidung von Sachen in zweiter und letzter Inftang werben in 
dem vereinigten Königreiche die für die Bequemlichkeit der Bewohner und bie gutt 
©erichtspflege nöthigen Gerichtshöfe errichtet werden. 

181. In Liffabon giebt es einen oberften Gerichtshof, beftehend aus ſtudirten, 
vom Könige ernannten, Richtern, in Gemäßheit des 120. Artikels. 

Die Gefchäfte diefes Gerichtshofes find: 

1) über Verirrungen zu erkennen, deren bei Ausübung ihrer Amtspflihten 
die Richter bdeffelben Gerichtshofes und der Provinzialgerichte, die Mini: 
fter, Staatöräthe, diplomatiſchen Minifter und Agenten des Königreihs 
angeklagt find. Was jedoch biefe vier lestern Claffen betrifft; fo mäffen 
die Cortes zuvor erklaͤren, daß fie in Anklageftand verfegt werden koͤnnen, 
nad) Art. 152; 

2) über Bedenktichkeiten, welche wegen Competenz der Gerichtsbarkeit unter 
Fa — von Portugal und den umliegenden Inſeln ent⸗ 

eben Eönnen. 
Diejenigen, welche fich zwifchen ben überfeeifchen Gerichtshoͤfen erhe 
ben könnten, werden von einem oberften Geridhtähofe, unter welchem dieft 
Gerichte ftchen, entfchieden ; 


8) dem Könige mit Beifügung ber Gründe die ihm aufftoßenden Zweifel, ſo 
wie die ihm von andern Behörden mitgetheilten Bedenklichkeiten über dad 


——— eines Geſetzes vorzulegen, um die Erklaͤrung der Cortes ein⸗ 
zuhohlen; 
4) die Reviſion zuzugeſtehen oder zu verweigern. 

Der oberfte Gerichtshof entfcheidet nicht über bie Reviſion, ſondern ber com 
petente Gerichtshof. Wenn diefer lestere Gerichtshof urtheilt, daß in dem Urtheilt, 
welhem der oberfte Gerichtshof Revifton zuerkennt, Nullität oder Ungerechtigkeit 
Statt findet; fo verwirklicht biefer alsdann die Verantwortlichkeit der Richter in 
dem Balle, oder wo fie nach dem Gefege erforderlich ift. , 

182. Die Geftattung der Revifion findet für Urtheile der Gerichtshoͤfe nur in 
den Fällen Statt, wo bie Nultität oder Ungerechtigkeit notorifch iftz in Civilſachen, 
wenn der Werth den geſetzlich beſtimmten uͤberſteigt, bei Criminalſachen in den db 
den, welche fehwerer find, als die durch daffelbe bezeichneten. 
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Blos von Urtheilen der über das Recht entfcheidenden Richter kann Revifion 
verlangt werden, aber nie von Entfcheidungen der Richter über den Thatbeſtand. 

Alle Proceffirende ohne Ausnahme, fo wie der Procurator des Königs (pro- 
motor da Justiga) fönnen ohne bie gefeglich beftimmte Frift Nevifion verlangen. 

183. Jenſeits des Meeres wird die Revifion im den gefeglich beftimmten Ge: 
richtshoͤfen verhanbelt. 

134. In Givilfahen und in civiliftifh anhängigen Criminalſachen ift es den 
Parteien erlaubt, Schiedsrichter zur Entſcheidung zu ernennm. - 

185. Die erwählten Richter geben ihr vergleichendes Urtheil in ben. vom Ges 
tete beftimmten Sachen und auf die gefegliche Weife. 


Zweites Kapitel, 
Bon ber Geridtsverwaltung. 
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186. Alle öffentliche Perſonen und Juſtizbeamten find für den Mißbrauch der 
Gmalt, und für die Irrthümer, bie fie bei Ausübung ihrer Amtsoerrichtungen bes 
schen koͤnnen, verantwortlid. Ä 

Jeder Bürger, felbft wer nicht unmittelbar dabei betheiligt iff, Bann fie der 
Connivenz oder ber Anftiftung anklagen. Iſt er dabei betheiligt; fo kann er fie 
für jede Amtsuntreue, worauf dad Gefeg eine Strafe fest, unbefchabet der Vers 
kung der Verfahrungsmweife, belangen. 

187. Bringt man an den König Klagen gegen einen Richter; fo kann er, 
wenn er ihn gehört, die nöthigen Einleitungen getroffen, und die Meinung des 
Staatsraths vernommen bat, von feinen Verricdhtungen fuspendiren. Das Ergebnig 
diefer Ginleitungen wird darauf. an die geeignete Behörde gefendet, um den Proceß 
ju inftruiren und die Sache zu entfcheiden. 

188. Der Gerichtshof, dem die Proceßacten übergeben werden, woraus ſich 
ergiebt, dag der niedere Richter eine Gefegverlegung in den Procedurformen begans 
gen hat, kann ihn zu den Koften oder zu andern Gelbftrafen bis zu der gefeglich 
ktimmten Summe verbammen, oder ihm vor der Sitzung oder außer dem Geridhtös 
hefe einen Verweis geben laffen. Für fchwere Verbredhen oder Verirrungen, wos 
er im 186. Art. geſprochen worben, Fann er ihn buch den geeigneten Gerihtshof 
tihten laffen. 

189. Für Verbrechen, welche nicht zu ben Verrichtungen des Richters gehören, 
findet die Suspenfion blos Statt, wenn der Richter eines Verbrechens, worauf 
Todesftrafe ftebt, oder eine folche, die ihr unmittelbar vorhergeht, beſchuldigt wird, 
edet wenn er ſelbſt mit Bürgfchaft. verhaftet wird. | | " 

190. Allen Öffentlichen Land : Zuftizbeamten werben ausreichende Entſchaͤdigun⸗ 
sm angewieſen. — 

191. Zeugenverhoͤre und alle andere Acte des Civilverfahrens ſind oͤffentlich; 
Ye des Criminalverfahrens find es nach der Erklaͤrung der Schuld. 

192, Bürger, welche folder Verbrechen angeklagt find, worauf eine geringere 
ds fehsmonarlicye Gefängnifftrafe, oder Verweifung aus ber Provinz, wo fle ans 
Kifig find, fteht, werden nicht verhaftet, und vertheidigen fi in Freiheit. 

195. Sind fie eines Verbrechens, worauf eine härtere, als die im vorigen 
Krtifel angezeigte Strafe ſteht, angeklagt; fo kann die Verhaftung nicht Statt 
finden, ohne vorläufig fummarifch verfahren zu feyn, um die Wirklichkeit des Vers 
drechens und die Identität des Verbrechers zu conftatiren. 

Es muß ihre auch ein Verhaftsbefehl, von der gefegmäßigen Behörde unter 
ziichnet, und mit den gefeglichen Formen verfehen, vorangehen, welcher dem Anger 
llagten ſogleich nad) feiner Verhaftung vorgezeigt wird. Wenn er dieſem Befehle 
nicht gehorcht, oder fich widerlegt; fe wird er nad) dem Gefege beftraft. 

194, Ginzig und allein können ohne Kormalitäten arretirt werden: , 

1) die, welche auf frifcher That ertappt werden; in biefem den jeder das 
Recht, fie zu verhaften; fie werden unmittelbar vor den Richter geführt; 
2) diejenigen, gegen welche Anzeigen vorhanden find | 
a) von Diebftahl mit Einbruch oder Gewalt gegen ein Individuum, 
b) von Hausbiebftahl, | 
c) von Meuchelmord, | 
d) von Verbrechen, rüdfihtlih der Sicherheit bed Staates, in den im 
121. Art. $. 4. und im 201. Art. ausgefprochenen Fällen. 

, 99. Diefe Verordnungen über die Verhaftungen ohne Körmlichkeiten ſchlleßen 
die Ausnahmen nicht aus, welche durch militatrifche Befehle, als nothiwehdig zur ° 
Ditelplin und zur Necrutirung der Armee, eintreten Tönnen. 
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- Diefelbe findet Statt in den Fällen, welche nicht rein criminell find, und für 
welche das Gefeg Verhaftung eines Individuums verhängt, weil es dem Befehlen 
der Juſtiz nicht gehorcht, oder eine Schuldigkeit binnen der vorgefchriebenen Frift 
nicht gethan hat. | | 

196. In allen Fällen laͤßt der Richter dem verhafteten Individuum binnen 
24 Stunden nad feinem Eintritt ins Gefängniß eine von feiner Hand — 
nete Note zuſtellen, worin die Urſache der Verhaftung, der Name des Anklaͤgers 
oder der Zeugen, wenn es deren giebt, enthalten iſt. 

197. Stellt der Angeklagte, bevor er ins Gefaͤngniß gefuͤhrt wird, oder na 
ſeinem Eintritte, Buͤrgſchaft vor dem Richter; ſo wird er augenblicklich in Freiheit 
geſetzt, abgeſehen von den Faͤllen, wo das Geſetz die Caution verbietet. 

198. Die Gefaͤngniſſe muͤſſen ſicher, reinlich und luftig ſeyn, um zur Bewahs 
rung und nicht zur Qual der Verhafteten zu dienen. Es giebt verſchiedene Saͤle, 
worin die zer teten nad) ihrem Range und nach der Natur ihrer Verbredien ges 
fondert find; befondere Sorgfalt muß für die getragen werben, welche blos ver: 
haftet und noch nicht verurtheilt find. Jederzeit ift es dem Richter freigeftellt, zur 
Entdedung der Wahrheit den Verhafteten insgeheim an einen reinlichen und beques 
men Drt während der gefeglich beftimmten Zeit bringen zu laffen. 

199. Die Gefängniffe müffen unausbleiblid in den vom Gefege beftimmten 
en unterſucht werden. Alle Gefangenen müffen bei der Unterfuchung gegenwär: 
tig jeyn. 

9 200. Der Richter und der Schließer, die die vorhergehenden Verordnungen 
ruͤckſichtlich der Gefängniffe für Criminalverbrecher üÜbertreten, werden auf die ges 
feglich beftimmte Weife beftraft. 

201. Im Balle erklärter Rebellion ober feindlichen Einfalld Fann, wenn bie 
Sicherheit des Staates die Suspenſion einiger Formen bei ber Verhaftung von 
Delinquenten fordern follte, dies nur in Kolge eines von den Kortes für eine bes 
flimmte Zeit gegebenen Decretes Statt finden. 
| In diefem Falle fendet die Regierung nach der beftimmten Zeit an die Gortes 
eine Lifte der VBerhaftungen, welche fie hat vernehmen laffen, mit Auseinanderfegung 
der rechtfertigenden Beweggründe; die Minifter und andere Behörden find verant: 
wortlich für den Mißbrauch, den fie von dieſer Gewalt über das Beduͤrfniß der 
Öffentlichen Sicherheit hieraus gemacht haben. 


| Schster Titel, 
Don ber verwaltenden und ökonomifchen Regierung ber Provinzen, 


Erftes Kapitel. 
Bon dem Generalvermwalter und dem Verwaltungsrathe. 


202, In jedem Bezirke giebt es einen Generalverwalter, welchen der König, 
den Staatsrath mit einbegriffen, ernennt; bad Gefeg bezeichnet die Bezirke, und 
beftimmt die Dauer der Verrichtungen des Verwalters. 

. Der Generalverwalter wird in feinen Verrichtungen von einem Verwal: 
tungsrathe unterftügt. Diefer Rath .befteht aus fo viel Mitgliedern, ald Municipas 
litäten im Bezirke find; allein die volfreichen Städte, welche eine einzige Municipa: 
lität haben, geben eine durch das Geſetz beftimmte Anzahl von Mitgliedern. Die 
Wahl der Räthe gefchieht jährlich um diefelbe Zeit, und auf diefelbe Weife, als die 
der Municipalitätsmitglieder. 

204. Der Rath ſpricht in Sachen feiner Gompetenz. Die Vollziehung feiner 
Entſcheidungen, fo wie der Regierungsbefehle, ſteht ausfchlieglich dem Generalver: 
walter zu; in dringenden Fällen, bie eine ſchnelle Entfheidung fordern, kann ber 
le — und vollziehen, jedoch nachdem er den Rath davon in Kennt: 
niß gelcht hat. F 

205. Alle Gegenſtaͤnde der oͤffentlichen Verwaltung gehören vor ben General: 
verwalter und den Rath. { 

Sie erkennen über die Gegenftände mittelft Regreß, Infpection, Berathung 
ober Bericht, wie bie Gefege verordbnen werden. Mittelft Regreß erkennen fie über 
alle den Municipali zuftehende Gegenftände; mittelft Infpection, über Vollzie— 
bung aller ar nokyeſetze; mittelft Berathung mit der Regierung oder Bericht 
an bie Generalditectionen über alle andere Verwaltungsfacdhen. 

Unter Generatdirectionen werben alle diejenigen verftanden, welche durch bie 
Gefege angeorbnet werden, um befondere Verwaltungsgegenftände zu behandeln, und 
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ide andere abminiftrative Directionen von allgemeinem Intereffe, welche vor der 
Regierung eingerichtet worden, wenn auch ihre Befugniffe fih nur auf einen einzis 
sen Bezirk erftreden follten. 

206. Es fleht dem Generalverwalter und dem Rathe die Wertheilung der direc- 

ten Abgaben (Artikel 218.) und der Recrutenbeiträge auf die Gemeinden de Ber 
zirkes zu. ’ 
207. Das Gefeg bezeichnet ausführlich die Befugniffe der. Generalverwalter 
und der Verwaltungsräthe, bie Form ihrer Verhandlungen, die Anzahl, die Pflich- 
ten und bie Entſchaͤdigungen ihrer Beamten, und alles, was zum größten Vortheile, 
den man von biefer Einrichtung ziehen Tann, dienlich erachtet wird. Ä 


Zweites Kapitel, 
Bon den Municipalitäten. 


208. Die oͤkonomiſche und Municipalverwaltung ber Gemeinden gehört den 
Runicipalitäten , welche fie nach den Gefegen ausüben. 

209. Es finden Municipalitäten an allen Drten, wo es für das öffentliche 
Vohl paffend ift, Statt; ihre Bezirke werden durch das Gefeh beftimmt, weiches 
dir Eintheilung des Gebietes feftfegt. ' 

210. Die Municipalitäten beftehen aus der vom Könige feftgefegten Anzapı 
Mitglieder, aus einem Procurator und einem Secretair. Die Mitglieder und der 
Vrocurator werden jährlich, unmittelbar, nah Stimmenmehrheit mit geheimer Ab: 
fimmung und in Öffentlicher Verfammlung aller Einwohner der Gemeinde, welche 
bei dev Wahl der Deputirten zu den Cortes ftimmfähig find, gewählt. 

Jedoch können auch Söhne bes Haufes und bie Individuen, welche in dem, 
* die Verfaſſung vorgeſchriebenen, Alter nicht ſchreiben koͤnnen, bei dieſer Wahl 
timmen, 

Was die Militairs betrifft, welche einen Theil der Armee oder der Milizen 
auemachen; fo können fie nicht ſtimmen, wenn fie außerhalb ihrer Gemeinde vers 
fammelt find, was aber von beurlaubten Dfficieren nicht gilt. j 

Dasjenige Mitglied, welches die meiften Stimmen erhalten hat, ift Präfident 
ter Municipalitätz; im Fall der Zheilung entfcheidet das Loos darüber. | 

Die Mitglieder und der Procurator der Municipalität haben Erfagmänner, 
welche zu gleicher Zeit und auf diefelbe AWeife erwählt werden. 

211. Der Secretair wird von der Municipalität ernannt; er genieht ausrei— 
hende Entfhädigung, und bleibt in Wirkfamkeit, fo lange er keinen Fehler begept, 
oder moralifch oder phyſiſch unfähig wird. | en 

212. Um Mitglied oder Procurator der Municipalität zu werden, bebarf es 
des Bürgerrechtes, eines Alters von mehr als fünfundzwanzig Jahren, einer Wohs 
tung zum wenigftens zwei Jahre hindurch in der Gemeinde, des Beſitzes anftändi: 
ger Subftftenzmittel, und daß man Fein mit den Municipalgeſchaͤften unverträgliches 
Amt bekleide. Die, welche ein Jahr lang gedient haben, koͤnnen tur nach einem 
Stoffchentaume von einem Jahre wieder gewählt werden. 

213. Die Befugniffe der Municipalitäten find: 

1) Municipalverordnungen- zu geben ; = 

2) den Ackerbau, den Handel, die Induftrie, die Öffentliche Gefundheit zu 
beichügen, und überhaupt alle Bequemlichkeiten der Gemeinde zu beforgen 5 

3) Meffen und Märkte an bin paffendften Drten mit Billigung des Bezirke: | 
vathes einzurichten; 

4) über die Primärfchulen und andere Erziehungsanftalten auf Öffentliche Ko— 
fien, To wie über die Hofpitäler, Findelhäufer und ‚andere Wohlthätig: 
teitsanftalter, in Angemeffenheit zu den Gefegen, zu wachen; - 

5) auf die befondern Arbeiten der Gemeinden, die Wicderherftellung ber oͤf— 
fentlihen Werke Auffiht zu führen, die Anpflanzung der Bäume auf 
Brachländereien, und auf ben der Gemeinde gehörigen Grundflücden zu 
ermunternz i 

6) die direeten Abgaben unter die Bewohner der Gemeinde (Art. 217.) zu 
vertheilen und über die Einnahme und Ueberfendung der Nationaleinkünfte 
zu wachen; j : 
die Be hesinfänfte zu empfangen und zu verwenden, fo wie auch) die 
außerordentlichen Steuern, welche fie in Ermangelung anderer Einfünfte 
den Einwohnern nad. den gefeslichen Beſtimmungen auflegen können. 

böche len oben erwähnten Faͤllen nimmt man Regreß an bie competente Be: 
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214. Die Cortes beſchließen ober beftätigen jaͤhrlich die direcrten Abgaben, nad 
Maaßgabe des von dem Finanzminifter verfertigten Budgets (Art. 216). Wenn 
die Gortes die Abgaben nicht befchließen oder beftätigen; fo find die Steuerpfliäti 
gen nicht verbunden, fie zu bezahlen. 

215. Die Steuern find den Öffentlichen Ausgaben angemeffen. 

216. Der Minifter der Finanzen legt, nad) Empfang der von den übrigen 
Mintftern für ihre befondern Departements verfertigten Budgets, den Gortes jähr: 
lich beim Beginnen der Sitzung ein allgemeines Budget aller öffentlichen Ausgaben 
bes folgenden Jahres vor, fo wie auch «in anderes des Ertrages aller Öffentlichen 
Steuern und Einkünfte, und die Rechnung über Einnahme und Ausgabe des Na 
tionalfhages während des vergangenen Jahres. 

217. Die Eortes vertheilen die directen Steuern unter die Bezirke der Ben 
waltungsräthe nach ben Einkünften eines jeden. Der Verwalter und deſſen Rail 
beftimmen bie Quote jeder Bezirkögemeinde, und die Municipalität verteilt die au 
die Gemeinde angewiefene, unter alle Einwohner und nicht anfäfjige Eigenthümet 
nach Maafgabe der Einkünfte eines jeben. 

Keine Perfon, Leine Gefellfhaft darf von biefen Steuern ausgenommen feyn: 

218. Sn jedem, dur das Gefeg beftimmten, Diftricte giebt cd einen Zinam 
tontreoleur, den der König nach dem Vorfchlage des Staatsrathed ernennt; did 
ift beauftragt, die. Bezahlung der öffentlichen Einkünfte zu betreiben und zu beit 
ſichtigen, und ift dafür dem Nationalfchage unmittelbar verantwortlid. ! 

219. Die Municipalitäten müffen dem Gontroleur jährlich beglaubigte Lil 
ber Vertheilung aller directen Steuern überfendens ihm die Wahl der Einnchm 
und Gaffirer, die fie getroffen haben, anzeigen, und ihm alle verlangte Auffiärk 
gen gewähren, ſowohl um ben Betrag der Öffentlichen Einkünfte der Gemeinde kt 
nen zu lernen, als auch um den Zuftand ihrer Erhebung zu wiſſen. Diefelbe Pfu 
licgt denen ob, welche die Zölle oder andere Bureaus fiscalifher Einnahmen v 
walten. : 

220. Ale Nationaleinkünfte fließen in den Nationalfchag, mit Ausnahme beit 
welche auf Anorbnung oder dem Gefege nach an andere Schagmeifter bezahlt we 
den. Der Schagmeifter wirb über feine Zahlung quittiet, welche nicht auf ® 
vom Finanzminifter unterzeidäneten Befehl gefhhieht, und worin der Gegenſtande 
Ausgabe, fo wie das Gefes, welches dazu befugt, nicht ausgeſprochen ift. e; 

221. Die Rechnung über Einnahme und Ausgabe des Nationalfhages, fo # 
‚bie über Einnahme und Ausgabe aller und jeder öffentlichen Einkünfte, wirb in # 
Rechnungkammer des Schages abgelegt und controlict. 

222. Die Hauptredhnung der Einnahme und Ausgabe von jedem Jahre 
nad ihrer Beitätigung durch bie Cortes gebrudt und bekannt gemacht, was 
bei ben Rechnungen Statt findet, welde bie Minifter-Staatsfecretaire von all 
in ihrem Departement vorgefullenen Ausgaben einreichen. 

Der Regierung gehört die Oberauffiht auf die Einnahme der Steut 
in Angemeffenheit zu den Gefesen. 

224, Das Gefeg beftimmt die Behörben, denen im Fache der Finanzen db 
Recht zu urtheilen und die Entfcheidungen auszuführen, die Formen bes { 
bie Anzahl, die Befolbung, und die Pflichten der Beamten bei ber Bertheilun 
Auffiht und Einnahme der äffentlichen Einkünfte zufteht. 

225. Die Verfaffung erkennt die öffentlihe Schuld an. Die Eortes werd 
bie zu ihrer Bezahlung nad) Maafgabe ihres Betrages nöthigen Summen bewil 
gen. Diefe Capitatien werden abgefondert von ben öffentlichen Einkünften verwalt 
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226. Es giebt, in allen dazu pafjend erachteten Orten bed Königreichs, kü 
reichend ausgeftattere Schulen, in welchen der portugiefifchen Zugend beiderlei & 
ſchlechts Lefen, Schreiben, Rechnen und der Katechismus der religiöfen und bürge 
lichen Pflichten gelehrt wird. 
227. Die beftehenden Anftalten für ben öffentlichen Unterricht schalten na 
Verordnungen, und es werben andere, wo es paffend feyn wird, zum unterrich 
in Künften und Wiſſenſchaften eingerichtet werben. . 
225. Jeder Bürger hat das Recht, eine Anftalt für den Öffentlichen Unterrid 
zu bilden, mit Vorbehalt jedoch der Verantwortlichkeit für den etwaigen Mifbraui 
dieſer Freiheit in den durch das Geſetz beſtimmten Fällen und auf gefetzliche Art. 
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229. Die Cortes und die Regierung werben eine befondere Sorge’ für die Ers 
rung, Erhaltung und ermehrung der MWohlthätigkeitshäufer, Hofpitäler für 
Bürger und Soldaten; und überhaupt für die Invalidenhaͤuſer der Bands und Oper 
truppen tragen. Eben fo. wich es Miabetpäufer, Leihbanken und andere Wohithäs 
tigkeitsanſtalten geben, fo wie auch Anftalten für bie Civilifation der Indianer. 





Nach der militairifhen Aufhebung dieſer Verfaſſung durch den In⸗ 
fnten Don Miguel warb Portugal ohne Verfaſſung und Gortes 
rgiert, und die Intereffen Portugals und Braſiliens blieben einander 
atfremdet, bis der. brittifche Gefandte Charles Stuart einen. Ber: 
tag am. 29, Aug. 1825 zwiſchen Brafilien und Portugal vermittelte, 
nad welchem der König Johann 6,die Unabhängigkeit und Selbfiftän- 
tigkeit des‘ Kaiſerthums Brafilien, und deſſen völlige Trennung von 
Portugal, ſo wie feinen diteften Sohn Don Pedro als Kaifer von 
Srafılien anerkannte, fich aber flır feine Perfon den Faiferlichen Titel 
vorbepislt. . Diefer Titel erloſch aber bald darauf (10, März 1826) mit 
um Tode Johanns 6, nachdem. er noch, auf den Rath feiner Minifter, 
ſene dritte Tochter, Ifabella, zur Regentin Portugals ernannt hatte, 
Unter brittifcher Vermittelung erfannte der Kaifer Don Pedro von Bra: 
füen Diefe Regentfchaft an, gab am 19, April 1826, als König von 
Portugal, dem Königreihe Portugal eine neue Berfaffung, 
md verzichtete in einem Decrete vom 2. Mai 1826 unter den Bebin- 
gingen auf die Krone Portugals, daß ev feine. minderjährige Tochter, 
donna Maria da Gloria, zur Königin Portugals ernannte, 
welche mit ihrem Dheime, dem Infanten Don Miguel, ſich vermählen 
hl. Doch ſollte die Prinzeffin Brafilien nicht früher verlaffen, als bis 
ir von dem Kaifer gegebene, Verfaſſung in Portugal befehworen, und 
Ye Vermählung abgefchloffen. worden wäre. Dabei erklärte der Kaifer 
usdrucklich: „Meine Entfagung, wie die Abtretung meiner Rechte, wer: 
den nicht gültig feyn, wenn eine diefer beiden Bedingungen 
mangelt,” | 


b) Berfaffungsurkunde, von bem Kaifer Don Pedro 
in Brafilien als König von Portugal, gegeben 
am 19. April 1826, Ä 
(Am 23, Juli 1826 in Liffabon bekannt gemacht.) 


Don Pedro von Gottes Gnaden König von Portugal und Algarbien zc. 
made hiermit euch allen, meine portugiefifchen Unterthanen, kund 

umd zu wiſſen, daß Ich Mich bewogen gefunden habe, folgende Verfaſſungs⸗ 
urtunde (conſtitutionelle Charte) zu ſchaffen, zu geben und unmittelbar von 
den drei Ständen des Meichs befchwören zu laffen, welche Berfaffungsurfunde 
von nun an Meine Reiche und Befigungen regieren nn alfo lautet: 


/ 
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| Vom ala on Portugal, deffen Gebiet, Regierung, 
Dynaftie. und Religion. 


Art. 1. Das Königreich Portugal ift die politifche Verbindung aller 
portugiefifchen Bürger ; fie machen eine freie und unabhängige Nation aus. 
Art. 2. She Gebiet bildet das al von Portugal und Algarbien 
und begreift in ſich: 
1) in Europa: das Reich von Portugal, beſtehend aus den Provin⸗ 
zen Minho, Zrag:08:Montes, Beira, Eſtremadura, Alentejo, dem 
Reiche der Algarben, den Inſeln Madeira, Porto: Santo und den 
Azoren; 
2) in Afrika, auf der Weſtkuͤſte: Biſſoo und Eſſch, Mina:o: 
- forte, St. Soan: Battifta D’Ajuda, Angola,’ Benguela und was 
davon abhängt, Gabinda und Malimbo, die Inſeln des gruͤnen 
Vorgebirgs, die von St. Thomas, die Prinzen: Infeln und was 
davon abhängt; — auf der DOftküfte: Mozambique, Rio de 
Senna, Sofala, Inhambane, Quelimane und die Inſeln des Caps 
Diigado; 


9 3 )in Äſien: Salvete, Bardez, Goa, Damao, Din, die Niederlaf- 


fungen zu Macao, und auf den Juſein Solor und Timor. 

Art. 3. Die Nation entſagt nicht ihren Rechten, die ſie auf irgend 
einen Gebietstheil in dieſen drei Welttheilen haben Eönnte,. wenn er gleich 
im, a Artikel nicht enthalten ift. 

Art. 4, Ihre Regierungsform ift monarchiſch, erblich und repräfentativ. 

Art. 5. Die regierende Dynaftie wird fortgefegt in dem durchlauchtig⸗ 
ften Haufe Braganza und in der Perfon der Prinzefjin Donna. Maria da 
Gloria, in Folge der Abdankung und Abtretung ihres Föniglihen Waters 
Don Pedro 4, Kaifers von Brafilien, legitimen ‚Erben und Nachfolgers 
Sohanns 4. 

Art. 6. Der römifch=Eatholifch = apoftolifche Neligion wird fortwährend 
die Religion des Königreihs ſeyn; alle übrige Religionen find den Fremden 
mit häuslichen Gottesdienfte geftatter, ohne Außerliche Zeichen .und Tempel 


Zweiter Titel, 
Von den. portugiefifchen DLDELN 


Art. 7. Portugiefiihe Bürger find: 
$. 1. diejenigen, welche in Portugal oder den davon abhängenden Gebie— 
ten gebohren und gegenwärtig feine brafilifhen Bürger find, wenn 
gleich ihr Vater ein Fremder iſt; nur darf er nicht, in Portugal 
für den Dienft feiner Nation fich aufhalten ; 
$. 2. die Söhne eines portugiefifchen Waters, und die-unehelichen Kinder 
einer portugiefiichen Mutter, welche, obgleich im Auslande gebohren, 
nad) Portugal kommen, um dort ihren Wohnfig zu nehmen; 
$. 3, die Söhne eines portugieft ifchen Vaters, welche fi im Auslande 
im - Dienfte des. Königreichs befinden, felbſt wenn ſie nicht in Por 
tugal zu wohnen kommen; 
$. 4. die naturaliſirten Fremden, von was immer für einer geilgionz ein 
Geſetz wird die Eigenſchaften beſtimmen, welche zur Erlangung der 
Naturaliſationsbriefe erforderlich ſind. 
Art. 8. Es verliert feine Rechte als portugieſiſcher Buͤrger: 
$. 1. mer fi in einem fremden Lande maturalifiven läßt; 
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6. 2. wer ohne Erlaubniß des Koͤnigs einen Dienſt, eine Penſion oder 
Decoration von einer fremden Regierung annimmt; 
9. 3. wer durch einen Urtheilsſpruch aus dem Reiche verbannt worden. 
Art. 9. Die Ausübung der pofitifchen Rechte wird fuspendiet: 
$- 1. durch phyſiſche oder. moralifche Unfähigkeit; 
$. 2. duch ein Strafurtheil oder Verhaftsdecret, ſo lange deſſen Wirkun⸗ 


gen bauern.. 
| Dritter Titel 
Bon den Gewalten und ber Nationalrepräfentation. 


Art. 10. Die Trennung und die Harmonie ber politifchen Gewalten 
md das erhaltende Princip der Rechte der Bürger und das ficherfte Mittel, 
die Bürgfchaften wirkſam zu machen, welche die Verfaſſung ihnen darbietet. 

Urt. 11. Der in Portugals Charte anerfannten Gewalten find vier:. 
die — die leitende (moderador), bie vollziehende und die gericht: 
liche Gewalt. 

Art. 12. Die Repräfententen der portugiefifchen Nation find der König 
und die allgemeinen Corte. 


Bierter Titel 


Von der gefeßgebenden Gewalt. 
Erfies Kapitel. 
Bon den Zweigen ber SYLT. Gewalt und ihren 
Befu guif fen. t 
Urt. 13. Die gefeggebende Gewalt fteht den Gortes unter Sanction 
des Königs zu. 
Art. 14. Die Cortes beftehen aus zwei Kammern, ber Pairskfam: 
mer und der Kammer der Abgeordneten. | | 
Art. 15. Es liegt in den Befugniffen der Cortes: 

$. 1. den Eid des Königs, des Kronprinzen, des Regenten und ber Re: 

gentfchaft zu empfangen; 

8. 2. den Regenten oder die Regentfchaft zu erwählen und die Grenzen 

ihrer Macht zu bezeichnen; 

$. 3. den Kronprinzen ald Erben des Thrones in der erften Seffion, die 

nad) feiner Geburt Statt haben wird, anzuerkennen; 

6. 4. dem minderjährigen König einen Bormund zu ernennen, wenn def: 

fen Vater in feinem Zeflamente Eeinen ernannt hat; 

8. 5. beim Tode des Königs oder bei Erledigung des Thrones einen Ver⸗ 
waltungsrath zu bilden, der die Mißbraͤuche aufſuche und abftelle, 
welche fih in die Verwaltung eingefchlichen haben könnten; | 

6. Geſetze zu geben, fie auszulegen, zu fuspendiren, zu widerrufen; 

7. über die Erhaltung ber Verfaffung zu wachen und für das allge: 
meine Wohl der Nation zu forgen; 

8. die Staatsausgaben jährlich feflzufegen, und die directe Steuer zu 
vertheilen ; 

9. den Eintritt fremder Land» und Seemacht in das Innere des 
Reichs, oder. in. deffen Häfen zu verweigern; 

10. jährlich, nad) dem Berichte der Regierung, die Stärke der ordentli: 
chen und nußerordentlihen Land- und Seemacht feftzufegen ; 

11. die Regierung zu ermächtigen, Anleihen aufzunehmen; 

2 12. bie Hülfsquellen aufzuſuchen und zu eröffnen, um die en der. 

Staatsfhuld zu fihern; EHER: | 


® 
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$. 13. die Verwaltung ber Staatsdomainen m leiten und deren Veraͤuße⸗ 
rung anzuordnen; 

F. 14. oͤffentliche Aemter zu etſchoffen ba aufheben und deren Bell 
dungen zu beftimmen ; 

$. 15. Gewicht, Gehalt, Werth, umfenif; Geptäge und Yenehnung der 
Münzen, ſo twie die Norm der Maaße und Gewichte zu beſtimmen. 

Urt. 16. Die Anredeformel an die Kammer ber Paird witd lauten: 
„Würdige Pairs des Reiche”, und jene an ’die zioeite Kammer: „Meine 
Herren Abgeordneten der pörtugiefifchen. Nation.” 

Urt, 17, Sede Legislatur wird vier Sabre bauen; and jede jährliche 
Seffion drei Monate, 

Urt. 18. Die Eönfgliche Eröffnungs « Sigung wird jedes Jahr am 
2, San. Statt haben. 

Art, 19. Die Schluß: Sigung wird gleichfalls eine koͤnigliche fepn; 
und wie die Eröffnungs:Sigung in allgemeiner Verfammlung der Cortes, 
beide Kammern vereinigt, Statt haben; die Paitd zur Rechten, die Abge⸗ 
ordneten zur Linken. 

Art. 20. Das Ceremonielle der Sitzungen und das, was ſich auf die 
Anweſenheit des Koͤnigs bezieht, wird durch ein beſonderes Reglement be: 
ſtimmt werden. 

Art 21. Die Ernennung des Praͤſidenten und des Vicepraͤſidenten 
der Pairskammer ſteht dem Könige zu; zur Beſetzung . derfelben Stellen in 
der Deputirtenfammer wird der König unter den, ihm bon ber Kammer vors 
gefchlagenen, Individuen wählen. Die Wahl der Secretaire der beiden Kam: 
mern, die Prüfung ber Vollmachten ihrer Glieder, die Eidesleiſtung und die 
Polizei wird unter den, in ihren innern Reglements vorgeſchriebenen Forms 
lichkeiten Statt finden. 

Art. 22. Wenn die beiden Kammern zuſammen treten, witd der Prü 
fident der Pairskammer die Arbeiten leiten, und die Pairs und die Abge— 
a werden ihre Pläge einnehmen, wie in ber Eroͤffnungs⸗ Sitzung be 
Cortes 

Art. 23. Die Siztzungen einer jeden Kammer werden oͤffentlich fern 
mit Ausnahme der Fälle, wo das Staatswohl erheiſchen wutde, dag fü 
geheim feyen. 

- Urt. 24. Die Gefchäfte werben buch die abfolute Stimmenmehrhe 
der anweſenden Glieder entſchieden. 

Art. 25. Die Glieder einer jeden Kammer find unverletzlich wegen de 
Meinungen, die fie in Ausübung ihrer Berufspflichten aͤußern. 

Art. 26. Kein Pate oder Abgeordneter kann, während feiner Abord 
nung, von irgend einer Behörde verhaftet werden; es ſey benn, er würde au 
einer That ergriffen, welche die Todesſttafe nach fich zieht. 

Art. 27. Went ein Pair oder Abgeordneter in Anklageftand geräth 
fo wird der Nichter alle weitere gerichtlihe Schritte einftellen und der betref 
fenden Kammer Bericht erftatten. Die Kammer wird entfcheiden, ob de 
Proceß fortgeführt und das amgekfagte Mitglied von fernen Verrihtunge 
fuspenbirt werden ſolle, ober nicht. 

Art. 28. Pairs und Abgeorbitete koͤnnen zu bem Amte eines Staat: 
miniſters oder Staatsrathes ernannt werden, mit dem Unterſchiede jedod 
daß die Paits fortfahren werden, in ihrer Kammer zu figen, während di 
Abgeordnete feinen Platz verlaſſen, und man zu einer neuen Wahl ſchteite 


wird, durch welche er wieder erwaͤhlt werden und beide Vertichtungen mt 
einander vereinigen kann. 
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Art. 29. Sie werden gleichfalls beide. Verrichtungen vereinigen, wenn - 
fie ſchon das eine oder andere der obengenannten Aemter im Augenblide ihrer 
Wahl bekleideten. | 

pi 30. Man kann nicht zu gleicher Zeit Mitglied der beiden Kame 
mern feyn. | 

Yet. 31. Die Ausübung eines jeden andern Amtes, als des eines 
Staatsminiſters oder Staatsraths, hört während der Dauer der Verrichtungen 
ins Pairs oder eines Abgeordneten gänzlich auf. | | 

Art. 32. In der Zwiſchenzeit der Sigungen wird der König keinen 
Abgeordneten außerhalb des Reichs verwenden, und kein Abgeordneter die Ver: 
rihtungen feines Amtes felbft ausüben Eönnen, wenn es ihn in die Unmoͤg⸗ 
liheit verfegte, fich bei der Zufammenberufung ber grdentlichen oder außer: 
ordentlichen Cortes einzufinden. 

At. 33. Wenn dur ein umvorhergefehenes Ereignig, wovon die öf: 
ſentliche Sicherheit oder das .Moht des Staats abhängen kann, es unerlaßs 
ih würde, daß ein Abgeordneter. fi, entferne, um andere Verrichtungen zu 
Übernehmen; fo wird die Kammer, dee er angehört, barüber entfcheiben. 


Zweites Kapitel, 
Bon der Kammer ber Abgeorbneten. 


At. 34. Die Kammer’ der Abgeordneten iſt wählbar und zeitlich. 
At. 35. Diefer Kammer fteht als Privllegium die Initiative zu: - 
$. 1. über die Auflagen ; 


$. 2. über die Recrutirung. R 
At. 36. Der Kammer der Abgeordneten ſteht gleichfalle als Privi: 
kaium zu: | 


$. 4. die Prüfung der vorhergegangenen Staatsverwaltung, und bie Abs 
ftellung der Mißbräuche, die ſich in biefelbe eingefchlichen ; 
$. 2, die Erörterung der von der vollziehenden Gewalt geftellten Anträge. 

At. 37. Unter die privilegirten Befugniffe befagter Kammer gehört 
auch, zu befchließen, daß Grund zur Anklage gegen Staatöminifter oder gegen 
Staatsräthe da fer. 

Urt. 38, Die Abgeordneten werden während der Seffion eine Gelb:, 
Entfhädigung beziehen, welche in der legten Sigung ber vorhergegangenen 
kegislatur feſtgeſetzt worden; auch wird man ihnen eine Entfhädigung für 
die Koften der Her: und Hinreife bewilligen. 


Drittes Kapitel. 
Von der Pairskammer. 


At. 39. Die Pairskammer befteht aus Iebenslänglichen und erhlichen 
Gliedern, die vom Könige in unbeſtimmter Zahl ernannt werden. 

Art. 40. Der Kronprinz und die Infanten find Pair von Rechts: 
wegen, und nehmen Sig in der Kammer, fo bald fie das fünfundzwanzigfte 
Jaht erreicht haben, 

Art, 41. Unter die ausfchlieglihen Befugniffe der Pairskammer gehört: 

$. 1. über die perfönlichen Vergehen, welche von Gliedern der Eöniglichen 
Familie, von Staatsminiftern, Staatsräthen und Pairs — fo wie. 
über jene Vergehen zu erkennen, welche von Abgeorbneten während 
einer Seffion der Legislatur begangen wurden; 

$. 2%; uͤber die Verantwortlichkeit ber Miniſter⸗Staatsſecretaire und Staats: 
raͤthe zu erkennen ; | | 
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. 3. beim Tode des Königs die Cortes zuſammen zu rufen, um eine 
Regentſchaft zu ernennen, wenn eine nöthig. feyn follte, sund bie 
Gortes von der proviforifhen Negentfhaft nicht zufammen berufen 
erden. 

Art. 42. Bei Beurtheilung von Verbrechen, deren Anklage der Kam⸗ 
mer der. Abgeordneten nicht zufteht, wird der Procurator der Krone die Vers 
richtungen des Anklägers übernehmen. 

Art. 43. Die Seffionen der Paitskammer beginnen und endigen zu 
derſelben Zeit, wie die der Deputirtenkammer. 

Art. 44. Jede Vereinigung der Pairskammer außer der Zeit, wo die 
Deputirtenkammer Sitzungen hält, iſt geſetzwidtig und — die von der 
Verfaſſung bezeichneten Faͤlle ausgenommen. 


Biertes Kapitel, 


Bon bem VBorfchlage, der Erörterung, der Sanction und ber 
Bekanntmahung der Gefepe. 


Att. 45. Der Vorſchlag, die Beſtreitung (opposition) und die Geneb: 
migung der Gefegesentwürfe fteht jeder der beiden Kammern zu. 

Art! 46. Die vollziehende Gemalt läßt, durch einen der Staatsminijter, 
den Antrag machen, ber ihr bei Abfaffung dee Gefege zufteht; und erft nach⸗ 
dem eine Commiffion der Deputirtenfammer, von welcher der Vorſchlag aus: 
gehen muß, ihn geprüft haben wird, kann berfelbe in einen EM LUEHBDNN 
verwandelt werden. 

At. 47. Die Minifter Eönnen den Antrag nach dem Berichte der 
Commiſſion unterftügen und erörtern; aber fie Eönnen weder abflimmen, noch 
bei der Abjlimmung gegenwärtig feyn, ausgenommen, fie wären Paird ober 
Abgeordnete. | 

Art. 48. Wenn die Deputirtenfammer den Antrag annimmt; fo fen 

det fie ihn der Pairskammer mit folgender Formel zu: 
| „Die Deputirtentammer überfendet der Pairskammer beigehenden Ans 
trag der vollziehenden Gewalt (mit oder ohne Abänderung) und 
glaubt, daß Grund da fen, den König um feine Sanction zu er: 
fuchen.” 

Art. 49. Wenn fie den Antrag nicht annehmen kann; fo berichtet fie 
daruͤber an den König vermittelft einer Deputation von fi ieden Mitgliedern, 
und zwar auf folgende Art: 

„Die Kammer der Deputirten bezeugt dem König ihren Dank für 
den Eifer, den er für das Beſte des Königreichs beweifet, und 
bittet ihn ehrerbietigft, den Antrag der Regierung in nähere Ueber: 
legung gnädigft zu ziehen.” 

Art. 50. Im Allgemeinen follen die Anträge, welche die Deputirten: 
kammer zuläßt und annimmt, der Pairskammer unter folgender Formel zu: 
geſchickt werden: 

„Die Deputirtenkammer ſchickt der Pairskammer beiliegenden Antrag 
zu, und hält dafür, der König folle um feine Sanction gebeten 
werden.” 

Art. 51. Sollte ihn jedoch die Pairskammer nicht ganz annehmen, 
fondern ihn mit einem Amendement begleitet, oder einen Zufag gemacht ha: 
ben; fo foll fie ihn auf folgende Art zuruͤckſchicken: 

© „Die Pairskammer ſchickt der Deputirtenfammer biefen (oder jenen) 
Antrag mit beiliegenden Amendements ober Zufägen zu, und hält 
_ dafür, der König folle um feine Beftätigung gebeten werden.” 


Verfaffungsurfunde ‚vom 19. April 1826, 329 


Art. 52. Wenn die Pairskammer nad) vorheriger Berathſchlagung das 
für hält, daß die Annahme des —— nicht ‚Statt, haben ſolle; ſo ſoll ſie 
ſich wie folgt ausdruͤcken: 

„Die Kammer der Pairs: ſchickt der — den Antrag 
abermal Bu, indem ſie demſelben ihre Beiftimmung nicht hat geben 
können.” 

Art. 53. Eben dieſer Weg wird eingefchfagen. von Seiten ber Depus 
tirtenkammer gegen die Paitskammer, wenn der Gefegesantrag von dieſer 
köten ausgegangen feyn follte. 

Art. 54. Wenn bie Deputictenfammer bie Amendements oder Zufäge 
der Pairskammer nicht genehmigt, oder umgekehrt, und die Kammer uners - 
achtet der Verweigerung ihrer Genehmigung dennoch befchließt, daß der. Ans 
tag vortheilhaft fey; fo wird eine, Commiffion von einer gleichen Anzahl 
Paits und Deputirten ernannt, und was dieſe entfcheiden wird, foll entwe— 
det zum Gefegesvorfchlag werden; oder! fir gaͤnzliche Berwerfung gelten. 

Art. 55. Wenn eine oder die andere Kammer, nady: gefchloffener , Bes 
uthihlagung , den Gefegesantrag der andern Kammer angenommen hat; fo 
faßt fie ihn im Form eines Decrets ab, und, nad) gefchehener Verlefung in 
derfelben Sigung, foll fie es dem König in doppelter, vom Präfidenten und 
zwei Secretairen unterzeichneter, Ausfertigung überfenden und ihn um feine 
Sanction in folgenden Ausdrüden bitten: 

„Die allgemeinen Cortes fenden dem Könige beiliegende Decret Zu; 
fie halten es für vortheilhaft und nuͤtzlich für das Königreich, und 
bitten Se. Majeftät, Sie möchten ihm Ihre Sanction ertheilen.” 

Art. 56. Diefe Zufendung an ben König gefchieht durch eine Deputa: 
tion von fieben Mitgliedern, welche die zulegt berathſchlagende Kammer ab⸗ 
ſchikt; und dieſe Kammer wird zugleich die andere, in welcher der Geſetzes⸗ 
entwurf fein Dafeyn erhielt, benachrichtigen : 

„aß fie ihren Borfhlag, betreffend ze. angenommen. und dem Ki: 
nige zugefendet habe, um fich deffen Sanction zu erbitten.” 

Art. 57. Wermweigert der König ferne Genehmigung; fo wird er in 
folgenden Ausdruͤcken antworten: 

„Der König will den Gefegesentwurf in Ueberlegung nehmen, um, 
zu feiner Zeit feinen Vorſchlag befannt zu geben.‘ en 

Votauf die Kammer antworten’ wird: 

„Sie dankt Sr. Majeftät für. das Intereſſe, das Sie der Nation 
widmet.” 

At. 58. Dieſe Verweigerung hat eine abſolute Wirkung. 

At. 59. Der König ertheilt oder verweigert jedem Decrete feine Sanc: 
tion innerhalb eines Monats von dem Tage der Ueberreihung an. 

At. 60. Wenn der König den Antrag ber 2 mm Corte an: 
nimmt; fo druͤckt er fich alfo aus: 

Der König willige ein.” 

Hiermit iſt er fanctionirt und die Formen find erft, um als Geſetz des 

Koͤnigreichs bekannt gemacht zu werden, und eine der beiden eigenhaͤndigen 

ehetigungen nachdem ſie vom Koͤnige unterſchrieben iſt, ſoll im Archiv 
det Kammer, die es eingeſchickt hat, hinterlegt bleiben, und die andere dazu 

dienen, daß nach ihr die Bekanntmachung des Geſetzes durch den Staats— 
celair, den es betrifft, gemacht werde, und nachher ſoll fie im Staats⸗ 
Uchive niedergelegt werden. gr | 

U. 61. Die Bekanntmachung des Gefeges wird lauten: 

„Don Pedro, von Gottes Gnaden König von Portugal und Ala— 
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bien ic. machen allen Unſern Unterthanen zu wiſſen, daß folgendes 
) Gefeg von ben. allgemeinen. Cortes decretirt und von Uns geneh= 
migt worden ift.” (Hier folgen die Verfügungen des Textes des 
Geſetzes.) „Wir befehlen daher alten Behörden, die dieſes Gefes 
kennen und vollziehen müffen, es ganz in der Art, wie Wir es 
abgefaßt, vollziehen zu laffen. Unfer Staatsminifter .... ift mit 

dem Drude dev "Bekanntmachung deſſelben beauftzagt.” 

Art. 62. Das vom König unterzeichnete, vom: betreffenden Staatsmis 
nifter didimirte und mit dem Neichsfiegel verfehene, Gefeg wird im Original 
fn den Reichsarchiven aufbewahrt, und gedrudte Eremplare ‚davon werben. 
an die Juſtizkammern, die Gerichtöhöfe und aller Drten, wo & vonnöthen, 
verfendet. | 


Bünftes Kapitel 
Bon ben Wahlen. 


Art, 63. Die Emmennungen ber Abgeordneten zu ben allgemeinen Cor: 
208 werben durch indirecte Wahlen beiverkftelligt; die Maffe der activen Bür- 
ger vereinigt fi in den nad Pfarreien abgetheilten Berfammlungen, und 
ernennt die Wähler der Provinzen, und diefe die Stellvertreter der Nation. 
Act. 64. Das Recht, bei diefen Primaͤtwahlen zu flimmen, haben: 
$. 1. bie portugieſiſchen Bürger, die im Genuſſe ihrer politiſchen Rechte 
ſind; 


FG. 2. die zaturaliſitten Auslaͤnder. 


Art. 65. Ausgeſchloſſen von dem Stimmrechte bei den Primarverſamm⸗ 
lungen find: 
$. 1. die er a unter fünfundgtwanig Jahren (doch genießen 

verheirathete Maͤnner und Officiere, Baccalaureen und Kleriker, wenn 
fie einundzwanzig Jahre alt find, dieſes Recht, als wenn fie ſchon 
das fünfundzwanzigfte Fahr erreicht hätten) ; 

fe, 2, die Samilienföhne, bie im Haufe ihres Waters find, infofern fie 

nicht ein Öffentliches Amt beffeiden; 

6. 3. die Bedienten (doch find in dieſe Claſſe nicht einbegriffen: die Buch⸗ 
halter und Caſſirer der Handelshaͤuſer, die Diener der koͤniglichrn 
Haͤuſer, die keine weißen Treſſen tragen, und die Aufſeher der 
Pachthoͤfe und Fabriken); 

F. 4. die Mönche und Alle, die in einer kloͤſterlichen Gemeinſchaft leben; 

5. diejenigen, die nicht ein jaͤhrliches Einkommen von 100 Milreis 

(ungefaͤhr 300 fl.) haben, ſey es aus liegenden Guͤtern, Induſtrie 

Handel oder Amt. | 

Art. 66. Alle diejenigen, die nicht in ben erften Pfarrverſammlungen 
ſtimmen duͤrfen, koͤnnen auch nicht gewaͤhlt werden, noch fuͤr die Ernennung 
irgend einer wählbaren National: oder Localbehörde ihre Stimme geben. 

%rt. 67. Alle diejenigen, welche in den Kirchipielverfammlungen ſtim⸗ 
:men koͤnnen, koͤnnen auch bei der, Wahl der Deputicten Wahlmänner feyn 
und mitſtimmen; allein davon find ausgeſchloſſen: 

1).:alle Perfonert, weldye kein veines Einkommen von jährlichen 200,000 

"Meis (600 fl) aus Legenden Gründen, aus — za 
Handel oder: Amt habenz 

2) die Sreigelaffenen ; 

3) bie in Eriminalmterfuchung Se, wegen  Vefinige Angriffs 

. oder. aus andern: Urfachen, 
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Art. 68. Alle Perfonen, welche Wahlherren fepn Können, find auch 
fühig, zu Deputirten ernannt zu Merdenz ausgenömment - 

1) affe diejenigen, die Bein reines Einkommen von: 400,000 Reis (oder 

1200 fl.). nad) den Artikeln 63. und 67. ‚yalın)! Ä 

2) die naturalifieten Fremden. 

At. 69. Die portugiefifchen Bürger, fi e mie ff fi ch aufhalten, wo fie 
tollen, ſind in jedem Wahldiſtriete fähig, zu Deputirten gewaͤhlt zu werden, 
wenn ſie auch nicht dort gebohren, wohnhaft oder anſaͤſſig waͤten. 

Art. 70. Ein Reglementargeſetz wird das practiſche Verfahren bei den 
Vahlen und die Zahl der rn im wa — des 
Koͤnigteichs beſtimmen. 

Fünfter Titel 
Erſtes Kapitel 
Vom Könlge, von det vermittelnden Gewalt. 

At. 71. Die vermittelnde Gewalt {ft der Schlußftein ber ganzen polis 
tfhen Drganifation und gehört urfprünglich dem Könige als hoͤchſtein Obers 
haupte der Nation, damit er beftändig Uber bie Handhabung und Erhaltung 
der Unabhängigkeit, des Gleichgewichts und bet Harmonie der andern politis 
[hen Gewalten wache. 

At. 72. Die Perfon bes Königs iſt unverleglich und heilig; er ſteht 
durhaus unter Feiner Derantwortlichkeit. 

At. 73. Seine Titel find: König von Portugal und der Algarbien, 
bieffelts und jenfeits des Meeres, in Afrika, Herr von Guinea und der Ers 
oberung, ber Schifffahrt, des Handels von Aethiopien, Arabien, - ien und 

in; und wird genannt Allergetreuefte Majeftät. 

Art, 74. Der König uͤbt die vermittelnde Gewalt aus: 

1) indem er bie Pairs in unbeftimmter Zahl ernennt; 

2) indem er bie allgemeinen Corted und während ber Zwiſchenjeit ihrer 
Sigungen, im Falle das Staatswohl biefes erfordert, die außerors 
bentlihen Gortes zufammen beruft; 

3) indem er die Deaete und Beſchluͤſſe der Generalcortes fanctioniet, 
damit fie Gefegeskraft haben (Art. 09.) 

4) indem er die Zufammenberufung ber Generalcortes verfchiebt oder 
voranruͤckt, oder indem er die Auflöfung ber Kammer der Deputir 
ten in dem Falle, daß das Staatswohl foiches erheifche, anordnet 
und unverzüglich eine andere an ihre Stelle zufammen beruft; 

5) indem er freiwillig Die Staatsminifter ernennt oder abfegt;‘ 

6) indem er die gerichtlichen DObrigkeiten im Falle des Artikels 121. 
fuspendirt; 

7) indem er die Strafen ber Griminafverbrecher, bie thnen vermöge 
Urtheild auferlegt find, milbert, ober ihnen ganz nachlaͤßt; 

8) indem er im bringenden Falle eine Amneſtie ertheilt, und wenn bie 
Menſchlichkeit und das Staatswohl es alfo erfordern. 


Zweites Sapitel, 
Bon der vollziehenden Gewalt, 
Art. 75. Der König ift das Oberhaupt. ber vollziehenden Gewalt Er 
übt folche durch feine Staatsminifter ni ihre vorzuͤglichſten Befugniſſe find: 
in dem Koͤnigreich Portugal ben 2. Mat bes vierten Jahres ber 
beſtehenden Geſetzgebung, und im den Kolonieen das Jahr zuvor, 
die neuen allgemeinen Cortes zuſammen zu berufen; F 
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2. bie: — und zu den geiſtlichen frinden zu ernennen; 

3) zu allen weltlichen und geiſtlichen Aemtern zu ernennen; 

4) bie Commandanten ber Land⸗ und Seemacht zu ernennen, und fie 
jedesmal,wenn das Wohl des Staats es erfordert, abzuaͤndern; 

5) die Geſandten und alle andere Handels- oder politiſche Agenten zu 
‚ernennen; ; 

6) die politifchen Unterhandlungen mit den auswaͤrtigen Nationen zu 
leiten; 

7) Allianz⸗, Offenſi v⸗-, Defenſiv-, Subſidien-, Handels-Tractate zu 
ſchließen, ſie nach deren Abſchließung zur Kenntnif der allgemeis 
nen Gortes zu bringen, wenn das Sntereffe und Wohl des Staats 

08 geftatten. Im Falle die zu Friedengzeiten geſchloſſenen Zractate 
eine Abtretung 'oder Austaufhung. vom Gebiete des Königreichs 
oder von Befigungen, worauf das Königreih Anfprüche hätte, ver: 
anlaßten; fo, follen biefelben nicht ratificirt werden, ohne daß die 
allgemeinen Gottes fie beftätigt hätten ; 

8) Krieg zu erklären und Frieden zu ſchließen, und dabei der Verſamm⸗ 
lung diejenigen Mittheilungen zu machen, welche mit dem Intereſſe 

und dem Wohle des Staats vereinbar ſind; 

9) Naturalifationsdiplome dem Geſetze gemäß zu ertheilen ; 

10) Zitel, Chrenftellen, Mititairorden und Belohnungszeihen für dem 
Siaate geleiſtete Dienſte zu ertheilen, wobei die Penſionen, die auf 
dem Staate haften, von der Genehmigung der Verſammlung, im 
Fa wo fie durch ein Gefeg ausgefegt und beſtimmt find, ab: 

- hängen; 

41) die Deerete, Inſtructionen und Reglemente, welche. nöthig und für 
die gute Vollziehung der Gefege tauglich find, zu fertigen ; 

12) die Verwendung. der durch die Cortes bewilligten Einkünfte für bie 
verfchiedenen Zweige der Verwaltung zu decretiren; 

13) da8 Exequatur der Gonciliendeerete und apoftolifhen Briefe und 
jede andere kirchliche Verfaſſungen, wenn fi e der Verfaſſung nicht 
zuwider find, zu bemilligen oder. zu verweigern, wobei immer bie 
Genehmigung der Cortes vorangehen muß, wenn folde allgemeine 
Derfügungen enthielt; 

14) überhaupt für Alles, mas die innerlihe Ruhe des Staats betrifft, 

u in den durch bie Berfaffung vorgefchriebenen Formen zu forgen. 
Art. 76. Der König, ehe er als folcher ausgerufen wird, wird in bie 
Hände des Präfidenten der Pairskammer, bei verfammelten beiden Kammern, 
folgenden Eid fchwören: 
„Ich ſchwoͤre, die Eatholifchzapoftolifcherömifche Religion zu handhaben, 
die politifche Verfaſſung der portugiefifchen Nation und alle andere 
Gefege des Königreichs zu beobachten und beobachten zu laffen, und 

- in Allem, fo viel in meinen Kräften fteht, für das allgemeine Beſte 
der Nation zu forgen.” 

Art. 77. Der König kann ohne Erlaubniß ber allgemeinen Corte 

nicht aus dem Königreiche Portugal gehen, und wenn er es dennoch thut, 
fo fol} es angefehen werden, als habe er der Krone entfagt. 


Drittes Kapitel. 
Von ber königlichen Familie und ihrer Dotation. 


Art. 78. Der. vermuthliche Erbe des Königreiche foll den Titel: koͤ— 
niglicher Prinz, und fein- ältefter Sohn den Titel Prinz von Beyra führen; 
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alle anderen Prinzen heißen Infanten. Der. Kronptinz, fo wie ber Prinz 
von Beyta, werden koͤnigliche Hoheit titulirt. Die Infanten werdben 
Hoheit betitelt. ee . 
Art. 79. Der vermuthliche: Erbe, wenn er 14 Jahre erreicht hat, 
fol, in die Hände des Präfidenten dev, Pairskammer, bei verfammelten bei 
in Kammern, folgenden Eid leiften: x | 
„Ich fchwöre, die Eatholifch = apoftolifch = roͤmiſche Religion zu . 
handhaben, die politifhe Verfaffung der portugiefiihen Nation zu 
beobachten und den Gefegen und dem Könige: zu gehorhen.! “ 
Art.” 80. Die allgemeinen Gortes, fobald. der. König: zur. Regierung 
gelangt, muͤſſen ihm, fo wie der Königin feiner: Gemahlin, eine ihrer hohen 
Würde gemäße Dotation, ausfegen. | — 2, — 
Ur. 81. Die Cortes muͤſſen ebenfalls dem Kronprinzen und ben In⸗ 
fanten, vom Tage ihrer Geburt an, eine Dotation ausſetzee. 
At, 82. Wenn die Prinzeffinnen oder Infantinnen ſich verheirathen 
follten; fo müffen ihnen die Gortes eine Ausfteuer ausfegen, und bei deren 
Bezahlung hört ihre Dotation anf. u TE 
At. 83. Den Infanten, die ſich vermählen und kuͤnftig außerhalb 
des Königreichs, refidiren. werden, foll ‚ein für allemal eine gewiſſe, von den 
Cottes feitgefegte, Summe ausbezahlt werden, und von dem Tage ber Ause 
bezahlung derfelben an ihre Dotation aufhören. 0 — 
Art. 84. Die Dotationen und Ausſteuern, von denen in obigen Ars 
tikeln die Rede gervefen, werben aus dem Eönigl. Schage bezahlt, und einen 
von dem Könige. zu ernennenden Intendanten übergeben, mit‘ dem alle 
Activ- und Paffivgefchäfte des Eönigl. Haufes verhandelt werden. 
Art. 85. Die Paläfte und koͤnigl. Landgüter, welche der König big 
jezt befejfen hat, bleiben das Eigenthum feiner Nachfolger, und die Gortes 
werden für die Ankäufe und Bauten, die fie fowohl der Würde als dem 
Vergnügen des Königs dienlich erachten, Sorge tragen. 
Viertes Kapitel. 
Don der Erbfolge zur Krone, 


At. 86. Die Königin Donna Maria 2, von Gottes Gnaden, und 
duch die foͤrmliche Abdankung und Abtretung des Herrn, Pedro 1, Kaifers 
von Brafilien, wird immer in Portugal herrſchen. 

At. 87. - Die legitimen Nachkommen derfelben werden auf bem Throne 
nach Ordnung der Erftgeburt folgen, fo daß immer die ältere Linie der 
jüngern, in derfelben Linie der. nähere Grab dem entferntern, in demfelben 
Örade das männliche Gefchleht dem meiblichen, und in demfelben Gefchlechte 
die Ältere -Perfon der ‚jüngeren ‚vorgezogen. twerde. | 

Art. 88, Im Kalle des vollftändigen Ausfterbens der geraden Linie 
der Iegitimen Nachkommen der Königin Donna Maria 2 wird die Krone 
an die Seitenlinie übergehn. . en 

At, 89. Kein Fremder ann in der Krone von Portugal nachfolgen. 

‚ At. 90. Die Vermählung der Prinzeffin vermuthlichen Thronerbin 
wird immer mit Einwilligung des Königs, und nie mit einem Fremden 
vor fih gehen. Wenn der König in dem Augenblide, wo man fi mit. 
dirfer Vermaͤhlung befhäftigen fol, ſchon aufgehört hätte-zu leben; fo wird 
fie nicht ohne die Einwilligung der General: Cortes ins Werk gefegt wers 
en koͤnnen. Ihr Gemahl wird keinen Theil an der Regierung nehmen, 
und. den Namen König erſt dann tragen, wenn die Königin ihm einen 


Sohn oder eine Tochter gebohren hat. 


- 
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ee Rapitel. 
Bon der‘ FR während der MRinderiäbrigteit,, ‚oben 
en. dee nn Urfadhe, die den König verhindert, zu 
regieren. 


1. ing 9. Der König iſt minderjährig bie zum zuruůckgelegten abe 


er. ie 

j tt. 92. Mährend feiner Minderjährigkeit ſoll das Königreich durch 
ara —*& tegiert werden, welche dem naͤchſten Verwandten des Koͤ⸗ 
igs nach der Ordnung der Thronfolge zugehoͤrt, und der ſelber die Voll⸗ 

ji rigkeit von 25 Jahren erreicht haben muß. 

Art. 93: Wenn der König keinen Verwandten Hat, der dieſe Eigen⸗ 
ſchaft beſitzt; ſo ſoll das Koͤnigreich durch eine bleibende Regentſchaft regiert 
werden, welche durch die General⸗ Cortes ernannt wird, aus drei gliedern 
2? und mobon das Altefte Präfidens ift. 

Art. IE &o lange diefe Regentſchaft noch nicht erwaͤhlt ſeyn wich, 
ſoll das —— buch eine proviſoriſche Regentſchaft regiert werden, welche 
aus den zwei Staats: Miniftern des Innern, und dee Juſtiz, und aus den 
wer ‚Älteften wirklichen Staatsräthen befteht, von der Königin Wittwe, und 

fit deren Ermanglung don dem aͤlteſten Staatsrathe praͤſiditt wird. 

Art. 95: Im Falle die Königin Regent ſtirbt, ſoll he Gemahl bie 

—— praͤſi diren. 
Art. 96. fe der König aus irgend einer phyſiſchen ober moralifchen 
Urſache, weiche durch bie Mehrzahl in beiden Kammern der Gortes offenbar 
anerkannt -ift, in der Lage, daß er unmöglich regieren kann; fo foll der 
Kronprinz, wenn er 18 Sahre alt ift, an feiner Stelle vegieren. 

Art. 97. Die Regentin, fo wie auch die Megentfchaft, follen den im 
Art. 75 erwähnten Eid ſchwoͤren, nebft dem Zuſatze bes Lides der Treue 
gegen dert König, und daß fie ihm‘ die Regierung ſogleich bei feiner Voll⸗ 
jaͤhrigkeit, oder beim Aufpöcen der Utſachen, die ihn zu regieren verhinderten, 
übergeben werben. 

Art. 98. Die Ycte der Regentſchaft und des Regenten follen im 
Namen des Königs unter folgender Formel befannt gemacht werben; 

Befiehlt bie Regentſchaft im Namen des Könige . .. be 
fiehlt der Kronprinz Regent im Namen des Königs.” 

‚Art, 99. Weber die Megentfchaft noch ber Regent find verantwortlich. 

Urt. 100. Wähvend der Minderjährigkeit des Thronfolgers foll fein 
Bormund derjenige ſeyn, weldhen der König iu feinem Teſtamente dazu 
ernannt haben wird. In deſſen Ermangelung wird bie Königin Muster 
BVormünderin, und in Ermangelung dee Königin follen die allgemeinen Cor⸗ 
tes den Vormund ernennen. Jedoch darf niemald Vormund des mins 
derjährigen Königs derjenige fern, welchen die Krone im Falle 2 Todes 
des Koͤnigs durch die Erbfolge zufallen wuͤrde. 


Sechſtes Kapitel. 
| Dom Minifterium. 

Art. 101. Es follen mehrere Stantöferretaire beftehen; das Geſetz 
wird die Geſchaͤfte bezeichnen, bie jebem derſelben zuſtehen; es wird biefe 
vereinigen ober trennen, je nachdem es zweckdienlich ſeyn wird, 

Urt. 102. Die Minifter follen jeden Act der vollgiehenden Gewalt 


ern und biefe Ucte koͤnnen ohne dieſe Formalitaͤt nicht vollzogen 
14 
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At. 103. Die Staatsminiſter ſollen verantwortlich fen: .ı 
. wegen VBerräthereiz | 
. Wegen verfuchter Beftechlihelt, Knfliftung von ee und 
wegen Erprejfung ; 
. wegen Mißbrauchs ber Gewalt ; 3 
. wenn fie gefegwidtig handeln; | 
. wenn fie auf irgend eine Art gegen bie Freiheit, Sicherheit und 
das Eigenthum der Bürger handeln; 
. wenn fie auch. nur bie geringjte Verſchwendung der Siaatsgel⸗ 
der begehen. 
Art. 104. Ein beſonderes Geſetz fol die Beſchaffenheit dieſer Verge⸗ 
hungen, und die Art, wie dagegen verfahren werden ſoll, beſtimmen. 
Art. 105. Der mündliche oder ſchriftliche Befehl des Anige rettet 
die Miniſter von der Verantwortlichkeit nicht. | 
At, 106. Die Fremden, auch wenn fie naturalifirt Find, nd, Binnen 
nicht Staatsminifter feyn. 


Siebentes Kapitel. 
Bom Staatsrathe 

Art, 107. Es foll ein Staatsrath feyn, der aus Rüthen, bie — 
uͤnglich bleiben, beſteht, und fie werden vom König ernannt. 

Urt. 108. Die Fremden, auch wenn fie naturaliſirt ſind, Tönen 
nicht Staatsräthe werden. 

Art. 109. Die Staatsräthe, she fie die Geſchaͤfte antreten, muͤſſen 
in die Hände des Königs den Eid ablegen, die römifch: kathouſche Religion 
zu handhaben, die Verfaſſung und die Geſetze zu beobachten, dem Koͤnige 
getreu zu ſeyn, ihm nach ihrem Gewiſſen zu rathen, und dabei nur das 
Vohl der Nation vor Augen zu haben. 

At, 110. Die Raͤthe ſollen bei allen wichtigen Angelegenheiten und 
ki den allgemeinen Dermaltungsmaßtegeln, befonders uͤber Erklärung des 
Krieges mit auswärtigen Nationen, fo wie auch bei allen Angelegenheiten 
angehört werden, wo der König die Abficht hat, eine der, der vermittelnden Ges 
walt zuftehenden, Befugniffe, welche im Art. 74 benannt find, auszuüben, 
mit Ausnahme des $. 5. 

Art. 111. Die Staatscäthe find für bie ertheilten Raͤthe verants 
wertich, (wenn fie gegen die Geſetze und das Beſte des Staates offenbar 
nachtheilig find. 

Art. 112. Der Kronprinz, fobald er 18 Jahre zuruͤckgelegt hat, iſt 
Mitglied des Staatsratchs von Rechts wegen; die übrigen Prinzen des koͤ⸗ 
niglichen Hauſes Eönnen nur mach vorläufiger Ernennung von ‘Seiten des 
Königs in den Staatsrath kommen. 


Achtes Kapitel, 
Von ber Kriegsmacht. 

Aut. 113. Alte Portugieſen find verbunden, die Waffen zu ergreifen, 
um die Unabhängigkeit und die Gefammtheit des Königreichs gu unterſtuͤ⸗ 
Ken, und um es ‚gegen die inmern und äußern Feinde zu vertheidign. 

‚Urt. 114. So lange die allgemeinen Cortes die fichende Kriegsmacht 
zu Land und zur See nicht beflimmen, fol bie gegenwärtig beflchende bis 
um Augenblicke fortbefiehen, we die Cortes fie vermindern oder vermehren 


U, 115. Die Kriegsmacht iſt in ihrem weſentlichen Zufiende an _ 
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Gehorſam gebunden; ſie kann nur dann zuſammentteten, wenn ſie durch 
die geſetzmaͤßige Gewalt den Befehl dazu erhaͤlt. 
Art. 116. Der. vollziehenden Gewalt ſteht es ausſchließlich zu, die 
See- und Landmacht ſo zu gebrauchen, wie es zur Sicherheit und zur 
Vertheidigung des Königreichs für zweckmäßig halten wird. : 

Art. 117. Eine befondere Ordonnanz wird die Drganifation der Ars 
mee, ihre Beförderungen und Kriegszucht, fo wie auch daſſelbe bei der, See— 
macht regein. 


Sechſter Titel. 
Von der gerihtlihden Gewalt. 
— Einziges Kapitel. 
Von den Richtern und den Gerichtsſtellen. 


Art. 118. Die gerichtliche Gewalt iſt unabhaͤngig, und ſoll beſtehen 
aus Richtern und Geſchwornen, welche letztere ſowohl in buͤrgerlichen als 
Criminalfaͤllen und in den durch die Geſetzbuͤcher zu beſtimmenden Faͤllen 
und Formen Statt haben ſollen. 

Art. 119. Die Geſchwornen ſprechen über den Thatbeftand, und bie 
Michter wenden das Gefeg an. 

Art. 120. Die Richter bleiben beſtaͤndig im Amte von Rechtswegen; 
dies will jedoch nicht fo viel ſagen, als ob fie nicht von einem Orte im ei— 
nen andern je auf eine, durch das Gefeg zu beftimmende, Zeit und Art ver: 
fegt werden Eönnten. Ä 

‚Art. 121. Der König kann auf gegen fie eingefommene Klagen, nad 
vorheriger Anhörung und deshalb eingeholtem Gutachten des Staatsraths, diefe 
Richter. fuspendiren. Alte fie betreffende Actenſtuͤcke ſollen jedem Diſtricts— 
gerichte übergeben werden, damit diefes nach den gefeglichen Formen gegen fie 
verfahre. 

Art. 122. Die Richter koͤnnen ihr Amt nur durch ein Urtheil ver 
lieven, 

Art. 123. "Ale Richter des Reihe und ale Juſtizbeamte find für 
die Miß hraͤuche ihrer Gewalt und fuͤr Amtsvergehen verantwortlich, welche 
fie ſich in ihren Aemtern zu Schulden kommen laſſen; dieſe Verantwortliche 
keit wird durch ein Reglementargeſetz verwirklicht werden. 

Art. 124. Wegen Anſtiftung von Verbrechen, wegen verſuchter Ber 
ftehung, Veruntreuung und Erpreffung findet gegen fie eine Popularklage 
Statt, und diefe kann gegen fie innerhalb Jahr und Tag entweder duch 
ben ‚Kläger felber, oder durch jede andere Perfon aus dem Volke, unter Be— 
obachtung der geſetzlich vorgeſchriebenen Proceßordnung, eingeleitet werden. 


Art. 125. Um die Sachen in zweiter und letzter Inſtanz zu richten, 
follen in den Provinzen des Königsreich$ Gerichte errichtet werden, welche 
die Bequemlichkeit | des Volks erheifchen wird. 

Art. 126. In Griminalfachen find das Verhoͤr der Zeugen und alle 
andere Preßverfahren von der Beſchuldigung an öffentlih, und zwar vom 
heutigen Zage an. 

Art. 127. In Cilvil- fowohl als Griminalfachen können’ bie Parteien 
Schiedsrichter ernennen; ihre Uetheile werden ohne Appellation. vollzogen, 
wenn die beiden Gegenparteien deshalb uͤbereinkommen. 

Urt, 128. Wenn man nicht zuvor bewiefen hat, daß män- das ‚Ver: 
gs verfucht hat, kann man auch keinen Proceß anfangen. 

{29. Bu dieſem Ende werden Friedensrichter beftellt, welche zu 


* 
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felhen Zeit und auf dieſelbe Art erwählt werden, wie die Mitglieder ber 
Rumicipalitäten. Ein Gefeg wird ihre: Befugniffe und Bezirke bes 
immen. 

At. 130. In ber Hauptftabt des Königreichs foll Außer dem Ges. 
ihte, das dort, wie in den andern Provinzen feyn wird, noch ein Gericht 
nter dem Namen des höchften Juſtizgerichts beftehen; es foll aus gelehrten 
Richtern beftehen, welche nad der Anciennetät aus den andern Gerichten 
zogen find; fie werden mit dem Zitel: Näthe beehrt. Bei der erften Dr: 
anifation kann man zu diefem Gerichtshofe die Richter aus den Gerichten 
women, welche man eingehen zu laffen für nöthig finden wird. 

Art. 131. Diefes Gerichtshofes Befugniffe find: 

1. in den duch ein Gefeg zu beftimmenden Sachen und Formen 
die Zulaffung zur Gaffation zu geftatten, oder zu verweigern; 

2. über die Vergehungen und Irrthuͤmer der Richter in ihren Amts: 
verrichtungen, der Dberrichter, und ber Angeftellten bei dem diplo— 
matifchen Corps zu erkennen; 

3. in Sachen ftreitiger Gerichtsbarkeit und Gompetenz der Provin⸗ 
zialgerichte zu erkennen und zu entfcheiden. 


Siebenter Titel. 
Von der Berwaltung und von den Provinzen. 
Erftes Kapitel. 
Bon der Verwaltung. 


At. 132. Die Verwaltung ber Provinzen bleibt für die Zukunft, wie 
fe it, bis fie durch ein Gefeg abgeändert wird, 


Zweites Kapitel. | 
Von den Stadt:Magiftraten. 


At. 133. In allen Städten und gegenwärtig vorhandenen Markt 
ſeden und in allen denjenigen, welche künftig noch entftehen werden, follen 
Nunicipalitäten errichtet werden, welchen die Staatswirthfcehaft und die Mus: 
wipalverwaltung befagter Städte und Fleden zutömmt. 

‚ Kt. 134. Die Municipalitäten werden gewählt, und beftehen aus 
einer durch das Gefes zu beftimmenden Anzahl; das Miüglied, das die 
Riften Stimmen für ſich hat, wird Präfident. 

At. 135. Die Ausübung ihrer Municipalpflichten, die Abfaſſung der 
Pollzeiordonnanzen, die Verwendung ihrer Einkünfte und anderer Gelder, 
ile diefe Befugniffe folen durch ein Neglementargefeg beſtimmt werden. 


Drittes Kapitel. 
Bon den Öffentlihen Einkünften. 

At. 136. Die Einnahme und Ausgabe der öffentlichen Einkünfte 
wird duch eine Behoͤrde beforgt, welche den Namen: öffentlicher Schag 
führt, worin verfchiedene geſetzlich errichtete Abtheilungen die Verwaltung defz 

n und feine Rechnungen beforgen. 

U. 137, Alle directe Steuern, ausgenommen biejenigen, welche zur 
Vezahlung der Zinſen und Tilgung der Staatsſchuld beſtimmt ſind, ſollen 
—* ein Jahr durch die allgemeinen Cortes beſtimmt werden, aber ſo lange 
Pertdauern, bis fie Öffentlich für abgeſchafft erklaͤrt, oder an deren Stelle an: 
dite eingeführt find. 

At, 138, Der Staatsminifter der Finanzen, nachdem er von den 
wi Viniftern die Miniſterialbudgets ihrer Ausgaben en haben wird, 
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ſoll jaͤhrlich der Deputirtenkammer, und ſobald die Cortes verſammelt ſeyr 
werden, eine allgemeine Bilanz aller oͤffentlichen Ausgaben des bevorſtehen 
den Jahrs und den Betrag aller Abgaben und oͤffentlichen Einkuͤnft 
vorlegen. 


2a oterT —, 


Allgemeine Verfügungen und Gemwährleiftungen ber bürger 

gerlihen und politifhen Rechte der portugiefifhen Bürger. 

Art. 139. Die allgemeinen Cortes follen vom Anfange ihrer Sigun 

gen an unterfuchen, ob die politifche Verfaſſung des Königreiches genau bi 
obachtet worden: ift. 

Art, 140. Wenn nad) Verfluß von vier Fahren, ſeitdem die Verfaſ 
ſung des Koͤnigreiches beſchworen worden iſt, anerkannt wuͤrde, daß eine 
ihret Artikel abgeaͤndert zu werden beduͤrfte; ſo ſoll der Antrag deshal 
ſchriftlich gemacht, und dieſer muß von der Kammer der Deputirten ausge 
hen, und von dem Drittel ihrer Mitglieder unterſtuͤtzt werden. 


- Urt. 141. Der Antrag ſoll dreimal, in Zwiſchenzeiten von ſechs Tu 
gen von einer zur andern Vorleſung, vorgeleien werden, und nach ber dritte 
Vorlefung berathfchlagt die Kammer, ob der Antrag unterfucht werden folle 
— wird alsdann verfahren, wie bei der Berathſchlagung über ci 

eſetz 

Art. 142. Wenn die Unterſuchung zugelaſſen und die Nothwendigkei 
der Abaͤnderung des verfaſſungsmaͤßigen Artikels ganz bewieſen iſt; ſo ſol 
das Geſetz ausgefertigt, vom Könige ſanctionirt und in. der gewoͤhnlicher 
Form bekannt gemacht werden; allein man ſoll den Wahlherren der Depu 
tirten für die naͤchſte Legislatur aufgeben, daß fie ihnen in ihren Vollmach 
ten befondere Aufträge wegen einer erforderlichen Abänderung oder Verbeſſe 
tung ertheilen. 

Art. 143. Sn der folgenden Legislatur und deren erften Sigung fol 
der Gegenftand vorgenommen und verhandelt werden, und das Refultat fol 
die Frage entfcheiden, ob die Abänderung oder Verbefferung an dem Grund 
gefege gemad)t werden foll. Diefe wird dann der Verfaſſung beigefuͤgt un 
feierlich bekannt gemacht. 

Art. 144. Verfaſſungsmaͤßig iſt nur das, was der Verfaſſungsact ir 
Ruͤckſicht der Grenzen und wechſelſeitigen Befugniffe der Staatsgemälte 
und der politifchen und individuellen Rechte der Bürger beftimmt. Alle 
was nicht verfafjungsmäßig ift, kann ohne die erwähnten Formalitäten durd 
die gewöhnlichen Legislaturen abgeändert werden. 

Ast. 145. Die Unverleglichkeit der bürgerlichen und politifchen Recht: 
der portugiefifchen Bürger, welche die Freiheit, die perfönliche Sicherheit und 
das Eigenthum zur Grundlage haben, ift duch die Verfaffung des König: 
reiches auf-folgende Art gefichert: 

1) Kein Bürger kann verbunden oder abgehalten werden, etwas ji 
thun, als durch das Gefeg. 

2) Die Verfügung eines Geſetzes kann keine ruͤckwirkende Kraft 
haben. 

3) Jeder kann feine Gedanken entweder muͤndlich oder ſchriftlich 
oder im Drucke bekannt machen, ohne einer Cenſur unterworfen 
zu ſeyn; nur iſt er dabei fuͤr den Mißbrauch, den er von dieſem 
Rechte machen würde, in den durch das Geſetz beſtimmten Fül 
len und Formen verantwortlich. 

4) Niemand kann aus Religionsgruͤnden belangt werden, fo lang 
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er die Religion des Staats ehrt und bie öffentliche Moral nicht 
verlegt. 

5) Jeder kann im Königreiche bleiben oder es verlaffen, wie es ihm 
beliebt, und alles fein Eigenthum mit ſich nehmen; nur muß er 
fid) nad) den Polizei-Verfügungen richten, und die Anfprüche ber 
Dritten befriedigen. 

6) Jeder Bürger hat in feinem Haufe ein unverlegliches Aſyl; bei 
Nacht darf man ed ohne feine Einwilligung nicht betreten, außer 
im Falle einer Hülfsforderung von "innen, oder im Falle einer 
Feuers- oder Maffersnoth von außen ber; und bei Tag foll der 
Eintritt in das Haus nur in den durch das Geſetz bejkiamten 
Tällen und Formen erlaubt feyn. 

7) Niemand Eann ohne gegen ihn eingereichte Klage. verhaftet wer: 
den, außer in gefeglich beftimmten Fällen, und in biefen $ällen : 
fol der Richter innerhalb 24 Stunden von ber- Einkerferung an, 
dem Berhafteten durch eine unterzeichnete Note den Grund fei: 
ner Verhaftung, die Namen der Ankläger und. der Zeugen, wenn 
er fie Eennt, Eund thun. Dies fol in Städten, Marktfleden oder 
Dörfern, die nahe bei dem Wohnorte des Richters Liegen, inner: 
halb der 24 Stunden, und in entfernten Orten innerhalb einer 
moͤglichſt kurzen Zeit, die das Gefeg mit Rüdfiht auf die Aus: 
dehnung des Gebiets beftimmen wird, gefchehen. 

8) Audy wenn eine Criminalklage eingereicht iſt, kann Niemand ins 
Gefaͤngniß gefuͤhrt, noch in demſelben zuruͤckgehalten werden, wenn 
er in Faͤllen, wo es das Geſetz zulaͤßt, Buͤrgſchaft leiſtet, und 
uͤberhaupt kann der Angeklagte bei Vergehungen, deren hoͤchſte 
Strafe ſechsmonatliches Gefaͤngniß oder Verbannung aus dem 
Bezirke iſt, verlangen, auf freien Fuß geſtellt zu werden. 

9) Mit Ausnahme der Ergreifung auf friſcher That kann Niemand 
ohne ſchriftlichen Befehl der rechtmäßigen Behörde ins Gefängniß ges 
bracht werben. Iſt diefer Befehl roillfürlich gegeben; fo wird der 
Richter, der ihn gegeben, und derjenige, der darum eingefommen 
ift, mit Strafen belegt, die das Gefeg beftimmen wird, Was 
bier wegen der Verhaftung im Gefängniffe vor förmlich eingereich: 
ter Klage gefagt ift, umfaßt nicht die Militaichefehle, die zur Er: 
haltung der Kriegszucht und zur Mecrutirung der Armee nöthig 
find, noch die Fälfe, welche nicht rein criminell find, und wo das 
Geſetz dennoch die Verhaftung einer Perfon verhängt, weil fie den 
Verfügungen der Juſtiz ungehorfam war, oder eine Verpflichtung 
in einer beftimmten Frift nicht erfüllte. 

10) Niemand Eann verurtheilt werden, außer durch die gehörige Be— 
hörde, vermöge eines früher erlaffenen Gefeges und in der durch 
daffelbe vorgefchriebenen Form. 

11) Die Unabhängigkeit der richtetlichen Gewalt ſoll aufrecht erhalten 
werden. Keine Behoͤrde darf eine anhaͤngige Sache vor ein ande— 
res Gericht berufen, fie unterdruͤcken, oder abgemachte Proceſſe wie: 
der ins Leben rufen. 

12) Das Geſetz iſt für Alle gleih, es mag fhügen oder beftrafen; es 
belohnt je nach feinem Verdienſte. 

13) Jeder Bürger kann zu jeder öffentlichen, bürgerlichen, politifchen 
‚oder militairifhen Stelle gelangen, ohne allen Unterfchied, außer “ 
dem feiner Talente und Tugenden. — 
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14) Niemand iſt von ber nach Verhaͤltniß feiner Habe berechneten Bei: 
fteuer zu den Sttaats: Ausgaben enthoben. 

15) Alle Privilegien find abgefchafft, die nicht mefentlih und wegen 
des gemeinen Beſten mit den Aemtein vollkommen verbunden 


find. 

16) Ausgenommen: die Sachen, die ihrer Befchaffenheit nach unb ver: 
möge der Gefege vor befondere Richter gehören, giebt es Feine pri: 
vilegirte Gerichtsbarkeit nody Spezialcommiffion weder in bürgerli- 
hen noch Griminalfachen. 

17) Es fol fo bald als möglih ein Civil und ein Criminal: 
Gefegbuch, gegründet auf fefte Bafen der Gerechtigkeit und Billig: 
keit, abgefaßt werden. 

18) Von diefem Augenblide an find abgefhafft der Staupbefen, die 
Zortur, die Brandmarkung, und alle andere noch graufamere 
Strafen. 

19) Keine Strafe foll ſich weiter erftreden, als auf die Perfon bes 
Berurtheilten; darum wird in feinem Falle die Confiscation der 
Süter Statt haben; und die Ehrlofigkeit des Uebelthäters kann 
£einen feiner Verwandten in keinem Verwandtfchaftsgrade treffen. 

20) Die Gefängniffe follen fiher, reinlich und gut gelüftet feyn, aud) 
mehrere Abtheilungen für die Angefchuldigten den Umftänden gemäß 
und je nach der Befchaffenheit ihrer Verbrechen haben. 

21) Das Eigenthumsreht ift in feiner ganzen Ausdehnung gefichert. 

22) Die Staatsfhuld ift ebenfalls: gefichert. | 

23) Keine Art Arbeit, Yandbau, Gewerbsfleiß oder Handel kann verbo: 
ten werden, fo lange er den öffentlichen Gebraͤuchen, der Sicher⸗ 
heit und Gefundheit der Bürger nicht zumider ift. 

24) Die Erfinder behalten das Eigenthumsrecht ihrer Erfindungen oder 
ihrer Producte. Ein Gefeg fichert ihnen ihre ausfchließliches Pri: 
vilegium für eine gewiſſe Zeit ober eine Entfchädigung für ten 
Schaden, den fie erleiden Eönnten, wenn fie ihre Erfindung be: 
kannt madıten. 

25) Das Geheimniß der Briefe iſt unverleglih. Die Poftverwaltung 
ift für jedes Vergehen gegen diefen Artikel ſtreng verantwortlich). 

26) Die Belohnungen für die dem Staate geleifteten Civil- oder Mi: 
litaicdienfte bleiben garantirt; das Recht, Ddiefelben zu erwerben, 
wird durch ein Geſetz beftimmt. 

27) Die öffentlichen Beamten find ftreng verantwortlih für bie Miß— 
bräuche und Vernachlaͤſſigungen, die fie fich bei der Ausübung ih 
tee Amtspflichten zu Schulden kommen laffen, fo wie auch da: 
für, wenn fie ihre Untergebenen nicht zur Verantwortung gezogen 
haben. 

28) Jeder Bürger kann ſchriftlich der gefeggebenden oder vollziehenden 
Gewalt Anfprühe, Klagen oder Bittfchriften vorlegen, wenn fie 
irgend eine Verlegung der Verfaſſung aufdeden, und babei bie 
wirkliche DVerantwortlichkeit der Webertreter bei der gehörigen Be: 
hörde auffordern. 

29) Die Verfaffung garantirt auch die öffentlichen Huͤlfs-Anſtalten. 

30) Der Primar: Unterricht ift für alle Bürger unentgeldlich. 

31) Die Verfaſſung garantirt den Erbadel und deſſen Vorrechte. 


32) In Collegien und auf Hochſchulen folen die Elemente der ernſt⸗ 
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baften und fchönen Wiſſenſchaften fo wie der Künfte gelehrt 
werden. Ä | 
33) Die verfaffungsmäßigen Gewalten Eönnen weder bie Verfaffung 


fuspendiren, noch die individuellen Rechte antaften, außer in den. 


Fällen und Umftänden, die im folgenden Artikel beflimmt find. 

3) Im Fall von Aufitand oder Einfall des Feindes, wenn die Si: 

cherheit erfordert, daß man für eine beflimmte Zeit lang einige der 
Formalitäten auf die Seite fege, wodurch die individuelle Freiheit 
garantirt ift, wird man dafür durd) einen fpeciellen Act der gefeg: 
gebenden Gewalt forgen. Wenn die Cortes nicht zeitig genug ver: 
einigt werden Eönnen oder die Gefahr dringend würde, foll die Re— 
gierung dieſelben Maßregeln als proviforifhe und unumgängliche 
Hülfe nehmen dürfen, und den geroöhnlichen Gang der Gefege nach 
dem Drange der Nothwendigkeit fuspendiren Eönnen; aber in allen 
Tällen muß fie den Cortes, fobald fie verfammelt feyn werden, ei: 
nen Bericht nebft Angabe der Beweggründe zu den vorgenomme: 
nen Berhaftungen und andern Maßregeln vorlegen. Jede Behörde, 
welcher die Vollziehbung derfelben aufgetragen gemefen ſeyn mag, ift 
für die dabei begangenen Mißbraͤuche verantwortlich. 

Sch befehle allen Behörden, welchen die Kenntniß und die Vollziehung 
onmwärtiger verfaffungsmäßigen Charte zufteht, daß fie diefelbe befchwären und 
teihwören laffen, und fie in ihrem ganzen Inhalt und in jedem ihrer Arti- 
kl befolgen laffen. Die Negentfhaft meiner Königreihex und Befigungen 
dat fih damach zu richten. Mithin foll fie befagte Charte in ihrem gan— 
un Umfange und jeden ihrer Artikel druden, bekannt machen, vollziehen laf: 
fen und aufbewahren, damit ſolche gültig fey gleich einem in der Ganzlei 
erheilten Act, ob fie gleich dort nicht ertheilt ift, ohne Rüdficht jeder entgegenge: 


* 


ſehten Ordonnanzen, welche Ich dabei vernichte und dagegen jene für guͤltig 


eröläre, und unerachtet aller etwaiger Fehler in der Abfaffung und Ermange- 
ung anderer Stylformalitäten, deren Ich hiermit zu entheben geruhe. 
Gegeben im Palaft zu Rio: Janeiro, den 19ten Tag des Monats 
Ipril des Jahres der Geburt unfers Herrn Jeſus Chriftus 1826. 
| Unterzeichnet: Der König, nebſt Handzug. 


\ 


Dur) Decret vom 30. April 1826 aus Rio Janeiro ernannte 
Don Pedro als Pairs des portugiefifchen Reiches: den Gardinal: Pa- 
triarchen, 4 Erzbifchöffe, 14 Biſchoͤffe, 2 Herzoge, 26 Marquis, 42 
Grafen md 2 Vicomtes (fämmtliche weltliche Pairs mit Erblichfeit der 
Virde); fo: wie den Herzog von Gadaval zum Präfidenten, und den 
Cordinal: Patriarchen zum Vicepräfidenten der Pairskammer. 

Am 1. Aug. 1826 befchwor die Regentin Iſabella die neue DVer- 
faſung. Am 7. Aug. 1826 erfchien das Wahlgeſetz für die Abge— 
Ordneten zu den Gortes*). — Am 4. Oct. 1826 befhwor Don Mi: 
guel zu Wien die verfaffungsmäßige Charte unbedingt und ohne 
Vorbehalt), Der Verlobungsact zwifchen der Königin Maria und 
—8 ſteht abgekürzt in ben neueſten Staatsacten x. Ih. 6. 

) Ebendaf. S, 19. 
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dem Infanten Don Miguel ward am 29. Det. 1826 zu Wien, wo 
Don Miguel feit 1823 fich aufgehalten hatte, vollzogen. Ob nun gleich 
bald darauf, unter Leitung der verwittweten Königin Charlotte, eine Res 
action zu Gunften der Ihronbefteigung Don Migueld in Portugal ſich 
bildete; fo traten doch die beiden Kammern (Dec. 1826) nad) der neuen 
Berfaffung zufammen. 
Kaum war aber Don Miguel, nach feiner Reife von Wien über 
- London, in Liffabon angefommen, wo er am 26. Febr. 1823 dem Eid 
auf die Verfaffung erneuerte, und kaum hatte er, nach der Verfügung 
„ feines Bruders, des Kaifers, vom 3. Sul. 1827, „die Regentfchaft 
nach der Berfaffung bis zur Volljährigkeit der Prinzef- 
fin Maria” übernommen, ald er am 13. März 1828 die verfammel- 
ten Sorte auflöfete, und die fogenannten alten Cortes von Portu— 
gal (die Cortes von Lamego nach drei Ständen) zufammen berief, wel- 
che ihn am 25. Juni 1828 zum Könige von Portugal und Al 
garbien ernannten, worauf er am 30. Juni die Föniglihe Würde 
annahm. 

Don Miguel Mortbrichigkeit gab darauf die Veranlaffung zu eis 
nem Bruderfriege zwifchen Don Pedro und ihm, in weldhem Don Pedro, 
der durch einen in Rio Janeiro gegen ihn ausgebrochenen Aufftand zur 
Niederlegung feiner Kaiferwürde in Brafilien zu Gunſten ſei— 
ned minderjährigen Sohnes genöthigt worden war, als Vater der jungen 
Königin, die Regentfhaft Portugals feldft übernahm, und (1832) in 
Oporto landete. Der Erfolg dieſes Kampfes liegt noch im Dunkel der Zukunft. 


— — — 


6. 
It alien. 


Naͤchſt Teutſchland erfuhr kein Land in Europa ſeit den letzten 37 
Jahren eine fo völlige Umbildung feines ganzen aͤltern politiſchen Sy—⸗ 
ſtems, als Italien, das überhaupt, nach der Menge feiner einzelnen 
größeren und Eleinern Staaten, feit den Zeiten des Mittelalters viel 
Aehnlichkeit mit Teutfchland hatte. 

Der Hauptfturm, welcher Italiens vormalige politifche Geftaltung 
traf, begann mit Bonaparte’3 fiegreichem Feldzuge im Jahre 1796. 
Mehrere italienifche Fürften mußten ihren Kampf gegen Frankreich mit 
beträchtlichen Opfern erfaufen; fo der König von Sardinien und ber 
Papft. Andere Fürften verloren ihre gefammten italifchen Länder; fo bie 
Häufer Efte in Modena, Bourbon in Parma und Habsburg = Lotrin: 

gen in Zoscana. Der teutfche Kaifer verzichtete auf Mailand und Man 
tua; die Republik Venedig verfchwand auf immer aus dem europaͤſſchen 
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Staatenſyſteme; die Nepublifen Genua und Lucca wurden vielfach ‚um: 
eftaltet; der Kirchenftaat und felbft das Königreich Neapel wurden eine 
Zeit lang republifanijitt. | 

Alein nirgends wechfelten die innern und dußern politifchen Ver— 
haltmiffe, fo wie die Farben der verfchiedenartigfteu politifchen Verfaſ— 
ſungs- und Regierungsformen mehr, ald in Stalien feit dem Sahre 
17%. Darauf wirkte theils der Wechfel des politifchen Syſtems in 
dem, über Stalien mächtig gebietenden, Frankreich, theild der mehrmals 
in und über Stalien erneuerte Kampf, befonders aber feit dem Jahre 
1514 die Vernichtung der Weltherrfchaft Napoleons bedeutend ein. 
Denn feit diefer Zeit Eehrten nicht nur die von ihm vertriebenen Fürften 
ihren Stammbefigungen zuruͤck; es wurden auch, bei vielen wichtigen 
gegraphifchen Beftimmuugen in Hinfiht Italiens auf dem Wiener Con: 
geſſe, durchgehends die feit dem Jahre 1797 in Stalien eingeführten 
md mehrmals veränderten neuen Verfaffungen völlig wieder ab» 
sihafft. 

An die Stelle derfelben traten nur in einigen italienifchen Staaten 
indere neue politifche Formen; in den meiften Staaten der Halbinfel 
ward durchgehende das alte, vor dem-Sahre 1796 beftehende, Syſtem 
im Innern hergeftellt. 

Demungeachtet behaupten die in Staliens einzelnen Staaten eine 
lingere oder Eürzere Zeit hindurch beftehenden neuen Verfaffungen, ein 
d vielfaches Intereffe als Denkmäler der Geſchichte und der 
Politik, als daß fie in diefer Sammlung fehlen dürften. 


l.e Savoyen, Piemont, Sardinien. 


Der König von Sardinien, Victor Amadeus 3, mußte (15. Mai 
17%) im Frieden mit Frankreich, Savoyen und Nizza an bie Re 
zublik Frankreich abtreten, und fein Sohn, Karl Emanuel 4. (9. Dec. 
1798) fogar auf Piemont eine Verzichtleiftungsurfunde ausftellen, wor: 
uf ihm blos die Infel Sardinien verblieb. Er legte am 4. Juni 
1502 die önigliche Winde nieder, welche auf feinen Bruder, Victor 
Emanuel, überging, der im Sahre 1814 von Sardinien zuruͤckkehrte, 
ind nicht nur von den Ländern feines Haufes in Oberitalien wieder Be: 
ſtz nahm, fondern auch, nach den Befchlüffen des Wiener Congreffes, 
den Freiftant Genua mit denfelben verband. 

In Savoyen, Piemont und Nizza galten, nach deren Ein: 
verleibung in Frankreich felbft, die für Frankreich gegebenen Ber: 
affungen bis zum Sahre 1814. — Nach der Ruͤckkehr des Königs 
Victor Emmanuel nach Zurin, warb aber die franzöfifche Verfaſſung auf: 
Khoben, und der König regierte feit diefer Zeit, ohne repräfente: 
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tive Staatöformen. Selbft der Verfuch im Jahre 1821, in Pie 
mont die fpanifche Verfaffung einzuführen, fcheiterte an der mili 
tairifchen Intervention Deftreichs. 


2. Genuon. 


Die Republit Genua hatte bis zum Sahre 1797 ihre ariftofra 
tiſche Staatöform behauptet. Als aber der zwifchen Buonaparte umi 
Deſtreich zu Leoben (16. Apr. 1797) abgefchloffene Waffenftillftand be 
reitö über das Schidfal der von Buonaparte in Oberitalien proclamir 
ten neuen ciSalpinifchen Republik entfchieden hatte; da brah auch ir 
Genua (21. Mai 1797) die Gährung der demofratifchen Partei gegeı 
die ariftofratifhe aus. Der franzöfifhe Gefandte Faypoult erklärt 
fi für die Anfprüche der Demokraten, und der Doge fah ſich genöthigt 
eine Deputation in dad Hauptquartier ded General Buonaparte zu 
fenden. 

So fam am 6. Juni 1797 zu Montebello bei Mailand ein: 
Convention zu Stande, einerfeitd von Buonaparte und Fay— 
poult,-andererfeitö von den genuefifchen Deputirten Cambioſo, Car: 
bonara und Serra abgefchloffen, in welcher die ariftofratifche Form 
des Freiftaats in eine Demofratifche umgewandelt, und die Grund: 
lage der Fünftigen Verfaffung deffelben feftgefegt, fo wie gleichzeitig von 
Buonaparte dem Doge ein Verzeihniß von 22 Genuefern zugefandt 
ward, welche die proviforifche Regierung von Genua bilden follten. 


| a) Grundzüge der Convention von Montebello vom ‚6. Juni 
Ä 1797. 


8S. 1. Die Regierung der Republit Genua erflärt, daß die Souveraineät 
eh: ber Sefammtheit aller Bürger bes genueſiſchen Gebietes be 
ruht. 

$. 2. Die gefesgebende Gewalt foll zweien repräfentirenden 
Räthen anvertraut werden, woron einer aus 300, der andere aus 150 Mitglie 
bern beftehen wird. Die vollziehende Gewalt fol einem Senate von 12 
Mitgliedern, unter dem Borfise eines Doge, zufichen. Der Doge und die Sena- 
toren follen von ben zwei Räthen ernannt werben. 

8.3. Jede Gemeinde foll eine Municipalität, und jeder Diftrict 
eine Verwaltung haben. 

$.4. Die Wahlacten u allen obrigkeitlihen Stellen, die Abtheilung des Lan— 
des in Diftricte, der jeder Amtöftelle anzuvertrauende Antheil von Staatögewalt, 
die Organifation ber richterlidhen Gewalt und der bewaffneten Macht, follen von 
einer gefesgebenden Commiſſion beftimmet werben, welche den Auftrag er: 
halten fol, die Berfaffung und alle Sefege, die zur Organiſirung ber Regie 
rung gehören, zu entwerfen, wobei fie bafür zu forgen hat, daß nichts gegen 
bie Eatholifhe Religion verfügt, daß die von bem Staate verbürgten 
Schulden gefihert, ber Freihafen der Stadt Genua und die St. George: 
bank erhalten, und Mafregeln getroffen werden, um, fo weit es bie Mittel ver: 
Ratten, für den Unterhalt der dermalen vorhandenen armen Ebdelleute zu ſorgen. 
Diefe Sommiffion fol ihre Arbeit innerhalb eines Monats von dem Tage ihrer 
erſten Sitzung an endigen. 

8.5. Da das Volk fi wieder in feine Rechte eingefegt befindet; fo ill 
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jebe Art von Privilegium und von, befonberer Einrichtung, welche die Ein« 
beit bes Staats unterbricht, hiermit nothwendig vernichtet. 5 

8.6. Die einftweilige Regierung foll einer Regierunscommiffion von 
22 Mitgliedern, unter dem Vorfige des gegenwärtigen Doge, anvertraut und den 
14, Juni eingefegt werben. 

Die Übrigen Artikel beftimmten den Wirkungskreis dieſer einftweili- 
gen Regierungscommilffion, womit im eilften und legten Artifel das Ver⸗ 
fprechen verbunden warb, daß die franzöfifche Republif der Republik Ge: 
nua ihren Schuß, und felbft den Beiftand ihrer Armeen bewilligen werde, 
um, fall es nothwendig feyn follte, die Vollziehung dieſer Artikel zu er- 
kichtern, und das Gebiet der Republik Genua in feiner Integri— 
tät zu erhalten. — = 


Ob num gleich die eingefegte Regierungscommiffion fih mit Vor⸗ 
ſicht und Feftigkeit betrug, die Abgaben verminderte, den Innungszwang 
und die druͤckenden Monopole mit Lebensmitteln aufhob; fo erhielt fich 
doch eine bedeutende ariftofratifche Partei, zu welcher beſonders die Geift- 
lichkeit gehörte. 

Am 14. September follte der Entwurf der neuen Verfafjung dem 
Volke vorgelegt werden. Ob ed nun gleich darin ausdruͤcklich hieß, daß 
der Staat die Öffentliche Ausübung der Fatholifhen Religion in feinen 
Schuß nehme; fo verbreiteten doch die Gegner, daß die neue Verfaffung 
die Religion zu Grunde richte, und ließen deshalb einen verfälfchten Ent: 
wurf derfelben druden, worin es unter andern hieß: die Fatholifche Ne: 
ligion wird in der ligurifchen Republik abgefchafft. 

Dies bewirkte (4. uud 5. September) einen Aufftand von 16 bis 
17,000 bewaffneten 2andleuten, die vor Genua rüdten, bie Feſtungs⸗ 
werke befegten, und Anfangs blos die Fatholiiche Religion, dann die Wie: 
derkehr des ausgewanderten Adels, und zulegt die Wiederherfiellung der 
alten Negierungsverfaffung verlangten. Diefe Maffen wurden aber vom 
General Duphot mit den Nationalgarden und 1800 Mann Linientrup⸗ 
pen, nach einem blutigen Gefechte, zerfprengt; allein die neue Verfaf: 
fung ward erft am 2. Dec. 1797 dem Volke. vorgelegt und von dies 
fem angenommen. Der Staat erhielt darin den Namen: ligurifche 
Republik, welcher Frankreich die innerhalb ihres Gebiets gelegenen 
kaiſerlichen Lehen überließ. 

(Diefe, auf die Beftimmungen der Convention von Montebello gegrün= 


dete, Berfaffung vom 2. Dec. 1797 ift noch nicht in extenso 
auszumitteln gemwefen.) 


Bei der Erneuerung bed Krieges im Jahre 1799 litt befonders das 
Gebiet der Iigurifhen Republik; denn hier behauptete fich der Reſt des 
von den Ruſſen und Deftreichern aus ganz Oberitalien verdrängten franz 
zoͤſiſchen Heeres, und Maſſena uͤbergab erſt am 4. Juni 1800 das aus⸗ 
gehungerte Genua an die Deſtreicher. Ob nun gleich die Schlacht 
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Marengo (14. Juni 1800) von Neuem über Italiens Schitkſal ent= 
fchied; fo wogte doch der Parteienfampf mächtig in der ligurifchen Re— 
publik, welche im Lüneviller Frieden (9. Zebruar 1801) von Neuem ans 
erkannt ward. | 

Sm September 1801 ward der Republik proviforifh ein neuer 
Derfafiungsentwurf von Paris aus mitgetheilt, der aber nicht ind Leben 
trat. Vielmehr gingen ligurifche Deputirte im Januar 1802 nad) Zyon, 
wo ber damalige erfte Conſul Frankreichs, Buonaparte, die Gonfulta der 
cisalpinifchen Republik fprach, und derfelben am 26. Januar 1802 eine 
neue Verfaffung gab, in welcher er als Prafident dieſes Freiftaates er= 
ſchien. Die ligurifhen Deputirten Fonnten nicht den erften Conful fpres 
chen; nur der Minifter Zalleyrand verhandelte mit ihnen. Wahrfcheins 
lich wollten fie nicht in die ihnen vorgefchlagene Vereinigung ihres Staas” 
tes mit der cisalpinifchen Republik einwilligen. | 
| Darauf überreichte am 26. Juni 1802 der franzöfifche Geſandte 
Salicetti zu Genua eine neue Berfaffung, weldhe Buonaparte 
und Zalleyrand unterzeichnet hatten, und welche fich der der cisalpinifchen 
Republik vom Jahre 1802 fehr näherte. Obgleich im Moniteur jene 
Unterfchriften fehlten, und es darin hieß, Ligurien habe fich felbft die 
neue Verfaflung gegeben; fo fehrieb doch in Genua die Regierungscom: 
miffion an das Volk: „Dem, der Europa den Frieden gab, Fam es zu, 
auch unferer Republif eine neue Geftalt zu geben.” Doc nahm der 
vom erften Conful zum Doge der ligurifchen Republik beftimmte Eat: 
taneo (ligurifcher Gefandter in Mailand) diefe Würde nicht an, an 
deflen Stelle Girolamo Durazzo trat. ' 


b) Berfaffung vom 26. Suni 1802. 


Erfter Titel, 
Grunbgefese. 


1. Freiheit, Gleichheit und Nationalrepräfentation find die großen Grundlas 
gen der Berfaffung ber ligurifchen Republik. 

2. Die Berfaffung beftimmt die Organifation der verfchiedenen Gewalten, 
und die Principien der organifchen Gefege. 

Die organischen Gefege Eönnen nicht verändert werden, als 5 Zahre, nachdem fie ge: 
geben wurden. Die Modificationen derfelben, weldhe man alsdann in Borfchlag. 
bringt, müffen nad) den bei der Gefeggebung gebräuchlichen Formen erfolgen. 

3. : Die Gefege beftimmen die Gegenftände, welche fi auf die Civil⸗Crimi⸗ 
nale und Danbdelögefegbücher beziehen, die Abgaben, den Verkauf der National: 
güter, die Aushebung der Land: und Marinetruppen, und die Prägung ber Muͤn— 
zen; fie werben von dem Senate der Beftätigung des Volkes unterworfen, welches 
repräfentirt wird durch die Nationalconfulta. | 

4. Die allgemeinen, auf die Gefege gegründeten und die Vollgiehung derfelben 
bezweckenden, Anordnungen werden durch Decrete des Senats erlaſſen. 

In dringenden und nicht vorhergefehenen Fällen, befonders wenn bie Öffentliche 
Ruhe in Gefahr ift, kann der Senat, durch zwei Drittheile der Stimmen, provis 
ſoriſch die Gefegvorfchläge in Vollziehung bringen. Die Auflagen find allein von 
diefer Verfügung ausgenommen. 

5. Die Anordnungen und Befehle in Angemeffenheit zu den Gefegen und De 
ereten, die Oberaufſicht Über die Agenten, die Reitung der bewaffneten Macht, wer: 
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den don einer hoͤchſten Magiftratur befegt, welche der Senat aus feiner Mitte 
ernennt. / i 

6. Die Anwendung bes Gefeges auf die Verbrechen gegen den Staat, fo wie 
auf die Streitigkeiten ber Bürger unter einander, oder des Bürgerd mit dem 
Staate, gehören vor bie gerichtlichen Behörden. / 


Zweiter Titel, 


Don den Corporationen, welche bei der Entwerfung und, Vollziehung 
der Gefege concutricen. 


7. Der Senat befteht aus 30 Mitgleedern, die wenigftens ein Alter von 30 
Jahren erreicht haben. ' 
Den Borfig im Senate führt ein Doge, der wenigftens 40 Jahre alt, 


om muß. \ 
Er theilt ſich in fünf Gectionen: 

die Regierung (la magistrature supreme); 

bie ber Juſtiz und Gefeggebung; 

bie des Innern; 

bie des Kriegs und der Marine; 

die ber Finanzen. 
Die Präfidenten der vier befondern Sectionen vertreten zugleich die Functio⸗ 
Mr Minifter. 
Die Regierung befteht aus neun Mitgliedern, mit Inbegriff des Doge, wels 
‚präfidirt, und den Präfidenten der vier andern 'Sectionen. Unter ben vier 
Mitgliedern giebt es wenigſtens zwei Deputirte aus dem Collegium der 







per. 
Der Senat ernennt bie Präfidenten und bie Mitglieder jeder Section. Er 
kann fie auf den Antrag des Doge verändern. 
Die Dauer der Functionen eines Doge ift fehs Jahre. 
Der Senat erneuert fi aller zwei Jahre zum dritten Theile. 

‚ Der Gchalt des Doge ift 50,000 genueſiſche Lire, der der Mitglieder der Res 

sierung 9000 Lire, und der der übrigen Stnatoren 6000 fire. 
Diefer Artikel dient zur Grundlage für das organifche Gefeg in Betreff deu 

9. 
8. Es find in der Republil drei große Eollegia: 

a) das Gollegium der Grundbefiger, deſſen Mitglieder wenigftens an 
liegenden, in dem Katafter verzeichneten, Gründen 120,000 £ire befigen 
müffen. Der vierte Theil diefer Summe kann in Inferiptionen bei der 
Georgenbank beſtehen; 

| b) das Collegium der Kaufleute; 

c) bag Collegium der Gelehrten, gewählt aus den Rechtsgelehrten und 
aus denen, welche fih mit den Wiffenfhaften und freien 
Künften befhäftigen. — Die beiden erften Collegia beftehen jedes 
aus 200, das Collegium ber Gelehrten nur aus 100 Mitgliedern. Die 
Mitglieder diefer Gollegia müffen wenigftens 30 Jahre alt feyn. Ges 
feslich treten fie aller 2 Jahre zuſammen; doc Fönnen fie auch von dem 

| Senate auferorbentlidy zufammen berufen werden. 

‚Ihre Sigungen dürfen nicht über zehn Tage dauern, und die Orte, wo fie 

fd verfgmmeln, müffen wenigftens zwei Lieues von einander liegen. 

Sie wählen die Senatoren. ie präfentiren drei Candidaten, aus welchen 

: den Doge ernennt; die Mitglieder des Collegiums ſind es auf Lebens⸗ 

Aer ſechs Jahre werden diejenigen erſetzt, welche geſtorben, ‘oder als Uns 
Birdide ausgefchloffen worden find. 

organifches Geſetz ordnet die Art der Wahl, und die Eigenfchaften, wels 

& zur Bahlfähigkeit erfordert werden. 

Sn jedem Gerichtöbezirte ernennen die Bürger aller drei Jahre eine Cons 
alta, die höchftens aus 65 Mitgliedern beftehen Tann. 
Um wahlfähig zu feyn, muß man entweder ein Grundeigenthum, ober ein bürs 

Küchen Gewerbe bejisen, das wenigftens 1000 Lire einträgt, oder ein Amt von 1000 

Einkünften, oder man muß fünf Sahre lang Sciffscapitain gewefen feyn, 

A Th eines Bergehens ſchuldig gemacht zu haben. 
- Diefe Gonfulten entwerfen ein Verzeichniß über den Etat ihrer Gerichtsbar⸗ 
'it, und übergeben ihn ber Regierung. Me 
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Sie werben, nad) einem feftgefesten Verhältniffe, Deputirte zur Naätionalcon: 
fulta, welche wenigftens 3000 Lire Einkünfte haben. 

Diefe Sonfulta fol beftehen aus 60 bis 72 Mitgliedern; fie wird vom Senate 
zufammenberufen und vertagt. Sie muß fi jährlih wenigftens einmal verfam: 
meln, um das Budget anzunehmen, und bie ihr vorgelegten Gefegesentwürfe zu 
prüfen. Diefe Entwürfe werden von neun Procuratoren discutirt, weldye die Con: 
fulta aus ihrer Mitte ernennt. Den Borfig führt ein Spreder, welchen man für 
die ganze Dauer der Sitzung wählt. 

Die Mitglieder befommen feinen Gehalt. 

Diefer Artikel ift die Grundlage des organifchen Gefeges über die Gonfulten. 

10, Die Sollegia ernennen aller zwei Jahre ein Snndicat aus 7 Mitglie 
bern, welche 40 Jahre alt feyn, und wenigftiens 10,000 Lire Einkünfte haben 
müffen. 

Diefes Syndicat Tann aus wichtigen Gründen bie’ Genfur verhängen über 
Mitglieder des Senats, zwei Mitglieder der Nationalconfulta, zwei Mitglieder jedet 
mit der Gerichtsbarkeit beauftragten Conſulta, und über zwei Mitglieder jeder cin: 
zelnen Gerichtöftelle. 

Die Sigung kann nicht über zehn Tage dauern. Das Protocol ihrer Ber: 
handlungen wirb gedrudt. 

Die Sonfulta kann im Nothfalle verorbnen, daß außerordentliche Syndicate 
fc — der Rechtspflege beſchaͤftigen. Das Protocoll ihrer Verhandlungen wird 
gedruckt. 

Das Urtheil der Cenſur kann nur einſtimmig ausgeſprochen werden. Wird 
ſie blos von der Mehrheit der Stimmen beſchloſſen; ſo iſt dieſes Urtheil, was die 
hoͤhern Behörden betrifft, der Nationalconfulta, was die niedern anlangt, den mit 
der Rechtöpflege beauftragten Gonfulten unterworfen. 

Diefer Artikel ift die Grundlage des organifchen Gefeges über die Genfur. 

11. Das Territorium ift eingetheilt in fechs Gerichtsbezirke, und theilt 
fich wieder in Cantone. 

Es giebt in jedem Gerichtöbezirke einen Proveditor (provediteur), welcher von 
der Regierung ernannt wird, und eine Verwaltungsjunta. 

Diefer Artikel dient zur Grundlage für das orgarifche Gefeg über die Ver 
waltung. 

12, Die Richter werben auf Lebenszeit ernannt. 

Es giebt für die ganze Republik einen höchften Gerichtshof, welcher in legtet 
Inſtanz über alle Appellationen der Revifionstribunale entfcheidet. 

Dieſes Tribunal nimmt alle Gaffationsgefuche an. f | 

Es giebt drei Revifionstribunale und ſechs Gerichtötribunale und Cantonsrich⸗ 
: ter für die erfte Inftanz. 

E8 giebt Handelsgerichte, welche fummarifch verfahren. 

Es giebt ein Specialtribunal zur Entfcheidung der Proceffe, bei welchen bit 
Nation urfprünglic und direct intereffirt ift. 

Es giebt Specialtribunale für -militairifche Vergehungen. 

- Das Gefeg Eennt keine andern Zribunale an, als welche durch die gegenmär: 
tige Verfaffung eingefegt find. 

Diefer Artikel dient zum organifchen Gefege über die Rechtspflege. 


Dritter Titel, 
Allgemeine Beftlimmungen. 


13. Die Eatholifche apoſtoliſch-roͤmiſche Religion ift Staatöreligion. 

Die Güter, welche gegenwärtig Erzbifhöffe, Bifhöffe, Diöcefancapitel, Semi 
narien, Pfarreien und PVicarien befigen, dürfen nicht veräußert werben. 

14. Das ligurifche Volk chrt und fchägt den Handel. Es foll zu Genua 
eine Schiffswerfte ſeyn, und die Republik wird eine Marine unterhalten, weldt 
wenigftens aus 2 Schiffen von 74 Kanonen, 2 Fregatten und 4 Gorvetten beftehk 
Drei Millionen find jaͤhrlich für die Unterhaltung der Marine beftimmt. 

Es wird eine allgemeine Glaffification der Seeleute gemacht werben. 

15. Die Republik dedit ihre Ausgaben durch directe und indirecte Steuern 
feftgefegt und vertheilt durch das Gefeg. Der reine Ertrag aller Ausgaben mul 
I Mill. Lire betragen. 
Eine Rehnungscommiffion, gewählt aus der Nationalconfulta, verifieirt in 
jebem Jahre bie Rechnung der Einnahmen und Ausgaben des Staates. 

Die Regierung wird, fobald als möglich, die Auszahlung der Intereffen Mt 


| 
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conſolidirten Nationalſchuld ficher ftellen, mit Einfchluß der Inferiptionen bei der 
Et. Georgenbanf. Sie legt der Gonfulta einen Plan zur Dedung des noch nicht 
liquidirten Theils der Öffentlichen Schuld vor. 

16. Die BVerfaffung garantirt die bürgerlihe Breiheit. Ein organi— 
ſches Gefeg wird die Form beftimmen, wie man ſich der Bürger verfichern und fie 
den Gerichten übergeben kann, welche ſich eines Verbrechens verbädjtig gemacht 


ben. 
17. Ein giebt ein Nationalinftitut. in organifches Gefeg beftimmt feine 
Fildung und feine Wirkfamkeit. 
13. Die Verfaffung garantirt denen, welche Nationalgüter erworben haben, 
den Befis der Güter, die an fie verkauft worden find. 
19. Die organifchen Gefege, welche durch negenmwärtige Berfaffung feftgefegt 
worden find, entwirft ber Senat, und werden binnen Jahresfrift befannt gemacht. 


Allein auch diefe Verfaffung ward bereits am 1. Dec. 1802 
von Nenem verändert, und zwar mit Bellimmungen, durch welche fie 
fi der alten Verfaffung noch mehr, als die vom 26. Juni, näherte, 
Nach derfelben präfidirte ein auf ſechs Jahre erwählter Doge in bem 
regierenden Senate von 30 Perfonen. | | | 

(Auch dieſe Verfaſſung vom 1. Dec. 1802 war vollſtaͤndig nicht zu 

erhalten.) — 

Was ſchon laͤngſt Buonaparte's Abſicht geweſen war, ward endlich 
im Mai 1805 ausgeführt, wo er zu Mailand ſich befand, um ſich die 
ttalienifche Königsfrone aufzufegen. Bei biefer Feierlichkeit ers 
[hin auch der Doge Durazzo mit einer ligurifchen Deputation. Allein 
noch vor der Krönung reifete er mit drei Senatoren nach Genua zurüd, 
worauf, der Ligurifche Senat (25. Mai 1805) die Einverleibung, 
des ligurifhen Staates in Frankreich decretirte, und Napoleon 
am 4. Juni diefes Decret, mit der Erklärung beftätigte, daß Ligu> 
tien einen integrirenden Theil Frankreichs bilden ſollte. Es 
ward in drei Departemente (Genua, Montebelo und der Apenninen) 
getheilt. | 

In dieſer Verbindung mit Frankreich blieb Ligurien bis nach Nas 
poleons Verzichtleiftung auf den franzöfifhen Thron im April 1814. 
Da erihien der Lord Bentind am 19. April 1814 in dem von ben 
Franzoſen verlaffenen Genua, ftellte im Namen Großbritanniens 
dafelbft die frühere republifanifche Verfaffung, wie vor dem Jahre 
1797, her, und ernannte zwei Drittheile des großen und Eleinen Rathes. 
Urin, während die Genuefer, geflügt auf diefes Verfprechen, der Aner⸗ 
erfennung ihrer MWiederherftellung entgegen fahen, wurde, nach ben Be⸗ 
[hlüffen des Wiener Congreſſes, der Freiftaat Genua, unter dem Na: 
men eines Herzogthums, fo wie die vormaligen Faiferlichen Lehen in 
demfelben und die Infel Capraja, dem Könige von Sardinien zugetheilt. 
Doc ward diefe Einverleibung durch gewiffe, der Gongreßacte angehängte, 
„Bedingungen“ gemildert, „welche als Bafis der Vereini— 
gung ber Staaten von Genua mit denen von Sarbinie“ 
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dienen ſollen.“ — Mit diefer Vereinigung erlofch, wie, im ganzen 
fardinifchen Reiche, auch in Genua die repräfentative Staatöform. 


3. Cisalpiniſche Republik (1797); Stalienifche 
Republik (1802); Königreih Stalien (1805)5 Lone 
bardifch= venetianifched Königreich (1815). 


Die Herzogthümer Mailand und Mantua waren, als Beftand- 
theile der fpanifchen Erbſchaft, am Ende des fpanifchen Erbfolgekrieges 
an Deftreich gekommen, und blieben in deſſen Händen, bis Buonaparte, 
nach feinen Siegen in Oberitalien im Sahre 1796, am 20. Mai 1796 
die Freiheit der Lombardei ausfprach, und Anfangs aus der Kom: 
bärbei die transpadanifche, und aus den vom Papfte eroberten Le— 
-gationen, Bologna und Ferrara, die cispadaniſche Republif 
bildete, zu welcher leßten er, nad) Aufhebung des Waffenftillftandes mit 
dem Herzoge von Modena (8. Oct. 1796), Modena und Reggio 
ſchlug. Der Papft mußte, im Frieden zu Zolentino (10. Febr. 1797) 
die drei Legationen, Bologna, Ferrara und Romagna, an die neue Re 
publik in. der Lombardei abtreten, und der Kaifer Franz erkannte in den 
Praliminarien zu Leoben (16. Apr. 1797) diefelbe als transpadanifche, 
und — nachdem fie am 30. Suni 1797 von Buonaparte ihre erfte 
Derfaffung erhalten hatte — im Frieden zu Campo Formio (17. 
Det. 1797) als cisalpinifhe Republif an. Diefe Republik warb 
aus den Provinzen Mailand, Mantua, Modena, Reggio, Maffa, Car: 
rara, Bologna, Ferrara, Romagna, Bergamo, Brefcia, Crema, Veltlin, 
"Eleven und Bormio gebildet. Die erfte Verfaffung derfelben war ein 
Nachbild der franzöfifchen vom Jahre 1795, und in derfelben das de: 
mofratifche Princip, wie in jener, vorberrichend. 


a) Verfaffung der cisalpinifchen Republik vom 30. Suni 
1797. 


Freiheit, Gleichheit. 
(Auszug aus den Regiſtern des vollziehenden Directoriums ber 
cisalpinifhen Republik) 


Im Namen der cisalpiniſchen Republik. 


Das vollziehende Directorium, beſtehend aus den Buͤrgern Serbelloni, Aleſ— 
fandri, Moscati, Paradiſi, und kuͤrzlich eingewieſen durch den Obergeneral Bona: 
parte, im Namen der franzoͤſiſchen Republik, verſammelt zum erſtenmale im Si— 
gungsfaale des Nationalpalaftes, hat befchloffen, bei feinen Acten die Proclamation 
des commanbdirenden Generals vom 11. Meffidor diefes Jahres nicderzulegen, für 
bie Folgen, welche daraus entftchen, und die feinem Inhalte angemeffene Ausfüh: 
rung, wie er folgt: 

_ Proclamation. 
Bonaparte, commanbdirender General der italienifhen Armee. 


Die cisalpinifche Republik ftand feit einigen Jahren unter der Herrfchaft des 
Hauſes Oeſtreich. a — 
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Die franzöfifche Republik ift darin gefolgt dur das Recht ber Eroberung; 
fie entfagt ihr von heute an, und die cisalpinifhe Republik. ift frei und unabhäne 
gig; — von Frankreich und dem Kaifer, wird fie es bald von ganz Eu« 
ropa ſeyn. | 

Das vollziehende Directorium der franzöfifhen Republik, nicht zufrieden, fei« 
nen Einfluß und die Siege der republifanifchen Armeen. angewendet zu haben, um 
die politifche Eriftenz ber cisalpinifhen Republik zu fihern, ‚dehnt feine Sorge 
nch weiter aus; und überzeugt, daß, wenn die Freiheit das erfte der Güter ift, 
eine Revolution die fchredlichfte aller Geißeln nach ſich zieht, giebt es dem cisalpie 
aiſchen Volke feine eigne Verfaffung, das Ergebniß der Einfihten des aufgeflärtes 
fin Volkes von Europa. 

Bon der militairifhen Verwaltung fol das cisalpinifche Volk zu einer verfafs 
fungsmäßigen Regierung übergehen. 

Damit diefer Ucbergang ohne Erfchütterung, ohne Anarchie gefchehe, hat das 
vollziehende Directorium geglaubt, einzig für diefes Mal die Mitglieder der Regie— 
tung und des gefesgebenden Körpers ernennen laffen zu muͤſſen; fo daß erft nad 
tinem Jahre das Volk zu den erledigten Stellen, der Berfaffung gemäß, ernen⸗ 
nen wird, 

Seit einer Reihe von Sahren eriftirte Feine Republik in Italien; das heilige 
euer der Freiheit war daſelbſt erftidt, und der fchönfte Theil Europa’s lebte une 
tr dem Joche der Fremden. 

Es ift an der cisalpinifchen Republik, der Welt durch ihre Weisheit, ihre _ 
Kraft, die gute Organifation ihrer Armeen zu zeigen, daß das heutige Italien 
nicht entartet und würdig iſt der Freiheit. 

Unterzeihnet: Bonaparte. 


Der commandirende General m Namen der franzöfifhen Republik and in 
Folge der voranftcehenden Proclamation ernennt zu Mitgliedern des vollzichenden 
Directoriums ber cisalpinifchen Republif: die Bürger Serbelloni, Aleffandri, Mos: 
ati, Parabdift. 

Das fünfte Mitglied wird ohne Anftand ernannt werbeh. 

Die vier Mitglieder werden morgen in Mailand eingewiejen werden. 

Unterzeihnet: Bonaparte. 


Montebello bei Mailand den 11. Meffidor des Jahres 5 auf Befehl bed com: 
mandirenden Generals der italienifchen Armee. 
Der Divifionsgeneral, Chef des Generalftabes der Armee. 
Unterzeichnet: Alerander Berthier. 


G. G. Serbelloni, Eraft der ihm übertragenen Gewalt, ernennt zum General: 
ſectetair deſſelben Directoriums den Bürger Sohann Baptift Sommariva. 
Zu Miniftern: 
der Polizei, den Bürger Gaetano Porro; 
des Kriegs, den Bürger Ambrogio Birago; 
der Finanzen, den Bürger Lubovico Ricciz 
der Suftiz, den Bürger Giufeppo Luoſi; 
der auswärtigen Angelegenheiten, den Bürger Carlo Teſti. 

Er behält fih vor, am erften Tage zur Ernennung des Minifters des Innern 
zu ſchreiten, der unterdeffen durch den Polizeiminifter erfegt werden wird. Der ge: 
genwärtige Befehl wird gedrucdt und duch die ganze cisalpinifche Republik vers 
breitet werden. 

Mailand, den 12. Meffidor im 5. Jahre der Freiheit (den 90. Suni 1797). 

Unterzeichnet: G. G. Serbelloni, Praͤſident. 


Durch das vollziehende Directorium der Generalſecretair, 
Sommariva. 


* 
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Derfaffung. 
Erklärung der Rechte und Pflihten des Menfhen und 
Bürgers, 
Das cisalpinifche Volt macht im Angefichte Gottes die folgende Erklä: 
rung der Rechte und Pflichten bes Menfchen und Bürgers bekannt. 


Rechte. 


1. Die Rechte des Menſchen in der Geſellſchaft ſind: Freiheit, Gleichheit, Si⸗ 
cherheit und Eigenthum. 

2. Die Freiheit beſteht in der Macht, alles zu thun, was ben Rechten ande: 
rer nicht ſchadet 


38. Die Gleichheit befteht darin, daß das Gefes für alle daſſelbe ſey, es ſey 
nun, fie zu befhügen oder zu ſtrafen; die Gleichheit läßt einen Unterfchied der 


Geburt, noch irgend eine erbliche Gewalt zu. 


4. Die Sicherheit entipringt aus dem Beftreben Auer, die Rechte eines Ir 


ben zu fichern. 

5. Das Eigenthum ift das Recht, feine Güter, feine Einkünfte, die Früchte 
feiner Arbeit und feines Fleißes zu genießen und zu verwalten. i 

Das Gefeg ift der allgemeine Wille, ausgedrüdt durch die Mehrheit der 

Bürger oder ihrer Stellvertreter. 

7. Man kann das, was das Gefeg nicht verbietet, nicht verhindern: Niemand 
kann gezwungen werden, bas zu thun, was das Gefeg nicht vorſchreibt. 

8. Niemand kann vor Gericht gefordert, verklagt, gefangen genommen, noch 
im Gefängniß gehalten werben, außer in dem durch das Gefeg beftimmten Falle, 
nad) ben Bormeln, die es vorfchreibt. 

9, Jeder, welcher willkuͤhrliche Befehle, Handlungen nachſucht, veranlaßt, auss 
fertigt, fördert, unterfchreibt, vollzieht oder vollziehen läßt, Toll beftraft werben. 

10, Aller Strenge, die nicht nöthig ift, um fih einer Perfon, eines Verbre— 
chens halber angeklagten Individuums zu verfihern, fol ernſtlich durch das Geſetz 
gewehrt werden. 

11. Niemand kann verurtheilt werben, bevor er nicht gefesmäßig befragt und 
angehört worben ift. 

12. Das Gefeg foll nur die unumgänglich nothivendigen und dem Verbrechen 
— Strafen verfuͤgen. 


Jede Behandlung, welche die durch das Geſetz beſtimmte Strafe vergroͤ 


ßert, iſt ein Verbrechen. 
14. Kein Geſetz, weder das peinliche noch buͤrgerliche, kann ruͤckwirkende Kraft 
habe 


liches Eigenthum. 


Alle Steuern ſind des allgemeinen Nutzens wegen eingefuͤhrt, und ſollen unter 


die Steuerpflichtigen nach Maaßgabe ihres Vermoͤgens vertheilt werden. 

17. Die Souverainetaͤt ſteht weſentlich der Geſammtheit der Buͤrger zu. 

18. Kein Individuum, keine einzelne Geſellſchaft kann ſich die Souverainetaͤt 
anmaßen. 


19. Niemand kann ohne foͤrmliche Bevollmaͤchtigung eine Gewalt ausuͤben, 


noch irgend eine oͤffentliche Handlung vollziehen. 

20. Jeder Bürger hat gleiches Recht, mittelbar ober unmittelbar zur Geſetz⸗ 
—— zur Ernennung von Volksrepraͤſentanten und Öffentlicher Beamten mitzus 
wirken. | 

21. — oͤffentlichen Aemter koͤnnen nicht das Eigenthum derer, die ſie beklei⸗ 
den, werden. 

2. Die gefellfchaftlihe Garantie kann nicht beftehen, wenn die Theilung der 


Gewalten nicht geordnet, wenn ihre Gränzen nicht beftimmt find, und wenn bie 


Verantwortlichkeit der öffentlichen Beamten nicht gefichert ift. 
Pflichten. 


1. Das Beſtehen der Geſellſchaft fordert, daß die, welche ſie ausmachen, ihre 


Pflichten erkennen und erfüllen, 
2. Alle Pflichten des Menſchen und des Buͤrgers entſpringen aus folgenden 
zwei Grundſaͤtzen, welche die Natur in alle Herzen gegraben hat; Thue einem an— 


n. | 
15. Jeder Menfch kann feine Zeit und feine Dienfte verdingen; aber er Fann 
weber fich felbft verkaufen, noch verkauft werden. Seine Perfon ift ein unveräußers 
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dern nicht, was du nicht willft, daß bir felbft gethan werde; thue beftändig dem 
Xndern das Gute, was du von ihm zu empfangen wünfdelt. 

8. Alle Verpflichtungen eines jeden gegen bie Gefellfchaft beftehen darin, fie 
za verteidigen, ihr zu dienen, ben Gefegen gehorfam zu leben, und diejenigen, 
melde ihre Organe find, zu achten. 

4, Keiner kann ein guter Bürger feyn, der nicht ein guter Sohn, ein guter 
Rater, ein guter Bruder, ein guter Freund und guter Ehemann ift. 

5. Keiner ift ein rechtfchaffener Mann, der nicht ein gefeglicher und gewiſſen⸗ 
bafter Beobachter der Gefege ift. 

6. Jeder, welcher die Gefege offen Übertritt, erklärt fi im Kriegszuftande 
gegen die Gefelfchaft. 

7. Der, welcher die Gefese, ohne fie offen zu übertreten, durch Lift oder mit: 
tft ftrafbarer Schlihe (Umtriebe) umgeht, beleidigt das Öffentliche Intereffe, und 
macht fi) unwuͤrdig des Öffentlichen Wohlmwollens und der Achtung. 

8. Die gefelfchaftlihe Ordnung beruht auf der Erhaltung des Eigenthums; 
Ara den Aderbau, alle Arten von Erzeugniffen und alle Gattungen von 
reiten. 

9. Jeder Bürger ift dem Vaterlande, ber Erhaltung der Freiheit, der Gleich⸗ 
keit und des Eigenthums, fo oft das Gefeg ihn zu beren Vertheidigung aufruft, 
kine Dienfte ſchuldig. 


BDerfaffung. 


1. Die cisalpinifche Republik ift Eine und untheilbar. 
i — Souverainetät ſteht zu der Geſammtheit ber Bürger der cisalpiniſchen 
cpublik. 
3. Die cisalpiniſche Republik erhält und überliefert den kuͤnftigen Geſchlech⸗ 
ten die Gefinnung einer ewigen Dankbarkeit gegen die franzöfifche Republik, der 
fe die Wiedererlangung ihrer Freiheit verdankt. 


Erſter Titel. 


Eintheilung des Gebietes. 
4, Die cisalpiniſche Republik bleibt für jest in folgende eilf Bezirke ein- 


1) Addabezirk; Hauptort Lodi, alle zwei Jahr wechfelnd mit Ereancia. 
2) Alpen; Hauptort Maffa. 
8) Croſſolo; Hauptort Reggio. 
4) Rario; Hauptort Como. 
5) Gebirge; Hauptort Lecco. 
6) Olona; Hauptort Milano. 
7) Panaro; Hauptort Modena. 
8) Po; Hauptort Eremona. 
9) Serio; Hauptort Bergamo. 
10) Zicino; Hauptort Pavia, 
11) Verbano; Hauptort Barefe. 
5. Die Grängen der Bezirke Fönnen durch den gefesgebenden Körper veräns 
dert oder beftimmt werben. 
6. Jeder Bezirk ift in Difkricte eingetheiltz jeder Diftrict in Gemeinden. Die 
Gemeinden behalten ihre gegenwärtigen Begraͤnzungen; jedoch wird ber gefeßgebende 
Korper fie ändern Eönnen. 


— 


Zweiter Titel. 
Politiſcher Stand der Buͤrger. 


7. Jeder im Gebiete der Republik gebohrne und wohnhafte Menſch, der das 
ter von 20 Jahren erreicht hat, und der ſich wird in die Buͤrgerliſte feiner Ge: 
meinde haben einfchreiben laffen, ift wirklicher Bürger der cisalpinifhen Republik, 
ausgenommen wenn er Bertler ober Vagabond ift. 

8. Der Sohn eines Bürgers außerhalb des Gebietes ber Republik von Ael⸗ 
tern, die auf gefegmäßige Weife abwefend find, gebohren, wird als gebohren auf 
ihrem- Gebiete betrachtet. Ä 

Tr Das Bürgerreht wird von jedem Fremden erworben, er wenn er bad 
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zwanzigſte Jahr erreicht hat, fieben auf einander folgende Jahre auf dem Gebiete be 

Republik gelebt hat, der vorläufig eine ausdrüdlice Erklärung gegeben hat, daß < 
die Abficht hege, daſelbſt zu bleiben, obgleich fie nicht verbindlich madht, und de 
auf diefem Gebiete Grundftüde, im Werthe von zweihundert Adern, befisen wirt 
und der fieben Jahre hindurch, nicht als bloßer Tageloͤhner, eine nuͤtzliche Kun 
ausgeübt haben wird, der fieben Jahre hindurch unter den Truppen der RepubI 
gedient hat, und der, nad) Verfluß bdiefer Zeit, mit einer Eisalpinerin verheirathe 
ein Sahr lang eine nüsliche Kunft getrieben haben wird. 

10. Die Söhne eines Fremden, welche auf dem Gebiete der Republik gebot 
- ren find, werden fo lange, bis fie die obengenannten Bedingungen erfüllt haber 
als Fremde angefehen. 

11. Ein Fremder, ber das zwangigfte Sahr zurüdgelegt hat, und ber” füı 
ganze Sahre auf dem Gebiete der Republik gewohnt hat, wird wirklicher Bürge 
wenn er dafelbft ein Etabliffement der Kunft oder des Handels, welches wenig 
fiens vier Menfchen befchäftigt, befist. 

Wenn das Gefchäft ſechs Menfchen befhäftigtz fo werden drei Jahre ber Ar 
ſaͤſſigkeit hinreichen; wenn acht und mehr; fo werden zwei Jahre hinreichen, 

12. Das ——— wird auf gleiche Weiſe von jedem Individuum erwo 
ben, welches, unabhängig von den im vorigen Artikel vorgefchriebenen Bedingunge 

in Hinfiht der Anfäfigteit, der Befigungen, der Betreibung der Manufactur od: 
des Handels, von dem gefesgebenden Körper für verdient um das Vaterland wit 
erklärt worden feyn. - 

13. Die cisalpinifhen Bürger allein, welche in der Bürgerlifte auf gefegm: 
ßige Weife eingezeichnet find, Tönnen in den Urverfammlungen flimmen, und zu de 
durd die Verfaffung feflgefegten Aemtern berufen werden, und werden dem zufolg 
wirkliche Bürger genannt. \ 

Die Bürger, welche dur) Bevollmaͤchtigung abwefend find, werden in ben Ur 
" verfammlungen nicht ftimmen Fönnen, wofern fie nicht das Gebiet der Republi 

während ber Zeit unmittelbar vor der Zufammenberufung der oben genannten Ber 
fammlungen bewohnt haben. 

14. Die Ausübung des Bürgerrecht geht verloren: 

1) durch Naturalifirung in fremden Ländern; 

2) durch Beitritt zu irgend einer auswärtigen Verbindung, welche Unter 
fchiede der Geburt vorausfegte, oder Religionsgeluͤbde abforberte ; 

8) durch Ucbernahme von Acmtern oder Penfionen, welde von einer aus 
mwärtigen Regierung angeboten werden; 

4) — Verdammung zu Leibes- oder Ehrenſtrafen, bis zur Wiederein 
etzung. 

15. Die Ausübung des Buͤrgerrechts wird ſuspendirt in Folge eines gefällte 
Urtheilsfpruches: 

1) wegen Zollheit, Wahnfinn oder Blödfinnigkeit ; 
| - 2) duch den Zuftand eines Schuldners oder Bankerotirers, oder eines uf 
mittelbaren Erben, ber ohne Grund im Ganzen oder zum Theil die Ert 
fhaft eines Bankerotirers zuruͤckhaͤlt; 
8) durch den Zuſtand eines befoldeten Dienftbotens, der an den Dienft eine 
Perſon oder eines Haufes gefeffelt ift; 
4) durch Anklagezuftand; 
5) durdy ein Gontumazurtheil zu Leibess oder Ehrenſtrafen bis zur Wieder 
einfegung. n 

16. Die Ausübung des Bürgerrechts Tann nur unter den in den vorhergehen 
den Artikeln feftgefegten Faͤllen verloren oder fuspendirt werben. 

17. Jeder Bürger, welcher fieben Jahre außer dem Gebiete der Republik fid 
aufgehalten hat, ohne Sendung oder Bevollmaͤchtigung im Namen ber Nation 
wird als Fremder betrachtet, und kann die Vorrechte eines cisalpinifden Bürger: 
nur nach Erfüllung der im 10,, 11. und 12. Artikel vorgefchriebenen Bebingunger 
‚wieder erlangen. 

18. Junge Leute Fönnen in bie Bürgerliften nicht eingezeichnet werben, went 
fie nicht leſen und fchreiben koͤnnen, und wenn fie nicht ein mechanifches Handiwer! 
treiben, wenn fie die Kriegsübungen nicht verftehen, und keine vorfchriftsmäfig: 
Slinte und Patrontafche befigen. Die Handarbeiter des Aderbaues find unter ben 
mechaniſchen Handwerken begriffen. Diefer Artikel wird erft im zwölften Sabre 
der Republik feine Vollziehung erhalten, und in Anfehung ber Verpflichtung, leſen 
und ſchreiben zu Eönnen, und. cine Flinte zu haben, nach dem dritten Sabre, 
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Dritter Titel. 
Urverfammlungen. 


19. Die Urverfammlungen find aus ben in ihren eignen Bezirken anfäffigen 
Bürgern zufammengefegt. Zur Anfäffigkeit, um in den genannten Verfammlungen ° 
zu ſtimmen, gehört ein Jahr des Aufenthalts, und diefes Recht geht nur durch 
einjährige Abweſenheit verloren. i 

Riemand Fann fein Recht, in den Urverfammlungen zu ftimmen, abtreten, noch 
über denſelben Gegenſtand in mehr als einer Verſammlung ſtimmen. 

20. In jedem Bezirke wird wenigſtens eine Urverfammlung Statt finden, 
Siebt es deren mehrere; fo wird jede wenigftens aus 450 Bürgern, hoͤchſtens aus 
00 Bürgern beftehen muͤſſen. Diefe Zahl verftcht fi von den abwefenden oder 
anweſenden Bürgern, welche Stimmenrecht befigen. 

21. Die Urverſammlungen werden vorlaͤufig unter dem Vorſitze des Aelteſten 
— die beiden Juͤngſten werden einſtweilen bie Geſchaͤfte der Secretaire bes 
ergen. 

B Die Urverfammlungen find bleibend beftellt duch die Ernennung eines Secre 
tairs und dreier Stinnmenzähler duch Stimmenwahl. 

22. Wenn einige Schwierigkeit wegen ber zum Stimmen erforderlichen Ei: 
genſchaften fi) erhebt; fo wird die Verfammlung vorläufig entfcheiden, mit Worbes 
balt des Recurfes an das Givilgericdht des Departements. 

23. In jedem andern Sale entfcheidet der gefeggebende Körper allein über 
bie Gültigkeit der Verhandlungen in den Urverfammlungen. 

24. Niemand kann zu den Urverfammlungen in Waffen zugelaffen werben. 
25. Die Polizeiverordnungen ftehen ben Urverfammlungen zu. 
25. Die Urverfammlungen treten zufammen: 

1) um bie duch die Revifionsverfammlungen in der Berfaffungsurfunde 

-vorgefchlagenen Veränderungen anzunehmen oder zu berwerfen ; ’ 

2) um bie ihnen ———— zuſtehenden Wahlen zu vollziehen. 
27. Sie verſammeln ſich von Rechts wegen ben 1. Germinal jedes Jahres 
(1. März), um nad) Bebürfniß zu folgenden Wahlen zu fchreiten ; 

1) der Wahlverfammlungen ; 

2) der Friedensrichter und ihrer Beifiser; 

3) der Municipalbeamten in den Gemeinden über 3000 Einwohner. 

23. Sogleich nad) diefen Wahlen bilden fi in den Gemeinden von 8000 
Einwohnern Gemeindeverfammlungen, weldye die Agenten jeder Gemeinde und ihre 
Adjuncte wählen. 

. Alles, was in den Ur: ober Gemeindeverfammlungen gefchicht, und dem 
Gegenftande ihrer Berufung fremd ift, oder was den durch die Berfaffung bes 
ſtimmten Formen zuwider feyn dürfte, ift nichtig. 

30. Die Berfammlungen, Gemeinde: fowohl als Urverfammlungen, koͤnnen 
nur die ihnen durch die Verfaffungsurkunde zuertheilten Wahlen vollzichen. 

31. Ale Wahlen geſchehen durch geheime Stimmengebung. 

32. Jeder Bürger, welcher feine Stimme verkauft oder eine erfauft zu haben 
gefeslich Überwiefen wird, wird von ber Ur- oder Gemeindeverfammlung auf 20 
Jahre, und im Wiederhohlungsfalle für immer ausgeſchloſſen. 


Vierter Titel 


Wahlverfammlungen. 


33. Jede Urverfammlung ernennt je auf 200 gegenwärtige ober abwefende 
Bürger, die das Recht in der genannten Verfammlung gu flimmen haben, einen 
Wähler. Bis auf 300 Bürger einfchließlih wird nur ein Wähler ernannt; von 
300 bis 500 werben zwei ernannt; drei von 500 bis 700; vier von 700 bis 900, 

34. Die Mitglieder der Wahlverfammlungen werben jedes Jahr ernannt, und 
Eöonnen erft nach einem Zwifchenraume von zwei Sahren wieder erwählt werden. 

35. Niemand kann zum Wähler ernannt werben, wenn er nit 25 Jahr alt 
ift, und wofern er nicht mit den zur Ausübung des cisalpinifhen Bürgerrechts noͤ⸗ 
thigen Eigenfchaften eine der folgenden Bedingungen vereinigt, nämlich: daß er in 
einer Gemeinde von mehr als 6000 Einwohnern Eigenthuͤmer oder Nusnieher eis 
nes Grundftüdes ift, das ein Einkommen gleich dem Betrage von 150 Zaglohnen 
giebt; oder daß er Pachter einer Wohnung oder eines Adergrundftüds ift, weid 
ein Einfommen gleich dem Betrage von 150 Zaglohnen gewährt. | 

In den Gemeinden unter 6000 Einwohnern, daß «Fr —— 
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nießer eines Grundftüds iſt bdeffen Ertrag dem Localwerthe von 100 Zaglohnen 
gleicht; oder Pachter einer Wohnung oder eines Adergrundftücdes, deſſen Ertrag 
dem Werthe von 100 Zaglohnen gleihlommt. 

Sn jedem Kalle muß cr eine vorfchriftsmäßige Flinte, eine Nationaluniform, 
ober zum wenigften die Auffchläge und den Halskragen einer Uniform befigen. 
Dies wird jebody erft nach dem dritten Jahre der Republik bindende Kraft haben. 

Was diejenigen betrifft, die zu derſelben Zeit Eigenthümer oder Nusnießer ei: 
nes Theils, und andern Theils Miethsmänner, Paͤchter, oder Meier find; fo wer: 
den ihre Güter unter biefen verfchiedenen Eigenſchaften bis zu dem Betrage zufam: 
mengeſchlagen, der zu ihrer Wählbarkeit erfordert wird. 

36. Die Wahlverfammlung jedes Departements verfammelt ſich den 20. Ger: 
minal (9. Aprit) jedes Jahres, und beendigt in einer einzigen Sitzung von ficben 
Tagen hoͤchſtens, und ohne Bertagung alle nothwendigen Wahlen, worauf fie von 
Rechts wegen aufgelöft ift. \ | 

. Die Wahlverfammlungen koͤnnen Fein den Wahlen (womit fie beauftragt 
find) fremdes Gefhäft verrichten; «fie können Feine Vorftellung, Bittſchrift, noch 
Sefandtfchaft empfangen oder abfenden. 

88. Die Wahlverfammlungen können unter einander nicht correfpondiren. 

89. Iſt die Wahlverfammlung einmal aufgelöft; fo kann Fein Bürger, ber 
davon Mitglied war, den Titel eines Wählers annehmen, noch ſich in diefer Ei: 
genfhaft mit denen, welche mit ihm in der gleichen Verfammlung Mitglieder wa: 
ren, vereinigen. Jede Uebertretung biefes Artikels ift ein Angriff auf die allge 
meine Sicherheit. h 

40, Die Artikel 19., 21., &2., 23., 24., 25., 29., 30., 31. und 32. des 
vorhergehenden Zitels über bie Urverfammlungen gelten auch für die Wahlverfamm: 

‚lungen. \ 
41. Die Wahlverfammlungen erwählen nad Bebürfniß: 
1) die Mitglieder des gefeggebenden Körpers, d. h. die Mitglieder des Ra 
thes der Alten, fodann die Glieder des großen Rathes; 
2) die Glieder des Caffationstribunals und ihre Erfagmänner; 
3) die Hochgefchwornen ; * 
4) die Departementsverwalter; 
5) den Praͤſidenten, den Öffentlichen Anklaͤger und Kanzler des Criminalge⸗ 
richtes; die Richter der bürgerlichen Gerichte und deren Erfagmänner. 
42. Wenn ein Bürger durch die Wahlverfammlung gewählt wird, um einen 
verftorbenen, abdankenden, oder abgefegten Beamten zu erfegen; fo muß er fih al 
blos für die Zeit gewählt betrachten, welche dem erfegten Beamten übrig war. 

43. Der Commiffair des Directoriums bei jeder Departementsvermaltung ift 
verpflichtet, bei Strafe der Abfegung, das Directorium von ber Eröffnung und 
Schliefung der Wahlverfammlungen in Kenntniß zu fegen. Diefer Commiſſair 
kann die Verhandlungen nicht aufhalten noch einſtellen, noch in der Verſammlung 
ſelbſt eintreten; aber er hat das Recht, ſich alle 24 Stunden das Protocoll jedet 
Sigzung mittheilen zu laffen, und iſt verpflichtet, dem Directorium alle gegen die 
BVerfaffungsurkfunde etwa gemachten Verftöße anzuzeigen. In jedem Falle beur 
theilt der gefeggebende Körper allein die Gültigkeit der Verhandlungen in den 
Wahlverfammlungen. 


Fünfter Titel, 
Befeggebende Gewalt. 
Allgemeine Verordnungen. 


44. Der gefesgebende Körper befteht für jest aus einem Rathe der Alten, an 
ber Zahl 40, und kann blos bis auf 60 ſteigen; und aus einem großen Rathe von 
80, hoͤchſtens von 120. 

45. Der gefeggebende Körper Kann in Eeinem Falle einem ober mehrern feiner 
Mitglieder, oder irgend jemandem fonft, eine der Verrichtungen, die ihm durch gt: 
genwärtige Verfaffung zuertheilt find, übertragen. 

46. Er Eann nicht, weber durch fich felbft, noch durch Bevollmächtigte, bie 
vollgiehende oder richterliche Gewalt ausüben. 

47. Die Eigenfhaft eines Mitgliedes des gefepgebenden Körpers ift unver 
traͤglich mit der Verwaltung eines andern Öffentlichen Amtes, ausgenommen eine 
Archivars der Republik; fie ift ebenfalls unverträglic mit der eines Geiftlichen, der 
an feinen Wohnfig gebunden ift. 


* 
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48, Das Geſetz beftimmt die Art der bleibenden oder temporairtn Erſetzung 
in ge iger Beamten, welche zu Mitgliedern bes gefeggebenden Körpers 
er n find. En 

49, Jedes Departement nimmt nach Verhaͤltniß feiner Bevölkerung Antheil 
an ber Ernennung ber Mitglieder des Rathes der Alten und bes großen Nathes. 

5, Ale 10: Jahre beftimmt der gefeggebende Körper nad) den Bevoͤlkerungs— 
liſten, bie ihm überfendet werden, die Zahl der Mitglieder bes einen und des anz 
bern Fathes, welche jebes Departement, ftellen muß. EUENE 

5, Während diefes Zeitraums Tann in biefer Vertheilung Feine. Aenderung 
ytroffen werben. — ar Be. 

52 Die Mitglieder des gefeßgebenden Körpers find nicht Repräfentanten des 
Iepartementö, welches fie ernannt hat; wohl aber ber ganzen Nation; und ed Tann 
hun Fein befonderer Auftrag gegeben. werben. \ 

53. Die beiten Räthe werden jedes Jahr zum britten Theil erneuert. N 
. 5, Die Mitglieder, welche nach drei Jahren austreten,. Tonnen unmittelbar 
fiber für drei folgende Jahre gewählt werden, worauf fie nicht, eher als nach 
wi Jahren von neuem wählbar find. 2 ns 

>. In Eeinem Falle kann ein Mitglied des gefehgebenden Körpers länger als 
Ki auf einander folgende Jahre barin bleiben. | % 
v5 Wenn durch außerordentliche Umſtaͤnde einer von beiden Räthen auf tes 
her als fieben Achtel feiner Mitglieder rebucirt werben follte; fo wird davon das 

Directorium benadhrichtigt, und es ift verpflichter, ohne Zögerung Ur: 

Kammlungen der Departements zufammen zu rufen, die bie mangelnden Mit: 

ber erfegen follen. Diefe Verfammlungen ernennen unmittelbar die Wähler, 

Ee zu den nöthigen Erfegungen fchreiten. 

57. Die neu erwählten Mitglieder beider Räthe vereinigen fi ben 1. Prai- 

(0, Mai) in der für ihre Gigungen beflimmten Gemeinde. . \ 

8, Beide Räthe haben ihren Aufenthalt immer in derfelben Gemeinde. 
3. Der gefeggebende Körper ift immerwährend ; jedoch kann er feine Sitzun⸗ 

2 b5 zu einem von ihm beftimmten Zeitpuncte vertagen. 

60. In keinem Falle können die beiden Räthe fih in einem und bemfelben 

kl verfammeln. 
dl. Das Amt des Präfidenten und des Gecretaird Kann nicht länger als ei- 

a Monat dauern, weder im großen Rathe, noch in dem ber Alten. 

‚82 Die beiden Räthe haben, jeder für ſich, das Recht der Polizei an dem 

Re ihter Sigungen, und in dem äußern Umfange, weldyen fie beftimmt haben. 

8. Cie haben jeder für ſich das Recht der Polizei über bie einzelnen Mit: 

Mer ihres Körpers; aber fie können Eeine härtere Strafe ald die”des Verweiſes, 

hahttägigen Verhaftung und dreitägiges Gefängniß beftimmen. 
% Die Sisungen beider Räthe find öffentlich; allein die Zahl der Zuhörer 
kr für Ben Rath die Zahl 100 nicht überfteigen. Die Protocolle der Sigungen 
geörudt. 

ZJeder Beſchluß gefchicht durch Sigenbleiben und Aufftehen; in zweifelhafe 
gefhieht ein Namenaufruf, aber alsdann ftimmt man geheim. j 
Jeder Rath kann auf Bitten von mehr als einem Viertel feiner Mit: 

ſich zu einem allgemeinen oder geheimen Ausfhuß bilden, aber blos um zu 
‚und nicht um zu verhandeln. 

. Keiner von beiden Räthen kann in feiner Mitte einen immermwährenden 
Aeß bilden; aber jeder von ihnen hat die Macht, wenn ihm ein Gegenftand 
fr sorbereitendben Prüfung fähig ſcheint, unter feinen Mitgliedern eine Special: 

zu ernennen, bie fich einzig und allein auf den Gegenftand, wofür fie 

Kant wurde, befchränkt. Diefe Commiſſion Löft ſich fogleich auf, wenn der Ge— 

Kand’entfcieden ift. 

RB, Die Glieder des gefeggebenden Körpers erhalten eine jährliche Schadlos— 

‚oem 6000 mailaͤndiſchen Livres. , 

DSDer geſetzgebende Körper hat eine Wache von 300 Grenabieren. | 

MD, -Der gefeggebende Körper beftimmt die Art des Dienftes und ‚feine Dauer. 

SM Der gefengebende Körper nimmt an keiner Öffentlichen Feierlichkeit Theil; 

in an ihn Feine Deputation gefandt werden; feines feiner Mitglieder Tann die 
ai und Agenten befuchen, ihren Feften beiwohnen, oder, ihre Einla: 

ä,,r Großer Rath. 

TE um zw. einem Gliede des großen Rathes gewählt zu werden, muß man 


D 
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80. Zahre alt feyn, und 10 Jahre, die unmittelbar vor der Wahl borhergehen, av 
dem Gebiete, der. Republif gewohnt haben. Die Bedingung des Alters von 8 
Jahren ift vor dem fiebenten Sahre der Republik nicht erforderlih; bis zu diefa 
Beitpuncte reicht ei Alter von 25 Sahren Hin. 

-, 73. Der große Rath ann nicht berathfchlagen, wenn die Gigung nicht w 
nigftens aus 50 Mitgliedern befteht; jedoch kann die Erörterung bei tiner- Anzal 
von, 80 Mitgliedern beginnen, Wenn zwei Stunden nad dem Beginne der Erb 
terung die Anzahl von 50 nicht vollftändig iftz fo ſchickt der Präfivent in die Wo 
nung. der Abwefenden, und benachrichtigt fie, fich in den Rath zu begeben, ur 
zwei Stunden darauf kann endlich der Rath bei einer Anzahl von blos 30 Mi 
gliedern berathfchlagen. 

. 174 Der Vorſchlag der Gefege gehört ausfchlieglich dem großen Ratte. 

75. Kein Vorſchlag kann von dem großen Rathe in Berathung genommt 
ober befchloffen werben, als. unter Beobachtung folgender Formen: es gefihehen bi 
Vorlefungen des Vorſchlages; der Bwifchenraum zwifchen zwei Vorlefungen 
nicht unter 10 Tagen ſeyn; nach jeder Vorlefung „wird die Erörterung beg 
Uebrigens Tann der große Rath nad) eins oder zweimaliger Erörterung erflärt 
daß Vertagung Statt findet, oder daß die Berathung nicht Statt haben Tan 
Jeder Vorfchlag wird gebrudt und zwei Zage vor der zweiten Vorlefung vers 
und nach der dritten entfcheidet der Rath, ob Bertagung Statt finden fol 


nicht: 

76. Ein nad) dreimaliger Vorlefung beftimmt verworfener Vorfchlag tar 
nur nad) Verlauf eines ganzen Jahres wieder vorgebracht werben. 

77. Die. vom großen Rathe angenommenen Borfchläge heißen Beihil 
(r&solutions). 

78. Im Eingange jedes Beſchluſſes wird ausgedrüdt: 

1) das Datum der Sigungen, worin die drei Vorlefungen geſchehen find: 
2) der Act, wodurch nad) der dritten Vorleſung erklärt wurde, daß die 
tagung nidyt Statt finde. 

79. Ausgenommen von den durch den 75. Artikel vorgefähriebenen Form 
find die dutch eine vorläufige Erklärung des großen Rathes für dringend am 
tannten Vorfchläge. In derfelben werben die Gründe ber dringenden, Nothwen 
keit ausgedruͤct, welche in dem Eingange der Entſcheidung aus einander geſt 


werben. 
Rath der Alten 

80. Der Rath der Alten beftcht aus 40 Mitgliedern. n 

81. Niemand Tann als Mitglied in den Rath der Alten erwählt werden, ı 
wer das vierzigfte- Iahr zurüdgelegt hat, wer verheirathet ober Wittiver Ft, u 
wer 15 Jahre lang unmittelbar vor feiner Erwählung auf dem Gebiete ber 9 
publit wohnhaft gewefen ift. 

82. Die Bedingung der Anfäffigkeit, welche durch den — Arti 
vorgeſchrieben worden, fo wie die im 72. geſtellten, betreffen die Bürger nik 
welche von dem Gebiete der Republik durch eine Sendung der Regierumg entfe 
waren. 

83. Der Rath ‚der Alten Tann nicht berathfchlagen, wenn bie Gisung mi 
wenigftens aus 2O Mitgliedern beſteht. R 

84, Es ſteht ausfchlieglid dem Rathe der Alten zu, die Beihlüffe des groi 
Rathes gu genehmigen, oder zu verwerfen. 

85. Sobald ein Beſchluß des großen Rathes an den Rath der Altın gel 
ift, bringt der Präfident den Eingang berfelben zur Worlefung. | 
886. Der Rath der Alten verweigert die Genehmigung der Beſchluͤſſe des a 
* — , welche nicht in den durch die Verfaſſung vorgeſchriebenen Formen 
gefaßt ſind. J 

87. Wenn der Vorſchlag durch den großen Rath fuͤr dringend erklaͤrt w 
ben iſt; fo berathſchlagt der Rath der Alten über die Genehmigung oder Bert 
fung der Acte der dringenden Nothiwendigkeit. 

88. Verwirft der Rath der Alten die Acte der dringenden Nothwendigk 
fo kann er über die Hauptfache des’ Befchluffes nicht berathfchlagen. 

89, Iſt der Beſchluß nicht von einer Erklärung dringender Nothwendigkeit 
gleitet; fo gefchehen davon drei Vorkefungen; der geringfte Zwifchenraum zwiſchen bit 
drei Vorlefungen ift fünf Zage. Die Erörterung folgt auf jede Vorlefung. J 
— wird gedruckt und wenigſtens zwei Tage vor der zweiten Borleſt 
vertheilt. 
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RD, Die Befchlüffe des großen Rathes, welche von dem Rathe der Alten ges 
nchmigt werben, heißen Gefege . 

9A. Der Eingang der Gefege drücdt aus das Datum ber Sigungen des Ra: 
thes ber Alten, worin die Vorlefungen gefchahen. | 
. 9. Das Decret, wodurch der Rath der Alten die dringende Nothwendigkeit 
eines Gefeges anerkennt, wird in dem Eingange biefes Gefeges mit feinen Gründen 
ü 


Der Vorſchlag eines Gefeges, welcher vom großen Rathe gemacht worden 
it, verfcht fih von allen Artikeln des nämlichen‘ Entwurfs. 5 Pape der Als 
km muß entweder alle verwerfen, oder fie im Ganzen genehmigen. 

Die Zuftimmung des Rathes der Alten zu jedem Gefegvorfchlage wird in 
elgender, vom Präfidenten und den Secretairen unterzeichneten, Formel ausgebrüdt: 
vr Rath der Alten genehmiget. 

95. Die Verweigerung der Annahme wegen Nichtbeobachtung der im 75. Ar: 
A des gegenwärtigen Titels vorgefchriebenen Formen, wird durch folgende, vom 
häfdenfen und den Gecretairen unterzeichnete, Zormel ausgedruͤckt: der Rath 
Kellten annullirt. 

„ %. Die Verweigerung der Zuftimmung zu der Hauptfache eines vorgefchla- 

mm Gefeged wird durch folgende, von dem Präfidenten und den Gecretairen uns 

Biänete, Formel ausgedrüdt: der Rath der Alten kann nit gench- 

gen. 

x 7. In dem Falle des vorhergehenden Artikels Tann der verworfene Ge: 

—— — dem großen Rathe nur nach Verlauf eines Jahres von neuem vor: 
wer i 


88. Der große Rath Tann übrigens zu jeber beliebigen Zeit einen Gefegent- 
Af vorlegen, welcher Artikel, die zum Theil in einem verworfenen Entwurfe ents 
Km waren, in ſich faßt. 

59. Der Rath der Alten fertiget fowohl dem großen Rathe, als auch bem 
* Directorium das von ihm angenommene Geſetz am Tage ber An: 


zu. 

10. Der Rath der Alten kann den Gig des gefeßgebenden Körpers veräns 
ga er beſtimmt in diefem Falle den neuen Ort und den Zeitpunct, zu weldyem 
Käthe ſich dahin begeben müffen. 
Das Decret des Rathes der Alten über diefen Gegenftand ift unwiderruflich. 

101. An demfelben Zage diefes Decrets kann Feiner von beiden Räthen mehr 
fr Gemeinde, wo fie bisher ſich aufhielten, berathfchlagen. Die Mitglieder, 
ihre Verrichtungen dafelbft fortfegten, würden ſich eines Angriffs auf die 
eit ber Republik ſchuldig machen. 
102%. Die Mitglieder des vollgiehenden Directoriums, welche zaubern, ober 
keigern würben, das Decret der Verlegung des gefesgebenden Körpers zu un: 
Kin, bekannt zu machen oder zu verfenden, würden beffelben Verbrechens 


cyn. 
105. Wenn binnen 20 Tagen, nad) dem vom Rathe der Alten beſtimmten, 

t eines jeden von beiden Räthen der Republik ihre Ankunft an dem 
beſtimmten Orte, oder ihre Verfammlung an irgend einem Orte nicht Eund 
bat; fo berufen die Departementsverwalter, oder in deren Ermangelung 
isserlihen Gerichte des Departements die Urverfammlungen, um Wähler zu 
die fogleich zur Bildung eines neuen gefeßgebenden Körpers ſchreiten, in: 
fe 40 Mitglieder in den Rath, der Alten, und 80 für den großen Rath 


14, Die Departementsverwalter, welche, im Falle des vorhergehenden Artis 
mit der Berufung der Urverfammlungen zögern wuͤrden, würden ſich des 

3 und des Angriffs auf die Sicherheit der Republik fchuldig machen. 
105. Deffelben Verbrechens ſchuldig werden alle Buͤrger erklärt, welche, im 
des pen Artikels, die Berufung der Ur: und Wahlverfammlungen 

— würden. ' 

16, Die Dlitglieder des neuen gefeggebenden Körpers verfammeln fih an 

Arte, wohin der Rath der Alten feine Sigungen verlegt hat. Können fie an 

fih nicht verfammeln; fo ift der gefeggebende Körper an dem Orte, 

ont die Mehrheit der Mitglieder verfammelt. 

7, Außer dem Falle des 100, Artikels kann kein Gefesvorfchlag vom Rathe 


Mm ausgehen. _ 
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Bon ber Öarantie ber Mitglieder des gefeggebenden Körpers. 


108. Die Bürger, welche Mitglieder des gefesgebenden Körpers find ober 
‘waren, können zu Feiner Zeit verfolgt, angeklagt, oder gerichtet werben wegen deſ⸗— 
fen, was fie bei der Ausübung ihrer Verrichtungen gefagt oder gefchrieben haben. 

109, Die Mitglieder des gefesgebenden Körpers können von dem Zeitpuncte 
ihrer Ernennung an bis zu dem 30. Zage nad Beendigung ihrer Verrihtungen 
nur unter den in folgenden Artiteln vorgefchriebenen Kormen vor Gericht geftellt 
werben. 

110. Sie können bei Griminalverbrechen auf der That ergriffen werden; aber 
es muß ohne Verzug dem gefesgebenden Körper davon Nachricht ertheilt werden, 
und. die Belangung kann nur, nachdem ber große Rath den Proceß vorgefhlagen, 
und der Rath der Alten ihn befchloffen hat, fortgefegt werben. 


111. Außer dem Falle ber frifhen That, können die Mitglieber des gefegge- 
benden Körpers weder vor bie Polizeibeamten geführt, nod in Verhaft genommen 
werben, bevor. nicht der große Rath; den Proceß vorgefchlagen und der Rath ber 
Alten ihn befchloffen hat. 

112. Im Falle der beiden vorhergehenden Artikel, kann kein Mitglied des ge— 
feßgebenden Körpers vor irgend ein anderes Gericht, ald vor ben hoben Juſtizhof 
geftellt werben. 

113. Cie werben vor diefen Gerichtshof geftellt wegen ber Verbrechen bes 
Verraths, der Verfchwendung, der Umtricbe zum Umfturze der Verfaffung, und des 
Angriffs auf die Sicherheit der Republik. 

114. Keine Anzeige gegen ein Mitglied des gefeggebenden Körpers kann die 
Belangung veranlaffen, wenn fie nicht fehriftlich verfaßt, unterzeichnet und an den 
großen Rath adreffirt ift. 

115. Wenn nad) einer, in ber durch den 75. Artikel vorgefchriebenen, Form 
gepflogenen, Berathung der große Rath die Anzeige zuläßt; fo erlärt er es in fol: 
genden Ausbrüden : ' 

die Anzeige gegen... wegen des Verbrehens... batirt 
den... unterzeihnetvon... wirb angenommen. 

116. Der Befhuldigte wird alddann vorgefordert; er hat, um zu erfcheinen, 
eine Friſt von drei vollen Tagen; und wenn er erfcheint, wird er im Gigungsfaale 
des großen Rathes angehört. 

117. Der Beihuldigte mag ſich ftellen, oder nicht; fo erklärt der große Rath 
nach biefer Friſt, ob die Unterfuchung ſeines Betragens Statt finden fol, ober 

icht 


nicht. 

118. Erklaͤrt der große Rath, daß die Unterſuchung Statt finde; fo wird ber 
Beihuldigte vor den Rath der Alten vorgeforbert; er hat, um zu erfcheinen, brei 
volle Zage Friſt, und, wenn er erfcheint, wird er im Innern des Saales, wo ber 
Rath der Alten feine Sitzungen hält, angehört. 

119. Der Beihuldigte mag fi) ftellen oder nicht; fo fpricht der Rath ber 
Alten nach diefer Friſt, und nachdem er in den durch den 89. Artikel vorgefchriebe: 
nen Formen berathfchlagt hat, die Anklage aus, ob fie Statt finde, und verweiit 
den ‚Angeklagten vor ben hohen Juſtizhof, welcher verpflichtet ift, den Proceß ohne 
Verzug einzuleiten. 

120, Jede Erörterung in einem ober dem andern Rathe, welche auf die Be: 
fhuldigung oder Anklage eines Mitgliedes des gefeggebenden Körpers Bezug bat, 
gefhicht in dem aus drei Viertheilen zum wenigften beftehenden Rathe; jede Be: 
rathfchlagung über eben diefe Gegenftände gefchicht durch Namenaufruf und geheime 
Stimmengebung. 

121. Die gegen ein Mitglied des gefeßgebenden Körpers ausgefprochene Ans 
lage zieht Suspenſion nad fih. Iſt er duch den hoben Juſtizhof freigefprochen ; 
fo übernimmt er feine Verrichtungen wieber. 


Verhältnif der beiden Räthe unter einander. 


122. Wenn die beiden Räthe vollftändig conftituirt find; fo benachrichtigen 
fie fih davon gegenfeitig durch einen Staatsboten. 

123. Jeder Rath ernennt nur zwei Staatsboten zu feinem Dienfte. 

124. Sie tragen zu jedem Rathe und zu dem vollziehenden Directorium bie 
Gefege und Acten des gefeggebenden Körpers; fie haben zu dem Ende Zutritt in 
den Sitzungsſaal bes vollziehenden Directoriums; zwei Thürftcher treten ihnen 
voran. 
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185. Einer der beiden Käthe kann ohne Zuftimmung ‘des andern feine Sitzun⸗ 
gen nicht über fünf Tage ausſetzen. ! 


Bekanntmahung der Gefege. nn 
16, Das vollziehende Directorium läßt zwei Tage nad) ihrem Gmpfange 
die Geſete und andern Acte des geſetzgebenden Körpers unterfiegeln und bekannt 


177, Es läßt die Geſetze und Acte de gefeggebenben: Körpers, welche von «is 
— — der dringenden Nothwendigkeit begleitet ſind, unterſiegeln und be— 
annt machen. | | i 

128. Die Bekanntmachung ber Gefege und Acte des gefehgebenden Körpers 
wird in felgender Form angeordnet: : i 


Im Namen ber cisalpinifhen Republik, (Gefes oder Acte des 
gefeggebenden Körpers) . Das Directorium verordnet, daß 
vorftehendes Geſetz ober Acte bes gefesggebenden Körpers 
mit dem Siegel der Republik bedbrudt, bekannt gemacht 

und vollzogen werde, — J 
129. Die Geſetze, deren Eingang nicht die Beobachtung der im 75. und 89. 
Acitel vorgefchriebenen- Bormen - bezeugt, Eönnen vom vollgiehenden Directorium 
niht bekannt gemacht werben, und feine Verantwortlichkeit darüber dauert ſechs 
Rhre. Ausgenommen find die Gefege, bei denen dies Decret der Nothwendigkeit 
vom Rathe der Alten genehmigt worden fft. — 


Sechster Titel. 
Vollziehende Gewalt... 


150, Die vollziehende Gewalt iſt einem vollziehenden Directorium übertragen, 
heſtchend aus fünf durch den gefehgebenden Körper ernannten Mitgliedern, während 
deſſa, daß die Gefhäfte einer Wahlverfammlung von ihm im Namen der Nation 
!oljogen werben. BR Bo ir 

ehe — Wahl jedes Mitgliedes des vollziehenden Directoriums geſchieht in 

orm: 
1) jedes Mitglied des großen Rathes ſchlaͤgt vier Candidaten vor, welche 
die nothiwendigen Eigenfhaften, um Directoren zu feyn, beſitzen; Pa 
2) 6 wird aus biefen Verzeichniffen ein Auszug gemacht, und die Namen 
derer, welche die vollftändige Mehrheit ber Stimmen erhalten haben, big 
. auf vier, werden ausgezogen. Im Falle, daß die Abftimmung nicht die 
bezeichnete Anzahl von Candidaten mit vollftändiger Stimmenmehrheit 
gewährt, wird eine zweite zu deren Vervollfländigung angeftellt; 
8) über diefe vier wird. insgeheim abgeftimmt, um denjenigen davon, ber 
die wenigften Stimmen hat, auszufchließen. 

132. Iſt dies gefchehen; fo fendet der große Rath durch einen Staatsboten 
hm Kathe der Alten die Lifte von dreien. Der Rath der Alten zieht nach ;deren 
‚Empfang durchs Loos den Namen eines von ihnen, welcher ausgefchloffen bleibt. 

zwei übrig - bleibenden Namen kommen zur geheimen Abftimmung, und ber, 

» Mehrheit der Stimmen hat, wird zum Mitgliede des Directoriums 


183, Alle dieſe Verhandlungen müffen an einem Tage in beiden Räthen 
Mr fih gehen, und werden fo oft wiederholt, als ein Greigniß die Wahl eines 
Directors veranlaßt. 

% 134, 5 Mitglieder des vollziehenden Directoriums müffen zum. wenigften 
alt ſeyn. 
. Sie können nur aus Bürgern gewählt werben, welche Mitglieder des 
Bitgehenden Körpers oder Minifter geweſen find. Die Verordnung des gegen= 
a Artikels wird erft zu Anfange des neunten Jahres der Republit voll: 


136, Bom erften Tage des fünften Jahres der Republik Können die Mitglie- 
Nr ds gefepgebenden Körpers weder zu Mitgliedern des Directoriums, noch zu 
Ruiftern erwählt werden; es fey nun während der Dauer ihres Berufs als Geſetz⸗ 
Ber, oder während des erften Jahres nach Beendigung diefer Gefchäfte. 

137. Das Directorium wird jährlih durch die Wahl eines neuen Mitgliedes 
Umiueit; das Loos entfcheidet in den vier erften Sahren über den nad) und nad er: 
Pigenden Austritt derer, die zuerft ernannt wurden. | 
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133. Keines ber austretenden Mitglieder. kann vor Ablauf von fünf Jahren 
wieder gewählt werben. e 

139. Blutöverwandten in auf- und abfteigender gerader Linie, Brüder, Oheim 
und Neffe, Vettern im erften Grabe, und Verſchwaͤgerte in diefen verfchiebenen 
Graben koͤnnen nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des Directoriums feyn, oder an 
deren Stelle anders, als nad) einem Beitraume von fünf Jahren, treten. 

140. Im Falle des Abjterbens, der Abdankung, oder des fonftigen Abganges 
‚eines Mitgliedes aus dem Divectorium, wird deffen Nachfolger ‚innerhalb 10 Zagen 
aufs fpätefte nad) der in den Artikeln 181.,.182. und 133 feitgefesten Beftimmung 
gewählt. Das neue Mitglied wird nur für die Zeit gewählt, welche dem, an bei: 
fen Stelle es tritt, übrig war. - Wenn jedoch diefe Zeit unter fehs Monaten iſt; 
fo bleibt der Erwählte in Thätigkeit bis zu Ende des fünften folgenden Jahres. 


141. Jedes Mitglied des Directoriums führt der Reihe nach während drei 
Monaten den Vorſitz. Der Präfident bewahrt das Eiegel. Die Gefege und At 
des gefeggebenden Körpers werben an das Directorium in der Perfon des Präfie 
denten gerichtet. 

142. Das vollziehende Directorium Eann nicht berathfchlagen, wofern niät 
wenigftens drei Mitglieder gegenwaͤrtig find. 

143. Das Directorium wählt ſich außer feiner Mitte einen Secretair, web 
her die Ausfertigungen contrafignirt, und die Verhandlungen in ein Regifter ein⸗ 
trägt, worin jedes Mitglied das Net hat, feine mit Gründen begleitete Meinung 
einfchreiben zu laffen. Das Directorium kann, wenn es ihm nöthig ſcheint, ohne 
Beifenn des Secretairs verhandeln. In bdiefem Kalle werben feine Verhandlun— 
gen in ein befonberes Protocol von einem der Mitglieder bed Directoriums ver 


chnet. 
* 144. Das Directorium ſorgt nach Geſetzen für die Äußere und Innere Sicher 
‚heit der Republik; es kann Proclamationen den Gefegen gemäß und zu deren Boll 
zuge, ergehen laffen; es verfügt über die bewaffnete Macht, ohne daß in irgend dir 
nem Falle das gefammte Directorium noch eines feiner Mitglieder fie befehligen 
tönnte, weder während der Dauer feines Berufes, noch während der zwei Jahre, 
welche unmittelbar auf die Beendigung dieſer Gefchäfte folgen. 

145. Wenn das Directorium benadhrichtigt wird, daß ſich eine Verfchwdrung 
gegen die Äußere und innere Sicherheit den Republik entfpinntz fo kann es Befehle 
ur Verhaftung und Einkerkerung gegen die erlaffen, welche als Urheber oder Mit 
—S daran angeklagt worden find. Der Verhaftete muß binnen 24 Stunden 
von dem Suftizminifter vernommen werben. Und folte er auch ferner in Berbaft 
bleiben; fo muß ihn das Directorium innerhalb acht Zagen an feine competenten 
Richter übergeben, und das bei Strafe, die auf das Verbrechen willkührlicher Ber: 
Yaftung ieht, | 

146. Das Directorium ernennt bie Hauptgenerale; aber es Tann fie nich 
aus den Verwandten oder Schwägern feiner Mitglieder in den durch Artikel 139 
beftimmten Graben wählen. Ä 

147. Das Directorium wacht über die Vollziehung der Gefege, und ficher 
fie bei den Verwaltungen und Gerichten durch von ihm ernannte Commiffaire. 

1 Es ernennt außer feiner Mitte die Miniſter, und ruft fie zurud, weni 
ed ihm gut fcheint. Es kann fie nicht unter dem Alter von SO Sahren wählen 
noch aus feinen Verwandten oder Schwägern feiner Mitglieder in den dur Arti 
tel 139. ausgefprochenen Graben. 

149. Die Minifter correfpondiren unmittelbar mit den Behörden, die ihneı 
untergeben find. 

10. Der gefeßgebende Körper beftimmt die Verrichtungen der Minifter, de 
ren Anzahl ſechs ift, nämlich: ein Minifter der Juftiz, einer des Krieges, einer de: 
Außern Angelegenheiten, einer des Innern, einer ber Polizei, und einer der Bi 
nanzen. 

en. Die Minifter bilden keinen Rath. 

152, Die Minifter find jeder für ſich verantwortlich, fowohl wegen Bollziı 
hung der Gefege, ald wegen Vollziehung der Befehle des Directoriums. 

153, Das Directorium ernennt den Einnehmer ber directen Auflagn Fü 
jedes Departement. a 

154. Es ernennt auch die Obervorftcher bei der Verwaltung ber indireca⸗ 
Steuern, und bie Berwaltungen der Nationaldomainen. 

455. Kein Befiser von Gütern auferhalb des Gebietes der Republil, Fan 
Mitglied des Directoriums oder Minifter feyn. 
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‘166. Die Mitglieder des Directoriums Eönnen die Miniſter und Agenten der 

fremden Mächte nicht befuchen. 
157. Kein Mitglied des Divectoriums Tann fi von dem Gebiete ber Res 

publif früher als fehs Monat nach Verlauf feiner Amtsverrichtungen entfernen. 

158, Jeder Director muß während dieſer Zeit dam geſetzgebenden Körper Bes 
weile feines Aufenthalts vorlegen. Ba: 

Der 110. und die folgenden Artikel bis mit Einfluß des 121., welche fid) 
auf die Garantie des gefesgebenden Körpers beziehen, find den Mitgliedern des Die 
rectoriums ein. U 

159. an bem Falle, daß mehr als zwei Mitgliedern bed Directoriums der 
Ptoceß gemacht würde, trägt der gefehgebende Körper nach ben ‚gewöhnlichen For⸗ 
men Sorge für ihre einftweilige Erſetzung während bes Proceſſes. } 

160. Außer dem Falle der Artikel 117. und 118. kann weder das Directos 
tium noch eines feiner Mitglieder, weder vom großen Rathe, noch von dem Rathe 
ber Alten vorgeforbert werden. 

161. e Rechnungen und Erläuterungen, welche einer ober der andere Rath 
von dem Directorium verlangt, werben fchriftlich ertheilt. - 

162, Das Directorium ift verpflichtet, jedes. Jahr ſchriftlich bei den Räthen 
bie Neberficht der Ausgaben, den Zuſtand der Finanzen, den Betrag der laufenden 
Penfionen, fo wie den Vorſchlag zu denen, welche es anzuordnen für paffend findet, 
ju übergeben. Es muß Mißbräuche, die zu feiner Kenntniß gelangt find, anzeigen. 

163. Das Directorium kann zu jeder Beit den großen Rath fehriftlich einlas 
ben, einen Gegenftand in Berathung, zu nehmen; es Tann ihm Maßregeln vorfchlas 
gen, aber Feine Entwürfe in Geſetzesform. ; 

164. Kein Mitglied des Directoriums Tann fih auf länger als fünf Tage 
entfernen, oder ſich über zwölf Meilen von dem Orte, wo ſich das Directorium 
aufhält, ohne dazu vom gefeggebenden Körper berechtigt zu ſeyn, wegbeheben. 

165. Die Mitglieder können bei ihren Amtsverrichtungen nur in der Klei⸗ 
dung, die für fie feftgefegt ift, erfcheinen. - 

166. Das Directorium hat feine gewöhnlide und auf Koften der Republiß 
befoldete Wache, beftehend aus 120 Mann zu Fuß und 60 zu Pferde, 

167. Das Directorium wird bei Beierlichleiten und öffentlichen Aufzügen, 
wo es beftändig ben Vorrang hat, von feiner Garde begleitetz es nimmt nur an 
Bürgerfeften Theil. u e 

168. Jedes Mitglied des Divectoriums läßt fi außer feiner Wohnung von 
zwei Mann Wache begleiten, 

169. Jeder Poften der bewaffneten Macht ift dem Directorium und jedem 
ſtiner Mitglieder die höhern militairiſchen Ehrenbezeigungen ſchuldig. 

170. Das vollziehende Direstorium ‚hat zwei Staatsboten, die es ernennt, 
und die es abfegen kann; fie bringen an beide Käthe die Schreiben und Denkſchrif—⸗ 
tin des Directoriums; fie haben zu dem Ende Zutritt zu dem Orte der Gigungen. 
des gefeggebenden Körpers, und gehen unter dem Vortritte eines Thürftehers. 
a. Das Directorium hält fid) in -derfelben Gemeinde auf als der gefegger 

e Körper: 

172. Die Mitglieder des Direstoriums erhalten Wohnungen auf Koften der 
Aepublif, und in einem Bebäube. 

173. Der Gehalt eines jeden von ihnen ift für jedes Jahr auf dic Summe 
von 50,000 mailändifchen Livres feftgefegt. 

Der der Minifter ift jährlich auf 25,000 mailändifche Livres beftimmt, 


Siebenter Titel. 


Verwaltungs und Municipalbehörden. 

174, Es giebt in jedem Departement eine Gentralverwaltung, und in jedem 

irte wenigftens eine Municipalverwaltung. 

175. Jedes Mitglicb einer Departcments» oder Municipalverwaltung muß 
sum wenigften 25 Jahre alt feyn. 

176. Blutsverwandte in auf- und abfteigender geraber Linie, Brüder, Oheim, 
Neffe und die Verfchwägerten defjelben Grades, Tönnen zu gleicher Zeit nicht Mit: 
Lieder derfelben Verwaltung feyn,. noch darin auf einander folgen, als nach zwei 
Jahren. Ausgefchloffen ift von der Central- und Municipalverwaltung jeder Geifte 
liche, der an einen beftimmten Wohnfig gebunden iſt; aufererdem ift von der Mu: 
Nüpalverwaltung ausgefhloffen, wer in directen Berhältnifien zu der Gemeinde. 
ſteht, die er verwalten follte. | 


> 
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..: 477. Jede Departementöverwaltung beftcht aus fünf Mitgliedern; fie wird’ 
zum fünften Theile alle Jahre c.neuert. 
-. . 178. Sebe Gemeinde, deren Bevölkerung fi von 3000 bis auf 100,000 Ein: 
wohner beläuft, hat für, fi allein: eine Municipalverwaltung. Ä 
179. Es giebt in jeder Gemeinde unter 3000 Einwohner einen Municipal: 
agenten und einen Abjuncten. : 
. 180, , Die Bereinigung der Municipalagenten jeder Gemeinde bildet die Muni: 
cipalität des Bezirkes, 

181. Außerdem giebt eö einen Präfidenten der Municipalverwaltung, ber in 
jedem Bezirke gewählt wird. Zu 

182. In ben Gemeinden, deren Bevölkerung von 3000 bis auf 6000 Ein: 
wohner fteigt, giebt es fünf WMunicipalbeamte; fieben von 6000 bis auf 9000; und 
heun bei größerer Anzahl. Ä 
. 188. In den Gemeinben,. deren Bevölkerung 100,000 überfteigt, giebt es zum 
wenigften drei Municipalverwaltungen; in biefen Gemeinden geſchieht die Theilung 
der Municipalitäten ‚fo, daß die. Bevölkerung des Bezirkes einer jeben nicht über 
50,000 Individuen fey, und nicht unter 80,000. Die Municipatität. jedes Diſtric⸗ 
tes befteht ans fieben Mitgliedern. 
«184, In Gemeinden, die in mehrere Munieipalitäten getheilt find, giebt es 
ein Gentralbureau für bie Gegenftände, ‚welche der gefehgebende Körper für untheil: 
bar erkannt hat. Das Bureau befteht aus drei Mitgliedern, welche die Departe 
mentsverwaltung ernennt und bie vollgiehende Gewalt beftätigt. . 


185.: Die Mitglieder jeder Municipalverwaltung werden auf ein Jahr er: 


annt. 
136. Die Departementsverwalter und bie Mitglieder der Municipalitätsver: 
waltungen koͤnnen ‚einmal ohne Zwifchenzeit wieder gewählt werben. 

187. Jeder Bürger, ber zweimal nach einander Departementsverwalter ober 
Mitglied einer Municipalverwaltung gewefen ift, und die Amtöverrihtungen kraft 
der einen von beiden Wahlen verfehen hat, Fann nur nad einem Zwiſchenraume 
von zwei Jahren aufs neue gewählt werben. 

188. Im Falle, daß eine Departements: oder Municipalverwaltung eines ober 
mehrere Mitglieder durch Tod, Abdankung oder fonft verlöre, "werben fie durch bie 
erſetzt, welche im den letzten Ur⸗ oder Wahlverfammlungen die meiften Stimmen 
erhalten haben; und im Falle, daß die Abftimmung biefer Verfammlungen nicht 
die gehörige Anzahl gewährt hätte, ordnen fi die übrigen Verwalter als Erfah 
andere einftweilige Verwalter bei. Im beiden Fällen Eönnen die Erfagmänner nur 
bis zu den vaͤchſten Wahlen im Amte bleiben. 

189. Die Departements» und Municipalverwaltungen koͤnnen die Acte beö 
gefesgebenden Körpers ober die bes vollgiehenden Directoriums weder ändern, noch 
deren Vollzug auffchieben. Eben fo wenig können fie fi in Gegenftände des Ju— 
ftigfaches mifchen. 

190. Die Verwaltungen find mefentli beauftragt mit der Vertheilung der 
directen Steuern, und mit der Aufficht über die durch Öffentliches Einkommen in 
ihrem Gebiete erwachfenden Summen. Der gefeggebende Körper beftimmt bie Re 
geln ihrer Verrichtungen, fowohl in Anfehung diefer Gegenftände, als auch anderer 

weige der innern Verwaltung. 

191. Das vollgiehende Directorium ernennt bei jeber Departements » und 
Municipalverwaltung einen Sommiffair, welchen es nach Gutbefinden wieder zurüd: 
ruft. Dieſer Commiſſair bewacht und betreibt die Vollgiehung der Geſetze. 

192, Der Commiſſair bei jeder Localverwaltung muß aus ben feit einem 
Zahre in dem Departement, wo ſich die Verwaltung befindet, wohnhaften Bürgern 
gewählt werben; er muß 25 Jahre, oder beinahe fo alt feyn. 

198. Die Municipalverwaltungen find den Departementsverwaltungen unter: 
georbnet, und diefe den Miniftern. Folglich kann jeder Minifter in feinem Fade 
die Acte ber Departementöverwaltungen annullivenz biefe hingegen die der Munici⸗ 
palverwaltungen, wenn dieſe Acte den Gefegen und den Befehlen ber obern Behör: 
den zuwiberlaufen. 

194. Die Minifter können auch die Departementsverwaltungen fuspenbiren, 
welche den Gefegen und Befehlen der obern Behörden zuwider gehandelt haben; 
und bie Departementsverwaltungen befigen baffelbe Recht über die Mitglieder der 
Municipalverhandlungen. 

195. Keine Suspenfion oder Annullivung ift ohne fürmliche Beftätigung des 
vollziehenden Directoriums bleibend. 
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196. Das Directorium Tann auch unmittelbar die Acte der Departements: 
und Municipalverwaltungen annulliren; es kann, wenn es folches nöthig findet, die’ 
Departements: ober Bezirköverwalter fuspendiren ober abfegen, und fie vor bie 
Gerichte des Departements ftellen, falld Grund dazu vorhanden ift. 

197. Jedem Beſchluß, welcher Vernichtung der Verhandlungen, Suspenflon 
oder Abfegung der Verwalter verfügt, müffen Gründe beigefügt feyn. | 

18. Wenn fünf Mitglieder einer Departementöverwaltung abgefegt werben; 
fo forgt dad Directorium für ihren Erfag bis zur nädhften Wahl; allein es kann 
ihre Erfagmänner nur aus den frühern Verwaltern des naͤmlichen Departements 


199. Die Verwaltungen ber Departements oder Bezirke können mit einander 
nur über Angelegenheiten, die ihnen durch das Gefeg zugemwiefen find, und nicht 
über allgemeine Angelegenheiten der Republik correfpondiren. 

Jede Verwaltung muß über Gefchäftsführung jährlich Rechenfchaft abe 
—— Die durch die Departementsverwaltungen abgelegten Rechnungen werden 
gedruckt. 

201. Alle Verhandlungen der verwaltenden Behoͤrden erhalten Publicitaͤt durch 
Hinterlegung der Protocolle, wo fie aufgezeichnet find, und welche allen Verwalte— 
ten zur Einſicht offen ftehen; dies Protocol wird alle ſechs Monat gefchloffen, und 
wird erft zwei Tage nad dem Schluffe hinterlegt. Der gefeggebende Körper kann, 
den Umftänden nad, die für die Pinterlegung beftimmte Frift verlängern. 


Achter Titel. 
Rihterlihe Gewalt. 
Allgemeine VBerorbnungen. 


202. Die gerichtlichen Amtsverridhtungen Eönnen weder von bem gefeßgeben: 
den Körper, noch der vollzichenden Macht ausgeübt werben. 

203. Die Richter können ſich weder in die Ausübung ber gefeßgebenden Ge: 
walt mifhen, noch irgend eine Verordnung erlaffenz fie können die Vollgiehung eis 
nes Gefeses weder befehlen, noch verhindern, noch die Öffentlichen Verwalter wegen 
Gegenftände, die fih auf Ausübung ihrer Amtsverrihtungen beziehen, vor fi) 
fordern. : 

204. Niemand kann feinen Richtern, die dad Gefeg ihm zumeifet, unter irgend 
einem Vorwande entzogen werben. 

205. Die Gerechtigkeit wird unentgelblich ertheilt. 

206. Die Richter können nur im Falle einer angenommenen Anklage ſuspen⸗ 
dirt, und nur wegen gefeglich verurtheilter Verbrechen, oder aus andern Rüdfich- 
ten, welche nach den Verordnungen der Art. 14. und 15. fie des Bürgerrechts auf 
eine Zeit lang oder auf immer verluftig machen, entfegt werben. 

207. Blutsverwandte in auf: und abfteigender Linie, Brüder, Oheim und 
Neffe, und deren Verfchwägerte Eönnen zu gleicher Zeit nicht Glieder eines Ge: 
richtöhofes feyn. 

208. Die Sisungen ber Gerichtshöfe find öffentlich; die Richter berathfchlas 
sen inögeheim; die Urtheile werben laut vorgelefenz fie werden mit Gründen unters 
ftügt, und es werden bie Ausdrüde des angewandten Gefeged darin angewandt. 

209. Kein Bürger unter 25 Jahren kann zum Richter eines Departementss 
gerichtes oder zum Friebensrichter, oder zum Beifiger des Friedensrichterd, oder 
zum Richter eines Dandelsgerichtes, oder zum Mitgliede eines Gafjationsgerichtes, 
oder zum Gefchwornen, oder zum Commiſſair des vollziehenden Directoriums bei 
den Gerichtöhöfen gewählt werben. 


Bon ber bürgerlihen Rechtspflege. 


210. Das Recht, durch Schiedsrichter, welche die Parteien wählen, über 
Streitigkeiten erfennen zu laffen, darf nicht gefränkt werben. | 

211. Die Entfcheidung dieſer Schiedsrichter läßt Feine Appellation ober Res 
= wegen Gaffation zu, wenn nicht die Parteien es ſich ausdruͤcklich vorbehalten 
r 


en. 
212. Es giebt in jebem gefeglich beftimmten Bezirke einen Friedensrichter und 
deffen Beiſitzer; fie werden fämmtlich auf zwei Jahre gewählt, und können unmit⸗ 
telbar und immerhin wieder erwählt werden. Es giebt außerdem Familiengerichte 
für Gegenftände,, welche das Gefes beftimmt, und worin ber Briedensrichter dem 
Vorſitz führt. 


3606868 Cisalpiniſche Republik. 

218. Das Geſetz beſtimmt die Gegenſtaͤnde, woruͤber die Friedensrichter und 
ihre Beiſitzer in letzter Inſtanz entſcheidenz; und es eignet ihnen andere zu, worüber 
fie mit Vorbehalt der Appellation entfcheiden. 

214. Es giebt befondere Handelsgerichte; das Gefes beftimmt die Orte, mo 
ihre Errichtung von Nugen ift, die Beichaffenheit der Sachen, die ihnen zuftchen, 
und den Werth, bis zu welchem fie in lester Inſtanz entfcheiben. 

215. Die Sadıen, deren Entſcheidung weder den Friedensrichtern, noch ben 

Hanbdelögerichten zufteht, es fey nun in legter Inſtanz oder mit Vorbehalt der Apr 
pellation, werben unmittelbar vor ben Fricdensrichter gebracht, um verglichen zu 
werden. Wenn ber riedensrichter fie nicht vergleichen kann, verweift er fie vor 
das Civilgericht. 
. 216. Es giebt in jedem Departement ein Civilgericht; das Gefes beftimmt 
den Ort feiner Errichtung, entweder des ganzen Gerichte, ober einer feiner Abs 
theilungen, und bie Zahl ber Richter, die cs bilden. Es giebt außerdem bei jebem 
Gerichte einen Commiſſair und einen. Subftituten, welche das vollziehende Director 
rium ernennt, welches fie auch abfegen kann, und einen Ganzelliften. Alle fünf 
Sahre wird zur Wahl aller Mitglieder des Gerichtes gefchritten. Die Richter kön 
nen immerfort wieder erwählt werden. 

217. Bei ber Wahl der Richter ernennt man noch Erfasmänner in ber 
burcy das Gefeg beftimmten Anzahl, die nicht aus den Bürgern der Gemeinde, wo 
das Gericht feinen Sig haft, genommen werden dürfen. 

218. Das Kivilgericht entfcheidet in letzter Inſtanz über Appellationen von 
ben Urtheilen ber Friedensrichter, der Schiedsrichter und Handelsgerihte, fo wie 
auch in den durch das Geſetz beftimmten Fällen, 

219. Die Appellation von dem Urtheile der Civilgerichte geht an das Eivik 
gericht ne einem ber brei naͤchſten Departements, fo wie e8 durch das Geſetz bes 

immt ift. _ 
220. Das Civilgeriht Tann nur bei Anmwefenheit von drei Richtern ein Un 
theil fällen; es theilt fi in Abtheilungen, wenn die Zahl es erlaubt; und im Kalle 
ber Appellation muß die Abtheilung immer aus einer Mehrzahl von zwei Richtern, 
als bei dem Spruche in erfter Inftanz waren, gebildet werben. 

221. Der Präfident des Givilgerichtes wird der Reihe der Lifte nach all 
ſechs Monat aus den Nichtern des nämlihen Gerichtshofes nach ber Orbnung ihs 
rer Ernennung gewählt; in den Abtheilungen übernimmt der am frübften ernannte 
das Gefchäft des Präfidenten. 


Bon der correctionellen und peinlihen Rechtspflege, 


222. Niemand kann verhaftet werden, als Eraft eines Decretes der Behörde, 
welcher biefe Gewalt durch das Gefeg übertragen worden ift, oder wenn er auf 
frifher That ergriffen wird; das verhaftete Individuum muß vor den Polizeibeams 
ten gebracht werben. ‘ 

223. Der Berhaftsbefehl muß förmlich den Grund zu deffen Anorbnung aus 
fprechen, und das Gefeg, Eraft deffen der Verhaft befohlen wird. Damit er volb 

ogen werben Tönne, muß er bem, der der Gegenftand davon ift, bekannt und ab 
prifttich mitgetheilt werden. 

224. Gebe ergriffene und vor den Polizeibeamten gebrachte Perſon wird auf 
der Stelle vernommen, oder fpäteftens in 24 Stunden. 

225. Ergiebt fih aus dem Verhöre, daß Fein Befchuldigungsgrund gegen fir 
vorhanden ift; fo wird fie fogleich in Freiheit gefegtz oder wenn es nöthig ſeyn 
oltte, fie in Arreft zu ſchicken; fo wird fie dahin in der kürzeften Friſt, welche in 

einem Falle drei Zage überfchreiten darf, abgeführt. 

225. Kein Verhafteter kann inne behalten werden, wenn er hinreichende 
Bürgfchaft leiſtet, in allen: den Fällen, wo das Gefeg Freiheit gegen Bürgidaft 
eftattet. \ 
ar 227. Niemand kann im Falle, wo die Fefthaltung durch das Gefeg verfügt 
wird, anderswohin abgeführt oder feftgehalten werden, als an den geſetzlich und df- 
—— Arreſt⸗, Juſtiz- oder Gefaͤngnißhaͤuſer beſtimmten Orten. 

228. Kein Waͤchter oder Stockmeiſter kann jemanden aufnehmen ober inne 
behalten, als Eraft eines Verhaftsbefehles nach den in den Artikeln 222. und 223 
vorgefchriebenen Formen, oder laut eines Befehls zu Leibeshaft, eines Anklagebe 
erets, ober eines Verdammungsurtheild zu Gefängnig oder correctionellee Ginjper 
sung, und ohne daß er davon in fein Regifter Abfchrift genommen bat. 

229. Jeder Wächter oder Stockmeifter ift verpflichtet, den Verhafteten dem 
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Eisilbeamten, ber bie Polizei des Verhaftshaufes unter ſich 'hat, Jebesmal,-fo oft er 
von diefem Beamten dazu aufgefordert wird, ohne baß irgend ein Befehl ihn das 
von freifprechen koͤnnte, darzuftellen. 

250. Die Darftellung des Verhafteten Tann jeinen Verwandten und Freunden 
niht verweigert werden, wenn fie einen Befehl des Givilbeamten beibringen, ber 
jederzeit e8 zu erlauben gehalten iftz e8 müßte denn der Wächter oder Stocdmeifter 
einen Befehl des Richters, den Verhafteten insgeheim zu bewahren, vorzeigen. 

31. Jeder durch das Gefes nicht Befugte, der den Befehl, ein Individuum 
zu berhaften, giebt, unterzeichnet ober vollzieht; oder wer fonft, felbft im Falle 
der durch das Gefeg verfügten Verhaftung, ein Individuum an.einen Ort ber Fefts 
haltung, der nicht Öffentiich und gefeglich zu biefem Behufe beftimmt ift, führet, 
ne. oder inne behält, ift des Verbrechens der willführlichen Verhafs 
tung ſchuldig. 

Alle bei Verhaftungen, Aufbewahrungen oder Executionen angewandte 
Strenge, außer der durch das Geſetz vorgefchriebenen, ift Verbrechen. 
3. Es giebt in jedem Departement, um über die Vergehen, worauf weber 
' eine Leibes- noch entehrende Strafe gefegt ift, zu richten, Zuchtgerichte, deren An⸗ 
sahl durch das Geſetz beftimmt ift. Diefe Gerichte tönnen zu einer längern Haft 
eld von zwei Jahren verurteilen. Die Erfenntniß über Vergehen, beren Strafe 
eine Geldftrafe von ſechs mailändifchen Livres, oder eine dreitägige Haft nicht über« 
—— iſt dem Friedensrichter übertragen, der darüber in letzter Inſtanz ent⸗ 
tidet. 

234. Jedes Zachtgericht beftcht aus einem SPräftdenten, zwei Friedensrichtern, 
oder Beifisern der Friedensrichter in der Gemeinde, wo es errichtet ift, aus einem 
Cemmiſſair der vollgiehenden Gewalt, ernannt und abfegbar durch das Directorium, 
und einem Canzelliſten. 

235. Der Präfident eines jeden Zuchtgerichts wird jährlich der Reihe nad 
aus den Mitgliedern des Givilgerichtes ded Departements gewählt, ausgenommen 
‚ dan Prüfidenten. 

236. Man appellirt von den Urtheilen des Zuchtgerichts an dad Griminalges 
tiht des Departements. 

237.. In Betreff der Bergehen, die Leibes- oder entchrende Strafen nad ſich 
ziehen, Kann niemand anders, als nad) ciner von Gefchwornen angenommenen, oder 
von dem geſetzgebenden Körper verfügten Anklage, in dem Zalle, wo ihm die Vers . 
fügung der Anklage zufteht, gerichtet werden. | 

233. Ein erftes Geſchwornengericht erklärt, 0b die Anklage angenommen ober 
verworfen werden folles die Thatſache erkennt ein zweites Geſchwornengericht an, 
und die durch das Geſetz beftimmte Strafe wird durch das Griminalgericht verhängt. 

239. Die Gefhwornen geben ihre Stimmen insgeheim ab. 

240. Es giebt in jedem Departement eben fo viele Gefhwornengerichte ber 
Anklage (jury d’accusation) als Zuchtgerichte find; die Präfidenten ber Zuchtgerichte 
find davon die Directoren, jeder in feinem Bezirke. 

241. Die Verrichtungen der Commiſſairs ber vollziehenden Gewalt und des 
Ganzelliften bei dem Director der Anklagejury werden durch den Commiſſair und 
Eanzelliften des Zuchtgerichtes beforgt. 

‚ 242. Jeder Director der Anklagejury hat die Aufficht über alle Polizeibeamten 
feines Bezirkes, | 

243. Der Director der Jury verfolgt als Polizeibeamter nach den Anzeigen, 
welhe ihm der Öffentliche Anklaͤger entweder pflihtmäßig oder auf Befehl des voll 
ziehenden Directoriums macht, unmittelbar: 

1) die Angriffe auf die Freiheit oder individuelle Sicherheit der Bürger; 

2) die Angriffe auf das Völkerrecht; 

3) die Widerfeglichkeit gegen die Vollziehung ſowohl gerichtlicher Beſcheide, 
ald auch aller Bollzichungsacte, welche von den eingefegten Behörden 
ausfließen ; i 

4) die veranlaßten Unruhen und begangenen Gewaltthätigkeiten, um bie Exs 
bebung der Steuern, den freien Atstaufch ber Lebensmittel und and 

*  Dandelögegenftände zu hindern. | 

244, In jedem Departement giebt es ein Griminalgericht. 

245. Das Criminalgericht befteht aus einem Präfidenten, einem öffentlichen 
Anfläger, zwei aus dem Givilgerichte gewählten Richtern, einem Commiſſair der 
vollziehenden Gewalt, welcher aus bemfelben Gerichte gewählt wird, ober aus feis 
nem Subftituten, und einem Ganzelliften. Im Kalle der Meinungsverfchiedenhrt 
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unter den Richtern des Eivilgerichtes wird das Gericht mit zwei aus dem Depar: 
tement3 : Eivilgerichte gewählten Richtern vermehrt. Diefe Vermehrung findet auch 
im alle der Appellation vom Zuchtgerichte Statt. 
246. Der Präfident des Givilgerichtes kann nicht die Amtsverrichtungen eines 
Richters im Eriminalgerichte übernehmen. 
247. Die übrigen Richter verfehen dies Gefchäft nach der Reihe im Laufe des 
Jahres nady der Ordnung ihrer Ernennung. 
248. Der Öffentliche Anklaͤger ift verpflichtet: 
1) die Vergehen nad) den von den erften Gefhwornen angenommenen Ankla⸗ 
geacten zu verfolgen; 
2) den Polizeibeamten die gerabezu an ihn gerichteten Anzeigen zu über: 


fragen; 

8) über die Polizeibeamten des Departements zu wachen, unb gegen fie nad) 
ir — im Fall der Nachlaͤſſigkeit oder ſchwererer Vergehungen, zu 
verfahren. 

249. Der Commiſſair der vollziehenden Gewalt iſt verpflichtet: 

1) während des Laufes des Proceſſes über die richtige Anwendung ber For: 
men zu wachen, und vor dem Urtheile über die Anwendung des Gefeges ; 

2) die Braun der von dem Griminalgerichte gefaßten Beſchluͤſſe zu be 
treiben ; 

250. Die Richter können den Gefchwornen Feine verwidelte Frage vorlegen. 

251. Die Urtheilsjury befteht aus zwölf Geſchwornen wenigftens; der Ange 
klagte hat das Recht (la faculte), ohne Gründe anzugeben, eine durch das Geſetz 
beftimmte Anzahl zu verwerfen. 

252. Der Proceß vor ber Urtheilsjury ift öffentlich, und man kann den Ans 
geklagten den Beiftand eines Rathgebers, den fie das Recht haben zu wählen, ober 
der von Amtswegen für fie ernannt wird, nicht verweigern. 

253. Keiner. von einer Urtheilsjury Freigefprocdhener Tann wegen beffelben 
Vergehens wieder vorgeforbert ober angeklagt werben. 


Von dem Caffationsgerichte. 
254. Es giebt für die ganze Republik ein Caſſationsgericht; es ſpricht: 
1) Er die Geſuche um Kaffation gegen die Urtheile der Gerichte. in legter 
nſtanz; 
2) über die Geſuche um Verweiſung von einem Gerichte an das andere, aus 
Urfache gefegmäßigen Verdachtes oder wegen Öffentliher Sicherheit; 
' 8) über die Anfragen wegen Competenz in Griminalfachen und über die An 
klageacten gegen ein ganzes Gericht. 

255. Das Caſſationsgericht kann nie die Hauptfache ber Rechtsfachen unters 
ſuchen; aber es caffirt die Urtheile, welche nach Proceduren, wobei die Formen ver: 
lest worden find, gefällt wurden, oder bie eine ausdruͤckliche Webertretung des Ges 
feßes enthalten, und es verweifet die Hauptfache des Proceffes an das Gericht, 
welches darüber zu erkennen hat. 

. Wenn nad einer Gaffation das zweite Urtheil in Betreff ber Hauptſache 
mit den naͤmlichen Rechtsmitteln, wie das erſte, angegriffen wird; ſo kann die 
Frage nicht mehr vor dem Caſſationsgerichte verhandelt werden, ohne daß fie vor: 
her dem gefeggebenden Körper vorgelegt worben ift, welcher ein Gefeg giebt, nad 
welchem ſich das Gaffationsgericht richten muß. 

257. Jedes Jahr muß das Kaffationsgericht an jede Section bed gefeggeben: 
den Körpers eine Deputation fenden, die ihr die Anzahl der gefällten Urtheile nebſt 
der — und den Worten des Geſetzes, welches das Urtheil beſtimmte, vorle— 
gen muß. 

258. Die Anzahl der Richter im Caſſationsgerichte iſt eilf. , 

259. Diefes Gericht wird im Laufe von fünf Jahren erneuert, fo baß man in 
jedem der vier erften Jahre zwei Mitglieder, und im legten brei wechſelt. Die Wahl: 
verfammlungen der Departements ernennen nach und nad) die Richter, welche an 
die Stelle der aus dem Gaffationsgerichte austretenden treten follen. Die Richter 
diefes Berichtes koͤnnen immerfort wieder erwählt werben. 

260. Jeder Richter des Gaffationsgerichtes hat einen durch die Wahlverfamms 
lung ausgewählten Erfagmann. 

261. Bei dem Gaffationsgerichte befinden fich ein Commiſſair und zwei Sub 
flituten, ernannt und abfesbar durch das vollziehende Directorium. 

Das vollziehende Directorium zeigt dem GCaffationsgerichte durch feinen 
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nmiffeir und ohne Beeinträchtigung des Rechtes ber intereffirten Parteien bie - 
an, woburd die Richter re Gewalt uͤberſchritten haben. 
| Das Gericht vernichtet diefe Handlungen, und wenn darunter ein Vers 

2 tet; fo wird die Thatſache dem gefeggebenden Körper angezeigt, wel⸗ 
= ru edecret giebt, nachdem er vorher die Beſchuldigten verhört oder vors 
orpert hat. \ 


BE. Der gefedgebende Körper kann die Urtheile des Gaffationsgerichtes nicht 
sichten, wohl aber die Richter, die fich eines Verbrechens fchuldig machten, pers 
ich belangen. Ä 


\ Hoher Juſtizhof. 
265. €E3 giebt einen hohen Juſtizhof, um über die von bem gefeggebenben 
fee angenommenen Anklagen zu richten; fie mögen nun gegen feine eigenen 
Aichet oder genen die des vollziehenden Directoriums gerichtet feyn. 
266. Der hohe Juſtizhof befteht aus fünf Richtern und zwei Ratibnalanklaͤ⸗ 
„velche auf die in den Art. 269. und 270. feſtgeſetzte Weiſe von den übrigen 
durdy die Wahlverfammlung des Departements gewählt werden. 
. Der hohe Juſtizhof wird nur Eraft einer Proclamation bes gefeßgebenden 
welche von dem großen Rathe verfaßt und bekannt gemacht wird, gebildet. 
8. Er bildet ſich und hält feine Sitzungen an bem in der Proclamation bes 
a Rathes beflimmten Orte; biefer Ort darf von bem, wo fich der gefeggebende 
"befindet, nicht minder als ſechs Meilen entfernt feyn. 
9. Benn bie Proclamation des gefeggebenden Körpers bie Bildung des hohen 
feb ausgeſprochen hat; fo wählt das Gaffationggericht in einer Öffentlichen 
9 .fehs feiner Mitglieder durchs Loos; es ernennt darauf in der nämlichen 
4 durch geheime Abftimmung drei von denen, bie das Loos beftimmt hat. 
f.temennt jedes Departements: und Givilgericht, mittelft geheimer Abſtim⸗ 
hetin: Individuum des refpectiven Gerichtes, und aus ben Ernannten werben 
eos zwei Individuen, um die Zahl der fünf Richter voll zu machen, ges 
4, meiche den hohen Gerichtähof bilden. nn 
20, Das Caffationsgeriht ernennt durch Abftimmung nach abfoluter Mehr: 
fivei_ öffentliche Ankläger, um bei dem hohen Juftizhofe bie Stelle von Nas 
Bönflägern zu bekleiden; es wählt einen davon aus feinen Mitgliedern, und 
m aus den Mitgliedern der Departementögerichte. Br 
1. Die Anklageacten werben vom großen Rathe aufgefegt und verfaßt. 
212, Sebe Wahlverfammlung ernennt acht Gefhworne für den hohen Juſtizhof. 
93. Das vollziehende Directorium läßt, einen Monat nach dem Zeitpuncte der 
; Lifte der für den hohen Juſtizhof ernannten Gefhwornen druden und 
en. , 


























Meunter Titel, 
Bon der bewaffneten Macht. 


Die bewaffnete Macht iſt eingeſetzt, um den Staat gegen äußere Feinde 
igen, und im Innern die Aufrehthaltung und die Vollziehung der Ges 


95. Die bewaffnete Macht ift wefentlich gehorchend. Kein bewaffnetes Corps 
lagen. 
Sie wird in fillliegende Nationalgarde, und in befoldete Truppen ges 


= 


Bon der ftißfiegenden Nationalgarbe. 


He -Die ftillliegende Nationalgarbe befteht aus allen Bürgern und Bürgers 
+ bie waffenfähig find. 

28. Ihre Organifation und Disciplin find für bie ganze Republik biefelben; 

a burch das Geſetz beftimmt. 

‚Kein Gisalpiner kann das Bürgerrecht ausüben, der nicht in der Lifte 

taenden Rationalgarbe eingefchrieben ift. 

0. Rangorbnung und Suborbination gelten blos in Bezug auf ben Dienft, 

2 deffen Dauer. 
Die Dfficiere der Nationalgarbe werben von ben Bürgern, woraus fie 

Bf eirie gewiffe Zeit gewählt, und koͤnnen nur nad) einer, durch das Geſetz 

zeit wieder erwählt werben. 

Das Sommando der Nationalgarde eines ganzen Departements kann 

: einzigen Bürger anvertraut werben. 5; 
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233. Das Commando der Nationalgarbe in. einer Stadt: von 100,000: Ein- 
wohnern und drüber; kann auf die Dauer nicht einem einzigen Bürger anvertraut 
werden. & 

284. Wird es für nöthig befunden, die ganze Nationalgarbe eines Departe: 
ments oder einer Stadt, wie es fo eben bezeichnet wurde, zu berufen; fo kann dA 
Directorium einen Commandanten auf eine Zeit lang ernennen. | 


Don ben befoldeten Truppen. | 

235. Die Republik unterhält auch in Friedenszeiten befoldete Truppen. | 

286. Die Armee wird durch freimilliges Eintreten, und im Fall ber Noth 
auf die vom Gefege beftimmte Weife gebildet. 

287. Die Hauptcommanbanten werden nur im alle bes Krieges ernannt; fie 
empfangen von bem vollgiehenden Directorium nach Willtühr widerrufliche Aufträge. 
Die Dauer dieſer Aufträge befchränkt fich auf einen Feldzug; aber fie können vers 
Yängert werben. _ | 

288. Alle feſte Pläge ber Republik Tonnen nicht unter bemfelben Commandan⸗ 
ten ftehen. | 

Ft Die Armee ift in Betreff ber Disciplin, ber Form der Gerichte, und 
der Beichaffenheit der Strafen befondern Gefesen unterworfen. | 

290. Kein heil der Nationalgarde oder der befoldeten Truppen kann für ben 
Innern Dienft der Republik ändere, als auf fchriftliche un bürgerfis 
chen Behörde, nach den durd das Geſetz vorgefchriebenen Formen wirkſam feyn. 

291. Die bewaffnete Macht kann von den bürgerlihen Behörden nur im Ber 
reiche ihres Gebietes aufgefordert werden. Sie kann ſich aus einem Bezirke in ven 
andern nur auf Verfügung der Departementöverwaltung begeben, und aus einem 
Departement in das andere nur auf Befehl bes vollzichenden Directoriums. | 

292. Nichts defto weniger beftimmt ber gefengebende Körper die Maaßregeln, 
um die Vollziehung der Geſeße und bie Verfolgung der Angeflagten auf dem gans 
zen Gebiete der cisalpinifchen Republik durch die bewaffnete Macht zu fichern. 

293. Im Balle drohender Gefahren Tann die Municipalverwaltung. eines Ber 
zirkes die Nationalgatde der benachbarten Bezirke auffordern; in diefem Falle find 
die auffordernde Verwaltung eben fo wohl, als bie aufgeforberten Befehlshaber der 
NRationalgarde verpflichtet, in dem nämlichen Augenblide der Departementöverwal- 
tung Rechenſchaft abzulegen. J 

Zehnter Titel. 


V Oeffentlicher Unterricht. | 
u 294: Es giebt in der Republit Elementarfchulenz. die Zöglinge Ierhen darin 
‚lefen, Schreiben, die Anfangsgründe des Rechnens, und werden in den Schulen von 
ihren Pflichten durch einen Bürgerlatehismus unterrichtet. | 
295. Die Republik, forget für das Auskommen und die Wohnung der Lehrer, 

die diefen Schulen vorftehen. eg 
Es giebt in den verfdiebenen Theilen der Republik höhere als bie Eler 


mentarfehulen, deren Zahl fo feyn wird, daß in zwei Departements Er 





eine ift. 

297. Es giebt für die. ganze Republik ein Nationalinftitut, deſſen Pflicht es 
iſt, Entdeckungen zu ſammeln, und die Kuͤnſte und Wiſſenſchaften zu pervollkommnen. 
2898. Die verſchiedenen Anſtalten für ben Öffentlichen. Unterricht ſtehen unter 
einander in keinem Werhältniffe der Unterordnung oder der Gleichförmigkeit der 
Verwaltung. — | 
299, Die Bürger haben das Hecht, befondere Erziehungs: und Unterichkuns 

flalten zu errichten, ſo wie auch freie Vereine, um zum Fortfchritte in Wiffenfchafs 
ten und Kuͤnſten beizutragen. 

300. Es werden Nationalfefte eingerichtet, um den Bruderſinn ımter den Bür: 
gern zu unterhalten, fie für die Verfaffung, für das Vaterland und die Geſetze zu 
gewinnen. Die Nationalgarbe muß wenigftens zum Theil bewaffnet bei dieſen Keften 
erfcheinen, um dafelbft Uebungen auszuführen. 


Eilfter Titel. 
Finanzen. 
Steuern. 


Z30l. Die Öffentlichen Steuern werden jährlich durch den geſetggebenden Körper 
berathen und beftimmt. 
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802. Ihm allein ſteht deren Anordnung zu; fie koͤnnen nicht über din Jahr 
auern, wenn fie. nicht ausdruͤcklich erneuert werden. 

303, Der gefeggebende Körper kann jede Art von Steuer, bie er für nöthig 
it, einführen; aber er muß jährlich die Grundfteuer feftfegen. 

804. Die Steuern jeder Art werden unter alle Steuerpflichtige nach Maaß— 
sabe ihres Vermögens vertheilt. 

305. Das vollziehende Directoriam orbmet und wacht Über die Erhebung und 
Kblieferung der Steuern; es erläßt alle zu dem Ende nöthige: Befehle, 

306. Die ausführlichen Rechnungen über die Ausgaben der Minifter, von ihmen 
imterzeichnet und beglaubigt, werden am Beginne jedes Jahres öffentlich bekannt 

r | 


Am t 
7. Eben fo bie — des Ertrages von verſchiedenen Steuern und 
dom ganzen oͤffentlichen Einkommen. 

Die Verzeichniſſe dieſer Ausgaben und Einnahmen werben ihrer Beſchaf⸗ 
knbeit nach getrennt. Sie enthalten die Jaht für Jahr empfangenen und aufge: 
dendeten Summen in jedem Theile ‚der allgemeinen: Verwaltung. 

309, Gleicherweiſe werben befannf gemacht die Rechnungen ber befondern Auss 
goden für die Departements, in Bezug auf die Gerichte, auf die Verwaltungen, 
uf die Beförderung der Wiffenfchaften, auf alle Öffentlichen Arbeiten und Einrichs 
tungen. 

810. Die Departemenitsverwaltungen und Mumicipalitaͤten Eönnen über bie 
vom geſetzgebenden Körper beftimmten Summen keine Abgabenvertheilung vorneh⸗ 
men, noch, ohne von ihm befugt zu ſeyn, irgend eine Localanleihe auf: die Bürger 
he Departements. ober der Gemeinde beſchließen oder erlauben. 

311. Dem gefeßgebenden Körper allein fteht das Recht zu, bie Prüfung aller 
Irten von Münzen anzuordnen, ihre Inſchrift, ihren Werth, ihr Gewicht und den 
Etempel zu beſtimmen. ’ “ 
32%, Das Direstorium wacht über die Verfertigung ber. Münze, ‚und ernennt 
bie mit der unmittelbaren Aufficht darüber beauftragten Beamten. | 


Nationalfhagamt. und Rechnungsweſen. 
— Das Nationalſchatzamt und Rechnungsweſen ſteht unter der Aufſicht des 
ctoriums. 

314. Es giebt einen. Commiſſair des Nationalſchatzamtes und. einen: Abjuncten, 
bie gewaͤhlt und abſetzbat durch das vollziehende Directorium; der geſetgebende 
Kbrper det auch das Recht, fie, fo oft er es .nöthig findet, abzufegen. — 

315. Die Dauer ihres Amtes iſt vier Jahre; alle zwei Jahre wird eines ber 
— erneuertz es kann ohne Zwiſchenzeit und immerfort wieder gewählt 

ifden. } s F 

316. Der Commiſſair des Nationalſchatzamtes und fein Adjunct haben bie 
Miht, über die Einnahme aller Nationalgeider zu wachen, bie. Verwendung der 
Cder und die Auszahlung aller Nationalausgaben, weiche mit Zuftimmung ' de 
Aehgebenden Körpers gemiadht werben, anzuordnen; offene: Rechnung über Einnah⸗ 
m md Ausgabe mit dem Einnehmer der directen Steuern in jebem Departenient, 
wit den verfchiebenen Nationalagentfchaften,, und mit ben Zahlmeiftern ber Depar: 
ments zu halten; die nöthige Correſpondenz mit den obgenannten Einnehmern und‘ 
— zu führen, um bie genaue:und regelmäßige Ablieferung: dev oͤffentlichen 

nfte zu fichern. rn, 
" = Sie. förmen, bei Strafe der Pflichtderletzung, nichts auszahlen laſſen, 


w 


dr 


1) eines Decrets des gefeggebenden: Körpers und bis auf ben Belauf der vom 
demfelben für jeden Gegenftand foftgefegten Summen 5. .! 
2%, eines Befehls bes Directoriums;' i 
3) der Unterfchrift des Miniſters, der: die Ausgabe: befichlt. 

318. Sie können eben fo wenig, bei Strafe der Pflichtverlegung, eine Aus: 
tung geſchehen laſſen, wenn der unterzeichnete Befehl: des Minifterö, in deſſen 
h die Art der Ausgabe einſchlaͤgt, nicht das Datum ſowohl des vollziehenden 
— als bes Beſchluſſes bes geſetzgebenden Körpers enthaͤtt, w die 
ung der ügt. er > — 

319. Die Einnehmer der direeten Steuern in jedem Departement, die verſchie⸗ 
an Vationalverwaitungen, und bie Zahlmeiſter in den Departements muͤſſen am. 
> Shasamt ihre beireffenben Rechnungen: einrefchen. Der Commiſſair und fein 

Ajunct unterfuchen und beftätigen diefelben. Ä 
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820. Der große ‚Rath verfaßt eine Lifte von neun Ganbibaten, die nicht aus 
dem gefeggebenden Körper genommen werden; er legt fie dem Rathe der Alten vor, 
der unter der Zahl der, in bdiefe Lifte eingetragenen, Individuen drei Reviforen des 
Rechnungsweſens wählt; diefe können nicht anders abgefegt oder fuspendirt werben, 
als durch den gefehgebenden Körper, und. haben folgende Bedingungen zu erfüllen: 

321. Die Hauptrechnung der Einnahmen und Ausgaben. ber Republik, un 
terftügt durch. die einzelner Rechnungen und Belege, wird von bem Gommiffair dii 
Schatzamtes den Reviſoren des Rechnungsweſens vorgelegt, bie fie unterſuchen un, 
wenn fie in Ordnung ift, beftätigen.. ' 

».322. Die Reviforen des, Rechnungswefens müffen den gefeagebenden Körper 
von den Mißbraͤuchen, Veruntreuungen und von allen Fällen der Verantwortit 
keit, die fie im Laufe ihrer Geſchaͤfte entderten, in Kenntniß fegen; fie müffen aud 
die Maafregeln vorfhlagen, wovon fie alauben, daß fie zum Nutzen ber Republil 
genommen werden müffen. 

8 Das Ergebniß ber durch bie Reviforen des Rechnungsweſens rg 
Rechnungen wird gebrudt und bekannt gemacht; dem gefeggebenden Körper fteht © 
zu, bie Dauer der Verrichtungen eines. Reviſors zu beftimmen. | 


j 3woͤlfter Titel W 
Aeuſſere Verhaͤltniſſe. | 


324. Das vollgiehende Directörium ernennt die diplomatifchen Agenten, w 
beauftragt find, entweder an einem beftimmten Poften bei fremden Mächten 
aufzuhalten, ober befondere Berhanblungen anzutnüpfen, und ‚giebt ihnen bie, 
gen Weifungen. 

325. Der Krieg Tann nur durch ein Decret des geſetzgebenden Kine 
den förmlichen und nothwendigen Vorſchlag des Directoriums' beſchloſſen werden. 

8 Die. beiden Raͤthe bewirken in der gewdhnlichen Form ein Decret, 
durch der Krieg erklaͤrt wird. 

327. Kein fremdes Heer, ſelbſt wenn es Freund und Verbuͤndeter ber di 
inifhen Repubi wäre, ann in das cisalpiniſche Gebiet, ohne die vorläufige 
immung des gefeßgebenden Körpers, eingelaffen werben. 

Im Falle drohender oder begonnener Feindfeligkeiten, von Drohungen 
Kriegsrüftungen gegen die cisalpinifhe Republif, ift das Directorium gehalten, ü 
zu feiner Verfügung  geftellten Mittel ber Vertheidigung ‚des Staates anzuw 
unter Verpflichtung , den gefeggebenden Körper unverzüglid davon zu 


tigen 
328. Außerbem, fann es in dieſem Falle die Vermehrung der Streitkräfte : 







= 


bie nn gefeglichen Verordnungen, die die Umftände erfordern dürften, a 

Das Directorium allein kann die äußern politiſchen Berhätkniffe un 
— —* Verhandlungen leiten, die Macht, je nachdem es fuͤr gut ne“ 
theilen, und ihre Richtung im Falle des Krieges anordnen. 

330. Es ift befugt, vorläufige:-Uebereinkünfte, wie 3. B. kurze 
fände, Neutralitätsverträge zu ſchließen; es Bann auch geheime Verträge; 

331. Das vollziehende Directorium, geht ein, unterzeichnet oder LAßt. mit’ 
den Mächten alle Verträge über Frieden, Allianz, Waffenftiliftand (tröve), 
tralität, Bandel, und ‚andere Verträge unterzeichnen, bie es fonft für — 
des a. nöthig erachtet. 

- 382° In dem Falle, wo ein Tractat "geheime Artikel in ſich ſchließt, 
die Beſtimmungen dieſer Artikel nicht die offenen aufgeben ‚ nod irgend eine: 
Außerung des Gebietes ber Republik enthalten: - 

3338. Die Tractaten find nur dann gültig, wenn fie zuvor von bem eich 
benden Körper geprüft und genehmigt worden ‚find; jedoch koͤnnen nichts beite q 
niger bie geheimen Artikel vorläufig don dem Augenblide an, wo fie bas Dirt 
rium einging; in Vollziehung gefegt werben. .: F 
z 5* Beide Raͤthe berathen er Krieg und Frieden nur in einem allge: 

ubſchuſſe. * 

835. Fremde, welche auf dem Gebiete der cisalpiniſchen epubiit ſaͤ 
find ober nicht, beerben ihre fremden oder cisalpiniſchen Verwandten. Sie 
Gontracte —— im cisalpiniſchen Gebiete gelegene Güter erwerben unb umpi 
en, unb darüber eben fo, wie cisalpinifche Bürger, nach allen. ** die Sr 

eſtaͤtigten Weiſen verfuͤgen. Dieſe — sit blog ch bie **. en, 
Gleiches Br ur 
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Dreizehnter Titel. 
Revifion der VBerfaffung. 

36. Sollte die Erfahrung die Nachtheile einiger Artikel der Verfaffung fühl: 

bar machen; fo fchlägt der Rath der Alten deren Revifion vor. \ 
37. Der Borfchlag des Rathes der Alten iſt in diefem Falle der Genchmi: 
gung bes großen Rathes unterworfen. - 
‚38. Wenn ber Vorſchlag des Raths ber Alten, den der große Rath geneh ⸗ 
migt hat, in einem Zeitraume von neun Jahren, zu drei verſchiedenen Zeitpuncten, 
deren einer von dem andern brei Jahre wenigftens entfernt feyn muß, gefchehen 

iR; fo wird eine Revifionsverfammlung berufen. 
„39. Wenn jedoch für das erfte Mal, nad Verlauf von drei Jahren ber 
Balpinifhen Republif, der Rath der Alten die Reviſion der Berfaffung verlangt; 
bp if das Directorium verpflichtet, eine Revifionsverfammiung hoͤchſtens in vier 
Denaten zu berufen, damit fie fpäteftens zwei Monate darauf ihre Arbeiten auf 
‚tie in den folgenden Artikeln vorgefchriebene Weife beginnen könne. 
310. Diefe Verfammlung befteht aus Mitgliedern jedes Departements, welche 
auf diefelbe Weife, als die Mitglieder des gefeggebenden Körpers, gewählt werben, 
— dieſelben Eigenſchaften, als die von dem Rathe der Alten geforderten, ver⸗ 


„ Al. Der Rath der Alten beſtimmt für die Zuſammenkunft der Revifionsvers 
mlung einen Ort, der zum wenigften fechszchn Meilen von demjenigen entfernt 
#, wo der gefeßgebende Körper ſich befindet. 

2 Die Revifionsverfammlung hat das Recht, ihren Aufenthaltsort zu ver: 
Ba — jedoch, daß fie die im vorhergehenden Artikel vorgeſchriebene Entfernung 


93, Die Revifionsverfammlung verwaltet Fein geſetzgebendes, oder regierendes 
Ant; fie befchränkt ſich lediglich auf die Revifion der ihr durch den gefeggebenden 
Airper bezeichneten Artikel. —— 
24.Alle Artikel der Verfaſſung ohne Ausnahme bleiben in Gültigkeit, fo 
fange die durch die Revifionsverfammlung vorgefchlagenen Aenderungen vom Volle 
angenommen worden find. . — 
3. Die Mitglieder der Reviſionsverſammlung berathſchlagen gemeinſchaftlich. 
Die Bürger, welche zu der Zeit, wo die Revifionsverfammlung berufen 
Ei, Mitglieder des gefeggebenden Körpers find, koͤnnen nicht zu Mitgliedern dies 
© Berfammlung gewählt werben. 
4. Die Revifionsverfammlung richtet unmittelbar an die Urverfammlungen 
a Berbefferungsentwurf, den fie beichloffen hat; fie ift aufgeldfet, fobald der Ber: 
mmgsentwurf jenen zugeſchickt worden ift. 
d. Auf Leinen Fall kann die Revifionsverfammlung über drei Donate dauern. 
49, Die Mitglieder der Revifionsverfammlung können zu keiner Zeit für das, 
fie bei Ausübung ihrer Amtöverrichtungen gefprochen ober gefchrieben haben, 
ortung gezogen, verftagt oder gerichtet werden; und während der Dauer 
E Seſchaͤfte können fie nicht vor Gericht geftellt werben, wenn es nicht mittelft 
#8 Beihluffes derfelden Mitglieder der Revifionsverfammlung geſchieht. 
30. Die Revifionsverfammlung ift bei keiner Öffentlichen Feierlichkeit gegen: 
NR; ge — erhalten dieſelbe Entſchaͤdigung als die Mitglieder des ge⸗ 
eden Körpers. 
31. Die Reviſionsverſammlung hat das Recht, in der Gemeinde, wo fie ſich 
Da, die Polizei zu verwalten oder verwalten zu laffen. 


Vierzehnter Titel. 
Allgemeine Berfügungen. 
SL Cs giebt unter den Bürgern keine andern Obern, als bie öffentlichen 
an, in Beziehung auf die Ausübung ihrer Amtsverrichtungen. , 
38. Das Gefeg erkennt Eeine Verbindlichkeit an, die den gefellfhaftlichen - 
re zumwiber iſt; es beftimmt die Wirkungen der bereits gethanen 


, Riemand kann verhindert werden, feine Gedanken auszufprechen ‚ ZU 
beuden und bekannt machen zu laſſen; die Schriften koͤnnen vor ihrer 
keiner Cenſur unterworfen werben. Niemand Tann für das, was er 
Mm oder * gemacht hat, verantwortlich ſeyn, als in den von dem 
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855. Niemand Tann verhindert werben, wenn er ben Geſetzen gehorcht, dem 
Eultus zu folgen, den er grwählt hat. Die vollziehende Gewalt wacht über beffen 
Ausübung, und unterfagt den Geiftlichen jedes Religionsbefenntniffes die Ausübung 
ihres Amtes, wenn fie das Vertrauen ber Regierung verloren haben ie 
fann — werden, zu den Koſten irgend eines Cultus beizutragen. 

856. Es kann kein Privilegium, noch Meiſterſchaft, oder Zunft, ober Ein 
fhränfung der Freiheit der Preffe, des Danbels, der Ausübung der Inbuftrie, der 
Künfte jeder Art gegeben werden. Jedes Berbot in bdiefer Art, wenn es bie Um: 
fände erheiſchen follten, ift wefentlich proviforifch, und hat blos ein Jahr hoͤchſte 
Geſetzeskraft, wofern es nicht förmlich erneuert wirb. v 

357. Das Geſetz wacht beſonders über die Gewerbe, bie auf bie er 
Bitten, die Sicherheit und die Gefundheit der Bürger Bezug haben; aber bie ir 
laffung der Ausübung biefer Gewerbe kann von Feiner Geldentrihtung abhängen. 

855. Das Gefeg muß für die Belohnung der Erfinder, oder für die —* 
haltung des ausſchließlichen Eigenthumsrechtes uͤber ihre Entdeckungen, oder 
Erzeugniſſe ſorgen. 

3859. Die Verfaſſung — bie Unverletzbarkeit alles Eigenthums, üb 
eine billige Entfchädigung für dasjenige, deſſen Aufopferung die öffentliche 
erwiefene Nothwendigkeit erfordert. en 

. Das Haus jedes Bürgers iſt eine unverlegliche Kreiftattz während Der 
Nacht darf niemand Hineingehen, als im Falle der Feuers: oder Waſſersnoth ober 
auf Aufforderung aus dem Innern des Hauſes, oder wegen Gegenftände bes 
lihen Verfahrens, in den von dem Geſetze beftimmten Fällen. Bei 
man bafelbft die Befchle der eingefesten Behörden vollziehen. Keine Hau 
kann anders, als Eraft eines Geſetzes wegen einer Perfon, oder einer ausdruͤ 
bem bie Hausfuhung anordnenden Befehle bezeichneten Sache, geſchehen. 

861. Es dürfen feine Verbindungen oder Gefellfhaften, die der ö 
Ordnung zuwider find, gebildet werben. 


862, Keine Bürgerverfammlung kann 22 als Volksgeſellſchaft — 
863. Keine einzelne Geſellſchaft, die ſich mit politiſchen Unterſuchungen 
ſchaͤftigt, Tann mit einer andern correfponbiren, oder ſich ihr anfchließen, ober Ö 
fentliche Sigungen, beftehend aus Secretairen und unter einander verfchiedenen Bü 
wohnenden, halten, ober Bedingungen Über Verwaltung und Wählbarkeit ancrt 
nen, no das Recht der Ausfchließung ſich anmaßen, nod ihren Mitgliedern a 

befonderes Zeichen ihrer Verbindung zu fragen erlauben, 

864. Die Bürger Fönnen ihre politifchen Rechte nur in Urs und Gemeinbeon 
fammlungen geltend machen. 

865. Allen Bürgern ſteht es frei, an die Öffentlichen Behoͤrden Bittſchriſt 
zu richten; aber fie müffen individuell feyn; Fein Verein kann deren für die © 
fammtheit einreichen, ausgenommen bie eingefegten Behörden, und zwar lediglü 
über Gegenftände, die in ihr Fach gehören. Die Bittfteller dürfen nie die den & 
fentlichen Behörden fehuldige Achtung vergeffen. Kein Individuum, fein Privatee 
ein darf Bittfchriften oder Borftellungen im Namen bed Volkes erlaffen, noch 
niger fich die Eigenfhaft der Volksfouverainetät anmafen. Die Verlegung: bi 
Artikels ift ein Angriff auf die öffentliche Sicherheit. 

866. Jede bewaffnete Zuſammenrottung ift ein Angriff auf die Verfaffung m 
fol mit Gewalt aus einander getrieben werden. er 

867. Jede unbewaffnete Bufammenrottung foll gleichfalls gerftreut R 
a eines wörtlichen Befehls, fobann, wenn es nöthig ift, durch bi 
nete Macht. . sh 

868. Mehrere eingefeste Behörden Finnen niemals fich vereinigen, um zufah 
men zu beratbfchlagen; kein von einer folchen Vereinigung herfließender Act Fan 
vollzogen werben. | 

869. Niemand kann Abzeichen, welche auf frühere Amtsverrichtungen, ob 
geleiftete Dienfte hindeuten, tragen. , >. 

870. Die Mitglieder des gefeggebenden Körpers und alle Öffentliche Mium 
tragen bei Amtöverrihtungen das Kleid oder das Zeichen der Gewalt, weomik 








bekleidet find; das Gefeg beftimmt deren Form, . “ 
871. Kein Bürger darf im Ganzen oder zum Theil auf bie — 


oder Beſoldung, welche ihm das tliche Geſchaͤ ; \ 
—53 ng, welche ihm das Geſetz für oͤffentlich ſchafte guertanntg 


872. In der Republik giebt es Uebereinftimmung dev Gewichte ind Macfı 


- 
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873. Die Verfaffung nimmt in Öffentlichen Asten bie franzöfifche Beitrechnung - 
an, welche mit dem 22. Sept. 1792, als dem Beitpuncte der Gründung biefer 
Republil, beginnt. 
874. Keine dee durch die Verfaffung eingefegten Gewalten hat das Recht, fie 
in ihrem Ganzen ober in einem ihrer Theile. zu Ändern, die Aenderungen ausge: 
nommen, welche darin mittelft der Reviſion nach den im 13. Artikel feftgefesten 
Anordnungen vorgenommen werben. | Ä 

375. Die Bürger werden immer deſſen eingeben feyn, daß von ber Weisheit 
ber Wahlen in ben Ur: und Wahlverfammlungen vorzüglich die Erhaltung und das 
Glüd der Republik abhängt, i Ä | 

376. Die cisalpinifche Nation erklärt zur Gewährleiftung des Öffentlichen Gre- 
bis, daß, wenn eine Veräußerung von Nationalgätern, aus welchem Grunde es 
geſchehen möge, gefestich beſtimmt ift, der gefeamäßige Käufer nicht derſelben beraubt 
werden kann, unbeſchadet einem dritten, welcher auf Entfhädigung durd den Na: 
tionalſchatz Anſpruch macht, wenn diefe Entfhädigung Statt finden Tann. 

377, Der gefengebende Körper muß alle Theile dieſer gegenwärtigen Verfaſ⸗ 
fung, welche nit auf der Stelle in allgemeine Wirkfamkeit treten Eönnen, ergäns 
a, damit die Republik dadurch nicht Schaden leide. 

Ueberdies werden alle Maaßregeln angewendet, um Gleichförmigkeit der Wer: 
erdnungen in die Republik im Laufe zweier Jahre, fpäteftens von der Einweiſung 
des gefeßgebenden Körpers an, zu bringen. | 

Bern der Umfang der Republik ſich auf irgend eine Welfe vergrößern follte; 
ſo wird der gefeggebende Körper die Zahl der Repräjentanten beftimmen, womit bie 
beiden NRäthe nad Verhältnig zu der Bevölkerung, womit der Staat bereichert 
worden iſt, vermehrt werben follen, 

378. Das cisalpigifhe Volk Äbergiebt bie Aufbebahrung ber gegenwärtigen 
Ierfoffung der Treue des gefengebenden Körpers, des vollziehenden Directoriums, 
vr Verwalter und Richter, der Wachſamkeit der Familienvaͤter, der Zugend ber 
— und Muͤtter, der Liebe der jungen Bürger, und dem Muthe aller Cis— 

iner. 

Unterfriften dee Mitglieder des Verfaffungsausfchuffes : 

Bontana, Lambertenghi, Longo, Losdi, 
Masheroni, Melzi, Moscati, Dliva, 
Paradifi, Porro. 
Unterfchriften ber Mitglieder des Gentralausfchuffes : —— 
2ahoz, Moscati, Mandelli, Paradiſi, 
Ricci, Sommariva, Visconti. 
Im Namen der franzoͤſiſchen Republik: 
Unterzeihnet: Bonaparte. 


— 


Nicht lange befland die Gültigkeit der von Bonaparte der cisalpinis 
ſchen Republik gegebenen Berfaffung. Denn kaum war der Stifter die: 
ſes Freiſtaates nach Aegypten abgegangen, als der franzöfiiche Gefandte 
Trouvé zu Mailand am 30. Aug. 1798 wefentlihe Veränderungen in 
der Verfaſſung defjelben vornahm, und einen neuen Verfaffungsentwurf 
vorlegte. Er erklärte in feinem Schreiben an beide Raͤthe Cisalpiniens 
Cergl. Poffelts allgem. Zeit. 1798, die Nummer vom 19. Sept.): 
"Eine Verfaffung, die zu oft verlegt ward, um noch einige Kraft zu 
behaupten, und um die Mechte der Bürger zu fihern; eine Regierung 
Ohne Mittel, gleich ohnmaͤchtig dad Gute zu thun, und das Böfe zu 
verhindern ; eine verberbliche und uͤbel verflandene Verwaltung; ein für 
nichts zu rechnender und aͤußerſt koſtſpieliger Militairſtand; die Finanzen 
in einem ſchauderhaften Verfalle; keine republikaniſchen Satzungen, kein 
Öffentlicher Unterricht, ‚Bein Zuſammenhang, keine Einfoͤrmigkeit in ben 
Civilgefehens allerwaͤrts Mangel an. Subordination, Sorglofigkeit, unbe: 
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firafte Vergeudungen: kurz, die volftändigfte und entfeglichfte Anarchie.” | 
So ſchilderte Trouvé den Zuftand Cisalpiniend. Frankreich, fagte er,‘ 
habe dies mit Schreden gefehen, dabei aber gewinfcht, daß die gefegs 
gebenden Raͤthe Gidalpiniend felbft die Mittel der Rettung anwenben] 
möchten. Deshalb habe er (Trouvé) diefe bei fich verfammelt, und fie) 
begnügt, ihnen Rath zu ertheilen. Weil fie aber ſich nicht hinlaͤnglich 
bevollmächtigt geglaubt, und die Ehre, ihr Vaterland zu: retten, von fich 

gewiefen hätten; fo wolle er nun mit ber cisalpinifchen Verfaffung, Res) 
j gierung, Gefeßgebung und Verwaltung Veränderungen vomehmen. 
| Diefe beſtanden in der Verminderung der Deputirten und ber Des 
partemente, in der Organifirung und innern Polizei der geſetggebenden 
Raͤthe, in der Organiſirung der Gerichtshoͤfe, in der Zahlung einer Bei⸗ 
ſteuer als Bedingung des Buͤrgerrechts, in ſtrengeren Bedingungen bei 
Ertheilung des Buͤrgerrechts an Auslaͤnder, in weniger haͤufigen Wahlen, 
und in der Beſchraͤnkung der Volksgeſellſchaften und der Tagesblaͤtter. 
Er erklaͤrte, die bisherige Verfaſſung (vom 30. Juni 1797) ſey nur 
eine Art von militairiſcher Anordnung, und von der Nation 
auf keine Weiſe, weder durch unmittelbare Annahme, noch durch Ernen⸗ 
nung zu den oͤffentlichen Aemtern, ſanctionirt geweſen. — Der Rath 

der Züngern zu Mailand machte daher, in einem Schreiben an den 
Rath der Alten, diefe Veränderungen bekannt und erklärte die neue 
Derfaffung für das Grundgefeg der Republik (f. die allgem. Zeit. 

am ang. Drte.). 


Allein nach wenigen Wochen veränderte ber framoſi ſche Obergeneral 
des italieniſchen Heeres, Brune, am 19. Oct. 1798 von neuem die 
Einrichtungen bed Trouvé, indem er verſchiedene Mitglieder der geſetz⸗ 
gebenden Räthe und des Vollziehungsdirectoriumd abfeste, und andere an 
beren Stelle ernannte. Doch diefen Schritt Brune's desavouirte das 
franzöfifche Directorium officiel, mit des Directors Zreilhard Un⸗ 
terſchrift (vergl. Allgem. Zeit. 1798, vom 26. Dec). Der franzöfifche 
Regierungdcommiffair Rivaud erließ deshalb (f. ebendafelbft) eine Pro: 
clamation an das cidalpinifche Volk, in welcher ed heißt: „daß bie fran⸗ 
zöfifche Regierung zwar die Mängel der erften cisalpinifchen Berfaffung 
eingefehen und gewünfcht habe, daß diefe Mängel ohne Erſchuͤtterungen 
und Unruhen hätten abgeändert werden mögen; daß fie aber die Berech⸗ 
nungen einiger Männer nicht billige, welche mit weniger Eifer nad) der 
Vervollkommnung der ci8alpinifchen Regierung , ald danach, felbft zu 
regieren, getrachtet, und die Gewalt ber Kriegämacht dabei gemiß- 
braucht hätten.” Darauf fuhr er fort: „Ihr follt unabhängig und. frei 
feyn; das ift der Wunſch der Natur; das iſt der Wunſch des franzoͤfi⸗ 
ſchen Volkes. Ihr folt in Rüdficht auf die Grundgeſetze eurer Republik 
das Recht ausüben, welches euch eure Souverainetaͤt ertheilt. "' " 

Die neue Geftaltung Gisalpiniend ward aber durch ben im Früch⸗ 
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japre 4799 zwiſchen Deflreich und Frankreich beginnenden Krieg verhin⸗ 
dert: Die cisalpinifche Republik ward bei den Siegen ber Deftreicher und 
Ruffen m Oberitalien bis zum Siege Bonaparte’3 bei Marengo (14. Juni 
1800) aufgehoben. Nach diefem Siege gab der damalige erfte Con» 
fül Granfreichd der erneuerten Republif (18. Juni) eine proviforifche Res 
girmg. Sie ward (9. Febr. 1801) im Luͤneviller Frieden von neuem 
anerkannt von Deftreich, und der Thalweg der Etfch ihre Grenze ges 
gen die Grenzen Oeſtreichs in Stalien. | | 

Darauf verfammelte der erfte Gonful eine Staatsconfulta derfelben 
von 450 Perfonen (29 Bifchöffe, 33 Pfarrer, 46 Nechtögelehrte, 31 Ges 
Ihrte, 34 Kaufleute, 12 Departementsadminiftratoren, 40 Städtedepus 
ie, 48 von der Nationalgarde, 27 von den Linientruppen, 150 No⸗ 
then, 6 von dem Regierungsausfchuffe, und 31 von der bisherigen 
propiforiichen Confulta) im December 1801 zu Lyon, wo am 28. Jan. 
1802-die neue Berfaffung dernunmehrigen italienifchen Republik 
Egeſprochen, und der erfte Conful zu ihrem Präfidenten ernannt 
wird, Entfchieden behauptete diefe Verfaflung in ihren drei Wahlcol: 
legien: der Grundeigenthümer, der Gelehrten und der Kaufs 
leute, eine wefentliche Verfchiedenheit und einen bedeutenden Vorzug vor 
er franzöfifchen Berfaffung vom Jahre 1799, und nicht ohne Grund 
wor. die Meining, daß man in biefer italienifchen Verfaffung einen Vers 
fü machen wollte, der, wenn er gelänge, auch auf Frankreich uͤberge⸗ 
tagen werden koͤnnte. 


b) Berfaffung vom 28. Sanuar 1802, 


} Erfter Titel. 
# Von der italienifhen Republik. 


Rn Die romiſch-katholiſche apoftolifhe Religion ift die Staat: 
tlision. * 

2 Die Souverainetaͤt beruht auf der Geſammtheit der Bürger. 
3 3. Das Gebiet der Republik wird in Departemente, Diftricte und Gemeinden 


Zweiter Titel. 
Von dem Bürgerrecht. 


A, Jeder von einem cisalpinifchen Water gebohrne, und auf dem Gebiete der 
wohnhafte Mann wird bei feiner Volljaͤhrigkeit der Bürgerrechte tkeils 


rd Des nämlichen Rechts wird jeder Fremde theilhaftig, der, im Befige eines 
“rupbeigenthums, oder eines Induſtrie- oder eines SDandelsetabliffements auf dem 
Miet der Republit, 7 Jahre nad) einander ſich in derfelben aufgehalten, und ers 
Br hat, daß er cisalpinifher Bürger feyn will, 
© ‚Unabhängig von der Bedingung des Aufenthalts, bewillige das Gefetz die 
ſation auch denjenigen, die ſich über ein betraͤchtliches Eigenthum auf dem 
Bitte der Repubiik, oder uͤber eine ausgezeichnete Geſchicklichkeit in den Wiſſen⸗ 
Malen und Kuͤnſten, bie blos mechaniſchen Kuͤnſte mit eingeſchloſſen, oder über 
publi ſtete wichtige Dienfte gehörig ausweifen können. ! 
18% „Die en Raturalifationen find erft dann gültig, wenn fie mit vorſte⸗ 
‚Naben Bedingungen übereinftimmend befunden worden find. 
"B Das Seen beftimmt die Zeit der Minderjährigkeit, den Betrag des Eigen- 


» t 
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thums, das Jeder Haben muß, um bes "Namens. und der Rechte eines - Bürgers 
theilhaftig zu feyn, und enblid die Urfachen, durch welche die bürgerlichen Rechte 
fuspendirt werden, ober verloren gehen. | an 

9: Es beftimmt gleichfalls die Verfertigung: eines. bürgerlichen Regifters. Blot 
bie darin eingefhrichenen Bürger find zu verfaffungsmäßigen Stellen wählber. 


Dritter Titel. 
Bon den Gollegien. 


10. Drei Wahlcollegien, nämlih das Collegium der Grundeigenthüme 
da8 der Gelehrten, und bad der Handelsleute, find das erfte Organ bi 
Nationalfouverainetät. 
—11. Auf die Einladung. ber Regierung verfammeln fi) die Collegien wenig 
ftend einmal alle zwei Jahre, um ihre Zahl zu ergänzen, und um die Mitgliett 
der Staatsconfulta, des gefeggebenden Körpers, der Revifions: und Caſſationegt 
richte, und die Rechnungscommiffarien zu ernennen, Ihre Sisung kann nicht übe 
vierzehn Tage dauern. | | 

12. Sie berathfchlagen ohne Biscuffion, und durch geheime Stimmenab 


ung- | 0, 
13. Die Sitzung eines Collegiums iſt nur infofern gültig, als ein Dritthei 
aller Mitglieder anweſend ft. | j 
14, Bei jeder ordentlichen Sitzung ber Gollegien überreicht bie Regierung di 
nem jeben berfelben das Verzeichniß der erledigten Stellen, und Nachmweifungen ü 
Betreff der zu machenden Ernermungen. Die Collegien Eönnen die fhriftlichen An 
fuhungen derjenigen, weldye beftimmte Anfprüdje, um aufgenommen zu werden, an 
führen, geradezu annehmen, ur | 
15. Sie beftätigen oder verwerfen die Denunciation, welche nach den Artikel 
109, 111 und 114 an fie gelangen. | 
16. Sie entſcheiden über die Verfaſſungsartikel, welche ihnen von dem Staatä 
rathe vorgefchlagen werden. 
17. Die Mitglieder eines jeden Collegiums müffen mwenigftens dreißig. Jahr 
alt van fie werden auf Lebenslang gemählt. \ 
8. Jedoch hört man auf, Mitglied eines folhen Collegiums zu feyn: 

1) — geſetzlich erwieſenen betruͤgeriſchen Bankerott: 

2) durch eine ohne rechtmaͤßige Urſache verlaͤngerte, und waͤhrend drei au 
einander folgender Sitzungen bes Collegiums, wovon man, Mitglied iſt 
dauernde Abweſenheit; | 

8) durch eine, ohne — ber Regierung geſchehene, Annahme eine 
Dienftes bei einer fremden Macht; | 

4) durch die Fortdauer der Abwefenheit aus ber. Republik, ſechs Monat 
nachdem man auf gefeglihe Weife zurüd berufen worden ift; 

5) durch alle die Urfachen, welche das Bürgerrecht verlieren machen. 

19. Jedes Collegium übergiebt, ehe es ſich trennt, das Protocoll feiner S 
sung ber nächftfolgenden Cenſur. | 


Vierter Titel, 
Vom Collegium der Grundeigenthümer. 


20. Das Collegium der Grunbeigenthümer (Possidenti) beftcht aus 300 Bi 
gern, welche aus allen ee in der Republik ausermwählt werben, die, u 
liegenden Gründen, ein jaͤhrliches Einkommen von wenigftens 6000 (Mailänder 
Lire*) haben. Ihr Verfammlungsort, während ber erften zehn Jahre, ift Mailamı 

Jedes Departement hat das Recht, in dem Kollegium ber 
- thämer wenigftens eben fo viel Mitglieder zu haben, als die Bevölkerungszahl =ı 
giebt: Eines auf dreißigtaufend Menſchen gerechnet. | 
22. Wenn fih in einem Departement Feine hinreichende große Anzahl v 
Bürgern befindet, welche das nach dem 20. Artikel erforderliche Vermögen beſtge 
fo. wird biefe Zahl aus einem viermal fo großen Verzeichniffe der größten. Eigt 
ſümer ded Departements ergänzt. - Ä | 

23. Bei jeder Sipung ergänzt fih dies Collegium felbft, nad dem 23% 
zeichniffe des Grundeigenthums, welches es das Recht hat, von der Regierung; 
"verlangen: BE ee 253*3 

ur, 


+) Cin Mailänder Lite beträgt ohngefähr 214 Kreuzet Meissen. # 


\ 
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Pr Es wählt aus feiner Mitte 9 Mitglieder, aus welchen bie Cenſur beſte⸗ 
en ſoll. — 

25. Es macht, nach der Stimmenmehrheit, ein dreifaches Verzeichniß zur 
Vahl derjenigen Staatsbeamten, welche im 11. Artikel bemerkt find, und überreicht 
ſelchen der Cenſur. | 


Fuͤnfter Zitel, 
Dom Collegium der Gelehrten, 


%, Das Collegium der Gelehrten (Dotti) beftcht aus 200 Bürgern, bie un: 
ter den berühmteften Männern aus allen Arten von Wiffenfchaften und freien oder 
mechaniſchen Künften, oder aus den durch ihre Lehre in Kirchenfadhen, oder durch 
ire Kenntniffe in. der Moral, in der Gefeggebung, in der Staatskunft und in der 
Staatsverwaltung ausgezeichnetften Männern erwählt werden. Ihr Verſammlungs⸗ 
ort, in den erften zehn Jahren, ift Bologna. 

Bei jeder Sitzung übergiebr dies Kollegium ber Genfur ein breifaches 
Gerzeihnig von Bürgern, welche bie im vorigen Artikel benannten Eigenfhaften 
haben, und mach welchem die Genfur zu den erledigten Stellen ernennt. 

. Es wählt aus feiner Mitte 6 Bürger, welche zugleich Mitglieder ber 
Genfur find. 

29. Es fegt, nad) relativer Stimmenmehrheit, ein boppeltes Verzeichnig von 

Männern zu der Wahl der Im 11. Artikel gedachten Staatsbeamten auf, und übers 


reiht es der Eenfur. 
Sechſter Titel. 
Bon dem Collegium der Kaufleute. 


‚ 9. Das Eollegium der Kaufleute (Commercianti) beftcht aus 200 Bürgern, 
die unter dem im beften Credit ftehenden Kaufleuten und durch die Wichtigkeit iha 
res Gewerbes ausgezeichnetften Fabrikanten gewählt werden. Ihr Gig ift, während 
dur erften 38 Sahre, zu Brescia. 
„Sl. Bei jeder Sigung ergänzt ſich dies Collegium felbft, mit Hülfe der Nach: 
weiſungen, welche ed von der Regierung zu fordern das Recht hat. 
52, Der 28, und 29. Artikel gelten auch für dies Collegium. 


Siebenter Titel, 


Bon der Cenſur. 


33; Die Eenfur ift eine Commiſſion von 21 Mitglisdern, welche durch bie 
Eollegien ernannt find, auf die Art und in den Verhältniffen, die in den Artikeln 
%. und 28. angegeben find. Ihr Sig ift, in den erften zehn Jahren, zu Ere 
mona. 

34. Sie verſammelt ſich nothwendiger Weiſe fünf Tage nach der Sitzung ber 
drei Collegien. 

8. Sie iſt nicht laͤnger als zehn Tage verſammelt, und ihre Sitzungen ſind 
nur inſofern gültig, als 17 Mitglieder anweſend find. 

36. Nach den von den Gollegien eingeſchickten Verzeichniffen, ernennt fie gu 
den verfoffungsmäßigen, im Artikel 11. angezeigten, Staatsämtern, nad) ber ab: 
foluten Stimmenmehrpeit. 

‚37. Sie macht die Wahl der Staatsbeamten fund, welche nad) der abfoluten 
Etimmenmehrheit durch die drei Collegien ernannt worden find. 

33. Sie ernennt zu den erledigten Stellen in dem Kollegium der Gelehrten, 
dem. 27, Artikel gemäß. 

39, Sie muß die Ernennungen, welche ihr durch die Verfaffung anvertraut 
find, in dem für ihre Sitzungen feftgefegten Zeitraum vollenden. 

40. Sie übt die Verrichtungen aus, welche ihr durch die Verfaffung, nad 
den Artikeln 109, 111 und 114. übertragen find, 

4. Die Senfur wird bei jeder orbentlihen ober außerordentlichen Sitzung 
ber Wählercollegien erneuert. 

42. Die Ucten der Cenſur müffen den Gollegien in ihrer nächftfolgenden Si⸗ 
gung vorgelegt werben, 


Achter Titel. "ler 
Bon der Regierung Er 
#3, Die Regierung iſt einem Präfidenten, einem Bicepräfident 
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einem Staatsrath, Miniftern und einem Gefeggebungsrath, nad da 

einer jeden Stelle zugetheilten Befugniffen, anvertraut. 

44. Der Präfident bleibt zehn Jahre im Amte, und kann unbeflinmt 

wieber gewählt werben. | 

z — Praͤſident giebt die erſte Anregung zu allen Geſetzen, gemaͤß dem 
rtikel 76. 

46. Er hat ebenfalls die Initiative aller diplomatiſchen Unterhandlungen. 

47. Ihm iſt ausſchließlich die Vollziehungsgewalt aufgetragen, welche er mit: 
telſt der Miniſter ausuͤbt. 

43. Er ernennt die Miniſter, die Civil: und diplomatiſchen Agenten, dr 
Oberbefehlshaber der Armee und die Generale. Das Gefeg beftimmt die Beförde 
rungsweife der Dfficiere von niederem Grabe. 

Er ernennt den Vicepraͤſidenten, welder, in feiner Abweſenheit, 
feinen Plag im Staatörath einnimmt, und ihn in allen Theilen, welche er ihm an: 
vertrauen will, repräfentirt. Iſt er einmal ernannt; fo kann ibm während dır 
Dräfidentfchaft deffen, der ihn ernannt hat, die Stelle nidyt genommen werben. 

50. In allen Faͤllen, da die Präfidentenftelle erledigt wird, ift folche in all 
ihren . Befugniffen von dem Bicepräfidenten” fo lange zu verfchen, bis ein mut 
Präfident gewählt feyn wird. — 

51. Die Staatsſiegel ſind dem Praͤſidenten anvertraut. Ein Staatöfettait, 
ben er wählt, und weldyer Rang eines Raths hat, muß, bei feiner perfänliäen 
Verantwortung, ihm innerhalb drei Tagen die von dem Gefesgebungscorpd Tan 
tionirten Gefege vorlegen, das Staatsfiegel darauf drüden, und fie fund machen. 

52, Eben diefer Staatöfecretair contrafignirt die Unterzeichnung des Pröfs 
benten, und hält ein befonderes Regifter über feine Erlaffe. 

53. Der Gehalt des Präfidenten ift 500,000 Mailänder Lire; der des Bir 
präfidenten ift 100,000 gebachter Kire. 


Neunter Titel. 
Vom Staatsrathe. 


54. Der Regierungs: ober Staatsrat (Consulta di Governo) befteht auf ® 
Bürgern, die wenigſtens 40 Jahre alt, von den Gollegien auf Lebenslang gemählt, 
und durch wichtige Dienfte, die fie zuvor ſchon dem Vaterlande geleiftet 
ausgezeichnet feyn müffen. BE 
5. Der Präfident führt in dem Staatsrathe den Vorſitz. Ein Mitglied die 
ſes Raths, den der Präfident aus demfelben erwählt, tft Minifter der auswärtige 
j —— Dieſer fuͤhrt, in Abweſenheit des Praͤſidenten, den Borfig iM 
taatsrathe. 
56. Der Staatsrath hat befonders den Auftrag, die biplomatifchen Vetttoͤgt 
und alles, was auf auswaͤrtige Staatsangelegenheiten Bezug hat, zu pruͤfen. 

57. Alle Verhaltungsbefehle in Bezug auf Unterhandlungen mit ausmärtigtt 
Mächten werden in dem Staatsrathe erörtert, und die Verträge find nicht chi. 
a — nachdem fie von der Stimmenmehrheit des Staatsraths bewilligt mr 
den find. j 

58. Wenn bie Regierung, aus Gründen der Sicherheit für bie Republik, di 
Verhaftung irgend einer verdaͤchtigen Perfon anbefohlen bat; fo muß ber Präf 
dent, innerhalb zehn Tagen, diefelbe vor die gehörigen Gerichte ftellen, ober, in 
Betracht der beſondern Umſtaͤnde, worin ſich der Staat befindet, von dem 
rath ein Decret zu Verlängerung dieſer Friſt erhalten, welches von dem Praͤſiden 
ten und von der Mehrheit der Mitglieder des Staatsraths unterzeichnet ſeyn muß 
- 59. Ein gleiches Decret iſt ebenfalls nothwendig, wenn es darum zu 
ift, aus der Hauptſtadt der Republik irgend einen Bürger, welcher die Ruhe bir 
felben ftört, zu entfernen. 

60. Alle befondere Mafregeln, wozu die Befugniß nicht aus dem Texte eine 
allgemeinen Gefeges erhellt, und wozu man die Gründe von der Sorge für bi 
Sicherheit des Staates hernimmt, erfordern nothwendig cin befondered Decret det 
Staatsraths. | h 

61. Wenn die Sicherheit des Staats erfordert, daß ein Departement aufr 
halb der Verfaſſung gefeät werde, oder wenn ber Aufſtand irgend eines b 
ten Corps, ober das Betragen irgend eines hohen Staatsbeamten, eine außerorden 
liche Mafregel zum Wohle des Staats erforderte; fo muß die Vollmacht ball 
uvor)durdp ein Decret des Staatsraths ertheilt worden feyn. 
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62, Jedes Decret bes Staatsraths gilt immer nur allein. von dem befonbern 
Kalle, der es veranlaßt hat. 

68. Der Präfident giebt ausſchließlich die erſte Anregung zu allen Gefcäften, 
die im Staatsrathe vorgetragen werden, und feine Stimme giebt den Ausfchlag in ‘ 
allen Berathfchlagungen. 

64. In dem Falle, daß die Präfidentenftelle durch Ablauf der. gefeglichen Zeit, 
oder durch freiwillige Niederlegung, oder durd) Zod erledigt wird, erwählt der 
Staatsrat) wieder einen Präftderten durch abjolute Stimmenmehrheit, und zwar 
innerhalb acht und vierzig Stunden, fo daß er nicht auseinander gehen darf, ohne 
die Wahl vollendet zu haben. Der Bicepräfident führt bei diefer Sigung den 
Borfis ſtatt des Präfidenten. 

65. Der Gehalt der Mitglieber des Staatsrathe ift 30,000 Lire. 


Zehnter Titel, 
Von den Miniftern. 


66. Die Miniſter werden von dem Praͤſidenten erwaͤhlt, welcher. fie auch: wies 
kr entlaſſen kann. | 
67. Die Regierung Fann einen Oberridhter ber Nation ernennen, welcher 
von Rehtswegen Zuftizminifter iſt. Er wird von dem Präfidenten ernannt, 
tann aber feine Stelle nur durch freiwillige Niederlegung bderfelben, oder durch 

Berurtheilung verlieren. 

. Dem Oberrichter kommt befonders zu: ER: 

1) über die Art des Gefchäftsganges in ben Gerichtähöfen befondere Anord⸗ 

nungen zu treffen; | 

2) einen Richter, der nachläffig ift, oder der fi nicht der Würde feines 

Amts gemäß beträgt, auf ein halbes Jahr lang von der Ausübung des 
Amts fuspendiren zu Fönnen; — 

3) das Recht, den Vorſitz in dem Caſſationsgerichte mit einer uͤberwiegen⸗ 

ben Stimme zu führen, wenn. ihn die Regierung dazu auffordert. 

69. Wenn die Regierung es dienlich findet, einen Staatöfecretair für die Jue 
fig zu ernennen, und ihm died Fach anzuvertrauen; fo behält zwar der Oberrich⸗ 
ter feinen Zitel, hört aber auf, die Amtsverrichtungen zu verwalten. Der Staats: 
keretair für die Juſtiz verwaltet alsdann die Verrichtungen des Juſtizminiſters, 
ohne der Vorzüge des Oberrichters zu genießen. 

70. Der Minifter der auswärtigen VBerhältniffe wird nothwendig 
aus den Mitgliedern des Staatöraths genommen, nach der Wahl des Präfidenten, 
welcher ihn ernennt, und nad) feinem Gutdünfen wieder abfcet. 

1. Ein Minifter ift befonderd mit der Verwaltung des öffentlihen - 
Schatze beauftragt. Er wacht Über die Einnahmen, verordnet die Geldverfens 
dungen und die Bezahlungen ‚- welche durch das Geſetz genehmigt find. Aber er 
ann Feine Bezahlung geftatten, ale We mu 

1) Eraft eines Gefeges, und nicht über die zu. einem beſtimmten Gegenftande 
ber Ausgabe befonderd angewiefenen Bonds hinaus, ’ 

2) auf einen Bejchluß der Regierung, und _ 

3) Iaut einer Anmeifung eines Miniſters. | 

72. Er muß, unter feiner eigenen Verantwortlichkeit, von jedem Jahre, bie 
Generalrechnung des oͤffentlichen Schages den Commiſſarien der Oberrechentammer, 
In der legten Hälfte des folgenden Jahres vorlegen. | 

„3. Ieder Minifter muß in jedem Jahre die fpecificirten, von. ihm unters 
zeichneten, Rechnungen feiner Ausgaben Eund machen. Ä 

‚ 7% Keine Acte der Regierung kann ‚Gültigkeit haben, wenn fie nicht von 
einem Minifter unterzeichnet ift. 


Eilfter Titel. 
Vom Gefengebungsrathe. 


, 75. Der Gefeggebungsrath kann aus nicht weniger als 10 Bürgern beſtehen, 
die wenigftens dreißig Jahre alt find, von dem Präfidenten erwählt werden, und bie 
nad) drei-Jahren von ihm-wieder entlaffen werden koͤnnen. * 

76. Die Mitglieder dieſes Raths haben eine berathſchlagende Stimme uͤber die 
Öeftgesentwärfe, die von dem Präfidenten vorgeſchlagen worden ſind, und die nur 
durch abfolute Stimmenmehrheit gutgeheißen werden konnen. Ä 
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77. Sie haben eine rathgebende Stimme in allen andern Angelegenheiten, 
wenn der gef dent e8 für bienlich findet, fie um Rath zw fragen. 

78. Ihnen iſt befonderd aufgetragen: die Verfaffung der Gefegesentwürfe; 
die Auseinanderlegung der Beweggründe, welche die Veranlaſſung dazu gegeben 
haben; die Conferenzen mit den Spredern des Geſetzgebungscorps, und die dars 
auf Bezug habenden Grörterungen,: den Artikeln 87 und 88 gemi — 

— Miniſter tönnen,- wenn es ber Peäfdene verlangt, dem Geſetzgebungs⸗ 

eiwohnen. 

80. Der Gehalt eines jedes Raths iſt 20.000 Kir. 

Zwölfter Titel... 
Vom gefeggebenden Körper. 

- 81. Der gefeßgebende Körper befteht aus 75 Mitgliedern, bie wenigftens brei« 
Sig Zahre alt find. Das Gefeg beftimmt die Baht der Mitglieder, welche dazu aus 
jebem Departement gewählt. werben: follen, nach. Verhaͤltniß der Bevölkerung. Die 
Hälfte zum wenigften muß außerhalb bes Collegiums genommen. werben. 

82. Er erneuert fih alle zwei Jahre zum dritten Theil. Der Abgang bes 
erften und ‚des zweiten Drittheild wird durch das Loos beſtimmt; nachher * ſolcher 
durch die Anciennetaͤt beſtimmt. 

83. Die Regierung beruft den gefeg ebenden Körper zufammen, unb vertagt 
* — dieſe duͤrfen jedoch nicht weniger als zwei Monate in jedem 

ahre waͤhren 

84. Der geſetzgebende Körper kann nicht berathſchlagen, wenn nicht mehr als 
die Haͤlfte aller Mitglieder zugegen iſt, die Sprecher ungerechnet. 

85. Die Mitglicder der Collegien, des Staatsraths, des Geſetzgebungsraths 
und die Mintfter haben das Recht, den Sitzungen des gefeggebenden Körpers auf 
der ihnen befonders beftimmten Tribune beizinvohnen. 

86. Der geiraachende Körper ernennt aus, feiner Mitte eine Kammer von 
Sprechern, deren Zahl nicht weniger als 15 feyn darf. Jeder von ber Regie 
rung see Gefegesentwurf wird gedachter Sprechercommiffion mitgetheilt. 

iefe Commiſſion prüft den Entwurf, befpricht fich darüber im der Stille 
mit den Räthen der Regierung, und legt dann bem gefeggebenden Koͤrper ihr Vo— 
tum R Genehmigung oder Verwerfung des Gefegesvorfhlags vor. 
8. Hierauf wich der Entwurf dor dem verfammelten gefesgebenden Körper 
von zwei Sprechern deffelben und von zwei Räthen der Regierung debattirt. 
9. Der gefeggebende Körper berathfchlagt ohne Debatten‘ mit geheimer Ab: 
— und nach abſoluter Stimmenmehrheit; die Sprecher haben babei eine 


Stimm 

00, Die Kundmachung des Gefeges geſchieht durch bie Regierung, drei Tage 
nach Catſcheidung des geſeggebenden Körpers. 

91: Während diefer Zwiſchenzeit kann das Geſetz, als verfaſſungswidrig/ klag⸗ 
weiſe denuncirt werden. 

— Die Denunciarlon. hemmt: cinſtweilen die Kundmachung und die Wirkung 
bes Geſetzes. 

98. Der Gehalt ber Bun ver „geiegehenhen, Körpers ie 6000 Mailän: 


der Lire; jener ber Spreder ift 9000 
A Titel, 
Bonden Geriären, 


9, Die Streithändel zwiſchen Yarticularen tönnen durch Shirdsridter 
abgethan werden; von ihrem Urtheile kann man nicht appellicen, noch Gaffation 
uchen. 
95. Bon zwei einander gleichlautenden Urtheilsfprüchen fann man nicht ap: 
pellivenz die Revifion hat iallein in dem Falle, wenn . Sprüde einander 
gr find, Etatt. | 

Das Caſſationsgericht dernichtet 

1) die urtheilsſpruͤche ohne Appellation, in denen bie — verletzt ſind, 
und die ein offenbares Verfahren wider das Geſetz enthalten; 

2) erkennt es über die Geſuche um Verweiſung von einer Gerichtsſtelle zur 
andern wegen ‚rechtmäßigen Verdachts gegen Öffentlihe Sicherheit; 

8) entfcheidet e& über die. Frage der Incompetenz in Criminalſachen, umb 
über die gegen ein Gericht. vorgebrachten Anklageacten; 
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4) giebt es den Collegien bie: Acten des Geſetzgebungscorps oder ber Regies 
vung an, welche Anmaßung der richterlidhen Gewalt mit ſich ‚führen, 
dder die freie Ausübung derſelben hindern. ER 

97.2 Zi Berbrechensfadhen find peinliche Gerichte vorhanden Was bie 
Verdreden, welche trafen an Leib oder: Ehre nach ſich ziehen, betrifft; fo laͤßt ein 
uftes Gefhwornengericht die Anklage zu, ober verwirft fie. Wird fie zugelaffenz 
fo erkennt ein zweites Geſchwornengericht das Verbrechen an, und bewährt es, und 
em wenden fofort das Geſez anz von ihrem Spruche kann man nicht ap⸗ 
delliten ..4 


98. Das Geſetz beſtimmt die Organiſation, die Competenz, die Territorial⸗ 
Zurisdiction, die Verrichtungen der Gerichtshoͤfe, und den Gehalt der Richter. 

99. Das Geſetz fegt die Organiſation der Geſchwornengerichte und 
ug — wirklichen Einfuͤhrung feſt, der nicht uͤber zehn Jahre verſcho⸗ 

werden darf. | Ä ER 

100, Die Tragen, welche die Staatöuerwaltung betreffen, find von ber beſon⸗ 
km Competenz des gefeßgebenden ang 

101. Die Handelsfammern |prechen ſummariſch in Handelsſachen. 
‚ 202, Ueber militairische Verbrechen wird von Kriegsräthen, dem, Mille 
— gemaͤß, gerichtet. Eye 

105, Die Mitglieder des Caſſations- und des, Reviſionsgerichts werden von 
ben Gollegien ernannt; die Mitglieder, ber Appellationägerichte, die ordentlichen 
Rihter werden von dem Gefeggebungsrath ernannt, nach den Eiften, die ar von 
ven Baffationsr, Reviſions- und Yppellationsgerichten vorgelegt worden find, Das 
Geſet beftimmt die Verfertigung, diefer Liften. 

104. Die Richter werden auf Lebenslang ernannt; fie werden nur wegen 
Echter, die auf ihe Amt Bezug haben, und in ben. Fällen, wo man das Buͤrger⸗ 
techt verliert, abgeſetzt. | F 


Vierzehnter Titeln — 
Von der Verbindlichkeit der Staatsbeamten. — 


105. Die Amtsverrichtungen dev Mitglieder der Collegien und der Cenſur, 
bed Präfidenten und des Vicepraͤſidenten der Regierung, der Mitglieder des Staates 
raths, des Gefepgebungsraths, des Geſetzgebungscorps, ber Kammer ber Sprecher, 
der Revifiong: und Gaflationsgerichte, find Eeiner Verantwortlichkeit unterworfen. 

106, Was perfönliche und folche Verbrechen betrifft, die ſich nicht von ber 
Ausübung. befagter Aemter herleitenz; fo werben die Beichuldigten,. von den! Vers 
fommlungen, zu denen fie gehören, ‚ben dazu befugten Amtöftellen zugemiefen, . 

107. Die Minifter find verantwortlich: 

1) für die von ihnen unterzeichneten Acten der Regierungs _ — 

2) für die Nichtvollziehung der. Geſetze und, der die Staatsverwaltung be⸗ 
treffenden Vererbnungens:. u. ;: « | 

3) fuͤr ertheilte befondere Befehle, :die deu. VBerfaffung und. ben fie. handha⸗ 
benden Verordnungen zuwider find; 

4) für Veruntreuung der Staatseinkuͤnfte. Ä e J 

108. Die Regierung, die Kammer der Sprecher, das. Caſſatiynsgericht, ge⸗ 
ben, jedes in den ihm zuſtehenden Gegenſtaͤnden, die verfaſſungswidrigen Handlun⸗ 
gen und die. Vergeuder des Staatsvermoͤgens den Gerichtshoͤfen au Wenn zwei 
Collegien erklären, daß die Angabe in Betracht gezogen zu werden verdient; fo 
wirb fie der Genfur. zugewieſen. = 

109, Rach der Erklärung der zwei Collegien unterſucht bie Cenſur bie Kla⸗ 
gen, verhört die Zeugen, labet die Angeklagten vor, und ſchickt foldye, wenn fie bie 
Anklage gegründet glaubt, dem. Revifionsgericht zu, das ohne Appellation und ohne 
Anſpruch an UrtheiläsEaffation ſpricht. 

110. Wie auch. das Urtheil ausfallen mag; fo verliert ber Beamte burdy 
das Decret, mittelft deffen die Genfur die Anklage zuläßt, feine Stelle, und wird 
auf vier Jahre zu jedem Öffentlichen Amte untüdhtig. 

111. Außer den in dem 108. und 109. Artikel vorhergefehenen Klagefällen, 
ann die Genfur unmittelbar der Regierung zu erkennen geben, daß ein Beamter 
das Zutrauen der Nation verloren, und daß er das Staatövermögen verfchleubert 
habe. Diefe Mittheilung ift geheim. | 

112, Die Regierung fest entweber den angegebenen Beamten, ab, oder eröff: 
nee duch eine Botfchaft an die Gollegien die Gründe, warum fie mit der Genfur 
nicht gleicher Meinung ift. 
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113. Stimmen bie Eollegien der Meinung der Regierung bei; fo fchreiten fie 
über die Klage zur Tagesordnung. Sind fie der Meinung der Cenſur; fo weifen 
fie die Botfhaft der Regierung der naͤchſten Cenſur zur Unterfuhung zu. 

114, Die zweite Genfur unterfuht, nach dem Botum ber beiden Collegien, 

den Grund der Anklage, verhört den Angeklagten und die Zeugen, und wenn fie die 
Anklage gegründet glaubt, fo weifet fie den Beſchuldigten dem Reviſionsgerichte zu. 
Diefe Zuweifung hat die in dem Art. 110, angezeigten Wirkungen. 

115, Die Eivils und Griminglridter werben: wegen Vergehungen, bie ihr 
en von dem Gaffationsgeriht gleichfalls dem Revifionsgerichte zuge⸗ 
wiefen. 5 — 


Funfzehnter Titel. 
Allgemeine Verfügungen. 

116. Die Verfaſſung erkennt keinen andern buͤrgerlichen Unterſchied unter den 
Buͤrgern, als der von der Verwaltung der oͤffentlichen Aemter herruͤhrt. 

117. Kein Einwohner des cisalpiniſchen Gebiets darf in der freien Ausuͤbung 
ſeines beſondern Gottesdienſtes gehindert werden. 

118. Verhaftung, ohne einen vorgaͤngigen Befehl einer obrigkeitlichen Stelle, 
die das Recht dazu hat, iſt unguͤltig; es waͤre denn, daß der Delinquent auf der 
That ergriffen wuͤrde. Aber auch in dieſem Falle kann die Verhaftung erſt durch 
einen nachherigen, auf hinreichende Anzeigen gegründeten, Beſchluß einer dazu bes 
fugten Amtsftelle gültig gemacht werben. 

119. Die Republik Eennt keine. Privilegien oder andere Einſchraͤnkungen des 
- Kunftfleiges und des innern und äußern Handels, als ſolche, welche auf das Geitt 
gegründet finb. | 

120. In ber ganzen Republik ift einerlei Gewicht, Maaß, Münze, peinliches 
und bürgerlihes Gefeg. Eben fo muß auch Ginförmigkeit in dem Grundfteueranfat 
und in dem Syſtem bes erften öffentlichen Unterrichts feyn. 

121. Ein allgemeines Nationalinftitut it beauftragt, Entdeckungen zu ſam⸗ 
meln, und Künfte und Wiffenfchaften zu vervöllfonmnen. 

5 Eine National: Oberrechentammer beftimmt und bewährt bie Rechnun—⸗ 
gen über die Einnahmen und Ausgaben- der Republik. Diefe obrigkeitliche Stelle 
befteht aus 5, durch die Gollegien ernannten, Männern. Gie erneuert fich baburd), 
daß alle zwei Jahre ein Mitglied austritt; die Mitglieder find ohne Einſchraͤnkung 
wieder erwählbar. Ä .— 
128. Das beſoldete Heer iſt den Verfügungen der Staatsverwaltung unter⸗ 
geordnet; die ift nur den Geſehen untergeordnet. 

124, Die Öffentliche Gewalt ift Iefenttich gehorchend; Fein bewaffnetes Corps 
kann berathichlagen. i 

125. Alle Schulden und Forderungen ber. ehemaligen Provinzen, bie jet zur 
cisalpiniſchen Republik gehören, find von der Republik anerkannt. Das Gefeg be 
_ diejenigen Anordnungen, welche die Schulden einzelner Gemeinden erfordern 

nnten. . 
126. Der Käufer von Nationalghtern, wo biefelben ſich auch herfchreiben 
mögen, kann, fo wie er einmal nad einem gefeglidh getroffenen Kaufe in bern 
tz ift, unter feinem Vorwande mehr in dem ruhigen Genuß geftört werben; es 
bleibt jedoch dem ‚dritten reclamirenden Theil unbenommen, fih um Entſchaͤdi⸗ 
gung an ben Öffentlichen: Schak zu wenden. : 

127. Das Geſetz weifet auf die noch nicht verkauften Nationalgüter bie Ein 
fünfte an, welche für die Bifhöffe, ihre Gapitel, die geiftlihen Seminarien, dit 
Pfarrer und das Bauwefen der Hauptkirchen erforderlich ſeyn mögen. Man kann 
die Beftimmung derſelben nicht abändern. 

1283. Wenn nah einem Zwifchenraume von drei Jahren ber Staatsrath die 
Berbefferung irgend eines Verfaſſungsartikels für nöthig findet; fo ſchlaͤgt er ſolche 
den Collegien vor, welche darüber entfcheiden. 
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Organiſches Geſetz über die Geiſtlichkeit. 


Erſter Titel. 
Von den katholiſchen Geiſtlichen. 


1. Die Biſchoͤffe der cisalpiniſchen Republik werben von ber Regierung er: 
annt, und vom heiligen Stuhle eingefegt, mit welchem fie frei über die geiftlichen - 
ngelegenbeiten verkehren. ' | 

2, Die Pfarrer werden, unter Genehmigung der Regierung, vom Bifchoff er 
le und eingefegt. 

Der Biſchoff kann, nachdem es das Bedürfnig der Dioͤces erfordert, die erle- 
gten Pfarreien mit Coadjutoren verfehen. 

3. Der Bifhoff kann die, für die geiftlihen Beduͤrfniſſe der Völker nöthige, 
von Geiftlichen, als Pfründner, Capellane, Legaten, anftelen. 

Zweiter Titel. 
Geiftlihe Stiftungen. 

1. Die Grenzen der Didcefen find Feiner Neuerung unterworfen. Allenthal: 
4, 10 fie etwa verändert worden find, fol über ihre Wirderherftellung Abrede 
en allen Stuhl getroffen werden. . 

& Jede Didces hat ihr Kapitel, das zu einer Metropolitans oder Kathebral: 
Ar dthört, und dem zufolge ausgefteuert ift. 

"3 Der Befis der Ganonicate, und anderer nicht verfaufter geiftlicher- Pfruͤn⸗ 
Kur ganz, oder zum Theil in Beſchlag genommen oder befegt worden find, 

Mt den Bifchöffen, Gapiteln und Pfarrern; man giebt ihnen die Archive und 

Eere welche ihre gegenwärtigen Guͤter und reſpectiven Aemter betreffen, 


Vede Kathedralkirche genießt, unter der Rubrik, als Bauten, einen Fond 
ben noͤthigen Ausbeſſerungen, und der Beſtreitung des darin zu haltenden Got— 


5, ode Didces hat ihr biſchoͤffliches Seminarium, das gehörig ausgeſteuert, 
Mr Erziehung der Geiſtlichkeit beſtimmt iſt, welche, den kanoniſchen Gebräus 
u, der Gewalt des Bifchoffs anvertraut ift. 
‚d, Die Güter und Ausfteuern für die Bisthümer, Gapitel, Seminarien und 
ten, follen innerhalb drei Monaten feftgefest werden. 
* Die Conſervatorien, Hoſpitaͤler, milde und andere fromme Stiftungen, 
SR Eon einem verwaltenden Rath der oͤffentlichen Wohlthaͤtigkeit dirigirt, von 
der Biſchoff jedesmaliger Präfident ift, wenn ſolche von Geiten der 
tingefest waren; an Orten, wo es keine ſolche Stiftungen giebt, fol der 
immer Mitglicd der Verwaltung feyn. 
d Die Veräußerung und Geyueftrirung der vom Gefeb zur Auöfteuer der 
Sapitel, Seminarien und Kirchenbauten angewiefenen Güter foll nicht 
F Statt finden. Die gegenwärtig von biefen Gefammtheiten und von den 
m befeffenen Güter follen nicht verfauft werden können; den Individuen 
Michobenen Gefammtheiten werden durch wirkſame Mittel die Auszahluns 
zugeſtandenen Penfionen zugefichert werden. 


. Dritter Titel, 

B; Kirchenzucht-Einrichtung. 

"de Die Canzleien der Biſchoͤffe und ihre reſpectiven Archive werben beibehals 
Die nötbigen Beamten zur Aufrehhthaltung der Regeln ihrer Einrichtung, 
Ei Disciplinarvorfchriften, welche eingeführt worden find, um die Geiftlichkeit 
tigungen und kanoniſchen Strafen zu unterwerfen, werden ihre Aemter 


Der Bifhoff kann den geiftlichen Delinguenten zur Pönitenz in ein Ge: 
ra oder Klofter verweilen. Iſt das Verbrechen wichtig; fo unterfagt er 
be Ausübung feines Amts, und hält die Einkünfte feiner Pfründe zurücd, um 
bung desjenigen, welcher fie einftweilen verfieht, und die mit ber Pfründe 
ne — — — — an = Schuldige den 
BiBtrfagtz; fo wendet fi der Bifhoff an den weltlichen Arm. 

‚Bean ein Geiftlicher in der Führung feines Amts die öffentliche Ruhe 
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ftört; fo wird der Biſchoff requirirt, ihm biefelbe zu unterfagen, und falls fl 
nicht willfahrt; fo wendet man ſich an die orbentliche bürgerliche Gewalt, ; 

4. Wenn das Verbrechen eines Geiftlichen eine infamirende ober Krpeid 
Strafe mit fi bringt; fo benachrichtigt man den Biſchoff von dem — 
kann alsdann vor der Vollziehung des Urtheils alles thun, was bie kanoniſchen 
ſetze in ſolchen Faͤllen vorſchreiben. 

5. Die Geiſtlichkeit iſt aller Kriegsdienſte uͤberhoben. 

6. Alles, was zur Öffentlichen Verderbniß der guten Sitten, zur Heraml 
bigung bes Bottesdienftes und der Geiftlihen abzwedt, ift verboten. 

7. Ein Pfarrer kann von keiner Gewalt gezwungen werben, in io 


alle, wo ein kanoniſches Impediment vorhanden wäre, das Gacrament bir 
zu ertheilen. | 





Als aber, nach der Einführung der Faiferlichen Würde in Ft 
auch die italienifche Republik in dad Königreich Italien v 
und ber. Kaifer Napoleon am 16. März 1805 von der zu Par 
fammelten italienifhen Confulta old König von Italien pri 
worden war; da beflimmte ein verfaffungämäßiges Statut U 
16. März 1805: „die italienifhe Krone ift erblid in N | 
recter und ehelicher, natürlicher oder adoptirter männlicher N 
menfchaftz doch darf blos ein Bürger. Franfreihs oder be} 
reichs Italien adoptirt werben. Napoleon lıbergiebt, fobald bie 
Truppen Neapel, bie jonifchen Snfeln und Malta geräumt 
erbliche Krone Staliend einem feiner erblichen ober aboptirten 
von welcher Zeit an die Kronen Frankreichs und Italiens nie wieder 
Einem Haupte vereiniget werden dürfen. Der König von Italien 
volljährig mit Vollendung des achtzehnten Jahres, Der Code Nam 
wird vom 1. Ian. 1806 an dad Geſetzbuch des Königreich.” 

Noch wichtiger für die Veränderung der BVerfaffung vom I 
1802 waren aber das zweite und befonderd das dritte verfaſſu 
mäßige Statut. | 


c) Eonftitutioneles Statut vom 27. März 1805. 


Die Staatsconfulta, nad) Anficht des verfaffungsmäßigen Statuts vom 
März, befchliehet: 











Erfter Titel, 
Von ber Regentfchaft. 


1. Die Großjährigkeit der Könige von Italien iſt auf das achtzehnte w 
le feftgefegt; während der Minderjährigkeit verwaltet ein Regent di 
e. | 


2. Der Regent muß wenigftens 25 Jahre alt feyn, und in bem König! 
Italien refiviren. Die Frauen find von der Regentfchaft ausgefchloffen. 

3. Der König kann unter den Prinzen bes königlichen Hauſes, welche ba 
Jahr zurüdgelegt haben, den Regenten auswählen, fo wie, bei dem Manz t 
ben, unter den Großbeamten ber Krone. | 

„+ Im Galle diefe Beftimmung des Negenten von Geiten des Königs 1 
bliebe, wird die Regentſchaft bem Prinzen des Eöniglichen Hauſes — 
— F eo. nad) der Ordnung der Erblichkeit der nächfte ift und: 25 ! 

elegt hat. | 
5. Wenn der König einen Regenten beftimmt und Eein Prinz vom bei 
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Kchen Haufe 25 Jahre zuruͤckgelegt hatz fo wählt der Senat (ober bie Conſulta) 
n Regenten unter ben Großbeamten der Krone. * 

6. Menn,. wegen der Minderjaͤhrigkeit des zur Regentſchaft in der Orb» 
ing dir Erblichkeit berufenen Prinzen, einem entfernteren oder einem Großbeam⸗ 
a der Krone die Regentfchaft übertragen würbe; fo fegt biefer, einmal in Uebung 
Sende, feine Funttionen fo lange fort, bis der König majorenn ift. 

7, Die Regentfhaft übt bis zur Majorennität des Königs und im Namen 
minderjährigen Königs alle Attribute der königlichen Würbe aus. Nichts befto 
aiger kann der Megent zu ben großen Aemtern des Reichs nicht ernennen, und 
it Emennungen zu Stellen, deren Amtsführung auf Lebenszeit ift, find nur pros 
veifh, und werden nur durch die vom Könige ein Jahr nach der Majorennität 
kilte Beftätigung definitiv. 

3. * Regent iſt über die Arten feiner Adminiſtration nicht perſoͤnlich ver: 
wortlich. 

9, Die Regentfhaft giebt Fein Recht auf die Perfon des minderjährigen 


10, Die Auffiht über den minderjährigen König wird deffen Mutter anver- 
und, wenn diefe nicht mehr Lebt, dem Prinzen, ber hierzu durch den Vor: 
des minderjährigen Königs beftimmt wurde. Im Fall beide fehlen follten, 

de Auffiht über den minderjährigen König dem Grofbeamten ber Krone 

fragen, weldyer der erſte ift, in der unten im 17. Artikel beſtimmten Ordnung, 
die erforderten Eigenfhaften befigt. Zur Auffiht über den minderjährigen 
Einnen weder der Regent, noch deffen Defcendenten erwählt werben. 
h. Wenn der König entweder einen Regenten für die Minderjährigkeit, oder 
Prinzen für die Aufficht über ben minderjährigen König beftimmt; fo wird 
Gegenwart der Großbeamten der Krone gemachte Dejignationsacte in Empfang 
—* und ſogleich von dem Staatsſecretair dem Senat (oder ber Conſulta) über: 


ft, Eamit fie in deren Regifter eingetragen und in deren Archiven niedergelegt, oder, 
fie verfiegelt ift, blos niedergelegt werde. Die Defignationsacten find in beis 
Fällen duch; den Willen des Königs widerruflih. Jede Acte ber Defignation 
‚bee Widerrufung berfelben, welche nicht in bie Regifter des Senats eingetra: 
veber in beffen Archiven vor dem Tode des Königs niedergelege wird, ift null 
tichtig. | 
| Zweiter Titel. 
Bon den Großbeamten des Königreichs, 


42, Die Großbeamten des Königreichs find: f 
: 3) Die Großbeamten der Krone, nämlih: der Kangler:Giegelbemwah: 
"ser der Krone; der Großalmofenier; ber DOberhofmeifter; 
der Oberkaͤmmerer; ber Oberftallmeifter. 
9 Die Minifterz aber nur fo lange, als fie im Amte find, 
3) Die Erzbifchöffe von Mailand, Ravenna, Bologna und Ferraras 
4, Die Marfchälle des Reichs, bie aus den ausgezeichnetften Genera:- 
ken — werden (ihre Zahl darf nie die von vier uͤberſteigen, und 
es duͤrfen deren keine vor dem Jahre 1810 ernannt werden); der erſte 
Capitain ber koͤniglichen Leibwache; ber Generalinſpector 
der Artillerie; der Generalinfpector bes Genie 
5) Sechs Mitglieder des Collegiums der Güterbefiger, melde 
der König aus denjenigen 50 derfelben wählt, die bie meiften Abgaben 
ia bezahlen und überdies fih am meiften durch Verdienſte auszeichnen. 
13, Durch ein Statut des erften Königs von Italien, die Organifation des 
Mrs betreffend, werden, für den Glanz ber verfhiedenen Dienfte des Palaftes, 
Dr Kronbeamten ernannt ; die Nachfolger des Königs find an biefes Statut 






Bürben Iebenslänglich. Diefe Würde kann nur Unterthanen bes Königreichs 


‚I, Die Großbeamten der Krone haben den Rang unmittelbar mach ben 
& find, vermöge ihrer Würde, Mitglieder des Staatsraths; fie bilden 
Ei des Königs, wenn biefer fie dazu berufen will; fie find Mitglieder des 


16, E Commanderien von 86,000 mailaͤndiſchen kiren jaͤhrlicher Einkünfte, 
nn erſte, zwiſchen ber Seſia und der Abba, die zweite, der Adda 


& Die Großbeamten des Königreich! behalten, mit Ausnahme ber Minifter, 
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und der Etſch, die dritte auf dem rechten Ufer des Po, und bie vierte zwiſchen dr 
Santereo und dem Rubicon, find lebenslänglicy mit der Würde des‘ Ganzleri-Eil 
gelbewahrers der Krone, des Oberhofmeifters, des Oberfämmerers und des Ob 
ftallmeifters verbunden. Dem Großalmofenier wird eine geiftliche' Pfründe verli 
ben. Die Großbeamten der Krone genießen nebftdem 
1) eines auf den Schag ber Krone, nad) dem Verhaͤltniſſe ihrer Amten 
richtungen in dem Palafte, angewiefenen Gehalts: 

2) des Gehalts eines Staatsraths und eines Genators. | 

17. Wenn dur) eine Verfügung des Königs, oder durch irgend eine andı 
Urſache, ein Großbeamter der Krone außer Dienftthätigkeit kommt; fo behält 
feinen Zitel, feinen Rang und feine Vorrechte. 


Deitter Titel. 
Bon den Eidfhwüren. 


18. In den zwei Jahren, welche feiner Erhebung zum Throne ober fü 
Majorennität folgen, ſchwoͤrt der König, begleitet von ben Großbeamten des Rad 
vor Gott einen Eid auf das Evangelium; und zwar in Gegenwart bes Gena 
des Staatsraths, des gefeggebenden Körpers, der drei Präfidenten der Wahlco 
gien, der Erzbiſchoͤfſe und Biſchoͤffe, des Gaffationstribunals, des Nationalrehnun, 
amtes und der Präfidenten der Revifions- und Appellationstribunale. 

19. Der Eid des Königs lautet alfo: àa. 

„Ich ſchwoͤre, die Integritaͤt des Reichs zu erhalten, die Staats Autien 
reſpectiren und reſpectiren zu machen; ſo wie die Gleichheit der Red 
die politifche und bürgerliche Freiheit, die Unmwiderruftichkeit der X 
Fäufe der Nationalgüter; Feine Auflage zu machen, Feine Zaren zu 
ftimmen, als in Kraft des Gefeges, und mit dem einzigen Wunſche 
Intereſſe, des Gluͤcks und des Ruhmes des italieniſchen Volks zu 
gieren.“ 

20. Ehe der Regent die Ausuͤbung feiner Functionen beginnt, ſchwoͤtt 
begleitet von ben Großbeamten des Reichs und in Gegenwart des Senats, 
Staatsraths und des Präfidenten des Gaffationgtribunals, vor Gott einen Ei 
das Evangelium. Der Staatsfecretair nimmt über die Eidesleiftnng ein Protocol 

21. Der Eid bed Regenten ift in folgenden Ausdrücken abgefaßt: 

„Ich ſchwoͤre, die Staatögefchäfte nach den PVerfaffungen des Reichs,“ 
den Decreten bes Senats und nad) den Gejegen zu verwalten, das 
biet des Königreichs in feiner Integrität, die Rechte der Narion und di 

_ k. Würde zu handhaben, und dem Könige im Augenblicke feiner Majorem 
getreulih die Macht zurück zu geben, deren Ausübung mir anvertraut 

22. Die Reichögroßbeamten, der Staatsfecretair, die Mitglieder des Sen 
des Staatsraths, des geſetzgebenden Körpers, der Wahlcollegien, alle öffentliche 
amten und bie DOfficiere und Soldaten der Armee legen nachftehenden Eid ad: 

„Ich ſchwoͤre Gehorfam den Verfaffungen des Reiche und Treue dem Kör 

Unterzeichnet: Napoleon. 
Melzi, Marescalhi, Gaprara, Paradiſi, Benaroli, 
Softabili, Luoſi, Guicciardi. 


d) Conſtitutionelles Statut vom 5. Juni 1805. 


Erfter Abſchnitt. 


Bon ben Krongütern. 
1. Das Kroneigenthum befteht: | 

1) aus dem töniglihen Palafte in Mailand und der Villa Bonaparte; 

2) aus dem Palafte von Monza und feinen Zubehörungen ; 

3) aus dem Palafte zu Mantua, dem Palafte von The und dem cht 
gen herzoglichen Paldfte zu Modena; 

4) aus einem Palafte in der Nähe von Brescia und einem, ber in ber 
von Bologna gelegen feyn fol. Diefe Paläfte find nebft den ſchic 
Zubehörungen ungefäumt zu beftimmen. | 

5) Aus dem Walde von Zicie. 

Ein-Eapital von 10 Millionen ire in Nationalgütern wird befonders 


— 
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wieſen, ſowohl zum Ankauf der zwei Palaͤſte in den Gegenden von Brescia und 
Bologna, als der erforderlichen Grundſtuͤcke zur Errichtung der Parke von Monza 
und des Ticiner Waldes. 

2. Unabhängig von obigen Verfügungen und um den. Glanz bes Thrones zu 
erhalten, liefert der öffentliche Schag jaͤhrlich in die Hände bes. Kronfchagmeifters ſechs 
Dilienm Mailänder Eire, nämlich monatlich eine halbe Million. 

3. Eben fo liefert der öffentliche Schag jährlich zwei Millionen, monatlich 
ein Zwölftheil, zum Solde für die Garde des Königs, welche deshalb bei dem jähr: 
lichen Berzeichniffe der Erforderniffe des Kriegsminifteriums nicht mit in Rechnung 
gebracht werden darf. 

4. Außer diefer Leibwache wird noch eine befondere gebildet, in welcher allein 
bie Brüder, Söhne und Enkel, Neffen und Söhne der Neffen, und die Geſchwiſter⸗ 
Üinder der Mitglicder der Collegien, ober dieſe Mitglieder felbft, das Recht haben, . 
aufgenommen zu werden. 

4. Die Güter und Einkünfte, welche durch obige Artikel der Krone ange: 

find, werben von einem Generalintendanten verwaltet, nad den nämlichen 
und Formen, wie die Güter und Einkünfte der Krone Frankreich. 
Der Koͤnig kann, wenn die Umſtaͤnde es erfordern, der Koͤnigin auf die 
we einen Wittwengehalt anweiſen, der in keinem Kalle die jährliche Sum: 
me von 300,000 Lire überfteigen darf. 
Die Urkunde, welche diefes Witthum beflimmt, muß vom Ganzler - Kronfiegel: 
abgefaßt feyn. 


Zweiter Abſchnitt. 


Vom Vicekoönige. 


6. Während der Zeit, da der Kaiſer und König Napoleon die italienifche 
Bone behält, kann er fi) durch einen Vicekoͤnig repräfentiren laſſen. 

> 7. Ein Decret und befondere SInftructionen beftimmen die, Eigenfhaft und 
g der Befugniffe des Vicefönigs. | 

8. Ehe der Bicekönig die Ausübung feines Amtes beginnt, legt er dem Kai: 
au Könige folgenden Eid ab: 

„Ich ſchwoͤre, ber Verfaffung getreu zu feyn, und‘ dem Könige zu gehor: 
den, meine Amtsverrichtungen in der Stunde, wo ich dazu vom Könige 
Befehl erhalten werde, niederzulegen, und fogleich die mir anvertraute 
Gewalt in die Hände desjenigen zu übergeben, der dazu vom Könige be: 
auftragt ſeyn wird.’ j \ 

9. Der Bicefönig muß in dem Umfange des Königreichs Italien wohnen. 
10, Die Kronbeamten und die Palaftbeamten haben bei ihm eben die Verrich— 
wie bei dem Kaifer und Könige. 


Dritter Abſchnitt. 


Von den Collegien. 


11. Die Collegien der Lanbeigenthämer, ber Gelehrten, der Handelsleute, 
ein fich abgefondert und auf eine Einladung des Königs, worin der ‚Dit 

Zuſammenkunft bezeichnet ift, um fich zu vervollftändigen und die Mitglieder 

geftgacbenden Raths zu ernennen. , 

12. Der Präfident der Cenſur und die Präfidenten der drei Gollegien werben 

&i Sönige ernannt. ; 

18, Dieienigen Mitglieder der drei Gollegien, welche im nämlicheu Departe⸗ 

ya verfammeln fi einmal tn jedem Jahre auf Bufammenberufung des 
Was im Hatıptorte zu einem Departementscollegium. . 
"14. Sie bilden nur eine einzige Verſammlung, worin die Landeigenthlimer 
Rechten, die Handelsleute zur Linken, die Gelehrten dem Bureau gegen über figen. 
-B. Der Präftdent wird vom Könige ernannt. 
16. Jedes Departementscollegium präfentirt die Candidaten zu ben General» 
4 der Departemente und zu ben Kriedensrichtern. Die Zahl ber praͤſentir⸗ 
iſt dreimal ſo groß, als die der lebigen Stellen. Die fuͤr jedes 
ſtatt gehabten Praͤſentationen werden oͤffentlich bekannt gemacht. 


4 — Vierter Abſchniktt. 
5 Von dem Staatsrathe. 
IV. Der Staatsrath beſtehet: ur, 










/ 


J 








? rt 


390 ö Königreich Italien. 


1) aus dem Conſeil der Gonfultoren ; 
2) aus dem gefeggebenden Conſeil; 
3) aus dem ber Aubditoren. 
18. Die Mitglieder diefer drei Gonfells werden vom Könige ernamnt. 


8.1. Bon dem Eonfeilder Eonfultoren. 

19. Der Gonfeit der Confultoren befteht aus acht confultirenden Gtaats 
then., Die Großbeamten der Krone haben darin Gig und Stimme. z 

2. Der GSonfeil der Confultoren erkennt auf die ihm von einem Yin 
kraft eines königlihen Befehls, gemachte Mittheilung : 

a) über Alles, was ſich entweder auf die Auslegung eines ober merk 
Artikel der verfaffungsmäßigen Statuten, ober auf Mobificationen berk 
die mit diefen Statuten vorgenommen werben follen; 

b) über Friedend:, Handels: und Subfidienverträge, die ihm vor ber! 
kanntmachung mitgetheilt werben. 

21. Der Sonfeil ber Confultoren erwählt, in dem durch ben 5. Artikel: 
‚zweiten conftitutionellen Statuts vorbergefehenen Falle, den Regenten unter 
Grofbeamten der Krone. 

22. In dem durch den 11, Art, bes mÄämlichen conftitutionelln E 
vorhergefehenen Kalle wird die Ernennungsacte, entweder eined Regeiitn Il 
Minderjährigkeit, oder eines Prinzen zur Bewachung eines minderjährigen AM 
an —* Conſeil der Conſultoren geſchickt, der nach Vorſchrift bes beſagten r 
verfaͤhrt. 


3. Im Conſeil der Conſultoren führt eines feiner Mitglieder, das der 
ernennt, ben Vorſitz. 
$.2. Bon dem gefeägebendem Eonfeil. 


24. Der Gefesgebungsrath befteht aus hoͤchſtens zwoͤlf Staatsräthm. 
25. Er erkennt, auf die, vermöge eines Eöniglichen Befehls an ihm ven 
nen, Berichte und Vorfchläge der Minifter: | 


a) über alle Gefegesvorfchläge, welches auch ber Gegenſtand derſelben 


mag; h 
b) über alle Entwürfe von Verordnungen, bie Öffentliche Wertaltung, 
die Erklärung, Erläuterung und Auslegung biefer Berorbnunge 



























treffend. 
26. Keine Verordnung über die dffentliche Verwaltung Tann Höhere © 
. die ber niederen Sriminalgerichtöbarteit oder correctionellen Juſtiz find, 
etzen. 


27. Im Geſetzgebungsrathe führt eins der Mitglieder deſſelben, das di 
nig ‚ernennt, den Borfig: 


$.8. Von dem Eonfeil der Aubitoren. 


28. Diefer Sonfeil befteht aus hoͤchſtens achtzehn Staatsraͤthen. 
29. Er erkennt, auf die vermöge Zöniglihen Befehls an ihn ver 
Borfchläge und Berichte der Minifter: | 

a) Über alle ftreitige Angelegenheiten 3 — 

b) über alle Jurisdictionsconflicte wegen abgeforderter Acten, wenn Ü 
enftanb wegen feines Zufammenhanges entweder mit dem unmit 

tereffe des Staatövermögens, oder mit Streitfragen in Betrefl 
Oi den Verwaltung, außer der Gompetenz der ordentlichen G 
iegt 5 | 

c) in die gegen unmittelbare Agenten ber oͤffentlichen Verwaltung. 
fügende gerichtliche Unterfuchung; 

d) über die Appellationen von Entſcheidungen der Präfecturräthes 

e) über Conceſſionsgeſuche von Berge: oder Wafferwerken auf ſchi 

lüffen und Kanälen; 

f) über Autorifationebewilligungen an Gemeinden, Hofpitäler, ober 
öffentliche Wohlthätigkeitsanftalten, ingleihen an gottesdienſtlicht 
tute, wegen Annahme von Schenkungen und Legaten, wegen & 
Tauſchungen, Vergleiche und Localfteuern 5 

8) Über angetragene Retraitepenfionen zu Gunften von Officieren u 
"daten, oder Kivilbeamten. 


30. Im Rathe der Audiloren führt eines feiner Mitglieder, das def 
ernennt, ben Vorfig. _ 
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| 31. Die Streithändel zwifchen dem Staate und Privatperfonen, und die Ap⸗ 
yellationen von Entfcheibungen ber Präfecturräthe, werden in ein WVerzeichniß ein⸗ 
getragen, das im Generalfecretariat bes Raths angefchlagen bleibt, damit die Par: 
teien Rachricht erhalten, und ihre fchriftlihen Debuctionen in Beit von längftens 
einem Monat einreichen können. 


4 Abtheilung in den ordentlichen und in ben außerordentlichen 
Dienſt, und in Sectionen. Ordnung der Arbeiten. 


32. Die Mitglieder des Staatsrathes vertheilen ſich in den ordentlichen und 

ze Dienft. Das Verzeichniß darüber wird alle fechs Monate von dem 
nige gegeben. . Ä 

33, Der Gefehgebungsrath und der Rath der Aubditoren theilt fich in drei 
Exctionen, naͤmlich die Section der Befesgebung und des Gottesdienftesz die Sec 
in des Innern und ber Binanzen, und die Section bed Krieged: und des See: 
end. 

84, Die ati den Gefehgebungsrath und ben Rath der Auditoren überfandten 
Sachen werden in den Sectionen vertheilt und in Berathung gezogen; ein Mitglied 
der Section hat jedesmal den Vortrag. Der Rath der Confultoren, der Geſetzge⸗ 
Sungsrath und der Rath der Auditoren entwerfen in befonderen Sitzungen, in der 
Form von Borfchlägen zu Gefegen, Reglements, Decreten, oder Entfcheidbimgen, 
ihr Gutachten. über jede der ihnen zugewiefenen Sachen. Dieſe Entwürfe werden 
von dem Präfidenten dem Könige vorgelegt, ber, ehe er fie genehmigt, biefelben 
m ganzen Staatsrathe zufertigen läßt. 

5. In diefem bat ber König felbft den Vorſitz, und in feiner Abwefenheit 
entweder ein Großbeamter der Krone, ober ein confultivender Staatsrath, den ber 
— beſtimmt. 

. Der Staatsrath hat nur eine berathende Stimme, 

„9. Wenn er über Gefegesvorfchläge oder Verordnungen in Hinſicht ber Öffent: 
ihen Verwaltung berathfchlagt; fo müffen zwei Drittheile ber für den ordentlichen 
Dienſt beflimmten Mitglieder anmefend feyn. Bei anderen Gegenftänden ift bie 
Gegenwart von achtzehn Mitgliedern erforderlich. . 

38. Der Staatsrath hat einen Generalfecretair, welcher noch fo viele Gehül- 
fen hat, als der Dienft nothwendig macht. 


8.5. Allgemeine Vorſchriften. 


89. Nach der erften Bildung des Staatörathes kann Fünftig Feiner mehr Mit: 
gitd des Gefeggebungsrathes werden, der nicht zuvor Mitglied des Rathes der Au: 
diteten war, und keiner Mitglied des Rathes der Gonfultoren, der nicht in dem 
Gefeäyebungsrathe geweſen. 

40, Der Gehalt der Mitglieder des Nathes der Auditoren ift auf 6000 mai⸗ 
Undifhe Lire beftimmtz jener der Mitglieder des Gefeggebungsrathes auf 15,000, 
und der deö Rathes der Confultoren auf 25,000. 

‚4. Die Mitglieder des Gonfultorenrathes find lebenslänglihe Staatsraͤthe. 
Cie können felbft von dem Könige nicht entfegt werden, und wenn fie auch, entives 
br auf Befehl des Königs, oder aus irgend einer andern Urſache, ihre Amtövers 
tihtungen mieberlegen müffen; fo behalten fie doch, nach wie vor, Zitel, Rang, 
Vorzüge und Gehalt. Diefe können fie nur aus denfelben Urfachen verlieren, welche 
den Berluft des Buͤrgerrechtes nach fich ziehen. 

43, Die Minifter find gebohrne Mitglieder des Staatsrathes, fo lange fie ihr 
Imt verwalten. Sie können bei den Berathfchlagungen aller Abtheilungen deſſelben 
Zei feyn, wenn Sachen verhandelt werden, welche in ihre Departement ein 

agen. 


%3, Der König kann, wenn er es für gut befindet, den Mitglicdern bes 
Staaterathes einzelne Theile der Öffentlichen Verwaltung, oder Gefchäfte im Mini- 
» oder Verfendungen im Innern und nach dem Auslande anvertrauen, 


Süunfter Abſchnitt. 
Von det gefeggebenden Verſammlung. 


4. Der König eröffnet die Sigungen der gefeggebenden Verfammlung. 

W. Die Kammer der Redner iſt aufgehoben. Die Gefegesvorfchläge werben 
einge Conmiſſion übergeben, welche die gefshgebende Verſammlung je aus ihrer 
Ritt woͤhlt, und die ihr hierauf den Vortrag macht. 


* 


392 Königreich Stalien. 


46. Die gefeggebende Berfammlung hat einen Präfidenten unb zwei Quaͤſto⸗ 
ren, weldye vom Könige ernannt werden. Ihr Amt dauert zwei Jahre. 

47. Sie beidyäftigt fi: * 

a) mit der jaͤhrlichen Rechnung uͤber die Staatseinnahme und Ausgabe; 

b) mit der Militairconſcription; 

ec) mit der Veräußerung der Nationalguͤter; 

d) mit dem Muͤnzweſen; 

e) mit den Veränderungen in ben Öffentlichen Abgaben, entweber durch neue 
Anlagen, ober neue Formen in Anfehung ber fchon beftehenden ; 

f) mit Abänderung der Gefege in bürgerlichen, peinlihen und Handels 


ſachen. — 

Alle uͤbrigen Gegenſtaͤnde gehoͤren vor die oͤffentliche Staatsverwaltung. 

48. Jedes Jahr werden in den Staatsſchatz 500,000 Lire zu den Ausgaben 
ber gefeggebenden Verfammlung geworfen, für die Unterhaltung bes Baues und ber 
Erforderniffe ihres Palaftes, für die Bezahlung ihrer Sanzleien und die Entſchaͤdi⸗— 
gung ihrer Mitglieder. Diefer Bond wird von dem Präfidenten und den Quaͤſto—⸗ 
ren verwaltet und zwar in Gemäßheit eines Beſchluſſes, der alle zwei Jahre in 
einem geheimen Somite genommen werden muß, um bie — Verwendung der 
Summe zu beſtimmen. Voraus wird von derſelben der jährliche Gehalt des Praͤſi⸗ 
denten und der Quräftoren abgezogen, der für jenen in 25,000 Lire, und für einen 
jeden von dieſen in 10,000 befteht. 

49, Der König kann die gefeggebende Verfammlung auflöfen. Innerhalb ſechs 


. Monaten von der Auflöfung berfelben an, werben die Gollegien zufammen berufen, 


um die neuen Wahlen vorzunehmen. 


Sechs ter Abſchnitt. 
Von der Gerichtsordnung. 


50. Die Richter werden vom Könige ernannt. Ihre Amtsverrichtungen find 
lebenstänglich. 

5l. Alle Gerichte, außer den Friedensgerichten, haben mehrere Richter, die 
nad der Stimmenmehrheit entfcheiden. x 

52, Die peinlihen Urtheile müffen immer von denfelben Richtern gefällt wer: 
den 1 — die Zeugen ſelbſt abgehoͤrt haben. Die Richter muͤſſen in gleicher 

eyn. 

53. Die Sitzungen aller bürgerlichen und peinlichen Gerichtshoͤfe find oͤffentlich. 
Die Zeugen, fo wie die. Vertheidiger der Angeklagten, müffen immer in öffentlicher 
. angehört werden. . 

54. So oft das Gaffationsgericht bemerkt, daß ber Sinn eines Gefeges, oder 

eines Artikels eines Gefeges, von den Gerichtöhöfen falfch ausgelegt wird; fo bat 
baffelbe dem Großrichter darüber zu berichten, und der Bericht von biefem wird 
dem Staatsrathe vorgelegt. Alsdann entfcheidet der König, was für ein Sinn dem 
in Frage ftehenden Gefege beigelegt werden müffe- 

55. Für das ganze Königreich Italien wird nur ein bürgerliches Geſetzbuch 
eingeführt werben. 

56. Der Napoleonfche Soder wird zu diefem Ende Geſetzeskraft erhalten und von 
dem 1ften des künftigen Monats Januar an gültig feyn. Zu diefem Behufe wird 
der Großricdhter eine aus fechs Rechtsgelehrten beftcehende Commiſſion ernennen, um 
eine lateinifhe und italienifhe Ueberfegung beffelben zu beforgen. Längftens bis zum 
1. November muß die Ueberfesung dem Könige zur Genehmigung vorgelegt werden. 
Alsdann wird das Geſetzbuch in lateinifcher, italienifcher und franzöfifcher Sptacht 
gedrudt und bekannt gemacht werden. Nur die Worte der italienifchen Weberfegung 
koͤnnen in den Gerichtshöfen angeführt werden, und Gefegestraft haben. 

57. Fünf Jahre lang kann keine Veränderung in dem Geſetzbuche gemacht wir: 
den; nachher aber wird fi das Gaffationsgericht mit den übrigen Gerichtshöfen 
zu einer Berathung vereinigen, ein Gutachten erftatten, und der Staatsrath ein 
Gefeg über die nöthig erfundenen Abänderungen in Vorfchlag bringen. 


Siebenter Abſchnitt. 


Bon dem Begnadbigungsredte. 
58. Der König hat das Recht, zu begnadigen. Er übt baffelbe aus, nachden 
er einen geheimen Rath, der aus dem Großrichter, einem bürgerlichen Großbeam 
ten der Krone, einem Militairgroßbeamten, einem Mitglicde bes Sonfultorenrathi? 
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and ne Mitgliede des erften Gerichtshofes des Reichs beſteht, über den Fall 
geh at. 


Achter Abſchnitt. 
Von dem Orden der eiſernen Krone. 


$.1. Errichtung und Organiſation des Ordens. 

59. um durch Ehrenbezeugungen die Verdienſte um die Krone in den Faͤchern 
des Militair-, Civil- und obrigkeitlichen Standes, der Kuͤnſte und Gelehrſamkeit 
mürdig zu belohnen, ſoll ein Orden, unter der Benennung: des Ordens von 
der eifernen Krone, errichtet werben. ie 

60, Diefer Orden wird aus 500 Kittern, 100 Commandeuren und: 20 Groß: 
beamten oder Großkreuzen ( Dignitarien) beftehen. - — — 

61. Die Koͤnige von Italien ſind die Großmeiſter dieſes Ordens; doch wird 
der Kaiſer und Koͤnig Napoleon, als Stifter des Ordens, ſein ganzes Leben hin⸗ 
durch den Titel und die Amtsverrichtungen haben. Erſt die auf ihn folgenden Kö: 
nige erhalten diefelben. Ä | 

2. Zweihundert Ritter und 25 Commandeursſtellen, dann 5 Großkreuze wers 
den bei der erften Stiftung an fo viele franzöfifche Officiere und Soldaten verliehen, 
die einen rühmlichen Antheil an den Schlachten haben, deren Erfolg vorzüglich die 
Stiftung des Königreichs veranlaft hat. 


5.2. Ehrenzeihen des Ordens. 
63. Die Ehrenzeichen der Ordens beftehen in der Abbildung der Iombarbifchen 
Krone, um welde her die Worte gefchrieben ftchen: „Gott Hat fie mir gege: 
ben; wehe dem, der fie antaftet.”  Diefes Zeichen wird an einem Bande ’ 
von DOrangenfarbe mit einer grünen Einfaffung getragen. 
. Die Ritter tragen foldes an der linken Geite in Silber, die Comman« 
beurs in Gold auf dicfelbe Art, die Großkreuze um den Hals und als Stern. 


$. 3: Ernennung, Aufnahme und Eid. 

65. Der Großmeifter vergiebt alle Stellen des Ordens, 

66, Die Commandeurs werden aus den Rittern genommen: und bie Großfreuze 
aus den Commandeurs. Diefem zufolge werben bei der erften Stiftung alle Mit: 
glieder nur als Ritter aufgenommen. " 

67, Jedes Jahr werben die erledigten Stellen am Dimmelfahrtätage vergeben. 

‚68. Alle Ritter und Commandeure und Groffreuze verfammeln fih an diefem 
Zage zu einem Bapitel in der Metropolitantiche zu Mailand; einer Tann abwe: 
fend feyn, wenn die Bewegungsgründe feiner Abwefenheit nit von dem Großrathe 
des Drdens genehmigt find. 

Die neuen Ritter legen den Eid im Gengralcapitel ab, und für ihre Aufs 
nahme wird ein eigenes Geremoniel vorgefhrieben werden. 

70. Bei diefer Keterlichkeit werden Lobreden auf die im legten Jahre verftor: 
benen Mitglieder gehalten. Der Redner wird dabei befonders der Verdienfte erwaͤh—⸗ 
nen, die fie fich feit ihrer Aufnahme erworben haben. Er wird die Grundfäge, auf 
welhen der Orden beruht und die Umftände, welche feine Stiftung veranlaßt haben, 
ins Gedaͤchtniß zuruͤckrufen. 

71. Der Eid, welchen die Ritter ſchwoͤren muͤſſen, lautet alſo: 

„Ich ſchwoͤre, mich ber Vertheidigung des Königs, der Krone, ber unzer⸗ 
trennten Erhaltung des Koͤnigreichs Italien und dem Ruhme feines Stif— 
ters zu widmen.’ 

72. Die Prinzen von dem Haufe des Großmeifters, die Fürften von fremden 
Hufern, und andere Fremde, denen der Orden bewilligt wird, find in der gewöhn: 
lichen Anzahl der Mitglieder in dem Artikel 62, nicht begriffen. 


$.4 Bon der Ausftattung und Bermwaltung bes Ordens. 

73. Der Orden wird eine Ausftattung von 400,000 Lire erhalten, und diefe 
ſollen auf den Monte Napoleone angewiefen werben. 

‚74 Die Mitglieder des Ordens werden folgenden jährlichen Gehalt, genießen: 
die Ritter 300 Lire, die Commandeurs 700 und bie Großfreuze 3000. 

75. Eine Summe von 100,000 £ire wird von der erften jährlich zurücdhbehal: 
ten werden, um die außerorbentlichen Penfionen zu bezahlen, die der Großmeifter 
für gut finden wird, einzelnen Rittern, Commandeurs und Großkreuzen zu bewil-“ 
ligen. Diefe Penfionen werden alsdann Iebenslänglich feyn. 
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76. Die Großkreuze machen den großen Verwaltungsrath des Ordens aus. 
Aus dieſem wird auch ein Kanzler und ein Schatzmeiſter erwaͤhlt; ein Ceremonien⸗ 
meiſter hingegen aus der Zahl der Commandeurs, und ſeine zwei Gehuͤlfen aus der 
Zahl der Ritter. 

77. Die Anordnungen ber Verfaſſungen von Lyon werben beibehalten und be 
tigt, infofern fie den Verfaffungsftatuten nicht entgegen find. 


Diefe verfaffungemäßigen Statute galten im Königreich Stalien bis 
zu Napoleons BVerzichtleiftung auf die Kronen von Frankreich und Italien 
am 11. April 1814. — Der Wiener Congreß brachte Mailand (dod 
gegen bie farbinifchen Staaten mit der Grenze vom 1. Januar 1792), 
Mantua und Benedig an Deftreih. Am 7. April 1815 ſprach 
ber Kaifer Franz die Begründung des neuen lombardiſch-venetiani— 
ſchen Königreiched aus, welches mehr ald 4 Millionen Menfchen um: 
fohließt, und in die beiden Gubernia von Mailand und Venedig ge 
theilt ward. Zu dem erften gehören die Provinzen: Mailand, Mantua, 
Gremona,: Sondrio (oder Veltlin), Como, Bergamo, Brescia, Pavia 
und Lodi; zu dem zweiten die Provinzen: Venedig, Verona, Padua, 
Vicenza, Rorigo, Treviſo, Belluno und Udine. 

Am 24. Apr. 1815 unterzeichnete der Kaiſer Franz die neue Ver⸗ 
faſſun g dieſes — welche am 17. Mai zu Mailand bekannt 
gemacht ward. 


Verfaſſung des lombardifch = venetianifchen Königreiches vom 
24. April 1815. 


"Da 08 Unfere Abſicht ift, Collegien von Männern aus den verfchiede: 
nen Claſſen der Nation zu bilden, um die Wünfche und Bedürfniffe der 
Nation auf regelmäßigem Wege Eennen zu lernen; fo haben Wir das König: 
reich in das Territorio Milanese und das Territorio Veneto eingetheilt, und 
für jedes eine Congregazione centrale aufgeftellt, wovon die eine in 
Mailand, die andere in Venedig ihren Sig haben foll, Ueberdies wird in 
dem Hauptorte jeder Provinz, wo fi eine fönigliche Delegation befindet, 
eine Congregazione provinciale angeordnet. ‚Zur Vollziehung diefes 
Unfers Willens haben Wir verordnet: 

Erfter Zheil. 
Bon den Gentralcongregationen. 

1. Sie werden 

a) aus adeligen, 

b) aus nichtadeligen Güterbefigern, und 

c) aus den Repräfentanten ber königlichen Städte beftehen, und ben 

Gouverneur des Zerritoriums oder feinen Stellvertreter zum Präfi: 
denten haben. 

2, Jede Provinz des Zerritoriums wird einen adeligen und einen nicht 
adeligen Guͤterbeſitzer zur Congregation fenden. 

3. 4. Um in die Songregation eintreten zu koͤnnen, muͤſſen die Gt: 
terbefiger 

a) dad lombardiſch- venetianiſche Buͤrgerrecht (und die Adeligen uͤber⸗ 

bies einen von Uns beftätigten Adelobrief), 
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b) ein liegendes ſteuerbares Gut von wenigſtens 4000 Scubi Werth, 
feften MWohnfts im Reiche oder ug in it, und | 
&) dreißig volle Altersjahre haben. + 
5. Ausgefchloffen find: | = 
a) alle Staatsbeamten und Geifttichen ; 
b) ee und ihrer eigenen Vermoͤgensverwaltung unfähig 
lärte ; 
ey) alle, die nicht eine in dem lombardiſch · venetianiſchen Koͤnigreiche 
geduldete chriſtliche Religion bekennen; 
d) wer eine Criminalunterſuchung beſtanden hätte und nicht völlig un⸗ 
ſchuldig erklaͤrt worden waͤre. 
6. Um in die Congregation eintreten zu koͤnnen, die Repraͤ⸗ 
fentanten der koͤniglichen Städte " 
8) das lombardiſch- venetianifche Bürgerrecht ; 
b) 4000 Studi in liegenden Gütern, Fabriken ober Handel, feften 
Mohnfig in der Stadt, die fie vertreten, und 
€) dreißig volle Fahre haben. 
T. Ausgefhloffen find bie Bankerottirer, und bie Bemeidebramten, 
Mlänge fie ins Dienfte ftchen. - 
8, Wir werden die Glieder der Gentrakongregation je aus dreien, Uns 
ben den, hierzu bevollmächtigten, Gorporationen vorgefhlagenen Perfonen er: 
konnen, 


9. Das Verfahren der Corporationen ift folgendes: Die Gemeinderäthe 
Bed, nach Worfchrift des Gefeges vom 8. Juni 1805, einen adeligen und 
finm unadeligen Befiger aus ihrem Bezirke (die Eöniglichen Städte aber, drei 
Bürzee aus ihrer Mitte) wählen, und dad Protocol daruͤber der Provin- 
Bilserwaltung einfenden. 

10. In den Protocollen muß ausdruͤcklich erwähnt werben, daß ben 

onen Feines der obgenannten Hinderniffe im Wege fiche, 


14. Die Provinzialderwaltung wird die Namen der Vorgefchlagenen, 


Mi dan drei Claſſen, in Tabellen bringen, mit Bemerkungen begleiten, und 
Gouverneur der Provinz zuftellen, dee danıt an Uns berichtet, — 
12. Sn Zukunft, wenn Glieder in ber Gentralkcongregation zu erfegen 
‚ werden die Gemeinden ihre Wahlprotocolle an die Provinzialcons 
nen richten; diefe werden drei daraus der Gentralcongregation vorfchlas 
FM, und Iegtere wird Uns ihre anrathende Wahl zur wirklichen Emennung 
Awgen. Die Eöniglihen Städte [hidden ihre Protocolle gerade an die Gen= 
Milonaregation, 
13. Die Dauer dee Amtsverrichtung der Gongregationdglieber ift ſechs 
Sühre; fie find ſogleich wieder wählbar. 
14, Um nicht die Gongregation auf einmal aufzulöfen, werden nad) 
Den erſten drei Jahren die Hälfte der abeligen und: die Hälfte der nichtadelis 
Ka — austreten. 
Jene, die aufhoͤren, obige Erforderniſſe zu beſitzen, oder welche in 
—8X 5, angeführten Hinderniffe fallen, treten ſogleich aus, und zwar die 
auf Einladung des Praͤſidenten; Jene aber, die in die Hinderniſſe b. 
m d. fallen, auf ausdruͤckliches Derret der Congregation. 
6, Keim Congregationsglied kann austreten, ohne von Uns bie Er: 
lachnij begehtt und erhalten zu haben. 
, KR Wir behalten Uns vor, jene Glieder aus zuſchließen, die ſich 
*2 efegten Zutrauens unwürdig bezeigen würden. 
bevorſtehenden Erneuerungen der Deputirten koͤnnen die Ge⸗ 
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: meinberäthe, nach eingehohlter Bewilligung der Regierung, zu neuen Wahlen 

ſchreiten, follen es aber fo einrichten; daß fie fich damit nicht außer ihren 
gewöhnlichen Dienftzufammenkünften zu befhäftigen brauchen, es würde denn 
anders verordnet. 

19. Die Gentralcongregationsglieder heißen: Deputirte zur Gen 
tralcongregation, und werden 2000 fl. jährlich Beſoldung, zu Laften 
des Territoriums, beziehen. 

20. 21. Die Deputirten zur Gentralcongregation werden den (beige: 
fügten) Eid leiften, während ihrer Amtsführung den Rang als kaiſerl. Eönig: 
liche Regierungsräthe haben, bei Feierlichkeiten unmittelbar diefen folgen, und 
gleiche Uniform wie fie tragen, nur daß die Auffchläge orangenfarb flatt pur: 
purroth find. | | | 

22. Die Gentralcongregation wird fich befchäftigen: 

a) mit Vertheilung und Einregiftrirung der von Uns ausgefchriebenen 
re Steuern: (woruͤber noch nähere Anmweifung folgen 
wird); | 

b) mit Fortfegung des noch nicht beendigten Steueranſchlags der 
Diftricte ; | ; 

c) mit Unterfuchung der Gemeindenusgaben und Laſten, und mit ber 
Erörterung, welche Laften die Städte und Gemeinden, welche die 
Provinzen, welche das ganze Zerritorium tragen fol; 

d) mit Bertheilung der Mititairleiftungen auf das ganze Land, im 
Kriege wie im Frieden ; 

e) mit Oberauffiht auf Brüden, Damme, Straßen, die niht un 
mittelbar vom Staate verwaltet werden; > 

f) mit. jener. auf Wohlthätigkeitsanftalten und die Verwaltung ihrer 
Einkünfte. — 

23. In allen dieſen Fällen wird jedoch die Centralcongregation nur die 
Dberauffiht und nur eine confultative Stimme in Hinfiht auf Gründung 
und Modalifirung noch nicht foftematifirter Ausgaben haben; alles, was ſchon 
fanctionirte Entſcheidungen und fpftematifirte Ausgaben in obigen Verwal 
tungszweigen betrifft, unterliegt den Provinzialcongregationen unter den im 

zweiten Theile angegebenen Befchränkungen. | 
| 24. Wir erlauben der Gentralcongregation, Uns die Bebürfniffe, Wuͤn⸗ 
fhe und Bitten der Nation vorzutragen, und behalten Uns vor, fie um 
Rath zu fragen, wenn es Uns gut dünfen wird. 

25. Die Gentralcongregation kann weder Verordnungen erlaffen, noch 
Gontributionen und Auflagen ausfchreiben, noch in eignem Namen eine ge 
fegliche, richterliche oder vollziehende Gewalt ausüben; über alle ihr anver 
trauten Gegenftände, fo wie bei Auslegung beftehender Verordnungen, m 
fie das Refultat ihrer Berathfchlagungen dem Gubernium vorlegen und dieſes 
wieder beftätigen, oder, wo es dazu nicht berechtigt ift, Unfere hoͤchſte Be 
ftätigung einhohlen. Die Gentralcongregation kann in dem Falle, wenn das 
Bubernium die Beftätigung abfchlägt, fich gerade an Uns wenden. 

26. Die Berathfchlagungen werden nur nach erhaltener Beſtaͤtigung 
und nur in Unferm Namen öffentlich befannt gemacht, 

27. Bei der Gentralcongregation wird das nöthige Protocolld:, Re: 
giſtraturs⸗, Erpeditions> und NRechnungsperfonale angeftellt und auf Koften 
aller Provinzen des Zerritoriums befoldet werden. 

28. Die Arbeiten vertheilt der Präfident unter die Glieder ber Can: 
tralcongregation. 

29. Die gewöhnlichen Geſchaͤfte werden in den. vom Präftdenten zu 
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beſtimmenden Sitzungen vorgetragen, und ſogleich abgehandelt, bie wichtigern 
einer Commiſſion zur Berichterſtattung übergeben. * 
30. Der Praͤſident ſammelt die Stimmen, und die abſolute Mehrheit 
entſcheidet das Concluſum; bei Gleichheit der Stimmen giebt die des Praͤſi⸗ 
denten den Ausſchlag; alle Stimmen für oder wider werden protocollirt, - 
31, Rangordnung in den Sigungen. Zu oberft figen bie .adeligen, 
dann die nichtadeligen Eigenthämer, dann die Deputirten von Mailand (oder 
Venedig), dann jene der übrigen Städte; und zwar nach dem Alter, und in 
der Folge nach der Anciennetät der Wahlen. Alle Stimmen haben gleiche 
Kraft, ! | ERBE 
32. Die Vorſchlaͤge, welche Präfident und Glieder machen wollen, 
werden zuerft in ein Protocoll eingezeichnet, fodann zur Berathſchlagung vore 


gen. 

33. Ueber bie Form des Berathſchlagungsprotocolls, dee Regiſtratur, 
Epedition und Verrechnung wird die Centralcongregation Uns einen Ent: 
murf zus hoͤchſten Beftätigung vorlegen. nt 

34. Die Mittheilung der Gentralcongregation. an die Eöniglichen Stellen 
geihieht mittelft Noten; an den Hof mittelft Bittſchriften. 

35. Die Provinzialcongregationen Eönnen von der Gentralcongregation 
infpieirt und controliet werden, und müffen ihnen in Verwaltungsſachen, die 
nicht der Regierung vorbehalten find, Gehorfam keiften; fie erſtatten Bes 
tihte an die Gentralcongregation, und erhalten von derfelben Decrete. 

36. Die Gentralcongregationen müffen binnen 14 Tagen nah ben 
Sisungen ihr Berathfchlagungsprotocoll dem Gubernium einfenden, welches 
dafielbe, mit Bemerkungen begleitet, dem Hof überfhidt. — I; 


u Zweiter Theil. 
Don den Provinzialcongregationen. x 

37. Eine Provinzialcongregation wird in jedem Hauptorte einer Pros 
binz eingefegtz; der daſelbſt reſidirende Delegato regio oder fein Stelfvertres 
ter wird ihr Präfident feyn. | 

38. 39. Die Provinzialcongregationen werden, nad Größe der Pros 
din, aus 8 — 6 — 4 Bliedern, zur Hälfte aus adeligen, zur Hälfte aus 
nichtadeligen Eigenthuͤmern beftehen; ferner aus einem Repräfentanten für 
jede königliche in der Provinz gelegene Stadt. Die Eintheilung der Pros 
vinzen nach ihrer Größe in drei Claſſen wird nächftens befannt gemacht. 

40. 41. Um in die Provinzialcongregation aufgenommen zu werben, 
müflen die Eigenthümer das lombardifchsvenetianifche Bürgerrecht (oder einen 
Welshrief), 2000 Scudi in liegenden Gütern, Wohnfig in der Provinz, und 
vole dreißig Fahre haben. 

Die im $. 5. angeführten Hinderniffe fchließen auch hier aus. 
‚8.44. Die Städterepräfentanten müffen Bürgerrecht und Wohnſitz 
in ihrer Stadt, 2000 Scudi in Gründen, Handel oder Fabriken und dreißig 
Jahre haben; die $. 7. angeführten Hinderniffe gelten auch hier. 

46. Das erſte Mal ernennen Wir die Glieder der Congregationen auf 
die 65. 9, 10. 11. angezeigte Weife. | — 
‚46. Bei ſpaͤtern Erſetzungen reichen die Gemeinden ihre Vorſchlaͤge an 
bie Provinzialcongregation ein, welche daraus drei Namen (eine Terna) ber 

ongregation vorfchläge. Hat die Gentralcongregation Feine Einwen⸗ 
dung zu machen ; fo ift der zuerft Gefchriebene ernannt, und das Gubernium 
beftätige ihn, Hat diefes.eine Einwendung zu machen; fo wird Bericht nach 
Hofe erflattet. 
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47. Bm Hinſicht der Dauer, Erneuerung, Ausſchließung oder Entlaſ⸗ 
fung der Glieder der Provinzialcongregation gelten auch bier die 66. 13. 14. 
45..16;5 nur kann letztere auch vom Gubernium bewilligt werden. 

48. Die königlichen Delegati leiten bie Wahlen bei Emenerungen nach 
obigen Grundfägen. 

49. Die Glieder der Provinzialcongregation heißen Deputirte zur Pro: 
—— leiſten in die Hände des Delegato den (beigefuͤgten) Eid, 
beziehen. einen Gehalt, haben während ihres Amtes den Rang von Eaiferl. 
koͤnigl. Mäthen, folgen bei Zeierlichkeiten unmittelbar dem Vice-Oelegato, und 
haben eine Uniform wie diefer mit orangefarbenen Auffchlägen. 

«50. Ihre Amtsverrichtungen betreffen nach der Baſis des $. 23: 
a) die Steuergefchäfte der Provinz; 
b) die oͤkonomiſche Verwaltung sd Städte und Gemeinden (zu mel 
chem Ende die Gemeinderäthe her Provinziekongregation ihre Bud: 
‚gets jaͤhrlich einreichen muͤſſen); 
c) Wafferbauten und Straßen, infofeen fie ber Provinz und nicht dem 
Staate obliegen ; 
d) die öffentlichen Wohlthaͤtigkeitsanſtalten. 
51. Ueber dieſe und andere Gegenſtaͤnde der oͤffentlichen Verwaltung 
koͤnnen die Provinzialcongregationen motivirte Vorſtellungen an die Centrab⸗ 
congregation einſenden, und dieſe entweder Gebrauch davon machen, oder als 
unbegründet zurücfenden. 

52. Die von den Provinzialcongregationen in ihrem Geſchaͤftskreiſe an 
bie Ganzleien oder Municipalitäten zu erlaffenden Befehle müffen vom Dele⸗ 
girten (der für ihre. Competenzmaͤßigkeit haftet), einem Deputirten und dem 
Meferenten unterzeichnet ſeyn. 

53. 54. 55. Die Provinzialcongregationen haben einen Referenten 
(mit blos confultativer Stimme), einen Gaffirer, Controleur und Revifor; 
biefe vier Beamten werden Befoldungen, zu Laften der ganzen Provinz, be: 
ziehen; der Delegato, und mit ihm bee Meferent, werden die Arbeiten ver: 
theilen; Protocol, Regijtratur und Erpedition werden die Provinzialcongrega 
tionen mit den Delegationen gemeinfchaftlih haben; der Geſchaͤftsgang wird 
daher jenen mit diefen gemein fern. Die Stimmen fammelt ber Delegato 
- als Präfident, wie $. 30 — 32, gefagt worden. 

56. Die Provinzialsongregationen müffen ihr Protocol alle 14 Tage 
mittelft ber Gentralcongregation an das Gubernium- einfenden, welches daſſelbe, 
auf demfelben Wege mit ober ohne Bemerkungen, zuruͤckſtellt. 

So gegeben Wien, den 24. Aprit 1815, Unferer Regierung im vier: 
undzwanzigften. 

| Franz. 
Ugarte, oberſter Kanzler. Lazanzsky, Kanzlet. 
Franz Graf Guicciardi. 


* Eidesformel für die Deputirten der Central⸗ und Provinzialcongre⸗ 
gationen: 

„Ih ſchwoͤre Treue und Gehorſam Sr. Majeſtaͤt dem Kaiſer von 
Deſtreich, König von Ungarn, Böhmen, Lombardei, Venedig, und 
verfpreche auf meine Ehre und mein Gewiffen, daß ich das mir 
anvertraute Amt eines Depufirten zu der (Central: oder Provinzial) 
Congregation den allechöchten Gefegen gemäß ausüben werde, und 
daß meine Vorfchläge und Meinungen einzig auf das allgemein: 
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Wohl, ohne Privatehdfichten, geriähtet und nur von ber Wahcheit 
und der Pflicht geleitet ſeyn werden. So ſchwoͤre ich, ſo wahr mir 
Gott helfe!“ | — 


! 





4. Lu cc a. 
Der kleine Freiſtaat Lucca entging den politiſchen Stuͤrmen bis 
zum Jahre 1799, wo der General Serurier im Februar das Gebiet deſ⸗ 
ſelben befegte, und ihm, nach einer Furzen proviforifchen Regierung, eine 
Verfaffung gab, welche im Kleinen der franzoͤſiſchen Verfaffung vom 
Sabre 1795 nachgebildet war. Der Heine Freiſtaat erhielt ein Directos 
rum von fünf Mitgliedern, und zwei Räthe von 48 und 24 Repräs 
fentanten, u 
Allein die Siege ber Deftreicher und Ruffen im Sommer: 1799 bes 
wirtten auch in Lucca die Herftellung der alten Ordnung der Dinge, bis 
hir gleichfalls die Schlacht von Marenge (14. Juni 1800) das politis 
fe Schickſal des Eleinen Staates entfchied. Eine vom erften Conſul 
ingefegte proviforifche Negierung leitete den Staat, bi eine Verfaſſungs⸗ 
Commiſſion am 23. Dec. 1801 die neue Verfaſſung vollendete, welche 
am %, Der, als Staatögrundgefes auögefprpchen ward. | 


a) Verfaffung vom 26. Dec. 1801. 
Erfter Titel. 
Drganifirung ber Regierung, 

1. Die Regierung der Republit Eucca befteht aus einem großen Rath, einer 
Belzichungs« umd einer VBerwaltungsbehdrbe. | 

2. Im großen: Rath (oder Collegium) führt ein Mitglied den Worfigs 
ft mat die Gefege, ernennt die Mitglieder der Vollziehungsbehörde, bes Verwal⸗ 
Imgtraths und der Gerichtshöfe. | 

3. Das Gollegium befteht aus 300 Bürgern, von benen 200 unter ben reiche 
fin Eigenthümern, und 100 unter den angefehenften Kaufleuten, . Gelehrten und 

n erwähle find. Die Mitglieder bes Collegiums ziehen Eeinerlei Gehalt. 


4. Die Mitglieder des Gollegiums, wie auch die der Vollziehungsbehdrde und 
“ Berwaltungsrathe, werben zum erftenmal durch die conftituirende Behoͤrde 


5. Die Mitglieder, aus denen ber große Rath befteht, werben zum briften 
Theil alle fünf Jahre erneuert. Es wirb zur Wahl des befagten Dritcheils nad) 

vom Gefege vorgefhriebenen Weife und Form gefhritten werden. Die heraus 
Kıtenden Mitglieber werden wieder erwählt werben dürfen. 

. Diejenigen, welche peinlich vor Gerichte verklagt werben, oder einen betruͤ⸗ 
serien Bankerott machen, oder über welche ein infamirendes Strafurtheil ergeht, 
Ser denen durch einen Rechtsſpruch die Verwaltung ihrer Güter unterfagt wird, 
kl fofort aufhören, Mitglieder des Raths zu feyn. 

7, Die Mitglieder des Gollegiums Eönnen nur dur das Collegium felbft 
Wgckbloffen werben, Eraft eines Decrets, welches die Motive befagen wird, und 
Nah durch zwei Drittheile der WVotirenden, mit Ausfchuß derer, die ſich in einem 
krdon bem Art. 6. vorhergefehenen Falle befinden, erlaffen feyn muß. | 
B Die Bollziehungsbehoͤrde befteht aus 12 Aelteften (Anziani), . Diefe 
un alle zwei Monate aus ihrer Mitte einen Präfibenten, welcher während 
Imtsführung den Zitel Gonfaloniere hat. Jeder von ben Xelteften wird 
fine Reihe zum Präfidenten ernannt. - 
% Der Gonfaloniere flellt in dem Verkehr mit den fremben Mächten bie 
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Regierung vor, unterzeichnet alle Urkunden zur Promulgirung der Geſetze, und alle 
von der, Sefammtheit der Xelteften herruͤhrenden. i 
- 10. Die Competenz der Vollziehungsbehoͤrde befteht darin: dem Collegium 
wbie Gefegesentwürfe vorzufchlagen, die auswärtigen Berhältniffe de3 Staats zu 
leiten, bie Vertheidigungsmittel zu organifiven, alle Theile der inMrn Verwaltung 
zu reguliren. 
11. Jeder der Xelteften bleibt vier Jahre im Amte; das Kollegium erneuert 
jährlich diefe Behörde um dem vierten Theil. 
»12. Zwei Bürger, welche im erften oder zweiten Grabe einſchließlich, nad) den 
gegenwaͤrtigen Gefegen zu rechnen, verwandt find, dürfen nicht zu ‘gleicher Zeit 
Mitglieder der -Vollziehungsbehörbe: ſeyn. —— 
183. Der Verwaltungsrath beſteht aus den Aelteſten und vier Obrigkei⸗ 
ten; welche die Aufſicht über die innern Angelegenheiten, die Rachtspflege, die Po: 
lizei, das Mititair, die auswärtigen Verhältniffe, bie Leitung des Waſſer- und 
Etraßenbaues, der Öffentlichen Arbeiten, unb der. Finanzen führen werden. Die 
Vollziehungsbehörbe mweifet einer jeden dieſer Magiftraturen die Vertheilung ber 
obgedachten Fächer an; . eine jede derſelben befteht aus. drei Mitgliedern. 
14. Im ®Berwaltungsrathe werden die dem Collegium vorzufchlagenden. Ges 
feßesentwürfe, nd alle Acte, welche von der Vollziehungsbehärde ausgehen follen, 
attirt; im einem wie in dem andern Balle haben aber die Mitglieder der vier 
Magiftraturen nur .confultative Stimmen. Die Xelteften berathſchlagen, und bei 
Gleichheit der Stimmen zählt die des Gonfaloniere für zwei. 
15. Die Mitglieder der 'vier Magiftraturen bleiben vier Jahre im Amtes; je 
des von ihnen kann fofort wieder erwählt, und kann auch während feiner Amts 
führung durch die Vollgiehungsbehörde proviforiih fuspendirt werben. Damit aber 
eine definitive Ernennung eines Nacjfolgerd Statt haben dürfe, bedarf es eines 
Decrets vom Collegium, auf den motivicten. Antrag der Aelteſten. 


Zweiter Titel. 
Weiſe der Promulgirung der Gefege, 

16. Das Collegium erwaͤhlt aus feiner Mitte eine Sommiffion von 20 
Mitgliedern, die jedes Jahr erneuert wird, und die von ber Vollziehungsbe- 
hoͤrde vorgefchlagenen Gefegesentwürfe zu unterfuchen bat. 

17. Die Mitglieder der Commiſſion vereinigen fi alle Sahre am 1. Novbr.; 
ihre Seffion kann zwei Monate dauern. 

18. Das Collegium muß fih von Rechts wegen jedes Jahr am 1. Januar 
verfammeln, um -die ihm: obliegenden Wahlen zu verrichten, und die von ihm erör: 
terten Gefegegentwürfe zu genehmigen oder zu verwerfen. 

Wenn ein Gefegesentwurf durch die Gommiffion unterfucht worden il, 
wird die Discuffton dem Collegium durch zwei Berichtserftatter ‚vorgelegt, don 
denen ber eine von ber Commiſſion, ber andere von ber Bollziehuhgsbehörde aus 
einer von den vier Magiftraturen, welche ben Verwaltungsrath ausmachen, ernannt 
wird, Der Zeitpunct und die Dauer der Discuffion eines jeden Gefeges wird durch 
die Vollziehungsbehörde beftimmt; die Dauer kann aber nit weniger als bee 
Tage betragen. | ⸗ 
20. Die Dauer der Seſſionen des Collegiums wird jedes Jahr durch bie 
Vollziehungsbehoͤrde beſtimmt; ſie kann nicht uͤber zwei Monate, und nicht weniger 
als vierzehn Tage betragen. 
21. In den Zeiträumen zwiſchen den Sitzungen des Collegiums kann bit 
Volzichungsbehörde, blos im Dringlichkeitsfall, wo es der Öffentliche Nugen gebie 
tet, Verordnungen machen, welche proviforifch Geſetzeskraft haben. 


Dritter Titel. 
Localverwaltungen und Gerichtshöfe. 


22. Das gegenwärtige Gebiet der Republik Lucca ift in brei Verwaltungs: 
bezirke getheilt: den Canton von Sarchio, den vom Littorale, und den Cam 
ton der Apenninen. Lucca ift der Hauptort des erften, Biareggio bes zwei 
ten, il Borga a Mozzano bes britten. 

233. In jebem Canton befindet fidh ein Regierungscommilfair. ©r 
wird von den Xelteften ernannt, und communicirt mit jeder der vier Magiftratu 
ren, welche bei ber Vollziehungsbehoͤrde cingefest find. , 

24. Die Bürger jedes Cantons, welche das einundawanzigfte Jahr erreicht 
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haben, ernennen nach der vom Geſetze vorgeſchriebenen Weiſe die Friedens rich— 
ter, 2 auf jeden der Cantone vom Littorale und von den Apenninen, 3 auf ben 
von Sarchio. Einer diefer legtern wird in Lucca feinen Sig haben; einem jeden 
der andern wird fein Aufenthalt von der Vollgiehungsbehörde angewiefen werben. 

3. Die Friedensrichter erkennen in legter Inſtanz über alle Sachen, die den 
Werth von 8 Scudi nicht überfteigen; aud erkennen FA in Sadhen, deren Werth 
mehr ald 8 Scudi beträgt, aber die Summe von 20 Scudi nicht überfteigt; nur 
kann in diefen Fällen an den Richter der erften Inftanz in jedem befondern Gans 
ton appellirt werben. e 

%. In den Sachen, welche nicht über 20 Scudi betragen, Tann ber Frie⸗ 
—2* wenn die Parteien einwilligen, einen ſchiedsrichterlichen, guͤtlichen Auss 
rrud) thun. ' 

7. Das Sollegium ernennt auf jeden Bezirk einen Richter erfter Ins 
fonz, und für die ganze Republil ein bürgerliches Appellationsgeridht 
— peinlichen Gerichtshof; jede dieſer Stellen beſteht aus 3 Mit: 
’ 


8. Die Rihter erfter Inftanz halten fi) im Hauptorte jedes Cantons, 
dit bürgerlichen Appeilations: und peinlichen Gerichte in der Stadt Lucca auf. 

Die Eompetenz der Richter erfter Inftanz befteht darin: die Sachen, 
weihe von den Friedensrichtern an fie gelangen, appellationsweife zu richten, und 
ale andere Sachen, welche die im 25. Art., die Gerichtsbarkeit der Friedensrichter 
ktreffend, beftimmte Summe äberfteigen, in erſter Inftanz zu entfcheiden; aud) 
idet die peinlihen Sachen erkennen fie in erfter Inftanz. 

30. Das bürgerlihe Appellationsgeriht erkennt in ben Sachen, 
die von der Stelle erfter Inftanz jedes Cantons an baffelbe gelangen; es erkennt 
uch Kaffatton oder Nullität in peinlichen Sachen. 

31. Der peinlihe Gerichtshof entfcheidet appellationsweife alle peinlis 
Gen Sachen, und erkennt Gaffation oder Nuilität in Givilfachen. 
‚3. Ale ſechs Jahre fhreitet das Collegium zur Beftätigung ber Civil: und 
kinlihen Richter nad) ber Mehrheit der Stimmen der Verfammlungen. 

3. Die Vollziehungsbehörde ernennt zwei Commiſſarien bei den beiden ober: 
kn Gerihtspöfen, dem bürgerlichen und dem peintichen. 


. Allgemeine Verfügungen. 
3. Kein peinliches oder bürgerliches Gefeg kann eine. rücdhwirkende Kraft 
en, 


55. Der nächtliche Aufenthalt jedes Bürgers ift unverleglih, und es kann 
kiner vor Gericht gezogen, verhaftet und gefangen gehalten werden, außer in ben 
vom Gefege beftimmten Fällen, und nach den von demfelben vorgefchriebenen Formen. 

36, Die öffentlichen Auflagen werden jährlih, auf Antrag der Vollziehungs: 
ee im Verhaͤltniß mit den. Bebürfniffen des Staats, vom Collegium feſt- 

ch 
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37. Da die Auflagen nur zum Öffentlichen Nugen verordnet werben koͤn⸗ 
—3 fo muͤſſen fie ſich auf alle Bürger im Verhaͤltniß zu ihrem Vermoͤgen vers _ 
ilen. 


er Man erkennt Eeine andere Autorität in der Republik, als die vom Geſetz 
ngeführte, 
So gefhehen zu Lucca, am 23. Dec. 1801, burd bie Mitglie— 
er der Conſtitutions-Commiſſion. 
(Hier folgen die Unterſchriften.) 


Gefes.- 


Auszug des Protocolls der proviforifchen Regierung, vom 26, 
December 1801. 


Die proviforifche Regierung der Republik decretirt: Die oben ftehende Verfaf- 
ung it angenommen ; fie fol gedrudt und im ganzen Umfange der Republik be: 
aant gemacht werden. 

Gegeben zu Lucca, im Nationalpalaft, am obgedachten Tage, 
Ronät und Jahre, \ | 

Der Präfident der proviforifchen Regierung, 
Yiari. 
. Der Geniralfecretair, Boffi. 
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2 17 Lucca.. ' | 
Doch während Napoleon zu feiner Königskrömmg in Mailand fi 
befarid, berief am 4. Juni 1805 der Gonfaloniere Belluomini de 
Rath der Alten der Republif Lucca zufammen, und biefe bei 
in einer außerordentlihen Sitzung, „den Kaifer zu bitten, daß er girl 
ben wolle, dem Staate von Lucca eine neue Verfaffung zu geben, ım 
die Regierung deffelben einem Prinzen aus feiner Familie und bel 
natürlichen Nachkommen anzuvertrauen.’” Am 14. uni beftätigfe 
große Rath dieſen Beſchluß, worauf Napoleon feinen Schwagtr, 
Fürften Bacciodhi, den Gemahl der Prinzeffin Elifa, dem er | 
am 18. März 1805 das Fürftenthum Piombino ertheilt hatte, 5 
Fürften von Lucca ernannte. Am 23. Juni 1805 erfolgte das mi 
Berfaffungsftatut des nunmehrigen Fürftenthumd Lucca. | 


b) Berfaffungsftatut vom 23. Juni 1805, 


Erfter Abſchnitt. 
Vom Fürften. | 

1. Die Regierung der Republik ift Cr. Durchlaucht dem Fürften von Fi 

- bino, Pasquale Bacciodi, anvertraut, und im Falle er früher ftürbe, 
kaiſerlichen Hoheit der Prinzeffin Elifa, feiner Gemahlin, und alsdann deren 
lichen Nachkommen, immer nad) der Ordnung ber Erftgeburt. 

Der Fürft wird den Titel: Zürft von Lucca und Piombino an 
und fürftlihe Durchlaucht genannt werden. 

. Der Fürft orbnet alle Theile der innern Verwaltung des Staats md 
tet deſſen Verhältniffe mit den auswärtigen Mächten. Er bejtimmt in jedtm 
das Zableau der Staatsausgaben für das ‚folgende, nebft den Mitteln zu M 
Dedung, und legt fie der Genehmigung des Senats vor. Er bat dic Em 
ber Miniften, der Staatsräthe und andern Öffentlihen, ſowohl bürgerlichen 
Militairbeaniten, deren Wahl dem Senate nicht ausdruͤcklich überlaffen iſt, 
die Ernennung zum Erzbisthum und zu allen geiftlihen Würden, Canonicaten 
Pfarreien, deren Patronat fonft durchs Gefeg, durch Teſtamente oder paͤp 
Bullen in ben Händen des Gonfaloniere oder großen Rache lag. - 

. 3.° Der Fürft hat eine Leibwache von vier Gompagnien, jede von 100 R 
die er nad feiner Wahl aus ben Jünglingen der vornehmften Bamilien 
‚ Sebe Compagnie tritt nad ber Reihe in Tchätigkeit, und zur Zeit: des 
Dienftes erhält jeder Einzelne für Cold, Kleidung und Nahrung die Summe, 
20 Franken monatlih. Nach fünfjährigem Dienfte in dieſer Leibwache beiem 
die jungen Leute den Rang eines Unterlieutenants in den Miliz : Nation 
die Capitains der vier Compagnien erhalten Obriftenrang, bie Lieutenants S 
lonschefsrang und die Sergeanten Gapitainsrang. Die Befoldungen müffen 1% 
gerichtet werden, daß die fämmtlichen Koften für den Staat nicht über IM 
Franken betragen. Niemand kann in die Leibwache treten, der nicht aus dem 
biet von Rucca ift, und nicht aus liegenden Gütern oder durch Zuſchuß feine 
milie ein Einfommen von 30 Franken monatlich befist. Ueber die Bollzichung 
fes Artiteld wird ein befonderes Reglement abgefaßt werben. 

4. Die Civillifte des Fürften beftcht aus einer jährlichen Summe von 300, 
Franken, welche der Öffentliche Schag, in luccheſiſche Muͤnze reducirt, und non 5 
nat zu Monat in die Cafe des Kürften zahlt; aus einem Palafte in bir &i 
Lucca und aus einem Palafte auf einem benachbarten Landgute, nebft ben dazu 
börigen Grundftüden, welche jährlich 100,000 Franken eintragen. Alle Koſten 
Palaſtes, alle, welche auf die Repräfentation und auf den Dienft des Fuͤrſten 
feines Hofes Bezug haben, werden von ber Giviliifte genommen. Ge. Mai 
Kaifer Napoleon 1 wird einmal für allemal die Organifation der Hefhaltung 
Bürften und der Kürftin in einer ihrem Range angemeffenen Art reguliren. 

5. Ehe der Fuͤrſt die Staatsverwaltung übernimmt, und in Folge beö 
fegenden weltlichen und religiöfen Geremoniels , leitet er Gott auf das heil. Er 
gelium, und in Gegenwart des Senats, der Minifter, der Staatsräthe, des Er 

* | 
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er und ber Angerlichen and peinlichen Richter, in folgenden Ausbrüden feinen 
jdſchwur ad: . 

„Ich ſchwoͤre, bie Integrität und Unabhängigkeit ber Republik aufs 
recht zu erhalten, die roͤmiſch-katholiſche, apoſtoliſche Religion zu achten 
und achten zu machen, weber Steuern zu fordern, noch irgend eine Ab- 
gabe aufzulegen, ald Eraft eines Gefeges, und. bei meiner Regierung bloß 
den Nugen und das Gluͤck des Volks von Lucca vor Augen zu haben. ’ 

‚ Der außerorbentlihe Botſchafter Sr. Maj. des Kaifers der Franzoſen zu Lucca 
wird während der Geremonie der Inftallation die Garantie, welche der Kaifer ber 
Verfaſſung und der Unabhängigkeit des Staats gewährt, verlefen. Er wird den 
Degen zur Geremonie mitbringen, womit Ge. Maj. der Kaifer dem Kürften von 
kucca und Piombino, zum Zeichen des Schutzes, den Se. Maj. der Republik Lucca 
mgefichert, ein Geſchenk macht. Der Staatsfecretair nimmt über die Initallation 
des Fürften und über die Eidesleiftung einen Verbalproceß' auf. 

6. Die Großjährigkeit des Kürften wird auf das zurüdgelegte zwanzigfte Jahr 
heſcht. Ein organiſches Gefeh beſtimmt die Regierungsart des Staats während 
vr Minderjährigkeit des Kürften. 

Zweiter Abfhnitt. . 
Don dem Minifterium und dem. Stantörathe. 

7. Es find zwei Gtaatsminifter, nämlid ein Minifter für die Juſtiz, für 
das Innere und für die auswärtigen Angelegenheiten, und einer für die Finanzen, 
sa Gottesdienſt, die Polizei und die bewaflnete Macht, ingleichen für Candle, 
Strafen und öffentliche Gebäude. 

3. Es werben Staatsräthe feyn, welche, vereint mit den Miniftern, das 
Gonfeil des Fuͤrſtenthums bilden. In bdiefem Gonfeil führt der Fürft, oder eine 
v eg bevollmädhtigte Perſon, den Vorſitz und beftimmt die Verrichtungen 
len. u: 

9. Es giebt ferner einen Staatsſecretair, der alle, vom Fürften ausgehenden, 
Ice unterzeichnet, und an die Minifter, oder die mit ihrer Vollziehung beauftrag- 
iin Beamten, uͤbermacht, auch darüber ein Verzeichnig hält. Ueberdies liegt ihm 
od, bie allgemeine Staatscanzlei zu dirigiren und zu bewahren, und fonft ſich jeder 
Lerrichtung zu unterziehen, die ihm der Kürft anvertrauen wird. 

10, Das Gehalt der Minifter iſt auf 5250 Lire, das der Räthe auf 3000 2. 
und das des Staatsſecretairs auf 4000 L. jährlich feſtgeſetzt. 


Dritter Abſchnitt. 
Vom Senate. 


‚11. Es giebt einen Senat von ſechsunddreißig Mitgliedern, deren jedes we: 
Baftens dreißig Jahre zurücgelegt haben muß. Zwei Drittheile davon werden aus 
In Landeigenthuͤmern, bie ein jährliches Einfommen von wenigftens 1000 2. nad) 
dm Katafter der Grunbdftguer befisen, und ein Drittheil aus den Gelchrten und 
bornebmften Handelsleuten bes Staates genommen. Die Befoldung eines jeden 
Mitgliedes beträgt 1000 2. jährlich. Der Senat erneuert ſich alle vier Jahre zum 
dritten Theil. Das Loos entfcheidet über den Austritt der erften zwei Drittheile 
und deffen erjte Ziehung gefchieht in vier Jahren. Der Senat hat einen aus ſei— 
hm Mittel gewählten Pröfidenten , ber ein Jahr lang im Amte bleibt, und vom 
ürften ernannt wird. 
Diefer Präfident hat neben ſich einen Gecretair, der ebenfalls ein Jahr im 
Ante bleibt und alle Acte des Senats contrafignirt. 
12, Die Amtsverricdytungen des Senats find; 
a) die Beftätigung der jährlichen Rechnung über Einnahme und Ausgabe 
des Staats und aller ihm vom Fürften vorgefchlagenen Gefese 5 
b) die Wahl der bürgerlichen und peinlichen Richter ; 
die Veitätigung aller wichtigeren Acten, der Verkauf der Nationalgüter, 
und die Veränderungen, welche im Syſtem der Öffentlichen Auflagen, 
„zum Behuf der Einführung neuer ‚Abgaben, oder neuer Tarife für bie 
fchon beftehenden Abgaben und Zölle nöthig werben könnten; 
d) die Genehmigung: der Reformen oder Abänderungen in.Bezug auf bürs 
gerliche, peinlicge ober Handelsgeſetzgebung. Jeder andere Gegenſtand 
— zur Competenz der inneren Verwaltung. 
1, Die vom Fuͤrſten dem Senate vorgelegten Gsjetesentwürfe werben an 


— 
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eine Gommiffion von 5 Mitgliedern überwiefen, die ber Senat aus feiner Mitt 
ernennt, und die darüber Bericht erflättet. 

14. Zwei Bürger, die im erften ober zweiten Grade ber Blutsfreundſchaf 
inclufive, oder’ im erften Grade der Schwägerfchaft, nach Berechnungsart ber ge 
genwärtigen Gefege, mit einander verwandt find, Eönnen nicht zugleich Mitgliede 
des Senats feyn. n u 

15. Der Senat berathfchlagt nach Mehrheit der Stimmen; er iſt geſetzmaͤßi 
verfammelt und Tann gültig berathfchlagen, wenn fi) in der Sitzung 24 Mitglü 
der anmwefend befinden. 

16. Diejenigen Mitglieder des Senats, welche ſich vielleicht in bem Gtank 

gerichtlicher Griminalanflage, ober betrüglichen Bankerotts befinden, oder zu eim 
infamirenden Strafe verurtHeilt find, oder denen die Verwaltung ihres Vermögen 
von Gerichts wegen unterfagt ift, oder welche endlich ihre Buͤrgerrechte verlom 
haben, hören unverzüglich auf, Mitglieder des Senats zu feyn. 
17. Der Senat vervollftändigt und erfegt fich felbft auf dreifache Praͤſent 
tion des Fürften. Der Fürft wählt die dem Senate vorgefhlagenen Bürger 
denjenigen Namen, weldye fi auf dem im jedem Canton anzufertigenben Ders 
niffe befinden. Ein organiſches Gefes beitimmt- die Art und bie Formen, wei 
von den Gantonen bei Anfertigung ihrer Verzeichniffe zu beobachten find. 

18. Der Kürft eröffnet ftets den Cenat und kann dies nicht anders, als 
Perfon thun. Er muß ſich jedesmal, wenn berfelbe verfammelt ift, in der Sta 
befinden, wo bie Sigung gehalten wird. Im jedem Jahre bleibt der Senat wen 
ſtens einen Monat verfammelt. Der Fürft ruft ihn zufammen, ober Iöfet ihn m 
wenn er es für angemeffen hält. Die Minifter, Senatoren und übrigen Behoͤrd 
leiften einen Eid der Ergebenheit für die Verfaffung der Republif und der En 
für den Fürften. . 


Vierter Abſchnitt. 
Bon der Gerihtsverfaffung. 


19. Ein organifches Gefeg wird das gegenwärtige Syftem der Tribunal⸗ 
Gerichtsverfaffung abändern koͤnnen. Die Rechtöfprücde werden im Namen.) 
Fuͤrſten gethan werben. 6 
| Fünfter Abſchnitt. 
»: Allgemeine Vorfdhriften. 


20. Der Fürft promulgirt die Gefege; über allen von ihm ausgehenden ' 


. ten fleht das alte Wappen von Lucca, und fie fangen mit der Formel an: 


„» Wir NN. von Gottes Gnaber und durch die Verfaſſung Fuͤrſt 
Lucca und Piombino. ” 

21. Der Fürft hat das Recht, bie peinlich Werurtheilten zu begnabigenz & 
er kann e3 nicht ausüben, bevor er nicht das Gutachten feiner Minifter und Sta 
räthe, ingleichen eines Mitgliedes des Obergerichtshofs angehört hat. 4 

22. Es bleibt für immer feſtgeſetzt, daß die Gefege wegen Abſchaffung 
Fideicommiffe und Primogenituren, auch Ausfchliefung aller und jeder Zitel 1 
Vorrechte, welche einen Unterfchied der Geburt vorausfegen, blos mit u | 
der Familie, unmiberruflidh find. . 

« Die Öffentlichen Aemter follen nur Bürgern von Lucca ertbeilt wi 
ausgenommen die bürgerlichen und peinlichen Richterftellen, welche auch Ausläni 
anvertraut werben koͤnnen. .& 

24. Der Fürft wendet alle in feiner Macht liegende Mittel an, ik. 
Staatsſchuld fo ſchnell als möglich abzuführen. 

25. Es können keine Zölle und Zaren erhoben, ober neue eingeführt werk 
als in Eraft eines Gefeges. 

26. Im Staate Lucca wird es feine Militair-Gonfeription geben. Alle 8 
ger werben in eine Miliz organifirt werden, und im Kalle der Noth- bie Wu 
zu Vertheibigung bes -Fürften und bes Landes zu ergreifen gehalten fegn.- 2 
Fuͤrſt, als Oberbefeplöhaber der Miliz, ernennt alle Bauptleute, und kann bie 


en Requifitionen zur Vertheidigung des Landes ausfchreiben. 


Se. Majeftät der Kaifer und König Napoleon 1 wird gebeten 
daß er geruhen wolle, die erfte Ernennung der Minifter, der Staatsraͤche des — 
ſecretairs und der Senatoren zu uͤbernehmen. * 


28. Die beſtehenden Geſetze des Staats, welche gegenwaͤrtigem Verfafſen 
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stute nicht zumiderlaufend find, bleiben in voller Kraft, bis fie burch andere Ge 
ke widerrufen oder abgeändert werben. 
. &o arfhehen zu Bologna, den 23. Juni 1805, 

(Zeigen die Unterfchriften ber zwölf Abgeordneten, ben Gonfaloniere Belluos 
ini an der Spitze.) 

Die Beftätigung des franzöfifhen Kaifers lautete folgendermaßen: | 

„Bir Napoleon, von Gottes Gnaden und durch bie Verfaffungen Kaif 
r fen und König von Italien, garantiren bie Unabhängigkeit und gegen: 
örtige Berfaffung der Republit Lucca, Wir willigen ein, daß Unfere fehr ger 
sten und fehr geliebten Schwager und Schweſter, der Fürft und die Fuͤrſtin 
m Piombino, und ihre Nachkommenſchaft das Fuͤrſtenthum Lucca in Befig neh: 
m, und ſich bafelbft niederlaffen, indem Wir zugleich verfprechen, und Uns vorbes 
iten, bei jedem Kürftenwechfel die nämliche Garantie zu erneuern. Gleichergeftalt 
halten Wir Uns in Kraft des über Unfere ganze Familie erworbenen Rechts vor, 
& weder der Kürft, noch die Kürftin, noch irgend eines ihrer Kinder fich anders, 
8 mit Unſerer Einwilligung vermählen können, und verfpredhen Uns mit Gottes 

durch Unfern Schug alles zu entfernen, was dem Wohlftande und der Un: 

igkeit des Luchhefifchen Volks, fo wie dem Gluͤck Unferer fehr gefchästen und 
geliebten Schwager und Schweiter und ihrer Nachkommenſchaft ſchaͤdiich feyn 
um. 


So gefchehen zu Bologna den 5. Meffidor des. Jahres 13. 
Unterzeihnee Napoleon. 
Dur den Kaifer und König der Minifter Staatsfecretair 
. B. Maret. 
Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten 
C. M. Talleyrannd. 


Dieſe Verfaſſung galt in Lucca bis zu Napoleons Verzichtleiſtung 
Jahre 1814, worauf der Wiener Congreß dieſes Fuͤrſtenthum der 
maligen Königin von Etrurien (einer fpanifchen Prinzeffin) und de: 
Sohne zutheilte. — Seit diefer Zeit wird Lucca ohne befondere 
qaſſung regiert. 


5. Toskana, Parma, Modena, 


: Beim Ausbruche des Krieges in Italien im Jahre 1799 mußte 
Sroßherzog Ferdinand von Toskana feinen Staat verlaffen. Der 
neviller Friede (1801) verwandelte denfelben, für den Erbprinzen Lud⸗ 
von Parma, in das Königreih Etrurien. Ludwig 1 flarb am 
‚Mai 1803. Seine Wittwe führte die Regierung für ihren minder 
gen Sohn Ludwig 2. Allein ihr Vater, der König Karl 4 von 
kanien, überließ in einem Vertrage mit Napoleon vom 27. Detober 
07, nad welchem der junge König von Hetrurien ald König ind 
Lufitanien verfegt werden follte, Hetrurien an Frankreich, wor⸗ 
5 am 30. Mai 1808 mit Frankreich vereinigt ward, und 
a Berfaffung dafelbft in Gültigkeit trat. — Im Sahre 1814 
der Großherzog Ferdinand dahin zurüd, und regierte daſelſt ohne 
me Berfafjung. | 
Das Herjogthum Parma ward, in einem Vertrage zwilchen Spa⸗ 


4 









Frankreich vom 24. März 1801, in welchem der Erbprinz von 
me König von Hetrurien anerkannt ward, Frankreich überlaffen, 
1808 Brankreich felbft einverleibt. — Im Sahre 1814 er: 
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hielt die Gemahlin Napoleons, die Herzogin Marie Louiſe von Deſt— 
eeich, dieſes Herzogthum, in welchem keine befondere Verfaſſung einge: 
führt ward. | 9 | 
Die Länder Modena und Reggio kamen im Jahre 1796 zur 
cisalpiniſchen Republik, und ſtanden unter den wechfelnden DVerfaffungen 
diefed Staates, bid im Jahre 1814 dad Haus Oeſtreich-Eſte in 
demfelben hergeftellt, Und daffelbe feit der Zeit ohne Verfaſſung re: 
giert ward. — 


6, Der Kirchenſtaat. 


Der Papſt Pius 6 ward genöthigt, nach Bonapatte's Siegen ih 
Operitalien, in dem Frieden mit Frankreich zu Zolentino (19. Febr. 
1797) Avignon und Venaiffin an Frankreich felbft, und die drei 
Legationen, Bologna, Ferrara und Romagna, an bie neue ciöals 
pinifche Republik abzutreten. | 

Doc ward in dieſem Frieden die politifche Fortdauer des Kirchen: 
ſtaates ſelbſt gerettet. | Ä 
Als aber (28. Dec. 1797), bei einem Auflaufe des sömifchen Pb 
belö, der franzöfiiche General Duphot vor dem Palafte, des franzöfs 
fchen Gefandten in Rom ermordet, worden war, ging, beauftragt von 
dem damaligen Directorium Frankreichs, der General Berthier nah 
Rom, und fliftete dafelbft (15. Febr. 1798) eine roͤmiſche Republik. 
Der hochbejahrte Pius 6 ward (19. Febr.) ald Gefangener nach Siena, 
und von da nach Frankreich abgeführt, wo, er (29. Aug. 1799) zu Ds 
Ience fein Leben endigte. _ | , 

Am 20. März 1798 erhielt der neue Sreljtäat eine, don Daunon 
entworfene, Verfaffung in 372 Artikeln, welche ſelbſt der Mönitent 
(l’an 6 N.206 p. 826) nicht vollſtaͤn dig, ſondern nur nach folgen 
den Grundzugen berfelben mitteilte: | — 

1. Die roͤmiſche Republik iſt eine und untheilbar. 
2. Sie iſt getheilt in acht Departements. 


3. Das ig wird unter benfelben Bedingungen erworben und verlor 
ren, wie nach der franzöfifchen (dritfen) Verfaſſung. 

4. Alle, welche fih auf der franzoͤſiſchen Emigrantenliſte befinden, find dudat 
fchloffen von dem franzöfiihen Bürgerrechte und verbannt von dem Gebiete bir st 
miſchen Republik. 

5. Die Urverfammlungen heißen Comitta, die Wahlverfammlungen Tribnt 

6. um Woͤhler zu ſeyn, find biefelben Bedingungen, wie in der franzoͤſiſche 
Berfoflung, feftgefegt. | 

. Das grfeggebende Gorps beftcht aus zwei Raͤthen. Jeder Rath Wi 
feine eigene Garbe und fein eigenes Goftum. 

8. Der Senat, welder diejenigen Bunctionen, wie in Frankreich ber Rott 
ber Alten, übt, beftcht aus 32 gewaͤhlten Individuen. Um Mitglied bed Senatl 
u werden, muß man das fühfunddreißfgfte Lebensjahr erreicht Haben. Det vierh 

heil des Senats wird aller zwei Jahre erneuert. 

9. Das Tribunat (gleich dem Rathe der 500 in Frankreich) beſteht au! 
72 Individuen, welche das ——————— Lebensjahr zuruͤckgelegt haben můſſen 


Grundzüge der Berf. vom 20. Mär; 1798. 407, 


Es wird aller zwei Jahre zu einem Deittheile erneuert, Es Bann keinen Beſchluß 
faffen, als nad DEptSgegangenee Propofition der de ati Gemalt. 

10. Die völlzgiehende Gewalt ift fünf Eonfuln anvertraut. Sie 
müffen das fünfundbreißigfte Lebensjahr zurüdgelegt haben. 

11, Die Zahl der Minifter Bann nicht über ſechs fleigen. 

12. Die Gentraladminiftrationen der Departements beftehen aus drei Mitglie: 
dern.” Die Commiſſaire der vollziehenden Gewalt bei den Zribunalen und adbminis 
firativen Behdrben führen den Namen: Confular:Präfecte, 

13. Die Friedensrichter führen den Namen: Prätoren. 

14. Die Polizeitribune heißen: Zribune der Genfur. 

15. Bei Eriminälfällen treten Gefhworne ein. 

16. Das Gaffationsgericht heißt: tribunal de haute - preture. 

17. Ein hoher Gerichtshof entfcheidet über die Anklagen gegen bie Mitglicder 
des gefeßgebenden Körpers und des Confulats. 

18. Ein Nationalinftitut ift beffimmt, die Entdedungen und die Fortfchritte 
in den Wiffenfchaften und Künften zu leiten. 

19. . Der Nationalfhag fteht unter drei Quäftoren, weldie von ben Con: 
fuln ernannt und entlaffen werben Fönnen. 

2. Maaß, Gewiht und Zeitrechnung find wie in ber franzoͤſiſchen Republik, 

21. Die verfchiedenen Ernennungen madht das erftemal ber franzöfifche 
Beneral in Rom. 

22. Es foll zwifchen der, franzöfifchen und römifchen Republit ein Allianzvers 
frag abgefchloffen werben. 

Bis zur Ratification dieſes Vertrages Fönnen alle, von dem gefeßgebenden 
Körper ausgehende, Beichlüffe nur nad) vorhergegangener Beftätigung des franzöfl: 
ſchen Generals bekannt gemacht und vollzogen werden, der auch in dringenden Faͤ 
In, nach feinem Ermeffen, Gefeße erlaffen kann, in Angemeffenheit zu ben von dem 
franzöfifchen Birectorium erhaltenen Vollmachten. 


Diefe römifche Republik warb aber im Jahre 1799, nad) den Sie 
gen der Ruffen und Deftreicher in. Stalien, aufgelöfet, die weltliche 
Macht des Papftes hergeftelt, und (14. März 1800) von ben zu Bene 
dig verfammelten Gardindlen der Cardinal Chiaramonti zum Papfte 
gewählt, der den Namen Pius 7 annahm. | 

Diefem entriß Napoleon (2. April 1808) die Provinzen Urbino, 
Ancona, Macerata und Camerino, welhe mit dem König: 
reihe Stalien verbunden, und unter die Verfaffung diefes 
Königreiches geftellt wurden. | 

Im folgeriden Jahre (17. Mai 1809) hob Napoleon die weltliche 
Macht des Papftes völlig auf, worauf der Reſt des Kirchenftaates 
mit Frankreich felbft vereinigt ward. Go galt von 1809 bis 
_ die Berfaffung Frankreichs in biefem Reſte des Kirchen 

gates. 

Nach Napoleons Reſignation kehrte aber Pius 7 (24. Mai 1814) 
nach Rom zuruͤck, und erhielt im Art. 103. der Wiener Congreßacte die 
geſammten vormaligen Beſitzungen des Kirchenſtaates, ſelbſt mit den Fuͤr⸗ 
ſtenthͤmern Benevent und Ponte Corvo zuruͤck, mit alleiniger Ausnahme 
des am linken Ufer des Po gelegenen Theiles von Ferrara, der an Def: 
ih Fam, und Avignons, das bei Franfreich blieb. 

Weil aber die einzelnen Provinzen des Kirchenftaated längere Zeit 
hindurch unter Verfaffungen geflanden hatten, und "dad Lehnsſyſtem in 
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denſelben völlig abgefchafft gewefen. war; fo gab ber Papft, in einem 
fogenannten motu proprio, dem Kirchenſtaate eine andere Verfaffung. 


Berfaffung vom 6. Juli 1816, 


Als durch eine bewundernswuͤrblge Fuͤgung Gottes und durch die mächtige Un: 
terftügung der verbündeten Mächte, der heilige Stuhl die Provinzen Bologna, Fer: 
rara, Romagna, die Marken Benevent und Ponte Corvo, welche länger als bie 
übrigen Provinzen abgeriffen geblieben waren, wieder erhielt, hatten Wir, da Wir 
nicht fogleich eine fefte und bleibende Regierung einrichten Eonnten, mittelft des Edicts bes 
Cardinals Staatsfecretaire vom 5. Zuli 1815 dafelbft eine proviforifche Regierung 
errichtet; mit Ausnahme weniger Veränderungen hatten Wir in diefen Provinzen 
diefelbe Ordnung der Sachen, wie fie dafelbft beftand, beibehalten; aber zu gleicher 
Beit hatten Wir befannt machen laffen, daß man ſich unverzüglich mit der Bildung 
eines neuen, allgemeinen Berwaltungsfyftems, weldyes dem wahren Intereffe Unferer 
Völker angemefjener wäre, befhäftigen wuͤrde. 

Mehrere wichtige Betradytungen hatten Und bewogen, einen foldhen Entwurf 
anzufündigen, und bald möglichft zu verwirklichen. 

Wir hatten anfangs gedacht, daß die Einheit und Gleihförmigkeit die Grum 
lagen jeder politifchen Einrichtung feyn müffenz; ohne fie ift es ſchwer, die Feftia 
feit der Regierung und das Glüd der Völker zu fihern. Se mehr eine Regierung 
fi diefem Syfteme der Einheit, von Gott in der Ordnung ber Natur und bem 
erhabenen Gebäude ber Religion errichtet, nähert; defto mehr kann fie ſich mit ber 
Hoffnung, ſich der Vollkommenheit zu nähern, ſchmeicheln. Diefe Ueberzeugung 
verpflichtet Uns, nach Möglichkeit jedem zum heiligen Stuhle gehörigen Staate dies 
fes Syftem der Gleichfoͤrmigkeit zu verfhaffen; ein folder Staat wuͤrde in ber 
That ein Mufter der Gefeggebung und der auf die Grundfäge und unveränderlichen 
Regeln der Religion und der evangelifchen Moral, fo wie auf das canonifche Het 
gegründeten Ordnung feyn. Eine ſolche Gefeggebung, welche fih an die Borfehrifs 
ten einer beftändigen Billigkeit und des wahren Rechtes der Natur, trog allen 
Schmähungen, womit man jie zu bedecken fich nicht entblödet hat, hielte, wuͤrdt 
immer als diejenige anerkannt werben müffen, welche Europa zu diefer Bildung 
zurücgeführe hat, wovon es die Einfälle der Barbaren entfernt hatten. 

Jedoch, um diefe Vollkommenheit der Regierung, welche die Völker gluͤcklich 
macht, fo vicl e8 die Natur menfhliher Dinge erlaubt, zu erreichen, fehlte es Um 
ferm Staate an derjenigen Gleidhförmigkeit, welche für die Intereffen der Gefell- 
haft und der Einzelnen fo vortheilpaft ift, weil er, gebildet durch bie fucceffiue 
Bereinigung verfchiedener Güter, eine Maffe von Gebräudhen, Gefegen und mit 
einander ftreitender Privilegien barbietet, welche oft eine Provinz der andern ent 
fremdeten, und bisweilen in der nämlidhen Provinz eine Landſchaft von der andern 
trennten. 

Ueberzeugt von ber Wahrheit der fo eben auögefprocdhenen Grunbfäge, haben 
die fouverainen Päpfte, Unfere Vorfahren, jede Gelegenheit benugt, um bie 

benen Zweige der Öffentlichen Verwaltung auf die Grundfäge der Gleichfoͤrmi 
zurüdzuführen. Wir felbft haben vom Anfange Unferer Regierung an, dieſes Bid 
zu erreichen gefucht; indeffen. haben diefe Verſuche, durch ftreitige Intereffen: amt 
dur Anhänglichkeit an alte Gewohnheiten vereitelt, nur in einigen Theilen glüd 
fihen Erfolg gehabt, | 

Jedoch ſcheint die ewig bewundernswuͤrdige Worfehung, welche, kraft ihrer 
Weisheit, die menfchlichen Angelegenheiten fo leitet, daß oft aus den größten Us 
glücsfällen die größten Vortheile entfpringen, es gewollt zu haben, daß bie Unfälle 
der letztern Zeit und felbft die Unterbrehung der Ausübung Unferer zeitlihen So 
verainetät, jest bei der Wiederherftellung Legitimer Mächte durch ben Frieden, bie 
ſes Gefchäft erleichterten. Wir glauben daher, diefen Beitpunct ergreifen zu ah 
fen, um das begonnene Werk zu vollenden. | i 

Diefes Werk ift nicht allein an und für ſich nuͤtzlich, ſondern wird uͤberbdit 
durch die gegenwärtigen Umftände nöthig gemadht. In der That hat in einen 
großen Zheile der neuerdings wieder erhaltenen Provinzen die lange Trennung Wen 
heiligen Stuhle ein Aufhören der alten Einrichtungen und Gebraͤuche veranlaftzrkt 
daß es beinahe unmöglich ift, die vormals beftchende Ordnung dafelbft wieder ingw 
führen. Neue Gewohnheiten find an die Stelle der alten getreten; neue Mei 
gen-über verfchiedene Gegenftände der Verwaltung und Staatswirthſchaft habtn Tuch 
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allgemein verbreitet; neue Einfichten, gleichmäßig, wie bei ben übrigen Nationen 
Europa’s, verbreitet, erheiſchen gebieterifch die Annahme eines neuen Syftems für 
die obgenannten Provinzen, welches 'mehr mit dem gegenwärtigen, von dem frühern. 
fo fehr verfchiedenen, Zuſtande übereinftimmt. 


In Folge diefer Betrachtungen haben Wir gefehen, wie abenteuerlih und im 
Widerfpruche mit dem fo eben erwähnten Syſteme der Einheit es feyn würbe, wenn 
ein Theil eines wenig ausgebehnten und unter demfelben Souverain ftchenden Staas 
tes nach andern Grundfägen, ald der andere Theil, regiert wirbe. Und wenn aud) 
locafe Umftände einige Abänderungen für eine Landfchaft erfordern; fo müffen fie 
fe gemacht werben, baß die Einheit bed angenommenen Syftems dadurch nicht zer⸗ 
fört werden kann. Es ift folglich, da die lange Trennung mehrerer Provinzen 
Unferer Staaten bie Urfache ift, daB man bafelbft die alte Ordnung ber Dinge 
niht wieder herftellen Tann, ohne die Intereffen des Volkes zu verlegen ober bei 
Ihm Unzufriedenheit zu veranlaffen, unerläßlih, zur Erhaltung der Integrität des 
Körpers alle Glieder durch Einführung eines gleichmäßigen Syſtems, weiches alle 


umfchließen kann, zu vereinigen. 


Rad) reiflicher. Ueberlegung diefer Wahrheit alfo hätten Wir geglaubt, Uns an 
Uns felbft und an dem Intereffe zu vergehen, welches Wir an dem Glüde Unferer 
Unterthanen nehmen müffen, wofern Wir nicht die Foftbaren Augenblide benutzt 
hätten, welche die göttliche Vorſehung Uns gefchenkt zu haben fcheint, um zur Bils 
* eines allgemeinen und gleichmaͤßigen Syſtems fuͤr alle Unſere Staaten zu 

reiten. = 


Zu dem Ende haben Wir. Uns bemüht, mit ber größten Schnelligkeit alle für 
die Bildung eines Plans zu einer bleibenden und dauerhaften Regierung nöthigen 
Nachrichten einziehen zu laſſen; Wir haben befohlen, daß man bei der Abfaffung 
biefes Plans die Grundfäge der Gleichmäßigkeit, welche das Wohl der Gefeufchaft 
zu befördern geeignet find, fo wie auch alle Verordnungen der fouverainen Päpfte, 
Unferer Vorfahren, beobachte, ‚indem man blos die Abänderungen, welche der Vor⸗ 
tbeil und die Bebürfuiffe der Völker nach fo außerordentlichen Veränderungen ers 
heiſchen dürften, annehme. Denn es ift unleugbar, daß menfchliche Anordnungen 
niemals allen Misbraͤuchen haben vorbeugen können, noch daß aud die Weisheit 
der Geſetzgeber alles vorberfehen koͤnne, indem wir felbft täglich finden, daß ber 
menſchliche Scharffinn viele in frühern Zeiten erfundene ‚Dinge verbeffert hat. 


Der Uns vorgelegte Entwurf hat Unfern Abfichten entſprochen. Nichts befto 
weniger haben Wir, um in einer fo wichtigen und für Unfere Völker erfolgreichen 
Sache mit reiflicher Ueberlegung zw Werke zu gehen, den Entwurf der Prüfung 
der. von Uns ernannten Verfammlung unterworfen, welche aus Gardinälen und an« 
dern durch ihre Kenntniffe in Verwaltungs: und Regierungsangelrgenheiten und 
duch ihre anerkannte Rechenſchaffenheit ausgezeichneten Perfonen befteht, um ihre 
Meinung zu vernehmen, in Folge deren Wir ihn, mit einigen Abänderungen und 
Beſchraͤnkungen, beftätigt haben. j 

Indeffen geht-Unfere Sorge und Mühe nicht einzig dahin, eine Gleichförmigkeit in 
den Grundfägen der neuen Gefeggebung zu bewirken; Wir haben Unſere Völker, bie 
Birkung Unferer väterlichen Liebe auch in einer Verminderung der Öffentlichen Abgaben 
wollen empfinden laffen, indem Uns nichts mehr am Herzen liegt, als die Verbefferung des 
Zuftandes Unferer Unterthanen. Unb wenn das übermäßige Gewicht der fchon beftehenben 
Laften, und das der auf bie Provinzen bes ehemaligen Königreichs Italien zu vertheis 
Ienden Summen, um die bypothefarifh bei dem ehemaligen Leihhauſe zu 
Mailand verbürgten Schulden zu bezahlen, welche Summen aus Unferm Schage 
bezahlt werden müffen, ber bereits durch die außerordentlichen und unvorhergefehes 
nen Ausgaben, wozu Uns der Sanitätscordon und die Unterftügung einer großen 
Anzahl von Gemeinden, die der Lebensmittel entbehrten, genoͤthigt haben, erſchoͤpft 
it; wenn alle dieſe Umſtaͤnde Unferer Liebe nicht geſtattet haben, alles, was Wir 
gewünfcht hätten, zu thun; fo haben Wir wenigftens boch befchloffen, die Laften, 
fo viel die Verpflichtungen, denen die Regierung nachzukommen durchaus gendthigt 
it, erlauben, zu mindern, in der Zuverfiht, daß Unfere Unterthanen für diefen Bes 
was Unferer väterlichen Sorgfalt erfenntlich feyn werden, womit Wir immer forts 
fortfahren werden, ihnen das größtmögliche Gluͤck zu verſchaffen, und ihre Raften 
nr fobald die Umſtaͤnde, in denen fidy die Regierung befindet, fi werden 

effert haben. \ 

Zufolge der oben genannten Betrachtungen haben Wir aus eigner Bewegung 
und Machtvollkommenheit Kolgendes befohlen. 


— 
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San | Erſter Zıirel, 
aa Organifation. der. Regierung. 

1. Der Kirchenftaat ift, mit Ausnahme'der um die Hauptſtadt gelegenen Drte, 
in fiebenzehn Delegationen.*) getheilt, 

Die Delegationen bilden, wie die unten beigefügte Tabelle ausweift, drei 
Glaffen; und fie werden duch eigenthümliche Behandlung und Auszeichnungen un 
terſchieden ſeyn. J — 
Wenn ein Cardinal zum. Gouverneur einer Delegation ber erſten Claſſe 
beſtimmt wird; fo erhaͤlt die Delegation den Namen der Legation, und bei 
Garbinal nimmt ben Zitel eines Legaten an, und erhält alle Ehrenbezeigungen 
beffelben, mit befondern Vorrechten, welche ihm durch Verordnungen in Form eines 
Breve verliehen werden. - u a = 
, 5 — * Delegation iſt in Gouvernements des erſten und zweiten Ranges 
getheilt **). — a Ä | 

3. Die oben erwähnte Tabelle bezeichnet den Umkreis jeder Delegation 

und jedes Gouvernements. Re | 
: Es befteht in Rom eine beſondere Verfammlung, zufommengefegt aus 
"Mönsignore, dem Secretair der Consultä, einem. Rammerfecretair, und Monsignore, 
dem Secretair de buon governo, welcher. da$ Amt eines Secretairs verfehen wird, 
um die Bittfehriften, welche wegen Grängberichtigungen der Delegationen und 
Gouvernements einlaufen follten, anzunehmen, und außergerichtlich mittelſt 
. einfacher Vorfchriften zu prüfen. _ 

5 Die unten dngefügte Verordnung beftimme die Zeit und bie Art, Bitt« 
ſchriften einzureichen und zu prüfen, und. davon Bericht abzuftatten, welcher dem 
Staatsoberhaupte vorgelegt werden kann 
6. Der Delegirte übt in jeder Delegation, umter ber Abhängigkeit von bi 
bern Behörden, in Beziehung auf alle ihm zuertheilte Befugniffe, die Gerichtöbar- 

Leit in allen Acten der Öffentlicher Regierung und Verwaltung. 
Ausgenommen find die Sachen, welche ihrer Natur nach den höhern kirchlichen 
Behörden zuftehen, die ins Juſtiz- und Finanzfach einſchlagenden, und foldye, melde 
im Ganzen oder zum Theil einer befondern Commiffioh zur Aufſicht über die Gr: 
wäfler in den bier Deltgationen Bologna, Ferrara, Ravenna und Forli übers 
' tragen werben bürften. 23 
7. Jedem Delegaten find zwei vom Souverain ernannte Affefforen zugege 
ben, deren ber Delegatfih zur Gefhäftsführung bedient, - , 
ı  : Diefelben find in altem von den Delegaten abhängig, was’ ihnen nicht fpe 
ciell Eraft der Artikel 23, im. zweiten Titel und durch die Artikel 77. und. 79. im 
dritten Titel zuertheilt wörben ift. Mr 
8. Bei jedem Delegirten beftcht Bine: Regierungs: Gongregation, be 
ſtehend aus vier Perſonen, beren zwei aus bem „Dauptorte, die beiden andern aus 
den andern Dertern der Delegation find, für die ber. erften Claſſe; aus drei 
Perſonen, deren zwei aus dem Dauptorte, einer aus den andern Dertern der Des 
legation ift, für die.der zweiten Glaffe; und aus einer des Hauptortes und einer 
‚aus den übrigen Dertern der Delegation für die der ‚dritten Glaffe. | 

Die Stadt Bologna ift von biefer Anordnung ausgenommen; in Ruͤckſicht auf 
ihre befondern ‚Umftände wird berfelben erlaubt, daß die vier Perjonen der obge: 
nannten Eongregation aus ihren Bürgern gewählt werben. * 

Die obgenannten, durch den Souverain zu ernennenden, Perſonen muͤſſen 
30 Zahre alt feyn, entfproffen aus guten Familien, fi durch ihre guten Sitten 
und durd ihre Kenntniffe auszeichnen, und vorher ein öffentliches Amt bekleidet, 
‚oder eine Gemeinde verwaltet, oder doch ſich auf eine lobenswerthe Weiſe als Ad- 
vocaten während bes Zeitraums von drei Jahren mindeftens bewährt haben. 
10, Diefe Perfonen verfammeln fih bei dem Delegirten drei Mal die 
Woche an zu beftimmenden Tagen, und außerdem fo oft fie von. dem Delegir: 
-ten aufgefordert ‚werben. k 

Sie werden bei allen Sachen von einiger Bedeutung, über welche es nd» 
thig ift, eine Berathung anzuftelen, im Fache der Verwaltung ber Delegation 
zu Rathe gezogen. 

12. Sie haben eine berathende Stimme; allein die endliche Entſcheidung hängt 


+) Dies Wort entipricht dem Worte Präfectur. 
*) Unterpräfectur. 
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von dem Dilegirten ab. Das mit Gründen verſehene Wotum jeber der oben er⸗ 
waͤhnten Perfonen wird zu Prototoll genommen. - Des Delegirte iſt verpflichtet, 
bei Beridhterftattung von dem, an ‚der, Sommiffion gefaßten Befchluß, an das 
Etaatsfecretariat oder an bie bekreffenden Bürtai zu Rom, eine Abfchrift des 
Protocols der Verhandlung, welche in’ der Commiſſton Start gefunden hat, zu 
überfendeni ; ee Ka 52 

13. Alle fünf Jahre wird zur Erneuerung der Congregation geſchritten, und 
zwar mittelſt des Loofed Auf’ folgende Weiſe: ae Zr * 

Die Delegationen der erſten und zweiten Claſſe haben zwei Austretende, 
bie der dritten: Etaſſe nur einen. Sie werden nach ben im neunten Artikel ent hal⸗ 
tenen Anordnungen erſetzt. Die Ausgetretenen find wieder waͤhlbar. 

14. Jede Delegation hat einen: Generalſecretair, welchen der Souverain 
ernennt, der unter ben Befehlen des Delegirten ſteht. Dieſer Secretair hat in 
ber Commiſſion keine Stimme. Er iſt mit Führung der Protocolle, mit Abfaſſung 
ber Beſchluͤſſe der Commiſſion, der Regiſter und der Correſpondenz beauftragt. Er 
kann ohne vorläufige Anzeige beim Staatsſecretair nicht abgefegt werden. 

15. Die Gouverneurs. ded erſten und zweiten Ranges ſtehen in Ausühung 
ihrer Amtsverrichtungen völlig unter dem. Delegirten, ausgenommen in drins 
genden Fällen und in Angelegenheiten, bie ‚das Juſtizfach betreffen, bei geringern 
nn die vor biefelben nach ben Artikeln 25. und 26; des zweiten Titels 

ehoͤren. F en J 
16. Dem Delegirten ſteht ed zu, birect mit allen Gouverneurs feines Be⸗ 
reichs zu correfpondiren, oder dody den Gouverneurs des Ameisen Ranges durch die 
bes erfien feine Befehle zufommen zu laffen. 

; Die Delegirten, fönnen Prälaten feyn. Die Mitglieder ber Gommifs 
fionen müffen in dem Bezirke der Delegation gebohren: feyn, ‚ober aus demfels 
ben herſtammen, ober Eigenthämer, oder endlich daſelbſt feit zchn Jahren wohn⸗ 

ft feyn. — 
Die Gouverneurs im Gegentheil dürfen niemald an dem Orte, wo fie ihre 
Amtöverrichtungen ausüben, gebohren feyn, noch lange: daſelbſt gewohnt haben. 

Diefe Anordnung. erftredt ſich auch auf die Aſſeſſoren. 

18. Die Ernennung der Delegirten und Gouverneurs, welde ber Go 
verain vorgenommen hat, wirb ihnen durch ba& Organ des Staatsfecretäird Dee 
kannt gemadht. Den. Delegirten und Gouverneurs des erften Ranges wird rin 
Breve überfended, berien des ziVeiten Ranges werben Patente zugeftrtigt. 

19. Die Abſchaffung der freiherrlichen Gerichtsbarkeit. bleibt in Kraft in den 
Prodinzen Bologna, Ferrara, Romagna, in den Marken, in Urbino und in den Here 
zogthuͤmern Benevent und Gamtrino. In den uͤbrigen Provinzen, wo diefe Gice 
rihtsbarfeit durch dag vom Vice-Staatsſecretair am 30. Juli 1814 publicitfe Ed ict 
micder in Wirkfatnkeit gefegt worden ift, Eönnen die bon den Baronen erftanni‘ch 
Gerichtshalter nit in Ausübung ihrer Amtsverrichtungen freten, ohne die vorkius 
fige Zuſtimmung des Staatsfecretaird erhalten zu haben.’ : z 

Die Barone koͤnnen auf ihre Gerichtsbarkeit, felbft für ihre in ber En 
enthaltenen und benannten Nachkommen, verfichten, ohne daß es noͤthig ift, irgen 
eine Foͤrmlichkeit, am ihre Zuſtimmung vollſtaͤndig zu mächen, anzuwenden. Diefe 
Berzichtleiftung macht jedes Recht und jede Verpflichtung erlöfchen, welche auf biß 
Ausübung der freiherrlihen Gerichtsbarkeit Bezug bat. Sie: behalten indes füy 
ſich und ihre Nachfolger den Ehrentitel. Die Barone, welche ihre Gerichtsbark eit 
behalten wollen, ſind verpflichtet, "ihren Geridhtshaltern ein ahgemeffenes und mos 
natliches Donorar, wie auch den Ganzelliften und den Procuratoren des Fiscus eine 
Befoldung zu zahlen, und die Koften für den Unterhalt: der bewaffneten Madjt und 
alle übrigen Koften für die Geredtigfeitspflege gu tragen’ Alles Obige muß ſtots 
durch das GStaatöfecretariat gebilligt werden. | 

. Die Geridhtshalter der Barone müffen, wie die Übrigen, den Befehlen, 
welche ihnen von den Delegirten und den Gouverneurs erften Ranges zukommen, 
gehorchen, wenn biefe von den Delegirten, in Angereffenheit zum 16. Arti.kel, 
die Befugniffe erhalten haben. 

21. Die Gerichtshalter der Barone haben gleiche Befugniſſe mit ben übrigen 
Gouverneurs, ausgenommen in den, in den folgenden Titeln erwähnten Bällen, wo 
bie Verrichtungen, welche diefe Gerichtshalter ausüben Tönnen, werben bezeid)net 
werben, und wo von den Rechten der Barone gerebet wird. 

22. In dem Bezirke von Rom correfpondiren die Gouverneurs direct mit de 
Staatöfecretariat und mit den betreffenden Behörden der Hauptſtadt. 


12°, Der Sichenfla. 


3. Die Gerichte des Cardinal⸗-Dechanten zu DOftia und Welletri, unb bes 
Vorſtehers der apoftolifchen Paläfte zu Eaftel- Gandolfo, bleiben völlig, wie vorher. 


Zweiter Titel 

u | Drganifation der Civilgerichte. | 

24. Die richterliche Gewalt in bürgerlichen Angelegenheiten kommt ben Dele: 

girten nit zu. - 

. 235. Die Gouverneurs find in ihren angewiefenen Bezirken. befugte Richter: 

1) für. Klagen, die nicht über 100 Rthlr. betragen. 

Wenn. die Summe nicht: beftimmt, aber voraus zu vermuthen iſt, daß 
fie diefen Werth überfteigen werde; fo find fie nicht competent; 

2) wenn es fich blos auf eine Verhandlung ‚über den Beſitz bezieht; fo Fön» 
nen fie niemals das Anhalten um den Befig wiederhohlen laffen. Wenn 

. die Eigenthumsfache nicht durch die bloße Thatfache des Befiges entſchie⸗ 
ben werden kann; fo müffen die Gouverneurs die Parteien vor Gericht 
eriter Inſtanz verweilen; —J— 

8) für Klagen ſchuldiger Nahrungsmittel, ſey es durch Verfügung der des 
Gerichtes oder durch irgend ein Recht; 

4) für Verhandlungen wegen Gebietsbefchäbigungen; 

5) für Klagen, fhuldiges Tagelohn betreffend; 

6) für Streitigkeiten, welche aus ftipulirten Verträgen zur Zeit der Meffe 
oder eines Öffentlihen Marktes entftchen, und die auf der Stelle entſchie⸗ 
den werben müffen. 

- 26. Die Urtheile de Gouverneurs bis auf den Belauf von 70 Rthlr., bieje 
nigen über das einfache Beſitzrecht, über Beköftigung, über Schaden, über Befol- 
dung, über Gontracte, welche zur Zeit der Meffe oder des Öffentlihen Marktes ge 
fchloffen werden; diejenigen, welche über Acten ober Schriften mit Privatunter: 
ſchrift, die jedoch Eeinem Zweifel an ihrer Glaubwürdigkeit unterliegt, vor einem 

» Rotarius gefällt .wurben, find dem Regreß unterworfen, weldyer jedoch nur auf 

eine andere Behörde verweift. Andere Urtheile aber, welche über andere Gegen⸗ 
ftände ala werden, find dem Regreß, fo daß Aufhebung Statt finden Tann, uns 
terworfen. 

27. Die Appellation von Urtheilen der Gouverneurs geht anıben Gerichtshof 
erster Inftanz in dem Bezirke der Delegation. 

23. In dem Bauptorte der Delegation übt einer ber Affefforen in gerin- 
gern Rechtsſachen die den Gouverneurs kraft der drei vorhergehenden Artikel über: 
tcagene Rechtspflege. 2 

29. In Klagen, wobei Barone betheiligt find, haben ihre Gerichtshalter Leine 
Befugniß zu urtheilen, als bis auf den Belauf von 10 Rthir. Wenn der Antheil, 

welchen der Baron an:der Klagſache hat, über 10 Rthlr. iſt; fo wird die Sache 

vor den naͤchſten Gerichtshalter gebracht, wofern er nicht von dem Baron ernannt 

iſt; dieſer fällt das Urtheil in Gemäßheit der den Gouverneurs ertheilten Vollmacht. 

An jebem Hauptorte der Delegationen giebt eö ein Gericht der erften 

Inſtanz, beſtehend aus fünf Richtern und zwei Adjuncten in Delegationen ber er: 

fien Claſſe, und aus drei Richtern und einem Adjuncten in der der zweiten und 
- dritten Glaffe. 

Der Aeltefte ber fünf oder drei Richter verficht die Verrihtungen des Präfi- 
denten; bie der Referenten wechfeln. | 

‘81. Die obgenannten Gerichtshöfe urtheilen ftets ald Gefammtheit und in An- 
wefenheit dreier Mitglieder. 

Im Falle der Abwefenheit ober der gefeglichen Verhinderung eines ber Richter, 
wird er durch den Adjuncten oder durch einen der Abjuncten erſetzt -diefen wählt 
ber Präfident in Gerichtöhöfen von fünf Richtern. 

32. In den Gerichtöhöfen, beftehend aus fünf Richtern, hat das Tribunal zu 
entfcheiden, wenn die Anzahl der Proceffe zwei Liſten erfordert. Der Beſchluß 
barüber wird bekannt gemacht, und bleibt an ber Thüre der Canzlei angefhlagen. 

In diefem Falle theilt fi das Gericht in zwei Sectionen, jede zu drei Rich- 
tern, indem fie einen ber Adjuncten,- die Zahl voll zu machen, dazu nimmt; ber amı= 

‚dere "Abjunct dient zur Ergänzung im Falle der Noth. ‚ 

Der Präfident beforgt die Vertheilung der Proceffe für jede Section, und dies 
wird am Ranbe der Lifte, welche an der Kanzlei jeder Abtheilung angefhlagen 
wird, der der Proceß zugeiwiefen worden ift, erwähnt. Diefe Proceffe müffen bon 
der Section, welcher fie zugetheiltiworden find, entfchieden werben. 


Es 


— — 
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83. Die Gerichtshoͤfe erfter Inſtanz entfcheiden bei Appellationen nach ben 
Artikeln 26. und 27. alle den Gouverneurs und Affefforen zuftändige Proceffe; und 
entfcheiben in erfter Inftanz alle andere Proceffe, ausgenommen diejenigen, welche 
— ——— Gerichte vorbehalten bleiben, wie weiter unten beſtimmt we⸗⸗ 
den jo 

34. Die Gerichte halten Öffentliche Sigungen, um bie Vertheidigungen der 
Sachwalter ber Parteien anzuhören. Die Eagende Partei läßt durch den Präfidens 
ten ben Zag der Sigung beftimmen, und macht ihn darauf der andern Partei bes 
kannt. Der Präfident wacht über Aufrechthaltung der Ordnung während ber Si⸗ 
tungen. Die Richter koͤnnen während ber Verhandlung Beiurtheile oder Auffchubss 
beesete erlaffen, und aus biefem Grunde ift bei den Gigungen ein Ganzellift, zur 
Bührung des Protocol, "gegenwärtig. | 

Die Enbdurtheile werden vorgelefen und von ben Richtern unterzeichnet, welche 
fi) zu den vom Präfidenten bezeichneten Tagen und Stunden werfammeln. 

Den Urtheilen werden die Entfcheidungsgründe beigefügt. 

85. Es beftehen für die römifchen Staaten vier Appellationsgeridhte: eins zu 
Bologna, für Sachen der vier Delegationen Bologna, Ferrara, Ravenna und 
Forliz eins zu Macerata, für Sachen ber Delegationen Macerata, Urbino und 
Pefaro, Ancona, Bermo, Ascoli und Camerino; zwei in Rom, für alle übrigen 
m. bes Staates. Diefe find das Gericht der apoftolifchen Kammer und 

la Rota. " 

Es ift den Parteien erlaubt, ihre Appellationen bei beiden genannten Gerichten 
in Rom anhängig zu machen; jedoch muß es mit gemeinfamer Zuftimmung zwi⸗ 
fhen ihnen gefchehen. 

86. Das Xppellationsgeriht zu Bologna und das zu Macerata beftcht aus 
fieden Richtern und „zwei Adjuncten. 

Die Entfcheidungen werden nad der Stimmenmehrheit gegeben, und es kam 
nicht entfchieben werden außer bei einer Mehrzahl von fünf Stimmen. 


37. Der Aeltefte an Jahren übernimmt die Gefchäfte des Präfidentenz ber No 
ferent wird nach der Reihe beftimmt. 
F 38.. Der Praͤſident kuͤndigt die Seſſionstage und bie Orbnung ber Rechts⸗ 
achen an. 
— Die * 34. Artikel enthaltenen Verordnungen gelten auch für die Appellas 
negerichte. 

9. Das Gericht der apoftolifchen Kammer (unbefchabet der in den folgenden 
Artikeln enthaltenen Vorichriften für die andern Gerichte, welche in Rom beibehals 
ten werben) verficht die Geſchaͤfte eines Gerichtes der erften Inftanz in Sachen des 
Bezirks von Rom, welche auf beifolgender Zabelle angezeigt werben, und eines 
Appellationsgerichtes in den andern Sachen auf unten erklärte Weife. 


40. Diefes Gericht beſteht inskünftige aus drei Richtern, welche Prälaten 
find, und denfelben Titel von Kivilrichtern beibehalten, aus "einem vierten, welcher 
au ein Advocat feyn kann, wie man es mehrere Male gemacht hat. 

41. Jeder Kivilrichter entfcheidet allein: 

1) Klagen, welche den Werth von 825 Rthlr. nicht überfteigen, die ihm in 
erfter Inftanz zuſtehen; 

2) Sadjen, weldye von ben Gouverneurs im Bezirke von Rom in zweiter 
Inſtanz entfchieden find; 

8) Sachen, die den Werth von 300 Rthlr. nicht überfteigen, und welche in 
erfter Inftanz von ihren Kollegen entfchieben find. 

42. Das Gericht der apoftolifchen Kammer beurtheilt in voller Verſammlung: 

I) in ber erften Inftang Klagen, welche über 825 Rthlr. hinausgehen, und 
von unbeſtimmtem Werthe; 

2) Klagen in zweiter Inftanz, von dem Werthe unter 825 Rthlr., welche 
von den Gerichten erfter Inftanz der Delegationen Perugia, Spoleto, 
Viterbo, Civita vechia, Rieti, Froſinone und Benevent, ober auch von den 
betreffenden Sivilrichtern entfchieden find; 

5) wiberfpredyende Urtheile in dritter Inſtanz, von ben betreffenden Goͤuver⸗ 
neurs in erfter Inſtanz und von ben betreffenden Civilrichtern bei Appel⸗ 
lationen gefällt; — 

4) Urtheile auch der dritten Inſtanz von Civilrichtern, wenn fie unter eins 
ander nicht zufammenftimmen, und es fih um Sachen von einem Wer⸗ 
the unter 300 Rthlr. handelt. ii: 

%3. Wenn das Gericht. der apoftolifhen Kammer in Appellationsfachen ode 
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auf Verlangen uͤber das Urtheil eines der Civilrichter urtheilt; fo beſteht es aus 
den; andern beiden und einem. Advocaten. 
44. Wenn 48 in dritter Snftanz- über zwei Urtheile der Gipilrichter, bie nicht 
zufanımenftimmen, entſcheidet; fo beſteht es aus dem dritten Civilrichter, ber nicht 
mitgefprochen hat, aus dem Advocaten ber apoftolifhen Kammer und aus Monsignere 
dem - Kammeraubiteur, welcher. indeß feinen geheimen Auditeur, ‚oder einen andern 
Richter bevollmaͤchtigen kann⸗ te 

465. Sn allen. Bällen, wo obgenannter Monsignore der Kammer- in Perſon 
die tor das Sollegialgericht oder die Gongregation gebrachten Sachen entfcheiden 
will, kann ex es thunz und dann hat der. Advocat der apoftolifhen Kammer»nichts 
weiter dabei zu thun, ausgenommen in. dem Falle, wo feine Stimme zur Vervoll⸗ 
aͤhlung der Anzahl von drei Richtern nothwendig iſt, oder wenn. einer von beim 

iviieichtern abweſend ober geſetzwaͤßig verhindert iſt. 
46. Die Rota ift das Appellationsgeriht in allen Sadıen, deren Werth 325 
Kthelr. überfteigt, welche von den Gerichten erſter Inftang in den Delegationen ent: 
—— find, die nicht vor tie Appellationsgerichte zu Bologna und’ Mac: 
rate: ehoren. 4 PERS ; F 

leſes Gericht iſt competent in allen Sachen, welche den Werth von 300 

Kthelr. überfteigen , allein: 800 Rthlr. nicht‘ erreichen, fo oft die vorhergehenden Ur 
theile wiberfprechend find.. Es. ift auch competent in, allen Sachen, in welden bie 
Urtlyeile der Appellationsgerihhte, mit Einfluß der apoftolifhen Kammer, mit be 
nen ber erften Inſtanz nicht übereinftimmen 5 — 

Fuͤr Sachen, deren Werth unter 300 Rthlr, iſt, und worin bie Urtheile ber 
andern Gerichte erfter Inftang und das der apoftolifhen Kammer ald Appellationss 
gericht, nicht übereinftimmen, geht der Negreß an den Gardinal:Präfteten ber, ©ig- 
natur, welcher eine Gongregation von drei Prälaten beruft, um fie völlig zu mb 
ſchei den. — 

47. Das Gericht della Rota, ehrwuͤrdig aus vielen. Gründen, wird fortwaͤh⸗ 
rend aus berfelben Anzahl von Perfonen. beftehen;. es behält feine Würden, feine 
Aug zeichnungen, Vorrechte und Privilegien ohne alle Veränderung. Es übt fork 
dauernd feine Verrihtungen auf diefelbe Art und mit denfelben Foͤrmlichkeiten, als 
früher gewöhnlich waren und jegt gewöhnlich find, es fey nun in Civil» und Kim 
chen toren ‚der römifchen Staaten, ober in denen anderer Staaten. 

48. In allen Proceffen bilden zwei übereinftimmende Urtheile, nämlich bed ber 
srften Inftanz und das Allegationsurtheil, die Entiheidung der Sache. Sind beide 
Urtfjeile nicht uͤbereinſtimmend; fo ſchreitet man zur ‚dritten Inſtanz vor den Ge 
richſiten zu Rom, nach der unten angezeigten Weife. 

49, Zu Rom bleibt die bürgerliche Gerichtsbarkeit des capitolinifchen Gerichte, 
fo noie fie jest iſt, beſtehen, ſowohl in erfter Inſtanz, als bei Appellationen. 

‚.. 50. Das Gericht der Signatur befteht nur zu Romz es bleibt aus der noͤm⸗ 
lichen. Anzahl von Prälaten zufammengefegt. Um den Gang der Sache zu erlti 
tern, wird es in zwei Gectionen getheilt, deren jede aus ſechs Perfonen, me 
vom. Gardinal: Präfecten ernannt werben, beftcehen. Der Aeltefte jeder Section it 
der, Präfibent. DR 

Der Kläger hat das Recht, die Section zu wählen. 

. 51. Diefer Gerichtshof hat allein das Recht, die geridhtlihen Verhandlungen, 
die Beſchluͤſſe und Urtheile aller Gerichte in den römischen Staaten ohne Ausnahme 
zu caſſiren oder zu annullicen. | 

Die Caſſation findet jedoch nur bei ben brei folgenden Nichtigkeitögründen 
Statt: in Ermangelung ber Citation, ber Gerihtsbarkeit, der Bolls 
ma J (mandat). Dieſe Urſachen muͤſſen in dem Beſchluſſe einzeln angegeben 
werden. 

Nach der Saffation hat das Gericht das Recht, den Proceß an daſſelbe Ge 
richt, deffen Spruch caffirt worden ift, zu verweifen, ober an das Gericht ber apo⸗ 
ftolifchen Kammer, oder an das bella Rota, nach ihren betreffenden Vorrechten, 
wie es ihm am beften fcheinen wird. 

Das obgenannte Gericht kann das Recht, ‚Urtheilsfprüche zu caffiren ben 
Richtern und Gerichten, welche über bie, Hauptſache zu uxtheilen haben, über: 


tragen. e 
. 52. Wenn es Streit uͤber die Competenz zwiſchen ben ‚Gerichten giebt; fo 
eertüehet au Gericht der Signatur. 


m Falle der Uebereinftimmung ber Urtheile nach, der, Vorſchrift bes 8. 
Artikels Tann fein Regreß genommen werben, um die. Vollziehung zu hindern. Man 
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tan einis und allein deswegen Regreß nehmen, um bed Devolutionsrechtes 
willen, ud durch Wiedereinfegung in den: vorigen Stand, um cine 
gmeite Appellation zu erlangen; ‚und außerdem, wenn das erfte Appellationsurtheit 
tein derelutives war. — Fe 

Eine zweite Appellation wird nur für den Ball geftattet, wo ſich neue, ents 
ſcheidende Thatſachen, durch authentifche Belege unterftüßt, oder durch cine Unges 
sechtigkit, welche. daraus, daß man von. einem vorhandenen Geſetze nicht Gebraud) 
gemacht hatte, oder daß es ſich felbft widerfpräche, entftand, entdedt wurden. In 
dieſen Fällen wird der Proceß vor. die apoſtoliſche Kammer, oder den Gerichtshof 
della Rota, nach ihrer refpectiven Gompetenz in.Anfehung: der Summe, — 
54 Der Beſchluß, wodurch das Gericht der Signatur das Recht der Appellas 
tion mittelft der Wiedersinfegung in ben vorigen Stand erlaubt, ift mit. Beifügung 
ber Gründe abgefaßt. Ra i 240 

55, Die vorhergehenden Verordnungen beeinträchtigen. bie Gerichtsbarkeit bew 
— und kirchlichen Gerichte in Sachen, die ihnen zuſtehen, durchaus 


s*6. Kein Gerichtshof kann uͤber Sachen erkennen, worin es ſich um die Pruͤ⸗ 
fung der Intereſſen der apoſtoliſchen Kammer handelt. 6) 
67. Es werben im ben: Provinzen aus mehrern. vereinigten Delegationen (im 
vorkommenden Galle) Affefforen der Kammer ernannt, welche im Fache der ihnen 
purtheilten Gerichtöbarkeit in Sachen, wo es fi) um das Intereſſe der Kammer - 
handelt, wofern ber Gegenftand den Werth von 200 Rthlen. nicht überfteigt, Rich⸗ 
ter im erfter Inftanz find. 
5%. In Rom und defjen Bezirk werben bie obengenannten Sachen in erfter 
Inftanz fortwährend gemeinfhaftlieh von dem Aubiteur der Kammer.und. von dem. 
—* des Schatzmeiſters, im Falle. die Sachen 825 Rthlr. nicht uͤberſteigen, 
datſchieden. ja‘ 
IE der Betrag der Sachen, die vor die Auditorer der Kammer gehören, über 
2 Rthie., und in Rom und deffen Bezirk über 825 Athir.; fo werden die Sa— 
da in erfter. Inſtanz von einem Gerichtshofe entichieben, beftehend aus dem Aus 
Atem der Kammer, bem Präfidenten der Kammer und dem Auditor des. Schatz⸗ 


Dieſes Gericht ift auch Richter bei Appellationen. in. Sahen, welche von den 
2 ber Kammer entfchieden find; und im Falle, wo die Urtheile diefer beis 
na nicht übereinftimmen, gefchicht der Regreß an das Gericht der Kammer, 
59, Urtheile des oben genannten Gerichtes in erfter Inftanz, fo wie die, welche 
‚Merfter Inſtanz von dem Auditeur dev Kammer und dem Auditeur des Schatz⸗ 
möifers gefällt werden, werden bei der Appellation vor das Gericht der Kammer 


‚4. Diefes Gericht verführt nach den oben feftgefegten Formen mit dem tin 
'agem Unterfchiede, daß es in zwei Sectionen getheilt ift, . beftehenb aus einer gleis 
"Gm Anzahl von Secretairen der Kammer; die, erfte Section hat zum Präfidenten 
ı%n Adteften an Jahren, bie zweite den Aelteften im Dienfte. # 
Der Appellant hat das Recht, die Section zu wählen. 
, 5 Wenn Xppelation von den Urtheilen ber. Kammer Statt findet; fo 
Amt fie vor die Section, weiche nicht geurtheilt hat. | B 
682. Durch die vorhergehenden Verordnungen wird nichts verändert, in Ruͤck— 
ht der Abfaſſung und Vollſtreckung ber, Gabinetöbefehle, welche fortwährend von 
‚den Ufefforen der Kammer und überdies von dem Auditeur der Kammer, und bem 

iur bes Schasmeifters, nach ben beftehenden Formen für alle ruͤckſtaͤndige 
| lungen, weldyes aud) die fragliche Summe feyn möge, ausgefertigt. 
68. Es giebt Fünftig Eeine Gerichtscommiffaire oder erimirte Richter. 

64, In fireitigen Givilfachen find alle befondere und privilegirte Gerichtsbars: . 
kit und Gerichte zu Rom oder in den Provinzen aufgehoben, mit Yusnahme 
kin, was im 55. Art. über bie kirchlichen Gerichte, und im 49. Art. über daß. 
‚RR Gapitols feftgefegt ift; ausgenommen ift ferner die Gerichtsbarkeit der Congre⸗ 

der Bifchöfe und: der Regularen des Gerichtes der Dataria, fo wie 
a Haufe des heiligen Petrus. Berner bleibt ausgenommen die Gerichts⸗ 

DD) ds Auditeurs des Cardinal Kämmerers, in Sachen, welche die Märkte 
- bed Pages Navona betreffen ; ne Fan Sr ı 


“Eu der Gongregation de buon Governo, nad der Verordnung: ‘von Be⸗ 
| nebict 14 ; | —* 
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8) bes Präfitenten am Gerichtshöfe ber Vickualien, für bie feiner Gerichts 
barkeit unterworfenen Märkte; ' 
4) des Gerichtes der Getreide: und Brobmärkte in Sachen feines Faches, 
Bu päpftlichen Verordnungen vom 31. Oct. 1800 und-vom 19. 
ept. ; 


. ’ 
5) des Aderbaues in Sachen feines Faches; 
6) des Gerichtes des Garbinal: Vicarius, in Alimentationsfachen nach ben 
ihm durch gegenwärtiges Gefeg verliehenen Rechten ; 
7) bes Richters über Zagelohn in Sachen feiner Gompetenz. 

Findet Appöllation von den Urtheilen derer, die zum 4. und 5. $. gerechnet 
werden, Statt; fo wird fie vor das Gericht der Kammer gebradht. Die Appellas 
tion in Sachen bes Aderbaues wird, wenn fie Statt findet, vor bad Gericht ber 
apoftolifhen Kammer oder della Rota, nad) der Gompetenz eines jeben von ih⸗ 
nen, gebradyt. Das nämliche findet Statt bei den Urtheilen bes Garbinal:Bicarius 
in Alimentationsfachen. 

65. Neue Sachen, weldye vor befondere und privilegirte Gerichte und Rich— 
| e — ſo eben aufgehoben worden ſind, gehoͤrten, ſtehen den oben verordneten 

richten zu. 

66. Sachen indeß, welche vor Gerichten oder Richtern, deren Gerichtsbarkeit 
in ſtreitigen Rechtsſachen aufgehoͤrt hat, verhandelt werden, ſo wie auch die, deren 
Pruͤfung vor Commiſſairs oder privilegirten Richtern begonnen hat, werden durch 
eine beſondere Delegation entſchieden, und, wenn ſie zur Zeit, wo dieſe aus eigner 
Bewegung gegebene Verfaſſung in Wirkſamkeit tritt, noch nicht entſchieden ſind, 
in dem Zuſtande, worin ſie ſich befinden, vor die Gerichte erſter Inſtanz, welche 
competent ſind, gebracht; dieſe werden ſowohl in erſter Inſtanz, als bei der Appel⸗ 
lation nach dem Stande, worin die Sache vor den aufgehobenen Gerichten oder. Rich⸗ 
tern ſich befand, verfahren. 

— — Die Ernennung der Richter in allen Gerichten gehoͤrt ausſchließlich dem 
ouverain. . 

Seine Delegaten haben bie Ernennung der Ganzelliften und obenbenannter _ 
Beamten; allein fie gefchieht mit Zuftimmuhg bes Gerichtes oder des Gouverneurs, 
bei denen biefe Beamten ihre Amtsverrichtungen ausüben follen. Die Delegaten 
geben von ben obigen. Ernennungen dem EGtaatsfecretariat Nachricht. — *) 


72. Acte der freiwilligen Rechtspflege, 3. B. Beftätigungen der Gontracte 
von Frauen und Minderjährigen und andere dergleichen, worin feine ftreitige 
Rechtspflege Statt. findet, gehören den Delegaten und den Vorftchern der Ges 
richte in der ganzen Ausdehnung ihrer betreffenden Gerichtsbarkeit, und den Gou⸗ 
verneurs in den SKreifen ber Bezirke. 

Zu Rom bleibt die Ausübung biefer Rechtspflege ben Richtern, welche fie aus« 
— — ausgenommen den Civilrichter des Gouverneurs, wel⸗ 

er abgeſcha 
78. Das gegenwaͤrtig zu Rom und in ben Provinzen beſtehende Verfahren 
bleibt beftehen bis zur Bekanntmachung der neuen Gefeggebung. 

74. Das gemeine Recht, in feiner Beſchraͤnkung durch das canonifhe Recht 
und bie apoftolifhen Verfaſſungen, bleibt in voller Kraft bis zur Bekanntmachung 
“eines neuen Gefegbuches beftehen, ausgenommen in dem, was durch diefes motu 

proprio verändert worben ift. 

75. Es wirb mit ber größtmöglichen Schnelligkeit ein Syftem ber allgemei- 
nen Gefeggebung befannt gemacht werben; und zu biefem Behufe find drei Com⸗ 
miffionen, aus ben aufgeklärteften Perfonen beftehend, ernannt worden, welche ſich 
mit ber Abfaffung eines Civil», Criminal- und Handelsgeſetzbuches, fo wie auch 
der befondern Berfahrungsarten befchäftigen follen. 

Eine biefer Gommifftonen, beftehend aus fünf Gliedern, befhäftigt ſich mit ber 
Abfaffung eines Civilgefegbuches und eines Gefegbuches für das Eivilverfahren. 

ine anbere, gleichfalls aus fünf Gliedern beſtehend, beſchaͤftigt fi mit einem 
Griminalgefegbuche und einem Codex für dad Griminalverfahren. 

Eine dritte Sommiffien, aus fünf Perfonen beftehend, worunter zwei Rechts⸗ 
‚ verfländige und drei der unterrichtetften Kaufleute find, befchäftigt fi) mit Abfaf: 
fung des Hanbelsgefegbuches, und beffen Verfahrens. . 

Sobbald biefe drei Sommiffionen ihre Arbeiten werben beenbigt haben, und 
zwar in möglichfter Schnelligkeit, werden fie der Prüfung der dlonomifchen Gons 


*) Hier find im franz. Texte $. 68— 71. weggelaſſen. 
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— vorgelegt, welche Zuſaͤtze und Aenderungen, die ſie fuͤr dienlich erachtet, 
vorſchlaͤgt. 

Darauf wird bie Arbeit dem Souverain vorgelegt, dem bie Sanction der Ge⸗ 
ſede mit den ihm noͤthig ſcheinenden Aenderungen vorbehalten iſt. 


Dritter Titel. 
Von der Organiſation der Criminalgerichte. 


76. Die Criminalgerichtsbarkeit wird auf folgende Weiſe geuͤbt: 

Um den Vortheil der Völker zu befördern und die Juſtizverwaltung moͤglichſt 
zu beleben, erkennen die Gouverneurs erften und zweiten Ranges in ihren Kreifen 
über Verbrechen, welche eine Geldftrafe nad) fi ziehen, und fogar auch über die, 
worauf Leibesſtrafe ſteht, welche aber nicht über ein Jahr Strafbarkeit geht. 

Wenn die durch die genannten Gouverneurs erften und zweiten Ranges aus: 
geſprochene Verdammung ein ganzes Zahr Strafarbeit zuerkennt; fo findet Appel- 
istion um Verſchub Statt. In Rüdficht der Gouverneurs, welche die freiherrliche 
Gerichtsbarkeit üben, bleiben die durch die Verfaſſung post diuturnas gegebenen 
Verordnungen in Kraft. ’ 

n jeder Delegation giebt es ein Griminalgericht, beftchend aus fünf 
Kihtern; naͤmlich: dem Delegaten, welcher der Präfident ift, feinen beiden Afz 
kfforen, einem Richter von einem Gerichte erſter Inftanz, und einem Mitgliede der 
Kegierungscommiſſion. 

Die beiden letzten figen im Gerichte ein Jahr lang, und werben nad) der Ord⸗ 
aung des Dienftalters erfegtz; indem man in beiden Vereinen mit dem Xelteften bes 
giant, und bis zum Juͤngſten fortfährt, und fo fort. | 

Im Falle der Abweſenheit oder der Verhinderung eines Mitgliedes des Gerich- 
tes, kann es der Delegat durch ein anderes erfegen, welches aus den Raͤthen und 
ben obengenannten Richtern gewählt iſtz und daffelbe findet auch in Betreff der 
Aſſeſſoren Statt. 

78. Die alfo in jeder Delegation eingerichteten Griminalgerichte entfcheis 
den als Appellationsgerichte Sachen, weldye von den Gouverneurs, zufolge den im 
76, Art. gegebenen Beftimmungen, beurtheilt morden find. ’ 

79. Diefelben Sachen werden in den Hauptorten jeder Delegation unter 
der Abhängigkeit und mit Zuftimmung der Delegaten von einem andern Affeffor, 
ald welcher die Erfenntniß über Eleinere Givilfachen hat, beurtheilt. 


80, Verbrechen, deren Strafe mehr als einjährige Strafarbeit. ift, werben 
vom Griminalgerichte der Delegation beurtheilt. 

81. Wenn die von dem Gerichte ausgefprochene Verurtheilung nicht auf Ga⸗ 
keren oder fünfjährige Strafarbeit lautet, hat der Betheiligte das Recht nicht, auf 

uspenfion zu appelliren, ausgenommen, wenn einer der Richter für feine, Los— 
ſprechung oder für eine leichtere Strafe geftimmt hätte. Im Falle aber, daß die 
Derurtheilung einftimmig ausgefprodhen ift, findet nur Appellation auf Verweiſung 
dor andere Gerichte Statt. 
A 3u dem Ende muß im Urtheil bemerkt werben, ob Einftimmigkfeit Statt ges 
nden habe. 

Fo Die im vorhergehenden Artikel erwähnte Appellation geht in den Deles 
gationen Bologna, Ferrara, Ravenna und Forli an das Appellationsgericht zu 
Bologna; in denen von Macerata, Urbino und Peſaro, Ancona, Fermo, Ascoli 
und Gamerino an das Appellationsgericht zu Macerataz; in ben andern Delega: 
tionen an die h. Gonfulta. 

83, Lautet die Verurtheilung auf fünfjährige Galeerenftrafe und darüber, oder 
auf den Tod; fo geht die Appellation an eines ber drei betreffenden Gerichte, wie 
im vorhergehenden Artikel gefagt wurbe. 

3. Es giebt in jedem Hauptorte der Delegation zwei Inftructionsrichter 
und einen Ganzeliftens in jedem Gouvernement des erften und zweiten Ranges einen 
Cangeliften, welcher mit dem Gouverneur verpflichtet ift, die Proceffe über alle, in 
ihrem Kreife begangene, Verbrechen zu inftruiren, obgleich die Erfenntniß über das 
Verbrechen dem Gerichte der Delegation zufteht. 

Die beiden erwähnten Inftructionsrichter find verpflichtet, bad Verfahren ber 
gedachten Gouverneure zu ergänzen und zu berichtigen. nz 

. Wie die Regierung obgenannten Gouverneurs, Inftructionsrichtern und 
andern Dienftbeamten ihre monatliche Befoldung auszuzahlen verpflichtet iſt; fo iſt 
(8 Feroten, ſich die Einnahmen der Gerichtsſporteln und ee zuzueig: 
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nen. Sie. werben von ihnen eingetrieben; allein fie berechnen darüber an Mon- 
signore, den Generalfchagmeifter. Ä | 

86, Für Verbrechen, im Bezirke von Rom begangen, ift das Gubernialgericdt 
Appellationsrichter über bie von den Gouverneurs nad) ihrer Competenz gefällten 
Urtheile. 

ve Das bei Appellationen von dem Gubernialgericht und den andern Erimis 

nalgerichten zu Rom angenommene Verfahren wird beibehalten. 

88. Bei gemeinen Verbrechen, welche in der Stadt Rom begangen werben, 
verfährt man, fey es im genannten Gubernialgerichte oder in denen der apoftolifchen 
Kammer des Vicariats und des Capitols, nach den gegenwärtig beftehenden Formen. 

89. Bei Verbrechen der Verlegung und des zum Schaden des Staatsfchages 
verübten Betruges find die in den Provinzen ernannten Affefforen der Schagtammer 
competente Richter. In Rom gehören dicfe Verbrechen vor die Griminalgerichte ber 
Kammer und der Schagfammer, an welche auch die Appellation wegen der von den 
Affefforen ausgefprochenen Verurtheilung gelanget; allein diefe Appellation ift blos 
devolutiv, wenn. die von ihnen verhängte Strafe nicht 150 Rthlr. überfteigt, mit 
Snbegriff des Betrags der confiscirten Effecten und der Geldftrafe; und enbkid 
wenn feine Leibesftrafe Statt findet. Weberfteigt aber die auf oben angezeigte Weiſt 

ausgeſprochene Verurtheilung den Betrag von 150 Rthlr., oder im Fall einer Bei: 
besftrafe; fo findet Appellation auf Suspenfion Statt. 

90. Durch die vorhergehenden Verordnungen wird nicht beeinträchtigt die Ge 
richtöbarkeit der heiligen Inquifition, der Gongregation der Bifchöffe und Regularen, 
des Präfecten der apoftolifhen Paläfte und des Militairgerichts, welche in Erimi: 
nalſachen wie früher ihre Gerichtsbarkeit auszuüben fortfahren; eben jo wird and 
an dem Forum ecclesiasticum nichts verändert. 

91. Alle übrige privilegirte Griminalgerichtöbarfeiten, mit Ausnahme ber in 
den vorhergehenden Artikeln erwähnten, mag das Privilegium nun an eine Ver 
fon gelnüpft, oder mögen fie durd ihr Fach privilegirt feyn, find und bleiben auf 

hoben; und in Folge diefer Aufhebung müffen diejenigen, welche den Vorſit Be 
Sffentlichen VBerwaltungsbehörden führen (obgleich es fih um Berlesungen oder.Be 
fehle, welche von ihrer Verwaltung abhängen, handelt), den Regreß an die gemöhn 
lihen Gerichte nehmen; jedoch müffen diefe die in den obgenannten Befehlen vorge 
ſchriebenen Kormalitäten in ihrem Verfahren und in ihren Verurtheilungen beob 


ten. 

92. Es giebt bei’ jedem Griminalgerichte einen von Amt? wegen vom Souveraii 
*— ernannten Defenſor. Die Beklagten koͤnnen jedoch ſich von andern ſelbſtge 
waͤhlten vertheidigen laſſen; nur muͤſſen dieſe Anwaͤlte auf ber Lifte der von bu 
- nn. für jeden Hauptort beftätigten fichen, und der Regierungscongregatio 
befannt feyn. 

95. Es giebt ferner in jeder Delegation einen vom Souverain ernannte 
MProcurator des Fiscus. 

Der Generalprocurator bes Fiscus zu Rom fährt fort, fein Amt mit denſelbe 
Rechten in allen Angelegenheiten, welche durch gegenwärtiges Gefeg nicht ausg 

- nommen find, zu verwalten. 

94. Für alles, was die Ganzeliften, Erecutoren, die bewaffnete Mache, um 
die Verwaltung der peinlichen Juſtiz betrifft, wird durch befonbere den Delegate 
ertheilte Inftructionen geforgt. 

95. Bis zur Bekanntmachung eines Criminalgefegbuches, welche naͤchſtens « 
folgen wirb, bleibt das Verfahren nach den durch bie beftehenben Gefege vorgefchri 
benen Formen in Kraft. ' 

9%. Abgefchafft für immer find die Tortur und die Strafe dei Stranges 
ihre Stelle tritt ein Jahr Zwangsarbeit. 

97. Die Strafen, welche bie gegenwärtige Gefesgebung dem Ih 
Richter und der Gerichte uͤberlaͤßt, find abgefchafft, inwiefern fich dies auf Li 
erung ober Vermehrung ber buchſtaͤblich durch das Gefeg beftimmten beziehe, 
Betreff der Strafen, welche durch das allgemeine Geſetz oder durch befondere Bert 
völig der Macht der Richter und Gerichte anheim geftelt finds fo Finnen fie ı 
über ein Jahr Strafarbeit betragen. Die Richter und Gerichte haben überibirs 1 
Recht, fie zu vermindern, je nachdem die Natur des Verbrechens ober der begleite 
den Umftänbe fie von der Rechtmäßigkeit diefer Werminderung überzeugen Fünmen, 

Dieſe Verordnungen in Rüdfiht der willlührlihen Strafen haben Rraft | 
zur Bekanntmachung eines neuen Griminalgefegbtrdhes. Alsdann wird jebe wollen) 
liche Strafe abgeſchaͤfft; es wird ein Darimum und Minimum der Strafe Gefkinem 
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und bie Kichter muͤſſen ſich in dieſen ‚Schranken Halten, indem fie ſich, nach mehe 
oder weniger aggravirenden Umftänden, welche überdies durch das neue Geſetz mit 
der-geöften Genauigkeit bejtimmt werden, dem einen ‚oder andern nähern. 

98, Bis zur Bekanntmachung des Gefegbuches über das Griminalverfahren, 
folgt man im Verfahren ben gegenwärtig. beftchenden Formen; aber fowohl die Ins 
fruchion, ald die Urtheile werben durch die Richter und Gerichte, mit Inbegriff der 
Bi un in italienifcher Sprache befannt gemacht und bie Urtheile mit Gründen 

[4 j 
9. Diefelben Regeln finden bei der Bekanntmachung der Snfteuction Statt, 
ausgenommen den jo eben zu erwähnenden Fall. 

100, Bei Verbrehen, worauf Zodesftrafe ſteht, wird, im Falle der Beklagte 
dem jest beftehenden Verfahren fich nicht unterwerfen will, und eine Conftontation 
ber —— verlangt, dieſe vor den Richtern, welche die Sache entſcheiden ſollen, 


. 101. In Hinſicht deſſen, was die Geiſtlichen und das Privilegium des Forums 
betrift, wird man fortwährend nach den Geſetzen des canonifchen Rechtes und der 
rtig rechtskraͤftigen apoftolifhen Verfaffungen verfahren; und was bie Aug: 
der Beklagten aus heiligen Dertern betrifft, fo wird man babei bie Kors 
zen des canonifchen Rechtes, zufolge der befannt gemachten Berorbnungen und derer, 
Dede man in ber Folge bekannt zu machen für gut finden follte, beobachten. 


Vierter Titel. 


Sefeglihe Verordnungen. 


P 102. Alle Drunicipalgefege, Statuten, Befehle und Reformen, melde in irgend 
far Form und unter irgend einer Autorität Oder in irgend einem Lande des Staa: 
belannt gemacht worden feyn mögen, felbft diejenigen, welche in einer ganzen 
oder in einem befondern Bezirke publicirt worden find, find und bleiben 

‚ mit Ausnahme derer, welche ſich auf den Aderbau, den Lauf der Ges 

auf die Weiden, auf Aderbefhädigungen und andere Gegenftände des Acker⸗ 


beziehen.... ) 
Fuͤnfter Titel. 
| Drganifation der Gemeinden. — 


187. Die Grenzen jeder Gemeinde nebſt den Oertern, welche fie ausmachen, 
n biefelben, als welche fie in der neuen Zabelle der Zerritorialvertheilung der 
enftaaten, welche nach der Vorfchrift des 4. und 5. Artikels des 1ften Zitels 
natigt werden, beftimmt worden find. 
on 188. Die Verwaltung der Gemeinden ift im Ganzen diefelbe, und nad} der: 
Beife eingerichtet, unbefchadet der Eintheilung der Delegationen in die der 
‚ zweiten und dritten Glaffe, und der der Gouvernements in die des erften 
d ziciten Ranges. Die Gouverneurs haben in diefer Hinfiht nur die in diefem 
trwähnten Rechte. 
149, Die im 4. und 5. Artikel des erften Titels enthaltenen Verordnungen 
anwendbar auf die Forderungen, welche von Seiten der Völker in Rüdficht 
= Berihtigung der Grenzen, ünd der Vereinigung ober Theilung der Derter, 
ine Gemeinde ausmachen, gemacht werben Ffönnen. 
Die gegenwärtigen Befehlshaber der Provinzen und ihre Nachfolger find befugt, 
Im As wegen mit ber möglichften Schnelligkeit‘ dem Cardinal Staatsfecretair 
Bemerkungen, welche fie (nach Abhörung felbft ihrer Congregationen) für wes 
zur Grenzbeftimmung haften, zukommen zu laffen, damit der Garbdinal 
ir fie in Berathung nehmen, und in Folge deſſen die nöthigen Abän- 
je, wenn ber Fall dringend ift, verfügen, oder auch die Sache vor bie zu 
ende, laut ber beiden hierher gehörigen Artikel, ernannte Gongregation verwei⸗ 


30, Sn jeder beftcht ein Rath, um Über bie Angelegenheiten des gemeinen 
zu berathen, und ein Magiftrat, um bie Gemeindeverwaltung zu führen. 
1, Der Rath jeber Gemeinde eines jeden Hauptortes der Delegation 
48 Räthen. Der Rath der Gemeinden, wo ſich bie Gouverneurs des 


Die Hitikel 103-— 146, welche blos privatliche Verhältniffe, z.B. Erb: 
PET w: betreffen, find in dem franzöfifchen Werke: Collection des constitu- 
‚par Dufau, ‚Duvergier et Guadet, T. 4. p. 412, welches biefer Ueber: 

um G liegt, weggelaffen worden. u 
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erften Ranges aufhalten, befteht aus 86; der der Gemeinden; wo Gouverneur 
zweiten Ranges find, aus 24. Jedoch beftcht in ben Gemeinden biefer letzten E 
deren Bevölkerung blos 1000 Seelen und darunter beträgt, der Kath aus ak 
Perfonen. 


152. Für diefes erftemal werben die Perfonen, welche die obgenannten ® 
bilden, von den refp. Delegaten gewählt, Sie müffen dabei die größte Thäfi 
und Klugheit beweifen,, damit fie in Folge der XArtitel 155. 156. 157. u. f, 
nöthige Einleitungen treffen und die Regierungsverfammlungen inftruiren, dami 
zu den Gemeinderäthen ernannten Perfonen von anerkannter Rechtſchaffenheit 
auf das Befte von allem, was die Gemeindeverwaltung anlangt, unterrichtet 

153. Die Delegaten überfenden die Lifte diefer Ernennung dem Garbinal 

. fecten der Confulta, um deren Genehmigung zu erhalten. 
154. Nach der erften Beftallung gefchicht die Ernennung neuer Rötbe, 
dem Stellen vacant werben, durch die refp. Nathöcollegien, nach Stimmenmi 
mit Zuftimmung des Delegaten, ber fie jedoch nicht verweigern Fann, ı 
wenn er die Gründe ber Unfähigkeit des Ernannten, nad) der folgenden ® 
nung, einzeln barlegt. | 


155. Die Raͤthe müffen den größten Theil des Jahres in dem Gebiete ber 
meinde, mit Einfluß der neuerdings dazu gekommenen Derter, wohnhaft 
müffen bafelbft geboren oder feit zehn Jahren anfällig feyn; das Alter von 
ren haben; aus einer anftändigen Familie abftammen; von guten Eitten und 
chem Betragen feyn. | 

Sie müffen aus Grundbefigern, Kaufleuten, Gelehrten und Handwerkeh 
ober foldhen, die eine nicht erniebrigende Kunft treiben, gewählt werben. 

Die Bebauung bes Aders, fowohl auf eignen ald gemietheten Grundf 
kann fein Grund der Unfähigkeit feyn, um Rath zu werden. Ausgenommei 
allein Zagelöhner und bezahlte Arbeiter. 

156. In einem und demfelben Rathscollegium koͤnnen nicht figen Vate 

- Sohn; Großvater und Enkel von väterlicher Seite; zwei Brüder; Schwie 
und Schwiegervater, wenn gleich alle diefe Perfonen nicht zufammen 
davon bispenfirt zu werden, muß an den Gouverain mittelft des Cardinal 
ten der Conſulta Regreß geſchehen. 


157. Die Stelle eines Rathes ift nicht erblih, und Tann nidht einer 
von Bürgern ausfhhlieglich eigen feyn. Jedoch bleiben im Befise des Vorr 
‚zu Räthen ernannt zu werden, diejenigen, welche zu ben Glaffen, die dies 9 
gium befigen, gebören, wofern ihre Anzahl nicht die Hälfte des Rathes über 
denn bie andere Hälfte fol aus Perfonen anderer Glaffen befteben. 

. Die Abgeordneten der Geiftlichfeit nehmen in den Rathscollegiä 
vorher Plag. Jeder Geiftliche kann zum Rathe ernannt werden; er figt im 
über den Laien. 


159. Der Magiftrat beftcht aus einem Vorfteher, der den Titel 
niere führt, und aus ſechs Perfonen in den Hauptörtern ber Delegation; au 
Perfonen in den Gemeinden, wo ein Gouverneur erften Ranges ift; und au 
Derfonen in den übrigen Gemeinden. Diefe Perfonen, welche mit dem Gon 
ben Magiftrat bilden, führen den Zitel Anziani. 

Für die zu einer Gemeinde gehörigen Derter giebt es einen Syndicus 
ber Abhängigkeit vom Gonfalonier der Hauptgemeinde; er fteht mit. ihm in 
refpondenz über alle in feine Verwaltung einfchlagende Sachen. 

| 160. Die Gemeinderäthe überfenden,, ſobald fie inftallirt find, dem De 
eine dreifach ausgefertigte Lifte von den für das Amt des Gonfalonier vo 
genen Perfonen, von ben Anziani und ben Syndicis; eine biefer Liſten wird 
Garbinal Etaatöfecretair, dem die Ernennung des Gonfalonier zuficht, ge 

161. Der Gonfalonier und die Anziani bleiben zwei Jahre in ihren ri 
worauf man zur Wahl eines neuen Gonfaloniers fchreitet; die Anziani werbf 
Hälfte mittelft bes Loofes erneuert. Die zuruͤckbleibende Hälfte bleibt während 
darauf folgenden Jahre fisen, worauf die Mitglieder diefer Hälfte austreten 
fen; und es bleibt bloß die Hälfte zurüd, welche während zweier Jahre, Bl 
Amtsverrichtungen geübt hat u. f. w., damit cs im Rathe beftändig Perfone 
von ben Berwaltungsfachen Kenntnig haben, gebe. Die Syndici werden all 
Sabre erneuert. 
‚ 162. Der Gonfalonier und die Anziani, welche aus dem Magiſtrate, 

im vorhergehenden Artikel angegebene Weife getreten ſind, Finnen erſt zut 
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— Austritte wieder erwaͤhlt werden. Die Syndici ſind ſofort wieder 


163. Zu Gonfalonieren werben immer die durch Geburt ausgezeichnetſten und 
hoͤchſten beſteuerten Perſonen gewählt. Die Anziani werden aus Perſonen ge: 
bit, bie, entfproffen aus anftändigen Familien, von ihren Einkünften leben. 

164. Der Gonfalonier empfängt die höhern Befehle mittelft des Gouverneurs 
Drte, und übergiebt an denfelben feine Antworten, bie an die Bezirkögouver: 


x8 oder an den Delegaten, ‚oder an die höhern Behörden zu Rom gerichteten : 


hrichten und Aufflärungen, ausgenommen in außerordentlichen. Faͤllen, wo bie 
en Behörden ſich geradezu an biefelben wenden. | 

165. Die Räthe jeder Gemeinde ernennen alle Schreiber und im Dienfte ber 
peinde und ber Bevölkerung ftehende Beamte mit Befoldung. Alle zwei Jahre, 
St. Sucientage, ſchreitet man nad) altem Gebrauche zur neuen Ernennung oder 
Beftätigung aller diefer Angeftellten mittelft geheimer Abftimmung. 

166. Die mit vollftändiger Stimmenmehrheit vollgogenen Ernennungen ober 
Ktigungen können: nicht angegriffen ober beftritten werden, außer im Falle, daß 
Bathäbefehl in ‚ber Form gefchlt oder fonft einen innern Fehler hätte. 

Die durch Stimmenmehrheit ausgefchloffenen Beamten müffen fich bei dem Be: 
eherubigen, als einem Refultate des Willens und des Mangels an Vertrauen 
Beiten der Repräfentation ber Gemeinde, welcher bie Freiheit, die in ihrem 
ste fichenden Perfonen zu wählen, zufteht. Reclamationen und Regreß finden 
n..diefe Befehle nit Statt, außer in oben erwähnten Fällen der Nichtigkeit. 
biefen Fällen wird der Rath verfammelt, um von neuem in benfelben oben ers 
nten Formen zu berathfchlagen. 

167. Der Rath hat das Recht, nöthige Abgaben für die Gemeindeausgaben 
ulegen, unb jede unvorhergefehene und außerordentliche Ausgabe zu beftätigen, 
mer vorläufig die Songregation de buon governo mittelft der refp. Gouvers 
* davon in Kenntniß feßt. 

Ausgenommen find Fälle anerkannt dringender Nothwendigkeit, in melden ber 
Halonier das Recht hat, die nöthige Ausgabe für den Augenblicd anzuordnen, 
Borbihalt. der davon bei naͤchſter Verſammlung des Rathes ihm abzulegenden 
mung. | 


168. Jedes Jahr vor dem 15. Auguft wird dem Rathe eine Tabelle, Rech⸗ 


Panfätag (pre&vention) genannt, vorgelegt, um bie Einnahme und Ausgabe 
folgende Jahr zu beftimmen. | 
Diefe Zabelle wird vom Gonfalonier nach der Meinung der Anziant ausgefer- 
welche dabei blos eine berathende Stimme haben, welche regiftrirt und im oͤf⸗ 
ihen Rathe verlefen wird. Der Rath hat das Recht, die obgebachte Tabelle, 
abfoluter Stimmenmehrheit, abzuändern oder zu beftätigen. 
169. Diefe alfo beftätigte Tabelle wird bem Delegaten vor dem 15. Sept. 
imdet, damit fie von der Regierungscongregation geprüft werbe. 
Alle diefe Tabellen müfjen mit aller möglidyen Schnelligkeit vor dem 
Det. der Kongregation de buon governo mit den Bemerkungen ded Delega: 
und feiner: Songregation, wenn es deren zu machen Gelegenpeit giebt, über: 
werden, um von gedachter Gongregation de buon governo die bleibende Bes 
zung oder Reform zu erlangen. 
11. Um Beginne jedes Jahres muß der NRechnungsanfchlag, wie er von ber 
ätegatian de buon governo beftätigt ift, in jeder Gemeinde publicirt werben, 
barnadj die Abgaben und Ausgaben des Jahres zu beftimmen, und damit alle 
tige davon in Kenntniß gefegt werben. 
2. Die gewöhnliche Gemeindeverwaltung wird von bem Gonfalonier beforgt, 
elch PR: die erſte Gemeinderepräfentation befindet. Die Anziani find feine 
DE und teiften ihm allen möglichen Beiftand in dem Gange der Verwaltungs: 
en. 










Mit Ausnahme dringender Ausgaben, welche im 167. Artikel erwähnt 
find, kann der Gonfalonier Eeine andern Ausgaben, als die vom Rathe ges 
auf dem Rechnungsanfchlage dargelegten, und vom buon governo beftä- 
gaben verorbnen. Er kann keine Befchle, als in Bezug auf die in der 
altenen Gegenftände, erlaffens und die Einnehmer dürfen keine Zahlung 
iofern der -Wefehl nicht vom Gouverneur und zwei Anziani unterzeichnet 
een nicht der Gegenftand, wofür die. Ausgabe befohlen wird, angezeigt, 
der Zabelle nachgewieſen ift, alles bei Strafe der Verantwortlichkeit 
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auf eigene Gefahr. Der Gemeinfecretair oder Calculator, wenn es einen giebt, hal⸗ 
ten ein Regifter über diefe Befehle. 

17% Im Monat Februar müffen dem Ratte die Rechnungen der vom Gon— 
falonier geführten Verwaltung, und die des Einnehmerd der Gemeinde vorgelegt 
werden; der Rath fendet fie nach gefchehener Prüfung an den Delegaten. 

Hat der Einnehmer eine Ausgabe, die in der Zabelle nicht erwähnt ift, bezahlt, 
oder eine ftärfere, als die darin beftimmte Summe; fo fallen diefe Zahlungen auf 
ihn, ausgenommen wenn er vom Gonfalonier, wenn er deffen Befehl vollzogen hat, 
ſich Erſatz leiften läßt. | 

Was die Revifion der Rechnungen des Gonfalonierd und Einnehmers betrifft; 
fo ernennt der Rath, mit Zuziehung der kirchlichen Abgeordneten, welche babei ins 
tereffirt find, wofern fie der Abgabe auch unterworfen find, zwei von feinen Mit⸗ 
Hliedern, denen die Revifion obgedachter Rechnungen aufgetragen wird, und welche 
dem Rathe binnen eines Zeitraums von 15 Tagen ihre Meinımg über alle Iheile, 
woraus fie beſtehen, mittheilen müffen. " 

Der Delegat fendet die von dem Gonfalonier und den Einnehmer abgelegten 
Rechnungen an die Gongregation de buon governo, von welcher fie definitiv beftär 
tigt werden. 

. 175. Außer den gewöhnlichen Berfammlungen, welche alle zwei Jahre State 
finden follen, um: die Beamten zu wählen oder zu beftätigen, theil® zur Anfertigung 
eines Redinungsanfchlages, welche jährlich vor dem 15. Aug. Statt finden, theits 
zur NRechnungsablegung, welche im Monat Februar jedes Jahres Statt finden fols 
lem, muß fid) der Rath jedesmal verfammeln, fo oft er von dem Delegatın oder 
den obern Behörben zu Rom dazu Befehl erhält. 

176, Die Gemeinderäthe —— nicht berathſchlagen, wenn nicht wenigſtens 
ein Drittheil der wirklichen Raͤthe, der Gonfalonier, die beiden Anziani und der 
Gouverneur zugegen find, welcher im Rathe zur Aufrechthaltung ber guten Ord⸗ 
nung und Zucht präfidirt. 

Der Gonfalonier kann, im Falle der Krankheit oder gefegmäßiger Verhinde⸗ 
rung, einen der Anziani bevollmächtigen. Der Gouverneur kann, im oben genanne 
ten Halle, eine rechtſchaffene Perfon wählen, um ihn zu. repräfentiren.. 

177. Kein Uct des Rathes kann vollzogen werden, bevor nicht feine Gültigkeit 
durch den Delegaten anerkannt ift; und wenn er von obgedachtem Delegaten oder 
von ber Gongregation de buon governo, oder andern höhern Behörden zu Rom, 
zufolge ihrer Rechte und der betreffenden Fälle, wobei die in den Artikeln 165. 
166. und 167, enthaltenen Verordnungen in Kraft bleiben follen, nicht gebiligt 
wird. 

178. In der Gemeindeverwaltung werden die in den apoſtoliſchen Verfaſſungen 
feſtgeſetzten Regeln, und die Verordnungen der Congregation de buon governo für 
die Verpachsung ber Abgaben und anderer Gommunaleinkünfte, und für alle von 
den Gemeinden vorgenommenen Acte, mit folgenden Abänderungen beobadıtet. 

179, Nach Maaßgabe defjen, was in dem aus eigener Bewegung von Uns 
am 14. Juli 1803 erlaffenen Ebdicte für die Verkäufe der Gemeindegüter vorgefchrie- 
ben worden iſt, geſchehen die Gebote, für welche die Güter verkauft. werden, durch 
—. der Kerze, und finden 30 Tage nad) Belanntmadjung der Auctions⸗ 
zettel Statt. 

Verfhloffene und verfiegelte Gebote find nicht ausgefhloffen ; fie müffen- im oͤf⸗ 
fentlichen Rathe geöffnet, und ald Grundlage gebraucht werben, um den niebrigften 
Preis ber Gebote zu beflimmen. Nad) der Zuſchlagung findet noch eine Friſt von 
zehn Zagen Statt, binnen welcher das Gebot des Zwanzigtheils Statt findet; und 
nach biefer Friſt cine andere gleiche, während welcher das Gebot des Schetheils 
geftattet wird. Nah Verfluß diefer Friſten ehrt man zu der Beſtimmung der Acte 
zu Gunften des Meitbietenden zurüd, worauf fein —— Gebot angenommen 
wird, und der letzte Bietende hat den ruhigen Genuß der verauctionirten Sachen. 

180, Abgaben, weldye man, um den Bebürfniffen der Gemeinden abzuhelfen, 
erheben Eann, werben, des Zufammenhangs ber Materie wegen, im 213, Artifel 
des 6. Titels, welcher von der Einrichtung ber Steuern handelt, dargelegt werben. 

181. Die Gouverneurs follen in den Rath kommen und bafeldft ftimmen. 
Allein diejenigen aus Dertern, die unter freiherrlider Gerichtsbarkeit ſtehen, Haben, 
fo oft als die Barone bei der ftreitigen Sache bethriligt find, Beine Stimnte. 

182. Die Gouverneurs, wenn fie gleich mit oben dargelegten Rechten befteibet 
find, dürfen ſich doch nicht indie Verhandlung der Commun- Verwaltungsfachen 
mifchen, und ihr Praͤſidium befchräntt fi) blos auf Aufrechthaltung der Orbnung 
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und Ruhe in den Verſammlungen; auf die Vermittlung der Eorrefpondenz zwiſchen 
den Magiftraten und den obern Behörden; und endlih auf die Sorge für Volls 
zichung höherer Befehle. 

183. In allen Ländern und Gemeinden de3 Staates, wo Barone find, find 
und bleiben unterdrüdt und abgefchafft alle Rechte, weldye darauf abzweden, bie 
Untertbanen zur Leiftung irgend eines perfönlichen Dienftes zu verpflichten; alle 
Rechte der zu Gunften befagter Barone vorbehaltenen Erbfolge, welchen Namen fie 
au Haben mögen; jedes Recht der Befreiung von Sommunalfteuern, welche bie 
befogten Barone, ihre Agenten, Pächter, Coloniſten und andere, die Anfprüdje au 
fie haben, zu bezahlen fchuldig find; jedes Recht, Abgaben einzutreiben , weldyes bie 
Barone anfpredyen könnten; jedes Recht des Bäder: und Muͤhlzwanges, oder ans 
dere ähnliche Ginkünfte, außer im Kalle, wo die Gemeinden das ihnen zuftehende 
Recht gebraudyen wollten, biefen Zwang auf ein Jahr zu erneuern; in welchem 
Galle die Barone ihn auf ein Jahr ausüben Eönnen. Endlich find alle Regalien 
überall, wo fie ſich auch befinden mögen, und welches auch ihr Name und Gebraud 
feyn möge, abgeſchafft, ohne daß die Barone in Rüdjiht ihrer die geringfte Ent: 
hidiaung erwarten dürfen. 

184. Auf gleiche Weife find unterbrüdt und abgefchafft alle Jagd⸗ und Fifchereis 
gerehtigkeiten auf fremden Grundftüden, felbft auf den eigenen Grundftüden, wos 
fern fie nicht abgefchloffen find; fo wie auch alle Privilegien und Zwangsrechte auf 
Gteinbrüche und Erzgruben in fremden Ländereien, wenn man nicht eine befondere 
und detaillirte Erlaubniß dazu vom Souverain vorzeigen kann. 

Es wird weder auf die allgemeinen Ausdrüde, welche in Anftellungen und an- 
dern Titeln diefer Art gefegt find, noch auf den Gebrauch irgend einer Zeit Rüds 
Äht genommen. ö 

185. Die Triftberehtigungen, Holzungsredhte und andere, fo wie bad aus« 
uicßliche Recht, Getreidemühlen zu haben, oder andere Ähnliche Gebäude, und im 
Algemeinen alle Eönigliche Rechte, deren Genuß auch andern Perfonen, unabhängig . 
von dem Stande eines Barons, eigen feyn Tann, werben als Allobialbefigungen. bes 
trachtet und bleiben den Barenen, zufolge der Verordnungen des gemeinen Rechtes. 

186. In allen, durch das gegenwärtige Gefeg nicht vorgefehenen, Fällen blei- 
ben in Rücficht der Gemeindeverwaltung die Gefege und Verordnungen der Gons 
falta, und der Gongregation de buon governo, wie fie gegenwärtig beftehen, in 
Kraft, und allen Ländern des Staates gemein mit Ausfchluß einiger darin gemach⸗ 
fin Ausnahmen. 

137. In Betreff der Stabt Rom bleiben alle Rechte des Senates, der Gonfer: 
"toren und des römifchen Volkes in ihrem Glanze und ihrer Unverlegtheit. In 
Büdfiht der Stadt Bologna wird durch ein befonderes Breve ihren Gegenvorftel: 
hagen genügt werden. 

188. Eine unterrichtete -Perfon wird in die Provinzen ber Marken unb bie 
Ptaationen gefendet werden, um bdafelbft mit ihren Untergebenen die Rechnungen, 
Begifter, die Form der Tabellen, und alles einzurichten, was nothwendig feyn 
'irb, um eine Gleihförmigkeit in die Haltung der Bücher und anderer die Ver: 


| Faltung betreffender Gegenflände zu bringen. 
" Sechster Titel. 


Drganifation dee Abgaben und anderer, das Finanzweſen betveffender, 
Gegenitände. 


191, Um bas ganze Verwaltungzfuftem in Orbnung zu bringen, und naments 
Ei das der Steuern mit der moͤglichſten Einförmigkeit zu_reguliren, fo daß keiner 
>Mnferer Untertanen mehr als der andere bezahle, und da es Unfer Welle ift, daß 
Irthum in der Feldvermeffung und Abfhäsung verbeffert werde; fo verord- 
Bir, dag mit möglichfter Schnelligkeit Feldvermeſſungs- und Abſchaͤtzungscata⸗ 
Berfertigt werben, fo daß das Verzeichuiß der Adergrundftüce in Rüdficht ber 
x des Bodens, feiner Lage, Fruͤchte, wie auch der verſchiedenen Beftellungss 
&; der Unglücsfälle, und aller andern Zufälle, denen befagte Srundftüde un: 
Barfen fenn Eönnen, durchaus übereinftimmen, damit das Verzeichniß überhaupt 
währen und innern Werth der Grundftüde angebe. 
a diefem Ende wird von jest an ein befonderer Ausfchuß ernannt, welcher den 
men Sotaftercongregation führt, und dem man die nöthigen Anmeifungen zur 
i ang biefer wichtigen Sache geben wird. Und da er in einem fo kurzen 
nicht verfommelt werben kann; fo werben die Grundbefiger verfüchert, 
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daß bie Arbeit der allgemeinen Aderabfhägung in moͤglichſt kurzer Zeit vollendet 
werben wird. 

Diefer Ausfhuß ift überdies beauftragt, das Verzeichniß der Gebäude, wo es 
eins giebt, zu revidiren,' und wo es Feines giebt, eins anzufertigen, nach Maxf: 
gabe Unferd, aus eigener Bewegung erlaffenen, Edictes vom 19. März 1801, und 
der andern darauf folgenden. 


192. Die Auflage auf ftädtifche Beſitzungen, welche den andern Theil ber 
Grundfteuer, bekannt unter dem Namen dativa reale, bildet, wird im Verhaͤltniß 
von drei paoli auf 100 Rthlr. Abfchägung erhoben; die Abfchägung wird nad ben 
gegenwärtigen . Verpachtungen erhoben, oder nad) dem Maafftabe eines Capitals, 
welches 8 p. C. bringt. 

Ausgenommen von der Auflage find Häufer, deren jährliher Ertrag unter 92 
Rthlr. ift, Werkftätten, Hofpitäler,, Klöfter und fromme Gtiftungen. 

198, In Erwägung ferner, daß in wenig bevölkerten Gegenden die Erhebung 
diefer Auflage fchwierig, ja wohl läftig feyn dürfte; fo find von der Entrichtung 
derfelben die Gegenden, deren Bevölferung blos 1000 Seelen und darunter beträgt, 

ausgenommen. 


194. Die Perſonenſteuer, welche man in den fruͤhern Legationen, in den Mar— 
* a une Samerino und in einem Theile des Staates Urbino bezahlte, 
ift abgeſchafft. 
‘.. 195. Die in ben befagten Provinzen unter dem Namen Auflagen auf Künfte, 
Handel und freie Gewerbe befannten Abgaben find abgefchafft. 

196. Die Auflage auf Zaufhverträge Hit zu Rom und in allen Provinzen 
gleichmäßig abgefchafft. | 
197. Beftehen bleibt die Befreiung von Bezahlung indirecter Steuern, welche 
die Stabt Rom bezahlte; fo wie diefelbe durch die Bekanntmachung des Staate 
fecretariatd unter dem 31. Mai 1814 für dafelbft aufgeführte Einfuhrgegenftänd 
zugeftanden worben ift. 

Die Abgabe von Brennholz, fo wie auch bie von ben Kohlen erhobene, ift au 
die Hälfte ee 

Endlich ift die Abgabe von drei quattrini auf jede canna an den, Ufergegenben 
der Ziber, welche Privatperfonen befigen, abgefchafft. 

198. Die Brieftare, welche die Poftverwaltung erhebt, wird nach dem von 
ihre bekannt gemachten Tarif herabgeſetzt. 


199. Die in den Provinzen der Mark, bed Herzogthums Gamerino und dei 
Theiles vom Staate Urbino, der Uns fo eben übergeben worden ift, unter ben 
Kamen Berbrauchsfteuer bekannte Abgabe, ift abgefchafft. 

Die unter dem Namen der Mahlfteuer bekannte Abgabe, welche gegenmärti: 
in allen Provinzen, die Uns feit langer Zeit zurüdgegeben worden find, beſteht, um 
zufolge welcher für den rubbio 7% bajocchi und vier quattrini erhoben werben 


wird in den befagten Provinzen an bie Stelle der oben aufgehobenen Verbraudyt 
fteuer treten. 


200, Die Provinzen Bologna, Ferrara und Romagna, weldhe zur Bezablun 
ber Mahlſteuer nicht verpflichtet find, bezahlen fortwährend bie Verbrauchsſteut 
für Eßwaaren, in dem Maaße und in ber Art, wie gegenwärtig. 

201. Die Stempelabgabe wird in allen römifhen Staaten auf gleihen Zu 
eingerichtet. Es findet darin eine Verminderung Statt von dem, was unter de 
jest aufgehobenen Regierungen dafür bezahlt wurde. 

Diefe Verordnung, welche auf Unfern Befehl von dem Generalfchagmeifter bi 
kannt gemacht werden wird, beftimmt das Zeichen und den Stempel des Papier? 
die verfchiedenen Maaße und die entfprechenden Preife defjelben, die Art und Weil 
‚wie Schriften mit Privatunterfhrift, welche vor ber Bekanntmachung des gegen 
mwärtigen Gefeges zur Zeit, wo dieſe Abgabe noch nicht beftand, abgefaßt worden 
geftempelt werden follen, die Art, wie außergemwöhnlih Schriften, die künftig au 
gemeinem Papiere ausgeftellt werben, geftempelt werben, und überhaupt alles, mx 
die Organifation, Verwaltung und Anordnung der Abgabe betrifft, in ben einfad 
ſten und gewöhnlichften Formen. 

202. Die, unter bem Namen Regiftergebühren bekannte, Abgabe wirb in allı 
Ländern bed Staates eingeführt. Die feftgefegten Gebühren werden durchaus ma 
demfelben Zuße, wie unter ber aufgehobenen Regierung, erhoben; bie Gebühren we 
den verhaͤltnißmaͤßig herabgefegt, und mehrere Acte find von ber Zahlung Ausg 
nommen, nach Maafgabe deffen, was im folgenden Artikel verordnet ift. 
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203. Damit diefe Abgabe dem Publicum einen wahren Vortheil gewähre; fo 
wird verorbnet, daß die Acten, welche Verträge, oder andere immerwährende ober 
langdauernde Gegenftände enthalten, einregiftriet werden, und zwar nicht mittelft 
tiner einfachen Bezeihnung bderfelben, fondern burch Niederlegung einer ‚Abfchrift 
diefer Urkunden, ‚ober Documente mit Privatunterfchrift, weiche dem Regiftriren 
unterworfen find, in die Archive; umd dies’ gefchieht zu dem Ende, damit das Res 
giftraturfuftem alle Vortheile, welche die Aufbewahrung in Ardiven, bie von Sr. 
Heil. Urban 8 eingeführt ift, gewährt, vereinigen koͤnne, nämlid die Mittel der 
Gmährleiftung für die Acchtheit ‚und Gefesgmäßigkeit der Gontracte zu gewähren, 
ihre Aufbewahrung zu fichern, und zu verhindern, daß fie abhanden fommen, ent: 
wendet oder verhehlt werden. 1 

204. Damit das Syſtem der auf ſolche Weiſe mit. dem der Hinterlegung in 
Archiben verbundenen Regiftratur feine volle Wirkſamkeit erhalte, — * daß 
keine Urkunde noch Schriſt mit Privatunterſchrift der Gerichte, ſelbſt nicht außer— 
gerichtlich, vorgelegt werden koͤnne, ohne vorlaͤufig einregiſtrirt zu ſeyn, und ohne 
daß man die mit dieſer Foͤrmlichkeit und der Entrichtung der Gefaͤlle verbundenen 
Folgen erzielt habe, welche Erlegung unter den Urkunden und Schriften in unten 
folgenden Formen bemerkt werden muß. 

Mit Ausnahme der in den Verordnungen erwaͤhnten Faͤlle kann keine oͤffentliche 
oder Privatſchrift ein gewiſſes Datum haben, als von dem Tage der Regiſtratur 
ober Hinterlegung im Archive. 

Es kann Feine Abfchrift genommen, noch Einfchreibung in das Bureau des 
Snpothefenverzeichniffes gemacht werden, außer mit. Hülfe der Urkunden oder einres 
giftrirten Privatfchriften. 4 | 

205. Obgedachte Verordnung, welde von dem Generalfchasmeifter bekannt 
gemacht werben wird, erklärt die Urkunden für ber Regiftratur und Hinterlegung 
im Archive unterworfen; zeigt die Fälle an, in denen die Körmlichkeit der Regiftra: 
tur nöthig ift, damit die Urkunden ein beftimmtes Datum erhalten; fest eine Taxe 
der ihrer Befchaffenheit, ihrem Inhalt und Werthe zufolge zu entrichtenden Abgabe; 
jöreibt die Derter vor, an welchen Bureaur und Archive angelegt werden, fo wie 
die Beamten, welche den Archiven und der Einnahme der Gefälle vorſtehen; und 
endlich die Körmlichkeiten, welche zur. Aufbewahrung der Urkunden, zu ihrer Auf: 
findung und der Mittheilung ihres Inhaltes nöthig find; indem fie alle quälerifche 
und rigordfe. Maaßregeln- vernichtet , welche .ohne Vortheil für das Publicum, dad 
Regiſtraturſyſtem ihm läftig machen Eönnten. 

206. Die gerichtlichen. Urkunden müfjen gleichfalls regiftrirt werben, und be: 
sahlen die durch obige Verordnung feftgefesten Gefälle; allein dies gefchieht nur bei 
Snftructionsgs und Erceptionsacten, und bei definitiven Befchlüffen und Sentenzen, 
bei befondern Vorladungen und Beauftragung zur Unterzeihnung, fie mögen hun ° 
vor bem Givilgerichte oder vor geiftlichen Richtern verhandelt worden. feyn. 

207. Die Archivverwaltung erhebt auch die Erbfchaftsgefälle, welche laut Un: 
ferer Verordnung aus eigener Bewegung vom 19. März 1801 eingerichtet worden 
find. Diefe Gefälle werden nach den in diefem Gefege aufgeftellten Regeln ‚erhoben. 

Kleidungsftüde, Hausgeräthe, Erfparniffe, Mobiliarvermögen und Bictualien, 
für den Gebrauch des Eigenthümers und der Familie beftimmt, find von der Ent: 
richtung der Erbfchaftsgebühren befreit. 

203. Das Hypethekenſyſtem, befannt und in den römifchen Staaten‘ gültig 
unter dem Namen der Einfchreibung (intavolazione), welches, feit dem Aufhören 
der vorigen Regierung, proviforifch beibehalten worden ift, bleibt in ber ganzen 
Ausdehnung der Kirchenftaaten beftehen. 

209. Es werden Verordnungen erlaffen werben, welche ben ganzen Umfang 
der Privilegien und Hypotheken, die Art, fie zu verfihern, zu bewahren und bie 
Rechte derfelben auszuüben, beftimmen werden. Es werden aud) die Bureaur zur - 
Hypothekenbewahrung beftimmt, die einzunehmenden Gebühren, und die Beſoldung 
dee Bewahrer, und endlich alles, was zur Verwaltung gehört, feltgefeht werben. 

210, Die beim Cingange oder Ausgange aus dem Staate für Ausfuhr oder 
Einfuhr der Waaren zu entrichtenden Zollabgaben bleiben für den Augenblid in 
allen römischen Staaten biefelben, laut des vom Generalfchagmeifter publicieten 
Zarif3, und laut der andern kuͤnftig zu publicirenden. 

‚ Der obgedahhte Schagmeifter wird aud) Verordnungen, nad) den Grundlagen 
feit der Einrihtung der Zölle abgefaßt, ertheilen, um denfelben die möglichte Re: 
gelmäßigkeit auf der ganzen Grenzlinie zu geben; auch wird er alle für nöthig er⸗ 
achtete Vorfichtämaagregeln verordnen. 
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214. Der Preis des Salzes iſt in allen roͤmiſchen Staaten beſtimmt vom 
1. Sept. d. J. an auf zwölf quattrini in den Magazinen an der Grenze, und drei⸗ 
zehn quattrini in den Magazinen im Innern. 

212. In Rüdfiht der Verwaltung der Tabaksregie wird von derſelben für den 
Tabak ein. gleichförmiger Preis für alle Kirchenſtaaten feftgefegt werben. 

2138. Da alle Sorgen ber Regierung auf die Erhaltung eines richtigen Gleich- 
gewichtes zwifchen ber Einnahme und Ausgabe gerichtet find; fo ift der Schagmei« 
fter verpflichter, alljährlich den 1. Nov. vom Anfang dieſes Jahres an gu redynen, 
einen Rechnungsanfchlag (budget) vorzulegen, welcher ſtets die nöthigen Notizen 
geben wird ‚über Einrichtung einer Abgabe, deren Beibehaltung im gegenwärtigen 
Zuftande, oder Vermehrung im Falle eines durch die Vertheilung der Schuld an 
das zu Mailand errichtete Leihhaus, pber durch andere der Regierung zur Laft fals 
lende Schulden verurfachten Deficitö, oder auch über die Verminderung und Aufbes 
bung ber Auflagen, wenn bie Verpflichtungen gänzlich aufhören, oder der blühende 
Zuftand der Finanzen es erlaubt. 

214. Es werden zwei Specialcommiffaire von der apoftolifhen Kammer cr: 
nannt, deren einer zu Serrara, der andere zu Ancona angeftellt wird. Sie ftehen 
beide unter dem Gencralfhagmeifter, und führen die Aufſicht über alles im Finanz 
fach einfchlagende; der erfte in ben Delegationen Ferrara, Bologna und Ravenna, 
ber zweite in den Delegationen Forli, Urbino, Pefaro, Ancona, Macerata, Fermo, 
Ascoli und Camerino. 


215. Die für Communalbebürfniffe auferlegten Abgaben werben möglichft von 
denen, weldhe dem Echage ber Kammer gehören, getrennt. In biefer Abfiht wird 
für die Bedürfniffe der Gemeinden in den Provinzen, wo die Verbrauchsſteuern 
nicht zum. Beften des Schatzes erhoben werden, geforgt: 

1) durch die Früchte und Einkimfte von Adergrundftüden und den ihnen 
vorbehaltenen Gebäuden, nämlicy Werfftätten, den Ertrag des Pachtes 
der Pläge und Märkte, der an den Wall ftofenden Oerter, der Jagd— 
und Fifchereigefälle, der Fähren, der Eonceffion auf Wäffer, dev Stein: 
brühe, der Verpachtung der Mauibeerblätter, der Gefälle von Maa$ 
und Gewicht, der Schäden, der Wächterdienfte, der Dinterlegung der 
Pfänder, der Stabtfchreibereien und anderer, die fi mit der beflchenden 
Gefeggebung vereinigen laffen ; 

2) durch die Gefälle von der Confumtion, ausgenommen vom Mehle; 

3) durdy eine Abgabe von den Feuerftellen. | 

So Schwer es ift, diefe letztere Abgabe für.die ganze Auſsdehnung des Staates 
anzuordnen; fo leicht ift es auch, fie mit den Bedürfniffen einer Gemeinde zu ver- 
binden, beren Bevölferung Elein if. — Enblidy mit den Gefällen von allerhand 
Vieh, wofern die Einnahme niht mit Schwierigkeiten verbunden tft. 

In den drei Provinzen Bologna, Ferrara und Romagna, welde die Conſum—⸗ 
‚tionsfteuer vom Mehle nicht bezahlen, wo aber die andern Confumtionsabgaben bei- 
behalten worden find, Fönnen die Gemeinden in diefer Auflage eine Steigerung vor: 
nehmen, um ihre Bebürfniffe zu dedien, und wenn mit Dülfe der im vorigen Ar» 
titel bezeichneten Maaßregeln fie ihren Zweck nicht erreichen; fo fönnen bie Gemein: 
den eine Adbitionalfumme nad der möglichft Heinen Taxe auf die Grundfteuer legen. 
Dies wird geſchehen, fo oft es für nothwendig und unerläßlich angefehen werben 
wird, und alddann von ber Congregation de buon governo beftätigt werden. 
2216. Beftehen bleibt, und ausgedehnt auf alle Provinzen des Staates wirb 
das Verwaltungsſyſtem der Kammer in Rädfiht der Erhebung der Grunbfteuer 
und aller andern, deren Verwaltung man ihnen nern für gut befinden wird. 

217. Die Gemeinden find aller Berantwortlichkeit für die Bezahlung. ber Steuer 
dativa reale (Auflage auf Einkünfte von bleibenden Renten) enthoben; "und der Abd» 
miniftrator der Kammer kann die Ginnehmer diefer Abgabe anftellen, und ihnen bie 
Bergünftigung der Geldftrafen geftatten, und andere Bedingungen, die zwifchen ihm 
und dem Einnehmer feitgefegr find, in Angemeffenheit zu den Verordnungen, welche 
in dem motu proprio vom 9. Aug. 1814 enthalten find. 

Jeder Adminiſtrator hat das Recht, den Einnehmern die Anzahl von Gemein: 
den, die ihm paffend fcheint, zuzutheilen; allein er muß dem. Delegaten, um feine 
Beftätigung zu erhalten, die Lifte der von ihm ernannten Einnehmer vorlegen. 

218. In der Folge werben die nöthigen Verordnungen für die Unterhaltung, 
Reparatur und Aufſicht der Hffentlihen Straßen bekannt gemacht werden. 

Man wird alddann die Anordnungen in Dinficht der. Koften für die großen 
Etrafen treffen, welche dem Schage zur Kaft fallen; fo wie auch alle Verorduun 
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gen, bie Gerichtsbarkeit und Verwaltung dieſer Straßen: ſowohl, als der Wege ber 
treffenden, welche die Verbindung einer Provinz oder einer Gemeinde mit der ans 
bern vermitteln, indem Wir über biefen wichtigen Gegenftand die kürzeften- und der 


Bequemlichkeit des Publicums angemeffenften, und die beften Verordnungen zu geben | 


bemüht find, wodurch die Verbindung eines Landes mit dem andern fowohl im In⸗ 
nern Unferer Staaten, als auch mit dem Auslande erhalten und befördert wird, 


Bis zur Bekanntmachung diefer Verordnungen. bleiben die über. diefen Gegenſicand 


vorhandenen Verordnungen in Kraft. 

219. E3 wird vine befondere Verordnung erlaffen werben, um bie Berfahrungss 
weile. vor. bem Gerichte der Kammer. bei der Revifion der Rechnungen zu beftinunen 
weiche die Pächter, die Adminiftratoren ſowohl für ſich allein,. ald in Gemeinfdzaft, 
und jebe andere Perfon oder Gefellfchaft dem Schatze abzulegen hat. 


220. Um die erhobenen oder kuͤnftig ſich noch erhebenden Schwierigkeiten: zu 


beendigen, um bie fchuldige Quote für die Rate der Vergünftigung feftzufegen, wels 
de die Steuerpflichtigen von der dativa reale oder von der Auflage auf Einfiinfte 
von immerwährenden oder erbpadjtlihen Renten, welche die Gläubiger der oben 
genammten und die unmittelbaren Herren von ihren urfprünglichen Sapitalien zic hen, 
und in Anfehung der Schwierigkeit, Regeln, weiche nad) Verhältniß verändert ıwers 
den Finnen, zur geben, haben Wir, alles reiflich erwogen, verordnet wie folgt: 


221. Bis zur Anfertigung’ neuer Cataſter ift die Auflage der dativa reale auf. 


Idergrundftüde, auf dem Zehnten des jährlichen Einfommens von bleibenden SRens 
tn, von gleichgeltenden Rugungen und Erbpachtzinfen. Nur darf in Ruͤck ficht 
diefes lestern der Werth des bloßen Eigenthums nicht abgefondert von dem der 
Rusgung: befteuert werden, im welchem alle ber unmittelbare Herr und der Nutz⸗ 
nießtr, jeber nach dem Maafftabe feiner Befteuerung, die dativa reale fortwährend 
bezahlen muͤſſen. 

222. Fuͤr Haͤuſer iſt die obgedachte Abgabe auf den zwanzigſten, anſtatt des 
— vom jaͤhrlichen Einkommen von obgedachten Renten oder Fruͤchten feſt⸗ 

ist, 

223. Beftätigt, und im Fall der Noth erneuert, werben alle auf diejenigen bes 
zuͤglichen Verordnungen, welche fi zur Bezahlung der Auflagen und anderer in 
der im Namen bes oͤkonomiſchen Vereins befannt gemachten Anzeige erwähnten Ges 
senflände verpflichtet haben, unter dem 13, Mai 1803 durch den Cardinal Burgia, 
in der vom 21, Juni 1806, durch den Garbinal Doria Pamphili, und durch bie 


* 


vom 14. Oct. deſſelben Jahres durch den genannten Cardinal Doria, mit Ausnahme 


in Anſehung der letztern, daß die Auflage auf bie Haͤuſer nach dem Maaßſtabe des 
zwanzigſten, anſtatt des dreißigſten erhoben werde. 

2. In den von Uns wiedererlangten Provinzen, als Wir in Unfere Sta.aten 
finzogen, erhalten die obgenannten Verfügungen ihre Vollziehung, ‘von gebachtem 
deitpuncte an zu rechnen. In den andern Provinzen beginnt ihre ——— von 
dem Zeitpuncte an, wo die proviſoriſche Regierung aufgehoͤrt hat. Bis zu dem 
gedachten Zeitpuncte muͤſſen die Proceſſe in Gemaͤßheit deſſen, was proviforifch durch 
> Ediet des Staatsfecretariats vom 5. Juli 1815 feftgefegt worden ift, en tſchie⸗ 
en werden. 


225, Die Verkäufe der Domainengüter,. welhe von ber aufgehobenen Regie: 
rung nach den damals beitehenden Gefesen, in den feit Unferer Ruͤckkehr wieder 
erlangten Provinzen gefchloffen, und deren Preife mit Anmweifungen auf Zilgung 
der Staatsſchuld bezahlt worden find, werden durch biefelben Erwägungen ber NRiuhe, 
des Öffentlichen Nutens und andere in dem oben angeführten Ebdicte vom 5. Juli 
1815 erwähnte, beftätigt. Durch diefes Edict haben Wir die Verkäufe der befragten 
Güter, welche in den Uns neuerdings zurüdgegebenen Ländern Statt gefunden 
haben, betätigt. j | " s 
„225: Anftatt der proviforifähen Entfchädigungen, welche Wir bis jest: ben relis 
isfen Sorporationen und andern frommen, wieder hergeitellten Stiftungen , bie 
‚ter Güter beraubt werben find, gereicht haben, werben Wir vielmehr entfchr:idend 
darüber auf folgende Weife verfügen. 
den im 225, Artikel. enthaltenen Verordnungen ausgenommen die Verkäufe der für 
die Bifhöffe beſtimmten Häufer, fo wie derer, welche den Mönchen und Nonnen 
der verfchiedenen, wieder hergeftellten Orden, die durch die Bekanntmachung ber 
Eongregation der Bifhöffe und Regularen vom 15. Aug. 1814 zu ihrer erften Be- 
kimmung zurüdgefühet worden find, zu Klöftern dienen follen, 


227. In den Uns feit Unferer Ruͤckkehr zurücdgegebenen Provinzen fint) von ’ 
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228. In Gemaͤßheit ber ſouverainen, in gedachter Bekanntmachung aufgefuͤhr⸗ 
ten, Verordnungen wird für ſchuldige Entſchadigung der Käufer beſagter Häufer 
durch Maaßregeln und- nach Vorſchriften geſorgt werden, welche. im folgenden Ars 
tikel enthalten ſind. Ze . F 

Es wird eine beſondere Congregation ad referendum eingerichtet; ſie beſteht 
aus dem Generalſchatzmeiſter, dem Secretair der Congregation, der Biſchoͤffe und 
Regularen, zwei Auditoren der Rota und einem Mitgliede der Kammer. Sie iſt 
beauftragt: 
eine Bekanntmachung zu erlaſſen, welche einen kurzen Zeitraum zur Ans 

nahme allgemeiner und beſonderer Reclamationen oberwaͤhnter Kaͤufer 
beſtimmt, nach welcher Friſt kein Regreß weiter Statt findet. 

2) Damit die aus dem Beſitze verdraͤngten Kaͤufer kraft der beſagten Be— 
kanntmachung vom 15. Aug. 1814 nah Möglichkeit entſchaͤdigt werben 
£önnen; fo wird die oben erwähnte Gongregation mit ber größten Schnel: 
tigkeit ihre Erklärung ‚über ben Betrag ber, jedem Käufer ſchuldigen, Ent⸗ 

(häbigung erlaſſen. Um den Betrag biefer Entfhädigung zu beſtimmen, 
muß auf ben Preis, den fie für diefe Erwerbungen bezahlt haben, den 
Koftenbetrag für nöthige oder vortheilhafte Werbefferungen durch die Be— 
fiser Rüdfiht genommen werden, mit Abzug jedoch bes Betrags der in 
diefen Gebäuben veranlaßten Verfchlimmerungen. 


: Bei ber Abſchaͤtzung des Kaufpreifes wird ein Mittelpreis angenommen, deſſen 
mirimum der Mittelpreis der Anweifungen nach ihrem Cours, auf weldhem fie zur 
Bet der Erwerbung fanden, und das maximam der Nominalwerth bildet. 

Die: Liquidation der Verbefferungen gefchieht nach den gefeglichen Vorſchriften, 
indem ihr Betrag nad der Abjchäsung von Sachverſtaͤndigen bejtimmt wirb, ob 
fie über bie angewendete Summe fteigen, ober auch der aufgewendeten: Summe 
gleich — wenn fie unter der von Sachverſtaͤndigen vorgenommenen Abfchä: 
gung ift. El an 2. 

8) Obgedachte Congregation ift beauftragt, die nöthigen Unterfuchungen an= 
zuftellen, und ihre Meinung zu geben in Rüdfiht auf dic, zufolge der 
Liquidation ber verfchiedenen alten Staatsfchulden gegebenen, Anmweifun: 
gen, welche jedoch in Gemäßheit der Verorbnungen bei Erwerbungen von 

ſogenannten Nationalgütern nicht angewendet worden find, entwes 
der, weil fie noch in den Händen der Empfänger find, ober weil fie an 
ben- in den gedachten Verordnungen beftimmten, Zerminen, verbrannt 
worben find. Diefe Congregation ift auch beauftragt, über bie, den Käu- 
fern zu gewährende, Entfchädigung ihre Meinung abzugeben, welche nidjt 
in den Befig der gekauften Güter gefegt worden find, wofern fie blos 
auf: Abſchlag einiges bezahlt, allein den Betrag des reftirenden Preifes 
nicht erlegt haben; - 

4) fie muß ihre Meinung in Dinficht der von verfchiebenen Sachen herruͤh⸗ 
renden Schuldfordernngen abgeben, deren Eigenthümer, weil fie ihre An— 
— nicht zu gehoͤriger Zeit dem Rechnungsrathe vorgelegt haben, mit 
ihren Forberungen abgewiefen worden find; 33. 

5) die Berathungen der Gongregation werden dem Cardinal-Staatsſecre— 
vorgelegt, um, ber Beftätigung des Souverains unterworfen zu 
werden. F | 

=. Die obgenannten,, alſo Tiquidirten, Schulbforderungen bilden einen 

— ber Öffentlichen Schuld, wovon, in den folgenden Artikeln geſprochen werben 

wirb. | ’ 

‚„ 230. Dem Staatsſchatze zur Laſt fallen und werben als. ein Theil ber öffent: 

lichen Schuld betrachtet, die fortwährenden Renten und Erbpaditzinfen, welche auf 

Gütern laften, die von ber vorigen Regierung als-freie verkauft worden find, zur 

Zilgung der Staatsſchulden, jedoch für den Betrag der. obgenannten Güter. und 

zufolge ber Berichtigung und Liquidation, welche der Schatzmeiſter in Gemaͤßheit 

der Verordnugen bes folgenden Artikels ausfertigen wird. 

231. Der. Schagmeifter-, fchreitet zur Liquidation ber reftirenden Schulden, 

weldıe entweder Privatperfonen angehören, die ihre Anfprüce dem Rechnungsrathe 
ber vorigen. Regierung nicht vorgelegt haben,-oder die ald Fremde ausgefchloffen find, 
oder aud den Erzbisthümern,- Abteien, Gapiteln, Prälaturen, Kirchen, deren Pas 
trone Laien find, nicht vacanten kirchlichen Beneficien, frommen Stiftungen, wel« 
hen Ramen fie auch führen mögen, Ktöftern für Religiofen beiderlii Gefchieähte, 
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win Drben und denen, welche. eingerichtet find zur Seligſprechung und 

anonifation. 

232. Um ein gleiches Verhältniß für alle Cummen der Staatsfhuld uͤber⸗ 
haupt mit ihren Interefien beizubehalten, ‚wird jede Actie der Bank in der Bes 
rehnung zu dem Werthe von 25 Rthlr. angefchlagen. Eine folhe Nationalreduce 
tion ift beinahe für alle Befiger befagter Actien gleihgültig, wofern fie frommen 
Etiftungen, die fie nicht veräußern koͤnnen, angehören; und im Gegentheil, uner: 
chret diefer fcheinbaren Reduction durdy den Betrag des weiter unten beftimmten 
Einfommens, werden die Gläubiger darüber noch zwei Fünftheile mehr bekommen, 
us fie vor der legten SInvafion erhielten, und weit mehr, als fie erhalten haben 
würden, wofern fie diefelben gegen Anweifungen vertaufcht hätten. 

233. Aus eben erwähnten Gründen wird ber Schagmeifter .der Berechnung 
bir im 230. Artikel erwähnten Renten, die Summe hauptfählic beftimmen, nicht 
nad) dem urfprünglichen Nominalwerthe, fondern die Abſchaͤtznug geſchieht nach dem 
dinfen, welche die Gläubiger in Zukunft nad) Maßgabe der im 235. Artikel enthale 
tenen Verordnungen ziehen werben. 

— — Auf gleiche Weiſe berechnet und als Theil der Staatsſchuld werben bes 

achtet: 

1) die gefaͤlligen Intereſſen, welche ſeit der Wiederherſtellung der Regierung 
nicht bezahlt worden find, und die kuͤnftig für den ganzen Monat Dec. 
1816 fälligen. Es wird aus dieſen Intereffen ein Gapital, welches den 
zwei Sünftheilen der Früchte entfpricht, gebildet werden; 

2) die Intereffen von immerwährenden Renten und von Erbpachtzinfen, des 
ren im 230. Artikel Erwähnung gethan worden ift,. weiche fällig find 
und noch verfallen von der Wiederherjtellung bis mit Einſchluß des Mo: 
natö December 1816; 

3) die Intereffen der Hauptfumme, worauf die im 228, Artikel ben Käus 
fern der Güter, welche fie zurüdzugeben genöthigt worden find, zuge: 
ftandenen Entfhädigungen angemwiefen find; und das, vom Tage ber 
erfolgten Wiederherftellung an zu rechnen. 

2865. Endlich bilden einen Theil der Staatsfchuld die Sapitalfummen der 

Kihrlichen fubfidiarifch zugeftandenen Entfhädigungen, und die für die Kolge von 

dem Schagmeifter, mit Genehmigung des Souverains, den Corporationen, frommen 

Etiftungen und andern religiöfen und kirchlichen wieder hergeftellten Anftalten were 

den zugeftanden werben, in Folge des Verluftes ihrer liegenden Gründe, welche zur 

Tilgung der ältern Schulden veräußert worden find, "und ihrer Forderungen für 

Diamanten und Silbergeſchirr, deffen fie beraubt worden find. Diefe Capitalien 

werden auf die Bafis einer Verzinfung von fünf pEt. feftgefest. 

236. Nachdem die Staatsſchuld alfo confolidirt ift, und fobald als alle 
Staatsglaͤubiger werben aufgezeichnet feyn; fo werden alle ihre Forderungen in ein 
Allgemeines Regifter eingetragen, und e8 werben bie refp. Schuldenlaften jeder For: 
derung erwähnt; auch wird jedem Gläubiger eine Schuldverfchreibung oder eine 
vom Schagmeifter unterzeichnete Verfiherung gegeben und vom Director der Staats⸗ 
ſchuld einregiftrirt. Dem zufolge werden die alten Schuldverfchreibungen annullirt; 
die neuen Berfchreibungen führen folgende Inſchrift: Schuldfchein über das 
son der Staatsfhuldcaffe verintereffirte Capital, und haben in ber 
dauptſache folgende unten erwaͤhnte Zeichen. 

Um ben Gang dieſer Operation zu beſchleunigen, enthält jeder Schein insge— 
ſammt die verfchiedenen, jedem Gläubiger ſchuldigen Summen, wiewohl deren Vers 
laffungen und Zitel verfchieden find. Diefe Scheine werben überhaupt nur für 
beträchtliche Summen Statt finden. Allein um den Umfag biefer Papiere zu ere 
leichtern, ift jedem Gläubiger freigelaffen, zu verlangen, daß diefe Scheine in fo 
viele Goupons, als er wünfcht, getheilt werden. 

Die obgedachten Scheine werben von der Kammer und von dem nee ber 

— der Contracte angenommen, wie dies fruͤherhin mit den fruͤhern Scheinen 
all war. 

7. Die Intereſſen aller alſo liquidirten Capitale find auf fünf pCt. jaͤhr⸗ 

lich geſtellt, zu rechnen vom 1. Januar 1817, und werden am Verfluſſe jedes Vier- 

jahres bezahlt. 

8. In Erwägung ber eigenthümlichen Umftände, worin fi) Benevent und 
deſſen Delegation befinden, bleiben die gegenwärtigen Auflagen dafeldft bis zu einer 
neun Ordnung beftehen. Im übrigen allen muß Benevent und die Länder feiner 
Gerichtebarkeit ſich nach dem gegenwärtigen Gefege rihten.. Ä 
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Allgemeine Verordnungen. 


239. Die proviſoriſche Regierung beendigt ihre Geſchaͤfte den 1. des nid 
ſten Auguſt. Vom 1. Septbr. darauf zu rechnen, tritt das neue Syſtem in feine 
volle Wirkſamkeit in allen roͤmiſchen Staaten. 

240. In allen Sachen, worüber das neue Syſtem nichts feſtgeſetzt hat, biek 
ben die Gefege, Verordnungen, Einrichtungen und überhaupt alle Rechte, Berk 
gungen und Befugniffe in Kraft, welche Eraft eines gefesmähigen Zitels in_bim 
Staaten der Kirche beftehen, und welche zur Beit der refp. Befisnahme der Aue 
länder beftanden. | 

241. Wiewohl in Folge der vor der oͤkonomiſchen Gongregation Statt% 
fundenen Unterfuchungen, und ber vor ber Bekanntmachung des gegemwärtigen SE 
feges vorhergehenden Erwägungen vorauszufegen ift, daß bedeutende Verändern 
gen nicht Statt finden werden; fo Fönnte dennoch unter der unendlichen Zahl 
Gegenſtaͤnde, welche es umfaffen mußte, einer oder der andere der Aufmerffaiiläk: 
entgangen feyn. Demnach werben in der Kolge Veränderungen, weldye bie Erfale. 
rung und bie erlangten Einfihten Uns an die Band geben Eönnten, ald dem dffen 
lichen Wohle zuträgliher gemadjt werben. Jedoch bis dahin foll den oben gegc 
nen Verordnungen nachgelebt werben. e 

242, Alles, was auf Öffentliche Sicherheit und auf die Sitten Bezug hat, mb 
der Gegenftand befonderer Verordnungen und polizeilicher Inftructionen feyn. * 
Außer den Linientruppen und der gegenwärtig organifirten Ratieneb 
garbe befteht in der Hauptftadt und in den Provinzen eine Polizeimache, wel 
mit der Aufrechthaltung der Civil» und Griminaljuftiz beauftragt ift. 

244. Es giebt auch Verordnungen für die Notarien, Wechfelagenten und aM 
dere mit der Anvertrauung des Öffentlihen Credits beauftragte Perfonen, au fi 
die Sachwalter und BVertheidiger, bamit fie die Schranken ihres chrenvollen — 
fhäftes nicht überfchreiten, und fih der Chicane und der Ausfluͤchte bei den WM 
ceffen enthalten. — 

245. Es wird eine Verordnung über die Gewaͤſſer in den drei Provin 
Bologna, Ferrara und Romagna bekannt gemacht werden, ſowohl in Ruͤckſicht 
dabei nothwendigen Rechtspflege, als auch ruͤckſichtlich der dabei Statt finbeuik 
‘Unternehmungen an Reparaturen und andern Werfen, als auch endlich in Hinſ 
des Intereffes der Gebrauch davon Machenden, da uns bie Beförderung "rs 
meinwohls obiger Provinzen am Herzen liegt. Zi 

246. Es giebt eine Amortifationscaffe, welcher befondere Gapitalien zur 
mähligen Tilgung der Staatsſchuld angewiefen werden. Es werden zu feine‘; 
die dazu disponibeln Fonds angezeigt und Verordnungen, denen gemäß die Sci 
forderungen zu tilgen find, erlaffen werden; wonach bie befonderd dazu - ernätl 
Berwaltung fi halten muß. 

247. Während ein Syftem für die verfchiedenen Zweige der Verwaltung 
bildet wird, wird man ſich mit der Unterweifung der Jugend, dem Haupt— 
‚ftande einer guten Regierung, beſchaͤftigen. Es werden nächftens für den gami 
Staat Gefege und Verorbnungen erlaffen werden, um ein Syſtem bed Öffentl 
Unterrichtes in der Religion, Moral und den Wiffenfhaften einzurichten. * 

248. Gleichzeitig werden neue Verordnungen hinzugefügt werben, um. 
freien Künfte mehr und mehr zu begünftigen, befonders in Rom, wo fie ihren ® 

u haben fcheinen, und zur Ermunterung ber Induftrie in allen ihren Zweigen, 
ckerbaues, der Manufacturen und des Handels, wodurch der Reichthum und 
Öffentliche Gluͤck erhalten und vermehrt werben. 

Mir wollen und befehlen, daß gegenwärtige Gefeg, aus eigener Bewegu 
erlaffen, und alles, was darin befchlen und verordnet ift, unverleglih in allen 18 
fern Staaten gehalten werde, ımd daß Niemand ,. felbft Fein Bevorrechteter, zu F 
gend einer Zeit, unter irgend einem Vorwande, felbit des erworbenen Re 
tes, dawider handeln koͤnne, und unangefehen jedes Befeg, Statut, Berfäffung © 
entgegen ftehenden Gebrauch, welche Wir durch Gegenwärtiges einfhränten. 

Gı;geben im Quirinal, heute den 6. Juli 1816. - 


Unterzeihnet: Pius P. P. VIL 
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Term dieſe Verfaſſung des Kirchenſtaates von den übrigen nen 
europaͤ iſchen Verfaffungen in vielen weſentlichen Puncten :bebeutenb &B 
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wich; fo lag der Grund davon in der ganz eigenthümlichen Einrichtung 
des Kirhenftahtes ald eines geiſtl ichen Staates, 

Allein bald nach dem Tode des Papftes Pius 7 machte fein Nach⸗ 
folger Leo 12 in einem Motu proprio vom 5. Det. 1824 drei neue 
Gefege bekannt: 1) ein verbeffertes Syſtem der Staatöverwaltung; 2) 
eine verbefjerte Gerichtsordnung; 3) eine verbebefjerte Zarorbnung. Zus 
gleich. erflärte er in diefem Motuproprio, daß zwar fchon Pius 7 in 
ben Sahren 1816 und 1817, und befonders „in dem befannten Motus 
Proprio vom 6. Juli 1816” Verordnungen über diefe Gegenftände er: 
laften habe, die aber „in mehreren Puncten ſich als unvoll— 
fommen" gejeigt hätten. Es habe daher Leo 12 folche durch eine, 
aus Rechtögelehrten beftehende, Commiſſion prüfen und verbeffern 
laffen. „Die Arbeit diefer Commiſſion fey einer Gongregation von Gars 
dindlen vorgelegt, und von diefer wären bie angetragenen Veränderungen 
genehmigt und noch verfchiedentlich verbeffert worden.” — Darauf fagt 
das Motuproprio vom 5. Detober 1824: „Nach diefem neuen Plane wer: 
ben «einige Eleinere Delegationen mit den anftoßenden vereiniget;. flatt 
der Gollegialgerichte erfter Inftanz werben einzelne Richter eingefeßt; die 
Zahl der Mitglieder bei einigen Gerichten wird vermindert; andere 
Gerichte, fowohl in den Delegationen, ald zu Rom, weiden ganz aufges 
hoben. Dagegen wird in Rom ein Handelögericht niedergefegt; die fups 
Slirenden Richter fallen hinweg ; die Befugnifje der Gemeindebehörden wer⸗ 
dememweitert; dem Adel werben jene Vorzüge wieder geger 
ben, die er in allen tivilifirten Staaten genießt; bie Eigenthuͤmer ers 
halten nicht nur Stimme bei den Öffentlichen Berathungen, fondern auch 
Er Vermögen. Vor Allem aber, was das Dringenpdfte war, wird die 

ihöfflihe Gerichtsbarkeit in den Glanz und die Vor— 
hte wieder eingefest, womit Benedict 14 fegensreis 
ben Andenkens fie begabte.” — Durch diefe Verfügungen ward 
deher die DVerfaffung vom 6. Suli 1816 aufgehoben, und bie 
übere Drbnung der Dinge hergeftelt. — Die Bewegungen, wel: 
de im Sahre 1831 im Kirchenftaate ausbrachen, wurden militairifch 





Der Peine, im Kirchenftaate gelegene, Freiftaat S. Marino, ber 
mir aus einer Stabt und vier Dörfern, mit ungefähr 6000 Einwohnern, 
beſteht, behielt, ſelbſt unter den Stuͤrmen der Revolutionszeit, ſeine Selbft: 
indigkeit und feine alte Verfaſſung. 
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7, Neapel und Sicilien, 

Der König Ferdinand 4 von Neapel und Sicilien hatte am 
10. Oct. 1796 einen Frieden mit Frankreich gefchloffen, ohne Abtretung 
irgend eined Landesftriches. — Nachdem aber die Franzofen Rom in 
eine Republif verwandelt hatten, und von Nelfon bei Abukir befiegt 
worden waren, drangen die Neapolitaner (23. Nov. 1798) für bie Her 
ftellung des Papftes in den Kirchenftaat ein. Aber fie wurden von dem Ge 
nerale Championet befiegt, der fi) darauf gegen Neapel wandtt, 
und, nach der Abreife Ferdinands 4 nach Palermo, das Königreich New 
pel (25. San. 1799) als parthenopeifhe Republik proclamitte, 
und dafelbft eine proviforifche Regierung einfegte. — Die Niederlagen 
der Franzofen in Oberitalien im Sahre 1799 nöthigten aber das far 
aöfifche Heer, Neapel zu verlaffen, wohin Ferdinand 4 (Jul. 1799) durch 
Nelfon zurhdgeführt ward. Er ſchloß (28. März 1801) zu Flormy ö— 
nen Frieden mit Frankreich, in welchem er auf Piombino und den Statt 
degli Prefidi verzichtete; auch unterzeichnete er, bei dem neuen Gontinen 
talfriege im Herbfte 1805, mit Napoleon einen m fü 
die Zeit diefes Krieges. 

Kurz darauf erfchien aber eine. ruffifch=englifche Flotte mit Lan 
bungötruppen vor Neapel, welche dem franzöfifchen Heere in Oberitalic 
in den Rüden fallen follten. Dies erbitterte Napoleon, fo daß er, nad 
bem mit Deftreih zu Preßburg (26. Dec. 1805) abgefchloffenen dr 
den, in einer Proclamation an fein Heer (27. Dec. 1805) erklärte: di 
Dynaſtie Bourbon habe aufgehoͤrt, in Neapel zu regieren. — Sein Bw 
der Sofeph ftand an der Spitze des Heeres, dad in Neapel einzig 
und Napoleon ernannte Joſeph (30. März 1806) zum Könige bei 
der Sicilien, ohne daß doch Sicilien erobert ward. Als aber Nu 
poleon feinen Bruder Joſeph (6. Sun. 1808) zum Könige vo! 
Spanien, und feinen Schwager, den bisherigen Großherzog von Ber: 
Soahim Murat, (15. Sul. 1808) zum Könige von Neapel ıı 
nannte; fo gab noch Joſeph, während feines Aufenthaltes zu Bayon 
bei dem Kaifer, dem Königreiche Neapel am 20. Juni 1808 eine neu 
Verfaffung, welche Napoleon zu Bayonne beftätigte. 


a) Verfaffung des nr. Neapel vom 20. Sun 


Sofepb Napoleon, König von Neapel und Sicilien, franzöfifcher => 
Großmwahlbherr des Reichs. Da Wir duch ein verfaffungsmäßiges Statut 
Grundfäge, welche die Monardhie regieren follen, zu heiligen wünfchen; fd bon 
Wir befchloffen und befchließen, wie folgt: 

Erfter Titel. 
Bon der Religion. 
Die Fatholifche, apoftolifche und römifche Religion iſt die Religion bes Staat 


Berfaffung vom 20. Juni 1808. 433 


Zweiter Titel. 
Bon der Krone. 


Die Krone von Neapel fol in der birecten, rechtmäßigen, männlichen Nach: 

fommenfchaft nach dem Rechte der Erftgeburt erblich feyn. J 
Dritter Titel. 
Von der Regentſchaft. 

1. Der Koͤnig iſt bis nach zuruͤckgelegtem achtzehnten Jahre minderjaͤhrig. 

2. Im Falle der Minderjaͤhrigkeit gehoͤrt die Krone von Rechtswegen der 
Koͤnigin, und im Falle, daß keine exiſtirt, demjenigen Prinzen des koͤniglichen Hau⸗ 
ſes, welcher von dem Kaiſer der Franzoſen, als dem Oberhaupt ber kaiſerl. Fami⸗ 
lie, erwaͤhlt werden wird; in Ermangelung eines Prinzen von der koͤniglichen Fa⸗ 
milie faͤlt die Wahl auf einen Eingebohrnen. 

3. Der Gehalt der Regenten beſteht in dem vierten Theile der Dotation der 
ont. 

4. Die Vormundſchaft des minderjährigen Königs gebührt feiner Mutter und 

in deren Ermangelung dem vom legten Könige ernannten Prinzen. 


Vierter Titel, 


Von der Dotation der Eöniglichen Familie und der Krone. 


1. Der erſtgebohrne Sohn des Königs führt den Titel Kronprinz. 
2. Die Mitglieder der Eöniglichen Bamilie find den Statuten der Faiferlichen 
Familie perfönlich unterworfen. . 
3. Die Einnahme der Krone befteht 
a) aus dem Ertrage ber königlichen Domainen in ihrem gegenwärtigen Bu: 


flande; 
b) aus einer jährlihen Summe von 1,3%0,000 Ducaten, welche monatlich 
zum zwölften Theile aus dem Öffentlichen Schage in den Eöniglichen 
Schas gezahlt werden. 
4. Das Witthum der Königin wird auf 120,000 Ducaten jährlich feftgefegt. 
5. Die Kinder des Königs, welche 18 Jahr alt find, erhalten ald Appanage 
eine jährlide Summe, nämlich der Kronprinz 100,000 Ducaten, bie anbern Prin- 
jen, feine Brüder, 60,000, und die Prinzeffinnen, feine Schweftern, 30,000 Duca⸗ 
ten. Eine Prinzeffin, welche ſich verheicathet, erhält einmal für allemal eine Mits 
gabe von 120,000 Ducaten. 
Fünfter Titel. 


Bon den Kronbeamten. 


1. Die Großbeamten der Krone find: ein Großalmofenier, ein Oberfammer- 
herr, ein Obermarſchall, ein Oberjägermeifter, ein Oberceremonienmeifter; fie behal- 
tn ihre Aemter Lebenslang. 

2. Die Kammerherren, Stallmeifter und Palaftpräfecte find Kronbeamte. 

3. Der Staat unterhält ald Garde für den König ein Eorps von 4000 Mann. 

Sechster Titel. se 
Vom Minifterium. 
1. Es find fieben Minifter: 
ein Minifter der Juſtiz und bes Gultus; 
ein Minifter der auswärtigen Angelegenheiten; 
ein Minifter des Innern : 
ein Sinanzminifler; 
ein Kriegs: und Seeminifter ; 
ein Minifter der allgemeinen Polizei. 

2. Ein Staatöfecretair, mit Minifterrang, contraftgnirt alle Acten. 

8, Jeder Minifter ift in feinem Fache verantwortlich für die Beobachtung 
ber Geſehe und Befehle des Könige. 


Siebenter Titel. 
Bom Staatsrathe. 


1 Es iſt ein Staatsrath, der wenigftens aus-26 und hoͤchſtens aus 36 Mit⸗ 
“rn zufammengefest ift. = 


\ 
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2. Er ift in vier, Sectionen geteilt: Fe 
| der Juſtiz und des Cultus, 

des Innern und det Polizei, 

der Finanzen, 

des Krieges und der Marine, 
(Die übrigen Anordnungen find denen in Frankreich aͤhnlich. Der Präfibent des 
Saffationshofes ift beftändiges Mitglied des Staatsraths. Die Verorbnungen de 
Königs Über Gegenftände, die für's Nationalparlament gehören, haben bis zu bei: 
ed Te Berfammlung Geſetzeskraft, fobald fie im Staatsrathe discutirt wor: 


Achter Titel, 
Vom Nationalparlament. 


1. Es wird ein Nationalparlament von 100 Mitgliedern beftehen, melde in 
5 Glaffen oder Bänke (Sedili) geheilt find, nämlich die Bank der Geiftlihkeit, 
die en des Adels, die Bank der Grundbefiger, die Bank der Gelehrten, die Banf 
ber Kaufleute. | 

2. Die Bank ber Geiftlichen wird aus 20 Erzbifhöffen, Biſchoͤffen und ans 
deren durch Frömmigkeit und Talente ausgezeichneten Geiftlichen beftehen. 

8. Die abelige Bank befteht aus 20 Perfonen mit Ziteln. 

4. Die Bank der Gutsbefiger (possidenti) beficht aus 20 Gutsbefigern. Die 
Bank der Gelehrten wird aus Mitgliedern ber Univerfitäten und Tribunale gebik 
det, welche um Wiſſenſchaften und Künfte ſich Verdienſte erworben haben, und bi 
flieht aud 20 Perfonen. Die Bank ber Kaufleute soird aus 20 Mitgliedern aus 
bem Kauf: und Handelsſtande beftehen. 

. Die Mitglieder der geiftlichen Bank find es auf Lebenslang, und koͤnnen 
= durch ie Urtheilsfpruch eines competenten Tribunals von ihren Verrichtungen 
entfernt werben. 

6: Die Adeligen müffen, wenn fie Mitglieber bes Parlaments feyn wollen, 
werigftens 10,000 Ducaten Einkünfte jaͤhrlich haben; ihre Ernennung ift auf ko 
enszeit. 
& 7. Die Grundeigenthuͤmer werben von ber Wahlcollegien ernannt. 
8. Es mird ein Collegium ber Grundbefiger in jedem Diftricte ſeyn, beffen 
nun nicht unter 200,000 Einwohner, und nicht über 300,000 ln 
9. Die Mitglieder diefes Gollegiums werden aus ben 200 am hoͤchſten br: 
fleuerten Grundbefigern des Diftricts genommen, und auf Lebenszeit ernannt. 

10. Die Gutsbefiger, Mitglieder des Parlaments, werben bet jeder Sigung 
neu ernannt. er 

11. Die Mitglieder der gelehrten Bank werden von dem Könige aus der Ihm 
von ben Akademieen, der Univerfität, dem Gaffationsgerihtshofe und den Appell 
ee Al a vorgelegten dreifachen Liſte auf Lebenszeit ernannt. 

2. Die Mitglieder der Bank der Kaufleute werben von dem Könige aus 
ben Som von den Collegien der Kaufleute übergebenen Liften ernannt. PER 

13. Es wird zu Neapel und in jeber der zchn vornehmften Städte bes Rei 
ein Collegium der Kaufleute feyn, welchen durchs Scrutin, nad) Mehrheit 
Stimmen, wählen. Die Mitglieder der Bank der Kaufleute werden bei jeder 
gung neu gewählt. 

14. Das Nationalparlament verfammelt ſich auf die Bufammenberufung 
Koͤnigs; es kann auf einen Befehl deffelben prorogirt ober aufgelöfet werden; 
verfammelt fich aber alle drei Jahre wenigftend einmal. 

Den Präfidenten ernennt ber Konig. | 

Die Sitzungen find geheim. | 

Die Meinungen werben weber gebrudt noch fonft verbreitet werben. 

Jede Belanntmahung oder Mittheilung, welche durch das Parlament ober 
nes feiner Glieder gefchähe, wird ald eine aufrührerifche Handlung — 

Die Vertheilung der Contributionen, u. ns im bürgerlih 
ober peinlichen Gefegbuche, im Auflagen: und zſyſtem, follen der Berat 
gungen bes Parlaments unterworfen werben. | - 


Neunter Titel. 
Von der Gerihtsverfaffung. 


Die Gerechtigkeit wird im Namen des Konigs durch die von ihm eingeſtht 
Gerichtspöäfe und Zribunale verwaltet. ⸗ iß 
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Friedensrichter, die ein Verſoͤhnungstribunal büben, Sicherheits 
Eciten, —— erſter Inftanz ‚» Appellationsgerichte und einen "Saffationehaf f 
dad ‘ganze Königreich. 
Dan Könige allein ſteht bas Begnadigungsrecht zu. 


Behnter Liter, 
Allgemeine Berfügungen. 


geer auf dem Gebiete des Koͤnigreichs gebohrne Menſch iſt Buͤrger. 

- Zum Genuß der Buͤrgerrechte werden zugelaſſen: die Fremden, welche 
ena wichtige Dienſte gefeifet haben ober leiſten werben, welche demfelben 343 
Talente oder Erfindungen zubringen, welche große Anſtalten darin bilden, oder wel 
or darin erwerben, wovon fie wenigftens 100 Ducaten Abgabe bezahlen. 

and kann bürgerliche Aemter verwalten, der nicht im Schoofe des Kö: 
—— gebohren iſt, oder, dem vorigen: Artikel gemäß, das Buͤrgerrecht darin ers 


orben hat. 
Di: Staat wird garantirt; bie Amortifationsrenten und Schulden find 
under 


Der öffentliche Schag ift von dem Kronſchatze verfchieden und getrennt. 

Den Director des Öffentlichen Schages ernennt der Königs; er ſchwoͤrt in deſ⸗ 
fen Hände, Feine ungerechte Verwendung ber öffentlichen Gelder zu dulden, und 
keine Auszahlung, bie nit dem, für die verfchiedenen Staatsausgaben eröffneten, 
Eredit gemäß iſt, zu autorifiren. 

Altes, was auf die Verwaltung von &icitien Bezug hat, foll durch ein — 
deres Statut angeordnet werden. 

So gegeben zu Bayonne den 20. Juni 1808, 

(unterzeihnet):e Jo ſeph. 
Wir Napoleon, von Gottes Gnaden Kaiſer der Franzoſen, König von — 
Fü er des Rheinbundes u. f. w, Da Unfer theurer und geliebter Bruder, der 
ofeph Napoleon, König von Neapel und Eicilien, das verfaffungsmäßige 
Hr welches der politifchen Gefesgebung des Königreichs beider Sicilien zur ' 
Grundlage dienen foll, Uns zur Genehmigung vorgelegt bat; fo genehmigen Wir 
nu. — und garantiren deſſen Vollziehung dem Souverain und den Voͤl⸗ 
er R 
So ee Te Unferem Eaiferlich koͤniglichen Palafte zu Bayonne, ben 20. 


Suni 1808 
(Unterzeihnet): Napoleon. 
Im Ramen des Kaifers 


Unterzeichnet): ber Staatsfecretale 
” TE Wort u | 


Obgleich diefe Verfaffung, nach Napoleond Willen, für Joachim 
Murat bindend feyn ſollte; fo trat-fie doch unter ihm nie ins wirkliche 
keben. Dies bezeugte, nady feiner Hinrichtung, fein vormaliger Minifter 
gar (Graf v. Mosburg), der ihm aus dem Großherzogthume 
nach Neapel gefolgt war. (Vergl. Allg. Zeit. 1817. N. 226. 

6.903) Agar bemühte fih, nach feiner Ankunft dafelbft, zuerſt die 
vom Könige Jo ſe ph und deſſen Minifter Roͤderer in großer Ber - 
wirrung gelaſſenen Finanzen in Ordnung zu bringen. Darauf —— er 
eine neue Verfaſſung vor, und erhielt vom Koͤnige den Auftrag, den 
Plan dazu auszuarbeiten. Allein die Veraͤnderlichleit des Königs, ber 
jeden Tag eine neue Einrichtung und ein neues Geſetz, im Ganzen aber, 
nach den Einflüfterungen feiner Schmeichler, roi absolu feyn wollte; 
der in der Meinung fand, eine Verfaſſung befchränte feine Macht, „und 
nicht einſah, daß eine Erbmonarchie nur dadurch beſtehen tam daß ſie ſich 
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nach feſten Geſetzen bewegt;“ fo wie bie Abneigung ber übrigen Mini- 
fier dagegen, ‚bewirkten, daß die Einführung der Verfaſſung immer auf⸗ 
geſchoben ward. — Erſt, nachdem Joachim: Murat im Jahre 1815 von 
den Deftreichern befiegt worden war, rief er Agar und fagte: Mon 
‚cher Comte Mosburg, faites une constitution. Die andern Mini 
fter, gebohrne Neapolitaner, drangen gleichfalls in Agar, ben Befehl des 
Königs zu erfüllen. „Es ift die legte Wohlthat, fagten fie, die Sie 
dem Lande erzeugen Eönnen. Iſt die Verfaffung da; fo find. wir ni 
leicht fo gluͤckuch, den neuen Herrſcher zu vermögen, daß er fie an 
nimmt." — So. arbeitete Agar auf dem Rüdzuge aus Pittelitaien 
nach Neapel die neue Berfaffung aus, und ald fie nach Neapel ka— 
men, unterzeichnete der König einen weißen Bogen Papier, und. verließ 
die Stadt, um fich einzufchiffen. Im verfammelten Staatörathe ward 
der von Agar gemachte Entwurf der Verfaffung, mit einigen, Heinen 
Abanderungen, angenommen; fie warb auf ben ſchon unterfchriebenen 
Bogen geichrieben, und in die Druderei gefandt. Nach ihrem Abdrude 
ward fie überall in der Stadt angefchlagen. — In 24 Stunden hielten 
die Deftreicher ihren Einzug, und das Volk von Neapel riß bie 
Publication herunter, und trat fie mit Füßen. — Diefe neo: 
politanifhe Berfaffung von Agar ift nirgends gebrudt 
erfchienen. | 





Während Joachim Napoleon in Neapel regierte, blieb Sici- 
lien bei der Dynaftie Bourbon, docy unter. brittifchem Schuge, welder 
aber der Föniglihen Familie fo drüdend ward, daß die Könfgin Caro: 
line im Jahre 1811 die Räumung der Inſel von den Britten verlangte. 
Dies veranlaßte den Lord Bentind nad London zu reifen, worauf er, 
nach feiner Wiederkehr, in Sicilien im Jahre 1812 eine, der brictifchen 
nachgebildete, Verfaſſung bekannt machte. iſ noch nirgends 
vollſtaͤndig abgedruckt erfchienen). 

In dieſer Verfaſſung wurden bie. PERS richt erliche 
und vollziehende Gewalt forgfältig: von ‚einander. getrennt. Die 
gefeggebende Gewalt ward ausfchließlich.dem ‚Parlamente, die voll 
ziehende dem Könige, und die richterliche den Richtern und Magiſtta— 
ten, mit völliger Unabhängigkeit von den beiden andern Gewalten, , beigelegt. 
Das Parlament ſollte allein. das Recht haben, Steuern aufzulegen, Die 
‚Öffentlichen Beamten waren dem Parlamente verantwortkid, und 
fonnten von ben beiden Kammern, gerichtet werden. Kein Sicilianer 
durfte verhaftet und befiraft werden, ald ‚nur auf dem . Wege des ge 
wöhnlichen Rechts und durch die vichterliche Gewalt: Alle Parlament 
ſchluͤſſe mußten, zu ihrer Gültigkeit, ‘die ‚Sanction. des Königs: erhalten 
befien Perfon zwar heilig und unverleglich war, deſſen Minifter.aber vom 
Parlamente zur. Rechenfchaft gezogen, gerichtet und. beftraft werben‘ font: 
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ten. Das. neue Parlament folte auß zwei: Kammern beftehen, 
der Paird und der Gemeinen, , Die Parlamentöglieber aber in ber 
Kammer der Paird follten nur jedes eine Stimme, nicht mehrere, nad) 
ber Menge der Befigungen, haben. Dem Könige fland das Recht zu, 
ein Parlament zufammen zu rufen, zu prorogiren und aufzuheben; doch 
mußte ee jedes Jahr eins verfammeln. — Die Feudalverfaf: 
fung hörte völlig auf, fo wie die Baronialgerichtöbarkeiten, und . 
deshalb auch alle Vortheile, Pflichten und, Laften, die mit dem Lehns⸗ 

bfleme zufammenbingen; nur blieb, den Familien vergönnt, die Feu⸗ 
yaltitel beizubehalten. — Jeder Steuervorfchlag ſollte allein von 
vr Kammer. der Gemeinen altögehen, und Fonnte von der Kammer der 
fitd nur angenommen > und verworfen, nicht aber verändert werben. 
He übrige Vorſchlaͤge aber Eonnten von einer der beiden Kammern ge: 


ut werben; bie andere hatte dann das Verwerfungsrecht. 


b) Grundzüge der Verfaſſung Siciliens vom Jahre 1812. 


Die Rammer der Pairs. warb gebildet aus ben geiftlichen und welt: 
hen Pairs, die bis dahin das Recht ‚hatten, im Parlamente, zu figen, Die 
dirde der weltlichen Pairs konnte nur buch Erbfolge auf einen andern übers 
‚werben, war alfo unveraͤußerlich. — 
Se Zahl der geiſtlichen Pairs (umſchließend die drei Erzbiſchoͤffe, die 7 
„den Archimandrit von Meſſina, der Großprior des Johanniterordens von 
fing, die Aebte 2c.) beſtand aus 61 Perſonen; die Zahl der weltlichen Pairs 
ie Bürften, Herzoge, Marquis und Barone des Koͤnigreichs umfchließend) betrug 
4 erfonen. Es waren alfo in allem in der Kammer der Pairs 185 Stimmen. 
od) fand dem Könige frei, jo viele meue. weltliche Paird zu ernennen, als er 
—* dafern ſie nur einen jener Titel und ein reines Einkommen von jaͤhrlichen 
Unzen (ungefähr ſoviel als Ducaten) beſitzen. Wuͤrden in Sicilien neue Biss 
mer erricgtet; fo follten ihre Befiger gleichfalls zur Pairſchaft gelangen. . 
Die Sammer der Gemeinen beftand — 
8) aus ben Repraͤſentanten der Bezirke, d. h. des Landes und der 
\ DOrtfhaften, fie mochten vorher dominial ober baronial geweſen feyn. 
Diie ganze Infel ward in 23 Bezirke getheilt, deren jeder zwei Repraͤ⸗ 
—.fentanten fendete; die Infel Lipari jedoh nur einen. * 
b) Aus den Repräfentanten ber Städte. Diejenigen Stäbte und 
Drtfchaften, welche wenigftens 18,000 Einwohner haben, fenden zwei; 
Beiome ſechs; Meffina und Gatania drei; alle übrige Städte und 
rtſchaften zwifchen 6000 — 18,000 Einwohner fenden einen Repräfen: 
fanten. Die Städte, welche unter 6000 Einwohner haben, find in 
ben Bezirken begriffen; noch ward aber ben Städten, welde bis 
dahin das Stimmenrecht hatten, daffelbe nicht genommen, fobald fie 
N” über 2000 Einwohner zählen. (Bei der Beftimmung ber Volks: 
menge ward die Schäsung von 1798 zum Grunde. gelegt.) _ 
Au den Repräfentanten der Univerfitäten. Die Univerfität 
bon Palermo fendete zwei, wegen verlornen Etimmenredhts in ber 
pen, das an ihren Abteien baftete, und die von Catania 
einen. 
Rad) diefem Maafftabe gehörten 15% Individuen zur Kammer ber Gemeinen. 
U Repräfentanten der Bezirke waren alle diejenigen in die Kammer ber Ge: 
fig, welche ein lebenslängliches Einfommen von jährlid 18 Unzen 
Li bemfelben Bezirke haben; für die Repräfentanten von Palermo aber 
nen jährliches Einkommen erfordert. , Die Repräfentanten aller uͤbri⸗ 
ae bepurften nur 18 Unzen Einkommens in derſelben Stadt oder Drt: 
ft. % x — alle diejenigen zu Repraͤſentanten erwaͤhlt werden, die in der 
a me von jährlich 50 unzen Einkünfte beſaßen, oder Zunft: und Ge— 
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werbömeifter mit Jährlich 9 Ungen Einkünften waren. Jeber sgebohtne Sicillaner, 
der diefen Bedingungen. Genüge,leiftere, war zu der Kamme rder Gemeinen zulaͤſſg⸗ 
Deagegen konnten in derſelben keinen Zutritt Haben: ° 7° 
| 1 au Fremde, welcher Ration fie auh wären; : :... 17% 
wer unter 20 Jahren ift; a ER. 
3) die in eine Griminalunterfuhung Verwickelten; Ei 
4) bein Mitglied der richterlichen Gewalt; ' no 
5) alle Subalternbeamte, und die, welche Königliche: Penfionen haben; 
6) alle Staatsfchulbner, was auch von den Daire el | 
:T)- Wer ein Amt vom Könige annimmt, verliert daburch feine Stelle in der 
Kammer ber Gemeinen ; es müßte denn ein —— — — 
Die Repraͤſentation der Kammer der Gemeinen kann hoͤchſtens vier Jahrt 
dauern; dann Yöfet fie ſich von ſelbſt auf, und die Wähler. muͤſſen 'zufammen-beru 
fen werden Der König eröffnet bas Parlament durch cine Rede, und ſchließt ode 
. prorogirt es perfönlid. In keiner Kammer findet eing Berfhieden 
heit des Ranges Statt. Die Stimmen iverben dadurch gegeben, bat ſih 
die bejahenden verhts, bie verneinenden links ftellen. Der König erwaͤhlt seinen, Prb: 
ſidenten ber Kammer der Pairs; bie Kammex der Gemeinen.erwädlt id 
ren -Präfidenten felbſt. Dir Präfident ſpricht im Namen ber Kammer, Tip 
beliberiren und. votiren/ proclamirt das Refultat der Stimmen, haͤlt die gutt 
Ordnung aufrecht, hat aber nur im Falle der Stimmengleichheit ein Votum 
Kein Mitglied. der richterlichen Gewalt darf gegen irgend. ein Mitglird det 
Kammern wegen deſſen, was ed im Parlamente gefaßt oder Zethan hat, gerichtlic 
verfahren, bei Verluft feines Amtes, zehnjähriger Verbannung atl 
eine Infel, und taufend 5 Geldſtrafe, — und der König kan 
foihen niemals Gnade gewähren, fo wie fie ſich nie mit Befehlen dus RE 
nigs entfchuldigen Fönnen. Die Kammern find deshalb ihre eigenen Richtet. 
Perfonen, die nicht zum Parlamente gehören, erhalten Zutritt durch 
— Jedes Mitglied kann im Parlamente nach Belieben Vorfchläge machen. Ei 
inbeffen über einen ſolchen Vorſchlag geftimmt wird, muß über ihn’ in drei ek 
gen berathichlagt worden feyn; Auch kann die Kammer ſich in eine geheime Ge 
mitoͤ umbilden, und Verbefferungen am Vorſchlage anbringen. Wird ein Vorſc 
von einer Kammer verworfen 5; fo kann er nur in einer Sitzung des folgenden. 
res wieder aufgenommen werben. Steuer: und Abgabenvorſchlaͤge bürfen nur 
‚der Kammer ber Gemeinen ausgehen; fo wie alle Vorfchläge, die der Pat 
nachtheifig werben Könnten, blos von der Kammer ber Pairs. In’ beiden‘ 
kann die andere Kammer nichts ändern, fondern nur zuftimmen, ober verkirfl 
Der König barf von ſchwebenden Vorfchlägen Feine Kenntniß nehmen, noch fid 
in Yarlamentöverhandlungen mifchen, fonbern diefen erft dann, wenn über fir # 
ſtimmt ift, fein Placet oder Beto ertheilen. Eben fo wenig darf ſich eine Kam 
mer in die Worfchläge mifchen, die im der andern ſchweben; doch koͤnnen ſich dub 
buch Ausfhüffe über ftreitige Puncte in Verſtaͤndniß fegen. Zur Woltzäpligkeit Di 
Pairskammer müffen wenigftens 30, und zur Vollgähligkeit der Kammer der & 
meinen wenigftens 60 Mitglieder gegenwärtig fenn. Beide. Kammern haben d 
Recht, jeden, der fie befeidigt, zu verhaften, und muß der Schuldige vor Abſchli 
ßung des Patlaments der richterlichen Gewalt uͤbergeben werden. { 
Wahl der Gemeinen. Der Capitan d’arme jedes Bezirkes und ber CM 
tano Giuftiziere jeder Stadt oder repräfentationsfähigen Ortfchaft forbern dur 
Anſchlaͤge alle diejenigen auf, weldhe den Gapitan ber Commune und drei 
gliedern des Conſiglio civico das es Einkommen von 18 Unzen deiweifen it 
nen, fih zur Wahl ihrer Repräfentanten zu vereinigen. Diefe drei Mitglem 
ein Ausſchuß des Configlio civico, heißen Sauittinatoren. Auch die Curati iM 
Arcipreti fordern mündlih die Wähler ihrer Parochieen auf. Diefelben Perſch 
machen von ihren Wählern eine Liſte, und übergeben fie dem Capitan und den d 
Suuittinatoren ihres Ortes, welche hierauf unterfuchen, ob die Wähler wirlic 
zum Wahlrechte erforderlichen Eigenſchaften befigen, und ftellen biefen hiert 
Gertificat aus. Nachdem hierauf der Capitan der Ortſchaft den Befehl zut 
vom Protondtar des Neiches erhalten, läßt er durch einen Öffentlichen er! 
Wahl ankündigen, und die Wähler müffen fidy binnen drei Tagen wieberdge Mi 
Sapitan und den Squittinatoren einfinden, und ihe Wahlrecht aufs nent 
nen laffen; auch werden Liften der Gandidaten oder Prätenbenten zur Rep 
tion Öffentlich angefchlagen. Im Augenblide der Wahl r In bie‘ | 
durch zwei Gertificate ihr Wahlrecht vor dem Gapitan and ben: Sawittinator! 


‘ 
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Nachdem die Deputirten ber Commune gewählt find, begeben ſich die Wähler nach 
bem Hauptorte des Bezirkes, um die Repräfentanten des Bezirkes zu wählen, wel: 
che beide Wahlen unter ber Aufſicht des Capitan d’Arme und Kapitano Giuftiziere 
und ber drei Equittinatoren geſchehen. Cie geben Acht auf die Stimmenfammlung, 
welche der Maeftro:Notaro veranftaltet. Diefe haben das Verzeichniß der Wähler 
vor fih, und ift das Zeichen zur Stimmengebung ertheilt; fo treten die Wähler, 
einer mach dem andern, zur Zribune, auf welcher die Auffeher ber Wahl figen, 
beran, und fagen mit lauter Stimme ben Namen ihres Erwählten. Die Wahl 
darf hoͤchſtens drei Tage dauern, hierauf werben bie Stimmen der Ganbidaten ger 

hit, und die Erwählten erhalten vom Gapitan, ben Squittinatoren, dem ganzen 


onfiglio civico und dem Maẽſtro Notaro ein Gertificat. Ob die erwählten Gan-- 


didaten zur Kammer der Gemeinen zuläßügifeyen, wird nit von dem Gapitan 
und-den Squittinatoren, fondern von dem J———— des Reiches und der Kam⸗ 
mer der Gemeinen ſelbſt unterſucht. Uebrigens aber muͤſſen die Wähler alle diejes 
nigen Eigenſchaften, mit Ausnahme der jährlichen Einnahme, befigen, welche von 
ben zur Kammer der Gemeinen Zuläßigen gefordert werden. In biefe Wahl ber 
Gemeinen darf ſich kein Pair, kein Beamter, oder wer fonft von der Krone abhän- 
gig ift, mifchen, bei Strafe der Gaffation und 200 Unzen Geldftrafe. . Die Eandi- 
daten dürfen den Wählern Feine Fefte oder fonftige Emolumente geben, bei 200 
Ungen Strafe und Ausflug. von der Wahl: In dem Orte, wo gewählt wirb, 
dürfen Feine Eruppen liegen. Die gewöhnliche Garnifon entfernt fi, nur 
fo viel zurücklaffend, als der tägliche Dienft nöthig macht, zwei Tage vor Anfange 
der Wahl zwei Miglien weit von dem Wahlorte, und kehrt erft zwei Tage nach 
beendigter Wahl dahin zurüd. 


Einzelne organifhe Befege des Parlaments. 


1. Einheit, Rechte und Pflichten des ficilianifhen Bürgers. 
Nur gebohrne Sicilianer und deren Söhne können als ficilianifche Buͤrger betrach⸗ 
tet werden. Jeder ficilianifche Bürger hat unumfhränkte Erlaubniß, über 
jeden politifhen Gegenftand zu reden, fih über ihm gefhehene 
Ungerechtigteiten zu beflagen, ohne die rihterlihe Gewalt, An— 
geberei, Spione, oder irgend eine Rehenfhaft zu fürdten Wer 
indeg aufrührerifche Complotte gebildet zu haben überführt wird, foll der Strenge 
der Gefege unterworfen feyn. Seber Sicilianer hat ferner das Recht, ſich jegli: 
her Gewalt, die nicht von den Gefegen anerfanntift, zu wider- 
ſetzen; desgleichen Tann er nicht beftraft werden, als nur Eraft eines vorher pro⸗ 
mulgirten Gefegeg. \— Jeder Sicilianer. it durchaus Herr feines Landeigenthumsg, 
und darf in demfelben keine fremde Vorbehalte und Rechte, weder des Königs, noch 
anderer Herren, als 3. B. Jagden, leiden; und weder das Aerarium, noch Kirchen 
und Sommunitäten, ober fonftige Gorporationen Eönnen irgend eim Privilegium 
oder eine Prärogative befigen, fondern alles und jedes wird nad) denſelben Gefegen 
verhandelt und gerichtet, und hören alle befondere Unterfchiede hiermit auf. Jeder 
ſicilianiſche Bürger wird als Mitglied der gefeggebenben Gewalt bes 
trachtet, muß aber bie Verfaffung anerkennen, und, wenn er Einfluß auf bie 
Sefepgebung haben will, lefen und fhreiben fönnen, und wirb hierzu ein Zeit: 
raum von 18 Jahren verftattet, fo daß ‘1830 kein Sicilianer, ber nicht lefen und 


ſchreiben kann, Wähler feyn darf. Eben fo fol fein Sicilianer, der nicht bafür 


forgt, daß feine Kinder vaccinirt werden, Antheil an ber gefeggebenden Gewalt 
haben *). Kein Sicilianer kann, ohne Erlaubniß des Königs, in auswärtige Kriegs⸗ 


bienfte gehen, und erhält er fies fo darf er gleichwohl niemals die Waffen gegen 


fin Vaterland führen. Keinesweges kann der König einen Sicilianer nöthigen, in 
der Föniglichen Land: ober Seemacht zu bienen. x 

2./ Bon der Keudalverfaffung. Da biefelbe völlig aufhört; fo 
find fich alte ficiliawifhe Bürger an Reht und Stand glei, und 
tinerlei Gefegen unterworfen. Alle Baronialgerichtsbarkeiten hören von 
dieſem Augenblicke, ohne alle Entfhädigung, aufs dagegen aber find auch 
die Barone aller Laften der Privatjurisdictionen entbumben, als der Verantwort⸗ 
lichleit für Diebftahl, der Inftandhaltung der Gefängniffe u. f. w. Nur die, durch 
daB Gefeg beftimmte, meue richterliche Gewalt gilt fortan. Alles, was am Feudal⸗ 
wiſen haftet, ald der Kriegsdienft, Juveſtitur, Relais, Debolutionen an ben Yiscus 


ind dergleichen , hört auf, und die früheren Feuda find nun Allobien 


*) Diefem Gefege ertheilte der König das Veto. 


‘ 
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jeglidden Befigers geworden. Nur die Zitel Fönnen, um bes Anftandes 
willen, den Baronialfamilien verbleiben. — Die Frohn dienſte, die blos von den 
berrfchaftlichen Prärogativen abhingen, als die Verpflichtungen, die Probucte des 
Barons y verfahren, und alle perfönliche Dienftleiftungen Hören hiermit, ohne 
Entfhäbigung, auf. Desgleihen alle Prohibitiv » und Privatrechte der Bas 
zone; 4 DB. daß die Bürger ſich feiner andern Keltern, Badöfen, Mühlen, Schen: 
ten, Wirthshäufer, Läden und Kaufpläze, ald nur der der Barone bedienen, Eh: 
waaren und Getränke nur in der Taverne des Barons verkaufen durften, hören 
ohne Entfchädigung auf. Solche herrfchaftliche Rechte Hingegen, welche von ei: 
nem VBertrage herruͤhren, follen bei ihrer Abfchaffung entfhädigt wer: 
den. Alles dies gilt auch von den ‚herrfchaftlichen Rechten der koͤniglichen Segre— 
zieen und Univerfitäten; und alle ſolche Rechte, im Kalle fie der Entfchädigung un: 
terworfen find, können von ber Gontitiune oder den Individuen, gegen bie fie aus« 
geübt wurben, abgelöfet werden. Dagegen bleiben alle Rechte der Barone, bit 
auf ihrem Boden haften. Eben fo aber hören alle bürgerliche Vorrechte Fi 
gen bie Ländereien der Barone: als das Holzfällen, Weiden, Eichelnfammeln, Säen 
und bergleichen, ohne alle Entfhädigung auf, fo wie gleichfalls die bürgerlichen Bor: 
rechte, die am Eigenthume oder Vertrag haften, entfchäbigt werden, auf alle Fälle 
aber ablösbar find. iR 

. Bon den Ridbeicommiffen. Alle Fibeicommiffe und Subftitutionen, 
fie mögen feyn, weldye fie wollen, hören auf, und jeder Eann frei über feine Be 
Ar eu. und walten. Indeß leidet dieſe Sreiheit bei den Pairs folgende 

ränfung: 

Die gegenwärtigen Pairs müffen den vierten Theil aller ihrer Güter als De: 
tation für die Pairfchaft, welche als unveraͤußerlich erklärt wird, aufbewahren, und 
diefes Viertheil gehört nicht als Eigenthum den Familien, fondern ift das Erbtheil 
ber Pairſchaft, bie durch Succeffion forterbt, nad Art eines Majorats *). 

ı 4, Ueber bie Pregfreiheit. Jeder hat das Recht, ohne Genfur zu 
ſchreiben und zu druden, was er irgend will; nur bleiben die Schriften, welde 
von der Religion handeln, einer vorläufigen Genfur der Geiſtlichkeit unterwor 
fen, Berner, foll e8 ein Verbrechen feyn, Schriften zu publiciren, welche etwas ge: 
gen: die xömiich = Fatholifch «apoftolifche Religion, gegen ben König, welcher ‚für un 
verleglich erklärt it, gegen ein. Individuum ber Eöniglihen Familie, gegen die 
Grundlage der Verfaffung, d. h. gegen die Trennung ber Gewalten, gegen bie Ein 
theilung bes Parlaments in zwei Kammern, gegen. das Recht der Kammer ber Ge: 
meinen, allein Steuervorfchläge zu machen, gegen das Recht des Parlaments, bie 
Öffentlichen Beamten zur Rechenſchaft zu ziehen, und gegen das Recht jedes Sick 
lianers, nur durch die richterliche Gewalt verhaftet und beftraft zu werben, enthal: 
sen. Eben fo verbrecheriſch find Schriften, welche direct zum Ungehorfam gegen 
die Geſetze auffordern und verläumberifchen Inhalts find. Der Verleger muß zwar 
feinen Namen, den Drudort und das Drudjahr angeben, nicht aber gerade den 
Namen des Berfaffers, dafern es nicht die richterlihe Gewalt verlangt. 


Der König, oder die ausuͤbende Gewalt. 

Im alle, daß ein Mangel rechtmäßiger Erben in ber ‚jegigen Königlichen Fa 
milie einträte, hat die Nation bag Recht, ihren König zu wählen; bie 
fer muß fich aber den Vorſchriften fügen, welche die Nation ihm machen wird. IR 
der erwaͤhlte König von einer fremden Familie; fo muß er ein nachgebohrner Prinz 
und darf nie ein Souverdin feyn. Der König von Sicilien darf unter feinem Bor 
wand fi aus Sicilien entfernen, ohne Beiftimmung des Parlaments. Thut er 
dies, ober bleibt er länger aus, als ber Urlaub des Parlaments verftattet; fo it 
der Thron erledigt, und wird durch bie Nachfolge, oder durch die Wahl ber Nation 
befegt. Der König kann niemals, um irgend eines andern Vortheils willen, dem 
Throne von Sicilien entfagen, etwa zu Gunften eines andern: Fürften; und jeder 
ſoicher Act des. Königs wird hierdurch für null und nichtig erklärt. Dafern der 
König das Reich von Neapel wieder erlangt, ober irgend ein anders acquirietz ſo 
fol er entweder dahin feinen Erftgebohrnen ſchicken, oder diefem in Gicilien feinen 
Thron einräumen; benn die Nation erliärt fih von heute an für un‘ 
abhängig vom Königreihe Neapel. Der Iegitime Nachfolger als König 
muß ſich innerhalb zweier. Donate vom Parlamente anerkennen laffen, und dem 


Der König billigte diefe Reform der Fibelcommiffe nicht, fondern verlangtt 
eine, welche der brittifchen Werfaffung ganz angemeffen wäre. 
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Eid leiften und annehmen. Wäre der König minderjährig, oder unfähig zu regie⸗ 
ven, oder traͤte ein aͤhnlicher Fall ein; fo-erwählt das Parlament einen Regenten. 
Eigenthuͤmliche Rechte des Königs find: 
1) die ſicilianiſche Natiom bei auswärtigen Mächten zu repräfentiren ; 
2) * denſelben zu unterhandeln, nur nicht gegen die ſicilianiſche ‚Ver: 
faſſung; ! J 
3) Krieg und Frieden zu ſchließen; | 
4) fih einen Gabinetsrath und alle Staatsräthe zu wählen; nur mäffen 
alle gebohrne Sicilianer feyn. Der Gabinetsrath foll aus vier Staats⸗— 
fecretairen und wenigſtens zwei Raͤthen, nie aber aus mehr benn zwölf 
Perſonen im Ganzen beftehen; und Ge. Maj. :ift verbunden, in allen 
wichtigen Angelegenheiten, befonbers über Krieg, Frieden oder Verträge, 
die Meinung Ihres Gabinetsrathes zu vernehmen. Das Parlament dage⸗ 
gen hat das Recht, Über jeben Act der ausübenden Gewalt Auskunft und 
Nechenfchaft zu fordern, die Minifter und Räthe des Königs zu beftras 
fen, fobald fie dem Intereffe der Nation entgegen gehandelt habenz 
5) der König hat das Recht, Münzen zu prägen, ohne jedoch das Gewicht 
derfelben zu ändern; " | 
6) er ift alleiniger Generaliffimug aller Macht zu Waffer und zu Landez 
7) alle Aemter und Ehrenftellen im Militair und Civil, desgleichen die geifte 
lichen Würden, vergiebe der König, aber nur. an. Sicilianer; % 
8).er Tann, ‚mit Beiftimmung des Parlaments, neue Gorporationen bilden 
9) er ſteht allen öffentlichen Anftatten vor, als Gandlen, Straßen u. ſ. w.; 
10) er hat das nn nur dann nicht, wenn der Schuldige ges 
gen die Verfaſſung gefündigt hatz 
11) er fordert Rehenfihaft von den Dienern ber ausübenden Gewalt; 
12) ee läßt die Urtheilsſpruͤche der richterlichen Gewalt ausführen. 


Obgleich indeß der König Generaliffimus iſt; fo kann er dennoch Feine fremben 
Zruppen, weder zu Waffer noch zu Lande, in Sicilien ohne Erlaubniß des Parlar 
ments halten, noch einen Eicklianer zum Kriegsdienfte zwingen. — Der König, 
mit Hülfe des Finanzrathes und des Minifters, verwaltet das Nationaleintomme 
und zwar gefchicht dies folgendermaßen: Der Chef des Ganzen ift der Finanzmini— 
fer; unter ihm ftehen vier Großfämmerer und vier Vicekaͤmmerer, ein Treforiere 
generale, ein Confervatore generale, ein Avvocato, ein Procuratore des Aerars, 
dreiundzwanzig Geheimeräthe, dreiundzwanzig Proconfervatoren tınd ein Profegreto 
(Bicegeheimerrath) in jeder beiliegenden Infel und jeder Ortſchaft, die nit Haupts 
fadt eines Bezirkes iſt. Zwei Großkaͤmmerer haben jeder acht, der drifte fieben 
Bezirke, ſammt den Infeln; zur Finanzverwaltung; der vierte Großfämmerer hat 
das Gefchäft, die Staatsfchulbner zu befriedigen; ve ftehen die vier Vicefämmerer 
bei. Der Finanzrath befteht aus den vier Großfämmerern und dem Staatsſecre⸗ 
tair, als Präfiventen; dabei ift ein Vicefämmerer als Secretair gegenwärtig. Der 
Ireforiere generale ift Staatscaſſirer. In feinem Namen wird alles aus: und eins 


geahlt auf Rechnung des Staates. Die geheimen Räthe der Bezirke verwalten in. 


denfelben alte Einkünfte des Aerariums unter dem Befehle der Großfämmerer. Alle 
Zahlungen an das Aerarium follen durch die Beamten von Palermo und Meffina 
geleiftet werden.‘ Alte diefe Öffentlichen Beamten haben Feine firirte Befoldung, fon⸗ 
dern unter fie werden fünf-Procent aller Summen, die fie für Rechnung bes 
Lerariums eincaffiren, nach Rang und Verdienſt vertheilt. Die Bücher biefer 
Beamten ſtehen zur Öffentlichen Einfiht offen. Der Finanzminifter 
wird jedes Jahr dem Parlamente eine — der Einnahme und Ausgabe des Ae⸗ 
rariums vorlegen, und, im Falle ſchlechter Verwaltung, vom Parlamente beſtraft 
werden, Die Finanzrechnungen aber muͤſſen zuvoͤrderſt, um des Verſtaͤndniſſes und 
der Satisfaction des Volkes willen, Öffentlih gedrudt werden. Dieſe und 
ale Aemter, geiftlihe, weltliche und militairifche, koͤnnen nur an Gicilianer 
bergeben werben. Hohe Generalämter und Commandaturen zu Waffer und zu 
‚Sande können Zremde nur mit Erlaubniß des Parlaments bekleiden. Die Naturar 
Ifation kann einem Fremden nur vom Parlamente ertheilt werden; allein erft bie 
— des Naturalifirten dürfen ſicilianiſche Aemter und geiſtliche Wuͤrden be: 
ti 


Die Magiſtrate, oder die richterliche Gewalt. 


Bon nun an find alle beſondere Gerichtsbarkeiten oder Fora aufgehoben, und 


die richterliche Gewalt haftet, unabhängig von ber gefeggebenden und ausübende: 


— 
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an den durch die Verfaffung verordneten Magiftraten und Richtern Die Urteile‘ 
der richterlichen Gewalt werden im Namen des Königs vollzogen; bie urthe— 
ſpruͤche felbft aber müffen fi auf einen neu zu faffenden ‚; italienifch ;orfchriehenen, 
Eoder gründen, und, wenn diefer nicht ausreicht, muß fich- die wichtliche "Gewalt m 
die geſetzgebende, d. h. and Parlament wenden, ſawohl in Eivil⸗ als Erimindlis 
— den. Die Sury wird ganz nad) englifher Sitte eingeführt. Filth 
GCrimihalſachen eine Gentenz losſprechend aus, fo ift-fie inappellabel; verbamm 
/ fo Tann fie einer neuen Prüfung unterworfen werben, nad; engliihem B 
Nach dem, was über die Freiheit der ficilianifchen Bürger oben gefagt iſt, 
es fich von felbft, daß alle Berhaftungen de mandato prineipia ete. aufhören, au 
wer eine bergleihen ausführen: hilft, verliert fein Amt, wenn ex eins bat, wird 
verbannt und bezahlt 1000 Unzen Strafe, ohne daß der König ihn beanabigm 
kann. Kein Magiftrat.ober Richter darf ohne Anklage gegen: irgend jemamd 
gerihtlicd, verfahren, außer bei Verbrechen Jaesae majestatis divinae et humanıs, 
ferner gegen Aufruhr, Zobtfhlag, Mordbrennerei, Gewaltraub und Münze 
fdung. | Bur Verhaftung des Angeklagten darf Militairmadjt nicht cher angewandt 
werden, als bis es bie richterliche Gewalt verlangt; besgleichen kann jene mie 
das Volk gebraucht werden, als nur im Falle eines Aufruhrs. Birmen 24 
ben muß ber Verhaftete die Urſache und alle Umftände feines Arreftes erfahr und 
verhoͤrt werben; er kann verlangen, daß ſeine Sache ſogleich vor den 
ribunal gerichtet: werdez auch ſteht frei, hinlaͤngliche Buͤrgſchaft Ian, 
mb’ bis zur Entſcheidung der Sache frei: zu bleiben. Nie ſoll bei Criminal 
die Kortur angewandt werben. — Der neue Goder wird, nach dem Mufter Ur 
engliſchen Habeas - Corpus- Acte, die Bälle beftimmen, in welchen, und auf welt 
Weife jemand verhaftet oder conftituirt werden Eann, — Keiner kann Richter au 
Magiftratsperfon feyn, der nicht ein Hebohrner Sicilianer, wenigftens 30 Jahre all 
als rechtfchaffener Mann bekannt und von einer der beiden Univerfitäten promauit 
iſt; ferner, wenn er nicht bie Einnahme eines Wählers hat; und niemals d 
fie, die Friedensrichter ausgenommen, noch andere Aemter bekleiden.. — Das 
zeihniß aller Magiftrate des Reiches iſt folgendes: die Gapitani Giuftigien, 
apitani d'Arme, die Friedensrichter, die Richter der erſten Inſtanz, der zn 
ſtanz, die Pobefta der Infeln oder Nichter der erften Inftanz, die Bezirkanie 
nale, zwei Zribunale dritter Zuftanz, eins in Meſſina, das andere in Catar 
Gaffationstribunal, der hohe Gerichtshof des Parlaments, der hohe Gericht 
» Pairs, die Ourie ecclesiastiche, die Magiftrati di Commercioe, die Del 
Ionarchia, la suprema diputazione di salute pubblica, ber Protonotar 
ches und fein Rath. Im jeder Ortſchaft befindet fi) ein Gapitano Giufh i 
jedem Bezirke ein Capitan d'Arme; fie verhaften die Angeklagten, führen bie Dr 
fehle der Magiftrate aus, und halten die gute Ordnung aufrecht, Die Cap 
d’Arme ‚haben ordentlihen Sold und haften für die Diebftähle, melde in em 
Bezirke begangen werden, Die Triedensrichter urtheilen über unbedeutende Sage 
und ſuchen zugleih Streitigkeiten beigulegen. In jeder Stadt und, Ortfihaft une 
18,000 Einwohnern ift ein Friedensridhter, in den übrigen zwei,. in. Game 
und Meffina vier, in Palermo ſechs. In jeder Stadt von 3000 E 
‚ wird ein Richter exfter, und ein anderer zweiter Inſtanz ſehnz fie entfcheiben a 
in beiden Inftangen, und in Städten von 8000 Einwohnern aud) in Appellation = 
Civilſachen, die nicht über 60 Unzen Werth haben. In allen Städten unter IE 
Einwohnern ift ein Richter erfter Inftang, der über 10 Unzen — entſchei 
zur zweiten Inſtanz gelangen die Sachen an bie Bezirksrichter erſter Juſtan 
den Bezirken und parlamentsfähigen Städten werben Zribunale errichtet, aus Ir 
Richtern beftehbend. Diefe Bezivkstribunale entfcheiden alle Sachen ihrer Bas 
und Städte in erfter Inſtanz. Die Podefta der Infeln verwalten diefelben DW 


auf ihren Inſeln als Richter erfter Inftang. — Es werden fünf Oberappellahion® 





zu 





















\., 2% 7 
+ ja 









tribunale errichtet, davon drei in Palermo, die Übrigen beiden in 
Gatania refidirenz jedes beftcht aus drei Richtern und, vier. Präfidbenten. © 
und Meffina erhalten, jede Stadt, ein Tribunal dritter Inftanz, aus Achtung % 
gen die Städte, bezahlen fie aber aud) aus ihren Mitteln. — Das Gaffatio 
nal in Palermo beftcht aus fünf Richtern und einem Präfibentenz; es entiam" 
ohne weitere Appellation, annullirt bie Urtheilsfprüdye aller untern Zrıbun e- 
Richter, wacht über bie Regalität der Arrefte, und entfcheidet peremtorifch über 
Zuläffigkeit der Nichter und Zribunale. Es ift das Höchfte Gericht bes MUT 
und wird über fchwicrige Puncte vom. Parlamente befragt. Alle biefe neuem wi: 
giſtrate und Tribunale haben ihre eigenen Unterbeamten, dagegen hoͤren 





Grundzüge der Verfaſſung vom Jahre 181. 44: 


Stadt» unb Arıfieraubitorinte Und bergleihen auf, fo wie alle andere Bora, ‚mit 
Ausnahme eines geiftlichen Forums für die Spiritualia, -und_ eines militairifchen 
Forums, welches ſich aber blos auf reine Milttairfachen und Vergehen erftredt, bie 
im Bezirke der Quartiere, der Feſtungen, am. Bord ber Schiffe u. f. w. begangen 
worden find; .fo werden auch Sadıen,. bie blos Landbau, Handwerke und dergleichen 
betreffen, von Landbauern und Handwerfern gerichtet. Die Tribunale der 
Bezirke und privilegirten Städte müffen alle drei Jahre ihren Sitz wechſeln. Die 
Magiftrati di en. bleiben. in ber alten Verfaſſung. Der Wirkungskreis der 
übrigen Gerichtshäfe, als der Pair, des Parlaments u. f. w. wird der neue Codex 
beſtimmen. Die weitlichen Pas follen, wie die engliſche Form es mit ſich bringt; 
von der Kammer dev, Pairs gerichtet: werden. Berner werben hiermit in allen Dr 
(haften und Städten der Infeln fogenannte Configli civici und Magiftrature mus 
mieipali errichtet/ aus alten den Perſonen, welche das Recht haben, zur Wahl ber 
YarlamentöglieberFihre Stimmen zu gebens nur müflen fie das Bürgerrecht. ber 
—— Jedoch darf ein ſolches Conſiglio civico nicht uͤber 60 und 
nicht unter BO Mitglieder Haben; — und ſendet die Commun mehr als einen Res 
praͤſintanten; fo. waͤchſet die Anzahl. der Mitglieder fün jeden Repraͤſentanten um 
sehn. — Der Wirkungskreis dieſer Conſigli civici iſt folgender: Sie verhandeln 
überhaupt die Geſchaͤfte und Öffentlichen Angelegenheften, welche die Communen als 
ſolche intereffiren, als z. B. die Taxe der Lebendmftteh; allein ſie daͤrfen nicht, ohne 
die Autorität der Parlaments, Auflagen einrichten und gehpungenE Anleihen mas 
hen, noch weniger ‘irgend ‚Privilegien und Vorrechte ertheilen, bie die freie Eircu⸗ 
lation der? Producte hindern und das heilige Recht des Eigenthums verlegen, Nur 
in folgenden Faͤllen iſt es ihnen erlaubt, gezwungene Anleihen zu machen; bei Hun⸗ 
geränoth VI Heurung,, Brand, Ueberfihdenmung, Peft, Erdbeben, Anlandung det 
Seeräuber; jedody kann ſich hernach jedes gravitte Individuum beim Parlamente 
heſchweren. Jede Commune muß für ihre Vorraͤthe durch ein Peculio ſorgen, wel⸗ 
chie die Mitglieder der Commune, durch eine Auflage-vor fuͤnf Procent auf das 
Grundeigentgum nad) der Anordnung des Parlaments von 1810, Aufainmenbringen 
müffen. Ferner hat das Configlio civico die Obliegenheit, Mittel vorzuſchlagen, 
mie man aller Nothburft der Commune begegnen Eönne, die Einkünfte und Ausgas 
bin der Conimun zu verwalten, die Municipalmagiftrate: zu exwaͤhlen, die Rechnum 
gen derfelben jährlich zu revidiren, und, im guten Sale, fie Öffentlich zu approbis 
vn Dieſe Prüfung geſchieht durch fünf. - Mitglieder : des Gonfiglio civico; im 
Idimmen Kalle, wird: der richterlichen Gewalt eine Anklage gegen den Municipal 
magiftrat überreicht. Diefes Conſiglio civico verfammelt fi, regelmäßig alle Mor 
matt einmal, außerorbentlid) aber, fo oft es der Mumicipalmagiftrat verlangt. Der 
Capitano Giuſtiziere hat das Recht, das Conſiglio civico zuſammen zu rufen, darin 
den Vorſitz zu fuͤhren, und, im Falle der Stimmengleichheit, durch eine zweite 
Stimme den Ausſchlag zu geben. Die Rechnungen des Municipalmagiſtrats muͤſ⸗ 
fen gedruckt werden, und jedem zur, Einſicht offen ſtehen. Die Obliegenheiten des 
Nunicipalmagiſtrats ſind folgende; er ſtellt unmittelbar die Commun vor, traͤgt 
füs das öffentliche Befte Sorge, erwaͤhlt die Subalternbeamten der Commun; ver: 
waltet alle: Einkünfte -derfelben, und führt alle Beichlüffe des Conſiglio eivico aus, 
infofern fie fich auf. die Lebensmittel beziehen. Keine Autorität hat fich in bie 
Operationen des Sonfiglio civico ober bes Municipalmagiftrats zu miſchen; indeß 
dam ſich jeder Bürger bei der richterlihen Gewalt befchweren. Die Ein- und 
Ausfuhr aller Waaren ift innerhalb der Grenzen des Reiches durchaus frei, und 
kein Magiſtrat oder fonftige Autorität kann die freie Girculation unter irgend eis 
nem Borwande verhindern; deshalb hören auch alle innere Zölle und 
und Actiſen gänzlid auf. 

Das Parlament bietet demjenigen einen Preid von 400 Unzen an, welcher den 
beften Plan für die Öffentlichen Stubien- einreicht; die befte Art und Weiſe angiebt, 
auf welche man der Nation die Erinnerung an bie neue Verfaffung unauslöfchlich 
tinprägen koͤnne; eine beffere Methode und gänzliche Reform aller Schulen und 
Seminarien des geiftlichen und Laienftandes und dev Erziehung beider Gefchlechter 
** und endlich eine beſſere Einrichtung der Civii⸗ und Militairakademien 

gt. ’ 


‚ Durch diefen Einfluß der Britten auf bie innern Angelegenheiten. 
Siciliens ward aber der Hof fo beleidigt, daß die Königin über @ 
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444 Neapel und Sicilien.. ._ If 
ftantinopel nach Wien ging, und der König’ Ferdinand (16: Ian. 18 | 
bie Regierung niederlegte, und fie feinem Sohne Franz PR 
teug. Diefer fah ſich genöthigt, den Lord Bentinck zum Oberbefehlähnr 
ber aller ficilifchen Truppen zu ernennen, und bie von Großbrit am “ei 
vorgefchriebene Verfaſſung anzuerkennen. ‚rl 
Allein nach Napoleons Sturze übernahm (2 Sul, 1814) 
nand 4 die Regierung von neuem, und hob am 23. Zul, dien 
England vorgefhriebene Verfaſſung, zügleich mit dem bi a 
rigen. ficilifchen Parlamente, auf. — Noch behauptete fi Murat 
Neapel. Doc) ald er, bei Napoleond Wiedererfcheinen in Frankreich (2 
1815) für deſſen Sache ſich erklärte; fo ward er von den Deftrd 
befiegt, und müßte Neapel verlaffen.. Der 104. Art. ber Wiener 4 
Örefact gab darauf Neapel an Ferdinand 4 zuruͤck. — 
Bevor aber dieſer im Mai 1815 von Palermo nach Neapel jur 
kehrte, berief ex die beiden: Kammern des fi eilianiſchen Parlaments 
ſammen, und ließ ihnen am 16. Mai 1815 einen neuen Verſg 
fungsentwurf mittheilen, welcher der von Ludwig 18. den; Franziſ 
im. Jahre 1814 ‘gegebenen Charte nachgebildet war. 2 
‚Die Grundzüge derſelben waren in 30 Artikeln enthalten; 
ee in en, ve 
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Pe: Köntgreich Sicilien wird fortfoheen.- Pre Berfaffung zu Habe, ind RR: 
Rationalvertretung bei — die gegenwaͤrtig mittelſt zweier Ka iii 
"ver Pairs und der Gemeinen, Statt hat: —. 
Die Religion muß ausſchließlich die Eathotifch: apoftotifchs vöm 4 
feon; und der König ift verpflichtet, dieferbe Religion zu beferinen. 4 

Die geſetzgebende Gewalt wird gemeinſchaftlich vom Könige 
den beiden Kammern ausgeübt ; aber die Gefege werben vom Könige HoR 

gefchlagen, in jeder ber beiden Kammern erörtert, und frei nah Stimmenmfl 
4 beſchloſſen. 

Der Vorſchlag eines Geſetes kann, nach Gutduͤnken des Koͤnigs, — 
vor ” Kammer der Pairs, oder, vor jene der Vertreter der Gemein g 
werd 

Jede Kammer iſt befugt, den König zu bitten, über wad immer für cin 
Gegenftand einen Geſetzesvorſchlag zu machen, oder das anzuzeigen, 1008, ihrer 
Meinung nad), dad Gefeg enthalten fol. Se. Majeftät wird, nad gemadhter Pr 
fuug des Vortrages, das Gefeg vorſchlagen, wie er es für räthlic Hält, und al 
dann beginnt die regelmäßige Berathfchlagung der Kammer. 

: — Koͤnig allein ſanctionirt die Geſetze, und macht ſie in ſeinem Namen be⸗ 
kannt 

Die Pairskammer beſteht aus allen gegenwärtigen Pairs. Werden niut 
Bisthuͤmer errichtet; fo werden die neuen Biſchoͤffe und ihre Nachfolger geiſtlicht 
Pairs feyn. Der König ift bereditigt, fo viele weltliche Pairs zu ernennen, ald 
ihm aus duͤnkt; nur müffen fie Sicilianer feyn, und ein reined Ginfommen von 

zen haben. Auch werden die neuen Pairs, wie die Nachfolger der gegen 
ee erft mit 25 Jahren Eintritt in die Kammer, und mit 80 Jahren ef 
er er Stimme haben. 

Ale Prinzen der Föniglichen Zamilie find Pairs durch das Recht der Ge 
burt, erlangen aber erft mit 25 Jahren berathfchlagende Stimme, und fönnen ü 
‚bie. Kammern nicht gehen, ohne am „ Infange ber Barlamenteft isungen bie Erlaut 
niß des Königs erhalten zu haben. 
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In der Kammer follen immer, ‚aber nie mehr als ſechs Rechtsgelehrte 
fisen, welche auf Lebenszeit alle =... Vorzüge der Pairs genießen. 
Der König wählt fie aus der Elaffe der höchften Magiftratur. 

Die Kammer ber Gemeindenertreter wird fortfahren, nach ber einge 
führten Art gebildet zu werben, ohne baß die Beamten der vollgichen« 
den Macht ausgeſchloſſen werden könnten, wie dies auch im brittifchen 
Parlamente Statt hat. TR 
j — — kann in bie Kammern zugelaſſen werben, der nicht 88 

ahre alt iſt. 

Dem Koͤnige ſteht es ausſchließlich zu, das Parlament zuſammen zu rufen, zu 
vertagen, oder aufzuloͤſen. —— 

Die vollziehende Gewalt ſteht nur dem ie Der König ift Obere 
haupt des Staats, oberfter Befehlshaber der Land: und Seemacht; er erklärt, bie 
Kriege, ſchließt Bündniffe, Friedens: und Handelöverträge; ermennt zu allen polis 
tiſchen, bürgerlichen, gerichtlichen. und. militairifchen Aemtern; erläßt die nöthigen 
Verordnungen zur Vollſtreckung der Gefege und zur Sicherheit des Staates; übt 
die apoftolifche Legation und alle Rechte des koͤniglichen Patronats ber Krone aus, 

Die Perfon-des Königs ift heilig und unverletzlich. 

Die Minifter und Staatsräthe find verantwortlid. 

Die Thronfolge wird, wie bisher, nach den Verfügungen der Abtretungsurkfunde 
König Karls 3 vom 6. Oct. 1759 Statt. haben. — 

Der ausgedehnteſte und feſte Genuß der buͤrgerlichen Freiheit, 
der Sicherheit der Perſonen, des Eigenthums und der Rechte der 
Sicilianer wird vollſtaͤndig verbuͤrgt. 

Ein neuer Codex buͤrgerlicher Geſetze und der Geſetze gegen Verbrechen, 
des Gerichtöverfahrens, des Handels, der Gefundheitsauffiht, und eine neue 
und angemeffenere Einrichtung der Magiftratur, foll die Handhabung der Gerech—⸗ 
tigkeit fichern, erleichtern, und fie feft, rein und unparteiifch machen. 

Die rihterlihe Gewalt flieht vom Könige aus, und wird in feinem Nas 
men von Magiftraten und Richtern, bie der König blos aus Sicllianern wählt 
und einfegt, geübt. Die immerwährenden und bie ae zweijährigen Rich« 
ter find, ne erhaltener Eöniglihen Einfegung, unabfegbarz die erſten auf Les 
bensdauer, die andern für den Zeitraum der zwei Zabre, ‚mit Ausnahme der vom 
Gefege zu beſtimmenden Fälle. Ä | 

Die Freiheit der Gedanken und der Preffe wirb mit jenen Vors 
ftsmaaßregeln aufrecht erhalten, welche im vorigen Jahre von Ludwig 18 im 
Srankreich. zur Sidjerung der Öffentlichen Ruhe ergriffen wurben. 

Die Staatseinfünfte beftehen in ordentlihen und außerorbeute 
lichen Steuern. Die erftern maden das bleibende Steuereinfommen aus, und 
werden zur Bezahlung der Staatsgläubiger, der Eivillifte, der Land» und Gees 
mat, der Magijtratur und Beamten verwendet, und zur Beftreitung aller noͤthi⸗ 
gen Ausgaben der Staatsverwaltung. Sind fie einmal mit Einftimmung der Kam⸗ 
. mern feftgefegt ‚und vom Könige fanctionirt; fo kann man in der Folge ihe 
ten Betrag niht mehr abändern; jedoch müffen fie aller vier Jahre in dem 
erſten Sitzungen jedes neuen Parlaments beftätigt werden. Die allenfalls nöthis 
gen Abänderungen müffen verfaffungsmäßig eingeleitet werden. — Die Steuern der 
weiten Art beftehen in zeitlichen Hülfsgeldern, welche ebenfalls in Gefegesform 
vorgebracht werden müffen. Sie werden frei von den Kammern zugeftanden, und 
zwar für die von ihnen feftgefeste Zeit. 

Die Eivillifte wird für die ganze Dauer ber Regierung von bem erften Pars 
— das nach der Thronbeſteigung des neuen Koͤnigs zuſammen berufen wird, 
eſtgeſetzt. 

Die Verwaltung der Staatseinkuͤnfte kommt ganz der vollziehenden Macht zu. 
Der Finanzminiſter ift verpflichtet, jedes Jahr dem Parlamente 
tinen umftändligen Beriht über Einnahme und Ausgabe vorzu— 
legen, welcher gebrudt und befannt gemacht werben foll. 


Die Beudalität, fo wie die feudalen Gerihtsbarfeiten und 
ätebleiben abgefhafft, in Folge des Parlamentsbefhluffes vom Sabre 


Vird der König wieder in den Befis feines Reiches von Neapel treten; ſo 
wird die Souverainetaͤt von Neapel und Sicilien (wie vorher) vereinigt bleiben in 


der Perſon des ne und der Souveraine feiner Nachfolger. Sollte jener Fall 


eintreten, und ber König feine Reſidenz nach. Neapel verlegen; fo wird er, als 


* 
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ade: Perſon Vertreter, einen Prinzen aus feiner Familie, und in Ermangelun 
deffen,: einen ausgezeichneten Sicilianer zurüdlaffen, und dem einen oder andern bie 
Ausübung desjenigen Theiles ber Souverainetätsrechte anvertvauen, den et zur 
ſchnellern Entfcheidung der innern Angelegenheiten Siciliens zu übertragen für 
dienlich halten wird. — Der Stellvertreter des Königs wird, mit Zuratheziehung 
des geheimen Rathes, und in Webereinftimmung. mit den Berfaffungsordnungen, 
alle jene Rechte der vollgiehenden Gewalt ausüben, die ihm. vom Könige übertras 
„gen wurden. | 

In demfelben Kalle der Nefidenzverlegung nad) Neapel wird der König immer 
in Sidtien 8000 Mann reguläire Truppen aller Waffengattungen, blos von feinem 
eigenen Kriegäheere, laffen; diefe Truppen werben aus dem Schage Siciliens mit: 
telft befonderer dafür angerwiefener Summen unterhalten werben. Der König kann 
fie abtöfen laſſen; nur muß die Zahl von 8000 Mann immer voll bleiben. 
Gleichfalls wird, in befagtem Kalle, in Sicilien eine Abtheilung von der Eönlgs 
lichen Flotte verbleiben; fo viel nämlich zur Bewachung der Küften erforderlich if. 
Sie wird vom Öffentlichen Schage Siciliens unterhalten werben. — 

Alle Staatsaͤmter, vou welcher Art immer, auch ſo die buͤrgerlichen und 
geiſtlichen, die zur innern Verwaltung Siciliens gehören, müffen ausſchließ— 
lich Sicilianern anvertraut, und koͤnnen nie an Fremde vergeben werben; 
auf biefelbe Art, wie Feinem Sicilianer irgend eine ftaatsbürgerliche oder — 
Stelle, die zur innern Verwaltung bes Königreiches Neapel gehört, übertragen 
werben kann. 

Die Hofwürden, die Ritterorben, die Adelstitel, die militatrifchen Grabe und 
bie Stellen des auswärtigen Minifteriumd Tann der König nad) @utbefinden, 
und wie er ed dem Staatsbeften am zuträglichften halten wird, ohne Unterſchied 
an die Unterthanen aller feiner Befisungen verleihen. 


Diefe neue Berfaffung trat aber nicht ind Leben. Die beöhalb 
hiiedergefegte Commiffion fol (Allg. Zeit. 1816, N. 8, ©. 82.) ihre Ar 
- beiten nicht einmal begonnen haben. Die Parlamente blieben aufgehe: 
ben, und Sicilien befand fich einige Zeit ohne alle fefte politifche Ge 
flaltung. | 
Denn der König Ferdinand ging von Sicilien nad Neapel, 
und beftätigte bereits, von Meffina aus, am 20. Mai 1815 die Bebin- 
gungen ber Convention, welche der Öftreichifche Feldherr Bianchi zu 
Cafa Lanzi mit dem Generale der Neapolitaner Coletta, kurz vor dem 
Einzuge der Deftreicher in Neapel, unterzeichnet hatte. Der König ver: 
fpradh, feiner Gefeggebung und Regierung folgende Bürg 
fhaften zur Grundlage zu geben: 
1. Perfönlihe und bürgerliche Freiheit. | 
a 2. Heiligkeit des Eigenthums. Unwiderruflichkeit der Verkäufe von Stacti 
gütern, Ä j | 
— * Auflagen werden nad) ben von den Geſetzen vorgeſchriebenen Formen 
eordnet. ' 
* 4. Die Staatsſchuld wird aufrecht erhalten. 
5. Die militairiſchen Penfionen, Grade und Ehrenſtellen, wie auch ber elle 
und neue Adel, werden beibehalten. 
6. Jeder Neapolitaner wird aller bürgerlichen und militairifchen Stellen fi 
big erklärt. 
7. Es wirb volllommene Amneftie und Vergefjenheit aller, vor der Reflaure- 
pepRt, wann ‚und von wem immer, ohne Ausnahme, an den Tag gelegten Meinun 
und Handlungen feierlich zugefagt. 
du aut aber am 8. Dec. 1816 ber König feine.gefammten Befigur 
niß desieſſeits und jenfeitd dev Meerenge von Meffina zu einem verek 
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nigten Reiche erhoben, ımd „in Gemäßheit bed Xractatö von 
Bien” den Titel: Ferdinand der Erfte, König des Reiches bej— 
der Sicilien angenommen hatte; fo erließ er für die gefammte Mons 
arhie am 12. Dec. 1816 folgendes organiſches Gefeg: 


d) Gefeg vom 12. Dec. 1816 für das vereinigte Königreich 
beider Sicilien. | 


Ferdinand 1, von Gottes Gnaben, König bed Königreiches beider Sicilien ıc. 
Indem Wir bie von Uns und den Monarchen, Unfern erlauchten Vorfahren, Uns 
fern vielgeliebten Sicilianern verlichenen Privilegien beftätigen, und bie 
volle Achtung diefer Privilegien mit ber Einheit der politifhen Inſti— 
tutionen vereinbaren wollen, welche das Öffentlihe Recht Unferes Koͤ— 
nigreidhe 8 beider Sicilien bilden follen; fo haben Wir durch gegenwärtiges 
* fanctionirt und fanctioniren was folgt: 

Saͤmmtliche Eivil= und geiftliche Aemter und Stellen beider Sicilien jen- 
ſeits der Meerenge follen, nach dem Inhalte der Gapitularien der Monarchen, Uns 
krer Vorfahren, ausfchliegend Sicilianern verliehen werben, ohne daß die übrigen 
Unterthanen Unferer Eöniglichen Staaten bieffeitsS der Meerenge jemals darauf Ans 
ſpruch machen Eönnen, wie ingleihen die Sicilianer auf die Civil: und geiftlichen 
Irmter und Stellen in obgedachten Unfern andern £öniglihen Staaten einen Ans 
ſpruch machen dürfen. Unter erwähntem ausfchließenden Rechte zu Gunſten der 
Sicilianer begreifen Wir auch das Erzbistyum von Palermo, obwohl baffelbe im 
dem großen, von Unferm erlaudhten Vater Karl 3 denfelben ertheilten, Privilegium 
dem Allerhoͤchſten Gutbefinden vorbehalten war. 

2. Unfere Unterthanen von Sicilien jenfeits der Meerenge follen, im Berhälts 
niß der Bevoͤlkerung biefer Inſel, zu allen großen Staatdämtern Unſers Könige 
reiches beider Sicilien zugelaffen werden. Da bdiefe den vierten Theil der geſamm⸗ 
tn Benölkerung aller Unferer töniglichen Staaten ausmacht; fo fol Unfer Staats. 
rath zum vierten Theile aus Gicilianern, und für die ‚übrigen drei - 
Theile aus Unterthamen Unferer übrigen Föniglicyen Staaten beftehen. Daffelbe Vers 
hättnig ſoll auch in Binficht der Aemter Unferer Minifter und Staatöfecretaire, ber 
oerften Aemter Unfers töniglichen Hofes und ber Stellen Unferer Repräfentanten 
und Agenten bei auswärtigen Mächten beobachtet werden. 

3. Anftatt der zwei fieilianifchen Confultatoren, welche, nad) Verwilligung 
Unfers erlauchten Vaters, Mitglieder ber vormaligen Giunta von Sicilien waren, 
fol immer eine, dem im vorhergehenden Artikel angedeuteten Verhältniffe angemef 
me, Zahl von ficitianifchen Räthen in dem oberften Kanzleirathe des Königreiches 
rider Sicilien fich befinden. 

4. Die Stellen Unferer Sands und Seemacht, und bie Unfers Föniglichen Hau⸗ 
s, follen ohne unterſchied allen Unfern Unterthanen, aus was immer für einem 
Theile Unferer koͤniglichen Staaten, verliehen werben. 
Die Regierung des ganzen Königreicyes beider Sicilien wird ſtets bei 
Uns verbleiben. Wenn Wir in Gicilien refidiren, werben Wir in Unfern 
Staaten dieffeits der Meerenge einen Edniglichen Prinzen Unferer Bamilie, oder eine 
andere vornehme Perfon, welhe Wir aus Unfern Unterthanen erwählen, als Uns 
fern Stathalter laſſen. Iſt es ein koͤniglicher Prinz; fo foll er einen Unferer 
Stoatöminifter bei fich Haben, welcher die Correſpondenz mit den bei Und befinblie 
chen Minifterien und Staatsfecretariaten führen, und außerdem noch zwei oder meh— 
tere Directoren bei ſich haben wird, welche in denjenigen Abtheilungen befagter 
inifterien und Gtaatäfecretariaten den Vorfig führen follen, die Wir zur Local« 
“gierung jenes Theiles Unferer Töniglihen Staaten an Ort und Stelle zu laſſen, 
für nothiwendig erachten werden. Iſt es Kein königlicher Prinz; fo fol der Statt 
halter felbft mit dem Sharakter eines Minifters und Staatsfecretairs bekleidet feyn, 
Rust mit den ‚bei Uns befindlichen Minifterien und Staatöfecretariaten correfpondi« 
—— ho obbemeldete zwei ober mehrere Dirsctoren zu bem erwähnten Zwecke bei 
en. 

6, Wenn Wir in Unfern Staaten dieffeits der Meerenge refibiren, fol ſich 
auf gleiche Weife ein koͤniglicher Prinz Unferer Familie, ober eine andere vornehme 
gelen, welhe Wir aus Unfern ‚Unterthanen erwählen, als Unfer Statthalter in 

lcilien befinden, Iſt es ein koͤniglicher Ptinz; fo fol er gleichfalls einen Unſerer 
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heran bei fi haben, welcher die Eorrefpondenz mit ben bei Uns befinbli, 
n Minifterien und Gtaatöfecretariaten führen, und auferbem noch zwei ober 
mehrere Directoren bei fi) haben wird, welche in denjenigen Abtheilungen befagtes | 
Ministerien und Staatöfecretariate den Vorſitz führen follen, die Wir in Sicilien 
zurüdzulaffen für nöthig erachten werden. Iſt es kein Eöniglicher Prinz; fo fol der 
Statthalter. von Sicilieh feldft mit dem Charakter eines Minifters und Staatöfeere 
tairs bekleidet ſeyn, felbft mit den bei Uns befindlichen Minifterien und Gtaatöit ı 
cretariaten cortefpondiren, und obbemelbete zwei ober mehrere Directoren zu dem 
erwähnten Zwecke bei fi haben. j 

7. Gedachte Directoren follen fowohl im erften, als im zweiten Falle aus 
Unfern Unterthanen, von was immer für einem heile Unferer Eöniglichen Staaten 
gewählt werben, fo wie es in Hinſicht auf Sicilien für die ehemaligen Aemter der 
Confultatoren, des Gonfervatore und bes Secretairs der Regierung feflgefegt war, 
an deren Stelle eigentlich obgedachte Directoren treten. 

8. Die Rechtsfachen der Sicilianer werben fortwährend, auch in Iegter Apr‘ 
pellationsinſtanz, von den ficilianifchen Gerichten entfchieden werden. Dem zufolge j 
fol in Sicilien ein oberftes Juftizgericht errichtet werben , welches über alle Che, 
richtöftellen dieſer Infel erhoben, unb von dem oberften Juſtizgerichte Unferer 
Staaten dieſſeits der Meerenge unabhängig iſt; fo wie lesteres von jenem in Gi 
cilien unabhängig feyn wird, wenn Wir Uns auf diefer Infel aufhalten. Die Du 
— dieſer beiden oberſten Gerichte ſoll durch ein beſonderes Geſetz beflimmt 
werden. F 
9. Die Abſchaffung bes Feudalismus in Sicilien iſt beiden 
halten, fo wie auch in Unfern andern Staaten dieffeits der Mer 
enge. | 
10, Der Antheil Siciliend an den permanenten Staatsausgaben wirb jeb’ 
Jahr von Uns beftimmt werden, kann aber jährlih die Summe von 1,847,687 
Unzen und 20 Zari, wie fie als active Einkommen von Sicilien im Sahre 1813 
vom Parlamente feftgefegt warb, nicht überfteigen. Was immer für eine größere 
Summe kann ohne Bewilligung bes Parlaments nicht auferlegt werben. 

11. Bon vorbefagtem Antheile follen jaͤhrlich nicht weniger als 150,000 un 
zen zum Voraus ubgezogen, und zur Bezahlung der unverzinslihen Schulden imb, 
der Binsrücftände der verzinslichen Schuld von Sicilien bis zur gänzlichen Tilgung 
“ beider verwendet werden. Wenn dieje Zilgung erfolgt ift, bleibt —* dieſelbe 
Summe als Amortiſationsfond der ſiciliſche Staatsſchuld beſtimmt. 

12. So fange, bis das allgemeine Syſtem ber Civil» und Juftizabmink 
ftration Unſers Konigreiches beider Gicilien promulgirt feyn wird, follen alle Ju⸗ 
ſtiz- und Adminiftrationsgefhäfte denfelben Gang, wie bisher, fortgehen. Bit 
wollen und befehlen, daß diefes Unfer von Uns unterfertigteö, von Unferem Rathe 
und Minifterftaatsfecretaiv in Gnaden- und Juſtizſachen vidimirtes, mit Unferm 
großen Infiegel verfehenes, von Unferm Rathe und Minifterftaatsfecretair : Kant 
contrafignirtes, und in Unfrer allgemeinen Kanzlei des Königreichs beider Kictlien 
vegiftrirtes und aufbewahrtes Gejeg im ganzen Umfange bed befagten Königreiches 
mit den gewöhnlichen Feierlichkeiten durch die betreffenden Behörden bekannt gi 
macht werde, welche ein Protocoll darüber aufzunehmen, und bie Vollziehung ber 
felben zu fichern haben. Unfer Minifterfanzler des Königreichs beider Sicilien iſ 
befonbers beauftragt, für Bekanntmachung derfelben zu forgen. i 

Saferta, den 12. Dec. 1816. 

Serdbinand. 
Der Minifterftaatsfecretaie in Gnadens und Juſtizſachen: 
Marcheſe Zommafi. 
Der Minifterftaatsfecretair und Kanzler: 
Sommafo di Somma. 





Bon bedeutender Ruͤckwirkung auf Neapel waren im Sahre 18% 
die Ereigniffe in Spanien, wo der König Ferdinand 7 am 7. März ſich 
genöthigt fah, die von den Cortes am 19. März 1812 erlaffene Verfaf 
fung anzunehmen. So wie in Spanien ein Xheil des ‚Heeres jene Ber 
Anderung bewirkt hatte; fo verfuchte auch in Neapel am 2, Juli 1620 
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tin Heerestheil baffelbe, und der. König Ferdinand fah fich gendthigt, am 
7. Zuli bei. feinem koͤniglichen Worte zu: verfprechen, die fpanifche 
Berfaffung, doh mit den Modificationen zu genehmigen, wel: 
be eine zufammen zu berufende Nationalrepräfentation des Königreiches 
berathichlagen und begutachten würbe *). 

Darauf trat im October 1820 ein neues Parlament zu Neapel zus 
ſammen, und berathete ſich über die Bedingungen, unter welchen die 
ſpaniſche Verfaffung in Neapel eingeführt werden follte. Allein gegen 
bie Befchlüffe diefes Parlaments erklärte fich der, nach Laybach zum Con: 
greffe der europäifchen Großmächte berufene, König Ferdinand. Weil aber 
des Parlament zu Neapel in feine Willensmeinung nicht einging; fo be: 
pirfte im Fruͤhjahre 1821 .ein nach Neapel vorgedrungenes Öftreichi- 
[des Heer die Herftellung der vorigen Ordnung der Dinge im Königs 
reiche, 

In Folge der öftreichifchen Siege Pehrte Ferdinand nach Neapel zu: 
uf, worauf am 26. Mai 1821 folgendes Eönigliches Decret erfchien. 


e) Decret des Königs beider Sicilien vom 26. Mai 1821. 


Ferdinand der Erſte, von Gottes Gnaden, Konig beider Sicilien, 
on Jeruſalem ꝛc. 

Nachdem Wir die wahren und bleibenden Intereſſen der Voͤlker, welche 
ik göttliche Vorfehung Unferee Sorge anvertraut hat, berüdfichtigt haben, 
nd denfelben eine fefte Verwaltung geben wollen, welche für immer 
fe Ruhe und die Wohlfahrt Unfers Reiches fichere; und nachdem Wir das 
zutachten rechtſchaffener, weiſer und durch Kenntniſſe und Erfahrung auf— 
cklaͤrter, Unterthanen gehoͤrt haben, haben Wir beſchloſſen, und beſchließen, 
bie folgt: 

1. Es wird ein Staatsrath (consiglio ordinario di stato) gebildet und 
uhmmengefegt aus menigftens ſechs Staatsminiftern ohne Departement, in 
elchem Mathe die Staatsfecretaire oder Directoren mit Portefeuille und "Uns 
ihrift Und Über die zu ihrem Departement gehörigen Begenftände Bericht 
ſtatten werden. 

2. Diefer Staatsrat wird von Uns felbft, in Unferer Abweſenheit 
on Unſerem geliebten Sohne, dem Herzoge von Calabrien, und in deſſen 
lbweſenheit von demjenigen dee Minifter, den Wir dazu ernennen terden, 
raͤſdirt. 

3. Die Verwaltung von Sicilien witd von ber Unſerer Staaten diefs 
it der Meerenge getrennt. Sie wird durch Unfern Stellvertreter geord⸗ 
et werden, dem ald Math beigegeben find: der Director des Departements 
es Innern, dee der geiftlichen Angelegenheiten, der der Gnade und Juſtiz, 
nd der Finanzen. Unfer Stellvertreter führt in diefem Rathe den Borfig. 
Re Angelegenheiten Siciliens, welche Unferer eigenen Entfcheidung bedürfen, 
xtben in dieſem Nathe von Unferm Stellvertreter vorgetragen, und mit dem 
‚utachten des Mathes von Sicilien verfehen, von einem Staatsſecretair für 
Sicifien, welcher bei Uns refidiren wird, in Unferem gewöhnlichen Stadts: 
the vorgebracht. 

*), Dan vergleiche über alle, bie beabfi ige a. betreffende, Ver: 
nsngn zu Neapel: Archives diplom. T. 2, p. 1 
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4. Es werden durch Uns zwei Koͤrperſchaften umter dem Namm 
Staatsverſammlung (consulta di stato) yefchaffen. Die erſte, aus mi 
ſtens 30 Mitgliedern, nimmt ihren Sig in Neapel, und befchäftige ih mit 
den Angelegenheiten des Reichs dieffeits des Meeres; die andere, aus wenig 
ſtens 18 Mitgliedern beftehend, befommt ihren Sig in Palermo, und ie 
ſchaͤftigt fih mit den Angelegenheiten von Sicilien. 

5. Der Zwei und die Befugniffe diefer Staatsverſammlungen wir 
des feyn: 

a) ihr Gutachten über alle Gefegesvorfchläge und Generalverornun 

gen zu geben, welche, nachdem fie in Unferem Staatsrathe vorge 

fchlagen worden find, von Uns zur Prüfung an diefe Verſammlung 
gegeben werden. Solhe WVorfchläge werden in der Staatsverfumm 
lung von Neapel von demjenigen Unferer Staatöfecretaire entwict 
welchen Wir damit beauftragen, in der Verfammlung von CK 
lien von dem Director des Departements, wohin fie gehören; 
gleichfalls ihr Gutachten zu geben über die bereits unterfuchten OR 
nahme und Ausgabeprojecte, welche ihnen, eins für die Prod 
zen bieffeits, und eines für die Provinzen, jenfeits der Memy 
vorgelegt werden; I 
c) über die Verwaltung und Tilgung ber öffentlichen Schulden; 

d) über die Entäußerung, Vertauſchung, oder jeden andern Gonik 

von längerer Dauer in Betreff des Kammer: oder Staatsguts 

6. Es werden Commiſſionen, zufammengefegt aus Mitgliedern Mi 
Staatöverfammlung, ernannt werden, um, diefe Gefegesvorfchläge und 
waltungsgegenftände zu prüfen, und der. Berfammlung Bericht barkbet 
erjtatten, : 
7. Das Gutachten der Verſammlung wird duch Stimmenweh 
gebildet, und Uns mit dem Protocolle der Berathung übergeben, in, well 
Protocolle zugleich die Stimmen der Minderzahl bemerkt ſeyn muͤſſen. 
78 Im Falle das Gutachten der Mehrheit der Verſammlung im: 
derfpruche mit dem Vorſchlage Unferes Staatsraths ftände, wird bieles-& 
achten in Unferem Staatsrathe in Erwägung gezogen, und barüber beraf 
damit Wir über den Gegenftand Unfere Entfheidung geben, oder ben 
der. Berfammlung zu einer erneuerten Berathung zurüdihiden. : | 

Wenn nad) diefer zweiten Berathung Wir den Gegenftand fürd 
Länglich aufgeftellt halten, und noch eine weitere Berathung des Staatäik 
hierüber Statt gefunden hat, wird er zur Ausführung gebracht, und Um 
Entſchließung mit den Beweggründen der Verſammlung mitgetheilt, um 
ihre Verhandlungen eingetragen zu werden. 

9. Jede BVerfammiung. erhält einen Präfidenten, den Wir aus 
Zahl ihrer Mitglieder wählen werden. 

10. Die Perfonen, welche die Verſammlungen bilden, werden 
Uns ernannt; Wir werden ſie aus den bedeutendſten Grundeigenthuͤmern 
verſchiedenen Provinzen, aus den verſchiedenen Claſſen, und aus den Bi 
ten, welche höhere Stellen in der Verwaltung, der Kirche, der Gerechtigkt 
pflege und dem Heere befleiden, auswählen. Da Unſer Wunfd iſt 
wahren Bedürfniffe und Sntereffen aller Theile Unferes Reiches Tenmım 
lernen und zu prüfen, werden Wir Unfern Staatsrath beauftragen, Uns 
nen Entwurf vorzulegen, über welchen die Verſammlung gehört. weiden 
wodurd die Art beftimmt wird, nach welcher ein. Mitglied der Werfan 
lung in jeder Provinz ernannt wird. | — J— 

11. Wir behalten Uns vor, den Mitgliedern dieſer Verſamm 
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aachdem fie fünf Jahre im Amte geweſen find, bie Titel und die Ehren ei- 
ns lebenslaͤnglichen Staatsrathes zu bemilligen. Diejenigen, welche fi in 
diefem Falle befinden und aufhören, Theil an der Verfammlung zu nehmen, 
koͤnnen eine angemeffene Rüdzugspenfion erhalten, worüber noch eine befon- 
dere Vorfchrift gegeben werden wird. 

12. Im Laufe jedes Jahres wird eine Vertagung der Verſammlung 
eintreten. Die Dauer diefer Vertagung werden Mir beftimmen nad dem 
Bedürfniffe des Dienftes, 

13. Die Formel, welhe man ſich zur Bekanntmachung der Geſetze 
bedienen wird, {ft folgende: Der König, nach dem Gutachten feines Staats: 
nthes und nach Anhörung der Berfammlung, befiehlt zc. ꝛc. 

14. In jeder Provinz des Königreiches wird ein Provinzialrath 
Statt haben, der fih in gewiffen Monaten des Jahres in dem Hauptorte 
der Provinz verfammelt, um unter die Gemeinden die Summe der directen 
Auflagen zu verteilen, welche jeder Provinz, bis zur Bildung eines allge 
meinen Gatafters, zugefchieden werden, und um ſich über andere Gegenftände 
zu berathfchlagen, welche das innere der Provinz oder die öffentlichen und 
wohlthätigen Einrichtungen betreffen. Die Mitglieder des Provinzialcathes 
und ihre Zahl werden wir auf zwei Jahre aus dem bedeutendften Grunbei- 

genthümern jeder Provinz beftimmen. Wir behalten Uns vor, nah Maf- 
gabe eines Entwurfes, welchen Uns Unfer Staatsrat), mit dem Gutachten 
der Staatdverfammlung, vorlegen wird, die Zahl der Mitglieder diefer Pro: 
vinzialtaͤthe, die Dauer ihrer Amtsthätigkeit und die Grenzen ihrer Wirk: 
ſamkeit künftig näher zu beftimmen. J 

15. Da Wir den Gemeinden die Verwaltung ihres Vermoͤgens an: 
bereuen wollen, und denfelben die Befugniß zugeftehen, über die jährlichen 
Beiträge zu den Gemeindelaften zu berathen, fo wie über die Verwaltung 
diefer Einkünfte; fo foll ein Gefeg über die Gemeindeverwaltung gegeben 
werden, worin über die Wermögensumftände und andern Eigenſchaften ber: 
knigen eine Beſtimmung gegeben‘ wird, welche in Gemeindeimter treten, 
über die Art der Wahl, die Zahl der Glieder und ihre Befugniffe. Damit 
if jedoch vereinbar das der Megierung vorbehaltene Recht der Oberaufficht 
über die Erhaltung. de8 Gemeindevermoͤgens. 

16. Wir werden durch befondere Verordnungen die Perfonen bezeich: 
nen, welche Wir zu Unferm gewöhnlichen Staatsrathe, zur Staatsverfamm: 
lung in Neapel, zum Stellvertreter und zur Staatsverſammlung in Paler: 
mo, fo wie zu Staatöfecretaiten und Departementsdirestoren emennen, zur 
Ausführung gegenwärtigen Decrets. 


8 Die jonifhen Inſeln. 


Die fieben jonifhen Infeln, welche ehemals der Republit Vene: 
dig gehörten, Famen im Frieden zu Campo Formio (1797) an Frank: 
teih. Sie wurden aber, nad der Eroberung Aegyptens durch die 
Franzoſen, von einer vereinigten ruffifch = türkifchen Flotte im Fruͤhjahre 
1799 befeßt, und, durch einen zu Konftantinopel (21. März 1800) zwi: 
(hen Rußland und der Pforte abgefchloffenen Vertrag, als eine beſon— 
dere Republik der fieben joniſchen Infeln, doch unter dem 
Schutze der Pforte ſtehend, anerkannt, an welche fi aller drei 
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Jahre ein Schußgeld von 75,000 Piaftern entrichten folte. Rußland 
garantirte die Integrität des Freiftaates, und ber Graf von Mocenigo 
blieb als ruſſiſcher Bevollmächtigter in demfelben zurüd. Nach fort 
dauernden innern Unruhen erhielt, unter ruffifchem Einfluffe, am 6. Der. 
1803 die junge Republik eine Verfaſſung, welche derfelben eine ari- 
ftofratifche Regierungsform gab. 

Nach diefer Verfaffung fland die Regierung der vereinigten Infeln 
demconftitutionellen Adel auf Korfu, Zephalonia, Zante, St. Maura, 
Gerigo, Sthafa und Paro zu; die übrigen Heinen Infeln wurben, nad) 
ihrer Lage, der einen oder der andern jener Infeln unterworfen. „Die 
griechifch = orthodore Religion ift die herrfchende Religion des Staa: 
tes; die roͤmiſch-katholiſche wird. hochgeachtet und geſchuͤtzt; alle übrige 
Religionen werden blos geduldet. Die Familien, welche bis zum Ende 
des Juli 1803 zum Adel gehören, bleiben im erblichen Beſitze deſſel⸗ 
ben. Wer künftig in dad Buch der Adeligen eingefchrieben werden will, 
muß auf den fieben Infeln ehelich, und von chriftlihen Aeltern gebohren 
feyn, beflimmte Einfünfte haben, Feine Kunft und Fein Handwerk trei: 
ben, feinen offenen Laden halten, und fchreiben und leſen koͤnnen. Mit: 
glieder berühmter Akademieen, die von den Früchten ihrer Gelehrſamkeit 
leben, Eönnen ind Adelsbuch eingefchrieben, oder für regierungsfähig ers 
Hart werden. — Einer Rathöverfammlung von 240 Mitgliedern fteht 
die Souperainetät und ber Gefammtheit des verfaflungsmäßigen 
Adcld das Recht zu regieren zu. Vier werden aus berfelben gewählt 
zur Beforgung der Gefchäfte, und an der Spige des Ganzen ſteht ein 
Präfident und ein ruffifcher Bevollmächtigter.” 

As in Angemeffenheit zu den geheimen Bedingungen des Tilſiter 
Friedend (19. Auguft 1807), die fieben Infeln von Rußland an 
Frankreich übergeben wurden, entfernte ſich der ruffiihe Bevoll: 
mächtigte, und Napoleon (1. Sept.) erklärte die Einwohner derfelben 
für Unterthanen des franzöfifhen Kaifers, und die fieben In: 
feln für eine der Regierungen, welche von Frankreich abhingen. Doc 
warb die VBerfaffung vom Sahre 1803 beibehalten. 

Allein nad) feiner Refignation befegte (17. Juni 1814) der britti- 
Ihe General Campbell diefe Infeln im Namen der verbündeten Mächte, 
und ein am 5. Nov. 1815 zu Paris zwifchen Großbritannien, Rußland 
und Deftreih abgeichloffener Vertrag beflimmte ihr kuͤnftiges Schickſal 
dahin: daß fie, unter dem Namen: vereinigte Staaten ber jon— 
fhen Infeln, einen unabhängigen, aber unter dem unmittelba: 
ren und ausfchließenden Schuge Großbritanniens ſtehen— 
den, Staat bilden follten. — Die Unzufriedenheit der Einwohner mit 
der brittifchen Zeitung bewirkte, daß der brittifche Commiffarius, General 
Maitland, in Vollmacht feines Cabinets (29. Mai 1816) dem feit 
1803 zu Korfu beflandenen Senat der fieben Infeln auflöfete, „weil 
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derfelbe irtig darauf beharre, fich als die repräfentirende Behörbe aller 
jonifchen Inſeln anzufehen.” — Darauf warb (29. Dec. 1817) die, 
von dem Prinz Regenten von Großbritannien unterzeichnete neue Ver 
faffung der fieben Infeln zu Korfu bekannt gemacht, welche mit dem 
1. Jan. 1818 in Wirkfamkeit trat. 


Berfaffung der jonifhen Infeln vom 1. Jan. 1818. 


a) Proclamation 
bes englifhen Ober-Commiſſairs über die ben jonifchen 
Inſeln zu gebende Verfaffung. 
Palaft Korfu, den 19. Nov. 1816, 


Bon wegen Str. Ereellenz des fehr ehrenwerthen Sir Thomas Maits 
land, Großkreuz des militairiſchen Bathordens, Mitglied des hochpreislichen 
geheimen Rathes Sr. Großbritannifhen Majeftät, Generallieutenant und 
Dbercommandeur der bewaffneten Macht Str. Majeftät im mittelländifchen 
Meere, Gouverneur von Malta und deffen Dependenzen, und Lord Ober: 
Commiſſair Sr. Majeftät in den vereinigten Staaten der jonifhen Inſeln ıc. 

Se. Epcellenz, der Lord Ober: Commiffair hat fih feit feiner Ankunft 
in diefen Staaten damit befchäftigt, ernſtlich, ſo viel die gegenwärtigen Um: 
fände verftatten, in der Ausführung feiner wichtigen, von feinem Souves 
ine ihm anvertrauten Sendung, vorzufcreiten. 

Er bemerkt, mit großer Befriedigung, daß jetzt der durch eine Eleine 
Anzahl verierter oder von dem wahren Sinne des Pariſer Vertrages übel 
unterrichteter Individuen herrührende Geiſt der MWiderfeglichkeit verfchwunden 
it. Auf der andern Seite geben die genaueften Nachforfchungen ihm bie 
Gewißheit, daß die verheerende Geißel, welche Anfangs auf diefer Infel, dar 
auf aber in Zephalonia müthete, vertilgt ift (und er hofft für immer), fo: 
wohl durch die Hülfe des Himmels, als auch duch den Eifer und die Thaͤ⸗ 
tigkeit der angeftellten Beamten, fo wie duch den Patriotismus der Bevoͤl⸗ 
kerung fetbft. 

Deshalb erachtet Se. Excell. gegenwärtig für dienlich, den verfchiebenen 
eingefegten Behoͤrden und der Bevölkerung der vereinigten jonifhen Staaten 
insgefammt anzuzeigen, daß es feine Abficht ift, bald und ohne Verzug (aus: 
genommen den, welcher aus der Natur der Sache felbft hervorgehen Eönnte) 
die nöthigen Maßregeln für die Bildung einer gefeggebenden Verfammlung, 
welche zu berufen, und deren Verhandlungen zu leiten er beauftragt ift, zu 
ergreifen; er ift gehditen, für diefe Staaten eine bleibende Verfaſſung, wel: 
‘he der Beftätigung Sr. Großbritannifhen Majeftät unterliegt, zu geben. 

Bei der Vollziehung diefer hohen und wichtigen Pflidhten hat Se. 
Excellenz zwei Abſichten: die eine, fich nach den Abfichten der großen und 
hochherzigen alliierten Mächte, welche den XZractat von Paris abgefchloffen 
haben, zu halten; die andere, fi) darnach fo zu richten, daß fie den klaren 
und billigen Sinn diefes Zractates befolgt, um dem jonifhen Volke, wel: 
hes unter den ausfchließenden Schug Großbritanniens geftellt ift, den mög» 
lichſt größten Antheil von Freiheit und Glüd, welchen eine gründliche Un: 
terfuchung feines gegenwärtigen Zuftandes und feiner Gefinnungen ihm zu: 
geftehen Eann, zu fichern. 

Se. Excellenz trägt Bein Bedenken, zu erklären, daß fie überzeugt iſt, 
‘8 habe in der Meinung einiger. Perfonen die Idee vorgemaltet, es fey ihre 
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Abficht, Neuerungen, in der in diefen Gegenden beftehenden Ordnung, zu 
machen; was gleich fen it von ihren eignen Gefinnungen, als von ihren 
Pflichten, die fie ſowohl gegen ihren Souverain, als gegen die Voͤlker dieſer 
Staaten, zu erfüllen bat. 

Und es würde in Wahrheit fehr beftemdend ſeyn, wenn der Repraͤſen⸗ 
tant des Koͤnigreiches, welches unter beſondern Umſtaͤnden bei jeder Gelegen⸗ 
‚heit dem neuerungsſuͤchtigen und revolutionairen Geiſte der vorgeblichen Orb: 
ner Frankreichs einen feften und entfchiedenen Widerftand allein Leiften konnte; 
des Königreiches, welches im Bunde mit feinen hochherzigen Alliirten biefe 
Grundfäge und diefe Macht geftürzt hat, welche zugleich die Geißel und das 
Berderben des Menfchengefchlechts waren, gegenwärtig im Angefichte des fir 
nem ausfchließlihen Schuge anvertrauten Volkes diefe [peculativen und ſchwoaͤt⸗ 
merifchen politifchen Grundfäge aufrecht halten wollte, während bie engliſche 
Mation zu ihrer Bekämpfung das Blut ihrer Krieger vergoffen, und unbe 
rechenbare und in den Annalen der Voͤlker beifpiellofe Summen aufgewen 
bet hat. 

Dies iſt nicht der Zweck der Regierung Sr. Majeftät, einer Regie 
rung, ‚welche plöglichen und gewaltfamen Veränderungen widerſtreitet. Die 
gefellfchaftliche Grundlage foll hier, fo wie fie eingerichtet ift, bleiben, Die 
erften Glaffen der Gefellfchaft bleiben bei ihren Rechten, und bie unten 
Claffen werden gleichfalls bei den ihrigen gefhüst werden. 

Mie wird man Se. Execellenz von diefem Grundgefege der engliſchen 
Politik abweichen fehen, von dem tmefentlichften Gefege, dem fie treu bleiben 
muß, und man erlaube Sr. Ercellenz zu fagen, es ift der Ruhm feines 
Baterlandes, mittelſt feiner Grundfäge die Intereſſen dieſer verfchiedenen 
- Stände auf die befriedigendfte Weife, welche bisher in der Gefchichte irgend 

einer andern Nation bemerkt worden ift, vereinigt zu haben. 

Bei Ausftellung diefer Erklärung und bei dem Beſtreben, den engſten 
damit. verknüpften Sinn feftzuhalten, wünfht Se. Ercellenz wohl verftanden 
zu werden, daß, obgleich es ihre Abſicht nicht ift, irgend eine Zotalverände 
rung vorzunehmen, fie dennoch nach Maßgabe ihrer Bemerkung und Kennt 
niß erachtet, daß merkliche Veränderungen nöthig ſeyn dürften, und daß, um 
den, den Perfonen und dem Eigentbume Aller gebührenden, Schug zu fihem, 
‚eine beträchtliche Veränderung in vielen beftehenden Einrichtungen, vorzunch: 

men fepn werde. 

— Excellenzʒ erkennt einzig die Erfahrung für die geſetzgebende 
. Sheit 

Die Erfahrung aus practifchen Ergebniffen ift ſtets die ficherfte und 
geroiffefte Richtſchnur, und die Thotheit himärifcher, politifcher Speculatio⸗ 
nem wird, dem Himmel fey Dank, gegenwärtig aufs aͤußerſte verachtet. 

Weiches iſt jedoch die Erfahrung, welche wir in den joniſchen Staaten 
ftudiren müffen ? 

Es würde St. Excellenz befchwertich feyn, und fie wuͤrde ſich fihe 
nicht dafür entſcheiden, an die Art von Regierung zu erinnern (wenn mat 
ihr diefen Namen geben darf), welche im Laufe der Jahrhunderte die kraͤfti⸗ 
gen, mit vorzüglichen Fähigkeiten begabten Völker diefer Gegenden unter die 
ariſtokratiſche Zyrannei von Venedig trugen, eine Tyhrannei, deren 
ftreben es war, die Kolonieen zu ermiedrigen und zu verfchlechtern, umd fit, 
als wäre es möthig gewefen, der Sicherheit des Mutterlandes entgegen zu 
—* und ſie auf der niedrigſten Stufe der Unwiſſenheit und Sclaverei zu 

ten. 


Es würde Sr. Ereellenz nicht minder ſchmerzlich ſeyn, in eine Exdrte: 
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rung rückſichtlich ber Auftritte einzugehen, welche nach der fogenannten. by: 
jantifchen Verfaſſung Statt gefunden haben. 

Zum Güde endlich erfhien der Monarch, deffen Namen man nicht 
ohme alle Empfindungen von Ehrfurcht und Bewunderung ausfprechen kann, 
der Kaiſer Alexander, anerkannter Beſchuͤtzer und damaliger Wetter biefer 
Staaten. 

Die Urfache, weshalb eine Beit lang dieſer Schug aufgehört hat, und 
die Grundlagen der .entfcheidenden Uebereinkunft, wodurch mit allfeitiger Zu: 
fimmung Die ausfchließliche Befchirmung diefer Staaten auf Großbritannien 
-überteagen worden ift, find zu allgemein bekannt, um hier irgend eine Be⸗ 
merkung zu verdienen. 

So bleibt die einzige Thatſache, woran wir uns halten tönnen, bie die: 
ſen Staaten duch die verfafjungsmäßige Charte von 1803 zugeftandene 
Derfaffung. Allein, welches war das Ergebniß dieſer Verfaffung? Es ift 
notorifch, daß, weit entfernt, dem Gegenftande ihrer Abfaffung zu entfprecyen, 
nad) Berlauf von kaum zwei Jahren anerfannt wurde, wie wenig fie ihrem 
Endzwecke entſpraͤche, fo daß es nöthig wurde, fie gänzlidy zu verändern; 
und eben fo bekannt ift es, daß gleiche Veränderungen zu dem Beitpuncte 
beſchloſſen waren, wo bie bejammernswürdigen Ereigniffe des Krieges diefe 
achtungswerthe Bevölkerung auf beflagenswerthe Weile unter die tyrannifche 
Herrfchaft des Ufurpators von Frankreich haben gerathen laſſen. 

Da diefe Verfaffung niemals in Vollziehung gefegt worden iſt; fo 
folgt, daß wir hier der practifhen Erfahrung ermangeln, um unfer Urtheil 
in diefem wichtigen Zeitpuncte zu wahren; und wiewohl die verfchiedenen 
Conjuneturen, worin ſich die verfchiedenen Inſeln feit diefem Zeitraume bes 
funden haben, einige Hülfe darin darbieten; fo ift diefer Vortheil doch nicht 
fo befhaffen, um uns in den Stand zu fegen, gegenwärtig ohne tiefes Nach: 
denken und ohne große Zuruͤckhaltung zu Werke zu gehen. 

‚Se, Ercellenz ift, nad) diefer kurzen Auseinanderfegung des gegenmärti: 
gen Zuftandes der Sachen, völlig von allen Schwierigkeiten überzeugt, welche 
eintreten koͤnnen und muͤſſen; allein fie hofft ficher, daß, indem fie beftändig 
die verfchiedenen Intereſſen aller Parteien im Auge behält, und beftändig 
die gefeglichen Anfprüche aller Glaffen der Geſellſchaft Eennen zu lernen be: 
müht ift, fo daß fie jeden bei feinen Elaren und anerfannten Rechten erhält, 
und unterftügt von den Einfichten, der Klugheit und Weisheit des oberften Ra: 
thes, den fie baldigft von allen Inſeln nad) Gorfu berufen muß, fie der ge: 
feggebenden Verſammlung, nach ihrer Einberufung, einen Verfaffungsplan für 
diefe Staaten wird vorlegen Eönnen, der, mit Bewahrung der Intereſſen al: 
Ir, volllommen zur Sicherheit, Glüdfeligkeit und dem dauernden Wohle 
diefer ganzen Bevoͤlkerung beitragen koͤnnen wird. | 


Gegenwärtiged wird in beiden Sprachen, der griechifchen und italieni: 
ſchen, gedrudt umd zur, allgemeinen Kenntniß des Publicums gebracht. 


Sa Auftrag St. Ereellenz; William Meyer, 
Seeretair der Regierung. 


— — — — — 
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enthaltend bie Ernennung ber Mitglieder und des Präfi: 
| Zn benten des Primärrathes, | 
Palaft zu Korfu, ben 7. Zanuar 1817. 
Don Seiten Seiner Excellenz des fehr ehrenwerthen Sir Thomas Malt: 
| land u. ſ. w. u. f. w. 

Nachdem Se. Erellenz der Lord Obercommiffaie Sr. Majeftät duch 
feine Proclamation vom 19. November verwichenen Jahres feinen Entſchluß 
einen Primärrath, beftehend aus einer beſtimmten Anzahl von Perfonen von 
allen Inſeln, die die vereinigten Staaten ber jonifchen Infeln bilden, zu w 
nennen, welcher der Berufung der gefeßgebenden Derfammlung, zufolge im 
Vertrage von Paris, vorangehen foll, bekannt gemacht hat; fo geruhen Se. 
Excellenz gegenwärtig, zu befehlen, daß bekannt gemacht werde, daß befagter 
Rath aus einem Präfidenten und sehn Mitgliedern in folgenden. Verhälnik 
fen’ beftehen fol: zwei von Corfu, einer von Gephalonia, zwei von Zante, 
einer von Sta. Maura, einer von Ithaka, einer von Gerigo und einer vun 
Daro. | 

Se. Excellenz geruhen außerdem zu verorbnen, daß Sie auf jeder in 
Infeln folgende Wahl getroffen haben: Gorfu, der edle Herr Cavalier Sta: 
mo Kalidyiopulo, der edle Herr Alerander Marietti; Gephalonia, der edk 
Here Nicolino Anino, der edle Here Vettor Karidi; Zante, der eble Hm 
Antonio Zoscardi, der edle Herr Dionifio Bulzo; Sta Maura, der el 
Here Zelice Lambelly; Ithaka, der edle Herr Baſilio Lavo; Cerigo, der el 
Here Valerio Stai; Paro, der edle Herr Giovanni Morichi. Der edle Hr 
Barın E. Theotoky ift zum Präfidenten des Primärrathes ernannt worden 
Se. Ercellenz erachten endlich für dienlich, zu erkennen zu geben, daß fi 
dem eben angezeigten Rathe befohlen haben, ſich auf diefer Inſel den 15 
laufenden Monats, oder noch früher zu verfammeln. Gegenwärtiges mir 


gebrudt in beiden Sprachen, der geichifhen und italienifchen, und zu öffent 
licher Kenntniß gebracht. 


Auf Befehl Sr. Excellenz. u | 
William Meyer, Secretair der Regierung. 


* 





c) Berfaffung. 

. Eorfu ben 28. Dee. 1817. — Bekannt gemadht den 1. Januar 1818. 

Georg 3 von Gottes Gnaden, König des vereinigten Königreichs „Grof 
Britannien und Irland, Befchüger des Glaubens, König von Hannover u 
A er entbietet allen und jeden, an welche Gegenmwärtiges gelangt, feine 

ruß. 

Es iſt durch den zweiten, dritten und vierten Artikel des unterzeichne 
ten Tractates von Paris, den fünften Tag des November im Sabre unfer 
Herrn 1815 zwiſchen St. Mai. und Ihro kaiſerlichen und Eöniglichen Ma 
jeftäten dem Kaifer von Deſtreich, König von Ungarn und Böhmen, den 
Kaifer aller Reußen und dem Könige von Preußen, welcher die Ueberfchrif 
führt, Tractat, weldyer das Schickſal der fieben jonifchen Inſeln entjcpeibet 
erflärt worden, daß bie vereinigten Staaten der jonifchen Inſeln unter bei 
unmittelbaren und ausſchließlichen Schutz Sr. britanniſchen Majeſtaͤt, ihre 
Erben und Nachfolger geſtellt werden ſollen, daß die vereinigten Staaten be 
ſagter Inſeln, mit Zuſtimmung der befhügenden Macht, ihre innere Werfaf 
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fung ordnen follen, und daß, um einem jeden Theile diefer Verfaffung die 
nöthige Gonfiftenz und Wirkſamkeit zu geben, Se. großbritannifhe Mai. 
einen Lord Commiſſair ernennen foll, um, bekleidet mit allen nöthigen Ge: 
walten und Vollmachten, daſelbſt zu refidiren. und, die politiſche Reorganis 
fation der vereinigten jonifhen. Staaten auf die damals beftehende Verfaf: 
fung zu gründen, und daß befagter Lord Obercommiſſair befagter befchirmen: 
den Macht die Urt der Berufung einer gefeßgebenden Verfammlung anords 
nen fol, um eine neue Verfaffung für diefe Staaten vorzubereiten, deren 
Genehmigung von Sr. Maj. dem Könige der vereinigten Königreiche Enge 
fand und Irland erbeten werden wird. Sintemal unfer getreuer und lieber 
Rath, Sir Thomas Maitland, - Großkreuz des ehremmerthen militaicifchen 
Bathordens, Generallieutenant unferer Armeen, und commandirender General 
unferer Seemacht, von uns fraft oben befagten Vertrages zum Lord Ober: 
commiffaie ernannt, um die Art und Weife ber Berufung einer gefeßgebens 
den Verſammlung anzuordnen, und zumal befagte gefeggebende Verſamm⸗ 
lung, in Angemefjenheit deffen, was in obgenanntem Bertrage vorgefchrieben ° 
it, eine neue Berfaffungsurfunde für diefe Staaten vorbereitet, und uns’ 
durch das Organ eines Adlichen von jeder: der drei Hauptinfeln der jonifchen 
Staaten vorgelegt hatz fo wird befagte Verfaſſung, nad) ‚oben angeregter 
Weife, fchuldiger Maaßen von dem verfchiedenen Mitgliedern der gefeggeben: 
den Verfammlung unterzeichnet, feftgefegt, welche Verfaſſungsutkunde nach» 
gehende im Driginal befindlich ift, in italienifcher Sprache, mit einer aus 
thentifchen Weberfegung derfelben, welche hier in englifcher Eprache ange: 
hänge iſt. 
Erftes Kapitel. 
| Allgemeine Drganifation. 

1. Die vereinigten Staaten ber jonifchen Inſeln beitehen aus Corfu, 
Gephalonia, Zante, Sta Maura, Ithaka, Gerigo, Paro und den andern Eleis 
nen, längs den Küften von Albanien und Morea belegenen, Infeln, welche 
vormals der Republik Venedig zugehörten. | 

2. Der Sig der allgemeinen Regierung ‚der vereinigten Staaten ber 
jonifhen Inſeln ift für immer beffimmt in der Hauptfiadt der Inſel Corfu. 

3. Die herrfchende Religion diefer Staaten ift die griechifche orthos 
dore. Jede andere chriftliche Confeſſion, wie man in der Folge fehen wird, 
genießt Schuß. Ä 

4. Die Sprache biefer Staaten ift bie griehifhe; demzufolge wird 
erklaͤt, daß es von ber größten Michtigkeit ift, daß die Nationalfprache fos 
bald als möglich diejenige werde, in welcher alle Acten ber Regierung und 
aller gerichtlichen Proceffe abgefaßt werden, diejenige, welche ale die ein= 
zige Sprache, deren man fich in jeder officiellen Schrift bedienen kann, ans 
erkannt wird, 

5. Da dieſer Grundfag unmittelbar unausführbar bleibt, weil faft alle 
Randesangelegenheiten bisher in italienifher Sprache verhandelt worden find; 
fo wird verordnet, daß während bes erften Parlaments alle öffentlichen Ans 
gelegenheiten in italienifcher Spradye verhandelt werden, mit Ausnahme der 
Angelegenheiten der niedern Gerichte, bei denen die Regierung nach Gut: 
befinden die Landesfprache einführen kann, um fie zu ermuntern und fort: 
zupflanzen. 

6. In derſelben Abſicht, ſowohl die Sprache der beſchuͤtzenden Macht, 
als die der beſchuͤtzten Staaten zu verbreiten, find der Praͤſident und der Se: 
nat gehalten, ſechs Tage nad) der erſten Sisung jedes Parlaments einen 
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Geſetzvorſchlag an die geſetzgebende Verſammlung zu ſenden, welcher die Aus: 
behnung betrifft, die man der Landesfprache in andern Fächern ber Regie⸗ 
zung und, in der Gefammtheit der Staaten geben kann. Uebrigens bieikt 
bis zu dem Augenblide, mo durd ein Gefeg die griechifche Sprache für die 
einzige officielle Sprache erklärt wird, feftgefegt, daß die einzige, deren man 
ſich zu WVerfertigung von Abfchriften und anderer Gegenfiände ‚bedienen ann, 
Die der befhugenden Macht bleibt, d. h. die englifhe Sprache. 

7. Die Civilverwaltung diefer Staaten beſteht aus einer gefeggeben- 
ben Verſammlung, einem Senat und einer richterlichen Gewalt. 

8 Das Militaircommando diefer Staaten, welches durch den Pari: 
fer Vertrag dem Dbergeneral der Truppen Gr. Mai. des Königs ald Pros 
tector übertragen worden ift, bleibt in den Händen deſſelben Befehle: 
habers. 

Die gefeßgebende Verfammlung wird duch den Verein ber abli: 
‚chen Wähler gewählt auf die Weife und in den unten bezeichneten Formen 

10.. Die Senatoren werden aus der Mitte der gefeßgebenden Ber, 
fammlung auf unterzeichnete Weife und in folgenden Formen erwählt. 

11. Die richterliche Gewalt_wird von dem Senate auf die Weil 
und in den Formen, welche unten bezeichnet find, gemählt. 

12. Diefe Wahlen, fo wie die zu jedem andern bürgerlichen Amt, 
gelten nur für fünf Jahre, unbefchadet der Anordnung, welche in der sole 
mit diefem Gegenftande "getroffen werden dürfte. 

13. Nah Verlauf von fünf Jahren hört jedes Amt rechtlich auf, 

und die neue Wahl der neuen gefeggebenden Verfamminng muß an bdemfek 
ben Zage, wo ber Zeittaum von fünf Jahren aufhört, Statt finden. mw 
deffen fahren der Präfident des Senates, die ehrenwerthen Senatoren, die 
ehrenwerthen Worfteher der Localregierungen, fo wie auch die Unterthaner 
und bienftleiftenden Beamten der verfchiedenen Verwaltungszweige fort, ihr 
Amt zu verwalten, fo lange ihre Nachfolger noch nicht ernannt find; übt 
gend find fie wieder wählbar. 
14. So oft die gefeggebende Verſammlung fi in dem Sige ber Re 
gierung verfammelt, heißt diefe Verſammlung das Parlament der vereinigten 
Staaten ber jonifchen Inſeln. Da diefe Verfammlung die erfte iſt; fo beißt 
fie die erſte Verfammlung des erften Parlaments. 

15. Das zweite Parlament und die folgenden Verſammlungen me 
den nad) benfelben Regeln und nach der Ordnung der Nummern auf bie 
felbe Weife benannt. 

„16. Alle Arten der gefeggebenden Verfammlung, ded Senats un 
überhaupt aller Abtheilungen der Regierung werden der Drbnung des Par 
laments und der Verfammlung nach, worin fie abgefaßt wurden, oder auf 
nach der Art ihrer Vollziehung einregiſtrirt. 

0 17. Während des erften Parlaments findet alle Fahre eine geſetzliche 
Verſammlung am 1. März Statt, und bleibt drei Monate in Thätigkeit, 
ein eben dieſe Verſammlung kann im Nothfalle über dieſen Zeitpund 
aus verlängert werben, bis zu dem Zeitraume, welcher durch den Genal 
ewilligung Sr. Excellenz des Lord Obercommiſſairs St. Mai, de⸗ 
Koͤnig; Protectors feſtgeſetzt wird. 
us. In den folgenden Parlamenten findet alle zwei Jahre am: % 
März| eine Derfammlung Statt und bleibt in Wirkſamkeit für „bie "geil 
Zeit, 5 welche im vorhergehenden Artikel beſtimmt worden iſt. 
9. Die Macht, das Parlament zu berufen oder im Motbfalle 
ern, bleibt bei Sr. Ercellenz dem Lord Obercommiſſait des des Könige 





verläne 
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Protectots; allein in diefem Falle kann dad Parlament nicht uͤber ſechs Mo: 
nate verlängert werden. 

20, Die Macht, das Parlament im Nothfalle aufulöfen, bleibt. St. 
Maj. dem Könige- Protector mittelft einer Cabinetsordre vorbehalten. 

41. So oft das Parlement vertagt wird, hört die Zuſammenkunft 

ber gefeggebenden Berfammlung unmittelbar auf, und alle Ucten, welcher 
Art fie auch feyn mögen, die .ihre vollftändige Bollziehung nicht vor der 
Dertagung erhalten haben, find.nichtig und ungültig. 

2. Wenn das Parlament aufgelöft wird; fo find alle Bills und 
ten, welcher Art fie auch feyn mögen, ſobald fie nicht vollftändig vollzos 
gm worden find, nichtig; welcher gleiche Fall auch bei der geſetzlichen Been⸗ 
digung des Parlaments eintritt, 

23. Da die bürgerliche Erziehung einer der wefentlichften und unzer⸗ 
kennlichften Gegenftände des Gluͤckes und Wohles aller Staaten ift, und 
de Moral, fo wie die Religion diefes Landes es erfordern, daß überhaupt 
hie Geifttichen: eine anftändige und paffende Erziehung erhalten; fo wird 
Nemit erflärt; daß fogleich nad) der Zufammentunft des Parlaments, weiche . 
If die Genehmigung gegenwärtiger verfafjungsmäßiger Charte von Seiten ° 
er. Maj. des Königs Protectors folgen wird, es eine der erften Pflichten 
im wird, Maßregeln zu ergreifen, zuerft für die Einrichtung von Klemens 
then, fodann zur Errichtung einer Anftalt für die verfchiedenen Zweige 
x Wiſſenſchaften und ber ſchoͤnen Künfte. 

Unterzeichnet: B. Theotoki, Präfident. — Cav. Kalichiopulo. — 

.. Marietti. — Nicolo Anino Anas. — Vettar Karidi. — 

D. Foscardi. — D. Bulzo. — Felice Zambelly. — Bafilio Zaro. — 

Valerio Stai. — Giovanni Morihi. — Stefano Palazzuol Scor: 

dilli. — Anaftafio Battali. — Anaftafio Kaffimati, — Giacomo Ka: 
lichiopulo Manzaro. — Spiridion Giallina Ym Anaftafio. An. Tom, 

Lefkochito av. Nicalo Agoroftd. — Marino Bein. — Nicole Dr. 

Dalkıporta. — Spiridion Metara Liſeo. — Pietro Caidan. — Seba: 

ſtiano Dr. Schiadan. — Daniel Caidan. — Paolo Gentilini. — . 


Spiridion Focca Gio. — Demetrio Arvanitachi. — Dionifio Genis 
mata. — Giulio Domenighini. — Franzesco Mazzan. — Michiele 
Mercati. — Giovanni Meliffimd. — Marino Stefano. — Angelo 


Sondari, — Nicolo Cavada. — Pietro Petrizzopuloe. — Gio Pfomä. 
— Micolo Vrettd. — Giorgio Maſſello. — Stefano Fanarioti. — 
Richard Plasket, Secretair. Dem. Co. Valſamachi, Secretair. 


Zweited Kapitel. 
Dom Senate. 


Erfter Abfhnitt. 
Bom Senate überhaupt. 

4. Alte vollziehende Gewalt ber vereinigten Staaten der jonifchen In⸗ 
Bit einem Senate. anvertraut, beftehend aus ſechs Perfonen, nämlich: 
Km Präfidenten und fünf Mitgliedern. 

2. Der Präfident der vereinigten Staaten der jonifchen Infeln führt 
Kite Hoheit; umd jedes der Senatsmitglieder den Titel ehrenwerth 
Pan) 


3. Se, Derrlichkeit der Prafidant des Senates der vereinigten Staa⸗ 
xder joniſchen Inſeln hat den Vorrang vor allen uͤbrigen Individuen im 
tie; Die: cheenwerthen Senatoren der vereinigten Staaten ber nen 
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Snfeln haben ber Rang unmittelbar nach dem Prafidenten, unbeſchadet befs 
fen, was in der Folge über diefen Gegenftand feftgefegt werden dürfte. 

4. ©. H. det Präfident des Senates der vereinigten Staaten der jor 
nifchen Inſeln genießt völlig und bei jeder Gelegenheit diefelben militairifchen 
Ehrenbezeigungen, als Sr. Ercellenz dem Lord Obercommiſſair Str. Mai. 
des Könige Protectors gebühren. Die Senatoren —— die einem Gene: 
| valmajor gebührenden Ehrenbezeigungen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Art der Erwaͤhlung. 


1. Die Ernennung Sr. H. des Praͤſidenten im Senate der vereinig⸗ 
ten Staaten der joniſchen Inſeln iſt Sr. Maj. dem Könige Protector vor: 
behalten und geſchieht mittelſt Sr. Excellenz des Lord Obercommiſſairs; der 
Praͤſident des Senates muß von den joniſchen Inſeln gebuͤrtig und von 
Adel ſeyn. | 

2. Die ehrenmwerthen — werden durch Ihro Hochwohlgebohr—⸗ 
nen die Glieder des geſetzgebenden Koͤrpers und aus deſſen Mitte gewaͤhlt 
auf folgende Art und nach folgendem Maaßſtabe: Corfu, einer; Cephalonia, 
einer; Zante, einer; Sta Maura, einer; Ithaka, Cerigo und Paxo, einer; 
in allem fünf. 

. 3. Der ehrenmwerthe SPräfident ber gefeggebenden VBerfammlung hat 
bas Recht, diefer Körperfchaft Namen aus ihrer Mitte zu Senatorenftellen 
zur Abftimmung vorzulegen. Diefes Recht wird folgendermaßen geübt: 

1) damit der Präfident einen dieſer Namen zur Abflimmung der ges 
ſetzgebenden Verfammlung vorlegen könne, muß er dazu den Bor 
flag fchriftlih und von wenigſtens vier Mitgliedern derfelben Ver: 
fammlung für jeden vorgefchlagenen Namen erhalten haben. 


Feder dieſer Vorſchlaͤge wird alsdann vom Präfidenten con: 
trafignirt. 

2) Wird ein Name fchriftlih von acht Mitgliedern ber gefeßgebenden 
Verſammlung vorgefchlagen; fo darf ſich der ehrenwerthe Präfident 
nicht mweigern, ihn der Verfammlung zur Abflimmung vorzulegen, 
und ift in diefem Falle die Contrafignirung des Präfidenten nicht 
nöthig. Ueber jeden auf die eine oder die andere Art vorgeſchlage— 
nen Namen wird von ber Gefellfchaft laut abgeflimmt, und bie 
Mehrheit der Stimmen, weldhe die Secretaird in die Protocolle 
eintragen, entfcheidet die Wahl. Im Falle der Gleichheit hat die 
Stimme des Präfidenten,, oder in deffen Abmefenheit,. oder bei ei: 
ner Unpäßlichkeit, die der Perfon, welche ihn vorftellt, die Geltung 
von zwei Stimmen. 

4. Die Senatoren ‚werden binnen drei Tagen, vom Tage der erflen 
Sigung ber gefeggebenden Werfammlung an zu rechnen, gewählt; und bie 
Wahl gefchieht in folgender Drdnung: 

1) Corfu; 

2) Gephalonia; 

3) Bante, Sta Maura, Ithaka, Gerigo und Paro. 

9. Binnen 24 Stunden, vom Moment jeder Wahl an zu rechnen, ifl 
der ehrenwerthe Präfident der gefeggebenden Verfammlung gehalten, die Ma: 
nıen der erwählten Senatoren St. Exc. dem Lord Obercommiffaie St. Mai. 
des Königs Protectors zu überfenden, und binnen 24 Stunden vom Augen: 
blide an, wo er die Nachricht empfing, zu rechnen, uͤberſendet dee Bord 


Berfaffung vom 1. Januar 1818. 461 


ODbercommiſſair feine Note der Billigung oder Misbilligung Über diefe Wahl 


an die gefeßgebende Verfammlung mittelft des Präfibenten. - 

6. Giebt Se. Exc. der Lord Obercommiſſair des Königs Protectors 
feine Beiftimmung zur Wahl; fo ift das Mitglied zum Senator für die 
Safel oder die Infeln, für welche er gewählt worden ift, ernannt. Verſagt 


aber Se. Erc. im Gegentheile feine Zuftimmung; fo ift die Wahl als nice 


tig anzufehen, und die gefeßgebende Verfammlung fchreitet: auf biefelbe Weife 
und binnen obengenanntem Zeitraum: zu einer neuen Wahl. Ä 

7. Sit diefe neue Wahl vollzogen; fo wird fie von neuem an Se. 
Ert. den Lord Obercommiffair geſendet. Wenn er feine Zuftimmung von 
neuem vermeigert; fo iſt auch diefe Wahl als nichtig anzuſehen; allein in 
diefem Falle überfendet der Lord Obercommiffair binnen 24 Stunden ber 
gefeggebenden Verfammlung die Namen zweier ihrer Mitglieder, welche der 
Infel oder den Infeln, für welche gewählt werden fol, angehören. Die ges 
feggebende Verſammlung mählt einen davon, und diefe Wahl ift ent 
fheidend. . 

8. Die ehrenwerthen Mitglieder des Senats bleiben blos fünf Jahre 
in Thaͤtigkeit; Se. Herrl. der Prafident bleibt es bloß die Hälfte der Zeit. 
Sind die zwei und ein halbes Jahr verfloffen; ſo kann Se. Exc. der Lord 
Obercommiffair des Könige Protectord ein anderes Individuum zur Nach—⸗ 
folge des Präfidenten ernennen, oder er kann denfelben Präfidenten ermädhtie 
gen, in feinen Amteverrichtungen fortzufahren, unbefchadet dejjen, was in 
Anfehung diefes Gegenftandes verordnet werden dürfte, 

Dritter Abſchnitt. 
Don der Art bed Senates, zu verfahren, und von feinen Befugniffen. ö 

1. Die ſechs bezeichneten Perfonen, welche den Senat bilden, ent: 
[Heiden alle Gegenftände nach Stimmenmehrheit, und bei Stimmengleichheit 
hat die Stimme bes Präfidenten doppelte Geltung. 

2. Im Senate fteht die Initiative ausfchließfic dem Präfidenten zu. 
Indefien hat jeder Senator das Recht, jedoh nur ein Mal während dere 


klben Verfammlung des Parlaments, einen Vorſchlag, der ihm nuͤtzlich 


ſcheint, und den er für für-gut häft, vorzutragen, und zwar in der Abficht, 
Se. Herrlichkeit den Präfidenten zu vermögen, dem Senate darüber einen 
Vorfhlag zu thun. | | 

3. Im Falle der Präfident den Borfchlag nicht beachtet, ober dem 
Smate vorzulegen unterläßt, Bann der Senator, der ihn zur Kenntniß 
brachte, denfelben ſchriftlich abfaſſen, ihn unterzeichnen . und menigflens von 
einem andern Senator gegenzeichnen lafjen. Alsdann wird der Vorfchlag durch 
Se. Herrlichkeit den Prafidenten an Se, Erc. den Lord Obercommiffaie ©r. 
Mai. des Königs Protectors uͤberſendet. Erhält der Vorfhlag die Genehe 
migung Sr, Exc.; fo wird er von Sr. Herrlichkeit dem Präfidenten, ohne 
gend eine Abänderung, dem Senate vorgelegt, um in bemfelben auf ge: 
woͤhnliche Weiſe verhandelt zu werden. Erhält er die Genehmigung Sr. 
Er. nicht; fo ift der Vorſchiag nichtig. 

Im Falle phyſiſcher Unpäßlichkeit oder nothmwendiger Abweſenheit 

Er. Herrlichkeit des Präfidenten der vereinigten Staaten ernennt: Se. Exc. 
der Lord DObercommiffair Sr. Maj. des Königs Protectord einen ber ehrens 
werten gegenwärtigen Senatoren, um bie Gefchäfte des Präfidenten bis zur 
Ruͤcklehr oder der MWicderherftelung Sr. Herrlichkeit zu verwalten. Der er: 
nannte Senator führt den Titel Wicepräfident. 

9. Im Falle der Abwefenheit oder Unpäglichkeit. eines der Senator 


’ 


Pr 
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hat der Senat das Recht, eines der Mitglieder dev geſetzgebenden Verſamm⸗ 


lung, die alsdann ‚in Eorfu anweſend find, proviforifc zu ernennen, um die ; 


Gefchäfte des kranken oder abmwefenden Senators bis zu feiner Ruͤckkeht oder 
feinee Wiederherftellung zu verfehen. Indeſſen bleibt diefe Ernennung de 
Biligung oder Misbiligung Sr. Eye. des Lord Obercommiſſairs Sr. Mai, 
des Königs Protectord unterworfen, mit den Regeln und Formen, melde 
bei der erſten Wahl eines Senators beobachtet werden. Diefelbe proviſori⸗ 
fhe Ernennung eines Senators findet Statt, fo oft einer der Senate 
ven zum WBicepräfidenten ernannt - wird, wie im vorhergehenden Artikel ge 
fügt iſt. 

6. Sm Falle des Todes Sr. Herrlichkeit des Präfidenten im Senate 
der vereinigten Staaten der jonifchen Inſeln ift Se. Exc. der Lord Ober 
commiffair Sr. Mafeftät des Königs Protector gehalten, einer Präfidenten 
binnen drei Tagen zu ermennen. 

7. Im Falle des Todes eines Senators, wenn das Parlament vr 
fammelt und in Thaͤtigkeit ift, fchreitet e8 binnen drei Tagen zur Wahl ei⸗ 
nes neuen Senators nach der vorgefchriebenen Art und Meife. Iſt das 


Parlament nicht verfammelt und in Zhätigfeit; fo emennt der Senat je 


| 


gleich einen Senator pro tempore, um deſſen Gefchäfte bis zur erften ad 


ven Verſammlung des Parlaments zu verfehen, und diefe Ernennung finde 


nach den Formeln und Regeln des 5. Artikels Statt. Die förmlihe Er 


wählung des neuen ehrenwerthen Senators - gefchieht bei der erften activen 


Zufammenfunft des Parlaments. 


8. Der Senat hat das Recht, feine Unterbeamten zu wählen, mit 


Vorbehalt der weiter unten beflimmten Ausnahmen. Diefer Körper zerfällt 
in drei Departements: allgemeines Departement, politifhe® Departement, 
finanzielles Departement. | 


9. Se. Herrlichkeit der Praͤſident und eines der Senatsmitglieder he 


ben das allgemeine Departement; die beiden andern Departements werben 
allemal zwei Senatoren ohne Unterfchied anvertraut. im Secretait iſt je 
dem diefer drei Departements beigegeben.. Die Mahl des Secretairs im als 
gemeinen Departement bleibt Sr. Ereellenz dem Lord Obercommiſſair Er. 
Majeſtaͤt des Königs Protectors vorbehalten; und diefer Secretair kann mt 
weder aus Großbritannien oder den jonifchen Inſeln gebürtig fern. Die 


Secretaird der beiden andern Departements müffen aus den jonifden Jr 


fein gebürtig feyn. 

10. Die Gefchäfte diefer drei Departements find folgende: Das al 
gemeine Departement ordnet alle kleine Einzelheiten, welche ſich auf die alk 
gemeine Verwaltung der Regierung beziehen, und die nicht wichtig gem 
find, um die unmittelbare Aufmerkfamkeit des Senats in feinem ganzen Gr 
wichte zur erheifchen, oder die eine fchnelle Vollziehung erfordern dürften. 

Das politifche Departement und das der Finanzen haben im gleichen 
Sinne und gleihen Falle daffelbe Recht. Indeſſen gilt Fein Act irgend ei— 
ned Departements, fo lange er nicht die Genehmigung des ganzen Senats 
erhalten hat. Alle Acte müffen dem verfammelten Senate bei der erſten 
Sigung, welche auf die von den verfchiedenen Departements gefaßten Br 
rathfchlagungen folge, vorgelegt werden. Und damit der Act der Genchmi: 
migung des Senated gültig ſey; fo muß er von dem Sectetair des Dept: 
tements, don dem der Act ausgegangen iſt, und von dem Gecretair des all 
gemeinen Departements unterzeichnet fen. 
| 11.. Die täglichen Verhandlungen des ganzen verfammelten Senates, 
fo wie andy der ihm vorgelegten Berichte werden durch den Secretait des 
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allgemeinen Departements an Se. Excellenz den Lord Obercommiſſair St. 
Mai. des Könige Protectord zu feiner Information uͤberſendet. 

12. Wir Haben gefagt, daß der Senat das Recht befige, feine Unter 
beamten, mit Ausnahme des Secretairs im: allgemeinen Departement, zu er 
nennen, fo wie es im 6. Artikel auseinandergefegt iſt. Die vollftändige 
Lifte diefer Beamten wird von dem Senate drei Zage nad feiner Ginwei- 
fung der gefeggebenden Verfammlung, zugleich mit der Berechnung der für 
fie vorgefchlagenen Befoldung vorgelegt, damit die Verfammlung fowohl die 
Anzahl der Beamten, als aud die ihnen zuzugeftehenden Summen in Bes 
tathung ziehen kann. Indeſſen muß die Entſcheidung des gefeggebenden 
Vetſammlung über dieſen Gegenſtand der Genehmigung Se. Excellenz des 
Lord Obercommiſſairs Sr. Maj. des Koͤnigs Protectors unterworfen werben. 
Sobald dieſe Lifte entſchieden genehmigt iſt, wird ſie der allgemeinen Civil⸗ 
liſte beigefügt, umd dee Senat kann fie weder erhöhen noch abändern, aus⸗ 
genommen in den nachbenannten Fällen. 

13. Der Senat hat das. Recht, zu allen Stellen der allgemeinen 
Verwaltung zu ernennen, die, Vorſteher der verfchiedenen Localregierungen, 
die Richter auf allen Infeln, und im Allgemeinen. zu allen Aemtern, mit 
Ausnahme derer, ‘welche rein municipale find; diefes Recht wird nah den 
Bere der Inſtructionen und mit den nachbenannten Vorbehalten 
ausgeuͤbt. 

14. Der Senat hat das Recht, der geſetzgebenden Verſammlung Ger 
fegoorfhläge zur Prüfung vorzulegen. Jeder Gefegvorfchlag, welcher auf 
foihe Weife von dem Senate überfendet wird, muß binnen dem nachbes 
ſtimmten Zeitraume in Berathung gezogen werden; und wenn er bie Mehr⸗ 
hit der Stimmen erhält; fo wird er als Stantsgefeg betrachtet, vorausges 
fest, daß er die Genehmigung St. Exc. des Lord Obercommiffaird Sr. Ma: 
jeftät des: Königs Protectors (fo wie weiter unten beſtimmt werden wird) 
erhält, und im Kalle er duch keinen Cabinetsbefehl Sr. Maj. des Königs 
Protectors abgefchafft wird. 

15. Geht ein Gefegvorfchlag bei der gefeggebenden Verſammlung 
duch und wird er von ihr genehmigt; fo bleibt dem Senate noch das 
Recht, ein directes Veto auszufprechen, indem er die ihn dazu beftimmenden 
Grunde auseinanderfegt, und er uͤberſchickt diefen Act an die gefeßgebende 
Verfammlung birmen drei Tagen. In diefem Falle wird dee Gefegvorfchlag 
nichtig, und er kann während der Dauer deffelden Parlaments nicht wieber 
eingebracht werden. 

16. So lange das Parlament vertagt iſt oder nicht in Thaͤtigkeit iſt, 
[0 lange hat der Senat das Recht, Einrichtungen, welche ad interim Ges 
fegeskraft haben, zu treffen, wofern fie jedoch die Genehmigung Sr. Exc. 
des Lord Obercommiffairs Sr. Maj. des Königs Protectors erlangt haben. 
Alle diefe proviforifhen Verordnungen miüffen der gefeßgebenden Verſamm⸗ 
lung am erften Tage ihrer Verſammlung vorgelegt werden, damit fie biefel- 
ben in Berathung nehme. Genehmigt fie diefelben; fo werden fie als be— 
chende Gefege, von dem Momente ihrer Bekanntmachung an zu rechnen, 
betrachtet. Erhalten diefe Werordnungen die Genehmigung der Berfammlung 
auf unten zu beftimmende Weife nicht; fo find fie unguͤltig; jedoch wird 
erklärt, daß alle Acte, melche in Kolge diefer Verordnungen während der Zeit, 
welche zwiſchen dem Zeitpuncte ihrer Bekanntmachung und der Zufam: 
— der geſetzgebenden Verſammlung verfloſſen iſt, geſchehen find, güf- 

iben. 


17. Der Senat hat das Recht, Befehle und Verordnungen rädficht: 
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lich des Ganges feiner, Gefchäfte zu erlaffen. Jedoch muͤſſen diefe :Werord 
nungen und Befehle die Genehmigung Sr. Exc. des Lord Obercommiſſaits 
Str. Majeftät des Königs Protectors erhalten, und dürfen nicht im Mider: 
fpruche mit Verordnungen der conftitutionellen Eparte oder den: beftehenden 
— ſeyn. Br 
Drittes Kapitel, 
Bon der gefeggebenden Berfammlung. 
| Erſter Abſchnitt. 

Von der gefeggebenden Berfammlung im Allgemeinen. 

4. Die gefeggebende Verſammlung der vereinigten Staaten; ber jonis 
ſchen Inſeln befteht, den Präfident mit einbegriffen, aus 40 Mitgliedern. 

2. Der ehrenmwerthe Präfident dev gefeggebenden Verſammlung genieft 
alle Ehrenbezeigungen,, ;die einem Senatorngebühren, und. bie Deitglieder der 
u. führen den Zitel Edle (nobilissimi), 


Zweiter Abfchnitt. 
Urt der Erwähtung. 


1. Sm Momente der Berufung eines neuen Parlaments ift ber. Praͤ⸗ 
ſident des Primaͤrrathes Praͤſident der geſetzgebenden Ver rſammlung bis zut 
Wahl eines neuen Senates, ſo wie des foͤrmlichen Praͤſidenten derſelben 
Verſammlung. 

2, Die Wahl des ehrenwerthen Praſi denten ber geſetzgebenden Ber: 
ſammlung geſchieht den Tag nach Beendigung der Wahl. der Senatoren, 
und es wird in. jedem, Kalle nad), ben Regeln und Verordnungen, welche 
Cap. 2. Abſchn. 2., die, Wahl der Senatoren betreffend, befindlich find, bie 
ſes veranſtaltet werben. 

3. Die 40 edlen Mitglieber der. gefehgebenben Berfammlung beftehen 
aus 11 beftändigen und 29 wählbaren Mitgliedern. 

4. Die 11 befländigen Mitglieder find in dem Falle, wo das Par⸗ 
lament ordentlicherweiſe aufhoͤrt (d. h. nach Verlauf ſeiner Zeit von fuͤnf 
Fahren): der Praͤſident und die Mitglieder des letzten Senats, bie vier Bor: 
jeher der großen Inſeln während des Parlaments, und einer der Vorſtehet 
der weniger großen Inſeln, welche abwechſelnd nad folgender „Ordnung: 
Sthaka, Gerigo, Paxo, gewählt werden. 

5. In den Fällen, wo das Parlament aufgelöft ift, befteht der. Pri: 
märrath aus St. Herrlichkeit dem Präfidenten, den ehtenwerthen Mitglie— 
dern des legten Senates, und den fünf Mitgliedern der legten. gefeggebenden 
Verſammlung, weldhe von Se. Ereellenz dem Lord Obercommiffair Sr. Mai. 
des Königs Protectord binnen drei Zagen nad) Auflöfung des Parlamentes 
ernannt werden. . 

6. Die 29 wählbaren Mitglieder der gefeggebenden Berfammlung wer: 
ben von- den verfchiedenen Inſeln nad) folgenden Berhältniffen gewählt: 
Corfu 7, Cephalonia 7, Bante 7, Sta Maura 4, Ithaka 1, Cerigo 1, 
Paxo 1, in allem 28. Jede der drei legtern (ausgenommen bie, deren Vor 
fteher bleibendes Mitglied der gefepgebenden Verſammlung mird) giebt ein 
zweites Mitglied in unten bezeichneter Ordnung, 

7. Die edlen wählbaren Mitglieder der geſetzgebenden Verſammlung 
auf den verſchiedenen Inſeln werden aus der Koͤrperſchaft der edlen Wähler 
der Inſel, welcher die Wahl zufteht, gewählt. 

8. Die edlen Wähler vollziehen ihre Wahl auf einer doppelten Kifte, 
welche angefertigt und ihnen auf folgende Weife überfendet wird: 


— 
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Diefe doppelte Lifte wird von ben Mitgliedern des neuen Primärrathes 
gemacht, und um Verzögerungen foviel als möglich zu vermeiden; fo begins 
nen bei dem natürlichen Ende des Parlaments (denn die fünf ehrenwerthen 
Vorftcher, Mitglieder des Rathes, würden dann von der Hauptftadt ent: 
fernt feyn) die Arbeiten des Rathes ruͤckſichtlich dieſes Gegenftandes ſechs 
Monat vor Ende des Parlaments, um den Vorſtehern die nöthige Zeit zur 
Gorrefpondenz zu geben; und die Namen auf bdiefer doppelten Lifte werden 
nad der Stimmenmehrheit durch den neuen Primärrath gewaͤhlt. 

9. Sobald diefe doppelte Liſte vorbereitet ift; fo fendet der ehrenwer⸗ 
the Prafident des Rathes eine Abfchrift davon mit feiner Unterfchrift an die 
Dorfteher der Infeln, fo daß fie 14 Tage vor dem Schluffe des Parlaments 
auf jeder Inſel anlangt, und die Vorfteher darnach handelm können. 

10. Ruͤckſichtlich des 13. Artikels im erften Kapitel- ift eine Verord⸗ 
nung, ‚bezüglich auf den Zeitpunct der neuen Wahlen, erlaffen worden, wenn 
dad Parlament natürlich beendigt iſt; allein es ift noch Keine Verordnung 
wegen des Zeitpunctes diefer Wahlen vorhanden, wenn das Parlament aufs 
gelöfet werden follte. Jedoch in diefem Falle finden die Wahlen den 40ſten 
Zug nach der Bekanntmachung, die’ zu dem Ende erlaffen wird, Statt, und 
be neue Primärrath fendet binnen ſechs Tagen, von der Auflöfung des 
Parlamentes an, die obbefagte doppelte Lifte an die Vorſteher der verfchiede: 
nen Infeln, damit fie ſich darnach achten. J 

11. Obgleich der Tag der neuen Wahlen beſtimmt iſt, ſowohl bei 
ber natürlichen Beendigung des Parlaments, als auch bei deſſen Aufloͤſung; 
dennoch aber es bei der Zerftüdelung diefer Staaten unmöglich ift, die 
Zufälle, weiche die Ankunft des Mandats vom Präfidenten des Rathes über 
die im vorigen Artikel beftimmte Zeit verzögern Eönnten, vorherzufehen; fo 
wird verordnet, daß die Wahlen in diefem Kalle fünf. Tage, von dem Mos 
mente der Ankunft des Mandats vom Präfidenten des Rathes zu rechnen, , 
geſchehen; und jede Wahl diefer Art ift gefeglich und gültig, als wenn fie an dem, 
in den vorhergehenden Artikeln vorgefchriebenen, Tage Statt gefunden hätte. 

12. Sn jedem Falle muß die gefeggebende Verfammlung, ſowohl bei 
der natürlichen Beendigung des Parlaments, als bei deffen Auflöfung, ſich 
in der Hauptftadt der vereinigten Staaten, fpäteftens binnen- 20 Tagen vom 
Tage der Erwaͤhlung an gerechnet, verfammeln, oder wenn es die Umſtaͤnde 
geftatten,. auch früher. Dies findet Statt, zufolge eines Mandates Sr. Mai. 
an den Präfidenten der vereinigten Staaten der jonifhen Inſeln, welches, zu 
feiner Zeit mitgeteilt werden fol. Se. Herrlichkeit, in ihrer Eigenfchaft als 
Präfident des fehr edlen Primärrathes, fendet die doppelte Kifte auf die Inſeln. 

13. Zufolge des zweiten Artikels des zweiten Abfchnitts des zweiten . 
Kapitels, müffen die Senatoren aus der Mitte dev. gefeggebenden Verſamm⸗ 
lung gewählt werden. Folglich ‚bleiben fo viele Stellen in biefer Verſamm⸗ 
lung erledigt. Eben fo bleibt e8, wenn die Gefeggeber zu Vorſtehern der 
Localteglerungen ernannt werden. Daffelbe kann aud im Kalle des Todes, 
des Ausbleibens, oder anderer Ereigniffe gefchehen. Im allen biefen Fällen, 
oder in jedem befonders, fendet der ehrenmwerthe Präfident des Primäträthes i 
binnen ſechs Tagen, und in den vorhin beftimmten Zeitpuncten ein Mandat 
mit der doppelten Lifte an den ehrenmwerthen Vorſteher der Infel, worauf 
die Bacanz fällt, mit dem Befehl, die Körperfchaft der Wähler außerordent: 
ih zum Erfag diefer Erledigung in der gefeggebenden Verfammlung zu be> 
rufen; und diefe Berufung findet binnen ſechs Tagen Statt, vom Empfange 
des Mandates an zu rechnen. 

N 14, Da im vorhergehenden Artikel im Allgemeinen ar Verrichtungen 

.. ‚30 
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"und andere Urfachen, welche Vacanzen in ber gefesgebenden Berfammlung 
verurfachen Eönnen, angezeigt find, und ba biefelben Urfachen fie auc, in dem 
ſehr edlen Primärrathe herbeiführen können; fo wird verordnet, daß in jedem 

dieſer Fälle Se. Erc. der Lord Obercommiffair Sr. Maj. des Könige Pro- 
tectord binnen drei Zagen ein anderes Mitglied der gefeggebenden Verſamm⸗ 
fung, um in den Primärrach einzutreten, ernennt. | 

15. Im Momente der Berufung ı der gefeßgebenden Verſammlung 
eriftict Fein Unterfchied der Nechte zwifchen den befländigen Mitgliedern bie- 
fee Gefellfhaft und zwifchen den von den verfchiedenen Inſeln gewählten. 
Jedoch werden die Mandate jeglicher Art, die an die Localregierungen im 
Zalle einer Vacanz in der Mitte der gefeggebenden Verfammlung gefende: 
werden müflen, fo wie die Bildung der doppelten Liften zur Wahl flets unt 
ausſchließlich den eilf beftändigen Mitgliedern, ald welche den Primärratk 
bilden, mittelft des Drgans ihres ehrenwerthen Präfidenten, vorgelegt. 

16. Bei allen wichtigen oder dringenden Gelegenheiten, wo die gefeg: 
gebende Verfammlung Sorge tragen wird, perfönlich entweder mit dem Se: 
nate, ober mit Str. Exc. dem Lord Obercommifjair Sr. Maj, des Königs 
Protectors zu conferiven, oder umgekehrt, befteht die Commiſſion der Ver: 
fammlung für ſolche Conferenzen beftändig aus dem fehr. edlen Primärrathe, 

17. Wenn es gefchieht, wie es möglich ift, daß der Präfident oder 
eines ber Mitglieder des Primärrathes zur Würde eines Präfidenten bei 
Senats der vereinigten Staaten‘ der jonifchen Inſeln erhoben wird; fo ifl 
Se. Exc. der Lord Obercommiffair Sr. Maj. des Königs Protectors gehal: 
ten, binnen drei Zagen einen. neuen Präfidenten des Rathes, aus den Mic: 
gliedern dieſes Rathes zu ernennen, und besgleichen ein neues Mitglied des 
Rathes aus den Mitgliedern der gefeggebenden Verſammlung. 

18. Ruͤckſichtlich der Organifation ber Körperfchaft der edlen Wähler 
diefer Staaten, bleiben beftehen und werden beftätigt die Verfügungen der 
Verfaffung von 1803, mit Vorbehalt der Veränderungen oder Verbefferun: 
gen, welche in der Folge Statt finden dürften Eraft eines Gefeged, ode 
was fonft über diefen Gegenftand verfügt werden dürfte. 

19. Der ehrenwerthe Worfteher jeder Inſel ift bei jeder Gelegenheit 
Praͤſident der Körperfchaft der edlen Wähler, und leitet deren Verhandlungen 
unter Beiftand eines Secretairs ber Localregierung, oder eines fiscalifchen 
Abvocaten, mit dem Charakter ald Beifiger. 

20. Die oben angezeigten Vorſteher ober Beiſitzer ändern alljährlich, 
und nach einer öffentlichen Bekanntmachung die Lifte der edlen Wähler, in— 

‘dem fie von bdiefer Lifte die Namen derer ausftreihen, weldye-bie nothwen⸗ 
digen Vorrechte verloren haben, und fie durch andere erfegen, welche mit gu: 
ten Gründen den Befig der erforderlichen Kigenfchaften darthun. Dieſe 

Liſte wird fogleih nad ihrer Abänderung an den Senat vor dem 1. Dit, 

jedes Jahres gefendet, um beffen Genehmigung zu erhalten, 

21. Diefe alfo abgeänderten und beftätigten Liften werden von bem 
, Senat an die ehrenwerthen Worfteher der verfchiedenen Inſeln gefendet, und 

ed wird nad bdenfelben zu allen Wahlen für das folgende Jahr geſchritten 

Keiner, welches auch fonft feine Titel feyn mögen, hat Stimmrecht, wenn 

fein Name nicht auf der Lifte ſteht. 

22. Bei allen Wahlen, fowohl allgemeinen zur Bildung eines neuen 
Parlaments, als auch befondern während der Dauer eines Parlaments, ge 
ſchieht die Beſtaͤtigung diefer Wahlen durch den ehrenwerthen Vorſtehet amd 
deffen Beifiger auf der Inſel, wo fie Statt finden Eönnten; und ein durch 
fie befchwornes und unterfchriebenes Beugniß, welches conftatirt, daß die Per: 
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fon ober Perfonen, welche gewählt find, die Stimmenmehrheit halten, ent# 
ſcheidet über die Gültigkeit der Wahlen. Diefes -Gertificat wird unverzüglich 
an ben ehrenmerthen Präfidenten der gefeßgebenden Verſammlung gefendet. 

23. Die Anzahl der Individuen, welche die Körperfchaft der edlen zur 
Bildung einer gefeggebenden Verfammlung nöthigen Wähler ausmachen, muß 
zum wenigften die Hälfte der ganzen Anzahl der Wähler der Inſel, mp 
diefe Verſammlung gehalten wird, enthalten; und jede Verhandlung, welche 
fi auf die Wahlen bezieht, wird nad Stimmenmehrheit, welche Iaut abge» 
geben werden, entichieden. 

24. Sollte es geichehen, daß nad ber erften Bekanntmachung bie 
Berfammlung der wählenden Körperfchaft nicht die durch den vorhergehenden‘ 
Artikel geforderte Anzahl hätte; fo vertagt fie der ehrenwerthe Worftcher auf 
der Stelle, und läßt von neuem bekannt machen, daß eine zweite Verſamm— 
lung der wählenden Körperfchaft binnen drei Tagen Statt findet. Hat diefe 
zweite Verſammlung noch nicht die gefegliche Anzahl; fo fchließt fie der ehren⸗ 
werthe Vorfteher auf der Stelle, und fendet an Se, Herrlichkeit den Praͤſi⸗ 
denten des Senats, ohne allen. Aufſchub die doppelte Originalliſte, welche 
Ihm von dem ehrenwerthen Präfidenten bes fehr edlen Primärrathes überfens 
det worden war. Binnen zwei Tagen, nad) Empfang diefer doppelten Liſten, 
wählt der Senat nach benfelben LKiften das Mitglied oder die Mitglieder, 
welche die bezügliche Inſel zur gefeßgebenden Verfammlung zu fenden hat, 

25, Die durch den Senat, in den durch den vorigen Artikel beftimm- 
ten Fällen, vollzogenen Wahlen, werden, nach allen Ruͤckſichten, für gefeglich 
und gültig gehalten. Wereinigt ſich die Körperfchaft der Mähler der Inſel 
zu den Wahltagen nicht in hinreichendet Anzahl; fo wird im gleichen Kalle 
die Beflätigung einer folhen Wahl, durch ein Zeugniß Sr. Herrlichkeit des 
Prafidenten des Senats, welches zu diefem Behufe ausgefertigt wird, verfichert. 


Dritter Abſchnitt. 


At des Verfahrens und Rechte der gefeggebenden Ber: 
ſammlung. 

1. Im Fall des Todes, der Abweſenheit, oder Unpaͤßlichkeit des ehren⸗ 
werthen Praͤſidenten der geſetzgebenden Verſammlung waͤhrend der Verſamm⸗ 
lung des Parlaments, ernennt die Verſammlung in ihrer erſten Sitzung und 
nach den vorher gegebenen Verordnungen, im Fall des Todes einen andern 
Praͤſidenten; und in den beiden andern Faͤllen, einen proviſoriſchen Praͤſidenten, 
welcher den Titel eines Vicepraͤſidenten der geſetzgebenden Verſammlung annimmt. 

2, Die Anweſenheit des Praͤſidenten oder Vicepraͤſidenten und von we— 
nigſtens zehn Mitgliedern ift unumgaͤnglich nöthig, damit eine Sigung der 
geſetzgebenden Verſammlung gefeglich fey. 

3. Im Fall die vorgefchriebene Anzahl eine Stunde, nach dem für die 
Sigung beſtimmten Zeitpuncte, nicht anwefend iſt; fo vertagt der Präfident, 
oder in deffen Abmefenheit der Vicepräfident, die Sigung bie zu dem für 
die nächfte Sigung beftimmten Tage. 

4. Drei Tage in der Woche find für die Sigungen ber gefeßgebenden 
Verſammlung beftimmt, nämlih: Dienftag, Donnerftag und Sonnabend. 
Die für den Senat beflimmte Stunde ift 10 Uhr Morgens. 

d. Unabhängig von den regelmäßigen Sigungen, welche an ben oben 
angezeigten Tagen Statt finden, merden außerordentliche Sigungen, wenn es 
die Umftände erfordern, gehalten werden, und in Folge entroeder der Befehle 
des Präfidenten oder einer Beſtimmung, welche die Verſammlung deshalb 
nach der Mehrheit der Stimmen und nach einer vorläufigen Motion, feftfegt. 

30 * 
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G6G. Zede Frage, welcher Art fie auch fern möge, wird durch bie ſehr 
edlen anmefenden Mitglieder nach Stimmenmehrheit entfchieden (unbefchndet 
deffen, was darüber künftig verordnet werden dürfte). Sind die Stimmen 
gleich; fo gilt die des Präfidenten in der gefeggebenden Verſammlung dop: 
pelt, wie die Sr. Herrlichkeit des Präfidenten des Senates im Senate, nad) den 
Beftimmungen des erften Artikels des dritten Abfchnittes des zweiten Kapitels. 
7. Die Stimmen über alle Fragen merden laut abgegeben, und bie 
: Seeretairs führen darüber Protocol. 

8. Die gefeggebende Verfammlung hat das Recht, ihre Unterbeamten 
zu ernennen, unbeſchadet der weiter unten anzuzeigenden Ausnahmen. 

9. Die gefeggebende Berfammlung hat zwei Gecretaird; einer heißt 

Seecretair der gefeggebenden Berfammlung, der andere hat dem Titel: Secte⸗ 
tair des Primärrathes. Beide rangiren gleich. 

10. Die Ernennung des Secretairs des Primärrathes bleibt Sr. Ertl: 

- fonz dem Lord Obercommiffair Sr. Majeftät des Königs Protectord vorbe 
halten. Dieſer Secretair kann entweder aus den jonifchen Inſeln gebürtig, 
oder ein Unterthan von Großbritannien feyn. 

11. Eine Abfchrift des Protocolld der gefeggebenden Verſammlung wird 
von dem Secretair des ſehr edlen Primaͤrraths alle Tage an Se. Ereelien; 
den Lord Obercommiffair Sr. Majeftät des Königs Protectors zu deffen Im 
formation überfendet. Kein Protocoll wird als gefeglich betrachtet, wenn es 
nicht von dem Secretair der gefeßgebenden Verſammlung, und nicht von 
den Secretair des Primaͤrrathes unterzeichnet iſt. 

12. Die geſetzgebende Verſammlung hat das ausſchließliche Recht, die 
ehrenwerthen Senatoren dieſer Staaten auf die Weiſe und in den Formen 
zu ernennen, wie ſie Kapitel 2, Abſchnitt 2, Artikel 3. 4. 5. 6. und 7. 
vorgeſchrieben ſind. 

13. Die geſetzgebende Verſammlung hat das ausſchließliche Recht, Gr: 
ſetze in dieſen Staaten, welche ſie betreffen, zu geben. 

14. Die Geſetze werden auf dreifache Art der geſetzgebenden Berfamm: 
lung zur Berathung vorgelegt : 

1) Se. Excellenz der Lord Obercommiffair Sr. Majeftit des - Königs 
Protectors hat das Mecht, der gefeggebenden Berfammlung Geſehes— 
vorfchläge mittelft de8 Senates der vereinigten Staaten der jonifhen 
Inſeln zu überfenden ; 

2) der ehrenwerthe Senat hat das Recht, der gefeggebenden Verſamm⸗ 
fung die Vorſchlaͤge folher Gefege, welche er für zeitgemäß und 
paffend hält, zu überfenden ; 

3) jedes Mitglied der gefeggebenden Verſammlung hat das Recht, der 
Berathung der Verſammlung irgend einen Geſetzesvorſchlag zu um 
terwerfen. - In jedem diefer beiden erften Fälle ift die geſetzgebende 
Berfammlung gehalten, den fraglichen Gefeßesvorfchlag in Berathung 
zu nehmen, nad) den Beftimmungen der Verordnungen, welche wei 
ter unten über Gefegesvorfchläge, welche Individuen vorlegen und dir 
Berathung der Verfammlung unterwerfen koͤnnen, gegeben werden. 

15. So oft eines der fehr ehrenwerthen Mitglieder der gefeggebenden 
Verfammlung eine Maafregel der Verfammlung zur Berathung unterwerfen 
will, muß es zuerft die Erlaubniß erhalten, feinen Vorſchlag der Berfamm: 
lung vorzulegen. Ferner muß es mit lauter Stimme die Gründe, meshald 
er ihm zeitgemäß und paffend glaubt, aus: einander fegen. Alsdann entſchei⸗ 

det die Verſammlung, ob man ihm die Erlaubnif geben Eönme. - Diefed 
Mitglied ift auch schalten, zwei Tage, bevor es diefe Erlaubniß nachſucht, 
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feine Abſicht deshalb zue Kenntniß des ehrenwerthen Senates zu bringen, 
um ihn davon zu informiren, fo wie audy St, Excellenz den Lord Obercoms 
mifjair St. Majeftät des Königs Protectors. . 

16. Gefteht die gefeggebende Verſammlung diefe Erlaubniß zu; fo muß 
das fehr edle Mitglied, welches im vorhergehenden Artikel angezeigt worden 
ift, feinen Vorſchlag der gefeßgebenden Verfammlung binnen einer Woche 
fpäteftens, von dem Augenblide der zugeftandenen Erlaubniß an zu rechnen, 
ſchriftlich überreichen. 

17. Diefer Vorſchlag bleibt auf dem Bureau der gefeggebenden Ber: _ 
fammlung, fo wie er ihr vorgelegt ift, damit alle Mitglieder davon Kenntniß 
nehmen koͤnnen, bis zur zweiten der Sigungen, welche der, wo er einge 
bracht wurde, folgen. In diefer Sigung wird er von Rechtswegen in Be: 
tathung gezogen, und von der Verfammlung entfchieden (wenn es bie Zeit 
der Berathung erlaubt) gebilligt oder verworfen, nad) Stimmenmehrheit der 
anweſenden Mitglieder. | | 

18. Sollte e8 die erfte Verhandlung erfordern; fo kann die Entfchei: 
dung auf die zweite, ja fogar auf die dritte der folgenden Sigungen vertagt 
werden; aber die Entſcheidung feiner Bill darf über die dritte Sigung nad) 
der, wo bie Verhandlungen eröffnet worden find, verzögert werden, und in 
der eben angezeigten Zeit muß die Sache entfchieden beendigt ſeyn, entweder 
negativ oder affirmafiv. 

19. Wenn die gefeggebende Verfammlung ein Gefeg giebt, melches 
auch fein Urfprung fey; fo mird diefes Gefeg binnen 24 Stunden nad) fei= 
ner Sanction durd) den ehrenwerthen Präfidenten der gefeßgebenden Verſamm⸗ 
lung mit feiner- und der beiden Secretairs Unterfchrift an den Senat gefen: 
Det, der es annimmt oder verwirft. 

20. Erhält diefes Gefeg die Genehmigung des Senats; fo muß fie 
duch Se. Herrlichkeit den Präfidenten fignirt und von dem Seccretair des 
allgemeinen Departements contrafignirt feyn. 

21. Sollte diefes Gefeg vom ehrenwerthen Senate verworfen werden ; 
fo wird es von Str. Herrlichkeit dem Praͤſidenten unterzeichnet, von dem 
Secretair des allgemieinen Departements contrafignirt, und fo an den Präfi: 
denten der gefeßgebenden Verfammlung, unter der Bedeutung der abfdylägigen 
Antwort des Senates, zuruͤckgeſendet. . 

22. Iſt eine Bill vom Senate genehmigt; fo fendet fie Se. Herrlichkeit 
der Präfident binnen 24 Stunden an Se. Ercellenz den Lord Obercommifs 
fair Sr. Majeftät des Königs Protectors, welcher fie unmittelbar billigt oder ' 
verwirft, fie unterzeichnet und von feinem Secretair gegenzeichnen läßt. 

23. Se. Ercellenz der Lord Obercommiffair Sr. Majeftät des Königs 
Protectord fendet auf der Stelle diefelbe Bill mit feiner Genehmigung oder 
Verwerfung an Se. Herrlichkeit den Präfidenten des Senats; ber Senat 
laͤßt fie auf diefelbe Weife an den Präfidenten der gefeggebenden Verſamm⸗ 
[ung gelangen. Iſt das Gefeg durchgegangen; fo wird es dem Archivar der 
Regierung der vereinigten Staaten ber jonifchen Inſeln gefhidt, um es als 
Landesgeſetz einzuregiſtrirn. Wird es verworfen, entweder von dem ehren: 
werthen Senate, oder von Str. Exc.; fo ift es null und von Eeiner Geltung. 

24. Für gewöhnlich ift die Sanction Sr. Excellenz hinreihend, um 
ein Landesgefeg feflzufegen; und wenn eine Bill die Genehmigung obgedach- 
tee Behörden erhalten hat; fo ift es nicht nöthig, die endliche Sanction Sr. 
Majeftät des Königs Protectors nachzuſuchen. Da es jedoch gefchehen Eönnte, 
dag Se. Excellenz einem Gefege die Sanction ertheilte, welches Se. Majeftät 
fie unvorſichtig und übel berechnet hielte; ſo bleibt Sr. Majeftät das Recht, 


gebende Verſammlung von Sr. Excellenz verworfen; fo ift es nicht erlaubt, 
biefe Bi ober jebe andere über benfelben Gegenfland anders als zum zmei: 
tenmale im Laufe des Parlements einzubringen, wo fie vorgelegt worden ifl. 

26. Allein in dem Falle, wo irgend eine Bill von Seiten bes Senats 
ober Sr. Excellen; vor bie gefeggebende Verſammlung gebracht, und durch 
einen gefestihen Grund verworfen würde, ift es noch erlaubt, fie der Ber: 
ſammlung zur neuen Prüfung in jeder für paffend erachteten Zeit während der 
Dauer des Parlaments, wo fie zuerft eingebracht wurde, von neuem vorzulegen. 

77. Die gefeßgebende Berfammlung hat das Recht, bei jedem Artikel 
einer Bill, über welche verhandelt wird, Werbefferungen vorzufchlagen; allein 
in biefem Falle muß der Theil, welcher fie eingebracht hat (entweder der Er 
hat ober ber Lord DObercommiffair des Königs Protectors), von biefen Der: 
befferungen benachrichtigt werben, und bie entfcheidende Verhandlung Über das 
Geſetz wird auf eine der naͤchſten dazu beftimmten Sigungen vertagt. 

28, Wenn die Partei, weldye die Bill eingebracht hat, ihre Zujtimmung 
zu den vorgefhlagenen Verbefferungen giebt; fo muß fie es in der bezeichneten 
Sitzung zu wiſſen thyn, und dem zufolge wird die Verhandlung fortgefegt. 

29. Verwirft die oben angezeigte Partei die Verbeſſerung oder bie vor 
geſchlagenen Verbefferungen, indem fie ihre Gründe beifügt, was binnen der 
im vorigen Artikel beftimmten Zeit gefchehen muß; fo wird die Verbefferung 
von neuem geprüft, und in ber gefeggebenden Verfammlung zur Abftimmung 
gebracht, und bie Verhandlung wird auf oben angezeigte Weiſe fortgefegt. 

30, Eben fo, wenn eine Bill von einem ihrer Mitglieder. vor die ge 
feßgebende Verſammlung gebracht worden ift, fleht e8 dem Senate oder Er. 
Ercelteng dem Lord Obercommiffair Sr. Majeftät des Königs Protectors frei, 
Derbefferungen vorzuſchlagen; diefe Werbefferungen werden unmittelbar an bit 
gefehgebende Verſammlung überfchidt, um bafelbft in ber naͤchſten Cigung 

eprüft zu werden, und die Entfcheidung der Verſammlung wird augenblid: 
lich ber Partei, welche bie Berbefferung vorgefchlagen hat, mitgetheilt, um 
auf oben ie MWeife deren Beftimmung oder Verwerfung zu erhalten. 

31. Die — Verſammlung hat das Recht, die vorhergehenden 
Geſetze zu modificiren und zu widerrufen. Der auf Abänderung oder Wider: 
rufung bezuͤgliche Theil witd vor die Verſammlung durch die competenten 
Behörden zur Berathung gebracht, wie im Fall der Initiative, und bleibt 
in jeder Ruͤckſſcht den Regeln und Foͤrmlichkeiten, die in demfelben Falle «© 
forderlich find, unterworfen. 

32. Die gefeggebende Gewalt * das Recht, die ordentlichen Auga⸗ 
ben des Staates zu regeln. Und bei dem Beginn ber Verſammlung jedes 
Parlaments macht fie darin alle Veränderungen und Beſchraͤnkungen, die ſie 
für zeltgemaͤß und paffend erachtet. 

33. Den Tag nach Eröffnung der Sigung der gefeggebenden Verſamm⸗ 
tung legt der ehrenmwerthe Senat durch das Organ des Secretaits Im allge 
meinen Departement auf das Buteau der Kammer der Verfanmlung d 
Clvilliſte aller Staaten in jeder dieſer Abtheitungen nieder. Diefe Lifte wirh 
von der Verſammlung entweder gebilligt oder modificitt, je nachdem fe c 
fire paſſend finder. | 
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| Die Abänderung oder Beſchraͤnkung bdiefer Lifte kann von. den 
co ten Behoͤrden nach den obgedachten Regeln und Formalitaͤten, ſo 
wie im Fall der Initiative der Geſetze, vorgeſchlagen werden; und die Art, 
darin zu verfahren, bleibt immer dieſelbe, mit dem einzigen Unterſchiede, daß 
die Abänderung oder Beſchraͤnkung der Civilliſte durch eine einfache Entfchä: 
digung bewirkt werden muß, anftatt das Gefeg einige Zeit auf dem Bureau 
der Verfammlung niedergelegt zu laffen, fo mie e8 im Fall eines neuen Ges 
ſches vorgefchrieben ift. 

35. Die gefeßgebende Verfammlung hat das Recht, Verordnungen und 
Vorfhriften in Beziehung auf den Gang ihrer innern Geſchaͤfte zu erlaffen. 
Jedoch müffen diefe Verordnungen oder Vorfchriften die Zuftimmung Sr. 
Epeellenz des Lord Dbercommiffaird erhalten, und dürfen niemals, weder mit 
den Verordnungen der conftitutionellen Charte, nody mit den Landesgefegen 
im Widerfpruch ſtehen. u 

Dierted Kapitel 
Bon ben Localregierungen. 
Erfter Abſchnitt. 
Bon den Localregierungen im Allgemeinen. 

1. Außer der allgemeinen Regierung der vereinigten Staaten der joni: 
(hen Infeln, giebt es auf jeder Inſel eine Localregierung, welche raft der 
Gervalt, und unter den Befehlen der allgemeinen Regierung thätig. ift. 

2. An der Spige der Localregierung, welche auf jeder Inſel befindlich ift, 
fieht ein Vorſteher. Die Unterbeamten unter den Befehlen deffelben Vorftehers 
nd: ein Secretair, ein fiscalifcher Advocat, ein Archivar und ein Schagmeifter. 

3. Der ehrenwerthe Vorfteher jeder Inſel genießt, in dem ganzen Um: 
fange der Inſel, die er regiert, die einem Senator ber jonifchen Inſeln ge 
bührenden Ehrenbezeigungen. j 

4. Se. Ereellenz der Lord Obercommiffair St. Majeftät des Könige 
Protectord wird, in der Abficht, dem anhaftenden Rechte des hohen Schuges, 
unter welchen biefe Staaten geftellt find, vollfommene und gänzliche Wirk: 
famkeit zu verfchaffen, einen Abgeordneten, der feine Perfon vorftellen foll, 
für jede Inſel ernennen. Diefer führt den Titel: Refident Sr. Excellenz, und 
genießt ausſchließlich in diefer Eigenfchaft die Sr. Ereellenz dem Lord Ober: 
commiſſair Sr. Maj. des Königs Protectors gebührenden Ehrenbezeigungen. 

9. Der Refident Sr. Ercellenz des Lord Obercommiſſairs auf jeder 
Inſel kann auf den jonifhen Inſeln, oder in Großbritannien geboren feyn. 

6. Außer dem Refidenten, dem Vorſteher und den obgenannten Be: 
hörden giebt es auf jeder Infel eine Municipalverwaltung. 

Zweiter Abfhnitt. 
Urtder Ernennung. 

1. Der ehrenwerthe Vorfteher jeder Infel wird durch den Senat er: 
nannt. Allein Se. Ercelleng der Lord Obercommiffair hat, diefe Wahlen 
betreffend, diefelbe Gewalt, ald er bei den Wahlen der Senatoren hat, melde 
mittelft der gefeßgebenden Werfammlung gefchehen, zufolge der Beflimmungen 
der Artikel 5. 6. 7. des zweiten Abfchnitts des zweiten Kapitels. 

2. Der ehrenwerthe Worfteher jeder Inſel ift in der Megel von der 
Inſel, wo er zur Ausübung feines Amtes berufen wird, gebürtig. Jedoch 
bat der Senat, im Fall auferordentlicher Noth, das Recht, ein Individuum 
von irgend einer andern Inſel mittelft der Genehmigung Sr. Ercellenz des 
Lord Obercommiſſairs Sr. Majeftät des Könige Protector zu ernennen. 
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3. Der fiscalifche Advocat jeder Infel wird direct durch ben ehsenmwer: 
then Senat ernannt, Jedesmal bleibt diefe Wahl derfelben Negative Er. 
Excellenz bes Lord Obercommiffairs, wie die Wahlen der Vorfteher, unterworfen. 

4. Der Secretair und Archivar werden bon ben Vorfiehern ernannt, 
und biefe Wahlen bleiben der Negative des Senats unterworfen; fo wie es 
die Wahlen der Vorſteher find, ruͤckſichtlich Sr. Eprcellenz des Lord Obercom⸗ 
miſſairs St. Majeftät des Königs Protectors, 

5. Der Ortsfchagmeifter wird von dem Schagmeifter der allgemeinen 
Regierung der jonifchen Inſeln ernannt; allein diefe Wahl muß die Geneh: 
migung des ehrenwerthen Senats und bie Str. Ercellenz des Lord Obercom: 
miſſairs Sr. Majeftät des Königs Protectors erhalten. Uebrigens wird der 
Senat Bedingungen, bie ihm fonft nöthig erfcheinen, fordern. 

6. Die Municipalverwaltung befteht aus fünf Gliedern, den Präfiden: 
ten nicht mitgerechnet; fie wird von der Körperfchaft der edlen Waͤhler jeder 
Inſel und aus ihrer Mitte gewählt. 

7. Der ehrenwerthe Vorfteher jeder Inſel iſt ex officio SPräfident dir 
Municipalverfammlung. Die Mitglieder diefer Verwaltung bleiben in ihren 
Aemtern drittehalb Jahr. Am Ende diefes Zeitraumes verfammelt der Bor 
fteher ex officio die Körperfchaft der edlen Wähler, um eine neue Municd: 
palverwaltung und zwar ſtets aus ihrer Mitte zu ernennen. 

8. Bei allen Fragen, welche die Municipalverwaltung durch Abſtim— 
mung entfcheiden muß, hat der ehrenmwerthe Vorſteher der Inſel als Prif 
dent diefer Körperfchaft ganz diefelben Nechte, und diefelbe Stimme, als welche 
im Senate St. Herrlichkeit dem Präfidenten zuftehen. | 

9. Der ehrenwerthe Vorſteher und feine Beiſitzer bereiten vor bie Er 
nennung und Beftinimung der fünf Unterbeamten der Municipalität auf fob 
gende MWeife: 

1) acht Zage vor dem zur Wahl der Municipalität anberaumten Zage, 
kuͤndigt der Vorſteher der Inſel durch Öffentlichen Anſchlag an, dei 

. diefe Wahl Statt finden foll; | 
2) die edlen Wähler ſowohl für fich felbft, als auch auf jede anden 

Meife, haben das Recht, fchriftlich diejenigen aus ihrer Mitte von 

zufchlagen, welche fie am geeignetften zum intritte in dieſe Kir 

perfchaft glauben ; 
3) diefer Vorſchlag heißt eine Kijte, und wird dem Vorſteher überfen: 
det. Der Vorfteher nimmt. Eeine”Lifte, welche ihm nach dem Mor 

gen des der Wahl vorhergehenden Zages zufommt, an; . 

4) diefe Lifte wird von dem Vorſteher und deffen Beifigern den Aben! 
vor dem Wahltage geprüft und geordnet. Findet fih am Mabi 
tage eine Anzahl von 20 überfendeten Kiften; fo fendet der Vor 
fteher die 20 Namen, welche auf der Liſte die meiften Unterfhrif 
ten erhalten baden, zur Abſtimmung; 

5) follten nicht 20 Liften eingereicht worden feyn; fo fendet er die Name! 
aller derer, zu deren Gunften er Kiften erhalten hat, zur Abſtimmung 

6) im Fall, daß ihm £eine Lifte überreicht worden feyn follte, verfer 
tigt der Vorſteher felbft eine doppelte Liſte, welche nichts deſto we 
niger die Genehmigung des Nefidenten Sr. Ercellenz des Lotd Ober 
commiſſairs St. Majeftät des Könige Protectors. erhalten: muR 

Bei dem gänzlichen oder theilweifen Mangel der nothwendigen ei 

fien ſtimmt die edle Körperfchaft der Wähler über die doppelte Lili 

des Vorſtehers, nachdem fie von dem Reſidenten Sr. Ereellen di 

Lord Obercommiſſairs genehmigt ift. 
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410. Die Körperfchaft der Wähler ſtimmt Über die oben — Liſte 
laut ab, und der Vorſteher erklaͤrt mit ſeinen Beiſitzern zu gleicher Zeit die 
Namen der zehn Perfonen dieſes Vereins, welche fuͤr ſich die größte Anzahl 
der Stimmen der gegenwaͤrtigen Individuen erhalten haben. Fünf von dies 
fen zehn Perfonen werden von, dem Vorſteher felbit mit Zuftimmung des 
Kefidenten St. Ercellenz des Lord Obercommifjairs St. Majeftät des Königs 
Protectord binnen 24 Stunden gewählt, und biefe fünf Perfonen gelten für 
geſetzlich gewählt. 

11. Sm Fall der Meinungsverſchiedenheit uͤber die Wahlen zwiſchen 
dem Reſidenten und dem Vorſteher, wird dem Senate die Sache zu feiner, 
fo wie Sr. Exc. des Lord Obercommiſſairs endlichen, Entfheidung vorgelegt. 


Dritter Abſchnitt. 
Art des Verfahrens und Gewalt der Localregierungen. 


1. Der Vorſteher jeder Inſel hat die vollziehende Gewalt auf berfelben, 
Eraft der Befehle des Senates ber vereinigten Staaten der jonifchen Inſeln. 

2. Der VBorfteher jeder Infel läßt die rechtskräftigen oder inskuͤnftige 
zu befchließenden Verordnungen der Municipalitäten vollziehen. 

3. Der Vorſteher jeder Inſel hält mittelft feines Secretairs ein genaues 
Ptotocoll uͤber ſeine taͤglichen Geſchaͤfte. 

4. Kein Act der Vorſteher jeder Inſel iſt guͤltig, wenn er nicht im 
Protocol, von dem Tage, wo er Statt fand, aufgezeichnet, von dem Se 
aretaie unterzeichnet, und mit ber Visa des Nefidenten St. Ercellenz des Lord 
Obercommiſſairs St. Majeftät des Königs Protector begleitet ift. 

5. Der Vorfteher jeder Inſel hat das Recht, jeden öffentlichen Ber 
amten, wer er auch fey, von feinen Gefchäften zu fuspendiren; allein biefe 
Suspenfi ion muß fogleic) von dem Mefidenten St. Epeellenz des Lord Ober: 
commiffaits bejtätigt feyn, und behält blos bis zu dem Momente Kraft, 
wo ber ehrenwerthe Senat feine Meinung darüber befannt gemacht hat. 

6.. In wichtigen Fällen, welche die vollziehende Regierung betreffen, 
hat der ehrenwerthe Vorſteher jeder Inſel das Recht, ale Raͤthe den Secre— 
tair und den fiscalifchen Advocaten zu ſich zu befcheiden. Ihre Meinung wird 
ind Protocoll eingetragen; allein die Verantwortlichkeit fallt auf den Vor 
ſteher allein, welcher allein eine berathende Stimme hat. 

. Der Municipalrath hält monatlich vier Sigungen. Die Tage, an 
welchen fie Statt finden follen, werden von dem Vorfteher jeder Inſel beftimmt. 

8. Unabhängig von diefen vier monatlichen Sigungen beruft der Vorfteher 
jeder Inſel den Municipalcath) außerordentlih, wenn er es für nöthig befindet. 

9. Die Gefchäfte der Municipalverwaltung jeder Inſel find folgender: 
maßen claſſificirt: 

1) Ackerbau, öffentlicher Unterricht, und alle Gegenſtaͤnde der Natios 

nalinduftrie; | 

2) Handel und Schifffahrt; 

3) Lebensmittel ; 

4) bürgerliche Polizei und Mohlthätigkeitsanftalten ; 

5) Religion, Moral und Staatswirthſchaft. 

10. Der ehrenwerthe Worfteher jeder Inſel als Prafident der Munici- 
palverwaltung vertrauet jedes diefer fünf Gefchäfte jedem der fünf Mitglieder 
der Municipaliät an: _ 

11. Jedes diefer Mitglieder hat das Necht, die Details des Verwal: 
tungödepartements, welche feiner befondern Sorgfalt anvertraut find, nad) 
den Municipalgefegen und Verordnungen, welche in Kraft find, zu ordnen“ 


474 Zonifche Inſeln. 


alten es wird erklaͤrt, daß kein Munichpalbeaniter das Recht hat, izem eine 
fein Fady betreffende Ausgabe zu machen. 

12. Sollte irgend eine Ausgabe von einem der Mitgfieder der Munk 
cipalität für nöthig erachtet werden; fo muß es fie dem ganzen Nathe vor 
legen, und wenn der Rath beiſtimmt; fo wird fie am den ehrenmwerthen Se— 
nat zur Genehmigung gefendet. 

13. In nicht dringenden Fällen darf keine außerordentliche Ausgabe 
weder von dem ehrenmwerthen Senate, noch dem Municipalcathe irgend eine 
Infel ohne die vorläufige Sanction des Nefidenten St. Ercellenz des Lu 
Obercommiſſairs St. Majeftät des Könige Protectord gemacht werden. Alk 
aufßerorbentlihe Ausgaben jeder Inſel werden dem Senate vorgelegt, und 
von ihm mit Zuftimmung Sr. Ereellenz des Lord Obercommiſſairs entſchieden 

14. Der ehrenmwerthe Vorfteher jeder Inſel Hat das Recht, prooiforifä 
Municipalverordnungen, die ihm nöthig feheinen, zu erlaffen; allein alle bie 
Berordnungen müffen alsbald an den ehrenwerthen Senat, fo wie auch am 
Se, Excellenz ben Lord Obercommiffair Sr. Majeftät des Könige Protechuil 
überfendet werden, um beren Genehmigung zu erhalten. 

15. Der Secretair, fo mie der Archivar jeder Inſel, müffen von den 
felben Infel, wo fie angeftellt find, gebürtig feyn. Sie find befondere Ber 

amte der Megierung, welche dem ehrenwerthen Vorfteher zugeordnet find, und 
ihre Gefchäfte auf die durch die beftehenden Verordnungen vorgefrieen 
Meife verwalten. 

16. Der fiscaliſche Advocat jeder Inſel muß aus den jonifchen Zi 
feyn , und verficht feine Gefchäfte nach den beftehenden Gefegen. 

17. Der Localfhagmeifter jeder Inſel muß von der Infel, wo er feine Ge 
fchäfte verwaltet, gebürtig feyn; er verfährt nach den Anweiſungen des Schaf: 
meifterd der Allgemeinen Regierung, wie in der Folge verordnet werden wid. 
‘ 18. Der Refident St. Excellenz des Lord Dbercommiffairs Sr. Ma 
jeftät des Königs Protector auf jeder Inſel hat das Recht, eine vom jede 
infularifchen Behörde verordnete Operation zu fuspendiren, felbft bevor dieſe 
Operation der Prüfung der allgemeinen Regierung unterworfen worden iſt 
allein zu gleicher Zeit muß er feine Gründe, bie ihn zu biefer Suspenſien 
beftimmen, fhriftlid aus einander fegen. 

19. Die Verordnungen dieſes Kapiteld find im Allgemeinen auf bie 
‚Rocaltegierungen aller Inſeln anwendbar, obwohl fie vornaͤmlich den Regie: 
rungen der großen Infeln angepaßt find. Jedoch wird erklärt, daß ber ehren 
werthe Senat, mit Zuftimmung ©r. Errellenz des Lord Obercommiffaicd 
St. Majeftät des Königs Protectord, fie in die geeigneten Schranken rüdı 
ſichtlich der kleinern Infeln, und je nachdem es die Natur und die Umſtaͤnd 
derfelben Inſeln, die benannten Aemter ruͤckſichtlich des Secretairs, Ardyivars, 
des Schagmeifters, des fiscalifchen Advocaten und der Municipafität erfor 
dern, einfchließen kann. 


Sunftes Kapitel 
Von der Firhlihen Berfaffung. 
Erfter Abſchnitt. 
Bon ber firhlihen Einrihtung im Allgemeinen, 
1. Die kirchliche Verfaſſung der vereinigten Staaten der joniſchen Syn: 
fein befteht in den Erzbifchöffen und Bifhöffen, in den Vicarien, in den 


Dfarrern aller Parochieen, in den Klöftern und religiöfen Stiftungen der berr: 
ſchenden orthodoren. Religion diefer Staaten, d. h. der griechifchen, 
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2. Die herrfchende orthodoxe Religlon der hohen befchügenden Macht; 
unter welcher die jonifchen Inſeln ausſchließlich ſtehen, wird in benfelben 
Staaten von ben Perfonen, welche fie vorziehen, in den ausgebreitetften For⸗ 
men und mit der größten Freiheit bekannt, Ä 

3. Die: römifch- Eathofifche Religion wird befonders beſchuͤtzt. Jede 
andere Religionsform wird tolerirk. 

4. Keine äußere Form der Verehrung wird in diefen Staaten erlaubt, außer 
der der orthodoren chriftlichen Religionen, die fo eben genannt worden find. 

Zweiter Abſchnitt. . 
Erklärung. | J 

1. In wiefern auf paſſende Weiſe eine kirchliche Einrichtung aufrecht 
zu ethalten weſentlich zur guten Ordnung beitragen heißt; fo wie zur Sitt⸗ 
lichkeit und zur Gluͤckſeligkeit der Völker, in toiefern nichts wirflamet zur 
Achtung und Beförderungen ſolcher Einrichtung beiträgt, ald die Unterhaltung 
einee paffenden Anzahl ausgezeichneter Seelenhirten; in wiefeen die phyſiſche 
Vertheilung diefer Staaten unumgänglicy erfordert, daß man die größte Sorg» 
fat auf diefen Gegenftand wende, wiefern man Urfache hat, zu glauben, daß 
einige Inſeln, welche diefe Staaten ausmachen, fruͤherhin den Vortheil hats 
ten, Bifhöffe, welche an ihren religiöfen Einrichtungen Bingen, zu befigen, 
welche fpäter abgefchafft wurden; fo wird erflärt, daß außer den bereitd -ans 
erkannten Erzbiſchoͤffen und Bifchöffen der Inſel Corfu, der Inſel Cephalonia, 
der Infel Santa Maura, und der Inſel Cerigo, es paffend ift, der Inſel 
Ithaka und der Infel Paro auf gleiche Weiſe einen Erzbifchoff oder Biſchoff 
zuzugeſtehen. Es wird auch erklärt, daß die Zeit und die Mittel, ſich ruͤck⸗ 
fihtlich deffen an den fehr heiligen Vorſteher der griechiſchen orthodoren Reli: 
gion zu Sonftantinopel zu wenden, Sr. Maj. dem König Protector vorbehalten 
bleiben ; jedoch mohlverftanden, daß die Ernennung dieſer kirchlichen Würdenträger 
keine außerordentliche Ausgabe außer den Staatseinkuͤnften verurfachen fol. 

2. In Gemäßheit deſſen, was fo eben im vorhergehenden Artikel über 
die Nothiwendigkeit einer pafjenden Einrichtung für die herrfchende orthodoxe 
Religion diefer Staaten aus einander gefegt worden ift, wird hiermit erklärt, 
daß es unpaffend und fogar unmöglich für dieſe Staaten iſt (angefehen des 
mnerläßlichen Unterhaltes, den alte Geiftliche der verfchiedenen Formen der 
chriſtlichen Neligion anfprechen koͤnnten), die Koften zu tragen oder den Grund: 
ſatz feftzuhatten, daß man auf alle Weife, und aus welchem Fond e8 gefchehe, 

älaten oder Dignitarten jeder andern Religion, außer denen der herrſchen⸗ 
den Meligion diefer Staaten, unterhalten und befolden müffe. Jedoch find 
die Praͤlaten oder Dignitarien der andern Religionsformen, welche gegenwärtig 
fi) hier befinden, und in Gefchäften in diefen Staaten ftehen, von biefer 
Manfregel, und zwar für ihr Leben, ausgenommen. 

3, Angefehen, daß es don der größten Wichtigkeit ift, daß es in biefen 
Staaten einen Metropoliten ber herrſchenden gtiechifchen orthodoren Religion 
gebe, welcher mit Zuftimmung des heiligen Waters ber griechifchen Kirche, | 
des Patriarchen zu Conftantinopel, mit einer geiftlichen Macht bekleidet ift, 
und den oberften Hang über allen Geiftlihen der herrfchenden Kirche biefer 
Staaten hatz fo wird Folgendes erklärt: Es tft paffend (wenn diefe Maaf: 
tegel nicht wider die canones, Vorfchriften und Verordnungen der griechifchen 
Kiche ſtreitet), daß die Gefchäfte eines Metropoliten, einem Erzbiſchoff oder 

iſchoff der vier großen Inſeln, anvertraut werden, welcher ausdruͤcklich dazu 
ernannt und in den Formen von dem fehr heiligen Patriarchen von Con: 
ftantinopel geweiht wird, d. h. daß der ausdrüdlic ernannte und in den + 
Formen geweihete Erzbiſchoff oder Biſchoff, und jeder derſelben wechſelswei⸗ 
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und kraft dieſer conſtitutionellen Charte, bie Geſchaͤfte eines Metropoliten, 
waͤhrend der Dauer eines Parlaments, verwalte. Sollte aber dieſe Verfuͤ— 
gung den camonibus der herrſchenden Kirche widerſtreitend ſcheinen; fo wird 
das Meitere erklärt, daß der Erzbifchoff oder Biſchoff von Corfu, oder Ce 
phalonia, oder Zante, oder Santa Maura, abwechfelnd der. Ordnung nad, 
Metropolit der herefchenden griechifchen Kirche ift, und daß er gehalten ift 
(wenn er nicht Erzbifhoff oder Bifhoff von Corfu ift), ‚in fofern es nicht 
den canonibus der herrfchenden Kirche widerfkreitet, ſich gegenwärtig an dem 
Orte der Reſidenz der Regierung, während des Laufes der ganzen Parla⸗ 
mentsfigung, einzufinden; wohlverftanden allezeit, daß im Zante ein- Erzbid: 
thum oder Bisthum errichtet wird. 

4. Angeſehen, daß die entfcheidende Verfügung, melde in Folge der 
erften erklaͤrenden Glaufel diefes Abdfchnittes Statt finden foll, oder alle an: 
dere Abänderungen, welche daraus folgen Eönnen, bevor nicht von dem koͤnig⸗ 
lichen Protector und dem heiligen Water der herrſchenden Kiche ihr Wile 
darüber bekannt, gemacht. worden ift, nicht beftimmt werden Eönnen, wird 
Zolgendes erklärt:- das Parlament diefer Staaten behält ſich vor alle Befug: 
niß, mit Genehmigung St. Excellenz des Lord Obercommiſſairs Abänderun: 
gen, ober Befchränfungen und Verfügungen, welche paffend find, zu £reffen, 
ſowohl ruͤckſichtlich der Wahl der Dignitarien der herrfchenden Kirche, als 
auch jeder andern, welche die herifchende Religion betrifft, und welche in 
keinem Miderfpruche ſteht, weder mit der geiftlihen Macht des Vorſtehers 
diefer Religion, bes heiligen Patriarchen zu Gonftantinopel, noch mit ben 
regelmäßigen beftehenden Gefegen, welche bie heiligen Synoden ber gericht: 
[hen Kirche gegeben haben. er | 


Sechstes Kapitel. 
Bon der rihterliden Gewalt. 


Erfter Abſchnitt. 
Von der rihterlihen Gewalt im Allgemeinen. 


‚ +4. Die richterlihe Gewalt der vereinigten Staaten der jonifchen Inſeln 
beſteht auf jeder Inſel in drei Gerichtshöfen, nämlich: einem Civilgerichte, 
einem Griminalgerichte und einem Handelsgerichte. Es giebt auferdem ein 
Appellationsgericht, welches zufammengefegt ift, wie unten zu erfehen. 

2. Jedes diefer Gerichte befteht aus einem oder mehren Richtern, zu: 
folge deffen, was von dem ehrenwerthen Senate auf Berathung des hödhften 
Juſtizrathes und auf die Genehmigung Sr. Ereellenz des Lord Obercommif: 
ſairs Sr. Majeftät des Königs Protectors feftgefegt werden wird. 

. Der Nichter oder die Richter der oben angezeigten Gerichte, haben 
den Rang unmittelbar nach dem Vorſteher der Inſel, der fie angehören. 

4. Unabhängig von den oben angezeigten Gerichtshöfen, giebt es auf 
jeder Infel Gerichte für leichte Beleidigungen und Eleine bürgerliche. Zwiſtig⸗ 
keiten. Die zum Vorſitz in befagten Gerichten beftinnmten Perfonen führen 
den Titel: Friedensrichter. . 

9. Die Friedensrichter der niedern Gerichte auf jeder. Inſel haben ben 
Rang unmittelbar nach den Richtern der höhern Gerichtshöfe. 

6. Außer den angezeigten Gerichten der verfchiedenen Inſeln giebt es 
einen höchften Juſtizhof oder einen hohen Appellationshof in der Hauptſtadt 
der Regierung, ‘welcher den Titel: oberfter Juſtizrath der vereinigten Staaten 
der jonifchen Inſeln, führt, 

Die ar ilaieber des oberften Juſtizhofes haben denfelben Rang als 
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bie Senatoren der vereinigten Staaten des jonifchen Inſeln, und folgen im 
Sige unmittelbar nach ihnen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Wahl der richterlichen Gewalt. 


1. Die Richter der drei Gerichte der verſchiedenen Inſeln werden von 
dem Senate ernannt, und muͤſſen von Sr. Excellenz dem Lord Obercom: 
miffaie Sr. Majeftät des Königs Protectord genehmigt werden. 

2. Die Friedensrichter jeder Infel werden von dem Vorſteher der Inſel 
ernannt, und muͤſſen von dem ehrenmwerthen Senate beftätigt werden. 

3. Die BVerfahrungsart in jedem von beiden Fällen ift diefelbe, als mo 
die Emennungen der Negative entweder St. Ercellenz des Lord Obercommifs 
ſairs Sr. Majeftät des Königs Protectors oder des Senats unterworfen. find. 

4. Der ordentlichen Mitglieder des höchften Juſtizrathes der ‚vereinigten 
Staaten der jonifhen Inſeln find vier an der Zahl, und werden auf folgende 
Weiſe ernannt: zwei diefer Mitglieder, ‚welche jonifche Unterthanen feyn müf: 
fm, werden von dem ehrenwerthen Senate mit Genehmigung Sr. Exc. des 
Lord Obercommiffairs Sr. Maj. des Königs Protectors ernannt. Die beiden 
andern, welche entweder Engländer oder Sonier fern Eönnen, bleiben der Er: 
nennung Sr. Majeftät des Königs Protectors diefer Staaten, mittelft Sr. 
Excellenz des Lord Dbercommiffairs, vorbehalten. 

5. Unabhängig von diefen ordentlichen Mitgliedern des oberften Juſtiz⸗ 
rathes giebt e8 zwei außerordentliche Mitglieder: Se. Herrlichkeit den Präfi: 
denten des Senats der vereinigten Staaten der jonifchen Inſeln, und Se. 
Exrcellenz den Lord Obercommiffair Sr, Majeftät des Königs Protectors. 


‚ Dritter Abſchnitt. 
Art bes Berfahrens, 


1. Das Begnadigungsrecht, oder dad Recht, Strafen in Griminalfällen 
zu mildern, ftehet, ausgenommen die noch zu treffenden DBerordnungen, beim 
ehtenwerthen Senate zu, was auch gefeglich beftimmt werden wird. Um zu be: 
gnadigen, oder die Strafe zu mildern, werden zwei Drittheile der Stimmen 
des ehrenwerthen Senates,-d. h. die Stimmen von vier Mitgliedern, erfordert. 

2, Die bürgerlihen Handels: und Griminalgerichte auf den verfchiedes 
nn Inſeln, verfahren für jest in allen Fällen und Umftänden nach den 
Beſtimmungen ber Gefege, Verordnungen und Gebräuche, welche gegentärtig 
in Kraft find, unbefchadet und ausgenommen des, was in diefer Rüdfiche 

für die Zukunft verfügt werden dürfte. - 

| 3. Die Friedensrichter der niedern Gerichte auf jeder Inſel handeln 
auf diefelbe Meife, unbefchadet und ausgenommen des, was in diefer Ruͤck⸗ 
fiht zukünftig verordnet werden dürfte. ‘ 
4. Im allen Fällen der Stimmengleihheit über irgend eine Frage, 
übergiebt der oberſte Juſtizhof die Sache, mit Eurzer und geheimer Ausein: 
anderfegung der Gründe dieſer Verfchiedenheit der Meinungen, an Se. Er: 
“llenz den Lord bercommiſſair Sr. Majeftät ded Königs Protectors und 
an Se. Herrlichkeit den Präfidenten des Senates ; ihre Entfcheidung, melche 
auf die Ruͤckſeite der ihnen zugefendeten Acte gefchrieben wird, wird als ent- 
ſcheidend betrachtet. 

d. Im Fall der Meinungsverfchiedenheit über eine der oben angezeicy 
ten Fragen zwifchen Sr. Herrlichkeit ‚dem Präfidenten des Senats und zwi 
hen Sr. Excellenz dem Lord Obercommiffair, ift die Stimme des -Iegtem - 
überwiegend, und feine Entfheidung wird als definitiv angefehen, Allein ir 


⸗ 
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dieſem Falle muß er bei Bemerkung feiner Meinung, auf der Muͤckſeite dır 
ihm von dem Juſtizhofe zugefandten Acte, erklären, daß diefes Urtheil mit: 
teift feiner überwiegenden Stimme Statt gefunden habe. 

6. Sn allen Fällen, wo im Gerichtshofe bei den Enticheidungen nidt 
Stimmengleihheit herrſcht, gelten feine Urtheile für entſcheidend. 

Angefehen, daß es in ber. Praris aller Regierungen feine politiih: 
Wahrheit giebt, weldye allgemeiner anerkannt und augenfcheinlicher dargelıg 
worden wäre, als bie, welche von unparteiifcher und fchneller Austheilun 
der Gerechtigkeit an Alle die gute Ordnung, das Wohl und das Gluͤck einer 
ganzen Nation abhängen läßt; angefehen, daß die zahlreichen rechtlichen Un 
ordnumgen, welche früher und jegt noch in diefen Staaten ſich fänden, ver: 
nehmlich von der Unvollfommenheit der bisher rechtskraͤftigen Civil: und Ci 
minalgefegbücher, fo mie von dem auf diefe Gefegbücher bezüglichen, entw: 
bee an fich felbft mangelhaften, oder den Gebräuchen und Sitten der Bevoͤl 
Eerung der jonifchen Inſeln nicht angemeffenen, Verfahren herrühren; ange 
ſehen, daß die Bildung eines neuen Civil» und Griminalcoder und eins 
neuen Verfahrens die größten Ueberlegungen erfordert, und viel Zeit wegneh⸗ 
men muß; angefehen, daß man Feine heilfame und dauerhafte Einrichtung 
für die Gerichtöhöfe treffen Eann, fo lange die paflenden Gefege und iin 
regelmäßiges Verfahren nicht vorbereitet und eingerichtet find; angefehen end: 
ih, daß in diefen Staaten der Gebrauch vorgeherrfht Hat, fih im Full 


gerichtlicher Streitigkeiten an den Vorſteher der Localvegierungen und gemii: 


niglih an Se, Ercellenz ben Lord Obercommiſſair St, Majeſtaͤt des König 
Protectors ſelber zu wenden, um eine Huͤlfe gegen die Entſcheidungen der 
verſchiedenen Gerichtshoͤfe zu erlangen; fo wird zufolge deſſen und um einſt 
weilen und für einige Zeit den oben angezeigten gerichtlichen Unordnungen 
zu begegnen, und überhaupt in der Abficht, den willkührlichen Entfheidunger, 
welche bei einer großen Anzahl von Umftänden Statt fanden, ein Ziel u 
fegen, Folgendes erklärt: — Bis dag ein vollftändiger Civil und Criminal 
eoder, fo wie ein darauf bezügliches Verfahren gebildet und eingeführt fem 
wird, vorausgefegt, daß diefer Codex und diefes Verfahren binnen drei Jah— 
ren beendigt und in Vollziehung gefegt werden, ift der oberfte Gerichts vef 
der: jonifchen Infeln, welcher nad) Art. ſechs des erften Abfchnitts diefes Ku 
pitel® eingerichtet ijt, mit folgenden Rechten bekleidet: 

1) der oberſte Gerichtshof. hat in feiner Geſammtheit das Recht, bei 
obgedachten Civil: und Geianlanlepder und ‚ein darauf bezuͤgliches 
Berfahren vorzubereiten; 

2) er orbnet die Art, wie die untern Serictspöfe und Appellation 

gerichte jeder Snfel eingerichtet werden follen; 
3) er hat das Recht der Rechtspflege in allen Staaten ber jonifchen 
Inſeln und ihrer Abhängigkeit; 

4) er vefidiet in der Hauptitadt der Megierung und hat bas Mech 
feine Vollmacht einigen feiner Mitglieder zu ertheilen, um bie ver 
fchiedenen Inſeln zu vifitiren, wenn in jedem Fall diefe Gefandt: 
fhaft, welhe von Anfang an von dem höchften Gerichtshofe al: 
nöthig betrachtet wird; fpäter von dem ehrenwerthen Senate mil 
Genehmigung Sr. Epreellenz des Lord Obercommiſſairs Str. Mai 
des Königs Protectors ermächtigt iſt; 

5) in allen Faͤllen beftehen Commiffionen diefer Art aus einem joni- 
fchen und einem brittiſchen Mitgliede des Gerichtshofes, und ber 
ehrenwerthe Senat hat das Recht, mit Genehmigung Str. Epeell. 
des Lord Obercommiſſairs St, Majeſtaͤt des Könige Protectors 


⸗ 


’ 


Berfaffung vom 1. Sanuar 1818. 479 


einen der, Richter. oder eine andere rechtskundige Perfon biefer Stans 
ten in die Stelle vorzufchlagen,’ um bei. diefer Vifitation ald Mite 
glied des oberftien Gerichtshofes zu handeln ; 

6) der Senat hat gleichermeife das Recht, auf diefelbe Weiſe einen 
zweiten Richter oder eine andere rechtskundige Perfon einftweilen 
zu ernennen, um bei dem oberiten Gerichtshofe in dem Sige ber 
Regierung die vacante Stelle des jonifchen Mitgliedes, welches die 
verfchiedenen Inſeln zu vifiticen gereifet ift, einzunehmen. 

7) in gleihem Kalle hat Se. Exc. der Lord Obercommiſſair das Recht, 
einen joniſchen oder engliſchen Unterthan zu ernennen, um bei dieſer 
Viſitation als Mitglied des hoͤchſten Gerichtshofes mitzuwirken; 

8) Se. Excellenz der Lord Obercommiſſair Sr. Majeſtaͤt des Königs 
Protectors ernennt einen englifchen oder jonifchen Untertban, um 
bei dem oberften Gerichtshofe in dem Sige ber Regierung die va- 
cante Stelle des brittifchen Mitgliedes, welches bei der Bifitation 
der verfchiedenen Inſeln befchäftigt ift, einzunehmen ; 

9) im Falle, wo es nöthig erachtet würde, daß der oberſte Gerichtshof 

die verfchiedenen Inſeln vifiticen läßt, und daß es unmöglich ober 

nicht pafjend ift, daß zwei feiner Mitglieder ſich perfönlich dahin 
begeben, wird in ben oben angezeigten Formen die Subftitution 
von drei Richtern oder drei andern. rechtskundigen Perfonen anftatt 
der zwei zugelaffen, jedoch allenfalls fo, daß der vifitirende Gerichts- 
hof aus vier Mitgliedern beftehen muß, zwei Soniern und zwei 

Engländern, und daß die Stellen bei dem höchften Gerichtshofe, 

der in der Hauptſtadt feinen Sis hat, auf diefelbe Weife, und 

von einer gleichen Anzahl eingenommen werden muͤſſen; 

alle Entfheidungen des oberften Gerichtshofes während feiner Viſi⸗ 

tation find gültig und werden als Entſcheidungen des hoͤchſten Ge: 

richtshofes der vereinigten Staaten der jonifhen Inſeln einregiftrirt ; 

11) diefer oberfte Gerichtshof hat alle ber richterlichen Gewalt beimohnende 

Macht, mit aller nöthigen Ausdehnung, um eine ‚prompte Civil:, 

Criminal⸗ und correctionelle Gerichtspflege zu üben, felbft in den 

Faͤllen, wo es Eein Geſetzbuch allgemeiner. und pofitiver Gefege 

giebt, und wo ſich Eeine regelmäßigen Formen des Verfahrens fins 

den, und wo man gegen Unordnungen und verberbliche Mißbräuche 
zu Eämpfen hat, welche übrigens biefer Gerichtshof ſtets verbeffern 
und entwurzeln foll; 

da der oberfte Juſtizrath für den Augenblid die oberfte richterliche 

Gewalt bdiefer Staaten ift; fo fenden die Vorſteher der Localregie: 

rungen und der erfte Secretair der Regierung von Seiten St. Er- 

cellenz des Lord Obercommiffairs Sr. Maieftät bes Königs Pro: 
tectors die Actenſtuͤcke, welche alle vor ihnen obfchmwebende Sachen 
betreffen, zum Spruche und zur endlihen Entfcheidung durch biefen 

Math an benfelben; 

13) die entfcheidenden Urtheile, welche vor dem 16. Febr, 1816, als 
bem Tage der Ankunft Er. Epreellenz des Lord Obercommiffairs 
in der Hauptſtadt der Regierung , gefällt worden find, werden im 
vorhergehenden Artikel nicht mit inbegriffen, weil, nach ben beftehen: 
den Formen, Gebräucen und Verordnungen, in. biefem Augenblide 
über dieſen Gegenftand Eeine Petitionen. vor den Locafbehörden oder 
vor Sr, Ercellenz dem Lord Obercommiſſair vorhanden find; 

14) der oberfte Gerichtshof hat das ausfchliepliche Recht, als Caffations: 
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hof zu entſcheiden, und alle Sächen, welche vor den bisher beſte⸗ 
henden Gaffationshöfen diefer Staaten geſchwebt haben, werden dem 
oberften Gerichtshofe zu feiner Entfcheidung” vorgelegt ; 

-;15) diefer Gerichtshof hat das Recht, über alle Neclamationen, die mit: 

telft feiner Petition gemacht werden, welche die Verlegung irgend 

einer Form des gewöhnlichen Verfahrens; jedes Municipalgefes, 
jedes Statut, jeden beftehenden Gebrauch betrifft, der ſich auf eine 

u. bezieht, zu entfcheiden. Allein in folhem Falle 

muß diefer ‚Gerichtshof einen Specialberiht an den ehrenmerthen 

Senat mahen, daß er die Nothwendigkeit, den Richter, der ſich 

illegaler Handlungen ſchuldig gemacht hat, zu beſtrafen, in Emmi 

gung ziehe. Jedoch ift es, vor Ergreifung irgend einer Maaßregel, 
um bie Strafe zu erwirken, nothwendig, die Genehmigung ©ı. 

Ercellenz des Lord Obercommiffairs Sr. Majeftät des Königs Pro: 

tectord zu erhalten; 

diefer Math hat die Appellationsgerichtsbarkeit über jeden andern 

Appellationshof diefer Sein bei außerordentlichen Fällen gerichtli: 

her Mifbräuche oder Uebervortheilungen; und wenn ſich die interefs 

firten Parteien vereinigen, geradezu an den oberften Gerichtshof zit 
appelliren, ohne fih an die niedern Appelfationsgerichte zu wenden; 
fo £önnen fie es thun; | 

47) da der Zweck der Einfesung des oberften Gerichtshofes ift, em 
Hülfsmittel in den Fällen zu gewähren, wo die Richter der nie 
dern Gerichte in ihren Sentenzen fich täufchen, oder mit Beein⸗ 
trächtigung dee Gefege entfcheiden; fo wird ausdrüdlic erklärt; daf 

dieſer Rath das Recht und die Befugniß hat, nicht allein dieſelben 

Sachen zu befprechen, fondern auch zu entfcheiden, 0b die Petitios 
nen, welche fie betreffen, frech, rechtsverdreheriſch, und auf fchlechte 
Gründe geftügt find, und in der Abficht, die Sachen in bie Länge 
zu ziehen, und die Gegenpart zu quälen, vorgelegt werden. In 
diefem Falle hat der Gerichtshof auch das Recht, zu Geldftrafen, 
auf die ihm billigft fcheinende Weife, zu verdammen, und diefe 
Geldftrafen werden nad) derfelben Entfcheidung entweder zum allge 
meinen Beſten, oder zum Nugen der flreitenden Parteien verivendetz 
der oberfte Juſtizrath hat das Recht, nach den Regeln der Billigs 
keit und der Principien der Gefege alle Fälle und Fragen, die ihm 
vorgelegte werden, zu entfcheiden. Er hat in feiner Gefammtheit 
das Recht, fein Verfahren zu beftimmen, feine Formen feftzufegen, 
und bie ihm in dem Verfahren der untern Gerichtshöfe pafjend 
fheinenden Abänderungen und Beſchraͤnkungen zu treffen, bis ein 
neuer Civil: und Griminalcoder gebildet feyn wird; 

19) er hat in feiner Gefammtheit das Recht, feinen Secretaie oder feine 
Secretairs, und feine Unterbeamten zu ernennen, fo wie audy feinem 
Präfidenten zu wählen, welcher, einmal erwählt, den Titel: ehren⸗ 
werther Vorſteher der Juſtiz führt, und im Range unmittelbar 
nah Str. Herrlichkeit dem Präfidenten des ehrenwerthen Senates 
der vereinigten Staaten der joniſchen Inſeln kommt; 

20) der Rath hat das Recht, alle Fälle öffentlicher, von Regierungs— 
beamten begangenen Vergehen, welcher Art fie auch feyen, zu ent» 
fheiden. Wenn aber der Fall eintritt, diefen Theil feiner Gerichts⸗ 
barkeit auszuüben; fo befteht der oberfte Juſtizrath aus feinen or- 
dentlihen Mitgliedern und 4 andern Individuenz- zwei der beige: 
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ealpten: Miegisher werben Don: bens dhemmemntien: Guanis nit Bir 
nehmigung St. Ercellenz bes Lord Obercommiſſairs St. Majeftät 
des — Protectors ernannt, und die beiden andern, welche Eng⸗ 

laͤnder ſeyn koͤnnen, werden von Sr. Excellenz dem Lord Ober 
commiſſair ſelbſt ernannt. Im Falle der Stimmengleichheit in 
dieſem, alſo zuſammen geſetzten Rathe gilt die Stimme des ehren⸗ 
werthen Praͤſidenten deſſelben Rathes vor; 

21) dieſer Gerichtshof hat das Recht, über bie Aufführung aller Advo⸗ 
caten, Sachwalter, Notarien, Procuratoren und anderer Agenten 
der Art zu wachen. Er kann fie nöthigen Falls, wenn fie gericht: 
lich angeftellt find, zurecht weilen; er kann ihnen auch Gefäng: 
niß», Geldſtrafe oder Suspenfion von ihtem Amte zuerkennen, 
wenn fie des fchuldigen Mefpects gegen die Richter ermangelt zu 
haben, fehuldig befunden werden, oder wenn fie das Geſetz des Ans 
ftandes, welcher weſentlich nothwendig ift, zur Aufrechthaltung der 
Würde und Ehre gerichtliche. Einrichtungen, verlegt haben. 

8, Angefeben, daß der vorige Artikel nothwendige Beftimmungen ent: 
hält, um einen einftweiligen hoͤchſten Gerichtshof unter dem Titel, oberfter 
Rath der vereinigten Staaten der jonifchen Inſeln einzurichten, und ihn bis 
ju dem Zeitpuncte, wo das neue Civil: und Griminalgefegbuch, fo wie auch 
das neue Verfahren gebildet und angenommen feyn werden, beftehen zu lafs 
ſen; angefehen, daß diefe Verfügungen für den Augenblid als Aushülfe die 
nen, bis die beftimmte Verfaſſung diefer Staaten ins künftige organifirt 
ſeyn wird; fo. wird Folgendes in Rüdficht auf die richterlihe Macht erklärt: 
— Benn der befagte Civil: und Griminalcoder und befagtes Verfahren ge: 
bildet fepn werden, oder wenn .die drei Jahre, für welche der oberfte Inſtiz⸗ 
cath eingerichtet ift, abgelaufen feyn werden; fo wird ſich die gefeßgebende ' 
Verfammlung dieſer Staaten, kraft einer Sendung, welche zu dem Gnde 
von Sr, Ercellenz dem Lotd Obercommiffair Sr, Majeftät des: Koͤnigs Pro: 
tectots an fie gelangen wird, zu einer Gigung vereinigen, um biefen durch 
die Verfaffung refervirten Gegenftand in unmittelbare Berathung zu ziehen, 
und alle Beftimmungen,. welche ruͤckſichtlich der entfcheidenden Organifation 
der Localgerichte, fo wie über die Bildung der Civil- und Griminalges 
egbücher umd über das Verfahren gefaßt werden, müflen vor allen (mie 
im Falle der Berfaffung) Sr. Majeftät ſelbſt vorgelegt. werben. Ge 
nehmigen Sie biefelbenz fo wird das Ganze in dee Folge unter jeder Ruͤck⸗ 
fiht als wefentlicher Theil der Verfaffung diefer Staaten felber. betrachtet. 


Siebentes Kapitel. 
Verſchiedene Verfuͤgungen. 
Erſter Abſchnitt. 
Bon den Privilegien und Amtsverlebungen. 


1. Die Mitglieder ber ‚gefeggebenden Berfammlung können, während 
der Verſammlung des Parlaments, für Eivitvergehen ihrer perfönlichen Frei— 
heit nicht beraubt werden. 

2. Se. Herrlichkeit der Praͤſident des Senates, und die Smatoren 
der vereinigten Staaten bee jonifchen : Infeln, fo wie auch die Vorſteher 
der — Inſeln, welche beſagte Staaten bilden, werden auf gleiche 

Weiſe, in Ruͤckſicht der Unverletzlichkeit ihrer Perſon wegen Civilſachen, waͤh⸗ 
rend der Zeit ihrer Amtsfuͤhrung befchüg® 

1 Alte öffentliche Beamte find den Londesgefegen in allen Civil: 
u, 3 
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und Griminalfällen unterworfen, mit Vorbehalt und ausgenommen bie Ber: 
fügungen, welche in der Folge darüber gegeben werden mögen. 

4. Das Recht, wegen Amtöveruntreuung zu fuspendiren, gebührt ber 
Behörde, welche die Emennung zu dem Amte, welches der Pflichtvergeſſene 
inne hat, befigt, jedoch nicht gaͤnzich ohne Genehmigung ber Behörde, mel: 
che diefe Emennung genehmigt; unbefchadet und ausgenommen bie Fälle, 
welche Municipalbeamte betreffen, wo das Recht zu fuspendiren den Inſel⸗ 
vorftehern zugehört, und das Recht der Genehmigung diefer Suspenfion dem 
Senate vorbehalten ift. 

5. Das Recht, zu fuspendiren, fteht eben fo zu der Behörde, welche Die 
Ernennung genehmigt, mit Zuftimmung der Behörde, welche die Ernennung hat. 

6. Im Falle der Suspenfion von einem Amte wegen Veruntreuung 
wird der Grund, die Suspenfion zu verhängen, bevor noch eine Verordnung 
deshalb geneben ift, regifteirt, und eine Abfchrift der Regiſtratur dem fus: 
pendirten Beamten eingehändigt. 

Feder, wegen Amtsverlegung von feinem Amte fuspendirte, Beamte hat 
das Recht, binnen Monatsfrift, von dem Augenblide feiner Suspenfion zu 
rechnen, eine Petition an die gefeggebende Berfammlung zu richten und fie 
zu bitten, die Gründe feiner Suspenfion in Erwägung zu ziehen, und bie 
gefeggebende Verfammlung befchäftigt fi damit unmittelbar. 

8. Sollte die gefeggebende Verſammlung zu der Zeit nicht verfammelt 
feyn; fo wird diefe Petition, durchaus binnen Monatsfrift, an den ehren: 
werthen . Präfidenten dieſer Verſammlung gefendet, und wird unter biefer 
Ruͤckſicht angefehen, ald waͤre fie an dem gefeggebenden Körper zur Zeit fei- 
ner Verfammung überfchidt worden. Sobald diefe Körperfchaft ſich verſam⸗ 
melt, entfcheidet fie unmittelbar über diefe, während obgedachter Zeit vorge 
legte, Petition. 

- 9. Die gefeggebende Verfammlung kann die Suspenfion eines Be: 
amten nicht nad) der bloßen Stimmenmehrheit entfcheiden; es müffen zwei 
Drittheile dee Mitglieder gegenwärtig ſeyn, um über diefe Sache zu ſtimmen. 

10. Sollte Eeine Bittſchrift auf obgedachte Weile an die geſetzge⸗ 
bende Berfammlung gelangen, und zwar binnen Monatsfrift, vom Augens 
blide der Suspenfion des öffentlichen Beamten zu rechnen, oder im Falle 
diefe Suspenfion von der gefeggebenden VBerfammlung nicht annullirt wer⸗ 
ven follte; fo twird der fuspendirte Beamte als entlaffen betrachtet, und bie 
competente Behörde ernemnt zu biefer Stelle eine andere Perfon. 

11. Die gefeggebende Verfammlung hat felbft das Recht, öffentliche 
Beamten mittelft der Stimmen von zwei Drittheilen ber gegenwärtigen 
Mitglieder, und falls fie in jeder NRüdficht die Genehmigung der Behörde 
erhält, welcher die Genehmigung der Ernennung zuſteht, zu fuspendiren. 
Die Suspenfion,; welche fo vorgenommen wird, läßt feine Appellation zu. 

12. Se. Herrlichkeit der Präfident des ehrenwerthen Senates iſt durch: 
aus nicht der Suspenfion während der Zeit, wo er die ausgezeichneten Ge— 
fhyäfte feines Amtes verwaltet, unterworfen. 

13. Se. Derrlicykeit der Präfident des Senates kann wegen Pflicht: 
verlegung in Anklageftand verfegt werden, und zwar in. einem Zeitraums 
von ſechs Monaten nad) Beendigung feiner Gefchäfte, vorausgefegt, daß diefe 
Maßregel durch die Stimmen von wenigftens ſechs und zwanzig Mitgliedern 
ber gefeggebenden Verſammlung genehmigt wird, und daß fie die Genchmi- 
gung fowohl des ehrenwerthen Senates, als auh Sr. Ercellenz des Lord 
Obercommiſſairs Sr. Majeftät des Königs Protectors erhält. 

14. Das Urtheit des allerhoͤchſten Juſtizhofes ruͤckſichtlich der Ankla— 


Berfäffung vom 1. Ianuar 1818. 483 


gen, welche gegen Se. Herrlichkeit ben Präfidenten des Senats vor denfelben 
gebracht worden find, kann nur nady Genehmigung Sr. Majeftät des Koͤ— 
nigs Protectord in Vollziehung gefegt werden. 

15. Seder, wegen Amtsuntreue fuspendirte ober wirklich abgefegte, oͤf⸗ 
fentliche Beamte, kann vor den hoͤchſten Juſtizhof wegen Staatsverbrechen 
oder anderer Vergehen, welche diefe Manfregel veranlaßt haben, je nachdem 
man es paffend findet, gefordert werden. Wird der Öffentliche Beamte ſchul⸗ 
dig befunden; fo ift feine Entlaffung vom Amte in feiner Hinficht ein 
Grund, feine Strafe zu mildern. | F— 

16. Es wird in der Folge ein: befonderes Geſetz gegeben werden, wel- 
ches Staatöverbrechen und. Amtsverlegungen beftimmt, und darauf bezügliche 
Strafen, fo wie die Art, folcherlei Anklagen zu bemweifen, feſtſetzt. Allein 
keine Suspenfion ober Entlaffung. kann jemals Statt finden, noc irgend 
eine Anklage vor dem hoͤchſten Juſtizrathe anders vorgebradyt, oder irgend 
ein Proceß inftruirt werden, als gegen ein Individuum; nie wird eine Koͤr⸗ 
perſchaft öffentlicher Beamten, als Körperfchaft, wirklich fuspendirt, entlaf: 
fen, oder vor einem Gerichtshofe angeklagt. 

17. Das Recht, einen Öffentlichen Beamten von feinem Amte zu 
entlaffen, it Sr. Majeftät dem König Protector vorbehalten, mit Ausnahme 
Sr. Herrlichkeit des Präfidenten des Senates, der ehrenmwerthen Senatoren 
und der fehr edeln Mitglieder der gefeggebenden Verſammlung. Der Wille 
Sr. Majeftät in Rüdficht darauf wird mittelft der Bevollmächtigung des 
Staatsfecretaird Sr. Majeftät erklärt werden. 

18. Das Recht, die Vollziehung der Sttafe, im Falle eines Staats: 
verbtechens zu verfchieben, ift St. Ercellenz dem Lord Obercommiffair Sr. 
Majeſtaͤt zugeftanden; aber das Necht, in folhem Falle zu begnadigen, ge 
hört ausfchließend Sr. Majeftät dem Könige Protector. | 

Zweiter Abſchnitt. 
Militairifhe Einrihtung. 

1. Da die militairifche WVertheidigung der vereinigten Staaten der jo: 
niſchen Inſeln der Sorge Sr. Majeftät des Königs Protectors anvertraut 
it; fo befteht die einzige regulaire militairiſche Einrichtung .in den Streit: 
käften Sr. Majeftät. \ 

2. Die militatrifche Macht der vereinigten Staaten ber jonifchen Sn: 
ln auf jeder Inſel, befteht in einem Corps Milizen. 

3. Die Organifation der Milizen ber vereinigten Staaten ber jonifchen 
Infeln gehört dem Obergeneral der Truppen Sr. Majeftät des Königs Pro: 
tectord in diefen Staaten, nach der Genehmigung des ehrenmwerthen Sena. 
tes und Sr. Ercell. des Lord Obercommiffairs St. Maj. des Königs Protector:s 

4. Da die Oberauffiht über Aufrechthaltung der Ruhe des Landes 
unmittelbar und direct mit der militairifchen Einrichtung verbunden iſt; fo 
ſteht die Höhere Polizei dee vereinigten Staaten der jonifhen Inſeln unter 
ber unmittelbaren Leitung Se. Ercellenz des Lord Obercommiffairs Sr. Ma: 
jeſtͤt des Königs Protectors und des Oberbefehlshabers der Truppen Sr. Maj. 

9. Niemand kann im Corps der Milizen der jonifchen Infeln zum 

ier ernannt werden, twofern er nicht von diefen Inſeln gebuͤrtig ift. 

. „6. Se. Maj. emennt Infpectoren und Unterinfpectoren der Milizen ber, 
— Inſeln, welche auf gieiche Weiſe joniſche oder brittiſche Officiers ſeyn 


7. Das Corps der Milizen jeder Inſel wird unter die Leitung von 
Snfpectoten oder Unterinfpectoren geftellt, welche, von Sr. Del. * werden. 
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8. Die regulairen Truppen Sr. Majeſtaͤt des Könige Protectors in 
biefen Staaten find, was ausſchließuch bie Criminaljuſtiz betrifft, dem Kriegs⸗ 
rechte St. Majeſtaͤt unterworfen, 

10. Die Mitizen dieſer Staaten find folglich ben Gefegen des Lan⸗ 
des umterworfen, aber fobald fie völig organifirt und im regulaiven 
Dienft getreten feyn werben; fo flehen fie unter den Kriegegefegen der bes 
fhüsenden Macht, und werden in Griminalfahen nad) den Beltimmungen 
dieſes Gefeges gerichtet. 

11. Die regelmäßige Anzahl von Ztuppen St. Majeftät, welche zur 
Gamifon auf diefen Iufeln beftimmt iſt, ift auf 3000 Mann gefegtz allein 
fie kann nach Befinden des Obergeneralg Sr. Majeftät verſtaͤrkt und ver» 
ringert werden. 

12. Alte nothwendige Ausgaben für Quartier der tegulaiten Trup⸗ 
pen Sr. Majeftät des Könige Protector und überhaupt alle andere außer: 
ordentliche militaitiſche Ausgaben, die diefen Staaten zur Laſt fallen, wer: 


ben von dem Generalfchage diefer Staaten bezahlt, jeboch ausſchließlich im 
Betreff obgedachter 3000 Mann. 


Dritter Abſchnitt. 

EEE Schagtammer und Finanzen, 

1. Die Direction dee allgemeinen Schatzkammer der jonifchen Inſeln 
wird einem Schagieifter anvertraut ; er kann beliebig Engländer oder Fonier 
feyn, und führt den Titel Generalfhagmeifter. 

2. Die Ernennung und Beltimmuug des Schatzmeiſters der verei⸗ 
nigten Staaten der jonifchen Inſeln gehört Sr. Excellenz dem Lord 
Obercommiſſair Sr. Majeftät des Königs Protectors, und die Rocak 
kaͤmmerer der verfchiedenen Inſeln hängen direct vom Generalfhagmeifter ab, 

3. Der Schagmeifter der vereinigten Staaten ber jonifchen Inſeln ift 
‚ für das Ganze der Einnahme und Ausgabe diefer Staaten verantwortlich ; 

er fendet monatlich einen kurzen Beſtand diefer Einnahme und Ausgabe, 
ſowohl an den ehrenwerthen Senat, ald auch an Se. Excellenz den Lord 
Dbercommiffair Sr. Majeftät des Königs Protectors, . 

4 Das Finanzjahe in den vereinigten Staaten ber jonifhen Inſeln 
beginnt mit dem erſten Tage des Februar, und endigt den letzten Zag des 
Januars. Der Generalfpagmeifter legt der gefeßgebenden Verfammlung in 
‚ben drei erften Tagen ihrer Bufammentnnft die vollftändige und kurze Ue— 
berficht der Gefammteinnahme und Ausgabe der vorhergehenden Jahtes vor. 

5. Der Schagmeifter darf nicht die Eleinfte Summe aus dem Scyage 
ausfließen laſſen, bevor er nicht die Sanction fowohl des ehrenwerthen Se: 
nats, als auch Gr. Excellenz des Lord Obercommiſſairs (driftlich erhalten 
bat, ausgenommen auf jeden Tal die Auszahlung der Givillifte, welche durch 
die geſetzgebende Verſammlung nach den Verfuͤgungen des 33. Artikels des 
dritten Abſchnitts des dritten Kapitels ſanctionirt iſt. 

6. Die verfaſſungsmaͤßige Ordnung, welche im Allgenseinen mit Sorg⸗ 
falt beobachtet werden muß (mie ſchwer es auch ſeyn möge, fie in ihrer gan= 
gen Strenge zu beobachten), ift folgende: jede Inſel hat das Recht, außerordentliche 
Ausgaben in Angemeffenheit zu dem Ueberſchuß der Einkünfte zu machen, 
welche fie in den allgemeinen Schatz zahle, indem fie die Aufgaben von der 
* Civillifte derſelben Inſel abzieht; allein die Summe diefer außerorbentlihen Aus: 
gaben wird von dem ehrenwerthen Senate und Cr. Ercellen; dem: Lord 
Dbercommiffair Sr, Majeftät des Könige Protectors ruͤckſichtlich der Repa: 
raluren umd anderer militaicifchen Gegenftände beftimmt, 
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7. - Der Generalſchatzmeiſter wird, bei Vorleguug feiner jährlichen Aus: 
gaberehnung an die geſetzgebende Verſammlung, diefelde in zwei Abfchnitte 
heilen; nämlich, ordinaire und außerordentliche. Die gefeßgebende Verſamm⸗ 
tung hat das Mecht, ihre Zuſtimmung rüdfichtlich der Genauigkeit der Rech⸗ 
nungen, die ihr auf diefe Meife vorgelegt worden find, zu geben oder zu verweigern. 

8. Die Einnahme der öffentlichen Einkünfte auf den verfhiedenen 
Inſeln, wird von dem ehrenmwerthen Senate in allen ihren heiten, mit Zur 
fimmnng Sr. Excellenz des Lord Obercommiſſairs Sr. Majeftät ber Königs 
Protectord regulirt; und alle beider Einnahme der Einkünfte angeftellten 
Perfonen werden von bdenfelben Behörden anerkannt. 

9. Der ehrenwerthe Senat ordnet ftets mit Zuftimmung Str. Ercel« 
lenz des Lord Obercommiſſairs die Art der Verwaltung der öffentlichen Ein 
fünfte und die Verwaltung des Einkünfte in diefen Staaten. 

10. Jede Vermehrung, Abänderung oder Beſchraͤnkung, bie man im 
Syſteme der öffentlichen Abgaben vornehmen dürfte, kann nur nah Eins 
bringung einer Bill an die gefeggebende Verſammlung in ben vorgefchriebes 
nen Formen Statt finden. Ä Ä 

11. Da es von der größten Wichtigkeit ift, daß die verfchiebenen bis 

tecten und indirecten Steuern ber verfchiedenen Inſeln übereinftimmend ges 
macht und verhältnißmäßig gleich vertheilt werden, fo viel es mit der Ver: _ 
(hiedenheit der Kocalumftände dieſer Inſeln verträglich iſt; fo wird erklärt, 
daß es dringend nöthig ift, Maßregeln in diefer Rüdficht zu ergreifen. 
‚ 22. Die Gleichheit des Maaßes und Gewichtes und die Einrichtung 
einer ‚nationalen Gourantmünze find gleichfalls Gegenflände von der größten 
Wichtigkeit für alle Staaten; es folglich) Verfügungen, bie ſich auf 
dieſen Gegenftand beziehen, nady den Beflimmungen des vorhergehenden Ar⸗ 
tifeld getroffen werben, 


Vierter Abfhnitt. 
Von den äußern Verhältniffen. 


1. Angefehen, daß im legten Theile des fiebenten Artikels des Parts 

ft Vertrages fefigefegt ift, daß in diefen Staaten von Seiten keiner Macht 
Prrfonen zugelaffen werden follen, welche irgend eine Gewalt bekleiden, oder 
zu befleiden vorgeben, ausgenommen diejenigen, welche in bemfelben Artikel 
befagten Vertrages genannt find; fo wird erklärt, was folgt: 
Jedes Individuum, welches ſich ein Anfehen geben wollte, in irgend 
einer Eigenfchaft Agent einer fremden Macht zu feyn, ausgenommen dag, 
was bereits feftgefegt ift, kann vor den oberften Juſtizhof gezogen werden, 
und verfällt, falls es für fchuldig ‚erkannt wird, in die für den Fall des 
Hochverrathes gegen den Staat verhängten Strafen. 

2. Kein gebohrnes oder unterthaned Indididuum ber vereinigten Staa: 
ten der jonifchen Inſeln kann die Gefchäfte eines Confuld oder Viceconſuls 
Amer fremden Macht bei diefen Staaten verfehen. 

3. Die bristifhen Gonfuln bei den fremden Mächten werden ohne 
Ausnahme als bekleidet mit dem Charakter der Conſuln oder Viceconfuln 
der vereinigten Staaten der jonifchen. Infeln angefehen, und die Unterthanen 
derſelben Inſeln haben ein Recht auf deren vollen Schug. 

4. Jede Forderung irgend einer Art, welche biefen Staaten an eime 

Macht zu machen zufteht, wird von dem ehrenwerthen Senate an 
Se, Excellenz den Lord Obercommiſſair St. Maieftät des Könige Protec- 
tors gefendet, “welcher fie an ben Minifter des Königs Protector, der bei 
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berfelben Macht refidirt, fendet, damit biefe Forberung ihr von bemfelben 
Minifter in den vorgefchriebenen Formen vorgelegt werde. 

5. Die Genehmigung der Beftimmung jedes fremden Agenten ober 
Conſuls bei ben vereinigten Staaten ber jonifhen Inſeln, wird von bem 
ehrenwerthen Senate mittelft des Organes Sr. Herrlichkeit bes Präfidenten 
und mit Zuflimmmng Se. Eprcellenz bed Lord Obercommifjairs Sr. Maje⸗ 
ftät des Könige Protectord gegeben. 

6. In ber Abficht, dem Handel diefee Staaten die möglichfte Voll- 
kommenheit zu fichern, müflen alle Fahrzeuge, welche unter jonifcher Flagge 
fegeln, bevor fie aus den Häfen ber jonifchen Staaten, benen fie angehören, 
auslaufen, mit einem Pafje von Str. Ereellenz dem Lord DObercommiffair 
verfeben feyn, und ohne diefen Paß wird keine Schifffahrt mit irgend wel: 
hen Fahrzeugen als gefeglich betrachtet. Bu ‚gleicher Zeit bleibt St. Majes 
fiät dem König Protector vorbehalten, zu entfcheiden, ob es nicht nöthig 
ſeyn follte, unabhängig von diefem durch den Lord Obercommiffair unterzeich- 
neten, Seepaffe fi mit einem von der Admiralität von Großbritannien im 
Mittelmeere ausgeftellten Paſſe zu verfehen. 


Süunfter Abſchnitt. 
Bon bee öffentlihen Gefundheitspflege. 

4. Angeſehen, daß der befchügende und befhüste Staat, gleichen An: 
fpruch und gleiches Intereſſe bei dem wichtigen Gegenftande der öffentlichen 
Gefundheitspflege haben, wird hier erffärt, daß bie Direction der Geſund⸗ 
heitöpflege für die vereinigten Staaten der jonifchen Inſeln Sr. Ercellenz 
dem Lord Obercommiffair Sr. Majeftät des Königs Protector Übertragen 
ift, und daß es ihm zufteht, nach den Sanitätsgefegen die zu haltende Qua= 
rantaine, mit Bekanntmachung der nöthigen Berichte und Verordnungen, an« 
zuordnen, Er beftimmt die Anzahl der Beamten, und ernennt-auf jeder 
Inſel den Vorfteher oder Auffeher der Gefundheit, der gleichviel brittifcher 
oder jonifcher Unterthan feyn kann; allein jede Ernennung zu dieſem Amte 
unterliegt der Genehmigung des ehrenwerthen Senats. Was die Anzahl 
der andern Agenten deffelben Amtes und deren Befoldung betrifft; fo wird 
dies von der gefeggebenden Verfammlung in Berathung genommen werden, 
wie davon bereitd bei Gelegenheit der Clvilliſte gefprochen worden ift. * 

2. Die Poſtverwaltung auf jeder Inſel wird ins kuͤnftige als inte- 
grivender Theil der öffentlichen Gefundheitspflege betrachtet. 

Schster Abſchnitt. 
Bon ber Flagge und ben Wappen ber Nation. 

1. Die Handelsflagge der Nation der vereinigten Staaten der jonifchen 
Inſeln bleibt, wie e8 im fiebenten Artikel des Vertrages von Paris beftimme 
ift, die alte Flagge diefer Staaten, mit Beifügung der brittifhen Union, 
welche darin in der obern Ede an der Stange mit aufgenommen wird. 

2. Die brittifhe Flagge wird täglih auf allen Forts der vereinigten 
Staaten ber jonifchen Infeln aufgepflanzt; allein an Sefttagen und bei oͤf⸗ 
fentlihen Luftbarkeiten wird eine befonders dazu nach dem Mufter des Wap- 
pens befagter Staaten verfertigte Flagge aufgepflanzt. 

3. Das Wappen ber vereinigten Staaten der jonifchen Inſeln beſteht 
künftig in dem brittifhen Wappen im Centrum, umgeben von dem Wappen 
jeder Inſel, welche befagte Staaten bilden. | 

4. Die Wappen jeder Infel werden gebildet aus den befondern Wap⸗ 
pen der Infel, und aus einem Embleme, welches den Schug des Königs 
Protectors auf eine angemeffene Weife bezeichnet. - 
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Siebenter Abſchnitt. 
Allgemeine Claufeln, Pe. 

1. Es bleibt Sr. Excellenz vorbehalten, dur eine. Sendung bie Auf: 
merkſamkeit der; gefeßgebenden Verſammlung auf alle Arten von Gegenftän- 
den zu lenken, welche in gegenwärtiger Verfaſſung weggelaffen oder vernach: 
lffige worden ſeyn dürften, und ſobald diefe Sendung anlangt; fo wird bie 
gefeggebende Werfammlung unter dieſer Claufel als verfammelt angefehen,. und 
umerziglich zur Prüfung der Gegenftände, welche ihr von Sr, Eprtellenz 
dem Lord Obercommiſſair Sr. Majeftät des Königs Protectors vorgelegt 
worden find, fchreiten. Wohl zu merken, daß jede Entfchliefung, bie die 
gefeggebende Verſammlung umter diefen Umſtaͤnden faſſen 'dürfte, die. Beftd- 
tigung Se. Majeftät des Königs Protectord erhalten: muß, : weshalb diefer 
Beſchluß als Theil derſelben conftitutionellen Charte angefehen wird. 

2. Sollten Fälle eintreten, welche durch die gegenwärtige conſtitutio⸗ 
nelle Charte nicht direct entfchieden find; fo wird bei ſolchen Umftänden nach 
der Analogie derſelben Charte : verfahren, und die allgemeinen Regeln und 
Principien, welche bereitö für einen Fall auseinander gefegt: find, gelten ale 
anwendbar auf alle Fälle derfelben Art, und worauf fie Anwendung leiden 
können, obgleich der Fall, um welchen es fic handelt, nicht: beſonders im der 
oonfitutionellen Charte fpecificirt worden ift. Ä = 

3. In Fällen eines Seevergleihs und der Einnahme ber indirecten 
Steuern fteht es ben competenten Behörden zu, beittifche. oder. jonifehe Un⸗ 
terthanen anzuftellen. AH 

4, Es giebt in den vereinigten Staaten ber jonifchen Inſeln ein. all» 
gemeines Bureau der Buchdruderei, welches in der Hauptftadt dee Regie 
tung eingerichtet wird. Die Preffe wird unter die unmittelbare Direction 
des ehrenwerthen Senates und Sr. Excellenz des. Lord Obercommiſſairs Sr. 
Mojeftät des Königs Protectors und unter die unmittelbare Aufficht des 
Sectetairs des ehrenwertyen Senates für das allgemeine Departement ges 
fell, Es kann keine andere Druderei in diefen Staaten anders, ald nad) 
der von Sr. Excell. genehmigten Ermächtigung des. Senates eingerichtet werden. 

5. Ein fpecielles Gefeg beſtimmt die Zeit, die Rechtsgruͤnde und bie 
vormen für die Naturalifation der. Fremden in diefen Staaten; allein die 
Untertbanen Sr. Majeftät des Könige Protector? erlangen in jedem alle 
das Recht der Einbürgerung in der Hälfte dee für Fremde von einer andern 
Macht vorgefchriebenen Zeit. Uebrigens kann ein Individuum ſowohl von 
der beſchuͤzenden Macht, ald auch von jeder fremden Macht ſtets mittelft 
einer Specialbill ohne Rüdfiht auf irgend eine beftimmte Zeit der Wohn: 
baftigkeit in diefen Staaten naturalifirt werden; was in demſelben Gefege 
aus einander gefegt werden wird. | 

6. Se. Epeellenz der Lord Obercommiſſair Sr. Majeftät des Königs 
Protectord hat, unabhängig von allen andern ihm bereits übertragenen: Mech: 
im, das Recht, den Sitzungen ber geſetzgebenden Verfammlung und. des Se⸗ 
nats, fo oft er es für paffend findet, beizumohnen. =’. 

7, Ungeachtet der im erften Abfchnitte dieſes Kapitels enthaltenen 
Verfügungen in Bezug auf die allgemeine Werfahrungsart im ‚Falle ber 
Amtsverlegung bleibt das Recht, britannifche Unterthanen von: ihren Geſchaͤf⸗ 
ten zu fuspendiren oder von ihren Stellen zu entlaffen, ausſchließlich Sr. 
Excellenz dem Lord Obercommiſſair Sr. Maj. des Königs Protectors vorbehalten. 
8. Die jonifchen Völker haben das volle und ganze Rechtſowohl 
in Körperfchaften, ais auch einzeln Reclamationen und Petitionen an Se, 
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Majeftät derz König Protector zu richten. Die Petionen Cinzelner gehen 
an den Senetair Sr, Majeftät; die von Gerichtähöfen und öffentlichen Bi 
amten werben an benfelben Staatsfecretair gefendet, um Sr. Majeftät ſelbſt 
vorgelegt zu werden. Um bie Gelangung biefer Reclamationen oder Petitic: 
nen: an ihre Behörde. zu fichern, ift es. ftets nöthig, fih an Se, Eyeelkn 
den Lord Obsercommifjair Sr. Majeftät zu wenden, indem. ihm eine * 
Abſchrift dieſer Reclamationen, Petitionen oder Denkſchriften zu der Zeit ih⸗ 
rer —— ung zugeſtellt wird. 

Im Falle des Todes, der noͤthigen Abweſenheit oder Unpaͤßlichkeit 
Sr. —— des Lord Obercommiffaire werden die Perfon, ober die Perle 
nen, welche anftatt feiner beauftragt find, mit feiner von ihm felbft unter 
ſchriebenen und mit: feinem: Siegel bedrudten Ermaͤchtigung, die hohen Pflich⸗ 
ten, welche ihm ſein Souverain anvertraut hat, zu verwalten, pro tempore 
als mit der ganzen Vollmacht und allen der Perfon Sr. Excellenz bed Lord 
Obercommiffairs des Königs Protectors diefer Staaten zugeflandenen Red: 
ten: bekleidet. angefehen. 

.:u 80, Xngefehen, daß in der vergangenen Zeit die Secretaits und am 
dere Beamte, ohne Zweifel in: dem Wahne, als laſte auf ihnen einig 
Verantwortlichkeit, ſich zumeilen der Vollziehung ihnen -gegebener Befehl 
weigesten, wird hiermit ausdruͤcklich erklärt, daß alle Verantwortlichkeit bel 
untergeordneten Beamten wegfällt, und ihre erfte Pflicht darin befteht, di 
Befehle ihrer Obern zu vollziehen, auf denen alle Verantwortlichkeit laſtet. 

„3 41. Sm Falle, wo die durch Todesfall oder ans andern Gründen m 
cant gelaffenen Stellen von andern Perfonen eingenommen werben, wird tt 
klaͤrt, daß der Erfagmann nicht länger an iR Stelle bleibt, als fein Dur 
gänger darin bleiben durfte. 

42. In Betracht, daf die gegenwärtige Charte nur die Grundlage 
- det. neuen. Verfoffung dieſer Staaten gelegt hat, und daß es vor allen Din 
gen noͤthig ift, ohne Werzug paſſende Gefege, um diefe Verfaffung zu vol 
sieben, vorzubereiten; fo wird Folgendes erklärt: 

4) gegenmärtige. gefeggebende Verfammlung witd, ſobald der Wille S 

Majeſtaͤt des Könige Protectors in Anſehung der Beſtaͤtignng di 
: fer Charte.befannt feyn wird, ‚zur Zeit ihrer Bereinigung als di 
erfte Parlament der vereinigten Staaten der jonifchen Infeln betrat 

22: ‚die Aufammenkunft diefee Verſammlung wird, anftatt: dem erft 
1... März, als den in der Charte angezeigten Tag, gehalten zu wer! 
1°. ‚bie, Eroͤffnung ihrer :Sigungen drei Tage nach Vekanntmachu 

.ı „ber Genehmigung biefer Charte machen, und bie zweite Zufamme 

kunft beginnt’ mit dem erſten März. 1819, wie 08 in der conſtit 

| tionellen Charte vorgefchrieben ift. 

Mir haben, nad Einfiht und Erwägung obgenannter conftitutionel 
Charte, im Namen und von Seiten St. Majeftät diefelbe Charte in all 
und'jeden ihrer Artikel und Claufeln gebührend beftätigt; fo wie Wir but 
Gegenwaͤttiges für Se. Majeftät Ihre Erben und Nachfolger diefelben ! 
ftätigen ; zufolge deffen und um ber vohftändigften Gültigkeit willen hab 
Wir Gegenwärtiges im Namen und von Seiten Sr. Majeftät umterzeil 
net, und das: große Siegel des vereinigten Königreiches Großbritannien U 
Jriand daran haͤngen laſſen. 

Gecgeben in Unſerm koͤniglichen Schloſſe zu Brighton den 26. Tag I 
Auguſts im unferes Herrn 1817 und im 57. Jahre der Regiern 
St, Majeſtaͤt. 
"Im Namen und von Seiten Sr. Maieſtaͤt. 
George PR. 
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Kam ih biefe, e Yetundenfarumiung. ber eurapäilähen Berfaffun: 
gen mit dem vorliegenden dritten Bande, vorläufig ſchließe, rin 
deffen Anhang, außer ‚einigen Nachtraͤgen, noch die neuen Vers: 
faſſungsurkunden des Fuͤrſtenthums Hobenzolleen « Sigmaringen 
und des Konigreiches Hannover aufgenommen werben ‚ale 
erlaube ich. mir. ‚folgende Bemerkungen: ,, ; 

1) Die amerifanifhen Berfafiungen ſeit dem Zahıel1787, 
werben einen befondern Band- bilden, dev aber zugleich: 
ald Foxtſetzung an- diefe. Sammlung ſich anſchließen, 
und ſobald erſcheinen wird, als mehrere ber- mittek- und 
ſuͤdamerikaniſchen Staaten. zu einer fehlen: volitiſchen er 
Haltung, als gegenwärtig, gelangen..." un..." 

2) Ein Ergänzungsband zu, biefen drei erſten Bänden 
wird, erfcheinen, ſobald hinreichende Materialien, entweder 
durch neu eintretende - Berfaflungen, oder. durch Ausmitte— 
fung einiger nocd fehlenden (wie z. B. einiger frühern, 
wieder . erlofchenen, Verfaſſungen italienifher Staaten), 
die ich, aller Bemühungen ungeachtet, bis jet noch nicht 
erhalten Eonnte, zu einem neuen Bande vorliegen. — 

Wahrſcheinlich werden in dem helvetifhen Bundesftaate 
die erften neuen Berfaffungen ins Staatöleben eintreten, 
fo wie, nach öffentlichen Nachrichten, die Stadt Bafel 
am 28. Sept. 1833, und Schwyz inneres Land 
am 29. Sept. neue Berfaffungen angenommen haben, 
die aber noch nicht im Drude erfchienen find. — Allein 
abfichtlih nahm ich die beiden Entwürfe zur Revifion 
der fchweizerifchen Bundesacte (den einen zu Lucern im 
Dec, 1832, den zweiten zu Züri im Mai 1833 be- 
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kannt gewordenen,) nicht in diefe Sammlung auf, weil 
beide fcheiterten, und thatſachlich noch jetzt der Bun- 
deövertrag vom 7. Aug. 1815 gilt. 

Dagegen fügte ich Ddiefem dritten Bande eine chronolo— 
giſche Ueberſicht aller in den drei Baͤnden dieſer 
Sammlung enthaltenen Urkunden bei, weil dieſe, bei 
der Beurtheilung der erſten Bände dieſer Sammlung, in öffent: 
lichen Blättern verlangt, und von mir als zweckmaͤßig und den 
Gebraud) des Werkes weſentlich erleichternd anerfannt ward. 
Aehnliche Ueberſichten finden fi) bekanntlich auch im recueil 
von. v. Martens. So mühfam dieſe Arbeit war; fo hoffe 
* doch, ſoll ſie nicht unwillkommen ſeyn. — | 

So möge'denn diefe Sammlung, namentlich nach ihren ge: 
ſchichtuchen und publiciſtiſchen Einleitungen, nicht blos den au— 
genblicklichen Beduͤrfniſſen des Nachſchlagens genuͤgen, ſondern 
auch die Fortbildung der neuen Wiſſenſchaft des con ſtitutio— 
nellen Staatsrechts zu einer vollendetern ſyſtematiſchen 
Form befoͤrdern. Denn je weiter das conſtitutionelle Leben über 
Europa, und beſonders uͤber Teutſchland ſich verbreitet; deſto 
dringender kuͤndigt ſich das Beduͤrfniß an, mit dem allgemeinen 
teutſchen Bundesrechte auch die wiſſenſchaftliche Behandlung des 
beſondern conſtitutionellen Staatsrechts der einzelnen‘ europäif—hen 
und .. Staaten auf unfern —— zu — 

Leipzig ‚ben, 5. November 1833. en 
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Polhlen. 


Unter Regenten aus der. piaftifchen und jagellonifchen Dynaftie bildete, 
während des Mittelalters, das Königreich Polen die Vormauer des 


hriftlichen Europa gegen die afiatifchen Völker und Horben. So un: 


vollfommen auch in jenen Jahrhunderten die Verfaffung diefes SIa- 
venflaates war; fo war ed doch fir die bürgerliche und politifche 
Entwidelung des Übrigen europäifchen  Staatenfyftems vortheilhaft, daß 
der Andrang der Mongolen, der Zataren, der Ddmanen und der Ruf: 
fen gegen Europa, in der Macht der Polen einen bedeutenden. Wider: 
fand fand, und daß felbft der teutfche Ritterftaat an der Oſtſee diefer 
polniſchen Macht ſo wenig gewachſen war, daß das halbe Ordensland, 
Weſtpreußen, im Thorner Vertrage vom Jahre 1466 ben Polen abges 
treten werben mußte. 

Als aber im Jahre 1572 der jagellonifhe Mannsftamm mit dem 


Könige Sigismund Auguft in Polen erlofch, und Polen ein Wahk . 


teih ward; da ſank die Kraft des Meiched unter diefen Wahlkönigen 
um fo tiefer, je größer die ariftofratifche Anarchie war, bie fich über 
Sarmatien, ausbreitete, und je bedeutender, während dieſer Zeit, bie 


dertfehritte waren, welche die übrigen europäifchen Völker und Reiche in: 


der Civiliſation und in der feftern Begründung ihrer Staatöformen mach: 
ten. Denn wenn gleich die, von den polnifchen Wahlfünigen beſchwor⸗ 
nen, fogenannten pacta conventa einen Staatövertrag zwifchen dem 
Könige und der Republik Polen bildeten; fo fehlte es doch diefem Staate, 
in Hinficht feiner Verfaffung, an einer feften Unterlage. Denn ein Ste: 
benflaat, der nicht einmal die germanifche Staatsform des Lehnsſy⸗ 
ſtems kannte, und dem der dritte Stand-abging, durch welchen im 
germanifchen Staatenfyfteme die landftändifhe Verfaſſung einen! be: 
fimmten politifchen Charakter gewann, mußte unaufhaltbar veralten, und 
feiner endlichen Auflöfung entgegen gehen, wenn er nicht durch ein aus 
feiner Mitte —— nn: Peicip zu einem neuen — 
Daſeyn verjimgt warb. . 

So fland Polen zu der Zeit, als. Stanislaus Auguſtus Po: 
niatowsky im Jahre 1764 unter ruffifchem Einfluſſe den erlebigten 


Rahtron befticg, nach feiner innern Verfaffung im fhärfiten Gegenſatze 
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gegen das uͤbrige, in raſchen Fortſchritten ſeiner politiſchen Entwickelung 
entgegen reifende, Europa. Die erſte Theilung Polens im Jahre 1772 
verkuͤndigte es übrigens, daß das feit beinahe 300 Jahren im europaͤi⸗ 
fchen Staatenbunde herrfchende Syſtem des politiihen Gleichgewichts in 
feiner Grundbedingung des rechtlichen Voͤlkerbeſitzes bereits maͤch— 
tig erfchüttert worden fey, und die diplomatifhe Rolle, welche der ruf: 
fiihe Gefandte feit diefer erften Zheilung in Warfchau übernahm, war 
nicht dazu geeignet, bie innere Desorganifation diefes Slavenftaates zu 
mindern, und ihn zu einem zeitgemäßen neuen politifchen eben zu erheben. 

Allein ald an der Seine im Jahre 1789, mit dem Zufammentre: 
ten ber erſten franzöfifchen Nationalverfammlung, die neue politiſche 
Form des älteften chriftlichen Königreiches im jüngern Europa eingeleitet 
ward; da erwachte auch an der Weichfel, früher als in den übrigen 
europaͤiſchen Reichen, ein neuer -politifcher Geift. Die Kaiferin Katharina 
von Rußland war damald mit.der Pforte und mit Schweden in Krieg 
verwidelt, und dieſen Zeitpunct fanden die Polen befonderd günftig, dem 
druͤckenden Einfluffe Rußlands ſich zu entziehen, und durch ein Buͤndniß 
mit Preußen ihre Fünftige politifche Eriftenz zu fichern, weil Preußen in 
jener Zeit die fiegreichen Fortſchritte Rußlands und Deftreichs gegen die 
Pforte nicht ohne Befürchtung für feine eigene politifche Sicherheit. beob: 
achtete, und deshalb der Pforte, in einem beſondern Vertrage, die In: 
tegrität ihrer Beſitzungen garantirte, 

Schon am 6. Det. 1788 warb ber polnifche Reichötag eröffnet, auf 
welchem fogleich, im Sigungsfaale der Senatoren, nad) geheimer Stim: 
menfammlung, durch Mehrheit der Stimmen das bis dahin beftandene 
freie Veto aufgehoben ward, welches alle frühere Reichstage zerriſſen 
und die beabfichtigten Berbefferungen im polnifchen Reiche von bem 
‚ Willen eines einzigen flimmenden Individuums abhängig geimächt hatte. 
Die von Rußland vorgefchlagene Allianz warb von dem Reichstage ab: 
gelehnt; theild weil Preußen dagegen proteftirt hatte, theils weil Polen 
ohne eine gut organifirte Armee und bei feinen zerrütteten Finanzen an 
dem Zürkenfriege Feinen Antheil nehmen Eonnte. Der Reichstag befchlof 
am 21. Oct. die Ergänzung des ftehenden Heers von 18,000 Mann 
bis auf 100,000 Mann, um durch die Kraft und Haltung beffelben bau 
polnifchen Reiche feine neue Stellung im europäifchen Staatenfuftent 
zu, ſichern. Zwar ließ am 5. Nov. Katharina durch ihren Gefandten 
bei- dem Reichstage gegen jebe Veränderung der polnifchen Berfaffun 
proteftiren; allein die Landboten beharrten bei ihrem Zwecke, die bishe 
vige Verfaffung zu verbeffern, und forderten von dem Könige die Erflä 
rung, ob er das Intereffe Rußlands unterftügen wolle, — in melden 
Galle fie alle ihn verlaffen würben, — oder ob er die Grundlage dei 
neuen Verfaffung zur Rettung des Staates gegen fremden Einfluß anzu 
nehmen geneigt fey. 
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Der König willigte ein, und ber Reichstag erklärte am 17. Nov, 
in einer Note an Rußland, daß er ſich als unabhängig und als gefeg- 
gebende Macht betrachte. „Man hoffe, die Kaiferin werde, wenn etwas 
in der polnifchen Verfaffung geändert würde, eine Freude über den voll- 
kommnern Zuftand der Republik empfinden, und man erfuche fie wies 
derholt, die ruſſiſchen Truppen fehleunigft aus dem Gebiete der Repu- 
bIf zu entfernen, um jede Gollifion mit der Pforte zu vermeiden.” 

Gleichzeitig erhielt am 17. Nov. der Reichstag eine preußifche 
Note, in welcher die neue militärifche Organifation gepriefen, und die 
Republif ermuntert ward,‘ in ihren Einrichtungen im Innern fortzufah: 
ten; wobei der König von Preußen erklärte, die Unabhangigkeit der Re: 
yublif zu garantiren, und in ihre innere Einrichtung, fo wie in bie 
Freiheit der Beratbichlagungen und Befchlüffe des Reichstages ſich nicht 
ju mifchen. In einer officiellen Note vom 10. Dec. 1789 wiederholte 
Preußen das Anerbieten feiner Allianz, doch unter der Bedingung, da, 
vor dem Abfchlufje derfelben, die Regierungsform und die Fünftige Thron= 
felge in Polen näher beftimmt würde: Darauf legte der Bifchof von 
Kaminiec, Kranfinsti, als Präfes der Commiffion, welche mit der Ab: 
faffung der neuen Verfaffung beauftragt war, dem Neichötage acht 
Hauptpuncte der neuen Berfaffung vor, welche am 13. Dec. von dem 
Reihötage angenommen wurden. 

Nach diefen Vorfchritten zur neuen Verfaffung, ward am 29. März 
1790 das Bündnif zwiſchen Preußen und Polen unterzeichnet, 
nach welchem Preußen, im Falle eines Angriff, 12,000 Mann Infan⸗ 
terie und 4000 Mann Gavallerie, Polen aber 4000 Mann Infanterie 
und 8000 Mann Gavallerie zu ftellen, und, wenn dies nicht ausreichen 
jolte, Preußen fein Hllfscorps auf 30,000 Mann, Polen das feinige 
auf 20,000 Mann zu erhöhen verſprach. Niemand follte fich in Polens 
innere Angelegenheiten mifchen. Gefhähe ed dennoch; fo verfprach Preu⸗ 
Ben zuerft feine freundfchaftliche Verwendung, und, wenn biefe fruchtlos 
wäre, den vertragsmäßigen Beiſtand. Beide Mächte garanti rten ſich 
ihre Beſitzungen. 

Bei der Verlaͤngerung des Reichstages ward fortdauernd uͤber die 
einzelnen Puncte der Verfaſſung verhandelt, am 8. Oct. 1790 der Chur⸗ 
fütſt von Sachſen zum Thronfolger vorgeſchlagen, und am 6. Dec. ſelbſt 
ein Allianzvertrag mit der Pforte entworfen, der aber nicht zur Vollzie⸗ 
bung kam. Noch faßte der Reichötag am 3. Jan. 1791 den Beſchluß, 
daß jedes Mitglied deffelben mit der Todesſtrafe belegt werben follte, 
welches Überwiefen würde, von einer fremden Macht eine Penfion zu 
ziehen. 

WVon großer Wichtigkeit war es, daß am 14. April 1791 den pol⸗ 
niſchen Städten ein Freiheit s brief ertheilt ward, in welchem ſie den 
größten Theil ihrer alten Privilegien, und noch einige Bau vlgemäße 
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Vorrechte zugeftanden erhielten, wodurd der Drud, unter welchem fie 


bisher gefchmachtet hatten, aufgehoben und der ganze Bürgerfland in 
Polen für die neue Ordnung der Dinge gewonnen und begeiftert ward. 

Da diefer Freiheitöbrief der Städte im dritten Abfchnitte der 
Berfaffung vom 3. Mai 1791 feine Beftätigung erhielt, und dadurch eis 
nen integrirenden Xheil der polnifchen Berfafjung felbft bildete; fo muf 
derfelbe der Verfaſſung vorausgefchict werden. 


a) Kreiheitsbrief der Eönigl. Städte in Polen vom 
14. April 1791. 
Erfter Artikel. 


Bon den Städten. 


1. Alle Königliche Städte in den Landen der Republik find frei. 
2. Die Bewohner diefer Städte erkennen wir für freie Leute. Ihre Gründe, 


- Häufer, Bezirke, Dörfer, die jest zu diefen Städten gehören, erklären Wir ihnen, 


als erblich, jedoch den anhängigen, und noch nicht vollendeten, Proceffen unbefhakt. 

3. Städten, bie ihre Errichtungsurfunden verloren haben, werden Wir Kb 
nig, wenn fie beweifen, daß fie felbe hatten, mit Auszeichnung der Gründe, die jit 
jest unftreitig befisen, die Freiheitsdiplomen erneuern. 

4. Senen tönigl. Städten, wo die Eleinen Landtage gehalten werben, geben 
Wir ſolche Errihtungsbriefe, wenn fie fie audy vorher nicht hatten. 

5. Wenn fid) auf einem koͤniglichen Grunde wegen guter Lage eine Anzahl 
freier Leute nicberläßt, und ihrem Wohnfige die Geftalt einer Stadt giebt; fo mol 
len Wir diefen Anfiedlern eine Erridtungsurfunde mit Beigebung der nöthigen 
Grundftüde ertheilen. | 

6. Jeder Erbherr Fann, auf feinen Erbgütern, Etädte aus freien Leuten, 
oder freigelaffenen Bauern errichten, oder feine erblichen Städte zu freien Staͤdten 
machen; diefe Städte gehören aber nur dann unter die Zahl der freien Städte, 
wenn ihnen der Erbherr erbliche Gründe giebt, wo ſodann Wir König, auf Anlu 
chen des Erbherrn, diefen Städten ein Beftätigungsdiplom geben, und bie Errich— 
tungsurfunde des Grundheren demfelben einschalten laffen werden. 

7. &o wie für alle Städte nur ein Gefeg ift; fo werden bie Bürger ma? 
immer für einer Stadt gleiche Rechte aus gegenwärtigem Gefege genießen. 

Alle Städtebewohner, Adelihe und Unadeliche, welche einen Handel nah 
Ellen und Gewicht treiben wollen; alle die in Städten Befisungen haben, ode 
felbe erft erlangen, von weldem Range, Würde, Handwerk und Kunft fie jr 
mögen, müffen das Bürgerreht annehmen, und unter felbem ftehen; auch andern 
Edelleuten ift es erlaubt, na zu werben. . 

9. Die Aufnahme zu Bürgern gefchicht auf folgende Art: Jeder, ber Bür 
ger werben will, ftellt fih vor dem Magiftrate, perfönlich, oder durch einen Bi: 
vollmaͤchtigten, und legt folgenden Eid ab: „Ih N. N. werde dem Allerburd: 
lauchtigſten König und ber Regierung getreu bleiben; und verbinde mid), bie Ge— 
fege und Verfügungen der Reichötage auf das genauefte zu beobachten. Der Dbrig: 
keit der Stadt N., zu welcher ich als Vürger gehöre, will ich unterworfen fa, 
und alle Bürgerpflichten erfüllen. Diefes gelobe ich für mich und meine Erben.“ 
Nach diefer Betheuerung wird der Aufgenommene in das Buͤrgerbuch eingefährieben. 

10. Die Städte find verbünden, alle vechtfchaffene Fremde, Danbwerker, und 
alle freie, Niemandem unterthänige Leute, chriftlicher Religion, unentgeldlid al? 
Bürger aufzunehmen und einzufchreiben. 

11. Allen gebornen Adelichen, oder jenen Bürgerlichen, die fich in ben Abel 
ftand erheben laſſen wollen, fol die Aufnahme und Beibehaltung des Bürgerrecht, 
Verwaltung bürgerlidher Amter, Kührung alles Handels, Treibung was immer für 
eines Handwerkes, weder ihnen felbft, noch ihren Nachkommen in ihrem Adel, und 
deſſen Vorrechten im Geringften fchaden *). 


*) Hierdurch wurden die dem Abel hoͤchſt ſchaͤbdlichen Geſeze von den Jahren 1505, durd 
welche ben Adelichen bei Verluſt bed Abeld, bei Gonfifeirung der adelichen Güter, dit 
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12. Da die Wahl eines eigenen Magiſtrats, insbeſondere der Buͤrgermeiſter, 
Stadtſchulzen und anderer Beamten, durch die Buͤrgerſchaft ein vorzuͤgliches Kenn- 
zeichen der Freiheit ift; fo follen die Städte diefes Recht behalten. Es fol ihnen 
auch ganz frei ftehen, für ihre innere Orbnung zu forgen, und auf derfelben Be: 
obahtung zu halten, wovon fie der Polizeicommiffion nur durch Berichte Nachricht 
zu geben verbunden find. 

13. Alle Bewohner der Städte, die ins Buͤrgerbuch eingefchrieben find, und 
eine erbliche Befigung haben, können zu allen ftädtifchen Aemtern durch Mehrheit 
dr Stimmen gewählt werden und wählen. Jedoch ann Niemand eine adeliche Di: 
frictswürde, oder ein Amt der vollziehenden. Macht zugleich mit dem Amte eines 
kädtifchen Bevollmächtigten, unter der Nichtigkeit beider Aemter begleiten. Auch 
— der in Militaͤrdienſten wirklich ſteht, kann zugleich ein ſtaͤdtiſcher Bram: 
r ſeyn. 


Zweiter Artikel. 
Von den Rechten der Buͤrger. 


1. Das Grundgeſetz neminem captivabimus nisi jure victum*) 
dehnen Wir auch auf die in den Städten anfäffigen Bürger aus, mit Ausnahme 
der Betrügerifchen Bankeroutiere, die keine hinlängliche Buͤrgſchaft für fich ftellen - 
!innen, und jener, die auf frifcher That ertappet worden find. 

2. Diejenigen Städte, in welchen Appellationsgerichte befindlich find, werben 
vor jedem ordentlichen Reichstage einen Bevollmächtigten durch die Mehrheit der 
Stimmen erwählen, der in der Stadt erblich angefeffen, dienfttauglich, in feiner 
Unterfuhung begriffen, noch durch ein Verbrechen befudelt fey, fondern fchon durch 
cin ſtaͤdtiſches Amt fi) ausgezeichnet habe. Die Städte haben die Freiheit, diefe 
Bevollmaͤchtigten aucd aus andern Städten zu wählen. Diefe Bevollmächtigten 
möffen an dem Zage, wenn der Reichstag anfängt, in der Stadt, wo der Reiche: 
tag gehalten wird, zufammen fommen, und den Act ihrer Wahl dem Reichstags: 
marfhall überreichen. Auf ben Provinziallandtagen wird man die Bevollmächtige 
ten der Städte zur Polizei: Schagcommiffion, und dem Affefforio **) auswählen, 
und beflimmen, wer aus ihnen zu jeder Gommiffion ober dem Affefforio gehöre. 
Und obgleich diefe alle nad) ihrer Beſtimmung den Commiffionen und dem Affeffo- 
tio beifigen dürfen; fo follen doch in der Schaf» und Polizeicommiffion nie mehr 
as zwei, bei dem Affefforio nie mehr als drei aus jeder Provinz beifisen dürfen. 
Diefe Sommiffion und Affefforialbeifiger werben in ftädtifchen und Handelsgefchäf: 
ten eine wirkende entfheidende Stimme, in anderen Gefchäften aber nur eine 
ratbende Stimme haben. Wird einer diefer, oder alle Bevollmächtigten, von 


einer an ſich bringen würde, verboten wurde, bad Bürgerredht anzunehmen, und in 
Städten einen Handel, Handwerk, oder irgend ein andred bürgerliched Gewerbe zu 
treiben, gänzlid aufgehoben, nachdem fon durch ein Geſetz dom Jahre 1775 ben 
Abelihen die Befugniß zum Handel ohne Nachtheil ded Adels ertheilt worden war. 


*) Diefed Grundgefeg, welches im Sahre 1442 zuerft gegeben, durch dad Gefeg vom 
Sahre 1433 und jened vom Sahre 1550 erweitert wurde, und weldhed man die Ha- 
beas Corpus-Acte ber Polen nennen kann, befreiete die Edelleute von allem, Ar— 
teile wegen eined Verbrechens, von aller Gonfiscation ihrer Güter, in fo lange, bis 
fie rechtlich überwiefen feyn würden; außer der Verbrecher würde auf ber frifchen 
That im Diebftahl, oder dem Verbrechen des Mordes, Mädchen = oder Weiberrau: 
bed, des Raubes, der Brandlegung, und Öffentliher Gewalt ertappet, oder er könnte 
für ſich Eeine Hinlänglihe Sicherheit ſtellen. 


") Affefforialgeridhte wurben von ben zwei Großkanzlern, ober in ihrer Abwe— 
fenheit von den Unterfanzlern, von einem jeden für fein Land befonderd, unter Bei: 
fitung der referirenden Kanzleivorfteher, der Secretäre ded Königs und ber Notar 
tien der Decrete gehalten; fie beſchaͤftigten ſich Anfangs mit den Aprellationen ſo— 
wohl von den Gerichten ber Adelichen, ald der Städte. Nah Sigismund Auguſts 
Zode wurden die Appellationen der Adelichen diefem Gerichte entzogen; fo daß ed 
fi) nur mit den Appellationen von ben lirtheilen ber Städte, der Woywoden in 
Subenftreitigkeiten, dann mit den Rechtsſachen der Städte felbft, der Inhaber Eönig- 
licher Lehengüter und allen auf Privilegien fi) gründenden Angelegenheiten befhäf- 
tigte. Lengnich Jus publ, R. Pol. Tom. H. p. 189 und 533, 
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den das Wahlrecht habenden Staͤdten beſtaͤtiget; fo bleiben fie noch auf zwei ander 
Jahre. Die Befoldungen für diefe Beifiger und Commiſſaire werben Wir, jeod 
nur für, obige für die Commiſſionen und das Affefforium beftimmte Anzahl, ba 
dem Entwurfe der Ausgabetabellen beftimmen. 

3. Damit die Borforge der Regierung auch den Forderungen ber Städte 
Gerechtigkeit wiederfahren laffe; fo erlauben wir unfern Städten durd 
die Beifiger,, oder ftädtifhen Commiſſaire bei den Affefforialgerichten der Schu: 
und der Polizeicommilfion, die Wünfche der Städte dem Reichstage vorzutragen; 
diefe werben, wenn es nöthig feyn wird, und fie wollen, bei dem Reichstogsmar: 
fhall um die Stimme bitten, die ihnen nicht abgeſchlagen werben darf, und fie wer: 
den, fo wie es bei der Stimmenfammlung der andern Abgeordneten von den Com 
miffionen gewöhnlich ift, ihre Meinungen vortragen. 

4. Nach zweijähriger Dienftleiftung bei den Commiſſionen follen dieſe Bevol⸗ 
mädhtigten der Städte am naͤchſten Reichstage, ohne Entrichtung einer Zarı, in 
den Abelftand — werden, wenn ſie noch nicht adelig ſind. 

5. In Zukunft ſoll es jedem Bürger frei ſeyn, adelige und andere Goͤter 
erblich mit allem Eigenthumsrechte an ſich zu bringen, und auch dem rechtlichen 
Erben zu hinterlaſſen; die Güter durch Erbfolge oder Pfandrecht zu erwerben, iM 
Begriff welcher fie, wenn fie auch Bürger find, doch der gewöhnlichen adeligen 
Gerichtsbarkeit unterworfen feyn follen. 

Jener Bürger, der ein ganzes Dorf ober Staͤdtchen erblich kaufet, moren 
er an ber Abgabe des zehnten Grofchen zum wenigften 200 polniſche Gulden anti 
richtet, der foll am naͤchſten Reichstage, wenn er dem Reichstagsmarſchall beehah 
fein Geſuch an die Stande überreihet, kraft gegenwärtigen Gefeges in dem Ab 
fland erhoben werden. 

7. Nebſt diefem follen auf jedem Reichstage 30 bürgerliche, in ben Städte 
erblich Begüterte in den Adel erhoben werden, wo bie erfte Rücdficht auf die U 
Kriegsdienften ſich Auszeichnende, auf jene, die in den Civil: Kriegscommiffont 
beifigen, die Fabriken anlegen, oder Handel mit inländifhen Producten treiben 
und babei auf die Empfehlungen der Landboten und Städte genommen werben m 

B. Bei der ganzen Armee, (mit Ausnahme der Nationalcavallerie,) bei jeba 
Corps, Regiment und Pulk werden Buͤrgerliche in Zukunft Offücersftellen bike 
den Eönnen, jener, der den Rang eines Stabscapitäns,,oder Kapitäns einer Can 
pagnie bei der Infanterie und eines Rittmeiſters bei einem Pulke erlangt, ber ſo 
durch gegenwärtige Gefeg mit allen feinen Nachkommen in den Adelſtand erhek 
werden, und Wir König werden ihm das Abelsbiplom gegen Vorzeigung feines Pi 
tentö ohne Entrichtung der Stempeltare ertheilen. \ 

. Sn Zutunft wird es den Bürgerlichen erlaubt feyn, in den Kanzleien u 
Gerichtsſtuben, allen politifchen Commiſſionen und Zribunalsdikafterien, und 6 
geringern Gerichtsftellen zu arbeiten, zu abdvociren, und andere Dienfte zu thu 
auch nad ihren Verdienſten und Kähigkeiten vorzurüden. Wer die Würde tin 
Kanzleivorftchers bei den Regierungsdilafterien erlangt; der fol auf dem ef 
Reichstage in den Adelftand erhoben werden, und Wir König werden ihm das Ade 
diplom unentgeldlich ausfolgen Taffen. | 

10, Im geiftlihen Stande werben die Bürgerlichen, bei ben Gollegiatlick 
die Prälaten: und Domberrnftellen, bei Kathebratkirchen aber die Domberrnftili 
Bu welchen Doctores erfordert werben, bekleiden, auch alle Säcular: und Reguli 
eneficien erlangen Eönnen, mit Musnahme jener, die ausdrüdiih bloß für Adel 
geftiftet find. 

11. Zu den Givils Kriegscommiffionen der Woywodſchaften, Diftricte und € 
biete können aus den Städten, bie in dem Gebiete der Kriegecommiffionen lieg! 
zu jeder Commiſſion drei Beiſitzer gewählt werben, fie mögen abelig ‚oder bürger! 
feyn, wenn fie nur in der Stadt eine erbliche Befigung haben. | 

12. Wenn unfere Städte Thorn und Danzig ein Gefud an bie EM | 
ben; fo werden fie durch ihren Gecretär es dem Marfhall übergeben, ober es fl 
durch Deputicte, nah vom Marfchalle angefuchter Erlaubniß, die ihnen nicht | 
zuſchlagen ift, vortragen. 

13. Die Strafe derjenigen, bie fälfchlich vorgeben, daß fie beguͤtert find, 
folgendes Wer immer gegen einen Reverd Jemandem ein adeliged Erbgut übergi 
wird es auf immer verlieren, und das Gericht fpricht dem das Eigenthum bei i 
veverfirten Erbguts zu, ber den Revers bemweifet. Und follte audy ber, ber ge 
Revers das Erbgut befiset, bie Reverfirung beweifen; fo wird es ihm auf im 
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— und dieſe Proceſſe ſoll das adelige Diſtrictsgericht ohne Appellation 
entſcheiden. 

14. Alle aͤltere Geſetze und Verfuͤgungen, die gegenwaͤrtigen Geſetzen zuwider 
ſind, werden hiemit aufgehoben, und Wir wollen dieſe Verfuͤgung fuͤr ein Grund⸗ 
geſetz angenommen haben. 


Dritter Artikel. 
Von der Rechtspflege der Buͤrger. 


1. Indem wir die Städte bei ihrer eigenen Gerichtsbarkeit ihres Bezirkes lafs 
fm; fo nehmen wir die Stäbte nebft ihren Vorftädten von aller anderen Gerichts⸗ 
barkeit, ald der Zribunale, adeligen Diftrictögerichte, der Woywodſchaften, Staro⸗ 
fieien und Kaftellaneien aus; außer den nicht geendeten, von den Kommiffionen zu 
den Zribunalen abgefendeten Procefien. Das Gericht des Hofmarſchalls, welches 
nur unfere koͤnigliche Reſidenzſtadt betrifft, weifen wir in die Grenzen feiner eige: 
nn Macht zurüd. | 

2. Alle geiftliche und weltliche Wogteien, ja auch jene Heinen Städtchen, bie 
in bem den Föniglichen Städten anfangs angewiefenen Stabdtgebiete liegen, werben _ 
‚ von uns fo, wie fie befeffen werden, in Zukunft in Rüdficht der Gerichtsbarkeit 
und Polizei aufgehoben ; vielmehr unterwerfen wir diefe Bogteien ber Gerichtsbar⸗ 
kit der Magiftrate, jedoch behalten die Eigenthümer diefer Gründe, alle Zinfen, 
und wie immer geartete Einkuͤnfte. 

3. Hingegen wo die Städte abelige Dörfer erblih haben, müffen fie, in ben 
Rechtsſachen wegen biefer Dörfer, dem adeligen Diftrictsrichter Antwort geben. 

4 Alle in den Städten begüterte Einwohner, was immer für einen Handel 
oder Handwerk ſie auch treiben, unterliegen der ftädtifchen Gerichtsbarkeit, und müfs 
fen die Abgaben, wie andere Bürger, ohne Rüdfiht auf was immer für Exem⸗ 
tionen entrichten. 

5. In jeder Stadt bat ber gewählte Magiftrat die Gerichtsbarkeit in Streit: 
ſachen. Bei diefen Magiftraten werden alle Arten von Proceffen in erfter Inftanz 
entſchieden, und zwar Rechtsſachen, deren Betrag die Summe von 800 fl. poln. 
nicht überfteiget, oder Injurtenhändel, worüber nur ein breitägiger Arreft verhängt 
wird; follen bei diefen Magiftraten ohne Appellation gänzlich entſchieden werden. 
In größern Sachen aber geht die Appellation am die beftellten Appellutionsgerichte. 

6. Zu Appellationen ernennen Wir folgende: Städte, und insbefondere in 
Kleinpolen: Krakau, Lublin, Lud, Zytomierz, Winnica, Kaminiec in Pobo: 
lin, Drobiezyn. In Großpolen: Pofen, Kalifh, Gnefen, Lenczyc, Warfhau, 
Sieradz, Plod. In Litthauen die Städte Wilna, Grobno, Kowno, Nomwos 
gtodek, Minsk, das litthauiſche Brzesc, Pinsk. Zu dem Appellationsgerichte in 
Gratau gehören die in der Sracauer Woywodſchaft, und die in den Gebieten von 
Sendomir, Wislic und Chencin liegenden Städte. Zu dem Appellationsgerichte in 
Lublin gehören die Städte der Wohwodſchaft Lublin, der Gebirte von Radom und 
ODpoczyn und der Diftricte von Lenczyc und Chelm. Zu dem Appellationsgerichte 
in Luck gehören die Städte der Woymodfchaften Volhynien und Beiz. Zu dem Ap: 
prlationggerichte in Zytomierz gehören die Städte der Woywodſchaft Kiow. Zu 
dem. Appellationsgerichte in Kaminiec in Podolien, die Städte der Woymodfchaften 
Podolien. Zu dem Appellationsgerichte in Drohyczyn, die Städte der Woywodſchaft 
Podlachien. Zu dem Appellationsgerichte in Pofen gehören die Städte der Woy— 
wodſchaften Pofen und der Diftricte Wſchow. Zu dem Appellationsgerichte in Kar 
ih die Städte, bie in der Woywodſchaft Kali, dem Bezirke Konin und dem 
Bezirke Pysdr dieffeits der Warte liegen. Zu dem Appellationsgerichte in Gnefen 
gehören die in der Wonmwodfchaft Gnefen, dem Bezirke Konin, und ben Bezirken 
Pyẽdr, jenfeits der Warte liegenden Städte. Zu dem Appellationsgerichte in Sie— 
radz gehören die Städte der Woywodſchaft Sieradz des Bezirkes Wielun. Zu dem 
Ippellationsgerichte in Warfchau gehören die Städte, die in bem Herzogthume Mafo: 
dien und der Woywodſchaft Rawa liegen. Zu dem Appellationegerichte in Lenczyc- 
gehören die Städte der Woywodſchaft Lencaye, Brzesc in Kujavien und Snow: 
toclam. Zu dem Appellationsgerichte in Plod gehören die Städte der Woywod⸗ 
ſhaft Plock, des Bezirks Zawskrzyn, und des Bezirkes Dobrzyn. Zu den Appella⸗ 
tionsgerichten, die in Litthauen aufgeſtellt find, als: Zu dem Appellationsgerichte 
in Vilna gehören die Städte der Woywodſchaft Wilna, der Bezirk Oszmian, Lidzk, 
Vilkomirz, Braslav, ber Woywodſchaft und des Bezirkes Trock. Zu Grobno, die 


der neuen Verfaffung nicht vereinigt werden Fonnten, und darauf 


geführt hatte, 
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Städte des Grobner, Wolkowysker und Merecer Bezirkes. Zu Kowno die Gtäbte 
des Herzogthums Samogitien, der Bezirke Kowno, Prensk und Upig. Zu dem Ap— 
pellationsgerichte in Nomwogrodek die Städte der Woywodſchaft Nowogrodek und ber 
Bezirke von Slonim und Sluczoresk. Zu Brzesc in Litthauen die Städte der Wer: 
wodſchaft Brzesc und des Bezirkes Kobryn. Zu dem Appellationsgerichte in Pinst 
gehören die Städte der Bezirke Pinks, Zarenczyn, Mozyr und Rzeczyca. Zu dem 
Appellationsgerichte in Minsk gehören die Städte der Woywodſchaften Minsk, Po— 
lod, Witepsk und des Bezirkes Orfzan. 

7. In diefen Städten werden. alle zwei Jahre fünf Perfonen, adelige ober 
unabelige, oder begüterte Bürger, oder auch Magiftratsperfonen dieſer Etädte oder 
von anderen jedem Appellationsgerichte unterworfenen Städten gewählt. Dieſe Per 
fonen werben bas Appellationsgeriht ausmachen; jedoch mit dem Vorbehalte, deß 
jene Magiftratsperfonen und Schöppen, welche zum Appellationsgerichte gewählt 
werden, fo lange fie dem Appellationsgerichte beijigen, ben Gerichten ber erfien 
Inftanz jener Magiftrate, aus welchen fie gewählet worden, nicht beifigen. dürfen. 

8. Diefe Gerichte entfcheiden die Appellationen von ben Magiftraten in Sa— 
chen, deren Betrag 300 fl. poln. oder die Strafe von einem dreitägigen Arreft, und 
nicht die Summe von 3000 fl. poln. oder eine dreimdchentliche Arreftftrafe über: 
fteigt, ohne fernere Appellation. In allen Proceffen, die ben Werth von 3000 fl. 
poln. oder eine bdreimöchentliche Arreftftrafe überfteigen, geht die Appellation ven 
den Magiftraten erfter Inftang nicht an die Appellationggerichte, fondern an un 
fere Hofgerichte, fomohl in Kronpolen, ale auch in Litthauen. 

Die Magiftrate werden peinlicye Proceſſe nicht entfcheiden dürfen, fondern 
müffen felbe gerade an die Appellationsgerichte abſchicken, weldye die Griminalpre: 
ceffe zu entfcheiden dad Recht haben, jedoch mit diefem Vorbehalte, daß fir nur 
Strafen auf zeitlihes Gefängniß auf der Stelle vollziehen können. Wird ber Ber 
bredyer aber zum lebenslaͤnglichen Gefängniffe, oder zum Tode verurtheilet; fo mus 
das Appellationdgericht die Unterfuhung und das Urtheil dem Affefforialgerichte vor 
der Bekanntmachung überfenden. Bindet das Affefforialgericht ein ſolches Urtheil 
auf lebenslaͤngliches Gefängniß oder die Zodesftrafe gerecht; fo kann es dann nf 
vollzogen werden. Zugleie aber behalten wir dem Hofgerichte alle Proceffe megen 
übler Verwaltung ftädtifcher Aemter, wie auch wegen der Einfünfte der ftäbtifhen 
Pächter, und alle andere durch die NReichögefege dahin gehörigen biemit bevor. 

10. Endlich werben die Städte in Sachen innerliher Ordnung, umd ihre 
Einkünfte überhaupt ber Polizeicommiffion unterworfen feyn. | 





Die neue Verfaffung Polens felbft, abgefaßt vom Grafen Janız 
Potodi und Hugo Collowtay, ward am 3. Mai 1791 mit großer 
Stimmenmehrheit angenommen; nur die Landboten von Kalifh, Su: 
chorzewski, und von Podolien, Plotnidi, und die Gaftellane Get 
wertynsfi und O zarowski, proteflirten Dagegen. Der König ward 
von denjenigen Puncten feines Wahlvertrages freigefprochen, welche mit 








neue Verfaffung von dem Könige unter dem Throne, und von all 
Gliedern des Neichötages, von den Großen des Reiches und von d 
Bürgern der Hauptftadt in der Kirche befchworen, wohin fie der Kön 


b) Berfaffung vom 3. Mai 1791. 
Stanislaus Auguftus von Gottes Gnaden und durch den Willen der Nati 


pelter Zahl die polnifhe Nation repräfentirenden conföberirten Ständen. 

Da Wir überzeugt find, daß unfer aller gemeinſchaftliches Schidfal einzig u 
allein von der Gründung und Vervolllommnung der Nationalverfaffung abhängt, u 
durch eine lange Erfahrung die verjährten Fehler unferer Regierungsverfaffung ker 
nen gelernet haben; da wir die Lage, worin ſich Europa befindet, und den zu En 
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eifenden Augenblick, ber uns wieder gu uns felbft gebracht Hat, zu benutzen wüns 
Ihen; da wir frei von den fchändenden Befehlen auswärtiger Uebermadht, die äußere 
Unabhängigkeit und innere Freiheit der Nation, deren Schickſal unfern Händen ans 
vertraut ift, höher ſchaͤtzen, als unfer Leben und unfere perfönliche Gluͤckſeligkeit; 
da wir und zu gleicher Zeit auch die Gegnungen, und die Dankbarkeit unferer Zeit— 
genoffen und der künftigen Geſchlechter zu verdienen wünfchen ; fo befchließen wir, 
ungeachtet der Hinderniſſe, welche bei uns felbft Leidenſchaft entgegen ftellen könnte, 
der allgemeinen Wohlfahrt wegen, zur Gründung ber Freiheit, zur Erhaltung uns 
fer8 Vaterlandes und feiner Grenzen, mit der fefteften Entfchloffenheit unfers Geis 
ſtes gegenwärtige Verfaſſung, und erklären fie durchaus für heilig und unverlegs 
bar, bis die Nation in der gefeglich vorgefchriebenen Zeit, durch ihre Hager 
Willenserklärung, die Abänderung biefes oder jenes Artikels für nothwendig erach⸗ 
tin wird. Eben biefer Verfaſſung follen auch alle fernere Befchlüffe des jetzigen 
Reichetages in jeder Rüdficht angemeffen feyn. " 


1. Herrſchende Religion. 


Die herrfchende Nationalreligion ift und bleibt der heilige roͤmiſch-katholiſche 
Glaube mit allen feinen Rechten. Der Uebergang von dem herrſchenden Glauben zu 
irgend einer andern Confeffion wird bei den Strafen der Apoftafie unterfagt. Da 
uns aber eben diefer heilige Glaube befiehlt, unfern Naͤchſten zu lieben; fo find wir 
deshalb ſchuldig, allen Leuten, von welchem Belenntniffe fie immer audy feyn mös 
gen, Ruhe in ihrem Glauben und ben Schug der Regierung angebeihen zu laffen. 
Deshalb ſichern wir hiemit, unfern Landesbefchlüffen gemäß, die Freiheit aller relie 
giofen Gebräuche und Bekenntniſſe in den polnifhen Landen. 


2. Ebdelleute, Zanbabel. 


Mit Hohahtung des Andenkens unfrer Vorfahren, der Stifter unfers freien 
Staats, fihern wir dem Abelftande aufs feierliche alle feine Gerechtfame, Frei⸗ 
beiten und Prärogativen, und den Vorrang im Privatleben und Öffentlichen Leben. 
Snfonderheit aber beftätigen und befräftigen wir, und erklären für unverlegbar, bie 
diefem Stande von Caſimir dem Großen, Ludwig von Ungarn, Ulabislaus Sagiello, 
und deffen Bruder Wittold, Großherzog von Litthauen, wie auch von ben Zagiellos 
nen Uladislaus und Gafimir, von den Gebrübern Johann Albrecht, Alerander und 
Sigismund I., von Sigismund Auguft, dem letzten von der jagiellonifchen Linie, 
tehtmäßig und gefeglich ertheilten Rechte, Statuten und Privilegien. Die Würbe 
des Adelftandes in Polen. erklären wir für völlig gleich mit allen ben verfchiedenen 
Graden des Adels, die nur irgendwo gebraͤuchlich find. Mir erkennen die Ebelleute 
unter fih für glei, und zwar nicht bloß in Rüdficht der Bewerbung um Aemter 
und Verwaltung folher Dienfte im Baterlande, die Ehre, Ruhm und Bortheil 
bringen, fondern auch in Rüdfiht des gleichen Genuffes der Privilegien und Präs 
rogativen des Adelſtandes. Mehr als alles aber wollen wir die Rechte der perföns 
lien Sicherheit und Freiheit, des beweglichen und unbeweglichen Eigenthums, eben 
fo heilig und unverleglih , als fie feit Jahrhunderten einem zu ftatten gekommen, 
bewahrt und beibehalten haben, und verbürgen uns auf das feierlichfte, daß wir 
fine Veränderung noch Ausnahme im Gefere gegen das Eigenthum: irgend Iemans 
des geftatten wollen: ja die höchfte Landesgewalt fol ſich unter Vorfhüsung der 
Jurium regalium, ober irgend einem andern Vorwande, auch nicht die allerges 
tingften Anfprüche auf das Eigenthum der Bürger, weder im Ganzen noch theils 
weiße, erlauben. Daher verehren, verbürgen und beftätigen wir die perfönliche Si— 
cherheit und alles irgend Semandem rehtmäßig zulommende Eigenthum, als das 
wahrhafte Band der Gefellfhaft, als den Augapfel der bürgerlichen Freiheit, und 
wellen fie auch als ſolche für die Eünftigen Zeiten verehrt, verwahrt und unver: 
legt erhalten haben. 

‘Den Abel. erkennen wir für die erſte Stüge der Freiheit und der gegenwaͤrti— 
gen Verfaffung. Die Heiligkeit diefer Verfaffung empfehlen wir der Verehrung je— 
des rechtfchaffenen, patriotifchen, ehrliebenden Edelmannes, und ihre Dauer feiner 
VWachſamkeit. Sie ift ja der einzige Schus unfers Vaterlandes und unfrer Freis 


heiten ! 
3. Städte und Städter. 


Das auf dieſem Reichstage unter dem Zitel: Unfere freien königliden 
Städte in den Staaten ber Republik gegebene Gefig, wollen wir nad 
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feinem ganzen Inbegriffe beftätigt wiffen, unb erklären es, ba es ein Gefek if, 
welches dem freien polnifchen Adel zur Sicherheit feiner Freiheiten, und Erhaltung 
des gemeinſchaftlichen Vaterlandes cine neue, zuverläffige und wirkſame Macht und 
Huͤlfe giebt, für einen Theil der gegenwärtigen Verfaſſung. i 


j 4. Bauern, Landleute. 


Das Landvolk, unter deſſen Händen die fruchtbarfte Quelle der Reichthümer 
bes Landes hervorfließt, das den zablreichften Theil der Nation ausmacht, und fol 
lich der mädtigfte Schutz für das Sand ift, nehmen wir ſowohl aus Gerechtigkeit 
und Chriftenpflicht, ald auch um unfers eigenen wohlverftandenen Interefje wile, 

‚unter ben Schuß des Gefeges und ber Lanbdesregitrung, und beſchließen: ba von 
jest an alle die Freiheiten, Gonceffionen oder Berabredungen, die die Gutsbeflset 
mit den Bauern auf ihren Gütern authentifch werden eingegangen feyn, diefe Zrir 
ten, Gonceffionen und Verabredungen mögen nun den Gemeinden, oder jedem Ein 
wohner des Dorfes befonders zugeftanden feyn, gemeinfchaftliche und wechfelfeitige 
Verbindlichkeit auflegen follen, nad) ber wahren Bedeutung der Bedingnifartikd, 
und des in ſolchen Gonceffionen und Werabredungen enthaltenen, unter den Chu 
der Landesregierung fallenden Inhalte. Solche von einem Grundeigenthümer frei 
willig übernommene Vergleiche mit den daraus fließenden Verbindlichkeiten, werdtn 
nicht bloß ihn felbft, fondern auch feine Nachfolger oder Rechtserben fo verbinden, 
daß fie niemals im Stande feyn werden, fie willführlich zu verändern. Dagegm 
aber follen ſich audy die Bauern, fie mögen Güter haben wie fie wollen, den fir 
willigen Verabredungen, übernommenen Gonceffionen und damit verbundenen Schul 
digkeiten nicht anders entziehen können, als Auf die Art und den Bebingungsarti 
Eeln gemäß, die bei jenen Werabredungen ausdruͤcklich feftgefegt waren, und von 
ihnen, fie mögen fie nun auf immer, oder nur auf gewiſſe Zeit angenommen haben, auf 
das genauefte, als Schuldigkeit erfüllt werden müffen. So hätten wir denn dba 
Grundbefigern alle ihnen von den Bauern zulommende Vortheile gefichert, und de 
wir nun die Bevölkerung diefes Landes auf das wirkfamfte zu befördern ftreben; fü 
verfündigen wir allen und jeden, fomwohl den neu anfommenden, als auch benin, 
"die ihr Vaterland ehemals verlaffen haben, und nun dahin zurüdkehren moͤchten, 
die völligfte Freiheit, fo daß ein Jeder, der von irgend einer Himmelsgegend fit 
in die Staaten der Republif neu ankommt, ober zu uns zurüdfehrt, fo wie er nur 
den polnifhen Boben betritt, die völlige Freiheit hat, feine Betriebfamkeit anzu⸗ 
wenden, wo unb wie er will; daß er die Freiheit hat, über die Anfiebelung, Frohs⸗ 
dienfte oder Binfen Verabredungen zu treffen, wie und auf wie lange cr fidy verab- 
reden will; daß er bie Kreiheit hat, fich in ber Stadt oder auf dem Lande niet 

- zu laffen, in Polen wohnen zu bleiben, ober fi), wenn er ben Verbindlichkriten 
die er gutwillig auf ſich genommen hatte, Genuͤge gethan hat, in ein Land zu wen: 
ben, wohin e8 ihm belieben wird. | 





5. Regierung, oder Beflimmung ber Öffentlihen — 


Jede Gewalt in ber menſchlichen Geſellſchaft entſpringt aus dem Willen de 
Nation. Um nun die bürgerliche Breiheit, die Ordnung in der Gefellfchaft, un 
die Unverleglidhkeit der Staaten der Republit auf immer ficher zu ftellen, fol d 

. Regierungsform der polnifhen Nation aus drei Gewalten, und zwar nad ii 
Willen des gegenwärtigen Gefeges auf immer beftchen, nämlich: aus ber gefeget 
benden Gewalt, bei den verfammelten Ständen; aus der höchften vollzichenden Gt 
walt, beim Könige und dem Staatsrathe, und aus der richterlichen Gewalt, & 
den zu biefem Ende niedergefegten, oder noch niederzufegenden Gerichtsftellen. 


6. Der Reichstag, oder bie gefeggebende Gewalt. 


Der Reichstag ober die verfammelten Stände follen ſich in zwei Stuben th 
len, in die Landbotenftube und die Senatorenftube, unter dem Vorfige bes Könige 

Die Landbotenftube fol, ald Repräfentant und Inbegriff der Souvere 
tät der Nation, das Heiligthum der Gefesgebung ſeyn; daher fol auch zuerit i 
der Landbotenftube über alle Projecte decidirt werden, und zwar 1) in Ruͤckſicht bei 
«allgemeinen, das heißt der politifhen, Civil- und Griminalgefege, und der Anwen 
dung fefter Abgaben. Unter diefen Materien follen die den Woyhwodſchaften, Be 
zirken und Kreifen vom Throne zur Prüfung Üübergebenen, und burch bie Inftrur 
tionen in bie Stube gelangten Propofitionen zuerft zur Entfcheidung Fommen. 9% 
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Ruͤckſicht ber Reichstagsbeſchluͤſſe, das heißt ber Befchläffe über einftweilige Steuern, 
über den Münzfuß, über Staatsanleihen, über das Abeln und andere Gattungen 
zufälligee Belohnungen, über die Eintheilung der Öffentlichen ordentlichen und aus 
ferordentlihen Ausgaben, über Krieg und Frieden, über die endliche Ratification 
der Allianz» und Handelstractate, über alle aufs Völkerrecht fich beziehende diplo⸗ 
matifhe Acten und Werabredungen, über das Quittiren der vollziehenden Magis 
fraturen, und über aͤhnliche Hauptbedürfniffe der Nation betreffende Vorfälle. Uns 
ter diefen Materien follen die vom Throne geradezu an bie Lanbbotenftube abzuges 
benden Propofitionen zuerft vorgenommen werben. 

Die Senatorenftube, die unter dem Vorfise des Königs — ber das Recht 
hat, einmal feine Stimme zu geben, und dann aud die Stimmengleichheit perſoͤn⸗ 
ii oder durch Ueberfendung feiner Meinung an diefe Stube zu heben — aus ben 
Bilhöfen, Woywoden, Kaftellanen und Miniftern befteht, hat folgende Verpflich 
tungen auf ſich: 1) jedes Geſetz, das nach feinem formellen Durchgange durch bie 
Fandbotenftube auf der Stelle an den Senat abgefchicdt werben muß, entweder ans 
zunehmen, ober durch die gefeslich vorgefchriebene Stimmenmehrheit dir fernern 
Deliberation der Nation vorzubehalten. Durch die Annahme wird das Gefeg Kraft 
und Heiligkeit bekommen; durch den Vorbehalt hingegen bloß bis zum künftigen or> 
dinären Reichstage, ausgefegt bleiben, wo diefes vom Senate aufzefchobene Geſetz, 
wenn man zum ziweitenmale darüber einig wird, angenommen werben muß. 2) Soll 
fie über jeden Reichstagsbefchluß über die oben angeführten Materien, der ihr von 
der Landbotenftube auf der Stelle überfchidt werden muß, zugleich mit der Lande 
botenftube nach der Stimmenmehrheit decidiren. Die vereinig?e, dem Gefege ges 
mäße, lie beider Stuben wird den Ausſpruch und Willen der Stände 
ausmachen. 

Hierbei behalten wir uns vor, daß die Senatoren und Miniſter, bei den Mas 
terien über die Rechtfertigung ihrer Amtöführung, im GStaatsrathe oder in ben 
Commiffionen keine entfcheidende Stimme im Keihstage haben, und alsdann bloß 
deshalb im Senat figen follen, um auf das Begehren des Reichstages Auskunft zu 
geben. Der Reichstag foll ſtets fertig feyn, der gefesgebende und orbinäre foll aller 
Wei Jahre feinen Anfang nehmen, und. die im Gefege von den Reichstagen be: 
fimmte Zeit hindurch dauern. Der fertige, bei dringenden Bebürfniffen berufene, 
Reichstag fol bloß Über die Materien entfcheiden, derentwegen er berufen wurbe, 
ober auch über ein zur Zeit feiner Zufammenberufung ſich ereignendes Bebürfniß. 
Kein Gefeg kann auf dem nämlichen orbinären Reichetage, auf welchem es gegrüns 
det wurde, aufgehoben werden. Der vollftändige Reichstag foll aus der in einem 
folgenden Gefege beftimmten Anzahl Perfonen in der Landboten- und Genatorens 
ſtube beſtehen. Das auf dem jesigen Reichstage gegründete Gefeg von den Landta⸗ 
gen wollen wir als die wefentlihe Grundlage der bürgerlichen Freiheit feierlich fi 
Ger geſtellt wiſſen. | 
‚ Da nun aber die Gefeagebung nicht von allen verwaltet werden Tann, und fidy 
die Nation durch freiwillig gewählte Repräfentanten oder Landboten derſeiben entle⸗ 
digt; fo fegen wir deshalb feft, daß die auf dem Landtage ermählten Landboten, 
der jesigen Verfaffung zu Folge, bei der Gefesgebung und bei allgemeinen Ratio: 
nalbebürfniffen, ald Repräfentanten der ganzen Nation, als Inhaber bes 
allgemeinen Zutrauens angefehen werden follen. 

Alles und allenthalben foll nach der Stimmenmehrheit entfchieden werden 5 da⸗ 
ber Heben wir auch das liberum veto, alle Arten von Gonföberationen und bie 
Gonföderationd: Reihstage, als dem Geifte gegenwärtiger Verfaffung zuwider, bie 
Regierung zertrümmernd, die Gefellfchaft vernichtend, auf immer auf. 

Indem wir auf der einen Seite gewältthätigen und Öftern Abänderungen ber ° 
Nationalverfaffung vorzubeugen fuchen, erkennen Wir nichts deftoweniger auf ber 
andern die Nothwenbigkeit ihrer Wervolllommnung, wenn man ihre Wirkungen auf 
das allgemeine Wohl wird erfahren haben. Wir beftimmen demnach alle fünf und 
zwanzig Jahre zur Revifion und Berbefferung der Verfaſſung. Der dann zu hal: 
tende Verfaffungsteihstag fol ein außerordentlicher feyn, nach der in einem befon⸗ 
bern Gefege gegebenen Vorfchrift. | 


7. Der König, die vollziehende Gewalt. 


Auch die vollkommenſte Regierung Tann ohne eine wirkfame vollziehende Ge= 
walt nicht beftehen. Das Gluͤck der Nationen hängt von gerechten Gefegen,. 
Birkung der Gefege von ihrer Vollziehung ab. Die Erfahrung hat zur Ge 
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gelehrt, daß die Hintanfegung biefes Theiles ber Regierung, Polen mit Unglüd als 
ler Art erfüllt hat. Nachdem wir daher der freien polnifhen Nation die Gemalt, 
ſich ſelbſt Gefege zu geben, und die Macht, über jede vollziehende Gewalt zu wa: 
den, ingleihen auch die Wahl ber Beamten zu den Magiftraturen vorbehalten ha: 
ben; fo übergeben wir die Gewalt der hoͤchſten Vollziehung der Gefege dem. Könige 
in feinem Staatsrathe, der den Namen Wache der Gefege (straz) führen fol. 

Die vollzgiehende Gewalt ift aufs genauefte verbunden, über die Gefege und 
ihre Erhaltung Obacht zu haben. Gie wird durch fich felbft thätig feyn, wo es 
die Gefege erlauben, wo fie Auffiht, Vollziehung und wirkſame Huͤlfe erheifchen. 
pr find alle Magiftraturen flets Gehorfam fchuldig; in ihre Hände übergeben wir 
die Macht, ungehorfame und ihre Pflichten hintanfegende Magiftraturen zu ihrer 
Schuldigkeit anzutreiben. " 

Die vollziehende Gewalt fol Feine Gefege weder geben nody erklären, keine Ab: 
gaben und Steuern, unter weldyem Namen es auch fey, auflegen, feine Staatsan- 
leihen machen, die vom Reichstage gemachte Eintheilung der Schageinfünfte nicht 
abändern, Eeine Kriege erklären, Eeinen Frieden, keinen Zractat und feine diploma: 
tifhe Acten definitiv abſchließen koͤnnen. Es fol ihr bloß freiftehen, einftwei- 
lige Unterhandlungen mit ben auswärtigen Höfen zu pflegen, ingleichen einftweili- 
gen und gemeinen Bebürfniffen zur Sicherheit und Ruhe des Landes abzuhelfen ; 
er hievon ift fie verpflichtet, der nächften Reichstagsverfammlung Bericht zu er: 

atten. 

Wir wollen und verorbnen, daß der polnifche Thron auf immer ein Familien⸗ 
wahlthron feyn foll» Die zur Genüge erfahrnen Uebel der die Regierung periodiih 
zertrümmernden Zwiſchenreiche; unfere Pfliht, das Scidfal jedes Einwohners in 
Polen ſicher zu ftellen, und dem Einfluß auswärtiger Mächte auf immer zu fbeuern; 
das Andenken der Herrlichkeit und Glüdfeligkeit unferes Vaterlandes zu den Zeiten 
der ununterbrochenen regierenden Familien; die Nothwendigkeit, Fremde von dem 
Streben, nad) dem Throne zurüczuhalten, und dagegen mächtige Polen zur einmü- 
thigen Beſchuͤtzung der Nationalfreiheit zurüdzuführen, haben uns nad) reifer Ueber— 
legung bewogen, den polnifchyen Thron nad) dem Gefege der Erbfolge zu vergeben. 
Mir verorbnen daher, daß, nach unferm der Gnade Gottes heimgeftellten Ablchen, 
der jetzige Ehurfürft von Sachſen in Polen König feyn fol. Die Dynaſtie der 
künftigen Könige von Polen wird alfo mit der Perfon Friedrich Augufts, jegigen 
Ehurfürften von Sachſen, ihren Anfang nehmen, beffen Nachkommen de lu mbis 
männlichen Geſchlechts wir den polnifhen Thron beftimmen. Der ältefte Sohn des 
regierenden Königs fol dem Vater auf dem Throne nachfolgen. Sollte aber der 
jesige Ehurfürft von Sachſen Eeine Nachkommen männlihen Geſchlechts erhalten; 
jo fol, auf den Fall, der vom Churfürften mit Genehmigung der verfammelten 
Stände für feine Prinzeffin Tochter gewählte Gemahl die Linie der männlichen Erb: 
folge auf dem polnifhen Throne anfangen. Daher erklären wir nun auch die Ma» 
ria Augufta Nepomucena, Prinzeffin Zochter des Churfürften, für die Infantin 
von Polen, behalten aber dabei der Nation das feiner Verjährung unterworfene 
nn vor, nad) Erlöfhung des erften Haufes auf dem Throne, ein anderes zu 
wählen. 

Venen König wird bei feiner Thronbefteigung Gott und ber Nation den Eib 
eiften, auf die Erhaltung gegenwärtiger Berfaffung, und auf die pacta con- 
venta, bie mit dem jegigen Churfürften von Sachſen, als ernanntem Thronfol⸗ 
ger, werben abgefchloffen worten feyn, und die ihn eben fo, als diealten, verpflich- 
ten werben. 

Die Perfon des Königs ift heilig und unverleglih. Da er nichts für fih ſelbſt 
thut; fo kann er auch der Nation für nichts verantwortlich feyn. Nicht Selbſt⸗ 
bherrfcher, fondern Vater und Haupt der Nation foll er ſeyn; und dafür erkennt 
und erklärt ihn das Geſetz und die gegenwärtige Verfaſſung. 

Die Einkünfte, wie fie in den pactis conventis werben beftimmt werben, 
und bie dem Throne eigenthümlichen, dem Eünftig zu wählenden, durch diefe VBerfaf: 
fung ſicher vorbehaltenen Prärogativen follen nie angetaftet werden können. 

Alle öffentliche Acten, alle Zribunale, Gerichte und Magiftraturen, alle Geld= 
ftiempel müffen den Namen des Königs führen. Der König, der Macht haben folk‘ 
Gutes zu thun, wird das Recht haben, die zum Tode Verdammten zu begnadigen, . 
Staatöverbrecher allein ausgenommen. Dem Könige fol bie hoͤchſte Herrſchaft über: 
die bewaffnete Landesmacht und die Ernennung der Anführer dee Kriegsheeres zu⸗ 
fommen, doch dabei die Abünderung berfelben nach bem Willen der Nation vorbie | 
halten bleiben. Seine Pflicht wird es auch feyn, die Officiere zu beftcllen, Beamte‘ 
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nach der Vorſchrift eines fpäter folgenden Gefeges zu erwaͤhlen, Biſchoͤfe und Ges 
natoren nad) der Vorfchrift eben diefes Geſetzes, ingleichen Minifter als die erften 
Beamten der vollziehenden Gewalt zu ernennen. 

‘ Der dem Könige zur Auffiht, Erhaltung und Vollziehung der Gefege zugege— 
bene königliche Staatsrath (straz) fol beftehen: 1) Aus dem Primas, als dem 
Haupte der polnischen Geiftlichkeit und WVorfiger der Erziehungscommiffion. Seine 
Stelle im Staatsrathe kann durch ben erften Bifhoff der Ordnung nach vertreten 
werden; aber weder jener noch bdiefer koͤnnen Refolutionen unterfchreiben. 2) Aus 
fünf Miniftern, naͤmlich dem Polizeiminifter, dem Juftigminifter, dem Kriegsmini: 
fer, dem Schagminifter und dem Minifter für auswärtige Angelegenheiten. 3) Aus 
zwei Secretairen, von benen der eine das Protocol des Staatsrathe, ber andere 
— Protocoll der auswaͤrtigen Angelegenheiten fuͤhren wird, beide ohne entſcheidende 

timme. 

Der Thronfolger darf, wenn er muͤndig geworden iſt, und den Eid auf die 
Verfaſſung geleiſtet hat, bei allen Sitzungen des Staatsraths, doch ohne Stimme, 
gegenwaͤrtig ſeyn. 

Der Reichstagsmarſchall, der auf zwei Jahre erwaͤhlt wird, ſoll mit zu ber 
Zahl der im Staatsrathe figenden Perfonen gehören, doch ohne an deffen Refolus 
tionen Theil zu nehmen, fondern blos deswegen, um unter folgenden Umftänden 
den fertigen Reichstag zufammen zu rufen: wenn er nämlidy bei Vorfällen, die das 
Berufen des fertigen NReichstages nothwendig erheiſchen, das wirkliche Beduͤrfniß 
deffelben erkennen, der König hingegen fid) weigern follte, ihn zu berufen; alsdann 
fol diefer Marſchall Kreisfchreiben an die Landboten und Senatoren ergehen laffen, 
fie zum fertigen Reichstage berufen, und die Beweggründe dazu anzeigen. 

Die Fälle, wo die Berufung des Reichstages nothwendig wird, find. blos. fols 
gende: 1) bei einem dringenden, auf das Völkerrecht fidy beziehenden Bebürfuiffe, 
infonderheit bei einem benachbarten Kriege. 2) Bei innerlichen Unruhen, die dem 
Lande mit einer Revolution, ober mit Eollifionen zwifchen den Magiftraturen dro= 
ben. 8) Bei der augenfcheinlihen Gefahr einer allgemeinen Hungersnoth. 4) Bei, 
Verwaiſung des Vaterlandes duch) den Tod bes Königs, oder bei einer gefährlis 
hen Krankheit deffelben. 

Ale Refolutionen follen im Staatsrathe von der oben auseinandergefesten Pers 
fonenzahl geprüft werben. Nach Anhörung aller Meinungen foll die Decifion bes 
Königs das Uebergewicht haben, damit es bei, Vollziehung des Gefeges nur eine Wils 
lensmeinung gebe. Daher foll auch eine Refolution anders aus dem Staatsrathe 
fommen, als unter dem Namen des Königs, und mit feiner eigenhändigen Unter: 
ihrift. Außerdem muß fie aber auch von einem ber im Staatsrathe figenden Mi: 
nifter unterfchrieben feyn. So unterfchrieben foll fie erjt zum Gehorfam verbinden, , 
und von den Gommiffionen oder irgend einer vollziehenden Magiftratur befolgt wer: 
den; doch blos in den Materien, die durch gegenwärtiges Gefeg nicht ausdruͤcklich 
ausgefchloffen find. Auf den Ball, daß Eeiner von den Sig und Stimme habenden 
Miniftern die Decifion unterfchreiben wollte, fol der König von der Decifion abs 
ſtehen. Sollte er aber darauf beftehen; fo wird bei diefem Ereigniß der Reichstags: 
marfhall um die Berufung des fertigen Reichstages bitten, und wenn der König 
diefe Berufung verzögern follte, ihn felbft berufen. 

So wie der König das Recht hat, alle Minifter zu ernennen; fo bat er auch 
das Recht, einen von ihnen aus jeder Abtheilung der NRegierungsverwaltung zum 
Staatsrathe zu rufen. Diefe Berufung des Minifterd zum Site im Staatsrathe 
fol auf zwei Jahre gelten, doch die weitere Beftätigung derfelben dem Könige frei: 
— Die zum Staatsrathe berufenen Miniſter ſollen in keinen Commiſſio— 
nen ſitzen. 

In dem Falle hingegen, daß beide auf dem Reichstage vereinigte Stuben mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln geheimer Stimmen die Entfernung eines Minis 
fers aus dem Staatsrathe oder aus feiner Stelle verlangten, foll der König gez 
halten feyn, fogleicdy einen andern an deſſen Statt zu ernennen. 

Da wir wollen, daß ber Staatsrath, die Wache der Nationalgefege,. für jede 
Uebertretung berfelben der genaueften Verantwortlichkeit bei der, Nation unterworfen 
ſeyn foll; fo verorbnen wir, daß, wenn die Minifter von ber zur Prüfung. ihrer 
Handlungen niedergefesten Deputation, wegen Uebertretung der Gefee, angeklagt 
werden, fie mit ihrer Perfon und ihrem Vermögen verantwortlich feyn follen. Bei 
allen folhen Klagen follen bie verſammelten Stände die angeſchuldigten Minifter 
durch die fimple Stimmenmehrheit der vereinigten Stuben an die Reichsgerichte ab 
ſchicken, wo ihnen entweber bie gerechte, ihrem Verbrechen angemeifene Strafe 
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— F MUNG: Unfhuld, die Freifprehung von ber Klage und Strafe zu Theil 
werden foll. 

Der ordentlichen Ausübung der vollziehenden Macht wegen, verorbnen wir bes 
fondere, mit dem Staatörathe in Verbindung ftehende, ihm zu gehorfamen ver: 
pflichtete Sommiffionen. Die Commiffarien dazu werden vom Reichstage erwählt 
werden, und ihre Aemter die im Gefege vorgefchriebene Zeit hindurch verwalten. 
Diefe Commiſſionen find: 1) Die Erziehungs, 2) die Poligeis, 3) die Kriegs-, 
4) die Schagcommilfion. 

Die auf diefem Reichstage niedergefegten woywodſchaftlichen Orbnungscommif: 
fionen ſtehen gleichfalls unter der Aufſicht des Staatsraths, und werden die Be 
fehle beffelben mittelbar durch die oben erwähnten Gommiffionen erhalten, re: 
fp — — auf die der Macht und den Pflichten eines jeden zukommenden Ge— 
genftänbe. 


8. Richterlihe Gewalt. 


Die richterlihe Gewalt kann weder von ber gefeggebenden, noch vom Könige 
ausgeübt werden, fondern von den zu biefem Enbe gegründeten und ermählten Ma: 
giftraturen. Sie muß auch mit den Orten in folder Verbindung ftehen, daß je 
der die Gerechtigkeit in der Nähe hat, und der Verbrecher allenthalben die dre 
hende Hand der Landesregierung über fich erblidt. Wir verordnen daher: 1) Ge 
richte erfter Inftanz für jede Woywodſchaft, jeden Bezirk und Kreis, und hiezu 
follen die Richter auf den Landtagen gewählt werden. Die Geridjte erfter Inftanz 
werben ftets bereit und wachſam ſeyn, benen, bie es bedürfen, zur Gerechtigkeit zu 
verhelfen. Bon dieſen Gerichten foll an die für jede Provinz niederzufegenden 
Haupttribunnale appellirt werben, und biefe follen ebenfalls aus Perfonen beftehen, 
die man auf den Landtagen erwählt hat. Diefe Gerichte, ſowohl die erfter, als 
auch bie zweiter Inftang, werden für den Adel und alle Randeigenthümer in cau- 
sis juris et facti, es becreffe wen es wolle, Landgerichte fenn. 2) Beftätigen 
wir allen Städten die Gerichtsjurisdictionen, zufolge des auf dem gegenwärtigen 
Reichstage gegebenen Geſetzes von ben freien Eöniglihen Städten. 3) Die 
Referendargerichte follen für jebe Provinz befonders gehalten werden; zum Behuf 
ber Proceffe der freien, nad alten Rechten diefen Gerichten unterworfenen Bauern. 
4) Die Hofaſſeſſorial-, Relations » und Kurländifchen Gerichte follen beibehalten 
bleiben. 5) Die vollzichenden Commiffionen werden in den Angelegenheiten, bie zu 
ihrer Abdminiftration gehören, Gericht halten. 6) Außer den Gerichten für bie Gi 
vils und Griminalproceffe, foll es au für alle Stände ein höchftes Gericht, Reiche: 
— genannt, geben, wozu die Perſonen bei Eröffnung jedes Reichstages er: 
wählt werben follen. Bor biefes Gericht follen die Verbrechen gegen die Nation 
und den König, oder bie crimina status gehören. 

Wir befehlen, daß ein neuer Codex ber Civil: und Griminalgefege von den 
durch den Reichstag dazu erwählten Perfonen gefchrieben werden foll. 


9. Reichsverweſung. 


Der Staatsrath wird zugleich Reichsverwefer feyn, und dabei die Königin, oder 
in deren Abwefenheit den Pıimas an ber Ein haben. Die Reichsverweſung Fann 
‚ blos in folgenden drei Fällen Statt finden. 1) Bei der Minderjährigkeit des Kb: 
nigs, 2) bei einer Schwachheit, die bei ihm eine anhaltende Gemüthsverwirrung 
bhervorbringt,.3) im Ball der König im Kriege gefangen werden follte. Die Min: 
derjährigkeit wird nicht länger als volle achtzehn Jahre dauern; die Schwäche ei: 
ner. anhaltenden Gemüthöverwirrung aber kann nicht anders, als durch den ferti: 
gen Reihstag mit der Stimmenmehrheit von drei Viertel beider vereinigten Stu 
ben bdeclarirt werben. Der fertige Reichstag wird die Ordnung ber in der Reihe 
verwefung fisenden Minifter beftimmen, und die Königin ur Bertretung der Pflih: 
ten de3 Königs bevollmädtigen. Wenn nun aber der König im erften alle mün: 
dig mwird, im zweiten zur völligen Gefundheit gelangt, im dritten aus ber Gefan: 
genfhaft zuruͤckkommt; fo follen ihm die Reichsverweſer von ihrem Verhalten Re: 
Henfchaft ablegen, und der Nation für die Zeit ihrer Amtsführung, fo wie dieſes 
auch dem Staatsrathe vorgefchrieben ift, auf jedem orbinären Reichſstage, mit ib 
ven Perfonen und ihrem Vermögen verantwortlid, feyn. 


10. Erziehung ber Kinder bes König. 
Die Soͤhne des Königs, bie bie Verfaffung zu Nachfolgern auf dem Throne 
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beftimmt, find die erflen Kinder des Vaterlandes; daher kommt auch die Sorge 
für ihre gute Erziehung der Nation zu, ohne jedoch damit den Rechten ber Aeltern 
zu nahe zu treten. Führt ber König die Regierung; fo foll er felbft mit dem 
Staatsrathe und dem von den Ständen ernannten Auficher der Erziehung der Prin⸗ 
zen, fih mit der Bildung berfelben befchäftigen. Führt fie aber die Reichsverwe— 
fung; fo wird biefer, zugleich mit dem erwähnten Auffeher, die Erziehung derfel- 
ben anvertraut werden. Aber in. beiden Fällen fol der von den Ständen ernannte 
Auffeher auf jedem orbinären Reihstage von der Erziehung und den Fortichritten 
der Prinzen Bericht erftatten. Die Erziehungscommilfion hingegen wird die Pflicht 
auf fh haben, dem Reichstage den Plan des Unterrichts und der Erziehung ber 
Einiglihen Prinzen zur Beftätigung vorzulegen, bamit durch übereinftimmende Err 
Hehungsgrundfäge, früh und ununterbrodhen, den Gemüthern der Fünftigen Thron: 
folger, Religion, Licbe zur Tugend, zum Baterlande, zur Freiheit. und Landesver⸗ 
fallung eingeflößt werbe. 


11. Bemwaffnete Macht der Nation. 


Die Nation ift es fich ſelbſt ſchuldig, ſich gegen Ucberfälle zu vertheidigen, und 
ihre Unverlegtheit zu bewahren; folglich find alle Bürger Vertheidiger der Unvers 
legtheit und Freiheit der Nation. Die Armee ift nichts anders, als eine aus ber 
Geſammtmacht der Nation gezogene, bewaffnete und geordnete Macht. Die Nation 
if ihree Armee dafür, daß fie ſich einzig und allein ihrer Vertheidigung wejhet, 
Belohnung und Achtung fchuldig. Die Armee ift der Nation ſchuldig, über bie 
Grenzen und die allgemeine Ruhe zu wachen, kurz, für fie die mächtigfte Schuß: 
wehr zu ſeyn. Damit fie nun diefe ihre Beftimmung wirklich erfülle; fo hat fie 
bie Pflicht auf fi, den Vorfchriften des Gefeges gemäß, ununterbrochen unter dem 
Gehorſam der vollziehenden Gewalt zu bleiten, und auf treue Ergebenheit gegen 
die Nation und den König, umd auf die Vertheidigung der Nationalverfaffung zu 
ſchwoͤten. Die Nationalarmee kann folglich gebraucht werben: zur allgemeinen Lan⸗ 
deövertheibigung, zur Bewahrung der Feftungen und Grenzen, oder auch zur Un= 
— des Geſetzes, wenn Jemand der Vollziehung deſſelben nicht gehorfamen 
wollte. 


Dieſe Verfaſſung trug das Gepraͤge der polniſchen Nationalitaͤt, wenn 
gleich die Ruͤckſichten auf die conſtitutionellen Arbeiten der erſten franzoͤ⸗ 
ſiſchen Nationalverſammlung in derſelben nicht zu verkennen ſind. Als 
Eigenthuͤmlichkeit verdient es bemerkt zu werden, daß — der Zeit 
nah — dieſe erſte polniſche Verfaſſung vier Monate früher voll— 
endet und öffentlich. beſchworen ward, als ſelbſt die erſte franzoͤſiſche Vers 
faſſing von Ludwig, 16. | 

Allein der Churfürft von Sachen, welchem die polnifche Krone in 
biefer Verfaffung beſtimmt und durch eine polnifche Deputation, an bes" 
ven Spige ſich der Fürft Czartoryski befand, angeboten worden war, 
ug Bedenken, diefe Krone anzunehmen; denn Rußland war mit den 
Schritten des polnifchen Reichötages völlig unzufrieden, und ohne daß 
Katharina 2 die neue Verfaffung beftätigte, war ein friedliches Verhaͤlt⸗ 
niß zwifchen Rußland und Polen für die Zufunft nicht zu erwarten. 

. Bald zeigte fich auch die Politit der Kaiferin in Beziehung auf 
diefe Verfaffung. Unter ihrem Schuge bildete fih aus der Oppofition 
der neuen Verfaffung der Targowitzer Bund; Stanislaus Auguftus 
ward durch den ruffifchen Einfluß vermocht, diefem Bunde ſich anzu⸗ 
Ihließen, und der Reichötag zu Grodno (29. Sept. 1792) verwarf- 
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gleichzeitig mit dem zwifchen Rußland und der: Pforte abgefchloffenen 
Frieden — die neue Verfaffung vom 3. Mai, und befhoß die Herftel: 
lung der alten. Unter dieſen Verhaͤltniſſen hätte Preußen, als Polens 
Bundeögenoffe, den Krieg an Rußland erklären müffen. Allein Preußen 
war damals in den Krieg gegen Frankreich verwidelt, der in den leßten 
Monaten des Sahres 1792 eine ungünftige Wendung Für die Teutfchen 
nahm. Es führten daher die geheimen Unterhandlungen zwijchen Ruß: 
land und Preußen zu der zweiten Theilung Polens im Mär 
1793, von welcher Deftreich ausgefchloffen, und der Reft von Polen, der 
diefen Namen behielt, auf eine Macht des dritten Ranges herabgefegt 
ward, Der König Stanislaus Auguflus. mußte auf dem Reichötage zu 
Srodno- die Abtretungsurfunden un 1793) an Rußland und Preu: 
en felbft unterzeichnen. 

Ob nun gleih Rußland mit dieſem gebliebenen Reſte Polens am 
16. Oct. 1793 einen Unionsdvertrag unterzeichnete; fo wogte doch der 
Grimm der Polen über diefe Theilung in. einem Aufftande auf, der, von 
Warſchau aus (Apr. 1794), bald den übrigen Provinzen fich mittheilte. 
Allein vergebens war der Kampf von Kosciusfo und Madalinski 
gegen die Ruffen und Preußen. Kosciusko gerieth in ruffifche Gefan- 
genfchaftz Praga, die Vorftadt von Warfchau, warb von Souwarow 
. mit Sturm genommen, und Polen, in der dritten Zheilung vom 
24. Dct. 1795, aus der Reihe der europäifchen Mächte. geftrichen. 

Als aber, eilf Jahre fpäter, Napoleon die preußifche Macht auf den 
thüringifchen Schlachtfeldern gebrochen hatte, und der Schauplab bes 
Krieges in das Land jenfeitS der Oder verlegt ward; da erging, von 
Napoleons Hauptquartiere aus Berlin (Nov. 1806), der Aufruf Dom: 
browsfi’s und Wybidi’s an die Polen zur Infurrection. Ein pol: 
nifches «Heer verband fich mit den Franzofen, und der Zilfiter Friede 
Am 7. und 9. Zul. 1807 mit Preußen und Rußland unterzeichnet, rief 
aus dem größten Theile der polnifchen Provinzen, welche in ben drei 
Theilungen Polens an Preußen gefommen waren, unter dem Namen 
des Herzogthbums Warfchau einen neuen europäifchen Staat zum 
Daſeyn, der im Wiener Frieden vom 14. Det. 1809 dadurch be 
deutend vergrößert ward, daß Deftreich demfelben Weftgalizien, und einen 
heil von Oftgalizien, mit der Stadt Gracau, liberlaffen mußte. Det 
Zilfiter Friede, der zugleich Die politifche Selbitftändigfeit der freien 
Stadt Danzig ausſprach, und biefe unter den Schuß der Könige. von 
Preußen und Sachſen ftelte, beflimmte den König von Sadfen 
zum erblihen Herzoge von Warſchau, worauf Napoleon zu 
Dresden am 22. Juli 1807 die neue Berfaffung des Herzog: 
thums Warfchau unterzeichnete. | 
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e) Verfaffung des Herzogthbums Warſchau vom 22, 
2 Juli 1807. Z 


Erfter Titel, 


Irt. 1. Die apoftolifch=römifch : Eatholifche Religion ift die Staatsreligion. 

Art. 2. Ale Arten von Gottesdienft find frei und Öffentlich. 

Art. 3. Das Herzogthum Warfhau wird in ſechs Didcefen vertheilt werden; 
8 wird ein Erzbisthbum und fehs Bisthümer haben. 

Art. 4 Die Leibeigenfchaft ift abgefhafftz alle Bürger find gleich vor dem 
Ifege; der Stand der Perfonen ift unter dem Schutze der Gerichtshoͤfe. | 


Zweiter Titel, 
VBonder Regierung. 


Xrt.5. Die herzogliche Krone von Warſchau ift erblih in der Perfon bes. 
Königs von Sachen, feiner Abtömmlinge, Erben und Nachfolger, nad) der im 


aͤhſiſchen Haufe eingeführten Gucceffionsordnung. 

Att. 6. Die Regierung beruht auf ‘der Perfon des Königs. Er übt die Vers 
Khtungen der vollziehenden Gewalt in ihrem ganzen Umfange aus, und hat die 
hoitiative. der Geſeße. 

Art. 7. Der König kann denjenigen Theil feiner Autorität, welden er uns 
telbar auszuüben nicht für gut findet, einem Vicekoͤnige übertragen. 

Art, 8, Findet der König nicht für gut, einen Vicekoͤnig zu ernennen; fo 
mennt er einen Präfidenten des Minifterialftaatsracrhe. In diefem Kalle werben 
* Angelegenheiten der verfchiedenen Minifterien im Staatsrathe discutirt, um dem 
daige zur Genehmigung vorgelegt zu werden. 

%rt. 9, Der König beruft, prorogirt und vertagt die Verfammlung bes all 
meinen Reichstages (diete generale). Eben fo beruft er die Landtage (dietines) 
er Diftrictsverfammlungen , ingleihen die Gemeindeverfammlungen. Er führt im 
inate den Vorfig, wenn er es für zuträglich halt. | 
Art. 10, Die Güter der herzoglichen Krone beftchen a) in einem jährlichen 
nfommen von fieben Millionen polnifher Gulden, halb in Landgütern oder 
riglihen Domänen, halb auf den öffentlichen Schag angewieſen; b) in dem koͤ⸗ 
Nihen Palafte zu Warſchau, und dem fähfifhen Palafle. 


Dritter Titel. ‚ 


Bon den Miniftern und dem Staatsrathe. 


Art. 11. Das Minifterium if folgendergeftalt zufammengefegt: ein Zufkigmi: 
ker; ein Minifter des Innern und der kirchlichen Angelegenheiten; ein Kriegsmis 


kr; ein, Finanz: und Schatzminiſter; ein Polizeiminifter. Außerdem wird ein - 


nifter Staatsfecretär feyn. Die Minifter find verantwortlich. 

Art. 12. Wenn der König es für gerathen gefunden Hat, denjenigen Theil 
we Autorität, welchen er fi nicht unmittelbar vorbehalten hat, einem Vicekd⸗ 
? zu übertragen; fo arbeiten die Minifter, jeder befonders, mit dem Vicekoͤnige. 

Xrt, 13. Wenn der König keinen Vicefönig ernannt hatz fo vereinigen fidy 
Rinifter, nad) dem, was oben im ten Artikel gefagt worden, in einen Minis 
iel: Staatsrath. £ | 

Art. 14. Der Staatsrath beficht aus den Miniftern. Er verfammelt ſich 
tt dem Vorfige des Königs, oder des Vicekoͤnigs, oder des vom Könige ernanns 

enten. 
‚art, 15. Der Staatsrath biscutirt, redigirt und befchließt die Entwürfe zu 
cqhen, ober die Verwaltungsreglements, welche jeder Minifter in Bezug auf bie, 
' Departement angehenden , Gegenftände vorfchlägt. 

Art 16. Dem Staatörathe find vier Requetenmeifter beigegeben, theild zur 

ion der VBerwaltungsangelegenheiten, und derjenigen, worin der Staatsrath 

Caſſationsgericht fpricht; theils Behufs der Gommunicationen des Staatsraths 
den Commiſſionen der Landbotenlammer. 

Art. 17. Der Etaatsrath erkennt über die Surisdictionsconflicte zwifchen ben 
waltungs⸗ und Suftigcollegien, über alle Streitfälle in ber Verwaltung, und 
* Stellung vor Gericht der oͤffentlichen Verwaltungsbeamten. 
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Urt. 18. Die im Staatsrathe discutirten Entfcheibungen, Gefegesentwürfe, 
Decrete und Reglements werden dem Könige zur Genehmigung vorgelegt. 


Bierter Titel, 


Don dbemallgemeinen Reihstage. 


Art. 19. Der allgemeine Reichstag befteht aus zwei Kammern, naͤmlich: ber 
erfien Kammer, oder Kammer des Senats, und ber, zweiten Kammer, oder Kam: 
mer dir Landboten. h 

Art. 20. Der allgemeine Reichstag verfammelt ſich aller zwei Jahre zu Wars 
fhau in dem durch die koͤnigliche Zufammenberufungsacte beftimmten Zeitpuncte. 
Die Sisung dauert nicht über funfzehn Tage. 

Art. 2l. eine Gefhhäfte beftehen in Berathſchlagung über das Abgatın: 
oder Finanzgefes, und über die Gelege in Bezug auf die in der Civil: oder Err 
minalgeſetzgebung, oder im Münzfpfteme vorzunchmenden Anberungen. 

Art. 22. Die im Staatsrathe verfaßten Gefigesentiwürfe werben auf Befehl 
des Königs der allgemeinen Reichsverſammlung "überfandt, in der Landbotenkam⸗ 
mee wer geheimes Ecrutinium, und nad der, Mehrheit der Stimmen berathen, 
und dem Senate zur Eanction überreicht. ’ 


Fünfter Titel, 


Bom GSenate,. 


Art. 3, Der Senat beftcht aus achtzehn Mitgliedern, nämlich: ſechs Bi 
fhöffen, fehs Woymwoden (Palatins) und ſechs Kaftellanen. 

Art. 24. Die Woywoden und Kaftellane werden vom Könige ernannt. Dit 
Bifchöffe werden vom Könige ernannt, und vom heiligen Stuhle eingeſetzt. 

Art. 25. Im Senate führt Eins feiner Mitglieder, das der König zu dem 
Ende ernennt, den Vorſitz. 

. Urt. 26. Die Amteverricdhtungen der Senatoren find lebenslänglich. 

Art. 27. Die in Gemäßheit des unten Gefagten in der Randbotenfammer br 
rathenen Gefegesentwürfe werden dem Genate zur Eanction überfandt. 

Art. 28. Der Senat ertheilt dem Geſctze feine Genehmigung, aufer in nadı 
ftehenden Fällen: a) wenn über das Gefe nicht nad) den durdy die Verfafun! 
vorgefchriebenen Formen berathfchlagt, oder die Berathſchlagung durch gewaltſam 
Dandlungen geftört worden ‚ift;z b) wenn der Senat weiß, daß das Geſet nich 
durch die Mehrheit. der Stimmen angenommen worden iſt; c) wenn ber Email 
‚ dafür hält, daß das Gefeg entweder der Staatsficherheit, oder den. Vorfhrifte 
des gegenwärtigen Verfaffungsftatuts zuwider ift. 

Art, 29. Falls der Senataus einem der vorftchenden Beweggründe einem Geſch 
feine Sanction verweigert hat; fo bekleidet er den König durch eine motivirte Delibe 
sation mit der nöthigen Autorität, um den Beſchluß der Landboten zu vernichten 

Art. 30, Iſt die Weigerung des Senats durch einen der zwei erften, im 2 
Art. vorgefehenen Fälle motivirtz; fo kann der König, nad) Anhörung des Stactt 
raths, den Gefesesentwurf an die Landbotenkammer zurüdfenden laffen, mit de 
Unmweifung, regelmäßig zu verfahren. Erneuern ſich die nämlichen Unordnung 
entweder in der Haltung der VBerfammlung, oder in den Kormen der Berathung 
8 die Landbotenkammer hierdurch ſelbſt aufgelöft, und der König verordnet nu 

Q en. - 
Art. 31. Tritt der Fall der Auflöfung der Landbotenfammer ein; fo bleib 
das Finanzgeſetz auf ein Jahr prorogirt, und die bürgerlichen und peinlichen © 
fege werden fernerhin, ohne Einfchräntung oder Abänderung, in Vollzug gebradt 

Art. 32. Hat der Senat einem Gefege feine Sanction verweigert; fo Fat 
ber König gleichergeftalt, und in allen Fällen, neue Senatoren ernennen, und all 
bann das Gefeg abermals dem Eenate zufhiden. Dennoch darf der Senat nie au 
mehr als 6 Bilhöffen, 12 Woymwoden und 12 Kaftellanen beftehen. 

Art. 33. Hat der König von dem, im vorftchenden Artikel befchrieden 
Rechte Gebrauch gemacht; fo werden die im Senate unter den Woywoden und Ku 
ftellanen eriedigten Stellen nicht wieder befegt, bis der Senat auf die’ im 23. Uri 
feftgefeste Zahl zurüdgebradht ift. | 

Art. 34. Hat der Senat einem Geſetze feine Genehmigung ertheilt, ober Da 
ber König, ungeachtet der motivirten Deliberation des Senats,’ beffen Promulze 
tion befohlen; fo wird ber Entwurf zum Gefege für unmittelbar verbindlich ertiärl 
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Sechster Titel, 


Von der Landbotenkammer. 


Art. 35. Die Landbotenkammer beſteht a) aus ſechs zig Landboten, die von 
den Landtagen oder Verſammlungen der Edelleute jedes Diſtriets, in dem BVerhält: 
nifje von Einem Landboten auf den Difkrict, ernannt werden. Die Landboten müfe 
fin wenigftens das 24fte Jahr zurücdgelegt haben, im Genuß aller ihrer Rechte, 
oder für volljährig erklärt fen; b) aus vierzig Abgeordneten der Gemeinden. 

Urt. 36. Das ganze Gebiet des Herzogtums Warfchau wird in vierzig Ges- 
meindeverfammlungen getheilt; naͤmlich acht für die Stadt Warfhan, und zwei 
und dreißig für das Übrige Gebiet. 

Art. 37. Jede Gemeindeverfammlung muß wenigftens fehshundert ſtimmbe⸗ 
rechtigte Bürger in ſich begreifen. 

Art. 38. Die Mitglieder der Landbotenfammer bleiben neun Jahre im Amte; 
fie werden drittelmeife alle drei Jahre erneuert. Demzufolge wird, aber blos für 
dad erflemal, ein Drittel der Mitglieder der Randbotenfammer nur drei Sahre, und 
ein anderes Drittel ſechs Jahre im Amte bleiben. Das Verzeichniß der in d’efen 
beiden Zeitpuncten austretenden Mitglieder wird durd das Roos gebildet werben. 

Art. 39. In der Landbotenfammer führt ein Marfchall den Vorſitz, der aus 
ihrer Mitte gewählt, und vom Könige ernannt wird. 

Art. 40. Die Landbotenkammer berathſchlagt über die Gefegesentwürfe, welche 
alsdann dem Senate zur Sanction zugefandt werden. _ 

Art. 41. Sie ernennt bei jeder Sigung, durch geheime Abftimmung und nad 
Mehrheit der Stimmen, drei Gommiffionen, jede von fünf Mitgliedern. Diefe 
find: eine Finanzcommiffion, eine Commiſſion für die bürgerlihe, und eine Come 
miſſion für die peintiche Geſetzgebung. Der Marfchall: Präfident der Landboten⸗ 
kammer macht dem Staatsrathe in einer Botfchaft von der Ernennung befagter 
Commiſſionen Mittheilung. | 

Art. 42. Iſt ein Gefegesentwurf im Staatsrathe abgefaßt; fo theilt ihn fele 
biger derjenigen Commiſſion, welche der Gegenftand des Gefeges angeht, durch ben 
Minifter des betreffenden Departements, und durch die Dazwiſchenkunft der bem 
Staatsrathe beigegebenen Requetenmeifter mit. Hat die Commiſſion über den Ge 
fegesentwurf Bemerkungen zu machen; fo verfammelt fie ſich bei befagtem Minis - 
fer. Die mit der Mittheilung des Gefegesentwurfes beauftragten Requetenmeifter 
werden zu diefen Gonferenzen zugelaffen. 

Art. 43, Beharrt die Commiffion auf ihren Bemerkungen, und begehrt fie 
Modificationen in dem Gefegesentwurfe; fo erftattet der Minifter dem Staatirathe 
darüber Bericht. Diefer kann die Mitglieder der Commiſſion zulaffen, um in fei- 
ner Mitte über biejenigen Puncte des Gefegesentwurfes, welche man für mobifica- 
fionsfähig gehalten hat, zu discutiren. 

Art. 44. Nachdem der Staatörath, entweder durch den Bericht des Mini 
ſters, oder durch die in feiner Mitte ftatt gehabte Discuffion, von den Bemerkun—⸗ 
gen der Commiſſion Kenntnig genommen hat; fo beſchließt er definitiv die Abfafe 
fung des Gefegesentwurfes, weldher nun zur Berathung an die Landbotenkammer 
geſchickt wird. | | 

Art. 45. Die Mitglieder des Staatsraths find geborne Mitglieder der Lande 
botenkammer. Sie haben darin Sigung und berathende Etimme. | 

Art. 46. Die Mitglieder des Staatsraths und die Mitglieder der Landboten- 
commiffion haben allein das Recht, in der Kammer das Wort zu führen ;_ 8 ſey 
nun, falls der Staatsrath und die Commiſſion über den Gefegesentwurf einig find, 
um deſſen VBortheile ans Licht zu ftellen, oder falls fie uneins find, um bejien 
Nahtheile hervorzuheben, oder fie zu beftreiten. Kein Anderes Mitglied darf über 
bein Gefepesentwurf das Wort nehmen. ER 

Art. 47. Die Mitglieder der Commiſſion Fönnen ihre individuelle Meinung 
über den Gefegesentwurf öffentlich ausfprschen; fie mögen nun von der Meinung 
ber Mehrheit oder der Minderheit der Gommiffion geweſen ſeyn. Die Mitglieder 
des Staatsraths hingegen dürfen nur zu Gunften des im Staatsrathe befchloffenen 
Geſetzesentwurfes fprechen! 

Art. 48. Urtheilt der Marfchall: Präfident der Landbotenkammer, daß der 
Gegenftand hinlaͤnglich aufgeklaͤrt iſt; fo kann er die Discuſſion ſchließen, und ben 

— zur Berathung aufſtellen. Die Kammer berathſchlagt durch gehei- 
mes Scrutinium und nach abſoluter Mehrheit der Stimmen. 
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Art. 49. Iſt über ein Gefed berathfchlagt; 
mer fogleih an den Senat. ' 


Siebenter Titel. 
Bon den Landtagen und Gemeindeverfammlungen. 


Art. 50. Die Landtage (dietines,) oder Diftrictsverfammlungen beftehen aus 
den Edelleuten des Diftricts. 

Art. 51. Die Gemeindeverfammlungen (assemblées communales) befteben 
aus den Eigenthum befigenden, nichtadeligen Bürgern, und aus den übrigen Bür: 
gern, die nad) dem, was unten folgt, daran Zheil zu nehmen berechtigt find. 

Art. 52. Die Landtage und Gemeindeverfammlungen ‚werden vom Könige zus 
fammenberufen. Der Ort, der Berfarnmlungstag, die Verrihtungen, momit ſie 
fi beihäftigen follen, und die Dauer ihrer Sigung werden in den Convocations= 
fchreiben ausgedrüdt. 

Art. 58. Niemand kann zum Stimmen zugelaffen werden, der nicht bas Z1fte 
Jahr zurüdgelegt hat, im Genuß feiner Rechte, oder für emancipirt erklärt ift. 
Die Emancipation Tann in Zukunft, ungeachtet aller bisherigen zuwiderlaufenden 
Gefege oder Gewohnheiten, mit 21 Jahren Statt, haben. 

Art. 54 Jeder Landtag oder jede Diftrictsverfammlung ernennt einen Land— 
boten (Nonce), und fchlägt Candidaten zu den Departements s und Diftrictsräthen, 
fo wie zu den Friedensrichterftellen, vor. 
er Art. 55. Bei den Landtagen führt ein vom Könige ernannter Marfchall den 

orſitz. 
Art. 56. Sie werden in zehn Reihen (series) getheilt. Jede Reihe beſteht 
aus folhen Diftricten, die von einander durch das Gebiet eines oder mehrerer Di- 
ftricte getrennt find. Zwei Reihen Fönnen nicht zu gleicher Zeit zufammenberufen 
werben. 

Art. 57. Die Abgeordneten der Gemeinden werden durd die Gemeindever: 
fammlungen ernannt. Sie fchlagen eine doppelte Lifte von Gandidaten zu den Mus 
nicipalräthen vor. 

Art. 58. In ben Gemeindeverfammlungen find zu ftimmen beredtigt: a) Se: 
ber angefejlene, nichtabelige Bürger. b) Jeder Fabrikant oder Kaufmann, der in 
feiner Boutique oder Magazin einen Bonds von wenigftens 10,000 polnifhen Gul- 
den an Werth hat. c) Ale Pfarrer und PVicarien. d) Jeder Künftler und jeder 
Bürger, der fih durch feine Zalente, feine Kenntniffe, oder durch Dienfte, die er 
dem Handel oder den Künften geleiftet hat, auszeichnet. e) Jeder Unterofficier und 
Soldat, der, nachdem er Wunden erhalten oder mehrere Feldzüge gemacht, feinen 
Abſchied befommen hat. f) Ieder dienftthuende Unterofficier oder Soldat, ber mer 
gen feines guten Betragens Auszeichnungen erhalten hat. g) Die Officiere von je 
dem Grabe. Die befagten, zu der Zeit wirklich dienftthuenden, Dfficiere, Unterof: 

ficiere und Soldaten, welche fi in der Stadt, wo die Gemeindeverfammlung ge 
halten wird, zur Befagung befinden Eönnten, dürfen, blos in biefem alle, das 
burch gegenwärtigen Artikel bewilligte Recht nicht ausüben. 

Art 59. Die Lifte ber angefeffenen Stimmberedhtigten wird durch die Mu: 
nicipalität angefertigt, und durch die Steuereinnehmer beglaubigt. Die Lifte der 
Dfarrer und Vicarien wird vom Präfeeten angefertigt, und durch den Minifter des 
Innern vifirt. Die Lifte der im obigen Artikel angeführten Officiere, Unterofficiere 
und Soldaten wird vom Präfecten angefertigt, und durch den Kriegsminifter vi 
firt. Die Liften der Kabrifanten, Kaufleute, Künftler u. f. w. werden vom Praͤ⸗ 
fecten angefertigt, und alle Jahre durch den Senat beftätigt. Die Bürger, welche 
fi in dem legten der oben angeführten Fälle befinden, koͤnnen ihre Petitionen 
mit beigefügten Beweisfchriften gerade an den Senat richten. 

Art. 60. Der Senat kann in allen Bällen, wo er in Bildung ber Liſten 
Mißbraͤuche zu argwohnen, Urſache hat, die Verfertigung neuer anbefehlen. 

Art. 61. Die Gemeindeverfammlungen können nicht zu gleicher Zeit im gan 
zen Umlreife eines Diftricts zufammenberufen werden. Es wird immer ein Zwi— 
fhenraum von acht Tagen zwifchen der Verfammlung einer jeden von ihnen ſeyn, 
blos die zu Warfchau ausgenommen, von benen immer zwei zugleich zufammenbes 
rufen werben können. 

Art. 62. In den Gemeindeverfammlungen führt cin vom Könige ernannter 
Bürger ben Vorſitz. | 

Art. 63. In den Bandtagen und Gemeindeverfammlungen darf keine Discyf 

‘% 


fo ſchickt es die Landbotenkam⸗ 
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fon, von welcher Art fie aud) fey, Keine Berathichlagung , Petition oder Vorſtel⸗ 
lung Statt finden. Cie dürfen fih nur mit der Wahl der Deputirten oder Can: 
bidaten befchäftigen, deren Zahl nad) dem Obigen in den SEEN im 
Voraus angegeben ift. 


Achter Titel. | 
| Gebietseintheilung und Verwaltung. 


Art. 64. Das Gebiet bleibt in ſechs Departements vertheilt. 

Art. 65. Jedes Departement wird durch einen Präfecten verwaltet. In jes 
dem Departement ift ein Rath für die ftreitigen Angelegenheiten, der wenigſtens 
aus drei, höchftens aus fünf Mitgliedern befteht, und ein allgemeiner Departes 
mentsrath, der wenigftens aus fechszehn, höchftens aus vier und zwanzig Mitglie- 
dern befteht. 

Art. 66. Die Diftricte werden durch einen Unterpräfecten verwaltet. In je 
dem Diſtrict ift ein Diftrictsrath, der wenigftens aus neun, höchftens aus zwölf, 
Mitgliedern befteht. 

Art. 67. Jede Municipalität wird durch einen Maire oder Präfidenten ver: 
waltet.- In jeder Municipalität ift ein Municipalrath, der aus zehn Mitgliedern 
für 2500 Einwohner und darunter, aus zwanjig für 5000 Einwohner und darun⸗ 
ter, und aus dreißig für die Städte von mehr als 5000 Einwohnern befteht. 

Art. 68. Die Praͤfecte, Präfecturräthe, Unterpräfeete und Maires, werben 
vom Könige, ohne vorgängige Präfentation, ernannt. Die Mitglieder der Depar: 
tementsräthe und Diftrictsräthe werden vom Könige aus einer zwiefachen, durch 
die Diſtrictslandtage angefertigten Candidatenliſte ernannt. Sie werden aller zwei 
Jahre zur ‚Hälfte erneuert. Die Mitglieder der Municipalräthe werden vom Kös 
nige aus einer zwiefachen, von ben Öemeindeverfammlungen angefertigten, Candi⸗ 
datenlifte ernannt. Sie werden aller zwei Jahre zur Haͤlfte erneuert. Die Depar: 
ternents = und Diftrictsräthe, fo wie die Municipalräthe, ernennen einen aus ihrer 
Mitte gewählten Präfidenten. 


Neunter Titel. ’ 
Gerihtsverfaffung. 


Art. 69. Der Eoder: Napoleon wird das bürgerliche Gefeg im Herzogthume 
Warſchau bilden. 

Art. 70. Das Verfahren ift Öffentlich, ſowohl in Civil» als peinlichen Saden. 

Art. 71. In jedem Diftricte ift ein Briedensgericht; in jedem Departement 
ein bürgerliches Zribunal erfter Inſtanz; für zwei Departements immer ein pein- 
licher Gerichtshof, und für das ganze Herzogthum Warfchau nur Ein Appellas 
a 

Art. 72. Der Staatsrath, dem vier von dem Könige ernannte Requetenmei⸗ 
fer gegeben find, verficht die Verrichtungen eines Gaffationsgerichts. 

rt. Die Friedensrichter werden vom Könige aus einer dreifachen, durch 
die ——— angefertigten Candidatenliſte ernannt. Sie werden aller zwei 
Jahre zum dritten Theil erneuert. 

Art. 74. Der richterliche Stand iſt unabhängig: 

Art. 75. Die Richter der Tribunale erſter Inſtanz, der Criminalgerichtshoͤfe 
und des Appellationsgerihts, werden vom Könige, und zwar auf Lebenszeit, 
ernannt. 

Art. 76. Das Mppellationsgeriht kann, entweder auf die Denunciation des 
töniglihen Procurators, oder eines feiner Präfidenten, vom Könige die Abfegung 
eines Richters von einem Zribunale erfter Inſtanz, oder von einem Griminalge: 
richtehofe, den es einer Prävarication in der Ausübung feines Amtes für fchuldig 
hält, begehren.. Die Abſetzung eines Richters von dem Appellationsgerichtshofe 
kann durch den Staatsrath, in ſeiner Eigenſchaft als Caſſationsgericht, begehrt 
werden. Nur in dieſen Fällen kann ber König die Abſetzung eines Richters ver: 
ügen. 

18 Art. 77. Die Urtheile der Gerichtshöfe und Zribunale werden im Namen 
des Königs ausgeſprochen. 

Art. 78. Das Begnadigungsrecht gehört dem Könige; er allein kann vie 
Strafe erlaffen ober aaa , 
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| Behnter Titel, 


Von der bewaffneten Mad. 


Art. 79. Die bewaffnete Macht wird aus 30,000 Mann von allen Waffen: 
arten, effectiv im Dienfte, beſtehen. Die Nationalgarden find Hiebei nicht mitges 
rechnet. 

h Art. 80. Der König kann einen Theil der Truppen bed Herzogthums Wars 
Shau nach Sachſen berufen, wenn er fie durch eine gleihe Anzahl fächfifher Trups 
en erfegt. 
e Art. 81. Falls die Umftände es mit fi brädten, daß, außer den Truppen 
des Herzogthums Warfchau, der König in das Gebiet diefes Herzogthums andere 
ſaͤchſiſche Truppencorps ſchickte; fo fol doch bei diefer Gelegenheit Eeine neue Auf⸗ 
lage oder Öffentliche Laft, außer den durch das Finanzgefeg autorifirten, eingeführt 
‘werden bürfen. 


Eilfter Titel 
Allgemeine Vorfdriften. 


Art. 82. Die Zitularen aller Stellen_und Aemter, bie nicht lebenslaͤnglich 
find, die Vicekönigsftelle mit eingefchloffen, aber die Landboten ausgenommen, küns 
nen nach dem Butbefinden des Königs abberufen werden. 

Art. 83. Kein Individuum, das nicht Bürger des Herzogthums Warfhau 
tft, Kann darin zu einem Amte ernannt werden, daſſelbe fey nun geiftlich, oder bürs 
gerlich, oder richterlich. 

Art. 84. Alle Acten der Regierung, ber Gefepgebung, ber Verwaltung und 
der Zribunale, werben in ber Nationalfprache gejchrichen. 

Art. 85. Die vormals in Polen beftandenen Civil» und Militärorben wers 
den beibehalten. Der König ift das Haupt diefer Orden. 

Art. 86. Gegenmwärtiges VBerfaffungsftatut wird durch Reglements vervoll: 
ftändigt werben, die der König erläßt, nachdem fie in feinem Staatsrathe disc 
tirt wurden. 

Art. 87. Die Gefege und Öffentlichen Verwaltungsreglements iverden im Bul 
Ietin der Gefege publicirt, und bedürfen keiner andern Form von Publication, um 
verpflichtend zu werben. 


Zwölfter Titel. 


Vorſchriften für einen gemiffen Zeitraum. 


Art. 88. Die gegenwärtig befichenden Abgaben werben fortwährend bis zum 
1. San. 1809 bezogen werden. : 

Urt. 89. Dan wird Nichts an ber gegenwärtiaen Zahl und Drganifation 
der Truppen ändern, bis in dieſer Rüdlfiht durch den erften zufanimenberufenen 
allgemeinen Reichstag etwas fefigefegt ft. ⸗ _ 

Unterzeichnet, die Mitglieder der Regierungscommilfion: Malachowsky; 

Dzialinsky; Wibizky; Bilinsky; Sobolewsfy; Luczews— 
Ey, General-Secretaͤr. 

Wir Napoleon, von Gottes Gnaden und durch die Verfaſſungen Kaiſer der 
Franzoſen, Koͤnig von Italien, Beſchuͤtzer des rheiniſchen Bundes, haben gench 
migt und genehmigen vorſtehendes Verfaſſungsſtatut, welches uns in Vollziehung 
des 5. Art. des Ziljiter Zractats vorgelegt worden ift, und. welches wir für an⸗ 
gemeſſen halten, unſere Verpflichtungen gegen die Voͤlker von Warſchau und Groß 
olen zu erfüllen), indem es ihre Freiheiten und Rechte mit der Ruhe der benach⸗ 
arten Staaten in Einklang bringt. 

So geihehen im Eöniglichen. Palafte zu Dresden den 22. Zul. 1807, 

(Unter) Napoleon. 
Durch den Kaifer, der Minifter Staats: Sceeretär, 
(Unterz.) 9. 38. Maret. 


- 


— — 


Wenn die erſte polniſche Verfaſſung im Ganzen das Gepräge einen 
National verfaſſung trug; fo leuchtet aus dem Verfaſſungsſtatute bei 
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Herzogthums Warfhau die Nachbildung der juͤngern europäifchen Ver⸗ 
faffungen, und befonders der franzöfifchen, hervor. . Demungeachtet bes 
rudfichtigte fie Vieles aus dem Öffentlichen Verhältniffen der polnifchen 
Nation. Sie erhob die Fatholifche Religion zur Staatöreligion, ob fie 
gleih den freien und öffentlichen Cultus für jede andere Religion aus⸗ 
ſprach. Sie erneuerte den Namen der Landboten, der Woywoden und 
Kaftellane, obgleich die innere Organifation des Senats, des Staats⸗ 
raths und des Minifterconfeils, und die Einfegung von Präfecten, Uns 
terprafecten und Maire’d, fo wie die Einführung des Napoleonifchen Ges 
fegbuches die neue Verfaſſung der franzöfifchen naher brachte. Ein gros 
fer Vorfchritt zur höhern Givilifation der polnifchen Nation war bie - 
Vernichtung der Leibeigenſchaft, und die Gleichftellung aller 
Bürger vor dem Geſetze. Kaum darf es aber bemerkt werden, daß bie 
geringe Ausftattung der herzoglichen Krone mit 7 Millionen polnifcher 
Gulden (den Gulden zu 4 Gr. gerechnet,) für eine in Warfchau regies 
tende befondere Dynaftie nicht hatte hinreichen koͤnnen; fo wie der Koͤ— 
nig von Sachfen, während feiner fechsjährigen Regierung über dieſen 
Staat, nie einen Gulden der ihm beftimmten Ginfünfte für fich bezo— 
gen, fondern zum Nugen des Herzogthbums verwendet, und demfelben 
ſogar noch anfehnlihe Vorfchüffe gemacht hat, wie fi) died aus dem 
am 18. Mai 1815 zu Wien von Sacfen mit Preußen abgefchloffenen 
drieden ergab, in welchem dieſe Vorfchüffe zu 2,555,193 fl. berechnet 
wurden. 

Wie, nach dem Wiener Frieden (1809), das Herzogthum War: - 
hau, das bis dahin auf 1851 QDuadratmeilen eine Bevölferung von 
2,319,300 Einwohnern umfchloß, durch einen Zuwachs von 92 Qua 
dratmeilen und 1,400,000 neuer Bürger verftärft ward, Famen zu ben 
bisherigen 6 Departementen noch 4 neue Departemente hinzu, fo daß, 
fit dem Pöniglichen Decrete vom 17. Apr. 1810, diefer Staat aus 
10 Departementen beftand. | 

As aber Napoleon am 22. Juni 1812 den von ihm fogenannten 
jweiten polnifben Krieg gegen Rußland eröffnete, war bereits 
von ihm der Erzbifchoff von Mecheln, de Pradt, ald Ambaffadeur 


nah Warſchau gefandt, und von dem Könige von Sachen das dafige 


Minifterconfeil beauftragt worden, in dringenden Fallen feine Rechte und 
die Verfaffung zu vertreten. Der zufammenberufene Reichötag proclas 
mirte am 28. Juni 1812 die Wiederherftellung des Königreis 
chhes Polen, mit Einfluß aller derjenigen Provinzen, welche in ben 
drei Theilungen an Rußland gekommen wären. 

Allein nach dem Ruͤckzuge der Franzofen aus Rußland ward bas 
Herzogthum Warſchau von den nachruͤckenden Ruſſen befegt, und deſſen 
Schicſal auf dem Wiener Congreſſe dahin entſchieden, daß daſſelbe — 
bis auf das an Preußen abgetretene Großherzogtbum Pofen — ganz 





unter dem Namen: Königreich Polen, mit Rußland vereiniget wer: 
den follte. Der Kaifer Alerander nahm am 30. Apr. 1815 den Ti 


tel eined Königs von Polen an, und gab am 27. Nov. 1815 diefem 
Staate eine neue VBerfaffung. 


'd) OSEIALINSS des Rönigreicen Polen vom 9. 
Nov. 1815. 


1. Bud. Bon den pelitifchen Verhältniffen bes Königreiches, 


— 1. Das Koͤnigreich Polen iſt auf ewig dem ruſſiſchen Kaiſerreiche cin 
derleibt. 

$. 2. Die bürgerlichen und politiſchen Verhaͤltniſſe, in die Wir es verſthen, 
fo wie die Bande, welche diefe Vereinigung befeftigen follen, find, durch gegenwoͤt 
tige Verfaffungsurkfunde, die Wir demfelben verleiben, beftimmt. 

$. 3. Die Krone des Königreihes Polen ift erbli in Unfrer Perfon und in 
ber Unfrer Nachkommen, Erben und Nachfolger, nach der für den kaiſerlichn 
Thron von Rußland eingeführten Erbfolgeordnung. 

$. 4. Die Verfaffungsurkunde fegt die Art und den Grundfag der Ausübung 
ber Souverainetät feft. 

8.9. Der König ernennt, im Falle feiner Abweſenheit, einen Statthalter 
(Lieutenant), der im Königreihe feinen ©ig nehmen muß. Der Statthalter kann, 
nah Willlühr, abberufen werben. 

$. 6. Wenn der König zu feinem Statthalter nicht einen Eaiferlichen Prinzen 
von Rußland ernennt; fo Tann bie Wahl nur auf einen Eingebornen , ober auf an 
Derfon fallen, welcher der König die Naturalifation, nah Vorſchrift des $. Bu 
ertheilt Haben wird, 

$. 7. Die Ernennung des Statthalters wird durch eine Öffentliche Urkunde 
geſchehen. Dieſe Urkunde wird genau die Beſchaffenheit und die Ausdehnung dir 
ihm übertragenen Vollmachten beftimmen. 

%. 8. Die auswärtigen politifhen Verhaͤltniſſe Unfers Kaiferreiches werda 
Jim Königreiche Polen gemeinſchaftlich ſeyn. 

$. 9. Der Souverain allein wird das Recht haben, die Theilnahme bei Kr 
nigreihs Polen an Ruflands Kriegen, fo wie an den Friedens: und Fanbelsven 
trägen, welche legtere Macht abſchließen dürfte, zu beftimmen. 

10. In allen Tälen, wo ruſſiſche Truppen nach Polen, oder petit 
Truppen nad Rußland geführt werden, oder die einen oder andern Truppen d 
eine Provinz jener zwei Staaten ziehen, werden die Koften der Unterhaltung um 
des Transports gänzlid dem Lande zur Caft fallen, dem fie angehören. Das peb 
nifhe Heer wird nie außer Europa verwendet werben. 


1. Bud. Altgemeine Sarantieen. 


8.11. Die roͤmiſch-katholiſche Religion, zu welcher ſich die Mehtzeh 
ber Einwohner des Königreihs Polen befennt, wird der Gegenftand ber befonben 
Sorgfalt der Regierung feyn, ohne daß fie dadurch der Freiheit der andern Gel 
tesverehrungen wird Abbruch thun können, welde ſaͤmmtlich, ohne Ausnahme, 

‚und Öffentlich koͤnnen gehalten werden, und des Schuges der Regierung ge 
Der Unterschied zwifchen den chriſtlichen Glaubensbefenntnilfen wird keinen Unten 
fchied im Genuffe der bürgerlichen und politifchen Rechte begründen. 

$. 12. Die Diener aller Gottesverehrungen fehen unter dem Schuge und del 
Aufficht der Geſetze und der Regierung. 

8. 18. Die Sapitalien, welche die römifch :Fatholifche und bie griechiſch⸗vnirt 
Geiſtlichkeit gegenwärtig befigen, und die, welche Wir ihnen, durch ein beſondert 
Decret, anweifen werden, follen für ein unveräußerliches, und der ganzen Hi 
hen Hierarchie gemeinfhaftliches Eigentyum erklärt werden, fobald die Regierum 
die Nationalgüter beftimmt, und den befagten Geiftlichkeiten zugeſprochen hade 
— aus denen ihre Ausſteuer beſtehen ſoll. 

. 14. Im Senate des Königreichs Polen werben fo viele Biſchoͤffe bes vb 
mit) fatkolffäen Ritus Sig nehmen, ald Palatinate burch das =. werden 
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ee E3 wird überbies ein Bifhoff des griechifch- unirten Ritus Sig 
darin nehmen. . 
$. 15. Die Geiftlichkeit des evangelifchen Augsburger Bekenntniffes, und bie 
bes evangelifhen reformirten Bekenntniſſes follen der jährlichen Unterftügung zu 
genießen haben, welche Wir ihnen bewilligen werben. 
$. 16. Die Preßfreiheit, ift zugefihert. Das Gefeg wird die Mittel ans 
ordnen, um den Mißbraͤuchen bderfelben Einhalt zu thun. 
$. 17. Das Geſetz befhügt, auf gleiche Art, ale Bürger, ohne Unterfchieb 
ihred Ranges und Standes. 
$. 18, Das alte Grundgefeg:-„Neminem captivari permittimus nisi jure 
vietum‘* wird auf die Einwohner, von welchem Range fie feyn mögen, nad) fols 
genden Beftimmungen angewandt. 
8.19. Niemand kann verhaftet werden, ausgenommen nad) Vorſchrift ded 
Geſehes und in den von ihm bezeichneten Fällen. x 
$. 0. Man muß fogleih und ſchriftlich dem Verhafteten die Urfache feiner 
Berhaftung bekannt machen. 
$. 21. Jedes verhaftete Individuum ‚wird, fpäteftens in drei Zagen,, vor 
dad competente Gericht gebradyt, um daſelbſt nach den vorgefchriebenen Formen uns 
terſucht and abgeurtheilt zu werben. Wenn es durch die zuerft vorgenommenen Uns _ 
— als ſchuldlos erkannt wird; fo wird es ſogleich in Freiheit gefegt 
iverden. 
22%, In den durch das Geſetz beftimmten Källen muß man denjenigen, ber 
Bürgfchaft leiſtet, vorläufig in Freiheit fegen. wa 
Niemand Eann geftraft werden, als in Gemäßheit der beftehenden Ges 
fee, und in Folge eines, von der competenten Obrigkeit erlaffenen, Urtheils. 
$. 24. Jedem Polen fteht frei, feine Perfon und fein Eigentum, unter Bes 
obachtung der vom Geſetze beftimmten Formen, andersmohin zu tranöferiren. 
$. 25. Jeder Verurtpeilte wird feine Strafe im Königreiche empfangen; Nies 
mand foll daraus fortgefhhafft werden Eönnen, außer in den vom Gefege beftimmten 
Verbannungsfällen. | j 
$. 26. Jedes Eigenthum, welches auch feine Befhaffenheit und feine Beſtim⸗ 
mung fen, es möge fich auf der Oberfläche, oder im Schooße der Erde befinden, 
und gehören, wem es immer wolle, ift für heilig und unverleglich erklärt. Keine 
Gewalt foll, unter welhem Vorwande es feyn möge, Hand baran legen. Wer 
das Eigenthum eines Andern angreift, wird, es ſey wer es wolle, als Verleger 
der Öffentlichen Sicherheit angefehen und als folcher beftraft werden. 
$. 277. Jedoch hat die Regierung das Recht, von einem Privatmanne da 
Dpfer feines Eigenthums, wenn der Öffentlihe Nusen es erheifcht, mittelft einer 
gerehten und vorläufigen Schabloshaltung zu fordern. Das Gefeg wirb die Bälle 
und die Formen beftimmen, in welchen diefer Grundfag angewandt werben kann. 
$. 28. Alle öffentliche Verwaltungs=, gerichtlichen und militärifhen Geſchaͤfte 
werden, ohne Ausnahme, in der polnifhen Sprade verhandelt werben. 
$. 29. Die Öffentlichen, bürgerlihen, und militärifchen Aemter können nur 
durch Polen befleidet werden. Die Stellen der Präfidenten der Gerichtshöfe ers 
ker Initang, der Präfidenten, der Palatinalcommiffionen, der Landboten (Nun⸗ 
in), der Abgeordneten zum Reichstage, und der Senatoren Eönnen nur Grunde 
eigenthbümern verliehen werden. 
$. 30. Alle Beamte in ber Öffentlihen Verwaltung Eönnen nah Willkühr 
durch diefelbe Gewalt, die fie ernannt hat, abgefegt werden. Alle, ohne Ausnahme, 
find für ihre Ausführung verantwortlich. | 
$. 31. Die polnifche Nation wird auf ewige Zeiten eine Nationalrepräs 
fentation haben, die in einem Landtage beftehbt, der aus bem Könige und 
zwei Kammern zufammengefegt if. Die erftere wird vom Senate, bie 
seite von den &andbboten und ben Abgeordneten der ®emeinden gebildet. 
$. 32. Jeder Fremde wird, nachdem er ſich Iegitimirt hat, gleich den übris 
gen Einwohnern, den Schutz der Gefege und. die Vortheile, bie fie zufichern, ge 
hießen. Er wird wie fie im Lande bleiben, oder. fidy aus demfelben begeben koͤn⸗ 
nen, fobald er fich den beftehenden Vorfchriften füge. Er kann dahin zuruͤckkehren, 
dafelbft Grundeigentyum erwerben, und fi, nad gehöriger Ausweifung, um dis 
Raturalifarion bewerben. 
„933. Jeder Fremde, ber Grundeigenthuͤmer und naturalifirt worden ift, und 
die polniſche Sprache erlernt hat, Kann zur Ausübung Öffentlicher Aemter, nach 
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fünfjährigem Aufenthalt -im Lande und bei einem tabellofen Betragen, zuge 
laffen werben. 

$. 34. Jedoch wird der König aus eigenem Antriebe, oder auf Vorſchlag des 
Gtaatsrathes, Ausländer, die durch ihre Zalente ſich auszeichnen. auch zu andern 
öffentlichen Aemtern, als jenen, die im $. 90. benannt find, zulaffen können. 


DI. Bud. Bon der Regierung. 


Gap. 1. Vom Könige. $. 35. Die Regierung ift ein Attribut der Per 
fon des Könige. Er übt in ihrem ganzen Umfange alle Verrichtungen ber voll 
ziehbenden Macht aus. Jede verwaltende oder vollziehende Gewalt geht noth 
wendig von ihm aus. 

- 5. 86. Die Perfon des Königs ift heilig und unverleglich. 

$. 37. Die öffentlichen Urkunden der Gerichtöftellen, Gerichtshöfe und Mag 
flrate jeder Art werden im Namen des Könids gefertigt. Die Münzen und Gtm 
pel werden das Gepräge tragen, das er beftimmen wird. 

8. 38. Die Leitung der bewaffnıten Macht, im Frieden wie im Kriege, ſo 
= ‚bie Ernennung der Oberbefehlshaber und Dfficiere, ftehet ausſchließlich dem 
nige zu. | — 
. 39. Der König verfügt über die Einkünfte des Staates, in Gemaͤßheit dis 
Budgets, das darüber entworfen und ibm zur Beftätigung vorgelegt werden win, 

$. 40. Das Recht, Krieg zu erllären und Zractaten und Gonventionen, ben 
welcher Art fie immer ſeyn mögen, abzufchließen, ift dem Könige vorbehalten. 

$. 41. Der König ernennt die Senatoren, die Minifter, die Staatsrätht, 
die maitres de requätes, die Präfidenten der Palatinalcommifjionen, die Pröfiden 
ten und Richter der verfchicdenen Gerichtshöfe, die ihm zu ernennen überlaffen find, 
die diplomatiichen und Dandelsagenten und alle andere Vermwaltungsbeamte, E 
ernennet fie entweder unmittelbar, oder durch die Autoritäten, die er dazu ermide 
tigt haben wird. 

. 42. Der König ernennt die Erzbiſchoͤffe und Rifchöffe der verſchiedenen 
° Arten des Gultus, die Suffragane, die Prälaten und Domperren. 

$. 43. Das Recht zu begnadigen ift augfcließend dem Könige vorbehaltn, 
Er kann die Strafe nachlaſſen oder verändern. 

$. 44. Die Stiftung, Abfaffung der Statuten und Verleihung der buͤtgerle 
hen und militärifchen Orden ftehet dem. Souverain zu. 

8. 45. Alte Unfere Nachfolger im Königreihe Polen find verpflichtet, gr 
Königen von Polen in der Hauptftadt, auf die von Uns zu beftimmende Wei 
frönen zu laffen, und folgenden Eid zu leiften: „Ich a und verfprede 
Gott und auf dad Evangelium, die VBerfaffungsurkunde aufrecht zu halten und 
aller meiner Macht in Vollziehung zu ſetzen.“ 

$. 46. Das Recht, den Adelſtand zu ertheilen, zu naturalifiren und Ehrenit 
tel zu verleihen, ftehet dem Könige zu. 

$. 47. Alle Befehle und Decrete des Königs werden von dem Minifter, 

. an ber Spige eines Departements ficht, contrafignirt werden. Diefer Mint 
Wird für alles das verantwortiih feyn, was jene Befehle und Decrete der Bart 
fung und den Gefegen Zuwiderlaufendes enthalten Eönnen. | 

Gap. 2. Von der Regentfhaft. $. 43. Die Regentfchaftefälle, si 
für Rußland anerkannt find oder fenn werben, fo wie die Machtvollfommenbeit un 
Vorrechte des Negenten, werden dem Königreihe Polen gemeinſchaftlich feyn, 
nad) deniclben Grundfägen angeorbnet werben. 

$. 49. Im Kalle einer Regentſchaft ift der Minifter Staatsfecretär, un 
perfönliher Werantwortlichkeit, verpflichtet, dem Statthalter die Einfegung in 
- Megentfhaft für Rußland anzuzeigen, e 

50. Sobald der Statthalter die Eröffnung über die Regentſchaft für 
land und den Bericht des Minifters : Staatöfecretärs erhält, ruft er den Senat ji 
Wahl der Glieder der Regentſchaft des Königreiches zufammen. 

$. 51.. Die Regentſchaft des Königreiches wird aus dem Regenten Rußland 
aus vier vom Senate ernannten Gliedern und aus dem Miniter Staatgfecreti 
beftehen. Sie wird in ber Hauptftadt des ruffiichen Reichs ihre Reſidenz nehme 
Der Regent für den Vorſitz. a | 

$. 52. Die Macht der Regentfchaft des Königreichs ift gleich der des Könial 
mit Ausnahme jedoch, daß fie keine Senatoren ernennen kann; daß alle ihre © 
nennungen ber BVeftätigung des Königs unterliegen, fo daß ex ſie, bei Antrikt N 
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ie — widerrufen kann, und daß fie ihre Decrete im Namen des Königs 
ekannt madıt. . 

$. 53. Die Ernennung und Abberufung des Statthalters hängt von der Res 
gentſchaft, während ihrer Staatsverwaltung, ab. 

$. 54 Der König wird fich bei Ucbernahme der Regierung von der Regents 
ſchaft über ihre Amtsfuührnng Rechenſchaft ablegen laffen. 

$. 55. Die Glieder der Regentfchaft des Königreichs find- mit ihren Perſonen 
und Gütern für alles das verantwortlih, was fie gegen die Verfaffung und bie 
Geſetze gethan Haben follten. 

.56. Wenn ein Glied der Regentſchaft ſtirbtz ſo wird der Genat vom 
Etatthalter zufammenberufen, um zu der erledigten Stelle zu wählen. Die Res 
"gentfhaft ernennt den Minifter Staatsfecretär. ö ’ 

$. 57. Die Glieder der NRegentfchaft werden, vor ihrer Abreife nach be 
. Hauptftadt Rußlands, vor dem Senate den Eid ablegen: die Verfaffung und.bie 
Geſehe treulich zu achten und zu befolgen. 

$. 58. Der Senat von Rußland wird denfelben Eid in Gegenwart ber Glies 
der der. Regentfchaft des Königreichs leiften. 

$. 59. Der Minifter Staatsfecretär wird zu gleichem Eide verpflichtet feyn. 

$. 60. Die Urkunde ‚der Eidesleiftung de3 Regenten wird dem Genate von 
Polen zugeftellt werden. | 

‚61. Die Urkunde ber Eibesleiftung des Miniftere Staatsſecretaͤrs wirb 
gleichfalls dem Senate von Polen zugefandt. 

$. 62. Die Urkunde der Eidesleiftung der NRegentfchaftsglieder wird von bem 
Senate von Polen dem Regenten von Rußland übermadt. 

Cap. 3. Vom Statthalter und vom Staatsrathe. $. 63. Der 
Staatsrath, unter dem Vorfige des Königs oder feines Statthalters, befteht aus 
den Miniftern, den Gtaatsrächen, dem maitre des requetes, und ben Perfonen, 
die es dem Könige gefallen wird, befonders dazu zu berufen. 

$. 64. Der Statthalter und der Staatsvath beforgen, in Abmefenheit des Koͤ⸗ 
nigs und in feinem Namen, die öffentlichen Angelegenheiten des Königreichs. 

65. Der Staatsrath theilt fih in den Verwaltungsrath und in die allges 
gemeine Verſammlung. 

Der Verwaltungsrath wird zufammengefest aus dem Statthalter, ben 
Miniftern, die an der Spise der fünf Regierungsdepartements fichen, und aus 
andern Perfonen, die vom Könige insbefondere dazu berufen werben. 

$. 67. Die Glieder des Vermwaltungsrathes haben conſultatoriſche Vota. 
Die Meinung des Statthalters allein entfcheidet. Er wird feine Befchlüffe im 
Rathe nach Vorfchrift der Verfaffungsaste und in Gemäßheit der Gefege und Eds 
niglihen Vollmachten nehmen. j 

$. 63. Jedes Decret des Statthaltere muß, um verbindlich zu feyn, im Vers 
—— gegeben, und von einem Miniſter, der ein Departement hat, con⸗ 
ttaſignirt ſeyn. 

$. 69, "Der Statthalter fehlägt dem Könige, zufolge einer befonders darüber 
abzufaffenden Vorſchrift, zwei Gandidaten für jeden erledigten Plag eines Erzbis 
ſchoffs oder Biſchoffs, Senators, Minifters, Oberrichters, Staatsrathes und 
maitre de requetes vor. 

$. 70. Der Statthalter legt in die Hände des Königs in Gegenwart des Ges 
nats folgenden Eid ab: „Ic ſchwoͤre zum allmächtigen Gott, die Angelegenheiten 
Polens, ‘im Namen be3 Könige und nach Vorfchrift der Verfaffungsurfunde, der 
Geſete und der Lönigtichen- Vollmacht zu verwalten, und dem Könige die mir ans 
derfrante Gewalt zurücdzugeben, fobald Ge. Maj. es für dienlic erachten wird.‘ 
Benn der König ſich nicht im Königreiche befindet; fo wird die Urkunde des vom 
Statthalter in die Hände des Königs abgelegten Eides dem Senate durch den Mis 
niſter Staatefecretär zugeſchickt werden. 

$. 71. Iſt der König gegenwärtig; fo wirb die Gewalt bes Gtatthalters 
ſuſpendirt. Es hängt fodann vom Könige ab, mit den Miniftern insbefondere zu 
arbeiten, oder den Verwaltungsrath zufammen zu berufen. 

72. Wenn der Statthalter ftirbt, oder der König es nicht für bienlidy 
er einen zu ernennen; fo wird er ihn ad interim durch einen Präfidenten 

en. - 


$. 73, Die alfgemeine Verfammlung des Staatsrathes wird aus den im 
%. 63. bezeichneten Gliedern zufammengefegt feyn. In ihm wird ber König oder 
der Statthalter, und in ihrer Abweſenheit das erfie Glied des Staatörathes, na’ 
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ber in dem 88. 63. und 66. feflgefegten Orbnung, ben Bert fm F 
* it: 

1. Alle Gefegesentwürfe und alle Anorbnungen, welche di lem 
tung bes Landes betreffen, zu erörtern und abzufafien: 

2. über bie gerichtliche Anklage aller vom Könige ernanzim Bund 
amten, bie der Pflichtvergeffenheit in Dienſtſachen bezüduig main 
ſcheiden, mit Ausnahme derer, die allein der Jurisdiccitt wi % 
tionalhofes unterworfen find; 

8, über. die Faͤlle des Eollidirens der Jurisdictionen zu erfeanmi 

4, — u von jedem Hauptzweige der Verwaltung abgeiam ® 


5, Re bie Mißbraͤuche zu wachen, welche die Berfafunssurtuit 
fönnen, und aus ihren Beobadıtungen darüber einen alamcnt 
zu bilden, den fie an ben Souverain einſchicken wird, damı c 
ftände bezeichne, welche ihrer Natur nach entweder an da Em 
den Landtag auf feinen Befehl verwiefen werben follen. 

6. 74. Die allgemeine Verfammlung des Staatsrathes tritt m? 
gung auf Befehl des Königs, des Statthalters, oder in Folge dei If 
ein Departementshaupt den organifchen Gefegen gemäß gemacht daben =@ 

$. 75. Die Beiclüffe der allgemeinen Verfammlung des Sraaririf 
liegen der Betätigung des Königs oder des Statthalterd. Diejenigen, 1 
bie gerichtliche Anklage der Beamten und auf die Gollifion der Juristi 
zug — werden ſogleich vollzogen. 

4. Bon den 3weigen der Verwaltung. F. 76. 4 
—* der Gefege ift nach den genannten verfchiedenen Zweigen ber Ü 
erwaltung anvertraut: | 

1. der Gommiffion des Cultus und des Öffentlichen Unterrichts; 

2. der Gommiffion der Juſtiz, gewählt unter den Gliedern bes & 

richtshofes ; x 

8. der Commiſſion bes Innern und der Polizei; 

4, der Gommiffion bed Krieges; 

5. der Commiſſion der Finanzen und des Schatzes. 
Diefe. verfchiedenen Gommiffionen werben jede von einem bazu ernannte 
präfidirt und geleitet werden. 

$. 77. Es ift ein Minifter Etaatsfecretär ernannt, der beftändig 
Derfon des Königs befinden wird. 

$. 78. Eine Rechenkammer wird eingerichtet, beauftragt mit der © 
viſion der Rechnungen und der Abfolution der Rechnungspflichtigen. Sie 
vom Könige abhängen. 

$. 79. Ein organifches Gefeg wird dieZufammenfegung und den Wi 
ber m on des Öffentlichen Unterrichtö und der gerichtlichen Dierardhie fü 

$. 80. Die Gommifjionen des Snnern, des Kriegs und ber Finanz 
aus * Miniſter und den Staatsraͤthen, Generaldirectoren, den Baf 
der organifhen Gefege gemäß, zufammengefegt feyn. 

$. 81. Der Minifter Staatsfecretär legt dem Könige die Gefchäfte I 
ihm von dem Statthalter zugeſchickt werden, und ftellt dem Statthalter di 
des Königs zu. Die auswärtigen Verhältniffe, in fo weit fie das Königra 
betreffen, find ihm anvertraut. - 

Die Minifter, die ein Departement haben und die Glieder de 
rungscommiffion find dem hohen Nationalhofe verantwortlich, und fchen t 
ner Gerichtsbarkeit für jede begangene Verlegung der Gonftitutionsurfunde 
fege und der Decrete des Königs. F 

Gap. 5. Bon den Palatinalverwaltungen. $. 83. Im je 
latinate wird eine Palatinalcommiffion Statt haben, beftchend aus eind 
denten und den Gommiffarien, welche beauftragt find, die Befehle ber Re 
commiffion nad) einer befondern Vorſchrift zu vollziehen. 

. 84. In den Städten wird es Municipalobrigfeiten geb 
Schultheis wird in jeder Commune mit Vollziehung der Regierungsbefeh 
tragt feyn, und das legte Glied der Staatsverwaltung bilden. 


IV, Bud. Bon — Nationalrepraͤſentation. 


Cap. 1. Vom Landtage. $. 85. Er a 
—— ſeyn nach der Borfchrift des 6. 3 
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$. 86. Die gefehgebende Gewalt ruht in der Perfon des Königs und in den 
beiden Kammerm bes Landtages, nad) Vorfchrift deſſelben $. 31. 

8.87. Der ordentliche Landtag verfammelt ſich aller zwei Jahre zu Warſchau zu 
der Zeit, welche der König in der Zufammberufungsfchrift feftfegen wird. Die Sigung 
dauert 30 Tage. Der König allein kann fie prorogiren, abjourniren und auflöfen. 

$. 88. Der, König ruft einen außerorbentlichen Landtag zufammen, wenn er 
es für dienlich findet. 

$. 89. Ein Mitglied des Landtages kann während der Dauer befjelben weder 


verhaftet, noch von einem Griminalgerichte gerichtet werben, ohne ausdrüdtiche Bes 
& 


willigung der Kammer, zu welder er gehört. 

. 90. Der Landtag berathfchlagt über alle Entwürfe bürgerlicher, yeinlicher 
oder Vermwaltungsgefege, die ihm von Seiten bed Königs durch den Staatsrath zus 
geftellt werden. Er berathfchlagt über alle Entwürfe, die ihm der König zuftellen 
läßt, um Milderung oder Aenderung in die Befugniffe der conftitutionellen Aemter 
und Gewalten zu bringen, als da find: des Landtags, des Staatsraths, ber ges 
richtlihen Hierarchie und der Regierungscommiffionen. 

. 91. Der Landtag berathichlagt in Folge der Mittheilungen des Souverains: 
über Vermehrung oder Verminderung der Steuern, Abgaben und anderer Öffentli- 
hen Laſten; über die Abänderungen, die damit vorzunehmen wären; über die befte 
und gerechtefte Art der Vertheilung; über die Abfaffung des Budgets der Ausgaben 
and Einnahmen; über die Einrichtung des Muͤnzſyſtems; über die Aushebung der 
Recruten; endlicd über alle Gegenftände, die ihm vom Gouverain zugeftellt werben. 

$. 92. Der Landtag berathfchlagt auch über die Mittheilungen, die ihm von 
Seiten des Königs in Folge des Generalberichts gemacht werden, womit die Vers 
fammlung des Staatsrathes durch den 8. 73 beauftragt ift. Endlich, nachdem über 


alle diefe Gegenftände ein Beſchluß gefaßt worden ift, empfängt der Landtag au 


die Eröffnungen, Bitten, Borftellungen und Beſchwerden, die von den Landboten 
und Abgeordneten der Communen für das Wohl ihrer Gommittenten eingebracht 
wurden. Er überfchidt diefelben dem Staatsrathe, der fie dem Gouverain vorlegt. 
Nachdem diefe Eingaben durch den Staatsrath dem Könige zugeftellt find, beraths 
ſchlagt der Landtag über die Gefegesentwürfe, wozu jene Befchwerden Veranlaffung 
gegeben haben. e | 
$. 93. In dem Falle, mo der Landtag Fein neues Budget befchließt, behält dad 
alte Geſetz Kraft bis zur neuen Sitzung. Jedoch hört das Budget nad) vier Jah— 
ren von felbft auf, wenn der Landtag in bdiefem Zeitraume nicht zufammen beru⸗ 
en wurde. 
j S. 94. Der Landtag kann ſich nur mit den Gegenftänden befchäftigen, bie in 
feinem Wirkungskreife liegen, oder durch die Zufammenberufungsfchrift angedeutet 
werben. 


8. 95. Die beiden Kammern berathichlagen Öffentlich. Sie können fich jedoch 


in eine befondere Committee, auf Verlangen eines Zehntheils der gegenwärtigen 
Mitglieder, verwandeln. 

8. 96. Die im EStaatsrathe abgefaßten Gefegentwürfe werden dem Landtage, 
auf Befehl des Königs, durh Mitglieder jenes Rathes uͤberbracht. 

$. 97. Es hängt vom Könige ab, die Gefcgesentwürfe entweder vor bie Kam⸗ 
mer des Senats, oder vor die Kammer ber Landboten bringen: zu laffen. Ausge— 
nommen find: die Entwürfe zu Binanzgefegen, welche vorläufig in die Kammer der 
Landboten gebracht werben müjfen. 

S. 98. Zur Erdrterung der Entwürfe wählt jede Kammer durch Abftimmung 
drei Sommiffionen. Sie beftehen aus drei Gliedern im Senate, und aus fün| 
der Kammer der Landboten. Diefe Sommiffionen find die Commiſſion der Finanı 
zen, die Commiſſion ber bürgerlichen und peinlichen, und die Gommiffion ber or: 
ganifchen und abminiftrativen Gefesgebung. Jede Kammer theilt dem Staatsrathı 


die gemachten Bemerkungen mit. Die Gommiffionen treten mit dem Gtaatörathı 


in Mittheilung. 

$. 99. Die auf’Befehl des Königs uͤberbrachten Entwürfe können nur vom 
Staatsrathe, in Folge der Bemerkungen, abgeändert werden, welche ihm bie bazu 
befugte Commiſſion des Landtages wird mitgetheiit haben. 

5. 100. Die Glieder des Staatsrathes in den beiden Kammern und bie Com: 
miffionen der Kammern haben allein das Recht, gefchriebene Reden zu ‚halten. Di 
andern Glieder können nur Reden aus dem Stegreife halten. 

8. 101. Die Glieder des Staatsrathes haben das Recht, in den beiden Kam 
mern Gig zu nehmen und das Wort zu begehren, wenn über die Entwürfe de 
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Regierung berathfchlagt wird. Sie haben — Stimmrecht; ausgenommen wenn 
ſie Senatoren, Landboten oder Abgeordnete ſind. 

$. 102. Die Entwürfe: werden nach Stimmenmehrheit entſchieden. Man giebt 
— Zuſtimmung mit lauter Stimme. Ein Geſetzentwurf, der auf dieſe Art von 
iner Kammer mit Stimmenmehrheit angenommen wurde, wird an die andere 
Kammier gebracht, welche auf dieſelbe Art berathſchlagt und beſchließt. Die Gleiche 
heit der Stimmen hat die Annahme des Entwurfs zur Folge. 

8. 103. Ein Entwurf, der von einer Kammer angenonmen worden ift, Tann 
von der andern nicht abgeändert werden; er muß fimpliciter angenommen oder vers 
worfen werden. 

. 104. Ein von beiden Kammern angenommener Entwurf wird dem Könige 
gur Sanction vorgelegt. 

. 105. Wenn der König die Sanction ertheilt; fo wird der, Entwurf, zum 
Gefege. Der König befiehlt die Bekanntmachung bdeffelben in den vorgefchriebenen 
Formen. Wenn dec König die Betätigung verweigert; fo fällt der Entwurf durch, 

$. 106. Der Generalberiht über die Lage des Landes wird im Staatsrathe 
abgefaßt,, dem Senate uͤberſchickt, und in den vereinigten Kammern gelefen. 

$. 107. Jede Kammer wird diefen Bericht durch ihre Commiſſion prüfen laſ— 
fen, und darüber ihre Meinung dem Könige vorlegen. Der Beriht kann gedrudt 
werden. 

"&ap. 2. Vom Senate $.108. Der Senat beiteht aus den Prinzen 
von Eaiferlihem und Eöniglichem Geblüte, aus den Bifchöffen, den Palatinen, den 
Kaftellanen. 

$. 109. Die Zahl der Senatoren kann nicht die Hälfte der Zahl der Landbo⸗ 
ten und Deputirten überfchreitem. 

$. 110.. Der König ernennt die Senatoren. Ihre Würde ift lebenslaͤnglich. 
Der Senat fchlägt dem Könige durch den Statthalter zwei Gandidaten für jeden 
erledigten Plag eines Senators, Palatins, ober Kaſtellans vor. , 

$. 111. Um als Gandidat für die Stelle eines Senators, Palatins oder Ka 
ſtellans erwählt werden zu fönnen, muß man volle fünf und dreißig Zahre 
haben, eine jährlihe Steuer von zweitaufend fl. polnifch zahlen, und die durch 
die organifchen Gefege erforderten Bedingungen in ſich vereinigen. 

$. 112. Die Prinzen vom Geblüte haben mit dem Alter von achtzehn Zah: 
ven- das Recht, im Senate zu figen und zu ftimmen. ” 

$. 113. Im Genate wird das erfte feiner Glieder nad) der Ordnung, bie 
durch ein befonderes Decret beftimmt werden wird, den Vorſitz führen. 

5. 114. Außer feiner gefesgebenden Eigenfhaft hat der Senat auch noch ans 
bere, die befonders bezeichnet werben. 

115. Um feine gefeggebende Eigenfchaft auszuüben, Tann der Senat fih 
nur, in Folge der Zufammenberufung des Königs, während des Landtages ver: 
fammeln. Um feine andern Pflichten zu erfüllen, wird er von feinem Präfibenten 
zufammenberufen. - _ 
| $. 116. Der Senat entfcheibet über den Antrag zur gerichtlichen Verfolgung 
der Senatoren, ber Minifter, die ein Departement haben, der Gtaatsräthe und 
Requetenmeifter, in Betreff welcher, wegen Pflichtvergeffenheit in Ausübung ihrer 
Amtspfliht, von Seiten des Königs ober des Statthalters, und in Folge einer Ans 
Elage der Landbotenfammer jener Antrag gemacht worden ift. 

8. 117. - Der Senat entfcheidet endlih über die Legitimität der Provinzial 
and der Gommunalverfammlungen, und über die der Wahlen; fo wie auch über 
die Formirung der Bürgerliften fowohl für die Provinzial: als für die Communals 
—— 

Gap. 3. Bon der Kammer ber Landboten. $. 118. Die Kammer 
der Landboten beftceht 1..aus fieben und fiebzig Landboten, die von den Pro: 
vinzialverfammlungen der Adelichen (Diätinen) zu Landboten für einen Bezirk er 
nannt werden; 2. aus ein und funfzig Abgeordneten ber Communen. In ter 
Kammer führt ein Marfhall ten Vorfig, der aus ihren Mitglied" gewählt und 
vom Könige ernannt wirb. 

F. 119. Das ganze Gebiet des Königreiches Polen wird, zum Behuf ber Ras 
tionalrepräfentation und der Wahlen, in fieben und fiebzig Bezirke eingetheilt. 
Ferner wird_es in ein und funfzig Sommunenfprengel abgetheilt; acht für bie 
Stadt Warfhau und drei und vierzig für das übrige Land. 

6. 120. Die Mitglieber der Landbotenlammer bleiben ſechs Jahre lang in 
ihren Bunctionen. Aller zwei Jahre wird ein Drittheil bavon erneuert Demzu⸗ 
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folge wird, doch nur für bas erflemal, ein Drittheil der Glieber ber Landboten⸗ 
kammer nur zwei Jahre, und cin anderes Drittheil nur vier Jahre in Wirkfams 
feit bleiben. Das Verzeichniß der zu diefen beiden Epochen austretenden Glieder 
wird durch das 2008 gebildet. Die austretenden Glisder Eönnen zu jeder Zeit wies 
der gewählt werben. 

$. 121, Um zu einem Gliede der Landbotenfammer wählbar zu feyn, muß 
man ein Alter von völlig dreißig Jahren haben, alle Bürgerrechte genießen, und 
eine Steuer von hundert fl. polnifch jährlich zahlen. p Ei 

$. 122. Kein Öffentlicher Civil: oder Militärbeamter kann zum Gliede ber 
Sandbotenlammer gewählt werden, ohne vorläufig die Einwilligung der Behörde cr» 
halten zu haben, von ber er abhängt. | | 

$. 123. Wenn ein Landbote oder ein Abgeordneter, der vor feiner Wahl kein 
vom Öffentlichen Echage befotdetes Amt bekleidete, feitdem eines angenommen hat; 
fo wird eine neue Provinzial» oder Gömmunalverfammlung zufammenberufen, um 
zur neuen Wahl eines Landboten oder Deputirten zu fchreiten. 

$. 124, Der König hat das Recht die Landbotentimmer aufzulöfen. Wenn 
er dieſes Recht ausübt; fo trennt fi) die Kammer, und der König ordnet binnen 
wei Monaten ‚neue Wahlen von Landboten und Abgeordneten an. 

Gap. 4 Bon den Provinzialverfammlungen des Adels (Diäs 
tinen). $. 125. Die abelichen Grundeigenthümer von jedem Bezirke auf einer 
Diätine verfammelt, wählen einen Randboten und zwei Glieder zu dem Palatinatss 
rathe, und entwerfen ein Verzeichniß der Gandidaten für die Berwaltungsitellen. 

$. 126. Diefe Provinzialverfammlungen koͤnnen nur in Folge der Zufammens 
berufung des Königs zufammentreten, der den Tag, die Dauer und den Gegenftand 
ihrer Berathfchlagungen feftfest. | 

$. 127, Kein Adelicher kann zugelaffen werben, in einer folhen Verſammlung 
iu ſtimmen, wenn er nicht in das Bürgerbuch der Adelichen des Bezirks eingetras 
gen iſt; wenn er nicht den Genuß feiner Bürgerrechte hat; wenn er nicht, völlig 
ein und zwanzig Jahre alt und wenn er nicht Grundeigenthümer ift. 

$. 128. Das Buch der Adclihen des Bezirks wird vom Palatinatsrathe ent⸗ 
worfen und vom Genate pidimirt. 

$. 129. In den Provinzialverfammlungen führt ein vom Könige ernannter 
Marihall den Vorſitz. F 

Gap. 5. Bon den Communalverſammlungen. $. 130. In jedem 
Kommunalfprengel wird eine Gommunalverfammlung Statt haben, die einen Abges 
ordneten zum Landtage, ein Mitglied des Palatinatsrathes wählt, und ein Bere 
ztichniß von Sandidaten für die Verwaltungsitellen entwirft. . 

$. 181. Zu den Sommunalverfammlungen werden zuyelaffen: 1. Alle Bürs 
ger, die Grundeigenthümer und nicht adelich find, und von ihrem Grunbdeigens 
thume eine Steuer bezablen, welche fie auch feyn möge. 2. Ieder Fabrikant und 
Werkſtattsherr; jeder Kaufmann, der ein Waarenlager von zehntauſend fl. pols 
niſch an Werth befist. 3. Alle Pfarrer und Bicarien. 4 Die Profefjoren, Lehs 
rer und: andere Verfonen, welche mit dem öffentlichen Unterrichte beauftragt find. 
5. Jeder Künftler, der fi durdy feine Talente, feine Kenntniffe, oder die Dienfte 
ausgezeichnet hat, die er dem Handel ober den Kuͤnſten geleiftet. 

$. 132, Keiner kann zugelaffen werden, in den Communalverfammlungen zu 
flimmen, wenn er nicht in das Bürgerbuch der Gemeinde eingefchrieben ift; wenn 
ee nicht den Genuß feiner Bürgerrechte und ein Alter von vollen ein und zwan— 
zig Jahren hat. 

$. 188, Das Verzeichnig der abftimmenden Eigenthämer wird durch den Pas 
latinatsrath, - das der Fabrifanten, Kaufleute und der durch ihre Zalente und 
Dienfte ausgezeichneten Bürger von ber Commiſſion des Innern; endlich das der 

farrer, Bicarien und der Öffentlichen Eehrer von der Commiſſion des Cultus und 
des Unterrichts entworfen. | 

$. 184. Die Gommunalderfammlungen haben zum Präfes einen vom Sönige 
emannten Marfchall. w j j 
‚ Sap. 6. Bom Palatinatsrathe. $. 155. In jedem Palatinate wirb 
ein Palatinatsrath feyn, befichend aus Räthen, die von den Provinzial: und Comes 
Munalverfammlungen gewählt werden. i 

1 Im Palatinatsrathe wird der Ältefte Rath den Vorſitz führen. 
‚ 5.137. Die vorzüglichften Befugniffe des Palatinates find: 1. Die Richter für 
die erften beiden Inftanzen zu wählen; 2. zur Entwerfung und Purification der 
Verzeichniffe der Tandidaten zu den abminiftrativen Stellen mitzuwirken; 3. das 


’ ee nn 9 
, . —* 
& 


32 a Polen. : 


Wohl des Palatinates zu beforgen. Alles in-Gemäßheit der Verfügungen einer be 
fondern Verordnung. 


V Bud. Bom Stande der Richter, ober der gerichtliden 
Hierarchie. 
F. 138. Der Stand der Richter ift verfaffungsmäßig unabhängig. 
$, 139. Unter der Unabhängigkeit der Richter verfteht man die Fähigkeit, 
feine Meinung beim Urtheil frei zu aͤußern, ohne dabei weder durch die oberfit 
Macht, noch durch minifterielle Gewalt, noch durdy irgend eine Nebenrüdficht ge 
leitet zu werden. Jede andere Erklaͤrung oder Auslegung von ber ‚Unabhängigtet 
der Richter wird für Mißbrauch erklärt. 
$. 140. Die Gerichtshöfe beftchen aus Richtern, die nad) Vorfchrift des or: 
ganifchen Statutes ‚erwählt werben. i 
$. 141. Die vom Könige ernannten Richter find unabfegbar und auf Lebt 
zeit. Die gewählten Richter find gleichfalls unabfegbar für die Dauer ihrer Zunctica. 
$. 142. Kein. Richter kann abgekät werben, als durch Beſchluß einer geriäfli: 
hen, dazu befugten Inſtanz im Falle einer bewiefenen Pflichtvergeffenheit, ober we 
gen jedes andern beftätigten Verbrechens. 
$. 143. Die Disciplin der ernannten und erwählten Magiftrate, fo wir die 
Beſtrafung ihrer Vergehen, inforweit fie auf den Öffentlichen Dienft fich bezichn, 
fteht dem oberften Gerichtöhofe zu. | 
. 14, Friedensrichter. Es wird Friedensrichter für alle Elaffen de 
Bewohner geben; ihre Function ift die eines Verföhnungsmagiftrats, 
$. 145. Keine Streitfahe kann vor ein bürgerliches Gericht erfter Inkanf 
gebracht werben, wenn fie nicht vorher dem betreffenden Friedensrichter vorgelgt 
wurde, mit Ausnahme derjenigen, bei welchen, nach Vorfchrift des Geſetzes, cin 
Sühne nit Statt haben darf. 
$. 146. Gerichtshöfe erfter Inftanz. "Kür Streitfachen,, melde möt 
fünfhundert fl. polnifch überfteigen, werden in jeder Commune und in jet 
. Stadt Civil: und Polizeigerichtshöfe beftehen. | 
$. 147. Fuͤr Streitſachen über fünfhundert fl. polnifch werben in jebim 
Palatinate mehrere Gerichtehöfe erfter Inſtanz und Affifengerichte feyn. 1 
F. 148, Es werden überdies Handelsgerichte Statt finden. \ | 
$. 149. $ür Griminal: und Zuchtpolizeifälle werden in jedem Palatinate meh 
rere Eriminalgerichtöhöfe beftehen. 
$. 150. Appellationshöfe Es wird wenigftens zwei ſolche Geriäti 
höfe im Königreiche geben; fie werden in zweiter Inſtanz über die von ben Ci 
en Criminal⸗ und Handelsgerichtähöfen in erfter Inſtanz abgeurtheilten Z&l 
entſcheiden. 
$. 151. Oberſter Gerichtshof. ‚Es wird einen oberſten Gerichtähef W 
Warfhau für das Königreich geben, der in legter Inſtanz über alle bürgerliche un 
GSriminalfälle, Staatöverbrehen ausgenommen, entfcheiden wird. Er wird zun 
Theil aus Senatoren, die der Reihe nad) darin figen, zum Theil aus Richtern ® 
-ftehen, die vom Könige auf Lebenszeit gewählt werden. ] 
‚152. Hoher Nationalhof. Ein hoher Nationalhof wird über bi 
Staatöverbredhen und die von den großen Beamten des Königreiches begangenen Bit 
gehen urtheilen. Ihre Verfolgung vor Geriht wird von dem Senate verfügt 
($. 116.) Der hohe Nationalhof befteht aus allen Gliedern bes Senats, 


VI Bud. Bon der bewaffneten Made. 


$. 153. Die bewaffnete Macht wird aus einem in effectivem Dienft befichen 
den befoldeten Heere und aus Milizen beftehen, die bereit find, daſſelbe noͤthige 
Kalle zu verftärken. 

$. 154. Die Stärke des Heeres, das auf Koften, des Landes zu erhalten if 
wird vom Gouverain beftimmt, mit Rüdfiht auf das Beduͤrfniß und im Verhaͤlt 
niß zu den in dem Budget dazu ausgeworfenen Summen. 

$ 155. Das Gantoniren der Truppen wird mit vereinigter Rüdficht auf Ü 
m... auf das Militärfyftem und auf die Gtaatsverwaltung : angeor) 
net werben. : 

$. 156. Das ‚Heer wird die Farbe feiner Uniform, feine befonbere Tracht un 
alles, was mit feiner Nationalität in Verbindung fteht, beibehalten. 


y 
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$. 157. Die Güter und Einkünfte der Eöniglihen Krone werben beftehen: ' 
1. in den Kronbomainen, die insbefondere für Rechnung des Königs durch eine 
Kammer oder durch Beamte nad feiner Wahl. verwaltet werben follen; 2, in dem 
föniglichen Palafte von Warfchau und in dem fächfifchen Palafte, . 

$. 158, Die öffentlihe Staatsſchuld ift verbürgt. | 

$. 159. Die Strafe der Gonfifcation iſt aufgehoben und Tann in keinem 
Falle wieder eingeführt werden. 

. 160. Die bürgerlichen und militärifchen Orden Polens, nämlidy des wei« 
sen Adlers, des heil. Stanislaus und des Militärkreuges. find beibehalten. 

$. 161. Die gegenwärtige Verfaſſungsurkunde wird durd die organifchen 
Statuteg weiter entwidelt werden. Die, welche nicht unmittelbar nah Bekannt: 
mahung der Verfaſſungsurkunde feftgefegt werden, follen im Staatsrathe vorläufig 
erörtert werden. 

$. 162. Das erſte Budget wird in Vollzichung gefest, bis e8 von dem Sou⸗ 
vorhin und dem beiden Kammern gemildert oder abgeändert ſeyn wird. 

8. 165. Alles, was nicht der Gegenftand eines organischen. Statutes oder ei: 
nes Goder ift, fo wie alles, was nicht der Berathichlagung des Landtages in Folge 
feiner Befugniffe unterliegt, wird durch Deerete des Königs oder durch Verordnune 
gen der Regierung geregelt. Die organiſchen Statuten und die Codices koͤnnen 
nur vom Souverain und den beiden Kammern bes Landtages abgeändert werben. 

$. 164. Die Geſetze, Decrete und Verordnungen des Königs werben im Ge- 
ftgeöblatte abgedrudt. Ein Decret des Königs wird bie Formen ihrer Belannt- 
mahung beflimmen. 

$. 165, Alte frühere Gefege und Einrichtungen, bie der gegenwärtigen Bere 
faffungsurfunde zuwider laufen, find ‚aufgehoben. 

Da Wir in Unferm Gewilfen überzeugt find, daß die gegenmärtige Verfaſſungs⸗ 
urkunde Unfern väterlichen Abjichten entſpreche, welche zum Zwecke haben, allen 
Glaffen Unfrer Unterthanen des Königreiches Polen den Frieden, die Eintracht und 
die zu ihrer Wohlfahrt fo nöchige Einheit zu erhalten, und die Gluͤckſeligkeit, die 
Bir ihnen zu verfchaffen wuͤnſchen, zu befeftigen; fo haben Wir ihnen gegenwärtige 
Verfaſſunggurkunde gegeben und geben ihren biefelbe, die Wir für Uns und Unfre 
Rahfelger annehmen, und machen es überdies allen öffentlichen Gewalten zur 
Pflicht, zu ihrer Vollziehung mitzuwirken. | 

Gegeben in Unferm Eöniglihen Schloffe zu Warfchau den 15. (27.) November 1815. 

: ’ AWnterz.) Alexander. 





e) Bruchſtuͤcke aus dem Zuſammenberufungsſchreiben und der 
kaiſ. Eroͤffnungsrede des Reichtages vom Jahre 1817. 


In Beziehung auf dieſe, dem Koͤnigreiche Polen am 27. Nov. 1815, 
nach deſſen Einverleibung in Rußland vom Kaiſer Alexander gegebene, 
Verfaſſung, berief derſelbe zum 17. Febr. 1817 den erften polnis 
(ben Reihöstag zufammen. Es iſt für die Geſchichte der polnifchen 
Verfaffung wichtig, einige einzelne Stellen aus dem Schreiben bed 
Kaiferö zur Zufammenberufung der. polnifchen Stände, und aus feiner 
Rede bei Eröffnung des Reichstages aufzunehmen. 

In dem Zufammenberufungsfchreiben heißt es: 

„Indem Wir Unfern Unterfhanen des Königreihs Polen bie Verfaſſung er: 
heilten, war es Unfre Hauptabfiht, ihnen die Wohlthat einer Nationalrepräfen- 
ation zu ſichern; jest ift e8 der erſte Wunfch Unfers Herzens, ihnen den Genuß 
te Breiheiten zukommen zu laffen, die diefe Verfaffung verbürgt. — — "Senatoren, 
andboten und Deputirte! Langwieriges Unglüd laftete auf Polen; ſchreckliche Nies 


ttlagen haben euer Vaterland verheertz; aber eure Vereinigung mit einem brüber- 
A eine Vereinigung, die für die Zukunft Bürge eurer Eriftenz iſt, hat 
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das Gewebe dieſes wibrigen Schickſals bereit zerriffen, und eine durchaus nationale 
Verfaſſung, wohlthätige Gefege, eine gi gemäßigte Breiheit, werden endlich 
die Spuren biefer nur zu ‚langen Stürme vertilgen. Euch, ber Weisheit eurer 
Rathſchlaͤge, vertraut die Verfaſſungsurkunde dieſes väterliche Werk ah; in euern 
Schoos legt fie diefe aufrichtende Kraft nieder 2c.” 


“ Sn der Rede, womit der Kaifer am 27. Apr. 1817. den Reichstag 
der Polen eröffnete, heißt es: | 


„Repräfentanten des Königreichs Polen! Eure Hoffnungen und Meine Win 
ſche werden erfüllt. Das Volk, zu deffen Repräfentation ihr berufen ſeyd, erfreut 
fi endlich einer nationalen Eriftenz, verbürgt durch Inſtitutionen, welche die Zeit 
reifte und fanctionirte.. — — Durdy die in euerm Lande vorher beftandene Drga: 
nifation ift es möglich geworden, unmittelbar diejenige einzuführen, die Ich tuch 

egeben habe, indem Ach die Grundſaͤtze jener liberalen Inſtitutionen in Wirkfamkeit 
este, welche mir unabläßig am Herzen gelegen haben, und deren heilfamen Ein: 
fluß ich, mit dem Beiftande Gottes, über alle Länder, welche die Vorſehung Mei: 
ner Eorpfalt anvertraute, zu verbreiten hoffe. Solchergeſtalt habt ihr Mir die 
Mittel dargelegt, Meinem Vaterlande zu zeigen, was Ich ihm feit langer Zeit be 
reite, und was es erhalten wird, fobald die Elemente eines fo wichtigen Werkes dit 
nöthige Entwidelung erreiht haben werden. — — Die conftitutionelle Regierung® 
form wird nad) und nad) auf alle Theile der "Verwaltung angewendet, bie Gr 
richtsverfaſſung wird organifirt werden. Gefegentwürfe im Bade der Civil: je 
wohl, als Griminalgefeggebung werben zu eurer Kenntniß gebracht werben. Ich 
hege das Vertrauen, daß ihr fie mit anhaltender Aufmerkſamkeit prüfen, und Ge 
fehe fchaffen werbet, beftimmt, die Eoftbarften Güter zu verbürgen: die Sicherheit 
eurer Peſonen, die eures Eigenthums, und die Feiheit eurer Meinungen — — 
Repräfentanten des Königreihs Polen! Erhebt eudy zu ber Höhe eurer Beftimmung. 
Ihr feyd berufen, Europa, das feine Blicke auf euch heftet, ein großes Beiſpiel 
zu geben. Beweifet euern Zeitgenoflen, daß die liberalen Inftitutionen, deren au 
immer geheiligte Grundfäge man mit den umftürgenden Lehren, die in unfern Ir 
gen die gefellfchaftlihe Ordnung mit einer fürdhterlichen Kataftrophe bebrohten, zu 
vermwechfeln droht, Fein gefährliches Blendwerk find, fondern daß fie, mit Reblid 
keit ind Werk gefegt und vor allem mit reiner Abficht nach einem erhaltenden und 
für die Menfchheit nüglichen Ziele geleitet, fi volllommen mit der Ordnung ver 
tragen, und in Gemeinfchaft mit diefer die wahre Wohlfahrt der Nationen bewirken.“ 


‘ 





f) Decret des Kaiferd von Rußland als Königs von Polen, die 
Beihränfung der Deffentlichkeit der Reihötagsverhandlungen 
betreffend. Vom 13. Februar 1825. 


Bon Gottes Gnaben. Wir Alerander J. Kaiſer aller Reuffen, König von Pr 
len 2c. Zreu den Gefinnungen und den väterlichen Abfichten, welche Uns bewogen 
haben, aus eigenem Antrieb Unfern Unterthanen bed Koͤnigreichs Polen bie Ber 
faffungsurkunde zu bewilligen, um bei allen Claſſen der Bewohner Frieden, Gin 
tracht und Einigkeit, die zu ihrer Wohlfahrt fo nöthig find, zu erhalten; forafältis 
bemüht, die Gefahren zu entfernen, welche der Mißbrauch, den man aus einer ir 
rer Beftimmungen gemadıt, bereits erzeugt hat oder. nody erzeugen könnte; in Ev 
waͤgung, daß die Deffentlichkeit der Verhandlungen in beiden Kammern, indem 
dem Rebner Anlaß giebt, mehr eine ephemere Popularität als das Öffentliche B 
ins Auge zu faflen, diefe Verhandiungen in eitle Declamationen hat ausarten laſſen, 
welche geeignet find, jene fo erwünfchte Einigkeit zu zerftören, und die Ruhe und 
Würde, die bei allen wichtigen Rathichlagungen vorwalten müffen, baraus verbannt 
haben; um dem Uebel in ber Quelle abzubelfen, ber Nothwendigkeit alles Einfiuf: 
fes auf die Wahlen und auf die Meinungen vorzubeugen, und Unfre Unterthanen de? 
Königreichs Polen alle Wohlthaten, welche die Charte ihnen zugefichert hat, genir 
gen zu laffen; — haben Wir befchloffen, Unfer Werk zu befeftigen, indem Bu 
dur) einen Zuſatzartikel eine ihrer reglementarifchen Beftimmungen,- deren f 
Nachtheile die Erfahrung und gezeigt, mobificiren; zu dem Ende haben Winde 
eretirt und decretiren Bolgenbes: 
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Iufagartitel. Die Eroͤffnungs- und Schlußſitzungen des Reichstags, fo 
wie auch diejenigen, wo bie königliche Sanction der Gefegentiwürfe promuigirt wird, 
folen fernerhin, wie bisher, öffentlich feyn, und dabei die gewöhnlichen Feierlich- 
kiten ftatt finden. Kür die Wahl der Sommiffionen, fo wie für fonftige Berathun⸗ 
gen und Discuffionen aller Art, follen fi die Kammern immer in einen geheimen 
Ausfhuß bilden. Diefer Artikel wird für einen integrirenden und untrenndaren 
Zheil der Verfaſſungsurkunde erklärt. 

Der Präfident des Senats und der Marfchall der Landbotenkammer haben bei 
perfönlicher Verantwortung über deffen Ausführung zu wachen. i 

Gegeben zu Czarskoe-Selo, den 1. (13.) Febr. 1825. 


Gez.) Alexander. 
Auf Seiner k. k. Majeſtaͤt Befehl ꝛc. — 
nterz. Stephan Graf Grabowski. 
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8) Rede, gehalten von Alexander J. am 13. Mai 1825 zur 
Eroͤffnung des polniſchen Reichstages. 


Repraͤſentanten des Koͤnigreiches Polen. 


As ih mich vor vier Jahren von Euch trennte, hatten bedauernswuͤrdige Ereig⸗ 
niffe eine allgemeine Bewegung in Europa hervorgebracht, die dem Wohlergehen 
aller Völker Gefahren drohete. Ich habe den Meinungen Zeit laffen wollen, fich 
feftäuftellen und den Leidenschaften, ſich zu mäßigen. Eure dritte Zuſammenkunft 
ift aufgefchoben worden; aber diefer Auffchub wird, ich bin deffen gewiß, den gutem 
Erfolg Eurer Arbeiten um deſto mehr vorbereitet haben, und ich befinde mich nun 
mit wahren Vergnügen, und mit jenen Empfindungen der Auneigung, von denen’ 
ih Euch ſchon fo viele Beweife gegeben, abermals in Eurer Mitte. 

In dem, feit dem legten Reichötage verfloffenen, Beitraume habe ich, meinen ' 
Pflichten und dem Euch offenbarten Entfchluffe getreu, fo bald ich die Keime ber 
Serftörung bemerkte, mich deren Entwicelung. widerfegt. Um mein Werk zu bes 
feftigen, die Dauer deffelben zu fichern, und Euch den friedlihen Genuß der davon 
erwarteten Früchte zu verbürgen, habe ich dem Grundgefege des Koͤnigreichs einen 
Artikel hinzugefügt. Diefe Mafregel, die jeder Nothivendigkeit, auf die Wahlvers 
fammlungen und: auf Eure Berathungen Einfluß zu üben, vorbeugt, beweifet den 
Antheit, den ich an der Befeftigung‘ Eurer Verfaſſungsacte nehme. Dies iſt ber 
einzige Endzweck, den ich durch jene von mir erariffene Mafregel zu erreichen bes 
bfihtigte, und die Polen werden, wie ich das fefte Vertrauen habe, diefen Zweck 
md das von mir dazu angewandte Mittel zu würdigen wiffen: Mein Minifter des 
Innern wird Euch die Schilderung der Lage des Königreich® und der feit vier Jah⸗ 
ven befolgten Verwaltungsmaßregeln vorlegen. Ihr werdet mit’ Vergnügen bie ras 
Then Fortſchritte des Gewerbfleißes bemerken, und anerkennen, daß, wenn das öffents 
ie Wohlergehen noch nicht dahin gelangt ift, wohin meine Wuͤnſche und die Sorg⸗ 
falt der Regierung daffelbe gebracht fehen möchten, die Urfache davon nur in ber 
allgemeinen Stodung des Handels mit den Erzeugniffen des Aderbaues gefucht were 

kann. j 

In andern Beziehungen hat man die vortheilhafteften Refultate erlangt. 

Die Nationalſchuld ift ihrer völligen Abtragnng nahe. 

Durch zwei Verträge ift der Antheil diefer Schuld feftgeftellt, den Oeſtreich 
md Preußen zu tragen haben. Bald wird ein neues Finanzgeſetz alle Einkünfte 
und Ausgaben des Staates feftftellen. . 

Ein verderbliches Deficit hatte- Eure theuerften Intereffen gefährdet. Es iſt 
verfhwunden. Der Ueberfhuß ber Einnahmen fol zur Tilgung der Nationalfhuld 
gewiſſenhaft angewandt werden. , | 

Die mit * Hofe von Berlin zur Regulirung der Handelsverhaͤltniſſe zwiſchen 
Polen und Preußen eröffneten Unterhandlungen, find mittelſt einer Folge von red⸗ 
lichen und freundſchaftlichen Anordnungen, die den Verhaͤltniſſen mit meinem Bun⸗ 
desgenoſſen zur Grundlage dienen, mit dem gluͤcklichſten Erfolge gekroͤnt worden. 
Die von mir ratificirte Uebereinkunft eroͤffnet Eurem auswaͤrtigen Handel leichte 
Abſatzwege. Euer Handel mit Rußland gewinnt taͤglich an Thaͤtigkeit und Ausdeh⸗ 
nung. Die demſelben zugeftandenen Erleichterungen find doppelt N 
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das gegenſeitige Wohlergehen, deſſen Fortſchritte ſie beguͤnſtigt, und durch bi neuen 
Bande, die fie um bie beiden Nationen ſchlingt. | 

Die auf den Privatbefisudgen laftenden Schulden haben meine befondere Auf 
merkfamfeit erregt. Es wird Euch der Entwurf zu einer folidarifchen Verbindung | 
der Grpndbefiger vorgelegt werden. Es ift das Ergebniß der in Euren Woywode | 
ſchaftsraͤthen vielfeitig erörterten Meinungen. 

Die Religion, die Quelle aller Tugenden, dieſe unerläßliche Grundlage die | 
menfchlihen Einrichtungen, fcheint die Revifion eines Theils Eures bürgerlichen 8: | 
fegbuches zu erheifchen. Eine aus Eurer Mitte gewählte Commiſſion hat diefe wide | 
tige Arbeit unternommen, und der von ihr erörterte Entwurf des erften Buch 
wird Euch mitgetbeilt werben. 

Meine Gedanken werden Euch in der Verrichtung Eurer Amtsgeſchaͤfte beale: 

ten, und Ihr werdet mich bereit finden zur Annahme der mir vorgefchlagenen ver⸗ 
beſſerungen, aber auch entſchloſſen, zur Abweiſung jedes Eurem Gluͤcke ſchaͤdlichta 
Zugeſtaͤndniſſes. 
Repraͤſentanten des Koͤnigreichs Polen! Frei von allem Einfluß, möge Ihr 
ruhig zu Euren Berathungen fchreitin. In Euren Händen liegt bie Zukunft 
Eures Baterlandes. Erwäget nur deſſen Wohl, deſſen wahren Vortheil, erxiak 
ihm die Dienfte alle, die e8 von Eurer Vereinigung erwartet, und fteht mit in da 
Erfüllung der Wünfche bei, die ich nie aufgehört habe, für daffelbe zu hegen. 





1 

Nach der Beendigung der im Nov. 1830 ausgebrochenen polniſchen 
Revolution durch die Einnahme der Stadt Warfchau am 8. Sept. 1838 
trat die, vom Kaifer Alerander dem Königreiche gegebene, Verfaſſun 
nicht wieder in Wirkſamkeit. — Es erſchien aber, ſtatt derſelben, di 
vom Kaiſer Nicolaus am 14. (26.) Febr. 1832 unterzeichnetes organ 
ſches Statut. 


h) Organiſches Statut vom 26. Febr. 1832. 


„Bon Gottes Gnaden Wir Nicolaus der Erfte, Kaifer und Senf 
fcher aller Reußen, König von Polen u. f. w. u. f. w. u. f. m. 

Bei Unferer beftändigen und angeftrengten Sorge um das Mohl 
Nationen, welhe die Vorfehung des Höcften Unferm Scepter anvertr 
haben Wir mit befonderer Aufmerkſamkeit die Grundlagen einer Eünfti 
“ Drganifirung des Königreihs Polen in Betracht gezogen und, mit B 
fihtigung der wahren Wortheile und der Lage diefes Landes, fo wie der 
lichen Bedürfniffe und Sitten der Einwohner, unter der unumgängliäil 
Nothwendigkeit, deren Ruhe und Wohlfahrt durch eine engere und unerihli 
terliche Verbindung mit dem ruſſiſchen Reiche zu befeftigen, für das Kin 
teih Polen folgende Grundgefege beſtimmt, die Wir demſelben ee. 
digſt verleihen: 

I. Allgemeine Beflimmungen, 


Art. 1. Das Königreich Polen ift für immer mit dem ruffifchen Ai 
verbunden und bildet einen untrennbaren Theil diefes Reichs. Es wird e 
befondere und den Localverhältniffen angemeffene Regierung haben, fo 
' fein eigenes Civil: und Criminalgeſetzbuch; auch verbleiben alle bis jegt I 
Städten und Dorfgemeinden beftehende, denfelben verliehene, Statuten un 
Sefege auf ihren früheren Grundlagen und in ihrer alten Kraft. 

Art. 2. Die Krone des Königreihs Polen ift erblidy in Unferer Pa 
fon und in der Unferer Nachkommen, Nachfolger und Succefforen, in & 


mäßheit ber für das Kaiſerthum aller Reußen vorgefchriebenen Thronfolg! 
ordnung. 
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Art. 3. Die Krönung der Kaiſer aller Reußen, Könige von Polen, 
erfolge mittelft einer Geremonie, die in der Hauptftadt Moskau Statt finden 
wird, und zwar in Gegenwart einer Deputation de8 Königreichs Polen, die 
zugeih mit den Deputirten der andern Theile des Kaiferreihs zur XTheils 
nahme an diefer Feierlichkeit eingeladen werden foll. 


Art. 4 Sn Füllen, wo nad den beftehenden oder * in Zukunft 
zu etlaſſenden Beſtimmungen in Rußland eine Regentſchaft eintritt, wird 
ſich die Macht des Regenten, oder der Regentin des Reichs, auch auf * 
Koͤnigreich Polen erſtrecken. 


Art. 5. Die Freiheit des Cultus iſt vollkommen garantirt; es tehe 
einem jeden insbeſondere frei, unter dem Schutz der Regierung die religioͤſen 
Ceremonien oͤffentlich und ungehindert auszuuͤben, und der Unterſchied in der 
Lehrmeife der verſchiedenen chriſtlichen Glaubensbekenntniſſe kann nicht als 
Anlaß dienen, irgend Jemand von den, allen Einwohnern des Koͤnigreichs 
verliehenen, Rechten und Privilegien auszuſchließen. Endlich wird die roͤ—⸗ 
miſch katholiſche Religion, als diejenige, zu der ſich die Mehrzahl Unſerer 
Unterthanen im Koͤnigreich Polen bekennt, immer ein Gegenſtand des beſon⸗ 
dern Schuges und Wohlwollens der Regierung feyn. 

Art. 6. Die im Befig der roͤmiſch-katholiſchen und griechiſch⸗ uniir⸗ 
ten Geiſtlichkeit befindlichen Fonds werden als allgemeines und unantaſtbares 
sum der kirchlichen Hierarchie eines jeden dieſer Glaubensbefenntniffe 
etrachtet. 


Urt. 7. Der Schug ber Sefege wird gleichmäßig auf alle Einwohner 
des Königreichs, ohme Unterfchied von Stand und Anfehen, ausgedehnt. Ein 
Jeder kann durch perfönliche Verdienfte und Talente in der gefeglich vorge⸗ 
ſchtiebenen Ordnung alle Aemter und Würden im Lande erlangen. 

Art. 8, Die perſoͤnliche Freiheit eines Jeden wird verbuͤrgt und durch 
die beſtehenden Geſetze beſchuͤzt. Niemand kann, außer in den im Geſetz 
vorgeſehenen Fällen und mit ſtrenger Beobachtung der in dieſer Hinſicht vor⸗ 
geſchtiebenen Formen, verhaftet oder vor Gericht geſtellt werden. Jeder Vers 
haftete wird fchriftlid von den Gründen feiner Feftnehmung benachrichtigt. 

Art. 9. Jeder Verhaftete muß ſpaͤteſtens binnen drei Tagen nach’ feiner 
Feſtnehmung vor eine gerichtliche Behoͤrde geſtellt werden, um ihn zu verhoͤren, 
oder in der vorgeſchriebenen Form uͤber ihn ein Urtheil zu ſprechen. Wird 
et bei dieſer erſten Unterſuchung fuͤr unſchuldig erkannt; ſo erhaͤlt er ſogleich 
ſeine Freiheit wieder; eben ſo wird auch derjenige aus dem Gewahrſam frei— 
gelaſſen, der in den im Geſetz vorgeſehenen Faͤllen eine hinreichende Buͤrg⸗ 
ſchaſt für ſich ſtellt. 

Art. 10. Die Form des Verfahrens bei gerichtlichen Unterſuchungen 
gegen die höchiten Beamten des Königreich, und gegen die Perfonen, denen , 
Staotöverbrechen zur Laft gelegt werden, wird durch ein befonderes Geſetz, 
das in ſeinen Grundlagen mit den in den andern Theilen Unſers Reichs in 
dieſer Beziehung beſtehenden Verordnungen uͤbereinſtimmen ſoll, beſtimmt 
werden. 

Art. 11. Das Eigenthumsrecht von einzelnen Perſonen und Gorpo: 
tationen wird in allen Dingen, fowohl in den auf der Oberfläche als inner= 
halb der Erde befindlichen, für heilig und unantafibar erfannt, und zwar in 
Gemäßheit der beftehenden Grundgefege. Jedem Unterthan des Koͤnigreichs 
Polen ſteht es vollkommen frei, ſich uͤberzuſiedeln und ſein Eigenthum zu 
uͤberttagen, wohin er will, wenn er nur die betreffenden Vorſchriften in die⸗ 
ſet Hinſicht a | 


— 
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Art, 12. Die Strafe der Confiscation des Vermoͤgens iſt nur für 
Staatsverbrechen erfter Claffe feftgefegt, wie es noch im Einzelnen durch bes 
fondere Vorfchriften näher beftimmt werden Toll. 

Art. 13. Die Kundmahung der Gedanken vermittelft der Preſſe fol 
nur derjenigen Beſchraͤnkung unterliegen, welche zur Sicherftellung der gegen 
die Religion zu beobadytenden Ehrfurcht, der‘ Unverleglichkeit der hoͤchſten Be— 
hörde, der Unbefledtheit der Sitten und.der perfönlihen Ehre eines Jeden 
für unumgänglidy nothwendig erachtet wird. Zu biefem Zweck follen noch 
befondere Reglements erlaffen werden, und zwar nad denfelben Principien, 
welche für die in den andern Theilen Unferer Herrfchaft in diefer Hinſicht 
dermalen beftehenden Vorfchriften als Grundlage dienten. 

Art. 14. Das Königreich Polen foll zu den allgemeinen Ausgaben 
zur Beftreitung der Bedürfniffe des Kaiferreihs in angemeffenem Verhaͤltniß 
beitragen. Der hiernach auf daffelbe fallende Antheil an Steuern und fer: 
nern Auflagen foll mit der ftrengften verhäftnigmägigen Genauigkeit durch 
eine befondere Verordnung beftimmt werden. | 

Art. 15. Alle Steuern und andere Auflagen, weldye bis zum Monat 
November des. Zahres 1830 im Königreich Polen beftanden, ſollen aud) 
inskünftige fo lange nad) ber frühen Art erhoben werden, bis die Gattung 
und Quantität diefer Steuern und Auflagen durchgefehen und auf eine ans 
dere Weiſe angeordnet feyn wird, um dann, fo viel als möglich, dieſe all: 
gemeinen für die Bedürfniffe des Landes nöthigen Pflichten auszugleichen 
und zu erleichtern. 

Art. 16. Der Schag des Königreichs Polen, fo wie beffen andere 
Regierungszieige, follen getrennt von den Adminiſtrationen der andern Theile 
des Kaiferreich8 verwaltet werden. 

Art. 17. Die von Uns anerkannte Staatsſchuld bes Königreichs Por 
fen wird, fo mie früher, duch die Bürgfchaft der Regierung garantirt und 
aus den Einkünften des Königreichs getilgt. 

Art. 18. Die Bank des Königreichs Polen und die bis auf den heu— 
tigen Tag beftehenden Greditgefege in Bezug auf unbemwegliche Güter werben, 
wie früher, unter dem Schuß der Regierung verbleiben. 

“ Art. 19. «Die Art und Weiſe der Handelsverhältnige zwiſchen dem 
ruſſiſchen Kaiſerthum und dem Königreidy Polen wird nad den jedesmaligen 
gegenfeitigen Intereſſen der durch das allgemeine Landeswohl verbundenen, 
aber abgefondert verwalteten, Provinzen feftgeftellt werden. 

Art. 20. Unfere Armee im Kaifer: und Königreich wird ein einziges 
Ganzes ohne Unterfcheidung von ruffifhen und polnifhen Truppen ausma— 
hen. Wir behalten Uns vor, durch ein befonderes Gefeg fpäter zu beſtim⸗ 
men, nad) welchen Verhältnig und auf melden Grundlagen das Königreich 
Polen an dem allgemeinen Beſtand diefer Unferer Armee Theil nehmen ſoll. 
Die Zahl der Truppen, melde zum innen Schutz des Königreichs dienen 
ſollen, wird ebenfalls durch ein befonderes Gefeg beſtimmt werden. 


Urt. 21. Diejenigen Unferer Unterthanen aus dem ruſſiſchen Kaifer 


reich, welche fih im Königreich Polen niedergelaffen haben und in diefem 


Lande unbemeglihes Eigenthum bereits befigen oder befigen werben, follen 
alfe den Landeseinwohnern zuftehende Rechte genießen, und eben fo umgekehrt 
Unfere Unterthanen aus dem Königreich Polen, welche in andern Pro 

des Kaiferreiche orig find und dafelbft unbewegliche Güter befigen. Wir 
behalten Uns vor, in Zukunft im Königreich auch andern Perfonen, bie: ech 
nit innerhalb feiner Grenzen anfäffig find, ſowohl Ruffen, als Ausländern, 
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die-Naturalifirung zu ertheilen. Unfere Unterthanen des ruffifchen Kaiferreiche, 
die fih auf eine Zeit lang im Königreiche Polen aufhalten, fo wie auch 


Unfere Unterthanen des Königreichs Polen, die in anderen Theilen des Kaifere | 


reichs verweilen, unterliegen den Gefegen des Landes, in welchem fie fich 
befinden. 


I. Von der oberen und drtlihen Verwaltung. 


Art. 22. Die Oberverwaltung des Königreihs Polen wird einem Ads 


; miniffrationsrath übertragen, der in Unferem Namen, unter dem VBorfig ei⸗ 
nd Statthalterd des Königreichs, regieren fol. 

Art. 23. Der Adminiftrationsrath beiteht aus dem Statthalter des 
Königreichs, den Oberdirectoren, die in den Gommiffionen präfidiren, und 
unter welche die SSntereffen der Verwaltung vertheilt find, aus dem Genes 
talcontrolleue, der in der Ober: Redynungstammer präfidirt, und aus andern 
Mitgliedern, die Wir durch Unfere befonderen Befehle bezeichnen werden. 


Art. 24. Die Mitglieder des Adminiftrationsrath8 fprechen in dem⸗ | 


ſelben, mit volllommener Freiheit, ihre Anfichten aus, und jedes von ihnen 
hat das Recht, zu -fordern, daß feine Meinung in das Sigungsprotocoll 
eingetragen werde. Die Intereſſen werden durch Stimmenmehrheit entfchies 
den. Wenn aber die Stimmenzahl auf beiden Seiten gleich ift; fo giebt die 
Stimme des Statthalters des Königreihs den Ausfchlag. 


Art. 25. Wenn die Mehrheit der Mitglieder mit der Anficht bes. 


Statthalter des Königreichs nicht einverftanden ift, und diefer feinerfeits bea 
merkt hat, daß ihr Vorſchlag bedeutende Unzweckmaͤßigkeiten in ſich faßt; fo 
it derfelbe ermächtigt, die Vollziehung des Beſchluſſes der Mitglieder zu 


[uspendiren,, und hat Uns unverzüglich den Gegenftand, mit Beifügung des 


Protocols der Rathsfigungen, zu Unferer Prüfung vorzulegen. 

Art. 26. Sn Gemäßheit befonderer Vorſchriften, die in diefer Bezie⸗ 
dung erlaffen werden follen, wird der Adminiftrationsrath die Gandidaten 
für die erledigten Stellen der Erzbifhöffe, Bifchöffe, Oberdirectoren, Staa®: 
täthe, Mitglieder der oberften Gerichtsfammer und anderer Beamten, deren 
Ermennung zu Verwaltungs= und Gerichtöfunctionen von Uns abhängt, wäh: 
Im, und Uns durch Wermittelung des Statthalterd des Königreichs vorfchla: 
gen. Diefe Candidatenliften werden geprüft, und bei der Ernennung der 
Uns, von dem Abminiftrationsrath vorgefchlagenen, oder anderer, Unferes 
Vertrauens wuͤrdiger Perfonen, fowohl unter den Einwohnern des König: 
teichs Polen, als unter denen der. anderen Provinzen des Kaiferreiche, zu ben 
erledigten Stellen, mit anderen eingezogenen Machrichten verglichen werden. 

Art. 27. Sm Fall des Todes, oder einer langwierigen Krankheit, oder 
einee Abwefenheit des Statthalters des Königreich, oder auch eines anderen 
rechtmaͤßigen Hinderniffes an der Amtsführung, geht die Gewalt des Statt: 
halters einftweilen auf das ditefte Mitglied des Adminiftrationsraths über, 
— fie fo Lange. bekleidet, bis Unſer weiterer Wille in dieſer Hinſicht verkuͤn— 

t wird. 


Art. 28. Für die im folgenden 29ften Artikel bezeichneten Intereſſen, 
auf welche die Befugniß des Adminiſtrationsraths keinen Einflug ausübt, 
fen Wir im Königreiche Polen einen Staatsrath, ebenfalls unter der Praͤ⸗ 
fidentur des Statthalters des Königreihe ein. In bdiefem Rath follen Sig 
haben: 1) die Generaldirectoren und der Generalconteoleur, als beftändige 
Mitgtieder deſſelben vermöge ihrer Stellung; 2) die mit der Würde von 
Staatstaͤthen befichenen Beamten, und andere, welche Wir zu befländigem 


Oder zeitweiligem Sig in den Stantsrath berufen. Im Falk der Abweſen⸗ 
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heit des Statthalters präfidirt eines der Mitglieder im — welches 
von Uns befonders dazu —— worden iſt, bei ſolchen Vorfaͤllen dieſes 
Amt zu bekleiden. 

Art. 29. Zu den Pflichten des Staatsraths des Koͤnigreiches Polen 
gehoͤren: 

1) Die Durchſicht und Entwerfung von Vorſchlaͤgen zu neuen Geſetzen 
und Verordnungen, die ſich auf die allgemeine Verwaltung des Königreichs 
beziehen. 

2) Die Köfung von Streitigkeiten und Fragen, die fi zwiſchen Ver 
mwaltungs= und Gerichtsbehörden über. die zu deren Reſſort gehörigen Gegen 
ftände erheben. 

3) Die Prüfung der Vorftellungen und Bitten von ben Berfammlun 
gen der Provinzialftände und von den Woywodſchaftsraͤthen in Bezug auf 
die Bedürfniffe und das Wohl des Landes, fo wie der auf foldye Dort 
lungen und Bitten zu ertheilende Beſcheid. 

4) Die Revidirung des von dem Adminiftrationsrath angefertigten jür 
lichen. Budget8 der Einkünfte und Ausgaben des Königreichs, fo wie de 
Berichte des Generalcontroleurs über die Rechnungsrevifion in den verihie 
denen Berwaltungszweigen. 


5) Die Einfiht der von den Oberchefs der verfchiedenen Verwaltung 
zweige über ihre Gefhäfte, in den ihnen anvertrauten Intereſſ en, eingeſand⸗ 
ten Berichte. 

6) Die Beſtimmung hinſichtlich einer gegen Beamte, welche unmittb 
bar von Uns oder in Unferem Namen ernannt worden, wegen amtlich 
Vergehen einzuleitenden gerichtlichen Unterſuchung. 

Art. 30. Alle in den obigen Artikeln 24, und. 25. enthaltene Pe 
flimmungen, über die bei den Sigungen und bei dem Vollzug von Beſchlüß 
fer des Adminiftrationsrathes zu beobachtende Ordnung, findet ihrer ganze 
Ausdehnung nah auch auf die Gefcjäfte des Staatsrathes des Königreiches 
Polen Anmendung. 


Art. 31. Die auf die Geſetzgebung bezüglihen Angelegenheiten und 
andere Borfchläge von großer Wichtigkeit, binfichtlich deren Uns eine vr 
gängige, forgfältige Combinirung mit den in den anderen Theilen des N 
ches beftehenden Gefegen, und mit dem allgemeinen Wohl deffelben erford® 
lich fcheinen möchte; fo wie auch das von dem Staatsrath des Koͤnigteiche⸗ 
Polen Uns vorgelegte Jahresbudget, werden zu letzter Durchſicht und Beſta⸗ 
tigung an den Stadtsrach des ruſſiſchen Kaiſerthums gelangen. Zu dieſem 
Ende wird in demfelben ‚ein befonderes Departement, unter dem Namen dt 
nes „Departements für die Sntereffen des Königreiches Polen,” gebildet; 
in diefem Departement werden von Uns ernannte Mitglieder aus Unſetch 
Unterthanen des Kaiſer- und Königreihes Sig haben. 

Art. 32. Der bei Unferee Perfon befindlihe Minifter: Staatsferei 
bes Königreiches Polen wird Uns über die Angelegenheiten, melde wermik 
telft des Statthalterd von dem Adminiftrations = und Staatsrath an ihn 
langen, Vortrag halten, und auch dem Statthalter des ‚Königreiches. Unie 
Kaiferl, Königl. Befehle Eund thun. | 

Art. 33. Alle von Uns fanctionirte Gefege, Befehle und Werordnu 
gen, die fih auf das Königreich Polen beziehen, werden. von Unſetem 
nilter  Staatsfecretär diefes Königreiches contrafignirt, und follen in das 
fegbud) eingetragen werden, | 








— 
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Art: 34. Alle abminifftative und gerichtliche. Angelegenheiten im Koͤ⸗ 
nigreiches Polen follen in polniſcher Sprache verhandelt werden. F 
Art. 35. Die Adminiſtrationsangelegenheiten werden den Regierungs⸗ 


commiſſionen uͤbertragen, die unter der Praͤſidentſchaft der Oberdirectoren ſte⸗ 


hen. Solcher Commiſſionen werden drei angeordnet: 

1) Die Commiſſion fuͤr die innern Angelegenheiten und die geiſtlichen 
Intereſſen, ſo wie für den Nationalunterricht. 

2) Die Juſtizcommiſſion. 

3) Die Finanz: und Schagcommiffion. 

Art. 36. Außer diefen Commiffionen wird eine Ober: Rechnungs: 
kammer eingefegt, um eine allgemeine Rechnungstevifion über die Einkünfte 
und Ausgaben des Königreichs zu führen; der Generalcontroleur führt den 
Vorfig-in derfelben. 

Art. 37. Die Angelegenheiten, deren Entſcheidung den Umfang der 
Defugniffe der Dberdirectoren und der Commiſſionen uͤberſchreitet, werden 
dm Adminiſtrationsrath übertragen; Diejenigen abet, deren Entwidelung 
nit der dem Rath und dem Statthalter des Königreichs verliehenen Ges 
walt zukoͤmmt, follen ducch den Minifter: Staatsfeeretär Uns vorgelegt werden. 

Art. 38. Die Oberdirectoren, der Oeneralcontroleur, die Mitglieder 
des Adminiſtrations- und des Staatsraths des Koͤnigsreichs, fo wie diejenis 
gen der Regierungscommiffionen, find für jedes Vergehen gegen bie Gefege, 
gegen Unfere Befehle und Verordnungen verantwortlid. Sobald. ihre Ueber: 
ftetungen in der vorgefchriebenen Form dargethan, und durch den Staats; 
rath deg Koͤnigreichs erwieſen werden, ſoll dieſer Rath Uns unverzuͤglich zu 
Unferee Entſcheidung darüber Bericht erſtatten, mit dem Geſuch um Unſe— 
ten Beſchluß, hinſichtlich einer, gegen die Schuldigen einzuleitenden, gericht: 
lichen Unterfuchung. . 

Art. 39. Die jegige Eintheilung des Königreichs in Woymwodfchaften, 
Diſtricte, Kreiſe, Stadt- und Dorfbezirke (Gemeinden), verbleibt auf ihren 
früheren Grundlagen, und jeder diefer Theile behält feine alten Grenzen, bei, 
dis in Zukunft, für da8 Gemeinwohl des Königreichs, Veränderungen für 
nothwendig erachtet werden, 

Urt. 40. Sn jeder Woywodſchaft wird eine Woywodſchaftscommiſ— 
fion angeordnet; fie befteht aus einem Präfidenten und aus Commiſſarien, 
welche mit Erfüllung der von den Ober: Regierungscommilfionen erlaffenen 
Befehle in der durch eine befondere Verordnung in diefer Hinſicht vorgefchries 
benen Form beauftragt find, 

Art. 41. Die Verwaltung der Städte wird der durch die Stadtvers 
ſammlungen erwählten Obrigkeit, und in den Dorfbezirfen (Gemeinden) den 
Voͤgten übertragen. In den Städten haben die Bürgermeifter, in den Dörte 
fren aber die Wögte für die Vollziehung der Megierungsbefehle zu forgen. 


II, Bon den Adelsverfammlungen, Bezirks: (Gemeinder) 
Berfammlungen und Woymwodfchaftsräthen. 


‚Art. 42. Sn allen Wonmwodfchaften werden nah der früheren ‘Art 
und Meife Adelsverfammlungen, Berfammlungen der Stadt: und Dorfges 
meinden, und Woywodſchaftsraͤthe beftehen. 

Art. 43. In jedem Kreife befteht eine Verfammlung aus dem grunde 
befigenden Adel, unter dem Vorfig eines, von dem Statthalter in Unferem 
Namen ernannten, Marfchalls, um zwei Mitglieder für den Woywodſchafts⸗ 
cat) zu wählen, und eine Gandidatenlifte einzureichen, welche. von ‚der, Res 
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gierung bei Beſetzung ber Vacanzen in den verſchiedenen Verwaltungszwei⸗ 
gen beruͤckſichtigt werden ſoll. | 

Art, 44. Die Adelsverfammlungen können nur auf Berufung von 
Seiten des Statthalters des Königreichs zufammenkommen; dieſer beftimmt 
den Tag der Zufammenfunft, den Gegenftand der Berathungen, und bie 
für diefelben erforderliche Zeit. \ 

Art. 45. Kein Edelmiann Eann zur Theilnahme an ben Berathungen 
der Adelöverfammlungen zugelafjen werden, wenn er nicht in das Kreisbud). 
eingetragen ift, nicht das Bürgerrecht im Königreich Polen hat, nicht wenig: 
ftens 21 Jahr alt ift und irgend ein unbewegliches Eigenthum befigt. 

Art. 46. Die Adelsbücher eines jeden Kreifes follen von dem Mops 
wobfchaftsrath angefertigt, und von dem Adminiftrationsrath beftätigt werden. 


Art. 47. In jedem Stadt: und Dorfbezire (Gemeinde) foll eine Be 
zirks- (Gemeinde:) Verſammlung beftehen und ebenfalld auf den Ruf des 
Statthalterd des Königreichs und unter dem Vorſitz eines von ihm ernann: 
ten Marfchalls zufammentreten. Kine folche Verſammlung wählt ein Mit: 
glieb für den Woywodſchaftsrath, und fertigt eine Gandidatenlifte an, auf 
weiche die Regierung bei Ernennung von Perfonen zu den verfchiebenen Aem⸗ 
tern Rüdficht nehmen wird. 

Art. 48. An den Berathungen ber Bezirks: (Gemeinde:) Verſamm⸗ 
fungen follen Theil nehmen dürfen: 

1) Jeder Bürger, der nicht zum Adelsſtande gehört, aber ein unbe 
wegliches Eigenthum befigt, von dem er irgend eine Abgabe entrichtet. 

2) Jeder Fabrikant und Gemwerkseigenthümer, jeder Kaufmann, der ein 
Lager oder Magazin von eigenen Waaren im Werth von wenigftens 10,000 
polniſchen Gulden befigt. 

3) Alte Pfarrer, Vorſteher geiftlicher Orden und Vicarien ber Kirchen. 

4) Die Profefforen, Lehrer und andere Perfonen, welche in, von der 
Regierung geleiteten, Unterrichtsanftalten mit der Erziehung der Jugend be 
ſchaͤftigt find. 

5) Jeder Künftler, der fi durch feine Talente und Kenntniffe einem 
Namen erworben, oder zur Bereicherung der Nationalinduftrie, des Handel 
oder der ferien Künfte beigetragen hat. 

Art. 49. Niemand kann an ben Bezirks-(Gemeinde-) Berathun⸗ 
gen Theil nehmen, wenn er nicht in das Buch diefer Stadt: oder Dorfge 
meinde eingetragen ift, nicht die Civilrechte im Königreich Polen genießt und 
nicht mwenigftens 21 Jahr alt ift. 

Art. 50. Die Kiften der Eigenthuͤmer von unbeweglichen Gütern, bie 
in Folge deffen zur Zheilnahme an den Berathungen der Adelsverfammlun 
gen und Bezirköverfammlungen berechtigt find, werden von den Wopwod⸗ 
fchaftsräthen angefertigt, und die Kiften der Fabrikanten, der Gemerkseigen: 
thümer, der Kaufleute und der, durch ihre Zalente in freien Künften, od 
duch ihren, dem Gemeinwohl geleifteten, Nusen ausgezeichneten Bürger; 
fo wie die Liſten der Pfarrer, Votſteher von Kiöftern und Vicarien von Kir 
chen, und diejenigen der mit Erziehung der Jugend in öffentlichen Unter: 
richtsanftalten befchäftigten Perfonen, von der Gommiffion für die immeren 
Angelegenheiten, für die geiftlichen Intereffen und den Nationalunterricht, 

Art. -51. Im jeder Woywodſchaft wird ein Woywodſchaftsrath angı: 
ordnet, deſſen Mitglieder von den Adels» und Bezirköverfammlungen gemählt 
werden; eines derfelben, welches von dem Statthalter des Königreichs in m 
ferem Namen zu diefem Amt ernannt wird, führe darin den Vorſitz. 
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Art. 52. Die hauptfächlichften Pflichten diefes Raths find folgende: 

4) Die Richter für die gerichtlichen Jurisdictionen der beiden erſten 
Inſtanzen zu wählen. 

2) An der Anfertigung und WVerificirung der Ganbdidatenlifte, welche 
von der Megierung, bei der Ernennung von Perfonen zu den verſchiedenen 
Aemtern, berückfichtigt werden foll, Theil zu nehmen. 

3) Für die Erhaltung des Wohls und Vortheild bee Woywodſchaft zu 
forgen, indem er fich zu diefem Zweck mit den gehörigen WVorftellungen und 
Bitten, durch Wermittelung der Woymwodfchaftscommiffion, an die Regierung 
mendet, und fich in Allem nach den Borfchriften einer diesfälligen befundes 
ion Verordnung richtet. . 


IV. Bon den Berfammlungen ber Provinzialftände, 


Art, 53. Zur Berathfchlagung Über Angelegenheiten, welche das Ges 
meinwohl des ganzen Königreichs Polen betreffen, werden Verfammlungen 
von Provinzialftänden angeordnet. Diefe Berfammlungen follen in den, ih: 
ut Prüfung vorgelegten, Gegenftänden eine berathende Stimme haben. 

Art. 54. Der Umfang und die Form der Gefchäfte diefer Verſamm⸗ 
lungen dev Provinzialftände werden durd eine befondere Verordnung vorge: . 
(hrieben werden. i ‘ 


V. Bon der Gerihtsordnung. 


Art. 55. Jede Gerichtöbehörde im Königreih Polen ift Allergnädigft 
von Uns eingefegt, und foll in Unferem Namen handeln. Das Recht der 
Pegnadigung und der Strafermäßigung hängt ausfchlieglih vor Uns ab. 

Art. 56. Die gerichtlichen Surisdictionen beftehen aus Richtern, bie 
von Uns ernannt werden, und aus Richtern, die in ber, durch eine befons 
dere diesfällige Werorbnung vorgefchriebenen, Form gemählt werden. 

Art. 57. Die von Uns ernannten Richter verbleiben fo lange in ih⸗ 
von Amtspflichten, bis fie, wenn Wir ed für nöthig befinden, davon ent 
bunden, oder wegen eines Vergehens durch das Gericht entfernt, oder ends 
ih in ein anderes Amt verfegt werden. Die gewählten Richter bleiben fo 
lange im. Amt, als es im der befonderen Verordnung bezeichnet ifl. 

Art. 58. Die Richter unterliegen einer Entfernung von ihren Aem⸗ 
km, wegen Mißbrauchs ihrer Gewalt, und wegen aller anderen erwieſenen 
Uebertretungen der feftgefegten Formen, jedoch nicht anders, als in Folge eis 
nd Ausſpruchs der betreffenden höheren gerichtlichen Jurisdiction. | 

Art. 59. Die Aufrechterhaltung der Ordnung an den Gerichten erfter 
und zweiter Inſtanz; fo mie die Löfung der möglicher MWeife fich erhebenden 
Streitigkeiten und Fragen zwifchen ihnen, Hinfichtlich des Umfangs ihrer Ge: _ 
malt, wird der oberften Gerichtsfammer übertragen. 

Art. 60. Das Gefes in Bezug auf die Friedensrichter, für die Ein- 
wohner aller Stände, bleibt in feiner früheren Art und Weife beftehen; ihre 
Pliht Hei der Schlichtung von "Proceffen ift es, die flreitenden Parteien 
jur Vereinigung zu bewegen. | 

Art. 61. Kein Proceß kann vor das Givilgericht erfter Inftanz ges 
bracht werden, wenn er nicht vorher dem betreffenden S$riedensrichter zur 
Schlihtung vorgetragen worden ift; doch find hiervon folche Proceffe ausges 
nommen, deren letzte Entfcheidung nach den bejtehenden Gefegen nicht von 
der Ausgleichung des Friedensrichters abhängt. 

Art. 62. Für Proceffe, welche den Werth von 500 polnifchen Gul⸗ 
den nicht uͤberſteigen, find die Civil⸗ und Polizeitichter in jeder Stadt und 
dem Dorfbezirt (Gemeinde) beftimmt. - Ä 
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Art. 63. Für Proceffe, deren Werth die Summe von 500 polnis 
ſchen Gulden überfteigt, find in jeder Woywodſchaft die Land: und Termin—⸗ 
Gerichte beftimmt. 

Urt. 64, Die Einrichtung der befonderen Handelsgerichte verbleibt in 
ihrer früheren Art und Weife. 

Urt. 65. Für Griminalfahen und Angelegenheiten, bie zur Zuchtpo— 
lizei gehören, werden in jeder Wonmwodfchaft Grodgerichte angeordnet. 

Art. 66. Für die Revifion von Urtheilsfprüchen der Land-, Zermin:, 
Grod: und Handelsgerichte,, werden Appellationsgerichte angeordnet. 

Art. 67. Außerdem wird in Warfchau eine oberfte Gerichtsfammer 
errichtet, deren Zufammenfegung und Befugniffe durch ein befonderes Geſetz 
beftimmt werden follen. 

Art. 68. Die in diefem organifhen Statut enthaltenen Vorſchriften 
folen durch befondere Derordnungen, je nachdem das Bedürfniß es erheiſcht, 
naͤher entwickelt und ergaͤnzt werden. 

Art. 69. Alle den Vorſchriften gegenwaͤrtigen organiſchen Statuts 
zuwiderlaufende aͤltere Geſetze und Verordnungen werden hiermit aufgehoben. 
Dieſes organiſche Statut haben Wir eigenhändig unterzeichnet und mit 
Unferem Kaiferlihen Inſiegel verſehen laſſen. — Gegeben zu St. Peters⸗ 
burg am 14. (26.) Februar im Jahre der Geburt des Herrn 1832, Un— 
ſerer Regierung im 7ten. 

(gez.) Nicolaus. 
durch den Kaiſer und Koͤnig. 
| ‚ der Minifter: Staatsfecretär 
LIE Re Er uk »  (unterz.) Graf Stephan Grabowski.“ 
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Dieſem organiſchen Decrete folgte: 
i) Die Verordnung des Kaifers Nicolaus, in Bezug 
auf die definitive Drganifation. des Adminiffre: 
BIDHREREDEE im Königreihe Polen, vom 12. (24.) 
Dec. 1832, 


„Bon Gottes Gnaden Wir Nicolaus I., Kaifer aller Reußen, Konig 
von Polen u. f. w., mit Rüdfiht auf den 22ften Artikel des, unterm 14. 
(26.) Februar d. J. Unferem Königreich) Polen von Uns verliehenen, orga 
nifchen Statuts, haben verordnet und verordnen folgende Drganifation des 
Adminiſtrationsraths: 

Art. 1. Vor den Adminiſtrationsrath gehören alle Gegenſtaͤnde dit 
Verwaltung, wo es fich handelt 

. 4) um Ertheilung der nöthigen Verfügungen zur Vollziehung Unfere 

Befehle, oder 

2) um eine Entſcheidung in Sachen, welche die Befugniß der General 
directoren und Regierungscommiſſionen überfteigen, oder endlid) 

3) um die Ueberweifung von Angelegenheiten an ben Staatsrath, wenn 
fie vor defien Forum gehören, 
ı Art. 2. Die Auffiche über die Protocolführung des Adminiftrationd 
raths wird dem von Uns ernannten Staatsferretär anvertraut. Die Pros 
tocolle ſollen während: der Verlefung und Erörterung der, dem Rath vorge 
legten, Gegenſtaͤnde von dem hierzu bezeichneten redigirenden Secretaͤr ange 
fertigt werden. 
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Art. 3. Wenn geheim zu haltende Gegenftände zur Verhandlung ' kom⸗ 
men; fo hat der : Sttaatsfecretär felbft das Protocol anzufertigen, und es ei⸗ 
genhänbig in das geheime Sigungsjouenal einzutragen. . 

Art. 4 In den Sisungen des Adminiftrationsraths follen alle Ans; 
gelegenheiten in folgender Weiſe verhandelt werden: Zuerit ift das Protocol 
der vorhgegangenen Sigung zu verlefen; daffelbe muß. eine deutliche Entwides, 
lung allee Angelegenheiten, und der, in Gemäßheit des :24ften Artikes des dem 
Königreich Polen verliehenen Statuts darüber abgegebenen, Meinungen. ent⸗ 
halten. Sodann lieft der Staatsfecretär die Königlichen Befehle vor, wor⸗ 
auf bie. Mitglieder des Raths, in. der im 23ſten und Zöſten Artikel des or: 
ganifhen Statuts vorgezeichneten Drdnung,. die. Oegenftände ihrer betreffens: 
ven Departement3 zum Vortrag bringen; es fen ‚denn, daß der Statthalter 
es, itgend eines. befonderen Anlaſſes wegen, für nothwendig erachtet, eines. 
det Mitglieder vor den anderen zur Vorlegung feiner Anträge aufzufordern. 
Im Schluffe der Sigung wird der Staatsfecretär zur Sprache bringen: 

1) die von dem Staatsrath. an den Adminiſtrationsrath uͤberwieſenen 
oder zuruͤckgeſandten Gegenſtaͤnde; 

2) die unmittelbar an den Statthalter des Königreichs ai Des 
tihte der Megierungscommifjionen ; 

3) die Berichte und Ueberweifungen von anderen, nicht von den Re⸗ 
gierungscommiſſionen reſſortirenden, Behoͤrden; 

4) die Eingaben und Denkſchriften von Privatperſonen und alle andere 
Gegenſtaͤnde, bei denen der Statthalter es fuͤr noͤthig haͤlt, daß ſie im Rath 
jur Sprache gebracht werden. 

Art. 5. Jedes Mitglied des Raths fol feine Meinung. mit vollkom⸗ 


mener Freiheit ausſprechen, und ſoll das Recht haben, Berichtigungen in 


der re derfelben im Sigungsprotocoll zu verlangen. 

Art. 6, Der Statthalter, fo wie der Adminiftrationgrath, Eönnen. in 
einer folchen Sigung einem vortragenden Mitgliede des Raths feine Vorſtel⸗ 
lung, zu deutlicherer Erläuterung des Gegenftandes, zurüdigeben. 


Yet. 7. Der Statthalter, oder der zur Sigung verfimmelte Adminis 


ſttationsrath, können die Unterfuhung eines Gegenftandes, -der zu dem Des 
partement eines der Mitglieder des Aominiftrationsratbs gehört, und von 
diefem eingebracht ift, einem. anderen Mitgliede zu näherer Prüfung der Sache 
übertragen, unter der Bedingung, daß diefelbe mit dem, von dieſem amde- 
in Mitgliede geleiteten, Departement in Beziehung fteht, und daß dieſes 
Mitglied angemeffene Bemerkungen oder Anfichten darüber mitcheile. 


Art. 8. Nach genuͤgender Erörterung einer Angelegenheit faͤllt der Adz 


miniftrationsrath, in Folge des: Aſten Artikels des organifchen Statuts des 
Königreichs, durch Stimmenmehrheit fein Urtheil darüber. 


Art. 9. In Angslegenbeiten, wo es ſich blog um bie Ueberweifung 
on Denkfchriften oder Eingaben an die betreffenden Behörden, oder um ei: 
ige Abmachung handelt, erläßt der Statthalter unmittelbar die angemeffenen 
Verfügungen oder Auftfäge. Dergleihen Verfügungen und Aufträge find 
von dem Statthalter zu unterzeichnen, von dem Staatgfecretär zu beglaubis 
in, und in das Hauptjournal des Adminiftrationsrathes einzutragen. 


Art. 10. Wenn eines der Mitglieder des Raths es wegen des Ge. 


Häftsganges, oder wegen Hebung eines Zweifels, hinſichtlich irgend einer 
ntfcheidung für noͤthig befindet, fih an den Rath zu wenden, um vorher 
inen Ausſpruch deſſelben auszumirken; ; fo fol ein. folder Ausſpruch des Ras 
hes, in Geſtalt eines Protocolauszuges, mit der Unterfchrift des Staatsſe⸗ 
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cretaͤts, ertheilt werden, und für den Empfänger eine hinreichende Bu 
macht fepn. 


Art. 11. Die Verfügungen des Adminiſtrationsrathes in —* 
im OIten und 10ten Artikel Unſerer gegenwaͤrtigen Verordnung begriffenen, 
Gegenftänden, follen in der Form vom Verordnungen, mit der Unterſchrift 
des Statthalters erlaſſen, und von dem Staatsſecretaͤr beglaubigt werden; 
ber Eingang derfelben foll folgendermaßen lauten: „Im Namen Sr. Mai, 
Nicolaus I. Kaifers aller Reußen, Könige von Polen u. f. w., ber ar 
nifteationsrath des Königreichs. . 

Art. 12. Wenn ein Mitglied bes Adminiftrationsrathe im Rath 4 
nen Antrag zur Sprache bringt, der eine Verordnung des Raths erheilhtg 
fo muß daffelbe einen Entwurf zu der Verordnung in einigen völlig gleide 
lautenden Sremplaren vorlegen. Das von dem Statthalter im Rache, oder 
feinem Stellvertreter beftätigte und unterzeichnete, und von dem es vorlegen 
ben Generaldirector contrafignirte Eremplar, fol als Original zue Auf 
tung in den Archiven des Raths dienen; die andern, von dem Staatsſecck 
tär eigenhändig beglaubigten aber follen den Mitgliedern des Raths, die 
ſolche Verordnung auszuführen haben, zugefandt werben. 

Art. 13. Wenn der Rath einen Berordnungsentwurf nicht BR 
fo iſt demjenigen, der den Entwurf vorgelegt hat, eine verbefferte Abfaffung 
deſſelben zu übertragen. oa 

Art. 14. Wenn es ſich ereignet, daß die Majorität der Mitg 
bed Adminiftrationsrathes eine, mit der Anſicht des Statthalter nicht üben: 
einftimmende, Entfcheidung trifft, und wenn der Statthalter glaubt, daß dich 
Verfügung bedeutende Uebelftände nach fich ziehen würde; fo fol der: Statt: 
halter ermächtigt ſeyn, die Vollziehung derfelben zurüdzuhalten, und fol 
unverzüglich Bericht darüber erflatten, mit Beifügung einer Abſchrift 
Protocolls über die desfallfigen Verhandlungen. 

Art. 15. Außer den laufenden Geſchaͤften ſoll Uns der — 
des Koͤnigreichs woͤchentlich die Verhandlungen des Adminiſtrationsraths 
theilen, und Uns, durch Vermittelung des Miniſter-Staatsſecretaͤrs, die 
tocolle uͤber die Sigangen des Mathe, mit einer ruffiichen Ueberfegung bi 


felben , überfenben. 

. Art. 16. Der Adminiftrationsrath wird in jeber Woche zwei * 
gen halten. Der Statthalter kann jedoch außerdem, in dringenden F 
außerordentlihe Sigungen einberufen, 

Art, 17. Zur Vollgültigkeit der Entfcheidungen und Vero 
des. Mathe ift die Gegenwart zweier Mitglieder des Adminiftratio 
‚den Statthalter oder deffen Stellvertreter nicht mitgerechnet, erforderlich. 

Art. 18. Die Mitglieder des Adminiftrationsraths könn. fich, em 






Erlaubniß des Statthalterd, nicht in perfönlichen Angelegenheiten ent 
Der Statthalter kann, feinen längern. Urlaub als auf 6 Wochen ertheilen 

Art. 19: Die Mitglieder, welche ſich auf längere Zeit entfernen; ode 
über die Grenzen des Königsreich8 reifen wollen, müffen bei Uns, d 
Vermittelung des Statthalters, um Erlaubniß nachſuchen. Daſſelbe gilt a 
für den Staatsfecretär. 

Art. 20. Jede Urlaubsbewiliigung muß den Zeitraum angeben, fü 
welchen fie gilt, und muß in das Sigungsprotocoll des Raths eingetragen 
werden, Der Statthalter aber hat in den, im 18ten Artikel diefer Verord 
nung befagten, Fällen einen Stellvertreter für das ſich entfernende Mitglied 
zu bezeichnen, und Uns in ben, im Artikel‘ 19. begriffenen, ‚Sällen eine 
Stellvertreter zur Beftätigung vorzufhlagen. 


“ Verordnung des K. Nicolaus vom 12. Der. 1832, 4 


Xrt. 21. Unſere Befehle werden durch ben Statthalter mitgetheilt, und 
in der nächften Sigung des Adminiſtrationsraths verlefen. Die Originale 
diefer Befehle und Verordnungen, und die von dem Minifter : Staatsfecretär 
des Königreichs beglaubigten Auszüge, aus dem Protocoll des Staatsfecres 
tatiats, find in der Canzlei bed Adminiftrationsraths, unter befonderer Auf: 
fiht des Staatsſecretaͤrs, aufzubewahren. Abfchriften davon, durd) ben Staates 
fecretär beglaubigt, find an den zu fenden, den davon zu wiffen nöthig, ift. 

Art. 22. Die Berichte der Behörden, fo wie die Privatgefuche und 
Klagen, wird der Staatsfecretär mittheilen, und fie dem Statthalter des 
Königreichs vorlegen. Jede, dem Statthalter oder dem Adminiſtrationsrath 
eingereichte, Schrift muß auf dem Couvert die einreichende Behörde oder 
Perfon nennen. 

Art. 23. Wenn ber Statthalter es für angemeſſen erachtet, Audienz⸗ 
tage zur Annahme der Eingaben und Denkſchriften von Privatperſonen an⸗ 
zuordnen; fo find dergleichen Eingaben und Denkſchriften an den Staatsſe— 
tretaͤt zu überfenden, damit derfelbe, in Gemäßheit der, in dem -4ten und 
Ien Artikel gegenmwärtiger Verordnung enthaltenen, Vorſchriften, damit ver⸗ 
fahten kann. 

Art. M. Es wird jedoch als Grundſatz angenommen, daß Privat⸗ 
petſonen ſich vorher an die betreffenden Mittelbehoͤrden, und zuletzt an die 
Regierungscommiſſionen wenden muͤſſen, ehe fie ihre Denkſchriften dem Statt: 
halter des Königreichs einreihen, oder Eingaben an den Adminiftrationsrath 
tihten, und daß diefer Schritt nur erlaubt iſt, wenn ihnen Gerechtigkeit ver 
weigert wird. Auch Gnadengeſuche müffen nach der, in diefer Hinficht fofts 
gefegten, Ordnung duch die Mittelbehörden gehen. 

Art. 25. Der Staatsfecretär verwaltet die Ganzlei des Adminiſtra⸗ 
tionsraths; die dem Statthalter beigegebene Canzlei ſoll als eine Abtheilung 
der Rathscanzlei angeſehen werden. 

Art. 26. Wenn es Uns bei Unſerm Aufenthalt in der Reſidenz des 
Koͤnigreichs gutduͤnkte, den Adminiſtrationsrath zuſammenzuberufen; ſo wuͤrde 
der Minifter- Staatsſecretaͤr, unter Beiſtand des Staatsſecretaͤrs, die Pflich⸗ 
ten des Staatsſecretaͤts zu verſehen haben. 

Art. 27. Die Beamten. der Canzlei des Adminiſtrationsraths wers 
den auf Vorfchlag des Staatsfecretäre von dem Rathe ernannt. Die Ers 
nennung des Unter: Staatsfecretärs wird Uns zur Beſtaͤtigung vorgelegt. 

Art. 28. Die im Xitel II. des unterm 19, Nov. (1. Dec.) 1815 
—— organiſchen Statuts, in Bezug auf den Staatsrath enthaltenen 

Beſtimmungen, und die Verordnung uͤber die innere Organiſation des Ad⸗ 
miniſtrationsraths von demſelben Datum, find hiermit aufgehoden, 

Art. 29. Mit Vollziehung gegenwärtiger Verordnung, -die in das Ges 
ſetzbuch einzutragen ift, beauftragen Wir den Statthalter und den Adminis 
ſtrationstath. 

Gegeben zu St. waercha den 12. (24.) Dec. 1832 

(unterz.) Nicolaus. 

(gegengez.) Der Dinifter: Staatsferreär, Graf Stephan Grabowski. 

(Für er Abſchrift.) Der Staatsfecretär J. Tymowski. 
Der Generaldirector der Juſtiz, A. Wyczechowski. 
Der Generalſecretaͤr Borakowski.“ 
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Die Wiener Congrefacte vom Iten Juni 1815 erflätte, im ſechſten 
Artikel, die Stadt - Cracau für eine freie Stadt, beftimmte, im fies 
benten Artikel, deren Gebiet, und ftellte fie unter den Schug Rußlands, 
Deſtreichs und Preußens. Das Gebiet diefes neugebildeten Freiſtaates 
' befteht aus dem größten Theile des vormaligen Gracauer Kreifes, und 
enthalt auf 20 Geviertmeilen eine Bevölkerung von ungefahr 115,000 
- Einwohnern. Seit der dritten Theilung Polens (1795) gehörte Cracau 
zu Oeſtreich; feit 1809 zum Herzogtbume Warſchau. — Bei den Ent: 
fcheidungen des Wiener Gongrefjes wurde die Univerfität, das Bisthum 
und das Domkapitel in diefer Stadt beibehalten; auch erhielt der EFleine 
Freiftaat am 3. Mai 1815 eine neue Berfaffung. Sie ward un: 
terzeichnet von dem Fürften Metternich, dem Fürften Hardenberg und 
dem Grafen Rafumoffsty, nachdem dieſe drei Staatsmänner, an dem: 
felben Tage, zu Wien, im Namen ihrer Monarchen, einen Vertrag in 
Betreff der freien Stadt Gracau und für die gemeinfcaftliche Garantie 
der neuen DVerfafjung derfelben, unterzeichnet hatten. So weit dies bi 
einer vepublifanifchen Staatsfotm möglich war, nähert fich dieſe Ver: 
faſſung der dritten Verfaſſung Polens in vielen politiſchen Beſtimmungen. 


Berfaffung der freien Stadt Cracan vom 3. Mai 1815. 


j 1. Die römifch : Eatholifch = apoftolifche Religion wird, als Meligion 
bes Landes, in Kraft erhalten. 

2, Jeder chriſtliche Gottesdienft iſt frei, und begründet keinen Unter 
ſchied in den geſellſchaftlichen Rechten. 

3. Die gegenwaͤrtig beſtehenden Rechte der Landleute werden in Kraft 
erhal. Bor dem Geſetze find alle Buͤrger gleih; und alle werden auf 
gleiche Art von ihm beſchuͤtzt. Das Geſetz befhügt eben fo alle geduldet 
Arten der Gottesverehrung. 

4. Die Regierung der freien Stadt. Cracau und ihres Territoriums 
wird einem Senate .beimohnen, der aus zwölf Mitgliedern, die Senatoren 
heißen, und aus einem Praͤſidenten befteht. 

5. Neun Senatoren, den Präfidenten. mit einbegriffen, werden von 
der Neprtäfentantenverfammlung gewählt. Die übrigen vier werden vom 
Domcapitel und von der Akademie. auserfehen, welche Körperfchaften das 
Recht haben, jede zwei ihrer Mitglieder dazu, daß fie Sig im Senate bw 
ben, zu ernennen. | 

6. Sechs Senatoren find es auf Lebenszeit. Der Prafident des 
Senats bleibt drei Jahre lang im Amte, kann aber. wieder erwählt mwerdin. 
Bon den übrigen Senatoren tritt jährlih die Hälfte aus dem Senate, um 
den neugemwählten Plag zu machen; das "Alter bezeichnet die drei Mitglie— 
der, welche zu Ende des erften abgelaufenen Jahres ihre Stellen: verlaffen 
müffen; fo daß die jüngften an Alter zuerft austreten. Was die von dem 
Domkapitel und der Akademie angeftellten vier Senatoren betrifft; fo. birie 
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ben zwei davon lebenslang. im Amte, die beiden andern werden alljährlich 
duch neue erfegt. | 

7. Die Mitglieder der MWeltgeiftlichkeit und der Univerfität, deögleis 
hen die Eigenthümer von Ländereien, Häufern oder fonjt irgend einem ders 
gleichen Befisthume, wenn fie funfzig Gulden polnifdh Grundfteuer bes 
zahlen, die Inhaber von Fabriken und Manufacturen, die Großhändler und 
ale diejenigen, welche ald Boͤrſenmitglieder eingefchrieben find, die ausge⸗ 
zeichneten Künftler in den fchönen Künften und die Schulprofefforen follen, 
fobald fie das erforderliche Alter angetreten haben, das ftaatsbürgerfiche Recht 
haben, zu wählen. Sie können auch erwählt werden, wenn fie fonft den 
übrigen vom Gefege vorgefchriebenen Bedingungen Genüge leiſten. 

8. Der Senat befegt die Verwaltungsſtellen, und fest nah Willen 
bie, duch feine Macht angeftellten, Beamten , wieder ab; er vergiebt auch 
ale geiftlichen Pfründen, deren Verleihung dem Staate vorbehalten ift; 
bier Domberrenfiellen ausgenommen, die den Facultätsdoctoren, welche 
Ihrämter befleiden, vorbehalten bleiben und von der Akademie befegt werden. 

9, Die Stadt. Gracau mit ihrem Territorium wird in Stadt= und 
Landgemeinden eingetheilt werden. Won den erftern wird, fo viel es bie 
Otsumſtaͤnde geftatten., eine jede wenigftend zwei taufend, von den letz⸗ 
tem eine jede wenigftens drei taufend fünf hundert Seelen ftarf feyn. 
Side diefer Gemeinden wird einen Gemeindevorfteher haben, der frei ermählt 
wird, und dem die Vollſtreckung der Befehle der Regierung obliegt. In den 
Kandgemeinden kann, wenn es die Umflände erfordern, der Gemeindevorite: 
her mehrere Stelivertreter haben. | . 

10. Sm Monate December jeden Jahres wird eine Mepräfentanten: 
vetſammlung gehalten, deren Sigungen nicht über vier Wochen hinaus vers 
längert werden dürfen. Dieſe Verſammlung übt alle Befugniffe der gefegs 
sebenden Gewalt aus; prüft die Jahrescehnungen der Öffentlihen Verwal— 
tungen, und ftellt den Etat für jedes Jahr fe. Sie wählt die Senats 
glieder nach dem deshalb feftgefegten organifhen Statut. Sie wählt deffels 
bingleihen die Nichte. Sie hat das Recht, die Öffentlichen Beamten, melde 
8 auh feyn, wenn fie fih der Veruntreuung, der Erpreſſung, oder des 
Mißbrauchs in Verwaltung ihrer Stellen verdächtig gemacht haben, dur) 
ine Stimmenmehrheit von zwei Drittel in Anklagefland zu fegen, und bei 
m oberften Gerichtshofe zu belangen. | 

11. Die Repräfentantenverfammiung befteht:: 

1) Aus den Abgeordneten der Gemeinden, deren jede einen wählt; 

2) aus drei vom Senate abgeordneten Mitgliedern ; 

3) aus drei vom Domcapitel abgeordneten Prälaten ; 

4) aus drei von der Univerfität abgeordneten Facultätsdoctoren; 

5) aus ſechs im Amte fiehenden Friedensrichtern, die nad der Reihe 

genommen merden. >; 

Der Präfident der Verfammlung wird aus den drei, vom Senate abgeord- 
ven, Mitgliedern gewählt. . Kein Gefegesentwurf, der dahin abzwedt, an 
mem Gefege oder einer beftehenden Verordnung einige Aenderung anzubrine 
en, darf der Mepräfentantenverfammlung zur Berathfchlagung vorgelegt wer—⸗ 
en, bevor er nicht dem Senate mitgetheilt worden iſt, und Ddiefer die Vor— 
‘gung des Entwurfs durch Stimmenmehrheit genehmiget hat. 

12. Die Repräfentantenverfammlung wird ſich mit der Abfaffung eis 
3 bürgerlichen und peinlichen Gefegbuches, und einer Ordnung für das 
ne Verfahren befchäftigen. Sie wird unverzüglich ————— er⸗ 
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nennen, welchem obliegt, biefe Arbeit vorzubereiten, bei ber bie örtliche Br 
ſchaffenheit des Landes und der Geift feiner Einwohner gehörig beachtet er 
den müflen. Zwei. Senatsglieder werden Mitglieder diefes Ausſchuſſes fen 

13. Iſt ein Gefeg nit von Tieben Achttheilen der Mepeäfentantn 
angenommen worden, und ber Senat befindet, durch eine Mehrheit von 
neun Stimmen, daß Gründe ber öffentlichen Wohlfahrt vorhanden fin), 
es einer nochmaligen Berathung der Gefeggeber zu unterwerfen; fo wird # 
an die Verfammlung des naͤchſtfolgenden Jahres zur Entfcheidung gewieſen 
Betrifft der Gegenftand das Finanzweſen; fo bleibt, bis zur Einführung vd 
neuen Gefeges, das im verfloffenen Sabre beftandene’ in Kraft. 
| 14. Jeder, mindeftens fehstaufend Seelen enthaltende, Bezirk fell 
einen, von der Repräfentantenverfammlung ernannten, Friedensrichter haben, 
Seiner Amtsführung ift eine Dauer von brei Jahren gefegt. Außer feine 
Obliegenheit ald Vermittler foll er, von Amtswegen, über die Angelegenhil 
ten der Minderjährigen, ingleihen über die Nechtshändel wachen, melde Bi 
dem Staate oder den öffentlichen Anftalten gehörigen, Gelder und VBelisti 
mer betreffen. Er wird in diefen beiden Beziehungen, im Einverftändnifl 
mit dem jüngften Senator, handeln, dem die Wahrnehmung des Bella 
ber Minderjährigen, und alles deffen, mas die,-auf die Gelder und Befik 
thümer des Staates fich beziehenden, Rechtsſachen betrifft, ausdrüdtic übe 
tragen ſeyn wird. 

15. Es fol ein Gerichtshof erfter Inftanz und ein Appellationdai 
rihtshof eingefegt werden. Drei Richter von dem erſtern, und vier vı 
dem Appellationsgerihshofe, die Präfidenten beider Gerichtshöfe mit ein 
griffen, haben ihre Stellen auf Lebenszeit. Die übrigen Richter, die einen 
jeden der beiden Gerichtshöfe in der, nach den Ortsumſtaͤnden erforberli 
Anzahl beigegeben werden, hängen von ber freien Wahl der Gemeinden 
und werden ihre Amt nur binnen eines, durch die organifchen Gefege ii 
flimmten, Zeitraumes verwalten. Diefe beiden Geridhtshöfe entfcheiden al 
Rechtshaͤndel, wie fie auch befchaffen und wie audy die Perfonen gerigel 
haftet feyn mögen. Wenn die Erkenntniffe beider Inſtanzen in ihrer 
ſcheidung gleihförmig find; fo Hat feine Appellation weiter Statt. Wei 
ihre Entfcheidungen in der Sache felbft von einander ab, oder befindet 
Akademie, nach eingefehenen Acten, daß Grund vorhanden ſey, ſich 
Verletzung der Geſetze oder weſentlicher Foͤrmlichkeiten des Verfahrens 
bürgerlichen Rechtsſachen zu beſchweren; fo wird, wie auch bei allen, al 
Todesſtrafe ‚oder Entehrung lautenden, Erfenntniffen, die Sache nochmal 
vor das Appellationsgeriht gebracht; alddann aber werden der gewöhnlich 
Richterzahl alle Friedensrichter der Stadt und vier Individuen beigefel 
von denen jede Hauptpartei die Hälfte, nach Gefallen, aus den Buͤcge 
wählen kann. Drei Richter müffen gegenwärtig feyn,. damit in erfter, - 
fünf, damit in zweiter, — und fieben, damit in legter Inſtanz erkan 
werden koͤnne. 

168. Der oberſte Gerichtshof für die im 10. Artikel bedachten gie 
beftehen: 

1) aus fünf durch das Loos gewählten Nepräfentanten ; 

2) aus drei Mitgliedern des Senats, bie er felbft auserficht; 

3) aus ben Präfidenten der beiden Gerichtshoͤfe; 

4) aus vier Friedensrichtein, nach der Reihe genommen; 
- 9) aus drei Bürgern, bie der angeflagte Beamte erwaͤhlt 
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7. Das Verfahren in buͤrgerlichen und peinlichen Mechtoſachen — 
öffentlich. Bei dee Inſtruction der Proceſſe, (und vornehmlich ſolcher, die 
im eigentlichen Sinne peinliche ſind,) fol die Geſchworneneinrichtung Au⸗ 
wendung, finden, die der Ortsbeſchaffenheit (localite) des Landes, dem Grade 
der Bildung und bev Sinnesart (caractere) feiner Bewohner angeeignet wer⸗ 
den wird. 

18. Die Rechtöpflege ift unabhängig. 

19. Zu Ende des fechften Jahres, von Bekanntmachung der Vers 
foffungsurtunde an gerechnet, follen die Bedingniffe, um ducd bie Wahl 
der Reptäfentanten Senator werden zu Eönnen, folgende feyn: 

1) Das fünf und dreigigfte Lebensjahr vollendet — 

2) feine Studien auf einer, im Umfange des ehemaligen Königreichs 

Polen belegenen, hohen Schule zurüdgelegt — 

3) das Amt eines Gemeiridevorftehers zwei Fahre lang, eben fo lange 
das Nichteramt und die Stelle eines Repräfentanten, während zweier 
Sigungen der Verfammlung, beffeidel zu haben; 

4) ein auf Hundert und funfzig Gulden polniſch Grundſleuer * 
ſchaͤtztes, und wenigſtens ein Jahr früher, als man erwaͤhlt wird, ei 
worbenes, unbewegliches Eigenthum zu beſitzen. —— 

Die Bedingungen, um das Richteramt zu erlangen, find: 

1) das dreißigfte Fahr vollendet — 

2) feine Studien auf einer der vorbemerktert hohen: Schulen zurste 

und die Doctormürde erlangt zu haben; 

3) ein Jahr lang bei einem Gerichtsactuar (greffier ) gearbeitet zu has 
— und eben ſo lange bei einem Sachwalter in Thaͤtigkeit geweſen 
zu ſeyn; 

4) ein unbewegliches Eigenthum von achttauſ end Gulden’ polniſch ati 
Werthe zw. befigen, das wenigftens ein Jahr früßer, als mim‘ ge 
wählt wird, erworben ift. 

Um ein Nichteramt in zweiter Inflany, oder die Praͤſtbentenſtelle ber 
em von beiden Gerichtshöfen zu erlangen, muß man, außer diefen Ber 
ungen, anno die Stelle eines Friedensrichters zwei Jahre hindurch be⸗ 
ort Haben und einmal Repraͤſentant geweſen ſeyn. 

Um zum Repräfententen einer Gemeinde gewählt zu werden, muß man 

1) volle ſechs und zwanzig Jahre alt ſeyr; 

2) die dolftändige Studienfaufbahn auf der Eracauer Akademie fur 
gelegt haben; 

3) ein unberwegliches, auf neunzig Gulden geſchaͤttes, wenigſtens ein 
Jahr früher, ald man gewählt wird, erworbenes Eigenthum beftgert. 

Ute im dem gegenwärtigen Artikel‘ aufgeftellte Bedingungen find auf 
jmigen Andividuen, die, während das Herzogthum Warſchau beftand, vor 
x königlichen Emennung, oder der Wahl der ——— — 
Ge Stellen bekleidet haben, nicht mehr — und auch nicht auf diejenigen 
nwenbbar, die, aus Macht der contrahitenden Souveraͤne, angeſtellt 
Sale Indlbiduen ſind vollſtaͤndig berechtigt, zu allen Stellen ernunnt ober 
Shren zu werben: 

20. ‚Ueber alle Handlungen ber Megierung, ber Geſetzgebung she 
— werden die Aufſaͤtze in polniſcher Sptache abgefaßt werden. 

Die Einnahme und Ausgabe der Akademie wird einen Theil des 
—— ber Stadt Cracau und ihres Tertitoriums — 
4* 
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2, Sicherheit und Polizei im Innern werben bucch eine hinreichende 
Abtheilung der Stadtmiliz gehandhabt werden. Diefe Abtheilung wird von 
Zeit zu Zeit abgelöft, und von einem bei Linientruppen geflandenen Officiere 
befehliget werden, der, nachdem er mit Auszeichnung gedient, Diefe Art von 
Berforgung empfängt. 
Zur Handhabung ber Sicherheit. der Wege und des platten Landes, 
wird eine hinlänglihe Anzahl Gensd’armen bewaffnet und betitten gemacht. 
Sefpehen zu Wien den 3. Mai 1815. 
(Unterz.) Fürft v. Hardenberg. 
Graf v. Rafumoffsty. 
Mir Oeſtreich ift ein gleichlautendes Exemplar alfo gezeichnet.) 
Fürft v. Metternid, 
Fürft v. Hardenberg. 


* 


Die polniſche Revolution vom Nov. 1830 war nicht ohne Einfluß 
und Ruͤckwirkung auf die freie Stadt Cracau geblieben. Nach der Her: 
ftellung der Ruhe in Polen, befchloffen die drei Garants der Verfaſſung 
Gracdu’3 die Reorganifation derfelben, befonders bed Senats. — Dahin 
gehören folgende Actenftüde: 


1) Der dirigirende Senat ber freien, unabhängigen un) 
fireng neutralen Stadt Gracau und ihres Umkreiſes. 


Die drei erlauchten protegirenden Höfe haben, von ihrer gewohnten 
gnädigen Gefinnung geleitet, drei bevollmädhtigte Commiffarien abgefandt, die 
eine Drganifationscommiffion diefes Landes bilden follen, wie es die ehren: 
. werthen Bürger. und Einwohner, aus ihrem weiter unten in treuer Ueber: 
fegung mitgetheitten, fo wie noch aus einem andern, von den Refidenten der 
felben Höfe an den bdirigirenden Senat gerichteten, Anſchreiben erfehen wir 
den. Diefe würdigen Nepräfentanten der erlauchten Monarchen haben fe 
dann die, zu Mitgliedern, der neu zufammenzufegenden Regierung auserſehe⸗ 
nen, Perſonen aufgefordert, ſich an dem Orte der gewöhnlichen Senatsſitum 
gen zu verſammeln, ſind perſoͤnlich daſelbſt zugegen geweſen, haben die Re— 
gierung zuſammengeſetzt und inſtallirt. Indem die alſo eingeſetzte Regie 
tung von dieſem allem die oͤffentlichen Behoͤrden, fo wie die Bürger und 
Einwohner der freien Stadt Cracau und ihres Umkreiſes, benachrichtigt, hat 
fie nur noch zu erklären, daß die Ungewißheit bes beftehenden Zuſtandes, um 
die Beforgniffe wegen der Zufunft, ducdy einen einzigen Ausſpruch der hoch 
berzigen Beſchuͤtzer entfernt worden ſind, und daß dieſes Land in Zukunft 
alle Vortheile einer Repraͤſentativregierung und ein dauerndes und ununtet— 
brochenes Gluͤck geniefen wird, nachdem die einer fichern Wohlfahrt im 
Wege ftehenden Hinderniffe binweggeräumt find. Eine Buͤrgſchaft fuͤr dieſe 
Wahrheit find ſowohl die Verfügungen der exleuchteten, und für das Wohl 
biefes. Landes beforgten, bevollmäcdhtigten. Gommiffarien, als auch bie ange 
firengten Bemühungen ber Regierung, bie fich gern ganz dem Dienft ihm 
. Mitbürger widmen will. 

Gracau, den 23. März 1833. ’ 
Der Senatspräfident Mielo glowski. 
Der Gengealfecsetäe des Senats Darowski. 
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2) Die durch die drei Höfe eingefegte außerordentlihe Com 
| miffion an den dirigirenden Senat der freien Stadt 
Gracau und ihres Umkreiſes. 


Die endesunterzeichneten außerordentlihen bevollmädhtigten Commiſſa⸗ 
rien der drei Höfe haben bie Ei dem Senat ber freien Stadt Cracau 
folgende Mittheilung zu machen: Die hohen fchügenden Höfe haben bie 
Vorftellungen in reiflihe Erwägung gezogen, welche ihnen. zu wiederholten 
Malen, fowohl von dem Senat, als auch von der gefeggebenden Verſamm⸗ 
lung eingereicht, und worin ſie erſucht wurden, ſich mit den Reformen zu 
beſchaͤftigen, mit deren Huͤlfe es möglich ſeyn würde, ſowohl den Zwiſtig⸗ 
keiten, welche ſich unter einigen Behoͤrden von Cracau erhoben hatten, als 
den daraus entſtandenen Mißbraͤuchen ein Ziel zu ſetzen, zu gleicher Zeit 
witkſame Mittel zur Verhuͤtung ihrer Wiederkehr aufzufinden, und in bie 
Verfaſſung dieſes Landes ſolche Veraͤnderungen einzufuͤhren, die durch die 
Erfahtung als nothwendig aufgewieſen werden. Um der obigen Aufforderung 
an ihre Fuͤrſorge fuͤr Cracau's Wohl zu genügen, und in Anerkennung der 
Nothwendigkeit, ſich bei einem ſo wichtigen Werk mit der Einſicht und den 
Rathſchlaͤgen rechtächgefinnter, aufgeklaͤrter und aufrichtig für das Wohl ih: 
tes Landes beſorgter, Perſonen zu umgeben, haben die hohen protegirenden 
Mächte ihren unterzeichneten außerordentlichen und bevollmaͤchtigten Commiſ⸗— 
ſatien aufgetragen, ein Comité hinzuzuziehen, welches gemeinfchaftlid mit 
Ihnen an dem mit der Wohlfahrt der freien Stadt Cracau und ihres Umkreiſes fo 
eng verfnüpften Werke arbeiten möchte. Die Endesunterzeichneten würden 
den hochherzigen und mohlmwollenden Abfichten ihrer erlauchten Höfe nicht 
jur Genüge entfprechen, wenn fie fih nicht den zu beginnenden Berathun⸗ 
gen mit den reinjten Gefinnungen und dem unparteiifchften Eifer unterzögen; 
fie rechnen jedoch hierbei vor Allen auf die aufrichtige Mitwirkung der Bürger 
der Stadt Gracau, die zu dem Gomite berufen find, deſſen Arbeiten auf die 
fünftige Exiſtenz diefes Landes einen fo heilfamen Einfluß haben müffen. 
(Unterz.) Baron von Pflügtl. 
von Fordenbed. 
8. Tengoborski. 
Sue gieichlamtende Ueberfegung: | 
der Generalfecretär des Senats, Darowski. 


3) Die Refidenten der drei protegirenden Höfe an den diri— 
girenden Senat der freien Stadt Cracau und ihres Um: 
kreiſes. 
Die Endesunterzeichneten haben die Ehre, dem Senat der freien Stadt 
Cracau folgende Mittheilung zu machen: Die drei protegitenden Höfe, von 
ihrer fortwährenden Sorge für das Wohl der freien Stadt Gracau und ih: 
tes Umkreifes geleitet, und durch wiederholte Eingaben des Senats dringend 
aufgefordert, zugleich auch dern Wuͤnſchen der hiefigen Einwohner nachkom⸗ 
mend, haben befcjloffen, den proviforifhen und ungeordneten Zuftand, worin 
ſich diefes Land, namentlich feit den legten Erfchütterungen, befindet, die e8 
jur Uebertretung der. Bedingungen feiner politifhen Eriftenz verleiteten, zu 
vetandern. Zu diefem Zweck ernannten die Höfe außerordentliche bevollmaͤch— 
täte Commiſſarien, naͤmlich von Seiten Deftreihs: den Legationsrath Bas 
con don Pflügl; von „Seiten Preußens: den geheimen Regierungsrath von 
Ferckenbeck; von Seiten Rußlands: den wirklichen Staatsrath Tengoborski. 
Di bie Hohen protegirenden Höfe den Eintritt einiger Mitglieder in dem 
tnicht als gefeglich betrachten können, indem dieſe entweder ohne gü 
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tige Anſpruͤche in demſelben ſitzen, oder auch waͤhrend der Unruhen, und zu 
einer Zeit, wo die Hauptbeſtimmungen der Landesverfaſſung ſuspendict wa: 
’ ren, in deſſen Schooß aufgenommen wurden; ferner mit Ruͤckſicht darauf, 
daß die biefige Regierung fhon feit fehr langer Zeit ihres conftitutionellen 
Dberhaupts entbehrt; haben fie den Senat in feiner jegigen Zufammenfegung 
nur als eine proviforifche, einzig in der Abfiht, den Gang der Berwaltungds 
angelegenheiten nicht zu unterbrechen, eingefegte Behörde angefehen. Durd: 
drungen von den Pflichten, welche fie, als Beſchuͤtzer der freien Stadt Cru 
cau, den Tractaten gemäß, zu erfüllen haben; geleitet von dem Wunſche, 
daß dieſes Land ſich fo bald ald möglich der Wohlthaten einer bauernden, 
und gefeglich begründeten Ordnung ber Dinge erfreuen möge; endlich in Br 
ruͤckſichtigung deffen, was die Sicherheit ihrer eigenen Reiche erheifcht, har 
ben die Höfe von Deftreih, Preußen und Rußland beſchloſſen, der jegigen 
Negierung von Gracau eine andere Zufammenfegung zu geben, und mit bie 
fem eben fo wichtigen ald ſchwierigen Werke haben ſich die bevollmädhtigten 
Sommiffarien, fogleih nad ihrer Ankunft in hiefiger Stadt, aufs eifrigfte 
beſchaͤftigt. In Folge deffen wird der Senat der freien Stadt Cracau um 
ihres Umkreiſes von jest an aus folgenden Mitgliedern beflehen: 
Präfident: Kaspar Wieloglowski. 
Rebenslänglihe Senatoren: 


Ya Mitglieder, welche ſchon von ber ehemaligen 


Foſeph Michalowski Organiſationscommiſſion ernannt wurden. 


Hyacinth Mieroſzewski. — Neu ernanntes Mitglied. 
Sengtoren für eine beftimmte Zeit: 
Anton Walczynski. — Verwaltete diefes Amt bisher proviſoriſch. 
Joſeph Skorupka, | 
Sofeph Haller, | Neu ernannte Mitglieder. 
Karl Treytler, : | 
Generalfecretär Vincenz Darowski, der bied Amt bisher proviforifch ver 
waltete. 

Der neu gewaͤhlte Senat wird feine Amtsfuͤhrung ſogleich beginnen, 
welches die Endesunterzeichneten dem jeßigen Senat anzeigen, indem fie zus 
gleich die Ehre haben, ihn zu benachrichtigen, daß fie von diefem "Augenbiid 
an, feine feiner Handlungen für gefeglidy) anerkennen, noch auc eine ferner 
Verbindung mit demfelben unterhalten können. 

(Unterz.) Loreng. v. Forckenbeck. Barzeckt. 
Für gleichlautende Ueberſetzung: 
Der Generalfecretär des Senats: Darowski. 





| 3. 
Königreih Galizien und Lodomerien. 


Nach der erften Theilung des Königreiched Polen im Jahre 1772, 
war ber damals an Deftreich gefommene Theil unter dem Namens Ks 
nigreih Galizien und Lodomerien in der Öftreichifchen Staas⸗ 
eographie aufgeführt worden. In der dritten Theilung Polens nom 

ahre 1795 enwarh zwar Deſtreich noch Weſtg alizi enz allein nike 
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ward im Wiener Frieden vom Jahre 1809 an das damalige Herzogthum 
Warſchau abgetreten, und kam, als Beſtandtheil dieſes Herzogthums, 
nah ben Entſcheidungen des Wiener Congreſſes im Jahre 1815, an 
Rußland, welhes dem Herzogthume Warfchau den Namen: Königs 
reih Polen beilegte, und diefem am 27. Nov. 1815 eine neue Ders 
faffung gab. 

Dem, zu bem Umfange ber öftreichifchen Monarchie gehörenden, Koͤ⸗ 
nigreiche Galizien und Lodomerien, gab aber der Kaifer Franz 1., 
durch Patent vom 13. Apr. 1817 eine neue ftändifche Verfaffung. 


a) Patent vom 13. Apr. 1817, die ſtaͤndiſche Verfaf: 
fung der Königreihe Galizien und Lodomerien 
\ betreffend. 


Wir Franz der Erfte von Gottes Gnaden, Kaifer von Oeſtreich u. f. w. 
Da Wir befchloffen haben, im den Königreichen Galizien und Lodomerien, 
mit Einſchluß der Bukowina, eine ftändifche Verfaffung, zufolge desjenigen, 
was von Sr. Maj. dem Kaifer Joſeph 2. glorwürdigen Andentens, im 
Sahre 1782, und rücfichtlih der Bukowina, im Jahre 1787 bewilliget 
worden ift, mit einigen, den Zeitverhältniffen angemefjenen, Abänderungen, 
in die Wirkſamkeit zu fegen; fo erwarten Wir, daß diefe Unfere Verfügung 
von den getreuen Bewohnern Galiziens und der Bukowina, als das ficherfle 
Unterpfand Unſerer landeöherrlichen Huld und Gnade, und des befondern Zu: 
trauens in ihre Zreue und Ergebenheit, erkannt twerden wird. 

Wir haben demnach Folgendes feftzufegen für gut befunden : 

$. 1. Wir beftimmen für Unfere Königreiche Galizien und” Lodomes 
tien vier Stände, naͤmlich jenen der Geiftlichkeit, den Herren-, den Ritter: 
fand, und die £öniglichen Städte. 

2. Der Stand der Geiſtlichkeit enthält bie galizifchen Erzbiſchoͤffe, 
Bifcöffe, Uebte der Stifter, dann jene infulirten Aebte, denen Wir auf 
ihr befonderes Anfuchen ftändifche Vorrechte zugeftehen werden, und bie ber: 
malen beftehenden Domkapitel. 

. Der Herrenftand begreift die mit dem Incolate verfehenen Zürften, Gra⸗ 
fen und Freiherren. 

Zum Nitterftande gehören alle eingeborne Edelleute, welche fich uͤber 
ihre adelige Abkunft nach der, in dem Patente vom 20Often Januar 1782 
erlaffenen, Vorſchtift ausgewiefen, und die Inmatticulirung, innerhalb, der 
damals  beftimmten Zrift, erlangt haben; dann jene, melden von Uns oder 
Unfern Vorfahren der Ritterftand verliehen worden ift, nicht minder die rit⸗ 
termaͤßigen Edelleute Unſers geſammten Kaiſerſtaates, ſobald fie das Indi⸗ 
genat in dieſen Koͤnigreichen, und die Inmatriculirung in die ſtaͤndiſche Ge⸗ 
neralmatrikel erhalten haben. 

Unter den Städten ift es vorläufig die Hauptſtadt Lemberg, welche den 
vierten Stand vorftellt, bis Wir Uns bewogen finden werden, einer größeren 
Anzahl koͤnigl. Städte ftändifche Rechte zuzugeftehen. 

g. Da bereits mit dem Patente vom 14. März 1787, die Bu: 
owina, in Abficht auf die ſtaͤndiſche Verfaſſung, mit Galizien "einverleibt 
worden" iſt; fo laſſen Wir es bei diefer Einverleibung allergnädigft — 
und ertheilen hieruͤber folgende nähere Beſtimmungen: 
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. a) Der Biſchoff der Bukowina gehört, wie / bie galiziſchen — zu 
dem Stande der Geiſtlichkeit. 
b) Jene Familien, welchen in Folge der $. 2 und 3 des Patents vom 
14. März 1787 der Grafen: oder Freiherenftand verliehen worden iſt, wer: 
den dem Hertenſtande, und 
ec) jene ehemaligen Bojaren und Mafilen, welche von dem Rechte zur 
Immatticulirung bis nun Gebrauch gemacht, wie aud) jene, denen Mir oder 
Unfere Borfahren den un verliehen haben, dem WRitterftande bei: 
gezählt, 
$. 4. Das Recht, in ben Verfammlungen der Stände Unferer König: 


reiche Galizien und Lodomerien, mit Einfhluß der Bukowina, zu erfcheinen, 


und dabei Sig und Stimme zu haben, verleihen Wir: 

Erftend: Denjenigen Perfonen, weldhe ein Erzamt diefer Königreiche bes 
Heiden, und unter welhen Wir dem Eutholifhen Erzbifchofe des Lateinifchen 
Ritus, in der ihm verliebenen Würde als Primas Unſerer Königreihe Ga: 
lizien und Lodomerien, den erften Rang eingeräumt haben. 

Zweitens: Den Erzbifhöffen des griechiſch- und armenifch: Eatholifhen 
Ritus, den Bifhöffen, Aebten der Stifter, dann jenen infulirten Aebten, de 
nen Wir diefes Vorrecht auf ihr befonderes Anſuchen zugeftehen werden, und 
den Deputirten der "dermalen beftehenden Domcapitel, deren das lemberget 
Domkapitel zwei, und bie übrigen jedes einen an den Landtag abzuordnen 
befugt find; jedoch erklären Wir hiermit, daß ſowohl diefe Domberren, welde 
als Deputicte der Gapitel gewählt werden, als die übrigen geiftlihen Digni- 
tarien, welche Eeine Bifhöffe und Erzbifchöffe find, ſich Über die ihnen zw 
ftehende Pfründe, über ihre gefchehene Inſtallirung in ‚diefelbe, und über das 
erlangte Indigenat bei dem ſtaͤndiſchen Prafes auszumeifen haben, um in 
der ftändifchen Verſammlung zugelaffen zu werden. 

Drittens: Jenen großjährigen Perfonen männlihen Geſchlechts, die 
nebft dem Indigenate des Herren: oder Ritterftandes, den eigenthümliden 
Vefig eines oder mehrerer landtaͤflichen Güter erweiſen, von welchen an ur 
fprünglicher reiner Dominicalfteuer im Sabre 1782 (und beziehungeweife auf 
die Bukowina im Jahre 1787) der Betrag von Siebenzig fünf Gulden Rhein. 
vorgefchrieben mar. 


Viertens: Den zwei Deputirten der Hauptftabt Lemberg. 


Diefes Recht kann übrigens nur von denjenigen, welchen es verliehen 
iſt, perfönlidy ausgeuͤbt werden. 


8.5. Der Gefchäftstreis der Stände umfaßt alle Gegenftände, melde 
das Wohl diefer Königreihe, der Stände felbft oder eines einzelnen Standes 
betreffen, in fo fern darüber die Landesſtelle Aufklärungen von ihnen verlangt, 
oder die Stände aus eigenem Antriebe ſich bewogen finden, zum öffentlichen 
Mohle gereicdyende Anträge oder Vorftellungen an die Landesftelle, oder, mit: 
telft derfelben, an Uns gelangen zu laffen; insbefondere aber, die Evident 
haltung und Repartirung der auf Grund und Boden gelegten Steuern, und 
der damit im Zufammenhange ftehenden Leiftungen, nad) den von Uns felb 
gefegten und künftig noch feflzufegenden Grundfägen; die Verwaltung des 
Mititärquartierbeitrages, und des ftändifhen Dominicalfonds; die Verleihung 
bes Indigenats, die Anftellung der ftändifhen Beamten, die Vorſchlaͤge zu 
den für dieſe Königseiche vorbehaltenen, und mit befondern Verordnungen be 
zeichneten, Stiftungsplägen, und die Cvidenthaltung der Adelsmattikel. 

$. 6. Die wichtigern Geſchaͤfte werden in der Kandtagsverfammlung 
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behandelt, für” die currenten Gefchäfte wird ein Landesausſchuß errichtet 
werden, Ä 

$. 7. Der Landesausfhuß wird aus zwei DBeifigern oder Deputirten 
von jedem der erften drei Stände, und aus einem von der Stadt Lemberg 
beftehen.. Er wird ſowohl mit einem angemeffenen Hulfsperfonale, als mit 
einer erfhöpfenden Infteuction verfehen werden, und von den bisherigen fläns 
diihen Werordneten das ftändifhe Archiv nebft den übrigen Amtspapieren 
übernehnien. 

$. 8. Den Borfig und die Leitung der Gefihäfte, fowohl in den ftäns 
diihen Berfammlungen als in dem Landesausfchuffe, haben Wir dem Präs 
fienten des Landesgubernium übertragen, und für den Fall feiner Verhindes 
rung die nöthige Vorſorge getroffen. | 

Der Präfes beftimmt die Ordnung, in welcher die Geſchaͤfte auf dem 
Landtage in die Berathung genommen werden follen. 

Ihm ſteht das Recht zu, feine Stimme vorauszufhiden, ober zulegt 
abzugeben. Auch ift ihm unbenommen, felbft die Stimmen zu fammeln. 

$. 9. In Beziehung auf den im $. 5. bemerkten Geſchaͤftskreis der 
Stände finden Wir noch Folgendes zu erinnern: j 

1) Deputationen an Unfer Hoflager dürfen nur nad vorläufig von 
Ung erhaltener Genehmigung abgefandt werden. j 

2) Das Recht der Befteuerung felbft wollen Wir Uns feinem ganzen 
Umfange nach vorbehalten wiffen. Jedoch werden Wir die befchloffene Aus: 
[hreibung der mit der Grundfteuer im Zufammenhange ftehenden Anlagen 
an Geld oder Naturalien den vier Ständen jährlid) in der Form eigener 
Poſtulate bekannt machen. 

3) Die Ausichreibung einer Abgabe oder die Aufforderung zu freiwillis 
gen Beiträgen, zu was immer für einem Endzwecke, kann von den Ständen 
nur mit Unferer Genehmigung veranlaßt werden. 

4) Das Indigenat können die auf dem Landfage Verfammelten aus eis 

gener Wahl nur an ſolche Perfonen verleihen, die bereit den Herren- oder 
Ritterſtand Unferes Kaiferftaats befigen. 
‚ Die Imdigenatstaren haben Wir für den Herrenſtand auf 2000, und 
für den Ritterftand auf 1000 Gulden Rhein. zu beftimmen für gut befunden. 
Die Entrihtung diefer Zaren hat jedesmal in jener Währung zu gefchehen, 
weihe für die Berichtigung der in die Staatscaffen einfließenden Zaren übers 
haupt vorgefchrieben ſeyn wird. | 

Die Naͤchſicht diefer Taren findet nur mit Unferer Genehmigung Statt, 

$. 10. Der Landtag wird in der Regel jährlich einmal gehalten, und 
der Tag hiezu von Uns beftimmt werden. . Bei wichtigen Veranlaffungen 
kann auch, außer dem gewöhnlichen Landtage, eine Zufammenberufung der 
Stände, jedoch nur mit Unferer Bewilligung, Statt haben. | 

Auf die in Unferm Namen erfolgende Erklärung des Guberniums, daf 
der Landtag aufgehoben fey, hat die Verſammlung fogleich auseinander 
ju gehen. 

$. 11. Dem ftändifchen Körper wird das Lemberger Landrecht als Fo« 
um privilegiatum zugeftanden. 

$. 12. As ein Merkmal Unferer befondern Gnade räumen wir den 
fig: und fiimmfähigen Ständen dieſer Koͤnigreiche ein, ftändifhe Uniformen 
nad) den Grundfarben des Landeswappens zu tragen. " 

Indem Wir hiermit die Hauptbeftimmungen über die ftändifche: Vera 
faffung in diefen Königreichen befannt machen, erklären Wir zugleich dr“ 
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ir, wegen ber feierlichen Einführung ber Stände, dann wegen dir Wahl 
der Ausfeußbeift ger, in Unferer koͤniglichen Stadt Lemberg am fechözehnten 
Sunius 1817 einen Landtag abhalten laffen werden, und Uns verfehen, daf 
bei diefem Landtage die nad) dem $. 3. Unfers gegenwärtigen Patents bered> 
tigten Perfonen erfcheinen, und ‚dasjenige, was ihnen in Unferm Namen vor 
getragen wird, vornehmen werden. 

So gefchehen in Unferer Eaiferlichen Haupt: und Refidenzftabt Wie, 
ben dreizehnten Monatstag Aprits, im eintaufend achthundert und fiebenzehm 
ten, Unferer Reiche im ſechs und zwanzigften Jahre. 


Franz. 
(L. 8) 
Aloys Graf von und zu Ugarte, 
koͤnigl. böhmifcher oberftcr und erzherzoglid 
oͤſtreichiſcher erſter Kanzler. 
Be Graf von Lazanzky. 
ob. Nep. Freiherr von: Geislern. 
Nah Sr. k. E. Majeftät. Höchft — Befthli 
Karl von Widman. 





Vor der Eröffnung des erſten Landtages nach dieſer neuen fände 
ſchen Verfaffung, erließ der Präfident des Guberniums beider Länder, 
Freiherr von Hauer, in einer Bekanntmachung — Lemberg vom 5. Ru 
4817 — folgende Beflimmungen: 


„Bei dem bevorftehenden Landtage werden von den verfammelten Stin 
den die Deputirten des Landausfchuffes gewählt, und wird auch das Ami 
eines Secretaird und eines Archivats bei jenem Ausfchuffe vergeben > 
Aus. jedem. der drei erften Stände, nämlih dem geiftlichen, dal 
Herren: und Ritterfiande, werden zwei Deputicte, aus dem Stan 
der Städte aber ein Deputirter gewählt werden. Won jedem ber zwei 
putirten der drei erften Stände wird der eine auf ſechs, der andere auf du 
Sabre, der Deputicte der Städte aber auf ſechs Jahre gewählt we 
Diefe Deputirten werden’ folgende Gehalte genießen: Jeder der zwei gei 
Deputirten 1000 fl. jährlih. Jeder des Deputirten aus dem Herren⸗ M 
Nitterftande 2000 fl. jährlih. Der fädtifhe Deputirte 900 fl. jährlih 
Bu den Deputirten der drei erflen Stände Eönnen nur ſolche gemählt 
welche zu einem dieſer drei Stände gehören. Die Gandidaten um bdiefe ch 
tenvollen Pläge haben bis 10. Sun. d. J. deshalb eigene Gefude u! 
Se. Ercellenz, den Herrn Präfidenten des Guberniums und der S 
einzureihen. Ruͤckſichtlich des Concurfes um die Rechte des D 
der Städte wird das Erforderliche befonders erlaffen merden.” 





4. 


Schweden 


As Guſtav Wafa am 23. Juni 1523 von ben Schmweben gun 
Könige gewählt, und dadurch die Galmarifche Union gelöfet warb, nad 
welcher feit 1397 Schweden, verbunden mit Dänemark, * Staithal 
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ter reglert worben war, trat Schweden gleichzeitig zum gereinigten Lehr⸗ 
begriffe über. Unter Guftav Waſa's Regierung wurde (1527) der Bürs 
ger: und Bauernftand unter die Reihöftände aufgenommen, wel« 
he in häufigen Fällen ein Gegengericht gegen die Macht der Geiftlich« 
keit und des Adels zum Vortheile der Föniglichen Gewalt bildeten. 
Allein in der Folge, befonders nach dem Tode ded Königs Karl 12. 
(1718), ber als Autofrator regiert hatte, ward die koͤnigliche Macht durch 
die Reichöftande weſentlich befchranft, und fremder Einfluß (franzöfifcher 
und ruffifcher) wirkte häufig. auf die letztern. So verfloß die Regierung 
der Schwefter Karls 12., der Königin Ulrike Eleonore, und ihres 
Gemahls, des Königs Friedrich aus dem Haufe Heſſen-Caſſel (bis 
1751), und feines Nachfolgerd Adolph Friedrich (bis 1771). 
As aber diefem fein vielfeitig gebildeter und thätiger Sohn, Guftav 3, 
(12. Febr. 1771) auf dem Throne folgte, befhloß er, die fortdauernde 
Beſchraͤnkung und Lähmung der Föniglihen Gewalt durch den übermächs 
tigen Neichörath mit Einem Schlage zu befeitigen. Er ließ die Mitglies 
ber befjelben am 19. Aug. 1772 verhaften, und die Verfaffung wie im 
Sabre 1680 (unter Karl 11) herftellen, ohne die unbefchränkte Souverais 
netät (wie die Könige Dänemarks im Jahre 1660) anzunehmen. Es 
vereinigten fich vielmehr der König und die Stände über folgendes: 


a) Fundamentalgefeg vom 21. Aug. 1772, 


Wir Guſtav von Gottes Gnaben, ber Schweben, Gothen und Wenden Abs 
ng u ſ. w. u. ſ. mw. thun hiermit Eund, daß wie wir, von Anfang unfrer Regie 
zung an, unfere Eöniglihe Macht und Mündigkeit zur Erhaltung, Stärke und 
Bohlfahrt des Reiche und unferer getreuen Unterthanen Gedeihen, Sicherheit und ' 
Gtücfeligkeit ununterbrochen anwenden wollen; und wir zur Erlangung beffen, in 
Gnaden gefunden, wie der gegenwärtige Zuftand bes Waterlandes mit fich bringe, 
daß eine, zum vorbemeldeten Endzweck hoͤchſt nöthige und ſchickliche Verbeſſerung 
der Grundgefege unumgänglich nöthig fey, daher auch, nad) genauefter Ueberles 
gung und Prüfung, eine Form für des Reichs Steuer und Regierung verfaßt, - 
meiche die nun verfammelten Reichöftände einhellig angenommen und befchworenz 
alfo wollen wir in Gnaden dieſe folchergeftalt von den NReichsftänden genehmigte 
Regierungsform hierdurch gut heißen, befräftigen und beftärken, fo wie fie felbft 
nad dem Buchftaben von Wort zu Wort hiernädft folgt: 

Wir unterfehriebene des ſchwediſchen Reichs Raͤthe und Stände, Grafen, Freie, 
berren, Bifchöffe, Nitterfchaft und Adel, Klerifei, Kriegsbefehl, Bürgerfhaft und 
Bauerfchaft, welche gegenwärtig hier verfammelt find, für uns und unfere abmwefende 
Mitbrüder, machen befannt, baß wie wir durch eine unglüdlihe Erfahrung gefuns 
den, daß unter dem Namen einer ebeln Freiheit, verfchiedene unferer Mitbürger fich 
zu einer Herrfchaft erhoben, die fo vielmehr unleidlih, weil fie unter Eigenmacht 
aufgtkommen, durch Eigennug und Härte ſich befeftigt, und endlich durch fremde 

aht und Gewalt zum allgemeinen Unglüd unterftüst worden, uns aud) in bie 
Hrößte Unficherheit, durch verdrehte Ausdeutung der Gefege geftürgt, welche endlich 

Reich, ald unferm lieben Vaterland, die graufame Verwüftung zugezogen has 
ben würde, welche uns die Hiftorie der vorigen Zeiten und unferer Nachbaren Beir 
lieh zeigen, mwofern die Treue (Mandom) eifriger Mitbürger und die Liebe fürs 
Baterland, unterflüst von dem Eifer und Bemühen des großmädtigften Fuͤrſten 
und Heren Buflan 3 der Schweden, Gothen und Wenden König, unfers aller 
Onddigiten. Königs und Herren, uns nicht herausgeriffen und befreiet hätte; wir find 
alle baranf bedacht geweſen, unfere Freiheit dergeftalt zu befeftigen, daß fie burd 
keinen babfüchtigen- und für das Reich Übelgefinnten Regenten, ober auch durch chi 
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begierige, eigennuͤtzige oder verraͤtheriſche Mitbürger, noch durch verlaͤumderiſche und 
hochmuͤthige Feinde gekraͤnkt werden koͤnne, fo daß das alte ſchwediſche und gethi⸗ 
ſche Reich ſtets ein freies und ſelbſtſtaͤndiges Koͤnigreich bleiben moͤge; dieſerwegen 
haben wir dieſe Regierungsform bewilligt und feſtgeſetzt, fo wie wir hiermit de 
kannt machen und feftfegen, daß fie cin unveränderliches und heiliges Grundgefeg fy, 
welhem wir für uns und unfere Nachkommen, geborne und ungeborne uns unter 
werfen, nadızuleben,, deffen buchftäblidyen Inhalt zu befolgen, und den oder dien 
gen für unfere und des Reichs Feinde anzufehen, die uns verleiten wollten, baven 
abzumeichen; gänzlich fo wie fie bier wörtlich folgt: 

‚ . D Die Einigkeit in der Religion, und in dem rechten Gotteedienft iſt die 
Eräftigfte Grundmauer zu einem löblihen, einträchtigeu und wahrhaften Regiments; 
dieferwegen follen Fünftig, fo wie zuvor, fo wohl die Könige, ald Beamte und Um 


‚terthanen hier im Reich zu allererft bei dem goͤttlich Elaren und ‚reinen Worte bleie 
ben, fo wie es in den prophetifcyen und apoftotifchen Schriften adgefaßt in din 


chriſtlichen Eymbolis, Lutheri Catehismö, der unveränderten augsburgiſchen Com 
feffion erflärt, und im upfalifchen Goncilio, fammt den vorkgen Reichebeihlüfn 
und Erkiärungen darüber verordnet worden, fo daß das Recht der Kirche defiftigt 
wird, allen Föniglichen Rechten, der Krone und dem fchwediichen gemein Wannt 
unbeſchadet. 

2) Es liegt dem Könige ob, fein Reich fo zu regieren, wie es die ſchwediſchen 
Gefepe befagen, ihm und niemand anders; das Recht und die Wahrheit zu befeſt⸗ 
gen, zu lieben und zu erhalten; hingegen Ungirechtigkeit und Unrecht zu verbieten, 
abzufhaffen und niederzufchlagen; niemand an Leben, Ehre, Leib und Wohlfahrt 
zu kraͤnken, bis er gefegmäßig überzeugt und berurtheilt worden, und Niemandım 
etwas von feinen Gütern, beweglichen und unbeweglichen, zu entziehen oder ent 
ziehen zu laffen, ohne die gewöhnliche Unterfuhung und Recht, aud das Kid 
nad) den Eöniglihen Gefegen, Landesverfaffung und diejer Regierungsform zu 
regieren. 

3) Die Succeffionsordnung des Reichs betreffend, bleibt e8 damit gänzlich nad 
dem Erbvertrag, fo wie felbiger 1743 in Stodbholm entworfen, und angenommm 
worben, welcher mit dem 1544 zu Weiteräs verfertigten Erbvertrage und dem 1604 
zu Norköping gemachten Beſchluß übereinftimmend ift. 

4) Raͤchſt der königl. Hoheit ift von Alters gewefen und fol ferner bleiben di 
erfte Würde bei dem koͤnigl. Rath, welchen der König ſich auserficht und wählt 
von eingebornen Rittern und Edelleuten, die Sr. Königl. Mojeftät und dem Reidt 
mit Huld, Treue und Mannfchaft verbunden find. Und weil diefe nicht zu ein 
gewilfen Anzahl gefegt werden können, da man nur fo viele ordnet, als des Reich 
Bedürfnig und Ehre erfordern, follen gleihwohl der gewöhnlichen 17 fenn, d& 
Reiche hohe Aemter und der Generalgouverneur von Pommern mit eingefchloffit: 
Diefer fammt und fondere Sorgfalt foll feyn, des Königs Majeftät, in des Reich 
angelegenen Gewerben und Gefcäften zu rathen, wenn fie von Sr. Königl. Me 
jeftät darum befragt werden; zum Reichs Beften das Ahrige beizutragen, böchft dent 
felben nach ihrer beften Einfiht zu rathen, was zu Ihres und des Reiche Rus 
dient, die Stände, und Gemeinen zur Treue und Bereitwilligkeit anzubalten; de 
Königs und Reiche Beftes, Hoheit, Selbſtſtaͤndigkeit, Nusen und Woblſtand ii 
Obacht zu nehmen, und alfo, wie der Reichsragsbefchluß von 1602 befagt, zu ratbım 


„wie es deren Amt erfordert, aber nicht zu regieren. Uebrigens find die Neichsräfft 


nur allein dem König verpflichtet, und demfelben lediglich für ihren Rath verank 
wortlich; doch Tann der König benfelben wegen eines ungluͤcklichen Ausgang, M 
wider deren Votirung, Vermuthen, Gedanken und auf Grunde fich frügende NM 
nung, fich ereignen Tann, nichts vorwerfen oder ihnen zurechnen, befonders ment 
die Ausführung guter Rathfchläge nicht ihren erwünfchten Endzweck erreicht, 

die Beforgung derjenigen, denen es obgelegen und anbefohlen worden, fie auszis 


führen und zu verrichten. 


5) Den Königen liegt 0b, zu fleuern und zu rathen, die Städte und Laoͤndtt 


und alle ihre und der Krone Gerechtſame zu bewahren und zu ſchutzen, fo wie @ 


die Gefege und die Regierungsform befagen. 

- 6) Da Verhandlungen von Frieden, Stillftand und Bündniffen, fie feyen offem 
fin oder defenfiv, felten den geringften Auffhub leiden, und die größte Berfhreit 
genheit nothwendig erfordern; fo werden des Königs Majeftät mit dem Reicherat 
bergleichen wichtige Faͤlle überlegen, und nachdem fie deren Meinung erwogen um? 
eingenommen, ſolche Maßregeln und Mittel ergreifen, die er felbft fürs Reh 
bie beften und nüglichften erachten wird. Sollten jedoch ‚bei fo wichtigen Ballm it 
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Reicheraͤthe in einer Meinung übereinftimmen, bie gegen die von bes Könige Mai. 
ftreitet; fo .läßt der König es bei den Gedanken der Reichöräthe verbleiben. Falls 
aber die-Meinungen getheilt find; alsdann prüfen Ge. Maj. und nehmen diejenigeh 
an, die fie fetbft für die befte und nüglichfte halten. 

7) Wenn der König ein Ausländer iftz fo reifet er nicht ohne der Reichsſtaͤnde 
Riffen und Gutbefinden aus dem Lande. Wenn er aber ein Schwede und eingebohs 
ren ift, fo theilt er nur fein Vorhaben dem Reichsrath mit, und holt auf die Weife, 
wie vorgeſchrieben jteht und der 6. $. vermeldet, deſſen Rath und Meinung ein. 

8) Und bamit alle bei Sr. K. M. vorfallende vielfältige Reichs : Angelegenheis 
ten und Berrichtungen mit defto mehrerem Betrieb und Ordnung ausgeführt werden 
innen; fo werden die Gefchäfte unter die Reichsrätbe auf eine folche Art vertheilt, . 
wie es Se. Königl. Maj am nüslichften und dienlichſten finden; weil Königl. Mai. 
allein, als das Hauptſteuer des ganzen Reichs, Gott und dem Vaterlande für deffen 
Führung verantwortlich find, und in allen diefen Fällen, worin Se. Maj. die Meis 
nungen der Herrn Reichsräthe, die folder Angeligenheiten Eundig, und von Er. 
Maj. berufen find, eingezogen haben, Se. Königl. Maj: ein votum decisivum; doch 
werden hiervon ausgenommen alle Suftizangelegenheiten, welche vom Hofgericht, 
Kriegsgeriht und allen NRichterftühlen im Reiche abgemacht werden und hernad uns 
ter die Zuftigrevifion zur endlichen Entſcheidung gehören, die allezeit aus 7 Reiches 
räthen, welche in richterlichen Aemtern gebraucht worben und als rechtäverftändige 
und gefegerfahrene Männer befannt find, beftehen fell, und wobei Ce. Königl. 
Maj, ſelbſt, jest wie zuvor, gegenwärtig find, und allda allein 2 Stimmen, und 
ivenn die Meinungen gleich find, eine enticheidende Stimme haben. 

9, Es kommt allein der Königl. Majeftät zu, Gnade wieberfahren zu laffen, 
Ehre, Reid und Güter bei allen Verbrechen, die nicht offenbar wider Gottes klare 
Borte ftreiten, wieder zu geben. \ 

10) Alte höhere Dienfte vom Obriftlieutenant bis zum Reldmarfchall, beide 
inclusive, und alle dergleichen, beide geiftlichen und weltlichen Standes, werden im 
Königl. Rath auf folgende Weife ausgetheilt. Wenn ſich eine Vacanz ereignet; fo. 
baben die Reichsräthe fih von der Gefchidtichkeit und den Verdienſten aller der Per: 
fonen, die fotche wichtige Aemter ſuchen, und in einigen Betracht dabei fommen 
Tonnen, zu unterrichten, und foldhes Gr. Königl. Majeftät vorzutragen, und wenn 
diefelden Dero gnäbige Ernennung im Rathe wegen der Perfon, welche Dero Beifall 
jur Beförderung einer Stelle erhalten, zu erkennen gegeben; fo machen die Reiche: 
räthe dabei ihre. nöthige Erinnerungen zu Protocol, und jchreiten zu keiner 
weitern Votirung. Zu allen übrigen Dienften werden Gr. Majeftät von den 
Gollegien und andern Obern brei der verftändigfien, würbdigften und zu ben Iedis 
gen Stellen dienlichften -Perfonen, die nur zu finden, vorgefchlagen; wobei ein 
und anderer verdienter Mann außer dem Golleoio mit genannt werden Fann, und 
werden zugleich alle diejenigen Derfonen, die ſich zu diefer Stelle gemeldet, mit an 
gezeigt. Bei den NRegimentern verhält man fid im Vorſchlag wegen der zu befegen: 
den Stellen nad) des Königs Karl 12. ausgegebener Verordnung vom 6. Nov. 
1716. Sollte fi bei dem Vorfchlage befinden, daß Semandem zu nahe gefchehen 
oder er ohne Urfache vorbei gegangen wäre; fo haben die Obern foldhes zu verants 
worten. Bon den Suchenden wählen Se. Königl. Maj. wen Sie dazu am geſchick—⸗ 
teften finden. Aber alle geringere Dienfte, weldye die Collegien, Confiftorien, Obers 
ken der Regimenter, und andere Stände, vor dem Jahre 1630 zu vergeben ge⸗ 
wohnt waren, bleiben nun und Eünftig zu ihrer befondern Austheilung. Es werben 
auch Feine fremde ausländifhe Männer, fie feyen Fuͤrſten, Prinzen oder andere Pers 
fonen, künftig zu einigen Reihebeftallungen weder im Civil: noch Militärftand, 
den Eönigl. Hof ausgenommen, gefest, wofern fie nicht durch befondere hervorleuch— 
tende und große Eigenſchaften dem Reiche befondere Ehre und merklichen Vortheil 
jumege bringen können. Bu allen diefen Dienften fol blos Geſchicklichkeit und Ers 
fahrung führen, ohne Abfiht auf Gunft und Herkommen, wenn felbige nicht mit 
Geidhillichkeit verbunden find. Mit der Wahl der Erzbifhöffe, Biſchoͤffe und Gus 
Perintendenten verhält man fi) nach vorigem Gebrauh, da Ge. Königl. Maj. eis 
nen aus ben breien, welche demfelben von den Obern vorgefchlagen worden, ernen= 
nm. Mit Befegung der Pfarren bleibt es, wie es die Regierungsform vor 
gi feffent, und’ will, und was bie DVerfaffungen hierin nachdem angeorbe 
nes haben. . ; 
11) Es gebühret Sr. Königl. Maj. allein, zum. abelichen Etand und Würde 
diejenigen zu erheben, welche fich durch Treue, Zugend, Zapferkeit, Gelehrſamkleit 
und Erfahrung um Ge. Könige Maj. und das Reich wohl verdient gemacht. O 
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aber in Schweden der Abel ſehr ſtark iſtz ſo werden Se. Maj. bie Gnade habin 
denſelben auf eine Anzahl von 150 einzuſchraͤnken, welchen 150-neuen Familien di 
NRitterfchaft und ber Adel die Einführung nicht weigern können. Desgleidyen kann 
die Ritterfchaft und Adel den Eintritt ſolchen Rittern nicht verfagen, welche &x. 
Königl. Maj. mit dem gräflichen und freiherrlicen Stande begnadigen wollen, und 
fi dazu durch große und bifondere Verdienfte würdig gemacht haben. 

12) Alte Gefchäfte, die hier oben nicht ausgenommen find, laffen Se. Mak 
fi im Gabinette vortragen, oder auch in einer der Abtheilungen der Rathöftuben, 
wenn Se. Maj. ſolches für gut‘ finden, oder auch, wenn Ge. Maj. die Meinung 
mehrerer Reichsraͤthe darüber einziehen wollen. Es wird jedoch angefehen, ad 
wenn fie im Gabinette vorgetsagen wären. 

13) Weil das Reich zu weitläuftig, der Gefchäfte zu viel und zu wichtig, alt 
daß ein König alles allein zu beftreiten vermag; fo 'bedarf er Amts: und Haupt 
keute, die ihm Beiftand leiften. 

14) Zu emfiger Beförderung, Berrihtung und Betreibung der Gerhäfte ſud 
gewiffe Eollegia verordnet, melde, wie die Arme am Leibe, fich auf alles dus er 
ſtrecken, was im Reiche gethan und ausgerichtet werden fol. Diefe babem.da 
Recht und die Macht, ein jeder in feiner Beftallung, ‘von des Königs und ihres af 
habenden Berufs und Amts wegen, anzuordnen, und den Untergeorbneten zu 86 
fehlen, diejenigen, fo unter ihrer Borforge und Gehorſam ftehen, zu ihren 

ten anzuhalten, von ihrem Verrichtungen Rechenſchaft zu fordern, und davon 
wohl, als von ihren eignen Verrichtungen, Gr. Königl. Maj. allen nöthigen und 
forderlichen Bericht abzuftatten. 

15) Im Hofgerichte, als des Königs hoͤchſtem Gericht, ift ein Präfibent, der 
durch Gelchrfamkeit und Gefegkenntnig ſich zum Richteramt geſchickt gemacht, wei 
cher einen Bicepräfidenten und die gewöhnlichen Hofgerichtsräthe und Affeffores zu 
Beifisern hat. Diefen hohen Richterftühlen liegt ob, ein jeder an feinem Orte, Auf 
fa: und Acht zu haben, daß Gefege und Rechte richtig und wohl gehandhabt Wer 

en, fo wie es bie ſchwediſchen Gefege, Statuten und Verordnungen befchreitim 
und welche ungefränft, nad) dem rechten Wortverftande beobachtet, und beim Ah 
theil befolgt werden; dergeftalt, daß die Hofgerichte ohne Vorzug, igennus ode 
andere Abjichten, einem jeden Gerechtigkeit wicderfahren laffen, fo "wie fie es m 
Gott und vor des Königs Maj. verantworten können, damit nicht Ungeredhtigkil 

‚Land umd Rath verderbe. Kein Ritter oder Edelmann darf in ſolchen Fällen, 
Leben und Ehre betreffen, vor einem andern Gericht verklagt ıwerden, als bei dit 
Hofgerichten, fo wie bie Privilegien und die Procefordnung von 1615 ſolches e 
ordnen, feftftellen und wollen; doch folchergeftalt, daß die Unterfuchung in loco 
fchehe und Feine andere Criminalſache, als die fo Keben und Ehre betrifft, daruntll 
gezogen werden möge. Es gebührt dem Hofgericht auch, genau Acht auf die AN 
terrichter im Lande und in ben Städten, auch auf bie Erecutoren zu haben), 
wenn aus Unverftand, Nachläffigkeit, ober Geldbegierde etwas von- ihnen WM 
übt wird, felbiges nach jedes Falles verſchiedener Befchaffenheit fofort zur 
worfung, Urtheil und Strafe zu ziehen; wofern aber jemand betroffen wird, 

er aus vorfäglichem Haß, böfen Willen oder Gefchenfbegierde das Recht verbr 
und alfo fein Gewiſſen befledt und feinen Naͤchſten am Leben, Ehre und Wobtfahll 
gekraͤnkt, ein folher muß nicht mit Geldbußen oder Abfeguna, fondern mit Beridl 
von Eeben und Ehre, nach Befchaffenheit der Sache, für feine Bosheit und ung 
nach den ſchwediſchen Gefegen beftraft werben. Es müffen auch ſolche Verbrech 
nicht unterdrüdt oder durch Ueberfehung, nachgiebige oder unzeitige Barrmbergigfil 
verfchont werden, damit andere nicht in gleichen Faͤllen zum eigenmädhtigen Mi 
. brauch der Rechte veranlaßt werben mögen, wenn fie fehen, daß auf Fehler, BE 
fehn oder Arglift keine gebuͤhrliche Zuͤchtigung oder mohlverdiente Strafe 
Dahingegen müffen diejenigen, welche aus Vorſatz, Unbedachtſamkeit oder R 
mit ſchmaͤhvollen, —— oder anſtoͤßigen Worten und Schriften die Richt— 
oder Erecutores in ihren Amtsverrichtungen angreifen, ohne daß fie ihre Beſchud 
gungen und Anbringen bemweifen koͤnnen, nad) Befchaffenheit der Sache ohne Auf 
ſchub hart beftraft werden, bamit muthwillige, böfe und unartige Menſchen daral 
Scheu und Warnung nehmen mögen: und fol niemand, wer er auch ſey, lange üi 
Arreft gehalten, fondern glei zur Unterfuhung und zum Urtheil geſchritten we 
den. Und damit Noth oder Bebrüdung Feine Anleitung zu (hödliden Folgen ni 
ben und zum Schein und Vorwand eines Mißbrauchs in feinem Amte bitch’ md 
genz fo müffen die von den Gemeinden zum Lohn und Unterhalt ihrer Richter‘ it 
willigte Lagmans⸗ und Häradshöfding, auch Landgerichtsbiätengeiber WIN mad de 
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hoͤchſtſeligen Königs Guſtav Adolph Verficherung von 1618 zu ihrem rechten. Ends 
zweck und der refpectiven Richter Belohnung, wie der Staat es angeorbnet, unverruͤckt 
verwendet werben... Die Eönigl. Auffeher und Fiscale follen ihre Obliegenheiten nicht 
mit Beleidigung ober Eigennug verrichten: und werm man fie darin betrifft, fo 
werden fie zur gefeslihen Verantwortung gezogen; darüber der Juſtizcanzler ein 
wahfames Auge zu halten hat, dem es audy obliegt, Acht darauf zu haben, baß 
den Sefegen und Berorbnungen nachgelebt werde, und hat er davon Bericht an bei 
Königs Majeftät abzuftatten. Diefer Hofgerichte follen Fünftig, wie vorhin, drei 
ſeyn. Das erfte in Stodholm; umter mweldyes das ganze Schwediſche Reich, wie es 
in den alten Gefegen genannt wird, gehört; das zweite iſt allezeit zu Joͤnkoͤping; 
und unter dieſem fteht das gothiſche Rei; und das dritte hat in Abo feinen Gig, 
unter welches das Groffürftenthum Finnland gehört. 

16) Alle Commiſſionen, Gerichtsdeputationen, oder auferorbentlide Gerichts⸗ 
bänke, fie feyen vom König oder Ständen gefest, follen künftig abgefchafft ſeyn, da 
fie nur als Beförberungsmittel der Gewalt und Zyrannei dienen; und ein jeber 
Schwede genießt das Recht, vor dem Gericht verklagt zu werden, unter welches er 
nach den ſchwediſchen Gefegen gehört. Wenn es fih aber träfe, daß jemand fich 
durch ein hohes Verbrechen, ode? ber Reichärath, oder-auch ein ganzes Kollegium 
fo verginge, daß es den König, das Reich, oder die Hoheit der Krone antaftet, und die 
Schuldigen weder vom Hofgericht noch Rath verurtheilt werden könnten; dann wird 
ein Reichsgericht gefest, darin Se. Königl. Majeftät felbft, oder an deſſen Stelle 
der Kronprinz, ober der aͤlteſte der Erbfürften, oder auch der aͤlteſte des Reicheraths 
präfidirt, welche fämmtliche Reichsräthe, Feldmarſchaͤlle, alle Präfidenten des Rei 
und Königl. Gollegien, 4 aͤlteſte Hofräthe, und alle 3 Reichshofräthe, 1 General, 
die beiden Generallieutenants, bie beiden Älteften Generalmajors, der Ältefte Ad⸗ 
miral, bie beiben älteften Viceadmirals, auch bie beiden Älteften Gontreabmiralg, 
ber Hofkanzler und die drei Staatöfecretairs, zu Beifisern haben; ber Juftizcanzler 
iſt allezeit Actor, und der aͤlteſte Revifionsfecretär führt das Protocoll. Dieſes Ges 
riht hat, wenn die Unterfuhung gefchehen, die Macht, das Urtheil bei offenen 
Zpüren abzulefen, und darf hernach Niemand ſolches aͤndern, noch weniger fchär« 
fen; des Königs Majeftät aber Eönnen Gnade wiederfahren laffen. 

17) NRach den Dofgerichten folgt das Kriegscollegium, darin nach Mie vor ein 
Präfident und Generaifeldzeugmeijter, Generalguartiermeifter, und die gewöhnlichen 
Kriegsräthe, die in Rechnungsfachen geübt feyn müffen, fiser, und am beften vom 
denen genommen werben Fünnen, bie des Kriegsweſens kundig find. Diefes Colles 
gium bat die Aufficht und Verwaltung über des Reihe Kriegsmaht zu Lande, die 
Artillerie, woelche im Felde und in den Keftungen gebraudht wird, besgleichen über 
den Kortificationsftaat, über Geſchuͤtz, Factoreien, Waffen und Geitengewehr, Am: 
munition, unb was dazu gehört, den Zuftand ber Feltungen befonders an den 
Graͤnzen, Schanzen und Kriegsgebäude, über Ausfhreibungen, Werbungen und 
Nufterungen und dergleichen, nad) Anleitung der Inftructionen, Verordnungen und 
koͤnigl. Schreiben, welche entweder jegt ſchon, ober künftig ausgefertigt werden. 

18) Des ganzen Reichs Kriegsmacht zu Waffer und zu Sande, mit deren hoͤch⸗ 
ften Ober: und Untergeorbneten, müffen ben. &id ber Treue und Puldigung Str, 
Königl. Maj., dem Reiche und den Ständen nach dem aufgefegten Formular ablegen. 
Dir Kriegsmacht zu Pferde und zu Fuß, ſowohl als die Seeleute, bleiben bei ihrer 
Eintheitung, und ben mit den Gemeinden fammt den Ständen errichteten Verbin⸗ 
bungen, welche genau in Acht genommen und befolgt werden müffen, bis Se. Maj. 
und die Stände nötpig finden, einige Xenderung barin- feflzufegen. 

19) Es mag, außer Königl. Majeftät eignem Brfehl, kein Oberfter oder an⸗ 
derer Kriegsbefehlshaber einige beurlaubte Mannfhaft zum Aufbrudy oder Marſch 
aufbieten, außer der gewöhnlichen Regiments und andern Zufammentunft; es fey. 
denn, daß foldyes bei einen unvermutheten Einfall der Reichsfeinde gefchehe, ba es 
aber Er. K. M. ohne Verzug gemeldet werben muß: immaßen ©. K. M. ber 
alleinige Oberbefehlshaber ihrer ganzen Kriegsmacht, ſowohl zu Waffer ald zu Lande, 
find, j0 wie es in den vorigen und für das Reich am glänzendften und glüdlichiten 
Seiten -allezeit gewöhnlich geweſen. 

%) Das dritte Gollegium ift die Abmiralität, darin ein Präfibent ift, ber alle 
gegenwärtige Abmirale und Blaggenmänner zu Beifiseen hatz um aber deſſen Bes 
b deito beffer zu befördern, muß in den Berathichlagungen bei Er K. M. 
wenigſtens ein Reichsrath feyn, der. zur See gedient, und im Geewefen erfahren 
iſt. Diefes Gollegium hat die Auffiht, Beſorgung und Berwaltung „über die Er” 
wacht des Reichs und alles, was. dazu gehört, ſowohl über den Schiffehau, U 
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ruͤſtung und Geſchuͤtz, als auch Anſchaffung des Proviants, Preſſung ber Matrofen, 
Duͤkerei und Lootsweſen, dysgleichen alle andere hierunter gehörige. Geſchaͤfte und 
Angelegenheiten, fo wie es die koͤnigl. Inſtructionen, Schreiben uud Verordnungen, 
die bis jest verfaßt find oder Eünftig ausgefertigt werben, enthalten. 

21) Das vierte Reichscollegium ift die Reichskanzlei, darin allezeit ein 
Reichsrath präfidirt, und einen oder mehr Reichsräthe, einen Hofcanzler, Staats 
fecretär und die gewöhnlichen Kanzleiräthe zu Beifigern bat. In biefem 
Gollegio werden alle Beihlüffe, Verordnungen und Neceffe, ‚die das Reid 
überhaupt, oder auch einzelner Städte und Perfonen Privilegia angehen, vers 
faßt und entworfen; insbefondere Vollmachten, Schreiben, Gebote und Befehle. 
Dicher gehören audy aller Reihstage und. Zufammenkünfte, Abhandlungen, Bündniſſe 
mit fremden Mächten, auch Friedensverträge mit Feinden, die gehörigen Abferii- 
gungen der Gefandtfhaften, alle Berathfchlagungen, weldye ber König gemöhnlic 
mit dem Reicherath hält, oder auch mit einigen von bemfelben, und die darüber 
gehaltene Protocolle, ingleichen das, was mit des Könige Mafeftät eigener Hand 
und Namen ausgefertige wird. Diefes Collegium hat ebenfalls die noͤthige Beſor— 

ung uud Verwaltung des Poſtweſens im ganzen Reiche und den dazu gehörigen 

rovinzen, fo daß es, unter der dazu verorbneten Oberdirecteure Auffiche, behörig 
verwaltet wird. Die Staatöfecretärs habım babei genau Acht zu haben und zuzu— 
fehben, daß die Erpeditionen nah Er. K. M. Ausſpruch und nad den Protocolen 
förderfamft richtig und in guter Ordnung vollzogen und 'ausgefertigt werden, ohne 
ben geringften Auffhub, es ſey auch aus welcher Abficht es wolle. Sollte jemand 
fo kuͤhn feyn, und eine Expedition auefertigen, die mit des Königs Majeftät De: 
cifion fritte, und ſuchen wollen des Königs Majeftät damit. zu überrafchen (meldes 
wegen der Menge ber Erpebditionen leicht gefchehen kann); ber fol, nach geſchehenet 
Unterfuchung und. rechtlihem Urtheil, aus dem Dienfte gefest, und nach dem Ber: 
brechen gehörig beftraft werden. Es foll daher keinem Befehl, wie bisher gehor: 
famt und nachgelebt werden, ald ber mit .behöriger Gontrafignation verfchen il; 
Kriegsangelegenheiten ausgenommen. Diefes Collegium hat ſich übrigens nad der 
Kanzleiorbnung und den Inftructionen, Schreiben und Königl. Verordnungen zu 
sichten, welche es bereits empfangen hat, oder Eünftig uͤberkommen wirb. 

202) Dis Königs Maj. ernennen im fisenden Rath, doch ohne Umftimmung, 
den Kanzleipräfidenten, Kanzleiräthe, welche Reicheräthe find, den Hofkanzler, ben 
Juſtizkanzler, die Staatsfecretärs, und nehmen foldye, auf welche Dero Bertraum 
fäut. Ein Gleiches gefhicht mit den Königl. Miniftern an auswärtigen Höfen. 

23) Das fünfte Reichecollegium ift das Kammercollegium , welches einen Pr& 
fidenten und die gewöhnlichen Kammerräthe hat. Es haben alle diejenigen, bie mil 
den Königl. und Kroneinnahmen und Ausgaben zu thun, Befehle anzunehmen und 
Befcheide zu geben haben, ſich nad) dein Inftructionen, Königl. Ausfertigungen md 
Befehlen zu verhalten, die entweder fchon vorhanden find, oder fünftig ausgefertigt 
werben. I 

Diefem Gollegium liegt ob, Sorgfalt, Fleiß und Mühe anzuwenden, daß bit 
Renten ridtig und in Zeiten eingetrieben und vermehrt, das Land wohl genuft, 
bearbeitet und durch gute Haushaltung und Verbefferung angebaut werde, ſo 
daß bie Regalia Fisci nicht vermindert, verfäumt oder verloren werben, vielmehr 
die Reichseinkuͤnfte auf alle Art verbeffert, zu Ausgaben gefichert, zu Rathe gehal: 
ten, in 3eiten- beigetrieben, und der Gredit vornehmlich bewahrt werde, fo das di} 
Königs Mai. in. und außer dem Reiche im Nothfall eine Unterftügung, Beiſtand 
'und Hülfe zu erwarten haben können. Der große Seezoll mit beffen Einnahme 
und Berechnungen, desgleichen die kleinen Zölle und Acciſen, gehören ebenfalls, um 
ter ihrer refpectiven Oberbirecteursauffiht und Verwaltung, zu des Kammercollau 
Auffiht und Beforgung, allwo für ihre benöthigte Sollbedienten und Auffcher Vol: 
machten außsgefertigt, und für des Königs Maj. alle gebührende erforderliche Sicher 
heit gefucht wird. 

24) In dem Staatscomtoir verbleiben der Präfident und bie gewöhnliden 
Staatscommiffarien. Dierunter gehören die Verwaltung und Austheilung der Wit: 
tel, wofelbft auch alle, welche die Mittel der Krone. unter Händen haben, zu red 
ter Zeit mit ihren Vorſchlaͤgen eintommen müffen, wie es ihre Inftructionen deut⸗ 
lich gebieten und befehlen. Der Staat muß auch jaͤhrlich und zeitig eingerichtet, 
und babei ber Staat. vom Jahre 1696 zu einer Richtſchnur und zu einem G | 
— und ſolchergeſtalt geſetzmaͤßig angeordnet werben, daß die Beamten ihrt 
oͤhnungen aus dem Ertrag und Einkuͤnften der Krone genießen. Der | 
Staat darf weder überfchritten noch vermehrt werben, wo nicht. der unentbehrlihft 
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ft und das Befte Koͤnigl. Maj. und bes Neichs folches erfordern. In dem 
at wird nicht allein die gewiffe Summe ber (fogenannten) Handgelder, welche ber 
zigen Dispofition Königl. Maj. ſchon überlaffen find, fondern auch eine Summe 
Irtraausgaben jährlich angefchlagen, welche nad) dem Befehle Königl. Moj. an: 
met, umterfchrieben und gebührend contrafignirt wird, alles den Inſtructionen, 
gl. Briefen und Verordnungen gemäß, die ſchon ausgefertigt find, oder hin— 
Pr ausgefertigt werben. 

35) Im fisenden Rath, jedoch ohne Votirung, ernennt Könige. Maj. den Pr: 
ten und die Staatscommiffarien aus den Männern, welche durch Treue und Ein: 
* angelegenen Werke ſich des Vertrauens Koͤnigl. Maj. würdig ger 
haben. 


*) Das Bergcollegium bat gleichfalls einen Praͤſidenten und die gewöhnlichen 
wäthe und Affefforen, fämmtliche folche, die ſowohl durdy Gelchrfamkeit und 
brung ſich zum Richteramte geſchickt gemacht, als auch alle nöthige, und gruͤnd⸗ 
Kenntniß in allen zum Bergwefen gehörenden Stüden ſich erworben haben. 
‚Kollegium bat Auffiht und Kürforge für die Aufrechthaltung der Bergwerke, 
it dem, was mehr fonft zu ihrer Pflege, Wahrnehmung und Verbeſſerung 
tt, 


27) Dem Commerzcollegio gebühren gleicherweife ein Präfident, und die ger 
lichen Sommerzräthe, Affefforen und Gommiffarien, welche vom Handel und 
bel eine gründliche Erkenntniß haben. Diefem Collegio liegt es ob, Sorge zu 
im, wie die Dandlung möge geftärkt, befördert und verbeffert, wie den Manus 
iin aufgeholfen, und die Handwerkshaͤuſer wohl eingerichtet, beforgt und unter: 
werden, wie auch die Licenten, Portorien, die Zollordnung und Zaren ge: 
t werben, mit dem mehrern, wie folches bie Inftructionen, Königl. Briefe 
Terorbnungen ſchon vorfchreiben ober Fünftig flatuirt wird. 
28) Die Kammerrevifion braucht auch einen Präfidenten, welcher mit den ges 
Mich Beifisern Vorſorge trägt, daß nicht allein den dafelbft anhängig gemach⸗ 
Proußgefchäften mit gefegmäßigem Urtheil und NRefolutionen abgeholfen, und 
d die Fiscale zur Vollziehung gebracht werden, ſondern auch, daß die 
Gen Rechnungen ber Krone ohne Verzögerung, von ber Zeit, wenn fie in das 
Kammercollegium einfommen, und ber Kammerrevifion davon Unterricht 
worden ift, durchgefehen, erklärt, ausgearbeitet, und ſchließlich ausgemacht 
ir Alles nach den Inftructionen, Königl. Briefen und Verordnungen, die bes 
ausgefertigt find, oder hinführo ausgefertigt werben. 
29) Der Reichs: oder Obermarfhatl ift einer der Reichsraͤthe, welcher bie 
Enehmung für des Königs Hof, Schloß und Haus hat, auch beffelben Tafel 
Dofleuten, mit dem was bazu gehört, vorftcht, und desfalls anordnet und 


) Der Hof Königl. Maj. ſteht unter Dero befondern Dispofition. Königl. 
— haben zu verändern und zu verbeſſern, was Dieſelben daran noͤ— 


) Der Oberftattbalter in Stocdholm, der Sapitainlieutenant, die Kieutenants und 
Ovartiermeifter der Trabanten, der Oberfte und Oberftlieutenant der Reibgarbe, 
Dberfte von dem Reibregimente, ber Oberſte von den Leibdragonern, der Oberfte 
Oberftlieutenant von der Artillerie, die Generaladjutanten und Commandanten 
M Grensfeftungen, ‚find vertraute Dienfte, die Königl. Majeftät im figenden 
Rs jedoch ohne Wotirung ein: und anfıgt. 

32) Ale Eollegia müffen einander die Hand in dem allem reihen, was ben 
m und Vortheil des Könige und des Reichs betrifft, wenn es erforderlich ift 
gt wird; es muß aber eines dem andern Beinen Eingriff thun, noch Din: 
oder Abbruch zufügen, fondern ein jedwedes fein Werk mit gebührender Be⸗ 
ing, ſchuldiger Beforgung mit Fleiß, Treue und Vorfichtigkeit: verrichten. &o 
Pbie Präfidenten in ihren Collegien gegenwärtig find, genießen fie ihrer ordent⸗ 
Macht und Autorität; begiebt es ſich aber, daß fie in bes Königs ober eiges 
ch abweſend find, fo behalten fie ihren Ehrentitel mit den davon ab» 
dea Ehren, und Vortheilen, dürfen aber Erinesweges etwas verordnen, gebie- 
Mb befehlen, was das Präfidentenamt betrifft, bis fie wiederum gegenwärtig 
Md-in wirkliche Ausübung des Amtes eintreten. Mittlerzeit verrichtet ber Als 
mit gleichem Rechte, Kraft und Wirkung, die der Beſtallung ankle⸗ 
e. Diefe Sollegia find pflichtig, dem Könige wegen ihrer Ausrich- 
zu ertheilen, wenn bevfelbe ſolchen von ihnen fordert, und ihm allein 
Abwartung der Giſchaͤfte verantwortlich. 
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3) Die Verwaltung auf bem Lande befteht aus ben gewöhnlichen Höfdingthi 
mern, gänzlich, wie fie jego fich befinden; Eünftig aber fann innerhalb des Raid 
fein Generalgouverneur feyn, außer in befondern Umftänden, und auf eine gewiſ 
Zeit; nody kann einiges Leibgeding, Land oder Lehn vergeben werden, fondern ſe 
bige müffen dergeftalt”in der Ordnung vertheilt werden, welche fie jegt und na 
der Regierungsform von 1720 haben. ' 

34) Die Erbfürften des fhwedifchen Reiche, und die Prinzen vom ſchwediſcht 
Geblüte, mögen kein Leibgeding noch Generalgouvernement haben, fondern fih m 
dem Unterhalte am Gelde begnügen, welcher ihnen von dem Staate zugeftand 
wird, und für die Erbfürften 100,000 Rthlr. Silbermz nicht Überfteigen muß, ve 
dem Tage, da fie majorenn erklärt worden find, welches im 21. Sahre ihres X 
ters eintrifft. Die Prinzen vom ſchwediſchen Geblüte, die von der Krone weit 
entfernt find, follen jährlidy zu ihrem Unterhalt eine Summe Geldes genießen, } 
fhidtih und ihrer Geburt anftändig if. Dennoch koͤnnen fie mit Titeln von ent 
Herzogtbum oder Fürftenthyum, wie in uraltem Gebrauch gewefen tft, beehrt we 
den, jedoch ohne einiges Recht an den Provinzen, deren Namen fie führen, welt 
allezeit unter einem Haupt und Negenten, ohne Verminderung und Abfonderun 
zufammengefügt verbleiben follen. R 

35) Mit dem Unterhalte des Kronpringen, welcher ſtets des regierenden K 
nigs aͤlteſter Cohn oder Enkel in der geraden herabfteigenden Linie iſt, verhält 
ſich gänzlich auf die Art und MWeife, wie der Unterhalt des Hoͤchſtſel. Köni 
Adolph Friedrichs Sohn, unfers jegtregierenden allergnädigften Könige, Guftav Il 
beftätigt und eingerichtet worden ift. Und tritt derfelbe in die Rathskammer Könk 
Majeftät hinein, wenn er 18 Jahr erfüllt hat. > 

36) Kein Prinz vom fchwedifchen Geblüt, es fey Kronprinz, Erbfürft, a 
Kürft, kann fih ohne Wiffenfhaft und Einwilligung des Königs vermählen. Be 
Er hiermwieder verbricht, alsdann wird Er nad) dem Gefege Schwedens angel: 
und die Kinder find erblos. 


37) Wenn der König krank, oder auf weiten Reifen verreifet ift, alsdann wi 
die Regierung von den Reichsraͤthen geführt, welche ber König dazu ern 
Sollte aber Königl. Maj. fo fchleunig krank werden, daß felbige der Reichsgeſcht 
wegen nichtd verordnen kann; fo werden die Erpebitionen von vieren ber Altel 
Reicheräthe und ‚dem Ganzleipräfidenten unterfhrieben, welche fünf die Madt ! 
Königs in. allen denen Sachen ſaͤmmtlich ausüben, welche die forberfamfte Auer 
tung erheifhen Keine Dienfte aber können vergeben, noch Buͤndniſſe geihlei 
werben, bevor Königl. Majeftät Gefundheit in fo weit wieder hergeftellt ift, dad 
fi) mit den Reichsſachen ſelbſt befafjen Eönnen; und ftehen fie alsdann Kr 
Maj. zur Antwort wegen der Art, nad) welder fie die Gefhäfte abgemwartet had 
Iſt aber der König tods und der Erbfürft zart und ein Mündling ; alsdann wert 
die Reichsgeſchaͤfte auf die obftchende Weife verwaltet, und. die Dienfte Interiä 
weife vergeben, wo nicht der legte König eine teftamentarifhe Dispofition „gema 
hat, da es dann bei dem Zeftamente des Königs verbleibt. 


38) Die Reicheftände dürfen fich nicht entlegen, wenn fie von Sr. Kin 
Maj. berufen werden, an dem Orte und der Zeit, fo ihnen angedeutet wird, 
fammen zu kommen, und fih daſelbſt mit Gr. Königl. Maj. über die Geſcho 
weswegen Ge. Konigl. Maj. fie zufammenrufen, zu beratbfchlagen, und fol nn 
es ſey aus welcher Urſache es wolle, Macht haben, die Reicheitände zum alla 
nen Reichstag zu berufen, al& nur allein der König; ausgenommen in des Ks 
unmündigen Sahren, da beffelben Vormünder dieſes Recht uusüben. Allein W 
der Thron durch "gänzliche Erlöfhung des Königl. Haufes auf der Schwerdtl 
erledigt werden (mit welchem unglüdlichen Ball der gnäbige Gott ung verfäel 
wolle,); fo find die Reicheftände fchuldig, ohne jemandes Zufammenberufung am ® 
Bigften Tage, nad) des letzten Königs Tode fich von felbft in Stockholm einzulint 
fo wie unfere Vereinigung vom 23. Juni 1743 vermeidet, mit Bekanntmachung 
für denjenigen beftimmten Strafe, welcher bei folher Gelegenheit durch heiml 
Raͤnke und Zufammenvotirungen auf einige Weife die freie Wahl der Stänk 
beeinträchtigen fuchen dürfte. Bei einer fo unglüdlihen Begebenbeit liegt den I 
terhausvorfichern, dem Domcapitel zu Upfala und dem Magiftrat zu Stodbolm 
ſolches fogleid an allen Dertern bed Landes zur Nachricht der Beilommenden | 
maͤnniglich befannt zu machen; und da die Landshauptteute fodann ſchuldig 
jeder in feinem Diftricte ſolchen Todesfall denen, welche in ihrem Lehn Fich mul 
ten und wohnen, bekannt zu machen, fo werden fi in ber vorgefehten Ball 
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sie einftellen koͤnnen, daß bie Freiheit des Reichs von ihnen befhügt und erhalten, 
ie auch ein neues Königl. Haus ermählt werben Eönne. 

39) Die Stände des Reichs follen mit getreuer Gewiffenhaftigkeit alle König. 
erchtfame, welche Schwedens Gefege vorfhreibt, in voller Macht und Autorität 
in;lih ungefränft laffen, und alles, was auf diefe Weife zu Königl. Macht gehört, 
it Eifer, Sorge und Zärtlichkeit handhaben, vertheidigen und befhüsen, und 
tſerwegen nichts von diefen Bundamentalgefegen, ohne des Königs Zurathrichung 
d Einwilligung, verbeffern, verändern, vermehren oder vermindern, fo daß Erin 
weht (olag) die rechten Gefege_verbränge, oder der Unterthanen Freiheit und des 
inige Gerechtfame verwahrlofet und unterdrücdt werben, fondern ein jeder feine ge: 
chen Gerehtfame und wohlerhaltene Privilegien genieße. Alle andere von dem 
‚hr 1680 bis auf gegenwärtige Zeit ald Grundgefege emanirte Reglements und 
kordnungen werden hiemittelit abgefchafft und verworfen. 

40) Der König vermag nicht ein neues Gefeh, ohne der Stände Wiſſenſchaft 
d Einffimmung, zu madhen, oder ein altes abzufchaffen. 

4) Die Reicheftände follen kein altes Gefes abjchaffen oder ein neues Geſetz 
ıhen, ohne des Königs Ja und Einwilligung. — 

42) Im Fall ein neues Geſetz gemacht werben ſoll, iſt folgendes in Acht zu 
men: Sind es die Stände des Reiche, welche folches wuͤnſchen; fo beräthfchlagen 
fi darüber unter einander, und wenn fie übereingefommen find, wird das Pros 
t &r. Königl. Maj. durch ihre vier Sprecher überreicht, um des Könige Gebans 
einzuholen. Sr. Königl. Maj. berathichlagen fi) fodann mit den Reichsräthen 
> holen deren Meinung ein, und wenn Roͤchſtdieſelben nachher felbft daffelbe 
vogen und ihren Entſchluß genommen haben, rufen fie die Reichöitände auf den 
icheſaal, und theilen ihnen in einer kurzen Rede ihr Ja und Einwilligung oder 
H die Urfachen mir, weswegen Höchftdiefelben ihre Einwilligung nicht geben kön: 
. Sollfen hingegen Se. Königl. Maj. ein neues Geſetz proponiren wollen; fo 
ilen Höchftdiefelben ſolches erftlich den Reichsräthen mit, und nachdem felbige ihre 
danken ad protocollum geäußert haben , fo wird ſolches alles den Reicheftänden . 
tliefert, welche nachdem fie unter fich felbiges in Weberlegung genommen und 
über einig geworden find, - die Anfegung eines Tages begehren, um auf dem 
ichsſaal ihre Einftimmung an Se. Könial. Mai. abgeben zu können. Sollten fie 
t ihre Einftimmung verfagenz fo überreidhen fie ihre abfchlägige Nefolution mit 
Urſachen, welche fie dazu. gehabt, durch ihre vier Sprecher fchriftlich. 

45) Sollte es ſich zutragen, daß irgend eine neue Rechtsfrage entftünde, wie 
Beifpiele der vorigen Zeiten genugfam ergeben; fo wird folche auf eben die 
fe, wie oben $. 42 verordnet, abgemadht. 

4) Es bleibt zwar ein der Krone eignes und gehöriges Recht, Münzen fchla: 
zu laffen; jedoch behalten ſich die Reichsftände vor, wenn mafl eine Erhöhung 
t Berminderung an Schrot und Korne vorhaben follte, daß eine ſolche Veraͤn— 
ing nicht ohne ihre Wiffenfchaft und Einwilligung gefchehen möge. 
#5) Er. Königl. Maj. liegt ob, das Reich in Frieden und Wohlftand, ſonder⸗ 
gegen ausländifche und feindlihe Macht zu erhalten; Höchftdiefelben müffen 
"nit gegen die Gefege, den Königl. Eid und Verfiherung, den Untertha= 
tinige Krfegshülfen, neue Steuern, Ausfchreibungen und andere Abgaben, 
e ter Reiheftände Wiffenfchaft, freien Willen und Einmilligung, auflegen; jes 
! den unglüdtichen Fall ausgenommen, da das Reid; mit Heeresmacht ange: 
im wird, da fobann Se. Königl. Maj. das Recht haben, ſolche Maßregeln und 
ritte zu nehmen, welche mit der Sicherheit des Reichs, und dem Wohl ber Un: 
banın übereinftimmend find; allein fobald der Krieg aufhört, müffen die Stände 
mmen fommen, und die neuen Steuern, welche des Kricgs wegen auferlegt wor: 
waren, fogleich aufhören. 

45) Der Reichsftände Zufammenkünfte follen nicht laͤnger, als hoͤchſtens drei 
date dauern. Und damit das Land nicht mit langen Reichstagen befchwert wer: 

möge, wie bieher gefchehen ift; fo können Se Königl. Maj. zu folcher Zeit ben 
hhetag aufheben, und jeden nad) feiner Heimath zuruͤckſchicken; und follte im ei: 

ſolchen Kalle keine neue Bewilligung feftgeftellt ſeyn; ſo verbieibe es bei der 
h 


37) Die Reichsſtaͤnde haben die Macht, diejenigen zu ernennen, welche in dem 

ſchuß fisen follen, mit welchem Ce. Königl. Maj. diejenigen Gefchäfte überle: _ 
mollen, welche nah Höchft Dero Gutbefinden heimlich gehalten werden müjfen, 

‚fund, ſolchen Perfonen alle Gerschtfame, welche die Reichsſtaͤnde feloft haben, 
.g aufgetragen; allein alle andere Sachen, welche bekannt feyn dürfen, werden 
5 * 
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den Plenis der Reichäftände mitgetheilet und unter beren Berathfälagun 


wage. 
) Die Könige follen nicht Krieg und Feinbfeligkeiten ohne der Reihitk 
Sa und Einwilligung anfangen. fl 

-49) Keine andere Protocolle, als folche, welche die Gefchäfte angehen, die i 
Königl. Maj. mit den Reichsftänden erwogen haben, bürfen letzteren mitgetheilt d 
von ihnen verlangt werben. 

50) Der Zuftand des Staats wird dem Ausfhuß der Reichsftände vo 
damit diefelben erfehen können, daß die Gelder zum Nugen und Beften dis 
angewendet worden find. 

51) Wird cin Reichsſsmann unverfchuldet während ber Reichstage, ck | 
der Hin: und Rüdreife, mit Worten ober Thaten angetaftet oder übel behand 
und er hätte zu erkennen gegeben, daß er in einem ſolchen Gefchäfte wärs; fe | 
ſolches als ein Staatsverbrechen angefehen werben. | 

52) Se. Königl. Maj. laffen ſaͤmmtliche Reichsftände bei ihren mwohlbergiri 
ten alten Privilegien, Vorzügen, Gerechtſamen und Freiheiten; aud ſollen 
neue Privilegien, einen Stand angehend, ohne aller vier Reicheftände Wiſſ 
“ Bedenken und Einwilligung gegeben und ertheilt werben. 

53) Se. Königl. Maj. allein tragen für die teutfchen Provinzen gnaͤdige 
forge, daß felbige nach den. teutfchen Reichsgefegen, derſelben wohlhergebradtet 
vilegien und dem Inhalt des Weftphälifcyen Friedens regiert werben. 

54) Die Städte im Reiche verbleiben bei ihren wohlhergebrachten 
und Gerechtigkeiten, welche ihnen von den vorigen Königen gegeben und 
worden find; jedoch fo, daß felbige den Umftänden der Zeiten und dem all 
Nugen und Beten angemeifen find. 

55) Der Reichsſtaͤnde Bank verbleibt nach diefem, fo wie fie bisher £ 








ift, unter berfelben eignen Garantie und Verwahrfam; und foll nad) den 
ments und Verordnungen, welche bereits gemacht find, oder annoch von ben #4 
ftänden gemacht werden Fönnten, verwaltet werben. | 

56) In Anfehung ber Penfionscaffe der Armee verbleibt es bei den Ra 
die bereits feftgeftellt find, oder über welche annoch Se. Königl. Maj. mit 
dero getreuen Kriegsbefehlshabern und den Bevollmächtigten der geworbenen 
überein fommen werben. 

57) Daferne in diefem Gefege eine Undeutlichkeit gefunden werben ſ 
fol man fih nach dem buchſtaͤblichen Inhalte fo lange richten, bis Se. Königl- 
und die Reichöftände auf die Weife, wie im 59. und 42. $. vorgefchrichen with 
einige werben koͤnnen. 

Diefes alles haben Wir jego hiefelbft verfammlete Reicheftände für nö 
funden, zur ordehtlichen Regierung des Reichs, unferer Freiheit und Sicher) 
ung, unfere zu Haufe gelaffenen Mitbrüder und Nachkommen, Geborne und 
borne, zu befräftigen. Wir erklären biemittelft aufd neue, daß wir ben 9 
Abſcheu für die Koͤnigl. unumfchränkte Gewalt oder die fogenannte Souver 
haben, indem wir es für unfer größtes Gluͤck, Ehre und Vorzug anfehen,? 
und felbftftändige, gefeßgebende, aber auch dem Gefeg gehorchende Stände 
Regierung eines machthabenden, aber an die Geſetze gebundenen Koͤntzs zu fen 

u leben; beide durch das Gefes vereinigt und beſchuͤtzt, welches ung und um 
es Vaterland von den Gefahren befreiet, welche Unordnung, Eigenmwilk, 
ſchraͤnkte Gewalt, Ariftofratie und die Gewalt vieler Perfonen zum Unglüd 
ganzen Gefellfchaft und zur Befchwerbe und Betrübniß eines jeden Mitbürger? 
fih ziehen. Wir find von einem ordentlichen, gefegmäßigen und gluͤcklichen 

mente um fo mehr verfihert, da Se. Königl. Maj. ſich bereits erklärt 5 

für ihre größte Ehre anzufehen, ber erfte Mitbürger unter einem freien Bel 
ſeyn, und wir hoffen, daß ein ſolcher Vorfag in dem Königl. Haufe von Grit 
zu Geſchlecht bis auf die fpäteften Zeiten der Welt forfgepflanze werde. Dill 
. gen erflären wir auch hiemittelft für unfere und des Reichs Feinde den ober di 
gen unverftändigen und übelgefinnten Mitbürger, welche heimlich oder offenbar, ; 
‚ Lift, heimliche Ränke oder offenbare Gewalt, uns von biefem Gefege abführen 
Königl. unumfchräntte Gewalt oder die fogenannte Souverainität aufdringen, 
auch unter dem Schein der Freiheit diefe Gefege, welche, indem fie eine vehtl 
und nügliche Freiheit befeftigen, ‚Eigenwillen und Unorbnung ausfchließen, 

Daufen werfen wollen; ** Vergehungen ohne Verſchonung unterſuchet, und 
Schwedens beſchriebenen Gefegen beurtheilt und beſtraft werben ſollen. Wir 
auch nad) unferm geleifteten Eid der Treue und dieſer Regierungeform © 
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‚rehten Gehorfam leiften, deffen Befehle vollziehen, in allem, was vor Gott und 
ſchen Ihm zu befehlen und uns zu thun anftändig ift, wie getreuen Männern 
Unterthanen ‚eignet und gebühret. 

du mehrerer Gewißheit haben wir diefes mit unferer Namensunterfhhrift und 
rüdung :unfeser Giegel beftärken, erhärten und befräftigen wollen; So ges 
en —— den 21ſten Tag des Auguſtmonats, im Jahre nach Chriſti 
it 1772, | 


wegen der Ritterfchaft und des Adels. Bon wegen bes Priefterftandes. 
X. G. Leyonhufoud, A. 9. Borfenius, 
h. t, Landmarſchall. Wortführer. 
(L. S,) (L. S. 
Bon wegen des Bürgerftandes. Bon wegen bed Bauernftandes. 
Hochſchild Joſeph Hauſſon. 
Statt des Wortfuͤhrers. Wortfuͤhrer. 
L. S.) L. 8 


.S. (L. 8) 
Diefes Alles, was .vorgefchrieben fteht, wollen Wir nicht allein felbft für ein 
druͤchliches Fundamentalgefes annehmen, fondern gebieten und befehlen auch 
ih in Gnaden, daß alle diejenigen, welche Uns und Unfern Nachfolgern wie 
dem Keih mit Treue, Folgſamkeit und Gehorfam verbunden find, diefe Re: 
ngsform anerkennen, in Acht nehmen, bderfelben nachleben und Gehorfam bes 
s follen. Zu mehrerer Gewißheit haben Wir diefes mit eigner Hand unters 
%n und bekräftigt und Unfer Königl. Infiegel voohLbedädhttich beifügen laffen: 
wihehen in Stodholm, den 2iften Zag des Auguftmonats im Jahre nad 
fi Gcburt 1772. 
Guftav. 


Salt gleich dieſes Fundamentalgefeß feit 17725 fo herrfchte doch 
alb eine ftille Unzufriedenheit und Gährung unter dem fchwedifchen 
— Als nun (Sun. 1788) der König Guſtav 3., während bie 
vin Katharina 2. in einem Tuͤrkenkriege befchäftigt war, plöglich den 
I gegen Rußland, und zwar mit Erfolg, eröffnete, legte ein Theil des 
diſchen Adels, der in der Marine diente, die Waffen nieder, „weil der 
9 ohrie Zuziehung der Stände feinen Krieg anfangen Fönne.” Ein 
t Waffenftillftand ward mit Rußland abgefchloffen, während deffen 
fan einen Reichstag zu Stodholm (22 Febr. 1789) eröffnete, 
hm, bei dem Uebergewichte der drei Stände, der Geiftlichkeit, der 
er und der Bauern, uͤber die Curiatſtimme des Adel, eine Erwei: 
d der Föniglichen Macht, und befonderd das Recht verfchaffte, ohne 
Migung der Stände eine Kriegserklaͤrung erlaffen zu koͤnnen, woge⸗ 
m Bürgerftande bedeutende Bewilligungen zugeflanden wurden. — 
iſtand die 


Vereinigungs⸗ und Sicherheitsacte vom 21. Febr. und 
J 3. Apr. 1789. 


Bir Guſtav von Gottes Gnaben, Schwedens, Gothiens und ber Wenden Kö: 
wu ſ. w. u. f. w., Erbe zu Norwegen, auch 9ergog zu Schleswig: Hol- 
bhwem. ſ. w., thun Eund: daß, nachdem Wir ung genöthigt gefehen, vor uns 

; Unterthanen allgemein kund zu thun und vor den Reicheftänden zu er- 
I mugeben, daß folche liftige heimliche Anlagen und Anfchläge im Werk gewe⸗ 
Ms Weiche im ihrem Ausbruch nicht Geringers, als des Reihe Trennung, bes 
% Ball. und ben Sturz der Königl. Macht, auch reblicher Unterthanen Bedruck 
Intergang zum Zweck hatten; fo hat ein ſolches gefährliche Anftiften, von Fein⸗ 


-— | m - 
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den unterftüst, und ſolche abgewandte Denkungsart, zwieträhtige und eigennüsil 


Abfihten, welche auf das länafte unterhalten worden, für uns und dis Reid 
Stände es zur Nothwendigkeit gemacht, ſolche wirkiame. Mittel auszufinden, weld 
fo unerhörte Eühne Unternehmungen und zudringlihe Verſuche für das geatnwaͤrti 
dämpfen und unterdrüden, und für die Zukunft hindern und abwenden konnte 
Wir haben daher mit des Reichs Etänden die Mittel in Betrachtung gezogen, u 
den unfer und ihrer würbigeh Endzwed zu erreichen, den Regierungsfundament 
die erneuerte Beftigkeit und Kraft zu geben, wodurch des Reichs Setoftftändigkd 
Ehre und Anfehen mögte können zu der Höhe gelangen, welche unfer giliebtes V 
terland unter voriger Könige ehrenvollen Regierung und treuer Unterthanen mn 
lichen und einigen Beitritt gewonnen hat. Und da die allgemeine Etinme nm 
Schnfuht und eifrigem Verlangen 'diefes unfer Unternehmen aufgefordert und ı 
terftüst; fo haben Wir aus diefem Grund und Veranlaffung mit den Reichsſtoͤnd 
gemeinſchaftlich dieſe Vereinigungs- und Sicherhtitsacte verabredet, beſchloſſen u 
feſtgeſetzt, welche Wir gnaͤdigſt hiemit genehmigen und bewilligen, wie die But 
ftaben terfelben lauten, und mit unferer nachmals gegebenen gnädigen Beftdüzu 
übereinftimmen, von Wort zu Wort wie folget: " " 


Vereinigungs- und Sicherheitsacte. 


um zu allen Zeiten von Uns und Unferm gelichten Vaterlande die heftigen € 
fchütterungen zu entfernen, welche theils durch einzelne Ehr: "und Regierſücht 
Derfonen, theils durch ausländifche geheime Anftiftungen, und enblidy durch die ji 
fhen den Ständen des Reihe erregte Eiferfuht und Mißhelligkeiten veranlaft m 
den, und welche, fo oft das Reich, deſſen Fortdauer und die allgemeine Sicherh 
in Gefahr gefegt, und Spaltungen nicht allein zwifchen den Unterthanen unter & 
ander, fondern auch zwifchen dem König und dem Volk veranlaft; und um ann 
für allemal Grundfäge feftzuftelen, auf welde die Regierungsgefege gefußt wert 
mögen und für die Zukunft alle Undeutlichkeit und einfeitige Zufäge zu entfernt 
hat es unferm allergnädigften Könige für fih und feine Nachfolger auf dem Etn 
difhen Thron gefallen, mit Uns über die nachfolgende Vereinigungs- und Sich 
heitsacte ſich zu vereinigen: 

1) Erkennen Wir, dag Wir einen Erbkönig haben, welcher völlige Matt 
das Reich zu regieren, zu fichern, zu befreien und zu befhüsen, Krieg anzufang 
Fricden und Bündniffe mit auswärtigen Mächten zu fchliehen; . Gnaden auszuth 
len, das Leben, Ehre und Güter (Verbrehern) zu ſchenken; nach feinem be} 

* Gutfinden über alle Aemter des Reiche zu bdisponiren, welche mit eingeben 
ſchwediſchen Männern befegt werden müffen, Recht und Gerechtigkeit zu erbal 
und zu handhaben. 


Die übrigen Reicheangelegenheiten follen verwaltet werden, wie es dem Mi 
am nüslichften feheinen wird. 


- 2) Wir fehen uns als freie, den Gefegen unterworfene, Sicherheit genicht 
Unterthanen, unter einem gefegmäßig gefrönten Könige an, welcher ung nad) 
dens gefchriebenem Gefeg beherrſcht. Und wie wir alle gleich freie Unterthanen il 

fo muͤſſen wir auch unter dem Schutz der Gefege gleihen Rechts genießen. 

muß auch das hödyfte Gericht des Könige in weldhem alle Zuftiz = Revifionsangl 
genheiten entfchieden werden, und worin der König 2 Stimmen hat, beides I 
adelichen und unadelihen Männern beftchen, die Zahl der in felbiges aufzuncm 
den Reichsraͤthe ſoll künftig von Sr. Königl. Maj. gnädigem Gutfinden abhänd 
Da Sr. Königl. Maj. Hohe und Niedere gegen allis Unrecht befchügen will; fe | 
feiner an Leib, Ehre, Glieder und Güter Schaden leiden, che er gefeglid übe 
fen und durch das beifommende Gericht gerichtet worden. 

8) Ein gleiches Volk muß gleihen Rechts genießen, und baher muͤſſen 
Stände befugt feyn, Fand in ihrem gemeinfamen Baterlande zu befisen und zu 
werben; dody daß die Kitterfchaft und Adel auf den Fuß, der bisher feftgeiest | 
beobachtet worben, ihre alte Gerechtigkeiten beibehalte, adelich freie Güter (9 
terier) auh Rä: und Rörs: Hemman und die in Schonen, Halland 


Blekingen ſogenannte Inſokne-Hemman zu erhalten und zu befigen. Im a 


gen foll auch fein Land feine urfprünglihe Eigenſchaft und ben Unterfciet | 
Särterier, Frälfe, Skatte und Kronogüter verlieren; aber bie Bm! 
lichkeit den Reifenden Pferde zu fchaffen, liegt allen Gütern im Reid gleichm⸗ 
ob, nur die Saͤrterier, Raͤ und Roͤrs und Inſockne-HSemman, un! 
Boftällen find davon ausgenommen und befreiet. \ 


{ 
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Die Gerechtigkeit der Bauern, den Kronguͤtern den ihnen ſchuldigen Zins abzu« 
kaufen, und dieſe Befreiung ficher zu befigen, ift durch eine befondere unter -heutie 
sem Datum ergangene Verordnung mit gleicher Sicherheit fetgeftellt, ala wenn 
diefe in negenwärtiger Acte eingerüdt wäre. a 

4) Die hoͤchſten und vornehmften Aemter des Reichs und die Königl. Hofaͤmter 
ſollin aus ber Ritterfchaft und dem Adel allein befcht werden; aber im übrigen 
bleibt Geſchicklichkeit, Verdienft, Erfahrung und erprobte mitbürgerliche Tugend 
der einzige und rechtmäßige Grund zur Beförderung zu allen Aemtern und Dienften 
des Reichs, ſie ſeyen höhere oder geringere, ohne Anfehen der Geburt oder befonderer 
Stände. Aber wenn ein unadelidher Beamte zur adelihen Würde erhoben wird; 
fo kann er das Amt nicht länger behalten, das er als Unadelicher zur Sicherheit 
der unadelichen Stände beſeſſen und inne gehabt. 

5) Da die wahre Freiheit darin beftcht, daß man frei zum Unterhalt des Reichs 
gebe, was nöthig gefunden wird; fo hat das fchmedifche Volk daher ein unftreitis 
ges Recht, mit dem Könige desfalls zu beratbfchlagen, zu bewilligen, abzufchlagen 
und übereinzufommrn. 

6) Auf Reichstagen berathſchlagen die Stände des. Neichs über feine andern 
Gegenftände, als über die, welche der König proponirt, auf den Fuß, wie es vor 
1680 gewöhnlich war. 

7) Des Adels und ber Priefterfchaft Privilegia vom Jahr 1723, und ber Stände 
bisher wohlterlangte Privilegia und Gerechtfame find in allen Puncten beitätigt, 
welche nicht gegen dieſe Sicherheitsaete ftreiten. ad 

8) Dieſe Vereinigungs- und Sicherheitsacte foll von allen fchwedifchen Köniz: 
gen, beim Antritt ihrer Regierung, eigenhändig unterzeichnet werden, und es fol 
niemals erlaubt fenn, eine Propofition oder Verfuh zu dey geringften Abänderung, 
Ausdeutung oder Erklärung, die fih von dem buchſtaͤblichen Inhalt derfelben entz 
font zu machen. Und im Fall das Königl. Haus erlöfchen ſollte, foll der König, 
der dann gewählt würde, in alle diefe Rechte eintreten, und foll fi zu dem, was 
in diefer Acte enthalten ift, obne die mindefte Abänderung verbinden. . 

9, Die Regierungeform vom 21. Auguft 1772 bleibt unverrüdt beftchen, in 
allem, was nicht durch gegenwärtige Acte abgeändert worden. 

Stodholms Schloß den 21 Februar 1789, 

Bon wegen der Nitterfchaft und des Adels. « Von wegen bes Priefterftandes. 


C. E. Lewenhaupt. Sac. Ar. Lindblom. 
h, t. Landmarſchalk. Biſchof zu Lindköping anftatt 
(L. 8.) des Ka 
Bon wegen des Bürgerftandes. Von wegen des Bauernftandes. 
And. Lüdbergh. Dlof Olſſon. 
Sprecher. h. t. Epredıer. 
(L. S.) (L. S) - 


Diefe vorftehende Bereinigungs: und Gicherheitsacte, wollen Wir und Unfre 
Nachfolger auf dem fchwedifchen Throne, als ein unverbrüdliches und unveraͤnder⸗ 
lihes Grundgeſetz unfchen, deſſen buchſtaͤblichem Inhalte nachgelebt werden fol, ohne 
Anderung, Ausbeutung, oder Verrüdung> wollen und befehlen auch hiemit in 
Snaden, daß alle die, welche Uns und Unfern Nachfolgern und dem Reich mit Huls 
digung und Unterwürfinkeit und Geborfam verbunden Tind, diefe Vercinigungs: und 
Eicherheitsacte erkennen und in Acht nehmen und deifen buchſtaͤblichem Inhalte 
nachleben und gehorfamen follen. Wir müffen hiemit bemerken, daß alle Richter in 
höheren und niederen Gerichten, und alle geringere Amtleule, welde nicht ro: 
manns Würde oder Theil an der Rändesregierung haben, nicht follen ohne geſetz— 
ide unterſuchung und Urtheil dem Gefis nnd Kriegsartikein gemäß, ihrer Aemter 
verluftig werden. | 

Betreffend die Laft der Lieferung der Pferde für Steifende (Skjutsnings: 
befwäret); fo follen des Adels Landbauern und Utfodne Frälfe Hemma 
überall gleihe- Theile beitragen mit den Kron und Skatte Hemman zu bed 
Königs Gäftgifman: Hall: und Reſerve-VFuhrwerk, und in Kriegezeiten, 
wenn bie. höchfte Noch eine Gleichheit erforbert, wenn Zag: und größere Märfche 
duch das Land gefchehen oder Proviant Ammunition und Montirungsftüde zu den 
Armeen, Feftungen und Magazinen abgeführt werden folen. Und wie wir nun bie 
Privilegia der Nitterfchaft und des Adels vom Jahr 1723, welche in der Regie: 
rungsform vom Jahr 1772 nicht deutlich anerkannt worden, befeftigt und beftätigt 
haben; fo verord nen und.befehlen Wir, daß fie inskünftige ihre volle Kraft be: = 
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halten follens fo wie Wir hiemit bes Priefterftands Privilegia vom Jahr 172 
beftätigen, ‚fammt unferer, den 25. März diefed Jahres gegebenen, ferneren 
cherung, zugleich mit den Statuten gewiſſer Frei- und Gerechtigkeiten, w 
Wir unter dem 23. Febr. den Städten des Reiche gegeben, und unterm 28, Fık 
den Bauern des Reichs zuerkannt und verliehen. 
3u defto mehrerer Gewißheit haben Wir diefes mit eigener Hand unterfäri 
ben, und mit Unferm Königl. Siegel beftätigen laffen. 


Stodholms Schloß, den 3. April des Jahres 1789. 
Guſtav. (L. 8) 


Der Groll der unterdrüdten Ariftofratie bewirkte die tödtliche Be 
wundung Guftavs 3. (16. März 1792) auf einem Maskenballe dun 
‚den Mörder Ankerfiröm. Unter Vormundſchaft ded Herzogs Karl 
Südermannland, folgte ihm fein minderjähriger Sohn Guftav 4 u 
dem Throne, der fich, nad) erreichter Mündigkeit, auf dem Reichs 
zu Norköping (1800), die Souverainität fo beftätigen ließ, wie fie ſe 
Vater befeffen hatte. 

Allein feine politifchen Mißgriffe in den Weltfämpfen, an weldt 
er ohne hinreichende Urfache Antheil nahm, und der Verluft Finlands 
dem Friege mit Rußland (1808), führte am 13. März 1809 zu d 
Repolution, durch welche er den Thron verlor, welchen fein bejaht 
Dheim Karl 13. am 6. Juni 1809 beftieg. Unter dem Namen did 
Königs erfchien bereitS am 7. Juni 1809, auf verfammeltem Reicsta 
zu Stodholm, von den Deputirten der vier Stände unterzeichnet, } 
neue VBerfaffung, welde, bei mehrern unverfennbaren Ruͤckſich 
auf die neuern Berfaffungen in den übrigen europäifchen Staaten, iA 
noch auch fehr viele örtliche, und für Schweden eigenthuͤmliche Beftin 
mungen enthält, und namentlicy die Föniglihe Macht mehr befchrän 
als fie in Schweden feit 1772 unter Guſtnv 3. und 4. befchränkt gar 
fen war. ' 


c) Verfaffung vom 7. Juni 1809. 


.$. 1. Das ſchwediſche Reich foll von einem Könige regiert merk! 
und ein Erbreih mit der Succeffionsordnung für die männlidt 
Nachkommen eines verftorbenen Königs feyn, welche die Stände des Reid 
feitftellen werden. 

$. 2. Der König foll immer der rein evangelifchen Lehre zugethe 
feyn, fo wie fie in der unveränderten augsburgifchen Confeffion, und in di 
Beſchluß der Verſammlung zu Upfala vom Jahr 1593 angenommen ı 
erklärt worden ijt. 
$. 3. Die Majeftät des Königs foll heilig und in Würden gehalt 
werden; feine Handlungen find Feiner öffentlichen Genfur unterworfen. 
| $. 4. Der König regiert allein das Reich, fo, wie deffen Regierung 
form es vorfchreibt; indeffen nimmt er Bericht und Rath in den bir um 
ten angeführten Fällen von einem Staatsrathe an. Der König erwaͤhlt be 
zu einfichtsvolle, erfahrene, redliche und allgemein geachtete, gebonze f 
- fhe Männer von der reinen evangelifchen Lehre, fie mögen nun 
oder Unadelige feyn. 


Berfaffung vom 7. Juni 1809. 23 


. 5. Der Staatsrath ſoll aus neun Mitgliedern beſtehen, welche 
das Recht beſitzen, über alle darin vorkommende Sachen zu verhandeln, naͤm⸗ 
ih: Ein Suftiz: Staatsminifter, der zugleich beftändig Mitglied des höchften 
Tribunals des Königs ſeyn ſoll; ein Staatsminifter für die ausländifchen 
Geſchaͤfte; ſechs Staatsräthe, von melden wenigftens drei in Civilämtern 
gedient haben müffen, nebit einem Hofkanzler. Jeder Staatsfecretär, oder 
derjenige, welcher feinem Amte vorfteht, hat Sig und Stimme im Staates 
tathe, mo er dasjenige vorträgt, Oder mo der König etwa dasjenige vorkom⸗ 
men läßt, was zu feinem Berufe gehört. Water und Sohn, oder zwei Bruͤ⸗ 
der auf einmal dürfen nicht beftändige Mitglieder des Staatsraths ſeyn. 

$. 6. Es follen vier Staatsfecretaire feyn, nämlih: Einer für 
das Kriegsdepartement; einer für da8 Departement der Kameral: Landhauss 
haltung, Bergweſen, nebft andern gemeinfchaftlicy damit verbundenen inlaͤn⸗ 
diihen Civilämtern; einer für die Finanzen, in: und ausländifhen Handel 
und Gewerbe, und einer für die Gefchäfte, welche die Religion, die Geifts 
lichkeit, die öffentliche Erziehung und das Armenwefen betreffen. 

$. 7. Der König laßt fi) im Staatsrathe alle Regierungsangelegen: 
heiten vortragen, und werden bafelbft abgemadt, außer den minifteriellen, 
oder demjenigen, was die Verhältniffe mit fremden Mächten betrifft, dasjes 
nige, mas das Commando angeht, worunter dasjenige verftanden wird, wel 
ches der König als oberfter Befehlshaber Über die Kriegsmacht zu Lande und 
zur See unmittelbar beforgt. 

$. 8. Der König darf keinen Beſchluß über etwas faffen, woruͤber 
der Staatsrath gehört werden muß, wenn nicht drei von dem Staatsrath, 
nebft dem behörigen Staatsſecretair, oder der feinen Dienft verrichtet, zuges 
gen find. Die fämmtlihen Mitglieder des Staatsraths follen ohne geſetz⸗ 
mäßige Abhaltung, bei allen Gegenftänden von befonderem Gericht und Ans 
fehen zugegen ſeyn, melde, nach den voraus mitgetheilten Vortragsliften, im 
Staatsrathe vorkommen, und die Öffentliche Verwaltung des Reichs. betrefz 
fm, Solche find: Fragen und Vorſchlag um neue Unternehmungen öffents 
licher Einrichtungen, um Aufhebung und Veränderung des vorhin Beftehen: 
den, um neue öffentlihe Einrichtungen in. den verfchiedenen Zweigen der 
Staatsverwaltung, mit mehrern von gleicher Befchaffenheit. - ' 

$. 9. Ueber alle Gegenftände, welche beim Könige im Staatsrathe 
vorfommen, fol Protocol gehalten werden. Die gegenwärtigen Staatsmi⸗ 
nifter, Staatsrath, Hofkanzler und Staatsſecretair, oder diejenigen, welche 
der legtgenannten Dienfte verrichten, find verbunden, iyre Meinungen zu dus 
Fern und zu erklären. Doch behält der König ſich allein vor, zu befchließen. 
Sollte es irgend unvermuthet: eintreffen, daß der Befchluß des Königs offen: 
bar gegen die Negierungsform, oder die Öffentlichen Gefege des Reiche flritte; 
fo liege e8 den Mitgliedern des Staatsraths ob, Eräftige Vorftellungen da⸗ 
gegen zu machen. Wenn irgend eine befondere Meinung im Protocol nicht 
angeführt wird; fo werden die zugegen Seyenden angefehen, daß fie den 
König in dem Beſchluß, ben er gefaßt, beftärkt haben. Für den Rath: - 
ſchlag ſollen die Mitglieder des Staatsraths verantwortlich feyn, fo wie es 
im 306. $. weiter hierüber feftgefege ift. 

$. 10. Zum Vortrag bei dem Könige im Staatsrathe follen bie Ges 
genftände, nachdem benöthigte Erläuterungen darüber von den belanghaben- 
den Gollegien und Beamten eingefordert und eingegangen find, von dem 
vortragenden Staatsfecretaie, oder ber feinen Dienft vertritt, mebft acht ges 
hidten und unparteiifchen Männern, vier Adeligen und vier Unabdeligen, 


. 
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vorbereitet werben. Zu dem Protocol, welches in diefer Öffentlichen Vorbe⸗ 
reitung geführt wird, geben die Vortragenden und die übrigen Mitglieder ihre 
Aeußerungen ab, welche fodann bei dem Könige im Staatsrathe bekannt ger 
macht werden. 

$. 11. Die minifterielen Gegenftände mag der König bereiten und 
handhaben laffen, fo wie es ihm am fhidlichften dünft. Dem Staatsmi⸗ 
nifter für die ausländifchen Angelegenheiten kommt es zu, daß diefe Gegen: 
‚fände vor dem Könige, in Gegenwart des, Hofkanzlerd, oder wenn dieſer 
nicht zugegen feyn kann, in Gegenwart eines andern Mitgliedes des Staat: 
rath8 vorgetragen und dargelegt werden. Iſt der Staatsminifter abweſend; 
fo trägt der. Hofkanzler, oder ein Mitglied des Staatsraths, welches der Ki: 
nig in diefem Falle auffordert, vor. Nachdem der König den angeführten 
Rath diefer Beamten, für welchen fie verantwortlich find, hat protocolliven 
laſſen; fo faßt der König in derfelben Gegenwart den Beſchluß. Dem Kanz 
ler, oder demjenigen, welchen der König verordnet, liegt e8 ob, das SProto: 
coll zu führen. Won ſolchem Beſchluß mag der König dem Staatsrathe 
Kenntniß zukommen laffen, was ihm nuͤtzlich fcheint, fo daß ſelbſt keine 
Kenntniß von diefem Zweige der Neichsverwaltung dem Staatsrathe mitge: 
-theilt werden darf. 

8. 12. ‚Der König hat das Recht, mit fremden Mächten Unter: 

bandlungen und Bündniffe einzugeben, nahdem gr, zu Folge dei 
vorhergehenden $., den Staatsminifter für die ausländifchen Angelegenheiten 
und den Hofkanzler darüber gehört hat. 
- 813 Wil der König Krieg anfangen oder Frieden fchliefen; Io 
rufti er einen auferordentlihen Staatsrath von dem Staatsminifter, Staati 
räthen, Hofkanzler und ſaͤmmtlichen Staatsfecretaiten zufammen, ftellt ihnen 
bie Urſache und Umftände, die hierbei zur Ueberfegung vorkommen, vor, und 
fragt fie hierüber nad ihrer Meinung , die jeder für fih, mit der Verant⸗ 
wortlichkeit, welche der 107. $. beftimmt, zu Profocoll abzugeben hat. Der 
König befigt Hierauf die Macht, den Beſchluß zu faffen, und auszuführen, 
welchen er für des Reiches Beſte findet, 

$. 14. Ueber die Kriegsmacht des Reiche zu kande und zur Su 
befigt der König den hoͤchſten Befehl. 

$. 15. Was das Commando betrifft; fo mag ber König die Angel⸗⸗ 
genheiten deſſelben, in Gegenwart derjenigen Perſonen, welche der König da: 
mit beauftragt, abmachen. Dieſem liegt unter Verantwortung ob, daß, 
wenn dieſer Gegenſtand bereitet wird, er feine Meinung über die beſchloſſene 
Unternehmung des Königs dußert, und wenn feine Meinung nicht mit dem 
Beſchluß des Königs übereinftimmt, daß er feine geäußerten Bedenklichkeiten 
und feinen Rath zu Protocol bringt, deren Richtigkeit der König, vermit- 
telft feiner hohen Unterfchrift, beftätigt. Findet die befagte Perfon , daß die 
Unternehmung von einer gefährlichen Nichtung oder Umfaffung fey, oder daf 
fie fi) auf ungewiſſe und nicht hinreichende Mittel, fie auszuführen, gründe; 
fo überrede er, daß der König hierüber einen Kriegsrath, zwei oder mehrere 
der gegenwärtigen höheren Mititärperfonen zufammenberufe; doch ſey dem Ki: 
nige unbenommen, bei diefer Ueberredung, und bei den im Protocoll unge 
führten Gedanken des Kriegsraths, zu beflimmen, was gut fcheint. 

6. 16. Der König muß, was recht und wahr ift, befrödern, Falſch⸗ 
heit und Unrecht hindern und verbieten, feinen verderben, noch am Leben, 
Ehre, perſoͤnlicher Freiheit und Wohlfahrt Semanden, ohne. gefegmäßig über: 
führt und gerichtet zu feyn, verderben laſſen; auch feinem weder beweglich: 
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noch unbereglihe Güter ohne Unterfuhung und Urtheil, in der Ordnung, 

fo wie e8 Schwedens Gefeg und gefegmäßige Verordnungen vorfchreiben, ab⸗ 
handen noch abhanden laſſen; Miemandes Frieden in deffen Haufe ftören 
oder jkören laffenz feinen von einem Dite zum andern verweilen; Nieman⸗ 
de3 Gewiſſen zwingen nody zwingen laſſen, fondern einen jeden bei freier 
Ausübung feiner Religion fhügen, in fo fern er dadurd nicht die öffentliche 
Ruhe ftört, oder kein allgemeings Aergerniß zu Schulden kommen läßt. Der 
König laͤßt einen jeden von demjenigen Tribunal richten, unter welches er 
rechtlich gehoͤrt, und dem er zu gehorchen hat. 

17.: Das Tribunal des Königs ſoll aus Zwoͤlf von ihm ernann⸗ 
ten ſachtundigen Maͤnnern, ſechs Adeligen und ſechs Unadeligen, beſtehen, 
welche dasjenige ausrichten, was die Verfaſſunq ihnen vorſchteibt, und im 
Richteramte angeftelit geweſen find, und hierin Einſicht, Erfahrung und Red⸗ 
lichkeit an den Tag gelegt haben. Sie werden Sujtizräthe genannt, und 
machen den hoͤchſten Richterſtuhl des Koͤnigs aus. 

$. 18. und 19. Der König iſt die legte Inſtanz bei wichtigen Nach⸗ 
ſuchungen. Kommen beim Könige von den Richtern und Beamten Vorfra⸗ 
gen wegen der rechten Meinung des Geſetzes, in Källen vor, welche vor das 
dorum der Richter gehören; fo befigt der hoͤchſte Nichterftuhl das Recht, 
ſolche nachgeſuchte Erklaͤrungen zu geben. 

$. 20. In den Friedenszeiten ſollen die Sachen, welche von dem 
Kriegstribunal dem Koͤnige zur Pruͤfung vorgelegt werden, beim hoͤchſten 
Richterſtuhl vorgenommen und abgemacht werden. Zwei Mititaitmitglieber 
des Staatsraths, welche der König hierzu erfieht und verordnet, muͤſſen in 
fohen Sachen beim hoͤchſten Richterftuhl zugegen feyn und darüber flimmen; 
doch muß die Zahl der Michter auf Acht befchräntt feyn. Während eines 
Kriegs verhält es fich hiermit nad) den Kriegsartikeln. 

$. 21. Der König hat zwei Stimmen in denjenigen Sachen, bei de: 
ven Vortrage und Abmahung er beim höchiten Richterftuhl zugegen zu ſeyn 
für gut findet Alle Fragen um Erklärung über ein Geſetz follen beim 
Könige angemeldet, und deſſen Stimme darin eingeholt und aufgezeichnet 
werden, obſchon er nicht bei ben Ueberlegungen beim hoͤchſten Richterſtuhl 
daran Theil genommen. 

$. 22. Beim hoͤchſten Richterſtuhl koͤnnen geringere Sachen von fuͤnf 
Mitgliedern ſelbſt, von vieren, wenn ſie alle viere in ihrem Beſchluß eins 
ſind, gepruͤft und abgemacht werden. Ueber wichtigere Sachen ſollen zum 
menigften Sieben richten, Mehr als acht Mitglieder, vier Adelige und vier 
Unadelige, müffen nicht auf einmal Dienfte thun. Bei allen Sachen müf: 
fen zum wenigften zwei adelige und zwei unadelige Mitglieder zugegen feyn. 

$. 23. Alle Belchlüffe des hoͤchſten Nichterftuhls werden im Namen 
des Königs, mit deffen hoher Unterſchrift, oder unter deſſen geheimem Sie: 
gel ausgefertigt. 

$. 24. Bei der niedern Juſtizreviſion des Königs ſollen alle Juſtiz⸗ 
ſachen zum Vortrag beim höchiten Richterftuhl vorbereitet werden. 

$. 25. Der König hat bei Verbrechen‘ das Begnadigungsredt, 
mildert Lebensftrafe, und ftellt Ehre und an die Krone verwirkte Güter mies 
der her. Doc muß bei Anfuchen um Begnadigung der hödyfte Richterftuhl 
gehört werden, und der König faßt feinen Beſchluß im Staatsrathe. Auf 
die Verbrehungsart foll ed fodann ankommen, die Gnade zu empfangen, 
welche der König gewährt, oder die Strafe zu erleiden, wozu fie verurtheilt 
worden. 
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$. 26. Wenn Juſtizſachen im Staatdrathe vorgetragen werden; fo . 
follen der Fuftiz: Staatsminifter, zum weniften zwei Staatsräthe, zwei Mit: 
glieder des höchften Nichterftuhls, wie auch der Juſtizkanzler dabei zugegen 

ſeyn, mit der Sculdigkeit, ihre Aeußerungen zu protocolliten, fo wie es 
den Mitgliedern des Staatsraths im 9. $. im Allgemeinen vorgefcrichen 
worden. on 

$. 277. Zum Juftizkanzler hat der König einen gefegkundigen, einfihts: 
vollen und rechtichaffenen Mann, welcher im Richteramte angeftellt gewefen, 
zu ernennen. Ihm, ald dem höchften Schiedsrichter beim Könige, liegt es 
vorzüglich. ob, das Mort des Königs in Sachen, weldye die öffentliche Si⸗ 
cherheit und der Krone Gerechtfame betreffen, zu führen, oder durch die un 
ter ihn geftellten Fiscale führen zu laſſen, auch, von wegen des Könige, 
Auffiht über die Handhabung der Gerechtigkeit zu führen, und in folder 
Eigenfhaft Fehler zu ruͤgen, welhe von Richtern und Beamten begam 
gen find. 

$. 28. Der König hat im Staatsrathe geborne Schweden zu al 
len den höhern und niedrigern Aemtern und Dienften zu ernennen und zu 
befördern, melde von der Art find, daß der König die Vollmachten dazu 
auszufertigen hat; doch müffen die Belanghabenden voraus mit der Anzeige 
eingekommen ſeyn, wo fie bisher angeftellt geweſen; indeſſen ift es dem Ks 
nige unbenom bei Militairämtern Ausländer von befondern $% 
bigfeiten zu benugemdoh nicht zu Commandanten in den Feſtungen. Bei 
allen Befoͤrderungen hat Koͤnig nur das Verdienſt und die Faͤhigkeit de 
fi) Bewerbenden, aber nichk Reten Geburt vor Augen. Zu Staatsmini: 
fern, Staatsräthen, Zuftizräthen, Staatsfecretairen, wie aud zu allen att 
dern Civilbeamten im Reiche, und Richtteil müffen nur folde Männer er 
nannt werden, die von der reinem evangelifchen ge)". ſind. 7 

$. 29. Zum Erzbifchoff und zu Bi mit deren Wahl es ſ 
nach voriger Gewohnheit el A ” en einen von bem breit, 
welche vorgefchlagen worden find, 


$. 30. Der König fertigt die Predigerbeftallungen h 
ten auf bie bisher üblihe Art aus, Die ooiaenen conſiſt 
gel werden bei ihrem Wahlrechte erhalten. 

$. 31. Die Buͤrgerſchaften der Städt i i 
r Sb — — fi dte genießen ferner die 

tige nner vorgeſchlagen, worauf der König ei 
y g einen davon erner 
gleiche Weiſe verhält es fi mit den Raths 
ee athsmaͤnnern und Magiftrate 
$. 32. Die Gefandtfchaften bei fremden Mächten und 
bi 
Ambaffade anzuftellenden Perfonen, ernennt ber König in Begen 


Staatsminifters für bi i i i 
— ſters fuͤr die auswaͤttigen Angelegenheiten, wie auch der 


. 33. Wenn ſolche Beſtallungen, wozu der Vorſchla = 
ben ift, vom Könige follten ausgefertigt * ſo in en 
Staatsraths ſich uͤber die Tauglichkeit und Verdienſte der ſich Bewer 
aͤußern. Sie beſitzen ſelbſt das Recht, gegen die Ernennungen des F 
zu andern Dienſten und Aemtern unterthaͤnige Erinnerungen zu mache ze gr 

$. 34. Die in biefer Regierungsform beftimmten neu ‘ 
Staatsminifter, Staatsräthe und Suftigräthe, — Ken — 
werden. Die zwei Staatsminiſter befigen bie hoͤchſte Reichswuͤ 



















Verfaſſung vom 7. Juni 1809. Mm 


Staatsräthe haben mit den Generalen, und Juſtizraͤthe mit den Generallieu⸗ 
tenanten ein gleiches Anfehen. | 

$. 35. Der Staatsminifter für die auswärtigen Angelegenheiten, bie . 
Staatsräthe, die Präfidenten in den Collegien, die Oberftatthalter, Unterftatt:. 
halter und Polizeimeifter in der Hauptftadt, der Hofkanzler, die Juſtizkanz⸗ 
ler, die Staatsfecretaire, Amtmärner und Statthalter auf dem Lande, die 
Feldmarfchälle, Generale und Admirale von allen Graden, die Generaladjus 
fanten, Oberadjutanten, Stabsadjutanten, Commandanten in din Feftun- 
gen, Gapitänlieutenants und Dfficiere bei den Leibtrabanten, Oberften über 
die Regimenter, Secondchefs bei den Gurderegimentern zu Pferde und zu 
Zuß; wie auch Dberjtlieutenantd bei der Brigade des Keibregiments, die 
Chefs bei der Artillerie, bei dem Fortificationsfeldmeffungs: und Seemef: 
fungswefen, Minifter und Gefandte bei fremden Mächten, nebft den Beam⸗ 
ten und Bedienten, die in dem Gabinet des Königs zur ausländifchen Cor— 
tefpondenz und bei Botfchaften angeftellt werden, haben ein ihnen vertrau: 
te8 Amt, wovon der König fie entledigen mag, wenn er prüft, daß der 
Dienit des Reichs es fordert. Doc macht der König einen folhen Beſchluß 
im Staatsrathe bekannt, deffen Mitglieder fchuldig find, dagegen unterthä= 
nige Vorftellungen zu machen, wenn fie dazu Urſache zu haben finden. 

$. 36. Diejenigen, welche fowohl höhere als niedrige Richteraͤmter 
bekleiden, fo wie auch alle andere Beamte und im Dienfte ftehende,-die im 
vorgedachten $. nicht erwähnt find, koͤnnen, ohne vorhergegangene Unterfus 
hung vor Gericht, nicht von ihrer innehabenden Stelle vom Könige abge: 
fegt werden; eben fo wenig Eönnen fie, ohne gefchehenes eigenes Nachſuchen, 
zu andern Dienften befördert oder verfegt werden. 

$. 37. Der König befigt das Recht, würdige Männer, bie durch 
Zteue, Tapferkeit und Tugend, durch Gelehrfamkeit und eifrige Dienfte ſich 
um den König und das Reich verdient gemacht haben, in den Abdelftand 
zu erheben. Der König mag mit gräflicher und freiherrlicher Würde Mänz 
ner begnadigen, die durch große und ausgezeichnete WVerdienfte dazu würdig 
angefehen werden. Der Adelftand, oder die gräfliche und freiherrliche Würde, 
darf Eeinem mehr, als demjenigen, welcher geadelt oder erhöhet worden, zu: 
fallen, und nach demfelben feinem älteften männlichen leiblichen Erben, in ges 
rade herabfteigender Linie, und, nad) dem Ausgang dieſes Zmeiges, dem 
naͤchſten männlichen Abkommen des Stammwvaters u. f. w. 

. 8. 38. Alle, vom Könige ausgehende, Erpeditionen und Befehle, welche 
da8 Commando betreffen, follen, um gültig zu feyn, von dem Vortragen⸗ 
den contrafignirt werden, welcher verantwottlich ift, daß fie mit dem daruͤ— 
ber geführten Protocoll übereinftimmen. Sollte der Vortragende irgend fins 
den, daß der Beſchluß des Königs gegen die Regierungsform ftreite; fo hat 

„er daruͤber im Staatsrathe Vorftellungen zu machen. Befteht der König 
dennoch darauf, daß ein folder Beſchluß ausgefertige werden foll; fo ift es 
des Vortragenden Recht und Pflicht, feine Contrafignation dazu zu verwei⸗ 
en, und als Folge hiervon fein Amt niederzulegen, welches er nicht eher 
wücnehmen darf, als bis die Neicheftände fein Verhalten geprüft und bes 
ht Ährt haben. Inzwifchen follen fein Sold und die beitommenden Einkünfte 
Pr übrigen Dienfte ihm verbleiben. 
r $. 39. Will der König ins Ausland reifen; fo theile er dem Staates 
Sathe in pleno dies fein Vorhaben mit, und entnehme deſſen Gedanken 
Nyierüber, auf die MWeife, wie im 9. $. angeführt ift. Beſchließt der König 
hierauf ſolche Reife, und ſtellt fie ind Werk; fo befaßt er ſich nicht mit de 


- 


Regierung des Reiche, noch übt er bie koͤnigliche Gewalt aus, fo fange er 
im Auslande verweilt, fondern der Staatsrath führt fodann, während 
der Abmwefenheit des Könige, in deſſen Namen die Regierung, mit allem 
demjenigen Recht, welches die» Negierungsform des Landes dem Könige bei: 
legt; doch darf der Staatsrath Eeinesweges Adelftand und Würden ertheilen, _ 
oder Jemanden zum graflihen und freiherelihen Stande erhöhen, noch Nit: 
terwürden verleihen, und ebenfalls fonnen alle ledigen Aemter nur ad inte 
rim von denjenigen verwaltet werden, welche der Staatsrath dazu verordnet, 
Welches Verhalten beobachtet werden foll, wenn der König länger ald zwölf 
Monate aus dem Reiche bleibt, ift im 91. $. feflgefegt. 

$. 40. Wird der König fo trank, daß er die Negierungsgefchäfte nicht 


“ wahrnehmen kann; fo vermaltet ber m die Regierung, fo wie es 
-im vorhergehenden $. beſtimmt it. 


$. 41. Der König wird mündig, wenn er fein zwanzigſtes Jahr 
erreicht hat. Stirbt der König innerhalb der Zeit, daß der Thronfolger je: 
nes Alter erreicht; fo führt der Staatsrath mit Eöniglicer Macht und An 


‚fehen, im Namen ded Königs, die Staatsverwaltung. Bis die Stände 


des Reichs zufammen kommen, richtet fi) der Staatsrath unwillkuͤhrlich 
nach der Negierungsform des Landes, 

$. 42. Sollte das Unglüd eintreffen, daß das ganze Eönigliche Hans, 
in welchem das Erbrecht zum Reiche gilt, von männlicher Seite auf 
ginge; dann verwaltet ebenfalls der Staatsrath mit Eöniglicher Macht 
und Anfehen, bis zu der Zufammenkunft der Reichsftände, die Megierung. 

In allen den Fällen, weldye die vier vorhergehenden 88. behandeln, 
ſollen fämmtlihe Staatsfecretaire im Staatsrathe zugegen feyn, und Ihr 
Stimmen abgeben. 

$. 43. Geht der König zu Felde, oder reifet er nach abgelegenen in: 
ländifchen Dertern; fo verordnet er vier Mitglieder des Staatsraths und um 
ter diejen den Juſtizſtaatsminiſter, um auf die Weife, wie der König vor 
fchreibt, die Regierung zu führen. Mit der Art und Meife, die der König 


dann felbjt vorfchreibt, verhält es ſich fo, wie der 8. 8. feſtſetzt. 


$. 44. Kein Prinz des Eöniglihen Haufes, er fey Kronprinz, Erb 
fürft oder Fürft, darf fih ohne Wiffen und Einwilligung de8 Königs ver: 
mählen. Geſchieht es dennoch; fo hat er dad Erbrecht zum Meiche ſowohl 
für fih, als für feine Kinder und Nachkommen, vermwirft. 

$. 45. Meder der Kronprinz und Erbfürft des ſchwediſchen Reichs, 
noch Prinzen aus dem Eöniglihen Haufe defjelben, follen Leibgedinge oder 
Givilämter befigen; doch kann ihnen nach altem Gebraudhe Titel von Her 
309: und Fürftenthümern beigelegt werden, doch ohne Anſpruͤche auf bie 
Landſchaft, deren Namen fie tragen. 

$. 46. Das Land foll in Gouvernements, unter der gewöhnfichen 


Landesregierung eingetheilt werden. Kein Öeneralgouverneur darf fünf: 


tig im Reiche verordnet feyn. 

$. 47. Die Hofgerichte des Reichs, und alle übrige Richterſtuͤhle, 
follen nach den Gefegen und gefeglihen Verordnungen richten; die Gollegien 
bes Reichs, die Landesregierung, zugleich mit allen andern, ſowohl höbern 
als niedern Beamten, foilen die ihnen obliegenden Aemter und Gefchäfte, 
zufolge der Inſtructionen, der Reglements und der Vorſchriften, die ſchon 
gegeben find, oder fernerhin gegeben werden, verwalten, den Befehlen de} 
Konigs gehorhen, und. fih einander zur Vollſtreckung derfsiben, und allıs 
deſſen, was der Dienft des Reichs von ihnen fordert, zur Hand geben, in 
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dem fie dem Könige in gefeglicher Ordnung verantwortlich bleiben, wenn ef 
was von ihnen unterlaffen, verfäumt, oder ungefeglich: behandelt wird. 

$. 48. Der Hof des Königs fleht unter deffen eigener Verwaltung, 
indem er hier diejenigen anftellen fann, die ihm gut dünfen. Alle Stellen 
an feinem Hofe mag der König nach Gefallen befegen oder entledigen. 


6.49. Die Stände des Reichs follen Eraft des Grundgeſetzes, 
wenn fünf Jahre von dem zulegt gehaltenen Reichstage verfloffen ‚find, _ 
zufammen fommen. Bei jedem Neichstagsbefchluß follen die Stände 
des Reihe den Tag beftimmen, wann fie, zufolge deffen, wiederum zufams 
mentreten, und dabei ausdrüdlich die Zufammenberufung des Meichstages 
mit den nöthigen Vorſchriften, in Hinfiht auf. die Wahl der Mitglieder defs 
felben, anführen. Dem Könige bleibt es indeffen unbenommen, die Reiches 
fände innerhalb einer folhen Zeit zu einem außerordentlichen Meichstage zu= 
fammen zu rufen. 

$. 50. Die Reichstage follen in der Hauptſtadt des Neichs gehalten 
werden, ausgenommen in dem alle, wenn der Anurang des Feindes, oder 
Peit, oder andere dergleichen wichtige Hinderniffe daffelbe unmoͤglich machen, 
oder daß es für die Freiheit und Sicherheit der Neicheftände gefährlich ſeyn 
follte. Der König beflimmt alsdann, zugleich mit Rath der Bevollmädhtig: 
ten der Reichsftände bei der Bank und bei dem KReihsfhuldencomptoir, eis 
nen andern Drt, wo die Stände des Reichs ſich verfammeln müffen, und 
wuft zu ſolcher Zeit dahin, welche fie felbft voraus beftimmt haben. 

‘8. 51. Sn dem Fall, daß der König oder der Staatsrath die Reichs— 
fände zufafnmen ruft, wird die Zeit zur Eröffnung des Reichstags nad) 
dem dteizehnten und innerhalb funfzehn Zagen, von dem Tage an gerechnet, 
wann die Zufammenberufung in den Kirchen der Dan befannt gemacht 
worden, feitgefegt. 

$. 52. Der König ernennt ben Landmarfhall und Sprecher für den 
Bürger: und Bauernſtand, mie auch die Secretaire für den Bauernftand. 
Der Erzbiſchoff iſt beftändig Sprecher ‚für den Prieſterſtand. 


8. 53. Die Stände des Reiche erwählen fogleich, wenn der Reiche: 
tag eröffnet wird, die Ausſchuͤſſe, welche die Angelegenheiten vorbereiten fols 
Im- Diefe bei jedem Reichstage nöthigen Ausfhäffe find: ein Verfciſ—⸗ 
fungsausfhuß, um Fragen zu veranlaffen und aufzunehmen, welche 
Veränderungen in den Grundgefegen betreffen , und ihre Aeußerungen darıı: 
ber an die Stände des Reichs abzugeben, wie auch die im Staatsrathe ge: 
führten Protocolle genau nachzuſehen; ein Staatsausfhuß, um vor den 
Reiheftänden den Zuftand, die Verwaltung und, den Behuf des Beftande:3 
der Finanzen und der Neichsfchulden darzulegen; ein Bewilligungsausſchuß, 
um die Vertheilung der Bewilligung vorzufchlagen; ein Banfausfhuß, um‘ 
die Verwaltung der Bank und ihren Zuſtand nadyzufehen, auch Borfchriften 
zur Verwaltung derfelden zu geben; ein Gefegausfhug, um Vorfchläge zur 
Verbefferung der Civil, Criminal: und Kircyengefege auszuarbeiten, wie 
au ein Sconomifher Ausfhuß, um die Mängel bei den öffentlichen Deco: 
nomieanftalten zu bemerken, und Abänderungen dabei vorzufchlagen, 


$. 54. Fordert der König von den Ständen des Reichs einen befon: 
den Ausfhuß, um mit ihm über Sachen zu berathfchlagen, womit die an⸗ 
dern Ausſchuͤſſe fih nicht befaſſen koͤnnen, und wenn die Verhandlungen ge⸗ 
heim gehalten werden muͤſſen; ſo errichten die Reichsſtaͤnde einen ſolchen⸗ 
doch beſitzt derſelbe nicht die Macht, einen Beſchluß zu faſſen, ſondern b 


* 


80 Schweden. 


dem Koͤnige ſeine Aeußerungen uͤber die Gegenſtaͤnde abzugeben, welche der 
$tönig demſelben mittheilt | 

$. 55. Die Reichsftände dürfen bei dem Zugegenfeyn des Königs üb 
keinen Segenftand etwas befchließen. Die Ausfhüffe der Reichsſtaͤnde, welche 
nicht diejenigen find, welche in dem vorhergehenden $. erwahnt worden, koͤn⸗ 
rien in Gegenwart des Königs Eeine Ueberlegung anftellen. 

‘6. 56. ragen, welche den Staat betreffen und in pleno der Reiche⸗ 
ftände vorkommen, dürfen nicht unmittelbar als abgemacht aufgenommen 
werden, fondern find einem behörigen Ausschuß zu übergeben, welcher die: 
ben zu unterjuchen, und ſich darüber zu aͤußern hat. Vorſchlaͤge eines Aut: 
ſchuſſes follen zuerft in pleno des Standes zur Annahme oder zur Vermer 
furg, ohne Beränderungen oder Zufüge, dargebracht werden. Geſchehen di: 
bei in pleno des Standes foldhe Anmerkungen, welche die Annahme verhir 
dern; fo werden diefe Anmerkungen dem Ausihuß mitgetheilt, um darauf 
den Vorſchlag nahdrüdlichft zu unterfuhen und auszugleichen. Wenn ein 
fo erwogener Vorſchlag zu dem Stande zuruͤckkoͤmmt; fo befigt derjelbe di 
Macht, denfelben unverändert, oder mit Veränderungen anzunehmen, ot 
gänzlich zu vermerfen. " 

$. 57. Das uralte Necht ber ſchwediſchen Nation, fich ſelbſt zu 
befhagen, wird von den Ständen des Reichs allein beim allgemeinen 
Reichstage ausgeuͤbt. | 

$. 58. -Auf jedem Reichstage laͤßt der König den Zuftand der Finan: 
zen in allen ihren Theilen, fowohl in Anfehung der Einkünfte als der Aut 
gaben, Forserungen und Schulden, dem Staatsausfchuffe, meldyen die Reichs 
ftände erwaͤhlen, vorlegen. Sollten durch Zractaten mit fremden Muͤchten 
einige Mittel dem Neiche zufliegen; fo folfen diefe auf gleiche Weiſe nad 
gerviefen werden. 
\ $. 59. Dem Zuftande des Reichs und der Finanzen zufolge, elf 
ber König dem Ausfhuß die Ueberlegung anheim, ob der Staat feine Br 
dürfniffe durch die gewöhnlichen Einkünfte beftreiten kann, oder welcher Br 
huff durch Bewilligung erfüllt werden muß. 

$. 60. Bu den legten werden See: und Landzoll, wie auch Accisab⸗ 
geiben, Poftgefälle, Stemipelpapierabgaben, Hausbedarf: Brennereigefälle, nebſt 
dem, was die Stände des Reichs noch befonders an jedem Reichstage al 
N3emilligung annehmen, gerechnet. Keine öffentlichen Abgaben, von melden 
INamen und von welcher Beſchaffenheit fie auch feyn mögen, koͤnnen ohme 
(Einroilligung der Reichsftände erhöhet werden, ausgenommen allein der Se: 
zjol für einfommendes und ausgehendes Korn, Eben fo wenig darf dt 
König die Einkünfte des Staats verpachten, oder zum Gewinn für fid, für 
bie Krone, oder einzelne Perfonen und Gorporationen, irgend Monopol 
errichten. 

$. 61. Alle Abgaben, welche die Stände des Reichs unter den im 
vorhergehenden $. genannten Titeln bewilligen, werden vor und mit bed Jah⸗ 
res Anfang, welcher nachher einfällt, wenn die Bewilligung feftgefegt wor: 
den, gerechnet. Werden die Stände des Reichs, innerhalb der Zeit, vom 
Könige oder: dem Staatsrathe zufammen berufen; fo hören die Beroilligum 
gen, wohin alle obgedachte Abgaben zu rechnen find, mit des Jahres Aus 
gange, worin ein folcher Reichstag anfängt, auf. | | 

$. 62. Nachdem der Behuf der Finanzen vom Staatsausſchuß aufge 
geben, und von den Reichsftänden geprüft worden, koͤmmt es auf die S 
des Reichs an, eine dem entfprechende Bewilligung anzunehmen, und jr 
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t 
{ich dabei feftzufegen, wie befondere Summen davon zu befondern Zwecken 
ngemandt werden follen, und diefe Summen unter beflimmten Yauptnamen) 
m Reichsetat anzuſchlagen. 


$..63. Außerdem muͤſſen für. unvorhergefehene Zufälle zwei beſondere 
inteichende Summen ausgeſetzt und angeſchlagen werden; die eine, die der 
zoͤnig benutzen mag, wenn er fie zur Vertheidigung des Reichs, oder zu ans 
em höhft wichtigen und paffenden Zwecken, nachdem die Gedanken des ge⸗ 
ımmten Staatsrath3 vernommen find, unumgänglicdy nothwendig findet; die 
ndere, daß der König bei entitandenem Kriege aus der Bank der Reichs— 
inde Hebungen mache, nachdem fein Staatsrath im pleno darüber gehört, 
nd die Neichsftände zufammen berufen worden. Die veriegelte Anordnung 
t die legtgedahte Summe darf nicht eher aufgebrochen, noch darf bie 
umme von den Bevollmächtigten der Bank eher ausgezahlt werden, als 
e Zufammenberufung des Reichstags in den Kirchen der Hauptftadt gehörig 
m) gemacht worden. 


I. 64. Somohl die‘ gemöhnlihen Staatsmittel und Kinkünfte, als 
gjenige, was auf vorgedachte Weife von den Reicheftänden unter dem 
amen außerordentlicyer Auflagen oder Bewilligungen für die Staatseins 
afte angefchlagen worden, ift unter der Dispofition des Könige, damit e8 
ı dm von den Reichsftänden geprüften Behufe und nad) dem errichteten 
at angewandt werde. 

$. 65. Diefe Staatsmittel dürfen nicht anders angewandt werden, als 
tgefegt worden ift, indem die Mitglieder des Staatsraths verantwortlich 
id, wenn fie eine Abweichung davon flatt finden. laffen; fie haben vielmehr 
im Protocolle Worftelungen dagegen zu machen, und dasjenige anzuführen, 
# die Stände des Reichs hierin verordnen. 


$. 66. Das Reihsfhuldencomtoir verbleibt, fo wie bisher, uns 
der Leitung, Einſicht und Verwaltung der Neicheftände, und da bie 
ünde des Reichs die DVerantwortlichkeit der Neihsfhulden, morüber das 
mtoir die. Gefchäfte hat, auf fid) nehmen; fo haben auch die Reicheitände, 
hdem der Staatsausfhuß ſich über den Zujtand und Behuf des Comtoirs 
igelaffen, durch befondere Bewilligungen die Mittel Area zu ſchießen, 
zur Bezahlung der Schuld, der Zinfen und des Capitals unumgänglich 
inden werden, fo daß der Gredit des Reichs beibehalten und gefchügt werde, 


$. 67. Der Sachmalter des Königs beim Reihsfhuldencomtoir wohne 
Bufammenkünften der Bevollmächtigten nicht öfter bei, als wenn die 
vellmächtigten verlangen, mit ihm zu überlegen. 

$. 68. Die zu dem Reihsfhuldenwefen gehörenden und dazu ange: 
genen Mittel dürfen unter feinem Vorwand, nody unter irgend einer 
uͤhr demfelben entnommen, oder zu anderm Behuf, ald von den Reiche: 
— beſtimmt iſt, angewandt werden. Jede Verordnung, die dagegen 

tet, iſt kraftlos. 

69. Entſtehen entweder bei den Reichsſtaͤnden insgeſammt, oder 
itgend einem Stande Bedenklichkeiten, dasjenige anzunehmen, was der 
lsausihuß in demjenigen anräth, was entweder die Regulirung bes 
#8, oder den darnach ſich zu richtenden ganzen Belauf der Bewilligung ans 
Üft,. oder was zu den Ausgaben des Reichsſchuldencomtoirs und zu ben 
Einften gehört, oder auch die Leitung der Verwaltung und des Reichsſchul⸗ 
omtoits angeht; fo ſollen die Urſachen angeführt werden, auf welche ſich 
1 De flügen, und dem Staatsausfhuß mitgetheilt werben, 

Ban die. Sache: in. befondere Erwägung nimmt, 2 der Staats⸗ 
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ausfhuß von ber ſchon abgegebenen Aeußerung nicht abweichen, oder ben 
Gedanken der Neicheftände oder eines einzelnen Standes nicht beiftimmen zu 
können; fo ernennt der Ausfhuß Deputirte, welche in demjenigen Stande, 
wo VBedenklichkeiten ſich hervorthun, auftreten, und wo die Sache näher aus 
einander gefegt wird. Verbleibt ein Stand dennoch bei der Meinung, melde 
er voraus gefaßt; fo wird die Sache durch einen Beſchluß dreier Staͤnde 
abgemacht. Stehen- zwei Stände gegen zwei; dann foll der Staatsaus— 
fhuß mit fo vielen Mitgliedern aus jedem Reichsſtande nach gemöhnlider 
ordentlicher Wahl erhöht werden, fo daß dreißig aus jedem Stande 
dazu kommen. Nachdem eined der ſaͤmmtlichen Mitglieder diefes befondern 
Ausfhuffes ausgelofet worden, flimmen. die übrigen gemeinfcaftlih und 
niht nad Stand, mit gefchloffenen Zetteln, zur unwillkuͤrlichen Annahme 
oder Verwerfung deffen, was der Staatsausfhuß anräth, und zwar bios in 
den Fragen, warum der Reicheftand verfchiedener Meinung iftz und di 
Meinung der Mehsften, die dergeftalt ihre Stimmen geben, wird ald ein 
Reichstagsbeſchluß angefehen. A 


$. 70. Wenn die Summe, welche durch Bewilligung ausgemach 
werden muß, von den Reichsſtaͤnden beftimmt wird; fo follen fie ausdrudiid 
ihrem gewählten Bewilligungsausfhuß auftragen, Borfchläge zur Vertheilung 
und Hebung der gedachten Summe zu. treffen, Bonds dazu anzugeben, un 
die Act und Weife dbarzuthun, wie folhe in jedem befondern Falle angemwantl 
werben Eönren, welches alles der Bewilligungsausfhuß den Reichsftänden in 
pleno vorzuftellen hat. 


$. 71. Sind mehrere der Neichsftände in Anfehung der Fonds, di 
Art und Weiſe ihrer Anwendung, der Vertheilung der Bewilligungen un 
der Hebung derfelben uneins, oder follte, was nicht zu erwarten fteht, ir: 
ein Reichsſtand allein fich der Theilnahme an der feftgefegten Bewilligungs 
fumme, welche der Bewilligungsausfhuß vorgefchlagen, entziehen; fo fell it 
der Reicheftand, welcher eine Aenderung im Vorſchlage des Reihsausfhuft 
verlangt, den übrigen feine Gründe dazu mittheilen, und die Art und Weiſ 
angeben, wie eine folche Abänderung zu erreichen ſey, ohne daß der Zwed vr 
fehle wird. Hierüber wird der Bewilligungsausſchuß gehört, morauf Ni 
Reichsſtaͤnde daffelde oder die Fragen, warum eine Zwiſtigkeit unter ibn 
entftanden, zur Abmachung vornehmen. allen drei Stände demjenigen bil 
was gegen den Vorſchlag des Bewilligungsausfhuffes in einem oder and 
Theil angemerkt worden; fo wird der Vorſchlag in diefen Theilen verworfen 
Verwerfen drei Stände dasjenige, worauf ein einzelner Stand dring 
und diefer verbleibt deunoch bei feiner Meinung, oder ftehen zwei Stu 
gegen zivei; dann foll- die Sache, fo wie im 69. $. vorgefchrieben ift, da 
Staatsausfhuß, der zu einer folhen Anzahl von Mitgliedern, wie eben M 
ſelbſt beftimmt wird, erweitert worden, zur Abmadhung überlaffen 
Geben drei Stände demjenigen ihren Beifall, mas gegen den Vorſchlag Mi 
Bewilligungsausfhuffes in einem oder andern Theil angemerkt worden; | 
wird der Vorfchlag in diefen Theilen verworfen. Schlagen drei Stände def 
jenige ab, was ein einzelner Stand fordert, und dieſer verharrt dennoch & 
feiner Meinung, oder ftehen zwei Stände gegen zwei; fo fol die Sad 
. Staatsausfhuß, der zur beftimmten Anzahl von Mitgliedern erhöht w 
auf die Meife zur Abmachung überlaffen werden, wie es ber: 69. $. 
fchreibt. Geben die mehrften Mitglieder diefes Ausſchuſſes dem Vorfchlage 
Bewilligungsausfhuffes in einem oder mehren derjenigen Theile, worin N 
Stände des Reichs denfelben voraus nicht einhellig. angenommen haben, ® 
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n Beifall; fo verbleibt dieſer Vorſchlag hierin mit aller Kraft eines Bes 
Huffes der Reichsflände geltend. Verwerfen fie denfelben in itgend denjeni⸗ 
n heilen, die felbft von drei Reichsſtaͤnden verworfen worden ſind; ſo liegt 
dem Bewilligungsausſchuß ob, eine andere Vertheilung oder andere Fonds 
d die Art und Weife vorzufchlagen, wie bloß derjenige Antheil an der Be: 
lligungsſumme auszumitteln fey, worauf der verworfene Theil bei dem ers 
n Votſchlage des Ausfhuffes fein Augenmerk gerichtet hat. 

$. 72. Die Bank der Reihsftände verbleibt künftig, tie fie 
her gewefen, unter ber eigenen Garantie und Auffiht der Neichsftände, 
daß fie ungeflört von den Bevollmächtigten, welche jeder Stand dazu ver: 
dnet, nach den Verordnungen und Reglements, bie bereit8 gegeben find, 
er noch ferner von den Reichsftänden gegeben werden können, verwaltet 
den kann; indem die Reichftände allein das Recht befigen, die ausgege⸗ 
un Bankozettel als Reichsmuͤnze anerkennen zu laffen. 


$. 73. Keine neuen Auflagen, Ausfchreibungen an Mannfchaft, oder 
d und Waaren, dürfen Eünftig, ohne den freien Willen, und ohne Ein: 
Migung der Reichaftände nach der vorhin gedachten Ordnung, ‚aufgelegt, ge: 
ben, und gefordert werden. 

$. 74. Der König hat nicht die Macht, irgend einen andern Beitrag 
t Ausführung eines entſtandenen Krieges zu fordern, ald den Zufammen- 
wE von Lebensmitteln, welcher in einem Landesort zur Unterhaltung des 
tiegsvolls zu einem Zuge oder Marfche erforderlich feyn kann, wenn naͤm⸗ 
h die verfchiedenen Derter, duch die der Zug gefchieht, die Truppen mit. 
Iiger Unterhaltung zu verfehen, nicht im Stande find. Diefer Beitrag 
U indeffen ſogleich durch Geld aus den Staatsmitteln, nad) dem feftgefegs 
h Marktgangspreis und mit Erhöhung zur Hälfte ihres Belaufs, den Lies 
Anten bezahlt werden. Er foll aber nicht für Truppen gefordert werden, 
' nad irgend einem Drte verlegt, oder unter Kriegebewegungen. benutzt 
ten; dann find die Truppen aus den dazu gefammelten Magazinen oder 
tttath mit ihren Bedürfniffen zu verfehen. 

$. 75. "Die jährlichen Marktgangstaren follen duch Deputicte aus, 
m Reichsſtaͤnden, welche auf die Art, "wie jeder einzelne Stand fuͤr ſich 
vorfhreibt, zu wählen find, errichtet werden. Mas diefe feftfegen; dem 
nachgelebt werden, in fo fern Feine Veränderung datin orduungemaͤßig 
hgeſucht und beſtimmt wird. 

$. 76. Ohne Einwilligung der Reichsſtaͤnde kann der König keine 
ad in und außer dent Reiche machen, noch daffelbe mit neuen Schul: 
belaſten. 
$. 77. Die Domainen mit den darunter ſtehenden Dörfern, die Koon⸗ 
‚ Parks und Thiergaͤtten, Kronmiefen, nebft Lachsfang und anderer 
cherei, wie auch die übrigen Kronbeneficien, darf der König nicht ohne 
Nung der Reichsſtaͤnde, duch Verkauf, Verpfaͤndung oder Verſchen⸗ 
noch auf irgend eine andere Art, veraͤußern. Sie ſollen ſo, wie es 
eichsſtaͤnde beſtimmt, verwaltet werden; doch moͤgen die Perſonen und 
n, die, nach den bisher geltenden Verfaſſungen, ſolche Domainen 
haben, oder benutzen, daran ein geſetzmaͤßiges Recht zu ihrem Nutzen 
; auch koͤnnen urbare Oder urbar zu machende Felder in den Krons 
in gewoͤhnlicher Ordnung, nach den gegenwärtigen oder künftig be. 
Berfaffungen, zinsbar verkauft werben. 
. 78, Kein Theil des Reichs darf davon durch Verkauf, Vers 
Verſchenkung, oder auf eine andere dergleichen Art getrennt werden, 
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$. 79. Keine Beränderung in der Reichsmuͤnze, in Anfehung des 
Schrotes und Korms, der Erhöhung oder der Erniedrigung, darf ohne die 
Zuſtimmung der Reichsftände Statt haben; doc bleibt hiebei des Königs 
Recht, Münzen fchlagen zu laffen, ungekraͤnkt. 

$. 80. Die Kriegsmacht zu Pferde und Fuß, wie auch mas die Ma 
teofen in Anfehung der Stellung, der DBerpflegung und Wertheilung betrifit, 
verbleibt bei den auf dem Lande und in den Städten errichteten Contracten, 
und dem Bertheilungswefen, welde in Anfehung ihrer Dauptgrundfäge un: 
geftört bleiben follen, bis der König und die Reichsſtaͤnde irgend eine Yen: 
derung darin gemeinfchaftlih zu machen für gut finden; indem feine neue 
oder erhöhte militärifche Stellung und Verpflegung ohne des Königs und der 
Stände einträchtigen Beſchluß Statt finden darf. | 

$. 81. Diefe Regierungsform, wie auch die übrigen Grundgefege des 
Reichs, können nicht ohne des Königs und aller Reichsſtaͤnde gemeinſchaftli— 
chen Beſchluß geändert oder aufgehoben werden. Keine Anfragen dürfen in 
pleno der Stände darüber erregt werden, fondern müffen bei dem an jedem 
Reichsſstage gewählten Verfaffungsausfhuß der Reicheftände angemelit 
werden. Diefer Ausfhuß, deffen Pflicht feyn foll,. die Grundgefege zu er 
forfchen, befigt das Recht, bei den Ständen des Reichs. Veränderungen dar 
vorzufhlagen, welche er als hoͤchſt nöthig oder nüglicdy und ins Merk zu 
ſtellen als moͤglich anſieht. Die Stände des Reichs dürfen nicht auf dem 
Neichötage, auf welchen der Ausfhuß irgend eine ſolche Aenderung vorfhlägt, 
fondern erft auf dem nächftfolgenden darüber einen Beſchluß faffen. Sin 
alsdann alle Stände des Reichs in der Abänderung einig; fo überlafjen fi 
den Vorfchlag hierin dem König durdy ihren Sprecher mit dem Begehcen, 
daß der König feinen Beifall dazu geben möge. Der König entnimmt fr 
dann hierüber die Gedanken des ganzen Staatsraths, faßt fodann feinen Br 
ſchluß, und theilt den Neichsftänden auf dem Reichsſaal feine Einwilt 
gung, oder auch die Urfachen mit, warum er in ihre Verlangen nicht einge 
willigt hat, 

Will der König bei den Ständen des Reichs irgend eine Veränderung 
in den Srundgefegen vorfchlagen; fo höre er den Staatsrath, und Überlicht 
fodann feine Propofition, nebft den Gedanken des Staatsraths daruͤbet 
an die Stände bed Reichs, melde fogleih, ohne diefe Propofition vorher zu 
überlegen, fie dem Berfaffungsausfhuß auftragen, um feine Aeuferuni 
darüber an die Stände des Reichs abzugeben. Beſtaͤrkt der Ausſchuß dx 
jenige, was der König vorgefchlagen; fo ruhe die Anfrage bis zum nählte 
Reichsſstage, auf welchem die Stände des Reichs einen Beſchluß darüber fal 
fen müffen. Verwirft der Ausfhuß die Propofition des Königs; dann fü 
nen die Neichsftände entweder fogleich diefe Propofition abfchlagen,. oder aud 
abmachen, daß fie über folhe beim nächftfolgenden Reichstage befchliche 
rollen; in welhem Falle die Meinung dreier Stände gilt; und wenn zjm 
Stände gegen zwei ftehen; fo ift deren Beſchluß aufzufchieben. Aber um 
feinem Vorwande dürfen die Stände des Reiche eher, als am nächiten Reich 
‚tage, den Propofitionen ihre Zuflimmung geben. Willigen dann al 
Reichsſtaͤnde in des Königs Vorfchlag ein; fo verlangen fie einen Tag, ü 
roelhem die Reicheftände auf dem Reichsfaal ihre Zuftimmung dazu abgeben 
Mehmen die Reihsftände gemeinſchaftlich des Königs Vorfhlag nit an; | 
ift er abgefchlagen, und die Reiheftände reichen ihren Abfhlag mit der U 
fache dazu fchriftlih beim Könige durch ihren Sprecher ein. 

$. 82. Was zur Abänderung und DVerbefferung der Grundgefege, mu 
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der jetzt borgefchriebenen Ordnung, die Reichsftände einhellig befchließen und 
der König genehmigt, oder was der König vorfchläge und die Stände des 
Reichs einhellig annehmen, hat die Kraft eines Grundgefeges. 

$. 83. Keine künftig geltende Erklaͤrung der Grundgefege darf ohne 
auf die Weife, welche zufilge der beiden vorhergehenden $. $. bei Abänderungen 
beobachtet werden muß, feftgefegt werden. Nach dem Sinne ihrer Worte 
jel man ſich in jedem einzelnen Falle richten. 

$. 84. Wenn der Verfaffungsausfhuß Feine Urfache findet, irgend eis 
nen Vorfhlag zur Veränderung oder zur Erklärung der Grundgefege, welche 
der Ausfhuß von einem Neichstagemanne empfangen, zu genehmigen, "und 
den Reihsftänden zur Prüfung vorzulegen; fo ift der Ausfhuß fohuldig, wenn 
der Berfaffer des Vorſchlags es fordert, demfelben feine Meinung darüber 
mitzutheilen, mit der Freiheit, diefelbe nebft dem Vorſchlage duch den Drud 
Öffentlich bekannt zu machen, indem er fich für des letztern Inhalt felbft als 
Verfaſſer gefegmäßig vertheidigen mag. 

$. 85. As Grundgefege ſollen angefehen werden: dieſe Negierungs: 
form nebft ber Neichstagsordnung, die Succeffionsordnung und die Verord— 
nnng einer allgemeinen Drudfreiheit, twelche, in Uebereinflimmung mit den 
in diefer Megierungsform beftimmten Grundfägen, die Stände des Reich 
und der König gemeinfhaftlich auf diefem Reichstage feftftellen. Zu 

$. 86. Unter Drudfreiheit mird das Necht eines jeden Schweden 
verftanden: ohne einige von der öffentlichen Macht ihm in Meg gelegten 
Hindemiffe, Schriften herauszugeben; daß diefe nur von einem gefegmäßigen 
Richterſtuhl ihres Inhalts wegen in Anfprudy genommen und in feinem an- 
dern Falle mit Strafe belegt werden koͤnnen, als wenn der Inhalt gegen 
ein deutliches Geſetz ftreitet, welches gegeben ift, die allgemeine Ruhe aufrecht 
gu halten, ohne der Aufklärung der Nation Zwang anzuthun. Alle Acten 
und Protocolle, wie fie auch heißen mögen, ausgenommen diejenigen Proto- 
tolle, welhe man im Staatsrathe und bei dem Könige in minifteriellen An- 
gelegenheiten und in Commandoſachen führt, Eönnen unwillführlic durch den 
Druk bekannt gemacht werden. Die Protocolle und Acten, welche Sachen 
ber Bank und des Reichsſchuldenweſens betreffen, welche heimlich gehalten 
werden müffen, dürfen nicht gedruckt werden. | j 

$. 87. Die Reichsftände haben gemeinfchaftlih mit dem Könige bie 
Macht, Civil- und / Criminal-, wie auch Kirchengefege zu geben, und vorhin 
gegebene Geſetze zu verändern umd aufzuheben. Der König darf nidyt ohne 
Einwilligung der Neichsftände irgend ein neues Gefeg machen, oder ein altes 
abfhaffen. Anfragen hierüber Eönnen in pleno der Stände erregt, und follen, 
nachdem der Gefegausfhuß der Verordnung des 56. $. gemäß darüber vers 
nommen ift, von den Ständen des Reichs abgemacht werden. Kommen bie 
Reicheftände in irgend einem neuen Gefege, oder in der Aufhebung oder Ver: 
änderung eines alten. Geſetzes überein; fo wird der darlber gefchehene Vor: 
ſchlag dem Könige durch den Sprecher überreicht, welcher die Meinungen des 
Staatsraths und des hoͤchſten Tribunals daruͤber vernimmt, und, nachdem 
Er feinen Beſchluß gefaßt hat, werden die Reichsſtaͤnde auf den Reichsſaal 
zuſammen gerufen, um entweder defjen Einwilligung in ihr Begehren zu 
empfangen, oder auch deffen Urfache zur Verweigerung zu vernehmen. Fin: 
det der König für gut, irgend eine Gefeßanfrage den Neicheftänden vorzutra: 
gen; fo verlange er die Aeußerung des Staatsraths und des höcften Zribu: 
nald darüber, und theile dann den Neichsftänden feine Propofition, zu: 
gleich mit der gedachten Aeußerung, mit, Sodann fordern die Reicheftände 
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die Meinung des Gefegausfhuffes hierüber, und befchließen alsbann, und 
wenn fie der Propofition des Königs ihren Beifall geben; fo überreichen fie 
dem Könige ihre Antwort auf dem Reichsſaale. , Schlagen - fie diefelbe aber 
ab; fo gefchieht es fchriftlich duch die Sprecher. In allen dergleichen Ans 
fragen über die Gefege foll die Meinung dreier Stände ald ein: Reichstags: 
beihluß angefehen werden. Stehen zwei Stände gegen zwei; fo verfällt die 
Frage, und es bleibt bei dem, was vorhin verordnet worden. 
$. 88. Mit der Auslegung der Civil», Criminals und Kirchengeſetze 

verhält e8 fi fo, wie mit der Gefeggebung. Die Auslegungen, welche der 
König, in Antwort auf Anfragen des rechten Sinnes eines Gefeges, duch 
deſſen höchften Richterſtuhl während der Reichstage giebt, Eönnen von ben 
Reichsſtaͤnden als nicht geltend erklärt werden, worauf fie nicht länger geltend 
find, noch die Richterftühle fidy auf diefelbe beziehen, und nicht weiter von 
ihnen beobachtet werden. | 
Ä $. 89. Im pleno der Reichsſtaͤnde können Anfragen gefchehen, Gr 
fege und Verfaſſungen, melde die öffentliche Haushaltung des Meiche betr 
fen, zu verändern, zu erklären und aufzuheben, neue Gefege hierüber" zu füh 
ten, und Gründe für öffentliche Einrichtungen aller Art anzugeben; welche 
Anfragen an den öffentlihen Befchwerungss und Dekonomieausfhuß zu 
Erörterung zu verweifen find. 


$. 90. Während der Ueberlögungen und Prüfungen der Reichsftände, 
- ober deren Ausfchuffes, dürfen in feinem andern Falle, noch auf irgend ein 
andere Urt, als das Grundgefeg buchſtaͤblich vorfchreibt, Fragen uͤber Anſteb 
lung und Abfesung von Beamten und Bedienungen, über Negierungs: und 
Nichterftühlebefchlüffe, über Nefolution und Decrete, über das Werhalten und 
die Art der Ausführung irgend eines Gefeges, einer Verfaffung oder Ein 
richtung. einzelner Mitbürger und Gorporationen vorkommen. 

$. 91. Trifft dasjenige ein, wovon im 39. $. geredet. ift, dab dr 
König nad) vorgenommener Reife über zwölf Monate aus, dem Reiche bleibt; 
fo ruft der Staatsrath, durch eine öffentliche Aufforderung, die Stände des 
Reichs zum allgemeinen NReichstage zufammen, und läßt die Zufammende 
tufung innerhalb funfzehn Zagen nady dem Verlaufe gedachter Zeit in di 
Kirchen der Hauptftadt, und auch baldigft in den übrigen Theilen des Reicht 
befannt machen. Wenn der König hiervon benachrichtigt wird, er aber dm 
noch nicht ins Reich zuruͤckkoͤmmt; fo ergreifen die Stände des Reichs diejenigen 
Maafregeln für die Verwaltung deſſelben, melche fie am nüslichften finden, 

$. 92. Daſſelbe Gefeg gilt, wenn die Krankheit des. Könige von ME 
Art zu feyn fortfährt, daß er länger als zwölf Monate ſich mit den Regie 
tungsangelegenheiten nicht befajlen kann. | 

$. 93. Wenn der König ſtirbt, und der Thronfolger noch nicht mim 
dig ift; fo fertigt der Staatsrath an die Reichsſtaͤnde eine Zufammaenberufung 
aus, welche Zufammenberufung. inerhalb funfzehn Tagen nad des Kö 
Tode in den Kirchen der Hauptſtadt und fo weiter im Reiche Eund gem 
werden muß. Die Reicheftände haben, ohne Hinficht auf irgend ein. Tell 
ment des verftorbenen Königs, welches die Reichsperwaltung betrifft, einen 
ober mehrere Vormuͤnder zu verordnen, welche, bis zur Mündigkeit 
Königs, die Regierung in defjen Namen, diefem Geundgefege nach, a 
Wenn der König fein achtzehntes Jahr erreicht hat; fo darf er in 
Staatsrath, ins höchfte Tribunal, in die Hofgerichte und Collegien 
doch ohne, am irgend, einem Belchluffe Theis, zu nehmen, 

$. 94. Sollte der ungluͤckliche Zufall eintreffen, daß die ‚Könlallie 
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Familie, bee das Erbrecht zum Reiche aufgetragen ift, von männlicher Seite 
wsginge; fo ruft der Staatsrath, innerhalb der im vorhergehenden $. feſt⸗ 
festen Zeit, nacı dem Tode des legten Königs zu rechnen, die Stände bes 
Reichs zu einem allgemeinen Reichötage zufammen. Dann follen die Reiches 
linde ein neues Königshaus, mit Beibehaltung diefer Regierungsform, er: 
vüblen und verordnen, wie die Reichsverwaltung geführt werden muß, bis der 
wählte König diefelbe annehmen Eann. 


$. 95. Sollte wider Bermuthen der Staatsrath es unterlaffen, in bens 
migen Fallen, die im 91, 93 und 94 $$. gedacht find, die Reichsftände 
aldigft jufammen , zu rufen; fo liegt es der Direction des Nitterhaufes, den 
Iomcapiteln im Reiche, dem Magiftrate in der Hauptfladt, und den Be: 
mten in den Lehen auf, durch öffentliche Bekanntmachung hiervon Nach⸗ 
ht zu ertheilen, damit die Wahl der Reichstagsmänner, wo folhe Wahl 
Start findet, baldigft angeftellt werden könne, und die Neichsftände zufams 
nen fommen, um ihr und des Reiches Recht in Acht zu nehmen und zu 
hüten. Ein ſolcher Reichstag wird am funfzehnten Tage, nachdem bie Zu: 
immenberufung inden Kirchen der Hauptftadt bekannt gemacht worden, eröffnet.’ 

$. 96. Die Stände des Reichs follen auf jedem Reichstage einen ges- 
lundigen, durch ausgezeichnete Medlichkeit anerfannten, Mann verordnen, 
was Sahmalter derfelben, zufolge der von ihnen ihm gegebenen Sins 
Iution, Auffiht über die Befolgung der Gefege bei den Richtern und Be: 
min habe, auch bei den belanghabenden Richterftühlen diejenigen, bie bei 
seen Amtöverrichtung aus SParteilichkeit, Anfehen der Perfonen, oder aus 
end einer andern Urfache, irgend etwas wider die Gefege begangen oder 
ud) unterlaffen, daß ihre Amtspflichten nicht gehörig ausgeführt worden 
MD, zur Rede jtelle. Doc) ift er in jeder Hinficht derfelben Verantwortung 
m Pflicht unterworfen, welche die Gefege und die Verordnung des Gerichts: 
eng richterlichen Perſonen vorfchreibt, 

$. 97. Diefer Zuftizfahwalter der Reiheftände wird durch Wahl: 
(mem, wozu jeder Stand eine gleiche Zahl ernennt, gewählt, Nachdem uns 
" diefen Wählenden einer durchs Loos ausgetreten; fo follen die übrigen ge: 
Kinfhaftlih und nicht nad: Stand, zuerft vermitteljt gefchloffener Zettel, je= 
"für fih, den Mann aufgeben, den fie zur Stimmenwahl tauglich halten. 
len hierbei die Stimmen mehr ald die Hälfte der Anzahl der fimmenden 
Sahlbereen auf Einen Mann; fo wird derfelbe gehörig gewählt. Sind das 
em bie Stimmen unter mehrere dergeftalt vertheilt, daß eine vollftändige 
Behrheit der Stimmen für feinen- Statt findet; fo wird ein neues Votiren 
geſchloſſenen Zettein zus Wahl desjenigen, der die mehrften Stimmen 
Nalte, angeftellt, welches auf gleiche MWeife bis zur Mehrheit der Stimmen 
Moeiest wird, Wenn dann einer von denjenigen, über welche diefer Ord⸗ 
ung gemäß geflimmt worden, von der Mehrheit. der MWählenden angenom=- 
um, worden it; fo hört die Wahlverrihtung auf, und derfelbe wird von den 
Wösftänden im fein Amt eingefegt. Derjenige, dem dies Amt anvertrauet 
Wen, kann. bei den nächftfolgenden Reichstagen in der hier vorgefchriebenen 
nung dazu wieder erwählt werden. 


%. 98. Die Wahlherren muͤſſen dann, wenn fie den Juſtizſachwalter 
Bun, auf gleiche Weiſe einen Mann mit den. Eigenfchhaften, welche von 

m Beamten erforderlich find, wählen, damit er in beffelben Stelle trete, 
in a berfelbe innerhalb bes naͤchſtfolgenden Reichstages mit Tode ab: 
on ſollte 

00Der Juſtizſachwalter des Reichsſtaͤnde darf, wenn er es für 
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nöthig anfieht, bei den Berathfchlagungen und Befchlüffen des hoͤchſten Er 
bunals, der Vorbereitungstammer der öffentlichen Angelegenheiten des Reich 
der niedrigen Suftizrevifionen der Hofgerichtscollegien, und aller niedrig 
 Richterftühle zugegen feyn, doch ohne das Recht zu befigen, feine Meinu 
dabei u Aufern; auch hat er Zugang zu den Protocollen und Acten all 
Richterftühle, Collegien und Beamten. Die Beamten des Könige find wı 
bunden, dem Juſtizſachwalter gefegmäßig Hand zu reichen, und alle ide 
duch ausführlidhe Acten ihm beizuftehen, wenn er es verlangt. _ 

$. 100. Dem Juſtizſachwalter liegt es ob, auf jedem Reichstage N 
Reichsſtaͤnden eine allgemeine Rechenſchaft von feiner Verwaltung des Di 
anvertrauten Amtes abzulegen, und dabei den Zuſtand der Berwalung ® 
Gefege im Reiche darthun, die Mängel der Gefege und Verfaſſungen amp 
merken, und Borfchläge zu deren Verbefferung zu geben. Er it auch 
dig, zwifchen den Reichstagen jährlidy eine Darftellung über diefe Gegenftin 
duch den Drud bekannt zu machen. | 

$. 101. Sollte der unvermuthete Fall eintreffen, daß entweder dad 4 
ſammte hoͤchſte Tribunal des Königs, oder eines oder mehrere von dl 
Mitgliedern gefunden würden, aus Cigennug, Parteilichkeit oder Werkdu 
niß, fo unrecht geurtheilt zu haben, daß dadurch irgend Jemand gegen dr 
liche Geſetze und gegen ein gehörig unterfuchtes und bewiefenes Verhalten } 
Sache, fein Leben, feine perfönliche Freiheit, Ehre und Eigenthum vedet 
hätte oder verlieren Eönnte; fo ift der Suftisfachwalter der Reichsftände m 
pflichtet, fo mie der Juſtizcanzler des Königs berechtigt, bei dem hier ui 
angeführten beftimmten Reichstribunal den Zehlenden in Anſpruch zu m 
men, und ihn, den Gefegen des Reichs zufolge, zur Verantwortung zu ziche 


$. 102. Diefes Tribunal, unter dem Namen Reihsgericht, fol 
dem WPräfidenten des Königs und des ſchwediſchen Reichs: Hofgerichtg, 
cher bdafelbft das Wort führt, aus den Präfidenten aller Reichscollegien, 
vier Älteften Staatsräthen, dem höchften Befehlshaber über die in der 
fladt dienenden Truppen, dem höchften gegenwärtigen Befehlshaber der 
der Hauptftadt ftationirten Escadre der Seemacht, aus zwei der älteften Kü 
des ſchwediſchen Hofgerichts und dem älteften Rathe aller Reicyscolfegien, I 
ſtehen. Wenn nun entweder der Juſtizcanzler oder Suftisfachwalter ſich 
müßigt fehen, die ſaͤmmtlichen Mitglieder, oder auch nur ein einzelnes M 
glied des hoͤchſten Tribunals vor dem Reichsgerichte in Anfprudy zu nehme 
fo laͤßt Dderfelbe bei dem Hofgerichte des Königs, als Mortführender ? 
Reichsgerichts, den oder diejenigen. vorfordern, welche in Anfprudy genomtt 
werden follen. Der Prafident im SHofgerichte treffe fodann Anftalt, da? 
Neichegericht zufammentrete, um die Vorforderung auszufertigen, imd | 
Sache in gehöriger Ordnung zu behandeln. Sollte derfelbe gegen Vermut 
dieß unterlaffen, oder irgend einer der obgedachten Beamten ſich entziehen, | 
dem Reichsgerichte Theil zu nehmen; fo find diefe, wegen einer. foldhen 
fäglihen Verſaͤumniß ihrer Amtspflicht, gefegmäßig ber Verantwortung um 
worfen. Wird eines oder’ mehrere der Mitglieder des Reichsgerichts gel 
mäßig abgehalten, oder findet gegen irgend Jemanden derfelben eine all 
mäßige Ausnahme Statt; fo vollführt dennoch das Gericht. feine Sign 
wenn Zwölf zugegen find. Wird der Praäfident im Hofgerichte durch “ing 
ein gefegmäßiges Hinderniß oder Ausnahme abgehalten; fo vertritt. det Alk 
im Dienjte befindliche Präfident feine Stelle. Diefer Richterſtuhl hat, nal 
dem die Unterfuhung gefchehen, und das Urtheil: den Gefegen:geimäf | 
ſprochen iſt, daffelbe bei ‚offenen Thüren bekannt zu machen. Keiner hat 
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Nacht; ein ſolches Urtheil zu aͤndern; doch ſey es dem Könige zu begnadigen 
nentnommen; indeſſen darf ſich dieß nicht ſo weit erſtrecken, daß der De 
etheilte wieder. im: Dienfte des: Reichs eingefegt merde. 
& 103. Auf jeden Reichstage follen die Neichsftände zwölf Mitgligs 
m aus jedem Etande zu Gefchwornen: ermählen, welche zu urtheilen haben, 
? wie fern die fammtlichen Mitglieder des hoͤchſten Zribunale ſich verdient 
macht, um in ihrem wichtigen Amte beibehalten zu> werden, oder ob der 
ine und der andere derfelben, ohne beweislich begangenen Fehler, wovon der 
orhergehende .$. handelt, fich dennoch den Verdacht zugezogen, daß er wegen 
Parteitichkeit oder ‚Ungefchidtheit angefehen werde, "das — Zutrauen 
erwitkt zu haben, und kein Amt weiter beim koͤniglichen Tribunal bekleiden 
oͤnne. Dieſe Geſchwornen treten denſelben Tag, wann ſie gewaͤhlt ſind, zu⸗ 
ammen. Eines der ſaͤmmtlichen Mitglieder derſelben wird zuerſt ausgelooſet, 
vorauf die übrigen, Mann für Mann und nicht Standesweiſe, mit geſchloſ⸗ 
men Zetteln über die Frage ſtimmen: ob alle Mitglieder’ des höchften Zris 
unals das Vertrauen der Reichsjtände befigen und in ihrem Amte beibehals 
ın werden können? Wird diefe Frage einhellig, oder mit der größten Zahl 
kr Stimmenden mit Ja beantwortet; fo werden die fämmtlihen Mitglieder 
v3 hoͤchſten Zribunals beibehalten. Wird fie hingegen mit Mein beantwor: 
kt; fo macht jeder der Gefchwornen eine gefchlofjene Kifte von den Mitgliet 
bern des höchiten Tribunals, es mögen nun mehrere oder ‚menigere feyn; 
welche er, dafür hält, daß fie ihres Amtes entlaffen twerden muͤſſen. Ueber 
die dei unter dieſen, welche die größte Anzahl der Stimmen wider ſich ha+ 
ben, wird über einen nad) dem .andern von Neuem geflimmt, wobei zwei 
Driteheil der Stimmen gegen den oder diejenigen erfordert. werden, welche von 
dm Jutrauen der Reichsſtaͤnde ausgeſchloſſen ſeyn follen; worauf der oder 
diejenigen vom Könige, bei welchem hierüber von den Reichsſtaͤnden Anmeb 
dung geſchieht, durch einen gnädigen Abſchied von ihrem Amte entfernt wers 


den, Doch mag der König folden eine jährliche Penfion zum Belauf des 
halben Eoldes beilegen. 


$. 104. Die Reihsftände dürfen ſich in Eeine Separarprüfung der Bes 
ſchluͤſe des hoͤchſten Zribunals einlaſſen, nod) darf irgend eine öffentliche Uebene 
kaung hierin bei den Geſchwornen vorkommen. 


$. 105.. Der Berfaffungsausfchuß der Reichsftände hat das Recht, die 
Motdcolle, welche im Staatsrathe gefuͤhrt werden, zu fordern; nur nicht dies 
jenigen, welche minifterielle Angelegenheiten und da® Commando der Armee 
betreffen, welche blos in Sachen gefordert werden können, welche allgemein 
belannte und von dem Ausſchuſſe aufgegebene Vorfaͤlle betreffen. 


6. 106. Findet der, Ausſchuß in dieſen Protocollen, daß irgend ein 
Etantsminifter, ein Staatsrath, der Hofcanzler, die Stantsfecretäre, oder ir: 
gend. ein andered Mitglied des Staatsraths, oder der Beamte, welcher in 
m. dem Könige Rath ertheilt, offenbar gegen die deutliche Vor⸗ 
Ührift; diefer Regierungsform gehandelt oder irgend: eine Uebertretung derfelben, 
wie auch anderer ‚geltenden Gefege des ‚Reichs beſtaͤrkt oder auch nur unters 
Ufen, Vorftellungen gegen ſolche Uebertretungen zu machen: oder durch abs 
fihtliches , Zuruͤckhalten richtiger Darflellung fie verurfacht und befördert; dann 
hat der Verfaſſungsausſchuß einen folhen unter Anfpruh des Juſtizſachwal⸗ 
tets vor das Meichsgericht zu fellen, wo, anftatt des Staatsraths, vier der 

Juſtizraͤthe, zwei aus dem adelichen und zwei aus dem unadelichen 
alsdann ihren Sitz nehmen, und wobei fo verfahren wird, wie im 10 
* $. Aber. das Zuredeſtellen gegen das hoͤchſte Tribunal vorgefchri 
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iſt. Wenn nun die Mitglieder des Staatsraths, oder bdie Rathgeber bes Ki 
nigs in Commandoſachen erfunden werden, daß ſie auf obgedachte Weiſe ſich 
der Verantwortung ſchuldig gemacht haben; fo richtet: fie das Reichsgeticht 
nad) den öffentlichen Gefegen und befondern Verfaffungen, welche zur Ent: 
fcheidung ‘einer folhen Verantwortung. von dem Könige und den Ständen des 
Reichs feftgefegt worden. , | 

$. 107. Sollte. der Berfaffungsausfhuß bemerken, daß die fämmtli: 
hen Mitglieder des Staatsraths, oder eines. oder mehrere deſſelben bei ihren 
Berathſchlagungen über das allgemeine Beite nicht den wahren Nugen dee 
Reichs vor Augen haben, oder daß irgend ein Staatsfecretär nicht mit Un: 
yarteilichkeit, Eifer, Gefhidlichkeit und Thärigfeit fein ihm anvertrautes 
Amt vermwalte; fo giebt der Ausfhuß foldyes den Reichsſtaͤnden zu erkennen, 
weldhe fodann, wenn fie finden, daß die Wohlfahrt des Reichs es fordert, 
dem Könige fchriftlic ihren Wunfh zu erkennen geben Eönnen, daß er aus 
dem Staatsrathe und vom Amte oder, diejenigen denjenigen entfernen wolle, 
die auf jene Art ausgezeichnet worden. 

Fragen über diefe Angelegenheit Eönnen in pleno der Reicheftände er 
zegt, auch noch von andern Ausſchuͤſſen der Reichsſtaͤnde, außer dem Ver 
fafjungsausfhuß, angetragen werden, dürfen aber nicht eher von ben Reich: 
ftänden abgemacht werden, als bis der letzterwaͤhnte Ausſchuß darüber gehört 


-worden. Bu den Berathfchlagungen der Neichsftände hierüber follen nicht die 


Beſchluͤſſe des Königs in Sachen, welche die Gerechtigkeiten und Angelegen: 
heiten einzelner Perfonen und Gorporationen angehen, gerechnet werden, nöd) 
weniger find diefe irgend ‚einer Prüfung der Reichsftände unterworfen. 

$. 108. Zur Auffihe dee Drudfreiheit follen die Etände des 
Reichs auf jedem Reichstage ſechs durch Kenntniffe und Gelzhrſamkeit bekannte 
Männer nebft dem Suftigfachmalter, der unter diefen das Wort führt, ver 
ordnen. Diefen Committirten, von welchen Zwei, ohne den Juſtizſachwal⸗ 
ter, Rechtsgelehrte ſeyn müffen, liegt e8 nun ob, daß, wenn irgend ein Ver 
foffer oder Buchdruder felbft, während des Druds, ihnen eine Schrift über: 
reicht, und ihre Aeußerung verlangt, in wie fern, nad den Gefegen ber 
Drudfreiheit, hierin eine Genfur Statt finden kann, dann der Juſtizſachwal⸗ 
ter und menigftens drei der Committirten ſolche Aeußerung ſchriftlich abgeben 
follen. Erklären fie hierbei, daß die Schrift gedruckt werden kann; fo ill 


ſowohl der Verfaſſer, als auch der Buchdrucker, aller Verantwortung frei, die 


nun auf den Gommittirten beruht. Diefe Gommittirten follen von ben 
Meichsftänden durch ſechs aus jedem Stande auserfehene MWahlherren, melde 
gemeinfchaftlih und nicht Standweife ſtimmen, erwählt werden. Geht zwi: 
fhen den Reichstagen irgend einer der Gommittirten ab; fo wählen” die 
übrigen einen behörigen Mann, der in die Stelle des Abgehenden tritt. 

$. 109. Der Reichstag darf nicht länger als drei Monate dauern, 
von dem. Tage. an gerechnet, wann der König die Reichsfrände, ober deren 
Ausfhuß von dewm Zuſtande und dem. Behuf der Finanzen hat unterrichten 
laſſen. Sollten indeffen, nad) Verlauf der gedachten. Zeit, die Reichsſtaͤnde 
noch; nicht die Neichötagsangelegenheiten abgemacht haben; fo melden fie dies 
dem’ Könige, mit dem Verlangen, daß ber Reichstag noch eine gewiſſe Zeit, 
hoͤchſtens einen Monat länger, fortwähre, welches der König zu weigern und 
zu hindern nicht Macht hat. Wenn es aber unvermuthet. gefchehen ſollte, 
daß, nach Verlauf einer ſolchen verlängerten Zeit, die Stände des Reichs den 
Etat nicht regulirt, oder feine neue Bewilligung zu einem beſtimmten Dr 
lauf ſich erbeten; dann. darf des König die Stände bes Reichs aus einander 
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gehen laſſen, und die. vorige Bewilligung verbleibt bis zum naͤchſten Reichs⸗ 
tage. Iſt dagegen die ganze Bewilligungsſumme beftimmt; find aber die 
Reiheftände wegen der Vertheilung nicht eins; dann follen nach dem, wie 
fi) die feitgeftellte Bemwilligungsfumme zu berjenigen verhält, die beim vor⸗ 
hergehenden Reichstage vertheilt worden, die in der Iegtern Bewilligungsords 
nung feftgefegten Artikel verhältnißmaßig erhöht, oder vermindert werden, und 
die Reiheftände tragen ihren Bevollmächtigten in der Bank und in dem 
Keihsfchuldencomtoir auf, eine neue Beroilligungsordnung nad jenen. Gruͤn⸗ 
den aufzumachen und auszufertigen. 


$. 110. Kein Reichstagsmitglied darf, ſeiner Handlungen oder Aeuße⸗ 
tungen wegen im Reichsſtande oder in irgend einem Ausſchuſſe der Reichs⸗ 
Rinde, zur Rede geſtellt, oder feiner Freiheit beraubt werden, ohne daß 
derjenige Stand, zu welchem er gehört, es durch, ausdrüdlichen Beſchluß 
zuläßt, wobei °7 des Standes .bei der Umftimmung in pleno der gegenwärs 
tigen Mitglieder einftimmen. Eben fo wenig darf irgend ein Reichstags— 
mitglied von dem Drte, wo der Reichstag gehalten wird, verwiefen werden. 
Sollte irgend ein Particulier, oder irgend ein Corps, es ſey militaie “oder 
civil, oder auch irgend eine Gemeinde, wie fie heißen mag, entiveder aus 
eigenem Antriebe, oder duch Anleitung eines Befehls e8 verfuchen wollen, 
den Reiheftanden oder deren Ausfhuß oder irgend, einem. einzelnen Reiche» 
taggmitgliede Gewalt anzuthun, oder deren Freiheit bei ihren Berathſchlagungen 
und Beſchluͤſſen zu ſtoͤren; fo ſey ſolches als Verraͤtherei anzuſehen, und es 
koͤmmt auf die Reichsſtaͤnde an, dergleichen Verbrechen geſetzmaͤßig zu ahnden. 

$. 111. Wird irgend ein Reihstagsmitglied, während des Reichstags 
oder auf feiner Reife nad) oder vor dem Reichstage, mit Wort oder That bes 
kidigt, wenn es ſich gleich als Mitglied des Neichstags zu erkennen gegeben 
bat; fo foll foldyes als Hochverrath angefehen und beftraft werden, 

$. 112. Bei der Wahl der Neichstagsmitglieder darf irgend ein Be⸗ 
amter die Autorität feines Amts nicht unbehörig anwenden. Geſchieht es; 
fo verliert ein folcher feine Stelle. 


$. 113. Die Taxirungsmaͤnner, die / ſich nach den Bewilligungsvors 
ſchtiften der Reichsſtaͤnde richten, ſollen nicht wegen Debitiren oder Taxiren 
zur Verantwortung gezogen worden. 

$. 114. Der König läßt den ſaͤmmtlichen Ständen des Reichs den 
Genuß ihrer Privilegien, Vorrechte, Gerechtfame und Freiheiten; indem es 
auf der Uebereinkunft der fämmtlichen Reichsftände und auf dem Beifalle des 
Königs beruht, Veränderungen und Ausgleihungen darin vornehmen zu lafs 
fen, welche das Wohl des Meich8 erfordern. Keine neue Privilegien, welche 
irgend einen Reichsſtand betreffen, können ohne Einwilligung des Könige und 
aller Reichsſtaͤnde gegeben und ertheilt werden. 

Urkundlich deſſen haben Wir Gegenmwärtiged mit Unferer Namenunters 
ſchtift und mit Unfern beigedrudten Siegen beftärkt, befeftigt und befräftigt. 

So gefhehen Stodholm, den 7. Junius 1809. 
Don Seiten der Ritterfhaft und des Adels, Bon Seiten des Priefterftandes, 


M. Ankarfvärd, Sac. Ar. Zindblom, 
h. t. Zandmarfchall. Sprecher, , | 
Den Seiten des Bürgerfiandes, ‘ Bon Seiten des Bauernſtandes 
H. N. Schwan, Lars Olsſon, 
h. t. Sprecher. h. t. Spredher, 


Altes diefes, fo mie 8 vorgefchrieben dafteht, wollen Wir nicht allein 
Selbſt ſüs METER Grundgefeg annehmen, fondern gebieten und bes 
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fehlen auch in Gnaden, daß alle diejenigen, welche Uns und Unfern Nach⸗ 
fülgen und dem Reihe mit Huld, Treue und Gehorfam verbunden find, 
dieſe Negierungsform erkennen, beobachten, ihr nadjleben und gehorchen folz 
len. Urkundlich defjen haben Wir dies mit eigener Hand unterfchrieben 
und bekräftigt, auch Unfer Koͤnigliches Siegel wiffentlidy hierunter anhängen 


laffen. 
:..., &o gefchehen in Unferer Nefidenzftadt Stodholm, den 7. Juni 1809. 
| Carl. 


5. 


Norwegen. 


Als im Frieden zu Kiel am 14. Jan. 1814 der Koͤnig von Daͤne— 
mark ſich genoͤthigt ſah, ſein zweites Erbreih Norwegen an Schwe 
den abzutreten, ſtand der Prinz Chriſtian Friedrich von Holſtein— 
Schleswig noch als Befehlshaber der daͤniſchen Macht in Norwegen. 
Die Normaͤnner waren nicht gemeint, in die Verbindung mit Schweden 
einzuwilligen; ſie wollten vielmehr ihre Selbſtſtaͤndigkeit und Un— 
abhaͤngigkeit, wie in fruͤhern Jahrhunderten, behaupten, und der 
Prinz Chriſtian Friedrich nahm, im Einverſtaͤndniſſe mit dem normaͤnniſchen 
Volke, den Titel eines Prinzregenten am 19. Febr. 1814, und am 
29. Mai die koͤnigliche Würde an, nachdem der norwegiſche Reichstag 
zu Eidswold am 17. Mai 1814 eine felbfiftändige Verfaffung für 
diefes Reich beendigt hatte, welhe am 31. Mai ald Grundgefeg ange: 
nommen warb. 


a) Verfaffung vom 31. Mai 1814. 


A) Ueber die Staatsform und Religion. 


1. Das Königreih Norwegen ift ein freies, unabhängiges und untheilbae 
red Reich. Seine Regierungsform tft eingefchränft und erblich monardyifch. 

$. 2. Die evangelifch:lutberifhe Religion bleibt die Öffentliche Staatsteligion. 
Die Einwohner, welche fi zu derfelben bekennen, find verpflichtet, ihre Kinder 
darin zu erziehen. Jeſuiten- und Moͤnchsorden follen nicht geduldet werden. 
Juden werben auch fernerhin vom Eintritt in das Reich ausgeſchloſſen. 


B) Bon ber ausübenden Macht, dem Könige und der königli: 
| hen Familie, 


$. 3. Die ausübende Macht gehört dem Könige; fein Zitel ift: Wir — von 
Gottes Gnaden und durch die Verfaffung des Reiche Norwegens König. 
‘8.4 Die Perfon des Königs ift heilig; er kann nicht angeklagt oder zur Ber: 
antwortung gezogen werben. Die Verantwortlichkeit fällt-auf feinen Rath. 

$. 5. Die Erbfolge ift lineal und agnatifh, fo daß nur Mann vom Manne 
bie Krone erben kann. Die nähere Linie gebt vor der entferntern, und bie ältere 
£inie vor der jüngern. 

8. 6. Die männlihen, in gefeglicher Ehe erzeugten, Leibeserben bes erwaͤhl⸗ 
ten Königs find zur Nachfolge berechtigt, nach der Ordnung, welche der vorige F. 
vorfchreibt, fo daß das Reich immer ungetheilt bei Einem bleibt, wogegen bie uͤbri⸗ 
. gen Prinzen, an bie die Krone durch Erbfchaft kommen Eann, ſich mit der ihnen 


Verfaffung vom 31. Mai 1814. 93 


vom Groß» Dinge (Stor:Thing, ober Reidheverfammlung) zugeftanbenen 
Xpanage begnügen muͤſſen, bis die Erbordnung an fie koͤmmt. ..d 

|. Wenn ein zu Norwegens Krone erbberechtigter Prinz geboren wird; fo 
follen feine Namen und feine Geburtszeit dem zuerft zu haltenden Groß: Dinge zu 
erkennen gegeben, und in deſſen Protocoll aufgezeichnet werden. 

'$. 8. Unter die Erbberechtigten werden auch die Ungebornen gerechnet, bie 
gleih ihre gebührende Stelle in der Erblinie einnehmen, wenn ein folder nach) dem 
Tode des Vaters zur Welt fommt. 

$. 9. Iſt kein erbberechtigter Prinz vorhanden; fo kann ber König dem Groß: 
Dinge feinen Nachfolger vorlagen, welches den Vorſchlag entweder annimmt 
oder verwirft. j 

$. 10, Der König ift mündig, wenn er fein Aſtes Jahr vollendet hat. So⸗ 
bald er in das 21. Jahr getreten ift, erkiärt er fich öffentlich für mündig. 

$. 11. Sobald der König als mündig die Regierung antritt, legt er vor dem 
Groß: Dinge folgenden Eid ab: Ich gelobe und ſchwoͤre, das Königreih Norwegen 
regieren zu wollen, in Uebereinflimmung mit feiner Verfaffung und feinen Gefegen, 
fo wahr. mir Gott helfe und fein heiliges Wort! Iſt zu der Zeit fein Groß-Ding 
derſammelt; fo wird der Eid fchrifitih im Staatsrathe niedergelegt und vom Kös 
nige auf dem erften Groß: Dinge feierlich wicderholt. 

$. 12. Die Krönung und Salbung des Königs gefhicht, nachdem er münbig 
geworden, in der Drontheimer Domkirche, zu ber Zeit und mit den Geremonieen, 
welche er feldft feſtſetzt. 

J. 18. Der König fol ftets innerhalb der gegenwärtigen Grenzen des Reichs 
wohnen, und darf fi ohne die Einwilligung des Groß: Dinges niht 6 Monate 
auf einmal außer bdenfelben aufhalten, wenn er nicht für feine, Perſon das Recht 
an die Krone verloren haben will. 

$. 14. Der König darf keine andere Krone oder Regierung, ohne die Einwils 
ligung des Groß: Dinges, annehmen, wozu zwei Drittel der Stimmen erfordert 
werden. 
$. 15. Der König muß bie evangeliſch-lutheriſche Religion ſtets bekannt ha⸗ 
ben, und fich zu ihr bekennen, fie aufrecht erhalten und beichügen. 

$. 1 


— — 


. Der König ordnet allen oͤffentlichen Kirchen- und Gottesdienſt, alle 
Vereinigungen und Berfammlungen in Religionsfadyen an, und fieht darauf, daß 
bie Religionslehrer die ihnen vorgefchriebenen Normen befolgen. 

$. 17. Der König kann Verfügungen, betreffend den Handel, Zölle, Nah: 
rungszweige und Polizei geben und aufheben; doch muͤſſen fie nicht gegen die Ver: 
foffung und die vom Groß: Dinge gegebenen Geſetze ftreiten. Sie gelten provifos 
riſch bis — naͤchſten Groß-Dinge. 

$. 18. Der König läßt im Allgemeinen die Schatzungen und Abgaben eintreis 
ben, welche der Groß: Ding auferlegt. 

$. 19. Der König wacht darüber, daß das Eigenthum und die Regalien des 
Staats auf die vom Groß: Dinge beflimmte, und für das Gemeinwefen nüglichfte, 
Weife verwaltet werben. 

$. 20. Der König hat das Recht, im Staatsrathe Verbrecher zu begnabigen, 
nachdem das Urtheil des hoͤchſten Gerichts erfolgt und fein Bedenken eingegangen 
it. Der Verbrecher hat die Wahl, ob er die Gnade des Königs annehmen, oder 
fih der zuerfannten Strafe unterwerfen will. In deren Sachen, die das Odels— 
Ding vor das Reichsgericht bringen läßt, kann Keine andere Begnadigung, 
als Befreiung von der zuerfannten Lebensftrafe Statt finden. 

F. 21. Der König wählt und beftellt, nachdem er feinen Staatsrath gehört 
bat, alle Givilz, geiftlihe und Militärbeamten. Diefe fhmwören der Verfaffung 
und dem Könige Treue und Gehorfam. Die Königl. Prinzen dürfen feine Givils 
‘ämter befleiben. 

$. 22. Die Mitglieder der Staateräthe und die Beamten, bie bei feinen Goms 
toiren angefest find, Gefandten und Gonfuln, civile und geiftlihe Ober: Obrigs 
feitsperfonen, Chefs von Regimentern und andern Militärcorps, Commandanten in 
Feftungen und Oberbefehlshaber auf Kriegsſchiffen, Tönnen ohne vorhergehendes 
Urtheil vom Könige beabſchiedet werden, nachdem er darüber das Bedenken des 
StaatsrathE eingezogen hat. In wie weit ben fo beabfchiebeten Beamten Penfio: 
nen zuzugeftchen find, muß auf dem erften Groß: Ding ausgemacht werden. In— 
zwifchen genießen fie zwei Drittel ihrer vorherigen Gage. Andere Beamten, können 
vom Könige nur fufpendirt. werben, und müflen fodann gleich vor den Richter 
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len zur Verantwortung gezogen, bürfen aber nicht ohne Urtheil abgefegt, noch duch 
wider ihren Willen verfest werden. 
$. 23. Der König kann, wenn er will, Orden als Belohnung fuͤr ausgezeich: 
nete Berdienfte, die öffentlich befannt gemacht werden müifen, ertheilen; aber kei— 
nen andern Rang und Zitel, als den, den jebes Amt mit fih führt "Die Orden 
befreien. nicht von den gemeinfhaftlichen Pflichten und Laften des Staatsbürgers, 
geben auch feinen vorzüglichen Anfprudy auf Staateämter. Beamte, die in Gnade 
-verabfchiedet werden, behalten Zitel und Rang ihres vorigen Amts. Keinem dürs 
fen für die Folge perfönliche oder vermifchte erbliche Rechte zugeftanden werben. 
$. 24. Der König ermählt und verabichiedet feinen Hofſtaat und feine Hofbe— 
bienten nad eigenem Gutdünden. Um dieſe zu befolden und feinen Hof zu balten, 
wird ihm vom Groß: Ding eine paffende jährliche Summe zugeftanden. 
$. 25. Der König hat den Oberbefehl über die Land: und Seemacht bes 
Reihe. Sie darf nicht in den Dienſt einer fremden Macht überlaffen und Eein 
fremdes Kriegsvoll, ausgenommen Dülfstruppen gegen feindlichen Ueberfall, können 
in das Reich gebraght werden, ohne Einwilligung des Groß: Dinges. 
$. 26. Der König hat das Recht, die Truppen zufammenzurufen, Krieg 
anzufangen und Frieden zu ſchließen, Bündniffe einzugehen und aufzuheben, Ger 
» fandte abaufenden und anzunehmen, 
| $. 27. Die Regierung ift nichE zur Anwendung militärifher Macht gegen bie 

Mitglieder des Staats berechtigt, ald nad) den, in der Gefehgebung beftimmten, 

Sormen, wenn eine Verfammlung, bie öffentliche Ruhe fiörend, fidy nicht augen: 

biidlich trennen follte, nachdem die Artikel in’den Lantesgefegen, welche ben Auf 

ruhr betreffen, von der Givilobrigfeit dreimal laut vorgelefen find. 
$ 23. Der König erwählt ſelbſt einen Rath ‘von norwegifhen Bürgern, die 
nicht jünger als 30 Jahre find. Diefer Rath foll mindeftens aus 5 Mitgliedern 
“x beftehen. Um Sitze im Staatsrathe einzunehmen, Tann der König außer ihnen, bei 
i außerordentlihen Gelegenheiten, andere norwegifche Bürger berufen, nur feine Mit: 
glieder des Groß: Dinges. Die Gefhhäfte vertheilt er unter fie, fo wie er es für 
dienlich erachtet. Vater und Sohn, oder zwei Brüder, dürfen nicht zu gleicher 

Beit Sig im Staatsrathe haben. . 

$. 29. Alle Staatöräthe follen, wenn fie Feine gefesliche Verhinderung haben, 

im Staatsrathe gegenwärtig feyn, und foll dort kein Befchluß gefaßt werden, wenn 
nicht über die Hälfte der Mitglieder zugegen ift. 

$. 30. Borftellungen wegen Amtsbefegungen oder anderer Sachen von Wide 

tigkeit (diplomatifche und eigentlich militärifhe Commandofahen allein ausgenom— 

men) fotlen im Staatsrathe von dem Mitgliede vorgetragen werden, zu beffen 

Bad) fie gehören, und die Sachen von demfelben übereinftimmend mit dem, vom 

Könige im Staatsrathe gefaßten, Beſchluß erpedirt werden. 

erbietet ein |gefegmäßiges Hinderniß einem Staatsrathe, zu erfcheinen, 
vorzutragen, welche zu feinem Fache gehören; fo follen diefe von 
tsrathe, den der König dazu conftituirt, vorgetragen werden. 
Werden fo viele durch geſetzlichen Vorfall verhindert, im Staatsrathe zu erfcheinen, 
daß nicht mehr als die Hälfte der beftimmten Anzahl von Mitgliedern gegenwärtig 
ift; fo follen andere Beamte vom Könige dazu conftituirt werden, den Sig im 
Staatsrathe einzunchmen. 

. 82. Im Staatörathe wird über alle dort verhandelte Sachen Protocol ge: 
führt. Jeder, der Sig im Staatsrathe hat, ift verpflichtet, mit Freimüthigkeit 
feine Meinung zu fagen, welche der König zu hören verbunden if. Allein es if 
ihm vorbehalten, den Beſchluß nad feinem eigenen Gutbünfen zu faffen. Findet 
ein Mitglied des Staatsraths, daß der Befchluß des Königs gegen bie Staatsform 
ober Reichsgeſetze ftreitet, oder augenſcheinlich für das Reich ſchaͤdlich ift; fo iſt es 
feine Pflicht, Eräftige Vorftellungen dagegen zu machen und feine Meinung im Pro: 
tocoll beizufügen. Der, der nicht dergeftalt proteftirt har, wird al3 einig mit dem 
Könige betrachtet, und ift dafür verantwortlid, fo wie es nachher beftimmt wird. 

F. 83. Der Staatsrath, der dem auswärtigen Departement vorſteht, muß 
ein eigenes Protocoll haben, worin die Sachen eingeführt werden, weldye von ber 
Natur find, daf fie nicht dem verfammelten Ctaatsrathe vorgelegt werden müffen. 
a rg gelten in dieſem alle diefelben Beſtimmungen, weldhe im $. 32, feſtge⸗ 
etzt find. 

$ 34. Aue Beſchluͤſſe und Befehle der Regierung werben flets im Namen 
bes Onige ausgeftellt. j 
$. 85. Alle vom Könige ausgefertigten Befehle umd officiellen Briefe, militd« 







Berfaffung vom 31. Mai 1814. 9 


riſche Commandoſachen ausgenommen, follen von dem contraftgnirt werben, ber zu 
folge feines Poftens als Beamter die Sache vorgetragen hat, da er für die Ucbere 
einftimmung der Erpedition mit dem Protocol, worin die Refolution angeführt ift, 
verantwortlich ſeyn muß. 
$. 35. Der naͤchſte Thronerbe führt, wenn er der Sohn des regierenden Koͤ⸗ 
nigs ift, den Namen Kronprinz zu Norwegen. Die übrigen, die zur Krone erbs 
berechtigt find, werden "Prinzen und die Eöniglichen Toͤchter Prinzeffinnen genannt. 

$. 37. Sobald der Thronerbe fein 18te8 Jahr vollendet hat, ift er berechtigt, 
Eis im Staatsrathe einzunehmen, doch ohne Stimme und Verantwortung. 

$. 38. Kein Prinz von Geblüt darf das Königreich verlaffen, ſich vermählen 
oder in fremde Dienfte begeben ohne Erlaubniß des Könige. Handelt er dagegenz 
fo hat er fein Recht zur Krone verbrocden. 

$. 39. Die Eöniglihen Prinzen und Prinzeffinnen follen für ihre Sache Eeis 
nem andern als dem Könige, oder demjenigen, den er zum Richter über fie anords 
net, verantwortlich ſeyn. 

$. 40. Iſt der Thronerbe abmwefend beim Zode des Königs; fo muß er, wenn 
nicht unausmweichliche Hinderniffe dies verbieten, binnen 6 Monaten, nachdem ihm 
ber Zodesfall zu ertennen gegeben ift, ſich im Reiche einfinden, oder er hat für 
feine Perfon das Recht zur Krone verloren. 

$. 41. Iſt der naͤchſte Thronerbe beim Tode des Königs unmündig; fo führt 
die verwittwete Königin, wenn fie des Königs leibliche Mutter ift, fo lange fie 
Wittwe bleibt, die Regierung im Verein mit dem Staatgrathe, bis der König müns 
dig wird. Giebt es Feine folche verwittwete Königin; fo führt der nächte erbbe= 
tehtigte Prinz, der damals über 25, Jahre alt ift, die Regierung auf dieſelbe Weiſe 
mit dem Namen Regent. Iſt die Regentſchaft an einen Entfernteren in der Erb: 
ordnung gefallen, weil der Nähere nicht vollmündig iſt; fo fol der Erftere diefe 
dem Restgenannten abftehen, fobald diefer fein 25ftes Jahr erreicht hat. In dies 
fem Falle werden die Befchlüffe im Staatsrath nah Mehrheit der Stimmen ges 
foßt, und hat die verwittwete Königin oder der Regent zwei Stimmen. 

$. 42. Giebt es keinen folchen vollmündigen Prinzen; fo führt der Staats⸗ 
rath die Regentfchaft im Verein mit den Männern, welche das Groß: Ding anzus 
ordnen für nöthig finden möchte, unter der Verantwortung nad) $. 45. Der erfte 
unter den Mitgliedern des Staatsraths hat dann den Vorſitz und 2 Stimmen. 

$. 43. Die in $.42. feftgefegten Beftimmungen gelten gleichfalls für den Fall, 
daß der König, durch Schwahheit der Sinne oder ded Körpers, zur Regierung 
untüchtig werden, oder aus dem Reiche abweſend feyn jollte. 

$. 44. Diejenigen, weldye nach dem Angeführten, während der Unmünbdigkeit 
bed Königs, oder wenn er auf andere Art außer Stande zu regieren ift, der Res 
gierung vorftehen, follen vor dem Groß: Dinge, jeder für fi, folgenden Eid ab⸗ 
legen: Ich gelobe und ſchwoͤre, der Regierung, in Ucbereinflimmung mit ber Ver—⸗ 
faffung und den Gefegen, vorfichen zu wollen, fo wahr mir Gott helfe und fein 
heiliges Wort! 

$. 45. Sobald ihre Staatsverwaltung aufhört, follen fie dem Könige und 
dem Groß: Dinge Rehenfchaft über diefelbe ablegen. 

5. 46. Beim Zode des Königs, oder in dem Kalle, in dem eine Regentfchaft 
anzuordnen ift, foll ein außerordentliches Groß-Ding fogleih vom Staatsrathe, 
oder den andern Beilommenden zufammengerufen werden. Erfüllt der Staatsrath 
diefe Pflicht nicht binnen & Wochen; fo wird die Zufammenberufung von dem Ju— 
fitiar und den Verordneten zum höchften Gerichte beforgt. 

$. 47. Die Sorge für die Erziehung des unmündigen Königs fol, wenn fein 
Bater desfalls keine fchriftlihe Beftimmung hinterlaffen hat, gewiffen, vom Große 
Dinge ernannten Männern, im Verein mit der Eöniglihen Wittwe, wenn fie feine 
eibliche Mutter ift, überlaffen werden, mit Ausfchluß der naͤchſten Thronerben feis 
ıer Leibeserben, und ber übrigen zum Staatörathe und zur Regentfchaft Arıges 
dneten. 

5. 48. Wenn der maͤnnliche Koͤnigsſtamm ausgeſtorben, und kein Throrfol⸗ 
er erwählt iſt; fo wird das Groß-Ding ſogleich auf die, im $.46. vorgeſchrieb ene, 
Beife zufammen gerufen, um cinen neuen König zu evwählen. Inzwiſchen wird 
s mit ber ausübenden Macht nad) $. 42. gehalten. 


CO) Bom Bürgerrechte und der gefeggebenden Macht. 


8. 49. Das Bolt übt die gefeggebende Gewalt durch dad Groß-Ding aris, 
selcyes aus 2 Abtheilungen befteht, dem Lagthing und dem Ddelsthing. 
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$. 50. Stimmenberechtigte find nur bie norwegiſchen Buͤrger, bie das 25fte 
Sahr vollendet haben, im, Lande 5 Jahre anfäßig waren und a) Beamte waren 
oder find, b) matriculirten Landbeſitz, oder auf länger ald 5 Jahre gepachtet ba: 
ben, c) Bürger einer Stadt find, oder in einer Stadt oder Flecken (Kjöbftad und 
Ladeftaed) Hof: oder Grundbefis haben, defjen Werth fich mindeftens auf 500 Kbthir. 
©. W. (circa über 100 Speciesthaler jetzt) beläuft. 

Z. 51. Binnen 6 Monaten nad) der Annahme dirfer Verfaffung, fol in jeder 
Stadt vom Magiftrat, und in jedem Kirchfpiele vom Voigt und Prediger eine Zäh- 
Inng aller ftimmenberedtigten Einwohner vorgenommen werben. Die Veränderun: 
gen, welche dicfe nachher erleiden möchte, werden ohne Auffhub in den desfallfigen 
Verzeichniſſen angeführt.  SIeder foil, ehe er darin aufgeführt wird, Öffentlich vor 
dem Dinge (dem Gerichte), der Verfaſſung Treue fchwören. 

8. 52. Das Stimmrecht wird fuspendirt: a) bei der Anklage wegen Verbre 
hen vor dem Dinge, b) bei der Unwürbdigkeitserklärung, «) bei Falliten, bis bie 
Gläubiger volle Bezahlung erhalten baben, wo.nicht der Fallit durch Feuersbrunft, 
oder ein anderes erweisliches und nicht zuzurechnendes Unglüd verfchulder ift. 

Das Stimmreht geht’ verloren: a) durch die Verurtheilung zum Zucht: 
haufe, der Sclaverei oder entehrender Strafe, b) wenn man ohne Einwilligung 
der Regierung in den Dienft einer fremden Macht geht, c) wenn man das Bür- 
gerrecht in einem fremden Staate erwirbt, d) wenn man Überwiejen wird, Stim— 
men gekauft, feine eigene verkauft, oder in mehr als einer Wahlverfammlung ge: 
ſtimmt zu haben. 

$. 54. Wahl: und Diftrictöverfammlungen werden jedes Ste Jahr gehalten. 
Ste müfjen vor Ausgang des Decembers beendigt feyn- 

$. 55. Wahlverfammlungen werden auf dem Lande in ber Hauptkirche beö 
Kirchſpiels, in den Städten in der Kirche, dem Ratbhaufe, oder einem andern ba: 
zu paffenden Orte gehalten. Sie werden auf dem Lande vom Kirchfpielsprediger 
und feinen Mithelfern, in den. Städten von ihrem Magiftrat und Vorſtehern ge 
halten. Streitigkeiten über dad Gtimmredht werden von den Vorftehern der Bu: 
— ausgemacht, von deren Erkenntniß man ſich an das Groß-Ding wen— 
den kann. 

$. 56. Ehe die Wahlen beginnen, ſoll die Verfaſſung laut verleſen werben, 
in den Stäbten von ber erften Magiftratsperfon, auf dem Lande vom Prediger. 

$. 57. In den Städten wird ein Wähler für jede 50 flimmberechtigte Ein: 
wohner ernannt. Diefe Wähler verfammeln ſich 8 Tage darauf an einer von ber 
Obrigkeit beftimmten Stelle, und ernennen, entweder aus ihrer Mitte, oder unter 
den übrigen Stimmberedhtigten in ihrem Wahldiftricte, ein Viertheil ihrer eigenen 
Unzahl, um auf dem Groß-Dinge zu erfcheinen, oder Sitze einzunehmen, fo daß 3 
bis 6 einen wählen, 7 bis 10 zwei, 11 bis 14 drei, 15 bis 18 vier, als bie 
hoͤchſte Anzahl, welche eine Stadt hinfenden darf. Hat eine Stadt weniger, als 
150 ftimmberecdhtigte Einwohner; fo fendet fie ihre Wähler zur naͤchſten Stadt, um 
in Vereinigung mit den Wählern derfelben zu flimmen, und werden beide Städte 
wie ein Diftrict angelehen. 

$. 55. In jedem Kirchfpiele auf dem Lande ernennen die flimmberechtigten 
Einwohner, im Verhältnig ihrer Anzahl, Wähler dergeftalt: bis 100 wählen einen, 
100 bis 200 zwei, 200 bis 300 drei, und fo weiter in demſelben Verhaͤltniſſe. 
Diefe Wähler verfammeln fih einen Monat darauf an einem, vom Amtmanne dazu 
beftimmten, Orte, und ernennen dann entweder aus ihrer eigenen Mitte, oder un: 
ter den übrigen Stimmberedhtigten im Amte ein Zchntel ihrer eigenen Anzahl, um 
auf dem Groß: Dinge zu erfcheinen und Sitze einzunehmen, fo daß 5 bis 14 einm 
ao Fe bis 24 zwei, 25 bis 34 drei, 35 und darüber vier, welches die gröftt 

nzahl ift. “ 

. $. 59, Die im $.57. und 58. feftgefegten Beſtimmungen gelten bis zum näd: 
ften Groß: Dinge. Findet man dann, daß die Nepräfentanten der Städte mehr 
oder minder als ein Drittel der Repräfentanten bes ganzen Reiche ausmachen; fo 
muß dad Groß:Ding für die Zukunft diefe Beftimmungen fo verändern, daf dit 
Repräfentanten der Städte ſich zu denen des Landes verhalten, wie 1 zu 2, und 
darf die Zahl der Repräfentanten im Ganzen nicht weniger als 75 und nicht mehr 
als 100 betragen. ; == 

$. 60. Die im Reiche anmwefenden Etimmberedhtigten, die nicht erfcheinen 
koͤrmen wegen Krankheit, Militärdienft oder andern gefegmäßigen Verhinderungen, 
Eörinen fchriftlich ihre Stimmen an diejenigen ſenden, welche den Wahlverſammlun⸗ 
gen vorfichen, she diefe beendigt find. | 
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$. 61. Reiner kann zum Repräfentanten erwählt werben, wenn er nicht 
Jahre alt ift, und fih 10 Jahre im Reiche aufgehalten hat. ‘ 
$. Die Mitalieder des Staatsraths und die Beamten, welche bei feinen 
Gomtoiren angeftellt find, oder Hofbedienten und Penfioniften defjelben, Eönnen nicht 
zu Repräfentanten erwählt werben. e 
$. 63. Jeder, ‚der zum Repräfentanten erwählt wird, ift verpflichtet, die Wahl 
anzunehmen, wenn er nicht daran durd einen Vorfall verhindert wird, den die 
Wähler als gefeglich anerkennen, deffen Erkenntniß der Beurtheilung des Groß: 
Dinges unterworfen werden Fann. / Derjenige, welcher zwei auf einander folgende 
' Male ald Repräfentant auf dem orbentlihen Groß: Dinge erfchienen ift, ift nicht 
verpflichtet, die Wahl zum folgenden ordentlihen Groß: Dinge anzunchmen. Wird 
ein Repräfentant durch gefegmäßigen Vorfall gehindert, auf dem Groß: Dinge zu 
m fo tritt derjenige, welcher nach ihm die meiften Stimmen hat, an feine 
telle. 
$. 64. Sobald die Repräfentanten erwählt find, werben fie mit einer Voll: 
macht verfehen, die auf dem Lande von der Oberobrigkeit, in den Städten vom 
Magiftrate, fo wie von fämmtlichen Wählern unterfchrieben ift, zum Beweife da— 


für, daß fie auf die durch die Verfaffung vorgefchriebene Art erwaͤhlt find. Die 


Geſezmaͤßigkeit diefer Vollmachten wird vom Groß: Dinge beurtheilt. 

$. 65. Jeder Repräfentant ift berechtigt zum Erfage der Reifeunkoften nah 

und von dem Groß: Dinge und für den Unterhalt in der Zeit, wo er fich bafelbft 
aufhält, aus der Staatscaſſe. 

Die Repräfentanten find auf ihrer. Reife, nad) und von dem Groß: 
Dinge, fo wie während ihres dortigen Aufenthalts, von perfönlicher Haft befreit, 
wenn fie nicht in Öffentlichen Verbrechen ertappt werden; auch können fie nicht auf: 
fer den Berfammlungen des Groß: Dinges für ihre dort geäußerten Meinungen zur 
Verantwortung gezogen werben. Nach der dort angenommenen Ordnung ift Jeder 
ſich zu richfen verpflichtet. 

$. 67. Die auf vorftehende Weife erwählten Repräfentanten machen das Groß« 
Ding des Königreichs Norwegen aus. 

$. 68. Das Groß: Ding wird gewoͤhnlich am erften Wochentage im Februare 
monat, jedes dritte Jahr, in der PHauptftadt des Reichs, eröffnet, wo nicht der 
König aus dem Grunde von außerorbentlihen -Umftänden, wie feindlichen Einfall 
oder anftedende Krankheiten, eine andere Stadt dazu beftimmt. Eine folche Bes 
fimmung muß dann zeitig befannt gemacht werden. | 

$. 69. Sn außerordentlihen Fällen hat der König das Recht, das Groß-Ding 
außer der gewöhnlichen Zeit zu berufen. Der König ftellt ſodann eine Bekanntma— 
dung aus, die in allen Kirchen aller Stiftsſtaͤdte, mindeften 6 Wochen, che die 
Mitglieder des Groß: Dinge am beftimmten Orte erfcheinen follen, zu verlefen if. 

$. 70 Ein folches auferordentlihes Großs Ding wird vom Könige aufgehoe 
ben, wenn er es für gut befindet. 

. 71. Die Mitglieder des Groß: Dings fungiven als ſolche in drei auf ein: 
inder folgenden Sahren, fowohl bei den ordentlichen, als außerorbentlichen Groß- 
Dingen, die inzwifchen gehalten werden. 

6. 72. Wird ein ordentliches Groß: Ding noch zu der Zeit gehalten, wo 
as außerorbentlide zufammentreten fol; fo hört die Wirkſamkeit des erftern auf, 
obald das letztere verfammelt ift. 

$. 73. Keins der Dinge kann gehalten werben, wenn nicht minbeftens zwei 
Jrittel feiner Mitglieder zugegen find. : J 

$. 74. Sobald das Groß: Ding ſich conſtituirt bat, eröffnet ‚der König, oder 
erjenige, welchen er dazır beftellt hat, feine Verhandlungen mit einer Rebe, worin 
- 8 vom Zuftande des Reichs und den Gegenftänden unterrichtet, worauf er ber 
nders die Aufmerkfamkeit des Groß : Dinges hinzuleiten wuͤnſcht. Keine Delibera: 
on darf in Gegenwart des Königs Statt finden. Das Groß-Ding erwählt uns 
x feinen Mitgliedern ein Viertel, bie das Lag-Ding ausmachen, die andern drei 
iertelt machen das Odels-Ding aus. Jedes Ding halt feine Berfammlungen 
fondert , und ernennt feinen eigenen Präftdenten und Secretaͤr. 

$. 75. Es kommt dem Groß:Ding zu, a) Geſetze zu geben und aufzuheben, 
hasungen , Abgaben, Zölle und andere öffentliche Laften aufzulegen, welche doch 
ht länger als bis zum erfien Juli des Jahres gelten, wo ein neues ordentliches 
.05:Ding verfammelt ift, wenn fie nicht von diefem ausdruͤcklich erneuert werden; 

Anleihen auf den Staatscredit zu eröffnen; c) die Aufſicht über das Geldweſen 
3; Reichs zu führen; d) die zu den Staatsausgaben. nöthigen a naar zu be: 


” 
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villigen; e) zu beflimmen, wie viel:dem Könige jährlich zu feinem Hofftaate aus: 
. bezahlt werden foll, und die Apanage der föniglichen Familie zu beftimmen, welde 
jedoch nicht in feſtem Eigenthum beſtehen darf; f) ſich das Protocoll des Staats 
und aller oͤffentlichen Einberichtigungen und Papiere, eigentliche militaͤriſche Com: 
mandoſachen ausgenommen, vorlegen zu laffen; g) fi die Bündniffe und Tractate 
vorlegen zu laffen, die der König mit fremden Mächten eingegangen ift, mit Aus: 
nahme von geheimen Artikeln, welche jedoch nicht gegen die Öffentlichen ftreiten. 
dürfen; h) Jeden vorzufordern, um in Staatsſachen vor bemfelben zu erfcheinen, 
mit Ausnahme des Königs und der koͤniglichen Familie; doch gilt diefe Ausnahme 
nicht für die Eöniglichen Prinzen, in fo fern fie Beamten feyn möchten; i) die mitt: 
Verweile ergangenen Gage: und Penfionsliften zu revidiren, und darin die Veraͤn⸗ 
derungen zu machen, bie fie für nöthig erachten; k) fünf Reviforen zu ernennen, 
die jaͤhrlich die ng her des Staats durchſehen und Ertracte daraus durch den 
Drud bekannt machen follen, welche Rechnungen desfalls diefen Reviſoren jedes 
Sahr vor dem Iften Juli zuzuftellen find; 1) Fremde zu naturalifiren. 
$. 76. Jedes Geſetz fol zuerft auf dem Odels-Ding vorgefchlagen werben, 
entweder von feinen eigenen Mitgliedern, oder von der Regierung durd) einen 
Staatörath. Iſt der Vorſchlag bafelbft angenommen; fo wird er bem Las: 
Dinge zugefendet, welches ihn entweder behält, oder ihn verwirft, und im legten 
Kalle mit beigefügten Anmerkungen zurüdfendet. Diefe werden beim Odels-Dinge 
in Erwägung: gezogen, welches entweder den Gefesvorfchlag hinlegt, ober ihn an 
das Lag: Ding fendet, mit oder ohne Veränderung. Wenn ein Vorſchlag vom 
Ddels- Dinge zweimal dem Lag- Dinge vorgelegt, und zum zweitenmal von dort 
mit einer Abweifung zurücgefendet iftz fo tritt das ganze Groß: Ding zufammen, 
und der Vorſchlag wird durch zwei Drittel feiner Stimmen ausgemadt. Zwiſchen 
jeder folhen Deliberation müjfen wenigftens drei Zage hingehen. 
. 77. Wenn dad Lag: Ding, oder das verfammelte Groß: Ding einen vom 
Ddeld: Dinge vorgefhlagenen Beſchluß gebilligt batz fo wird er durch eine Depu— 
tation von beiden Abtheilungen des Groß: Dinges an den König, mit dem Erjw 
chen feiner Sanction, geſchickt. 
$. 78. Billige der König den Beſchluß; fo verficht er ihm mit feiner Unter 
fchrift, wodurd er Gefes wird. Billige er ihn nicht; fo fendet er ihn dem Odels 
Dinge mit der Erklärung zurüd, daß er für jegt nicht dienlich finde, den Beſchluß 
‚zu fanctioniren. | 
$. 69. Der Beſchluß muß in biefem Falle vom damals verfammelten Groß⸗ 
Dinge dem Könige vorgelegt werden, der ficy auf biefelbe Art verhalten kann, wenn 
das naͤchſte ordentlihe Groß: Ding benfelben Befchluß aufs neue vorlegt. Wird tt 
aber auch von dem britten Groß: Dinge, nachdem er wieder erwogen ift, wieder 
von beiden Dingen unverändert angenommen, und dann dem Könige mit dem Be 
gehren vorgelegt, daß Se. Majeftät einem Beſchluſſe, den das Groß :Ding nad) 
reiflicher Ueberlegung für heilfam eradtet, Ihre Sanction nicht verweigern wok 
len; fo wird er Gefetz, wenn auch die Ganction des Königs nicht erfolgt, che dad 
Groß: Ding: auseinander geht. 
$. 80. Das Groß: Ding bleibt verfammelt, fo lange es dies für nöthig hält, 
jedoch nicht über drei Monate, ohne Erlaubniß des Königs. Wenn es, naddem 
es feine Gefchäfte beendigt hat, oder die beftimmte Zeit hindurdy verfammelt gewe 
fen ift, von dem Könige aufgehoben wird; fo theilt er zugleich feine Refolution au 
die nicht vorher abgemachten Befchlüffe mit, indem er fie entweder beftätigt, od 
verwirft. Alle diejenigen, welche er nicht ausbrüdlidh annimmt, werben als ve 
worfen von ihm angeſehen. 1 
Alle Geſetze, die im $. 80. ausgenommen, werden im Namen des Kb: 
nigs und unter dem Reichefiegel in folgenden Ausdrüden ausgefertigt: Wir — vn 
Gottes Gnaden, und durd die PVerfaffung des Reiche Norwegen König, tbun 
Eund, daß Uns der Beſchluß des Groß: Dinges vom Dato fo lautend: (bier Folgt 
ber Beſchluß) vorgelegt fey; demnady haben wir ihn angenommen und beftätigel, 
wie Wir ihn bier annehmen und beftätigen, als Gefeg unter Unferer Handſchrift 
und dem Reichsinfiegel. 
$. 82. Die proviforifchen Verfügungen, die ber König in ber Zeit erläßt, mi 
kein Groß: Ding “gehalten wird, fo wie die übrigen Verordnungen: und Beihlüft, 
die. der ausübenden Macht allein zukommen, werden folgendermaßen abgefaßt: Bir 
— thun Eund, daß Wir, in Kraft der Uns durdy die Reiheverfaffung ertheilten 
Gewalt, befchloffen haben, gleichwie Wir hiedurch befchlichen u. ſ. w. | 
$. 88: Die Sanction des Königs wird nicht zu den Welchlüffen des Greſ— 
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ng8 erfordert, wodurch es a) ſich als Groß-Ding nach der Verfaſſung verſam⸗ 
It erklaͤrt, b) feine innere Polizei beftimmt, c) die Vollmachten der gegenwaͤrti⸗ 
Mitglieder annimmt oder verwirft ,. d) Erfenntniffe über Wahlftreitigkeiten bes 
igt oder verwirft, e) Fremde naturalifirt, f) und endlich zu den Beſchluͤſſen, 
zutch das Odels-Ding den Staatsrath oder andere zur Verantwortung zieht. 
$. 84. Das Groß: Ding Fann das Bedenken des hoͤchſten Geridyts über juris 
he Gegenftände einzichen. ’ 

$. 85. Das Groß: Ding wird bei offenen Thuͤren gehalten und feine Ver: 
Hungen durch den Drud befannt gemacht, den Fall ausgenommen, wo das 
tgegengefegte durch Stimmenmehrheit befchloffen wird, 

$. 86. Derjenige, der einem Befehle gehorcht, deffen Abficht es ift, die Kreis 
und Sicherheit ded Groß: Dinges zu fiören, macht ſich dadurch der Werräthe: 
gegen das Vaterland ſchuldig. 


D) Bon ber ridhterlihen Mad. 


8.87. Die Mitglieder des Lag-Dinges nebft dem höchften Gerichte machen das Reichs: 
ht aus, das in erfter und legter Inftanz in den Sachen urtheilt, die vom 
ds Dinge gegen Mitglieder des Staatsraths oder hoͤchſten Gerichts für Amtes 
bungen vorgebracht werben, oder gegen Mitglieder des Groß: Dinges wegen 
Verbrechen, die fie als folche begehen. Im Neichögericht hat der Präfident 
Lag:Dinges den Vorſitz. 
$. 88, Der Angeklagte Tann, ohne eine Urſache davon anzugeben, die Mit: 
der des Reihögerihts bis auf ein Dritttheil verwerfen, doch fo, daf das Ge: 
t nicht weniger als 15 Perfonen ausmadıt. 
$. 89, Um in Iester Inftanz zu urtheilen, foll, fobald als möglich, ein hoͤch⸗ 
Gericht organifirt werden, das aus nicht weniger, als einem ZJuftitiarius und 
ugeorbneten beftehen muß. j . 
.%. In Kriedenszeiten ift das hoͤchſte Gericht, nebft 2 hohen DOfficieren, 
der König dazu ordnet, die zweite und legte Inftanz in allen den Kriegsrechtsr 
en, welhe den Verluſt des Lebens oder der Ehre oder Freiheit auf längere Zeit 
drei Monate betreffen. 
8.91. Vom Hrtheil des höchften Gerichts Fann in keinem Fall eine Berufung 
heben, oder daſſelbe der Revifion unterworfen werben. 
$. 92. Keiner kann zum Mitgliede des höchften Gerichts ernannt werden, che 
0 Jahre alt ift. 


E) Allgemeine Beflimmungen. 


$. 98. Zu Staatsämtern follen nur diejenigen norwegifhen Bürger ernannt 
ben, die ſich zur evangelifch=Iutherifchen Religion bekennen, ber Berfaffung und 
Könige Treue gefchworen haben, die Landesſprache reden, und a) entweder im 
von Aeltern geboren find, die damals Staatsunterthanen waren, ober b) in 
iben Ländern von norwegiihen Aeltern geboren find, die damals nicht die Uns 
hanen eines andern Staates waren, c) oder jest feſten Aufenthalt im Reiche 
fih nicht gemweigert haben, den Eid abzulegen, Norwegens Gelbftftändigfeit zu 
itm,-d) oder ſich hiernach 10 Jahre im Reiche aufhalten, e) oder vom Groß: 
ge naturalifirt werden. Doc können Fremde zu Echrern an der Univerfität und 
seten Schulen, zu Aerzten und Gonfuln an fremden Orten ernannt werden. 
ke darf. zur Ober-Obrigkeitsperſon beftellt werden, bis er 30 Jahre alt if, 
‘zur Magiftratöperfon, Unterrichter und Voigt, bis er 25 Jahre alt ift. 
$. 9, Man wird c8 veranftalten, daß cheftens ein neues, allgemeines Civil⸗ 
Criminal⸗Geſetzbuch herausgegeben wird, oder wenn dies nicht möglic) ift, auf 
ten ordentlichen Groß: Dinge. Inzwifchen bleiben die jegt geltenden Staats: 
kein Kraft, in fo weit fie nicht gegen diefes Grundgefeg, oder die proviforis 
+ Berfügungen, bie mittlerweile erlaffen werben möchten, ftreiten. Die jegigen 
Rnenten Schatzungen dauern gleichfalls bis zum nächften Groß: Dinge fort. 
4.95. Keine Dispenfationen, Protectorien, Moratorien dürfen bewilligt wers 
—33— die neuen allgemeinen Geſetze in Kraft getreten ſind. 
Keiner --fann ohne Geſetz verurtheilt, oder ohne Urtheil beſtraft wers 
Peinliches Verhoͤr darf nicht Statt finden. | — 
» 9. Keinem Geſetze ſoll ruͤckwirkende Kraft ertheilt werben. 
98, Mit den Sporteln, die an die Gerichtsbeamten erlegt werden, follen 





—35— an die Staatscaſſe verbunden ſeyn. 
5.9. Keiner darf zur gefaͤnglichen Haft gezogen werben, — den ge⸗ 
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festlich beftimmten Fällen und auf die von ben Gefegen vorgefäricbene Weile. Fü 
unbefugten Arreft, oder ungefeglichen Auffhub ftehen Beikommende dem Berhafte 
ten zur Verantwortung. | | 
+8 100. Die Preßfreiheit muß Statt finden. Keiner Tann für eine Schuf 
geftraft werden, von welchem Inhalte fie auch feyn mag, die er druden ober bei 
ausgeben ließ, wenn er nicht vorfäglich oder offenbar entweder felbft bewieſen, od 
Andere aufgereizt hat zum Ungehorfam gegen die Gefege, zur Geringfhägung d 
Religion, Gittlichkeit oder der verfaffungsmäßigen Gewalten, Widerfeglichkeit 
gen deren Befehle, oder falfche und Ehre Eränkende Befchuldigungen gegen Jeme 
den aufgeftellt hat. Freimüthige Aeußerungen über die Staatsverwaltung ober ft 
den andern Gegenftand find Jedem erlaubt. 
$. 101.. Neue und beftändige Einſchraͤnkungen der Nahrungsfreibeit dürfe 
Keinem für die Folge zugeftanden werden. | 
za $. 102. Die Hausinquiſition darf nicht Statt finden, außer in crimineld 
len. Be 

6. 108. Eine Freiftätte wird denen, bie in ber Folge falliren, nicht Pit 

anden. | 
r $. 104. Grund: und Hauseigenthbum Tann in Feinem Falle verbrochen 

$&. 105. Erforbert das Staatsintereffe, daß Jemand fein bewegliches oder 
bewegliches Eigenthum zum Öffentlien Gebrauch abgiebt; fo muß er vollen 
aus ber Staatscaffe erhalten. 

1 Eowohl Kauffummen als Einnahmen von den Gütern der Ge 
‚ Reit follen nur zum Beſten der Geiftlichkeit und der Beförderung der Auft 
angewendet werden. Das Eigenthum milder Stiftungen fol! nur zu deren 
verwendet werben. ⸗ 
8.107. Dad Odels- und Aaſaedes-Gericht ſoll nicht aufgehoben wer 
Die nähern Bedingungen, unter denen es zum größten Nugen für den Staat «il 
Heil für die Landgemeinde bleiben foll, werden von dem erften oder zweiten folge 
den Groß: Dinge feftarfegt. | 

$. 108. Keine Grafichaften, Baronicen, Stammhaͤuſer und Fideicommiffe ii 
fen für die Folge errichtet werden. 

8. 109. Jeder Staatsbürger ift im "Allgemeinen gleich verpflichtet, in 
gewiſſen Zeit fein Vaterland zu vertheibigen, ohne Rüdficht auf Geburt ober 
mögen. Die Anwendung biefes Grundfages, und bie Einſchraͤnkungen, denen | 

u unterwerfen ift, werden der Entfcheidung des erften ordentlichen Groß: Di 
Bu nachdem durch eine Gommitte, bie vor dem Schluſſe der Rei 
fammlung erwählt wird, alle Auftlärungen erworben find. Inzwiſchen dauern 
jegt geltenden Beflimmungen fort. 

$. 110. Wenn die Reichsverſammlung dieſe Verfaffung angenommen bat 
wird fie Reichs: Grundgefes. Beigt die Erfahrung, daß ein Theil derfelben »d 
dert werben muß; fo ſoll der Borfchlag berfelben auf einem ordentlichen ; 
Dinge gemacht, und durch den Drud bekannt gemacht werden. Aber es 
erft dem näcdhften ordentlichen Groß: Dinge zu, zu beftimmen, ob bie vorgefi 
Veränderung Statt finden folle, oder nit. Doch muß eine foldhe Veraͤ 
nie den Principien dieſes Grundgefeges wiberfpredhen, fondern allein M 
nen in einzelnen Beftimmungen betreffen, die nicht den Geift diefer Verfaſſung 
ändern, und müffen zwei Drittel des Groß: Dings über eine foldhe Veraͤn | 
einig feyn. 

Wir Unterzeichnete, Repräfentanten des Königreich Norwegen, erklären # 
durch diefe Verfaffung, die von der Reichsverſammlung angenommen ift, für & 
Grundgefeg des Königreichs Norwegen, nad) dem Alle und Jede fich zw richt 
haben.’ Dies zur Bekräftigung unter Unferer Hand und Siegel. 

Eidswold, den 17. Mai 1814. 

(Bier folgen die Namen von 10% Volförepräfentanten, woruntef 
Anker, Graf Wedel: Jarlsberg, koͤwenſtiold, Profeffor 
trup, Krogh, Aal ur. mw.) 

Daß dies Grundgefep des Reichs Norwegen wörtlid aus dem Ha 
der Reicheverfamimlung abgedruckt ift, wird bezeugt von Unterzeichneten, die 
den Repräfentanten des normwegifchen Volks dazu erwählt find, die Verhandlung 
der Verfammlung durch den Druck öffentlich bekannt machen zu Laffen. 

Ghriftiania, den 31. Mai 1814. 

G. Svertrup, (Präfident.) 2. Stoud Platon, Omſen. 
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Allein das normaͤnniſche Volk ward in ſeinem Kampfe mit Schwe⸗ 
den, von allen nordiſchen Maͤchten verlaſſen, welche im Voraus dem 
Kronprinzen Karl Johann von Schweden die Erwerbung Norwegens 
garantitt hatten; ja ſelbſt im Innern Norwegens bildete ſich, in 
von dem Graf. Wedel: Sarlöberg, eine Oppofition gegen den neuen 
König. Die Schweden bemächtigten fi) der wichtigften Paͤſſe und 
Pläge, und der Kronprinz von Schweden ließ erklären, daß er die Ver: 
faffung der normännifchen Stände vom 17. Mai mit den Mopdifis 
tationen annehmen wolle, welche aus der Verbindung beider Reiche mit 
Nothwenbigkeit hervorgehen würden. Der König Chriftian Friedrich re⸗ 
fignirte darauf am 16. Aug. 1814 die koͤnigliche Würde, und ging 
nah Dänemark zurüd. Der Storthing (Reichstag), noch von dem 
Prinzen Chriftian Friedrich vor feiner Abreife nach Chriftiania berufen, 
verfammelte fi) am 7. Dct., erklärte fih am 21. Oct. für die Vereini- 
gung Norwegens mit Schioeden, und ließ am 4. Nov. 1814 die Eid8: 
wolder Verfaſſung mit denjenigen Veränderungen bekannt machen, welche 
durh die Vereinigung beider Neiche herbeigeführt worden waren. Der 
Kronprinz von Schweden erfhien am 9. Nov. zu Chriftiania, beftätigte 
die neue Verfaffung, und reifete am 29. Nov. nad) Schweden zurüd. 


b) Berfaffung vom 4. Nov. 1814. 


Wir Repräfentanten des normwegifchen Reichs, bei dem ben 7. October 1814, 
in Folge der Bekanntmachung vom legtverfloffenen 16. Auguft in Chriftiania ver: 
fammelten außerordentlihen Storthing, thun Eund: 

Nachdem wir, wie unfere Bekanntmachung vom 21. v. M. ergiedt, am Tage 
juvor, nad) reifer Ueberlegung befchloffen hatten, daß das Königreich Norwegen in 
Zukunft, wie ein felbftftändiges Reich, mit dem Königreiche Schweden, unter eis 
nem Könige vereinigt ſeyn folle, jedoch unter Beibehaltung feines Grundgefeges, 
mit den, zum Glüd des Reichs, und in Gemäßheit diefer Vereinigung nothwendis 
zen Veränderungen, haben wir biefe in nähere Erwägung gezogen, und deshalb zu: 
eich mit den, zu dem Ende zu Moß gefchloffenen Convention von legtverfloffenem 
14. Auguſt, ernannten koͤniglichen GCommiffarien unterbandelt. Demnach haben wir 
eſchloſſfen, gleichwie wir hierdurch befchliegen und feftfegen, daß anftatt der von 
ver Reihöverfammlung zu Eidswold den legtverfloffenen 17. Mai gegebenen Ber: 
affung, folgende, theild auf bdiefelbe gebauten, theils in Gemäßheit der Vereinis 
jung getroffenen Beftimmungen insfünftige gelten, und von allen und jeden Bei: 
ommenden beobachtet und unverbrüchlidy befolgt werben follen. } 


Grundgefeg des Reihs Norwegen. 
A, Ueber die Staatsform und die Religion, 


$.1. Das Königreih Norwegen ift ein freies, felbftftändiges, untheilbares 
nd unabhängiges Reih, mit Schweden unter einem Könige vereinigt. Seine Res 
ierung ift eingefchränft und erblich monarchiſch. 

$. 2. Die evangeliſch-lutheriſche Religion bleibt die öffentliche Religion des 
Staats, Die Einwohner, die fich zu derſelben bekennen, find verpflichtet, ihre Kin⸗ 
er in berfelben zu erziehen. Sefuiten und Moͤnchsorden werben nicht geduldet. 
juben find ferner vom Zugang ins Reich ausgefchloffen. 


B, Ueber die ausübende Macht, den König und bie Eönigliche Familie. 


8. 8, Die ausübende Macht ift bei dem Könige. 
$.4 Der König fol fich ſtets zur evängelifch: utherifchen Religion beken⸗ 
en, fie aufrecht erhalten und fie beſchuͤtzen. 


- und Sohn, oder zwei Brüder, dürfen nicht zu gleicher Beit im Etaatzrathe 5 
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8. 5. ‘Die Perfon bes Königs iſt heilig; Ihm kann nichts zur Laſt -gelcat, 
und er kann nicht angeklagt werden. Die Verantwortlichkeit liegt (nem Ratht ob, 
.6. Die Erbfolge ift Lineal und agnatifh, fo wie fie „in ber, ben 
Schwedens Reichsſtaͤnden befchloffenen, und vom Könige angenorf.ienen Gut: 
— vom 26. September 1810, welche dieſem Grundgefeg;'n Weberfehun 
eigefügt wird, beſtimmt findet. Unter die Erbberedhtigten ift auf der Ungeborn 
zu rechnen, der fogleich feine gehörige Stelle in der Erblinie eifnimmt, wenn & 
nad) feines Vaters Zode geboren wird. Wenn ein, zu Norwegens und Schwede 
vereinigten Kronen, erbberedhtigter Prinz geboren wird, foll fein Name und it 
Zeit feiner Geburt dem erften zu haltenden Storthing angezeigt, und in defien Pr 
tocoll bemerkt werben. 
$. 7. Iſt kein zur Erbfolge berechtigter Prinz vorhanden; fo kann der König 
Norwegens Storthing, zu gleicher Zeit wie Schwedens Ständen, feinen Naäfolser 
vorfchlagen. Sobald der König feinen Vorſchlag dargelegt bat, follen die Reprk 
fentanten beider Völker aus ihrer Müte eine Sommitte erwählen, welche das Reh 
bat, die Wahl zu beftimmen, falls der Vorſchlag des Königs nicht durch 
menmehrheit von den Repräfentanten jedes Volks befonvers genehmigt wire DE 
Anzahl der Mitglieder in diefer Committé , welche aus eben fo vielen von jedea 
Reiche beftehen foll, und die Ordnung, die bei der Wahl befolgt werden Muh, 
wird durch ein Gefeg feitgefest, welches der König zu bderfelben Zeit Norwegen 
Etorthing und den ſchwediſchen Reicheftänden vorfchlägt. Aus der verfammelit 
Committé tritt einer durch das Roos aus. | 
d. 8, Das Volljährigkeitsalter des Königs wird durch ein Geſetz fi 
welches nach Uebereinkunft zwifchen dem norwegiſchen Storthing und den [hrs 
-fhen Ständen gegeben wird, oder falls fie fich darüber nicht vereinigen könne, 
durch eine von den Repräfentanten beider Reiche ernannte Committé, mit der 
vorftehenden 7. $. angeführten Beftimmungen. Sobald der König das im 
beftimmte Alter erreicht hat, erklärt er fich Öffentlich für mündig. . 
: $. 9. Sobald der König, als volljährig, die Regierung antrittz fo Iegt ® 
vor dem Storthing folgenden Eid ab: „Ich gelobe und fchwöre, das Köniarif 
Norwegen, in Uebereinftimmung mit deſſen Verfaffung und Gefegen, zu regie 
fo wahr mir Gott helfe und fein heiliges Wort!“ Iſt das Storthing zu ber? 
nicht verfammelt; fo wird dieſer Eid fchriftlih im Staatsrathe — * 
vom Könige auf dem erſten Storthing feierlich wiederholt, entweder mündlich ei 
fhriftliih, durch den von ihm dazu Beauftragten. . 
. 10. Die Krönung und Galbung des Königs gefchieht, nachdem er voliäh 
rig_geworden, in der Kirche zu Drontheim, zu der Zeit und mit den Geremonik 
die er ſelbſt feftfegt. 
$. 11. Jedes Zahr Hält fih der König, wenn nicht wichtige Hinderniſſe ml 
gegen ftehen, einige Zeit in Norwegen auf. \ 
. 32. Der König wählt felbft einen Rath aus norwegifhen Bürgern, will 
nicht jünger als 30 Jahre find. Diefer Rath foll wenigftens aus einem Stud 
minifter und fieben andern Mitgliedern beftehen. Eben fo kann der König dat 
Vicekönig oder Statthalter beftellen. Der König vertheilt die Gefchäfte-unter © 
Mitglieder des Staatsraths, fo wie cr dies für dienlich erachte. um Bi 
Staatsrathe zu nehmen, Tann der König, oder in feiner Abwefenheit der Birk 
nig (oder Statthalter in Bereinigung mit den Staatsräthen), bei auferorbenli 
chen Gelegenheiten, außer den gewöhnlichen Mitgliedern des Staatsraths, am 
norwegifche Bürger dazu berufen, nur feine Mitglieder des Gtorthings. 


nehmen. A 
$. 18. Während der Entfernung bed Königs überträgt er in Fällen, di 
ſelbſt vorfchreibt, dem Vicekoͤnige oder Statthalter, zitgleih mit weniafting ff 
Mitgliedern des Staatsraths, die innere Verwaltung des Reiche. Diefe folk 
des Königs Namen und an feiner Statt die Kegierung führen. Sie ſoilen feis 
den Beftimmungen dieſes Grundgefeges unverbrüchlich nachleben, als den befonbtt 
damit übereinftimmenden Vorſchriften, die der König ihnen als Inſtruction 
Ueber die folchergeftalt entſchiedenen Sachen haben fie dem Könige einen i | 
nigen Bericht -zu erftatten. , Die .Gelhäfte werden. durh Stimmena —8 
macht, wobei im Falle, daß die Stimmen gleich find, der Vicekoͤnig oder S 
— * in deren Abweſenheit das erſte Mitglied des Staatsraths zwri * 
en hat. a * J 22 — 4* 
$. 14. Vicekoͤnig kann nur der Kronprinz dber fein aͤlleſter Sohn fein, * 
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"nicht cher, bis fie das, für den König beſtimmte, Alter der Volljährigkeit erreicht 
haben. Zum Statthalter wirb entweder, ein Normann,-oder ein Schwede ernannt. 
Der Vigkoͤnig fol im Reiche wohnen, und darf fich nicht länger als drei Monate 
im Jahr: außerhalb beffelben aufhalten, Wenn ber König gegenwärtig ift, hört 
die Function des Vicekoͤnigs auf. Iſt kein Vicekönig, aber ein Statthalter vors 
handen, hört gleichfalls deſſen Function auf, da er in folchem Kalle bloß der erfte 
Staatsrath ‚iR. | 

$. 15. Bei dem Könige verbleiben ſtets, während feines Aufenthalts in Schwe⸗ 
den, ber normwegifche Staatsminifter und zwei Mitglieder des Staatsraths, welche 
lestere jährlich ummechfeln. Sie haben diefelben Pflichten, und diefelbe verfaſſungs⸗ 
mäßige Verantwortlichkeit, als die fich in Norwegen befindende (im 13. $. genannte) 
Regierung, und allein in ihrem Beifeyn follen die norwegifchen Angelegenheiten 
vom Könige entfchieden werden. Alle Anträge norwegifcher Bürger an den König 
folen erft bei der norwegifchen Regierung eingeliefert, und mit deren Bedenken vers 
ſehen werden, ehe fie abgemacht werden. Ueberhaupt müffen Eeine normwegifche Gas 
hen erledigt werben, ohne daß das Bedenken der norwegifchen Regierung "einges 
hohlt iſt, wofern nicht wichtige Hinderniffe folches verbieten. Der norwegifche 
Staatsminifter trägt die Sachen vor, und bleibt für die Ucbereinftimmung den Ex⸗ 
pebitionen mit ben gefaßten Beichlüffen verantwortlich. 

$..16. Der König ordnet allen oͤffentlichen Kirchen- und Gottesbienft, alle 
Zufammentünfte und Berfammlungen wegen Religionsfaden an, und ficht darauf, 
daf die öffentlichen Lehrer der Religion die ihnen vorgefchriebenen Normen befolgen. 

17. Der König kann Anordnungen geben und aufheben, die den Handel, 
den Zoll, die Nahrungszweige und bie Polizei betreffen; doch dürfen fie nicht der 
Serfaffung und den, vom Storthinge gegebenen, Gefegen widerftreiten. Sie gelten 
proviforifch bis zum näkhften Storthinge. 

‘. Der König läßt überall die Schakungen und Abgaben eintreiben, welche 
der Storthing auflegt. Die norwegifche Staatscaffe verbleibt in Norwegen, und 
ihre ‚Einkünfte werden allein zu den Bebürfniffen Norwegens angewendet. 

F. 19. Der König wacht darüber, daß das Staatseigenthum und die Rega= 
lien auf die vom Gtorthing beftimmte, und für das Gemeinweſen nüglichite Weife . 
angeordnet und verwaltet werben. j 

$. 20. Der König hat das Recht, im Staatsrathe Verbrecher zu begnabigen, 
nachdem das Urtheil des höchften Gerichts gefprochen, und deffen Bedenken einges 
zogen if. Der Verbrecher hat die Wahl, ob er des Königs Gnade annehmen, 
ober fih der ihm zuerfannten Strafe unterwerfen will. In den Sachen, welche 
das Odelsthing vor dem Reichsgerichte einleiten läßt, kann keine andere Begnabi- 
gung, als Befreiung von der erfannten Lebenöftrafe Statt finden. 

$.-21. Der König erwählt und beftellt, nachdem er feinen norwegifchen Staats: 
rath vernommen bat, alle Sivils, Geiftliche: und Militärbeamten. Diefe ſchwoͤren 
der Berfaffung und dem Könige Gehorfam und Zreue. Die königlihen Prinzen 
bürfen Eeine Givilämter bekleiden; doch kann der Kronprinz oder fein Ältefter Sohn 
sum Vicekoͤnige ernannt werben. 

$. 22. Der Statthalter des Reichs, der Staatsminifter und bie übrigen Mit: 
glieder de8 Staateraths, fo wie die Beamten, weldye bei deffen Comptoiren anges 
est find, Gefandte und Conſuln, bürgerlihe und geiftlihe, höhere, obrigkeitliche 
Derfonen, Regierungschefs und Chefs anderer Militärcorpe, Commandanten in ben 
Seftungen und Oberbefchlshaber auf den Kriegsichiffen, können ohne vorgängiges _ 
irtheil dom Könige verabfchiedet werden, nachdem er hierüber das Bedenken des . 
Staatsraths gehört hat. Inwiefern den, ſolchergeſtalt verabfchiedeten, Beamten 
Penfion zu bewilligen ift, wird vom naͤchſten Storthing entſchieden. Inzwiſchen 
zenießen fie zwei Dritttheile ihres vorher gehabten Gehalts. Andere Beamten Fön: 
vn vom Könige nur fuspendirt werden, und follen dann fogleicd vor die Richter: 
tühle geftellt werben; aber fie dürfen nicht anders, ald nach Urtheil abgefegt, auch 
ziicht gegen ihren Willen verfest werben. | = 

. 233. Der König kann nad) feinem Gutbefinden, zur Belohnung für ausge: 
eihnete Verdienſte, die Öffentlich befannt gemacht werden müffen, Orden ertheilen, 
ıber Eeinen andern Rang noch Zitel, ald den, den jedes Amt mit fidy führt. Der 
Irden befreiet keinen von ben gemeinfchaftlichen Pflichten und Laften der Staats— 
ürger, auch führt er nicht vorzüglichen Aniprud auf Staatsämter mit fih. Ber 
mte, die in Gnaden verabfchiedet werden, behalten den Zitel und Rang ihrer bes 
leidveten Aemter. Keine perfönlihe oder gemifchte erbliche Vorrechte dürfen irgend 
jemand für die Zukunft verliehen werben. 
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$. 24. Der König wählt und verabfchiebet, nad) eigenem Gutbefin den, feinen 
Hofſtaat und feine Hofbebienten. er 

$. 25. Der König hat den Oberbefehl über des Reiches Land» und Seemacht. 
Eie kann ohne des Storthings Einwilligung nicht vermehrt noch vermindert werden. 
Sie darf nit zum Dienfte fremder Mächte überlaffen werden, und fein Krieges 
volf einer fremden Macht, mit Ausnahme von Hülfstruppen gegen feindlichen Ue— 
berfall, darf ohne die Einwilligung des Storthings in das Reich gezogen werben. 
Sn Friedenszeiten follen Feine andere ald normwegifhe Zruppen in Norwegen, und 
feine norwegifchen Eruppen in Echweden ftationirt feyn. Doch Eann der König in 
Schweden eine norwegifhe Garde und norwegifche Freiwillige haben, und kann für 
eine kurze Zeit, höchftens ſechs Wochen im Jahre, die naͤchſten Truppen von ber 
Kriegsmacht beider Reihe zu Waffenübungen, innerhalb der Grenzen eines ber bei: 
den Reiche zufammenberufenz; indeß darf nicht in irgend einem Falle mehr Kriegs 
volk als 3000 Mann von allen Waffengattungen, in Friedenszeiten, von des di: 
nen Reichs Kriegsmacht in das andere Reich gezogen werden. Zum Angriffsfrieg 
dürfen Norwegens Truppen und Ruderflottille nicht ohne Einwilligung des Stor: 
things gebraucht werden. Die norwegifhe Flotte joU ihre eigenen Werfte, und im 
Srieden ihre Stationen oder Häfen in Norwegen haben, Die Kriegsfahrzeuge des 
einen Reichs dürfen nicht mit den Seeleuten des andern befegt werben, außer in fo 
fern diefe fi freiwillig miethen laffen. Die Landwehr und die übrigen norwegi: 
ſchen Truppen, die nicht zu den Einientruppen gerechnet werden Eönnen, dürfen nie 
außer Norwegens Grenzen gebraucht werden. 

$. 26. Der König bat das Recht, die Truppen zufammen zu.berufen, Krieg 
anzufangen und Frieden zu fchließen, Berbindungen einzugehen und aufzuheben, 
Gefandte zu fchiden und anzunehmen. Will der König Krieg anfündigen; fo fol 
er der Regierung in Norwegen feine Gedanken mittheilen, und ihr Bedenken barü: 
ber einholen, zugleich mit einem vollftändigen Berichte über den Zujtand des Reichs, 
in Hinſicht feiner Finanzen und feiner Vertheidigungsmittel u. f. w- Nachdem bies 
geſchehen ift, beruft der König den norwegiſchen Staatsminifter, und die normwegi- 
fhen fo wie die ſchwediſchen Staatöräthe zu einem auferordentlihen Staatsrathe, 
‚und fest dann bie Gründe und Umftände feft, die in biefem Falle in Erwägung 
gezogen werben müffen, wobei zugleich die Erklärung der norwegifhen Regierung 
über den Buftand diefes Reichs, fo wie ein ähnlicher Bericht über die Lage Schwes 
dens vorzulegen if. Ueber biefe Gegenftände fordert der König ihre Bedenken, 
welche fie ein Jeder für fi) zu Protocoll geben follen, unter der Verantwortlich» 
keit, die das Grundgefes beftimmt; und dann hat der König dad Recht, dem Ber 
* ben er für den nuͤtzlichſten für den Staat hält, anzunehmen und auszus 

ren. 

8.27. Alle Staatsräthe follen, wenn fie nicht gefeglih Abhaltung haben, im 
Staatsrathe gegenwärtig feyn, und es Eann in demfelben Fein Befhluß gefaßt wer 
ben, wenn nicht über die halbe Anzahl der Mitalieder gegenwärtig if. In den 
normwegiihen Sachen, welche nach dem 15.8. in Schweden abgemacht werden, batf 
fein Befchluß gefaßt werden, wenn nicht entweder der norwegiſche Staatsminifter 
— norwegiſcher Staatsrath, oder beide norwegiſche Staatsraͤthe gegenwaͤr— 
tig ſind. 

$. 28. Die Vorſtellungen über die Beſetzung der Aemter und andre Sachen 
von Wichtigkeit (ausgenommen biplomatifche und eigentlich militärifche GCommande: 
ſachen), follen im Staatsrathe von dem Mitgliede vorgetragen werben, zu beffen 
Bade fie gehören, und die Sachen werden von ihm, dem im Gtaatsrathe gefaßten 
Beſchluſſe gemäß, expedirt. 

g§. Geſtattet ein geſetzliches Hinderniß es einem Staatsrathe nicht, zu em 
ſcheinen, und die zu ſeinem Fache gehoͤrenden Sachen vorzutragen; ſo ſollen ſie von 
einem andern Staatsrathe vorgetragen werben, den ber König, wenn er zugegen 
ift, oder im entgegengefegten Falle der, der den Vorfig im Staatsrathe führt, in 
Bereinigung mit den andern ÖStaatsräthen dazu beftellt. Werden fo viele durch 
gefegliche Hinderniffe abgehalten, zu erſcheinen, daß nicht mehr als die Hälfte ber 
beftimmten Anzahl Mitglieder gegenwärtig iſt; fo follen auf gleiche Weife andere 
Beamte beſtellt werden, Sig im Staaterathe zu nehmen, in weldhem Falle unver: 
züglid) darüber an den König berichtet wird, welcher entfcheidet, ob fie in biefer 
Bunction bleiben follen. 

8. 30. Im Staatsrathe wird über alle die Sachen, bie barin verhandelt wer 
ben, cin Protocol geführt. Ein Jeder, der Sig im Staatsrathe hat, tft verpflid® 
tet, feine Meinung mit Breimüthigkeit zu fagen, welche der König verbunden if 
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zu hören, Indeß ift es dieſem vorbehalten, feinen Befchluß nach feinem eigenen 
Ermeffen zu faffen. Findet irgend ein Mitglied des Staatsraths, daß des Königs 
Beſchluß der Staatsform, oder den Reichsgeſetzen widerſtreitet, oder augenſcheinlich 
fuͤt Rorwegen ſchaͤdlich iſt; ſo iſt es ſeine Pflicht, kraͤftige Vorſtellungen dagegen 
zu machen, und ſeine Meinung im Protocolle beizufuͤgen. Derjenige, der nicht 
ſolchergeſtalt proteſtirt hat, wird angeſehen, als wenn er mit dem Koͤnige einig 
geweſen, iſt dafuͤr verantwortlich, und kann vom Odelsthing vor dem Reichsge— 
richte zur Rechenſchaft gezogen werden. 

u 31. Alle vom Könige felbft autgefertigte Befehle (mit Ausnahme der mis 
litaͤriſchen Commandoſachen), ſollen von dem norwegiſchen Staatsminiſter contra⸗ 
ſignirt werden. 

$. 32. Die Beſchluͤſſe, die die Regierung in Norwegen während der Abıwes 
fenheit des Königs faßt, werden in des Königs Namen auögefertigt, und von dem 
Vicekoͤnig oder Statthalter, und von dem Staatsrathe unterzeichnet. Gontrafignirt 
werden fie von dem, der die Cache vorträgt, da er für die Uebereinftimmung der 
Erpedition mit dem Protocolle, worin die Nefolution eingetragen ift, verantworts 
lich feyn muß. Ä 

‚3. 33. Alle Vorftellungen über norwegifhe Sachen werben, fo wie die Ers 
— die nach Anleitung derſelben geſchehen, in norwegiſcher Sprache abs 
gefaßt. 

$. 34. Der Zhronesbe von Norwegen führt, wenn er ber Sohn bes regies 
venden Königs ift, den Titel Kronprinz. Die Uebrigen, die ein Erbrecht auf die 
Krone haben, heißen Prinzen, und die Eöniglichen Töchter Prinzeffinnen. 

$. 85. Sobald der Zhronerbe fein achtzehntes Jahr vollendet hat, ift er bes 
rechtigt, Eis im Staatsrathe zu nehmen, body ohne Stimme oder Verantwortung. 

. 36. Kein Prinz von Geblüt darf ſich ohne Erlaubniß des Königs vermäh: 
en. Handelt er dagegen; fo verwirkt er fein Recht auf Norwegens Krone. 

%“ $. 37. Die königlichen Prinzen und Prinzeffinnen follen für ihre Perfonen, 
vor keinem andern als dem Könige, oder dem, den er zum Richter über fie verords 
net, belangt werben. 

$. 38. Sowohl der normegifhe Staatsminifter, als die beiden normwegifchen 
Staatsräthe, die dem Könige folgen, haben Sitz und berathfchlagende Stimme in 
dem ſchwediſchen Staatsrathe, wenn in bdemfelben Gegenftände verhandelt werben, 
welche beide Rechte betreffen. In folhen Sachen muß zugleih das Bedenken des 
in Norwegen befindlidyen Staatsraths eingezogen werden, wofern nicht die Sachen 
eine fo fchleunige Entfcheidung erheifchen, daß. dazu Feine Zeit ift. 

$. 39. Stirbt der König und ift der Thronfolger noch unmuͤndig; fo follen 

der norwegifche und. der fchwedifche Staatsrath ſogleich zufammentreten, um ges 
meinfhaftlich die Einberufung zum GStorthinge in Norwegen, unb zum Reichstage 
in Schweden, auszufertigen. : 
8.40. Bis dahin, daß die Repräfentanten beider Reiche verfammelt find und 
eine Regierung während der Minderjährigkeit des Königs angeordnet haben, ſteht 
ein, von einer gleihen Anzahl norwegifcher und ſchwediſcher Mitglieder zufammens 
gefester, Staarsrath der Verwaltung der Reihe, unter Beobachtung ihrer gegens 
feitigen. Grundgefege, vor. Der norwegifche und der fchwedifhe Staatsminifter, 
die {m vorbenannten zufammengefegten Rathe Sige haben, werfen das Loos daruͤ⸗ 
ber, wer darin den Vorfig haben foll. 

. 41. Die in ben biiden vorhergehenden $$. beftimmten Verhaltungsregeln 
folen auh Statt finden, fo ‘oft es, zufolge der NReyierungsform von Schweden, 
bem ſchwediſchen Staatsrathe, in der Eigenfchaft als Gtaatsrath, zufommt, die 
Regierung zu führen. 

$. 42. Was die fernern Beftimmungen betrifft, welche in ben, in ben $$. 
39., 40. und 41. angeführten Fällen nothwendig find; fo fchlägt der König auf 
dem nächften norwegifhen Storthing und ſchwediſchen Reichstage ein Gefeg vor, 
das auf dem-Grundfage vollkommener Gleichheit zwiſchen beiden Reichen beruht. 

$. 43. Die Wahl der Vormünder, die die Regierung für den unmündigen 
König führen, fol nad) denfelben Regeln, und nad) derfelben Weife vorgenommen 
werden, wie oben im $. 7. für die Wahl eines Thronfolgers vorgeſchrieben wor 
den iſt. 

$. 44. Diejenigen, welche in ben 55. 40. und 41. angeführten Fällen ber 
Regierung vorftehen, follen, die Norweger vor dem norwegiſchen Storthing, fols 
genden Eid ablegen: „Ich gelobe und ſchwoͤre, der Regierung, in Uebereinftimmung 
mit der Werfaffung und den Gefegen, vorzuftehen, fo wahr mir Gott helfe um 
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4 heiliges Wort. I’! Die Schweben Ieiften den Eid vor ben ſchwediſchen Reichs 
nden. Wird zu ber Zeit Fein Storthing oder Reichstag gehalten; fo wird der 
Eid fhriftlih im Staatsrathe niedergelegt, und naher ‚auf dem naͤchſten Stor⸗ 
thing oder Reichstage wiederholt. 

$. 45. Eobald ihre Staatsverwaltung aufhört, follen fie vor dem Könige 
und dem Storthing von derfelben Rechenfchaft ablegen. 

$. 46. Unterlafjen die Beikommenden, in Uebereinftimmung mit dem 39. und 
41. $. fogleid) das Storthing zufammen zu berufen; fo liegt e8 dem hoͤchſten Ge: 
sicht, als eine unbedingte Pfliht, ob, fobald 4 Wochen verfloffen find, diefe Zu: 
fammenberufung zu veranftalten. 

8.47, Die Leitung der Erziehung de3 unmündigen Königd muß, wenn def: 
fen Vater barüber nicht eine ſchriftliche Beſtimmung binterlaffen hat, auf die im 
7. und 43, $. vorgefchriebene Art feftgefegt werden. Es muß eine unabweichlide 
Regel feyn, daß dem unmündigen Könige hinlänglicher Unterricht in der norwegi: 
fhen Sprache ertheilt wird. 

$. 48. Iſt der männlihe Königsftamm ausgeftorben, und kein Thronfolger 
erwählt; fo fol ein neues Koͤnigsgeſchlecht, auf die im 17. $. vorgefchrichene 
‚Weife, gewählt werden. Inzwifchen wird ed mit der ausübenden Macht nach dem 
48. $. gehalten. 


Ueber Bürgerreht und die geſetzgebende Macht. 


$. 49. Das Volk übt die gefeggebende Macht durch das Storthing (Reichs 
verfammlung) aus, welches aus zwei Abtbeilungen befteht, einem Lagthing und 
einem Dldesthing. - 

$. 50. Stimmberechtigt find nur normwegifche Bürger, welche 25 Jahre zus 
rücdgelegt haben, im Lande fünf Jahre wohnhaft gewefen find, fich dafelbft aufbals 
ten und entweder 

1) Beamte find, oder gewefen find; 

2) — haben, oder laͤnger als fuͤnf Jahre matriculirtes Land gebaut 

haben; 
8) PER An in Banbelsftädten find, oder in einer Kauf: ober Landftabt einen 
Grundbefig haben, deffen Werth wenigftens 300 Rthlr beträgt. 

5l. Ein Mannzahlregifter über alle ftimmberechtigte Einwohner, fol in 
jeder Kaufftadt vom Magiftrat, und in jedem Kicchfpiel vom Voigt oder Prediger 
verfaßt werden. Die Veränderungen, welche in denfelben nachher vorfallen möd: 
ten, werden unverzüglich darin aufgeführt. Jeder foll, che er in dies Verzeichniß 
eingeführt wird, Öffentlich zu Gericht der Verfaffung Zreue fchwören. 

$. 52. Das Stimmrecht wird fusperdirt wegen gerichtlicher Anklage eines 
Verbrechens, Unmündigkeit, wegen Fallit, bis die Gläubiger volle Bezahlung er: 
halten haben; es fey dann, daß der Concurs durch Feuersbrunft, oder anderes, 
nicht zuzurechnendes und erweisliches Unglüd, verurfadht fey. 

$. 53. Das Stimmredt wird verloren durch Werurtheilung zum Zuchthaus, 
zur Karre, ober zu einer andern entehrenden Strafe; durch den Eintritt in bie 
Dienfte einer fremden Macht, ohne die Einwilligung der Regierung; duch Erwers 
bung des Bürgerrechts in einem fremden Staate; durch die Ueberführung, Stim— 
men erfauft, feine eigene Stimme verfauft, oder in mehr als einer Wahlverſamm⸗ 
Inng geftimmt zu haben. 

5. 54. Die Wahl: und Diftrictöverfammlungen werden jebes dritte Jahr ge 
balten.. Sie müffen vor dem Ausgang des Decembermonats zu Ende gebradyt ſeyn. 

. 55. Die Wahlverfammlungen merden auf dem Lande in der Hauptkirche 
bes Kirchfpiels, in den Kaufe und Handelsſtaͤdten in der Kirde, auf dem Ratb- 
haufe, oder einer andern dazu bequemen Stelle gehalten. Sie werden auf dem 
Lande von beim Prediger und feinen Gehülfen, in den Städten von den Mag iſtra— 
ten und Vorftehern geleitet. Die Abgebung der Stimmen gefchieht in ber Ordnung, 
bie das Mannszahlvegifter ergiebt. Streitigkeiten über das Stimmredht werden 
von den Leitern der Verfammlung entfchieden, von deren Erfenntniß man an das 
Storthing provociren kann. | 

$. 56. Ehe die Wahlen beginnen, foll die Verfaffung vorgelefen werben, in 
den ‚Städten von ber erſten Magiftratsperfon, auf dem Lande vom Prediger. 

$. 57. In den Städten wird für jede 50 ftimmberechtigte Einwohner ein 
Wahlmann ernannt. Diefe Wahlmänner verfammeln fich innerhalb acht Tagen bar- 
auf auf der von der Obrigkeit dazu beftimmten Stelle, und ernennen entweder aus 
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ihrer eigenen Mitte, oder unter den übrigen Stimmberechtigten in ihrem Wahldi⸗ 
firict, ein WBiertheil ihrer eigenen Anzahl, um auf dem Storthing zu erfcheinen 
und Siz zu nehmen, fo daß 3 bis 6 einen wählen, 7 bis 10 zwei, 11 bis 14 
drei, 15 .bis 18 vier, welches die hoͤchſte Anzahl ift, die ein Ort fenden Tann. 
Hat eine Handelgftadt weniger ald 150 ftimmberechtigte Einwohner; fo fenber fie 
ihre Wahlmanner zu der näcdjften Stadt, um in Vereinigung mit deren Wahlmäne . 
nem zu ffimmen, und dann werben beide Staͤdte als ein Diftrict angefehen. 

8. 58. In jedem Kirchfpiel auf dem Rande ernennen die ſtimmberechtigten Ein: 
wohner, im Verhaͤltniß ihrer Anzahl, die Wahlmänner dergeftalt, daß bis 100 eis 
nem wählen, 100 bis 200 zwei, 200 bis 300 drei, und fo weiter im- nämlidhen 
Verhaͤltniß. Diefe Wahlmännır verfammeln ſich innerhalb eines Monats darauf 
auf einer vom Amtmann dazu beftimmten Etelle, und ernennen dann, entweder 
aus ihrer eigenen Mitte, oder unter den andern Stimmberechtigten im Amte ein 
Zehnthell ihrer eignen Zahl, um auf dem Storthing zu erfcheinen und Gig zu nehe 
men, jo daß 5 bis 14 cinen mählen, 15 bis 2+ zwei, 25 bis 34 drei, 35 und 
darüber vier, welches die größte Anzahl-ift. 

$. 59. Die im 57. und 58. $. feftgefegten Beftimmungen gelten zum naͤchſten 
Etorthing.. Wird dann befunden, daß die Repräfentanten der Kaufftädte mehr 
oder weniger ald ein Dritttheil von den NRepräfentanten des ganzen Reiches ausmas 
Ken, muß das Storthing für die Zukunft diefe Beftimmungen fo verändern, daß 
die Repräfentanten der Kaufftädte fi) zu denen ded Landes wie ein zu zwei verhals 
ten, und muß die Zahl der Repräfentanten im Ganzen nicht geringer als 75 und 
nicht gößer ald 100 feyn. 

. 60. Die fih im Reiche. befindenden Stimmberechtigten , die wegen Krank: 
hit, Mittairdienfte, oder anderer gefeglicher Abhaltung nicht erfcheinen Eönnen, koͤn⸗ 
nen denjenigen, die die Wahlverfammlungen leiten, che diefe beendigt find, ihre 
Stimmen einfenben. 

j. 61. Keiner kann zum „Repräfentanten gewählt werden, wofern er nicht 
30 Jahr alt ift und fi 10 Jahr lang im Reiche aufgehaltgn hat. 

» Die Mitglieder des Staatsraths und die Beamte, die bei deffen Com⸗ 
feiren angefest find, Hofbediente und Penfioniften des Hofs können nicht zu Repräs 
tanten erwaͤhlt werben. 

$. 68. Jeder, der zum Repräfentanten erwählt wird, ift pflitig, die Wahl 
anzunehmen, wofern er nicht davon durdy Hinderniffe abgehalten wird, die von den 

Imännern gefeglich anerfannt werden, deren Erkenntniß der Beurtheilung bes 
Etorthings unterworfen werben kann. Derjenige, der zwei auf einander folgende 

als Repräfentant auf einem orbentlichen Storthing erfchienen tft, ift nicht vers 
bunden , die Wahl zu dem darauf folgenden orbentlihen Storthing anzunehmen. 
Bird cin Repräientant durch gefeglidhe Urfache verhindert, auf dem Storthing zu 
—— ſo tritt der, welcher naͤchſt ihm die mehreſten Stimmen hatte, in ſeine 

e. 


J. 64. Sobald die Repraͤſentanten erwaͤhlt find, werden fie mit einer Voll⸗ 
Macht verſehen, die auf dem Lande von der Obrigkeit, und in den Staͤdten von 
dem Magifttat, fo wie von ſaͤmmtlichen Wahlmännern unferichrieben ift, zum Bes 
weis deffen, daß fie auf die in der Verfaffung vorgefchriebene Weife ernannt find. 
Die Gefeglichkeit diefer Vollmachten wird vom Storthing beurtheilt. ' 

$. 65. Jeder Repräfentant ift zur Vergütung feiner Reifekoften nach und von 
dem Storthing, aus der Staatscaffe, und feines Unterhalts während der Zeit, die 
tt dem Storthing beimohnt, berechtigt. 

$. 66. Die Repraͤſentanten find auf ihrer Reife zum und vom Storthing, fo 
wie während ihres Aufenthalts bei demfelben von aller perfönlichen Haft befreit, 
wenn fie nicht in Öffentlichen Verbrechen betroffen ergriffen werden; auch können fie 
nicht, ‘außer von den Verfammlungen des Storthings, zur Verantwortung wegen 
ihrer daſeibſt geäußerten Meinungen gezogen werden. Jeder ift verpflichtet, ſich 
had) ‚der bafelbft angenommenen Orbnung zu richten. 

. 67. Die auf vorftchende Weife erwählten Repräfentanten machen bas 
Storthing des Koͤnigreichs Norwegen aus. 

68. Das Storthing wird in der Regel den erſten Werkeltag im Februar⸗ 
Monat jedes dritte Jahr in der Hauptſtadt des Reiche eröffnet, wenn der König 
nicht we en außerordentlicher Umftände, wie feindlichen Einfalls oder anftecdender 
Kr dazu eine andere Stadt im Reiche beſtimmt. Solche Veftimmung muß 

bel Zeiten bekannt gemacht werben. j MA 
$ 69, Im außerordentlichen Fällen hat der König das Recht, das Storthing 


108 Norwegen. 


außer ber gewoͤhnlichen Zeit zuſammen zu berufen; ber König erläßt dann eine Bes 

kanntmachung, die in allen Kirchen der Stiftsörter wenigftens ſechs Wochen vor der 

Zeit verlefen werden muß, wo die Mitglieder des Storthings ‚an dem bejlimmten 

Drte zufammen kommen’ follen. Ä Ä 
$. 70. Ein ſolches außerordentliches Storthing Tann vom Könige, wenn er 

es für aut befindet, aufgehoben werden. 
$. 71. Die Mitglieder des Storthings fungiren, ald ſolche, während dreier auf 

einander folgender Jahre ſowohl bei dem außerorbentlichen, als dem ordentlichen 

Etorthing, welches inzwifchen gehalten wird. r 
$. 72. Wird ein außerordentlihes Storthing noch zu der Zeit gehalten, da 

das ordentliche zufammentreten fol; fo hört die Wirkfamkeit des erften auf, fobald 

das legte verfammelt ift. 

$. 73. Kein Storthing Tann gehalten werben, wenn nicht zwei Drittheile feis 
ner Mitglieder gegenwärtig find. 

$. 74. Sobald das Storthing ſich conftituirt hat, eröffnet der König, oder ber, 
den er dazu beftellt hat, deſſen Verhandlungen mit einer Rede, worin er baffelbe 
von dem Zuftande bes Reiche und den Gegenftänden unterrichtet, worauf er befon= 
bers die Aufmerffamkeit des Storthings hinzulenken wünfht. In des Königs Ges 
genwart darf Feine Berathfchlagung Statt finden. Das Storthing erwählt unter 
feinen Mitgliedern ein, Biertheil, welches das Lagthing ausmacht; bie übrigen 
drei Viertheile bilden das DObdelsthing. Jedes Thing hält feine Verfammlungen 
abgefondert und ernennt feinen eignen Präfidenten und Secretaͤr. 

$. 75. Es kommt dem Storthing zu: 

1) Sefege zu geben und aufzuheben; Schasungen, Abgaben, Zoll. und andere 
Öffentliche Laften aufzulegen, welche doch nicht Länger gelten, als bis zum 
1. Julius des Jahre, da das neue ordentliche Storthing verfammelt iſt, wos 
fern ſie nicht von dieſem ausdrüdlich erneuert werden; 

2) Anleihen auf den Credit des Reichs zu eröffnen; 

3) Auffiht über das Gelbwefen des Reichs zu führen; 

4) die zu den Stadteausgaben nöthigen Geldfummen zu bewilligen; 

5) zu beftimmen, wie viel dem Könige und dem Vicefönige jährlich für ihren 
Hofftaat ausbezahlt werden foll, und die Apanage ber Königlichen Familie 
feftzufegen, welche jedoch nicht in feftem Eigenthum beftehen darf; 

6) ſich das in Norwegen eriftirende Regierungsprotocoll und alle Öffentliche Bes 
ridhte und Papiere (mit Ausnahme eigentlicher militärifher Commandofachen) 
vorlegen zu lafjen, nebft beglaubigten Abfchriften oder Auszügen aus den 
beim Kriege, durdy den norwegifchen Staatsminifter und die in Schweden bes 
findlihen zwei, Staatsräthe geführten Protocollen, oder den bafelbft vorgeleg⸗ 
ten Öffentlihen Papieren: 

7) fid) die Bündniffe und Zractaten mittheilen zu laffen, die der König für den 
Staat mit fremden Mächten eingegangen ift, mit Ausnahme der geheimen 
Artikel, die jedoch den öffentlichen nicht wibderftreiten dürfen; 

» 8) jeden aufzufordern, vor dem Storthing zu erſcheinen, mit Ausnahme des 
Königs und der Königlichen Familie; doch gilt dies für die Königliden Prin— 
zen nicht, infofern fie andere Aemter als das des PVicekönigs bekleiden; 

9) die inzwifchen beftandenen Gagen- und Penfiönsliften; zu revidiren, und 

darin die Veränderungen zu —— die fuͤr noͤthig gefunden werden; 

10) fünf Reviſoren zu ernennen, die jährlich die Rechnungen des Staats durch— 
fehen, und Auszüge aus benfelben durch den Drud bekannt machen follen, 
daher diefe Rechnungen jedes Jahr vor dem 1. Julius dieſen Reviforen zuge: 
ftellt werben follen ; 

11) Fremde zu naturalijiven. 

$. 76: Jedes Geſetz fol auf dem Obelöthing entweder von beffen eigenen Mits 

gliedern, oder von der Regierung durch einen Staatsrath zuerft vorgefchlagen wer⸗ 
ven. Iſt der Vorſchlag dafelbft angenommen; fo wird er an das Lagthing gefanbt, 
welches ihn entweder genehmigt oder verwirft, und im legten Ball ihn mit beiges 
fügten Bemerkungen zuruͤckſchickt. Diefe werden vom Odelsthing in Erwägung ge 
zogen, welches entweder den Gefegesvorfählag hinlegt, oder ihn wiederum, mit ober 
ohne Veränderung, an bas Lagthing fendet. Iſt der Vorfchlag vom Obelsthing 
zweimal dem Lagthing vorgelegt, und von biefem zum zweitenmal mit einer Zuruͤck⸗ 
weifung zurüdgefandt; fo tritt das ganze Storthing zufammen, und dann wirb mit 
wei Drittheilen feiner Stimmen über den Vorſchlag entſchieden. Zwiſchen jeder 
olchen Berathichlagung müffen wenigftens drei Tage verfließen. 
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8.77, Hat ein vom DObelsthing vorgefchlagener. Beſchluß ben Beifall bes Lage 
thing oder des verfammelten Storthing erhalten; fo wird er durch eine Deputation 
von beiden Abtheilungen des Storthings an ben König gefandt, wenn er gegenmäre 
tig ift, oder im entgegengefegten Fall an den Bicefönig oder an die Norwegifche 
Regierung, mit dem Antrag auf Ertheilung der Königlihen Sanction. 

$. 78. Bewilligt der König den Beſchluß; To verficht er ihn mit feiner Uns 
terfchrift, wodurch er Gefeg wird. Genehmigt cr ihn nicht; fo fendet er ihn, an 
das Odelsthing mit der Erklärung zurüd, daß er es nicht dienlich findet, den Bes 
ſchluß zu fanctioniren. 

$. 79. In diefem Fall darf der Beſchluß nicht mehr von dem dann verfam: 

melten Storthing dem Könige vorgelegt werden, der fich auf diefelbe Weife benchs 
men Tann, wenn das nächte ordentliche Storthing benfelben Befhluß aufs n:ue 
vorſchlaͤgt. Wird er aber, nachdem er abermald erwogen worden, von dem dritten 
orbentlihen Storthing wiederum auf beiden hingen unverändert angenommen, 
und dann dem Könige mit dem Begehren vorgelegt, dat Seine Majeftät Ihre 
Sanction einem Befchluffe nicht verweigern möchten, welchen das Storthing, nach 
der reiflichften Ueberlegung, als nüslich anficeht; fo wird er Geſetz, wenn auch bes 
Königs Sanction nicht erfolgt, che das Storthing fich trennt. 
..$. 80. Das Storthing bleibt fo lange verfammelt, als es für nöthig, findet, 
doch nicht über drei Monate, ohne des Königs Erlaubnig. Wenn es vom Könige 
aufgehoben wird, nachdem es feine Verrichtungen zu Ende gebracht hat, oder die 
beftimmte Zeit verfammelt geweſen ift, ertheilt der König zugleich feine Refolution 
auf die bereit8 vorher nicht abgemachten Befchlüffe, indem er fie entweder beftätigt 
oder verwirft. Alle die, welche er nicht ausdrüdlih annimmt, werden angefehen, 
ald ob fie von ihm verworfen wären. 

$. 81. Alle Gefege werden in der Norwegiſchen Sprade und (die im 79. $. 
‚ausgenommenen) in bed Königs Namen, unter dem Eiegel des Norwegifhen Reichs 
und in folgenden Ausdrüden ausgefertigt: „Wir N. N. thun fund und zu wijfen, daß 
Uns ein Befchluß des Storthings von Dato vorgelegt ift, fo lautend: (Hier folgt 
der Beſchluß.) Daher haben Wir angenommen und befräftigt, wie Wir denfelben _ 
—— als Geſetz annehmen und bekraͤftigen, unter Unſerer Hand und des Reichs 

iegel.“ 

$. 82. Die Sanction des Königs iſt nicht erforderlich zu den Beſchluͤſſen des 
Etorthings, wodurch es ſich 1) ale Storthing nach der Verfaſſung verfammelt ers 
flärt; 2) e8 feine innere Polizei beftimmt; 8) es die Vollmachten der anmwefenden 
Mitglieder annimmt oder verwirft; 4) es Erkenntniffe über Wahlftreitigkeiten bes ' 
ftätigt oder verwirft; 5) e8 Fremde naturalifirt; 6) und endlich auch nicht zu dem 
Beſchluſſe, woburd das Obdelsthing den Staatsrath oder Andere unter Verantwor⸗ 
tung fest. 

$. 83. Das Storthing Tann das Bedenken des hödyften Gerichts über wich. 
tige Gegenftände einziehen. - 

$. 84. Es wird bei offenen Thüren gehalten, und feine Verhandlungen wers 
den durch den Drud bekannt gemacht, ausgenommen in den Fällen, wo dad. Ges 
gentheil durch Stimmenmehrheit befchloffen wird. Pa 

- 8. 85. Der, der einem Befehl geborcht, deſſen Abfiht dahin geht, die Freie 
heit und Sicherheit des Storthings zu flören, macht fi) dadurch der Verrätherei 
gegen das Vaterland fchuldig. | | 


Ueber die richterliche Gemalt. 


F. 86. Die Mitglieder des Lagthings machen zugleich mit dem höchften Ges 
richte das Reichsgericht aus, weldes vom Obelsthinge geleitet worden, entweder 
gegen die Mitglieder des Staatsraths oder des höchften Gerichts, wegen Amtsver⸗ 
drehen, ober gegen die Mitglieder des Storthings, wegen der Verbrechen, die fie, 
vi — begehen moͤchten. Im Reichsgerichte hat der Praͤſident des Lagthings 
en Vorſitz. 

8. 87. Der Beklagte kann, ohne deshalb irgend eine Urſache anzugeben, von 
den Mitgliedern des Reichsgerichts big zu einem Drittheile perhorresciren, doch fo, 
daß das Gericht nicht weniger als funfzehn Perfonen ausmacht. 

8.88. Das hoͤchſte Gericht urtheilt in lester Inftanz. Es darf nicht aus 
wenigern Mitgliedern als dem Juſtitiarius und ſechs Beifigern beftchen. 

«89. In Friedenszeiten ift das höchfte Gericht nebft zwei Officieren, welche 
dr König dazu verordnet, die zweite und letzte Inftanz in allen Kriegsgerichtsic 
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chen, welche entweber den Werluft des Lebens ober ber Ehre, ober eine Freiheitsbe⸗ 
raubung auf längere Zeit als drei Monate betreffen. 
Von den Urtheilen des höchften Gerichts findet in feinem Falle eine 
Berufung Statt, noch Fünnen fie einer, Revifion unterzogen werden. 
8.91. Keiner fann, che ev 30 Jahre alt ift, zum Mitglied des hoͤchſten Ge: 
richts beftellt werben. 


Allgemeine Beftimmungen. 


$. 92. Zu Uemtern im Staate dürfen allein norwegifche Bürger ernannt 
werden, welche fih zu ber evangelifch:lutherifhen Religion bekennen, ber Ber: 
faffung und dem Könige Treue gefhworen haben, und die Landesſprache reden, auch 
1) entweder im Reiche von Xeltern geboren find, die Damals Unterthanen des Staats 
waren, ober 2) in fremden Landen von norwegiichen Xeltern geboren find, welche 
zu ber Zeit nicht Untertbanen eines andern Staats waren, oder-3) die den 17. Mai 
1314 ihrem beftändigen Aufenthalt im Reidye hatten, und fid) nicht geweigert haben, 
ben Eid abzulegen, Norwegens Gelbftftändigkeit zu behaupten, oder die 4) ſich ber- 
nah während zehn Jahre im Neiche aufhalten, oder die 5) vom Storthinge mas 
furalifirt werden. Doc fönnen Fremde zu Lehrern bei der Univerfität und ben ges 
Ichrten Schulen, zu Aerzten und Gonfuln an fremden Orten beftellt werden. Keiz 
ner kann zu einem Oberbeamten ernannt werden, ehe er 30 Jahre alt ift, noch zu 
einer Magiftratsperfon, zum Unterrichter und Voigt, ehe er 25 Jahre alt ift. 

' £ 95. Norwegen haftet für Eeine andere Schuld, als feine eigne Natior 

nalſchuld. 

$. 94. Es ſoll veranſtaltet werden, daß auf dem erſten, ober, wenn dies 
nicht möglich ift, auf dem zweiten ordentlihen Storthing ein neues allgemeines Ci— 
Hilz und Griminalgefegbudy gegeben wird. Inzwiſchen bleiben die jest geltenden Ges 
fege des Staats in Kraft, infofern fie diefem Grundgefege, oder den inzwifchen er— 
Taffenen proviforifchen Anordnungen, nicht widerftreiten. Die gegenwärtigen permar 
menten Schagungen bleiben ebenfalls bis zum nächften Storthing. 

$. 95. Keine Disfpenfationen, Protectoria, Moratoria oder Erhebungen duͤr⸗ 
fin bewilligt werden, nachdem bas neue allgemeine Gefeg in Kraft gefegt ift. 

8. 96. Keiner Fann gerichtet werden ald nad dem Geſetze, noch anders ala 
Rad Urtheil beftraft werden. Die peinlihe Frage darf nit Statt finden. 

$. 97. Keinem Gefege darf rüdwirkende Kraft gegeben werben. 

d. 98, Mit den Sporteln, bie an die Bedienten des Gerichts erlegt werben, 

- biürfen Eeine Abgaben an die Staatsfaffe verbunden feyn. 

Ä $. 99. Keiner kann eingezogen und gefangen gehalten werden, außer in ben 
vom Gefege beftimmten Fällen und auf die durch die Gefege vorgefchriebene Weife. 
Für unbefugten Arreft, ober ungefeglihhen Aufenthalt fteht der Beikommende den 
Gefangenen zur Rechenschaft. Die Regierung ift nicht berechtigt, die militärifche 
Macıt gegen Mitglieder des Staatd anzuwenden, außer in den von der Gefegge- 
bung beflimmten Formen; es wäre denn, daß eine Verfammlung die öffentliche 
Nuhe ftörte, und fie fich nicht augenblicklich trennte, nachdem die den Aufruhr be— 
Arsikel des Landesgefeges das brittemal laut von ber Civilobrigktit vers 
Iefen find. 

$. 100. Die Drudfreiheit foll Statt finden. Keiner Tann wegen irgend einer 
Schrift, die er hat drucden oder herausgeben laffen, von welhem Inhalte fie auch 
feyn mag, geeftraft werden, wofern er nicht felbft vorfäslich und offenbar Ungeber: 
fam gegen die Gefege, Geringfchägung der Religion, Sittlichleit, oder der verfaf: 
fungsmäßigen Gewalten, oder Widerfeglichkeit gegen deren Befehle an ben Tag ge: 
legt oder antıere dazu gereizt, oder faliche und ehrenkränfende Befchuldigungen ger 
gen Jemand vorgebradt hat. Freimuͤthige Aeußerungen über die Verwaltung. des 
Staats oder irgend einen andern Gegenftand find einem jeden erlaubt. 
v 84 101. Neue und beftändige Befchränkungen der Nahrungsfreiheit dürfen in 
Zukunft nienals für Iemand erlaffen werben. 
$. 102. Hausinquifitionen dürfen nicht Statt finden, außer in Griminalfällen, 
. fr 103, -Denjenigen, die hiernach falliren, wird keine Freiftätte zugeftanden. 
— S. 10%. Eigentum und Grundbefig kann in keinem Falle verwirkt werben. 
$. 105. Erfordert das Bebürfniß des Staats, daß ciner frin bemegliches ober 
unbewegliches Eigenthum zu Öffentlühem Gebrauche hergicbt; fo gebührt ihm aus 
der Staatscaffe voller Erfatz. mer 
$. 106. Sowohl die Kauffummen, als bie Einmigfte der gejfligen Beneficien 
und Güter fallen blos zum Beten der Geiftlichkeit und zur Beförderung der Auf 
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klaͤrung angewandt werben. Das Eigenthum milder Stiftungen kann nur zu deren 
Nugen verwandt werben. i 
$. 107. Das Odels- und Aaſardesrecht fol nicht aufgehoben werben. Die 
nähern Bebingungen, unter welchen es zum größten Nusen für den Staat und 
zum Beften des Landvolks beibehalten werden fol, werden von dem erften oder dem 
nächftfolgenden Storthinge beftimmt. 
$. 108. In Zukunft, follen keine Graffchaften, Baronieen, Stammhäufer und 
Fideicommiſſe errichtet werben. 
$. Jeder Bürger des Staats ift im Allgemeinen gleich verpflichtet, eine 
gewiffe Zeitlang fein Vaterland zu vertheidigen, ohne Hinſicht auf Geburt oder Vers 
mögen. Die Anwendung diefes Grundfages, und die Einfhränfungen, denen’ fie- 
unterzogen werden muß, fo wie die Beftimmung, inwiefern es für das Reich diens 
lich ift, daß die Vertheidigungs: und Wehrpflit mit dem 25. Jahre aufhöre, wied 
der Entfcheidung des erften orbentlihen Storthings überlaffen, nachdem durch eine 
Committé alle Aufflärungen erlangt find. Inzwiſchen verbleiben die jest geltenden 
Beftimmungen in Kraft. | 
$. 110. Norwegen behält feine eigne Bank und fein Münzwefen, welche Eins 
richtungen durch das Geſetz beftimmt werben. 
$. 111. Norwegen hat das Recht, feine eigne Kauffahrteiflagge zu haben, 
Seine Kriegöflagge bleibt eine Unionsflagge. | | 
$. 112. Zeigt die Erfahrung, daß irgend Ein Theil diefes Grundgefeges des 
Königreihs Norwegen verändert werden muß; fo foll der Vorfchlag dazu auf eis 
nem ordentlihen Storthinge vorgelegt und durch den Drud befannt gemacht wer: 
den. Allein es kommt erft dem nächften ordentlichen Storthing zu, zu beftimmen, 
eb die vorgefchlagene Veränderung Statt finden fol oder nit. Doc muß folche 
Beränderung niemals den Principien diefes Grundgefeges wibderftreiten, fondern allein 
Movificationen in einzelnen Beflimmungen betreffen, die den Geift diefer Verfaffung 
nicht verändern; auch müffen zwei Drittheile des Storthings in folder Verändes 
rung einig feyn. | | " 
Ehriftiania, in Norwegens au Storthing, ben 4. Nov, 1814. 
rifttie, 
(L. 8.) p. t. Praͤſident. u 
2. Weidemann. 
Daß das Grundgefeg des Norwegifchen Reichs, wie es Wort für Wort vor: 
gefchrieben fteht — mit Vorbehalt des verfaffungsmäßigen Rechts der Schwedifchen 
Reichsftände in den Stuͤcken, welche Veränderungen oder Modificationen in der Res 
gierungsform des Schwediſchen Reiche mit fich führen — zwifchen unferm Aller: 
gnädigiten Köfige und Deren, Karl dem Dreizehnten, Könige von Schwe⸗ 
den, Norwegen, ber Gothen und Wenden zc. burch uns unterzeichnete, bevollmäch: 
tigte Gommiffäre vor Höchftdeffen Augen und dem jest in Ehriftiania verfammelten 
außerorbentlihen Storthinge des Norwegiſchen Reichs verhandelt und 
befchloffen worden: wird hierdurch mit unfern Namensunterfhriften und unterges 
druckten Siegeln atteftirt und befräftigt. 
Chriftiania, den 4. Nov. 1814. 
M. Rofenblad. 
B. v. Platen. "Graf Wetterftedt. 
G. F. Wirfen. A. G. Moͤrner. 
C. v. Roſenſtein. J. D. Valerius. 


Seit dem Norwegiſchen Reichsſtage im Jahre 1821 wurden auf 
mehreren der folgenden Reichstage einige Fönigliche Vorſchlaͤge zur 
Abänderung einzelner $$ der Verfaffung vom 4, Nov. 1814 wieberhohlt, 
unter welchen die wichtigften die Aufhebung der Befchränfung 
des Eöniglihen Veto, und die Einführung eines neuen 
Adels in Norwegen betrafen. (Man vergleiche diefe Vorfchläge und. Die 
Berhandlungen des Storthingd darüber auf dem Reichötage von 1824 in 
der Schrift von Heine. Steffens: Das norwegifhe Storthing 
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im Jahre 1824 (Berl. 1825. 8. ©. 36 ff.), und auf dem Reich: 
tage von 1827, in den neueften Staatsacten (Bd. 7. ©. 356 
— 379). Das Storthing verweigerte bis jegt jede Veränderung in ber 
a 


6. 
DAanemar 


Die Könige von Dänemark waren unbefhränfte Regenten 
. der Monarchie, feit der dänifche Neichötag im Jahre 1660 nicht blos 
das Wahlreich in ein Erbreich verwandelte, fondern auch die unbe: 
ſchraͤnkte Souverainetät dem Könige Friedrich 3. und feinen Nach: 
kommen übertrug, wonach die fernere Zuſammenkunft der Neichöftände 
aufhörte. (Diefer wichtige Gegenftand ward, — naͤchſt Häberlin 
(1760) und Joachim (1761) — am vollftänbigften behandelt, von 
Spittler in feiner." Shift: Geſthichte der daͤniſchen Revo— 
lution im Jahre 1660. Berlin, 1796. 8.) 

Erft in der neueften Zeit regte fich ‚gleichzeitig in den eigentlichen 
daͤniſchen Provinzen, — wie in den Herzogthümern Schleswig und 
Holftein — der Wunfch nach einer ſtaͤndiſchen Verfaſſung. Was 
dafür in den genannten Herzogthuͤmern von den Altern Ständen gefchah, 
und welches Decret der König am 28. Mai 1831 „in Betreff der kuͤnf— 
tigen Verfaſſung in den Herzogthuͤmern Schleswig, Holftein und Lauen— 
burg” erließ, ward, nach den diplomatifchen Actenſtuͤcken, berichtet im 
erſten Theile ©. 723 — 731. 

An demſelben Tage aber, am 28. Mai 1831, erließ auch der Koͤnig 
Friedrich 6 ein Decret, worin er die Anordnung von Provinzials 
ftänden im Königreihe Dänemark erließ. Ob nun gleich eine 
bedeutende Anzahl von Abgeordneten im Juli 1832, um die „Vorfchläge 
zur Provinzialrepräfentation zu berathen“, von dem Könige nach Kopen: 

hagen berufen ward; fo ift doch das Ergebniß diefer Verfammlung noch 
nicht zur Öffentlichen Kunde gefommen, und diefe Provinzialtepräfentation 
noch nicht ind Leben getreten. 


Königlihes Decret vom 28. Mai 1831, die Anorb- 
u von Provinzialfiänden im Königreihe Daͤ— 
nemarf betreffend. 


Mir Frederik der Sechste u. f. w. thun fund hiermit: dag Mir, 
um Und und Unfre Königl. Nachfolger in den Stand zu fegen, ftets die 
zuverläffigfte Kunde von Allem, fo das Wohl Unfers lieben und treuen Bol: 
kes befördern Eönne zu erhalten, und um das Band, welches Unfer Königt. 
Haus mit Unferem Volke vereinigt, * feſter zu Enüpfen, fo auch um zur 
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Belebung des Gemeingeiftes beizutragen, haben befchloffen, in Unferem Kos 
nigreih Dänemark, fo wie in Unferen Herzogthümern Schleswig und 
Holftein berathende Provinzialftände zu gründen. Um die Vollziehung diefes 
Unferes Befchluffes, übereinftimmend mit Unferer landesväterlichen Abficht, vorzu⸗ 
bereiten, haben Wir vorläufig diefe Sache durcharbeiten laſſen, und obgleich fie ned) 
nicht in dem Grade gereift ift, daß fie in allen ihren Zheilen durch ein umfaflendes 
Gefeg geordnet werden konnte, haben Wir es dennoch zweckmaͤßig gefunden, bie 
allgemeinen Beflimmungen, die der Einrichtung, die Wir den Provinzial 
ftänden in Unferem Königreich) Dänemart „geben wollen, zur Grundlage bie: 
nen follen, öffentlich Eund zu machen. In erwähnter Hinficht wollen Wir 
Folgendes allergnädigft angeordnet haben: 

6. 1. In Unferem Königreiche Dänemark follen zwei Verſammlungen 
von berathenden Provinzialſtaͤnden beſtehen: die eine fuͤr die Stifte Seeland, 


Fuͤhnen, Laaland-Falſter nebſt Island, die andere fuͤr ——— vier Stifte 
Mord: Zütlands. 


8. 2. Sn jede diefer Verfammlungen tritt eine, — von Uns zu be⸗ 
ſtimmende, Anzahl von ihren Mitbuͤrgern dazu ernannter Maͤnner ein. Die 
Wahlberechtigung wird unter den naͤhern Beſtimmungen und in der Ordnung, 
die Wir in einer eigenen Anordnung dafür feſtſetzen werden, von den Grund: 
befigern in den Städten und auf dem Lande ausgeuͤbt, wobei Wir doch, mit 
Rüdfiht auf das fefte Eigenthum, das die Gefege den Hofpächtern (Gaard⸗ 
foftere) zufteht, folhe zur Zheilnahme an die Wahlen zugezogen wiſſen 
mwollen. Das Grundeigenthum ift ebenfalls nothwendige Bedingung der 
MWahlbarkeit, und obgleih Wir im Allgemeinen nicht von Unfern Beamten 
diejenigen, die nebenbei Grundbefiger find, von der Ständeverfammlung, falls 
fie dazu gewählt werden, ausfchliegen wollen, darf doch fein Beamter, der 
‚eine von Uns unterfchriebene Beftallung, Drdre oder Gonfirmation hat, die 
Wahl ohne Unfere vorgängige Allerhöchfte Erlaubniß entgegennehmen. 


$. 3. Wir find nebenher gefonnen, Mitglieder der Univerfität und der 
Geiftlichkeit zu ernennen, um Sig in den Provinzialftändeverfammlungen zu 
nehmen, fo wie aud nad Umftänden einzelne andere, die Wir, mit Rüd: 
fiht auf ihre en und Eigenfchaften, dazu sefonderd geeignet finden 
möchten, 1 
8.4 Ehe Wir ein Geſetz, das eine Veränderung in den Perſonen⸗ 
und Eigenthumsrechten Unſerer Unterthanen oder in den Abgaben und in den 
öffentlichen Leiftungen beabfichtigt, erlaffen, wollen Wir den Entwurf zu eis 
nem folchen Gefege den beiden Ständeverfammlungen, oder aber, falls es 
nur eine oder mehrere einzelne Provinzen angeht, der betreffenden Staͤndever⸗ 
fammlung vorlegen laffen, damit die Stände den Gefegentwurf in Ueberle— 
gung (Dverveielfe) nehmen und darüber ein allerunterthänigftes Bedenken ab- 
geben mögen. 


8. 5. Wenn die Provinzialftände Veranlaffung finden, eine Verände- 
zung in den allgemeinen Landesgefegen oder in den fpeciellen Gefegen und 
Einrichtungen der fie betreffenden Provinzen zu wuͤnſchen, oder ſich befugt füh: 
len, über die Art, wie die Grfege gehandhabt und die Einrichtungen verwal: 
tet werden, Befchwerde zu führen; dann Eönnen fie Uns darüber Vorftellung 
und Vorſchlag machen, nad) melden Wir die Sache in Erwägung ziehen, 
und Unſeren Beſchluß darüber faſſen werden, 


! Br Da Wir es zweckmaͤßig finden, daß Mitwirkung auf die Com: 
EIER den Provinzialitänden eingeräumt werde; fo werden Wir 
IL 
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‘in Erwägung ziehen, wie foldhes auszuführen ift und darüber näher bes 
ließen 


ſchließen. 
$. 7. Die Provinzialſtaͤnde treten auf Unſere Einberufung zuſammen. 
Dieſes wird jedes zweite Jahr geſchehen; aber wenn Veranlaffung-dazu ſtattfin⸗ 
den ſollte, werden Wir ohnedem außerordentliche Verſammlungen der Staͤnde 
veranſtalten. Die Dauer der Verſammlung werden Wir jedesmal nach den 
obwaltenden Umſtaͤnden beſtimmen, und demnach werden Wir der Verſamm⸗ 
lung die Schließung kund machen laſſen. | 
$. 8. Ueber die Anzahl der in jeder Provinzialverfammlung zu ernen⸗ 
nenden Mitglieder, fo wie über deren Vertheilung auf die einzelnen Dijtricte, 
und über die näheren Bedingungen der MWahlberehtigung und der Waͤhlbar— 
£eit, fo wie über den Geſchaͤftsgang bei den Wahlen und in den Stände 
verfammlungen, werden Wir die nöthigen näheren Beſtimmungen treffen. 
Ehe jedoch ein völliger Entwurf zu dieſen gefeglihen Beftimmungen Uns vor» 
gelegt wird, wollen Wir einige erfahrene Männer aus den verfchiedenen Thei— 
len des Königreichs zufammenberufen laffen, um die ihnen vorzulegenden Ge: 
genftände zu überlegen, und darüber ihre auf Sach- und Localkenntniß ges 
gründete Anſicht mitzutheilen. Sollten Wir künftig zu Veränderungen in 
diefen nachträglihen Beftimmungen Anleitung finden, wird eine Veränderung 
dennod nicht darin vorgenommen werden, ehe Wir, in Uebereinftimmung mit 
$. 4., darüber das Bedenken der Stände eingehohlt haben. 


17. 
Die Schweiz. 


Die Schweiz hatte, vor dem Ausbruche der franzöfifchen Revolution, 
eine in der zweiten Hälfte des Mittelalterd allmählig entftandene und 
deshalb fehr zufammengefegte Verfaffung. Den dreizehn Cantonen fand 
bie Souverainetät zu; jeder Canton bildete aber einen für ſich unabhaͤn⸗ 
gigen Staat; die Gefammtheit. hielten einzelne Bündniffe zufammen, Zu 
diefer eigentlihen Eidögenoffenfhaft gehörten noch als gemeinfchaft: 
liche Unterthanen mehrere Landvoigteien, Städte und Schutzherrlichkeiten; 
ferner eilf zugewandte Orte, von welchen einige, Associes genannt, Si 
und Stimme auf den Zagfagungen hatten, (3. B. der Abt von St. 
Gallen, und die Städte Gallen und Biel), andere nur Allies (confoe- 
derati) waren, ald die drei Bünde, Wallis, Neufchatel, Mühlhaufen, 
Genf, und der Bifhoff von Bafel. Bon dieſen Alliierten hatten einige 
wieder ihre befonderen Unterthbanen. So landen die ehemals (1513) 
bem Herzogthume Mailand entriffenen Landfchaften, Veltlin, Bormio und 
Gleven unter den drei Bünden. 

Seit drei Jahrhunderten hatte diefe feltfam zufammengefegte Staats: 
form beftanden. So wie aber die Schweizer felbft während diefer Zeit fich 
der Theilnahme an den übrigen Weltbegebenheiten enthielten; ſo wurden 
fie auch von den europäifchen Mächten als Neutrale anerkannt und 
behandelt. Zr ı 
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Allein bie Nähe der franzoͤſiſchen Revolution konnte nicht ohne Ruͤck⸗ 
wirkung auf die Schweiz bleiben, ſo ſehr auch dieſelbe, in den erſten 
Jahren des Kampfes der Coaliſirten gegen Frankreich, ihre Neutralitaͤt 
behauptete. Entſchieden war uͤbrigens die Staatsverfaſſung der 
Schweiz gegen das Ende des achtzehnten Jahrhunderts veraltet, und der 
Geiſt der Freiheit und der Kraft verſchwunden, mit welchem einſt der 
Bund am Vierwaldſtaͤdterſee geſchloſſen, und die junge Republik gegen 
die Haͤuſer Habsburg und Burgund vertheidigt worden war. Nur daß 
es den Franzoſen nicht zukam, die Staatsform der Schweiz umzuſtuͤrzen, 
welche, bei der Sperre des uͤbrigen Europa's gegen Frankreich zu Lande 
und zu Waſſer in den erſten Jahren des Revolutionskrieges, mit ihrer 
Zufuhr fuͤr Frankreich offen geblieben war. 

Die erſte Eigenmaͤchtigkeit, welche Frankreich in Beziehung auf die 
Schweiz ſich erlaubte, war, daß Bonaparte, als damaliger Oberfeldherr 
(8. Oct. 1797), die Landſchaften Veltlin, Cleven und Bormio, die ſich 
von Graubuͤndten losgeriſſen hatten, der neugeſtifteten cisalpiniſchen Re: 
publik einverleibte. Bald darauf beſetzte der General St. Cyr (Dec. 1797) 
das Erguel, oder den kleinern Theil des Bisthums Baſel, der inner: 
halb der Grenzen der Schweiz lag und zu den zugewanbten Orten ge: 
rechnet ward. (Der größere Theil diefes Bisthums, das Brundrutt 
genannt, welcher zum teutfchen Reiche gehörte, war von den Franzofen 
bereits am 23. März 1793 ihrer Republik einverleibt worden.) Gleich: 
zeitig wünfchte die vom franzöfifchen Gebiete eingefchloffene, Stadt 
Mühlhaufen die Einverleibung in Sranfreidy, und in dem Waadt: 
lande, den beiden Gantonen Bern und Freiburg unterthänig, ermachte 
der Sinn nach ‚Unabhängigkeit und Befreiung von dem Drude der ger - 
bietenden Herrn. Befonderd wedte und leitete ein geborner Waadtlaͤn⸗ 
der, Friedrich von la Harpe, dieſen Sinn, ber früher, bevor er. in Pe: 
tersburg von Katharina 2 zum Lehrer ihrer beiden Enkel, der Großfür: 
ſten Alerander und Conftantin, ernannt ward, von den Machthabern in 
Bern. beleidigt und gedemüthigt worden war. Er erinnerte feine Lands: 
leute daran, daß der Herzog Emanuel Philibert von Savoyen (1564) 
das Waadtland an Bern und Freiburg mit der Bedingung abgetreten 
habe, daß alle gute Gebräuche, Herfommen und Rechte der Edlen und 
Unedlen, und aller Städte, Dörfer und Gemeinden beibehalten würden ; 
auch habe der König Karl 9 von Frankreich diefen Vertrag (1565) - 
garantirt. - 

Bon ihm veranlaßt, überreichten einige Baabtländeg dem franzoͤſi⸗ 
ſchen Directorium eine Schrift, worin ſie dieſe Garantie Frankreichs fuͤr 
die Wiederherſtellung der ihnen von Bern und Freiburg entriſſenen Rechte 
in Anſpruch nahmen. Das Directorium ging darauf ein, und befahl ſei⸗ 
nem Gefandten in der Schweiz, Mengaud, von der Regierung zu Bern 
eine beftimmte Erklärung deshalb zu verlangen, die von * mit einem 


116 9 Schweiz. 

unzeitigen Trotze beantwortet ward. Denn in ber Schweiz hatte, ver: 
anlaßt durch die mächtigen politifchen Bewegungen in ihter Nähe, eine 
bedeutende Partei fich gebildet, welche eine Durchſicht und Berbef: 
ferung der Bunbesverfaffung beabfichtigte. Diefem innern 
Kampfe zwifchen einer, auf Frankreich rechnenden, Partei von Männern, 
welche eine zeitgemäße neue Geftaltung der Bundesverfaffung 
nach dem Gentralifationsfyfleme, im Gegenfaße des biö dahin bes 
flandenen Föderativfyftems, verlangten, und der Partei derer, welde 
in ben alten Formen durchaus nicht$ verändert wiffen wollten, muß 
bauptfächlih der Mangel aller feflen Maasregeln in der Stellung der 
Schweiz gegen Frankreich, und die Befiegung der Schweiz durch die ein 
zelnen franzöfifchen Heeresmaffen (1798) zugefchrieben werden *). Genf, 
Biel und Mühlhaufen wurden darauf mit Frankreich felbft vereinigt. 
Die demofratifirte Schweiz mußte (19. Auguft 1798) mit Zranfreid ein 
Angriffs: und Vertheidigungsbuͤndniß abfchließen. — Allein ſchon vorher 
bewirkte die Drohung des franzöfifchen Generald Brune, die Schwei; 
in drei Eleine Freiftaaten aufzulöfen, den Entwurf einer neuen 
Stantöverfaffung zu Bafel am 15. Mär; 1798, der bald darauf, 
mit einigen wefentlihen Modificationen, ald Staatögrundgefeg angenom⸗ 
men ward, Diefer Entwurf war von Ochs aus Bafel, der zu Paris 
ſich aufhielt, bearbeitet worden, und ward am 15. Marz 1798 vom Car 
ton Bafel angenommen. 

Bei der innern Uneinigkeit der Cantone, und nach den Siegen ber 
Sranzofen, kamen von den in den einzelnen Gantonen gewählten Mit: 
gliedern in die beiden gefeßgebenden Räthe, am 12. April, die Deputir 
ten von Zürich, Bern, Lucern, Bafel, Freiburg, Solothurn, Schaf: 
haufen, Leman und Aargau zu Aarau zufammen. Der große Rath 
beachte die förmliche Anerkennung der freien und untheilbaren hel⸗ 
vetifchen Republik (nad) dem damaligen Mufter der franzöfifchen Repu⸗ 
blik) in Antrag; der Senat genehmigte ihn, und fünf Directoren (unter 
ihnen Ochs und la Harpe) wurden ernannt. Doch mußten die klei⸗ 
nen, Santone Zug, Glarus, Schwyz, Uri, Unterwalden, Appenzell 
St. Gallen und Thurgau, die Feine Repräfentanten nach Aarau gefhidt 
hatten, erft im Mat 1798 von ben Zranzofen bezwungen werden, bevor 
fie in der mit ihnen abgefchloffenen Gapitulation die Eine untheilbart 
Republik und die neue Berfaffung anerkannten. Allein Graubündten 
weigerte fich defjen, und nahm (Oct.) öftreichifche Truppen ein; denn 
fhon damals war die Erneuerung des Kampfes vorauszufehen. 


*) Ausführlich fchilderte diefe Vorgänge: Ludw. Meyer von Knonau 
(Rathsherr in Zürich) in feinem Handbuche der Geſchichte ber ſchwei— 
gerifhen Eidsgenoffenfhaft (Bürih, 1829. 8). IH. 2. ©. 53 fi. 
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1) BVerfaffungsentwurf der helvetifhen Republik, 
am,15. März 1798 zu Bafel unterzeichnet. 
Erfiter Titel. 
Hauptgründfäge, 


1. Die helvetifche Republit macht einen einzigen und ungertheilbaren Staat aus. 

Es giebt keine Grängen mehr zwifchen den Santonen und den untermorfenen 
Landen, noch zwifchen einem Canton und dem andern. Die Einheit des Vaterlans 
bes und des allgemeinen Intereſſe vertritt Eünftig das fchwache Band, welches 
frembartige, ungleiche, in Eeinem Verhaͤltniſſe ftehende, und kleinlichen Eocalitäten, 
oder einheimifhen Vorurtheilen unterworfene Theile zufammenpielt, und auf das 
Gerathewohl leitete. Man verfpürte nur die ganze Schwaͤche einzelner Theile; man 
wird aber durch die vereinigte Staͤrke Aller ſtark feyn. 

Die Gefammtheit der Bürger ift der Souverain ober Oberherrfcher. Kein 
Theil und Eein einzelnes Recht der Oberherrfchaft kann vom Ganzen abgeriffen wer« 
ben, um bas Eigenthum eines Einzelnen zu werden. Die Regierungsform, wenn 
fie auch ſollte verändert werben, fol allezeit eine repräfentative Demokratie feyn. 

3, Das Geſetz ift die Erklärung bes Willens des Gefeggebers, weldyen er, auf 
eine durch die Verfaſſung feftgefegte Art, kund gemacht hat. 

4. Die zwei Grundlagen des Öffentlichen Wohls find: Sicherheit und Auflklaͤ⸗ 
rung. Aufllärung ift befjer, ald Reichthum und Pracht. 

5. Die natürliche Freiheit des Menfchen ift unveräußerlih. Sie hat Feine ans 
dern Gränzen, als die Freiheit jedes Andern und gefegmäßig ermwiefene Abfichten eis . 
nes allgemeinen nothwendigen Vortheils. Das Geſetz verbietet jede Art von Auges 
laſſenheit; es muntert auf, Gutes zu thun. 

6. Die Gewiffensfreiheit ift uneingeſchraͤnkt; jedoch muß die Öffentliche Aeuße⸗ 
rung von Religionemeinungen den Gefinnungen der Eintradht und des Friedens uns 
tergeorbnet feyn. Jedem Ganton ift freigeftellt, für die Unterhaltung und Bezah⸗ 
lung der bei ihm eingeführten Gottesdienfte zu forgen. 

7. Die Preßfreipeit ift eine natürliche Folge des Rechtes, das jeder hat, Uns 
terricht zu erhalten. 

8. Es giebt Feine erblihe Gewalt, Rang noch Chrentitel. Jeder Gebraud, 
oder jede darauf zielende Einfegung fol durch Strafgefege verboten werben. 

9. Erbliche Vorzüge erzeugen Hochmuth und Unterdrüdung, führen zur Un: 
wiffenheit und Trägheit, und leiten die Meinungen über Dinge, Begebenheiten und 
Menfhen irrig. PrivateigenthHum kann vom Staate nidyt anders verlangt werben, 
als in dringenden Fällen, oder zu einem —— offenbar nothwendigen Ge⸗ 
brauch, und dann nur gegen eine billige Entſchaͤdigung. 

10, Ein jeder, der durch gegenwärtige Staatsverfaffung das Einkommen eis 
ner Stelle verliert, fol, nach Billigkeit und den Umftänden, von feinem Canton ents 
Ihädige werden; es wäre denn, daß er eine einträgliche Stelle bei der neuen Ver⸗ 
faffung erhalten Hätte, oder daß er keine Entfchädigung verlangte. 

In allen Fällen aber find diejenigen, welche fich der Revolution widerfegt hats 
ten, von aller Art von Vergütung ausgeſchloſſen. 

11. Steuern werden zum allgemeinen Nugen ausgefchrieben, und müffen unter 
den Steuerbaren, nach ihrem Wermögen, Einkünften und Nusnießungen, vertheilt 
werden; diefes Verhaͤltniß kann aber nur annäherungsweife beftimmt werden. Eine 
zu weit getriebene Genauigkeit würde das Auflagenfyftem Eoftfpielig und ber Ratio: 
nalwohlfahrt nachteilig machen. 

Die Befoldung der Öffentlichen Beamten fol man nad Verhältnig ber 
Arbeit und der erforderlichen Talente ausfegen, fo wie auch nad) Maafgabe der 
Gefahr, wenn die Aemter das ausſchließliche Erbtheil der Reichen abgeben, ober‘ 
wenn fie feilen Händen anvertraut werden follten. 

Diefe Befoldungen ſollen nach einem jährlichen feftzufegenden Meittelpreife ber 
Fruͤchte beftimmt, und fo lange, als ein Beamter an feiner Stelle feyn wird, nicht 
dermindert werben. 

13. Kein liegendes Gut Tann veräußerlic erklärt werben, weder für eine 
Corporation, oder für eine Gefellfchaft, noch für eine Familie; das ausfchließliche 
Recht, liegende Güter zu befigen, führt zur Sclaverei. Der Grund und Boben 

inn mit keiner Laſt, Zins oder Dienftbarkeit befchwert werden, wovon man ſich 
nicht Toskaufen Eönnte. | | 
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14. Der Bürger iſt gegen das Vaterland, feine Familie und bie Bebraͤngten 
pflichtig. Er pflegt Freundſchaft; opfert ihr aber keine ſeiner Obliegenheiten. Er 
ſchwoͤrt allen perſoͤnlichen Groll und jeden Beweggrund von Eitelkeit ab. Sein 
Hauptzweck iſt die moraliſche Veredlung des menſchlichen Geſchlechts. Ohne Unter— 
laß ladet er zu den ſanften Gefuͤhlen der Bruderliebe ein. Sein Ruhm beſteht in 
der Achtung gutdenkender Menſchen; und ſein Gewiſſen weiß ihn, wegen der Ver— 
fagung bdiefer Achtung, felbft zu entfchädigen. 


Zweiter Titel, 
Eintheilung bes helvetifhen Gebiets. 


15. Helvetien ift in Gantone, in Diftticte und Gemeinden, und in Sectionen, 
ober Quartiere der großen Gemeinden eingetheilt. Diefe Eintheilungen bezichen 

fih auf Wahlen, Gerichtöbarkeiten und Berwaltungenz fie machen aber keine Gren= 
en aus. 

y 16. Der Umfang ber Gantone, Diftricte, Gemeinden und Sectionen von Ges 

meinden fann durch das Gefes verändert oder berichtiget werben, re 

Die Santone find alle gleih im Range, und diefer Rang fou jaͤhrlich burch 
das Loos beftimmt werden. | 

17. Die Hauptftadt der helvetifchen Republit werben die gefeßgebenden. Räthe 
— Indeſſen wird für den Ort der erſten Zuſammenkunft Aarau vorges 

lagen. - 

18. Die Graubündter find eingeladen, ein Beftandtheil der Schweiz zu werben, 
unb wenn fie diefer Einladung yünftig entſprechen; ſo folen der Gantone einftweilen 
zwei und zwanzig an ber Zahl feyn, nämlich: 

Der Wallifer Santon; Hauptort, Sitten. 

Der Lemaniſche Kanton, oder das Waadtland; Hauptort, Lauſanne. 

Der Canton Freiburg, mit Inbegriff der Landvoigteien Peterlingen, Wiffs 
lisburg bis an die Brufh und Murten; Hauptort, Freiburg. 

Der Canton Bern, ohne das Waadtland und das Aargau; Bauptort, Bern. 

Der Santon Solothurnz Hauptort, Solothurn. 

Der Canton Bafel, mit Inbegriff deffen, was ihm in dem Frithal Eönnte 
abgetreten werben; Hauptort, Bafel. 

Der Canton Aargau, von Yarburg und Zofingen an; Hauptort, Aarau, 

Der Canton Lucern; Pauptort, Lucern. 
— Der Canton Unterwalden, mit Inbegriff von Engelberg; Hauptort, 
any * 

Der Canton Uri, mit Inbegriff des Urſeler Thals; Hauptort Altdorf. 

Der Canton Bellinzona, welcher die vier obern italieniſchen Landvoigteien 
in ſich begreift, naͤmlich das Liviner Thal, Bollenz, Riviera und Bellinzona; 
Hauptort, Bellinzona. 

Der Canton Lugano, ſo die vier untern italieniſchen Landvoigteien begreift, 
naͤmlich: Lugano, Mendriſio, Locarno und Valmaggia; Hauptort, Lugano. 

Der Canton Rhätien, oder Graubuͤndtner Land; Hauptort, Chur. 

Der Canton Sargans, mit Inbegriff des Rheinthals, Sax, Gams, Wer— 
denberg, Gaſteren, Ulznach, Rappenſchweil und March; Hauptort, Sargans. 

- Der Canton Glarus; Hauptort, Glarus. 

Der Santon Appenzell; Hauptort Appenzelt, ober abwechfelnd Herifau. 

Der Santon Thurgau; Dauptort, Srauenfelb. 

Der Santon St. Ballen, welder die Stadt und das von allen oberherrli- 
chen Rechten befreite Gebiet des Abtes enthält; Hauptort St. Gallen. , 

Der Eanton Schaffhaufenz Hauptort, Schaffhbuufen. 

Der Santon Zürich, mit Inbegriff von Winterthur; Hauptort, Zürich. 

Der Canton Zug, mit Inbegriff der Unterthanen der Stadt, der Grafſchaft 
- Baden und der freien Aemter; Dauptort, Zug. 

Der Canton Schweiz, mit Inbegriff von Gerfau, Küsnacht, Einfiedeln und 
den Höfen; Hauptort, Schweiz. 


Dritter Titel 


Politiſcher Stand der Bürger. 


19. Alle diejenigen, weldye jegt wirkliche Bürger oder ewige Einwohner einer 
regierenden oder Municipalftadt, eines unterworfenen oder freien Dorfes find, wers 
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ben durch gegenwärtige Verfaffung Schweizer Bürger. Ueber bie Bebingniffe 
aber bes Einfigens und des Genuffes der befundern Gemeinderedhte, wird der Ge: 
feggebung übertragen, das Nähere zu verfügen. 

20. Der Fremde kann Bürger werden, wenn er 20 Jahre lang nach einander 
in der Schweiz gewohnt, wenn er ſich nüglich gemacht hat, und wegen feiner Auf: 
führung und Sitten günftige Zeugniffe aufweifen kann; er muß aber für fi und 
feine Nachkommen auf jedes andere Bürgerrecht Verzicht leiften; er muß den Bürs 
gereid ablegen, und fein Name wird in das Regifter der, Schweizer Bürger, wel: 
des in dem Nationalardhiv niedergelegt wird, eingefchrieben. 

21. Die in der Schweiz wohnhaften » Sremden find den nämlidhen Auflagen 
und der Wache unterworfen, wie die Bürger.” In Anfehung ber Miliz aber follen 
fie befonders angelegt werden. 

Die Bürger haben allein das Recht, in den Urverfammlungen ihrer Ges 
meinden zu flimmen, und zu Öffentlichen Aemtern gewählt zu werben. 
. Die Fremden Eönnen nur zu denjenigen Stellen, welche auf Erziehung 
und Künfte Bezug haben, angeftellt werden. | 

24. Ein jeder Bürger, wenn er zwanzig Jahr alt ift, muß fich in das Bür- 
gerregifter feines Cantons einfchreiben laſſen, und den Eid ablegen: „feinem Vater: 
lande zu dienen, und der Sache der Freiheit und Gleichheit, wie auch ber repräs 
fentativen Verfaffung, und der Einheit der helvetifchen Republik, als ein guter und 
getreuer Bürger, mit aller Pünctlicdykeit und allem Eifer, fo er vermag, und mit 
einem gerechten Daß gegen Anardie und Zügellofigkeit, anzuhaͤngen.“ 

Diefer Eid wird von allen jungen Bürgern, die das genannte Alter erreicht 
haben, in der fchönen Jahreszeit, an dem gleichen Zage, in Gegenwart ber eltern 
und Obrigkeiten abgelegt, und endiget fi mit einem bürgerlichen Feſte. Der Stattz 
halter nimmt den Eid ab, und hält eine dem Gegenftande des Feftes angemeffene Rede. 

25. Jeder Bürger ift ein geborner Soldat des Vaterlandes, und ift fchulbig, 
wenigitens zwei Jahre in einem Unterrichtscorpe, fo jeder Canton aufftellen foll, 
ih in den Waffen zu üben. Den gewöhnlichen Dienft kann er in Fällen, den das 
Gefeg beftimmen wird, durch einen andern verfehen laffen. 

Des Tag, an welhem die jungen Bürger zum erften Mal in ihren Waffen 
erfheinen, foll zu einem bürgerlichen Fefte Anlaß geben. Der Statthalter weihet 
fie als Vertheidiger des Vaterlandes ein. 

. Die Diener irgend einer Religion werben Feine politifhen Verrichtungen 
verſehen; doch können fie in den Urverfammlungen ihre Stimmen geben. 
Man verliert das Bürgerrecht: 
1) durch die Naturalifirung in fremden Landen; 
2) durdy den Eintritt in irgend eine fremde Corporation, ausgenommen gelchrte 
Anftalten; 

3) durch die Ausreißung, oder Defertion; 

4) durch eine zehnjährige Abwefenheit, wenn man nicht die Erlaubniß erhalten 

hat, feine Abmwefenheit zu verlängern; | 

5) durch die Verurtheilung zu entehrenden Strafen, bi8 zur Wicbereinfegung 

- In den vorigen Gtanb. 

Die Fälle, wo die Ausübung der bürgerlichen Rechte eingeftellt werben Tann, 

folen duch das Gefeg beftimmt werden. 


Vierter Titel, 


Von den Urverfammlungen und von den Wahlen. 


3. Die Urverfammlungen beftehen aus ben Bürgern und Bürgersföhnen, 
welche feit fünf Sahren in derfelben Gemeinde wohnen, vom Tage an zu rechnen, 
wo fie die im 19ten Artikel angeführten Bedingniffe werben erfüllt und fich erklärt 
haben, daß ihr Wille fey, ſich allda häuslich niederzulaffen. Um in einer Urs ober 
Vahlverſammlung zu ftimmen, muß man das zwanzigfte Jahr zurücdgelcgt haben. 

‚29. Jedes Dorf oder Fleden, wo fid hundert Bürger befinden, bie das 
Stimmrecht haben, macht eine Urverfammlung aus. 

‚30. Die Bürger eines jeden Dorfes oder Fleckens, fo nicht Hundert ſtimm⸗ 
ee enthält, - vereinigen ſich mit denen von bem nächfigelegenen Flecken 

er Dosf. 

‚3. Die Städte haben eine Urverfammlung in jeder Section ober Quartier. 
Die gefetgebenben Käthe beftimmen die nöthigen Abtheilungen. 

Die Urverfammlungen werden zufammenberufen: 


— 
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1) um die Staatsverfaſſung und die neuen Fundamentalgeſetze, mit Ja oder 

Nein anzunehmen oder zu verwerfen; 

2) um alle Sahre die Glieder der Wahlverfammlungen des Cantons zu er— 

nenhen. 

83. Auf hundert Perfonen, welche die erforderlichen Eigenfchaften haben, um 
Bürger zu feyn, werben zwei Wahlmänner ernannt. 

. Um Tage der Zufammentretung der Wahlmänner wird bas britte bürger- 
liche Feſt gefeiert, wobei der Statthalter in einer Rede die Grundfäge, welche fie 
bei ihren Ernennungen leiten follen, entwickelt. 

85. Die Wahlcorps erwählen auf erfolgte Annahme der Berfaffung, und in 
jedem . Erledigungsfalle: 

1) die Deputirten für das gefeßgebende Corps; 

2) die Richter des obern Gerichtshofes; 

8) die Richter des Gantonsgerichts ; 

4) die Mitglieder der Verwaltungskammer; 

5) die Suppleanten gedachter Richter und Verwalter; 

6) Geben fie dem Directorium den dreifachen Vorfchlag zum Statthalter. 

Die Art der Wahlen ift folgende: 

Die Wahlmänner ziehen das Loos, welche Hälfte von ihnen einen Vorfchlag 
von ſechs Wahlfähigen, durch das einfache geheime Mehr, einzugeben hat. Bon 
diefen ſechs werden drei durchs Loos ausgefhloffen, und aus den drei übrigen wird 
von der andern Hälfte der Wahlmänner der zu Ermwählende durch das abfolute ge— 
heime Mehr ernannt. ) 

Das Loos unter den Wählern wird wiederholt, fo oft eine andere Art von 
Stelle zu vergeben ift. 

Jedoch folen das erſte Mal die Mitglieder der gefeggebenden Käthe, aus eis 
nem, für jede Ernennung, von der einen Hälfte der Wahlmänner durch das eins 
fache geheime Mehr abgefaßten dreifachen Vorſchlag, von der andern Hälfte berfel- 
ben, ohne Ausfchliefung des Roofes, durch das abfolute geheime Mehr ernannt 
werden. 

Endlich giebt eine, auf gleiche Art durch das Loos beftimmte, Hälfte der Wahl: 
männer, vermittelft des einfachen geheimen Mehrs, einen ſechsfachen Vorſchlag zu 
der Stelle des Gtatthalterd, aus dem die andere Hälfte der Wahlmänner durch 
das abfölute geheime Mehr drei heraushebt, von welchen das Directorium einen 


zum Statthalter erwählt. 
Fünfter Titel. 


Von ber gefeggebenden Gewalt. 


86. Die gefesgebende Gewalt wird durch zwei unterfchiedene, abgefonberte, 
und von einander unabhängige, Räthe ausgeübt. Jeder derfelben hat eine eigene 
Amtökleidung oder Coſtuͤme. 

Diefe beiden Räthe find: - 

Der Senat, welder aus vier Deputirten jedes Gantons und etlichen gewefe: 
nen Directoren beftehet. 

Der große Rath, weldyer das erfte Mal aus acht Abgeorbneten jedes Kantons 
beftegts für die Kolge fol das Gefeg die Anzahl beftimmen, welche jeder Canton 
nad) dem Verhältniß feiner Bevölkerung zu ernennen hat. 

37, Im dritten Jahre gegenmwärtiger Staatsverfaffung, und in der Folge, 
muß man, um in ben Genat erwählt zu werden, entiweber Minifter, oder auds 
wärtiger Agent, oder Mitglied des großen Raths, oder des obern Gerichts, ober 
Statthalter, oder Präfident einer Verwaltungstammer, oder eines Cantonsgerichts, 
gewefen feyn, oder noch feyn. 

33. Ferner muß man verheirathet oder es geweſen feyn, und das Alter von 
Hab Sahren erreicht habenz dieſe zwei legtern Bedingungen follen fogleih Statt 

a 


en. 

39. Die geweſenen Directoren ſind von Rechtswegen vier Jahre Mitglieder 
des Senats; es ſey denn, daß ſie eine andere Stelle annehmen, oder daß ſie lieber 
in die Claſſe des Privatmannes zuruͤckkehren. 

40. Jedoch ſoll kein geweſener Director in den Senat eintreten koͤnnen, ſo 
lange unter den uͤbrigen Mitgliedern des Senats, ſie moͤgen geweſene Directoren 
oder erwaͤhlt worden feyn, ein durch Blut oder Heirath mit ihm in gerader Linie, 
oder in, ber Seitenlinie durch Blut verwandtes Mitglied fist, bis zum Grab von 
Oheim und Neffe inclufive, 


— — — — — 
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4. Die Mitglieder des Senats werben alle ungerade Jahre (1. 3. 5.) zum 
vierten Theile erneuert, ſo daß jedes erwählte Mitglied acht Jahre lang diefe 
Stelle bekleidet. 

42. Um ald Mitalied vom großen Rath erwählt zu werden, muß man das 
25. Jahr zurüdgelegt haben, und im Genuß des Bürgerredhts feyn. | 

435. Der große Rath wird alle gerade Jahre (2. 4. 6.) zum britten Theil 
erneuert. - 
4. Der Beitpunct diefer theilweifen Erneuerung der gefeßgebenden Räthe, ift 
das Spätjahr oder Herbftäauinoctium. a 

45. Die Mitglieder des Senats, welche es acht Jahre lang geweſen find, koͤn⸗ 
nen erft nach einer Zwifchengeit von zwei Jahren wieder erwaͤhlt werben. — 

Die Mitglieder des großen Raths, welche es ſechs Jahre lang geweſen 
ſind, koͤnnen erſt nach einer Zwiſchenzeit von zwei Jahren wieder erwaͤhlt werden. 

47. Der Senat genehmigt oder verwirft die Schluͤſſe des großen Raths. 

48. Die bürgerlichen Geſetze des Cantons, und die ſich darauf beziehenden 
Gebräuche, , follen ferner den Gerichten zur Richtfehnur dienen, bis die gefeßgeben- 
den Räthe nach und nach gleichförmige, bürgerliche Gefege werden eingeführt har 
ben. Allein diefe neuen Gefese können in keinem Kal eine ruͤckwirkende Kraft auf 
frühere Verträge und Acten haben. 

49. Die Sitzungen der beiden Räthe werben Öffentlich gehalten; jeder Rath 
kann fi) aber in ein geheimes Comite verwandeln. Ä 

Die gefesgebenden Raͤthe genehmigen oder verwerfen, auf den Vorfchlag 
des Vollzichungsbdirectoriums, alles, was Penfion, Frieden und Krieg betrifft: Sie 
Eönnen über dieſe Gegenftände nicht ohne einen foldyen Vorſchlag des Directoriums 
berathichlagen. Berner beftimmen fie die Art, wie der Nationalſchatz verwaltet, 
Rehnung darüber. abgelegt, und die Schagmeifter ernannt und verantwortlich ges 
macht werden follen. — 

51. Die Mitglieder der geſetzgebenden Raͤthe koͤnnen nur mit Beobachtung 
folgender Formalitaͤten vor Gericht gezogen werden. 

52. Keine Denunciation gegen ein Mitglied des einen oder des andern Raths 
kann zu einer gerichtlichen Verfolgung Anlaß geben, wenn fie nicht ſchriftlich auf: 
gefegt, unterfchrieben, und dem großen Rathe zugefchickt worden ift. 

Der große Rath berathfchlagt zuvor über die Frage, ob die Denunciation Toll 
Angenommen werden. 

53. Wenn die Denunciation angenommen iſt; fo wird ber Befchuldigte vor: 
geladen, fich nor dem großen Rathe zu ftelen. Man muß ihm drei volle Zage 
bierzu frei laffen. ) 

Erfheint er; fo wird er im Innern des großen Raths verhört. 

54. Der Beſchuldigte mag fich geftellt haben, oder nicht; fo erklärt der große 
Rath, nach Verlauf der durch die Citation angefegten Zeitfrift, ob es der Fall fey, 
fin Betragen zu unterfuchen oder nicht. 

55. Wenn der große Rath erktärt hat, daß eine Unterfuhung Statt habez 
fo wird der Befchuldigte durch den Senat vorberufen. Es werben ihm zwei volle 
Zage gegeben, um zu erfcheinenz und wenn er erfcheintz fo wird er im Innern 
des Orts der Sisungen des Senats verhört. 

56. Der Befchuldigte mag ſich geftellt haben, oder nichts fo beftätigt oder ver: 
wirft der Senat, nach Verlauf diefer Zeit, und nachdem er über die Sache berath: 
fhlagt hat, den Befchluß des großen Rathe. 

57. Beftätigt er denfeiben; fo verweifet er ben Befchuldigten vor den obern 
Gerichtshof, welcher entfcheidet, ob eine Anklage Statt habe. 

58. Jede Discufjion in dem einen oder andern Rathe, wegen einer Befchuldf: 
gung Ar eines feiner Mitglieder, wird in einem geheimen Comite vorgenommen. 
59. Jede Berathſchlagung über diefe Gegenftände gefchieht mit Aufrufung der 
Namen, und durch geheime Stimmzettel. 

. Die von dem obern Gerichtshof gegen ein Mitglied eines gefeggebenden 
Raths ausgeſprochene Anklage zieht die Suspenfion nach ſich. 

Wenn die Anklage ausgefprochen ift, beruft das hoͤchſte Gericht feine 
Euppleanten zu fi), und macht mit denfelben nur ein einziges Zribunal aus; es 
inftrutet den Proceß, und fpricht das Urtheil, von welchem nicht appellirt werben 
kam. Eine Stimme mehr ald das Drittel fpricht los. Diefes Drittel wird nähes 
rungsweiſe beftimmt, fo daß das Drittel von gehn, drei; von eilf, vier ift u. |. w. 

62. Wenn der Befchulbigte durch das Urtheil des obern Gerichts losgeſpro⸗ 
Gen iſt; fo tritt er wieder in fein Amt ein. | 

t 
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63. Die beiden Räthe können, wenn es die Gefchäfte erlauben, ihre Sisw 
gen einftellen und auseinander geben. | 

64. Jeder der Räthe hat feine befondere Wache. 

Die Wade eines Raths Fann nicht zahlreicher feyn, als die Wache des andım 
noch des Vollzichungsdirectoriums. 
65. Jeder Rath hat die Polizei im Ort feiner Sitzungen, und im dufen 
Umfang . ben er bejtimmt hat. 

. Diefer äußere Umfang kann nur von einem mit Mauern, Hecken, oder cr) 
umgebenen Plag verftanden werben. 
66. In keinem Ball können die gefeggebenden Räthe, weder insbefondere, ncd 
mit einander, no durch einen Ausſchuß, die vollziehende, noch die richterliche ©: 
walt ausüben. 

67. Die gefeggebenden Räthe find nicht befugt, einem oder einigen ihrer Bit 
glieder, noch irgend Iemandem, irgend eines der Gefchäfte zu übertragen, meld 
ihnen die Verfaſſung auferlegt hat. 

68. In Erinem Fall können ſich die beiden Näthe in einem Saale vereinigen 
69. Weder der eine, noch der andere Rath kann aus fich felbft einen bleiben 
den Ausfhuß ernennen. 

Jeder Rath hat blos das Recht, wenn Gegenftände vorkommen, bie einer ver 
läufigen Unterfuhung bedürfen, aus feiner Mitte eine Gommiffion zu ernennen, 
welche ſich bloß auf den Gegenftand einfhränft, um bderentwillen fie ernannt wor 
ben ift, und welche aufgehoben ift, fobald der Rath über diefen Gegenftand cinen 
Schluß gefaßt hat. Ä 2 


Sechster Titel. 
V-ollziehungsdirectorium. 


70. Die vollziehende Gewalt iſt einem aus fünf Mitgliedern beſtehenden Voll⸗ 
ziehungsdirectorium übertragen, unter welchem das Präfidium alle drei Monat 
abwechlelt. 

Das Vollziehungsdirectorium wird alle Jahre, drei Monate vor der Ergän: 
zung bes im Jahre zu erneuernden Raths, folglich um die Zeit des längften Zr 
ges, ober des Sommerfoljtitiums, durch die Wahl eines neuen Mitgliedes, tbeil: 
weiſe erneuert. 

71. Um als Director erwählt zu werden, muß man das Alter von 40 Sat: 
ren erreicht haben, und verheirathet ober es geweſen feyn. Diefe Verfügung güt 
auch fhon für die naͤchſten Wahlen. 

Vom dritten Jahre an, nachdem gegenwärtige Verfaſſung eingeführt fern 

wird, muß man auferdem entweder Mitglied eines der gefeggebenden Räthe, oder 
gig oder Mitglied des obern Gerichtöhofs, oder endlih Statthalter game 
en feyn. 
- . 72. Die Erwählungsart ift für das erfte Jahr folgende: Einer der Raͤthe 
verfertigt durch geheimes Stimmgeben, und nad) der abfoluten Mehrheit der Stim: 
men, eine Lifte von fünf Gandidaten, und der andere Rath wählt, durch gebeimes 
Stimmgeben und nad) der abfoluten Mehrheit der Stimmen, in biefer vorgelegten 
Lifte, den neuen Director. 

Das Loos entfcheidet aber unmittelbar vor der Wahl, weldher von den beiden 

Räthen die Kifte der Gandidaten verfertigt; dieſe Operation wird das erfte Jahr 
fünf Mal wiederholt, und eben fo beftimmt das Loos, die erften vier Jahre über, 
wie bie erft Ernannten nad und nad) austreten follen. 
Sm zweiten Sahr und ben folgenden, wird bie Wahl weniger einfad 
ſeyn. - Zuerft flieht ‚das Loos die Hälfte Mitglieder eines jeden von der Mahl 
aus; dieſe ausgefchloffene Hälfte entfcheidet vorläufig, ob man bei der vorzunehmen: 
den Wahl diefes Mal das Loos fo viel möglich wolle walten laffen, oder nidt. 
‚Entfcheidet fie verneinend ; fo nimmt die nicht ausgefchloffene Hälfte die Wahl nad 
der oben befchriebenen Art vor. Wenn fie über die Frage bejahend entfcheidet; fo wird 
zuvor burch das Loos entſchieden, welcher von beiden auf befagte Art auf die Hälfte 
berabgefegte Rath die Sandibatenlifte verfertiaen folle. Der beftimmte Rath er: 
nennt durch abfolute Mehrheit der Stimmen ſechs Sandidaten. Bon dieſen fechs 
werben drei durchs Loos ausgefhloffen, und unter den drei übrigen erwählt ber 
andere Rath den neuen Director. 

74. Die austretenden Mitglieder des Vollziehungsbdirectoriums koͤnnen nid! 
vieder vor einem Zeitverlauf von fünf Jahren erwählt werben. 
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Jedoch fol derjenige, welcher am Ende bes erften Jahres austreten wird, nach 
Verlauf von zwei Jahren wicder erwählt werben. 

Derjenige, welcher im dritten Jahre austreten wird, kann nad) Verlauf von 
drei Jahren wieder erwählt werden. Derjenige, welcher im vierten Jahre austres 
ten wird, kann nach Verlauf von vier Jahren wieder erwählt werben. 

?5. Das Vollziehungsdirectorium forgt, ben Gefegen gemäß, für die aͤußere 
und innere Sicherheit des Staats. Es verfügt über die bewaffnete Macht. Doch 
fol in feinem Fall das Directorium insgefammt, noch eines feiner Mitglieder, me 
der während ber Zeit feiner Amtsverricdhtung, nod) zwei Jahre lang nach Ende⸗ 
gung derſelben die Truppen commandiren. 

Das Vollziehungsdirectorium kann jeden der beiden Räthe einladen, eis 
nen Gegenftand in Betrachtung zu ziehen. 

Ihm gebührt der erſte Antrag, bei denſelben die. Strafen zu erlaffen 
oder zu mindern, oder felbft eine Belohnung zu geftatten, im Ball ‚ein Mitſchutdi⸗ 
ger eines begangenen Verbrechens Entdeckungen macht. 

78. Es verſiegelt die Geſetze, und laͤßt ſie bekannt machen; es beſorgt die 
Vollziehung derſelben. 

Es unternimmt und führt die Unterhandlungen mit den fremden Maͤch— 
ten; aber die Verträge, welche es unterfhreibt oder unterſchreiben laͤßt, ſind nicht 
gültig, bevor fie von den geſetzgebenden Raͤthen in einem geheimen Comite unters 
fuht und genehmigt werden. 

Das Directorium legt ale Jahre den aefeggebenden Raͤthen Rechnung 
ab über die Verwendung ber einem jeden Departement angewiefenen Gelder; aus 
ser denen, fo ihm für perfönliche oder geheime Ausgaben befonders anvertraut wor; 
den find. Ber diefer Ablegung der Rechnung können die Räthe, aud) ohne Vor⸗ 
flag des Directoriums, zugleid) über Finanzſachen verfügen. 

8. Die Ernennung‘, Zurücberufung und Abfesung aller Anführer und Offi⸗ 
ciere der beſoldeten Truppen in jedem Grade, der Miniſter und diplomatiſchen 
Agenten, der Statthalter in den Cantonen, des Praͤſidenten und des oͤffentlichen 
Anklägers des obern Gerichtshofes, fo wie auch der Obereinnehmer der Einkünfte 
der Republik, ftcht ihm zu. Die Unterbeamten und ———— aber werden von 
denjenigen ernannt, von denen fie unmittelbar abhängen, 

82. MWerin das Directorium von einer, wider die äußere und innere Eichers 
beit des Staats angefönnenen, Verſchwoͤrung benachrichtiget wird; fo kann es Vors 
uͤhrungs⸗ und Verhaftsbefehle gegen diejenigen ergehen laſſen, welche man fuͤr die 
Icheber oder Mitſchuldigen hält; es kann fie verhoͤren; allein es iſt, unter den wis 
vr bad Verbrechen einer willkuͤrlichen Verhaftung beſtimmten Strafen, verbunden, 
ieſelben in Zeit von zwei Tagen vor die Polizeibeamten zu verweiſen, damit den 
zeſetzen gemäß verfahren werde. 

. Es find vier Minifter im Staate; der Minifter der auswärtigen. G# 
häfte und des Kriegsweſens; der Minifter der Gerechtigkeitspflege und der Polis 
ei; der Minifter der Finanzen, des Handels, des Ackerbaues und der Handwerkez 
re Minifter der Wiffenfhaften, ſchoͤnen Künfte, öffentlichen Gebäude, Brüden 
nd Straßen. 

Was die Spitäler, die für die Armen beftimmten Unterftügungen und dag 
'etteln betrifft; fo gehören die Polizei und die Bollftredung der Gefege über biefe 
iegenftände, in das Fach des Juſtiz- und Polizeiminifters ; die Verwaltung und 
nmwendung aber der befondern und eigenen Armengüter wird jebem Canton aus⸗ 
jließlich uͤberlaſſen. 

Das Geſetz kann obige Austheilung der den Miniſtern zugetheilten Geſchaͤfte 
raͤndern. 

Es kann die Zahl der Miniſter auf ſechs, aber nicht auf fuͤnf ftfegen, noch 
rer weniger als viere beſtimmen. 


84. Alles, was in Anſehung des gerichtlichen Verfahrens gegen die Mitglie⸗ ’ 


e der gefeggebenden Raͤthe verfügt iſt, gilt auch von den — des voll⸗ 
henden Directoriums. 
Siebenter Titel. 


Oberſter Gerihtshof., 

85. Der oberſte Gerichtshof beſteht aus einem von jedem TON — 
chter. Alle Jahr wird der vierte Theil ſeiner Mitglieder ernannt, und zwar 
ꝛi — lang fuͤnfe, das vierte Jahr aber ſieben Mitglieder. 

Die a erwaͤhlen aud fo viele. Suppleanten al R’ 
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ter, und erneuern jene zur nämlichen Zeit und in gleicher Anzahl, fo wie biefe, 
Das Directorium "ernennt unter ben erwählten Richtern den Präfidenten, es ftellt 
aud) den Öffentlichen Anklaͤger an. 

Diefer Gerichtshof richtet die Mitglieder. der gefeggebenden Räthe und deö Bol: 
ziehungsdirectoriums, wie oben gefagt worden. 

87. Derfelbe richtet ferner in legter Inftanz, mit Zuziehung feiner Eupplean- 
ten, in Griminalfadhen, welche bie Todesſtrafe, ober die Einfperrung, ober Kan: 
desverweifung auf Lebenszeit nach ſich ziehen. 

88. Er caffirt auch in Givilfahen bie Sprüche der untern Gerichte, welche 
gegen bie Gompetenz der Gerihhtshöfe, gegen die vorgefchriebenen Formen, und 
gegen ben eigentlihen Sinn der Gefege ertheilt worben find. 

Der oberfte Gerichtshof fol einftweilen in der nämlichen Gemeinde feine 
Sigungen halten, wo bie gefeggebenden Räthe und das Vollziehungsbdirectorium ib: 
ren Sitz haben. 

Die gefengebenden Räthe koͤnnen ben Sitzungsort ändern, in fofern das Bol: 
ziehungsdirectorium ben Vorfchlag hiezu macht. 


Achter Titel. 
Bon der bewaffneten Madt. 


90. Es foll in Friebenszeiten ein beſoldetes Zruppencorps gehalten werben, 
welches durch freiwillige Anmwerbung, und, im Ball der Noth, auf die durch das 
Geſetz beftimmte Art errichtet, werden fol. Seine jedesmalige Stärke hängt von 
ber Beftimmung des Gefesgebers ab. 

91. Es fol in jedem Canton ein Corps von auserlefenen Milizen oder Ra 
tionalgarben feyn, welche allezeit marfchfertig feyn werden, entweder um ber ge 
feglihen Obrigkeit Huͤlfe zu leiften, oder einen erften fremden Angriff zurüdzutrei: 
ben. Der Gefeßgeber wird die Art feitfegen, wie die DOfficiere der Milizen jebes 
Gantons ernannt werben follen. 


Neunter Titel, 
Staatsverbredher. 


92. Jede Anklage wegen Staatöverbredhen, wegen Dienftfrevel, Veruntreu— 
ung, directer ober indirecter Beſtechung gehört vor den Gerichtshof des Orts, wo 
das Verbrechen begangen worben, ober, wenn bdiefer Ort nicht angeaeben ift, vor 
ben Gerichtshof des Orts, wo der Hauptbeklagte feine gewoͤhnliche Wohnung bat. 
Diefer Gerichtshof unterfuht vor allem, ob der Fall einer Anklage Statt finde; 
in diefem Falle beruft er feine Guppleanten zu fih, und macht mit ihnen einen 
peinlichen Gerichtshof in erfter Inſtanz aus. 

98. Wenn durch den Verurtheilten, oder durch den Öffentlichen Ankläger an 
den obern Gerichtshof appellirt wird; fo fol diefer wie das untere Gericht verfah- 
zen, und bas Endurtheil nicht anders, als mit Zuziehung feiner Guppleanten, 
ausſprechen. 


Zehnter Titel. 


Cantonsobrigkeiten. 


94. Die drei erſten Obrigkeiten von jedem Canton ſind der Statthalter des 
Directoriums, das Cantongericht und die Verwaltungskammer. 

95. Der Statthalter ſtellt die vollziehende Gewalt vor; fein Stellvertreter it 
ber Unterftatthalter der Gemeinde, wo er feinen Sitz hat. 

Er hat die Aufſicht über alle Gewalten und Bebienten, in ber Ausübung ik: 
rer Uemter, und ermahnt fie zu ihrer Pflicht. 

Sr uͤbermacht ihnen die Gefepe, wie auch die Befehle des Directoriums. 

Er nimmt ihre Anmerkungen, Vorfchläge und Klagen an; er ift verbunden, 
fi) von Zeit zu Zeit in die verfchiebenen Diftricte des Gantons zu begeben, um 
feine Aufficht auszuüben. 

Er felbft kann nichts verwilligen, fondern nimmt blos die Bittfchriften ber 
Bürger an, und läßt fie den gehörigen Obrigkeiten zulommen. | 

Er beruft bie Urverfammlungen und Wahlcorps zufammen. 

Er hat den Vorfig bei den bürgerlichen Feſten. 

Er hat das Recht, den Berathfchlagungen der Verwaltungslammer beizumet:- 
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— Be auf die Vollziefung ber Geſetze, ohne aber fonft feine Stimme ges 
en zu Fönnen. | 

Er wacht für die innere Sicherheit, und übt das Recht der Gefangennehmung 
aus; der Geſetzgeber wird die Källe und Grade ber Anhaltung beftimmen. 

Er verfügt über die bewaffnete Macht, auf Befehl des Directoriums, ober für 
ſich * zu ſchleunigen Sicherheitsanſtalten, ohne daß er aber ſie ſelbſt fh 
ten dürfe. 

Er ernennt bie Präfidenten bes Tribunals, der Verwaltungslammer, und ber 
rg ri unter den Richtern und Verwaltern, welche dad Wahlcorps ges 
mählt hat. 

Er ernennt auch den Öffentlihen Ankläger und bie Unterftatthalter des Haupt⸗ 
exts und ber Diftricte, aus den im Canton eingefeffenen Bürgern. Er felbft wird 
vom Directorium aus dem &. 35. beftimmten Vorſchlag erwählt, abgefegt, zuruͤck⸗ 
berufen, oder zu einer andern Gtelle befördert. 

9%. Das Gantontribunal fpriht in erfter Inftang in Haupteriminalfachen, 
er > letzter Inſtanz in allen andern Criminalproceffen, und in Civil: und Polis 
zeifachen. 

97. Diefes Tribunal beftcht aus 13 Richtern, mit Inbegriff des Präfidenten: 
—— erwaͤhlt fie. Der Praͤſident erwaͤhlt feinen Stellvertreter unter 

in Richtern. 

98. Die Richter werden von dem Wahlcorps ernannt. Es treten alle Jahre 
zwei heraus, und jedes Jahr werden fie burch die Wahlcorps der Gantöne, welche 
fie erwählt haben, erfegt, ausgenommen, daß im fehlten Jahr drei hinaustreten, 
welche die Wahlcorps auf obenbefagte Art erfegen. 

Die austretenden Richter Eönnen allezeit wieder ermählt werben. 

99. Sie Haben Suppleanten für die Vacanzzeit, und im Falle einer Krank: 
heit, oder wenn fie in das gefeggebende Korps deputirt werben. 

Die Verwaltungskammer beforgt bie unmittelbare Vollziehung ber Ges 
fee über die öffentliche Erziehung, die Künfte und Wiffenfchaften, die Finanzen, 
den Handel, die Lebensmittel, bie Gewerbe, das Land: und Korftwefen, die Vers 
pflegung der Armen, bie Unterhaltung der Städte und der Zandftraßen. Sie bes 
ſteht aus einem Präfidenten und acht Beifigern, die fo das Wahlcorps erwähltz 
— — die Geſchaͤfte unter ſich, und bleiben bis ins 65. Jahr an ihren 

ellen. 

Cie haben Suppleanten für die Vacanzzeit, auf den Fall einer Krankheit, 
oder wenn fie in das Gefeggebungscorps deputirt werden. 

101. Außer diefen drei erften Gewalten, giebt es in dem Hauptort, und in 
den Diftricten von jedem Ganton, untere Gerichte für Civil: und Polizeiſachen. 
Diefe befteben aus neun Mitgliedern ‚ fo das Wuhlcorps erwaͤhlt. 

Sie bleiben neun Jahre lang im Amte. Es tritt alle Jahre einer heraus. 

Der Präfident wird von dem Statthalter des Directoriums unter den Bei⸗ 
fern ernannt, 

Diefe Gerichte beftellen in jedem Dorfe oder Quartiere einer Stadt einen Fries 
densrichter, der daſelbſt haushablich ift. 


Seine Verrichtungen ſind: 


1) kleine Polizeivergehen abzuſtrafen; 

2) Eleine Civilproceſſe auszufprechen; und 

3) wichtigere, wo möglich, guͤtlich beizulegen. 

102. Für die Handhabung der Öffentlichen Ruhe, und für die Vollgiehung 
der fowohl von dem Statthalter, als von den Berichtshöfen, oder von der Ver: 
waltungstammer ergebenden Befehle, ift in jedem Hauptorte, und in jedem Diftricte 
ein Unterftattlalter, welcher in jeder Section der Städte, und in jedem Dorfe eis 
nen Agenten unter ſich hat, den er felbft ernennt. 

103. Diefer Agent verfährt in wichtigen Fällen nicht ohne Zuziehung zweier 
Gehuͤlfen, die er fi felbft wählt, wenn er Befig von feinem Amte nimmt. 

, 104. Ferner wird jeder Gemeinde überlaffen, zur Beforgung ihrer Gemeinde: 
Hüter befondere Verwalter aus ihrem Mittel zu Tegen. Das Gefeg wird beftimmen, 
ei * fie Rechnung ablegen, und Klagen über ihre Verwaltung geführt wers 

en. 

105. Das Vollziehungsdirectorium Tann die Richter und die Verwalter, we: 


AB der Geſetze, wegen Untreue oder Verrachlaͤſſigung -ihrer Pflichten 


Der Gefssgeber wird die Strafgefege errichten ,. un ben gehörigen Richter 


anweiſen. 
Eilfter Titel. 


Abaͤnderung der Berfaffung. 


106. Der Senat fchlägt diefe Abänderung vor; bie hierüber gemachten aber 
erhalten nicht eher die Kraft eines Schluffes, bis fie zweimal decretirt werden, und 
war muß zwifchen dem erften Decret und dem zweiten, ein Zeitraum von einem 
ahre verftreihen. Diefe Schlüffe des Senats muͤſſen bierauf von dem großen 
Rath verworfen, oder genehmigt, und im legten Fall den Urverfammlungen zuge: 
[hit werden, um fie anzunehmen oder zu verwerfen. 
107. Wenn die Urverfammlungen biefelben annehmen; fo find fie neue Fun: 
damentalgefege der Staatsverfaſſung. 
Bon der BEIN des Cantons Bafel nn — ‚ben 
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Diefer Verfaffungsentwurf diente, mit mehreren Mobdificationen umd 
Veränderungen in. feinen $$., als Grundlage der nachftehenden 


2) Berfaffung der helvetifhen Republif, vom 12. 
Apr. 1798 *. 


Erfter Titel. 
Sauptgrundfäge 


1. Art. Die helvetifche Republik ift ein» und unzertrennbar. Es hat Eeine 
Grenzen mehr zwiſchen den Gantonen und unterworfenen Landen, noch zwiſchen 
einem Ganton und dem andern. Die Einheit des WVaterlandes und das allgemeine 
Intereſſe folgt auf das ſchwache Band, welches fremde, ungleiche, unproportionirte, 
kleinen Localitäten und häuslichen Vorurtheilen unterworfene Theile zufammenbielt, 
und ohne Willen leitete. Man war ſchwach, da das ganze Einzelne ſchwach war; 
man wird in der Stärke Aller ftark feyn. 

2. Die Gefammtheit der Burger ift der Souverain oder Oberherrſcher. Kein 
heil, ober kein Recht der Oberherrſchaft kann vom Ganzen abgetrennt werden, 
um ein beſonderes Eigenthum abzugeben. Die Regierungsform, wenn fie aud 
follte verändert werden, foll allezeit eine vepräfentative Demofratie feyn. 

3. Das Geſetz ift der Ausdrud des von dem Gefeggeber, nad) den Formen 
ber Verfaffung, bekannt gemachten Willens. 

Die zwei Grundlagen bes öffentlihen Wohls find die Sicherheit und die 
Aufklärung. Die Aufklärung ift dem Wohlftand vorzuziehen. 

5. Die natürliche Freiheit des Menfchen ift unveräußeriih. Sie ift nur durd 
die Freiheit eines Andern eingefhränft, und durch gefegmäßig erwiefene Abſichten 
eines allgemeinen nothwendigen Vortheild. Das Gefeg verbietet alle Art von Aus: 
gelaſſenheit; es muntert auf, Gutes zu- thun. 

6. Die Gewiffensfreiheit ift uneingefhräntt. Die Bekanntmachung der Reli: 
He ift den Gefinnungen der Eintracht und des Friedens unterworfen. 

le Gottesdienfte find erlaubt, wenn fie die Öffentliche Ordnung nie ftören, und 
keine herrfchende Gewalt oder Vorzug an den Zag geben. Die Polizei hat das 
Auge auf fie und das Recht, über ihre Lehrgruͤnde und Schuldigkeiten ſich zu er⸗ 
kundigen. Die Verhaͤltniſſe einer Secte mit einer fremden Obrigkeit ſollen weder 
auf die Staatsſachen, noch auf den Wohlſtand und die Aufklaͤrung des Volkes ei— 
nen Einfluß haben. 

7. Die Preßfreiheit rührt von dem Recht her, unterrichtet zu werben. 

8. Es giebt Feine erbliche Gewalt, Rang no Ehrentitel. Jeder Gebraud, 
oder jede darauf zielende Einfegung derfelben, foll durch die peinlichen Gefege ver: 


*) Sie erfhien in teutfher Sprache, mit: on franzöfifcher und italieni- 
ſcher Ueberſetzung. 
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boten werben. Die erblichen Ehrentitel gebaͤren den Hochmuth und bie Unters 
brüdung, führen zur Unwiſſenheit und Traͤgheit, und verderben die Meinung über 
die Dinge, die Begebenheiten, und die Menfchen. 

9. Das Particulareigentbum fann von dem Staate anderd nicht verlangt 
werden, als gegen eine billige Entfhädigung, und in dringenden Fällen, öder eines 
allgemein Öffentlich nochiwendigen Gebräuche. 

10. Ein Jcder, fo aus Folge gegenwärtiger Verfaſſung das Einkommen ei: 
ner Stelle oder Pfründe verlieren würde, foll vergütungsweife eine lebenslaͤngliche 
Rente erhalten, die Jahre ausgenommen, allwo ihn eine ergiebige Stelle oder eine 
Penſion auf eine billige Art entfchädigen würde. Es find jedoch von aller Ent: 
[hädigung oder Vergütung ausgefchloffen Diejenigen, welche, von Kundmahung 
diefes Verfaſſungsplans an zu rechnen, fi der Annahme einer weiſen politifchen 
Gleichheit zwifchen den Bürgern und Unterfhanen, und des Syſtems der Einheit 
und der Gleichheit zwiſchen den Mitgliedern des allgemeinen WBaterlandes wider: 
fegen würden ; vorbehalten anno, zu feiner Zeit, fchärfere Mittel gegen Diejeni- 
gen zu ergreifen, deren Widerftand fih durch Arglift, Meineid oder Boshaftigkeit 
ausgezeichnet hätte. 

11. Jeder Beitrag oder Geldfteuer ift für den allgemeinen Nugen eingeführt; 
er muß unter den Gteuerbaren nah ihrem Vermögen, Einkommen und Genuß 
vertheilt werden; dieſes muß aber verhältnißmäßig geſchehen; ein folches Uebertre: 
ten würde das Auflagefyftem veratorifch, weitläufig und dem Nationaleigenthbum 
ſchaͤdlich machen. 

12. Die Befoldungen ber Öffentlichen Beamten follen feyn nad Verhältnig 
der Arbeit und der Talente, fo ihre Stelle erfordert, wie auch der Gefahr, fo da— 
bei wäre, die Stellen geldfüchtigen Händen anzuvertrauen, oder das ausfchließliche 
Erbgut der Reichen davon zu machen. Diefe Befoldungen follen in Krüchten bes 
fimmt, und, fo lange als ein Beamter an feiner Stelle feyn wird, nicht vermins 
dert werden können. 

13, Kein Tiegendes Gut kann unveräußerlich erklärt werden, es fey entweber 
für ein Corps, oder für eine Gefellfhaft, oder für eine Familie; das ausſchließ⸗ 
lihe Reht von liegenden Gütern führt zur Sclaverei. Der Grund und Boden 
kann ‚mit einer lohnwiederkaͤuflichen Laft, Zins oder Dienftbarkeit befchwert werben. 

14. Der Bürger ift ſich dem Vaterland, feiner Bamilie und den Bebrängten 
fhuldig. Er pflanft die Sreundfchaft, er opfert ihr aber feine feiner Pflichten auf. 
Er ſchwoͤrt auch allen perföntihen Haß und alle Urfahe von Hochmuth ab. Er 
will nur die moralifihe Veredelung des menſchlichen Geſchlechts; er Iadet ohne Aufs 
hör zur füßen Bruderliebe ein; fein Ruhm ift die Hochſchaͤtzung der guten Mens 
—— ſein Gewiſſen weiß ihn fuͤr die Weigerung ſelbſt dieſer Hochſchaͤtzung zu 
entſchaͤdigen. 


Zweiter Titel. 


Eintheilung des helvetiſchen Gebiets. 


15. Helvetien iſt in Cantone, in Diſtricte, in Gemeinden und in Sectionen 
oder Quartiere der großen Gemeinden eingetheilt. Diefe Eintheilungen find wähe 
Iende, gerichtliche und verwaltende; fie machen aber keine Grenzen aus. 

16, Die Grenzen der Gantone, Diftricte, Gemeinden und Gectionen von Ge 
meinden können verändert, oder durch das Gefeg anders eingerichtet werden. 

Die Santone find gleich, und das Loos beftimmt alle Jahre ihren Rang. 

17. Die Hauptftadt der helvetifchen Republit fol durch die gefesgebenden Rä- 
beftimmt werden. Demzufolge fol es einftweilen die Gemeinde von Lucern 
en. 

18. Die Graubündte find eingelaben, ein ganzer Theil der Schweiz zu werben; 
und wenn fie diefer Einladung günftig antworten, fo follen.der Gantone einftwei- 
len zwei und zwanzig an der Zahl fein, naͤmlich: . | 

Der Canton von Wallis, Hauptort: Gion. 

Der von Leman oder Payszde: Vaud, Hauptort: Raufanne. . ; 

Von Freiburg, mit Inbegriff der Aemter von Payerne db’ Avenches bis an bie 
Droge und von Morat, Hauptort: Freiburg. | 

Bon Bern, ohne das Pays: de: Waud und das Aargau, Hauptort: Bern. 

Bon Solothurn, Hauptort: Solothurn. a 

Bon Bafel, mit Inbegriff deffen fo ihm in dem Frickthal koͤnnte abgetreten 
werden, Hauptort: Bafel. Ä u } 


* 
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Von Aargau, anzufangen mit Arburg und Bofingen, Hauptort: Aarau. 

Bon Lucern, Dauptort: Lucern. 5 . 

Bon Unterwalden, mit Inbegriff des Engelbergs, Hauptort: Stanz. 

Bon Uri, mit Inbegriff des Zhals von Urferen, Hauptort: Altorf. 

Bon Bellinzona, fo die vier obern italienifchen Aemter in fich begreift, näm: 
lich: das Thal Lepontin, Bollenz, Riviera und Bellinzona, Hauptort: Bellinzona. 

Bon Lugano, fo bie vier untern italienischen Aemter in fich begreift, nämlid: 
Lugano, Mendrifio, Locarno und Valmaggio, Hauptort: Lugano. 

Bon Rhätien oder Graubündten, Hauptort: Chur. 

Bon Sargans, mit Inbegriff des Rheinthals, Car, Gams, Werdenberg, Ga 
fteren, Utznach, Rapperfehweil und la Marche, Hauptort: Sargans. 

Bon Glarus, Hauptort: Glarus. 

Bon Appenzell, Hauptort: Appenzell, oder abwechfelnd Herifau. 

Bon Thurgau, Hauptort: Frauenfeld. 

Bon St. Gallen, in fich begreifend die Stabt und das Gebiet des Abts, von 
> oberherrlihen Rechten von Ceiten gedachten Abts befreit. Hauptort: © 

allen. 

Bon Schafhaufen, Hauptort: Schafhaufen. 

Bon Züri), mit Inbegriff von Winterthur, Hauptort: Zürich. 

Bon Zug, mit Inbegriff der Unterthanen der Stadt, der Grafſchaft Babın 
und der freien Aemter. Hauptſtadt: Zug. 

Bon Schweiz, mit Inbegriff von Gerfau, Küsnacht, Unfer I. Frau von Einficdeln 
und bie Höfe. Hauptort: Schweiz. 


‚ Dritter Titel. 
Politifher Bürgerftand. 


19. Alle diejenigen, fo wirklich thätige Bürger, entweder einer Municipal: 
ober oberherrlichen Stadt, oder eines unter: oder nidht unterworfenen Dorfs fin, 
werden, durch gegenwärtige Verfaffung, Schweizerbürger. Eine gleiche Bewandt 
niß hat eö mit denjenigen, welche das obige Anfäßenrecht hatten, und den in br 
Schweiz gebornen Anfäßen. 

20. Der Sremde wird Bürger, wenn er zwanzig Jahre lang nad einander 
in der Schweiz gewohnt hat, wenn er allda nüglich gewefen, und über feine Auf— 
führung und Sitten. günftige Zeugniffe aufmweifen Tann; er muß aber für fid und 
feine Nachkommen auf jedes andere Bürgerrecht verzichten; er muß den Bürgereid 
Jeiften und fein Name muß in das Regifter der Schweizerbürger , welches in dem 
Nationalarchiv aufbehalten wird, eingefchrieben werben. 

21. Der ſeßhafte Fremde ift den nämlichen Laſten, den Auflagen, der Badı 
und der Miliz unterworfen, wie der Bürger. 

22. Die Bürger haben allein das Recht, in den -Primärverfammlungen zu 
ftimmen und zu den Öffentlichen Aemtern berufen werden zu Eönnen. 

23. Die Fremden können nur zu den militärifhen Aemtern, zu ben Stellen, 
die Erziehung und die fhönen Künfte betreffend, und zu denen als Secretaits und 
unteragenten ber öffentlichen Beamten, angenommen werden. Das Verzeichniß ven 
allen biefen, alfo angeftellten Sremden, foll alle Jahre von der Regierung bekannt 
gemacht werben. 

24. Ein jeder Bürger, wenn er vollkommen zwanzig Jahre aft ift, muß ſich 
in das Buͤrgerregiſter feines Cantons einſchreiben laſſen und den Eid ablegen: fir 
nem Vaterlande zu bienen, und der Sache ber freiheit und der Gleichheit als ein 
guter und getreuer Bürger, mit aller Pünctlichfeit und allem Eifer, fo er vermad, 
und mit einem gerechten Haffe gegen die Anarchie oder Augsgelaffenheit, anzuhangen 

Diefer Eid wird von Seiten aller jungen Bürger, die das obgefagte Alter it 
reiht haben, in der fchönen Jahreszeit, am nämlichen Zage, in Gegenmart der 
Xeltern und Obrigkeiten abgelegt, und endigt ſich mit einem bürgerlichen Felt 
Der Nationalfehultheiß nimmt den Eid an, und hält eine, dem Gegenftand dto 
Feſtes angemeſſene, Rede. 

25. Jedber Buͤrger iſt ein geborner Soldat des Vaterlandes; er kann ſich durch 
einen Andern erſetzen laſſen, wenn es das Geſetz erlaubt; er iſt aber ſchuldig, I 
nigftens zwei Jahre lang unter dem Elitencorps, fo ein jeder Canton unterhalten 
wird, zu dienen. Der Zag, an welchem die jungen Bürger fürs erftemal bewaſ 
net werden, foll zu einem bürgerlichen Feſte Anfaß geben. Cs ift der National 
ſchultheiß, welcher ihnen die Waffen austheilt. 


r 
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26. Die Diener eines jeden Gottesdienſtes Fönnen keine GStaatöverrichtungen 
ausüben, noch ben Primärverfammlungen beiwohnen. 
27. Das Bürgerrecht verliert ſich: 
1) durch die Naturalijirung in fremdem Lande. 
2) Durch die Verbrüderung in jede fremde Gorporation, außer den gelchrs 
ten Anftalten. : 
3) Durdy die Auswanderung. 
4) Durdy eine zebnjährige Abwefenheit, mit Vorbehalt die Erlaubniß zu ers 
halten, feine Abwefenheit zu verlängern. 
5) Durch die Verurtheilung zu fehändenden Strafen, bis zur Rehabilitation. 
Die Fälle, wo die Ausübung der bürgerlichen Rechte fufpendirt werden kann, fols 
In durch das Gefes beftimmt werden. 


Vierter Titel. 


Von den Primaͤrverſammlungen und Wahlcorpe. : 


28. Die Primärverfammlungen beftehen aus den Bürgern und Bürgersföhs 
nen, welche feit fünf Jahren in einer nämlichen Gemeinde wohnen, vom Tage ans 
zurechnen, allwo fie erflärt haben, daß ihr Wille fiy, ſich allda haͤuslich nicderzus 
laſſen. Doch giebt es Tälle, wo die gefeggebenden Räthe nur den Geburtsort, ente 
weber des Bürgers felbit, oder ſeines Vaters, wenn er nicht in der Schweiz ges 
boren wäre, für den Wohnfig anertennen mögen. Um in einer Primär: oder Wahl: 
verfommlung zu flimmen, muß man volllommen zwanzig Jahre alt feyn. 

29. Zedes Dorf oder Sleden, in dem ſich hundert Bürger befinden, die das 
Stimmrecht haben, macht cine Primärverfammiung aus. 

30. Die Bürger eines jeden Dorfs oder Fleckens, welcher nicht hundert ſtimm⸗ 
faͤhige Bürger enthält, vereinigen fih mit denen von dem nächfigelegenen Flecken 
oder Dorf. j Ä 

31. Die Städte haben eine Primärverfammlung in jeder Section oder Quar⸗ 
tier, Die gefeggebenden Räthe beftimmen die Anzahl der Bürger. 

32. Die Primärverfammlungen vereinigen ſich, 

1) um die VBerfaffung anzunehmen oder zu verwerfen. 
2) um alle Zahre die Glieder der Wahlverfammlung des Gantons zu 
ernennen. 

83, Eie beftimmen einen Wahlmann auf hundert Bürger, welche die erfor: 
derlichen Qualitäten haben es zu feyn. 

34, Die Namen der Ermwählten werden dem Nationalfchultheiß zugefchickt, 
welcher mit Beiftand des Präfidenten von jeder conftituirten Gewalt des Orts feis 
nes Wohnfiges, duch Ziehung des Loofes, Öffentlich zur Ausſchließung der Hälfte 
der Erwaͤhlten fihreitet. 

Die andere Hälfte macht allein das Wahlcorps von zehn aus. Am Zage bie: 
fer Ziehung wird ein bürgerlihes Feſt und eine Rede gehalten, worin ber 
Nationalſchultheiß die Grundfäge auslegen wird, die das Wahlcorps leiten fol, 
wenn es zufammenberufen wird, um bie ihm zuftehenden Ernennungen zu machen. 
Das erfte Mal foll die Ausſchließung der Hälfte der durch das Loos zu ziehenden 
Bahlmänner nicht Statt haben. . 

35. Die Wahlcorps erwählen: 
1) die Deputirten beim gefeßgebenden Corps; 
2) die Richter der Cantonsgerichte; 
3) die des obern Gerichtshofs; 
4) die Mitglieder der Verwaltungskammer, und enblich 
5) die Suppleanten gedachter Richter und Verwalter. 


Fuͤnfter Titel. 
Von der geſetzgebenden Gewalt. 


36. Die geſetzgebende Gewalt wird durch zwei unterſchiedene, beſondere, eines 
von ei andern unabhängige, und jeder ein verfchiedenes Eoftüme tragenden Raͤthe 
ausgeübt. 

Diefe beiden Raͤthe find: 

Der Senat, allwo, nebft ten Er: Directoren, vier Deputirte von jedem Gans 
ion ihren Sitz haben ; | 
und sin großer Rath, zu welchem jeber Ganton fürs erfte u acht Mitglie: 


PN 
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der beputirt, dem Gefes unbenommen, für bie folgenden Jahre die Anzahl zu bes 
ftimmen, fo es feiner Bevölkerung nach zu liefern hat. 

37. Bon und mit dem dritten Jahre, nad) eingeführter Verfaffung anzurech⸗ 
nen, muß man, um als Mitglied des Senats erwählt zu werden, entweder Mini: 
fter, oder auswäÄrtiger Agent, oder Mitglied des Raths der ziweihundert vierzig, 
oder des obern Gerichts, oder Nationalfehultheiß, oder endlich Präfidenk einer Ber: 
waltungsfammer oder eines Cantonsgerichts gewefen feyn, oder noch feyn. 

38. Ferner muß man verbeirathet feyn, oder gewefen feyn,. und das Alter 
von dreißig Sahren erreicht haben; diefe zwei legtern Bedingniffe follen von jest 
an Statt haben." j 

89. Die Er: Directoren find von Rechtswegen wirkliche Mitglieder des Ratbs 
der Alten; es ſey denn, daß ſie eine andere Stelle annehmen, oder daß ſie vorzie— 
hen in die gemeine Buͤrgerclaſſe zuruͤckzutreten. 

40. Jedoch ſoll kein Er: Director in den Senat eingehen koͤnnen, fo lanae 
er unter den übrigen Mitgliedern des Senats, entweder Er: Directoren oder Er— 
wählte, einen Bluts- ober Anverwandten in geraber Linie, oder einen Verwandten 
in Nebenlinie, bis in den Grad als Oheim und. Nepot einfchliclih, haben wirb. 

41. Die Erneuerung bes Senats, in Anfehung der zu erwählenden Mitglie⸗ 
der, geſchieht alle Iahre von ungleiher Zahl, mit dem vierten Theil dergefkait, 
= ein jedes zu erwählende Mitglied des Senats, act Jahre lang allda feinen 

itz hat. 
* x Um als Mitglied vom großen Rath erwählt zu werben, muß man bas 
25fte Jahr vollfommen erreicht haben, und die bürgerlichen Rechte geniefen. 

43. Die Erneuerung des großen Raths geſchieht alle Jahre von gleicher Zeit 
mit einem Drittel. . 

44. Die Beit der partiellen Erneuerung ber gefeßgebenden Käthe ift das Spät: 
jahr : aequinoxium. 

45. Die Mitglieder bed Senats, welche acht Jahre Lang im Amte geftanden, 
koͤnnen nicht eher, ald nach einer Zwifchenzeit von vier Jahren neuerdings erwählt 
werben. 

46. Die Mitglieder des großen Raths, welche 6 Jahre lang im Amte geftans 
den, koͤnnen nicht eher, als nad einer Zwifchenzeit von zwei Jahren, neuerdings 
erwählt werben. 

47. Der Senat genehmigt ober verwirft die Schluͤſſe des großen Raths. 

48. Die Civilgefige von jedem Canton, und die fi) darauf beziehenden Ge 
bräuche follen fernerhin den Gerihtshöfen zur Regel dienen, bis die gefeggebenben 
Käthe die Gleihförmigfeit der Givilgefege nach und nach werden eingeführt haben; 
in jedem Fall aber folen die allgemeinen Givilgefege Feine ruͤckwirkende Kraft über 
die Verträge und vorherigen Acten haben können. 

. Die Sisungen ber beiden Räthe werden Öffentlich gehalten; jedoch kann 
die Anzahl der Zuhdrenden in jedem Rath jene feiner Mitglieder nicht überfteigen. 
Jeder Rath kann fi in ein allgemeines Committe bilden. 

50. Die gefeggebenden Räthe genehmigen oder verwerfen, auf den vorherge— 
henden nothiwendigen Vorfchlag des Vollzichungsbdirectoriums, alles, was die Finanz 
zen, den Frieden und den Krieg betrifft. 

51. Die Mitglieder der gefeggebenden Raͤthe koͤnnen nicht, als nad den bier 
unten vorgefchriebenen Formen, vor Gericht gezogen werben. 

52. Keine Denunciation gegen ein Mitglied des einen oder bed andern Ratbs 
Eann zu einer gerichtlichen Verfolgung Statt haben, wenn fie nicht ſchriftlich auf: 
gefegt, unterfchrieben und dem großen Rath zugefchidt wird. 

53. Der große Rath beramhfchlagt fogleich auf die Frage, ob die Denuncias 
tion foll angenommen werden. j 

54. Wenn die Denunciation angenommen ift; fo wird ber Befchuldigte vor: 
gelaben, in Zeit von drei vollftändigen Zagen zu erfcheinen. Erſcheint derfelbe; jo 
wirb er im Innern des großen Raths verhört. \ 

55. Der Beſchuldigte mag ſich geftellt haben oder nicht; fo erflärt ber große 
Rath, nach Verlauf der durch die Citation angefegten Zeitfrift, ob es der Fall 
fey, fein Betragen zu unterfudyen, oder nicht. 

56. Wenn der große Rath erklärt hat, daß eine Unterſuchung Statt habe; 
fo wird der Befchuldigte durch den Senat vorberufen; es werben ihm zwei vollftäns 
dige Tage gegeben, um zu erfcheinen; und wenn er erfcheint; fo wird er im In: 
nern des Orts der Gigungen bes Senats verhört. ⸗ 

57. Der Beſchuldigte mag ſich geſtellt haben ober nicht; fo beſtaͤtigt ober ver 
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cirft ber Senat, nad) Verlauf biefer Zeit und nachdem er ‚über die Sache rathge⸗ 
Ölagen, ben Beſchluß des großen Raths. 

3. Beſtaͤtigt er denfelben; fo verweiſet er den Beſchuldigten vor ben obern 
ieriheehof, welcher entſcheidet, ob die Anklage Statt habe, 


59, Jede Diecuffion in dem einen oder andern Rath, wegen der Prävention . 


ns Ihrer Mitglieder, wird in einem allgemeinen Committe vorgenommen. 

60. Jede Berathfchlagung " über die nämlichen Gegenftände gefchicht mit Auf 
fung der Namen und durch geheime Stimmenzettel. .. 

bl. Die von dem obern Gerichtshof > ein Mitglied eines gefeggebenden 
ths ausgefprodene Anklage zieht die Suspenſion nach fich. 

62. Nachdem die Anklage gefprochen 5 fo läßt der obere Gerichtehof feine 
’planten zufammenberufen, und macht mit denfelben nur ein und das nämliche 
unal aus; es nimmt den Prozeß vor, und richtet ohne Appellation. Der dritte 
I der Stimmen, mehr eine, fpricht los. Die Beflimmung der Drittel wird 


orimative genommen; das Drittel von zehn iſt drei ‚ das Drittel von eilf ift 
und fo fort, 


63. Wenn ber Befchuldigte durch das Urtheil vom obern Gerichtähof losge⸗ 


von iſt; fo tritt derſelbe wieder in fein Amt ein. 

54. Die beiden Räthe find gehalten, jedes Jahr ihre Eigungen drei Monate 
Xinzuftellen; fie koͤnnen es aber für längere Zeit thun. 

3. Jeder der Räthe hat feine befondere Wache. Die Wade von einem ber 
kann nicht ftärker an der Zahl feyn, als die vom andern, noc die von; 
bungedirectorium. 

.Jeder Rath hat das Polizeirecht im Ort feiner Eisungen, und im Au: 
mfange, fo derfelbe beftimmt hat. Der Äußere Umfang kann nur von einem 
auern, Deden, oder anders umgebenen Plage verftanden werden. 

In keinem Fall können die gefeagebenden Räthe, weder insbefondere, 
geſammt, noch durch Abgeordnete die vollzichende, noch die tichterliche Ge: 
ısüben. , 

Die gefeägebenden Räthe können weder einem noch mehrern ihrer Mit: 
nod wem es feyn mag, feine die ihnen durch bie Verfaffung zuerfannten 
ungen übertragen. 

In keinem Falle koͤnnen die beiden Räthe ſich in einem nämlichen Saale 
LE 
Weber der eine, noch ber andere Rath Eann in feiner Mitte ein permas 
ommitte bilden. Jeder Rath hat nur das Recht, wenn er findet, daß 
rie nothwendig iſt vorher unterfucht zu werben, eine befondere Commif⸗ 

feinen Mitgliedern zu ernennen, welde ſich blos allein auf den Gegen: 
hrönft, für welchen fie errichtet worden ift. 

Commiſſion tritt aus einander, fobald als ber Rath Über den ihm auf: 

Gegenftand gefproden hat. 


Sechſter Titel. 
Vollziehungsdirectorium. 


»ie Bollziehungsgewalt iſt einem, aus fünf Mitgliedern beſtehenden, 
directotium übertragen. 

ollzie hungsdirectorium wird alle Jahre, drei Monate vor der Erneue— 
eggebenden Raͤthe, und alfo im Sommerfolfticium, durch die partielle 
neuen Mitgliedes erneuert. | 

ın jegt an muß man das Xlter von vierzig Jahren erreicht haben, und 
der im Wittwenftande feyn, um als Director erwählt werben zu kon— 


sritten Iahr einfhließlih anzurechnen, nachdem gegenwärtige Verfaſ. 


rt feyn wird, muß man anno entweder Mitglied einer der geſetzge⸗ 
oder Miniſter, oder Mitglied des obern Gerichtshofs, oder endlich 
beiß geweſen feyn. , 
Ermwöäbhlungsart ift für das erfte Jahr folgende: Einer der Räthe 
jebeim, und nad der abfoluten Mehrheit der Stimmen, eine Rifte 
‚ivdaten, und der andere Rath wählt, auch insgeheim und nad ber 
rheit ber Stimmen, im biefer vorgelegten Lifte, den neuen Director. 
Heibet aber unmitte‘'bar vor ber Wahl, welcher von ben beiden Rä: 
er Ganbibdaten verfertigt; diefe Operation wird exfie Jahr fünf 
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Mal wiederholt, und das Loos entſcheidet, wie die erſt Ernannten nach und nad; 
austreten. . 

74. Das zweite Mal und in ben folgenden Jahren ift die Art der Erwählung 
weitläufiiger. Erſtlich fchließt das Roos die Hälfte der Mitglieder eines jeden | 
‚Rath von der Wahl aus, und diefe ausgefchloffene Hälfte entfcheidet vorher, ob 
die vorzunehmende Wahl für dies Mat mit der größten Zuthuung des Looſes ger 
fhehen folle oder nicht. Entſcheidet fie mit Nicht; fo vertritt die*nicht ausgeſchloſ— 
fene Hälfte, auf die hier oben angezeigte Art, die Stelle ald Wahlmänner. Ent: 
fcheidet fie aber mit Ja; fo wird das Roos gezogen, um zu wilfen, welcher von 
den beiden NRäthen, jeder, wie Schon gefagt it, auf die Hälfte. herabgefegt, die 
Lifte der Gandidaten zu verfertigen bat. Nachher ernennt der auf ſolche Weife be 
flimmte Rath, nad) der abfoluten Mehrheit der Stimmen, fehs Candidaten z’ von 
diefen fechs werden drei durch das Loos ausgefprocdhen, und der andere Rath wählt 
unter den drei übrigen den neuen Director. 

‚75. Die austretenden Mitglieder des Bollziehungsdirectoriums koͤnnen eher 
nicht, als nady einem Zeitverlauf von fünf Jahren, neuerdings erwäblt werben. 
Jedoch foll derjenige, der am Ende des Jahres austreten wird, nach Verlauf eines 
Sahres wieder erwählt werden können; der, fo imızweiten Jahre austreten wird, 
kann nah Verlauf von zwei Sahren wieder erwählt werden; der, fo im dritten 
Sabre austreten wird, kann nad Verlauf von drei Jahren wieder erwählt wer: 
den; der, fo im vierten Jahre austreten wird, Fann nah Verfluß von vier Tab: 
ren wieder erwählt werben. 

76. Das VBolljichungsdirectorium forget, den Geſetzen gemäß, für die äufere 
und innere Sicherheit des Staats. Es disponirt über die bewaffnete Macht, obae 
dag in Eeinem Fall das Directorium insgefammt, nod) eines feiner Mitglieder, we: 
der während der Zeit feiner Amteverrichtungen, nod während den zwei Jahren 
. nad) Endigung derfelben, den obern Befehl darüber nehmen könne. | 

77. Das Vollziehungsdirectorium kann jeden der Käthe einladen, einen Ge 
genftand in Betrahtung zu ziehen. | 

73. Es hat den vorläufigen und nothwendigen Antrag, bie Strafen völlig zu | 
erlaffen oder zu mindern, fogar Belohnungen zu geftatten, wenn von ©eiten der 
Mitfchuldigen eines Verbrechers Entdedungen gemacht werden. 

79: Es figillirt und läßt die Gefege befannt machen; es beforgt und verfichert 
die Vollziehung derfelben. 

80. Es unternimmt und führt die Unterhandlungen mit den fremden Maͤch— 
ten; die Zractate aber, die e8 unterfchreibt oder unterfchreiben läßt, find nicht 
gültig, als nachdem fie von den gefeggebenden Räthen in einem allgemeinen Coms! 
mitte unterfuht und genehmigt worden. = | 

Die Verfügungen der geheimen Artikel werden ohne die Genchmigung ber ges 
feßgebenden Räthe vollzogen; fie Eönnen aber ten öffentlichen Artikeln nicht ſchaͤd⸗ 
lich ſeyn, noch in die Gefege der Verfaſſung eingreifen. 

8l. Das Directorium giebt alle Jahre den gefeßgebenden Raͤthen Rechnung 
über den Anwand der, einem jeden Departement angewiefenen, Gelder, außer denen,, 
fo ihm für die perfönlichen oder geheimen Ausgaben befonders anvertraut werden. 

82. Das Directorium ernennt, widerruft und fest ab die Chefs und —* 
ciere von jedem Grad der bewaffneten Macht, die Miniſter und die — 
Agenten, die Commiſſarien der National: Schagfammer, die Nationalſchultheigt 
die Präfidenten, öffentliben Ankläger und Greffiers des obern Gerihtskofs und 
Dbereinnehmer der Einkünfte der Republit. Die Unterbedienten und Unteragenti 
werden von denjenigen ernannt, von denen fie unmittelbar abbängen. 

83. Wenn das Directorium von einer, entweder die Äußere oder innere Eis 
herheit des Staats gefährdenden, angefponnenen Verſchwoͤrung benachrichtigt wird; Te 
kann dafjelbe Vorführungg: und Verhaftshefehle gegen diejenigen ergeben laffen, fo mu 
die Urheber oder die Mitfchuldigen davon zu feyn vermuthet; es Eann fie in 
hör nehmen; es ift aber, unter den wider das Verbrechen einer willtührlichen Bee) 
faffung angefesten Strafen, verbunden, diefelben in Zeit von zwei Tagen am 
Polizeibeamten zu verweifen, um den Gefegen gemäß verfahren zu werden. 

84. Es follen vier Minifter feyn: einer von den auswärtigen Gefhäften uk 
vom Kriegswefen; einer: für die Gerechtigkeitspflege und die Polizei; einer für WE 
Binanzen, den Handel, den Aderbau und die Handthierungenz einer für bie 
fenfhaften, fchönen Künfte, die Öffentlihen Gebäude, Brüden und Straßen: 
bie Spitäler, bie für_bie Armen ' ‚ten Dülfsteiftungen und, bas Betteln 
trifft; fo gehören dieſe Gegenſtaͤnd. das Fach des Juſtiz-⸗ und Polizeimi 
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Das Geſetz ——— obige Austheilung der den Miniſtern zuerkannten Attributios 
nen verändern. Es kann die Zahl der Minifter bis auf fechs anfegenz es Bann fie 
nit zu fünf abtheilen, noch unter vier herabfegen. 
85. Alle Verfügungen wegen bes gerichtlichen Verfahrens geben die Mitglies 
der der gefeggebenden Räthe beziehen fih auch auf die Mitglieder des WBollzies 
hungsdirectoriums. — 2 


Siebenter Titel, 
Obergerichtshof. 


86. Der obere Gerichtshof beſteht aus einem Richter, ſo von jedem Canton 
trnannt wird. Er wird theilweiſe erneuert durch die jährliche Wahl eines vierten 
Theils naͤmlich mit fuͤnf Mitgliedern waͤhrend drei Jahren und mit ſieben das 
vierte Jahr. ' 

87. Das Directorium ernennt ben Präfidenten unter denjenigen, welche als 
Richter ermählt worden; es ernennt auch den Öffentlichen Anktäger und ben Obers 
Gerichtsſchreiber. Es hat fo viel Suppleanten als Richters fie werden zur nämli= 
Gen Zeit wie diefe erneuert. Dieſer Gerichtshof ift der Richter von den Mitglie: 
dern der gefeggebenden Käthe und vom Vollziehungsdirectorium, wie oben gefagt 
worden. 

88. Diefer Gerichtehof richtet ohne Appellation, entweder allein, ober mit 
Beihülfe feiner Suppleanten, die Criminalſachen, welche die Tobesftrafe, oder die 
Einfperrung, ober die Deportation auf zehn Sabre oder mehr, mit fi führen. 

89. Es zernihtet auch in Givilfahen die Urtheile der niedern Gerichte, fo 
wegen nicht beobachteter Gompetenz, unterlaffenen Formen, oder einer offenbaren 
Vertheidigung des Textes vom Geſetz, ungültig jeyn würden. 

90. ‚Der obere Gerihtehof fol einftweilen feinen Sig in der nämliden Ge: 
meinde, ald die gefeggebenden Räthe und das Vollziehungsdirectorium nehmen. Seine 
Refidenz kann, durch die gefeggebenden Näthe, auf den vorher gemachten nothwene 
digen Vorfchlag des Vollgiehungsdirectoriums, verändert werden. 


Achter Titel, 


Von der bewaffneten Macht. 


9. Es foll in Friedenszeiten ein ſoldirtes Truppencorps "gehalten werben, 
welches durch freimillige Anmwerbung, und, im Kal der Noth, auf bie durch das 
Geſetz beftimmte Art formirt werden foll. 

Es foll in jedem Canton ein Corps von auserlefenen Miligen oder Nas 
tienalgarden feyn, welche allezeit beveit find, in nöthigen Källen zu marſchiren, ent: 
toeder den ‚rechtmäßigen Obrigkeiten bewaffnete Hand zu reihen, oder einen erften 
fremden Angriff zukuͤckzutreiben. | 


Neunter Titel. 
Staatsverbredhen. 


93, Sehe Anklage wegen Staatsverbrechen, Mißhandlung und Pflichtvergef: 
fenheit in feinem Amt, directen oder indirecten Kauf oder Verkauf der Stimmen, 
ſol vor den Gerichtshof vom Ort des Verbrechens, oder, wenn dieſer Ort nicht be« 
fimmt ift, vor dem Gerichtehofe des Orts, allwo der Haupt: oder erfte Ange: 
klagte feinen gewöhnlichen Wohnfis hat, gebracht werden. Diefer Gerichtshof fol 
fürderfamft, wenn es der Fall feyn wird, die Anklage unterfuchen, und wenn dem 
Aſo, die Supplcanten zufammen berufen, und mit denfilben ein peinliches Tribus 
nal in erfter Inftang formiren. J 

4. Wenn entweder durch den Verurtheilten, oder durch den Öffentlichen An: 
Higer an den obern Gerichtshof appellivt worden; fo fol diefer wie das untere 
Gericht verfahren, und das Endurtheil nicht anders, ald mit Zuzichung feiner Cup: 


planten auefprechen. 
Zehnter Titel. 


DObrigkeiten in dem Canton. 


9. Die drei erften Obrigfeiten von jedem Ganton find ber Nationalſchul⸗ 
theiß die Verwaltungskammer und das Cantonsgericht. | 
Der Nationalſchultheiß ftellt allda die Volziehungsgewalt vor. Er hat 
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zum Lieutenant den Unterfchultheiß der Gemeinde, allmo er Minen Eis bat. Er 
bat die Auffiht über alle Gewalten und Bebienfteten in der Ausübung ihrer Aem— 
ter, und ermahnt fie an ihre Pflicht. Er übermadht ihnen die Gefege, wie auch 
die Befehle vom Directorium. Er nimmt ihre Anmerkungen, Projecte und Kia: 
gen anz er ift verbunden, ſich von Zeit zu Zeit in die verfchiedenen Diftricte des 
Landes zu begeben, um allda aufzufehen. Er theilt Feine Gnaden aus, fendern er 
nimmt die Bittfhrift der Bürger an, und läßt fie den gehörigen Obrigfeiten zu— 
fommen. Er beruft die Primärverfammlung und die Wahlcorps. Er hat den Vor— 
fig bei den bürgerlichen Feftivitäten. Er hat das Recht, den Beratbfhlagungen ber 
Gerihtshöfe und der Verwaltungskammer beizumohnen; er requirirt allda die Voll⸗ 
ziehung der Gefege, ohne aber dabei feine Stimme zu geben. Er wacht für bie 
innere Sicherheit, übt dad Recht der Gefangennehmung aus, und disponirt über bie 
bewaffnete Gewalt, ohne daß er fie felbit commandiren Fann. Er erneuert bie 
Dräfidenten vom Zribunal, von ber Verwaltungsfammer und der niedern Gerichte, 
unter ben Richtern und Verwaltern, fo das Wahlcorps gewählt hat. Er ernenn: 
auch die Gerichtöfchreiber, den Öffentlichen Ankläger und die Unterſchultheiße vom 
Hauptort und ber Diftricte. Es tft das Directorium, fo ihn erwählt, abfegt, zu- 
rüdruft, in einem andern Canton anftellt, oder zu andern Stellen beruft. 

97. Das Gantonstribunal ſpricht in erfter Inftanz über Haupt» Griminal- 
fadhen, und in legter Inftang über bie andern Griminalproceffe, und über die Gi: 
vil= und Polizeifachen. 

Diefes Tribunal beſteht aus dreizehn Richtern, mit Inbegriff des Bräfi- 
benten. Das Wahlcorps erwählt fie; der Präfident erwähle feinen Lieutenant un- 
ter den Richtern. 

99. Die Richter werben von ben Wahlcorps ernannt. Es treten alle Sahre 
zwei heraus, und jedes Jahr werden fie durch die Wahlcorps der Kantone, welche 
fie erwählt haben, erfegt, ausgenommen, daß im fechften Jahre drei austreten, fo 
die Wahlcorps auf obengefagte Art erfegen. 

Die austretenden Richter Eönnen allezeit wieder erwählt werben. 

100. Sie haben für bie Vacanzzeit und im Falle einer Krankheit, ober wenn 
fie in das Gefegcorps deputirt werben, Suppleanten. 

101. Die Verwaltungsfammer iff mit der unmittelbaren Vollziehung der Ge 
fege über die Finanzen und den Handel, bie Künfte, Handthierungen, Aderbau, 
die Lebensmittel der Städte und ber Öffentlichen Strafen beauftragt; fie beftcht aus 
einem Präfidenten und vier Beifigern, fo das Wahlcorps ermwählt und welche all: 
Zahre mit einem erneuert werden. Sie fünnen zwei Mal nad einander aufs neue 
erwählt werben; nachher aber kann ein folder cher nicht, als nach einem Zeitver— 
lauf von zwei Jahren wieder gewählt werden. Sie haben für die Vacanzzeit und 
im Falle einer Krankheit, oder wenn fie in das Gefesgebungscorps deputirt wer: 
den, Guppleanten. 

102, Nebſt dieſen brei erſten Gewalten beftehen noch in bem Hauptort und in 
den Diftrfcten von jedem Canton, untere Gerichte für die Civil: und Poligeijas 
chen; diefe beftehen aus neun Mitgliedern, die das Wahlcorps ermwählt. 

Sie bleiben ſechs Jahre lang im Amte. Es tritt alle Jahre einer heraus. 
‘Der Präfident wird von dem Nationalfchultheiß aus den Beifigern ernannt. 

103. Es ift in dem Hauptort und in jedem Diftrict für die Handhabung 
der Öffentlichen Ruhe und für die WVollziehung der, fowohl von dem Schultkeif, 
ald von den Geridhtähöfen, oder von der Verwaltungsfammer ergebenden, Befeble, 
ein Unterſchultheiß, welcher in jeber Section der Stadt und in jedem Dorf einen 
Agenten, den er. ernennt, unter fich hat. 

104. Diefer Agent agirt in wichtigen Gtädten anders nicht als mit Zuzie⸗ 
hung zweier Gehülfen, die er fich felbft wählt, wenn er Befis von feinem Amte 
nimmt. 

105. Das BVollziehungsbirectorium Fann, wenn es für näthig findet, die Ge— 
richtshoͤfe und die Verwaltungslammer abfegen, und foldhe bis zu den kuͤnftigen 
Wahlen erfegen. 

Die von ihm biesfalld genommenen Schlüffe muͤſſen allezeit die Beweggränd 


‘nit fi führen. 
Neunter Titel, 


Abänderung der Verfaffung. 


106. Der Senat fchlägt diefe Abänderungen vor; bie bierüber gemachten 
Vorſchlaͤge aber werben nicht cher zu Schlüffen, als bis fie zweimal decretitt wer: 


— 
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den, wobei, zwiſchen bem erften Decret und bem zweiten,. ein Zeitraum von fünf 
Sahren vorhergehen und verftreihen muß. Seine Beichlüffe müffen nachher von 
dem Rathe der Zmweihundertvierzig verworfen oder genehmigt, und nur im letztern 
Galle ber Annahme oder Verwerfung ben Primärverfammlungen zugefchidt werden. 

107. Wenn die Primärverfammlungen diefelben annchmenz; fo bilden fie fo 
viel neue Grundgefege der Verfaffung. 


Zwölfter Titel, 
Mittel, bie Berfaffung in Thaͤtigkeit zu fegen. 


1. Art. Wenn fi in einer Gemeinde, es ſey Stadt oder Dorf, ober in ei: 
nem Santon, eine gewiffe Zahl von Bürgern befindet, welche entfchloffen find, in 
die Ausübung der mit der Kreiheit und Gleichheit verknüpften Rechte, fo fie von 
ber Natur her haben, wieder zurüdkehren wollen, follen fie durch eine Bittfchrift 
an die Obrigkeit ſich wenden, damit ihnen erlaubt werde, ſich mit den Primärverfamm: 
lungen zu vereinigen, um über die Annahme oder Verwerfung obiger Verfaffung 
zu beratbfchlagen, und ihre Wahlmänner zu ernennen.  ı 
: Wenn die Obrigfeit die Bittfchrift verwirft; fo geben bie BVittfteller eine zweite 
ein, welche, fo viel moͤglich, mit frifchen Unterfchriften verfchen feyn foll. 
2. Wenn die zweite Bittfchrift neuerdings von der Obrigkeit verworfen wird, 
oder daß mehr als drei Tage verlaufen, ohne daß darüber gefprocdhen werden; fo 
erklären fi die darin Unterfchriebenen, ald wären fie in alle urfprünglichen Gleich— 
heitsrechte von jedem gefellfchaftlihen Corps wieder ringefest. 
3. Bufolge deſſen follen fie fogleih Berufungsbriefe an die Gemeinden und 
an bie fhon beftchenden Eectionen oder Gantonsgemeinden abgehen laffen, um ſich 
zu dem Ende, wie oben gemeldet ift, in Primärverfammlungen zu bilden. 
4 Diejenigen Gemeinden, welde aus Schwahheit, Niederträchtigkeit ober 
Dummheit diefer Einladung nicht beitreten würden, follen angefehen feyn, als wäs 
ven fie durch die Gemeinden, welche der Sache der Freiheit und Gleichheit getreu . 
geblieben, oder durch die muthvollen Männer, weldye ſich zu diefem Ende abtren: 
nen würden, vorgeftellt. 
Jede Primärverfammlung, nachdem fie ihren Präftdenten, ihren Secretair und 
vier Gerutatoren wird ernannt haben, fol über die Annahme der obigen Verfaf: 
fung berathfchlagen. Nachdem fie die Verfaffung angenommen, erwählt ſie ihre 
Bahlmänner. Die Wahlmänner verfammeln fich im Hauptorte des Santond. 
Wenn das Wahlcorps einmal gebildet iſt; fo fol es die wirkliche Regierung 
zernichten. 
Alsdann ernennt es: 
1) vier Deputirte fuͤr den Senat und acht für den großen Rath. 
2) die Mitglieder der Verwaltungstammer. 

die Mitglieder des Cantonsgerichts. 
4) die Mitglieder der untern Gerichte. 

.So lange bis die gefeßgebenden Näthe und das Vollziehungsbirectorium in 
Thätigkeit fenn werben, follen die Verwaltungsfammer und das Cantonsgericht, die 
erfte die völlige Gewalt der gefesgebenden Gewalt, das andere die völlige gericht: 
lie Gewalt ausüben. 

7. Die für die gefesgebenden Räthe ernannten Deputirten vereinigen- ſich ohne 
Beitverluft in der Stadt Lucern, wenn dieſer Canton von der Zahl derjenigen iſt, 
welche fich als unabhängig erktärt haben, wo nicht: in derjenigen Stadt, oder in 
dem voikreichſten Orte des Cantons, weicher ſich am erften wird erklärt haben. 

Sobald als fie ſich in binlänglider Zahl befinden werben, um’ ben britten 

der Mitglieder auszumachen, woraus ein jeder ber gefeggebenden Räthe be: 
chen foll; fo theilen fie fi, verfaffungsmäßig, in Senat und großen Rath ein. 

8. Nachdem die beiden Raͤthe conftituirt feyn werden; jo ernennen fie das 
Volljiehungsdirectorium. 

, 9 Das Bollziehungsbirectorium ernennt, fogleih nach feiner Initallivung, 

die Minifter, ‚die Sommiffarien der National: Schaglammer, die Rationalfchul: 

heiße, die Präfidenten, öffentlichen Ankläger und Greffiers bes obern Gerichts, und 
teinnehmer der Öffentlichen Einkünfte. 


—— 
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Die Erneuerung des Krieges zwiſchen Oeſtreich und Frankteich m 
Sabre 1799 führte zur Auflöfung der kaum ind Staatslebden eingette⸗ 
tenen Berfaflung. Als der Kampf den Boden der Schweiz berührte, 
fohten Echweizer unter Deftreihs, und andere Schweizet unter Frank 
reichs Fahnen. Die helvetifiche Regierung hielt in Lucern ſich nicht mehr 
fiher, und verlegte (314. Mai 1799) ihren Sig nah Bern. Unter dem 
Schutze ber öftreihifhen Waffen verfuchten viele der vormaligen Tbng: 
feiten*) die Herfiellung der alten Ordnung der Dinge; Doch erkannte 
man bald, daß das Volk nicht nach der vorigen Unteribänigfeit ſich zu⸗ 
rückſehne. Nah Maſſena's Befiegung der Ruſſen und Teftreicher bei 
Zürih (25. und 26. Sept. 1799), behaupteten die Franzoſen in dur 
ganzen Schweiz und felbft in Graubündten, daS Uebergewiht. Im Ir 
nern dauerte der Kampf zwilchen den beiden Parteien fort, die eimar: 
der gegenfeitig von den Geichäften verbrängten, „alſo, daß feine lang: 
am Ruder blieb, und feine dem Vaterlande half **). 

Bald aber zeigte der achtzehnte Bruͤrnaire, welcher ben General 
Bonaparte als erften Gonful an die Spitze der Nepublif Frankteich 
ftellte, feine Rüdwirkung auf die Schweiz. Schon am 7. und 8. Sat, 
1800 löfeten die gefeßgebenden Räthe zu Bern das Directorium af, 
Ein Vollziehungsausichuß von fieben Perfonen, deren Widerwillen gegen 
bad neue Syſtem man fannte, ward an defjen Stelle emannt. XAldı 
eben fo willkuͤhrlich Löfete am.7. Aug. 1800 diefer Volziehungsrath die 
beiden Raͤthe auf, und berief einen neuen gefeggebenden Körper aus #3 
Perfonen zufammen. Die Regierung, aus fünf Perfonen beſtehend, 
nannte ſich Vollziehungsrath, nahm aber den Namen Directorium 
bald darauf wieder an. — Wenige Wochen vor der Anerkennung der 
helvetiſchen Republik von Deftreich im Frieden von Luͤneville (9. ehr. 
1801) erfchienen, im Januar 1801, Glaire, Rengger und Stapfer mit 
einem von ihnen ausgearbeiteten neuen Verfaffungsentwurfe in Paris, 
der aber dem gefeßgebenten Rathe Helvetiens nicht vorgelegt wor 
den war. Der erfte Gonful erklärte den Deputirten, die Schwei 
bebürfe einer eigenthümlichen, ihr anpaffenden Verfafjung. Im Anfanz: 
des Mais kehrten. Ölaire und Rengger von Parid zuruͤck, worauf ei 
neuer VBerfaffungsentwurf, der, nach der Meinung des erflın 
Conſuls den Bedürfniffen und Wünfchen der helvetifchen Nation zu ent: 
forechen fchien, der» aber weder der republifanifhen Parthei, nod di 
Anfihten der alten Ariftofraten zufagte, am 29. Mai 1801 mit einige 
Abanderungen bekannt gemacht ward. 


) Vergl. Heinr. 3ſchokke, des Schweizerlandes Geſchichte, für das Schweizer 
voll, Aarau, 1822. 8. ©. 277. 


“) 3fhokte, a. a. O. ©. 278. 


\ 


Verfaffung vom 29. Mai 1801. 137 
5) Grundzüge ber Verfafjung vom 29. Mai 1801 *). 


Erfter Titel. F oo. 


Die helvetiſche Republik ift Eins. Bern ift die Hauptſtadt Helvetiens. Ihr 
Gebiet ijt in Gantone abgetheilt. Es beftehen 17 Cantone; Bern in feiner alten 
Ausdehnung, mit Ausnahme des Waadtlande und Aargaus; Zürich in feinen al- 
ten Grenzen; Lucern, Uri, Schwyz, Untermwalden,.3Bug, eben fo; Glas 
tus, vergrößert duch; Gargand, Werdenberg u. f. w.; Appenzell, vergrößert: . 
duch Toggenburg, St. Gallen und Rheinihal; Solothurn in den altın Grene 
zen; Freiburg vergrößert durdy die ehemaligen gemeinen Voigtelen Morat und 
Schwarzenburg; Baſel vergrößert durch das Unter = Frickthal bei Sicingen ; 
Schafhaufen, vereinigt mit dem Thurgau; Aargau, vereinigt mit Baden und 
dem obern Fridthal; das Waadtland in den alten Grenzen; Graubündten, 
und die italienifhen Landvoigteien. 


Zweiter Titel. 


Es giebt eine Sentralorganifirung zur Ausübung der Nationalfouverais 
nität, und eine Gantonalorganifirung. 

Die Centralorganiſirung begreift: die allgemeine Oberpolizeiz die bes 
waffnete Macht zur innern und Aufern Befhüsung der Republik ; die-politifchen 
und diplomatiichen Verhältniffe mit dem Auslande; die einfürmige Verwaltung. ber 
bürgerlichen und peinlichen Gerichtöbarkeitz die Beſtimmung des Beitrags, welchen 
jeder Ganton an den oͤffentlichen Schatz zahlen foll; die National Regien, Salz 
werke, Poſten, Bergwerke, Zölle und Gefälle; das Münzmefen und deſſen Polizei; 
die Realements und die Polizei des Dandeld, und die allgemeinen Anftalten des öf- 
fentlihen Unterrichts. 4 
—Die befondere Organifirung jedes Cantons begreift: die Grundlage 
und die Weife der Umlegung der Grundſteuern; die Bıftimmung der Bedürfniffe 
bes Gantons, und die Mittel, denfelben durch örtliche Gontributionen adzuhelfen 
die Zuchtpolizei; die Verwaltung der Nationalgüter und Domainen, mit Inbegriff 
der Bchnten und Grundzinſe; den Gottesdienftz die Indemnitaͤten der Geiftlichen 5 
die befondern Anftalten für Erziehung und öffentlihen Unterricht, zu welchen Aus— 
gaben befonders die Einkunfte der Gantonalgüter, Zehnten und -Grundzinfe beftimme 


werden folen. 
Dritter Titel. 


Die allgemeine Drganifirung der Republik befteht aus einer Tag: 
fagung und einem Senat. 


A Zagfasgung. 

Die Zagfasung bildet fih durch die Vereinigung von NRepräfentanten jedes 
Gantonz ; 9 von Bern; 8 von Zuͤrich; 5 von Lucern; Uri, Schwyz, Unterwalben, 
Aug, jedes einen; 5 von Glarus; 6 von Appenzell; 3 von Solothurn; 4* von Frei: 
burg; 4 von Bafıl; 6 von Schafhaufen; 5 von Aargau; 7 von Waadtland; 6 ven 
Braubündten; 5 von den italicnifchen Landvoigteien. 

Die Mitglieder der Zagfagung Eönnen von ihren Gantonen indemnifirt werben. 
Eie find fünf Jahre im Amte. 

Die Zagfagung hat zur Ernennung der im Senate erledigten Stellen zu ſchrei— 
ten. Sie genehmigt die Rechnungen der Schatzkammer, und erkennt über die Kla⸗ 
gin der Cantone gegen die Ucten des Senats. 

Der Senat beruft die Tagſatzung auf das Verlangen der Mehrzahl der Gan— 
tene. Desgleihen muß er ſie berufen, wenn cin Canton gegen ihn Klage erhebt 
und vier andere Gantone die Klage unterftügen. 

In der Tagſatzung wird das Gefes debattirt und angenommen, wenn ein dur) 
den Senat ten Gantonen vorgeleater Grickesentwurf die Billigung von 12 Gantos 
nen nicht erhalten bat, und der Senat auf dem Entwurfe beharret. 

3u Anfang jeder Seffion beſtimmt der Senat deren Dauer. 


B. Senat. 


Der Senat beftcht aus zwei Landammans und 23 Räthen. Aus dem 
nämlihen Ganton Eönnen nicht mehr als drei Mitglieder genommen werben. j 


*) Vergl. Allgem. Zeit. 1801. Nr. 156. und Nr. 148, 
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Der Senat bereitet die Gefegesentwürfe, und legt fie ben Cantonen zur Ans 
nahme vor. — Er befcließt die en und Verordnungen ber allgemeinen 
Verwaltung und Polizei, — Er erklärt Krieg, fchließt Frieden, gebt Bündniffe 
ein, und ratificirt Zractate. — Er richtet die Streitigkeiten zwifchen Cantonen, — 
Er verklagt die Santonalbehörden wegen Eingriffe berfelben in die allgemeine Ber: 
faffung bei der Zagfasung. 

Er erwählt unter feinen Mitgliedern bie zwei Landammans. 
Diefe bleiben 10 Jahre im Amte; die bloßen Senatoren nur fünf Jahre. 

Die Landammand führen wechſelsweiſe, jeder ein Jahr lang, den Borfig im 
Senate. — Derjenige, welcher nicht in Activität ift, ift der Statthalter des ans 
bern, im Falle von Krankheit oder Abwefenheit. 

Der Senat erwählt Mitglieder aus feiner Mitte zu einem Eleinern Rath, 
Sie find vier an der Zahl, und der erfte Landamman führt unter ihnen den Vor: 
fit. Diefem Rathe liegt bie Vollgiehung der Gefege ob. Er bereitet 
die Entwürfe zu adminiftrativen Befchlüffen oder Reglements, welche nachher von 
dem gefammten Senate genehmiget werben. Der Rath forget für deren Vollzie— 
hung. Jedem von den vier Mitgliedern defjelben liegt ein Departement ob: Inns 
res, Gerechtigkeit, Binanzwefen, Krieg. — Alle Agenten der allgemeinen Admini: 
ftration find ihm untergeordnet, und werden von ihm ernannt; bie Präfecten aus: 
genommen. 

Der Landamman im Amte erhält eine Indemnität von 50,000 franz. Liorts; 
" der zweite Landamman und die vier Käthe erhalten eine von 10,000. Der Landam: 
man im Amte ernennt die Cantonspräfecten; ber Eleine Rath ruft fie ab. — Dur 
Landamman hat die auswärtigen. Gefchäfte zu führen. Unter ihm fteht ein Staate 
fecretair, dem das Departement und die Correſpondenz obliegen. Er ernennt und 
erwählt ihn außerhalb des Senats. — Er ernennt die diplomatiſchen Agenten. 

Der Senat kann ſich vertagen, aber nicht länger als auf ſechs Monat. 
Während der Vertagung ift der Eleine Rath Inhaber der gam 

zen vollziehenden Gewalt, mit Ausnahme der Gefegesentwürfe. 

Diefe Bertagung kann weder ſechs Wochen vor der Zufammenkunft der Tag 
fagung , nod) in den erften ſechs Wochen mad) diefer Zufammenkunft Statt haben. 

Der Senat Fann von dem Eleinen Rath Rechenſchaft über feine Amtsführung 
während ber Vertagung verlangen. Er kann ihnen Inftructionen geben. 

Die bloßen Senatsglieder empfangen Indemnitäten vom öffentlihen Schag; fr 
koͤnnen 6000 franz. Livres nicht überfchreiten. 


Vierter Titel, 


Gantonalorganifirung. 


In jedem Canton ift ein vom Landamman ernannter BPräfect, dem die Boll 
ziehung ber allgemeinen Gefege der Republil, und bie obere Polizei oblicgt. 
Jeder Santon hat feine befondere, abminiftrative Organifirung, mit der oben 
beftimmten Competenz; fie werden nad) den oͤrtlichen Gonvenienzen eingerichtet 
werden. 
Die , Adminiftration erörtert die ihr vom Senate vorgelegten Gefegesentwärft, 
genehmigt oder verwirft fie, und fchiet dem Genate ihr Votum zu. 


Sünfter Titel. 


Es wird auf folgende Weife zur Santonalorganifirung gefchritten. 
- Sm Verfolge einer Proclamation der gegenwärtigen Regierung laben bie Ber: 
waltungsfammern jedes Cantons bie Municipalitäten ein, auf einen be ten 
Zag eines ihrer Mitglieder nach dem Hauptorte ihrer Diftricte zu fenden.\ Dielt 
vereinigten Deputirten bilden eine Kammer, welcher dbliegt, einen Diſtrict eprös 
fentanten nach der relativen Mehrzahl zu ernennen. Die Repräfentanten begeben 
fih in den Hauptort des Gantons, mit der Vollmacht, einen Organijirungsplan 
zur Verwaltung des Gantons zu bebattiren, und zu genehmigen. Die Cantonab 
tagfagung, auf diefe Weife gebildet, befchlieft eine Verwaltungsweife für den Can— 
ton, beftimmt bie Beichaffenheit der Behörden, ihre Kompetenz, ihre Verhaͤltniſſe 
unter einander, bie Zahl und die Indemnitaͤten der Beamten, endlich die Weil: 
der Wahl der Gantonsrepräfentanten bei der helvetifhen Tagſatzung. j 
Auch) hat die Gantonaltagfagung bie Gantonsrepräfentanten-zur erſten helocti⸗ 
hen Zagfagung zu ernennen. Sodann wird fie dazu fchreiten, die Mitglieder der 
von ihr eingefegten Behörde zu ernennen; biefe Behörden Eönnen aber nicht ehrt 
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thätig feyn, als wenn der Plan der Gäntonalorganifirung der helvetifchen Tag— 
fagung vorgelegt, und in ihre Regiſter eingerückt feyn wird. 
Inzwiichen werden die gegenwärtigen Behörden in ihren Verrichtungen Forts 
fahren, bis re die befagte Einregiftrirung gebührend angedeutet worden ift. Von 
biefem Augenblide an, ift der Plan der Gantonalorganijirung unter Garantie der 
Republik, ohne deren Einwilligung nichts daran verändert werben kann. 
Auf den erflen des nädftlünftigen Monats September muß die Arbeit jeder 
Gantonaltagfasung vollendet feyn. ‚ 


Verfügungen zur Einführung der Verfaffung. 


Auf den 22. September werden bie Repräfentanten aller Gantone, in der Zahl 
und auf die Weife, wie oben beftimmt ward, erwählt, zu Bern eingetroffen fenn, 
und die Tagſatzung wird ihre Sigungen eröffnen. — Nachdem die gebräuchlichen 
‚Formen erfüllt feyn werden, wird ihr die Verfaffung vorgelegt, und von ihr ges 
nehmigt werden. Hierauf wird fie fogleich zur Ernennung der Mitglieder des Se— 
nats ſchreiten. — Diefe werden ſich binnen zehn Tagen vereinigen, und fofort zur 
—— der zwei Landammans und der vier Mitglieder des kleinen Rathes 

eiten. 

Sobald die verfaſſungsmaͤßigen Behoͤrden eingeſetzt ſind, werden fie die Tag— 
ſatzung davon benachrichtigen, worauf dieſe ſogleich aufgeloͤſet ſeyn wird. Die naͤm⸗ 
liche Form werben fie bei der proviſoriſchen Regierung beobachten, deren Vollmach— 
ten Sofort aufhören werben. - Bis dahin werben biefe Behörden in ihren refpectiven 
Verrichtungen' fortfahren. ie werden noch befondern Auftrag haben, alle zur 
Einführung der gegenwärtigen Berfaffung erforderlichen organifhen Gelege zu ma— 
den, wie aud alle Maafregeln zu treffen, um die Dindernifje zu befeitigen, auf . 
welche fie ftoßen möchten. 

Die erfte Tagſatzung wird ſich mit Feinen andern Gegenftänden, als ben oben 
beftimmten, abgeben. Sie wird fih am 1. San. 1802 wieder verjammeln. Ihre 

‚Mitglieder werden aledann nad) der Weife erwäglt worden feyn, welche jede Can—⸗ 
tonsbehörde vorgefchrieben haben wird. 


Sechſter Titel, 


Niemand kann zu den National:, oder Eantonalverrichfungen ernennen, ober 
ernannt werden, wofern er nicht 
1) feit fünf Sahren Einwohner Helvetiens iſt; es wäre denn, daß eine compes 
tente höhere, oder Gantonalbehörde ihn losfpräche} 
2) wofern er-niht Eigenthum in Helvetien befigt, ober ein unabhängiges Ge: 
werbe treibt; 
8) wofern: er nicht eine Gontribution zahlt, deren Quantum jeber Canton 


beſtimmt. 


So umwillkommen Vielen dieſe neue Verfaſſung war; jo war doch 
die darin beſtimmte neue Eintheilung des Landes den Meiſten noch an: 
tößiger. Thurgau wollte nicht zu Schafhaufenz Appenzell erklärte ſich 
jegen die Vereinigung mit St. Gallen; im Aargau fuchten die Berner 
a8 Landvolk zu Bittfchriften, um Wiedervereinigung mit dem Mutters 
anton zu bereden; auch hatte die Gemeindefammer bon Bern feierlich 
jegen die Abreigung des Aargaus und des Waadtlandes proteflirt. Doc) 
vard nichts geändert. | | 

Sm Monat Auguft wurden die Gantond sZagfasungen gehalten ; 
ur in Uri und Schwyz waren die Verfammlungen nicht verfafjungs: 
naͤßig. Man verweigerte, den Wahleid zu leiften, „weil man ſich da 
urch ſchon zum Voraus an eine Verfaſſung binden wirbe, bie m’ 
em Wohlſtande des Gantons Leicht unverträglich feyn koͤnnte.“ Ma 
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wählte aber Repräfentanten, und Schwyz namentlich ‘den rüftigen Ver— 
theidiger des alten Syftems, den Aloys Reding. Dean ftand An— 
fangs in Bern an, ihm und andern Gemwählten den Zutritt in die all- 
gemeine Tagfakung zu geftatten; fie wurden aber angenommen, weil 
man Einigkeit und gegenfeitiges Zutrauen bewirken wollte, 


Am 7. Sept. 1801 ward die allgemeine Tagfakung in Bern eröff: 
net. Die demofrätifche Partei bildete die Mehrheit in diefer Verſamm— 
lung; Kuhn ward zum Präfidenten, Uſteri zum PVicepräjidenten ges 
waͤhlt; beides Männer, die man als Republifaner Fannte. Diefer Mehr: 
heit gegenüber fland eine Minderzahl von etwa zwanzig Mitgliedeın, an 
deren Spitze Aloys Reding trat. 


Der erſte Conſul hatte darauf gerechnet, daß die von ihm mitge- 
theilte Verfaffung entweder unverändert angenommen, oder doch nur im 
Einverftändniffe mit ihm abgeändert werden würde. Man verbarg da— 
her in Paris fein Befremden nicht, als! die Zagfakung, die blos ein 
Schattenbild feyn follte, mit der Feſtigkeit einer verfaffungsmäßigen Ver— 
fammlung zu handeln begann; befonders fah man in Paris ungern, daß 
die Veränderungen, welche der Verfaflungsentwurf erfuhr — an deffen 
Spitze man die Integrität des helvetifchen Bundes ftellte, 
während man in Paris an die Losreißung des MWalliferlandes dachte, — 
zunachft dahin gingen, dem jährlich regelmäßig zufammentretenden Tags 
fagungen die Rechte der National» Stellvertretung zu übertragen, waͤh— 
rend jener Entwurf ihre Verfammlung von der Gentralregierung abhän= 
gig machte.. 

Der franzöfifhe Gefandte Verninac dußerte ziemlich unverholen, 
feine Regierung werde Feine andere Berfaffung, als die von Paris ges 
fandte, bewilligen, und die Beichlüffe der Tagſatzung nicht anerfennen. 
Eben fo zeigte der General Montchoify Vorliebe für die Abfonderung 
der Cantone, und außerte Zweifel über das Fortbeftehen einer Gentralres 
‚gierung. Auf feine Billigung vorzüglich geflüst, verließen Reding, 
Müller und von Flüe (7. Oct.) die Tagfagung, „weil Grundfäge an— 
genommen würden, die dem Wunſche ihres Volkes widerfprechen," und 
reifeten in ihre Gantone zurüd. Am 17. Octbr. folgten dieſem Beis 
‚fpiele die 13 Deputirten von Lucern, Freiburg, Solothurn, Appenzell, 
Graubündten und Teſſin, und fündigten an, daß fie an den fernern 
Verhandlungen der Zagfakung Feinen weitern Antheil nahmen. Allein 
die. zurüdgebliebenen Mitglieder der Zagfagung ließen fih dadurch in 
der Beendigung der Verfaffung nicht abhalten. Der Entwurf derfelben 
ward am 24. Dct. 1801 von der anweſenden Mehrheit der Tagſatzung 
angenommen, wobei man auf den Austritt jener 16, und auf den Wis 
derfpruch von 13 Deputirten weiter Feine Rüdficht nahm. 
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4) Berfaffung der helvetifhen Republit vom 24. 
Dctober 1801. | | 


"Die allgemeine helvetifche Tagſatzung, durch die Gefrge vom 18. Heumonat 
1801 und 2. Herbfimonat aleihes Sahres, in der Gemeinde Bern zufammen berus 
fin, erflärt folgende Verfaſſung als die Verfaffung der helvetiſchen Nation. 


Erfter Abſchnitt. 
Gebietseintheilung. 


F. 1. Die belvetiihe Republik bildet nur einen Staat, deſſen Integrität durch 
bie Verfaſſung gefichert wird. Es giebt nur ein helvstifches Staatebürgerrecht, und, 
feine politiſchen Santonsbürgerredhte. e 

$. 2. Das Gebiet der helverifhen Republik ift in Cantone eingetheilt. 

Diefe find: 

1) Bern, in der Grenzbeftimmung, nad welder die erfte Gantonstagfagung, 
durchs Gefes vom 26. Brachmonat 1801 zufammen berufen worden; 


2) Züri, cbenfo; 13) Schafhauſen, wie es fih vor dem 
3) Rucern, ebenfo5 Geſetze vom 26. Bracdymonat 1801 
4) Uri, ebenfo; “ befunden ; 

5) Schwyz, ebenfo; 14) Thurgau, ebenfo; 

6) Unterwalden, ebenſo; 15) Aargau in der Grenzbeftimmung, nach 
7) Zug, ebenfo; welcher die erfte Cantonstagſatzung 
8) Glarus, ebenfo; verſammelt worden; 
9) Appenzell, ebenſo; 16) Waadt, cbenfo; 

10) Solothurn, ebenſoz 17) Rhätien, ebenfo; 

11) Freiburg, ebenfo; 18) Zefjin, ebenfo; 

12) Bafel, ebenfo ; 19) Wallis, ebenfo; 


$. 3. Das Geſetz kann überhaupt die Eintheilung verbejfern. 
Zweiter Abſchnitt. 
Kirchenmwefen. 


8. 4, Die Religionsübung des römifch: Fatholifchen und evangeliſch-reformir⸗ 
ten Glaubensbefenntnifes, fammt den Kirchengütern, ftehen unter dem befondern 
Schutze des Staats, Die geiftlihen Güter überhaupt koͤnnen zu feiner andern Be 
ſtimmung, als zu religiöfen und fittlihen Bildungsanftalten, verwendet werben. 

Die Santone forgen für den Unterhalt der Religionslchrer. 

$.5. Die allgemeine Verfügung über das Kirchenwefen kommt ber gemeinfas . 
men Regierung / die befondere Anwendung berfelben aber den Eantonshehörben zu; 
inſoweit nämlich beides von der weltlichen Gewalt abhängt. 

$. 6, Keine Religionspartei, deren Iwede der Sittlichkeit und öffentlichen 
Ordnung nicht zuwider laufen, ift von ihrer Religionsübung ausgefchloffen. 


Dritter Abſchnitt. 
Attribute der gemeinfamen: und Gantonalorganifation. 


$. 7. Es foll eine gemeinfame Organifation der Republik, für die Ausübung 
der Souverainität, welche bei der Gefammtheit des helvetiichen Volkes ftcht, und 
eine Santonalorganifation feyn. ; 

. Die gemeinfame DOrganifation umfaßt: bie allgemeine Verfü: 
gung über das Kirchenweſen, infofern es von der weltlichen Gewalt abhängt. 

. Das allgemeine höhere Polizeimwefen. a 

Pr; 10. Die bewaffnete Macht für die innere und dußere Sicherheit der Re⸗ 

publik, | 
$. 11. Die politifchen und biplomatifchen Verhältniffe mit dem Auslande. 
$. 12. Die gefestihe Beftimmung des jährliden Beitrags, den jeder Canton 
zu den GStaatebedürfniffen zu liefern hat. 

3, 13. Das Eigenthum und die gefegliche Verfügung über die Staatsfchulds 
Zitel-Rationalgüter und Domainen, unter Vorbehalt der darauf haftenden Ver: 
pflihtungen. 

$. 14. Die Nationalverwaltungen, wie Salz, Poften, Bergwerke, Pulver, 
Stempelgebuͤhren / Kaufhäufer und Zöle. 
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5. 15. Die Berfertigung und Polizei der Münzen. 

8. 16, ‚Die Ordnung und allgemeine Polizei für den Handel. Die Unterhals 
tung der Heerſtraßen und der auf denſelben befindliben Brüden, kommt dem 
eg zu, welcher alle betreffende Weggelder und. Brüdenzölle zu bezichen ha 
en foll. s 


$. 17. Die bürgerlichen höhern und öffentlicdyen Unterrichtsanftalten, und die 


gefeglihen Vorfchriften über die befondern Erzichungsanftalten der Kantone. 

d. 18. Die Ertheilung des helvetifhen Buͤrgerrechts, nad) den durch das Ge— 
feg vorgefchrichenen Bedingungen. 

$. 19. Die Ausgaben, welche aus diefen Attributen der gemeinfaämen Organi: 
fation berfließen, find allgemeine Staatsausgaben. 

i . Die befondere Organifation jedes Gantons begreift: die 

Vertheilung und Erhebung der Abgaben. " | 

$. 21. Die Feftfesung der Beduͤrfniſſe jedes Cantons und der Mittel, biefl 
ben durch Anlagen zu befriedigen. ” 

d. 22. Die niedere und Ortspolizei. 

$. 235. Die befondere Auffichte über das Kirchenweſen und die Beſoldung ber 
Geiftlihen, fo wie aud die Befegung der Pfarrftellen, inſofern alles diefes der 
weltlichen Gewalt und dem Staate zukommt. 

Die befonderen Unterrichts: und Erziehungsanftalten, welde bie Cantonebe 
börden dem Gefeg gemäß leiten. Die Aufjiht über Kirchen-, Schul-, Gemeinde: 
und Armengüter, und das Öffentliche Unterjlügungswefen. 

$. 24, Die unverzüglihe Liquidation der großen Zehnten, welche unter nad; 
folgenden Bedingungen und allgemeinen Grundfägen losgefauft werden follen: 

1) der Zchnten foll um den Werth des dreizchnfachen, reinen, mittlern Jahres 
ertrags, losgekauft werden. Der mittlere Ertrag. und Marktpreis des Jahre 
1776, bis und mit 1790 foll biefür zum Maafftabe dienen; 

2) die Particularen, Gemeinheiten, geiſtliche und wohlthätige Stiftungen oder 
Sorporationen, weldye große Zehnten befigen, follen mit dem zwanzigfaden 

Werth des reinen mittleren Jahresertrages, nad dem jo eben aufgeftellten 

Maaßſtabe berechnet, entfchädigt werben; 

8) der Staat erläßt zu bdiefem Ende feine Anſprache auf die Loskauffumme der 
ihm unmittelbar zuftehenden Zehnten zu Gunften der Gefammtheit der zehnt: 
pflichtigen Güterbefiger; . 

4) Seder Canton foll, nach Beendigung feiner Liquidation, bie Rechnung barl: 
ber der gemeinfamen Regierung einfenden. Zugleih müffen diejenigen Can 
tone, bie wegen ber erlaffenen Staatsanſprachen, nad Befriedigung ber in 
ihrem Ganton zu entfchädigenden Zehntgläubiger, einen Ueberfchuß haben 


werden, bdiefen Ueberfchuß der gemeinfamen Regierung abliefern, welde da | 


mit die Entfhädigung der Zehntgläubiger derjenigen Cantone ergänzen wird, 
* ent wegen Mangel an unmittelbaren Staatszehnten, nicht 
inreicht. 

5) Wenn nad) diefer Ergänzung ein Reſt übrig bleiben follte; fo wird bie ge 
meinfame Regierung denfelben denjenigen Gantonen, welche Ueberſchuß abge 


liefert haben, in dem Verhaͤltniß diefes abgelieferten Ueberfchuffes, als Eigen 


thum des Cantons, wiederum zurüdgeben. Sollte hingegen der eingelicfertt 
Ueberfhuß zu diefee Ergänzung nicht hinreihenz; fo wird das Mangelnde, 
nah obigem Verhältniffe, auf Anordnung der gemeinfamen Regierung, bur 
er AR Gantone, von den zehntpflichtigen Gütern erhoben und ab 
geliefert; — 

der Loskauf ſoll nach ganzen Zehntbezirken, oder wo dieſe Eintheilung nicht 
vorhanden iſt, nach Gemeindebezirken geſchehen. Bis zur baaren Bezahlung 
der Loskauffumme werden für jeden ſolchen Bezirk gleichfoͤrmige Schuldſcheint 
gerichtlich ausgefertigt. Die zehntpflihtigen Grundflüde find für bie Lot 
tauffumme, welche zu vier vom Hundert verzinsbar ift, mit Priorität unter: 
pfändlich verhaftet. Zu Einziehung und Entrichtung der Zinfen full eın 9% 
meinfcyaftlicher Träger beftimmt werden. Das Gapital der Loskaufſumme 
fann nur von dem Schuldner, nie aber von dem Gläubiger aufgefünder wir 
den, fo lange der Bing gehörig bezahlt wird. , 
Der Staat tritt ferner die bisherigen unmittelbaren Etaatsgrundzinft 
den Gantonen, ‘worin fie gelegen find, eigenthümlid ab. Mit dem Bebding: dab 
alle Grundzinfen überhaupt, nad dem Gefes vom 81. Senner 1801, tostäuflid) 
bleiben follenz daß ferner die Befoldungen der Geiftlichen und die Unkoften für Gr: 
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ziehungs- und, Unterrichteanftalten, welche chemals dem Staate 'oblagen, von bei 
betreffenden Gantonen übernommen, und hinreichend beftritten werden. Jedoch ift 
für diefen Unterhalt aus dem Ertrag der Domainen beizufesen, was die ehemalis 
gen Regierungen ' aus ihren Aemtern und Schaffnereien jährlih mehr abrichteten, 
als der gefeglihe Werth der an die Cantone abgetretenen Staatsgrundzinſe; fer— 
ner ber Ertrag des Loskaufs Pfarreien zuftehender Zehnten, und endlich was der 
allfaͤlige Reſt beträgt, welcher zufolge Art. 5. %. 24. nad) vollendeter Zehntliquida— 
tion den Cantenen eigenthuͤmlich zurüdfallen fell; infofern naͤmlich diefe Gegen: 
fände zu Beftreitung jener Unkoften, auf dem Fuß, wie fie vor dem Sahre 1798 
beftanden haben, erweistih nicht hinreichen würben. ' 
Kein Theil des helvetifchen Bodens kann mit einer übrigen unablöslis. 

hen Abgabe befchwert, und Fein Liegendes Gut unveräußerlich- erftärt werden. 

$. 27. Die Ausgaben, welche aus obigen Attributen ber Gantonalorganifation - 
herfließen, ſind Gantonalausgaben. 


Vierter Abſchnitt. 
Gemeinſame Regierung. 
5: 28. Die gemeinſame Organiſation der Republik ift aus einer Tagſatzung 


und einem Senate zufammengefegt, welche in den verfaffungsmäßigen Formen ges 
wählt feyn werben. 


Tagfagung. 


8. 29. Die Tagſatzung beſteht aus ben vereinigten Stellvertretern der ganzen 
Nation, welche in den Gantonen, nad eines jeden Wahlform, und in nachftchene 
er Verhältniffe gewählt werden. 

ern 
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zufammen „ 81 

$. 80. Das Geſetz wird bie Zahl der Stellvertreter, bie in jedem Canton zur 
gemeinen Zagfagung gewählt werben follen, nah dem Maafftabe der Bevölkes 
n berichtigen; doch fo, daß jeder Canton wenigftens ein Mitglied zu wäh: 
en bat. 

$. 31. Die Mitglieder der Tagſatzung follen durch die Cantone, die fie ges 
vaͤhlt haben, entfhädigt werden. 

$, 32. Sie, bleiben fünf Jahre im Amte. 

$. 383. Die Tagſatzung verfammelt fih alljährlich auf den 1. Brachmonatz 
hefe ordentliche Verſammlung kann nicht länger, als zwei Monate dauern. 
; Der Senat kann die Tagſatzung außerordentlich zufarımenberufen ober 
erlängern; er beftimmt in bdiefem Falle die Dauer ihrer Verfammlung bei ihrem 
Jufammentritt. j 

$. 85. Der Senat ift verpflichtet, die Tagfagung zufammen zu rufen, fo oft 
& die Mehrheit der Cantone fordert; eine folche außerordentliche Verfammlung 
ann nicht länger als zwei Monate dauern. 

$. 36.° Die Tagfagung wählt die Mitglieder des Senats. 

$: 37. Sie unterfuht, genehmigt, oder verwirft die Staatöredhnung, bie, 
iachher im Drude bekannt gemacht werden fol. . 

$. 338. Sie entfcheidet über, Klagen, welche gegen gefegwibrige Verfügungen 
is Senats geführt werden, und hebt dergleichen Verfügungen auf. ” “ 

$. 39. - Der Tagſatzung koͤmmt, auf den Vorfchlag des Senates, die Beras 
bung und Annahme der Gefege zu. 

6. 40. Sie erklärt auf den Vorſchlag des Senates, den Krieg, beftätigt Fries 
ensfhlüffe, Bündniffe und Staatsverträge. | 

8. 41. Sie bewilligt alljährlich die nöthigen Gelbfummen für die allgemeinen 
köürfniffe. j ‘ 
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$. 42. Die ftehenden Truppen ber Republik Eönnen ohne ihre Einwilligung 
nicht vermehrt werden. 
Senat. 


$. 43. Der Senat beftcht aus zwei Landammännern und acht und zwanzit 
Näthen. Jeder Ganton fol wenigftens ein Mitglied im Senat haben; die übrt: 
gen werben fo gewählt, daß Eeinem Ganton mehr als drei Mitglieder, und benen, 
. nie über vierzig Zaufend Stelen enthalten, nicht mehr als ein Mitglied zu 
omme. 

8. 44. Der Senat entwirft die Gefegvorfchläge und legt fie, nebſt den dark: 
ber cingehohlten Bemerkungen der Santone, der Zagfagung zur Annahme vor. 

$. 45. Er beichließt, nach den Gefegen, alle Maaßregeln und Verordnungen, 
welche die Verwaltung und die afgemeine Polizei betreffen. 

46. Er hat die Vorberathung über Kriegserklaͤrungen, Friedensſchluͤſe, 
Biündniffe und Gtaatsverträge. 

$. 47. Er entjcheidet in Streitfahen, die fi) zwiſchen den Kantonen erhe⸗ 
ben Tönnten. 

d. 43. Er zeigt der Tagſatzung die Gantonalbchörden an, welche ſich Eingrifi 
in die gemeinfame Verfaſſung oder die Gantonalorganitation. zu Schulden kommen 
lajjen, nachdem vorläufig die allenfalls noͤthigen Maafregeln zu Handhabung der 
ſelben getroffen find. 

.49. Er wählt aus feiner Mitte die beiden Sandammänner. Die Dautr 
ihrer Stelle ift fchs Jahre. 

$. 50. Die Mitglivder des Senats bleiben ſechs Iahre im Amte, und tretes 
zum Drittheile alle zwei Jahre aus. 

$. 51. Die SLandammänner führen wechfelöweife den Vorfig im Genat, wi} 
rend dem Jahre, wo fie nicht im Amte find. 
| $. 52. Der Landamman, der nit im Amte ift, vertritt die Stelle dis an 
dern in Fällen von Krankheit oder Abwefenpeit. 

$. 53. Der Senat ernennt aus feiner Mitte einen Fleinen Rath von mM 
ae die fechs Jahre im Amte find. Der Landamman im Amte it ihr Ber 
iger. 
$. 54. Diefer Rath ift mit der eigentlichen Vollziehung der Gefege beauftra!. 
$. 55. Er entwirft die Verwaltungsbefchlüffe oder Verordnungen, welde ir 
nad) durch den gefammten Senat angenommen werden. 

8. 56. Er beforgt ihre Vollzichung- 

$. 57. Jedes der vier Mitglieder diefes Raths ift mit einem der nadhfelse 
ben Rigierungsfäder beauftragt: innere Angelegenheiten, Rechtspflege, au 
und Kriegswelen. 

$. 53, Alle Beamteten der allgemeinen Verwaltung find ihm untergeordn 
und werden von ihm ernannt. | 

$, 59: Er wählt aus einem fünffahen Vorfchlag der großen und contr 
renden Santonsbehörde die Statthalter der Gantone, und ruft fie von ihrertelt 

$. 60. Der Landamman, welcher im Amte ift, bezieht einen Gehalt von fi 
zehn Zaufend Franken. = 

$. 61. Der Landamman außer Amt und die vier Glieder bes Kleinen Re 
bezieben einen Gehalt vom ſechs Zaufend Franken. . 

$. 62. Dem Landamman, der im Amte ift, kommt die Leitung der aus“ 
tigen Angelegenheiten zus; er hat unter fih einen Staatsſecretair, der mit di) 
Regierungsfahe und mit der Correſpondenz beauftragt ift. 

$. Er ernennt denfelben, und wählt ibn außer dem Genat. 

$. 64. Ueber bie in diefen zwei legten Artikeln enthaltenen Gegenftände '4 
ber Landamman, der nicht im Amte ift, eine berathfchlagende Stimme. 

$. 65. Die übrigen Mitglieder des Senats bezichen eine Entſchaͤdigung 


vier Zaufend Franken. g 
Fünfter Abſchnitt. 


— Cantonalorganifation. 


$. 66. In jebem Ganton ift ein Statthalter, der vom Eleinen Rath auf 
vorgeihrichene Weife gewählt wird. - Er ift mit der eigentlihen Vollziehung 
mit der allgemeinen hoͤhern Polizei im Canton beauftragt. Er bat den Zutritt 
ber Verwaltungsbchörde des Gantons, und bie befondere Pflicht, über bie Beob 
tung ber allgemeinen Gefege und Verordnungen der Republik zu wachen. | 
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$. 67. Jeder Canton hat feine beſondere Verwaltungsorganiſation mit den 
oben beftimmten Attributen; biefelbe wird den oͤrtlichen Erforderniffen angepaßt ſeyn. 

$. 68. Die Verwaltung der Nationalgüter und Domainen, nach den Geſetzen 
und Verordnungen ; die Berathung und Feftfegung ber in den Gantonen befonders 
nothwendigen Vollziehungsmaaßregeln der Gefege; die Aufficht und Gontrole über 
ihre Vollziehung, und das erſte Repreſſionsrecht gegen die mit derfelben beauftrag: 
ten Santonalbeamteten, wenn fie dieſe Vollziehung unterlaffen, find ber oberften 
Verwaltungsbehörbe jebes Cantons, gemeinfchaftlich mit dem Regierungsftatthalter, 


aufgetragen. 

’s 69 Die oberfte Verwaltungsbehörde jedes Cantons entfcheidet ferner in 
fireitigen Adminiftrationsfällen, und — gemeinſchaftlich mit dem Regierungsſtatt⸗ 
halter und unter Vorbehalt der allf 
gierung, über Gegenftände, die in den Attributen diefer legtern liegen; hingegen 
aber unabhängig für fih, in Ruͤckſicht ſolcher Gegenftände, die in den. Attributen 
der Santonalorganifation begriffen find. 

$. 70. In allen übrigen Fächern der befondern Gantonsverwaltung. hat bie 
Verwaltungsbehoͤrde allein zu verfügen. 

$. 71. Wenn die befondere Vermwaltungsorganifation eines Canton von der 
allgemeinen Zagfagung durchgeſehen worden, und nichts darin enthalten ift, das 
der Freiheit und politifchen Rechtögleichheit der Bürger, ober der gemeinfamen 
Berfaffung entgegen ſteht; fo fol fie durch Einregiftrirung in die Protocolle der 


Zagfagung fanctionirt, und fo unter die Gewährleiftung der Nation genommen - 


werden, daß ohne die Zuftimmung des Senats und ber Zagfjagung nichts daran 
verändert werden kann. 


Sechſter Abſchnitt. 
Gerichtsweſen. 


$. 72. Das Juſtizweſen gehört in allem zu der gemeinſamen Organiſation 
der Republik, was nicht ausdrüclich ben Cantonen übertragen wirb. 

$. 73. Es giebt Friedensgerichte in den Cantonen, deren Verrichtungen und 
Gompetenzen das Gefeg beftimmen wird. 

$. 74. Es giebt Gerichte erfter Inſtanz; ihre Verrichtungen und Competens 
zen wird gleichfalls das Gefeg beflimmen. : 

$. 75. In jedem Ganton ift ein Appellationsgericht, weldyes in ftreitigen Gi- 
erg — abſpricht, deren Gegenſtand die Summe von drei Tauſend Franken 
nicht uͤberſteigt. 

$. 76. Die Drganifation ber bemeldten drei Gerichtöftellen, nach ben drtli- 
den Bedürfniffen, fo wie die Beftimmung der Zahl der. Friedensgerichte und Ge: 
richte erfter Inftang, der Wahlart, der Entfhädniffe und des Tarifs über, die Ge: 
bühren und Sporteln, bleibt den Gantonen überlaffen. 

$. 77. Die Friedensrichter und die Glieder der Gerichte erfter und ziveiter 
Inſtanz follen durch die Gantonsbehörden ernannt werben. 

$. 78. Es ift ein oberfter Gerichtshof, welcher bürgerliche Streitfachen, des 
ven Werth die Summe von drei Tauſend Franken uͤberſteigt, als höchftes Appellas 
tionsgericht endlich beurtheilt. Er ift das Caffationsgericht über geringere Crimi— 
nalfälle, und urtheilt endlich über höhere peinliche Gegenftände, bis nach Einfüh: 
zung einer andern Prozeßform duch die geſchwornen Gerichte. 

8. 79. Er beurtheilt nach den gefeglichen Formen bie Glieder der Zagfagung 
und des Senates. 

$. 80. Die Tagſatzung verweifet die Gantonsbehörbe, welche ihr vom Senat, 
zufoige Art. 48. der Berfaffung, angezeigt worden, zur DBeurtheilung an den ober: 
ften Gerichtshof, wenn fie erkannt hat, daß Anklage Plag finde. 

$. 81. So oft der Staat in einem Civilrechtshandel fteht, Tann jede der bei: 
den Partheien die Appellation bis vor den oberften Gerichtshof ziehen. 

$. 82, Die vollziehende Gewalt zeigt ihm die Richter und Gevichtöftellen zur 
Beurtheilung an, welche ihren gefeglichen Pflichten nicht Genüge leiſten. ü 

$. 88, Der oberfte Gerichtshof befteht aus eilf Mitgliedern, welche der Senat 
aus einem dreifachen Vorſchlag der Tagſatzung wählt. 

$. 84. Nah dem erften Jenner 1810 follen die gerichtlichen Stellen ftufen- 
weife befegt werden; fo, daß Niemand eine folde in einer obern Gerichtöftelle ers 
halten kann, wenn er nicht vorher wenigftens zwei Iahre lang eine untere Gerichts: 
ee hat, oder fonft in einem höhern öffentlichen Amte geftanden ift. 
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„28. 85. Das Geſetz kann für die peinliche Rechtspflege bie geſchwornen Ge: 
richte einführen. Indefjen bleibt dir bisherige Beurtheilungsweife. 

$. 86. Die Sisungen ber Gerichte find öffentlich; doch koͤnnen fie die Urtheile 
bei gefchloffener Thuͤre berathen. 

$. 87. Niemand kann ohne einen fchriftlichen Befehl, von welchem ihm eine 
Abſchrift übergeben werden muß, in Verhaft gefest werden. Damit ein folder Ber: 
‚haftbefehl vollzogen werben dürfe, muß er: 

. 1) die Urſache der Verhaftnehmung und das Gefeg, kraft deffen fie verordnet 
wird, anzeigen 5 

- 2) — einem Beamteten herruͤhren, ben das Geſetz ausdruͤcklich hiezu bevoll⸗ 
maͤchtigt. 

Dieſe Foͤrmlichkeiten werden jedoch nicht erfordert, wenn Jemand auf friſcher 
That ergriffen wird; ein ſolcher muß aber dem Polizeibeamten vorgeführt werben, 
bevor er- in. eigentlichen. Verhaft gebracht wird. 

$. 88. Der Beamte, welder die Verhaftnehmung vollziehen läßt, ift gehal 
ten, dem competirlichen Richter in zwei Mal vier und zwanzig Stunden, vom Xu: 
genblicte der Verhaftnehmung an, darüber einzuberichten; auch fol der Verhaftete 
gleich nad) feiner Verhaftung abgehört werden, bei Strafe ber Verantwortlihkit 
wegen willführlicher Verhaftung. 

$. 89. Die Ausübung der richterlichen Gewalt ift unabhängig und abgefon- 
dert von der gefeggebenden und vollzichenden. Die Richter können nur nad dem 
Gefege verantwortli gemacht werben. Ä 

$. 90. Der gemeinfamen Regierung ift die Einrichtung eines allgemeinen bür: 
gerlichen und peinlichen Geſetzbuchs, und die Beftimmung eines einförmigen Redt 
ganges vorbehalten. 

j. 91. Den Gantonsbehörden kommt die Einrichtung der Abvocatur und des 
Notariats, fo wie die erforderlichen Befchränkungen diefer Berufsarten, bis zu & 
nem allgemeinen Gefege, zu. . 

92. Das Geſetz kann Handelögerichte und für die in Activicät ftchenden 
Truppen Kriegsgerichte organifiren. 


Siebenter Abfhnitt. 
Waͤhlbarkeitsbedinge. 


F. 98. Niemand darf zu National: ober Cantonalaͤmtern waͤhlen ober gewählt 
werben, wenn er nicht 
1) helvetifcher Bürger ift; 3 
2) ein Eigenthum in Helvetien befistz ober einen unabhängigen Beruf hatz ober 
eine Abgäbe bezahlt, deren Betrag von jedem Ganton wird beftimmt werben. 
$. 94. Diefe Abgabe fou für Gantonalämter bas Doppelte derjenigen ſeyn, 
bie für Diftrictöftellen erfordert wird; und für Nationalftellen das Dreifache berie 
nigen, ‘fo die Gantonalämter erheifchen. 
$. 95. Jeder helvetifhe Bürger kann fein Activbuͤrgerrecht am jedem 
Drte der Republik vollftändig ausüben, wo er fi länger als ein Jahr 
aufgehalten bar“ 
Bern, den 24. Weinmonat im Jahre 1301, 
) Der Präfident ber — helvetiſchen Tagſatung 
uſteri. 
Anderwart, Secretair. 
Secretan, Secretair. 





Dieſe Verfaſſung vom 24. Oct. 1801 trat nicht ins oͤffentliche 
Staatsleben, ſondern ſtarb gewiſſermaßen in der Geburt. Denn obgleich 
die Tagſatzung, welche dieſe Verfaſſung annahm, bereits am 27. Octbr. 
die neuen Wahlen in den Senat beendigte; fo verfammelten fich doch, 
am Abende befjelben Tages, 13 bei den Wahlen zurücdgefegte Mitglieder 
der Gefeggebung, und befchuldigten die Tagfasung, fie habe die Gren: 
zen ihrer Rechte überfchritten, indem fie ſich mit einem neuen Berfaf: 
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fungsentwurfe befchäftigt, und, nach dem Austritte von 16 Deputirten, 
doch noch als allgemeine helvetiihe Zagfagung ſich betrachtet habe, - 
Nach erhaltener Weifung von den franzöfifchen Behörden übertrugen fie 


bie dem Vollziehungsrathe zuftehende Gewalt den Bürgem Dolder, : 


Savary und Rüttmann. Der legte nahm, aber bie Ernennung nicht 
an. Das Rathhaus ward von Zruppen befeßt; die franzöfifchen Solda— 
ten durchzogen die Straßen. Am Morgen des 28. Octobers verfam: 
melten fich die 13 Deputirten der vergangenen Nacht wieder, noch vers 
Härkt durch 11 Mitglieder der bisherigen Tagſatzung. Diefe Zagjagung 
ward für aufgelöfet erklärt, und der (franzöfifche) VBerfaffungs: 
entwurf vom 29. Mai unbedingt angenommen. in Ausſchuß des 
gefeßgebenden Körpers follte 25 Männer vorfchlagen zur Bildung des . 
Senats. Bei diefer Wahl in den Senat beabfichtigte man, nach dem 
Pane des erften Gonfuld, eine Bermifchung der verfchiedenen 
Parteien, wie dies in Frankreich felbft, und auch zum Theile in. 
der batavifchen Republit, gelungen war. Doch fiel die Wahl meiftens 
auf unbedeutende Männer, die noch Niemand im öffentlichen Staatsle— 
ben kannte. inige verdienftvolle Männer lehnten die Stelle ab, wie 
3. B. Rengger. 


Nach dem Zufammentritte diefes neuen Senats ward am 3, Novbr. 
1801 der gefeßgebende Rath aufgelöfet. Am 21. Novbr. ward Re— 
ding zum erften, und Friſching zum zweiten Landammanne gewählt, 
wie es der erfte Conſul gewünfcht hatte. Gleichzeitig befegten franzoͤ⸗ 
ſiſche Truppen, unter dem General Tuͤrreau, das Walliſerland. Am 30. 
Novbr. reiſete Reding nach Paris, und fand eine guͤnſtige Aufnahme. 
Ob nun gleich Polizei und Cenſur jede ſchriftliche und muͤndliche Aeuße- 
rung der Unzufriedenheit mit der neuen Regierung zu unterdrüden ſuch⸗ 
ten; fo zeigten fich doch, gegen dad Ende des Jahres, überall die be- 
denflihen Spuren der Gaͤhrung unter ber unterdrüdten demofratifchen 
Parthei. Noch ehe Reding zurüdkehrte, erklärte der Gefandte Ver— 
ninac: die helvetifche Regierung koͤnne in ihrem bermaligen Zuftande 
nicht anerfannt werden. Reding flattete am 20. Jan. 1802 dem 
Senate einen geheimen Bericht über den Erfolg feiner Sendung ab, und 
mehrere Veränderungen, die man in Parid angeordnet hatte, erfolgten. 
Der. Senat ward (6. Febr.) durch ſechs neue Mitglieder vermehrt, der 
Heine Rath ganz erneuert. Reding blieb erfter, Rengger ward 
zweiter Landamman. Die neue Regierung entwarf gleichfalls eine neue 
Verfaffung*), dieram 27. Zebr. vom Senate mit 12 Stimmen ge: 
gen 11 angenommen warb *). 


*) Allgem. Zeit. 1992, St. 70 und 71. 


**) Ueber diefe Abftimmung vergl. Allgem. Zeit. 1802, ©t. en 306, 
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5) Staatsverfafung vom 27. Februar 1802. 


Erſter Abſchnitt. 
Gebietseintheilung. 


Art. 1. Die helvetiſche Republik bildet nur, Einen Staat. Jeder helvetiſche 
Bürger ift befugt, fich überall in der Republik niederzulaffen, und an feinem 
zung alle bürgerliche und politifche Rechte auszuüben, ohne andere Ein: 
ſchraͤnkungen, als welchen die Bürger des Cantons felbft unterworfen find. 

2. Bern ift Hauptftabt Helvetiens. 

3. Das helvetifche Gebiet ift in Kantone eingetheilt. Diefe Gantone find: 

1) Bern, in feinen alten Grenzen, mit ‘Inbegriff der vormaligen Boigtei Schwar: 
zenburg, und bes fogenannten welfchen Sanenlandes; und mit Ausnahme des 

Waadtlandes und des Aargaus; 

2) Zürich, in feinen dermaligen Grenzen ; 

8) Lucern, ebenſo; 

4) Uri, mit dem Livinerthal. 

5) Schwyz, mit Einfiedeln, der March, den Höfen Gerfau und Küßnacht. 

6) Unterwalden, mit Inbegriff des Thals Engelberg; 

7) Zug, in feinen alten Grenzen; 

8) Glarus, ebenfo; 

9) Solothurn, ebenfo; 

10) Sreiburg, ebenfo, mit der vormaligen Voigtei Murten; 

11) Bafel, in feinen alten Grenzen ; f 

12) Schafhaufen, mit Diffenhofen und Stein am Rhein; 

13) Appenzell, in feinen alten Grenzen; 

14) St. Gallen, Stadt und Landfhaft, vergrößert durch das Toggenburg und 
das Rheinthal, nebft Sar, Gams, MWerdenberg, Sargans, Gafter, 
uznach und Rapperswyls 

15) Thurgau; 

‚ 16) Aargau; 

17) Baben, in feinen alten Grenzen; 

18) Waadtland, in feinen jegigen Grenzen; 

20% Bünden, ebenfo; 

20) Zeffin; 

21) Wallis. Falls in Zukunft noch andere Gegenden mit Helvetien vereiniget 
werben; fo wird dad Angemeffene, in Rüdfiht auf ihre Cantonaleintheilung, 
verfügt werben. 

4. Sollten in Anfehung einzelner Grenzgemeinden ober Höfe, rücfichtli auf 
die Gantonseintheilung, fi in Zukunft Anftände ergeben; fo wird der helvetiſche 


Senat folche berichtigen. 
Zweiter Abſchnitt. 


Religion und Kirhenmwefen. 


5. Die hriftliche Religion, nach dem Eatholifchen und reformirten Glaubens 
befenntniß, ift die Religion des Schweizervolkes und feiner Regierung, und ſteht 
unter bem befondern Schuge des Staats. Jedoch ift Feine Religionspartei, deren 
Lehrfäge und Einrichtungen der fittlihen und bürgerlihen Orbnung nicht zuwider⸗ 
laufen, von der Ausübung ihres Gottesdienftes ausgefchloffen. 

6. Wenn in Rüdfiht auf die Ausübung des Gotteöbienftes, oder anderer Ver 
rg zwifchen beiden Religionsgefellfchaften Streitigkeiten entftehen würden; fo 

at der ‚helvetifche Senat ſolche zu entfcheiden. 

7. Den Kirchen beider Glaubensbekenntniffe, den geiftlichen Corporationen, ſo 
wie allen wohlthätigen Stiftungen, wird ihr Eigentum durd die Verfaffung zu: 
gefihert, mit Vorbehalt ber fchuldigen Abgaben und der weltlihen Oberauffiät 
über die Verwaltung und Benugung bdeffelben. 

8. Alle geiftlihen Güter überhaupt können nur allein zu religiöfen und ſitt⸗ 
lihen Bildungs: oder Armen: und Krankfenanftalten verwendet werden. 

. Ueber alle den Bedürfniffen der Zeit und der Fatholifchen Religionsgeſell⸗ 
fhaft angemeffene Reformen, in Anfehung der geiftlichen Yan Nine 
kann nur durch Einverftändniß zwifchen den höhern geiftlichen Autoritäten und der 
aemeinfamen belvetifchen Regierung verfügt werden. 
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Dritter Abſchnitt. | | 
Allgemeine und Cantonalbefugniffe. 


10. Es foll eine gemeinfame Organifation der Republik, für die Ausübung 
ber Nationalfouverainetät, und eine Gantonalorganifation feyn. 

11. Die gemeinfame Drganifation umfaßt: 

1) die politifchen und diplomatifchen Verhältniffe mit dem Auslande, aud in 
kirchlichen Angelegenheiten, in foweit e8 von der weltlichen Gewalt abhängt ;. 

2) die bewaffnete Macht für die innere und Äußere Sicherheit der Republik, mit 
Inbegriff der Milige und Marecjaufferanftalten, der Kriegsvorräthe, Zeug: 
bhäufer und Feſtungswerke; | 

3) bas allgemeine höhere Polizeiweſen; mithin: 

a) den Straßen: und Brüdenbau, und ‚gemeinnügige Kanäle, 
b) das GSanitätswefen, 

ec) die Sicherheits» und Criminalpolizei, 

d) die Handwerks: und Gewerbspolizei, 

e) das Zollweien. , 

Ueber alle diefe Gegenftände aber Tann die Gentralregierung nur Plane und 
allgemeine Verordnungen, auf verfaffungsmäßige Genehmigung der Gantone, ent: 
werfen, denen alddann die Ausführung obliegt. . 

4) die Oberaufficht über die Verwaltung der bürgerlichen und peinlichen Rechts: 
pflege, nad) Inhalt des fechften Abfchnittes; | 

5) die Beftimmung ber Beiträge an bie Staatdausgaben, welche die Cantone, 
nöthigenfalls, nah) Maaßgabe ihrer Kräfte zu liefern haben; 

6) die NRationalverwaltung, Salz:, Poften:, Salpeter: und Pulverhandel, die 
beftehenden oder noch zu eröffnenden Bergwerke, nebft den dazu gehörigen 
Waldungen und übrigen Benugungsmitteln, nad) ben nähern Beftimmungen 
eines befondern Geſetzes; alle verfaffungsmäßig genehmigte indirecte Abga= 
ben und Ein: und Ausfuhrgebühren; überhaupt alles rechtmäßige National: 
eigenthum ; 

7) die BVerfertigung und Polizei der Münzen; 

8) die allgemeine Oberauffiht über den Handel und bie Freiheit des Verkehrs 
im Innern, befonders in Abficht auf die erften Bebürfniffe, nebft der Ober: 
aufficht über die gefeetic eingeführten Gewichte und Maaße; 

9) die Oberauffiht über den Öffentlichen Unterriht, durch das Mittel der ober: 
ſten Santonsbehörben. Die —— einer Nationaluniverſitaͤt, mit einer 
abſonderlichen theologiſchen Facultaͤt, für jede der beiden Religionsgefellfchaf: 
ten, nebft der diesfälligen Oberaufficht 

10) die Garantie der verfchiedenen Cantonalverfaffungen. 
12. Die befondere Organifation jedes Cantons begreift: 

1) . Erhebung und Vertheilung der Abgaben für die allgemeinen Staatsbe⸗ 
bürfniffes 

2) die Feftfegung der Bebürfniffe des Cantons, und ber Mittel, biefelben durch 
Anlagen zu befriedigen; 

8) die Polizei und Rechtspflege, nady Inhalt des fechften Abfchnittes ; 

4) die Verwaltung und Benugung ber jedem Gantone zuftändigen Güter und 
Domainen, mit Inbegriff der Zehnten, Grund» oder Bobdenzinfe, und auch 

= der bisherigen Weg: und Bruͤckengelder und Eocalzölle, unter Verpflichtung 
der gebührenden Unter ern der Straßen und Brüden; 

5) der Gottesdienft, die Entfchäbniffe der Geiftlichen und Schullehrer, die befon- 
dern Erziehungs, Unterrichts» und Öffentlichen Armen: und Krankenanftal: 
ten. Zur Beftreitung dec Ausgaben für diefe Gegenftände foll der Ertrag ber 
Domainen, fo wie jener der Gantonalzehnten und Bobenzinfe, befonders anz 
gewiefen ſeyn. Uebrigens bleiben Zehnten und Bobenzinfe, nach ihrem wah— 
ven Werthe und unparteiliher Schagung, loskaͤuflich, worüber dic Gentral: 
regierung das Nöthige verfügen wird. 


Vierter Abfhnitt. 
Allgemeine Berfaffung. 


13, Die gemeinfame Organifation der Republik ift aus einer Zagfagung und 
inem Senat zufammengefegt. 


x 
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14. Die Zagfasung beſteht aus den vereinigten Stellvertretern aller Gantent, 
und zwar, bis zu einer verfaffungsmäßigen Abänderung, in folgendem Annäherung 
— ihrer Bevoͤlkerung: 

TF 
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15. Die Mitglieder der Tagſatzung follen durch ihre Gantone entfhäbigt wır 
beu. Gie bleiben drei Jahre im Amte. 

16. Gewöhnliher Weife verfammelt ſich die Tagſatzung alljährlich auf ben \. 
März. Außerordentlicher Weife beruft fie der Senat zufammen, fo oft bie Mir 
heit der Cantone ſolches verlangt, oder er felbft es nothwendig findet. 

17. Sie wird von dem Landamman, der nicht im Amte ift, praͤſidirt, wi: 
chem auch, im Falle gleich getheilter Stimmen, das Entſcheidungsrecht zukommt. 
Eine Deputation von vier Senatöglietern wohnt derfelben bei, um an den Berat 
[hlagungen Theil zu nehmen, jedod) ohne ein Stimmrecht dabei auszuüben. 

N Die Zagfagung ijt beauftragt, die im Senate erledigten Etellen wis 
zu befesen. | 

19. Sie unterfuht und nimmt die Rechnungen des Nationalfhagamtes ©, 
welche in zwedimäßiger Form aljährlih durch den Drud bekannt gemacht werd. 
— Sie entſcheidet über die Klagen der Cantone, gegen die Verfuͤgungen dt 

enats. 

21. Der Tagſatzung kommt die Berathung und unbebingte Annahme code 
Berwerfung der Gefege zu, in den Fällen, wo einem vom Senate den Gantenis 
zugefandten Geſetzvorſchlag nicht zwei Dritttheile der Cantone beigeftimmt hab, 
der Senat aber auf feinem Vorſchlage beftcht. 

22. Die Tagſatzung allein ift befugt, auf den Vorſchlag des Senats, da 
Pe zu erklären, Frieden und Bündniffe zu fchließen, und Vertraͤge zu bo 

igen. 

23. Sie beftimmt aljährlih, auf den Vorſchlag des Senats, die ſtehendt 
Zruppenmadt nach jeweiligen Bedürfniifen. 

24. Beim Anfang jedes Zufammentritts der Tagfagung wird der Senat di 
Dauer berfelben beftimmen, Tann aber nöthigenfalls ſolche auch verlängern. 


Senat. 


. 3. Der Senat beftcht aus zwei Landammännern, zwei Statthaltern un) 
26. Räthen. Jeder Ganton foll ein Mitglied darin haben, zu welchem Ende di 
oberfte Gantonalbehörde der Zagfasung drei Gubjecte zur Auswahl vorfhlägt 
Die Uebrigen werden fo gewählt, daß keinem Canton mehr als drei Mitglicde 
zulommen. ; 

26. Der Senat entwirft die Gefegvorfchläge, und legt fie ben Gantonen don 

7. Er befhlicht alle Maafregeln und Verordnungen, welche die Nationd 
verwaltung und die allgemeine Polizei betreffen. . 

283. Er entfcheidet in politifhen und adminiſtrativen Streitfachen zwiſchen dem 
Gantonen, oder wenn Streitigkeiten in einzelnen Gantonen auf die Garantie X 
Gantonalverfaffungen Bezug haben. — 
Er zeigt der Tagfatzung die Cantonalbehoͤrden an, welche ſich Eingrift 
in die gemeinſame Verfaſſung zu Schulden kommen laſſen. 

30. Er wählt aus ſeiner Mitte die beiden Landammaͤnner und ihre zwi 
Statthalter. Alle vier bleiben zchn Zahre im Amte; die übrigen Cenatoren nu 
fünf Jahre, Eönnen aber wieder gewählt werden. Die Art des Austritts wird 9% 
ſetzlich beftimmt. Ä en 

31. Die Landammänner führen wechfelsweife den Vorfig im Senat, jeber ei 

hr lang. Der Statthalter des Landammans, ber den Vorſih führe, iſt kin 
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Stellvertreter in Faͤllen von Krankheit ober Abwefenheit. Beide Landammaͤnner 
Eönnen nicht von gleiher Religion feyn. 04 

32. Der Senat ernennt aus feiner Mitte-einen Heinen Rath, der unter glei 
chem Vorſitze ſteht, wie ber Senat. 

33. Derfelbe befteht, nebft den beiden Lanbammännern und ihren zwei Statt: 
haltern, aus fieben Gliedern. Unter diefen fämmtlichen Mitgliedern koͤnnen ſich nicht 
mehr ald zwei aus dem nämlichen Ganton befinden. 

Der kleine Rath ift mit der Bollziehung der Gefege beauftragt. ‚do 

35. Er entwirft: die VBerwaltungsbefchlüffe oder Verordnungen, welche her: 
= durch den gefammten Senat angenommen werden, und wacht über ihre Boll: 
ziehung. 

36. Er kann nach Vorſchrift eines organiſchen Geſetzes unter ſeine Glieder 
nachfolgende Regierungsfaͤcher abtheilen; innere Angelegenheiten, Rechtspflege, Bi: 
nanzen und Krieg. > ” .: 

87. Den Landammännern und ihren beiden Statthaltern kommt die Leitung 
der auswärtigen Angelegenheiten zu. Sie bedienen ſich eines Staatsfecretairs zu 
diefem Behuf, der von dem Senat außer feiner Mitte ernannt wird. Die orbents 
lichen diplomatifchen Agenten werden von eben demfelben, auf geboppelten Vorſchlag 
ber beiden Candammänner und Statthalter, ernannt und abgerufen. 

33. Alle Beamten der allgemeinen Verwaltung find dem Eeinen Rath unter: 
geordnet, auf deſſen dreifachen WVorfchlag fie von dem Senat ernannt werden, wel: 
her fie auch zu entfegen hat. 

Der Landamman, welcher im Amte ift, bezieht einen Gehalt von 15,000 
Franken. Der zweite Landamman , die zwei Statthalter und die übrigen Glieder 
des kleinen Raths beziehen einen Gehalt von 6,000 Franken, und bie übrigen Se— 
natöglieder von 4,000 Franken. 

40. Der Senat kann fich vertagen, jedoch nicht für länger als drei Monate, 
Während diefer Vertagung liegt die vollgiehende Gewalt in den Haͤnden des Kleinen 
Rathö, der fie, mit Ausnahme der Gefegesvorfhläge, in ihrem ganzen Umfange 
ausübt. In außerordentlihen Fällen kann ber Senat, vor Ende der Vertagung, 
von dem Eleinen Rathe wieder zufammen berufen werden. 

4. Diefe Vertagung barf nicht Statt haben während der drei Wochen, 
welche dem Zufammentritte der Tagſatzung zunaͤchſt vor⸗ oder nachgehen. 

42. Der Senat fol ſich vom kleinen Rathe Rechenſchaft von feiner Geſchaͤfts⸗ 
— während der Vertagung, geben laſſen. Er kann ihm Verhaltungsbefehle 
ertheilen. 


Fünfter Abfhnitt. 
Cantonalorganifation. 


43, Seder Ganton hat feirie befondere Verwaltungsorganifation mit den oben 
beſtimmten Befugniffen; diefelbe wird den örtlichen Erforderniffen angepaßt feyn. 
‚4. Die oberften Gantonalbehörden berathichlagen über die Gefegvorfchläge, 
die ihnen vom Senat vorgelegt werden; fie nehmen diefelben an, oder verwerfen 
fe, und fenden ihr Befinden an den Senat. | 

45. Sie find zur Vollziehung der allgemeinen Gefege der Republik, unter ih: 
ver Verantwortlichkeit, verpflihter. Die Gentralregierung wird ihre befondern Auf: 
träge an eine, aus biefen Behörden eigens gewählte, Magiftratsperfon gelangen, 
und, im Fall fie nicht befolgt würden, unmittelbar vollziehen laffen. Zur Aus: 
wahl jener Magiftratsperfon, werden die oberften Gantonalbehörden ihren Präft: 
denten, nebft zwei Mitgliedern, ber Gentralregierung vorfchlagen. 


Sechſter Abſchnitt. 
Rechtspflege. 


46. Die Organiſation und Verwaltung der peinlichen und bürgerlichen Rechts: 
pflege wird unter nachfolgenden Beftimmungen den Gantonen überlaffen. j 

Die vichterlihe Gewalt fol in allen Cantonen von ber abminiftrativen 

getrennt werden, ohne daß deswegen ein Mitglied der einen nicht auch zugleich ein 

Slied der andern: ſeyn koͤnne. Auch follen in keinem Gantone mehr als zwei In: 

Ranzen eingeführt werden, | 

33. Die Centralregierung wird ein Griminalgefegbud und eine Griminalpro: 


% 
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zeßform für ganz Helvetien, ſobald möglich, ber verfafjungsmäßigen Genehmigung 


unterwerfen. 

49. Eben diefelbe wird allgemeine Handelögefege und, gutfindenden Falls, bie 
Errihtung befonderer Handelögerichte den Gantonen zur Genehmigung vorſchlagen. 

50. Es foll ein oberfter Gerichtshof von 11 Mitgliedern errichtet werden, 
wovon nicht mehr als eines aus dem naͤmlichen Ganton feyn Tann. 

51. Die Stellen in diefem Gerichtshof find nach einmal erhaltener Beftäti 
gung lebenslänglidh. 

52. Zu der erften Auswahl werben von dem Senate 22 Perfonen, und von 
jeber oberften Santonsbehörde eine Perfon, der helvetifchen Tagfagung vorgeiäle 
gen. Bei nachherigen Erledigungen fchlägt der Senat zwei, und ber oberfie Go 
richtshof felbft zwei andere Bürger der Tagſatzung zur Auswahl vor. 

53. Bon den erfigewählten 11 Oberrichtern treten jedes Jahr zwei durd du} 
2008 aus, und das fechfte Jahr der legte; jedoch fo, daß jeder Ausgelofete unmit 
telbar wieder den doppelten Vorfchlägen an die Zagfagung beigefügt wird, die nad 
Inhalt des vorherigen Artifels in allen Erledigungsfällen Statt finden follen. Auf 
die nämliche Weife ift jeder, im Lauf obiger ſechs Jahre, oder nachwaͤrts neuge: 
wählte Oberrichter, zwei Jahre nad) feiner Ernennung, ber Beftätigung durch di 
Zagfasung unterworfen. 

54. Die Mitglieder des oberften Gerichtshofs beziehen den gleichen Gehalt, 
wie die Glieder des Senats. 

55. An den. oberften Gerichtshof findet Appellation in Civilfällen Statt, wenn 
fie über 3000 Franken an Werth betragen, und dabei zugleich entweder der bee 
tifche Staat felbft, oder irgend ein Ganton, oder eine landsfremde Perfon, ode 
ein Bürger eines andern Gantons die eine Partei ausmacht. 

Falls eine oberfte Gantonsbehörde dem Intereffe ihres Cantons angemef 
fen findet, daß auch in andern wichtigen GStreitfällen zwifchen ihren Cantonsbür 
gern Appellation an den oberften Gerichtshof Statt finden follez fo Fann fie ſelbſt 
die Competenz in Ruͤckſicht auf ſolche Faͤlle beſtimmen. — 

57. Alle Criminalurtheile, wodurch ein Verbrecher zum Tode, oder zu einc 
Einſperrung von nicht weniger als 10 Jahren verurtheilt worden iſt, koͤnnen an 
den oberſten Gerichtshof appellirt werden. Die naͤmliche Appellation findet in Feb 
len Statt, wo ein helvetiſcher Bürger für 10 oder mehrere Jahre des Landes ver 

wiefen worben ift. 

u Das Begnadigungsreht in Bezug auf alle ſolche Fälle kommt dem Ev 
nat zu. ne 

59. Jeder, der wegen eines politifchen Vergehens von irgend einer ridterl 
hen Gantonsbehörde zu einer infamirenden Strafe, oder zu einer Buße von nicht 
weniger als 500 Franken verurtheilt worden ift, kann an den oberften Gerichtsdel, 
als an die legte Inſtanz, recurriren. 

Ein befonderes Gefeg wird die Befugniffe der Cantone in Ruͤckſicht auf 
Gonfiscationen und die damit verbundenen Bußen beftimmen. 

61. Alle Klagen gegen Öffentliche, von der Gentralregierung angeftellte, Be 
amte über mißbrauchte Gewalt oder gethanes Unrecht, koͤnnen ebenfalls vor dA 
‘ oberften Gerichtshof appellationsweife gebracht werben. 
62. Eben fo kann jede Klage über Rechtsverweigerung, Beftechung ober Di 
— der Gewalt gegen irgend einen Richter an dieſes Obertribunal legt iaſtaur 
lich gelangen. 

63. Dem oberften Gerichtshof liegt endlih ob, das Betragen aller hoͤhera 
und niedern Gerichtshoͤfe zu beobachten, und die ſich etwa zeigenden Mißbrbuch 
oder Unordnungen der Centralregierung zur geſetzlichen Abhuͤlfe durch die Gantonch 
behörden befannt zu machen. — 

. Nah Vorſchrift eines beſondern organiſchen Geſetzes werden die Mitglie 
der des helvetifchen Senats, oder des oberften Gerichtshofes, im Fall fie ein 
Staatsverbrechens angeklagt werden, von einem Tribunal beurtheilt, welches aud 
den Präfidenten der oberſten richterlichen Gantonsbehörden zu bilden ift. 


Siebenter Abſchnitt. 
Waählbarkeitsbedinge ze. 


65. Niemand darf zu den National: oder Santonalämtern wählen, oder ge 
she werden, wenn er nicht 
selvetifcher Bürger ift; 


* 
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2) das Alter von 20 Jahren zurücgelegt hat; 
8) ein Eigenthum in Helvetien befigt, oder einen — Beruf hat. 
Der Betrag dieſes Eigenthums wirb von jedem Canton beftimmt werben. 
Daffelbe ſoll für Gantonalämter das Doppelte desjenigen feyn, das für Diftricte: 
ftelen erfordert wird, für Nationalftellen aber das Dreifache besjenigen, fo die 
Gantonalämter erheifchen. Ueber bie Erwerbung, Ausübung, Einftellung und Vers 
luft des helvetifchen Bürgerrecht wird ein Tünftiges Gefeg das Nähere beftimmen. 


Allein auch diefe Verfaſſung entfprach nicht den Wünfchen ber 
Schweizer, wenn glei ein Züricher Blatt*) darüber halbofficiel fich 
fo erklärte: „Schon lange wird das helvetifche Publicum durch einen uns 
glücklichen Parteigeift über den wahren Hergang der wichtigften Berhands 
lungen unfrer Regierung in Öffentlichen Blättern irre geführt. So 5.8. 
über die eigentliche Entftehungsart des neuen Verfaffungsentwurfes, von 
deffen Annahme die Zortdauer unferer politiihen Nationaleriftenz fehr 
wahrſcheinlich abhängt. Bald behauptet ein franzöfifcher Zeitungsſchrei⸗ 
ber, diefer Entwurf fey beftimmt, und fo zu fagen wörtlich von einer 
fremden Macht vorgefchrieben, :und nöthigt dadurch gewiflermaßen den 
Repraͤſentanten derfelben zum öffentlichen Widerfpruche. Bald verfichert 
hingegen ein anderer Annalift, eben diefer Entwurf flimme weder mit den 
Wuͤnſchen, noch mit dem ertheilten Rathe ded mächtigen Nachbar uͤberein, und 
fey bloß nad) den Anfichten der mehreren Glieder unferer proviforifchen Regie⸗ 
rung eingerichtet. Aus naher und guter Quelle kann man verfichern, baß 
dieſe entgegengefegten Behauptungen, und befonders die leßtere, fich weit 
von der Währheit entfernen. Nicht bloß in unferm Vaterlande, fondern 
in ganz Europa ift ed bekannt, DaB der VBerfaffungsentwurf 
vom 29. Mai 1801 in feinen wefentlihen Beflimmungen 
den Beifall des berühmten Helden gehabt hat, deffen Gefins 
nungen einen fo entfcheidenden Einfluß auf das Schickſal aller benach⸗ 
barten Staaten haben. Aber eben fo gewiß und eben fo weltbefannt ift 
* daß ein großer und intereſſanter Theil unferer Nas 

fih zur Annahme mehrerer Artikel diefes Entwurfes 
uf keine Weife hat verftehen können, daß mancherlei Luͤcken 
Darin auszufüllen waren, und hauptfächlih, Daß der würdige Mann, 
Den wir an der Spitze unferer Regierung fehen, fich über die nöthis 
gen und dienlihen Abänderungen in demfelben perfönlid 
mit dem erften Conful verfländigt bat. Ganz in Ueber: 
einftimmung mit diefen perfönlichen, zu Papier gebrachten, 
MWerabredungen ift der neue Verfaffungsentwurf vom 77. 
Hornung 1802 abgefaßt. „Alle nähere Beftimmungen und Zufäge, 
Die ihn von jenem frühern Entwurfe unterfcheiden, find entweder wört- 
lich aus diefen Berabredungen gezogen, oder ftchen mit dem wahren 


*) Allgem. Beitung 1802. Gt. 104. 
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Sinne derfelben in fo vollfommener Harmonie, als bie befannten Wün: 
ſche und Bedürfniffe des helvetifchen Volkes nur immer geftatten Fonnten.” | 


Ungeachtet diefer nachdruͤcklichen Hindeutung auf den erften Conful, | 
war doch das Benehmen der franzöfifchen Behörde dem neuen Verfaſ⸗ | 
fungdentwurfe nicht günftig. Nur neun Cantone nahmen ihn an: Bern, 
Bafel, Freiburg, Solothurn, Leman, Baden, Schafhaufen, Züri und 
Appenzell; mehrere. darunter nur mit einer Eleinen Stimmenmehrheit, und | 
faft alle mit der Glaufel: „in Hoffnung mehrerer Aenderungen.“ Völlig 
verworfen warb er von Aargau, Thurgau, Lucern, Zug, Teſſin und 
St: Gallen. 


Am 14. April 1802 vertagte ſich der Senat wegen der Ofterferien, | 
und Reding und Glug verreifeten. Died benugte der Eleine Rath zu 
einer burchgreifenden Maaßregel. Er verfammelte fih am 17. Ari 
und, auf Kuhns Vorfchlag, warb mit Stimmenmehrheit befchlofin: 
„Da der Entwurf von einigen Gantonen ganz verworfen, von mehren 
nur unter mannigfaltigem Vorbehalte. angenommen ift, der einer Verwer⸗ 
fung gleicht; fo find ale Maaßregeln zur Einführung diefes Entwurfs 
eingeftelt. Es verfammeln fich dagegen auf den 28. April Bürger aus 
allen Gantonen in. Ben, um über den Berfaffungsentwur 
vom 29. Mai 1801 und über die etwa nöthigen Abänderur 
gen fich zu berathen.” Der franzöfifche Gefandte, mit welchem det 
Schritt verabredet gewefen war, billigte ſchon am 18. April in einm 
Schreiben „dieſe weifen Abfichten.“ | 


Zwar eilte Reding, benachrichtigt von biefen Vorgängen, nad 
Bern zuruͤck, und proteftirte gegen die Befchlüffe vom 17. April; allein 
man betrachtete ihn, wegen diefer Proteftation, als feines Amtes entlaf 
fer, und. ernannte Rüttimann an feine Stelle. In den meiften Car 
fonen war man damit einverftanden. 


Am 30. April warb die zufammenberufene Verſammlung ber (31) 
helvetifchen Notabeln eröffnet. Einer Commiffion berfelben legte it 
kleine Rath am 3. Mai 1802 einen neuen Berfaffungsen! 
wurf vor, ber im Ganzen derfelbe vom 29, Mai 1801 war, MU 
daß Rengger einige Abweichungen mit dem franzöfifchen Gefandien 
verabredet hatte. Doch während der Berathfchlagungen über diefen Ent: 
wurf brach unter den Bauern des Waadtlands faft eine allgemeine Ei 
poͤrung aus, und mächtig gährte es in den Heinen Gantonen. Nichts 
deſto weniger warb der BVerfaffungsentwurf am 20, Mai von den Nr 
tabeln angenommen, und am 25. Mai von dem Fleinen Rathe dun 
Volke vorgelegt, um ihn durch Einfchreiben in die eröffneten Regiſter z 
genehmigen. Nichtftimmende galten für Eimwilligende. 


Berfaffung vom 20. Mai 1802. 155 
6) Berfaffung der Notablen vom 20. Mai 1802). 


Erfter Titel, 


1. Die hrifttiche Religion, nad) dem Eatholifhen und evangelifch:reformirten 
Glaubensbekenntniß, ift die Religion des Staates, ö 


Zweiter Titel, 
Gebietseintheilung. 


2. Die helvetifche Republik bildet Einen Staat. 
3. Ihr Gebiet ift in Cantone eingetheilt. 
4. Diefe find: 
Appenzell, in den gegenwärtigen Grängen bes Cantons Santis, mit dem 
Diftrict Neu St. Sohann. 
Aargau, mit dem ganzen ehemaligen Amt Aarburg, der ehemaligen Land⸗ 
voigtey Baden, und den untern Freiämtern. 
Bafel, in feinen diesmaligen Gränzen. y 
Bern, in feinen diesmaligen Grängen, mit Ausnahme der dem Canton Aar— 
gau einverleibten Gemeinden des vormaligen Amts Aarburg, vereinigt mi - 
dem Canton Oberland. vs 
Freiburg, in feinen diesmaligen Grängen, mit Ausnahme ber ehemaligen 
Voigteien Avanches und Payerne. 
Glarus, in den diesmaligen Gränzen des Cantons Linth, mit Ausnahme 
des Diftricts Neu St. Johann, der March, Reichenburg und der Höfe. 
Lucern, in feinen diesmaligen Gränzen, mit Ausnahme des Amts Meri: 
fhwand, vereinigt mit dem Hitzkircher Amt. . 
Graubündten, in feinen dermaligen Gränzen. 
Schafhaufen, in feinen dermaligen Gränzen. 
Schwyz, beftehend aus den dermaligen Bezirken Schwyz, Arth und Ein: 
fiedien, nebft der March, den Höfen und Reichenburg. 
Solothurn, im feinen dermaligen Gränzen. 
Zeffin, in ben diesmaligen Grenzen der Gantone Lugano und Bellinzona, 
Thurgau, in feinen dermaligen Gränzen. 
nn alben, in den bdermaligen Gränzen ber Diftricte Sarnen und 
tanz. | | Ä | 
Uri, in ben dbermaligen Gränzen der Diftricte Altdorf und Andermatt. 
Waadt, in feinen dermaligen Gränzen, vereinigt mit den ehemaligen Land: 
- voigteien Avanches und Payerne. 
Zug, beftehend aus dem bisherigen Bezirk Zug, den obern FSreiämtern und 
bem Amt Mariſchwand. 
Zuͤrich, in feinen dermaligen Gränzen. . 
5. Die erforderlichen Grängberichtigungen zwiſchen den Gantonen find bem 
Sefes überlaffen. 


Dritter Titel 


Politifher Stand der Bürger. 


6. Es giebt Feine Geburtsvorrechte unter den helverifchen Bürgern. 
7. Keine Ehrentitel noch Vorrang, als bie von Öffentlichen Stellen herrühren, 
find anerkannt. 
8. Helvetiſche Bürger find: 
1) alle diejenigen, welche ſich gegenwärtig im Befig des helvetifchen Staatsbür- 
gerrechtö befinden; 
2) die Söhne der helvetiichen Bürgers; 
8) bie Kremden, denen das Geſetz das Staatsbuͤrgerrecht erteilt. 
9. Das Gefes wird über die Ausuͤbung des Staatsbuͤrgerrechts verfügen; es 
wird ebenfalls die Art der Erwerbung, fo wie die Fälle des Verluftes und der Ein: 
frellung deſſelben feftfegen. 


*) Na) dem Abdrude, der zu Bern 1802 in der Nationalbuchbruderei in drr’ 
Sprachen (teutfh, franzöfifch, italienifch) erfchien, 
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Vierter Titel 


Grundeigenthum. 


10. Kein Grundſtuͤck kann für unveraͤußerlich erklaͤrt, noch mit einer immer: 
währenden Abgabe belaftet werben. 

11. Alle Abgaben diefer Art, welche gegenwärtig beftehen, namentlich die Zehn: 
ten und Grundzinfen, find loskaͤuflich. 

12. Die Art diefes Loskaufs fol fpäteftens bis zum 1. Januar 1803 feſtge⸗ 
fegt werben. 


Fünfter Titel, 
Grundlagen der VBerfaffung. 


-13. "Die allgemeine Staatsverwaltung umfaßt alle Gegenftände des gemeinſa— 
men Wohle, und die der Souverainetätsausübung weſentlich angehören, als: 
die innere und Äußere Sicherheit der Republik; 
die freundfchaftlichen,, politifhen und Handelsverhältniffe mit den auswärti- 
gen Mächten; 
die allgemeinen Verfügungen über das Kirchenwefen, infoweit ed von de 
weltlichen Gewalt abhängt, und über den Öffentlihen Unterricht; 
die Aufficht über die Rechtspflege; 
die Leitung des Straßen, Waſſer- und Brüdenbaues, infoweit es von al: 
gemeinem Nutzen ift; 
ben Bergbau; - 
die Pulver: und Galpeterfabrication; die Verwaltung der für allgemein: 
Bedürfniffe angemwiefenen Waldungen, fo wie ber Salzwerke, und da 
Handel mit auswärtigem Salz; 
das Poftwefen; , 
bie Verfertigung und Polizei der Münzen; überhaupt das Nationalvermb 
gen, weldyes befonders zu den allgemeinen Ausgaben geeignet ift; 
den Handel und die Induftrie in ihrer Beziehung auf die Rechte des Bür 
gers und den allgemeinen Wohlftand; die Gefundheitspoligei, die Aufficht 
ber das Forftmefen. | 
Die Gewalt, über diefe Gegenftände zu verfügen, ift einer Zagfagung 
einem Senate, und einem Vollziehungsrathe übertragen. 
14. Jeder Santon beftimmt feine befondern Ausgaben, und bie Mittel zu Be 
ftreitung berfelben. 
“ Er liefert auf die ihm angemeffen fcheinende Weife feinen gefeglich beſtimmten 
Beitrag zu den allgemeinen Ausgaben. 
Er fest, unter den im Titel XIL anzuführenden Einſchraͤnkungen, bie Einrid- 
tung feines Gerichtswefens feft. 
Er hat die Beforgung der niebern Polizei. 
‚ Er verwaltet feine Liegenfhaften, Kann aber ohne gefeglihe Bevollmädtigun 
von Seite der Zagfagung diefelbe nicht veräußern. 
Er verwaltet feine Unterrichts: und Unterflügungsanftalten, fo wie feine Öffentl 
hen Stiftungen jeder Art. 
Er forgt für die Anlegung und Unterhaltung feiner befondern Straßen, Bed, 
Brüden und übrigen Werke foldher Art. 
Dem zufolge fegt jeder Canton feine eigene Organifation feſt; die zu dem End 
ausgefertigte Urkunde wird, nad) ihrer Einregiftrirung, in die Archive des Genal’ 
niedergelegt, und bleibt unter Garantie der Nation. 


Scehfter Titel, 
Gefeggebende Gewalt. 


15. Die Gefege werden durch den Senat vorbereitet und entworfen, und durch 
die Tagſatzung befchloffen. 
Im Fall diefelben neue Auflagen betreffen, werden fie den Gantonen vorgefhl: 
en. Wenn fie aber nicht cine Mehrheit von zwei Drittheilen der Cantone erhaltin; 
o kann der Senat diefelben der Zagfagung vorlegen. 


— — \ 
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Siebenter Titel, | 


Tagſasung. | 


16. Die Tagſatzung befteht aus den Stellvertretern aller Gantone, bie in bem 
Berhältniffe von Einem auf 25,000 Seelen gewählt werben. 

17. Jeder Kanton hat wenigftens einen Stellvertreter in der Zagfagung. 

18. Die Mitglieder ber Zagfagung werden auf folgende Weife ernannt: 

In jedem Santon find zwei Wahlcorps, von welchen das eine den Vorſchlag, 
und das andere die Ernennung hat. 

Die Anzahl der Glieder des einen und andern Corps wird im Verhältniffe mit 
ber Bevölkerung eines jeden Cantons beftimmt. 

In keinem Canton Eann ein Wahlcorps aus mehr als 45 Mitgliedern beftehen. 

Um Mitglied von dem vorfchlagenden Wahlcorps zu werden, muß man ein 
Srundeigenthum befigen von mwenigftens 10,000 Franken in den größern Gantonen, 
und von mwenigftens 2000 Franken in den geringern Gantonen. 

Im al einer Ernennung wird aus dem vorfchhlagenden Wahlcorps ein Dritte 
* durchs Loos ausgezogen, welcher aus ben Liſten von Waͤhlbaren, die im Vers 
hältni® von wenigftens Einem auf hundert Activbürger durch das Volk zu bezeich- 
von find, die für tüchtig erachteten zur Wahl vorfclägt. 

Das Loos bezeichnet ebenfalls einen Drittheil des ernennenden Wahlcorps, wel⸗ 
her aus den Vorgeſchlagenen die Ernennung vorzunehmen hat. \ ; 

Die Einrihtung beider Wahlcorps, fo wie die Vorfhriften ihres Verfahrens, 
ind dem Gefes zu beflimmen überlaffen. 

Beide Wahlcorps ergänzen fich felbft aus den vom Volk errichteten Verzeich« 
iffen von Wählbaren, 

Die Mitglieder derfelben Eönnen nicht felbft zu den Stellen gewählt werben, 
nit deren Befegung fie beauftragt find. 

Ihre Stellen find lebenslaͤnglich. 

19. Die Zagfagung wird jährlih zum fünften Theil erneuert. 

20. Sie verfammelt fih auf den erften Mai. 

a Sigungen Eönnen einen Monat lang dauern. u 

ie verfammelt ſich außerorbentlic) auf die Zufammenberufung des Senats, ber 
ı biefem Balle die Dauer — Sitzungen beſtimmt; auf das Verlangen ber Mehr⸗ 
eit der Cantone wirb fie ebenfalls von dem Senat zufammenberufen. 

21. Die Tagſatzung kann keine Berathichlagung vornehmen, wenn nicht wer 
igftens zwei Drittheile ihrer Mitglieder gegenwärtig find. 

22. Sie berathfchlagt über die ihr vom Senat vorgelegten Gefehesentwürfe, 
nd nimmt bdiefelben an, ober verwirft fie, unter geheimer Abftimmung. 

23. Sie entfcheidet über die Klagen, welche von den Kantonen gegen Verfüs 
ungen bes Senats bei ihr einlangen. 

24. Die Zagfagung beftimmt jährlih auf den Vorfchlag des Senats bie all 
meinen Einnahmen und Ausgaben der Republif., 

35. Sie wählt aus ihrer Mitte eine Rechnungscommiffion von fünf Mitglies 
rn, bie auf fünf Jahre ernannt find, und den Auftrag haben, die Staatsrech⸗ 
ingen zu unterfuchen, und der Tagſatzung alljährlid darüber Bericht zu erftatten. 

36. Sie ernennt die Mitglieder des Senats. 

27. Die Sisungen der Tagſatzung find dffentlid. 

28. Die Mitglieder derfelben werden durch ihre Cantone entſchaͤdigt. 


Achter Titel, 
Senat, 


29. Der Senat befteht aus einem Landamman, zivei Landftatthaltern und vier 
ıd zwanzig andern Mitgliedern. 

80. Der Landammann führt bei dem Senat ben Vorfig. 

31. Aus jedem Ganton foll ein Mitglied des Senats, aus feinem Eönnen 
ehr als drei Mitglieder genommen werben. 

32. Der Senat wird jährlich zum fünften Theil erneuert. Die audtretenden 
itglieber find wieder ermählbar. 

33. Der Senat kann keine Berathfchlagung vornehmen, wenn nicht wenig: 
ns zwei Drittheile feiner Mitglieder gegenwärtig find. | 

34. Der Senat fchlägt die Gefege vor, und kann fowohl in die Zagfagung 
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als zu den Cantonsbehoͤrden eines oder mehrere ſeiner Mitglieder abordnen, um die 
Beweggruͤnde derſelben zu entwickeln und zu unterſtuͤtzen. Auch iſt er befugt, die 
von ihm vorgelegten Geſetzesentwuͤrfe im Laufe der Berathſchlagung wieder an ſich 
zu ziehen, um fie entweder ganz zurüd zu behalten, oder mit Abänderungen neu 
dings’ vorzufclagen. . 

35. Auf den Vorfchlag des Vollzichungsraths befchließt der Senat bie Bir: 
ordnungen, welche er, um die Vollziehung der Gefege zu fihern, für nothwendig 
erachtet. 

Es Der Senat [hlägt der Tagſatzung, wenn es ber Fall ift, Kriegsorktirun 
en vor. Er fließt Frieden, Bündniffe und Handelsverträge; bie zufolge dieſet 
efugniß von ihm ausgehenden Verhandlungen werden der Zagfagung 'vorgetragen, 

welche über bdiefelben, gleich den Gefegesvorfchlägen, zu berathfchlagen, und fie 4 
genehmigen oder zu verwerfen hat. 

37. Der Senat entfcheidet über die zwifchen.den Cantonen entftandenen Str 
tigkeiten im Verwaltungsfache. 

35. Er belangt vor der Tagſatzung diejenigen Gantonsbehörben, die ſich Ein 
griffe in die Verfaffung zu Schulden kommen Laffen. 

39. Er erkennt über die Streitfälle, welche fih auf bie von der Nation über: 
nommene Garantie der, Gantonalorganifation bezirhen. 

‚ 40. Er entfcheidet über die in das Fach der allgemeinen GStaatsverwaltung 
einfchlagenden. Streitigkeiten. 

41. Der Senat beftimmt die Vertheilung der, für die allgemeinen Staats 


ı gaben’ der Regierung bewilligten, Summen. 


42. Er läßt fih, fo oft er es für gut findet, über den Zuftand der Staats 
verwaltung von dem Vollziehungsrath Rechenſchaft geben. 

43. Er hat das Recht, Strafurtheile zu mildern oder nachzulaffen. 

44. Der Senat Eann ſich vertagen; feine Vertagung ſoll nicht Uber dra De 
nate nad) einander dauern, noch während des, der ordentlichen Zufammenkunft da 
Tagſatzung zunächft vorgehenden oder nachfolgenden, Monats Statt haben. 

45. Der Senat ernenut aus feiner Mitte den Landamman. und die beit 
Landſtatthalter. 

Er ernennt, auf den Vorſchlag des Vollziehungsraths, die Staatsſecretaire. 

46, Jedes Mitglied des Senats bezichet einen Gehalt von vier taufıl 


Franken. 


Neunter Titel. 
Vollziehungsrath. 
47. Der Vollziehungsrath beſteht aus dem Landamman und zwei Landſtatt 
haltern, er hat zur Vollziehung feiner Befehle fünf Staatsſecretaire: 

- einen für das Departement ber Zuftiz und Polizei, einen für die innern In 
gelegenheiten, einen für das Kriegswefen, einen für die Finanzen, umd cine 
für die auswärtigen Angelegenheiten. 

43. Det Landamman führt bei dem Vollziehungsrath den Vorfis. 

49, Die Mitglieder des Vollzichungsraths wechſeln aljährlih in Belleidun 

ber Stelle eines Landammans ab. 

Der abtretende Landamman erhält ben Titel eines Landftatthaltere. In FA 


von Krankheit oder Abweſenheit des Landammans vertritt ihn der zulegt von dick 


Stelle abgegangene Statthalter. 

Beim Abfterben des Landammans übernimmt der Statthalter, der zu fein 
orbentlihen Nachfolger beftimmt ift, feine Verrichtungen, 

50. Die Mitglieder des Vollziehungsraths find für neun Jahre ernannt, um 
hiemit von der Verfügung des 32ften Artikeld ausgenommen. Alle drei Jahre til 
= Mitalich aus, ift aber fogleich wieder wählbar. Der erfte Austritt geſchieht @ 

ahr 1805. 

51. Der Vollziehungsrath ift mit der Vollzichung der Gefege und der auf N 

allgemeine Staatsverwaltung ſich bezichenden Verordnungen beauftragt. Er bedies 


fi au diefem Ende entweder befonders aufgeftellter Beamten oder Santonsbehörden 


Dem Vollziehungsrath find die Befugniffe des Senats während fen 
Vertagung übertragen. Er übt fie, mit Ausnahme der Gefegvorfchläge, im ihren 
ganzen Umfange aus. . 

53. Er leitet die bewaffnete Macht, und ernennt die ihr vorgefegten Offen. 
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54. Die Acten des Vollziehungsraths werden von ben Staatsſecretairs ber be⸗ 
treffenden Departements mit unterzeichnet. 

55. Die Staatsfecretairs ‚find fowohl für die von ihnen mitunterzeichneten 
Acten des Vollgiehungsraths, als für die Nichtvollziehung feiner Aufträge und für 
ihre eigene Verhandlungen verantwortlich. S 

56, Die Staatsfecretairs haben ſowohl im Vollziehungsrath als in dem Senate 
vathgebende Stimme. i 

57. Der Bollziehungsrath hat bie Leitung der auswärtigen Angelegenheiten; 
Er ernennt die diplomatifchen und Handelsagenten im Auslande, und ruft fie von 
ihren Etellen ab. | 

58. Dem Vollzichungsrath koͤmmt die Ernennnng und Abrufung aller Beami 
ten zu, die in den verfchiedenen Theilen der Republik zu Vollziehung der allgemei: 
zen Gefege unter ihnen angeftellt find. - 

59. Der Jahrgehalt des Landammans tft von funfzehn taufend Franken; und 
ber eines Statthalters von ſechs taufend Franken. 


Behnter Titel. 


Gottesdienf. 


60. Außer dem Ggttesdienft der Fatholifchen und reformirten Kicche tft aud) - 
die Ausübung jedes andern Gottesdienftes, der mit der bürgerlichen Ordnung in 
— — iſt, unter den durch das Geſetz zu beſtimmenden Einſchraͤnkungen 
eſtattet. 

61. Nur allein die Unterhaltung bes katholiſchen und reformirten Gottesdienſtes 
fällt dem gemeinen Wefen zur Lafl. Dem zufolge forget jeder Ganton für die Un: 
terhaltung feines Gottesdienites und der Religionslehrer, vermittelft des Ertrags 
der bisher dem Staate zugehörigen Zehnten und Grundzinfen, die ihm zu dem Ende 
abgetreten werden, ‘oder, in Ermangelung berfelben,, vermittelft befonderer Anwel: 
fung von andern hinreichenden Einkünften. 

Die geiftlichen Güter koͤnnen nur zur Unterhaltung von religiöfen, öffent: 
ichen Unterricht&= oder Unterftügungsanftalten verwendet werden. 

63. Sie können ohne gefeglihe Bevollmaͤchtigung von Geiten der Zagfagung 
veder veräußert, noch ihrer gegenwärtigen Beſtimmung entzogen werden. 


Eilfter Titel, 
Deffentliher Unterricht. 


64. Es foll durch befondert Anftalten der Fatholifchen fowohl, ala ber refor: 
ärten Religion für die Bildung der Geiftlichen geforgt werben. 

65. Es foll eine allgemeine Echranftalt für die höhere wiſſenſchaftliche Er: 
hung errichtet werden. | ’ 

66. Meit diefer Lehranftalt fol eine Stiftung verbunden werden zu unentgelts 
her Unterhaltung ber Studirenden, die ſich in ben Unterrichtungsanftalten ber 
antone durch Sittlichkeit, Faͤhigkeiten und wiſſenſchaftliche Fortſchritte ausgezeich⸗ 
et haben. 

3 Bei Belegung diefer Pläge fol die Volksmenge der Kantone keinesweg 
ım Mantftab dienen. * 


— Zwoͤlfter Titel. 
Gerichtsweſen. 


68. Das peinliche Geſetzbuch, fo wie die peinliche Prozeßordnung, ſoll für bie 
mze Republik gleichfoͤrmig ſeyn. 

69. Es follen gleichfoͤrmige Forſt- und Handelsgeſetze abgefaßt, und beſondere 

delsgerichte aufgeſtellt werden. 
J 70° = fol eine gleichförmige bürgerlihe Prozefordnung entworfen werben, 
: jeboch im einem Gantone ohne feine Zuftimmung eingeführt werden kann. 

71. Es fol ein bürgerliches Geſetzbuch entworfen werden, deſſen Einführung 
nfaus in Eeinem Ganton ohne feine Einwilligung Statt haben Tann. 

72. Keine Behörde kann zugleich richterliche und adminiſtrative Verrihtungen 
sub — 
78. Es Eönnen nicht mehr als zwei Inftanzen in dem Gerichtswefen ber Car 
e aufgeftellt werben. | 


En — 
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74. Es foll ein oberfter Gerichtshof feyn, vor welchen appellationswelfe bie 
bürgerlichen Streithändel gezogen werben können, beren Gegenftand den Werth von 
brei taufend Franken überfteigt, und bei denen zugleich entweder die Regierung, 
ober ein Canton, oder ein Fremder, oder Einwohner verfchiedener Cantone ein 
oder beide Parteien ausmachen. 

Bor diefem Gerichtshofe hat gleichfalls die Weitersziehung aller Urtheilsſpruͤche 
Statt, welche Todesftrafe oder zehnjährige Einfperrung, oder zehnjährige Landes⸗ 
verweifung , oder im Falle politifcher Vergehen irgend eine entehrende Strafe ode 
eine Geldbuße von fünfhundert Franken und darüber, mit ſich bringen. 

75. Der oberfte Gerichtshof urtheilt über Anklagen, welche gegen die Staats 
fecretaire, in Bezug auf ihre Verrichtungen, geführt werben. 

76. Er enticheidet in letzter Inftanz über die gegen Beamte ber allgemeinen 
Staatsverwaltung wegen Pflichtverlegung erhobenen Klagen, deren Zuläffigkeit jtdoch 
vor allem aus von dem Senat erkannt feyn muß; fo wie über die von bürgerlihen 
und peinlichen Richtern in ihrer Amtsverwaltung begangenen Vergehen. 

77. Das Gefeg beftimmt die Einrihtung des oberften Gerichtshofes. 


Dreizehnter Zitel, 
Staatseintünfte 


73. Die Staatseinkünfte beftehen in dem Ertrag: 
bes Salzverkaufs; ber Salzwerke; der Poſten; des Stempels; ber Bıry 
werke; des Pulver: und Galpeterhandeld; der zu den Öffentlichen Bedirf 
nijfen beftimmten Waldungen; der Münzfabricationz der allgemeinen Zölle; 
Ueberhaupt in dem Ertrag jeder Art von Regalien, fo wie der — 
eingeführten allgemeinen indirecten Abgaben, und der beſondern Beiträge, dit 
von den Gantonen nad) Maafgabe der in denfelben befindlichen und ihnen 
. Üüberlaffenen Nationalgüter eingefordert werben. 
Dem Original gleichlautend Ä 
der mit dem Juſtiz- und Polizeidbepartemen! 
beauftragte 
Staatsfecretair 
Kuhn 


Dieſe Verfaffung vom 20. Mai 1802 ging, fo wenig wie bie 
erfte vom 12. Apr. 1798, und wie die vom 27. Febr. 1802 ins dr 
fentlihe Staatöleben Über; fie ward in den Fleinem Gantonen, wo Re⸗ 
ding beſonders thaͤtig war, verworfen Der kleine Rath erklaͤrte ſit 
aber am 2. Juli für das Staatsgrundgeſetz Helvetiens. Mm, 
3. Juli übernahm der neuernannte Senat von 24 Perfonen fein Ant; 
am 5. Juli ward der neue Vollziehungsrath eingefegt, und Dolbei 
Landamman, Rüttimann erfter, Fuͤßli zweiter Statthalter. | 

Ob es gleich überall gährte; fo machte doch bereits am 13. Jul 
ber General Montrichard der neuen Regierung den Beſchluß des erſten 
Gonfuld bekannt: „die franzöfifchen Truppen zuruͤckzuziehen, weil je | 
das helvetifche Volk über die Grundlage feiner politifchen Organiſation 
einiger fey.” Der Vollziehungsrath wünfchte die Verzögerung des Ab, 
marfches; am Ende des Juli war aber die Schweiz ganz von dem Zram 
zofen geräumt. | 

Darauf traten die Fleinen Gantone auf und hielten Landesge— 
meinden, welche die Herftellung der alten Drdnung ber Dinge von 
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1798 ausfprachen, und Reding zum Landammanne von Schwyz er 
wählten: Schwyz, Uri und Unterwalden zeigten der helvetifchen Regierung 
und dem erften Gonful am 6. Aug. an, fie würden fich eine eigene Ber: 
faffung geben; Glarus und Appenzell verfammelten ebenfalld Landesges 
meinden; in Graubündten ward am 22. Aug. die alte Verfaffung der 
drei Bünde erneuert; felbft unter den Bürgern und dem Landvolfe von 
Zürih herrſchte Parteiung. Es floß Blut zwifchen dem bewaffneten 
Volke der. Eleinen Gantone und den Truppen der helvetifchen Regierung ; 
der Generab der Regierung, Andermatt, befhoß Zürich den 10. und 
13. Sept., mußte aber am 14. abziehen. In Bern wurden Dolder 
md die beiden Statthalter von heftigen Demokraten am 13. Sept. zur. 
Erklaͤung der Refignation genöthigt, die aber der Senat nicht annahm. 
Sin Infurgentenhaufe von Aargau, geführt von v. Erlach und Ema— 
wel von Wattenwyl, befchoß Bern, und nöthigte die Stadt zur Ueber: 
abe, Die Regierung erhielt freien Abzug, und ging amt 
(9, Sept. nach Lauſanne. Reding betrachtete die Regierung für 
ufgelöfet, und erklärte — im Namen von Schwyz, Uri, Unterwalden, 
Slarus und Appenzell — dem Genenale Andermatt, er betrachte ihn 
ücht weiter als General der helvetifhen Regierung, fondern werde feine 
Ltuppen, bei fortgefesten Feindfeligkeiten, \ald Nauberhorden behandeln 
aſſen. Graubündten trat den fünf Gantonen bei; um Bern verfammelte 
ih eine zahlreiche „gemeinz=eidgenöffifche Obſervationsar— 
nee”, zu welcher auch Zürich, Scafhaufen und Solothurn Truppen 
chidten. Schon ward am 25. Sept. zu Bern, im Namen des Schwy⸗ 
er Congreſſes, die gänzliche Auflöfung oder Vertreibung der Laufanner 
tegierung mit bewaffneter Hand befchloffen; fchon hatte General Bad: 
tann, deshalb beauftragt, Freiburg bombardirt, ohne e& zur Uebergabe 
u bringen, und rüdte ind Waadtland vor; fehon hatte Reding am 
7. Septbr. eine Tagfagung zu Schwyz eröffnet, um eine neue Ver— 
aſſung zu entwerfen; ſchon war am 3, Det. bei Peterlingen ° 
ftig gefochten, und noch am 5. Det. Freiburg zur Uebergabe gendthigt 
orden; als am 4. Dit. der Adjutant des erften Conſuls, General 
'app, in Bern erfchien, und deſſen nahdrüdlihe Proclamation 
om 30. Sept. an die Schweizer befannt machte. Es hieß darin: „Ich 
erde dee Vermittler eurer Zwifligkeiten feyn, aber mit der Kraft, 
ie es großen Völkern ziemt, in deren Namen ich fpreche.” Die Abfen- 
ing einer Deputation’ des Senats und der Cantone nach Paris ward 
langt. Franzöfifhe Truppen rüdten unter Ney in die Schweiz ein. 
eneral Bachmann ließ feine Maffen auseinander gehen. Eine allge 
eine Entwaffnung ward anbefohlen. Die nach Lauſanne geflüchtete 
gierung Eehrte am 17. Oct, nach Bern zuruͤck; zulögt bewirkte Rapp 
ich bie Auflöfung- der lang voiderftrebenden Schwyzer Tagſatzung. 


Mu sach Paris beſtimmte Deputation, 36 Perfonen von dem 
11 
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neuen, 15 von dem alten Syfteme, war erft ins Dec. 1802 wollzdb 


lig zur Abreife nach Paris. Am 4. Dec. ernannte der erfle Conful ein 


Gommiffion von vier Senatoren Frankreich — Barthelemy, De: 
meunier, Röderer und Fouché — zur Unterhandlung mit den rl: 
vetifchen Deputirten. Fünf helvetifche Deputirte (Rüttimann, Mül: 


ler-Friedberg, d'Affry, Kuhn und Reinhard) ſprach der er 


Conſul am 12. December in feierlicher Audienz. Er erflärte ihnen: „bi. 
ber Verfaffung der Schweiz müffen drei Puncte feitgehalten werden: 
4) Alle Cantone müffen gleiche Rechte haben; 2) die Patricier müuͤſſen 
aufrichtig und freiwillig auf alle ehemalige Vorrechte Verzicht Leiften; 3) 
jeder Canton muß ſich nad) feiner Sprache, feiner Religion, feinen Sit: 
ten und nach feinem Intereffe organifiren.‘ “ | 

Unter fortdauernden Unterhandlungen der helvetifchen Deputirten mit 
den franzöfifchen Gommiffarien, befonders mit Röderer und Demeunie, 


‚war endlich die Verfaſſung der 19 Cantone ſowohl, ald die Bundesach 


felbft im Allgemeinen entworfen und befprochen worden. Da hatten 10 
helvetifche Deputirte am 29. Ian. 1803 eine ‚achtftündige Conferenz mit 
dem erften Gonful, worauf am 19. Februar 1803 die Acte der Vemit 
telung, welche die Berfaffungen der 19 Canton, und die Bun: 
beöverfaffung enthielt, vom erften Conſul den helvetifchen Deputiten 
in einer großen Aubdienz überreicht ward, nachdem diefen wiedehohlt ar 
gedeutet worden war, daß dem erften Conſul fonft nichts übrig Blei, 
als die Schweiz mit Gewalt der Waffen zu bezwingen, ober mi 
Frankreich zu vereinigen. 


7) Mediationsacte vom 19. Februar 1803. 


Erſtes Capitel. 
a) Verfaſſung des Cantons Appenzell. 


1. Der Canton Appenzell theilt fi in Außerrhoden und Innerrhoden. © 
Gränzlinie, die Rechte und die refpective Unabhängigkeit beider Theile des Gantoni 
werden hergeftellt. | 

2. Die katholifhe und reformirte Gonfefjion haben an den Orten, we N 
Statt finden, volle und freie Religionsübung. 

3. Die Souverainetät jedes Theiles des Cantons wohnt ber allgemeinen gr 
fammlung der Bürger (Landgemeinde) bei. Durch die Tagſatzung mird nad, M 
Reihe über die Ernennung des dem Ganton Appenzell durd die Conföderationsat 
zugetheilten Gefandten entfchieden. R 

. Die allgemeine Verfammlung jebes Theiles des Gantons befteht aus bei 
Bürgern von 25 Jahren; fie nimmt an oder verwirft die ihr durch den großen fat 
vorgelegten Gefegesvorfchläge. 

Es wird darin kein Gegenftand anders berathen, ald nachdem er einen Mor 
vorher dem großen Rathe fchriftlich mitgetheilt worden ift, und nach dem Gutai 
ten des Rathes. 

Außerordentliche allgemeine Verfammlungen Eönnen blos über Gegenftände, v 
gen deren fie zufammenberufen worben find, berathichlagen. 

5. Die Landammänner, Statthalter, Sedelmeifter, Bannerherren, Staatl 
eretaire und andere Vorſteher der innerm und äußern Rhoden, werben nach N 
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imlichen ‚Weife und mit denfelben Vorrechten wie früher erwaͤhlt; fie bleiben eben 
fange Im Amtes; und der abwechfelnde Vorſitz in den Gemeinden, welche vor und 
nter der Gitter genannt werden, bleibt befichen. , 

6. Es. behalten bei in den aͤußern Rhoden der große und Heine Rath, der dop⸗ 
ite Rath, der befondere Rath für die vor und hinter der Gitter gelegenen Ges 
einden, das Sonfiltorium, das Kriegegeriht; und in den innern Rhoden ; oder 
m katholiſchen Theile, der große Rath und der Kleine verjtärkte Rath ihre frühern 
cchte, dieſelbe Berfaffung und diefelbe Weiſe der Ermwählung. 

7, Es wird im der frühern. Civil-, Criminal- und Juſtizverwaltung ‚nichts ge: 
dert, jo wenig als in der frühern Gemeindeverfaffung. — 
3. Alle Behörden muͤſſen ſich nach den Grundſaͤtzen der Confoͤrderationsacte 
ten. *Œ 
Dir Canton Appenzell kann weder mit einem andern Canton, noch mit frem: 
n Mächten in directe oder indirecte Berhältniffe treten, außer nach ben Föderat: 
men der: helvetifchen Republik, 


Zweites Capitell. 
b) Berfaffung bes Eantons Yargan.. 
Erſter Titel, | 
Gebietseintheflung und politifher Stand der Bürger. 


1, Der Canton Aargau wird in 10 Bezirke getheilt, nämlich: Zofingen, 
ulm, Aarau, Brugg, Lenzburg, Zurzach, Bremgarten, Mury, Baaben (mit 
nahme der Städte Dietikon, Schlieren, Detwil und Hutikon, welche einen Theil 
8 Gantons Zuͤrich bilden), Laufenburg und Rheinfelden, daß diefe beiden letzten 
iirke das ganze Frickthal umfdlichen. 

Yarau ift Hauptort des Cantons. 

Die 10 Bezirke werden in 48 Kreife getheilt. Die Bürger veteinigen fi, fo: 
Id es nöthig iff, in Gemeinde: und Kreisverfammlungen. 

2. Um das Buͤtgerrecht in einer Gemeinde: oder Krrisverfammlung auszu⸗ 
en, muß man ſeit einem Jahre in dem Kreiſe oder in det Gemeinde wohnhaft 
in, 25 Jahr alt und verheirathet feyn, oder geweſen ſeyn, oder SO Jahre zäh: 
(, wenn man nicht verheirathet geweſen iſt; Eigenthümer oder Nutznießer eines 
beweglihen Grundftüds zu dem Werthe von 200 Schweizerfranfen feyn, oder 
er hypothekariſch auf ein Grundftüc verficherten Schuld von 300 Schweizer⸗ 
inken; und wenn man vorher nicht Buͤrger einer Gemeinde des Cantons gewe— 
iſt, an die Armencaſſe feines Wohnortes eine jährliche durch das Geſetz beſtimmte 
umme zahlen, nach dem Werthe der Gemeindebeſitzungen, deren Minimum ſechs 
anken und das Marimum 180 Franken beträgt. — Jedoch reicht es bei ber erftn 
ahl hin, 3 p. C. des legten Ermwerbeontractes des Bürgerrechts zu zahlen. 

Ausgenommen von diefer vierten Bedingung find Geiftliche und Familienväter, : 
von Geburt Schweizer und Väter von vier Kindern über 16 Jahr find, welche 
dem Heere eingefchrieben find, und eine Profefjion oder eine Wirthſchaft haben. 

3. Mittelft der jährlich an die Armencaffe entrichteten Summe ober des Ea— 
ald davon, wird man Eigenthümer der zum Bürgerrechte gehörigen Vortheile, 
d bat Anfpruch auf bie den Bürgern bon der Gemeinde zugeficherten Unter— 
dungen. 

Fremde oder fchweizerifche Bürger eines andern Cantons, weldhe, nachdem fie 
Zeit der Anfätfigkeit und die verfihiedenen dur das Gefetz beftimmten Bedin: 
ngen erfüllt Haben, Bürger des Cantons Aargau werden wollen, koͤnnen gehal— 
ı werden, das Kapital ber jährlichen Summe, auf welche der Mitbefig der Vor: 
ile ihres heimifchen Buͤrgerrechts angefchlagen worden ift, zum zwanzigifen Sheile 
zahlen. Dies wird durch einen befondern Beſchluß der Gemeide beftimmt. 


Zweiter Titel, 
Deffentlihe Gemalten. 


4. Es giebt in jeder Gemeinde eine Municipalitäf, beftehend aus einem Syn⸗ 
us, zwei Adjuncten und einem Municipalrath, wenigftens von acht Mitgliedern 
d hoͤchſtens von 16, Die Municipalbeamten bleiben fehs Jahre im Amte; fie 
vden zum dritten Theile erneuert und find wieder wählbar. 

Das Geſetz beſtimmt die Obliegenheiten jeder —— welche bie Local: 
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polizei, die Vertheilung und Einnahme der Steuern, die beſondere Verwaltung der 
Gemeindeguͤter und der Armencaſſe, und bie einzelnen Geſchaͤfte der allgemeintn 
Verwaltung, welche ihr aufgetragen werben dürfen, betreffen. 

Es beſtimmt ferner die befondern Verrichtungen der Syndici, der Adjuncten 
und der Municipalräthe. 

Es giebt in jedem Kreife einen Friedensrichter; er beauffichtige und leitet 
die Gemeindeverwaltüngen der Gemeinden feines Bezirkes. 

Er führt in den Kreisverfammlungen den Borfig und übr darin die Polizei. 

Er ſchlichtet die Händel unter den Bürgern; er ift gerichtlicher Polizeibeamter, 
beauftragt mit der vorläufigen Unterfuhung im Falle des Verbrechens; und er mi 
fcheidet mit feinen Beiligern geringe Civilſachen. \ 

Das Geſetz beftimmt jede feiner Obliegenheiten. 

6. Ein großer Rath, beftehend aus 150 Deputirten, welche für fünf Jahre 
oben auf Lebenszeit in den durch den 14. Art. beſtimmten Fällen ernannt werden, 
übt die fouveraine Gewalt. Er verfammelt fih am erften Montage des Mai it 
Yarau, und feine Gigung dauert einen Monat, wofern der Eleine Rath deren Daun 
nicht verlängert. . 

Der große Rath genehmigt oder verwirft die vom kleinen Rathe ihm vorgelig 
ten Gefegentwürfe; er läßt fi von der Vollziehung der Gefege, Befehle und Ver 


-ordnungen Rechenſchaft geben; er empfängt und ordnet an bie Rechnungen dee 


Schatzes, welche ihm der Eleine Rath vorlegt; er beftimmt bie Entfchädigungen de 
öffentlichen Beamten; er berathfchlagt über die Forderungen auferorbentlider Tu 
fagungen; er ernennt die Deputirten zu ben Zagfagungen,’ und giebt ihnen ihr 
Anweiſungen; er ftiimmt im Namen bes Cantons. 

7. Ein Heiner Rath, beftehend aus neun Mitgliedern des großen Rated 
welche fortwährend einen Theil defjelben bilden, und ununterbrochen wieder gew 
werden können, hat die Initiative der Gefeges: und Steuerentwürfe. 

Er ift mit Vollziehung der Gefege und Verordnungen beauftragt; in bill 
Hinfiht faßt er die nöthigen Befchlüffe; er leitet und wacht über die untern B 
hörden und ernennt feine Agenten; er legt dem großen Rathe von allen Theilen M 
Verwaltung Rechenſchaft ab, und entfernt fi, wenn über feine Amtsführung u 
Rechenſchaft berathſchlagt wird; er verfügt über die bewaffnete Macht zur Aufrcht 
haltung ber Öffentlichen Ordnung, und kann bie Dauer der Sitzungen bes große 
Rathes verlängern und außerordentliche berufen. . 

8. In Eivil» und Griminalfahen giebt es Gerichte erfter Inftang, bern Di 
glieder durch die Proceffirenden entfhädigt werden; das Gefeg beftimmt bie Anz) 
der Gerichte, ihre Ginrihtung und ihre Gompetenz. 

9. Ein Appellationsgericht, beſtehend aus 13 Mitgliedern, Spricht in kalt 
Snftanz; es kann in Griminalfahen nur bei der Anzahl von neun fpreden, 
wenn es fi um eine Todesſtrafe wegen eines bedeutenden Verbrechens handelt, mE 
in Gegenwart von 13; e8 ruft Rechtögelehrte zu Hülfe. 

10. Ein Gericht, beftehend aus einem Mitgliede des kleinen Rathes und tk 
Mitgliedern des Appellationsgerichtes, entfcheidet über ftreitige Verwaltungsfaͤllt. 


Dritter Titel. 
Art der Wahlen und Bedingungen der Wählbarkeit.. 
11. Die Municipalbeamten werben durch die Gemeindeverfammlung gem 


aus Buͤrgern / von 30 Jahren, und Eigenthuͤmern oder Nutznießern eines Grimdst 


mögens von dem Werthe von 500 Kranken, oder einer Schuld von einer gleich 
hypothekariſch auf ein Grundftüd verficherten Summe. . 

12. Die Friedensrichter werden von dem Kleinen Rathe aus den Bürgern 
wählt, welche ein Befisthum oder eine Schuld von 1000 Franken in berfelden & 
fhaffenheit der Güter haben, | 

13. Die Stellen im großen Rathe werden durch unmittelbare Wahl, © 
durch Wahl und Loos auf folgende Weife gegeben. | 

Die Bürger, welche in dem Bezirke eines Kreifes wohnen, bilden eine DC 
ſammlung, die nur Eraft einer 15 Tage zuvor durch den Friedensrichter erlaffım 
er — Tage zuvor durch die Municipautaͤt bekannt gemachten Vetordnung Eis 

nden kann. 


Die Verſammlung in jebem Kreife nimmt drei Wahlen vor; fie ernennt in W 


- 
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“Bezirke ihres Gebietes einen Deputirten, welchen ohne Dazmifchenkunft des Looſes 
in den großen Rath eintritt. Das Alter von 30 Jahren ift die einzige Bedingung 

ber Wählbarkeit für -diefe erfte Ernennung. Der $riedenerichter, welcher der Ver: 
ſammlung präfidirt, Tann nicht in feinem Kreife gewählt werben. 

Sie ernennt drei Gandidaten außer ihrem Kreife aus den Bürgern, welche Ei: 
genthuͤmer oder Nusnießer eines Grundvermögens von <0,000 Franken oder einer 
gleihen hypothekariſch auf Grundſtuͤcken verſicherten Schuld find; und für diefe 
zweite Ernennung reiht ein Alter von 25 Jahren hin. 

Sie ernennt zwei Sandidaten außer ihrem Gebiete, aus Bürgern über 50 Jahr; 
und für diefe dritte Wahl reicht es hin, ein Befistyum, eine Nugung ’ oder hypo— 
thefarif auf Grundbefig verficherte Schuld zu haben. 

Die 240 Gandidaten werden durch das Loos auf 102 gebracht, welche, in 
Berein mit den 48 unmittelbar in ben Kreifen ernannten Deputirten, die 150 Mit: 
ieder des großen Rathes bilden. ie 

Die Mitglieder des großen Rathes ber zweiten und britten Ernennung 
hören keinem Kreife anz die der zweiten Ernennung find es auf Lebenszeit, wenn 
ft in demfelben Jahre von 15 Kreifen vorgefchlagen worden find. 

Die der dritten find gleichfalls auf Lebenszeit, wenn dreißig Kreife fie in demſel⸗ 
ben Jahre vorgeſch'agen haben. 

15. Die Mitglieder des großen Rathes von ber erften Ernennung können von 
nen entfhädigt werden; die Amtsverrichtungen der übrigen find unent 
eidlich. 

16. Fuͤr die Stellen der zweiten und dritten Ernennung, welche binnen eines 
Beitraums von fünf Jahren erledigt werden, beftimmt das Loos unter den auf ber 
iſte gebliebenen Gandidaten, welche alle fünf Jahre erneuert wird. 

‚17. Wenn zur Zeit der periodifchen Erneuerung fi im großen Rathe 50 Mit: 
Nieder auf Lebenszeit finden; fo wird die Ueberzahl zur Zahl von 150 hinzugefügt, 
d daß bei jeder ber allgemeinen Wahlen wenigftens 52 Bürger aus der Glaffe der 
he von 20,000 Franken, oder ber über 50 Jahren in den großen Rath 
ieten , 


‚18. Der Präfident des großen Rathes wird bei jeder Sisung aus den Mit: 
iedern bes Eleinen Rathes gewählt; er ftimmt nicht- mit, fobald es fi) von Res 
tnfhaft und Amtöführung diefes Rathes handelt. ; 

Er ift während feines Vorfiges bei den Berathungen des Eleinen Rathes nicht 


genwaͤrtig. 
19. Die Mitglieder des kleinen Rathes werden von dem großen Rathe auf 


hs Fahre ernannt; fie werden zum dritten Theile erneuert; der erſte Act ber Er: 
— bezeichnet die, welche am Ende des zweiten und vierten Jahres austreten 
rden. 
Um wählbar zu ſeyn, muß man Eigenthuͤmer, Nutznießer oder hypothekariſcher 
äubiger einer Summe von 9000 Franken in Immobiliarvermögen feyn. 

Der Heine Rath wählt feinen Präfidenten alle Monat. 

20. Die Mitglieder der Bezirksgerichte wegben durch den Fleinen Rath nad 
tr von bem Appellationsgerichte vorgelegten Lifte gewählt. Man kann fie nur 
"Eigentbümern, Nughiebern oder hypothekariſchen Gläubigern eines Werthes 
5000 Sranten in Grundftüden wählen. oo 
21. Die im XAppellationsgerichte werben von dem großen Rathe gewählt, und, 
te der Bedingung bes für den Heinen Rath geforderten Grunbdbefiges, müffen fie 
Jahre Hindurd gerichtliche Aemter bekleidet haben, oder Mitglieder höherer 


oͤrden gewefen feyn. 0. 
Bierter Titel, 


Allgemeine Verordnungen und Garantieen, 


22, Jeder Schweizer, der im Santon Aargau wohnt, tft Soldat. _ 
95, Die Kreisverfammlungen koͤnnen in Erinem Falle weber unter fih, noch 
inem Sndividbuum oder einer Gefellfehaft außer dem Gantone correfpondiren. 


24. Die durchgängige und völlige Freiheit des Fatholifchen und proteftantifchen 


; wird garantitt, 
53 wird ebenfalls garantirt das Recht, Zehnten und Grundzinfen nach ihrem 


en Werthe abzukaufen. 
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Drittes Capitel. 
c) Verfaſſung des Cantons Baſel. 
Erfter Titel. | 
Gebietseintheilung-und politiſcher Stand ber Bürger. 


1. Der Ganton Bafel wird in drei Bezirke getheiltz nämlich: bie Stadt Bi 

fel, Wallburg und Lieftal, ? 
2. Jeder Bezirk ift in 15 Zuͤnfte (tribus) geheilt. Die alten Gintheilung: 
in Bünfre, welche die Bürger von Bafel und. Kleinbafel umfaßten, werden herat 
ftellt. Außerhalb der Stadt werden die Zünfte von den in der Bevölkerung &n 
meiften übereinftimmenden Theilen der Bezirke, und die fo nahe als möglid ai 
einander ftoßen, ohne Unterfchied des Handwerks oder. des Gewerbes gebildit. 
Seder im Canton wohnende Schweizer von 16 Jahren ift Soldat. 

4. Zunftmitglieder find Bürger oder Bürgersfühne einer Cantonsgemeinde 
welche feit einem SZahre auf dem Gebiete der Zunft wohnen, in unabhängige 
Stande Ieben, in die Golvatenlifte eingetragen find, und dreißig Jahre zahl 
wenn fie nicht verheirathet find, oder es nicht geweſen find, und nur zwanzig, mie 
fie verheirathet find, welche endlich ein Grundftüc oder eine hypothekariſche Si 
von 500 Schweizer Franken befisen. Jeder Gantonsbürger Tann das Bürgermd 
zu Baſel erlangen. 


Zweiter Titel. 


Bon den politifhen Gewalten. 


5. Ein großer Rath von 185 Mitgliedern giebt die Gefege, Verordnungen 
andere Acte der fouverainen Gewalt; berathichlagt über die Anträge der außer! 
dentlichen Tagfagungen ; ernennt bie Deputirten zu den ordentlichen und außerordentiiät 
Zagfagungen; beftimmt die Vollmacht feiner Deputirtenz ernennt zu Stellen, but 
Amtsverrichtungen ſich auf den ganzen Canton erſtrecken, und laͤßt ſich Rechenſchaft = 
der Vollziehung der Gefege, Verordnungen und andrer Acte feiner Verfügung able 

Ein Heiner Rat von 25 Mitgliedern des großen Rathes, welche fortw“ 
rend in bemfelben figen, und deren einer wenigftens aus jebem Bezirke iſt, bat N 
Bollzichung der Gefege, Verordnungen und andrer Acte ber oberften Behörde IN 
fih; er fchlägt die. Gefege, Verordnungen, und andre ihm nothwendig fcheine 
Acte vor; er leitet und wacht über die untern Behörden; er entjcheidet in degli 
Inſtanz ftreitige Verwaltungsſachen; er ernennt zu den Gtellen, deren Unter“ 
richtungen fich auf einen ganzen Bezirk beziehen; er giebt dem großen Rally 9 
allen heilen der Verwaltung Rechenſchaft. 

7. Zwei Bürgermeifter figen, einer um ben andern, während eines Jahre I 
großen und einen Rathe vor; der, welcher nicht in Gefchäften ift, erfegt den & 
dern im Nothfallz er ift Mitglied des Eleinen Rathes. 

8. Ein Appellationsgericht, aus 13 Mitgliedern des großen Rathes beitebar! 
und präfidirt von dem nicht fungigenden Bürgermeifter, urtheilt in hoͤchſter aſe 
uͤber Civil- und Criminalſachen. Wenn es über eine Anklage wegen eines Pr 
chens, worauf Todesſtrafe ſteht, entſcheidet; ſo nehmen vier Mitglieder des Ein 
Rathes, welche durd) das Loos beſtimmt werden, ihren Gig in demfelben und 
‘ theil am Urtheil. 

Der große Rath verfammelt fidy alle ſechs Monate auf 15 Zage in zul 
ber Eleine Rath verfammelt ſich beftändig, er kann bie Sitzungen bes großen A 
thes verlängern und außerordentliche berufen. 

10. Die beiden Bürgermeifter werden vom großen Rathe aus ben Mitglirde 
des kleinen Rathes gewählt; die Mitglieder des Heinen Rathes werben von dem gt 
en Ratbe erwählt, nämlich: ein Drittheil von den Zünften unmittelbar und & 
ihrer Mitte; die zwei anderm Drittheile durch das Loos aug den von den Su 
erwählten Gandidaten, ohne Rüdficht auf die Bezirke, zu denen fie gehören. 

11. Die Mitglieder des Kleinen Rathes werden zum dritten Theile alle #7 
Sabre erneuert; fie find unausgeſetzt wicder wählbar. , „ ge 

_ Die Mitglieder des großen Rathes außer denen, welche zu gleicher Zeit u 
glieder des Kleinen find, können durd) eine geheime Abftimmung (grabeau) I! 
Zünften abaefest werden, wie es im 18. Art. beftimmt ift. y 

12. Die Zünfte koͤnnen dem unmitselbar von ihnen ermwählten Mitglich | 
großen Rathes eine Entfhädigung geben. Die Amtsberrichtungen der übrigen“ 
glieder gefchehen unentgeltlich. 
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Dritter Titel, 
Bon den Wahlen und Abfegungen. 


13, Bei der Bildung de großen Rathes verfährt jede der 25 Bünfte des Can: 
tons folgendermaßen : . 

Zuerſt, wählt fie das Mitglied des großen Rathes, welches fie aus ihren eignen 
Bürgern wählen muß; alsdann ernennt fie vier Gandidaten in ben Bezirken, deren 
Theil fie nicht bildet. Sie kann nur drei aus demfelben Bezirke wählen. Von ben 
124 alfo in den drei Bezirken gewählten Candidaten, werben 90 durchs Loos zu 
Mitgliedern des großen Rathes gewählt, um ihn, nebft den 45 unmittelbar durch 
die Zünfte gewählten Mitgliedern, vollzählig zu machen. 

14. Im Falle der Erledigung wählen die Zünfte ‘alle zwei Jahre zu ben 
Stellen der Mirglieder- des großen Rathes, welche fie unmittelbar ernannt haben. 
Das Loos erfegt die übrigen nad) Maaßgabe ihrer Erledigung, und beftimmt unter 
din auf der Lite befindlichen Gandidaten. 

15. Fünf Sahre nad) der erften Bildung des großen Rathes und nachher von 
nun zu neun Jahren, wird die Lifte der Gandidaten erneuert; und wenn die Stellen, 
wozu fie durch das Loos ernannt werden, erledigt werden, werben fie fortwährend 
unter die Candidaten der Lifte vertheilt. 

‚16. Die Wahlen gefchehen durch geheime Abftimmung und nad) der abfolufen 
Stimmenmehrheit. Wenn die abfolute Mehrheit ſich aus zwei Abftimmungen nicht 
ruisbt; fo entfcheidet das Loos zwifchen den beiden Kandidaten, welche die mehreften 
Etimmen haben. 

17. Niemand Tann auf die Kandibatenlifte Tommen, wenn er nicht Bürger, 
30 Jahr alt und Befiger eines Grundftüds, "oder einer hypothekariſchen Schuld von 
10,000 Schweizerfranken ift. Es reiht bin, Bürger, über 25 Jahr alt und Grund- 
eigentbümer, oder Befiger einer hypothekariſchen Schuld von 3000 Franken zu feyn, 
um unmittelbar von der Zunft, wozu man gehört, erwählt werben zu fönnen. 

18. Alle zwei Jahr zu Oftern entfiheidet eine Commiſſion von 15 Mitgliedern, 
durchs koos in jeder Zunft gebildet und beſtehend aus fünf der zehn Älteften, aus 
fünf der zehn reichſten Eigenthümer und aus fünf unter den übrigen Zunftgenoffen 
Ohne Unterfchied gewählten, ob eine geheime Abftimmung über eines oder zwei Mit- 
glieder des großen Rathes, außer denen, die im Eleinen Rathe figen, zu eröffnen ſey. 
Bern die Mehrheit der Commiffton für die" geheime Abftimmung entfcheibet; fo bes 
zeichnet fie ein Mitglied oder auch beide, über welche zu entſcheiden die Zunft beru- 
fen worden ift. 

Die Zunft ſtimmt ins geheim, für oder wiber die Abfegung jedes der der Ab: 
ſtimmung unterworfenen Mitglieder. | 
. ‚De Bid der Mehrzapl ftimmberechtigter Buͤrger ift nöthig, um Abſetzung 
zu bewirken. 7 

Die Mitglieder des großen Rathes, welche von mehr als einer Zunft auf die 
Gandidatenlifte gefegt worden find, koͤnnen nur durch den Wunſch der Mehrheit ber 
fimmberehtigten Bürger in einer gleichen Anzahl von Zünften abgefegt werben. 

Die unmittelbar von einer Zunft erwählten Mitglieder können nur von ihr ab: 


geſetzt werden. 
VBierter Titel, 


Garantieen, dur die Berfaffung gewährt. 
‚19. Das Gefeg orbnet die einzelnen Einrichtungen der Gewalten, und bie, 
Einfegung untergeorbneter Behörden. . | 
20, Die Verfaffung leiftet für die im Canton beftehende Religion Gewähr. 
21. Die Verfaſſung fihert das Recht, Zehnten und Grundzinſen abzutaufen. 
Das Gefeg beftimmt die Art dev Abfaufung zu einem billigen Werthe. 
Biertes Capitel. 
d) Berfaffung des Gantons Bern. 
Erfter Titel, 


Bon der Gebietseintheilung und dem politifgen Stande 
| der Bürger. » 
4. Der Ganton Bern wird in fünf Bezirke getheilt, nämlich: die Stadt 
Bern, dad Oberland, das Landgericht, das Emmenthal und das Seeland. 
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2. Jeder Bezirk wird in 13 Zuͤnfte getheilt. Die alten Zuͤnfte der Stadt 
Bern werben wieder hergeftellt. Außerhatb der Stadt werben die Zünfte aus den 
am meiften in der Bevölkerung gleichen Bezirkstheilen, und die ſich am naͤchſten 
gelegen find, ohne Unterfhied der Lebensweife, des Standes oder des Gewerdes 

ebildet. 

8 2. Jeder ſchweizeriſche Einwohner von 16 Jahren iſt Soldat. 

4. Zunftgenoſſen find Bürger oder Buͤrgersſoͤhne einer Cantonsgemeinde, weldt 
fih ein Jahr auf dem Gebiete der Zunft aufgehalten haben, in unabhängigen Ber: 
hältniffen ftehen, in die Soldatenlifte eingefchrieben find, und 30 Jahre zähle, 
wenn fie nicht verbeirathet find, oder geweſen find, und nur 25,\mwenn fie verke: 
thet find, oder gewefen find, und welche endlich eine Grunbbefiguhg oder eine by: 
pothefarifhe Schuld von 1000 Schweizerfranfen in ber Stadt Bern, oder var 
500 Franken in den andern Gantonsgemeinden befigen. Jeder Bürger des Canton 
kann das Bürgerrecht zu Bern erwerben. J 


Zweiter Titel. 
Von den politiſchen Gewalten. 


5. Ein großer Rath, beſtehend aus 195 Mitgliedern, giebt die Geſetze, Ber 
orbnungen und die andern Acte der höchften Gewalt; berathet über die Antriz 
außerordentlidher Tagſatzungen; ernennt die Deputirten für die ordentlichen und au 
Berordentlihen Zagfagungen 5 beftimmt die Vollmacht feiner Deputirtenz ernennt it 
den Stellen, deren Amtsverrichtungen ſich über den ganzen Ganton erftreden, un 
laßt ſich Rechenſchaft von der Vollziehung der Gefige, Verordnungen und andı.z 
Acte feiner Verfügung geben. | 

Ein Eleiner Rath, beftehend aus 27 Mitgliedern des großen Rathes, mil 
fortwährend darin verbleiben, und deren eines wenigftens aus jedem Bezirke ift, b# 
die Sorge für Vollziehung der Gefehe, Verordnungen und andrer Acte ber hödfe 
Behörde; er fchlägt Geſehe vor, und andre Verordnungen und Beſchluͤſſe, di # 
für nöthig erachtet; er leitet und wacht über die untern Behörden; er entfeibe # 
letzter Inſtanz Verwaltungsftreitigfeiten; ernennt zu den Gtellen, deren Amier® 

richtungen fid) über einen ganzen Bezirk erftreden; er legt dem großen Rathe = 
allen Zheilen der Verwaltung Rechenſchaft ab. 

7. Brei Schultheißen führen während cine Jahres abwechſelnd ben Kork 
im großen und Kleinen Rathe; der nicht fungirende erfegt den andern im Notäfel 
er macht ein Mitglied des Eleinen Rathes aus. - 

j Ein Staatsrath, worin der Schultheiß als Präfident des. kleinen Rai 
vorfist, beftchend aus den zwei älteften und den zwei jüngften Gliedern des klein 
Rathes und dem Seckelmeiſter, beſchaͤftigt ſich mit Gegenſtaͤnden, welche die du 
und innere Sicherheit betreffen, und legt fie dem einen oder dem andern Rathen 
Berathung vor. 

Ein Appellationsgericht, beftehend aus 13 Mitgliedern des großen Kat 
unter dem Vorſibe des nicht fungirenden Schultheißen, entfcheidet in hoͤchſter In 
in Givil- und Griminalfahen. Wenn es über Anklagen bedeutender Verb 
worauf Todesftrafe ſteht, entfcheidetz fo nehmen vier Mitglieder des Eleinen Ra 
welche durch das Loos gezogen werden, Sig darin und am Spruche Antheil. 

10. Der grofe Rath verfammelt ſich alle ſechs Monat drei Wochen in Bis 
Der kleine Rath verfammelt ſich beftändig. Er kann die Gigungen dis SR 
Rathes verlängern, und außerordentliche berufen. , 

11. Die zwei Schultheißen werden vom großen Rathe aus ben Mitgli 
bes Fleinen Rathes gewählt. Die Mitglieder des Elcinen werden von bem $ 
Rathe erwaͤhlt. Die Mitglieder des großen Rathes werden erwählt, ‚nämlid: | 
Drittheil unmittelbar durch die Zünfte und aus ihrer Mitte; die zwei übrigen 7 
theile durchs Loos aus den von den Zünften erwäplten Ganbidaten, ohne Rü 
auf die Bezirke, denen fie angehören. , 

Die Mitglieder ded Leinen Rathes werden zum dritten Theile ak ı 
Sahre erneuert; fie find unausgefegt wieder wählbar. 

Die Mitgliedet des großen Rathes, anfer denen, welche zugleich im Eie 
Rathe figen, können durch eine geheime Abftimmung in den Zünften abgeſcht 
den, wie e8 im 19. Art. verordnet ift. 

18. Die Zünfte können dem Mitgliebe des großen Rathes, welches fie 
telbar gewählt haben, eine Entfchädigung geben. Die Amtsverrihtungen Dr 
gen gefchehen unentgeldlich. oe Be 


















- 
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Dritter Titel, 


Bon den Wahlen und Abfegungen. . 


14, Bei der Bildung bes großen Rathes verfährt jede der 65 Zünfte folgendermaßen : 

Zuerft wählt fie eines der Mitglieder des großen Rathes, weldes fie aus ihe 
ren eignen Mitgliedern wählen muß. Ka 

Darauf ernennt fie vier Sandidaten aus vier Bezirken, von denen fie einen 
Theil ausmacht. Sie kann nicht mehr als drei in demfelben Bezirke ernennen. 

Bon 260 in allen Bezirken alfo erwählten Sandidaten werden 130 durchs Loos 
y Mitgliedern des großen Rathes bejtimmt, um mit 65 unmitteibar erwählten. die 

nzahl vollzählig zu machen. . 

15. Im Hall der Erledigung mählen bie Zünfte alle zwei Jahre für bie 
Stellen im großen Rathe, zu denen unmittelbar ernennt wird. Das Loos erfegt 
die übrigen, je nachdem fie erledigt worden, und ernennt unter den auf der Liſte 
befindlichen Ganbdidaten. 

16. Fünf Jahre nad) der erften Bildung bes großen Rathes, und in ber 
Folge von neun zu neun Jahren wird die Gandidatenlifte erneuert; und wenn die 
Stellen, zu welchen das Roos ernennt, erledigt werden; fo werden fie fortwährend 
unter die auf der Lifte befindlichen Gandibaten vertheilt. 

17. Die Wahlen gefchehen durdy geheime Abftimmung und nad abfuluter 
Stimmenmehrheit. Wenn durch zweimaliges Abftimmen nicht abfolute Stimmen— 
mehrheit bewirkt wird; fo entfcheidet das Loos zwifchen den Gandidaten, welche bie 
meiften Stimmen haben. 

18. Niemand kann auf die Gandidatentifte gefeat werben, wenn er nit Buͤr⸗ 
ger, 36 Jahr alt und Eigenthümer eines Grunbdftüds oder einer hypothekariſchen 
Eduld von 20,000 Schweizerfranten ift. Es ift hinreichend, Bürger, älter als 
25 Jahre, Eigenthümer eines Grundbefiges, oder einer bypothefarifchen Schuld von 
5000 $ranfen zu feyn, um unmittelbar von der Zunft, der man angehört, erwähle 
ku werden. 

19. Alle zwei Jahre zu Oſtern entfcheidet eine Commiſſion von 15 Mitglies 
bern, gewählt durch das Loos, in jeder Zunft, und beftehend aus fünf von zehn 
ber Welteften, fünf von zehn Eigenthümern, deren Gapital das beträcdhtlichfte ift, 
und von fünf, welche aus allen Mitgliedern einer Zunft unmittelbar erwählt wers 
den, ob man über ein Mitglicd des großen Raths außer denen, die im Kleinen 
Rathe fisen, das geheime, Stimmgeriht eröffnen folle. Entfcheidet die Mehrheit 
der Commiſſion für daſſelbe; fo zeige fie das Mitglied, worüber die Zunft abzus 
fiimmen berufen wird, an. 

Die Zunft ſtimmt insgeheim für ober gegen bie Abfegung eines dem Stimm⸗ 
gerichte unterworfenen Mitglieds. 

Der Wunfd) der Mehrheit fimmberechtigter Bürger der Zunft ift erforderlich, 
um die Abfegung zu bewirken. 

Die Mitglieder des großen NRathes, welche von mehr ald einer Zunft auf bie 
Sanbidatenlifte gefegt worben find, Eönnen nur durch den Wunſch der Mehrheit 
timmberechtigter Bürger in einer gleichen Anzahl von Zünften abgefegt werden. _ 

Die unmittelbar von ihrer Zunft ernannten Mitglieder können nur buch fie 


bgefegt werben. 
Vierter Titel, 


Inweifung und Garantie, welche bie VBerfaffung gemährt, 


20. Das Gefeg beftimmt die einzelnen Gegenftände in der Organifation ber 
Sewalten und ber Einfegung der untergeordneten Behörden. 

21. Die Berfaffung leiftet für die im Canton beſtehende Konfeffion Gewähr. 

22. Sie garantirt das Recht, Zehnten und Grundzinfen abzufaufen. Das 
Befeg beftimmt bie Art der Abkaufung nad) einer billigen Abſchaͤtzung. 


Fünftes Capitel. 
e) Verfaſſung des Cantons Freiburg. 
Erſter Titel. 


zon den Gebietseintheilungen und dem politiſchen Stande 
0: ber Bürger, 
1. Der Canton Freiburg wird in fünf Bezirke getheilt, nämlid: 


_ 
u 


* 
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Die Stadt Freiburg und ſeine Bannmeile, Murten, Bulle, Romont und 
avayer. 

2. Der Stadtbezirk wird, wie früher, in vier Quartiere getheilt. Außerhalb ber 
Stadt wird jeder Bezirk in vier Quartiere getheilt, beftehend aus den am meiften 
in der Benölkerung gleichen und moͤglichſt ſich nahe gelegenen Theilen. 

Seder fhweizerifhe Einwohner des Cantons tft vom 16. Jahre an Soldat, 
4. Mitglieder der Quartiere find Bürger oder Bürgersföhne aus einer Gan: 
tonsgemeinde, welche feit einem Jahre auf dem Gebiete des Quartiere ſich aufhal 
ten, im unabhängigen Stande leben, auf der Soldatenliſte ftehen, 30 Jahr alt feyn 
müffen, wenn fie nicht verheirathet find, und nur 20, wenn fie verheirathet find, 
oder geweſen find, und die endlich ein Grundftüc oder eine hypothekariſche Schuld 


‚ von 500 Schweizerfranken befigen. Jeder Cantonsbuͤrger kann das Buͤrgerrecht zu 


Freiburg erlangen. 
Bweiter Titel. 
Bon den politifhen Gewalten. 


5. Ein großer Rath, beftchend aus 60 Mitgliedern, giebt Geſetze, Verord: 
nungen und andre Ucte der hoͤchſten Gewalt; berathſchlagt über die Anträge au: 
Berorhentliher Tagſatzungen; ernennt die Deputirten zu den ordentlichen und aufer: 
ordentlihen Tagſatzungen; beftimmt die Vollmacht feiner Deputirten; ernennt zu 
Stellen, deren Amtsverrichtungen fi) über den ganzen Ganton erftreden, und läßt 
fid) Rechenfchaft über die Bolziehung der Gefege, Verordnungen und andrer Acte fir 
ner Verfügung ablegen. 

6. Ein Eleiner Rath, beftehend aus 15 Mitgliedern des großen Rathes, welde 
fortwährend darin figen, und deren einer wenigftend aus jedem Bezirke ift, bat die 
Vollziehung der Gefege, Verordnungen und andrer Ucte der oberjten Behörde zu 
beforgen; er fchlägt Gefige, Verordnungen und Beſchluͤſſe, die er für nöthig erach⸗ 
tet, vor; er leitet und beauffichtigt die untern Behörden; er entfcheidet in lestir 
Snftanz über Verwaltungsftreitigkeitenz; ernennt zu den Stellen, deren Amtsver: 
richtungen ſich über einen ganzen Bezirk crftreden, und legt dem großen Rathe von 
allen Zheilen der Verwaltung Redyenfchaft ab. 

77. Zwei Schultheißen präfidiren mwechjelsweife ein Jahr lang im großen und 
Heinen Rathe. Der nicht fungivende erfegt im Nothfalle den andern; er gehört zu 
dem Beinen Rathe. 

Ein aus 13 Mitgliedern beftchendes Appellationsgericht, welchem der nicht 


fungirende Schultheiß präftdirt, entfcheider in böchfter Inſtanz über Givil: un 


GSriminalfahen. Wenn e8 über eine Anklage eines mit Zodesftrafe belegten Bir 
brechens entfcheidetz; fo nchmen vier Mitglieder des Kleinen Rathes, durchs Loos 
gewählt, an der Sitzung und dem Sprude Antheil. 

9. Der große Rath verfammelt fidy alle fehs Monate 15 Tage zu Freiburs- 
Der Kleine Rath verfammelt ſich beftändig; er Kann die Sigungen des großen Rathes 
verlängern und außerorbentlid) berufen. 

10. Die zwei Schultheißen werden durch den großen Rath aus den Mitglie 


dern des Heinen Rathes gewählt. 


Die Mitglieder des kleinen Rathes werden durch den großen Rath gewählt. , 
Die Mitglieder des großen werden erwählt, nämlich: ein Drittheil unmittelbar 
von den Quartieren und aus deren Mitte, die zwei andern Drittheile durchs Loc 


aus den ohne Unterfihied in den Bezirken, wozu fie nicht gehören, gewählten Cam 


bidaten. 
11, Die Mitglieder des Eleinen Rathes werden zum dritten Theile alle gm 
Sahre erneuert; fie find immerhin wieder wählbar. 
Die Mitglieder des großen Rathes, außer denen, die zugleich im kleinen Rat 
fisen, Eönnen durch ein geheimes Stimmgeriht, wie es im 18. Art, fejtgefegt 1 


abgeſetzt werden. 


12. Die Quartiere Tönnen dem von ihnen erwählten Mitgliede des groß 
Rathes cine Entfhädigung reihen. Die Amtsverrichtungen der übrigen Mitglieda 
geſchehen unentgeldlich. 


Dritter Titel. 
Bon Wahlen und Abfegungen ' mir 


18. Bei der Bildung des großen Rathes verfährt jedes von dem 20 Auartis 
ren des Cantons folgendermaßen: 


Vv 
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Zuerſt waͤhlt es ein Mitglied des großen Rathes, welches es aus ſeinen eig⸗ 
nen Mitgliedern waͤhlen muß. 

Darauf ernennt es vier Candidaten in den Bezitken, zu denen es nicht gehoͤrt. 
Es kann niht mehr als drei in einem Diftricte wählen. 

Bon 80 alfo in allen Bezirken erwählten Gandidaten werben 40 durchs Loos 
zu Mitgliedern des großen Rathes bejtimmt, um mit den 29 unmittelbar von ben 
Quartieren erwählten Ganbidaten die Anzahl zu vervollftändigen. 

14. Im Fall der Erledigung wählen die Quartiere alle zwei Jahre zu den 
Stellen ber Mitglieder des großen Rathes, welde fie unmittelbar ernannt haben. 
Das Loos erfegt die Stellen, je nachdem fie erledigt werben, und wählt aus den 
auf der Lifte zurüdgebliebenen Kandidaten. 

. Fünf Iahre nad) der erften Bildung des großen Rathes, und aldbann von 
neun zu neun Jahren, wird die Gandibatenlifte erneuert, und wenn die Stellen, 
wozu das Loos ernannt hat, erledigt werben; fo werden fie fortwährend unter bie 
auf der Lifte befindlichen Gandidaten vertheilt. 

16. Die Wahlen gefchehen durch geheime Abftimmung und nad) der abfoluten 
Mehrheit der Stimmen. Geht die abfolute Mehrheit nicht aus zwei Abflimmungen’ 
bervor; fo entfchridet das Loos zwifchen den beiden Candidaten, welche die meiften 
Stimmen erhalten haben. 

17. Niemand kann auf die Gandibatenlifte gefegt werden, wenn er nit Bürs 
er, 30 Jahr alt, und Befiser eines Grundftüds oder einer bupothefarifchen 

chuld von 12,000 Schweizerfranken if. Es ift hinreichend, Bürger, 25 Jahr 
alt und Beſitzer eines Grundftüds oder einer hypothekariſchen Schuld von 2000 
Franken zu ſeyn, um von dem Quartier, welchem man angehört, unmittelbar ers 
nannt zu werden. 

18. Alle zwei Jahre zu Oftern entfcheidet eine Commiſſion von 15 Mitglies 
bern, welche durch das Loos in jedem Quartier gebildet wird, und beftehet aus 
fünf der zehn Älteften, aus fünf der zehn begütertfien Eigentümer, und aus fünf 
ohne Rüdfiht aus allen Mitgliedern des Quartiers gewählten Perfonen, ob. über 
ein Mitglicd des großen Nathes aufer denen, welche im Eleinen Rathe figen, ein 
Etimmgericht gehalten werden folle. Entfcheidet die Mehrheit für das Gericht; fo 
zeigt fie das Mitglied an, worüber dag Quartier zur Abftimmung berufen wird. 

Dis Quartier ſtimmt insgeheim für oder wider Abfegung des dem Gerichte 
unterworfenen Mitgliedes. 

Der Wunſch der Mehrheit ftimmberchtigter Bürger des Quartiers iſt erfors 
derlich, um Abſetzung zu bewirken. 

Die Mitaliedver des großen Rathes, deren Namen von mehr als einem Quar⸗ 
tiere auf die Gandidatenlifte gefegt worden find, Eönnen nur durch den Wunfch der 
Mehrheit ſtimmberechtigter Bürger in einer gleichen Anzahl Quartiere abgefegt 
werben. 

Die unmittelbar von einem Quartiere erwählten Mitglieder fönnen nur von 
ihm abgefegt werden. 


Vierter Titel, 


Beftimmung und Garantie der Verfaſſung. 


19. Das Geſetz ordnet die einzelnen Angelegenheiten der Verfaſſung ber Ges 
walten und die Anordnung der untergeorbneten Behörden. 

20. Die Verfaffung garantirt bie im Canton beftchenden Confeſſionen. 

21. Die Verfaffung garantirt dad Recht, Zehnten und Grundzinfen abzukau— 
fen. Das Gefeg beftimmt die Art des Ruͤckkaufs nad) dem wahren Werthe. | 


Schftes Bapitel, 
f) VBerfaffung bed Gantons Glarus. 


I. Der Santon Glarus wird in feinen alten Gränzen hergeftellt. Die volle 
und durchgängige Freiheit des katholiſchen Gultus wird in den Orten, wo eine oder 
die andre Confeſſion befteht, garantirt. 

2. Die oberfte Gewalt wohnt der gemeinen Landgemeinde bei; und bie Land⸗ 
gemeinde jeder Abtheilung (Tagwen) hat die ehemals befeifenen Rechte. 

. Die Landgemeinde, welche aus den Bürgern. deö ganzen Cantons, vom 
3. Jahre an, befteht, genehmigt oder verwirft alle Geſetzvorſchaaͤge, welche ihr der 
gemein? Rath vorlegt. | 2 


—— — 


% 
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Kein Punct wird in derfelben in Berathung genommen, als nachdem er einen 
Monat zuvor dem gemeinen Rathe fchriftlich vorgelegt und mit feinem Gutachten 
begleitet worden iſt. 

Die auferordentlichen Randgemeinden können nur über Gegenftände, wegen mel 
her fie zufammenberufen wurden, berathfchlagen. | 

4. Die Vorftchee des Gantons, nämlich: ber Landamman, ber Statthalter, 
ber Bannerherr, der Seckelmeiſter, die beiden Landeshauptleute, die beiden Lande: 
fähndriche, die beiden Zeugherren, die drei Staatöfecretaire und der Landwaibel, 
werben nach derfelben Weife und mit benfelben Rechten, wie chedem erwaͤhlt; fie 
bleiben biefelbe Zeit im Amte. Die Abwechslung in einigen diefer Aemter, die An: 


" ordnung und Bertheilung der Aemter rüdjichtlid der beiden Tagwen, bleiben bie 


felben, wie vormals. Der Gefandte bei der Zagfasung wirb in der Landgemeinde 
ernannt, zwei Jahre hindurch aus den Bürgern der protejtantifchen Abtheilung, das 
dritte Jahr aus denen der Eatholifchen Gemeinbe. 

Der gemeine Rath, der evangelifhe Rath und der Fatholifche Rath behal— 


ten ihre fruͤhern Rechte, dieſelbe Organiſation und dieſelbe Weiſe der Erwaͤhlung. 


Dieſelbe Weiſe der Wahl, dieſelbe Organifarion und dieſelben Rechte wie 
fruͤher, behalten die vier Gerichte evangeliſcher Confeſſion, naͤmlich: das Fuͤnferge⸗ 
richt, das Neunergericht, das Augenſcheingericht und das Chorgericht, die beiden 
Gerichte katholiſcher Confeſſion und das vermiſchte Gericht. 

7. Alle Behoͤrden muͤſſen ſich nach den Grundſaͤtzen der Foͤderalacte richten. 

Der Canton Glarus kann weder in directe noch indirecte Beziehungen mit ei— 
nem andern Canton, noch mit fremden Maͤchten anders, als in den Formen der 
doͤderalacte treten. 


Siebentes Capitel. 
ge) Verfaſſung von Graubuͤndten. 


1. Der Canton Graubuͤndten theilt ſich in drei Buͤnde. 

2. Jeder Bund wird in drei Hochgerichte getheilt, wie vorher. Die Herr 
ſchaft Mayenfeld bildet einen Diftrict mit denfelben Rechten, wie die übrigen. Hal 
benftein wird mit dem Bezirke der vier Dörfer vereinigt. Der Sitz des Bisthums 
ift zu Chur und zu Trasp im Unter: Engabin. 

. Die Bedinaungen, welche zur Ausübung des Vürgerrechts erforderlich find, 
bleiben biefelben, wie früher. Das Gefeß kann fie verändern. ; 

Seder VBündtner, der 16 Jahr alt ift, ift Soldat. 

5. Die Sanction der Gefege, und die Verwaltung werden in jedem Diſtricte, 
wie vorher, hergeftellt. Die vormaligen Unterthanenlande werden, wie bie unabhäns 
gigen Theile, eingerichtet. 

6. Der Antrag zu Gefegen gehört dem großen Rathe des Cantons, melde 
aus 63, in jedem Bezirke ernannten Repräfentanten befteht, in derfelben Maabe, 
wie früher, welche in allen Theilen des Diftricts ohne Rüdfiht auf entgegenſtehende 
Privilegien gewählt werden. Der große Rath entfcheidet über bie Schwierigkeiten, 
welche ſich unter den Gemeinden erheben koͤnnten; er berathet über Anträge außer 
orbentlicher ſchweizeriſcher Zagfagungen; er ernennt bie Gefandten zu allen Sag: 
fagungen, fowohl ordentlichen als außerorbentlihen; er ſichert die Vollzichung der 
Beſchluͤſſe der eidgenöffifchen Tagſatzung. j 

Ein Heiner Rath, beftchend aus drei Vorftehern, deren jeder in feinem 
Bunde durch die Gemeinderepräfentanten, ohne Ruͤckſicht auf alte entgegenftehendt 
Privilegien, gewähit wird, ift mit der Vollziehung aller von dem großen Rathe bei 
Santons auöfließenden Acte beauftragt, und uͤbermacht ihm die Anträge der Ge⸗ 
meinden oder Bezirke, welche entſchieden werben follen. 

2 . Die vormalige Gerihtöverfaffung bleibt in den Buͤnden hergeftellt. Das 
Geſetz kann darin Abänderungen treffen, und ein Appellationsgericht in jebem Bunde, 
ober ein einziges für den ganzen Canton anordnen. 

Die Bezirke und Bünde koͤnnen unter einander nur durd bie Bundesver: 
fteher oder den großen Rath des Cantons correfpondiren. Die Bezirke, Bünde und 
ber große Rath des Gantons können mit andern Gantons oder mit einer fremden 
Macht nur mittelft der helvetifchen Tagſatzung in Verhältniffe treten; unb das alles 
ohne Rüdficht entgegenftehender Gebräuche. Unterfagt find ben Bezirken, Bünden 
und dem gemeinen Rathe alle Acte, welche ber Einheit des Cantons oder der Eid⸗ 
genoffenfchaft Eintracht thun Eönnten. 

10. Das Gefeg trifft in den einzelnen Theilen ber Organifation ber Gewalten 
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bie durch Umftände erforberten Abänderungen, welche mit der Begenwärtigen Vers 
faffung verträglich find.' 

11, Die Berfaffung garantirt die in dem Canton ‚befannten Gonfeffionen. 

12. Die BVerfaffung fichert jedem Bürger eines Bundes die freie Ausübung 
feines Gewerbes im ganzen Canton. 

13. Die VBerfafjung fihert das Recht, Zchnten und Grundzinfen abzukaufen. 
Das Gefeg beſtimmt die Art des Rüdkaufs nah richtiger Abfchägung. 


Achtes Sapitel, 
h) Berfaffung bes Cantons Eucern, 


Erfter Titel. 


Bon ber Gebietseintheilung und dem politifhen Stande 
der Bürger. 


1. Der Ganton Lucern ift in fünf Bezirke eingetheitt, nämlich: die Stadt Lu - 
cern, Entlibuch, Willifau, Surfee, Hochdorf. 

2. Ieder Bezirk wird in vier Quartiere, beftcehend aus den, in der Bevölkerung 
am meiften gleichen, und einander am naͤchſten gelegenen Theilen getheilt, ohne 
Rüdfiht auf Lebensweife, Stand oder. Gewerbe. 

3. Zeder fchweizerifhe Einwohner des Cantons ift vom 16. Jahre an Soldat. 

4. Mitglieder der Quartiere find Bürger und Bürgersföhne einer Gantonges 
meinde, welde ein Jahr lang ſich auf dem Gebiete des Quartierd aufgehalten has 
ben, in unabhängigen Stande, in der Eoldatenlifte eingetragen, 30 Jahre alt find, 
wenn ſie nicht verheirathet find oder gemwefen find, und blos 20, wenn fie verheis 
rathet find oder gewefen find, und: welche endlih ein Grundftücd ober eine hypo⸗ 
thekariſche Schuld von 500 Schweizerfranken befisen. Jeder Bürger des Gantons 
fann das Bürgerrecht in Lucern erlangen. 


Zweiter Titel. 
Von den politifhen Gemalten. 


5. Ein großer Rath von 60 Mitgliedern giebt Gefege, Werorbnungen und 
alle Acte der oberften Gewalt; beratbichlagt über Anträge außerordentlicher Tags 
fagungen ; ernennt die Deputirten der Cantons zu den ordentlichen und außerorbents 
lichen Tagſatzungen; ernennt zu ben Stellen, deren Amtsverrichtungen auf ben gans 
sen Canton fidy erftreden; und läßt fih Rechenſchaft von der Vollziehung der Ge» 
betr, Verordnungen und andern Acten feiner Verfügung ablegen. | 

Ein Eleiner Rath, beftehend aus 15 Mitgliedern des großen Rathes, bie 
darin fortwährend figen, und deren wenigftens einer aus jedem Bezirke ift, hat das 
Gefhäft der Vollziehung der Gefege, Verordnungen und andrer Acte der höchften 
Behörde; er fchlägt Gefege, Verordnungen und andre ihm nöthig fcheinende Acte 
vor; er leitet und beauffichtigt die untern Behörden; er fpricht in legter Inſtan 
über Vermwaltungsftreitigkeiten; er ernennt zu Stellen, deren Amtsverrichtungen fi 
auf einen ganzen Bezirk erftreden, und legt dem großen Rathe von allen Theilen 
ber Verwaltung Recenfhaft ab. 

7. Bwei Schultheißen führen ein Jahr lang im großen und Eleinen Rathe den 
zn der nicht fungirende erfegt im Nothfalle den andern; er gehört dem kleinen 

athe an. “ 

(1 Ein Appellationsgericht, beftcehend aus 13 Mitgliedern bes großen Rathes, 
entf&heidet unter dem VBorfige des nicht fungirenden Schultheißen in legter Inſtanz 
über Civil- und Griminalfahen. Wenn es über eine Anklage wegen eines todes⸗ 
würdigen Verbrechens entfcheidet; fo treten vier -durd das Loos beftimmte Mitgliee 
ber des Eleinen Rathes ein und nehmen am Spruche Antheil. 

9 Der große Rath verfammelt fich alle ſechs Monate zu Lucern auf 15 Tage. 
Der Heine Rath verfammelt ſich beftändig. Er Eann die Sigungen des großen Ras 
thes verlängern und außerordentliche berufen. Ä 

10. Die beiden Schultheißen werben von bem großen Rathe aus den Mitgliee 
bern des Fleinen Rathes — 

Die Mitglieder des kleinen Rathes werben durch ben großen gewählt. Die Mits 
olieder des großen Rathes werben folgendermaßen erwählt: ein Drittheil durch die 
Quartiere unmittelbar und aus ihrer Mittez die beiden andern Drittheile durch 
bas Loos aus den in den Quartieren ohne Unterjchied gewählten Ganbidaten, aus 
Bezirken, denen fie nicht angehören. - , 
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11. Die Mitglieder des Heinen Rathes werben zum dritten Theile alle zwei 
Jahre erneuert; fie können unbefchränft wieder gewählt werben. 

Die Mitglieder des großen Rathes, außer den im Heinen Rathe fisenden, Ei 
nen durch ein im 18. Art. beftimmtes Stimmgericht abgefegt werden. | 

12, Die Quartiere Eönnen dem unmittelbar von ihnen erwählten Mitgliede 
des großen Rathes eine Entfhädigung gewähren. Die übrigen Amtsverrichtungen 


geſchehen unentgeldlid), 
Dritter Titel, 


Von Wahlen und Abfegungen. 


13. ‚Zur Bildung des großen Rathes fchreitet jedes der 20 Quartiere des Can 
tons folgendermaßen : j 

Zuerſt ernennt es ein Mitglich des großen Rathes, welches aus feinen eignen 
Mitgliedern gewählt werden muß. | 
. , Alsdann ernennt es vier Ganbidaten in den Diftricten, zu denen fie nit cv 
hören. Es kaun deren nicht mehr als drei in jedem Diftricte ernennen, dem fü 
nicht zugehören. 

Bon 80 alfo in allen Bezirken erwählten Ganbidaten werden 40 durchs Lord 

zu Mitgliedern des großen Rathes beftiimmt, und machen mit den 20 unmittelbar 
erwählten Mitgliedern beffen Anzahl vouftändig. 
14. Im Fall der Erledigung wählen die Quartiere alle zwei Jahre zu den 
Etellen der Mitglieder des großen Rathes, die fie unmittelbar eynannt haben. Das 
’2008 erfegt die andern erkdigten Stellen aus der Anzahl der auf der Lifte brfind 
lichen Gandidaten. 

15. Fünf Iahre nach der erften Bildung des großen Rathes und in ber Folge 
von neun zu neun Jahren wird die Gandidatenlifte erneuert; und wenn die Stell, 
wozu das 2008 ernennt, erledigt werden; fo werden fie fortwährend unter bie auf 
ber Lifte befindlichen Candidaten vertheilt. 

16. Die Wahlen gefchehen durch geheime Abftimmung und nach abfoluter 
Stimmenmehrheit. Wenn eine zweimalige Abftimmung nicht abfolute Mehrheit her 
vorbringtz; fo entfcheidet das Loos zwiſchen den zwei Kandidaten, tie die wmeiſten 

‘Stimmen haben. 

17. Niemand kann auf die Gandidatentifte Eommien, als wer Bürger, 80 Jaht 
alt, und Befiger iſt eines Grundftüds oder einer hypothekariſchen Schuld vr 
12,000 Schweizerfranken. Es ift genug, Bürger, 25 Jahr alt, Eigentümer e 


„nes Grundftüds oder einer hypothekariſchen Schuld von 3000 Franken zu ſeyn, um 


von dem Quartiere, deffen Mitglied man ift, gewählt zu werden, , 

18. Alle zwei Jahre zu Oftern entfcheidet eine Gommiffion von 15 Mitglie 
dern, gebildet durchs Loos in jedem Quartiere und beftehend aus fünf der zehm üb 
teften, fünf der zehn reichten Eigenfhümer, und fünf aus allen Mitgliedern des 
Duartiers gewählten Perfonen, ob über ein Mitglied des großen Rathes, aufer 
ben im Kleinen Rathe figenden, ein geheimes Stimmgericht gehalten averben fol. 
Entfcheidet die Mehrheit dafür; fo wird die Perfon angezeigt, über welche des 
Quartier jur Abftimmung berufen wird. 

Das Quartier flimmt insgeheim für ober wiber die Abfesung des dem Gw 
richte unterworfenen Mitgliedes. 

Der Wunſch der Mehrheit ſtimmberechtigter Bürger in einem Quartiere iſt zur 


Abfegung erforderlich. 


Mitglieder des großen Rathes, deren Namen von mehr als einem Quartien 
auf die Lifte gefest worden find, können nur durch den Wunfch der Mehrheit fimm 
berechtigter Bürger in einer gleichen Anzahl Quartiere abgefegt werden. 

Die unmittelbar durch ein Quartier erwählten Mitglieder können nur vom ihn 


abgeſetzt werden. 
. Vierter Titel, 


Beftimmung und Garantie dburh bie VBerfaffung. 


19. Das Gefeg beftimmt die Einzelnheiten der Organifation der Gewalten, 
und die Einrichtung der untergeordneten Behörden. 

20. Die VBerfaffung garantirt die im Canton beftehende Gonfeffton. 

21. Die Verfaffung garantirt das Recht, Zehnten und Grundzinfen abyilen 
fen. Das Geſetz beſtimmt die Art des Ruͤckkaufs nach einem billigen Werther, 
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Neuntes Capitel 
i) Verfaffung des Gantons Gt. Gallen. 
Erſteer Titel. — | 
Eintheilung des Gebiets und politifher Stand der Bürger, 


1. Der Ganton St. Gallen wird in acht Bezirke getheilt, nämlich: die Stadt 
St. Gallen, Roſchach, Goffau, Unter: Toggenburg, Ober Toggenburg, NRheinthal, 
Sargans und Uznach. Die Stadt St. Gallen ift der Hauptort des Gantons, 

Die acht Bezirke werden in 44 Kreife, beftehend aus mehrern Gemeinden, ges 
theilt, mit Ausnahme bdesjenigen von St. Gallen, welcher nur die Stadt diefes 
Namens in jich faßt. | 

Die Bürger verfammeln ſich im nöthigen Falle in Gemeinde: und Kreisvers 
fammlungen. 

2. Um Bürgerrecht in ciner Gemeinde» oder Kreisverfammlung auszuüben, 
muß man } 

1) feit einem Jahre auf dem Kreis oder Gemeindegebiete gewohnt haben; 

2) 20 Jahr alt und verheirathet feyn oder gewefen ſeyn, ober. 30 Jahr alt 
feyn, wenn man nicht verheirathet gewefen ift; 

3) Eigenthümer oder Nusnießer eines Grundvermögens von 200 Schweizerfrans 
> . einer auf Grundvermögen hypothecirten Schuld von 300 Frans 
en ſeyn; Er 

4) wenn man vorher nicht Bürger der einen oder andern Gantongemeinde war, 
an die Armencafje feines Wohnorts, eine jährlihe Summe entrichten, welche 
durch das Gefes nah dem Werthe des Eigenthums in der Gemeinde bes 
fimmt wird, und deren Minimum fehs Franken, das Marimum 100 Frans’ 
ten betragen wird. 

Nichts defto weniger braucht man bei der erften Wahl nur brei pr. C. bes 

Preifes vom legten Contracte ber Erwerbung des Bürgerrechtes zu bezahlen. 

Ausgenommen von diefer vierten find die Geiftlihen und Kamiliens 
väter, «welche in der Schweiz geboren, Vaͤter von vier Kindern über 16 Jahren 
find, die in die Soldatenlifte eingefchrieben find, oder ein Gewerbe oder eine Wirths 

aft haben. 
Pu Mittelft der jährlich an die Armencaffe bezahlten Summen ober bed Capi⸗ 
tals diefer Summe wird man Miteigenthümer der zum Bürgerrechte gehörenden 
Bortheile, und hat Anſpruch auf Beiftand, welcher den Bürgern der Gemeinde zus 
geſichert ift. 

Die fremden oder Schweizer Bürger eines andern Gantons, welche nad) Ers 
fülung der Bedingung hinfihtlid der Zeit des Aufenthaltes, und der andern geſetz⸗ 
lih beftimmten Bedingungen Bürger des Gantons St. Gallen werden wollen, koͤn⸗ 
nen gehalten werden, das Capital zum zwanzigften <heil von der jährlichen Summe, 
auf welche der Mitbefis der Vortheile des heimifchen Buͤrgerrechts abgefhägt war, 
zu bezahlen. Dies wird durch eine befondre Acte der Gemeinde beſtimmt. 


Zweiter Titel, 
Deffentlihe Gewalten. 


4. Es giebt in jeder Gemeinde eine Municipalität, beftchend aus einem Syn⸗ 
Yeus, zwei Abdjuncten, und einem Municipalrathe von acht Mitgliedern menigfteng, 
ind 16 hoͤchſtens. Die Municipalbeamten bleiben ſechs Jahr im Amte; fie werben 
um dritten Zheile erneuert, und find wieder wählbar. 

Das Gefes beftimmt der Gefchäftskreis jeder Municipalität, betreffend 

1) die Localpolizei; 

2) die Wertheilung und Einnahme der Auflagen 5 

3) die befonbere Verwaltung der Gemeindegüter und der Armencaffe, und bie 
Einzelnheiten ber allgemeinen Verwaltung, welde ihr etwa aufgetragen 
werden. 

Sie beftimmt überdies die befondern Verrichtungen der Syndici, Adjuncten und 
Runicipalräthe. Ä 

5. Es giebt in jedem Kreife einen Friebensrihter. Er leitet und beauffich« 
gt bie Gemeindeverwaltungen feines Bezirkes. 

Er führt ben Vorſitz in ben Kreisverfammlungen und hat darin bie Polizel. 
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Er iſt Vermittler der Streitigkeiten zwiſchen ben Bürgern, ‚gerichtlichen Poll 
zeibeamten, beauftragt mit der vorläufigen Unterfuchung im Falle ‚eines Verbrechens; 
und er entjcheidet mit den Affefforen Civilfahen von geringer Bedeutung. Das 
Geſetz beftimmt jede feiner Shliegenheiten. R 

Ein großer Rath, aus 150 auf fünf Sahre oder auf Lebenszeit, nach ben 

im 14. Art. beftimmten Fällen, gewählter Rath übt die hoͤchſte Gewalt aus. Er 

verfammelt fich am erften Montage des Mai in der Stadt St. Gallen, und fin 

ordentliche Sitzung dauert einen Monat, wofern der Eleine Rath feine Dauer nidt 
verlängert. 

Der große Rath | 

1) genehmigt oder verwirft die ihm von dem Eleinen vorgelegten Gefegesvors 


ſchlaͤge; 
2) er läßt ſich Rechenſchaft von der Vollziehung der Geſetze, Befehle "und Ver— 
ordnungen geben; . 

5) er empfängt und fchließt ab die Finanzrechnungen des Heinen Rathes; 

4) er beftimmt die Entfchätigungen der Öffentlichen Beamten; 

5) er genehmigt die Veräußerung der Domainen des Gantong; , 

6) er berathichlagt Über die Anträge außerordentliher Tagſatzungen, ernennt die 

Deputirten zu den Zagfagungen, und erthrilt ihnen Anweijungen ; 

7) er ftimme im Namen des Gantong; | . 

7. Ein kleiner Rath, beftehend aus neun Mitgliedern des großen Rathte, 
welche fortdauernd darin Sitz behalten, und beſtaͤndig wieder waͤhlbar ſind, hat die 
Initiative der Geſetze und der Antraͤge zu Auflagen. 

Er iſt mit der Vollziehung der Gefetze und Befehle beauftragt. Zu dieſer Abs 
fit faßt er die noͤthigen Beſchluͤſſe. Er leitet und beauffichtigt die untern Be 
hörden und ernennt feine Agenten. 

- Er legt dem großen Rathe von allen Theilen der Verwaltung Rechenfchaft ad, 
und zieht fih zurüd, wenn man über feine Gefchäftsführung und über! feine Red 
nungen berathfchlaat. 

4 Er verfügt über bie bewaffnete Macht zur Aufrechthaltung der öffentlichen 
rdnung. 

Er kann die Dauer der ordentlichen Sitzungen des großen Rathes verlängem 
und außerordentliche berufen. 

- In Eivile und Criminalſachen giebt es Gerichte erfter Inftanz, deren Mib 
glieder von den Magenden Parteien entfchädigt werden. 

£ Das Gefeh beftimmt die Anzahl diefer Gerichte, ihre Drganifation und ihr 

ompetenz. 

9. . Ein. Appellationsgericht, beftchend aus 13 Gliedern, entfcheibet in lester 
Inſtanz; es urtheilt in Griminalfadhen nur in Anmefenheit von neun Mitglieder, 
und wenn es ſich um ein todeswuͤrdiges Verbrechen handelt, bei der Anzahl ven 
13. Es zieht im Nothfalle NRechtsverftändige zu. Das Gefeg beftimmt die Ber 
fahrungsweife und Dauer der Amtsverrichtungen diefer Richter. 

10. Ein Gericht, beftehend aus einem Mitgliede des Eleinen Rathes umd vier 
Mitgliedern des Appellationsgerichtes, entfcheidet über Berwaltungsftreitigkeiten. 


Dritter Titel, 


Art und Weife ber Wahlen und Bedingungen der Wähle 
g barkeit. 


11, Die Mitglieder der Municipalität werben von der Gemeindeverfammiuns 

aus Bürgern von 30 Jahren, Eigenthümern ober Nusnießern eines Grundftüdi 

“von 500 Franken Werthes, oder einer auf Grundftüde verfiherten Schuld von m 
felben Eumme, ernannt. 

Die Friedensrichter werben von dem Eleinen Rathe aus Bürgern, weidt 

“ein Eigentum oder sine Schuld von 1000 Franken in derfelben Art ver Güter te 

figen, ernannt. 

Die Stellen im großen Rathe werben durch unmittelbare Erwählung ode 

durch Verloofung vergeben, auf folgende Weife. | 

Die Bürger, welche in dem Bereiche eines Kreifes wohnen, bilden eine Sen 

fammlung, welche nur nach einer 15 Tage vorher angeordneten Berufung dur den 

Griedensrichter, die fieben Zage zuvor von jeber Municipalität publicirt mich 

Statt findet. Jede Kreisverfammlung macht drei Ernennungen, | 


’ 


won J 
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1) Sie ernennt in ihrem Bezirke einen Deputirten, der ohne Vermittlung bes 
Looſes in den großen Rath tritt. Der Kreis von St. Galleh ernennt deren 
fünf. Das Alter von 30 Jahren ift die einzige Bedingung für diefe erfte 
Ernennung. Der Friedensrichter, als Präfident der Verſammlung, Tann 
nicht in feinem Kreife ernannt werben; 
2) fie ernennt drei Gandidaten außer ihrem Gebiete unter den Eigenthuͤmern 
oder Nusnießern eines Grundftüds von mehr ald 16,000 Franfen, oder eis 
‚ner auf Grundftüde  verfiherten Schuld deſſelben Betrages; und zu diefer 
weiten Ernennung bedarf es blos eines Alters von 25 Jahren; 
8) fie ernennt zweit Gandidaten außer ihrem Gebiete aus den Bürgern über 
50 Jahre; und für diefe dritte Wahl reicht es hin, Befiser oder Nusnicher 
oder Gläubiger einer auf Grundftüce verſicherten Schuld von 4000 Franken 





zu ſeyn. . 

Die 220 Candidaten werden durch das Loos auf 102 gebracht, welche mit 48 
unmittelbar durch den Kreis ernannten Deputirten die 150 Mitglieder des großen 
Rathes bilden, 

14. Die Mitglieder des großen Rathes von ber ziveiten und dritten Wahl 
gehören keinem Kreife an. 

Die der zweiten Wahl find es auf Lebenszeit, fobald fie in einem und demfel- 
ben Sahre von 15 Kreifen vorgefchlagen worden find. 

Die der dritten find es aleicyfalls auf Lebenszeit, wenn 30 Kreife fie in dem⸗ 
filben Jahre vorgeſchlagen haben. 

Die Mitglieder des großen Rathes ber erften Ernennung fünnen von 
Ihren Kreifen entfhädigt werden; die Amtsverrichtungen der übrigen gefchehen un: 
entgeldlich. nn 

au Stellen der zweiten und dritten Ernennung im großen Rathe binnen 
9 Jahren, bejtimmt, im Falle der Erledigung, das Loos unter den auf der Kifte 
befindlichen Gandidaten. Cie wird alle fünf Jahre erneuert. 

17. Wenn zur Zeit der periodifhen Erneuerung im großen Rathe mehr als 
19 Mitglieder am Leben find; fo wird die übrige Zahl der Zahl von 150 fo bei- 
fügt, dag bei jeder Wahl zum wenigften 53 Bürger aus der Glaffe der Grund— 
eſitzer von 16,000 Franken, oder über 50 Jahr in den großen Rath treten. 

18. Der Praͤſident des großen Rathes wird bei jeder Gisung aus den Mike 
Hiebern des Keinen Rathes gewählt; er ſtimmt nicht mit, fobald es fih um Rech: 
ungen und um Gefchäftsführung dieſes Rathes handelt. 

Er nimmt während des Vorfiges Erinen Theil an den Berathungen des Heinen 
Rathes. 

19. Die Mitglieder des kleinen Rathes werden von dem großen für ſechs 
fahre ernannt, und zum dritten Theile erneuert. Die erfte Ernennung bezeichnet 
ie, welhe am Ende bes zweiten und vierten Jahres austreten. 

Um wählbar zu feyn, muß man Eigenthümer, Nusniefer ober hypothekari⸗ 
her Gläubiger einer Schuld von 9000 Franken, welche auf Grundftüden verfichert 
, feyn. s 
Ian Heine Rath wählt feinen Präfidenten monatlid. | 

2. Die Mitglieder der Bezirkegerichte werden von dem Fleinen Rathe nach eis 
x dreifachen vom Appellationsgerichte vorgelegten Lifte gewählt. Man kann blos 
13 Eigentümern, Nusnießern oder Gläubigern einer auf Grundftüde verfiherten 
chuld von 3000 Franken, wählen. 

21. Die Mitglieder des Appellationegerichtes werben vom großen Rathe er: 
zhit, und, außer der für den kleinen Rath geforderten Bedingung des Eigenthums, 
fen fie fünf Jahre lang gerichtliche Bunctionen verrichtet haben, oder Mitglie- 
r höhern Behörden gewefen feyn. 


Vierter Titel. 


Allgemeine Verordnungen und Sarantieen. 


22, Zeder Tchweizerifche Einwohner des Gantons St. Gallen ift Soldat. 

23, Die Kreisverfammlungen Eönnen in keinem Kalle weder unter fi, noch 
t einzelnen Perſonen oder Grfellfchaften außer dem Canton correfpondiren. 

24. Die volle Freiheit der Ausübung der Eatholifchen und proteftantifchen 
nfeffion wird garantirt. . 

* Verfaſſung garantirt gleichermaßen das Recht, Zehnten und Grundzinſen 


angemeſſenem Werthe abzukaufen. 
ul. i 12 j 
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Zehntes Capitel.“ 
k) Verfaſſung bes Cantons Schafhaufen. 
Erſter Titel 


Eintheilung des Gebietes und politiſcher Stand der 
| Bürger. 


1. Der Canton Schafhaufen wird in drei Bezirke getheilt, nämlich: bie Sta 
Schafhauſen, Klettgau, Stein und Reyet. 

2. Der Stadtbezirk ift in fehs Gemeinden, beren jede aus zwei Zünften b 
fteht, die ſich möglichit der Anzahl nach gleichen, getheilt. Außer der Gtadt wi 
jeder Bezirk in ſechs Züunfte, die aus ben in der Bevölkerung am reiten gleiche 
und möglichft nahe an einander gelegenen Theilen beftchen, ohne Unterfchied des & 
werbes, Standes oder Betriebes gerheilt. 

3. Jeder fchweizerifhe Einworner des Cantons von 16° Jahren ift Soldat. 

4. Mitglieder der Zünfte find Bürger oder Bürgersfühne‘ einer Santongemen 
weldjye ein Jahr lang auf dem Gebiete der Zunft aewohnt haben, in unabhängige 
Stande, eingeſchrieben in die Soldatenlifte, und 30 Jahr alt find, wofern fie n“ 
verheirathet find, oder gewefen find, und 20, wenn fie verheirathet find oder 
wefen find, und endlich, welche einen Grundbefig, oder eine hypothekariſche Schal 
von 500 Schweizerfranten haben. Jeder Bürger des Gantons kann zu Schafhauk 
das Bürgerrecht erlangen. 


Zweiter Titel, 
Bon den politifchen Gewalten. 


5. Ein großer Rath von 45 Mitgliedern giebt Geſetze, Verordnungen u 
andere Acte der hoͤchſten Gewalt; berathfthlagt über die Anträge auferorbentliäi 
Zagfagungen; ernennt die Deputirten des Gantons zu ben ordentlichen und auf 
ordentlichen Zagfagungen; ernennt zu ben Yemtern, deren Wirkfamkeit fi über. N 
ganzen Kanton erftredt, und läßt fi Rechenſchaft von der Vollziehung der Geſch 
Verorbnungen und anderer Verfügungen von ihm ablegen. \ 

6. Ein Heiner Rath von 15 Mitgliedern des großen Rathes, melde bat 
fortwährend Sig behalten, und davon einer wenigftens aus jedem Bezirke il, 
das Gefhäft, Gefege, Verordnungen und andere Acte der höchften Behörde zu x 
ziehen; er fchlägt die Gelege, Verordnungen und andere Acte, die er für nöthiz 4 
adıtet, vor; er leitet und beauffichtigt die niedern Behörden; er entfcheidet in \ 
ter Inſtanz, über Vermwaltungsftreitigkeiten; er ernennt zu Stellen, deren Amtsxl 
richtungen ſich über einen ganzen Bezirk erfireden; er giebt dem großen Ratlı 
allen Theilen der Verwaltung Rechenſchaft. 

7. 3wei Bürgermeifter präfidiren während eines Jahres abwechſelnd im. gt 
fen und Kleinen Rathe; der nicht fungirende erfegt den andern im Nothfall; | 
gehört zum Eleinen Rathe. 

8. ‚Ein Appellationsgericht, beftehend aus 13 Mitgliedern des großen Kattı 
in welchem der nicht fungirende Bürgermeifter präfidirt, entfcheidet in hödfter — 
ftanz in Givil- und Griminalfahen. Wenn er über ein Verbrechen, worauf IM 
ftrafe fteht, entfcheidet; fo nehmen vier durchs Loos beftimmte Mitglieder be rl 
nen Rathes Theil an der Eisung und am Urtheile. 

9. Der große Rath verfammelt fich alle ſechs Monat 15 Tage zu Schaft 
fen. Der Eleine verfammelt fih gewöhnlihz; er kann die Sitzungen des gie 
Rathes verlängern, und außerordentliche berufen. 

Die beiden Bürgermeifter werden von dem großen Rathe aus Mitgliedern N 
Eleinen erwählt. \ 

Die-Mitglieder des Eleinen Rathes werden durch den großen Rath erwählt 

Die Mitglieder des großen Nathes werden erwählt, nämlich: ein Drith 
durch die Genoffenfhaft der Zünfte, oder durch die Zünfte unmittelbar aus 
(Mitte; bie beiden andern Drittheile durchs Loos unter den durch die Zunftgenod 
haft oder die Zünfte ohne Rüdficht auf die Bezirke, denen fie nicht angehören, i 
wählten Candidaten. 

10. Die Mitglieder des Fleinen Rathes werden zum dritten Theile alle 
Jahre erneuert; fie koͤnnen unbefchränkt wieder gewählt werden. Die Mitalit 
des großen Rathes, außer denen, welche zu gleicher Zeit im Kleinen Rathe fi 
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nnen durch ein Stimmgericht der Zunftgenoſſenſchaft, oder durch Zuͤnfte, wie es 
117. Artikel beſtimmt iſt, abgeſetzt werden. 

11. Die Quartiere koͤnnen dem von ihnen unmittelbar in den großen Rath 
mäplten Mitgliede eine Entſchaͤdigung gewähren. Die Amtsverrichtungen der uͤbri— 
n Misglieder geföhehen unentgeldlich. “ ' 


| Dritter Titel 
Bon den Wahlen und Abfegungen. 


12, Bei der Bildung des großes Rathes fchreitet jede der fechs Sunftgenoffen: 
often odır der 12 Zünfte zu zwei aufeinander folgenden Wahlen. 

Zuerſt erwählt fie das Mitglied des großen Rathes, welches fie aus den Bür: 
m, woraus fie beftcht, wählen muß. 

Darauf ernennt fie vier Candidaten in den Bezirken, zu denen fie nicht ges 
tt. Sie kann nicht mehr als drei aus einem Bezirke wählen. Von 72 alfo in 
im Bezirken erwählten Gandidaten werden 36 zu Mitgliedern des großen Rathes 
echs Loos beftimmt, um mit 18 unmittelbar durch die Zünfte erwählten Mitglie: 
en deffen Anzahl zu vervollftändigen. 

15. Im Hall der Erledigung wählen die Zunftgenoffenfchaften und Zünfte alle 
Ki Jahr zu den Stellen der Mitglieder des großen NRathes, welche fie unmittel: 
r ernannt haben; das Loos erjegt die übrigen, je nachdem fie erledigt werden, 
d ernennt unter den auf der Lifte befindlichen Gandidaten. 

14, Fünf Jahre nach der erften Bildung des großen Rathes und nachher von 
un zu neun Sahren, wird die Sandidatenlifte erneuert. Und wenn bie Stellen, 


denen dad Loos ernannt hat, erledigt werden; fo werben fie fortwährend unter _ 


auf der Lifte befindlichen Eandidaten vertheilt. 

15. Die Wahlen gefhehen durd geheime Abftimmung und nad abfoluter 
fimmenmehrheit. Wenn die abfolute Mehrheit nicht aus zwei Abftimmungen ber: 
tgehtz jo entfcheidet das Loos zwiſchen den zwei Candidaten, die die mehrften 
timmen haben. 

16, Niemand kann auf die Gandidatenlifte Eommen, der nicht Bürger, 80 Jahr 
t, und Grundbefiger oder Eigenthümer einer hypothekariſchen Schuld von 1200 
Gweizerfranten ift. Es ift hinreichend, Bürger, 25 Jahr alt, Eigenchümer ei: 
° Grundftüds oder einer hypothekariſchen Schuld von 3000 Kranken zu feyn, um 
mittelbar von der Zunft oder Zunftgenoffenfhaft, eer man angehört, gewählt 
den zu Eönnen. 

17. Aue zwei Jahre zu Oftern entfcheidet eine Commiſſion von 15 Mitglie: 
m, gebildet in jeder Zunft oder Zunftgenoffenfhaft, und bejtehend aus fünf der 
Aelteſten, aus fünf der 10 Begütertiten, und fünf aus allın Mitgliedern der! 
inft oder Zunftgenoffenfchaft ohne Unteufhied, ob über cin Mitglied des großen 
atdıs außer denen, die im Eleinen Rathe figen, das Stimmgericht gehalten werdın ’ 
I, Entſcheidet die Mehrheit für das Stimmgericht; fo zeigt fie das Mitglied an, 
r welches die Zunft oder Zunftgenoffenichaft zu fimmen berufen werden foll 

Die Zunft‘ oder Zunftgenoffenfchaft ſtimmt insgeheim für oder wider die Ab: 
jung des dem Gerichte unterwvorfenen Mitgliedes. Der Wunfh der Mehrheit 
mmberechtigter Bürger in der Zunftgenojjenichaft oder Zunft ift erforderlich, um 
Mesung zu bewirken. 

Mitglieder deö großen Rathes, deren Name von mehr. ald einer Zunft auf bie 
indidatınlifte gefegt worden ift, koͤnnen nur dur den Wunſch der Mehrheit der, 
ürger in einer gleichen Anzahl von Zünften oder Genofjenfchaften abgefegt werden. _ 

Unmittelbar durch eine Zunft oder Genoffenfchaft erwählte Mitglieder können 
r von ihr abgefegt werden \ 


Bierter Titel. 
Nahmweifung und Garantie der Berfaffung. 


18, Das Gefeg beftimmt die Einzelnheiten ber Organifation der Gewalten und 

! Einrichtung der untergeordneten Behörden. B | 
19. Die VBerfaffung garantirt die in dem Canton befannte Confeſſion. 

Die Berfaffung garantirt das Recht, Zehnten und Grundzinfen abzulaus 
Das Gefeg beftimmt die Art des Ruͤckkaufs nach billiger a 


* 


% 
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Eiftes Capitel. 
I) Berfaffung des Cantons Schwyz 


1. Der Santon Schwyz umfaßt bie Gemeinden bes alten Cantons, und au 
ferdem: Gerfau, Kuͤßnacht, das Gebiet von Einſiedelu, den Hof, die Mark, Rei 
chenburg. Schwyz ift Daaptort, und die fatholifhe Sonfeffion Religion des Car 
tons. Die Bürger des vereinigten ‚Gebietes haben dieſelben Rechte, als die dei 
frühern Gebietes. 

2. Die hoͤchſte Gewalt wohnt der Landergemeinde bei; allein fie Kann über di 

b ſondern Befigungen der Gemeinden, nicht verfügen. 

Die Landsgemeinde, beftehend aus den Bürgern vom zwanzigſten Sakt 
ER oder verwirft die ihr von dem Eleinen Rathe vorgelegte Gehe 
vorſchlaͤge. 
es andrer Punct kann darin in Berathung gezogen werden, als nachdem 
einen Monat zuvor fhriftiich dem Kleinen Rathe mitgetheilt und mit dem Gutaf 
ten diefes Rathes begleiter worden. Die außerordentlichen Randesgemeinden Einkt 
nur über Gegenftände, weshalb fie berufen worden, berathfchlagen. 

4. Die Verwaltungs: und Gerichteorganifation von Gerfau, Kuͤßnacht, & 
Gebietes von Einfiedeln, Hof, der Mark und Reichenburg, fo wie aud) der u 
hältnigmäßige Antheil nach der Bevölkerung, welchen die Bürger diefer verſch 
nen Gebiete an der Bildung der allgemeinen Raͤthe oder der allgemeinen Ri 
den des Gantons haben müffen, wird in der im ſechſten Art. vorgefhrit 
Form beftimmt. Während de haben | 

1) die Quartier, Parochial- und Gemeindeverfammlungen die früher ausacil 
ten Rechte; 

2) der Landamman, der Bannerherr, Statthalter, Sedelmeifter und Land 
hauptmann werden nach derfelben Weife, mit denfelben Rechten und Bil 
rechten wie fonft gewählt, und bleiben eben fo lange im Amte: 

3) der Meine Rath, der dreifache und doppelte Rath, behalten ihre früher & 
ſchaͤfte, diefelbe Organifation und diefelde Form der Wahl. Die Mitglich 
ne Räthe verwalten, wie früher, die befondern Angelegenheiten Ir 

ezirkes; 

4) es behalten bei dieſelbe Weiſe der Wahl, dieſelbe Organiſation und die 
Gefchäfte wie fonft die vormaligen Givilgerichte, nämlih: das Gorrecten 
tribunal, das Neunergeriht, das Eicbnergericht und das Gaffengeridt:i 

5) die Givilverordnung und Municipalgefege von Gerfau, Küßnadıt, bem © 
biete von Einfiedeln, des Hofes, der Mark und Reichenburg bleiben inf 
len beftchen. 

5. Alle Behörden müffen ſich nad) den Grundfägen ber Föderalacte richten. 

Der Canton Eann Feine bdirecte noch indirecte Verbindung mit einem and 
Canton oder mit fremden Mächten eingehen , als in Gemäßheit der Föderalform 
der helvetifhen Republik. | 

Eine durd die Landesaemeinde ernannte Commiſſion von 13 Mitgliede 
bereitet eine Arbeit über die Mittel der Ausführung des vierten Art. vor. 
Arbeit wird, wenn fie von der Tagfagung genchmigt wird, Gefegesfraft baa 
allein die Abänderungen werden in nichts weder die Grundfäge noch Verordnung 
der Föderalacte verlegen. 


Zmwölftes Gapitel | 
m) Berfaffung des Cantons Solothurn. 
Erfter ZitelL 


Gebietseintheilung und politifher Stand der Bürger. 


1. Der Canton Solothurn wird in fünf Bezirke getheilt, nämlich: 

die Stadt Solothurn, Beiberiftt, Balftall, Olten und Dornad). 

2. Der Stadtbezirk wird in vier Quartiere geheilt. Außer der Stabt m 
jeder Bezirk in vier Quartiere getheilt, welche aus den in der Bevölkerung um m 
ften a und einander zunächft liegenden Theilen befteben. 

. Jeder ſchweizeriſche Einwohner des Gantons ift vom 16. Jahre an So 
‚4 Mitglieder der Quartiere find Bürger und Bürgersföhne einer Canton‘ 
meinde, welche ein Jahr lang auf dem Gebiete des Cantons wohnen, in unadit 


— — — 
— — — 
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igem Stande leben, in die Eoldatenlifte eingetragen und 30 Jahr alt find, wenn 
ie nicht verheirathet find, oder gewefen find, und blos 20 Jahre, wehn fie ver: 
eirathet find, oder geweſen find, und endlich, welde ein Grundftüc oder’ eine 
ppothefariihe Schuld von 500 Schweizerfranten befigen. Jeder Bürger des Gans 
ns kann das Bürgerreht zu Solothurn erlangen. 


Zweiter Titel. 
Don den politifhen Gemalten. 
5. Ein großer Rath, beftchend aus 60 Mitgliedern, giebt Geſetze, Werorb: 


B 


ungen und andre Acte der höchften Gewalt; berathet ſich über die Anträge außer 


dentliher Zagfagungenz erneuert die Deputirten des Cantons zu ordentlidhen und 
‚serorbentlihen Tagſatzungen; beſtimmt die Vollmacht feiner Deputirten; ernennt 
Stellen, deren Amtsverrichtungen fih über den ganzen Ganton erftreden, und 
st ih Rechenſchaft von der Vollziehung der Gefege, Verordnungen und anderer 
ete feiner Verfügung gıben. — 

6. Ein Kleiner Rath von 21 Mitgliedern des großen Rathes, welche fortwähs 
nd einen Theil beffelbin ausmachen, und deren wenigſtens einer aus jedem Bes 
re feyn muß, iſt mit der Vollziehung der Gefege, Verordnungen und andrer 
te ber höchften Gewalt beauftragt; er fchlägt Gefege, Verordnungen und andre 
m nöthig fcheinende Acte vor; er leitet und beauflichtigt die untern Behörden; er 
tſcheidet in letzter Inftang über Verwaltungsftreitigkeiten; er ernennt zu den 
telen, deren Wirkſamkeit ſich über einen ganzen Bezirf ausdehnt, und giebt dem 
oben Rathe Rechenſchaft von allen Theilen der Verwaltung. 

‚7. Zwei Schultheißen figen während eines Jahres abwechfelnd im großen und 
anen Rathe vorz der nicht fungirende erfigt den andern im Nothfallz er gehört 
m Heinen Rathe an. 

8. Ein Appellationsgeriht von 13 Mitgliedern des großen Rathes, worin der 
&t fungirende Scultheiß den Vorfig führt, entfcheidet in hoͤchſter Inftanz über 
Dil: und Criminalſachen. Wenn es über die Anklage eines Verbrechens, worauf 
desſtrafe ſteht, entfcheidetz fo nehmen vier Mitglieder des Kleinen Rathes, welche 
s Loos beftimmt, Sig darin und Antbeil am Spruche. 

9. Der große Rath verfammelt fidy alle fehs Monate auf 15 Tage zu Car 
hurn; der Eleine verfammelt fid) gewöhnlih. Er kann die GSigungen des großen 
athes verlängern und außerordentliche berufen. 

10. Die beiden Schultheißen werden durch den großen Rath aus Mitglichern 
; Heinen Rathes erwählt. ' 

Die Mitglieder des kleinen Rathes werben von dem großen Rathe ermählt. 

Die Mitglieder des großen Rathes werden erwählt, naͤmlich: ein Drittheil uns 
ftelbar von F Quartieren und aus ihrer Mitte; die zwei andern Drittheile 
ichs Loos aus den von den Quartieren ohne Ruͤckſicht in den Bezirken, denen fie 
bt angehören, gewählten Candidaten. 

11. Die Mitglieder des Eeinen Rathes werden alle zwei Jahre zum dritten 
tile erneuertz fie find unbefchränkt wieder wählbat. 

Die Mitglieder des großen Rathes, außer denen, welche zu gleicher Zeit im klei⸗ 
ı Rathe figen, koͤnnen durch ein im 18. Artikel näher beftimmtes Stimmgericht 
: Quartiere abgefegt werden. . ü 

12. Die Quartiere Eönnen dem von ihnen unmittelbar für den großen Rath 
vählten Mitgliede eine Entfhädigung gewähren; die Amtsverrichtungen der übri- 
ı Mitglieder gefhehen unentgeldlich. 


Dritter Titel, 
Bon den Wahlen und Abfegungen. 


13, Bei der Bildung des großen Rathes verfährt jedes der 20 Quartiere auf 
gende Weiſe: 

Zuerft wählt es das Mitglied des großen Rathes, weldyes es unmittelbar und 
5 feiner Mitte wählen muß. 

Darauf ernennt es vier Candidaten im vier Bezirken, zu denen es nicht ge: 
et. Es kann nicht mehr als drei in demfelben Bezirke ernennen. . 

Bon 80 auf diefe Art in allen Bezirken erwählten Gandidaten werben 40 
chE Loos beftimmt, welche in den großen Rath eintreten und deſſen Anzahl durch 
€ Bereinigung mit den 20 unmittelbar durch die Quartiere erwaͤhlten Mitgliedern 
vollſtaͤndigen. 
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14. Im Falle der Erledigung wählen die Quartiere alle zwei Jahre zu du 
Plägen der Mitglieder des großen Rathes, welche fie unmittelbar ernannt haben 
Das 8008 erfegt die übrigen, je nachdem fie erledigt werden, aus den auf der Ei 
befindlichen Gandidaten. 

15. Fünf Jahre nad} der erften Bildung des großen Rathes, und darauf ve 
neun zu neun Jahren, wird die Gandidatenlifte erneuert; uud wenn die Plägt, ii 
denen das Loos ernannt, erledigt werden; fo werden fie fortwährend unter die au 
der Lifte fichenden Candidaten vertheilt. 0 , | 

16. Die Wahlen gefchehen durch geheime Abftimmnng und durch die abfelt: 
Mehrzahl der Stimmen. Geht die abfolute. Mehrheit nicht aus zwei Abſtimmunge 
hervor; fo entfcheidet das Loos zwifchen den zwei Gandidaten, welche die mat 
Stimmen haben. f , 

17. Niemand kann auf die Gandidatenlifte kommen, wenn er nicht Buͤrge 
80 Jahr alt, Grundbefiger oder hypothekariſcher Gläubiger von 5000 Schweiz 
franten ift. Es reiht hin, Bürger, 25 Jahr alt, Befiger eines Grumbitüds o& 
einer bypothefarifchen Schuld von 200 Schweizerfranfen zu feyn, »um unmittelda 
von dem Quartiere, zu welchem man gehört, ernannt zu werden. Bu. 

18. Ulle zwei Sahre zu Dftern entfcheibet eine Commiſſion von 15 Mitzli 
dern, gebildet in jedem Quartiere, und beftehend aus fünf der zehn Aelteften, Nut 
der zehn reichften Eigenthuͤmer, und fünf aus allen Quartieren belichig gewoͤhle 
Mitgliedern, ob über ein Mitglied des großen Rathes, außer denen, welche im Et 
nen Rathe figen, ein Stimmgericht eröffnet werben foll. Entſcheidet die Mehrir 
der Commiſſion dafür; fo bezeichnet fie das Mitglied, über welches das Quar 
zur Abftimmung berufen werden foll. 
Das Quartier ftimmt insgeheim für oder wider Abfesung des dem Said 
unterworfenen Mitgliedes. Re 

Der Wunfh der Mehrzahl ſtimmberechtigter Bürger in bem Quartiere IR! 
forderlich, um Abfegung zu bewirken. se 

Die Mitglieder des großen Rathes, deren Namen durch mehrere Quartier © 
die Candidatenliſte aefeg® worden find, Fönnen nur durch den Wunfc der Mehr! 
ſtimmberechtigter Bürger in einer gleichen Anzahl Quartiere abagejegt werden. 

Die unmittelbar durch ein Quartier erwählten Mitglieder koͤnnen nur von 
abgefegt werben. 


Vierter Titel. 
Nahmeifung und Garantie der Berfaffung. 


19. Das Gefeg ordnet alle Einzelnheiten der Organifation ber Gewalten, U 
“ bie Einrichtung niederer Behörden. 
20. Die Verfaſſung garantirt die in dem Canton befannten Gonfeffiontn. 
21. Die Verfaffung garantirt das Recht, Zehnten und Grundzinfen abjult 
Das Geſetz beftimmt die Art der Ablöfung nah einer richtigen Abſchaͤtzung. 


Dreizehntes Gapitel, 
n) Berfaffung bes Cantons Zeffin. 


Erfter Titel. 


Gebietseintheilung und politifher Stand der Bürger 


1. Der Ganton Zeffin umfaßt außer dem in feinen gegenwärtigen Gr 
eingefchloffenen Gebiete auch das Thal Levantina. , 

2. Er wird in acht Bezirke getheilt, nämlich: Mendrifio, Lugano, !xr7 
Vale Maggia, Bellinzona, Riviera, Blenio und Levantina. Bellinzona if 53 
: ort des Cantons. 

* um Buͤrgerrecht in einer Gemeinde- oder Kreisverſammlung ausgult 

muß man 
1) feit einem Jahre in einem Kreiſe oder einer Gemeinde wohnhaft. aemehat 

2) 20 Jahr alt und verheirathet feyn, oder gewefen feyt, oder 30 Jahtt 

len, wenn man nicht verheirathet gewefen iſt; 

3) Eigenthümer oder Nutznießer eines Grundvermögend von 200 & 


franken oder einer auf Grundftüden verficherten Schuld von IM 
fen ſeyn; 





- 
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4) in den Kreifen, wo es Bürgerfchaften giebt, wenn man vorher nit Bür- 

ger einer der Gantonsgemeinden war, an die Armencafe feined Wohnortes 

‚ eine jährlihe Summe zahlen, welche durch das Gefes nah dem Werthe des 

Gemeindeeigenthums beftimmt ift, und. deren Minimum ſechs Franken, das 
Marimum 60 Franken beträgt. Jeboch ijt es bei der erften Ernennung hins 
reihend, 3 Procent des Preifes des legten Gontracts über Erwerbung des 
Buͤrgerrechtes zu zahlen. 

Ausgenommen von diefer vierten Bebingung find die Geiftlihen, und in ber 
Schweiz, oder in den vormals der Schweiz unterworfenen Gegenden gebornen Bas 
milienväter, welche Väter von vier Kindern find, die in die Soldatenlifte eingetra: 
gen find, und ein Gewerbe oder eine Wirtbfchaft haben. 

4. Mittelft der jährlih an die Armencaffe entrichteten Summe, ober des Gas 
pitals diefee Summe, wird man Miteigenthümer der zum Bürgerrechte gehörenden 
Vertheile, und hat Anfpruh auf die den Bürgern der Gemeinde zugeficherten Uns 
terſtuͤzungen. 

Fremde oder Schweizerbuͤrger eines andern Cantons, welche, nachdem ſie die 
Zeit der Anſaͤſſigkeit und die übrigen durch das Geſetz beſtimmten Bedingungen er: 
fuͤlt haben, Buͤrger des Cantons Teſſin werden wollen, koͤnnen gehalten werden, 
das Capital zu 20 Procent der jaͤhrlichen Summe, auf welche das Eigenthum des 
Buͤrgerrechts ihres Wohnſitzes geſchaͤzt worden iſt, zu zahlen. Dies muß durch 
fine beſondere Acte der Gemeinde beſtimmt werben. 


Zweiter Titel. 


Oeffentliche Gewalten. 


5. Es giebt in jeder Gemeinde eine Municipalitaͤt, beſtehend aus dem Syn: 
bieus, zwei Adjuncten und einem Municipalrathe von acht Mitgliedern zum wenig— 
fen, und fechzehn aufs hoͤchſte. Die Municipalbeamten bleiben ſechs Jahre im 
Umte; fie werden zum dritten Theile erneuert und find wieder wählbar. 

Das Geſetz beftimmt die Obliegenheiten jeder Municipalität, betreffend: 

1) die Localpolizei; | 
2) die Bertheilung und Einnahme ber Auflagen ; 
3) die befondere Verwaltung der Gemeindegüter und ber Armencaffe, und bie 

Einzelnheiten der allgemeinen Verwaltung, welche ihr aufgetragen werden. 

6. Es giebt in jedem Kreife einen Richter; er leitet und beaufjichtigt die Ge: 
neindeverwaltungen feines Bezirkes. 

Er führt den Vorſitz in den Kreisverfammlungen und hat bie Polizei derfelben. 

Er vermittelt die Streitigkeiten zwifchen den Bürgern, und ift gerichtlicher 
Polizeibeamte, beauftragt mit der vorläufigen Unterfuhung im Fau eines Verbre: 
hens; er entfcheidet mit feinen Affefforen Givilfahen von geringer Bedeutung. Das 
Sefes beftimmt jede feiner Obliegenheiten. 

Ein großer Rath, beftchend "aus 110, für fünf Jahre oder auf Lebens— 
wit in den im 15. Art. beftimmten Fällen, ernannten Mitgliedern, übt die höchfte 
Sewalt; er verfammelt fi) den erften Montag des Mai zu Bellinzona, und feine 
— Sitzung dauert einen Monat, wofern der kleine Rath deren Dauer nicht 
Attlaͤngert. 

Der große Rath 

1) ee oder verwirft die ihm von dem Eleinen Rathe vorgelegten Gefeges- 
vorſchlaͤge; 

2) er läßt fich Rechenſchaft von ber Vollziehung der Geſetze, Verordnungen und 
Befehle ablegen; \ 

3) er empfängt und fchließt ab die Finanzrechnungen des Heinen Rathes; 

4) er beftimmt die Entfchädigungen der Öffentlichen Beamten; | 

5) er genchmiget die Veräußerung ber Domainen des Cantons; N 

er beratpfchlagt über die Anträge auferordentliher Zagfasgungen, ernennt die 

Deputirten zu den Zagfagungen, und giebt ihnen ihre Anweiſungen; 

er ſtimmt im Namen des Cantons. 

. Ein Heiner Rath von neun Mitgliedern des großen Rathes, welche forte 
vährend darin fisen, und ſtets wieder wählbar find, hat die Initiative der Gefeg: 
md Steuerentwürfe. 

. Er ift mit der Vollgiehung der Gefege und Verordnungen beauftragt; in bie 
er Abſicht faßt er die nöthigen Beſchluͤſſe; er leitet und beauffichtigt die unterges 
irdneten Behörden, und ernennt feine Agenten. Er legt dem großen Rathe von als 
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Ien Theilen der Verwaltung Rechenfchaft ab, und zieht ſich zuruͤck, wenn über 
feine Gefhäftsführung und Rechenschaft verhandelt wird. | 
. Er verfügt über die bewaffnete Macht zur Aufrechthaltung der Öffentlichen 
Ordnung. Er kann die Dauer der ordentlihen Sigungen des großen Rathes ver 
längern und außerordentliche berufen. 
9. In Civil- und Griminalfahen giebt e8 Gerichte erfter Inftanz, beren 
Mitglieder durch die proceffirenden Parteien entfhädigt werden. 
5 Das Gefeg beftimmt die Anzahl, die Organifation und Gompetenz diefer Ge- 
richte. | 
10. Ein Appellationsgeriht von 13 Mitgliedern entfcheidet in letzter Inſtanz. 
Es entfheidet bei Griminalfahhen nur in Anweſenheit von neun, und bei Ber: 
handlungen über Anklagen todeswürbdiger Verbrechen nur bei der Anzahl von brei: 
zehn Mitgliedern. Im Nothfalle zieht es Rechtsgelehrte zu. * 
Das Geſetz beſtimmt uͤbrigens die Verfahrungsart und die Dauer ber Functio— 
nen der Richter. 
‚11. Ein Geriht, beftehend aus einem Mitgliede des Eleinen Rathes, und aus 
vier Mitgliedern des Appelldtionsgerichtes, enticheidet über Berwaltungsitrpitig: 


‚ keiten. 
| Dritter Titel. 


Art und Weife der Wahlen und Bedingungen der Wählt: 
barkeit, 


12. Die Mitglieder der Municipalität werben durch die Gemeindeverfamm: 
lung aus Bürgern von 30 Sahren erwählt, weiche Eigenthümer oder Nutznießer 
eines Grundftüds von 500 Schweizerfranten, oder einge auf Grundftüde verſicherten 
Schuld zu demfelben Betrage find. j 

13. Die Fricdensrichtir werden durch den Kleinen Rath aus Bürgern gewählt, 
welche ein Eigenthum, oder eine Schuld von 1000 Franken in berfelben Art von 
Gütern befigen. 

14, Die Stellen im großen Rathe werden entweder durch unmittelbare Wahl, 
oder durch Wahl und Loos auf folgende Weile vergeben : u 

Die in einem Kreife wohnenden Bürger bilden eine Verſammlung, welde 
nur kraft einer 15 Tage zuvor vom Friedensrichter erlaffenen, und ſieben Zage zu: 
vor von jeder Municipalität bekannt gemachten Verordnung Statt finden Fann. 

Sede Kreisverfammlung vollzieht drei Wahlen: 

1) ernennt fie in ihrem Bezirke einen Deputirten, welcher ohne Dazwiſchenkunft 
des Loofes in dem großen’ Rath eintritt. Das Alter von 80 Jahren ift für 
diefe Ernennung bie einzige Bedingung. Der in der VBerfammlung vorfigende 
Sriedensrichter kann in feinem Kreife nicht ernannt werben; 

2) ernennt fie drei Sandidaten außerhalb ihres Gebietes aus Bürgern, welche 
Eigenthümer oder Nüugniefer eines Grundvermögens von mehr als 16,000 
—— find, oder eine Schuld gleicher Summe, auf Grundſtuͤcke 
ee befigenz; zu bdiefer zweiten Ernennung ift ein Z5jähriges Alter bin 
reichend; 

8) ernennt fie zwei Candidaten außer ihrem Gebiete aus Bürgern über 50 Jeb⸗ 
re, und für diefe Ernennung reiht es hin, ein Eigentbum, eine Nugung, 
oder hypothekariſche Schuld auf Gruntftüde von 4000 Franken zu befigen. 

Dieſe 190 Candidaten werden durchs Loos auf 72 gebracht, welche im Berrin 

* den 38 Deputirten der erſten Ernennung 110 Mitglieder des großen Katbes 
ilden. | 

15. Die Mitglieder des großen Rathes von ber ziveiten und dritten Gmen: 
nung gehören keinem Kreife an. 

Die der zweiten Ernennung find es auf Lebenszeit, wenn fie in einem Jahre 
von 15 Kreifen vorgefchlagen werden find. i ; 

Die der dritten Ernennung find es gleichfalls auf Lebenszeit, wenn 80 Kreilt 
fie in demfelben Jahre vorgefchhlagen haben. 

16. Die Mitglieder des großen Rathes crfler Ernennung Fönnen von ihre 
Kreifen entfchädigt werden, die Bunctionen ber Übrigen find unentgeldlich. 

Zu Stellen der zweiten und dritten Ernennung, welche im großen Ruf 
erledigt werden, beftimmt das Loos unter "den Gandidaten, welche auf der Sift 
verblieben find. Cie wird alle fünf Jahre erneuert. 

18. Winden fih zur Zeit der periodifhen Erneuerung im großen Rathe mr 
als 34 Mitglieder am Leben; fo wird die Ueberzahl den 110 hinzugefügt; ford 
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bei jeder allgemeinen Wahl wenigſtens 38 Bürger aus der. Glaffe ber Grundbefiger' 
von 16,000 Franken, oder der über 50 Sahr- alten eintreten. 

19. . Der Präjident des großen Rathes wird für jede Sitzung aus den Mits 
gliedern des Eleinen Rathes gewählt. Er ſtimmt nicht mit, wenn es ſich um Rech 
nungen und um Gefchäftsführung diefes Rathes handelt. - 

Er nimmt an den Verhandlungen bes Eleinen Rathes während feiner Präfidens 
tur feinen Antheil. 

20, Die Mitglieder des Elcinen Rathes werden vom großen Rathe auf ſechs 
Jahre erwäßlt und zum britten Theile erneuert; der erfte Act der Ernennung be: 
fimmt die, welche am Ende des zweiten und dritten Jahres austreten. 5. 

Um wählbar zu ſeyn, muß man Grundbefiger, Nugnießer oder hypothekari⸗ 
[her Gläubiger eines Betrages von 9000 Franken in Erundftücden feyn. 

Der Eeine Rath; wählt feinen Präfidenten monatlich. 

21. Die Mitglieder der Bezirksgerichte werden vom.Eleinen Rathe nach einer 
dreifachen vom Appellationsgerichte vorgelegten Lifte gewählt. Man kann nur uns 
ter Eigenthümern, Nusniehern, oder hypothefarifchen Gläubigern zu dem Betrage 
von 5000 Franken in Grundftücden wählen. 

22. Die Mitglieder des Appellationsgerichtes werden vom großen Rathe er: 
nannt, und, außer der Bedingung der für den Kleinen Rath geforderten Eigenfchaft, 
müffen fie fünf Jahre lang gerichtliche Zunctionen verrichter haben, oder Mitglie: 
der der höhern Behörden gewefen feyn. $ | 


Bierter Titel. 


Allgemeine Verordnungen und Garantieen. 


23. Seber fchmweizerifhe Einwohner des Gantons Teffin ift Soldat. 
Die Kreisverfammlungen können in feinem Falle weder unter einander, 
neh mit Individuen oder Gefellfchaften außer dem Canton correfpondiren. 
Die römifch : katholifche Religion ift die Gonfeffion des Kantons. 
Das Recht; Zehnten und Grundzinfen abzulaufen, und zwar zu ihrem wah— 
ten Werthe, wird garantirt. - ” 


Vierzehntes Capitel. 

0) Verfaſſung des Cantons Thurgau. 

Erſter Titel. 
Gebietseintheilung und politiſcher Stand der Buͤrger. 


1. Der Canton Thurgau wird in acht Bezirke getheilt, nämlich: Arbon, 
Steckborn, Frauenfeld, Weinfelden, Biſchoffzell, Tobel, Gottlieben und Dieſſenho⸗ 
fen. Frauenfeld iſt Hauptort. 

Dieſe acht Bezirke ſind in 82 Kreiſe, beſtehend aus mehrern Gemeinden, ge⸗ 
theilt. Städte von mehr als 2500 Einwohnern bilden einen. befondern Kreis. Die 
Dürger verfammeln fih, wenn es nöthig ift, in Gemeinde: und Kreisverfamms \ 
langen. 

* Um Buͤrgerrecht in einer Kreis- oder Gemeindeverſammlung auszuüben, 
muß man 
1) feit einem Sahre in der Gumeinde oder dem Kreife wohnhaft feyn: 
2) 20 Jahr alt feyn, wenn man verheirathet ift, oder gavefen ift, und 80 Jahr 
wenn man nicht verheirathet gewejen ift; 
3) EigentHümer eines Grüundftüds von 200 Franken, oder Nugnießer einer hy⸗ 
pothefarifchen Smmobiliarfhuld von 300 Franken; 

) wenn man vorher nicht Bürger des Gantons war, an die Armencaffe feines 

Wohnottes eine jährlihe, durc das Gefeg beftimmte, Summe zahlen, nad 
dem Eigentbumsmwerthe der Gemeinde, deren minimum fech$ Franken, das 
maximum 100 Franken beträgt. Jedoch reicht es bei der erjten Ernennung 
bin, 3 Procent vom Betrage des legten Erwerbvertrags des Bürgerrechtes 
zu zablen. 

Ausgenommen von biefer vierten Bedingung find Geiftliche und geborne Schweis 
ztrfamilienväter, Bäter von vier Kindern über 16 Jahr, melde in die Soldaten⸗ 
lifte eingefchrieben, und ein Gewerbe oder eine Einrichtung haben. 

8. Mittelft einer jäprlich an die Armencaffe bezahlten Summe, ober des Ca— 
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pitals dieſer Summe wird man Miteigenthuͤmer der Vortheile des Buͤrgerrechts, 
und hat Recht auf die den Bürgern der Gemeinde zugeſicherten Huͤlfsleiſtungen. 

Fremde oder Schweizer eines andern Gantons, welde, nachdem fie die Zeit 
des Aufenthalts und die verfchiebenen, durch das Geſetz beftimmten Bedingungen 
erfüllt haben, Bürger des Cantons werben wollen, koͤnnen gehalten werden, bas 
Capital zu 20 Procent der jähtlihen Summe, auf welche der Mitbefis der Vor: 
theile des Bürgerrechts in ihrer Heimath abgefhägt war, zu bezahlen. Dies wird 
durch einen befondern Act der Gemeinde feftgefegt. 


Zweiter Titel, 


Deffentiide Gemwalten. 


4. Es giebt in jeder Gemeinde eine Municipalität, beftehend aus cinem Syn- 
dicus, zwei Adjuncten und einem Municipalrath von acht Mitgliedern wenigftenz, 
und 16 hoͤchſtens. Die Municipalbeamten bleiben ſechs Jahre im Amte; fie wer: 
ben zum dritten Theile erneuert und find wieder wählbar. 

Das Gefep beftimmt die Verrichtungen jeder Municipalität, betreffend: 

1) die Localpolizei; 
2) die Vertheilung und Einnahme ber Steuern; : 
8) die befondere Verwaltung der Gemeindegüfer und ber Armencaffe, und bie 
Einzelnheiten der allgemeinen Verwaltung, womit fie beauftragt werben fann. 
Sie beſtimmt überdies die befondern Functionen der Syndici, Adjuncten und 
Dunicipalräthe. 

5. 3 giebt in jebem Kreife einen Friedensrichter; er leitet und beaufjihtigt 
die Gemeindeverwaltungen feines Bezirkes. N 

Er führt den Vorſitz in den Kreisverfammlungen und übt darin die Polizei. 
Er ift Vermittler der Streitigkeiten zwifchen Bürgern, gerichtlicher Polizeibeamter, 
beauftragt mit ber vorläufigen Unterfuhung im Fall von Verbrechen, und er ent- 
fcheidet mit feinen Affefforen Civilfachen von geringer Bedeutung. Das Gefeg be 
ſtimmt jede feiner Verrichtungen 

. Ein großer Rath, aus 100 für fünf Jahre, oder in den durch den 14ten 
Art. beftimmten Fällen auf Lebenszeit erwählten Deputirten beftchend, übt die 
höchfte Gewalt; er verfammelt fich den erften Montag im Mai in der Stadt Frauen: 
feld, und feine ordentlihe Gigung dauert einen Monat, wofern der Keine Rath 
feine Dauer nicht verlängert. 

Der große Rath 

1) genehmigt oder verwirft die ihm von dem Eleinen Rathe vorgelegten Geſetzes— 
entwuͤrfe; 
2) er Läßt»fich Rechenſchaft von der Vollziehung der Geſetze, Verordnungen u d 

Befehle geben; 

8) er empfängt und fchließt ab die Finanzrechnungen des Eleinen Rathes; 
4) er beftimmt die Entfchädigungen der Öffentlichen Beamten; - 
5) er genehmigt die Veräußerung der Domainen des Gantons; 
6) er berathichlagt über die Anträge außerorbentliher Zagfagungen, ernennt bie 
Dereputirten zu den Zagfagungen, und ertheilt ihnen Anmweifungen; 
7) er ftimmt im Namen des Gantons. 

7. Ein Eleiner Rath von neun Perfonen bes großen Rathes, welche ihren 
Sitz darin behalten, und fortdbauernd wählbar find, hat die Initiative ber Gefege 
und Steuerentwürfe. 

Er ift mit Vollziehung der Gefege und Befehle beauftragt. Zu dem Ende 
faßt er die nöthigen Beichlüffe;s er leitet und beauffichtigt die untern Behörden, 
und ernennt feine Agenten. 

Er giebt dem großen Rathe von allen Theilen ber Verwaltung Rechenfchaft, 
und zieht fich zuruͤck, wenn über feine Gefhäftsführung und feine Rechnungen ver: 

anbelt wird. 
" Er verfügt über die bewaffnete Macht zur Aufrcchthaltung ber Öffentlichen 
rdnung. 

Er kann die Dauer der Sitzungen des großen Rathes verlängern und außer: 
orbentliche berufen. 

8 In Civil: und Griminalfachen giebt es Gerichte erfter Inſtanz, deren 
Mitglieder durch die proceffirenden Parteien entfhädigt werben. 
© wine Geſetz beftimmt die Anzahl diefer Gerichte, ihre Drganifation und über 

ompetenz. 
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9. Ein Appellationsgeriht von 13 Mitgliedern entfcheidet in Tester Inftanz 5 
es urtheilt bei Criminalſachen blos in Anwefenheit von neun, und bei Verhandlun⸗ 
gen über Anklagen todeswürdiger Verbrechen nur bei der Anzahl von 13; es zieht ' 
im Falle ders Noth Rechtsgelehrte zu. Das Gefeg beitimmt übrigens die Verfah⸗ 
rungsweife und die. Dauer der Amtsverrichtungen der Richter. 
10. Ein Gericht, beftichend aus einem Mitgliede des Eleinen Rathes und vier 
Mitgliedern des Appellationsgerichts, entfcheidet über ftreitige Verwaltungsfachen, 


| Dritter Titel, 
Art und Weiſe der Wahl und Bedingungen der Wählbarkeit. 


11. Die Mitglieder der Municipalität werben durch die Gemeindeverfammlung 
aus Bürgern von 30 Jahren, Eigenthümern oder Nusniefern eines Grundſtuͤcks 
von 500 Franken, oder einer Schuld deffelben Betrages, welche auf Grunbdeigens 
thum verfichert ift, gewählt. ' 

12, Die Sriedensrichter werden durch den Eleinen Rath aus Buͤrgern, welche 
ein Eigentbum oder eine Schuld von 1000 Franken in derfelben Art von Gütern 
befigen, gewählt. 4 " 

13: Die Stellen im großen Rathe werben durch unmittelbare Erwählung vers 
geben, oder durch Wahl und Loos auf folgende Weife: | 

Die in einem Kreife wohnenden Bürger bilden eine Berfammlung, welche nur 
kraft einer vom Kricdensrichter 15 Tage zuvor erlaffenen und von ben Municipals 
behörden fieben Zage zuvor befannt gemachten Verordnung zufammentreten kann. 
Sehe Kreisverfammlung nimmt brei Wahlen vor: | 

1) ernennt fie in ihrem Bezirke einen Deputirten, welcher ohne Dazwiſchenkunft 
des Loofes in den großen Rath eintritt. Das Alter von 80 Jahren ift die 
einzige Bedingung der Wählbarkeit für diefe erfte Ernennung. Der in der 
Berfommlung präfidivende Friedensrichter kann in feinem Kreiſe nicht ges 
wählt werden; 

2) ernennt fie drei Candidaten außer ihrem Gebiete unter den Bürgern, welche 
‚ Eigenthümer oder Nusnicher eines Grundvermögens pon mehr als 20,000 Frans 
en, oder einer Schuld deffelben Betrages find, welche auf Grundflüde verſi— 
chert ift, und zu diefer zweiten Ernennung reiht ein Alter von 25 Jah: 
ren bin; 

8) ernennt fie außer ihrem Gebiete zwei Candidaten über 90, Jahr; und zw bie: 
fer dritten Ernennung reiht Befig oder Niegbraud) oder hypothekariſche 
Schuld von 4000 Franken in Grundvermögen bin. 

Die 160 Sandidaten werden durch das Loos auf 63 gebracht, welche mit den’32 
Deputirten der erften Ernennung „vereint, 100 Mitglieder des großen Rathes bilden. 

Die Mitglieder des großen Rathes von der zweiten und dritten Ernens _ 
nung gehören keinem Kreife an. " 2 

Die der zweiten Ernennung find e8 auf Lebenszeit, wenn fie in einem Jahre 
don 15 Kreifen vorgefchlagen werden. 

Die der dritten find gleichfall® auf Lebenszeit, wenn 30 Kreife fie in einem 
Sahre vorgefchlagen haben. 

15. Die Mitglieder des großen NRathes der erften Ernennung koͤnnen von ihs 
ren Kreifen entichädigt werden; die Amtsverrichtungen der andern find unentgeldlich. 

16, Zu Stellen der zweiten und dritten Ernennung, welche im großen Rathe 
erledigt werden, beftimmt das Loos unter den auf der Lifte verblichenen Candida⸗ 
ten; fie wird alle fünf Jahre erneuert. 

. Wenn zur Zeit der periodifchen Erneuerung im großen Rathe fih mehr 
als 32 Mitglieder am Leben befinden; fo wird die Ucherzahl der Zahl von 100 bei 
gefügt, fo daß bei jeder allgemeinen Wahl in den großen Rath zum wentgften 
5 Bürger aus der Claſſe der Grunbbefiger von 20,000 Franken, ober der über 
50 Jahr alten eintreten. 

18. Der Pröfident des großen Rathes wird für jede Gigung unter den Mits 
gliedern des Kleinen Rathes gewählt; er ftimmt nicht mit, wenn es fih um Rech⸗ 
Aungen oder Gefchäftsführung dieſes Rathes handelt. 

Er nimmt während feiner Präfidentur keinen Theil an den Verhandlungen des 
Heinen Rathes. 

19. Die Mitglieder des Kleinen Rathes werden von dem großen Rathe für 
fchs Jahre gewählt und zum dritten Theile erneuert; der erfte Act der Ernennung 
bezeichnet die, welche am Ende des zweiten und vierten Jahres austreten. 
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um waͤhlbar zu fen, Muß man Eigenthämer, Nusnießer ober hypothekari⸗ 
ſcher Gläubiger des Betrages von 9000 Franken in Grundftüden feyn. 

Der Heine Rath erwaͤhlt feinen Präfidenten monatlich. 

20, Die Mitglieder der Bezirksgerichte werden von bem Heinen Rathe nad) 
einer dreifachen vom Appellationsgerichte vorgelegten Rifte gewählt. Man fann fie 
nur aus Eignthümern, Nußnießern oder hypothekariſchen Gidubigern zu dem Ber 
trage von 3000 Franken in Srundftüden wählen. 

21. Die des Appellationggerichte® werden durch den großen Rath ernannt, 
und außer der für den Eleinen Rath erforderlichen Eigenfchaft müffen fie fünf Jahre 
gerichtliche Aemter bekleidet haben, oder Mitglieder der höhern Behörden gewe—⸗ 
fen feyn. 

Vierter Titel, 
Allgemeine Verordnungen und Öarantieen. 


22. Jeder fchmweizerifhe Einwohner des Cantons Thurgau ift Soldat. 

235. ‚Die Kreisverfammlungen können in Eeinem Falle weder unter einander, 
noch mit einem Individuum oder einer Gemeinfhaft außer dem Ganton corre 
fpondiren. | 
- 24. Die völlige und burdgängige Freiheit der katholiſchen und proteftanti= 
Shen Confeſſion wird garantirt. i 

Gleiherweife wird das Recht, Schnten und Grunbdzinfen zu ihrem wahren 
Werthe abzukaufen, garantirt. 


Funfzehntes Gapitel. 
p) Berfaffung bes Cantons Unterwalben. 


1. Der Canton Unterwalden wird in zwei Theile getheilt, nämlid: in Ob— 
und Nidwalden. Das Gebiet von Engelberg bleibt dem Nidwaldner Lande einvers 
leibt. Die beiden Randfchaften werden ſich über ihre Verhältniffe in diefer Kuͤckſicht 
verftändigen, und, im Fall des Zwiſtes, entfcheidet die eidgenöffifche Behörbe. 

Es kann zwifchen den Bürgern von Engelberg und denen des alten Gebictes 
fein Unterſchied obwalten, und es findet Gleichheit der Rechte zwiſchen Ob= und 
Nidwalden Statt. Sarnen iſt Hauptort des erftern, Stanz vom legtern. 

2. Die Gränzlinien beider Länder und ihre gegenfeitige Unabhängigkeit wer: 
ben bergeftellt; jcdes von ihnen ernennt für fidy einen Deputirten zur Zagfagung. 

Die Eatholifhe Gonfeffion ift die Religion beider Laͤnder des Cantons. 

Die Souverametaͤt jedes Theild des Bantond wohnt der Randsgemeinde bei. 
‚ % Die Landsgemeindt, beftehend aus Bürgern von 20 Jahren, genehmigt 
oder verwirft die ihr vom Landrathe vorgelegten Gefegesvorfchläge. 

Es Eann kein anderer Punct in Berathung genommen werden, als nachdem er 
einen Monat zuvor dem Eleinen Rathe mitgeteilt und mit deſſen Gutachten beglei- 
tet worden ift. 

Die außerorbentlicyen Landegemeinden fönnen nur über Gegenftände, weshalb 
fie berufen worden find, berathfchlagen. 

5. Die Vorſteher beider Länder, nämlich: die vier Landammänner, ber Gtatt:- 
halter, der Bannerberr, der Seckelmeiſter, der Bau: und Zeuaherr, die beiden 
Dauptleute, die beiden Kähndriche und der allgemeine Waifenvormund werben mit 
denfelben Rechten, nad bderfelben Weife, und mit benfelben Vorrechten, wie vor: 
mals erwählt,, und bleiben diefelbe Zeit im Amte. 

6. In Obwalden behalten ihre alten Geſchaͤfte, biefelbe Verfaſſung und bie: 
felbe Weife der Erwählung: dec Landrath, der zweifache und dreifache Landrath, 
der Kirchenrath, die Siehner : Gerichte und das Landesgefchiwornen : Gericht. 

Deegleihen in Nidwalden der Landrath, der zweifache und dreifache Landrath, 
bie Urti- Rathöherren, der Wochenrath, die Civilgerichte erſter Inſtanz, das Apr 
pellationsgericht, und das Landgefchmwornen : Gericht. 

Jedoch bleiben die Givilverordnungen und Municipalrechte des Gebietes Engels 
berg proviforifch beftchen. 

* Es wird in der alten Criminal-, und Corrections-Juſtizverwaltung nichts 
verändert. 

8, Alle Behörden müffen fich nach den Grundfägen der Foͤderalacte richten. . 

Der Ganton Unterwalden Tann Feine directe oder indirecte Verbindung mit ci- 
nem andern Ganton oder mit fremden Mächten anders, ald nach ben Formen ber 
eidgendflifchen Foͤderalacte eingehen. 


— — — 
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Sechſtes Capitel, 
g) VBerfaffung bes Cantons Uri, 


1. Der Canton Uri wird in zwei Bezirke getheilt, nämlich: das Gebiet des 
alten Gantons und das Urferenthal. Die katholiſche Eonfeffion ift die Religion des 
Gantond. Altorf it Hauptort. Die Bürger des Urferenthales haben biefelben 
Rechte a!d die des chemaligen Gebfetes. ı 

2. Die oberfte Gewalt des Cantons wohnt der Randsgemeinde beider Bezirke 
bei; allein fie kann über befondere Eigenheiten eines Bezirkes nicht enticheiden. 

3. Die Landsgemeinde, beftehend aus den Bürgern von 20 Jahren, geneh⸗ 
migt oder verwirft die ihr von dem Landrathe vorgelegten Gefegesvorfchläge. 

Kein Punct kann in Berathung gezogen werden, als einen Monat barauf, 
wenn er fchriftlich dein Landrathe mitgetheilt und mit dem Gutachten diejes Rathes 
begleitet worden ift. 

Die außerordentlihen Landsgemeinden Eönnen nur über Gegenftänbe, derent⸗ 
wegen fie berufen worben, berathichlagen. 

Das Recht jeder Gemeinde oder jedes Bürgers, gegen eine ihm durch einen 
Befchluß der Landsgemeinde zugefügte Beeinträchtigung zu proteftiren, bleibt bes 

eben. 
Rep 4, Die Organifation der Verwaltung und bes Gerichtöwefens bes Urferen 
Thals, fo wie der feiner Bevölkerung angemefjene Antheil an der Bildung der 
Landsgemeinden des Cantons, wird in ber im 7. Art. vorgefchriebenen Formel 
beftimmt. er 

ſt Indeſfen behalten die Nachgemeinde, die Auffahrtgemeinde, der Rath und die 
Landleute, die Genoſſame und die Dorfgemeinde ihre früher ausgeuͤbten Rechte. 

Es werden aud) gewählt, mit denfelben Berechtigungen und derfelben Dauer 
bes Amts wie ehemals, der Landamman, der Statthalter, der Sedelmeifter, ber 
Bannerherr, der Landeshauptmann, der. Zeugherr, die. beiden Faͤhndriche und die 
ſechs Staatsfecretaire, die acht Generglprocuratoren und der Großwaibel; 

der Landrath, der Wochenrath, der zwei- und dreifache Malefiz » Landrath, 
der Geheimerath, der Kriegsrath, und die andern Raͤthe und Ausfhüffe; 

die frühern Civilgerichte, nämlich: die Dorfgerichte, das Giebner Landgericht, 
die Siebner zur Reuß, das Gaffengeriht, und das Funfzehner Gericht. . 

Im Urferen Thale werben gleicher Weife ermählt in derfelben Form, mit den» 
felben Rechten, derfelben Dauer des Amtes wie fonft, die Thalvorftcher, nämlich: 
der Zhalamman und fein Stellvertreter, der Sedelmeifter, der Thalfchreiber, das 
Gericht, und überhaupt die mit der verwaltenden oder richterlichen Gewalt bekleide⸗ 
ten Bürger. 

5. Alle Behörden richten ſich nach den Grundfägen der Köderalacte, 

6. Der Santon Uri kann weder in birecte noch indirecte Verbindung mit eis 
nem anbern Ganton noch mit fremden Mächten anders, als in Gemäßheit der eid⸗ 
genoͤſſiſchen Föderalformen treten. u 

7. Ein Ausſchuß von 13 Mitgliedern. aus dem alten Gantondgebiete und bem 
Urferen Thal, welcher von der Landsgemeinde aller Bürger berufen wird, wird 
über die Mirtel der Vollziehung des 1. $- im 4. Art. berarhfchlagen. ' Diefe Arbeit 
erhält, Geſetzeskraft, fobald fie von der Tagſatzung genehmigt worden ift. Allein 
die Weränderungen dürfen die Grundfäge und Verordnungen der Föbderalacte in 


nichts verlegen. 
Siebzehntes Capitel. 
r) Verfaſſung des Cantons Waadt. 


Erfter Titel. 
Gebietseintheilung und politifher Stand der Bürger. 


1. Die gegenwärtigen Gränzen des Cantons Waadt werden in nichts veräns 
dert. Die vormaligen Landvoigteien Payerne und Avenches bleiben ihm einverleibt, 
und Lauſanne ift Hauptort. " 

Eein Gebiet wird in 60 Kreife, welche aus mehrern Gemeinden beftehen, 
getbeilt. Städte von mehr ald 2000 Einwohnern bilden einen befondern Kreis. 
Die Bürger verfammeln fih, wenn es erforderlich ift, in Gemeinde: und Kreids - 
verfammlungen. 

3. Um Bürgerreht in einer Gemeindes oder Kreisverfammlung auszuüben, 
muß man 


EEE —— — — 
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10 Schweiz. 


1) ſeit einem Jahre in der Gemeinde oder dem Kreiſe wohnhaft ſeyn; 

2) 20 Jahr alt, und verheirathet ſeyn oder geweſen ſeyn, oder 30 Jahr, wenn 
man nicht verheirdthet gewefen iſtz j 

8) Eigenthuͤmer oder Nutznießer eines Grundſtuͤcks zu dem Werthe von 200 Schweizer 
franfen,.oder einer hypothefarifchen Schuld in Grundftüden vo 300 Franken feyn; 

4) wenn ‚man vorher nidyt Bürger einer Gantonsgemeinde gewefen ift, an dir 
Armencafje feines Wohnortes einen jährlien Beitrag zahlen, der durch das 
Geſetz nad) dem Werthe des Beſitzes in der Gemeinde beftimmt wird, und 
befien Minimum ſechs Franfen und das Marimum 180 Franken beträgt. 
Jedoch reicht es bei der erften Wahl hin, 3 Procent der Summe des letzten 
Gontractes über Ermwerbung des Bürgerrechtes zu zahlen. 

Ausgenommen von diefer vierten Bedingung find die Geiftlichen und Familien: 
väter, welche in der Schweiz geboren find, und vier Kinder, die über 16 Jabr 
alt, in die Soldatenlifte eingetragen find und ein Gewerbe oder eine Einridtung 
befigen, haben. 

4. Mittelft der jährlih an die Armencaffe entrichteten Summe oder des Eu 
.. biefer Summe wird man Miteigenthümer der zum Buͤrgerrechte gehörenden 
— und bat Recht auf die den Bürgern der Gemeinde zugeſicherten Unter 

ügungen. 

Fremde ober fchweizerifche Bürger eines andern Gantons, weldhe, nachdem für 
die Zeit des Wohnortes und die übrigen durch das Gefes beftimmten Bedingungen 
erfüllt haben,. Bürger des Kantons Waadt werden wollen, Zönnen gebalten wer 
den, das Gapital zu 20 Procent der jährlichen Summe zu bezahlen, auf weldk« 
ber Mitbefig der Vortheile des Bürgerrichtes ihres Wohnortes angefchlagen war. 
Dies wird durch eine befondere Acte der Gemeinde beftimmt. 


Zweiter Zitel. 
Deffentlihe Gewalten. 


5. Es giebt in jeder Gemeinde eine Municipalität, beftehend aus einem Sum 
dicus, zwei Abjuncten und einem Municipalrathe von wenigftens acht und hoͤch— 
ftens 16 Mitgliedern. Die Municipalbeamten bleiben ſechs Jahre im Amte, wer 
den zum dritten Theile erneuert, und find wieder wählbar. 

Das Gefes beftimmt die Gefchäfte jeder Municipalität, betreffend: 

1) die Ortspolizei; 
2) die Bertheilung und Einnahme der Steuern; 
- 8) die befondere Verwaltung der Gemeindegüter und der Armencaffe, und bie 
Einzelnheiten der allgemeinen Verwaltung, womit fie beauftragt werben Fann. 

Es beftimmt außerdem die befondern Gefchäfte der Syndici, Adjuncten und 
Mumicipalräthe. Ä 
6. Es giebt in jebem Kreife einen Friedensrichter; er leitet und beauffichtiat 
die Verwaltung der Gemeinden feines Bezirkes. 

Er führt den Vorfig in den Kreisverfammlungen und übt darin die Polizei. 

Er ift Vermittler der Streitigkeiten zwifchen den Bürgern und gerichtlichen 
‚Polizeibeamten, beauftragt mit der vorläufigen Unterfuhung im Fall des VBerbre 
chens, und entfcheidet mit feinen Beijisern Civiljachen von geringer Bebeutung, 
Das Gefes befiimmt alle feine Verrichtungen. 

Ein großer Rath, beftehend aus 150 Deputirten, welche auf fünf Jahre, 
oder auf Lebenszeit in den im 14. Art. beftimmten Fällen ernannt werben, übt bie 
höchfte Gewalt; er verfammelt ſich den erftien Montag des Mai in der Stadt Lau: 
fanne, und feine ordentlihe Sigung bauert einen Monat, wenn der Heine Rath 
deſſen Dauer nicht verlängert. 

Der große Rath: 

1) genehmigt oder verwirft die ihm vom Eleinen Rathe vorgelegten Geſetzesent⸗ 

würfe; ' . 

2) er läßt fich von ber Vollziehung der Gefege, Befehle und Verordnungen Ro 
chenſchaft ablegen; 

3) eg und fließt ab die ihm vom Eleinen Rathe vorgelegten Finung 
rechnungen; 

4) er beftimmt die Entfhädigungen ber Öffentlichen Beamten ; 

5) er genehmiget die Veräußerung der Domainen des Gantons; v 

6) er berathſchlagt über die Anträge außerordentlicher Tagſatzungen, ernennt bit 
‚Deputirten zu den Ragfagungen, und giebt ihnen ihre Anweiſungenz N 
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7) er ftimmt im Namen bes Canton, 

8. Ein Kleiner Rath, beftchend aus neun Mitgliedern bes großen Nathes, 
welche fortwährend barin figen, und beftändig wählbar find, hat die Initiative der 
Gefege und Steuerentwürfe. Er ift ‚mit Vollziehung der Gefege und Verordnuns 
gen beauftragt; zu dem Behufe faßt er die nöthigen Befchlüffes er leitet und bes 
auffichtigt die untern Behörden, eund ernennt feine Agenten. Er legt dem großen 
Rathe von allen Theilen der Verwaltung Rechenſchaft ab, und ziehlt fich zurüd, 
wenn über feine Geſchaͤftsfuͤhrung und über feine Rechnungen berathſchlaͤgt wird. 
Er verfügt über die bewaffnete Macht zur Erhaltung der Öffentlichen Ordnung, , 
Er kann die Dauer der ordentlihen Sigungen des großen Rathes verlängern, und 
außerordentliche berufen. k 

- 9. In Civil: und Griminalfadhen giebt es Gerichte erfter Inftanz, deren 
Mitglieder duch die procefiirenden Parteien entfchädigt werden. Das Gefeg bes 
ftimmt die Anzahl diefer Gerichte, ihre Organifation und ihre Gompetenz. 

10, Ein Appellationsgeriht, beftehend aus 13 Mitgliedern, entfcheidet in 
at Inſtanz. Das Gefeg enticheidet über die Form der Urtheile in Grimis , 
nalſachen. 0. 

11. Ein Geriht, beftehend aus einem Mitgliede des Eleinen Rathes und vier 
Mitgliedern des Appellationsgerichtes, entjcheidet über Vermwaltungsftreitigkeiten. 


Dritter Titel, 


Art und Weife der Wahlen, und Bedingungen ber Waͤhl— 
barkeit. 


12. Die Mitglieder der Municipalitaͤt werden durch die Gemeindeverſamm⸗ 
lung unter den Buͤrgern von 30 Jahren, und Eigenthuͤmern oder Nutznießern eines 
Grundftüdes von 500 Franken, oder einer Schuld gleicher Summe, welche auf 
Grundftüde verfichert ift, ‚gewählt. | 

13. Die Friedensrihter werden aus Eigenthümern, oder Gläubigern eines 
Summe von 1000 Franken in gleihen Gütern, von dem Eleinen Rathe gewählt. °. 

14. Die Stellen im großen Rathe werden durch unmittelbare Erwählung mit⸗ 
telft des Looſes folgendermaßen vergeben: 

Die Bürger, welche in einem Kreife wohnen, bilden eine Berfammlung, welche 
nur ?raft einer 15 Zage zuvor vom Friedensrichter erlaffenen und fieben Tage zus 
vor von jeder Municipalität publicirten Verordnung Statt finden kann. 

Zede Kreisverfammlung verrichtet drei Wahlen: — 

1) ernennt ſie in ihrem Kreiſe einen Deputirten, welcher ohne Dazwiſchenkunft 
des Looſes in den großen Rath tritt. (Die Stadt Lauſanne wählt nad) Vers 
hältniß ihrer Bevölkerung drei.) in Alter von 30 Jahren ift die einzige 
Bedingung der Wählbarkeit für biefe erfte Ernennung. Der in diefer Wer- 
ſammlung vorfigende Friedensrichter Tann in feinem Kreife nit gewählt 
werben; 

2) ernennt fie drei Candidaten außer ihrem Gebiete, aus Eigenthuͤmern oder 
Nusnießern eines Vermögens von mehr als 20,000 Schweizerfranken, ober 
einer Schuld gleichen Betrages, welche auf Grundftüde verfichert iftz zu dies 
fer zweiten Ernennung reiht ein Alter von 25 Jahren hin. 

3) ernennt fie zwei Sandidaten außer ihrem Gebiete aus Bürgern über 50 Jahr, 
und zu diefer Ernennung reiht hin ein Eigenthbum oder Nießbrauch einer Hy« 
pothefarifhen Schuld in Grundftüden von 4000 Franken. 

Diefe 300 Candidaten werden durch das Loos auf 118 gebracht, welche, mit 
62 unmittelbar ernannten Gandidaten, bie 180 Mitglieder des großen Rathes 
bilden. 

15. Die Mitglieder des großen Rathes von ber zweiten und britten Wahl ges 
hören keinem Kreife an. 

Die der zweiten Wahl find es auf Lebenszeit, wenn fie in einem Jahre von 
15 Kreiſen voraefchlagen worden find. 

Die der dritten Wahl find es gleichfalls auf Lebenszeit, wofern fie von 3O Krefs 
fen in demfelben Sahre vorgefchlagen worden find. 

16. Die Mitglieder der erften Ernennung im großen Rathe Eönnen von ihren 
Kreifen entfchädigt werden; die Functionen der übrigen gefchehen unentgeldlich. 

17. 3u den Stellen ber zweiten und britten Ernennung beftimmt das Loos 
im Falle ‘der VBacanz unter den auf der LKifte geblichenen Candidaten. Sie wird 
alle fünf Jahre erneuert. | e 
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18. Wenn zur Zeit ber perfobifchen , Erneuerung fi im großen Rathe mehr 
als 59 Mitglieder am Leben befinden; fo wird die Ueberzahl zur Zahl von 180 hin 
zugefügt, fo daß bei jeder allgemeinen Wahl wenigftens 59 Bürger von ber Elafit 
der Grundbefiger von 20,000 Franken, oder derer über 50 Jahr, in den großen 
Rath treten. | 

19. Der Präfident des großen Rathes wird für jebe Sitzung aus den Be 
bern des Eleinen Rathes gewählt; er ſtimmt nicht mit, wenn über Rechnungen und 
Amtsführung diefes Rathes verhandelt wird. 

Er ninfmt während feiner Präfidentfhaft Eeinen Theil an den Verhandlungen 
bes Eleinen Rathes. i 

20. Die Mitglieder des Kleinen Rathes werden durch ben großen Rath für 
ſechs Iahre ernannt; fie werden zum dritten Theile erneuert; der erfte Act der 
Ernennung bezeichnet die, welche zu Ende des zweiten und vierten Jahres austreten. 

; Um wählbar zu ſeyn, muß man Grundbefiser, Nusnießer oder hypothekari 
fher Gläubiger von 9000 Franken in Grundftüden feyn. 

Der eine Rath wählt feinen Präfidenten monatlid, 

21. Die Mitglieder der Bezirksgerichte werden durch den Eleinen Rath nah 
einer dreifachen, vom Appellationsgerichte vorgelegten Lifte gewählt. Man kann fü 
nur aus Grundbefigern, Nusnießern und hypothekariſchen Gläubigern von 300 
Franken in Grundftüden wählen. 

. 22, Die Mitglieder des Appellationsgerichts werben vom großen Rathe 9% 
wählt; umd, außer der für den Eleinen Rath geforderten Bedingung, müffen fie fünf 
Sahre lang gerichtliche Aemter bekleidet haben, oder Advocaten bei einem Gerichte, 
oder Mitglieder der höhern Behörden gewefen feyn. 


Vierter Zitel, 
Allgemeine Verordnungen .und Öarantieen. 


23. Jeder fchmweizerifche Einwohner des Kantons Maadt tft Soldat. 

24. Die Kreisverfammlungen fönnen in Einem Falle weder unter einander, 
noch mit einem Individuum oder einer Gefellfchaft außer dem Ganton core 
fpondiren. | u 

25. Die volle und durchgängige Freiheit der gegenwärtig im Canton bie 
henden Eonfeffionen wirb garantirt. 


Achtzehntes Gapitel, 
s) Verfaffung des Santond Bug, 


1. Der Ganton Zug wird in feinen alten Gränzen bergeftellt. Die Birch 
tigkeitöpflege und die politifchen, vormals: von der Stadt Zürich und dem Abte zu 
Einfiedeln über einen Theil des Cantons ausgeübten Rechte, find abgeſchafft. 

| Die Stadt Zug bat weder Grund nod) Recht, einen befondern Geſandten ji 
den auferorbentlichen Zaafagungen zu ſenden. | 

2. Die katholiſche Confeſſion ift die Religion des Gantons. | 

38. Die Souverainetät wohnt der Randegemeinde bei. Die vormaligen Unter 
thanen des Gantons Zug Eönnen dafeldft ſtimmen, wenn fie die fonft erforderlichta 
Bedinguugen erfüllen. 

4. Die Landögemeinde, beftehend aus allen Bürgern des Cantons über zivam | 
zig Jahr, genehmigt oder verwirft alle ihr von dem Rathe des Kantons vorgeler 
ten Gefegesvorfchläge. 

Kein andrer Punct Fann dafelbft in Berathung gezogen werben, als e«inm 
Monat darauf, wenn er fohriftlich dem Rathe des Cantons mitgetheilt und mi, 
feinem Gutachten begleitet worden ift. 

Die außerordentlichen Landsgemeinden Fönnen nur über Gegenftände, weshalb 
fie berufen worden , berathichlagen. 

5. Die Vorfteher des Gantons, nämlidy der Amman, der Statthalter, ba 
Landeshauptmann, der Bannerherr, der Randesfähndrid und der Staatsfecretait, 
werden auf biefelbe Weife und mit denfelben Obliegenheiten wie früher gewählt; 
fie bleiben biefelbe Zeit bindurd im Amte. Die abwecjfelnde Ordnung, ruͤckſichtlid 
be — des Ammans und der Ernennung der Deputirten zur Tagſatzung, bleibt 
efteben. 

6. Der Stadt: und Amtzrath, welcher fortwährend das Appellationggeridt 
bildet, bie befondern Räthe in der Stadt und in ben drei Bezirken, Munzingen 
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Egeri und Bar; das Ahtergericht, das Schuldgericht das befondere Gericht zu. 
Zug, und das Zuchtgericht jeder Gemeinde behalten ihre alten Obliegenheiten, bie 
felbe Organifation und Art der Wahl. Jedoch wird die Tagſatzung die Organifa- 
tion der vormals der Stadt unterworfenen Gemeinden beftimmen, fo wie den ihrer 
Bevölkerung gemäßen Antheil, den fie an ber Bildung des Rathes des Cantons 
und an der Ernennung des Achtergerichtes haben follen. 

7. Ale Behörden müffen fid) nach den Grundfägen der Föderalacte richten. 

Der Santon Zug kann weder direcfe noch indirecte Verbindung mit einem ans 
bern Ganton, oder mit fremden Mächten anders, als in Gemäßheit der Formen 
der Böderalacte unterhalten. 


Neunzehntes Kapitel. 
t) Verfaffung des Cantons Zuͤrich. 
Erfter Titel. 


Gebietseintheilung und politifher Stand der Bürger. 


1. Der Canton Zürih wird in fünf Bezirke getheilt, nämlich: die Stadt 
Sürih, Horgen, Ufter, Bielach und Winterthur. 

2. Jeder Bezirk wird in 13 Zünfte getheilt. Die alten Zünfte der Stab 
Zürih werden hergeftellt. Außer der Stadt werden die Zünfte aus den am mei— 
fen in der Bevölkerung gleihen und möglichft nahen heilen des Bezirkes ohne 
Anterfchieb des Gewerbes, Standes oder Handwerkes gebildet. 

3. Seder fchweizerifhe Einwohner des Cantons ift vom 16ten Jahre an 
Boldat, j 

4, Mitglieder der Zünfte find Bürger oder VBürgersfohne einer Gemeinde des 
Santong, welche ein Jahr lang auf dem Gebiete des Cantons gewohnt haben, in 
inem unabhängigen Etande Ichen, in die Milizrolle eingeichrieben, und 30 Jahre 
It find, wofern fie nicht verheirathet find oder gewefen find, und nur 20 Jahr, 
penn fie verheivatbet find oder gewefen find, und welche endlich ein Grundeigens 
bum oder hypothekariſche Schuld von 500 Schweizerfranken befigen. Seder Bür: 
er des Cantons Fann das Bürgerreht zu Zürich erlangen. 


Zweiter Titel. 


Bon den politifhen Gemalten. 


5. Ein großer Rath, beftehend aus 195 Mitgliedern, giebt die Gefege, Ver: 
tdnungen und andere Acte der oberjien Gewalt, berathſchlagt über die Anträge 
ıserordentiicher Zagfagungen, ernennt die Deputirten zu den ordentlichen und au— 
ordentlichen Zagfagungen, beſtimmt die Vollmacht feiner Deputirten, ernennt 
ı Aemtern, deren Wirkfamkeit ji auf den ganzen Ganton erſtreckt, und läßt ſich 
ehenfchaft von der Vollziehung der Geſetze, Berordnungen und anderer Acte fei: 
r Verfügung geben. 

Ein Eleiner Rath, beftehend aus 25 Mitgliedern des großen Rathes, welche 
ttwährend darin ©ig behalten, und deren einer wenigftens aus jedem Bezirke ift, 
t die Vollziehung der Geſetze, Verordnungen und anderer Acte der hoͤchſten Bes 
tde zu biforgen. Er ſchlaͤgt Gefege, Verordnungen und andere Verfügungen, 
er für nöthig erachtet, vor; er leitet und beaufficptigt die untern Behörden; er 
tfcheidet in letzter Inſtanz ftreitige Vermwaltungsfadenz ernennt zu Stellen, des 
ı Wirkfamkeie fich über einen ganzen, Bezirk erfireden, und giebt dem großen 
ıthbe von alten Theilen der Verwaltung Rechenſchaft. 

7. Zwei Bürgermeijter führen wechfelsweile während eines Jahres den Vor— 
im großen und Kleinen Rathe. Der nicht fungirende erfigt den andern im Noth: 
le; er gehört dem Eleinen Rathe an. 

8. Ein Appellartionegericht, beftchend aus 13 Mitgliedern des großen Nathes, 
rin der nicht fungirende Buͤrgermeiſter den Vorfig führt, entfcheidet in hoͤchſter 
ftanz über Civil: und Griminalfahen. Wenn es über die Anklage eines todes: 
rdigen Verbrechens entfheidets fo nehmen vier Mitglieder des Eleinen Rathes, 
ich das Loos gewählt, Sig darin und am Spruche Antheil. 0 

9, Der große Rath verfammelt ſich alle ſechs Monate 15 Zage lang zu Zü: 
'; der Heine Rath verfammelt ſich gemöhnlih. Er kann die Sigungen des gros 

Rathes verlängern oder außerordentliche „berufen, — 


194 Schmelz. 
Fu n Die beiden Bürgermeifter werben vom großen Mathe aus bem Kleinen 
ewaͤhlt. 
Die Mitglieder des kleinen Rathes werben vom großen Rathe gewählt. 
Die Mitglieder des großen Rathes werden gewählt, nämlich: ein Dritttbeil 
> unmittelbar durch die Zünfte und aus ihrer Mitte; die zwei andern Dritttheile 
durchs Loos aus den durch die Zünfte, ohne Rüdficht auf die Bezirke, denen fk 
nicht angehören, gewählten Candidaten. 

11. Die Mitglieder des Eleinen Rathes werden alle zwei Sahre zum britten 
Theile erneuert; fie find. unbefchräntt wieder wählbar. Die Mitglieder des grofen 
Rathes, außer denen, welche zugleich im Eleinen Rathe figen, koͤnnen durd cin im 
18. Urt. näber beftimmtes Stimmgeriht von den Zünften abgefegt werden. 

12. Die Zünfte können den unmittelbar erwählten Mitgliedern des großen 
Rathes eine Entfchäbigung gewähren. Die Berrichtungen der übrigen geſchehen 
unentgelblich. 


I 


Dritter Titel. | 
Bon den Wahlen und Abfegungen. 


13. Zur Bildung des großen Rathes fehreitet jede der 65 Zünfte folge 
dermaßen: ’ 

Zuerſt wählt fie dad Mitglied des großen Rathes, welches fie aus ihren ci 
nen Mitgliedern wählen muß. 

j Darauf ernennt fie vier Candidaten aus den Bezirken, denen fie nicht ange 
hoͤrt. Site kann nicht mehr als drei in demfelben Bezirke wählen. 

“ Bon 260 alfo in allen Bezirken erwählten Kandidaten werden 130 durchs dort 
zu Mitgliedern des großen Rathes beftimmt, welchen fie, durch die Bereinigun; 
mit 65 unmittelbar durch die Zünfte ermählten Mitgliedern, vollzählig machen. 

14. Im Falle der Erledigung wählen bie Zünfte afle zwei Jahre zu de 
Stellen der Mitglieder im großen Rathe, bie fie unmittelbar ernannt haben; de 
Loos erfegt die übrigen, je nachdem fie erledigt werden, und ernennt unter da 
auf der Lifte ftehenden Ganbidaten. 

15. Fünf Iahre nad) der erften Bildung des großen Rathes, und barauf e 
neun zu neun Jahren, wird die Ganbdidatenlifte erneuert; und wenn die Stel, F 
denen das 8008 ernennt, erledigt werden; fo werben fie fortwährend unter bi & 
der Lifte befindlichen Candidaten vertheilt. 

16. Die Wahlen gefchehen durch geheime Abftimmung und nad abjelut 
Stimmenmehrheit. Geht die abfolute Mehrheit nicht aus zwei Abftimmungen & 
vor; fo enticheidet das Loos unter den beiden Gandidaten, welche die meiften Ein 
men vereinigt haben. 

17. Riemand Eann auf die Gandidatenlifte gefegt werden, wenn er nidt Bü 
ger, 80 Sahre alt, und Eigenthümer eines Grundftüds oder einer bupothetarilät 
Schuld von 20,000 Schweizerfranten if. Es reicht zu, Bürger über 25 Ih 
Grundeigenthümer oder hypothekariſcher Gläubiger zu feyn, um unmittelbar ® 
der Zunft, welcher man angehört, ernanmt werben zu Tönnen. 

18. Ale zwei Jahre zu Oftern entfcheidet ein Ausſchuß von 15 Mitglirdem 
welcher durchs Loos aus jeder Zunft gewählt wird, und aus fünf der zehn KU 
ften, fünf der zehn reichften Eigenthümer, und fünf aus allen Mitgliedern 4 
Zunft ohne Unterſchied gewählten Mitgliedern befteht, ob ein geheimes Stimm 
‚richt über ein oder zwei Mitglieder des großen Rathes, außer den im Kleinen FR 
the fisenden, gehalten werden fol. Stimmt die Mehrheit der Commiſſion für U 
Stimmgericht; fo bezeichnet fie das Mitglied, über welches die Zunft zur Abfin 
mung berufen werden foll. 

Die Zunft flimmt insgeheim für oder wider die Abfesung bes, dem Efim“ 
gerichte unterworfenen, Mitgliedes. 

Der Wunfh der Mehrheit ftimmberechtigter Bürger in einer Zunft if af“ 
derlich, um Abfesung zu bewirken. | 

Mitglieder des großen Rathes, welche durch mehr als eine Zunft auf die Ge 
bidatenlifte gefest worden find, Eönnen nur durch den Wunſch der Mehrheit ſtic 
berechtigter Bürger in einer gleichen Anzahl von Zünften abgefegt werben. | 

Mitglieder, welche unmittelbar von ihrer Zunft erwählt worden find, Ein 
auch nur durch fie abgefegt werben. | 
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Vierter Titel 


Nahweifungen und Öarantieen der Verfaffung. 


19. Das Gefeg ordnet die Einzelnheiten der Organifation der Gewalten, und 
die Einrichtung der untergeordneten Behörden. 
ß 20. Die Verfaſſung leiſtet Gewähr für die in dem Canton beſtehenden Con: 
effionen. 
21. Die Verfaffung garantirt dad Recht, Zehnten und Grundzinfen loszufau- 
fin. Das Gefeg beftimmt die Art des Ruͤckkaufs nach einer richtigen Abfchägung. 


Zmwanzigfles Capitel, 
u) Bunbesacte. 
Erfter Titel, 
Allgemeine Verordnungen. 


1. Die neungehn Gantons der Schweiz, naͤmlich: ran, Aargau, Bafel, 
Bern, Freiburg. Glarus, Graubündten, Lucern, St. Gallen, Schafyaufen, Schioyg, 
Solothurn, Teſſin, Thurgau, Unterwalden, Uri, Waabt, Zug und Zürich find une 
ter einander verbündet in. Angemeffenheit zu den in ihren vefp. Verfaffungen aus: 
gefprochenen Grundfägen. Sie garantiren fich gegenfeitig ihr Gebiet, ihre Freiheit 
und Unabhängigkeit, fowohl gegen fremde Mächte, als auch gegen Ufurpation ei: 
nesGantons, oder einer befondern Partei. 

2. Die Truppen- oder Geldcontingente, welche zur Vollziehung dichr Ga- 
rantie nöthig feyn dürften, werden von jedem Canton nad) folgendem Verhaͤltniß 


geleiftet : 
Zu 15,203 Mann ftellt: 

Ban.» 2 20000. : 229 Uppenel 2 2 2 2 2 22.486 
Bicckh 2 2 02000. 0.199 2 BSolotbum 2 2 2 2 2 200. 452 
Wat - > 2 2 nn 00. „1482 Ball. 2 eo 2 0 0 0 0 2. 0 
&. Gallen. » 2... 0.0.3115 Shwy . 2 2 2 020 2. 301 
Kargau „ > 0 0 nn nn 1205 . Slam »- 2 2 20a. 2 
GBraubündten = = = = =» +1200 GOchafbauen . 2 2... .. 238 
cn > 2 een. 2 Unterwalden - 2 2.2. 2. .1 
un > 2 on 00 000 BT U een. 1 
Ihurgas. = en ee 835 Uri waere IM 


dreibüurg2620 

Und zu der Summe von 490,507 Franken zahlt: | 
Sraubündten - =» = * . » 13,000 Zhurgau . 2.2.2.0. 0. 25,052 
Shop» - er. en. 8012 Selb 2 200.0. 18,591 
iInterwalden - «+ .19807 Bern31,695 


Mo. 10 Bus re nn Zt 
kffin . . -» “oo. . 18,039 Wade 2 2 2 2 0 2. 5. 59,273 
fppenl - «ee. 97283 Kargt. 2 2 0 22. . 52,212 
Blau - - een 43 Solothurn. 2». 2... 18,097 
ddgg 2497 Schafhauſen..6827 
St, Gallen . . . . 0 0 89,451 Baſel — . . . » a 20,450. 
ucen - 26,016 | 


8. Es giebt in der Schweiz weder Unterthanenländer, noch Privilegien ber 
Yerter, ber Geburt, der Perfonen oder Familien. 

4, Zeder fehweizerifche Bürger hat das Recht, feinen Wohnfis in einen an« 
tn Ganton zu verlegen, und daſelbſt frei fein Gewerbe zu treiben; er erwirbt 
e politifchen Rechte in Gemäßheit zu dem Gefege des Cantons, wo er fi nies 
rlaͤßt; altein er kann zugleich nicht in zwei Cantons politifche Rechte genießen. 

5, Die vormaligen Gefälle von der Ein- und Ausfuhr find abgelhafft ; der 
eie Umſatz von Lebensmitteln, Vieh und Waaren wird garantirt; feine Steuer 
m Xeccife,. Einfuhr und Zranfito oder Zoll kann im Innern der Schweiz einge: 
brt werden; die Zölle an.den aͤußern Graͤnzen kommen den an das Ausland * 
aden Santons zu gut; allein bie Zollanſaͤtze muͤſſen der Genehmigung der Tag⸗ 
zung unterworfen werden. 

6. Jeder Canton behält das zur Ausbeſſerung von Wegen, Kunſtſtraßen und 
aßufern beftimmte Weggeld. Die Anfäge haben gleichmäßig Beftäfigung der 
igſatzung noͤthig. FR 


196 Schweiz. | 
7. Die in der Schweiz geprägten Münzen führen gleiche Aufſchrift, wild: 


- bie Zagfagung beftimmt. 


Kein Santon kann einem gefeglich verdammten Verbrecher, fo wenig ali 
einem gefeslich verfolgten Angeklagten, einen Zufluchtsort gewähren. 
: 9 Die Zahl der befoldeten Truppen, welche ein Canton unterhalten kam, 
ift auf 200 Mann befchräntt. 

10. Jedes Bündniß eines Gantons mit einem andern ober mit einer fremta 
Macht ift unterfagt. 

11. Die Regierung oder der gefesgebende Körper jebes Cantons, welder d 
nen Beſchluß der Zagfasung Übertritt, kann als Rebell vor ein, aus den Prif 
— der Criminalgerichte aller übrigen Cantons gebildetes, Gericht gezege 
werden. 3 

12. Die Cantons genießen alle Rechte, welche nicht ausdruͤcklich der eibgim 
fiihen Behörde zugewiefen worden find. ” 


Zweiter Titel. 


Bon dem Vororte (Canton - directeur). 


13. Die Zagfagung verfammelt fidy abmwechfelnd von einem Jahre zum andı 
zu Freiburg, Bern, Solothurn, Bafel, Zürich und Zucern. 

14. Die Gantons, deren Dauptorte genannte Städte find, werben nad u 
nah Vororte. Das Jahr des Vorfiges beginnt mit dem erften Januar. 

15. Der Vorort giebt ben Deputirten bei der Tagfagung Wohnung und ki 
Ehrenwache; er forgt für die Koften der Gigungen. . 

16. Der Scultheiß oder Bürgermeifter des Vorortes fügt zu feinem Ti 
den eines Landammans der Schweiz; er bewahrt das Eiegel der helvetiſchen Kir) 
bit; er darf fi nicht aus der Stadt entfernen. Der große Rath feines Canti! 
gefteht ihm eine befondere Vergütung zu, und läßt ihm die mit diefem Amt u 
knuͤpften nöthigen Koften auszahlen. 

17. Die auswärtigen Minifter Üüberreihen dem Landamman ber Schweir i 
Grebitive und Abberufungsfhreiben, und wenden ſich in Gefchäften an ihn. Gt 
Vermittler in andern diplomatifchen Beziehungen. . | 

18. Bei der Eröffnung der Tagfagung giebt er die ihm rückfichtlich der ! 
nern und Äußern Angelegenheiten, welche die Eidgenoffenfhaft angehen, zuace 
menen Auftlärungen. 

19. Kein Canton kann in feinem Innern mehr als 500 Dann Soldaten ı 


‚bieten und in Bewegung fisen, ohne davon den Landamman der Schweiz benäl 


richtigt zu haben. 

20. Im Fall der Empörung im Innern eines Gantons, ober. in jedem i 
bern dringenden Nothfalle, läßt er Truppen aus einem Canton in den andern mi 
fhiren, jedody nur auf Verlangen des großen und Eieinen Rathes des Gantıı 
welcher Hülfe verlangt, und nach Einholung der Meinung des Vorortes, mit Ü 
behalt der Einberufung der Zagfagung nad) Unterdrüdung der Feindfeligfeiten, & 
bei fortdauernder Gefahr. 

21. Erheben ſich während der Ferien ber Tagfagung zwiſchen zwei oder mi 
Cantons Zwiftigfeiten; fo wendet man fih an ben Landamman der Schweiz, © 
cher, je nachdem die Umftände mehr oder weniger dringend find, Schieirif 
zur Vermittelung ernennt, oder die Verhandlung - darüber auf die nädjite X 
fasung verfchiebt. 

22. Er benadrichtigt die Gantons, wenn ihre innere Aufführung die F: 
der Schweiz bedroht, oder wenn bei ihnen etwas Ordnungswidriges und Un 
mäßiges, entweder gegen die Bundesacte oder gegen ihre befondere Berfafjung 
fommt. Er kann alsdann die Berufung des großen Rathes, oder die Lande 


‚meinden, in den Orten, wo bie hoͤchſte Gewalt unmittelbar durch dag Volk & 


- geübt wird, anordnen. 


Der Landamman der Schweiz fendet im Nothfalle Infpectoren aus, 
auftragt mit der Unterfuchung der Straßen, Wege und Ufer. Er ordnet dv 
gende Arbeiten in biefen Gegenftänden an, und läßt im Yalle der Notb geradii 
und auf Koften deffen, dem es zufteht, die Arbeiten, welche zur vorgefchrieben 
Zeit nicht angefangen ober beendigt find, ausführen. 
24. Seine Unterfohrift giebt den damit verfehenen Acten Beglaubigung " 
Rationalanfehen. 


* 
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Deltter Titel.. 
Bon der Zagfagung. 


25. Jeder Santon fendet zur Zagfagung einen, Deputirten, welchem man ci: 
nen oder zwei Räthe, um ihn im Fall der Abwefenheit oder Krankheit zu erfegen, 
beigeben kann. j 

26. Die Deputirten bei der Tagſatzung haben beftimmte Inftructionen und 
Vollmachten, und ftimmen nicht gegen ihre Inftructionen. 

Der Landamman der Schweiz; ift von Rechtswegen Deputirter des Vor: 


\ 


ortes. 

28. Die 19 Deputirten, welche die Tagſatzung ausmachen, bilden bei Be— 
rathſchlagungen 25 Stimmen. Die Deputirten der Cantons, deren Bevoͤlkerung 
uͤber 100,000 Einwohner iſt, naͤmlich: Bern, Zuͤrich, Waadt, St. Gallen, Aar— 
gau und Graubuͤndten, haben jeder zwei Stimmen. Die Deputirten der Cantons, 
deren Bevölkerung unter 100,000 Einwohner iſt, naͤmlich: Teſſin, Lucern, Thur— 
gon, Freiburg, Appenzell, Solothurn, Baſel, Schwyz, Glarus, Schafhauſen, 
anterwalden, Zug und Uri, haben jeder nur eine Stimme. 

29. Die Zagfasung, worin der Landamman ber Schweiz präfidirt, verfam: 
melt fi. den erfien Montag im Juni, und ihre Sitzung darf nicht länger als ei: 
nen Monat dauern. 

30. Es finden auferordentlihe Tagfagungen Statt: 

1) wegen Klagen benachbarter Mächte, oder eines der Cantons, welche vom 
großen Rathe des Vorortes angenommen worben find, der zu diefem Behuf, 
wenn er Ferien hat, verfammelt wird; 

2) nah dem Gutachten des großen Ruthes oder der Landesgemeinde von fünf 
Cantons, welche in diefer Rüdfiht eine vom Vororte abgewicfene Klage für 
gegründet erkennen; 

3) wenn fie vom Landamman ber Schweiz zufammenberufen werben. 

31. Kriegserflärungen und Friedens» oder Allianzverträge gehen von ber 
Zarfagung aus; aber die Zuftimmung von drei Viertheilen der Cantons ift nothe 
wendig. 
32. Eie allein fchließt die Dandelsverträge und Gapitulationen für fremden 
Dienft. Sie ermächtigt die Cantons in vorfommenden Fällen, über andere Gegen: 
ftände mit einer fremden Macht für ſich zu verhandeln. 

33. Es kann ohne ihre Zuftimmung in feinem Canton füt eine fremde Macht 
recrutirt werden. 

Die Tagſatzung beftimmt das für jeden im zweiten Artikel feftgefeste 
Zruppencontingent. Sie ernennt den General, ber fie commanbiren foll, und 
nimmt fonft alle für die Sicherheit der Schweiz und für die andern Verordnungen 
des erften Artikels nöthigen Maaßregeln. Sie hat baffelbe Recht, wenn Unruhen 
in einem Canton die Ruhe der übrigen Gantons bidrohen. 

385. Sie ernennt und fendet außerordentliche Botfihafter ab. 

36. Sie entfcheidet über Streitigkeiten, weldhe zwifchen den Cantons ausbres 
chen, wenn fie durch Schiedsrichter nicht beendigt worden find. Zu diefem Behufe 
bildet fie fih zu Ende ihrer ordentlichen Arbeiten in ein Syndicat; allein dann 
befigt jeder Deputirte eine Stimme, und kann ihm in diefer Rüdjicht keine In: 
Rruction gegeben werben. 

37. Die Protocolle ber Zagfagungen werben in das Regifter eingetragen, des 
ren eines dem Vororte verbleibt, und das andere, mit dem Staatefiegel bedruckt, 
zu Ende Decemberd an den Hauptort des Vorortes gebracht wird. 

33. Ein Kanzler und ein Schreiber, welche von der Zagfagung für zwei 
Sabre ernannt und vom Vororte, in Gemäßheit der Verordnung ber Tagfagung, 
bezahlt werden, begleitet beftändig das Siegel und die Regifter. 

39. ‚Die Berfaffung jedes Cantons, auf Pergament gefchrieben, und mit dem 
Gantonsfiegel bedrudt, wird in den Archiven der Zagfagung niedergelegt. 

40. Gegenmwärrige Bundesacte, fo wie die befondern Verfaffungen der 19 Can: 
tong, machen alle frühere Verordnungen ungültig, die ihnen entgegen ſeyn koͤnn— 
ten; und es Kann kein Recht in Hinfiht auf die innere Regierung des Cantons, 
und ihre gegenfeitigen Verhältniffe auf den vormaligen politifchen Zufland ber 
Schweiz gegründet werden, i 
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Sn Angemeffenheit zu diefer Bermittlungsatte hielt die damalige 
Gentralregierung der Schweiz am 5. März 1803 ihre letzte Sitzung 
und am 10. März trat der für das 'erfle Jahr ernannte Landamman 
d'Affry die Regierung an. Die erften Gantonsregierungen wurden bi 
zu Ende des Aprils gebildet, ohne daß bedeutende Unruhen entſtanden, 
obgleich beide Parteien noch nicht verföhnt waren, und man aud) in den 
meiften Gantonen zu den alten Formen ſich hinneigte. So hatten in 
Bern die patricifchen Familien die Wahl ausfchließend auf Männer ih— 
ter Partei zu leiten gewußt; in Freiburg war die Mehrheit der Ge 
wählten ariftofratifch; in Solothurn, dem Alten treu ergeben, mat 
doch ein Landbürger Schultheiß geworden; in Lucern zeigte ſich Vor 
liebe für das demofratifhe Syſtem, und Rüttimann, der für da 
Haupt der Republifaner galt, war einer ber beiden Schultheißen; in 
Zürich äußerte ſich der Partheigeift am lebhafteſten; die Ariſtokraten 
fiegten; doch fanden ſich auch Demokraten im großen Rathe, und Ufteri 
war Mitglied des Heinen Raths. Im Bafel beftand eine Miſchung be 
ber Parteien; in Glarus hielt man ziemlic die Mittelftraße; in St. 
‚Gallen und Thurgau regierten gemäßigte Republikaner; allein in 
Schwyz, Uri, Unterwalden, Zug, Appenzell, undim Waadt 
lande fiegte die demofratifche Partei. Im Aargau war, unter Ben 
Einfluffe, die Wahl zur Regierung auf Ariftofraten gefallen; und i 
Buͤndten blieb man bei dem alten Formen. 

Mit Frankreich ward (27. Sept. 1803) ein Defenfiobändnif 
und eine Militaircapitulation abgefchloffen. Ein Sahrzehent bir 
durch blieben die Parteien im Innern der Schweiz beruhigt. Sie reg 
ten fich aber von neuem, als Napoleon, nach der Voͤlkerſchlacht vor 
Leipzig, den Boden ZTeutfchlands verlafen mußte, und die Verbündete 
die von der Schweiz am 18. Nov. 1813 befchloffene, und von Napı 
leon anerfannte, Neutralität der Schweiz nicht zugeftanden. 

Das Heer des Fürften von Schwarzenberg ging durch die Schmel 
über den Rhein, nachdem die Verbündeten am 21. Dec. 1813 aus Fre— 
‚burg in einer Erklaͤrung über die Angelegenheiten der Schweiz dahin fi 
ausgefprochen hatten: „Der Zweck der verbündeten Souveraine if, M 
Schweiz, in Anfehung ihrer auswärtigen Verhältniffe, diefelbe freie un 
vortheilhafte Stellung zu fichern, in welcher fie fih vor den Revolu⸗ 
tionsſtuͤrmen befand; die vollkommenſte Unabhängigkeit dieſes Lande“ 
Mit ihr ift aber der gegenwärtige Zuftand der Dinge, in welchem de 
Schweiz aus einem freien Vereine für ſich felbft beftehender Republilen 
zu einem unmaͤchtigen, leidenden Werkzeuge franzoͤſiſcher Herrſchaft be 
abgewuͤrdigt war, durchaus unvertraͤglich. Wenn dieſem Uebel grund 
lich abgeholfen, wenn die Integritaͤt des ſchweizeriſchen Gebiets in je 
nen alten Gränzen auf allen Seiten wieder hergeftellt und die Shm 
in eine Lage verfegt feyn wird, bie es ihr möglich macht, die Grund 
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% 
lage ihres Fünftigen Föderativfyflems und der von ihr 
febfi zu wählenden Form, ohne alle Rüdficht auf fremden 
Einfluß, anzuordmen; dann werden die verbündeten Mächte ihr, 
Werk als vollendet betrachten. Die innere VBerfaffung und Ges 
fesgebung der einzelnen Cantone, und die. Beflimmung ihrer 
wechfelfeitigen Verhältnifje, ift eine reine Nationalangelegenpeit 
der Schweizer, die ihrer eignen Gerechtigkeit und Weisheit überlaffen - 
werden muß.” 

Bald nach diefer Erflärung, am 29. Dec. 1813, fprachen die zu 
Zürich verfammelten Gefandten der Gantons Zürich, Lucern, Baſel, Glas 
rus, Ur, Schwyz, Zug, Freiburg, Schafhaufen und Appenzell, die 
Auflöfung der Bermittelungsacte aus, 


8) Uebereinkunft vom 29. Dec. 1813. 


Die in Zürich verfammelten Gefandten ber alt= eidegenöffiichen Stände Uri, 
Schwyz, Lucern, Züridh, Glarus, Zug, Freiburg, Bafel, Schaf: 
baujen und Appenzell beider Rhoden haben, bei reifer Berathung über die 
dermalige bedenkliche Lage des gemeinfamen Vaterlandes, ſich einmüthig überzeugt, 
dag von Außen her, und nach den im Innern der Schweiz vorgefallenen Ereignifs ' 
fen, die gegenwärtige Bundesverfaffung, fo wie fie in der Mediationgacte enthal- 
ten ift, Eeinen weitern Beftand haben koͤnne; daß aber für die Wohlfahrt des Va: 
terlandes habe Nothwendigkeit ſey, den alten eidögenöffifhen Verband nicht nur 
beizubehalten, fondern neu zu befeſtigen; zu welchem Ende ihren fämmtlichen Com— 
mittenten folgende Uebereinkunft zu möglichft befchleunigter Ratification vorgefchlas 

en wird: 
e 1. Die beitretenden Gantone fichern fi im Geifte der alten Bünde und ber 
feit Jahrhunderten unter den Eidsgenojfen beftandenen glüdtichen Verhältniffe brü- 
derlichen Rath, Unterftügung und treue Hülfe neuerdings zu. 

2. Sowohl die übrigen alt = eidegenöfjifhen Stände, als auch diejenigen, 
welche bereits feit einer langen Reihe von Jahren Bundesglieder gewefen find, wer: 
den zu dieſem erneuerten Verbande förmlich eingrladen. 

Zu Beibehaltung der Eintracht und Ruhe im Baterlande vereinigen fi 
die Bbeitretenden Santone zu dem Grundfage, daß eine mit den Rechten eines freien 
Volkes unverträglichen Unterthanen : Verhältniffe hergeftellt werden follen. 

4. Bis die Verhältniffe der Stände unter fi und die Leitung ber allgemei- 
nen Bundesangelegenheiten näher und feſter beftimmet find, ift der alt-eidgenoͤſſiſche 
Borort Zürich erſucht, diefe Leitung zu beforgen. . 

5. Im Gefühl der Dringlichkeit, auf die Erklärungen ber) hohen alliirten 
Mächte vom 20. Dechr. diefes Jahres, welche auf die Stellung der Schweiz bie _ 
zu einem allgemeinen Frieden Bezug haben, eine angemeffene Antwort zu ertheilen, 
find die beftimmenden Stände bereit, hierüber in Unterhandlungen zu treten. 

Actum in Zürich, den 29. Dechr. 1813, 

Gemeineidsgendffifhe Canzlei. 


Mährend der Kampf der Verbündeten gegen Napoleon auf franzö- 
fifhem Boden fortdauerte, wachten in der Schweiz die verſchiedenen 
Parteien von neuem auf, um ihre Intereffen geltend zu machen; 
beſonders beabfichtigte die eine Partei die völlige Wiederherftellung 
der alten Verhältniffe. Da traten die Abgeorbneten ber verbündeten 
Mächte vermittelnd auf, und behaupteten einen wefentlichen Einfluß auf 


N 
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die neue politifche Geftaltung der Schweiz in ihrem Innern, bis bie end: 
liche Entfcheidung ihres Schidfald auf dem Congrefje zu Wien erfolgte. 
Zwar fchloffen bereits die 19 Gantone der Schweiz am 8. Sept. 
1814 zu Zürich einen Bundesvertrag; auch gaben fich die meilten 
einzelnen Gantone im Laufe des Jahres 1814 ihre befondern neuen 
Verfaffungen;z allein es verzog ſich biß zum 7. Aug. 1815, bevor 
der Bundeövertrag feierlich befchworen ward, weil in der Zwiſchenzeit 
zwifchen der Abfchliefung (am 8. Sept. 1814) und der Befchmörung 
(am 7. Aug. 1815) theild drei neue Gantone — Genf, Wallis md 
dad preußifhe Fürftenthum Neuenburg — mit der Eidsgenoſſenſchaft 
verbunden wurben, theild, nach der Ankunft der fchweizerifchen Abgeord: 
neten in Wien, am 20. März 1815 die Erklärung des Wiener Cor: 
greſſes über die Angelegenheiten der Schweiz, fo wie am 27. Mai 1815 
die eidögenöffifche Beitrittsurkunde zu der Erflärung des Wiener Congrek 
ſes erfolgte. In der Wiener Congreßacte vom 9. Jun. 1815 be 
treffen die Artifel 74—84, und 91 — 95 die Entfcheidung der Angele 
genheiten der Schweiz. Später erfannten zu Parid am 20. Nov. 1515, 
in einer förmlichen Urkunde, Deftreih, Frankreich, Großbritannien, Ruf 
land, Preußen, Spanien, Portugal und Schweden die immermäb: 


rende Neutralität der Schweiz und die Unverlegbarkeit ihres Ge 


bietes an. 


9) Erklärung des Wiener Congreffes vom 20. Rit 
1815, über die Angelegenheiten der Schweiz. 


Die Mächte, welche berufen find, zur Erfüllung des fechften Artikels 
des Parifer Vertrags vom 30. Mai 1814, durch ihre Dazwifcenkunft de 
Verhaͤltniſſe der Schweiz feftfegen zu helfen, überzeugt, daß das allgemein 
Staatenintereffe zu Gunften der ſchweizeriſchen Eidsgenoffenfhaft die Ann 
Eennung einer immermwährenden Neutralität erheifcht, und gefinnt, dur) 


Ruͤckerſtattungen und Ueberlaffungen von Landesgebiet, ihr die, für die Ei 


herftellung ihrer Unabhängigkeit, und für die Hahdhabung ihrer Neutralit 
erforderlichen Mittel darzureichen, — 

Nachdem fie Über die Intereffen der verfchiedenen Gantone. alle erfır 
derlihe Erkundigungen gefammelt, und die ihnen durch die ſchweijeriſch 
Geſandtſchaft vorgetragenen Begehren in Betracht gezogen haben, — 


Erklaͤren: 


Daß, ſobald die ſchweizeriſche Tagſatzung zu den in dem gegenmärtigi 
Vergleich feftgefegten Bedingungen ihre Zuftimmung in guter und gehẽetize 
Form wird ertheilt haben, eine Urkunde ausgefertigt werden foll, melde den 
Seiten aller Mächte die Anerkennung und Gewährleiftung der immermährt 
den Neutralität der Schweiz innerhalb ihrer neuen Grenzen enthalten, um 
einen Beftandtheil derjenigen Urkunde bilden wird, die in Vollziehung de 
32. Artikels des obbenannten Pariſer Friedensſchluſſes vom 30. Mai bie Ir: 


Ordnungen diefes Vertrages vervolftändigen foll. 
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Bergleid, 


1. Der unverlegte Beſtand der neunzehn Gantone, mie fich biefelben 
im Zeitpunct der Uebereinkünfte vom 29. Chriftmonat 1813 als Staats: 
förper befanden, wird als die Grundlage des fchweizeriihen Bundesſyſtems 
anerkannt. 

2. Das Wallis, das Gebiet von Genf, das Fuͤrſtenthum Neuenburg, 
find der Schweiz einverleibt, und werden drei neue Gantone bilden; das vore 
mald zum Canton Waadt gehörige Dappenthal wird demeiben zuruͤck⸗ 
gegeben. 

3. Auf den von der Eidsgenoſſenſchaft geaͤußerten Wunſch fuͤr die Ein— 
verleibung des Bisthums Baſel, und in der Abſicht, das Schickſal dieſes 
Landes endlich feſtzuſetzen, erklaͤren die Maͤchte, es ſoll das genannte Bis⸗ 
thum und die Stadt Biel mit ihrem Gebietsumfang kuͤnftighin ein Beſtand⸗ 
theil des Cantons Bern ſein. 

Hievon ausgenommen ſind nur folgende Bezirke: 

1) Ein Bezirk von beilaͤufig drei Quadratmeilen Umfang, der die Ge— 
meinden Allſchweiler, Schoͤnbuch, Oberweiler, Terweiler, Ettingen, Fuͤrſten— 
ſtein, Platten, Pfeffingen, Aeſch, Bruck, Reinach, Arlesheim, in ſich be— 
greift, welcher Bezirk dem Canton Bafel einverleibt werden ſoll. 

2) Ein kleines Stuͤck eingeſchloſſenen Landes zunaͤchſt bei dem neuenbur— 
giſchen Dorfe Lignieres gelegen, und das gegenwaͤrtig fuͤr Civilſachen unter 
Neuenburg, für Criminalfülle aber unter biſchoͤflich-baſelſcher Gerichtsbarkeit 
ſteht, ſoll der Landeshoheit des Fuͤrſtenthums Neuenburg vollftändig ans 
gehören, | 

4, 1) Die mit den Cantonen Bern und Bafel vereinten Einwohner des, 
Bisthums Bafel, fo wie jene von Biel, find in jeder Hinficht, ohne Unter: 
Ichied der Meligion (die in ihrem gegenwärtigen Zuftand verbleibt), der naͤm— 
lihen bürgerlichen und politifhen Rechte theilhaft, deren die Einwohner der 
alten Beftandtheile der genannten Gantone genießen, und werden genießen 
fönnen. Sie haben demnach mit ihnen gleihe Anfprühe auf Repraͤſentanz 
und andere Stellen nad) Inhalt der Gantonsverfaffungen. Der Stadt Biel 
und den Dorfſchaften, die ihren Gerihtsbann bildeten, follen diejenigen Mus 
nicipalgerechtfame, welche mit der‘ Verfafjung und den allgemeinen Staatseins 
richtungen des Cantons Bern vereinbar find, beibehalten werden. 

2) Die Verkäufe der Nationaldomänen bleiben anerkannt, und bie Feodal⸗ 
tenten und Zehnten koͤnnen nicht wieder hergeſtellt werden. 

3) Die beiderfeitigen Vereinigungsurkunden follen, in Gemäßheit der oben . 
—— Grundſaͤtze, durch Cummiſſionen errichtet werden, die aus ei— 

gleichen Zahl Abgeordneter jedes betreffenden Theils gebildet ſind. Die 
Abgeordneten des Bisthums Baſel ſollen durch den Directorialtanton aus den 
angeſehenſten Buͤrgern des Landes gewaͤhlt werden. 

Die ſchweijzeriſche Eidsgenoſſenſchaft wird dieſe Urkunden gewaͤhrleiſten. 
Alle Puncte, woruͤber beide Theile ſich nicht verſtaͤndigen koͤnnen, werden 
durch einen Schiedsrichter, den die Tagſatzung ernennt, entſchieden. 

4) Die ordentlichen Landeseinkuͤnfte ſollen fuͤr Rechnung der beſtehenden 
Verwaltung, bis auf die Zeit des Beitritts der Tagſatzung zum gegenwaͤrti⸗ 
gen Vergleiche, bezogen werden. Ein Gleiches ſoll in Bezug auf die Rüd: 
fände der benannten Einkünfte gefchehen; die außerordentlid, erhobenen, aber 
noch nicht eingegangenen, follen nicht weiter bezogen werben. 


5) Weil der geweſene Fuͤrſtbiſchoff von Bafel keine Entfhädnig oder. Jahr⸗ 
gehalt für denjenigen Theil des Bisthums erhalten hat, welcher vormals 4 


— 


n 
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Schweiz gehörte, indem ber teutfche Neichsabfchied vom Jahre, 1803 nur mit 
Hinfiht auf die dem Neiche zugehörigen Länder Verfügungen traf; fo über 


nehmen die Gantone Bern und Bafel, ihm, zur Vermehrung feines Ihm: 
länglihen Jahrgehaltes, die Summe von ‚zwölftaufend Reichsgulden, vom 


- Beitpunct der Vereinigung des Bisthums Bafel mit, den Gantonen Ben 


und Bafel an gerechnet, zu bezahlen. Der fünfte Theil diefer Summe ſel 
für den Unterhalt der Dombherren der vormaligen Stiftskirche von Baſel be 
ſtimmt und verwendet werden, in Vervoliftändigung des durch den erwähnten 
teutfchen Reichsabſchied ihnen ausgemittelten Jahrgehalts. 

6) Die ſchweizeriſche Zagfagung wird entfcheiden, ob es erforderlich In, 
ein Bisthum in dieſem Theile der Schweiz beizubehalten, oder ob diit 
Bisthum mit demjenigen könne vereinigt werden, das, in Folge neuer Ir 
fügungen, aus den bis dahin zum Bisthum Konftanz gehörigen ſchweizrü— 
fhen Gebietstheilen fol gebildet werden, 

Sm Fall, das Bisthum Baſel follte beibehalten werden, wird der Car 
ton Bern, in dem Berhältniß der übrigen Landfchaften, welche Fünftig uns 
ber geiftlihen Verwaltung des Bifhoffs ſtehen, die erforderlichen Summn 
für den Unterhalt diefes Prälaten, feines Domftiftes und Seminariums like, 

5. Um die Handeld: und Militairverbindung Genfs mit dem Gantır 
Waadt und der übrigen Schweiz zu fihern, und um in diefer Hinſicht da 
vierten Artikel des Parifer Vertrags zu vervollftändigen, willigen Se. Al 
hriftlichfte Majeftät ein, der Douanenlinie eine folhe Richtung zu geb, 
daß die von Genf über Verfoy nad) der Schweiz führende Straße jederei 
frei bleibe, und daß dafelbft weder Poften noch Reiſende, noch Waartenſen 
dungen, mit irgend einer Douanenunterfuchung beläftigt, oder irgend ein 


Gebühr unterworfen werden. 


Gleichmaͤßig bleibt einverftanden, daß dafelbft der Durchmarſch der Schw 


zertruppen einerlei Hinderniß leiden darf. 


In den nachträglichen Anordnungen, die über dieſen Gegenftand 
treffen find, fol die Vollziehung der Verträge, welche die freie Werbindun 
zroifchen der Stadt Genf und dem Mandement von Peney betreffen, auf de 
den Genfern günftigfte Weife gefichert werden. Se. Allerchriſtlichſte Majeſe 
toilligen weiterhin ein, daß die Gendarmen und Milizen des Gantons Ga, 
auf der Landftrafe von Meyrin, aus befagtem Mandement nad) der Stil 
Genf und umgekehrt, auf gefchehene vorläufige Anzeige beim naͤchſten Mi: 
tairpoften der franzöfifchen Gendarmerie, ihren Weg nehmen. 

Die dazwiſchenkommenden Mächte werden darüber hin ihre gute Dir 
wendung eintreten laffen, um für die Stadt Genf, gegen Savopen hin, um 
angemefjene Gebietserweiterung zu erhalten. 


6. Zu Feftfegung gegenfeitiger Entfhädniffe werden die Cantone Aargel 
Waadt, Teſſin und St. allen den alten Cantonen Schwyz, Unterwalden 
Uri, Glarus, Zug und Appenzell (Inner: Rhoden) eine Summe bezahlt, 
die zum Behuf öffentlicher Unterrihtsanftalten und zur Beſtreitung der I 
ften der Landesverwaltung (jedoch vorzäglich für den erften Gegenitand) " 
den genannten Gantonen verwendet werden fol. Der Betrag, die Zahlung 
weife und die Vertheilung diefer Geldentfhädigung meiden auf nachſtehend 
Meife beftimmt: 

1) Die Gantone Aargau, Waadt und St. Gallen bezahlen den Canton! 


, Schwyz, Unterwalden, Uri, Zug, Glarus und Appenzell (Inner-Rhoden) ei 


Gapital von fünfmalhunderttaufend Schweizerfranten. 
2) Ieder der erſtern wird die Binfe feines betreffenden Antheils jährlich # 
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5 vom 100 entrichten, oder das Capital entweder in Baarſchaft. oder in 
Grundſtuͤcken, nach ſeiner Wahl zuruͤckzahlen. 

3) Die Vertheilung ſowohl für die Zahlung als fuͤr den Empfang dieſer 
Gelder ſoll nach den Verhaͤltniſſen der für die Beſtreitung der Bundesaus—⸗ 
gaben feſtgeſetzten Beitragsſcala getroffen werden. 

° 4) Der Canton Teſſin wird dem Canton Uri alljährlich die Hälfte des 
Ertrags der Zölle im Livinerthal "bezahlen. 

Eine durh die Tagſatzung ernannte Commiſſion wird über die Voll: 
ziehung der vorftehenden Verfügungen machen. 

7. Zu Beendigung der ſich, in Bezug auf die von den Cantonen 
Bürih und Bern in England angelegten Gelder, erhobenen Discuſſionen 
wird verordnet: 

1) Die Gantone Ben und Zuͤrich bleiben in dem Beſitz der Capitals 
Summen, wie folche im Jahr 1803 zur Zeit der Auflöfung der helvetifchen 
Regierung beftanden, und fie geniegen, vom 1. Januar 1815 an, die das 
von verfallenden Zinfe. 

2) Die feit dem Jahr 1798 bis und mit dem Jahr 1814 verfallenen 
und angehäuften Zinfe follen zur Bezahlung des noch übrigen Theils von 
dem Gapital der, unter dem Namen der helvetifhen Schuld befannten, Nas 
tionalfchuld verwendet werden. 

3) Der Mehrbetrag der heivetifhen Schuld foll von den übrigen Gantonen 
getragen werden, zumal Bern und Zürich) durd die vorflehende Verfügung 
davon entlaftet find. Der Antheil jedes einzelnen der zur Uebernahme dieſes 
Mehrbetragg verpflichteten Gantone wird im Verhältniß der zum Behuf der 
Bundesausgaben beftimmten Beiträge berechnet und bezahlt. Die fit 1813 
der Schweiz einverleibten Landfchaften fönnen zu feinem Beitrage in Betreſf 
der ehemaligen helvetiſchen Schuld angehalten werden. 

Sm Fall daß nad) Bezahlung der obbenannten Schuld ſich ein Ueber— 
ſchuß der Zinfe ergeben würde, foll derfelbe zwifchen den Gantonen Bern 
und Zürich, in dem Berhältniß ihrer beiderfeitigen Gapitalien, vertheilt 
werden. 

4) Die gleichen Verfügungen follen auch auf einige andere Schuldforde 
tungen angewandt werden, deren Zitel unter der Dbhut des Präfidenten der 
Zagfagung verwahrt liegen. 

8. Die dazwiſchenkommenden Mächte, in der Abficht, die Berwürfniffe 
auszugleichen, welche ſich in Hinſicht auf die ohne Entihädigung aufgehobes 
nen. Löbergerechtfamen (Laudemien) erhoben haben, verordnen: es foll den 
Privaten, welche Eigenthuͤmer von Laudemien find, eine Entfhädigung be> 
zahlt werden. 

Um alle weitere Anftände wiſchen den Cantonen Bern und Waadt zu 
verhuͤten, wird dieſer letztere der Regierung von Bern die Summe von breis 
malhunderttauſend Schweizerfranken bezahlen, um dieſe hernach unter die 
Berniſchen Angehörigen, welche Laudemienbeſitzer find, zu vertheilen. 

Die Zahlungen follen zum fünften Theile jährlich, vom 1. Januar 1816 
an gerechnet, gefchehen. 

9. Die dazwiichentommenden Mächte, anerkennend, daß die Gerechtigs 
feit erheifche, dem Fürftabt von St. Gallen ein ehrenvolles und unabhaͤn⸗ 
giges Daſeyn zu fichern, verorbnen: der Canton St. Öallen wird ihm einen 
lebenslaͤnglichen Jahrgehalt von fechetaufend Reichsgulden, und feinen Beam: 
teten einen lebenslänglichen Jahrgehalt von zweitaufend Reichsgulden bezahlen. 
Diefe Jahrgehalte follen, vom 1. Sänner 1815 an gerechnet, vierteljaͤhr 


— 
204 Schweiz. 


dem Directorialcanton zugeſtellt werden, welcher dieſelben nach obigem er 
hältniffe an die Verfügung des Fürftabts von St. Gallen und feiner Drum 
teten wird auszahlen laſſen. 


Die Mächte, welche ihre Dazwiſchenkunft bei den Schtweizerangelam: 
beiten eintreten laffen, geben durch die obflehende Erklärung einen offenbe 
ren Beweis ihres Verlangens, den innern Frieden des Bundesvereins fir 
zu ſtellen. 

Sie machen es ſich hinwieder zur Pfliht, nichts zu unterlaffen, mi 
die Vollendung deffelben befördern kann. 

Sie ftehen demnady in der Erwartung, ed merden die Gantone be 
Gemeinwohl jede untergeordnete Betrachtung zum Opfer bringen, und nik 
länger zögern, dem durch die freien Befchlüffe der großen Mehrheit ibıe 
Mitftände zu Stande gekommenen Bundesvertrag beizupflichten, indem de 
gemeinfame Vortheil gebietend erheifcht, daß alle Theile der Schweiz in mir 
lichſt kurzer Friſt fih unter die nämlihe Bundesverfaffung vereinigen. 

Die dem Bundesvertrag angehängte Uebereinkunft vom 16. Auge 
1814 Eann diefe Vereinigung nicht länger verzögern. Dadurch, daß ih 
Zwed vermittelt der Erklärung der Mächte ſchon erreicht ift, ſoll dieſelde ver 
felbft als nicht gefchehen angefehen werden. 

Um die Ruhe der Schweiz mehr und mehr zu befeftigen, liegt 9 it 
dem Wunſch der Mächte, daß eine allgemeine Amneftie allen denjenigen e 
theilt werde, melde, durch eine Zeit von Ungewißheit und Spannung im 
geführt, auf irgend eine Weiſe der beftehenden Ordnung zumider bank“ 
mochten. Diefer Act der Gnade, weit entfernt, das rechtmäßige Anfehen de 
Regierungen zu ſchwaͤchen, wird diefelben vielmehr neuerdings defto cher be 
rechtigen, jene heilſame Strenge gegen Jeden geltend machen, welcher Ein 
tig Unruhen im Lande anzuftiften wagen wuͤrde. 

Endlich wollen bie dazwifchen kommenden Mächte fich gern Üiberzeugt bar 
ten, ed werden die WVaterlandsliebe und die richtige Urtheilskraft der Schw 
zer ihnen beides, die Schidlichkeit und die Nothwendigkeit darthun, ſich gr 
genfeitig die Erinnerung der Zwifte, die unter ihnen walteten, zum Op 
zu bringen, und das Merk ihrer Keorganifation dadurch zu befeftigen, di 
fie an derfelben Vervollkommnung, in einem der gemeinfamen MWohlfut 
Aller entfprechenden Geift, ohne Rüdblid auf die Vergangenheit, arbeiten. 


Die gegenmärtige Erklärung ward in das Protocol! des in Wien we 
fammelten Gongrefjes in der Sigung vom 19. März 1815 eingerüdt. 

Gefchehen und als wahrhaft bezeugt durch die bevollmädhtigten Geſand 
ten der acht Mächte, die den Frieden von Paris unterzeichneten. 

Wien, den 20. März 1815. 


Unterfähriften: 


Defterreic. Der Fürft von Metternich. 
Der Freiherr von Weffenberg. 

Spanien. ©. Gomez Labrador. 

Frankreich. Der Fuͤrſt von Talleyrand. 


Der Herzog von Dalberg. 
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Frankreich. Straf von Latour-du:Pin. 
| F Der Graf Aleris de Noailles. 
Großbrittannien. Wellington. 
Clancarty. 
Cathceart. 
Stewart. 
Portugall. Palmella. 
Saldanha. 
Lobo. 
Preuſſen. Der Fuͤrſt von — 
Der Baron von Humboldt, 
Rußland. Der Graf von Stadelberg. 
| Der Graf von Rafumoffety, 
| | Der Graf von Neffelrode, 
Schmweben. Der Graf von Loͤwenhielm. 


10) Beitritt der Eidsgenoffenfhaft vom 27. Mai 
1815 zu der Erklärung des Wiener Eongreffes. 


Die Tagſatzung der [hmweizerifhen Eidsgenoffenfhaft, 
zu Zürich außerordentlich verfammelt — 

Nachdem fie in ihrer Eigung vom 3, April 1815 durch die Dazwi—⸗ 
ſchenkunft der bei der Eidsgenofjenfchaft beglaubigten Minifter, nämlich 

des Herrn von Schraut, oͤſtreichiſchen Minifters, im Namen Sr, 
kaiſ. koͤnigl. apoſtoliſchen Majeſtaͤt, fo wie auch in Kraft beſonderer Voll: 
mahten im Namen Str. 8. H. des Prinzen Regenten von Portugall; 


des. Heren Stratfort:Canning, im Namen St. Maj. des Könige , 


der vereinigten Königreiche von Grofbrittannien und Seland; 

des Herrn Grafen Auguft von Zalleyrand, im Namen Sr. aller 
Hriftlichften Majeftät des Königs von Frankreich, fo wie auch in Kraft bee 
fonderer -Wollmadyt im Namen St. Maj. des Königs von Spanien und 
beiden Indien; 

des Herrn Baron von Chambrier d’Dleyres, im Ban Er. 
Maj. des Königs von Preußen; 

des Herrn Gefcyäftsträgers, Baron von Krüdener, im Namen Sr. 
Maj. des Kaiferd von Rußland; 

die auf die Angelegenheiten der Schweiz bezügliche Erklärung empfans 
gen hatte, welche dem SProtocoll des Congrefjes von Wien am 19. März 
1815 eingerüdt, und am 20, durch die Bevollmächtigten der acht Mächte 
unterzeichnet ward, welche den Parifer Vertrag vom 30. Mai 1814 ges 
fhloffen hatten — 

beeitte fi, diefe Verhandlung den neunzehn verbündeten Ständen mit⸗ 
zutheilen, und dieſelben einzuladen, durch ihre Zuſtimmung die Tagſatzung 
in den Fall zu ſetzen, den allgemeinen Beitritt der Schweiz zu den in dem 
etwaͤhnten Vergleich enthaltenen Bedingungen in guter und gehoͤriger Som 
ausfprechen zu können. 

Nachdem dann auch die hoͤchſten Behoͤrden jedes Cantons den Gens 
ſtand diefer Ueberweifung in reife Berathung gezogen, und. ihre VEndbe hihi J 
daruͤber der Bundesbehoͤrde nach und nach eingeſandt haben; 

So hat die Tagſatzung der ſchweizeriſchen Eidsgenofien 


= 


hervorgeht, 
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haft, in Kraft der in ihrem Acchive niebdergelegten Urkunden, und ber in 
ihre Protocol eingeruͤckten Erklärungen, aus denen fich ergiebt, daß eine, jene 
Stimmenzahl, melde der Bundesvertrag für die Annahme der widtigiten 
Befchlüffe der Eidsgenoffenfhaft erheifcht, überfteigende Mehrheit der Gar: 
tone ihre bejahende Stimme ausgefprohen hat, woraus dann in Gemäfhiit 
der Verfaffung die : Annahme der gefammten Eidsgenoffenfhaft von fehl 


befhloffen, was folgt; 

1. Die Zagfagung fpriht im Namen der fchweizerifchen Eidsgenoffn 
haft den Beitritt zu der Erklärung der am Congreffe in Wien verfammis 
ten Mächte vom 20. März 1815 aus, und verheißt, daß die Bedingungen 
des, dieſer Urkunde einverleidten, Vergleichs getreu und gewiſſenhaft erfült 


‚werden follen. 


2. Die Tagfagung brüdt den unverlöfchlichen Dank der Schweizemi 
tion gegen die hohen Mächte aus, melde ihr durch obgedachte Erklärung, 
neben einer günftigen Gebietsausruͤndung, wichtige vormalige Graͤnzen iu 
rüdgeben, drei neue Gantone ihrem Bunde eimverleiben, und die feierlich 
Derficherung ertheilen, die immerwährende Neutralität anzuerkennen und zu 
gewährleiften, welche das gemeinfame europäifche Staaten = Sntereffe zu Gun 
ſten der Eidsgenoffenfhatt erheiſcht. Sie bezeugt die gleichmäßigen dankde 
ten Gefinnungen für das ausharrende Wohlwollen, womit die erlaudten 
Monarchen ſich die Ausgleihung der Zerwürfniffe haben angelegen ſeyn If: 
fen, die zwifchen den Cantonen entftanden waren. 

3. In Folge der gegenwärtigen Beitrittsurfunde und der zu Bin 
unterm 20. März 1815 von dem Fürften von Metternich, Prüffdente 
der Gonferenzen der acht Mächte, an die fehmweizerifchen Abgeordneten gerich 
teten Mote, drüdt die Zagfagung den Wunfh aus, daß es den in da 
Schweiz refidirenden Miniftern II. MM. gefallen möge, in Gemäfheit de 
ihnen zugefommenen Aufträge und Vollmachten, den Verfügungen der Er 
klaͤrung vom 20. März Folge zu geben, und die Vollziehung der darin aus 
gedruͤckten Verpflichtungen zu vervollftändigen. 

Zu Bekräftigung des Obftehenden ward Gegenwaͤttiges umterzeihnt 
und befiegelt, in Zürich am 27. Mat 1815. 

Im Namen der eidsgenöfjifhen Zagfagung: 
Der Amtsbürgermeifter des Cantons Zürich, Präfident detſelben 
von Wyß. 
Der Kanzler der Eidsgenoffenfchaft, 
Mouffon.. 


11) Bundesvertrag zwifhen den 22 Gantonen di! 
Schweiz vom 7. Auguft 1815. 


Im Namen Gottes des Allmädhtigen. 

1. Die 22 fouverainen Cantone der Schweiz, als: Zürich, Bern, 
Lucern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Glarus, Zug, Zreiburs 
Solothurn, Bafel, Schafhaufen, Appenzell beider Rhoden, 
St. Gallen, Graubündten, Aargau, Thurgau, Teffin, Waadt, 
Wallis, Neuenburg und Genf, vereinigen ſich durch dem gegemmärt 
gen Bund zur Behauptung ihrer Zreiheit, Unabhängigkeit umd Sicherheit 
gegen alle Angriffe fremder Mächte, und zur Handhabung der Ruhe un 
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Ordnung im Innern. Sie gewaͤhrleiſten ſich gegenſeitig ihre Verfaſſungen, 
ſo wie dieſelben von den oberſten Behoͤrden jedes Cantons, in Uebereinſtim⸗ 
mung mit den Grundſaͤtzen des Bundesvertrags, werden angenommen wor⸗ 
den ſeyn. Sie gewährleiften ſich gegenfeitig iht Gebiet. 

2. Zu Handhabung diefer Gemwährleiftung und zu, Behauptung der 
Neutralität der Schweiz, wird aus der waffenfähigen Mannfchaft eines je . 
den Gantons, nach dem VBerhältnig von 2 Mann auf 100 Seelen Bevöl- 
kerung, ein Contingent gebildet. Die Xruppen werben von den Gantonen 
geliefert, wie folgt: 

Buch . 2 2 2 22. 93858 Mann. 

Bm x. 2 2 000. HS 
Luem 2 2 20.» 1734 
Un... 2. = 2 0 2 
EShwy. . 2°... .602 


Unterwaden . 2... 9382 
Glarus. nn. 482 
DU. 5 See 


Felburg 2 2 202000. 1240 
Solotbun . . 2 2. ..904 
Baſel u... za u = DIS 
Schafbaufen . . 2 2...466 
Appenzell . 2 2 200.87 
St. Gallen . . 2... 2630 
Graubünden . . . . 2000 
Argt,. 2 2 2000. . 2410 
Thurgau 2. 2. 2 2... 1670 
Zflin . 2 2202000. 1804 
Maddt . 2 200. 2964 
Walidt . » 2 2 200. 1280 
Neuenburg -. . » . . . 1000 
Sf . 2 2 202020. 600 


Total: 32,886 Mann. 


Die vorläufig angenommene Scala foll von der nächft bevorftehenden 
— Tagſatzung durchgeſehen und nad obigem Grundfag berichtiget 
werden. 

3. Die Geldbeitraͤge, zu Beſtreitung der Kriegskoſten und anderer 
Ausgaben des Bundes, werden von den Cantonen nach folgendem Werhälts 
niffe entrichtet: 

Buch . 2 2 2 2. . 77453 Frank. 
Ben . 2. 2 2.2. 91,695 — 
Lucem . 2 2 20202. 26,016 
Dias 2 u u ee 1184 
Shnmyy . . 2 2.2... 3012 
Unterwaldn . . 2... 1907 
2 Sau. 2 22000. 4833 
BU 2 2 2 en 2497 
Seiburg . .o 202020. 1859 
Solstbyum. - . * 2. 18,097 
Bifl - 2 2 2 2:20. 20,450 
Schafhaufen . . .. . 9327 
Appensl - 2 2 2 00.9728 
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St. Sallen . . ... 39451 Frank. 


Graubünden . -» .. . . 123,000 — ı 
Aargau 2.2 00200. 9212 — 
Zhurgau . 2 2 20... .25,052 — 
Zeffin . 2 202 02020..48039 — 
Wade. 2. 2 2 4589,273 — 
Wallis. - 2°» 222%. 0960 — 
Neunbug . . 2.2... 25000 — 
Fan 15,000 — 


Genf . 4 
| Zotal: 540,107 Frank. 


Diefe Vertheilung der Geldbeiträge ſoll ebenfalls durch die naͤchſt be: 
vorftehende ordentlihe Zagfagung durchgefehen, und mit Nüdficht auf die 
Belchwerden einiger Cantone berichtiget werden. ine ähnliche. Nevifion fol 
fpäterhin, wie für die Mannfhaftscontingente, von 20 zu 20 Jahın 
Statt haben. U 

Zu Beſtreitung der Kriegskoſten ſoll überdies eine gemeineidsgenoͤſſiſcht 
Kriegscaſſe errichtet werden, deren Gehalt bis auf den Betrag eines doppel⸗ 
ten Geldcontingents anwachſen fol. 

Diefe Kriegscaffe fol ausfchlieflih nur zu Militairkoften bei eidsgenc® 
fifhen Auszügen angewendet, und in fi ergebenden Fällen die eine Hälfte 
der Ausgaben dur Einziehung eines Geldcontingents nach der Scala br 
ftritten, und die andere Hälfte aus der Kriegscaffe bezahlt werden. 

Zu ‘Bildung dieſer Kriegscaffe foll eine Eingangsgebühr auf Waaten 
gelegt werden, die nicht zu den nothdürftigiten Beduͤrfniſſen gehören. 

Diefe Gebühren werden die Gränzcantone beziehen, und der Zagfagung 
alljährlid) darüber Rechnung ablegen. 

Der Zagfagung mird überlaffen, ſowohl den Zarif diefer Cingangege 
bühr feftzufegen, als auch die Art der Nechnungsführung darüber, und dü 
Maafnahmen zur Verwahrung der. bezogenen Gelder, zu beftimmen. 

4. Im Fall äußerer oder innerer Gefahr hat jeder Canton das Recht, 
die Mitftände zu getreuem Auffehen aufzufordern. Wenn in einem Canton 
Unruhen ausbrehen; fo mag die Regierung andere Gantone zur Hülfe mab: 
nen; doch foll fogleih der Vorort davon benachrichtigt werden; bei fort 
dauernder Gefahr wird die Zagfagung, auf Anfuchen der Megierung, die 
weitern Maaßregeln treffen. 

Sm Fall einer plöglichen Gefahr von Außen, mag zwar ber bebrohtt 
: Canton andere Gantone zur Hülfe mahnen; doch foll fogleich. der Worert 
davon in Kenntniß gefegt werden; diefem liegt ob, die Tagfagung zu vr 
fammeln, welcher. ale Verfügungen zur Sicherheit der. Eidsgenoſſenſchaft ze 
ftehen. 
| Der oder bie gemahnten Gantone haben bie Pflicht, dem Mahnenden 
Hülfe zu leiften. 

Im Fall äußerer Gefahr, werden die Koften von der Eidsgenoffenfhaft 
getragen; bei innern Unruhen liegen bdiefelben auf dem mahnenden Ganton; 
es märe denn Sache, daß die Zagfagung, wegen befonderer Umftände, eine 
andere Beltimmung treffen wuͤrde 

5. Alle Anfprüche und Streitigkeiten zwifchen den Gantonen über Ge 
“ genftände, die nicht durdy den Bundesvertrag gemwährfeiftet find, werden an 


das eidsgenöffifche Recht gewieſen. Der Gang und die Form diefer Rechte 


handlung find folgendermaßen feftgefegt: 
Jeder der zwei ftreitenden Cantone wählt aus den Magiftratsperfonen 


\ 
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derer Cantone zwei, oder, wenn die Cantone darüber einig fallen, einen 
chiedstichter. | 

Wenn die Streitfache zwifchen mehr, als zwei Gantonen obwaltet; fo 
id die beftimmte Zahl von jeder Partei gewählt. 

Diefe Schiedsrichter. vereint, -trachten den Streit in der Minne und 
f dem Pfad der Vermittelung beizulegen. 

Kann diefes nicht erreicht werden; fo wählen die Schiedsrichter einen 
mann aus den Magiftratsperfonen eines in der Sache unparteiifchen Can— 
ns, und aus welchem nicht bereitd einer der Schiedsrichter gezogen ‚ift. 

Sollten die Schiedsrichter fid über die Wahl des Obmanns nicht ver: 
tigen Eonnen, und einet der Gantone darüber Beſchwerde führen; fo wird 
: Obmann von der Tagſatzung gefegt, wobei aber die im Streit ftehenden 
intone fein Stimmredt haben; der Obmann und der Schiedsrichter ver: 
hen nochmals, den Streit durch Vermittelung auszugleichen, oder entfchei: 
a, im Fall allfeitiger Uebergabe, durdy Compromißſpruch. Geſchiehet aber 
nes von beiden; fo ſprechen fie über die Streitfahe, nad den Mechten, 
dlich ab. 

Der Spruch kann nicht weiter gezogen werden, und wird erforderlichen 
US durch Verfügung der Tagfagung in Vollziehung gefegt.} 

Zu gleicher Zeit mit der Hauptſache, foll aud über die. Koften, beſte— 
nd in den Auslagen der Schiedsrichter und des Obmanns, entfchieden 
den, 

Die nach obigen Beflimmungen gewählten Schiedsrichter und Obmaͤn⸗ 
E werden von ihren Megierungen des Eides für ihren Canton, in der ob— 
itenden Streitſache, entlaffen. 

Bei allen vorfallenden Streitigkeiten, follen die - betreffenden Gantone. 
b jeder gewaltfamen Maaßregel, oder fogar Bewaffnung enthalten, den in 
ſem Artikel feſtgeſetzten Rechtspfad genau befolgen, und dem Spruch in 
en Theilen Statt thun. i 

6. Es follen unter den einzelnen Gantonen Feine, dem allgemeinen _ 
und oder den Rechten anderer Cantone nachtheilige, Verbindungen. gefcjlof: 
I werden. 


_ 


7. Die Eidsgenoffenfhaft huldiget dem Grundfag, daß, fo wie es, 
ch Anerkennung der 22 Gantone, feine Unterthanenlande mehr in der 
Heiz giebt; fo Eönne auch der Genuß der politifchen Nechte nie dag aus: 
lüeßliche Privilegium einer Glaffe der Cantonsbürger feyn. 

8. Die Zugfagung beforgt, nach den Vorſchriften des Bundesvertrags, 
ihrdvon den fouverainen Ständen übertragenen Angelegenheiten des Bun— 
%. Sie beſteht aus den Oefandten der 22 Cantone, welche nach ihren 
aiſtructionen ftimmen. Jeder Ganton hat eine Stimme, welhe von einem 
eſandten eröffnet wird. Sie verfammelt ſich in der Hauptſtadt des jewei: 
m Vororts, ‚ordentlicher Weiſe alle Jahre am erften Montag im Heumo— 
Kt, außerordentlicher Weife, wenn das Vorort diefelbe ausfchreibt, oder. auf 
$ Begehren von fünf Gantonen. | J 

eo im Amte ftshende Bürgermeifter oder Schultheiß des Vororts führt 
N Vorſitz. | a 
‚ Die Zagfagung erklärt Krieg und ſchließt Frieden; fie allein errichtet 
mdniffe mit auswärtigen Staaten; doch find für dieſe wichtigen Verband: 
ngen drei Wiertheile der Cantonsſtimmen erforderlich. In allen übrigen 
trfügungen, die durch dem gegenwärtigen Bund dir Tagfagung übertragen 
m, enticheidet die abfolute Mehrheit. *7 
I, et 
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Handelsverträge mit auswärtigen Staaten werden von ber Tagſatung 
gefchloffen. U 

Militaircapitulationen und Verträge über oͤbonomiſche und Polizeigegen 
ftände mögen von einzelnen Gantonen mit auswärtigen Staaten gelhlefn 
werden. Sie follen aber weder dem Bundesverein, noch beftehenden Buͤn 
niffen, noch verfaffungsmäßigen Rechten anderer Cantone zumider ſeyn, un 
zu diefem Ende zur Kenntniß der Zagfagung gebradyt werden. 

Eidsgenöffifhe Gefandten, wenn deren Abordnung nothwendig erachte 
wird, werden von der Zagfagung ernannt und abberufen. 

Die Tagſatzung trifft alle erforderlihen Maaßregeln für die dufere un! 
innere Sicherheit der Eidsgenoffenfhaft. Sie beftimmt die Organifation de 
Gontingentstruppen, verfügt über derfelben Aufitellung und Gebrauch, ernmm 
den General, den Generalftab und die eidsgenölfifchen Oberſten. Sie e 
net, im: Einverftändniß mit den Gantonsregierungen, die Aufſicht über % 
Bildung und Auscüftung des Militaircontingents an. 

9. Bei auferordentlihen Umftänden, und wenn fie.nicht fortdaum 
verfammelt bleiben kann, hat die Zagfagung die Befugnig, bem Vorort 
befondere Voͤllmachten zu ertheilen. Sie kann auch derjenigen Behörde a 
Vororts, welche mit der eidsgenöffiihen Gefhäftsführung beauftragt if, # 
Beforgung wichtiger WBundesangelegenheiten, eidsgenöffiihe epräfentanzt 
beiordnen; in beiden Fällen find zwei Dritttheile der Stimmen erfordetid 

Die eidsgenöffifchen Repräfentanten werden von den Gantonen gewihl 
welche hiefür unter ſich in folgenden ſechs Claſſen wechfeln. 

Den erften eidsgenöffifhen Nepräfentanten geben abwechſelnd die jm 
Directorialorte, die nicht im Amte jtehen. | 

Den zweiten Uri, Schwyz, Unterwalben. i 

Den dritten Glarus, Zug, Appenzell, Schafhaufen. 

Den vierten Freiburg, Bafel, Solothurn, Wallis, 

Den fünften Graubündten, St. Gallen, Aargau, Neu 
burg. 
Den fehften Waadt, Thurgau, Teffin, Genf. 

Die Zagfagung ertheilt den eidsgenöffifhen Repraͤſentanten die erfor 
lichen Inſtructidnen, und beftimmt die Dauer ihrer Verrichtungen. Ja 

dem Fall hören legtere mit dem MWiederzufammentritt der Tagſatzung ; 
Die eidsgenöffiihen Nepräfentanten werden aus der Bundescaffe emtfchib 

10. Die Leitung der Bundesangelegenheiten, wenn die Zaylıkn 

41% 

| 


nicht verfammelt ift, wird einem Vorort, mit den bis zum Jahre 
ausgeubten Befugniffen, übertragen. 

Das Vorort wechfelt unter den Cantonen Zürich, Bern und Luca 
je zu zwei Jahren um, welche Kehrordnung mit dem erften Januar 180 
ihren Anfang genommen bat. 

Dem Bororte ift eine eidsgendffifche Canzlei beigeordnet; dieſelbe bill 
aus einem Canzler und einem Staatsfchreiber, die von der Zagfagung & 
wählt werden. 

11. Für Lebensmittel, Landeserzeugniffe und Kaufmannstaarı N 
der freie Kauf, und für diefe Gegenftände, fo wie auch für das Vieh, 
ungehinderte Aus: und Durchfuhr von einem Canton zum andern gefihel 
mit Vorbehalt der erforderlichen Polizeiverfügungen gegen Wucher und fd 
lichen Vorlauf. ! 

Die Polizeiverfügungen follen für die eigenen - Cantonsbürger und d 
Einwohner anderer Cantone gleich beftimmt werden. . | 
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Die dermalen beſtehenden, von ber Tagſatzung genehmigten, Zölle, Weg: 
und Bruͤckengelder verbleiben in ihrem Beſtand. Es Eönnen aber ohne Ge: 
nehmigung der Zagfagung weder neue errichtet, noch die beftehenden erhöht, 
noh ihr. Bezug, wenn er auf beftinumee Jahre beſchraͤnkt war, verlängert 
werden. 

Die Abzugsrechte von Ganton zu Canton find abgefchafft. 

12. Der Fortbeſtand der Kiöfter und Capitel, und die Sicherheit ih: 
tes Eigenthums, fo weit es von den Cantonsregierungen abhängt, find ges 
währteiftet; ihre Vermoͤgen ift, gleich — Privatgut, den Steuern und 
Abgaben unterworfen. 

13. Die helvetiſche Nationalſchuld, deren Betrag den 1. Nov. 1804 
auf drei Millionen einmal hundert achtzehn tauſend drei hundert ſechs und 
dreißig Franken feſtgeſetzt worden, bleibt anerkannt. 

14. Alle eidsgenoͤſſiſchen Concordate und Verkommniſſe, ſeit dem Jahre 
1803, die den Grundſaͤtzen des gegenwaͤrtigen Bundes nicht entgegen ſind, 
verbleiben in ihrem bisherigen Beftandez die Sammlung der in dem gleichen 
Zeitraum erlaffenen Zagfagungsbefhluffe fol der Tagſatzung des Jahres 1816 
zur NRevifion vorgelegt werden, und dieſe wird entfcheiden, welche von ben: 
fetben ferner verbindlich feyn follen. 

15. Sowohl gegenmärtiger Bunbdesvertrag, als auch die Cantonalver: 
faffungen, follen in das eidsgenöffifche Archiv niedergelegt werden. 


Die 22 Cantone conftituiren fich als ſchweizeriſche Eidsgenoffenfchaft; 
fie erflären, daß fie frei und ungezwungen in diefen Bund treten, den= 
ſelben im Gluͤck wie im Unglüd als Brüder und Eidsgenoſſen getreulich 
halten, infonderd aber, daß fie von nun an alle baraus entflchende 
Pflichten und Berbindlichfeiten gegenfeitig erfüllen wollen; und. damit 
ine für das Wohl des gefammten DBaterlandes fo wichtige Handlung, 
jach der Sitte ber Vaͤter, eine heilige Gemwährfchaft erhalte; fo ift diefe 
Bundesurfunde nicht allein durch die bevollmädytigten Gefandten eines 
eden Standes unterzeichnet und mit dem neuen Bundesinfiegel verfehen, 
ondern noch durd einen theuern Eid zu Gott dem Allmächtigen eng 
efräftiget worden. 

Alſo gefchehen, unterfchrieben und befi iegelt durch die —— 
derren Geſandten und Legationsraͤthe der eidsgenoͤſſiſchen Stände, in Zürich, 
en 7. Auguftmonat im Jahre nah Chriſti Geburt ein tauſend acht hun⸗ 
et und funfzehn. 
| Sm Namen des Standes Zuͤrich: 

David von Woß, Bürgermeifter. Paul Ufteri, zu Hans 
akob Peftalus, Staaterath. 

Im Namen der Stadt und Republik Bern: 

Niklaus Zriedrih von Mülinen, Schultheiß. J. R. von Stürler. 

tubolf Stettier. . 
Im Namen der Stadt und Republit Lucern: 

Bincenz von Küttiman, Schultheiß. Pfpffer von Heidegg, Le 

ıtionsrath. 
Sm Namen bed Gantons Uri: 
Dom Epp, Landamman und Landshauptmann. Carl Florian Luf 


t, Zandfchreiber. 
14 * 
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Im — des Cantons Schwyz: : 
F. 8% Wäber, regierender Landamman. Soadim Sqchmid, Land⸗ 
amman. 
Im Namen des Cantons Unterwalden ob dem Wald, (als anerkannten 
eidsgenöffiihen Stande): 
J. Ignaz Stodmann, Landamman, 
Im Namen des Canton Glarus: | 
Nikolaus Heer, Landamman. Carl Burger, Alt: Landamman un 
Pandesitarthalter. 
Sm Namen des Gantons Zug. 
. Sofeph Anton Heß, Alt: Amman. ©. J. Sidler, Statthalter, 
Im Namen der Stadt und Nepublit Freiburg: 
Auguftin Gaffer, Staatsraty. Tobie‘de Gottrau, Membre di 
Grand - Conseil. 
Sm Namen der Nepublit Solothurn: 
"Peter von Glutz-Ruchti, Schultheiß. Bon Glus von Bist 
beim, Appellationsrath. 
Im Namen des Cantons ‚Bafel: | 
Soh. Heine, Wieland, J. U.D. Buͤrgermeiſter. Joh. Jakob Min 
der, Staatsrath. 
Im Namen des Cantons Schafhaufen: 
B. Pfifter, Bürgermeifter. 3. Ulrich von Waldkirch, des rim 
Raths. 
Im Namen des Cantons Appenzell beider Rhoden: 
Zellweger, Landamman. J. A. Faͤßler, Landshauptmann. 
Im Ramen des Cantons St. Gallen: | 
Zollifofer, Landamman. J. P. Reutti, Regierungsrath. 
Im Namen des Cantons Graubündten: 
G. Gengel. 
Gm Namen des Gantons Aargau: 
Joh. Carl Fetzer, Buͤrgermeiſter. Franz Ludwig Hürner, Appl 
tionsrath. 
Im Namen des Cantons Thurgan: 
Johannes Morell, Landamman. Joſeph Anderwert, ‚Landımm 
Im Namen des Gantons Teffin: 
‚ Andrea Cagliöni, Consigl. di Stato. G.B. Maggi, Landamman 
Im Namen des Cantons Waadt: 
Jules Muret, Conseiller d’Etat. Frangois Clavel, Conseiller d’Et) 
Sm Namen der Republik und des Gantons Wallis: 
Gäfpar Eugen Stodalper, Alt: Landehauptmann von Wallis. M 
chel Dufour, Grand-juge. 
Im Namen des Gantons Neuenburg: 
De Rougemont, Procureur general et President du Conseil @Et 
Le Comte Louis De Pourtales, Conseiller d’Etat, F. Aug. deMon 
mollin, Conseiller d’Etat, - 
Im Namen der Republik und des Cantons "Senf: 
Joseph Desarts, Syndic, Depute du Canton de Genère. J“ 
“ Pierre Schmidtmeyer, Conseiller d’Etat et Depute du Canton Gene! 


Durch fpätere Beſchluͤſſe der Tagfagung in den Jahren 1816 u 
1817 ward folgende Scala der Mannfchafts- und Geldbeitrig 
saufgeftelit, und dadurch die, in vorfiehender Urkunde, verändert und berichtig! 


1 
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Mannſchaft contingent 
Zuͤrich ſtealtt Nr 22.3700 74000 Fr. 
Im — en 58524 | 104080 
u — 2.2220... 1734 26,000 
MM denne. 26 1180 
Shny— 602 ‚ 3010 
Unterwaßden ob dem Wald ſtellt —— : ne 1105 
Unterwalden nid dem Wald — . . . 161 805 
Staus felt 2 2 2 onen. 482 3615 * 
ug ee ee - 250 1250 
Fteiburg — ee er RR 18,600. 
Solothurn stellt ee ee 13,560 
Bafel . — 2 er 8... 8 2,950 
Schafhauſen ftellt. . 0.466 9370 
Appenzell Außer: Rhoden ſtellt a 2 7720 
Appenzell Inner: Rhoden — . . . . 200 \ 1500 
St. Gallen felt. . 2 2 28630 39,450 
Graubündten — 440600 12,000 
Aargau — 2410 48,200 
Thurgau — 1520 22,800 
Teffin en 1804 18,040 
Waadt — 2964 59,280 
Wallis — 1280 9600 
Neuenburg — 960 19,200 
— — 880 22,000 





Total: 33,758 M. 539275 Fr. 


Die beſonderen Verfaſſungen der einzelnen 22 Cantons der 


Schweiz, ſeit dem Jahre 1814 abgefaßt und ind oͤffentliche Staatsleben 


ingeführt, folgen in chronologifcher Drönung, nad) dem Tage ihrer 
Interzeihnung. In dem Abriffe der Erdbefhreibung und 
Staatsfunde der Schweiz, von Gerold Meyer von Knonau 
Zürich, 1824. 8.) findet fi) folgende Bezeichnung des Charakters dies 
er einzelnen fchweizerifchen Verfaffungen: 1) „Monarchifch= Tandftändifch: 
Neuenburg. 2) Patricifch: ariftofratifch mit bedingter Reprafentation: 
Bern und Freiburg; oder patricifch=ariftofratifh mit einigen reprä= 
entativen Beimifchungen: Freiburg; patricifch= ariftofratifch mit repra- 
entativen Beimiſchungen: Bern. 3) Ariftofratifch = reprafentativ mit bes 
eutendem Uebergewichte des Hauptortes: Zürich und Solothurn. 
) Ariftofratifch = reprafentativ mit verhältnißmäßig geringem Ueberge: 
pichte des Hauptortes: Lucern und Bafel. 5) Ganz repräfentativ, 
doch mit Uebergewicht des Hauptortes: Schafhaufen und Genf. 
) Repräfentativ mit ariftofratifchen Beimifhungen: Aargau und Thur—⸗ 
au. 7) Repräfentativ mit wenigen ariftofratifchen Beimifhungen: St. 
sallen. 8) Nepräfentativ mit geringen ariftofratifhen Beimifchungen: 
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Zeffin und Waadt; oder: Repraͤfentativ mit groͤßern ober geringem 
ariftofratifchen Einſchraͤnkungen: St. Gallen, Aargau, Thurgau, Teſſin 
und Waadt. 9) Demokratiſch-foͤderativ: Graubuͤndten und Wal— 
lis; im legteren Staate mit ariftofratifchen Beimifchungen. 10) De 
mofratifh: Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Glarus un 
Appenzell; zu Schwyz mit einigen Vorzligen des alten Cantontheil, 
zu Zug mit Annäherung an vepräfentative Verfaſſung. 


# 





a) Verfaffung des Cantons Bafel vom 4. Wit; 
| 1814. 


Wir Vürgermeifter, Bein und große Raͤthe des Cantons Baſel, hadır 
auf den Vorſchlag des Eleinen Raths gutgefunden, nachſtehende Verfaſſun 
des Cantons Baſel in allen ihren Theilen anzunehmen. 


Erſter Titel. 


Bon der Eintheilung des Cantons und dem politiſchen 
Stande der Bürger. 


Urt. 1. (Bezirke) Der Canton Bafel ift in fünf Bezirke eingetheit 
naͤmlich: | 

1) die Stadt Baſel; 

2) der Bezirk Waldenburg ; 

3) der Bejirk Siſſach; 

4) der Bezirk Lieſtal; 

5) ber untere Bezirk, 
/ Art. 2. (Wahlzünfte,) Die vier Landbezirke find in dreißig, und de 
große und Eine Stadt in funfzehn Wahlzünfte eingetheilt. Die Eintheilun 
der Wahlzuͤnfte in der Stadt fol in Hinfiht auf Zahl der Bürger in c 
billiges Verhaͤltniß gebracht werden; jene in den Landbezirken aber verbleide⸗ 
in ihren bisherigen Abtheilungen. 

Art. 3. (Stimmfähigkeit.) Stimmfaͤhige Mitglieder ber Mahlzinfl 
find: ale Bürger und Bürgersföhne einer Zunft oder einer zu berfelben f 
hörenden Gemeinde, die nach unfern Gefegen mehrjährig find und einen W 
abhängigen Stand haben, das heißt: die in Niemands Koft und N 
ftehen, eine Armenfteuern geniefen, und weder Zalliten noch Accordant 
noch duch Urtheil und Recht ihres Activbürgerrechtd verluftig oder ftillgefh‘ 
find. Jeder Cantonsbürger übt fein Stimmrecht nur in der Zunft aus, 
welcher er Gemeindsbürger if. — 

Urt. 4. (Buͤrgerrechtsetlangung.) Jeder Cantonsbuͤrger kann das Vi 
gerrecht ſowohl in der Stadt Baſel, als in jeder andern Gemeinde des Can 
tons, nach den bereits beftehenden, oder in Zufunft noch zu treffenden ger 
lichen Beflimmungen, erlangen. 

Art. 5. (Mitizpflichtigkeit.) Nicht nur jeder Gantonsbürger, fondet 
auch jeder im Gantone eingefeffene Schweizerbürger, foll nach BVorfahrift ® 
Geſetze zu Militairdienften angehalten werden. 

Art. 6. (Gleichheit der politifhen Nechte.) Alle. Bürger des Canton 
genießen, nach Anleitung der in der Verfaſſung enthaltenen Grundſate/d 
gleiche politiſche Freiheit. 
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Zweiter Titel. | | 
„Bon den politifhen Gewalten. 


I. Sefeggebende Behörde. Großer Rath. 

Art. 7. (Rechte und Befugniffe.) Die Souverainetätsrechte des Can: 
tons liegen in den Händen eines aus hundert und funfzig Mitgliedern bes 
fiehenden großen Rathes, welcher die gefeggebende Gewalt ausübt, Er. er: 
läßt und giebt demnach nicht nur Gefege, die ihm von dem fleinen Rathe 
vorgefchlagen werden, fondern er hat auch das Recht, fie durch Anzüge felbft 
in Vorſchlag zu bringen; er übergiebt fie aber. vor ihrer Annahme der Bes 
tathſchlagung des Eleinen Raths. Er entfcheidet die Anfragen wegen Zuſam⸗ 
menberufung außerordentlicher Zagfagungen; er ernennt die Abgefandten des 
Cantons auf die gewöhnlichen und außerordentlichen Tagfagungen, beftimmt 
die denſelben zu ertheilenden Aufträge, und läßt fich über ihre Verrichtungen 
Bericht erſtatten; er bewilligt die Veräußerung der Gantonalgüter, und ift- 
ausihlieglich befugt, die Erhebung von Abgaben, die für die Staatsbebürf: 
niffe 'erforderlich find, zu verfügen; er prüft endlich die ihm alljaͤhrlich von 
dem Beinen Mathe abzulegende Rechnung über alle Zweige der Staatsver⸗ 
waltung. 

Art. 8. (Sitzung.) Der große Rath verſammelt ſich ordentlicher Weiſe 
alle zwei Monate, jeweilen am erſten Montag. Wenn es die zu behandeln⸗ 
den Gegenſtaͤnde erheiſchen; ſo kann die Sitzungszeit von dem Praͤſidium 
verlängert werden; eben fo kann auch der kleine Rath, wenn es die Ges. 
ſchafte erfordern, den großen Rath außerordentlich zufammenberufen. 

Art. 9. (Bildung und MWahlart.) 

a) Der große Rath wird aus fechszig unmittelbar von ben Zünften aus 
ihrer Mitte, und aus neunzig von dem großen Rathe felbft auf hiers 
nach beftimmte Weife erwählten Mitgliedern gebildet ; 

b) von den unmittelbar von den Zünften zu wählenden Gliedern fallen 
zwei auf jede der funfzehn Zünfte der Stadt, und eins auf jede der 
dreißig Zünfte der Landbezirke ; 

c) So wie eine duch eine directe Zunftwahl zu befegende Stelle vacant 
wird, foll: der Eleine Rath die Einleitung treffen, daß biefelbe von ber 
betreffenden Zunft in einer Monatsftift, vom Eintritt des Erledis 
gungsfalld an gerechnet, wieder befegt werde. Diefe Ernennung ges 
fhieht durdy das geheime abfolute Stimmenmehr; 

d) mit der Miederbefegung der mittelbaren, von dem großen Rathe felbft 
zu mwählenden Stellen wird immer fo lange abgewartet, bis drei Va⸗ 
canzfälle eingetreten find; 

e) der Eleine Rath macht in diefem Falle dem großen Rathe bei feiner 
naͤchſten Verſammlung Anzeige von den Vacanzen, und der große 
Rath wählt alsdann durch das geheime abfolute Stimmenmehr ein 
Vorſchlagscollegium von fünf Gliedern des Beinen und zehn Gliedern 
des großen Raths; 

) dieſes Vorfchlagscollegium wird fogleic nach einer angemefjenen For 
mul beeidigt; es tritt unverweilt zufammen, und bildet durch gehei: 

mes abfolutes Stimmenmehr einen Vorſchlag tauglicher und mit ben 

verfaffungsmäßigen Erforderniffen ausgeftatteter Männer, in ber. dreis 
fahen Anzahl der zu befegenden Vacanzen; 

8) von drei Wacanzfällen unter den neunzig von dem großen Rathe 
felbft zu befegenden Stellen follen immer zwei auf Stadtbezicke und 
einer auf einen Bürger der Landbezirke fallen; 
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h) das Geſetz wird das Nähere über die Form der Vorfchläge und Weh— 
len beftimmen. | 

Art. 10. (Wahlfaͤhigkeit.) Um Mitglied des großen Raths zu werden, 
muß der zu Ermwählende ein Gemeindebürgerreht im Canton. befigen, das 
vier und zwanzigfte Jahr zurüdgelegt haben, ftimmfähig feyn, keinen endete 
nen und Rechnung gebenden Dienft bekleiden, und Grundſtuͤcke oder Unter 
pfand tragende Schuldtitel von fünftaufend Schweizerfranten an Werth eigen 
thuͤmlich befigen. 

Die Unterfuchung diefer Erforderniffe fol unmittelbat nach der Emih 
lung vorgenommen und durch den Eleinen Rath angeordnet werden, 


‚, U. Vollziehende Behörde. Kleiner Rath. 


Art. 11. (Befugniffe nnd Obliegenheiten.) Ein Eleiner Rath, beſtehend 
aus fünf und zwanzig Mitgliedern des großen Raths, die ihre Stellen in 
demfelben beibehalten, und unter welchen fich menigfteng vier aus den Land— 

bezirfen befinden müffen, ift mit der Vollziehung der von der hoͤchſten Ge 
walt ausgehenden Gefege beauftragt; er fhlägt_dem, großen Rathe die Gilt 
vor, welche er nöthig erachtet, und giebt über diejenigen Gegenftände, welcht 
ihm derſelbe zur Berathung uͤberweiſet, feine gutachtlichen Vorſchlaͤge ein, f 
erlaͤßt die zu Vollziehung der Geſetze, zu Handhabung der Polizei und zum 
Behuf der übrigen in das Verwaltungsfach einſchlagenden Gegenjtände © 
forderlichen Verordnungen und Beſchluͤſſe; er leitet die untern Behörden, un 
hat die Aufficht über diefelben; er urtheilt in legter Inſtanz über alle Ster 
tigkeiten in Adminiſtrationsſachen, und legt dem großen Rathe über alle Theit 
der Verwaltung Rechnung ab. F 
Gitzungszeit.), Der kleine Rath verſammelt ſich, fo oft es die Gt 
ſchaͤfte erfotdern. 

(Wahlart.) Die Mitglieder deſſelben werden von dem großen Rathe 
durch geheimes abſolutes Stimmenmehr erwaͤhlt. 

Art. 12. 6(Buͤrgermeiſter.) Zwei Buͤrgermeiſter, welche von dem 4" 
fen Rathe aus der Mitte des Eleinen Rathes durch geheimes abfolutes Stim 
menmehr ernannt werden, führen abwechfelnd, jeder ein Jahr lang, den Ir 
fig im großen und im Keinen Rathe; derjenige, welcher nicht im Amt: ih 
verfieht nöthigen Falls die Stelle des andern. 


III. Richterliche Behoͤrde. 


Art. 13. (Appellationsgericht) Ein aus zwölf Mitgliedern des Fo 
fen Raths und dem nicht im Amte ſtehenden Buͤrgermeiſter, welchet do 
Praͤſidium führt, beſtehendes Appellationsgericht urtheilt in hoͤchſter Inſtatz 
uͤber alle buͤrgerliche und peinliche Rechtsfaͤlle. 

Die Appellationsraͤthe werden, gleich den Mitgliedern des Hain 
Rathes, von dem großen Rathe durch geheimes abjoluts Stimmenmit 
erwählt. - 

Dritter Titel. 
Allgemeine Beflimmungen. 


Urt. 14. (Drganifation der Gemwalten.) Das Geſetz wird die naͤher 
Beltimmungen über die Einrichtung der Gewalten und die Organifation, N 
untergeordneten Behörden feftfegen. 4 | 

Art. 15. Geſtand der alten Befege.) Alle dermalen beftehenden © 
fege und Verordnungen bleiben fo lange in ihrer vollen Kraft, bis fie dir 
fünftige Verfügung einzeln und förmlich aufgehoben werden, | 
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Art;:16.:.. (Religionsgarantie.) Die Staatsverfaffung fichert die. Meti- 
gionsuͤbung, zu welcher ſich der Canton befennet. 

Art. 170 (Behnten: und Bodenzinstoskauf.) Die. Verfaffung garan- 
tirt die Fortdauer der Befugniffe, auf geſetzlichem Wege Zehnten und on 
denzinfe loszufaufen. 

Alfo in . Aa Ratpsoenfammlung, 

Baſel, den 4. März 1 
— * Der Scaasfäpie des Santond Bafel, 
| Br raun. 


b) Verfaſſung des Cantons. Lucern vom 29. Naͤrz 
1814. 


Wir Schultheiß, Raͤth und Hundert der Stadt und Republik Lu— 
cern haben, auf den Vorſchlag des taͤglichen Raths, nachſtehende Revi⸗ 
ſion der Verfaſſung des Cantons Lucern beſchloſſen. 


Erſter Abſchnitt. 
Eintheilung des Cantons. 


1. Der Canton iſt in fuͤnf Aemter eingetheilt, als: erſtes Lucern, 
zweites Entlebuch, drittes Williſau, viertes Surſee, fuͤnftes Hochdorf. + 

2. Jedes dieſer Aemter beſteht, nach Beduͤrfniß feiner Localverhaͤlt— 
niſſe, aus mehrern Gerichtsbezirken, die ſammthaft achtzehn Gerichtskreiſe 
bilden. 

3. Das Geſetz wird ſowohl die Eintheilung der verſchiedenen Gemein⸗ 
den in die Gerichtsbezirke feſtſetzen, als die Hauptorte der Aemter und der 
Gerichtsbezirke beſtimmen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Deffentlide Gewalten. 
a) Raͤth und Hundert. 


4. Die höchfte fouveraine Gewalt beruht auf ſechs und dreißig täglis 
hen und vier und fechzig großen Näthen, deren Stellen lebenslaͤnglich find, 
präfidirt duch einen Schultheiß, melde man fümmtlih nennt: Schult— 
Heiß, Rath und Hundert der Stadt und Republik Lucern. 

5. Derfelbe befteht aus funfzig Mitgliedern aus der Buͤrgerſchaft der 
Stadt Lucern, und aus funfzig Mitgliedern ab der Landfchaft, unter welchen 
letztern fi) immer drei Mitglieder aus der Bürgerfchaft der Stadt Surfee, ' 
drei Mitglieder aus der Buͤrgerſchaft der Stadt Sempach, zwei Mitglieder 
aus der VBürgerfhaft der Stade Willifau, und ein Mitglied aus der Bür: 
gerſchaft des Fleckens Muͤnſter befinden muͤſſen. 

6. Raͤth und Hundert beſtaͤtigen oder verwerfen die Geſetzes⸗ und De⸗ 
cretsvorſchlaͤge, die ihnen vom taͤglichen Rathe gemacht werden. 

5.7... Sie unterſuchen die alljaͤhrlich abzulegenden Staatsrechnungen, und 
ercheilen denſelben, wenn fie ‚von; ihnen wohl geſtellt und richtig befunden 
worden find, ihre Genehmigung. 
3.Sie ernennen Die beider * Sutiiien aus den — des 
caͤglichen Raths. 
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9. Sie erwaͤhlen ebenfalls aus der Mitte des taͤglichen Raths einen 
Rathsrichter. 

10. Ferner ernennen fie die Geſandtſchaften auf die eidsgenoͤſſiſchen 
Tagfagungen, und ertheilen ihnen, auf den Vorſchlag des täglichen Mathe, 
die nöthigen Snftructionen. 

11. Endlich beftätigen oder verwerfen fie die Wahl ber täglichen Rätbe, 

12. Sie bewilligen die Erhebung von Auflagen und Abgaben, welh: 
zur Beftreitung der Staatsbedürfniffe erforderlich werden, fo wie den Ankauf 
und Verkauf von Staats-, Kirchen: und geiſtlichen Gütern. 

13. Und fie üben das Begnadigungsreht und alle anderen Handlın: 
gen ber hoͤchſten ſouverainen Gewalt aus. 

14. Raͤth und Hundert verfammeln ſich ordentlicher Weife dreimal dx} 
Sahres. Außerordentlich werden fie durch den täglichen Rath fo oft zufam: 
menberufen, als es die Gefchäfte erfordern würden. 

15. Bei den Rathsverſammlungen fteht jedem Mitgliede von Kath 
und Hundert das Recht zu, von ſich aus Anträge und VBorfchläge zu thin, 
wenn e8 zuvor dem Amtsfchultheiß davon Anzeige gemacht hatz biefelben 
werden aber erft dann zumal dem täglichen Rathe zur Prüfung und Beridt: 

'erftattung zugewiefen, wenn, nach vorläufiger Berathung, von Raͤth und 
Hundert duch die Mehrheit der Stimmen ihre Ueberweifung formlid br 
fchloffen ſeyn wird. 

16. Auf das gemeinfame Verlangen‘ von zwoͤlf Mitgliedern von Rich 
und Hundert ift der Amtsfchultheiß verbunden, eine obſchwebende wichtige 
Angelegenheit fogleih an den täglihen Rath und von dieſem an Rath und 
Hundert zu bringen, damit darüber berathfchlagt werde. 


b) Zägliher Rath. 


17. Die höchfte vollziehende, verwalttnde und richterliche Gewalt übt 
ein täglicher Rath aus, 

18. Diefer befteht aus ſechs und dreißig Mitgliedern, 

19. Er ſchlaͤgt Raͤth und Hundert die nöthig findenden Gefege, Dr 
erete, Verordnungen und andere Beſchluͤſſe vor, deren Erlaffung Räth un) 
Hundert zufommt, und beforgt dann, nachdem fie bie Genehmigung erhal 
ten, von fih aus ihre Vollziehung. 

20. Er erläßt die zu Ddiefem Ende fowohl als zur Handhabung dr 
Molizei und zum Behuf der übrigen in das Staatsverwaltungsfah einſchla⸗ 
‘ genden Gegenftände erforderlichen Verordnungen und Beſchluͤſſe. 

21. Er legt Raͤth und Hundert jährlich über alle Theile der ihm ob⸗ 
liegenden Staatsvermaltung Rechenſchaft ab. 

22, Er urtheilt in legter Inftanz über alle Streitigkeiten, welche in 
das Verwaltungsfach einfchlagen. 

23. Er ernennt aus feiner Mitte einen Appellationgrath, moelcher aus 
zwölf Mitgliedern befteht und von dem Amtsfhultheiß praäfidirt wird, Die 
Mitglieder des Appellationsrathes wohnen dem ungeachtet, gleich den übrigen 
Mitgliedern des täglihen Raths, deffen Sigungen bei. 

24. Der Appellationsrath beurtheilt in höchfter Inſtanz alle bürgerlic:, 
polizeiliche und peinliche Nechtsfälle, mit Ausnahme der Klagen Über Verbre⸗ 
chen, welche die Todesſtrafe nach fich ziehen. In diefem Kalle wird durh 
den ganzen täglihen Rath über den Beklagten das Urtheil gefällt. 

25. Alle Jahre auf St. Johann Evangeliftentag treten zwei Mitglie 
der aus dem Appellationsrathe aus, welche das Loos bezeichnet, bis die or 
bentliche Reihenfolge angetreten feyn wird; ; fie fü ind iedod fogleich: wieder waͤhl⸗ 
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bar. Kommt aber die Reihe zum Austritt zum zweiten Mal an. fie; fo 
können fie vor Verfluß eines Jahres nicht wieder in den Appellationsrath ges 
wählt werden. 

.26. Zwei Schultheißen, welche von Raͤth und Hundert aus der Mitte 
des taͤglichen Raths gewaͤhlt werden, fuͤhren abwechſelnd jeder ein Jahr lang 
den Vorſitz, ſowohl in Raͤth und Hundert, als im taͤglichen Rath. Doch 
muß der jeweilen ind Amt tretende vorläufig durch Raͤth und Hundert im 
ſeiner Stelle beftätige werden, 

27. Derjenige von ihnen, welcher nicht im Amte ift, vertritt noͤthi⸗ 
genfalls die Stelle des erſtern, und fuͤhrt den Vorſitz beim Appellationsrathe. 

28. Der Amitsſchultheiß eröffnet alle an den Rath gerichtete Schreiben 
und Übrige Schriften, und ift verbunden, biefelben ohne Auffhub dem Rathe 
vorzulegen. 

29. Er unterfchreibt alle Gefege, Decrete, Belhlüffe, Urkunden, Pus 
bicationen, Brieffhaften und Berichte, die von den Näthen ausgehen. 

30. Ihm kommt die Befugniß zu, die Näthe zu verfammeln, und. 
ohne fein Vorwiſſen darf nichts vor den Rath gebracht werden. 

31. Die zwei aͤlteſten Mitglieder des taͤglichen Raths werden Statt⸗ 
halter genannt. In Abweſenheit beider Schultheißen fuͤhrt der Aeltere von 
ihnen, oder wenn auch beide dieſe abweſend waͤren, das aͤlteſte anweſende 
Mitglied des taͤglichen Raths an der Stelle der Schultheißen den Vorſitz. 

32. Der Rathsrichter, welcher alle Jahre auf St. Evangeliſtentag 
fifh gewählt wird, hält das Staatöfiegel in Verwahrung, und befiegelt' das 
mit alle Geſetze, Decrete, Belchlüffe, Urkunden, Verkommniſſe, Ernennungs: 
und Beglaubigungsacten, fo wie alle Brieffhaften und wichtigere Acten, 
welhe von Raͤth und Hundert oder dem täglichen Rathe ausgehen. | 

33. Er hält die Umfrage in beiden Räthen, und unterſucht und er 
Öffnet die d Reſultate aller Abftimmungen und Wahlen, im Beiſeyn beider 
Schultheißen und Statthalter. 

34. Er wacht über die Ordnung in den Rathöverfammlungen = 
über die Beobachtung der hierüber feftgefegten Reglements. 

35. Er iſt auf den Fall, wo der Amtsfchultheiß ſich weigern follte, 
einen an den. Math gerichteten Gegenftand vorzubringen, gehalten, diefem da= 
von die Anzeige zu thun, und die daherige Klage oder den Anftand von ihm 
erörtern zu laffen. - 

Dritter Abſchnitt. 


Wahlen. 


a) Für Räth und Hundert, 

36. Jeder Gerichtöbezitt, fo mie jeder Municipalort, mit Inbegriff 
von Münfter, mähit aus der Zahl feiner Bürger einen Unmittelbaren, und 
die Bürgerfchaft der Stadt Lucern folder Zehn aus ihrer Mitte in Raͤth 
und Hundert. 

Die übrigen vierzig Mitglieder aus der Bürgerfchaft ber Stadt Lucern 
und die neun und zwanzig Mitglieder ab der Landſchaft, mit Einſchluß der 
ienigen, welche hierzu aus den Städten Surfee, Sempach und Williſau ges 
Rommen werden müffen, wählt Räth und Hundert von fih aud. 

37. Die Wahl der Unmittelbaren wird. auf ‘der Landſchaft in den 
Hauptorten der Gerichtsbezirke durd) die Bürger des betreffenden Bezirks, in 
den Municipalftädten aber und in der Hauptitadt durch die Bürger des Orts, 
jeweilen unter Vorſit des Oberamtmanns, ber dabei ‚feine SANUH bat, vor⸗ 
genommen.- 
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b) Fuͤr den taͤglichen Rath. 
38. Die Mitglieder des täglichen Raths werden durch den täglichen 
Nath felbft aus der Mitte von Raͤth und Hundert gewählt. 
“39. Diefe Wahlen werden von Raͤth und Hundert ebenfalls nad) Dur 
fhrift des $. 45. beftätigt oder verworfen, 

40, Im täglichen Rathe folten ſich ab: der Landſchaft immer wenig 
ſtens zehn Mitglieder vorfinden, wocunter jeweilen zwei aus den Munitipab 
otten und eins aus jedem Amte begriffen ſeyn muß. 

J c) Bon den Wahlen Überhaupt. 

41. Die Wahlen für den täglichen Nath finden jeweilen an Et. Jo⸗ 
hann im Sommer und an St. Johann Evangeliſt im Winter Statt. 

42. Hingegen erfolgen die Wahlen für Raͤth und Hundert immer nur 
an St. Johann Evangeliftentag. 
| 43. Die unmittelbaren Rathsſtellen werden, fobald eine berfelben ers 
digt ift, gleih auf den dreißigſten Tag drr gefallenen Erledigung durch den 
betreffenden Wahlbezirk ergaͤnzt. 

44. Jedesmal an St. Johann Evangeliſtentag hat auch die Beſtaͤti— 
gung des in das Amt tretenden Schultheißen und die Ernennung des Kath 
richters zu erfolgen. 

45. Ale Wahlen gefchehen durch das geheime, abfolute Stimmenmeht. 


Bierter Abſchnitt. 
Stimmen: und Wahlfähigkeit. 


46. Um ſtimmfaͤhig zu ſeyn, muß man 

a) Buͤrger inner dem betreffenden Gerichtskreiſe des Municcpalben 
oder der Hauptſtadt ſeyn; 

b) das zwanzigſte Jahr erfüllt; 

c) menigftens ein Vermögen von vierhundert Franken verfteuert habın; 

d) weder gefeglich bevogtet feyn, noch eine entehrende Strafe auf ſich 
liegen haben; 

e) eben fo wenig Fallit feyn, oder zum Nachtheil feiner Gläubiger, in 
Folge eines gerichtlichen Goncurfes, accordirt haben; es "wäre dem 
Sache, daß die Gläubiger nach der Hand für ihre Anforderungen zu⸗ 
frieden geſtellt worden waͤren. 

47. Um zum Mitglied von Raͤth und Hundert gewaͤhlt werden zu 
koͤnnen, muß man, neben vorſtehenden Eigenſchaften, 

a) das fuͤnf und zwanzigſte Jahr zuruͤckgelegt; 

b) ein Vermögen von wenigſtens viertauſend Franken verſteuert habın, 
- auf dem Staate befonders geleiftete Dienfte Anſpruch machen 

nnen. 

48. Zur. Wahlfähigkeit für den täglichen Rath wird, neben den unter 
66. 46. und 47, feſtgeſetzten Eigenſchaften, noch das zuruͤckgelegte dreißigſte 
Jahr erfordert. 
- 49, Nebenhin dürfen in dem täglichen. Rathe weder Vater und Sohn, 
noch zwei Brüder zu gleicher" Zeit Mitglieder fein. 

50. Auch darf ein Mitglied des täglichen Raths nicht im auswärtigen 
— Be ſeyn. 


Fuͤnfter Abſchnitt. 


Pr Ä ‚Allgemeine Verfügungen. 
51. Die chriſtkathouſche Religion J die Religion des Cantons. 


* 
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52, Das Gefeg wird die nähern Beſtimmungen über bie Drganifation 
der untergeordneten Behoͤrden -feftfegen. 

53, Jeder, der- Bürger des Cantons ift, bie. — Kenntniſſe 
beſitzt und uͤber eine gute Auffuͤhrung ſich gehoͤrig ausweiſen kann, hat zu 
allen geiſtlichen und weltlichen Stellen und Aemtern den Zutritt. 

54. Jeder Cantonsbuͤrger kann ebenfalls, gemaͤß den geſetzlichen Be— 
ſtimmungen, das Buͤrgerrecht der Hauptſtadt ſowohl, als jenes der Munici⸗ 
palotte und jeder Gemeinde des Cantons, an ſich bringen. 

55. Die Verfaffung ſichert die Befugni zu, Behnten und Grund: 
zinfe loszukaufen. 

Gegenwaͤrtige Cantonsverfaſſung ſoll, von uUnſerm Amtsſchultheiß und 
Staatsſchreiber unterzeichnet, und mit dem Staatsſiegel verſehen, durch den 
täglichen Rath in das Staatsarchiv niedergelegt werden, welcher für beefetbent 
öffentliche Bekanntmachung zu forgen hat, 

Gegeben in unferer aa von Raͤth und Hundert, Lucern 
den 29. Märzmonat 1814, Zu 

J — Namens derſelben: 
Der Amtgſchuthenz, Vincenz Ruͤttimann— 
Fuͤr dieſelben: 
Der Staatsſchreiber, X. Mohr. 


c) Berfaffung der Stadt und Republik Breiüung 
vom 4—10. Mai 1814. a 


Mir Scyultheiß, Elein und große Räthe der Stadt und Republik Freis 
burg haben‘, auf den Vorfchlag der von Uns niedergefegten hohen Standes⸗ 
commiffion, nachftehende Nevifion der Stantsverfaffung unſers Cantons be⸗ 
ſchloſſen: — 

Erſter Abſchnitt. — 
Eintheilung des Cantons. 


1. Der Eanton Freiburg iſt in zwoͤlf Amtsbezirke eingetheilt, näms 
lich: Freiburg, Murten, Gryers, Corbers, Boll, Caſtels, Remont, Rum, - 
Favernach, Montenach, Ueberftein, Staͤfis. 

Das Geſetz beſtimmt die naͤhere Eintheilung der Gemeinden in den 
Aemtern. 


Zweiter Abſchnitt. 
effentliche Gewalten. 
A. Untergeordnete Behoͤrden. 


2. In jedem Amtsbezirke iſt ein Oberamtmann mit der Voll ziehung 
der Geſetze beauftragt. Ihm kommen ferner Befugniſſe zu, die in das Rich— 
teramt und in das Verwaltungsfach einfchlagen. Die nähere Beitimmung 
feiner Verrichtungen ift dem Gefege überlaffen. - | 

3. Im jeder Pfarr: oder Ortsgemeinde wird, nach Beduͤrfniß, eig 
Amman dur den Staatsrath erwählt und dem Oberamtmann untergeords 
net... Dieſer “bildet mit feinen Beigeordneten, deren. Zahl nach ee 
der Bevölkerung beftimmt wird, die Gemeindevermaltung.. 

Das Gefeg beftimmt die Berrichtungen biefer Behörden in Betreff a 
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ar . der oͤrtlichen Polipei 3 
b) der befondern Verwaltung des Armenguts, fo tie der — 
Gegenſtaͤnde der allgemeinen Verwaltung, mit denen fie beaufttagt 
werden koͤnnen. 

4. Für die bürgerlihe und peiniiche Rechtspflege giebt es Gerichte er⸗ 
ſter Inſtanz, in welchen der Oberamtmann oder fein Amtsftatthalter den 
Vorſitz führt. 

Die Anzahl dieſer Gerichte, ihre Eintictung und I wird das 
Gefeg 'beftimmen, 


B. Bon dem großes Rache. | 


— Die hoͤchſte ſouveraine Gewalt beruht auf acht und zwanzig Mit 
gliedern des Eleinen, und hundert und ſechszehn Mitgliedern des großen Rath}, 
deren Stellen lebenslaͤnglich ſind, praͤſidirt durch einen Schultheißen, welche 
man nennt Schültheiß, klein und große Käthe der Stadt und 
Republik Freiburg. 

6. Der große Rath wird aus hundert und acht Mitgliedern aus di 
großen ober fogenannten patriciſchen Bürgerfchaft der Stadt Freiburg, un) 
aus fehs und dreißig Mitgliedern ab den Städten und der Landfchaft zu 
fammengefegt. Die Mitglieder. des großen Raths genießen alle, ohne Untr 
fchied, gleiche Rechte und Vortheile. 

7. Der große Rath beftätigt oder verwirft die Geſetzes- oder Dectets⸗ 
vorfhläge, die ihm von dem Eleinen eo oder von dem -Staatsrathe ge 
macht werden. 

Er unterſucht die alljährlich ——— Staatsrechnungen, und ertheilt 
benfelben, wenn fie von ihm wohl aufgeftellt und richtig befunden worden, 
feine" Genehmigung. 
= * ernennt die beiden Schultheißen aus den Mitgliedern des Heinen 

nth 


Er ernennt die Gefandtfhaften ber eidsgensffifchen Tagſatzungen, und 

ertheilt Ahnen, auf den Vorſchlag des Staatsraths, die noͤthigen Im 
ſtructionen. 

| Er bemilliget die Echebung von Auflagen und Abgaben, welche zur de 

ftreitung der Staatsbedürfniffe erforderlich werden, jo wie den Ankauf un 

Verkauf von Staatsgütern. 

Er uͤbt das Begnadigungsrecht und alle andere Handlungen ber hoͤch⸗ 

ſten ſouverainen Gewalt aus. 

Bei den Rathsverſammlungen ſteht jedem Mitgliede des großen Rathei 
zu, von ſich aus Antraͤge und Vorſchlaͤge zu thun, wenn es zuvor dem 
Amtsſchultheißen davon die Anzeige gemacht hat; dieſelben werden aber ii 
dannzumal dem -Eleinen Rathe zur Prüfung und Berichterftattung zugewieſen, 
wenn, nad vorläufiger Berathung vom großen Rathe, ihre Ueberweifun 
foͤrmlich beſchloſſen wird, 


C. Von dem kleinen Rathe. 


8. Die hoͤchſte vollziehende, verwaltende und richterliche Gewalt uͤbt 
ein kleiner Rath aus. Dieſer beſteht aus acht und zwanzig Mitgliedern, die 
zwei Schultheißen einbegriffen. 

9. Der kleine Rath ſondert ſich in zwei Abtheilungen, die eine, aus 
dreizehn Mitgliedern, unter dem Vorſitze des regierenden Schultheißen, — 
ben Staatsrath; die andere, umter dem Vorfige des Altſchultheißen, 
ben Appellationsrach, 
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10, Der Staatsrath ift mit der Vollziehung ber Gefege und Verord⸗ 
nungen, fo wie auch mit der Auffiht über die untern Behörden, beauftragt. 
Er erläßt. die zu diefem Ende ſowohl als zur Handhabung der Polizei und 
zum Behuf der übrigen in das Staatsverwaltungsfach einfchlagenden Gegen: 
ftände erforderlichen Verordnungen und Belchlüffe. Er legt dem großen Rathe 
jährlih über alle Theile der ihm obliegenden Staatsverwaltung Rechenſchaft 
ab. Er urtheilt in legter Inſtanz über alle Streitigkeiten, welche in das 
Berwaltungsfach einfchlagen, fo wie über Polizeivergehen. Er fchlägt dem 
großen Rathe die nöthig findenden Gefege, Decrete und Verordnungen über 
Polizei: und WVerwaltungsgegenftände vor. 

Wenn es aber um andere Gefege und Verordnungen zu thun ift; fo 
muß der Vorfchlag von dem ganzen Eleinen Rathe ausgehen. Gleichfalls 
wird der ganze Eleine Rath zufammenberufen, wenn e8 um Ernennungen zu 
Aemtern und Stellen aller Art zu thun feyn wird, deren Beſtellung bem 
feinen Rathe übertragen ift. | Ä 

11. Der Appellationsrath beurtheilt in legter Inftanz alle bürgerliche 
und peinliche Rechtsfälle, mit Ausnahme der Klagen über Verbrechen, welche 
die Zodesftrafe nach fich ziehen. In diefem Falle wird durch den ganzen 
feinen Rath über den Beklagten das Urtheil gefällt. Das Gefeg beftimmt 
fowohl die Befugniffe, die dem Appellationscathe über Gegenftände der ober 
gericptlichen Verwaltung gebühren, als bie Auffiht, die ihm über unterge- 
tihtlihe Behörden und Beamten zukommt. 

12. Zwei Schultheißen, welche vom großen Rathe aus der Mitte des 
feinen Rathes gewählt werden, führen abwechſelnd, jeder ein Fahr lang, den 
Vorſitz, ſowohl im großen ald auch im Eleinen Rathe. 

Derjenige, der nicht im Amte iſt, vertritt nöthigen Falls die Stelle 
ded andern. 


D. Bon ben Eenfurgeridhten. 


13. Ein Genfurgeriht, beftehend aus fieben Mitgliedern von verfchies 
denen Gefchlechtenamen, die man Heimlicher nennt, wird von dem großen 
Rathe, aus feiner Mitte, unter denjenigen gewählt, die durch hervorftechende 
Zugenden und perfönliches Anfehen ausgezeichnet find; wohl verftanden, daß 
— wenigſtens immer eins aus jeder Abtheilung des kleinen Rathes 
ehen ſoll. | 

Diefer Behörde erhabener Beruf ift Aufrehthaltung der Verfaffung und 
der guten Sitten. 

Jedem Eingriffe in diefelbe, fo tie jedem Mißbrauche der Gewalt zu 
wehren, iſt unerläßliche Pflicht für die Heimlicher; und fobald dem einen 
oder dem andern ein folcher bekannt oder verleidet wird, ift er durch feinen 
Eid gebunden, denfelben dem Genfurgerichte zu binterbringen, welches unge: 
fäumt um beffen Abhelfung bedacht feyn, und zu diefem Ende das Zweck⸗ 
mäßige entweder durch Anfinnen an die betreffende obere Behörde, oder, nöthir 
gen Falls, duch eigene Dazwiſchenkunft vorkehren wird, 

Das Genfurgericht verfammelt ſich ordentlich jedes Jahr am Tage ber 
Murtner Schlaht, um die öffentliche ſowohl als Privataufführung eines je⸗ 
den Mitglieds des großen Raths, das nicht zugleich Mitglied des kleinen 
Raths ift, zu würdigen und zu pütteln. Es hat die Befugniß, diefelben 
einzuftellen oder zu entfegen; muß aber dazu einhellig feyn, 

Bor demfelben Iegitimiren ſich die neuerwählten Mitglieder des großen 
Mathe über die erforderten Wahlbedingniffe, und es hat Aber die fortgefegte 
Erfüllung derfelben durch die wirklichen Mitglieder zu wachen. 


- — 
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Um die Stelle eines. Heimlichers zu betlelden, os‘ man: wenigſtens das 
vierzigſte Jahr feines Alters zuruͤckgelegt haben. 


Ferner koͤnnen im Cenſurgerichte niemals RER im erſten und 
zweiten Grade der DIR ER und im. erften Grade der Sippfchaft 
zugleich ſtehen. 

Aus der Mitte deffelben werden Die Scimmyihle für den großen Rath 
gezogen. 
=... Die Heimlicher bleiben drei Fahre im Amtez find aber wieder, wählbar, 
jedoch nicht: verbunden, den Ruf das zweite Mat anzunehmen. Ihre Der 
richtungen find unentgeldlich. 
“ + Das Öefeg beftimmt die Organifation dieſes Tribunals und bie erfor— 
derlicye Anzahl der Stimmenden bei feinen Verrichtungen. 
- 14. SHährli am erſten Sonntagervor St. Johann im Sommer ver: 
einigen fih, in Abwefenheit des Eleinen Mathe, die großen Näthe, und bil: 
den ein, Genfurgericht, genannt der gefreite heimliche Sonntag. 

Seine Vertichtungen find folgende: 

+ a): jedes Mitglied diefes Cenſurgerichts mag die Verhandlungen und bie 
Verwaltung des Eleinen Raths überhaupt, fo wie jene des Staats— 
und Appellationsraths insbefondere tadeln. Stimmt die Mehrheit den 
Bemerkungen bei, die über die Amtsführung jener Behörden gemacht 

worden; fo werden ihnen foldhe dutch die Ganzlei zugejandt ; 

b) wenn die Bemerkungen über die Verwaltung des fleinen Raths er 

ſchoͤpft find, wird zur Püttlung eines jeden Mitglieds des Kleinen 
Mathe geſchritten. Kommt wider die perfönliche Aufführnng eines 
derfelben eine Rüge zum Vorſchein, und erhält diefe die Zuftimmung 

‚ der Mehrheit; fo ergeht an. befagtes Mitglied die daherige Warnung 

durch die Ganzlei; 
c) wird dabei auf die Kinftellung oder Entſetzung des Mitglieds des 
kleinen Raths angetragen; ſo eröffnet der Praͤſident der Verſamm— 


lung die Berathung uͤber dieſen Antrag. — Iſt derſelbe durch die 


drei Viertheile der Stimmen genehmigt; fo wird die Klage am fek 
genden Zage der großen Rathsvetſammlung vorgetiagen. Drei Wien 
theile der Stimmen bedarf es, um Die Einſtellung oder Entſetzung 
zu bewirken. 

Dritter Abſchnitt. 


Vonden Wahlen. 
A. Fuͤr den großen Rath. 


15. Die Mitglieder des großen Mathe, die aus den patricifchen Ge 
fehlechtern genommen werden follen, werden durch den großen Rath auf den 
Borfchlag eines MWahlcorps erwählt, das bei jeder MWahlepoche aus dem gro: 
sen Mathe erkiefet und: beftelt wird. Das Geſetz beſtimmt die Bildung und 
die Verfahrungsart dieſes Wahlcorps. 

16. Die Mitglieder des großen Rathes, die aus den Staͤdten und 
der Landſchaft insgemein zu waͤhlen ſind, werden auf einen dreifachen Vor— 
ſchlag der Amtsbezirke und der Staͤdte, je nach dem Verhaͤltniſſe ihrer Be— 
voͤlkerung, von dem großen Rathe ernannt. Dieſem Verhaͤltniſſe gemäs 
kommt jedem Amtsbezirke und jeder Stadt, die an taufend | Einwohner zäblt, 
der Vorſchlag zu folgender Anzahl von Stellen : zu: die Stadt Freiburg 4, 
Murten 1, Stäfis 1, Nemont 1, Bol 15 der. Amtsbezirt Freibutg 8, 
Murten 3, Gryers 2, Gorbers 1, Boll 2, Caſtels 1, Remont 3, Rum 3, 
Favernaq 1, Dontmag 2; Ueberftein 1, Een $ 2, zufammen 36. 
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17. Die den Amtsbezirken zukommenden Vorſchlaͤge werden durch ein 
Vahltorps gethan, das aus dem Oberamtmann, den Amtsftatthaltern, den 
ıntergerihtlihen Beamten und ben Ammännern des Amtsbezirk! gebildet 
vird. Sene der Städte hingegen geſchehen durch dem betreffenden Municis 
yaltath. 

Jeder Gantonsbürger ohne Unterfchied, der die zur Wählbarkeit erfor- 
xtlichen Bedingniffe erfüllt, kann in Vorſchlag gebracht werden. 


B. $ür den Eleinen Rath. 


18. Die Mitglieder des Eleinen Rathes werden auf den dreifachen 
tfhlag des Heinen Rathes felbft, aus der Mitte des großen Nathes, auf 
olgende Weife gewählt: der große Nath genehmigt oder verwirft, durch ge: 
times und abfolutes Stimmenmehr, den ihm gethanen Vorfchlag eines je: 
m Gandidaten. Wird der Vorfchlag genehmigt; fo entſcheidet das Loos 
ie Ernamſung. Wird hingegen derſelbe zum Theil oder im Ganzen ver: 
yrfen; fo wird er dem Eleinen Rathe zurücdgemwiefen, um diefen zu ergän= 
n, oder eine andere Vorftellung vorzunehmen, 


C. Bon den Wahlen überhaupt. 


19. Sedes Jahre auf St. Johann im Sommer werden bie im gros 
m Rathe erledigten Stellen durch , die betreffenden MWahlbehörden ergänzt. 
me im Keinen Rathe hingegen immer vierzehn Tage nad) vorgefallener Er⸗ 


* 

W. Die Wahlen und Vorſchlaͤge überhaupt, wenn nicht eine geſetzlich 
fimmte Ausnahme vorhanden, gefhehen durch das geheime und abfolute 
timmenmehr, Dabei nehmen die Verwandten der Dorgefhlagenen im ers 
n und zweiten Grade der Blutsverwandtſchaft, und jene im erſten Grade 
e Sippfchaft den Austritt. 

‚A. Die Rangorbnung, nad) welcher die im großen Rathe figenden 
glieder ab den Städten und der Landfhaft nach Vorfchrift der Artikel 
ind 17 zu ergänzen find, wird duch das Loos, nad) Be: 
ung — 






















Vierter Abſchnitt. 
Banıfähpigkeit 


feier, um in den großen Rath, gewählt zu merben, muß 
as das große Bürgerrecht der Stadt Freiburg erkennt 


igſte Jahr feines Alters zuruͤckgelegt haben ; 

‚tet noch Fallit ſeyn, oder zum Nachtheil feiner 
eines gerichtlichen Geldtags, accordirt haben; es 
die Gläubiger nad) der Hand für ihre Anfors 
fellt worden; 62 
m Rufe ftchender, fittliher Mann feyn, und 
senen Aeltern herſtammen, er habe fi fih denn 
derfelben abgefunden ; 

yalten. haben, der beiden, teutfchen und 
ſeyn, und die tefentliche 
sgezeichnete Kenntniffe in ie“ 


großen Rathe zu befleiden, 
15 ; 
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der Vorſchlag den Städten und ben Amtsbezirken zukommt, muß ber Can 
didat glaubwürdig darthun: 
a) daß er Bürger einer Gemeinde im Ganton ſey, und eim hundert 
jährige® Landrecht in demfelben habe; 
b) daß er von ehrlicher Geburt, ein rechtfchaffener, in gutem Ruf fir 
hender, fittliher Mann ſey; 
c) daß er keiner Vormundfchaft unterworfen, und eigenen Rechtens fm; 
d) er habe das fünf und zwanzigfte Jahr feines Alters zurüuͤckgelegt; 
e) er befige ein Vermögen von 20,000 Livres an abbezahltem Grm 
eigenthum, wenn er durch einen Amtsbezirk vorgefhlagen wird. R 
er es hingegen durdy eine Stadt; fo mag jenes Vermögen die Hille 
aus abbezahltem Grundeigenthum, und die andere Hälfte aus Schul 
| titeln beftehen, die auf liegendes Unterpfand verfichert find. 

24. Das Mitglied des großen Raths, das aufhört, die zur Mit 

barkeit erforderlichen Bedingniffe zu erfüllen, hört eben dadurch auf, Mitzin 
‚ bes großen Raths zu feyn. 

25. Zur Wahlfähigkeit für den’ Heinen Rath werden, nebft dem je 
ruͤckgelegten dreißigiten Jahre, die Kunde der beiden, teutfchen und fra: 
ſchen, Sprachen und die Kenntniffe erfordert, die einen Staatdmann un 
Richter bilden. — Ein Mitglied des Kleinen Raths Tann feine mit da 
Pflichten und dee Würde diefer Stelle unverträgliche öffentliche Verrichtungd 
oder Gewerbe ausüben. Das Befeg beftimmt diefelben. 

u 26. In dem kleinen Rathe dürfen weder Vater und Sohn, nod ji 
Brüder zu gleicher Zeit, auch nicht mehr denn drei des nämlichen Geſchleche 
namens zugleich figen. 


Fünfter Abſchnitt. 
Verwaltung des Stadteigentbums ber Stadt Freibutg 


27. Die Liegenſchaften, die Schuldtitel und Einkünfte aller Art, ı 
welchen wirklich das Vermögen der Stadt Freiburg befteht, bilden fortii 
das befondere Eigenthum diefer Stadt, und find der Sorge einer auslhlt 
lich aus Bürgern von Freiburg zufammengefegten Municipalverwaltung & 
vertraut. 

28. Diefer Güter ausfchließlihe Beſtimmung ift forthin bie Beſte 
tung jener Municipalausgaben, die bis anhin auf der Stadt hafteten. 

.29. Das Geſetz beſtimmt die Befugniſſe dieſer Verwaltung, die 
zahl und Wahlart ihrer Mitglieder. 


Sechſter Abſchnitt. 
Allgemeine Verfuͤgungen. 


30. Das Geſetz wird die naͤhern Beſtimmungen uͤber die Organifal 
fowohl der obern als untergeordneten Behörden feftfegen. 

31. Die chriſtkatholiſche Neligion ift die Religion des Cantons; N 
Verfaffung fichert aber die freie und uneingefchränkte Ausuͤbung des proteftan 
tifchen ... dem Amtsbezirke Murten zu. 

3%. Das Protocol der‘ beiden Näthe und oben Behörden void 0 

teutſch, als in der ſchwelzeriſchen Nationalſprache, geführt, und alle Berhanl 
lungen und Belchlüffe derfelben werden in dieſer Sprache abgefaßt. | 

33. Das Patriciat oder große Bürgerrecht der Stadt Freiburg, m 
alfen feinen Rechten und Sreiheiten, ift zu Gunften unferer lieben umd } 
treuen Angehörigen zu Stadt und zu Land eröffnet. 


— — — 
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Die billigen Bedingungen zur Aufnahme in daſſelbe ſollen in einer naͤchſt 
szzugebenden Verordnung beſtimmt werden. 

34. Die Verfaſſung ſichert die Befugniß zu, Zehnt- und Lehensge⸗ 
le loszukaufen. 


* 


Siebenter Abſchnitt. 
Revifion der Verfaſſung. 


35. Bor BVerfluß von zehn Jahren kann feine Abänderung in ber 
antsverfaffung gemacht werden. 

36. Wenn. nah Verlauf diefes Zeitlaufs der Fleine Rath eine Abän- 
ung in berfelben nöthig findet, wird der Vorfchlag dazu dem großen Rathe 
han. Stimmen die zwei Drittheile dafür; fo wird ein folcher dem Kleinen 
the zurückgewiefen, der dann über die vorzunehmenden Abanderungen bes - 
hſchlagt, und felbe nad) und nad der Genehmigung des großen Nathes 
legt. Letztere wird aber nur dann gefeglich, wenn fie durch die zwei Dritt⸗ 
Ile der Stimmen ertheilt wird. 

Gegeben zu Freiburg, in Unfern großen Rathsverfammlungen vom 
5., 6., 7., 9. und 10. Mai 1814. 

Der Amtsfchultheig, E. J. Werro. 
Der Staatsfchreiber, Appenthel. 


Staatsverfaffung für den eidgendffifhen Stand 
Zuͤrich vom 11. Juni 1814. 


I. Allgemeine Grundfäge. ’ 


1. Die evangelifchereformirte Religion ift die herrſchende Landesreligion, 
n Batholifhen Gemeinden Rheinau und Dietiton find ihre bisherigen 
igionsverhältniffe duch die Verfaſſung garantirt. 

2. Alle Bürger des Cantons Zuͤrich genießen, nach Anleitung. der in 
fpätern Artikeln diefer Verfaffungsurkunde enthaltenen nähern Entwide- 
en, der naͤmlichen politifchen Rechte. 

3. Die Gleichheit der bürgerlichen Rechte ift in dem ausdrüdlichen 
m feftgefest, daß alle Bürger des Cantons in Abfiht auf Gewinn und 
verb die nämliche Freiheit genießen, und den nämlichen Gefegen unterwor- 
ſeyn follen, 

4, Seder Bürger einer Gemeinde des Gantons kann fih in jeder ans 

beliebigen Gemeinde deffelben das Ortsbürgerrecht, nach Maafgabe ih: 
beftehenden Cinzugsbriefes und der bereits‘ vorhandenen oder hinfünftig 
einenden gefeglicyen Verordnungen, erwerben. 

5. Jeder Gantonsbürger, fo wie jeder im Canton angefeffene Schwei— 
irger aus einem andern Canton, ift, nad) Maaßgabe der gefeglichen Bes 
mungen, zu Militairdienften pflichtig. 

6. Die Verfaſſung garantirt die Fortdauer der Befugniß, Zehnten und 
ndzinfe auf gefeglichern Wege loszukaufen. 

7. Alle dermalen in Kraft beftehenden Gefege, Landesverordnungen 

Regierungsbeſchluͤſſe behalten ihre volftändige Gültigkeit, inſofern fie 

: förmlich aufgehoben oder abgeändert werden. 

IL Politiſche Landeseintheilung Stimmfähigkeit. 


8. .Die Bürger des Cantons Zürich find zu Ausübung ihres politifchen 
| 1 
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Wahlrechts in fünf und fechzig Wahlverfammlungen oder Zünfte eingetheit, 
Die Stadt Zürich hat dreizehn, ber übrige Theil des Cantons zwei und 
funfzig‘ Zünfte, welche lestere je aus den ftimmfälsigen Bürgern der id 
zunaͤchſt liegenden Gemeinden, mit möglichfter Beobachtung eines gleihmäfi 
gen Bevölferungsfußes, gebildet werben. 

9. Alte nad den beftehenden Gefegen volljährige, wirkliche Bine 
einer Gemeinde, die zu einem Zunftbezirk gehört, find zunft: und ſtimm 
fähig. Ä 

Ä 10. Diejenigen Gantonsbürger, welche kein Gemeindsbürgerreht ii 
derjenigen Zunft befigen, wo fie wohnen, dürfen ihr Stimmredt nur in i 
ner Zunft ausüben, wo fie wirkliche Gemeindsbürger find. 

11. Vom Zunft: und Stimmrecht find ausgefchloffen: diejenign 

-fo in Koft und Lohn ftehen; die Almofengenöffigen; die Falliten um u 
richtlich Accordirten, infofern fie nicht rehabilitirt find, und diejenigen, | 
duch Urtheil und Recht ihres Activbuͤtgertechts verluftig erklärt, oder in M 
Ausübung befjelben fuspendirt worden find. 


‚ II. Großer Rath. 


12. Ein großer Rath- von zwei hundert und zwölf Mitgliedern If N 
höchfte Gewalt, der die Ausübung der Souverainitätsrechte und bie Ort 
gebung des Cantons zujteht. N 

13. Die Sefandtichaftsinftructionen des Standes Zurich auf ale w 
dentliche und außerordentliche Zagfagungen, werden, auf den Vorſchlag 
Beinen Raths, von ihm berathen und ertheilt. Er wählt die Gefandten und Ki 
fi) 'von ihnen Bericht abftatten. Auch liegt ihm in Fällen, wo bie 3 
fammenberufung außerordentlicher Zagfagungen in die Frage kommt, der Ent 
ſcheid darüber ob. | 

14. Der große Rath hat die ausfchliegende Befugniß, Steuern ju # 
fennen. Die alljährliche Staatsrehnung wird von ihm geprüft und 
Nichtigbefinden abgenommen. Ueber den Gang der vaterländifchen Ang 
genheiten überhaupt, und der innern Landesadminiftration des Gantons 

\  befondere, wird dem großen Rathe bei jedesmaliger Eröffnung feiner orte! 
lichen Sigungen durch das Drgan des Präfidenten Bericht erftattl. 
“15. Der große Rath wählt denjenigen Theil feiner eigenen Ol 
welcher nicht unmittelbar von den Bünften gewählt wird; ferner die Mit 
der des Kleinen Raths; die beiden Standeshäupter; die Mitglieder des 
raths; die Mitglieder und aus denfelben den Vicepräfidenten des Obetgericht 
die weltlichen Mitglieder und das Praͤſidium bes Chegerichts; den Ancifi 
der zuͤrcheriſchen Kirche; die weltlichen Glieder des Kirchenraths, und bie M 
glieder des Erziehungsraths. Ihm ſteht ferner die Beſtaͤtigung der von be 
Kleinen Rath zu wählenden Staatscanzlei und der von dem Obergeridt | 
wählenden Obergerichtscanzlei zu. | | 

16. Der große Rath wird ordentlicher MWeife alljährlich zweimal, nie 
lich im Brachmonat und im Chriſtmonat, außerordentlicher Weiſe aber ma 
Erforderniß der Umſtaͤnde, von dem kleinen Rath einberufen. 

17. . Der große Rath wird folgendermaßen zuſammengeſetzt: 

a) jede der dreizehn Zünfte der Stadt Zuͤrich wähle zwei, die du 
Minterthur fünf, und jede der 51 übrigen Zuͤnfte de Gantond i 
Mitglied des großen Raths aus ihrem eigenen Mittel; ' 

b) die Wahl der hundert und dreißig übrigen Glieder fteht dem gro 
Rath felbft zu. 

18. So wie in Zukunft eine durch unmittelbare Zunftwahl zu ! 


% 
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‚gende Stelle erledigt wird, fol der Eleine Rath bie Einteitung treffen, daß 
ie betreffende Zunft innert Monatsfeift, vom Eintritt des Erlebigungsfalls 
n gerechnet, zufammenberufen und die erledigte Stelle: durch das geheime 
nd abfolute Mehr wieder befegt werde. 

19. Mit der MWiederbefegung der von dem großen Rathe felbft zu wäh. 
nden Stellen wird fo lange gewartet, bis fünf Wacanzfälle eingetreten find. 
Jann macht 

a) der Eleine Rath dem großen Rathe bei feiner nädften Verſammlung 
Anzeige von den Erledigungsfällen, und der große Rath mählt hier 
auf durch das geheime und abfolute Mehr ein Vorſchlagscollegium 
von fünf Gliedern des kleinen und zehn Gliedern des großen Raths, 
und nimmt daſſelbe fofort in Pflichteid; 

b) diefes Collegium tritt unvermeilt zufammen, und bildet durch gehei⸗ 
mes und abſolutes Mehr eine Vorſchlagsliſte tauglicher und mit den 
verfaffungsmäßigen Erforderniffen ausgeftattetee Männer in der drei: 
fühen Anzahl der Wacanzen, Eeineswegs aber einen Dreiervorſchlag 
für jeden einzelnen Plab; 

e) aus diefem Vorſchlag wählt der große Rath durch geheimes und ab- 
folutes Mehr fünf Glieder. 

2%. Um mahlfähig in den großen Rath zu feyn, ift erforderlich: 

a) daß der betreffende Gantonsbürger, wenn er unmittelbar duch eine _ 
Zunft gewählt werden foll, wirklich auf diefer Zunft eingefchrieben, _ 
oder wenn es eine durch den großen Rath felbft vorzunehmende Wahl 
betrifft, wirkliches Mitglied einer der fünf und fechzig Zuͤnfte fey; 

b) daß er das dreißigfte Fahr angetreten habe. 

Ferner foll jedes Mitglied des großen Rathe unmittelbar nad) feiner 
mählung auf gefeslih zu beſtimmende Weife darthun, daß es ein eigen: 
ümliches Vermögen von wenigſtens zehntaufend Schweizerfranken ver⸗ 
wert habe. 

21. Die unmittelbar von den Zünften gemählten Mitglieder des gro⸗ 
n Raths werden, je zu ſechs Jahren um (naͤmlich alle zwei Jahre zum 
tittheil), einer neuen Wahl durch die Zünfte felbft unterworfen. Die Aus: 
tenden find immer wieder wählbar. 

22. Die, andern, nit von den Zünften gewählten Glieder des großen 
aths werden ebenfalls je zu ſechs Jahren um (mit gleihmäßiger Beobach⸗ 
nd der Sönderung in drei Abtheilungen), einer neuen Wahl durch den gro: 
n Kath felbft unterworfen. Die Austretenden find immer wieder wählbar. 

23. Die Mitglieder des Eleinen Raths und des Obergerichts find von 
fer periodifchen Erneuerung in der Eigenſchaft von großen Raͤthen ausge: 
mmen, fie mögen nun unmittelbar von den Zünften oder fonft zu Glie: 
n des großen Raths gewählt feyn. 

24. Die nähere Beftimmung des. Verfahrens bei diefen in 
ibt dem Geſetz vorbehalten. 


IV. Kleiner Rath, und Staatsrath. 


25. Ein Eleiner Rath beiteht aus fünf und zwanzig Mitgliedern des großen 
aths, von welchen wenigftens eines aus jeder derjenigen Abtheilungen ge: 
mmen werden folk, die unter der vormaligen Verfaſſung einen Bezirk aus: 
macht haben. Er fohlägt dem großen Mathe die Gefege und Becſchluͤfſe 
t, und fest diefelben nad) ihrer Annahme in Vollziehung. Er entwirft die 
tondesinftructionen auf ordentliche und auferordentlihe Zagfagungen, und 
t diefelben dem großen Rathe vor. Er beforgt die täglichen Regierungs⸗ 
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gefchäfte umd die Correſpondenz mit den eidsgendfjifchen Ständen und ben 
ausmättigen Behörden. Er hat die Oberauffiht und Leitung über alle Theile 
des Suftizmefens und der Adminiftration, und wählt zu allen in dieſe beiden 
Faͤcher einfhlagenden Stellen und Aemtern, infofern nicht ihre Befegung duch 
die Verfaffung dem großen Mathe vorbehalten if. Er uctheilt in legter In: 
ſtanz über alle adminiftrative Streitigkeiten. 

26. Zwei Bürgermeifter führen abwechfelnd, jeder ein Jahr lang, das 
Präfidium fowohl im Eleinen als au im großen Rathe. Drrjenige, welcher 
nicht im Amte iſt, verſieht noͤthigen Falls die Stelle des andern. 

F27. Der Heine Rath verſammelt ſich regelmäßig auf den Ruf dei 
Präjidenten, To oft ſolches die Gefchäfte erfordern. 

28. Die Mitglieder des Eleinen Raths werden von bem großen Rath 
aus feiner eigenm Mitte dur das geheime und abfolute Mehr gewählt. 
Eben fo wählt der große Rath auch die beiden Buͤrgermeiſter aus den Mit: 
gliedern des Eleinen Raths. 

29. Um in den fleinen Rath wahlfähig zu feyn, muß man bas fed4 
und dreißigfte Fahr angetreten haben, 

30. Die Mitglieder des Eleinen Raths bleiben ſechs Jahre lang an 
ihren Stellen, in der Meinung, daß fie in drei Abtheilungen geföndert mer 
den, von denen, je zu zwei Jahren um, eine duch den großen Rath mu 
geroahlt wird. Die Austretenden find aber ſtets wieder wählbar. 

31. Ein Staatsrath, beftehend aus den beiden Bürgermeiftern (die 
von Amts wegen Mitglieder find) und fünf andern durch den großen Rath, 
durch geheimes und abfolutes Mehr, zu waͤhlenden Mitgliedern des Kleinen 
Raths, leitet, unter dem Vorſitze des Amtsbürgermeifters, die diplomatifchen 
Geſchaͤfte. Ihm liegen die Worberathungen, und unter dringenden Umitin 
den auch die vorläufigen Maaßregeln, bezuͤglich auf die innere und aͤußer⸗ 
Sicherheit des Staats, ob. 


V. Gerichtsverfafſung und Vollziehungsbeamte. 


32. Alte Streitſachen im Canton muͤſſen zuerſt vor ein Friedendric 
teramt gebracht werden, deſſen Drganifation und Gompetenz das Geſetz be 
ſtimmt. 

33. Der Canton Zuͤrich iſt in zehn bis elf Amtsbezirke eingetheilt, 
deren Umfang das Gefeg definitiv feftfegen wird. 

24. Jedes dieſer Aemter hat eine erfte inftanzliche Gerichtsbehoͤtde 
welche Amtsgericht genannt mird, und aus einer durch das Gefeg zu beflime 
menden Anzahl von Mitgliedern befteht. 

35. Ein Oberamtmann führt den Vorſitz im Amtsgeriht, und ver 
einige mit diefer Präfidentenftelle diejenige eines Obervollziehungsbeamten Fa 
feinem Amtsbezirk, 

36. Die Amtsgerichte werden von dem Eleinen Rath alfo befegt, das 
der Oberamitmann durch freie Wahl aus allen zünftigen Bürgern des Cam: 
tons gewählt werden ann, die Amtsrichter oder Beifiger aber aus allem 
Bürgern des Amtsbezirks gezogen werden müffen. | 


37. Künftige Gefege werden die Competenz, Attribute, Befofdumg un) 
‚ periodifche Erneuerung diefer Beamten näher beftimmen. Die Ausmittelumg| 
ſchicklicher Sigungsorte für bie Amtsgerichte, fo wie die allfällige Anweifuns 
— Wohnungen für die Oberamtleute und die Canzleien, bleibt gar 
falls dem Geſetz vorbehalten. 

38. Das Seſes wird auch das Ile in Bezug auf die Organtfatlons, 
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Pflichten und Befugniſſe derjenigen Unterbeamten feftfegen, die den Oberamts 
leuten ihrer Eigenfhaft von Obervollziehungsbeamten nachgefegt find. 

39. Für die Matrimonialjachen wird ein Ehegeriht aus weltlichen und 
geiftlihen Gliedern gebildet, deifen nähere Drganifation dem Gefeg vorbehals 
ten bleibt, 

40. Ein von dem nicht im Amte ftehenden Buͤrgermeiſter präfidirtes 
und (diefen Präfidenten ungerechnet) aus dreizehn Mitgliedern beftehendes 
Dbergericht beurtheilt in legter Inſtanz alle Civil: und Griminalfälle, infos 
fern bie legtern nicht malefiziſch find. 

41. Diefes Obergericht foll fich regelmäßig auf den Ruf feines Prär 
fidenten verfammeln, fo oft es die Gefchäfte erfordern. 

42. Die Mitglieder diefes Obergerichtd werden von dem großen Rath 
aus feiner eigenen Mitte durdy das geheime und abfolute Mehr gemählt. 

43. Um in das Obergericht wahlfähig zu ſeyn, muß man das fechs 
und dreißigfte Jahr angetreten haben. 

44. Die Mitglieder des Obergerichts bleiben ſechs Fahre lang an ih: 
ten Stellen, in der Meinung, daß fie in drei Abtheilungen geföndert ters 
den, von denen je zu zwei Jahren um eine durch den großen Ruch neu ges 
wählt wird, Die Austretenden find aber immer wieder wählbar. 

45. Sin allen Fällen, wo eine Zodesftrafe eintreten kann, werden vier 
Mitglieder des Eleinen Rathes durch das Loos zugezogen, welche vereint mit 
dem Dbergericht das Malefizgericht bilden. 

46, Alle in der gegenwärtigen Verfaſſung nicht ausdruͤcklich beſtimm⸗ 
ten nähern Anmendungen und Entwidlungen follen fucceffiv durch die Ges 
fepgebung ausgeführt werden. 

Vorftehende Verfaſſung ift von dem großen Rath des eidsgenöffifchen 
Standes Zürich angenommen und in Kraft‘ erkennt worden, Samftag ben 
11, Brahmonat 1814. Ä 
Sm Namen des großen Raths unterzeichnet: 

Der Amtsbürgermeifter, 3. EC. Eſcher. 
Der erſte Staatsfchreiber, Lavater. 


e) Berfaffungsurkfunde des Fürftenthbums Neuen: 
burg vom 18. Juni 1814. ! 


Wir Friedrih Wilhelm III. von Gottes Gnaden König von Preus 
nu f. w. 

Die Siege, welche die göttliche WVorfehung Unfern Waffen verliehen hat, 
gewährten Unſerm Herzen die höchft angenehme Befriedigung, treue und ges 
lebte Völker auf immer an Unfere Herrſchaft zu Enüpfen, die Unferm Haufe 
entweder gewaltfam entriffen, ‘oder, um größeres Unglüd von ihnen abzuwen⸗ 
den, durch Uns abgetreten wurden. Diefe Genugthuung, Theure und Liebe, 
gewährt Uns vorzüglich die Ruͤckkehr der glüdlichen, zwifchen dem Fuͤrſten 
und feinen Unterthanen ein volles Sahrhundert duch beftandenen Wer: 


haͤltniſſe. Ueberzeugt, daß der Wohlftand, wozu euer Kunfifleiß und eure 


frengungen ein von Natur menig fruchtbares Land erhoben haben, 
nicht allein die Frucht einer väterlichen Verwaltung, fondern auch einer 
Mohlberechneten Verfaffung und der durch Unfere Vorfahren zu verfchies 
denen Zeiten extheilten Freiheiten und Befreiungen waren, haben Wir 
“ine Prüfung diefer legten vornehmen laſſen, in der Abſicht, denſelben 


x 


un 
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eine neue Gewaͤhrleiſtung zu ertheilen, und nur in folhen Puncten darin 
Abaͤnderungen vorzunehmen, die mit den gegenwaͤrtigen Fortſchritten der Ci⸗ 
vilifirung, und mit den engern Derhältniffen, welche zwifchen dem Fürfim: 
tbum und der fchweizerifchen Eidsgenoffenfhaft Statt finden werden, unver 
täglich find. Wir haben demnach die gegenwärtige Erklärung ausgeſtellt, 
welche Wir treu zu halten und zu beobachten verhoffen,. und welcher ale 
Könige-von Preußen, Unfere Thronfolger, als fouveraine Sürften 
von Neuenburg nachzukommen verheißen werden, indem fie nach ihrer Tihrons 
befteigung und in -Gemäßheit alter Uebung die gegenfeitigen Eide leiſten. 
Wir erklären demnad: 

I. Daß Rir und ‚Unfere Nachfolger, die Könige von Preußen, 
unter Unferer unmittelbaren Herrſchaft behalten werden das fouveraine Fur 
ſteothum Neuenburg, mit allen feinen Zubehörden, Pertinentien, Domainen 
und Einkünften jeder Art, um daffelbe in feiner volllommenen Unabhängig: 
keit, Unveräußerlichkeit und Untheilbarkeit zu behalten, ohne daß ſolches koͤnne 
vettingert oder jemals einem jüngern Prinzen als Leibgeding überlaffen, noch 
als Lehen oder Afterlehen, an wen e8 immer wäre oder auf welche Weiſe 
ſolches geſchehen koͤnnte, uͤbertragen werden. 

II. Die freie Ausuͤbung der proteſtantiſchen und der katholiſchen Re: 
ligion, uͤber die Wir Uns foͤrmlich Unſere landesherrliche Obergewalt vorbe—⸗ 
halten, ſollen von Uns und Unſern Nachfolgern, ohne Ruͤckſicht auf Wohn: 
ort, erhalten und geſchuͤtzt bleiben; die proteſtantiſche Religion unter der Leis 
tung und Gewalt der Claſſe der Pfarrer und der Conſiſtorien. Wir beitäti- 
gen hierdurch alle von jener Claſſe erworbenen Rechte und insbefondere das: 
jenige, die Pfarrer zu ernennen, fie in ihren Verrihtungen einzuftellen, gu 
entjegen und abzuändern, und über Gegenjtände, welche die Geiftlichkeit bes 
treffen, zu urtheilen. Die katholiſche Religion fteht, in allem, was Dxbs 
nung und Disciplin betrifft, unter der Leitung und Gewalt des Bifchefe 
von Laufanne. 

I. Jeder Unterthan und Einwohner des Fuͤrſtenthums kann, obne 
dadurch ſein Buͤrgerrecht in demſelben zu verlieren, und mit der Befugnis, 
jederzeit in feine Heimath zurückehren zu können: - 

1) das Fuͤrſtenthum ungehindert verlaffen zum Behuf von Meilen fo: 

wohl, als für auswärtige Niederlaffung ; 

2) In Kriegsdienfte einer fremden Macht treten, infofern nämlich dieſe 
mit dem Souverain in ſeiner Eigenſchaft als Fuͤrſt von Neuenburg 
nicht im Kriege fich befindet. MWerbungen dürfen ohne dafür ertheilte 
Bewilligung des Fürften niht Statt finden, 

IV. Wer nicht Landesunterthan und im Kürfienthum anfäffig if, 
kann feine Civil- oder Militairſtelle bekleiden. Won diefer Beilimmung if 
einzig die Stelle de8 Gouverneurs ausgenommen. &leihmäßig find diejeni- 
gen von Staatsbedienungen ausgeichloffen, welche Aemter und Stellen im 
Dienft eines andern Fürften oder fremden Staats beffeiden. Die Beflak 
lungsbriefe der Staatsbenmten oder der Mitglieder von Gerichtsftellen und 
Notarien, mit Ausnahme der Gerichtsboten, follen die Beftimmung enthal⸗ 
ten, daß die Ernannten an ihren Stellen ſo lange bleiben werden, als fie 
fi) wohl verhalten, fo daß fie nicht. dürfen entfegt werden, außer in ‚Felge 
fattfam erwiefener Verbrechen, Derwaltungsuntreue, ſchlechter Aufführume, 
oder offenbarer Unfähigkeit, Diefer Artikel fol in Bezug auf das Mititair 
diejenigen Ausnahmen erleiden, welche durch die Verbindung mit der Schmweis 
erforderlich werden. — 
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V. Die vollkommene und gänzliche Hanbdelsfreiheit im Rande und aus: 
waͤrts wird den Unterthanen und Einwohnern des Fürftenthums zugefichert, 
fomweit folche den Verpflichtungen nicht zuwider läuft, welche der Eintritt des 
Landes in den Bund der fchmweizerifchen Eidsgenofjenfhaft mit ſich führt. 
Wir behalten ung das Recht vor, die erforderlichen Polizeivorfchriften zu er 
theilen, in Hinfiht auf den Verkauf ſolcher Gegenſtaͤnde, welche die Sicher⸗ 
heit des Staats gefährden koͤnnten, und eben fo in Fällen, mo das öffent 
liche Wohl folches erheifcht, die Ausfuhr von Lebensmitteln oder Gegenſtaͤn⸗ 
den erſter Nothwendigkeit zu verbieten. 

VI Der wirklihe status quo in Hinfiht auf Verwaltung und Rechts⸗ 
ordnung wird in allen feinen Theilen beftätige, und es fol derfelbe anders 
nicht, ald entweder durch den Willen des Fürften, oder durch das Gefeg, 
je nach Belchaffenheit der Umftände, verändert werden dürfen. Es foll ins⸗ 
befondere durch die Landſtaͤnde für die Aufftellung eines einzigen 
gerichts im Fürftentbume geforgt werden. 

VII Die Polizeiordnungen gehen vom Fürften aus, ünd follen uns 
mittelbar im ganzen Staat bekannt gemadht und vollzogen werden. Die 
Bewilligungen, kraft welcher Gorporationen oder Gemeinden die Polizei auss 
üben, bleiben jederzeit Unferer Oberaufficht- unterworfen. 

VII. Wir beftätigen ansdrüdtic das Uns zuftehende Recht, Uns, fo 
oft Wir es dienlich erachten, in den Verſammlungen aller Staatscorporationen 
ohne Ausnahme repräfentizen zu laffen. 

IX. Kein Unterthban oder Einwohner des Fürftenthbums darf in Vers 
haft gebracht werden, in Neuenburg ohne ein Urtheil der vier Meneftralg, 
und in den übrigen Gerichtsbezirken ohne ein durch wenigftens fünf Richter 
ber Gerichtsftelle des Dres, wo das Vergehen Statt fand, unterzeichnetes 
Urtheil, Wenn einer auf frifcher That ergriffen, oder wegen eines fehr ho— 
ben Verdachtes angehalten wird; fo darf ein folder proviforifcher Verhaft 
nicht länger als dreimal vier und zwanzig Stunden dauern. Nah Verfluß 
Derfelben foll der Beklagte entweder frei gelaffen oder gefangen gefegt werden, 
infofern. das legtere durch die Gerichtsſtelle befchloffen ward. Das Vermögen 

eines Beklagten darf unter feinerlei Vorwand, gunz oder theilweife, weder 
eingezogen noch fequeftrirt werden, fo lange derfelbe nicht richterlich beurtheilt 
oder verfällt ift. 

X. Keine Abgabe oder neue Auflage, unter welchem Namen und Ti⸗ 
tel es feyn mag, darf anders als vermöge eines Geſetzes erhoben merden. 
Die allgemeinen Aenderungen, welche man mit den gegenwärtig fchuldigen 
und bezahlten Abgaben vorzunehmen nöthig erachten möchte, follen gleichfalls 
yırıcch Geſetze angeordnet werden. Diefer Artikel findet Beine Anwendung auf 
sie durd Polizeimaaßnahmen angeordneten Leiſtungen und Abgaben. 

XI. Alle Unterthanen und Einwohner des Fürftentyums Neuenburg, 
Ihme Ausnahme, find von ihrem achtzehnten bis in ihr funfzigſtes Jahr 
va ffendienſtpflichtig; fie koͤnnen aber in wirklichen Dienſt zu feinem andern 
Zwoeck gerufen werden, als für die Erhaltung der öffentlihen Ordnung, für 
sie Landesvertheidigung und für die Erfüllung der Verträge, welche das Fürs 
tennthbum mit der Schweiz verbinden. Die Milizen flehen Eünftig unter Un= 
‚rer alleinigen Oberauffiht; fie follen von nun an nur einerli Fahne und 
Tocarde haben, und jede dieſem zumiderlaufende Bewilligung wird hiermit 
As drüuͤctlich von Uns aufgehoben. Wir behalten Uns vor, durch eine be: 
„redete Verordnung alles, was den Militairdienft betrifft, zu reguliven, und 
3; folen bie Veflimmungen derſelben den ee „angepaßt en. 
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welche unfer Fuͤrſtenthum mit der fchmeizerifchen Eidsgenoſſenſchaft verbinden 
werden. | Ä 
AM, Wir behalten Uns hinwieder vor, in Kraft einer mit Unfem 
Fuͤrſtenthum Neuenburg zu fchließenden Gapitulation, ein Bataillon Irup 
pen in Gold zu nehmen, das zu Unferer Garde gehören und mit ihr gleiche 
Vorrechte genießen foll; es wird folches vierhundere Mann ſtark feyn, und 
unfer Staatsrath von Neuendurg hat Uns die dabei anzuftellenden Office 
zur Genehmigung vorzufdlagen, mit Ausnahme des Commandanten, deln 
Ernennung Wir Uns felbft vorbehalten. Ueber die freiwillige Werbung un 
über die Bildung diefes Bataillons foll ein befonderer WBertrag geſchloſſen 
werden. 

XIII. Das bewegliche und unbemwegliche Eigenthum der Gorporationen, 
der Unterthanen 'und Einwohner, darf durch keinetlei Eingriffe verlegt wir 
den. Wenn, nad dem Befinden des Fürften, für Gegenftände öffentlichen 
und allgemeinen Vortheild die Verfügung über irgend ein Cigenthum not: 
wendig wird; fo foll deshalb mit dem Beſitzer guͤtlich unterhandelt, und bi 
fid) ergebenden Schwierigkeiten eine gerichtlihe Schägung des Gegenftankt 
veranftaltet werden. 

XIV. Um Unfern‘ getreuen Unterthbanen einen neuen Beweis Unfet 
Wohlwollens und Unferer Zuneigung zu ertheilen, haben Wir befchloffen, di 
Landftände wieder als gefeggebende Wehörde und Nationaltath herzuftelen, 
und die Stellvertretung jedes Bezirks nach feiner Wichtigkeit und Vevöle 
tung feltzufegen. Die Bildung und die Attribute der Landftände follm in 
einer befondern, mit Unferer Unterfchrift verfehenen, Werordnung enthar 
ten feyn. 

AV. Ale Gefege, Befreiungen, Freiheiten, wohlhergebrachte Uebun 
gen,.gefchriebene und nicht gefchriebene Urkunden und Bewilligungen, die da 
gegenwärtigen Erklärung nicht zuwwiderlaufen, find beibehalten und beſtätigt 

Gegeben in London, am 18. Brachmonat des Gnadenjahrs eintai 
fend achthundert und vierzehn. 

(L. S.) Unterz. Sriedrih Wilhelm. 

Und weiter unten: 

Der Fürft von Hardenberg 


Drganifationsedict für die Landſtaͤnde des Für 
| ftentbums Neuenburg. 


* Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Pr 
fen, u f. w. 
Mir haben Unfern getreuen Unterthanen von Neuenburg und De 
tangin einen neuen Beweis Unferer Eönigfichen Sorge für ihr Wohl gu” 
ben, indem Wir durch den vierzehnten Artikel der Verfaſſungsurkunde ven 
achtzehnten Brachmonat Iegthin die allgemeinen Randftände herftelii 
ducch die gegenwärtige Verordnung fegen Wir nunmehr derfelben Bilduug 
Befugniffe und die in ihrer Verfammlung zu beobachtende Ordnung fell. 

1. Der Gouverneur des Fürftenthbums, oder an deffen Statt dit 5 
tefte Staatsrath, wird die Landſtaͤnde einberufen und den Worfig bei denk 
ben führen. 

2. Die Landftände follen beftehen aus den zehn aͤlteſten Gliedern di 
Staatsraths, mit Ausnahme jedoch) Unfer® Canzlers, Unfers Omen 
procurators und Unſers Staatsſecretairs, ums ber befondern biefen aufzutte 
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genden Berrihtungen willen; aus vierzehn Motabeln, melde nicht Staates 
räthe find; vier bderfelben follen Diener des göttlichen Wortes feyn, und fie 
werden fämmtlid von Uns ernannt; aus den Präfidenten dev Gerichtöbezicke, 
deren Zahl nicht über vier und zwanzig anfteigen darf; und aus dreißig duch 
die verfchiedenen Bezirke Unſers Fürftentbums ernannten Gliedern. 

In Fällen von Abwelenheit oder Krankheit vor Eröffnung der Siguns 
gen, werden die Staatsräthe für diefe legtern dur die ihnen im Range fo 
genden, die Geiftlihen und Notabeln durch Ernennungen ded Staatsrathe, 
die Gerichtspräfidenten durd ihre Statthalter, nach der im ‘folgenden Artikel 
feftgefegten Drdnung, und die Deputirten der Bezirke dutch Suppleanten, 
wie im vierten Artikel verordnet iſt, erfegt. 


Die Gerichtsftatthalter, im Fall fie duch einen Bezirk als beffen Des 
putirte ernannt find, behalten ihre Stellen, und koͤnnen die Gerichtspraͤſiden⸗ 
ten nicht erfegen. 


3. Die Gerichtspräfidenten figen in nachfolgender Reihenfolge: Neuens 
burg, Valangin, Landeron, Boudry, Val-de-Travers, Ihielle, Locke, Chaur: 
de: Fonds, Lacote, Nochefort, Colombier, Sagne, Bevaix, Cortaillod, Ver— 
tiereg, Lignieres, Bregine, Brenets, Travers, Gorgier, Vauxmarcus. 


4. Die dreißig Abgeordneten der Bezirke, deren Vertheilung und Rang 
in bem ber gegenwärtigen Verordnung angehängten Berzeichniß feltgefegt find, 
werden folgendermaßen ernannt: Wenn ein Bezirk durch den Stautsrath 
aufgefordert wird, zur Ernennung eines oder mehrerer Abgeordneten an die 
Landftände zu fchreiten; fo verfammeln fih alle in dem Bezirk wohnhaften 
Staatsunterthanen, welche das zwei und zwanzigſte Jahr erreicht haben, bie 
weder Falliten, nod duch ein Griminalurtheil betroffen find, und aus Ar—⸗ 
mengütern nicht unterflügt werden, um durch Stimmenmehrheit und gemäß 
der in dem angehängten Verzeichniß bejtimmten Zahl, die Perfonen zu bes 
zeichnen, welche fie zum Beifig in den Landflinden für die tüchtigften hal 
ten. Noch am gleihen Zage wo moͤglich, oder fpäteftend am darauf fol: 
genden, verfammeln fid alle durch die Bezirke bezeichneten Perfonen in dem 
Hauptorte, den das Verzeichniß feſtſetzt, und nachdem fie allda in die Hand 
des Caſtellans oder Meiers den Eid geleitet, ihre Stimmen gewiſſenhaft 
denjenigen geben zu wollen, von denen fie dafür halten, daß diefelben dem 
König und dem Staat durch ihre Rathfchläge die beften Dienfte leiſten Eins 
nen, fchreiten fie unter dem Vorſitz des Gerichtöpräfidenten zur Verminderung 
ihrer Anzahl auf die doppelte der zu waͤhlenden Deputirten. Der Gerichtss 
ſchreiber wird einen Verbalproceß über diefe Wuhlhandlung auffegen, um ſolchen 
alfogleih den Mitglieoern des oder der Gerichtsftellen, die nad) Angabe des 
Verzeichniſſes befammelt find, vorzulegen. Die Gerichtsbeifiger wählen nun 
aus den Vorgefchlagenen die Deputirten an die Kandftände, und jene, welche 
die mindern Stimmen hatten, find die Suppleanten der Deputirten. Stirbt 
ein Deputirter; fo geht für feinen Suppleant, oder für den legten der Sup⸗ 
pleanten, diefe Eigenfchaft verloren. Um von einer Gemeinde zum Gandida> 
ten für die Kandftände gewählt zu werden, muß man das fünf und zwan⸗ 
zigfte Jahr zurüdgelegt haben, geborner Staatsunterthan, im Bezirke . fefs 
haft feyn, und ein ſchuldenfreies Grundeigenthum von wenigſtens eintaufend 
Livres touren. befigen. Won der Wahl find hinwieder auch ausgefchlofjen 
alle, die nicht ihres eigenen Rechtens find, oder die gegenmärtig Armenunter⸗ 
flügung empfangen. Die Gerichtsbeifiger, welche von den Gemeinden auf 
die Vorfchlagstifte gebracht wurden, können fowohl in den Berfammliungen der 
Gandidaten, als in denen der Gerichtsbeifiger ihre. Stimmen geben. 


% 
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Die vier Deputirten ſowohl, ald die vier Suppleanten der Stadt 
Neuenburg, werden duch die vier Meneſtrals, groß und Eleine Raͤthe dieſet 
Stadt unter dem Borfig Unfers Meiers ernannt. 

9. Ein Doppel des Verbalproceſſes jeder zu. Ende gebrachten Wahl 
foll Unferm Generalprocurator überfandt werden, welcher gemeinfam mit Un: 
ferm Ganzler und mit dem Secretaic Unfers Staatsrathes prüfen wird, ob 
alle s in der erforderlichen Ordnung vor fih ging. Im Falle, wo etwas 
Fehlerhaftes bei den Wahlen zum Vorſchein kommt, oder wo Einwendungen 
gegen ihre Gaͤltigkeit gemacht werden, foll Unfer Generalprocurator den Stin- 
den davon Kenntniß geben, die das Erforderliche deshalb befchliefen, und in 
der. Zwiſchenzeit bleiben die beftrittenen Stellen erledigt. 
| 6. Die Stellen bei den Landſtaͤnden find lebenslaͤnglich, für die von 
Uns ernannten Notabeln fowohl, als für- die Abgeordneten der Bezirke; bie 
Staatsräthe und übrigen Staatsdiener behalten ſolche, fo lange fie ihre Staat‘ 
ämter befleiden. 

T. Weil die Achtung für gute Sitten die ficherfte Grundlage dr 
Wohlfahrt der Staaten ift; fo fol, im Kal wider Erwarten ein Mitglied 
ber Landftände duch unfittlidyen Lebenswandel öffentliches Aergerniß veran: 
laffen würde, auf die durch fünf Mitglieder der Landftände deshalb geſchehene 
fhriftlihe und geheime Angabe, durch Unfern Generalprocurator gemeinfam 
mit Unferm Ganzler und dem Secretair Unſers Staatsrathes unterfudht wer 
den, ob Grund vorhanden fey oder nicht, um den Fall den Landftänden vor: 
zutragen, durch welche die Entfegung ausgefprochen wird, was jedoch anders 
nicht als durd zwei Drittheile der Stimmen gefchehen darf. 

8. Der Gouverneur des Fuͤrſtenthums wird die Landftände fo oft vr 
fammeln, als er es für dienlich erachtet; jedoch dürfen mehr nicht als zwei 
Sahre zwifchen dem Schluß einer Sigung und der Eröffnung der folgenden 
verfließen; der Gouverneur erklärt hinwieder den Schluß jeder Sigung. Der 
Ort und Zag der Verfammlung werden durdy eine Kundmachung beſtimmt, 
und die Mitglieder der Randftände erhalten befondere Einberufungsfchreiben. 


9, Die Mitglieder der Landſtaͤnde follen vor Eröffnung der Sigunget 
in die Hand Unfers Gouverneurs den Eid leiften, ihre Stimmen gewiſſen⸗ 
haft zum Beften des Staats zu ertheilen, ohne ihre Meinung durd das 
Intereſſe irgend einer Corporation oder Individuums leiten zu Laffen; feine 
Verfammlung oder Verbindung beizumohnen, worin, unter welchem Namen 
oder Titel folhes"gefchehen möchte, Eingriffe in Unfere und Unferer Xhren: 
folger Rechte auf das Fuͤrſtenthum, oder auch in die von Uns ertheilte Bir 
faſſungsurkunde gefhehen könnten oder wollten; aus allen ihren Kräften um 
fo viel von ihnen abhangen kann, die Ehre und den Wohlſtand der fi 
zerifchen Eidsgenofjenfchaft zu befördern; und endlich weder für fich felbt, 
noch für die Ihrigen von fremden Fürften oder Herren irgend eine Penſion 
anzunehmen. 

10, Unfer Gouverneur wird jede Sigung durch eine Mede eröffnen, 
welche in ber Ganzlei der Landftände aufbewahrt bleibt. Hierauf fol Unfe 
Generalprocurator im Namen Unfers Gouverneurs die Gegenftände vortragen, 
welche in Berathung fallen follen; er wird mündlidy die Gründe der getha— 
nen Vorſchlaͤge entwideln, und alle Aufihlüffe ertheilen, weldye erforderlih 
feyn moͤchten. Inſofern der Gouverneur den Berathungen nicht ſelbſt beigw 
wohnen für dienlich erachtet; fo werden die Stimmen durd) den Canzlet ge 
fammtelt. Die Belchlüffe werden durch den Serretair unſers Stuatdrathed, 
unter der Gontrolle des Canzlers, zu Papier gebracht, es wäre denn, di 
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eine durch die Landſtaͤnde felbft ernannte. Commiſſion dazu den Auftrag er 
hielte. Die Verhandlungen, Belhlüffe und Borftellungen der Landftände 
werden durch ſechs von der Verſammlung dafür bezeichnete Deputirte und 
hinwieder durch den Ganzler und Secretair des Staatsrathes unterzeichnet. 

11. Kein Gefeg darf ohne die Zuftimmung der Zandftände erlaffen, 
abgeändert oder aufgehoben werden. Sie bejtimmen- hinmwieder alles, was die 
Auflagen betrifft. Ihre Entſcheidung über diefe wichtigen Gegenftände erfolgt 
nicht eher, als wenigſtens ſechs Monate, nachdem foldhe ihnen find vorges 
legt worden. Sie follen über die Handhabung der Verfaffung und der Urs 
Eunde vom 18. Juni 1814 wachen, und am Schluffe jeder Sigung werden 
fie im Namen des Fürften aufgefordert, dasjenige zu eröffnen, wovon fie 
glauben, daß es zu Beförderung des gemeinen Beten und zum Wohl bes 
Staates beitragen koͤnne. Was die Ausgaben betrifft, welche aus den von 
dem Staate gegen die [heizerifche Eidsgenoffenfchaft eingegangenen Verpflich⸗ 
tungen herrühren, fo wie folhe, welche unvorhergefehene Fälle von Krieg 
und dergleichen betreffen; fo werden die Landftände dafür ohne Verſchub les 
diglih die Art, wie fie gededt werden follen, zu beftimmen haben. Kein Bes 
ſchluß darf in Vollziehung gefegt werden, ehe er Unfere Sanction erhalten 
hat und durch Uns fund gemacht feyn wird, 

12. Unſer Staatsrath wird die Polizeiordnungen und hinwieder das 
Geremoniel der Landftände feftfegen. Unferm Generalprocurator insbefondere 
liegt ob, darüber zu wachen, daß geziemende Ordnung und Anftand in den 
Berathungen berefhen, und er wird, ohne Ungebundenheit zu dulden, Sorge 
tragen, daß die Freiheit der Meinungen vollkommen gefihert und geach⸗ 
tet bleibe. . 

Mir beauftragen anmit Unfern Gouverneur und Unfere lieben und ges 
treuen Mitglieder Unfers Staatsrathe von Neuenburg, die gegenwärtige Er⸗ 
klaͤtung einregiftriren zu laffen, und darauf Hand zu halten, daß fie in allen 
Beziehungen möge vollzogen werden, denn dies ift Unſer Wille. Zu deſſen 
Bekräftigung haben Wir folche eigenhändig unterzeichnet, fie durch Unfern 
Staatskanzler, den Fürften von Hardenberg, contraſigniren, und Unſer Staats⸗ 
ſiegel derſelben beidruden laſſen. 

Gegeben zu Wien am 26. Chriſtmonat des Gnadenjahrs 1814, und 


Unferer Regierung im achtzehnten. 
Unterz. Friedrich Wilhelm. 


Und weiter unten: 
. Der Fürft von Hardenberg. 


4, 


f) Staatöverfaffung des Canton Appenzell der 
| außern Rhoden vom 28. Juni 1814. 


. Allgemeine Beftimmungen. 


“Die dufern Nhoden bes Gantons Appenzell bekennen ſich ſaͤmmtlich zur 
evangelifch = zeformirten Religion. Ihre politiſche Verfaſſung iſt rein demokra⸗ 
tiſch, und bie hoͤchſte Gewalt beruht auf der Geſammtheit des Volks. Ser 
der Eingeborne ift Soldat und zum Militairdienfte verpflichtet, ſobald er das 
ſechszehnte Fahr erreicht ne und den Beitritt zum heil. Abendmahl erhals 
ten bat. 
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Eintheilung, 

Der Canton ift in die Gemeinden von vor der Sitter und hin 
ter der Sitter eingetheilt. Jede diefer Landesſeiten ſtellt fünf hohe Be 
amte, nämlich den Landamman, Landsftatthalter, Landsſeckelmeiſter, Lande 
hauptmann und Landsfühndrih, in die Landesregierung, welche alle zwii 
Jahre im Rang abwechſeln und gegenfeitig in den gleichen echten und 
Pflichten ftehen.: Trogen und Herifau find die Hauptorte des Can 
tons; jedoch wird am eriten Orte die hohe Juſtiz ausfchließlich vermaltt, 
Auf beiden Plägen befinden ſich die Landescanzleien und Archive vertheit. 


Deffentlihe Gemalten. 


Die gefeggebenden und vollziehenden Behörden diefes Cantons ſind die 
Landsgemeinde, die Neu- und Alt-Raͤthenverſammlung, der große Rath und 
die kleinen Raͤthe. 

1. Die Landsgemeinde oder bie allgemeine Verſammlung des 
Volks iſt die hoͤchſte Landesbehoͤrde. Sie beſteht aus allen Angehörigen di} 
Cantons im Alter von ſechszehn Fahren und darüber, wird alle Sahre am 
legten Sonntage des Aprilmonats abwechfelnd zu Hundwyl und Zrogen ge⸗ 
halten, und erwählt durd freie Hand und Stimme die vier Standeshäupt, 
bie ſechs übrigen Beamten, den Landwaibel und Landſchreiber, doch ſtets nur 
für.ein Jahr, nach deffen Verfluffe alle wieder wählbar find. Der Land: 
gemeinde müffen alle Bündniffe und Verträge, Kriegs: und Friedensſchluͤſt, 
alle Vorſchlaͤge zu neuen Landesgefegen oder zu Abänderung der alten zw 
Entfheidung vorgelegt werden, nachdem fie vom großen Rathe geprüft wor 
ben find. Sie allein ift befugt, den Fremden: das Landtecht zu ertheilen odin 
ſie abzuweiſen. Außerordentliche Yandsgemeißen können einzig von dem gi 
Ben Rathe erkennt und angeordnet werden. 

2. Die Neu: und Alt: NRäthenverfammlung ift bie zweite 
Behörde des Cantons, und ift aus den ſaͤmmtlichen Randesbeamten, da 
Hauptieuten und einer für jede Gemeinde feftgefegten Anzahl Rathsgliedern 
zufammengefegt. Ihr Zufammentritt geſchieht alle Jahre am zweiten Mon 
tag an der Landsgemeinde abmwechfelnd zu Herifau und Trogen, an welchem di 
in den Kirchhören neu erwählten? Gemeindsvorfteher den REN ſchwo 
ren und dann Sig und Stimme haben. 

Die Neu: und Alträthe erwahlen oder beftäfigen ben — 
die beiden Landesbauherren, die Examinatoren, alle höhere Militairſtellen, it 
Landläufer, die MWegmeifter und andere Bedienungen. Das allgemeine Sit 
tens und Polizeimandat, das Militairreglement und andere Landesverordnur 
gen werden ihrer Prüfung, Beſtaͤtigung oder Abänderung unterworfen. Ci 
verfügen über die Aufhebung oder den Kortbeftand der verfchiedenen Commit 
fionen für die innere Staatsverwaltung und das Kirchen- und Schul⸗ dus 
Militair- und Polizeimefen. Sie verordnen die Erhebung temporärer Steumt 
entweder ſelbſt, oder übertragen die Vollmacht hierzu dem großen Mathe, m 
treffen alle die höhern Verfügungen, welche nicht in bie pofitive Gefesgebun 
und, ausfchließlichen Worrechte der Landsgemeinde eingreifen. 

3. Der große Rath befteht aus den zehn Landesbeamten und da 
fämmtlichen regierenden Hauptleuten der Gemeinden. Er verfammelt fid alt 
Fahre ordentlih im Frühling und Herbſt zu Unterfuhung der Landtechnum 
gen, und übrigens unbeflimmt, nady Erforderniß der Geſchaͤfte, zu Trogen 
und Heriſau. Er übt die höchfte richterlihe und vollziehende Gewalt auf, 
und iſt die legte Inſtanz in Civil-, Juſtiz-, Polizei und Griminalffacdhe. 
Der große Rath wacht über die Handhab der Geſetze und die Vollziehun 
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der Beſchluͤſſe und Verordnungen höherer Behörden. Als Stellvertreter des 
Volks beforgt er alle feine allgemeinen und befondern Snteteffen und Ange— 
fegenheiten. Von ihm werden die Gefandtfhaften auf die Zaglagungen und 
Gonferenzen ernannt und mit Inftructionen verfehen, und ihm die Berichts 
erftattungen ablegt. Alle vor die höchiten‘ Behörden gelangenden Anträge find 
- feinee Vorberathung untermworfen. 

4. Die Eleinen Räthe verfammeln fi) vor der Sitter alle erften 
Dienftage des Monats zu Trogen, und hinter der Sitter des Jahrs dreimal 
zu Heriſau, Urmäfh und Hundwyl, denen einzelne Beamte und bie. althers 
fommlihe Anzahl von Hauptleuten oder Rathsgliedern aus den betreffenden 
Gemeinden beimohnen. Sie beurtheilen in zweiter Inftanz alle Streitigkeis 
ten und Procebfachen; beftrafen diejenigen Wergehungen, weldhe die Buße 
von zehn Gulden nicht überfteigen; erkennen die Sant: und Rechtstage, und 
find Auffeher über alle Zweige der niedern Polizeipflege. 

Der tegierende Landamman ift Präfident aller oben angezeigten hohen 
Standesbehörden, und er verwahrt das große Secret: nfiegel des Cantons. 
Alle amtlicye Ausfertigungen, die” Führung der Protocolle, die Regiftratur 
und Briefwechfel u. f. mw. werden von dem Rathsſchreiber und Landfchreiber 
zu Heriſau und Zrogen beforgt. 


Die Semeindsbehörden. 


Alle Gemeinden der aͤußern Rhoden dieſes Gantons find in demjenigen, 
was die Verwaltung ihrer Kirchen: und Gemeindsgüter, ihres Armenweſens 
und innern Anſtalten betrifft, von einander unabhaͤngig, und haben ihre ei— 
genen Behoͤrden, die man Kirchhoͤren und Gemeinderath, oder Hauptleute 
und Raͤthe nennt. 

1. Die Ricchhdren oder die Gefammtheit aller Ortsbürger verfammeln 
ſich des Jahrs zwei Mal, naͤmlich: 

a) am Sonntage nad) der gewohnten Randsgemeinde, zu Erwählung und 
Beftätigung der Hauptleute und Näthe; und 

b) zu Martini wegen Befegung der verfchiedenen Aemter und Bedienun- 
gen in der Gemeinde, 

Die Kichhören verfügen außerdem über die öffentlichen Anftalten und 
Beſitzungen, beflimmen die Steuern zur Abhülfe der eigenen Beduͤrfniſſe, 
dıben das Collaturrecht aus, und entſcheiden uͤber alle innere Angelegenheiten 
der Gemeinden in Sachen von Wichtigkeit. Außerordentliche Kirchhoͤren duͤr⸗ 
fen nur mit Vorwiſſen und Bewilligung eines der vier Standeshaͤupter ver- 
fammelt werden. 

2. Der Gemeinderath befteht aus zwei Hauptleuten und fünf bis 
zwei und zwanzig Mitgliedern, welche von der Kicchhöre unmittelbar ermählt 
verden. Ihm obliegt die Leitung aller Gefchäfte und Intereſſen der Ges 
mseinde, die fpecielle Auffiht über die innern Anftalten und Stiftungen, die 
Verwaltung des Voigteis, Armen: und Schulmefens, die Vollziehung der ho— 
Heitlichhen Gefege und DBerordnungen und die Wachſamkeit über Sittlichkeit, 
Fube und Ordnung. Cr bewilligt oder verwehrt die Niederlaffung der Frem⸗ 
den , verfügt über die Aufrihtung der Schuldbriefe, und ift die erſte Inſtanz 
irg Proceffahen und Streitigkeiten. Die zwei Hauptleute wechfeln alle Fahre 
ine Praͤſidium der Kirchhören und des Gemeinderaths ab, verwalten ben 

Mechtstrieb und vollziehen alle-Aufträge der Landes- und Gemeindsbehörden. 
Ein Gemieindfchreikgs führt das Protocol! und beforgt die amtlichen Ausfers 
tigwrigen. 
Ehefachen — in erſter Inſtanz vom Pfarrer und den Hauptleuten 
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i 
der Gemeinden und in zweiter und letter Inſtanz von einem aus weltlichen 
und geiftlichen Perfonen beftehenden Ehegericht, welches fich alle Jahre am 
Mittwoch nad der Zandsgemeinde abmwechfelnd zu Heriſau und Zrogen vr 
fammelt, beurtheitt. 
Ä Die gegenwärtige Berfaffungsurkunde der äußern Rhoden des Canton 
Appenzell ijt zu Handen der hohen eidsgenöffifchen Zagfagung ausgefertigt, 
mit den gewohnten Unterfchriften verfehen und mit dem großen Seret: Ju: 
fiegel verwahrt worden zu Trogen am 28ften Zag des Brachmonats im 
Jahr 1814. ‘ 
Der regierende Landamman, Zellweget. 
Namens des Raths: 
Der Rathefchreiber, Schäfer. 


g) Staatöverfaffung des Gantons Appenzell der 
innern Rhoden, vom 30. Juni 1814. 


Eintheilung des Cantons. 


Der Canton Appenzell theitt fi in den Gantonstheil von Inner: 
rhoden und in den Cantonstheil von Aufferrhoden, laut Zheilungsws 
trag von 1597. Die Eatholifhe Religion ift ausſchließlich die Religion Sr 
nerrhodens; die reformirte Religion die Religion Aufferchodens. 


Politifhe Eintheilung des Cantons Appenzell der inner 
Rhoden. 


Innerrhoden wird in fieben Rhoden eingetheilt, welche theils aus De 
wohnern der Gegenden zufammengefegt find, theild aus verſchiedenen Geſchleq⸗ 
tern beftehen, als: 

1) die Schwendiner Rhod; 

2) die Rütiner Rhod; 

3) die Lehner Rhod; 

4) die Schlatter Rhod; 

5) die Gonter Rhod; 

6) die Rinkenbacher und Stechlenegger Rhod; 
7) die Hirfchberger und Oberegger Rhod. 


Deffentlihe. Gemwalten. | 


Die erfte und fouveraine ‚Behörde des Landes ift die Landesgemeind 
Sie befteht aus der Gefammtheit aller Randleute, die die erforderlichen e 
genfchaften zur Stimmfähigkeit haben, die achtzehn Fahre und älter find. 


Competenz ber Landsgemeinde. 


Die Landdgemeinde ermwählt zwei Kandammänner, einen Kandeftatthalt, 
ben Landsfeckelmeifter, den Landeshauptmann, den Landsbauherrn, den’ Land“ 
fähndrih, den. Armen: Leuten: Sedelmeifter, den Armen: Leutenpfleger all 
Gemeindsverwalter, den Landwaibel und Landfchreiber für ein Jahr. Jede 
im Amte ftehende ift wieder wählbar. Doch kann fein Landamman länge 
als zroei Jahre an der Regierung bleiben. Der flilftehende Landamman Ü 


- Pannerherr. | 
Die Landsgemeinde empfängt, durch Umfrage bei * Hauptleuten un 
Beamten, den Bericht uͤber die abgelegten Rechnungen von ihr:befteilten 
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3erwaltungsämter. Die Wahlen fowohl als die Beſchluͤſſe der Landsgee 
jeinde geſchehen durch offenes Mehr. Die Mehrheit der Stimmen, ent: 
heidet. 

Die Landsgemeinde ertheilt das Landrecht an Katholiſche, nachdem die 

rlaubnig um Bewerbung dejjelben vom großen Rathe eingeholt worden, 
jefegesenrwürfe, welche der große Rath derfelben vorlegt, werden von ihr ans 
nommen oder verworfen, oder zuruͤckgewieſen. Es kann aber ein anderer 
egenftand von der Landsgemeinde in Berathung gezogen werden, als nad): 
m ein folcher einen Monat vorher dem großen Rathe fchriftlich mitgetheitt 
id deſſelben Vorbericht eingeholt worden. 
Die außerordentlihen Landsgemeinden Eönnen nur über diejenigen Ge: 
nftande, weswegen fie zufammenberufen worden, berathfchlagen. Die Lands— 
meinde beflätigt oder verwirft die ihr vom großen Rathe vorgelegten Bünb: 
fe, Kriege: und Sriedensanträge, womit der Gefandte zur Zagfasung in- 
uirt wird, 


% 


Großer Rath. 


Die zweite oberfte Landesbehoͤrde ift der große Rath. Er befteht aus 
? gewählten Landesbeamten, acht Eleinen und acht großen Räthen fämmt: 
her Rhoden, nebft dem Kirchenpfleger der Pfarr: und Mutterkirche Appen- 
[, und den zwei Mathsbeamten, Zeugheren und Reichsvogt, in allem 124, 
: entwirft und ſchlaͤgt der Landsgemeinde Gefege zur Ratification oder Ver: 
fung vor. Er beitimmt die Erheburg von Abgaben, und verfügt über 


3 adminiftrative Fach. Er verfüge über die zweckmaͤßige Benutzung und 


wendung der Gemeind- und Armenguͤter. Er ſpricht in letzter Inſtanz 
er bürgerliche Streitigkeiten, und bei Criminalfaͤllen über Leben und Tod. 
ernennt die Sefandten auf die Zagfagung, und ertheilt die Inſtructionen 
er Gegenftände, welche nicht der Landesgemeinde vorbehalten find. Er er: 
bit den Zeugheren und Reichsvoigt. Er ermählt aus feiner Mitte einen 
igteitath. Er übt das Collatureeht aus. Er ertheilt den Titulum mensae 
Geiſtliche. Er ertheilt an Landleute Wirth: und Weinſchenksrechte. Sn 
ter Befugniß liegt die Bewilligung oder Nichtbewilligung neu zu erbauen 
Mühlen, Eägen und öffentlicher Wafferwerke. Er ermählt die Kriegs— 
he und die Kaftenvögte Über die Klöfter. Er vergiebt die Läufer, Bodens 
Wagmeiſterdienſte. 

Der große Rath verſammelt ſich ordentlicher Weiſe dreimal des Jahrs; 
Fruͤhjahr, im Herbſt und einen Monat vor der gewoͤhnlichen Landsge— 
inde. Außerordentlich verſammelt er ſich auf Schluß von Wochenrath und 
wg. Er entſcheidet feine Schluͤſſe und Rechtsſpruͤche durch offenes Mehr 
relative Mehrheit der Stimmen. Bei gleich gefallenen Stimmen ent: 
idet das Praͤſidium. 


Kleiner Rath, aus ſechszehn NRäthen beftehenbd. 


Diefer befteht nebft den Beamten aus den gemwählten Eleinen Raͤthen 
e Mhode; diefe werden in drei gleichzählige Gänge oder Rathefectionen 
etheilt. in folder Gang heißt ein Wochenrath. Jeder Gang hält we: 


tens vier Sigungen und Verrichrungen. Ihre Kehrordnung ift ummech- 


d. -Sm erfien Gang hat die erfte Stimme der jeweilige Landsftatthalter, 
zweiten det jeweilige Landsfecelmeifter, im dritten der jeweilige Lands: 
ptmann. Vom regierenden Landamman und den drei vorbemeldten Bes 
” wird die Eintheilung der Rathsgaͤnge jährlich gebildet. 

16 
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| Competenz bes Wochenraths. 


Diefer fpricht in bürgerlichen Streitigkeiten und Criminalfaͤllen, wid 
nicht durch die beftehenden Geſetze dem großen Mathe vorbehalten find, i 
erfter Inftanz ab. In Fällen aber, wo erwiefene Polizeis und andere Ir 
gehungen am Tage liegen, fpricht diefer letztinſtanzlich ab; in wichtigen dä 
len zieht er den Zuzug zu ſich. 

Schick und Taͤuſche von Liegenfchaftern, welche zuvor bei der Lande 
eanzlei einprotocollirt feyn muͤſſen, werden demfelben in copia vorgelegt. € 
entfcheidet über Heirathsbewilligungen. Er bietet nach den Gefegen Ungeherim 
vor Gericht. Er erkennt und verordnet Befichtigungen und richterlihe d 
augenfcheinigungen und Sprüche. Ueber Sprüde von Dauptleuten und Ni 
then von Dberegg und HDirfchberg, wenn felbe von den Parteien weiter J 
zogen werden, ijt er die zweite Inftanz. Die Mehrheit der Stimmen a 
fcheidet auch hier, und bei gleichfallenden das Prafidium. 


Sprühe auf Beaugenfdheinigungen. 


Seder Spruch ift erſt-, zweit-, dritte oder viertinftanzlid. SR 
Hauptmann des Rhodbezirks, wo der Spruch aufgeführt wird, ift Prafie 
des Spruched. Dazu werden in erjter Inſtanz noch vier Eleine Raͤthe u 
der gleichen Rhod, nebit Landfchreiber und Landwaibel, zugezogen. Ba! 
zweiten Snftanz werden nebjt den vorbemeldten Richtern die noch übris 
einen Raͤthe, auch wenn es nöthig ift, große Räthe zugezogen, bil 
Zahl von dreizehn erfüllt if. In der dritten Inſtanz werden von der di 
chen Rhod nebft den vorigen die überbleibenden Rathsglieder gleicher M 
zugezogen, dann aber von den Hauptleuten anderer Nhoden, fo viel ni 
find, bis die Zahl von fünf und zwanzig ergänzt ift. In vierter Jul 
werden, nebft den vorigen, thodenweife erft von Kleinen, dann von gel 
Räthen zugezogen, bis die Zahl von neun und vierzig erfüllt iſt. 

Bei diefen Sprüchen fol, Verwandtfchaft von Gefchmwifterkind und ! 
ber ausgefchloffen feyn. Bei der vierten Inſtanz müffen auch beide fu 
ammänner zugezogen werden, wenn anders die Verwandtfchaftsgrade mit! 
Parteien fie nicht davon ausſchließen. Seder Spruch fol nad eingen 
menem Augenfchein und abgehörten Kundfchaften auf dem Span und (| 
nen Felde gefchehen. Von der vierten Inſtanz hat keine Weiterziehung 
pellation) mehr Statt. 

Zuzüge. 

Diefe werden vom Präfidbium in den Eleinen Rath berufen, und n 
folgender Zufammenfegung verftärtt. | 

Einfaher Zuzug: die fämmtlihen Herren Beamten. Doppeltit ? 
zug: in wichtigern Fällen, nebft den Borigen, die regierenden Hauptii 
Verſtaͤrkter Zuzug: in noch wichtigern Fällen ale Beamte, regierend 1 
ſtillſtehende Hauptleute. Diefe Behörde, vereint mit dem Wochenrath, Ip 
in Griminalfällen, auch in Givilftreitigkeiten, wenn wegen Wichtigkeit 
Sache diefelbe vom Wochenrath dahin gewieſen wird. Sie fpricht auch # 
andere adminiftrative Gegenftände und Landesangelegenheiten, melde m 
gefeglih dem großen Nathe vorbehalten find. 


Voigteirath. 


*  Diefer wird vom großen Rathe aus feiner Mitte gewählt, und ı 
bei der Wahl und Zufammenfegung bdeffelben dahin Nüdfiche gehomm 
daß, nebſt den acht vorderften Landesbeamten, die Übrigen Mitglieder i 
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feinen Rüthen von den verſchiedenen Gegenden gewählt werben, damit jede 
Gegend bei diefem Voigtei- oder Waifenrath repräfentirt fen, 


Competenz bes Voigteiraths. 


Er nimmt DVoigteien ab, beftätigt oder erwählt die Voͤgte. Er fpricht 
über Zahlung von Voigt: Kinderfhulden, über Anwendung von Voigteigut 
zur Nothdurft. Er erkennt und ftellt auf MWiderlegbriefe, Er hört das Ge: 
fuch der Armen und Bedrängten an, und ertheilt ihnen Unterftügungen und 
Mocenfteuern. Demfelden mögen auch Käufe und Zäufche zur Natificas 
tion vorgelegt werden. Nie aber hat er (der Voigteirath) zwifchen Mein und 
Dein abzufprechen. Er verfammelt ſich jeden Monat ein Mat. 


Sommiffionen. 


Die Criminalcommiffion, die Marktordnungs= und die Schulcommif: 
fion beftehen aus jeweiligem Landsftatthalter, Landsfedelmeifter und Baus 
hm. Zur Schulcommiljion ift noch beigeordnet jeweiliger Pfarrer und Kits 
chenpfleger des Dauptortes Appenzell, 


Gompetenz bed regierenden Landammans, 


Der regierende Landamman präfidirt alle Natheverfammlungen. Er er: 
theilt da8 Recht zw Rathsverlündigungen, zu Verhaftungen von Sachen al 
kr Art, zu MWiderlegungen. Er giebt Gewalt, Berhaftungen und Sichern: 
gen auf Perfonen zu nehmen. Er hat Oberauffiht über Polizei, er voll: 
zieht Gefege und macht Verordnungen wirken. Er bewilligt die ihm vom 
großen Mathe zugeftandenen. Begüunftigungen. Er urtheilt bei gefchloffenen 
Gerichten, und wo es dringender Fall ift, Erlaubnißfprüche abzuhalten. Er 
entfcheidet bei Jahrmaͤrkten über Streitigkeiten des Marktrechtes. Er hat 
unter ſich die Ganzlei und Bedienſtete. Er unterfchreibt und befiegelt alle 
abgehende Acten und Briefe, und die innern Actenftüde des Landes werden 
von ihm vifirt. Er fordert auf zur NRechnungsabgabe Klöfters und Pfruͤn⸗ 
vnpfleger, milde Stiftungen und Woigteiverwaltungen. Unter feinem Na: 
nen werden Mäthe, Gerichte, Zuzuͤge und Voigteiräthe zufammenberufen. — 
Der Landsſtatthalter übernimmt in Abweſenheit oder Krankheit des regieren= 
en Landammans dad Präfidium und die Amtsverrichtungen des regierenden 
andammans. 

Stimmfaͤhigkeit. 


Jeder nicht richterlich entehrte Landmann von achtzehn Jahren bis ins 
oͤchſte Alter iſt ſtimmfaͤhig bei der Lands- und feiner Rhodgemeinde. 


Hirſchberg und Oberegg. 


Hirſchberg und Oberegg werden jeder Theil als eine halbe Rhode ges 
htet, und gemeinfam als eine Rhode gezählt, und in dem großen Rathe 
eichzaͤhlig repräfentirt. Jede derfelben bat für fih das Recht, in erfter 
nftanz in Civilfällen abzufprechen, und in Polizeivergehungen und Nicht: 
htung obrigkeitlicher Verordnungen bis auf zehn Thaler in ihren Rhodſeckel 
ſtrafen. Im Fall die Zahl der Richter der einen Rhode durch Ausfchluß 
'gen Verwandtſchaftsgraden oder Parteilichkeit zu weit herunter kommtz fo 
den vonder andern Nihode bie nöthige Zahl der Richter verlangt. ri: 
nal und Patemitätsproceffe gehören vor die Zribunalien zu Appenzell. 
e zweite richterliche Inſtanz biefer beiden Rhoden ift der Eleine Math, die 
tte der große Rath ded Cantons. Beide Rhoden nr: eigene® ges 
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fonderte8 Gemeind» und Armengut, und unter Auffi ht des Gantons ihe 
eigene Voigteiverwaltung. 

Ihre befondern Localgefege werden dem großen Rathe-zur Prüfung un 
Bekräftigung vorgelegt. _ 


Sollten Landamman und Rath und fämmtlichye Landleute an bdiefer di 
anhin ausgeübten, und durch allmählige Berichtigung zu Stande gefomme 
nen Landesverfaffung in die Zukunft abzuändern und zu verbeffern für nit 
lich und nothwendig erachten; fo behalten fie fich diefes Recht für ſich un 
ihre Nachkommen vor; jedoch erbieten fie fih, eine ſolche vorzunehmen 
Abänderung, bevor fie in Ausübung gebracht wird, der hohen eidägenit: 
ſchen Zagfagung zur Einfiht und Prüfung vorzulegen, daß fie niemals ch 
was, enthalte, was mit den allgemeinen Verfüyungen der 2 

Bundesverfaſfung im Widerſpruch ſtehe. 

Gegenwaͤrtige Verfaſſungsurkunde des Cantons Appenzell der Inn 
Rhoden iſt zu Handen der eidsgenoͤſſiſchen Tagſatzung ausgefertigt und mi 
den gewohnten Unterſchriften, und dem großen Siegel unſers Cantons x 
mwahrt worden. 

Appenzell, den 30. Brachmonat 1514. | 5 

Im Namen bed großen Raths: 
Der regierende Landamman, Brühlmann. 
Krüfp, Landſchreibet. 


— — 


h) Verfaſſung des Cantons Glarus vom 3. Zul. 184 


Die Regierung des hohen Standes Glarus hat. der eidsgt 
nöffifhen Tagſatzung im Jahre 1815 die nachftehende Erklärung iM 
die Grundfäge der Verfaſſung diefes Gantons eindereicht. 


Wir Landamman und Rath und gemeine Landleute des gemeint; 
genöffifchen Gantons- Glarus in der Schweiz: 


in Folge der Beftimmung des Bundesvertrags, daß die Verfaffung ge 
zelnen hohen Stände der hohen Tagſatzung eingegeben und in das Archiv 
gelegt werden r follen — 
erklaͤren hiermit: 
daß wir zwar nie eine in Urkund geſchriebene Verfaſſung unſers Gantet 
gehabt haben; daß “aber durdy Zahrhunderte lange Uebung, durch aflmä 
Berichtigungen und durch die zwifchen beiden Religionstheilen zu Stände 
kommenen Verträge, allmählig diejenige Verfaſſung entftanden iſt, de 
dem Landsgemeind-Memorial vom 21. Juni 1814 auf nahfolgendewt 
fägen beruht, und die wir unter dem Schutze des Allerhoͤchſten unfen 
kommen unverändert übertragen wollen. | 
- 14. Die fouveraine, oberfte Gewalt des gemeineidsgenoͤſſiſche 
de8 Glarus ſteht der gemeinen Yandsgemeinde zu. 
2. Die Landsgemeinden jeder Religion treffen nach bisherig 
bie ihnen zuftehenden Wahlen, und verfügen über -die Angelegen 
Religionstheils. . 
3. Der gemeine Rath, fo wie der evangelifche und ber‘ 
Math. behalten ihre ebemaligen Perrichtunaen, Einrichtungen und 
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: fämmtlichen Schranfenämter, werden, wie bis anhin, theil® von jedem 
heil, theils abwechſelnd von beiden Neligionstheilen gewählt. Eben fo bleibt 
für ſaͤmmtliche Landesdienfte bei der bisherigen Abtheilung. — 

5. Die Gerichtsſtaͤbe, naͤmlich die beiden Neunergerichte, die Fuͤnfer— 
richte, das Augenſcheingericht, fo wie die vermiſchten Gerichte in Streitſa⸗ 
m zwifchen Angehörigen beider Glaubensbefenntniffe, das Appellationsges 
ht und das evangelifche Chorgeriht, fprechen nach Inhalt unferer Landes⸗ 
ſetze in allen Streitfällen ab. 

6. Die gänzliche Religionsfreiheit beider Glaubensbefenntniffe und die 
ie Ausübung des Eatholifchen und evangelifhen Gottesdienftes ift in den 
sten, wo der eine oder andere ausgeübt wird, feierlichft gewährleiftet. 

In Allem bleibt es bei unfern mohlhergebrachten Uebungen, Landesge: 
sen und Landesverträgen, und und und unfern Nachkommen unbenommen 
ıd vorbehalten, diejenigen Abänderungen zu treffen, die Landamman und 
ath und ſaͤmmtliche Kandleute der Ehre und dem Vortheil unfers Standes 
täglich erachten werden. 

Urkundlich deffen haben wir diefe Erklärung in behöriger Form ausfer: 
jen und mit unferm Gantonsfiegel verfehen laffen. 

Gegeben Glarus, den 3. Juli 1814. 

Landamman und Rath und gemeine Landleute des gemeineidßge: 
nöffifchen Gantons Glarus in der Schweiz. 
In_deren Namen: 
Niklaus Heer, Landamman. 
Shrı Burger, Landſtatthalter. 
Brunner, Landfchreiber. 








Erſter Abſchnitt. | 
68 Gebiets und politifher Stand ber Bürger. 


Canton Aargau ift in eilf Bezirke abgetheitt, als — 
garten, Brugg, Kulm, Laufenburg, Lenzburg, Mury, Rhein⸗ 
d Zurzach. | 
h De find in acht und vierzig Kreife — F— 
ge Kreiseintheilung wird beibehalten; mit der einzigen eran es 
B, de die Gemeinden Brugg, Lenzburg, jede für ſich allein, Nheinfel: 
Rigt mit Augſt und Ohlsberg, einen Kreis ausmachen. — 
3 Geſetz wird über die Veranderungen beftimmen, welche diefe 
en in den benachbarten Kreifen ar 
ift der Hauptort des Cantons. 
on in Se einer Gemeinde des Cantons das 
€ beſitzt, iſt Gantonsbürger. Das Geſetz beſtimmt — nn - 
e Drtsbürgermeifter und das Gantonsbürgerredht a wer Ps 
Die Gantonsbürger allein konnen zu den durdy die on oe: | 
n Stellen wählen und gewählt werben. „Das Geſetz wird diej — 
gungen aufſtellen, unter welchen Cantonsbuͤrger, bie in nn — 
n politiſche Buͤrgerrechte genießen, waͤhlen und gewaͤhlt wer en = 
Die Bürger vereinigen fih, wenn es ber Fall ift, in Gemeinde: 
rſammlungen und in Kreismahlverfammlungen, 
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6. Um bei einer Gemeindewahlverfammlung ftimmfähig zu Tem, 
muß man 
1) das fünf und zwanzigſte Jahr zurückgelegt haben; 
2) feit einem Jahre in der Gemeinde wohnhaft feyn; 
3) ein fchuldenfreies Vermögen von drei hundert Franken in Liegenichuf: 
ten oder hypothecirten Schuldtiteln befigen. 
7. Um bei einer Kreiswahlverfammlung ftimmfähig zu feyn, muß man 
1) das fünf und: zwanzigfte Jahr zuruͤckgelegt haben; 
2) feit einem Sabre in dem Kreife wohnhaft fen; 
3) ein ſchuldenfreies Vermögen von ein taufend Franken an Liegenfchaf: 
ten oder bypothecirten Schuldtiteln befigen. 
8 Bon den Gemeinde: und Kreiswahlverfammlungen find ausze 
ſchloſſen: 
1) diejenigen, die nicht eigenen Rechtens ſind; 
2) diejenigen, fo zu einer infamirten Strafe verurtheilt worden find. Du 
Geſetz kann auch andere Ausfchliegungsfälle als Strafmittel beftimmen 
| 


Zweiter Abſchnitt. | 
Oeffentliche Behörden. | 


9. Ein großer Rath, beftehend aus ein hundert und funfzig Mi 
gliedern (von denen die eine Hälfte dem Eatholifchen, die andere aber bei 
veformirten Glaubensbefenntniß zugethan feyn muß), übt die hoͤchſte Grex 
aus. Er verfammelt ſich alljaͤhrlich am erften Montage des Brachmenz 
am Hauptorte des Cantons, und kann nicht Länger wie einen Monat d 
fammelt bleiben, es fey denn, daß diefe Sitzungszeit durd) einen Beſch 
bes Eleinen Raths verlängert werde. Der große Rath 

1) genehmigt ober verwirft die Vorfchläge von Geſetzen und Decreten, } 
ihm vom Eleinen Mathe vorgelegt werden. Die Auflagen, bie © 
halte der durch die Verfaffung aufgeftellten öfferatlihen Beamten, | 
Veräußerung von Staatsgütern, die Milderung ober Nachlaſſung 
licher Strafen gehören unter die Gegenftände, die neir durch das 4 
feg oder durch ein Decret beftimmt werden können; x 

2) er läßt fih von dem Kleinen Mathe über die Vollziehung der 5: 
und Decrete, fo wie Überhaupt über den Zuftand der öffentlichen S 
waltung Bericht erftatten; 

3) ee nimmt deffen Rechnung über die Verwaltung des Staatsvermigl 
und der Staatseinfünfte ab, und paffirt fie; 

4) er ernennt die Abgeordneten zur Tagſatzung, ertheilt benfelten 
fiructionen, und berathfchlagt über die Zufammenberufung aufe 
licher Zagfagungen. 

Der Amtsbürgermeifter, oder in deffen Abmefenheit der zweite 
meifter, führt bei dem großen Mathe den Vorfig. Die Verrichtumf 
Mitglieder des großen Raths find als ſolche unentgeldlich. 

10. Ein Eleiner Rath, beftehend aus dreizehn Mitgliedern de 
Ben Raths, von dem fie fortwährend einen Theil ausmachen, übt di 
ziehende Gewalt aus, Don bdiefen dreizehn Mitgliedern müffen wen 
ſechs dem teformirten und wenigftens ſechs dem Eatholifhen Slaubensb, 
niſſe zugethan feyn. | 

1) Er fchlägt dem großen Rathe die Gefege und Decrete vor; 

2) er forget für die Vollziehung der Gefege und Decrete, und laͤßt 







dem Ende nöthigen Befchlüffe und Verordnungen ergehen ; 
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3) er führt die Aufficht über alle untergeorbnete Behörden, und ertheilt 
ihnen die nöthigen Weiſungen; 

4) der Eleine Rath ernennt feine Beamten, und hat das Recht, fie von 
ihren Stellen wieder abzurufen; 

5) er legt dem großen Mathe über alle Theile der öffentlichen Verwal: 
tung Rechenfchaft ab, und verläßt die Verſammlung, wenn über die 
felbe abgeſtimmt mird; 

6) er verfügt über die bewaffnete Macht, um dig öffentliche Ordnung aufs 
recht zu erhalten und die Bundespflichyten zu erfüllen; 

7) er kann die Dauer der ordentlichen Verſammlung des großen Raths 
verlaͤngern, und ihn außerordentlich zuſammenberufen; 

8) er entſcheidet über Anſtaͤnde, die ſich in Hinſicht auf Vertheilung der 
Steuern, Verivaltung der Gemeindegüter, und die mit den, Gemeinde: 
bürgerrechten verbundenen Nugungen und Beſchwerden ergeben mögen. 
11. In jedem Bezirke ift ein Oberamtmann, ber mit’ der Boll: 

thung der Gefege und Verordnungen beauftragt ift, und über die unterge: 

dneten Behoͤrden die Aufſicht zu führen hat. 

12. In jeder Gemeinde ift ein Gemeinderath, der aus einem 
mman und wenigftens zwei, höchftens zwoͤlf Gliedern befteht. 

Der Amman ift der Vollziehungsbeamte der Negierung in der Ge: 
finde. Er führt den Vorſitz bei dem Gemeinderathe und, vollzieht deſſen 
iſchluͤſſe. 

Der Gemeinderath iſt 
1) mit der Verwaltung der oͤrtlichen Polizei; 

2) mit der Verwaltung des Gemeinde-, Armen- und — 

3) mit dem Vormundſchaftsweſen; 

4) mit denjenigen Gegenftänden der allgemeinen Verwaltung beauftragt, 
die das Gefeg beftimmen wird. Den Gemeinden, deren Bevölkerung 
und örtliche Berhältniffe e8 ganz befonders erheifchen, können für ihre 
Gemeinderäthe befondere und ausgedehntere Befugniffe durch das Ge: 
feg ertheilt werden. 

„13. Sn jedem Kreife ift ein Friedensrichter, der 

die vorhandenen Streithändel zu ſchlichten fudht; 

über Streitigkeiten von geringem Werthe, die das Gefeg — 
ziehn dird, endlich abſprichtz bei den Kreiswahlverfammlungen den Vor: 
er N führt. 

\ Sn jedem Bezirke ift ein Gericht, das aus dem Oberamtmann, 

s Staat: Ye und vier Mitgliedern befteht. Dem Oberamtmann fommt in 

v - und peinlichen Fällen das Recht der Verhaftung und die vors 

‚it, Demi erfuchung zu. Er fpriht über Eleine, durdy das Gefeg zu be 

rufung * Zuchtpolizeivergehen endlich ab. 

Bezirksgericht [pricht über bürgerliche Streitigkeiten und Zucht: 

mm, nady einer durch das Gefeg zu beftimmenden Competenz, end⸗ 

U fpricht über bürgerliche Streitigkeiten und Zuchtpolizeifälle, bie 

sem daenz überfteigen, fo wie über alle peinlihe Faͤlle in erfter Ins 

Nitglie ige DIEB hat bie Auffiht über das Vormuuidſchafteweſen und uͤber die 

A wender Kirchenguͤter. 

nsınsfin Appellationsgericht, beftehend aus dreizehn Gliedern, 
en gftens ſechs dem reformirten und, wenigſtens ſechs dem fatholi: 

vot; — zugethan ſeyn müfjen) ſpricht über bürgerliche 
sit und laͤßt Zuchtpolizei⸗ und peinliche Faͤlle in letzter Inſtanz ab. 


* 
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Dritter Abſchnitt. 
Wahtart nnd Waͤhlbarkeitsbedinge. 


16. Bon den 150 Gliedern des großen Raths werden 48 von da 
Kreisverfammlungen, 52 von dem großen Nathe felbft, und 50 von einm 
Wahlcollegium gewählt, das aus 13 Mitgliedern des Kleinen Raths, 13 ki 
Appellationsgerichts, und aus 13 Mitgliedern des großen Rache, kim 
durch das Loos bezeichnet, bejtehen wird. J 

Die Mitglieder des großen Raths werden auf zwoͤlf Jahre emam 
und alle vier Jahre ‚zu einem Dritttheil erneuert. Sie find fogleid mie 
erwählbar. Die erſte Erneuerung des großen Raths, welche binnen vi 
Jahren vollendet feyn foll, wird durch das Einführungsreglement beſtimm 

Die Kreisverſammlungen werden alle zwoͤlf Jahre zuſammenbetuſg 
theils um Mitglieder für den großen Rath zu ernennen, deren jede Berfann 
lung ein Mitglied zu erwählen hat; theils um Candidaten für den ge 
Kath zu wählen, deren jede Verfammlung drei zu ernennen bat, 

Um von einer Kreisverfammlung zum Mitgliede des großen Rath « 
wählt werden zu fönnen, muß man 

1) in dem Bezirke, wozu der Kreis gehört, entweder ein Buͤrgertecht n 
figen oder wohnhaft feyn; 

2) das dreifigfte Fahr zurücdgelegt haben, und 

3) ein ſchuldenfreies Wermögen von fünf taufend Franken befigen — 

Um von einer Kreisverfammlung zum Gandidaten des großen A 

ernannt werden zu koͤnnen, muß man 
1) außer dem Kreife wohnhaft feyn; _ 
2) das fünf und zwanzigfte Jahr zurüdigelegt haben. Ueberdies mi 
von den drei Gandidaten, die eine Kreisverfammlung zu ernennen 

* zwei unter den Bürgern gewählt werden, die wenigſtens funfzeon E* 

fend Franken ſchuldenfreie Liegenfchaften im Canton befigen. 

Der große Nath wählt die Mitglieder, deren Ernennung ihm zukmm 
unter den von den Kreisverfammlungen erwählten Candidaten. 

Das Wahlcollegium wählt diejenigen Mitglieder des großen Raths, 
ven Ernennung ihm zufommt, unter allen Bürgern des Gantons, die 
dreißigjte Jahr yurüdgelegt haben, wovon aber zwei Dritttheite ein Vera 
gen von funfzehn taufend Franken zu fehuldenfreien Liegenſchaften et 
pothecirten Schuldtitein befigen müffen. Diefes Wahlcollegium wird ii" 
nen Wahlen auf die verfchiedene Bevölkerung der Bezirke billige Ruͤckſicht nem! 

Die in der Iwifchenzeit der Erneuerungsepoche durch Tod oder all # 
dere Weiſe erledigten Stellen werden, wenn die Ernennung den Kteien 
ſammlungen zukommt, inner zwei Monaten nach der Erledigung, und m@ 
fie dem Wahfcollegium oder dem großen Nathe zutommt, bei der mid® 
Zuſammenkunft deffelben wieder befegt. Die auf diefe Weife ernannten 
glieder treten in Ruͤckſicht der periodifchen Erneuerung an die Stelle dir a 
gegangenen. | \ Be 

17.. Die Mitglieder des Meinen Raths werden von dem grofen MN 
aus feiner Mitte gewählt. ie bleiben zwölf Jahre am Amte, un m 
ben alle vier Fahre zum Dritttheil erneuert. Die austretenden Mirzi 
find fogleidy wieder erwählbar. Die erfte Erneuerung geſchieht fo, Dh * 
vier zulegt ernannten Mitglieder zu Ende des vierten, die auf fie folgen 
zu Ende des achten Jahres austreten. 

Wenn ein Mitglied des Eleinen Raths zufolge der periodiſchen Emu 
rung des großen Raths aus dem legten austritt, und. nicht wiedet gan 
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wird ; fo bleibt e8 dennoch fo lange an feiner Stelle im Beinen Rathe, bis 

die für feine Amtsdauer vorgefchriebene Zeit verfloffen ift. 

Der Präfident und Vicepräfident des Eleinen Raths, unter dem Titel: 
Bürgermeifter, werden vam großen Rathe ernannt. Jeder bleibt eim Jahr 
am Amte, und ift für die gleiche Stelle nicht fogleich wieder erwählbar. 
Eie müffen von beiden Religionsbekenntniſſen feyn. 

15. Der Eleine Rath erwählt die Oberamtmänner auf zwölf Jahre; 
A e find immer wieder erwählbar. 

19. Der Gemeindamman und die übrigen Glieder der Gemeinderäthe 
werden von den Gemeindewahlverfammlungen ernannt. Die Wahl des Ges 
meindammans aber unterliegt der Beſtaͤtigung des Eleinen Raths. Sie bieis 
ben zwölf Fahre an der Stelle, und werden alle vier Jahre zum Dritttheil 
erneuert. Die austretenden Glieder find ſogleich wieder erwählbar. 

Die erfte Erneuerung geſchieht fo, daß die zuletzt ernannten Glieder 
am Ende’ des vierten, die auf fie folgenden am Ende bes achten Jahres 
austreten. 

Zwei Deitttheile dee Glieder des Gemeinderaths müffen aus den Orts: 
bürgern der Gemeinde gewählt feyn. 

20. Der Eleine Rath erwählt die Friedensrichter auf fechs Sahre. Sie 
find immer wieder erwählbar, 

21. Die Glieder der Bezivksgerichte werden von dem Eleinen Rathe 
auf einen dreifachen Vorſchlag des Appellationsgerichts ernannt. Sie blei— 
ben zwoͤlf Jahte an der Stelle, und werden alle vier Jahre zum Dritttheil 
erneuert. Die austretenden Mitglieder find ſogleich wieder erwählbar. 

Die erfte Erneuerung gefhieht fo, daß das zulegt ernannte Mitglied 
am Ende des vierten Jahres, das auf daffelbe folgende am Ende des ach— 
ten Sahres, und die zwei zuerft ernannten Glieder am Ende des zwölften 
Sahres austreten. 

! Um zum Mitgliede eined Bezirksgericht ernannt werden zu Eönnen, 
muß man das fünf und zwanzigfte Jahr zurüdgelegt haben. 

22. Die Glieder des Appellationsgerichtd werden von dem großen Nas 
the ernannt. Sie bleiben zwölf Jahre an der Stelle, und werden alle vier 
Jahre zum Deitttheile erneuert. - Die austretenden Glieder find fogleich wies 
der wählbar. Die erfte Erneuerung geſchieht fo, daß die vier zulegt ernann: 
ten Glieder am Ende des vierten, die auf fie folgenden am Ende des ach— 
ten Jahres austreten. 

Um zum Mitgliede des Appellationggerihtd ernannt werden zu Eönnen, 
muß man 

1) das bdreißigfte Jahe zurückgelegt haben ; 

2) Mitglied, oder wahrend fünf Jahren Actuar einer obergerichtlichen oder 
vollziehenden Behörde, oder während eines gleichen Zeitraums Mit— 
glied oder Actuar eines Bezirksgetichts gewefen feyn, oder in einer 
Raͤthsſchule die Rechtswiſſenſchaft ſtudirt, oder dieſelbe waͤhrend fuͤnf 

Jahren im Canton durch eine unbeſchraͤnkte Ausuͤbung angewendet 
haben. Der Praͤſident des Appellationsgerichts wird aus einem drei— 
fachen Vorſchlag dieſer Behörde, für die Zeit feiner Amtsdauer als 

Mitglied derfelben, von dem Eleinen Rathe erwählt, und ift immer 

wieder erwaͤhlbar. 

23. Das Gefes wird über die unzuläffigen Verwandtſchaftsgrade un: 
ter den Mitgliedern des Kleinen Raths, des Appellationsgerihts, der Bes 
siresgerichte und der Gemeinderäthe, fo wie über die Unvereinbarkeit mehre— 
ver Amts ſtellen, die Norm feſtſetzen. 


' 
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24. Jeder Einwohner des Gantons Aargau, der ein Schtoeizerbärge 
ift, kann zu Milizdienften angehalten werden. 

25. Es giebt im Canton Yargau eine Vorrechte des Drts, der Gr 
Burt, der Perfonen oder Familien. 

26. Jeder Cantonsbuͤrger hat das Recht, in jeder Gemeinde ſich nie 
derzulaffen, und in berjelben nad) den allgemeinen Gefegen fein Gewerbe jı 
treiben. 

27. Den Eatholifhen und proteftantifchen Slaubensgenoffen ijt di 
freie und unbefchränkte Ausübung !hres Gottesdienftes zugefichert. 

28. ‚Den Zehnt- und Bodenzinspflidtigen ift der Loskauf diefer & 
ften nad) den beftehenden Gefegen zugefichert. 
Alfo von dem großen Nathe beſchloſſen, Montag den +. Heumonat 1514. 
Der Prafident des großen Raths, 
Suter. 
Die Secretaire, 
EG. Bertſchinger. 
v. Schmid, Vicefecretair. 


k) Berfaffung des Gantons Schafhaufen vom I. 
Juli 1814. 


I, Eintheilung des Cantons und politiſcher Stand der 
Buͤrger. 


1. Der Canton Schafhauſen iſt fuͤr die Ausuͤbung der politiſcha 
Rechte feiner Bürger in vier und zwanzig Zuͤnfte eingetheilt, naͤmlich in di 
zwoͤlf ehemals beftandenen "und nun wwiedechergeftellten Zünfte und Geil: 
fchaften feiner Hauptitadt, und in die zwölf Bünfte der Landſchaft, fo wit 
* felbige bisher zufammengefegt gewefen find. Die Nechte diefer Zünfte wir 
den durch die 88. 18. und 22. näher, beftimmt. 

2, Stimmfähige Mitglieder diefer Zünfte find in der Stadt Schuf 
haufen: alle majorenne wirkliche Bürger oder Bürgersföhne, für welche di 
Zunft vorfchriftmäßig genommen iſt; und auf der Landfchaft alle jene wich 
liche Bürger einer Gemeinde, welche das zwanzigfte Fahr zuruͤckgelegt haben 

3. Sene Beifaffen, welche kein Gemeindsbürgerrecht in ihrem Wehr 
orte befigen, merden zur Ausübung ihres Stimmrechte dahin gewieſen, m 
fie wirkliche Gemeindesbürger find. Diejenigen, welche althergebrachte der 
pelte Buͤrgerrechte beſi ben, ſollen, den Gemeindsvortheilen unbeſchadet, ibe 
politiſchen Rechte nur in einer Gemeinde ausüben koͤnnen, und ein ji 
derſelben wird ſich bei Einführung der gegenwärtigen Verfaſſung, oder mit 
er das gefegliche Alter erreicht, erklären, in welcher Zunft er von demſelden 
für die Zukunft Gebraudy zu machen gefinnet fey. 

4. Auf die Ausübung diefes Rechtes können feine Anfprüche mad! 
die Falliten und gerichtlich Accordirten, infofern fie nicht rebabilitict ſind 
ferner diejenigen WVBürger einer Gemeinde, die das öffentlihe Almoſen gi 
niegen, oder durch Urtheil und Recht ihres Activbürgerrechts verluſtig ode 
fuspendirt find. 

5. Jeder Bürger -einer-Gemeinde des Cantons kann ſich in einet as 
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dern beliebigen Gemeinde deſſelben das Ortsbuͤrgerrecht, nach Vorſchrift der 
bereits beſtehenden oder noch kuͤnftighin erſcheinenden geſetzlichen Verordnun⸗ 
gen, erwerben. 


I, Regimentseinrichtung. Klein und große Käthe. 


6. Die aus vier und fiebenzig Mitgliedern beftehenden Elein und gro⸗ 
fen Raͤthe find der Gefeggeber und die oberſte Behoͤrde des Cantons, wel⸗ 
cher die Ausübung der höcjften fouverainen Gewalt zukommt. 

7. Sie genehmigen oder verwerfen demnach nicht nur die Gefege und 
Derordnungen, welche ihnen von dem kleinen Rathe vorgefchlagen werden, 
fondern ein jedes ihrer Mitglieder hat auch das Recht, duch Anzüge Bor: 
fhläge zu Gefegen und Verordnungen in Anregung zu bringen, die aber 
vor ihrer Annahme der gutachtlihen Berathung des Kleinen Rathes uͤberge— 
ben werden müffen, welcher verpflichtet ift, Elein und großen Raͤthen in ih: 
ter nächften WVerfammlung feine gutachtlichen Gedanken darüber vorzulegen, 

8. Klein und große Näthe enticheiden die Anfragen wegen Zufammens 
berufung außerordentlicher Zagfagungen, und ernennen die Abgefandten des 
Gantons auf die gewöhnlichen und außerordentlihen Bundesverſammlungen; 
fie beftimmen die denfelben zu ertheilenden Aufträge und Inſtructionen auf 
den Vorfchlag des Eleinen —*— und laſſen ſich uͤber ihre jedesmaligen Ver⸗ 
richtungen Bericht erſtatten. 

9. Die Staatsrechnung wird von klein und großen Raͤthen jedes Jahr 
geprüft und nad Richtigbefinden abgenommen; fie allein ſchreiben die allges 
meinen Zandesfteuern und Abgaben aus; ohne ihre Einwilligung kann auch 
fein liegendes Eigenthum irgend eines öffentlichen Amtes veräußert werden. 

10. Ueber den Gang vaterländiicher Angelegenheiten überhaupt, und 
insbefondere der Adminiftration und WVerhältniffe des Gantons, wird ihnen 
bei Eröffnung der Frühjahrfigung von dem Herrn Amtsbürgermeijter im Nas 
men des Eleinen Rathes ſchriftlicher Bericht erftattet. 

11. Die Ernennung in den wichtigften Stellen des Staats geht von 
klein und großen Näthen aus; fpätere organifhe Gefege werden indeſſen die 
Grenzen diefer Befugniffe näher beftimmen. 

12. Klein und große Näthe verfammeln ſich in der Negel altjährlicy 
im Bracymonat zur Inftructionsertheilung für die Zagfagung, zur Verneh— 
mung der Berichterftattung des Eleinen Rathes und zur Prüfung der abges 
legten Staatsrehnung, und dann nad) beendigter Zagfagung zur Relation 
ber deren Werrichtungen. Außerordentlich £önnen fie zufammenberufen wer: 
den, fo oft der Eleine Rath es nothwendig findet. 

13. Bmei Bürgermeifter führen abwechſelnd, jeder ein Jahr lang, ben 
Vorfig in Elein und großen Raͤthen; derjenige, welcher nicht im Amte iſt, 
vertritt noͤthigen Falls die Stelle des andern. 

14. Die Mitglieder des großen Rathes, welche nicht zugleich des klei— 
nen Rathes find, haben als foldhe Feine Befoldung vom Staate zu beziehen. 
Die Mitglieder des großen Nathes von der Landſchaft follen jedoch von ih: 
ten Zünften für ausgelegtes Neifegeld und Zehrung eine angemeffene Ent: 
ſchaädigung zu empfangen haben. 

15. Ein Jeder, der durch feine Geburt Cantonsbuͤrger iſt, auf feiner 
Zunft das Stimmredt genießt und zwanzig Jahre alt ift, ift auch fähig, 
in den großen Nath gewählt zu werden; folche hingegen, die das Bürger: 
recht erſt erworben haben, ober noch erwerben werden, find, unbefchabet ih: 
8 Mahlrechts, für ihre Perfon dazu unfähig. Auch eönnen weder Vater 
und Sohn, noch zwei Brüder zugleich Mitglieder von Elein und großen Mi 
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then ſeyn. Wenn ein a Gantonsbürger durch) feine Zunft ge | 
wählt wird, und feine Stelle nicht binnen. ſechs Monaten antritt; fo bleibt 
der betreffenden Zunft freigeftellt, denfelben beizubehalten ‚ oder aber ein am 
deres Mitglied an feinen Plag-zu ernennen, 

16. Diefe oberfte Behörde des Cantons wird folgendermaßen ermählt: 

a) jede ‚der zwölf Zünfte und Geſellſchaften der Stadt Schafhaufen er 
nennt in diefelbe, ben directen DBefiger des Eleinen Raths mitgerde 
net, vier Mitglieder aus ihrer Mitte; 

b). eine gleiche Befugniß zur Wahl von vier Mitgliedern fteht aud de 
Stadt Stein zu; 

c) die übrigen eilf Zünfte der Landfchaft erwählen eine jede aus ihrer 
Zunftverfammlung ein unmittelbares, und dann außer derfelben in el: 
ner beliebigen Gemeinde ded Cantons ein indirectes Mitglied in den 
großen Rath. 


' - Kleiner Rath, 


17. Ein Eleiner Rath, beſtehend aus vier und zwanzig: Mitgliedern 
des großen Rathes, die Sig und Stimme in demfelben noch ferner beibe 
hatten, ift mit der Vollziehung der von der hoͤchſten Gewalt ausgegangenen 
Gefege, Verordnungen und Beſchluͤſſe beauftragt. Er beforgt die. täglichen 
Megierungsgefchäfte und die Gorrefpondenz mit den eidsgenöffiichen Ständen 
und auswärtigen Behörden, leitet die untern Behörden, hat die Auffict 
über diefelben, entwirft die Standesinftruction auf ordentliche und auferor 
dentlihe Tagſatzungen, und ſchlaͤgt Elein und großen Raͤthen dieſelben um 
die ihm nothwendig fcheinenden Geſetze und Verordnungen vor. 

18. Er urtheilt in legter Inſtanz in Civil: und Verwaltungsftritig 
feiten, fo wie in allen Griminalfällen, wobei jedod) bei Todesurtheilen Kein 
und großen Näthen das Begnadigungsrecht vorbehalten bleibt, 

19. ‚Die organifhen Gefege werden beftimmen, wie weit fic) feine 
Befugnig zur Beſetzung der verfciedenen Verwaltungs: und Juſtizſtellen 
erſtreckt. 

20. Der kleine Rath uͤbernimmt ferner die Verpflichtungen, welche 
ihm durch den $.-10. der Verfaſſung auferlegt werden. 

21. Er verfammelt fih, fo oft e8 die Geſchafte erfordern, unter Bor 
fig und auf den Ruf des Amtsbürgermeifters, deſſen Stelle nöthigen Hals 
auch durch den Unterbürgermeifter vertreten werden kann. 

22. Die zwei Bürgermeifter werden duch Elein und große Müthe auf 
den Mitgliedern des Eleinen Raths erwaͤhlt. Die Belegung des Bleinen Nu 
thes findet auf folgende Weife Statt: 

a) eine jede der zwölf Zünfte und Gefellfyaften der Stadt Schafhauſen 
fo wie auch die Stadt Stein, erwaͤhlt aus ihrer Mitte ein ditrectes 
Mitglied in den kleinen Rath; 

b) die Mitglieder des großen Rathes von der Landſchaft, mit Ausnahme 
jener von Stein, erwählen ebenfalls aus ihrer Verſammlung fünf un: 
mittelbare Eleine Rathsglieder; 

c) endlid ernennen noch gefammte Klein und große Raͤthe nady fiel 
Wahl aus der Mitte der großen Rathsglieder ſechs Glieder in den klei— 
nen Rath. 

23. Wenn in Elein und großen Raͤthen Stellen vacant werben, die 
unmittelbar von den Zünften abhangen; fo follen diefelben in der Stadt bim | 
nen vier und zwanzig Stunden, auf der Landſchaft aber den naͤchſtkommen 
den Sonntag wieder befegt: werden. Zur Ergänzung jener, welche vom Erin 


Berfaffung vom 12. Zuli 1814. 253 


und großen Raͤthen abhangen, ift hingegen die Zeitfrift von acht Tagen feft: 
geſetzt. Im - Falle des Vacantwerdens einer directen Eleinen Rathsſtelle der 
Landſchaft fol zuerft den naͤchſtkommenden Sonntag durch die betreffende 
Zunft die dadürch erledigte große Rathsſtelle wieder befest, und dann binnen 
drei Zagen dutch eine in Scafhaufen abzuhaltende Verſammlung der: zwei 
und zwanzig großen Nathsglieder des Landes die neue Wahl vorgenommen 
werden, 

Alle Ernennungen geſchehen durch geheime Wahl, und es wird zur 
Guͤltigkeit derſelben wenigſtens eine Stimme mehr, als die Haͤlfte der Waͤh— 
lenden erfordert. Zur Waͤhlbarkeit in den kleinen Rath iſt noch beſonders 
erforderlich, daß das bezeichnete Individuum das dreißigſte Altersjahr ange— 
tteten habe. 

Jede geſchehene Wahl iſt Au Genfur unterworfen ; bei der erſten Er: 
nennung von Elein und großen NRäthen, fo mie bei einer jeden. periodifchen 
Erneuerung bderfelben, wird folche durch Ddiefe oberfte Behörde des Cantons 
vorgenommen ; im Fall der MWiederbefegung einzelner Stellen liegt felbige hin⸗ 
gegen in den Befugniſſen des kleinen Raths. 

24. Don vier zu vier Jahren, und zwar das erſte Mal mit Pfing: 
ften 1818, werden Elein und große Raͤthe erneuert, und auf dem durch die 
$$. 16. und 22. der Verfüffung vorgefchriebenen Wege wieder neuerdings 
befegt, wobei jedoch den Wählenden unbenommen bleibt, die nämlichen Mit— 
glieder wieder zu ernennen. So wie flein und große Räthe emannt und 
die erften Stellen des Staates durch diefelben wieder befegt find, leiften fich 
Regierung und Bürger gegenfeitig den Eid det Treuezsdas Nähere wird ein 
von Elein und großen Räthen zu errichtendes Meglement beftimmen. 

25. Sn allen. Öffentlihen Acten führt die oberfie Behörde des Ganz . 
tons den Titel: Bürgermeifter, Elein und große Raͤthe der Stadt und des - 
Cantons Schafhaufen ; fo wie auch der Eleine Nath jenen von! Buͤrgermei— 
fter und Math der Stadt und des Cantons Schafhaufen. 


II, Allgemeine Beftimmungen. 


26. Den auf vorgefchriekene Art gefegten erwählten und conftituirten. 
Kein und großen Raͤthen iſt übertragen, durch organifche Gefege und Vers 
ordnungen die Einrichtung der Gewalten und verfchiedenen Negierungszmeige, 
die Befoldungen und die Einrichtung der untergeordneten Behörden feftzus 
fegen. , Ihre ganz befondere Dbliegenheit wird es feyn, einer zweckmaͤßigen 
Derzalsltan der Juſtizſtellen erfter Inſtanz oder der Stadt: und Landges 
tichte ihre volle Aufmerkfamkeit und befte Einfiht zu widmen, und diefels 
ben, fo mie die für die Zukunft beibehaltenen Seiedensrichterftellen, mit Bes 
nugung älterer und neuerer Erfahrungen, auf eine zwedmäßige Weiſe an: 
zuordnen. 

27.  Seder Cantonsbürger, oder im Canton gefeglich oder mit Bewil⸗ 
ligung der Megierung angefejfene Schweizerbürger oder Fremde, ift nad) 
Maaßgabe der bereitd vorhandenen, oder noch £unftighin aufzufiellenben ge: 
feglichen Beftimmungen, zum Mititairdienft verpflichtet. 

28. Alte Bürger des Cantons ftehen unter den gleichen Geſeten, und 
genießen in Abfiht auf Gewinn, Erwerb oder Handthierung die gleichen 
Sreiheiten. 

29, Die vorhandenen Alten und neuern Gefege und Verordnungen 
bfeiben in Kraft, fo lange fie nicht ausdruͤcklich und foͤrmlich verändert oder 
ufgehoben worden find. Es wird aber der künftigen Regierung zur Pflicht 
jemacht, mit Beförderung eine Reviſi on derſelben vorzunehmen. 
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30. Die Berfafjung garantirt die bisher gefchehenen Auskäufe von 
Grundzins und Zehnten, und fichert die Befugniß, diefelben noch ferner auf 
gefegliihem Wege loskaufen zu Eönnen, 

31. Die evangelifcy = reformirte Religion iſt die herrſchende Landesreli⸗ 
gion. Der paritaͤtiſchen Gemeinde Ramſen find ihre bisherigen Religions: 
verhältniffe durch die Verfaſſung garantirt. 

32. Und damit die nach diefer Verfaſſung aufgeftellte Landesregierung 
ihre Pflichten ungeftört erfüllen, Nuhe und Drdnung im Canton erhalten, 
und das Wohl und. die Ehre des Standes fichern und befördern koͤnne; fo 
wird der in unfern ehemaligen Örundgefegen enthaltene und in allen ältern 
und neuern vor der Nevolution beftandenen Oeffnungen wiederholte Grund: 
fag neuerdings beftätigt, daß der= oder diejenigen, die ſich unterfangen wuͤr— 
den, durch heimliche oder öffentliche Werbindungen ‚oder Werabredungen die 
öffentliche Ruhe zu flören, und allgemeine außerordentliche Zunfts oder Ge 
meindsverſammlungen zu veranlaffen, nad) Befinden der Umftände mit Still⸗ 
ftellung oder Verluſt des Buͤrgerrechts, oder fonjt an Leib und Gut geftraft 
werden follen. — Es bleibt indeffen jeder Gemeinde unbenommen, fi, fo 
oft es ihre Zunfts oder Gemeindsangelegenheiten erfordern, mit Einwilligung 
ihrer Vorfteher, zur Berathung derfelben zu verfammeln; auch werden die 
kuͤnftigen organiſchen Geſetze beſtimmen, wie von Zeit zu Zeit ſolche Zufam: 
menkuͤnfte in politifcher Hinſicht gefegmäßig abgehalten werden fönnen. 

33. Endlich ſoll alle zwölf Jahre durch Elein und große Raͤthe eine 
Revifion der gegenwärtigen Verfaſſung vorgenommen werben. . 

Vorfiehende DBerfaffung ift von dem großen Rathe des Standes Schaf: 
haufen einmuthig angenommen und in „Kraft erkannt worden. 

Dienftag, den 12. Juli 1814. Im Namen des großen Raths. 

Der Amtsbuͤrgermeiſter, Stierlin, 
Der Staatsfhreiber, 8. v. Meyenbura. 


h Revidirte Verfaffung des Cantons Thurgau vom 
28. Juli 1814. 


Erfier Abſchnitt. 
Eintheilung des Gebiets, 
1. ‚Der Canton Thurgau iſt in acht Amtsbezirke, dieſe ſind in zwei 
und dreißig Kreife, und die Kreife in Municipalgemeinden eingetheil. Die 
nähere Regulirung diefer Eintheilung bleibt dem Gefege vorbehalten. 

2. Frauenfeld ift der Hauptort des Canton. 

Zweiter Abfſchnitt. 
Politiſcher Zuſtand der Buͤrger. 

3. Alle Bürger des Cantons Thurgau genießen ber gleichen politiſchen 
Rechte, unter den in gegenmwärtigem Abfchnitt enthaltenen nähern Bejtim- 
mungen. 

4. Wer Gantonsbürger ift und ein Gemeindbürgerrecht im Canton 
beſitzt, hat als Activbürger Zutritt und Stimme in den. Gemeind: und Kreis: 
verfammlungen, infofern er das Alter der gefeglihen Majorennität erreicht 
hat, und wenigſtens zweihundert Gulden Vermögen verfteuert. 

Jedoch find davon ausgefchloffen diejenigen, 

a) welche wegen begangener Verbrechen und darauf gefolgter infamirender 

Strafe ‚der bürgerlichen Ehre verluftig geworden ; 
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b). welche ein Falliment erlitten, oder gerichtlich accordirt haben, ohne 
wieder rehabilitirt zu ſeyn; 

c) welche unter Vormundſchaft ſtehen; 

d) welche almofengenöffig find. | | 

5. Das Xctivbürgerrecht kann Jeder nur da ausüben, wo er ein Ge: 
‚meindblirgerrecht befigt; ift er in mehrern Gemeinden verbürgert, fo darf er 
es nur in einer derfelben ausüben. 

6. Bei Bürgerverfammlungen, von welchen über Befteuerungen und 
andere Gegenſtaͤnde der innern Adminiſtration, die nicht das ausſchließliche 
Eigenthum der Gemeindbürger oder einer abgefonderten Corporation betrefs 
fen, entfchyieden wird, hat jeder gefeglih Angefeffene Stimmrecht, auch wenn 
er in der Gemeinde felbjt nicht verbürgert iſt. 

7. Der Gantonsbürger kann fidy überall im Canton haushaͤblich an— 
fiedeln, und mit völliger Gleichheit der Mechte fein Gewerbe treiben. Auch 
den Angehörigen anderer fchweizerifcher Cantone ift das Recht der haushäb-. 
lihen Niederlaffung im Ganton eingeräumt, infofern ſolches den Bürgern 
des Cantons Thurgau in dieſen Gantonen ebenfalls zugefianden wird, Bei— 
des unter Beobachtung diesfälliger gefeglichen, Beftimmungen. 

8. Ferner fieht dem Gantonsbürger zu jedem ihm beliebigen Gemeind⸗ 
bürgerrecht der Meg offen; er muß ſich aber Antheil an den vorhandenert 
Gemeindgütern verfhaffen, und hierfür die Bedingungen erfüllen, welche 
das Geſetz vorfchreiben wird, 

9. Man erlangt das Gantonsbürgerrecht durch einen Beſchluß des gro⸗ 
en Raths, und indem man fi dann zugleich ein Gemeindbürgerreht im 
Canton verfchafft. 

Dritter Abſchnitt. 


Dberfte Gewalten. 
A. Großer Rath. 

10. Ein großer Rath von hundert Mitgliedern übt die höchfte Ge: 
walt aus. 

411. Er verfammelt fid ordentlicher Weiſe alljährlich zweimal, nämlich 
in der erften Woche des Jaͤnners und in ber. erfien Woche des Brachmo— 
nats, am Cantonshauptort; die jedesmalige Sigungszeit iſt auf vierzehn 
Tage befchränkt. Jedoch kann der Eleine. Rath ihre Dauer verlängern, fo 
wie auch außerordentlihe Verſammlungen des großen Naths veranftalten, 
wenn befondere Fälle e8 nothwendig machen. 

12. Der große Rath entfcheidet über die Annahme oder Verwerfung 
der Gefegesvorfchläge, die ihm vom kleinen Nathe vorgelegt werden, fo wie 
über die zu. erhebenden Steuern und Anlagen. Er Eann den Kleinen Rath 
für Einrichtung neuer oder Abänderung ſchon beftehender Gefege und ‚Des 
crete einladen, in welchem Fall der Eleine Rath ihm in der naͤchſten Ordi— 
narifigung fein Befinden über die Zuläffigkeit mittheilen wird. Er laͤßt fich 
über die Vollziehung der Gefege und Verordnungen, und über den Zuſtand 
der verfchiedenen Zweige der Staatdverwaltung Rechenſchaft ablegen. Er 
rtimmt dem Fleinen Rath über die Verwaltung der öffentlichen Gelder Rech: 
tung ab. Er beſtimmt die Befoldung der öffentlichen Beamten. Er bes 
liege Über den Ankauf und die Veräußerung von Cantonalgütern. Ihm 
tcht das Recht ber Begnadigung zu. Er berathfchlagt über die Zufammen: 
erufung außerordentliher Zagfagungen, wenn folhe begehrt wird; ernennt 
ie Abgeorbnneten des Cantons zu den Zagfagungen, und ertheilt ihnen In 
ruction. Er flimmt im Namen des Cantons, 
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13. Der jedes Mal im’ Amte ftehende Landamman iff Priſtdent dit 
großen Raths. 

14. Der große Rath wird auf- folgende Weiſe befest: 

1) ernennt jeder der zwei und dreißig Kreife durch die Werfammlung fer 
ner Activbürger und aus der Mitte derfelben ein Directes Mitglied, 
Sede Kreisverfammlung. wählt ferner drei Candidaten, naͤmlich einen 
unter den Bürgern des Kreifes felbft, und zwei aufer demſelben; 

2) kommt. einem befonden Wahlcollegium die Wahl von ebenfalls zwi 
und dreißig Mitgliedern zu. Es kann diefelden frei in und aufer fir 
ner Mitte ernennen, in feiner Mitte jedoch höchftens nur zur Hälfte 
Das Wahlcollegium befteht 
a) aus den faͤmmtlichen Mitgliedern des Eleinen Raths; 

b) aus neun Mitgliedern des Obergerichts, von ihm felbft dazu ver 
ordnet ; 

€) aus neun von adıtzehn Mitgliedern des großen Naths, welche letz 
tere er ſelbſt dazu namſet, und unter denen ſodann das Loos die 
Hälfte. ald wirkliche Wahlmänner bezeichnet; 

q)h aus fechzehn der reichften, von der Claſſe der weltlichen, groß 
Güter befigenden Cantonsbürger, nad) der Anleitung, welde da} 
Einführungsreglement hierüber enthalten wird; 

3) endlich ernennt der große Rath ſelbſt die übrigen ſechs und dreißig 
Mitglieder, nämlich vier und zwanzig aus der Zahl der von den fin 
fen gegebenen Gandidaten, und zwölf unter den Candidaten oder an 
dern wahlfähigen Bürgern, auf den Doppelvorfchlag einer von ihm 
aus drei Mitgliedern des Eleinen Raths und ſechs Mitgliedern des gie 
fen Raths zufammengefegten Vorſchlagscommiſſion. 

15. Um wählbar zu feyn, ift erforderlich, daß der betreffende Gantent 
bürger das fünf und zmwanzigfte Jahr angetreten habe, und ein Vermögen 
von wenigftens drei taufend' Gulden, und wenn er ald Gandidat foll emann 
werden können, ein Vermögen von wenigſtens fünftaufend Gulden verfurt. 


16. Die erfte Erneuerung des großen Raths nach der vorgezeichneten 
Mahlart geht zur Haͤlfte ſogleich bei Einführung der gegenwärtigen revidit 
ten Verfaffung vor fih, und wird nach Ablauf eines Jahres vollendet. Die 
nähern Anordnungen hierüber trifft das Einführungsreglement. 


17. Die Amtödauer der Mitglieder ift auf acht Jahre feftgefegt; ab 
toerhfelnd kommt alle vier Jahre die Hälfte derfelben, und zwar von jet 
der aus der VBerfchiedenheit der Wahlart hervorgehenden drei Adtheilungen 
befonderd, zum Austritt. Die Austretenden find jedes Mal wieder mählbet. 
Die Candidatenlifte wird ebenfalls von vier zu vier Jahren zur Hälfte w 
neuert. 

18. Die AR TREE TER für Stellen, welche in der Zwifchenzeit 
dee Erneuerungsepohen im großen Rath erledigt werden, find, wenn fie die 
Kreisperfammlungen zukommen, innerhalb zweier Monate, und wenn fie vom 
großen Rath abhangen, bei der naͤchſten ordentlihen Verfammlung deffelden 
vorzunehmen; diejenigen aber, welche das Wahlcollegium zu treffen hat, wır 
den bis zur nächfifolgenden Erneuerungsepoche verfchoben, fofern nicht di 
Zahl der erledigten Stellen den vierten Theil der fämmtlichen Pläge von die 
fer Claffe uͤberſteigt. Ergänzungsmwahlen für abgegangene Gandidaten finden 
feine Statt. 

19. Die Mitglieder ded großen Raths ( Gantonsräthe ) beziehen für 
ihre amtlichen Verrichtungen Eeine Entfchädigung. 
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B. Sleiner Rath. 


u. Ein Eleiner Rath, von nem Mitgliedern iſt die oberſte Vollzie 
hungs⸗ und Verwaltungsbehoͤrde. Von ihm gehen die Vorſchlaͤge der Ges 
ſetze und Steuerverordnungen aus. Et trifft alle die Verfügungen, welche 
die Vollʒie hung der Geſetze nothwendig macht, und faßt zu dem Ende die 
angemefjenen Beſchluͤſſe. Er hat’ die Aufſicht über das Juſtizweſen, ımd 
die’ Leitung’ aller ‚Zweige der Adminiſtration. Ex hat ferner die Oberaufficht 
im Allgemeinen über die’ Verwaltung der Kitchen⸗, Schul: und Armenguͤ⸗ 
ter, der Gemeindguͤtet und des Vermögens der Kloͤſter und anderer geiftti: 
chen Gemeinheiten. Ihm kommt der Entfcheid in Streitfachen uͤber Vers 
waltungsgegenſtaͤnde zu. Er legt über alle heile der Staatsverwaltung 
dem großen Rathe Rechenſchaft ab, und menn darüber und über feine Amts: 
führung berathfchlägt wird, zieht er fih aus der Verfammlung zurüd. Er 
verfügt Über die bewaffnete Macht zu Handhabung der öffentlichen Ordnung. 

21. Der Eleine Rath wird von dem großen Rath aus feiner Mitte 
gewählt, und macht fortwährend einen Theil deſſelben aus. 

22. Die Amtsdauer. der, Mitglieder (Megierungsräthe) ift auf neun 
Jahre feſtgeſetztz die Erneuerung des Eleinen Raths gefchieht dritttheilsweife 
von drei zu drei Jahren. Der Austritt erfolgt in der umgekehrten Ordnung 
der Wahl; die Austretenden find jedes Mal wieder wählbar, 

23, Zwei Landammänner führen abwechſelnd von halb zu halb Fahr, 
den Borfig beim Kleinen, fo wie beim großen Rathe. Wenn fie beide daran 
gebimbert ‚find, verfieht ein, Landsflatthalter ihre Amtsverrihtungen. Zu bie 
fen Stellen ernennt der große Nath aus der Mitte bes Kleinen Raths. Die 
Wahlen unterliegen alljährlich der Erneuerung. | 

Bierter Abſchnitt. 
Gerichte und, untere Verwaltungsbehoͤrden. 


W A. Gemeindebehoͤrden. 

24. Jede Municipalgemeinde hat einen Gemeinderath, beſtehend aus 
nem Amman und wenigſtens vier Mitgliedern (Gemeinderaͤthen), welche 
urch die Verſammlung der Activbuͤrger aus denjenigen von ihnen gewaͤhlt 
verden, die ein Vermoͤgen von wenigſtens fuͤnfhundert Gulden verſteuern. 

25. Der Amman und die Mitglieder bleiben drei Jahre im Amte; 
jährlich wird der Gemeinderath zum dritten Theil erneuert. Das Gefeg 
efkimmit die Werrichtungen und die Competenz diefee Gemeindbehoͤrde. 

eg B. Kreisbehörben ” 

26. Sedem Kreife flieht ein Kreisamtmann als Vollziehungsbeamter 
er Megietung vor, den fie. aus den Bürgern des Kreiſes, welche wenigftens 
aufend Gulden Vermögen verfteuern, emennt. Er hat: die Aufſicht über 
ie niedere Polizei, und wacht über ihre Handhabung, Bei den Wahlner 
ammlungen der Kreiſe führt er den Vorſitz. Er ift Vermittler in Streitig- 
eiten der Bürger. 

27.1. Ein Kreisgeriht, bei welchem ber Kreisamtmann ben Vorſitz 
uͤhrt, ſpricht über Civilſtreitigkeiten von geringerm Belang und über minder 
vichtige Polizeivergehen ab. Die Einrichtung deffelben ordnet das Geſetz 
m, welches auch feine Competenz beftimmt. 


C. Bezirksbehoͤrden. 


28. , Ein Dberamtmann, als erfter Vollzichungsbeamter der Regierung 
n — Amtsbezirke, wird von dem kleinen Rath aus denjenigen Bürgern 
17 
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Geſetz vorbehalten. 


des Amtsbezirks gewaͤhlt, welche: das er Und hoanzigfte Altersjahrt eich 
haben, und wenigſtens zweitauſend Gulden. Vermoͤgen verſteuern. Die Ktiz 
amtmaͤnner, in ihren Verrichtungen als untere Vollziehungsbeamte, und di 


Gemeinderaͤthe ſtehen unter ſeiner Leitung. 


29. Jeder Amtsbezirk hat ein Gericht, welches in erſtet Jaſteh⸗ bin 
gerliche Rechtshaͤndel und geringere Criminalfaͤlle beurtheilt. Dafjelbe. beſteh 
unter dem Vorſitze des Oberamtmanns aus ‚fehs Richtern ‚die, .auf einen 
Dreiervorfchlag des Obergerichts der. kleine Rath. aus; ben Bürgern, des Anis 
bezirks ernennt, welche. wenigfteng funfzehnhundert Gulden "ri hu 
Amtsdauer und die Competenz des Gericht$ beftinnmt- das Gefep: .. 


D. Eriminalgericht erſter Inftang Mr di 


30. Für die peinliche Rechtspflege im Tinten wird ein — — 
richt erſter Inſtanz aufgeſtellt, Seine a und — if Ku 
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E. Dikessktice, — I 


31. Ein Obergericht von dreizehn —* pticht in fester ns 
über bürgerliche und peinliche Rechtsfaͤlie ab. "Um in Fallen, ie 
nach ſich ziehen können, ein guͤltiges Urtheit aut zufaͤllen/⸗ muß ‚Bere e 
zaͤhlig verſammelt ſeyn. 

3% Die Wahl der Mitglieder ſteht bei bern großen Rath. &e mi 
Ten das fünf und zwanzigfte Altersjahr erreicht und ein Vermögen von I 
nigftens dreitaufend Gulden zu verfteuern haben, Thon vörher in gesteht 
chen Sunctionen geſtanden, oder Mitglieder der  obern "Behörden gerecht 
oder Nechtögelehrte feyn. Die weitern Pen über die Organiſe 
des Obergerichts trifft das. Gefeg. Ä 


gähfter ran TER: 
Allgemeine Brrimdungen 


33. Die freie Ausübung des evangelifch = reformicten. und, des kathe⸗ 
ſchen Gottesdienſtes iſt geſichert. 

34. Der Kortbeftand der Kloͤſter und Capitel, und bir. "Signal 
res Eigenthums, ift gewährteiftet; ihr Vermögen ift gleich anderm Pre 
gut den Steuern und Abgaben unterworfen. ir 

35. Jeder im Canton Thurgau wohnende Schweizer &inn zu Pü 
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tairdienſten angehalten werden. 


36. Die Fortdauer der Loskaͤuflichkeit von Zehnten und Bodenjino 
nad) beſtehenden Geſetzen iſt durch die Verfaſſung garantitt. 

37. Alle bisherige Geſetze und Verordnungen, ‚welche nicht mit de 
Gantonsverfaffung : im Widerfpruch ftehen, bleiben: in: —— — adet 
— Reviſion unterworfen werden: ur 


Sechſter Abſchnitt. 
Verhaͤltniſſe zwiſchen den beiden Söhfeffionstbeilen 


38. Die beiden Gonfeffionstheile nehmen an der Staats- und J 
ftigverwaltung in folgendem Verhältniffe neben einander Antheil : 

a) im großen Rathe wird der Eatholifche, als in der Volkszahl Keint 

Theil der Cantonsbürger, im Verhältniffe von einem Viertheil np 

- fentirt; fo: zwar, daß bei der Beſetzung des großen Raths wenigſten 

fünf und zwanzig Stellen in demſelben an Eatholifche | 
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wandte Abertragen, und auch nie; eine string als dieſe Zahl in den 
anGneuerungswableng beibehalten :.merdan Toll; ı, | 

b) Der Eleine Rath mird neben —— — mit ei⸗ 

nem Drittheil katholiſcher Glaubensgenoſſen beſetzt. Der Vorſitz wech⸗ 
; — ‚beiden Gonfeflionen fü, daß, jeweilen ‚einer der Landammaͤn⸗ 
ner aus den — ‚und; einer — ——— Mitgliedern 
n gewaͤhlt werden fol, so nu Ri 
‘) In dasr-Dbergericht, rd. vier - atholifche Ditgtieder gemählt:r De 
Wort wechlelt, wie bei dem Leinen Rathe, unter beiden Confeffionen. 
* Bei Baftellung: der übrigen Gerichts⸗ und Verwaltungsbehoͤrden und 
: ‚Beamtungen fat; im. Rngemdem ein — Paritataverhaleniß beob⸗ 
achtet werden = 

39. Jedem Confeſſi onstheile Tomi, — der hoͤhern Aufſicht * 
Regierung, die eigene Beſorgung ſeines „Kitheng, Schul: und Matrimonial- 
weſens, und : bie daherige Droganifation zu, fo: wie die. Auffiht und: Ver: 
waltung uͤber die ihm; wirklich eigenchücmlich und. ausſchließlich zugehörigen 
Kirchen =, Schutz. und. Armenguͤter. ın.t... 

40. Bei Streitigkeiten zwiſ chen Gemeindetheis 
len, : weiche.) ihren Grund. in der Religiomsperfchiedenheit haben, tritt ein 
chiedsrichterliches Verfahren: eins... ;Bu,, dem, Ende waͤhlt jede ‚ Partei. zwei 
Schledsrichter/ und wenn es dieſen nicht: gelingt „- fie. zu vereinigen, noch fer⸗ 
ir ein Mitglied des Eleinen Raths ihrer Gonfeffion, wo fodann die beiden 
Regierungsgtieber, in Verbindung mit den ‚vier Schiedsrichter ;..den Streit: 
egenftand zu gütlicher Befeitigung zu bringen Bedacht nehmen. Fruchtlos 
leibenden Falls wird von ihnen, unter dem Vorſitze eines Obmanns den 
xx. Eleine: ‚Bath frei, waͤhlt, uͤber die Streitſache endlich abgeſprochen. 

Alſo im verſammelten großen Rathe abgeſchloſſen und gegeben, 

a — Heumonat 1814. 
—VV — —— un ss AM Prafident des craßen Dar, 
Undermert.. 
reden großen Ruth. 2:21 0°. 
Pie. Secretaire, Mitglieder defeben, ia de 
ville. 0720, en at RR n— F 
Vogler. 
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n) Berfaffun des Canton Baadt vom 4. Aug. 
ne 1814. 


pe Rn Erftier Titel. 
kandegeintheitung und ‚politifger Stand der Bürger. 


1.-: Dig. : gegenwärtigen. Grenzen des Cantons Waadt bleiben unverän: 
Lauſanne iſt der Hauptort. 

2. Sein Gebiet iſt in fechszig Kreiſe und — Bezirke abgetheilt. 
Die Kreiſe beſtehen aus mehrern Gemeinden. Staͤdte, welche mehr 
3000 Einwohner haben, bilden einen eigenen Kreis. 

Die Bezirke find aus mehrern Kreifen zufammengefegt. 

3. Wenn 8 um Wahlen, zu thun ift; fo verfammeln fi ich die Buͤr⸗ 
in Gemeinde = und Kreiswahlverſammlungen. 

Um die Bürgerrechte. in ſolchen Verſammlungen en muß: man: 
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1) Bürger in einer Gemeinde des Canton oder einer in bemfelben anc 
kannten‘ und’ ald Buͤtgerſchaft geachteten Cotporation einverleibt fern; 
2) feit Jahresfriſt in der Gemeinde oder im Kreiſe ſeßhaft feyny 
3) das. Alter von fünf und zwanzig Jahren erreicht häben. 
Um die Bürgerrechte in einer Gemeinde: und Kreiswahluerfammlun 
auszuüben, muß man überdies unter denjenigen Bürgem  weldye die Brun) 
fteuer bezahlen, wo es feyn mag im Canton, zu ben drei. Viereheikn d 
am meiften Beftenerten der Gemeinde oder des Kreifes ‚gehören; 
Ä Derjenige indeffen, welcher fonft die dreierlei Bedinge des Blrgenät 
des MWohnfiges und des. Alters leiſtet, die "zufolge des 20. Art. erfordei 
find, um als divectes Mitglied des großen Mache erwählt zu werden, mi 
in den Wahlverfammlungen feiner Gemeinde oder feines Kreifes : inmıch 
zugelaffen. i | 2 : 
Meiterhin wird auch ‚dee Water von drei in der Miliz eingeſchtirben 
und darin dienenden Söhnen, ber "daneben die Buͤrgerrechte- und Woh 
figbedinge erfüllt, in den ‚Gemeindes und Kreisverſammlungen zugeht 
wenn er gleich denjenigen Eigenthumsbedingen nicht genugthun Bann, meld 
ber gegenwärtige Artikel erheifcht. | 
4. In den Gemeinde: und Kreisverfammlungen werden, fo wormig & 
in ben Gemeindeverſammlungen, von denen im: 6. Artikel die Rede In 
wird, Dienftboten zugelaffen, die bei ihren Herrfchaften im Koft und & 
ſtehen. ne - J 
BGlelchmaͤbig haben in dieſen Wahl⸗ und: Gemeindeverſammiungen mi 
Zutritt: 2 
1) diejenigen, welche entweder felbft, ober ihre Meiber und Kinder, } 
fentliches Almofen genießen, fo lange die empfangene -Unterftugs 
nicht zuruͤckgeſtellt iſt; I 
‚2 diejenigen, welche ſich unter Eörperlichem Gerichtszwang befinden; 
3) die Falliten, fo lange fie nicht die gänzlihe Bezahlung ihrer Ci! 
den befcheinigen Finnen; 
4) die unter Bevoigtung oder Wormundfchaft ſtehen; 
5) die zu einer beſchimpfenden Strafe verurtheilt find. 
Das Geſetz kann noch meitere und neue Fälle von Ausfchliegun | 
Strafe beftimmen. : 
5. Diejenigen, welche politifhe Rechte in einem Canton oder Ei 
wo es immer feyn mag, geniefen, Eönnen diefe echte im Canton Br 
nicht ausüben, 
Zweiter Fiter. 


Deffentrtiihbe Gemwalten. 


6. Jede Gemeinde, deren Bevoͤlkerung nicht fimfhundert Ci 
überfteigt, hat eine Gemeindeverfammlung. 
Um bei der Gemeindeverfammlung Zutritt zu haben, muß man 
1) Bürger einer Gemeinde des Gantons, oder Mitglied eimer ‘der 
rationen feyn, die im Canton anertannt imd den Buͤrgerſchaften 
geachtet find; 
2) in der Gemeinde feit einem Jahre wohnhaft fepn; 
3) dreißig Jahre zählen; 
4) Hausvater feyn. 
Wenn jedoch unter der Zahl der Würger, welche dieſe verſchiedenen 
dingungen darbieten, ſich mehr als ein Drittheil befinden, welche nid 
meindbürger find; fo wird man die Mindeſtbeſteuerten unter diefen N 
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gern aus: dem Verzeichniſſe alſo ausftreichen; daß bie Gemeindeverfammlung 
jederzeit mwenigfieng zu zwei Drittheilen. aus Bürgern befteht. 

7. Gemeinden, deren Bevölkerung fünfpundert Seelen ütberfteigt, has 
ben. einen Geminderath 

Der Gemeinderath beſteht aus wenigſtens fünf. und. zwanzig und hoͤch⸗ 

ſtens hundert Perſonen. Sie. bleiben achtzehn Jahre an ihren Stellen, wer: 
den er Drittheil erneuert und find lets wieder wählbar. 

Die Gemeindeverfammlung und der Gemeinderath haben den Syn: 
die * Munteipalität zum Vorſitzer. 

Sie prüfen bie Geidäfnsführung der Municipalität und nehmen ihre 
Rechnungen ab. - . 

Sie berathen die Vorſchlaͤge zu Verkaͤufen und Ankaͤufen von liegenden 
gruͤnden, zu Geldanlehen, zu Rechtshaͤndeln und zu Buͤrgerannahmebedin⸗ 
jungen. _ 

Das Gefeg kann ihnen noch ‚andere Bersichtungen übertragen. 

9: Im jeder Gemeinde ift eine Municipalität, die aus einem Syndie 
ınd wenigftens zwei, hoͤchſtens ſechzehn Mitgliedern befteht. 

Die Municipalbeamten bleiben zwölf Jahre an ihren Stellen, werden 
um Drittheil erneuert und find. ſtets wieder wählbar. 

Das Geſetz beftimmt die Verrichtungen jeder Municipalität, melche 

1) die. Drtspolizei; 

2) die befondere. Verwaltung der Gemeindegüter, bie Armencaffe und bie 
Gegenjtände allgemeiner Verwaitung betreffen, die ihnen anvertraut 
ſeyn koͤnnen. 

Die Syndics ſind, jeder in ſeiner Gemeinde, mit Vollziehunz der Ge⸗ 
se, Dectete und Beſchluͤſſe beauftragt. Das Geſetz beſtimmt die übrigen 
eſondern Verrichtungen der Syndics. 

10. In jedem Kreiſe iſt ein Friedensrichter. Der naͤmliche Friedens⸗ 
chter kann für zwei Kreiſe beſtellt werden, aber er muß in dem einen oder 
adern derjelben wohnen. 


Der- Friedensrichter ift mit Vollziehung der Gefege und mit der Auf⸗ 
cht uͤber die untern Verwaltungsſtellen ſeines Kreiſes beauftragt. Er iſt 
ſermittler in Streitigkeiten zwiſchen den Buͤrgern, gerichtlicher Polizeibeam⸗ 
n, mit den. vorläufigen Verhören bei Vergehen beauftragt, und gemeinfam 
it Beiſitzern Richter in bürgerlihen und SPolizeifachen innerhald der durch 
8 Gefeg beflimmten Schranten. 

11. Der SFriedensrichter ift Vorfiger der Wahlverfammlung des Kreis 
8. MWenn der nämliche Friedensrichter zwei Kteifen vorſteht; fo bezeichnet 
t Staatsrath den Beifiger, welcher in der Verſammlung desjenigen Kreifes 
n Vorfig führt, in welchem der Ftiedensrichter nicht feßhaft ift, 

12. Der Staatsrath hat feine Statthalter. Das Gefeg beſtimmt 
ve Zahl. 

Der naͤmliche Statthalter kann mehrern Bezirken vorſtehen; aber er muß 
thwendig in einem berfelben ſeßhaft feyn. 

Die Statthalter find mit der Vollziehung der. Gefege und mit der Auf: 
ht der untern Behörden beauftragt. 

13. Ein großer Rath, aus hundert umd achtzig Gliedern beftehend, 
? für zwölf Jahre ernannt, bdrittheilweife erneuert werden und immer wies 
t wählbar find, übt die fouveraine Gewalt aus, 

Er verfammelt fih am erften Montage im Mai, in ber Sum Yaw 
nne. 


Seine gewohnte Sitzung dauert — einen —— inform: wicht 
der Stantsrath die Dauer derſelben verlaͤngett. Fe 

Der große Rath | ' 

1) nimmt an oder verwirft die Vorſchlaͤge von Geſetzen, Decreten ode 
Auflagen, die ihm durch den Staatsrath vorgelegt werden. Alle 
was: die Befoldung der: öffentlichen. Beamten ‚und die Veräußerung 
von Gantonsdomainen betrifft, ift der Gegenftand: eines: Decrets; 

2) er läßt ſich über die Vollziehung ber ‚Belege: und Decrete — 
ablegen; 

3) die Staatsrechnungen werden ihm — und durch ihn berkäügt; 

4) er berathet die. Begehren auferordentlicher Tagſatzungen, ernennt di 
Gefandten an die Tagſatzungen und ertheilt ihnen Snfteuctionen: 

5) er Spricht den Willen des Gantons aus. Seine Sigungen find‘ nicht 
oͤffentlich. 

14. Ein Staatsrath, aus dreizehn Gliedern des. großen’ Raths de— 
ſtehend, welche fortfahren, dieſem letztern anzugehoͤren und“ ſtets nieder waͤhldat 
ſind, hat den Vorſchlag der Geſetze, IM und ae 

Der Staatsmth | 

1) ift beauftragt mit Vollziehung der. Sci und Decrete, & erläft dr 
» für. die nöthigen Beſchluͤſſe; 

er haͤlt Aufſicht uͤber alle untere Behörden und‘ ertheilt * die ne 

thigenWeiſungen, mit en der Ar gichterlihe 

Uetheilez; 3 

3) er begmwältiget zu Veräußerung = zum Antouf ingender Gründe vor 
Seite der Gemeinden; Ä 

4) er kann Munitipalitäten, welche pflichtwidrig handeln ;.; in ihren Bir 
richtungen einftellen und folche proviforifch verfehen laſſen, ‚mit Bor 
halt, darhber dem großen Rath in feinen‘ — ——— Sigun; 
Bericht zu 'erflatten; > 2: 

5) er. ernennt feine Beamten und cuft fotdye — 

6) er legt dem. großen Rathe uͤber alle Theile der EN Rednun; 
ab, und verläßt, die Eigung, wenn über, feine Berriptungen und Kid 
nungen beratbichlagt. wird; 

7) ex verfügt über. die bewaffnete Gewalt, für. die Aufrechaltung öffent 

Ä licher Ordnung; 

8) er kann die Dauer der Sigungen des grob Raths verlängern un 

‚ ihn außerordentlich zufummenberufen, 

15. Es find neunzehn, Gerichte eriter, Inſtanz. Das Gefeg. befimm 
ihre Organifation und Befugniffe, — 

16. in. Appellationsgericht, aus dreizehn Mitgliedern beftehend, du 
für zwölf Jahre ernannt, zum Viertheil erneuert werden und ſtets mich 
wählbar find, urtheilt in letzter Inſtanz. Das Gefeg beſtimmt die Formis 
der Urtheile in Criminalfälten. 

17. » Eine aus einem Mitgliede des Staatsraths, ald Proͤſident, —2 
vier Mitgliedern des Appellationsgerichts beſtehende Gerichtsſtelle entf 
über ffreitige Adminiftrationsfälle. 


Dritter Liteh, 
Wahlform und —— 


— Der Gemeinderath wied durch die a a der Gemtind 
gewählt. - 


Um in denfelben ernannt zu werden, * man 
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4) Mitglied der Wahlverſammlung der Gemeinde ; 

2) dreißig Fahre alt feyn. 

19. Die Mitglieder der Municipalität werden ernannt, wie folgt: 

Sn. den Gemeinden, beren ‚Bevölkerung fünfhundert, Seelen nicht über: 
ſteigt, durch die Wahlverfammlung der Gemeinde, aus den Mitgliedern dies 
ſer Verſammlungz ‚und in jenen, deren Bevölkerung: ftärker, ift, durch den 
ri und. aus ben Gliedern deſſelben, denen ſie fernerhin an⸗ 

oͤren | 

Jederxzeit aber muͤſſen drei Vieitheil⸗ der Stellen im Gemeinderath fo: 
wohl als in den Municipalitäten mit Gemeindbürgern befest feyn. 

20. Die großen Nathöjtellen werden. auf folgende Weiſe vergeben: 

Die Kreisverfammlungen werden vierzehn Tage vor der Wahl zufam: 
menberufen. Jede Municipalität kuͤndigt folche: fieben Tage vor der Wahl an. 

Die: Wahlverfammlung, des Kreifes ernennt in dem Umfange deffelben 
einen directen Deputirten . in den . Eleinen Rath. ‚(Die Stadt Laufanne er: 
nennt deren, mit Hinficht auf ihre Bevoͤlkerung, vier.) 

‚Der Friedensrichter kann in demjenigen Kreiſe, deſſen Verſammlung er 
praͤſidirt, nicht ernannt werden. 

Um als directes Mitglied des großen Raths durch die ne 
lung des Kreifes ernannt werden zu fünnen, muß man | 

) Mitglied diefer — ſeyn; 

2) dreißig Jahre zaͤhlen; 

3) Eigenthuͤmer von zweitauſend fuͤnf hundert Franken an im Canton 
gelegenen Grundſtuͤcken, oder von fuͤnftaufend Kranken an Schuldti— 
teln feyn, die auf im Canton gelegene Grundftüce verfichert find. 
Diefes Eigenthumserfordernig wird auf funfzehnhundert Franken an im 

Canton ' gelegenen Grundftüden, oder auf dreitaufend Franken an Schuldti- 
ten, die auf im Canton gelegene Grundſtuͤcke verfichert find, für biejenigen 
hche Kreiſe herabgeſetzt, in denen ſich die wenigſten Eigenthuͤmer von zwei⸗ 
> N Franken und darüber ‚finden. 

Weitethin ſchlaͤgt jede Wahlverſammlung vier Candidaten fuͤr den 
— — vor, die außer dem Kreiſe gewählt werden. 

Um als Gandidat von den a ae der Kreife ernannt ter: 
ven zu Lönnen, muß manı «! 

1) Mitglied der Waplverfammlung eines Kteifes im Ganton feyn; 

2) Eigenthümer ‚von zehntaufend Franken. an im Canton gelegenen 
Grundſtuͤcken, oder von zwanzigtaufend: Franken an Schuldtiteln fern, 
die auf im Canton gelegene Grundftüde verſichert find. 

Dieſes Eigenthumserforderniß wird für die aus den fehs im 20. Art. 
). 3. erwähnfen: Kreife gewaͤhlten Gandidaten auf fiebentaufend Franken, an 
m Ganton gelegenen Grundftüden oder auf’ vierzchntaufend Franken in 
Schuldtiteln, die auf im Canton‘ gelegene Grundftücde verfichert find, her: 
Ibgefegt. 

Aus den Gandidaten erhehnt der große Rath durch geheimes abfolutes 
Stimmenmehr drei und fechzig Mitglieder des großen Raths. 

22... Eine MWahlcommifjion endlih, die aus den Mitgliedern bes 
Staatsraths, jenen des Appellationsgerichts und vierzig durch das Loos be: 
eichneten Gliedern des großen Raths zufammengefegt.ift, erwählt: 

1) ſechs und dreißig Mitglieder des großen Raths, aus allen Bürgern .er- 
Eiefet, Die vierzig Jahre alt und Eigenthümer von zehntaufend Franz 
Een an im Canton; gelegenen: Grundſtuͤcken, oder von. zwanzigtaufend , 


l 
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Franken in auf im Ganton gelegenen Grunditüden haftenden Schu: 
titeln find; SE | 
2) achtzehn Mitglieder des großen Raths, die aus allen fünf und zwan 
zig Jahte alten Buͤrgern erkiefet werden, welche Eeinerlei Eigenthums 
bedingungen unterworfen find. 

Die vier und funfzig duch die Wahleommiffion: ernannten Mitgliede 

müffen übrigens Ä | 
1) Bürger einer Gemeinde des Cantons ſeyn, ober Einverleibte der im 

Canton anerkannten und den Bürgerfchaften gleich geachteten Cor 

rationen; 

2) feit einem Fahre im Canton feßhaft ſeyn. 

23. Der Werth der, in dem drei vorhergehenden Artikeln und aud 
anderswo in gegenwärtiger Verfaffungsurtunde erwähnten, fliegenden Grün 
wird den Gatafterangaben gemäß beftimmt, nad Abzug der Hälfte ber auf 
diefen liegenden Gründen haftenden buypothekarifchen Schulden, mit Ausnahm 
der Summe, mofür die Frau auf die Güter ihres Mannes verfichert if, 
und eben fo deſſen, worauf der Univerfal-:Donator für die von ihm geſchenb 
ten Güter verfichert ift; diefe beiderlei Hppothefen werden nicht abgezogen. 

Die Nupniefung des Mannes von feinem Weibergut und jene, weit 
der Sohn von der Ausfteuer aus dem väterlichen Haufe erhält, werden im 
Eigenthume gleich geachtet. | | Ze 

Im Fall derjenige, welcher den Beweis des Cigenthumsbefiges ablam 
ſoll, zugleich Eigenthuͤmer von liegenden Gründen und von Schulttiteln mit, 
kann er die Iegtern zu den erftern fchlagen, aber immer im gedoppelten Ir 
haͤltniß des Werths der liegenden Gründe, 

24. Die Stellen, welche im großen Nathe durch Tod oder auf andız 
Weiſe in der Zwiſchenzeit von einer Erneuerung zur andern erledigt, find, we 
den auf folgende Weife ergänzt: | 

Wenn e8 um ein drittes Mitglied zu thun iftz fo wird. die MWahlır 
fammlung des Kreifes innerhalb zweier Monate nach der Erledigung zul 
menberufen, um zu einer neuen Ernennung zu fchreiten. 

Iſt, es um Erſetzung eines durd den großen Rath oder durch die Wahr 
commifjion zu ernennenden Mitglieds zu thun; fo wird diefe bei der naͤchſin 
Berfammlung des großen Rath vorgenommen. . 

Die auf diefe Weife ernannten Glieder find für die nämliche Zeit 
wählt, welche jene, an deren Stelle fie traten, daran geblieben wären, 

25. Die Kreife entfhädigen jeder feinen directen Deputirten. Die Dir 
richtungen der Übrigen Glieder des großen Raths geſchehen unentgeldlid. 

26. Die Mitglieder des Staatsrathe. werden duch den großen 
auf zwölf Fahre ernannt und viertheilweife erneuert. | | 

27. Der große Rath ernennt unter den Gliedern des Staatsathi 
zwei Präfidenten, die den Titel Landamman führen. 

Die Landammänner bleiben vier Jahre an ihren Stellen. 

Sie wechſeln jährlih unter einander ab, 

Sie find nit unmittelbar wieder wählbar. 
Bei der erften Wahl wird der eine Landamman nur auf zwei Jah 
ernannt. , | 
Der Landamman, welcher nicht im Amte ſteht, ift Vicepräftdent da 
Staatsraths. ) 

Der Landamman im Amte präfidirt den großen Rath. 

Beide Landammänner beziehen einen befondern Gehalt. 
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28. : Die Mitglieder. ber Gerichte erſter Inſtanz ı werden ; von beim 
Staatsrat) aus zwei Dreiervorfchlägen ernannt, deren einer von dem Gericht, 
worin die Stelle eriebigt worden, und der andere vom Appellationsgerichte 
eingeteicht wird. Hilo. 

Das erftinftanzliche Gericht ſoll feine Voiſchlagsliſte dem Appellations⸗e 
gerichte mittheilen, welches nach Gutfinden ſeinen Vorſchlag aus — Liſte⸗ 
oder unabhängiß von. derſelben, bilden kann. 

Die Mitglieder. der Gerichte erſter Inſtanz koͤnnen nur * Bürgern 
* werden ;ı welche Eigenthümer find von. dreitaufend Franken an. im 
Canton gelegenen Grunditüden, oder von fehstaufend Franken in Schuld 
iiteln, die auf im Canton gelegene Grundſtuͤcke verſichert find. 

29, Die Mitglieder des Appellationsgerichts werden durch den stoßen 
Rath aus ‚Bürgernsernannt, welche dreißig Jahre alt, und die gewefen find: 

entweder Mitglieder einer obern abminiftrativen oder richterlichen Bes 

hörde; 

oder waͤhrend fünf Jahren Mitglieder eines erſtinſtanzlichen Gerichtes, 

oder Ftiedensrichter; 

oder Sachwalter am Appellationsgerichte, oder die den Rang und 

Grad von Doctoren oder Licentiaten der Rechte entweder bei ‚der‘ 
Akademie von Laufanne oder im Auslande erhalten haben. 

30. Der Präfident des Appellationggerichts wird von dem großen Rathe 
uf drei Jahre aus den Gliedern des Berichts ernannt. Er ift ſtets wiedet 
haͤhlbar. | 

Vierter Titel, 
Allgemeine. Berfügungen. F — 

31. Jeder Schweizer, der im Canton Waadt wohnt, iſt Soldat zer 

32. Im Canton Waadt findet kein Vorrecht der Ortfchaften,. dee, 
urt, der Perſonen oder der Familien Statt. 

33. Die Gemeinden duͤrfen die Erwerbung des Bůrgenrichts ig, 
etſagen. 
Die Streitigkeiten, welche ſich beshalb erheben "innen, beurtheift ber 
taatsrath. 

Das Geſetz beſtimmt die Art, wie ein Fremder das Bürgerrecht. in ei⸗ 
x Gemeinde des Cantons echeiten kann. 

34. Das Begnadigungsrecht ſoll Statt finden. Es wird vermittelſt 
ned Decrets ausgeübt. Das Geſetz beſtimmt die Erforderniſſe, um, Be— 
adigung erhalten zu koͤnnen ſowohl, als die beſondere dom ded Decrets. 

35. Die Gemeinde: und Kreisverfammlungen koͤnnen in keinem Kalle; 
er unter einander felbft, noch mit einzelnen Perfonen oder Gorporationen 
er dem Canton, Briefwechfel führen. 

36. Die evangelifh reformirte Religion ift die Religion des Cantons. 
ie Verfaſſung gewaͤhtleiſtet den katholiſchen und vermiſchten Gemeinden von 
challens, Affens, Bottens, Bioley: Driulaz, Etagnieres, Poliez: le: Grand, 
olier⸗ Pittet, St. Barthelemy und Bretegny, Villas : le: Zerroir und Mas 
palud, die Ausuͤbung der katholiſchen Religion, nach bisheriger Uebung. 

Ale gegenwaͤrtig beſtehende Geſetze, Decrete, Beſchluͤſſe, Verordnungen 
id Erkenntniſſe bleiben ſo lange in Kraft, bis ſie geſeelich ſind Ahgeändiet 
orden. —— 
Alſo geſchehen und beſchloſſen — Rathe.— in 
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Lauſanne am 4. Auguft ; 
"Kanzlei des, großen Rathe 


— 


266: 4181 „Solothum.s /on.itate.d 
2) Saba asEher yapräng: des Stand es⸗ ee von 

het RO — 5 
bi Sy ichs sh "1; Auguſt 1814. sr — 

Wir Sauitheii, klein * große Raͤthe * Repubtit Soisttun 
nachdeni Wir den Verfaſſungsentwutf vom 3. Juli abhin einer nähern Re 
viſion unterworfen , und nach genuuer- und forgfältiger Prüfung geſucht br 
ben, ſowohl die verſchiedenen Intereſſen der Stadt und: des Landes in nie 
Verbindung: und beſſern Einklang. zu fegen, als ade‘ durch Darbringen 
großer Opfer did, Ruhe und Eintracht im: Canton: gänzlidy herzuftellen, — 
haben dieſe endliche Redaction der Staatsverfaſſung fuͤr den Canton Sk 
thurn einmuͤthig EUR und: geneymigt/ erklaͤten anmit und de 
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'Solgenbes if die Staateverfaffungins Cantons Sotethun 
— Erſter Abfſchnitt! | 
DERzEre N —WGeſetz-ggeben de Gewalt 


1. Die hoͤchſte Gewalt des ſouverainen Standes Solothurn wird wı 
einem aus bunderf, und einem Gliede beftehenden großen Rathe ausge 
Er nennt ſich Schultheiß, Elein und größe Raͤthe der Mepublit Solothun 

2... Dem großen Mathe ſteht die Gefeggebung zu. Er erfäßt demms 
nicht nur die Gefege, welche ihm vom Eleinen, Rathe vorgefchlagen mia 
fondern er hat auch die Befugniß, diefe Behoͤrde zu Einreichung eins & 
fegesvorfchlags über einen beſtimmten Gegenftand. aufzufordern. | 

3. Der große Rath befigt das ausſchließliche Recht, Steuern und db 

gaben zu erkennen, und die Veraͤuferung von Stantsgütern zu bemiign 
Die — nn iſt — Priqung⸗ und Be igra und 
terworfen. 
4. Der große Kath, extheilt bie Infteuctionen des Scandes — 
auf die eidsgenoͤſſiſchen? Tagſatzungen; er ernennt die Geſandten, und N 
fih von ihnen Bericht abftatten. Re ————— und —2 
werden von ihm abgeſchloſſen. 

5. Der große Rath uͤbt waͤhrend feiner Vaſammlungezeit das * 
digungsrecht bei Todesſtrafen aus. | 

6. Der große Nath erwählt feine Mitglieder theils unmittelbar, hr 
aus einem dreifachen Vorſchlage. Er ernennt aus feiner Mitte die Bin 
des Eleinen Rathes, ſo wie jene des Appellations: und Cantonsgetichtt 
Unter den Gliedern des -Eleinen Rathes bezeichnet er die zwei Schuhen 
Die Mahlen gefchehen durch geheimes und. abfolutes Stimmenmeht. 
3:7. Der größe Nach verſammelt ſich ordentlicher Weiſe zweimal 
Jahrs, im Fruͤhling und im Herbſt. Jede dieſer En it a 
die Dauer von acht Tagen eingefchräntt.. er 

8 Der gtbße Rath wird folgendermaßen — 

Jede der eilf Zuͤnfte der Stadt Solothurn zählt vier, jede der Amtri 
—* und Olten drei, die Amtei Ballſtall vier, die Buͤrgerſchaft von 3 
ten aber, ſo wie jede der fuͤnf Amteien Bucheggberg, Kriegfterten, GötgM 
Dornek And Thierſtein, zählen zwei Mitglieder aus ihrer Mitte im gr 
Mathe. En Diefe werden” aus einem von ihnen ausgehenden dreifachen Ver 
ſchlage genommen. Die übrigen fünf und dreißig Stellen im großen Kat 
werden durch eine freie,’ an keine Zunft oder Amtei gebundene Wahl "der 
ftaft vergeben, daß. vier und, zwanzig davon ‘der Stadt Solothutn und i 
der Landſchaft zu’ Theil werden: '' 
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gr: Die Bünfte'der Stadt Solothurn ſowohl als die Buͤrgerſchaftvon 
ten, fo- wie die; betreffenden Amteien, uͤben ihr all alien durch ein 
is ihrer Mitte genommenes Wahlcollegium aus. A Sr. tief 
10. Jedes Wahlcollegium befteht aus funfiehn Männeiny. fünf: aus 
n zehn: Aolteſten, fünf aus den: zehn Meiftbegktertem)i. fünf / aus det Ge: 
mmtheit.| der anweſenden : Zunftgenoffen: oder nn — 


erden durch das Ldos zu Wahlmaͤnnern beſtimmt. > 5 ‘rau 
11..: Um von einem Wahicollegium zu einem Sen des gohen he 

vgefthlagen. werden: zu koͤnnen, muß man nr 

a): das vier und zwangigfte: dahe — Ba; III EI 


b) eigenen Rechtens feyn; — Win 4 

c) in. Niemands Koft und Lohn Reben; u; 

d) ein Vermögen von zweitauſend Franken in Eigenfhaften oder‘ Antec 
pfaͤndlichen Guͤltſchriften beſitzen, und endlich nu 

e) ein ererbtes oder ſeit zehn Jahren erworbenes Srccbinhenhi im —— 
kreiſe genießen. 
12: Die naͤmlichen Eigenſchaften muͤſſen auch jene Männer. in * 


sinigen, welche vom a Rathe ohne Vorſchiag ertoählt ‚werden, = 
‚ I = Iıı ; u 
u * "Zweiter Abfhnite. nr 2 ER: 
on de Bottztegeme Gewalt: wu u Lu 


13. Ein Eeiner Rath von ein und ; zwanzig Gliedern des "großen Reiſt 
dem ſie —— einen heil ausmachen, iſt mit ‚der. Vorſ u 
oh als Vdilldlehung der von. er hoͤchſten Gewalt ausgehenden Geſete ‚bes, 
tragt, ‚Er, — die zu dieſem Ende, ſowohl als zur Handhabun 9— 
lizei und sum, Behuf ber übrigen, Zweige der Staats vetwaltung e 0 der %, 
n Beſchlufſe u 3 Berordi nungen,‘ &r' verfügt. über” die bewaffnete 
entwirft die en auf die Tagfagungen, Er urtheilt, in 
ter Inſtanz über alle Streitigkeiten im WVerwaltungswefen, und legt Ale 
lich dem großen Rathe : über aller Theile der: Verwaltung die Staatsredy: 
ı9 ab, 

14. Der Eleine Rath hat’ das Richt, den großen Rath außerordentlich 
verſaͤmmeln/ und die ordentliche Sitzungszeit deſſelben zu verlängern.- 

15, Det kleine Rath, mit Zuziehung des Appellationsgerichts, vergiebt 
der hoͤchſten⸗ Gewalt nicht ausdruͤcklich vorbehaltenen Stellen, und uͤbt in 
Abweſenheit des großen Rathes das Begnadigungsrecht aus. An il 

16 SJede der eilf Zuͤnfte hat von Rechtswegen eins, die Landſchaft 
vier Glieder imekleinen Mathe. Die übrigen ſechs Glieder werden be 
nd einem‘ Unterſchiedraus dem großen Rathe gezogen. © ; re 

17... 3merriaus der Mitte des kleinen Rathes genommene Schutheien 
on abwechſelnd ; jeder ein Jahr laug, den Vorſitz im kleinen und großen 


Weder im kleinen Rathe noch in irgend einer Gerichtsbehoͤrde 
en Vater und Sohn odet zwei Brüder zu: gleichet Zeit Mitglieder feyn. 
49. Der Heine, Rath - verfammgte ſich regelmaͤßig auf dem Rf des 
uithgißen „ fo „oft 08, die Gaſchaͤſte npfordein,. amaamul un >. 0 


Dr itter U chni }5} ——— 3.220393 
; - ‚2010 nd: | ndcadais mid ne N. 


N ndılla 3972: id , 

ma A Na 4,6 # u } Pr Marsh. Inqe uinchlen: 
20. Die Stadt Solothurn fowohl als die übrigen Oberämter- haben 
bůrgerllche Streitihzleiten "eine ceſtiuſtanzuiche Gorichtob hoͤrde⸗ WDelche Amts: 
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gericht: benannt witd. Dali beſteht aus dem Oberamtmann und zwi 
Beiſitzern. Der kleine Rath, erwählt die. letztern aus den im Amtskreife gr: 
feffenen Drtsbürgern. In Polizeirchtsfällen iſt der Oberamtmann allein du 
m. erſter Inſtanz. 

Ein Gantonsgericht,. beſtehend aus acht Gliedern, beustheilt in 
— — ‚ale. Civil- und Polizeifaͤlle, die einer Appellation fähig. find. 
Daffelbe ertheitt die neue Rechtsuͤbung, und bildet das Schuldengeriht. E 
wird von einem Mitgliede des Eleinen Mathe präfidiet, weiches; nur dann 
eine Stimme hat, wenn die Meinungen gleich getheilt ſind. Bei dem 
Spruche des Cantonsgerichts iſt die Gegenwart von: ſieben Nichtern. erforder 
lich. Bei Schuldbetreibungen find fünf Richter hinlaͤnglich. 

22. Vierzehn Richter, worunter ‚jede ‚der eilf Zünfte wenigſtens einen 
ihrer Großräthe zahlt, unter dem. Vorſitze des Alt: Schultheißen oder fein‘, 
aus dem Kleinen Rathe genommenen, Statthalters, bilden das Appellationt 
gericht, welches in: legter Inſtanz alle recursfähige Sprüche des Gantonägr: 
richts beurtheil. Zur Gültigkeit feiner Sprüche wird das Beiſeyn von eif 
Richtern erfordert. Die Meinung des Pröfidenten zählt nur, wenn die Ric 
ter in ihren Stimmen gleich getheilt find. 

23. Das vollzählig verſammelte Appellationsgericht übt in erfter um) 
legter Inſtanz die Griminalgetichtsbarkeit Aus.’ In allen Fällen, wo em 
Todesftrafe eintreten Eönnte, wird dieſer Gerichtshof, vermitteljt des Kool, 
mit vier Gliedern des Eleinen Raths veritärtt. Sind bie, Stimmen gleich 
getheilt ; fo kann keine Todesſtrafe Statt finden. 

24.. Zür die Streitigkeiten im Verwaltungsfache find ebenfalls dr 
Inſtanzen aufgeſtellt. Die erſte Inſtanz iſt der betreffende Oberamtmant; 
die zweite bildet ein aus vier Appellationsrichtern beftehende8 und von einm 
Rathsgliede präfidirtes Wertaltungsgeriht, von welchem (ganz wie im Ci 
vil⸗-Rechtsgange) die neue Rechtsuͤbung ertheilt wird; ; die dritte umd Ik 
— iſt det kleine Rath. 


Vierter Abfhniet. 
Genfur. 


25. Alle acht Jahre, während ber ordentlichen Herdſtſ itzung des gi 
ßen Raths bezeichnet das Loos funfzehn Glieder, naͤmlich fuͤnf aus dem 
Heinen Rathe, fünf unter den Großraͤthen der Landſchaft. Dieſe vereinigen 
fi) auf der Stelle, um die Frage zu entſcheiden: ob eine Wiederermählun 
des Eleinen Raths Statt finden fole, Wird die, Frage mit der abfplutn 
Stimmenmehrheit bejahet; fo wird diefer Antrag ſogleich dem verfammeli 
großen Rathe kund gethan. Wird diefer Antrag vom großen Mathe dus 
die Mehrheit von zwei Drittel Stimmen genehmigt; fo wird unmittelde 
darauf zur Wiedererwählung des gefammten Eleinen Raths geſchtitten. 


Fünfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


26. Die roͤmiſch- katholiſche Religion iſt die Religion des Canten 
Solothurn, mit Ausnahme des Dberumts Bucheggbetg, wo bie enangelild‘ 
reformirte gemwährleiftet wird, 

27. Jeder Gemeindeblirger bes Cantons der bie erforderlichen Eigen 
genfchaften beſist, hat das ne zu allen Stellen und Aemten zu 


28.. Den. freie, Gewenbr. nad ‚Hanbelsnistebr, zu. Stadt and Land 
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fdemlich anerkannt, Die deshalb: wörhigen: er ſellen he 
von dieſem Grundſatze ausgehen. 6 AT Yun 
29, *In den Stadt Solothurn ſoll ei ern und bins. gleiche Bio 
acht beſtehen, und ſomit der untecſchud zwiſchen alten und neuen . 
abgeſchafft ‚Verbleiben. - Kon ann 
30, Keine Gemeinde des Waatone dack einem⸗ Owebütger vdn Stadt 
oder Land,“ wenn diefer die durch das Gefeg votzuſchreibenden Bedingniſſe 
* erfüllt haben, die Aufnahme in ihr Ortsbuͤrgerrecht verweigern ' ni“ 
>31. Eben fo darfisteine "Bulfeitn der Stadt ſich weigern, einen Drtds 
bürger,, der noch auf keiner Zunfbieingefchjeieben:äft aufſunehmen / wenn set 
die‘ duch das Geſetz zu beſtimmenden Bidingniſſe: wied erfuͤllt Haben. - 
"32; "Geber Einwohner des Cantons, der das ſechszehnte abe — 
gelegt hat, kann — pin angehalten werden. 


X — I — ar. — 
Einſaheung der Verfaſſung au dia? 


33 Der wirkliche große Rath, ſobald er die feste nt der 
Großräthe vom, Lande In feinen Schoos wird aufgenommen, und. auf diefe 
Weiſe ſich des Endlihen wird conftituiet haben, Wird ohne Verzug jur Er 
nahmfung des kleinen Raths, des Appellations⸗ und Eantonsgetichts und 
der „beiden, — ſchreiten. 

— Gegenwaͤrtige Cantousvetfaſſung ſoil von Unſern Kmsfäuieiip 
und taatsfchreiber unterzeichnet, mit’ dem Staatsfieget' verfehen und in b 
Ba und Gantonsardiv — werden. x 

Gegeben den, 17. En 1814. u 

Der Amts: Shluhene 
Girl von Arxegget. 

Der Stantsfchreiber, 
Friebrich von Rott 
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I Ina ir N Erfer Titel B 712 ı 7 Bun BPURE BT 


Darfertuilfe ber Regietungsformz Wahlrechte, Wahlbar— 
keltsrechte und verſchiedene Verfiguigen uber die Stadt 
und Gemeinde Genf AuyTüher die andern Gemeinden. 


1. Die Stadt und Republik Genf hat Wahlverſaminlungen, einen 
Mepräfentantenrath,; vier Spndics, einen Staatsrath, ein erſtinſtanzliches 
und Polizeigericht für die Stadt und das Stadtgebiet, aus einem Statthal⸗ 
ter und fechs Auditorer beftehend; und für die Landſchaft erftinftanzliche und 
DPolizeirihter. In Genf werden Civil: und Criminalgerichte aufgeftellt. Der 
Kirchentath wird beibehalten; ebenfo ein Ehegericht für die Proteftanten; die 
Akademie, welche ber Nepräfentantenrath, auf den Vorſchlag des Staats⸗ 
raths, in eine Univerſitaͤt umwandeln und ihr die angemeſſen erachteten Ord⸗ 
nungen und Statuten ertheilen kann; eine beſoldete Garniſon, deren Stärke 
bee Mepräfentantentath feftfegen ımd nach den Umftänden vermehren oder ver: 
mindern kann; einen Kriegsrath und eine ftaatdriethfchaftlihe Kammer. 

2. Wenn gleich die proteftantifche Religion in bee Republik Genf bie 


. 
[4 
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amtec den ſechshundert. Dieſe dreihundert Wahlmaͤnnet waͤhlen aus 
den ihnen Vorgeſchlagenen die funfzehn zu ernennenden Deputirten. 

— Die relativer Stimmenmehrheit iſt fie die Ernennung hinreichend, für 

die: Beibehaltung wird die abſolute Mehrheit, erfordertz bei gleich ge 
theilten Stimmen werden der oder die aͤlteſtan beibe halten 

3) Nach Vollendung diefers Haudlung ſchreitet man zur Wahl der funf: 

zehn andern Glieder des Repraͤſentantenraths; ; dazu werden ſechshundett 
neue Wahlmänner aus der Urne gezögen, welche nach Vorſchrift des 

2 8 erſten Paragraphs diefes Artikels die Wahl vornehmen.Die Namen 
der fechshundert Aſten Wahlmaͤnner — nicht wieder I die Im 
gelegt. a it jun an Solraz ag bi 

er Hope biefer Wahlen geſchleht A ber ea “ und" folt ſpiteftens innev 

"halb ‘vier Tagen, von jenem’ an gkrechnet in welchent dag Verzeichnij 

DR fehepundett Wahlmanner bekannt gemacht wotden ik, vollendet 
— Die Wahlmaͤnnte ſowohl "als die Gfitder dis „Repräfentanten 
* konnen Feine Eitſchadniſſe anſptechen. — 

— Die Syndics die Statthalter, der Genathtocutatot zwei, duch Di 
Loos Örgeichnete Glieder des. ‚Nepräfentantencarhe, der Decan der Caſſ, 
der Nector und ſechs durch das Roos gemählte Wahlmänner,, laffı 
die Namen. aller "Mahlmänner in die Urne legen, und es ſoll fomeh 

die Ziehung des Looſes der Wahlmaͤnner, als die Entſcheidung it 
Stimmzettel'für die Ernennungen und für bie‘ Beibehaliungen, untt 
ihrer Aufſicht gefchehen. — Dir erſte Syndic waͤhlt aus den Wat 
männern zwei Sectetalte fuͤr dies Geſchaͤft. 

"ey Der Reptäfentäntentath” erläßt, auf ‚ein Gutachten des "Staatsratkt 
alle auf die Polizei dieſer Wehlnn das dabei zu beobachtende Ver 
F —8 fahren, und die Fragen, welche ſich über‘ dig Wahl⸗ und Waͤhldar 
keitsrechte erheben koͤnnten, bezuͤgliche Verordnimgen. na⸗te 

en Es dürfen, von dem gleichen Geſchlechtsnamen und Fannifie nicht mei 

gis Fünf Petſonen in Repraͤſentantenratheſitzen· 

In den Wehldſenmiancen darf keinerlei Beratung, peigpnonme 

„erden. | 


7. Dem Sepräfentangenrüspe spe, ie Sefeägebende Gewait zu, un 
Vorbehalt der Initiative der Syndics —* des. Stagtskaths, und 
„Mebereinftimmung mit ben algemenu fegen der ſchweizeriſchen Ei 

enoſſenſchaft. 

2 Ebenſo ‚fteht ihm das Reh, R, Abgaben, Bw, befäfiehen,. aufjubehe 
zu erhöhen, zu mindern, zu verändern, zu modificiten und ihre, Dix! 
heſtzufetzen; uͤber alle aufgsordentfiche, ‚Ausgaben ,..melche-.die, Summ 

1.0. von 6500 Schweizerfranten überfteigen ; ber Anleihen, uber aufere 

dentliche Steuern und Staatslotterieen,. Wenn der Staatsrath in DM 

Fall kommt, Ausgaben zu machen, welche, geheim, bleiben  müflen; 4 

perlangt er von dem Repraͤſentgntenrathe ſiche Commiſſarien, die ſold 
‚zu bewilligen Vollmacht erhalten, und. das Geheimniß der Verwendun 
dieſer Bewilligung ſoll gewiſſenhaft beobachtet werden, 

3) Ihm ſteht das Recht zu, Capitulationen und Vertraͤge mit anden 
Staaten, die ihm durch den Staatsrath vorgeſchlagen werden, zu J 
nehmigen, abzuaͤndern und zu verwerfen; immer jedoch im Ueberim 
ſtimmung mit den allgemeinen Geſetzen des Bundesſtaats. 

«H Er iſt befugt, Staatsämter, Zribunalien und. Stellm zu errichten, 1 


23%: 


— — 


ſoweit ſolche den Verfügungen. der gegenwaͤrtigen -Verfaffungsurfunde 
nicht widerſprechen. nn, =, 

5) Ihm Sehen die Emennungen für alle Staatsämter, Gerichts⸗ und ans 
dere Stellen zu, die das Geſetz ausſchließlich den Mitgliedern des Res 
praͤſentantenraths zutheilt. 

6) Wenn er. die Syndics, den Statthalter den Seckelmeiſter, die Staats 
eäthe ben Benezalprocurator und die Auditoren erwählt; fo werden alle 

Stadtrichter, die Gerichtsverwalter und die im Art. 8. des erſten Zi: 
teld erwähnten Perfonen, dem epräfentantenrath, um an diefer Er— 
nennung Theil zu nehmen, beigeorbnet. Ä 

7) Er trifft die endlichen Verfügungen über das Militair, uͤber die Zeugs 
häufer, über Vermehrung oder Verminderung der Feſtungswerke, über 
BZwangsverfauf von Grundjlüden der Privaten, die zum Behuf der 
Seftungswerke unentbehrlich erachtet würden, fo mie über den Zwangs⸗ 
verkauf von Privateigenthbum, das für die Sicherheit oder Gefundheit 
eines Straße nothwendig oder auf andere Weile von augenfcheinlichem 

Nutzen für das Gemeinwefen erachtet würde; wohlverftanden, daß den 
betreffenden Privaten eine vollftändige Entfhädigung zugeſprochen wer⸗ 
den fol, nachdem daruͤber ein Gutachten zwei beeidigter Sachkenner ift 
vorgelegt worden, twelche von ihnen und vom Staatsrath ernannt wurf 


den, und denen nöthigen Falls ein dritter duch die Sachkenner bei: 


der Theile Gemwählter kann beigeordnet werden. 
8) Auf ein Gutachten des Staatsraths verfügt er Über alles, was auf 
die ordentlichen und außerordentlihen Zagfagungen Bezug hat, und ew 


theilt den. Inftructionen und Aufträgen feine Sanction. Er ernennt 


die Deputirten an die Tagfagung; jedoch fol der erfle Deputirte jeder 
zeit ein Mitglied des Staatsraths feynz er kann auch dem Staatsrathe 
die Wahl der Deputirten ‚überlaffen. ” 

9) Sn allen dem Repräfentantenrath vorgetragenen Gefchäften kann bers 
- felbe die Gutachten des Staatsraths abändern; aber er muß fich auf 
denn feiner Berathung unterlegten Gegenftand befchränten. 

OY-Die Polizei feiner Sigungen fteht ihm zu, und er erläßt darüber die 
erforderlichen Verordnungen. 


11) Dee Staatsrath legt alljaͤhrlich dem Repräfentantenrath über feine Ver - 


waltung Rechenſchaft gb; er legt ihm eine Ueberfiht der Einnahmen 
und Ausgaben des Gaffenbeftandes, fo wie hinwieder der vermuthlichen 
Einnahmen und Ausgaben des kommenden Jahres vor. Der Mepräs 
fentantenrath ernennt zu Prüfung diefer Ueberfiht eine Commiffion, die 
aus einem Syndic, zwei Staatsräthen und vier Deputirten aus feis 
nem Mittel befteht; er kann das Gleiche auch zum Behuf der übtigen 
ihm vorgelegten Verwaltungsrechenſchaft thun. 


2) Der Repräfentantencath wird auf ein Gutachten des Staatsraths ent 


ſcheiden, wem die Ausübung der Gewalten und Vollmachten angehört, 

welche durch das Geſetz nicht ausdruͤcklich übergetiagen find, und bei 

welchen Departementen ein Spndic den Vorſitz führen. foll. 

8. Sm der Berfaffungsurfunde kann Leine Abänderung als durch eine 
hrheit won zwei Deittheilen der Stimmen in‘ beiden Raͤthen vorgenom: 
n werben. 

9, Der Repröfentansenrath. wird regelmäßig am erſten Montag im 
di und im Chriſtmonat verfammelt; die Dauer der Sitzung iſt drei Wo— 
1,.wenn anders der Staatsrat) folche nicht verlängert. Er kann außer: 
—III. | 18 | 


# 


“= 
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ordentlich durch den Staatsrath; einberufen werben, weldyer an: N 
Dauer der Sigung beftimmt. 

10. In den periodifhen Sigungen können alle Glieder m Ri 
tantenrath8 WVorfchläge oder WVorftellungen machen. 

Der Staatsrath hat das Recht, einen Worfchlag anzunehmen Fur 
verwerfen. Wenn aber eine Vorftellung die Uebertretung eines ·Geſetzes übe: 
trifft, und dieſelbe in der naͤchſtfolgenden Sigung erneuert und durch hunde 
Stimmen unterftügt wird; fo muß foldye innerhalb’ drei Tagen fpätdın! 
dern Repräfentantenrath zur Entfcheidung vorgelegt werden. 

Sn allem, was die Verfaffungsurkunde betrifft, ſoll den Beftimmma 
des 8. Yrtikels des gegenwärtigen Titeld gemäß verfahren werden. Wir ri 
Antrag verworfen; fo kann folcher nur nach Verfluß von fünf Jahım mi 
derholt werben. 

11. Der Repräfentantenrath hat die ausfchliefliche Befugniß, ven X 
Münzrechte Gebrauch zu machen. 

12. Der Repräfentantenrath wird mittelft feiner gefeggebenden Gm 
die Luͤcken der gegenwärtigen Verfaffungsurkunde ausfüllen; er wird ihr al 
Entwidelungen geben, deren  diefelbe bedarf, ohme von den Grundlagen, & 
denen fie beruht, und von den Verfügungen, welche fie enthält, au 
weichen. 

Dritter Titel, 


Bon den Syndics und vom Staatsrathe. 


1. Nur Mitglieder des Repraͤſentantenraths, und die das fuͤnf 
dreißigſte Jahr zuruͤckgelegt haben, koͤnnen in den Staatsrath gewählt 
den. Jedennoch ſind ſolche Glieder des Repraͤſentantenraths, die aus 
ſelben in Kraft des Geſetzes der Erneuerung austraten, waͤhrend des 
Austritt unmittelbar folgenden Jahres waͤhlbar. 
| 2. Im Staatsrath Eönnen nicht neben einander figen, mehr als 
Perfonen von gleichem Gefchlehtenamen und Familie, ein yir 
Sohn, ein Großvater und fein Enkel, ein Schtoiegervater und > 
mann, zwei Brüder, ein Oheim und ein Neffe von gleihem Namen 
Zamilie. 

3. Der Staatsrath befteht aus acht und zwanzig Gliedern, mit 
begriff der vier Syndies, des Statthalters, des Sedelmeifters, der } 
Staatöferretaite, welche berathende Stimme haben, und der fünf Sta 
räthe, welche im Obergericht und Civilgeticht figen. 

4. Der Staatsrath ift Reiner Erneuerung unterworfen, aber jedes 3 
nach gefchehener Wahl der Syndics macht jener bei dem Mepräfentanten 
die Einfrage, ob er die Staatsräthe dem Grabeau unterwerfen wolle, B 
diefe Frage durdy geheimes Stimmenmehr und mit 126 Stimmen brieh 
entfchieden; fo merden alle Staatsräthe, mit Ausnahme der Syndits, 
Statthalterd, der ausgetretenen Syndies, des Sedelmeifters und der Gin 
des Civilgerichts und Dbergerihts, einzeln und mittelft Kugeln dem Gr 
unterworfen; jene, welche 126 Stimmen gegen ſich haben, treten { 
Stansträthe aus, und nehmen ihre Stellen im Repräfentantenrathe wieder « 

Die Stieder bes Staatsraths, welche dem Grabeau nicht unterwer 
find, wohnen diefer Verhandlung nicht bei, mit. Ausnahme der Spah 
welche den Vorſitz der Verfammlung führen, ohne Stimmen zu: geben. 

9. 1) Der Staatsrath hat die Snitiative Über alle an die Berathung 

Mepräfentantenrath® zu bringende Gegenſtaͤnde; ibm fteht die v 

ziehende Gewalt zu, und er übt ſolche aus, für die Handhabung ! 
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öffentlichen. Ruhe, des Staats: und Privateigenthums und ber indivi⸗ 
duellen Sicherheit; er hat die Polizei- und Oberauffiht des Cultus 
rd Unterrichtsweſens; ihm ſteht die Aufſicht über die untern Behoͤr⸗ 

. „ben und die VBefugniß zu, in den duch das Geſetz unbeftimmt ges 

laſſenen Fällen das Recht des Vorſitzes zu beſtimmen. Er erläßt Po- 
Izeiverordnungen, und überträgt die Vollziehung derfelden, wem ſolche 

zuſteht. 

2) Er iſt ausſchließlich mit Behandlung der auswaͤrtigen Verhaͤltniſſe be 
ſchaͤftigt, unter dem im Art. 7. 8. 3. des zweiten Titels enthaltenen 
Vorbehalt. 

3) Ihm ſtehen die Wahlen für alfe Stellen zu, deren Emennung nicht 
"den - Repräfentantenrath oder andern Behörden uͤbertragen iſt. Für 
diejenigen Wahlen, welche dem Nepräfentantenrathe zuftehen, reicht der 
Staatsrath einen. doppelten Vorſchlag ein, welchem die Mamen derer 
beigefügt werden, welche in diefem Rathe dafür weiter bezeichnet wur⸗ 
den, oder die ſich bei der Canzlei eingefchrieben haben. 

4) er beforgt die Finanzverwaltung, und ernennt eine Rechnungstammer, 
welche unter feiner Aufficht und Leitung ſteht; er ernennt ihre Glieder, 
die aus einem Syndic, drei Staatsräthen und drei Deputirten des. 
Repräfentantentaths -beftehen. Sie kann ſich durch felbftgemählte Ad⸗ 
juncte Hülfe verfhaffen; diefe Adjuncten Eönnen ihre Meinung eröffnen, 
fo oft fie dazu aufgefordert werden, aber fie haben Fein Stimmrecht. 

Die Rechnungsfammer ijt zugleich der Municipalrath der Stadt. Der 
Staatsrat) ordnet ihr vier Municipalräthe bei, die wenigſtens fieben und 
wanzig Jahre alt feyn müfjen; er ernennt diefelben für drei Jahre. Sie 
find wieder wählbar und haben Stimmrecht. Die Rechnungdfammer ent: 
ſcheidet über Werwaltungsftreitfälle, unter Vorbehalt der MWeiterziehung an 
den Staatsrath. 

Der Staatsrath fpricht in legter Inftanz über Gegenftände, deren Werth 
auſend Schmweizerfranten nicht überfteigt, ohne mündlichen Vortrag der Par: _ 
den; der Kläger kann jedoch eine fchriftliche Eingabe mahen. Wenn der 
Bötrag taufend Schweizerfranken überfteigt; fo kann der Kläger an den ober: 
tm Gerichtshof Recurs nehmen, duch) mündlichen Vortrag oder fchriftlich, 
ach eigner Wahl, | 

5) Der Staatsrath wird aus feinem Mittel Commiffionen bilden, denen 
er befondere in feiner Competenz liegende Verwaltungszweige übertragen 
kann; dieſe Commiffionen fliehen, wie im vorhergehenden Paragraph 
bemerft mar, unter feinen VBefehlen. Sie dürfen, unter Genehmigung 
des Staatsrathe, ſich Adjuncten ernennen, welche dadurch im Verwal: 
tungsfache Ausbildung erhalten. 

6) Obgleich die richterliche Gewalt von der vollziehenden gefomdert iſt; fo 
hat jedoch der Staatsrath Befugniß, für die Handhabung der ihm ge: 
bührenden Achtung, gegen folhe, die e8 daran ermangeln liefen, eine 
Strafe zu erkennen, die nicht über einen Monat Gefängniß, oder drei 
Monate Hausarreſt und eine Geldbuße von ſechzig Schweizerfranten 
betragen kann. Inſofern der Staatsrath es gut findet, oder wenn er 
dafür Hält, das Vergehen verdiene eine höhere Strafe; fo uͤberweiſet er 
folches an die Gerichte. | een, 

7) Der Staatsrath hat die Befugniß, Perfonen, melde wegen eines Ver: 
gehens angeklagt find, verhaften und ins Gefaͤngniß bringen zu :laffen ; 
ec ift verpflichtet, ſolche innerhalb vier und zwanzig Stunden den Ge: 

13 
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tichten gu übergeben; gleichmäßig uͤberweiſet er dieſen auch alle Bro 
gehen, bie zu feiner Kenntniß gelangen. J 

8) Er wacht Über die genaue und gefliſſene Erfüllung der ben Geidts 
ftellen obliegenden Pflihten, und übt überhaupt die ihm zuſtehende 
hoͤchſte Gewalt für Handhabung der Gefege, Sitten und guter Dr 
nung, und zum Bellen des Handeld und der Manufacturen aus, ohm 

Eingriffe in die Befugniſſe der Übrigen Staatsbehörden. 

9) Er entwirft Verordnungen für die Aerzte, Wundärzte und Apotheker. 


10) Er ernennt einen Großwaibel für ſechs Jahre; berfelbe ift wieder woͤhl 
bar, und kann in oder außer dem Repräfentantenrathe gewählt werden. 

11) Ex Hat die Polizei in feinem Innern, und erläßt deshalb bie erforder 
lichen Verordnungen. | 

12) Ex hat, wie in frühern Zeiten, die Befugniß, das väterliche Anſeher 
und jenes der Vormünder und Guratoren zu handhaben; Verkaͤuft di 
Srundftüden von Minderjährigen zu bewilligen, über Bevogtung me 
jorenner Perfonen zu entfcheiden, und Altersdispenfationen zu exthelen. 

13) Die Uebungen im Zielſchießen, in der Schifffahrt und im Bogenfchiehe 
- fiehen unter der Aufficht des Staatsrathe, und ein Mitglied deffelt 
führt dabei den Vorſitz; der Oberinfpector der Artillerie foll ein Stast* 
rath ſeyn. —— 

6. 1) Er wird mit moͤglichſter Beförderung das Verzeichniß der Adv 
ten aufnehmen; auf bdemfelben follen diejenigen Genfer eingeſchrieden 
feyn, welche entweder in Genf oder auf einer Univerfität zu Sachn 
* ernannt wurden. Dieſe allein haben hei den Gerichtsſtelca 

utritt, 

2) Er wird, nach vorausgegangener Prüfung, Notarien ernennen um e 
ven Zahl feftfegen. Er ernennt die Procuratoren und fegt deren 3 
feft; er läßt ein Verzeichniß derfeiben aufnehmen; nur jene, mid 
darauf befindlic find, haben bei den Gerichtsftellen Zutritt. 

3) Der Rath kann Advocaten und Procuratoren, wenn fie ihren PS 
ten zuwider handeln, in ihren Verrichtungen einftellen, oder ihnen fe 
unterfagen; die Gerichtöftellen haben gleiche Gewalt. 

4) Künftigyin muß man, um auf das Verzeichniß der Advocaten gebuas 
zu nad Inhalt früherer Verordnungen, in Genf geprüft m 
den feyn. 

7. Der Staatsrath wird eine Verordnung über die Entfchädnifie © 
öffentlichen Perfonen entwerfen, welche in Gefchäften der Privaten und 
Rechtsfachen gebraucht werden, und eben fo über die Rechtskoften. 

8. Der Gehalt der Staatsräthe beträgt 650 Schweizerfranfen, 

9. Die Syndics führen den Vorfig im Staatsrathe, und im Abm 
berfelben der Erſte im Rang unter den Altſyndics, gegen die kein Ber 
fungsgrund Statt findet. 

1) Die Syndics haben einſtweilige Gewalt, in dringenden Fällen Vaſ 
gungen zu treffen, unter ber Verpflichtung, daruͤber im kuͤrzeſtet Sc 
frift dem Staatsrathe Bericht zu erftatten. 

2) Die Spndics oder jeder einzelne derfelben hat Befugnig, Perfonen, ® 
eines Vergehens wegen angeflagt find, verhaften zu Laffen; der Au 
Elagte, infofern folcher nicht auf der That felbft ergriffen wird, mil 
wenn er ſolches verlangt, vor einen der Syndicd geführt werden 

: 3) Der Gehalt der vier Syndics beträgt das.“Doppelte von jenem © 

Staatöräthe. :: " vet 
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10, 1) Bei der Wahl der Syndics wird dem Repraͤſentantenrathe das 
volftändige Verzeichniß der Staatsräthe vorgelegt, mit Weglaffung der - 
bier Syndics und des Sedelmeifters, infofern der Iegtere fich nicht in 
die Wahl ziehen lafjen will. Ä 

2) Den Staatsräthen, welche das fiebenzigfte Jahr zurückgelegt haben, und 
die nicht in die Wahl zu fallen begehren, wird folches von Mechtswes 
gen bewilligt. Der Staatsrath kann darüber hin zweien feiner Glieder 
bie gleiche Bewilligung ertheilen, infofern der Nepräfentantenrath ſolche 
beftätigt, Kein anderes Mitglied des Mathes darf gleiche Entlaffung 
verlangen. | 

3) Die fünf Stnatsräthe, welche Mitglieder des Obergerichts und des Gi: 
vilgerichts find, können, fo lange fie diefe Stelle bekleiden, an die 
Spndicsftellen nicht gewählt werden. 

4 Der Repräfentantenrath fchreitet auf dem Wege der Emennung und , 

Beibehaltung zur Wahl. 

5) Nach. gefchehener Wahl fchreitet ber Mepräfentantenrath zur Auswahl 
des erſten Syndics, ohne Rüdficht auf Dienftalter. Auf gleiche Weife 
ernennt er den Syndic de la Garde, welcher dadurch feinen Vorrang 
über feine Collegen erhält. 

11. Die Syndicd werden für ein Jahr ernannt; fie können ein Jahr 
nach ihrem Amtsaustritte neuerdings gewählt werden. Nah Abfluß ihrer 
Amtszeit erhalten fie den erften Rang im Staatsrathe; die Übrigen Staats: 
rüthe, fie mögen Syndics geweſen feyn oder nicht, nehmen den Rang nach 
Ihrem Dienftalter. 

12. Alle Emennungen gefhehen durch geheimes Stimmenmehr. 


13, Der Staatsrath kann eine Reformationskammer errichten und 

berordnungen erlaffen. . 
‚1% Die vormaligen Gefege, das Ausfchlagen der Ernennungen in 
die Raͤthe ſowohl als Gerichtsitellen betreffend, find proviforifch wieder in 
Kraft gefegt. Ä 

15. Die Syndics, der Statthalter und der Generalprocurator Eönnen 
von ihten Stellen nicht anders entlaffen merden, als mit Zuftimmung des 
Repraͤſentantenraths, die auf ein Gutachten des Staatsraths hin erfolgt; 
jede andere Entlaffung wird durch den Staatsrath ertheil. Er kann biefelbe 
dem, welcher folche einen Monat lang behartlic verlangt hat, nicht verwei⸗ 
gen. Der MRepräfentantenrath kann, auf ein Gutachten des Staatsrathe, 
en Titel, Rang und Ehrenberechtigung der Staatsräthe demjenigen bewilli— 
gen, welcher feine Entlaffung erhalten hat. 
‚. 16. Nach ihrer gefchehenen Ernennung leiften die Syndics, die Staats: 
tüthe und die Deputirten in den Repräfentantentath ihren Amtseid vor dem 
Repräfentantenrath. Die übrigen Magiftratsperfonen, Richter, bürgerlichen 
und geiftlichen Beamten leiften den Eid vor dem Stantsrath. 


Bierter Titel 


Bon den Aubdienztribunal und den Gerichtsverwaltern ober 
| Kaftellanen. 


1. Das Audienzteibunal fol für die Stadt und ihren Bann herge: 


werden. 
2, Es befteht daffelbe 
1) aus einem für ein Jahr emannten Statthalter; er wird aus den Glie- 
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ann 
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dern des Staatsraths gewählt, und ift nach dem’ Zwiſchentaum Kit 
Jahres wieder wählbar; * 


2) aus ſechs Auditoren und zwei Juſtizſecretairen, welche aus den Ger 
fern, die das ſieben und zwanzigſte Jahr zuruͤckgelegt haben, gewihl 
werden; die Secretaite dienen noͤthigenfalls als Suppleanten. 

3. Die Auditoren und die Secretaire wirden für drei Jahre etnanu 

und Eönnen, wenn fie es verlangen, für drei weitere Jahre neu gewählt 
werden. | | 

4. Der Statthalter hat während feiner Amtsdauer berathende Stinm 
im Staatsrathe; an den Abftimmungen aber nimmt er keinen Theil. 

5. Das YAudienztribunal iſt mit der Polizei und der Vollziehung 
dahin einfchlagenden Verordnungen, unter der Oberaufjicht des Staatstach 
beauftragt. 

6. Dem Statthalter und den Auditoren ſteht das Recht der Verhaftnahm 
zu. Der Auditor ift verpflichtet, den Angeklagten, infofern diefer 8 vr 
langt und er nicht auf der That ergriffen wird, vor einen Spmdic zu füh 
ven. Ein Auditor nimmt das Verhör mit dem Beklagten auf, und. being 
die. erſte Inſtruction der Criminalprocedur. | 

7. Das Audienztribunat ift Civil: und Zuchtpolizeirichter, und es 
theilt daffelbe eine Competenz in erjter und Iegter Inſtanz. 41 

8. Jeder Bezirk der Landſchaft hat einen Gerichtsverwalter, welde 
für die Dauer von vier Jahren ernannt wird und dreißig Jahre zurüdıe 
legt.haben muß; er ijt wieder wählbar. 24 

9. Der Gerichtsverwalter verrichtet adminiſtrative Geſchaͤfte; el 
Nichter in Civil: und Zuchtpolizeifälen. Für jene wird ihm eine erſte ım 
letztinſtanzliche, und für diefe eine legtinftanzliche Competenz eingeräumt, X 
Geſetz wird das Meitere über die Organifation und Bildung feines Xi 
nald beftimmen; er hat Übrigens in ffinem Gerichtskreiſe gleiche Rechte, 
das Audienztribunal. | 

10. Es follen wie ehemals vier Procuratoren ſeyn, die vor dem A 
dienztribunal Proceffe führen; die Advocaten können demfelben rechtliche SW 
achten einreichen. 

11. Der Gehalt des Statthalters beträgt zwoͤlffundert Schweigefti 
fen; er darf mit jenem des Staatsraths nicht zugleidy bezogen werden: DA 
Repräfentantentath wird die Gehalte und Entſchaͤdniſſe feftjegen für dem G 
neralprocurator und feine Subftituten, für die Auditoren, Juſtizſectelet 
2 Gerichtsverwalter. Diefe fegtern nehmen ihren Rang nad) den du 
ditoren. 


Fünfter Zitel. 
Vom Civilgericht. 


1. Es wird ein Civilgericht für die Republik errichtet; daſſelbe befli 

aus ſieben Gliedern; der Präfident fowohl als’ der erite Richter werden ıN 
tee den Gliedern des Staatsraths gewählt; die fünf andern Michter, eh 
mindejtens dreißig Jahre alt fern müffen, Eönnen nad Gurfinden in e 
außer dem Nepräfentantenrathe gewählt werden. Das Gericht hat fra 
vier Suppleanten, die das fieben und zwanzigfte Jahr müffen zurüdgct 
haben; diefe Stellen find alle lebenslänglich. 

2. Der Gehalt der Nichter beträgt achthundert und jener’ des Prül 

benten eintaufend Franken; die Suppleanten beziehen feinen Gehalt. Di 
Präfident und derjenige Richter, welcher aus dem Stantsrathe gewaͤhlt IN 
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dürfen nicht beide Gehalte des Staatsraths und Richters neben einander be: 
ziehen. Sie behalten ihren Rang nach den Richten am Obergericht. 

3.1... In bürgerlichen Rechtsfachen beurtheilt das Civilgericht letztinſtanz⸗— 
lic) diejenigen Gegenjtände, welche das Audienzgericht und die: Gerichtsver: 
walter erſtinſtanzlich beurtheilten; für die übrigen fol ihm eine Competenz 
in erſter umd letzter Inſtanz feitgelegt werden, 

4.-. Daſſelbe iſt zuchtpolizeilicher Nichter fuͤr bie Republik, mit Aus: 
nahme ben dern Audienzgericht: und den Gerichtsverwaltern angewiefenen Com: 
petenz. Won feinen, Witheilen. findet Appellation Ctatt; bis zu Austrag die 
fer letztern verbleiben ‚jene in Kraft: Die beiden Glieder des Gerichts, welche 
Staatsraͤthe find, richten nur in Civilſachen; der Staatsrath Praͤſident je 
doch führt den Vorſitz des Gerichts auch während der Behandlung von * 
POSTER, ohne dabei Stimmredt zu haben. 

— Sechſter Titel. 
Vom 

1. Es ſoll ein Obergericht beſtehen aus einem Civilpraͤſidenten, einem 
Criminalpraͤſidenten, acht Richtern, welche wenigſtens fuͤnf und dreißig, und 
fuͤnf Suppleanten, die mindeſtens dreißig Jahre zuruͤckgelegt haben; ihre 
Stellen find lebenslaͤnglich. Der, Civilpraͤſident und die beiden .erften Rich: 
ter werden unter den Gliedern des Staatsraths gewählt; der Präfident des 
Griminalgerihts wird aus dem Repräfentantenrath, aber aufer dem Staats- 
vath gewählt; die’ fechs übrigen ‚Richter und die, Suppleanten werden nad) 
Gutfinden in oder außer dem Reptäfentantenrath ‚gewählt; der Gehalt ber: 
beiden Präftventen beträgt -zwölfhunbert, jemer der uͤbtigen Nichter achthun⸗ 
dert. Schmeizerfranten; die drei Glieder des Gerichts, welche Gtaatsräthe 
find, dütfen nicht die Gehalte beider. Stellen zugleich beziehen; bie Supple⸗ 
anten beziehen keinen Gehalt. 

Der Civilpraͤſident und die beiden Richter, welche: Staatsräthe find, be: 
halten den. Rang, welden fie in-der legten Eigenſchaft haben; der Grimi: 
nalpräfident genießt den Rang eines Staatsraths nach. dem Zage feiner Prä- 
fidentenwahl; bie übrigen Nichter folgen im Nange — den Staats⸗ 
raͤthen. 

2. Sm Givitfachen entfcheidet das Obergericht in ai und hoͤch⸗ 
(ter Inſtanz über die an daffelbe appellirten ae a Urtheile des Gi: 
vilgerichts und des Handlungsgerichtsz. 

3. In Zuchtpolizeifaͤllen entſcheidet e8 über bie an daſſelbe appellirten, 
som Givilgeriht und vom Audienzgericht erſtinſtanzlich ausgefprocdyenen Urtheile. 

4. Das Obergericht entfcheidet mit fouverainer Gewalt alle höhere 
Sriminalfälle, mit Vorbehalt. des Recurſes im den durch das Gefeg beflimm: 
en Fällen. . Wenn das Obergericht. ſich mit Zuchtpoligei» und Griminalfäl 
ers beichäftigt; fo wohnen der Civilpräfident und die beiden Staatsräthe, 
velhe Mitglieder des Gerichts find, der Sitzung nicht bei, Der Criminal: 
raͤſident führt den Vorfig. 

Der GCriminalpräfident wohnt der Sigung nicht be, wenn bürgerliche 
Rechtsfälle behandelt werden. 

5. . Ein Mitglied des Obergerichts nimmt die Berhire mit dem Bes 
fagten auf, weldhe dem verfammmelten Dbergerichte muͤſſen vorgelegt werden. 
Die Gegeneinanderftellung der. Beugen, die Vorträge des Advocaten, des Be: 
lagten und des Generalprocurators, ſollen eine angemefjene Deffentlichkeit 
aben (und es werden zu diefem Ende in jeder Sigung des Repräfentanten: 
2158 einhundert. Glieder deſſelben durch das 2008 bezeichnet, ‚welche das Recht 
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haben, dieſem Theile der Proeedur beizumohnen; und gleichmaͤßig ſollen jahr⸗ 
lich einhundert nn durch das Loos bejeidynet: werden, - Denem bat 
gleiche Necht zufteht: Der Beklagte ift berechtigt, fich durch vier feiner Dev 
wandten oder Freunde ins Verhoͤr ‚begleitet zu Laffen. 

6. - Im Fall ein Mitglied des Mepräfentantenraths, des Staatstathe 
oder der Gerichtsſtellen vor dem Zuchtpolizei- oder vor dem Criminalgericht 
erſcheinen müßte; fo wird der Repraͤſentantenrath entſcheiden, ob über das 
Mitglied des Staatstaths und der Staatsrath, ob uͤber das Mitglied des 
_—_—. oder über den Richtet eine richtetliche Weurtheilung 

Statt haben fol (ob Anklage Statt finde) ;bis zu dieſer Entſcheidung wir 
man ſich jedoch der Perfon des Angefchuldigten verficherti, infofern hinlaͤng⸗ 
licher Grund für deffen Verhaftung vorhanden ift. Die dtrenanncaa Peiſe 


‚nen koͤnnen auf diefes Vorrecht verzichten: 


7. Die fünf Richter, welche Staatsräthe fi nd, wohnen ben  Sigur 
gen des Staatsraths, fo, lange fie ihr richterlilches Amt bekfeiden , niemals bei. 
8 Die Pröfidenten, die Richter, die Suppleanten der Gerichte un) 


der Präfident des Handlungsgerichts werden durch den — 
ernannt. 


| Siebenter Titel ' | 
| 
Bon dem Becurggeridt. 


‘4: Ein Recursgerkcht wird gebilersaus seinem Syndie / zwei Staat⸗ 
raͤthen, welche Syndics geweſen find; "pi Staatsraͤthen, den zwei Gliedern 
bed: Obergerichts, welche im Rang den: beiden Staatsräthen diefed Gericht 
folgen; den beiden erften Gliedern des Andienzgerichts und ded Handlung 
getichtd. une aus vier und zwanzig Gliedern des Repräfentantenraths. | 

2. Die Glieder des Staatsraths, die in dem Mecurögerichte figen, 
werden ducch den Repräfentantenräth für ein Jahr gewählt und [ind wie 
wählbar. Die vier und zwanzig Glieder des Repräfentantenraths vorchen 
dusch das Loos gewählt und in jeder periodifchen Sigung erneuert.. 

3. Das Gericht entſcheidet Uber Mecurfe gegen Urtheile a 
gnadigungsrecurfe von Urtheilen,; welche Xeibesftrafen oder entehrende Ss 
fen enthalten... Demſelben ftcht das Recht des gänzlichen | oder’ theilweiſce 
Strafnachlaſſes und ſogar audy det voͤlligen und einfachen See u 
Die Strafen dürfen nicht verfchärft werden: : 

Es entſcheidet daffelbe auch über Unguͤltigkeiten in der Ynakek; ia 
dieſem Falle weiſet es ee an die m... Gerichte zu: neuer Di 
handlung zurüd, r 

4, Die Appeiidtion an. daß Oecurbgericht up: ia "Zeit don brei Ni 
gen fpäteftens erledigt feyn. =. . entſcheidet in Gemaͤßheit * von! 
liegenden Procedur. - 

Der Beklagte ift befugt, ent Denkfeeift eingueidpen, bie durch einer! 
Advocaten kann verlefen werden. 

Außer dem Richtern, dem Generalptocuratot und dem Advotaten 
Beklagten wohnt Niemand den Verhandlungen bei. 

5. Die Urtheile, welche Todes⸗ oder Leibesſtrafen enthalten, werden 
Namens der Syndies und Näthe ausgefältt; fie wetden vor dem Ra 
während bie Syndics und die vier und zwanzig erſten Richter im Getich 
Be Poetfammelt „rn, und unter. Beddaqtung⸗ der üften a 
verlefen. Ä 





"Dem Stätehälteramte wird die ei des Urtheite uͤbertragen 
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6. Der Repraͤſentantenrath wird auf den Vorſchlag bes Staatsraths 
alles Uebrige, was auf die Drganifation, die Competenz und die Berzich- 
tungen der Gerichtsftellen Bezug hat, anordnen; er wird ebenfalls eine Res: 
vifion der Gefege über bie Criminalprocedur beſorgen. 


— Aqter Titet. 
Vom a eier 


1. Es wird ein Generalprocurator aus den Mitgliedern des Repraſen⸗ 
tantenraths gewaͤhlt. Er muß das dreißigſte Jahr zuruͤckgelegt haben. Ihm 
ſind zwei Subſtituten untergeordnet, die mindeſtens ſieben und zwanzig Jahre 
alt ſeyn muͤſſen. 

2. Der Generalprocurator und ſeine Subſtituten tragen Sorge fuͤr 

das Vermoͤgen der Mindetjaͤhrigen und fuͤr die Sicherheit des Staatsei⸗ 
genthums. 
3, Ste verfehen das Amt des öffentlichen Anklaͤgers; ſie Iegen in Cri⸗ 
minalfaͤllen ihre Schlüffe vor; fie find die Kürfprecher des Gemeinweſens; 
fie machen Anträge über ſolche Begehren ber Privaten, bei denen das Staats⸗ 
eigenthum verflochten iſtz ſie wohnen den Familientaͤthen bei, und machen, 
wie vormals," die Anträge in Vormundſchafts⸗ und Bevogtigungsfällen und 
bei Atersdifpenfen und Mundtodterkfärumgen. - 

4. Der Beneralproeurator wird für drei Fahre ertoählt, und- ift nach⸗ 
her nur fuͤr drei andere Jahre wieder waͤhlbar. Die Subſtituten werden 
für fuͤnf Jahre ernannt und ſind wieder waͤhlbar. 

5. Der Generalprocurator iſt ausſchließlich befugt, in Adminifkrationee 
fachen an den Staatsrath, und in NRechtsfachen an die Gerichte Anſuchen 
zu ſtellen. — | 
| Neunter Titel. 

Vom Kriegsrathh. 

1. XEs fol ein Kriegsrath gebildet werden aus dem Spndic de la Garde, 
drei, Swätsräthen mit Majortitel, deren einer Oberinſpector der Artillerie if, 
zmei Deputirten des Repräfentantenraths, vier Dfficieren dee Miliz und zwei 
Dfficieren-der, Garniſon, welche ſaͤmmtlich durch den Repraͤſentantenrath er⸗ 
nannt werden. 

2.. Der Kriegsrath iſt dem Staatsrath völlig untergeordnet, und kann 
nıse in Gemäßheit der von ihm. erhaltenen Aufträge handeln; ihm ftcht die 
Wollziehung der Geſetze und Militairordnungen, und bie Oberaufſi icht der 
Miäliz, der Garniſon, der Feſtungswerke und Zeughaͤuſer zw. 


3. Der Repraͤſentantenrath erlaͤßt die Geſetze uͤber die Competenʒ des 


Krüſegsraths, in deſſen Eigenſchaft als Richter bei Militairvergehen; dieſe Ge: 
ege mödlen, fo viel möglid), den ſchweizeriſchen Einrichtungen angepaft feyn. 
Der Staatsrath ernennt alle Officiere der Gamifonz er kann fie 
nit + bed Kriegsraths. dem Grabeau unterwerfen; er ernennt die Dfft: 
iere der Miliz, aus einem doppelten Vorfchlag des Kriegsraths; der Staats 
arh kann denfelben, wenn er es gut findet, vermehren, 
5. Jeder Genfer, meldyer das zwamigſte Jahr zuruͤckgelegt hat, muß 
ic in die Miliz einſchreiben laſſen. 


- Behnter Zitel 
Ullgemtine Berfägungen 
“4. Die Genfer bringen der Religion und. den Vaterlande jede Exir 
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netung ihrer vormaligen Zwiſte, jeden Groll und ieben Parteigeif jum Opfe 
Niemand darf wegen politiſcher Vergehen belangt werden, die vor Etlaſſun 
des gegenwaͤrtigen Verfaſſungsediets, welches zugleich ein feſtes und baut: 
haftes Friedensedict feyn fol, begangen wurden. 

2. Hinſichtlich auf die Schulden und Bedürfniffe des Staats und di 
befondern Verhältniffe, worin ſich derſelbe befindet, wird es unmöglich, in 
diefem Augenblide die Kevifion det beftchenden Abgaben vorzunehmen; die 
felben werden bis zum 1. Januar 1816 ſpaäteſtens beibehalten. Die Druit 
veunis find aufgehoben, mit Ausnahme. des Salzverfaufs, ‚welcher, wie ver 
mals, dem Staate ‚zufteht, und dee Droit de Garantie, wie ſolches durch 
Verordnung des proviforifchen Raths feftgefegt iſt. 

3. Sobald die Stadtfinanzen es erlauben, ſoll bie. Kornkammer hr 
geftellt werden, Der Repräfentantenzath wird ihre Einrichtungen feitfegen. 

4. Das Octroi (Eingangsgebühr von Getränken und andern Lanz 
mitteln), fo, wie. die Fifcherei und : Gaſſenkothpacht, gehören der Stadtze 
meinde von Genf, unter dev Verpflichtung, ‚für. den Unterhalt der Wat 
mafchine, der Stadtbeleuchtung, der, vier Rhonebruͤcken und des Stadtpfv 
ſters zu forgen, und nad und nad) die Schulden der Mairie zu, ‚tilgen. 

5. Die Stellen der. Meier der Gemeinden werden Heibe halten, mil 
Ausnahme jener der Stadt Genf. .. Drei Gemeinden hoͤchſtens koͤnnen durd 
ben gleichen Meier verwaltet werden. Den Meiern iſt ein Gemeindimi 
beigeorönetz fie werden durch den Staatsrath ernannt; der Mepräfentantır 
rath beflimmt ihre Verrichtungen und Befugniffe. Sie ftehen unter der 7 
mittelbaren Aufficht des Gerichtsverwalters ihres Bezirks und unter der Ohr 
aufficht des Staatsraths. 

6. Der Staatsrat kann jedes Jahr, inſofern er es u findet, dm 
Repräfentantenrathe den Antrag machen, die Gerichtöftellen und die Richt 
dem Grabeau zu unterwerfen. Wird diefer“ Antrag vom Repräfentantens 
the genehmigt; fo werden fümmtlihe Richter, einer nady dem andem, in 
Grabeau genommen; fie Eönnen jedoch nur durdy zwei Dritktheile der Etim 
men bei geheimem Stimmenmehr ausgefhioffen werden. Die Richter, mel 
Staatsräthe find, werden in. der für das Grabeau der Staatsräthe beitian: 
ten Form diefem unterworfen. 

. Die Richter, welhe Staatsräthe find, nehmen ihre Stellen in 
Staatsrathe alſogleich mieder ein, wenn ihr Richteramt zu Ende geht. 

8. Die Gerichtsſtellen legen alljaͤhrlich dem Staatsrath die Ueberſich 
ihrer Verrichtungen vor, der davon dem Repraͤſentantenrath Kenntniß giel 

9, Die Syndics, der Statthalter, die Auditoren, der Generatprouts 
tor, der Sedelmeifter und die Öerichtsverwalter werden in der Sigung d 
Chriftimonats ernannt. Iſt eine diefer Stellen erledigt; fo wird folche durd 
den Staatsrath proviforifh und bis zur naͤchſten Sigung des Repraͤſenien 
raths beſetzt. Ein Syndic, deſſen Amt allernaͤchſt zu Ende geht, kann a 
Statthalter ernannt werden; und ein Statthalter, deſſen Amt altemähit 
Ende geht, kann hinwieder als Syndic gewählt werden. Die Staattritt 
werben in der auf die Erledigung zunächft folgenden Sigung ernannt. Do 
Gleiche findet hinſichtlich auf die übrigen Stellen Statt, deren Wahl de 
Repräfentantenrathe zufteht. 

10. Der Repräfentantenrath wird Hochgeachtete, gnädige Herrn un 
fouverainer Rath betitelt. 

Die Syndics insgefammt, der Staatsrath, das Civilgericht, dag Dim 
gericht, das Mecursgeriht und bie a a onen fuͤhren den Fin 
Hochgeachtete gnädige Herren. 
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"Die Staatsrätke heißen Adelige aber es geht dieſer Titel nicht auf 
ihre Nachkommen über, 
Eitften Titel; 


Bon dem Stidehtuch, vom Ehegerichte, von der Verwaͤltung 
des Hoſpitals, von der ſtaatswirthſchaftlichen Kammer, 
von der vormundſchaftlichen Kammer und von den uͤbri— 
gen wohlthaͤtigen Anſtalten. 


1. 1) Der‘ Kirchenrath wählt alle feine Mitglieder ſelbſt ihre Ernen⸗ 
nung wird dem Staatsrathe zur Beſtaͤtigung vorgelegt; er übt das 
Grabeau uͤber ſeine Mitglieder ebenfalls ſelbſt aus; 

2) er erlaͤßt Polizeiordnungen für fein Inneres; er bleibe im Beſitze der 
Wahlen, die ihm duch Gefeg und Uebung zuftehen, unter Vorbehalt 

deſſen, was duch das gegenwaͤrtige Verfaſſungsedict deshalb anders 
verordnet iſt; 

3) die Verordnungen, welche der Repräfentantentath über die Akademie 
erlaffen wird, infofern folche in eine Univerfität verwandelt wird, follen 
dem Kirchenrath ſeinen beſi tzenden Antneil an den Wahlen der Profefz 
foren der Theologie, beider“ Profefforen der‘ Philoſophie, des Profefiors 
der Schönen Wiſſenſchaften und der Lehrer am Collegium beibehalten, 
und es koͤnnen feine Mechte bei diefen Wahlen‘ ohne feine eigne Zus 
ſtimmung nicht befgrändf werden. Er ernennt Deputirte aus feinem 
Mittel: in die Commiſſionen, welche -über die in diefem Attikel benanns 
ten Gegenftande Gutacyten zu entwerfen haben; 

4) er behalt die Titel, Ehrenberechtigungen und Rang, in deren Genuß 
er vor dem. Jahre 1792 ſtand. 

Ihm ſteht das Recht zu, dem Staatstathe Vorſtellungen fuͤr Hand⸗ 
abung der Religion und Sittlichkeit einzureichen, die ſich jedoch einzig auf 
ieſe Gegenſtaͤnde beſchraͤnken ſollen; er kann ſich auch fuͤr die Handhabung 
iner amtlichen" Stelung an den Staatsrath wenden, 

Einer der aͤlteſten Pfarcherren wird vor dem Nepräfentantenrathe einen 
Jortrag halten, wenn diefer zum Behuf derjenigen Wahlen verfammelt, wird, 
i denen gebräudlidy war, daß der Decan -der Geiſtlichkeit an die Wahe 
inner eine Ermahnungsrede richtete. 

2. Das proteftantifche Ehegericht ernennt feine weltlichen Glieder. ſelbſt, 
r eine Amtsdauer von ſechs Jahren; ſie find wieder waͤhlbar und muͤſſen 
8 dreißigfte Jahr zurücgelegt haben. Diefe Ernennungen find der Beſtaͤ⸗ 
jung des Staatsraths unterworfen, 

Un der Spige der weltlichen Glieder befinden fich zwei Staatsräthe, 
?-gemeinfam duch) den ÖStaatsrath und den Kirchenrath für drei Jahre 
wählt werden. Die Competenz des Ehegerichts iſt die nämliche, melche 
emals durch Die Kirchenordnung feftgefest war, mit Ausnahme jedoch des 
eitigen und rechtlichen Theils der Eheverfprechen, Trennungen und Schei: 
ngen der Ehe, morüber die bürgerlichen Geſetze verfügen werden. ' Dem 
wgerichte ſteht jederzeit das Recht zu, die Parteien vor fid zu rufen und 
mahnungen an fie zu richten. 

3. Das Handlungsgericht wird beibehalten; es mählt feine Glieder 
ft, und ihre Ermennung bedarf der Beftätigung des Staatsraths; der 
äfident wird durch den Repräfentantenrath ernannt; das Geſetz beftimmt 
Gompetenz und das rechtliche Verfahren diefes Gerihts. Es hat feinen 
ng unmittelbar nad) dem Audienzgerichte. oo 

4. Die flaatswicchfchaftlihe Kammer wird beibehalten. Sie ‚ernennt 
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ihre Mitglieder felbft, deren Wahl dem Staatsrathe zur Beſtaͤtigung dor: 
legt wird. Die wirklichen Mitglieder behalten ihre Stellen lebenslaͤnglih 
tünftighin werden fie fir zehn Jahre ernannt und find wieder wählbar, Di 
Präfident ift ein Mitglied des Staatsraths, und wird von demfelben fir 
zwei Jahre gewählt; er ift wieder wählbar; | 

1) die flaatswirchfhaftliche -Rammer verwaltet denjenigen Theil des altın 
genferifchen Staatsvermögens, welcher ihr früher anvertraut war; alı 
von ihr getroffene Verwaltungsbeſchluͤſſe find beftätigt; 

2) die von ihr beforgten Einkünfte werden, wie vormals, verwandt nm 
Unterhalt des proteftantifchen Cultus, des Öffentlichen Unterrichts, der 
Häufer, von melden fie Miethzinfe bezieht, und der Gebäude, die 
nicht zu öffentlichem Gebrauche benugt werden; Alles unter der Auf: 
fiht und Leitung des Staatsrathe; | | 

3) wenn der Staatsrath der ſtaatswirthſchaftlichen Kammer neue oder ver 
mehrte Ausgaben vorfhlägt, und die Kammer folche verweigern zu mil 
fen glaubt; fo wird, infoferne der Staatsrath feinen Antrag - nicht w 
rüdzieht, der Gegenſtand dem Nepräfentantenrath, zur Entfceidun 
vorgelegt. Die faatswirthfchaftliche. Kammer. kann ihre Weigerung 
gruͤnde fchriftlich einreihen; 

4) fie. legt dem Staatsrath alljährlic über ihre Verwaltung Rehnung & 

5) die Aufſicht über den Cultus und das Unterrichtswefen wird nicht wi 
ter von der wirthfchaftlichen Kammer beforgt, fondern fteht dem Stun 

tathe zu; | 2 

6) der Repräfentantenrath' kann, wenn. er es gut findet, auf den Ver 
fhlag des Staatsraths über die Gebäude verfügen,. welche ber ſtaatt 
wirthſchaftlichen Kammer zuftehen; er uͤbernimmt alsdann die Ge 
pflihtung, theils ſolche zu unterhalten, theil® der. Kammer den © 
trag, dem fie davon gezogen hatte, zu erfegen. 

5. Die Verwaltung des genferifchen Hofpitald wird in ihrem mir“ 
chen Beftande beibehalten; ihre Mitglieder werden für die Dauer von man 
Sahren von ihr felbft ernannt; fie find wieder wählbar, und ihre Bi 
muß vom Staatörathe beftätigt werden. Ein Mitglied des Staatsrath 
durch diefen gemeinfam mit dem Kirchenrathe ernannt, führt den Ver 
Er wird für ein Jahr gewaͤhlt und ift wieder wählbar. : Der Vicepräf 
wird von dem Kirchenrath für vier Fahre ernannt. Sie fteht unter de 
Aufficht des Staatsraths, dem fie jährlich über ihre Verwaltung Reden 
ablegt. Weil das ihrer Verwaltung anvertraute Vermögen von Genfern | 
ruͤhrt; fo follen auch nur die wirklichen Genfer und diejenigen, welche din 
Ertheilung oder Ankauf das Bürgerrecht von Genf an ſich bringen, auf # 
Unterftügung des Hofpitals Anfpruch zu machen haben. 


6. Die Armenanftalten für die Unterflügung von Genfern, franzeili 
und teutfcher Abftammung, find unter der Aufficht. des Staatstaths Kir 
halten; und wenn jemals der Fall eintreten follte, daß beide Raͤthe fol 
für entbehrlich) anfähen, fo fol ihr Vermögen dem Spital von Genf zue 
ien. — Der mwohlthätige Verein ift beibehalten; derfelbe ſteht unter der Ar 
ficht des Staatsraths, bei dem er alljährlich die Bewilligung einer fin 
gen Steuerfammlung anſucht, welche ihm bewilligt oder verweigert wer” 
kann. Seine Mitglieder werden für. fünf Jahre emannt und find mi 
wählbar; die Ernennungen derfelben bedürfen der Beftätigung des Staatsrat‘ 


7. Die vormundfhaftlihe Kammer ift beibehalten; die zur Zeit ihe 
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Errichtung entworfenen Verordnungen treten wieber im Kraft; ber Staat 
rath, unter deſſen Befehlen fie fteht, kann folche abändern. Ä 

Zwei Mitglieder des Staatsraths, die der legtere emennt, find Mit 
glieder und Worfiger der Kammer. | 

8. Das Gefes vom Sabre 1635, welches durch den fünften Titel 
des zweiten Buchs der Verfaffungsurfunde von 1791 hergeftellt und befräfe 
tigt wird, in Betreff der Correfpondenzen-und fremden Penfionen, wird beis 
behalten. Kein Staatsrath darf von einer fremden Macht ertheilte Ehren- 
zeichen tragen. 


Noachtraͤgliche Derfaffungsgefene de Republiß und des Cantone 
ent, 


a) Verfaſſungsgeſetz über einige Puncte der Rechtöpflege. 


(Am 7. Homung 1816 durch den Repräfentantenrath angenommen und in 
beiden Räthen durch zwei Dritttheile der Stimmen befchloffen.) 


Erfter Titel. 
Bon den untern Gerichten, 


1. Es werden zwei untere Öerichte aufgeftellt: das Audienzgericht; das 
Handelsgericht. 
Ihre Gerichtsbarkeit dehnt ſich uͤber den ganzen Canton aus. 


$. 1. Bon dem Audienzgericht. 


2. Das Audienzgericht foll beftehen: 

4) aus einem Civil: und einem Polizeilieutenant, welche deffen Präfident 
find und aus dem Staatsrath gewählt werden; 

2) aus zwölf Richtern, die ohne Unterfchied in oder außer dem Repraͤ⸗ 
ſentantenrathe gewaͤhlt werden. 

3) Der Civillieutenant bleibt lebenslaͤnglich an ſeiner Stelle; 

N der Polizeilieutenant wird für ein Jahr gewählt, und iſt nach dem 
Zwiſchenraum eined Jahres wieder wählbar; 

5) die ſechs erften Nichter des Aubdienzgerichts müffen das dreißigſte Jahr 
zurüdgelegt haben. Sie werden auf Lebenszeit gemwählt; 

6) die ſechs Testen Richter des Audienzgerichts heißen Auditoren. Sie 
müuͤſſen das ſieben und zwanzigſte Jahr zuruͤckgelegt haben. Sie wer⸗ 
den fuͤr drei Jahre gewaͤhlt, und ſind fuͤr drei andere Jahre einzig 
wieder waͤhlbar; 

7) das Geſetz wird die Befugniſſe des Audienzgerichts, in erſter und lege . 
ter Inſtanz, als Civilgericht und ale Polizeigericht feftfegen. 

Daſſelbe wird hinwieder auch feine gerichtlich: polizeilichen und admin: 
Tratidv : polizeilichen Befugniſſe, fo wie feine Trennung in Kammern ober 
5 ectionen anordnen. 

Es wird daffelbe die befondere Vollmacht der zwei Lieutenants, fo role 
eärzer übrigen Mitglieder, und berfelben Gehalte beftimmen. 


$. 2. Vom Handelsgeridt, 


3. Das Gefeg wird die Bildung und die Befugniffe des Handelsge 
ſch es feilfegen 

4. Die. Glieder des Handelsgerichts werden, mit Ausnahme des Praͤ⸗ 
dereten, durch eine Verſammlung von Handelsteuten gewählt, deren Zuſam⸗ 
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menfegung. das Geſetz beftimmen wird. Die Wahlen bediuſen der Bmik- 
migung des Staatsrathe. 


Zweiter Titel, 


Bon der DI MEIN EEN der Griminalverhandlungen vor den 
Dbergeridht. 


5. Die Griminalproceffe vor dem Obergericht follen oͤffentlich verhen 
beit werden. 

6. Diefe Deffentlichkeit wird jedoch durch die zwei nachfolgenden Br 
flimmungen befchränft: 

1) der Eintritt in den Gerichtsſaal bleibt Weibern und Kindern, ehe⸗ de 
fondere Bewilligung des Präfidenten, unterfagt; 

2) die Hälfte der für Zuhörer beftimmten Pläge wird den Gunem dei 
Nepräfentantenraths, den Nichtern und andern Magiftratsperfonen vi 
Cantons vorbehalten, 

Das Gefeg wird die übrigen Perfonen bezeichnen, welche auf die m 

behaltenen Pläge Anfpruch machen Eönnen. 
Dritter Titel, 
Bon den aus bem Staatsrathe gemwälhten Ridhtern. 


6. Der Givitpräfident und die aus dem Staatsrathe gewählten Gle 
der des Obergerichts,, fo mie auch der Civil: und der Polizeilieutenant, bi 
halten ihren Rang im Staatsrathe. Sie haben in demfelben nicht milt 
Sig und Stimme. Sie werden aber dennoch in den durch das Geles ı 
beftimmenden Fällen zum Beifige mit berathender Stimme berufen. 


Ruͤcknahmbeſtimmung. 


7. In Folge der in den eilf vorſtehenden Artikeln enthaltenen Bein 
mungen find aufgehoben: 
s Die Titel vier und fünf der Verfafjung. 

Der 5. Art. des fechsten Titel8 von den Worten an: „Und es m" 
den zu dem Ende,” bis zum Schluffe des Artikels. 

Der 7. Art. des fechiten Titels, 

Der 8, Art. des eilften Titels, 


P) Berfaffungsgefeg über einige auf die Wahlen Bezug habend 
Puncte. 


(Am 18. November 1816 durch den Repraͤſentantenrath angenommen.) 


Wir Syndics und Raͤthe der Nepublit und des Gantons Ex 
thun fund, daß ber fouveraine Repräfentantenvath ‚ auf den Borichlag N 
Staatsraths, und mit zwei Dritttheil Stimmen: in beiden Räthen ; 

Nach Anficht des $. 9. des 3. Art. des Protocolld des Wiener Car 
grefjes vom 29. März 1815, welcher bejagt: „Die Einwohner des a 
tretenen Gebiets ftehen in Hinſicht auf bürgerliche und politifhe Rechte di 
Einwohnern der Stadt Genf völlig gleich; fie üben folhe mit ihnen gem 
fhaftih aus, u. f. w.’; — 

Nah Anfiht des Turiner Vertrags vom 16. März letzthin, weld⸗ 
befagt: „Auf alle jene Gegenftände, worüber duch das Miener Pestert 
vom 29. März. 1815 Fürforge getroffen ift, follem -die eventuellen Geil 
der Verfaſſung von Genf nicht anwendbar ſeyn“; — 
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In Betrachtung, daß zufolge der oberwaͤhnten Verfligungen des Pro⸗ 
tocolle ded Wiener Congreſſes und. des Turiner Vertrags, welche der Reprä: 
fentantenrat) angenommen und ratificiet bat, die Artikel fünf bis au ein- 
Schließlich "der eventuellen Gefege nicht weiter anmendbar find; — 

In Betrachtung, daß es billig ist, die katholiſche Geiftlichkeit der Rechte 
theilhaft zu machen, welche der Art, 8. des erſten Titels, und die Art. 6. 
und 7. des zweiten Titels der Verfaſſung einigen Giaffen der Wahlmänner 
ertheilen; 3 — 

In Betrachtung, daß es, um der Wichtigkeit ihrer Verrichtungen wil⸗ 
len, ſchicklich iſt, den Meiern der Gemeinden die nämlichen Rechte einzus 
raͤumen; — 

In Betrachtung endlich, daß der Zutritt zum Nepräfentantenrath den 
neuen Genfern baldmöglicht geöffnet werden fol, und daß bei den wirklich 
erfedigten Stellen in dieſem Rathe, fo wie bei den im Staatsrathe zu bes 
fegenden, jener Zweck, ohne Ueberſchreitung der im erſten Artikel des zwei— 
ten Titels der Verfaſſung feftgefegten Zahl erreicht werden kann; — 

. Hat befchloffen, was. folgt: Ä 


Erfter Titel 
Bleibende Verfügungen. 


1. Die Einwohner des durdy den Vertrag von Paris vom 20. Nov. 
1815 und durch denjenigen von Zurin vom 16. März 1816 abgetretenen 
Gebiets, welche als Genfer anerkannt find, follen der Wahl und Wählbare 
geitsrechte theilhaftig feyn, und ſolche gemeinfchaftlich mit. den Genfern bes 
alten Gebiets und umter ben gleichen Beflimmungen ausüben, 

2, Die wirklichen und ausgedienten Pfarrer der Eatholifchen Kicchfpiele 
bes Cantons, welche fih im Falle des vorhergehenden Artikels befinden, fol 
len der durch den Art. 8. des erften Ziteld und die Art, 6. und 7. de 
zweiten Titels der Verfaſſung bemilligten Rechtfame theilhaftig ſeyn. 

. Die Meier aller Gemeinden des Cantons ſtehen in gleichen Rechten. 

Fuͤr die Ausübung des durch den Art. 6. des zweiten Titels einge— 
raͤumten Rechtes ſollen die Pfarrer nach den Mitgliedern des Kirchenraths 
und vor denen des proteſtantiſchen Ehegerichts eingeſchrieben werden. 


Zweiter Titel 
VBorübergehende Verfügungen. 


4. Sogleih nach Kundmachung des gegenwärtigen Geſetzes, und des—⸗ 
jenigen über die Wahlen der Abgeordneten zum Repräfentantenrath, foll, uns 
ter Beobachtung der conftititionellen Formen, zur Wahl von acht und drei⸗ 
Big Abgeordneten in den Repräfentantenrath gefchritten werden. 


5. Unmittelbar nach dieſer Wahl fol gefchritten werben: 

1) zu der durch das Gefep vom 7. Chriftmonat 1815 verfhobenen Wahl 
von vier Sliedern des Staatsraths; 

2) zu der gleichfalls duch die Art. 1. und 2. des Gefeges vom 20. Hors 
nung 1816 verfchobenen Wahl der Mitglieder des Obergerichts und 
der zwei lebenslänglichen Richter des Audienzgerichts. 

Der Staatsrath ift beauftragte, Gegenmwärtiges in vorgefchriebener Zeit 
nd Weiſe bekannt zu machen, 

Gegeben in Genf am 18. November 1816, unter dem Siegel der Re- 
reblie md. mit der Unterfchrift eines der Staatöferretaire. 


Trembley, Staatsſecretait. 
' 


* — “ In 
Verfaſſungsgeſetz über die Wahlen des Repräfentantensathi. 
(Vom Repräfentantenrathe am 28. Zuli 1819 angenommen.) 


Wir Syndics und Raͤthe der Republik und des Cantons Gm 
thun kund, daß der fouveraine  Mepräfentantenrath, auf den Vorſchlag di 
Staatsraths, mit der Mehrheit von zwei Dritttheil Stimmen befclofie 
hat, was folgt: | 

1. Die Mitglieder des Repraͤſentantenraths werben durch das Watt 
corps gemählt. | 

Diefes befteht aus allen Genfern, welche das fünf und zwanzigſte Jahr 
zurüdgelegt haben, im Canton wohnen, für ſich felbft, ihre. Gattin ede 
minderjährigen Kinder wenigftens fünf und zwanzig Gulden birecte Abgaben 
bezahlen, und die buch feine Beſtimmung des folgenden Artikels ausge: 
ſchloſſen find. 

2. Mitglieder des Wahlcorps koͤnnen nicht feyn: 

1) die Dienftboten; 

2) die Falliten, Verrufenen oder Bevormundfcyafteten; 

3) die, deren Nicht: Zahlfähigkelt aus einem Strafurtheil hervorget, " 
lange fie die Zahlungsbefcheinigung nicht vorweifen; 

4) die, melde aus öffentlichen Armenanftalten empfangene Unterflüsun 
nicht zuruͤckbezahlt Haben; 

+ 5) die, über welche ein entweder entehrendes, oder den Verluſt des Mair 

rechts mit ſich führendes Strafurtheil ergangen ift. | 

3. Abgaben, die für die Berufsarbeiten bezahlt werben, welche ar 
lich nur mit Bewilligung” der Polizei ausgeuͤbt werden dürfen, follen nid 

angerechnet werben. | 
- Ein Genfer, welcher weniger ald fünf und zwanzig Gulden die 
ter Abgaben bezahlt, und durch die Beſtimmungen des vorhergehenden Ir 
tikels nicht ausgefchloffen ift, kann als Wahlmann zugelaffen werden, wen 
— Summe duch eine freiwillige Abgabe vervollſtaͤndigt, infofen A 
nämlich J 
1) entweder ſieben Gulden directer Abgaben bezahlt, oder fuͤr feine Mb 
nung in der Stadt Genf mindeftene 350 Gulden, oder in einer — 
dern Gemeinde des Cantons 200 Gulden Miethzins bezahlt; 
2) jenen Nachtrag für das Jahr, in welchem er das Wahlrecht ausur 
will, und für jedes der zwei vorhergehenden Fahre bezahlt hat. 

5. MWofern ein Wähler mehr ald fuͤnf und gwanzig Gulden bin“ 
Abgaben bezahlt; fo wird diefer Ueberfchuß zu Gunfien feiner Soͤhne bed 
net, infofern diefe geeignet find, Wähler zu werden und bei ihm wehn 
um damit ihre Bahlrate als Wähler auszumitteln oder zu vervollſtaͤndige 
dabei wird mit dem älteften der Anfang gemacht, und weiter, fortgefaht; 
wenn es der Fall ift, von dem ältejten zu dem unmittelbar folgenden. 

Die von einer MWittwe bezahlten directen Abgaben werden, dem g.® 
zen Betrage nad), ihren Söhnen. in, gleicher Ordnung angerechnet. 

6. Es fol das Verzeihniß der Glieder des Wahlcorps alljährlich ®® 
fertigt werden. E | 

7. Die jährliche Wahl von dreißig Gliedern bed Nepräfentuntenrath 
wird in Genf vorgenommen. Diefelbe foll in dem durch das organifche Gr 
feg zu beſtimmenden Zeitpuncte eröffnet, und. in dem durch eben daffeldt 
begeichnenden Zeitraum beendigt merden. Es wird babei. das geheime Stimm 
“ geben angewandt, | 
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8 Dem Wahlcorps ift jede Berathung unterfagt. Die Wähler, fo 
vie die Mitglieder des Repräfentantenraths, find zu feinen Entfchäbniffen 
berechtigt. 

9, Jeder Waͤhler foll dreißig wählbare Perfonen bezeichnen. Das or: 
ganifhe Gefeg wird beflimmen, in welhen Fällen die Wahlzettel, wegen 
Nichtbeachtung diefer Worfchrift, entweder berichtigt oder aber vernichtet wer: 
den muͤſſen. | 

10. Diejenigen Candidaten, welche die abfolute Mehrheit erhalten ha= 
ben, werden bis zu ber vollen Zahl der dreißig zu befegenden Stellen und 
in der Ordnung der Stimmenzahl, ald Erwaͤhlte erklärt, wofern die Zahl 
der erhaltenen Stimmen nit geringer ift, als der vierte Theil der anf dem 
Mahlverzeichniß eingefchriebenen Mitglieder, — 

11. Wofern die Wahl durch dieſe Handlung nicht zu Ende gebracht 
iſtz ſo wird dieſelbe durch eine Abtheilung des Wahlcorps vollendet, welche 
heſteht: | 

1) aus den Gliedern beider Räthe der Republik; Ä “ 
2) aus den im vorhergehenden Jahre, in Folge der jährlichen Erneuerung, 
aus dem PRepräfentantenrath getretenen Wahlmännern ; 
3) aus den Wahlmännern, welche theil® wirkliche, theils ausgediente 

Pfarrer oder Seelenhirten im Canton find ; 

4) aus den Wahlmännern, die das fechszigfte Altersjahr zurückgelegt haben. 

12. Diefer Abtbeilung wird das WVerzeihniß derjenigen Gandidaten 
orgelegt, welche bei der erften Wahlhandlung die meiften Stimmen erhal: 
mn hatten, in der doppelten Zahl der Stellen, welche zu befegen übrig find. 

13. Jeder Wähler bezeichnet darauf fo viele Namen, ald Stellen zu 
regen find. 

14. Diejenigen Gandidaten, welche die abfolute Stimmenmehrheit er: 
ılten haben, werden bis zu der vollen Zahl der zu befegenden Stellen und 
ı der Ordnung ihrer Stimmenzahl ald gewählt erklärt. 

12. Wofern die Wahl nicht vollendet iftz fo wird ein WBerzeichniß - 
tienigen Gandidaten, welche bei der legten Wahlhandlung die meiften Stim: 
en erhalten haben, in der gedoppelten Zahl der annody zu befegenden Stel 
t verfertigt. Jeder Wähler bezeichnet darauf fo viele Perfonen, ald nod) 
tellen zu befegen übrig find, Die relative Mehrheit ift alsdann für die . 
ahl hinreichend. 

16. Wofern in den vorftehenden Wahlhandlungen ſich gleich getheilte 
timmen ergeben; fo hat: der Aeltere den Vorzug. 

17. Der Repräfentantenrath wird, auf ein Befinden des Staatsrathe, 
erforderlichen Verordnungen erlaffen, für die Polizei der Wahlen, für das 
ıhiverfahren felbft und für die Köfung der Fragen, welche über die Wahls 
Waͤhlbarkeitsberechtigung erhoben werden können. 


Vorübergehende Verfügung. 


Der Genfer, welcher, zufolge der Beftimmungen bes vierten Artikels, 
h einen freimiligen Nachtrag zu feinen directen Abgaben Wählmann wer: 
kann, wird zur Ausübung- diefes Rechts ſchon im gegenwärtigen Jahre 
laſſen, wofern er den: erforderlichen Nachtrag, um den Betrag der obge: 
ten Abgaben auf fünf und zwanzig Gulden zu bringen, bezahlt. Er 
‚ tommendes Jahr zugelaffen, wofern er feinen Nachtrag im gegenwaͤrti⸗ 
Jahre bezahlt hat, und alsdann das Erforderliche hinwieder auch 


trägt. - 
II. 19 


290 . Genf. 
Entkraͤftende Klaufel, 


Vermoͤge der Beſtimmungen bed gegenwaͤrtigen Geſetzes find ber At.7. 
des erften Titels und der Art. 6., mit Ausnahme des fiebenten Paragraptt 
des zweiten Titels der Berfaffung, zuruͤckgenommen. 

Ebenfalls iſt der Art. 8. des erſten Titels zuruͤckgenommen, infor 
derfelbe die Wahl des Nepräfentantenraths betrifft. 

Der Staatsrath ift beauftragt, Gegenmwärtiges in vorgefchriebene Fit 
und Weiſe bekannt zu machen. 

Gegeben zu Genf am 28. Juli 1819, unter dem Siegel ber Rat 
blik > mit der Unterfchrift eines der Staatäfecretaite, 

-  2ullin, Staatöfecretafr, 


Ö) Organifches Gefeb über „die Wahlen der Abgeordneten in ie 
Repräfentantenrath. 
(Vom Repräfentantenrath am 22. September 1819 angenommm.) 


Wir Syndics und NRäthe der Republik des Cantons Genf tı 
Eund, daß der fouveraine Mepräfentantenrath, auf den Vorſchlag des Str 
raths, befchloffen hat, was folgt: 

Erfier Titel. 
Einleitende Berfügungen. 


1. Der Staatsrath wird alljährlich in der Maifigung dem Repila 
tantenrathe das Werzeichniß der erledigten Stellen in demfelben vorlegen. Di 
Verzeichniß wird an die Prüfung einer Commiffion überwiefen, um hie 
vom Repräfentantenrath vollends anerkannt zu werden, 

2. Wenn die im vierten Paragraph des fünften Artikels des zwei 
Titels ber Verfaſſung erwähnte Ziehung des Looſes eintreten ſoll; fo mi 
diefelbe Öffentlich im Repräfentantenrath am dritten Montag des Maimom 
vorgenommen. Das von den Syndics präfidicte Bureau befteht aus im 
von dem im Amte ftcehenden Syndic ernannten Secretairen und aus" 
durchs Roos aus den, der periodifchen Loosziehung nicht unterworfenen GÜ 


dern bezeichneten, Mitgliedern des Nepräfentantenrath3. 


3. Bevor zu diefem Loosziehen gefchritten wird, follen die GN 
des Bureau erwahren, ob die Namen aller dem Loos unterworfenen Oi 
ber des Repräfentantenrath$ in die Urne gelegt worden find. 

Nach gefchehener Erwahrung zieht der ältefte unter den durchs fi 
bezeichneten Gliedern des Bureau eine der Zahl der austretenden Abdgeone 


ten gleihfommende Zahl Namen aus der Urne. Er übergiebt jeden Zul 


dem vorfigenden Spndic, welcher den Namen des austretenden Abgeon 
ten ausſpricht. 
4. Der Staatsrath wird vom jeder jährlichen Wahl das Vergeidn 
des Wahlcorps verfertigen laſſen; diefes Verzeichniß wird gedruckt, durch “il 
Kundmachung angezeigt, und in der Ganzlei fomohl, als bei den Mei 
ihrem Adjunct und, bei den Zehnern niedergelegt. 
5. Es wird eine Commiffion für die Einſchreibungen gebildet; W 
felbe beſteht: 
1) aus gwei Syndics, zwei Stantsräthen, zwei Mitgliedern des Kup 
a zwei Wählen und zwei Meiern, die der Staate⸗ 
ernennt; 
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2) ous ſechs Mitgliedern des Mepräfentantenrathe und zwei Meicen, 
welche durchs Loos bezeichnet werden; 

3) aus zwei Secretairen, die von den beiden in der Commiſſion befindfi- 
hen Syndics gewählt werden. | 

6. Der Generalprocurator ift berechtigt, den Sigungen der Commifs 
fion für die Einſchreibungen beizumohnen und in berfelben über die Bildung 
des Wahlcorps angehört zu werden. \ 

7. Diefer Commiffion liegt ob, das Verzeichniß des MWahlcorps, fo 
wie dasjenige der Bewerber, welche fi in Gemäßheit des vierten Artikels 
des zweiten Titels der Verfaſſung bei der Ganzlei eingefchrieben haben, zu 
nmwahren. 

Sie eröffnet ihr Gefhäft acht Tage nach der Bekanntmachung biefes 
Verzeichniſſes. 

8. Der Staatsrath wird den Ort, bie Tage ⸗· und Stunden, an wel: 
hen diefe Commiffion fid) verfammelt, befannt machen. 

9, Der Staatsrath Ladet alle nicht auf dem Verzeichniffe eingefchries 
une Bürger, welche dazu berechtigt zu feyn glauben würden, ein,. ſich vor 
iefer Conimiffion innerhalb vierzehn Tagen nad Eröffnung ihrer Vertichtun⸗ 
em. zu melden; nad Verfluß diefer Zeit werden feine weitern Anfprüche 
dehr angenommen. 

10. Die Commiffion für die Einfchreibungen wird diejenigen, welche 
e von dem Verzeichniß ausftreichen zu müffen glaubt, auf eine beflimmte 
veit vor ſich berufen. wi 

11. Die von der Commiffion getroffenen Entfcheidungen ber Zulaf: 
ng ſowohl als der Ausfchliegung, können auf dem Wege des Necurfes an 
m Staatsrath angegriffen werden. 

Diefer Recurs fteht ſowohl der betroffenen Partei, als dem General: 
focurator frei. 

12. Nach Abfluß des, durch den achten Artikel feſtgeſetzten, Zeitraums 
St die Commiſſion zwei Verzeichniſſe verfertigen : | 
1) dasjenige des Wahlcorps; 

2) dasjenige der Bewerber für die Stellen von Abgeordneten. 

Diefe Verzeichniffe mit den Angaben ber Zulaffungen und Ausſchließun⸗ 
n, gegen welche Recurs genommen wird, werden dem Staatsrath überwiefen, 
cher über die Recurſe entfcheidet und die Verzeichniffe für gefchloffen erklärt, 

13. Der Staatsrath läßt diefe Verzeichniffe druden, und fendet jedem 
: Wähler einen Abdrud davon. 

14. Das Protocol der Verhandlungen der Commiffion wird durch 
ı vorftehenden Syndic, den Generalprocurator und einen der Secretaire 
terzeichnet. Daſſelbe wird im Staatsarchiv aufbewahrt. 


Zweiter Zitel, 
Bonden Wahlen. 


15. Die jährlihen Wahlen werden im Monat Auguft vorgenommen. 

16. Es wird eine Wahlcommiffion gebildet, welche befteht aus den 
ndics, dem SPolizeilieutenant, dem Generalprocurgtor, ſechs durchs Loos 
ichneten Gliedern bed Repräfentantenrath, dem Decan des Kicchenrarhe, 
ı Decan der genferifhen Pfarrer, dem Rector der Akademie, ſechs durchs 
»s bezeichneten Wählern und vier durch den erften Syndic aus den Waͤh⸗ 
ı bezeichneten Secretairen. | 

17. Der Staatsrat) läßt diefe Commiſſion in Thätigkeit treten, fo: 
, er die Wähler einberufen hat. = Ä 
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18. Die Syndics find die Vorſitzer der Wahlverſammlung ; fie hand⸗ 
haben die Polizei; fie nehmen den Wählern den Eid ab, und theilen aus: 
ſchließlich die Wahlzettel aus. 

19. Die Wahlcommiffion bedient ſich für ihre Verrichtungen ber Hulk 
von Wahlmännern, welche fie dafür erkiefet, die jedoch weder aus den Be 
werbern, nody aus den Gandidaten genommen merden dürfen. 

Die Adjuncten haben berathende Stimme. 

20. Sie ift mit Eröffnung der Stimmzettel beauftragt. 

Diefe geſchieht öffentlich. 

21. Sie enitfcheivet über die Schwierigkeiten, welche ſich im Kauft 
dee MWahlverhandlungen und der Eröffnung der Stimmzettel, ergeben können; 
diejenigen hingegen, welche auf die Wählbarkeit der ernannten Abgeordneten 
Bezug haben, werden dem Nepräfentantenrath überwiefen. 

22, Sie erklärt diejenigen, welche ernannt worden find, als Abge— 
ordnete. Wofern die Mahl nicht vollendet ift, erklärt fie diejenigen al 
Candidaten, welche der Wahlabtheilung vorgelegt werden follen. 

23. Das DVerzeihniß der Candidaten wird alfobald gedrudt, angeihl: 
gen und jedem Wähler der Wahlabtheilung überfundt; nach Werfluß ven 
wenigftens einem. Tage wird die Wahlabtheilung einberufen, um zur Mat 
zu fchreiten. i 

24 Die Wahlen müffen in vierzehn Tagen fpäteftens, von Exif 
nung ber eriten Stimmfammlung gerechnet, beendigt feyn. 

25. Sobald die Wahlen vollendet find, wird der Staatsrath das Dir 
geichnig der gewählten Abgeordneten druden, bekannt machen und and 
gen laffen., 

26. Die Beftimmungen des bierzehnten Artikel werden auf die Wil 
commilfion ausgedehnt. 

27. In allen auf die Wahlen Bezug habenden Verzeichniffen mit 
jede Perfon mit ihrem Namen, Vornamen, Beruf, Alter und Wohnun 
bezeichnet. | 

Für die zwei Werzeichniffe des Wahlcorps wird die alphabetifhe Dr 
nung. befolgt; und Diejenigen Wahlen, welche nicht wählbar find, werk 
durch befondere Schriftzeichen unterfchieden. 

Kür das Verzeichniß der Bewerber und der Abgeordneten wird die Di 
nuny des Alters beobachtet. 

Für das Verzeichniß der Candidaten wird die durch Stimmenzahl © 
gründete Reihenfolge beobachtet. 

28. Bor dem Stimmengeben foll jeder Wähler ſchwoͤren, der Repall 
und dem Canton Genf treu zu fen, und feine Stimme denen zu an 
die er zu den Stellen der Abgeordneten für die Zauglichiten halt. 

29. Die Wahzettel müffen in’ den Wahlzimmern ſelbſt ausgeftl 
werden. 

30. Die Wähler, welche ihre Stimmzettel nicht felbft ſchreiben fin 
nen, follen ſich dafür eines beliebigen Wählers bedienen; fie. Eönnen möth 
genfalls den Beiftand eines Mitglieds vom Bureau verlangen. 

31. Die Gtieder des Bureau ſchwoͤren bei Eröffnung der Wahlbar) 
lungen und in die Hände des Syndics den Eid, die Stimmen treu zu [hr 
ben, und foldye geheim zu behalten. 

32. Die Wahfzettel find mit der Unterfchrift oder dem Namenſten 
pel eines Syndics verfehen und zeigen die Zahl der zu gebenden Stimmen a 
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33. Die: Zahl der ausgetheilten Zettel foll, ehe die Urne geöffnet 
wird, vom Präfidenten eröffnet werden. 

34. Die in die Urne gelegten Zettel werben gezählt, ehe man zu ih: 
rer Eröffnung fchreitet. 

Wofern die Zahl der in der Urne befindlichen Zettel jene der ausge: 
theilten Zettel um mehr als fünf überfteigt; fo wird die Stimmenfammlung 
für nichtig erklärt und von neuem angefangen. 

Mofern die Zahl der vorhandenen Zettel geringer iſt als die ber au$: 
getheilten Zettel; fo bleibt die Stimmenfammlung nichts defto minder gültig. 

35. Diejenigen Zettel, melde wenigere Stimmen, als zu befegende 
Stellen find, enthalten, follen ungültig feyn. Auf den Zetteln, welche mehr 
Stimmen, als erforderlich find, enthalten, werden die zufegt aufgezeichneten 
nicht gezählt. Ä | 

36. Kür ungültig können nur folhe Stimmen erklärt werden, melde 
die Wiederholung einer auf dem nämlichen Zettel bereits befindlichen Stim⸗ 
me find, und Diejenigen, die, der Erklärung des Bureau zufolge, auf Eeine 
beftimmte Perfonen angewandt werden können. Die Ungültigkeit diefer Stim: 
men zieht diejenige der Zettel, auf denen fie ſtehen, nicht nad) ſich. 

37. Nach jeder Stimmenzählung werden die Wahlzettel vernichtet. 


Dritter Titel, 
Allgemeine Verfügungen. 


38. Die austretenden Abgeordneten fegen. ihre: Verrichtungen nicht 
weiter fort, fobald die Wahlen beendigt find. 

39. Sn der erften Sigung nad) den Wahlen ernennt ber Nepräfentanten: 
rath eine GCommiffion, welche die Gefeglichkeit der Wahl der neuen Abgeord⸗ 
neten unterfuschen und in möglichit Eurzer Frijt darüber Bericht erftatten ſoll. 

40. Auf den Bericht diefer Commiffion wird der Repräfentantenrath 
alſogleich die geſetzlich ermwählten neuen Abgeordneten zur Eidleiftung zulaffen, 
und die Ausfdliefung derjenigen erklären, deren Wahl als ungefeglich wäre 
erkannt morden. 

41. Die erledigten Stellen, welde im NRepräfentantenrath eintreten 
fönnen, fen es zwifchen der Ziehung des Looſes und der Wahl, fey es in 
Folge der erklärten Gefegwidrigkeit einiger der neuen Wahlen, werden in das 
Berzeichniß Der erlsdigten Stellen des folgenden Jahres aufgenommen, 

42. Die Abgeordneten in den Mepräfentantenrath, welche zufolge. des 
Art. 4. des DBerfafjungsgeleges vom 18. Nov. 1816 gewählt worden find, 
offen nicht als zur erſten Bildung des Raths gehorend angefehen werben. 


Vierter Titel, | 
Verfügungen, weldhe auf die nähfte Wahl beſchraͤnkt find. 


43. Die Bildung des Verzeichniffes der erledigten Stellen der Abges 
edneten, von welcher im erften Artikel diefed Geſetzes die Rede ift, die Zie: 
ung des Loofes, mwofern folhes Statt findet, und die Wuhlhandlungen, fol: 
n alfogleicy nad) Annahme des gegenwärtigen Gefeges vor ſich gehen. 

Fünfter Titel. 
Entträftende Glaufel. 


44. Das Gefeg vom 23. Nov. 1816 über die Wahl der Abgeorbne- 
n in den Mepräfentantenrath ift aufgehoben. 
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Der Staatsrath ift beauftragt, Gegenmwärtiges in worgefchriebener Art 
und Weife Eund zu machen.“ 
‚Gegeben in Genf am 22. Sept. 1819, unter dem Siegel der Repw 
blik und mit der Unterfchrift eines der Staatsfecretaire, 
Lullin, Staatsfecretair. 


p) PVerfaffung des Canton: St. Ballen vom 
31. Aug. 1814. 


Erfter Titel, 
Allgemeine Beflimmungen und Gewährleiftungen. 


1. Die BVerfaffung fichert die freie und uneingeſchraͤnkte Ausübung 
des katholiſchen und evangelifchen Glaubensbefenntniffes und Gottesdienſtes. 

2. Jede Religionspartei beſorgt geſoͤndert, unter der hoͤhern Aufſich 
und der Sanction des Staats, ihre religiöfen, matrimoniellen, kirchlichen un) 
Elöfterlichen Verwaltungs: und Erziehungsangelegenheiten. Das Gefeg wid 
diefe Aufficht beftimmen und die Fälle für die Sanction feftfegen. 

3. Es giebt im Ganton feine Vorrechte des Orts, der Geburt, du 
Perfonen und der Familien. . 

4 Die Berfaffung fichert den Zehnt- und Grundzinsloskauf nad ha 

beftehenden Gefegen des Gantons. 

5. Nicht nur der Bürger, fondern jeder im Canton St. Gallen mr 
nende Schweizer, kann zu Militairdienften angehalten werden. 


| Zweiter Titel. 
Eintheilung bes Gebiets. 


6, Der Canton St. Gallen ift in acht Bezirke abgetheilt, naͤmlich 
1) Stadt St. Gallen, 2) Rorſchach, 3) Goßau, 4) Ober: Zr 
genburg, 5) Unter: Toggenburg, 6) Rheintyal, 7) Sargand, d 


Utznach. 
St. Gallen iſt der Hauptort des Cantons. 

Das Geſetz wird. die Hauptorte der Bezirke beſtimmen. 

7. Die adyt Bezirke find in vier und zwanzig Kreife, und biefe in pr 
litifhe und Drtögemeinden abgetheilt. | 
| Dritter Titel, 
Politifher Stand der Bürger. 

8. Wer nad) dem Gefege das Bürgerrecht in einer Gemeinde des Car 
tons St. Gallen befist, ift auch Bürger des Cantons. 

9. Man wird Bürger des Gantons durch eheliche Abftammung MM 
einem Bürger. Uneheliche erhalten das Bürgerrecht nur nach den Beſtin 

I mungen bes Gefeges. 

10. Man erwirbt das Vürgerrecht des Cantons durch ein Decret da 
großen Mathe. Der Berlangende muß ſich aber vorläufig ausweiſen, di 
ihm auf den Ertheilungsfall ein Gemeindsbürgerrecht zugefichert ſey. Pine 
gen kann Eeine Gemeinde ihre Bürgerrecht an einen Nicht-Cantonsbuͤrger ſchet 
wirklich ertheilen. | 

11. Man verliert dag Cantons- und Gemeindsbürgerrecht 

4) duch Verzichtleiftung ; 
2) durch)‘ Verjährung; " 
3) durch Urtheile. 
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Fuͤt alle drei Fälle treten nähere Beftimmuugen des Geſetzes ein; doch greift 
ı der Derluft nie auf jene Kinder zuruͤck, welche vor ber Verzichtleiftung oder 
Verwirkung [hon erzeugt waren. 

12. Jeder Gantonsbürger ift befugt, feinen Wohnfig in eine andere 
Gemeinde des Cantons zu verlegen und feinen Gewerb dafelbft frei zu treis 
ben; vorbehalten jene befondern perfönlichen Ausſchließungsgruͤnde, welche durch 
das Goſeb beſtimmt werden. 

13. Die politiſchen Rechte koͤnnen in Kreis: und Gemeindsverſamm⸗ 
lungen nur von Gantonsbürgern ausgeuͤbt werden, die in bürgerlihen Ehren 
ftehen, nicht gerichtlich bevoigtet find, no Armenunterflügung genießen, wer 
nigſtens zweihundert Schweirerfranken ſteuerbates Vermoͤgen beſitzen, und das 
ein und zwanzigſte Jahr angetreten haben, und zwar da, wo ſie haushaͤb⸗ 
lich angeſeſſen ſind. Eben dieſe Eigenſchaften, mit Ausnahme des Vermoͤ— 
genserforderniſſes, werden erfordert, um in einer Verwaltungsgemeinde flimm: 
fähig zu ſeyn, allein nur in jener, in welcher er nach den beſtehenden Ge: 
noſſentechten perfönlicher Nutznießer ift. 


Vierter Titel. | 
Deffentlide Gewalten. 
Gemeinde: und Vermwaltungsbehdrden, 


14. Jede potitifche- Gemeinde waͤhlt einen: Gemeinderath, der auß ei: 
nem Amtmann und menigfiens vier, höchftens acht, oder wenn die Gemeinde 
über zmweitaufend vierhundert Seelen zählt, zwölf Mitgliedern befteht, die 
ſechs Jahre im Amte bleiben, und von zwei zu zwei Jahren zum Drittheil 
austreten, aber wieder gewählt werden können. 

15. Jede Ortsgemeinde, und in derfelben jeder Neligionstheil, der ein 
beſonderes Eigenthum befigt, hat eine eigene Verwaltung, welche aus nicht . 
weniger. ald drei, und aus: nicht mehr ald neun Mitgliedern beftehen foll, 
mit Inbegriff des Vorſtehers, die von den Antheithabern: gewählt wird. Die 
Mitglieder diefer Verwaltung bleiben ſechs Jahre im Amte, und treten von 
wei zu zwei Sahren zum Dritcheit aus, find «aber wieder wählbar. | 

16. Die aufzuftellenden Gefege beftimmen die Verrichtungen und Bes 
ugniffe der _ Gemeinde: und Berwaltungsräthe, in Bezug auf die örtliche 
Polizei, Erhebung der Anlagen und alle übrige. untergeordnete Gegenftände 
er allgemeinen und Örtlihen Verwaltung, mit welchen fie beauftragt werden 
önnen. 

17. Die Stadt St. Gallen wird, in NRüdfiht ihrer Lage und be 
sndern Werhältniffe, eine eigene Drganifation in Verwaltungs: und Ges 
ichts ſachen erhalten, und die Competenz ihrer Polizei, fo wie jene ihres Ci⸗ 
ls und eines Handelsteibunals, fol (den allgemeinen Principien der Wer 
iſſung unbefchadet) durch ein Geſetz näher beftimmt und auseinander gefegt 
erden. Das Gefeg mag auch andern Städten ‚oder bedeutenden Marftfle: 
en, beren befondern Vethaͤltniſſen e8 angemeffen wäre, etwelche Ausdehnung 
ve polizeilichen und getichtlihen Competenz gewaͤhren. 

Ktreisbehörden. 

13. Jeder Gerichtäfreis hat eine, aus einem SKreisamman und vier 
tichtern beftehende, Gerichtsftelle, welche über Givilftreitigkeiten und Straf: 
ie, die nicht in eine höhere Competenz einfchlagen, mit oder ohne Weiters 
ehung, urtheilt. Die nähere Beflimmung und Organiſation bleibt dem 
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19. Der Kreisamman führt den Vorfig und übt bie Polizei in den 
Kreisverfammlungen aus. Er ift der Vermittler in bürgerlichen Rechtsfällen 
und der Unterbeamte der Regierung im Kreife. 

20. Sn jedem Kreife ift ein Hauptort, in welchem die Sigungen ab⸗ 
gehalten werden müffen, nad) der nähern Beſtimmung des Geſetzes. 


Bezirksftatthalter. 


21. In jedem Bezirke wählt die Regierung einen Statthalter, der das 
Organ berfelben if. Er hat den Vorunterſuch in Griminalfällen und die 
Dpberauffiht Über die Gemeindsverwaltungen und Polizeibehoͤrden im feinem 
Bezirk. Die nähere Beſtimmung der Sejugniffe diefer beiden Beamten bleibt 
dem Gefege überlaffen. 


Großer Rath. 


R2.:, Ein großer Rath von hundert und funfzig Mitgliedern übt di 
höchfte Gewalt aus, Er verfainmelt fic ordentlicher Meife alljährlich wi 
mal, als beiläufig einen Monat vor der eidsgenöffifchen Tagſatzung und Ip 
teftens drei Monate nad berfelben, in dem Dauptorte des Cantons. De 
Sigungen dauern nit über einen Monat; doch ann der Eleine Rath bie 
felben verlängern. 

Der große Ruth | | j 

— nimmt ‚die Geſetzesvorſchlaͤge an, die ihm vom kleinen Rathe vorgelegt 
werden, oder verwirft ſie. Wenn der kleine Rath in zwei auf einar 
der folgenden. Sitzungen des ‚großen Rathes Anſtand genommen hätt, 

bes: einen ihm von dem großen Rathe empfohlenen Gegenftand eimz 

Gefegesentwurf vobzulegen, oder wenn ein von dem. Beinen. Rathe ded 

gelegter Geſetzesentwurf in zwei auf einander folgenden Sitzungen W 

großen’ Rathes verworfen worden wäre; fo würde im erften Fall dm 

großen Rathe das Mecht zuftehen, dem ı feinen Rathe für die Ber 

thung dieſes Gegenftandes eine Sommiflion beizuordnen, die nicht jad- 

‚reicher ſeyn darf, als der Elrine Rath, uneinbegriffen feinen Präfidentt, 

vom weldyer Bereinigung dann der neue, der Verſammlung vorzulegen 

Entwurf ausgeben: warde. In letzterm Fall könnte der kleine Ri 

einen ähnlichen Ausfhuß von dem großen Rathe begehren, um fih m! 

demfelben zu berathen; 

2) er läßt fih von dem kleinen Mathe ‚Über die Vollziehung der Erik 

- und Decrete, fo wie überhaupt über den Zuſtand der öffentlichen Dr 

waltung, Bericht erſtatten; 

3) er nimmt deſſen Rechnung uͤber die — des Staatsvermegen⸗ 

und der Staatseinkuͤnfte ab, und beſchließt daruͤberz 

4) er beſtimmt die. Beſoldung und die Zahl der öffentlichen Beamten 4 
von der Regierung Angeſtellten; 

5) er bewilligt die Auflagen, bleibende Geldanleihen und die Veraͤußetute 
von Gantonalgütern ; | 

6) er berathfchlagt über die Sufammenberufung dev auferordentlichen Ta 
fagungen, fo oft e3 der Fall ift; ernennt die Abgeordneten des Eur 
tons zu den Tagſatzungen, beftimmt ihre Entſchaͤdigungen, und ertbil 
ihnen Infteuctionen. Er fiimmt im Namen des Canton; 

7) — auf den Vorſchlag des kleinen Rathes, das Begnadigung 
recht aus; 

8) der große "Rath erwählt, von zwei zu zwei Jahren, aus ber Mitte da 

Kleinen Rathes zwei Standeshäupter, welche von beiden Religiond® 
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‚tenntniffen feyn follen, unter dem Zitel Landamman. Seber führt: 
während eines Jahres bei dem großen und Beinen Rathe den Vorſitz. 


Kleiner Rath. 


23. 1) Ein Eleinee Rath von menigftend neun Mitgliedern des großen 
Rathes, von dem fie fortwährend einen, Theil ausmachen, und die 
immer wieder wählbar find, hat den Vorſchlug der Gefege, Decrete 
und ÖSteuerverordnungen ; | 

2) er iſt die oberfte Verwaltungs» und Polbzeibehörde. Ihm liegt die 
Vollziehung der Gefege und Verordnungen od, zu welchem Ende er die 
nöthigen Belchlüffe faßt. Er hat die Leitung und Aufjicht über. die 

untergeordneten Behörden, ernennt feine Beamten und Beauftragten, 
infofern die Verfaſſung nicht darüber verfügt, und kann fie wieder von 
ihren Stellen abrufen; 

3) er legt dem großen Rathe über alle Theile der öffentlichen Verwaltung 
Rechenſchaft ab, und verläßt die Berfammlung, wenn über — 
abgeſtimmt wird; 

4) der kleine Math verfügt über die bewaffnete Macht zu Handhabung der 
öffentlichen Drdnung und innern Ruhe, flattet dem großen Nathe bes 
fondere Rechenſchaft über diefe Derfügung ab, und derjammelt ihn bei 
längerer Andauer derfelben; 

5) er beruft den grogen Rath ordentlicher ,- und, wenn es der Fall iſt, au⸗ 

| ßerordentlicher Weife zufammen; 
69) er entfcheidet über flreitige Kominifkentionsfikfe zZ den Vorſchuſten 
des —— 
Erſtinſtanzliche Gerichte. 


24. Fuͤr bie buͤrgerliche Rechtspflege giebt es Gerichte erſter Inſtanz, 
deren Glieder durch die Parteien entſchaͤdigt werden. Die Anzahl dieſer Ge— 
richte, ihre Amtsdauer, Eintichtung und Gompetenz wird das Geſetz beitim: 
men, infofern nicht die Verfaſſung bereitd Fuͤrſehung gethan bat. 

25. Bezirksgerichte ſprechen je nach ihrer. gefeglih zu beftimmenden 
Competenz teils erſt-, theils Tegtinftanzlich ab. 


Appellationsgericht, 


26. Ein Appellationsgericht von dreizehn Mitgliedern fpricht in legter 
Inftanz ab. Um ein Urtheil auszufällen, müffen eilf Glieder gegenwärtig, 
und bei Verbrechen, die die Todesftrafe nad ſich ziehen, muß das Gericht 
bollftändig fenn. Das Geſetz beftimmt die Civil: und Griminalprocefform. ' 

27. Wie in letztinſtanzlich abgeſprochenen Faͤllen gehandelt werden ſolle, 
n. welchen Klage gefuͤhrt würde, daß die geſetzlichen Formen von dem Ge— 
icht überfchritten oder das Geſetz beifeite gefegt fey, oder Erläuterung deſſel— 
wn Statt finden follte, wird das Gefeg beitiminen. 


Fünfter Zitel. 
Grundfäge über NReligionsparität. 

98. Zn den paritätifchen Bezirksgerichten Obertoggenburg, Untertoggen- 
urg, Rheinthal und Sargans jou diejenige Neligionspartei, welche die Mehr⸗ 
ihl der Bevoͤlkerung inne hat, ein Mitglied mehr als die, welche die Min: 
erzaht hat, waͤhlen. 

29. In paritaͤtiſchen Kreiſen und Gemeinden der vier obigen Bezirke 
U die. Beſetzung der Kriegsgerichte und der Gemeindraͤthe und gemeinſame 


* 
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Bertvaltungsräthe zur Hälfte von jedem Religionstheil Statt findenz wo 
aber ein Meligionstheil unter dem Drittheil herabfinken würde, fol ihm 
noch der -Drittheil der Stellen zukommen, infofern derſelbe nocqh einen 
Sechstheil des Kreiſes oder der Gemeinde ausmacht, — unter dieſem Sechs: 
theil- aber noch eine Stelle, wenn diefer dreißig ſtimmfaͤhige Gemeindsbürger 
zählt, bei einer Bevölkerung, die nicht über dreitaufend Eeelen geht. 
Das der Zahl nad ungerade Mitglied fällt immer dem ftärkern Religions: 
Cheile zu. 

30. Im kleinen Rathe und Appellationsgerichte foll diejenige Reli— 
gionspartei, welche die Mehrzahl der Bevölkerung inne hat, ein Mitglied 
mehr als die, welche die Minderzahl hat, befigen. 

31. In den Gemeinde: und Vermwaltungsbehörden mechfelt die Vor: 
fteherftelte nad) jeder Amtsdauer, wenn die-Behörde von jedem Religionstheil 
zur Hälfte, nur zur dritten Amtsdauer aber, wenn fie von dem einen Theil 
nur zum Deitrheil befegt wird. 

32. In den Bezirks: und Kreißgerichten, Gemeinde: und Verwal⸗ 
tungsräthen follen die Secretaire jederzeit in Paritaͤt mit dem Präft denten 


geſteltt werden. 
Sechſter Titel. 
Wahlart und Waͤhlbarkeitsbedingniſſe. 


38. Um als Gemeinds- "und Verwaltungsrath gewaͤhlt zu werben, 
muß man, nebſt den Eigenſchaften der Stimmfaͤhigkeit, fuͤnfhundert Schwei⸗ 
zerfranken ſteuerbares Vermögen: befigen und das fünf und zwanzigſte Jahe 
‚ angetreten haben. 

34. Die fünf Mitglieder des Kreisgerichts werden von ben Kreisver- 
fammlungen gewählt, und aus denfelden beſtellt die Regierung den Kteis— 
amman. 

35. Um als Mitglied in das Kreisgericht gewaͤhlt zu werden, muß 
man das dreißigſte Jahr angetreten haben, und ein ſteuerbares Vermögen 
von achthundert Schmweizerfranken befigen. 

36. Die Statthalter dee Bezirke werden von dem Eleinen Rathe aus 

Bewohnern und Xctivbürgern des betreffenden Bezirks gewählt. 

37. Der: große Rath wird aus birecten und indirecten Wahlen arbäl- 
bet, durch welche vier und achtzig Pläge auf die Katholiken und ſechs umd 
fechaig auf die Reformirten füllen, und zwar in einer. dreifahen Neihenfolge, 
naͤmlich: für die erſte Neihenfolge wählen ſaͤmmtlichr Wahlkreiſe unmittelbar 
ein und funfzig Mitglieder, Für die zweite Reihenfolge wahlen die Beizks- 
wahlcorps neun und vierzig Mitglieder. Die dritte Reihenfolge von funfzie 
Mitgliedern wird von dem großen Mathe ſelbſt ernannt. 

Erſte Neihenfolge: In jedem Wahlkreiſe ernennt die Verſammlung Ber 
die politifhen Rechte ausübenden” Bürger, aus Bürgern oder wahlfübigen 
Einwohnern des Kreifes, einen Abgeordneten in den großen Rath, die Stade 
St. allen aber aht. Das After von dreißig Sahren ift das eimzäge 
MWählbarkeitsbedingniß für diefe Ernennung. 

Zweite Reihenfolge: Die Mitglieder diefer Glaffe werden in den innen 
lichen Bezirken aus Bürgern oder mwahlfähigen Einwohnern bes Bezirta, 
welche das dreißigfte Jahr angetreten haben und viertaufend Schweierfrauetee 
fleuerbares Vermögen befigen, buch Wahlcorps, und zwar nad folge nde 
auf Bevoͤlkerung und Religionstheile gegruͤndeten Verhaͤltniſſe, erwaͤhlt in 
zirk St. Gallen acht Mitglieder; Bezirk Rorſchach viere; Beil SoS 
viere; Bezirk Obertoggenburg von Seite der evangeliſchen Religion chi, un 
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ber katholiſchen drei (9); Bezirk Untertoggenburg Kathol. vier, Evangel. drei 
(7); Bezirk Rheinthal Evangel. vier, Kathol. drei (7); Bezirk Sargans 
Kathol. drei, Evangel. drei (6); Bezirk Uznach vier, zuſammen neun und 
vierzig Mitglieder. 

Dritte Reihenfolge: Die funfzig Mitglieder diefer Glaffe, wovon ber 
Stadt St. Gallen ebenfalls acht zugetheilt werden müffen, werden von dem 
großen Rathe aus einer dreifachen Worfchlagslifte ernannt, welche durch ein 
Wahlcollegium, das dev Eleine Math, ‚das, Appellationsgericht und die Ber - 
zirksſtatthalter vereinigt bilden, verfertigt wird. Das Vermoͤgensbedingniß 
diefer Claſſe ift ebenfalld viertaufend Schweizerfranken. Wenn die angenoms 
mene Parität der Religionen von vier und achtzig Eatholifchen und ſechs und 
fechztg reformicten Mitgliedern in ben vorigen Glaffen nicht beobachtet wäre; 
fo müßte diefelbe in diefer dritten Reihenfolge ausgeglichen werden; fonft aber 
tritt Beine Nüdficht, als die folher Gantonsbürger ein, welche duch -Bils 
dung, Erfahrung und Anfehen vorzüglich geeignet find, in die oberfte Gans 
tonsbehörde einzutreten. 

38. Alle Mitglieder der großen Raths treten von drei zu brei Jahren 
zum Drittheil aus, koͤnnen aber fogleich wieder gewählt werden. Den erften. 
und zweiten ‚Austritt beftimmt das Loos. ' 

39. Die austretenden oder fonft abgehenden Mitglieder werden alljähr- 
lih von der gleichen Stelle erfegt, von der fie gewählt wurden, und auf 
gleihe Art, 

40. Die unmittelbaren Mitglieder des großen Raths ſollen durch die 
Kreiſe entſchaͤdigt werden. 

41. Jeder Bezirk bildet ein Wahlcorps von Wahlmaͤnnern, bie 
duch die Kreisverfammlungen gewählt werden; jeder Kreis ernennt deren 
ſechs, nach den im Art 29. aufgeftellten Paritätsgrundfägen. Die unmits 
telbar in den großen Rath Abgeordneten find zugleich Mitglieder des Bezirks— 
wahlcorps, werden aber dem Kreife an feiner Zahl Wahlmänner abgerechnet, 
und zwar nach der Religion, von ber fie find. Diefe Wahlcorps wählen 
duch geheimes abfolutes Stimmenmehr. Der Statthalter führe den Vorfig 
Im Wahlcorps, und hat nur eine Stimme in demfelben, infofern er als 
Mahlmann gewählt worden if. Das Wahlcorps der Stadt St. Gallen 
befteht aus dreißig Mitgliedern. Die immer wieber wählbaren Mitglieder 
bes MWahlcorps werden von drei zu drei Fahren neu gewählt; das Wahl: 
corps erfegt die in ber Zwifchenzeit Abgehenden im Laufe des Jahrs. Um 
als Mitglied in diefes Wahlcorps gewählt zu werden, muß man .die im 
Art. 35 den Kreisrichteen vorgefchriebenen Eigenfchaften befigen. 

42. Die Glieder des Kleinen Rathes werden von dem großen Wathe 
ür neun Jahre emannt. Die Erneuerung gefchieht immer zum Deittheil. 
Die Austretenden find fogleich wieder wählbar. Den erften und zweiten Aus— 
ritt beftimmt das Loos. Um in ben Eleinen Rath wählbar zu feyn, muß 
nan fechstaufend Schweizerfranken fleuerbares Vermögen befigen. 

43. Der große Rath ernennt in oder außer feiner Mitte bie Mitgtie: 
er des Appellationsgerichts für neun Jahre; die Ernennung gefchieht immer 
um Drittbeil. Die Austretenden find fogleid) wieder wählbar; den erften 
nd zweiten Austrict beftimmt das Loos. Der zu Erwählende muß ſechs⸗ 
wmfend Schweizerfranken -fteuerbares Vermögen befisen, und mährend fünf 
fahren eine gerichtliche Stelle bekleidet Haben, oder Mitglied einer oben Be⸗ 
oͤrde geweſen feyn. Den Praͤſi denten waͤhlt der — Rath aus den ei 
iebern. R m 
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44. Die Bezirksgerichte beftehen aus neun Mitgliedern. Diefelbın 
werden aus einem zweifahen Vorſchlag der Bezirfsmahlmänner (Art. 41) 
und einem einfachen Vorſchlag des Appellationsgerichtd von dem Eleinen 
Rathe ernannt. Sie werden aus der Claſſe von Bürgern genommen, welche 
ein fieuerbares Vermögen von zweitauſend Schweizerfranken befigen. Si: 
find auf neun Jahre gewählt, treten von drei zu drei Jahren zum Drittheil 
aus, und find nad) der vorgefchriebenen Form wieder wählbar. Das Loos 
beftimmt den erften und zweiten Austritt. Aus ihrer Mitte wählt der Elein 
"Rath den Präfidenten. 


Schlußartitel, 


Alle jegt beftehende Gefege und Nerordnungen, infofern fie nicht durch 
bie gegenwärtige Verfaffung als aufgehoben angefehen werden müffen, oder 
mit derfelben im Widerſpruch ftehen, find, bis auf weitere Verfügung und 
beſtimmte Aufhebung, vorläufig fammethaft beftätige. Sie follen aber un 
verzuͤglich und mit möglichfter Beförderung revidirt werden. | 

Alſo geſchehen in der großen Rathsverſammlung. | 

St. Gallen den 31. Auguft 1814. | 

Der Präfident bed großen Raths, 
Lauren; Meßmer. 
Im Namen des großen Raths: 
Der Secretair deffelben, Xaver Gmür. 


.g) Verfaffung des Cantons Zug vom 5. Sept. 
1814. | 


Wir Landamman und Rath des eidsgenöffifchen Gantons Zug, nad: 
dem Wir die Erkenntniffe und Erklärungen der zehn löblihen, den bisherb 
gen Canton Zug bildenden, Gemeinden, in Bezug der, von der aus den Dr 
putirten Derfelben beftehenden Berfaffungscommiffion entworfenen, unters 
27. Auguft befchloffenen und den 28. des gleichen Monats vorgelegten Ber: 
faffung für den Ganton Zug unterfuht haben, als nämlidy den Gemein 
Ihluß der löbl. Stadtgemeinde Zug vom 28, Aug. 1814, der gefammten 
Löbt. Gemeinde Ober: und Unter: Aegeri vom 28. Aug. 1814, der li 
Gemeinden, Menzingen vom 2. Herbftmonat 1814, Baar vom 1. Herbitm. 
1814, Cham vom 23. Auguft 1814, Hüneberg vom 28. Aug. 1814, 
Steinhaufen vom 28. Aug. 1814, Riſch vom 23. Aug. 1814, Walchwg 
vom 28. Aug. 1814, welche ſaͤmmtlich die gehörige Authenticität beige 
und in Folge welcher diefe Verfaffung als die Verfuffung des Gantons Zug 
angenommen und von ber Berfaffungscommilfion Uns als der darin aufs 
flelten Bollzichungsbehörde zur Vollziehung überwiefen worden — urkundes 
und erflären anmit, daß folgende Verfaffung die Verfaſſung des eidsgenöl® 
ſchen Cantons Zug fey. 


VBerfaffung des Cantons Bug. 
I. Altgemeine Grundfäge. 


1. Die chriftliche Religion nach dem roͤmiſch-katholiſchen Glaubt” 
kenntniſſe ift bie Religion des Gantons Zug. 

2. Jeder Cantonsbürger ift vor dem Geſetze gleich, und es giebt ie 
Canton Zug Seine Unterthanen, 
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Cantonsbuͤrger ſind alle Jene, 

a) die vor 1798 mit oder ohne vollen Antheil am Gemeindgut Buͤrger 

einer Gemeinde waren. 

b) ihre rechtmäßigen Abkoͤmmlinge, und 

c) die, w welche feither das Cantonsbürgerrecht auf gefeglihem Wege erwor⸗ 

ben haben. 

3. Die Ertheilung des Gemeindbuͤrgerrechts kommt ausſchließlich der 
betreffenden Gemeinde zu. Wem aber ein Gemeindbuͤrgerrecht ertheilt wird; 
der iſt gehalten, und zwar unter Verluſt des erhaltenen Gemeindbürgerrechts, 
innert Sahresfrift das Gantonsbürgerreht auf gefeglihem Wege zu erwerben. 

Die Ertheilung des Cantonsbuͤrgerrechts ift dem Gefeggeber vorbehalten. 
Niemand kann als Gantonsbürger angenommen werden, als folhe, die ein 
Gemeindbürgerrecht haben. Das Gefeg wird die Art und Weife der Ertheis 
lung des Gantonsbürgerrechtd beftimmen. 

4. Jeder Cantonsbürger ift befugt, ſich in einer andern Gemeinde 
niederzulaffen, daſelbſt Liegenfhaften zu erwerben, und Gewerbe nach beftehens 
den Ordnungen und Berfügungen wie jeder Ortsbürger zu treiben. 

Um ſich aber niederlaffen zu Eönnen, muß er 

a) von feiner Gemeindbehörde ein Zeugnip guten Leumunde haben, fo 
wie duß er mwenigftens fünf Jahre in der uns angefiedelt ges 
welen ; 

b) die Eigenſchaften beſi iten, der Gemeinde unbeſchwert —— zu koͤnnen. 

Er muß einen Heimathſchein mitbringen, worin für ihn und ſein 

Weib und alle feine Kinder die unbedingte Wiederaufnahme zu allen 

Zeiten und unter allen Umſtaͤnden zugefichert ift. 

Jeder Niedergelaffene kann 

a) zu einer Realcautiongleiftung, welche nicht weniger als zweihundert 

Franken feyn, und im Ganzen fünfhundert Franken nicht überfteigen 

fol, und 
b) zu Beiträgen an die örtlich polizeilichen Auslagen angehalten werden. 

Jede Gemeinde ift befugt, den oder die Niedergelaſſenen fortzumeifen, 
a). wenn fie fi eines unfittlichen Lebenswandels ſchuldig machen; 

b) im Fall der Verarmung. 

Feder foll fein politifches Bürgerrecht dort ausüben, wo er fein Ge: 
hindbürgerrecht befi st. Niemand kann fein politifdyes Bürgerrecht zu gileis 
her Zeit am zmei Orten ausüben. 

5. Alte Zug: und Abzugsrechte find abgefchafft. 

6. Die BVerfaffung garantirt die Loskäuflihkeit der Zehnten, Grund- 
nfe und Feubdallaften nad) ihrem wahren Werthe. 

7. Jeder Gemeinde, fo wie auch jeder geiſtlichen und weltlichen Cor- 
otation, bleibt ihr Eigenthum und deſſelben Verwaltung‘ duch die Verfaſ⸗ 
ing geſichert. 

8. Jeder Cantonsbeamte iſt fuͤr ſeine amtlichen Verrichtungen dem 
antonsrathe verantwortlich. 

9. Jeder Einwohner des Cantons, wenn er das neunzehnte Jahr er⸗ 
fe, iſt Soldat für das Vaterland und deſſen Verfaſſung. 


U. Eintheilung des Cantons. 


10. Der Ganton Zug ijt einftweilen in zwei Theile, als in das in 
re und dußere. Amt, eingetheilt; 
a) die loͤbl. Stadtgemeinde Zug und die loͤll. Gemeinden Cham, Hünes 
berg, Steinhaufen, Riſch und Walchwyl bilden das innere, und 
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b) die loͤll. Gemeinden Ober Xegeri, Unter⸗Aegeri, Menzingen mit Mi 
heim und Baar das aͤußere Amt. 
Die Stadt Zug ift der Hauptort des Cantons. 


II. Cantonsbehörden und deren Bildung. 


11. Das Bol ift der. Souverain des Cantons; es übt feine Saw 
verainität theild an, der Landgemeinde, theild an den verfaffungsmäßige 
Gemeinden, und theils durch den dreifachen Landrath aus, 

12. Die Gemeindverfammlungen bilden, mit Ausnahme ber Geiftlihe, 
bie fämmtlichen Gemeindbürger, welche bie duch den $. 2. bezeichneten © 
genfchaften befigen und das neunzehnte Jahr erfüllt haben. 

- ,, Von bdiefen Gemeindorrfammlungen find ausgefchloffen: 

a) die Salliten, ſo lange als fie ihre Gläubiger nicht werben befriwdig 
haben, und durch die gefegliche Behörde nicht wieder vehabilitirt fun 
werden ; 

b) jene, welchen bie Öemeindverfammlungen zu befuchen verboten word; 

ec) die, welche durch Strafurtheile eine entehrende Strafe auf fi habe; 

d) die in einem Criminalproceffe Berflochtenen bis nad) ausgefprochenen 
Urtheile; 

e) bie von competenter Behörde wegen Verſchwendung oder Bloͤdſinn Br 

vogteten; 

f) die, oder deren Kinder vom öffentlichen Almoſen (eben. 


Befugniffe der Landsgemeinde, 


43, Die Landsgemeinde verfammelt fich ordentlicher Weife alfjährid 
am erften Sonntage im Mai, und außerordentlih, wenn es der Canton“ 
\  zath nothmwendig erachtet. | 
Die Landsgemeinde wählt die Standeshäupter; 
a) den Yandamman; 
3 den Landhauptmann; 
c) den Pannerherrn; 
d) den Landsfaͤhndrich; 
e) den Landfchreiber; 
f) ferner die Gefandtfchaften zu ben Zagfagungen und Gonferenzen. 
Der erfte Gefandte wird für ein Jahr aus dem innern, und abmdr 
felnd für ein Jahr aus dem aufern Amte ans freier Wahl gewählt. Wem 
der erſte Gefandte aus dem einen Cantongtheile iſt; fo wird der zweite am 
dem andern genommen, 


Befugniffe des Landammans. 


14. Der Landamman ift das erſte Standeshaupt, und wird abwech 
felnd auf zwei Jahre aus dem innen, und auf zwei Jahre aus dem Auf 
- Amte aus freier Wahl gewählt; 
a) er präfidirt 

1) die Randsgemeinde; 

2) den dreifachen Landrath; 

3) den Gantonsrath; 

4) das Griminalgericht; 

b) er ruft den Gantonsrath zufammen, fo oft er es nothwendig finkt 
und das Griminalgericht, wenn ein Fall oder Proceß demfelben zu de 
urtheilen übertragen iſt; 

c) er bewahrt das Standesfiegel; 

d) er wohnt im Hauptorte des Cantons; 
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e) er fegt die von den Gerichten ausgefällten Urtheile in Vollziehung, und 
forgt für die Handhabung, der vom Cantonsrath ausgefprochenen Ber: 
ordnungen ; . 

f) er leitet die an ihm gebrachten Klagen an Behörde, und verorbnet bie 
nothwendig erachteten DVerhaftungen und Arrefte über Menfchen und 
Effecten; 

g) er .befiegelt mit dem Standesfiegel die hoheitlichen Schreiben, Bünde 
niffe und Zraetate mit dem In- und Auslande, und mit feinem ans 
gebornen Familienfiegel ale Kauf-, Tauſch- und Gültbriefe; 

h) er unterfchreibt nebft dem Landfchreiber alle öffentliche Actenſtuͤcke, 
obrigkeitliche Briefe, Verordnungen und Urtheile; 

i) er entfcheidet bei dem Gantonsrathe im Fall gleich getheilter Stimmen; 

k) er wacht über die Handhabung der Verfaſſung; = 

1) er ſchwoͤrt zu dem Ende der Landsgemeinde alljährlich den Eid, und 
diefe dem Landamman, j 


Befugniffe des Statthalters, 


15. Der Statthalter wird auf ein Jahr vom Gantonsrath aus freier 
Mahl gewählt. Er ift. der Stellvertreter des regierenden Landammans in 
Hüllen von Krankheit, Abwefenheit oder Verwandtſchaft. Er ift Präfident 
des Gantonsgerihts, und ruft daffelbe zufammen, fo oft es der Kal ift, 
oder es von einer freitenden Partei verlangt wird. Er entfcheidet als Präs 
fivent im Falle gleich getheilteer Stimmen. | 

Derfelbe muß in der Stadt Zug wohnen. 

16. Der Landeshauptmann, der Pannerhere, der in ber Stadt Zug 
wohnt, der Landsfaͤhndrich bleiben lebenslänglic) im Amte, und find Mitglieder 
des vom Gantonsrathe zu mwählenden Kreisrashs. 


Berrihtungen des Landfchreibers, 


17. - Der Landfchreiber wird aus freier Wahl gewählt. Er hat an ber 
Zandsgemeinde, im Landrathe, im Gantondrathe, in den antonsgerichten 
nd bei den Standescommiffionen das Protocoll zu führen. Er führt die 
Interpfandsprotocolle, und vefignirt die abgefchloffenen und ratificirten Käufe 
md Taͤuſche ein. Er beforgt die Seuerafjfecuranzregifter und deren ordentliche 
Sortfegung. Er beforgt die Standesarchive und die ihm von Behörde auf: 
ettagene Correfpondeng. Er unterfchreibt nebft dem regierenden Landamman 
lle öffentlichen Actenſtuͤcke, obrigkeitlihe Briefe und Verordnungen, fo wie 
uh die einregiftrirten Kauf, Tauſch- und Gültbriefe. Er beforgt die 
Staatögelder, und legt jährlich der zu dem Ende gewählten Commiffion 
über Rechnung ab. Zur Erleichterung der Gefchäfte wählt er fich einen 
Subftituten, unter dem Zitel: zweiter Landſchreiber, und einen Un- 
tfchreiber, deren Beftätigung dem Cantonsrathe zukommt. Er ift für feine 
zerrichtungen ſowohl, als jene feiner Ganzleiangeftellten dem Gantons- 
the verantwortlih, und ftellt demfelben für feine Zreue zwei annehmbare 
jürgen. 

IV. Befugniffe der verfaffungsmäßigen Gemeinden. 


18. Die verfaffungsmäßigen Gemeinden verfammeln ſich ordentlicher 
eife alljährlich am zweiten Sonntage im Mai, und wählen 
a) ihre zum Cantonsrath treffenden Käthe; 
b) ihre zum dreifachen Landrat treffenden Mitglieder; biefe werden auf 
ein Jahr gewählt; jedes Glied ift alljährlich wieder wählbar; 
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c) die ihnen treffenden Glieder zum Cantonsgericht; 
. d) einen Gemeindrath von freier Wahl; 
e) nebit Schreiber und Waibel. Die Zahl der Glieder zum Gemeinbrath 
zu beftimmen, bleibt jeder Gemeinde überlaffen; jedoch ſoll derfelbe aus 
nicht weniger, ald aus einem Präfidenten und vier Gliedern befteben. 

19. Jede Gemeinde und jeder Gemeindrath ift befugt, Vorſchlaͤge 
für Errihtung neuer Gefege, oder für Abänderung der fhon beftehenden zu 
machen; folhe müjjen aber von ihnen fehs Wochen, bevor fie der gefeßge: 
benden Behörde vorgelegt werden, dem Gantonsrath eingegeben fepn, welchet 
nach Anweiſung des $. 28 feinen Bericht hierüber zu machen hat. 

20. Die Gemeinden haben auch das ausfhliefliche Verwaltungsrecht 
ihres Gemeindgutes; zu dem Ende beftellen diejenigen Gemeindbürger, welche 
volllommene Antheilhaber an dem Gemeindgute find, ihre Verwaltungsrätb 
in beliebiger Anzahl. Um diefen verfaffungsmäßigen Gemeinden forwohl als 
den Gemeindverfammlungen, weldye über die Gemeindverwaltung ſich bera- 
- then, beimohnen zu £önnen, find die im $. 12. beftimmten Eigenfchaften eben- 
falls erforderlich. 


V. Dreifaher Landrath und deffen Befugniife. 


21. Der dreifache Landrath beftcht aus dem Gantonsrath und aus 
zwei Öliedern, die jedem Gliede des Gantonsrath3 beigeordnet werden. Er 
bildet die gefeggebende Behörde der Gantone; im Ddiefer Eigenfchaft bat 
derfelbe 

a) über die von dem Gantonsrath ihm vorgelegten Geſetzesvorſchlägt, 
Bündniffe, Handelsverträge, Militaircapitulationen und Militairerge 
nifationen zu berathichlagen, felbe anzunehmen, oder zu verwerfen; 
b) er inftruirt die Gefandtfchgften auf die Zagfagungen und Conferenzen, 
und läßt fih von felben denaue Relation abftatten; 
c) demfelben kommt die Abnahme und Genehmigung der Staatsreckhnum: 
gen zu; 
‚ d) er verfammelt fich ordentlicher Weife alljährlich 
1) am Schwoͤrtage zur Leiſtung des amtlichen Eides; 
2) am dritten Montage im Brachmonat zur Inſtruirung der Ge 
ſandtſchaft; 
3) am erſten Montage im Weinmonat zur Abnahme der Relaties 
der Staatsrehnung ; 
4) fo oft es der Gantonsrath nothwendig erachtet. 
e) Zu einem gültigen Beſchluſſe des dreifachen Landraths ift die abfolut: 
Mehrheit der gefammten Natheglieder erforderlich; 
f) fie £önnen von ihren refpectiven Gemeinden entſchaͤdigt werden. 


VL Gantonsrath und deffen Befugniffe. 


22. Der Cantonsrath befteht aus vier und funfzig Gliedern und Dem 
Zandamman, wovon die eine Hälfte vom innern und die andere Hälfte vom 
äußern Amt erwählt wird. 

Vom innen Amt wählt die loͤbl. Stadtgemeinde Zug 11, bie fößl 
Gemeinden Cham und Hüneberg 9, Steinhaufen 2, Riſch 2, Walchwyl 3; 
jufammen 27. 

Vom aͤußern Amt wählt die löbl. Gemeinde Ober: Aegeri 5, Unter 
Aegeri 4, Menzingen 9, Baar 95; zufammen 27. Insgefammt 54 Gtisder. 

23. Der Cantonsrath ift nad bier folgeriden nähern Beitimmungens 
die oberftrichterliche, vorwaltende und vollziehende Gewalt. 


! 
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Er erwaͤhlt am erften Montage nach dem zweiten Sonntage im Mai, 
al3 an feinem -gemohnten Schwörtage, aus feiner Mitte 

a) den Statthalter; 

b) den Wices Statthalter, welcher in Krankheit, Abmefenheitss ober 

Berwandtichaftsfällen der Stellvertreter des Statthalters if; 

c) ein Crimindlgericht. 

-Diefes Gericht befteht aus fünf und zwanzig Gliedern: ber regierende 
tandamman, Präfident, 15 von der löbl. Stadtgemeinde Zug 5; Gemeinde’ 
Dbers Kegeri 25 Unter: Hegeri 2; Menzingen 45 Baar 4; Cham, 2; Hü: 
berg 2; Steinhaufen 15 Rifh 13 Walchwyl 1. Jeder Erwählte bleibt 
in Jahr im Amte, ift aber wieder wählbar, und kann vor Verfluß von 
wei Fahren die auf ihn gefallene Wahl nicht ablehnen. Aus der Mitte 
iefed Gerichts werden zwei WVerhörrichter gewählt; dieſe bilden mit Zuzug 
Ines Ganzliften, der das Protocoll führt, die Verhörcommiffion, und blei: 
en Mitglieder des Gerichts; diefe Commiſſion beftellt die nah Maafgabe 
othwendige Bedienung. 

- 24. Das Griminalgeriht urtheilt über jene Sriminalverbrechen, welche 
‚obeöftrafe- nach fich ziehen Eönnen, nachdem die Aburtheilung berfelben ihm 
m Gantonsrathe zugewiefen ſeyn wird. Kein Todesurtheil kann ausges 
lt werden, wenn nicht ſechszehn Stimmen für den Tod geftimmt haben, 
denn ſich aber der Criminalfall ald Staatsverbrechen qualificiet; fo find zu 
nem gültigen Zodesurtheile wenigftend zwanzig Stimmen erforderlich. 

25. Der Gantonsrath beforgt 
a) das Sanitätöwefen ; 

b) das Kriegswefen; 
ce) das Finanzweſen; 

d) er wacht über das Erziehungsmefen und die Öffentlichen Lehranftalten; 
e) derfelbe hat die Oberaufſicht über waifenamtliche Gegenftände; 

f) er unterſucht und enticheidet als oberfte vollgiehende Behoͤrde die dahe— 
rigen an ihn gebrachten Klagen. . 
26. Der Gantonsrath ift die oberfte Polizeibehörbe; derſelbe erläßt von 

‚aus die nöchigen Polizeiverfügungen und andere in das Staatsverwals 
gsfach einfchlagende Verordnungen, und forgt für deren Beobachtung. 

27. Derfelbe beforgt alle übrige diplomatifche Gefhäfte, welche nicht 
gefeggebenden Behörde vorbehalten find. —V 

28. Dem Cantonsrath kommt' das ausſchließliche Recht zu, ber geſetz⸗ 
enden Behoͤrde Vorſchlaͤge zu neuen Geſetzen, oder Abaͤnderung der ſchon 
ehenden vorzulegen. Er iſt gehalten, die ihm nach Anleitung des $. 19. 
kommenen Anträge ebenfalls an die gefeggebende Behörde zur Annahme 
: Verwerfung zu bringen. Es kann kein Gefeg abgeändert werden, als 
h die gefeggebende Behörde, und zwar nur auf den Borfchlag des mit 
(utee Mehrheit (28 Stimmen) dafür flimmenden Cantonsrathes. 

29. Der Gantonsrath kann zur Beförderung und Erleichterung der 
häfte aus feiner Mitte Commiffionen emennen, und biefelben mit ben 
wendig erachteten Vollmachten verfehen. Jede Commiffion ift ihm für 
Uung ihrer Aufträge verantwortlich, 

30. Der Gantonseath ift Revifionsrichter; im dieſer Eigenfchaft kann 
ber jene Streitigkeiten, bei deren Aburtheilung. Informalitäten oder nicht 
gfamer Unterſuch der Rechtsgruͤnde Statt gehabt, oder neue Gründe vor 
et werden, _ nad. sirhterlichem Ermeſſen Reviſion en Er urtheilt 
I. \ 
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uͤber Scheltungen und Kränkungen an Ehre und guten Leumden ab, Di: 
felde hat die Befugniß, unehelihe Kinder zu legitimiren. 

31. Der Gantonsrath nimmt Die Mitglieder des Gerichts, den zus 
ten Landfchreiber und den Unterfchreiber, fo wie auch die Waibel und Läw 
fer, in Eid und Pflicht. Er läßt die vom Landfchreiber abzulegende Staats— 
rechnung jährlich durch eine Commiffion unter dem Präfidium des Statthab 
ters vorprüfen, welche mit beigefügtem Gommiffionalrapport dem dreifachen 
Landrathe zur endlichen Sanction vorgelegt wird. 

Derſelbe hat die Entfhädniffe für die von Cantonswegen aufgefllten 
Beamten, Beauftragten und Bedienfteten zu beftimmen und feftzufegen. E 
wird, wie bis anhin, von den Waibeln bedient. 


VII. Gerihtéewefen— 
Cantonsgericht und deſſen Befugniffe. 


32. Das Cantonsgericht beſteht aus ſechs Richtern und dem Prüfen 
ten, als: der Statthalter iſt von Amtswegen Praͤſident 1; die loͤbl. Stadt 
gemeinde Zug wählt einen Richter, die Löbl. Gemeinden Ober: und Unte 
Aegeri 1, Menzigen 1, Baar 1, Cham ad Hüneberg 1, Steinhault, 
Riſch uub Walchwyl 1. 

Es entſcheidet uͤber alle Gioitgegenftänbe,, die nicht in der Competal 
der Gemeindgerichte liegen; fo wie auch über Eigen und Erb, und fat —F 
die Fallimenter, zu welchen es aus ſeiner Mitte eine Commiffi on von 
Mitgliedern ernennt, und fpricht über diesfällige Streite ab, 


33. Im Fall der durch den Cantonsrath nad) $. 30. erteilten Rr 
viſion wird der ſtreitige Gegenſtand an das Cantonsgericht zuridgemide 
welches aber in diefem Falle mit ſechs Gliedern, die der Cantonsrath an 
jährlichen Schwörtage aus feiner Mitte erwählt, vermehrt wird. ae 
richt fpricht dann definitiv und fummarifch ab. 


Gemeindgerihte und. deren Befugniffe. 


34. In jeder Gemeinde bildet fi ein Gemeindgericht, beftehend «= 
bem Gemeindpräfidenten mit zwei Beifigern aus dem Rathe, welde " 
der Gemeinde bezeichnet werden. Diefes Gemeindgericht fpricht definitiv i 
jene Streitigkeiten ab, welche den Werth von zwoͤlf Franken nicht U 
gen; die ſtreitenden Parteien mögen Buͤrger dergleichen Gemeinde fern ed 
nicht. Diefes Gericht kann ebenfalld über Streitigkeiten, deren Werth 
und dreißig Franken nicht überfteigt, definitiv aburtheilen, infofern die n 
tenden Theile Bürger der gleichen Gemeinde find. Ueberfteigt der Merck N 
Streited zwölf Franken; fo muß das Gericht noch mit zwei von ber @ 
meinde gewählten Nichtern vermehrt werden. Der Präfident der 
in welcher der Beklagte wohnt, ift bei jeder Streitigeit, felbe mag 
oder weniger betreffen, amtlich gehälten, eine gütliche Vermittlung in fi 
Gegenwart auf Begehren des Klägers einzuleiten. 

35. Die Stadt Zug behält ihr befonderes Sechszehnergericht für 
bei, über Bauftreitigkeiten innert den Ringmauern, 


VII. Gemeindräthe und deren Befugniffe. 


36. Die Gemeindräthe, nad Anleitung des $. 18. erwaͤhlt, bel 


die niedere Polizei in ihrem Semeindbejire Das Gefeg wird bierüker 
Nähere beftimmen. ', 


Der Gemeindrath Vertältet das der Gemeinde gehörige 
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das Kircheugut und bag Armengut; und lege. ben. vollen. Antheilhabern biefer 
Güter ‚ordentliche Rechnung. nad) beftehenden ‚Verfügungen ab. 

Die Gemeindräthe beforgen die vormundfchaftlihen Sachen, beſtellen 
die Voigte und Anwaͤlte, und laſſen ſich von dieſen ordentliche Rechnung 
ablegen. : Sie fertigen- die. Käufe und Taͤuſche, welche ihnen in Zeit von 
drei: Wochen bei. Strafe der. Ungültigkeit müffen eingegeben werden. Cie bes 
ſtrafen die Vergehungen unerlaubten oder zu frühzeitigen Beifchlafes, im Fall 
feine erſchwetenden Umſtaͤnde eintreten, die dieſes Vergehen zu einem Crimi— 
nalverbrechen eignen. Sie vollziehen. die von dem Cantonsrathe erlaffenen 
Rerordnungen. 

38. Der. Gemeindsfchreiber führt bei den Raths- und Gemeindver _ 
ſammlungen und bei dem Gemeindsgerichte das Protocoll. Er unterſchreibt 
mit dem Praͤſidenten die von da ausgehenden Acten. Seine Unterſchrift 
ziebt dieſen öffentlichen Actenſtuͤcken ſowohl als Kauf: und Tauſchbriefen, Verga: 
dungen und Transactionen, Lebens- und Geſundheitsſcheinen vollkommene 
Blaubwuͤrdigkeit. 

IX. Finanzweſen. 


39, .Die Cantonsausgaben werden durch den Ertrag det Regalien fo: 
vohl, als durch indirecte Auflagen. und directe Gemeindfteuern, infofern erftere 
ticht hinlaͤnglich ſeyn werden, beftritten. Die indirecten Auflagen zu beftimmen, 
ol der Gantonsrarh vorſchlagen und zur Genehmigung der gefeßgebenden 
Jehörde, vorlegen. Diefe beftehen hauptſaͤchlich 
a) in einer Conſumoabgabe alle in den Canton eingeführten Ge— 

traͤnke; 

b) Stempel; 
ce) Handels- und Jaydpatenten. 

Die directen Steuern, fo wie die Übrigen — aber ſollen von 
n betreffenden Gemeinden nah dem Vethaͤltniſſe ihrer ee im 
antonsrathe entrichtet werden. 


X. Kraftgüͤltigkeit der beſtehenden Geſetze. 


40. Die aͤltern und neuern Geſetze und in Geſetzeskraft uͤbergegange⸗ 


n Verordnungen ſollen durch den Cantonsrath mit moͤglichſter Beförderung 
bit, und Die Nevifion der gefeglichen Beftimmungen ber Gefesgebung 
r Genehmigung vorgelegt werben. Bis dies gefchehen feyn wird, follen 
e in Kraft verbleiben. 


J. Beſtimmuns über allfällige Abänderung der Ber: 
faffung. 


41. Es kann an der Verfaffung nichts geändert werden, als durch die 
tzgebende Behoͤrde, und zwar nur auf den Vorſchlag des mit fuͤnf Sechs⸗ 
len (45 Stimmen) ausdruͤcklich dafür ſtimmenden vollzähligen Can— 
sſraths. 

Zur Urkund und Bekraͤftigung deſſen iſt vorſtehende Verfaſſung durch 
regierendenLandamman, Statthalter, Viceſtatthalter und die wirklich 
Unferer Mitte ſitzenden Alt» Ammänner und durch Unſere Standescanzlei 
trfchrieben , und mit Unſerm Standesfiegel verwahrt, doppelt ausgefertigt 
den, wovon das eine Doppel in Unfer Gantonsardiv, und das andere, 
y Borfcheift bed $.. 15. des vallgemeinen Bundesvertrags der neun: 

Gantone ber Schweiz, in das eogenöfnlhe Archiv — wer⸗ 


ſoll. X 
20* 
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Gegeben. in Unfeser Rathsverſammlung Montags den fuͤnſten hea 
monat des Jahrs ein taufend acht hundert und vierzehn. ‘ 


Landamman und Rath des Cantons du; 
| Sn deren Namen: 

‚Der vegierende Landamman, C. F. Brandenben 
Der Statthalter G. Joſeph Sibter, 
Der Bireftatthalter $. I. Müller, Panne 

| Die Alt: Ammänner: 
Franz Joſeph Michael Letter, 
Joſeph Anton Heß, 
Praͤſident ber Gemeinde Unter⸗ ar 
Die Canzlei des Cantons du 

In deren Namen: 

Der Landfchreibee Karl Anton An der Watt 


— 


r) Verfaſſung des eidsgenoͤſſiſchen Standes Gro 
bündten vom 11. Nov. 1814. und 19. Juni 182 


Standbesverfaffwng. 


Wir Präfident und großer Rath des fouverainen eidsgenoͤſſiſchen Ci 
des Graubuͤndten urfunden anmit: daß, nachdem die Verfaffung dit 
. bereits duch den am 11. Nov. von der damaligen oberften Standesid® 
genommenen Beſchluß feftgefest, auch von den Näthen und Gemeirdm, 
der oberften Staatsgewalt unfers Freiftaats, genehmigt und beftätigt mM 
ift, wir diefelbe mit den auf verfaffungsmäßigem Wege erhaltenen nt 
Beftimmungen in unferer heutigen Sigung für vollkommen beridtigt 4 
gefchloffen erklärt, und demnach befchloffen haben, diefe Standesverafid 
fo wie fie hier folgt, in das eidsgenoͤſſiſche Archiv niederlegen zu laſſen! 

1. Der Freiſtaat Graubündten bildet, zufolge der Bundesacte, M 
fouverainen Mitftand der. fchweizerifhen Eidsgenoffenfhaft.. | 

2. Die Souverainetät defjelben beruht auf der Sefammtfeäf | 
Näthe und Gemeinden, und äußert fi) duch die Mehrheit ihrer gefegm 
eingeholten und aufgenommenen Willensmeinungen oder Geme 


Eintheilung und Graͤnzen. 


3. Derfelbe ift in drei Bünde, und diefe’in politifcher Rüdfict 9 
ber in Hochgerichte und Gerichte eingetheilt, welche mit Vorbehalt dei 
mas in den Art. 5. und 15. beſtimmt ift, in denjenigen Grängen wi 
ben, in welchen fie fih am 20. Dec. 1813 befunden haben. Zn Mil 
auf die Milizeinrichtung iſt derfelbe, wie bisher in neun Kreiſe eingeihe 


Befugniffe der Hochgerichte und Gerichte, EE 


4. Die Hochgerichte erwählen ihre Vorſteher und Obrigfeiten, M 
melche bie niedere Polizei und ihe Juſtiz⸗ und Gemeindswefen sm 
wird; fie find. befugt, die dahin einfchlagenden Ordnungen feftzufegen, wi 
jedoch den allgemeinen Gantonsgefegen- odet dem Eigenthumsrecht ine DI 
ten nie zuwider feyn dürfen. Cie ernennen: frei aus allen’ Biürgem 
Gerichts oder Hochgerichts ihre Mitglieder zum großen Mathe, und ertbi‘ 
ihnen die nöthigen Voilmachten. Sie haben das Recht; über die, von 
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Randesbehörden ihnen „vorgelegten, bürgerlichen :Gefege, Staatsvertraͤge und 
Bundniſſe zu berathfchlagen, und ſolche anzunehmen oder zu vertwerfen. 

5.: Es ficht jedem Gericht und jedem unter Einem Staab ftehenden 
Hochgerichte frei, mit Zuſtimmung von drei: Viertheilen aller daffelbe bilden: 
ben Theile, Abänderungen in: feiner: Berfafjung. vorzunehmen, welche jedoch 
der Verfaffung und den. Gefegen des Cantons nicht zumider ſeyn dürfen, 
und in dieſer Ruͤckſicht dem ‚großen Rathe vorzulegen find. 

Wo einzelne Gerichte: ſich in einem ganzen Hochgerichte befinden, koͤn⸗ 
nen fie fi) unter eine. gemeinſchaftliche Obrigkeit. vereinigen, wenn in jedem 
ber zu vereinigenden Gerichte deſſen gefegmäßige . Mehrheit daflır ſtimmt. 

In beiden. obgenannten Fällen. bleibt der fich .befchwert glaubenden Min: 
berheit der Recurs an den großen Rath vorbehalten, welcher über ihre An- 
tinde eidlich abfpricht. 

In einem... Falle kann ein dermalen beftchendes ganzes "Gericht ober 
hochgericht in Kleinere politifche oder Juſtizbezirke zerſtuͤckelt werden. 

6. In den Hochgerichten und Gerichten, welche in fruͤhern Zeiten eine 
uf Vorrechte und Feubaleinrichtungen gegründete Verfaſſung "hatten, ober 
n welchen Berhältniffe zwiſchen beiden Religionstheilen feftgefegt waren, ver: 
leibt es im dieſer Hinficht bei bejenigen Fein, Bu am 20. Der. 
1813 eingeführt war. — — 


Oberbehoͤrden und deren Befuoniffe 
1. Großer Rath.‘ 


7. Der große Rath befteht derwalen aus fünf. und fechesig — 
ebenden Mitgliedern, welche wenigſtens ein Jahr im Amte bleiben, und 
ei ihrem Austritt, wieder wählbar ſind. Die Mitglieder des kleinen Raths 
vohnen den Sigungen deffelben mit, rathgebender Stimme bei. 

8. Der große Rath bildet in Verwaltungs- und Landes⸗ Polizeiange: 
genbeiten die :oberfte Behörde, und die berathfchlagende Über die bürgerlichen 
sefege,. Stantsverträge und Buͤndniſſe, die den Gemeinden zur Sanction 
orzulegen find. Er wählt die Beamten des Standes, deſſen Abgeordnete 
nd Stellvertreter, und beeidigt und inſtruirt diefelben, wo es erforderlich ift. . 
t laͤßt ſich alljährlid von dem Heinen Rathe und der Standescommiffion 
tcchenfchaft uͤber ihre Amtsführung und die Verwaltung der Finanzen able: 
m, wovon ee auch den Gemeinden Kenntniß zu geben hat. Er beftimmt 
id vertheilt nach einem gefeglicy aufzuftellenden Maafftabe den Betrag der 
fentlihen Beiträge.an die Bantonscaffe, wenn die Einnahmen die Ausga⸗ 
a nicht decken follten; aber neue Erhöhungen der Standesgefälle kann er 
ht ohne Genehmigung der NRäthe und. Gemeinden einführen. Er claſſifi⸗ 
t die Mehren der Gemeinden entweder felbft oder durch die von ihm nie: 
tgefegten Gommiffionen. Er macht über die Vollziehung der Beſchluͤſſe 
et eidsgenöffifchen Dberbehörden. In Streitigkeiten zwiſchen Gemeinden 
ver — politiſchen Verhaͤltniſſe ſpricht er als alleiniger Richter eidlich und 
dich ab, 

9. Der große Rath verfammelt ſich regelmäßig im Anfange des 
rachmonats, und außerordentlich, fo oft der kleine Rath ihn einzuberufen 
e nothroendig findet. Er waͤhlt einen Praͤſidenten und Vicepraͤſidenten frei 
18 der ganzen Verfammlung. Bor der Stimmenaufnahme hat eine Die: 
ion Statt. Das Protocol wird teutfch umd zwar von bemjenigen Se: 
tale der MRegierungscanzlei geführt, welchen die Sigung beſtimmen wird. 
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40. Der gtoße Math’ beftellt jedes Jahr. eine Standescommiffion von 
neun Mitgliedern, von welchen die ganze Sigung drei aus den Buͤtgern ı 
nes jeden Bundes frei erwählt; .diefe ‚werden. nebft ben Bundesſtatthalten 
zur. Mitberathung und Erledigung der. wichtigern Regierungdgefchäfte einde 
rufen. Diefelbe verfammelt. ſich regelmäßig ‚unmittelbar vor dee Einberufung 
des großen Raths zur Vorberathung dee bemfelben vorzulegenden Geſchäft 
und zur Beurtheilung allfälliger. Recurſe. Sie muß: einberufen werden, mem 
Mahnungen zu Hüffleiftungen oder zu militairifchen Aufgeboten von eidg: 
fiihen Behörden oder. Cantonen an. die. Regierung gelangen ;' in. allen Jul, 
wo die Ruhe des Cantons oder der Schweiz von innen oder von aufen bu 
droht wird; und überhaupt bei wichtigen und dringenden, Umftänden, t 
der, größe Rath nicht fogleich. verfammelt werden kann, und allenfals, wen 
nur eins der Mitglieder des Kleinen Raths ihre Verſammlung verlangt 
Sie iſt dem ‚großen Rathe Rechenfchaft von ihren Verhandlungen [hub 
(Art. 8.). J = 3 
1 —— 2% Kleiner Rath. on 
44. Die täglichen Regierungsgefchäfte find einem kleinen Rathe vr 
drel Meitgliedern überteagen, Dieſelben werden alljährlich,“ je eins aus jeder 
Bunde‘, frei aus allen Bürgern deffelden durch die abftimmenden Mitgliede 
des ordentlichen großen Raths in gemeinfhaftliher Sigung gewählt. Ei 
bleiben ein Jahr im Amt, und find im zweiten wieder wählbar, können art 
jedesmal nicht länge als zwei nach einander folgende Fähre -diefe Stele e 
Eleiden. Sie können nicht zu. gleicher Zeit mit einander austreten; «in De 
fhluß des großen Rathes wird darüber das Angemefjene feftfegen. 
42 Dem Heinen Rath iſt die Vollziehung aller dom großen Rılt 
odet von ben eidsgenoͤſſiſchen Oberbehoͤtden ergangenen Befchlüffe überra 
Er beſorgt die Verwaltung des Cantonsvetmoͤgens an Riegenfchaften, Geſe 
len, Zoͤllen und Straßengeldern. Er Hat’ die Aufſicht uͤber die Landespole 
über. die. Erhaltung’ der Straßen und uͤber die Aufnahme des Handlungeae 
ſens, immer ‚mit billiger Ruͤckſicht auf die ‚Commerzialftraßen . im Cantai 
endlich über ‚das Schulwefen, nad) den jeweiligen Verfügungen des gieſe 
Rathes, und infofern: e8: nicht von den ‚befondern kirchlichen Einrihtun® 
‚abhängt. Er führt die feiner Stelle. obliegende Gorrefpondenz mit den * 
genöffifchen und andern auswärtigen Behörden. Von ihm ergehen, m 
ber große Rath nicht verfammelt ift, die nöthigen Etlaſſe an die Räthe = 
Gemeinden. Er beflimmt in Streitigkeiten zwifhen Particularen oder © 
meinden gegen Gemeinden oder Gorporationen den Richter, wenn im De 
gerichte oder Gerichte Bein. unparteiifcher Richter zu finden wäre, und 1 
duch Anweiſung dreier nahe ‘gelegenen Gerichte, wovon jede Part eins = 
ſchlaͤgt und das dritte aburtheilt. Cr übt die Aufficht über den Rehri 
der. Civil : Rechtspflege; das Geſetz beftimmt feine Befugniffe im diefer 2# 
fiht. Weber feine deshalb ergebenden Beſchluͤſſe kann an die Stande” 
miffion recureirt werden, welche dariiber eidlich und endlich abſpricht. 
kommt laut Art. 19. auch die Auffiht über die Griminalrechtspflege 1. 
hat die Obliegenheit, wenn bei ihm Klagen über die Nichtvollzichung 
Civil: oder Griminalurtheilen einfommen, nad) Berathung mit der CM 
descommiffion deren Vollziehung zu veranftalten, und wenn die beifi“ 
Obrigkeit nach zweimaliger Aufforderung ſolche nicht volljogen hat, fie 
vollziehen zu laſſen. 

‚ 313. Die Bundesftatthalter find auf gleiche Weife und zu gleichet 
mit den Mitgliedern des einen Raths zu wählen und zu beeidigenz fr M 
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ihrer: Stelle nach Mitglieber ber Standescommiſſi ion. In Faͤllen, wo ein 
Mitglied. des kleinen Raths auf laͤngere Zeit abweſend ſeyn muß, hat ders 
felbe den .Bundesftatthalter aus dem gleichen Bunde einzuberufen. 

14. Die Canzlei der aaa wird von ihm mit möglichfler Er: 
ſparniß ernannt. 


Juſtizeinrichtung und Tribunale. 


15. Die Juſtizeinrichtungen in den Hochgerichten und Gerichten blei⸗ 
ben in dem Beftand, wie fie den 20, Dec. 1813 feftgefegt waren, jedoch 
mit Berüdfihtigung ber Art. 5., 16. und 17. dieſer Verfaffung. Dem 
zufolge ‘bleibt Haldenftein dem Hochgericht der fünf Dörfer einverleibt, und 
die Gemeinde Zarafp in denſelbigen Einrichtungen und Verhaͤltniſſen zu dem 
Gericht Obtasna, wie ſolche in dem erwaͤhnten Zeitpuncte feſtgeſetzt waren. 

Die endliche Feſtſetzung der Juſtiz- und Polizeiverwaltung auf dem 
fürfthifhöflichen Hofe. bleibt vorbehalten. 

16. Es folen in den Gerichten und Gemeinden Vermittlungsämter 
aufgeftellt werden, mit einer gewiſſen Competenz zur inappellabeln Entſchei⸗ 
dung. Dem Geſetze bleiben die nähern Beitimmungen vorbehalten. 

17. Die Berfaffung ftellt ein. Gantong = Appellationsgeriht für Civil 
flreitigkeiten, aus neun Mitgliedern beftehend, auf; dieſe werden von der 
Verfammlung der abftimmenden Mitglieder des. großen Mathe zu yleichen 
Saͤtzen aus jedem Bunde erwählt. Das Gefeg wird die Einrichtung diefes 
Zribunals und feine Gompetenz beflimmen, welche jedoch für Gegenftände 
bon benanntem Werthe nicht unter taufend Gulden Bündner Währung ges 
fegt werden Eann. 

18. Die Hochgerichte jedes Bundes Eönnen dur Einverftändniß uns 
ter fih ein oder mehrere Appellationstribunale für Streitigkeiten von gerin: 
germ Werth in denfelben aufjtellen, deren Organifation aber dem großen 
Rathe zur Genehmigung vorgelegt werden muß. 

19. Die Verfaffung ertheilt dem Eleinen Rathe die Oberaufficht über 
das Griminaljuflizwefen; das Gefeg beftimmt die nähere Einrichtung deffelben. 

20. Dem Gantonsgeriht ift die Unterfuchung und die definitive Ab⸗ 
urtheilung über Staatsverbeehen und Aufruhr gegen, die Standesbehörden 
oder ihre Angeftellten übertragen. Es verwandelt ſich in folhen Fällen in 
* Criminalgericht, deſſen Einrichtungen und Befugniſſe das Geſetz naͤher 
eſtimmt. 

21. Das gegen Landſtreicher und Gauner aufgeſtellte Cantons⸗Cri⸗ 
minaltribunal wird beibehalten. 

22. In Rechtsanſprachen gegen ben Canton ſoll der Anfprecher fos 
wohl, als die Negierung, jeder Theil wenigftens zwei Schiedsrichter, welche 
ihrer Eide gegen den Stand entlaffen werden, ernennen. Soliten ſich diefe in 
ihrem ‚Spruche, und auch über die Wahl des Obmanns, nicht vereinigen 
tönnen; fo fol die eidsgenöfiiiche Zayfagung, wenn fie verſammett ift, und 
in Ermänglung defjen das Vorort der Schweiz, erfucht werden, einen Ob⸗ 
mann außer dem Canton zu ernennen. Diefes Gericht fpricht, nah frucht⸗ 
loſem Verſuch der Güte, eidlich und endlich ab. 


Bürgerrecht und Pflichten. 


23. Das Activbürgerreht in Stimmen und Mehren über Landesſa⸗ 
hen fängt mit dem Eintritt in das fiebenzehnte Jahr des Alters an, und 
wird nur an demjenigen Orte ausgeübt, wo gin jeder anerkannter Gerichte: 
und Gemeindsbürger iſt. Um fähig zu feyn, in Standesbehörden gewäh’ 
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zu werben, wird ber Eintritt in das ein und zwanzigfte Lebensjahr afın 
dert; das Recht, zu flimmen und mehren ſowohl als jenes‘, Standesämter zu 
beffeiden, kann zu gleicher Zeit nur in einer Gemeinde ausgeübt werden, 

Das politifche und oͤkonomiſche Bürgerrecht Eann einem Gemeindigs 
nofjen nur duch Urthel und Necht, und zwar nur ber Perfon des Schul 
gen, nicht aber feinen Nachkommen, das Heimathtecht in feiner Gemein’: 
aber in keinem Falle entzogen werben. 

24, Jeder Einwohner ift an dem Orte, mo er anfäßig ik, vom bem 
Eintritt in das fiebenzehnte bis nach zurücgelegtem ſechszigſten Lebensich 
milizpflihtig. Dem Gefege ift e8 vorbehalten, diefe Dienftpflichtigkeit, ihr 
Abftufungen und die Einrichtungen der Miligen überhaupt näher zu beftimmen, 

25. Die Cantonsbürger können fidy unter den vom Canton aufgeftel: 
ten gefeglihen Bedingungen aller Orten, im ganzen Ganton, frei niederlal: 
fen. Der freie Ankauf von Liegenfchaften, ber freie Verkehr und die Aut 
übung ihrer Induftrie, welche legtere jedoch der Gefundheitspolizei und den 
Einſchraͤnkungen der vom Canton aufgeftellten Gewerbsordnung — 
bleibt, iſt ihnen ebenfalls im Umfang des ganzen Cantons zugeſichert. 
gen andere Eidsgenoffen ift das Gegenrecht aufgeftellt; in Betreff von = 
ländern wird das Geſetz verfügen, 

26. Das Locations» und jedes andere Zugrecht, mit Ausnahme bi 
Kaufzugrehts für Verwandte, Mitbelehnte und Miteigenthuͤmer, bleibt auf 
gehoben. 


Allgemeine Berfügungen, 


27. Das reformirte und das roͤmiſch-katholiſche Glaubensbekenntni 
werden ald Religionen des Standes anerkannt, und beiden die freie Ri 
gionsübung zugefichert. 

-28. Bei allen Standesämtern, Commiffionen und Deputationen |% 
len zwei Drittheile der Stellen mit reformirten und ein — mit Father 
lifchen Gantonsbürgern befegt werden. 

29. Die Loskäuflichkeit von Zehnten, Bodenzinfen * von jeder Ar 
Seudallaften bleibt zugefichert; jedoch koͤnnen die zu Gunften frommer Ei 
tungen und Gorporationen beftehenden Bodenzinfe, Zehnten und äbnli 
Beſchwerden zwar mit Cinwilligumg derjenigen (geiftlichen oder meltlicht) 
Behörde, welche darüber von Rechtswegen zu verfügen hat, umter den m! 
ihr einzuverftehenden Bedingungen losgekauft, niemals aber die Beſihet m 
der ihren Willen von Seiten ber Zins» oder Zehntpflichtigen zu folden 2 
kaͤufen angehalten werden. 

Ueber die Auskaͤuflichkeit der Weidrechte auf Privatguͤtern wird dad Er 
ſetz das Nähere feftfegen. 

30. Alle Verordnungen des großen Rathes, und die von ben Rita 
und Gemeinden bisher genehmigten Randesgefege, bleiben einftweilen in Ach 
ten, infofern fie der gegenwärtigen Verfaſſung des Standes und der Ei 
genoffenfhaft nicht zumider find. 

Der große Rath wird ihre Revifion in diefer Beziehung anordnen. 

31. Die von den Standesbehörden zu entwerfenden gleichförmigen bit 
gerlichen und Griminalgefege follen binnen den drei nächften Jahren berathın. 
und den ehrfamen Näthen und Gemeinden zuc Genehmigung vorge 
werben. 


32. Ein Gefeg oder ein Beſchluß des großen Rathes kann nur 


abgeändert werden, wenn von dem u des Antrags an ein Jahr 
floffen, oder wenn zwei Drittheile der Mitglieder , des großen Rathes 
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Dringllchkeit der Abänderung erkannt haben‘, und nachdem ber Antrag von 
der Standescommilfion reiflich erdauert worden ift.. Alle Gefegesabänderuns. 
gen können nur mit Genehmigung ber ehrfamen Räthe und Gemeinden 
Statt haben. 

‚3. Die Siegel der Oberbehoͤrden bes Standes enthalten, wie bisher, 
die Wappen der drei Buͤnde. Das größere oder eigentliche Standesfiegel 
dient dem großen, und das Kleinere oder Negierungsfiegel dem Beinen Rathe, 
welcher beide in Verwahrung half, zu ihren Ausfertigungen. 

34. Der oberften Gewalt der NRäthe und Gemeinden bleibt es vorbe⸗ 
halten, die gegenwärtige Verfaſſung zu beſſern, erläutern, mindern und meh: 
ven. Wenn der große Rath einen bdiesfälligen Antrag vorläufig zugelaffen 
bat; fo fol er bis zur nächftfolgenden ordentlichen Verſammlung deffelben 
von der Standescommiffion erdauert, dem großen Rathe mit ihrem Gutach— 
ten vorgelegt, und falls diefer ihn gut heißt, auf die Gemeinden ausgefchries 
ben werden; jede Abänderung fann aber nur mit einer Mehrheit von zwei 
Drittheilen der Gemeindsftimmen ald gültig anerkannt werden. 

Zur Belräftigung haben wie gegenwärtige Verfaffungsurfunde mit uns 
ferm großen Standesfiegel und: mit den Unterſchriften unfers Präfidenten und 
Canzleidirectors verwahren und ausfertigen lafjen. 

Gegeben in Chur in unferer Sigung vom 19. uni 1820. 

. Der Präfident, 
(L.S.) Johann Friedrich von Tſcharner. 
Namens des großen Rathe: 
Der Ganzleidirector, C. C. Wredomw. 


;) VBerfaffung der Repubtit und des — Def 
- fin vom 17. Dec. 1814. 


Erfter Zitel. 
Allgemeine Berfügungen. 


1. Die roͤmiſch-katholiſch-apoſtoliſche Religion ift bie Religion des 
Santon®. 

2. Die fouveraine Gewalt des Cantons gehört wefentlich der Geſammt⸗ 
eit der Buͤrger an; ſie wird durch ihre, den conſtitutionellen Formen gemaͤß 
mannten, Stellvertreter ausgeübt. 

3. Jeder Einwohner ded Canton ift Soldat. 

4. Es giebt im Ganton feine Worrechte des Orts, der Geburt, der 
\erfonen , der Stände, der Gerichtsitellen, oder ber Familien. 

5. Die Geiftlihen Eönnen zu feinen Stellen ber vollziehenden oder ber 
hterlichen Gewalt ernannt werden. 

6. Die Freiheit des Handels und die freie Ausübung der Künfte und 
bewerbe, unter Aufficht det Gefege, ift gewährleifter. 

7, Es fall im Canton nur ein Gericht, ein Maaß und nur 
n Muͤnzwerth beftehen; das Gefeg wird hierfür beförbertih forgen. 

8. Es follen gleihförmige Griminal:, Zuchtpolizeis und Civilgeſetze 
w den Canton gegeben werden; bie Gefeggebung wird Hierfür befoͤrderlich 
rgen. 
i 9. Kür bie Sicherheit und für bie Befoͤrderung des Handels follen 
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Gantonaldsuanen. errichtet werben ;. das Gefek ‚wird Zahl, Ort und, Einrik- 
tung berfelben beftimmen.. | | 


3 


Bmweiter Viten 
Landbesgebiet des Cantons 


10. Der Canton Zeffin ift in Bezirke und Kreife eingetheilt, 

Der Bezirke find acht, naͤmlich: Mendris mit dem Kreife Riva Sun 
Vitale, Lauis, Luggaris, Vallmaggia, Bellenz, Riviera, Blenio und Livinen, 

Die Zahl der Kreife ijt acht und dreißig, nämlih: Mendris, Stabbis, 
Balerna, Ganeggio, Riva San Vitale, Lauis, Cereſio, Carona, Ay, 
Magliafina, Sefla, Breno, Taverne di Sotto,. Zefferete, Somvico, Pre 
gaffona, Vezia, Luggaris, Gamborogno, Onfernone, Melezza, Iſole, Nr 
degna, Verzasca, Maggia, Rovana, Lavizzara, Bellenz, Ticino, Giubiasch 
Riviera, Malvaglia, Caſtro, Dlivone, Giornico, Faido, Quinto, Aires, 

Das. Gefeg wird folhe nach den Bedürfniffen der Dertlichkeit und ir 
‚Bevölkerung berichtigen. | | | 

11. Der große Rath und der Etaatsrath halten abwechſelnd, jex* 
mal für den Zeitraum von. fehs Jahten, ihre Sigungen in den Städia 
Bellenz, Lauis und Luggaris. Das Loos bezeichnet die Kehrordnung zei 
fhen denfelben. RA 

Dritter Titel, 

Molitifher Stand der Bürger. 


12.. Um bie Rechte der Activbürger auszuüben, ift erforderlich: 
a) daß man Bürger einer Gemeinde des Cantons fey; 
b) dag man das Alter von fünf und zwanzig Jahren zurückgelegt ha; 
c) daß man Eigenthümer eines Grundftüds von 200 Franken an Wet, 
oder Nusnießer von 300 Franken an Schuldtiteln fey, die ein im Car 
ton gelegenes Grundftüd zum Unterpfand haben; 
d) daß man feit einem Jahre in derjenigen Gemeinde wohnhaft und \ 
ihe Buͤrgerregiſter eingefchrieben fey, in der das Bürgerrecht ermore 
werden foll. 

13. Ein Ausländer, welcher das Cantonsbuͤrgerrecht erlangen will, mu; 
. 4) ein Gemeindebürgerrecht erworben haben. 

Die Erwerbung eines Gemeindbürgerrechtd kann nicht anders, als durd 
freiwilligen Vertrag mit einer Gemeinde des Cantons erworben merden, 1X 
von drei Viertheilen ihrer ‚ftimmfähigen Bürger die Einwilligung erforderlid !! 

2) Das Landrecht durch einen Act dev gefepgebenden Behörde erlangt & 
ben; hiervon findet für feinen Ausländer eine Ausnahme Statt, m 
lange er auch im Canton fic, aufgehalten haben mag. 

Das Gefeg wird die Übrigen Bedingungen beflimmen. 

3) Auf jedes andere Bürgerrecht Verzicht geleiftet haben. . 

14, Das VBürgerrecht geht verloren oder wird eingeftellt in nah 
henden Fällen: 

1) bei foldhen, die zu einer entehrenden Strafe verurtheilt find; 
2) bei folhen, die überwiefen find, Beftehungsmittel angewandt zu N 
ben, um zu einer öffentlichen Stelle zu gelangen; 
‚ 3) bei bürgerlichen oder ftrafbaren Falliten; 
4) bei gerichtlich Bevoigteten. 

Das Gefeg wird über diefe Fälle das Nähere verfügen, und es fi 
deren noch mehrere beftimmen, bei welchen der Verluſt oder die Einflelur 
des Bürgerrechts als Strafe Anwendung findet. 
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> Bierter Titel, Ä 
DOeffentlhiche Gewalten. 
‚0... 44 Im jeder Gemeinde ift ein Gemeinberath, ber aus wenigſtens ‚drei 
und höchftens eilf Gliedern befteht, ‚mit Inbegriff des Ammans, ber. ihr 
Praͤſibent ift. Ihm ſteht die Gemeindeverwaltung und die Drtspeigel zu. 
Das Gefeg beſtimmt feine übrigen Verrichtungen, 

Die Mitglieder des Gemeinderaths bleiben drei Jahre an ihren Stel: 
Ien, werden zum Drittheil erneuert, und find wieder wählbar. 

16. Sn jedem Bezirke ift ein Friedensgericht. Das Geſetz beſtimmt 
feine Verrichtungen. 

17. In jedem Berirt ift ein einziges Gericht erfter Inſtanz ffir. is 
vils und Criminalfaͤlle. Das Gefeg ordnet feine Befugniife und die Zahl 
der Richter an. 

18. Ein für den ganzen Ganton beftimmtes Appellationsgericht, urtheilt 
in letzter Inſtanz über Civil» und Criminalfaͤlle. Es beſteht aus dreizehn 
Glieden, 

Das Gericht urtheilt nur in vollftändiger Zahl feiner Glieder, bie in 
Abweſenheitsfaͤllen durch Suppleanten vertreten werden. 

Es haͤlt ſeine ordentlichen Sitzungen abwechſelnd in Bellenz, Luggaris 
und Lauis. Die außerordentlichen Sitzungen für Criminalfaͤlle werden in 
der Stadt gehalten , wo ‚die Regierung fich befindet, , - 

19, Ein Staatsrath, aus eilf Gliedern des großen Rathes beftehend, 
welche. ‚fortfahren, dieſem anzugehören, und die ſtets wieder wählbar find,. hat 

1) die Initiative der Geſetzesvorſchlaͤge, der Abgaben, der Begnadigungen 

) md Strafverwandlungen; 

2 er ift mit der Vollziehung der Gefege,. Verordnungen und Reglemente 

beauftragt, und erläßt dafür ‚die erforderlichen Beſchluͤſſe und. Anord⸗ 
nungen; 

3). er hat: die Leitung und Aufſicht über die untern Behörden, ohne en 
die Richter bei den Gerichtöftellen Einfluß auszuuͤben; 

4) er ernennt feine Agenten und Beamten; | 

5) er legt dem großen Rathe über alle Zweige ber Verwaltung Rechnung 

ab, und entfernt fid) während der Berathung über feine Verrichtun⸗ 

*gen und Rechnungen ; 

6) er, führt die Gorvefpondenz mit den übrigen Cantonen und mit dem 

Auslande; 

Deer verfügt Über. die bewaffnete Macht zu Handhabung der. Hfiensihen | 

Ordnung; | 

8) er Eann die Dauer der ordentlichen Sigungen des großen Rathes ver: 

laͤngern und denfelden außerordentlich, zufammenberufen; 3 

9), fieben feiner Mitglieder muͤſſen wenigjtens täglich in dem Hauptorte 

‚zugegen feyn und an den Berathungen Theil nehmen. 

20. Zwei Landammänner führen abwechfelnd ein Jahr hindurch ben 
Vorfig im großen Rath und im Staatsrath, Derjenige, welcher nicht im 
Amte ſteht, ift nöthigenfalls des andern Stellvertreter, 

Sie find Mitglieder des Staatsrathe. 

Die beiden Landammänner bleiben zwei: Sahre an * Stellen. 

21. Die fouveraine Gewalt wird durch einen aus ſechs und fiebenzig 
Deputirten gebildeten Rath ausgeübt; fie werden für ſechs Jahre gewaͤhlt, 
und find immer wieder wählbar. Der große Rath verſammelt ſich alljährs 
ih am ii Montag bes ee in ber durch bie im eilften Arti 
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kel bezeichnete Kehrordnung beſtimmten Stadt. Seine ordentliche Sitzun 
dauert einen Monat, inſofern der Staatsrath ſolche nicht verlaͤngert. Die 
Verrichtungen des großen Rathes find: 

1) er genehmigt oder verwirft die Vorſchlaͤge von Geſetzen und Auflagen, 
die ihm durch den Stantsrath vorgelegt werden; 

2) er übt das Begnadigungsrecht in Griminalfälen duch Beſchlüſſe aus 
bie auf den Antrag des Staatsraths, dem das Gutachten des Appık 
lationsgerichts beigefügt ift, gefaßt werden. Für die Abfafjung eines 
Begnadigungsdecrets find drei Wiertheile der Stimmen im großen Re 
the erforderlich 5 

3) er läßt ſich über die Vollziehung der Gefege, Verordnungen und Re 
glemente, und hinmieder über die Verwaltung und die Finanzen des 
Cantons Rechnung ablegen ; 

» 4) er beftimmt die Entfchädniffe und die Gehalte der öffentlichen Behör: 
ben und Beamten; 

5) er betoilligt und ratificirt die Veraͤußerung von Cantonalguͤtern; 

6) er berathfchlagt über die Einberufung außerorbentlicher Zagfahunger; 
er ernennt die Deputirten an die Zagfagung, und ertheilt ihnen It: 
fiructionen, von denen fie nicht abweichen dürfen; er ernennt gleichfale 
die Repräfentanten in ben Bundesrath; 

T) er ernennt die Glieder des Staatsraths und aus denfelben beide Land: 
ammänner; er ernennt die Mitglieder des Appellationsgerichts, den 
Staatsfecretair, den Staatsfedelmeifter, den Oberften dee Miliz; 

8) bie Mitglieder des großen Rathes koͤnnen Feine untergeordneten Br 
mwaltungsitellen befleiden; 

9) der Staatsrath ftellt, während. der Dauer feiner Sigungen, ein? Eh 
renwache an beffen Verfügung; 

- 410) er ftimmt im Namen des Cantons. 

22. Wenn der Staatsrath in zwei auf einander folgenden Sitzungen 
bes großen Raths vermeigert hat, den Vorſchlag für ein Gefeg, Auflage, 
Begnadigung oder Strafvermandlung zu bringen, der ihm vom großen Kath 
‚ empfohlen war; oder wenn ein folder Entwurf, der vom Staatsrathe vor 
gefchlagen war, in zmei auf einander folgenden Sigungen des- großen Rathes 
verworfen ward; fo tft alsdann, im erften Falle, der große Rath berechtigt, 
dem Staatörathe für die Berathung diefes Gegenftandes eine Commiſſion 
von zehn Gliedern beizuordnen, von welcher, vereint mit ihm, der dem gre 
fen Rathe vorzulegende Entwurf ausgehen foll; im zweiten alle iſt it 
Staatsrath berechtigt, eine aͤhnliche Commiffion von dem Rathe zu verlan 
gen, mit der er in -gemeinfame DBerathung treten Bann. 

23. Der regierende Landamman ift der Präfident des großen Kathi; 
derſelbe hat feine Stimme, wenn e8 fih um Prüfung der Rechnungen um 
der Gefhhäftsführung des Staatsraths handelt. Während der Zeit, in dt 
er den Vorſitz des großen Raths führt, wohnt er den Berathungen de 
Staatsraths nicht bet. 

Sedes Mitglied des Staatsraths gehört diefem nicht mehr an, mem 
es aufhört, Mitglied des großen Raths zu feyn. 


Fünfter Titel. 
MWahlart und Wählbarkeitsbedinge. 


24. Jedes Mitglied einer oͤffentlichen Behörde muß nothwendig Act 
bürger fen, 
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25. Die Gemeindevorgefegten werben von ‚den Gemeindeverfammiuns 
gen ernannt aus den Activbürgern, welche das breißigfte Jahr zurüdigelegt 
haben, und ein Grundſtuͤck von drei Hundert Franken Werth eigenthuͤmlich 
oder als Nutznießer befigen. 

Die Friedensrichter werden von bem Staatsrat aus einem brei= 
fachen Vorſchlage der Kreisverfammlung ernannt; fie müffen Activbürger und 
in dem Kreife angefeffen feyn, das dreißigſte Jahr zurlchgelegt haben, und 
Eigenthümer von Grundſtuͤcken von ein taufend Franken Werth feyn; ihre 
Amtsdauer ift fünf Jahre, und fie find wieder wählbar, , 

27. Die Mitglieder der- Gerichte erfter Inftanz werden vom Staates 
vath ernannt, aus einem dreifachen von dem betreffenden Bezirkscongreffe aus 
* Bürgern des Bezirks gebildeten Vorſchlage. Die Bezirkscongreſſe beſtehen 

aus den vier Mahlmännern, welche von den betreffenden Kreisverfammläns 

gen bei Gelegenheit. der Ernennung der Deputirten in den großen Rath ges 
wählt werden. Die Amtsdauer der Glieder. der erftinftanzlichen Gerichte iſt 
ſechs Sabre; fie werden zum Deittheil erneuert und find wieder wählbar. 

Sie muͤſſen Eigenthümer von Grundſtuͤcken, die drei taufend Franken Werth 

haben, und dreißig Jahre alt feyn. | 

23. Die Mitglieder des Appellationsgerihts werden vom Staatsrath 
für ſechs Jahre ernannt; fie werden zum Deittheil erneuert und find wie: 
der wählbar. Sie müflen 

1) Befiger von Grundftüden vom Werth von fünf taufend Franken⸗ und 
2) Rechtsgelehrte, feyn; Ä Ä 
oder fünf Jahre hindurch richterliche Stellen befleidet, oder wenigfiens ein 

Jahr hindurch Mitglieder der hoͤchſten Behörde geweſen feyn. 

Das Alter der Glieder des Appellationsgerichts darf nicht unter. dreißig 
Sahren feyn. 

29. Die Mitglieder des Staatsraths werden vom großen Rathe für 
ſechs Jahre ernannt; fie müffen dreißig Jahre zurückgelegt haben und für 
den Werth von acht taufend Franken Grundeigenthum befigen. ı 

30. . Die beiden Landammänner werden vom großen Mathe aus den 
elf Mitgliedern des Staatsrath ernannt, und find wieder mählban 

31. Die Ernennungen in den großen Rath gefhehen auf folgende 

Meife : - 

a) die Activbürger jedes Kreifes bilden eine Verſammlung, die nur in 
Folge ‚einer. durch den Staatsrat vierzehn Tage vorher gefchehenen 
und wenigftens fieben Tage zuvor von dem Gemeinderathe jedes Drts 
befannt gemadıten Einberufung Statt findet; | 

b) diefe Verfammlung ernennt aus ben XActivbürgern des eigenen Kreiſes 
(gemäß dem 12. Art.) einen unmittelbaren Deputirten durch abfolutes 
Stimmenmeht. Der directe Deputirte muß dreißig Jahre alt und Bes 
figer und Nugnießer von im Canton gelegenen Grundflüden von wes 
nigftens vier taufend Franken Werth feyn; 

ec) jede Kreisverfammlung ernennt auf gleiche Weife vier Wahlmänner aus 
den Xetivbürgern ihres Kreifes, welche Beſitzer oder Nugnießer von im 
Ganton gelegenen Grundftüden von vier taufend Franken Werth find; 
in Ermangelung folder werden jene aus der Claſſe der größern Güter 
befiger gewählt. Der directe Deputirte kann nicht Wahlmann feyn; 

d) die von dem Kreifen erngnnten Wahlmänner verfammeln ſich im Haupt 
orte.. des. betreffenden Bezirks, umd bilden auf obbefagte Weiſe eine 
Lifte von Wahlcandidaten des betreffenden Bezirks, in doppelter Zahl 


er Ref 


n + ber’ Kreiſe, aus denen jeder Bezirk. befteht.. Diefe Candidaten müffn 
ein Eigenthum oder Nutznießung im Canton gelegener Grundflüde von 
acht taufend Franken haben, und wenigftend fünf und zwanzig Sal 
zählen ; 

‚e) aus Diefer durch bie Wahlmänner ber betreffenden Bezirke gebildeten 
‚Vorfchlagslifte ernennt der große Rath die acht und dreißig Glieder, 
welche den neuen großen Rath vervollftändigen follen, alſo daß aus je 
dem Bezirk die Hälfte der vorgefchlagenen Gandidaten gewählt wir; 

f) die drei und dreißig auf der Liſte zurüchbleibenden dienen zum Era; 
der Mitglieder ihrer Claffe, welche durch Tod oder Entlaffung entk: 
digt werden; alfo. daß der Subftitut immer aus den Candidaten di 
Bezirks gewählt werden muß, dem der zu Erfegende angehörte. 

32. Im Fall des Abgangs eines directen Deputirten durch Tod, Ent 
Laffung, oder auf andere Weile, wird. folder durch dem betreffenden Kuit 
erſetzt. 

Ueberhaupt wird jeder Subſtitut in irgend einer verfaſſungsmaͤßigen 

Behörde nur für die Zeit gewählt, die dem, welchen er erſetzt, noch an ki: 
ner Stelle zu bleiben übrig war, und auf die Art und Weife, wie diefer fie 
bekleidete. 


Sechſter Titel. 
Allgemeine Verfügungen und Gewaͤhrleiſtungen. 


33. Diejenigen vom großen Mathe ausgegangenen: Befchlüffe und Dr 
erete, welche über Begnadigungsfachen und Uber Gegenftände der Staatsret 
waltung erlaffen‘ wurden, die fein Vorwurf der Gefeggebung und nur af 
Darticularverhäftniffe bezüglich find, bleiben in Kraft und find —— 

34. Das Geſetz uͤber Loskauf der Zehnten, Bodenzinſe, Loͤbet un 
dergleichen, bleibt unveraͤndert und unwiderruflich. 

35. Die beſtehenden Geſetze, Decrete und Verordnungen bleiben in 
Kraft, fo weit als ſolche mit: der gegenwärtigen Verfaſſung in keinem Wi 
derſpruche ſtehen, und fo lange fie durch kein fpäteres Geſetz ausdruͤcklich zw | 
ruͤckgenommen find, 

36. Im Staatsrathe fowohl, als in der gleichen Gerichtsftelle, bir 
fen nicht zu gleicher Zeit ſich befinden Water und Sohn, Bruder, Oheim 
und Meffe, Schwager, Zochtermann und Geſchwiſterkinder. 

37. Die gleichzeitige Ausübung oberer ſowohl als unterer Nichterfic: 
len und der Advocatur find unvereinbar. 

38. Alte Theile des Cantons follen, fo weit foldyes mit dem gemib 
nen Wohl verträglich ift, bei Vergebung ber öffentlichen Stellen nach den 

Verhältniffe ihrer Bevoͤlkerung betrachtet werden. 


Siebenter Titel. 
Vorübergehbende Verfügungen. 


39. Für die erfte Bildung des großen Raths wird das Loos die ad 
und, dreißig Mitglieder bezeichnen, die den neuen großen Rath verol; 
ftändigen follen, in der Meinung , daß aus jedem Diſtricte die * dur 
vocgeſchlagenen Gandidaten gewählt werde. 

40. Der erfte Ernennungsact wird die vier Mitglicder des Stunts 
raths bezeichnen, ‚welche im Juni 1817, dig vier, welche um gleiche Brit 
im Jahre 1819 austreten follen, und die. — weiche bis auf gleiche Zeit 
im Jahre 1821 an ihren Stellen verbleiben. Erde BU 
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Auf gleiche Weife werden bie vier Appellationsrichter bezeichnet, welche 
bei der erften Erneuerung gleichmäßig ‚austreten, die vier, welche die zweite 
rifft, und die fünf, welche die vollen ſechs Jahre an ihren Stellen bleiben. 

Bellenz, am 17. Chriftmonat 1814. 

Für den großen Rath: | 
' Der Prafident, Joſeph Rusconi.. 
Die Räthe und Secretaire, 
Dominik Frizzi. 
Auguftin Dazzoni. 


) Staatsverfaffung der Republit und des Gantons 
Wallis vom 12. Mai 1815. 


Im Namen des allmächtigen Gottes. 

. Erfter Titel, | 

1. Die heilige, apoftolifche, Latholifche, römifche Religion ift aus⸗ 
hiieglich die Religion des Staates; dieſe allein hat ar öffentlichen Got: 


sdienftz das Gefeg forget, daß felbe weder in ihrer Lehre noch in ihrer 
Iusübung geflört werde. 


Zweiter Titel, 


2. Das Wallis bildet einen freien unabhängigen Staat, und mit ber 
hmweizerifchen, Eidsgenoſſenſchaft einverleibten Canton, welcher durch bie naͤm⸗ 
che Berfaffung und Gefege regiert wird; feine Regierungsform iſt demokratiſch. 


Dritter Titel, | 
Einthbeilung bes Gebiets, 


3. Der Canton Wallis ift in dreizehn ehnen, eingetheilt, naͤmlich: 
joms, Brig, Viſp, Raren, Leud und Siders in ihren alten Graͤnzen; 
ereng, in den Gränzen des vorigen Zehnens Heremenz fammt den Gemein: 
n Saviefe, Ayent und Arbaz; Sitten, beftehend aus den Gemeinden Sits 
n, Bremis, Salins, Veyſona und Grimslen; Gundis, gebildet aus den 
jemeinden Gundis, Neudaz, Ardon und Chamofon; Martina, in fich be⸗ 
eifend die Gemeinden Martina, Zully, Saillon, Leytron, Riddes, Iſe⸗ 
ble, Saxon und Bouvernier; Entremont, St. Maurice und Monthey in 
ten wirklichen Graͤnzen. 

4. Sitten ift der Hauptort dee Cantons; ; die hoͤchſte Behörde eo ba 
e GSigungen. | 


Vierter Titel, 
Politifcher Zuftand der Bürger. 


5. As Bürger Wallefiens werden anerfannt alle diejenigen, welche 
end in einer Burgfchaft oder Gemeinde wirkliche Bürger oder Gemeinder 
d, oder ficy als ſolche werden annehmen laffen; davon find ausgenommen 
te, welche fih feit 1802 als Buͤrger - oder Gemeinder haben annehmen 
Ten, ohne vorläufig die durch das Geſetz vorgeſcheiebene Naturaliſation er⸗ 
lten zu haben. 

6. Die. Fremden — nicht als Buͤrger oder Gemeinder koͤnnen 
genommen werden, bevor ſie von dem Landrathe ſind naturaliſitt worden. 
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7. Niemand iſt ſtimmfaͤhig, bevor er das achtzehnte Fahr erreicht he; 
derjenige, der in mehrern Gemeinden dad Gemeindrecht befigt, Tann nur iı 
einer einzigen Gemeinde flimmen, und er kann dieſes Recht in einer anden 

nit ausüben, ohne feine Erklärung ben Häuptern beider Gemeinden fr 
Monate voraus gemacht zu haben. 

8. Niemand kann vor erfülltem ein und zmwanzigften Sabre zu da 
Gemeindeftellen und vor fünf und zwanzig Jahren zum Haupt des Gr 
meinderaths, noch Zehnenämtern gewählt werden. 


Fünfter Titel. 
Buftand der Grundgüter. 
9. Kein Grundſtuͤck ift mit einer ewigen und unauslöglichen Br 


ſchwerde beladen. Ä 
| Schfter Titel. 
Gemeinde: und Zehnenbehärben. 


10. Jede Gemeinde hat einen Gemeinderath, der mit ber Vermi; 
tung ber Gemeindegüter, Beſtimmung der Ausgaben, Austheilung der Dr 
fchwerden und der Verordnung der Drtspolizei beladen if. Die Grumdiig 
diefer Einrichtung werden durch ein auf alle Gemeinden des Landes anwınk 
bares Gefeg beftimmt werben. 

11. In einem jeden Zehnen ift ein Rath, welcher zu ben Stellm, fi 
ihm eigen find, ernamfet, die Ausgaben beftimmt, die Beſchwerden unte 
den Gemeinden vertheilt, und überhaupt Alles, ſo den Zehnen betrifft, w 
ordnet, Ein Gefeg des Landraths beftimmt gleichfalls auf eine allgemein 
Meife die Organifation dieſes Rathes. 

412. Ein jeder Zehnen hat einen Vorfteher und einen Statthalter, h 
ihn in Abwefenheit und Krankheitsfall erfegt; fie werden durch den Zehnm 
rath gewaͤhlt. Die Bedingniffe der Wählbarkeit find die nämlichen, meld 
duch Art. 18. für die Gefandten auf den Landrath vorgefchrieben find. 

13. Der Zehnenvorfteher ruft den Behnentath zuſammen; er führt 





darin den Vorſitz; er ift mit der Vollziehung der Gefege und den Berti 


- nungen der Ober: und Zehnenbehörden beladen; er gebraucht hiezu die &r 
meindhäupter, fo ihm biesfalls untergeordnet find. | 


Siebenter Titel | 
Bon der Regierung, | 


14. Die hoͤchſte Gewalt ift einem einzigen Corps unter dem Nr 
men Landrath anvertraut. 

15. Der Landrath befteht aus den Gefandten der Zehnen; jeder Zr 
nen hält vier Gefandte, welche aus ber Staatscaffe bezahlt werden. 

16. Jeder Gefandte des Landraths ſtimmt insbefondere, und die Sti— 
men werden kopfweiſe gezählt. 

17. Die Gefandten auf den. Kandrath werden durch den Zehnenuf 
ernannt. Die Zehnenvorfteher find von Nechtswegen Gefandte auf den funk 
rath; die Gefandten bleiben zwei Jahre lang an ihrer Stelle, und find ins 
mer wieder wahlfähig. | | 

18. Um auf den Landrath wählbar zu fern, muß man fünf ud 
zwanzig Jahre erreicht, das Amt eines Gefeggebers, Nichters, ober Bern 
ters in den höheren Behörden, oder im Zehnen befeflen, oder das Amt © 
nes Öffentlichen Schreibers ausgeübt, oder den Rechts: oder Medicin⸗ Doctr 
gead erhalten, oder eine Officierſtelle in den Linientruppen befjeidet haben. 
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19. Der hochwuͤrdigſte Bifhof hat Sig und Stimme im Lanbrath; 
ine Stimme gilt fo viel als jene eines Zehnens, und zählt für vier Stimmen. 

20. Der Landrath hat die gefeßgebende Gewalt; bie Gefegesvorfchläge 
yerden durch den Staatsrath vorbereitet; fein Gefeg kann vollzogen werden, 
evor es den Zehnenräthen wird hinterbracht und durch die Mehrheit derfels 
m beſtaͤtigt worden feyn. Die Finanzgegenftände, Mititaircapitulationen 
nd Annehmungen der Fremden zu Landesleuten, werden nicht nur den Zehs 
mräthen, fondern auch den Gemeinderäthen hinterbraht. Das Neferendum 
t nicht auf jene Gegenftände anwendbar, welche das Wallis als Schmwei: 
rcanton betreffen, und aus den duch den Bundesverein beftimmten Vers 
iltniffen und Obliegenheiten herfließen. 

21. Er beſchließt Mititaircapitulationen und andere Verträge über Pos 
eis und oͤkonomiſche Gegenftände. 
22, . Er ernennt zu den geiftlihen Würden und Pfründen, zu wel: 
en die ehemalige Regierung ernannte. 


23. Er hat das Recht zu begnabigen und bie Strafen zu verändern, 


24. Er bat ausfchlieflih das Recht, Geld zu fchlagen. Er nimmt 
le Jahre im Maimonat die Rechnungen des Landfedelmeifters ab, und 
acht fie bekannt. 

25. Der Landrath ernamfet einen Landeshauptmann, einen "Rande: ‘ 
uptmann = Statthalter, einen Landfedelmeifter und zwei Staatsräthe; fie 
erden in oder außer feiner Mitte gewählt. Der Landehauptmann: Statt: 
ter, Landſeckelmeiſter und die Staatsräthe, einmal gewählt, find von Rechtes 
egen in der Zahl der Gefandten ihrer vefpectiven Zehnen einbegriffen. 

Er ernamfet au aus feiner Mitte zwei Schreiber, um das Protocol 
n feinen. Berathfchlagungen abzufaffen, und erwählt gleichfalls die Abge⸗ 
zdten des Gantons Wallis auf die eidsgenöffifhe Tagfagung in der Schweiz. 

Ale dem Landrath zugehörende Ernamfungen werden durch geheimes 
d abfolutes Stimmenmehr entſchieden. 

26. Um zu den MWürdigkeiten eined Landshauptmanns, Landshaupt⸗ 
nn» Statthalter, Landfecelmeifterd und eines Staatsraths gelangen zu, 
anen, muß man das dreißigfte Jahr zurüdgelegt und das Amt eines Ge: 
gebers, Richters oder Verwalters in den obern Behörden bekleidet haben, 

27. Bon den fünf Mitgliedern des Staatsraths werden immer zwei 
s den weftlichen Zehnen, und bie drei übrigen aus den acht orientalifchen 
wählt, von den zmei Staategliedern der weltlichen. Zehnen wird einer im: 
x mit einem der drei erften Aemter diefes Corps. bekleidet ſeyn. 

Cs kann aus den nämlihen Zehnen niemals mehr ald ein Mitglied 
Staatsrath fern. 

28. Er verfammelt fi) zweimal des Jahres, nämlic) den erften Mon: 
| Mais, und ben legten Montag Wintermonats. 

29. Der Landshauptmann führt im Landrath und Staatsrath den 
fig; er unterzeichnet und figilliet die Sefege und alle übrige Acten der 
erbehoͤrden. Dei eintreffender Stimmengleihheit ift feine Stimme ent: 
eibend; er empfängt die Bittſchriften, und die an die Regierung gefchid: 
| Brieffchaften ; trägt die durch den Staatsrath den Berathſchlagungen des 
adraths vorzulegende Gegenflände vor, und giebt dem Landrach Bericht 
2 feinem. mit den übrigen Staaten der Schweiz und mit dem Auslande 
yaltenen . Briefrechiel. 


. 


Die Gegenftände, welche die Zehnenraͤthe ber Landesverſammlung vor⸗ 
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zubtingen wuͤnſchen, müflen dem Landshauptmann mitgetheilt he 
. vorläufig im Staatsrathe: berathichlagt zu werden. 

‚ 30. Der Landeshauptmann = Statthalter erfegt dem — 
in Krankheits- und andern Verhinderungsfaͤllen. 

31. Die Schreiber. des Landraths contrafigniren die Gefege und w 
dere von "diefer Werfammlung -ausgehende Acten; einer fchreibt und wi 
in der teutfchen, der. andere in det franzöfifchen Sprache. 

32. Der. Staatsrath, welcher in dem Hauptorte des Canton: w 
fidiet, befteht aus dem Landeshauptmann, Landeshauptmann : Statthaltt, 
Landfeelmeifter und zwei Stanteräthen; er ernennt feinen Gecretait unit 
dem Titel eines Landfchreibers, fo wie auch die übrigen für fein Bus 
nöthigen Beamten, 

33. Der Staatsrath ruft ſowohi die gewoͤhnlichen als außetoidend 
chen Landraͤthe zuſammen; er bereitet alle ihren Berathungen vorzulig 
Gegenſtaͤnde. Er ift mit der Vollziehung der Gefege, mit der öffentlida 
Verwaltung, mit der Generalpolizei, mit der Entſcheidung der Verwaltun 
zwiſtigkeiten beladen, und trägt die diesfalls nöthigen Beſchluͤſſe; e; er bat N 
| Auffi cht über die Landſiraßen er beſorgt die Correſpondenz mit dem Direch 
rium der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft, mit den Regierungen ve 
gen Gantone und mit dem Auslande. 

34. Der Staatsrath kann die Gefandten des Landraths auch ie 
ordentlich, fogar in minderer Anzahl als gewöhnlich, zufammenberufe; # 
diefen aus geringerer Zahl beftehenden Verſammlungen kann über kim = 
» dern Gegenſtaͤnde berathen werden, als jene, die in dem Einladungeta 
find angekuͤndigt worden. Auf das Begehren von drei Zehnen iſt der Scau 
rath gehalten, einen auferorbentlihen Landrath zufammen zu berufen D4 
gleichen kann er auch nicht verfagen, dem Landrath einen ducch drei Fund 
begehrten Gegenftand vorzutragen. 

35. Wenn die innere Ruhe oder dufere Sicherheit bedroht 
follte, kann der Staatsrat über die bewaffnete Macht verfügen, * 
gehalten, die Zehnen ſogleich von den getroffenen Maaßregeln einzubetich 
und wenn es die Umftände erfordern, einen auferordentlichen Landtath 
befchreiben, 

36. Die Dauer der ———— des Landshauptmanns, 
Hauptmann : Statthalters, Landſeckelmeiſters, der Staatsraͤthe ift auf 
Zahre beftimmt; der Landshauptmann : Statthalter, der Landſeckelmeiſtet 
die. Stantsräthe find immer wieder wählbar; aber der Landeshauptmann 
nur nad) einem nen von zwei Jahren wiederum zu dieſem 
ermählt, werden. 

4A hter Titel. 


Gerigs:Drdmung. 


37. Cine jede Gemeinde kann einen Richter erfter Snftanz unter 
Namen Caſtellan haben, vor welchen alle Civilhaͤndel gebracht werden, 
welcher ein Endurtheil bis auf den vom Gefege zu beftimmenden Betrag 

38. Die Gaftellane werden durch die Gemeindeverfammlungen in 
jeden Gemeinde ‚auf einen von dem Rathe gemachten dreifachen Verch 
gewaͤhlt: 

39. Dieſe Beamten bleiben zwei Jahre in ihren Verrichtungen, 
Immer wieder- wählbar, und leiſten den Eid in die Hände des Großca 

40. Sie haben einen Statthalter, welcher auf -die naͤmliche Akt 
für die nämliche Zeit gewählt wird. 


ER en am ee 
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4. Sn einem jeden Zehnen ift ein Oberrichter unter dem Namen 
Großcaftellan, der auch einen Statthalter hat. 2 

42. Der Großcaſtellan wird durch den Zehnenrath gewaͤhlt; er legt 
den ‚Eid in die Hände feines Vorgänger ab; er bfeibt zwei Jahre im 
Amte und kann wieder beftätigt werben. 

43, Dev Großcaftellans Statthalter wird auch durch den Zehnenrath 
gewählt, und leiftet den Eid in die Hände des Großcajtellans, 

44. Um zu den Stellen eines Großcaſtellans und Großcaftellan:Statts 
halters zu gelangen, werden eben jene Bedingniffe erfordert, wie für einen 
Abgefandten auf dem Landrathe. - 

45. In den Behnen, welche wegen ihrer Gemeindebequemlichkeiten 
feine Gaftellane haben wollen, können die Großcaftellane die Berrichtungen 
des Richters erfter- Inftanz erfüllen. Der erfte Gerichtsbeifiger erſetzt den 
Brogcaftellan : Statthalter in Krankheitd» und andern Verhinderungsfällen. 

46. Bon einem in erfter Inſtanz gefällten ‚Urtheile wird an den Zeh: 
nengerichtehof appellirt; diefer befteht aus dem Großcaſtellan oder feinem 
Statthalter und ſechs Beifigern; diefe Beifiger werden duch den Zehnenrath 
errählt, und aus den gewefenen Großcaſtellanen, ihren Statthaltern, Ricy: 
tern, Altrichtern, geſchwornen Schreibern und andern Perfonen genommen, 
welche. durch ihre Sitten und Kenntnifje die empfehlungsmwärdigften find. 

Der Zehnengerichtshof trägt ein Endurtheil bis auf den Betrag einer 
durch das Geſetz beftimmten Summe; er hat auch in Polizei- und Grimi- 
nalgegenftänden eine beftimmte Gompetenz. 

47. Die Zehnonrichter werden für zwei Jahre erwählt, und Eönnen 
immer wieder ernamfet werden. 

48. Es erden zwei Stellvertreter ernamſet, um dieſe Beifiger: zu 
erfegen. 

49. Ein Richter kann bei einem Handel, über welchen er ſchon ges 
Iprochen, nicht im Appellationsgeriht figen. 

50. Der Großcaftellan oder deffen Statthalter fammt acht Beifigern, 
jewählt wie im Art. 48. gemeldet ift, bilden das Eriminal: und Gorrectio: 
zalgericht erfter Inſtanz; der Großcaſtellan mit zwei Beifigern richtet den 
Proceg ein; diefer Gerichtshof hat aucd zwei Stellvertreter, u 
51. Es iſt ein oberfter Gerichtshof für den ganzen Canton, welcher 
owohl Aber die civilifchen als criminalifhen Händel, die die Competenz der 
mtern Gericytshöfe überfteigen, ein Endurtheil fällt; er befteht aus dreizehn 
Bliedern, die durch den Landrat) im Verhaͤltniß eines Gliedes durch Zehnen 
1 oder aufer feiner Mitte ernamfet werden. 

Er hat auch das Recht, den Öffentlichen Schreiber zu emamfen. 

52. Die Richter im oberften Gerichtshof bleiben zwei Jahre in ihren 
'mtöverrichtumgen, und koͤnnen allezeit wieder gewählt werden. 

53. Der Gerichtshof erkieſet feinen Präfidenten unter feinen eigenen 
Hiedern ; diefer wird Oberfl: Landrichter, und fein Statthalter Landrichter: 
tatthalter genannt; er ernamfet auch feinen Gerichtöfchreiber, 

Neunter Titel. 

| Allgemeine Verfügungen. 

54. Die Gerichts⸗ und Verwaltungsverrichtungen find mit einander 
ht unverträglid. ’ 

55. Bei dem Abftimmen ‚über alle Verfügungen und Befchlüffe ide 
adraths entſcheidet die Mehrheit der Stimmen, und ſoll die Minderheit 
Mehrheit folgen. 53 
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56. Der Staat ift mit den Unkoften des öffentlichen Lnterichts in 
den Collegien von Sitten, Brig und St. Maurig beladen. 

57. Bor Verlauf von fünf Jahren können in ber gegenwärtigen Ver 
faffung keine Abänderungen gemacht werden; die Veränderungen find-unge 
läffig, wenn fie nicht in zwei auf einander folgenden- Landräthen gench 
migt und durch die Mehrheit von neun und dreißig Stimmen befdlofen 
werden. 

58. Das Sigi des Cantons hat ein weißes und rothes Feb mit 
dreizehn Sternen, deren Farbe weiß im rothen und roth im weißen gel 
it. Die Infchrift wird feyn: Sigillum Reipublicae Vallesiae, 


Der conftituirende Landrath beſchließt: 


Daß die gegenwärtige in acht und funfzig Artikeln beftehende Verfa— 
fung des wallefianifchen Volkes angenommen ift, um die Grundverfaffung 
bes Cantons Wallis zu feyn. 

Daß fünf Originalien derfelben abgefaßt und don dem Präfidenten um 
den Secretairen des Landraths unterfchrieben werden follen, um drei dir ge 
meldten Driginalien Ihren Ercellenzen den Miniftern von Deftreih, Ruf 
land und England bei dee fchweizerifhen Eidsgenoffenfhaft zuzuftellen, da 
vierte ‚der ſchweizeriſchen Zagfagung vorzulegen, und das fünfte in das Ir 
chiv abzugeben. 

Auszug aus dem Protocolle des Landraths von Wallis, den 12. Mi 
monat ein taufend acht hundert und funfzehn. 

Der Präfident des Landraths, 
| de Sepibus, 
Die Secretaire des Landraths, 
Noten. Düfour. 





u) Urkundliche Erklärung bes großen Raths vr 
| Bern vom 21. Sept. 1815. 


Wir Schultheiß Hein und große Näthe der Stadt und Mepublil Be! 
entbieten hiermit allen Unfern lieben und getreuen Angehörigen der St 
und des ganzen Landes Unfern freundlichen Gruß und geneigten Wide 
und geben ihnen dabei zu vernehmen: 

Als dann bereits ſeit bald zwei Jahren, durch die Fuͤgung der gitü 
chen Vorfehung, nach mancherlei Verwirrungen und drüdenden ausmäti:! 
Verhältnijfen, auch in- Unferm Waterlande die rechtmaͤßige Landesobrigk 
und deren alte Verfaffung im Weſentlichen wieder hergeftellt worden, fehl 
dann mancherlei Umftände, , Erörterungen und felbft Gefahren, welche 
Sicherheit der ganzen Schweiz und Unſers befondern Gantons bedrohte 
jede ruhige Berathung über die innen Landes- und Berfafjungsangekar 
beiten erfchwert und gehindert haben; fo ift endlich ducdy dern geſegneten el 
gang des erneuerten Krieges det hohen verblindeten Mächte gegen dm Fl 
der allgemeinen Ruhe der Längft erwünfchte Zeitpunct eingetreten, wo ® 
Uns in der. Möglicykeit befinden, nicht allein den ordentlihen Gefchäfttgu 
herzufiellen, fondern auch die Revifion Unſerer Fundamental: oder-Warkı 
ſungsgeſetze vorzunehmen, und die ehrwürdigen alten Grundlagen der 
blik zu erweitern, zu befeftigen und mit den: Bedürfniffen der jegigen 
in Uebereinftimmung zu bringen. | 


# 
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Indem Wir nun dieſe wichtige Arbeit beginnen, halten Wir Uns fo: 
wohl durch die Natur der Umftände felbft, als durch Unfere gegen alle Stände 
und Glaffen des Volks tragende dankbare Gefinnungen verpflichtet, damit 
den Anfang zu machen, Unfern lieben und getreuen Angehörigen, die Uns 
nit nur in Sahrhunderten des Gluͤcks und des MWohlftandes fo viele treue 
Dienfte geleiftet, fondern auch in den Zagen der Ungerechtigkeit und. allge: 
meiner Ummälzung die rührendften Beweife der Anhänglichkeit und Ergeben⸗ 
heit gegeben, in mehrern entfcheidenden Zeitpuncten Uns eifrig geholfen und 
unterftügt, allen auf neue Verwirrung zielenden Umtrieben fi ftandhaft, wis 
berfegt, und noch in den neueften Zeiten, glei der hiefigen Bürgerfchaft, 
mit ruͤhmlicher DBereitwilligkeit dem WBaterlande große und ſchwere Opfer ge: 
bracht haben, die Grundfäge feierlich zu erklären, nach denen Wir, gleich 
Unfen Altvordern, wenn auch unter minder günftigen Umftänden, die Re— 
gierung von Stadt und Land auszuüben gefonnen find; bei diefem Anlaß, 
mit tiniger Beruͤckſichtigung ganz veränderter Umftände, allen Städten, Lande 
[haften und Gemeinden, theils ihre ehemaligen und wirklich befi itzenden 
Rechte neuerdings anzuerkennen, zu beſtaͤtigen und gegen jeden moͤglichen 
Zweifel zuzuſichern, theils ſolche mit neuen Gerechtſamen und Freiheiten zu 
vermehren, die mit Unſern Wuͤnſchen, mit den Beduͤrfniſſen der Zeit und 
mit den billigen Hoffnungen rechtſchaffener, durch Einſichten und Kennts 
niſſe an öffentlichen Gefhäften theilnehmender Männer übereinjtimmend, das 
Band der Liebe zwifhen Stadt und Land auf ewige ‚Zeiten Enüpfen, und 
Unfer gemeines Wefen flärken und befeftigen fönnen. 

Aus biefen Betrachtungen haben Wir nach einer forgfältigen Berathung, 
auf den Vortrag Unſers taͤglichen Raths und ſechszehn ihm beigeordneter 
ausgewaͤhlter Standesglieder, als des ſeit Jahrhunderten zur Vorbereitung 
aller wichtigern in die Verfaſſang einſchlagenden Geſetze beauftragten Colle— 
giums von Raͤthe und Sechszehn, beſchloſſen, nachfolgende urkundliche 
Erklaͤrung feierlich auszuſtellen, und hiermit zu erkennen und zu verord— 
nen, was von einem zum andern folget: 

1. Die evangeliſch-reformirte Religion iſt und bleibt als die herr⸗ 
ſchende Religion des dermaligen Cantons anerkannt; in denjenigen Theilen 
der mit Unferm Gebiet zu vereinigenden biſchof-baſelſchen Landſchaften aber, 
deren Einwohner ſich zu der roͤmiſch-katholiſchen Religion bekennen, wird 
die Beibehaltung und freie Ausuͤbung derſelben, ſo wie der Schutz alfer da= 
zu gehörigen nod vorhandenen Güter und Erziehungsanftalten zugefichert. 
Die nähern Beſtimmungen hieruͤber werden in der ——— 
getroffen werden. 

2. Gleichwie es bereits im Jahre 1803 gefchehen, werden allen Stäb: 
ten, Zandfchaften und Gemeinden ihre ehemaligen Rechte, Freiheiten und _ 
Gewohnheiten, infofern fie mit den allgemeinen Einrichtungen des Canton 
verträglich find, fo wie das Kigenthum und die Verwaltung ihrer befigenden 
Güter und Einkünfte, Gebäude: und Localanſtalten, beftätigt. 

3. Die Uns zuftändig gemwefenen kleinen Zehnten und andere unent:_ 
geldlich aufgehobenen Gefälle und Leiſtungen find und bleiben abgefchafft. 
Auch werden alle gefhehenen Kosfäufe von Zehnten, Bodenzinfen und Le— 
henrechten nicht allein unmiderruflih von Uns beftätigt, fondern es fol ihre 
Loskaͤuflichkeit auch für die Zukunft, und zwar nach dem durch die Verord⸗ 
nungen vom 25. und 29. Juni und 2. Juli 1803, fo wie durch das De: 
et vom 18. Mai 1804 beftimmten Preis ferner geftattet feyn. 


4. Alle von den vorigen Regierungen feit 1798. über obrigkeitliche Sr 
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ter. und Liegenſchaften im Canton Bern geſchloſſenen Käufe, Verkäufe und 
andere Verhandlungen werden ebenfalls unwiderruflich beſtaͤtigt; auch ſollen 
bie Verordnungen, Gefege und Decrete der jümgft abgetretenen Cantonkte 
gierung fernerhin fortbeftehen, infofern fie noch auf die gegenmärtige Ver: 
faffung anwendbar find, und nicht von Uns auf vorläufige Unterfuchung 
werden abgefchafft oder verändert werden. 2 

5. Die Freiheit des Handels und der Gewerbe wird, unter Vorbe 
halt der für die gemeine Sicherheit, die Aufrehthaltung des Zutrauend und 
die Emporhebung der Gewerbe felbft zu machenden Polizeigefee, allen Far: 
desbürgern fernerhin garantirt, 

6. Alle in irgend einer Stadt oder Gemeinde des Landes verhürger 
ten Cantonsangehörigen find ebenfalls, gleich den Bürgern der Hauptftatt, 
zu allen Stellen und Aemtern im Staate wahlfähig; infofern fie die übe 
gen gefeglihen Eigenfchaften und Bedingungen erfüllen. 

7. Die Aufnahme in das regimentsfähige Bürgerrecht der Stat 
Bern ift und bleibt in Folge des Decrets vom 24. und 26. März allen in 
irgend einer Stadt oder Gemeinde des Landes verbürgerten Perfonen unter 
biuigen Bedingungen geöffnet, und Wir erklären, daß es in Unfern Gefin 
nungen liegt, diefe Bedingungen nicht nur nie zu erfchweren, fondern che 
noch zu erleichtern. Auch behalten Wir Uns noch ferner vor, befagtes Bir 
gerecht, felbft ohne. Bewerbung, an einheimifche oder fremde Perfonen, die 
fih um den Stand Bern befonders verdient. gemacht haben, zu ſchenken 
oder auch von uͤbrigen geſetzlichen Bedingungen zu diſpenſiren. 

8. Um endlich in Befolgung und näherer Beſtimmung der Drazt 
vom 21. Dec. 1802 und 18. und 20. Sinner 1814 Unfere Negierung mi 
den rechtſchaffenſten und einfihtsvollften Männern des ganzen Cantons ji 
umringen, auch alle Bedürfniffe beffer zu Eennen und zu defriedigen, mel 
len Wir überdies noch eine Yandesdeputation oder Meprafentation von nit 
und neunzig Mitgliedern von Städten und Landfchaften angeordnet halt, 
welche, vereint mit den Zmweihunderten der Stadt Bern, die hoͤchſte Gmil 
ausüben und gleiche Rechte im Regiment genießen follen. 

9. Diefe neun und neunzig Mitglieder werden theils won den bett) 
fenden Städten und Amtsbezirken, theils unmittelbar von dem großen Rab 
ſelbſt, in nachfolgender Zahl frei gewählt: 

1) die größern Städte, Thun, Burgdorf, Pruntrut, Biel, Neuenfer 
und Delfperg, wählen aus der Zahl ihrer eigenen oder anderer mi i 
tem Butrauen beehrten Gantonsbürger jede zwei Mitglieder; die U 
gen Städte hingegen, als Aarberg, Büren, Erlach, Nidau und Luf 
fen, jede ein Mitglied, zufammen fiebenzehn; 

2) die zwei und zwanzig Amtsbezirk des jegigen Cantons follen in Ach 
übung des Decrets vom 16. Februar 1814, ſtatt fünf und eis 
zufammen fieben und funfzig Mitglieder, nah der hiernach bejfimmin 
Form, frei wählen Fönnen, als naͤmlich: die dreizehn groͤßern Amt 
bezirke Bern, Seftigen, Nidau, Aarberg, Fraubrunnen, Burger 
Wangen, Aarwangen, Ttachſelwald, Signau, Konolfingen, Thun us 
Interlaken, jeder drei; die neun Eleinern Aemter aber, Lauffen, Exit 
Büren, Nieder: Simmenthal, Ober-Simmenthal, Saanen, Futijn 
Oberhasti und Schwarzenburg, jeder zwei Mitglieder; alles in de 
Verftand, daß wenn Wir auch in, Zubunft gut finden follten, do 
Zahl der Oberaͤmter nach fich erzeigenden Beduͤrfniſſen zu mehren ede 
zu mindern, dadurch an der Zahl diefer Mitglieder: im Ganzen. mic 
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. ‚abgeändert werden fol. Die in den bifchof-bafelfchen Landen einzu: 

führenden Amtsbegirfe werden nad) gleichem Werhältniß: zwölf oder 

»ı dteizehn Mitglieder auf die nämliche Weiſe zu wählen haben. 

' Die Mitglieder von den Amtsbezirken follen von eigends hierzu: einzu: - 
führenden Wahlcollegien gewählt werden, und ein’ zugleich mit diefer Urkunde 
berauszugebendes - Reglement. wird die Zufanımenfegung 'diefer Wehleouegien 
und der Wahlform ſelbſt beſtimmen. 

In den Staͤdten geſchieht die Wahl von der beſammten Magiſtracur 
der betreffenden Stadt, und die Beſtimmung der Wahiform iſt ihnen ſelbſt 
ar, | 

Um fowohl von den Städten, als von den Wahlcollegien der Amtabe⸗ 
zitrke in den großen Rath gewählt werden zu koͤnnen, wicd erfordert: daß der 
zu MWählende von ehrlicher "Geburt, ein rechtſchaffener, in gutem. Rufe fte: 
bender, fittlicher Mann fey; daß. er ferner -in irgend. einer Stadt oder Ge: 
meinde des Cantons verbürgert And eigenen Rechtens fey, das neun und 
zwanzigſte Fahr Alters zuruͤckgelegt habe, und entweder Befiger eines Grund: 
eigentbums, an dem wenigfiens ein Werth. von zehntaufend Livtes bezahlt 
feyn muß, oder Eigenthümer von bedeutenden Manufactur= oder Handelsan⸗ 
ſtalten ſey, oder ſeit fünf Jahren in obrigkeitlichen Aemtern oder in Stadt: 
und, Gemeindsverwaltungen feinem Vaterlande treu gedient, oder die nam: 
liche Zeit hindurch eine Dfficiersftelle. in den Auszuͤgern bekleidet habe, 

3) Um endlidy theils etwa entſtehende Mißverhaͤltniſſe der Repartition aus: 
zugleicyen, theil® auch ſolche Perfonen zu berudfichtigen, die fi in 
obrigfeitlichen Aemtern, in hoͤhern ‚Militairbedienungen, durch Willen: 
haft u. f. w. beſonders ausgezeichnet und um den Staat verdient 
gemacht haben, follen die übrigen zwölf oder dreizehn ohne Unterfchied 
in dem ganzen Ganton, mit Inbegriff der biſchof-baſelſchen Landſchaf— 
ten, auf den VBorfchlag unfgrer Raͤthe und Sechszehn von dem gro: 
Ben Mathe ſelbſt, jedoch nur. aus ben na u oder aus den 

Landgemeinden, gewaͤhlt werden. 

10. Die wirklich nach Unſerm Decret vom 16. — 1814 von 
Staͤdten und Landſchaften vorgeſchlagenen und von Uns gewählten Standes: 
glieder. find ald Abgeordnete der betreffenden Städte und Landſchaften zu. be: 
trachten, von denen fie vorgefchlagen worden find, merden aber gleichwohl 
das ihnen ertheilte Bürgerreht von Bern behalten,‘ und.. daffelbe auch für 
ihre Defcendenten. genießen, - m fie: die: übrigen gefeglichen Bedingungen 
erfüllen, 

Sn Zukunft aber folten fie * die in dem bechergehenden Artikel be⸗ 
ſtimmte Weiſe erſetzt werden, ſo daß dermalen nur die zwei und zwanzig 
den Amtsbezirken des jetzigen Cantons neu beigelegten, die Mitglieder aus 
en ehemaligen biſchof-baſelſchen Landen und bie von dem großen Rathe 
elbjt zu MWählenden, hinzuzufügen find. 

11. Bei Derledigung der Stelle eines Mitglieds von Staͤdten oder 
tandfchaften, durch Tod, Reſignation oder andere Gründe, wird fie alſobald 
iuf die oben angezeigte Weiſe wieder erſetzt, und. endlich werden dieſe Abge— 
tdneten, gleich den übrigen Standesgliedern, alle Jahre der gewoͤhnlichen 
Senfur oder Beitätigung in der durch die zukünftigen Gefege zu beſtimmen⸗ 
en Form, unterworfen feyn. | 

412. Auf diefe Grundlagen und vorläufigen Zuficherungen hin, werben 
Bir nun unverzüglich die Nevifion Unferer -Zundamentalgefege vornehmen, 
ind nichts Angelegeneres haben, als die vollffändige Einrichtung des Reg’ 
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ments, ben ordentlichen Gefhäftsgang und alle ſchuͤzenden Formen, em 
Inbegriff die Republik ausmadjt, wieder herguftellen. 

Und gleihwie Wir durch dieſe feierliche Urkunde jedermänniglic; Unier 
Gefinnungen an Zag gelegt, allen Cantonsangehörigen eine ehrenvolle Lauf: 
bahn eröffnet, und den Städten und Landfchaften Unfers Gebiets einen’ fer 
bedeutenden Antheil an Unferer Regierung eingeräumt haben; fo haben Wir 
zu allen Unfern lieben und getreuen Angehörigen des ganzen Landes hinwie 
der dad Vertrauen, daß fie Uns audy mit ähnlicher Gefinnung entgegen 
fommen , und nicht nur die außere Ruhe befeftigt, fondern auch eim innetes 
Band der Liebe, der wechfelfeitigen Hülfe und des Gemeinfinns geknüpft 
werde, durch welches, unter dem Schuge des Allerhöchiten, Unſer gemeine 
Weſen wachen und blühen möge. 

Damit endlicy diefe Urkunde defto allgemeiner befannt und beffer bre= 
achtet werde; fo wollen und verorbnen Wir, daß fie nicht allein der erneut: 
ten Sammlung Unferer Fundamentalgeſetze einverleibt, fondern audy in teub 
[her und franzöfifchee Sprache durch den Drud befannt gemacht, und jet 
Stadt, Landſchaft oder Gemeinde ‚des ‚Cantons ein Eremplar derfelben zuge 
ſtellt werde. | | 

Gegeben in Unferer großen Rathsverſammlung den 18., 19., 20. un 
21. Derbfimonat, und fomwohl : von Unferm fürgeliebten. Ehrenhaupt, a 
von Unferm geliebten Staatsſchreiber unterzeichnet, in Bern, den 21. Hat! 
monat, im Jahr ein taufend acht hundert und funfzehn. 

ur ; Der Amts: Schultheiß, 
KR von Wattenwpl 
Der Staatsſchreiber, 
Thormann. 


Der Stand Bern hat nie eine in ſyſtematiſchem Zuſammenhange % 
fhriebene Verfajfungsurkunde gehabt. Bei, Auflöfung der franzöfifdhen Pr 
biation im December 1813 ift Berns alte Verfaffung im Weſentlichen ww 
ber hergeftellt worden. Der rechtmäßige Landesherr hat, in Erwägung dem 
was er bei veränderten Umftänden der Ehre und dem Nugen des Stan 
angemefjen gefunden, den Städten und Landſchaften des Cantons diejenian 
Rechte und Freiheiten eingeräumt, die in feiner urfundlichen Erklärung vo@ 
18., 19., 20. und 21. September 1815 aufgeftellt find, folcher aud d 
fpäterhin mit dem Ganten Bern vereinigten, vormals bifchof = bafelfcyen fan 
haften theithaftig gemacht. Seither hat der fouveraine Rath, im fm 
nunmehrigen Zufammenfegung, die ältern Fundamentalgefege und Dra“ 
revidirt, und es bleibt ihm, als der höchften Gewalt, undenommen, in kr 
felben, wie in andern inneren Landeseinrichtungen, nad) gefeglicyer Som Mr 
jenigen Adänderungen zu treffen, welche KHöchfiderfelbe der Ehte und K 
Nutzen des Standes zuträglich erachten wird. 

Folgendes ift der mwefentliche Inhalt diefer revidirten Gefege und Death. 


Auszug aus den, die Berfaffung betreffenden, Gefegen en! 
Decreten des großen Raths der Stadt und Republik Bern 


Allgemeine Grundfäse, , 

1. Die evangelifchsreformirte Religion ift die herrſchende Lande 
gion. Im denjenigen Gemeinden der mit dem Canton vereinigten, yormal 
biſchof⸗ baſelſchen Landſchaften, wo die roͤmiſch⸗katholiſche Religion gig" 
wärtig beſteht, iſt die freie Ausübung derſelben gewaͤhrleiſiet. 
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9%: Alten Städten, Landfchaften und Gemeinden find ihte ehemaligen 
Rechte „ Sreiheiten und Gewohnheiten, infofern fie ‚mit. den allgemeinen Eins 
richtungen: des. Cantons vertraglid find, fo wie das Eigenthum und bie 
Verwaltung ihrer beftcehenden Güter und Einkünfte, beftätigt. 

3. Die der Republik zuftändig geweſenen Eleinen Zehnten und andere 
unentgeldlich aufgehobene. Gefälle und Leiftungen bleiben abgefhafft. .. 

Die bisherigen Loskäufe von. Zehnten, Bodenzinfen und Lehenvechten 
ſind deftätigt und ihre fernere Loskäuflichkeit, nach: gefeglichen Beftimmuns 
genzigeftattet. - | SS 

4. Alle Berorbnungen, : Gefege und Decrete der legtvorigen Cantons⸗ 
regierung verbleiben in Kraft, infofern. fie noch auf die gegenwärtige Ver 
faffung anroendbar find und nicht werden abgeändert oder aufgehoben werben, 

5. Die Freiheit des, Handels und der Gewerbe ift, unter, Vorbehalt 
der für die gemeine Sicherheit, die Aufrechthaltung des Zutrauens und die 
Emporhebung der Gewerbe felbft zu machenden Polizeigefege, allen Cantons⸗ 
bürgern ferner garantirt. | % 

6, : Alle in irgend einer Stadt oder Gemeinde des Cantons verbürgert 
Gantonsangehörige find, glei den Bürgern der Hauptſtadt, zu allen Stel— 
Ion und Aemtern im Staate wahlfaͤhig, infofern fie die übrigen gefeglichen 
Eigenfchaften befigen. | | 

7. Die Aufnahme in das regimentsfähige Bürgerrecht der Stadt Bern 
bleibt, in Folge beftehender Decrete, allen in irgend einer Stadt oder Ges 
meinde des Cantons verbürgerten Perfonen, unter billigen. Bedingungen, 

geöffnet. | — 

f 8. Jeder im Canton angefeffene Schweizer vom zuruͤckgelegten ſechs⸗ 
zehnten bis zum angetretenen funfzigften Jahre Alters ift, nach) Maaßgabe 
der gefeglichen Beſtimmungen, zum Militairdienft pflihtig. 


Politifhe Eintheilung des Cantons. 
9. Der Canton Bern iſt in Amtsbezirke, und dieſe in Kirchgemein⸗ 
den eingetheilt. B 
Landesregierung. 


10. Die ſouveraine, hoͤchſte und oberſte Gewalt wird ausgeuͤbt durch 
Schultheiß, klein und große Raͤthe der Stadt und Republik 
Bern, beſtehend aus den zweihundert der Stadt Bern und neun und 
neunzig von Städten und Landſchaften gewählten Mitgliedern. — Die zwei⸗ 
hundert der Stadt Bern werden aus dem Mittel der regimentsfähigen Buͤr⸗ 
ger, welche das neun und zwanzigfte Jahr Alters zuruͤckgelegt haben, durch 
in Wahlcollegium gewählt, beftehend aus denjenigen Mitgliedern des klei— 
ten Mathe, welche aus den zweihundert gewählt werden, und einem mit 
hm vereinigten Ausfhuß von fechszehn Gliedern des großen Raths aus der 
Zahl der zmeihundert. Zu ihrer jeweiligen Ergänzung wird von dem glei 
hen Wahlcollegium ein Verzeihniß von Gandidaten, die das fünf und zwan= 
igfte Jahr zurüdgelegt haben, gebildet; die Gandidaten treten fuccefjide, nad) 
htem Altersrang, bei jeder Verledigung in den großen Rath ein, dody muß 
er intretende volle neun und zwanzig Jahre zählen. Bei jeder Erneue- 
ung des Ganbdidatenverzeichniffes follen, collectiv, auf demfelden und unter 
en wirklichen Mitgliedern der zweihundert weniger nicht als achtzig bürz 
erliche Geſchlechter von Bern ſich befinden, 

Die neun und neunzig Mitglieder aus Städten und Landfhaften wer 
en theils von ben betreffenden Städten durch bie Stadtmagiſtrate, theil‘ 
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von jedem Amtsbezirke durch ein aus feinem Mittel zuſammengeſetztes Wahl 
collegium und nad einem befondern Wahlreglement, theils unmittelbar ven 
dem großen Rathe felbft,. in nachftehender Zahl direet und frei gewählt: 
Die großen Städte wählen jede: zwei Mitglieder, die Eleinerm jede ein 
. Mitglied, zufammen 17. 
Die größern Amtsbezirke jeder drei, bie Eleinerm: jeder zwei Mitglicher, 
zufammen 70. 
Der große’ Rath felbft, aus ben Mumicipalftäbten und Landgemeinden, 
bie übrigen 12. Ä 4 
Die erledigten Stellen werden von. den betreffenden Städten und: Amt! 
bezirken fogleich nach erfolgter Vacanz, bie der Wahl des großen Raths vor 
behaltenen Stellen dann in deſſen nächfter ordentlicher Sahresfigung ergänzt 
411. Ale Mitglieder des großen Raths find einer jährlichen Befliti 
gung unterworfen. | 
12. Zwei Schultheiße führen abwechſelnd, jeder ein Fahr lang, da 
Prafidium fowohl im großen als im Eleinen Rathe. | 
13. Der große Rath hat zu Behandlung der wichtigern, durch da 
Geſetz bezeichneten Geſchaͤfte zwei ordentliche Sahresfigungen; fonſt verſan 
melt er ſich gewöhnlich jeden erften. Montag in jedem Monate; oder-fo of 
es die Gefchäfte weiter erfordern mögen. 


14. Bor den Entfcheid des großen Rathes gehören: 

a) die Standesftimme für die Zufammenberufung auferorbentlicher Tar 
fagungen, die Wahl und Inftruction der Gefandten auf die eidögent: 
fiihe Zagfagung, die Matification —— * und die Schliefum 
aller den Stand verpflichtenden Verträge, inſofern fie, nad) dem dur 
desvertrag, den einzelnen Gantonen üÜberlaffen ift; 

b) die Errichtung, Abänderung oder Aufhebung aller conftitutionellm m 
andern allgemginen Gefege ; | | 

c) die Errihtung aller neuen bleibenden Stellen; 

R die Ermählung der beiden Schültheiße, des Sedelmeifters, der Ms 
glieder des Eleinen Raths, der fünf Hauptcollegien, des "Appellatient 
gerichtS, des obern Chegerichtg, ıdes Stadtsfchreibers, der Dbderamtmir 
ner, des oberften Decand und mehrerer andern durch das Gefit e 

| flimmten Stellen; a 
0) das Begnadigungsreht, nach Fünftigen gefeglichen. Beſtimmungen; 
) die Ausschreibung von Steuern und Abgaben, Standesanleihen IM 
Geldanwendungen, Käufe oder DVeräußerungen von Eigenthum be Kr 
publik; der Entſcheid über bedeutende Ausgaben, mit Ausnahme Wi 
von ihm beligirten Competenzen und baherigen, gegenwärtigen N" 
zukünftigen, gefeglihen Beltimmungen; die Abnahme und Par“ 
der Standesrechnungen und die Cinficht der Brand: Affecuranzıd 
nung; | | 

g) endlich, alle diejenigen Gegenftände, welche der große Rath, nad ! 
gegangener Unterfuchung, vor ihn zu ziehen gut finden wird, 

Die Gefchäfte können nicht anders vor den großen Rath zus 
Entfcheid gelangen, als nad vorheriger Berathung des Eleinem Kai’ 
oder vor Rath und Schszehn. 

Abaͤnderungen und Aufhebung von conftitutionellen Gefegen u 
Decreten können nur durch zwei Drittheile des anmwefenden-dafür u" 
fammelten Tribunals befchlofjen werden. 


15. Der Eleine Rath befisht aus den beiden Schultheißen, deri un 
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zwanzig Mitgliedern und zwei Heimlichern, und wied von dem großen Rathe 

aus ſeiner Mitte gewaͤhlt. Die Mitglieder des nn en —* * jaͤhr⸗ 

lichen Beſtaͤtigung des großen Raths unterworfen. 

16. Der kleine Rath ſtellt, wenn er niche we dent! — Rathe 
vereinigt iſt, die ordentliche und gewoͤhnliche Regierung des Standes Bern 
vor, und hat in: dieſer Eigenſchaft, nach vorhandenen. Geſetzen und Ordnun⸗ 
gen, oder in Ermangelung derfelben nach Eid und Gewiſſen, alle aͤglichen 
laufenden Geſchaͤfte von ſich aus zu beſotgen; die wichtigern aber, welche der 
große Rath ſich vorbehalten hat, oder die der kleine Rath ſelbſt vor ihn zu 
btingen gut findet, vorzuberathen. 

17. Die Heimlicher insbeſondere ‚haben Pflicht und Recht, auf die 
Erhaltung und Handhabung der Verfaffung zu wachen und aufaͤlige Ab⸗ 
weichungen oder Eingriffe dem großen Rathe anzuzeigen. — 

18. Ein aus dem geſammten kleinen Rathe und ſechslehn ahrlich 
durch das Loos gewaͤhlten Mitgliedern des großen Raths, unter dem Namen 
von Raͤthe und Sechszehn, gebildetes Collegium hat Gewalt und Recht, 
jedes Mitglied des großen Mathe jährlich zu beftätigen, -zu ſuſpendiren oder 
zu entfegen; auch follen alle Vorfchläge zu Errihtung von neuen, zu Ab: 
änderung oder Aufhebung von beftehenden, die Berfaffung betreffenden Satzun⸗ 
gen und Ordnungen, von diefem Collegium vorberathen merden. 

19. Für die Erfedigung der unbedeutendern nnd die Vorberathung der 
wichtigern Gefchäfte find fünf Dauptcollegien aufgeftelle: 

Ein geheimer Rath zur Leitung der diplomatifhen Angelegenheiten und 
zur Handhabung der innern und äußern Sicherheit; insbefondere dann hat: 
derfelbe während der Zeit, da nad dem WBundesvertrage dem Stand Bern, 
als eidsgenoͤſſiſchem Vorort, die Direction der algemeinen Bundesangelegens 
heiten obliegen wird, die daherigen Sifhäfte, m 'Kolge näherer 'gefeglihen 
Beſtimmungen, cheils ſelbſt zu erledigen, theils Au unterſuchen, worzuberathen 
und daruͤber an den kleinen Rath zu refericen. 

Ein Finanzrath. 

Ein Juſtiz- und Polizeirath. u dual I 
Ein Kirhen= und Schultath. wand 
Ein Kriegsrath. u ' 

Deren Obliegenheiten und Befugniffe durch ein biemems Siet ” 
timmt find. 

20. Ein aus der Mitte des großen Waths ‚gemählts -Appellations- 
ericht beurtheilt in legter und höchiter Inſtanz alle Civil: und Criminal: 
htsfälte. Bu Beurtheilung von Chpitalverbrechen werden un vier 
Ritgtieder- des kleinen Raths zugegeben. 

21. Ein oberes Ehegericht ſpricht in erſter —— uͤber alle Ehr: 
nd Paternitätgfälle in dem reformirten Theil des ——— Das Geſetz 
ird über deſſen weitere Competenz verordnen. TE 

22, Sn jedem Amtsbezirke ift aufgeftellt: - 

a) ein Dberamtmaun, der nad) einem beſondern Wahlreglement von — 
großen Rathe erwaͤhlt wird. Er iſt der Stellvertreter der Landesobrig⸗ 
keit, beſorgt die Vollziehung ihrer Verordnungen und Befehle, wacht 
über die oͤffentliche Ruhe, die Sicherheit, Polizei und geſetzliche Orb: 
nung in feinem Bezirke, und beauffihtigt die Werwaltung der Ge: 
meinds=- und Votgtsfachen. Er übt das Amt eines Friedensrichters 
aus, und ift, unter" gefeglichen a ai ne Richter in 
‚Polizei und Adminiftrationsfachen. 
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b) ein Amtsgericht zur erftinftanzlichen Beurtheilung der Criminalfaͤlle de 
Bezirks, und iſt auch, unter geſetzlichen Competenzen, Richter in e 
ſter Inſtanz in Civilfaͤllen. Daſſelbe wird auf feinen doppelten Der 
m einen einfachen des Oberamtmanns duch den Heinen Rat) 
erwählt, 

| 23. Sn. jedem Kirchſpiele iſt aufgeſtellt: ein Fertigungsgerichtz deſſen 
Praͤſident, der Gerichtsſtatthalter, iſt zugleich der erſte Unterbeamte fein 
Gerichtsbezirks, und wird durch den Oberamtmann aus der Anzahl der Bei: 
figer des Fertigungsgerichts erwaͤhlt. Und im xeformirten Theil des Gan- 
tond: ein Chorgericht. 

Gegenwärtige. Erklärung und Auszug aus ben die Verfaffung betreffen: 
ben Gefegen und Decreten ift von U. ©, H. Herren und Obern, Schuithei, 
Bein und großen NRäthen der Stadt und Republit Bern, nad vorhergegan- 
gener Prüfung, gut geheißen uud befchloffen worden, daß berfelbe, als die 
Grundlagen der nunmehrigen Staatsverfaffung der Stadt und Repubil 
Bern, in das eidsgenöffifhe Archiv niedergelegt werden fol. 

Den, den 26. Auguft 1816. 

| Der Amts: Schultheif: 
Sn deſſen Abwefenheit der Alt: Schultheii, 
Unterz. Rudolf von Wattenwpl, 
Namens des großen Raths, 
der Staatsfchreiber: 
Unterz. Gruber. 


v) Gantonsverfaffung des eidösgenöffifhen Stan: 
des Unterwalden ob dem Wald vom 28. April 
1816. 


1. Der Canton Unterwalden ob dem Wald befteht aus fieben Pfar 
gemeinden, ald Sarnen, Kerns, Sachſeln, Altnacht, Giswyl, Lungern u 
das Klofter und Thal Engelberg. 

2. Sarnen ift das Hauptort. 

3. : Die riftkatholifhe Religion ift die eligion | des Landes. 


' Deffent!iihbe Gemalten. 
a) Die Landsgemeinde. 


4. Die höchfte fouveraine Gewalt beruht auf der Landsgemeinde od 
allgemeinen Verſammlung des Volks. 

5. Diefe befteht aus den rechtlichen Landleuten, die das zmanıel 
Jahr erfüllt haben, weder fallit, noch fonft durdy eine Sentenz entehrt w 
davon ausgefchloffen find. 

6. Die Landegemeinde verfammelt ſich jährlich ordentlicher Weife & 
legten Sonntage im April; außerordentlic wird fie zufammenberufen, wa 
der Landrath ſolches wegen dringender wichtiger Gefchäfte nothwer 
erachtet. . 
7. Die Landsgemeinde mählt den regierenden Landamman md } 
übrigen Vorgefegten des Landes; fie ernennt ferner die Standescanzlei = 
die. übrigen Landesbedienfteten. 

8. Landesvorgefegte find: vier Landammänner, ber Landsſtatthate 
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der Landsſeckelmeiſter, der Landsbauherr, der Pannerherr, zwei kandehaupt⸗ 
männer, zwei Landsvenner und zwei Zeugherten. 

9. Sie ernennt den Geſandten auf die jaͤhrliche Tagſatzung. 

10. Sie beſtaͤtigt oder verwirft die Geſetzesentwuͤrfe und andere wich⸗ 
tige Anträge, die ihr von dem Landrathe vorgelegt werden. i 

11. Sie wird jährlich .von dem Beftande des Landfedels in Kenntniß 
geſetzt, und fie, bewilligt die Erhebung der zu Beſtreitung der Landesbedürf⸗ 
niſſe aforderlichen Landſteuern. 

12. Ihr ſteht die Befugniß zu, Landrechte an diejenigen zu ertheilen, 
welchen der Acceß hierfuͤr von dem Landrath geſtattet iſt. 

13. Kein anderer Gegenſtand kann an der Landsgemeinde in Berathung 
gezogen werden, er ſey dann zuvor dem Landrathe eingegeben worden, und 
nach deſſen Gutachten. 

14. Die außerordentlichen Landsgemeinden koͤnnen nur uͤber diejenigen 
Gegenſtaͤnde berathſchlagen, wegen welcher ſie zuſammen berufen worden ſind. 

— 


b) Der Landrath. 


15. Der Landrath befteht aus den von der Landsgemeinde gewählten 
Vorgefegten und aus fünf und fehszig von den Pfarrgemeinden gewählten 
Rathögliedern. 

16. Bon dem Landrathe wird die höchfte vollziehende, verwaltende und 
polizeirichterliche Gewalt ausgeübt, 

17. Er fchlägt der Landsgemeinde die nöthig findenden Gefege vor, 
und beforgt nach erhaltener Genehmigung die Vollziehung derſelben. 

158. Er erläßt zu diefem Ende fowohl als zur Handhabung der Pos ' 
lizei, als über die in das Fach der Verwaltung einſchlagenden Gegenftände, 
die erforderlichen Befchlüffe. 

19. Er beſotgt die Vollziehung der Verfügungen ber Bundesverfaffung 
und der Tagſatzungsbeſchluͤſſe. 

20. Er ertheilt der Geſandtſchaft auf die eidsgenöffifchen Tagſatzungen 
die gutfindenden Inftructionen. 

z 21. Er ertheilt Niederlaffungsbewilligungen nah Worfchrift des 
eſetzes. 

22. Er prüft die Rechnungen der Landesverwaltungen. 

23. Er. emennt die Verwalter des Armenguts und ber Polizeibes 
amten. 

24. Der Landrath entfcheidet in letzter Inſtanz über Gegenſtaͤnde, 
welche in die Judicatur der Gemeindraͤthe einſchlagen, desgleichen über Zug—⸗ 
rechtsſtreitigkeiten. 

25. Er ertheilt Reviſion über civilrichterliche Urtheile. 

26. Er übt die ihm zuſtehenden Gollatur: und Confirmationsrechte ei⸗ 
niger geiftlichen Pfründen aus, 

27. Er beurtheilt die polizeilichen und minder wichtigen peinlichen 
Redhtsfälle. 

28. Es liegt in feiner Competenz, in wichtigen Criminalfällen den 
weis und dreifachen Landrath zufammen zu berufen. 

29. Bon dem einfachen Landrathe hängt der Entfcheid ab, ob ein 
Sriminalproceß ald Malefiz zu behandeln fey, oder nicht. 

30. Im erſten Falle wird der dreifache Zandrath in ber Eigenſchaſt 
[8 Malefizgericht verſammelt, Bene das N Recht zufteht, ein 
odesurtheil zu fällen. . 
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wand © 1:0) Der-regierende Landumman, 


31. Der tegierende Landamman führt ſowohl an den Ranbegemake, 
als bei dem eine, zmweis und dreifachen Landrath den Borfik; in feiner Abs 
weſenheit vertritt dev Landeftatthalter deffen Stelle, und wann dieſe beide ab⸗ 
en. jeweilen der Ältefte Landamman. 

Er Der regierende Landamman verfammelt den nn fo oft e⸗ 
die —— Geſchaͤfte erfordern. 

33. Er oͤffnet die an den Rath gerichteten Schreiben, und legt ihm 
diefe und andere zu behandelnde Gefchäfte zur Berathung vor Es ift abe 
jedes Nathöglied befugt, mit Vorwiſſen des Landammans, gutfindende Bor 
träge zu machen. 

34. Er verwahrt das von der Landsgemeinde ihm anvertraute Schwert 
der Gerechtigkeit und das Landesſigill. 

35. Er unterzeichnet alle unter dem Landesfigill ausgehenden Brit: 
[haften und Actenſtuͤcke. 

36. Er nimmt in Pfliht und Eid die Beamten und alle übrigen, 
die duch) das Landesyefeg zu Leiftung derfelben verbunden find. 

‚x 37. Ueber Polizeivergehen und peinlicye Griminalfälle,. mit ze. 
des Malefizgerichts, führt er gegen den Delinquenten die Klage, bat aba 
Dann bei dem Urtheil keine Stimme. 


d) Die Civilgeridte, 


38. Die bürgerliche Suftigpflege wird verwaltet: 
a) von den Siebenergerichten als erfter Inftanz; 
b) von dem Gefchwornen= oder Appellationggericht. 

39. SZede Pfarrgemeinde hat ein Sfebenergericht,, weldyes jährlich ab 
geändert wird. 

40. Das Gefchwornengericht befteht, nebft dem regierenden Landam- 
man, welcher dabei den Vorſitz führt, aus ſechszehn Richtern, welche ven 
den fieben Gemeinden gewählt und jaͤhrlich abgeändert werden. Der au 
dem Amt tretende Landamman ift jeweilen ein Mitglied diefes Gerichts. 

41. Bor diefen Gerichten werden alle Givitftreitigkeiten, die Hab ım) 
But, Ehre und Eigen betreffen, entfchieden, mit Ausnahme der Zugredti 
ftreitigkeiten, welche der Judicatur des Landraths unterworfen find. 


e) Das Landgericht. 

42, Diefes. Gericht befteht aus dem verfammelten Zandrath, und wid 
bei offener Thür gehalten. Die Vermächtniffe und teflamentlihen Vetotd— 
nungen, welche demfelben vorgetragen werden, erwachſen in Sudicatum, im 
Falle fie nicht im zu beflimmendem Zermin rechtlich) angefochten und wide 
trieben werben. 

Wahlart. 


43. Die Landsgemeinde wählt den regierenden Landamman und Bi 
übrigen $. 7. genannten Vorgeſetzten, die Canzlei und die übrigen Landesde 
dienfteten. | 

44. Der regierende Landamman wird jährlicd abgeändert, Der Lan 
fedelmeifter und Landsbauherr refigniven jährlich ihre Aemter, find aber fr 
gleich wieder wählbar. Die übrige Landesvorgefegten bleiben Iebenslänglis 
im Amte. Die Ganzlei und übrigen Randesbedienfteten aber müffen fit 
jährlih um die Beſtaͤtigung in ihren Stellen melden. 

45. Die fieben Gemeinden wählen bie fie betreffenden Mitglieder bes Land 
raths und des Gefchwornen- oder Appellationsgerichts in folgendem Verhaͤltniſſt 
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a): die beiden größeren Gemeinden, Sarnen und Kerns, wählen jebe funf⸗ 
zehn Mathsglieder und zu dem Gefhmwornengericht drei Mitglieder; 

b) die fünf Eleinern Gemeinden, Sachſeln, Altnacht, Giswyl, Lungern 
und Engelberg aber, jede fieben ‚Glieder des Landraths und zwei Rich- 
ter des Geſchwornengerichts. 

46. Nach der Anzahl der jeder Gemeinde betreffenden Rathsglieder und 
der darin wohnenden Landesvorgeſetzten, wählen fie auch die Mitglieder des 
zweiz und dreifachen Landraths. 

47. Sie wählen auch jährlih die Mitglieder des Siebenergerichts, 
melches in allen Gemeinden mit drei Rathegliedern und vier Richtern aus 
der Gemeinde befegt wird. Sarnen allein wählt dazu vier Rathsglieder und 
drei aus der Gemeinde. | 

48. Zu Befegung des Geſchwornengerichts wählen die Gemeinden Sars 

nen und Kerns jährlich zwei. Mitglieder des Landraths und einen Richter aus 
der. Gemeinde, die übrigen Gemeinden aber jede ein Rathsglied und einen 
aus der Gemeinde. 

49. Die Wahlen, fowohl bei ber Landsgemeinde als bei den Kirch⸗ 
gangsgemeinden und bei den Rathsverfammlungen, geſchehen duch offenes - 
Handmehr. | 

50. Un der Landsgemeinde, bei zwei= und dreifachen Rathsverſamm⸗ 
fungen , wird dad Mehr durdy den Landwaibel und die fieben Gemeindswais 
bel gegeben. Bei dem einfachen Landrath gefchieht ſolches durch den Lands 


waibel. 
Stimm: und Wahlfähigkeit. 


51. Um an ber Landsgemeinde ſtimm- und mahlfähig zu ſeyn, 
muß man Ä 
a) ein rechtlicher und ehrlicher Landmann fepn; 
by das zwanzigſte Jahr erfüllt haben. 
52. Zur Stimm: und MWahlfähigkeit an ben Kirchgangsgemeinden 
ber wird nebft den obigen Eigenfchaften erfordert: 
a) daß er Antheilhaber am Gemeindsgut fey, oder das Recht dazu habe; 


und 
b) daß er in der Gemeinde wohne, 

53. Vater und Sohn oder zwei Brüder Eönnen nicht_zu gleicher Zeit 
dathsſtellen im einfachen Rathe bekleiden; doch bleibt es der Landgemeinde 
orbehalten, bei den Wahlen der Vorgefegten hierin Ausnahme zu machen, 
5o behalten auch die Mitglieder des Landraths, melche zu Worgefegten er: 
ınnt werden, ihre Rathsſtellen bei. 

54. Das vor dem Jahre 1798 beftandene Landrecht ift wieder hergeftellt. 

55. Es liegt in dem Souverainetätsrecht der Landsgemeinde, auf den 
orfchlag des Landraths, in eints und anderm Artikel diefer Cantonalver⸗ 
Tung Abänderungen oder gutfindende Zufäge zu machen. 

Alfo von der am 10. Heumonat verfammelten außerordentlihen Landes 
neinde befchloffen, nun aber durdy die wegen ber Vereinigung des Klofters 
d Thals Engelberg mit Unferm Stande zur Folge habenden Beifäge und 
änderungen vermehtt. 

Sarnen, den 28. April 1818. 

Der vegierende Landamman: 
Unterz. Nic. Imfeld. 

Der erfte Landfchreiber, 

Unterz. Ignaz Rohrer. 


336 Unterwalden nid dem Kernwalb. 


w) Berfaffung des eidögenöffifgen Cantons Un: 
terwalden nid dem Kernwald vom 12. Auguft 
1816, 


I. Allgemeine Beflimmungen. 


Der Canton Unterralden nid dem Wald bekennt ſich ungetheilt zur ns 
mifh = fatholifchen Religion. 

Seine Verfaſſung ift rein demokratiſch. e 

Die hoͤchſte Gewalt des Cantons beruht auf dem Volke. 

Seder Landmann, der die gefeglihen Jahre erreicht hat, ift Soldat, 
und nad) den beftehenden Einrichtungen zum vaterländifhen Dienft verpflid: 
tet. Ueber die übrigen Einfaffen verfügt das Geſetz. 


I. Landeseintheilung. 


| Der Canton Unterwalden nid dem Wald befteht aus fechs Pfarreien, 
und biefe bilden dreizehn Irtenen. 

Die Pfarrei Stanz begreift in fih: 1) Die Irty Stanz; 2), Eme 
moos; 3) Thallenwyl und Wpfenberg; 4) Stansftadt, Obbürgen und Sir 
fiten; 5) Oberdorf und MWalterfperg; 6) Büren unter dem Bach; dann folgt 
7) die Irty Buochs; 8) Ennetbürgen; 9) Wolfenfhießen, Boden, Alzelın 
und Oberridenbah; 10) Büren ob dem Bach; 11) Bedenried; 12) Sr 
giswyl und 13) Emmeten. 


IL. Deffentlihe Semalten. 


Diefe beftehen in der Landsgemeinde, Nachgemeinde, Räthen und Lıns 
leuten; in dem dreifachen, zweifachen und einfachen Landrath; in dem Be 
hen» und Ertrarath; in dem Blutgericht und Gefhwornengerichi, und in 
ben Siebener: und Friedensgerichten. 

A. Die Landsgemeinde ift die höchfte Cantonsbehoͤrde. Sie Ki 
fteht aus allen Landleuten, die das Gefeg nicht unfähig erklärt. Sie ben 
bie Landesehrenämter, als die vier Landammänner, und beftimmt denjenigen, 
der ins Amt treten fol. Sie ernennt den Statthalter, Pannerherm, de 
Sedelmeifter, Landshauptmann, Obervoigt, Zeugherrn, Bau- und En 
ßenherrn, den Landsfaͤhndrich und den Polizeidirector, beide Landihw 
ber, Landwaibel und den Standesläufer. 

Bon obigen Aemtern find allein der jährlichen Weftätigung unterwora 
ber Landesftarthalter und Landsſeckelmeiſter; hingegen beide Landſchteidet 
Landwaibel und Läufer müffen alle ſechs Sahre für die Beftätigung in im 
Yemtern ſich melden. 

Sie ernennt die Ehrengefandten auf die jährlichen gewohnten Tayfarım 
gen, den Landefähndric außer dem Rath und die drei Landmajoren. © 
nimmt neue Landleute an, und zwar auf den Ammanfas. 

Sie berathet ſich und ſchließt ab über Militaircapitulationen; fie ertdeil 
Inſtructionen über Krieg, Frieden und Buͤndniſſe, und erkennt auf den Tr 
[hlag des Landraths Landesfteuern. 

B. Die Nahgemeinde errichtet oder Ändert Gefege ab, wm 
macht andere nothwendige Verordnungen. Sie ernennt die Landfhäger, Res 
nungsherren, Aamwaffervoigte, die Kaftenvoigte beim Frauenjtife St, Cl 
beftäter die Proviantfchäger, ertheilt Schügengaben und nimmt Hinterfaf® 
auf Wohlverhalten an. 

An der Nachgemeinde, ben 12. Mai 1816, ift erfannt und zu ein 
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verbindlichen Landesgeſetz gemacht worden, wie folgt: es ſolle fürohin :an 
Landes oder Nachgemeinden kein Vorſchlag oder Anzug gefchehen, wenn nicht 
derſelbe in beftimmter Zeit vorher -einer hochweiſen Obrigkeit zur Prüfung 
vorgelegt worden ift. Herentgegen iſt aud dee Landrath nicht befugt, den 
ihm vorgelegten Anzug oder Vorſchlag zurüdzumeifen, wenn: derfelbe nichts 
wider die Ehre und Glorie Gottes, nichts wider die Ehre und Wohlfahrt 
des Vaterlandes, und nichts gegen die Landesverfaffung oder geſchworenen 
Bünde und Vertraͤge enthält. Mit dem Beifage, daß dann alle: von der, 
hochweiſen Obrigkeit nach dem Sinne diefes Gefeges geprüfte und, vorzubrin: 
gen bewilligte Vorſchlaͤge acht Tage vorher in allen Pfarreien durch öffentlis 
he Vorlefung zu jedermanns Kenntniß gebracht werben follen, damit jeder 
freie Landmann in Stand gefegt ſey, vorläufig über das Schädliche und 
Nügliche des Vorſchlags feine Ueberlegungen zu machen. \ 

C. An Räthen und Landleuten kann jeder wahlfähige Lande 
mann erfcheinen. Die Competenz berfelben ift, den Ehrengefandten auf die 
Zagfagung Inftructionen zu ertheilen. Sie hört ihre Verrichtungen an und 
beuctheitt diefelben. 

Wenn die Regierung es für nothwendig erachtet, Vieh in das Land zu 
berbieten; fo ift diefe Befugniß Raͤthen und Landleuten eingeräumt. 

D. Der dreifahe Landrath befleht aus dem ein: und zweifachen 
Pandrath, und dann wird auf jedes Rathsglied einer jeden Irty annoch ein 
erftändiger Mann beigegeben. F 

Der dreifache Landrath behandelt alles dasjenige, was ihm von der 
kands⸗ und Nachgemeinde aufgetragen wird. 

E. Der zweifadhe Landrath befteht aus dem einfachen Land: 
ath, und dann wird auf jeden Jıtyrath noch ein verfländiger Mann beis 
geben. ye 

Diefer ernennt alle ſechs Jahre das Salzdirectorium, ratificirt die abs 
ufchliegenden Salztractate, und beflimmt den Preis. des Salzes, 

F. Der einfahe Landrath beiteht aus allen Herren Vorgeſetz- 
n und acht und funfzig Irty-Rathsherren, in welchen nach folgendem 
Raapftabe von den Irtenen ernannt werden: 

Stan . 2» 2 22 te 6 Rathsglieder. 

» Ennemooß . » » 22.0.6 — 
.Thallenwyl und Wyſenberg.. 4 
.Stansſtadt, Obbuͤrgen und Kirſiten 4 
.Oberdocf und Walterſperg 

Büren unter dem Bach. 
Buochs 
. Ennetbürgen ee 
. Wolfenfchießen, Boden, Allzelle 
“ und Oberridenbah . ‚ 
10. Büren ob dem Bach 
11. Bedenid . . . 
12. Hergiswpl . 
13. Emmeten . 


—A MR 
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| Saͤmmtlich 58 Rathsglieder. 
Ferner find des Raths die zwel Herten Landſchreiber und der Landwai⸗ 
wenn ſie ihre Beamtungen aufgeben. En * 
Der einfache Landrath ernennt die Zoller im Lande, den Suſtmann 
Stansſtadt und den Boten, und behandelt alle uͤbrige im Geſetzbuche 
| 22 
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ihm uͤberttragene Verwaltungsgegenſtaͤnde. Er hat auch die Befugnis, fd 
in einen Matefizlandrath zu conftituiven, 

G. Der Wochenrath befteht auß dem jeweiligen vegierenden Lam⸗ 
amman, oder an deffen: Statt dem Amtsftatthalter, und aus jeber ber bi 
"zehn Irtenen wenigftens einem Rathsglied; jedoch mögen die Zit, Hmm 
Borgefegten, wie auc andere Rathsglieder, ſich dabei nach Willküht dr 
finden. 

. Derfelbe behandelt minder wichtige Civil, Polizei: und Provifionale 
genftände, erlaube Steuern anzulegen, unter dem vierten Grad vaterhalb, mb 
laͤßt von Woigteien, die Nicht * Vater beſtimmt find; er bevoigtet un 
ernennt Voigte bis auf das naͤchſte Gefchwornengericht; er fegt Commilin 
nen, beantwortet die eingefommenen hoheitlichen Schreiben, und hat brin 
bens Gewalt, in gefährlichen Zeiten Spiel und Tanz einzuftellen und j 
verbieten. - 

. H. Der Ertrarath ſoll wenigftens aus fieben Mitgliedern beſtehe 
und kann von dem vegierenden Landamman in dringenden Fällen, die Fein 
Verſchub leiden, zufammenberufen werden. 

Des Rathsplatzes find unfähig erlärt: die Falliten und die ii 
Schulden nicht bezahlen Eönnen; diejenigen, welche unter Vogt: oder Fe 
fchaft ftehenz und endlich alle diejenigen, die laut Uebung und Gefek ud 
ner ſolchen Stelle untauglich erklärt find. 

. Der Kriegsrath befteht aus allen Herren Vorgefegten, N 
Staabsofficieren und den auf dem Piket ſtehenden Officieren. 

Diefer verfammelt fih, wenn das Vaterland von außen bedroht, e 
im Innern durch ſchwere Gährung in Gefahr gefegt werden ſollte. Er ii 

ie erforderlichen Militairanftalten, und ordnet alles dasjenige an, mas 
bmarſch der Zruppen auf jede allfällige Aufforderung erforderlich fern wi 
um die Gefahr des Vaterlandes von außen oder im Innen mit Bundethe 
abwenden zu helfen. » a | 
| Den Sanitätsrath bilden alle Hetren Landammänner, der Ste 
halter, zwei Herren Doctoren und zwei Chirurgi, die das Wartgeld bezieht 
wenn diefelben f[hon nicht ded Raths find.-' | | 

Diefer verſammelt fih, wenn Anzeigen von anftedenden Kranke 
unter Menfchen oder Vieh einlangen.. Er trifft bei folhen Umſtaͤnden J 
nigen Anſtalten, die geeignet ſeyn mögen, dieſen Krankheiten oder Viehſcus 
den Eingang zu verwehren, oder, wenn dieſe im Lande ſelbſt Wurzel ge 
hätten, durch die möglichften Werforgungsmittel zu baͤmmen. ' 


IV. Richterliche Behörden. | 


1. Das Blutgericht befteht aus dem einfachen Landrath md ⸗ 
allen Landleuten, die das dreißigſte Jahr erreicht haben, mit Ausnahme N 


gender: e 
a) die einen geiftlichen Stand anzutreten gedenken; | 
b) welche des Eides unfähig erklärt, und endlich — 
c) diejenigen, welche den Beklagten unter dem. vierten Grade 


wandt find. ee | 
Die Anmefenden ſollen dann bei Eiden verbunden ſeyn, das Uch 
über den Delinquenten auszufüllen. | 
2.“ Das Befhwornengericht beſteht aus dem regierenden Li 
amman als Präfident, in deſſen Abweſenheit aus dern Amts ſtatthalter 
aus dem aͤlteſten Landamman in Abweſenheit des zweiten, und Ws | 
Mitrichtern, a i | f j J 2 8 6% | 


’ 
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Daffelbe ſpricht ab über alle Streitgegenftände, die Ehe oder Gut bes 
treffen, und zwar ohne meitere Appellation. 

’ — gehoͤren auch alle bußfaͤllige Sachen, auf welche Geldſtrafen ge⸗ 
etzt ſind. 

Daſſelbe ernennt Voigte und beſtaͤtet die vorgelegten Teſtamente. 

3. Die Siebenergerichte von Stanz, Buochs und Wolfenſchie⸗ 

fen beſtehen aus ſieben Mitgliedern. Dieſelben ſprechen ab über Civilmiß⸗ 
haͤlle, die unter dem Werthe von dreißig Gulden zu ſtehen kommen, inap⸗ 
pellabel. 
4. Die Friedensgerichte jeder Pfarrei beſtehen aus. drei Mitglie— 
dern. Alle Streitgegenftände müffen bei denfelben vormalten, ehe fie vor eine 
höhere Gerichtsinſtanz gezogen werden können. Ihre Weifung ift, mit der 
möglichften Wirkſamkeit den. Parteien zuzureden, und die vorwältenden Um⸗ 
fände, wo möglich, in Güte beizufegen. 

Die Zriedensgerichte fprechen inappellabel, was unter bem Werthe von 
zwoͤlf Gulden iſt. 

Wir Landsſtatthalter und Rath des Cantons Unter— 
valden nid dem Wald verordnen hiermit, daß die Verfaſſung des 
Fantons aus dem Geſetzbuche erhoben, und mit Ausſtreichung des Gebiets 
md der ehemaligen Verhaͤltniſſe Engelbergs in das eidsgenoͤſſiſche Archiv nies 
ergelegt werben foll. \ 

Kraft Erkanntnig eines hochweifen Landraths vom 4. März dieſes 
jahres. _ 

Stanz, den 12. Auguft 1816. 


Der regierende Amtsftatthalter, 
Sranz Sof. Bufinger, 
Sm Namen des Raths, 

Der erfte Landfchreiber, Käslin. 


) Berfaffung des Standes Uri vom 7. Mai 1820. 


ie Regierung bed hohen Standes Uri hat der Zagfagung vom Jahr 1820 
die nachfolgende Erklärung der Grundlagen der Verfaffung ihres Can; 
tons eingereidit. | 
Wir Landamman und Rath und gemeine Landleute des gemeineidsge— 
fifhen Cantons Uri in der Schweiz — in Folge der Beftimmung des 
15. des Bundesvertrags, daß die Berfaffungen der hohen Stände der ho: 
Zagfagung eingegeben und in das eidsgenöffihe Archiv abgelegt werden 
ın — erklären hiermit: 
Daß mir zwar nie eine in Urkund gefchriebene Verfaſſung unfers Gans 
3 gehabt Haben, daß aber duch Jahrhundert lange Uebung und beftehende 
ege diefelbe auf folgenden Grundfägen beruht, die wir unter dem Schuge 
Aullerhoͤchſten unfern Nachkommen unveraͤndert uͤbertragen wollen. 
1. Die Religion des eidégenoͤſſiſchen Standes Uri iſt die. römifchsfas 
'fche. 
5 Die fouveraine, oberfte Gewalt ſteht der Landsgemeinde zu. 
3. Die Landögemeinde trifft nach bisheriger Uebung bie ihr zuftehen- 
Wählen, und verfügt Über die Angelegenheiten des Landes. 
4. Die Standeshäupter, Landamman, Landeftatthalter und andere ſechs 
fegte Aemter, fo wie die Landſchreiber, A IN Amtleute und 


® 


EEE 
zT 


340 0 Chmyz. 


übrigen Landesdienfte, werben von ber Landsgemeinde die Rathsherten ix 
von den eilf Genoſſamenen, wovon das alte Land. sehn und der Bezirk In 
ſern die eilfte ausmacht, gewaͤhlt. 

5. Der Wochenrath, der ein-, zweis und dreifache Landrath, dr # 
heime nder Verwaltungsrath "und das Gericht zu Reuß und Schäden hir 
ten ihre alten,. auf Uebung und Gefegen beruhenden Verrichtungen, Einrit 
tungen und Wahlart, fo auch der Bezirksrath von Urſern laut beſtehen 
Vertrage. 

6. Die Gerichte, als das Siebner- unh Eitfergericht, das Bejick 
richt in Urfern und das Cantons- oder Appellationsgericht, fpreden mi 
Inhalt unferer Landesgeſetze in allen Streitfällen ab. 

Sn Allem bleibt es bei. unfern wohlhergebradyten Uebungen und du 
deögefegen, und uns und. unfern Nachkommen unbenommen und vorbehaltt 
diejenigen Abänderungen in unfern innern ‚Randeseinrichtungen zu treffen, | 
Landamman und Rath und eine ganze: Landsgemeinde der “Ehre un‘ 
Vortheil unſers Standes zutraͤglich erachten werden. 

Zu Urkund deſſen haben mir dieſe Ecklaͤrung in. gehöriger Form r 
fertigen, und mit den Unterfchriften unfersd dermaligen Standeshauptes u 
‘eines Randfchreibers, fo wie. mit unferm Cantongfiegel verfehen laflen. | 

Gegegeben Altorf, den 7. Mai 1820, | 

Zandamman und Rath und gemeine Landleut: } 
eidsgenöffifchen Cantons Uti. 

Der Landamman, Anton Maria Shmi 

Der Landfchreiber, Carl Florian kulli 


y) Berfaffung des Standes Shwy;. 


Der Canton Schwyz hat fein Orundgefeg bei ber Tagfası! 
“ nicht eingereicht. Er hat auch feit Aufhebung der mediationsmäßigen V 
faffung, ohne foͤrmliche Beſchluͤſſe, nur duch die Ruͤckkehr zu dan il 
Ordnungen und Uebungen, diefe legtern wieder angenommen, welche nie 
Urkunde oder foͤrmlicher Verfaffungsacte in Schrift verfaßt waren, fu 
aus - einzelnen Grundgefegen beftehen, die im Laufe von Jahrhunderten 
allmaͤhlig einander anreihten, und jetzt wieder, wie vormals, eine nicht in 
ganz zuverläfjige oder unzweideutige Sefammtheit bilden. | 
Der nachfolgende Abriß kann demnach Eeinen officiellen J 
rakter an ſich tragen; aber er iſt eine getreue Darſtellung der 
lich anerkannten Verfaſſungseinrichtungen (und entlehnt aus u 
Handbud). 


Allgemeine Beftimmungen. | 


Der Canton Schwyz befennt ſich ungetheilt zue Eatholifchen Rate 
Seine politiſche Verfaſſung ift rein demokratiſch, und die hoͤchſte Gemalt i 
ruht auf der Gefammtheit des Volkes. Jeder Eingebörne ift Soldat 
zum vaterlaͤndiſchen Militairdienfte verpflichtet, ſobald er das fedpögehnte d 
erreicht hat. | 

| | Landeseintheilung, 

Der Ganton ift in. fieben Bezirke ‚eingetheilt, naͤmlich: Schwyʒ Fr 
Mach, Einſiedeln, Kuͤßfnacht, Vorder⸗ und Hinterhof, oder -Wolkan u 
Pfeffiton. Jeder diefer Bezirke hat feinen eigenen Rath und Gericht mi 
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Inſtanz. Schwyz iſt der Hauptort dẽs Cantons, und allda wird ausſchließ⸗ 
lich die me Juſtiz verwaltet und ausgeuͤbt. 


DOeffentliche Gewalten. 
Dieſe begreifen die Landsgemeinden, die Raͤthe und bie Gerichte 


1. Die Cantons-Landsgemeinde oder die. allgemeine, Volksver⸗ 


ammlung ift die höchfte Landsbehoͤrde. Sie befteht aus allen Angehörigen 
es Cantons, die das fechszehnte Jahr erreicht- haben; : fie wird alfe zwei 
Jahre am erfien Sonntage im Mai zu Schwyz gehalten, und fie erwählt 
urch freie Hand und Stimme den Fandamman, Statthalter, Pannerherrn, 
Sedelmeifter und Zeugherrn, und die Gefandten auf die Zagfagung. Die 
andsgemeinde rathfchlagt über alle auswärtige Bündniffe und Werträge, 
driegs⸗ und Friedensſchluͤſſe; fie erläßt allgemeine Landesgaſete⸗ oder Ändert 
ereite 3 beitehende ab. 


‚Sn. jedem: Bezirke. wird altjähefich eine. Befowdene: — u 
erfammelt, von: :melther die eriten. Vorſteher derfelben, ats Landamman, . 


Statthalter, Sedelmeifter, auf zwei Jahre, und der Randmwaibel und Land: 
hteiber erwaͤhlt werden; dieſe Verſammlung erwaͤhlt ebenfalls die Richter, 
nd in einigen Bezirken auch die Rathsherren. Dieſe Landsgemeinden bils 
m gleichfalls die hoͤchſte Gewalt des Bezirks, und erlaſſen Geſetze, oder aͤn⸗ 
m folhe nad) Belieben ab, inſoweit biefelben in der Befugniß eines em: 
Inen Theile des Cantons liegen mögen. 

2... Der allgemeine geſeſſene Landrath iſt aus fehszig Mit: 
iedern des Mathe vom Bezirke Schwyz, außer dem Landamman, Statt: 
lter, Seckelmeiſter, Landshauptmann, Pannerherrn und Zeugherrn, zuſam⸗ 
engefet, und zu "bdiefer Zahl geben "die übrigen ſechs Bezirke zuſammen 
ch ſechs und dreißig Mitglieder, -- Diefer Rath beſchaͤftigt fi mit Abfafe 
ng. von. VBorfchlägen allgemeiner Geſetze und Verordnungen ‚für den 'ganzen 
inton. Er wacht für das Wohl und die Sicherheit des Cantons, und übt 

: höhere Polizei aus. Ihm kommt zu, die Organifation der Milizen und 
bere allgemeine Militairanftalten zu treffen. Er beurtheilt auch die Cris 
nalfälle, infofern diefelben nicht fo wichtig find, daß zufolge der Criminal: 
mung Todesſtrafe eintreten Eann.‘ Für diefe Fälle iſt 

3. der zweifache Landrath.aufgeftellt. Derſelbe befteht aus ſaͤmmt⸗ 
ven Mitgliedern des allgemein. gefeffenen Landraths amd aus eben ſo viel 
jügern, die von den Gemeindsverfammiungen erwählt. werden, Er ift der 


rite Criminalrichter, und ſpricht nur über ſchwere Griminalfälle, worauf 


desftrafen anwendbar ſeyn koͤnnen. 

4 Der dreifahe Landrath beſteht aus zʒweihundert und acht 
> achtzig ordentlichen Mitgliedern und den erſten Beamten. Er verfam: 
it ſich ordentlicher Weiſe zweimal im Jahre, und feine Befugniſſe beſtehen 
Abfaſſung der Inſtruction auf die Tagſatzung, und Anhörung der Re: 
on der Gefandtfchaft in feiner zweiten Verſammlung. 

5. Bezirksräthe. Jeder Bezirk bat feinen eigenen Rath; berfelbe 
gt das Polizeiweſen deſſelben und trifft Verordnungen und Befchlüffe, 
he-die Lage und Umjtände feines MWirkungskreifes erfordern mögen. . Der 
zirksrath von Schwyz, der ſich ordentlicher Weife wöchentlich eins 
| verfammielt, beforgt und leitet auch die allgemeinen Gefchäfte des Can: 
8 und die Gorrefpondenz; in wichtigen Fällen jedoch ruft er den allgemei: 

gefeffenen Landrath zufammen. 

6. Daß: Cantonsgerigt tft aus ſaͤmmtlichen, Abtheilungen des 
itons zuſammengeſetzt in gleichen Verhaͤltniſſen, wie sder geſeſſene Lands 
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rath. —** ſpricht über alle Civil⸗ und Injurienhaͤndel, bie von hend 
zir@sgerichten appellirt werden Eönnen, in zweiter und legter Inſtanz ab. Kr 
Rechtshandel kann appellirt werden, deſſen Betrag oder Werth nigt & 
Summe von zweihundert Gulden überfteigt. 

7. Das Neunergericht urtheilt über Rechtsfragen, welche Er 
und guten Namen betreffen; über Erbſtreitigkeiten; über Hag uud Dit, 
Steg und Weg. 

8. Das Siebenergericht hingegen ſpricht Aber alfe andere Erin 
ſprachen ab, die dad Mein und Dein betreffen. 


Gemeindsbehoͤrden. 


9. Jede Gemeinde hat einen Kirchen- oder Gemeindetet 
dem es obliegt, bie -Kicchen= und Gemeindsgüterangelegenheiten zu ir 
und zu verwalten, fo wie dad Armen: und Vormundſchaftsweſen N 
Mitglieder werden von der Gemeindsverfammlung erwählt; wichtige Ans 
genheiten werden auch von: diefer legtern unmittelbar berathen. 


⸗ 


2) Verfaſſung der Republik Wallis vom 30. I: 
E 1802. 


Noch bevor die Mediationdacte (1803) das poltiſche Schiäil ! 
Schweiz unter der Leitung Bonaparte's, als erſten Conſuls der franz‘ 
ſchen Republik, entfchied, warb (Aug. 1802) das Wallifer Land u 
ber Schweiz getrennt, und zu einem eigenen Freiftaate, = 
der Leitung eines GrandsBailli, umgebildet. Diefer neue Freiftaat m 
unter den Schuß der franzöfifchen,, italienifchen und helvetifchen Rep 
geftell. Er erhielt am 30, Aug. 1802 die nachftehende Verfaſſung 
Allein am 12. Nov. 1810 ward dieſe Republif Wallis, angeblih wi 
der in ihr herrfchenden Anarchie, und weil fie die ihr auferlegte Dei 
gung in Hinficht der Straße über den Simplon nicht erfüllt habe, © 
dem Namen: Departement Simplon Frankreich felbft einverld 
. Im Sahre 1814 fam Wallis wieder an den helvetifchen Bund 


Im Namen ded allmädjtigen Gottes. 


Erfter Zitel, 


Art. 1. Die heilige, rdmiſch⸗ katholiſche, apoſtoliſche Religion iſt die Kir! 
des Staates; fie allein hat einen oͤffentlichen Cultus; das Geſes ſoll dı“ a 
wachen, daß diefelbe weber in ihrer Lehre, noch in ihrer Ausübung geftört mit 


Zweiter Titel, 


Art. 2, Das Wallis macht einen freien und unabhängigen, von der Fr: & 
fifchen, der helvetifchen und der italienifchen Republik ifolirten Staat, unte J 
=. diefer drei Republiten, aus, die dafür Gewähr leiften. 

Ürt. 3, Die Gervährleiftung der Unabhängigkeit der helvetifchen PPRRRR : 


wie bdiefelbe im 11. Art. des Friedensfchluffes von Küneville ven Seiten Frantı 
ift außgebrüct worden, bleibt auf das Wallis antvendbar, als welches zur? 
jenes Friedensſchluſſes zu Delvetien gehört hat 

Art. 4. Der franzoͤſiſchen Republik koͤmmt der freie und immierwährenk 
brauch einer Handels» und Mititärftraße über den Simplon zur, bie vom Di 


) \ 
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t des Montblanc an bis auf das Gebiet der iatienifen Republit das Wal⸗ 
Is durchſchneidet. 


Dritter Titel, 


r 
© Art. 5. ‚Die Straße, welche gegenwärfig über shi Simplonberg eröffnet. wird, 
auf Koften der franzoͤſiſchen und der italien hen Republik erbaut und unter: 

Iten werden; die Eigenthümer derjenigen Grundſtuͤcke, melde für dieſe Strafe 

braucht wurden, ober noch gebraucht werben: Aönnten, ſollen ‚von jenen zwei Mes 
bliken allein entfchädigt werden, und die- Regierung de Moelue wird über bie, 
defer Straße zu gebende Richtung, angehört werben, i 

Art. 6. Das Wallis wird bie * rhandene Straße von et, Bingoulph bis 
Brieg auf feine Koften unterhalten. s wird, die ‚mangelhaften Theile berfelben 
erftellen und für die Sicherheit der Reiſenden ſowohl als der Wanrentransporte 
uf feinem Gebiete Sorge tragen. 

Art. 7. Das Wallis folk. nicht verpflichtet ſeyn, ſeine Pälfe zu: bewachen 
de garder ses passages), die franzöfifhe Republit nimmt die Bewachung derſel⸗ 
en allein auf ſich; fie wird ihre dafür erforderlihen Zruppen bezahlen und die 
othwendigen Werke auf ihre: Koften erbauen und unterhalten. 

Art. 8. Die franzöfiihe Republik wird alle \erforbexlihe Einrichtungen im 
Ballis alfo treffen, daß die Bebürfniffe ihrer Truppendurchmaͤrſche, in Bezug 
uf Herberge, Unterhalt, Bourage, Transporte und Lieferungen aller‘ Art, keiner⸗ 
i Schwierigkeiten erleiden und dem Lande nicht zur Laſt fallen. 

Art. 9. Das Wallis verpflichtee" fi, Feine nette Goimmunfcaticnsftraße mit 
in angrenzenden Staaten zu eröffnen, es habe ſich denn zuvor mit ber franzöfi- 
hen Republik darüber verftändigt. 

Art. 10. Die franzöfifche und italfenifche Republik machen keinen Anſpruch 
uf irgend eine Dodanen:, Zoll: oder Tranſitabgabe, die, unter welchem Namen 
8 audy wäre, auf dem Gebiete des Wallis von wegen ber Anlegung ber Straße 
ber den Simplon gefordert werben Eönnte;s das Wallis ſeinerſeits verpflichtet 
ch, Abgaben ſolcher Art anders nicht, als im Einverſtaͤndniſſe mit der franzoͤſi⸗ 
hen und der italieniſchen Republik zu errichten. 

Art. 11. Das Wallis, die franzoͤſiſche und bie italieniſche Republik, werben 
it einander einverftanden und gleichzeitig, eine jebe fo weit es fie betrifft, diejeni« 
— treffen, welche fr ‚ben Dienſt der Straße noͤthig erachtet 
erden. 

Art. 12. Die Hoſpitien auf dem Simplon und auf dem St. Bernhard und 
e dahin führenden Straßen ſollen in gutem Stande erhalten werden. - 

Art. 13. Das Wallis behält. das, Recht briznanerfannte Regimenter in aus 
aͤrtigen Dienſten zu halten. 

Art. 14. In Betracht, daß die Republik Wallis Botſchafter ſowohl, als 
litiſche und Handelsagenten, nur allein an bie drei Garantie leiſtenden Republi⸗ 
n fendet, und auch von dicfen allein ſolche annimmt, werden bie Botfchafter. und 
andelsagenten der franzöfifgen Ropublik an denjenigen Orten, wo das Wallis 
ine Agenten hält, diejenigen Bütgm: des Wallig in a Women, welche ihre 
ermendung anrufen. - 

Art. 15. Das Wallis bleibt in Kraft feiner Unabhängigkeit in. dem. vollen 
sfige bes Rechtes, Veränderungen mit ber gegen: värtigen Verfaffung vorzunehmen, 

fo weit, als oldhe die Artikel diefes deiften Jund jene des vorhergehenden zwei⸗— 
Titels nicht betreffen, welche ihrem woͤrtlichen Inhalte nach endlich und unab⸗ 
derlich bleiben follen: 


Vierter Fitel, 
Eintheilung des Gebtets, 


Art. 16. Das Wallis bildet eine Be welche ber nämlichen — 
18 und den gleichen Gefegen unterworfen ift 

Bitten (Sion) ift der Gauptort der Republik, und bie obern Behörden: halten 
rt ihre Sigungen. 

_ 17. Das Gebiet ber Republik iſt in zwölf Behenden (Dixains) ab: 
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Dieſe Zehnden ſind: 
Gombs (Conches) 
Bi * — T Mit denjeni | 
spach (Viege it denjenigen Hauptorten, bie fie im J.1 
Raron (Rarogne et Moẽrel) hatten und in ihren damaligen Örenzen. 
Leud (Loẽche) | | 
Siders (Sierre) 
Sitten (Sion) in ben Grenzen: feines gegenwärtigen Bezirkes und mit 
- von Nenda, Benfona und Salline. 
Deremence (Hermence) eben fo, ohne Nenda, Beyfona und Gallins. 
“ — (Martigny) i i “zZ 
Semtr 8 b a» 
ne Maurice) > |. Inden Grenzen ihrer Diſtrict. 
Monthey (Monthey) 


Diefe ſechs letztern Behnden behalten die Hauptorte, welche fie während da 
Difteictseintpeilung gehabt haben. 


Sünfter Zitel, 
Molitifher Stand ber Bürger. 


. Art. 18. Bürger des Wallis find: Br 
A. ſolche, die, in Kraft der gegenwärtig in der belvetifchen Republik beitehenin 
Geſetze, Activbürger im Wallis find und fi in irgend eine Gemeinde ci 
Gemeinbebürger, annehmen [alens nach einer für diefe Glaffe von Ginmohum 
durch das Geſetz feftzufegenden, die Aufnahme erleichternden, - Vorſchrift; 
- B..die Fremden, welde ſich ein Gemeindebürgerreht erwerben, machdem fir io 
vor durch den Landrath naturalifirt wurden, gemäß den durch das Geſeh wi 

Zzuſtellenden Bedingniſſen. — 

Art. 19. Niemand kann das Bürgerrecht ausüben, er ſey denn zwanzig Jar 
alt und habe ein. Jahr lang auf dem Gebiete der Republik gewohnt. Riem 
Fan fein Stimmrecht in einer andern Gemeinde geltend machen, als in jener, & 
er ald Gemeindebürger angehört. — 

Art, 20. Niemand iſt zu Gemeindebeamtungen waͤhlbar, er habe dann ki 
wwanzigfte Jahr, zu Behendbeamtung, er habe dann das fünf und zmwanzigfte, 
zu höheren Beamtungen, er- habe dann daB dreißigfte Jahr zuruͤckgelegt. 

Geijtlihe Beamtungen find mit den Givilbeamtungen unvereinbar. 

rt. 21. Das Gefetz beſtimmt die Faͤlle, weiche den Verluſt oder bie. Suse 
fion des Bürgerrechts bewirken. F 


Sechſter Liter, 
Verhaͤltniſſe der Grundſtuͤcke. 


Art. 22, Kein Grundſtuͤck darf mit einer ewig unabloͤsbaren Abgabe e 
ſchwert ſeoyn. u | u 
* Art. 23. Alle gegenwärtig beftchende Abgaben diefer Art, und namen 
die Zehenden und Grundzinfe, find loskaͤuflich 

Art. 24. Die Art des Loskaufs foll ſpaͤteſtens am Schluſſe des -Landrathi 
von 1803 feftgefegt feyn. er " ' 


Siebenter Titel 
Gemeinde: und Zehndenbehoͤrden. 


Art. 25. Gebe Gemeinde, hat einen Rath, der aus höchftens zwölf Glieden 
und aus den Gedelmeijtern (Syndics) der Gemeinde beiteht, welchen die Berme 
tung der Gemeindegüter,; die. Beflimmung - der: Ausgaben, bie. Vertheilung be 
Abgaben und die Örtlichen Polizeiorbnungen obliegen. 

Die Präfidenten, Sedelmeifter und Mitglieder bes Gemeinderaths merben ® 
nn aller Gemeindebürger ernannt: Sie beftimmt die Dauer ihr 

tözeit. Ä Ä SE 

Art. 26. Die Vorftcher des Gemeinderaths forgen für die Bolzichung u 
Gefege und derjenigen Adminiftrationsverordnungen, welche ihnen durch die Präl 
denten des Zchndenraths zugefandt werben. - 
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"Ark 27° Jeder Zehnden hat einen Rath, der aus einem Präfidenten und aus 
ben Vorftehern der Gemeinderäthe befteht. 

"Die Gemeinden, welche mehr als hunbert Aetivbuͤrger haben, ſenden überdies 
für jedes Hundert Bürger einen Deputieten zu biefem Rathe, und es muß einer ber 
Syndics unter biefen Deputirten ‚begriffen feyn. 

Art. 28. Der Zehndenrath macht die ihm zufommenden Ernennumgeh, verfügt 
über die Ausgaben der. Behnden, vertheilt die Abgaben auf die Gemeinden, mit Vor⸗ 
behalt der Anrufung des, zufolge der Vorfchrift des Art. 59. gebildeten, : Staats⸗ 
— und berathſchlagt uͤber die gemeinſamen Angelegenheiten des Zehnden. 

Art, 29, Der Praͤſident des Zehndenraths ordnet deſſelben ordentliche und aus 
m Berfammlungen an... 

Er ift von Rechtswegen einer ber Deputirten des Zehndens zum allgemeinen 
kandrath. Er iſt, unter den Befehlen des; Staatsraths, mit der Vollziehung ber 
Geſetze, Beſchluͤſſe und Verordnungen beauftragt, und er bedient ſich dafür der 
Vorfteher der Gemeinderäthe, welche ihm zu dieſem Behufe untergeordnet find. 

Art. 80. Die Präfidenten der Behndenräthe erhalten: eine Entſchaͤdniß, die 
urch Wr Eandrath ſoll beſtimmt werden. Das Geſetz beſtimmt ihre Ernen⸗ 
ungsweiſe. 


| Achter Titel. 
Von der Regierung. 


Art. 31. Die Republik wird durch einen allgemeinen Lanbrath ieie generale) 
nd durch einen Staatsrath regiert. 

Urt. 32. Der allgemeine Landrath beſteht aus den Deputirten, welche jeder 
ehnden in dem Verhaͤltniſſe von einem Deputirten auf zweitauſend ‚Seelen, mit 
nbegriff des Zchndpräfidenten ernennt. Das Geſetz wird über die Bruchzahlen vers 
igen. Kein Zchnten darf weniger als zwei Deputirte haben. 

Der hochwuͤrdigſte Biſchoff von Sitten hat Sig und Berathungsſtimme im 
ındrath. Er ift der einzige Geiftliche, der dabei Zutritt hat. 

Art. 33. Die Deputirten zum allgemeinen Landrathe werden durch die Zehnd⸗ 
ithe ernannt, welde- fih ‚dafür am: erften Sonntage im Mai verfammeln.. Sie 
eiben zwei Jahre an ihren Stellen und koͤnnen wieder gewählt werden, 

Art. 34. Um in den Landrath wählbar zu feyn, muß man entweder geſetz ge⸗ 
ade, richterliche oder adminiſtrative Beamtungen an hoͤhern Stellen ober in den 
bunden bekleidet, oder das Amt dines oͤffentlichen Notare verſehen haben, ober 
dlich Offizier, bei den Einientzuppen geweſen feyn.. 

Urt. 35. : Kein ſeit dem Jahre 1780 geborner Bürger kann ale Deputirter in 
7 Randrath gewählt werden, wenn er nicht im! Stande: iſt/ beide Sprachen — die 
itſche und franzoͤſiſche — zu verſtehen. 

Art. 36. Der Landrath erwaͤhlt aus feiner Mitte feinen Präfidenten, und ſei⸗ 
n Bicepräfidenten. Der eine von dieſen muß aus den oberhalb: dem, Fluſſe Raps 
i (Raspille), der andere aus ben unterhalb deffelben gelegenen Zchnden gewählt 
n. Sie werben für zwei Jahre ernannt und find wieder wählbar, fo lange als 
Glieder des Landraths find. 


Art. 87., Die. Glieder des Landraths erhalten eine Entſchaͤdniß, welche von 
ſein wird beſtimmt werden. 

Art. 33. Der Landrath verſammelt ſich jaͤhrlich zweimal, naͤmlich am 15. Mai 
am 15. November. Seine ordentlichen Eigungen follen nicht länger als: vier- 
n Zage dauern. Der Staatsrat) kann fie verlänigern und den Landrat außer: 

nid zufammen berufen. Er fann auch die Meinungen der lieder des Land: 
v3 durch Kreisfchreiden einfammeln und ſich dafür des Präfidenten des kandraths 
ienen. 

Art. 39. Der Staatsrath beſteht aus einem Praͤſidenten, welcher Landshaupt⸗ 
nn (Grand Baillif) heißt, und aus zwei Staatsraͤthen. Der Landrath ernennt 
in oder außer feinem Mittel, und fie haben einen Staatsſecretair, deſſen Ernen⸗ 
g ihnen zukommt. 


Xrt. 40. Die Entfhädniffe.der Mitglieder des Staatsraths werden vom Land⸗ 


be beftimmt. _ Sie werben nur von ben anweſenden Mitgliedern bezogen. - 

Art. 41. Es können niemals zwei Mitglieder aus dem gleichen Zehnden im 
atsrathe feyn- 

Art. 42. Ein Bandehauptmannftatthalter (Vice Baillif) und zwei Statthalter: 
tsrathe erſetzen jme Beamten im Galle von. Abwefenheit ober. Tod. Gie werben 


— 


346 | | Wallis. 


vom Sanbrathe in oder außer feinem Mittel It und hören Mitglieder 
des Landraths zu feyn, wenn fie es vorher — ſind. ai 

Art. 43. Um als Fapbehauptmann, Landehauptmannftatthalter, Staatsrath 
ober Statthalterftaatsrath "gewählt werben zu können, muß man vor oder feit dem 
Fe ei höhere, gefeggebende, richterlihe oder abminiftrative Beamtungen be 

et haben. 

Art. 44, Die Mitglieder des Staatsraths bleiben brei Jahre an ihrer Stelle. 
Sie werden jebes Jahr zum dritten Theil erneuert. Die erfie Erneuerung wird 
im Sabre 1805 ihren Anfang nehmen. Die austretenden Glieber find nur nah 
Berfluß von drei Jahren wieder wählbar, 


Neunter Titel, 
Bon den Befugniffen des Landraths. 


Ürt. 45. Die gefeggebende Gewalt gehört dem allgemeinen Landrathe zu. Kein 
Geſetz kann von bemfelben in Berathung genommen werben, außer auf den Bor: 
ſchlag des Staatsraths, welcher zu biefem, Behufe aus dem Landeshauptmann , den 
beiden Staatsräthen, dem Landshauptmannftatthalter und den zwei Statthalter: 
ftaatsräthen zufammen gefegt feyn muß. 

Art. 46. Die Ernennungen gefhehen vom Landrathe durch das geheim 
Eerutinium. Ä 

Art. 47. Die vom Landrathe ——— Geſetze find fuͤr die ganze Repw 
blik verpflichtend, von dem Augenblicke an, wo dieſelben geſiegelt und durch ben 
Staatsrath promulgirt ſeyn werden. 

Art. 48. Der Landrath erhält alljaͤhrlich im Monat Mai bie Rechnungen bei 
Staatsraths für das verfloffene Jahr und er madıt ſolche öffentlich bekannt. Der 
. Staatsrath legt ihm zu gleicher Zeit eine Ucherficht der Einnahmen und Ausgaben 
des kommenden Jahres vor. 

Art. 49. Der Landrath ernennt zu denjenigen geiftlihen Würden und ®« 
— für welche die Ernennung ber ehemaligen Regierung des Wallis an 

ehoͤrte. 
2 Art. 50. Dem Landrathe koͤmmt dad Begnadigungsrecht und das Recht der 
Strafverwandlung zu, jeboh nur auf ben dazu nothwendig erforderlichen Antras 
des Staatsraths hin. 


Zehnter Titel, 
Bon den Befugniffen des Staatsraths. 


Art. 51. Der Staatsrath ift mit ber Bollziehung der Gefege und mit der 
geſammten Staatsverwaltung, die darauf bezüglich ift, beauftragt. 


Art. 52. Der Landeshauptmann, in feiner Eigenfhaft als Präfibent de 
Staatsraths, befiegelt und promulgirt die Gefege und unterzeichnet die Befchitt 
des Rathes, der Staatsfecretair contrafignirt re 

Seiriem Departement gehört ferner an: 


Die innere und Äußere Sicherheit der Republik. 
ar — politiſchen und Handelsverhaͤltniſſe mit den auswaͤttige 
achten. 
Die Militairverwaltungen und die Verfügungen Über die bewaffnete Macht. 
Die Annahme derjenigen Brieffhaften und Bittfchriften, die uͤberhaupt an 72 
Staatsrath gerichtet find, ihre Vertheilung an die verfchiedenen Departem 
und überhaupt alle diejenigen Gefhäfte, welche keinem Departement inäbele 
“dere angewieſen find. _ 
Urt. 53. Der eine der Staatsräthe ift beauftragt: 
Mit der Verwaltung ber Civil: und Griminaljuftiz. 
Mit der Polizei im Innern. 
Mit dem öffentlichen Unterrichtöwefen. 
Mit den Verhältniffen zur geiftiihen Gewalt. 
Mit den Verwaltungsgefchäften (r&gime administratif), 
Und mit den öffentlichen Gefunbheitsanftalten. 
Art. 54. Der zweite Staatörath ift beauftragt: . 
Mit der Domainenverwaltung. | 
Mil der Verwaltung und dem Bezuge ber Öffentlichen Einkünfte jeber Art- 
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Dit dem Bau uub dem Unterhalt: von. Straßen, Brüden, Chauffden und andern 
öffentlichen Arbeiten. 

Mit den Bergwerken, Pulver und Salpeter. 

Mit der Aufſicht über Handel und, Kunftfleiß. 

Art. 55. Die Gefchäfte. werden beim Gtantsrathe, auf angehörten Beriät 
— Mitgliedes, in deſſen Departement ſie gehoͤren, berathen und ent⸗ 

ieden 

Jedes Mitglied des Staatsraths iſt für Verzoͤgerungen in der Behandiung ſo⸗ 
wohl, als Ausfertigung ber Gefchäfte feines Departements, verantwortlich. 

rt. 56. Der mit bem Finanzweſen beauftragte Staatsrath ift fchuldig, eine 
von dem Landrathe annehmlich erfundene Caution zu leiften. 

Art. 57. Der Staatsrath; ‚legt: jedes Jahr im Monat Mai. dem’ Sandrathe 
feine Rechnungen über Einnahmen und Ausgaben vor. Wenn er auf ben beftimms 
fen; Zeitpunct diefe Rechnungen ‚nicht ablegt; fo erklärt ihn der kandrath als faos 
tifch feiner Stelle entſetzt. 

Art. 58. Der Staatsrath verfügt über die bewaffnete Macht, deren Betrag 
und Einrichtung durch das Geſetz beſtimmt wird. 

Art. 59. Die Behandlung der adminiſtrativen Streitigkeiten Eommt dem 
Staatsrathe in Verbindung mit den Präfidenten ber Zehendräthe zu. 


Eilfter Titel 
Gerichtsweſen. 


Art. 60. Jede Gemeinde kann in ihrer Mitte einen Richter erſter ——— 
unter dem Namen Kaſtlan (Chatelain), haben, vor welchen alle Civilſtreitfaͤlie ger 
bracht werden, und der in legter Inſtanz bis auf den Betrag einer durch) das Ge: 
ſetz beſtimmten Summe urtheilt. 

Diefe Stelle ift mit der des erften Gemeindevorgeſetzten nicht unvereinbar. 

— Art. 61. Die Kaftlane der Gemeinde werden, aus einem .von dem Gemeindes 
rath gemachten vierfachen Vorſchlage, durch die Generalverſammlung der Gemeinde 
a iu Sie geſchieht alle zwei Jahre am legten Sonntage im April. 

Art. 62. Die Kaftlane der Gemeinde bleiben zwei Jahre an ihren Stel: 
—* ſie ſind jederzeit wieder waͤhlbar; ſie leiſten den Eid in die Hand des Groß⸗ 
aſtlans. 

Art. 63. Jeder Zehnden hat einen Richter unter dim Namen Großkaſtlan 
(Grand Chatelain), welchem ein Statthalter zugegeben ift. 

Art. 64. Der Statthalter des Großkaſtlans iſt erftinftanzliher Richter für 
diejenigen Gemeinden, welche keinen Kaftlan haben. 

Art. 65. Von einem erftinftanzlichen Urtheile findet Appellation an das Zehn: 
dengericht ftatt, welches aus dem Großkaſtlan, feinem Statthalter und fechs Bei: 
fisern befteht. Diefe Beifiger werden aus den Gemeindrichtern, ben gewefenen Rich: 
tern, Großkaftlanen und den Statthaltern deſſelben, in ihrem eigenen oder in ben 
benachbarten Zehnden gewählt. Das Geſetz beftimmt die Ernennungsart berfelben. 

Urt. 66. Niemals kann ein Richter im Appellationshofe Sitz nehmen, wenn 
es um eine Sache zu thun ift, über welche er in erfter Inſtanz geſprochen hat. 

Urt. 67. Der Großkaſtlan wird alle zwei Jahre von dem Zehendrathe ge: 
wähle, ber ſich am erſten Sonntage im Mai verfammelt. Er Leiftet den Eid-in 
die Dand feines Vorgängers und das erftemal in diejenige des Diftrictögerichts: 
Dräfi — 

rt. " Der Großkaſtlan kann einmal wieder gewuͤhlt werden ;.inach vier: 
jähriger in aber, müffen zwei Sabre verfließen, ehe er wieder waͤhlbar iſt. 

Art. 69. Um als Großkaſtlan waͤhlbar zu ſehyn, muß man in dem betreffenden 
Ichnden“ domiciliren, und Richter oder Notar geweſen ſeyn, auch, vom J. 1810 
an gerechnet, die Rechte ſtudirt haben. 

Art. 70. Der Statthalter des Großkaſtlans wirb auf gleiche Weiſe, fuͤr die 
gleiche Zeit und auf die naͤmlichen Bedingungen gewaͤhlt, wie dieſer. Er iſt der 
Stellvertreter des Großkaſtlans, wenn dieſer ſein Geſchaͤft nicht ſelbſt verrichten 
kann, und — leiſtet den Eid in die Hand deſſelben. 

Art. 7 1. In Grinlinals- und Zuchtpolizeifaͤllen bilben der Großkaſtlan oder 
fein Statthalter, denen mit Zuzug von zwei Beiſitzern bie Inſtruction des Pros 
at es zukoͤmmt, mit acht: Beifigern, welche nad) ber Vorſchrift des 66. Ach ge⸗ 

u find ‚. das erſtinſtanzliche Gericht ° 
Art. 72. Ein FEINEN, für die ganze Repubiit anrtheilt in letzte 
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— über. Civil⸗ und Criminalfaͤlle. Das Geſetz beſtimmt bie Organiſation def 
elben. 
Art. 78. Bei contradictoriſchen Civil- und Criminalprozeſſen werben bie 
Sitzungsgebuͤhren der Kaſtlane, Großkaſtlane und Beiſitzer nach der, durch das Ge— 
ſet zu beſtimmenden, Taxe bezahlt. Bei inquiſitoriſchen Criminal- und Zudtpoli: 
zeifaͤllen, bezahlt der Staat die Koſten, unter Vorbehalt des Recurſes, gegen wen 
es gebuͤhren mag. | 
Arit. 74, Von bein: Augenblicde ber Annahme ber gegenwärtigen Berfaffung an 
ſollen die am erften Januar 1798. beftandenen Gefegeallein in Kraft ſeyn, fo lange 
der. Landrath. feine Veränderungen. damit vornimmt. Diefer Artikel leidet feine An; 
wendung auf Feudalgegenſtaͤnde.— Ä 
‚. „ Art 75. In Erwartung. ber Revifion der Griminalgefege kann das Appella- 
tionsgericht, mann. es. folches zuträglic; achtet, dem Landrathe Strafmilderungen 
vorfhlagenz; es überfendet zu diefem Behufe dem Staatsrathe die- Prozchacten mit 
feinem Berichte begleitet. 

Art. 76. Gerichtliche und Verwaltungsftellen find nicht unvereinbar in einer 
Perſon. 


Der Landrath der Republik Wallis 


nach angehoͤrtem Berichte feines Verfaſſungsausſchuſſes und nach reifer Ueber 
legung bat einmuͤthig beſchloſſen: es iſt die gegenwaͤrtige, in 76 Artikeln beſtehende, 
Verfaſſung im Namen des Walliſer Volkes angenommen, um bie Grundverfaſſung 
der Republif Wallis zu feyn. 

Es follen vier Originalausfertigungen davon verfertigt, biefelben unten an je 
ber Eeite durch den Präfidenten und die Secretairs des Landraths bezeichnet (para- 
phees) und mit der gegenwärtigen, mit ihrer Unterfchrift und dem Siegel der Re 
pubiif verfehenen Annahmsacte, begleitet werben; von biefen Ausfertigungen fellen 
drei den Abgeordneten der drei garantirenden Mächte übergeben , und: die vierte ih⸗ 
nen in der Abſicht überreicht werden, daß fie von ihnen vidimirt und mit ihrem 
Siegel verfehen werden möge, um als Driginalurfunde betrachtet und in den Xr- 
chiven der Republik niedergelegt zu werben. 

Ausgezogen aus dem Berhandlungsprotofol des Landrathes der Republit 
Wallis, am 30; Auguft 1802. | 

Befiegelt mie dem Siegel der Republik. | 
Der Präfident des Landrathes, Stofalper. 
Die Secretairs des Landratbes, Touſard Dol: 
| bec. Auguftini. 

Die Abgeordneten der Republifen von‘ Frankreich, Stalien und Helvetien br 
zeugen, daß die gegenwärtige Urkunde, eine der vier Driginalausfertigungen ber Ver 
her — Republik Wallis, und der durch den Landrath beſchloſſenen Annahme 

erſelben iſt. 
Ber, am 18. Fruktidor im 10. Jahr der franzoͤſiſchen Republik, und Sir 
ten, am 31. Auguſt 1802. | 
Tureau. ‚Müller Friedberg. Lambertengbi. 











Der Bundeövertrag vom 7. Aug. 1815, fo wie bie Verfaffungen 

der 22 einzelnen Gantone der Schweiz, beftanden bis zum Herbfte 1530 
ohne irgend einen, Verfuch zur Veraͤnderung derfelben, wenn gleich in 
mehreren Gantonen ‚eine mißbehaglihe Stimmung über die Macht des 
Patriciats vorherrfchte. Allein im Spatjahre 1830 begann *), als Folgt 
der Juliusrevolution in Frankreich und‘ der gleichzeitigen politiichen Be 
wegung in mehreren europäifchen Ländern. und teutſchen Staaten, em 
*) Bergl. Actenſtuͤcke, bie in einzelnen, Gantonen entftandenen Unruhen und far 


gefundenen Xbänderungen ber Berfaffung betreffend; in benneueften Staat#- 
acten, 22, Band, ©. 149 ff. “ r 





Schweiz. 349 


— Aufregung in mehreren Cantonen, und verbreitete ſich bald 
uͤber den ganzen Bundesſtaat. Die entgegengeſetzten politiſchen Parteien 
traten einander, wie früher von 1798 — 1802, und wie in den Jahren 
1814 und 1815, nachbrüdlich gegen über. In mehreren Cantonen 
beabfichtigte Die Partei der Liberalen eine Veränderung der Verfaffung 
und des Perfonale der Regierung; in einigen. rlıftete fich die’ Ariftokratie 
zu kraͤftigem Widerftande. Die Stimmung in den gehaltenen Volksver— 
fammlungen kuͤndigte ſich in einigen Gantonen fo ftarf gegen die‘ beftchende 
Regierungsform an, daß mehrere Gantonsregierungen eö gerathen fanden; 
ihre Aemter niederzulegen. Doch arbeiteten die Anhänger des neuen 
Syſtems feit dem Jahre 1831 mehr auf die Umgeftaltung der einzels- 
nen Gantonverfaffnngen, als des ganzen Bundes. hin,. obgleich, 
auf den Antrag Zürihe, auch eine Revifion des Bundesvertrages bes 
antragt und verfucht ward. — Dod muß erinnert werden, daß bereits 
vor der Juliwoche zu Paris die Cantonsverfaſſung in Teffin, eh, 
und Lucern verändert warb. 

Nachdem mehrere einzelne Gantone zu. einer neuen Gantonverfaf 
fung fich entihloffen, und neue Regierungsbehörden ihre Aemter angetre: 
ten hatten, vereinigten fich im Jahre 1832 (die 7 Soncordatscantone) 
die Eantone Zürich, Bern, Lucern, Solothurn, St. Gallen, 
Aargau und Thurgau, in welchen das neue politifche Syftem zum 
Uebergeroichte gelangte, zu einer Art von neuer Eidögenoffenfchaft, 
gleichſam zu einem Bunde im Bunde. Der Zweck dieſes Bundes war, 
eine Reviſion des Bundesvertrages vom Jahre 1815 zu bewirken. Dieſe 
Repifion ward am 17. Juni 1832 von der Zagfagung befchloffen, 
und einer Commiffion derfelben übertragen, in welcher Roffi und Gams 
brier für gemäßigte Grundfäge wirkten*). Allein diefe Revifion der 
Bundesverfaffung erfuhr Widerſpruch und mehrfache Modificationen, wenn 
fie gleich von einzelnen Gantonen angenommen ward. Die endlihe Ente 
ſcheidung darüber wirb auf der, am 1. Jul. 1833 eröffneten, de 
lihen Tagſatzung des Jahres 1833 erfolgen. 

Dagegen bildete fich frühzeitig der Hauptwiderſtand gegen bie ber 
ibfichtigte neue Drdnung der Dinge in der reichen Stabt Bafel. Bes 
eits im Jahre 1830 übernahm der große Rath zu Bafel die Revifion 
er Gantondverfaffung. Weil er aber die Nechtögleichheit der Bewohner 
er 46 Landgemeinden mit den Bürgern der Stadt nicht anerkennen 
yollte;, fo errichteten jene eine eigene Regierung für fi. Zwar mußte 
iefe vor den Waffen der Städter fich flüchten, und die Landgemeinden 
ahmen bie Verfafjung an. Als aber die Stadt Bafel den Rath 


*) (Rofft), Beriht über den Entwurf ber Bundesurkunde / erftats 
tet am bie eidsgendffifchen Stände von der Gommiffion ver Tagſatung, bera⸗ 
then nnd befhloffen in kucern den 15. Dec. 1882 Zuͤrich, 1688. B. 
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ber helvetiſchen Tagſatzung, ben. Landgemeinden völlige Arnneflie zu en 
theilen, verwarfz ſo begann in. Diefen der Aufftand von neuem, und bi 
Städter, welche am 21. Aug. 1831 gegen Lieftal zogen, wurden vom 
Landvolke nach hartem Kampfe zuruͤckgeworfen. Den Bürgerkrieg zu be 
enbigen, befeßten. eivsgenöffifche Truppen den Ganton. Weil aber die Teg 
fasung die Garantie der Verfaffung Bafels nur mit Einfchränkungen übe: 
nehmen wollte; ſo ſprach der große Rath der Stadt Bafel am 22. Febr. 1832 
die Trennung der Stadt von den Landgemeinden aus, worauf Baſeb 
Landſchaft als felbfiftändiger Canton ſich conflituirte, eine eigne Ber 
faffung fih gab, und in der Zagfabung als Halbcanten Sig und 
Stimme erhielt, wo, im Ganzen, die Abgeordneten von 174 Ständen 
erfchienen. — Allein auf ähnliche Weife, wie die Landfchaft Bafel vor 
der Stadt Bafel, beabfichtigte audy in dem Gantone Schwyz; (getheil 
in das innere und dußere Land Schwyz) dad aͤußere Land di 
fitengen Abhängigkeitsverhältniffe von dem innern Lande aufzuheben. Dat 
äußere Schwyz verlangte, wie Bafel=Landfchaft, gleiche Mechte und 
gleiche Selbftftändigkeit, wie dad innere Schwyz. Allerdings batirtı 
die ermeuerte ftrenge Abhängigkeit des dußern Schwyz von Alt: Schm 
erft vom Jahre 1821. Diefe aufzuheben, verlangte dad außere Schw; 
im April 1831 die Vermittlung der Tagſatzung. Als diefe an der fr 
ftigkeit der Vorfteher von Alt» Schwyz fcheiterte, wählten die Außen 
Bezirke einen Verfaſſungsrath, deffen Entwurf auf der Landsgemein 
zu Lachen am 6. Mai 1832 ald Grundgefeg für den Canton Schmy; 
Außerland angenommen. ward. 

Bei dieſer gegenfeitigen feindlichen Stellung der Anhänger des neum 
und des alten Syſtems gegen einander, bildete ſich in der Sarnıt 
Gonferenz eine ernfthafte Oppofition gegen das neue Syſtem. u 
dieſer Sarner Gonferenz gehörten: Stadt Bafel, das inner 
Schwyz, Unterwalden, Uri und. Neufchatel, welche fortdauemt 
die Beſchickung der Zagfagung verweigerten, weil diefelbe Deputirte m 
der Landichaft Bafel und der außen Schwyz aufgenommen habe. 

. * Während nun auf der Tagſatzung zu Zürich der revidirte Bımtı= 
entwurf berathen und die Gahrung zwifchen ‚der Tagfakung und der Sr: 
ner Gonferenz Ammer mehr gefleigert ward, beabfichtigten die Anhänge 
des aͤltern politiſchen Syſtems, durch einen Fühnen Schlag, de 
Gange der Dinge eine andere Richtung zu geben. Denn gleichzeitig m 
der Befegung von Kuͤßnacht — dem Hauptorte von Außer: Scımj 
— durch den Landesftatthalter Abyberg mit 600 Mann im Namil 
ber Sarner Gonferenz, brangen am 3. Aug. 1833 aus der Stadt Bu 
fel 1600 Mann in die Landfchaft Bafel vor, um diefe mit m. 
walt in die vorigen Abhängigkeitöverhältniffe zurid zu bringen. - Alkin 
:biefer Verfuch mißlang völlig, und die aus. der- Stadt Bafel ausgezoge⸗ 
nen Streiter wurden, mit großem Verluſte, befiegt und theilweiſe zerſtreut 
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Nach diefen Vorgängen befchloß die Tagſatzung zu Zürich ernſtliche 
Maasregeln zur‘ Heritellung der innern Ordnung und Ruhe innerhalb 
des Bundes zu ergreifen. Die Stadt Bafel warb dur Bundestruppen 
bejeßt; die Truppen bderfelben wurden entwaffnetz Abyberg mußte Küßs 
naht räumen; auch faßte am 12. Aug. 1833 die Tagfakung folgende 
Beihlüffe: „die unter der Benennung Sarner Gonferenz 
beftehende Verbindung eidsgenöffifher Stände foll nit 
weiter beftehen. Jeder eidögenöffifche Stand, der fernerhin an einer 
folhen Verbindung Antheil nimmt, macht fich der Berlegung ber be= 
fhwornen Bundeöpflichten gegen die Eidsgenoffenfchaft fchuldig und das 
für. verantwortlich. Die gegenwärtig bei der Zagfagung nicht repraäfens 
tirten Stände werden aufgefordert, fich im Schooße der Zagfahung vers 
treten zu laſſen.“ — Gleichzeitig beſchloß, nach Berathung mit den abs‘ 
gefandten eidsgenoͤſſiſchen Commiffarien, der Landrath von Schwyz: bie 
Sarner Conferenz foll aufgegeben, und mit den dußern. Bezirken eine, 
auf gänzliche Rechtögleichheit ſich gründende, Verfaffung bearbeitet wer⸗ 
den. — In Hinfiht Baſels befhloß die Zagfagung am 17. Aug. 
1833, daß der Canton Bafel, nah feinem Verhältniffe zum Bunde, 
wie. bisher einen einzigen Staatskörper bilden, in Hinficht der Verwal 
tung aber in zwei befondere Gemeindemwefen getheilt werden folle. An 
venfelben 17. Aug. flimmte die Zagfagung über den ganzen, mehrfach 
nodificirten, Entwurf der Bundesacte. Diefen Entwurf nahmen unbe 
ingt an: Zürich, Bern, Solothurn, Schafhaufen, St. Gallen, Aargau, 
Senf, Thurgau, Waadt; mit Vorbehalt der Ratification: Zeffin, Ap⸗ 
venzell, Glarus, Lucern. h 

Noch ift die wichtige Angelegenheit der politifchen Neugeftaltung der 
Schweiz, weder in Hinficht der Gültigkeit mehrerer neuer Verfaffungen der 
inzelnen Cantone, noch aud in Hinfiht der mehrmals revidirten Bun⸗ 
eöverfaffung definitiv entfchieden. Es koͤnnen daher auch für jegt nur 
ie, ins innere ÖStaatöleben bereitö eingetretenen, neuen Verfaffungen 
ufgenommen werben. 


i) Staatöverfaffung für den eidögendffifchen 
Stand Züri, vom 10. März 1831. 


Titel 1. 
Allgemeine Örundfäge. 


1. Der Ganton Zuͤrich iſt ein Freiſtaat mit repraͤſentativer Verfaſ⸗ 
ng, und als folder ein Glied der Schweizerifchen Eidsgenoffenfhaft, Die 
ouverainetäe beruht auf. der Gefammitheit des Volkes. Sie wird ausge 
t nah Maßgabe ber Verfaffung durch den großen Rath als Stellvertreter 


; Volkes. s 
2, Der Canton Zuͤrich ift in Bezirke, und biefe in Zünfte und Ges 
inden eingetheilt, Die nähere Begraͤnzung iſt dem -Gefege vorbehalten, 
3. Alte Bürger des Cantons haben- gleiche faatsbürgerliche Rechte, 


352 Schweiz. 


unter Vorbehalt der duch die Verfaſſung, Art. 24. 26. und 33,, anetı 
kannten Ausnahmen. ‚Alle Bürger find vor dem Gefege gleich. Jeder bat, 
wenn er die duch Verfaſſung oder Gefeg verlangten Eigenſchaften befigt, 
Zutritt zu allen Stellen und Aemtern. 

4. Die Glaubensfreiheit ift gemährleiftet. - Die chriftliche Religion 
nach dem evangelifch=reformirten Lehrbegriffe ift die vom. Staate anerkannte 
Landesreligion. Den gegenwärtig beftehenden £atholifchen Gemeinden find 
ihre: Neligionsverhältniffe gewaͤhrleiſtet. j Ä 

5. Die Steiheit der Preffe ift gemährleiftet. Das Gefeg beitraft den 
Mißbrauch derfelben. Die Genfur darf niemals hergeftellt werden. 

° 6. Seder einzelne Bürger, jede Gemeinde, oder vom Staat anerkannte 
Corporation, fo wie jede Behörde, hat das Recht, auf dem Wege der Pe: 
tition Anfichten, Wünfhe und Beſchwerden vor den großen Rath zu brin- 
‚gen. Das Gefeg wird hierüber das Nähere beflimmen. 

7. Die Freiheit des Handeld und der Gewerbe ift ausdruͤcklich ge 
währleiftet, fo weit fie mit dem Wohl der Gefammtbürgerfhaft und demie 
nigen der handel-, gewerb- und handmerktreibenden Claſſen vereinbar if, 
Sn diefem Sinne ſollen die Handmwerksordnungen beförderlichft durch die Ge 
feggebung revidirt, werden. F 

Das bisherige geſetzliche Syſtem hinſichtlich des Erforderniſſes obrigkeit: 
licher Bewilligung für einige an beſtimmte Localitaͤten gebundene Gewerke, 
als Taverne-Wirthſchaften, Metzgen u. f. f., foll fortbeftehen, jedoch den 
Zeitumftänden gemäß mobdificirt werden. Insbeſondere fol ein befoͤrderlich 
zu erlaffendes Geſetz Worforge treffen, daß den Forderungen. des Gemein 
wohls und den vorhandenen oͤrtlichen Bedürfniffen durch Ertheitung der en 
forderlihen Bewilligungen, vorzugsweife an Gemeinden, in freiem Gimme 
Benüge geleiftet, und daß die ausſchließliche Befugniß der bereits vorhande 
nen, oder noch entftehenden Gewerbe diefer Art nit auf eine drückende 
Meife: ausgedehnt, fondern mit der Freiheit der Einzelnen, befonders dir 
Landwirthſchaft treibenden Claſſe, moͤglichſt vereinbart werde, 

8. Jeder Bürger einer Gemeinde des Gantons hat das Recht, in je 
der andern unter Erfüllung der gefeglihen Bedingungen das Bürgerrecht za 
erwerben, oder ſich in derfelben niederzulaffen. Die Verhältniffe der Anſaͤfes 
und die diesfälligen Gebühren find beförderlih einer gefeglihen Mevifion zu 
unterwerfen. | 

9 Die perfönliche Freiheit jebes Bewohners des Cantons ift gemähe: 
leiftet. Ein jeder, der in Unterfuhungshaft gefegt wird, foll innerhalb eine 
durch) das Gefeg zu beftimmenden Zeitfrift vernommen und vor feinen © 

dentlichen Richter geftellt rerden. Die Bedingungen der Verhaftung, fe 
wie der Entlaffung mit oder ohne Gaution, wird das "Gefeg beftimmen. 

10. Der MWirkungskreis der verfchiedenen Behörden im Staate sl 
nad) dem Grundfage der Trennung der Gemwalten eine genaue Beſtimmus 
und Abgränzung erhalten. 


Die- Befugniß, Streitiged zu entfcheiden und Straffälle zu beurtbeilm, 
kommt ausſchließlich den ordentlichen Gerichten zu; weder die geſetgedende 
noch die vollziehende Gewalt dürfen richterliche Verrichtungen ausüben. Bo 
behalten find die. Beftimmungen der Art. 41, und 67., fo wie auch duiir 
nige, was die Verfaſſung hinfichtlih der Streitigkeiten im Verwa 
feftfest; das Gefeg wird zwiſchen den Verwaltungs: und Civilſtreitigkeitre 
eine genaue Ausfceidung treffen und. das bei Behandlung der erfterem je 
beobachtende Verfahren beflimmen. Auch fann das Geſetz den Militsir 
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hörden eine Strafbefugniß für Dienftvergehen, und der Auffichtsbehörde uͤber 
die Strafanftalt eine Strafbefugniß für Vergehen, die im Innern des Haus 
feg verübt werden, einräumen. 

Ein Gerichtsſtand, der nicht in ber Verfaffung vorgefehen, darf weber- 
errichtet noch angefprochen, niemand feinem verfaffungsmäßigen Richter ents 
jogen werden. Wertragsmäßige Schiedsgerichte find geftattet, 

41. Kein. geiftlicher oder weltlicher Beamter kann feiner: Stelle entfegt 
werden, außer in Folge eines Urtheils des zuftändigen Gerichtes, 

12. Jede Rechtsſache fol vor wenigftend zwei Inſtanzen gebracht 
werden können. 

13. Die Deffentlichkeit der Verhandlungen vor den Gerichten ift als 
Regel aufgeteilt. Die Ausnahmen hat das Gefeg zu beftimmen. 

14. Das Gefeg wird für Abfchaffung der Peinlichkeit forgen. 

15. Die Berfoffung fichert die Unverleglichkeit des Eigenthums und 
erechte Entfhädigung für Abtretungen, die das öffentliche Wohl erheifcht. 
Die Forderung der Entfhädigung, wenn fie ftreitig wird, ift Nechtsfache, 
das Gejeg wird das Nähere beftimmen. 

16.° Die BVerfaffung geroährleiftet die Befugniß, Zehnten und Grunde 
infe auf gefeglihem Wege loszufaufen, oder auch diefelben nach gefeglichen, 
uf billige Weile feftzufegenden Vorſchtiften durch Uebereintunft mit -dem 
jerechtigten in eine jährliche Geldleiftung umzuwandeln. 

Der Boden foll mit Feiner nicht Loskäuflihen Laſt belegt fen, _ 
Hegt werden, \ 

17. Das Geſetz wird dafür forgen, daß alle vom Staate zu "enteiche 
nde Befoldungen künftig in baarem Gelde geleiftet werden, 

18. Alle Einwohner des Cantons follen möglichft gleichmäßig nad) 
ermögen, Einkommen und Erwerb zu den Staatslaften beitragen. 

19. Jeder Cantonsbürger und überhaupt jeder im Ganton angefeffene 
Gweizerbürger iſt zu Militairdienften nad der Beftimmung des Gefeges 
tpflichtet. i 
’ Mititaircapitulationen mit fremden Staaten find unterfagt. 

20. Sorge für Bervolllommnung des Jugendunterrichts ift Pflicht 
3 Volkes und feiner Etellvertreter. Der Staat wird die niedern und hoͤ⸗ 
m Schul: und Bildungsanitalten nach Kräften pflegen und unterftügen. 

21. Alle gegenwärtig beftehende Gefege und Verordnungen bleiben 
3 zu ihrer geſetzlichen Abfchaffung oder Abänderung in Kraft. Nach er 
gter Sanction der Verfaffung. fol unverzüglich eine vollftändige Reviſton 
; gefammten Staatshaushaltes und aller beftehenden Gelege durch eine, 
. großen Rathe angemeffen fheinende, Zahl außerordentlicher Commiſſio⸗ 

‚ die er im oder außer feiner Mitte wählt, vorgenommen werden. Diefe 
= ihre Verrichtungen bis zu deren Beendigung ununterbrochen fortzufegen, 
y ihre Anträge ganz oder in einzelnen Abſchnitten, nach vorgäfigiger Mit 
Hung an den Regierungsrath, dem großen Rathe vorzulegen. » 


Zitel 2% ea 
immre ht und Waͤhlbarkeit. Bunftverfammlungen. Er: 
3 wählung des großen Rathes. 


22, Jeder Gantondbürger erlangt das ſtaatsbuͤrgerliche Scimmerdt 
angetretenem 20ften Altersjahre. 

23. Jeder ſtimmberechtigte Bürger ift auch zu allen Stellen wählbar, . 
Vorbehalt ber nähern Beſtimmungen ber Verfaffung und der Geſetz⸗ 
ing. 1 


u. . | F 23 
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24. Bon dem Stimmrechte und der Waͤtlbarkeit ausgeſchloſſen 

4) Die Almofensgenöffigen. 

2) Die Voljährigen, weldhe unter Vormundſchaft ſtehen. 

3) Die Falliten. 

4) Die gerichtlich Accorditten und Rebabilitirten, in Bezug auf N 
Stimmredt ein Jahr lang, vom Tage des gerichtlichen Acchmma 
ments oder der Rehabilitation am gerechnet, in Bezug auf die 8 
barkeit für Gantonal: und Bezirksſtellen auf immer. 

5) Die in Criminalunterſuchung Befindlichen. 

6) Diejenigen, weldye durch Urtheil und Recht ihres Activbuͤrgerrechts m 
(uftig erklärt oder darin eingeftellt find. 

25. ‚Für die Erwählung des großen Raths ift der Canton in I 
eingetheil. Die Stadt Zurich bildet 13, der übrige Canton 52 Zi 
Dem Gefege ift eine Revifion diefer Zunfteintheilung vorbebalten, 

26. Die Zünfte der Etadt Züri befichen aus den ftimmfihi 
Bürgern der Stadtgemeinde. Jedem von dieſen ſteht der Eintritt in d 
ber 13 Zünfte nad beliebiger Auswahl offen. Die Bürger von Zur 
welche zugleid Bürger einer Landgemeinde find, haben ihr — 
einer Stadtzunft :ausjuüben. 

’ Die Zünfte der Kandfchaft beſtehen zunaͤchſt aus ber ftimmfähigen & 
gerfchaft der zu der Zunft gehörenden Gemeinden. Wer in mehren !a 
gemeinden zugleih Bürger ift, Darf fein Zunfttecht nur in einer derſch 
ausüben, deren Auswahl ihm frei ſteht. Denjenigen Bürgern der fal 
ſchaft, welche in einer Landgemeinde, wo fie nicht das Bürgerrecht kfk 
feit wenigftens einem Jahte auf Grumdeigenthum oder mit Familie ou 
feffen find, fteht frei, ihr Zunftrecht an ihrem Bürgerrechtsorte oder an 
tem Wohnorte auszuüben, 

Die auf der Landfchaft angefeffenen Bürger von Zürich haben af 
ner Stadtzunft, die in der Stadt Zürich angefeffenen Landbürger an " 
Bürgerrechtsorte ihr Zunftrecht auszuüben. 

27. Zur Ausübung ihrer Wahlrechte verſammeln fich bie au 
dentliher Weiſe alle zrvei Jahre. Außerordentlicher Weiſe mird eine 
zufammen berufen, wenn. eine von ihr befegte Stelle im großen Rathe 
Abflug der verfaffungsmäßigen Amtsdauer erledigt wird. Alsdann if fie il 
nerhalb Monatefeft, vom Kintritte des Erledigungsfalles an u 
derfammeln. 

"- 28. Die auf gefegmäßige Einberufung zu einer Zunftverfanmmtung # 
ſammen getretenen Zunftgenoſſen haben das Recht, die der Zunft wire 
den Wahlen vorzunehmen. 

29. Zur Leitung ihrer Mahlgefhäfte wählt jede Zunft durch ia 
abfolutes Mehr einen Präfidenten aus ihrer Mitte auf eine Dauer von jet 


ahren. 

30. Die Zuͤnfte nehmen die ihnen zuſtehenden Wahlen für er 
fen Rath mittelft des geheimen abfoluten Mehres vor. ‚Sir jede einjeZ 
Stelle foll eine befondere: Wahl. Statt. finden. , 

31. Die Anerkennung der Gefegmäßigfeit ber von ben Bünfte 
ben großen Rath getroffenen Wahlen und die Entfheidung für folde, ® 
flreitig find, fteht dem großen Rathe zu. 

32. Für die Befeitigung von Streitigkeiten Über bie —*— 
einzelner Buͤrger wird das Geſetz ein moͤglichſt kutzes und —— Bir 
ren anordnen, 
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33. Der große Rath wird folgendermaßen zufammen gefegt, 

a) Bon den 13 Zünften der Stadt Züridy wählen die zwei größten jede 
ſechs, die vier an Mitgliederzahl auf fie folgenden jede fünf, bie fies 
ben Übrigen jede vier Mitglieder des großen Rathes nad) freier Aus⸗ 
wahl aus der gefammten zünftigen Stadtbürgerfchaft. 

b) Von den 52 Zünften der Landfhaft wähle Winterthur fünf und jede 
= 51 übrigen Zünfte Ein Mitglied des großen Rathes aus ihrer 

itte. 

€) Ueberdies wählt jede der 52 Landzünfte Ein Mitglied des großen Na: 
thes, fey es aus ihrer Mitte, oder nad freier Auswahl aus den zuͤnf⸗ 
tigen Bürgern der Landſchaft überhaupt. 

d) Die Zünfte Winterthur, Stäfa, Männedorf, Hottingen, Richterfch: 
weil, Wädenfhmweil, Horgen, Xhalweil, WBärentfchweil und Egg 
wählen überdies, die erfte zwei, die Übrigen jede Ein Mitglied des 
großen Rathes, fey es aus ihrer Mitte, oder nach freier Auswahl aus 
den zünftigen Bürgern der Landfchaft überhaupt, 

Bei einer künftigen verbefferten Eintheilung der Landzünfte wird das 
Gefeg an den Beftimmungen b. c. d. die dannzumal nöthigen Abaͤnderun⸗ 
gen vornehmen. 

e) Die Erwählung der übrigen 33 Mitglieder fteht dem großen Rathe 
fetbft zu. 11 derfelben find aus der zünftigen Bürgerfchaft der Stadt 
Zürich, 22 aus ben zünftigen Bürgern ber Landfchaft zu wählen. 
34. Wer von mehren BZünften zugleih zum Mitglied des großen 

Rathes gewaͤhlt wird, foll binnen ſechs Tagen erklären, von welcher Zunft 
er die auf ihn gefallene Wahl annehme.. Die andern betreffenden Zünfte 
haben alsdann neue Wahlen ‚vorzunehmen. 

35. Der große Rath nimmt die ihm zuftehende Erwählung von Mit: 
gliedern feiner Behörde durch geheimes abſolutes Mehr für jede einzelne 
Stelle vor. Wer im erſten Scrutinium weniger als fünf Stimmen hat, 
füllt aus der Wahl. Erledigte Stellen werden in berjenigen ordentlichen, 
oder zum Behuf eines Wahlgefchäftes veranftalteten außerordentlichen Ver⸗ 
ammlung roieder befegt, welche zunaͤchſt auf den Erledigungsfall einteitt. ' 

36. Jeder zünftige Bürger, welcher das 30ſte Altersjahr angetreten 
hat, kann in den großen Rath gewählt werden. 

37. Die Mitglieder des großen Rathes werden auf eine Dauer von 
ier Jahren gerählt und je zu zwei Jahren um zur Hälfte einer neuen 
Wahl unterworfen. 

- Bu diefem Ende wird jede der beiden Abtheilungen bes großen Nathes, 
(dämlich die von den Zünften und die von dem großen Rathe felbft gewählte, 
2 zwei moͤglichſt gleiche Unterabtheilungen gefondert, von denen je zu zwei 
fahren um die eine austritt, Das Gefeg wird diefe Sonderung auf ſolche 
Beife vornehmen, daß jeder folhen periodifhen Wahl die Abgeordneten je: 
» Zunft annähernd zur Hälfte unterworfen werden. 

Die austretenden Mitglieder des großen Rathes find ſtets wieder wählbar. 

Der erfte periodifche Austritt fol im Jahre 1832 erfolgen. 


Zitel 3, 
Cantonalbehirden. 
Großer Rath, 


38. Die Ausübung der höchften Gewalt nach Borfchrift ber Verfaſ⸗ 
ng iſt einem großen Rathe von 212 Mitgliedern — Ihm ſieh 
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die Geſetzgebung und die Oberaufſicht über. die Landesverwaltung zu, ( 
ift der Stellvertreter des Cantons nah Außen. 

39. Ausfcließlih von dem großen Räthe, als Gefeggeber, geben al 
Beſtimmungen aus, welde: 

1) auf die öffentlichen und Privatrechte und Pflichten der Bürger de 
zug haben. 

2) Der Gefammtheit oder einzelnen Glaffen der Bürger eine Steur de 
Abgabe an den Staat auferlegen. 

. 3) Eine bleibende Öffentlihe Beamtung errichten oder aufheben, dir de 
foldung einer- ſolchen feftfegen oder abändern. 

- 4) Die Seftfegung der Muͤnzverhaͤltniſſe und die Beſtaͤtigung de va 
dem Regierungsrathe in dringlichen Fällen erlaffenen Werordnunı 
über die Werthung der Geldforten betreffen. 

5) Eine Zurüdnahme, Einftellung, Abänderung oder „Erläuterung ein 

- beftehenden Gefeges enthalten. 

40. Bermöge feiner Oberauffiht hat der große Rath 

1) das Net, von dem Zuſtande des geſammten Staatsgutes, ui 
welcher Verwaltung. e8 immer ftehe, jederzeit Einjicht zu nehmen, ı 

deſſen Verwaltungsweife anzuordnen. 

2) Er beftimmt jährlih den Voranſchlag (Budget) der Einnahmen 
Ausgaben des Staates, und bewilligt gleichzeitig die Erhebung da 
Beftreitung der Staatsbedürfniffe erforderlichen Auflagen. : 

3) Aujäprlich wird dem großen Rathe die Staatsrehnung, fo mi! 
Rechnungen über die unter befondern Verwaltungen ftehenden € 
nalgüter, zur Prüfung und, Abnahme vorgelegt. ine Ueberid! 
Rechnungen ift jedesmal ducd den Drud bekannt zu machen. 

4) Er hat ausfchließlich das Recht, irgend ein die öffentliche Wohl 
bezweckendes Unternehmen zu befchließen, deffen Koften ſich nich 

der ordentlichen‘ Jahreseinnahme beflreiten Laffen. 

5) Er entfcheidet über die Annahme eines Darlehens für den Stat 
41. Der große Rath bat das Necht, über den Zuftand der gef 

ten Pandesverwaltung oder einzelner Theile derfelben Bericht einzufer 

Megen Berlegung der Verfaffung, Gefeße oder Amtspflichten erläft « 

den Regierungsrath und an das Obergeriht Mahnungen für bie 

ober fegt die Mitglieder diefer Behörden vor dem großen Mathe in Anl 
zuſtand. Die nähern Beltimmungen hieruͤber trifft das Geſetz. 

42. Dem großen Rathe fteht bei Zodesurtheilen das Begnadi 
recht zu. Die nähern Beltimmungen find dem Gefege vorbehalten. 

43. Der große Rath führt die Stimme des Cantons in u 
gensffifhen Angelegenheiten. Er entfcheidet über die Frage der Zufumm® . 
berufung außerordentlicher Tagfagungen, erwählt die Gefandten auf fi 
bentlichen und außerordentlichen Zagfagung, ertheilt benfelben die ei 
hen Aufträge im Geifte einer Eräftigen und für die gemeinfamen vatı 
ſchen Beduͤrfniſſe befriedigenden Vereinbarung der eidgenoͤſſiſchen Canton, 
läßt ſich Über ihre Verrichtungen Bericht erftatten. 

Er ſchließt mit andern Ständen der: Eidgenoſſenſchaft und a 
Staaten Verträge und. Verkommniſſe, ſo weit die Cantonal⸗ und 
verfaffung es geftatten. 

Der große Rath erwählt denjenigen Theil feiner Mitglieder, 
her nicht unmittelbar von den Zuͤnften gewählt wird. 

Er wählt di Präfidenten und Vicepräfidenten nach Borfgrtäeäi 


x 
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Er wählt bie Mitglieder des Regierungsrathes und. des Obergerichts, fo 
wie die Präfidenten diefer beiden Behörden, die Mitglieder und aus ihnen 
den Präfidenten des Criminalgerichts, das, Cantonal: Verhöramt und den 
Staatsanwalt nad) Anleitung der Art. 58. und 68.5 ferner den Antiftes 
der Zürcherifchen Kirche und die Mitglleder des Kirchenrath8 nach Anleitung 
des Art. 69., die Mitglieder und aus ihnen den Präfidenten des Erziehungs: 
rathes. 

Er beſtellt endlich ſeine Kanzleibeamten. u 

; Ale diefe Wahlen nimmt er duch geheimes abfolutes Stimmen 
mehr vor. 

Dem Gefege ift vorbehaften, auch die Beſetzung anderer Cantonalſtel⸗ 
len dem großen Rathe zu uͤbertragen. 

45. Der große Rath erlaͤßt die Geſetze und Beſchluͤſſe auf Vorſchlaͤge, 
die ihm der Regierungsrath von ſich aus, oder in Folge einer Aufforde⸗ 
rung des großen Rathes hinterbringt, und die der große Math, ſey es uns 
berändert oder mit Abänderungen annimmt, ober verwirft, oder zuruͤckweiſet. 

Seine Mitglieder koͤnnen aber auch felbft durch Anzug Gefege oder 
Beflüffe in Vorfchlag bringen, welche von dem großen Rathe auf beliebige 
Weiſe berathen werden, jedoch vor ihrer endlichen Annahme dem Regierungs= 
sathe zur Begutachtung zu überweifen find. 

46. Der große Rath verfammelt fich ordentlicher Weife vierteljährlich, 
mferordentliher Weife nach Erforderniß der Gefchäfte, oder auf ein von mes 
igftens 24 Mitgliedern unter Angabe ihrer Gründe fchriftlich eingereichtes, 
emeinfamed Begehren. 

47. Die Zufammenberufung des großen Rathes gefchieht durch den 
Dräfidenten deffelben auf das Verlangen des Regierungsrathes. Einzig in 
em durch den vorhergehenden Artikel bezeichneten Falle eines von Mitglie— 
liedern des großen Rathes gejtellten Begehrens hat der Präfident die Zus 
immenberufung von ſich aus vorzunehmen, zugleich aber dem Regierungs: 
ıthe von diefer Verfügung Kenntniß zu geben. 

48. In jeder legten Verfammlung des Jahres wählt der große Rath 
ır Leitung feiner Geſchaͤfte einen Präfidenten und einen Vicepräfidenten aus 
iner Mitte für das nächjtfolgende Jahr. Nah Verfluß diefer Amtsdauer 
E jeder von ihnen für die nämlidhe Stelle nicht unmittelbar wieder wählbar. 

49. Die Verhandlungen des großen Rathes find in der Regel öffentz 
h. Das Reglement beftimmt, unter welchen Umftänden und „wie die 
isungen für gefchloffen erklärt werden Eönnen. 

Ueber die Zulaffung von Zuhörern, in fo fern Einftig das Sitzungslo⸗ 
I fie geftattet, wird das Neglement das Nähere beftimmen, 

Die Redactoren öffentlicher Blätter, oder von ihnen beauftragte Perfo: 
n, werden zum Behuf der Aufzeichnung der Verhandlungen zu den. Si: 
ngen Zutritt erhalten. Das Reglement wird auch hierüber das Nähere 
tſetzen. | 

Aujahrlid) werden die Ergebniffe der Verhandlungen durch den großen 
ıth ſelbſt, mittelft eines beleuchtenden Berichtes, zugleich mit der Ueber: 
et der Staatsrechnung zur Kenntniß fämmtlicher Gemeinden des Cantons 
wacht. 

50. Jedes Mitglied des großen Rathes hat bie Pflicht, feinen Rath 
d.feine Stimme nad) freier Ueberzeugung fo zu geben, wie es ſolches für 
5 Wohl des gefammten Gantons zuträglidy erachtet. 

51. Die Mitglieder des großen Rathes haben für ihre Theilnahme 

ben Berfammlungen deffelben Feine Entfhädigung vom Staate zu. bezies 
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ben. Den Zuͤnften, wo fie es gut finden, bleibt: uͤberlaſſen, ihre Stellun 
treter zu entfchädigen. 


52. Kin beförderlich zu erlaffendes Reglement wird die Art, wie be 
große Math feine Befugniffe ausübt, näher beftimmen. 


Regierungsrath. 


53. Die oberſte Verwaltungsbehoͤrde des Cantons bildet ein Regie 
tungsrath von 19 Mitgliedern, welche der große Kath nach freier Auswahl 
aus dem ganzen Canton, in oder außer feiner Mitte, erwählt, Zur Waͤhl⸗ 
barkeit wird das angetretene 30ſte Altersjahr erfordert. 

54. Die Amtsdauer der Regierungsräthe ift auf ſechs Jahre feſtge— 
fest. Jedes zweite Jahr tritt ein Drittheil derfelben aus, und für jede ein 
zelne Stelle ergeht eine neue Wahl. Die. Austretenden find wieder wählbar, 

55. Zwei Bürgermeifter führen abwechſelnd, jeder ein Jahr lang, im 
Negierungsrathe den Vorſitz. Derjenige, welcher nicht im Amte iſt, verſiedt 
nöthigen Falls die Stelle des andern. | 

Sie werden von dem großen. Rathe aus den Mitgliedern des Regit 
rungsrathes auf eine Dauer von zwei Jahren gewählt. Jaͤhrlich tritt der 
eine von ihnen ab, ift aber fogleich wieder wählbar. Der erſte ſolche Aus 
tritt wird mit dem Ende des Jahres 1831 erfolgen. 

56. Im Megierungsrathe, und eben fo in den übrigen Verwaltungsbe 
hörden, bürfen nicht gleichzeitig figen Water und Sohn, Schwiegervater und 
Tochtermann, oder zwei Brüder. | | 

57. Der Regierungsrath entwirft oder begutachtet die Vorfchläge zu 
Gefegen und Beſchluͤſſen des großen Kathes, fegt diefelden nach erfolgter 
Annahme in Vollziehung, und erläßt die zu diefem Ende erforderlichen Ver 


‚ ordnungen.. Das Meglenient des großen Rathes wird WVorforge treffen, das 


‚diefe Verordnungen die Schranken der Verfaſſung und der Gelege nick 


überfchreiten, 

Dem Regierungsrathe liegt die Führung fämmtlicher Regierungser 
fhäfte ob. Er beforgt die ausmärtigen und innern Angelegenheiten; er wadt 
über die Erhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit; er vermalst 
unmittelbar oder mittelbar das gefammte Staatsvermögen; er beforgt dat 
Kriegsweſen. 

Er beftellt die für das Regierungsweſen erforderlichen Collegien, insde 
fondere einen Staatsrath für die auswärtigen Angelegenheiten, einen Rath 
für. die innern Angelegenheiten, einen Polizeirath, einen Finanzrath, dam 
Kriegsrath, einen Rath für die Gefrggebung und einen Gefundheitizatb. 
Die beiden Bürgermeifter find von Amtswegen Mitglieder des Staatsrathes 

Der. Regierungsrath hat die Auffiht über den Kirchen- und Ürzi- 
hungsrath. 

Er beftellt, fo weit nicht DVerfaffung oder Gefege etwas Abmeihenies 
verordnen, die zur Kührung der Gefchäfte erforderlichen Beamten, bält Biber 
biefe, die Bezirks- und Gemeindsbehörden Aufficht, und überweifet Immb: 
vergehen den Gerichten. | | 

Er beurtheilt im legter Inſtanz die an ihn gezogenen Streitigkeiten, dm 
Verwaltungsfache. 

Seine Canzlei beftellt er felbft. 

58. Der Regierungsrath wählt, unter Beftätigung des großen Rule, 
einen Staatsanwalt, welcher in Strafſachen von Amtsmwegen im 
des Staates vor den Gerichten Eagt. Das Gefeg wird feine | 
gen, für die er dem Regierungsrathe verantwortlich iſt, näher. bericht. 


x 
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| Die Vollziehungsbehörben find verpflichtet, die erften Spuren von Ver 
| gehen zu erheben, diejenigen Maaßregeln zu treffen, welche wegen Gefahr 
im Verzug der Ueberweifung an die Gerichte vorhergehen müffen, und über 
haupt den von Seite der Gerichte zum Behuf der Behandlung von Rechts⸗ 
ſachen geftellten Begehren Genüge zu leiften. u | 

| 59, Die Gerichte find von dem NRegierungsrathe unabhängig, und es 

flieht diefem Eeinerlei Einwirkung auf Rechtsſachen zu. 
60. Gefeglihe Beflimmungen werden die Art, wie der Regierungs: 

rath und feine Collegien ihre Verrichtungen auszuüben haben, näher bes 
zeichnen. 

Obergericht. 


61. Fuͤr den ganzen Canton beſteht ein Obergericht von eilf Mitglie⸗ 
dern, welche der große Rath nach freier Auswahl, in oder außer feiner Mitte, 
erwählt. Zur Wählbarkeit wird das angetreteng 30ſte Altersjahr erfordert. 
Weitere MWählbarkeitserforderniffe kann das Geſetz aufitellen. 

62, Die Amtsdauer des Obergerichts ift auf ſechs Sahre feffgefegt. 
Jedes zweite Jahre tritt ein Drittheil derfelben aus, und für jede einzelne 
Stelle ergeht eine neue Wahl. Die Austretenden find wieder wählbar. 

63. Zwei Präfidenten führen abwechſelnd, jeder ein Jahr lang, im 
Dbergerichte den Vorſitz. Derjenige, welcher nicht im Amte ift, verfieht nö- 
thigen Falls die Stelle des andern. Der große Rath wählt beide aus den 
Mitgliedern des Gerichtes auf eine Dauer von zwei Jahren. Jaͤhrlich tritt 
der eine von ihnen ab, tft aber fogleich wieder wählbar, Der erfte folche 
Austritt wird mit dem Ende des Sahres 1831 erfolgen. 

Die Ganzlei des Obergerichtes wird von dem Gerichte felbft beftellt: 

64. Das Gefeg wird die Art beflimmen, tie für das Obergericht, 
und eben fo für die übrigen Gerichtsftellen, eine angemeffene Zahl von Er: 
fagmännern bejtellt werden fol. Der naͤmlichen Berfammlung oder Be: 
hörde, welche die Nichter wählt, fteht auch die Erwählung der Erfagmänner zu. 

65. Im Obergerichte, und eben fo in allen übrigen Gerichtsftellen, duͤr⸗ 
fen nicht neben einander fisen Vater und Sohn, Schwiegervater und Toch— 
tetmann, nod) zwei Brüder oder zwei Schwäger. 

66. Das Obergericht ift die höchfte Behörde für Rechtsſachen, fowohl 
in formeller als materieller Beziehung. An dafjelbe gehen die Appellationen 
und Necurfe von dem Griminafgerichte und den Bezirksgerichten. Alle diefe 
Berichtöftellen find ihm für ihre Verrichtungen verantwortli, und jtehen 
mter feiner Aufliht. Dem Obergerichte ftcht die Oberaufſicht über die Fries 
ensrichter und die untern Gerichte, über das gefammte Notariats> und Ads 
ocaturwefen, fo wie Über den Rechtstrieb, zu. 

Das Obergeriht ift dem großen Mathe für feine Verrichtungen verant— 
ortlich. Altjährlicy erſtattet es demfelben einen Bericht über den Zuftand 
8 Gerichtsweſens und die Gefchäftsführung ſaͤmmtlicher Gerichtsftellen. 

Ein Reglement wird über die Verrichtungen des: Obergerichtes die nd: 
m Vorſchriften aufftellen. 

67. Alte Gonflicte zwiſchen der richterlichen und der vollzichenden Ge: 
ilt entfcheidet eine, für jeden einzelnen Fall zu bildende, Commiſſion. 
iefelbe wird fo zufammen gefest, daß der Negierungsrarh und das Oberges 
pt jedes zwei Mitglieder aus ihrer Mitte und drei Mitglieder des großen 
ithas außer ihrer Mitte bezeichnen, worauf diefe zehn Committirten zu 
nmen treten und aus ihrer Mitte einen Präfidenten beftellen. Das Gefeg 


:d die nähern Bellimmungen erlaffen. 
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Criminalgeridt, 

68. Als erfte Inſtanz für alle Criminalfälle wird ein Griminalgeriät 
für den ganzen Canton aufgeftellt, beftehend aus einem ‘Präjidenten und | 
vier Mitgliedern, welche der große Rath auf eine Dauer von ſechs Fahren! 
erwählt, und die je zu drei Jahren um zur Hälfte einer neuen Wahl um 
terworfen werden. Zur MWählbarkeit wird das angetretene 3Ofte Altersjahr 
erfordert. Weitere MWählbarkeitserforderniffe kann das Geſetz aufitellen. i 

Getrennt von dem Griminalgerichte befteht ein, feiner Aufſicht unte: 
worfenes, Verhoͤtamt, welches der große Rath auf einen Vorſchlag des Cris‘ 
minalgerichte® für eine Dauer von drei Jahren beftellt. | 

Das Criminalgeriht ernennt feine Ganzlei felbft. 

Die Befugniffe des Griminalgerihts, die Einrichtung bes Berhöramtıb| 
und das Verfahren vor diefen Behörden find durch das Gefeg zu beſtimmen. 

| Kirchenrath. 

69. Die Organiſation des geſammten Kirchenweſens, und insbeſondet 
der Synode, als der verfaſſungsmaͤßigen Verſammlung der Geiſtlichkeit, iſt 
einem auf eingeholtes Gutachten der Synode zu erlaſſenden Geſetze vom 
behalten. 

Die Aufſicht über das Kirchenweſen iſt einem Kirchenrathe übertragen. 
Derſelbe beſteht aus dem Antiſtes, als Praͤſidenten, und einer durch das 
Geſetz zu beſtimmenden Zahl von Mitgliedern. Den Antiſtes waͤhlt der 
große Rath auf einen Dreiervorſchlag der Synode. Die Kirchentaͤthe wer 
den theild unmittelbar von dem großen Rathe, theild von der Epnode, mit 
Vorbehalt der Betätigung des großen Rathes, auf eine Dauer von fehs 
Sahren gewaͤhlt. Se zu zwei Jahren um wird ein Drittheil derfelden er 
neuert, wobei die Austretenden wieder wählbar find. 

Erziehbungsrath. 

70. Die Auffiht über die fämmtlichen Schulanftalten des Ganton!, 
die Förderung der wiſſenſchaftlichen ſowohl, als der WVolksbildung , ift einem 
Erziehungsrathe aufgetragen. Die Mitglieder deffelben, und aus ihrer Mitte 
ber Präfident, werden von dem großen Rathe auf eine Dauer von fh! 
Sahren gewählt. Se zu zwei Jahren um wird ein Drittheil derfelben «> 
neuert, wobei die Austretenden wieder wählbar find. 

Die Organifation des Erziehungswefens, und insbefondere die Errid- 
tung einer Schulfpnode, ift einem, auf eingeholtes Gutachten des Eyir 
hungsrathes zu erlaffenden, Gefege vorbehalten. # 

Titel 4. x | 
Bezirtsbehörden, . 

71. Der Canton ift in eilf Bezirke eingetheile. In Hinſicht auf den 
zirk Zürich bleibt dem Gefege vorbehalten, die Verhältniffe zwiſchen 
Städt und Landgemeinden feftzufegen, und eine zweckmaͤßige Thrilumg Ne 
Bezirksverfammlung und der Bezirköbeamtungen anzuordnen, 

72. Jeder Bezirk hat eine Bezirksverſammung, beftchend aus A 
Mahlmännern, melde von den einzelnen Kirchgemeinden des Bezirkes dur) 
offenes abfolutes Mehr auf eine Dauer von drei Jahren, nad Werbäludi 
bee Zahl der flimmfähigen Bürger, gewählt werden, fo jedoch, daß ket 
Gemeinde: weniger als drei Wahlmänner ernennt, Bei dieſen Wahlen Tim 
biejenigen im Bezirke verbürgerten Anfäßen, welche feit mindeftens „einem 


Jahre auf Grundeigenthum oder mit Familie in der Gemeinde wohn 
gleichfalls ſtimmberechtigt. 
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Die Bezirksverfammlung iſt eine bloße Wahlbehörde. Sie nimmt bie 
ihr zuftehenden Wahlen unter dem Borfige eines von ihre felbft gewählten 
Pröfidenten durch geheimes abſolutes Stimmenmehr vor. 

73. Jeder Bezirk hat einen Bezirksrath, beſtehend aus dem Statt: 
halter, als Praͤſi identen, und zwei Bezirkstaͤthen, denen zwei Erſatzmaͤnner 
beigeordnet find. Dem Geſetze iſt vorbehalten, die Zahl der Bezirksraͤthe, wo 
es das oͤrtliche Beduͤrfniß erfordert, zu vermehren. 

Der Statthalter wird "von dem Regierungsrathe auf eine Dauer von 
ſechs Jahren aus einem Dreiervorfhlag erwählt, den die Bezirksverfamm- 
lung nad) freier Auswahl aus allen Bürgern des Gantons bildet. Die Bes 
ziresräthe und ihre Erfagmänner mählt die Bezirksverſammlung, ebenfalls 
auf fehs "Fahre, aus den flimmfähigen Einwohnern des Bezirks. Nach 
Verfluß ihrer Amtsdauer find der Statthalter, die Bezirfsräthe und Erſatz⸗ 
männer wieder wählbar. 

74. Der Statthalter ift der Stellvertreter des Regierungsrathes und ihm 
für feine Verrichtungen verantwortlih. Er forgt für die Vollziehung der Ge- 
fege und Verordnungen; er wacht über die Erhaltung der Öffentlichen Drds | 
nung und Sicherheit, und hat, unter Leitung der Shberbehörde, die Aufficht 
über das Straßenwefen. Als Anwalt des Staates im Bezirke hat er nad) 
den Beflimmungen des Geſetzes die Pflicht der Ueberweifung oder der Klage 
bei Verbrechen und Vergehen. Er erhebt die Abgaben und Gefälle des 
Staates im Bezirke, fo weit ihm diefe Verrichtung durch das Gefeg übers 
tragen wird, 

75. Der Bezirksrath hat die Auffiht über gemeinfame Güter des 
Bezirkes, wo folhe vorhanden. find, über die Verwaltung der Gemeinden 
und ihrer Güter, und über die Waifenpflege. Er urtheilt in erſter Inſtanz 
über Streitigkeiten im VBerwaltungsfahe. Er wählt die Gemeindammänner 
aus den Zweiervorſchlaͤgen der Gemeinden. 

76.- In jedem Bezirke wird ein Bezirksgericht aufgefelt, beftehend 
aus fünf Richtern, welche von der Bezirksverfammlung auf eine Dauer von 
ſechs Jahren gewählt, und je zu drei Jahren um zur Hälfte einer neuen 
Wahl unterworfen werden. Den Präfidenten und BVBicepräfidenten ded Ges 
richtes wählt gleichfalls die Bezirföverfammlung aus den Richtern. Dem 
Gefege ift vorbehalten, für diejenigen zwei Bezirke, welche bis dahin zahl: 
reichere Gerichte gehabt haben, auch für die Zukunft eine größere Richterzahl 
aufzuftellen. Zur Wählvarkeit für das Bezirksgericht wird das angetretene 
25ſte Altersjahr erfordert, 

Die Bezirksgerichte bilden die zweite Inſtanz fuͤr die von den untern 
Gerichten beurtheilten, und die erſte Inſtanz fuͤr alle uͤbrige Civil- und 
Strafpolizeifaͤlle, ſo wie für Matrimonialſachen, in welcher Hinſicht ihnen. 
die Befugniſſe des bisherigen Ehegerichtes uͤbertragen werden. Das Geſetz 
wird fuͤr Sicherung einer der gerichtlichen Behandlung von Eheſcheidungen 
vorangehenden, religioͤſen und ſittlichen Einwirkung, fo wie auch dafür ſor— 
gen, daß bei der gerichtlichen Behandlung ſelbſt die noͤthige Sorgfalt ange 
menbet werde. 

Die Bezirksgerichte haben die Aufficht über die Friedensrichter, die un⸗ 
tern Gerichte und die Notarien des Bezirkes, uͤber den Rechtstrieb in dem⸗ 
ſelben, und uͤber die Rechtsanwaͤlte. 

Sie beſtellen ihre Canzleien ſelbſt. 

77. Jeder Bezirk hat nach Verhaͤltniß ſeiner Bevoͤlkerung drei bis 
ſechs untere Gerichte, beſtehend aus drei bis fuͤnf Mitgliedern, die von den 
Buͤrgern des Gerichtskreiſes auf eine Dauer von vier Jahren gewaͤhlt wer 
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* Die Einrichtung und bie Befugniſſe derſelben wird das Geſetz te 
immen. | 
Die Appellation und ber Recurs gehen von den untern Gerichten an 
das Bezirksgericht, 
Die Gemeindammänner fönnen nicht Mitglieder der untern Gerichte fern. 
78. Jeder Bezirk hat für feine kirchlichen Angelegenheiten eine bejon: 
bere Auffichtsbehörde. Das Gefeg über die Einrichtung des Kirchenweimi 
wird das Mähere beflimmen, 
79. Jeder Bezirk. hat für feine Schulangelegenheiten eine befonder 
Auffichtsbehörde. Dem Gefege über die Einrichtung des Schulweſens find 
die nähern: Beflimmungen vorbehalten. 


} Titel 5. 
Gemeindbsbehörden. 


80. Jede politifche Gemeinde hat eine Gemeindsverfammlung, beite 
hend aus ihren in das Buͤrgerbuch eingetragenen flimmfähigen Buͤtgem 
Sie wird ordentlicher Weife zwei Mal des Jahres, auferordentlicher Weil 
bei vorhandenem Bedürfniffe, oder auf fchriftliches Begehren eines Seht 
theild der Gemeindsbürger durch den Gemeindspräfidenten abgehalten, 
| Bei auferordentlihen Gemeindsverfammiungen ift zur Gültigkeit de 
Verhandlungen die Anmefenheit der Mehrzahl der in der Gemeinde befindii; 
chen Bürger erforderlich). 

81. Die Gemeindsverfammlung ift berechtigt, innerhalb der Schr 
Een der Verfaffung und ber Geſetze des Gantons die Angelegenheiten de 
Gemeinde zu ordnen und ihre Einrichtungen feflzufegen. 
Insbeſondere ift der Gemeindsverfammlung vorbehalten, bie Aufiät 
über den Gemeindshaushalt, die Bewilligung von Gemeindsfteuern und di 
Genehmigung von Ausgaben, welche einen von der Gemeinde feſtzuſetzenden 
Betrag überfteigen, die Ertheilung des Gemeindsbürgerrechtes an Auswir 
tige, unter Vorbehalt der dem Megierungsrathe zuftehenden Crrheilung de 
Landrechts, und die Erwaͤhlung der Giemeindsvörfteher. 

Die Gemeindsbefchlüffe ergehen auf den Antrag einer Gemeindebebitk, 
ober auf einen von einem Gemeindsbürger gemachten und von dem Gemein 
tathe begutachteten Anzug. 

82. Jede Gemeinde wählt auf die Dauer von vier Jahren einen Ör 
meindrath, der von zwei zu zwei Jahren zur Hälfte zu erneuern ift, Wii 
hend aus dem Gemeindspräfidenten und zwei bis zwölf Gemeindräthen, Di 
Gemeindrathe kommt die Vorberathbung und Vollziehung der Gemini: 
fhlüffe, die Verwaltung der Gemeinde und ihrer Güter, und die Beſetzun 
der Waiſenſachen zu. Ueber diefe legtern wird das Wormundfchaftsgelis N 
Nähere beftimmen. Der Gemeindrath ift der Gemeinde für feine Berk 
tungen verantwortlich, j 
| 83. Die Vollziehung der Gefege und Verordnungen, fo mie der Aut 
träge der obern Behörden, und die Handhabung der Polizei ift einem Et 
meindamman übertragen. Er ift Stellvertreter des Statthalters in dir © 
meinde, und ihm für feine Verrichtungen verantwortlich; er hat in Stu’ 
fällen nad ben Beftimmungen der Verfaffung (Art. 58.) und ber Geſch 
die nöthigen Einleitungen zu treffen. 

Der Gemeindamman wird aus einem Zmeiervorfchlag ber Gemein 
auf eine Dauer von vier Jahren durch den Bezirkstath emannt. 
Die Stellen des Gemeindammans und bed Gemeindspräfidenten Eher 
in Einer Perfon vereinigt feyn. 
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84. Jede Gemeinde hat einen, ober, mo es bie Dertlichkelt erfordert, 
mehrere Friedensrichter, welche fie auf eine Dauer von vier Fahren wähle, 

Alte bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten ſind zuerſt vor den Friedensrichter 
zu bringen. 

85. Jede Kirchgemeinde hat einen Stillſtand, beſtehend aus dem 
Pfarter, als Praͤſidenten, den übrigen an der Gemeinde angeſtellten Geiſt— 
lichen, den Praͤſidenten der uͤbrigen Gemeindsbehoͤrden, dem Gemeindamman 
und wenigſtens vier Stillſtaͤndern, welche die Kirchgemeinde auf eine Dauer 
von vier Jahren erwaͤhlt, und von zwei zu zwei Jahren zur Haͤlfte erneuert. 

Die Pfarrer und Helfer der Gemeinden werden künftig bei eintreten⸗ 
den Erledigungsfällen auf einen Dreiervorfdlag des Kirchenrathes aus der 
Zahl der in das Zürcherifche Minifterium aufgenommenen Geiftlichen von 
der Kirchgemeinde erwählt. Die Befiimmung der diesfälligen Wahlart, fo 
wie der Verhältniffe derjenigen Gemeinden, wo das Collaturrecht nicht dem 
Staate zujteht, ift dem Gefege vorbehalten. 

Der Stillftand verwaltet das Kirchen- und Armengut; vorbehalten find 
folhe abgefonderte Verwaltungen, die in Folge eigenthümlicher Verhältniffe 
vom Gefege anerkannt werden. Dem Stillſtande fteht in alien Eheſachen 
die Einleitung und das Wermittleramt zu. Seine uͤbrigen Befugniffe bes 
flimmt das Geſetz. 

86. Sede Kirchgemeinde hat eine Schulpflege, beftehend aus dem Pfar: 
ter, ale Präfidenten, und wenigfteng vier Mitgliedern, welche von den Kirche 
genoffen auf eine Dauer von vier Jahren erwählt und von zwei zu zwei 
Jahren zur Hälfte erneuert werden. Wo mehrere Schulen in einer Kirche 
gem..ıde find, hat jede derfelben, unter der Auffiht der Schulpflege, einen 
Verwalter des Schulgutis, der von den Schulgenoſſen auf vier Jahre ers 
wählt wird; infofern diefe Verwaltung nicht einer andern Behörde, unter 
gefeglicher Anerkennung übertragen iſt. Die übrigen Befugniffe der Schul 
pflege beftimmt das Geſetz. 

Jeder Schulgemeinde ſteht von nun an bei eintretenden Erledigungs⸗ 
fällen die Erwählung der Schullehrer an ihren Elementarfchulen zu, auf eis 

nen von dem Erziehungsrathe gebildeten Vorſchlag dreier geprüfter und für 
wählbar erflärter Schulmänner. 

87. Die Beftimmung der Eirhlihen und Echulverhältniffe zwiſchen 
der Stadt Zuͤrich und den dahin kirchgenoͤſſiſchen Landgemeinden, fo wie der 
jenigen der Stadt Winterthur, ift dem Geſetze vorbehalten. 

88. Altjährli fol über die Verwaltung ded Gemeinde-, Kirchen, 
Armen: und Sculgutes den Antheilhabern Rechnung abgelegt werden. Es 
liegt in der Befugniß der Gemeinde, entweder eine Rechnungscommiſſion 
zur Begutachtung der Rechnungen, oder einen Ausfhuß der Bürger zur Erz 
weiterung und Beauffihtigung der Gemeindsverwaltung aufzuftellen. 

89. Die Oberauffiht über die Verwaltung der Gemeinde-, Kirchen:, 
Armen: und Scdulgüter kommt den Bezirks- und Gantonalbehörden zu, 
welche über deren Erhaltung zu wachen haben, 

90. Zur Wähibarkeit für ale Gemeindeämter wird das angefretene 
25ſte Altersjahr erfordert. 

91. Jecder in der Gemeinde anweſende Gemeindsduͤrger, welcher nicht 
bereits eine oͤffentliche Stelle bekleidet, iſt verpflichtet, ein ihm uͤbertragenes 
Gemeindeamt wenigſtens fuͤr eine Amtsdauer zu uͤbernehmen. Vorbehalten 
ſind ſolche Ablehnungsgruͤnde, welche von den obern Behoͤrden als gültie 
merkannt werden. 

92. Ueber die Führungen der Gemeindsverfammlungen foll ein Regl 
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ment, unb über bie Verrichtungen der Gemeinbsbehoͤrden —* Geſetze 
iaffen werden. 

Titel 6. 


Reviſion und Beſchwoͤrung der Verfaſſung. 
Waͤhrend der naͤchſten ſechs Jahre, von der Annahme der Verfaffunz 
an gerechnet, foll biefelbe unverändert fortbeſtehen. 

Nach Verfluß dieſes Zeitraums kann eine Abänderung der Verfaſſung 
auf dem Wege der Gefesgebung vorgenommen werden. Ein Geſehzesver 
ſchlag dieſer Art iſt aber einer zweimaligen Berathung durch den gtoßen 
Rath zu unterwerfen. Am Schluſſe der erſten Berathung entſcheidet dir 
große Rath, ob der Vorſchlag zu beſeitigen, oder einer zweiten Berathun, 
zu unterwerfen ſey. Diefe kann nicht eher,. als ſechs Monate nad der m 
ften, Statt finden. Wird alsdann der Vorſchlag ganz oder mit Abünde 
rungen angenommen; fo ift das diesfällige Gefeg noch der gefammten Bir 
gerfhaft des Cantons zur Annahme oder Verwerfung vorzulegen. 

- 94. Nach erfolgter Sanction fol die Verfaffung von der Obrigket 
und dem Volke befhmworen werden. 

Das Gefeg wird hierüber das Nähere beftimmen. 

Alfo angenommen und beſchloſſen von dem großen Rathe des Stans 
Bürih, Donnerftags den 10. März 1831. 

Am Namen des großen Rathes : 
Der Amtsbürgermeifter, 


Dita Eu 
Der dritte Staatsfchreiber, 
Meyer. P 


Befhluß des großen Rathes, betreffend die Anerfennun 
ber Staatöverfaffung vom 10. März 1831 als Grund: 
gefe& des Cantons Zürid. 


Don ber Berfaffungscommiffion wurde dem großen Rathe eine, au 
den Protocollen der fämmtlicyen Gemeinden ausgezogene, tabellarifche Uebe 
fiht, der Abſtimmung über die Stuatsverfaffung vom 10. März 1831 vr 
gelegt, welhe nad den verſchiedenen Amtsbezirken folgendes Etgebu 
darbietet. 


Amtsbezirk. AnnehmendeVerwerfende 





Stimmen. Stimmin. 
Zürih, die Stadt . . eg 1791 138 
Zürich, die Ranbgemeinben GR 4316 95 
Knonau ... . ie. E 4808 76 
Mädenfhwel 2 2 2 ren 3874 36 
Meilen > er 2 ren 3719 119 
Grüaninen - U 2 2 ern 3967 537 
Kyburg. 3955 23 
Greifenſe.. er en 3233 129. 
Winterthur 2 2 2 2 ec ln 4656 117 
Andefinden 2 2 Een 3169 36 
Endbah -. 2 2. 2 3 ve 20. 3568 107 
Regensbeerg 2488 98 


Sefammtzahl . 1 405068 | #2 
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y Das vorſtehende Ergebniß der Abſtimmemg wird in Folge. der vorge⸗ 
nommenen Unterſuchung als richtig anerkannt, und demnach die von 
der Buͤrgerſchaft des Cantons angenommene Staatsverfaſſung vom 
10. März als Grundgeſetz des Cantons erklaͤrt, ie unverzüglich 
in Kraft treten. fol. 


2) Eine biesfällige von ber Commiſſion angetragene Kundmachung wird 
genehmigt, und ſoll ſammt einer Ueberſicht der Abſtimmung gedruckt 
in alle Gemeinden des Cantons verſandt werden. 

Zuͤrich/ den 23. Maͤrz 1831. 
Im Namen des großen Rathes: 
mim Der ne 
Wey 
Der dritte ee 
Meyer. 


B) Berfaffung für die Republik Bern, vom 6. Juli 
1831. 
Zitel 1. 
Allgemeine Beftimmungen, 


1. Die Republit Bern iſt ein freier Staat, mit repraͤſentativer Ver⸗ 
foffung, und. bildet einen Ganton- der ſchweineriſchen Eidsgenoſſenſchaft. 

-2. . She Gebiet iſt in ſieben und zwanzig Amtsbezirke eingetheilt. 

Die. allfällige Ausgleihung und Abänderung derfelben bleibt jedoch bem 
Gefege exlaffen. 

Die Einrihtung einzelner Zweige ber Staatsverwaltung kann ſich Üben 
mebrere dieſer Amtsbezirke zugleich, oder uͤber Theile von Amtsbezirken ex⸗ 

ecken. 
r 3. Die Souverainetät beruht auf der Gefammtheit des Volkes. 
Sie wird einzig duch den großen Rath, als Stellvertreter des Volkes, vers 
faſſungsmaͤßig ausgeübt. 

Der große Rath überträgt dem Regierungsrathe, kraft dee Verfaffung, 
Yie nöthige Gewalt zu Handhabung und Vollziehung der Gefege, und den ' 
Berichtsftellen die- Gewalt zu Beurtheilung der Streitfahen und Straffälle, 

As der hoͤchſten Staatsgewalt, bleibt jedocdy dem großen Rathe die 
Dberaufficht ſowohl über die vollziehenden, als über die. gerichtlichen Behoͤr⸗ 
en, und das Begnadigungsrecht. 

4. Das Redt der Gefeggebung wird durch den großen Rath eine 
ig ausgeubt. 

Die Ausübung dee vollziehenden und ber richterlihen Gewalt fol in 
len Stufen der Staatsverwaltung getrennt bleiben. 

5. Jedes Mitglied des großen Rathes und jeder Staatsbeamte 
et bei dem Antritte feiner Stelle auf die Staatsverfaffung und auf die 
füllung feiner Amtspflichten beeidigt werden. 

6. Kein Staatsbürger der Republik Bern, der in einem andern 
Staate politifche Rechte ausübt, kann diefe Rechte zugleich in der Republik 
ern: ausüben. 

7. Alte Staatsbürger ber Republik find gleich vor dem Geſetze. 


⸗ 
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— 8. Alle Staatsbuͤrger ber Republik haben gleiche politiſche Recht, 
eu fie die durch die Werfaffung ſelbſt — Eigenſchaften befiken. | 

9. Der Staat anertennt Leine Vorrechte bed Dres, der Geburt, 
ber Derfonen und ber. Samilien, 

Kein Staatsbürger fol fich im Gebiete der Republik eines frembn | 
Adelstitels bedienen. | 
10. Kein Blieb bes großen Rathes, und kein Beamter des Staatl, 
darf von einer fremden Macht eine Penfion, einen Titel, oder einen Drkn 
annehmen. - | 

11. Die Glaubenstreiheit ift zugefichert. 

Die Rechte der beftehenden evangelifc) = reformirten Landeskirche, fo wir 
die der roͤmiſch-katholiſchen Kirche, in den fich zu ihnen befennenden Gr 
meinden, werden gewährleiftet. - 

Die Einrihtung der Gapitelsverfammlungen und einer Generalſynode 
foll der reformirten Geiftlichkeit das Recht zu Anträgen und zu der frin 
Vorberathung in Kirchenfachen zufihen. Die Zufammenfegung der Gin: } 
ralfpnode foll auf dem Grundfage der freien Stellvertretung beruhen. 

12. Die Befugniß zu lehren iſt unter geſetzlichen Beſchraͤnkunga 
freigeſtellt. | 

Niemand darf die feiner Obhut anvertraute Jugend ohne ben Sn 
von Unterricht laffen, der für die untern Schulen vorgefchrieben: ift. | 

Die Sorge für Erziehung und: Unterricht der Jugend ift die Pfis! 
des Volkes und feiner Stellvertreter, 

Der Staat foll_ die öffentlichen Schul⸗ und Bildungsanſtalten wit 
fügen und befördern. 

13. Die Preßfreiheit iſt gewaͤhrleiſtet, und zwar fo, daß niemals di 
Cenſur, noch irgend eine vorgreifende Maßnahme Statt finden kann. 
Das Geſetz wird die Strafen des Mißbrauchs der Preffe beſtimmen. 

14. Die perfönticye Freiheit ift gemäbrleiftet. Niemand darf verkf 
tet werden, außer in den Fällen, die das Gefes beftimmt, und nur u“ 
Beobachtung der borgefchriebenen Formen und Bedingungen. | 

Niemand darf feinem ordentlichen Richter entzogen werben, | 

15. Es follen weder bei der Verhaftung, oder bei der Enthaltung # 
ner Perfon unnöthige Strenge, noch zu Erprefjung eines Geſtaͤndniſſes | 
gend ein koͤrperliches Zwangsmittel angewendet werden. | 
Jeder Angeklagte iſt als ſchuldlos zu betrachten, fo lange fein Ute 
die Schuld ausgefprochen hat. 

16. Die Freiheit der MNiederlaffung, des Landbaues, des Handel m 
der Gewerbe wird ausdrücklich anerkannt, unter Vorbehalt gefeglicher Ber 
gungen, welche das allgemeine Wohl und erworbene Rechte erfordern. 

17. Jede Perfon, jede Gemeinde, oder vom Staat anerkannte &r 
poration, fo wie jede Behörde, hat das Recht, über jeden Gegenftand im 
Anfichten, Wünfche oder Beſchwerden, mittelbar oder unmittelbar, vor du 
jede Staatsbehörde zu bringen. 

Das Gefeg wird die Form beflimmen, 

18. Alles Eigenthum ift unverletzlich. 

Wenn das gemeine Wohl die Aufopferung eines Gegenftandes dequ 
ben erfordertz fo geſchieht es bloß unter dem Vorbehalte vollſtaͤndiger E 
ſchaͤdigung. Die Frage uͤber die Rechtmaͤßigkeit der — — 
und die Ausmittelung des Vettags bee Entfhädigung werden durch den Ü 
viltichter entfchieben, 











Berfaffung vom 6. Juli 1831. 367 


49. Jede bürgerliche Stelle foll entweder auf eine beſtimmte Amts⸗ 
dauer ertheilt werden, oder auf periodiſche Beſtaͤtigung hin. 

20, Jede Behörde, jeder Beamte und Angeſtellte iſt für feine Amts⸗ 
verrihtungen verantwortlich. 

Dis Geſetz wird diefe Verantwortlichkeit beftimmen, 

Kein Beamter und Angeftellter kann feiner Stelle entfegt werden, ais 
durch ein Urtheil des competenten Richters. 

Keiner kann abberufen oder eingeſtellt werden, als dur einen motis 
virten Beſchluß der competenten Behörde. 

21. Das Gefeg wird die Fülle beftimmen, In welchen mehrere Stel⸗ 
len nicht von der gleichen Perfon bekleidet werden können. 

22. Perfönliche Xeiftungen und dingliche Laſten, welche gefeglich' abe 
gefhafft oder losgekauft find, bleiben aufgehoben. 

Die Berfaffung gervährfeiftet die Befugniß, die noch beftehenden Zehn⸗ 
ten und Grundzinfe loszukaufen. 

Das Geſetz foll den Loskauf, die Art der Entrichtung der Grundzinfe, 
fo wie die Umwandlung der Zehnten in fire Xeiftungen in Geld oder Natus 
talien möglichft, das heißt, fo weit es ohne wefentlihe Verminderung der 
reinen Staatseinkünfte gefchehen kann, erleichtern, | 

Kein Grundſtuͤck fol Lünftig, weder durch Vertrag, noch durch letzte 
MWillensverordnung, einem Zind oder einer Rente unterworfen werden, die nicht 
loskaͤuflich feyen. 

23. Wenn zum Behuf det Staatsausgaben die gefeglich beftchenden 
Einkünfte nicht hinreichen; fo follen die nöthigen Auflagen möglichft gleiche. 
mäßig auf alles Vermögen, Einkommen oder Erwerb verlegt werden, 

24. Das gegenwärtig vorhandene Capitalvermögen des Staates, defs 
en Betrag der große Rath beftimmen wird, foll nicht angegriffen werden, 
is auf einen Beſchluß des großen Rathes mit zwei Drittel Stimmen ber 
Befammtzant der Glieder deffelben. 

Der Antrag und die Summe müffen bei Einberufung des großen Raths 
mgegeige worden feyn. 

25. Der Staat fol die Oberauffiht über das Armenweſen und bie 
!eitung deffelben führen, und den Gemeinden duch Rath und That in dee 
Berpflegung der Armen beiftehen. 

26... Der Staat trägt Sorge für den Unterhalt der Landftragen und 
te das Straßenmefen überhaupt. Das Geſetz wird die daherigen Leiftuns 
en des Staates und der betreffenden Gemeinden in billigen Verhältniffe 
äher beftimmen. 

27.  Zeder im Gebiete der Republik Bern angefeffene Schweizerbürger 
t, nach den gefeglihen Beſtimmungen, zum vaterländifchen UNI ME 
wpflichtet. 

28, Es ſoll in Zukunft Feine Militaircapitulation mit — fremden 
ztaate geſchloſſen werden. 

29. Die franzöfifhe Sprache iſt, gleich der teutſchen, die Volksſprach⸗ 
s Cantons Bern. Die teutſche Sprache macht in oͤffentlichen Acten und 
kunden bie Urſprache aus. | 

Sn der Canzlei wird eine eigene Section zu Ueberfegung ber teutfchen 
erhandlungen und aller öffentlichen Bekanntmachungen ins Franzoͤſiſche nies 
rgefegt werben. 

Alte Geſetze, Verordnungen und allgemeine Befhlüffe, und alle viche 
liche Urtheile, welche Theile bes Cantons betreffen, in denen die franzds 
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fifche Sprache vorhertſchend iſt, ſollen in beiden Sprachen bekannt gemacht 


werden. 
Titel 2, 
Stimmreht, Waͤhlbaͤrkeit und Wahlen. 


30. Jedes Glied einer Gemeindscorporation im Gebiete der Repukiit 

Bern ift Staatsbürger. 

31. Um in einer Urverfammlung der Republit Bern das Stimmrecht 
ausüben zu können, muß man: 

4) Staatsbürger der Republik Bern, 

2) im Gebiete derfelben wohnhaft, 

3) nach den Beftimmungen des Gefeges ehrenfähig ſeyn, und 

4) das drei und zwanzigfte Altersjahr zurüdgelegt haben, 

Unter diefen Bedingungen und. den im zwei und dreißigften Artikel 
ausgedrüdten Beſchraͤnkungen kann jeder Staatsbürger in den Urder 
fammlungen feiner Bürgergemeinde ftimmen. 

Wer in einer Urverfammlung außer feiner Bürgergemeinde ffimmen 
will, muß uͤberdies: 

5). feit wenigftens zwei Jahren in der betreffenden Gemeinde, wohnhaft 

feyn, und. 

. 6) den Befig eines Grundeigenthums oder eines auf, Grundeigenthum 
verficherten, Capitals von mindefteng fünfhundert Schweizerfcanten bes 
ſcheinigen; 

+ oder aber einen Pacht oder einen Miethvertrag, kraft welches er ti 

nen Jahrzins von wenigftens zweihundert Schweizerfranten bezabit; 

oder endlich ein obrigkeitlicher Beamter, Offizier im vaterländifchen 

"Dienfte, oder ein Gemeindsvorgefegter feyn, oder einen wiſſenſchaftliches 

Beruf, Eraft erhaltenen Patentes, ausüben. 

32. Bon dem Stimmrechte überhaupt find ausgeſchloſſen: 

1) Alle diejenigen, welche die in dem ein und dreifigften Artikel geforde 
ten Eigenfchaften nicht befigen, oder fidy in dem durdy den fechiten Ad 

| tikel beſtimmten Ausnahmsfalle befinden; 

.2) die Wahnſinnigen und Bloͤdſinnigen; 

“3) diejenigen, weldye der Ehrenfahigkeit eingeftelle fi find; 

4) biejenigen, welche feit dem zurüdgelegten adhtzehnten Altersjaht für ſi 
ſelbſt, für ihre Weiber oder für Kinder, deren Unterhaltung ihnen od» 
liegt, eine Armenfteuer beziehen ‚oder bezogen, und nit zurüderjlar 
tet haben. 

33. Das Oefeg wird die Zulaͤſſigkeit der Bürger anderer eidgenoͤſſiſchet 
Cantone zur Ausübung des Stimmrechts in den Urverſammlungen nah bem 
Gegenrechte beftimmen, inſofern biefe eidsgenöffifhen Bürger die für dir 
Staatöbürger der Republik Bern "vorgefchriebenen Eigenſchaften beſitzen. 

34. Um zum Wahlmanne gewaͤhlt werden zu koͤnnen, muß man: 

1) alle Bedingungen der Stimmfähigkeit aufweifen ; 

2) im Bezirke. der Urverfammlung angefeffen feyn, in dem bie Mat 
Statt hat, und in das Verzeichniß der ftimmfähigen Staatsbürger er 
geſchrieben feyn. - 


$. 35. Um in den großen Rath gewählt werden zu fönnen, md 
man: | ei 


1) bas Stimmrecht in einer Urverſammlung ausuͤben duͤrfen; 
2) das neun und zwanzigſte Altersjahr zuruͤckgelegt haben; 





Berfaffung vom 6, Zuli 1831. ‚369 


3) ein Grundeigenthum oder ein auf Grundelgenthum verfichertes Capital 
von wenigftens fünftaufend Schweizerfranten befigen. 

Bon diefer Beſcheinigung eines Vermoͤgens find jedoch enthoben: die 
vom Stante angefteliten Profefjoren, und diejenigen, welche für. die erſte 
Staffe eines wiſſenſchaftlichen Faches patentirt find. _ 

4) Mit einer Stelle in dem großen Rathe find nicht vereinbar: 
a. Geiſtliche Stellen und geifttihe Amtöverrichtungen ; 
b. Givitftellen und Mitttairftellen in fremden Dienften. 

36. Die Bedingungen des Stimmrehts und der Mählbarkeit zw. 

ben Gemeindsbenmtungen wird das Gefes aufitellen.. 


Urverfammlungen. 


37. Jede Gemeinde bildet eine Urverſammlung. Die Kicchges 
meinden, welche mehr als zweitauſend Seelen enthalten, koͤnnen durch das 
Gefeg, der Dertlichkeit nach, im mehrere Urverfammlungen abgetheilt werden. 
+. 38, Jede Urverfammlung ernennt durch geheimes Stimmenmehr je 
auf einhundert Seelen Bevölkerung einen Wahlmann, Die Bruchzahl über 
fünfzig zählt jeweilen für Einhundert. Ä 

Cine Urverfammlung von weniger ald einhundert Seelen Bevölkerung 
ernennt einen Wahlmann. 


Wahlverfammlungen. 


38. Die von ben Urverſammlungen eines jeden diesmaligen Amtsds 
gerichtöbezicks, fo wie die von den Urverfammlungen des Stadtbezired Bern 
ernannten Wahlmänner, bilden je eine Wahlverfammlung,. | 

40. Dede diefer MWahlverfammlungen erwählt die ihr nach dem 
Derhältniffe der Bevölkerung zufommende Zahl von Gliedern in den ‚großen 
Rath, und erfegt naher die Austretenden, welche fie erwählt hatte. 

41. Die Wahlen der Glieder des großen Raths duch die Wahl: 
derfammlungen follen, für jede Stelle einzeln, durch geheime Abjtimmung 
md die abſolute Stimmenmehrheit gefhehen. Sie können frei auf jeden 
Staatsbürger fallen, der, nad den Beftimmungen des Artikels fünf und drei 
fg der Verfaffung, wahlfähig iſt. 

- 42, Die Wahlverfammlungen find nufgelöfet, fobald fie bie ihnen 
Iffaltenden Wahlen und die allfällige Ergänzung derfelben vollendet haben, 
denn die eine oder die andere durch mehrfahe Wahlen der gleichen Pers 
On, dur Ablehnung, wegen ihrer Unguͤltigkeit oder fonft, dahin gefallen 
in follte. 

— Kür machfolgende Wahlen muß duch die Urverfammlungen eine neue 
Babiverfammilung erwählt werben. 


| Zitel 4 
. “ - -Staatsbehdätden. 


Abfdhnite 1. 
Großer Rath. 


: 43. Der große Rath befteht aus zweihundert und vierzig Gliedern. 
Zweihundert derfelben werden durch bie Wahlverfammlungen, nad) ber 
orſchrift der Artikel vierzig und ein und vierzig, frei aus allen, nad) den 
eſtimmungen des Artikels fünf und dreißig mwahlfähigen, Bürgern ernannt, 
Diefe zwoeihundert erwählen und ergänzen, in vorfommenden Fällen, die’ 
wigen vierzig Glieder, ebenfalls aus allen wählbaren ——— 
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Wenn aber die Einwohnerfchaft der Stadt Bern bereits den Drittil du 
Gefammtheit der Glieder: im großen Rathe zählt; fo darf bei der cıften 
Wahl diefer vierzig Mitglieder und- bei den: nachfolgenden Ergänzungen de 
periodifchen Austritte derfelben, nice mehr als eine Wahl auf einen Staatk 
bürger fallen, der in Bern anfäffig iſt, oder ein Jahr vor der Mahl in 
Bern anfällig war. Ä 

Die Wahl diefer vietzig Mitglieder und ihre Ergänzung gefchieht durch 
das geheime, abfolute Stimmenmehr. Gie wird für jedes Glied befondis 
vorgenommen. | | | 

Der Wahltag für. die Wahl und Ergänzung dieſer vierzig Glieder fül 
den, duch die Wahlverfammlungen ernannten, Gliedern des großen Rath 
menigftens vierzehn Tage vor der MWahlverhandlung angezeigt, und diefelben 
bei Eiden zur Beimohnung aufgefordert werden. 

44. Nach ſechs uhren Amtsdauer tritt ein jedes: Glied des gie 
fen Rathes ud. 

Mit dem Austritte aus dem großen Rathe find auch die Stellen crle 
digt, die das austretende Glied bekleidete, infofern fie duch ein Glied ii 
großen Rathes bekleidet werden müffen. | 
Die Glieder des großen Rathes werden im drei Glaffen eingetheilt, vor 
welchen je eine alle zwei Jahre am ein und dreißigſten December austri 
‚und durdy die vorher gefchehenen Wahlen erfegt wird. 

Wenn ein Glied des großen Rathes vor der Vollendung feiner Amt! 
dauer erfegt werden muß; fo kommt das an feiner Stelle ernannte in di 
Gtafje des ausgetretenen, und muß dann fpäterhin aud mit diefer Caſt 
austreten. | | | 
Jedes austretende Glied des großen Nathes ift fogleich wieder moähltı. 

45. Die Mitglieder des großen Rathes find Stellvertreter der Gr 
fammtheit des Volkes und nicht der Wahlbezirke, durch melde fie gemitt 
worden. Sie follen alſo nad, ihrer Ueberzeugung für das Mohl des Gar 
zen flimmen und bürfen Feine Inſtruction annehmen, | 

46. Die Mitglieder des großen Rathes beziehen Feine Befoldung, | 

Diejenigen Glieder, die wegen auferordentlicher Dauer der Sigungm 
mehr als eine Woche im Winter und eine Woche im Sommer in der Hat 
ftabt zubringen, beziehen für die mehrere Zeit eine, auf den Tag berechmik 
Entfhadigung, die das Gefeg beftimmen mird. | 

Diefe Glieder Haben auch Anſpruch auf eine, duch das Gefes zu be 
ftimmende, Entfhädignng für die nothwendigen Reifen zum Beſuche du 
Sigungen. 

47. ' Ein Landamman, als erfler Staatsbeamter, praͤſidirt den 
fen Rath. 

Er wird durch das geheime und abfolute Stimmenmehr von dem gr 
gen Rathe aus feiner Mitte, jedod mit: Ausfchluß ber Glieder bes Megin 
tungsrathes, gemählt. 

Der Landamman teitt fein Amt auf den erften Januar an, Mad 
Ablauf eines Jahres bezieht er die Stelle im großen Rathe wieder, aus da 
er zum Landamman erwählt wurde, und iſt für dag nächitfolgende Seh 
nicht wieder waͤhlbar. : 

Auf die gleiche Weife und unter den gleichen Bedingungen erwaͤhn ww 
große Rath einen Vicepräfidenten. 

48. Der Staatsſchreiber oder in feine Abweſenheit je ber mi 
Ganzleibeamte im Range, beforgt die Ganzleigefchäfte für den großen Wu 
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Der Staatöfchreiber wird dom großen Rathe, duch das geheime, ab: 
folute Stimmenmehr, frei aus allen Staatsbürgern der Republik erwählt. 
Die Dauer feines Amtes ift ſechs Jahre; nad Auslauf derfelben ift er aber 
ſogleich wieder wählbar. Ä | 
Der Staatsſchreiber hat das Stimmrecht im großen Rathe nur dann, 
wenn er Mitglied defjelben ift. | 

49. Der große Rath kann nur diejenigen Amtsverrichtungen einer 
andern Behörde oder Beamtung übertragen, deren Uebertragung bereitd durch 
die Staatsverfaffung gefchieht, oder die er nicht kraft der Staatöverfafjung 
felbft ausüben muß. | 

50. Als unübertragbar muß der große Rath die nachfolgenden Ge: 
genftände felbft behandeln und entfcheiden: | | 

1) Die Erlaffung, Erläuterung, Abänderung und Aufhebung von Gefegen 
und allgemeinen, bleibenden Verordnungen. 

2) Iede gänzlihe Erlafjung und jede gänzlihe Umwandlung einer, duch 
ein peinlicyes Urtheil ausgefprochenen, Strafe. 

3) Difpenfation von gefeglihen Ehehinderniffen. 

4) Die Errihtung einer neuen, bleibenden und befoldeten Stelle, fo mie 
bie Beftimmung ihrer Befoldung. 

5) Die Entſcheidung über flreitige oder formmwibrige Wahlen der Wahl: 
verfammlungen und des Regierungsrathes. | 

6) Die Beurtheilung von Competenzitreitigkeiten zwiſchen Vollziehungsbe— 
hörden und Gerichtsftellen. 

7) Die Beltimmungen des jährlichen Woranfchlages (Budget) über das 
muthmaßlihe Einnehmen und Ausgeben des Staates. 

8) Die Unterfuhung und Genehmigung der Staatsrechnung. 

9) Die Ausfchreibung von Steuern und Abgaben. Ä 

10): Die Anleihen des Staates, welche nicht, als bloße Vorfhüffe, durch 
Abrechnung im gleichen Jahre getilgt werden. 

11) Die Anwendung von Geldern im Auslande, welche die Summe von 
zehmtaufend Schweizerfranken überfteigen, und diejenigen im Inlande 
unter dem Zinsfuße von vier von Einhundert. 

12) Die Beſtaͤtigung aller Verträge für Salzlieferungen und über ben 
Pacht der Pollen. 

13) Die Beftätigung aller Verträge, durch welche ein Grundeigenthum des 
Staates, ein Zehnten oder ein Grundzins erworben oder veräußert 
wird; wenn im eritern Falle der Erwerbungspreis zehntaufend Schweis 
zerfranken überfleigt, und im legten der Werth des Veraͤußerten mehr 
als viertaufend Schweizerfranten beträgt. 

14) Der Entfcheid über alle Gegenftände, welche eine, nicht bereits im 
Allgemeinen befcloffene, Ausgabe von mehr als fechstaufend Schwei: 

anten verurfachen. 

15) Die Ertheilung aller außerordentlichen Sratificationen, welche eintaufend 
Scyweizerfranten überfteigen. 

16) Der Entfheid über Angreifung des Gapitalvermögens des Staates, in 
Folge des Artikels vierundzwanzig der Verfaſſung. W 

17) Aue Vorſchriften über Schrot, Kom und Werthung ber inländifchen 
Geldforten, und über das Verhältniß der auslaͤndiſchen zu den inlän- 
difhen Sorten. 

18) Die allgemeine Kriegsverfaffung des Cantons. Die Verordnungen 
über die Verpflichtung zum Militairdienfte, über die Organifation, 
Gompetenz und Prozeßform der Kriegsgerichte. ’ 
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419) Die Aufftelung und Entlaſſung eines. ftehenden — 

20) Die erſte Ernennung ber Abgeordneten auf eine eidgenoͤſſiſche Zur 
fagung und die erfte Inſtruction derſelben, fo wie die. Abnahme un 
Beurtheilung ihres Berichts. 

24) Die Ertheilung der. Standesftimme für Kriegserklärungen und drit 
densfchlüffe. 

22) Die Abſchließung oder Genehmigung aller Verträge mit andern Eu⸗ 
ten, inſofern ſie nach dem Bundesvertrage den einzelnen Cantonen p 
ſtehen, ſo wie die Ratification der Veſchluͤſſe der eidgenoͤſſchen Zu: 
fasung. 

23) Alle Wahlen für eine Stelle, deren Wirkungskreis fi Über das gany 
Gebiet der Republik erfiredt, oder die aus dem Mittel des greba 
Rathes ſelbſt getroffen werden muͤſſen, oder die endlich dem grofr 
Nathe durch die Staatsverfaffung oder durch befondere Gefege übers 

gen find.. ı 
24) "Die Ernennung des Commandanten eines im Cantonaldienfte aufs 
ftellten Truppencorps und aller Dfficiers, welde einen höhern Kar 
als denjenigen eines Hauptmanns haben. 
25) Die oberſte Aufſicht über die Verwaltung und die Gerechtigkeit 
pflege. 
51. Der Regierungsrath fol dem Landammanne, fo oft es dieſet de 
langt, von allen feinen Verhandlungen Kenntniß geben. 
52, Jedes Glied des großen Rathes hat das Recht, ſchriftlich da 
Antrag zur Berathung eines Gegenftandes zu machen; das gleiche Recht 4 
auch ein jedes Departement des Regierungsrathes in Bezug auf Gegenfin 
feines Amtskreiſes und ber Regierungsrath in Bezug auf alle. Gegen 
ohne Ausnahme. 
Die Anträge eines einzelnen Gliedes müflen, nad der Anerkemmung b 
ver Erheblichkeit, zur Vorberathung an den ie gewieſen wer 
bevor über diefelben entfchieden werden kann. 
Die Anträge eines Departements muͤſſen ducch ben Regierungsrat = 
berathen und mit dem Gutachten defjelben dem großen Rathe zum Entſch 
borgetragen werden. 
53. Der große Rath kann alle an Ihn gelangende Anträge genchm 
gen, abändern oder verwerfen. 
54. Jeder Entwurf eines Gefegbuches fol vor der endlichen Beratkım 
durch dem großen Rath gedrudt und bekannt gemacht werden, damit ber ©: 
feßgeber die Anfichten des Landes darüber vernehmen und. berüdiihig‘ 
möge, zu weldhem Ende das Gefeg eine hinreichende. Ftiſt beftimmen min 
59. Der große Rath forgt für die allgemeine Bekanntmachung fin 
Berhandlungen, des jährlichen Voranſchlags der Einnahmen und Audzadı 
des Staates, der Hauptergebniffe der Staatsrechnung und einer jähährn 
Ueberjicht über die ganze Staatsverwaltung. 

56. Die Sigungen des großen Rathes fi nb in der Regel dffmiis 
Das Reglement wird die Ausführung diefes Grundfages beſtimmen 

57. Der große: Rath verfammelt fid) zu Befeitigung der vor denſibde 
gehörenden Gefchäfte jaͤhtlich zweimal zu ‚ordentlichen Sigungen. 

Außerordentlich fol er durch den Landamman zufammenbrrufen werde 

4) wenn ber Landamman felbft e8 nöthig findet; 

2) wenn es von Seite. des Negierungsrathes verlangt wird, und 


'3) wenn zwanzig Glieder des großen Rathes bie Zufammenberufung N 
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fer hoͤchſten Behörde durch einen ſchriftlichen, motivirten Antrag bes 


gehren. 
Abfhnitt 2. 
Vollziehungsgewalt. 


58. Ein Regierungsrath, durch die geheime, abſolute Stimmenmehr⸗ 
it von dem großen Rathe aus ſeiner Mitte erwaͤhlt, bildet die oberſte Voll⸗ 
hungsbehoͤrde. 

59. Der Regierungsrach beſteht aus dem Schultheißen, als Praͤſiden⸗ 
a, und ſechszehn Gliedern, welche, fo wie der Schultheiß, durch dieſe Er⸗ 
nnung ihre Eigenſchaft und Rechte als Mitglieder des großen Rathes nicht 
tieren, aber auch in den Sigungen defjelben fein Vorrecht und Eeinen 
orrang dor den übrigen Mitgliedern haben. 

Ihre Amtsdauer ift auf die Zeit befhränkt, während welcher fie Mit: 
eder des großen Rathes find. 

MWenn fie wieder in den großen Rath ermählt werden; fo find fie fos 
ic) auch wieder wählbar in den Regierungsrath. 

60. Der Regierungsrath beforgt alle Theile dee Staatsverwaltung, fo 
e überhaupt die Führung der Meaierungsgefhäfte, und legt dem großen - 
ithe alljährlich, oder fo oft es diefer fordert, daruͤber Mechenfchaft ab. 

Er wacht über alle höhere ntereffen des Staates, und trifft zu Hand: 
yung der gefeglihen Drdnung die nöthig erachteten Vorkehrungen. In 
(fen von dringender, plöglicher Gefahr kann er die verläufigen militafris’ 
m Sicherheitsmaßregeln anmenden. Er foll aber alfogleih dem großen ° 
the davon Kenntniß geben, und feinen Entfcheid über die weitern, ben Um: 
den angemefjenen Borkehrungen abwarten. 

61. Der Schultheiß kann nicht zugleih Landamman ber Repu—⸗ 
fepn. - 

Er wird von dem großen Rathe, aus der Mitte des Megierungsrathes, 
h das geheime abfolute Stimmenmehr je auf ein Jahr erwaͤhlt. Für 
nächftfolgende Fahr ift er micht wieder mählbar. 

Die Amtszeit ded Schultheißen fängt je den 1. Januar an. 

62. Als Stellvertreter des Schultheißen erwählt der große Rath, ebens 
3 durch die geheime, abfolute Stimmenmehrheit und unter den nämlichen 
ingungen, einen DVicepräfidenten. 

63. Im Negierungsrath dürfen nicht zu gleicher Zeit figen: 

) Vater und Sohn; 

) Schwiegervater und Tochtermann; 

) Brüder und Halbbrüder; 

) Schwägerz 

) Oheim und Neffe im Gebtüt. 

Trennung der Ehe hebt den Ausſchluß der Schwägerfchaft nicht auf. 

64. Das Geſetz wird den Betrag des Gehaltes des Schultheißen und 
Mitglieder des Negierungsrathes, fo wie die Gehaltszulage der Prafidens 
der Departemente beitimmen. Ä 
65. Unter dem Regierungsrathe ftehen fieben Departemente, zu Bor: 
tung ber Gefchäfte und zu Vollziehung der an fie gelangenden Aufträge, 
e durch das abfolute und geheime Stimmenmehr von dem großen Rathe 
hit werden. Naͤmlich:, 

ı Ein diplomatifches Departement. 
, Ein Departement des Innern. | 
Ein Zuftizs und Polizeidepartement. 
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4) Ein Finanzdepartement. 

5) Ein Erziehungsdepartement. 
6) Ein Mitlitairdepartement. 
7) Ein Baudepartement. 


66. Der Präfident und der Vicepräfident der Departemente mie 
aus der Mitte des Megierungsrathes erwählt werben. 

Das Gefeg beftimmt die innere Organifation und die Amtsveridtr 
gen diefer Departemente, fo wie die Zahl und die Amtödauer ihrer Öle 
Dod fol nie die Mehrzahl eines Departements aus Mitgliedern dei I 
gierungsrathes beftehen. | 

67. Das Geſetz ordnet die Verhältniffe der Kanzlei des Reglerund 
rathes und der Secretariate der Departemente, 

68. Alle Belchlüffe des Regierungsrathes, die ſich auf einzelne Pr 
fonen oder Gorporationen beziehen, follen motivirt werben. 

69. Der große Rath ermählt alljährlich durch das geheime und « 
Iute Stimmenmehr fechszehn Glieder aus feiner Mitte, die nicht Glieder M 
Megierungsrathes find, um an allen Vorberathungen über Verfaſſungegege 
ftäande und über Gefege, die fid) auf den Staatsorganismus beziehen, & 
den Wahlen des Regierungsrathes, welche das Gefeg beftimmen wird, = 
endlih an den Verhandlungen über die Beftätigung oder Abberufung dr= 
gen Staatsbeamten, zu deren Erwählung fie mitgewirkt haben, mit glei“ 
Rechte, wie die ordentlichen Glieder des Regierungsrathes, Theil zu nehm 


Die gleichen ſechszehn Glieder koͤnnen in dem darauf folgenden du 
nicht wieder gewählt werden. Sie dürfen weder unter ſich, noch mit ca 
Gliede des Regierungsrathes in einem Grade verwandt oder verfhmi 
fein, welchen der Artikel 63 ausfchlieft. | 

70. Der mit den Sechözehnern vereinte Regierungsrath ernennt dei 
geheimes, aber abfolutes Stimmenmehr aus ber Gefammtheit aller Stu 
bürger, für jeden Amtsbezirk einen Negierungsftatthalter, welcher unte x 
Leitung des Negierungsrathes die Vollziehung der Geſetze und Berordnund 
die Verwaltung und die Polizei in dem Amisbezirke beforgt, inſoweit © 
nicht ausdrüdlic einer andern Behörde oder Beamtung für ben einen & 
andern Zweig übertragen find. | 

71. Die Amtsdauer des Megierungsftatthalters ift auf ſechs I“ 
feftgefegt. Er ift fogleich wieder wählbar, jedoch nicht für den gleichen Amt 
bezirk; es fei denn, daß feine MWiedererwählung von der Wahlverfummin 
diefes Amtsbezirkes gewuͤnſcht werde. 

Das Gefeg beftimmt feine Amtsbefugniffe und Pflichten, die Du 
— ſeiner Kanzlei und ſeinen Gehalt, der mit keinen Sporteln 
eyn ſoll. 

72. Die noͤthigen Unterſtatthalter werben aus einem doppelten Vor“ 
der ftimmfähigen Glieder der Gemeinden des Bezirks feiner Amtsvermalut 
bei welchem jedoch die Vorgefegten nicht mitftimmen, und aus einem 
pelten Vorſchlage der fämmtlichen Vorgefegten bes nämlichen Bezitkes, 
dem Regierungsftatthalter gewählt. 

Die Amtstauer der Unterftatthalter ift auf vier Jahre feitgefest; dirk 
ben find aber fogleich wieder wählbar. | 

Wird ein Gemeindsvorgefegter zum Unterftatthalter emannt; To bi | 
auf, Gemeindsvorgefegter zu feyn; doch Tann er fogleich wieder ald je 
erwählt werden, | .. 
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Abſchnitt 3. | 
Richterliche Gemalt. 

. 73. Der große Rath erwählt aus allen Staatsbürgern, welche die in 
dem Artikel 35. der Verfaffung vorgefchriebenen Eigenſchaften haben, die zus 
gleich rechtskundige Männer und beider Sprachen maͤchtig find, durch das 
geheime und abfolute Stimmenmehr für die ganze Republik ein Obergericht, 

welches aus einem Präfidenten und zehn Mitgliedern befteht. 

Auf die gleiche Weife ernennt er zu Vertretung abiwefender Mitglieder vier 
Suppleanten durdy das geheime, abfolute Stimmenmehr. 

Ä Der Bicepräfident des Obergerichts wird durch das geheime und abfo= 
lute Stimmenmehr des Obergerichtes felbft aus feiner Mitte erwählt. | 

74. Die Amtsdauer des Präfidenten ’ ift fünf, und die eines jeden 
Oberrichters funfzehn Jahre. Die legtern werden zum allmähligen Austritte 
in drei Glaffen getheilt, von denen je eine alle fünf Jahre austritt. Der 
Hräfident, fo wie die austretenden Glieder, find fogleicy wieder wählbar, 

75. Der Ausfchluß wegen Verwandtſchaft oder Schwägerfchaft hat für 
ba8 Obergericht gleich Statt, wie für den Megierungsrath. 

Dem Obergerichte wird ein Staatsanwalt als öffentlicher Anklaͤ— 
ger beigeorbnet, deifen Amtsdauer, Eigenfchaften, Wahl und Amtöverrichs 
tungen das Gefeg beftimmt. | 

77. Eben fo wird das Gefeg die Organifation der Kanzlei des Ober: 
gerichts, wie auch die Gehalte des Prafidenten, der Oberrichter, des Stante: 
anwalts und der Kanzleibeamten beſtimmen. 

78. Das Dbergericht entfcheidet in höchfter Inſtanz alle Stretefälle, 
bie feinem Gerichtsftande nicht ausdrüdlic duch die Verfaſſung oder durch 
das Gefeg entzogen find, und die vor felbiges appellict werden. Es beur: 
theilt in hoͤchſter Inſtanz alle vor daffelbe gezogene Fehler und Vergehen, 
die nicht der Competenz einer untern Gerichtsbehörde unterliegen. Es beur= 
theilt endlich in höchfter Inftanz alle Verbrechen ohne Ausnahme. 

Sn allen Straffällen fol das Obergeriht, falls der Angefchuldigte fi 
felbft zu vertheidigen oder verteidigen zu laffen begehrt, erfi nah Anhörung 
der Vertheidigung urtheilen. 

MWenn es fih um ein Verbrechen handelt, welches die Zodesftrafe zur, 
Folge haben kann; fo follen die vier Suppleanten an den Verhandlungen des 
Dbergerichts Theil nehmen und bei der Ausfällung des Urtheild mitſtimmen. 

Sollten die Suppleanten nicht hinreihen, um die gefeglich vorgefchries 
ene Baht der Richter zu vervollftändigen; fo wird dieſe Vervollſtaͤndigung 
uf eine durch das Gefeg zu beftimmende Weife Statt finden. | 

Eben fo wird das Gefeg die innere Drganifation des Obergerihts und 
inen Gefchäftsgang ordnen. 

79. Die Sigungen des Obergerichts find öffentlich, ausgenommen in 
ällen, wo das; Staatswohl oder die Sittlichkeit eine öffentliche Verhandlung 
nterfagen. Während der Dauer der Berathung und der Ausfällung des 
stheils treten aber die Zuhörer, die Parteien und ihre Anwälte ab. | 

80. Dem Gefege ift vorbehalten, für das ganze Gebiet der Republik 
chftens ſechs peinlihe Gerichte aufzuftellen, welche alle Verbrechen erſtin⸗ 
ınzlich beurtbeilen. 

Ihre Zahl, Organifation, ihre Amtsbefugniffe und ihren Gefchäftsgang, 

wie die Auffiellung eines Unterfuchungsrichters in jedem diefer Gerichts; 


irke, wird das Gefeg beſtimmen. 
81. Sn jedem Amtsbezirke und in jedem durch das Gefeg ausnahms⸗ 
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weife bezeichneten Gerichtskreiſe iſt ein Amtsgericht, welches aus einem Pri⸗ 
fidenten, vier Amtsrichtern und zwei Suppleanten befteht. 

» 82. Zur Wahlfähigkeit für die Stelle eines Mitgliedes bes Amtsge 
tichts oder eined Suppleanten ift, nebfb den Eigenfchaften zur Stimmfühip 
keit in einer Urverſammlung, das Alter von zuruͤckgelegten neun und zmanzig 
Fahren erforderlich. 

Der Präfident fol Überdies ein rechtsfundiger Mann ſeyn. 

83. Die Wahlverfammlung des Bezirks, welchen es betrifft, madt 
für die Ermählung des Präfidenten des Amtsgerichts einen doppelten Bo 
flag. Diefer kann durdy das Obergericht mit zwei Gandidaten vermthtt 
werden. Aus diefem doppelten oder vierfahen Vorſchlage wählt der Regie 
rungsrath, vereint mit den Sechszehnern, den Präfidenten des Amtsgericht, 


84. Die vier Amtsrichter und die zwei Suppleanten werden duch ge 


heimes und abfolutes Stimmenmehr von der Wahlverfammlung des Gericht: 
bezirker ernannt. 


Die gleichen Grade von Verwandtſchaft und der Schwägerfhaft hir 
fen aus, wie bei dem Obergerichte, 

85. Die Amtsdauer des Präfidenten, der Amtsrichter umd der Cup 
pleanten iſt ſechs Jahre. Der Eine und die Andern find aber fogleic wie 
der mählbar. 

86. Das Gefeg wird die Organifation, den Gefhäftsgang und di 
Gehalte des Präfidenten, fo wie der Amtsrichter, beſtimmen. Diefe Grbalt 
dürfen weder für den Einen, nody für den Andern in Sporteln beftchen. 

87. Das Amtsgericht beurtheilt in erſter Inſtanz ale Streitfaͤlle, di 
feinem Gerihtsftande nicht ausdrüdlich entzogen find, und ohne Appellatie 
diejenigen, welche das Gefeg feiner Competenz unterperfen wird, Es bw 
theilt auf die gleiche Weife die Vergehen. 

Es beurtheitt endlich in erfter Inftanz alle Verbrechen, bis die peins 
hen Gerichte aufgeftellt find. 

In allen Straffällen foll das Gericht, falls der Angefchuldigte ſich ſehſ 
zu vertheidigen oder vertheidigen zu laſſen begehrt, erſt nach Anhörung de 
Vertheidigung urtheilen, 

Die Beftimmungen des Artikels 79, die Deffentlichkeit der Verbin“ 
hingen betreffend, find auch auf die Amtsgerichte anwendbar. 

88. Der Präfident einzig verficht die Amtöverrichtungen, welche di 
Civilgeſetzbuch dem Richter überträgt. 

Er beurtheilt ferner als Polizeirichter diejenigen Fehler oder Frevel, N 
nicht in die Claſſe der Vergehen fallen, und zwar die geringften, melde I 
Gefeg feiner Competenz unterwerfen wird, in legter Inſtanz, und mit De 
behalt der Meitersziehung, unmittelbar vor das Obergericyt, diejenigen, nc* 
diefe Competenz nad) dem Gefrge überfteigen. 

89: Das Gefeg fol über die Anftalten von Friedenstichtern oder gi 
bensgerihten die angemeffenen Verfügungen treffen. 

90. Eben fo fol das Gefeg die nöthige Anzahl von Sandelsgeriätt 
aufftellen, fo wie Kriegsgerichte für Militairperfonen im activen Din 
Die Einrichtung, die Amtsbefugniffe und den Gefchäftsgang von bi 
wird das Gefeg gleichfalls beftimmen. - 

91. Außer den in der Verfaffung benannten Gerichtsſtellen ſollen fir 
errichtet oder angerufen werden. 

92, Alte Urcheile ſollen motivirt werden, 


Berfaffung vom 6. Juli 1831. 377 


I; een Titel 4 
Gemeindswefen. — 

93. Die — Eintheilung der Amtsblzirke in Kirchſpiele und 
Gemeinden bleibt beibehalten. Dieſelbe kann nur durch das Geſetz, nach je 
weiliger Anhoͤrung der Betheiligten, abgeaͤndert werden. 

94. Die Gemeindsverſammlungen wählen die ſaͤmmtlichen Gemeinds⸗ 
vorgefegten. Die Amtsdauer der Legtern fol hoͤchſtens auf ſechs Jahre feſt⸗ 
gefegt merden; jedoch find diefelben fogleidh wieder wählbar. - 

In jeder Kirchgemeinde oder jedem Gemeindsvereine follen je nad) ben 
Bebürfniffen, die’ zur Beforgung der Gemeindsanyelegenheiten im Allgemeinen, 
des Vormundſchaftsweſens, der Armenpflege, der Drtspolisei, der Sittenpo: 
itzei, des Schulwefens, fo wie der nicht ftreitigen Gerichtsbarkeit erforderlis 
hen Gemeindshehörden nach Anleitung‘ des Gefeges: aufgeftellt werden. | 

Alle Gemeindsverfaffungen müffen der Genehmigung des Regierung» 
rathes unterworfen werden, welcher befugt ſeyn foll, aus beſondern Gründen, 
jedoch nur in Betreff der Organiſation der Behoͤrden, Abweidyungen von ber 
gewöhnlichen Regel zu geftatten. | 

Alle Bürgergüter follen ausſchließlich unter der Verwaltung der Bürger 
bee betreffenden Gemeinde ftehen; auch follen fie als Privateigenthum ange: 
[chen werden, über welches die Regierung blos das Recht ber Oberaufſicht 
auszuüben hat. 

Zitel 9. 


Veränderung der Verfaſſung. 


95. Bor dem Ablaufe von ſechs Jahren, von der Einfegung des gro⸗ 
ben Rathes an gerechnet, fol kein Antrag auf Veränderung bet Berfaffung 
abgenommen werden. 

96. Mad: Verfluß diefer ſechs Jahre Eönnen Abänderungen der Ver⸗ 
faffung auf dem Wege der Gefeggebung Statt haben.  - 

Kin Geſetzesvorſchlag diefee Art iſt einer zweimäligen: Berathung durch 
den großen Rath zu unterwerfen, welcher zu dieſen Berathungen in der Zahl 
Jon wenigſtens zwei Dritteln der Geſammtzahl ſeiner Mitglieder verſammelt 
eyn muß. Es ſoll auch die zweite Berathung nicht früher, als nad Vers 
luß eines Jahres nad) der erfien Statt finden. 

Wird alsdann der Borfchlag ganz oder mir Abanderungen angenommen 
o ift das biesörtige Gefeg der Gefammtheit der Staatsbürger in den Urvers 
ammlungen zur Annahme oder Verwerfung vorzulegen. Wird der Geſetzes⸗ 
orſchlag von der Mehrzahl der in den fümmtlihen Urverfammlungen flims 
nenden Staatsbürger angenommen; fo: foll derfelbe von diefer Annahme bins 
seg die gleiche Kraft, und Unverlegbarkeit haben, wie alle andere Artikel der 
Serfaffung. 

Alfo berathen und endlich befchloffen in Bern, den 6. Jull 1831. 

Der Präfident des Verfaffungsrathes: 
Tſcharner. 
„Die Secretairs des run: 
3. A. Watt. 
4 Neubaus Joh. — Schnell. 
(Den 31. Juli wurde über dieſe Verfaſſung abgeſtimmt. Am 5. Aus 
ıft hat die Standescommifjion das Ergebniß der Abftimmung ausgemittelt 
id in einer Promulgationsurfunde bekannt gemacht, daß die Verfafjung 
it 27,802 gegen 2152 angenommen worden fey.) 





32758 Lucern. 


C) Staatöverfaffung oder Grundgeſetz des Gan: 
tons Lucern vom 5. Januar 1831. 


Titel 1. 
Allgemeine Grundſaͤtze. 


1. Der Canton Lucern iſt ein Freiſtaat mit einer demokratiſch⸗ teyti 
ſentativen Verfaſſung, und als ſolcher ein Bundesglied der ſchweizeriſchen Eis: 
genoſſenſchaft. 

2. Die chriſt-katholiſche Religion iſt die Religion des Staates und 
des Cantons. 

3. Die Souverainetaͤt beruht in ber Geſammtheit bes Volkes; es ul 
fie durch feine, ben conſututionellen Formen gemaͤß ernannten, Stelverie 
ter aus. 

4. Es giebt im — Lucern keine Vorrechte weder der Orte, no 
der Geburt, der Perfonen oder Familien, fondern alle Bürger find an pol; 
tifhen Rechten und vor dem Geſetze gleich. 

Jeder hat, wenn er bie erforderlichen Eigenſchaften befigt, Zutritt ; 
allen Stellen und Aemtern. 

5. Niemand kann gerichtlich verfolgt oder verhaftet werden, als in du 
durch das Geſetz vorgefehenen Fällen und in der durch daffelde vorgefhrir 
nen Form. 

Niemand darf feinem ordentlichen Richter. entzogen werden. 

6. Die Verfaffung fichert die Freiheit der Preffe und der Meinun: 
äußerung, fo wie das freie Petitionsrecht. 

Das Geſetz beftraft den Mißbrauch biefer Freiheiten. 

7. Die BVerfaffung fichert die Unverleglihkeit des Eigenthums, ci 
bie gerechte Entfchädigung für die Güter, deren Aufopferung das öffentih 
Intereſſe fordern follte. 

8. Die Verfaffung gemährleiftet die fortdauernde Loskäuflichkeit dm 
Zehnten und Grundzinfe. 

Der Boden foll mit feiner nicht loskaͤuflichen Laſt belegt ſeyn ober de 
legt werben. 

Alle perfönliche und dingliche Leiſtungen, welche ſeit dem Jahre 178 
unterblieben find, wie Fall, Ehrſchatz u. dgl. bleiben abgeſchafft. 

9. Das Gefeg forge für den öffentlichen Unterricht: 

10. Keine politifhe Stelle oder Beamtung im Staate wird auf fr 
benszeit ertheilt. 

Dagegen kann fein folder Beamter oder Angeftellter ohne Grund, m 
Ablauf der Amtsdauer, entfegt oder entlaffen werden. 

Megen Verbrechen oder Vergehen erfolgt die Entfegung durch ridki: 
ches Urtheil. 

Wegen notorifcher Untauglichkeit erfolgt die Entlafjung, nach gemmt 
Unterfuhung, durch Regierungsfchlußnahme. 

11. Jeder Bürger ift zur Wertheidigung des Waterlandes verpfiiätt 

Jeder im Gantone wohnende Schweizer kann ebenfalls zu Mifitaibier 
ften angehalten werden. 

12. In Zukunft follen Eeine Militaircapitulationen mehr mit fremd“ 
Staaten abgeſchloſſen werden. 

13. Keine Magiftratsperfon des Freiſtaats darf von. nun an Le 
liche oder Mititairftelen, Titel, Orden oder Penfionen von fiemden Staa 
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annehmen. Die Annahme folder. wird: Als Verzichtleiſtung auf bie bektoffenbe 
Stelle in dem Freiftaate betrachtet. 

Wer von nun anna dem Auslande fich.begiebt und mit einem Diden, 
Zitel oder einer Penfion von einem. fremden Staate zuruͤckkehrt, hat,. bevor 
er eine Magiftratsftelle bekleiden kann, hierauf Verzicht zw leiſten; ſo wie 
alle Diejenigen, welche, ohne in.das Ausland fid, zu begeben, eine folche 
Auszeichnung ober Penfion von jest an. annehmen würden. 

14. Jeder Bürger des Gantons kann das Bürgerrecht der Stadt Lu: 
cern, fo wie jeder andern. Gemeinde bed Cantons, nach gefegtichen er 
mungen, an fich bringen. 


Zitel 2. u 
Bon den Öffentlihen Gemwalten. 


A. Ueberhaupt. 


15. Die Ausübung der höchften, fouverainen Gewalt‘ wird einem gro⸗ 
ßen Rathe von hundert Mitgliedern uͤbertragen. 

Dieſer uͤbertraͤgt die hoͤchſte vollziehende Gewalt einem kleinen Rathe 
von funfzehn Mitgliedern, und die hoͤchſte richterliche Gewalt einem Appella⸗ 
tionsgerichte von dreizehn Mitgliedern. 

16. Die vollziehende und richterliche Gewalt dürfen nie vereinigt, die 
Örenzen diefer Gewalten muͤſſen duch das Gefeg forgfältig ausgefchieden und 
ie Verantwortlichkeit aller öffentlihen Beamten muß duch daſſelbe genau 
eflimmet werden. 

17. Bei allfälligen Gonflicten zwifchen der vollziehenden und — 
hen Gewalt entſcheidet der große Rath. 


B. Großer Rath. 


18. Der große Rath etlaͤßt und erläutert die Geſetze und Brot 
ungen. | 
Er beftimmt jährlich den Voranſchlag (Budget) der Einnahmen und 
lusgaben des Staats, und bewilligt gleichzeitig die Erhebung der Auflagen 
nd Abgaben, welhe zu DBeflreitung der Staatsbedärfniffe erforderlich find, - 

Er unterfuht die alljährlicdy abzulegenden Staatsrechnungen, und ertheift 
enfelben, wenn fie von ihm wohlgeftellt und richtig befunden worden find, 
ine Genehmigung. Die allgemeine Ueberficht derfelben wird jährlich durch 
nm Drucd bekannt gemacht. 

Ohne Bewilligung des großen Raths darf kein Darleihen für ben 
Staat aufgenommen, feine Buͤrgſchaft eingegangen und kein Anleihen an 
13 Ausland gemacht werden, fo wie auch fein Ankauf und Verkauf von 
ztaats-, Kirchen= und geiftlihen Gütern Statt finden. 

Der große Rath läßt ſich über die Vollziehung der Gefege, Verordnun⸗ 
n und anderer von ihm ausgehenden Belhlüffe, fo wie über alle Theile 
r Staatsverwaltung Rechenſchaft ablegen. 

Er ernennt die Abgeſandten des Cantons auf bie ordentlichen und aus 
tordentlichen Zagfagungen und beftimmt ben Auftrag dieſer Abgefandten. 

Er fchließt mit andern Staaten und Cantonen Verkommniſſe, die nicht 
idee das Grundgefeg des Gantons und die Bundesverfaffung ftreiten. 

So oft, Behufs der innen Ruhe oder zur Erfüllung der Bundes: 
lichten, Truppen aufgeboten werden, foll- der große Rath gleichzeitig einber 


fen werden. 
Er übt enblid das Begnadigungsrecht und alle andern Handlungen, 


welche ber hoͤchſten ſtellvertretenden Behörde des‘ fonverainen Volkes zulom: 
men, aus, 

.. 19. Der große: Rath, wird präfibiet durch ein Mitglied deffelben. 
. ..20; . Die Sigungen des großen Mathe. find der Regel nach öffentlich, 
Doch. kann die geheime Sigung befchloffen werden; mas durch das Regie: 
ment des. großen Rathes näher beftimmt werden foll. 

21. Der große Rath verfammelt Tidy ordentlicher Weiſe dreimal dei 
Jahrs. | 

Außerordentlich wird derſelbe durch den Eleinen Rath fo oft zufammen: 
berufen, als es die Gefchäfte erfordern, 

Auf das gemeinfame Verlangen vom zwölf Mitgliedern des großen 
Mathe muß eine obfchmebende wichtige Angelegenheit fogleih an den Kleinen 
Rath, und von dieſem an, den großen: Rath; gebracht werden. 

Das gleihe Verlangen kann der ‚jeweilige, Präfident des großen Raths 
ſtellen. 

22. Ein Reglement wird die Art und Weiſe, wie der große Rath 
ſeine Attribute ausuͤbt, naͤher beſtimmen. 


C, Kleiner Rath. 


23. Der Eeine Rath iſt mit der Vollziehung ber von dem großen 
Rathe ausgegangenen Geſetze, Werordnungen und anderer Befhlüffe beauf: 
N und beforgt die Staatsverwaltung in allen Theilen. 

Er erlaͤßt die zur Vollziehung und Verwaltung nöthigen Beſchluͤſſe und 
Entſcheidungen. 

Das Geſetz wird die nähern Beſtimmungen hierüber aufſtellen. 

Er leitet die unten Behörden, und hat die Aufſicht über dieſelben. 

Er legt dem großen Rathe jährlich, oder fo oft es diefer fordert, Kiber 
alle Theile der ihm obliegenden Staatsverwaltung Rechenſchaft ab, und ift da 
für verantwortlich, In Folge diefer DVerantwortlichkeit kann der Eleine Rath 
von dem großen Rathe abberufen werden. Das Gefeg wird dieſe Verant- 
wortlichkeit naͤher beſtimmen. 

Der kleine Rath ſchlaͤgt aus eigenem Antriebe oder aus Auftrag dem 
großen Rathe Geſetze, Verordnungen und andere Beſchluͤſſe vor, die dieſet, 
mit oder ohne Abaͤnderung, annimmt, oder verwirft. Zoͤgert der kleine Rath, 
einen ihm ertheilten Auftrag zu erfuͤllen; ſo kann der große Rath den Auf— 
frag einer Commiſſion ertheilen. Das Reglement wird die naͤhern Wars 
ſchriften hierüber aufſtellen. 

24. Der kleine Rath wird praͤſidirt durch ein Mitglied deſſelben, das 
den Titel Schultheiß fuͤhrt. 

25. In Abweſenheit des Schultheißen führt ein Statthalter ben 
orfig. 

Dem Statthalter ift das Staatsfigilf anvertraut. 

Menn der Statthalter die Stelle des Schultheißen verficht, erfegt jemen 
da8 den Amtsjahren nad) Altefte Mitglied des Kleinen Mathe. 

26. Kein Mitglied des Eleinen Raths kann Mitglied irgend einer an 
dern untergeordneten Behörde ſeyn, wenn foldyes nicht duch ein Geſetz am 
druͤcklich vorgefhrieben oder ausdruͤcklich zugegeben ift. 

Ein Reglement wird die Art und Weife, wie der Beine Nath feine 
Verrihtungen ausübt, näher beflimmen. 


D. Appellationsgeridt. 


23. Das Appellationsgericht — in hoͤchſter In ler bir 
gerliche, polizeiliche und criminelle a — = 
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Daſſelbe uͤbt uͤber die untern Gerichte die richterliche Oberaufſicht aus, 
welche das Geſetz naͤher beſtimmen wird. 

Für Rechtsverzoͤgerungen und Rechtsverweigerungen iſt das Appellatlons⸗ 
gericht dem großer Rathe verantwortlich. Daſſelbe kann wegen ſolcher Hand⸗ 
lungen vom großen Rathe abberufen werden; woruͤber - Befeg das Naher⸗ 
beſtimmen wird. 

29. Das Appellationsgericht wird praͤſt bict bad in: Mitglied beſſelben, 

30. Der Gerichtshof erhaͤlt acht Suppleanten, theils um den aällfaͤlli⸗— 
gen zeitigen Abgang von Richtern bei ihm zu erſetzen, theils um denſelben 
in Fällen, wo es ſich um eine Anklage auf den Tod Handelt, mit Auss 
ſchluß des Präfidenten, bis auf die Zahl von achtzehn Bichtern zu ver⸗ 
mehren. 

31. In den gedachten Faͤllen, wo es ſich nämlich um eine Anklage 
auf ben Tod handelt, zieht fih das Appellationsgericht mittelft des. Looſes 
ſechs von den ihm .beigegebenen Suppleanten zu, welche dann an der Beur⸗ 
theilung Antheil nehmen. 

Wo, in Folge außerordentlicher Umſtaͤnde, der Zuzug ſammtiicher Sup 
pleanten nicht genügen würde, um das Malefiggericht, auf die vorgefchries 
bene Anzahl von achtzehn Richtern zu bringen, find Die noch abgehenden mite 
telft des Looſes aus den Mitgliedern des großen Rathes zu ergänzen, u 

32%. Das Appellationsgericht ertheilt dem. Eleinen ‚Rathe zu Handen 
des großen Rathes alle Jahre einen Bericht uͤber ſeine Verrichtungen, damit 
derſelbe in den allgemeinen Bericht über die Staatsverwaltung aufgenoms 
men werde. 

33. Ein Reglement wird die nähern —— für bie NS 
gen bes Appellationsgerichts ‚aufftellen. 

E. Untergeordnete Behörden, 


34. Das Gefeg wird die nähern Beftimmungen über bie Organiſation 
ber untergeordneten, vollziehenden und richterlichen, Behoͤrden feſtſetzen. 


Titel 3. 
Von den Wahlen und dem Austritte. 
A. Ueberhaupt. 


35. Jeder abt in der Regel ſein politiſches Buͤrgerrecht in demjenigen 
Wahlkreiſe aus, inner welchem er feinen Wohnſitz (Domicilium) aufgeſchla⸗ 
gen hat. Wuͤrde er aber vorziehen, daſſelbe im Wahlkreiſe ſeines Heimaths⸗ 
orts auszuuͤben; fo. hat er ſolches der Behörde ſowohl bes Wohnorts als des 
Heimathsortd acht Tage vor jeder. Wahlverfammlung anzuzeigen. 

36. Ale duch die Verfaffung vorgefchriebenen ‚Wahlen gefhehen, fo 
viel möglich, duch das geheime abfolute Stimmenmehr. 

Das Geſetz wird die nähern Bellimmungen darüber aufficlen. 


B. Großer Rath. 


837. Die Bildung des großen Raths aus adıtzig unmittelbaren und 
wanzig mittelbaren Mitgliedern beſtehend, geſchieht folgendermaßen: 

Die Stadt Lucern bildet einen Wahlkreis, und die ſtimmfaͤhige Eins 
vohnerfehaft derfelden erwählt in einer einzigen Wahlverſammlung unmittel⸗ 
ar achtzehn Mitglieder des großen Raths, worunter ſechszehn aus ben Ges 
neindeangehörigen der Stadt (Bürger und Hinterfaßen) und zwei aus den 
1 derfelben angeleffenen Cantonsbürgern ſeyn ſollen 

Die Landſchaft des Cantons wird in Wahlkteiſe eingetheilt welche⸗ 
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ſammen zwei und ſechszig Mitglieder des großen Raths unmittelbar in ot 
außer ihrer Mitte erwaͤhlen. | 

Für die erfte Bildung des großen Raths wird die Landfchaft in via 
und zwanzig Wahlkreife eingetheilt, und zwar. laut der am Ende beigefügten 
Ueberficht. ; Die’ künftige. Eintheilung. dee Wahlkreife auf der Landſchaft it 
dem Gefeg vorbehalten. Diefelben follen an ftimmfähiger Bevölkerung ſich 
möglichft gleichen. und einander, fo; viel thunlich, am naͤchſten liegen, 

Die zu Stadt und Land unmittelbar gewählten achtzig Mitglieber dei 
großen Raths erwählen die noch übrigen. zwanzig Mitglieder deffelben und 
zwar dergeftalt, daß fieben aus der Einwohnerſchaft der Stadt Lucern, nim 
lich fehs aus den Oemeindeangehötigen derſelben (Bürger und Hinterfafen) 
und einer aus den angefeffenen Gantonsbürgern, fodann fieben ab der Land 
fchaft und ſechs nad) freier Wahl aus dem ganzen Canton genommen wer 
ben ſollen. | Ah 
= Mhrde Jemand. in mehren Wahlkreiſen als Mitglied des großen Rathe— 
erwählt; fo hat er ſich zu erklären, für welchen Wahlkreis er ſich beftimm, 
worauf. in den andern neue Wahlen vorgenommen werden. 

38. Alle zwei Sahre auf den erften Sonntag im Maimonat befinde 
ſich annäherungsmeife ein Drittheil des großen Rathes im Austritt; nämlid: 
ein Drittheil der duch die Wahlkreiſe Gemählten, und ein Drittheil dr 
durch die directen Mitglieder des großen Raths Gemählten. 

Die ausgetretenen Mitglieder find wieder mählbar. 


Das 2008 bejtimmt die Reihenfolge des Austritts, Der erfte Austritt 
findet im Mai 1833 ftatt, 

39. Alle zwei Jahre am erften Sonntage im Maimonat verfanmeh 
fich die betreffenden Wahlkreife, und ergänzen die von ihnen befegten und 
durch den Austritt erledigten Stellen. 

In der zweiten Woche im Maimonat verfammeln ſich bie directen Mir 
glieder des großen Raths, und ergänzen ebenfalls die von ihnen früher 3» 
wählten und ausgetretenen Mitglieder. | 

40. Wenn in der Zmifchenzeit in dem großen Rathe durch den Tod code 
fonft Stellen erlediget werden; fo wird ed mit dev MWiederbefegung folgende: 
maßen gehalten: 

War das abgegangene Mitglied von einem Wahlkreife gewählt; Ta 
verfanmelt fich derſelbe inner dreißig Tagen nad) fattgehabter Erledigung, um 
nimmt die MWiederbefegung vor, 

Mar das Mitglied durch die birecten Mitglieder des großen Raths ge 
wählt; fo wird die Wiederbefegung durch Ieytere bei der nächften Sigung des 
großen Rath vorgenommen. 

Jeder Gewählte teitt in die Fußtapfen feines Vorgängers. 

41. Jedes Mitglied des großen Mathe, auf welche Weiſe es gemähtt 
werde, hat das Intereſſe der Gefammtheit des Volkes nach Wiſſen un) Ge: 
wiffen zu vertreten, und kann daher Eeine Inftructionen von feinen Wählen 
annehmen. | 


C.  Präfident des großen Naths. 


1142, Der große Rath erwählt feinen Präfidenten aus feiner Mitte 
Die Amtsdauer deffelben geht von einer ordentlihen Sigung bis zw 
naͤchſtfolgenden. | 
Das gleiche Mitglied kann nicht in zwei ordentlichen Sigungen m® 
einander die. Stelle des Präfidenten bekleiden. * | 
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D. Kleiner Rath und Appeltationsgetiht. ; " 


43. Der Heine Rath wird von dem großen Rathe aus feiner Mitte 
gewählt. Aus jedem der bisher beftandenen Aemter Lucern, Surfer, 
Willifau, Hochdorf und Entlebuch, fo wie aus der Stadt Zu: 
cern muß wenigſtens ein Mitglied--genommen. werden. 

Das Appellationsgericht, nebſt feinen Suppleanten, wird von bem gro: 
fen Rathe in oder außer feiner Mitte gewählt. 

Die Mitglieder des Eleinen Raths behalten Sig und Stimme in dem 
großen Rathe, eben fo die Mitglieder und Suppleanten des Appellationsges 
tichts, melde Mitglieder des großen Nathes find; fie genießen aber- in dem⸗ 
felben Eeinerlei Vorrechte oder Auszeihnungen,- welcher Art fie ſeyn mögen. 

Der Eleine Rath, verläßt aber die Sigung, wenn uͤber feine Verrichtung 
gen: und Rechnungen berathſchlagt wird. 

‚44. Alle zwei Jahte im Maimonat befindet fi ich annaͤherimgewelſe ein 
Drittheil bes Eleinen Raths und des Appellationsgerichts im Austritte. 

ey Austretenden find mieder wählbar, 1 

. Eine durdy Tod oder fonft ledig fallende ‚Stelle im Kleinen Rathe 
oder —— wird jeweilen bei der naͤchſten Verſammlung des 
großen Rathes wieder: ergänzt. 


E. Schultheiß und Statthalter. 


46. Der Schultheiß, wird durch den großen — aus der Mitte des 
Heinen Rathes erwählt. 

Die Amtsdauer deffelben ift ein Zahı, 

Das gleiche Mitglied des Eleinen Raths kann nah Wollendung- feines 
Umtsdauer zwei Jahre lang nicht wieder als Schultheiß erwählt werden, , 

47. ‚Der Statthalter wird ebenfalls durch den großen Rath aus der 
Mitte. des kleinen Rathes erwaͤhlt. 

Seine Amtsdauer iſt ein Jahr. Er iſt nicht ſogleich wieder waͤhlbar. 

48, Der Schultheiß und der Statthalter werden jeweilen auf MWeih- 
tnchten erwählt, und ihre WVerrichtungen beginnen mit dem neuen Sahre. - 


F. Präfident des Appellationsgerichts. 


49. Der Praͤſi dent des Appellationsgerichts wird durch den großen 
Rath aus ber Mitte des Appellationsgerichts erwaͤhlt. 

In dem Zeitpuncte, wo derſelbe als Mitglied des Appellationsgerichts 
m Austritte ſich befindet, wird, nach ſtattgehabter Ergänzung des Gerichts⸗ 
ofes, zur neuen Wahl des Praſi denten geſchritten. 

Der Abgetretene, falls er wieder als Mitglied des Gerichts erwaͤhlt 
zurde, iſt auch wieder als Praͤſident wählbar. 

G. Untergeordnete Behörden und Beamten. 

50. Alle untergeordnete” civilrichterlihe und abminiftrative Ortsbe⸗ 
ztden follen vom Volke gewählt werden. | 

Das Geſetz wird das Naͤhere hieruͤber anordnen. 


Titel 4. 
Bon der Stimm: und Wahlfahigkeit 
51. Um ſtimmfaͤhig zu ſeyn, muß man: 
a) katholiſcher Religion; und 
b) Gantonsbürger, weltlichen Standes, feyn; 
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c) das zwanzigſte Jahr erfüllt Habens 2:0 

d) ein Eigenthum von vierhundert Franken verfteuern 5. | 

.e) nit in Koft und Lohn ftehen, ald da find: Knechte, Gefellen u. bil 
inſofern fie nicht das oben vorgefchriebene Vermögen verteusrn, 


Ferner haben Stimmrecht: 


f) der aͤlteſte Sohn eines, Vaters, wenn Legterer ein. Cigenthum 
achthundert Franken verſteuert; der zweite Sohn, wenn der Va 
zwoͤlfhundert Franken verfteuert, und fo in aufiteigender Linie, Ü 
jede vom, Vater, verfteuert werdenden vierhundert Franken mehr, ı 
dritter und vierter Sohn u, f. w,, vorausgefegt, daß die Söhne: = 
dem Vater haushalten; 

g) Milizpflichtige auf fo lange, als dieſelben laut den Auszuͤgercontta 
in, den erſten oder zweiten Auszug des Bundescontingents effec 
dienſtpflichtig eingereiht ſind; 

h) alle diejenigen Milizpflichtigen, welche" von nun an einen Feldzug 
fi, im: Dienfte des Vaterlandes, mitgemacht haben werden. | 


Gänzlid ausgefc&loffen von ber Stimmfähigkeit find: 


a) gefeglich Bevogtete, anerkannt Bloͤdſinnige und ſolche, welche mit 
bar oder unmittelbar von den Armenämtern unterftügt find, oder fi 
i here genoffene. Unterftügungeh nicht reftituirt haben; - 
b) diejenigen, welche entehrende Strafen auf fich 'liegen haben, ober fe 
in ihren bürgerlichen Rechten eingeftellt ſich befinden, fo lange fie J 
rehabilitirt ſind; | u 
c) Falliten oder Solche, welche zum Nachtheil ihrer Gläubiger, in ze 
eines gerichtlichen: Goncurfes, accordirt haben; es fer denn Sad, ! 
bie Gläubiger nah der Hand für ihre vollen Anforderungen zufirk 
geftelft worden wären. 
52. Um zum Mitgliede des großen Mathe ermählt werden zu Ein 
muß man neben den Requiſiten der Stimmfähigkeit: | 
a) das fünf und zwanzigfte Jahr zurüdgelegt haben, und 
6b) ein Vermögen von wenigftend zweitaufend Franfen zu verftuern ii 
Kalle ſeyn. | " | 
53. Seder aufer bem Canton wohnende Bürger, an welchen ein Ü 
als Mitglied des großen Raths ergeht, hat fich inner Monatsftiſt zu erüä 
. ten: 0b er denfelben annehmen wolle oder nicht; bejahenden Falls er binm 
einem Fahr in den Canton zuruͤckkehten, und darin feinen Wohnfig zu m 
men bat. — a2 
Entfpriht er inner ber angegebenen Friſt der einen oder andern Kit 
Bedingungen nicht; ſo wird dieſes als förmliche Werzichtleiftung auf Di auf 
ihr gefallene Wahl angefehen, und es wird fofort- wieder zu einer mim 
Mahl geſchtitten. oo 
54, Zur Mahlfähigkeit für ben Eleinen Rath und das Appellatiens 
gericht werden die gleichen Eigenfhaften, wie für den großen Nach gefort 
55. Es dürfen im Eleinen Nathe und im Appellationsgerichte, fo =“ 
in allen untern Behörden die Mitglieder nicht in folgenden Verwandtſchaft⸗ 
graden zu einander fich befinden, als da find: Water und Sohn und Br 
ber; und nicht in folgenden Schwaͤgerſchaftsverhaͤltniſſen, als: Schwirgen“ 
ter und Schwiegerfohn, und leiblihe Schwäger, fo lange naͤmlich die Fr 
fonen, durch welche die Schwägerfhaft begrumder wurde, am Lehm find. 
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56 Wer aufhört; - bie zur Waͤhlbarkeit erforderlichen Eigenſchaften zu 
hie, dert auch auf, Mitglied der betreffenden Behörde zu fepn. 


W Titel 5. 
En Allgemeine Beftimmungen, 


1.57, Das Gefeg wird die Eintheilung des Cantons, fo wie bie nk 
here‘ Ausführung ber in gegenmärtiger Verfaſſung aufgefettn Seundſatze, 
nad dem Sinn und Geift derfelben feftfegen. 

-58,. Die Ältem und neuern Gefege und Vererdnungen ſollen mit 
— Befoͤrderung revidirt werden. Bis dieſes geſchehen ſeyn wird, ver 
bleiben dieſelben in Kraft. 

59. Gegenwaͤrtige Staatsverfaſſung ſoll von der Regierung und dem 
Volke beſchworen werden. 


Titel 6. 
Abänderung ber Berfaffung, 


60. Bor Verfluß von zehn Jahren kann keine Abanderung in der 
Staatsverfaſſung gemacht werden. 

61.: Wenn jeweilen. nach Abfluß von zehn Jahren der * Rath 
findet, oder wenn fuͤnfhundert Activbuͤrger aus wenigſtens ber Haͤlfte der 
Wahlkreiſe des; Cantons verlangen, daß Abaͤnderungen in der Verfaſſung 
vorzunehmen feyen; fo ift der große Math gehalten, dem gefammten Wolke 
das Begehren zu einer folhen Revifion einfady vorzulegen. 

Stimmt die abfolute Mehrheit der Artivbürger des Gantons dem ge⸗ 
ſtellten Begehren bei; ſo ſoll der große Rath einen Verfaſſungsrath von hun⸗ 
dert Mitgliedern, durch das Volk gewaͤhlt, zuſammenberufen. | 

Diefer Verfaſſungscath hat dann in die gewuͤnſchten Veränderungen 
inzutreten,;;und das Ergebniß feiner Berathung ‚dem fouverainen Volke zur 
Annahme oder DVerwerfung. vorzulegen, 

AIm Ball. der Verwerfung bleibt das Grundgeſetz unverändert, 

Gegeben in der Sigung des Verfaſſungsraths. Lucern, den 5. Jaͤn⸗ 


wre 1831. 

Namens bes ed 

Der Präfident, 
3 8 Amry hm. 
a re Die — Mitglieder, dee Besofungsahe, 
er a Ä 8 M. Kopp. 
I. B. Sidler 
Abſtimmung uͤber diefe Verfaffung erfolgte ben 30. Jaͤnner. Das 

Yerret des „großen Rathes, vom 4. Hornung, wodutch erklärt wird, daß 
kfelbe: zum Staatsgrumdgefeg erhoben fey, giebt die Anzahl der zuftimmenz 
na Activbürger auf 14,787 aus ber Geſammtzahl von 20,293 an.) 


» Staatsverfaffung bes Cantons Söny; = 
res Land, vom 27. Apr. 1832, 
| Titel 1. 
| Allgemeine Grundfäge, 
4. Die vie Bezitke March, Einfiedeln, —— und Pfef- 
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fikon vereinigen ſich, unter Anerkennung — Srundfäge, zu einen 
- unabhängigen und felbftftändigen Staat unter dem Namen . Cantıi 
Schwyz äußeres Land. 

2. Diefer Canton Schwyz aͤußeres Land bekennt fich zu ein 
rein bemofratifhen Verfaffung, und bilder in diefer Eigenſchafte 
Bezug auf die Eidsgenofienfhaft ein unabhängiger. Theil des feit Amı 
1803 beftandenen Cantons Schwyz, und iſt daduch ein Bundesgliede 
[hmeigerifchen Eidsgenoſſenſchaft. 

3, Die chriſtkatholiſche Religion bleibt die einzige Religion des Eis 
tes, und ift als ſolche duch die Verfaffung garantiet, 

4. Das Volk ift der einzige Souverain, von dem alle Gm 
bes Cantons ausgeht. ‚Es giebt fih die Verfaffung und alle, Gefege mi 
tel⸗ oder unmittelbar fetbft, fo daß jedes Gefes der Genehmigung des Bu 
kes unterliegt. | 

5. Rechtsgleichheit ſaͤmmtlicher Cantonstheile und Eur 
tonsbürger iſt als unverleglih anerkannt, und dur) bie Derfaffung u 
verfaffungsmäßigen Geſetze gewaͤhrleiſtte. 

6. Handels: und Gewerbsfreiheit find in bee Regel gewäh 

leiſtet. Beſchtaͤnkungen, ı die das Geſammtwohl : gebietet, wird das Cl 
beitinimen, das aber nie: den. Verkehr zwifchen den Bezirken hemmen bu 

7. Sicherheit der Perfon wird getwährleiftet,; und ein Jeder, dei 
Unterſuchungsverhaft gefegt wird, fol innerhalb einer durch das Gefeg zu W 
ftimmenden Zeitfriſt vernommen und vor ‚feinen ordentlichen a. geſtel 
werden. 

8. Die Verfaſſung ſichert geichtaus die Unverletzlichkeit des Er 
thums, fo wie die gerechte Entfchädigung für ſolche Güter, welche ber Ein 
für das Öffentliche Intereſſe zu benugen Genöthigt wird; -. 

- 9. Die Wahl der Cantons- und’ Bezitksbeamten kann nicht auf ® 
benslänglidye Dauer gefchehen. in jeder Beamter wird nur auf — 
Zeit erwaͤhlt, iſt jedoch nach Verlauf ſeiner Amtsdauer wieder wählbar; N 
Wie. er umgekehrt unmittelbar nach zuruͤckgelegtet Amtsdauer die gleidye Bi 
abzulehnen berechtigt if. 

10. Die Gewalten im Canton, als die gefeggebende, richten 
liche und vollziehende, dürfen nie vereiniget werden, und ihr Wirkung 
. reis fol eine genaue Beftimmung und Abgrenzung erhalten. 

11. Jeder Gemeinde, fo wie auch jeder Heiftlichen und meltlichen Ca 
poration, bleibt ihr rechtlich erwotbenes Eigenthum und die Verwaltung 
ſelben geſichert. 

12. Die Kloͤſter ſtehen unter ber. Oberaufſicht des Staates) N 
die Aufnahme von folhen Novizen, die nicht eidsgenöffifhe Bürger in 
kann. nur mit Genehmigung des. Cantonscaths und gegen — 
durch das Geſetz zu beſtimmenden Niederlaſſungsgebuͤhr geſchehen. JE Be 
zug der Annahme von Novizen aus andern Cantonen wird das Gegeariht 
ausgeübt. 

13. Die Kloͤſter find, wie jeber: andere , Würger, in vorfommendt 
Streitigkeiten dem verfaffungsmäßigen Richter unterworfen, und nicht andert 
als der Bürger ſelbſt zu "beachten. ° Das Gefeg wird dem jährlichen, otdend 
lichen ſowohl, als jeden durch befondere Umftände nöthig gemachten auferee 
dentlichen Beitrag beftimmen, den fie an den Ganton zu entrichten ‚| 
fo wie durch ein Gefeg die übrigen Verhältniffe ihrer Wirkſamkeit gerege 
und beſtimmt werden. In dem Bezirk ihrer Niedetlaſſung und in biajen 


— 
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gert, in denen ſie Vermoͤgen beſitzen, find fie zu Bezirksſteuern, wie jeder 
andere Bürger, verbunden, und daher auch am erftern Drte zu Beiträgen 

an Bezivkstaften"und. Öffentlichen Anjtakten verpflichtet, und den Verfüguns 

gen der Ortspolizei unterworfen,rin allen Stüden: gleih dem Landmann: 

‚84: Dem Mloͤſtern dit der Ankäuf, die Erpachtung und ber Erwerb 
von Liegenfhaften, fo wie der Ankauf von Gapitalieny unter: was immer für 
einem Titel, unterfagt. Im Handel und: Gewerbe find fie auf ihren Haus: 
yedarf und die Erzeugniffe ihrer. eigenthümlichen. Güter. befchräntt, 

15. Jeder Cantonsbürger kann ſich überall im Canton niederlaffen 

md mit woͤlliger Gleichheit der politifhen Rechte ſein Gewerbe tteiben, hat 

iber keinen —— "auf die Gemeinds- und Bezitksguͤter und ihre Wer: 

valtung, wenn er nicht wahrer Genoß oder Antheilhaber derfelben HE. " 

"460 Die Verfaffung: gewaͤhrleiſtet die fortdauernde Loskaͤuflichkeit der 
Jehnten und Grundzinſe, wie ſolche immer heißen mögen; und Jeder kann 
uͤr ſich ſelbſt ſein Beſitzthum hievon ledigen. Die Weiſe und Art des Los: 
aufs mach billigem Maaßſtabe wird das Geſetz befoͤrderlichſt beſtimmen) 

17. Jeder Bürger iſt zur Vertheidigung des Vaterlandes verpflichtet, 
md auch jeder im Canton wohnende Schweizer kann zum Militairdienſt 
ngehalten werden er Te a 

18, Es ſoll ein’ Civil’ und Criminal: Gefegbud errichtet 
et © BER er Ad be ie 
11 Scchul⸗ und Erziehungsanftälten liegen in der Pflicht, 
nd ſtehen unter / unmittelbarem⸗ Schutze des Staates! Er 

20. Das Sanitätswefen fleht unter dem Schuge und der Reitung 
s Staates. u Cu 

21. Münz, Gewicht und Maaß follen in möglichfter Baͤlde durch 
n ganzen Canton auf ein und benfelben Fuß geſtellt werden ; der Bezirk 
uͤßnacht Eann ſich hierin nad) feiner örtlichen Lage richten. 

22. Jeder Bezirk feuert an den Canton nach dem ‚Verhältniffe der 
evoͤlkerung der Bezirke. Die Weife und Art, wie die Steuern .in den 
ezirken erhoben werden follen, wird der gerechten Anordnung jedes Bezirks 
etlaſſen. u —— 

Jeder Bezirk, beſoldet die ihm zuſtehenden Cantonsbeamten. Der 
ezirk Kuüßnacht aber hat feiner großen Entfernung wegen jährlich auf 
te billige Entſchaͤdigung "Anfpruch' zu machen, die gefeglich durch den gros 
ı Rath beftimmt werden‘ fol. J | | 

24. Alte Belhläffe, die in Geſetzeskraft erwachſen, müffen den Bes 
ken mitgecheift werden. Dev große Rath witd die Weiſe und Arc diefer 
ittheilung beflimmen. R Ze: a 

“I EEE 2171 2. 
—Gebietbeintheiltung. 

1. Der :Eantom iſt ina folgende vier Bezirke eingetheilt: 

a) bee Bezirk Max ;begteift. ‚die Gemeinden Lachen, Altendorf, 
' Galge men; Hinter⸗ und, VBorderwäggithal, Schübelba dh, 
- Zugdgen mit Eindegeiff des Schloſſes Grynau, Wangen: nebft 

Mwoten, und Reichenburgz Hauptort Laden. ee en 
b) Bezirk »&infiedeln:.begreift feine: ehevorigen: fieben Viertel, als Dorf 
“ Einfiedeln,. Bingen, Groß, Willerzell, Euthal, Etzzel 

und Sg g,⸗Bennau und Trachs lauz Hauptort Einfiedeln, 

Yı Bezieh: K usnacht.begreift die vier Behnden, Kuͤßnacht, Immen— 

(pe, Hattibenund Meexliſchachen; Hauptort une 





- — 5 


388 FE "777 


d) Bezirk Pfeffikon inner ſeinen ehevorigen Grenzenʒ Hauptort Pin) 

.fiton ..: . 

2%. Hauptort. des Gantıne Diefer. wechfelt von zwei J 
Jahren zwiſchen Lachen und Einfiebeln. 

3. Da, wonſich der Reihe nach der Hauptort beſindet, if 
aller —— | 

er Ä Titel 3, 


voutlſher Zuſtand det Bürger. 


1. Politifhen, Bürger iſt jeder, welcher, im irgend einem Lat 
bed nun beflehenden Cantons Anno 1803 -anerfannt work! 
oder nachher auf gefeglihem Wege das Buͤrgerrecht erlangt ‚bat, 
nt 2 Das Cantonsbäürgerreht kann nur, von der Gantonii: 
meinde und nur Solchen ‚ertheilt, merben, die ſchon in irgend einem d 
jirfe des Kantons das Landrecht erworben haben. Die Art und Meik,n 
bei Extheilung des Bürgerrechte verfahren werden foll, wird das Geſch 
Befondern beftimmen, . 

3. Die Bedingungen, unter weichen das Wiedelaſſenmgerodt ai 
werben mag, wird ebenfalld das Gefeg beftimmen. _ 

4 Jeder Bürger übt an jenem: Drte: fein- politifches Recht er 
er wohnt oder haushaͤblich ift, und an diefem Orte ift er auch fleueril 
tig. Keiner aber Eann fein politifches ‚Recht an zwei Orten ausüben, 

5. Seder Bürger, der das ſechszehnte Jahr zurüdgelsgt und in 5 
gerlihen Ehren ſteht, mag. das Activhuͤrgerrecht ausüben, | 





Titel 4 u 
| RER FRREREATHNNGS ur, 

1. Gantonsgemeinde.. | be 
2, Dreifacher oder großer nn 17 

"8. Cantonsrath. 48 
4, Gantonsgericht, ii 
5. a 

u Gantondgenmefnde 


1,. Die Santonsgemeinde beſteht in der Verſammlung aller fiir! 
fähigen Gantonsbürger und ift die hoͤch ſte Cantonsbehoͤde. 

2, Sie verfammelt ſich alle zroei Jahre am. legten Sountage im Si 
nat April am jeweiligen Hauptort des. Cantons. Außerordentiich wie I 
nur dom Cantonsrath berufen. 

3. Sie wählt auf zwei Jahre hin die erften Gantonsbeamtenh dl 
Landamman, Statthalter und Sedelmeifter, mit freier Mahl aus 
chen rechtlichen Landleuten. 

4. Der Landammann und Statthalter dürfen nicht ae du di 
Bezirke. gewählt werdenz eben fo: wenig darf Einer Cantonslau m 
Bepirkölandamman,) Eantonsſedelmeiſter und Bezirksſeckelmetſter zuanilh Im 

:5. Das Volk teiſtet allda den Eid dir. Dreeue amd dei: Gehetes 
dem Baterlande, der Berfaffumg und verfaffungsnnipigen * 

6.Der kandsgemeinde werden. die. Jnſttuctidnen fr die 
uͤber Krieg und Buͤndniſſe, zur Genehmigung oder We 

I. Sie iſt die hoͤchſte geſetzgebende Behoͤrde, ohne Ihre 
darf kein Geſetzesvorſchlag geſetzliche Kraft erhalten. Jeder 
das Recht, Gefogesvonfiptige zu machen, unter folgenden Re 
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va)ı Jeder Vorſchlag fol. ſechs Wochen vor der: Landsgemeinde dem Präfis 
dium bes Cantonsraths eingegeben werden.  ‘ 

b) Sammtlicdy eingereichte. Vorſchlaͤge, fo wie die bed großen Mathe. felbft, 
werden: vier Wochen vor der Landsgemeinde, auf Koften des Gantond 

gedruckt, und verhältnißmäßig unter die Landleute ſaͤmmtlicher Bezirke 

vertheilt. 

e) Nach Berlauf diefer angefegten Zeitfriſt werden keine neuen Worfchläge 
mehr angenommen, und an der Landsgemeinde dürfen feine andere 
Gegenftände berathen werden, als die ſich auf dem -Landsgemeindbogen 
befinden und fomit allen Landieuten vorlaͤufig bekannt ſind. 

‚d) Ueber das beſondere Eigenthum der Bezirke, Corporationen, Gemein⸗ 
den und Privaten darf an der Landsgemeinde nicht entſchieden werden, 
und eben fo wenig über richterliche Gegenſtaͤnde. 

8. Die Landsgemeinde foll jedesmal acht Tage vor ihrer Verſamm⸗ 
ng in allen Pfarrkirchen des Cantons publicirt, und bei der Publication 
# aufßerordentlichen Landsgemeinden die Gegenſtaͤnde der Berathungen bes 
nnt gemacht werden, | 

9. Die Wahlen fowohl, als bie Belchlüffe der Landsgemeinden, ge: 
when durch offenes Mehr. Die Mehrheit der Stimmen entfcheidet. Als 
timmenzähler überhaupt wird der zegierende Landammann jedes. Bezirkes 
fgerufen. 

Dreifaher oder großer Rath. 


1. Der große Nach ift nächft der Landsgemeinde bie oberfte Behörde 
3 Cantons. Er befteht aus 54 Mitgliedern, mozu jeder Bezirk die ihm 
ch dem Verhaͤltniß feiner Bevölkerung treffende Anzahl giebt, Er verfams 
ft ſich jährlich zweimal: außerordentlich, fo oft es der Gantonsrath nöthig 
bet, Sein Präfident ift der Landammann. 

2, Die Mitglieder des dreifachen Raths find zugleich Subſtituten fuͤr 
Mitglieder des Cantonstaths. 

3. Er ermählt alljährlidy aus, allen vechtlichen Landleuten des Cantons 
Geſandtſchaft an die ordentlihe und außerordentliche Zagfagung, und ers 
ilt ihr die nöthigen Inſtructionen. 

4. Er wählt den Zeugberen, beftellt das Salzamt, das. Polizeiamt, 
Iinzamt und Poſtamt. 

5. Er beftellt die Verhörcommiffion und ben öffentlichen Anktäger mit 
er Wahl ‘aus fämmtlidhen Landleuten, mit Ausnahme der Appellations: 
> Creiminalrichter. 

6. Er wählt den Landfchreiber, Landwaibel und Kandesläufer, jedoch 
er freier Concurtenz fämmtliher Landleute und daheriger jedesmaliger 
blication. 

7. Er prüft diejenigen efegesvorichläge, bie am ihn gelangen, und 
wirft ſelbſt Geſetzesvorſchlaͤge, legt aber fowohl die legten al& erſtern der 
idsgemeinde zur Annahme oder Verwerfung vor. 

8.. Der große Rath übt die Oberauffiht über die ‚allgemeine Lan⸗ 
verwaltung, fo mie über Vollziehung der Gantonalgefege und Verord⸗ 
igen und anberer von ihm ausgegangenen Beſchluͤſſe aus, 

9. Seiner Prüfung unterliegen aud die im Canton bereits beftchen: 

Zölle und Weggelder; ohne feine Bewilligung können Feine neuen einge: 
rt,. oder ber Zagfagung. empfohlen werben. 

410. Er unterfucht die jährli vom Gantonsrath abzulegende Staats: 
‚nung und ertheit berfelben nad Richtigbefinden die Genehmigung. Eine 


rubricirte Ucberficht biefer — wird — durch den: Drud bekn 
gemacht und unter die Landleute verbreitet. 

11. Er laͤßt ſich den Voranſchlag der Staats ausgaben und Ein 
men aufs kommende Jahr vorlegen, und ertheilt demfelden Billigung 
Misbilligung. Er bewilligt Erhebungen von Steuern zur Beftreitung äp 
meiner Gantonalausgaben. 

12. Wenn eines. der drei erften Gantonsämter im Laufe des Jahr 
durch Todfall, oder fonft ledig werden follte; ſo wird dafjeibe bis zur « 
dentlichen Cantonsgemeinde vom dreifachen oder ‚großen Rath befegt. 

13. Er übt die oberfte Aufficht über die Klöfter und alle babe» 
thigen Verordnungen. aus. 

14. Er fließt die Salzverträge ab und begutachtet auch ander, = 
dem In⸗- und Auslande sabzufchließende, Verträge.’ 

15. In Competenzftreitigkeiten zwifchen zwei oder mehrern Bejitkie 
hörden, ober. zwiſchen Bezirksbehoͤrden und dem Gantonsrath entfcheidt M 
große Rath mit jedesmaligem Austritt der Mitglieder der im ‚Steit: I 
griffenen Bezirke, 

16. Der große Rath beeidigt ſich ſelbſt, dem Cantonsrath, und ie 
Präfidenten des Cantonsgerichts, und alle von ihm unmittelbar ausge 
Beamteten werden durch ihn in Eid genommen. 

17. Er entwirft eine Eidesformel für fämmtliche Behörden des Ganter! 

18. Er entwirft ein Gutachten über die Beſoldung der drei mi 
Gantonsbeamteten und der Amtsdiener, und legt foiches der Randesgemin 
zur Annahme oder Verwerfung vor. 

19. Er trifft in außerordentlichen Fällen nöthig werdende pofigetice 9a 
ordnungen, und fegt fie in Vollziehung; fie bedürfen aber zu ihrem gi) 
chen Fortbeftand der Matification der nächft folgenden Landsgemeinde. 
| 20. Die Amtsdauer des großen Rathes iſt auf ſechs Jahte feſtg 

nach Ablauf der erſten zwei Jahre tritt ein Drittheil, und im ſechſten JM 
der legte Drittheil der Mitglieder aus, 

21. Die Verhandlungen des großen Rathes find öffentlich und m 
eine Mehrheit von zwei Drittheil der Anmelenden mag geheime Siguns 
jedoch auch diefe nur duch Öffentlihe Discuffion, befchließen. Wahlen 
Bedienfteten‘ gehen durch geheimes Stimmenmehr vor fi. 

22. Er entwirft ein Reglement für feine Verhandlungen. 


Cantonsrath. 


1. Er beſteht nebſt dem Landamman, Statthalter und Sedelmeil 
aus 18 Mitgliedern, die annähernd dem Verhaͤltniß der Bevoͤlketung fr? 
dermaßen zufammengefegt find: 

Mary) 9 Mitglieder, Einſiedeln 5, Kuͤßnacht 3 und Pfeffiton 19 
glied. In der Zwiſchenzeit foll beförderlich eine genaue Volktszählun "* 
genommen, und je nach dem Ergebniß das Weitere beftimmt werden 

2. Wenn bei’ dieſer Volkszählung ein Bezirk einen Ueberſchez 
500 Seelen, uͤber die als Maafftab angenommene Anzahl, bat; pm! 
ein folcher Bezirk auf diefe Ueberzahl noch ein Mitglied wählen. 

3. Der Cantonsrath ift die hoͤchſte vollziehende Behörde, und bl z 
fothe für die Aufrechthaltung der Verfaſſung und Vollziehung der J 
ſungsmaͤßigen Geſetze und Verordnungen, der Landesgemeinde ſowehl,— 
des großen Rathes zu ſorgen, und iſt hiefuͤr dem letztern vera 

. Er iſt auch die Verwaltungsbehoͤrde des Cantons, und ihn 
die Beſorgung aller Cantonalfonds, Cantonalgüter und Einkünfte 6, w 
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jet daher die vom :großen Rathe für dieſe Fächer aufgeftellten Behörden, 
wie er die daher nöthigen Verträge auf Ratification des großen Rathes 
£ andern Santonen abfchließt. 

5. Ihm koͤmmt die Handhabung der Öffentlichen Ruhe. und der Polis 
'in ihrem ganzen Ir zu; er forgt für die deshalb erforderlichen Pos 
ianſtalten. 

6. Er beforgt das Mititairwefen, deſſen Drganifation unverzüglich 
n Gefepe: beftimmt werden fol. . 

7. Er übt die Oberaufficht über bie Fluͤſſe und alle Hauptſtraßen im 
nton: aus, trifft für die gute Unterhaltung derſelben die erforderlichen 
ranftaltungen,, und ertheilt . hierüber. den Bezirksraͤthen die nothwendigen 
eifungen. 

8.. Die Oberaufficht über das. Erziehungswefen im Allgemeinen fteht 
» zu, fo wie er für Verbeſſerung der Unterrichts⸗ und Lehranflalten bes 
gt ſeyn ſoll. 

9. Das Sanitaͤtsweſen, im Allgemeinen ſowohl als im Befonden, 
t unter unmittelbarer Auffiht des Cantonsraths. Das Gefeg wird für 
Drganifation von Sanitätsbehörden das Nähere beftimmen. 

10... Er beſorgt die Gorrefpondenz mit dem, In: und“ Auslande; in- 
nm Berbindlichkeiten daraus entſtehen follten, legt .er fie dem großen 
the vor. 

11. Ihm liegt es 0b, dem großen Rathe jährlich über die Gantpnale 
waltung Rechenſchaft abzulegen, einen Voranſchlag der. Einnahmen und 
sgaben fürs naͤchſte Jaht zu entwerfen, und darüber die Genehmigung 

' großen Rathes einzuholen; er ift demfelben für feine Verwaltung ver: 
wortlich. 

12. In kirchlichen Angelegenheiten ſorgt ber Gantonsrath für bie 
te des Staats, berichtet in wichtigern Fällen deshalb an den großen 
th und legt ihm die zweckdienlichen Vorſchlaͤge zur Genehmigung vor. 

13. Er übt die Oberauffiht über das Armenwefen im Canton aus, 
ſchlaͤgt dem großen Rathe alle zur Hebung und Verhütung von Verar: 
ng zweckmaͤßige Verordnungen vor. 

14. Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von zwei 
ittheil Mitglieder erforderlich. | 

15. Die Amtsdauer ift auf ſechs Jahre feftgefegt, und die Ausloos 
ıg gefchieht, wie beim ‚großen Rath. 

16. Er entwirft ein Neglement über feine Verrichtungen, und die Art 
b Weiſe, wie zwifchen den Verſammlungen des Cantonsraths die minder: 
heigen laufenden Gefchäfte beforge werden follen. Das ganze Reglement 
I dem großen Rathe zur Genehmigung vorgelegt werden. 

Cantongsgeride] 

1. Das Gantonsgericht befteht aus 11 Mitgliedern, wozu jeder Be 
! die ihm nad) dem Verhältniß der Bevölkerung zukommenden Mitglieder 
wählen hat. Mitglieder des Cantonsraths dürfen nicht zugleich Mitglie- 
des Cantonsgerichts feyn. 

Dazu giebt March 5 Mitglieder, Einfiedeln 3, Kuͤßnacht 2 und Pfef⸗ 


m 1 Mitglied. 

2. Auf jedes Mitglied koͤmmt jedem Bezirke die Befugniß zu, einen 
abftituten zu wählen, welcher in Krankheit s oder Eprceptionsfällen die 
elle des Michters einnimmt. 

3. Der Präfident und Vicepraͤſident wird aus ben Mitgliedern beffel- 
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ben durch den großen Rath ernannt; ber Präfident wird vom großen Math 
in Eid genommen, und. das Cantonsgericht buch feinen Präfidenten beeidigt 

4. Das Gantonsgericht beurtheilt in hoͤchſter Inſtanz alle buͤrgerlich 
Rechtsfaͤlle, die gemäß der Geſetzgebung der Appellation fähig »find. 

5. Es ift auch die hoͤchſte Criminalbehoͤrde. Für Fülle, wo über fe 
ben und Tod geurtheilt werden muß, bilden alle Gantonsrichter und Sub: 
ſtituten, welche gefeglih ſitzen mögen, und eilf Mitglieder des grüßen Rathe, 
die von dem letztern von zwei zu zwei Jahren gewählt werden, das Cri 
minälgericht, 

6. Das Gantonsgericht verfammelt fich, fo. oft Griminalfälle zw beus 
theilen find, oder -wenn ſich zwei Parteien in bürgerlichen Streitigkeiten bei 
- den Präfidium um Rechtstag gemeldet haben. 

7. Es ertheilt Revifion über feine civil⸗ tichterllchen Urtheile; das Ni 
here wird das Geſetz beftimmen. 

8. Die Amtsdauer des Cantonsgerichts iſt auf ſechs Sahre feſtgeſeht 

der Austritt tft wie beim Cantonstath beftimmt, 

‘9. Bu einem gültigen Urtheil iſt die Anweſenheit der verfafjungsms 
Big beftimmten Anzahl nothwendig. 

10. Die Verhandlungen des Cantonegerichts find, mit: Ausnahm 
dev. Abuetheilung felbft, öffentlich. 

11. Das Gantonsgeriht wählt den Vertheidiger für ſolche Imquifiten, 
die. fich nicht ſelbſt einen Vertheidiger erbeten wollen. 

12. Das Appellationsgeriht hat im Staat gteidhe Würde und Kan;, 
wie der Cantonsrath. 

“ 13. : Das Gantonsgerit wird ein Reglement über die. Art und Bei 
feiner Verrichtungen, über das Verhalten der appellivenden Parteien, die Ge 
richtsſporteln und buch Verwandtſchaftsgrade nöchig werdenden Austritt ix 
Richter entwerfen, und folches dem großen Rathe zur Discuffion und Ras 
fication beförderlich vorlegen ; inzwiſchen bleibt es bei der bisherigen Seit 
ordnung. 

Shiepsgerigt. 


Sn Streitigkeiten um Eigenthumsrechte zwifhen zwei Bezirken fpriöt 
erfis und legtinftanzlid ein Sciedsgeriht ab, das folgendermaaßen zujur 
mengefegt wird. 

a) Jeder der ftreitenden Bezirke wählt fih aus den übrigen Bezirken zmi 

Mitglieder. 

b) Die Bezirksräche aller Bezirke geben jeder ein Mitglied. 
c) Der Gantonsrath giebt ein Mitglied, weldes das fo zufammengefist 

Sericht präfidirt, und aus einem der nicht betheiligten Bezirke gu 

‚gen werden muß. 

Titel 9. 


BERIRESDENI EIER 


Bezirksgemeinde. 
Dreifacher Rath. 
Bezirksrath. 
Bezirksgericht. 
Friedensgericht. 
Gemeindsbehoͤrden. 


Bezirksgemeinde. 
1. Dieſe iſt die hoͤchſte Behoͤrde des Bezitks und beſteht in der Ver 


Puppen 
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ſammlung "aller. politifchen. Lanbleute, welche das fechözehnte Jahr zurücges 
legt: haben; und in bürgerlichen: Ehren ftehen. 

2. Die Bezirksgemeinde “eines jeden Bezirks fol fi fi ch, nach abgehaltes 
ner Gantonsgemeinde, und zwar am .erften Sonntag des Maimonäts all 
aͤhtlich verfammeln; außerordentlich fo oft und zur Zeit, ba. der Bezirtksrath 
8 beſtimmt und nothwendig erachtet. 

3. Sie waͤhlt: 

a) die erſten Landesvorfteher, Landammann ; — und „Sehen 
ſter; diefe bleiben zwei Jahre im Amte; 

b) die dem Bezirke zutommenden Mitglieder in alle Gantonarbehörben; 

c).in denjenigen Bezirken, die nur aus einer Pfarrei beitehen, werden die 

Mitglieder aller Bezitksbehoͤtden ebenfalls von der Landsgemeinde ge⸗ 

waͤhlt, hingegen in jenen Bezirken, die aus verſchiedenen a bes 

ſtehen, fleht dies Recht den Kirchengemeinden zu, 

4. Sie ernennt Bezirkslandſchreibet und Landwaibel. 

5. She werden alle’ Vorſchlaͤge für Abänderung ber Berfaffung zur 
Innahme oder Werwerfung vorgelegt. 

6. Ihr wird. alljährlich genaue Kenntniß über ben oͤbonomiſchen Zu 
tandb des ‚Landes gegeben. 

Sie verfügt über Erhebung von Bezirksſteuern oder fonftigen für 
en Bezirk zu entridhtenden Abgaben. 

8 Sie verfügt über Verdußerungen von Bezirksgütern, fie kann aber 
tber das beſondere Eigenthum der Gemeinden, Gorporationen und Privaten, 
deder in Bezug der Veräußerung, noch fonft irgend etwas, beichließen. 

9, Ihr muͤſſen alle Verträge, die im Namen des Bezirks abgefchlof- 
m werben, zur Ratification vorgelegt werben. 

- 10. Jedem Landmann fteht es frei, an dieſer Verſammlung alles das⸗ 
mige vorzubringen und in Berathung fegen zu laffen, was er zur Er 
weckung und Förderung des allgemeinen Beſten für nüglih und zweckmaͤßig 
rachtet, infofern es nicht den Beſtimmungen der von fämmtlichen Bezirken 
ngenommenen Berfaffung, oder einem beftehenden Gantonalgefeg oder Ver: 
rdnung zumider läuft. \ 

11. Die Bezirksgemeinde einzig ertheilt das Bezirksbuͤrgerrecht; über 
ie Weiſe und Art, wie man fi biefür bewerben könne, wird das Gefeg 
eftimmen; bis zum Erfcheinen defjelden bleibt es bei den bis jegt in jedem 
Iezirfe beftandenen Vorfhriften. " 


Dreifaher Bezirksrath. 


1. Diefer befteht aus den Mitgliedern des Baezirksraths, nebſt zwei 
zuzuͤgern auf jedes Rathsglied, welche legtere wie die Bezirksräthe gewaͤhlt 
serden. Ihre Amtsdaner und Austritt ift wie beim Bezirksrath. Er be: 
idigt fich felbfl. 

2. Denmmfelben werden alljährlich die Rechnungen des Bezirks zur Ein 
ht und zur Genehmigung oder Verwerfung vorgelegt. 

3. Alle voichtige Landesgefchäfte, die vom Bezirksrath an die Lan: 
esgemeinde gebradht werden wollen, muͤſſen vorher dem dreifachen Nathe 
ur Vorberathung vorgelegt werden. 

4, Er wird vom Bezirksrath zufammenberufen. 


Bezirksrath. 


1. In jedem Bezirk beſteht ein Bezirksrath; die Anzahl feiner Mit: 
lieder wird von jeder Bezirksgemeinde beſtimmt. Der regierende Landam⸗ 


zͤü8 Schwyz. 


man iſt Praͤſident deſſelben; Amtsſtatthalter und Seckelmeiſter find Amtint 
gen Rathsglieder. Der Landamman ſchwoͤrt den * an der Landsgemeinde 

2.. Er vollzieht im. Bezirke: 

a) alle Cantonalgefege und Verordnungen; 
by die Verordnungen des Cantonalraths * die Urtheile und Verfügun: 
gen aller höhern Behörden ; 
ce) ihm liegt aud die Vollziehung der Verordnungen der Bezitksgemeir 
den und ber Urtheile des. Bezirfögerichts ob. 

3. Er ift die Verwaltungsbehoͤrde des Bezirks, und verwaltet al 
ſolche die Bezirks guͤter und deſſen Einkuͤnfte. Er beſorgt die oͤffentlicen 
Bquten, fo wie den Straßenbau. Kr trifft überhaupt alle zur Beförderung 
des Bezirks nöthigen Vorkehrungen, worüber jedoch im wichtigen Fäaͤllen di 
Genehmigung der Landsgemeinde eingeholt werden muß. 

4. Er ift die hoͤchſte Polizeibehörde des Bezirks, und bay die Ir 
ordnungen. der Cantonspolizei zu vollziehen, und eigene örtlicye polijeilich 
Verordnungen zu treffen. 

5. Er übt die Oberauffi cht uͤber das Bezirks-Poſtamt, fo wie übe 
die Schifffahrt aus, und vergiebt die dahin. einfchlagenden Bedienftungen. 

6. Das Suftiwefen fteht unter der Auffiht und Leitung des Bezirke 
raths. Er ermählt die Salzwäger, Läufer. und Landjäger. 

7. Er beforgt die vormundfchaftliche Polizei, erläßt die daherigen not 
wendigen Verordnungen, hat die Oberauffiht über die im Bezirk befieben: 
den Armenanftalten, läßt ſich die Verbeſſerung derfelben, fo wie die Abſche 
fung des Gaffenbetteins ganz befonders angelegen. ſeyn, und ihm ftcht auf 
die Prüfung der von den Armenanftalten ihren Committenten jährlidy adir 
legenden Rechnungen zu. 

8. Erziehungs: und Lehsanftalten ftehen unter feiner befondern Auf 
fiht und Leitung. 

9. Nur von ihm merden Bewilligungen für Rechtsbote ertheilt, un 
feine Canzlei beſorgt die Ausfertigung der Kaufbriefe, Guͤlt⸗ und Vertte 
verſchreibungen, Zeugnißſcheine u. ſ. w.. 

10. Er bewilliget die Fallimente, und beſorgt bie Rechnungen dus 
die von ihm hiefuͤr aufgeftellten Beamten. 

11. Er iſt correctioneller- Strafrichter, und beurtheilt Frevel, wild 
an Holz und Feld, auf Allmeinden⸗, Gemeinds- oder Gorporationsgütt 
verübt worden; fo wie alle Vergehen, die gegen Perfon oder Eigenthun, 
oder fonjtige beftehende obrigkeitlihe Werordnungen Statt finden, und ni! 
als Criminalverbrehen nach den zu entrerfenden Gefegen anzufehen fi. 
Der Ertrag aller Strafen fällt in die Bezirkscaffe. 

12. Wie Über die Strafwuͤrdigkeit des Vergehens, entfcheidet der Dr 
zirksrath auch über die Entfhädigungsforderung der lädirten Perfonen; M 
an dem Eigenthbum zugefügte Schaden wird durch beeidigte Schagung mir 
ben, und ift der Maaßſtab der feftzufegenden Entfhädigung. 

13. Der Bezirksrath unterſucht und beurtheilt allfällig ſich ergeben 
Vaterſchaftsklagen. Er entfcheidet über die ſich ergebenden Bwifchenfragt, 
und beftraft die als fehlbar zum Worfchein Eommenden Perfonen. Die 
gemeinen Gefege und Concordate der Gantone dienen ihm zur Richtſchuut 
diefelben werden zu mehrerer Vollſtaͤndigkeit in Uebereinffimmung mit de 
Geſetzen anderer Cantone gebracht werden. 


14. Derfelbe erwählt aus feiner Mitte eine Verhörcommiffion, weld 
bie in feiner Competenz liegenden Gegenftände, -fo wie diejenigen, 
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von hoͤhern Behoͤrden zugewieſen werden, zu. unterfuchen hät. Derfelben fe: 
ben auch bei Griminalfällen, welche im Bezirk Statt gefunden, die: zu 
nitionsverhöre zu.  .v 

15. Ueber die am den Bezitorath gelangenden Stellungs⸗ oder Aus⸗ 
lieferungsgefuche: entfcheidet der Bezirksrath, nachdem er den von ihm requi⸗ 
tirten Bürger oder Einwohner vor ſich befchieden, und.: feine. Verantwortung 
vernommen haben wird, 

16. Im Bezirksrath ſttzen nicht zugleich Vater und Sohn und leib⸗ 
liche Bruͤder 
17.Die Amtsdauer iſt auf ſechs Jahte feſtgeſetzt. Alle zwei Jahre 
koͤmmt ein Drittheil in Austritt, die Austretenden ſind wieder waͤhlbar. 

18. Er entwirft ein Reglement, worin ſeine Geſchaͤftsfuͤhrung, die 
Befugniſſe das Landammanns und anderer vom Rath aus gewählten Be: 
amten feltgefegt worden. Das Meglement wird dem dreifachen Bezirksrath 
zur Genehmigung vorgelegt. 


—— 7 Beirksgerihe. 


— 

1. Jeder Bezirk hat ein Bezirksgericht, die Beftimmung der Anzaht 
der Mitglieder iſt jeder Bezirksgemeinde überlaffen ; fie darf aber nicht über 
9, und nicht unter 7 beitehen. Der Präfident wird von der Bezirkelandes: 
gemeinde, und die Mitglieder, tie die des Bezirksraths, frei aus allen Lands 
leuten gewählt. Nur dürfen die Richter nicht zugleich Mitglieder des Be⸗ 
zirksraths ſeyn. 

2. Das Bezirksgericht ſpricht Über alle Civil- und Injurienhaͤndel ab. 

3. In allen dieſen Fällen, ſoll jeder, der vor dem Friedensrichter ges 
ſtanden und einen Leitungsſchein an das Gericht erhalten, ungebunden ans 
Recht gelaſſen werden. 

4. Streitfaͤlle, welche den Werth von hundert Kronen oder mehr be: 
betreffen,. fo mie Injurienhändel und Streitigkeiten von unbeſtimmtem Werthe, 
können appellirt werden. Ueber Forderungen unter. hundert Kronen rs 
va8 Bezirksgericht erſt- und legtinftanzlich. 

5. Sän den größern Bezirken werden 4 bis 5, in ben Kleinern 3 bis 
t Suppleanten für das Bezirksgericht von der Sandsgemeinde gewählt, die 
jugleich Gerichtsfuͤtſprecher ſind. 

6. Zu einem gültigen Urtheilsſpruch iſt die Anweſenheit der vollen 
Inzahl ber Richter nothivendig. 

7. Es ertheilt über die von ihm ausgefprochenen Uetheile, auf darge 
hane neue Gruͤnde, Revifion, 

8. Die Amtsdauer der Richter und Suppleanten ift wie beim Bes 
irksrath angenommen. 

9. Den Berwandfhaftsgrad des Austritts von Richtern und Kund: 
haften, die Gerichtsſporteln, die Art und Weiſe der Ertheilung von Revi⸗ 
ion und alle dabin einfdlagende Beitimmungen wird ein Organifations- 
efeg der Bezirke feitfegen; inzwifchen fahren die Gerichte nach den jegt bes 
tehenden Landrechten, Verordnungen und Uebungen fort. 


‘ . / 


Stiedensgeridt. 


1. Sn jedem Bezirk werden durch den Bezirksrath Friedensrichter auf 
vei Jahre erwaͤhlt. 

As: für den Bezirk March 2, 1 in der: Untermarch und 1 in der Ober: 
ech... Suͤr den Bezirk Einfiebein 1, fuͤr Kuͤßnacht 1 und fuͤr Pfeffikon 1. 
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2, Kein Friedensrichter darf zugleich Mitglied os auben. — 
chen Behoͤrde ſeyn. 

3. Er wird vom Bezitksrath in Eid genommen. 

4. Die Verrichtungen des Friedensrichters, das Verhalten der Par 
teien, Sporteln und andere dahin bezuͤgliche Beſtimmungen werden durh 
das *— feſtgeſetzt werden. 

Gemeindsbehoͤrden. 


Die Organiſation der Gemeindsbehoͤrden, fo wie die Befugniſſe beit 
ben und der Gemeinden felbft, wird ebenfalls das Gefeg beftimmen. Jr 
zwifchen fahren Diefelben in ihrer bisherigen Competenz fort, 

Allgemeine Bemerfungen. 
I. Ueber die Annahme der Verfaffung. 

1. Die Berfaffung wird den Bezirksgemeinden des ganzen Ganteni 
am erftien Sonntag des kommenden Mai zur Annahme oder Verwerfun 
vorgelegt. In jedem Bezirke gilt die Mehrheit der Gemeinde für bie Ir 
zahl aller ſtimmfaͤhigen Bürger des Bezirks. 

- 2. Es muß die Verfaffung in ihrem ganzen Inhalte entweder anır 
nommen oder verworfen werden. 

3. Unmittelbar nach erfolgtem Entfcheid fendet jeder Bezirk das Ir 
fultat feiner Gemeinde dem Präfidenten des Verfaffungsrathes zu. 

4. Auf den zweiten Tag nah dem Entfcheide über die Verfaffun 
fol ſich der Landrath am Hauptorte des Gantons verfammeln, und, im dd 
erfolgter Annahme der Verfaſſung, Anftalten — damit die vetfaſſunz⸗ 
mäßigen Behörden eingeführt werden. 


I, Ueber Reviſion. 


1. Die Berfoffung dauert vier volle Jahre unabänderlich fort, w 
kann erft nad) diefer feftgefegten Zeit ganz oder theilmeife, und nur von de 
Mehrheit des Volkes an. den Bezirksgemeinden, abzuändern oder zu tedi⸗ 
ren befchloffen werden. 

2. Wenn nah Verfluß der feftgefegten vier Jahre von dem gtofe 
Rathe, oder einer Bezirksgemeinde der Antrag zur Revifion der Werfaffun 
geftellt wird; fo ſoll diefer Antrag im darauf folgenden Jahre fämmtlihs 

Bejirksgemeinden zum Entſcheid vorgelegt werden. 

3. Im Fall fi die Mehrheit der Bezirke flr die Reviſion der Br 
foffung entſcheidet; fo wird ein. Berfaffungsrath von den Bezirksgemeindt 
nad) dem BVerhältniffe der Bevölkerung aufgeftellt, welcher die Reviſien de 
arbeitet, und fie dann den Bezirfsgemeinden zur Annahme oder Werwerfui 
vorlegt. 

Alſo, laut Randesgemeindfchluß, den 26. Juni 1831 und 15. Ir 
1832 vom Verfaffungsrathe der fämmtlid vereinigten Bezicke gurädki 
entworfen. 

Rachen, ben 27. April 1832. 

. Im Namen ded Verfaffungsrathes : 
Der Präfident, 
Melchior Diethelm. 
Der Sectetair; 
3. 3. Marty, Landfchreiber, | 


- (or abgehaltener —— den 6. Mai 1882, wurde ver“ 
genbe Beefaffung in ‚ihrem ganzen Inhalt angenommen und als Gamiy 
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he aufgeſtellt; und: die. Annahme gegenwärtig: durch eigende: ausgeftellte Ur 
nden — Bezirks bekraͤftigt. 
Im: Namen des Bezirks Mach: 
Der regierende Landamman: of. Gregor Bammert. 
. 8) Für die Eanzlei: Joſ. Marti, Landſchreiber. 
J Im Namen des Bezirks Einſiedeln: 
Der regierende Landamman: Joſ. Carl Benziger. 
x &): Für die Canzlei: Konrad, Kaͤlin, Landfchreiber. 
Im Namen des Bezirks Kuͤßnacht: 
De — Eandamman: Aloys Truttmann. — 
| Q. 4 Für die Canzlei: Peter Ant &ruttmann, . 1 
FBt — Im Namen bes Bezirks Pfeffilon: 
‚Der, zegierendei Bandamman; Karl St ockex 
d. 8.) Füuͤr die Ganjlei: ‚ Kayer Brunner, Eanbfehreiber.) 


EEE ” 


F) Staatsverfaffung bes RN Freiburg vom 
24. Ian: 1832. 


Zite 1; 
Allgemeine Grundfäge und Särantiein. 


1. Der Canton Freiburg ift ein; Kdeil des ſchweizeriſch⸗ eidgenoſſiſchen 
Bundesſtaats. 

2. Jeder in dieſem Canton wehnende Schweizer iſt au Mititaicdiens 
ſten verpflichtet. | 

3. Die Souverainität geht * Volke aus; 3 ſie wild durch ſeine 
Stellvertreter ausgeübt. 

4. Die Gleichheit vor bdem- Gefetze in allen Dingen iſt den Einges 
bornen des Guntons Freiburg gewaͤhrleiſtet. 

5. Die, Gleichheit der politiſchen Rechte * ln Bürgern ift ‚gleiche 
falls gewaͤhrleiſtet. | 

6. Jedes Vorrecht des Orts, Geburt, der Perfonen und den. 56 
milie bleibt auf immer aufgehoben, - 

7. Die £atholifc) = apoftolifch: cömifche Religion it. die einzige öffent 

Iihe Religion des Cantons Freiburg, mit Ausnahme des des Bezirks Murten; 
Die evangelifh:reformirte ‚Religion - iſt die einzige ‚Öffentliche Religion dieſes 
Bezirks. . 
, 8 So oft Auslagen aus der Städtscaffe, fey e8 für den Batholifchen 
Zottesdienſt, oder für. Gegenftände, weiche davon abhängen, fey es für bie 
Frziehung der Eatholifhen Jugend, gemacht werden, fol auch aus berfelben 
Saffe, einer durch das Gefeg zu, bezeichnenden Behörde, eine Summe zuges 
'ellt werben, die dem zehnten Theil diefer Auslagen gleihlömmt, um gleiche 
ılls , entweder für den evangeliſch⸗ reformirten Gottesdienſt und die Gegen⸗ 
ände, die bavon abhangen,.oder für die Erziehung der proteſtantiſchen Ju⸗ 
md bed Bezitks Murten verwendet zu werden. 

9, Die perfönlihe Freiheit ift gewaͤhtleiſtet. Man kann nut in den 
ve) das Geſet beſtimmten Fallen und in Beobachtung d der fette 
m Zormen verhaftet werden. nn 

10. > Folter iſt abgeſchufft. 22 232310 

11. Die Preſſe iſt frei etklaͤcrt, Das; ef: efaft SIR 
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derfelben‘, und zwar fo, baß niemals‘ weder bie Genfur, noch irgend eine an; 
dere vorgreifende Maaßnahme Statt haben Eönnen. | 

12. Das Petitionsrecht iſt gewaͤhtleiſtet. Das Sefeg ſchteibt ver, 
was bei.dem Gebräuche dirfes Rechrs zu: beobachten fY. ı 

13. ‚Der Loskauf der; Behnten;. der Bodenzinſe und alfer äandern * 
dalrechte iſt gewaͤhrleiſtet. Das — * fuͤr dieſen —— billige Be 
dingniffe feſtſetzen. 

14... Die naͤmliche Befreiung. Ami Abgaben, deren. das. Mebgemädt 
diefes Cantons vor. dem Fahre 1798 genoß, iſt ihm gewaͤhrleiſtet. 

15. Die franzöfifhe Sprachen iſt die Sprache: der: Regierung; jedech 
follen alle Gefege und: Decrete des gtoßen Raths, fo wie alle Beſchluͤſſe des 
Staatsraths, welche für den ganzen Canton verbindlich find, im teutfhe 
und franzoͤſiſcher — ausgefertigt und ae bekannt — 

a DE: 
Eintheilung-dbes-Cantons. 

16. Der Canton ‚Geefbung if in — — ‚eingetbeilt, and 

in die Bezirke 
Freiburg (teutfcher Et) prontforifchet ——— Freiburg. 
Freiburg (franzöfifcher Theil), Hauptort Sreiburg. 
Korbers, Hauptort Körbeie, — 


Greyers, ;: ...— Greyerß, te 
| Boll, — Boll au sn 
Kaſtels, et  Kaftelane al wart an = 
Rum, — . Rum. 
Remund, ie Renminbi Mo en, 
Fabemach, — Favernach. — 
un Ueberſtein, — Ueberſtein. — — — 
Staͤfis, — Staͤfis. 
" Dompierre,- =" Domptetre, ie 0 
Murten, Murten. »7°9 Bi De 


47. Die Veſtimmung det Stangen’ der * iſt bein“ Geſetze ͤben 
wieſen; durch daſſelbe kann ſelbſt die der Bedirke vermehrt, a, deren 
Hauptorte bezeichnet: Weiden. 

18. Die Bezirke find in Gemeinden‘ —5 

19. Das Geſetz Tann fuͤr beſondere ee andere Eintpelunge 
des: Eantons und det Bezirke mahen. 
Li .20. Freiburg iſt dee Hauptort des Cantons. 
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A.  Birvung, bes großen Rath, 


„Die. Yogeptöneten der Belieke bilden den großen Rath; ſie werden 
auf Fre hienach vermeldete Weiſe ernannt. 
22. Eine Bevölkerung von je taufend Seelen wich durch einen % 
geordneten vertreten, 
23. In der Zählung ber Bevölkerung eines jeben ‚Se, ren a 
Einwohner deffelben ohne ünterſchied begriffen. , 
* Wahl der Abgeordnetemin den — Rath. : 
“Die Abgeordneten werbin durch Wahlcollegien: ernannt. T 
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2%. Die Wahlmaͤnner werden durch die Urverſammlungen ernannt. 


A Bon den Urverſammlungen— 


226. “Auf eine — von wenlgſtens hundert Seelen kann eine 
Urverſammlung Statt haben... 

27. Es können auch Urverfanmulungen auf mehrere hundert und ſellſt 
auf mehrere tauſend Seelen. Stattiihaben. 

23. Jeder Bezirk wird durch das Geſetz in ſo wviele Kreiſe fuͤr die 
Urverſammlungen eingetheilt, als es nach ſeiner Vevoiterung und den Orts⸗ 
verhaͤltniſſen erforderlich ſeyn mag. 
29.Um in einer Urverfammtung Klanmen zu koͤnnen, muß man 

a) Bürger ‚oder ewiger Einwohner einer. Gemeinde de⸗ Gantons fepn, und 

nicht zum geiftlichen Stande. gehören; : ch 

b) das fünf und zwanzigſte Jahr erfuͤllt, und 

c) feinen Wohnſitz im Canton haben; 

d) nicht in einem fremden —— — — | 

e) nicht Dienftbote, - Es RE 

f) nicht interdiciet feyn; | 

g) fih nicht ‚in einem Zuſtande von Ruh inn ober e Bafuf inn befi nden; 

h) weder unzahlbaret Geldstager ſeyn, noch, unter einer gegen fich ausge: 
ſprochenen Leibhaftsſentenz ſtehen; 

i) zwei Jahre vor der abzuhaltenden. Urperſammlung keine Unterlguing 
von, einem -AUrmenfedel empfangen haben;. | 

k) zu einer entehrenden Strafe veructheikt worben fepn. | 

30. Jeder Bürger oder Angehörige einer, Gemeinde bes Cantons 
fimmt entweder in feinem Geburts: oder in feinem Wohnorte. Wer meh— 
re Buͤrgerrechte befigt, kann nur in einer Gemeinde ſtimmen, und ſoll er 
täten, in welcher, ‚er feine politifhen; Rechte auszuüben. gedenkt. Eben fo 
erhält es ſich mit Demjenigen, der mehrere Wopnfi ige hat, 

31: Das Geſetz beſtimmt die‘ Art, wie die Verfeichniffe 'der Bürger, 
ie : in. den Urverfammlungen zu fkimmen: berechtigt" find; folen verfertigt 
weden; es beftimmt ferner den Zeitpunct dieſer Veeſaanlungen, und die 
Beife, wie man in denſelben verfahren ſoll. 

32. Jede Urverfammlung ernennt einen Wahlmann auf eine Bevoͤl⸗ 
rung von hundert Seelen, zwei Auf’ zwwei Hundert Seren’ ui ‘fi w. ' Die 
ruchzahlen irber hundert bleiben unbeachtt. 

33. Um zum Wahlmann ernannt werden zu Eönnen, if es hinlaͤng⸗ 
h, bag man diejenigen Eigenfaften befi Be, ” nu vn‘. 29. ei 
st werden. 


B» Von — Wahlcolleg ien 


34. Auf jeden Bezirk kommt ein Wahlcollegium. Auonahmẽwelſe 
t die- Stadt: Seeibutg mit — Einung (Bürgengiel) ein beſonderet Mahl: 
kgiunt. 

935. Die Mablcollegien bilden fi ch aus ben nach Anleitung der $$. 32. 
.33. ernannten Wahlmaͤnnern. ) 

36.: Jedes Wahlcollegium ernennt. einen Abgeotbneten in dem großen | 
tb auf ‚eine. Bevoͤlkerung von taufend Seelen feines. Venirkes, mei auf 
i taufenb Seelen u. ſ. w. 

37. CErgiebt fih eine Bruchzahl der Bevoͤlkecung, und — die⸗ 
fuͤnf Hundert Seelen; fo ernennt: das apa er — Abseordne⸗ 
fuͤr dieſe Bruchzahl. | 


38. Die Hälfte — der einem Bezirke zukommenden Abgeerd 
neten ſoll unter den Buͤrgern oder Angehoͤrigen irgend einer Gemeinde dieſe 
Bezirkes gewählt werden. 

+ 39, Wenn mehrere Wahlcollegien den gleichen Abgeordneten ernennen 

fo foll derfelbe, fobald er von feiner Ernennung in Kenntnif geſedt worden, 
fich erklären, welchen Bezirk er vertreten. wolle... « 

| Das oder die andern Wahlcollegien; bie ihn gleichfalls ernannt, ver. 

den dann, in der kuͤrzeſten Stift, eine andere Wahl treffen. 

40. Das Gefep beftimmt. ben: Zeitpunct der. Verſammlung der Bılk 
collegien, und die Art, wie man in denſelben zu verfahren hat. 

41. Um von- einem Wahlcollegium zum: Abgeordneten in bem große 
Math gewählt werden zu können, genügt es, BIER nn zu dr 
figen, die bievor in $. 33.' erfordert werden > | 


c. Amtsbauer ber Abgeordneten i in. den geoftn Kath, 


42. Diejenigen, welche zu Abgeorbneten in den großen Rath ermanır 
worben, find während neun Jahren Mitglieder deffelben, mit der Ausnahn 
jedoch, die aus der. nachfolgenden Verfügung heryvorgeht. 

43. Der große Rath wird alle drei‘ Jahre um einen Drittheit — 
neuett; die erſte Erneuerung wird im Monat April des Jahres 1834 Si 
haben. — Die Reihe der austrefenden Abgeordneten wird, in ber. geweoͤhes 
hen Sitzung vor den Wahlen, durch das Loos bezeichnet. 

44. Es wird jeweilen buch neue Wahlen zur Etſetzung der ausm 
tenden Mitglieder gefhritten. Gleichzeitig und auf die naͤmliche Weiſe men 
ben die durch Tod, Entlaffung oder Vertuft der ($. 41.) geforderten Eigm 
(haften, im gtofen Mathe ledig getdotdenen ‚Stellen erfegt, 


P . Befugniſſe bes großen Raths. 


465. Ecx uͤbt alle Theile der Souverainitaͤt aus, welche nicht ausdtiẽ 
lich durch ‚die gegenwaͤrtige Staatsperfaſſung andern Behoͤrden uͤberttoze 
ſind, und zwar namentlich folgende: 

a) Er erlaͤßt die Geſetze, entweder auf den Antrag eines feine Mitgh⸗ 

der, oder auf denjenigen des Staatsraths. 

b) Er ſetzt den Gehalt der oͤffentlichen Beamten fe. = 

e) Er bewilligt den Ankauf oder den: Verkauf von Srumositen og 
Rechnung ded Staats. 

‚.d) Er läßt ſich über alle Theile ber Gantonsvrrtsaltung: Rechnung 

e) Er beſtimmt die oͤffentlichen Ausgaben, bewilligt die Auflagen, 
genehmigt die Staatsrehnung. Kin gedrängter Auszug diefer Rd 
nung wird oͤffentlich bekannt gemaͤcht ; die Rechnung ans fücht du 
Einſicht jedes Bürgers offen. er 

) Er ernennt die Abhefandien des Cantons auf bie Tagfaung ui des 

ftimmt ihren Auftrag. Er berathet auch die Anträge zu außerorhent 
lichen Tagſatzungen. 

g) Er flimmt im Namen des Cantons. 

h) Er übt das Begnadigungsrecht aus, Er kann ae keinen Rees 
handel am ſich ziehen, noch ſich einen - der en Gare 
zueignen, 

3) Er eriheilt die Naturaliſationsbriefe. 

15 „Er entſcheidet uͤber die ————— ige dm Ematsıc 
und dem Appellationsgericht, 





| 
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1) Er ernennt die Mitglieder ded Staatsraths und diejenigen des Appel: 
lationsgerichts. | | 

m) Er ernennt, auf einen doppelten Vorſchlag des Staatsraths, den Ger 
; neralinfpeetor des Militairs, ‚den Oberauffeher der Straßen und:den 
Oberforſtmeiſter. —J 


E. Beſondere Beftimmungen. 


46. Der große Rath ernennt feinen Präfidenten, der ben Titel Schul: 
5 führt, zwei Vicepräfidenten und vier Stimmzähler. Sie find auf drei 
Ihre gewaͤhlt. Ä | 

= Er ernennt, nöthigen Falls, zwei Dollmetfcher in oder außer Tels 
: Mitte, un 

48. Er ermwählt, auf den doppelten Vorſchlag des Staatsrathe, den 
nzler und feinen Amtsgehülfen, welche feine Secretaire find. Diefe Bes 
iten werden auf zehn Jahre gewählt. ur 

49. Der große Rath verfammelt ſich jedes Jahr den funfzehnten Mai 
b den zwölften Wintermonat in dem Hauptorte des Cantons. Er kann 
bh durch den Staatsrath aufcrordentlih zufammen berufen werden, 

50. Die Mitglieder des großen Raths erhalten ein bilfiges Taggeld. 
ı befonderes, Decret beftimmt daffelbe: Dieſes Decret wird auch die’ hier 
machenden Ausnahmen anzeigen. | 

51. Kin Beriht der Verhandlungen des großen Kathe , wird jeweilen, 
angemefjener Zeitfolge und nad den in feinem Reglement zu beftimmen: 

Vorſchriften, bekannt gemacht werden, | 


1. Vom Staatsrath. 


52, Der Staatsrath befteht aus dreizehn Gliedern. | 

53. Der große Rath ermwählt die Glieder des StaatsrathE entweder 
oder außer feiner Mitte, J 

54. Jeder, der die erforderlichen Eigenſchaften beſitzt, um zum Abge— 
teten in den großen Rath erwaͤhlt zu werden, kann auch zum Mitgliede 
Staatsraths ernannt werden. | 

55. Um Mitglied deffelben bleiben zu innen, muß man diefe Eigen» 
ften behalten. | 

56. Ein Mitglied des Staatsraths, welches nach feiner Ernennung 
n SZahrgehalt oder einen Drden (Penfion oder Decoration) von einer 
den Macht annimmt, iſt fo anzufehen, wie wenn es feine Stelle nies 
elegt hätte; es ſey denn, daß es vom großen Rathe die Erlaubniß erhal 
habe, diefelbe anzunehmen. " | u 

57. Die Mitglieder des Staatsraths find auf acht Jahre erwählt, mit 
nahme derjenigen feiner erften Bildung, die erfegt werden, wie folgt: 
werden nämlich zwei dur das Loos zu bezeichnende Mitglieder deſſel— 
in der im Monate Mai abzuhaltenden Sigung des großen Rath aus: 


q im Sahr 1835, 
zwei = = 1836, 
zwei = = 1837, 
zwei = = 1838, er 
zwei = = 1839, Ä 
_ zwei = = 1840, 
eines. = = 184; 


:p denn, baß zufällige Erledigungen durch Tod, Entlaſſung oder Verluſt 
rforderlichen Eigenſchaften Statt gehabt hätten, in welchem Falle das 
1. " 26 
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Loos nur biejenigen, welche von. ber erſten Bildung übrig bleiben, ti; 
en kann. 

58. Können nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des Staatsraths ſeyn bi 
folgenden Blutsverwandten, als: Afcendenten und Defcendenten, Brübe 
Oheim und Meffe, Geſchwiſterkinder; noch die folgenden verfchwägerten Pe 
- fonen, als: Scywiegervater und Tochtermann, Schwaͤger. 

59. Der Staatsrath erwählt feinen Präfidenten, weldyer ben Zite 
Schultheiß führt, und feinen WVicepräfidenten (Statthalter). Sie bleiben jme 
Jahre im Amte. Der Schuitheiß, der — des großen Raths iſt, kanı 
nicht zugleich SPräfident des Staatsraths fein. Der Schultheiß, der Pi 
fident des Staatsraths geweien, kann erſt nah Verfluß von zwei Jah 
wieder dazu ermwählt werden. 

60. Der Canzler und fein Amtsgehütfe (f. $. 48) find erfler n< 
zweiter Secretait des Staatsrathe. 

61. Die Zahl der Angeftellten der Canzlei bes Staatsraths wird bu 
ein Gefeg beftimmt. 

62. Der Staatsrath hat folgende Befugniffe: 

a) Er ift mit der Vollziehung der Gefege beauftragt, und kann dem gm 
fen Rathe neue vorfchlagen. 

b) Er beauffichtige die untergeordneten Behörden, und ertheilt ihnen N 
nöthigen Weifungen. Die Unabhängigkeit ihrer Urtheile bleibt jede 
ausdruͤcklich vorbehalten. 

©) Er entfcheidet die Competenzftveitigkeiten, die fich zwiſchen ihnen erheie 

d) Er verwaltet die Finanzen des Staats. 

e) Er legt jährlich dem großen Rathe über alle Theile feiner Verwalte⸗ 
Nechnung ab. Wenn diefe hoͤchſte Behörde die Verwaltung umd N 
Rechnung des Staatsraths zum Gegenſtande ihrer Berathungen mat! 
fo nehmen diejenigen Glieder deffelben, die zugleich Mitglieder des a 
fen Raths find, den Austritt, 

f) Er ernennt und entfegt feine Stellvertreter und Agenten in allen Ti 
fen der öffentlichen Verwaltung. 

g) Er vergiebt alle übrigen Stellen, die er, nad der Staatsverfafie 

oder den Gefegen, zu vergeben befugt ift. 

h) Zur Handhabung ber Öffentlichen Ordnung iſt er über die ‚bemafz 
Macht zu verfügen berechtigt. 

i) Er beurtheilt in zweiter Inftang die Verwaltungsſtreitigkeiten, md ! 
Straffälle der Verwaltungspolizei, fo lange das Gefeg Keine aud 
Verfügungen darüber getroffen haben mwitd. 

k) Er kann den großen Rath außerordentlih zufammenberufen. | 
Der Staatsrath theilt fi, zu leichterer VBeforgung der Gefchäfte, | 

Dicafterien oder auf andere Weife, wie es das Geſetz feſtſetzen wird. 


II. Vom Appellationsgeridt. 


63. Das Appellationsgericht befteht aus dreizehn Gliedern. Er h 
dreizehn ordentliche Suppleanten. 

Die Mitglieder und die "Suppleanten des Appellationsgerik 
werben durch den großen Rath, entweder in ferner Mitte, oder außer der 
ben erwaͤhlt. 
65. Die acht zuerſt erwaͤhlten Glieder des sten ſeð 
der teutſchen und franzoͤſiſchen Sprache kundig ſeyn. Vom erſten Samt 
1840 an wird ſogar die Kenntniß beider Sprachen von allen. Gligbern o 
Suppleanten des Appellationdgericht® erfordert werden. Diefe Sprachkeuen 


— 
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fol durch eine ordentliche Prüfung erwahret werden. in befonberes Gefeg 
wird vorfchreiben, wie diefe Prüfung Statt haben fol. , , 

66. Die Mitglieder und Suppleanten des Appellationägerichts werden 
auf Lebens zeit erwaͤhlt. 

67. Jeder, der die erforderlichen Eigenſchaften beſitzt, um zum Abge⸗ 
ordneten in den großen Rath erwaͤhlt zu werden, kann auch zum Mitgliede 
des Appellationsgerichts ernannt werden. J 

68. Koͤnnen nicht zugleich Mitglieder des Appellationsgerichts ſeyn, 
noch als Suppleanten Sig nehmen, die folgenden Blutsverwandten: die Aſcen— 
denten und Defcendenten, die Brüder, der Oheim und ber Neffe, und fers 
ner der Schwiegervater und fein Tochtermann. | 

69. Das Appellationsgericht ernennt feinen Präfidenten und Gerichts: 
threiber, | 
70. Der Präfident des Appellationsgerichts wird auf zwei Jahre 


waͤhlt. 

71. Das Appellationsgericht beurtheilt und fertigt in letzter Inſtanz, 
lle bürgerliche, peinliche und zuchtgerichtliche Rechtsfaͤlle und Geſchaͤfte, 
velche die Competenz der Untergerichte uͤberſteigen. 

72. Das Geſetz beſtimmt die uͤbrigen Befugniſſe des Appellations⸗ 
erichts. 

73. um ein guͤltiges Urtheil faͤllen zu koͤnnen, muͤſſen wenigſtens neun 
Nitglieder des vorſchriftmaͤßig gebotenen Appellationsgerichtes, die mit der 
Sprache der Procedur vertraut find, gegenwaͤrtig ſeyn. Das Geſetz beſtimmt 
ie Faͤlle, wo das Tribunal vollzählig ſeyn ſoll. 

74. Bei dem Appellationsgerichte iſt ein vom. Staatsrathe ernannter 
ſeneralprocurator angeftellt. Der Generalprocurator zieht, in den peinlichen 
nd zuchtgerichtlichen Proceffen, feine Schtüffe; in allen Gefchäften, mo das 
nterefje des Staats, ber Waiſen, der Interdicitten und der Abweſenden ob: 
altet, Bann er das Wort nehmen. 

Mährend der Berathung und Beurtheilung zieht er fi zurüd, 

Das Geſetz entwidelt die Verrichtungen des Generalprocurators und bes 
imme feinen Gehalt. 


IV. Vom Gaffationsgeridt, 


75. Es kann ein Eaffationsgericht errichtet werden, um bie Nichtigkei⸗ 
7, die im letztinſtanzlichen Sprücen begangen worden, zu beurtheilen. 

76. : Der große Rath wird die Mitglieder dieſes Gerichts erwaͤhlen. 

77. Seine Organifation, die Form feiner Procedur und diejenige, die 
befolgen feyn wird, um neue Urtheile an die Stelle der vernichteten zu 
yalten, werden duch das Geſetz beftimmt, 


Titel 4. 
Untergeordnete Behörden. 
I. Bon ben Oberamtmännern. 
73, Jedem Bezirke wird ein Oberamtmann vorgefegt. Der Staats: 
h ernennt die DOberamtmänner und ihre Statthalter, 5 


Die Dberamtmänner find die Stellvertreter des Staatsraths, und als 
che mit ber vollziehenden Gewalt beauftragt. Sie haben in ihren Bezir⸗— 
ı die Aufficht über die untergeordneten Behörden. 

Sie beurtheiten in erſter oder legter Inſtanz, je nachdem es das Gefeg 
timmt, die Straffaͤlle der Verwaltungspolizei, welche — der 
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‚Gemeindsbehörben aberſteigen; fi fie beurtheilen und fertigen besgleichen die Em 
tigfeiten, welche in die Verwaltung einfhlagen, bis daß darüber das Gi 
andere Verfüyungen getroffen haben wird. 

Das Geſetz entwidelt die Befugniffe der Oberamtmänner., 

79.- Die Oberamtmänner werden auf ſechs Sabre ermählt. Jede 
kann der Staatsrath fie vor Verfluß diefer Zeit wieder abrufen. Sie Int 
ſich zu der öffentlichen Religion der Bezirke, denen fie vorftehen , bekennn 


I. Bon den. Bezirksgerichten, 


80. Jeder Bezirk hat ein Gericht erfter Inftanz. Das Gefeg bet 
die Zahl feiner Mitglieder, fo wie auch die feiner Suppleanten. 

81. Der Staatsrarh erwählt die Mitglieder der Bezirksgerichte, id 
Präfidenten und die Suppleanten; er kann fie aber nit Ban Era 
nennt auch die Gerichtsfchreiber. 

82. Die Richter folten unter den im Bezirke wohnenden Bürgemn 3 
wählt werben. 

83. Die Bezirksgerichte beurtheilen und fertigen die buͤrgerlichen, pü 
lihen und zuchtgerichtlihen Händel und Geſchaͤfte, nad) Maßgabe der ihw 
buch das Gefeg ertheilten Competenz, in erfter und legter Inftanz. 

84. Der Antheil, den fie an den Waifengefchäften zu nehmen hate 

iſt durch das Geſetz beftimmt. 
85. Sie fertigen delegationsweiſe diejenigen Geſchaͤfte, die nach de 
Geſetze auf dieſe Weiſe ausgefertigt werden ſollen. 

86. Dem Praͤſidenten des Gerichts, mit Beiftand des Getichtsſchteibe 
koͤmmt es zu, das Präliminarverhör in Griminalfällen abzuhalten, 

87. Alle in den vorftehenden $$. 83 und 86 erwähnte Geſce 
folfen nad den durch das. Gefeg für jede Art derfelben befonders vorgelt“ 
benen oder vorzufchreibenden Formen gefertigt werden. 
+88 Bel jedem Bezirksgerichte iſt ein vom Staatsrathe ernand 
Ymtsprocurator angeftellt. 

In den peinlihen und zuchtgerichtlichen Proceſſen zieht ber Amtöpic 
tator feine Schlüffe. 

Sn: alten Gefchäften, mo das Sntereffe des Staats, ber Waifen, ! 
Interdicitten und der Abwefenden obwaltet, kann er das Wort nehmen. 

Während der Berathung und Beurtheilung zieht er ſich zuruͤck. 

Das Gefeg entwidelt ferner die Verrichtungen des Amtsprocuraterd © 
beftimmet feinen Gehalt. 


I. Bon ben Handelsgeridhten. 
89. Es Eönnen ein oder mehrere Hanbeldgerichte errichtet werben. 


1V. Bon ben Friedensridtern. 


' 90. In jedem Bezirke werden ein oder mehrere Friedensrichter Ki! 
Das Gefeg beftimmt ihren Amtskreis. 
91. Der Staatsrath ernennt die Friebensrichter, ihre Suppkan 
und Schreiber. 
92, Die Friedensrihter find Wermittler in allen Civilftreitigkeiten, ' en 
beurtheilen ohne Weiterziehung gewiſſe Geſchaͤfte, nach Maafgabe der dar 
zu erlaſſenden gefeglichen Beflimmungen. 


V. Bon den MWalfenämtern. 


— In jedem Beste werden. ein oder mehrere Waifenämter md 
geſtellt 
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94. Sie werden dur den Staatsrath befegt. Das Gefeg beſtimmt 
ihre Befugniſſe und ihren Amtskreis. . 


VL Bon den Gemeindbehörben. 


95. Es werden Gemeindbehörden aufgeftellt; das Gefrg organiſiet 
dieſelben. 


VII. Bon dem Kirchenrath und den Chorgerichten des Be⸗ 
zirks Murten. 
96. Der Kirchenrath und die Chorgerichte des Bezirks Murten ſi ind 
beibehalten. 


Zitel 5. f ’ 
Revifion der Staatsverfaffung. 


97. An der gegenwärtigen Staatsverfaffung Eönnen vor drei Jahren 
feine Abdnderungen vorgefchlagen werden. Es kann aud) feine Abänderung 
wirklich vorgenommen werden, es fey denn die Muthwendigkeit davon aner— 
kannt, und die zu machenden Abänderungen von dem großen Rathe in drei 
ordentlihen Sigungen von drei zu drei Fahren genehmigt worden. 


Titel 6. 
Zranfitorifhe Beffimmungen. 


98. Die Verfaffung der Stadt und Republik Freiburg vom Jahre 
1314 ift aufgehoben. 
99. Sind ebenfalls aufgehoben: 
_a) Die Verordnung über die Aufnahme in das große Bürgerrecht der 
Stadt Freiburg, vom 8. Brachmonat 1814. 
b) Das Riglement vom 28. Brachmonat 1814, laut welchem ſich der 
große Rath der Stadt und Republik Freiburg conftituirt hat. 
ce) Das erfte conftitutive Reglement des Eleinen Raths der Stadt und 
Republik Freiburg vom 4. Heumonat 1814, mit Ausnahme des 8. Arz 
tikels, betreffend die Gehalte der Schultheiße, der Mitgliedev des Staats: 
raths und Appellationsraths; (diefer Artikel ift beibehalten, bis das 
r Geſetz die Gehalte diefer Magiftratsperfonen anders feitgefegt haben wird). 
4) Die nahträgliche Verordnung vom 18. April 1815, betreffend die Er: 
gänzung des Staats- und Appellationsraths. 
e) Der 8. und 10. Abfchnitt des Neglements für den großen Rath ber 
Stadt und Republik Freiburg vom Monat Februar 1816, fo wie alle 


\ 


Verfügungen diefes Reglements, weldye mit der neuen Staatsverfaifung 


nit im Einklange flehen. 
£) Das Reglement für das Genfurgeriht vom Februar 1816. _ 
g) Der erfte Abfchnitt des erften Titeld des Reglements für den Eleinen 
Rath vom Februar 1816. (Die Wahlen, welhe in Gemäßheit diefes 
Abfchnitts Art. 2. Litt. e, dem Eleinen Rathe zukommen, follen einft: 
weilen duch den Stantsrath vorgenommen werden.) Der dritte Abs 
fhnitt des naͤmlichen Titels, fo wie alle Verfügungen diefes Regle— 
ments, welche mit der neuen Staatsverfaffung nit im Einklange 
ſtehen. 
100. Alle übrige wirklich beſtehende Geſetze, Decrete, Verordnun⸗ 
n and Befhlüffe, die der gegenwaͤrtigen Verfaſſung nicht zuwider find, 
‚ibers in Kraft,. bis fie auf gefeglihe Weile werden aufgehoben worden fern. 
401. Ale Magiftiatsperfonen, Richter, öffentlihe Beamten und An: 
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geftellten des Staats, alle Ober⸗ und Unteroffiziere, ale beftehende Bern 
tungen und Gommiffionen, alle Gemeindsbehörben und derſelben Angefleit 
bleiben in Amt und Dienft, bis fie verfaffungsmäßig oder auf geſehtzlich 
Meife werden erfegt worden feyn. 

Alſo gefhehen und befchloffen durch die conftituirende Verſammlung de 
Gantons Freiburg, den 7., 8., 10., 11., 12, 13., 14., 15., 17., 18., 19. 
und’ 24. Sänner 1832, . 

" Der Präfibent ber conftitufeenden Verfammlung: 
v. Dießbach = Torny. 
Der erſte Secretair: 
Dr. Büffarb. 
Der zweite Seckcetait: 
&. 5. Badoub. 


F) Staatsverfaffung ber Republit Solothurn 
vom 29. Dec. 1830. 


Wir Schultheig, Elein und große NRäthe der Republik 
Solothurn. 

In der Ueberzeugung fowohl, daß ein billiges Werhältnig in ber Sub 
vertretung zwiſchen Stadt und Land nothwendig fey, die Bildung Uni 
Mitbürger freiere Formen fordere, und die Staatseinrihtungen hauptfüdi 
auf das öffentliche Zutrauen geftügt feyn follen, als auch in der Abfict, N 
Geiftesentwidelung zu befördern, und die perfönlicye Zreiheit noch meh: ji 
gewährleijten, 

baben, | 
in Folge Unferer Proclamation vom 26. Nov. abhin, und auf ben Tr 
ſchlag Unferer zur Revifion der Verfaſſung niedergefegten Commiffton, fo = 
auch auf die Bemerkungen und Anträge des kleinen Raths 


befhloffen: 
Bolgende ift die Staatsverfaffung ber Republik Solothurn. 


Abſchnitt 1. 


Gefeggebende Gewalt. 


1. Die höchfte Gewalt des Cantons Solothurn gehet von dem Volke aut; 
fie wird aber nur durch feine Stellvertreter ausgeübt, welche nad ber m“ 
ihm genehmigten Verfaſſung gewählt werben. 

2. Diefe Stellvertreter, aus einhundert neun Mitgliedern beſtehen 
bilden einen großen Rath, der fi) „Präfident und großer Rath der 
Eolothurn” nennt. 

| 3. Die Mitglieder des großen Raths werben folgendermaßen emammi: 
a) von den Wahlkreifen 26; 
b) von den Wahlcollegien 703 
c) vom großen Rathe felbft 13. 
| 4. Zum Behufe der Kreiswahlen wird der Canton — nr 
Wahlkreiſe eingetheilt, welche find: | 
1) Die Amtei Solothurn. 
2) = 2 Borcheggberg . 
3) =: = Kriegftetten. 
: =  Käbern. 
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| 5) Die Gerichte Balschat und Matzendorf. 
6) Die Gerichte Oenſingen und Egerlingen. 
7) Die Amtei Olten. | 

8) 2 3 Goͤßgen. 

9) ⸗ ⸗Daorneck. 
10) ⸗ ⸗Thierſtein. 

5. Die geſammte ſtimmfaͤhige Buͤrgerſchaft des Kreiſes Solothurn er⸗ 
nennt acht, diejenige eines jeden der uͤbrigen Kreiſe aber zwei Mitglieder 
des großen Rathes aus der wahlfaͤhigen Buͤrgerſchaft des Kreiſes ſelbſt. 

6. In jedem Kreiſe wird ein Wahlcollegium gebildet, und zwar: 

a) In der Stadt Solothurn durch vier Quartiere, wovon jedes ein Drit⸗ 
tel feiner im Canton wohnenden ſtimmfaͤhigen Buͤrgerſchaft als Wahls 
maͤnner ernennt. 

Die Quartiereintheilung wird von der Regierung ſo vorgenommen, 
daß jede Abtheilung ſoviel moͤglich eine gleiche Anzahl Stimmfaͤhiger 
zaͤhlt; das Geſetz wird die Zeit beſtimmen, wann eine Reviſion der 
Quartiereintheilung vorzunehmen ſey. 

b) In den uͤbrigen Wahlkteiſen durch die Gemeinden, die von funfzig 
Einwohnern einen Wahlmann erwaͤhlen; die Bevoͤlkerung wird nach 
der jedesmaligen legten officiellen Zählung berechnet. 

7. Folgendes ift die Zahl der Mitglieder des großen Raths, bie von 
jedem Wahlcollegium zu ernennen find: 

Solothurn 26. 

Bucheggberg 4. 

Kriegftetten 5. 

Laͤbern 6. 

Balsthal und Matzendorf 4. 

Denfingen und Egerfingen 4. 

Amtei Diten 8. 

»  Böfgen 5. 
> Dormed 4, 

. s  Rhierftein 4, 

8. Die GCollegien wählen bie von ihnen zu ernennenden Mitglieder des 
woßen Raths frei aus der gefammten Bürgerfhaft des Cantons, mit ber 
lusnahme jedoch, daß jedes derfelben zwei Mitgliedet ernennen fol, die nicht 
Irtsbürger feines Kreifes find. 

9. Der große Rath ernennt durch abfolutes Stimmenmehr ſechs feiner 
Mitglieder ab der Landfhaft und drei aus der Stadt Solothurn; die Wahl 
er übrigen vier ift frei. 

10. Alle im Ganton wohnende Drtsbürger eines MWahlkreifes, die 
yeltlichen Standes find, haben das Recht, in ihrem Kreife,' ſowohl bei Er: 
ennung ber Mitglieder des großen Raths, ald auc in ihren Gemeinden 
nd Quartieren bei Bezeichnung der Wahlmänner zu flimmen, 

Ausgenommen find: 

a) Die Minderjährigen. 

b) Die im öffentlichen Almoſen Stehenden. 

c) Die mit einer Criminalftrafe Belegten, fo lange fie nicht wieder in 
ihre bürgerlihen Rechte eingefegt find. 

d) Die nicht eigenen Rechtens, alfo bevogtet, in einer öffentlichen An⸗ 
ſtalt verpfrundet, an einen Geldstag erkannt, oder mit Verlurſt ver 


geldstaget find, 
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11. Jeder ftimmfähige Bürger eines Wahlkreiſes kann ats Wahlman 
ernannt torrden, wenn er, ausgenommen bei Aeltern, in Niemandes it 
und Kohn ftebt, 

12. Um zu einem Mitgliede des großen Raths erwählt werden Mi 
tönnen, muß man die Eigenfhaften eines Wahlmanns haben, und überdich 
ein ererbtes oder feit zwei Jahren erworbenes Ortsbuͤrgerrecht im Canton be 
figen; — die Eingetheilten jedoch find wählbar, fobald fie fih ein O Drtsbir. 
gerrecht ertworben haben, 

13. Ein befonderes Geſetz wird die Faͤlle beſtimmen, in welchen die 
Stelle eines Mitglieds des großen Raths als erledigt zn erklären ift. 

14. Dem großen Rathe ftehet die Öefeggebung zu; er erläßt oder ver 
wirft demnach die Gefege, welche ihm vom fleinen Rathe vorgeſchlagen mer: 
den; er hat aber au das Recht, Bufäge und Abänderungen an denfelbet 
zu machen, und ‘die Befugnig, diefe Behörde zu Einreihung eines Geſetzes⸗ 
vorſchlages in einer beſtimmten Zeit aufzufordern. Würde inner derſelben kein 
Vorſchlag erfolgen; fo kann der große Rath durch eine aus feiner Mitte ;u 
ernennende Sommiffion ſich einen foldhen vorlegen laffen. 

15. Der große Rath befigt das ausichliegliche Recht, allgemeine Steunt 
und Abgaben zu erkennen, und die Veräußerungen von Staatsgütern, fi 
wie aud den Ankauf von Liegenfchaften zu bemilligen, welcher die Summt | 
von 5000 Fr, üÜberfteigt; in dringenden Umftänden darf jedoch diefer Betra: 
auch vom Eleinen Rathe mit dreizehn Stimmen überfchritten werden. | 

Auf den Vorſchlag des Eleinen Raths prüft er den Voranfchlag de 
Einfünfte, und beftimmt die jährlichen Beduͤrfniſſe, fo wie die Staatsrch 
nung alljährlich feiner Prüfung und Genehmigung unterwerfen if. Er fü 
fi) über die Wollziehung der Gefege und Verordnungen, fo wie über alı 
Bweige der Staatsverwaltung, Rechenſchaft ablegen. 

16. Der große Rath ertheift die Inftructionen auf die ordentlichen 
‚ und außerordentlihen Zagfagungen, berathet fich über die Aufforderung 

zu letztern, ernennt die Sefandten, und läßt fih von ihnen Bericht ab 
ftatten. Verträge aller Art mit andern Negierungen werden von ihm ab 
geſchloſſen. 

17. Dem großen Rathe koͤmmt allein dag Recht zu, das Cantons 
bürgerrecht zu ertheilen, fo wie auch geiftliche und andere fremde Gorporatis 
nen in den Canton aufzunehmen, und denfelben die Niederlajffungsdereil® 
gung zu 'geftatten. 

18. Das Begnadigungsrecht ftchet dem großen Rathe zu; er kann ir 
doch die Ausübung defjelben einer von ihm zu beftellenden Behörde zum 
Theil oder ganz übertragen. Ein befonderes Geſetz wird das Nähere de 
- flimmen. 

19. Der große Rath erwählt aus feiner Mitte die Mitglieder deck ir 
nen Raths, und bezeichnet unter denfelben den SPräfidenten. Cr em 
ebenfalls die Mitglieder des Appellations= und Cantonsgerichts, infoferp 
tünftige große Rath die Beibehaltung diefes letztern als nothwendig er 
und deren Präfidenten, fo wie den Staatsf&hreiber und die Oberamme 
Um zu diefen Stellen "geroäblt werden zu koͤnnen, ift nicht erforderlich, > 
glied des großen Raths zu feyn. 

20. Alle in dem vorhergehenden $. erwähnte Wahlen gefchehern Er 
geheimes und abfolutss Stimmenmeht, und find an kein Verhältnif zuct® 
Stadt und Land gebunden. 


Die Oberamtmänner dürfen weder Mitglieder des Eleinen Rats „Ex 
der beiden oben Tribunalien feyn. 
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, 4. Der große Rath verfammelt ſich ordentlicher Weife zweimal des 
Jahres; jede dieſer Verſammlungen ift auf die Dauer von funfzehn Tagen 
eingefhräntt, Eann aber durch den Kleinen Rath verlängert, und der große 
Rath durch denfelben auch außerordentlich zufammen berufen werden. 

- 22, Nady jedesmaliger Beendigung "einer großen Rathsverfammlung 
follen die Verhandlungen bderfelben öffentlih durch den Drud bekannt ges 
macht werden, ‚ infofern nicht ausdrüdtich die Geheimhaltung ‚angeordnet wird. 

Ob die Sigungen des großen Raths Öffentlich feyn follen, wird der kuͤnf⸗ 
tigen Geſetzgebung anheim geſtellt. 


Abſchnitt 2. 
Vollziehende Gewalt. 


23. Ein kleiner Rath von ſiebzehn Mitgliedern des großen Raths, 
von dem fie fortwährend einen Theil ausmachen, iſt mit dem Vorſchlage 
fomwehl, als mit der WVollzichung der von der höchften Gewalt ausgehenden 
Gefege beauftragt. 

Er erläßt die zu diefem Ende, fo wie die zur Handhabung der Polizei 
und zum Behufe der übrigen Zweige der Staatsverwaltung ergorberischen 
Befhlüffe und Verordnungen. 

Derfelbe hat Über die bewaffnete Macht zu verfügen, — bie Inftructios _ 
nen auf die Zagfagung zu entwerfen, — und alljährlid dem großen Rathe 
über alle Theile der Verwaltung Nechenfchaft abzulegen. Ferner ftehen aud) 
Ankaͤufe von Liegenfchaften in feiner Befugniß, wenn fie die Summe von 
5009 Fr. nicht überfteigen; in dringenden Fällen darf er jedody mit einer 
Mehrheit von dreizehn Stimmen diefen Betrag auch überfchreiten. 

Endlih wird von demfelben die DVerwaltungsgerichtsbarkeit in legter 
Inſtanz ausübt. 

24 Die Wahlbehörde für Vergebung berienigen- Stellen, welche nicht 
rusdruͤcklich der höchiten Gewalt vorbehalten find, bildet der Eleine Math mit. 
sehn Mitgliedern des großen Raths, welche von dieſem Lestern auf zwei 
Fahre dazu bezeichnet werden. 

Das Gefeg wird beitimmen, welche Stellen vom Eleinen Rathe allein 
u vergeben find. 

25. Ein aus der Mitte des Fleinen Raths gewählter Präfident führt 
en DBorfig im Eleinen und großen Rathe. Er kann nur zweimal hinter eins 
nder, jedesmal für ein Jahr lang, gewählt werden, und ift nachher, big 
tach Verfluß eines Jahres, nicht wieder wählbar, 

26. Meder im Eleinen Matbe, noch im irgend einer Gerichtsbehörde, 
der in der $. 24 aufgeftellten Wahlbehörde, dürfen Water und Sohn, oder 
wei Brüder zu gleicher Zeit Sig und Stimme haben. Eben fo wenig dürs 
n Praͤſident und Staatsfchreider in dem angegebenen Berwandtfchaftsvers 
IAtniſſe ſtehen; das Gleihe gilt auch von den Präfidenten der Gerichtöbe: 
Srden gegen die Gerichts: oder Amtsfchreiber. 

27. Wenn ein Mitglied des Eleinen Raths ftirbt, oder fonft zu er: 
zen iſtz; ſo wird die Wahl deffelben fogleih, nachdem der große Rath die 
'azeige erhalten, vorgenommen. 


Abfhnitt 3. 
Richterliche Gewalt, 
23. Die richterliche Gewalt ift, mit Ausnahme ber Verwaltungsg.⸗ 
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richtsbarkeit, und mit Vorbehalt ber laut F. 29 feſtzuſetzenden Beſtimmur 
gen, von der vollziehenden getrennt. | 

29. In jedem Oberamte befteht für Civil, Polizei: und Frevelgeticht 
fälle eine erftinftanzliche Gerichtsbehörde, melde Amtsgericht genannt mir; 
daffelbe bildet auch das Schuldengeriht, Dem künftigen großen Rache win 
vorbehalten, zu beflimmen, ob der betreffende Oberamtmann oder ein cigm 
dazu ernannter Präfident dem Amtsgerichte vorftehen folle. 

Durch das Gefes wird ſowohl bie Competenz der Friedensrichter, da 
‚ Drtspolizei und der DOberamtmänner, als die Drganifation des Schuldene 
richts feftgefegt werden. | 

30: Dem fünftigen großen Rathe wird zu entfcheiben überlafen, © 
ein Cantonsgericht fortbeftehen, und wie das Griminalgericht in erfter Inka 
gebildet werben folle. 

Sm Beibehaltungsfalle foll das Kantonsgeriht aus neun Richten, 
morunter ein Präfident, beſtehen; daffelbe beurtheilt in zmeiter Initanz ul 
Eivilfälle, die einer Appellation fähig find, und bildet in Griminalfällm di 
erfte Inſtanz. WE, 

Für die Gültigkeit eines Civilſpruchs wird die Anmefenheit von fit 
Richtern erfordert. | 

Zur Beurtheilung von Griminalfällen follen neun Richter zugegen fat 
und in jenen Fällen, wo eine Todesftrafe eintreten Eönnte, werden denlehs 
vier Zuzüger beigeordnet. 

Die Gerichtscompetenz in Bevogtigungsfachen wird ein Gefeg beftimmer. 

31. Dreizehn Richter, worunter ein Präfident, bilden das Appellatient 
gericht, melches in legter Inſtanz alle recursfähigen Sprüche in bürgerliät 
Streitfachen, fo tie in Polizei: und Frevelfällen beurtheitt. Zur Güte 
feiner Sprüche wird das Beifeyn von eilf Richtern erfordert. 

Das Appellationsgericht bildet auch die legte Inftanz in Eriminalfil, 
zu deren Beurtheilung die Anweſenheit von dreizehn Richtern erforderlich 1 
denen in jenen Fällen, wo eine Todesſtrafe eintreten Eönnte, noch ſechs ze 
züger beigeorbnet werden. 

32. Sind die Stimmen in dem einen ober dem andern ber beim 
Tribunalien gleich getheilt; fo kann Beine Zodesftrafe ftattfinden. 

33. Ein befonderes Gefeg wird die Art der Ernennung und die © 
genfhaften der Zuzüger, fo wie jene der Suppleanten beider Tribunal 
vorfchreiben. 

34. Die Präfidenten bes Appellations: und des Gantonsgerichtd, min 
Vegteres beibehalten wird, werden für vier Jahre gewählt, und find md 
Berfluß diefer Zeit immer wieder wählbar. — Werden fie nicht wieder 
Dräfidenten erwählt; fo bleiben fie dennoch Mitglieder des Gerichts, mi 
Vorbehalt der Veſtimmungen in Hinſicht des Austrittes $. 47. 

35. Dem Gefege bleibt Überlaffen, zu beſtimmen, welche Eigenfü 
ten erforderlich find, um als Richter gewählt werden zu können. 

36. Für die Streitigkeiten im VBerwaltungsfache find zwei Inſtene 
aufgeftellt: die erſte iſt der betreffende Oberamtmann, bie zweite il de 
Eeine Rath. 

Das Gefeg wird eine firenge Ausfheidung der Civil: und Verwaltun® 
gerichtsfälle feſtſetzen. 

37. In der Regel follen ‚bei den Zribunalien in Civil: und Erim 
nalfällen die Vorträge Öffentlich fattfinden. Wo diefe Deffentlichkeit in ® 
nigen Fällen ganz oder theilsweife befchränkt werden fol, bieibt ber ii 
gebung vorbehalten. | 
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38. Bel GCriminalfächen findet eine Anklage und Vertheidigung ftatt. 
Ein eigmes organifches Geſetz wird das Naͤhere beftimmen, 


Titel 4. 
Amtsdauer und Austritt. 


39. Von den durch die Kreisverſammlungen ernannten Mitgliedern des 
großen Raths ſollen alle drei Jahre die Hälfte von den durch die Wahlcolle— 
gien Ernannten oder den vom großen Rathe felbft Gemählten alle zwei > 
der dritte Theil auszutreten haben, fo daß alfo kein Mitglied für länger, als 
für die Dauer von ſechs Jahren ernannt wird, 

Die Austretenden find immer wieder wählbar. 

Jedes Mitglied behält Sig und Stimme, bis baffelbe erfegt ift; bie 
0 treten fogleich ein, auch bevor das MWahlverbale genehmigt 
worden. 

41. Die Rangordnung zum Austritte wird für die durch die Kreis: 
derfammlungen gewählten Mitglieder das erftemal, für jene der durch bie 
Wahlcollegien und den großen Rath ernannten bie zwei erftenmale durch das 
2008 entfchieden. 

42. Die Wahlcollegien werben alle zwei Jahre, bie Kreisverſammlun⸗ 
gen aber nur alle drei Jahre zuſammenberufen, und erſetzen die durch Aus⸗ 
ttitt ſowohl, als die in der Zwiſchenzeit duch Todfall, J Entlaſſung, oder 
ſonſt ledig gewordenen Stellen des großen Raths. 

Iſt ein vom großen Rath ſelbſt gewaͤhltes Mitglied zu erſetzen; ſo ge⸗ 
ſchieht dies ſogleich nach geſchehener Anzeige. 

43. Jeder neu ernannte Großrath tritt in Hinſicht des Austrittes in 
die Fußtapfen ſeines Vorfahrers. 

44. Der Austritt der Mitglieder des kleinen Raths geſchieht von zwei 
zu zwei Jahren jedesmal zu einem Drittheil. 

Die Austretenden find wieder wählbar und ſogleich zu erfegen. 

Die Rangordnung zum Austritte wird für das zweite und vierte Jahr 
durch das Loos beitimmt, 

45. Wird ein austretendes Mitglied des Kleinen Mathe nicht wieder 
als ein ſolches gewaͤhltz ſo nimmt es ſeine vorige Stelle im großen Rathe 
wieder ein, und iſt erſt alsdann dem gewoͤhnlichen Austritte der Mitglieder 
des großen Raths unterworfen. 

Jedes neugewaͤhlte Mitglied des kleinen Raths gehoͤrt in Hinſicht des 
Austrittes in die Reihe ſeines Vorfahrers. 

46. Beim Austritte des Praͤſidenten als Mitglied des kleinen Rathes 
iſt die Praͤſidentenſtelle erledigt, und es wird zuerſt zur Ergänzung des Eleis 
nen Raths und erft dann zur Wahl des Präfidenten gefchritten. 

47. Bon ben Mitgliedern des Appellationsgerichts tritt alle zei Fahre 
der fechite Theil, von jenen bes Gantonsgerihts im Beibehaltungsfalle aber 
alle drei Jahre der vierte Theil aus, die Austretenden find immer wieder 


wählbar. 
Abſchnitt 5. 
’ Allgemeine Beflimmungen. 

48. Die römifcheatholifche Religion ift die Religion des Cantons 
Solothurn, mit Ausnahme der Amtei Bucheggberg, wo die eoangelifch > es 
'oemirte getwährleijtet wird. 

49. Jecder Gemeindöblrger des Kantons, ber bie erforderlichen Eigen« 
haften befigt, hat dad Recht, zu allen Stellen und Aemtern zu gelanger 
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50. Der freie Gewerb und Handelsverkehr zu Stadt und Land if 
förmlih anerkannt; allfällige Polizeiverordnungen follen nur von diefem 
Grundſatze ausgehen, und find von dem großen Rathe zu erlaffen. 

51. Keine Gemeinde darf einem Drtsbürger von Stadt oder Land, 
wenn diefer die duch das Geſetz vorzufchreibenden Bedingniffe wird erfüllt 
haben, die Aufnahme in ihr Ortsbuͤrgerrecht verweigern. 

52. Seder Einwohner des Cantons, der das fechszehnte Jahr zuruͤd⸗ 
gelegt hat, kann zu Milizdienften angehalten werden, j 

53. Keiner kann an zwei Orten fein politifches Bürgerrecht ausüben, 
alfo: auch nur an einem Orte ald Wahlmann, und nur von einem Kreiſe 
als Großrath ernannt werden. 

Wenn Jemand Bürger verſchiedener Gemeinden iſt, und in einer ber 


- felben wohnt; fo übt er fein Recht in dem Drte aus, wo er feinen Wohn 


fig hat. Wohnt er aber nicht in einem der Drte, wo er das Bürgerrecht hat; 
fo muß er ſich erklären, an welchen bderfelben er fein politifches Recht aus: 
üben wolle. u | . 

Diefe Erklärung iſt gültig für zehn Jahre, wenn er nicht früher den 
Mohnfig in einer feiner Heimathsgemeinden nimmt. 
| 54. Behörden, Corporationen und einzelne Privaten haben das Recht, 
Bittfchriften und Worftellungen an die oberfte Kandesbehörde zu richten. Die 
Art und Weife, wie dafjelbe ausgeübt werden kann, wird duch das Gele 
beitimmt. 

Die Verfaſſung fichert die Freiheit der Preffe und ber Meinungsäufe 
rung. Ein Gefeg wird die Strafen gegen den Mißbrauch diefes Rechts 
feftfegen. 

56. "Ein befonderes Gefeg wird beflimmen, wie es foll gehalten wer: 
ben, wenn ein Wahlkreis oder Collegium die ihm zufommenden Wahlen 
nicht vornehmen würde. | 

57. Nacdy Verlauf von zehn Fahren kann, mit Ausnahme des 8.1. 
und $. 48, eine Revifion der Staatsverfaffung ſtatt finden, wenn diefelbe 
vom großen Rathe nothwendig erachtet wird, fey es auf den Antrag eines 
Mitglieds des großen Raths oder duch Bittfchriften. | | 

“ Die Nothwendigkeit einer Revifion muß duch abfolute Stimmenmeht⸗ 
heit der Gefammtheit des großen Raths ausgefprochen werden. | 

Mird im zehnten Jahre fein Antrag zur Nevifion gemacht; fo kann 
dieſes nachher zu jeder Zeit gefchehen, bis eine angetragene Abänderung an 
genommen oder verworfen wird; alsdann müfjen neuerdings zehn Jahre ze 
gewartet werden. 

Abſchnitt 6. 
Einführung ber Berfaffung. 

58. Sobald gegenwärtige Verfaffung, nach der noch feftzufegenden 
Meife, die Genehmigung des Volkes erhalten haben wird, follen vom Ms 
nen Rathe fogleidy die Kreis: und Collegienwahlen angeordnet werden. 

59. Nachdem die Wahlen vor ſich gegangen, und die daherigen Ver 
balprozefje dem Eleinen Rathe eingefendet, und von dem jegigen großen Ratbt 
richtig befunden worden, beruft derfelbe die Gemwählten ein, und erklärt, 
er feine Gewalt in die Hände ded neuen großen Rathes nicderlege, fobal 
legterer fi als verfaffungsmäßiger großer Math erflärt, und von diefer Ev 
klaͤtung dem Schultheißen die Anzeige gemacht haben wird, 
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60. Darauf fhreitet er zur Ernennung der nody mangelnden 13 Mic 
glieder ded großen Raths. 

Iſt der große Rath auf diefe Art vervolfftändiget; ſo erwaͤhlt er die 
Mitglieder des kleinen Raths und deſſen Praͤſidenten, und dann die Mit: 
glieder des Appellationsgerichts und deflen Präfidenten, die Wahlbehörde und 
die Zuzüger in das Appellationsgericht. Nach vollendeter Wahl der Mit: - 
glieder jeder diefer Behörden erklärt er die bis anhin beflandenen für aufge 
n — macht dem Schultheißen und dem Praͤſidenten davon die ſchriftliche 

nzeige. 
Die Mitglieder der uͤbrigen Behoͤrden, die Beamteten und, die Be 
dienfteten bleiben in ihren bisherigen Berrichtungen, bis fie von der neuen " 
competenten Behörde abberufen werben. 

61, Kinftweilen und bis zu der noch. durch die Gefege zu beftimmen- 
den Zeit wird die Juſtiz in allen Zweigen durch die bisherigen Behörden und 
nad den jegt geltenin Formen beforgt. 

Die 88. 37, 54 und 55 der Berfaffung treten erſt nach den bafelbft 
vorgefehenen Gefeben in Wirkſamkeit. 

62. Die Suppleanten der Tribunalien werden, bis zu Erſcheinung ei⸗ 
nes andern Geſetzes, durch die Gerichte dem kleinen Rathe vorgeſchlagen und 
vom großen Rathe genehmiget. | 

63. Gegenwärtige Verfaſſung, die den eidsgenoͤſſiſchen Bundesvertraͤ⸗ 
gen untergeordnet bleibe, foll von unferm Amtsfchultheiß und Staatsfchreis 
ber unterzeichnet, mit dem Staatdfiegel verfehen und, laut $. 15 des Bun: 
desvertrags, in das eidgenöffifche und Cantonsarchiv niedergelegt werden. 

Gegeben in unferer großen Rathsverſammlung, den 29. Dec. 1830, 

| Der Amtsfchultheiß: 
Meter Glutzz-Ruchti. 

Dir Staatsfchreiber: 
Friedrich von Roll. 


Wir Schultheiß, Eleiner und großer Rath beurkfunden hiermit: daß die 
gegenwärtige neue Staatsverfaffung der Republik Solothurn am 13, Jenner 
Yiefe8 Jahrs von fämmtlihen, auf 11,830 berechneten ftimmfähigen Bürs 
yern des Gantond mit der großen Mehrheit von 11,091 gegen 613, die zur 
Berwerfung, und 126, die weder dafür noch damwider geftimmt haben, ges 
twhmigt worden fey. 

Gegeben. vor großen Rath den 18. Jenner 1831, 

Der Altſchultheiß: 
Meter Glutz— Ruchti. 
Der Staatsſchteiber: 
Friedrich von Roll. 


9 —— fuͤr den Canton Bafel— naar 
vom 27. Apr. 1832, 


Abſchnitt 1. 
Allgemeine Beftimmungen. 


41. Der Canton Bafel:Landfchaft ift ein Freiſtaat und bitdet einen 
yeit der fchrorizerifhen Eidsgenoffenfchaft, 


1; 


FE Bafel: Landſchaft. 


2. Die Souverainetät beruht auf ber Geſammtheit bes Activbürge, 
welche diefelbe auf folgende Weife ausüben: 

a) dadurch, daß die Verfaflung und jede Aenderung berfelben nur buch 
die Genehmigung der Mehrheit ihre Gültigkeit erhält, 

b) durch die Wahl ihrer Stellvertreter im Landrathe, nad) dem Bw 
haͤltniſſe der Bevölkerung. 

c) duch) ne an ber Gefeggebung, wie in $. 40 das Nähere bo 
ſtimmt iſt. 

3. Activbuͤrger iſt jeder Einwohner des Cantons Baſel-Landſchaft 
welcher: 
a) das Staats- und ein Gemeindebuͤrgerrecht beſitzt, 

b) das zwanzigfte Altersjahr zurüdgelegt hat, | 

e) nicht ig Urtheit und Recht, pber als Accordant ober Fallit flillge 

ſttellt iſt, 

d) nicht — Verſchwendung oder Geiſtesgebrechen unter Vormund⸗ 
ſchaft ſteht, 

e) nicht. durch fortdauernden Armenſteuergenuß feiner Gemeinde zur Laſt fült 
Auch Bürger anderer eidsgenoͤſſiſchen Stände koͤnnen zur Ausübung pe 
litiſcher Rechte zugelaffen merden. 

Das Gefeg wird die Bedingungen nad) dem Grundfage ber Gegenſeb 
tigkeit, feftfegen. = 

4. Die Verfaffung anerkennt und gemährleijtet die Rechte der Miew 
ſchen auf Leib, Leben, Ehre und Vermögen, 

Die Verfaffung garantirt insbefondere noch bie Befugniß ber Bürger, 
‚unter ſich Vereine zu bilden, welche weder in ihren Zweden, noch in der 
dafür beftimmten Mitteln rechtswidrig oder vechtöfährlic find. | 

Es giebt Feine Vorrechte des Drts, der Geburt, des Standes, dei Br 
moͤgens, der Perfonen und Familien. 

In öffentlihen Schriften und Verhandlungen ift jeder Gebrauch abib 
her Zitel unterfagt. 

Die Bürger find alle glei vor dem Gefege und den Behörden. 

6, Es dürfen keine Körperfchaften mit Wermögensrechten (moralifäx 
Merfonen, todte Hand) ohne Einwilligung der oberften Kandesbehörde gegräm 
det werden, Ueber das Verhältniß der beftehenden entfcheidet das Gefes. 

7. Niemand kann verhaftet, in der Ausübung feiner Rechte gebemmi 
ober derſelben verluftig gemacht werden, anders, ald auf gefeglihem Bra 
und in gefeglicher Form. j 
| Jede Art von Zwang zu einem Schuldgeftändniffe ift unzuläffig; jede 
Angeklagte als ſchuldlos zu betrachten, fo lange fein Uctheil die Schuld au 
geſprochen hat. 

Sedem Angeklagten kommt das Recht der freien Vertheidigung zu 

Wer ohne eigenes Verfhulden peinliche Unterfuchung erdufdete, hält 
dadurch) Anfprüche auf vollen Exfag des ausgemittelten Schadens, nebſt ih 
fentlicher Ehrenerklaͤrung. 

8 Es darf fi Niemand ſeinem ordentlichen Nichter entziehen eder 
demſelben entzogen werden, Die Aufſtellung außerordentlicher Gerihte Fr 
einzelne Fälle und Zeiten ift verboten. 

9, Die Freiheit der Preffe und der Meinungsäußerung iſt gewaͤhtleiſtet 
das Geſetz beftraft deren Mißbrauch. 

10. Die Gtaubensfreiheit ift unverletzlich. 

Die Mechte der beftehenden evamgelifchsreformirten, fo wie ber rimiiche 
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fatholifchen Kirche, in den ſich zu ihnen befennenden Gemeinden, werden ge- 
währleiftet, und nur die Diener bdiefer beiden Confeffionen befgpbet. 

„ Gemifchte Ehen haben keine rechtlichen Nachtheile zur Folge. 
11. Die Befugnig zu lehren iſt freigeftelt, unter Vorbehalt ber alle 
gemeinen Staatsaufficht. Der Staat verpflichtet fih, Schul: und Bildungs: 
anftalten zu gründen und zu unterhalten, | 

Jeder muß der ihm anvertrauten Jugend wenigftens den, für die Uns 
terfchulen vorgefchriebenen Unterricht angedeihen lafjen. 

Der öffentliche Unterricht fol insbefondere aud die Grundfäge des Chris 
ſtenthums, das natürliche Menfchenrecht und, wenigſtens in Ueberficht, bie 
Gefege des Landes und die vaterländifhe Geſchichte umfaflen. 

12. Seder Bürger und jeder im Canton angefefiene Schweizer if 
waffen: und wehrpflichtig. 

33. Es darf keine Gapitulation für fremde Kriegsbienfte abgefchloffen 
werden, 
14. Jeder Staatöbürger kann In einer andern Gemeinde bed Canton 
das Bürgerrecht erlangen, wenn diefe einwilligt und die gefeglichen Bedin⸗ 
gungen erfüllt werden. 

15. Der Bürger des Cantons Baſel-Landſchaft genießt, unter Beach⸗ 
tung der gefeglichen Vorſchriften, das Recht freier Niederlaffung und freier, 
Berufs: oder Gewerbstreibung in allen Gemeinden des Staats, 

Auch den Bürgern anderer Schweizercantone iſt diefes Recht eingeräumt, 
unter Vorausfegung des Gegenrechts. 

16. Die anno auf Liegenfchaften ruhenden Gewerbsvorrechte find 
loskaͤuflich. 

Das Geſetz beſtimmt das Naͤhere hieruͤber. 

17. Alles Eigenthum iſt unverletzlich. Wenn das Gemeinwohl bie 
Aufopferung eines Gegenſtandes deſſelben erfordert; ſo ſoll ſie blos unter dem 
Vorbehalte vollſtaͤndiger Entſchaͤdigung erfolgen. 

Ueber die Rechtmaͤßigkeit der Entſchaͤdigungsforderung und der Ausmitt⸗ 
lung der Entſchaͤdigungsſumme entſcheidet im Streitfalle ein von beiden 
Theilen gewaͤhltes Schiedsgericht. 

18. Die Verfaſſung gewaͤhrleiſtet die Befugniß, die noch beſtehenden 
Zehnten, Grundzinſe und Weidrechte loszukaufen. 

Das Geſetz ſoll den Loskauf, die Art der Entrichtung der Grundzinfe, 
fo wie die Ummandlung biefer Gefälle in Gapitalien beflimmen. 

19. Kein Grundftüd foll künftig mehr weder durch Vertrag, noch 
urch legten Willen unveräußerlich gemacht, oder einem Zins oder einer fonftis 
jen derartigen Laſt unterworfen werden, welche nicht loskaͤuflich fep, 

20. Lebenslänglihe Dienftverpflichtung iſt unzuläffig, 

21. Auflagen für Beftreitung der Staatsausgaben follen moͤglichſt 
leichmaͤßig auf alles Vermögen, Einkommen und allen Erwerb der Einmwohs 
erſchaft des Landes verlegt werden; auch Liegenfchaften im Lande nicht ans 
eſeſſener Eigenthümer fallen unter diefe Beſtimmung. 

22. De Staat führt die leitende Oberauffiht uͤber das Armenweſen. 

23. Die Landesproduction foll möglichft beförbert werben, 

24. Die Weitweiden und Allmenden, fo wie bie Waldungen, welche 
icht dem Staate, Eorporationen oder Particularen gehören, find Eigenthum 
er Gemeinden, weldye auch die darauf ruhenden Laften und Verpflichtungen 
bernehmen. Der Gefeggeber wird ein Reglement feftftellen, nach welchem 
ie Gemeinden das Forſtweſen zu beforgen haben, Ä 
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ſetze vorbehalten, 


416 . Bafel: Tandfchaft. 
Jagden und Fifchweiden in ihrem ganzen Umfange find Gerechtſen 


"per Gemeinden, Ä 


: | 
25. Dem Bezirke Birseck werben die duch den Wiener Congref zuir| 
ſicherten Rechte gemwährleiftet. | 
"Alle Zehen und Erbzinsgefälle, welche ehemals dem Fürft = Bifchofe un 
den abgefchafften Corporationen zu entrichten waren, und bis anhin niht a 
die Staatscaffe gefloffen, find und bleiben demnady aufgehoben. | 
26. Die Berwaltung des Kirchen: und Schulvermögens in ben al 
Gebietötheilen und dem Bezirke Birseck bleibt wie bis dahin getrennt, ww 
jeder Theil hat feine Kicchens und Schulauslagen insbefondere zu tragen 
Das Gefeg wird das Nähere beftimmen. 
27. Die Gebietseintheitung. des Cantons Baſel-Landſchaft ift dem & 


Abſchnitt. 2 
Stantsbehördben im Allgemeinen. 
28. Jeder Staatsbeamte vertritt in feinem Wirkungskreife das p 


ſammte Volk. 


29. Jeder Beamte iſt perſoͤnlich fuͤr ſeine Amtsfuͤhrung Rechenſcha 
ſchuldig, und ſoll wegen Ueberſchreitung oder Mißbrauch der ihm anvertraut 
Amtsgewalt zur Derantwortung können gezogen werden, 

Das Gefeg verordnet das Nähere hierüber, 

30. Den Bürgern ift das freie Petitionsreht an alle Behörden zur 
fihert, ebenfo die möglichft freie Einfiht in den gefammten Staatshautkl 

31. Die Trennung ber gefeggebenden, richterlichen und vollzieheaie 
Gewalt ift im Grundfage anerkannt. 

Das Gefeg wird das Nähere hierüber beftimmen, 

32. Die Verhandlungen und Sigungen der gefeßgebenden, fo mie N 
Berhandfungen der richtwslihen Behörden find in der Negel öffentlich. 

Die nothwendigen Ausnahmen wird das Gefeg beftimmen. 

33. Jede Behörde handelt im Namen des fouverainen Volks, und ® 
laͤßt daher ihre Befchlüffe und Verfügungen unter -ausdrüdlicher Berufs 
auf daffelbe. e 

34, Jede Beamtung wird nur auf eine gewiffe Zeit ertheilt. 

Das Gefeg beftimmt das Mähere hierüber, 

35. Jeder Activbürger ift ämterfähig, 

Dem Gefege bleibt jedoch vorbehalten, für Stellen, beren Belliitun 
befondere Kenntniffe oder befondere Fähigkeiten erheifchen, Bedingung X 
Mählbarkeit vorzufchreiben, 

36. Kein Beamter kann feiner Stelle entfegt werden ohne richtelisr 
Urtheil, eben fo wenig abberufen oder eingeftellt ohne gehörig begrünkts 
(motivirten) Befchluß der zuftändigen (competenten) Behörde, | 

37. Jeder Staatsdiener ſchwoͤrt: 

„Treue dem Volke des Cantons Bafel: Landfchaft und Gehorfam I" 

„Berfaffung, dem Gefege und den ihm übergeordneten Behörden.” 

38 Mer in Zukunft von einer fremden Macht Orden, Titel air 


| Penſionen annimmt, ift unfähig, ein Staatsamt zu befleiden. 


39, Mit Ausnahme der oberften Landesbehörde dürfen in keiner Stans 
behoͤrde zu gleicher Zeit fich befinden: Vater und Sohn, Schwager, Sr 
— Tochtermann und in Blutsverwandtſchaft ſtehende Dei un 
Reffen. 
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Abſchnitt 3. 
Geſetzgebende und auffehende Gewalt. 
Landrath. 


40. Der Landrath iſt die oberſte Behoͤrde des Cantons Bafel: Lande 
haft, und übt als ſolcher die geſetzgebende Gewalt und die Oberaufſicht über 
alle Behörden aus. | | 

Ein Geſetz erlangt jedoch erft dann Gültigkeit, wenn nicht innerhalb 
14 Tagen, von der Publication an gerechnet, wenigftens zwei Drittheile des 
ouverainen Volks, unter Angabe der Gründe, in Zufchriften an den Landrath 
aflelbe verwerfen. (Veto.) i 

41. Die Landräthe find. Stellvertreter der Gefammtbürgerfchaft und 
ticht einzelner Theile derfelben; fie follen daher nad) freier Ueberzeugung für 
as Geſammtwohl flimmen, und dürfen Feine Weifungen (Inftructionen) ans 
ehmen. Sie find für ihre Aeußerungen und Anträge in den Sigungen nur 
em Landrathe felbft verantwortlich. | 

Sn und bei amtlihen Verrichtungen ift ihre Perfon unverleglich, und 
der Angriff gegen fie ein Staatsverbrehen. Während der Dauer der Sigun: 
en Eönnen fie ohne Bewilligung des Landraths weder: verfolgt noch verhaf: 
t werben. 

42. Der Landrath behandelt, außer ber Gefeggebung und Beaufſichti⸗ 
ung der Behörden, noch folgende Gegenſtaͤnde: 

a) Die Abfchliefung und Genehmigung aller Verträge mit andern Canto⸗ 
nen und auswärtigen Staaten ; 

b) die Ertheilung der Standesſtimme in allen eidsgendffifchen Angeles 
genheiten; | 

c) die Wahl der Gefandtfhaft auf die Zagfagung ; 

d) die Wahl der Beamten, melde nicht duch die Verfaſſung oder das 
Geſetz dem Volke oder andern Behörden übertragen wird; | 

e) Feftfegung der Muͤnz⸗, Maaß- und Gemwichtsverhältniffe; 

f) die Dberauffiht über die Verwaltung des Staatsvermoͤgens, insbefon- 
dere die Verfügung über Ankauf, Verpfändung oder Veräußerung von 
Staatsgütern, fo wie über allfallfige Staatsanleihen; 

g) die Prüfung und Genehmigung der Staatsrechnung, welche durch den 
Drud bekannt zu maden ift; 

h) gänzliche und theilmeife Exlaffung oder Umwandlung von Strafurtheis 
len über Verbrechen und Vergehen; 

i) die Beurtheilung von Competenzftreitigkeiten zwiſchen Vollziehungsbe⸗ 
hörden und Gerichtsftellen ; — 
k) Beſtimmung oder Genehmigung bes Gehalts der oͤffentlichen Beamten; 

I) die DBeftätigung aller Verträge für Salzlieferungen. 

43. Der Kandrath forgt für jährliche Unterfuhung (Vifitation) der 
ihäftsführung aller Behörden und ſaͤmmtlicher Schreibereien (Kanzleien). 

Das Naͤhere bleibt dem Gefege vorbehalten. 

44. Der Landrath ift befugt, bei zu beflicchtenden oder eingetretenen 
ıhroollen Ehreigniffen, aus feiner Mitte einen Ausſchuß zu beftellen, zur 
haltung ber Verfaffung, der Freiheit und der Rechte des Volks. 
Dieſer Ausſchuß ift jedoch dem Landrathe Rechenſchaft ſchuldig und ver 
wortlich. 

— Die Wahl der Landraͤthe findet im beſonders zu beſtimmenden 
hlkreiſen flatt. Ä 
IE, | 27 
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Jeder biefer Kreife wählt jeweilen auf 500 Seelen ein Mitglied in da 
Landrat. j 

46. Jeder Landrath ſchwoͤrt bei dem Antritte feines Amts: | 
„die Religion zu ehren und zu fhügen, die ihm kraft Lerfaflun 
„uͤbertragenen allgemeinen und befondern Verrichtungen ku un | 
„gewiffenhaft nach Kräften und Fähigkeiten auszuüben, weder Miet 
„noch Gaben zu nehmen oder die Seinigen nehmen zu laſſen un 
„namentlich bei vorfommenden Wahlen, ohne Rüdfiht aufn, 
„Hertommen und Vermögen, nur für denjenigen zu ffimmen, ba 
„mad beftem Wiſſen und Gewiffen als der Rechtſchaffenſtt wm 
„Tauglichſte erachtet wird.“ | 

47. Der Landrath verfammelt ſich alle drei Monate einmal, | 

Der Präfident, fo mie die Regierung, koͤnnen jedoch außerordentid) 
Sigungen veranftalten, was auch gefchehen muß, wenn zwölf Mitalier 
unter Ungabe der Gründe eine ſolche verlangen. 

48. Der Landrath beftimmt feine Gefhäftsordnung (Meglement) fi 

49. Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes ift die Anweſenheit von } fm 
licher Mitglieder erforderlich). | | 

50. Die Sigungen des Landrath find öffentlih, wofern nid! = 
Mehrheit von 4 der anmefenden Mitglieder das Gegentheil im einzelnen du 
befchließen wird. | 

51. Die Amtsdauer der Landräthe ift auf ſechs Jahre feftgefest, ) 
jedoch, daß alle zwei Jahre 4 austritt und duch neue Wahlen erfegt mt; 
wobei die Austretenden wieder wählbar find. 

52. Mer ohne wichtige Gründe drei auf einander folgende Siguni 
verfäumt, entfagt dadurch feiner Stelle. | 

53. Alljaͤhrlich wählt der Landrath in feiner legten Sigung den FF 
fidenten und den Vieepraͤſidenten. 

Vom Zeitpuncte ihres Abtretens an gerechnet, können vor Verflus ı 
nes Jahres der Präfident und der Vicepräfident in diefen Eigenſchaften = 
wieder gewählt werden. 

54. Die Landräthe beziehen Zaggelder von 1, 2 und 3 Franken, 
nad) Maaßgabe ihrer Entfernung vom Eigungsorte. 
| 


Abſchnitt 4. 
Vollziehende Gewalt. | 
A. Regierungsrath. 


55. Ein aus fünf Mitgliedern beftehender Regierungsrath, melden Y 
Landrath frei aus der gefammten Bürgerfchaft des Cantons erwählt, MM 
hoͤchſte Vollziehungs⸗ und DVerwaltungsbehörde, Ä 

Er hat auf das Gutfinden und die Einladung dee Landrathes den Baht 
lungen beffelben fammthaft oder durch Ausfhüffe beisumohnen, und u Is} 
hen berathungsmeife ohne Stimmredyt Theil zu nehmen, 

56. Der Regterungsrath beforgt alle Theile der Verwaltung, wi 
alle Sefege und Beſchluͤſſe des Landraths, fo wie die in Rechtskraft 
fenen richterlichen Urtheile. 

Seine Maafregein zu Vollziehung ber Gefege duͤrfen aber niemalt 
änderte ober neue Beftimmunyen über die Hauptfacdhe enthalten. 

57. Er entwirft Vorfchläge zu Gefegen oder Befchlüffen des 
und begutachtet diejenigen, welche ihm von demfelben übermwiefen werden. 

58. Der Regierungsrath beforgt die auswaͤrtigen diplomatiſcher 
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gelögenheiten, unter ‚Vorbehalt der im $. 42 enthaltenen Dbliegenheiten des 
Kandrathe. | 

59. Er verwaltet mittel: und unmittelbar das gefammte Staatövers 
mögen, legt alljaͤhrlich, mit Beifuͤgung des Inventard über daffelbe, dem 
Pandrathe Rechnung ab, fo wie er dieſem einen annähernden Voranſchlag 
(Budget) über die Einnahmen und Ausgaben des künftigen Jahres eingiebt. 

60. Er wacht über die öffentlihe Sicherheit und Ordnung, und kann 
demnach in Fallen dringender Gefahr militairiſche Sicherheitömaaßregeln an⸗ 
wenden, foll aber dem Landrathe alfogleih davon Kenntniß geben, und feinen 
Entſcheid über die weiten Vorkehrungen abwarten. 

61. Die Mitglieder des Regierungsrathes theilen unter fich die diefer 
Behörde zukommenden Geſchaͤftszweige. 

Das Geſetz wird daruͤber das Naͤhere feſtſetzen. 

Ueber alle ihre Verrichtungen ſind ſie jederzeit dem Landrathe perſoͤnlich 
verantwortlich. — 

62. Er hat die Aufſicht uͤber alle ihm untergeordnete Behoͤrden, un⸗ 
terfucht ihre Amtsverrichtungen und uͤberweiſe Amtsvergehen an die Gerichte. 

Er verfichert ſich gefeglicher Verwaltung des Gemeindsvermögens; forgt 
safür, daß legtered niemals unter die Gemeindsbürger zu Eigenthum vers 
heilt und Liegenfhaften nie ohne feine Genehmigung veräußert oder verpfäns 
et werden. Er führt die Aufſicht über das Steuerwefen in den Gemeinden, 
18 welches duch ein Gefeg näher zu beftimmen ift. 

Er genehmigt polizeiliche und oͤkonomiſche Drisreglemente, welche ohne 
ine Genehmigung unftatthaft find. 

Er entfcheidet über Gompetenzftreitigkeiten der untern verwaltenden und 
ollziehenden Behörden. 

63. Die Amtsdauer der Negierungsräthe ift auf 4 Jahre feftgefegt. 

Es treten alle 2 Jahre zwei oder drei Mitglieder aus; die Austretenden 
nd wieder wählbar. | 

64. Wenn eine Stelle im Negierungsrath durch Abfterben. oder Ents 
fung ledig wird; fo erfegt der Neugewählte den Abgehenden in Beziehung 
ıf Amtsdauer und periodiiche Erneuerungswahl, 

65. Der Landrath ernennt ‚den Präfidenten des Negierungsrathes je 
eilen auf ein Jahr aus der Mitte deffelben; der Abtretende ift erſt nach 
erfluß eines Jahrs voieder wählbar. Der Prafident hat nur berathende 
timme, außer im Falle gleichgetheilter Stimmen, wo er: den Ausfchlag giebt. 

66. Kein Mitglied des Regierungsrarhes darf gleichzeitig ein anderes 
nt befleiden. 


B. Untere Vollziehungs- und Vermwaltungsbehörden. 
67. Das Gefeg wird die Aufitellung und Organifation aller untern 
twaltungs = und Vollziehungsbehörden beſtimmen. 
Abſchnitt 5. 
Richterliche Gemalt. 
Allgemeine Grundfäge. 
68. Jedes Urtheil kann nur auf Thatſachen gegründet werben, welche 


amtlichen Kenntniß des Richters gelangt find. 
In jedem Uttheile follen auch die Berveggründe deffelben angegeben ſeyn. 


A. Dbergeridt, 
69. Ein Dbergericht, beftehend aus fieben Mitgliedern, beurtheilt in 
a 00 
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hoͤchſter Inſtanz alle bürgerliche, Verwaltungs⸗ und Steaffälle und füh 
innerhalb gefegliher Schranken die Auffiht über alle untere Gerichte u 
das Notariatswefen. 

Verbrehen wird es mit Zuzug von vier Beifigern als einzige Inſta 
beurtheilen, unter Vorbehalt der Beftimmung des $. 42. Lit. h, 

Das Geſetz wird das Nähere beftimmen. 

70. Diefe obigen vier Beifiger, welche vom Lanbdrathe durch gehe 
mes abfolutes Stimmenmehr gewählt werden, dienen überdieß in- allen an 
dern bei dem Dbergerichte obſchwebenden Rechtsfaͤllen als Erfagmänner. 

74. Die Amtsdauer der Oberrichter und ihrer Beifiger ift auf ſech 
Sabre feſtgeſetzt. 

Der Austritt gefchieht von zwei zu zwei Jahren, und zwar fo, daß veı 
den Mitgliedern und Beifigern nach Verfluß der erften zwei Jahre drei, nad 
den erften vier Fahren vier, und nach 6 Jahren vier austreten. 

Die Austrerenden find ſogleich wieder wählbar. 


den Landrath einem Mitgliede auf die Dauer eines Jahrs übertragen, nad 
welchem es wieder wählbar iſt. 

73. Die Oberrichter und Beifiger find zu jeder Zeit dem Landrathı 
für ihre WVerrichtungen verantwortlich. Alljaͤhrlich erftattet das Obergericht | 


72. Der Borfig (das Präfidium) im Obergericht wird jeweilen burd | 


über den Zuſtand des Gerichtsweſens und ber Geſchaͤftsfuͤhrung ſaͤmmtliche 


Gerichtsſtellen einen Bericht an den Landrath. 
| B. Untere Geridte. } 


i 
a 


74. Die Errichtung und Organifation der untern Gerichte wird das 
Gefeg anordnen. |. 
Abſchnitt 6. \ 


Befondere Beftfimmungen. 


75. Alle dermalen gültige, mit der Verfaſſung nicht im Widerſpruch 
fiehende Gefege und Verordnungen bleiben fo lange in Kraft, bis fie durdy ji 
Eünftige Verfügungen förmlich qufgehoben feyn werden. | 

76. ‚Sofort nad) Annahme der Verfaffung wird diefelbe durch die Ge 
fammtbürgerfhaft befhworen. 

77. Jeder Bürger und Beamte befhmwört die, von der Mehrheit des 
Volks angenommene, Verfaffung folgendermaßen: 

3ch ſchwoͤre, die chriftliche Religion und Tugend zu ehren, die 2 | 

„faſſung in allen ihren Theilen zu handhaben, wenn es die Moth em !n 

„heiſcht, Leib und Leben, Gut und Blut für deren Aufrechthaltung 

„binzugeben, jede Verlegung der Verfaffung und jede ihr drohende Ges 

„fahr: fogleih zu verzeigen, den verfafjungs= oder gefesmäßigen Verfü |. 

„gungen mid) ohne Widerfireben zu unterwerfen, insbefondere aud, | 

„wenn ein Gefeg oder eine Beamtenmwahl verfaffungss und gefegmäßig 

„duch die Mehrheit angenommen und in Kraft erwachſen ift, ſowohl 

„das Geſetz als die Wahl unbedingt und ohne Damiderhandeln, in 

„Wort und That. anzuerkennen, bei allen. öffentlichen und geheimen FE, 

„Abftimmungen, an denen idy als Bürger Theil nehme, nad) | 

„Wiſſen und Gemifjen, und wie id es vor, Gott und Vaterland ver 

„antworten kann, zu ſtimmen; — das [höre ich, fo wahr mi: 

„Bott helfe!” 

78. Die Verfaſſung wird dem Volke in Gemeindsverfammlungen PF 

ba 
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Genehmigung oder Verwerfung vorgelegt. 
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Wenn bie Mehrheit der ſtimmenden Actiobürger aller Gemeinden ſich 
für die Annahme der Verfaſſung erklärt; fo tritt dieſelbe fofort in Kraft. 


— Reviſion der Verfaſſung. 


79. Nach Verfluß von 6 Jahren, vom Tage der Annahme an ges 
rechnet, ift die DVerfaffung einer Reviſion zu unterwerfen. 

Menn jedoh ſchon vor Verfluß Ddiefer Zeit eine Mehrheit von 
wenigftend zwei Deittheilen der Activbuͤrgerſchaft die Abaͤnderung eines oder 
mehrerer Paragraphen der Verfaſſung in einer Zuſchrift an den Landrath 
begehrt; ſo ſoll dieſe Abaͤnderung, jedoch erſt nach einem Zwiſchenraum von 
wenigſtens 6 Monaten, vorgenommen werden. 

81. Jede Reviſion oder Abaͤnderung der Verfaſſung geht von einem, 
durch das Volk aufgeſtellten, Verfaſſungsrath aus, und ſoll dem Volke zur 
Genehmigung oder Verwerfung vorgelegt werden. 

Alſo beſchloſſen und einhellig angenommen durch den Verfaſſungsrath 
in Lieſtal, den 27. April 1832. 

In deſſen Namen der Praͤſident; 
Stephan: Gutzwiller, J. U. D. 
Der Vicepraͤſident: 
Emil Frey, J. U. D. 
Die Secretaire: 
. J.Hug, J. U. D. 
— Banga.. — 


(Vorſtehende Verfaſſung iſt am 6. Mai 1832 an die ſaͤmmtlichen Buͤr— 
geigemeinden des getrennten Cantonstheils zur — gebracht und 
mit großer Mehrheit angenommen wotden.) | 


H) Berfaffung des Santons Schafpaufen vom 4. 
Suni 1831. 


Allgemeine Örundfäge. 


1. Der Canton Schafhaufen bildet einen Beſtandtheil des ſchweijzeri⸗ 
chen Bundesſtaates. 

2. Die evangeliſch-reformirte Religion iſt die herrſchende im Canton. 
Der paritaͤtiſchen Gemeinde Ramſen find ihre bisherigen Religionsverhaͤlt⸗— 
niſſe gewaͤhrleiſtet. 

Die Souverainetaͤt beruht auf der Geſammtheit der Activbuͤrger, 
und wird durch dieſelben in verfaſſungsmaͤßigen Verſammlungen ausgeübt: 
a) dadurch, daß die Cantonsverfaſſung, ſo wie jede Abaͤnderung derſelben, 
ihrer Genehmigung oder Verwerfung unterlegt werden muß; 
b) durch Erwaͤhlung ihrer Stellvertreter in den großen Rath. 

4. Alle Buͤrger des Cantons ſind vor dem Geſetze gleich, und haben, 
o weit ſie die durch bie Verfaſſung oder durch das Geſetz vorgeſchriebenen 
Sigenfchaften befigen, Zutritt zu allen oͤffentlichen Aemtern und Stellen; es 
indet demnach Eein Vorrecht des Orts, der Geburt, der Perfonen, oder der. 
Samilien Statt. | 

5. Die perfönliche Freiheit iſt gemwährleiftet; Fein Angeklagter darf dem 
dentlichen Richter, welchen das Gefeg, anmeifet, entzogen werden. Ein Ber: 
yafteter ift binnen zwei Mal 24 Stunden dem erfien Berhör zu unterwerfen. 
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6. Das Eigenthum iſt unverletzlich, und kann nur in Fallen, in de | 
nen der allgemeine Nugen ſolches nothwendig erfordert, in Anſpruch genom: | 
men werden. Wenn wegen ber Ent[hädigung fein gütliches Uebereinkom⸗ 
men Statt finden ann; fo foll durdy einen civilcichterlichen Ausfprud über 
die Mothweridigkeit der Abtretung des Eigenthums und das Maaß der um 
Eigenthuͤmer zu leiftenden Entſchaͤdigung entfchieden werden. 

7. Die BVerfaffung geroährleiftet die Freiheit der Preffe. Das Gele 
beftimmt die Beftrafung des Mißbrauchs berfelben, und bezeichnet das in ſob 
chen Fällen zu beobadhtende Verfahren. | 
- 8. Sie gemwährleiftet ferner jedem Bürger, i jeder Gemeinde, oder von 
dem Staate anerfannten Corporation das freie Petitionsrecht am dem Heinen 
und großen Rath; eine Bellimmung, die am die Stelle des Geſetzts vom 
22. Dec. 1815 teitt. Zeit und Form ber Beantwortung fotcher en 
nen foll das Gefeg beftimmen. 

9. Das Geſetz trifft für den öffentlichen Unterricht jede RER 
Anordnung. Die Sorge für defien Begünftigung und Bervolikommmun 
ift Pflicht der Bürger und ihrer Stellvertreter. 

10. Die Verfaffung geroährleiftet die Fortdauer der Befugnip, nf 
gefeglicher Vorfchrift Zehnten und Grundzinfe loszukaufen. 

Liegenfhaften koͤnnen mit unloskaͤuſtichen Befchwerden weder belegt fern, 
noc belegt werden. 

11. Die BVertheidvigung des Vaterlandes iſt allgemeine Buͤrgerpflicht 
daher foll jeder Bürger des Cantons und jeder in demfelden wohnende Schw 
zerbürger, der die gefeglichen Eigenfhaften beſitzt, Mititairdienfte leiſten. Ni: 
litaircapitulationen mit auswärtigen Staaten find nicht, weiter zulaͤßig 

12. Die Verpflichtung, nach Verhaͤltniß des Vermögens, Einton: 
mens oder des Gewerbes zu den Öffentlichen Laſten beizutragen, erjtredt 16 
auf alle Einwohner des Eantons and auf alles in demfelben befindliche Er 
genthum. Ueber DVerabgabung des Eigenthums milder Stiftungen wir u 
Geſetz verfügen. 

Das bisherige Abgabengeſetz ſoll einer befoͤrderlichen Reviſton unterwer 
fen werden. 

13. Jeder Cantonsbuͤrger kann das Ortsbuͤrgerrecht in jeder andes 
Gemeinde nach geſetzlicher Vorſchrift erwerben, ſich gemaͤß derſelben uhr“ 
haushaͤblich niederlaſſen, und jede Art von Beruf oder Gewerb in —2 
und Ausdehnung, wie ſolches den Buͤrgern der Gemeinde, in welchet er! 
anfiedelt, geftattet ift, ungehindert treiben.‘ 

14. Da, wo Handwerkinnungen beftchen, "bleibt die Aufnabme 
diefelben und die Ausübung des Meifterrechts dadurch bedingt, daß ein I" 
der, der ein Handwerk treiben will, ſich über deffen vollftändige Etletaus 
und feine perfönliche Fähigkeit, felbiges zu betreiben, auszuweiſen bat. Di 

nähern Beftimmungen hierüber und die Fürforge, daß die Erlernung ein 
Handwerks und die Aufnahme in daffelbe nicht durch laͤſtige Gebuͤhren un 
Foͤrmlichkeiten erfchwert, noch die freie Thätigkeit der einzelnen Meiſtet dur 
enge Schranken gehemmt werde, bleiben dem Geſetze vorbehalten. 

Die Meifter der Handwerksinnungen, die Bürger des Cantons ia 
werden einander in Hinficht des Mechtes der Ausübung ihres Berufes 7 
genfeitig gleichgeftellt. — Das Gefep wird die Ausführung dieſes Gas‘ 
und. die Art. der Anwendung deffelben auf einzelne Fälle naͤher 
. ftimmen. 


15. Das bisherige Syſtem des Erſorderniſſes obrigkeitlicher Bari 
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Img zu Ertichtung newer ehrhafter Gerwerbe, mit Anwendung des Grund: 
zes der ſteten Berudfichtigung der Exforderniffe des Gemeinmwohles und 
s örtlichen Beduͤrfniſſes, bleibt in Kraft. 

16. Die unmittelbare Ausfuhr der Lanbdeserzeugniffe ift jedem Gans _ 
nöblrger geftattet, und kann ſelbſt in Fällen der Zheurung gegen die Eids⸗ 

moffenfchaft nicht erſchwert noch gehemmt werden. 

Zum Verkauf an Sahrmärkten, Viehmärkten und fogenannten Bohnen» 
ärkten fteht jedem Bürger des Gantons die völlig gleiche Berechtigung, wie 
m Bürger derjenigen Gemeinde zu, in welcher der Markt abgehalten wird, 

Jeder Einwohner des Cantons iſt berechtiget, feine -VBedürfniffe an. 
andwetksartikeln, gegen. Beſtellung, im Umfange des Cantons von daher 

beziehen, wo er es ſeinem Vortheil angemeſſen findet. 

Das Recht, mit eidgenoͤſſiſchen Ständen oder auswaͤrtigen Staaten 
ertraͤge Über gegenſeitigen freien Verkehr abzuſchließen, wird durch dieſe Be: 
mmung nicht beſchraͤnkt. 

17. Kein öffentlicher Beamter darf politiſche oder militairiſche Stellen, 
tel, Drden, Befoldungen und Penfionen von einer fremden Macht anneh⸗ 
em, ohne vorerft die Bewilligung des großen Rathes erhalten zu haben. 

18. Diejenigen Landfteagen, auf denen der Staat ein Weggeld zu 
jiehen. berechtiget ift, müffen von demfelben auch unterhalten werden, Der 
iche Grundfag kommt auch bei Anlegung neuer Landftraßen in Anwendung. 

19. Die Trennung der vollzichenden und der richterlihen Gewalt ift 
Grundſatz angenommen. 

20. Die Zulaffung von Abdvocaten- bei allen. Seritoftellen bleibt auch 

: die Zukunft unterfagt. 

21. Alle durh die Verfaffung vorgefchriebenen Ernennungen geſche⸗ 
ı dburh geheime Wahl, und es wird zue Gültigkeit derfelben - abfolute ' 
immenmehtheit erfordert. Bewerbungen für erledigte Stellen find unter: 
t. Mer fich derfelben fir fich felbft, oder für Andere fehuldig madjt;« 
d für- vier Sahre in der Ausübung eines Activbürgerrechtes ſtill gejtellt. 
ıfache Anmeldungen bei den Praͤſidenten ber Behörden, die zu wählen Yas 

‚ find nicht als Bewerbungen zu- betrachten. 

22. Bei Beftimmung der Befoldungen aller öͤffentlichen Beamten und 
geſtellten iſt republikaniſche Sparſamkeit als Grundſatz zu beobachten. 

23. Von vier zu vier Jahren findet eine vollſtaͤndige Erneuerung als 
Behörden des Gantons Statt. 

Die Austretenden koͤnnen aber wieder neu gewaͤhlt werden. 


Stimmfaͤhigkeit der Buͤrger. 
24. Jeder Cantonsbuͤrger erlangt das Stimmrecht mit zuruͤckgelegtem 
1zigften Altersjahre, und übt daſſelbe in derjenigen Gentsinde aus, ber 


gi fein Drtsbürgerrecht angehört. 

Solche, die mehrere Ortsbuͤrgerrechte befigen, haben ſich bei jeder 
— Erneuerung der oberſten Behoͤrden zu erklaͤren, in welcher Ge⸗ 
de fie ihr Activbuͤrgerrecht bis. zur nachſten — — aus⸗ 


wollen. 
26. : Bon dem Stimmrechte und ber Waͤhlbarkeit ſi ind „ausgeföoffen: 


die Almofengenöffigen; 

die Voltjährigen, welche unter Vormundfchaft ftehen; 
die in Criminalunterfuchung Befindlichen ; 

die Verauffaltten, Falliten und Accordirten; 
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e) diejenigen Bürger, welche durch Urtheil und Recht Ihres Activbürger: | 


rechtes verluftig erflärt, oder fuspendirt worden find. 
Die beider legtern Claſſen jedoch nur infofern, als deren Rehabilitation 
nicht Statt gefunden hat. . 

27. Eidsgenoffen oder Ausländer, die ein Gemeindsbuͤrgerrecht im Can: 
ton erfauft haben, genießen das Stimmrecht gleich den übrigen Bürgern der 
Gemeinde, bie fie angenommen hat. Eidsgenoffen treten aber erft nach Ver: 
fluß von zehn, und Ausländer erft nad Verfluß von zwanzig Jahren, vom 
Beitpuncte der Ermwerbung des WBürgerrechtes an gerechnet, in den Genuß 
des vollen Actiobürgerrechts. Der große Rath ift jedoch befugt, Neubürgern, 
die fich durch WVerdienfte und Nuͤtzlichkeit auszeichnen, fofort bei Erwerbung 
eines a auch die Fähigkeit, gewählt zu werden, angebeihen 
zu laſſen. Ä 


Solche Söhne von Neubuͤrgern, bie zur Zeit des Einkaufes ihres Bar | 


terd das fechszehnte Altersjahr noch nicht angetreten hatten, find den gebor: 
nen Bürgern des Cantons glei zu achten. Wären fie hingegen älter; fo 


finden auf: fie die nämtichen Beftimmungen ihre Anwendung, wie auf ih: 


ren Vater. . | 
Bürger des Gantons, die fid in einer andern Gemeinde einkaufen, fund 
nad Art. 25. denjenigen gleich zu ftellen, die doppelte. Bürgerrechte befigen. 


Behörden. 
A, Großer Rath. 
Rechte und Pflichten beffelben. 


28. Die Ausübung der hoͤchſten Gewalt nad Vorfhrift der Verfafs 
fung ift einem großen Rathe von 78 Mitgliedern übertragen. 
. Die 78 Mitglieder, aus denen der große Rath beiteht, werden auf fels 
gende Weile gewählt. 
Es wählen nämlich: | j 
a) jede der zwölf Gefellfchaften und Zünfte der Stadt Schafhaufen zwei 
Mitglieder in den großen Rath, und zwar das eine aus ihrer Mitte 


und das andere Mitglied nach freier Wahl, entweder aus ihrer Mitte, 


oder aus der Mitte der übrigen Bürgerfchaft der Stadt Schafbaufen. 

Ferner waͤhlt jede Gefelfhaft und Zunft aus ihrer Mitte zwei Can: 
didaten. Diefe 24 Gandidaten treten mit den 24 unmittelbar ge 
wählten Mitgliedern zufammen, und alle 48 erwählen aus der Mitte 
der 24 Gandidaten noch ſechs Mitglieder in den großen Rath, 

b) Die. Wahlverfammlungen der Landfchaft wählen zufammen 48 Mit 
glieder, theils unmittelbar aus ihrer Mitte, theils nad freier Wabt, 
entweder aus ihrer Mitte, oder aus ber Mitte der übrigen Bürger 
ber Landſchaft, 


Unmitelbar Nach freier 
und zwar wählt ' aus Wahl, wie oben 
„die | ihrer Mitte. angegeben, 
Wahlverfammlung Mitglieder 


| 


ER ZUENZN 


Schleitheim und Beggingen . 
Unterhallau . 


3 

Beringen, Löhningen, Gundmadingen . . . 2 
Er 2 

2 


VPeunkirch und Oberhallau ... 
. Gaͤchlingen und Siblingen 


a 
Fe 
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Wilchingen, Ofterfingen, Zeafadingen . . . 2 . N . 2 
Dörflingen, Bud, — no 2; : —W 
Stin . ; e — . 2 
Thayngen, Barzheim — A 1 
Das Kirchſpiel Lohn mit Herblingen — 1 
Merishaufen, Bargen, Hemmenthal 1 «» i 1 
Meuhaufen und Budthalen . . . . = 1 1 
Ruͤdlingen und Buchberg . er 1 

29 23 


20.Jeder ſtimmfaͤhige Bürger. des Gantons, ber das 2öfte Altersjahr 
zurückgelegt hat und dem meltlihen Stande angehört, ift fähig, in den gro= 
ben Rath gewählt zu werden, 

> Bon ‚diefer Beftimmung machen jedod die Vorfchriften der Verfaſſung 
über die MWaählbarkeit der Neubuͤrger eine Ausnahme. 

30. Es £önnen weder Vater und Sohn, noch zwei: Brüder zugleich 
Mitglieder des großen Nathes feyn. 

31. Einzelne” Stelen follen innerhalb acht Tagen nad) eingetretener 
Erledigung wieder beſetzt werden. 

32. Ein von mehrern Wahlverſammlungen zu gleicher Zeit in den 
großen Rath gewähltes Mitglied hat ſich binnen 24 Stunden nach erhalte: 
ner officieller Anzeige zu erklären, welche der auf ihn gefallenen Wahlen dafs 
felde anzunehmen Willens iff. 

33... Die Genfur der Wahlen in formeller Beziehung wird bei allge: 
meinen Erneuetungen durch den abtretenden, großen und bei einzelnen Wah⸗ 
len durch den kleinen Rath ausgeuͤbt. 

34. In allen oͤffentlichen Acten fuͤhrt der große Rath den Titel: 
„Praͤſident und großer Rath des eidgenoͤſſiſchen Standes Schafhauſen.“ 

- 35. Der große Rath verſammelt ſich in der Regel jaͤhrlich zweimal, 
und zwar fpäteftens 14 Tage vor Eröffnung der ordentlichen eidgenöfjifchen 
Zagfagung und binnen zwei Monaten nad) Beendigung derfelben. 

Bei den Einladungen in: die Sigungen ift den Mitgliedern des großen 
Rathes jedesmal von den zu verhandelnden Gegenſtaͤnden Kenntniß zu geben. 

36. Außerordentlih kann derfelbe zufammenberufen werden, wenn ber 
£leine Rath eine folhe Zufammenberufung nothwendig findet, oder dieſelbe 
von zwanzig Mitgliedern des großen Rathes durch eine ſchriftliche Eingabe, 
mit Anfuͤhrung der Gruͤnde, verlangt wird. 

37. Dem großen Rathe ſteht das ausſchließliche Recht der Geſetzge— 
bung und die Oberaufſicht über die Erhaltung und Vollziehung der Verfaſ⸗ 
fung und der Öefege zu. 

a) Er‘ erhält daher vom kleinen Rathe die erforderlichen Vorfchläge zu Ge: 
fegen und Beſchluͤſſen, und hat die Befugniß, diefelben anzunehmen, 
oder abzuändern, oder an den Kleinen Rath zurüdzumeifen, ober zu 
vermerfen. 

b) Zedes Mitglied hat das Recht, durch Anträge Geſetze ober Beſchluͤſſe 
in Vorſchlag zu bringen, und es muß daruͤber abgeſtimmt werden. 
Wenn die Mehrheit der anweſenden Mitglieder des großen Rathes eis 
nem folhen Antrage beiflimmt; fo iſt der Eleine Rath verpflichtet, in 
der naͤchſten Sigungsperiode den verlangten Vorſchlag vorzulegen. 

Sollte der Eleine Rath in diefer Frift dem Begehren nicht entfpres 
hen, oder ſich über die Gründe ber eingetretenen Verzögerung nicht 
genügend Beuel) fo kann der große Rath einem Ausfhuffe ar 
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feiner Mitte die Entwerfung eines Beſchlußvorſchlages Übertragen und 
dann darüber in ber nächften Sigungsperiode in Berathung und Schluj⸗ 
nahme eintreten. 


c) Er beftimmt die erforderlichen Steuern und Auflagen jeder Art, ihre 
Erhebungsweife, Vertheilung und Verwendung. 
d) Er beftimmt alle vom Staate abzuteichende Gehalte. 


e) Die Verdußerungen und der Tauſch von Staatsgütern, fo mie Gel: 
‚aufnahmen, die für Rechnung des Staats gemacht werden müſſen, 
koͤnnen nur mit feiner Bewilligung Statt finden. 

) Deffentlihe neue Bauten und Straßenanlagen koͤnnen nur, bucdy feine 
Beſchluͤſſe bewilliget werden. 

-g) Er übt das Begnadigungsrecht in allen Füllen aus, in denen ein Ver: 
brecher zum Tode verurtheilt worden iſt. Die Ausübung dieſes Be 
gnadigungsrechtes findet in Abftand der Mitglieder der Behoͤrden, die 
über den Fall, von dem es ſich handelt, geſprochen haben, Stat. 

bh) Er laͤßt fich jährlidy vom Eleinen Rathe über die Vollziehung der Gr 
feße und Befchlüffe und über den Zuftand der Öffentlichen Vermaltung, 
und von dem Appellationsgerichte über. den Gang feiner Werrichtunger 
im Allgemeinen fchriftlihe Berichte erflütten, prüft dieſelben, und er 
theilt die nöthigen Weiſungen. — | 

i) Er läßt fich ferner vom Eleinen Rathe über die Verwaltung des gr 
ſammten Staatsvermögensd Rechnung ablegen, genehmigt oder verwirft 
diefelbe, oder erlüßt die nöthigen Meifungen an den Eleinen Kath. 

Bei der Berathung der Berichte des Eleinen Nathes und bes Ar 
pellationsgerichtes begeben ſich die Mitglieder derjenigen Behörde, de 
ten Bericht berathen wird, in den Abfland. 

) Die vom großen Rathe genehmigten Staatsrechnungen follen in ihn 
Hauptbeftandtheilen und in angemeffener Form durch den Drud öf: 
fentlich befannt gemacht werden. 

1) Der große Rath: läßt fi) alljährlich in: der Spätjahrfigung über bie | 
wahrfcheinlichen Ausgaben des fünftigen Rechnungsjahres einen ann“ 
hernden Voranſchlag geben, und entſcheidet darüber. ‚ Unvorhergefehen: 
außerordentliche Ausgaben follen, ehe fie gemacht. werden dürfen, fi 

ner Genehmigung unterworfen werben. 

m) Er genehmigt oder verwirft die von dem Eleinen Rathe mit andım 
eidgenoͤſſiſchen Ständen und auswärtigen Staaten eingeleiteten Verträge. 

n) Er empfängt die an ihn gerichteten Bittfchriften und Vorftellungen dr 
Bürger ‚unmittelbar und verfügt darüber. 

0) Er emennt die Abgeordneten zur Zagfagung, ertheilt denſelben di 
nöthigen Aufträge, und entfcheidet über die Frage der Zuſammendan 
fung außerordentlicher Tagſatzungen. 

p) Er trifft die verfchiedenen durch die Verfaffung ihm übertragenen Mat: 
len, ermennt ferner die weltlichen WBeifiger des Kirchen: und Schul 
raths, den Antiftes aus dem dreifahen Vorſchlage des Kicchennalhe, 
fodann die Finanzcommiſſion. Endlich 

.. g).wählt der große Rath den Staatsfchreiber und Rathsſchreiber, meld 
das oberfte Ganzleiperfonale des großen und Beinen Rathes bilden, ⸗ 
wie au den Archivar. | 

Dem Gefege ift vorbehalten, auch die Befegung anderer Canton 
flellen dem großen Rathe zu übertragen. | 
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38. Der große Rath wählt feinen Präfidenten und Vicepräfidenten 
aus feiner Mitte, 

Nach Verfluß der jährlichen Amtsdauer iſt jeder berfelben fuͤr das naͤchſt⸗ 
folgende Jahr zu der naͤmlichen Stelle nicht wieder waͤhlbar. 

39. Die Verrichtungen der Mitglieder des großen Rathes, als ſolchet, 
find unentgeldlih. 

Das Geſetz beſtimmt bie Entſchaͤdigungen, welche die Mitglieder der 
Landſchaft von derſelben als Verguͤtung ihrer Reiſe⸗ und Zehrungskoſten zu 
beziehen haben. 

40. Es wird als Grundſatz angenommen, daß die Verhandlungen des 
großen Rathes zur Kenntniß des Publicums gelangen ſollen. Die Art, wie 
dieſes am zweckmaͤßigſten geſchehen, und bie Bezeichnung der Faͤlle, in des 
nen die Bekanntmachung der Verhandlungen a Siatt finden kann, wird: 
ber kuͤnftige große Rath beftimmien. 

41. Die Mitglieder. des großen Rathes, jene des kleinen mit inbe⸗ 
griffen, nehmen in den Sitzungen ihren Rang und ihre Plaͤtze nach der Ber 
flimmung des Loofed. ein... Nur für den Präfidenten und aba a ai 
find befondere Pläge vorbehalten. 

Ueber die. Form der Berathung wird das Reglement das Nähere feftfegen. 

42.. Jedes Mitglied des. großen Rathes hat. die Pflicht, feinen Rath. 
und feine Stimme nad) freier Ueberzeugung fo zu geben, wie. er folches für 
das. Wohl des gefammten Cantons zutraͤglich erachtet. 

43. Die Guͤltigkeit eines Beſchluſſes des großen Rathes iſt durch die 
Anweſenheit von: fünf und vierzig Mitgliedern bedingt. R —W 

44. Die Canzlei iſt verpflichtet, die Mitglieder des großen Rathes, 
welche den Verſammlungen ohne zureichende Entſchuldigungen nicht beige— 
wohnt haben, aufzuzeichnen. Das Verzeichniß derjenigen Mitglieder, welche 
auf ſolche Weiſe während: eines Jahres dem dritten Theil dee Sitzungen ver— 
fäumten, wird ihren Wahlverfammlungen zugeftellt, und Li ind — bezeichne⸗ 
ten — einer neuen Wahl zu unterwerfen. 


B. Kleiner Rath. . 


45. ‚Ein Eleiner Rath, welcher aus eilf Mitgliedern beſteht, iſt mit 
der Vollziehung der Geſetze und mit der Staatsverwaltung beauftragt. Er 
entwirft die Standesinftruction auf die ordentlichen und außerordentlichen 
Tagſatzungen, ‚und die Geſetzesvorſchlaͤge, die er nothwendig erachtet, oder 
deren Vorlegung ihm von dem großen Rathe aufgetragen worden. 

Dem kleinen Rathe liegt die Fuͤhrung ſaͤmmtlicher Regierungsgeſchaͤfte 
ob. Er beſorgt die innern und aͤußern Angelegenheiten, wacht über die Er: 
haltung der oͤffentlichen Ordnung und Sicherheit, beaufſichtigt und leitet die 
Polizei und alle Zweige der Verwaltung, und erläßt innerhalb ber verfaſ⸗ 
fungsmaͤßigen und gefeglihen Schranken die zur Erfüllung feiner Obliegen⸗ 
heit nothwendigen Verordnungen. 

Nach Art. 3). Lit. h. und i. der Verfaſſung legt er dem großen Ra: 
the jährlich Rechenſchaft ab, und iſt demſelben für feine gänge Vermaltung 
verantwortlich. 

46. Mit Ausnahme der den großen Rathe vorbehaltenen Emennung 
des Antiſtes, beſetzt der kleine Rath die ſaͤmmtlichen Pfarreien des Cantons 
und ernennt bie Lehrer an ben Cantonalſchulanſtalten; ; erſtere auf den dreifa⸗ 
chen Vorſchlag des Kicchenrathes, Iegtere auf jenen: des vereinigten Kirchen» 
und Schulcathes. 

Er ar die zus Führung der Gefchäfte nothwendigen, Verwaltungs 
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ſtellen, deren Beſetzung nicht dem großen. Mathe vorbehalten, oder auf an: 
dere Meife angeordnet iſt. Die organifhen Gefege werden die Wahldefug⸗ 
niß des kleinen Rathes noch naͤher beſtimmen. 

47. Seiner Aufſicht unterliegen ſaͤmmtliche Behoͤrden, die nicht in die 
Claſſe der von ihm unabhängigen Juſtizſtellen gehören. 

48. Der Eleine Rath entfcheidet in legter Inſtanz über alle Verwal⸗ 
tungßftreitigkeiten, und es gilt der allgemeine. Grundfag, daß als ſolche die 
jenigen Fälle zu betrachten find, die nicht durch die Verfaſſung oder dad Ge: 
feg den Juſtizſtellen zugewiefen werden. 

Eine befondere gefegliche Verfügung wird die Einrichtung feftfegen, nad 
toelcher die Vorberathung wichtigere Gefchäfte und die Erledigung dringender 
Fälle durch) Gommiffionen, die der Eleine Rath aus feiner. Mitte wählen 
wird, Statt finden fol. 

49. Ueber Anftände, welche ſich zwifchen Werwaltungsbehörden und 
AZuftizftellen in Bezug auf Competenzbefugniffe erheben, entſcheidet eine be 
fondere Commiffion, welche dergeftalt. zuſammenzuſetzen ift, daß der Beine 
Rath und das Appellationsgericht, und zwar jede Behörde zwei Mitglieder 
aus ihrer Mitte, und jede zwei Mitglieder des großen Rathes, aufer iher 
Mitte, bezeichnien. Diefe acht Mitglieder wählen aus der Mitte des greken 
Mathes ihren Präfidenten, der jedoch weder dem fleinen Mathe, noch dem 
Appellationsgerichte angehören barf. 

50. Die eilf Mitglieder des Kleinen Rathes werben durch den großen 
Kath aus feiner Mitte nach freier Auswahl, jedoch: fo gewählt, daß das zu 
wählende Individuum das 30ſte Altersjahr angetreten haben muß. 

Vater und Sohn, zwei Brüder, Schwiegervater und Tochtermann, und 
zwei Schwaͤger koͤnnen nicht zugleid Mitglieder des Eleinen Rathes feyn. 

Die Mitglieder des Eleinen Rathes behalten Sig und Stimme in dem 
großen Rathe, mit Ausnahme des durch $. 37. Lit. i. der Verfaſſung be 
zeichneten Falles. 

Die Stelle eines Mitgliedes bed Eleinen Rathes it mit Bekleidung ei 

nes vichterlichen Amtes, oder einer mit Rechnungsſtellung verbundenen Gar: 
tonalvermwaltung unverträglich. 
: 51. Zwei Bürgermeijter führen abwechſelnd, jeder ein Jahr lang, den 
Vorſitz im Eleinen Rathe; derjenige, der nicht im Amte ift, vertrist noͤthi⸗ 
genfalls die Stelle des andern. Beide werden durch dem großen Rath aus 
der Mitte des Eleinen Rathes für die Dauer von vier Jahren gewaͤhlt. 

Beide Buͤrgermeiſter ſind verpflichtet, in der Hauptſtadt, oder in deren 
naͤchſten Umgebung, zu wohnen. 

52%. In allen oͤffentlichen Acten führt der kleine Rath den Titel: 
„Bürgermeifter und Rath des eidgenöffiihen Standes Schafhaufen.” 

53. Die Ganzlei hat die Obliegenheit, diejenigen Mitglieder des fh 
nen Raths, melde den Sigungen deſſelben ohne zureighenbe Entfchuldigu 
gen nicht beigemohnt haben, aufzuzeichnen. Das Verzeichniß derjenigen Mit 
glieder, welche auf ſolche Weife während eines Jahres den vierten Theil der 
Sigungen verfäumten, wird dem großen Nathe zugeftellt, und find diefe de⸗ 
zeichneten Mitglieder einer neuen Wahl zu unterwerfen, . 


C. Appellationsgericht, 


54. Für ben ganzen Canton befteht ein aus eilf Mitgliedern zuſam 
mengefegte® Appellationsgeriht, welches die Legtinftanzliche Behörde für Rechte⸗ 
ſachen, ſowohl in formeller, als in materieller Beziehung, bildet. 
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An daffelbe gelangen die Appellationen uͤber Giitfreitigteiten, über Cri⸗ 
minal⸗, Concurs-⸗ und Matrimonialfäle, 

"55, Die Gerichtsftellen ſtehen unter der Aufficht des Appellationdges 
richtes, und find demfelben für ihre Verrichtungen verantwortlih. In gleis 
chem Verhältniß fleht dann aber auch dieſes Zribunal zu dem großen Rathe, 

und hat demfelben alljährlidy über den Zuftand des Gerichtsweſens und die 
Geſchaͤftsfuͤhrung fämmtlicher Gerichtsftellen Bericht zu erftatten. 

56. Dem Ghefege ift es vorbehalten, den Wirkungskreis des Appellas 
tionsgerichtes noch näher zu beflimmen. 

Es kann demfelben auch noch bie legtinflanzliche Entfgeidung über 
Strafpolizeifälle überwiefen werden. | 

57. Dem Appellationsgerichte find, vier Suppleanten beigegeben, aus 
denen diefed Tribunal nöthigen Falls ergänzt wird, Diefelben haben das 
Recht, den Sigungen jeder Zeit beizuwohnen, jedody ohne allen Antheil an 
den Verhandlungen, fo fern fie nicht als Stellvertreter in die Sigungen bes 
rufen werben. 

58. Die Mitglieder und Suppleanten des Appellationsgerichtes wers 
ben von dem großen Rathe aus der Zahl derjenigen Mitglieder gewählt, die 
das 3ZOfte Altersjahr angetreten haben. 

Der Präfident des Appellationsgerichts wird von dem großen Rathe 
aus der Mitte des Tribunals für die Dauer von vier Jahren ernannt. Ders 
ſelbe ift verpflichtet, in ber Hauptftadt, oder in deren naͤchſten Umgebung zu 
wohnen. 

Das Appellationsgericht wählt feinen Vicepräfidenten für die Dauer von 
vier Jahren aus feiner Mitte. Daffelbe beftellt feine Canzlel felbft. 

59. Water und Sohn, zwei Brüder, Schwiegervater und Tochter⸗ 
mann und zıvei Schroäger koͤnnen nicht zugleid Mitglieder des ig 
gerichtes feyn. 

60. Die Ganzlei hat die Obliegenheit, biejenigen Mitglieder bes Aps 
pellationsgerichtes, welche den Sigungen befjelben. ohne zureihende Entſchul⸗ 
bigungen nicht beigewohnt haben, aufzuzeichnen. Das Verzeichniß derjenis 
gen Mitglieder, welche auf folhe Weife während eines Jahres den vierten 
Theil der Sigungen verfäumten, wird dem großen Rathe zugeftellt, und 
find diefe bezeichneten Mitglieder einer neuen Wahl zu unterwerfen. 


D. Cantonsgericht. 


61. Die erftinitanzlihe Beurtheilung und Entſcheidung aller Matrie 
montalfälle, ferner die Beurtheilung und Beſtrafung von Zuchtpolizeiverges 
ben, infoweit das Gefeg deren Bejtrafung nicht dem Wichter erfter Inftanz, . 
ober dem Griminaltichter Üübermeifet, ift einem aus Präfidenten und acht Bei: 
figern beſtehenden Gantonsgerichte Übertragen, 

62. Der Präfident und die Mitglieder des Gantonsgerichtes werben 
bei jeder allgemeinen Regierungsernenerung durch den großen Rath aus ei: 
nem doppelten Vorfchlage gewählt, den das Appellationsgeriht, mit Aus⸗ 
fchluß feiner Mitglieder, aus den mwahlfähigen Bürgern des Gantons, die 
das 25fte Altersjahr zurüdgelegt haben, zu bilden. hat. Einzelne in der 
Zwiſchenzeit erledigte Stellen werden ebenfalls durch den großen Rath aus 
Dem dreifachen Vorſchlage des Appellationsgerichtes beſetzt. 

Aus einem von bem Gantonsgerichte einzureichenden doppelten Vorſchlage 
ernennt ber große Rath vier Suppleanten des Cantonsgerichtes. 
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63. Einem Criminalgerichte ift die erftinftanzliche Beurtheilung und 
Beftrafung aller Criminalfälle übertragen. 


Diefe Behörde befteht aus dem Präfidenten, den ſechs zwerft gewählten | 


Beifigern und der Ganzlei des Cantonsgerichtes, und wird nöthigenfalls durd) , 


die beiden übrigen Mitglieder und die Suppleanten der legten Behörde 
ergänzt. 

e 64. Ein aus zwei im Criminalfache erfahrenen Männern zufammenju 
fegendes Berhöramt hat in peinlihen Fällen die Unterfuchung zu führen und 
die Aufttäge des Griminalgerichtes zu vollziehen. Die Stelle eines Verhörs 
tichters ift mit der Bekleidung eines richterlichen Amtes nicht unverträglic; 
body kann ein folder an der Beurtheilung eines Falles, ber feiner Unterſu⸗ 
hung unterworfen geroefen, als Nichter nie Theil nehmen, fondern muß zu 
diefem Behufe durch einen Suppleanten erfegt werden. 

Die Befugniffe des Griminalgerichtes, die Einrichtung und: Mahlart 
des Berhöramtes, der dem Criminalverfahren zu gebende Grad von Deffent 
lichkeit und die Art und Weife, wie im Namen des Staates die Ankiagı 
in. formeller Beziehung zu führen iſt, wird das Gefeg feftfegen. 

F. Kirchenrath. 

65. Die Aufſicht über das Kirchenweſen, die Unterhaltung einer zwe⸗ 
mäßigen Verbindung mit der Spnode, die Prüfung und Aufnahme dr 
Candidaten für das Predigtamt, und die Bildung der Vorſchlaͤge zur Be 
fegung aller geiftlihen Stellen ift einem Kirchenrathe übertragen, deſſen Zu: 
Tammenfegung und Wirkungskreis das Gefeg beftimmen wird. 


G, Schulrath. 


66. Die Fürforge für den öffentlichen Unterricht, die Beaufſichtigung 
deſſelben, die Veranſtaltung oder Einleitung alles deffen, was zur religiöfen, 
fietlichen und geiftigen Ausbildung der Jugend beitragen kann, tft einem aus 
Mitgliedern des weltlichen und geiftlihen Standes jufammengefegten Schul; 
rathe Übertragen, defjen nähere Organifation dem Gefege vorbehalten bleibt. 


H. Militaicbehbörden, 


67. Eine einfache und zwedmäßige Einrichtung der Militairbehoͤrde 


wird durch die Drganifation bemwerkftellige werden. In Recursfällen bildet 
der Eleine Rath die zweite und letzte Inſtanz. Demfelben fteht auch die Er 
nennung zu den höhern Dfficiersftellen und bie Entfcheidung über alle mid 
tigere, das Militairfach betreffende, Verfügungen und Ausgaben zu. 


I, Finanzbehörde. 


68. Das Gefeg wird beftimmen, nad welcher Form und WVorferift 
die Beauffichtigung und Leitung der Finanzverwaltung des Cantons anı 
ordnen iſt; doc fol dabei von folgenden Grundfägen ausgegangen werden: 

a) Vereinfachung der Einrichtung durch Unterordnung der verfchiedenen 
Verwaltungszweige unter eine dem Eleinen Rathe verantwortliche Com: 
miffion. 

b) Ausfchlieglihe Benutzung ber Öffentlichen Gelder zum Beſten derjenis 
gen Verwaltungszweige, denen fie beftimmt find, vermitteltjt der Ein 
führung einer ſtrengen und wohlgeordneten Controle. 

c) Bürgfchaftsleiftung für jede Öffentliche Verwaltung. 

d) Begünftigung der fieien Concurrenz zwiſchen Cantonseinwohnern ii 
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Bauten und andern Unternehmungen oder Auſchaffungen, die fuͤr 

Rechnung des Cantons gemacht werden. 

69. Die Organiſation der Polizei: und Sanitätabehörde, fo mie der⸗ 
jenigen Behörden, die in weiterm zu einer wohlgeordneten Führung und Er⸗ 
fedigung "der Geſchaͤfte erforderlich find, bleibt dem Geſetze vorbehalten. 


K. Bezgirtsbehbörden, 


70. Der Canton ift in Hinfiht auf die Gerechtigkeitspflege in erfter 
Snftanz in ſechs Bezirke eingetheilt. Die Dauptorte derfelben find: Schafe 
haufen, Stein, Thayngen, Neunfich, Unter: Hallau und Schleitheim, 

Sofort nah geſchehenet Annahme der Verfaſſung wird die Eintheilung 
der einzelnen Gemeinden in dieſe Bezirke, mit Beruͤckſichtigung der Lage 
und der Bedürfniffe der Gemeinden, durch die gefeggebende Behörde Statt 
finden. 

71. Seder Bezirk hat ein eigenes Bezirksgericht, das aus einem Präs 
fidenten, ſechs Mitgliedern und vier Suppleanten befteht, 

Die Bezirksgerichte entfcheiden in erſter Inſtanz: 

a) Ueber die Civilfälle, welche ihnen nach der bisher beftandenen Einrich⸗ 
tung übertragen gemefen find, und über Schimpf: und Schlaghändel, 
infofern letztere die durch das Geſetz näher zu beftimmende Competenz 
dieſer Behörde nicht überfchreiten. 

b) Ueber Streitigkeiten, welhe über vormundfdaftlihe Werwaltungen, 
Maifen: und Xheilungsangelegenheiten entftehen. 

c) Ueber. die Behandlung und Liquidation der Goncurfe und die daraus 
hervorgehenden Streitfragen. | 

d) Ueber die Beftrafung der Verauffallten, infofern felbige deren Compes. 
ten; nicht überfchreitet. 

Den Umfang diefer Befugniffe wird das Gefeg näher beftimmen, 

Für die Liquidation der Concursmaſſen hat der Prafident eines jeden 
Bezirksgerichtes auf ähnlihe Weife, wie für alle öffentliche Gantonalverwals 
tungen, Bürgfchaft zu leiſten. 

72. Der Präfident, die Mitglieder und bie Suppleanten der Bezirks⸗ 
gerichte werden durch das Appellationsgericht aus einem Vorſchlage von zwei 
und zwanzig Buͤrgern gewaͤhlt, den die einzelnen Gemeinden des Bezirks, 
nach Verhaͤltniß der Bevoͤlkerung, nach freier Wahl aus ihrer Mitte, oder 
außer derſelben zu bilden haben. Die Vorzuſchlagenden muͤſſen das 25fte 
Altersjahr zurücgelegt haben, und es dürfen in Eeinem Falle alle Richter 
aus einer und derfelben Gemeinde gewählt werden. 

Jedes Bezirksgericht wählt die Canzlei und den Waibel außer feiner 
Mitte feloft. 


L. Gemeindräthe. 


73. Sebe Ortfchaft, welche bisher eine für ſich beftandene Körperfchaft 
mit eignem Gemeindsvermögen und mit Gemeindsrechten gebildet hat, bleibt 
auch fernerhin eine Gemeinde. 

Die Bellimmung der Zahl der Beifiger des Stadtrathes von Schafe 
Haufen und der Ernennungsweife derfelben, fo wie die Art der Controlirung 
Diefer Behörde und deren Verbindung mit der Gefammtbürgeifchaft, bleibt 
dem Gutachten der legtern vorbehalten,. und wird durch Abgeordnete der Ge- 
feltfchaften und Zünfte vorberathen werden. Diefe Organifation tritt nad 
erhaltenee Sanction ber gefeggebenden Behörde fofort in Kraft und An⸗ 
mersdung. 
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Im Allgemeinen find die Obliegenheiten des Stadtrathes die nämlichen, 
wie ſolche für die Gemeindsbehörden des Cantons ausgefprochen worden find. 

Die übrigen Gemeinden des Gantons ernennen ihre Gemeindräthe je: 
desmal nad flattgefundener Negierungserneuerung für die Dauer von vier 
Sahren voliftändig, fo jedoch, daß die Austretenden wieder wählbar find; 
fie befegen auch einzelne Stellen, die in der Zwifchenzeit erledigef werden. 
Die Zahl der Mitglieder bleibt, mit Nüdfiht auf die Bevölkerung), die 
naͤmliche, wie bis dahin. 

Vereinigungen mehrerer Ortfchaften zue Bildung einer Gemeinde ober 
eines Gemeinds- oder Fertigungsgerichtes Eönnen nur mit Bewilligung der 
gefeggebenden Behörde neu gebildet, oder da, wo fie befanden haben, mie: 
der aufgehoben werden. 

Die Präfidenten der Gemeindräthe ernennt ber Kleine Rath aus be 
Zahl der gewählten Mitglieder. 

Jeder Gemeindrath wählt den Schreiber und Waibel aus feiner Mitte. 

74. Die Gemeindspräfidenten und Gemeindräthe find verpflichtet, die 
Geſetze und obrigkeitlihen Verordnungen theils unmittelbar zu vollziehen, 
theils auf deren Befolgung ab Seite fämmtlicdyer Gemeindsgenofjen und auf 
Erhaltung der Ruhe und Ordnung im Allgemeinen zu wachen, befonders 
aber für die gute Verwaltung der Gemeindsgüter zu forgen; die Güterfchäz 
zungen, Kauf: und Bingfertigungen zu bemwerfftelligen; die Annahme von 
Bürgern und Bürgerinnen, die Ertheilung von Heimathfcheinen und aͤhnli⸗ 

. hen Urkunden nach dem Gefege zu bemilligen; die Gemeinds:, Communi⸗ 
cations⸗ und Güterfiraßen und das Marchenwefen zu beaufjichtigen, und die 
‚Angelegenheiten der Wittwen, Waifen und Bevormundeten, und die Beſchtei⸗ 
bungen und Abtheilungen von Hinterlaffenfhaften zu beforgen. 

Die Gemeindräthe führen, gemeinfchaftlid mit den Ortsgeiſtlichen, die 
Aufficht über die gute Verwaltung der Kirhens und Armengüter, und ma: 
chen, entweder vollftändig oder durch Kirchenftände, ebenfalls gemeinſchaftlich 
mit den Ortsgeiſtlichen, über die Sitten und den Öffentlichen Unterricht. 

75. Bei allen von Lit. D, bis L. genannten Behörden findet der für 
den Eleinen Rath und das Appellationsgericht vorgefchriebene Ausftand Statt, 
und es gilt der allgemeine Grundfag, dag in feiner Behörde ded Canton 
Vater und Sohn, oder zwei Brüder, zugleich die Stelle des Präfidenten 
und des Schreibers befleiden Eönnen. 

76. Die bezirtsweife Beauflihtigung des Vormundſchaftsweſens und 
der Xheilungsangelegenheiten wird einer aus der Mitte eines jeden Bezirks 
zu beftellenden Behörde übertragen, welche den Gemeindsbehoͤrden bei Be: 
forgung dieſer Angelegenheiten mit Rath und That an die Hand zu geben, 
die in Beziehung auf .diefelben entjtehenden flreitigen Rechtsfragen aber om 
den Civilrichter zur rechtlichen Entfcheidung zu weifen hat. 

" Das Gefeg wird die Bildung und Obliegenheiten diefer Behörde nd 
her beftimmen. Bis dahin liegen die Verrichtungen derfelden den Prifiden- 
ten der Bezirksgerichte ob. 


Friedensrichteramt. 


77. Das Amt des Friedensrichters zum Verſuche der Vermittlung ab 
lee bürgerlichen Streitigkeiten bleibt beibehalten. 

Nach erfolgter Aufftellung der Gemeindräthe mählt jede ber uͤbrige 
Gemeinden ihren Friedensrichter nach freier Wahl, ohne dabei an eine Ste 
gebunden zu feyn. 
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Der Gemeindspräfident darf, wofern die Wahl eines Friedensrichters 
uf ihn faͤllt, dieſe Ernennung nicht ausſchlagen. 


Annahme und Reviſion der Verfaſſung. 


78. Durch Annahme der Verfaſſung von der Mehrheit der Activbuͤr⸗ 
er erhält diefelbe vollgultige Kraft, und wird in ihren Vorfchriften durch. die 
Ehatfache der Annahme für alle Bürger ded Cantons verpflichtend. 

79. Bei jedesmaliger Regierungserneuerung leiftet der neu gewählte 
roße Rath folgenden Eid: 

„Der große Rath ſchwoͤrt, des ſchweizeriſchen Vaterlandes und ins=. 
„befondere des Cantons Schafhaufen Nugen, Ehre und Wohlfahrt zu 
„befördern, Schaden und Nachtheil von demfelben nach beften Kräften. 
„abzumenden, demfelben Treue und Wahrheit zu halten, fein Amt 
„nah Inhalt, der Verfaſſung und der Geſetze zu führen, von deren 
„Borfchriften nicht abzumweihen, Religion, Freiheit und Recht zu fchir: 
„men, bei allen Wahlen feine Stimme nur demjenigen zu geben, den 
„ee nad; teiflicher, unbefangener Prüfung für den Rechtfchaffenften und 
„Würdigften hält, und überhaupt alle Obliegenheiten, die das Zus 
„teauen der Bürger im feine Hände gelegt, aufrichtig, unparteiiſch, 
„ohne Mieth noch Gaben zu nehmen, mit Gemiffenhaftigkeit zu er 
„füllen. ” 

80. Eine Abänderung der gegenwärtigen Verfaſſung darf innerhalb 
re nächften vier Jahre, vom Tage der Annahme derfelben an gerechnet, 
ht eintreten. 

Ein Jahr vor Ablauf dieſes Zeitraums fol die Frage wegen Reviſion 
ve Berfaffung zur Entfcheidung gebracht werden, damit im bejahenden Kalle 
e erforderlichen Einfeitungen getroffen werden koͤnnen. 

Die Kevifion fol Statt finden, entweder > 
1) wenn die Mehrheit der auf gefegliche Art verfammelten flimmfähigen 

Bürger de8 Cantons den Wunfc einer folchen Revifion auf gefegliche 

Weife ausfpricht und an den großen Rath gelangen läßt, oder | 
2) wenn der verfaffungsmäßig verfammelte große Rath mit abfoluter Mehr: 

heit die Vornahme derfelden befchließt. 

Im Falle einer Nevifion und nach Vollendung derfelben muß die abge: 
berte DVerfaffung den flimmfähigen Bürgern des Cantons zur Annahme 
se Verwerfung vorgelegt werben. 

X 


Anhang zu der Verfaſſung. | 

Die in nahfolgenden Artikeln enthaltenen Beflimmungen, welche, fo: 
d fie in Ausführung gefommen find, größtentheils wegfallen, und. daher 
ht in die bleibende Vetfaſſung gehören, werden berfelben in gegenwärtigem 
hange beigefügt, und haben diefelben verbindliche Kraft, wie die Verfaſ— 
g ſelbſt. 
oviſoriſcher Fortbeſtand ber bisherigen Behörden und Re 

vifion der Geſetze. 

41. Die bisherigen Behörden des Gantons fegen ihre amtlichen Wer: 
tungen fo lange fort, bis fie in ihrem Wirkungskreiſe ducch andere, in 
mäßheit der Verfaffung oder der organifchen Gefege aufgeftellte, Behörden 
tzt feyn werben. j 

2, Alle gegenwärtig beftehende Gefege und Verordnungen follen mit 
II. > 23 


* 
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Beförderung revidirt werben, bleiben aber, fo weit fie nicht mit der Veſn 
fung im Widerfpruche ftehen, bis nad gefchehener ausdruͤcklicher Aufhehun 
ober Abänderung in Kraft. | 

Damit diefe Nevifion mit Beförderung und nach übereinftimmni 
Grundfägen vorgenommen werden Fönne, wird der neue große Rath Iofr 
nach feiner Eonftituirung eine Commiffion mit dem Auftrage nieberizm 
alle beftehende Gefebe zu durchgehen, über die Art und Weiſe, mie bil 
ben zu reviditen feyen, und über die dabei, nach Maaßgabe des Gradi h 
Dringlichkeit einer baldigen Reviſion der einzelnen Gefege und Berorun 
gen, zu beobadhtende Reihenfolge dem großen Rathe gutachtliche Vorſle 
einzugeben. Diefe Commiffion wird auch die erforderliche Einleitung tıfa 
damit, fo lange nicht ein befonderes Griminalgefegbuch für dem Canton ir 
geführt feyn wird, dasjenige eines andern eidsgenöffifchen Standes als Nr 
zur Beurtheilung peinlicher Fälle angenommen werden Eönne. 

Der Eünftige Eleine Rath wird dafür forgen, daß, dem Beſchluſſe 
Verfaffungsrathes vom 24. März 1831 gemäß, im Canton gleiches Da 
und Gewicht eingeführt werde, fobald diefes in Uebereinftimmung mit : 
dern benachbarten Gantonen gefchehen kann, und, wenn fich binnen — 
Jahren Eeine Möglicykeit einer folhen Uebereinſtimmung ergeben follte, 
ſerhalb von ſich aus die nöthige Fürforge treffen. 


Ausfheidung des Bermögens der Stadt Schafhaufen 


3. Die Nothwendigkeit der Trennung des Vermögens der Stadt && 
haufen von demjenigen des Cantons wird ald Grundfag anerkannt. 

4. Sobald die Eünftige Behörde der Stadt Schafhaufen auf 
feyn wird, iſt diefe Trennung durch eine, aus zehn Mitgliedern zufamm 
gefegte, Commiſſion vorzunehmen, die zur einen Hälfte durch die St 
börde und zur andern Hälfte duch die Mitglieder des großen Rathes 
ber Landfchaft, mit Berüdfihtigung der Bezirke, zu ernennen tft. 

Die Commiſſion iſt verpflichtet, das Ergebniß ihrer Berathungen, ! 
den endlichen Abfchluffe, denjenigen, die fie aufgeftellt haben, zur Prüf 
und Genehmigung vorzulegen. 

5. Sollte die Commiſſion fid) über die Grundfäge, nach melden 
Trennung des Cantons und Stadtvermögens zu bewerfftelligen if, — 
vereinigen Eönnen, ober ihre Anträge die Zuftimmung entweder der Stax 
hörde oder der Mitglieder des großen Rathes von der Landfchaft nicht 
ten; fo merden die zue Sprache gekommenen Rechtsfragen umpartill 
fchweizerifhen Schiedsrichtern zur Entfcheibung vorgelegt, und tritt dam! 
in eidsgenöffifchen Werhältniffen beobachtete fchiedsrichterliche Werfahren er 


Rangordnung und Zitulaturen, 


6. Die Rangordnung der Präfidenten ber oberften Behörden vi 
tons wird auf folgende Weiſe feſtgeſetzt. 

Es gebührt nämlich : 
bee erfie Rang dem Präfidenten des großen Rathes; 
der zweite Rang dem Präfidenten des Eleinen Rathes ; 
der dritte Rang dem zweiten VBürgermeifter ; 
ber vierte Rang dem Präfidenten des Appellationsgerichtes. 

. Ein Reglement wird bie bisherigen Titulaturen vereinfacha 

ben gegenwärtigen Verhaͤltniſſen anpaffen. 

8. Die mit der Einleitung der Reviſion der Gefege zu beanftınd 
Commiffion wird den von den Gliedern ber untergeordneten Behörden zu ' 
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ftenden Amtseid, mit Beruͤckſichtigung der denfelben obliegenden Verrichtun⸗ 
gen und der Verfaffung im Allgemeinen, entwerfen, 


‚ Mittheilungen der Berfaffung an die Bürger des Cantong 
zur Annahme oder Berwerfung derfelben. 


9. Die Entfheidung der Trage: ob die Verfaffung als angenommen 
oder als verworfen zu betrachten fen, hängt ab von der Mehrheit der bejahen: 
den oder verneinenden Stimmen der Activbürger, die ihr Stimmrecht auge 
geübt haben. — Diejenigen Bürger, welche nicht geftimmt haben, kommen 
dabei durchaus. nicht in Betrachtung. | 

10. Jedem Activbürger wird ein Abdruck der Verfaffung, in Beglei: 
tung eines Auftufes des Verfaffungsrathes, zugeftellt, und acht Tage nach 
diefer Austheilung Über Annahme oder Verwerfung ber Verfaffung abge: 
ftimmt, und zwar in ber Hauptſtadt auf den Gefelfchaften und Zuͤnften, 
und auf der Landfchaft in Gemeindsverfammlungen. 

11. Nach, Maafgabe der dem DVerfaffungsrathe porzulegenden Zuſam⸗ 
menftellung der. Ergebniffe diefer Abflimmungen entfcheidet derfelbe endlich die 
Frage: ob die Annahme oder die Verwerfung der Verfaffung Statt gefun- 
den habe. | | 
12. Ueber die Art, wie diefe Abftimmungen zu veranftalten find, wird 
eine befondere Verordnung die nöthigen Anleitungen ertheilen. 


(Von der Bürgerfchaft des Cantons angenommen, den 2, Brachmonat 
und duch den DVerfaffungsrarh ald in Kraft erwachfen erklärt den 4. Brach- 
monat 1831.) 


1), Berfaffung des Cantons St. Gallen vom 
1. März 1831. 


Abſchnitt 1. 
Allgemeine Beftimmungen und Öemwährleiftungen. 


1. Die Bürger des Gantons St. Gallen bilden einen Staatsverein 
zu Behauptung der Freiheit und Selbſtſtaͤndigkeit des eigenen Gantons, und 
um als Gtied der Eidgenofjenfhaft auch die Freiheit und Serbftftändigkeit 
des gefammten ſchweizeriſchen Vaterlandes nad? Pflicht zu fügen und zu 
vertheidigen. 

2. Das Volt des Cantons iſt fouverain. Die Souverainetät, alg 
Inbegriff der Staatshoheit und der oberften Gewalt, ruht in der Gefammt: 
heit der Bürger. 

3. Das Bolt übt in Folge deffen das Gefeggebumgscecht felbft aus, 
und jedes Gefeg unterliegt feiner Genehmigung. Das Recht der Genchmi: 
gung übt das Volt dadurch aus, daß es nad) Erlaffung eines Geſetzes die 
Anerkennung und Vollziehung deffelben, vermöge feiner fouverainen Gewalt, 
verweigern kann. J— 

4. Die Verfaſſung anerkennt weder Vorrechte des Ortes, noch der 
Seburt, noch der Perfonen, noch der Familien, noch des Vermögens. Das 
ber ift aller Gebraudy von adeligen Titeln und Bezeichnungen in öffentlichen 
Acten und Verhandlungen unzulaͤßig. 

Das Tragen von Drden oder andern Auszeichnungen vom Auslande, 
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bei amtlichen Verrichtungen, in amtlicher Stellung und in geſetzlichen Bü: 


ger- oder Militairverfommlungen, ift ebenfalls unterfagt. 


5. Keine Liegenfhaft kann unveraͤußerlich erklärt werden, weder fir 
Gemeinheiten oder Körperfchaften, nod für eine Samitie. ben fo weni 
kann Bermögen an XKiegenoem oder Fahrendem zum Zwed erblicher Uxker 
tragung als bleibendes Erbgut einer Familie verfchrieben werden. 

- Milde Stiftungen, infoweit fie nach diefem Artikel zuläßig find, unte 
liegen jederzeit, gleich anderm Vermögen, ber Beſteuerung, fofern fie nik, 
vermöge befonderer Zwede, durch das Gefeg ausdrüdlid davon ausgenemn 
men werben. 


Saͤmmtlich vorftehende Beftimmungen haben feine rüdwirkende Kraft, 
| 6. Die BVerfaffung fichert den Zehnt: und Grundzinsloskauf nad da 
Geſetzen des Cantons. 

77.. Die Verfaſſung gewaͤhrleiſtet den Gemeinden das Recht des Lt 
kaufs und den Collatoren das Recht der Abtretung der Collaturen. Dis 
Gefeg. wird über die Bedingungen des Loskaufs und ber Abtretung, mil 
Beruͤckſichtigung der Rechte und Pflichten beider Theile, der Gemeinden |s 
wohl als der Gollatoren, das Mähere feitfegen. 


8. Die Verfaffung ſichert die freie und uneingefchränfte Ausütum: 
des Eatholifhen und evangelifchen Glaubensbekenntniſſes und Gottesbienfit 

9. Die BVerfaffung gemährleiftet das Recht der Eingehung gemit; 
ter Ehen. 

10. Die Verfaffung gewährleiftet die Freiheit der Preffe; darin ii 
begriffen, daß nie die Genfur eingeführt werden darf. Gegen den Mi 
brauch der. Preffe ſchuͤtzt das Geſetz. 

11. Jeder Bürger und jede Gemeinheit des Cantons hat das Rest 
ber oberften Behörde deſſelben Wuͤnſche, Anliegen und Beſchwerden fhrt 
lich einzugeben (Petitionsrecht). 

12. Die Berfaffung fest als Grundſatz feſt: die Deffentlichkeit I! 
gefammten Staatshaushaltes und die Deffentlichkeit der Verhandlungen x 
oberften Behörde des Canton. 

Gleichmaͤßig wird. die Deffentlichkeit der Gerichtverhandlungen als Grun⸗ 
fag aufgeftellt; die nähere Beſtimmung ift Sache des Gefeges. | 

13. Niemand darf feinem ordentlichen Richter entzogen werben. Di 
ordentlichen Gerichte find einzig die, welche, fey es für bürgerliche ober m 
litairiſche DVerhältniffe, die Berfaffung felbft aufſtellt. Andere auferonen 
liche Gerichtsſtaͤnde find unzuläßig. | 

14. Niemand Eann. verhaftet oder in Verhaft gehalten werden, 
Per in den von dem Gefeg beftimmten Fällen und auf die von dem Et 
beftimmte Art. 

15. Das Privateigenthbum iſt unverleglich; die Verfaffung gemihl* 
ftet aber dem Staate das Net, in Fällen, wo es das Staatswohl umar 
gänglich erheifcht, das Opfer eines unbemweglichen Befisthums von Prim 
oder Gemeinheiten fordern zu können, gegen volle, im ftreitigen Falle dur© 
ben Richter zu beftimmehde, Entſchaͤdigung, und einzig nad) Anleitung M 
Gefeges, das auch die einfchreitenden Behörden zu bezeichnen hat. 

16. Jedem Bürger ſteht das Recht zu, durch jeden belichigen & 
werb ficy rechtlich zu ernähren. Beſchraͤnkungen, in wie weit fie nah 
fem Grundfag und im Intereſſe der Gefammtheit der Buͤtger zuläfig =” 
für den Handwerksſtand des Cantons winfchbar find, beſtimmt das Ge“ 
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Der Miedergelaſſene genießt am Niederlaffungsorte bie Gewerbsfreiheit 
in gleihem Maaße, wie der Gemeindsbürger. 

Jeder Cantonsbewohner ift bei feiner Gewerbstreibung außerhalb feines 
heimathlichen Wohnortes und feines Niederlaffungsortes jederzeit den allge: 
meinen und Örtlichen, gefeglich fanctionirten, Polizeiverordnungen unterworfen. 

Ob und in wie weit es Denjenigen, welche ohne gefegliche Miederlafs 
fung fi im ‚Canton aufhalten, erlaubt fey, ein Handwerk oder fonftige Ge: 
werde zu treiben, beflimmt das Gefeg im Sinne möglichfter Beförderung 
des eigenen Gewerbsfleißes, und, fo viel als zuläßig, des Gegenrechtes. 

47. Alle Monopole, das heißt, alle Gewerbsbetreibungen, in deren 
Beſitz ausfchließlich einzelne, Perfonen, Familien oder Gemeinbeiten ftehen, 
find von nun an aufgehoben. Jedoch bleiben oberpolizeiliche Worfchriften 
und Verfügungen vorbehalten. 

18. Jeder Cantonsbürger, fo wie jeder im Canton wohnende Schwei⸗ 
zerbuͤrger, iſt militairpflichtig. Ob und in welchen Faͤllen und in wie weit 
Erſatz durch Andere oder gaͤnzliche Ausnahme Statt finden mag, wird das 
Geſetz beſtimmen. 

Die Verfaſſung gewaͤhrleiſtet Erleichterung und gleichmäßige Verthei— 
fung der Mititärlaften, Die Art und Weife diefer Erleichterung und gleich: 
mäßigen Vertheilung wird ebenfalls das Gefeg beftimmen. 

19. Die Bürger find pflichtig, diejenigen Beamtungen, welche durch 
unmittelbare Volkswahlen beftellt werden, anzunehmen; diefe Pflicht be: 
fchräntt ficdy jedoch auf ein Amt und eine Amtsdauer, 

Amtsftellen in den Gemeinden müffen aber in jedem Falle, ſelbſt bei 
Bekleidung anderer Aemter, für eine Amtsdauer angenommen werden. 

Mit dem Antritte des fechzigften Altersjahres hört jede Verpflichtung 
für Annahme von Aemtern auf. 

Eben fo fällt die Verpflichtung allgemein von felbft weg für Stellen, 
welche laut Adfchnitt 9. neben andern Aemtern nicht von der gleichen pers 
ſon beleidet werden dürfen. 

20. Bürger, melde von nun an Titel, Orden, Befoldungen und 
Jahrgehalte von auswärtigen Mächten. annehmen würden, fo wie folche, 
welche politifche oder militairifhe Stellen in ausländifhem Dienfte befleiden, 
find .von öffentlichen Aemtern im Canton ausgefchloffen. 

Bürger, welche in Öffentlichen Aemtern flehen und entweber politifche 
ober-militairifhe Stellen, oder Titel, Orden, Befoldungen und Jahrgehalte 
von ausmärtigen Mächten annehmen, verzichten durch diefe Annahme auf 
ihre nn und haben von denfelben abzutreten. 

° Der Ermennung zu allen öffentlichen Anftellungen und Bebien: 
— ſoll freie Bewerbung vorangehen. 

22. Jede Religionspartei beſorgt geſondert, unter der hoͤhern Aufſicht 
und der Sanction des Staates, ihre religioͤſen, matrimoniellen, kirchlichen 
und Eöfterlihen „Verwaltungs: und Erziehungsangelegenheiten. Das Geſetz 
wird diefe Aufjicht beftimmen und die Fälle für die Sanction feftfegen. 

23. Mit der Auffiht über die Haupt: und Handelsftragen übernimmt 
ber Ganton auch deren Unterhalt als Obliegenheit des Staats. Das Ge: 
feg, dem die Bezeichnung diefer Straßen anheimgeftellt bleibt, wird aber zu: 
voͤrderſt die Vorfchriften, nach deren Erfüllung der Staat die Uebernahme 
ausführen kann, die Bedingungen, unter welchen fie gefchehen foll, und den 
Zeitpunct feftfegen, in welchem fie, jenen Vorfchriften und Bedingungen ge: 
mäß, erfolgen wird. Ausgleihung der Intereſſen des Staats und der be: 
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theiligten einzelnen Gemeinden, nach den Srundfägen bed Rechts, foll Haupt: 
grundlage des Gefeges feyn. Bis zu erfolgender Uebernahme haben aber 
fämmtlihe Gemeinden ihre bisherigen Straßenpflichten vollftändig zu erfüllen, 

In Verbindung mit diefer Uebernahme und Behufs der Ausgleihung 
wird der Canton zugleich die MWeggeldsberechtigungen der einzelnen Gemeinden 
an ſich ziehen. Auf gleihem Fuße wird er die bisher beftandenen Waaren: 
zölle einloͤſen. 

Fur Eünftige funftverftändige Leitung und Beauffihtigung des Waſſer 
bau: und-Wuhrwefens im Canton hat die Landesverwaltung von Staats we: 
gen zu forgen. 

24. Der Gefeggebung bleibt vorbehalten, Gleichfoͤrmigkeit von Maf 
und Gewicht im Canton einzuführen. 

25. Der Münzfuß des Cantons St. Gallen ift die Reichsrwährung 
im vier und zwanzig Guldenfuß, 

26. Ein auf Uebergabe zu gebundenen Händen ausgefällter ſchiedstich⸗ 
terlicher Spruch hat diefelbe Rechtskraft, wie ein gerichtliches Urtheil der let: 
ten Inſtanz, und foll gleich. einem folchen vollzogen merden. 

27. Allen, ſowohl erft= als letztinſtanzlichen, Urtheilen ſollen die Ev 
waͤgungsgruͤnde beigefügt werden. 

28. Bor Gerichten zweiter Inſtanz dürfen eine Rechtsfragen und Be 
weismittel angenommen werden, die nicht ſchon in erfter Inſtam vorgebrecht 
wurden. 

29. Urtheile in Geiminalfällen koͤnnen nur in Folge ftattgehabrer An 
Eage und Vertheidigung gefällt werden, Kür Aufftellung eines Anklägers un) 
eines DVertheidigers forget das Geſetz. 

j 30. Alle und jede Militaircapitulationen des Cantons mit fremden 
Mächten find unzuldffig. 


Abſchnitt 2% 
Politifher Stand der Bürger. 


31. Wer nad dem Gefege das Bürgerrecht in einer Gemeinde des 
Cantons St. Gallen befigt, ift auch Bürger des Cantons. 

32. Cantonsbürger wird man durch eheliche Abftammung von einem 
Bürger, oder außereheliche von einer Bürgerin. 

33. Man erwicht das Gantonsbürgerrecht durch einen Beſchluß des 
großen Raths. Der Verlangende muß ſich aber vorlaͤufig ausweiſen, dez 
ihm auf den Fall der Ertheilung ein Gemeindsbürgerrecht zugeſichert if 
Hingegen kann Eeine Gemeinde ihr Bürgerrecht an einen Nichtcantonsbürge 
fhon wirklich ertheilen, und die Zufiherung von Gemeindsbürgerrechten bleikt, 
fofern nicht das Gantonsbürgerrecht wirklich ertheilt wird, ohne alle, rechtliche 
Folge. Das Gefeg hat fowohl über die Aufnahme in das Gemeindsbizer 
recht, als über die Ertheilung des Cantonsbuͤrgerrechts das Erforderlice zu 
ordnen. 

Ausländer dürfen nur alsdann in dag Cantonsbuͤrgertecht aufgenommiz 
werden, wenn fie auf ihr auswaͤttiges Staatsbürgerrecht verzichten, und ihtt 
Entlaffung aus demfelben urkundlich nachweiſen. 

34. Das Cantonsbürgerrecht verliert: | 

a) wer mit Beurkundung feiner anderwärtigen Aufnahme darauf verzichte; 
b) wer, abweſend, es in einer fefizufegenden Verjährungsfrift nicht ermeurt 
Fuͤr beide Fälle treten nähere Beſtimmungen des Geſetzes ein, jedoch 
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greift der Vetluſt nie auf jene Kinder zurück, welche vor ber Verzichtleiftung 
ober Verjährung fhon erzeugt waren. 

Im Verlufte des Gantonsbürgerrechts iſt der Verluſt des Gemeindsbuͤr⸗ 
gerrechts einbegriffen. 

Verzichtleiſtung bei dem Beſitze mehrerer Gemeindsbůͤrgerrechte auf eines 
derſelben, mit Beibehaltung des Cantons- und eines andern Gemeindsbuͤr⸗ 
— im Canton, kann nur nach den Vorſchriften des Geſetzes ſtatt 

nden 

35. Die politifhen Rechte können ausüben alle Cantonsbuͤrger, welche 

a) das ein und zwanzigſte Jahr angetreten haben; 
b) in buͤrgerlichen Ehren und Rechten ſtehen; 
doch nur da, wo fie haushaͤblich angeſeſſen find. 

Ausgefchloffen find dagegen nebft denjenigen, die porftehende Eigenſchaf⸗ 
ten nicht haben: 

a) jene, die gerichtlich bevogtet ſind; 

b) welche Armenunterſtuͤtzung genießen; 

e) Falliten und Accorditen, worunter auch kuͤnftige außergerichtliche Ac⸗ 
corditen verftanden find; 

d) erwiefen fittenlofe Bürger; 

e) ſolche, die in einen Griminalunterfuch verflochten find. 

36. Stimmfähig in den Gemeindsgenofjenverfammlungen find_alle jene 
DOrtsbürger und Antheilhaber am Gemeindegute, welche in ber Ortsgemeinde 
felbft wohnen, fofern fie audy die für Ausübung der politifchen Rechte erfor 
derlichen Eigenſchaften befigen. 

37. Die Bürger üben die ihnen zuftehenden Wahlrechte, infofern fie 
nicht auf bloße Gemeindswahlen Bezug haben, in Bezirksgemeinden aus. 

38. Jeder Cantonsbuͤrger iſt befugt, ſeinen Wohnſitz in eine andere 
Gemeinde des Cantons zu verlegen und dort ſich nieberzulaſſen. 

Von dieſem Rechte find ausgeſchloſſen: 

a) wer uͤberhaupt nicht in buͤrgerlichen Ehren ſteht; 
b) Falliten und Accorditen ohne Ausnahme; 

c) erweislich ſittenloſe und berufsloſe Bürger. 

Wer nach vorſtehenden Beſtimmungen das Recht zur Niederlaffung 
nicht anfprechen kann, darf, wenn er in eine ber drei vorflehenden Glaffen 
fällt, aus einer Gemeinde, in welcher er niedergelaffen ift, weggewieſen werden. 

"Die Verfügung wegen der FZalliten und Accorditen hat aber keine ruͤck⸗ 
wirkende Kraft. 

Allfaͤllige Gebühren wird das Gefeg beftimmen. 

39. Unter vorftehenden Befchränkungen wird das Recht der freien Nies 
berlaffung aud den Bürgern der übrigen Schweizercantone gewährt, doc) 
mit der ausdrüdtichen Bedingung, daß die Bürger des Cantons St. Gallen 
im andern Gantone, fomwohl in Bezug auf die Niederlaffung im Allgemeis 
nen, als auch in Hinficht auf damit verbundene unbeſchwerte Gewerbstrei⸗ 
bung und Güterankauf, und zwar ohne Rüdficht der Gonfeffion, alle jene 
Begünftigungen genießen, die der Schweizer nah den St. Galliſchen Gefegen 
im Gantone St. Gallen genießt. 

Abſchnitt 3 
Gebietseintheilung. 


40. Der Canton ift in 15 Bezirke abgetheitt, nämlich: 
1) St. Gallen, 2) Zablat, 3) Rorſchach, 4) Unterrheinthal, 5) Ober: 
rheinthal, 6) Werdenberg, 7). Sargans, 8) —— 9). are 10). Ober: 
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toggenburg, 11) Neutoggenburg, 12) Aistoggenburg, 13) Untertoggenburg, 
14) Wyl, 15) Goßau. ' 

Die Stadt St. Gallen ift der Hauptort des Cantons. 

Die Bezirke find -zugleih Amts:, Wahl: und Gerichtsbezirke. 

41. Jeder Bezirk wird in politifche Gemeinden getheilt. Dem 
Gefege bleibt vorbehalten, die Anzahl und den Umfang diefer Gemeinden 


. nad) Bedürfnig zu vermehren oder zu vermindern. 


42. Kin politifhe Gemeinde kann aus mehreren Orte gemeinden | 
beftehen. Die Ortögemeinden bezeichnet das Geſetz. 
43. Jeder Bezirk hat ein oder mehrere Verfammlungsorte für die Be 


zirksgemeinde und das Bezirksgericht. 


44. Der Bezirk St. Gallen befteht in der Stadt mit ihren Umge 
bungen, nach bisheriger Einmarchung, doch mit Ausſchluß des ehemaligen 
Stiftseinfangs. Verſammlungsort für Bezirksgemeinde und Bezirksgeticht: 
Stadt St. Gallen. 

Zum Bezirk Tablat gehoͤren die dermaligen politiſchen Gemeinden 
Tablat (welcher der ehemalige Stiftseinfang nebſt feinen ſaͤmmtlichen Bewet: 
nern in jeder Beziehung zugetheilt wird), Wittenbach, Haͤggenſchwyl und 
Muhlen. Verſammlungsort fuͤr die Bezirksgemeinde: Wittenbach; fuͤr das 
Bezirksgericht: St. Fiden. 

Zum Bezirk Rorſchach: Moͤrſchwyl, Goldach, Steinach, Untereggen, 
Eggersriet, Rorſchacherberg und Rorſchach. Verſammlungsort für Bezirkes 
gemeinde und Bezirksgericht: Rorſchach. 

Zum Bezirk Unterrheinthal: Thal, Rheineck, St. Margrethen, Yu, 
Berneck, Balgach und Diepoldsau. Verſammlungsorte fuͤr Bezirksgemeinde 
und Bezirksgericht: abwechſelnd Rheineck und Berneck. 


Zum Bezirk Oberrheinthal: Rebſtein, Marbach, Altſtaͤtten, Eich⸗ 


berg, Oberriet und Ruͤthi. Verſammlungsort für Bezirksgemeinde und Be 
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zirksgericht: Altſtaͤtten. 


Zum Bezirk Werdenberg: Sales, Sams, Grabs, Buchs, Se— 
velen und Atzmoos. Verſammlungsort fuͤr Bezirksgemeinde und Bezirkig- 
gericht: Werdenberg. 


Zum Bezirt Sargans: Sargans, Ragatz, Pfäfers, Vilters, Mels 


Slums, Wallenftadt und Quarten. VBerfammlungsort für die Beyirköge 


meinde: Mels;. für das Bezirksgericht: Sargans, 

Zum Bezirk Gafter: Amden, Welen, Schänis, Benken, Kaltbtunn 
Rieden. Berfammlungsort für Bezirtsgemeinde und Bezirksgeriät‘ 
Schaͤnis. 

Zum Seebezirk: Gommiswald, Utznach, Schmerikon, Rapperfchrrl, 


Jona, Eſchenbach, Goldingen, St. Gaum : Kappel und Ernetfchwpl. Ber 


fammlumgsort für die Bezirksgemeinde: Eſchenbach; Verfammiungsort für 
das Bezirksgericht: abwechſelnd Utznach und Rapperſchwyl. 

Zum Bezirk Obertoggenburg: Wildhaus, Alt St. Johann, Ne 
lau, SKrummenau, Ebnat und Kappel, Verfammlungsort für Bezitkege 
meinde und Bezirksgericht: Neu St. Johann. 


-Bum Bezirk Neutoggenburg: Wattwyl, Lichtenfteig, Oberhelfen 
ſchwyl, Brunnadern, Hemberg, St. Peterzell und Krinau, Verfammlung* 
ort für die Beziresgemeinde: Wattwyl: für das Bezirksgericht: Lichtenfteis. 

Zum Bezirk Alttoggenburg, Buͤtſchwyl, Kütisburg, Mosnang und 


— Verſammlungsott für die Bezirksgemeinde und Bezirksgeticht 
osnang. 
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Zum Bezirk Untertoggenburg: Mogelsberg, Ganterſchwyl, Sons 
ſchwyl, Oberutzwyl, Henau, Flawyl und Degersheim. Verſammlungsort fuͤr 
Bezirksgemeinde und Bezirksgericht: Flawyl. 

Zum Bezirk Wyl: Wyl, Bronſchhofen, Zutzwyl, Oberbuͤren, Nieder⸗ 
buͤren und Niederhelfenſchwol. Verſammlungsort fuͤr die Bezirksgemeinde: 
Oberbuͤren; fuͤr das Bezirksgericht: Wyl. 

Zum Bezirk Goßau: Goßau, Andwyl, Waldkirch, Gaiſerwald und 
un Verfammlungsore für Bezirksgemeinde und Bezirksgericht: 

oßau. 


Ablchnitt 4. 
Beſtand und Befugniſſe der Behoͤrden. 
A, Großer Rath. 


45. Die oberfte Behörde der Gantons ift der große Rath. Er be: 
fteht aus den Abgeordneten des Volkes, welches diefelben, als feine Stellver⸗ 
treter, unmittelbar von ſich aus waͤhlt. 

46. Der große Rath wird aus 150 Mitgliedern beſtellt. 

Hievon ernennt der Bezirk St. Gallen 15; drei von dieſen 15 ſollen 
Cantonsbuͤrger ſeyn, die nicht Gemeindsbuͤrger von St. Gallen ſind, und 
unter dieſen dreien iſt wenigſtens 1 Bürger katholiſcher Confeſſion zu wählen, 

Die übrigen 135 Mitglieder werden in genauem Berhältniß zur Zahl 
der im übrigen, Canton befindlichen Gantonsbürger und der dafelbft niederges 
laffenen Schweizer, mit Beobachtung der Parität nach gleicher Berechnung, 
auf die andern 14 Bezirke vertheilt, 

Mitglieder Mitglieder 
katholiſcher evangelifcher Zuſammen. 
Confeſſion. Confeſſion. 


— Tablat | wählt 6 — 6 
Rorſchach ⸗ 8 — 8 
UUUUnterrheinthal ⸗ 4 fi 11 
⸗Oberrheinthal ⸗ 9 5 14 
-0Werdenberg ⸗ 1 10 11 
=  BSargans ⸗ 13 — 13 
= Gafter s 6 — 6 
Seebezirk ⸗ 10 — 10 
Obertoggenburg ⸗ 2 9 11 
Neutoggenburg ⸗ 2 9 11 
Alttoggenburg ⸗ 8 1 9 
= Untertoggenburg ⸗ 5 6 11 
⸗ Wyl ⸗ 7 — 7 
⸗ Goßau ⸗ 7 — 7 


47. Der große Rath verſammelt ſich ordentlicher Weiſe zweimal im 
Jahre; am erſten Montage im Brachmonate und am en Montage im 
MWintermonat. 

48. Er verfammelt fi & außerordentlicher Weife: 

a) fo oft es der Präfident des großen Rathes nothwendig erachtet; 

b) wenn dreißig Mitglieder des. großen Nathes bei deſſen Präfidenten es 
verlangen ; 

c) fo oft:der Eleine Rath felbft ſich durch Umftände zur Einberufung bes 
wogen findet. 

Die Einberufung gefchieht in der Megel durch den Eleinen Rath. In 
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den unter a und b bezeichneten Fillen ſtellt der Praͤſident des großen Ratte 
an den kleinen Rath das ſchriftliche Begehren um Einberufung, melden d 
eine Rath zu entfprechen pflichtig if. Die Einberufung kann jedoeh «4 
durch den Präfidenten des großen Rathes gefchehen, der fich dazu feines Ti 
reau's bedient, — In dem unter c bezeichneten Falle hat der kleine Kıil 
von der gefchehenen Einberufung dem Präfidenten des großen Rathes geih 
zeitige Anzeige zu machen. 

Wenn die Einberufung des großen Rathes durch beffen Präfibenten 
fchieht, hat diefer ordentlicher Weife der Einladung das Verzeichniß de ii 
behandelnden Gegenftände beizufügen. 

49. Der große Rath giebt fich felbft da8 Neglement für Behander 
feiner Gefchäfte und über die Polizeiordnung in feinen Sigungen. 

50. Die Kanzlei des großen Raths wird von ihm felbjt und aus * 
ner eigenen Mitte beftellt. 

51. Er entfcheidet über die Gültigkeit von Wahlen feiner Mitgie 

52, Die Sigungen des großen Rathes find öffentlih. Die Falk, ı 
welchen ausnahmsweife für allgemeine Intereffen des Gantons oder der EN 
genoffenfhaft die Sigungen geheim gehalten werden müffen, beftimmt d 
Reglement. 

53. Das im Art. 11 gemährleiftete Petitionsrecht wird nur in} 
fhriften an den Präfidenten des großen Raths, zu Handen deffeibe, m u 
geübt. Wie diefe Zufchriften und Begehren zu behandeln und zu beatx 
find, bejtimmt das Geſetz. 

54. ‚Der große Rath vertagt ſich oder Löfet fi auf nach eigenem ©x 
. finden. 

55. As oberfte Behörde des Cantons erläßt und erläutert der gu 
Rath die Gefege und führt die Oberaufliht über die Landesverwaltung. 

56. Er rathſchlagt demnach Über die Vorſchlaͤge von Belegen un) d 
fhlüffen, welcdye der Eleine Rath vorlegt, und befchlieft daruͤber durd Ix 
nahme, beliebige Abänderung oder gänzlihe Verwerfung, fo wie gleidfe- 
über diejenigen Vorfchläge von Gefegen und Beſchluͤſſen, welche aus [de 
eigenen Mitte hervorgehen. 

Sedem einzelnen Mitgliede fteht das Recht zu, wirkliche Worfchläg: # 
machen, ober Geſetze und Befchlüffe in Antrag zu bringen. | 

Wie in allen diefen Fällen die Vorfchläge und Anträge zu beratia 
find, beflimmt das Neglement. 

57. Dem großen Rathe-fteht das ausſchließliche Verfuͤgungsrecht ir 

folgende Gegenftände zu: 

a) Darleihen für den Staat aufzunehmen und Bürgfchaften für denſcke 
einzugehen. 

b) Ueber Ankauf und Verkauf von Staatsgütern. 

c) Ueber Ausführung von Staatsbauten. 

d) Ueber Gehalt, Gepräge und Benennung eigener, und bleibende Im®| 
nungen über den Tarif fremder Münzen. 

e) Feftfegung oder Abänderung des Gehaltes aller öffentlichen Beam? 
und Angeftellten, die vom Staate befoldet find, fo wie die Emidiz: 
oder Aufhebung aller folcher öffentlicher Anftellungen und Bediente 
gen, die nicht durch die Verfaſſung felbft aufgejtellt find. 

f) Ueber alle Verkommniſſe und Verträge ‚mit andern Cantonen = 
Staaten. Sie unterliegen feiner Genehmigung. 


58. Er beſtimmt alljährlich den Voranſchlag ber Einnahmm ıF 
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Ausgaben des Staats,’ und erläßt gleichzeitig die Gefege für Erhebung der 
Abgaben und Steuern, welche zur Beftreitung der Su erforder⸗ 
lich ſind. 

59. Er laͤßt ſich jaͤhrlich vom kleinen Rathe über die Verwaltung bes 
Staatsvermögens und über Einnahmen und Ausgaben Rechnung ablegen, 
genehmigt diefe oder verfügt darüber nad) Gutfinden. Die genehmigten Rec: 
nungen werden amtlicy durch den Drud bekannt gemacht. Desgleichen läßt 
et fich jährlich über alle übrige Xheile der Staatsverwaltung und über die 
Vollziehung der Gefege treuen und vollftändigen Bericht erftatten. 

In Commiffionen, welche für Prüfung der Staatsverwaltung im All: 
gemeinen und des Rechnungsweſens im WBefondern beftellt werden, können 
diejenigen Mitglieder des großen Rathes nicht gewählt werden, die zu Mit: 
gliedern des Kleinen Rathes in Verwandtſchaftsgraden ſtehen, welche von der 
gleichzeitigen Wahl in den kleinen Rath ausſchließen. 
| 60. Wegen Verlegung der Verfaſſung oder der Geſetze, desgleichen 
wegen Veruntreuung oder pflichtwidriger Verwaltung des Staatsvermögens 
kann der große Rath den Eleinen Rath) oder einzelne Mitglieder deffelben 
in Anklagezuſtand verfegen. Die nähern Beflimmungen hierüber trifft das 
Geſetz. 

61. Der große Rath beſtimmt alle und jede an den Staat, an Ges 
meinden und an öffentliche Beamtete zu entrichtenden Amtsgebühren (Sporteln). 

62. Er ernennt den Staatsfchreiber und den Gantonskafficer, und bes 
teilt das Verhoͤrrichteramt. 

63. Er wählt die Abgeordneten des Cantons an bie ordentlichen und 
außerordentlihen Zagfagungen frei aus allen feinen Mitgliedern, ertheilt ih— 
nen bie erforderlichen Aufträge und empfängt Bericht und Rechenſchaft über 
ihre Verrichtungen. Er flimmt im Namen des Cantons. 

64 Er berathfchlagt über die Zufammenberufung außerordentlicher Zags 
fagungen, wo die Bundesverfaffung nicht felbft verfügt. 

65. Er ertheilt das Cantonsbürgerrecht nad) den Beflimmungen bes 
Geſetzes. 

66. Er übt das Begnadigungsrecht über letztinſtanzlich beurtheilte Ver⸗ 
brecher aus, und das Recht der Wiedereinſetzung in die buͤrgerlichen Ehren. 

67.. & verfügt über die bewaffrtlete Macht zur Handhabung der Aus 
Bern Sicherheit und innern Ruhe. 

68. Die Mitglieder des großen Nathes ftimmen einzig nach Eid und 
eigener Ueberzeugung. 

69. Sie find für ihre in den Berathungen geaußerten Meinungen 
und Anfichten nur dem großen Rathe ſelbſt verantwortlid. 

70. Die Mitglieder des großen Rathes erhalten angemefjene Entſchaͤ— 
digung aus der Staatäcaffe. 


B. Kleiner Rath. 


71. Ein Heiner Rath, von fieben Mitgliedern, übt die vollziehende 
Gewalt aus. 

- 72. Er beforgt, mit Verantwortlichkeit gegen den großen Rath, bie 
gefammte Landesverwaltung, und ift demnach die oberſte Verwaltungs-⸗, Pos 
lizei- und Vormundfchaftsbehörbe. 

73. Er ernennt die untörgeordneten Behörden, Beamteten und Ange: 
ftelften, deren Wahl nach der Verfafjung oder laut Sefeg nicht andern Bes 
hoͤrden oder den Bürgern felbft zufteht. 

74. Er entwirft Vorfhläge zu Gefegen oder Beſchluͤſſen des großen 
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Rathes, und begutachtet diejenigen, welche ihm vom großen Mathe uͤberwit 
fen werden. 

75. Er erfiattet dem großen Rathe jährlich Bericht und Ausweis übe 
die ganze Staatsverwaltung, fo wie über befondere Zweige der Verwaltung, 
- fo oft es der große Rath fordert, 

76. Sämmtlihe Borfchläge zu Gefegen, fo wie das Verzeihnif der 
zu behandelnden Gegenftände, überfendet er ordentlicher Weife, nachdem er 
das Prafidium des großen Rathes zuvor davon in Kenntniß gefegt hat, vier 
zehn Tage vor Verfammlung des großen Rathes an alle Mitglieder deſſelden. 

77. Der Eeine Rath legt dem großen Rathe jaͤhrlich im der zmeitn 
ordentlichen Verſammlung einen annähernden Voranſchlag (Budget) über die 
Einnahmen und Ausgaben. des Eünftigen Rechnungsjahres vor. 

78. Er ift gehalten, alljährlich in der erften ordentlihen Verſammlun— 
die Rechnung über die Verwaltung des Staatsvermögens, mit Beifügun 
des Inventars uͤber legteres, "abzulegen. 

79. Er bat unbedingt alle Geſetze und Beſchluͤſſe des großen Rathet 
fo wie deffen befondere Aufträge zu vollziehen. Nie dürfen aber Mafregein 
zu Vollziehung der Gefege veränderte oder neue Beſtimmungen über di 
Hauptſache enthalten. 

80. Er vollzieht unbedingt die in Nechtskraft erwachfenen Urtheilt. 
Andere Einwirkungen in Rechtsſachen ftehen ihm nicht zu, die Handhabung 
gefeglicher WVorfchriften über das Drganifhe und Polizeilihe im Gerihtiwe 
fen vorbehalten. 

81. Er hat die Aufficht und Leitung aller untergeordneten Behörden; 
. unterfucht ihre Amtsverrichtungen; übermeifet Amtsvergehungen an die Gerät; 
er verfichert fich gefeglicher Verwaltung des Gemeinde: und Ortsvermögend, das 
in feinem Falle unter die Antheilhaber zu Eigentyum vertheilt werden kann, 
und wovon Liegenfchaften ohne feine Bewilligung nie veräußert werden dürin; 
ihm ſteht zu die Aufſicht und Sanction über allgemeine Verfügungen der Gr 
meinden in ihrem Steuerwefen; er genehmiget polizeiliche und oͤkonomiſche Otts 
‚ reglemente, welche ohne diefe Sanction unftatthaft find; er entfcheidet übe 
Competenzftreitigkeiten zwifchen untern verwaltenden und vollziehenden Behörden, 

: 82%. Er kann, nady Exforderniß der Umftände, vorübergehende Verfü 
gungen über den Tarif fremder Münzen, auf Beriht bin an ben groft 
Rath, erlaffen. | 

Zu Dandhabung der aͤußern Sicherheit und innen Ruhe kann er ver 
läufig über die bewaffnete Macht verfügen, beruft aber fofort den grofm 
Rath, dem daruͤber die weitern Anordnungen laut Art. 67 zuſtehen. 


C. Bezirksammaͤnner. 


84. In jedem Bezirke übt ein Bezirksamman die Verrichturge 
ber vollziehenden Gewalt aus. 


D. Gemeinds- und DOrtsbehörben. 


85. Sn jeder politifchen Gemeinde ift ein Gemeinderath von me 
nigftens fünf, höchftens fünfzehn Mitgliedern, den Vorſteher inbegriffen, det 
den Titel Amman führt. 

Der Gemeinderath ift örtliche Vollziehungs⸗ und Polizeibehärde, auf 
Vermwaltungsbehörde, infofern er gleichfalls ald Verwaltungsrath bezeichnet wird 
Das Gefeg wird feine Verrichtungen und Befugniffe beſtimmen. 

86. Jede Pfarrei, Ortsgemeinde oder Genoffenfhaft, die eim beim 
deres Eigenthum befigt, beſtellt zu Beſorgung deſſelben, unter dem Name 
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Berwaltungsrath, eine Verwaltungsbehörbe von beliebiger Anzahl Mit⸗ 
gliedern. 


E. Richterliche Behoͤrden. 


87. Ein Cantonsgericht von eilf Mitglitdern und ſechs — 
ten iſt die hoͤchſte Inſtanz in buͤrgerlichen, correctionellen, criminellen und 
adminiſtrativen Rechtsfaͤllen. 

Um ein Urtheil auszufaͤllen, muͤſſen wenigſtens neun Glieder gegenwaͤr⸗ 
tig, und zu Beuttheilung von Verbrechen, die die Todesſtrafe nach fich ziehen 
Eönnen, muß das Gericht vollftändig feyn. 

88. Die criminellen Rechtsfälle behandelt in erſter Inſtanz ein Cri— 
minalgericht, beftehend aus fünf Mitgliedern und vier Suppleanten. Um 
ein Urtheil auszufällen, muß das Gericht vollzählig feyn. 

89. In jedem Bezirke befteht ein Bezirksgericht von fieben Mit: 
gliedern und vier Suppleanten, zur Behandlung ber bürgerlichen und correctios 
nellen Redıtsfälle. 

Die Bezirksgerichte fprechen erftinftanzlich über die Fälle ab, welche die 
Gompeten; der Untergerichte überfteigen, und legtinftanzlidy über jene, welche 
von den Untergerichten an die Bezirksgerichte gezogen werden. 

Die Bezirksgerichte find die erfte Inſtanz für die adminiſtrativen Strei- 
tigkeiten, 

ä 90. Sn jedem Bezirke werden je nad) der Größe ein oder zwei Un— 
tergerichte von fünf Mitgliedern und drei Suppleanten aufgeftellt. 

Die. Untergerichte fprechen, ohne Meiterziehung, über alle Streitfälle 
ab, wo der Hauptgegenftand 40 Gulden nicht überfteigt; erftinftanzlich, mit 
Vorbehalt der MWeiterziehung über alle Fälle, wo ber Hauptgegenſtand den 
Werth von 400 Gulden nicht uͤberſteigt. 

91. Alle übrigen Beſtimmungen über die Competenz ‚ber Bezirksge⸗ 
richte und der Untergerichte bleiben dem Geſetze vorbehalten. 

Bezirks- und Untergerichte dürfen nur in vollzaͤhliger Verſammlung Urs 
theile fällen. 

92. Der Bezirk St. Gallen hat 1 Untergericht; Sigungsort: Stadt 
Se. Ballen. 

Der Bezirk Tablat: 1 Untergeriht; Sigungsorte: abwechſelnd St. Fi⸗ 
den und Haͤggenſchwyl. 

Der Bezirk Rorſchach: 1 Untergericht; Sitzungsort: Rorſchach. 

Der Bezirk Unterrheinthal: 2 Untergerichte, das eine für die po= 
ieifchen Gemeinden Thal, Rheined und St. Margrethen; Sigungsorte: abs 
vechfelnd Rheine? und Thal; das andere für die politifchen Gemeinden Au, 
Berned, Balgah und Diepoldsan ; Sigungsorte: Ba Berned und 
Balgadı. 

Der Bezirk Oberrheinthal: 2 Untergerichte, das eine für bie polls 
ifchen Gemeinden Rebftein, Marbach und Altſtaͤtten; Sigungsorte: abwech⸗ 
einb Arftätten und. Marbach; das andere für Eichberg, Oberriet und Ruͤthy; 

Sitz ungsort: Oberriet. 

Der Bezirk Werdenberg: 2 Untergerichte, das eine für Saletz, 
Fame und Grabe; Sigungsort: Gams; das andere für Buchs, Sevelen 
ind Asmoos; Sigungsort: Sevelen. 

Der Bezirk Sargans: 2 Untergerichte, das eine für Sargans, Ras 
ag, Pfaͤfers, Vilters und Mels; Sigungsorte: abwechſelnd Ragatz und 
reis; das andere für Flums, Wallenſtadt und u) Sigungsorte: ab: 
‚echfelnd Flums und Wallenſtadt. 
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Der Bezirk Gafter: 4 Untergeriht; Sigungsorte: abwechfeln I 
fen und Kaltbrunn. 

Der Seebezirk: 1 Untergerriht; Sigungsorte: abmwechfelnd Us 
und Rapperſchwyl. a 

Der Bezirt Obertoggenburg: 2 Untergerichte, das eine für Bi 
haus, Alt St. Johann und Neflau; Sigungsort: Alt St. Joham; N 
andere für Krummenau, Ebnat und Kappel; Sisungsort: Ebnat. 

Der Bezirk Neutoggenburg: 2 Untergerichte, das eine für Bit 
wyl, Lichtenfteig, Oberhelfenſchwol und Krinau; Sigungsort: Wattıil; )ı 
andere für Brunnadern, St. Peterzel und Hemberg; Sigungsort: St 
terzell. 

Der Bezirk Alttoggenburg: 1 Untergeriht; Cigungsorte: am 
felnd Buͤtſchwyl und Kirchberg. 

Der Bezirk Untertoggenburg; 2 Untergerichte, das eine für }} 
gelsberg, Degersheim und Ganterſchwyl; Sigungsort: Mogelsberg; da} « 
dere fuͤr Jonſchwol, Henau und Flawyl; Eigungsort: Oberutzwyl. 

Der Bezirk Wyl: 1 Untergerihtz Sigungsorte: abmechfelnd Niee 
fenſchwyl und Zutzwyl. 

Der Bezirk Goßau: 1 Untergericht; Sitzungsorte: abwechſelnd Ra 
kirch und Abtwyl in St. Joſephen. 

93. Für letztinſtanzlich abgeſprochene Faͤlle, wo über Verlegung ar 
licher Formen oder eines beflehenden Geſetzes Klage geführt wird, wir, : 
doch ohne Koften für den Staat, eine Taffationsbehärde von fi 
Mitgliedern und zwei Suppleanten aufgeftellt. Die Drganifation der 
wird durch ein eigenes Gefeg beftimmt, 

94, Jede politifche Gemeinde hat einen Vermittler für die him 
lichen und adminiftrativen Rechtsfaͤlle. j 

95. In jedem Militairbezirke des Cantons wird ein Militaitgea 
aufgeftelle, welches über geringe Militairvergehen‘ erſt- und Iegtinflamk 
über fchwere Vergehen aber erflinftanzlich abzufprechen hat. Die Bezirk! 
militairgerichte beftehen aus fieben Mitgliedern, Offtzieren, Unteroftse 
und Gemeinen, nebft drei Suppleanten nach der gleichen Abftufung. 

Zur legtinftanzlichen Beurtheilung ſchwerer Militairvergehen wird 
Cantonsmilitairgericht aufgeftellt, "beftehend aus neun Mitglied! 
Offizieren, Unteroffizieren und Gemeinen, und vier GSuppleanten mad } 
gleichen Abſtufung, nebft einem Berichterftatter. 

Die nähere Organifation diefer Mititairgerichte, fo wie ihre Compez! 
und Berrichtungen, beftimmt das Geſetz. 
| Abſchnitt 5. 
MWahlart der Behörden. 

96. Zur Mahl der Mitglieder des großen Raths treten fünmiis: 
ftimmfähige Bürger am Verſammlungsorte des Bezirks in eine Bezirt®: 
gemeinde zufammen, und wählen die dem Bezirke angemwiefene Zahl de 
Mitglieder, frei aus allen wählfähigen Bürgern des Cantons, dod mit a 
feitiger Beobachtung der Bedingungen und Vorfchriften des Artikels #6. 

97. Den Präfidenten des großen Raths wählt der große Het 
frei aus feinen Mitgliedern; Ausnahme hievon macht blog die Warihet 
des Art. 125. 

98. Die Mitglieder des Heinen Raths wählt der große Rath aus Te 
ner eigenen Mitte, und aus ber Mitte des Kleinen Nathes wählt et Wil 
Präfidenten, der den Titel Landamman führt, 
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99. Die Mitglieder des Cantonsgerichts, die Mitglieder des Criminal 
gerichts und die Mitglieder der Caffationsbehörde wählt der große Rath frei 
aus allen wahlfähigen Bürgern. Aus den Mitgliedern jeder diefer Behörden 
wählt er den Präfidenten derfelben. 

100. Den Bezirksamman wählt die Bezirksgemeinde frei aus allen 
wahlfähigen Bewohnern des Bezirks. 

104. Die Mitglieder der Bezirksgerichte und die Mitglieder der Unterge: 
richte werden von der Bezirfsgemeinde gewählt. In den Bezirken, welche 
2 Untergerichte haben, theilt fich die Bezirfsverfammlung nach den Gemeins 
den, die zur nämlichen Gerichtsabtheilung gehören; jede -Abtheilung wählt 
dann geföndert ihr Untergericht, nach vorheriger Wahl eines: Vorftandes zu 
diefem Geſchaͤfte. Die Präfidenten der Bezirksgerichte und der Untergerichte 
werden, mit Zusiehung der Suppleanten, vom Gerichte felbft gemählt. 

102. Die Bezirksgemeinden zur Wahl der Mitglieder des großen - 
Nathes, dev Bezirksammaͤnner, der Mitglieder der Bezirksgerichte und der 
Untergerichte werden in den eintreffenden MWahljahren am erften Sonntage 
im Mai gehalten. Der Bezirksamman ift Vorftand an der Bezirfsgemeinde. 

103. Die Gemeinderäthe (und aus ihnen der Amman) und der Vers 
mittlee werden erwählt von der Verfammlung der jtimmfähigen Bürger jeder 
politifhen Gemeinde, die Verwaltungsräthe durch die ftimmfähigen Bürger 
an den Genofjenverfammlungen. 

104. Die Wahlen der Gemeinderäthe und dee DBermittler werden am 
zweiten Sonntage im Mai, die Wahlen der Verwaltungsräthe am dritten 
Sonntage im Mai vorgenommen. | 

105. Die Schreiber des Cantonsgerichts, der Bezirksgerichte uub der 
Untergerichte werden mit Zuzug der Suppleanten von diefen Gerichten felbft 
ewählt. 
® 106. Das Bezirksmilitairgericht wird von der gefammten militairpflich- 
tigen Mannſchaft des Bezirks, das Cantonsmilitairgericht vom großen Rath 
ewählt. F 

107. Die Suppleanten ber Gerichte werden auf gleiche Weiſe erwaͤhlt, 
wie die Richter felbft. | 


Abſchnitt 6. 
Amtsantritt und Amtsdauer der Behörden. 


108. Der Amtsantritt der Mitglieder des großen Rathes findet, nad) 
ben jedesmaligen Wahlen, am erften Brachmonate ftatt; der Amtsantritt aller 
übrigen Behörden am erſten Heumonate. 

109. Die Mitglieder des großen Rathes bleiben zwei Jahre, die Mit: 
jliedber bes Kleinen Raths vier Jahre, die Mitglieder des Cantonsgerichts, des 
Sriminalgerihts und der Gaffationsbehörde fehs Jahre, die Mitglieder der 
Bezirksgerichte und dev Untergerichte vier Sabre, die Mitglieder des Gantons: 
nilitairgerichts und ber Bezirfömilitairgerichte zwei Sahre, die Bezirksammaͤn⸗ 
ter zwei Sahre, die Mitglieder der Gemeinde: und der Verwaltungsraͤthe 
wei Sabre, die Verreigtler ein Jahr im Amte, 

110. Die Amtövauer des Präfidenten des großen Raths geht von ei: 
ver ordentlihen Verfammlung zur andern. Der abtretende Präfident ift für 
ie naͤchſtfolgenden zwei Amtsdauern nicht wieder wählbar. j 

. 411. Die Amtsdauer des Landammanns, Präfidenten des Bleinen 
daths, iſt ſechs Monate. Der abtretende Landamman iſt für die folgenden 
mei Amtsdauern nit wieder wählbar, 
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112. Wenn ein Mitglied des Eleinen Raths bei ber periodifchen Er 
neuerung des großen Rathes aufhört, Mitglied diefer Behörde zu fen; fe 
bat es auch, felbft vor erfüllter SUN, aus dem kleinen Mathe aut: 
zutreten. 

113. Alle durch Abfchnitt 4 aufgeſtellte Behoͤrden treten nach erfüll 
ter, Amtsdauer in ihrer Gefammtheit ab; ihre Mitglieder find aber wieder 
wählbar. Eben fo find die Bezirfömänner und die Vermittler nach erfüllte 
Amtsdauer ſtets wieder wählbar. 

114. Die vor erfüllter Amtsdauer abgehenben Mitglieder des großen 
Raths können auch vor dem periodifhen Austritte des gefammten grofen 
Rathes von der betreffenden Bezirksgemeinde wieder erfegt werden. 

115. Die vor erfüllter Amtsdauer abgehenden Mitglieder des Fleinen 
Rathes werden  längftens binnen einem Monate an einer auferordentlichen 
Verfammlung des. großen Rathes erfegt, fofern nicht im Laufe des naͤchſten 
Monats ohnehin eine ordentlihe Verſammlung flatt findet. 

Die vor erfüllter Amtsdauer abgehenden Mitglieder des Cantonsgerichts, 
des Griminalgerihts und der Gaffationsbehörde werden vom großen Rathe, 
jedoch ohne deſſen befondere Einberufung, an feiner naͤchſten Verſamm 
lung erfeßt. 

116. Die vor erfüllter Amtödauer abgehenden Mitglieder der Bezirks 
gerichte und der Untergerichte werden an bee nächften ordentlichen Bezirksge⸗ 
meinde erſetzt; abgehende Bezirksammaͤnner aber ſollen ohne Verzug eriest 
werben. 


Abfhnitt . ” 
Grundfäge über Parität in den Behörden. 


117. Im Heinen Rath, im Gantonsgeriht, im Griminalgericht und 
in der Gaffationsbehörde fol derjenige Gonfefjionstheil, welcher die Mehrzab! 
ber Bevölkerung befi et, ein Mitglied mehr erhalten, als der andere Confe— 
fionstheit. 

118. In ben Bezirken Obertoggenburg, Neutoggenburg, Alttoggen: 
burg, Untertoggenburg , Unterrheinthal, Oberrheinthal und Werdenberg wer: 
den die Bezirkfsgerichte, die Untergerichte, die Gemeindräthe und die Verwal 
tungsräthe im Verhaͤltniß der fi im Bezirke oder in der Gemeinde aufbal: 
tenden Gantonsbürger jeder Gonfeffion gewählt. Wenn ein Confeſſtonsthe 
unter dem Behnttheil der Bevölkerung, nad) obiger Berechnung, ſteht; fo bar 
‘er Feine Anfprache auf ein Mitglied. 

Die Wahl der Prafidenten und der Schreiber biefer Behörden bleibt frri. 


Abſchnitt 8. 
Maählbarkeitsbedingniffe und Ausſchließungsgründe. 


119. Wahlfaͤhig in die Behörden find alle Bürger ohne Unterſchied 
welche die für die Stimmfähigkeit geforderten Eigenfhaften befigen; hinſich 
lic) des Alters jedoch wird für den Eleinen Rath, für das Cantonsgericht und 
für die Caſſationsbehoͤrde das angetretene 30ſte Jahr, für alle übrige Be 
hoͤrden das angetretene 2öfte Jahr gefordert. - 

Für Ausländer, welche in das Bürgerrecht des Cantons aufgenommik 
worden, beginnt,. unter den gleichen Bedingungen, die Wabhlfaͤbigkeit ech 
fünf Jahre nad) Erwerbung des Gantonsbürgerrechtd. ... 

120. In den Eleinen Rath, in das Gantondgericht, in bie Beʒichk 


“ 
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und Untergerichte, in die Caſſationsbehoͤrde und in die Militairgerichte find 

nicht zugleich wählbar: Blutverwandte bis und mit dem vierten Grade, naͤm⸗ 

lich: Vater und Sohn, Großvater und Enkel, Brüder, Oheim und Neffe, 

ferner: wirklihe Schwäher und Zochtermann, und wirkliche 
chwaͤger. — | 

121. In die Gemeindräthe und in die Verwaltungsräthe find nicht 
neben einander wählbar folgende Blutsverwandte: Vater und Sohn, Groß—⸗ 
vater und Enkel, und Brüder; ferner: wirkliche Schwäher und Zochtermann, 
und wirkliche Schwäger. nn 

122%. Vater und Sohn, zwei Brüder, Oheim und Neffe, mickliche 
Schwäher und Tochtermann, und wirkliche Schwäger dürfen bei. feiner der 
in den Artikeln 120 und 121 benannten Behörden zugleich Präfident und 
Schreiber feyn. 
Abſchnitt 9. 

Vorſchriften über Trennung ber Gemwalten. 

123. Die gefeggebende, bie richterlihe und die vollziehende Gewalt find 
als ſolche grundfäglicd getrennt. | | 

124. Die Bekleidung von richterlichen oder vollziehenden Stellen ſchließt 
jedoch nicht vom großen Rathe aus. Desgleichen haben die Mitglieder des 
kleinen Rathes Sig und Stimme im großen Rathe, glei allen Ubrigen Mit: 
gfiedern des großen Raths, genießen aber keinerlei Auszeichnung oder Vor⸗ 
rechte. - Saͤmmtliche Mitglieder des Eleinen Rathes verlaffen die Verſammlung, 
venn Über die Verwaltung des Eleinen Rathes abgeftimmt wird. 

125. Kein Mitglied des Eleinen Raths kann zum Präfidenten des gro⸗ 
jen Raths gewählt werden. 

126. Kein Mitglied des Kleinen Raths darf zugleich Mitglied irgend 
iner andern abminiftrativen, vollziehenden oder richterlihen Behörde ſeyn, 
vorunter auch die confeffionellen Behörden begriffen find, 

127. Der Bezirksamman darf zugleich weder Mitglied einer adminiftras 
iven Behörde in feinem Bezirke, noch Mitglied irgend einer richterlichen Bes 
‚örde ſeyn. . 

123. Der Vermittler darf nie zugleih Mitglied einer richterlihen Bes 


oͤrde fepn. 
Abſchnitt 10. 


Yflihteid und Verantwortlichkeit der Behoͤrden und Be: 
amten. | 

129. Sämmtlihe Behörden und Beamten haben für genaue Hand- 
abung der Berfaffung und der Gefege den Pflichteid zu ſchwoͤten. 

130. Der große Nath leiftet in feiner Gefammtheit den Pflichteid bei 
iner erften Verſammlung, und in der Folge bei jeder eriten Sitzung nad) 
er allgemeinen periodifhen Wahl. | | i 

431.-- Der Heine Rath, das Cantonsgericht, das Criminalgericht, die 
affationsbehörde und das Cantonsmilitairgeriht leiften dem großen: Hathe 
n Eid für getreue Pflichterfuͤllung. 

132. -Die untergeordieten Cantonalbehörden und Beamten beeidigt dev 
eine Rath. Der Bezirksamman leiſtet den Eid an: der Bezirksgemeinde. 
Yie übrigen Bezirks- und die Gemeindsbehörden werden vom Bezirksamman 
fentlich beeidigt. — | | | 

133. Die Behörden find für ihre Verwaltung verantwortlih. Die 
erantwortlichkeit der Mitglieder aber ift rein perſoͤnlich, und erſtreckt ſich nie 
ıf die Amtsfuͤhrung von Vorgängern ‚oder Collegen. | | 
III. 29 
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134. Beamte und Angeftellte, welche Geld ober Geldeswerth Fir 
Staat ‚oder Gemeinden zu verwalten haben, find zur Buͤrgſchaftsleiſtung 
anzuhalten. 

Abſchnitt 11. 


Anerkennung ber Geſetze durch das Volk. 


135. Das Recht der Gefegesgenehmigung, welches dem Wolke laut 
Art. 3 der Verfaſſung zufteht, befchlägt namentlich) die Gefege über nachbe— 
zeichnete Gegenftände: 

a) alle. Theile der bürgerlichen und PERRER Gefesgebung, und einfchla- 
gende Staatsverträge ; 

b) allgemeine Abgabengefege ; | 

c) Gefege über das Gemeindemefen; . 

d) Gefege über das Militaitweſen. 

136. Saͤmmtliche Gefege über: die vorbezeichneten Gegenftände tretm 
45 Zage nach ihrer Erlaffung (Promulgation) in Kraft, fofem nicht bin- 
nen: diefer Friſt die Anerkennung ‚verweigert wird, 

137. Sobald 50 Bürger einer politifchen Gemeinde es verlangen, mus 
eine Gemeindsverfammlung abgehalten werden, um in folder zu berather, 
ob gegen das erlaffene Gefeg Einmwendung gemacht werden wolle oder nidt. 

138. Beſchließt die Mehrheit der Verfammlung, keine Einwendung zu 
machen; fo ift das Gefeg als von, der Gemeinde anerkannt anzufehen. Gebt 
hingegen der Beſchluß dahin, daß Einwendung gemacht werden — ſo macht 
der Gemeindamman mittelſt Protocollauszug dem Bezirksamman und dieſer 

dem kleinen Rathe hievon unverweilte Anzeige. 

139. In dieſem Protocollauszuge muß ſowohl die Anzahl der — 

faͤhigen Bürger angegeben ſeyn, welche gegen Anerkennung des Geſetzes, ak 
die Anzahl derjenigen, welche für Anerkennung geftimmt haben. Die bei der 
Gemeindsverfammlung nicht erfhienenen flimmfähigen Bürger werden zu den 
das erlaffene Geſetz Anerkennenden gezaͤhlt. 

140. Unmittelbar nad) Einführung der Verfaſſung ſoll ein allgemeine 
Verzeihnig aller. flimmfähigen Bürger im Canton aufgenommen werden. 
Diefes Verzeichniß gilt als Regel für die ganze Dauer der Verfaffung. 

141. Beläuft fi die Zahl Derjenigen, welche gegen das Geſetz ar 
ſtimmt haben, auf eine Stimme über die Hälfte aller ſtimmfaͤhigen Bürse 

des Cantons; fo fällt das Geſetz. 


Abſchnitt 12, 
Beſchwoͤrung und Revifion der Verfaffung. 


142. Die angenommene Verfaſſung wird vom Volke in fämmtlichen 
Bezirken an den naͤchſten Bezirksgemeinden befhworen. An jeder nachfe 
genden. ordentiichen Bezirksgemeinde teen die nachrüdende jüngere Bürger: 
ſchaft jedes Bezirkes den Eid. 

143. Nach ſechs Jahren kann eine Reviſi on und Verbeſſerumg dieſet 
Verfaſſung vorgenommen: werden, inſofern ſich die ae der —— Pen 
den en Gemeinden iR ausſpricht . . 


4 Sälnfentifel 


"Die beſtehenden Geſetze und Verordnungen verbleiben fortan im Meat 
Es en aber befoͤrderlich eine allgemeine Reviſion derſelben folgen. 
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Aſo abgefchlofjen vom Verfaffungsrathe des Cantons St. Gallen. 
St. Gallen, den 1. Mär; 1831. | 
Sm Namen des Berfaffungsrathes, 
ber Präfident: - 
Hermann Fels, von St. Gallen, 
Die Mitglieder, Secretaire deffelben: 
Jacob Baumgartner, von Altftätten. 
Dr. Chriſtian FSriedrih Fels, von St. Gallen. 


(Vorftehende Verfaſſung wurde in den 44 Kreisverfammlungen mit 21,882 
gegen 11,091 Stimmen, alfo mit 2100 Stimmen über, die geforderten drei 
Fünftheile aller: ftimmfähigen Bürger, angenommen. In der am 7. April 
gehaltenen Sigung des Verfaffungsrathes wurde beſchloſſen, daß ſelbe unver⸗ 
zuͤglich in Wirkſamkeit trete.) 


K) Staatsverfaſſung fuͤr den eidsgenoͤſſiſchen 
Stand Aargau vom 6. Mai 1831. 


Abſchnitt 1. 
Allgemeine Grundſaͤtze. 


1. Der Canton Aargau iſt ein auf ber Souverainetaͤt des Volkes be— 
ruhender Freiſtaat mit ſtellvertretender (repraͤſentativer) Verfaſſung. Er bildet 
einen unzertrennlichen Beſtandtheil des ſchweizeriſchen Bundesſtaates. 

2. Das aargauiſche Volk uͤbt in der Geſammtheit ſeiner ſtimmfaͤhigen 
Buͤrger die Souverainetaͤt unmittelbar durch die Annahme oder Verwerfung 
ver Verfaſſung, oder allfaͤlliger Reviſionsvorſchlaͤge derſelben, und unmittelbar 
zurch feine verfaſſungsmaͤßig gewählten Stellvertreter aus. 

3. Es ſollen die gefeggebende, vollziehende und richterliche Gewalt ge: 
rennt ſeyn. Richterliches und vollziehendes Amt find unvereinbar. 

4. Deffentlichkeit der Verhandlungen und Sigungen der gefeggebenden, 
o wie Deffentlichkeit der Verhandlungen der richterlihen Gewalt find im 
Srundfag anerkannt. Die nothmwendigen Ausnahmen wird das Geſetz be- 
immen. 

5. Das Gefeg foll die unzuläffigen. Verwandtfchaftsgrade zwifchen den 
Biiedern aller öffentlichen Behörden und ber ihnen untergeordneten Beamten 
eftimmen, infofern fie nicht ſchon durd die Verfaffung feftgeftellt find. 

. Alte Titel der Behörden und Beamten, die ſich auf Geburt bes 
ehen, er“ een 

7. s ſollen keine Militaircapitulationen mit avewiriicen Maͤchten 
— werden. 

38. ZJeder Staatsbeamte, welcher von nun an politiſche "oder militai⸗ 
ſche Stellen, Titel, Orden, Beſoldungen und Penſionen von fremden Maͤch⸗ 
nr annimmt, leiſtet dadurch Verzicht auf den Öffentlichen Dienſt im Aar⸗ 
u. Dem großen Rathe ſteht in- einzelnen Fällen das Recht der Mad: 
ht8= (Difpenfations:) Ertheilung zu, fo oft die Annahme ſolcher Stel⸗ 
mu. ſ. m. dem Staatsintereſſe nicht widerſtreitet. 

9. Keine: zur Staatsvetwaltung gehörige Stelle fol auf Lebenseit er⸗ 


ilt werben. 
Alle erledigten und von dem Staate aus dem Seaatsgue. :befolbetem, 


— 
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nicht ‚unmittelbar durch die Verfaffung feftgefegten Aemter und Stellen” follen 
vor ihrer Beſetzung öffentlich ausgefchrieben werden, 

Uober die Dauer der durch die Verfaſſung nicht unmittelbar aufgeftelk 
ten Beamtungen foll das Gefeg die nähern Beſtimmungen aufitellen. 

10. ‘Ale Staatsbürger find glei) vor dem Gefege; daher giebt es im 
Canton Aargau Beine: Vorrechte des Drts, der Geburt, des Standes, der 
Perfonen und der Familien. CE 

Es ſoll jedodh Niemand zu einem duch die Verfaffung aufgeftellten 
Staatsamte gelangen Eönnen, wenn er nicht weltlichen Standes, und, fu: 
fern er kein gebohrner Schweizer ijt, das Cantonsbuͤrgerrecht nicht feit ſechs 
Jahren befeffen hat. 

Mer aber bei Annahme der Verfaffung das Cantonsbuͤtgerrecht befist, 
ift dem gebohrnen Gantonsbürger gleich zu achten. 

11. Der Staat forget für die Vervollfommnung der Jugendbildun 
und des öffentlichen Unterrichts. 

Das Gefeg ſtellt die nähern Beſtimmungen auf. 

12. - Die Berfoffung fichert jedem Bürger die Freiheit, feine Anlagen 
und Kräfte zu entwideln, und, den Rechten eines Anden unbefchadet, zu 
gebrauchen. 

14. Die Gewiſſensfreiheit ift unverleglih. Den Eatholifhen und evan 
gelifch sreformirten Glaubensgenoffen iſt die unbefchränkte Ausübung ihre 
Sottesdienftes zugefichert: 

14. Die Freiheit der Mittheilung der Gedanken durch Wort, Schrift 
und Drud ift gewährleiftet. 

Das Geſetz beſtimmt die Beſtrafung des Mißbrauchs diefer Freiheit 
Es darf niemals eine Genfur eingeführt werden. 

15. Die Handels» und Gemwerböfteiheit bleibt in der Regel anerkannt. 

Das Gefeg wird im Allgemeinen und mit befonderer Berückſichtigung 
derjenigen Gewerbe, welche in die Glaffe der Ehehaften gehören, fo mie mit 
Berükfihtigung des Handwerksftandes die Schranken beftimmen, innerh. 
welcher diefe Freiheit ausgeübt werden kann. 

Der Kleinverkauf des im Canton auf eigenthümlihen Boden gepflan; 
ten Weins und Obftweins ift unter Beobachtung der darüber aufzuftellendes 
Polizeigefege geſtattet. | | Ä 
| 16. Die Verfaffung fichert die Unverleglichkeit jedes Eigenthburssrehtt. 
Bu Aufopferung des Eigenthums, wenn das öffentliche Wohl es ford 
kann der Eigenthümer nur durch ein Decret der gefeßgebenden Gewalt, um) 
gegen. volle vorherige Entſchaͤdigung angehalten werden. Die Art und ak 
der Entfhädigung wird das Gefeg beftimmen. | 

17. Jederman hat für fih und mit Andern vereiniget das Wahr 
Wuͤnſche, Geſuche und Beſchwerden in gefeglih- beflimmter Art und Malt 
an alle öffentliche, Gewalten und Behörden zu bringen. ı 

18..: Niemand kann anders, als in den durch das Geſetz beftimmten 
Fällen und in der durch daſſelbe vorgefchriebenen Form gerichtlich verfeigt eder 
verhaftet werden. Niemand kann laͤnger als vier und zwanzig Stunden um 
verhoͤrt verhaftet bleiben, und kein Einwohner des Staats darf feinem geler 
lichen Richter entzogen werden, oo nd | 

10. Jeder Staatsbürger iſt berechtiget, fich im jeder Gemeinde In 
Cantons niederzulaſſen und nach den Gefetzen fein Gewerbe zu treiben, 

Das Gefeg wird das DVerhältnig der Einfaffen zu den Gemeinden ui 
deren gegenfäitige Obliegenheiten beftinimen. Bu] Ä 
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20. Alle Santonsbürger meltlihen Standes, ‚fo wie bie im Canton 
wohnenden Schweizerbuͤrger, find milizpflichtig. 
Die nothwendigſten jur militairiſchen Ausräftung gehoͤrigen Kleidungs⸗ 
ſtuͤcke liefert der Staat unentgeldlich, die Vewaffnung um einen — 
Preis; Arme erhalten auch die Waffen vom Stagate unentgeldlich. — 
Das Geſetz wird bie nothwendigen Ausnahmen von ber Mitigpflichtigs 
keit, die Bedingungen, unter welche Arme die Waffen unentgeldlich(:euhalten, 
und die Dauer des Dienftes uͤberhaupt, fo mie des Unterrichts: insbefondere 
beftimmen, und hierin die möglichften Erleichterungen eintreten‘; — auch 
bie zit: liefernden Kleidungsſtuͤcke naͤher bezeichnen. AL 
0 21, Alles Vermögen ohne Ausnahme, und ‘jeden, Erwerb Au Staats: 
— find ſteuerpflichtig. Dieſe Steuerpflicht kann jedoch. nur durch bag 
Geſetz, und nur. dann auferlegt: werden, wenn die Einkuͤnfte des Staats 
nicht hinreichen, bie Beduͤrfniſſe deffelben zu deden. : 
Der Steuerfuß foll durch das Gefeg vollſtaͤndig geregelt werben. 
"Der: große: Rath. beftimmt dem: jährlichen: — der Kloͤſter und Si 
tm an die Staatsausgaben. | 
22: Die ‚Berfaffung getwährleiftek dies —— hokafuchteit * 
—* und Zehnten, und zwar fo, daß der trockene und der naſſe Sehn⸗ 
tn, jeder einzeln fuͤr ſich, losgekauft werden Eöntten:: Das Grundeigenthum 
ſoll mit: feiner nicht. loskaͤuflichen Laſt belegt: werdene Sobald Gitteri durch 
Naturwirkungen weggeſchwemmt, verſchwemmt, oder. verſchuͤttet und ganz un⸗ 
brauchbar und zu aller Urbarmachung untauglich geworden ſind, en fie 
auf, geundzinspflichtig zu ſeyn »..; Kal u mi ne 
23. Die Loskaͤuflichkeit der Pflichten, mühe: von Mannlehem Weiber⸗ 
oder Kunkellehen, Erb⸗ oder ewigen. Pachtlehen herruͤhren, und in jährlichen 
Geldzinſen, Zehnt: ‚oder. — beſtehen, iſt: mach den Geſetzen 
anerkannt. ieh Bon ne er 6 
Der Fall, fo wie andere —— — Handaͤnderungen, und. daherige 
Erkenntnißgelder, Recognitionen oder Ehrſchaͤtze ſind fg immer abgeſchafft. 
Die Geſammtzahl der Ehrſchatzpflichtigen dagegen rninuet dit Ent⸗ 
ſchaͤdigung der: ehtſchatzberechtigten Privaten und Gemeinden. — 
Die nähern: Beſtimmungen hieruͤber wird das Geſetz —* J6G 
24. Der Staat traͤgt Sorge für den ae en und 
für das Straßenwefen überhaupt: . ...:. 
Das Geſetz wird die daherigen Leiſtengen er Staats und deßabafreffenn 
en Gemeinden in billigem Verhaͤltniſſe näher beſtimmien. vn ı7 our (5 
Die ' Errichtung, . einer neuen ı Landftraße: kann) nur "butrdp etrt.Degtet des 
großen :Rathes: angeordnet, und es follen dazu sjedeamat dien Mitteld zu Bes 
kreitung: deu dafür erforderlichen Koſten fefigefegtiimmenben..ı iii um (9 
Eben fo wird das Gefes das Nöthige über den Wafferbau unda die Uns 
'erhaltung der Flußufer und Daͤmme merfügen. a 
25. Es follen,.im Cantone - A r gleiches Maaß und Gewicht ein⸗ 
jeführt werben. a ii Pr 
26. Es follen. die jegt beſtehenden Geſehe and Verordnungen mit ‚mög: 
ichſter Beförderung. revidirt werben; ———— heben: ſeyn wird⸗ verblei⸗ 
ven dieſelben im Kraft. ‚I 1) 
Der große: Rath wird die vom. Volke if. feinen. Eingaben ausgeſproche 
aen Wuͤnſche und Begehren, welche ſich nicht auf die re ringe 
ediglich Auf Geſetzgebung und. Verwaltung beziehen, prüfen, und darauf bei 
dieſer Reviſion der Gefege diefenüjen ı Rüdfichten nehmen, —— Wohl 
des Staates und, das Intereſſe deu. Vuͤrger, exfordern.. nm win ie.” 
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N Abſchnitt 2. 
Eintheilung bes Gebiets und politiſcher Stand der Bari 


27. Die gegenwärtige Bezirks- und Kreiseintheilung bfeibt ei 
unverändert. Zn 
Dem großen Rathe wird jedoch eine zweckmaͤßigere Bezirks: und Su 
eintheilung bis zur Eünftigen Verfaffungsrevifion übertragen. 
28. Aarau iſt der Sig der drei Staatsgewalten: des geles 
Rathes, der. Regierung und des Obergerichts. | 

Bei Cantonalanftalten fol indeffen, wo immer thunlich, durch dat 
feg billige Rüdfiht auf Verlegung derfelben in die verſchiedenen Bezirk: 
nommen werden. > 

29: Jeder, der in irgend einer Gemeinde des Cantons das D 
gerrecht befigt, ift Staatsbürger. Das Gefeg beftimmt die Art und 
wie Ortsbürgerrechte und das Staatsbuͤrgerrecht erworben werden können. | 

30. Die Staatsbürger und die angefiedeiten Schweizerbürger aus Ü 
chen Cantonen, in denen dem Aargauer gegenfeitig das gleiche Recht ei 
— wird, koͤnnen allein zu den durch die Verfaſſung eingeführten Std 
w — 

Das Geſetz wird die Bedingungen aufſtellen, unter welchen Staat: 
ger,. die in einem andern Gantone oder in einem andern Stante poich 
Bürgerrecht ausüben, wählen und gewählt werden Eönnen. 
31. ‚In den geſetzlich beftimmten Angelegenheiten der Ortsbürgeit 
verfammeln ſich zu Ausübung ihrer Nechte die Ortsbürger; in denen de 6 
meinde, die in derſelben wohnenden flimmfähigen Bürger, und in demn N 
Kreiſes, die in demfelben wohnenden flimmfähigen Bürger. 

Jedem Staatsbürger ift frei geftelit, fein Stimmrecht in feinem Ba 
orte, oder in feinem Heimathsorte auszuüben. - 

„ 32. uUm in diefen Verfammlungen ftimmfähig zu fepn, muß man: 
. a) im Buftande eigenen Rechtens fenn; 
b) das vier und zwanzigfte Jahr zurücgelegt haben; 
c) Ortsbürger, oder. feit- einem Jahre in der Gemeinde wohnhaft im; 
d) feit ſechs Jahren Beine Armenunterſtuͤtzung genoffen, oder ‚deren Bet 
wieder zurüderftattet haben. : | 

33. Bon den Drtsbürger:, Gemeinds- und Kreißverfammlungen | 
ausgefchloffen : et | 

a) wer zu einer Griminalfteafe. verurtheilt worden iſt; 
D) · die Vergeldstagten (Falliten), bis fie ihre Gläubiger befriedigt, und 
3 feß!gerichtlich durch das Amtsblatt befannt gemacht worden iſt; 
c) wer einem rechtskraͤftig über ihn verhangten Wirthshaͤuſerverdett 
2517] terliegt. Ze Ze 








Abſchnitt 3. 
Deffentite Gewalten. 
A. Geſetzgebende Gewalt, 
34. Ein großer Rath von zweihundert Mitgliedern, vom dem 
eine Hälfte dem evangelifch=vefermirten, die andere dem katholiſchen © 
bensbefenntniffe angehören fol, übt im. Namen des‘ Volkes die bad 
walt aus. ie N - — 
1:30. Bw Bildung deſſelben waͤhlt jeder Kreis, in fteier Wahl, aut 
Zahl der wahlfähigen Staatsbürger vier Mitglieder, alle Kreiſe alſo de⸗ 
zwei und neunzig, die. übrigen. acht werden vom diefen hundert zwei and ru 
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direct gewählten Mitgliedern, mit Berüdfichtiung der Paritaͤt, aus den volk⸗ 
reichſten Kreiſen ‚gewählt. 

36. Von den durch jede Kreisberſammlung Gewahlten müffen: 

:; 3) zwei Mitglieder, wenigſtens das aſte und zwei das 80ſte Jahe ‚gurüds 
gelegt haben ; 

b) drei Mitglieder: ſich über einen Bermögensbefig in ſchuldenfteien Biegen: 
ſchaften oder. hypothecirten Schuldtiteln ausmweifen, ein Mitglied über 
ſechstauſend, eines über viertaufend, und eines über zweitauſend Franken. 
Ueberdieß ſoll kein Mitglied des großen Rathes in einem der Falle fü ſich 

befinden, in welchen ber $. 10 die Wahlfaͤhigkeit beſchraͤnkt. 

Die Unterfuchung der Protocolle über die Wahlen: feiner Mitglieder, über 
die Ausweife für die vorgefchriebenen Wahlbedingungen „and: der Entſcheid 
uͤber deren Guͤltigkeit ſteht dem großen Rathe zu. 

Die Amtsdauer der Mitglieder des großen Rathes iſt auf ſechs 
Jahre feſtgeſetzt. Derſelbe wird alle drei Jahre zur Haͤlfte erneuert. Die 
erſte Erneuerung geſchieht ſo, daß die von jedem Kreiſe zuletzt ernannten zwei 
Mitglieder, fo wie die von dem großen Rathe zuletzt ernannten vier Mit: 
glieder am Ende des ‚dritten, die übrigen am Ende des .. Jahres aus⸗ 
treten. Die Austretenden find wieder waͤhlbar. 

38. Die in der Zwiſchenzeit durch Tod oder auf * Weiſe erledig⸗ 
ten Stellen werden, wenn die Ernennung den Kreisverſammlungen zukommt, 
Innerhalb zwei Monaten nach der Erledigung, wenn ſie dem großen: Rathe 
zukommt, bei der naͤchſten Zuſammenkunft deffelben wieder nbefegt. Die auf 
diefe Weife gemählten Mitglieder treten in Bezug auf ihre Tuntetam an bie. 
Stelle der Abgegangenen. 

39. Der große Rath erwählt jährlich aus feiner eigenen Deitte: feinen 
Prafidenten und feinen Bicepräfidenten, eben fo zwei Secretaire und zwei 
Stimmenzäbfer. Dieſe Beamten follen .in gleicher Bahl beiden Glaubensbe⸗ 
enntstiffen angehören, und dürfen nicht. Mitglicder des Eleinen Rathes ſeyn. 
Sie find nach Verfluß ihrer Amtsdaner während. der —— zwei Jahre in 
ver gleichen Eigenſchaft nicht wieder wählbar. 

40. Der große Kath verfammelt fid) jährlich upeimenl zu feines, otdent⸗ 
ichen Sitzungen, und zwar den erſten — im Mai und: den erften Mon 
ag im November. 

Außerordentlicher Weife:. 

a) fo oft es die: Umſtaͤnde aheiſchen⸗ und er durch fein Präfi bium dazu 
eingeladen wird. 

Zu außerordentlicher Bufommenberufung ift das Präfi dium ferner 
gehalten: 

b) wenn es fuͤnf und zwanzig, Deitglieber — — Rathes unter An⸗ 
gabe ihrer Gruͤnde ſchriftlich verlangen, und 

c) wenn der kleine Rath in einer Zuſchrift an das Praͤſidium des großen 
Rathes diefe Zufammenberufung begehrt, 

41. a) Dem großen Rathe fteht das ausfchliepliche Necht der Geſetzge⸗ 
bung und die Oberauffi cht uͤber Erhaltung und Vollʒiehung der Ber: 
faffung und Gefege, fo wie bie Auffi icht über die vollziehende und rich⸗ 
terliche Gewalt zu. 

Das Geſetz wird die Befimmungen aufſtellen, wie dieſe Aufſicht 
ausgeuͤbt werden foll. 

b) Er laͤßt ſich vom kleinen Rathe die erforderlichen Geſetze und Decrete 
vorſchlagen/ und. hat die Befugniß, dieſelben anzunehmen, oder abzu⸗ 
ändern, oder dem kleinen Rathe zuruckzuweiſen, oder zu verwerfen. 

* 
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ce) Jebes Mitglieh‘ hat das Recht, Gefege und Deecrete dutch Anka: 
Vorfhlag zu bringen, und es muß darüber abgeſtimmt wem; 
Wenn die Mehrheit der abweſenden Mitglieder des grofn Sa 
einem folhen Antrage beiftimmt; fo ift der kleine Rath verpflihit, = 
der naͤchſten Sigungsperiode den gefoderten Gefegesvorfchlag dm u 
sen Rathe vorzulegen, Sollte der Eteine Rath in diefer Friſt Krk 
forderung. nicht entſprechen; fo Eann ber große Math: einem du 
aus feiner: Mitte die Entwerfung. eines Geſetzes oder Dectitoure 
vn ge uͤbertragen, und er tritt darıber in. dev nächften Sigungepri i 
Berathung und Schlußnahme ein. | 
d) Er beftimmt die erforderlichen Steuern und Auflagen jeder An, } 
Erhebungsweiſe und Verwendung. it 
e) Er beftimmt die Gehalte aller Beamten. und 
vom Staate beſoldet find, Ze = 
Die Beſoldungen aller Staatsbeamten werden vom Staate u 
Geldfummen bezahit, dagegen alle für ihre Verrichtungen vernix I 
rifs zu besiehenden Zaren zu Handen des Staats bezogen. 
f) Er. beiwilliget die Veräußerungen von Staatsgütern,, fo wie die I 
nahme eines Anleihens für den Staat. z | 
8) Deffentlichesneue‘ Bauten, fo wie der Ankauf von Liegenschaften, " 


Kanzleiangeftelten, wi 


„nr fan der Betrag die durch dag Geſetz zu beftimmende Befugnis di 9 


er nen, Rathes überfleigt, können nu 


r durch ein Dectet des großem 
bewilliget werden. 


h) Ernübt das Begnadigungsrecht in peinlichen Fällen unmittelba & 


daß Begnadigungsrecht in Zuchtpolizeifaͤllen Eann dutch das Bid 
kleinen Rate übettragen: werden. 


2) Er laͤßt ſich jaͤhrlich vom kleinen Rathe uͤber die Vollziehung ie 


ſetze und Beſchluͤſſe, und uͤber den Zuſtand der oͤffentlichen Vern.e 


Bericht erſtatten, pruft denſelben, und ertheilt die, noͤthigen We! 
i k).Er Hape 


ſich ferner jährlich vom. Kleinen Rathe über die Werwaltinz] 


taatsvetmoͤgens Rechnung ablegen, und genchmiger oder verirrt | 


: D>Die von dem großen Rathe genehmigten Staatsredpnungen fin 


ihren Hauptbeſtandtheilen imd in an 
Öffentlich bekannt gemacht werden. 
m) Der große Nach laͤßt fich jährlih in der Novemberfigung Uber | 
wahrfcheinlichen Einnahmen und" Ausgaben des kuͤnftigen Rechw 
jahres einen annaͤhernden Voranſchlag geben, und entſcheidet daruhr 
'n) Er ertheilt dern Einen Rathe die etfordetlichen Vollmachten zu Im 
bandlungen von Vertraͤgen mit andern eidsgenöffifchen Ständen a 
mit austwärtigeu Staaten, und! behaͤlt ſich in jedem Falle die 8 
fication derſelden vor. Bu, ehe 
0) Er beſtimmt den Gehalt, das Geptäge und die Benennung der Mi 
p) Er empfängt die an ihn gerichteten. Bittfchriften und Borjtellunge ) 
Bürger unmittelbar, und verfüge darüber, — 
g) Er ernennt die Abgeordneten zur Tagfagung, ertheilt benfelben di 
thigen Aufträge im Beifte einer kraͤftigen und für. die gerneinjamen ° 
terländifchen Bebürfniffe beftiedigenden. Vereinbgrung. der ſchweizetie 
Cantone, und entfcheidet über bie Stage ber Zufammenderufung cu 
orventlicher Tagſatungen. 2. NT 
r) Die Polizei feiner Sitzungen ſteht dem großen Rathe zu, und er «= 
darüber, die nöthigen Anordnungenn. 


gemeſſener Form durch den Di 


„e. ie 
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08) Min: Reglement wirbd die Art und Weife: feiner Geſchaͤftsfuͤhrung be⸗ 

ſtimmen. ie Wer 

2 ar Die Werrichtungen der Mitglieder bed großen. Raths als ‚folder, End 
‚ünentgeldlich ; jedoch) bleibt den — die Ennchäriaens ihrer Abge⸗ 

* ordneien uͤbetlaſſen. 

— Peer Sewark — 

en 1.; Kleiner, Rath. nn 

42Ein Eleiner Rath, beſtehend aus / neun Guebern vom; —— * 

aus feiner Mitte gewaͤhlt, uͤbt die vollziehende Gewalt aus. Die, Mitglieder 

des kleinen Rathes bleiben fortwährend Mitglieder des großen. Rathes. Es 
muͤſſen von denſelben wenigſtens vier dem katholiſchen und vier dem evange⸗ 
liſch· reformirten Glauhensbekenntniſſe angehören. Sie walſen das dreißigſte 

Altersjahr zuruͤckgelegt haben. 

Aus einem Bozivfe. dürfen. gleichzeitig nicht mehr als Fr Mitglꝛder 
im kleinen Rathe ſitzen 

43. Der kleine Rath hat einen Praͤſi benten,, "weicher den Titel Land: 
amman, führt, diefer einen Stellvertieter mit dem Titel en 

Beide werden, mit Beruͤckſi ichtigung der Paritaͤt, von dem großen Rathe AK 

der Mitte des Kleinen Nathes auf ein Jahr gewählt, und koͤnnen für“ die 

‚gleiche Stelle, nach Beendigung ihrer Auntsbauer, vor Verfluß von BR. 

ren nicht wieder gewählt werden. 

. 44. Verwandte im Blute oder durch Heirath his zum Grade’ Yon 
Geſchwiſterkindern einſchließtich, koͤnnen nicht zu gleichet Zeit Mitglieder de de8 
Pleinen Rathes fon. N 

45. Die Amtsdauer ber Mitglieder’ des einen Rathes wird auf Techs 

Jahre feftgefegt. Sie werden alle drei Jahre zur Hälfte erneuert. Die et 

—— geſchieht ſo, daß die zuletzt gewaͤhlten vier Mitgtieder ‘ar Et 

des dritten, die fünf zuerft gewählten am Ende des festen Jahres augrreten, 

46, Wenn ein Mitglied des Eleinen Rathes zu Folge der veräifgen 

‚Erneuerung des großen Rathes aus dem Iegtern austritt Und nicht w 

gewaͤhlt wird; ſo bleibt daſſelbe dennoch ſo lange an ſeiner Stelle im —* 

Mathe, bis die für feine Amtsbauer vorgeſchriebene Zeit verfloſſen iſt. 

47. Der kleine Rath 
a) ſchlaͤgt dem großen Rathe Geſetze und Detrete vor, welche er tg 

von ſich aus für angemeffen erachtet, “oder welche vom großen Ruhe 
in der verfaffungsmäfigen Form verlangt werden. 

'b) Er forgt für die Vollziehung der Gefege und Decrete. 

c) Er legt dem großen Rathe uͤber alle Theile der Öffentlichen Br 
waltung Rechenſchaft ab, und verläßt die Verfammlung, wenn darüber 
abgeſtimmt wird. 

d) Er ift gehalten, alljaͤhrlich die Vechnung Über die Verwaltung des 
Staatsvermoͤgens, unter Beifuͤgung des Inventariums Über letzteres, 
nach reglemennariſchet Beſtimmung abzulegen. 

e) Er legt dem großen Mathe jährlih in der Novemberfigung über die 
wahrſcheinlichen Einnahmen und ‚Ausgaben des kuͤnftigen Rechnunge⸗ 
jahres einen aunaͤhernden Voranſchlag (Budget) vor. 

15). Er verfüge über die bewaffnete Macht zu Crflunngader Bundespflic- 
ten, zu Vertheidigumng des Cautons gegen; Anugriffan von Außen, „gu 
Handhabung. : ber öffentlichen Drdnung im Innern und ernennt die 
nn Dffiziere, Er 

Wenn: der- Heine Rath als Folge, eine Yufcupıs im Innern die. de 
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waffnete Macht zufammen ruft, fol unverzüglich der große‘ Math ver: 


fammelt werben. 

g) Er ernennt die ihm unmittelbar untergeorbneten Vollziehungs⸗ und Ber: 
waltungsbeamten, fo wie fein Ganzleiperfonale. „ Er führt: die Aufficht 
über diefelben, und ertheilt ihnen, den befücheuben Gefegen gemäß, die 
nöthigen Weifungen. 

h) Der Eleine Rath ift in feiner Gefammtheit, * einzeln in ſeinen Glie⸗ 
dern, dem großen Rathe fuͤr die getreue Handhabung der Verfaſſung und 

Vollziehung der Geſetze und Beſchluͤſſe, fo wie für die oͤffentliche Ber 
waltung uͤberhaupt verantwortlich, und kann wegen Zuwiderhandlungen 
durch einen Beſchluß des großen Rathes in Anklagezuſtand verſetzt 
werden. 
Die naͤhern Beftimmungen Dlechete und das Verfahren fol das 
Geſetz aufitellen. 

i) Die Geſchaͤftsfuͤhrung und innere Einrihtung bes Eleinen Rathes wer: 

den durch ein Decret des großen Rathes feftgefest. 
2. Bezirtsamtmänner. 


48. In jedem Bezirke ift ein Bezirksamtmann, welcher mit Vol: 
ziehung der Gelege und Beſchluͤſſe des großen Mathes und der Verordnungen 
und Verfügungen des Eleinen Rathes und der Gerichte, fo wie der gerichtii- 
— Urtheile beauftragt iſt. Er hat ſeinen Amtsſitz am Hauptorte des 

ezirks. 
49. Der Bezirksamtmann wird aus den Ortsbuͤtgern des Bezirke, 
welche das dreißigſte Altersjahr zuruͤckgelegt haben, von dem kleinen Matte 
ernannt. Seine Amtsdauer iſt auf ſechs Jahre feſtgeſetzt, worauf er wieder 
waͤhlbar iſt. Er kann jedoch von dem kleinen Rathe vor Ablauf dieſer 
Amtsdauer, unter den Bedingungen, welche das Geſetz beſtimmen wird, von 
ſeiner Stelle abberufen werden. 

50. Der Bezirksamtmann hat einen Statthalter, der im Verhinde— 
rungsfalle deſſen Stelle vertritt, und vom kleinen Rathe gewählt wird, umter 
ben gleichen MWahlfähigkeitsbedingungen, über welche fid) der Bezirksamtmann 
auszumeifen hat. 

51. Dem Bezirksamtmann kommt in Zuchtpolizei: und peinlichen Fällen 
das Recht der Verhaftung und der vorläufigen Unterfuhung zu. Won jeder 
Verhaftung hat er ſogleich dem Gerichte und bei der Verhaftung eines Staats 
bürgers auch der heimathlichen Gemeinde des Verhafteten Anzeige zu machen. 

52. Er wacht über die Erhaltung der Öffentlichen Ordnung und Si: 
cherheit, und führt die Oberaufſicht über die ihm im Bezirke untergeordneten 
Beamten. 

53. Er hat einen Amtsfchreiber, welcher vom Kleinen Rathe auf fer 
nen Vorſchlag ebenfalls auf ſechs Jahre gewählt wird, 


C. Rihterlihe Gemalt. 
1. Obergericht. 


54. Ein Obergericht, beftehend aus neun Gliedern, wovon wenigſtens 
vier dem evangelifchsreformirten und vier dem katholiſchen Glaubensbetennt- 
niffe angehören müffen, ſpricht über alle bürgerliche Rechtsſtrteitigkeiten md 
an und peinliche Faͤlle in legter Inſtanz ab. 

Es entfcheidet die ihm vorgelegten Verwaltungsſtreitigkeiten ſummariſch 
‚ und unentgeldli, und führe die Oberaufficht Über das Bormundihaftss umd 
Hypothekenweſen, und bie Kirchen⸗ und Bruderfchaftsgliter. Daſſelbe bat 
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jährlich) dem großen Rathe einen umſtaͤndlichen Bericht: über den Gang und 
den Zufland der Rechtspflege. zu erſtatten. 

Das Gefeg wird die Drganifation und bie Gefchäftsführung des Oba⸗ 
gerichts, ſo wie das Verfahren in Adminiſtrativſachen beſtimmen. 7 
Aus einem Bezirke duͤrfen nie Be als zwei Mitglieder gleichzeitig im 

Obergericht ſitzen. 5119 

55. Die Mitglieder des Obergerichts werden vom großen Rathe im feur 
Wahl, innerhalb oder außer ſeiner Mitte, gewaͤhlt. 

66. Um zum Mitgliede bes Obergerichts gewaͤhlt werden zu Aenen 
muß der zu Waͤhlende 

a) das dreißigſte Atersjahe zuruͤckgelegt haben; 

b) mährend fünf Jahr Mitglied oder Actuar einer obern gerichtlichen Be: 
hoͤrde oder eines Bezirksgerichts geweſen feyn, ober in einer Rechts: 
ſchule die Rechtswiſſenſchaft ftudirt haben. 

57. - Der Präfident wird vom großen Rathe aus der Mitte . Ober⸗ 
gerichts fuͤr eine Amtsdauer von drei Jahren gewaͤhlt. 

58. Das Obergericht bat vier Suppleanten, für welche Be gleichen 
Mahl: und Rasteinebtuingungen, wie für die Mitglieder des Obergerichts 

elten. 
59. Verwandte im Blute ober: durch Heirath bis zum Grabe von Ge 
ſchwiſterlindern einſchließlich, Tönnen nicht: zu gleicher Zeit Mitglieder oder 
Suppleanten des Obergerichts ſeyn. 

60. Die Mitglieder des Obergerichts bleiben ſechs Jahre im Amte und 
werden alle drei Jahre zur Haͤlfte erneuert. Die erfte | rneuerung gefchieht 
fo, daß die zulegt, gewählten vier Mitglieder am Ende des dritten, die, fünf 

zuerft gewählten am Ende des fechsten Jahres austreten, 

61. ‚Der, Amatsfig des Präfidenten und des Obergerichtsſchreibers muß 
am Berfammlungsprte des Obergerichts feyn. 

62. Das Obergericht ernennt die Dbergerichtöfchreiber auf eine Amts⸗ 
Dauer von ſechs Jahren, ſo wie feine Canzleibeamten frei aus allen Bürgern 
bes Canton, 

2. Bezirksgericht, 


63. In jedem Bezirke ift ein Bezirksgericht, welches aus einem Praͤ⸗ 
fidenten und vier Mitgliedern befteht. - Daffelde hat zwei Suppleahten, für 
welche die gleihen Wahlbedingungen und gleiches Wermandtfchaftsverbot wie 
für die Mitglieder gelten. 

64. Die Mitglieder des Bezirksgerichts und die Suppleanten werben 
von dem großen Mathe aus einer Gandidatenlifte : gewählt, welche durch die 
Kreisverfammlungen eines jeden Bezirkes. gebildet wird. Jeder Kreis waͤhlt 
zu dieſem Ende vier Candidaten, in freier Wahl, aus den Bürgern ,. welche ' 
das vier und zwanzigſte Jahr zurüdgelegt haben. 

65. Der Präfident wird aus der Mitte ber Richter ebenfalld vom gros 
Gen Rathe auf eine Amtsdauer von drei Jahren bezeichnet, 

66. Das Gericht hat einen Gerichtsfchreiber, welcher vom Gerichte für 
eine Amtsdaner von ſechs Fahren frei aus allen Bürgern des Cantons ge: 
wählt wird, 

67. Die Amtsdauer der Mitglieder und Sappkeantın des Bezirksge⸗ 
richts ift auf’ ſechs Jahre feftgefegt. Alle drei Jahre merden fie zur Hälfte 
erneuert. Die erfte Erneuerung gefchieht fo, daß die zulegt gewählten zwei 
Mitglieder des Bezirksgerichts am Ende bes dritten, die übrigen drei mit den 
Suppleanten am Ende des fechsten ee. austreten. 
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cr 658) Verwandte schier: Blute oder dutch Werheitathung bis zum Grade 
von Geſchwiſterkindern einſchließlich, koͤnnen nicht zugleich Mitglieder oder 
Suppleanten dead. WBezivfsgerichts Tem. — 

69. Das Bezirksgericht. ſpricht über Shigäeliche Streitigkeiten und 
Buchipotizeivergehen nach einer durch das Geſetz zu beſtimmenden Competenʒ 
=. und über diejenigen, die feine Gompetenz überfteigem, fo wie übe 

alle peinlichen Faͤlle, in erſter Inſtanz ab.“ 2.4 

Es hat ferner die Aufficht Uber das Bormundfchaftewefen ;; bad Hyopo⸗ 
thekarweſen und uͤber die Verwaltung dee Kirchen- amd ee 


3. Friedensrichter. 


’ 70, In jedem Kreiſe iſt ein Friedensrich ter, ber j 

2 als Vermittler ‚die: verfchiedenen Streeithandel zu ſchlichten ſucht; 

über Streitigkeiten von geringem Werthe, welche das Geſetz beſtimmt, 
= endlich, abſpricht und, bei den. en ‚und Geme indonahlusammlungen 
den Vorſitz führt;) ! 

71, Der Zriedensrichker. hat * Statthalter, Fur — Amta ſtelien 
ine die Kreisverſammlung, mit Beruͤckſichtigung der zum Kreife gehoͤrenden 
Gemeinden, einen fehsfahen Vorſchlag, aus welchem das Bezirksgericht den 
nn und den Statthalter auf ſechs Jahre erwählt. 

Die Vorgeſchlagenen muͤſſen das dreißigſte Altersjahr nurichelaci haben. 

4 Militairgerihte” 

72. Zur Unterfuchung und Beſtrafung von Verkrähen und Vergeben, 
welche von Militaitpetſonen während des Cantonaldlenſtes begangen werden 
ſollen beſondere Gerichte, naͤmlich ein’ Kriegsgericht u mehtere Dis tĩptiaa 
gerichte, aufgeſtellt werden. 

73. Das Kriegsgericht wird von dem gtoßen Rathe auf einen drei⸗ 
fachen Vorſchlag des kleinen Rathes aus Mititairperſonen zuſammengeſestzt. 

Die Mitglieder dieſes Gerichts ſollen fuͤt eine beſtimmte Amts⸗ 
dauer ernannt werden. 

75. Die nähere Drganifation des Kriegsgerihts und ber Disctpfinarge: 
fo wie die Anzahl uud’ Wahlart der legtern, — das Geſetz 


— * Abſchnitt. 44. 
a Gemeindeverwaltung. 


76, In jeder Gemeinde ift ein Gemeinderath, der aus einem Ammen 
und wenigſtens ‚zwei „ hoͤchſtens zwölf. Gliedern beſteht. 

In jenem: Gemeinden, in ‚welchen der Gemeinderat) nur aus einem 
Amman und zwei Gliedern befteht , hat derſelbe zwei Suppleanten. 
177, Um als Mitglied des Gemeinderaths gewählt werden zu Fönnen, 
muß man das vier und zmanzigfte Altersjahr zuruͤckgelegt haben, 

. Die Mitglieder des Gemeinderaths muͤſſen ſich überdies noch Über einen 
Vermögensbefig von wenigſtens dreihundert- bis ‘taufend Franken im ſchulden⸗ 
freien Liegenfchaften oder zindtragenden Schuldtiteln ausweiſen, je nah Be: 
flimmung det Gemeinde, welche Beftimmung aber der Wahl vorhergehen fell. 

Zwei Drittheile der Mitglieder des Gemeinderaths muͤſſen aus den 
Detehürgern, der: Gemeinde gewählt: werben. 

78. Der Amman iſt Vorfteher der Gemeinde und zugleich Vollzichungs 
‚beamer der. Regierung;.in derſelben. Ex führt den-Worfig bei dem Gemein 
derathe, der Gemeindeverfammlung und: der Verlammuung der Ortsbürger, umd 
vollzieht ihre Befchlüffe. 


I 
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"Der Gemeinderath.ift  .  < rar 
n z der: Verwaltung der drtlichen Polizei, . —J 
« b) mit der Verwaltung des Gemeinde⸗, Armen⸗, Schul⸗ und Kirchenguts, 
e) mit dem Wormundfgaftsween "und dem Sapatgetusmefen im Allge⸗ 
meinen, 
: d) :mit- denjenigen - Gegenftänden der allgemeinen; Vernaltung, welche das 

Geſetz beſtimmt, beauftragt. 

80. Der Gemeinderath legt jaͤhrlich der Gemeinde über feine Verwal⸗ 
tung Rechenſchaft und Rechnung ab, und verlaͤßt die Verſammlung, wenn 
daruͤber abgeſtimmt wird.’ — Er it in feiner Gefammtheit, oder einzeln in 
feinen Gliedern, der Gemeinde für ſich und feine Angeftellten verantworttich. 

81. Der Gemeinderath und die beiden Suppleanten werden von der 
Gemeindeverſammlung fuͤr eine Amtsdauer von ſechs Jahren gewaͤhlt und alle 
drei Jahre zur Haͤlfte erneuert. Die erſte Erneuerung geſchieht ſo, daß die 
zuletzt ernannte kleinere Haͤlfte am Ende des dritten und die zuerſt ernannte 
groͤßere Haͤlfte mit den beiden Suppleanten am Ende des fechsten Jahres 
austreten. 

82. Sn jeder Gemeinde ift ein Gemeindsfchreiber, welcher dä Ge: 
meinderathe auf eine Amtsdauer von ſechs Jahren außer ſeiner Mitte in 
freier Wahl ernannt wird. 

83. Verwandte im Blute oder durch Heirath, bis zum Grade von 
Geſchwiſterkindern, mit Ausſchluß dieſes Grades, koͤnnen nicht zu gleicher 
Zeit Mitglieder oder Suppleanten des Gemeinderaths feyn. 

84. Das Gefeg wird die Organifation des Gemeinderaths näher, bes 
ſtimmen. 
Reviſion der Verfaſſung. 


85. Innerhalb der naͤchſten zehn Jahre, vom Tage der Annahme dies 
fer VBerfaffung an gerechnet, muß eine genaue und forgfältige Durchficht (Res 
vifion) derfelden durdy den großen Math vorgenommen twerden. 

Diefe Durchſicht ſoll flatt finden, fobald 

a) die Mehrheit der in gefeglicher Form verfammelten fimmfähigen Br 
ger des Cantons den Wunfh eine Verfaffungsrevifion auf gefegliche ' 

Meife ausfpricht und an den großen Rath gelangen läßt; oder 

b) wenn der. verfafjfungsmäßig verfammelte große Rath mit einer Mehr 
heit von menigftend hundert und. einer — die Vornahme derſel⸗ 

“ben beſchließt. 

Sn jedem "Falle muß die revidirte Berfaffung ($. 2) dem Volke zur 
Annahme oder Verwerfung vorgelegt werden. 

.Das Gefeg wird überhaupt das Verfahren beftimmen, welches bei Bor 
nahme der Berfaffungsrevifion beobachtet. werden fol. 

(VBorftehende Staatsverfaffung des eidsgenöffiihen Standes Aartgau iſt 
am 6. Mai 1831 angenommen und am 10. gleichen Monats promuigitt 
worden. * 

Kanzlei Aargau. 
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L). Staatöverfaffung für dem eidsgenoͤſſiſchen 
Stand Thurgau vom 14. Apr. 1831. 
| Abfhnittl. - , 
Allgemeine Grunbdfäse. 


41. Der Thurgau ift ein Freiftaat und bildet einen Theil der fh: 
zerifchen Eidsgenoffenfchaft. 

2. Die Gefammtheit der Bürger des Cantons if der einzige Sou 
tain, von dem alle Staatsgewalt ausgeht, - - 

3. Das thurgauifche Volk giebt fich felbft die Verfaſſung, bie et fr 
die zweckmaͤßigſte hält, dem eidsgenoͤſſiſchen Verbande unbefchadet, und bu; 
bigt dem Grundfage, daß es eben fo dem Volke jedes andern Cantons fi 
fiehe, fich eine ihm beliebige Verfaffung zu geben. 

4. Das thurgauifdhe Volk regiert ſich ſelbſt durch von ihm gemäöl: 
Stellvertreter. Diefe haben feine weitere Gewalt, ald die ihnen daſſelbe & 
Folge der von ihm angenommenen Staatsverfaffung übertragen hat. 

5. Die Staatögewalten, die gefeggebende, richterliche und voll: 
ziehende, bürfen nie vereinigt, befonders foll die gefeßgebende von der vob 
ziehenden, und dieſe von der richterlichen frenge gefönbert und die Grin 
dieſer Gewalten durch das Geſetz ſorgfaͤltig geſchieden werden. 

6. Die ganze Staatsverwaltung iſt oͤffentlich und alle Beamten 2 
für ihre Vertichtungen verantwortlich. 

7. Alle buͤrgerliche Beamtungen ſind Auftraͤge der Geſelſſhat R 
eine beftimmte Zeit und daher nicht lebenslänglih. Sie können weder et 
noch zum befondern Vorrechte Derer gemacht werden, die fie vermwalten. 
Befoldungen bderfelben müffen im Verhaͤltniſſe mit ihren gefeglichen * 
niſſen und Pflichten ſtehen. 

8. In der Ausübung der übertragenen Staatsgewalten ſoll das & 
feg, das Recht und das Wohl des Volkes den Beamten einzig zur Ritt 
ſchnur dienen. 

9, Alle Bürger des Cantons genießen bie gleichen politiichen Red“ 
und Freiheiten. Es beftehen fonach Feine Vorrechte der Geburt, der Pırv 
nen, der Familien, des Drted, des Amtes und des Vermögend. Der Bir 
ger iſt einzig dem Geſetze unterthan, welches für Alle daffelbe ift. 

10. Jederman, einzelne Bürger und jede Anzahl von Bürgern, © 
meinden, Gorporationen und Behörden haben das Recht, mit Bitte und dr 
ſchrift fi) an die oberften. Behörden zu wenden. 

11. Jedem ftcht frei, feine Gedanken mündlih, ſchriftlich oder « 
druckt Andern mitzutheilen, unter der Bedingung jedoch, für den Mifturs 
diefes Rechts in den durch das Geſetz zu beflimmenden Fällen verantwet 
zu fepn. Die Genfur ift daher für immer abgeſchafft. 

12. Alle Bürger des Cantons genießen volle Arbeits:, Erwerb: m 
Handelsfreiheit. Nur der Mißbrauch diefer Freiheit ift durch, weiſe Poli 
gefege zu verhüten. Es giebt Feine Chehaften mehr. 

13. Der Verkehr im Innern foll Eeinerlei Hemmung unterliegen, 

14. Das Eigenthum ift heilig. Es kann Niemand gezwungen mr 
den, fich feines Eigenthums weder im Ganzen, noch theilweiſe zu —9* 
außer in dem Falle eines geſetzlich anerkannten allgemeinen Beduͤrfniſſes im 
auch dann nur gegen gerechte Entſchaͤdigung. 

15. Der Boden fol mit feiner nicht loskaͤuflichen Beſchwerde bei! 
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eyn oder belegt werben, er tft durchgehende veräußerlih. Alle ewige Laften 
ind ablösbar. Die nähern Beftimmungen find dem. Gefege vorbehalten. 

16. Die Steuern zu den allgemeinen Bedürfniffen koͤnnen nur unter 
Finmilligung der Stellvertreter des Volkes beftimmt und ausgefchrieben wer⸗ 
en. Alle Bürger und Einwohner tragen zu denfelben nad) Verhaͤltniß ihres 
Bermögend und Einkommens bei. Betrügerifche Werfteueruug zu verhüten, 
ft dem Gefege vorbehalten. | 

17. Niemand darf feinem ordentlichen, durch die Berfaffung aufge 
kellten Richter entzogen, Niemand verhaftet oder gerichtlich verfolgt werden, 
18 in Kraft der Gefege. Sinner 24 Stunden muß die betreffende Behörde 
eden WVerhafteten verhören. Auch darf im Cantone feine geheime Polizei 
eftehen. | 

18. Der Cantonsbürger kann fich überall im Cantone haushaͤblich nie 
erlaffen, fofern er in bürgerlichen Rechten und Ehren fleht, und mit völliz 
er Gleichheit der Rechte fein Gewerbe treiben. Auch den Bürgern anderer 
Santone ift diefed Recht eingeräumt, infofern foldyes den Bürgern des Gans 
ms Thurgau in diefen Cantonen ebenfall® zugeftanden wird. 

19. Die Bertheidigung des Baterlandes iſt Pfliht eines jeben Bürs 
ers. Jeder Thurgauer und jeder im Cantone mwohnende Schweizer kann 
aher zu Militairdienften angehalten werden. Alle Militaircapitulationen mit 
uswärtigen Staaten find für immer unterfagt. 

20. Die Sorge für Vervolllommnung des öffentlichen Unterrichts ift 
flicht des Staats. | 

21. Ale chriftliche Gonfeffionen find im Cantone geduldet; es herrſcht 
ir dieſelben volle Glaubens: und Gemiffensfreiheit; jedoch flehen die evans - 
liſch⸗ reformirte und bie Eatholifche Confeffion unter dem befondern Schuge 
3 Staates. | 

Abſchnitt 2 


A. Gebietseintheilung. 


22. Der Canton Thurgau bleibt einftweilen, wie bisanhin, in 8 Bes 
fe, diefe in 32 Kreife, und die Kreife in Municipalgemeinden eingetheilt, 
8 foll jedoch diefe Gebietseintheilung einer beförderlichen Nevifion durch den 
ofen Rath unterliegen, und dabei auf moͤglichſt gleichmäßigen Umfang, auf 
e Bevölkerung und örtliche Lage der Bezirke, Kreife und Municipalgemein: 
n Ruͤckſicht genommen werden. 

23. Srauenfeld ift der Hauptort des Gantons, 


B. Politifher Zuſtand ber Bürger. 


24. Jeder, ber bei Annahme diefer Verfaſſung in einer Gemeinde 
3 Gantons auf gefegliche Weife das Buͤrgerrecht genießt, ift Cantons⸗ 
irger. 

25. Um Gantonsbürger zu werden, muß der Bewerber von einer Ge: 
einde des Gantons das Gemeindsbürgerrecht und von dem großen Rathe 
s Gantonsbürgerrecht erhalten, der Ausländer aber zugleidy auf fein aus— 
idiſches Bürgerrecht verzichtet haben; daſſelbe gilt auch für den Schweizer, 
fo fern die Verzichtleiftung in feinem Cantone auch von dem Thurgauer 
forbert wird. 

26. - Um zu einer Öffentlihen Stelle im Cantone wählbar zu feyn, 
td erfordert, nebſt dem Beſitze des Activbuͤrgerrechts: 

a) der feſte Wohnſitz im Cantone; 
b) ber Beſitz des Cantonsbuͤrgerrechts feit fünf Jahren; 
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0) ſuͤr den naturaliſitten Schweizer die Verzichtleiſtung auf fein frühe 
Buͤrgerrecht, in fo fern dieſe in feinem Cantone auch von dem Thu 
gauer gefordert wird; und 
d) die Verzichtleiftung -auf jeden Adelstitel, jede Penfion und jeden T> 

ben, aufer die gefeggebende Behörde habe die beiden legterm beizubehs 
= ven erlaubt. 
27. Die Ausübung des Activbürgerrecht3 wird eingeftellt: 

“wi buch die erlittene Verurtheilung zu entehrenden Strafen; 

.b) duch ein Urtheil, welches in den vom Gefege bejtimmten Fällen !ı 
Einſtellung des Buͤrgerrechts verhängt; 

c) durch gerichtliche Bevogtigung; 

d) durch den Zuſtand eines Falliten oder eines gerichtlich Accordirten, ent 
wieder rehabilitirt zu ſeyn; 
e) durch die Almofensgenöffigkeit; und 
f) durch vor Behörde rechtsgenuͤglich erwiefene unerlaubte -Umtriebe, um # 
ircgend einer öffentlichen Stelle zu wählen oder gewählt zu werden. 
28. Die Einftellung des Activbürgerrecht3 kann den Kindern Defim 
den fie betroffen, an der Ausübung ihres Activbürgerrechtes nicht ſchaden 

29. Ale Bürger, die das zwanzigſte Altersjahr zurückgelegt haben wm 

benen die Ausübung des Activbuͤrgerrechtes durch Art, 27 nicht unterfagt © 

> find ſtimmfaͤhig. 

30. Das Activbuͤrgerrecht kann Jeder da ausüben, - wo er ang 
ift, oder auch, wo er ein Gemeindöbürgerrecht befigt. Iſt er im mehren & 
imeinden verbürgert; fo darf er es nur in einer derfelben ausüben, 

. 31. Bei Bürgerverfammlungen, von melden über Befteuerung = 
andere Gegenftände der innern Adminiſtration, die nicht das ausfdlieht 
Eigentbum der Gemeindsbürger oder einer abgefönderten Corporation betrfe 
entfchieden wird; ferner "bei Wahlen der Gemeindeammänner und dit & 
meinderäthe hat jeder feit einem Jahre geſetzlich angeſeſſene Steuerde 
Stimmrecht. 

» 32. Dem Cantonsbürger fteht zu jedem ihm beliebigen Gemeindsbuͤrgertet 
der Weg offen, fo fern er im bürgerlichen Ehren und Rechten ſteht; er ma 
fi) aber Antheil an den vorhandenen Gemeinds- und den betreffenden «= 
feffionellen Kirhen:, Schule und Armengütern verfchaffen und hierfür Mi 
gefeglihen Beftimmungen erfüllen, 


C. Kreisverfammlungen. 


33. Ein jeder Kreis bildet eine Urverfammlung. Sie beſteht aus 7 
im Kreife verbürgerten oder dort mwohnenden Gautonsbürgern, welche i 
zwanzigſte Altersjahr zurücgelegt haben, und in der Ausübuug de Acints 
gerrechts nicht eingeftellt find. 

34. Die Urverfammlungen fommen zufammen: 

a) zur Annahme oder Verwerfung der Verfaffung; 

b) zue Annahme oder Verwerfung der Berfafjungsabänderungen, id 
ihnen nach den durch die Verfaffung ſelbſt vorgefchriebenen Formen d 
gelegt werden; 

c) zur Ernennung der Mitglieder des großen Raths; | 

d) alljährlich zur Erwählung der durch Austritt abgehenden izg⸗ 
dieſer Behoͤrde; 

e) zur Vornahme der für die Stellen der Friedensrichter und für di 
gerichte erforderlihen Wahlen; 

f) außerordentlich, wenn eine Municipalgemeinde' des Kreifed «# 
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35. Die Berfammlungen wetden durch den Friedensrichter eroͤffnet, 
und fie beſtimmen durch offenes abſolutes zu ihren Praͤſi identen, 
Secretair und die Stimmenzaͤhler. 


D. 


36. Zur Wahl der Bezirksbehoͤrden, naͤmlich der Beꝛitkoſtatthalter, 
Bezirksrichter und Bezirksſchreiber, witd in jedem Bezirke eine Wahlver . 
fammlung gebildet, zu welcher jede Municipalgemeinde durch offenes abſolu⸗ 
tes Stimmenmehr auf 100 Activbürger 10 Ausfhüffe für drei Jahre mähle. 
Diefe verſammeln fi id) am Bezirtshauptorte und ernennen durch geheimes 
abfolutes Mehr die in ihre Wahl gegebenen Beamten, in oder außer ihrer 
Mitte, aus den Activbürgern des Canton. 

37. Die VBerfammlung wird ‚vom Bezirksfkatthalter eröffnet, ud bes 
ſtimmt felbft ihren Praͤſidenten, Secretair und die Stimmenzäbhler. . 


A Abſchnitt 3. | 
Oeffentliche Gewalten. 
A. Gefetzgebende und aufſehende Gewalt. 


38. Ein großer Rath von 100 Mitgliedern uͤbt, im Namen und als 
Stellvertreter des Volks, die geſetzgebende und aufſehende Gewalt aus. 

39. Jeder der 32 Kreife ernennt durch die Verſammlung feiner Activs 
buͤrger unmittelbar die ihm zugetheilten Mitglieder des großen Raths in oder 
außer ‚dem Kıeife. 

Sn Beobachtung der Parität und ber Bevölkerung haben bie Kreife 
fih nach folgender. Scala zu richten. 


Seelenzaht. Repräfentation. 

Kreife. Ä Evang. Kath. Total, Evang. Kath. Zotal. 
Egnach.... . .. BAR MO 3722 4 A 5 
Frauenfeld . 2 2 20.0.0. 93138 394 .3532 3 1 4 
Shen: - >= 2 2020.20. 2777 666 343 3 1 4 
Simäh:. "> = = = 2: 14971986 3433 2. 2 4 
Fiſchingen . vi, 2 02020: 802 2372 3174 4 3 + 
Stedbom = 22 2 2.211760 1322 30082 2 2 4 
Bufnang : = 2 0020.» 2559 480 3039 3 1 4 
Mazingen :. . 2 272%. 1785 1173 298.2 2 4 
Dießenhofen : . . 2346 531 2877 3 1 4 
Mm se 22 2807 3 — 3 
Mühlheim . = = = = =» 2167 452 19 2:1 3 
Tobel .....1393 1199 2592 2 13 
wel 2 2 2 2 nen 2077 511 2588 2 1 3 
zihlſchlacht 2299 272 2571 3 — 3 
ommies41417 1121 2538 2 1 3 
leflingen. » » 000. 1840 629 2469 2 1 3 
Hottlieben : » = = 0.0. 20233 43 2436 2. 1° 3 
MNaͤrſtetten..2434 24 3 — 3- 
Bürgien - > = 2000.23 12348 3° — 3 
lb - = =... 0... 170 555 2275. 2 1 3 
bumdorf > = 22 20: 2056 32293793 — 3 
Beinfelden - = = =. 2065 65 210 3 °— 3 
3erlingen rn. 2021 114 2135 3 — 3 
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- Nomanshoen  . 2 202 0.078933: 147 2080 3 — 3 
"Sulgn „2 22.202020. 1894 168 2062 3 — | 
Egelshofen ... 2 2 20. .1787.263 2050 3 — 3 
Alterdweilen . ..- 2... 141891 84 1975 2 — 2? | 
Schönholzersweiln . - . . . 1048 9236 1974 1 1 2 
Br. 2. nn 1774 180 1954 2 — 2) 
Bifhofäzell . =. "2.2.1370 5355 195 1 102 
Neulich» . » 2 "a2. 1555 340 1895 2 — 2 
Ermatingen . . 1430 113 1543 2 — ? 


Summa: 63439 17498 80937 77 3 1W 

40. Zur Mählbarkeit wird mebft den im 26. Artikel vorgefhrichnen 
Eigenfchaften noch das 2öfte Altersjahr, und für einen Geiftlichen die 3 
dingniß erfotdert, daß er nicht von demjenigen Sreife gewählt werde, in wi 
chem er auf einer Pfründe angeftellt. ift. 

41. Die Amtsdauer der Mitglieder ift auf zwei Jahre feftgefegt. X 
jährlich kommt die Hälfte zum Austritt. Die erſte Hälfte wird durch di 
2008 beftimmt. Die Austretenden können nicht beftätigt, wohl aber wiede 

- geroahle werden. Sie werden duch die Kreiſe, duch melde fie gemiht 
‚ worden find, befeßt. | 

42. Der große Rath verfammelt ſich ordentlicher Weiſe altähelid 
zweimal, nämlich im Brachmonat zu Weinfelden, und im Chrijtmonat zu 
Frauenfeld. Die Dauer der Sigungen hängt von der Zahl und Widtk: 
keit der Gefchäfte ab. Jedoch kann der Präfident des großen Rathes, a 
der Eleine Nach auch eine außerordentliche Verſammlung des großen Rathes 
veranftalten, wenn befondere Fälle e8 nothwendig machen. Für - aufs 
dentlihe Sigungen wechfelt der Verfammlungsort jedesmal zwifchen Frau 
feld. und Meinfelden. 

43, Menn ein Biertheil der Gantonstäthe oder der Kreife unter be 
. flimmter Anzeige der Gruͤnde vom Präfidenten die außerordentliche Cinkr 
fung des großen Rathes verlangt; fo muß. er denfelben inner 8 Tagen ve 
ammeln. 
44. An dem ‚Orte, wo ber große Rath feine Verſammlungen bil 
darf ohne feine Einwilligung während feiner Sigungen kein Militair zular 
mengezogen werden. Dagegen hat er das Recht, zur Erhaltung der Ba 
faffung nad) Gutfinden von ſich aus die bewaffnete Macht zu verfammei 
‚ 45. Die Mitglieder des großen Rathes find für ihre bei dem Un 
handlungen diefer Behörde gemachten Aeußerungen und Anträge vor keine 
Richterſtuhle verantwortlich; auch kommt dem großen Rathe allein die Pi 
zei in feinem Innern zu. | 
46. Im ihren amtlichen Verrichtungen find die Mitglieder des gut 
Rathes perfönlich unverleglih, und jeder Angriff gegen fie während Al 
ben ift ein Staatöverbrechen. Keiner kann mährend der Dauer ber Sim 
gen, ohne Bewilligung des großen Rathes, verfolgt oder verhaftet werde. 
7. Der große Rath wählt aljährlid im feiner legten Sigung & 
Präfidnten und Vicepräfidenten aus feiner Mitte, mit billiger Berkdiiöt 
gung der Parität. Die nämlihen Perfonen koͤnnen nicht zwei Jahre m 
einander diefelben Stellen bekleiden. 
48. Die Mitglieder des großen Rathes ſchwoͤren folgenden Eib; 
„Wir, die Mitglieder des großen Rathes, geloben und fchmdzen, ! 
„uns duch die Gantonsverfaffung übertragenen befondem und allgem 
„men Berrichtungen getreu und gemiffenhaft inner ber baflr angemir 
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‚nen Gränzen zum Welten des Gantons und: ber. Eidsgenoſſenſchaft 

„nach unſern ‚Kräften und Faͤhigkeiten auszuuͤben, deren Nutzen zu bes 

„foͤtdern, und allen Schaden nach unſerm Vermoͤgen abzuwenden; uns 

„aller Mieth und Gaben zu enthalten, und namentlich bei vorkommen⸗ 

„den Wahlen nur Demjenigen die Stimme zu geben, den wir mit 

„ftrengfter. Gewiſſ enhaftigkeit für den a und: nn | 

„halten. ” 

„Alles getreulich und ohne Gefaͤhrde.“ | 

49, Die Abftimmnng gefchieht duch Namensaufruf,: wenn ein Bier; 
heil der: Mitglieder folches verlangt. 

50,. :Die Berathungen des großen Rathes find ‚öffentlich. Ä 

51. Krieg und Frieden betreffende Gegenftände, fo wie bie Verträge 
mit andern eidsgenöfjifchen Ständen und mit dem Auslande, und Gefandts 
chaftsinſtructionen, können aud in gefchloffener Sitzung berathen werben, 
venn die abfolute. Mehrheit: der Mitglieder ſolches verlangt. 

‚Sn. geheimer Sigung können aber Beine Gefege abgefaßt werden. | 

52. Zur Gültigkeit der Beſchluͤſſe wird. die Anweſenheit von wenig⸗ 
dens drei Viextheilen ſaͤmmtlicher Mitglieder erfordert. 

Gefetzliche Beſchluͤſſe erheiſchen HL Stimmen; Wahlen — das 
bſolute Mehr. 

53. Der große Rath ordnet die umfaſſende Bekanntmachung feiner 
3erhandlungen an. 

54. Die. Mitglieber: des großen Rathes beziehen fuͤr ihre amtlichen 
Zerrichtungen eine Entſchaͤdigung von täglich 1 fl. 21 er. ; — die Staats⸗ 
aſſe bezahlt. 

«55: Dee große Rath entſcheidet über. Annalen. Abänderung ober 
zerwerfung aller Geſetzesvorſchlaͤge, die ihm gemacht werden, ſo wie uͤber 
e zu erhebenden Steuern und Anlagen, 

;:56. : Der große Rath, ſo Wie jedes :einzelne Mitglied: deſſelben, hat 
18 Redt, Gefegesvorfdjläge zu machen; er kann diefelben ber betreffenden 
jebörbe, oder: einer Eommiffion zur Prüfung: zuweiſen, ‚und nach .erffärter 
Ringlichkeit fi) noch in gleicher Sigungdperiode einen Bericht abftatten laſ— 
rı und darüber befchließen. 

57. Ihm ſteht die Aufftellung ı und Aufhebung der aͤffentuchen Aem⸗ 
= im Sinne der Berfaffung zu. 

53. Er beilimmt die Deganifation aller Behörden. innerhalb der Ver⸗ 

1100, 
li 59, Er beſtimmt bie Befoldung der, Öffentlichen. Beamim, and, ‚über 
upt aller derer; die vom Staate einen Jahresgehalt beziehen, 

60. Er berathſchlagt über bie. Zufammenberufling auferorbentlicher 
agfasungen, ernennt die Abgegardneten des Cantons zu den Tagſatzungen 
erbaupt in oder außer feiner Mitte, und ertheilt ihnen Inſtructionen. 

61. Er beſchließt über den Ankauf und die Werduferung von Canto⸗ 
rgäktern, und über zu machende Staatsanleihen. 

62.. & empfängt die an idn gerichteten Petitionen — ſinut pra⸗ 
‚ten. f ar 

» 63; Er beftimat — Gehalt, das Gepräge und bie Vinenming der 
isttzen,: falls dieſes — at der ——— Bundesbehoͤrde abge⸗ 
AX Wird; Js ’r: 

64. Ihm ſteht das der Begmaigung zu.  Einem- Begnadi⸗ 
a gs act aber muße — 

30* 


&) ein vom Verhoͤrrichteramt ausgefertigter Actenauszug vorangehen; 
b) von menigftens ‚drei Viertheilen der anweſenden Mitglieder des grofn 

Raths fuͤr die, Begnadigung geflimmt werden ; 

c) der Begnabigung:: Nadyfucende bie. verfaffungemäßigen Gerichteinften: | 
zen durchlaufen haben. | 
Die weitern: Beftimmungen fi ind — Gefegt vorbehalten, 

65. Er laßt fid über die Bollziehung der Gefege und Verorhnman, 
und über den Zuſtand der verfchiedenen Zweige der ‚Staatsverwalun al; 
jaͤhtlich genaue Rechenſchaft ablegen.. 

66. Er nimmt dem kleinen Rath altjaͤhtlich über bie Verwaltung 
öffentlichen Gelder Rechnung ab. Die Hauptrechnungen werden nad) ih 
Genehmigung möglichft fpecificirt durdy den Drud bekannt gemadt. 

67. Ihm koͤmmt die hoͤchſte Sanction der Verordnungen der Kirchen 
gäthe beider Confeſſionen, fo:wie des Erziehungsrathes beider Confeſſionen 1% 

68. Er ordnet. die jährliche Unterfuchung (Bifitation). der Gefhif? 
führung: aller Behörden und fümmtlicher Ganzleien an. Die nähere Bein 
mung bleibt dem Gefege ‚vorbehalten. | 

69. Er ſtimmt im Namen des Gantons über Krieg und rien 
uͤber Buͤndniſſe und Handelsverträge, fo: wie über alle Bundesangeige 
vente 
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'70.: "Die: betvaffnete Macht ſteht unter dem. großen Rathe. Bu 
Gefahren von Innen oder Auſſen außerordentliche Zruppenzufammenziehes 
gen erfordern; fo hat der eine aa den großen Rath ee 
ſammenzuberufen. 

71. Der große Kath ernennt : 
ji a) ‚die: Mitglieder: des Kleinen Raths, des Dbergerichts, bed Griminaise 

richts erſter Inſtanz, und des. Erziehungsraths in oder aufer fent 
Mitte; und zwar für den legten: nad Vorſchrift des 8. 184. | 
‚b)ıdie. zwei⸗ Verhoͤrrichter aus dem Doppelvorfchlag des Obergerichts; 
) die. oberften Mititairbehörden ;im oder außer.feiner Mitte; | 
d) ıden Chef der Polizei aus dem‘Doppelvorfchlag des Eleinen Rathe; 
e) den Staatsſchreiber, der zugleich ‚Secretair bes. ‚großen Raths if, 2 
jedesmaligem freien Concurs; 
9) er beſtaͤtigt die vom kleinen Rathe zu waͤhlenden Canzleibeamten, 
wie die von dem Obergerichte zu waͤhlende age und ei 
richteramts⸗· Canzlei. UT | 

72. Der große Rath iſt verpflichtet, bei zu — — eine 
tietenen gefahrbouen ' Ereigniffen aus feiner Mitte einen: Ausſchuß zu bir 
im, zu Sefthaltung’ der Verfaſſung, der Freiheit imd der Rechte des Bi 

73. Det Beine Rath--itheilt dem Prafidenten des großen Rate 
Banden des Ausſchuſſes alle wichtigen Borkomnmiſſe mit/ die ſich ia ir 
Zwiſchenzeit der Großrathsſitzungten ereignen:;·: 

74. Der’ Praͤſident des Großen Raths nimmt alle: —— 
alle Begehren und Klagen ab, uͤber welche der große Rath zu entſchet 
hat. Er) bereitet bie: Gefchäfte. vor, bier gewoͤhnlicher Weiſe in der a 
Verfammiung des großen Rath behandelt werden follen. « 

75. In der Regel geſchieht die Einberufung des großen Raths de 
den kleinen Rath. In außerordentlichen Fällen kann aber auch der Pr 
dent des großen Raths die Einladung erlaſſen. Be gieht * 
ſchreibende Stelle der andern hiervon Kenntniß. 


76. Vier Wochen vor der Eröffnung des gtofen Rache, wüh jee 


* - — 
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itgliede gedrudt eine genaue Weberficht «uber alle zur Merhandlung gelans 
de Gegenftände .und der: Gefsgesvorfchläge im ihrem ganzen Entwurfe 
getheilt, und legtere find zugleich zur. allgemeinen Bekanntmachung in bie 
ntlihen Blätter einzuruͤcken. | | 


B. Vollziehende Gewalt. 
Kleiner Rath. 


77, Ein kleiner Rath, aus 6 Mitgliedern beſtehend, die vom großen 
the im oder aufer feiner Mitte gewählt werden, ilt die höchfte Vollzie: 
igs- und Verwaltungsbehörde des Cantons. | 

78. Er kann nie einen Beftandtheil des großen Raths ausmachen; ' 
um hören die in den Kleinen Rath gemählten Großräthe auf, Mitglieder 
großen Rache zu feyn, und für die erledigten Stellen tritt eine neue 
ıhl ein. 

79. Um wählbar zu feyn, wird nebft dem Activbürgerrecht und den 
$. 26. bezeichneten Eigenfhaften das Alter von 30 Sahren erfordert, 

80. Die Amtsdauer ift auf 3 Jahre feftgefegt. . Autjahrlic treten 
i Mitglieder aus, find aber wieder wählbar. Der Austritt erfolge in ber 
gekehrten Ordnung der Wahlen. . | 

51. Wenn eine Stelle im Eleinen Rathe durch Tod oder Entlaffung 
g wird; fo erfegt der Meugemwählte den Abgehenden in Beziehung auf 
tsdauer und periodifhe Erneuerungswahl, 

82. Der Eleine Rath ernennt feinen Präfidenten felbft, je für bie 
uer eines halben Jahrs. Kin jeweiliger Präfident hat nur berathende 
imme, außer im alle gleichgetheilter Stimmen, in weldyem die feinige 
cheidet. | 

83. Der Eleine Rath ermählt nach jebesmaligem freien Concurs feine 
nzleibeamten, die der Beftätigung des großen Rathes bedürfen. Die 
itsdauer derfelben ijt auf 6 Sahre feftgefegt; fie find jedody wieder wähl- 
— Diefe beiden legtern Beflimmungen gelten audy dem Staatsſchreiber. 

54. Zur Gültigkeit der Berathungen des kleinen Raths wird die Anz’ 
enheit von mwenigftens 4 Mitgliedern erfordert. 

85. Er trifft alle die Verfügungen, welche die Vollziehung der Ger 
enothwendig macht, und faßt zu dem Ende die angemeffenen Befchlüffe. 
86. Die Vorfchläge zu Gefegen und Verordnungen bildet den einen 
entlihen Beftandtheil feiner Verrichtungen. 

87. Er beſorgt das Militärweien, deffen Drganifation ‚vom Gefege 
länge; er verfügt zur Aufrechthaltung der verfaffungsmäßigen Ordnung 
?,die bewaffnete Macht, mit Bewilligung des großen Raths. 

88. Er führt die Gorrefpondenz mit den andern Gantonen und mit 
a Auslande, die er zu Handen des großen Raths dem Präfidenten deſ— 
en von Zeit zu Zeit mittheilt. 

89. Ihm kommt die Handhabung der öffentlichen Ruhe und der Po: 
| in ihrem ganzen Umfange zu; ee forge für die deshalb erforderlichen 
lizeianſtalten. | 

Die Polizeibehörden aber find durch ihre Inſtructionen ‚genau an bie 
bachtung. der Gefege zu verweifen. Fuͤr jede Verlegung derfelben und 
Rechte der Bürger find fie verantwortlich). 

90. Er Hat die Dberaufficht über die Zucht⸗, Arbeitd und Correc⸗ 
nshäufer, | . 

9. Die Beforgung und Verwaltung der Staatsgüter und aller Fi⸗ 
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nanz⸗ und Cameralſachen, fo tie bie Oberaufſicht über das Kriegs- & 
nitäts=, das Erziehungss und Kirchenwefen ift ihm anvertraut. 

92. Er hat die. Oberauffiht im Allgemeinen über die Verwaltung } 
Kirchen-, Schul: und Armengüter, der Gemeindegüter, des Wermögens d 
Kiöfter und anderer geiftlichen Gemeinheiten. Auch ſteht ihm dieſelbe i 
das Vormundſchaftsweſen zu. 

93. Er legt dem großen Rathe über alle ihm anvertraute Zui 
der Staatsverwaltung alljährlid Rechenſchaft ab. 

94. Das Rechnungsweſen (GComptabilität) fteht unter dem fin 
Rath; er ift daflır verantwortlich. 

95. Bon ihn geht die DVertheilung der Steuern aus, und er Kl 
den Bezug der Abgaben überhaupt. 

96. Er legt alle Jahre bei der ordentlichen Verfammlung im Br 
‚ monat bem großen Rathe über die Verwaltung ber öffentlichen Einkür 
über die Einnahmen und Ausgaben des Staats genaue und mit fürmik 
Belegen verfehene Rechnung ab, die der große Rath, im Kalle er fie cd 
findet, genehmigt und möglihft fpecificirt durch den Drud bekannt mat 

97. Er legt im eilften Monat jeden Jahres, zu Händen des ai 
. Raths, dem Präfidenten deffelben die Ueberfiht der Bedürfniffe jedes Har 

faces der Staatsausgaben für das nächftfolgende Jahr vor, Ohne! 
Ueberfiht kann das Auflagengefeg für das bevorfichende Jahr nicht adyf 
werben. 

95. Er ift für alle feine Verrihtungen dem großen Mathe vn 
wortlih. Daher kann er durch Befchluß des großen Raths, wegen tx 
verbrechen, wohin Verlegung der Staatsverfaffung, Hochverrath und Ya 
treuung des Staatsvermögens gehören, vor den Richter gezogen werden. & 
nähere Beftimmung hierüber und das Verfahren ftellt das Gefes auf. 

99. Er hat auf das Gutfinden und die Einladung des großen N: 
bin, den Verhandlungen beffelben fammthaft, oder durch Ausfhüffe de 
wohnen, und an folchen berathungsweife, ohne Stimmredyt, Theil zu nem 

100. Die Mitglieder des Eleinen Raths legen in der Berfammi 
de8 großen Raths den durch das Gefeg zu beftimmenden Eid ab. 


C, Richterliche Gewalt. 
1. Obergericht. 

101. Ein Obergeriht von 11 Mitgliedern Spricht — 
von jeder andern Gewalt unabhängig in letzter Inſtanz über Civil:, 
niftrative und peinliche Rechtsfaͤlle ab. 

102. Um gültige Urtheile oder Beſchluͤſſe faffen zu Eönnen, mi 
nebft dem vorfigenden Präfidenten wenigſtens 8 Mitglieder zu Gerichte 
In Fällen, welche Zodesftrafe, oder mehr als fünfjährige Zuchrhauft 
nad) fich ziehen können, muß das Gericht vollzählig fern. 

103. Das Dbergericht ift zugleid) Caſſationsgericht tiber die mr ® 
Bezirkögerichten inappellabel ausgeſprochenen Urtheite, in foreit in I 
die Verlegung eines Geſetzes oder der beftehenden Rechtsformen nahz! 
werden kann. 

104. Der große Rath mählt die Mitglieder des Obergerichts in ( 
außer feiner Mitte. Die aus feiner Mitte Gemwählten bleiben Mitı‘ 
des großen Raths. 

105. Sie müffen das 30ſte Altersjahr angetreten, fehon war 


gerichtlichen Functionen geflanden, oder Mitglieder der obern Behörde ge 
fen, oder Rechtsgelehrte feyn. 
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106. Die zwei Präfidenten aus beiben Confeffionen werden, von dem 
Seite felbft, aus feiner Mitte für 3 Jahre ernannt, und find wieder 
wählbar 

107. Die Mitglieder bes Dbergerichts werden für 6 Jahre ernannt. 
Alljaͤhrlich kommen zwei, und im ſechſten Jahre eines zum Austritt. Die 
fer gefchieht in der umgekehrten Ordnung der Wahl. Die Abtretenden find 
wieder wählbar. 

108. Das Obergericht waͤhlt felbft feinen Secretair, welcher det Be: 
ftätigung des großen Rathes unterworfen if. Seine Amtsdauer iſt a 
6 Jahre feſtgeſetzt; er tft jedoch mieder mÄhlbar. 

109. Die Mitglieder des Obergerichts, fo wie die Suppleanten, legen 
in ber Verſammlung des großen Raths den durch dus Geſetz zu beſtimmen⸗ 
den Eid ab. 

110. Für die Fälle, in denen wegen Abweſenheit, Krankheit, Ver: 
wandtſchaft, Betheiligung, oder aus irgend einer andern Urfache, das Ge: 
richt nicht vollzählig wäre, beftimmt der große Rath in oder außer feiner 
Mitte 4 Suppleanten für 6 Jahre; fie find wieder wählbar. 

Die weitere Organifation und Competenz diefer Behörde iſt dem Ge: 
fege vorbehalten. 


2. Criminalgeriht erfter Inſtanz. 


111. Fuͤr die peinliche Rechtspflege im Canton beſteht ein Criminal- 
gericht erſter Inſtanz aus einem Praͤſidenten und 6 Beiſitzern. 

112. Die Mitglieder deſſelben, ſammt 3 Suppleanten, ernennt der 
große Rath in oder außer feiner Mitte aus den Friedensrichtern, Bezirksrich— 
teen, oder aus andern in gerichtlichen Functionen geftandenen, oder fonft 
rechtsfundigen Bürgern, welche das Alter von 25 Jahten erreicht haben. 

113. Das Gericht wählt feinen Präfidenten aus feiner Mitte, 

114. Die Mitglieder diefes Gerichts bleiben 6 Jahre im Amte; alle 
zwei Fahre treten 2, und im fechften Jahre 3 aus. Der Austritt geſchieht 
in der umgekehrten Ordnung der Wahl; die Austretenden find wieder wählbar. 
; 115. Das Secretariat wird durch die Ganzlei des Obergerichts ver: 
eben. 
Die weitere Organifation und Competenz dieſer Behörde ift dem Ge: 
ee vorbehalten. 


3. Verhoͤrrichteramt. 


116. Im Canton beſteht ein Verhörrichteramt aus 2 Mitgliedern, 
ur Aufnahme und Leitung der Criminalproceduren. 

117. Die Werhörrichter werden vom großen Math aus dem Doppel: 
orfchlag des Obergerichts aus denjenigen Bürgern gemählt, die das 25ſte 
Altersjahr zurückgelegt haben, und in der Rechtswiſſenſchaft bewandert find. 

118. Die Verhörrichter find in das Dbergericht wählbar, treten aber 
‚ei Beurtheilung von Polizei: und Criminalfällen aus, und werden durch 
Suppleanten erfegt. | 

119. Die Amtsdauer ift 8 Jahre. Alte + Fahre fritt einer aus; 
iefes gefchieht in der umgekehrten Ordnung der Wahl, Der Austretende 
ft wieder wählbar. - - 

120. Das Gefeg beftimmt die Verrichtungen dieſer Behörde, die ih: 
ren eigenen Secretaie hat, mwelcyer vom Obergerichte auf 6 Jahre, mit Wie: 
perwählbarkeit, zu ernennen, und vom großen Rathe zu Beftätigen ifl. Das 
Sefeg trifft über die Art der Hinweifung der Unterfuchungsfälle an das Ver 
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hoͤrrichteramt, und die Verrichtungen dieſer Behoͤrde, die naͤhern Bf 
mungen. 


Abſchnitt 4. 
Bezirksbehörden. 
1. Bezirksſtatthalter. 


121. Ein Bezirksſtatthalter, als erſter Vollziehungsbeamter in jehe 
Bezirk, wird von der Bezirkswahlverſammlung frei aus allen ftimmfähige 
Bürgern des Gantons gewählt. Derfelbe bleibt 3 Jahre im Amte und f 
‚wieder wählbar. 

' 122. Seine Pflihten im Allgemeinen find: über Ordnung und Re 
in feinem Bezirke zu wachen, die Verrihtungen der Gemeinderäthe zu 4 
auffihtigen, und durch fie die Gefege, allgemeinen Verordnungen umd 
fondern Aufträge der obern Behördern in Vollziehung zu fegen. Ihm komm 
befonders die nächte Aufſicht über die Waiſenaͤmter zu. 

123. Die Handhabung der Landespolizei, und die Einleitung, I 
Uebertreter der Gefege zur Strafe gezogen werden, liegt ihm befonders & 
fo wie die Vollziehung richterlicher Urtheile. 

124. Er ift für alle feine amtlichen Verrichtungen verantwortlich, = 
wird vom Staate befoldet. 

125. Für die Fälle der Abwefenheit und Krankheit wird ihm ven * 
Bezitkswahlverſammlung ein Stelfvertreter beftimmt. — Die weiten 8e 
fugniffe beflimmt das Geſetz. 


2. Bezirksgericht. 


126. Für jeden Bezirk ift ein Gericht aufgeftellt, welches als Ch) 
tiondgericht über die von den Kreisgerichten beurtheilten Civil- und Pa 
fälle entfcheidet, und als erſte Inſtanz alle außer der Competenz der Ki 
gerichte liegenden bürgerlichen und adminiftrativen Streitgegenjtände und Y: 
lizeivergehen, theils mit, theils ohne Appellabilität, beurtheilt. , 

127, Es ſpricht ferner erftinftanzlidy über Unzuchtsvergeben und C 
mentationsklagen. Es entſcheidet über Bevogtigungen, fo wie über bie * 
läßigkeit von Yallimentsbegehren, und führt die diesfälligen Verhandlung“ 
Vor demfelben find ebenfalls die Waifenämter und Vormuͤnder für 
Handlungen und die den Bevormundeten daraus entjtehenden nachtbils 
Folgen, zu belangen, nachdem dafür die Hinmweifung des Falld von de 
Heinen Rath, ald vormundfcaftlicher Oberauffichtsbehörde, in Gemüfheit * 
nähern Beftimmungen des Gefeges, erfolgt feyn wird, 

Die genauere Ausfheidung der Gompetenz des Gerichts iſt ebenſc 
dem Geſetze vorbehalten. | 

128. Das Bezirksgericht beſteht aus einem Präfidenten und 6 T* 
tern, und wird, fo wie die vier Suppleanten bdeffelben, von der Bir“ 
wahlverfammlung gewählt. . 

129. Der Präfident und Vicepräfident wird vom Gerichte fehl « 
feiner Mitte ernannt. 

130. Die Mitglieder des Bezirksgerichtes bleiben 6 Jahre an ir 
Stelle; alle drei Jahre tritt die Hälfte derfelben, naͤmlich nad Umflus “ 
erſten 3 Jahre drei, und im fehlten Jahre vier Mitglieder aus De Aut 
tritt gefchieht im der umgekehrten Ordnung der Wahl, Die Audit“ 
find wieder wählbar. 


131. Das Sertetariat wird von. der Bezirkscanzlei verſechen. 
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132. Jeder Bezirk hat eine Beziekscanzlel, welche von einem Bezirks⸗ 
ſchreiber beforgt wird. 
133. ‚Die Bezirksfchreiber werben von den Begitemahfoefanmlungen 
für 6 Sahre ernannt, ‚und find wieder wählbar. 

134. Sie find für ihre amtlihen VBerrichtungen wranewortich, und 
verpflichtet, fuͤr ihre Stelle genuͤgende Buͤrgſchaft zu leiſten. 

Das Geſetz wird die Befugniſſe, ſo wie die Re Deren, 
- näher beftimmen. 


Abſchnitt 8. 
Kreisbehärden. 
1. Friedensrichter. 


135. In jedem Kreiſe iſt ein Ftiedensrichter, der von der Kreisver⸗ 
ſammlung gewaͤhlt wird. 

136. Er wird für 3 Sabre ernannt, und iff wieder waͤhlbar 

137. Er iſt Vermittler in allen bürgerlichen Streitigkeiten. 

138. Er führt, mit Zuzug der Bezirkscanzlei und des betreffenden 
Drtsvorftehers, die Noth- und Fallimentöganten. 

139: Ebenfalls mit Zuzug des betreffenden Ortsvoriteher nimmt er 
Befiegelungen (Obfignaturen), und mit Zuzug der Bezirkscanzlei Vermoͤ⸗ 
gensbefchreibungen und Theilungen in allen den Fällen vor, für welche ſolche 
geſetzlich angeordnet ſind. 

140. Ihm iſt der Rechtstrieb fuͤr Schulden uͤbertragen, nach gefegliz 
hen Vorſchriften. 

141. Die Käufe, Taͤuſche, Schuldverfchreibungen, Heirathscontracte | 
und Legtewillenserflärungen werden bei dem Friedenseichter eingelegt, und 
von ihm, vereinigt mit dem betreffenden Drtsvorfteher und der Bezirkscanz— 
fei, gefertigt und einprotocollitt. Die zu Handen der Betheiligten darüber 
auszuftellenden urkundlichen Acten find ebenfalls von der Canzlei auszuferti⸗ 
gen, und vom Bezirksjtatthalter zu befiegeln. 

142. Der Friedensrichter fleht unter der. Auffiht des Bezirksſtatthal⸗ 
ters, und legt demfelben jährlich einen Bericht über feine Verrichtungen. ab. 

143. Er ift für alle feine Verrichtungen verantwortlih, und für bie 
Fälle feiner Berantwortlichkeit verpflichtet, annehmbare Bürgfchaft zu flellen; 

. 144. Die weitere Competenz und das von ihm zu beobachtende. Ver— 
fahren, fo wie die ihm an Befoldungsftatt anzumeifenden Sneluments, wird 
das Geſetz beftlimmen. 

145. In Fällen von Krankheit, Abweſenheit, Vermandiſchaft oder 
Betheiligung des Friedensrichters iſt der Gemeindeamman des ee 
ortes s deſſen Stellvertreter. 


2. Kreisgerichte. 


146, In jedem Kreife wird ein Gericht unter ber Benennung Kreis: 
gericht aufgeftellt, das aus 5 Richtern befteht, welche fammt 3 Supple⸗ 
anten von ‚der Kreisverfammlung aus den Activbürgern des Kreifed auf eine 
Dauer von 3, Jahren gewählt werden. Sm erſten und: zweiten Sabre; tre⸗ 
ten 2 Mitglieder und 1 Suppleant, im dritten Jahre aber 1 Mitglied und 
1 Suppleant in der umgekehrten Drbnung der Mahl aus. Die Austretens 
Den find ‚wieder. wählbar. ae 

147. Diefem Gerichte fteht: 


a). über alle außer der BERN bes Gemeinderaths liegenden Suneader 


\ 


— 
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b) über bie nicht ausgeglichenen woͤrtlichen Beſchimpfungen; und 
c) über Rauf: und Schlaghändel, über welche feine Criminalklage fat: 
findet, und die keine Entihädigungsforderung, die 25 fl. Überfteigt, fh 
wie Eeine höhere Strafe als 15 IR oder dreimal 24ſtuͤndige Gefangen: 
ſſhaft nach ſich zichen, | 
das Strafrecht zu. 
148. Es ſpricht ferner: 
d) in bürgerlichen nicht vermittelten Rechtshaͤndeln ab, welche, ohne Ir 
begriff der Unkoften, den Sachwerth von 25 fl. nicht überfteigen. 
Die nähere Beſtimmung der Gompetenz ift dem Gefege vorbehalten. 
149. Für alle in den oben bezeichneten Fällen ausgefprochenen ls 
theile ſteht Recurs um Gaffation an das Bezirksgericht offen. 
150. Dem Kreisgeriht ift auch, mit Zuzug der Bezirfscanzlei, dei 
Vormundſchaftsweſen übertragen. 
151. Das Geriht mählt feinen Präfidenten aus feiner Mitte, un) 
ben Schreiber in oder außer feiner Mitte; — den Lestern je auf 3 Jahtt, 
nad) deren Umfluß er aber wieder ernannt werden Eann. 


Abfhnitt 6. 
Gemeinden und Gemeindsbehoͤrden. 
A, Drtögemeinben, 


152. Jede Drtsgemeinde des Gantons bildet einen abgefonderten Ver 
ein der Bürger und Einwohner, wodurch fich biefe wechfelfeitige Unterftügun: 
in $ällen, welche der Öffentlichen Fürforge bedürfen, gewährleiften. 

- 4153. Die beftehenden Gemeinden find gefeglich anerkannt. Diefelbe 
Eönnen einer Abänderung unterworfen werden, als durch einen Beſchluß dei 
großen Raths. 

154. Sie beftellen buch die Verſammlung ber Ortsactivbürger bie 
Berwalter ihrer Gemeindsfonds, und laffen ſich von ihnen alljährlich genau: 
Rechnung ablegen. Betreffend die Kirchen-, Schule, Armen: und and 
GSorporationsgüter; fo foll über die Verwaltung berfelben den Antheilbabern 
an ſolchen ebenfalls alljährlich Rechnung geftellt werden. 

155. Der Entfheidung ber Gemeinde fteht zu: Anfäßbewilligungen für 
Fremde und Aufnahme. ins Bürgerrecht nach den beftehenden Gefegen; Ber 


fuͤgungen über das Gemeindegut;z die Beſtimmung der Beſoldung der Ge 


meindeamten und Angeftellten, Verwendung der Einfünfte, Voranſchlag der 
Einnahmen und Ausgaben; Käufe, Verkäufe und Taͤuſche; neue Anleihen; 
Aufnahme von Anleihen, Bauten und andere Unternehmungen im Koften 
der Gemeinde; Anhebung von Proceffen; alle Steuern für die Gemein 
und ihre Verwendung. 

156. Jede Beräußerung, Verpfaͤndung oder Wertheilung von Er 
meindegütern kann nicht anders, als mit Genehmigung des Kleinen Raths w 
fchehen. Gleiche Bewandtniß hat es mit den Geldaufnahmen auf den Rs 
nien der Gemeinde, unter Solidarverpflihtung der Bürgerfchaft, 

157. Den nicht zuftimmenden Bürgern in ben $$. 155. und 15f. 
genannten Fällen ift der Recurs an den Kleinen Rath geſtattet. 


Ortsvorſteher. 


158. Jede Gemeinde hat einen Vorſteher, der die Bürgerverfammiun: 
gen zufammenberuft, in bdenfelben präfidirt, das Buͤrgerregiſter gi zut 
Defotgung ber Gemeindsarmen ha gefeglichern Wege einwirkt, Ruhe, Dit: 
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nung * Geſetze unter den Ortsbewohnern handhabt vnd die vorfallenden 
Frevel dem Gemeindeamman leitet. 

159. Diefer wird von der Ortsbuͤrgerſchaft und den fit — Jahre 
geſetzlich angeſeſſenen Steuerbaren, ſowohl Schweizern als Srembden, Aus den 
Ortsbuͤrgern gewaͤhlt, welche das Activbuͤrgerrecht genießen, und das 2oſte 
Alters jahr erreicht haben. 

160. Er ift zugleich Mitglied des Gemeinderaths, und in Abficht auf 


Amtsdauer und Austritt der fü den Letztern beflehenden | En untere 
worfen. 


y 
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161. Die Drtsgemeinden fiehen unter fi in einem Municipatver;, 


bande nad) der bisherigen: Eintheilung ; diefe abzuändern kommt einzig dem 
großen Rathe zu, 


Gemeinderäthe. ee ® 


162. Jeder Municipalgemeinde ift ein Gemeinberath — beſte⸗ 
hend aus wenigſtens 5 Mitgliedern. Voraus treten in den Gemeinderath: 
die Vorſteher der einfachen Gemeinden des Municipalbezirks, Hierauf wer⸗ 
den die Übrigen Glieder zur Ergänzung der von der Municipalgemeinde ver⸗ 
ordneten Zahl frei aus der Geſammtheit der Activs, Orts- oder Cantons⸗ 
buͤrget ernannt, die das 25ſte Altersjahr erreicht haben. 

In denjenigen Municipalgemeinden jedoch, wo die geſetzlich angefefjenen 
Gantonsbürger an Anzahl den Ortsbürgern gleidy oder überlegen find, foll 
der Gemeindeamman als Prafident des Gemeinderaths und mwenigftens bie 
Hälfte, der Mitglieder deffelben aus den Ortsbürgern gewählt, die übrigen 
Mitglieder aber können aus gefeglich angefeffenen Gantonsbürgern genommen 
werben. 

163. Die Gemeinderäthe bleiben 3 Zahre im Amte. Alljaͤhrlich wer: 
den diefelben zum Drittheil erneuert. Ueber die Ordnung des Austritts ent« 
.. unter den Mitgliedern da8 Loos. Die Austretenden find wieder 
wählbar. I 
164. Der Gemeinderath ſteht als unterfie Vollziehungs- und Poli: 
zeibehörde unter der Aufficht des Bezirksſtatthalters, und ift für feine Ber: 
richtungen verantwortlich. 

165. Er vollzieht die allgemeinen Gefege und Verordnungen, fo wie 
die ihm zugehenden Aufträge höherer Behörden, und forgt für die — 
derſelben in dem Municipalbezirk. 

166. Er vertheilt die vom Staate eingeforderten Steuern und Anla 
gen nach vorgeſchriebenem Fuße auf die Steuerpflichtigen, und beſotgt den 
Bezug und die Ablieferung der Gelder an die Cantonscaſſe. 

167. Vorzuͤglich liegt ihm ob: uͤber Ruhe, Ordnung und Sichethei 
zu wachen, und daher die niedere Polizei zu handhaben. 

168. Ihm ſteht gegen Fehlbare in Sachen der niederen Polizei das 
Straftecht bis und mit 8 Sr. oder zweimal 24ſtuͤndiger Arreft zu, 

169. Molizeivergehen, über welche die Strafcompetenz den Kreisgerich⸗ 
ten zuſteht, weiſet er unmittelbar an dieſelben. Wenn aber das Geſetz eine 
hoͤhere Strafe verhaͤngt, oder die nn zweifelhaft iſt, leitet er den Fall 
an den Bezirksſtatthalttr. 
| 170. Er hat alljährlich die fur die Municipalausgaben beſtimmten 
Einkuͤnfte zu erheben, und uͤber deren Verwendung genaue und mit foͤrm⸗ 
lichen Belegen unterſtuͤtzte Rechnung der Generalverſammlung vorzulegen: 
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174: Der. Gemeinderath beftellt in ober außer: feiner Mitte feinen 
Schreiber auf bie Dauer von 3 Jahren. Derfelbe ift wieder wählbar. 
C. Generalverfammlungen. 
. 172.: & oft es nothwendig ift, verfammelt der Gemeinberath bie 
Municipalgemeinde, 

173. Außerdem find bie Worfteherfchaften der Municipal= und Ort: 
gemeinden. bei Berantwortlichkeit gehalten, die Gemeinde zu verfammeln, fc: 
batd. ein Viertheil der flimmfähigen Bürger 28 verlangt. 

174. Seder in dem Municipalbezirt wohnende Activbürger, der in 
ber Ausübung des Activblirgerrechts nicht eingeſtellt iſt, und jeder ſeit einem 
Jahre geſetzlich angeſeſſene Steuerbare iſt befugt, in der Generalverfammilung 
der "Municipalgemeinde zu flimmen. 

175. Die Generalverfammlung bat das Recht, bie Zahl der Mitglie⸗ 
der de8 Gemeinderaths zu beftimmen, und Diefelben, fo wie den Gemeinde 
amman, zu wählen, 

176. Sie fegt die Dienftentfhädigung der von ihr gewählten Gemein: 
deräthe feft. 

177. Sie befchließt über die Mittel zur Dedung der Municipalver: 
waltungskoften, und nimmt dem Gemeinderath über die Verwendung derfel- 
ben alljährlih gehörig belegte Rechnung ab, die nad ihrer Genehmigung 
durch den Gemeindeamman dem Bezirksftatthalter zur Einfiht vorzulegen if. 

178. Sie befchließt ferner auf den Vorſchlag des Gemeinderaths übe 
Errichtung öffentlicher Anftalten für die Municipalgemeinde, und über die 
Verpfaͤndung gemeinfchaftliher Güter, mit Genehmigung des fleinen Rathe. 

179. Eben fo befchließt fie über Geldaufnahmen, für welche die ge 
fammte Municipalitätsbürgerfhaft haften fol. 

180. Bei allen in andern Dingen vın Seite bes Gemeinderaths an 
fie gelangenden Borfchlägen, bdergleihen zu machen den Municipalitätsbür: 
ern ebenfalls zufommt, hat fie das Recht der Annahme, Abänderung ode 

erwerfung. 

181. In den Generalverfammlungen hat der Gemeindeamman den Vorfig. 
Abſchnitt 7. 
Erziehbungsmwefen. 

182, Die Sorge und Auffiht Über den öffentlichen Unterricht im Gan- 
ton wird einem, aus 9 Mitgliedern beider Gonfefjionen zufammengefesten, 
Erziehungsrath übertragen, in welchen + Geiſtliche, nämlih 2 aus jeder 
Confeffion, wählbar find. 

183. Der Erziehungsrath ernennt aus feiner Mitte feinen Präfiden- 
ten und WVicepräfidenten; den Actuar dagegen in oder außer feiner Mitte, 

184. Der große Rath mählt die fämmtlihen Mitglieder des Etzie 
hungsraths aus einem doppelten Borfchlag des Eleinen Raths, oder and 
frei außer demfelben. 

185. Die Amtsdauer ift auf 6 Sahre feftgefegt; alle 2 Jahre treten 
3 aus; der Austritt gefchieht in der umgekehrten Drdnung der Wahlen 
Die Austretenden Fönnen ftets wieder vorgefchlagen und gewählt werden. 

Der Actuar wird ebenfalls für die Dauer von 6 Jahren ernannt, und 
iſt jebesmal wieder wählbar. 

186. Der Erziehungsrath bildet und entwidelt das Erziehungsweſen 
ferbftftändig nach den Gefegen des großen Raths; er ſteht unter der Ober⸗ 
aufficht des Kleinen Rache, dem er zu dem Ende feine Beſchluͤſſe und Ber 
ordnungen mittheilt, 
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Die genauere Organiſation dieſer Behörde nebft ihten Befusniffen bes 
ſtimmt das Geſetz. 

187. In jeder Schulgemeinde iſt eine Schulvorſteherſchaft, bie außer 
dem Präfidenten. aus 4 bis 8 Mitgliedern befteht, und von der Sqꝛrige⸗ 
meinde gewaͤhlt wird. 

188. Die Verwaltung der, jeder Schulgemeinde — Schul⸗ 
guͤter bleibt, wie bis dahin, den beſtehenden beſondern Pflegſchaſten an⸗ 
heimgeſtellt. 

189. Jeder Schulgemeinde ſteht von nun an, * eintretenden Erle: 
bigungsfällen, die Erwählung der Schullehrer. an ihren Elementarfchulen aus 
den von dem Etziehungsrath geprüften und für wahlfähig - erklärten Schul 
männern, über welche. die gedachte Behörde jedesmal der "Gemeinde noch ein 
.. ‚Outachten zu geben hat, zu. 

| Abſchnitt 8. 


Kichenwefen. 

4190, Um bie Befugniffe und Gefchäfte zu fen, die jeden Con» 
feffionstheil befonderd zukommen, ftelfe jeder derſelben einen befondern Kits 
chenrath auf. 

191. Die beiderfeitigen Kirchenräthe, die von einander unabhängig bes 
ftehen, haben im Allgemeinen bie Oberauffi ht und Leitung alles deffen, was 
die Erhaltung einer guten Ordnung im Kirchen- und aud im Armenweſen 
betrifft, in — weit dieſes Letztere Confeſſionsſache iſt. 

192. Ihnen kommt ferner zu: die Aufſicht über bie Verwaltung der 
jedem Confeſſionstheile eigenthümlicy und ausſchließlich zugehörigen Kirchen, 
Schul⸗ und Armengliter, und die übrigen Fonds. 

193. Dabei haben fie noch als befondern Zweck zu betrachten und zu 
befördern: bie Religiofität und Sittlichkeit des Volkes, und die Verbreitung 
heiftlicher Toleranz. — Zudem liegt ihnen Die Prüfung der Wahlfaͤhigkeit 
der Afpiranten auf Pfarrftellen ob. 

194. Seder der beiden Kirchenräthe beftcht aus 7, naͤmlich 3 geiſtli⸗ 
chen und 4 weltlichen Mitgliedern. 

195. Die Mitglieder der Kirchenraͤthe werden von den betreffenden 
Großrathscollegien gewaͤhlt. 

186. Ueber die Einrichtnng, Brfugnib und Gefhäftsführung des einen 
und andern Kichenrathe, fo wie über die Organifation des Kirchenweſens 
im Allgemeinen, haben die betreffenden Großrathscollegien durch ein befondes 
res Decret nähere Anordnung. zu treffen. 

7497. Sn jeder Kirchengemeinde beſteht ein Kirchenſtill fland oder Sit⸗ 
tengericht aus wenigſtens 5 Mitgliedern. 

Die naͤhere Einrichtung und Befugniß dieſer Behoͤrde zu beſtimmen, iſt 
den, betreffenden Großrathscollegien uͤberlaſſen. 

193. Die geiftlihen Pfründen werden bei Elnftiger Erledigung von 
den Kirchengemeinden felbft aus den, von ben betreffenden Kirchenraͤthen für 
wahlfähig erkannten, Geiſtlichen N Die Beftimmung der diesfähligen 
Wahlart, ſo wie der Verhältniffe derjenigen. Gemeinden, wo das Collatur: 
recht nicht dem Staate ober den Gemeinden ‚sufteht, if dem Gefege vor: 
behalten. nis —— 

Abſchnitt 9, — 

Werhäftniffe zwifchen den beiden Gonfeffionstheiten, 13, 

‚199. Die beiden. Confeffionstheile nehmen an der —— — Sat 
fügsermaltung in folgendem Verhaͤltniſſe neben einander Antheil: H 
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a) Im großen Mathe wird nach. ſeinet Bevölkerung der evangeliſche Tri 
mit 77, und der katholiſche mit 23 Mitgliedern tepraſentict laut de 

im $. -39. aufgeſtellten Scala. 

b) In den Eleinen Rath merden 4 evangeliſche und. 2 katholiſche und is 
das Dbergeriht 8 evangelifhe und 3 Eatholifhe Mitglieder gemählt. — 
Der Vorſitz wechfelt in dieſem Iegtern unter beiden: Gonfeffionen. 

+ €) Bei Beſtellung der übrigen. Gerichts: und Verwaltungsbehoͤrden un 

Beamtungen fol im Allgemeinen ein billiges Paritätsverhälmmif beo: 

achtet werden... 

d)Jedem Confeſſi ondtheit. kommt, unter der — Aufſicht des Keine 

» Mathe, die eigene. Beforgung feines Kirchenweſens, und überhaupt ab 
les deffen, was sonfellioneler und kirchlicher Natur ift, und die do 
berige Organifation zu; — ſo wie die Auffiht und Verwaltung übe 
die ihm wirklich eigenthuͤmlich und ausſchließlich zugehörigen Kirder:, 

Schul: und Armengüter, 

e) In biefer Beziehung fondern ſich die "Mitglieder. des großen Rath 
nad) den Gonfeffionen in. befondere Rathscollegien ab. 

) Die Beſchluͤſſe und Verordnungen des einen und des andern Rath}: 
collegiums find der Sanction des großen Raths unterworfen. 

g) Bei Streitigkeiten zwiſchen paritätifchen "Gemeinden oder paritätifen 
Gemeindstheifen, welche ihten Grund in der Religionsverfchiedenkiä 
haben, tritt ein Tchiedsrichterliches MWerfahren ein. Zu diefem Enk 
roählt jede Partei 2 Schiedsrichter, und wenn es biefen nicht gelingt, 
fie zu vereinigen, noch ferner 4 Mitglied des Obergerichte ihrer Cor 
feſſion; wo fodann die beiden Mitglieder, ermähnter Behörde in Le: 
bindung mit den 4 Schiederichtern den Stteitgegenftand zu gütlise 

Beſeitigung zu bringen Bedacht nehmen, Fruchtlos bleibenden Fal⸗ 
wird von ihnen unter dem Vorſitz eines Obmanns, welcher von den 
Parteien ſelbſt, und wenn fie ſich darüber nicht verftändigen Eönnen, 
‚von dem Obergerichte in oder. außer dem Canton zu wählen iſt, übe 
die FED endlich abgefprochen, 

Abfhnitt 10. 

Allgemeine — 
| 200. Die Kiöfter, Capitel und Stiftungen mit ihrem Vermögen fie 
ben unter der Oberaufficht des Staats. Ihr Eigenthum kann nicht mit 
Liegenſchaften vermehrt werden, ofne Bewilligung des großen Raths. 

201. Neue geiſtliche Körperfchaften außer den bereits beftehenden fol 
lien im Canton nicht errichtet werden. ° 

202. Die Beflimmungen über bie Aufnahme ber Novizen iſt dm 
Geſetze überlaffer. 

203. Mit Ausnahme des großen Raths dürfen In feiner Behörde fl 
gleicher Zeit fich befinden: Vater und Sohn, Bruder, Schwager, Eh: 
her und Xochtermann, und in Blutsverwandtſchaft ſtehende Oheime ım 
Neffen, und Geſchwiſterkinder. 

204. Die ſaͤmmtlichen Behoͤrden und Beamten, fo wie die Bet: 
und Kreismwahlverfammlungen, haben den durch das Gefeg zu beſtimmender 
Eid zu leiſten. 

205. Die ſaͤmmtlichen Gerichtsbehoͤrden und Friedensrichter, fo mie 
der Etziehungsrath, übergeben alljaͤhtlich die UWeberficht ihrer Derrichtungen, 
fo wie ‚einen umfafſenden MWeriche fiber den Zuftand: des" Juflig« und! Exzie 
hungsweſens, dem kleinen Mathe zu Handen bes großen Raths 
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206. Die Verhandfungen der fämmtlichen gerichtlichen Behörden find 
in der Negel öffentlich, und ihre Urtheile müfjen mit Motiven- begleitet feyn. 
Bet der Abftimmung wird abgetreten. Die nothwendigen Ausnahmen von 
der Oeffentlichkeit beſtimmt das Geſetz. 

207. Kein Verwaltungsbeamter und kein Richter ann ohne ein rich⸗ 
tetliches Urtheil feines Amtes entfegt werden. + 

208. Kein vom Eleinen Rathe Ungeftellter und fein unter demſelben 
unmittelbar ftehender Vollziehungsbeamter kann eine Richterftelle bekleiden. 

Kein vom kleinen NRathe gewählter Beamter kann Mitglied des 
Raths feyn. 

Daffelbe gilt auch von dem Staatöfchreiber, 

209. Ale Wahlen, fowohl der Behörden als der Kreis: und —** 
wahlverſammlungen, geſchehen durch geheimes und abſolutes Stimmenmehr. 

210. Im Canton wird nur ein Gewicht und ein Maaß eingeführt 
werden, falls nicht von der eidsgenöffifchen Bundesbehörde ein gleichförmiges 

aufgeſtellt wird. 

211. Für die Aufftellung eines Criminal:, Civil: und Polizeigeſetz⸗ 
buches, fo wie eines Gefeges Über die bürgerliche Prozeßform, wird die Ges 
feggebung beförderlidy forgen. 

212. Den beiden Gonfeffionscollegien bleibt vorbehalten, die Behoͤr⸗ 
den zu beftimmen, von welchen klagbare Eheverſprechen und Scheidungskla⸗ 
gen zu behandeln find, 

213. Die ganze adminiftrative Suftiz des Heinen Raths tft aufgehoben, 

214. Alle Zitulaturen find, abgeihafft. 

215. Alle bisherigen Gefege und Berordnungen, welche nicht mit dies 
fee Gantonalverfaffung im Widerſpruche ftehen, bleiben in Kraft, follen aber 
beförderlicher Revifion unterworfen werden. 

216. Der Canton erklärt ſich gegen die fchweizerifhen Mitftände geneigt: 

a) für gemeinfhaftlihe Aufftelung eines oberften Gerichtshofes ; 
b) für Errihtung gemeinfchaftlicher Corrections- und Arbeitshäufer; 
c) für Gentralifirung ales politifchen Verkehrs mit dem Auslande; 
d) der Poſten; 
e) der Münzen, des Gewichts und des Maaßes; 
f) des Militärmwefeng ; 
g) ber Zölle und Weggelder. 

Garantie der Berfaffung. , 

217. Die Verfaffung fteht unter der Garantie aller Bürger, 

218. Seder Bürger ift bei feinem Bürgereide aufgefordert, jede wahr⸗ 
genommene Verlegung der Verfaffung, oder jedes diefelbe bedrohende Ereig⸗ 
niß, bei dem Praͤſidenten des großen oder des kleinen Raths, oder bei einem 
andern Mitgliede diefer Behörden, anzuzeigen. 

Revifion der VBerfaffung. 

219. Nah ſechs Jahren, umd fpäter alle zwölf Fahre, finder eine 
Kevifion ber Berfafjung ſtatt, wenn folde von ber Mehrheit der ftimmfähir 
ern Bürger des Cantons gefordert wird; wobei jedoch die der Verfaſſung 
—— Grundſaͤtze unveraͤndert bleiben follen. 

220. In biefem Falle wählen nach der, für die Wahl des großen 
Taths feſtgeſetzten, Weiſe die Kreiſe eine Commiſſion von 100 Mitgliedern, 
pelcher die Mevifion übertragen wird, 

221. Die getroffenen Abänderungen werben ‚ben Kreifen zur Annahme 
Der DBerwerfung vorgelegt. 


x 
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4.2 Ueber die Annahme der Verfaffung. 
Dieſe. Verfaſſung wird den Kreisverfammlungen, die ihren gi 
POE per wählen, zur Genehmigung vorgelegt. Alle Cantonsbürge, ! 
das 20fte Altersjahr zurüdgelegt haben, und die nad) der neuen Berfafle: 
in der Ausübung des Activbuͤtgetrechts nicht eingeſtellt werden, find bi 
ſtimmfaͤhig. 
293, Menn die Mehrheit der Stimmenden aller Kreife ſich für 
Annahme der Verfaffung erklärt; fo tritt diefelbe in Kraft. 
Alſo einftimmig angenommen und befchloffen von dem großen Kır 
bes Standes Thurgau. 
Frauenfeld, den 14. April 1831. 
Im Namen des großen Rathes unterzeichnet: 
Der Präfident defjelben, 
UAnderwert. 
Die Secretaird : Stimmzähfler: 
Kefelring. Bachmann 
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Coifehende Verfaſſung wurde den 26. April dem Volke in den Ark 
verfammlungen zur Abflimmung vorgelegt. Von 18,888 ftimmfäbigen da 
gem nahmen fie 10,044 an, und 432 lehnten fie ab. Die Abweſenda 

336, wurden laut Beſchluß des großen Raths nicht gezählt. Am 8. B: 
wurde fodann die Verfaſſung in fämmtlichen Kreifen befchworen.) 


8. 


Koͤnigreich Griechenland. 


Im März 1821 begann gleichzeitig der Aufſtand der Griechen = 
der Moldau und Walachei, fo wie in Morea und auf den griechiid« 
Infeln gegen die Pforte. In den beiden erften Fürftenthimern mi 
er, nach blutiger Gegenwehr, bald wieder unterdrüdt, in Morea ın 
auf den Inſeln endigte er, nach einem vieljährigen ‘und zweideutige 
Kampfe, mit der Anerkennung der Selbftftändigfeit und Un 
abhängigfeit Griechenlands von der Pforte, in dem von des 
ben mit Rußland (14. Sept: 1829) zu Adrianopel abgefchloien 
Frieden. 

-. Berwenbele fih auch der ruſſiſche Gefandte (1821) zu Gonftant= 
pel file. die Griechen, wo, nach dem Aufftande in ber Moldau und BE 
lachei, die Pforte die ſtrengſten Maasregeln und blutigften Hinrichte 
gen übier die dafigen Griechen ‚verhängte; fo wurden doch (1822) % 
Deputirten der Griechen auf dem Monarchencongteffe zu Verona, ® 
fie bie “Hülfe der chriftlihen Mächte gegen die Pforte nachfuchen mei 
ten, nicht zügelaffen. Ob nun gleich die einzelnen griechiſchen Flotüte 
mehrere bedeutende Seeſi iege gegen die türkifchen Admirale erfochten; F 
warb doch die ganze neue politifche Stellung der Griechen felbft Hi‘ 
bedenklich, als der von der Pforte zur I aufgerufene Vicch 
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nigi vom Aegypten; Mehemet Ali, nicht bloß: eine Flotte, fonbern auch 
eine. Landmacht von 20,000 Mann, angeführt von feinem Sohne Sbra 
him: Pafcha, dem Befieger der Wechabiten, zur-Bezwingung. der. Grie⸗ 
chen und. zur Wiedereroberung Griechenlands abſandte. Ibrahim landete 
am 22: Febr. 1825 zu Modon. Nach blutigen und verheerenden Zuͤ⸗ 
gen eroberte Ibrahim (23. Apr. 1836) die Feſtung Miffolonghi duch 
Sturm, und fpäter Athen (5. Mai 1827). Die Akropolis, die Fe 
kung dieſer Stabt,. mußte. (5. Sun.) capituliten. Doch bewirkte. die 
Seefhlaht bei Naparin (20. Oct. 1827), wo eine vereinigte brit- 
iſch⸗franzoͤſiſch⸗ ruſſiſche Flotte, unter den Befehlen Codringtong, 
Rigny’s und Heyden, die türfifch=ägyptifche Flotte vernichtete, ven 
Abzug des aͤgyptiſchen Heeres aus Griechenland, nachdem Godrington 
nit dem Bicefönige von Aegypten (9. Aug. 1828) deshalb einen Ders 
rag abgefchloffen hatte, und ein franzöfifches Truppencorps, geführt, von 
em Generale Maiſon, in Griechenland (30. Aug. 1828) landete, und 
ie Feſtungen Modon, Koron, Navarin und Patras befekte. 

.. Denn bereit nach dem Tode des Kaiferd Alerander 1. von Ruß- 
and (1. Dec. 1825) veränderte fih die politifche Gefinnung und Stel- 
ung der europäifchen Großmaͤchte in Hinficht. der Griechen. Der Her; 
og von Wellington erfchien in Peteröburg, und unterzeichnete (4. Apr. 
826) mit Rußland einen Bertrag, in welchem Rußland und Eng: 
ınd über eine verföhnende Ausgleichung der griechifchen Angelegenheit zu 
Sonftantinopel fich vereinigten, und die übrigen europäifchen Großmächte 
ur Mitwirkung zu diefem Zwede einzuladen verabredeten. Auf die 
Brundlage diefes Vertrages ward — noch während Cannings Mini: 
erium — am 6. Juli 18277 ein Vertrag zwifchen England, 
tußland und Frankreich zu London zur gemeinfhaftlihen 
zerwendung in der griechifchen Sache abgefchloffen, worauf ber Kaifer 
Ricolaus (13. Zuli) die auf den Grafen Capodiſtrias (14. Apr. 1827) 
efallene Wahl des griechifhen Nationalcongrefjes zum Gouverneur 
on Griehenland auf 7 Jahre beftätigte. 

Bereitd wenige Monate nach dem erften Befreiungöverfuche der Grie: 
en, im Sahre 1821, erichienen von den eingefegten Regierungen der 
nzelnen griechifchen Provinzen drei Berfaffungsentwürfe für 
iefe Zheile Sriehenlands. So ward am 4. Nov. 1821 in Mes 
longion die Verfaſſung des mweftlichen Feſtlandes von Griechenland, 
elches Akarnanien, Aetolien und Epirus umfchließt, befannt gemacht; 
ld darauf am 16..Nov. 1821 zu Salona in Phocis die. Verfaffung 
s oͤ ſt lich en Fefllandes von Hellas, zu. welchem Attifa, Böotien, Eu: 
a, Phocis, Lokris, Doris, und die befreieten Landeötheile von Theſſa⸗ 
n und Macedonien gerechnet wurden; und. ;zulegt: am 1. Dec. 1821 
Argos die Berfaffung des Peloponnes, wo an der Spige der Na- 
nalverfammlung des Peloponnefus der Fürft Demetrius Ypfilanti fand. 
III. 31 
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Bon dieſen drei VBerfaffungdentwürfen: waren der erſte und der dritte 
nur fehe unvollfommtene,. gleichfam blos TEizzirte Verfuche zur: meum & 
ſtaltung des innern Staatslebens; dee zweite war voljländiger ın 
umfchliegender. Doch trat, bei der Zerftlifelung des noch nicht vollſin 
dig befreieten . Griechenlands in drei einzelne Theile, Peiner dieſer di 


Verfaſſungsentwuͤrfe ins: eigentliche Leben ein, weil bald Darauf. die cmi 


weilige Regierung des ganzen Oriechenlands nah Epidauros m 
legt, und dahin die geſammte Nationalverfammlung ber Griechen km 
fen ward. Diefe Nationalverfämmtlung, unter dem Vorfise des Zürkı 
Alerander Maurofordato, ſprach am 1. Januar 1822. die politifhe Ei 
ſtenz und Unabhängigkeit der griechifchen Nation‘ aus, und nahm 
15. Ian. 1822 die fogenannte proviforifche VBerfaffung an. 

Allein unter den Griechen und ihren Parteihäuptern, befonders zu 
ſchen dem Demetrius Ypfilanti und Kolofotroni, fehlte ed an Einigka 
Es warb daher von der. einftweiligen Regierung im Januar 1823 er 
zweite Nationalverfammlung der Hellenen nah Aftro berufen, un 
eine vorübergehende Einigkeit durch die ihnen zugelommene Nadriät N 
wirkt, daß die Eongreßmächte zu Verona ausgefprochen hätten, hie Gr 
chen follten ihrem rechtmäßigen Herten, dem Sultan, fich untermera 
und von ihm Gnade fin Recht erwarten. Gleichzeitig rüftete fih & 
Pforte von Neuem. 

So traten am 14. März 1823 die neuerwählten Abgeorbrieten 6% 
chenlands zu Aftto zur zweiten Nationalverfammlung zufammen. © 
erwählten den Mauromichali Petrompeis zum Präfiventen, 7 
Bifhoff Prashenes zum Vicepräfidenten, und Theodor Negri 
Kanzler der Nationalverfammlung. Nach fechötägigen Verhandlung 
ward die Vorfrage, ob die bisherige Regierung anerkannt und bie pri 
viforifche Berfaffung, doch mit Mobificationen, beibehalten wer“ 
folte, durch Stimmenmehrheit bejahend entjchieven. Zugleich faßte du 
Nationalverfammlung folgende Befchlüffe: 

1) Sie erhob die Beftimmungen der provfforifchen Verfaſſung 
Epidauros, nach einigen Berichtigungen, welche eine aus fix 
Mitgliedern beſtehende Commiffion gemacht hatte, zur un wandi 
baren Berfaffung für ganz Griechenland; 

2) fie löfete alle Provinzialregierungen mit der Beflimming auf, dei 
die verfchiedenen Voͤlkerſchaften Griechenlands durch die Nam 
regierung vermittelft Präfecten, ‘die abet nicht aus des.ailn 
ihnen ftehenden Provinz gebürtfg feyn dinften, regiert werden I 
ten, welchen die Nationalregierung einen Schreiber, und die Pre 
vinz zwei von ihr ernannte Regierungsräthe beizuſetzen habe; 

3) fie. befhloß, daß die Stellen eines Generaliffinus und Gut 
mirals der hellenifchen Nation nicht bleibend, fonberm Ant mi 
rend eines Feldzuges flatt finden daß bie geſammte 8 
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tung ‚ber Lands und Seemacht ausfchlieglich der Regierung zus 
ftehe, und daß für die Truppen der franzöfifche Militaircoder, mit 
den durch Die gegenwärtige Lage Griechenlands gebotenen Veraͤn⸗ 
derungen und -Bufäßen, angenommen: werben folle; 

. 4) fie ernannte eine Commiffion von neun Mitgliedern; eine Auswahl 
aud den Verordnungen ber griechiſchen Kaiſer als: Criminalcodex 
zu veranſtalten; 

5) ſie beſchloß, auf einen Antrag uͤber die Organiſation der Kirche, 
daß hieruͤber, (nach der Einſetzung der Regierung) der Cultusmi- 
nifter derfelben einen Entwurf vorlegen. folle, und dieſe das Kir⸗ 
chenweſen darnach einzurichten habez 

6) fie ernannte die Nationalregierung Griechenlands durch die Wahl 

der Mitglieder des berathfchlagenden ‚(gefeßgebenden) und vollzie⸗ 
henden Rathes. 

Nach dieſen Beſchluͤſſen ging die zweite Nationalverſammlung am 
18. April 1823 aus einander. Allein auch dieſe „unwandelbare“ 
Verfaſſung Griechenlands trat, bei den fortdauernden Gaͤhrungen zwi⸗ 
ſchen den Parteihaͤuptern im Innern, und bei dem beginnenden maͤchti⸗ 
gen Kampfe gegen das aͤgyptiſche Heer, nicht in foͤrmliche Wirkſamkeit, 
venn gleich die eingeſetzte Regierung die oͤffentlichen Angelegenheiten lei⸗ 
ete. Im dieſer Zeit der Draͤngniß war es, daß die Regierung zu Na: 
so di Remania, auf den Antrag bed Mauroforbato, am 26. Juli 
1825 befchloß, dem ausfchließenden Schutze Großbritanniend auf dieſel⸗ 
ven Bedingungen, wie bie jonifchen Infeln, fich zu unterwerfen. Allein 
jegen diefen Schluß proteflirten mehrere griechifche Häuptlinge, und eben 
o, von den mit der Aufficht über die den Griechen zugefloffenen Huͤlfs⸗ 
telder Beauftragten, der franzoͤſiſche Generali Roche und der Nordame⸗ 
ikaner Washington. Den Ausfchlag gab Großbritannien, dad den An⸗ 
rag nicht annahm, fondern Öffentlich die Beibehaltung der ftrengften 
Reutralität im der griechifchen Angelegenheit ausſprach. Doc; wurden 
n Jahre 1826 und 1827 die bereits eben genannten Verträge, ber 
rſte zwoifchen England und Rußland, der zweite zwifchen biefen beiden 
Nächten’ und Frankreich abgefchlöffen. 

Im April 1877 trat, unter dem Präfidenten Georg Seffini, bie 
ritte griechifche Nattonalverfentntung zu Ttoizen zufammen, Sie 
haͤhlte am 14. April den Grafen Capodiſtrias zum Gouverneur 
zriechenlands, weil „das griechifche Volk erfannt habe, daß alle Unfälle, 
ie es feit fieben Jahren in feinem Kampfe erduldste, allen davon herz 
thiten, daß die auslibende Gewalt zu Vielen anvertraut, und dadurch 
heilt und zerfplittert war." Sie erließ deshalb, an diefem Zage, ein 
\ecret*), deſſen Hauptbeflimmungen folgende waren: 


*) Neuefte Staatsacten, Th. 9. ©. 54, 31 * 


. 484 Griechenland. 


„Der dritte Nationalcongreß, in Erwägung, : daß. bie Rei 
rungskunſt den Staaten ſehr heilfam ift, und daß bie, außer: Po 
litik große. Kenntniffe und Erfahrungen erfordert, welche die tif 
ſche Barbarei den Griechen nie zu erwerben. erlaubt hat; in Ems 
gung ferner, daß an. bie Spige ded Staates ein Mann gefiel! 
werben muß,. der die. Regierungsfunft aus Theorie und Erfahrun 
fennt, um Griechenland nach dem Zwede feines bürgerlichen Ir 
bandes zu regieren, befchließt : 

. Art. 1. den Grafen Sohann Capodiſtrias. im Namen hi 
griechifhen Nation durch den Congreß zum Gouverneur von Gi 
chenland zu ernennen, und ihm die vollziehende Gewalt art 
vertrauen. 

Art. 2. In diefer Eigenfchaft wird derfelbe Griechenland na‘ 
den beftehenden Gefegen regieren. | 
Art. 3. Diefe Gewalt, "welche ihm die Nation anvertraut, | 
auf fieben Jahre befchränft, vom heutigen. Tage an gerechte 
Art. 4, Es foll deshalb eine Adreffe an ihn ausgefertiget ı 

von fämmtlichen Abgeordneten der Nation unterfchrieben werden, ii 

ihn einzuladen, in feinem Baterlande die Zügel der Regierung } 

übernehmen. 

rt. 5. Eine Commiffion von drei Mitgliedern wird die 
gierungögefchäfte während der Abweſenheit des gedachten Grit 
verfeben; ihre. Gefchäfte aber hören auf, fo wie der Gourem“ 
von Griechenland ankommt ꝛc.“ 

Diefe dritte Nationalverfammlung machte . zugleich, auf die Orr 
lage der proviforifchen Verfaſſung Griechenlands von Epidauros, © 
17. Mai.1827 eine neue VBerfaffung*) bekannt, nach welder 
griechifche Republit von dem Grafen regiert werden follte, umd erfli 
fie für dad Grundgefeg Griechenlands. Doch Capodiſtrias w 
nicht gemeint, nach dieſer Verfaffung fich zu richten. Er übemahm & 
2. Febr. 1828 die ihm übertragene Würde; allein bereits am 25. 2% 
1828 machte, auf feine Veranlaffung, der Senat dem griechifchen e 
bekannt, daß ihm der ernannte Präfident den Plan zu einer „eine 
gen" Abänderung der Regierung vorgelegt, und daß die Fortbaur X 
Krieges die Verwirklichung der zu Troizen pon der Nationalverfameiti 
angenommenen und beftätigten Verfaffung, nicht erlaubt habe, dit a 
für jegt fuspendirt bleibe. 


Zugleich Iegte bie einflweilige Regierung ihr Amt, und ber Em 
das ihm ertheilte Recht der gefeßgebenden Gewalt nieder, wodurch N 


*) Es muß bemerkt werden, baß ber, aus der Münchner. politiſchen Zittung © 
lehnte, Abdruck diefer Verfaffung in den neueften Staatsacten | 
E. 55 ff. viele $. weniger enthält, als ber nachſtehende Abbrud. 
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Prafident mit einer weit größeren Macht bekleidet ward, als ihm die Vers 
faffung vom 17. Mai  beftimmt. hatte. Die vorläufige Veränderung der 
Regierung machte der Präfident in-einem Decrete*, vom 3, Febr. 
1828 befannt, nach welchem proviforifch, neben dem Präfidenten, ein 
Danhellenion von 27 Mitgliedern. (eine, Art, von Staatsrath) errich- 
et ward, Doch ward in den Eid des Prafidenten und der Mitglieder 
des Panhellenions ausdruͤcklich die Verpflichtung aufgenommen, „bie 
Srundlagen und Befdhlüffe von FAND anFaB: Aftro und 
Troizen aufrecht zu erhalten.” 

Db nun gleich der Prafident fehr genmächtig — ſo ſuchte er 
‚och die innere Zerruͤttung Griechenlands durch mehrere zweckmaͤßige Vers 
ügungen in Ordnung. zu: verwandeln, und auch die Verhaͤltniſſe deſſel⸗ 
ven zu dem Auslande fefter zu begründen. Im Juli 4829 berief er die. 
ierte Nationalverfammlung nad) Argos, wohin er den Sig der Re 
jerung verlegt hatte, und theilte derfelben die Aetenſtuͤcke mit, welche 
r, wegen der Vollziehung bed ‚Londoner ‚Vertrages. vom. fechiten 
Juli 1827, von den drei verbündeten Höfen erhalten, fo wie diejenigen, 
velhe er der „Prüfung und, Gerechtigkeit jener Höfe“ unterlegt hatte. 
zugleich wurden die Finanzen des Staates, namentlich in Beziehung auf 
ie zu London gemachten Anleihen, beſprochen. Gleichzeitig trat an die 
Ztelle des Panhellenions (2. Aug. 1829) ein Senat (yegovoıa) von 
7 Mitgliedern, durch Decret**) ber vierten Nationalverfammlung. 
lls Hauptbeflimmungen dieſes Decrets (das ber Präfident Siffini 
nterzeichnet hatte,) wurden aufgeftellt: „Ein und zwanzig Mitglieder 
8 Senats werben von dem. Präfidenten. aus. einer Lite von 63 Can- 
idaten, welche die Nationalverfammlung ihm vorlegt, gewählt; bie 
Bahl der übrigen 6 Mitglieder. wird dem. Prafidenten uͤberlaſſen. Der 
Senat giebt fein Gutachten über alle Derrete,, die nicht. rein abminiftra> 
v find; in diefem Falle müffen fie jedoch dem Senate vor der Bekannt⸗ 
aachung mitgetheilt werden, haben aber proviſoriſch Geſetzeskraft. Falls 
er Senat anderer Meinung, als die Regierung ſeyn ſollte, wird das 
ecret dennoch in Vollzug geſetzt; es faͤllt aber die Verantwortlichkeit 
afur gegen die Nationalverſammlung ganz auf die Regierung. Ausge⸗ 
ommen davon iſt jeder Fall, wo von Verfuͤgungen uͤber Nationalguͤter, 
der von irgend einer andern Maasregel die Rede iſt, die auf das Ei⸗ 
enthum oder die Finanzen des Staates ſich bezieht. Kein Decret uͤber 
ieſe Gegenſtaͤnde ſoll in Bollziehung gefegt werden,- wenn es nicht vor⸗ 
er von dem Senate genehmiget ward. Mit Ausnahme der Suftiz, blei- 
en alle übrige Zweige der vorigen Staatöregierung proviforifch in- ihrer 
egenwärtigen Drbnung. Der Präfident hat Vollmacht, die Minifterien 


*) &8 ftehet in den neueften Stantdacten Th. 11. ©. 8. 
I Reueſte Staatsacten Th. 16. ©; 230, 
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und den Senat nach der Art zu organifiren, die er am zwedhmäßigie 
findet, um den Zeitpunct fihneller herbeizuführen, wo die Natie 
durch verfaffungsmäßige und definitive Geſetze regit 
werden kann. Die Regierung wird das Gutachten des Senats ii 
die Revifion der VBerfaffungen, über den Entwurf ein 
Grundgefeges, und über Entwürfe zu Gefegbüchern einhohlen. D 
Regierung wird, geſtuͤtzt auf die dem gegenwärtigen Deerete beigefür 
Grundlagen, zu diefen Arbeiten fchreiten, und, ſobald felbige beende 
feyn werden, die gegenwärtige Nationalverfammlung wieder einberufa 
Die Grundlage, nah welcher die Negierung bei Revifi: 
ber Berfaffungsacten von Epibauros, Aftro und Zroijr 
wie auch bei Entwerfung des Planes zu dem Staatögrun 
geſetze, und andern hierzu gehoͤrigen Omen arbeiten ſoll, beſtand 
in ſechs Artikeln: 
| Art. 1. Die Regierung foll ſich bei Revifion der Verfaffuns 
an die von ben Nationalverfammlungen zu Epidauros, Alm u 
Troizen befolgten Grundfäge halten. 

Art. 2. Die Grenzen und Mobalttäten der Ertheikung N 
Büuͤrgerrechts ſowohl fuͤr eingeborne Griechen, als fuͤr Fremde, ® 
len genau beftimmt werden. 

Art. 3. Die erforderlichen Eigenfchaften der Bürger zu} 
Rechte einer MWahlftimme, fo wie die Art und Weife, wie fi. 
ſes Recht ausüben koͤnnen, ſollen beſtimmt und gleichförmig kei 
fegt werden. 

Urt. 4 Ein in zwei Rathöverfammlungen get 
Senat foll die gefeßgebende, zugleich mit der vollziehenden Gm 
ausüben. Die Zahl der Senatoren, die Art, wie die Eyarki 
zur Wahl derfelben mitzuwirken haben, die Organifation der bit 
Rathsverſammlungen, und der Antheil, welchen jede diefer Berlan 
lungen gemeinfhaftlich mit der vollziehenden Gewalt, an da ® 
faffung der Gefeße haben fol, werden befonders feftgefegt wir“ 

Art. 5. Die Juſtiz fol, mit Berüuͤckſichtigung der Erfahm 
welche das gegenwärtige proviſoriſche Syſtem an die —— ge 
definitiv organifirt werden. Später foll auch die öffentliche I4 
pflege, deren Beamten amovibel find, organifirt werben; bie & | 
ter aber follen auf Lebenszeit ernannt werben. 

Art. 6. Die vollziehende Gewalt fol nach dem Geite, 7 
her die Verhandlungen in Troizen leitete, mit denjenigen Pr 
ficationen conftituirt werden, welche bie Bevollmächtigten dei 2 I 
kes in Folge der Transactionen für nöthig finden dürften, DR 
Vollziehung ded Londoner Vertrages ſtatt finden Eöunen. 

Es erhellt, daß die vierte Nationalverfammlung zu Argod ah 
Anfihten und dem Willen des Präfidenten folgte Doc faßte tt J 
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im Jahre 1830 von Neuem ven Gedanken an eine Verfaſſung auf, 
ald er im einer Botfchaft an den Senat, „bie Revifion der 
Berfaffungsacten betreffend“, batirt aus Nauplia vom 16. Febr. 
4830 *), erklärte, daß die Regierung bie amtlichen Nachrichten von dem 
Ausſchuſſe erwarte, der mit ber Berichterflattung über die, Revifion 
der Verfaſſungsaeten beauftragt ſey, wobei: die worftehenden „Grundlagen! 
den Plan enthielten, welchen der: Ausfhuß durch die Analyfe der Altern 
Verfaſſungsacten auszufuͤllen habe. Hauptſaͤchlich ſey auf das Stimm’ 
recht zu jeher, ünd_in jenen Verfaffungsacten nachzuſuchen, unter wel⸗ 
chen. Bedingungen und nach welchen Formen bie Nation diefes, Recht 
den nicht eingebohrnen Hellenen und. den. Fremden. gewaͤhre. Den ndms 
lichen: Gang verfolgend, werde der Ausſchuß fodann die Grundfäge ana⸗ 
lyſiren, "melde bie Verfaſſungsacten hinſichtlich der geſetzgebenden ber 
richterlichen und der vollziehenden Gewalt fanctionist hätten. In 
in; ‚Bufagcapitel könne er unter dem Titel: mallg emeine Anord nüns 
gen! alle} ihrigen Grundſaͤtze der erwaͤhnten Acten kurz zufammen fafs 
fen: Sobald der Prafident dieſe Analyſe vor Augen haben werde, werde 
er nicht ſaͤumen, die Meinung des‘ Senats über den Entwur 9 eines 
Fundamentälſtatuts einzuholen, — 48, ‚ Ergänzung biefer oiſchaft 
folgte zu Nauplia- am 25. Sehr; 1830. eine zweite Botfchaft m), 
worin der Praͤſfident uͤber mehrere ANNE bei der u. ber a 
fagangsaeten ſich naͤher ausſprach. 


Dur die Botſchaft, welche wir — 16. d. M. an den ui 
exlaſſen haben, haben wir unſere Pflicht erfüllt. indem wir eurem: Aus: 
ſchuſſe den Gang andeuteten, den er nach unſerer Meinung beſolgen ſollte, 
um die wichtige Arbeit, der Revifi ion der ‚alten. Berfaffungsacten zu: befchleus 
nigen. — Wir haben und, wie geſagt, ſelbſt damit, befhäftigt, und erfes 
ben, daß die, Verfaffungen von ANtos, Epidauros und Troizen nicht for⸗ 
dern, daß die Bürger Grundbefiger feyen, um das Stimmrecht zu haben 
und. auszuüben. — Wenn, wir auf die Epochen zuruͤckgehen, wo die Nas 
tion durch freiwillige und einhellige Anjtrengungen Alles, was in ihren Kraͤf⸗ 
ten ftand, that, um fid die unermeflihe Wohlthat einer gefeglidyen Regie⸗ 
Yung zu verſchaffen; ſo werden wit einſehen, daß ihre Repraͤſentanten das 
mals unmöglid das Stimmtecht und deffen Ausübung: auf den Grundbefig 
bauen Eonnten, indem ſie dadurch die grtoße Mehrzahl der Bürger von dem 
Genüſſe dieſes Rechtes. ausgeſchloſſen Hätten. — Das’ Bolk'hat' die Waffen 
ergriffen. Es kämpfte und erkaufte mit feinem Blute die Höffnung, fich 
zu: befreien. ' Konnte es wohl durch bas -Dfgam feiner Bevollmächtigten auf 
diefe Hoffnung verzichten, indem es alle Zheilnahme auf die Gefeggebung 
aufgegeben hätte? Mit glauben es nit. "Seine Gefeggeber mußten ihm 
daher. abermals die Ausübung des: Stimmmrechts — ji — hiezu den 
Grundbeſitz zur Bedingung: zu machen. 

Aber heute ſteht die Sache ganz anders. ‚Wenn * äegt. über bie 
Ganction und die Ausubung des Stimmrechts — — wir eben ſo 
yılız Dils. j 
ey Reuche toatsacten,; a6. AR S. 281, 
re, nt. 
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wenig ben! Grumdfag fuͤr nichts achten, als: ihn zur‘ aisffienden Grund⸗ 
lage nehmen. Im erſten Falle wuͤrde das Schicſal des Staates einer Maſſe 
von Proletarien anvertraut, im zweiten wuͤrde es in die di einiger me 
niger Individuen gelegt werden, welche gegenwärtig den Stand der Grund: 
beſitzet bilden. In beiden Faͤllen wuͤrde ſich die Nation, anſtatt die Vor— 
theile, welche die erſten Fruͤchte ihrer uͤberſtandenen Diangial⸗ und ihrer blu: 
tigen Opfer feyn follen, zu genießen, zu einer, langen Minderjährigkeit ver- 
urtheilt fehen, die alle Mittel laͤhmen würde, welche die Vorſehung ihr ver 
liehen hat, um ihre bürgerliche und politiſche Reſtauration zu. beſchleunigen. 
Wir wollen dieſe Betrachtungen nicht weiter entwickeln; denn da Sir 
niit uns die Ueberzeugung theilt, daß die Gerechtigkeit alle Bürger Griec- 
chenlands beruft, das Stimmrecht auf gleiche Meife ausjiüben, fo ſeod ihr 
ohne Zweifel auch überzeugt, daß. fie, um dies: auf eine. für ben Staat vor 
theilhafte Weiſe thun zu Eönnen, vor allem Grundbefiger werden —— 
In der Hoffnung, euch bald unfere Ideen uͤber die Be ae 
ven Grundlagen der Congreß von Argos durch fein Decret vom Ausuf 
v. Ss aufgeſtellt hat, mittheiten zw Eönnen, Fühlen wie ‘das Bedlirfniß, zu⸗ 
vbr eure Anſicht uͤber die wichtige Frage, die wir euch fo eben vorgelegt ba 
ben, kennen zu lernen. Sit: dieſe Frage einmal entſchiedenz fo! ſoll Grund⸗ 
eigenthum unter die Bürger, die keines beſitzen, vertheilt werden, und. fobal 
fie nun Grumdbefiger find,. fo wird das Geſetz, welches ihr politiſches Recht 
ſanctioniten und deſſen Ausübung reguliren wird, Feine Quelle von Gefab- 
ten“ mehr ſeyn. Es wird das Heil des Staates ſicher ſtellen, und der N: 
tion zut Ertelchung des Zieles ihrer Anſtrengungen vetholfen haben. 

Um den Augenblick, wo dieſe Reſultate werden erzielt werden, ‘fo: meit 
es von uns abhängt, zu befchleunigen, fafjen wir das Ganze noch zinmı 
kurz zuſammen, und wumſchen gar Meinung über folgende Punete Au wer 
Be. 

1). Staubt der Sat, baß it das Stimmtecht bergeſtait Werft 
werden follte, daß die toefentfichfte der: Bebingungen/ welche zu deſfen Aus: 
Übung von Seite der Bürger erfordert wetden/ der Grundbefig fen? 

Theile der Seat, wenn er fi bejahend in dieſer Hinfiht ars 
fpricht, mit ung die Weberei; ung, deß die Regierung gegen das Vertrauen 
womit "der Nationalcongreß ie deehrt "hat, handeln mürde, wenn fie nic 
vor Allem den Bürgern, die kein Grundeigenthům befigen, die Mittel ze 
Erwerbung deſſelben verſchaffte 9, on 

3) Würde ber Senat in’ Ddiefer Vorausfegung geneigt ſeyn, mit de 
Regierung zu Abfaſſung eines Decrets mitzuwicken, welches 
) das Maximum und Minimum, von-Derleihungen, von Seite der Be 

‚gierung, ‚an ‚Rationalländersien, ‚ap. die: Bürger, die fein Eigenstur 

befigen,, 

3 ,b) die Sehinsungen, unter denen diefe Wereigungen flatt zu. Ende, bil: 
ten, und 
c) die Formen, die dabei: * ——— ‚späten, fofifegen würde 2 

‚Ein folcyer Act würde dem: Geifte des‘ Art;.7...des dritten Decrets dei 
Gongrefjed von Argos vom 3. Augufi.gemäß.:fepnz; Und da Übrigens did: 
Mansregel ‚keinen andern Zweck hat, ale derÖgroßen Mehrzahl der Staats 
bürger,, unter der. heifigfien Obhut, sine politifche und unabhängige Krükm: 
‚ zu verbürgen; fo unterliegt es feinem Bweifel, daß die zum Congreß verfar: 

melten Repräfentanten der Nation ſelbige einfiimmig ſanctioniren würden — 
Und indem wir von den Bürgern Griechenlands ſprechen, werben dadure 
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weber? diejenigen unſeter nicht eingebornen Mitnationalen, welche die Waffen 
waͤhrenda des legten Kampfes getragen, und ihren Heerd und ihe "Vermögen 
wegen ihres. thätigen Antheils an der Reſtauration des gemeinſchaftlichen Va— 
terlandes verloren haben, noch diejenigen. Fremden, die, nad ehrenvollen, 
Griechenland geleifteten_ Dienften, fich in diefem Lande niederzulaffen. wuͤn⸗ 
ſchen, noch endlich diejenigen ausgeſchloſſen, welche fpäterhin ihre Kenntniffe, 
ihre Talente, ihren Credit und: ihre Capitalien Griechenland widmen: werden 

Das Geſetz müßte: jedoch beſtimmt und ſpeciell die Bedingungen feſt⸗ 
fegem, unter denen die ‚Bürger. von jeber diefer Kategorieen das. Stimmrecht 
und deſſen Ausuͤbung erwerben können; ferner muͤßte es beſtimmen, wie ſie 
dag Eigenthumsrecht, die Grundlage: des Stimmtechts, erlangen, — Mir 
fhineiceln uns mit der Hoffnung, daß ihr und eure Meinung über die hier 
angedeuteten Fragen mittheilen werdet, '; Unfererfeits werden wie mittlerweile 
daran arbeiten, den Entwurf des Decrets, das dieſe — en ‚wird, 
vorzubereiten, und ihr merbet- darüber urtheilen. 

do ben 25. ‚Febr. 1830, 

Ei Der Präfident : J. A. Gapobiftriad. mn 
EL EFLT GE 0 u Der Staͤatsſecretair: N. Spiliadis. 

"fein vor siehe Berfirgungen des Präfiventen in Betreff der Re⸗ 
viſion der drei aͤltern Verfaſſungsurkunden für die Bearbeitung eineß 
neuen Gründgefetzes für Griechenland, hatte die Pforte in dem, mit. 
Rßland zu Abrianopel (14. Sept. 1829) abgeſchloſſenen, Frieden 
in Kie Anerkennung der Selbſtſtaͤndigkeit und Unabhaͤngigkeit Griechen⸗ 
lanbs! ewilligt, und“ ihre Zuſtimmung zu dem Londoner Vertrage vom 

Hz 1627 in einet beſondern Erklärung vom 9. Sept. 1829 9 
degebeh. ' In Bediehung darauf. unterzeichneten die Bevollmächtigten Groß⸗ 
britamiens, Frankreichs und Rußlands am 4. Bebr. 1830 ein E onfe: 
ren zprotocoll zur Entſcheidung der griechiſchen Angelegenheit Es 
ſollte die Regierung Griechenlands monardif ch und erblich nach dem 
Rechte der Etſtgeburt werden, ünd der Regent den Aitel eined f ouve⸗ 
tainen Fürften führen — 

Ob nun gleich dieſe Wuͤrde von der Conferenz vem Dingen Ws} 
sold von Coburg angeboten und von ihm auch Anfangs angenom⸗ 
nen worden wat; fo erließ er doch am_21. Mai 1830 ‘ein Abfage: 
chreiben“ an die Conferenz, worauf bie Schreiben des Praͤſi — as 
woiftriad von 6. April 1830 an den Prinzen, ſo wie des ‚grie schen 
Sendrs vom 16. April eben fo wenig, als die a 
ung der Grenzen Griechenlands zu Gunften’ der Pforte, ohne Einfluß 
eblieben waren. Dem wenn in dem Wonferengbrotgcoile vom 22. Pit, 
829 Die nordweſtliche Grenze Griechenlands auf die Linle geſetzt wbr⸗ 
er war, welche vom Meerbuſen von Volo bis zu dem von Arta ſich 
ſtreckte; fo rückte das Protocol vom 3, Febr. 1830 dieſe Gtenzen vom 
Neerbuſen von‘ Arta bis zur Mündung des Aſptopolamos von dem 
zerge Macron bis nad Artolina, vom Othryx bis zum Deta, und voh 
em Eingange des Meerbufens von Volo bis — Münbling ba „Sp e 
ins mden -Meerbufen von Zeituni zurück 
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Nach der Reſignation Leopolds auf den Thron Griechenlands, :dadıt 
bie Conferenz an den Prinzen Wilhelm Friedrich, zweiten Sohn 
des Koͤnigs der Nieberlande; allein auch dieſer war zur Annahme nicht 
geneigt. Darauf“ meldeten bie Mitglieder, der Conferenʒ — 
Laval? Montmorency und. Matuscewicz) in ‚einem Schreiben. vom 27. Juni 
1830 dem Bräfidenten, Capodiſtrias, daß das Iekte Protocol (mit Leo— 
polds Ernennung) nicht im Anwendung fomme, ſondern ein anderes ab: 
gefaßt werden folle, welches in allen Theilen in Beziehung auf bie Jr 
tereffen ber griechlichen Nation, und vorzüglich auf die Begrenzung 
des Staates weit, befriedigender ausfallen werbe; quch wurden die Sor⸗ 
veraine einen noch jungen Fuͤrſten waͤhlen, dem der Präfident zum 
„Bermunde und Führer” dienen folle. - : - 1. 

Allein die Julirevolution 1830 in Paris is bie —* folgenden 
europaͤiſchen Angelegenheiten, ſo wie die Veraͤnderung der Mitglieder du 
Gonferenz, wo ftatt Aberdeen Palmerfton und fiatt Laval-Montmorenn 
Zalleyrand. eintrat, verzögerten die Enticheidung ber griechiſchen Ange 

Iegenheit, bis die Ermordung des Grafen Capodiſtrias am), 
Dt. 1831 zu Nauplia durch Conſtantin und, Geprg Mauromical zu 
diefer Enticheidung drängte. Denn nad), diefer Ermordung wurden die 
Gaͤhrungen und Parteienkaͤmpfe in, Griechenland mächtig, geſteigert, 
die eingeſetzte proviſoriſche Regierung, beftehend aus Kolokotroni Au 
flin Capodiſtrias und SKoletti, welcye, bereits im. Dec. 1831 ihre Gewal 
niederlegte, fo wenig, als der Graf Auguftin, Capodiſtrias, der Zuder 
des Ermordeten, der ihm ſeitdem übertragenen, Präfidentenwürbe, ſich ge: 
wachen fühlte, daß biefer bereitö im April. 1832) diefelbe niederlegte um 
ſich nach Sorfy einſchiffte. Nach dieſer Abreiſe ward eine Regierung® 

commiffion yon, drei Mitgliedern ernannt, welche der. Gonferenz ſo abge 
neigt war, daß fie fogar mit der Pforte in neue Unterhandlungen 1— 
treten beabſichtigte. Da ward denn am 7; Mai 1932 zu. London din 
Webereinfunft über die Souyverainetät Griechenlands ʒwiſchen Dh 
merſton, Talleyrand, dem Fuͤrſten Lieven und dem Grafen Matuscewi 
und ein Vertrag zwiſchen Frankreich, Großbritannien und, Ruplanı, 
mit Getto, dem Gefandten des Königs von Bayern, abgefchloffen, ma 

welchem der zweite Sohn des Iestern, ‚der Prinz Dite don Bayım 
zum Könige von Griechenland ernannt, ward; bach ſollte dan 
feiner Volljährigkeit eine Regentſchaft den Staat leiten, ? An 
Sufj 1832 ward darauf von, ben Geſandten der drei Mächte zus 
ftantinopel ein Protocoll unterzeichnet, ‚worin. die Pfortezur. Exmgi 
zung, der Grenzen Griebenlands. vom Golfe vom Art 
zum Golfe von Bolo bie Zuſtimmung gab, und ‚die Unabhe 
bes griechifchen Staates, gegen eine von. den ‚Griechen. zu. ahlende | 
ſchaͤdigung von 40 Mill. Piafter, anerkannte, 4...0. 0, — 


Doch dauerten die Reibungen und * auf dem / von der pre 
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forifchen Negierungscommiffionen zufammenberufenen’ (13. Jun. 1832); 
Gongreffe der Griechen zu Argos fort *), wo man dem Tünftigen Re— 
genten eine neue Verfaffung vorzulegen beabfichtigte. Da erließen, 
aber (Sept. 1832) die Refidenten der verbündeten Mächte an, den Staats: 
ſecretair der. auswaͤrtigen Angelegenheiten bei der proviforiichen Regierung 
von Griechenland ein ‚ernflliches- Schreiben, welches. dahin lauteter > 


23 „Beebrtefter Herr! Bere . Ben 

. Bon, dem, Uugenblide an, wo ber Entſchluß zur Zufammenberufung, 

bes, Nationglcongreſſis gefaßt worden war, wurde nichts von ung. berabz, 
fäumt, um den. Mitgliedern, der Negierungscommifjion, von welchen Diele 
Zuſammenberufung abhing,. die verberblichen Folgen vorzuſtellen, welche durch 
den Zuſammentritt des, Congreſſes in einem Zeitpuncte, wo in Folge ber 
legten Vorgänge die Leidenſchaften aufgeregt waren, und ſich mit größter, 
Erbitterung befehdeten, entfpringen müßten, und wo die verbündeten Mächte 
ſich durch das Organ ihrer zu London in Conferenz verfammelten Minifter, 
in. Öemeinfhaft mit dem, koͤniglich bayerifchen Hofe, damit. befchäftigten , Die 
Wünfche zu befriedigen, welche die griechiſche Nation zu wiederholten Malen, 
gegen die befagten Mächte, denen die Nation ihre Emancipation, ‚fo, wie die 
erforderlichen Mittel zur Befeſtigung ihrer politiſchen Eriſteng verdankt, -auße 
geſprochen haäte. en 

Dem .allen ungeachtet find unſere Worte und unfere, Rathfchläge ‚nicht 
beachtet worden; im Gegentheil hat die, Regierung. die Sufammenherufung 
des Congreſſes, welche unter den. betruͤbendſten Yufpicien ſtatt gefunden hat, 
befchleunigt.. Der Bürgerkrieg, die Anarchie verheerten ganz Griechenland, 
Die Machtgewalt, der —— erſtreckte ſich nicht uͤber die Grenzen der 
von ben Truppen der Allianz beſchirmten Stadt hinaus, und die Gefegmäpige 
keit des Congreſſes ward durch vielfache Proteftationen aus den Provinzen 
beſtritten. Bei fo. bewandter Lage der, Dinge find ung Auszüge aus ben 
neueften Verhandlungen der Londoner Sonferenz zu Händen gefommen, wor: 
aus, erhellt, DaB ‚die, Wuͤnſche der grischiihen Nation. durch die, Wahl des 
Souverains erhört, worden. find. Um nun das künftige Schickſal Griechen⸗ 
lands beffer‘zu fidyern‘, ſtatuiren wir Koftgendes: in 

7 Ay daß die vroviſoriſche Regierung, ſo wie fie’ beſtand, bis zut An? 
kunft der Regentſchaft in der Geſammtheit fort zu verbleiben habe 

2) daß waͤhrend der Zwiſchenzeit keine Veraͤußerung ven. Nationallaͤn⸗ 
dereien vorgenommen, und uͤberhaupt nichts ausgefuͤhrt werden ſolle, was 
dem neuen Staate finanzielle Schwierigkeiten bereiten koͤnnte; 

3) daß ohne die Mitwirkung der koͤniglichen Autoritaͤt weder eine 
permanente Verfaſſung, noch Fundamentalgeſetze vorgeſchlagen oder ſanctio⸗ 
nirt werden duͤrfen, weil ein ſolches —— in offenbarem Widerſpruche 
mit dem Acte ſtaͤnde, durch welchen die griechiſche Nation die Wahl ihres 
Monarchen den drei Mächten anheimgeſtellt hat. 

Noch ehe uns die officiellen Meldungen zugefommen waren, haben wie 
und beeilt, den weſentlichſten Inhalt derfelben dem Stagatsſecretair für die 
auswärtigen. Angelegenheiten mitzutheilen, um fi. den Umftänden gemäß 
darnach richten zu koͤnnen. J — 

Wir koͤnnen daher nicht ohne tiefe Betruͤbniß wahrnehmen, daß ſich 
bie Deputirten zu Pronia (einer Vorſtadt von Nauplia) verſammelt und 


*) Vergl. Allg. Zeit. 1832, außerordentliche Bellage Nr. a6h.: 


Anordnungen gettöffen haben, welche mit den Acten, dutch welche das ‚Einf: 
tige Schickſal Griechenlands feitgeftellt worden ift, in fchroffem Widerſptuch 
fiehen, und die den wahren Intereſſen des griechiſchen Wolkes in hohem 
Grade nachtheilig find. Indem diefer Congreß die Verfaſſungsgewalt ulır 
pirt, welche ihm von der Nation abgefprohen wird, die hinfuͤhro ohne bi 
Mitwirkung der Eöniglichen Gewalt nicht- mehr zu beftehen vermag, verkin 
det er dadurch nicht nur feinen Entſchluß, definitive Grundlagen für die Te: 
foffung des Staats aufzuftellen, fondern durdy die Abfchaffung des Senat, 
welcher Körper einen ungertrennlichen Theil der proviforifhen. Regierung ans 
macht, und beffen von der Zeit geheiligte Eriftenz jegt mehr wie jemal 
nöthig ift, um den Ungeftüm der Leidenfchaften zu zügeln, und um vor de 
Ankunft der Negentfhaft dutch das Aufhören der’ Parteiungen ‘die Einigkeit 
Aller herbeizuführen, hat er fein eigentliches Ziel und Augenmerk offenbart. 

Ein ſolcher in feinem Princip willkuͤhrlicher und ungefeglicher umd in fi: 
nen Wirkungen verfaffungswidriger Act kann nichts anders, als traurige Fol: 
gen für das Elinftige Schidfal Griechenlands nach ſich ziehen. 

Mir erfuchen Sie daher, den Inhalt gegenmwärtiger Note denen, bie e 
angeht, mitzutheilen, umd felbe aufs Kräftigfte zu unterjtügen, weil wit we 
fangen, daß felber genau Folge geleiftet werde, umd daß dieſes gefchehe, die 
werden wir mit allen uns zu Gebote fiehenden Mitteln zu bewirken ſuchen 
In Folge deſſen proteſtiren wir feierlichſt gegen jede bereits ſtattgefunder 
oder kuͤnftig ſtattfindende Verlegung der vorſtehenden Normen, und mit fir 
nen. keine andere proviſoriſche Regierung als diejenige, welche vor der Zulam 
menderufung des Gongrefjes von Pronia beftand, und feine andern Rıf 
men anerkennen, als die, welche der Senat duch Unvorhergefehene und 
bieterifche Umſtaͤnde genöthigt, in Gemäßheit des Protocolls vom 7. Min 
and bis zur Ankunft der Regentſchaft anzuordnen für nöthig erachten wirt. 
Wir erfuchen Sie, die Verfierung unferer ausgezeichneten Hodadhtung j 
genehmigen. 
ee (Unterz.) Dawkins. Rouen. Rüdmann. 


Am 6. Febr. 1833 erließ der König Otto feine Anteittöprede 
mation an die Griechen. Die mit ihm angefommener Regentſchaft 
(an deren Spise der Graf von Armansperg fteht) begann bie mu 
Drganifation des Staates nach allen Zweigen ber Verwaltung; doc wart 
bis jegt einer neuen Berfaffung nicht gedacht. 


Die verſchiedenen Verfaſſungsentwuꝛrfe fuͤr Griechenland ſind folgende 


4) Verfaſſung des weſtlichen Feſtlandes von 
* “Hellas vom & Nov. 1821. 


. Baͤnzliche Verzweiflung, eine Folge des fo brüdenden Joches der OHmt 
‚chen Tyrannei, gab den ‚Hellenen Waffen in die Händez fie faben.ein, nicht Kr 
‚ger Eönnten fie in ihrem Vaterlande fo fortieben, fondern fie müßten es catween 
verlaſſen, oder unter der Geißel der Tyrannei und in ber Finſterniß der — 
umkommen, (indem fie ja unvermoͤgend waren, die ihre Kraͤfte uͤberſteigenden Gr 
derungen ihrer Tyhrannen zu erfüllen,) oder- mit einem Theile ihres Blutes das U 
rer übrigen Brüder, ihrer Weiber und Kinder erfaufen. Sie entſchloſſen ni I 
dies dritte, und ergriffen die Waffen. 3 
„Die Ergebniſſe dieſer Eingebung ber Re waren über Erwarten 3° 
ih. Aber eben dies hatte zur unvermeidlichen Kolge die Anarchie, ein um fe fur‘ 
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bareres Uebel, da das langwierige Barbarenjoch dem ſittlichen Zuſtande der Hellenen 
hoͤchſt nachtheilig geweſen war. 5 , 

Wenige Zeit nur war nach der Umwälzung der Dinge in Hellas verfloffen, ala 
die Einwohner feines weftlichen Theiles die Nothwendigkeit fühlten, daß an bie 
Stelle der verhaßten Ottomaniſchen Tyrannei eine weife, geordnete: und menfchen« 
freundliche Regierung träte. Ä 

Doc wegen des BZufammentreffend mehrerer, bei einem hartnädigen, mitten 
im Lande geführten Kriege unvermeiblihen Umftände, und um fo mehr, da ber 
Feind die ganze phyſiſche und fittliche Kraft der Nation dafür in Anſpruch nahm, 
um die Mittel ihrer Gelbftvertheidigung und Befreiung von demfelben ausfindig 
zu maden, war bie Erfüllung jenes allgemeinen Wunſches unmöglich, und es 
berrfchte bis jegt eine brüdende Anarchie, als natürliche Folge des gänzlichen 
Mangels an Gefegen und einer geordneten Regierung unter ber frühern Ottomani⸗ 
chen Defpotie. 

As endlich nad) langen Kämpfen und großen Opfern die Bewohner des weft: 
lichen Hellas glüdti ihre Zeinde überwunden, und ihr Vaterland befreit hatten, 
äußerten fie wiederum ihren ſteten Wunſch nach Einführung einer weiſen Regierung, 
unter weldyer fie Rettung aus ihrem langwierigen Elende finden Eönnten. 

Nahdem fie deshalb diejenigen Männer erwählt, welche fie ihres Zu— 
trauens würdig erachteten, ertheilten fie ihnen bie fchriftlihe Vollmacht, eine ihren 
Bedürfniffen entfprechende Verfaffung zu entwerfen, welche ihre Ruhe und ihr Fünfe 
tiges Gluͤck anzubahnen vermödhte. 

Die erwähnten Abgeordneten traten in Mefolongion zufammen, und bildeten 
der Vollmacht gemäß, die fie von ihren Gommittenten erhalten hatten, eine Ver⸗ 
fammlung, in welcher fie zuerft ihr Namensverzeichniß, mit Angabe ber Städte. 
und Orte, wohin fie gehören, in folgender Orbnung entwarfen. Herr Alerios Bla- 
chopulos, Capitain. H. Pagos Galanos und Chriſtakes Staikos von Blochos und 
Brachorion. Herr Demetriod Makres, Capitain. Anaftafios Tzimpurakes, Autonakes 
Anaftafios Gabaliotes, Gregorios Andreas Kerafobites von Zygos. Nikolaos Thanes, 
Stellvertreter des Capitain Georgakes Nikoles. Epaminondas Maurommates. Georgios 
Pharantos. Petros Mpampones. Johannes Mpalmpes. Panos Gulimes. Photios Ka: 
tapanes aus Zeromeron. Der Capitain Photos Mpompores, Stellvertreter ber Gapitaine 
aus Sulion. Anagnoftes Karajannes und Demetrios Jannes Gerothanafes aus Baltos. 
Georgios Papa Demetriod, Etellvertreter des Gapitain Koftas Zademas. Ana⸗ 
anoftes Makryſenkunas, und Anagnoſtes P. Georgios. Jannakes Plakotes und Konz 
ftantinos Plakotes aus Apokurion. Spyridon Kurkumeles und Konftantinos Zalas, 
Euthimios Baſilakes und Migos Phrankules aus Anatolifon. Sohannes Trikupes 
und Demetrios Platykas, Bendrames Dilonomopulos und Johannes Baltinos aus 
Mefolongion. 

Nach diefer vorgängigen Förmlichkeit wählten fie, damit alle ihre Verrichtune 
gen wohl geordnet von Statten gingen, einen Präfidenten, und einen Geheimfchreis 
ber bes Synedriums, vermittelft folgender Befhlüffe: 

Die Verfammlung des weftlichen Feſtlandes von Hellas befchließt einmüthig: 

Da der Fürft Alerander Maurokordatos, deffen Eifer und Verdienfte um das 
Vaterland offenkundig find, und der mit Recht allgemeiner Achtung genicht, von 
den Rotabeln und Gapitainen unferer Gantone nach gemeinfamem Schlufje fchrift: 
lich aufgefordert worden, die Leitung unferer gegenwärtigen Verfammlung zu über 
nehmen; fo wird er zum Präfidenten des Synedriums ernannt, und foll den Vor: 
ig bei allen unfern Berathungen führen. 

Befchließt ferner: 


derr Nicolaos Luriotes, obgleich er nicht als Volksvertreter zu unferer Behoͤrde 
hört, wird dennod wegen feines bekannten Eifers zum Geheimfchreiber des Syne⸗ 
riums ernannt, und fol verpflichtet feyn, alle Befchlüffe unferer Sitzungen aufs 
uzeichnen. 

e — dieſe die Geſchaͤftsordnung bezweckenden Beſchluͤſſe erlaſſen worden; ſo 
ellten die Mitglieder folgende Anſichten auf: 

In Erwägung ber Pflichten, denen wir ein Genuͤge leiſten ſollen, und welche 
ns wefentlid beſchaͤftigen muͤſſen, weil es ſich darum handelt, daß vermittelſt ei⸗ 
se Verfaſſung das Gluͤck des gänzlich unſerer Sorge uͤbergebenen Volkes befeſtigt 
erde: 

Sn Erwaͤgung, daß bie Aufſtellung einer bleibenden Verfaſſung reifliches und 
fes Nachdenken, und ihre Organiſation große Geſchaͤftserfahrung erfordert: 


a Griechenland. 


’ 


Su Erwägung ferner, daß es für einftweilen unmöglich iſt, fefte Prindpn 
aufzuftellen, welche zur Grundlage einer wohl eingerichteten Regierungsform dirae 


koͤnnten: 


x 


., In Anerkennung aber der Nothwenbigkeit, dab wir ben mit ber Gefesfofigki: 
verbundenen ‚Uebeln ein Ende machen, und im Wunfche, eine Regierung einzufüke, 
welche Ordnung ſchaffe, und die innere bürgerliche Ruhe ſichere; 
befhlieht die gegenwärtige Verſammlung: 
1) Es foll der unten folgendeg Organifation gemäß eine proviforifche Regierm: 
gebildet werben. j 
2) Diefe Regierung fol alles vorbereiten, was zur Einführung einer fortbeftche 
den Regierung dienen mag, und während ihrer Dauer ſich in ihrer gun 
Botmäßigkeit mit den Bedürfniffen und Anfprüdhen des Volkes vertrat 


machen. 
3) Die Verrichtungen der proviſoriſchen Regierung hören auf, fobalb eine fm 
beftehende organifirt ift. 


Erſtes Capitel. | 
Drganifation der peoviforifhen Regierung. 


Die Ephoren der Städte und Landbezirke, mit Zuziehung der Gapitaine, wi 
len die Mitglieder der Örtlihen Regierung. der Cantone *), welche den Namen Gt: 
rufia erhält. Die dazu gersählten Mitglieder verfammeln ſich in der hiczu mt 
fendften Stadt, um bie Gejchäftsführung zu übernehmen. 

1) Eie wählt aus der Zahl ihrer Mitglieder einen Präfidenten. 
2) Sie wählt einen Oberfchreiber, unter dem die erforderlihen Unterfhmir 


ſtehen. 

3) Sie wählt zu den Öffentlichen Aemtern Männer von unbeſcholtenem Eharakta 
die nicht auf ihren eigenen Vortheil fehen. 

4) Sie leitet alle gemeinfamen Angelegenheiten des ganzen freien und ned # 
befreienden weftlichen Feftkandes von Hellas. 

5) = . die erforderlichen Befehle an die Gapitaine und Ephoten de 

ezirke. 

6) Sie ſorgt fuͤr die innere Sicherheit aller Cantone. 

7) Bis zu. der ordentlichen Organiſation der Gerichte, ernennt fie proviſeric 
Richter über Criminal: und Givilprocefie. 

8) Sie verfügt über eine Schaar, die ihr zur ‚Hälfte von Gapitainen der Dr 
zirke geliefert, zur Hälfte von ihr in Dienft und Sold genommen wird, m 
ihre Verfügungen nöthigen Falles zu vollziehen. 

9), Sie empfängt jeden Monat von den Ephoren ber Bezirke die Rechnung kr 
die Öffentlichen Einnahmen. 

10) Auch fie legt zu beſtimmten Zeiten dem Nationalienate Rechnung ab. 

11) Die Gerufia unterzieht ſich allen Beichlüffen des NRationalfenates. 

12) Sind nit alle Mitglieder Einer Meinung; fo entfceider die Stimm 
mehrheit. 

18) Stehen die Stimmen inne; fo entſcheidet die Stimme des Präfidenten. 

14) Das Giegel und die Unterfchriften der Mitglieder derſelben find für die Co 
trahirung von Staatöfchulden gültig. Bis zu welcher Summe fie ohnt 8 
heißen des Nationaljenates Gelder aufnehmen möge, bleibt der Beilimmes 
des Nationalfenates nach defjen Gonftituirung vorbehalten. 

15) Die Gerufia kann Verträge mit dem Feinde im Umkreiſe des Vatere 
eingehen. Iſt aber die Nationalregierung conftituirt; fo müffen alle gie— 
fene Verträge von berfelben beftätigt werden. 

16) Es kommt der Gerufia zu, über Hochverrath gegen das Vaterland zu ui 
ten. Ereignet fi diefer Kallz fo wählt fie aus ihrer Mitte fünf Bi" 
ber, mit Einfchluß des Präfidenten, welche den Namen hoher Geridli 


Bf annehmen. 

17) Da es billig und gerecht ift, daß die Gapitaine und Krieger für ihre frade 
dem Vaterlande geleiſteten Dienſte belohnt werden, fo wie auch diem. 
welche demſelben im Verfolge ausgezeichnete Dienſte leiſten werben; Te m 
die Gerufia unfehlbar bedacht ſeyn, ihnen die entfprechenben Bergeltungen W* 
Belohnungen auszumitteln. 


*) zung Überfegt duch Bezirk, Iruapyla dur Ganton. 


* 
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18) Die Gerufia hat die Befugniß, ſeden unter ihr ſtehenden öffentlichen Beam: 
ten zu-entlaffen, fobald er feine Pflicht nicht erfült. In einem ſoichen Falle 
wird fie feine Stelle proviſoriſch bis zu einer neuen Wahl — 
19) Die Geruſia wird durch einen beſondern Beſchluß die Art der Verwaltung ber 
Öffentlichen Finanzen beftimmen. 
20) Damit die Prozeffe wegen Staatd= und Criminalverbredien regelmäßig ges 
führt. werden; fo wird die Gerufia eine proviforifche Verordnung hierüber er: 
‚gehen laffen, welche bis zur Bildung ordentlicher Gerichtshoͤfe in Guͤltigkeit 
bleiben foll. — * 
21) So wie andere Theile des weſtlichen Feſtlandes von Hellas befreit werden; ſo 
wird die Geruſia bedacht ſeyn, ihnen bdieferBerfaffudg mitzutheilen, und einen 
Beauftragten dahin abzufenden, um ihnen bie erforderliche Organifation zu 


geben. | 

22) Die Mitglieder der. Gerufta bleiben Ein volles Jahr im Amte, ausgenommen 
ein Mitglied ließe fi ein Verbrechen zu. Schulden kommen, ‚das feine Ents 
fegung oder gefeglidye Beftrafung von Seite des Nationalfenates nach fid) zöge. 


Zweite® Capitel. 


Die Gemeindevorfteher ernennen einftimmig, oder durch Stimmenmehrheit, zum 
venigften drei Ephoren des Bezirkes, welche einen paffenden Ort zu ihrem Sitze 
ind ihrer Gefhäftsführung auserfehen, 

Ihre Pflichten und Rechte find folgende: 

1) Die tadellofe Verwaltung der Aemter, welche die Gerufia einem jeden berfel: 
ben‘ übertragen wird. 

2) Sie erlaffen die erforberlihen Verordnungen an bie Vorfteher der Gemeinden 
und Dörfer, mit welchen fie fi über Alles in Gortefpondenz feßen. 

8) Zu Ende jedes Monats legen fie der Geruſia genaue Rechnung ab. 

4) Rationalgüter im Umkreiſe ihres Bezirkes dürfen fie ohne Einwilligung ber 

Gerufia nicht veräußern. 

5) Ohne Beftätigung der Gerufia dürfen fie Feine Gelder aufnehmen. 

6) Die Bezirksvorftcher bleiben ein Zahr im Amte, ausgenommen, 8 ließe ſich 
einer ein Verbrechen zu Schulden kommen, dad feine Entfegung oder auch 
fernere Beftrafung ſich zöge. 


Drittes Capitet, 


1) Jede — beiden Staͤdte, Meſolongion und Anatolikon, wird als ein Bezirk 
betrachtet. 

2) Die Pflichten und Rechte der Ephoren dieſer Städte find die naͤmlichen, wie 
die der Bezirksuorfteher. 


Biertes Capitel, 


Der Gapitain jedes Bezirks befehligt die bewaffnete Macht feiner Capitainſchaft. 
Seine Pflichten und Rechte find folgende: 
1) Im Falle eines Auszuges läßt er mit Gutheißen der Gerufia, außer ben ihm 
ſonſt beigegebenen befoldeten Kriegern, fo viele waffenfähige Einwohner mars 
ſchiren, alö die, Umftände- erfordern. 
Die Heerfchaar fteht unter feinem Befehle; die Vornehmen und Angefehenen, 
die fich in derfelben befinden mögen, find verpflichtet, ihm während des gan: 
zen Auszuges Gchorfam- zu leiften. 
Er forgt dafür, daß feine Heerfchaae während des Feldzuges nicht auscinan: 
der gehe, und daß einer feiner Krieger ohne feine fihriftiiche Erlaubnig nad) 
Daufe Eehre. 
4) Wenn die Gerufia zur Aufrechthaltung ber bürgerlichen Orbnung, ober zu 
einem andern Zwecke, Leute von ihm verlangts fo ift ex verpflichtet, fie zu 
eben. 
5) &r wird die erforberlichen Lebensmittzl und Kriegsbedürfniffe von der Ge: 
rufia begehren und empfangen. ne 
6) Er fol den von der Gerufia erhaltenen Befehlen Folge leiften. 
7) 3m feiner Abwefenheit fol er einen Commiffair bei den Ephoren des Bezirks 
laffen, fowohl zur Aufrechthaltung der innerlihen Ordnung. feiner Capitain: 
fhaft, als zur Vollziehung dev Beichlüffe der Gerichte. -- | 
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Fünftes Capitel. 


In jeder Gemeinde ober Dorfſchaft wählen die Geronten (Xelteften) und e 
tabeln .einen oder zwei Vorftcher nah Maaßgabe ber Ausdehnung und Bolkizt 
der Gemeinde oder Dorfſchaft. 

Ihre Pflichten und Rechte find folgende: 

1) Die Vollziehung aller von den Bezirksephoren an fie erlaffenen Beet: 
nungen. 

2) Sie führen bie Widerfeglichen zur Orbnung zurüd, vermittelft ber dazı % 

| ftimmten Leute des Gapitains. 

. 8) 3u Ende jedes Monats legen fie ben Bezirksephoren genaue Rechnung «*. 

4) Sie ſuchen vorfallende Streithändel und Prozeſſe gütlich auszugleichen. Geiz 
es ihnen nicht; ſo weifen fie diefelben an ein höheres Gericht. 

5) Die Borfteher der Gemeinden und Dorfichaften bleiben ein Zahr im Amt: 
ausgenommen es zeige ſich einer etwa als unwuͤrdig, ober laffe fih ein 8x 
brechen zu, Schulden Eommen. Iſt er überwiefen; fo wird er’ von ber &xufi 
entfegt, und empfängt die gebührende- Strafe. 

Die Verfommlung befchließt ferner: 

1) Zu Mitgliedern der Gerufia des weftlichen Keftlandes von Hellas find emit! 
und ernannt: Der Fürft Ulerander Maurokordatos, Panos Galane?, Geo 
tes Mauromated, Anagnoftes Karajannes, Gonftantinos Logothetes, Anton: 
Anaftafios, Chreſtakes Staikos, Johannes Trikupes, Anagnoſtes Makınic 
kunas, Spiridon Kurkumeles. 

2) Dem erſten Artikel des erſten Capitels — Organiſation gemäß, wird & 
Geruſia ihren Präfidenten und einen Vicepräfidenten wählen. 

3) Der Vicepräfident foll alle Gefhhäfte des Präfidenten verſehen, fo oft da 
legtere entweber abwesend ift, oder fonft der Eigung nicht beiwohnen fans. 

4) Alle bereitd befreite, zu dem Gebiete des meftlichen Hellas gehörige, Br 
zirke, welche nicht Zeit hatten, Bevollmäcdhtigte zu der gegenmärtigen Dr 
fammlung abzuordnen, fo wie auch Alle, die erſt in der Folge befreit war 
möchten, follen durch die Gerufia von allen Verhandlungen der gegenwi 
gen Verfammlung in Kenntniß gefegt werden, bamit fie die ihnen zuſtedade 
Mitglieder der Geruſia wählen. 

5) Diefe neuen Mitglieder treten ihr Amt an, und nehmen Theil an den Ba> 
tbungen der Gerufia, fobald fie die gefeglichen Beweife ihrer Wahl wiude 
vorgelegt haben. 

6): Nach dem legten Artikel des erſten Eapitels obiger Organifation, wir ® 
Amtsdauer der jesigen Gerufiaften auf ein volles Jahr beftimmt, von km 
Tage an, wo fie die Gefchäftsführung übernehmen, und ihre Wirkſamte 
nr auf, fo wie die für das Fünftige Jahr zu erwählenden Mitglienr F 
ablöfen. 

7) Nach dem zweiten Artikel des erften Capitels obiger Organifation, wird }- 
Gerufia ihren Oberfchreiber und die übrigen Unterfchreiber ernennen. 

8) Die Gerufia wird einen Monat vor der Beendigung ihrer jährigen Amtidex 

‚ bie zur Wahl der neuen Mitglieder erforderlichen Kundmachungen und 2 

orbnumgen ergehen laffen, nach der ſchon beftimmten Weiſe. . 

Da die Verfammlung in der Anficht fteht, das Obige von ihr einftimmig dr" 
gejeste und Verordnete genüge zur Aufftellung einer proviforifhen Regierung; " 
beſchließt fie: 

4) Die gegenwärtige Verſammlung ift aufgeloͤſet. 

2) Die Regierung wird fich fobald immer wie moͤglich conftituiren. = 
3) Die Verfammlung wird in der bereits angeorbuieten Weife und Form fair 
ges Jahr wieder einberufen werden. 

4) Der Oberfchreiber gegenwärtiger Verfammlung wird diejenigen Mitglieder © 
Gerufia, die bei diefer Verfammlung nicht zugegen waren, von ihrer Er? 

. nung benachrichtigen, unb bie gegenwärtige Urkunde befannt machen, ſeten 

es die Geruſia verordnet. 

Die gegenwärtige Verhandlung i* zu Ende gebracht und beſtaͤtigt worden be“ 
zu Mefolongion den 4. November 1821. | - 

Alerander Maurokordatos, Präfident der Verfammlung. Alerios Bachoput* 
Gapitain von Brachorion und Blochos. Panos Galanes. Chreſtakes Eiailes 
Demetrios Makres Gapitain von 8ygos. Anaſtaſios Tzimpurakes. Jatenia 
Anaſtaſios. Nikolaos Thanes, Stellvertreter des Capitains Georgiakes Bormst 
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3. Epaminondas Maurommates Georgakes Thitzones Pharaitos. Petros Mpam⸗ 
ned. Johannes Mpalmpes. Panos Gulimes. Photios Karapanes. Der Stel: ' 
rtreter der Gulioten, Photos Mpompores. Anagnoſtes Karajanned. Demetrios 
innes Gerothanafes. Koſtas Zademas, Sapitain yon Apokurion. Anagnoſtes Mar 
yſenkunas. Anagnoſtes Papa Georgiot. Jannes Plakotes. Georgios Papa Des 
trios. Johannes Trikupes. Demetrakes Platykas. Bendrames Oikonomopulos. 
mnakes Baltinos. Gregores Andreas Keraſobites. Spyridon Kurkumeles. Eon— 
intinos Tzalas. Euthymios Baſilakes. Mitzos Phrangules. Be 


— — — — 


) Verfaſſung des oͤſtlichen Feſtlandes von Hellas 
vom 16. Nov. 1821. * 


Einleitung. 


Hellas hat die Waffen ergriffen, um. mit dem Preiſe feines Blutes feine koſt⸗ 
e Unabhängigkeit zu ertämpfen; unmiderfprechlich der gerechtefte Krieg! — Be 
: aber jene ihr Maaß uͤberſchreitet, oder etwa der Spielball perfdnlicher Leiden⸗ 
ıften wird; ſo laßt und herbeieilen, einzig bedacht, darzuthun, daß wir alle ber 
obliegenden Pflicht der Baterlandsliebe gemäß uns beeifert haben, bie Unabhaͤn⸗ 
keit zu fchügen. nn? 
unſer erſtes Gefhäft war, in den Cantonen Urverfammlungen anzuorduen. 
i Monate, ihr wißt es, find feither nen. Doch fiehe, heute endlich find 

‚ die Bevollmächtigten des oͤſtlichen Zefllandes von Hellas, zuſammengetret 

es ift Beit, daß wir beginnen., Bon allenthalben ber ruft uns das Vaterland 
„Sonder Berzug werde eine Regierung aufgeſtellt!“ Ehen deshalb beſchickt das 
Hiche Feſtland von Hella gegenwärtig feine Nationalverfammlung, und ber Pe: 
nnefus hat die feine vielleicht bereits zu Stande gebracht. Zwei wichtige Haupt 
de haben wir heute: daß der Krieg gegen ber Tyrannen thierifche Wuth ruhm⸗ 
von Statten gehe, und daß wir ung zu einem Volke geftalten. Eines ift für 
e Zwecke das entfprechende Mittel: die verfaffungsmäßige Regierung, einzig und 
a diefet Sie muß unfre Sapitaine zu wirflihen Zelbherren von Hellas erhe- 
ſie verfehen mit ‚beigeorbneten Kriegern, mit regelmäßig verabfolgtem Unter: 
e, mit allem, was fie bedürfen; muß biefelben für ihre großen Dienftleiftungen 
hrend belohnen; muß unfre Gantone unter einander verbinden, auf daß ſich 
unabhängige hellenifhe Nation bilde; muß freimüthig, ohne weiteres Zögern, 
Wuͤnſche an die chriftlichen Herrfcher richten, unfte Rechte aus einander fegen 
infre unbeftreitbaren Rechte! Sie foll die Zhränen eines um Hülfe flehenden 
es vor ihnen ausſchuͤtten, und ihr Gemüth zum Erbarmen bewegen, auf daß 
um 3iele gelangen, und ein wohlgeordnetes Reich bilden zum Heil der kuͤnfti 

efihlechter von Hellas! 
Bon allem, was wir vorzufchlagen gedenken, darf nichts, angenommen werben, 
: wir nach reifliher ‚Erdaurung die Gründe für und wieder‘ oͤffentlich erdrtert, 
"mit wahrhafter Vaterlandöliebe und brüberlicher Eintradjt, damit Gott in un- 
Mitte weile. Haben wir nur Gottes Beijtands fo be rchten wir nicht, im⸗ 
ar elend. zu. ſeyn. la 
Doc zu gegenfeitiger Verftändigung ift e8 nothwendig, daß wir einen feierli- 
Eid ablegen. Ä 


— 


Eid 


‚Wir, die wir bier zufammentreten, um ber —S ſich uͤber das all⸗ 
ne Baterlandswohl berathſchlagenden, Berfammlung bes oͤſtlichen eſtlandes von 
8 beiguwohnen, ſchwoͤren beim Namen der allerhoͤchſten Dreifaltigkeit und un⸗ 
jyeiligen WBaterlandes, uns mit der Treue und Redlichkeit zu berathen, und bie: 
iligen Verſammlung nur ſolches vorzuſchlagen, was ber Baterlande fronimen 
ohne je dem eigenen Vortheile ober der Ehrfucht zu froͤhnen Verflucht aber 
wir, fo ‚wir: das Grgentpeil thun, und unwurdig des. Waterlandes!” 
dierauf ernannte die Gefammtheit "der; Bevollmächtigten: gu ihrem Praͤſidenten 
‚or Negris, als deſſen viele Verdienſte und echter Baterlandöeifer allgemein 
innt find. — N 3 
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Wu ».,4 0. = Br Ab Var, 
Das Politifde -, nm. zt% 
Erfies Capitel. 
: — 1. Alle jetioe Einwohner Griechenlands, die an Chriſtum glauben; & 
ellenen. 
$. 2. Alle, melde von Bater, Mutter ; ober beiden Xeltern her von. Hr! 
abftammend, in einem fremden Lande geboren find, oder ſich in ein ſolches ser 
haben, find, wenn fie aus eigenem Antriebe nad) Hellas zurüdfchren, gs 
eben fo find fie. Dellenen, wenn fie, auf eine beftimmte Aufforderung ber heilmf& 
Regierung hin, inner ber anberäumten Zeit in die Heimath zurüdtchren. Km 
fie Hingegen weber aus eigenem Autgicbe, noch auf den Ruf Hin „. zu rechter Bid 
rüc; fo werden fie und ihre Nachkommen des. heiligen Voiksrechtes verluftig; & ) 
denn, daß fie offenfundige Hinderniffe angeben tönnen. - 
$. 3. Ein Hellene darf in Griechenland weder fremden Dienft, noch rei 
Schus annehmen. It had | 
5.4. Aue Hellenen haben zu allen Würden und Ehrenftellen, in Griechern⸗ 
das nämliche Recht; jeglichem aber. ettheilt diefelben fein Berdienf.: 5 
\ $.5. Der zum Bürger aufgenommene Fremde unterzieht ff "ten. Raul] 
Pflichten, und befigt bie nämlichen Rechte, wie die eingebornen Defleneh.. 
"8 6. Yder Ehriſt, der fünf Jahre hindurd) ununterbrochen in Hrlas. m, 
erhält das Bürgerrecht, wenn er fidy nicht der Verfolgung der Gefege jap 
entzogen, noch während der Dauer diefeg fünfjährigen Aufenthaltes a Ä 
feiten hat zu Schulden kommen laffeh.. . .. u *25 
$. 7. *Jeder Chriſt, ‚der Griechenland irgend einen bedentenden Dicäf 
erhält unmittelbar, das Buͤrgerrcht ” — 
5.8. Jeder Ehriſt, ‚ber. mit Vorwiſſen des Areopggos ‘tin Sidi! 
acht Zeugarien *) urbar macht, und es ein Jahr hindurch ebaut , erhaͤtt 
gerrecht, mebft allen und jeden Rechten eines Anbauers,, welche ber Na 
beftimmen wirb. en —— 
g. 9. Jeder Nichthellene, der das Buͤrgerrecht erhaͤlt, beſchwoͤrt bie ge" 
tige geſetzliche Verfaſſung. — en ne 
$. 10. Der Areopagos kann nach 55. 6, 7, 8 und 9 das Bürgerrent t 
ten, nicht aber willkuͤrlich beftimmen, in welchem Canton der mit dem Bürgen 
Beſchenkte als Einwohner aufgenommen werben folle, wozu bit Cinwidige 
betrefienden Cantons erforderlich ift. EEE 
$. 11. Seder Canton hat das Recht, jeberh Hellenen duch. wen. 
fein Gebiet bewohnt, ‚einer ganzen Familie, oder mehrern Fatilien 
ſich das Bürgerrecht zu ertheilen, entweder zur Belohnung eines beſon 
in 





























dienftes, fey es um ben. einzelnen Canton, oder um ganz Hellas, ‚oder 
einkunft bin, daß fie Band“ urbar machen, oder dem Lande irgend 
Dienft leiften; gleichfalls hat er das Recht, dem 88. 6, 7, 8 und I 
Bürgerrecht zu ertheilen; jedoch Tann ein Canton keinen Chriften von € 
als der morgenländifcen Kirche ohne Einwilligung des Arcopagos } 
nehmen. Der Helene, dem das Gantonsbürgertedht ertheilt torden 
fein Bürgerrecht in feiner urfprünglichen Heimath ‚oder in einem andern" 
in welchem er alffällig das Bürgerrecht befisen möchte,‘ desha — 
$. 12. Alle Einwohner Griechenlands, die ‚nicht an | un ’ glei, 
Anſaſſen. | — — 38 
$. 18. Ein Anfaffe hat nur ins Kriegswefen Zutritt, ſdech 
Befehlshaber einer Heerſchaar werben , auch nicht einmal für einen Aug 
. 14. Vor dem Geſete und deffen Wirkfamkeit gilt fein Unterſe „R" 
dem Anfaffen und dem Hellenen. er RIO, — 
„15. Der Anfaffe kann in: Hellas weder waͤhlen/ noch wãhl 
16. Der Anfaffe kann liegende Guͤter auf del m. en 
— ar Rast, ‚SORTE 





befigen. Br. 
8. 17. Alle in Hellas mohnende Chriften ,. welche inne 
Dienfte ftehen, ober fremden Schuß‘ genießen , find: per: 3, - 
18. Kein Fremder kann auf helleniſchem Boden liegt 
lich befigen , weder "mittelbar" noch unmittelbaxrx. — 


) Etwa 2 Zůrcheriſche Jucharten. 


\ 
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19. Ein Fremder kann ununterbrochen ober in Zwiſchenraͤumen, von Ge: 
ſchlecht 8 Geſchlecht, in Hellas wohnen. 

Ein Fremder hat weder in politiſche Behoͤrden, noch ins Kriegswefen 
utr tt. 


J. 21. Ein Fremder kann in Hellas weder waͤhlen, noch wählbar feyn. 

$. 22. Vor dem Gefege und deſſen Wirkfamkeit. gilt, fein unterſchied zwiſchen 
dem Fremden und dem Hellenen. 

J. 2. Wenn ein Fremder eine Griechin heirathet; ſo wird fie von den Ge⸗ 
Be als Fremde betrachtet, ihre Kinder als Fremde, und deren Nachkommen als 
remde. 

5. 34, Jeder Fremde’ (helleniſchen Urfprunge), ‚der vor dem Xieopagos au 
auswärtigen Dienſt und auswärtigen Schug in Hellas ſchriftlich Verzicht ae 
JF von demſelben ein. ſchriftliches Zeugniß dafür erhält, wird. als, Hellene an: 
erkannt. 

$. 26. Obgleich Hellas alle Religionen und deren Gultus, alle Spradich und 
beren Gebrauch geftattet, und auf Feinerlei Weife hindert; fo anerkennt es doch dir 
morgenhändifche Kirche Chrifti und bie Seutgutägige griechifihe — als dr 
ereſchende Melislon und Sprache von Hellas. 


'A 


Zweites Gapitel: | | . u 
Erklärung über die Rechte und Pflichten des Hellenen. 


Jeder Hellene hat das unbeftreitbare und unveräußerliche Recht, von Hellas 
eine perfönliche Kreibeit und Sicherheit zu verlangen, Hellas hinwieder von jedem 
dellenen, Gehorſam und Gerzchtigkeit. Wenn der Bürger dem gefesgebenden Gotte 
ınd den Gefeßen nicht Gchorfam Ieiftet, gegen’ fremdes Leben und fremdes Eigen: 
hum nicht Gerechtigkeit uͤbt; ſo kann ihm das Vaterland weder Freiheit noch Si— 
gerheit gewährleiften. Wenn hinwiederum der Bürger weder Freiheit noch. Sicher; 
eit genießt; fo fällt das Vaterland in Geſetzloſigkeit; und es verhaͤlt fich ‚mit ihnı, 
(8 wären des Draden Zähne in fein Erdreich geſaͤet worden, und Männer daraus 
ntfproffen ‚von ihrer Geburt an gewaffnet, die einander: bekaͤmpften, und mwechfel: 
tig vertilgten. In folchen elenden Zuftand gerathen die Bürger. eines Volks, wenn 
e nicht erkennen, wornad ihnen zu fireben ziemt, welche gegenfeitige Verpflich⸗ 
ingen fie haben, was ihnen gegen. die Gejfammtheit zu thun obliegt, was der 
inzelne von der Gefammtheit- fodern. darf. 

Deshalb werden nun heute den bier verfammelten Gantonen die wahren Pflich⸗ 
n ‚und RMechte jedes Bürgers alſo verkündet: 


Rechte. | | | Pflichten. 


):- Der Hellene ift unabhängig. | 1) Der Hellene ift den Gefegen Gehor⸗ 

fam ſchuldig. 

' Der‘ Hellene iſt vor dern Gefese al: |.2) Der Hellene iſt fhuldig, alle Delle: 
len übrigen glei, ohne irgend eine nen als feines Gleichen vor dem Ge 
Ausnahme. - | ſetze zu ‚betrachten. 

| DeriHeltene darf: alles tbun, was die | 3). Der Hellene iſt fhulbig, ſich alles 





Geſetze nicht verbieten. deſſen zu enthalten, was die Geſetze 
verbieten. 

4) Der Hellene iſt ſchuldig, alles zu 
thun, was die Geſetze gebieten. 

5) Der Hellene ift fchuldig, gegen Je 
derman Gerechtigkeit zu üben. - 

6) Der Hellene ift fchuldig, ‚gegen alle 
religiöfe - und politifche Grundfäge 
— Nebenmenſchen duldſam zu 


7) Dr Hellene ift ſchuldig, bie Geſetze 
ſſchuͤtzen zu helfen, auf diejenige Wei: 


Der Heilene darf unterlaſſen, was 
die Geſetze nicht zu thun gebieten. 
Der Hellene genießt Schu für fein 
Leben und Eidenthum. 

Der Hellene ift für feine religiöfen 
und politifchen Srundſaͤtze nie man⸗ 
dem ——— 


Der Helle will, daß die Staatsge⸗ 
jede unverändert ihren Beftand ‘has 





ben. |. fe, wie diefelben folches anordnen. 
Auf welchem Fiecke der Erde der Hel: | 8) Auf welchem Flecke der Erde ber Hel—⸗ 
lene fich befinden mag; fo befigt er | lene ſich befinden mag; fo ifter fchul: 
alte. volksthuͤmlichen Rechte eines | dig, alle Pflichten eines Hellenen zu 


Hellenen. erfüllen. 


32* 


500 22° ‚Griechenland, 
Diefes:find. die. Grundquellen, dieſes die Grundlagen eines fletigen Glädks In 


Dellenen. 
2 Br Drittes Capitel. 
Politiſche Organifation. 


8. 1. Der Nationalſenat: | 

Er ift das Band des oͤſtlichen, des weftlihen Feſtlandes, bes Peloporde 
und aller übrigen einzelnen Beftandtheile von Hellas; ber Mittelpunct von Heiz, 
bet Stellvertreter des Tünftigen Könige, welchen es von dem chriftlichen Eur 
verlangen, und fobald er ſich den helleniſchen Nationalgefegen, die er in ihrer &r 
fammtheit annimmt, unterzicht, als feinen Monarchen anerkennen wird *). 

8.2. Der Areopagus: | 
° Er ift das Band der Santone, ihr inappellabler Gerichtshof und das Hau 
bes oͤſtlichen Feſtlandes von Hellas. 

Eine oͤrtliche Regierung für jeden Canton (Epardie), mi 


e bat: 
eteter (Proeftoted) für alle Regierungsgefchäftes eim allgemeines Caaten 
ericht; Untergerichte für die einzelnen Ortfchaften; einen befondern Herrführer; © 
efonderes Beer; einen befondern Gapitain; fo daß jeder Canton als eine für f 
beftehende Botmäßigkeit mit eigenthuͤmlichen, vom Areopagus beftimmten, Gisrid= 
gen betrachtet wird. 


Bmweiter Abſchnitt. 
Erſtes Capitel, 
BVon dem Nationalfenate. 


$. 1. Der Natlonalfmat (Ethnike Bule) ift das Einheitdcentrum, und vr 
aus Abgeorbneten der Cantone des gefammten Hellas. 
$. 2. Der Rationalfenat verkehrt unmittelbar nur mit bem Areopagus- 
d. 3.. Der Nationalfenat beforgt bie allgemeinen Angelegenheiten der Rei 
84 Der Nationalfenat- fließt Brieben, macht Verträge, ernennt und sim“ 
Geſandte an, beruft die regelmäßigen Verfammlungen der hellenifchen Canton, © 
loͤſet ſolche auf. 
$. 5. Der Nationalſenat prägt Münzen im Namen ber Nation. 
$. 6. Der NRationalfenat macht Anleihen und nimmt Gelder auf im Ri 
ber Nation. 
$. 7. Der Nationalfenat leitet im Allgemeinen ben Krieg zu Waſſet und | 
Lande. 
$ 8. Der Nationalfenat ertheilt, theils aus eigener Vollmacht, theils auf N 
Vorſchlag des Areopagus Hin, diejenigen Ehrenzeichen und Rangbeförderungen, me 
er allein für Hellas beftimmen wird. 
6. 9. Der Nationalfenat beftätigt, mit Zuziehung bes Areopagus, bie von N 
Gantonen ertheilten Belohnungen. ir 2 
$. 10. Der Nationalfenat empfängt durdy den Areopagus die Rechnungen © 
Einnahmen und Ausgaben, fo wie auch das Verzeichniß ber. Rationalgüter ii! 
dem Gantone. 
$. 11: Der Nationalfenat gewährt dem Areopagus jede Hülfgleiftung, fer 
an Geld, als in allen allgemeinen Bedärfniffen Griechenlands, endlich auch in dm 
was das außer der Gerichtöbarkeit bes Areopagus liegende Hellas. berrifftz e = 
bemfelben und empfängt von bemfelben jeder Art politische M 
$. 11. Der Rationalfenat beftimmt nebft dem Areopagus, was jeber Gar“ 
an ordentlichen und außerordentlichen Abgaben zu leiften babe, je nad Mat 
ber Umftände und Beduͤrfniſſe der hellenifchen Regierung; eben fo and, mi 
Summe Geldes jeder Ganton fowohl auf feine eigene Rechnung, als aud auf RS 
nung der Nation, jedoch einzig mit Vorwiſſen des Areopagus, aufnehmen fans. 
. 43. Der Nationalfenat kann regelmäßige Truppen aufſtellen. 
5. 14. Der Nationalfenat kann weder Truppen in das Öftlicdye Feflland =' 
Hellas einrüden laffen, noch dürfen ohne feine Erlaubniß Truppen **) in defr> 


") Bon diefer letztern Beſtimmung findet fi in den übrigen Verfaſſungen Il Err 
. 7) Nämlich des weſtlichen Feſtlandes, bed Peloponnefus, ober der Infelm. 


r 
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inruͤcken, wenn der Areopagus nicht ſeine Einwilligung dazu ertheilt, und denſel⸗ 
ven Paͤſſe zukommen laͤßt. Ferner kann niemand, wer es auch ſeyn möge, ohne 
Erlaubniß des Areopagus den Boden feiner Gerichtsbarkeit mit mehr als zwoͤlf Be⸗ 
baffneten betreten. Wer ſolches unternimmt, wird von dem erſten Canton, ben er 
setritt, daran gehindert, biß der Arcopagus feine Maaßregeln ergreift. Der Arcor 
agus aber kann allenthalben ber Truppen kommen laffen, ſowohl von innen, ale 
md von außen ber, und der Nationalfenat muß barein cinmwilligen, fobald es ihm 
orgefchlagen wird, 


Zweites Gapitel. 
Vondem Areopagus, 


$. 1. Der Areopagus ift das Band bes oͤſtlichen Feftlandes von Hellas, und 
eftehe aus zwölf Hellenen, von welchen die Mehrern hinlänglich gebildete Männer 
pn müffen. . Alle ber gegenwärtigen. Berfammlung beimohnende Bürger erwählen 
iefe zwölf Mitglieber für ein Jahr, nach beffen Verlauf fie entweder abberufen, 
ber auf das zweite hin beftätigt werden. Aus biefen werden ſechs ernannt, um 
en ‚inappellabeln Gerichtshof des öftlichen Feftlandes von Hellas zu bilden; fie 
rwählen *) zu bdenfelben noch einen Präfidenten von außen herz die andern ſechs 
üben das politifche Centrum bes oͤſtlichen Feftlandes von Hellas; zu biefen ernen« 
en fie ebenfalld von außen ber noch einen Präfidenten, und biefe beiden Abtheiluns . 
en heißen Areopagus; insbefondere aber heißt die politifche Abtheilung Areopagus, 
nd die andere das Gericht des Areopagus, und biefe ift der inappellable Gerichts⸗ 
of des öftlichen Feftlandes von ‚Hellas. 

. 2. Sn Ötreitfachen, welde die allgemeinen Angelegenheiten des dftlichen 
eſtlandes von Hellas betreffen, entfcheidet das Gericht des Areopagus bereint mit 
em Areopagus; dannzumal führt der Präfident des Gerichtshofes den Vorſit, der, 
ndere a re aber wohnt der Sigung als bloßes Mitglied bei. | 

6. 3. Bei Beurtbeilung von Staatsverbrechen, ald Hochverrath, Falſchmuͤn⸗ 
wei, Öffentlihem Treubruch, ferner bei Streithbändeln zwiſchen den Cantonen, der 
jorfteher mit dem Volke u. f. w. fpricht der Areopagus vereint mit dem Gerichts⸗ 
fe des Areopagus; dannzumal führt der Präfident des Areopagus ben Vorſitz, 
w andere Präfident aber wohnt der Sigung als bloßes Mitglied. bei. 

$. 4. Das Giegel des Areopagus enthält die alten Sinnbilder ber Cantone 
ines Bereiches, in der Mitte die Eule **) und rings herum Areopagus; fo 
ich dasjenige des Gerichtshofes, welches zur Umfchrift hat: Inappellabler 
erichtshof bes Areopagus. Died Siegel befteht aus vier befondern 
itüden***), von denen ber Präfident eines in Händen hat, die übrigen drei durchs 
os an brei der ſechs Übrigen Mitglieder vergeben werben. 

8. 5. Der Areopagus hat eine Ganzlei, die aus einem Oberfchreiber und ans 
zn. Schreibern befteht ; fie werben vom Areopagus felbjt ernannt. 

— Der Gerichtshof des Areopagus ernennt ebenfalls einen Oberſchrei⸗ 
£e u.-f. w. 

$. 7. Der XAreopagus ift das Wereinigungsmittel jedes Cantons mit bem 
ationalfenate; er felbft beſchaͤftigt ſich mit allem, was die das Öftliche Feſtland 
nn Dellas bildenden Gantone angeht; ihm legt jeder Canton Rechnung über Alles 
; von ihm empfängt jeder Verordnungen, in Uebercinftimimung mit der am ger 
nwärtigen Zage entworfenen gefeslichen Zerfaflsnns durch denfelben beforgt jeder 
ınton feine Verbindungen und Verhältniffe mit ben übrigen Gentralregierungen 
n Dellas, nämlich der. Gerufia des Peloponnefus, der Gerufia des weftlichen Heft: 
des von Hellas, und den übrigen })5 durch bdenfelben verkehrt auch jeder Can⸗ 
a mit bem Nationalfenate. | 


* 


Dao dieſer zweideutige Ausdruck es unbeſtimmt ‚ließ, ob. die Mitglieder der damali⸗ 

gen Verſammlung (Syneleuſis), ober aber die 12 Mitglieder des Areopagus die zwei 
 Meäfidenten zu wählen hätten; fo wurde nad reiflicher Weberlegung feſtgeſetzt, daß 

die allgemeine Verfammlung zu ben zwölf nod zwei Mitglieder wählen, unb von 
den fieben Mitgliebern beider Abtheilungen jedes 52 Tage hindurch Präfident ſeyn 
folle,. . g „nr * 

Das alte Sinnbild von Athen, , dr ;® Nur. — 

ei) Diele ſonderbare Uebung beſtand ſchon unter der türkifhen Tyrannei in denjenigen 
Gemeinden/ wo die Hellenen eigene Gemeindevorſteher (Proeſtotes) hatten, 

V u: Biden Senate von Dydra u. ſ. w. KEN 5 
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$. 8. Der Areopagus beftätigt oder verwirft die Wahl der: Abgeordneten je 
des Gantons zum Nationalfenate; indeß Tann er. nicht aus eigener: Machtvolliom 
menheit einen andern Abgeordneten des Gantons dafür ernennen, fondern, mit An 
gabe hinreichender Gründe der Nichtbeftärigung, weifet er den Canton an, einen cm: 
dern Abgeordneten zu wählen; er felbft leitet die Gemwählten mit feinen Rathſchl— 
gen, und verficht fie mit befondern Beglaubigungefchreiben an den Nationalfenat: 
! » 9. Der Areopagus ergänzt das allfeitige Defidt eines. Santons aus dem 
Ueberfchuffe eines andern, ald Schuld. Er ſelbſt forgt für die Rüderftattung ber 
felben, jedoch mit Einwilligung des Cantons, welder die Schuld contrahirt bat. 

$. 10 Der Areopagus befaßt ſich mit allem, was den allgemeinen National 
krieg in feinem Bereiche betrifft. 2, — 

.g. 11. Der Areopagus ſucht durch ben Nationalſenat für alle Bedaͤrftiſſe 
ber Santone zuforgen, welche nur von Hellas, als einer Gefammtheit betrachtet, befrie 
digt werben Eönnen. 


— Der Areopagus nimmt die dreimonatlichen Rechnungen jedes Cam 
tons ab. 


$. 13. Der Areopagus prüft die Vorfchläge der Cantone rüdfichttich der Be 


lohnungen mit Narionalgütern, Ehrenzeichen, Rangbeförterungen, um fie an du 
ah zu weifen, ober vermwirft diefelben.' 


Der Areopagus entfcheidet auf ben Antrag eines Gantons bin über | 


Ertheilung des Bürgerrechtes an jeden (neuen) Dellenen, der zu irgend einer andern, 
als der morgenländifchen Kirche gehört. 


. 15. Der Areopagus ertheilt auch für fih allen das Bürgerrecht nad) ber 
88. 6, 1,8, 9. Abſchnitt 1. Gapitel 1. 
8.16. 


Der Areopagus empfängt die Poligeiberichte aus jebem Cantone, und | 


le über die allgemeinen und befondern Polizeiangelegenheiten feiner Gerihts: 
arkeit | 

$. 17. Der Areopagus unterfucht alle Neuerungen, welche ein Gantonsrit 
bei ben breimonatlichen örtlichen Zufammenkünften der Gemeindevorfteher beichlfen 
hat, beftätigt fie, oder macht, mit Einwilligung des Kantons, Abänderungen dar, 
oder verwirft fie gänzlich. 

$. 18. Der Gerichtshof des Areopagus beurtheilt und ſchlichtet befintets ja 
Zwiſt zwifchen dem Volke und einer Cantonsregierung, mehrerer Ortſchaften ck 
einer Ortfchaft mit mehrern Vorftehern oder einem Vorſteher. ! 
819° Waltet ein Streit zwifchen zwei Gantonen ob; fo ernennt ber Arec 
Arche eu Sciedsgeriht aus drei andern, weldyes einen entfcheidenden Urs 
pru t. . J FR 

8. 20. Wenn ein Canton bie gegenwärtige gefenliche Berfüffeng, nachdem ü 
freiwillig angenommen worden und in Kraft getreten it, im Verfofge vermwirt: 
eben fo, wenn ein Ganton ſich von der Grfammtheit des Öftlichen Feſtlandes vo 
Hellas trennen, und an ein anderes Centrum ' anfchliehen will; fo fucht ber Ares 


. pagus vorerft ein oder zweimal durch“ ſchriftliche Worftellungen diefem rolitiide 


‘ 


Uebelftande zu feuern. Wird fo nichts bewirkt; fo führt er, mit VBorwiffer det 8 
— vermittelſt der bewaffneten Macht der Übrigen Cantone, jenen’ zu kiza 
icht zuruͤck. J 

Die Cantone ſollen in ſolchen Faͤllen dem Areopagus ohne Verzug derjcaizc 
Beiſtand gewähren, den er ſelbſt beſtimmt. Wenn jedoch ein Ganten, verktetto 
Wege einſchlagend, und meineidig gegen das Vaterland geworben, für ſich ma 
Vertrag mit dem Tytannen eingehen molltes fo überzicht der Ateopagus deatk= 
unverzüglich mit Krieg, und ruht nicht, bis alle Räbelsführer, wer fie and =" 
mögen, gerichtet, und‘ der’ Strenge ber’ Hochverrathsgefetze überliefert find. 

$. 21. Der Areopagus hat das Recht, jeden der Anhänglichkeit an da 
rannen verbädhtigen Hellenen in Arklagezuftand zu verfegen, und feinem (des Ins 
pagus) Serichtshofe zu überweifen; fo wie auch jeden- der Abneigumg-gracz-kis &e 
abhängigkeit von; Hellas verdaͤchtigen Hellenen, auf daß er gerichtet, und enteete 
losſsgeſprochen oder verurtheilt werde. Indeß iſt es erforderlich, daß der Artoren 
dazu vorlaͤufig geſetzliche Beweiſe und 'alaubwärbige Zeugniſſe bes‘ Cantons (in »- 
chen der Angefchulbigte-gehört) in Händen habee. Kar’ m 

$. 22. Wenn der Areopagus irgend woher eine bewaffnete Macht verfangt, = 
das Erforderliche ins Werk fegen zu koͤnnen, fol ihm dieſelbe unverabatig aeik“ 
"werben. . we! 3. un en, ri BT 8 

d. 28. Der Areopagus har die Obhut näher alle Feſtungen ſeines Bercicht 

$ 24. Der Areopagus ſoll dafür ſorgen/ daß in allen Staͤdten Schein. 3 
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Ä äufer, Hoſpitaͤler errichtet werben, über welche alle. er die Aufficht führt. Eben 
ſorgt er für alles, was bie Werbefferung bes. Nationalzuftandes, und bie 
zvolltommnung der Landwirthſchaft ſowohl, als anderer nothwenbiger Künfte 






ifft. | 
$. 35. Dem Areopagus foll theils zu feiner Bewachung, theil® zur Voll: 
ng feiner Befchlüffe eine bewaffnete Macht zu Gebote ſtehen; doch barf die 
I derfelben nicht über 600 Mann fteigen. Diefe Schaar befteht aus’ befoldeten 
nifchen Kriegern, und ihr Unterhalt und Sold bleibt noch zu beftimmen, fo wie 
enige der Wache des Nationalfenates. 
826. Der Areopagus forgt durch die Polizeibehörden der Cantone für ben 
fundheitszuftand jebes Kantons. 
+8. 27. Wenn bie Noth es erfordert; fo ftellt der Areopagus Quarantänen 
Sanitätswahen in feinem Bereiche auf. 
$. 28. Der Arcopagus ertheilt Päffe im Innern feines Bereiches, und außer 
hfelben, je nad) dem Bebürfniffe. 
"8.29. Eind die Areopagiten verfchiedener Meinung, fomwohl im Areopagus 
bit, als auch im Gerichtshofe des Areopagus; fo fihreiten fie zum Abftimmen, 
b die Stimmenmehrheit entfcheidet. Stehen die Stimmen inne; fo entjcheibet dic. 
tige des Präfidenten. 
r A 30. ‚Der Areopagus hat das Recht, in Hellas Proclamationen ergeben 
laſſen. 


Drittes Capitel. 


Von der innern Verwaltung jedes Cantons. 


$. 1. Alle innere Verwaltungsbehoͤrden find von einander geſondert, und keine 
ef fih in die Befugniffe der andern einmifchen, fondern fie machen nad $. 14, 
re gegenfeitigen Gefchäfte fchriftlih unter einander ab. | 
$, Alle Leiter der Verwaltungsgefchäfte heißen Vorſteher (Proeftotes); es 
erben nad) freier Wahl dazu je zwei, drei oder vier von gleichem Range und mit 
eichem Stimmrechte durch den gefammten Canton ernannt; fie haben ihren Sig 
ı Dauptorte bes Cantons. | 
$. 3. Es werden Vorfteher zur Abgabenerhebung (Steuereinnehmer) ernannt! 
1) Sie beforgen die Vertheilung der Abgaben auf alle. Einwohner des Gantons, 
nach gemeinfamer Beftimmung ber übrigen Vorfteher, und der zu dieſem Ge 
fchäfte von den Gemeinden erwählten Männer. R 
2) Sie forgen dafür, daß die Abgaben der gemeinfamen Beflimmung gemäß zu 
rechter Zeit erhoben werden. 1 — 
3) Sie ordnen an den erforderlichen Orten Mauthbediente an: 
+) Sie überlegen, auf welche Weife die Staatseinkünfte vermehrt werben können. 
5) Sie beforgen die Einziehung aller Abgaben und Einkünfte in baarem Gelbe, 
welches fie den Gaffenvorftcehern übergeben, und von denfelben ſchriftliche Em: 
pfangsſcheine erhalten, als Belege der zu gebührender Zeit abzulegenden 
Rechnung. 1J 
5) Bei allen Anſtaͤnden, die ſie finden moͤchten, wenden ſie ſich an den Areopagus. 


$. 4. Es werben Caſſenvorſteher ernannt: 
1) Sie empfangen von den Steuereinnehmern alles baare Geld, und ertheilen 


Scheine dafuͤr. | . 

2) Sie führen genaue Rechnung über die Ausgabe für die täglichen Bebürfniffe 
des Gantons. 

3) Sie forgen dafür, daß die Erzeugniffe der Nationalgüter fo — als 
möglich iosgeſchlagen, und die Beduͤrfniſſe fo vortheilhaft als moͤglich ange: 
ſchafft werden; jedoch beides mit Vorwiſſen der übrigen. Verſteher. 

d) Sie forgen dafür, daß es den Einwohnern und Kriegern- nicht am nöthigen 
Unterhalte gebreche; daß alle Kriegsvorräthe, Waffen, Pulver, Blei, 5 

‚ofteine u. f. w. ſtets vorhanden: feyen. 
) Bei allen Anftänden, die fie finden möchten, wenden fie fih an, 
r F un. 








Arco: 


28. 5. Es werden Magazinvorfteher ernannt: 3 74 ur 
') Sie, nehmen alles, was in Sammelhäufern aufbewahrt: werben’ muß, ſowohl 
zum Unterhalte der —— als auch zum Verkaufe for ie endlich auch 
die Kriegsvorräthe unter ihre Verwahrung, und‘ ſorgen dafı!t, daß nichts zu 
GSrunde gehe; fie geben aus denſelben bas von den Caffenvo Mrherm: Veriangte 


/ 


* 


504 J Griechenland. 













hervor, auf Empfangſcheine derſelben pin, welche die Magazinvorficher 
Rechnung beilegen, wenn ſie abgefordert wird. 
2) Bei allen Anſtaͤnden, die fie finden möchten, wenden ſie ſich an den X 


paqus. 
z. 6. Es werden Vorſteher fürs Kriegsweſen (Kriegscommiſſaire) ernannt 

1) Sie find in taͤglichem Verkehre mit der Heerſchaar des Gantond, oder 
dem Gapitaine, welcher fie von feineh Bedürfniffen benachrichtigt, rüdik: 
ſowohl der Lebensmittel, als der Kriegsvorräthe, und fie forgen bafür, 
ihm alles zur rechten Zeit verabfolgt werbe. 

2) Eie geben die Gaffenvorfteher um Verſchaffung der Lebensmittel an, und ä 
einen Schein berfelben hin erhalten fie diefelben von den Magazinvo 

8) Gie empfangen von den Polizeibeamten die nothwendigen Badöfen, 
und Laftthiere. 

4) Sie find gehalten, den Gapitain von allem zu benadhrichtigen, was ihm 
wiffen nöthig ift, fo wie er hinwiederum ihnen alle günftigen oder ungi 
gen Kriegsnorfälle ſchriftlich berichten ſoll. i 

5) Eie forgen für alle Bebürfniffe. des Cantonslazarethes, damit bie Eranl 
Krieger die nöthige Pflege erhalten, es nie am Erforderlichen mangle, 
Aerzte und Wärter von der Caſſe aus durch fie befoldet werden. 

6) Einer von ihnen befindet ſich fters beim Deere in der Nähe des Gapitain:. 

7) Bei allen Anftänden, bie fie finden möchten, wenden fie fich an ben 
pagus. 
$. 7. Es werben Vorſteher für bie Nationalguͤter ernannt: 

1) Diefe oben vor allem ein genaues Verzeichniß aller in ihrem Ganton bei 
lichen Rationalgüter zu veranftaltenz ferner forgen jie dafür, daß der A 

nalboden zu rechter Zeit, und wie eine forgfältige Landwirthfchaft es erkifl 
angebaut werde; eben fo au in Rüdfiht anderer Nationalbefigungen, A 
Dlivenpflanzungen, Weinberge u. f. w. 

2) Sie follen das Getreide und bie übrigen Erzeugniffe ber Nationalgüter Kal 
verfteigern, a verpachten; die Raturalien (die man aufbebalten m) 
den Gaffenvorftehern übergeben, damit diefe fie im Verfolge an die Magai> 
vorfteher gelangen laffen; das baare Geld hingegen ben Steuereinnchmen 
damit dieſt es im Verfolge an die Saffenvorfteher gelangen Laffen. 

8) Sie follen uͤber alle öffentlichen Gebäude, Herbergen (Chania) und Delkltm. 
wo ſolche vorhanden find, die Aufficht führen, darauf ſehen, daß fie nicht 
Berfall gerathen, und daß alle bie, fo nicht bewohnt find, verfchloffen bin 
und nur mit ihrer Erlaubniß geöffnet werden, wenn jemand fein Quark 
darin auffchlagen muß. 

4) Bei allen Anftänden, die fie finden möchten, wenden fie ſich an den Ar 
pagus. 

$. 8, Es werben Polizeivorſteher ernannt: 

1) Gie haben für Erhaltung der Ordnung in ber Stadt zu forgen. 

2) Die Stadt in gleihe Sectionen einzutheilen, und jeder einen Commiſſait © 
zumeifen, ber ein Verzeichniß der Einwohner verfertiat, und aus benfelx 
a feind eine erforderliche Zahl dazu beftimmt, die Nachtwache zu halte 
auf daß Alle ihren Pflichten gegen das Vaterland Genüge leijten. 

9 Sie ertheilen allen fi Entfernenden Päffe. 

4) Sie ordnen keute an, welde am Ufer und allenthalben darauf Achtung > 
ben, daß keiner ohne Paß die Stadt verlaffe, und aus dem Gantone entüük 

5) Sie führen ein Todten- und Geburtsregiſter. | 

6) Sie forgen dafür, daß die Preife der Lebensmittel von ben ſaͤmmtlichen E 
ftebern beftimmt werden. 

7) Sie Halten die Poften des Cantons und bie Fußboten. 

8) Sie forgen für gut Gericht und Maaf. 


MI Sie leiften in Allem dem Areopagus Bolge nah Abfchnitt 2. Cap, 2 5! 
\ 


‘und bei allen Anftänden, die fie finden möchten, wenden fie fich an bei 
bis. und benehmen ſich nach deffen Anleitung. 

FH 9. Jeder Canton bat ein allgemeines, aus fünf Mitgliedern. beftchen 
Gericht; der Japitain vollzieht deſſen Entfcheidungen. Die Ausſpruͤche diefes C 
ton@gerichts flib appellabel an den inappellabeln Gerichtshof des Areopagus. 


Nebmartikel, den Canton Salona betreffend. 
Da Galaridi ſuͤr die Juͤhrung des Seckrieges ein Ort von beſonderer Bid! 
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tigkeit iſt; fo. fol e8 eine Commiſſion aufftellen, um feine Rechte dem Nationalfe: 
nate und dem Areopagus vorzutragen. 0 

$. 10. Im jeder Dorfgemeinde werben mit gemeinfamer Zuftimmung ber Ein: 
wohner ein oder zwei Männer angeftellt, welche bie nämlichen Gefchäfte beforgen, 
wie in den Städten die VWorfteher; mit biefen verkehrt jeder Stadtvorftcher in dem: 
Gefhäften feines Amtes. Diefe Stadtvorſteher entfcheiden auch in. den Streitſachen 
der Doͤrfer; jedoch find ihre Ausfprüdhe an das Cantonsgericht appellabel. 2 

$. 11. Jeden dritten Tag verfammeln ſich alle Richter und Vorſteher gegen 
Abend und berathen fich im Allgemeinen über alles Nöthige, indem jeder das Res: 
gifter feiner Gefchäfte mitnimmt, So follen aud) jeden dritten Monat die Tämmt: 
lichen Dorfvorfteher in die Stadt fommen, und ihre von den Gemeinden‘ unters 
ſchriebenen Rechnungen mitbringen. Sie halten eine Sigung mit den ſaͤmmtlichen 
Stadtvorftehern, um nad den erwähnten Papieren alle Rechnungen bes Gantons 
einzufehen, damit fowohl das Volk, als jeder Vorfleher über alles in Kenntniß. ges: 
fegt werde. Bei diefer Verſammlung beſchließen fie, was Zeit und Umſtaͤnde zur 
Vollziehung der Pflichten jedes Amtes nothwendig machen: Neuerungen £önnen fie 
nicht ins Werk fegen, ohne die Beitätigung des. Areopagus. 

$. 12. Alle Vorfteher bleiben ein volles Jahr in ihren Aemtern, ausgenom⸗ 
men es treten andere Umftände ein, Doch mag der nämliche auch auf das zweite 
ober dritte Jahr wieder ernannt werden, ſey es zu demfelben Amte, ober zu einem 
andern. ı : ' 

$. 18. Jeder Ganton hat einen Notar und cinen Gerichtöfchreiber. 

d. 14. Seber einzelne Stabtvorfteher erfüllt bie Pflichten feines befondern Ams 
tes mit Vorwiſſen der Richter berfelben Stadt; die Polizeivorfteher folgen in allem 
ber Leitung der Richter. 

$. 15. Die Nationalgüter ſtehen unter der Auffiht der damit beauftragten 
Vorſteher; der reine Ertrag davon fällt in die Gantonscaffe;s das Eigenthum ders 
felben gehört dem geſammten Gantone; jedoch kann er nichts davon veräußern oder 
verpfänden ohne des Areopagus Einwilligung ; auch Eann der Nationalfenat nichts. 
davon veräußern, noch verpfänden, ohne die Einwilligung des Areopagus und bes 
Cantons. 

$. 16. Die Polizeibehoͤrde weiſet jeden Monat jedem Beamten zwei bis drei 
Männer (zu deffen Dienfte) an, fo auch bie Dorfſchaften ihren Vorſtehern; fie wer⸗ 
den jenen Monat über von der Gemeinde erhalten. 

$. 17. Der Canton läßt ein Siegel verfertigen, weldes fein altes Ginnbild 
enthält, und ringsum den Namen. des Gantond. Diefed Siegel wird in fünf Stüde 
getheitt, welche durchs Loos an fünf der jägrlichen Vorſteher gelangen. 

‚18. Der Canton hat das Recht, durch den Areopagus dem Nationalfenate 
fowohl Staatömänner ald Krieger zu empfehlen, welche ſich um den Canton mwefents 
lih verdient gemadt haben, damit fie von dem Nationalfenate nad) Würde belohnt 
werben mögen. 

$. 19. Der Santon hat das Recht, das hellenifhe Bürgerrecht zu ertheilen, 
fey es zur Vergeltung bedeutender Dienftleiftungen, fey es auf die Bedingung hin, 
Land urbar zu madhenz doch findet diefe Schenkung nicht Statt, noch darf der 
Beſchenkte Hand an die Erde legen, ausgenommen der Nationalfengt beftätige das 
Geſchenk durdy den Arcopagus. 

$. 20. Befondere Uebungen und Gebräude, bie ein Ganton einführen will, 
legt er bem Arcopagus zur Beftätigung vor. 

. 21. Da der Nationalfenat, ber ausfchließlid aus Abgeordneten der hellenis 
fhen Gantone befteht, das allgemeine Band von Hellas ift, und feine Entſcheidun⸗ 
gen vom Willen ber Cantone ausgehen, welche dort durch den Mund ihrer Abges 
ordneten mit einander verkehren; fo wird er von jedem Gantone als fein Haupt 
und von allen Santonen als Haupt von Hellas anerkannt. Seine Befchlüffe und 
Berfügungen für das allgemeine Beſte von Hellas find allgemein gültig; mit einem 
Worte, gan Hellas betrachtet den Nationalfenat als Stellvertreter des künftigen 
hriſtlichen Königs der Hellenen, welchen ber Senat, fo bald er ihn erwählt, und 
derfelbe fich den Nationalgefegen unterworfen hat, nachher als Monarchen von Hellas 
anerkennen wird. 

$. 22. Jeder Canton erwählt zu Abgeorbneten an den Nationalfenat hellenir 
he Bürger aus feinem Gebiete, ober aus andern Cantonen; einen, zwei oder mehr 
ere, je nad) feiner Ausdehnung. Er. ertheilt ihnen die erforderlichen Beglaubis- 
zungsſchreiben an den Nationalfenat, und weifet fie an denfelben durch den Areopa« 
us, welcher hierin nad) Maafgabe des 2. Abſchnitts, Gap. 2, $. 8. verfährt. 
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W. Der Abgeördnete verbleibt ein Jahr bei ben’ Nationalſenate; jede: 

kann der nämliche auch zum zweiten und dritten Male erwählt werden. Aud fm 
er im Nothfalle einen- Stellvertreter unter feiner Gewährleiftung beftimmen. 

6. 24. Jeden dritten Monat legen alle Vorfteher dem Areopagus- ihre Rıt 
nungen vor, nachdem fie in jedem Cantone nad $. 11. gemeinſchaftlich unterſech 
worbenz fie übergeben ihm das allgemeine Verzeichniß der Einwohner, die Zilk ve 
Nationalgüter,  Zeugarien, Dlivenpflanzungen, Weinberge, Öffentliche Gebaͤude, Urt: 
bäufer u. f. w. Sie erftatten ihm regelmäßig Bericht Über: ihre Gefchäfte, und = 
pfangen von ihm die nöthigen Anleitungen. 

d. 25. Jeder Canton betrachtet den Areopagus als das befondere Band kr 
Cantone bes oͤſtlichen Beftlandes von Hellas, und als Mittler zwifchen jedem vu 
ihnen und dem gefammten Hellas durd den Nationalfenat. Er betrachtet und a 
etkennt ihn als die vermittelnde Behörde, durch melde feinen Bedürfniffen von Ex 
des Nationalfenates abgeholfen wird, und gehorcht ihm in allen gemeinfamen Uns 
legenheiten bes dftlichen Feftlandes von Hellas. 


Dritter Abſchnitt. 
Givilmwefen. 
Einziges Capitel. 


$. I. Die Givilgefege werben heute noch nicht beftimmt. 
$. 2. Einftweilen find die Givilgefege der chriftlihen Kaifer von Hellas, glet 
reichen Andenkens, für das öftliche Feſtland gültig. 

.3. Der Areopagus forgt dafür, daß diefer Theil der Bafilifen in die jetise 
griechiſche Sprache Üübergetragen werde, und entfcheidet die Controverfen nad de 
jegigen allgemeinen Beften. 

558. Der Areopagus beruft bie Erzprieſter feiner Gerichtsbarkeit zuiammı 
und legt diefe Auswahl von Givilgefegen feiner Prüfung vor. Iſt fie beftätigt; 
macht er bdiefelbe durch den Druck befannt. 


Vierter Abſchnitt. 
Bon den Abgaben und Einkünften. 


Erftes Eapitel. 


F. 1. Was die Nation auf Immerdar als ordentliche Abgabe zu entrichten habt 
bleibt der Beftimmung der beftändigen Regierung ber hellenifhen Nation bei ta 
allgemeinen Nationalverfammlung vorbehalten. 

8.2 Für jest fol auf ein Jahr hin jeder Santon des Öftlichen Feftlandes 
von — fo viel entrichten, als der Nationalſenat nebſt dem Areopagus beſtit 
men wird. 

. 3. Der Areopagus kann dem Nationalſenate in Ruͤckſicht der durch Aber 
ben zu erhebenden Summe Gegenvorſtellungen machen; er beſorgt ihre BVertbeilun 
auf die Santone, indem er zu dieſem Zwecke von jedem Cantone einen Bevolm 
. tigten einberuft, und mit ihnen allen die erforderlichen Unterfuchungen anftelt. 

Der Areopagus kann bei Vertheilung der Abgaben auf die Gantımi 
nichtö von den befondern Uebungen derſelben aufheben, wenn fie beweifen, daß bie 
felben wenigftens feit einem Sahrhundert beftchen. 

$. 5. Das türfifhe Steuerfyftem wird nebft allen Einrichtungen der Tyram 
auf wige Zeiten hin abgeſchafft. 

$. 6. Das Verhaͤltniß der Abgaben wird nach dem Privatvermögen eines je 
beftimmt,, und demfelben gemäß werben alle Abgaben bezogen, ſowohl bie arts 
hen, als außerordentlichen. | | 

$. 7. Alle Glaffen von Bürgern, auch die Kirchen» und Kloſterguͤter, Wi 
Kirchen felbft und alle Gorporationsgüter, überhaupt alle Hellenen tr dieſe 
Jahr durch zur Erleichterung des Volkes und Abhülfe der dringendſten iM 
mit, zu den Abgaben bei. ’ 


Zweites Gapitel, 
ee Bon den Einkünften. 
Z. 1. Die Vorficher jedes Gantons follen ſich verſammeln, um bie ordentlicht 
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Gintünfte ihres Cantons aufzuzeichnen. Dieſes Verzeichniß wirb don heute in: Zeit 
vom vierzehn Tagen verfertigt. Pi =, ı 2°’ ‚nt 
2, Sie follen dieſes Verzeichnig dem Areopagus zu Handen ftellen. N 


Drittes Bapitel, , 


$. 1. Jeder Canton kann mit Vorwiſſen des Areopagus einen gemeinfamen’ 
(außerordentlichen) Beitrag veranftalten, ee 
Der Areopagus kann die Eantone zu einem außerorbentlihen Beitrage 
— Geben die mehrern ihre Einwilligung dazu; fo: leiſten ihn auch die 
uͤbrigen. 


Fuͤnfter Abſchnitt. | 
| Bom Kriegswefen. er 
Erſtes Capitel. 


n $. & Seder Canton hat feinen Gapitain, welcher zugleich helleniſcher Heer: 
ser iſt. ne 
’ $. 2. Der Canton Fann feinen Gapitain nicht entfegen, wenn er nicht zuvor 
die Gründe dafür dem Areopagus vorgelegt hat. Diefer unterfucht die Sache, bringt 
fie vor den Nationalfenat, und diefer fällt den Entfcheid, weil ber Gapitain zur 
gleich helleniſcher Heerfuͤhrer ift. 
F. 3. In allem, was ben Krieg betrifft, leiſtet der Capitain einzig dem Arcor 
pagus Folge. de 
$. 4 Wenn dem Cantone ein Sapitain abgeht; fo fchlägt er durch freie Wahl 
zwei Männer vor; der Areopagus prüft die Wahl, und der Nationalfenat ents 
ſcheidet für den Einen oder Andern. 
5. 9. Der erfigeborne Sohn des Sapitains erhält die Etelle feines Vaters; 
mit: Beobachtung von Abfchnitt 1. Gapitel 1. & 4. . Be? : 
8. 6. Für jeden Gapitain, der Gapitain eines Cantons war, "und 'zufälli 
keine Gantonscapitanie bekleidet, hat ber Nationalfenat zu forgen, weil jeder Blei 
helleniſcher Heerführer ift. ; at 9 
7. Die Polizeibehörde veranftaltet durch die in den verfchiedenen. Stadt⸗ 
quartieren und Dörfern dazu VBerorbneten ein genaues Berzeichniß aller Einwohner, 
damit ſich daraus ergebe, wie viele Familien jede Gemeinde und die Stadt zählt: 
Es enthält Namen, Beruf, Vermögenszuftand der fämmtlihen Glieder: jeder 
milie; ‘bie Gebornen werden in baffelbe eingetragen, bie Berftorbenen jedesmal 
durchgeſtrichen. Der Gapitain wählt die nöthigen Krieger, welche er ein volles 
Jahr hindurd) unter fih in Waffen hatz der Canton giebt. ihnen ben vom Areapa⸗ 
aus.beftimmten Gold, Der Ganton. erhält und” unterftügt.:aufıjeglidie Weife: bie 
Familien der im Kampfe Gefallenen bis. zur Wieberherftellung der gefammten: Nas 
tion, Diefe legtere Sorge liegt den Vorfichern des Kriegsweſens ob. ud 
$. 8. Außer feiner Kriegerfhaar werden alle Männer von 14 bis 60 Jahren 
in Rotten von 25 Mann. eingetheilt, und einer von ihnen ift ihr, Anführer;,,, zwei 
Retten- machen einen Zug von funfzig und zwei Züge. sine Compagnie aus. Ein 
eſonderes Verzeichniß enthält ihre Namen und Wohnorte. Sie bleiben ruhig in 
rer Heimath; im Nothfalle aber befehligt ‚der Capitain namentlid ben. und ben 
Rottenführer. oder den und den Hauptmann, fich mit ‚feinen Leuten in apeoun, au 
etzen; mach geleijtetem Dienfte Echrt jeder. in feine Heimath zuruͤck; alles dieſes in 
gelmäßigem Dienftichr, auf daß alle dem Baterlgnde dienen, und keinet Grund 
yabe, ſich zu befchweren. Er: EEE" — 
. 9. Wenn der Rottenfuͤhrer den Befehl erhält, ſich in Bewegung u fegen, 
md Zufällig feine Notte nicht vollftändig ift, ſey es, daß einer mangele, o jer krank 
ft; ſo nimmt er zul Ergänzung, fo viele ihm-äßgehen, don einer’ andernz ſo 
iner umkommt, ift er darauf bedacht, einen ändern an deſſen Stelle zu fegen." >" 
F. 10. Die Rottenführer ber Stadt geben abwechjelnd die drei Männer zum 
Polizeidienfte, und den verfchiedenen Stadtbeamtungen, und die in den Dörfern dit je⸗ 
igen, welche den Vorſtehern derſelben erforderlich ſind. 42 nt 
: 332° Wenn eine Rotte zwei oder brei Mann zur Ergänzung bedarf, welche 
m Dorfe ‘felbft richt gefunden werden; fo fedt’tr auf fein Verzeiänig :Hun:fo 
ice aus dem näcften Dorfe, und nimmt fie im’ Nothfalte von borkheriun nu9 
EB. 162.’ Das VBerzeihniß der Rottenführer wird dem Nationalfenate eingehändf 
+ er In Die Sapitaine berichten dem Arropagus die Zahl vom Kriegen, IM 
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Befehligung fie für ein Jahr uͤbernommen haben, und jener unterſucht, ob bat» 
fammte Heer der Gantone mit den Kriegsumftänden im Verhaͤltniſſe ſtehe. Ze 
Areopagus mittelt das Verhaͤltniß der Heerfchaaren für alle Gantone aus, un b 
flimmt deren Stärke. | 

F. 14. Die Gapitaine correfpondiren unmittelbar mit dem Areopagus, man 
es nöthig iſt. .* 
| Schfer Abſchnitt. 
! Gerihtswefen, Strafgefege; See: und Handelsgeſetzt 

Einziges Capitel. 


g. Aus den Baſiliken wird auch für dieſe Gegenſtaͤnde eine Auswahl 
anftaltet. - 
$. 2. Diefe Auswahl wird ber Zeit und ben Umftänden angepaßt. 

$. 3. Auch diefe Auswahl wird durd den Gerichtähof des Arcopagus ber Yri 
fung ber u unterworfen. Ä 
8.4 Sorgt die Nationalregierung auch hiefür; fo hört ber Areopagus «i 
fi) damit zu befaffen. 
$. 5. Das Öftliche Feftland von Hellas wird diejenigen Gergefege annehmx 
welche die Nationalregierung aufftellen wird. 

$. 6. Was die Hanbelögefege anbelangt; fo hält ſich das oͤſtliche Feſtland da 
Hellas an das franzöfifhe Handelsgeſetzbuch, vorausgefegt, die Rationalregime: 
nehme e3 ebenfalls an. 


Nachtrag. 


$. 1. Der heilige Clerus bes oͤſtlichen Feſtlandes von Hellas verpflichtet fi 
gleich dem übrigen hellenifhen Clerus, fich allen dereinftigen Verordnungen zu = 
terziehen, welche, nad Verfügung der Naticnalregierung, ruͤckſichtlich des Heilig 
Elerus von Hellas im Allgemeinen werden erlaffen werden. 

6. 2. Das öftliche Feſtland von Hellas nimmt die einftige Verfaffung, mei 
ber heilige Slerus von Seite ber Nationalregierung erhalten wirb, ohne wei 
Prüfung an. 

$. 83. Jeder Canton verfpriht, fo fehr es nur möglich ift, in Eeinem Pax: 
von. ben übrigen Gantonen Griechenlands abzumweichen, in fo weit e3 bie gegenmi> 
tige Verfaffung geftattet. 

F. 4. Alles, was in ber gegenwärtigen gefeslichen Verfaffung die Nationdr 
gierung an fi), das allgemeine Befte der Nation, bie Beftimmungen über bie I 
faffen und Fremden betrifft, erhält erft dannzumal Gefegerkraft, wenn die Nations 
regierung es angenommen hat. Beigefügt werden ihr die übrigen Zufäge und Ir 
derungen, welche die Nationalregierung anorbnet, unb fo angeſehen, als mären fi 
heute in dieſe Berfaffung eingerüdt worden. 

Sn Folge beffen wird jenes Obige bis zum ntfcheide der Nationalregieres 
ald noch nicht in Kraft getreten betrachtet. Dingegen kann bie befontere Drgum 
fation des Areopagus und der Gantone, ferner die brüderliche Bereinigung did 
Santone dur die Nationalregierung in keinem Puncte geändert werden. 
bleibt unwandelbar; einzig Können unvorbergefehene Umftände hierin eine Abiedr 
rung durch bie Urverfammlung ber gefammten Nation möglidy machen. 

$. 5. Was die Befoldung der verfchiebenen Beamtungen des äftlichen ef 
bes von Hellas anbelangt; fo wird fih hierin jeder Canton nach demjenigt 
ten, was und wie es die Nationalregierung für das übrige Hellas feſtſetzt. 
8.6, Alle Santone Eheffaliens, Maceboniens u. f. w., alle Infeln der 
ſchen Meeres, welche heute oder im Verfolge ſich als frei an das öftticde Elle 
von Hellas, welches die Belchlüffe der Zufammenkunft in Salona für alle Ga“ 
angenommen hat, anfdliegen, behalten das volle Recht .dannzumal, mantı gEi 
Sheffalien die Tyrannei abgefchüttelt hat, und die rheffalifchen Städte 
ſchaften einen eigenen Bund bilden werden, ſich als Gantone mit ihren 
und als Volk mit Hellas zu vereinigen; eben fo die Macebonifchen,, ment a | 
kommt, mit Macedonienz ferner die Infeln, wenn fie ſaͤmmtlich befreit find, 
dem Bunde des Aegeiſchen Meeres. 

$. 7. Alle Santone, welche verhindert wurden, der Zuſammenkunft ia Cam: 
ſelbſt beiguwohnen, und im Verfolge fi anfchliehen wollen, find in ben Bund ur 
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zunehmen,’ als; hätten fie befagter Zuſammenkunft beigewohnt und, mit abgeſtimmt; 
jedoch ſollen fie zum Voraus dieſe gelepliche Verfaſſung unterfchreiben. | 
. 8, : Endlich foll aach ‚dem Entſcheide der Nationalregierung- über : dasjenige, 
was; ſie nach $. 2 und 5 des Nachtrages- noch anzuordnen hat, die Begenmwärtige 
gefegliche, Verfaſſung durch den Dru bekannt. gemacht ‚werden, . ©: ae 
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Nachdem das oͤſtliche Feſtland von Hellas nebſt dem anſehnlichen Vorſtande die 
gegenwärtige geſetzliche Verfaſſung genau gepruͤft und ausgearbeitet hat; ſo billigt 
es dieſelbe aus freiem Willen und nach einſtimmigem Beſchluſſe dee Stadt und Land⸗ 
Schaft jedes Cantons, und nimmt fie an, wie.fid in ber gegemvärtigen Urkunde ent 
halten iſt z jeder Santon verfpriht, Gott zum Zeugen nehmend, den Übrigen Bruͤ— 
dercantonen und dem Panellentoh’*), ſich einzig und allein, ohne bie mindefte Abe 
änderung. nad) deren Inhalt zu richten, bid jener glücfelige Tag erfchienen ift, an 
welchem bereinft eine ftete, unwandelbare, regelmäßige Serfaffung der. unabhängigen 
Hellenen von dem gefammten Hellas anerkannt feyn wird, . 

Sn Folge deffen wird biefe Urkunde heute bekräftigt mit Yem Siegel von Sa— 
Ilona, bas gegenwärtig für das Siegel der gefammten Cantone gelten ſollz mit 
demjenigen des Präfidenten, ale dem der Verſammlung; mit demjenigen des theffas 
tifchen Magneſia, als Siegel der theſſaliſchen Cantone; mit den Unterfhriften un 
fer, der-von den Eräbten und Landfhaften ber Gantone abgeordneten Bevollmach 
tigten,; und denjenigen der Sapitaine oder hellenifchen Heerführer. u 

GSalona in Phofis, den 16. November des erften Jahres der Freiheit 1821," 

Der Biſchof von Zalantion, Neophylos, Präfident des Gerichtshofes des Arcol 
pagus. Der Bijchof der Lisa und der Biſchof der Agraphen. Theodor Negris, 
Präfident des Areopagos. Anthimos Gazes, Arhimandrit, Mitglich des Areopa— 
908, aus Theffalien. Gregorios Konftantas, aus Theſſalien, Abgeordneter. Id 
hannes Logothetes aus Lebadia. Baron Theochares Kephallas vom Otympos. Jo 
hannes Philanos aus Lebadia, Mitglied des Arcopazas. Lampros Nakos. Bro 
fos Manſolas. Margarites Demades. Johannes Skandalides aus Macebonien. 
Georgios Ainian, Mitglied des Areopagos. Johannes Eirenaͤbs ne Rigas Kon: 
torigas von alone. Anaſtaſios Anagnoftes Loidorikes aus Doris. Alerandbros 
Ariotes, Mitglied des Areopagos aus Eubda. Georgios Heliopulos. Janutzos 
Kontes. Lampros Alerandros. Konftantes Sapuniges. 477* 

Pahurgias, Sapitain von Salona. Gkuras, Gapitafn — Odyſſeus 
Andriges, Capitain von Libadia in Bdotien. Manikas, Gapitain von Thebe. 
Mitzos Kontojannes, Capitain von Patratzikion in aa En Dubiniotes 
Capitain von Zitunion. Plalas, Capitain von Krabareos. Skalzodemos, capt 
tain von Loidorikion. Gioitaſes, Capitain von Karpeniſſion. Mpasbekes Capitain 
von Zagota in Theſſalien. Katzikojannes, Capitain von Talantion. Berufes, Gas 
pitain von Athen. un . — 
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c) Berfaffung des Peloponnefuf vom LUD 


Einleitung ' — 

Offenkundig iſt es, daß die ottomanifche ‚Regierung gleich von ihrem erſten 
Beginnen an alle Völker, die ein trauriges zeſchick ihr unferwarf, tyrauniſch ber 
handelte. Allein ihr Fein Gefeg mehr erkennendes, unfinniges Verfahren, welches 
in diefen lebten Tagen durch alle von Hellenen bewohnte Gegenden Schreden vers 
breitete, jene unmenfhlihen Wegeleien und Einkerkerungen, welche jedes Alter 
und jede. Menfchenclaffe der hellenifchen Nation von ihr erdulden mußte, jene Aus 
Gerfte Verachtung, welche fie gegen die chriftliche Religion. zeigte, indem fie bie 
Tempel dem Boden gleich machte, unb alles. ‚Heilige mie len, zu biefem 
allem durch bloßen Argwohn gereizt, hat die „Dellenen, gezwungen, ı die Waffen zu 
ergreifen, um ihre Religion und Griftenz zu vertheidigen, —— tyranniſche 
Regierung Vernichtung drohte. onft bemühte ſich Die kirchliche Synode, und an 
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ihrer Spitze der. chrwürbige Greis, der Patriarch Gregorios, die Unſchutd unſer 
Bolkes darzuthunz zur Antwort empfingen- fie alle den harten Tod ber Erbdroffeluns 
Beinahe alle ausgezeichnetsrn 'Sellenen in Conſtantinopel, fo wie die in den uübrigee 
Staͤbten und Provinzen des tyranniſchen Reiches, wurden, wenn fie ſich nicht Dirt 
die Flucht retteten, ermordet. Der; groͤßte Theil der Erzprieſteruund Notabeln. da 
Sohn des Anführers von Sparta, verfügten fih nah Tripolizza, um das Ualı- 
zu beſchwichtigen; allein bie Regierung warf auch diefe in finftere Kerker, werz 
fie beinahe. alle umkamen; und allen übrigen drohte ein ähnlicher Alntergang. kätıc 
fie, «6 nicht vorgezogen, ſich zu ihrer Verthridigung gu; waffnen, Das. edelmurt:x 
Volt der Hellenen im Peloponnes, ſo wie der Inſela „Hyde, Eprzia und Pia 
gaben vom erſten Beginnen an Beweile ihrer Zapferkijt, und wie ſche e3 ben ca 
Gen. Werth der Freigeit zu Shägen wiſſe. Allein die, Sefeeloftgkeit und Unortazze. 
welche eine ſolche Lage zu degleiten pflegt, ‚hinderten ed, von ber Freiheit. dem giäi:- 
renden Nugen zu ziehen. Alte Gantong und Snfeln fühlten das Berürfaiß em 
— erfaſfung, und. deshalb wurde im Mainionat 1821 zu Keltegiä cr 
rtliche Gerufia gebildet. Alten der Feind, welcher damals an einem fort die Bi 
men befehdete, fo daß der Krieg fie allenthalben beſchaͤftigte, um die Anarifte z 
züdzufglagen, geftattete der Gerufia nicht, ihre Arheit gehörig zu_bollenden. ” Pc 
nach, ald die Dinge eine beifere Wendung ‚nahmen, verfammelten ſich nah Autor“ 
des Fürften Demetrius Hypfilantes die Notabeln. der Eäntene und Infeln zweiz: 
zu den nämlihen Zwede, das erſte Mal zu Berbeng. das zweite Dal zu Sem 
choba; über auch da verhinderten es die Kricgsereigniiig, irgend ‚etwas zu Etat 
zu bringen. Doch nad) ‚Ginnahme der feſten Derker. und der Städt. Iripölin: 
jelbit, erging der gemeinfame Belhluß: Es ſolle eine allgemeinere Rationalverfam= 
lung zufammentreten, und nach der Wahl von Abgeordneten ‚aller Gantonr und I= 
ſeln regelmaͤßiger conſtituiren. — wählten alle Cantone des Peloponnefr⸗ 
jeder fuͤr ſich nach gemeinſamer Uebere nkunft, ſechs Maͤnner aus jedem Candoe 
die fie. Ephoren nannten. Aus dieſen ſechs wählten. ſie einen aus jedem Cant:- 
um Mitgliede der Geruſia, ‚und. ertheilten ihm eine ſchriftliche Volmacht. Ti 
Seruſiaſten trafen am 1. December 1821 zu Argos. zufammen, gabın zwerit ca 
von ihnen. unterfchriebenen Eid der Treue gegen das Baterland--ein, und zeihatz 
dann in  diefer, „Urkunde ihre Namen ein, mit: Angabe ihres, Canfons und H= 
mathorted, ı . MLM hs % 

° Fürft Demetrios Hypfilantes. Petrumpes Maurdmichales. Protofyngalos Ir 
broſios, aus dem Cantone Arkadien, Heimath Kalabryta. Archimandt ĩt Sregcties 
Dikaios, aus dem Canton Reöntarion,, — Fiecken Poliane. Theochares Rhardee 
von Korinth. Aſimales Photilas aus Kalabxyta. Johannes Papa Diamantozuic- 
Aus Patraͤ. Johannes Barbates, aus dem Cantone Karitäne, dem Flecken Binz 
pyeedorc‘ Kolokotrones, Feldherr. Charalampıs Perukas, aus Argos. Panazi- 
akes Zaphyropulos, aus dem Cantone und Hauptort Phauarion. Panagiotab. 
Janetakes, aus dem Cantone Miſtra, Stellvertreter des Feldherrtn Panagiotes Se 
Fakes Dioniſios Papa Janopulos, aus Gazune. Konſtantinos Zaphyropules, ar 
dem Gantone Hagios Petros, Heimath Hagios Johannes. Jannates Papa Kyıı 
kos, aus Kalamata. Chriſtodulos Acholos, aus Pyrgos. Elias Karapautos, se: 
Korone. -Demetziog Kalamgriotes, gus Nifion,, Johannes Oikonomides aus Kı> 
Eaftron. Panagiotes Kalogetas, aus Monembaſia. Panaglotes Goterios, aus Br 
thone. Anagnoftes Zerbas, aus Kranidion. Spyros Phangielopulos, aus I> 
drufe. Milianes, Stellvertreter des Papa, Anagnoftes Georgios, Feldherta æ 
dem Gantone Reontarion. Anggnoftes ‘Anaftafopulos, aus dem Gantone Raupi: 
Heimath Ligyrion | in ER 

Xız diefe ſammtlichen Abgeordneten hiemit ihre Gefhäfte regelmäßig bear. 
erließen fie, in der Abficht, dag alles mit Ordnung und Anftand vor ſich gebe, F 
gende Befhtäle: —— 
Die Rationalverſammlung des Peloponneſus beſchließt erſtens: 
Der Fuͤrſt, Herr Demetrios Hypfilantes, wird durch freie Wahl zum Prüfe 
ten der peloponneſiſchen Gerufia ernannt. — 
Zweitens: Der Herr Michael Schoinas wird durch freie Wahl zum Geme» 
ſchreiber der peloponnefifchen" Gerufla ernannt. 
Da indeß die’ gegenwärtigen Umftände es nicht geftatten, eine voll ſtaͤndige Bır 

aſſung zu‘ entwerfen, ſonder n nur “eine proviſoriſche, jedoch dem Barrrlane et 
prießliche, welche die Sicherheit feiner Bürger im Allgemeinen und Befondera, dir 
Ordnung und Gefeglichkeit unter jeder Menichencaffe, Stelung aus den Uirbein der 
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Geſetzloſigkeit, and eine genaue Verwaltung ber Einnahmen und Ausgaben des Va⸗ 
terlandes in deſſen ganzer Ausdehnung erziele; fo. beſchließt die Verſammlung: 
‚ 1) Dieſe Regierung fol zwar nur provifgrifch ſeyn, allein feſten Beſtand haben, 
bis die Nation durh Gottes Huld eine ruhige, und ſchickliche Zeit findet, um 
‚sine vollkommnere Regierungsform aufzuftellen. ' 
+2): Diefe-Regierung foll den Namen ber peloponnefifchen, Geruſia tragen. : 
3) Sie fol die Finanzen des. VBaterlandes mit aller Genauigkeit: und- Redlichkeit 
verwalten, und ihre übrigen Pflichten ſo vollſtaͤndig als möglich erfüllen. 
4) Sie foll die Rechte des Vaterlandes bei de en künftiger Drganifpion. under« 
— behaupten. 


Organiſation der. prostforlfipen Regferung 
Erftes Capitel. 


In jeber Ortſchaft erwählen die Geronten Wolksaͤlteſten) und die angeſehenern 
Einwohner die Ephoren der Ortſchaften im Verbältnife zu dir Größe jeder, derſel⸗ 
ben. Diejenigen Ortſchaften naͤmlich, welche von 10 bi3 50 Familien beſtehen, ei⸗— 
nen; diejenigen von 50 bis 100, 3wei die yom A400 bis 200, drei; bie von 200 
bis 300 vier; die von 300 bis 400 und 500, fünf *). 

— Idhre Pflichten und Rechte find folgende: 

1) Sie jollen fih allen Berorbaungen unterziehen, die fie von den Ehren ‚dir 
Cantone erhalten. 

2) Sie führen die Widerfeglichen zur Ordnung zuruͤck vermittelſt der executiven 
Wacht, die von den Ephoren der Cantone aufgeſtellt werden wird. J 

3) Sie legen zu Ende jedes Monats den Ephoren ihres —— genaue Rech⸗ 

"nung. ab. 

4) Eie fuchen bie allfälligen Streithändel und Proceſſe huͤttich auszugleichen. 

i ee fie diefelben nicht ſchlichten; fo verweifen fie fie--an ein höheres 
Gericht 

5); Gie berichten über dlfe Geſchaͤfte an die Ephoren ihres Santone, und nicht 
an die Gerufia. 

6) Ihr Amt dauert nur ein Jahr. Zeigt fi ſich einer als untofirbig oder läßt er 
fih ein Verbrechen zu Schulden kommen; fo wird er nach einer, durch die 
Gerufia geführten, Unterfuhung entfegt, und mit bev greüpkenben RR bes 
legt; an feiner Statt wird ein Anderer erwählt, 


Zweites GapitelL, 4 


Die Ephoren ber Drtfchaften verfammeln fich in dem Hauptorte des Cantons, 
weicher ebenfalls im Verhältniß zu feiner‘ Einwohnerzahl Wahlmaͤnner aus ſeinen 
Notabeln ernennt. Sind dieſe alle zuſammengetreten; fo leiſten fie einen Eid, den 
Rehtihaffenften und Wohlgefinnteften ohne alle. Leidenfhaft oder Parteilichkeit 
ihre Stimmen zu geben, und wählen num aus’ dem gefammten Gantöne fünf: Ephor 
ven, welche ſich durch Bildung, Einſicht und Gerechtigkeit auszeichnen ſollen. 
Nah der Wahl erhalten die Ephoren von den Wahlmännern ein, "von dene 
ſelben unterſchriebenes, Ernennungsdecret zur Ephorenwuͤtde, in deſſen Wahl ſie das 
einem jeden übertragene Amt verwalten, welches von den Wahlmaͤnnern ſelbſt einem 
jeden angewiefen wird. Die Ephoren reichen einen ſchriftlichen Eid ein, der in die 
Protbcolle der peloponnefifchen Gerufta eingetragen wird, „ihre Pflichten mit Ziele 
und Eifer erfüllen zu wollen.’ 

Sobald die Ephoren des Cantons ernannt fi nd; fo wählen fie einen warbthin 
Marin, der nicht von ber Zahl der Ephoren iſt, zum Mitgliede der Aeppnnen⸗ 
ſchen Geruſia, und ertheilen ihm eine ſchriftliche Vollmacht. 

Ihre Pflichten und Rechte ſind: 

1) Sie. laffen an die Ephoren der Ortfchaften die nöthigen Befehle egehen 

2) Sie legen zu Enbe jedes Monats der Gerufia genaue Rechnung ab. 

8) Sie können ohne Gutheißen der Gerufia keine, größern. Ankeihen treffen, “als 

bas ber Familienzahl, wenn dieſelbe verdoppelt wird, es mit 
fich“ bringe **). * | „ 


4 So hat unſre Sandfſchrift. 
) Woͤrtlich fo; obgleich auch einem gebildeten Griechen, der zu — sogen warb, 
unverſtaͤndlich. 
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. 4) Sie correſpondiren über alle gemeinfame Angelegenheiten mit ber pelopenst: 
ſiſchen Geruſia. 
5) Alle Ephoren der Cantone ſollen ſich den Verordnungen der peloponnefil: 
chen Geruſia unterziehen. ER 
6) Sie haben ein in fünf Stuͤcke getheiltes Siegel, von welchen jeder rines in 
.. , Bertvahrung hat, und deſſen ſie ſich ſowohl bei Unterſchreibung der Empfang 
ah Feheine für Gelder, als bei der Correſpondenz mit der peloponneſiſchen Ge 
vol, "als bei Erlaffung der erforderlihen Befehle’ an die DOrtfihaften be 
dienen. - 5 ei 
7) Es foll ihnen eine erforderlie Zahl von Kriegern zu Gebote ſtehen, um in 
jedem Falle das Nöthige ins Werk zu fesen, im Verhältniffe zu den Umftis 
den ünd der Ausdehnung des Cantons, und mit Vörwiffen der Berufia. 
8) Sie haben einen Schreiber. : u ®) 


9) Ihre Amtödauer ift einjährig; es wäre denn, daß fi einer ein Werbrehen | 


“zu Schulden kommen ließe, das feine Enffegung nady fih zoͤgez dannzumal 
wird vom dem Gantone an feiner Statt «in anderer erwaͤhlt. 


Drittes Capitel. 


Die peloponneſiſche Geruſia wird. aus pwangig Mitglichern befteben, von be | 


nen jeder Ganton eined aus feiner Mitte wählt, und ihm eine ſchriftliche Vollmecht 
ertheilt. " : l 


— Pflichten und Rechte der Geruſia. 
1) Sie waͤhlt aus ihren Mitgliedern einen Praͤſidenten. 
2) Sie wählt aus ihren Mitgliedern ‚einen Vicepraͤſidenten, welcher die Stelle 
des Präfidenten verficht, fo oft derfelbe abweſend ift, oder fonft ber Eisung 
nicht beimohnen Tann. ER; 
8) Sie wäplt einen Dberfhreiber, der die erforderlichen Unzerfpreiber unter 


fi hat. 
4) Eie wählt zu den übrigen Beamtungen Männer von rehtfhaffenem Charalit 
die nicht auf ihren eigenen Nugen fehen. 
+: 5) Sie beforpt: bie: gemeinfamen Angelegenheiten des ganzen Prloponnefus. 
: 6) Sie forgt für die innere Sicherheit aller Cantone des Peloponnefus. 
7) Sie empfängt jeden. Monat von den Ephoren ber Kantone die Rechnungen bt 
Einnahmen. | m. Ä 
8) Jeder Ganton wird nad) Verhältniß feiner Einwohnerzahl der peloponnefiihen 


Gerufia die zur Vollziehung ihrer Befchlüffe erforderlihen Krieger tiefen, 


s- . deren Bahl nicht. über taufend ſteigen ſoll. : 
9) Sie ertheilen. den Kriegern und den Ephoren der Cantone bie erforberliden 


„Befehle. In der Folge follen von allen Deerführern des Peloponnefas via | 


Heerführer ernannt werden, die ftetö bei der pelöponnefifchen Gerufia bleiben. 
um bei jedem. Kriegsereigniffe, ihre Anſichten mitzutheilen, 
10) Wann bei einem Gefchäfte die Stimmen inne ſtehen; fo entſcheidet der Pi 


ſident. — 

11) Wenn bei einem; Geſchaͤfte bie Mitglieder verſchledener Meinung find; fo mi 

ſcheidet die Stimmenmehrheit. | 

12) ‚Sie legt zu beftimmten Zeiten dem Mafionalrathe Redinung b. 

38), Die peloponneſiſche Gerufia unterzieht ſich allen geſetzlichen Verordnungen ta 
Nationalrathes. “ — 

14) Die peloponneſiſche Geruſia kann ihre Rechte raͤckſichtlich der Summe ie 
einzuiiefernden Gelder, und anderer Angelegenheiten vertheidigen, wenn * 
im Stande iſt, genügend darzuthun, daß etwas ihre Kraͤfte uͤberſteige. 

15) Das Siegel und die Unterſchriften der Mitglieder der Gerufia find für m 


Gontrafignirung von Staatsſchulden gültig. Bid zu welcher Summe fie cte 


Gutheigen des Nationalfenates Gelder aufnehmen möge, bleibt der Belkin 
mung des Nationalfenates nach deifen Gonftituirung vorbehalten. 

16) Die peloponnefifche Gerufia kann Verträge mit dem Feinde im Umfreiie bei 
Vaterlandes eingehen, bis die. Nationalverfammlung conftituirt if, Nach dir 
fem müffen alle gefchloffenen Verträge von der legtern beſtaͤtigt werben. 

17) Es kommt ber Gerufia zu, über Hochverrath gegen das Baterland zu ride 
ten. Ereignet fich diefer Fall; fo wählt fie aus ihrer Müte pzudsf Mitar 
oo =, ſchluß des Präfidenten, welche den Namen, Hoher Berichte: 

of annehmen. " 


— 
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18) Die peloponnefifche Gerujia ift befugt, jeden öffentlichen Beamten feiner Stelle 
zu entfegen, wenn er feine Pflichten verlegt hat. In dieſem Falle ernennt fie 
. feiner Statt einen proviforifchen, bis zur neuen. Wahl von Seite des 

anton®. 

19) Da es billig und gerecht ift, daß die Gapitaine und Krieger für ihre früher 
dem Vaterlande geleifteten Dienfte belohnt werden, fo wie auch diejenigen, 
welche demfelden im Berfolge ausgezeichnete Diefte leiften werden; fo wird 

die Gerufia darauf bedacht feyn, den Nationalfenat aufzufordern, hierüber 
nähere Beflimmungen ergehen zu laffen. 

20) Da auch die drei Infeln Hydra, Spezzia und Pfara mittelbar und unmittelbar 
theild Hellas im Allgemeinen, theil® dem Peloponnefus insbefondere ausge: 
zeichnete Dienfte erwielen haben; fo übernimmt die peloponnefifhe Gerujia 
die Verpflichtung, fie für ihre bisherigen Hauptausgaben zu entfhädigen, und 
diejenigen dortigen Bürger, welche beweisbar bazu Beiträge gelitfert haben, 
auf eine gerechte Weife zu belohnen. Jedoch wird fie fi) hierüber mit dem 
Nationalfınate einverftchen. 

21) Keines der Mitglieder der Geruſia kann an dem Sitze der Gerufia Bewaffnete 
bei fih haben. 

22) In dem Aufenthaltsorte der Gerufia Fann Niemand Waffen tragen, ausge 
nomme ı die Soldaten der Gerufia felbft. 

23) Die bei der Gerufia Befindlichen Soldaten find der gefammten Gerufia, und 
nicht einem einzelnen Gerufiaften untergeordnet. \ 

24) Die peloponnefiihe Gerufia erwählt die Mitglieder des Nationalfenates, welche 
vom Peloponnefus dahin abgeorbnet werden. Sollte fie hiezu eins der Mit: 
glieder der Gerufia felbft ernennen; fo benachrichtigt fie feinen Canton bavon, 
damit diefer an deffen Statt einen andern Gerufiaften wähle. | 

25) Kein Subject kann zwei Aemter zugleich bekleiden. 

26) Die Sitzungen der Gerufia find vouftändig und gültig, wenn zwei Drittel ih: 
rer Mitglieder ſich gegenwärtig finden. 

27) Der Präfident und die Gerufiaften haben eins und eben daffelbe Siegel mit 
der Umſchrift: Peloponnefifche Geruſia, und in der Mitte das Kreuz. 
Der Ober’chreiber hat es in Verwahrung. 

28) Die peloponnefifhe Gerufia beftätigt die Ertheilungen des Bürgerrechts, welche 
von Seite der Gantone dem Gefese über die Ertheilung des Bürgerrechtes 
gemäß gefchehen werden. Diefes Gefeg wird von dem Nationalfenare erlaffen 
werden. 

29) Jeder Gerufiaft und Abgeordnete zum Rationalfenate muß mwenigftens das fünf 
und zwansigfte Jahr erfüllt haben. 

30) Die Amtsdauer der Glieder der Gerufia und des Wräfidenten ift ein volles 
Jahr; ausgenommen, es hätte fich eines ein Verbrechen zu Schulden _fommen 
laffen, das feine aefesliche Beſtrafung oder feine Entfegung durch den Natio— 
natfenat erforderlich machte. W 

31) Bis zur Organiſation der Geſetze ſollen die vorhandenen Geſetze der chriſtlichen 
Kaiſer in Konſtantinopel in Guͤltigkeit bleiben. 

32) Nach Vollendung des Jahres erhalten bie von ihrer Stelle abtretenden Geru— 
fiaften ein Belobungsfchreiben ihrer treuen und redlichen Dienftleiftungen, wel: 
ches der Nationalfenat befräftigen wird. 


Viertes Capitel. 
Bon den Heerführern und Gapitainen. 


1) Der Peloponnes wird für einſtweilen ſechs bis acht Heerführer haben, weiche 
die peloponneſiſche Gerufia aus den würbigiten Männern, die fih um das 
Vaterland verdient gemacht haben, wählen foll. 

2) Jeder Ganton wird einen ober mehrere Gapitaine haben, welchen alle Solda— 
ten des Gantong untergeordnet werden, fo viele derfelben die peloponneſiſche 
Gerufia zu jeder Kriegsunternehmung inner oder außer dem Peloponneſus br: 
ſtimmt. Diejenigen Gantone, welche gegenwärtig noch feinen Gapitain haben, 
können einen ſolchen wählen; diefe Wahl beftätigt die Gerufia. Die Tapie 

taine ſelbſt wählen ihre Untercapitaine und übrigen Unterbefehlspaner Mres 
Cantons; jedoch beftätigt die Geruſia auch diefe Wahl. 

3) Die Gerufia wählt mit Zuzug der Heerführer und Gapitaine des pet 
ſus in Kriegszeiten einen Obergeneral, den der Nationalfenat beſtad x 

III. Er a 
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4) Der Dbergeneral kann ohne Vorwiffen ber Geruſia und Einwilligung des 
tionalfenates nicht ins Feld zichen. 

5) Der DObergeneral fol fig den beſtehenden Geſetzen unterziehen. 

6) Der Sold der Heerführer, apitaine und Krieger wird von der pelepenmb 
fen Gerufia beftimmt werben. 

7) Die Heerführer und Gapitaine werben dafür forgen‘, dab ihr Heer wäh 

* des Feldzuges niemals aus einander gehe, und daß Fein Soidat ohne ik: 
ſchriftliche Erlaubniß nah Haufe kehre. 

8) Die Heerführer und Gapitaine follen ji an die Verordnungen ber pelorcam 
Afhen Geruſia halten. Br 

9) Sowohl die Heerführer, als die übrigen Krieger find den allgemeinen Geſce 
unterworfen, und werden nad) denfelben in Givilfadhen gerichtet; uͤber 
tairifche Verbrechen fpricht ‚cin Kriegsgericht ab, welches von dem Natins 
fenate aufgeftellt werden wird. 

10) Bon welchem Stande auch cin Krieger fern mag; fo ſteht er währen: 
ganzen Krieges unter dem Heerführer. 

11) Die Sapitaine find bei jedem Feldzuge, den fie auf Befehl der Gerufie >: 
macher, verpflichtet, der Leitung des Drerführers zu folgen, welchen die & 
rufia ihnen anweifet. 

12) Die allgemeine Organifation des Kriegsweſens wird vom Nationalfenatt v 
flimmt werben. 


Sünftes Gapitel. 


Wenn der Fall eintrifft, daß außer dieſer örtlichen Regierung aud ber Tü 
tionalfertat conftituirt werden Tann, welder, beftichend aus Abgeordneten des 
ponnefus, der Infeln Hydra, Spezzia und Pfara, und ber übrigen Ganton: ! 
weftlichen und öftlichen Feſtlandes von Hellas, die Nationalangelegenheiten, beferz“ 
wird; fo verführt die örtliche peloponnefifhe Gerufia nah $. 24. Gap. 3. vn 
genwärtigen Organijation. 





d) Proviforifhe Verfaffung von Griechenland 
vom 15. San. 1822. 


Im Namen der heiligen und untheilbaren Dreieinigterit 


Da die griehifche Nation unter ber ſchaudervollen ottomanifchen Herrſchaft da 
höchft drüdende und beifpicllofe Joch der Tyrannei nicht zu ertragen vermodt ©) 
es mit großen Aufopferungen abgefchüttelt hat; fo verkündigt fie Heute durd Fi 
legitimen , in einer ationalverfammlung zufammengetretenen, Repräfentanten ® 
den Angefihte Gottes und der Menfchheit „ihre politifhe Eriftenz ı* 
Unabhängigkeit:” 

Epidaurcs, ben 1. Januar, im Sahr 1822, und im erften Jahr der I 


abhängigkeit. 
Erfter Titel 
Erfter Abſchnitt. 
Bonder Religion 


8. 1. Die herrſchende Religion im griechifhen Staate ift die der men 
bifchen orthodoren Kirche Chriſti. Es duldet jedody die Regierung ven Griehe 
jede andere Religion, und die Ceremonien uns heiligen Gebräuche einer jedea ©’ 
felben werben ungehindert ausgeübt. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von den allgemeinen Rechten der Bewohner des Staats ver 
Griehenland. 
$. 2. Diejenigen eingebornen Bewohner des Staat3 von Griechenland, ir © 


Chriſtus glauben, find Griechen, und genichen obne irgend einen Iinterfäied 
buͤrgerliche Rechte. | 
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$: 3, Alle Griechen find gleich vor bem Ge ohne irgend eine Au 
ober Stufe, oder Glaffe, oder Anfehen. A * ie 
‚$ 4. Diejenigen, die aus der Fremde gekommen und in dem Staate von 

Griechenland wohnen , oder als Beifaffen einwohnen, find mit ben eingebornen Bes 
wohnern vor bem Gefes gleich. 

5. 5. Die Regierung wird dafür Sorge tragen, mit Umficht ein Gefes fiber 
bie 10m der Fremden zu erlafjen, welde den Wunfch haben, Griechen 
zu werden. 

$. 6. Alle Griechen haben ein und baffelbe Recht zu allen Wuͤrden und Eh⸗ 
ren. Der Geber der Wuͤrden aber iſt nur allein die Wuͤrdigkeit eines jeden. 

$. 7. Eigenthum, Ehre und Sicherheit eines jeden Griechen ſtehen unter dem 
Schuß der Gefetze. 

$. 8. Alle Steuerhebungen follen unter allen Ständen und Glaffen der Eins 
wohner durch die ganze Ausdehnung des griechiſchen Staates auf eine gerechte Weiſe 
— werden. Keine Steuererhebung aber geſchicht ohne ein vorher erlaſſenes 

eſetz. 


Zweiter Titel. 
Dritter Abſchnitt. 
Von der Regierungsform. 


$. 9. Die Regierung beſteht aus. zwei Körpern, dem berathenden und dem 
vollziehenden. 

$. 10. Dieſe beiden Körper ſtehen ſich gleich in Betreff ihrer gegenfeitigen 
Mitarbeit an ber Abfaffung der Gefege, weil weder die Beſchluͤſſe des berathenden 
Koͤrpers Gefegeskraft haben ohne die Genehmigung des vollziehenden Körpers, noch 
bie Gefegentwürfe, die von dem vollzichenden Körper dem berathenden vorgefchlas 
gen werden, Kraft haben, wenn fie nicht von dem berathenden Körper angenoms 
men werden. 

$. 11. Der berathende Körper beftcht aus bevollmächtigten, gewählten 
Repräfentanten der verfchiedenen Theile von Griechenland. 

$. 12. Die Anzahl der Repräfentanten ift unbeftimmt bis zur Erlaffung efs 
nes Wahlgefeges. 

$. 18. Es wird von ber Regierung ein proviforifches Gefes über die Wahl 
der. Repräfentanten erlaffen werden, welches jedod im Allgemeinen folgende zwei 
Beftimmungen enthalten wirb. 

$. 14. Die Repräfentanten müffen Griechen ſeyn. 

%. 15. Es wird erfordert, daß fie ein Alter von vollen dreißig Sahren haben. 

%. 16. Alle Nepräfentanten der freien Theile von Griechenland find, nad) eis 
ner firengen Prüfung und nad Einreihung der ſchriftlichen Vollmachten in Bes 
freff ihrer Sendung, ber Aufnahme fähig, und werden zu dem berathenden Körs 
per zugezogen. 

$. 17. Der berathende Körper hat einen Praͤſidenten und einen Bicepräfiben: 
ten, deren Amtsoerwaltung ein Jahr dauert, deren Wahl aber durch Stimmen» 
mehrheit gefchieht. 

z. 18. Er mählt auf biefelbe Weife den erften und zweiten Secretair, die 
ebenfalls ein Jahr lang im Amte find, und die nöthigen Unterfecretaire haben. 

Der berathende Körper dauert ein volles Jahr von dem Tage feiner 
Eröffnung an. 

$. 20. Der vollgiehende Körper beftcht aus fünf Gliedern, welche aus 
ben Gliedern des berathenden Körpers von der Nationalverfammlung gewählt wers 
den, bie fich, einem befonders darüber handelnden Gefege gemäß, eigends dazu ver⸗ 
fammeln wird. 

8. 21. Der vollgichende Körper hat einen Präfidenten und einen Vicepräfl: 
benten, bie cbenfalls ein Jahr lang im Amte find und nach dem oben erwähnten 
GSefege gewählt werden. | 

$. 22. Der vollgiehende Körper wählt acht Minifter, unter welchen der erfte 
ber oberfte Staatsfecretair ift, der zugleich die Leitung der auswärtigen Angelegen: 
beiten hat. Die übrigen fieben aber find die folgenden: 

zweitens, ber Minifter des Innern; brittens, ber der Finanzen; vier, 
tens, der der Juſtiz; fünftens, ber bes Kriegsweſens; ſechſtens, ber 
des Seeweſens; ficbentens, der des Cultus; achtens, . “ Polizei. 
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8. 28. Eben fo ernennt der vollziehende Körper alle untergeordnete Gtautti 
beamten der Regierung. 

. 24. Die Dauer des vollziehenden Körpers ift einjährig, von bem Tax 
finer Eröffnung an gerechnet. 


Dritter Titel. 
Vierter Abfhnitt. 
Bon ben Pflihten des berathenden Körpers. 


8. 25. Wegen ter dringenden Umftände, in denen das Vaterland fi bir 
det, ift der berathende Körper für dieſes Jahr verpflichtet, feine Arbeiten ohne Un: 
terbreshung fortzufegen. 

8. 26. Der Präfident hat den Worfig in den täglichen Berfammlungen, br 
ftimmt die Stunden ber Eröffnung berfelden, und er allein hat das Recht, fi 
aufzuheben. 

. 27. Er bat au das Recht, den berathenben Körper nöthigenfalls zu © 
ner außerorbentlidhen Verfammlung zu berufen. 

$. 28. In Abwefenheit des Präfidenten erfüllt der Vicepraͤſident die Pflichto 
deffelben. 

" . 29. Zwei Drittel der Mitglieder des berathenden Körpers find bie erfot 
derliche Anzahl, um die Verſammlung als vollzählig anzufehen. 
| — Die Beſchluͤſſe des berathenden Körpers geſchehen duch Etimmi 
mehrheit. 

. 31. Wenn die Stimmen zu gleichen Theilen getheilt find; fo giebt de 
Sheil, bei weichem fich die Stimme des Präfidenten befindet, den Ausfhlag 

$. 32. Alle Acte oder Decrete des berathenden Körpers werden von dem Fi: 

ſidenten ie) und vom erften Secretair contrafignirt. 

$. 38. Der Präfident fendet die Beſchluͤſſe des berathenden Körpers an = 
vollziehenden, und fobald diefer fie genehmigt, haben fie Geſetzeskraft. 

. 34. Menn ber vollgiehende Körper die Genehmigung verweigert, oder x 

ber theilweife Ausftellungen macht, wobei er die Gründe der Vermeigerung e 
der Ausftellungen anzugeben hatz fo wird die Sache, mit den Bemerkungen d} 
vollziehenden Körpers, noch einmal wieder an dem berathenden Körper zurid ® 
fenbet, und wird in demfelben von neuem discutirt. Entweder die gaͤnzlicht I 
weigerung oder die theilweifen Ausftellungen des vollzichenden Körpers werden 1" 
genehmigt, oder im Falle der berathende Körper auf feiner Meinung beflebi; | 
wird die Sache zum zweitenmal im-vollziehenden Körper unterfucht, und ınamm de 
fer auch dann nicht nachgiebt, fo fällt das Gefeg in einem foldyen Falle durch. 
8. 85. Der berathende Körper nimmt über alle Arten von Gegenftänden F 
titionen an und berathfchlagt über biefelben. 

$. 386. Der berathende Körper ernennt aus feiner Mitte die Commiſſionta 
die von aleicher Anzahl wie die acht Minifterien find, und perisdifh nah vsm 
Vierteljahre erneuert werden. 
8.87. Der Präfident des berathenden Körpers beftimmt für eine jete dx 
Gommilfionen die eigenthuͤmlich einer jeden zufommenden Sachen, und eint 
derſelben arbeitet die Gefegentwürfe über die Gegenftände aus, welche ihren dm 
fenden Geſchaͤftszweig angeben. 

$. 38. Jedes der Mitglieder des berathenden Körpers bat das Recht, 
Verſammlung friftlih durd den Präfidenten Gefegentwürfe vorzufchlagen; 
Präfident beftimmt aber, zu welden Sommiffionen ein jeder dieſer Entwürfe gr" 
| $. 39. Der beratbende Körper nimmt diejenigen Gefegentwürfe entgegm. ” 
von dem vollziebenden Koͤrper vorgefhlagen werden, und nimmt fie entweder — 
oder bearbeitet fie weiter. 

$: 40, Weder eine Kricgserfiärung, noch ein Friedensvertrag wirh beiö'r 
fen, ohne, bie Zuftimmung des berathenden Körpers; eben fo iſt es auch nitix 
dag bie Verträge, die der voliziehende Körper mit andern Mächten abſchliekt, = 
ber von dem beratbenden Körper genehmigt werden. Davon ift aber ausgenent 
das Recht zum Abſchluß von Verträgen, die feinen langen Aufſchub teiden. 

84. Wenn ber beräthende Körper feine völlige Ausbildung erhalten bir” 
wird; fo genehmigt er im Anfange eines jeden Jahres den muchmaßliden #r- 
nungeanfdlag der ‚Einnahmın und Ausgaben (Budget), melden der vollzicher 
Körper iym zur Beftätigung vorlegt. Am Schluffe bes Jahres aber unterfad! 0 
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ie allgemeine Rechnung der Einnahmen und Ausgaben. Indeß fuͤr dieſes erſte 
‚ahr ift der berathende Körper verpflichtet, ohne den geringften Auffhub dum voll: 
ichenden Körper die den Bedürfniffen analoge Geldfumme im Voraus zu beforgen. 
ben fowohl wegen ber noch völlig neuen Errichtung der Regierung, als auch we- 
en ſchwer voraus zu fehender künftiger Ausgaben, kann der vollziehende Körper 
st den muthmaßlichen jährigen Rechnungsanſchlag (Budget) nit entwerfen. Da: 
gen iſt der vollziehende Körper am Schluſſe des Jahres verbunden, den Ent: 
urf der ganzen Rechnung vorzulegen. Be? 

$. 42. Der berathende Körper hat das Recht, die militairifchen Beſoͤrderun⸗ 
n zu genebmigen, die von dem vollziehenden Körper vorgefcdjlagen worden find: 

d. 43. Eben fo bat er das Recht, die in Ordensbändern beſtehenden Beloh⸗ 
ungen für die dem Waterlande geleifteten. Dienfte, nad dem Antrag dee vollzie: 
nden Körpers, zu genehmigen. 

Er wird ein neues Syſtem in Betreff der Münzen anordnen, ‚die durch 
m vollziehenden Körper im Namen der Nation geprägt: werden follen. 

$. 45. Es ift dem berathenden Körper ausdrüdlich unterfagt, zu irgend ei: 
‚m Bertrage feine. Zuflimmung zu geben, ber die Beeinträchtigung der politifchen 
riſtenz der Nation zum Zwede hat. Wenn fich insbeſondere ergiebt, daß dur» 
‚Uziehende Körper ſich in ſolche gefegwidrige Verträge eingelaffen hat; fo ift der) 
vathende Körper verpflichtet, den Präfidenten anzuklagen, und, nad) der Verur— 
eilung bdefjelben, der Nation anzukündigen, baß er von feinem Amte abgefegt ſey 

. 46. In den ordentlichen und außerordentlihen Sisungen des: bevathenden‘ 
oͤrpers hat der Beitungsfchreiber die Erlaubnig zum Eintritt." Ausgeſchloſſen ‚wird 

aber von den geheimen Sigungen, welche Statt finden, fo oft fie von fünf Mit— 
iedern des Körpers nachgefucht werden. Ze. 


Fünfter Abfgaitt Fer 


Bon den Pflichten der beiden Secretaite des berathenden 
Körpers. a er 


$. 47. Der erfte Secretair des berathenben Körpers: verfaßt alle Actenoder 
eerete der Sigungen, und verwahrt forgfältig die Sammlung derfelden. 

$. 48, Er hat das Gefchäft, die Decrete und die übrigen: Acte des berathen:? 
n Körpers vom Präfidenten in Empfang zu nehmen, und ſie an- den vollziehens: 
n Körper gelangen zu laffen. Bear. = — — — 

g. 49. In Abweſenheit des erſten Secretairs erfüllt der zweite Secretair alle 


lichten des erſten. | | | | 
Sechſter Abfhnitt.,.. . | 


8.50. Wenn ein ober mehrere Mitglieber des berathendben Körpers ei⸗— 
8 Staatsverbrechens angeklagt find; fo wird eine Gommiffion von fieben Mit: 
iedern aus dieſem Körper niedergeſetzt, welche, nachdem fie unterfuche hat, ob bie 
age zuläfjig ſey, fchrifttih ihren Ausfpruch vorlegt; -und in dem Falle,- wenn 
U Angektagte durch zwei Drittel der- Stimmen des berathenden Körpers für ſchul⸗ 
Jerklaͤrt iſt; ſo wird vom SPräfidenten bekannt gemacht, daß jener feiner. Würde 
tfegt fey, und als gewöhnlicher Bürger wird er dann dem oberflen Gerichtshofe 
n Griechenland übergeben, in welchem der Grad des Verbrechens und die ange: 
fene Strafe beftimmt wird. 2 8 

$. 61. Keins von den Mitgliedern des berathenden Körpers kann vor feiner 
ſetzung verhaftet werden. ae 1 

. Wenn eins von ben Mitgliedern des vollgiehenden Körpers ei: 
5 Staatsverbrechens vor dem berathenden Körper angeklagt wird; fo wird eine 
ommiſſion von neun Mitgliedern aus biefem Körper niebergefegt, welche, nad: S 
m fie unterfucht hat, ob die Klage zuläflig fey, ſchriftlich ihren Ausfpruch vor: 
jt; und in dem Falle, wenn der Angeklagte von vier Bünftelm der Stimmen. des 
rathenden Körpers für ſchuldig erklärt iſt; fo macht der Präfident des berathen: 
n Körpers befannt, daß jener feiner Würde entfegt fey, und dann wird er ale 
wöhnliher Bürger dem oberften Gerichtshof. von Griechenland übergeben, in wel: 
im der Grad: bed Verbrechens und die angemefjene Strafe näher beſtimmt wird. 
. Wenn ein oder mehrere von den acht Miniftern vor dem berathehden 
orper eines Staatsverbrechens angeklagt find; fo werden fie auf. biefelbe Weiſe, 
an Mitglieder des berathenden Körpers ($. 30.) für ſchuldig erkläre: und gm 
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Bierter Titel. 
Siebenter Abſchnitt. 


Von den Pflihten bes vollziehenben Körpers, 


6. 54. Der vollzichende Körper ift als völlig underletzlich anzufehen. 

$. 55. Wenn der ganze vollziehende Körper ſich eines Vergehens wider 
Geſetze ſchuldig gemacht hat; fo wird der Präfident nach $. 45. für ſchuldige 
tannt und beftraft. Rad) der Wahl eines neuen Präfidenten aber werben auch 
übrigen Mitglieder eines - nach dem andern angeklagt und nad $. 52, fdulbix x 
fprochen und beitraft. 

$. 56, Der vollgiehende Körper ‚vollzieht die Geſetze durch feine verſchitden 
Staatebdiener. 

$. 57. Er betätigt die vom berathenden Körper vorgeſchlagenen Geſthe, x 
er ne bie Beftätigung nad d. 34 

$. 58, Er hat das Recht, Gejegentwürfe dem berathenden Körpor vorjuii. 
gen, welcher fie weiter bearbeitet; und zu dieſer Bearbeitung werden einer cv 
mehrere von den Miniftern beſtimmt, worunter fich auch derjenige befindet, de— 
Geſchaͤftszweig das biscutirte Gefeg angeht. 

$. 59. Ale Acte und Verordnungen ber Regierung werden vom Präfder! 
unterzeichnet, vom. oberften Staatöfecretair contrafignirt und mit dem Sigi 
Regierung unterfiegelt. 
2 . 60. Die fümmtlihe Land: und Seemacht ftcht unter dem vollgieheak! 

oͤrper. 

$. 61. Der vollziehende Körper hat das Recht, Weiſungen zu geben, ml 
Geſetze, die vorher Über allgemeine Dinge erlaffen worden find, auf die beſceden 
Bälle — | 

$. 62. Bei allen Sachen, wilde bie Polizei und die allgemeine Sichethe 
des Staats betreffen, bat der vollziehende Körper das Recht, alle und jede =“ 
wendige außerordentlihe Maaßregeln zu ergreifen; er ift verbunden, unmita 
an den berathenden Körper von denfelben Bericht abzuftatten. 

$. 63. Der vollziehende Körper hat das Recht, Gapitalien auf Zinfen zu! 
hen, entweder innerhalb oder aud außerhalb des Staates, und dafür Nations 
ter als Hypotheken anzumeifen, jedoch mit Zuftimmung des berathenden Körpiri 

8. 64. Eben fo hat er das Recht der Veräußerung eines Theils der Ratier 
güter, der mit den Bedürfniffen analog iſt; jedoch ebenfalls mit Zuftimmunz vı 
berathenden Körpers, 

Ä Er ernennt die acht Minifter für die verfchiedenen Geſchaͤftszweige 
Regierung , und beftimmt noch dazu für einen jeden bderfelben die Obfiegendeit 
ned es , indem es nicmals erlaubt iſt, in die Obliegenheiten rines ande! 
einzugreifen. . | 

s $. 66. Ein jeber von den Miniſtern unterzieht fi) der Regulirung als 
fen, was bie Gefchäfte feines Minifteriums betrifft. Er Fann keinen Act oder Ex 
orbnung des vollziehenden Körpers auswirken, der nicht im Einklang mit kw 
gen Rechten und Pflichten fteht, die eben diefem Körper durch den gegemmärn:« 
Organismus gegeben werben, J 

5. 67. Der vollziehende Körper ernennt die Geſandten und alle biplomalı“! 
Beamten der Regierung an fremden Höfen. 

$. 68, Gr ift verpflichtet, vom den: Verhältniffen Griechenlands zu den F" 
den Muaͤchten und von dem Zuftande der Dinge innerhalb Griecyenlands den I? 
thenden ‚Körper genau in Kenntniß zu fegen. 

8: 69. Er bat das Recht, die Minüter zu verändern, wie auch jeden DM 
Beamten der Regierung, der von berfelben ernannt worden, 

. 70. Er beruft den berathenden Körper zu einer außerorbentliden Bali 
lung, fo oft es das Beduͤrfniß erheifcht. 

$. 71. Wenn das Verbrechen des Hochverraths gegen die Regierung byew 
iſt; fo bat der vollziehende Körper das Recht, die noͤthigen auferordemii 
Maafregeln zu nehmen; welches Standes. auch die Verbrecher fenn mögen. 

$. 72. Wenn der obige Fall eintrittz fo hat er die Befugniß, wmofan " 
Rothwendigkeit es erheiſcht, proviforifhe Militairbefdrderungen vorzunshmen, 
er dem bezatferhen Körper anzuzeigen verbunden ift, damit fie von dieſemn I 
tigt werben. 

8.78. Gr if verbunden, innerhalb zwei Sagen bem berathenden Ki 
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chriftlich und genau bie Urfachen anzugeben, um berentivillen er gendthigt gewo⸗ 
en, außerorbentlihe Maafregeln zu nehmen. 

$. 74. Wenn ber vollziehende Körper die Land» und Seemacht regulirt; fo 
ann er zur Zeit bes Krieges die nöthigen außerordentlichen Mittel ergreifen zur 
infchaffung der Quartiere, der Lebensmittel, dev Kleidungsftüde, des Soldes, und 
urz aller Bebürfnifje für bie Land: und Seemacht der Nation. 


$. 75. Er wird dem berathenden Körper zur Genehmigung einen Geſetent · 
vurf über die Einführung von Verdienſtorden (Ehrenkreuzen), zur Belohnung ber 
wem Baterlande geleifteten Dienfte, vorlegen. 


8. 76. Er hat das Recht zur Eorrefpondenz mit den fremden Höfen, und zu 
eber Unternehmung, um mit ihnen zu unterhandeln; aber eine Kriegserflärung 
ınd einen Friedensvertrag, fo wie aud einen Vertrag über jeden andern Gegen: 
tand, ift er verpflichtet, dem berathenden Körper zu unterwerfen, damit diefer fie 
zenehmige. 

$. 77. Nur allein die Verträge, bie keinen langen Aufſchub leiden, kann ex 
nach eigenem Willen abjchliegen, zufolge $. 40.5 aber auch dann ift er gebunden, 
den berathenden Körper davon in Kenntniß zu ſetzen. 


$. 78. Er ift verbunden, zu Anfang eines jeden Jahres dem berathenden 
Körper den. muthmaßlichen Rechnungsanſchlag von den Ausgaben der Regierung 
vorzulegen, am: Ende des Jahres aber eine genaue Rechnung von ben Statt ges 
fundenen Ginnahmen und Ausgaben abzulegen. Dieſe beiden Rechnungen werben 
von dem Zinanzminifter mit den fpeciclleg Belegen aller übrigen Minifter verfehen. 
Für biefes erfte Jahr aber ift er verbunden, nad) F. 41. zu verfahren. 

8. 79. Die Beichlüffe des vollgiehenden Körpers gefchehen durch Stimmen- 
mehrheit. 

$. 80, Unter keinem Vorwand und in keinem Falle kann ber vollziehende Koͤr⸗ 
per Unterhandlungen vornehmen oder Verträge abfchließen, welche bie Beeintraͤchti⸗— 
gung ber politifchen Eriftenz der Nation bezweden. In einem folchen vorkommen⸗ 


den Falle wird der Präfident des vollziehenden Körpers für ſchuldig erklaͤrt, abge 
fegt und gerichtet nach $. 45. 


$. 81. Der vollziehende Körper wird dem beratbenden Körper einen Geſetz⸗ 
entwurf über die allgemeine National: Militairuniform zu Lande und zur See und 
über die Uniform der verfchiebenen Würdenträger und Staatäbiener, vorlegen. 

$&. 82, Eben fo wirb ber vollziehende Körper einen Gefegentwurf über die Bes 
foldung der Armeen bes feiten Landes und der See, und im Allgemeinen ber ver 


fehiebenen Staatöbeamten der Regierung, im Verhältnig mit den Umftänben bes 
Baterlandes, vorlegen. 


Achter Abſchnitt. 


$. 83. Wenn eines von ben Gliedern des vollziehenden Körpers angeklagt iſt; 
fo wird von dem Augenblick an, wo die Klage zulaͤſſig befunden worden, ber An: 
geklagte fo angefehen, ald ob er feiner Würde entfegt fey. Aber ſowohl die Ans 
lage, als aud) die Zulaffung derfelben, und endlich die Fortführung des Procefs 
ſes geſchieht nach d. 52. | 

$ 84, Sein, Glied des vollziehenden Körpers wird verhaftet vor dem Erloͤ⸗ 
Then feiner Würde. So oft entweder, zufolge einer Abfegung oder wegen Abwe⸗ 
fenheit eines der Glieder des vollziehenden Körpers, die Stimmen fi gleich find, 
und folglich zu gleichen Theilen bei den discutirten Gegenftänden getheilt find; fo 
‚giebt der Theil, bei welchem bie Stimme des Präfidenten ift, den Ausfchlag. | 

8, 38. So oft ‚die Anklage eines oder mehrerer Minifter — iſt, werden 
der oder die Miniſter als wirklich abgeſetzt angtſehen. Die Belangung derſelben 
aber geſchieht nach $. 53. 

$. 86. Zur Beftrafung der Vergehungen des Hochverraths gegen das Vater: 
Land, kann der vollgiehende Körper, wenn die Norhwenbigkeit es erheifcht, da, wo 
ſich die Gentralregierung von Griechenland befindet, eine befondere außerordentliche 
Gommiffion mieberfegen, deren Gefchäft es ift, im der höchften Inftany W ciäten 


und die Schuldigen zu beftrafen, bis zur Errichtung bes oberften (Be ars ven 
Sricheniand. — UND 


so. Griechenland. 
| Fünfter Titel 
Neunter Abfdhnitt. 


Bom Juffizdbepartement. 


$. 87. Das Suftigbepartement ift unabhängig von den beiden andern Gare. 
ten, der vollzichenden und berathenden. | 

$. 83. Es befteht aus eilf Mitgliedern, die von der Regierung gewählt we 
ben, und welche ihren Präfidenten wählen. 

8.89, Die Juftig wird durch Gerichte gehandhabt, über deren Einfeguna m 
Umſicht das noͤthige Gefeg erlaffen werden fol. 

‚80, Der Umfang und der Dauptfig eines jeden Gerihts, und das Su. 
fahren bei den Proceffen, wird durch ein zu erlaffendes Geſetz näher biftimme. 

8. 91. Das über die Gerichte zu erlaffende Gefeg wird, als Bafis, folger: 
fünf Artikel haben. 

5.92, Das hödjfte Gericht. foll da errichtet werben, wo die allgemeime & 
gierung ihren Sitz hat. Es follen in demfelben die Eivil- und Griminalproc’ 
hoͤchſter Inſtanz entfchieden werden. 

&. 93. In denjenigen Theilen, wo bie theilweifen Gentraltegierungen vcz 
Griechenland, als die Senate, ber Arcopagus u. |. w. ihren Gig haben, fol. 
ähnlihe Gerichte, wie der oberfte Gerichtshof von Griedyenland, errichtet werder 
und nur. allein‘.von dieſen Eönnen die Proceffe an den oberften Gerihtshof von S 
chenland gelangen. 

$. 94. Es follen aud) Gerichte je einzeln in dem Mittelpuncte einer jeden Dre: 
ping errichtet werden, und auch nur allein von dicfen Finnen die Proceffe au de 
theilweifen Gentralgeridhte, als wie an das Gericht des Areopagus u. f. w. gelan: 
gen. Diefe Provinzialgerichte verhandeln: jedoch Feine Griminalproceffe. 

8. 95. In jeder Gemeinde oder Ortſchaft fol ein Friedensrichter angef:l: 
werden, der in Sachen bis zu hundert Piaftern zu entfcheiden und überhaupt ir 
jeder vorfallenden Streitfache einen Vergleich zu verfuchen hat. 

9. 96. Gegen die Friedensrichter der Ortfchaften Fönnen bie Provinzialgerid: 
ſprechen; gegen die Provinzialgerichte aber geidieht ein Epruh von denen de 
theilweifen Gentralregierungen,, und gegen diefe wiederum von dem oberſten Serich 
hofe Griechenlands. 

8: 97. : Der vollziehbende Körper foll eine Gommilfion ernennen, die aus bu 
erlefenften und einfihtsvollften Bürgern von Griechenland, deren Zugend bekannt 
feyn muß, . beftehen, wird, um Gefegbüder von Civil-, Griminal» und Handelsce 
fegen zu verfaffen, welche, fo wie jedes andere Gefeg, ber Beurtheilung und St— 
des berathenden und vollziehenden Körpers unterliegen. 

8. 98. Bis zur Bekanntmachung der befagten Gefegbüder haben die Ein: 
und Griminalgefege zur Bafis die Gefege unferer ſtets ruhmwuͤrdigen chriftticen 
Regenten, und die von dem berathenden und vollziehenden Körper erlaffene Gefer:. 
In Handelsſachen aber hat in Griechenland nur allein das Handelsgeſetbuch ven 
Frankreich Kraft. 

999% Die Folter wird überall abgefchafft; fo wie au bie Etrafe ber Ei 
terconfiscation. 
. 100. Rad der Einfegung des ganzen AJuftizkörpers wird fein Einwoher 
Griechenlands mehr aus dem Grunde eines Verbrechens ohne den Befehl des & 
treffenden Gerichts verhaftet, ausgenommen, wenn er auf ber That ertappt wit 


2 Zufäße. 


8. 101. Die Senate und ber Areopagus und jede theilmeife Gen 
von Griechenland, die vor der gegenwärtigen allgemeinen Rationalverfammiung er⸗ 
— waren, unterliegen in gleicher Maaße völlig den Verfügungen der Fr 
gierung. 

$. 102. Die proviforifche Reſidenz der Regierung wird näher _beftimmt wer 
den. Wenn bie Umftände jedoch eine Verlegung berfelben erheiſchenz fo mirb ec 
von beiden Körpern, dem vollzichenden und berathenden, gemeinſchaftlich befchloffen. 

$. 108. Das Siegel der Regierung enthält, als eigenthuͤmli Regierung: 
wappen, Pallas Athene mit den Symbolen der Vernunft, 

. 104, Die Farben ber Nationalcocarde, ber Flaggen bes Meeres und be 
Bahnen des feften Landes werden fo beftimmt: blau und weiß. 
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$. 105. Der vollzichende Körper wird bie. Form der Flaggen uns Bahnen, 
ıd der Nationalcocarde'nody näher beftimmen. 

$. 106. Die Farben der Orden als. Prämien zur Belohnung des Verdienſtes 
1b die Claſſen derfelben werden durch ein darüber zu erlafiendes Gefeg näher bes 
mmet werben. ' 

$. 107. Die Regierung ift verpflichtet, auf alle mögliche Art die Wittwen. 
id Maifen der im Kriege für das Vaterland Gefallenen zu verpfligen. 

$. 108. Die Regierung ift verpflichtet, Prämien und Belohnungen für bie 
m WBaterlande Ad tapfern Thaten und andere demſelben geleiftete Dienjte 
szutheilen. — 

$. 109. Die Regierung iſt verbunden, nad der Wiederherſtellung ber griechi⸗ 

yers Ungelegenheiten, alle diejenigen mit Prämien zu belohnen, die zur Abhülfe, 
Y pecunidren Bedürfniffe Griechenlands beigetragen haben und noch bis zu Ende 
itragen, wie auch diejenigen zu belohnen, bie offenbar für das Wohl Griechen: 
nds unglüdiid geworden find. J 

$. 110. Das gegenwärtige organiſche Gefeg wird im Druck herausgegeben 
id im ganzen Gebiet von Griechenland bekannt gemadht werden. Di Driginal: 
Funde aber wird im Archiv des berathenden Körpers aufbewahrt. ee a 

(Unterzeichnet:) ' 
Alegandros Mavrokordatos, 
Praͤſident der - Nationalverfammlung. 


Jam Douka. 

thanafios Kanakari. 

exandros Naxios. 

lexios Zimpouropoulos. 
zagnofti Monarchidi. 

ragnofti Oekonomos. 

aagnofti Papagionnopoulos. 
naftafios Anagnoſti Loͤdoriki. 
adreas Ch. Anargyrou. 
adretas Zaimi. 

athimos Gazi. 

aſili R. Boutouri. 

ermanos, Biſchof von Patras. 
eorgios Aenian. 

eorgios Apoſtolou. 

eorgios Boukouri. 

eorgios Papakliopoulos. 
eorgios Pſylla. 

iannaki Plakoti. 

iannouli Karamanos. 
iĩannoutzos Kontes. 

hika Botaſi. 

Fregorios Conſtanta. 
ionyfios Petraki. 

oſitheos von Liga und. Agrapha. 
roſſos Manfola. 

acharias Panagiotidi. 

Oi Panou. 
Heodoros Negri, 


Johannes Vizoula. 
Johannes Koleti. 

Johannes Logotheti. 
Johannes Orlandos. 
Johannes Papadiamantopoulos. 
Johannes Skandalidi. 

K. Manoli. 

Kyriakos Tſika. 

Konſtanti Sepenzi. 
Lampros Alexandrou. 
Lampros Nakou. 

Manoli Rikolaou Toubazi. 
Neophytos Talantiou. 
Nikolaos Demetriou Lazari. 
Panoutzos Notara. 
Petro⸗Bei Movromichali. 
P. Skylitzi Hom. 
Polychronios Zanetou. 
Spyridon Korkoumeli. 
Spyridon Patouſa. 

Sotiri Douros. 

Sotirios Charalimpi. 

Ph. Boulgari. 

Photios Karapanou. 
Photos Bobori. 
Charalampos Papageorgiou. 
Ch. Gianni Mexi. 

Ch. Kyriazi. 
Chriſtodoulos Koutzi. 


| Die Nationalverfammlung 
Ichließt nach $. 20. des organifchen Gefeges: — 
J. daß der Herr Alexandros Mavrokordatos zum Praͤſidenten des vollziehenden 
orpers erwaͤhlt iſt; | — 
U. die Herren Athanaſios Kanakari, —9 J 
Anagnoſti Papagiannopoulos, 
Johannes Orlandos, m 
| Johannes Eogotheti, 
1 = — — — tot nad d — & 
. ber gegenwärtige Be oll nah der Bekanntmachung de am 
eſetzes durch den Drud verbreitet werben. hung * orodov u 
Epidauros, den 15. Januar 1822, im erften Jahre ber unabhang ER 
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e) Berfafiung Griehenlands vom 17. Mai 18%. 


Im Namen der heiligen unb untheilbaren Dreieinigkeit! Die griechiſche 
tion proclamirt in ihrer dritten Nationalverfammlung durch ihre gefesmäßtsen ! 
geordneten vor Gott und Menfchen ihre politifche Eriftenz und Unabhängigkit, x 
fteilt folgende Grundfäge auf, die ihr als Verfaſſung dienen follen. 


Gap. 1. 
Art... Bon ber Religion. 


In Griechenland hat Jedermann freie Religionsübung, und genießt für = 
Gottesdienft gleichen Schutz; doc) iſt bie orthodore Lehre ber griechifcgen Kirk ı 
Staatsreligion. 


Gap 2. 


2. Griechenland iſt eins und untheilbar. 

3. Es ſoll aus Eparchieen (Provinzen) beſtehen. 

4 Als griechiſche Eparchieen werden alle diejenigen angeſehen, bie gegrs | 
sg Regierung der Ottomanen bie Waffen brreits ergriffen und noch ar 
en werden. 


Cap. 3. 
5. Staatsrecht der Hellenen, 


Die fouveraine Gewalt ficht ber Nation zu; jede andere geht von ihr and « 
befteht nur um ihrer willen. 

Dellenen find: a) Alle eingeborne Griedhen, die an Jeſum Chriſtum 
ben; b) Alle, die umter bad Joch der Dttomanen gebeugt, und an Sefum Üx 
ftum glauben, fih nad) den griedyifchen Staaten begeben haben oder noch bu 
werben, um bafelbft die Waffen zu führen oder zu wohnen; c) die im Aufl 
von einem helleniſchen Vater Gebornen; d) diejenigen, Cingeborne oder Kr 
und ihre vor Kundmachung der gegenwärtigen Verfalfung naturalifirte und in fm! 
den Staaten geborne Nachkommen, bie nad) Griechenland kommen und dort » 
Eid leiften; e) bie nach Griechenland kommenden Fremden, die daſelbſt natur! 
werben. 

7. Alle Hellenen find vor den Gefegen gleich. 

8. Alle Hellenen werden nah Maafgabe ihrer individuellen Talente za di 
Öffentlichen, ſowohl politifhen als militairifchen, Aemtern zugelaffen. 

9. Die auf immer oder für eine Zeitlang in Griechenland wohnbaften er 
ben find den Hellenen vor dem bürgerlichen Gefege gleich. 

10. Die ‚Steuern werden unter alle Einwohner des Staates auf eine" 
rechte Weife und nach Verhaͤltniß des Vermögens vertheilt; aber Keine Steuer 
fi ohne ein zuvor kundgemachtes Gefeg auflegen, und Fein Steuergefeg derf 
ger als für ein Jahr gelten. 

11. Das Gefes verbürgt Jedem perfönliche Freiheit; Niemand darf ante! 
ald nad) der Form bes Gefeges feftgenommen oder verhaftet werben. 

12. Leben, Ehre und Bermögen aller Einwohner bes Staates ftchn =" 
dem Schuge des Geſetzes. 

18. Kein BVerhaftsbefchl und Leine Beichlagnahme darf gegen Perfon "= 
Eigenthum verhängt werben, ohne auf zureichenden Gründen zu berubem md ©“ 
den Ort, wo die -Rachfuchung gefchehen fol, die feftzunchmenden Perf © 
Sachen zu bezeichnen. — F | 

14. In allen gerichtlichen Proceffen hat Jeder das Recht, Inhalt w ® 
Schaffenheit_der ‚gegen ihn erlaffenen Anklage zu erfragen, feinen Anklägern mt" 
ren Zeugen zu antivörten, Zeugen zu feiner Vertheidigung aufzuftellen, Ir 
zu nehmen und auf fehnelle Entſcheidung des Gerichtshofes zu dringen. 

15. Niemand kann vor der Verurtheilung für ſchuldig gehalten werden. 

16. Niemand kann zweimal für daſſelbe Verbredyen gerichtet, oder aha 
gängigen Proceß verurtheilt und feiner Güter proviforifch beraubt werden © 
definitive Erkenntniß unterliegt weiter keiner Appellation. Bu 

17. Die Regierung Eann die Neberlaffung von Privateigenthum zu cınmm >°” 
von binlänglich erwiefenem öffentlichen Nugen verlangen, jedoch nur gegen nt ! 
gängige Entſchaͤdigung. | 

18. Zortur und Gonfiscation find abgeſchafft. 


—2 
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19. Das Geſetz kann nicht zuruͤckwirken. 

20.. Die Hellenen haben das Recht, Anftalten jeder Art, wiffenfchaftliche und 
philanthropifche, für Induftrie und. Gewerbe, zu errichten, und Lehrer zu ihrem 
Unterricht zu beftellen. 

21. In Griedgenland ift weber Kauf noch Verkauf eines Menfchen geftattet; 
jeder Eclave, von welcher Nation er fey, und zu welchem Glauben er ſich befenne, 
ift frei, fobald er ben Fuß auf griechiſchen Boden fest, und kann von feinem Herrn 
nicht mehr verfolgt werden. 

22. Niemand Tann feinen competenten Richter ausfchlagen, eben fo wenig 
aber verhindert werben, fi) an ihn zu wenden. 

23. Niemand darf über 24 Stunden in Berhaft bleiben, ohne daß ihm ber 
Grund ber Verhaftnahme angezeigt werde, und nicht länger als drei Tage vor Eis 
Öffnung des Proceffes gegen ihn. | 

24. Die Geiftlichkeit kann nad den Regeln unfrer heiligen Kirche zu Feinem 
öffentlichen Amte zugelaffen werben; nur die Presbyteri ( verheirathste Priefter ) 
haben das Wahlrcht. 

. SIedermann darf ſich fhriftlidh an ben Senat wenden, um feine Meinung 
über alle Öffentliche Gegenftände zu aͤußern. 

Die Hellenen haben das Recht, frei zu fchreiben, und mittelft der Preffe, 
oder auf andere Weife ihre Gedanken und Meinungen bekannt zu maden, ohne eis 
ner Genfur unterworfen zu feyn, jedoch mit Beobachtung folgender Beſchraͤnkun⸗ 
gen: a) die Grundfäge der chriftlihen Religion nicht anzugreifen; b) die Schran: 
ten des Anftandes nicht zu überfchreiten; c) alle perſoͤnliche Beleidigungen und 
Verläumdungen zu vermeiden. 

27. Die grichifche Regierung ertheitt Keinen Adelstitel, und Fein Hellene barf 
ohne Einwilligung bes Statthalter einen Dienft, Gefhent, Belohnung, Stelle 
oder Zitel irgend einer Art von irgend einem Monarchen, Fürften oder fremden 
Staat annehmen. 

Die Beiwdrter Durdlaudt, Ercellenz 2c. follen binführo keinem Helles 
nen, der Griechenland bewohnt, gegeben werben; nur der Statthalter führt den 
Namen Ercelleng, der mit feinem Amte aufhört. 

29. Kein eingeborner oder naturalifirter Grieche, der Griechenland bewohnt, 
und das dortige Bürgerrecht genießt, darf fih um Schutz an eine fremde Macht 
wenden; im entgegengefesten Falle hört er auf, griechifcher Bürger zu fryn. 


Gap 4 
Bon der Naturalifation. 


30. Die Regierung wird diejenigen Fremden naturalificen, welche Befcheinis 
gungen von den griechifhen Beamten vorzeigen Tönnen, des Inhalts: a) daß fie 
drei ganze Jahre im Lande zugebracht; b) während derfelben in £eine infamirende 
Strafe verfallen; c) im Staate unbeweglihe Güter, zum Werthe von mindeftens 
100 Zalaris (harte fpanifche Piaſter), beſitzen. 

81. : Großthaten und ausgezeichnete Dienfte bem Vaterlande. geleiftet, find bins 
reichende Anfprücde auf Naturalifation. | — 

32. Die Regierung hat auch das Recht zur Naturaliſation ſolcher Fremden, 
die in Griechenland anfehnlihe Anttalten begründet, umd das Kortfchreiten der Wiſ⸗ 
fenfchaften und Künfte, bes, Handels und der Induftrie bezwecken. Auch Tann. fie 
die zur Naturalifation erforderliche Zeit abkuͤrzen. _ 

. Ein Fremder, der zwei Jahre lang in griechifchen Kriegsdienften geftan« 
den und die nöthigen Dienſtſcheine befist, iſt ſchon dadurch helleniſcher Bürger. 

34. Der Naturalifirte genießt unmittelbar alle Bürgerrechte, jedoch wirb.bas 
Repräfentationsrecht in dem vom Senat? zu erlaffenden Wahlgefege vegulict ‚werden. 

35, Der Naturalifirte fol den griechiſchen Huldigungscid leiſten. 


Gap 3. ' 
Bon der Drganifation ber griechiſchen Regierung. . 


86. Die Obergewalt der Nation beficht aus drei Gewalten: ber gefeggeber« 
den, voNziehenden und gerichtlichen. | | 

37. Die gefeggebende Gewalt macht bie Geſetze. 

88. Die vollgiehende beftätigt diefelben, in Gemäsheit des Art. 74. und läßt 
fie vollgiehen. 

39. Die gerichtliche Gewalt wendet dieſelben an. 


5 Griechenland, 


40. Die gefepgebende Gewalt fteht insbefondere der Werfammlung der Abar 
orbneten der Nation zu, bie den Namen Bule (Bovin, Senat) führt. 

41. Die vollziehende Gewalt fteht einem Einzigen zu, der den Titel Statt 
halter führt, und mehrere Secretaire unter feinen Befehlen bat. 

‚42. Die gerichtliche Gewalt fteht den Gerichtshöfen zu. 


Gap. 6, 
Boom Senate. 


43, Der Senat befteht aus den Abgeordneten der griechifchen Epardhieen. 
44. Jeder Abgeorbnete leiſtet beim Eintritt in den Se den biefer Kır- 
fanimlung vorgefhriebenen Eid. 
45. Die Abgeordneten werben nah dem Wahlgefege durch das Volk gamakit. 
46. Der Senat ald Körper ift unverleglid. 
47. Der Senat hat einen Präfidenten, einen Vicepräfidenten, einen erken 
und zweiten Secretair nebft den erforderlichen Vicefecretairen. 
48. Der Präfident und Vicepräfident werden durch den Senat mit Stin 
menmehrheit gewählt. Der Präfident darf aus der Mitte ober außerhalb dis Er: 
nats gewählt werden; der Viccpräfident nur aus der Mitte deſſelben. 
49. Die beiden erften Secretaive werden durch Stimmenmehrheit auferhal 
der Verfammlung gewählt. 

50. Der Präfivent führt in ben täglihen Gigungen den Vorſitz, fest Ta 
und Stunde zu ihrer Eröffnung an, prorogirt den Senat, und beruft ihm nöthia: 
falls zu einer außerorbentlichen Sigung. 

51. Auf Verlangen von zwanzig anwefenden Senatorin muß der Praͤſiden 

die Sitzung eröffnen. 

| 52. In Abwefenheit des Präfibenten verrichtet der Vicepräfibent deſſen Fu: 
ctionen; in beider Abwefenheit nimmt der Ältefte Abgeordnete einftweilen den Pröh 
dentenfig ein. Ä 

53. Wenn einer von beiden ftirbt, oder von einem natürlichen Gehreden * 
fallen wird, fol ein andrer ihn erfegen, in Gemäßheit des Art. 48. 
- 54 Die Dauer der Präfidentfchaft und Vicepraͤſidentſchaft ift ein Jahr. 

55. Zwei za ber Gefammtheit der Abgeordneten find die erforderiiä: 
Zahl, um die Senatsfigung für volllommen halten zu fönnen. 

56. Kein Abgeordneter darf den Senat verlaffen und abreifen, ohne bie mad 
allen Formen ſchriftlich abgefaßte Erlaubniß deffelben erhalten zu haben. 

Die Abgeordneten find auf drei Jahre gewählt, und werben alle Jatrı 


‘ 


zum Drittheil erneuert. Fürs erfte und zweite Jahr wird bie Veränderung dur 


Loos beftimmt. 


58, Niemand Tann zweimal nad) einander zum Abgeorbneten ermwählt werden. | 


59. Der Senat beginnt feine Arbeiten am Iften October, und um biefe 3ut 
müffen alle Abgeordneten verfammelt feyn. 
60. Die Sigungen des Senats dauern vier bis fünf Monate. 


61. Die Stimmenmehrheit beftimmt die Entfcheidungen des Senats; im Ihr 


lungsfalle entfcheidet die Stimme des Präfidenten. 

62, Wenn ber Präfident Eein Abgeordneter ift, har er nur im Fall der Etir- 
menmehrheit eine berathende Stimme. Iſt er zugleich Abgeordneter; fo flümm ır 
— dieſer Eigenſchaft, und ſeine Stimme entſcheidet in gedachtem Ti 

ungöfalle. 

63. Kein Abgeorbneter darf ein anderes Staatsamt übernehmen, und mit 
bar oder unmittelbar an der Erhebung der Einkünfte Theil nehmen, bei Viih 
feiner Stelle. 

64, Die Mitglieder des Senats beziehen. aus dem Staatsihage ihr gan“ 


Gehalt während ihrer. Anweſenheit bei den Sigungen, und bas halbe währen ü- | 


ser Abmefenheit. . 
Die Abgeordneten Eönnen während der Dauer ber Gigungen ımb rin 

Wochen vor und nad denfelben nicht verhaftet, jedoch während bicfer Zeit nor &% 
richt geftellt werden. 

66. Bei Verurtheilungen für ein Capitalverbrechen wird die Strafe an hun 
vollzogen. . - 

67. Die Abgeordneten brauchen von dem, was fie im Senate fagen, is 
Rechenſchaft zu geben. 

68, Die Sigungen des Senats find öffentlich, werben aber nöthigenfalls 9 
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beim: gefallen; doch muß die Mehrheit ber Mitglieder dies erſt dienlich erachtet 


en. ’ 

69. Die Mitglieder des Senats theilen fih, nach den Bebürfniffen des Staa⸗ 
tes, in permanente Sommiffionen, deren Arbeiten durch ben Senat beſtimmt werben. 

70. Zeder Abgeordnete darf dem Senate mittelft des Präfidenten einen Ge: 
fegentwurf fchriftlich vorlegen laffen. 

71. Die Belchlüffe und fonftige Acten bed Senats werben vom Präfidenten 
unterzeichnet, vom erften Secretair gegengezeichnet und mit dem Etaatöfiegel be= 
fie elt. 4 

a 72. Der erite Secretair des Senats ift mit Abfaffung der Befchlüffe und 
age deffelden beauftragt, und bewahrt forgfältig feine Archive und die Protocolle 
der Eigungen. | 

: 73. In Abmwefenheit des erften Gecretaird verficht der zweite die Functionen 
deffelben. 

74, Jedes Decret muß dem Statthalter vorgelegt werben. Erhaͤlt es feine 
Genehmigung; fo fanctionirt er baffelbe binnen vierzehn Tagen, vom Tage ber Ein: 
richtung an, macht es kund, und alsdann erhält es Geſetzeskraft. Genehmigt er «8 
nicht; fo ſendet er es binnen vierzehn Lagen mit feinen Berbefferungen und Bes 
merkungen an den Senat zurüdz; der Senat läßt diefe Amendements Wort für 
Wort vegiftriren und fendet fie der competenten Gommiffion zu, um in derfelben 
berathen und einer Revifion unterworfen zu werden. Wenn der Senat das derge- 
ftalt amendirte Decret nicht genehmigt; fo wird ein zweites ebenfalld an den Statt: 
halter gefandt. Verweigert diefer ihm abermals feine Sanction; fo geht es binnen 
vierzehn Tagen mit den Gründen feiner Weigerung an den Senat zurüd, der dafs 
felbe abermals revidirtz und wenn ber Senat in diefem Kalle mit Stimmenmchr: 
beit darauf befteht, geht es zum dritten Male an ben Statthalter, der daffelbe un: 
verzüglich fanctioniren und kundmachen muß, wodurch es ein Gefeh des Stan: 
8 wird. 

75. Wenn gegen ben Schluß der Berfammlung ein zwifchen dem Senate und 
em Statthalter discutirtes Gefeg noch nicht zu Stande gefommen ift; fo zählt die 
sächfte Verfammlung des Senats die im vorhergehenden Jahre flattgchabten Sen 
ungen von Geiten des Senats fort. 

76. Wenn ein vom Gtatthalter dem Senate vorgelegter Gefegentwurf von 
iefer Verfammlung discutirt und dreimal nicht angenommen an feinen Urheber zu: 
üdgeht; fo wird es von felbft als verworfen angefehen. 

77. Nah Eröffnung ber Verfammlung wird der Voranſchlag der Öffentlichen 
Insgaben von Seiten der Regierung eingereiht und discutirt, worauf der Senat 
ie der Regierung nöthigen Summen bewilligt. 

78. Der Senat erhält alljährlid einen umftändlichen Bericht über bie Ein: 
abme und Ausgabe des vorhergehenden Jahres und die Staatsfchulden, die der 
inanzfecretair regijtrirt vorlegen muß, und läßt biefen Bericht durch die Preffe 
ir Öffentlichen Kunde bringen. : 

79. Er forgt für die Tilgung der Öffentlihen Schuld und für die regelmäs 
3e Zahlung der fälligen Binfen. 

80. Er beftimmt durdy cin Gefes die directen und indirecten Auflagen, und 
e übrige im ganzen Umfange des Staatd zu erhebende Steuern, in Gemäß: 
it des Art. 10. 

81. Er befchließt mittelft eines Gefeges eine Anleihe unter Garantie der Nas 
n oder auf Verpfändung der Natienalgüter. 

82. Er geftattet durch ein Gefeg die Veräußerung der Nationalgüter. Der 
rfauf bderfelben muß fo fehr als möglih in allen Eparchieen des Staats metho— 
H vor fich gehen, und in allen regelmäßig im Voraus durch die vollziehende Ge: 
{t angezeigt werben. 

83. Gr wacht über die nüglicdye Verwendung der Staat2gelder, und fordert, 
oft er es nöthig findet, die Rechnungen des mit ben Finanzen beauftragten 
aatsfecretairs ein, jedoch binnen einer für die Regiftrirung erforberlicyen Friſt. 

84. Jeder Abgeordnete hat das Recht, von den Gecretariaten die nöthige 
Xkunft Uber alle im &enate verhandelte Gegenftände zu verlangen 

35., Der Senat beftimmt Alles, was auf das Muͤnzweſen Bizug hat, und 

GSehalt, Gewicht, Geftalt und Namen jeder Münze im Umfange des ganzen 
ates feft. 

86. ve wacht über den öffentlichen Unterricht und ſchuͤtzt denfelben, wie auch 
Preßfreideit, den Aderbau, den Handel und bie Fortſchritte in Wiſſenſchaften, 
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Künften unb Gewerben. Er fichert auch mittelft beſonderer Geſetze den Eria 
und Berfaffern ein ausfchließliches Recht auf den aus ihren Erfindungen oder CH 
ten entfpringenden Gewinn zu. 

| 87. Er erlaͤßt Gefege über die Beute und die Prifen. 

83. Er giebt Gefege gegen den Greraub. 

89, Er erläßt Gefege über die Anwerbung von Golbaten. 

90. Er forgt für den Bau und den Ankauf von Nationalfchiffen, 

91. Er wacht über die Erhaltung und Verbefferung der Nationalgüter. 

92. Er erläßt Gefege über die Verpachtung der Nationalgüter und di a 
reeten Auflagen. 

93. Er forgt für die Einförmigkeit der Maaße und Gewichte im In'cı 
des ganzen Staats. 

94, Er beftimmt die Gehalte des Statthalters, der Secretarien und Kix! 

95. Er beftimmt mittelft eines Gefeges die Grenzen ber einzelnen Eperch 
nad) Maafigabe des Intereffes der Verwaltung und der Einwohner. 

96. Er verändert die Gefege und hebt fie auf, mit Ausnahme der Sci 
fungsaefege. 

97. Der Statthalter darf ohne Zuftimmung des Genats feine Krise‘ 
rımg vornehmen, oder einen Friedens-, Freundſchafts-, Allianz, Handel: « 
Neutralitätsvertrag abſchließen. Ausgenommen find die Conventionen in Bei 
eines Waffenftillftandes auf wenige Tage; jedoch muß der Statthalter den &x 
unmittelbar davon in Kunde fegen. 

98. Der Scnat empfängt die Berichte über alle Angelegenheiten; und fl 
die ihm der Aufnahme werth fcheinen, werden ohne vorgängige Anzeige an di! 
treffende Commiſſion verfandt. 

99, In allen Gigungen des Senats ift den Sournaliften freier Eintrit © 
ſtattet; nur bei den geheimen find fie ausgefchloffen. 

100. Der Senat erläßt alle für die Erhaltung der bürgerlichen Drbnun 7 
thig erachtete Vererdnungen. 

101. Der Senat hat für die Abfaſſung eines bürgerlichen, peinlide = 
Militair-Geſetzbuchs Sorge zu tragen, wobei vorrämlidh die franzoͤſiſche &i=! 
bung zum Grunde gelegt werben fol. _ 

102. Jeder Abgeordnete ftimmt nach der Eingebung feines eigenen Ge“! 
ohne bei feinen Committenten zuvor Beſcheid oder Inſtructionen einzuboien. j 

103, Im Fall der Statthalter mit Tode abgeht, feine Dimiffton cam“ 
oder von einem natürlicdyen Gebredyen befallen wird, ernennt der, Senat aus — 
Mitte eine Vice-Regierungscommiſſion von drei Mitgliedern. Diefe Comm 
forgt vorläufig, in Uebereinftimmung mit den Secretairen, für Vollftredung ir 
fege, bis zur Ernennung eines neuen Statthalterd in Gemäßheit dir Walaı 
Sollte jedoch der Senat nicht beifammen ſeyn; fo bilden die Secretarien ent“ 
Ien einen Bice: Regierungsrath, der fogleich den Senat zu einer auferorbeani-‘ 
Sisung berufen muß; doch müffen fih die Mitglieder des lesteren, auch abet‘ 
Berufung abzuwarten, däzu einfinden. In beiden Fällen it ber Senat oder 
Regierungsrath verpflichtet, die Eparchieen zur CEinfendung ihrer Abgeosdackn N 
die Wahl eines Statthalters aufzufordern. 


Gap». 7 
Von dem Statthalter. 


104. Die vollziehende Gewalt iſt dem Statthalter uͤbertragen. 

105. Der Statthalter iſt unverletzlich. ” 

106. Seine Secretarien find für feine Öffentlichen Handlungen vera 

107. Er bringt die Gefege im ganzen Umfange des Staates durd di ke 
tarien zur Ausführung. . 

108. Ale Befehle werden von dem Statthalter unterzeichnet, vom ia =" 
cretair des betreffenden Verwaltungszweiges g:gengezeihnet, und mit din El 
eben des Secretariats befiegelt. 

109, Er fegt die Land» und Seemacht in Bewegung. 

- 110, Er ſchlaͤgt Gefegentwärfe in Gemäßheit des Art. 76. vor, und eu⸗ 
einem oder mehreren Staatsſecretarien den Auftrag, den im Senate barühtt * 
tenen Debatten beizuwohnen. Bei dieſen Discuſſionen muß unter andern bar Ei 
fecretair des Departements, worauf der Vorfchlag Bezug hat, unfehfbar zuguge® 


111. Er trägt Sorge für bie innere und äußere Sicherheit. 
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118; Er ernennt und verändert die Staatsſecretarien, vertheilt alte Aemter 

die Verwaltungsſtellen, und beſtimmt die Befugniſſe eines Jeden. 

118. Er correſpondirt mit den auswaͤrtigen Maͤchten. Zu 

114. Er erklärt Krieg und ſchließt Friedens⸗ und Bundesvertraͤge ꝛc. in Ges 
aͤßheit des Art. 97. 

115. Er ſchickt Gefandte, Gonfuln und Gefhäftsträger nad) ben fremden 
taaten und empfaͤngt fie von denſelben. 

1 Er kann den Senat zur außerordentlichen Gigung oder Verfammlung 
rufen, wenn die Berhältniffe es erfordern, und, nach Maaßgabe der Umftände, 
e Sigungen auf vier oder fünf Monate verlängern. 

117, Er wacht über bie firenge Ausführung der Geſetze. 

118. Er fou für die Volftredung der Erkenntniſſe der Gerichtshoͤfe ſorgen. 

119. Er iſt verpflichtet, einen Geſetzentwurf über die Organiſation der Eis 
(truppen in Vorſchlag zu bringen. 

120. Der Statthalter hat nur bei Eröffnung und beim Schluß ber Verſamm ⸗ 
ng Zutritt. 

a. Bei Eröffnung der Verfammlung foll er den Etand der äußern Ver: 
Ltniffe, die inneren Angelegenheiten und befonders der Einnahmen und Ausgaben, 
n Unfchylag ber Fünftigen Staatsbedürfniffe und der möglichen VBerbefferungen in 
r Staatsverwaltung einreichen. 

122. Die Wahl des Statthalterd foll durch ein von dem Senate des gegen: 
ärtigen Jahres zu erlaffendes Geſetz regulirt werben. 

128. Die Dauer der Functionen des Statthalters ift fieben Sahre. _ 

124. Der erwählte Statthalter ſchwoͤrt öffentlih vor dem Senate, bie grie 
sche Verfaffung befhügen und bewahren zu wollen. 

1235. Er fanctioniet und macht die Gefege in Gemäßheit des Art. 74. kund. 

126. Der Statthalter hat, um der Menſchlichkeit und wichtiger Gruͤnde wil⸗ 
1, das Recht zur Milderung der Todesſtrafen, iſt aber verbunden, die in Form 
ed Tribunals verſammelten Staatsſecretaire zu Rathe zu ziehen. 

127. Es iſt dem Statthalter, wie dem Senate unterfagt, zu irgend einem 
ertrage feine Einwilligung zu geben, welcher die Aufhebung ber PER Exi⸗ 
nz der Nation und ihrer Unabhängigkeit bezweckt. 


Gap. 5. 
Bon ben Staatöfecretarien. 


128. Die vollziehende Gewalt hat ſechs Secretarien: 
1) ver auswärtigen Angelegenheiten; 
2) der innern Berwaltungsangelegenheiten ; 
5) der Finanzen; 
4) des Krieges; 
5) der Marine; 
6) der Gerechtigkeit, ber . Religion und des öffentlichen Unterrichts. 

129. Diefe madhen alle Verordnungen bes Statthalters kund und bringen fie 
r Vollftreddung, und jeder contrafignirt die zu feinem Departement gehörige Vers 
dnun 

150. Jeder Secretair muß auf Verlangen des Senats ihm bie nöthige Auss 
nft über die zu feinem Departement gehörigen Angelegenheiten geben; bloß der 
ecretaie ber auswärtigen Angelegenheiten darf die Mittheilung der Gegenjtände, 
ren — im Augenblide von Belang iſt, aufſchieben. 

131. Sie haben zu allen Senatsfisungen freien Zutritt, und müffen, wenn 
das Wort verlangen, gehört werben. 

182. Seinem Secretair wird geftaftet, mittelbar oder unmittelbar an ber 
achtung der Gtaatseinnahme Theil zu haben, bii Strafe des Berluftes feiner 
inctionen. 

1388. Die Staatöfecretaire find verantwortlih, und koͤnnen vor bem Senate 
8 Hochverraths, des Unterfchleifs und der Verlegung der Grundgefege mittelſt eis 
r — zu einer Verordnung, belangt werden. 

134. Der Senat hat das Recht zur Unterſuchung der gegen die Staats ſecre⸗ 
rien erhobenen Anklagen. Wenn dieſe Unterfuhung mit Stimmenme — N 
offen wird, ernennt er eine Commiſſion von ficben Mitgliedern zu Br Wee 
fe. RNach Leiftung des Eides erwaͤhlt die Commiſſion ihren Präfßtenten —8 Sc 
dann zu ihren Beichäftigungen. IN 

185. Wenn die Eisung en ift, um über den Bericht u ge 
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chungscommiſſion einen Spruch zu fällen, kann ber Senat bie Unterſuchung am‘ 
men oder verwerfen. Nimmt er fie anz fo fest er einen Gisungstag an, währe 
deffen er fih zum Zribunal bildet, Der Präfident des höchiten Gerichts pruft 
im Senate.während ber Unterfuhungz; aber weder ber Präfident des Senats, mi 
die Mitglieder der Unterfuchungscommiffton dürfen an der Anklage und der Aktio 
mung Theil nehmen. 

136. Der Präfident läßt die Senatoren einen Eid auf folgende Formel “ 
flen: „Schwört ihr vor Gott und vor den Menfchen, die vom Präfidenten der 2 
terſuchungscommiſſion vorzulefende Anklage in gehörige Erwägung zu ziehen, mic 
bie Rechte des Vertheidigers, noch des Etaats zu verlegen, auch durch feinen da 
feinen perfönlihen Groll, weder durch Furcht noch Mitleiden beftimmen zu les 
und euren Sprud mit fo unparteiifher Prüfung der Antlage und der Berk 
gung des Angeklagten zu fällen, als dem gerechten und freien Menfchen zutomst' 

137. Nach Leiftung des Eides und Abhaltung des Verhoͤrs durch den Tri 
denten allein, beginnt der Proc, ohne daß ein Senator weder für, ned nix 
reden darf. Der Präfident, oder ein andres Mitglied der Unterfuchungscomeit« 
verfieht die Functionen eines Actuars. 

138. Stimmenmehrheit reiht als Beweis des Verbrechens bin. Der Su 
kann dann den Angeklagten nur mit Verluft feines Minifteriums beſtrafen. x 
Angeklagte aber einmal überführt; fo kann er als bloßer Bürger von den cm 
tenten Gerichtöhöfen belangt und mit der gefegmäßigen Strafe für fein Berbrii 
belegt werden. 

Cap. 9. 


Bon den Gerichtshoͤfen. 


139. Die rihterliche Gewalt ift von ben beiden andern in ihren Entſchete 
gen unabhängig. 
140. Sie urtheilt nad) ben gefchriebenen Gefegen der Nation. 
141. Die Gerichtshoͤfe verwalten die Rechtspflege im Namen ber Nation. 
142. In Griechenland giebt e8 nur drei Arten anerkannter Gerichtshoͤft 
1) die Fricdensrichter; 
2) die der Eparchieen (Präfeeturen); 
3) das Appellationsgeridht. 
148, Abgefehen von dieſen drei Gerichtshöfen fol noch ein bödftes & 
oder ein Saffationshof ernannt werben, und an demfelben Drte, wo bie Kegietch 
refidiren. | 
' 144. Das Gefhmwornengericht ift eingeführt, und fol durch den Sax! 
einem eignen Geſetze näher beftimmt werben. 
145. Die gerichtlihden Gommiffionen oder auferordentlihen Geriätzhäk = 
hinführo verboten. 
146. Es ift den Hellenen erlaubt, Schiedsrichter zu wählen, um ihr €x' 
tigfeiten mit oder ohne Appellation auszumachen. 
147. Die Debatten finden öffentlich ftattz fo oft jedoch die Deffentlihte: = 
guten Sitten zuwider ift, fol der Gerichtshof dies durch cine Entſcheideng 
immen. 
ß 148. Die Entſcheidungen der Gerichtshoͤfe muͤſſen jederzeit oͤffentlich ſee 
149. Bis zur Bekanntmachung der Geſetzbuͤcher, in Gemaͤßheit des Art 
find die Geſetze der Autokraten von Byzantium, die Griminalgefege der zweitta 
lenifchen Nationalverfammlung und die von ber Regierung kundgemachten =“ 
In Handelsſachen hat das franzöfifhe Handelsgeſetzbuch Geſetzeskraft. 
150. Gegenwaͤrtige conftitutionelle Gefege follen allen übrigen, und Bi 
der griechifhen Regierung kundgemachten Gefege den älteren vorgezogen mat 
151. Die Richter Fönnen des Betruges, der Beſtechung und aller in a" 
fege Über die Organifation der Gerichtshöfe namhaft gemachten Vergeben ſchi 
funden werben. 
152. Die unteren Gerichtshöfe find ihren Oberen verantwortih, ed 
höchfte Gericht dem Eenate. | 
153. Das Gefeg über die Organifation der Tribunale, das dem Art. 13. ° 
Geſetzbuchs zufolge Eund gemacht worden, ift gültig, und bie Gerichtsdoͤft ſe⸗⸗ 
demſelben gemaͤß organiſirt werden. 4 
154. Der Senat ſoll noch in dieſem Jahre eine Commiſſion ernenmin, — 
fie ihre Bemerkungen Über dieſes Gefeg mache und ihm dieſelben zur Emm” 
vorlege. 
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Die Regierung forgt für Unterflügung der Wittwen und Waifen ber für das 
Vaterland gefallenen Soldaten, um allen ſich etwa einſchleichenden Mißbraͤuchen 
abzuhelfen. Sobald die Angelegenheiten Griechenlands in Ordnung find, wird die 
Regierung alle diejenigen entfhädigen, die fortwährend zu Griechenlands Geldbe: 
dürfniffen beigetragen haben und beitragen werden, und diejenigen, die für daſſelbe 
gelitten haben, unterftügen. 

Die Nationalfarben zu Lande und zu Waffer find blau und weiß. Die Geftalt 
der Fahnen fol der bereits von Seiten der Regierung erlafjenen Verfügung gemäß 
ſeyn; die Hellenen dürfen zu Runde und zu Waller Feine andere Fahnen führen. 
Das Siegel Griechenlands trägt ald Wappen das Bild der Minerva mit den Sym: 
bolen ber Weisheit. | 


Griechiſche Eidesformet: 


„Ich ſchwoͤre im Namen des Allerhöhften und des Vaterlandes, fortwährend 
zur Vertheidigung der Friiheit und des Wohle meiner Nation beizutragen, wie 
auch nöthigenfalls mein eigenes Leben dafüt zu opfern. Ich ſchwoͤre überdies, den 
Gefegen meines Vaterlandes getreulicdy zu gehorchen, die Rechte meiner Landöleute 
zu achten, und die Pflichten eines Bürgers ftreng zu erfüllen.’ ' Ä 


Eid des Senats: 


„Ich ſchwoͤre im Namen des Allerhöchften, die Grundgefege der griechifchen 
Regierung unverlegt zu erhalten, und weder davon abzumweidhen, noch zu dulden, 
daß in irgend einem Falle, oder unter irgend einem Vorwande bavon abgewichen 
werbe; immer als eifriger Vertheidiger der Unabhängigkeit meiner Nation und der 
allgemeinen und befondern Freiheit meiner Landsleute aufzutreten, und mit allen 
Kräften zur Erhaltung und Vermehrung ber politiſchen und individuellen Freiheit 
ber Dellenen beizutragen. Ueberdies ſchwoͤre ich, weder mittelbar noch unmittelbar, 
von irgend Jemand unter irgend einem Vorwande, irgend eine Gabe oder ein Ge: 
ſchenk zu dem Behufe anzunehmen, daß id meine Stimme nad dem Willen eines 
Knbern und gegen mein eigenes Gewiſſen geben ſolle.“ 


Eid des Statthalters. 


„Sb ſchwoͤre im Namen des Allerhöchften, die Grundgefege der griechifchen 
Regierung unverlegt zu erhalten, und fie weder abzuſchaffen, noch zuzugeben, daß 
ie in irgend einem Falle, oder unter irgend einem Vorwande abgefhafft werben. 
Sch ſchwoͤre Überdies, mit allen meinen Kräften die Unabhängigkeit der griechifchen 
Ration und die allgemeine und individuelle Freiheit zu vertheidigen, die Rechte als 
er und Jeder zu achten, und Bein mir gefeglich Übertragenes Mittel zur Erhaltung 
mb Wermehrung des allgemeinen und befondern Wohlftandes zu unterlaffen. 


\ 
a Eintheilung ber griehifhen Verwaltung. 


1. Griechenland ift zum Behuf ber innern Verwaltung in Themata (Abtheis 
ungen) getheilt. | 

2. Ein Thema ift eine Gefammtheit von Epardjieen, welche ungeachtet. diefer 
Sintheilung die ihnen gefeglih bemwilligten Rechte beibehalten. 

3. Jedes Thema foll einen Dioiketen (Verwalter) haben. 

4. Alle Städte, Zleden und Dörfer follen einen Demogeronten (Bolksälte: 
en) Haben. 

2 Die Demogeronten werben im Verhältniß der Anzahl ber $amilien er: 
able, d. h. wenn die Familien ſich auf 100 belaufen, wählen fie einen daraus; . 
us 200, zwei; aus 300, drei; aus 400, vier; Überfteigen fie aber bie Anzahl von _ 
00, fo dürfen fie nit mehr als vier wählen. 

6. Jede Eparcie foll allgemeine eparhifhe Demogeronten haben, von zwei 
is fünf im Verhältniß zum Umfange der Eparchie. . 


Bon den Dioifeten. 
7. Der Dioilete bes Shema’® wird unmittelbar von ber Regierung ernannt, 
arf aber nicht Bewohner des naͤmlichen Thema's feyn. 


8. ©r flattet durch den Staatsſecretair bes Innern der Regierung Bericht 
,. Die übrigen Staatscanzleien werden im erforderlichen Kalle ebenfalls mittelft 
# Staatsfeeretaits des Innern mit ihm correfponbiren. 7 
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9. Er wat über die innere Ordnung bes Thema's. 

10. Er läßt die Verordnungen ber Regierung durch bie eparchifchen Demox 
ronten im ganzen Umfange des Thema's vollftreden. 

11. Er wacht über die Handlungen der Demogeronten. 

12. Die von der Regierung ihm anzumeifende, nöthige Militairmacht fol ie 
zu Gebote ftehen. 

13. Er läßt die Entfcheidungen der Gerichtshöfe mittelft der unter feinen Tr 
fehlen ſtehenden Militairmacht voUftreden. 

14. Er ift der allgemeine Aftynomos (Stabtridhter) des Themas. 

15. Er foll möglichft genaue Unterfuhungen und Beobachtungen über dieDt: 
befhreibung des Thema's anftellen und der Staatecanzlei des Innern einfenden. 

16. Die Chorographie (DOrtbefchreibung) wird hauptſaͤchlich folgende Eur 
ftände umfaffen: 

1) re des Landes, Anzahl der Städte, Fleden und Dörfer und Im 

uſer; 

2) Betrag des den Privatperſonen und ber Nation zugehoͤrigen Bodens; mir vi 
davon angebaut und wie viel unangebaut iſt; melde und wie viele Ecyr 
niffe er hervorbringtz welcher Verbeſſerung er fähig; ob er Weiden, Ei 
Mineralien, Salzgruben, Jagdreviere, Fiſchereien 2c. enthält; 

3) Anzahl der Bewohner, und wie viel Menfchen außerdem darauf Leben künic- 
ihre Sitten und Gebräuche und Induftrie;z ob fie nach fremden Ländern - 
wandern pflegen, und welche Gewerbe und Handwerfe die Meiften unter 
nen treiben; ihre Schulen und die Mittel, wodurch diefe unterhalten werd 
ob deren Beibehaltung raͤthlich iſt; ob das Land zur Anlegung von Ache 
anftalten, Manufacturen, und welcher Art derfelben faͤhig tft; 

4) Ein- und Ausfuhr; ihr Betrag; ob beide im Gleichgewichte ſtehen; welde 
Handelsbetrieb vorherrfcht und Betrag beffilben; ob er fich vermehren LE; 

5) wie viele Waffenfähige ſich daſelbſt befinden ; 

6) Belauf der Nationaleinkünfte; ob fie in den Nationalfchag auf geſetzlicht &t 
regelmäßige Weife einlaufen, und die etwanigen Mittel zur Ausrottung ” 
Mißbraͤuche. 

Der Dioikete ſoll auch dafuͤr ſorgen, daß die Alterthuͤmer nicht mehr vertaf: 
oder aus dem Staate weggeſchafft werben; fein Gehalt wird aus dem Natiee 
ſchatze entrichtet. 


Bon ben Demogeronten. 


a Die Demogeronten werben von ben Eimmohnern durch Stimmenmedtd 
erwählt. 
- 18. Die Demogeronten müffen die von ber Regierung erlaffenen Berorbn 
gen vollftreden Laffen. 
Sie führen genaue Rechnung über Einnahme und Ausgabe. 

20. Sie ftatten dem Schage mittelft des Dioiketen regelmäßig Rechenſchaft | 

21. Sie verrichten das Amt von Friedensrichtern. 

22. Sollten ein oder mehrere Demogeronten der Verlegung ihrer Pilice 
überführt werden ; fo wird dies von dem Dioiketen zur Kunde des Volkes gedrec 
damit es einen antern an ihrer Stelle ermähle. 

Ein befonderes Gefeg wird die Gränzen jedes Thema's und bie Art, X 
Demogeronten zu erwählen, bejtimmen. 

24. Der Statthalter fann dem Senate einen Gefegentwurf mit den War 
cationen vorfchlagen, deren das erwähnte Gefeg feines Erachtens bedürfen mbir- 

Für den Augenbli werden die Notarien von den Gemeinden ermählt, Bi 
befonderes Geſetz in diefer Hinficht Fund gemacht feyn wird, 

No. 15 der Decretenfammlung enthält uoch folgende nachtraͤgige BE- 
mungen: _ 

Die dritte griechifche Nationalverfammlung bat, nady flattgefundener A 
Verbefferung, Vermehrung und Genehmigung des Gefeges von Epidauros odet ©" 
proviforifhen Organifation Griechenlands, Folgendes becretirt: 

. Dbige Orgunifation, die hinführo deg Namen einer politifchen Verf” 
Griechenlands führen fol, wird, zum Behufe ihker treulichen Beobachtung, der 3:7 
bes Senats, des Statthalters und der Gerechtigkeit, wie auch dem Wodtee 
bes Volkes und der Vaterlandsliebe jedes einzelnen Griechen, zur Ausfährung 2 
ihrer einzelnen Beſtimmungen, anvertraut. 

Unter keinem Borwande und keinen Verhältniffen darf der Senat ed ” 


Verfaffung vom 17. Mai 1827. 531 


Regierung irgend etwas verordnen ober vollftreden laffen, was ber gegenwärtigen 
Berfaffung zuwider läuft. 

ri Diefe Verfaffung wird in ganz Griechenland mittelft der Preffe kund⸗ 
gemadht. 

4. Das Original wird in den Staatsardhiven aufbewahrt. 

5. Gegenmwärtiged Decret fol in die Decretenfammlung aufgenommen und 
mittelft der Preffe kundgemacht werden. 

Gegeben zu Troezen im Maimonate bes 1827ften Jahres der Erlöfung, und 


der Unabhängigkeit:im Sten. 
(Bolgen 17 Unterfchriften.) 
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Anbang. 


A) Fürftenthbum Hohenzollern - Sigmaringen 


Im erften Bande diefer Sammlung ©. 1072. befindet fih de 
Entwurf der Verfaffungsurfunde für das Fürftentbpum Sigmaringen 
und die fürftlihe Verordnung vom 20. Mai 1832 (S. 1091). 
Jetzt folgt die vertragsmäßig angenommene neue Verfaſſung 
vom 11. Juli 1833, mit der ihr vorausgehenden fürftlichen Der: 
ordnung. - 


a) Verordnung des Fürften von Hohenzollerndig 
maringen vom 11. Juli 1833. in Betreff der gefe: 
lihen Bekanntmachung der Berfaffungsurkunde. 


‚Wir Karl von Gottes Gnaden, fouverainer Fürft zu Hohenzolen | 
Sigmaringen ꝛc. Wir haben fhon in Unfrer Verordnung vom 28. Du 
1831 die fefte Abficht erklärt, dag die endliche Erfüllung des Artikeld 13 
der teutfchen Bundesacte auf dem Mege der Vereinbarung mit den Ahr! 
ordneten des Landes bemerkftelligt, fonach die völlige Ausbildung der ts) 
besverfaffung mittelft einer gegenfeitigen Uebereinkunft erreicht werden mig 
Diefe Unfere Hoffnungen find bei dem jüngften Randtage in glüdlihe &' 
füllung gelangt, indem ein feierlicher Verfaſſungsvertrag abgefchlojfen mer 
ben, welhen Wir in einer der Ständeverfammlung ausgeftellten Vertust 
urkunde eigenhändig vollzogen, und dagegen ein ganz gleichlautendes Ge 
tragseremplar, von ſaͤmmtlichen Mitgliedern der Ständeverfammlung untereit 
net, in Empfang genommen haben. Auch Unfer Sohn und Erbprinj Ü 
diefem Wertrage mittelft einer von ihm ausgeftellten Urkunde beigetrit 
Mit freudiger Empfindung und dem offenften Vertrauen verfündigen Bi 
Unfern getreuen Unterthanen diefes Ereigniß, indem Wir, mit Beziehung auf" 
obige Bertragshandlung, verordnen, daß die dem abgeſchloſſenen 
ganz gleichlautende Verfaffungsurkunde in allen Gemeinden des Fürftenrhunt 
öffentlich befannt gemacht, und als allgemein verbindliches Randesarfet & 
‚ allen ihren Beftimmungen unveränderlih befolgt werden foll.“ | 

Schloß Krauchenmwies, den 11. Juli 1833, | 
C. Fürft zu Dobenzollem: Sigmaringen. 


— 


Verfaffungsurfunde vom 11. Juli. 1833, 533 


b) Verfaſſungsurkunde fuͤr das Fuͤrſtenthum Ho— 
henzollern— Sigmaringen, vom 11. Juli 1833, 


Wir Karl von Gottes Gnaden, fouverainer- Fürft zu Hohenzollern⸗ 
Eigmaringen ıc. zc. thun hiemit fund, daß Wir, in: Folge der von Unfern 
getreuen Ständen Uns vorgelegten Wunſche und Anträge, und mit Ruͤckſicht 
auf die in andern teutfchen Bundesftaaten bereits bejfehenden Beſtimmun— 
gen, die Verfaſſung Unferes Fürftenthums mit Beirath und vertragemäßigen 
Zuffimmung der zu Vollendung des Verfaſſungswerkes einberufenen Stände: 
verſammlung in nachfolgender Maße geordnet haben: Zr 

Erfter Titel. 
Bon dem Fürftenthbume und deffen Regierung. 
$. 1. Das Fuͤrſtenthum bildet in der Vereinigung ſeiner ſaͤmmtlichen 
nunmehrigen Gebietstheile einen Beſtandtheil des teutfchen Bundes. 

$. 2. Die organiſchen Beſchluͤſſe der Bundesverſammlung, welche die 
verfaſſungsmaͤßigen Verhaͤltniſſe Teutſchlands, oder die allgemeinen Vecrhaͤlt— 
niſſe teutſcher Staatsbürger betreffen, haben auch für. das Fuͤrſtenthum ver: 
bindende Kraft, nachdem fie von dem Landesfuͤrſten verkuͤndet worden find. 
Jedoch tritt in Anfehung der Mittel zu Erfüllung der hiedurch begründeten 
Berbindlichkeiten die verfaffungsmäßige Mitwirkung der Stände. ein. 

$. 3. Saͤmmtliche Theile des Fuͤrſtenthums mit allen Zugehörungen 
bilden ein untheilbares, unveraußerliches Ganzes, 

Aller künftige Zerritorialerwerb bildet einen Beftandtheil des Fürftenthums. 

$. 4. Der Landesfürft ift das Oberhaupt de8 Staats, vereinigt im 
fih alle Rechte der Staatsgewalt, und übt fie unter den in gegenmwärtiger 
Berfaffungsurfunde feftgefegten Beitimmungen aus. 

„Die Perfon des Landesfürften iſt heilig und unverleglich. 

5. Die Regierung ift erbtich in dem Mannsftamme des fürftlichen 
Haufes nach dem Rechte der Erſtgeburt und der-Linealfolge, vermöge Abs 
tammung aus ebenbürtiger, mit Bewilligung des Samitienhauptes, geſchloſ⸗ 
ener Ehe. 

Nach gaͤnzlicher Erloͤſchung des fuͤrſtlich Sigmarlngiſchen Mannsſtam⸗ 
ned gelangt die Regierung an das erbuerbrüderte Haus Hohenzollern-Hechin⸗ 
en, oder bei früherer Ertöfhung diefer Linie, an Ge, Majeität den König 
on Preußen, in der durch die Erbverträge begründeten Ordnung. _ 

So lange ein fucceffionsfähiger Abtömmling in dem Gefammthaufe Hos 
enzollern vorhanden ſeyn wird, find die Prinzeffinnen von der Regierungs⸗ 
ge ausgeidloffen. 

g. 


— 


6. Die Vormundſchaft und Regierungsverweſung hat einzutreten: 
a) wenn ein regierender Fuͤrſt des Hauſes mit Zuruͤcklaſſung minderjaͤhri⸗ 
ger Kinder verſtirbt, oder wenn 
b) ein regierender Fuͤrſt durch Geiſteszerruͤttung, oder ein ſonſtiges dau⸗ 
erndes Hinderniß, der Regierung vorzuſtehen unvermoͤgend iſt. 

Die Vormundſchaft und Regierungsverweſung iſt zunaͤchſt von der vaͤ⸗ 
rlichen Dispofition abhängig. In Ermangelung einer ſolchen Anordnung 
it nebſt der Fürftin Wittwe derjenige volljährige Agnat, welcher nad) der 
rbfolgeordnung zur Succeffion der Nächftberufene ift, die Vormundſchaft 
id Megierungsverwefung übernehmen. Audy wenn ein Vormund und Re: 
erungsverwefer durch Teftament des leßtverftorbenen regierenden Fürften er: 
‚nme ift, ſoll der zur Succeſſion zunaͤchſt berufene Agnat an der Bormund: 
aft und an a ai Theil nehmen. 


” 
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I 
\ 


und Regierungsverwefung eintreten, wenn die Geiſtesverwirrung oder bad | 


fonftige Hinderniß an Ausübung der Regierung über ein Jahr dauer, def: 
fen Exiſtenz durch unverwerfliche Zeugniffe dargethan ift, und die Beftellung 
einer. Vormundſchaft von Sr. Königlihen Majeftät von Preußen als Chef 
des Gefammthaufes und den fürftlihen Agnaten, insbefondere von einem 
jeweilig regierenden Fürften von a ln nl für unausweichlich 
erkannt wird, 

Die erften zwei Raͤthe ber Regierung, oder diejenigen Raͤthe, melde 
der legtverftorbene regierende Zürjt in feinem Teſtamente dafür benennt, bil: 
den den Vormundfchaftsrath, deffen Gutachten in allen wichtigen Fällen 
einzuholen iſt. 

Die Vormundſchaft hat fo lange zu beftehen, bis die fürftlichen Kin: | 
der großjdhrig find, und die Regierungsverweſung bis zu erlangter Wolljäb: 
tigkeit des Erbprinzen, oder ruͤckſichtlich des regierenden Fuͤrſten bis zu De 
— der die Vormundſchaft und Regierungsverweſung veranlaſſenden Um— 
ſtaͤnde. 

6. 7. Der Anfang der Großjaͤhrigkeit wird für den Erbprinzen anf 
den Antritt des 21. Jahres feſtgeſetzt. 

$. & Alle Übrige Verhältniffe ber Mitglieder des fuͤrſtlichen Hauſes 
ſi nd durch ein beſonderes Hausgeſetz beſtimmt. 

S. 9. Dee Sig der Regierung kann nicht außer Landes verlegt werden. 


Zweiter Titel. 
Bon den BIrDENEInEN Rechten und Pfliten ber Landesan: 
gehörigen. 
$. 10. Dar Aufenthalt innerhalb. der Grenzen des Fürftentbums we 
pflichtet zu Beobachtung der Geſetze deſſelben, und begründet dagegen den gr 
feglihen Schuß. 
$. 11. Der Genuß aller finatsbürgerlihen Rechte ftcht nur den Fur 
desangehörigen ' zu. 
12. Das Staatsbürgerreht wird theils duch Geburt, wenn je 
Zeit derfelben bei ehelich Gebornen der Vater, oder bei Unehelihen die Mut 


ter dns Staatsbuͤrgerrecht hat, theild duch Aufnahme erworben. Petr 


fegt voraus, daß der Aufzunehmende von einer befliimmten Gemeinde di 
vorläufige Zuſt iherung des Buͤrger- oder Beiſitztechtes erhalten habe. Xu 
ßerdem erfolgt durch die Anſtellang eines Auslaͤnders in dem Staatsdiene 
die Aufnahme in das Staatsbuͤrgerrecht, jedoch nur, wenn ſolcher mit mit 
licher Wohnung im Lande verbunden ift. 


$. 13. Der Berfaffungs- und Huldigungseid ($. 198.) muf von 
dem Landeseingebornen maͤnnlichen Gefchlehts nad erteihtem adhrzehmn 
Altersjahre, und von jedem neu Aufgenommenen, nad erfolgter Aufnate 
in das Landesunterthanenreht. abgelegt werden. 


$. 14. Alle Staatsangehörigen haben gleiche ftaatsbürgerliche Mei, 


und find vor dem Gefege gleih; eben fo find fie, zu gleichen ——— 


chen Pflichten und zu gleicher Theilnahme an allen Staatslaſten, ſoweit di 
gegenwärtige Verfaſſungsurkunde Feine Ausnahme beflimmt, verbunden 
Insbeſondere find alle Befreiungen von directen und indirecten Abgaben au; | 


gehoben. Auch darf Eein fortan fteuerbares Object anders, ald mit der 3 
auf haftenden Steuerlaſt veräußert werden. 


In wie fern diejenigen, welche durch das bisherige Steuerwerkäius 
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verlegt find, die Entfhädigung aus der Hauptlandescaffe erhalten, fol durch 
ein Gefeg geordnet werden, 

$. 15. Die fürftlichen Stanbesherren treten in die gleichen ſtaatsbuͤr— 
gerlichen Rechte und Verpflichtungen ein, jedody mit den Vorzügen, welche 
) ihnen die teutfhe Bundesacte zufichert. 

h $. 16. Jedem fteht die Wahl feines Berufes und Gewerbes nad) ei: 
gener Neigung, und mit. Beobachtung der gefeglihen Drdnung frei. 

Unter Beobachtung der für die Vorbereitung zum Staatsdienfte befte: 
henden Gefege ift es jedem überlaffen, fih für feine Beflimmung im In: 
oder Auslande auszubilden. 

$. 17. Alle Staatsangehörigen haben ohne Unterfhied zu allen Civil, 
Militair- und Kicchenftellen bei gleicher Befähigung gleiche Anfprüche. 

$. 18. Ueber das Recht zu Begründung eines Familienſtandes mit: 
telft einzugehender Eye foll ein Gefeg zur Verabſchiedung mit den Ständen 
‚gebracht werden. 

$. 19. Jeder, ohne Unterfchied der Religion, genießt im Fürftenthume 
ungeflörte Gewiffensfreiheit. Diefe kann jedody niemals zum Vorwande ge: 
braudyt werden, um fic irgend einer nad) den Gefegen obliegenden Verbind— 
lichkeit zu entziehen. 

Den. vollen Genuß der ftaatsbürgerlihen Rechte, und das Recht der 
Öffentlichen Ausübung des Neligionscultus gewähren die anerkannten chtiſtli⸗ 
chen Glaubensbekenntniſſe. 

Andere Glaubensgenoſſen koͤnnen zur Theilnahme an dieſen Rechten nur 
in dem Verhältniffe zugelaffen werden, als fie duch die Grundfäge ihrer 
Religion an der Erfüllung der bürgerlichen Pflichten nicht gehindert werden. 
Die beftehenden Berträge und Edicte über ihre Aufnahme in den Staats: 
verband können nur durdy die Gefeggebung abgeändert werden. 

$. 20. Die Freiheit der Perfon und des Eigentums ift in dem 
FürftenthHume feiner andern Belchränfung unterworfen, als welche durdy 
Recht und Recht und Gefeg beftimmt wird. 

Die Freiheit der Preffe und des Buchhandels findet mit Beobadytung 
der gegen den Mißbrauch beftehenden, oder künftig zu erlaffenden Gefege ftatt. 

. 21. In dem Umfange des Fuͤrſtenthums darf eine, Leibeigenfhaft 
beftehen. Ueber die Abldfungsart der daraus hervorgehenden Abgaben follen 
die nähern gefeglihen Beſtimmungen erlaffen werden. Alle ungemeffene 
Frohnen follen nah zu treffenden gefeglichen Beſtimmungen in gemefjene 
umgewandelt werden, und auch diefe ablösbar fenn, Ueber die Ablöfung an: 
berer Laften und Grundabgaben ſoll die Geſetzgebung edenfals das Erforder⸗ 
iche beſtimmen. 

8. 22. Das Eigenthum kann fuͤr öffentliche Zroede nur gegen vor: 
jängige volle Entfhädigung, und nachdem in abminiftrativem Wege zuvor 
ıber Die Nothwendigkeit entfchieden ift, in Anſpruch genommen werden. 
Sntfteht noch ein Streit über die Summe der. Entſchaͤdigung, und will ſich 
er Eigenthümer mit dem feftgefegten Betrage nicht beruhigen; fo ift die 
Sache im ordnungsmäßigen Rechtswege zu erkedigen, , jedoch einftweilen die 
eftgefegte Entfhädigungsfunme auszubezahlen, mogegen aber die Abtretung 
es betrefienden Gegenftandes ſogleich zu gefchehen hat. 

$. 23. Jedem Landeseingebornen fteht das Mecht der freien Auswan⸗ 
erung ohne Bezahlung einer Nacyfteuer unter Beobachtung der gefeglidhen 
Zeftimmungen zu, fobald er feine Schulden und andere Obliegenheiten be: 
ichtiget, und hinreichende Verſicherung ausgeftellt hat, daß er inher Jahres: 
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friſt, Binfichtlih der vor feinem Wegzuge erwachſenen Anfprüche vor '- 
diesfeitigen Gerichten Recht geben wolle. Durch den Wegzug verlint ie 
Auswandernde das Staatsbürgerrecht für fi und feine mit ihm wegziehe 
Gattin und Kinder, 

$. 24. Mer in auswärtigen Staatsdienft ohne einen auf fein In 
hen zugeftandenen Worbehalt des Stuatsbürgerrechtes eintritt, wicd deſſche 
verluftig. Iſt Hingegen mit landesherrlicher Bewilligung bei dem Werwı 
in. einen fremden Staat das Staatsbürgereeht in dem Fuͤrſtenthume vex 
halten, und zugeftanden worden; fo muß der MWegziehende allen ſtaatede 
— Pflichten bei DVerluft der Bewilligung in jeder Hinſicht Gemiz 
leiſten. 

9. 25. Jeder Landesangehoͤrige maͤnnlichen Geſchlechtes iſt verbun 
ſoweit nicht: eine geſetzliche Ausnahme für ihn beſteht, an der ordentliän 
Kriegsdienftpflicht Antheil zu nehmen, und der Mititairauswahl fih zu m 
terziehen. Die Stellvertretung wird unter Beobachtung der gejeslihen Tr 
ſchriften geftattet. In außerordentlihen Nothfällen ift jeder Waffenfadh 
zus Vertheidigung des Waterlandes verpflichtet. 

8. 26. Niemand foli feinen gefeglichen Richter entzogen werden. 

$. 27. Alle Bermögensconfiscationen find aufgehoben. Es kam 
doch die Gonfiscation einzelner Sachen, welche ald Werkzeug oder Giga 
ftand eines Vergehens gedient haben, oder dienen fönnen, auch kuͤnftig fx 
finden.» 

$. 28. Kein Landeseinwohner darf anders, als in dem durch das“ 
und die Gefege beftimmten Fällen und in den gefeglihen Formen var 
und beftcaft werden. Keiner darf länger ald 24 Stunden über die Ude 
feiner Verhaftung in Ungewißheit gelaffen werden, und dem ordentlichen Ki 
ter ift, wenn bie Verhaftung von einer andern Behörde verfügt wurde,“ 
möglichft Eurzer Zeitfrift von derfelben Nachticht zu geben. 

$. 29. Ausſchließliche Handels und 'Gewerbsprivilegien koͤnnen m 
“in Folge eines Gefeges, oder mit befonderer,. für den ‚einzeinen Fall gu! 
gen Beiflimmung der Stände, ertheilt werden. Dem Ermeffen der Risk 
rung bleibe überlaffen, nuͤtzliche Erfindungen durch Patente zu deren auf 
fchliegliher Benugung bis auf die Dauer von 10 Jahren zu belohnen. 

$. 30. Jeder bat das Recht, über geſetze und ordnungswidriges Dr 
fahren der Landesbehörden, über Verzögerung der Entſcheidung bii bet un 
mittelbar vorgefegten Stelle ſchriftliche Beſchwerde zu erheben, und noͤchiza 
Falls ſtufenweiſe bis zur hoͤchſten Behörde zu verfolgen, Wird die as“ 
brachte Befchwerde von der vorgefegten Behörde. ungegründet gefundei; 
ift letztere verpflichtet, den Beſchwerdefuͤhrer über die Gründe ihres Exkm 
niffes zu belehren. 

$. 31. Jeder Einzelne ſowohl, als ganze Gorporationen find br“ 
get, fchriftliche Beſchwerden und Geſuche an die Ständeverfammtung m 7 
gen, wenn fie ſich in ihren Nechten verlegt oder bedroht halten, Im * 
‚einer Beſchwerdefuͤhrung muͤſſen fie ſich jedoch über die vorgängige Br 
gung des $. 30. ausweifen. . 

$. 32. Gefuche und Anträge einzelner ober ganzer Corporation © 
ben Landtag, hinfichtlich folcher Intereſſen, welche nicht die inner Funde“ 
angelegenheiten betreffen, find unzulaͤſſig. 


Dritter Titel, 
Bon den Kirchen, Stiftungen und. Unterrichtsanfalltt. 
$. 33. Die geiſtliche Gewalt darf in rein geiſtlichen Gegenftändm Ma 
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eligionslehre nicht werden, als in fo weit. da® oberhoheitliche Schug: 
d Auffichtsrecht des Kandesfürften eintritt, wonad) feine Verordnungen und 
efege der Kirchengewalt, ohne vorgängige Einfiht und Genehmigung des 
indesherren verkündet und vollzogen werden dürfen. 
- $. 34. Zu erledigten Kitchenftellen koͤnnen nur Diejenigen gelangen, 
che die ftaatsgefegliche und kirchliche Befähigung ausweifen. | 

Die Ausübung der Patronatrechte ift an diefe Vorfchriften gebunden, 
id unterfteht der landesherrlihen Beſtaͤtigung. Die vorgefegten Behörden 
den zuvor mit ihrem Antrage hierüber gehört werden. 

$. 35. Die Geiftlichen find in Anfehung ihrer rein Bargeichen an 
ngen und Werhältnijfe der weltlichen Obrigkeit untergeben. 

$. 36. Die Beſchwerden über Mißbrauch der Amtsbefugniffe der Geiſt⸗ 
hkeit koͤnnen bei der weltlichen Behoͤrde angebracht werden, welche ſich 
ruͤber mit der Kirchenſtelle benehmen wird. Dagegen gewaͤhrt der Staat 
n. Geijtlichen jede zu ihren Amtsverrichtungen erforderliche geſetzliche Un: 
ſtuͤtzung. 

$. 37. Der katholiſchen Kirche im Fuͤrſtenthume wird ein Kirchen: 
nd zu Beſtreitung ihrer nothwendigen Auslagen für kirchliche Anſtalten 
sgeſchieden werden. 

$. 38. Das Kirchengut und das Vermögen der Stiftungen für Reli: 
ons-, Unterrihts: und Mohithätigkeitsanjtalten kann- unter keinem Vor: 
ınde und feiner Bedingung eingezogen werden. Ueber die Verwaltung ſoll 
? Geſetzgebung verfügen. 

$. 39. Das gefammte Vermögen der Kirche und der Stiftungen wird 
nau nach den Anordnungen der Stiftungsbriefe, und im deren Ermange: 
ng nach ihren urfprünglichen Zwecken verwaltet werden. Nur in dem Falle, 
enn der Zweck nicht mehr erreicht werden kann, ift mit Zuftimmung der 
etheiligten, und in fofern allgemeine Landesanftalten in Betracht fommen, 
er gar Feine DBetheiligten mehr vorhanden find, mit Einwilligung der Land: 
inde, die Verwendung zu ähnlihen Zwecken geftattet. 

$. 40. Für die Unterrihtsanftalten und Den Unterhalt der öffentlichen 
hrer wird zweckmaͤßig gefotgt werden. 


Vierter Titel. J 
Von den Gemeinden. 


$. 41. Die Gemeinden find die Grundlage des Staatsvereins. es 
r Staatsbürger muß daher, . fofern nicht bisher eine Ausnahme beilanden ' 
at, oder kuͤnftig gefeglich bejteht, einer Gemeinde als Bürger oder Beifi iger 
1gehören. Die Ertheilung des Bürger: oder Beiſitzrechtes fegt die vorgän- 
ge Erwerbung dee Staatsbürgerrechtes voraus. Saͤmmtliche zu einem Amte 
‚hörige Gemeinden bilden den Amtsverband, 

Die Veraͤnderung der Autsbezirke iſt der Staatsregierung vorbehalten, 
doch nur in fo weit, daß Fein einem andern Amte zuzutheilender Ort von 
m neuen Amisſi ige mehr als ‚vier Poftfiunden entfernt feyn darf, 

42. Die innere Verfaffung der Gemeinden wird durch ee. — 
eres Geſeb geordnet werden, welches auf folgenden Grundlagen. bex 
a) freie Wahl der Vorjteher, vorbehaltlidy des — Rt Na Sr 

gierung ; 

b) feibftftändige Verwaltung des Vermögens und der ortlichen „EN ae 
. unter Oberaufficht der Regierung, in Beziehung ug Se 
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haushalt, Schuldentilgung und Goncurrenz zu Schulen und Ins 
zeianftalten 5 | | 
ce) das Recht der Gemeinde, Bürger und Beifiger aufzunehmen, m 
Vorbehalt der gefegmäßigen Entfcheidung der Staatsbehörden in hi 
. gen Fällen; | 
d) das Nechtsverhältniß der Gemeinden als moralifche Perfonen. 
$. 43. Das BVBermögen und Einfommen der Gemeinden fann um 
Eeiner Vorausfegung zu dem Staatsvermögen eingezogen werden. 
6. 44. Keine Staatsbehörde ift befugt, über das Eigenthum de & 
‚ meinden mit Umgehung oder Hintanfegung der Ortsbehoͤrden zu verfügen. 
$. 45. Weder der ganze Amtsverband, noch einzelne Gemeinden — 
len mit Leiftungen und Abgaben befchwert werden, wozu fie nit mis 
allgemeiner Gefege, oder befonderer Rechtätitel verbunden find. - 
$. 46. Was nit auf oͤrtliche Bedürfnifje der Gemeinden oder 
Amtsverbandes, fondern zu Erfüllung allgemeiner Landesverbindlichkeitn 7 
verwenden ift, kann nur auf das gefammte Land vertheilt werden. 


Fünfter Titel. 
Von den Staatsdienern und von Ausübung der Stau 
gewalt. 

47. Die Staatödiener werden von dem Randesfürften ernannt, = 
zwar nad) eingeholtem Antrage der vorgefegten Collegien, wobei jeleim! 
alle Bewerber aufzuzählen find. Wo befondere Rechte eine Ausnahm 
die Ernennung begründen, fteht den Landesfürften das Beſtaͤtigungstecht 

$. 48, Niemand kann ein Staatsamt erhalten, ohne zuvor geſche 
Big geprüft und für tüchtig erkannt zu ſeyn. KLandeseingeborne find bei 
cher Züchtigkeit vorzugsweife vor Fremden zu berüdfichtigen. 

Die Mitglieder der hoͤchſten Landesbehoͤrde ernennt der Landesfuͤrſt =: 
eigener freier Entſchließung, ohne hiebei an vorftehende Befchräntungen 5 
bunden zu fepn. | 

$. 49. Kein Staatsdiener, der ein Richteramt bekleidet, kann aus ® 
gend einer Urſache ohne richterliches Erkenntniß feiner Stelle entfegt, eat⸗ 
fen, oder auf eine geringere Dienftftelle verfegt werden. Durch ein befon“ 
res Geſetz foll feftgefegt werden, in wiefern diefe Beftimmung binfihtlih ® 
übrigen Staatsdiener Ausnahmen erleidet, und welche Normen in Baziedı 
auf die fonfligen Verhäftniffe der Staatsdiener in Anwendung kommen. 

$. 50. Alle von dem Landesfürften ergebende Verfügungen, mi“ 
die Staatsverwaltung betreffen, müffen von einem der oberſten Staatsde 
ten mit unterzeichnet feyn, welcher dadurch für ihren Inhalt verantwardiä 
wird. | 

$. 51. Auf gleiche Weife find auch alle Übrige Staatsdienn S 
Behörden in ihrem Wirkungskreife, fomweit er die Staatsvermaltung ken 
verantwortlich; fie haben bei eigener WVerantwortlichkeit nur die ihm tr 
den geeigneten Stellen in der ordnungsmäfigen Form zukommenden Int 
Jungen zu beobachten. 

Sind fie im Zmeifel, ob die Stelle, welche ihnen einen Auftres " 
theifte, dazu competent fen; fo haben fie dariiber bei ihrer vorgefegten Dr 
börde anzufragen, fo wie ihnen auch obliegt, wenn fie bei dem Sjmhalte © 
ner höhern Verfuͤgung Anftände finden, folhe auf geziemende Weile, w 
unter Vermeidung jeder nachtheiligen Verzögerung, der verfügenden Ei 
u. im Falle eines beharrenden Beſcheides aber die Verfügung 7 
efolgen. 
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$. 52. Der Landeöhere vertritt den Staat in allen feinen Verhäft: 
niffen gegen auswärtige Staaten. Es kann jedod durch Verträge mit Aus: 
märtigen Eein Theil des Staatsgebietes und ded Staatseigentbums veräußert, 
keine neue Laſt auf das Fürftenthum und deffen Angehörige übernommen, 
und kein Landesgefeg abgeändert oder aufgehoben, auch ‚keine Verpflichtung, 
welche den Rechten der Staatsbürger Eintrag thun würde, eingegangen wer⸗ 
den, ohne daß die Zuftimmung der Landftände vor dem Abfchluffe einge: 
holt und gegeben worden if. Bon diefer Zuftimmung find aber die bereits 
mit auswärtigen, Staaten gefchloffenen Verträge für ihre vertragsmäßige 
Dauer ausgenommen. 
$. 53. Alle Subfidien und Kriegscontributionen, fo mie andere ähns 
liche Entfhädigungsgelder und fonftige Ermwerbungen, weldhe dem Landesfür: 
fien zu Folge eines Staatsvertrags, Bündniffes, Krieges, und überhaupt in 
feiner Eigenfhaft als Landesherr zu Theil werden, find Staatseigenthum. 
$. 54. - Ohne Beiſtimmung der Ständeverfammlung tann- kein Gefeg 
gegeben, aufgehoben, abgeändert, oder authentifch erläutert werden. Dieſel⸗ 
ben -Biftimmungen finden aud bei den Gefegen über das Landespolizeimes 
fen Statt. | ni 
$. 55. Der Landesherr hat das Recht, ohne Mitwirfung der Stän- 
deverfammlung die zu WVollftredung und Handhabung der Geſetze erforderliz 
chen Verordnungen und Anftalten zu treffen, und in dringenden Fällen zur 
Sicherheit des. Staats das Möthige vorzukehren. Durch folche Vorkehrun⸗ 
gen darf jedoch feine Verfaffungsbeftimmung abgeändert oder aufgehoben wer— 
den; auch bleibt der contraſignirende Staatsbeamte dafür verantwortlich, daß 
das Staatdwohl die Eile geboten habe. Wenn die Vorkehrungen noch fort— 
beftehen, müffen fie der naͤchſten Ständeverfammlung zur Beiftimmung vor: 
gelegt werben. 
$. 56. Die Gerichte find innerhalb der Grenzen ihrer gefeglichen Wirk: 
famkeit unabhängig von aller Einwirkung durch die Regierung. 
"8. 57. Der Fiseus hat vor den ordentlichen Gerichten Recht zu ge 
ben, und zu nehmen. oo. | 
$. 58. Keinem Bürger, der ſich durch einen Act der Staatögemalt 
in feiner auf einem befondern Titel beruhenden Privatrechte verlegt glaubt, 
kann der Weg zum Richter verfchloffen werden. I 
8. 59. Die Berufung an dem oberften Gerichtshof, oder an eine aus: 
waͤrtige Suriftenfacultät darf unter Beobachtung der gefrglihen Vorſchriften 
Niemandem erſchwert oder gehindert werden. | 
5 60. Dem Landesheren ſteht das Necht der Begnadigung und Abos 
ition, mit Ausnahme der im Tit. 12. 8.195. beftimmten Falle, zu; ber: 
elbe wird, aber bei Ausübung diefer Rechte darauf Ruͤckſicht nehmen, daß 
»em Anſehen und der Wirkſamkeit der Strafgeſetze nicht zu nahe getreten 
verde. 
$., 61. Alle Gerichtöftellen haben ihren Entiheidungen und Urtheilen 
Sründe beizufügen. | 
$. 62. Dem Landeshern ſteht innerhalb der bundesmäßigen Verpflich⸗ 
ung die Verfügung über das Militair, Über die Formation deſſelben, über 
‚ie Disciplinarverwaltung, und das Recht zu, alle den Kriegsdienft betref: 
ende Anordnungen zu erlaffen. Die Zahl der zur ordentlichen Ergänzung 
es Bundescontingents jährlich erforderlichen Mannſchaft wird mit den Stän- 
en verabfihiede. Die zu bdiefer Ergänzung erforderlichen, und nad) den 
Bundesgefegen jährlich vorzunehmenden, Aushebungen koͤnnen von den Stan: 
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ben auf erfolgenden Ausweis nicht verweigert werben. Aushebungen zu De 
mehrung des Militdird über das bundesbefchlugmäßige Erfordernif hin 
die Auswahlerdnung, die Übrigen Landesvertheidigungsanftalten, die bir 
lichen Werhältniffe der unter dem Militair befindfihen Staatsangehiris 
find Gegenftände der Gefeggebung. 

d. 63. Für die Regulirung der Militairpenfionen und Imvaliden 
halte wird durch ein Gefeg geforgt werden. | 

8. 64. Beränderungen in der Drganifation der Staatsbehoͤrden, = 
unter Dienft= und Gefchaftsordnungen, auch Disciplinarverfügungen wi 
gehören ($. 55.), Fönnen nur auf dem Wege der Gefeggebung vorzms 
men werben. 

Sechster Titel. 


Bon dem Wirkungskreife der Landflände. 


$. 65. Die Landftände find das gefegmäßige Organ der Gelamm 
heit der Staatsbürger, und als foldyes berufen, deren Rechte im Berbaltel 
zue Regierung nad) den Beſtimmungen der Berfaffungsurkfunde gelten x 
machen, und das allgemeine Wohl des Fürften und des Landes mit ti 
Anhänglichkeit an die Grundfäge der Verfaffung möglichft zu befördern. 

$. 66. Die Wirkfamkeit der Stände hat ſich vorzüglich auf folgeh 
Gegenftände zu erftreden: 

a) auf die verfaffungsmäßige Mitwirkung zur Gefesgebung, 

b) auf die Steuerbewilligung, 

c) auf die Mitwirkung bei der Militairaushebung (Tit. 5. $ 62.), 

d) auf die Mitwirkung bei der Landesfinanzverwaltung, 

e) auf das Recht ter Belchwerden und Anträge, in Beziehung = 
Staatsverwaltung überhaupt und im inzelnen, und auf das Rt! 
der Anklage wegen Berfuffungsverlegungen. 

$. 67. Die Gefegesentwürfe werden nur von dem Landesfürften = 

die Ständeverfammlung gebracht. Verweigert diefe die Beiftimmung; fo ku 
der Entwurf auf demfelben Landtage, ohne weſentliche Abänderung, nic 
mehr in Antrag gebracht, werden. | 

Den. Ständen ſteht /es zu, im Wege der Vorftellung auf neue Geſch 
fo wie auf Abänderung oder Aufhebung der beftchenden anzutragen. 

$. 68. Ohne Beiftimmung der Stände können weder Directe neh = 
directe Steuern, noch irgend eine fonftige Kandesabgabe oder allgemeine te 
fung, fie habe einen Namen, welchen ſie wolle, ausgefchrieben und ae 
ben werden. Diefer Beiftimmung ift bei dem Steuerausfchreiben ausdwi 
lich zu erwähnen. 

Auch die Art der Umlegung und DVertheilung aller öffentlichen Ih: 
ben und Leiftungen auf Perfonen und Gegenftände, fo wie die Erhebten 
meife, erfordern die ftändifhe Beiftimmung. 

Die Bewilligung der Abgaben und Feiftungen darf nicht an Beim 
gen geknüpft werden, welche nicht das Wefen oder die Verwendung derſchen 
unmittelbar betreffen. Abgaben und Reiftungen, welche zu Erfüllung eie 
meiner Bundespflichten erforderlich, und in dieſer Beziehung genuͤglich au 
geroiefen find, dürfen nicht verweigert werden. | 

Wenn die Steuerbewilligung in ſolchen Fällen verweigert, oder mm d 
dinge gegeben werben wollte; fo bleibt der Landesfürſt zu Ausfcheribung be 
erforderlichen Steuern, ohne andere Mitwirkung, beredjtiget, und es if = 
lein deren zweckmaͤßige Verwendung in der Folge nachzuweiſen. 

Die Steuerverwilligung gefhieht in der Regel von einem 0 
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Landtage zum andern, wenn nicht wegen eines zeitlichen außerordentlichen 
Beduͤrfniſſes eine Abgabe auf kuͤrzere Dauer bewilliget iſt, oder ſolche Auf⸗ 
lagen mit Staatsvertraͤgen in Verbindung ſtehen, die auf laͤngere Dauer 
geſchloſſen ſind, in welchem Falle fie vor Ablauf des Vertrags nicht geaͤn— 
dert werden koͤnnen. 

$. 69. In Beziehung auf die Landes: Sinanzverwaltung ift den Ständen 

a) für die nachfolgende Finanzperiode ein Voranſchlag Über fämmtliche 
Einnahmen und Ausgaben mit möglichfter VBolftändigkeit und Genau: 
igkeit zue Prüfung und Beiſtimmung zu übergeben, mit welchem der 
Antrag auf die zu erhebenden Abgaben zu verbinden ift. 

b) Bezuͤglich der vergangenen Finanzperiode ift eine genaue Nachmweifung 
über die nah Maßgabe des Boranfchlages gefchehene Verwendung der 
bewilligten und erhobenen Abgaben von der Regierung mitjutheilen, 
vorbehaltlich der nachträglichen Genehmigung von gerechtfertigten, und 
des Ruͤckgriffs gegen die Schuldigen bei nicht gerechtfertigten Ueber: 
fchreitungen. 

c) Die Stände haben, in Webereinflimmung mit dem Landesfürften, über 
die Activen der Landescaffe zu verfügen. 

d) Eie haben da8 Recht, mit landesherrlicher Genehmigung zu Dedung 
außerordentliher Bedürfniffe die Aufnahme von Anleihen auf die Lan- 
descafjfe zu bemilligen, fo daß ohne ihre Bewilligung feine die Staats: 
ſchuld vermehrenden Darleihen aufgenommen, noch andere die Landes: 
caffe befchwerende, und nicht durch den bereits genehmigten Etat her: 
beigeführte Verpflihtungen und Verträge eingegangen werden follen. 

Bei Rüftungen zu einem Kriege und während der Dauer eines 
Krieges kann der Landesfürft zur fchleunigen und wirkfamen Erfüllung 
feiner Bundespflichten, auch vor eingeholter Zuſtimmung der Stände, 
gültige Landesanleihen machen, oder Kriegsfteuern ausfchreiben. Für 
diefen Fall wird jedoch ungefäumt eine Nachmweifung über die Verwen⸗ 
dung der Gelder der Ständeverfammlung mitgetheilt, und biefelbe in 
außerordentlichem Wege, fobald nur immer möglich, einberufen werben. 

e) Zu Befegung der Kandescafjirerftelle werden von den Ständen dem fans 
desheren geeignete Perfonen zur Auswahl und Ernennung vorgefchla: 

‚gen. Die Inſtruirung gefchieht gemeinfchaftlich. 

$. 70. Die Stände find berechtiget, in Beziehung auf Mängel und 
Mißbraͤuche, die fi in der Landesverwaltung oder Rechtspflege ergeben, in 
Folge Beſchluſſes Vorftelungen und Beſchwerden dem Landesfürften vorzu: 
:gen, und auf deren Abftellung anzutragen. Die in folhen Fällen verlang- 
en actenmäßigen Aufihlüffe werden niemals verweigert werden. 

Sie find befugt, Beſchwerden und Borftellungen einzelner oder ganzer 
'orporationen wegen widerrechtliher Verlegung ihrer nterefien und Be— 
ruͤckung anzunehmen, und an den KLandesfürften zu bringen, (Kit. 2. 
. 31. und 32.) wenn nachgewieſen iſt, daß die Befkhmwerbeführer die ge⸗ 
slichen Wege bei den Landeöftellen vergeblich eingefchlagen haben, und die 
jefchwerde jelbft mac eingehofter Auskunft bei der oberften Landesbehoͤrde 
s begruͤndet erſcheint. 

Auch jeder Abgeordnete kann foldhe Beſchwerden annehmen, und der 
tändeverfammlung zur Befhlußfaffung vorlegen. 

Beſchwerden gegen einzelne Staatsdiener, namentlich wegen Verlegung 
er Berfaffung (Fit. 12. $. 192., Tit. 5. $. 51.), Veruntreuung öffentli- 
w Gelder, Erpreſſung, Beſtechung oder gröblicher Hintanfegung ihrer Amte: 
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pflichten, können die Stände entweder unmittelbar an den Landesfuͤrſten bei 
gen, oder an die competenten Gerichte im Wege fürmlidyer Klage gelang 
laſſen. Die erfolgte Abftellung der Beſchwerden, oder das Ergebniß der Un: 
terfuchung wird der Ständeverfammlung oder dem Ausfhuffe eröffnet wer: 
den. Eben fo werden der Ständeverfammlung auch die Entſchließungen übn 
die von ihr vorgelegten MWünfche und Anträge mitgetheilt. 

$. 71. Die Mittheilungen zwiſchen der Ständeverfammlung umd da 
Regierung gefchehen durdy die oberfte Kandesbehörde, oder deren Commiffir 


Siebenter Titel. 


Von ben landesfürftlihen Domainen und dem Staatshauf 
halte. 
$. 72. Die zum Fürftenthume gehörigen Domainen des jegt regie 
enden fürftlihen Haufes werden ald wahres Stamm» und Fideicommiswr 
mögen bdeffelben unter nachfolgenden Beftimmungen anerkannt. 
$. 73. Der Ertrag diefer Domainen und ihrer Zugehörden fol ver 
zugsweiſe für die Bedürfniffe des fürftlichen Haufes und Hofes verwenk. 
werben. 
$. 74. Durdy eine Uebereinkunft mit den Ständen foll feſtgeſetzt merdr 
a) was als Beftandtheil des Domainenvermögeng zu betrachten ift, 
b) weldye Ausgaben aus dem Ertrage deſſelben zu beftreiten, 
c) welche Leiftungen auf die Hauptlandescaffe zu überweifen find, und 
d) was, bei der Unzulänglichkeit des Domainenertrags, für die Beduͤrfniſſe 
des fürftlichen Haufes und Hofes aus den Mitteln des Landes bes: 
tragen werden fol. 
$. 75. Der Ertrag ber Hoheitsrechte wird der Hauptlandescafle — 
gewiefen. 
$ 76. In foweit die Bedürfniffe der Landescaſſe nicht aus ann | 
Einnahmen berfelben beftritten werden Eönnen, ift der weitere Bedarf dark | 


) 





directe oder indirecte Abgaben, welche zu dieſer Caſſe bezogen werden, i: 
deden. 

$. 77. Die Veränderungen in der Finanzverfaſſung des Landes, |: 
wohl hinfichtlih der Einnahmen, als der damit verbundenen Ausgaben, tur 
ten vom 1. Mai d. J. an in Wirkfamkeit, und die diesfalfige Liquidatie 
zwifchen der fürftliheniHoflammer und der Hauptlandescaffe hat, unrüdjicr 
ih auf den Zeitpunct des endlichen Abfchluffes der näheren Uebereinkurf: 
von diefem Zermin an Statt zu finden, 

Die Hoftammercaffe bleibt aber bis zum Abfchluß der Ueberrinkur 
($. 74.) im Befig von drei Wiertheilen des reinen Ertrags der Zoll: uni 
Salzgefälle, und beftreitet hieraus auch in fo lange die bisher geleifteten Ad⸗ 
gaben auf die öffentliche Verwaltung. 

$. 78. Bei Veräußerungen oder. Belaftungen des fürftlichen ans 
und Fideicommisvermögens, wozu nady den Hausgefegen ber agnatifche= | 
ſens eingeholt werden muß, ift auch die Zuſtimmung der Stände erforderi 

Die Mitwirkung der Stände in Betreff der Verwendung und Bern 
tung ber Domaineneinfünfte, welche jedoch nur fo lange, ald ein Zufc 
von dem Lande vertragsmäßig vorbehalten bleibt, einzutreten hat, wird dı 
die befondere Uebereinkunft ($. 74.) näher beftimmt werden. 


| Achter Titel. | 
Beftellung der Abgeordneten durch Ernennung ode Wa 


$. 79. Für das Fürjtenthum befteht rine allgemeine Stindverfa, 


4 
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lung, an welcher alle Theile deffelben nad) Maaßgabe der Verfaffung Theil 
nehmen. 

$. 80. Die Ständeverfammlung wird zufammengefegt. 

a) aus den fürftlihen Standesherren oder ihren Abgeordneten ; 

b) aus einem Abgeordneten der Geiftlichkeit; 

c) aus 1% Abgeordneten der aus fämmtlichen Gemeinden - Fuͤrſten⸗ 
thums gebildeten fieben Wahlbezirke. 

$. 81. Jedem der beiden fürftlihen Standesherren ſteht das Recht 
zu, ihr Stimmrecht auf dem Landtage perſoͤnlich auszuüben, oder einen Ab: 
geordneten in ihrem Namen zu dem Landtage zu fenden. 

Der Abgeordnete muß jedoch die nämlichen perfönlichen Eigenſchaften 
beſitzen, welche durch gegenwaͤttige Verfaſſung $. 95. von einem Abgeordne⸗ 
ten gefordert werden. 

$. 82. Der Geiſtlichkeit ſoll das Recht zuſtehen, einen Abgeordneten 
zu waͤhlen. Die Ernennung deſſelben geſchieht durch die Wahl ſaͤmmtlicher 
in den drei Ruralcapiteln Sitz und Stimme fuͤhrenden Geiſtlichen nach der 
ſich ergebenden relativen Stimmenmehrheit, wobei jedoch wenigſtens ein Bier: 
theil aller Stimmen erforderlih if. Dee Gewählte muß im Befige einer 
ſtaͤndigen Kirchenpfrunde inner Landes und fonft mit den Eigenfchaften be: . 
gabt ſeyn, welche die gegenwärtige Verfaſſung von einem Abgeordneten 
fordert. 

$. 83. Die Wahlftimmen der Stimmberedhtigten find in Stimmzet: 
en, welche aus NRüdfiht auf die Stellvertretung zwei Namen enthalten 
nüffen, verfchloffen und mit einem Umſchlage verfehen, auf melchem der 
Name des Stimmenden fteht, an den Decan des Ruralcapitels einzufenden, 
nd von biefem an den, dem natürlihen Alter nach dälteften, Decan als, 
Wahlcommiſſair, nebft einem Verzeichniß aller ftimmgewährenden Kirchenftel: 
en, und der zur Zeit beftehenden Vacaturen im Gapitel, zur Vergleichung 
nit den eingegangenen Stimmzetteln, zu befördern. 

Sm Falle der Verhinderung tritt der nächft ältefte Decan als Wahl: 
ommiſſair ein. 

$. 84. Die drei älteften Geiftlihen, wovon jedes Ruralcapitel einen 
ı ftelen hat, find bei der Eröffnung der Stimmzettel ald Urkundsperfonen 
yätig. Im Falle ihrer Verhinderung treten diejenigen ein, bie in bem na: 
irlichen Alter ihnen zunächft folgen. 

Die Eröffnung der Stimmzettel wird von ben Urfundsperfonen in Ge: 
nmwart des Wahlcommiffaird in der Art vorgenommen, daß die mit bem 
tamen der Stimmenden verfehenen Umſchlaͤge eröffnet, und die Stimmzet: 
[, ohne fie einzufehen, in eine Urne geworfen merden, wobei der Name 
8 Stimmgebers aufgezeichnet wird. 

Die fo aufgezeichneten Stimmgebungen werden mit ben Berzeichniffen 
rt Decane und den Umfchlägen verglichen, und fodann wird zur Eröffnung 
r eigentlihen Stimmzettel gefhritten. 

Wer hiebei die meiften Stimmen erhält, ift Abgeordneter, und derje: 
nige, der nad diefem die meiften Stimmen, melde jedoch gleichfalls ein 
iertbeil betragen müfjen, erhalten hat, ift Stellvertreter. Bei Stimmen: 
sichheit entfcheidet das Loos. Das Wahlprotocoll, welches ver betreffende 
ıpitelsfecretair führt, enthält die Stimmenzahl mit Aufführung der einzel: 
n Wahlſtimmen, und wird der Megierung vorgelegt, welche das Ergebnif 
' Mahl, wenn berfelben fein gefegliches Hinderniß entgegen fleht, durch 
5 Wochenblatt‘ bekannt macht. j 
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Zugleih wird dem Gemählten von ber Wahlcommiffion eine Ute 
über das Reſultat der Wahl ausgefertiget, und von dem Wabhlcommit 
den Urkundsperfonen und dem Protocollführer unterzeichnet, | 

Wird die Wahl nad) $.106. für nichtig und ungültig erklärt; fo v 
ungefäumt eine zweite Wahl vorgenommen, Wenn aber der rg 
Wahl nidyt annehmen kann oder will, oder fein Austritt während des ! 
tags erfolgt; fo tritt der Stellvertreter ein, 

$. 85. Die Abgeordneten der einzelnen Wahlbezirke werden durch 
männer ernannt, welche theils aus der höchftbefteuerten Claſſe der On 
ger, theils durch die freie Wahl der gefammten Bürgerfchaft beftelt > 
den. Se auf zehn Bürger einer Gemeinde, wobei audy die ruhenden ° 
gerrechte in Anſchlag kommen, wird ein MWahlmann berechnet, fo dei 
120 Bürger 12 Wahlmänner aufzuftellen find. Hiebei wird jede } 
welche 5 überfteigt, für vollftändig, und jede nicht über 5 betragenk : 
zahl als gar nicht vorhanden angenommen, fo daß auf 16 Bürger 2, 
25 Bürger aber auch nur 2 Wahlmänner zu ernennen find. 

$. 86. Die Hälfte der aus einer Gemeinde zu ftellenden Wahır 
ner wird aus denjenigen Bürgern zufammtengefegt, welche zur Zeit der: 
zunehmenden Wahl die hoͤchſte directe Staatsfteuer, fev e8 aus eigenem ı 
nugnießlihem Vermögen, an die Landescaffe zu entrichten haben ; die ar 
Hälfte roird durch Wahl ernannt. 

Bei unyerader Zahl der Wahlmänner wird die größere Hälfte au | 
Höcftbefteuerten genommen. 

6. 87. Alle einzelnen Höfe und Ortfchaften, welche eine eigene © 
tung bilden, ftellen audy eigene Wahlmänner auf. Sind nicht mer 
drei: ftimmfähige Bürger, oder deren weniger vorhanden; fo tritt ent 
der einzige Hofbefiger ald Wahlmann ein, oder es beftimmt unter Mit- 
freie Uebereinkunft, oder das Loos den Wahlmann. 

Mehr als drei ftimmfähige Bürger flellen einen Wahlmann, und 
das einemal den Höchftbefteuerten, das andremal einen Gemwählten. 
als eitf Bürger ftellen 2 Wahlmänner, den Hoͤchſtbeſteuetten und einen 
wählten. 

$.. 88. Die Ausfcheidung der Höchftbefteuerten gefchiebt durch den Ci 
vorfteher in Vereinigung mit dem Ortsgerichte und Ausſchuſſe auf die Gm 
lage der, Steucrrodel, und wird vor Eröffnung des Wahlacis der Em 
befannt gemacht. 

Jedem Betheiligten bleibt im Kalle vermeintlicher Benachtheifigung' 
Berufung an die betreffenden Gerichtsftellen vorbehalten, welche zu bir 
ver Befchleunigung folcher Proceffe verpflichtet find. 

"Zur Zeit der Wahl ift fih an das zulegt erfolgte Erfenntnig zu d 

$. 89. Die Ernennung der duch die Wahl zu beſtellenden 
männer erfolgt mittelft Abftimmung fämmtlicher hiezu einberufener 
ger. Hiebei find ohne Unterfhied ſowohl ftimmfähig als wählbar al: 
bürger, welche 

a) das 2öfte Lebensjahr zuruͤckgelegt haben, 
b) im Mohnorte ald Bürger angefeffen find. 
Nur allein ftimmfähig, nicht aber wählbar find: i 
c) Wittwen und Waifen, welche im Befige eines Activbuͤrgerrechte 
befinden; Erftere durch ihre Söhne, Legtere aber durch Brüder, 1 
beide das vorfchriftsmäßige Alter befigen (Lit. a.) 
Weder ftimmfähig noch wählbar find: 
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a) die ſchon durch den Steuerbetrag zu Wahlmännern Berufenen, 

b) bloße Hinterſaſſen, Schußgenoffen und dergl. 

c) diejenigen, welchen die freie Wermögensverwaltung wegen Verſchulden 
nicht zufteht, oder welche wegen Verſchulden -von der Ausübung des 
Stimmrechtes bei Gemeindsverfammlungen für beftändig, oder zur Zeit 

der Mahl ausgefhloffen find. 

Wenn Semand in mehreren Gemeinden Bürgerrecht und befteuertes 
Bermögen befist; fo ift er in allen diefen Orten wählbar, darf aber fein 
Stimmrecht nur in einer Gemeinde nad) eigener Wahl ausüben, 

$. 90. Die Abftimmung über die zu ernennenden Wahlmaͤnner ges 
Ihieht unter der Leitung des Drtsvorfteherd mit Zuziehung von 2 Urfundes 
perfonen, wovon die eine aus dem Gerichte, die andere aus dem -Bürgers 
wusſchuſſe zu wählen ift. 

Die Stimmen werden im Durchgange von jedem Ortsbuͤrger einzeln, 
md fogleih für fo viele Wahlmänner abgegeben, ald durch die Wahl aufs 
uſtellen find; Bevollmaͤchtigung darf keine Statt finden. 

$. 91. Für die Wahl entfcheidet relative Stimmenmehrheit, und bei 
Stimmengleichheit das Loos. 

Die Lifte der ſaͤmmtlichen MWahlmänner, fowohl derjenigen, welche we— 
ven der Größe des Steuerantheils eintreten, als der Gewählten, wird von 
em Drtsvorfteher und den Urkundsperfonen unterzeichnet, fogleih nad) dem 
Bahlacte der verfammelten Gemeinde bekannt gemacht und dem Amte vor= 
jefegt, welches Bericht darüber an die Regierung erflattet, wenn ſaͤmmtliche 
Bahlmänner feines Amtsbezirkes beftellt find. 

$. 92. Der Wahlkoͤrper erneuert fich bei jeder neuen Mahl, welche 
ticht in demfelben Etatsjahre gefchieht, auch nicht blos als Fortſetzung einer 
rühern Wahlhandlung erfcheint. 

. 93. Sind die Verhandlungen wegen Aufftellung der Wahlmänner 
a dem Wahlbezirke ganz bereiniget; ſo wird zu der Wahl der Abgeordnete 
inter Leitung eines von der Regierung zu ernennenden Commiſſairs, weis 
yem die Verhantlungen über Aufitelung der Wahlmänner zugeſtellt werden, 
urch die verſammelten, in einen Amtsort des Wahlbezirks auf einen beſtimm⸗ 
n Tag einzurufenden, Wahlmaͤnner geſchritten. 

Die Vorladung der Wahlmänner ergeht drei Tage vor der Wahl mit 
Jeifügung des Tags und der Stunde der Wahlhandlung. 

Die Wahlhandlung kann nur dann flatt finden, wenn wenigtens drei 
3iertbeile der Wahlmänner des Mahlbezirkes gegenwärtig find. Würden an 
em beftimmten Tage mehr, ald gin Viertheil ſaͤmmtlicher Wahlmänner nicht 
fcheinen; fo haben die Ausbleibenden, foweit fie nicht durch legales Hinder— 
iß, d. di. wegen ärztlich befcheinigter Krankheit, oder wenn häusliche Wer: 
ältniffe nad dem Zeugniffe der vorgefegten obrigkeitlichen Behoͤrde ihre pers 
nliche Gegenwart zu Haufe wefentlih und unentbehrlih machen, abgehal: 
rı worden, bie Koften des zweiten Wahltags zu tragen. Keinem Wahl: 
anne iſt verftattet, feine Stimme an einen andern zu übertragen, oder die 
bſtimmung ſchriftlich einzufenden, 

$. 94. Die Wahlmaͤnner find in Anſehung der auszuwaͤhlenden Ab: 
ordneten nicht auf ihren Wahlbezirk befchränkt; fie Eönnen auch einem, au: 
r dein Wahlbezirke wohnenden, Staatsbürger ihre Stimme geben. 

95. Wer als Abgeordneter wählbar, und zu dem Erfcheinen auf 
m Landiage befaͤhigt ſeyn ſoll, muß folgende Eigenſchaften beſitzen: 
1) er muß Staatsbürger ſeyn, 
III. 35 
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2) das 26ſte Altersjahr erreicht haben, 

3) er muß ſich zu ber chriftlichen Religion ebene, 

4) er darf weder in eine Griminalunterfuchung verflochten, noch durh © 
richtliches Erkenntniß zur Dienftentfegung, oder zur Buchthausiteafe m 
urtheilt worden, oder wegen eines angefchuldigten Criminalverbtehe 
blos von der Inſtanz entbunden feyn; auch foll er 

5) in dem freien Beſitze feiner Vermögensverwaltung ſich befinden, di 
tweder in einem Goncurfe, Schuldverfahren, oder Bevogtung ftchen, = 

6) inner Landes entweder cin beſteuertes Vermögen oder ftändiges Die! 
einfommen befigen. 

8. 96. Die Raͤthe und flimmgebenden Mitglieder der geheimen &= 

ferenz und der Regierung können nicht zu Abgeordneten gemählt wer 

Mirkliche ſtaats- und ſtandesherrliche Bezitks-, Ober: und Lnterbeamte ix 

nen nicht inner des Wahlbezirks, zu welchem ihr Amtsbezirk ganz oder ti 

weife gehört, Geiftlihe nicht in dem Wahlbezirke, toelhem ihe Wohnort « 
gehört, zu Abgeordneten gewählt werben, 

Unter den 14 Abgeordneten der Wahlbezirke darf die Zahl der gemü 
ten: Geiftlihen und Beamten aus allen Dienftclaffen fünf nicht uͤberſte 

Würden mehrere Abgeordnete aus Ddiefen Claſſen gewählt; fo bs 
diejenigen den Vorzug, für welche das Verhaͤltniß ihrer Stimmenzabt zu 
Anzaht der Wahlmänner des Bezirks ſich am günftigften ausſpricht. 
gleichen Verhaͤltniſſen entſcheidet das Loos. 

Ein in zwei oder mehreren Bezirken Gewaͤhlter ſchließt einen ex: 
Gewaͤhlten nur dann aus, wenn feine Stimmenzahlen, zufannenge- 
net, um zwei Deittheife mehr betragen, als die Stimmen des einfad, © 
wählten. 

Erfolgt die Ernennung eines Abgeordneten zu einem Staat3amte, 
wird einem Abgeordneten, welcher zugleih Staatsdiener geiftlichen oder m. 
lichen Standes ift, Beförderung, Gehaltszulage, Zitel oder andere Aufn‘ 
nung verliehen, welche nicht durch ein Gefeg begründet find; fo ift em = 
Mahl vorzunehmen, wobei jedocdy der Austretende wieder gewählt w 
den kann. 

$. 97. Jeder Wahlbezirk darf nur einen Staatsdiener oder Ex 
chen zum Abgeordneten wählen. Iſt wegen Nichtigkeit eine zweite ©: 
nothwendig; fo kann hierbei nur dann ein geiftlicher oder weltlicher Bau! 
gewählt werben, wenn die gefeglihe Zahl nody nicht voll ift, den cin 
Fall ausgenommen, wenn der bei der zweiten Wahl zu mwählende Ber— 
oder Geiſtliche ſchon bei der erften Wahl gewählt war, und diefe nur m. 
formellee Mängel für nichtig erklärt wurde; in diefem Falle concmzit N 
felbe mit den früher Gemählten. 

Die bei Partialerneuerungen gewählten Geiftlihen oder Benmtm, ' 
fern durch fie die gefegliche Zahl überfchritten werden follte, comcumiez = 
unter ſich felbft, und ſchließen Eeinen fchon in der Verſammlung 1 
Abgeordneten aus diefer Glaffe aus. 

$. 98. In jedem Mahlbezirke wird zugleih ein Stellvertreter, " 
Ausflug von Beamten und Geiſtlichen, in einem befondern Wabhlacte 
fo, wie der Abgeordnete felbft gemählt, welcher auch, gleich dem Abgeren 
ten, abfolute Stimmenmehrheit haben muß. 

Zur fid) allein, ohne daß zugleich ein Abgeordneter gewählt wird, — 
feine Stellvertreterswahl ftatt finden. 

Der Stellvertreter tritt ein, wenn ein Gewählter die Wahl nicht = 
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nimmt, ober während bed Landtags feine Entlaffung erhält, wenn er ſtirbt, 
oder die $. 95 gefoderten Eigenfchaften verliert, und endlih, wenn er auf 
längere Zeit bei dem Landtage zu erfcheinen gehindert iſt; im letztern Falle 
edoch nur auf die Dauer des Landtages. 

Die Ständeverfammlung entfcheidet über bie Einberufung des Stell: 
yertreters. 

Bei Nichtigkeit einer Wahl ($. 106.) iſt diefe zu erneuern. 

$. 99. An der für die Wahlhandlung ausgefchriebenen Tagfahrt ver: 
ammeln fi) die einberufenen Wahlmänner an dem ihnen zu bezeichnenden Wahls 
re. Die. MWahlhandlung wird, falls die Wahlmänner in gefeglicher Anzahl 
wrfammelt find, von dem Regierungscommiffaie mit einem angemefjenen, 
doch nur im Allgemeinen abgefaßten Vortrag über die Eigenfchaften eines 
vürdigen Abgeordneten und mit wirklicher Beziehung auf die Anordnungen 
es gegenmärtigen Grundgefeges eröffnet, fodann aber zu der handgelübdlichen 
Berpflidytung der anweſenden MWahlmänner gefchritten. 

Diefelben geloben mit Handſchlag, ihre Stimme nad) eigener Ueberzeu: 

ung ‚für das Beſte des Landes bei der vorzunehmenden Wahl eines Abges 
rdneten zu dem Landtage abzugeben, und daß fie hiezu weder überredet, noch 
'on irgend jemand beauftragt worden, auch ſonſt hiewegen weder etwas er: 
alten Haben, nod annehmen werben. 
8. 100. Das Wahlgefhäft wird durch den Regierungscommiffate uns 
er Beiziehung des Amtsactuars als verpflichteten Protocollführere und dreier 
uch das Loos zu beſtimmenden Wahlmänner aus verfchiedenen Gemeinden 
[8 Urkundsperfonen vorgenommen. 

Seder Wahlmann giebt feine Stimme einzen, ohne daß er von ben 
brigen gehört werden kann, in das Wahlprotocoll, und beftätiget die geges 
ene Abftimmung mit feiner Unterfchrift. 

Wenn zwei Abgeordnete zu wählen find; fo gefchieht es in einem 
Bahlacte. 

Es bieibt dem Abſtimmenden unbenommen, ftatt der mündlichen Ab: 
immung einen Stimmzettel offen oder verfchloffen zu Protocoll abzugeben, 
yelches aber in dem Protocolle ausdrüdlich anzumerken, und die gefchehene 
ebergabe durch den Abgebenden in dem Protocolle unterſchriftlich anzuerken⸗ 
en i 

Gen die Wahl ſelbſt darf Feine Behörde, befonders nicht diejenige, welche 
sit der Leitung des Wahlacts beauftragt ift, durch Empfehlung oder Vor: 
hing einer beſtimmten Perfon oder fonjt fi einmifhen, und die Uebertre- 
ing diefes Verbots ift ald Verlegung der Verfaſſung zu beftrafen. 

Der Negierungscommiffair hat einzig die Erhaltung der Ruhe und Ord⸗ 
ung, auch die vorfchriftmäßige Beurkundung des Wahlacts wahrzunchmen, 

$. 101. Iſt die Abſtimmung vollendet; fo wird der Erfolg derfelben 
ach Maßgabe der Stimmenzahl den verfammelten Wahlmaͤnnern durd den 
degierungscommiſſair befannt gemacht. Die abfolute Stimmenmehrheit ent: _ 
heidet bei der Wahl des Abgeordneten. Hat ſich bei der erſten Abſtimmung 
ne abfolute Stimmenmehrheit nicht ergeben; fo muß zu einer zweiten Wahl 
‚fchritten werden. 

$. 102. Bei der zweiten Abftimmung, wobei nur unter den bereits 
orgefchlagenen gemählt werden darf, entfcheidet relative Stimmenmehrheit, 
ad im Falle der Stimmengleihheit zroifhen zwei Gewählten das Loos, 

Die Loosziehung erfolgt in Gegenwart ſaͤmmtlicher Wahlmänner, und 
enn die Betheiligten nicht perfönticy anwefend find; fo werden durch den 

35 * 


548 Hohenzollern: Sigmaringen. 


Regierungscommiſſair die älteften zwei Wahlmänner als Steltvertreter für Y 
Ziehung beſtimmt. 

Kann eine Wahl nicht an demſelben Tage vollendet werden; fo it ii 
am nächfifolgenden fortzufegen und zu fchließen. 

8. 103. Der zum Abgeordneten Gewählte kann die Stelle ablehnn 
muß aber binnen 10 Tagen von erlangter Kenntniß fich hieruͤber an did: 
gierung erklären. Erfolgt Eeine Erklärung; fo ift die Wahl angenemma 
Mer eine Wahl angenommen bat, Eann nur in Folge von Gründen wı 
der Ständeverfammlung entlaffen werden. 

Der Urlaub für Staatsdiener, fo weit fie nad $. 96. zu Abgeormtı 
geroählt werden koͤnnen, wird, wenn nicht fehr erhebliche Gründe entwe 
jtehen, von dem Landesfürften bewilligt werden. . Die Gründe der Ver! 
gerung, wenn folche erfolgen muß, werben im "Allgemeinen ber Stine 
ſammlung mitgetheilt werden. 

Wenn einem Staatsdiener der Urlaub verweigert wird; fo iſt der Ic‘ 
bezirk zu einer neuen Wahl berechtiget. 

$. 104. Wuͤrde der Fall eintreten, daß berfelbe Abgeorbnete von m! 
veren Wahlbezirken gewählt werden follte; fo hat er ſich ebenfalls kim 
10 Tagen zu erklären, aus welchem Wahlbezirke er die Wahl anna 
wolle. In den andern Wahlbezirken haben die Stellvertreter nach | 
einzutreten. 

Sollte fidy ergeben, daß Vater und Sohn zugleih zu Abgeordnetm 
verfchiedenen MWahlbezirken gewählt werben; fo wird, wenn der Vater vi 
aus eigener Entfchliegung zurücktreten will, der Sohn durch denſelbun 
gefchloffen, und muß in dem Bezirke, wo dieſer Sohn gewählt wurde, 
Stellvertreter ſtatt deffelben eintreten. 

$. 105. Sobald der Wahlact vollendet ift, wird das Wahlpten 
‚mit kurzem Beiberichte an die Regierung eingefhidt, dem Gewaͤhlten 
zu feiner Nachweiſung eine Wahlurkunde mit der Unterfchrift ſaͤmmtlicht 
Reitung und Beurkundung der Wahl zugegen gewefenen Perfonen aus; 
tigt, woruͤber berfelbe wegen Wahrung ber Stift ($. 103.) einen Em 
ſchein abzugeben hat. 

$. 106. Sollten bei der Wahl die vorgefchriebenen Formen nit 
achtet worden ſeyn, den Gewählten die gefeglichen Eigenſchaften fehlen. 
fegwidrige Einwirkungen und firafbare Umtriebe flatt gefunden haben; 
die Wahl ungültig und nichtig. Haben ein oder mehrere Michtbefusi| 
Mirftimmende an der Wahl Theil genommen; fo bleibt legtere bemmx! 
tet gültig, wenn die dadurch entftehende Differenz in der Stimmen: | 
ren Einfluß auf die Stimmenmehrheit für den Gewählten bat. Si» 
aber der Fall; fo ift die Wahl nichtig. Bei Partialemeuerungen da & 
deverfammlung prüft ber zuruͤckbleibende Theil als Commiffton die je 
der neu Eintretenden, fo fern twenigftens drei der alten Mitglieder — 
wärtig find, unter Vorſitz des Vorſtandes des Ausſchuſſes. 

Bei einer Integralerneuerung werden die Wahlen in une 
geprüft. 

Die Ständeverfammlung, welcher das Erkenntniß über die Gi 
und Ungültigkeit der Wahlen zukommt, veranlaßt nöthigen Falls wege | 
triebe und gefegwidriger Einwirkungen eine Unterfuhung. durch die © 
lichen Gerichte, welches Recht auch der Regierung, fo wie jedem Be 
ten, zuſteht. 

$. 107. Die Regierung hat eine neue Wahl ſogleich — 
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a) wenn eine MWählhandlung an folchen offenbaren Formfehlern leidet, 
welche ihre Nichtigkeit unzweifelhaft machen ; 
b) wenn der Gewählte feldft erklärt, daß er die gefegtichen Eigenſchaften 
nicht beſitze. 
$. 108, Die Koften ber Wahlhandlung werden aus der Landescaſſe 
erichtiget; fie haben ſich allein auf ein angemeſſenes Taggeld für die Wahl: 
adnner, fo fern folches verlangt: wird, fodann auf die‘ Reife: und Verpfle— 
ungskoſten des Commiſſairs und überhin bei denjenigen, weiche über 4 Peft: 
unden von dem Mahlorte entfernt wohnen, auf mäßige Reifekoften zu be: 
hränten. Das Zaggeld für jene Wahlmänner, die nicht in dem Wahlorte 
bit wohnen, wird vorerft auf vierzig Kreuzer, und auf zwanzig Kreuzer 
te die in dem Wahlorte ſelbſt wohnenden beſtimmt. 
Wird die Wahl wegen eines Verſchuldens nichtig ertlaͤt; fo iſt hin: 
ichtlich des Koftenpuncts fi an den fchuldigen Theil zu- halten. 
$. 109. Der Gemählte ift als Abgeordneter, nicht feiner Committen:. 
n, oder des. einzelnen. Wahlbezirkes, fondern des ganzen Landes anzufehen 
‘3 fann ihm daher aud) feine Inſtruction, an welche er bei * — 
n Abſtimmungen gebunden wäre, zugeſtellt werden. 


Neunter Titel 
Von dem Landtage. en 


$. 110. Die Verfammlung der Ständemitglieder auf vorgegangen: ge: 
smäßige Einberufung bildet den Landtag. 

$. 111. Der Landeshere allein hat das Recht, die Ständemitglieder 
; einem ordentlichen oder außerorbentlichen Landtage zu berufen, ben: ordent: 
hen: oder außerordentlihen Landtag zu fließen, denfelben aus beſondern, 
e Ständeverfammlung mitzutheilenden, Gründen bis auf, drei Monate zu. 
tagen, oder aufzulöfen. 

$. 112. Der Landesherr wird bie Zufammenkunft der Ständeverfamm: 
ng verordnen, fo oft er ſolches zur Erledigung wichtiger, und dringender 
mdesangelegenheiten noͤthig erachtet. 

Die Einberufung zu einem ordentlichen Landtage muß alle drei Jahre 
(heben, und es ift dafür, der Regel nad, der Zeitraum zwilchen den 
. September und 15. November beſtimmt. 

Die gewoͤhnliche Dauer des Landtags wird auf die Zeit von ſechs Re; 
n feftgefteht ; doch fol eine Verlängerung diefes Termine bis auf weitere: 
8 Wochen nicht verweigert werden, falls ſich die Staͤndeverſammiung er- 
it, daß ihre, Gefchäfte noch nicht, beendigt ſeyen. 

$.. ‚113.7 Mac) erfolgter Auflöfung des Landtags foll eine neue. Mapl 
geordnet, ‘und ‚die neuerwählte Ständeverfammlung wieder einberufen wer: 
t. Auch die flandesherrlihen Vollmachten find zu erneuern. n 

Wird aber eing neue Wahl binnen drei Monaten, nad) Aufloͤſumg w 
adtags, und in ſolcher Zeit vorzunehmen, nicht angeordnet; ;.fo gelangen die 
machten der Mitglieder der aufgelöfeten Ständeverfommlung toieder in 
tigkeit, und die Auftöfung iſt als nicht gefhehen zu betrachten. 

In jedem Falle hat die Einberufung der Stände auf- einen Zeitpunct 
erfolgen, welcher von dem Tage der Auftöfüng wie über vier und einen 
ben Monat entfernt‘ iſt, ch“. 


$. 114. Im Falle ‘der Berkohfang Findet keine befondere Eiger 
ait, fondern . die Ständemitgfieber deben ſich auf | den ‚vorher u N Kine, 
aden Zeitpunct zu verſammeln. 


* 
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$. 115. Ein außerordentlicher Landtag ift jedesmal möthig bei am 
Negierungsmechfel, dergeftalt, daß die Mitglieder der Ständeverfammiung I 
ig Tage nach eingetretener Megierungsveränderung eingerufen werden Tel 

Iſt eine Auflöfung vorhergegangen; fo find die Wahlen fo zu beidi« 
nigen, daß die Einberufung längftens auf den fechzigften Tag nad en«z 
tener Regierungsveränderung zu erfolgen hat. 
8 116. Durch einen außerordentlihen Landtag kann bie regeimiä. 
Neihenfolge der ordentlichen Landtage nicht unterbrochen werben. 

$. 147. Außer der in dem gegenwärtigen Verfaffungsgefege bezidr 
ten Ordnung kann ſich der Landtag nicht conftituiren, und auch keine 
gen Beſchluͤſſe faffen. 

$. 118. Alle ber Standeverfammlung zufommenden Rechte Eönnen 1: 
auf dem Landtage in gefeglich georbneter Verſammlung und unter den ©: 
dingungen ausgeuͤbt werden, welche in dem gegenwärtigen Grundgefrge :Ü 
gefprochen find, 

$, 119. Alle Anfoderungen an bie Stinderrfomenlung, welche > 
ihrer Bewilligung abhängen, follen nur auf dem Kandtage und nie auf 
nem andern Wege gemacht werden. | | 

$. 120. Die Wahl der Abgeorbneten geſchieht auf ſechs Sabre. D 
Hälfte der Abgeordneten ber MWahlbezirke wird jedoch nach drei Jahn « 
neuert, und durch neue Wahlen erfegt. Diefer Austritt wird das Erlen! 

burch das 2008, in der Folge aber durch die Reihenfolge bejtimmt. 
2 Jeder Yustretende ift wieder wählbar, 

$. 121. Die Wahl der Abgeordneten Toll nicht früher als ſechs I: 
chen vor der Einberufung der Ständeverfammlung gefchehen. 

Die Einberufung der Ständemitglieber zu einem Landtage erfolgt m 
telft einer landesherrlichen Verordnung in dem Gefegblatte, und bezeichnet “ 
Tag und Ort, an welchem der Landtag fich zu verfammeln bat. Es 
ftatt eines befondern und förmlichen Einberufungsfchreibend jedem Mit 
der Ständeverfammlung ein Abdruck diefer Verordnung gegen Empfanze 
ſcheinigung zugeſchickt. 

$. 122. Auf die ergangene Einberufung haben die Ständemitzlir 
perfönlich zu erfcheinen. 

Eine Uebertragung ihrer Stimme an Andere darf nicht Start finden. 

Im Falle 'gefeglicher Verhinderung hat das betreffende Staͤndewiten 
an die landerherrliche Kommilfion Anzeige zu madhen, und zmar me m: 
lich noch dor Eröffnung des Landtages. Iſt das Hinderniß bleibend; fe m 
der Stellvertreter einberufen werden. (Tit. 8. 8. 98.) 

$. 123. Der Landtag wird von dem Randesfürften in eigener Perl 
ober“ Durch einen‘ Bevollmächtigten deffelden mit angemeſſener Feierlichtein— 
oͤffnet, bobei ſaͤmmtliche) ‚neueintretende. Ständemitglieder folgenden e 
Blase? 

3ch helobe ‚bie Staatsberfaſung zu halten, und in der Schr 
u „fammtung daB unzertrennliche Wohl des xandes fürſten und da 
| „Baterlandee ohne Nebenrüdfichten nach meiner eigenen Lehr: 
„gung au. bebhachten u F 
* led 60 wahr ‚mir, Gou helfe 

"Die erft = der Eröffnung eintretenden Mitglieder ber Einer 
ſammlung werden auf biefen Eid von. dem Directot verpflichtet. - » 

: $: 124, Die eingelnen.: Gefegesvorfhläge werden während der Dir 
des Landtages, und ſobald fie die landesherrliche Beſtaͤtigung — hi 
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ich vorhergegangener Anzeige an bie Ständeverfammlung, in bem Gefesblatte, 
it dee Unterfchrift des Landesfürften und eines verantwortlichen Beamten 
eben, verfündet, ohne daß diefe Bekanntmachung big zum Schluſſe des 
indtags verfchoben wird. Im Falle ‘der nicht gewährten landesherrlichen 
iſtimmung werden die Beweggründe der Ständeverfammlung mitgetheilt 
ben. 

Der vor Beendigung der Sigungen ber Ständeverfammlung zu eröff: 
nde landesherrlihe Landtagsabfchied wird eine Zufammenftellung aller mit 
m Landtage genommenen Abfchlüffe enthalten. 

Die Landtagsabfchieve werden doppelt gefertigt. iu Eremplar wird 
e Megierung, das andere dee Staͤndeverſammlung mitgetheift. 

Die Bekanntmachung der Gefege wird mit Anführung der vorausgegan: 
nen Vernehmung der Regierung und der Zuftimmung des Landtags ge= 
hen. 

$. 125, Der Landtag wird von dem Lundesfürften in eigener Perfon, 
er durch einen Iandesherrlihen Commiſſair, auf eine feierliche Weiſe ge: 
(offen, 

$. 126. Bei der Auflöfung eines jeden Landtags und bei der Entlaf: 
ng eines ordentlichen Landtags muß ein Ausſchuß gewählt werden, wobei 
Ten vorige Mitglieder, fofern fie in der Ständeverfammlung verbleiben, 
eder wählbar find. 

Zu dieſer Wahl wird der Ständeverfammlung jedesmal, auch bei ber 
flöfung, die erforderliche Sitzung nod) geftattet. 

Sollten außerordentliche Umftände ihr unmöglich machen, dieſe Sigung 
ch zu, halten; fo haben die bisherigen Mitglieder oder deren Stellvertreter 
Geſchaͤfte des Ausſchuſſes fortzufegen. 

$. 127. Kein Mitglied der Ständeverfammlung kann während ber Dauer 
; Landtages ohne Einwilligung der Ständeverfammlung verhaftet werden, 
t Fall. der Ergreifung auf friiher That wegen eines peinlichen Verbrechens 
genommen. Sn legterm Falle ift aber die Ständeverfammlung mit An: 
e des rundes von der gefchehenen Verhaftung unverzüglich in Kenntnis 
fegen. 

Wird ein Abgeordneter während ſechs Wochen vor Eröffnung des Land: 
3 in Verhaft genommen; fo iſt dem Ausfhuffe, mit Angabe des Grundes, 
efdumt davon Kenntniß zu geben. 

128. Die Ständemitglieder erhalten aus ber Landescaſſe, neben 
tattung billiger Reifekoften, während der Dauer dis Landtags angemeffene 
iten nach der Beftimmung des $. 177. der Gefchäftsordnung. 

Die ftandeshenilihen Bevollmächtigten haben, fofern die Standesherren 

der Stellvertretung Gebrauch machen, hierauf keinen Anſpruch. 
Zehnter Titel. 
Geſchaͤftsordnung für die Landtage. 

4129. Zu den, in ber Verfaſſungsurkunde feſtgeſetzten, Landtagen, 
ywie auch zu den beſonders angeordneten außerordentlichen Landtagen, verjum: 
a fich nach dother erfolgter landeshetrlicher Einberufung alle Ständemit: 
er. an dem hiezu beſtimmten Orte’ und zu der beſtimmten Zeit. 

430. Die Stelle des Landtagsdirectors vertritt, bis zur landesherrli⸗ 
| ennung ——— das — u... Mitglied der Staͤndeyer⸗ 
mlung. 

Die Stelle des Sectetnire abemimm bie jur Wahl deſſelben, dag zunate 
okundige Ständemitglied. 
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Menu Eeine rechtsfundigen Abgeordneten vorhanden ſind; fo merden \ 
Stellen bezicehungsweife von dem älteften und jüngften Mitgliede ber : 
fammlung eingenommen, 

$. 131. Sedem Mitgliede der Ständeverfammlung ift bei feinem ci 
Eintritte von dem Director ein Abdrud der Berfaffungsurkunde mit fi 
lichen Beilagen zujuftellen. 

Meugewählte Abgeordnete weiſen ſich durch Uebergabe ihrer Wahlurks 
nah Tit. 8. 8. 105. und. die flandesherrlichen Abgeordneten durch eine 
den fürfttichen Standesherren vollzogene und auf die ganze Dauer dit Ci 
tag8 lautende Ernennungsurkunde ($. S1.), der Abgeordnete der Geiltiät 
aber gleichfalls durdy feine Wahlurfunde ($. 84.) aus. 

$. 132. Zur Gültigkeit der nur auf dem angemiefenen Sitzunge 
vorzunehmenden Landtagsverhandlungen wird die Anweſenheit von wmisl 
zwei Drittheilen der Ständemitglieder erfordert. 

$. 133. Die Ständeverfammlung hat vor Allem die Legitimationit 
kunden, die Wahlen und die erforderlichen Eigenfchaften der neueinttetent 
Etändemitglieder, mit Bezugnahme auf die Vorfchriften $. 105. und d. 1 
zu prüfen. 

Die Prüfung gefchieht bei Partialerneuerungen der Ständeverfammim 
durch den zurücbleibenden Theil als Commiſſion, fofern wenigftens dei & 
nicht ausgetretenen Mitglieder gegenwärtig find, außerdem und bei einer J 
tegralerneuerung der Ständeverfammlung in fogleidy zu beftimmenden At 
„ Jungen, weldye über den Erfund in den allgemeinen Sigungen möglidit 
zu berichten haben. 

Keine Abtheilung kann mit * Legitimation ihrer eignen Mitzten 
beauftragt werden.“ Streitige Fragen, Zweifel und Anſtaͤnde, welche ſich ©“ 
die Gültigkeit der Wahlen, über die Wahlfaͤhigkeit der Abgeordneten, = 
über die Zulänglichkeit der Legitimation ergeben, hat die Ständeverfamaiz: 
zu entfcheiden. Bur Abftimmung wird aber erft gefchritten, wenn übe :- 
der Ständeverfammlung bereitd zugefommenen Wahlverhandlungen um l 
kunden ein erfler Vortrag erftattet, und die Zulaſſung der Abgeordneten u 
gefprochen worden ift, deren Legitimationen als richtig befunden, und du 
gefeglihe Eigenfchaften nicht beanftandet wurden. ine Verſchiebung 
Entfheidung bi8 nah Eröffnung des Landtags kann nur dann. flat — 
den, wenn die Legitimation der erforderlichen Anzahl von zwei Dritthei 
bereiniget iſt. 


Die Abgeordneten, beren Zulaſſung beanſtandet wird, mohnen Ö 
Eigungen nicht mehr bei, bis über die Gültigkeit ihrer Wahl entfchieden | 
Jedem Mitgliede ftcht das Recht zu, die MWahlacten und Urkunden rin: 
feben, und Anträge darauf zu gründen, 

$. 134. Der Landtagscommiffair wird dem Director am erſten ds 
ber Verfammlung ſaͤmmtliche Wahlverhandlungen und Protocolle zuftäit 


$. 135. Ueber die. Wahlen und Ernennung der Staͤndemitglieda wi 
nad) erfolgter Berichterftattung fogleidy discutirt und abgeftimmt. Zu 
unterfucht die Ständeverfammlung die Entſchuldigungen der nicht erfchimn 
Mitglieder, und hat diejenigen, deren, Urfadyen nicht gegründet gefunden wi 
den, unter Anberaumung eines beftimmten Termins ſogleich einzubetuſen 

$. 136. Wenn einer oder mehrere Abgeordnete ohne alle, odır iv 
ohne gegründete Entfhuldigung der von der Ständeverfammlung an fi | 
gangenen Einberufung keine Folge !eiftens ‚fo find die anwefenden Sir 
mitglieder, ohne Rüdfiht auf ihre Anzahl, jedenfalls berschtiget und ® 
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pflichtet, nad) Umftänden entweder auf. Koften der Ungehorfamen mittelft 
Communication mit der Negierung neue Wahlen zu veranlaffen, oder auf . 
demfelben Wege die Stellvertreter einzucufen, 

Märe die Anzahl der ungehorfam Ausbleibenden fo groß, daß die Ans 
weſenden nicht einmal zwei Drittheile der Ständemitglisder betragen wuͤrden; 
alsdann haben die Nichterfchienenen und nicht gehörig Entfchuldigten aud) 
noch die Diäten der anweſenden Mitglieder fo lange zu erfegen, bis fich eine, 
zu den Landtagsverhandlungen hinreichende, Anzahl eingefunden haben wird, 

$. 137. Sobald zwei Drittheile aller Ständensitglieder ſich gehörig le— 
gitimirt haben, wählen diefelben nad abfoluter Stimmenmehrheit für die 
Stelle eines Landtagsdirectors drei Candidaten, aus welchen der Landesfürft” 
den Director und defjen Stellvertreter für die Dauer des Landtages ernennt. 

Der ernannte Landtagsdirector ift zugleich Vorſtand des ftändifchen Aus: 
Ihuffes bis zum naͤchſten Landtage. 

Für jeden Candidaten findet -eine befondere Wahl durch Stimmzettel 
ftatt, welche der proviforifche Landtagsdirector, unter Beiziehung von zwei aus 
der Ständeverfummlung durch das Loos zu ernennenden Urfundsperfonen, er: 
öffnet, und nach :vorgängiger Vergleihung und Nevifion das Ergebnif nad) 
jeder Abftimmung der Verfammlung fogleidy bekannt madt. 

Wenn nad. dreimaliger Abftimmung Eeine abfolute Mehrheit für einen 
Candidaten ſich ergiebt; fo kann nur noch unter denjenigen, welche bereits 
Stimmen erhalten haben, gewählt werden. Ergiebt fi) hierauf nad) dreis 
maliger Abftimmung abermal feine abfolute Stimmenmehrheit für einen ein⸗ 
er Candidaten; fo entfcheidet nad der fechiten Abftimmung die relative 

timmenmehrheit und bei Stimmengleichheit das Loos. 

Auf diefe Art wählt die Ständeverfammlung einen erſten und zweiten 
Seetetair. 

Der. proviforifche Landtagsdirector uͤbergiebt der landesfuͤrſtlichen Com⸗ 
miſſion das Wahlprotocoll fuͤr den Vorſchlag der drei Candidaten, und macht 
ſonach die landesfuͤrſtliche Ernennung bekannt, womit ſich ſowohl ſeine als 
die Function des proviſoriſchen Secretairs beendigt. 

$. 138. Die Drdnung der Pläge, welche die Ständemitglieber in den 
Berfammlungen einzunehmen und beizubehalten haben, wird durch das Loos 
beitimmt. 

i MWenn die Standesherren in Perfon auf dem Landtage erfcheinen, neh⸗ 
men fie die erften Pläge nad) dem Landtagsdirector, 

Die Secretaire haben ihre Sitze in der Mähe beffelben. 

Für die landesherrlihe Commiſſion find befondere Sitze beftimmt. 


8. 139. Sobald zwei Drittheile der Ständemitglieder antwefend und“ 
ihre Legitimntionen von der Verfammlung für unbeanftandet erklärt find; fo 
muß die Landtagscommiffion mit dem Bemerken davon in Kenntniß gefegt 
werden, daß zur feierlichen Eröffnung der Ständeverfammlung gefchritten 
werben £önne. 

Die Berichtigung einzelner Wahlhandlungen und mangelhafter Legiti- 
mation fann die Eröffnung nicht hindern. Der Landeshere wird hierauf an 
dem beftimmten Tage den Landtag in hoͤchſter Perfon oder durch einen Bes 
vollmaͤchtigten eröffnen, und hiebei fämmtliche neueintretende 'Ständemitglies 
der zugleich den in 6.123, vorgefchriebenen Eid ablegen laffen. erh ans 
kommende Mitglieder werden von dem Landtagsdirector beeidigt. 

41409, Die Antwort auf die landesherrliche Eroͤffnungsrede wird von 
der Staͤndeverſammlung auf den Antrag einer dazu erwaͤhlten Commiſſion 
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nach vorgängiger Berathung in geheimer Sigung befchloffen, unter Beig 
bung einer Deputation durch den Landtagsdirector dem Fürften uͤberbrach 
und verliefen, oder, wenn. bie Annahme der Deputation nicht ſtatt findm 
kann, der Landtagscommiſſion überfendet. 

$. 141. De Landtagsdirector leitet die Geſchaͤfte ber Staͤndeverſamm 
lung und fuͤhrt den Vorſitz in derſelben. 

Er beſtimmt, wenn die Staͤndeverſammlung feinen Beſchluß daruͤber 
gefaßt hat, die Zahl und Zeit der ordentlichen Sitzungen nach Maaß, Manz 
und Dringlichkeit der Gefchäfte. Bei den Discuffionen, Berathungen um 
Abftimmungen, forgt er für Auftechthaltung der Ordnung. Er eröffnet va 
ſchließt jede Sigung, mobei er. zugleich den Tag der folgenden anzeigt. 

Zu auferordentlichen nicht angefagten Sigungen ladet er durch Gire- 
lare,. wo möglich) am Tage vor der Sigung ein, worin bie vorkommenden 
Gegenftände verzeichnet feyn müffen. 

Er laͤßt die Tagesordnung abfaffen, und im Sigungsfaale öffentlich anbe 

ten. Er eröffnet alle Eingaben und Schreiben an den Landtag, und läft 
diefelben in ein beſonderes Eingangsprotocoll eintragen. 
Auch ſind die Wuͤnſche, Vorfchläge und Anträge einzelner Staͤndemit⸗ 
glieder, wozu nicht die Berathungen in den Sitzungen Anlaß geben, ibm 
fcheiftlich zu überreihen. Er unterzeichnet mit den Seeretaiten alle Beſchlüſſe 
DProtocolle und Ausfertigungen bei dem Landtage. 

$. 142. Die Secretaire führen die Sigungsprotocolle bei den allge 
meinen Berfammlungen, erhalten unter Oberauffiht des Landtagsdirectors die 
Ordnung in der Ganzlei, bemerken die. Meldungen zum Vortrage und zur 

“ Tagesordnung, und machen die Entwürfe zu allen Actenftüden, Berichten 
und Beſchluͤſſen, wenn damit nicht andere Ständemitglieder beauftragt fint 

Sie leiften die Zahlungen, wozu fie aus den betreffenden Caſſen die m 
forberlihen Zuſchuͤſſe erhalten, und. ftellen am Schluffe des Landtages darübe 
Rechnung. 

Sie forgen für Aufbewahrung ber Acten, für die. Ordnung in ber Fe 
giffratur, und für die Anfchaffung der ‚Ganzleirequifiten. 

Sie theilen unter ſich die Gefhäfte umd Arbeiten im Einverſtaͤndniſſe 
mit dem Landtagsdirector. 

$. 143. Im Verhinderungsfalle des Landtagsbirectors tritt der Stel: 
vertreten, welchem davon zeitig Kenntniß zu geben, in die Stelle und allı 
Obliegenheiten deffelben ein. 

Die Secretaire vertreten fich bei Verhinderungen gegenſeitig, bei länger: 
ober gänzlicher ‚Veehinderung aber wird ein Stellvertreter gewählt. 

—G. 144. Das erforderliche Canzlei: und .Dienerperfonal wird, nach J 
nehmung der Staͤndeverſammlung, vom Landtagsditector für die Dauer de 
Berfammlung angenommen, verpflichtet, und am Schluffe des Landtags wir 
der entlaffen. 

$. 145. Mihrend der Dauer des Landtags gebührt die Polizei im dem 
für die Ständeusrfammlung beftimmten Locale nur.der Ständeverfammiun: 
Be wird ‚vom Landtagsdirector nach einen befondern Inſtruction ausgeuͤbt 

5. 446 + Die, Ständeverfanmmlung wählt, ſo oft fie es für noͤthig cr: 
u zur Prüfung: Ausarbeitung und zum Vortrage der vorfommend:n 
Geſchaͤftsgegenſtaͤnde befondere Commiffionen, model fie jedesmal auch 
a. der Mitglieder beftimmt.;c:. "1. 

Die Erwählung der Commiſſionen gefchieht duch, geheimes Abfiimmen 
8* Zettel nach relativer Stimmenmehrheit, 
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Dem Landtagsdirector und deſſen Stellvertreter ift es ausnahmsweiſe 
geſtattet, einzelne Mitglieder als befonders für. die Prüfung und Ausarbeis 
tung bed Gegenftandes geeignet zu bezeichnen. Bwifchen folchen, welche eine 
gleihe Zahl von Stimmen erhalten haben, entfcheidet das Loos, wenn fie 
nicht ohne diefes gütlicdy mit einander uͤbereinkommen. 

Auch ſteht der erwaͤhlten Commiffton frei, noch den Beitritt gewiſſer 
anderer Mitglieder aus der Ständeverfammlung zu begehren. 

Streitige Fälle hierüber entfcheidet die Ständeverfommlung. 

Die Namen aller erwählten Commiffionsmitglieder werden durch An⸗ 
fhläge im Sigungsfaale bekannt gemadıt. 

$. 147. In den Commiſſionen werden die Vorſitzer, bie Berichterſiat⸗ 
ter und Secretaire nach Ermeſſen der Mitglieder gewaͤhlt. Wenn der Dis 
vector einer Commiffion zugetheilt wird, führt er den Vorfig von Amtswegen. 

Um die an fie verwiefenen Gegenftände gehörig zu bearbeiten, haben die 
Commiffionen alle hiezu erforderliche Auffhlüffe, Acten und Urkunden zu 
fammeln, und ſich mit der Landtagscommiffion in fchriftliches oder muͤndli⸗ 
ches Benehmen zu fegen, um bie nöthigen Erläuterungen, eh und 
actenmäßige Belege zu erwirken. 

Im Verweigerungsfalle machen fie Anzeige und Vortrag an bie Stäns 
beverfammlung, welche hierauf die weitern Auskünfte und die Actenvorlage 
unmittelbar bei der Regierung oder dem Landesfürften nachzuſuchen berechtiget 
ift. Die Gründe für und wider den Gegenftand find genau zu entwideln, 
und der Vortrag mit allen Meinungen der Commiffionsmitglieder umſtaͤnd⸗ 
[ih zu entwerfen. Der Lundtagsdirector bat vermöge feines Amtes bei allen 
Commiffionen den Zutritt. Er benachrichtigt die Ständeverfummlung auf 
die von dem PBerichterftatter erhaltene Anzeige von der Vollendung des Be: 
richtes, und fegt in Uebereinftimmung mit ihr den Zag zur Anhörung deffel: 
ben feft. 

8. 148. Findet bie Ständeverfammlung den erftatteten Vortrag nicht 
erfchöpfend; fo kann fie den Gegenftand zur weitern Ausarbeitung wieder 
an die Commiſſion zurüudweifen, und diefelbe mit noch einigen Mitgliedern 
verftärfen. 

8. 149. Jedes anmefende Mitglied ift verbunden, ſowohl den allges 
meinen als den Commiffionsfigungen  beizumohnen, und im Falle der Ab- 
haltung, diefe mit Angabe der Urfache dem Landtagsdirector vor der Sigung 
hriftlich anzuzeigen. Denfelben Veſmancagen unterliegen auch die ſtandes⸗ 
herrlichen Bevollmächtigten. 

Wenn aber die Standesherren in Perſon bei dem Landtage erſcheinen; 
o fteht ihnen der Beſuch der Sigungen frei, und fie find an feine Urlaubs: 
ertheilung gebunden. 

$. 150. Sein Mitglied barf ſich während ber Dauer des Landtags 
‚hne Urlaub auf einen ‚oder mehrere Tage entfernen, 

Den Urlaub ertheilt" die Ständeverfammlung und nur in befonders drin⸗ 
enden Fällen kann ihn der Landtagsdirector auf zwei Tage alfein ertheilen, 
vovon er jedoch in der naͤchſten Sitzung die Verſammlung in Kenntniß 
egen hat: "Wenn die Staͤndeverſammlung Urlaub’ über 4 Zuge ‚geftattet, bes 
vachricgtiget der Landtagsditector auch“ die Regierung davon. Begehtt ein 
Sommiffionsmitglied Urlaub; fo twird'der Director vor der: Bewilligung ſich 
mmer zueck mit dem Commiſſteneborfihet daruͤbet benehmen. 

' 8151. Allen Standemitgliedern fteht die Einſicht in‘ die Eingaben 
wıden Landtag, in die: Aeten Urkunden unb litetatiſchen Merte und Schtif⸗ 
jeder Beil zu. 
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$. 152. Die Landtagsfigungen beginnen mit der Vorlefung des Pr 
tocolls der vorigen Sigung, welches fodann von bem Landtagsdirector mit 
einem der beiden Secretaire, und von einem Mitgliede der Ständeverfammlung 
nad) der Reihe der Sige abmwechfelungsweife zu unterzeichnen. ift, und gegen 
defien Inhalt fpäter keine Einwendung mehr ftatt finden darf. Werden abır 
gegen den Inhalt, oder gegen die Faſſung defjelben Erinnerungen vorgebrad;; 
fo werden diefe erforderlichen Falls fogleih dur Abftimmung entweder de 
feitiget, oder das Protocoll darnach ergänzt und verbeffert. 

Hierauf folgt die Bekanntmachung der feit der legten Sitzung eingeleu 
fenen Eingaben und Schreiben mittelft Vorleſung der diesfallfigen intig 
im ingangsprotocolle, nebft der hierin vom Landtagsdirector gefdyehenen 
Ueberweifung an die Commiffion, welche zu Bearbeitung deffelben Gegenftaw 
des bereits niedergefegt worden iſt. Befteht für den Gegenftand des Ein: 
laufes noch feine Commiſſion; fo wird derfelbe einem oder mehreren Mit 
gliedern zur VBerichterftattung übergeben. In unbedeutenden oder fehr drin 
genden und unverfchieblihen Fällen kann jedoch der Kandtagsdirector oder cv 
ner der Secretaire über die Eingabe fogleich einen Antrag ftelen. Demnähfi 
werden die Neferenten für die Einläufe zum Vertrage aufgerufen, und die 
Staͤndeverſammlung befchließt, nach Anhörung berfelben und nach vorgaͤngien 
Berathung über jede Eingabe, das Erforderliche, als: 

Die bloße Abgabe an bie zuftändige Behörde, die Einreichung einn 
Borftellung an die Regierung, bie Ueberweifung an eine, mit dem Gegenflunk 
befchäftigte, oder dazu noch zu mählende Commiffion, die Niederlegung zu 
den einfchlagenden Acten, bie Zurüdgabe an die Bittjteller mit geeignen 
Befcheidung, die Verwerfung durch den Uebergang zur Tagesordnung x. 

Die Tagesordnung, zu welcher nun gefchritten wird, ergiebt ſich ans 
dem im Sigungsfaale anzuheftenden Verzeichniffe derjenigen Gegenftände, üb 
. welche in der Sigung zu verhandeln oder abzuftimmen if. Den Borzug ti 
ned Gegenftandes vor dem andern entfcheidet die Ständeverfammilung. 


$. 153. Die allgemeinen Sigungen werden in der Regel Öffentlich fern 


Sie können jedoch auf den Antrag der, für die Prüfung des betreffenden Ee 


genftandes beftellten, Gommiffion, oder auf Verlangen ber Mehrheit, im geheim 
Sigungen ‚verwandelt werden, fo wie e8 überhaupt der Ständeverfammlun: 
frei fteht, durch einen vorgängigen Beſchluß zu beftimmen, daß eine Sigus; 
bei verfchloffenen Thuͤren ftatt finden foll. 

Die fürftlichen Landtagscommiffarien find befugt, bei Eröffnungen ok 
Berathungen, für welche fie eine geheime Sigung nöthig achten, eine folk 
zu verlangen, 

Es fteht auch jedem Stänbemitgliede das Recht zu, die Entwikir 
feinee Gründe für eine geheime Sigung bei verfchlöffenen Thüren votzuttaze 

$. 154. Bei geheimen Sigungen werden befondere Protocolle gefahr 
welche nur im Einverftändniffe der Regierung duch den Druck befunnt 
macht werden dürfen. | 

$. 155. Die Deffentlichkeit der Sigungen befteht darin, daß eins dem 
Raume angemeffenen Anzahl von erwachfenen männlichen Zuhörern der Bu 
tritt zu den für. ſie beſtimmten Plägen geftattet wird. Einem jeden Str 
demitgliede werden einige Einlaßkarten zur Verfügung zugeftellt, und die Ute 
gen Einlaßfarten werden nach einer, von dem Landtagsdirecter und den Le 
deshertlichen Commiſſarien gemeinfchaftlich zu treffenden, Anordnung verthik 
Alle Zuhörer müſſen ſich aber auf den jedesmaligen Befehl bes Landien 
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directord, und fobatd ſich die Situng in eine geheime verwandelt, unverzuͤg⸗ 
lich entfernen. 

$. 156. Jedes ſtoͤrende Zeichen von Beifall oder Mißbilligung iſt un⸗ 
terſagt. Die Zuwiderhandelnden werden ſogleich fortgewieſen. Sollte ſich 
Jemand beigehen laſſen, die Ruhe der Sitzungen auf was immer fuͤr eine 
auffallende Art zu ſtoͤren, oder die Berathungen zu unterbrechen; fo iſt dere 
felbe dee betreffenden Behoͤrde zur Beſtrafung zu übergeben. 

$. 157. Die landesherrlihen Berathungsgegenftände (Propofitionen), 
weiche durch Iandesfürftliche Commiffaire an die Ständeverfammlung gelan= 
gen, müffen jedesmal zur Berichterflattung an eine Commifjion verwiefen 
werben, 

Die landesherrlihen Commiffarien haben bei der Verfammlung freien : 
Zutritt, und muͤſſen bei allen Discuffionen, wenn fie es verlangen, gehört 
werden ($. 166.), find aber nicht befugt, den Abſtimmungen anzumohnen. 

Wenn fie ſich wegen der Abflimmung entfernt haben, darf nad) ihrer 
Entfernung die Discuffion nicht wieder aufgenommen werden. 

Zu Beförderung des Geſchaͤftsganges werden bie Commiffaire wichtige 
Berathungsgegenſtaͤnde in der Verſammlung noch beſonders mündlich erörtern; 
auch haben ſie auf Verlangen der Staͤndemitglieder jede angemeſſene Nach⸗ 
weiſung und Erlaͤuterung uͤber einzelne Gegenſtaͤnde abzugeben. Wenn die 
landesherrlichen Commiſſaire ihren Vortrag uͤber den Inhalt der Propoſition 
und uͤber die Beweggruͤnde dazu beendigt haben, erfolgt die Uebergabe an den 
Landtagsdirector, die etwa begehrte Empfangsbeſcheinigung und in der Regel 
die unverzuͤgliche Vertheilung unter ſaͤmmtliche Staͤndemitglieder durch Abdruͤcke 
oder Abſchriften. 

8. 158. So oft bie landesherrlichen Commiſſaire erſcheinen, um im 
Namen des Landesfürften oder der Regierung der Ständeverfammlung Er: 
Öffnungen zu machen, bleiben die in der Tagesordnung ftehenden Berathuns 
gen ausgefegt, und diefe werden erſt nad gefchloffenem Vortrage des lan: 
desherrlichen Commiſſairs, falls diefer nicht eine andere Einleitung nothwen⸗ 
dig machen follte, wieder aufgenommen. 

$. 159. Wenn die Commiffion, welche mit ber Begutachtung eines 
vom Landesfürften mitgetheilten Entwurfes beauftragt ift, auf mefentliche 
Uenderungen in demfelben antragt; fo hat fie immer vor dem Schluffe ihrer 
Arbeit den mit der Vertheidigung des Entwurfs beauftragten landesfürftlichen 
Commiſſair zu einer gemeinfchaftlichen Sigung einzuladen, ihm wo möglich 
über die wichtigften Aenderungen wenigftend einen Zag zuvor Kenntniß zu 
geben, und die vorgefchlagenen Aenderungen und ZBufäge mit demfelben zu 
erörtern. 

Wird dagegen erft im Laufe der Discuffion in der Ständeverfammlung 
von einem Mitgliede der Vorfchlag zu einer wefentlihen Anderung gemacht, 
und derfelbe nicht nach der Entwidelung und Beleuchtung der Gründe durch 
die Vorfrage befeitigetz fo kann die Mehrheit der Ständeverfammlung die 
Verweiſung an die Gommiffion verlangen. 

In diefem Falle wird die Abſtimmung über die Aenderung und über die 
betreffenden Paragraphen wenigſtens bis zur nächften Sigung verfchoben. 

8. 160. Selbſtſtaͤndige Anträge einzelner Ständemitglieder werden eben 
fo, wie die landesherrlichen Propofitionen, in einer fih zu Beſchluͤſſen eig: 

nenden Form abgefaßt. 

Sie werden als Entwurf dem Landtagsdirector fchriftlich übergeben, und 
»urch denfelben alsbald ihrem Inhalte nach befannt gemacht. | 
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Die Ständeverfammlung beſchließt hierauf, ob der Antrag fogleih « 
bie Tagesordnung zu fegen, oder in geheimer Sigung vorerft zu verlefen um 
zu begründen fey. 

F. 161. Die ausführlichen Vorträge über Iandesherrliche Propofitionr 
und über felbftftändige Vorfhläge von Ständemitgliedem werden regelmifi 
befonders bei Gegenſtaͤnden von Wichtigkeit, alsbald mit oder nach dem Ver 
trage der Berichterſtatter in Abdruͤcken oder Abſchriften unter ſaͤmmtliche M 
glieder vertheilt. 

In der Regel wird die allgemeine Berathung über die Annahme ex 
Derwerfung der Propofition oder des Vorfchlags im Ganzen erft nah Br 
fluß von drei Zagen (vom Zage der Anhörung ded Berichts ausichliefiä 
berechnet) eröffnet. 

Ausnahmen hiervon Eönnen nur duch eine Stimmenmehrheit von de 
Dierteln der anmwefenden Mitglieder befchloffen werden. An dem Tage ıx 
der zur Discuffion ' beflimmten Sigung wird die Meldung der Mitgliede 
welche über den Entwurf ſprechen wollen, bei dem Secretaite angenemmr 
und aufgezeichnet. 

$. 162. Niemand Kun fprechen, ohne zuvor vom Landeagsdirecter dei 
Wort erhalten zu haben, welcher dafjelbe nach den in diefer Gefchäftsondnur: 
enthaltenen Beflimmungen und im Atgemeinen nach der Reihenfolge, wie ci 
verlange worden iſt, ertheilt, 

$. 163. Die Mitglieder haben ſich ſowohl in ihren Reben als fonü- 
gen Aeußerungen und Vorträgen aller ungehörigen Perfönlichkeiten, aller un 
geziemenden und beleidigenden Ausdrüde, aller Schmähungen ohne Ausnabm: 
fo wie aller Abfchweifungen von dem vorliegenden Berathungsgegenſtande xı 
enthalten ; widrigenfalls fie der Landtagsdirector zur Ordnung zu verwen. 
und bei Widerfegfichkeit oder Wiederholungen die Ständeverfammimg ım 
Entziehung des Wortes zu befragen hat. Würden in Folge folder Barfız 
oder aus andern Anläffen die Discuffipnen einen ordnungswidrigen und m 
multuarifchen Charakter annehmen, und die Ruhe auf wiederholte Erinnere- 
gen des Landtagsdirectors nicht ‚hergeftellt werden; fo hat derfelbe das Ned 
die Sigung auf der Stelle aufzuheben. 

Sollte wider Erwarten ein Mitglied gegen diefe Vorfcheiften bandein; I 
tft daffelbe nur allein der Ständeverfammlung hierwegen verantwortfich, Pr- 
vatverlegungen ausgenommen, welche vor die ordentlichen Gerichte gezege 
werden können. Die Ständeverfammlung wird auf den Antrag des Lim- 
taysdirectors oder eines Ständemitgliedes, oder auf die Beichwerde dis Br 
theiligten nach Ermeffen auf Nüge und Mipbilligung, weiche mit der Ei 
tragung in das Protocol verfhärft werden kann, und auf Wine 
erkennen. 

Bei Wiederhohlungen folcher Vergeben gegen die Bellimmungen bie 
fes Paragraphen kann die Ständeverfammlung mit einer Mehrheit ven dm 
Vierteln das ſchuldige Mitglied mit dem Ausfchluffe aus der VBerfunmiurs 
auf die Dauer des Landtags beftrafen, 

$. 164. Wenn fümmtlihe Mitglieder, welche ſich zur Node gemiid 
gefprochen haben, jteht es jedem Mitgliede frei, nad der Reihe der er 
noch feine allenfallfigen Bemerkungen vorzutragen, fo wie es auch dem B 
richterftatter der Commiffion und den landesherlidhen Commilfarien — 
ten bleibt, noch einmal das Wort zu nehmen, worauf die allgemeine Die 
cuffion gefchloffen wird, und der Uebergang zu den einzelnen Paragraphen 
entweder fogleich oder im der naͤchſten Sitzung erfolgt. 

$. 165. Die Abänderung der Paragraphen und bie Jufäge zu dee 
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felben, welche einzelne Mitglieder vorfchlagen wollen, find von ihnen nicht 
blos der Ständeverfammlung bei der Berathung Über den betreffenden Punct 
vorzutragen, fo“dern auch dem Lundtagsdirector zeitig vor, oder bei der Be: 
rathung, ſchriftlich zu übergeben. 

Die Aenderungen und Zufäge, fo wie die Unterabänderungen, zu wel: 
chen die Discuffion Anlaß giebt, Eönnen aud im Laufe derfelben vorgejchlas 
gen werden. 

Bei jedem Paragraphen wird zuerft über die urfprüngliche Faſſung und 
den Inhalt des Entwurfes, ferner über die Anträge der. Commiſſion, und 
fodann über die Vorfchläge der Mitglieder der Verſammlung discutirt, und 
jedesmal dem Urheber des Antrages zuerjt das Wort zu defien Begründung 
gegeben, hierauf aber dafjelbe den übrigen Ständemitgliedern nad) der Ord⸗ 
nung, in: welcher fie es verlangt haben, ertheilt, 

$. 166. Kein Redner darf während feiner Rede unterbrochen werben, 
Auch iſt die in obigen Beſtimmungen feflgefegte Folge der Redner genau zw 
beobachten. 

Indeſſen kann ber Landtagscommiſſair nach dem Schluſſe einer jeden 
Rede oder ſonſtigen Aeußerung uͤber den Gegenſtand das Wort verlangen, 
welches ihm ſodann auch außer der Ordnung zu ertheilen iſt. 

Eben fo hat jedes Staͤndemitglied, welches bei einer zur Erwaͤhnung ges 
iommenen Xhatfache perfönlich betheiliget, oder vermöge feiner Stellung davon 
sefonders unterrichtet ift, den Anſpruch, ſogleich mit einer Berichtigung. oder 
em nähern Auffchluffe gehört zu werden. 

$. 167. Wenn die Discuffion über einen Gegenftand, über einen 
Artikel oder Paragraphen, über die vorgefchlagenen Aenderungen, Unterabäns 
erungen und Zufäge gefchloffen, und diefe zue Abſtimmung vorbereitet find; 
o entwirft der Kandtagsdirector entweder f ogleich, oder bis zur folgenden Sitzung, 
ie zur Entſcheidung vorzulegenden Fragen in der Art, daß hierdurch der 
anze Gegenjtand erfhöpft wird, und die Abſtimmung nur mit Ja und Rein 
folgen Eann. , 

Die Fragen werden zwei Tage vor der Abftimmung in der Staͤndever⸗ 
ammlung vorgeleſen und den Mitgliedern in Abſchriften mitgetheilt, auch 
ugleich im Sitzungsſaale angeheftet. Erinnerungen dagegen koͤnnen von je— 
em Mitgliede entweder muͤndlich vorgebracht, oder binnen des Zeitraums 
on zwei Tagen dem Landtagsdirector ſchriftlich eingegeben werden. 

Im Falle, daß gegen den Inhalt, gegen die Faſſung, oder gegen die 
RAdnung in der Zuſammenſtellung der Fragen Erinnerungen gemacht worden 
nd, werden diefe vor der Abflimmung immer zuerft duch einen Beſchluß 
efeitiget oder berichtiget. 

Iſt die Faſſung der Fragen bereiniget; fo werden fie vom Secretaire 
‚gleich in das ‚Protocol eingetragen. 

8. 168. In der Regel wird bei jedem Artikel oder Paragraphen zuerft 
ber die von den Ständemitgliedern vorgeſchlagenen Unterabänderungen und 
enderungen, hierauf, fo weit es nöthig erfcheint, über die Anträge der Com: 
iffion, und fodann über die urfprünglihe Faſſung des Entwurfes, zulegt 
ser uͤber die Zufäge abgeftimmt. 

F. 169. Wenn die Abjtimmung Über die einzelnen Paragraphen oder 
rtikel auf diefe Art zu Ende gebracht und die Faſſung in Gemäßheit des 

167. bereiniget worden ift; fo wird zur Abjlimmnng über die Annahme 
er Verwerfung ber Propofition oder des Vorſchlages in der ganzen derma= 
en Faſſung, mie fidy diefelbe aus der Abftimmung über die einzelnen Puncte 
ı Paragraphen ergeben hat, geſchritten. 
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$. 170. Die Abftimmung ſowohl über ‘die einzelnen Puncte und ?: 
tagraphen, ald über das Ganze des Entwurfes gefchieht ohne weitere Dis 
virung ‚oder Erläuterung öffentlich. . 

Dagegen hat jedes Mitgiled dag Recht, eine geheime Abflimmuns ı 
Antrag zu bringen, worüber fodann die Mehrheit der Verſammlung « 
Tcheidet. 

Die öffentlihe Abflimmung findet Statt bei minderwichtigen Gen 
ftänden durch Aufftehen (melches für Bejahung gilt), oder durch Sigenki 
ben (welches für Verneinung gilt), im Zweifel mit-Probe und Gegmpr 
bei Gefepentwürfen und Gegenftänden von Wichtigkeit duch Namensaut 
mittelft mündlicher Bejahung oder Verneinung nach der Reihe der Päs, ' 
daß der Landtagsdirector zulegt, umd die Secretaire unmittelbar vor dia 
abftimmen, Ä 

Die geheime Abftimmung erfolgt buch das Abgeben von Stimmgtix‘ 
mit Ja oder Nein. Nach vollftändiger Sammlung und? Mifhung me 
die Stimmzettel. vom Landtagsdirector und einem Secretaire, welden } 
Ständeverfammiung noch eine oder mehrere Urfundsperfonen aus ihrer Mi! 
beigeben kann, geöffnet, und nad) der Sigung in Gegenwart des Lamdtas 
Directors und der Urkundsperfonen ſogleich vernichtet. 

$. 171. Das Ergebniß der Abftimmung wird jedesmal ſogleich ts 
Secretaire zu Protocol! genommen, und ‚beim Namensaufrufe jede ein“ 
Stimme auf Berlangen namentlidy darin bemerkt. 

Der Landtagsdirector macht das Wefultat der Abſtimmung für w) 
wider die Stage der Ständeverfammlung fogleidh bekannt, fpricht am &ni 
die Stimmenmehrheit und darnach den Beſchluß des Landtages aus. 

$. 172. Zur gültigen Abſtimmung wird die Gegenwart von © 
Dritteln der gefeglihen Anzahl der Ständeverfammiung nach $. 132., =! 
zu gültigen Befchlüffen die abfolute Stimmenmehrheit unter den anwelſten 
Mitgliedern erfordert, mit Ausnahme der befonders angeführten einzelnen 3.- 
Tritt Stimmengleihheit ein, und wird diefe nach einer’ dreimaligen Abt 
mung in Zwiſchenraͤumen von zwei Tagen beibehalten; fo giebt ausnabc! 
weile die Stimme des Vorfigenden den Ausſchlag. 

Jedoch muß in diefem Falle die abweichende Meinung der Regie 
angezeigt werben, 

Die Verhandlungen werden mit möglichfter Voljtändigkeit in das 
tocoll aufgenommen. 

$. 173. Die Belchlüffe des Landtags, welche auf den Vortrag dr 
derer Commiſſionen gefaßt worden, werden Ietteren zum Untmurfe de 
Folge diefer Beſchluͤſſe nöthigen Auffäge mitgetheilt, fodann aber dir > ' 
fammlung zur Annahme oder Verwerfung im Ganzen vorgelefen, und m“ 
Erinnerungen gegen die Faſſung derfelben gemacht werden, diefe entwele ' 
gleich, vder in den. folgenden Sitzungen durdy Beſchluͤſſe erlediget. 

$. 174. Duch eine Stimmenmehrheit von brei Vierten kim | 
Ständeverfammlung bei Fürzern und minder wichtigen Anträgen und ©” 
ftänden, fo wie in fehr dringenden und außerordentlichen Fällen, nad = 
börung des Berichterftatters, fogleich zur Discuffion des ganzen Yarto- | 
und der Hauptpuncte übergehen, und entweder fogleich, oder im der fulgal- 
Sigung zur Abſtimmung fchreiten, 

$. 175. Sind in den Landtagsbefhlüffen Anträge, Erklärungen : 
Geſuche an den Landesfürften oder an die Regierung enthalten; fo werden | 
fagleich nad) genshmigter Faſſung entweder mit einem Begleitungsigr' 
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meldyes das Geſuch um bald moͤglichſte Erledigung enthalten wird, durch 
den Landtagscommiſſair an bie Regierung übergeben, oder durch eine ſtaͤndi⸗ 
ſche Deputation dem Landesheren felbft überreicht. Der Ständeverfammlung 
ſteht, fo oft fie es für nöthig hält, das Recht zu, nach vorgängiger Anfrage 
und erfolgter Beroilligung, Deputationen an den Landesfürften abzuordnen, 
Landesherrliche Nefolutionen und Beſchluͤſſe ber Regierung an ben — 
werden ſtets ſchriftlich erlaſſen. 

$. 176. Die Mittheilung ber Beſchluͤſſe an die betheiligten Privat⸗ 
verfonen geſchieht durch Protocolldauszüge, an die Landtagscommiſſion und 
Yie Regierung in der Form von Communicationsfchreiben, und an die Pers 
on des Landesfürften in der Form von. Borftellungen. Die Ausfertigungen 
verden jedesmal vom Landtagsdirector und Secretair unterzeichnet, und mit 
wm Landtagsfiegel verfehen oder verfchloffen. 

. 177. Die Ständemitglieder erhalten während der Dauer des Lands 
ages, mit Einfluß des Tages ihrer Ankunft und Abreife, vorbehaltlidy der 
uch die folgenden Zeitläufe etwa nothwendig erfcheinenden Abänderungen, 
ine täglihe Diät von drei Gulden, die Secretaire von vier Gulden, und der 
tandtagsdirector von fünf Gulden aus der Landescaffe. 

Den Ständemitgliedern, mit Ausnahme der ftanbesherrlichen Bevoll⸗ 
nächtigten, werden auch die Neifekoften nach einem billigen Anfage erfest. 

Sie legen ihre biesfallfigen Koftenverzeichniffe ber Staͤndeverſammilung 
ue Genehmigung vor. 

Die an dem Orte ber Ständeverfammlung wohnhaften Ständemitälies 
er beziehen in jeder Abflufung einen Gulden am Taggeld weniger, ale dies 
migen, welche außer demfelben wohnen. 

Die flandesherrlihen Bevollmächtigten empfangen im $alle ber Ueber: 
:agung eines Amtes in der Ständeverfammlung nur die betreffende Erhöhung 
8 Zaggeldes aus der Randescaffe. 


178. . Die Verhandlungen des: Landtages werden moͤglichſt bald. 
ucc) den Drud zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. Die Beforgung der Be: 
inntmachung. wird unter Mitwirkung. dev Secretaire einer. Eommilfi ion übers 
age 

In ſoweit von der Staͤndeverſammlung nicht eine Sepeimpaltung be: 
bloffen wird, find zum Drucke beflimmt: | 

1) die Sigungsprotocolle, 
2) die Eröffnungsrede, die Dankadreffe und Antwon Darauf, 
3) die landesherrlichen Propofitionen. und: die zur Berathung gezogenen 

Anträge einzelnee Ständemitglieder fammt den Beweggruͤnden, 

4) andere Xctenftüde, deren Druck von der Ständeverfammlung beſonders 
angeordnet wird. 

F. 179. Die Staͤndeverſammlung iſt berechtigt, die obigen Beſtim⸗ 
ungen, wenn ſie blos ihren innern Geſchaͤftsgang betreffen, auf den Antrag 
rer Mitglieder, welcher aber nach der in dieſer Geſchaͤftsordnung feſtgeſetzten 
yrm vorgebracht| und berathen werden wuß, felbft zu ändern und zu vers 
fern. 

Wenn dagegen bie vorgefchlagenen Abänderungen das Verhältnig des 
ndtags zur Negietung und zum Landesfürften berühren; fo können biefels 
a nur im Einverftändniffe mit der Regierung. ftatt finden, 

Diejenigen Beflimmungen, welche die Gültigkeit der Landtagsverhand: 
gen, fo wie.ber Abflimmungen und Befchlüffe betreffen, . nur auf 
111. 


die In Tu 12. $. 100. vorgeſchriebene Weiſe u oder eiläntm 
merden. 
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Eiiftet Tiere: Ä | 
Von dein and tagsausfhuffe. “ | 


$. 180. Während des Zeitraums von einem Landtage zum ande »| 
ſteht .ein Auefchuf aus den Ständemitgliedern fuͤr diejenigen Geſchaͤfte, dern 
Beforgung in der Zwiſchenzeit zur ——— Wirkſamteit der Bandıt ı 
vertretung nothwendig iſt. u 

$..181. Der Ausfchuß befteht F — 

1) fuͤr die ordentlichen Geſchaͤfte | | | 

a) aus dem. ‚Director, ._ u er | 

b) aus zwei Abgeordneten, | 

2) für außerordentliche Geſchaͤfte ($. 182, Lit. f. und $. 185.) 

) aus noch zwei weitern Abgeorbneten, welche zugleich, Steilvertui| 

der ordentlichen Ausſchußglieder find, 

Fuͤr diefe zwei, weitern. ER werben. moch zwei Stellvertuin 
gewählt. 
Die. Wahl ſaͤmmtlichet zu —— Ausſchußglieder und ber Eis 
vertreter geſchieht nach ber Art der Wahl der Gandidaten für das Dies i 
rium (Y. 1 

ie Keibenfolge in der Wahi beſtimmt den Eintritt des Stellvirme 
eines Abgehenden. In Verhinderung des Directors bat der Vicedirectet N 
Standeverſammlung in deſſen Verrichtungen für die Dauer der Verhinde 
einzutreten. ö 

$. 182. _Der Ausſchuß iſt berechtiget und verpflichtet: 

= darauf zu dringen, daß bie Verfaſſung aufrecht erhalten, die Lankıw 

abſchiede vollzogen Und ber fefigefegte Voranſchlag (Etat) nicht uhr 
fchritten werde; 

b) mitzuwirken bei der. Abnahme, Prüfung‘ und Verbefcheidung der !x 
descaſſenrechnung, zu deſſen Behufe ihm die Redinung nad eo: 
Meviſion mit dem ‚Entwurfs des Mechnungsbefcheides zu. weiters © 

innerungen oder zur Mitanerkennung zu übergeben ift ($. 185.); 

o) die auf bie Landbescaſſe mit Beziehung auf den Beſchluß einer vet 
gegangenen Staͤndeverſammlung auszuſtellenden Sau Arge 
verfchreibungen mit zu unterzeichnen ; | 

d) einſtweilige Vorkehrung «bei Erledigung. der. Landescaſſi rerſtele im Er 

vo verftändniffe : mit der Regierung zu treffen; : 

e) in ‚dringenden. Fällen; Ungeige am den Landesherrn zu erflatten; bat 

drohung und Verlegung verfaſſungsmaͤßiger Rechte an bie oberfie Staxt 
behoͤrde Vorftellungen, Verwahrungen und Belchwerden zu bringen 

AN). 3 Erforderniß der Umſtaͤnde, beſonders wenn es ſich von eintt 
klage im Falle des $. 50. Tit. 5. handelt, die Einberufung einct 
ßerordentlichen Staͤndeverſammlung zu beantragen, welche — ** 
wird verweigert werden, wenn der Grund und die Dringlichfeit der = 
"age gehörig nachgewieſen iſt. 
$. 183,, Der Ausihuß kann fi ich auf ſolche Gegenftände, — 

faſſungsmaͤßig eine Verabſchiedung mit ber” Sintwoefammiang 

nicht einlaffen.“ 

$. 184. Dir Ausfhuß Tann Feine bleibende Berbindlichrie für | 
Sand eingehen und‘ iſt dem naͤchſten Landtage hinſichtlich feiner Gebr 
führung verantwortlich Er hat dieſem uͤber ſeine Verhandlungen Rx | 
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ſchaft abzulegen, und. ſolche find nut fo weit für das Land verbindlich, als 
fie von dem Landtage wirklich anerkannt werden. | 
$. 185. Der Ausfhuß hat fi zu Beſorgung der ihm obliegenden 
Geſchaͤfte alljährlich. im Monat December an dem Sige der Negietung zu 
verfammmeln, Außer diefem regelmäßigen Zufammetitritte kann eine weitere 
Berfammlung fowohl auf landesherrliche Einberufung, als auch dann Statt 
finden, wenn der weitere Ausfchuß die Einberufung einer außerordentlichen 
Staͤndeverſammlung zu verlangen fuͤr nothwendig erachtet. ($. 182. Lit, f.) 
Ueber bie Nothwendigkeit eines folhen Zufammentritts- entfcheidet bie 
Stimmenmehrheit des meitern Ausſchuſſes. Die Stimmgebung. 'gefchiehe 
durch ſchriftliche Mittheilung an den. Director. az 
: $. 186. Die Verrichtungen des Ausfhuffes Hören mit der Eröffnung des 
neuen Landtages auf, und werden nach einer bloßen Vertagung deffelben, oder 
nad) Beendigung einer außerordentlichen Ständeverfanmlung wieder fortgefegt, 
Die Wahl des Ausihuffes gefchieht nad) Vorſchrift des 6.126, 
$. 187. Die Mitglieder des Ausfchuffes beziehen während ihrer Wer: 
ammlung ohne Unterfchied die naͤmlichen Diäten und Reiſekoſten, welche 
). 177. für die Abgeordneten beftimmt find. - 


| Bwölfter Titel. 
Von ber Gewähr der Verfaffung. 


$. 183. Das gegenwärtige Landesgrundgefeg iſt für alle Landesanges 
Jerige nach, feiner Verkündigung, durch: den Landesfürften verbindlich. - 

$. 189, Alle Gefege, Verordnungen und Obfervanzen, welche. mit eis 
we ausdrüdlihen Beſtimmung der gegenwärtigen: Verfoffungsurfunde. im 
Widerfpruch ſtehen, find. in foweit ungültig, Ba 

$: 190. An dem Landesgrundgefege darf ohne Uebereinftimmung der 
Regierung und der Ständeverfammlung nichts, weder durch Hinwegnahme, 
och durch Hinzufuͤgung, geändert werden. — — 

Antraͤge auf Abaͤnderungen oder Erlaͤuterungen in den Beſtimmungen 
er Verfaſſungsurkunde koͤnnen ſowohl von dem Landesfuͤrſten an die Staͤn— 
everſammlung, als von der Staͤndeverſammlung an den Landesfuͤrſten ge⸗ 
racht werden. 

Zu einem guͤltigen Beſchluſſe in dieſer Angelegenheit wird eine Stims 
nenmebrheit von drei Viertheilen ſaͤmmtlicher Ständemitglieder erfordert; auch 
ann ein folcher Antrag nicht eher vom Landesfärften genehmiget: werden, als 
is berfelbe, auf zwei unmittelbar nach einander folgenden ordentlichen Land⸗ 
igen, von ber. Ständeyerfammlung. angenommen worden ift. | 

Jede, während einer Regierungsverwefung verabfchiedete, Abänderung einer 
zeſtimmung ber Berfaffung ift auf die Dauer der Regentſchaft güftig. 

$. 191. Wenn über.die Auslegung einzelner Bellimmungen der Vers 
ıffungsurkunde Zweifel entfteht, und derfelbe nicht durch Uebereinkunft zwi⸗ 
hen der Regierung und der Staͤndeverſammlung beſeitiget werden kann; ſo 
ll unter beiderſeitiger Darlegung der fuͤr und wider ſtreitenden Gruͤnde die 
mtfcheidung darüber, falls man. nicht zu Niederfegung eines Compromißge: 
chts fich vereinbaren wird, dem Ausfpruche einer teutfchen Juriſtenfacultaͤt 
aterſtellt werdenn.. | 

Zu bdiefem Ende wird die Negierung der Ständeverfammlung drei Uni- 
etrſitaͤten aus drei verſchiedenen teutfchen Bundesſtaaten in Vorſchlag brin⸗ 
en, von welchen die Staͤndeverſammlung durch abſolute Stimmenmehrheit 
ne Zuriftenfacustät zu wählen bat, an die alsdann die Sache zur Ents 
heidung in ‚der Ordnung des gewöhnlichen Compromißverfahreng gelangt. 

»6* 
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gefehen und befolgt werden. 

$. 192. Jede Verlegung der Verfaſſung und ihrer einzelnen Bi 
mungen durch Entgegenhandlung oder Unterlaffung fol bei den zuiinti 
Gerichten verfolgt und nady dem Grade der Verſchuldung beftraft mer 
Sefchehenr‘ ſolche Verlegungen von Seite eines verantwortlichen Mitgliet 
oberften Staatsbehörde (Kit. 5. $. 50.) oder des ſtaͤndiſchen Aueſat 
(zit. 11. $. 184); forhat allein die Ständeverfammlung das Rect 
die Pflicht, den Scyuldigen bei dem oberften Gerichtshof des Fuͤrſtent 
zu belangen, welcher auf die Klage der Ständeverfammlung die Unterjah 
vornehmen und das Ecrkenntniß fällen wird, 

$..193. Die Strafbefugniß des oberften Gerichtshofs erfiredt fih 
auf ausdrüdiihe Mißbilligung des Verfahrens oder Entfernung vom & 
auf zeitliche oder immermwahrende YAusichliegung von der ar 

Menn derfelbe die höchfte, in feiner Competenz liegende Strafe « 
hat, ohne eine weitere ausdruͤcklich auszufcpließen; fo wird er die Sat 
den ordentlihen Gerichtsſtand des Verurtheilten zu weiterm Verfahten 
ruͤckweiſen. 

$. 194. Gegen den Ausſptuch des oberſten Gerichtshofes findet 
Appeliation Statt, fondern nur das Rechtsmittel der Revifion und der! 
‚bereinfegung in den vorigen Stand, 

$. 195. . Unterfuhungen gegen Staatsdiener wegen Berfaffun? 
(egungen oder Dienftverbrehen, welche entweder auf die an den Lande 
ſten gebrachte Beſchwerde over auf gerichtliche Klage verfügt worden, ka 
nicht niedergefchlagen, und das Begnadigungsredht nie dahin ausgedehnt ı 
den, daß ein durch gerichtlices Erkenntniß in die Entfernung vom} 
verurtheilter Staatsdiener in feiner bisherigen Stelle gelaffen, oder in 
andern Stantsdienfte wieder angeſtellt wuͤrdez es wäre denn, daß in 
fiht auf Wiederanftellung das gerichtliche Erkenntniß einen ausdradi« 
Vorbehalt zu Gunſten des Berurtheilten enthielte. 

$. 196. Jeder Regierungsnachfolger wird bei dem Antritte feine | 
girrung den Ständen bei fürftlihen. Ehren und Würden die unverbrük 
Feſthaltung der Verfaffung in einer fcpriftlichen Urkunde zufichern; um! 
noch vor der Huligung von dem neuen Landesfürften in Gmpfas: 
nehmen, wird eine außerordentlihe Ständeverfammlung einberufen " 
den. ($. 115.) 

$. 197. Im Falle einer Regierungsverwefung wird, bei dem In 
derfelben, der Regierungsverwefer in der deshalb zu veranftaltenden Sin“ 
fammlung (Zitel 9. $. 115.) den Eid ſchwoͤten, daß er das Dürfen“ 
in Gemäßheit der Berfaffung und Gefege regieren, die Integrität bei 
und die landesfuͤrſtlichen Rechte erhalten, und an den Randesfürften di © 
walt, deren Ausübung ihm zeitlih anvertraut ift, vollftändig umd © 
übergeben werde. 

$. 198. Alle Staatsdiener und angeſtellte Beamte, alle Mai“ 
und Ortsgerichte ſchwoͤren dermal und künftig bei dem Dienſt⸗ oder An 
antritte folgenden Eid: 

„Ich ſchwoͤre Treue dem Landesfuͤrſten, Gehorſam den Geſche 

„Beobachtung der Landesverfaſſung.“ 

Sie find alle ohne Ausnahme für die genaue Beobachtung der © 
faffung in ihrem Wirkungskreife verantwortlich). 

Den gleichen Verfaſſungseid abzulegen, find alle Lundesangebörix ' 
ihrer Huldigung oder bei ihrer bürgerlihen Aufnahme verbunden. 


Hannover. u 565 


$. 199. Gegenwärtiges Verfaffungsgefeg tolrd unter die Garantie bes 
teutfhen Bundes gejtellt, und bei dem Bundestage der erforderliche Antrag 
deshalb gemacht werben. 

Indem Wir die vorftehenden Beltimmungen in Folge ber, mit ber 
Ständeverfammlung getroffenen Vereinbarung als das Landesgrundgefeg Uns 
fers Fürftenthbums hiemit erklären, wiederhohlen Wir zugleich Unfere bei Uns 
terzeichnung und Uebergabe des Verfaffungsvertrags gegebene landesfürftliche 
Verſicherung, daß Wir biefelben nicht nur genau erfüllen, fondern auch ges 
gen alle Eingriffe und Verletzungen Eräftigft fchügen wollen. 

Zu deſſen Beftätigung haben Wir gegenwärtige Verfaffungsurkunde eis 
genhändig vollzogen, und Unfer fürftliches Siegel beidrucken laffen. 

So gefchehen Schloß Krauchenwies, den 11. Juli 1833. 

Karl Fürft zu Hohenzollern » Sigmaringen. 
v, Huber. 


B) Königreih Hannover. 


Der erfte Band diefer Urfundenfammlung enthält (S. 317 ff.) den 
„Entwurf eines Staatögrundgefeßes für das Königreich 
Hannover“, wie derfelbe am 15.Nov. 1831 der niedergefegten fländis 
ichen Commiſſion von den landeöherrlihen Gommiffarien zur Berathung 
sorgelegt ward. Nach der Beendigung diefer Berathung, und nad) ber 
Huflöfung (13. Febr. 1832) diefer Commiffion, wurden die neugemähls 
en Stände des Königreiches — getheilt in zwei Kammern — zum 
30. Mai 1832 zufammen berufen. Die Pönigliche Declaration an biefe 
Ständeverfammlung vom 11. Mai 1832, und die Eröffnungörebe. derfels 
sen am 30. Mai von dem PVicefönige, Herzoge von Gambridge, flehen 
zleichfalls im erften Bande (©. 334 u. 346). — Die wichtigen Ber: 
yandlungen der Ständeverfammlung in beiden Kammern über den’ vorges 
egten Verfaffungsentwurf theilte die Hannoverfche Zeitung in den Jah: 
en 1832 und 1833 mit. Am 13. März 1833 nahm die Ständever: 
ammlung, mit den von ihr beantragten und befchloffenen Veränderungen, 
ern vorgelegten Entwurf ald Fünftiges Staatögrundgefeg an; darauf 
vard — nad einer faft zehnmonatlichen Diät — am 18. März 1833 
ie Ständeverfammlung gefchloffen. | 

Das Ergebniß diefer Berathungen ging ab nad London zur Ents 
cheidung des Königs. Diefe erfolgte am 26. Sept. 1833. An biefem 
Tage unterzeichnete der König Wilhelm 4: 

1) das Eöniglihe Patent, die Publication des Grundgefeges des Koͤ⸗ 
reiches betreffend (in welchem die Beränderungen im Allgemei: 
nen angedeutet Und motivirt find, welche der König in dem, von 
ber Ständeverfammlung berathenen, Gefeßesentwurfe verfügte) ; 

2) das Grundgefeß felbit; 

3) das Patent, die Betätigung des Herzogs von Cambridge als Stel: 
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vertreterd des Königs und Vicekoͤnigs, ingleichen die‘ Contraſignate 
ber Eöniglichen Reſcripte betreffend; 
(Diefe drei Urkunden find in Folgendem enthalten.) 
4) die Proclamation, woburd die jegige allgemeine Stänbeverfamml: 
aufgelöfet, umd- eine neue Verfammlung der Stände des Königr: 
| ches berufen warb. 


a. Patent, die Publication. des Grundgefeges ti 
Königreiches betreffend, vom 26. Sept. 1833. 


Wilhelm der Vierte von Gottes Gnaden, König bes vereinit« 
Reichs Großbritannien und Stand ıc., auch König von Hannover, Si: 
zu Braunſchweig und Lüneburg ıc. ıc. 

Da durch die Auflöfung der vormaligen teutfchen Reichsverfaſſung, dur 
die Errichtung eines teutfchen Bundes und durch die Vereinigung all 
wohl ältern ald neu erworbenen teutfchen Befigungen Unfers Eöniglisa 
Haufes zu einem unabhängigen Königreiche, in der Verfaffung deffelben mer 
fahe wichtige Veränderungen hervorgebracht worden find, andere Xheile ix 
Verfaffung aber einer neuen Befeftigung oder nähern Beſtimmung beduͤtſte 
fo haben Wir auf den Antrag Unferer getreuen allgemeinen Ständeverfanz 
lung befchloffen, die innern Berhältniffe Unferes Königreihs Hannover du“ 
die Erlaſſung eines neuen Stantögrundgefeges genauer feftzuftellen, und di 
halb in der an Unſere getreue allgemeine Ständeverfammlung erlafjenen dr 
claration vom 11. Mai 1832 die Grundfäge zu demfelben vorgefchristen. 


Nachdem Uns nunmehr die Refultate der danady Statt gehabten x 
führlihen Berathung Unferer getreuen Stände über das Grundgefeg veri: 
find, und Wir dann deren Anträge in allen der Zuftimmung derſelden 
dürfenden Puncten zu beflätigen Uns bewogen gefunden haben, folde &:& 
übrigens zum größten Theile den von Uns ertheilten Vorfchriften entfprehe 
und nur in einigen wenigen Puncten zur Sicherftellung Unferer landıebe 
lichen Rechte und zum Beſten Unferer getreuen Untertbanen von Uns cin 
Abänderung bedürftig gefunden find; fo fehen Wir Uns veranlaft, in D 
ziehung auf die deshalb nothwendig gefundenen Veränderungen des aus I 
Berathungen Unferer getreuen allgemeinen Ständeverfammmlung hervotgeze 
genen Örundgefegentwurfes, fo weit fie nicht blos Berichtigungen der Ber 
faffung betreffen, Folgendes zu erklären. 

1. So ſehr Wir auch durch Unfere Erklärung vom 11. Mai 13% 
die Aufrichtigkeit des Wunſches bethätigt haben, bie für die Wohlfahrt I» 
ſeres Koͤnigreichs von Uns für angemeffen erachtete Vereinigung Unferer &° 
besherrlichen Caſſen und ber Landescafje zu erleichtern; fo ift es und 5* 
wohl nach forgfältiger Erwägung aller Verhättniffe nit ausführbar mt: 
nen, ben von Uns feftgefegten, auf den nothwendigfien Bedarf bereitt 
ſchraͤnkten, Betrag der Krondotation noch weiter herabzufegen und dem ie“ 
bald gemachten Antrage Unferer getreuen Stände Folge zu geben. Das” 
haben Wir, um das Land gegen Anfprüche zu fichern, welche in Zute 
gemacht werben könnten, wenn in dem Falle des Ueberganges bes Lands © 
die jetige herzoglich braunſchweig-wolfenbuͤttelſche Linie, den Erben Uni 
jegigen oͤniglichen Haufes, eine Entfhädigung von dem Thronfolger in & 
mäßheit der frühern Hausverträge gefeiftet werden müßte, Uns bewogen ° 
funden, dieſe eventuelle Entfhädigung auf Unfere Schatullcaffe zu Dim 
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en, und die in diefer Beziehung in den Entwurf: aulgenorunune Beſtim⸗ 
ung in dem jegigen Staatsgrundgeſetze weggelaſſen. 

20Der Antrag Unſerer getreuen allgemeinen Ständeverfammtung, daß 
n Regent, wenn er aus einem fremden teutſchen Fuͤrſtenhauſe erwaͤhlt wer⸗ 
m "müßte, mindeſtens fein fünf und zwanzigſtes Jahr zurüdigelegt haben 
Ue, findet Unfere volle Genehmigung, weshalb Wir diefen Grundfag auch 
tv den Fall dee Wahl des Negenten durch die Allgemeine Staͤndeverſamm⸗ 
mg "Borzufchreiben 'für angemeffen gefunden haben.: Dagegen habın Wir 
ns nicht bewogen finden koͤnnen, die Beitimmung, nad weldyer ber 
degent den ihm obliegenden- Eid im verfammelten Minifterio abzuleiften: hat, 
bzuaͤndern; und wenn gleih Wir geneigt find, den Regenten in feinen Be: 
ıgnifjen nicht fo weit zu befchränken, daß er in der Einrichtung ider. allges 
einen: Ständeverfammlung eine Aenderung überall nicht vornehmen, noch 
eſtatten dürfte; fo müffen Wir doch für nothwendig halten, eine Aenderung 
es Grundſyſtems der allgemeinen. Ständeverfammlung durch einen Regenten 
änzlich zu unterfagen. 

. Mir verfennen überall nicht, daß die vielfach, insbefondere auch 
ucch die Ablößbarkeit der gutsherrlihen Mechte veränderten Verhaͤltniſſe in 
nehrfacher Beziehung auf das Lehnsweſen zurücdwirken, und find um fo mehr 
neigt, den hierunter bezeigten Wuͤnſchen Uns mwillfährig zu bemweifen, als 
Bir die Opfer nicht überfehen, welche die Befiger von Lehnsguͤtern durch Aufs 
bung. oder Modification beftehender Vorrechte der Öffentlichen Wohlfahrt und 
em Beften des Landes bereitwillig gebracht haben. Wir werden daher, in 
Semäßheit des Antrages - Unferer getreuen Stände, den Entwurf zu einem 
Sefege über die Lehnsverhältniffe und deren Ablösbarkeit ausarbeiten und zur 
serfaffungsmäßigen Mitwirkung unverzüglich an .biefelben gelangen. laffen. 
Indeß haben Wir, zumal ehe die Folgen alle genau erwogen find, welche 
die Aufhebung sines fo tief in die öffentlichen Verhältniffe 'eingreifenden ‚Sn: 
ſtituts begleiten müflen, Bedenken getragen, den. Grundfag unbedingt. feftzu- 
ftellen, daß der Lehnsnexus in jedem alle auf den. Antrag des Vafallen abs 
loͤsbar feyn foll, und haben nothwendig erachtet, dem von Unſerer getreuen 
allgemeinen Ständeverfammlung in Antrag gebrachten Paragraphen eine das 
nach. erforderlich gewordene veränderte. Faſſung geben zu laſſen. 

4. Da ed und nicht’entganigen war, daß eine zu geoße Ausdehnung 
ber Vefreiungen von der Gerichtsbarkeit der Untergerichte Beſchwerden und 
Nachtheile für Unfere geliebten Unterthanen herbeiführte; fo halten. Wir be: 
ſchloſſen, dieſe Befreiungen thunlichſt zu ‚befchränken ‚und. bie beizubehaltenben 
Ausnahmen in dem Gefegentmurfe angeben laſſen. Dagegen würde es einer 
gleichmäßigen Juſtiz keinesweges förderlich feyn, wenn alle Gerichte, bes Lan⸗ 
des ohne: Ruͤckſicht auf die befondern, Verhaͤltniſſe der ihrer Gerichtsbarkeit un⸗ 
terworfenen Perſonen und Sachen eine gleichmaͤßige innere Einrichtung erhal⸗ 
ten ſolltenz und wenn gleich Wir geneigt, find, and in dieſer Hinſicht etwa 
nicht mehr paſſende Inſtitutionen zu verbeſſern und zu beſeitigen, konnte es 
doch Unſere Abſicht nicht ſeyn, deren gaͤnzliche Aufhebung durch das. Grund: 
gefeg im Voraus zu. beſtimmen. Wir haben daher, um die dieſerhalb vor⸗ 
gekommenen Zweifel zu befeitigen, der in dag Grundgefeh aufgenommenen 
Vorſchrift eine ſolche Faſſung geben laſſen, roelche geeignet iſtz irtigen ‚Deu: 
tungen, ‚vorzubeugen und Pauftigen,. une 'igen Anordnungen nicht en: 
gegenſteht. 

5. Eben ſo kann es der —— Unabhringigkeit der, Julia nad: 
theifig fepn ;;: wenn Die Uebertragung:derr- Gerichtsbarkeit, yon eig | ordentli: 
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hen Gerichte des Landes auf ein anderes zu ſehr erſchwert ober gar 
lid) gemadt wird, Wenn Wir daher auch nichts dagegen zu erinnm 
den, daß nad) dem Wunfche Unferer getreuen allgemeinen Ständer 
lung die Fälle, wo eine ſolche Uebertragung Statt finden kann, in di 
Gelege näher feftgeftellt werden; fo erklären Wir doch hiemit austri 
daß gerade zu dem Zwecke, um die Juſtiz von flörenden aͤußern Einfi 
unabhängig zu erhalten, der Grundfag niemals aufgegeben werden kann 
darf, dag der König als Quelle aller Gerichtsbarkeit unabhängig von 
Anfichten der Gerichte eine folche Uebertragung der Gerichtsbarkeit in « 
einzelnen Falle anzuordnen hat, und daß daher diefer Grundfag auch bi 
nem folhen Gefege ſtets aufrecht zu- erhalten if. Damit aber über L 
Abſicht in dieſer Hinficht ein Zweifel nicht obwalten könne, haben Wi: 
in das Gefeg hierüber aufgenommenen Beftimmung die geeignete 5 
geben laffen. e 

6. So wenig Wir übrigens den Lauf der Juſtiz, wo er den Gem 
gemäß Statt findet, hemmen, oder Unſern Berwaltungsbehörden feld: i 
thun geftatten werden; eben fo wenig koͤnnen Wir die Ausübung Une 
Hoheitstechte jemals den Urtheilen Unferer Gerichte unterwerfen, oder die " 
‚Unfern. Berwaltungsbehörden innerhalb ihrer Competenz getroffenen Verfüsa 
gen der Wiederaufhebung von Seiten der Gerichte ausjegen. Wir bi 
daher hierüber das Möthige in das Grundgefeg aufnehmen laffen, und ii 
gend ducch die in bemfelben getroffenen Beflimmungen den Schug der 
richte für die wohl erworbenen Rechte .Unferer geliebten Unterthanen fo =“ 
ri ald es mit einer wohlgeordneten Verwaltung irgend zu vum 
aren iſt. 


7. Wenn glei Wir die Freiheit ber Preffe unter Beobachtung dir 1 
gen deren Mißbrauch zu erlaffenden Gefege und der Beflimmungen dei me 
fhen Bundes geftatten wollen, und deshalb einen Gefegentwurf an Une 
getreuen Stände, deren Antrage gemäß, baldthunlichft gelangen laffen we 
wenn nicht zuvor von dem teutfchen Bunde ein allgemeines Preßgelr; © 
fchloffen werden follte; ſo ergiebt doch der Umftand, daß die über den Wi 
brauch der Preffen zu erlaffenden Gefege mit Unfern getreuen Ständen w‘ 
nicht haben verabredet werden Eönnen, bis dahin aber ein gefetlofer Zuf: 
nicht geduldet werden kann, die Nothwendigkeit des von Uns angeordneir 
Bufages, daß bis zur Erlaſſung biefer Gefege die bisherigen Vorſchriften 
Kraft bleiben. 


8. Indem Wir den Städten, Flecken und Landgemeinden in der x 
waltung ihres Vermögens die mit ihrem Wohle vereinbare Selditftänbiste 
zugefichere haben, und deshalb auch die von Unferer getreuen allgememe 
Ständeverfammlung in diefer Hinſicht gemachten Anträge beflätigen umb = 
beftimmen, daß das Armenwelen nad) Maßgabe der örtlichen Verbäki, 
eignen Werwaltungen übertragen werden ann, haben Wir zugleich der Io 
gierung die Aufficht auf das Gemeindeweſen, fo weit fie zum Heile des 6: 
zen und zum eignen Velten der Gemeinden erforderlich ift, ausdrüdlich ver 
-behalten. Zu diefer Aufficht der Negierung gehört es nothwendig, daß N 
ſelbe foldye Gemeindebeamten, welche ihre Pflichten verfäumen oder detlede 
würden, gleich Unferer uͤbtigen Staatsdienerfchaft, durch Strafen zur © 
füllung deffen, was ihnen obliegt, anhalten oder felbft vom Dienfte entfe 
nen ann. Da bdiefes in der landesherrlichen Oberaufſicht weſentlich Brgri: 
dete und zum Velten der Gemeinden - durchaus nothwendige Recht der R 
gierung durch den von Unſerer getreuen allgemeinen Ständeverfammlung ' 
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Antrag gebrachten Vorbehalt einer befondern Gefeggebung über die Staatss 
bienftverhäftniffe der Gemeindebeamten zweifelhaft werden koͤnnte; fo haben 
Wir diefem Vorbehalte Unfere Genehmigung nicht ertheilt und denfelden in 
das Grundgefes nicht aufnehmen laffen. | 

9. Wenn Wir aud kein Bedenken haben, die Erklärung, daß das - 
Herr, da es nicht aus geworbener Mannfchaft befteht, fondern feine Ergäns 
zung in Folge der allgemeinen Militairpflicht erhält, für ein Unferm Königs 
reiche fremdes Intereſſe nicht verwandt werden fol, hiemit ausdruͤcklich zu 
errreuern; fo hat doch die Betrachtung, daß es Fälle geben kann, wo ber 
Grund, auf welchem das Intereſſe beruht, nicht zu Jedermanns Einficht 
vorliegt und auch nicht ſogleich bei den Vorbereitungen zu einem Kriege oder 
den zu deſſen Abwendung nothmwendigen Maßregeln erklärt werden kann, bei 
ben Heere felbft aber niemals Zweifel irgend einer Art über deſſen Verbind⸗ 
lichkeiten eintreten dürfen, Uns bewogen, daß Wir die ven Unferer getreuen 
allgemeinen Ständeverfammlung in Antrag gebrachte Beſtimmung über die 
Verwendung des Heeres in das Grundgefeg nicht haben aufnehmen laffen. 


10. Den wegen der innern Drganifation ſowohl der Provinziallande _- 


ſchaften ald der allgemeinen Ständeverfammlung gemachten Anträgen - haben 
Wir, wenn gleich fie infonderheit in Dinfiht auf die letztere mit Unſeren 
Propofitionen nicht übereinftimmten, Unfere landesherrlihe Beftätigung nicht 
yerjagt, indem Wir die Ueberzeugung hegen, daß das, was höher ftcht, als 
ebe äußere Form, ber gute Geift und das Vertrauen, die Stände jederzeit 
efeelen werden, um Nüglicyes zu wirken. Dagegen ift die Beftimmung, daß. 
ie Regierung das Recht haben foll, wenn fie es nöthig findet, Commiſſarien 
zur Xheilnahme an den fländifhen Verhandlungen abzuordnen, vorzüglidy 
zur aus Rüdjicht auf den befondern Antrag der allgemeinen Ständeverfamms 


ung in das Grundgefeg aufgenommen worden; Wir halten es aber der 


Stellung Unferer Regierung durchaus nicht für angemeffen, ihr auch bamit 
ugleich dem Antrage Unferer getreuen Stände gemäß eine Verpflichtung auf: 
ulegen, auf das Verlangen der Stände ſolche Commiffarien abfenden zu 
nüſſen. Wir haben daher den dieferhalb in Antrag gebrachten Zufag nicht 
jerrehmigt und behalten vielmehr der Regierung allein vor, zu ermäßigen, ob 
ind unter welchen Umjtänden.diefelbe gerathen hält, landesherrlihe Commif: 
arien an den ftändifhen Verhandlungen, ſoweit folhes überhaupt zuläffig 
ft, Xheil nehmen zu laffen. 

11. Da dur die für einen Kronprinzen auszufegende Apanage für 
‚a8 flandesmäßige Austommen einer, verwitweten Kronprinzeffin nah Maße 
‚abe des für Unfer Königliches Haus zu erlajfenden, zur Mitberathung Un: 
erer getreuen Stände baldthunlichſt zu dringenden Apanagegefeges nicht hin⸗ 
eichend gefergt werden kann, und daher nad) Maßgabe der im Grundgefege 
nehaltenen Beflimmung für das Auskommen einer verwitweten Kronprinzefs 
in, eben fo wie für das Auskommen einer verwitweten Königin, jedesmal 
efonders geforgt werden muß; fo haben Wir es angemeffen gehalten, dies 
teich beftimmt auszudrüden. 

12. Hiernaͤchſt haben Wir bedenklich erachten müffen, ben von Unferer 
etreuen allgemeinen Ständeverfammlung in Antrag gebrachten Zufag, wos 
‚ach den von den Ständen zur Prüfung der Rechnungen der Generalcaffe 
uf Lebenszeit zu erwählenden Commiffarien die Erhaltung einer fortlaufenden 
teberfiht über den Gang des Staatshaushalts mit aufgetragen werden folle, 
‚2 feiner großen Allgemeinheit in das Grundgefeg aufnehmen zu laffen, weil 
8 zuoörderft ein Gegenftand reiflicher Erwägung feyn wird, ob und in wel⸗ 
per Mofe eine Einrichtung dieſer Art getroffen werden kann, ohne zu einer 
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Einmiſchung in die Verwaltung Veranlaſſung zu geben, welche, mie m 
Unferer getreuen allgemeinen Ständeverfammlung felbft anerkannt worden, 
das allgemeine Beſte nur nachtheilig feyn würde. 


Bei biefer Lage der Sache haben Wir den hierauf gerichteten Zufa; ı 
das Staatsgrundgefeg nicht aufnehmen laſſen können. 

13. Wir haben ferner auf den Antrag Unferer getreuen Stände rei 
da8 Grundgefeg verordnet, daß der Dienfteid der Givilftaatsdienerfäaft <) 
die getreuliche Beobachtung des Grundgefeges ausgedehnt werde. Da ® 
es indeß nicht angemeffen finden, Unfere gefammtte gegenwärtige Diener‘ 
einen Dienfteid nochmals ableiften zu laffen; fo verweifen Wir diefelbe :: 
mit auf den von ihr bereitd geleifteten Dienfteid, und erflären, dag fi! 
jedem Betracht fo angefehen werden fol, als wäre fie auf die treue Beoit 
tung bed Grundgeſetzes ausdrücklich eidlich verpflichtet. 

14. Endlich haben Wir e8 für angemeffen erachtet, unter bie i 
Srundgefege angeführten Gründe, weshalb einer Unferer Civilftaatsdiene ı 
Strafe gezogen, oder felbft vom Dienfte entlaffen werden kann, auch gre* 
Öffentliches Aergerniß aufnehmen zu laffen, indem hiedurch das nothwend 
Anfehen der Staatsdienerfchaft, wie der Hffentliche Dienft mehr, als dei 
fonftige Vernachlaͤſſigungen oder Vergehen benachtheiligt werden können. 


Nachdem hienach die von Uns nothwendig erachteten Veränderungen 
von Unferer getreuen allgemeinen Ständeverfammlung vorgelegten Gele 
vourfes gemacht worden find; fo ertheilen Wir demfelben nunmehr Ude 
landeshertliche Beftätigung, und befehlen, daß das auf ſolche Weife zu Sum 
gebrachte Grundgefeg Unferes Königreichs Hannover, vom Tage der Berti 
digung an, und zwar fo weit es dabei auf eine Abänderung verfaffungt=' 
Fig beftehender organifher Einrihtungen ankommt, nah Maßgabe der 2 
den Vorfchriften des gegenwärtigen Grundgefeges weiter zu treffenden An 
nungen und zu erlaffenden gefeglichen Vorſchriften für alle Theile Unfers & 
nigreichs in Kraft treten fol. 

Mas aber die Finanzen anbetrifft; fo follen bie bieferhalb vorgeltu 
benen Grundfäge von dem Eintritte des neuen Rechnungsjahrs, mithin du 
1. Julius 1834 an, in Kraft treten, und die förmliche Vereinigung Une‘ 
Iandesherrlihen und der Landescaffe zu einer einzigen Generalcaffe von c 
diefem Zeitpuncte an Statt finden. 

Uebrigend verordnen Wir, um jede Ungemwißheit über den beftcbenie 
Nechtözuftand zu vermeiden, hiemit noch ausdruͤcklich, daß bie bisher beſtehe 
den Gefege, Anordnungen und Verfuͤgungen der Behörden deshalb, weil & 
nunmehr vorgefchriebenen Formen bei bdenfelben etwa nicht beobachtet Fr 
ihre Gültigkeit nicht verlieren follen, fondern daß die Gültigkeit lebiglid " 
nach zu ermefien ift, was zu ber Zeit ihrer Erlaffung der Verfaſſung a 
dem Herkommen gemäß mar. 

Gegeben Windfor:Caftle, den 26. September bes 1833ſten Jam‘ 
Unferes Reichs im Vierten. 

WilliamR 
8, v. Ompteda 


| 
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) eh, des Eonigreiches ‚Hannover. vom 
26. Sept. 183z3. 


Wilhelm bie trete von Gottes Gnaden König des beiten 
eichs Großbritannien und Irland ıc., auch König von Hannover, Herzog 
Braunſchweig und Lüneburg ꝛc. ꝛc. 
Unter Bezugnahme auf Unſer unter dem heutigen Tage erlaſſenes Pa⸗ 
nt wegen Publication eines Grundgeſetzes fur Unſer Koͤnigreich Hannover 
ingen wir dieſes Gefeg hiemit zur öffentlichen Kunde. 


Erftes Capitel, 


Allgemeine Beftimmungen. 


$. 1. Das Königreih Hannover bildet unter der Sowoerainetät des 
önigs ein in allen feinen Beſtandtheilen durch daffelbe Grundgefeg verbuns 
nes "Ganzes. 

Befkandtheile des Königreiches können nur. unter Zuftimmung ber alls 
meinen Stände abgetreten werden. Friedensſchluͤſſe und Berichtigungen 
reitiger Grenzen begründen hievon eine Ausnahme. 

$. 2. Das Königreich theilt in feiner Eigenfchaft als Glied des teut⸗ 
hen Bundes alle aus dieſem herfließenden Rechte und Verpflichtungen. 

Die Beſchluͤſſe der Bundesverſammlung werden fuͤr das Koͤnigreich ver⸗ 
adlich, ſobald ſie vom Könige verfündigt find. Die Mittel zur Erfuͤllung 
r hiedurch begründeten Verbindlichkeiten werden unter verfaffungsmäßiger 
Ritwirtung der Stände beftimmt. 

$. 3. Die Regierungsform des Königreiches ift die erblichmonarchifche. 

Der König ertheilt dem Lande die feierliche Zuficherung, in der Aus: 
bung Seiner Königlichen Rechte die Rechte Seiner Unterthanen, die Rechte 
er Gemeinden und Körperfchaften im Königreihe, die Rechte der Kirchen, 
ie Nechte der Provinziallandfchhaften und der allgeminen Ständeverfammlung 
ach Maßgabe des gegenwärtigen Grundgeſetzes ungefchmälert aufrecht zu er: 
alten und gegen alle Eingriffe zu fhügen; 

bie Anordnung der Finanzen dee Königreiches und feiner einzelnen Pro: | 
inzen nicht ohne die verfaffungsmäßige Mitwirkung der Stände zu treffen; _ 

und bei der Einrichtung der Landesbehörden, fo wie bei der Beſtallung 
er Staatsdienerfchaft dahin zu fehen, daß der öffentlihe Dienft in allen 
weigen jederzeit verfaſſungsmaͤßig verwaltet wird, und ſeinen ungehinderten 
jortgang zum Beſten des Landes hat. 

$. 4. Der Sig der oberften, dem Könige unmittelbar untergeorbneten, 
Regierungsbehörde kann nicht außerhalb. bee Königreiches verlegt werden, drin⸗ 
ende Mothfälle ausgenommen. 

$. 5. Der König hat das Recht, bei längerer Abweſenheit eine Stell: 
ertretung anzuordnen und deren Befugniſſe zu beftimmen. 

Würde die Stellvertretung Einer Perfon anvertraut; fo kann bdiefelbe 
tr aus der Zahl der Agnaten gewählt werden, 

Es koͤnnen jedoch feinem Stellvertreter ausgebehntere Rechte übertragen 
verden, als einem Megenten nad den Beſtimmungen diefer Verfaſſungsur⸗ 
tunde zuſtehen. 


fi 


- Bmweites Gapitel, 
Vom Könige, von der Thronfolge und der Regentfhaft. 
$..6. ‚Der König, als Oberhaupt des Staates, vereinigt im ſich die, ge⸗ 
fammte Staatsgewalt, und übt fie auf verfoffungsmäfige Weile aus. 


572 er Hannover. 


Die Perfon bes Königs iſt heilig umd unverleglid). 

$. 7. Der König vertritt das Königreich, in allen Beziehungen ju I 
teutfhen Bunde, zu den einzelnen Bumbdesftaaten und in allen ausmiri 
Berhättniffen. - Er ordnet die Gefandtfchaften und fonftigen Miffienen « 
fchliegt mit andern Mächten Verträge und erwirbt dadurch Rechte für 3 
Königreih, fo wie Er daſſelbe Jauch zur Erfüllung der vertragsmäßigen d 
bindlichkeiten und zwar für die Gap. 6. $. 92. bezeichneten Zale mi 
Maßgabe der. dafelbft getroffenen Beſtimmungen verpflichtet. 

$. 8. Ebenmäßig geht auch im Innern alle Regierungsgemait ai 
dem Könige aus, und wird durch die Randesbehörden, diefe mögen unm- 
bar beftellt feym oder nicht, vermöge der vom Könige verliehenen Ga 
ausgeuͤbt. 

Kein Landesgeſetz tritt in Guͤltigkeit, bevor es vom Könige vehn 
digt iſt. 

Dem Könige ſteht vermoͤge der Staatsgewalt die Kirchenhoheit 
(Siehe Cap. 3. $. 30. und Gap 5.) 

Die bewaffnete Macht und deren Einrichtung, fo wie alle fie ben 
m Anftellungen, Anordnungen und Befehle find allein vom König ! 
haͤngig. 
$. 9. Die Gerichtsbarkeit geht vom Könige aus und wird durch 
ordentlichen Gerichte des Landes geübt, über welhe Demfelben die Auf 
zufteht. Der König verfpriht, den Lauf der Nechtspflege nicht zu ham: 
und Straferkenntniſſe nicht zu fhärfen, hat aber das Recht, Straferken 
niffe im Wege der Gnaden aufzuheben oder zu mildern, auch das Verfehe 
gegen den Beſchuldigten einzuftellen und niederzuſchlagen. 

$. 10. Der König verleiht Rang, Titel und Würden, und hat k 
Recht, Standeserhöhungen vorzunehmen. 

$. 11. Die Krone des Königreiches Hannover vererbt ohne Zhrüz' 
ber Rande, 

Sie gebührt zunächft dem Mannsitamme des Königlichen Hauſes = 
rechtmäßiger, ebenbürtiger und hausgefeglicher Ehe. Die Ordnung ber Tr 
folge wird durch die Linealerbfolge nad) dem Rechte der Erftgeburt beitim-' 
Ertifcht der Mannsftamm der jegigen Königlichen Linie; fo geht bie Ihren 
folge nad) Maßgabe der Hausgefege auf den Mannsftamm der jegigen de 
zoglich Braunfchweig: Wolfenbüttelfhen Linie, und nad) deffen Erlöfchen © 
die weibliche Linie ‚über. 

§. 12. Der König iſt volljährig, ſobald Er fein achtzehntes Leim: 
jahr vollendet hat. 

$. 13. Der König wird den Antritt Seiner Negierung durch ein Fir 
tent zue Öffentlichen Kunde bringen, worauf, nad) den von Ihm für data 
Land gleihmäßig zu ertheilenden Worfehriften, die Huldigung erfolgt. 

Sm Patente, welches in Urſchrift unter des Königs Hand umd Ein“ 
demnächft im ftändifchen Archive niederzulegen ift, verfichert der König hiee 
nem Königlichen Worte die unverbruͤchliche Feſthaltung der Landesmrfafien 

$. 14. Eine Regentſchaft tritt ein, wenn der König entweder min“ 
jährig, oder fonft an der eignen Ausübung der Negierung verhindert iR. 

$. 15. Die Regentfhaft gebührt dem nach der Meihe des Eifer 
rechts zunaͤchſt ftehenden Agnaten, welcher das 18te Lebensjahr vollendet de 
Sollte ein fähiger Agnat nicht vorhanden ſeyn; fo geht die Regeute | 
auf die Königin, Gemahlin des Königs, nach diefer auf die Mutter umd © 
ih auf die Großmutter väterliher Seite über; ambermeite Vermahlua? 
ſchließen dieſelben jedoch von der Regentſchaft aus, | 
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$. 16. Wird die Regentfchaft vom Könige felbft, angeordnet; fo ſteht 
n Könige zu, einen regierungsfähigen Agnaten, ‘und, wenn deren nicht 
handen feyn follten, oder wenn der König Gründe Hätte, von dem Sei: 
7 Agmaten gebührenden Vorzuge abzureichen, einen- nicht regierenden Prins 
ı aus den zum teutfchen Bunde gehörenden Fürftenhäufeen zum Regenten 

ernennen, welcher Lebtere: iwehigftune das 2öfte "erbensjahr vollendet has 
ı muß. 

$. 17. Der König. beftellt‘ die. Regentfchaft —— für Seine Pers 

t oder für den Thronfolger, auf den Fall, daß diefer: zur Zeit des Anfalls 
Krone minderjaͤhrig oder ſonſt verhindert waͤre. 

$. 18. Ermangelt es an einer ſolchen Anordnung; fo tritt im Falle 
: Minderjährigkeit die. gefegliche Negentfhaft von felbft ein. Bei anderer 
ethinderung iſt das Minijterium. verpflicheet, entweder auf eignen Beſchluß, 
er. auf einen Antrag der verfammelten allgemeinen Stinde des Königreichs, 
ve Zufammenkunft der Agnaten zu veranlaffen. Zu diefer find alle voll: 
yeige Agnaten zu berufen, um, wenn mindejlens drei derfelben in Pets 
n, oder dutch gehörig: Bevollmächtigte. erfchienen ſind, innerhalb drei Mo: 
ten auf 'eritattetes Gutachten des Minijterii nad; abfoluter Stimmenmeht: 
it einen Befchluß daruber zu faffen, ob eine Regentſchaft nothwendig fey. 

Das zur Regentſchaft ſtehende Mitglied. des- Haufes, und die weder in 
erfon noch durch Bevollmächtigte erfchlenenen Agnaten, haben keine Stimme. 

Fe 19. WUeberzeugt fich die Verfammlung der Agnaten von der Noths 
endigkeit einer Regentſchaft; fo wird dieſer Beſchluß duch das Minifterium 
n allgemeinen Ständen des Königreichs, welche von. demfelden außerordents 
h berufen werden müffen, inſofern fie nicht bereitö verſammelt find, mitges 
eilt, um ihre Zuſtimmung zu erkläten. . 

$.:20, Sind feine. Agnaten vorhanden, oder erfcheinen dieſelben nicht 
ı gefeglicher Zahl; fo richtet das Minifterium, nach vorgängiger Unterfuchung 
nd Berichtserftattung , an Die Königin, : einen Antrag an "die allgemeinen 
Stände des Königreihe. Die Negentfhaft tritt ein, wenn in Gemäßheit 
eſes Antrages. die Stände die Nothwendigkeit derfelden anerkennen. 

$. 21. Iſt in diefem Falle Beine zur Regentſchaft berechtigte- Perfon 
sehamden; fo: beitimmen die allgemeinen Stände des Königreiches, auf den 
zotſchlag des Minifterii, unter dem nicht regierenden Prinzen aus den zum 
utfchen Bünde gehörenden Fürftenhäufern den Megenten. Derfelbe muß 
yenigftens das 25ſte Lebensjahr nn Haben, und ſeinen Aufenthalt im 
'önigeelfie nehmen. — 

22. Der ‚Regent leiftet bei — der Regentſchaft im vers 
immelten Minifterio in Gegenwart des Erblandmarſchalls, der Praͤſidenten 
nd Viceptaͤſidenten der allgemeinen Staͤndeverſammlung, einen Eid auf die 
(ufrecpthaltung der Verfaſſung, und btingt hierauf den Eintritt der Regent⸗ 
haft zur Öffentlihen Kunde. 

$. 23. Der Negent übt im Namen des Königs die volle Stantöge 
sale, wie fie dem Könige ſelbſt verfaffungsmäßig zufteht. 

Der Regent darf jedoch eine Schmälerung. ber verfaffungsmäßigen Rechte 
es Königs, fo wie eine Aenderung in dem Grundfpfleme und in den ver: 
aſſungsmaͤßigen Rechten der allgemeinen Ständeverfammlung uͤberall nicht 
nehmen noch geflatten. 


Audy darf der. Regent keine Standeserhöhungen vornehmen, 
$. 24 Die Regentſchaft Pr auf, ſobald der König das: Alter det 


574 = 3 22.2. Dannoner, . 


Volljaͤhrigkeit erreicht — oder das anderweite Hinderniß der eignen Bernd | 
tung ber Regierung gehoben ill. - 

$. 25, Die Erziehung des minderjährigen Königs gebührt, wenn de | 
vorhergehende König deshalb Erine andere Verfügung getröffen hat, — 
ter, und nach dieſer der Großmutter von vaͤterlicher Seite, ſofern dieſe nich 
anderweit vermaͤhlt ſind, und in Ermangelung auch dieſer, dem Regenten un | 
ter Beirath des Minifterii, 

Auf gleiche Weife ficht der. Regent dem zur. Erziehung berechtigten Pre ı 
fonen zuc Seite, und hat, wenn deren Anſichten über die Wahl der En | 
zieher oder über den Erziehungsplan von dem feinigen abweichen, die us | 
Scheidung. | 

Die Aufficht über die Perfon des duch Krankheit an der: Ausüban | 
der Negierung,-verhinderten Königs und die Sorge für denfelben darf det Me 
gent niemals übernehmen. 

$, 26. Die innern Verhaͤltniſſe des Koͤniglichen Hauſes werden von 
Könige als Dberhaupte der Familie durch Hausgeſetze beſtimmt. Es fell j 
doch das vom Koͤnige zu erlaſſende und den allgemeinen Standen maitzurde: | 
lende Hausgeſetz, infoweit, dafjelbe bie. Protein angeht, nicht ohne Zufie 
mung der Stände; abgeändert werden. 


u ———— "Drittes, Capitel, 


Bon den. Rechten und Pflichten der unterthauen im Alt— 
5 gemeinen. 


6. 27. Den vollen Genuß aller politifchen und vürgerlichen Rechte in 
Koͤnigreiche kann nur. ein: Hannovetſcher Untetthan haben. 

Die Eigenſchaft eines Hannoverſchen Unterthans wird nach Maksk 
der Geſetze durch Geburt oder Aufnahme erworben, und dauert fo Lange, de 
fie auf rechtliche Weiſe verloren. wird. 

Die mit;diefer Eigenſchaft verbundenen echte koͤnnen durch ein Ef. 
erkenntniß befchränet werden. . | 

$. 28. Ale Landeseinwohner find gleichmäßig. zum Ktiegsdienſte = 

zu Tragung der ‚allgemeinen Staatslaften verpflichtet. ; 
. Bu biefen. von allen Unterthanen nad) gieichmaͤßigen Grundfägen zu m: 
genden allgemeinen. Staatslaften gehört aud) ‚die Unterhaltung: des Deers cm 
irgend. eine hinfichtlid ‚der, Cavallexie oder anderer Moffengaitungen Erz: 
findende. ‚Ausnahme, einſchlierlich der Kriegerfuhten. 

dur die bisherigen Befreiungen von dieſer Staatslaſt erfolgt eine Er’ 
ſchaͤdi ung nicht. 

J verbleibt denjenigen, — nach dem an bie gugemeine Ein 
debetſammlung erfaffenen Königlichen Referipte vom , 18, Januar 182: 
Befreiung von der Einquartierung und, Ver flegung. zugefichert iſt, we- 
aber hunmehr nad) obigem Stundfage zu "eher allgemeinen Staatslaft a 
mäßig beizutragen haben, die Befugniß der Nichtannahme der ordinairen N: 
turaleinguärtierung. Eben’ fo (od es auch mit der Naturalleiſt ing der 
dinairen Kriegerfuhren gehalten werden. _ 

Die nach dem oben genannten Referipfe außerdem noch bejtebenden Kıs 





eremtionen von: alkgemeinen Staatslaſten follen zwar ebenfals wegfallen, 


doch verbleibt den bisher Eremten dad Recht, die "künftig auf ſte falkn 
Naturalleiftungen durch billige Geldbeiträge zu reluiten. 

Die Vorrechte und Befreiungen von allgemeinen Staatslaſten, wc? 
den Mitgliedern der. Königlichen Familie und den Standesherten zuſtehen 
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wie bie Audnahmen, welche zu Gunften der Königlichen und ſtandesherrli⸗ 
chen Schlöffer. und Gärten und in Anfehung ber Güter der Kirchen, Pfars 
ren, Pfarrwitwenthuͤmer, Schulen und Armenftiftungen bewilligt — 
ſollen in der bisherigen Maße und wie fie durch die betreffenden Geſetze bes 
ftimmt find, beftehen bleiben, 

Die Befrelungen vom Militairdienſte ſind von den Veſtimmungen der 
Militairgeſetze abhaͤngig. 

9. 29, Ueber bie Lehnsverhältniffe und bie zu geftattende Abloͤsbarkeit 
derſelben ſoll ein beſonderes Geſetz erlaſſen werden. 

Durch dies Geſetz ſoll zugleich fuͤr eine zweckmaͤßige Erhaltung der m 
Bern Güter bei den DBafallenfamilien, fo wie für Erleichterung der Stiftung 
von Majoraten und Fideicommiſſen geſorgt, auch uͤber die Rechte der Agna⸗ 
tern und Exſpectivirten und über die dem Heimfall nahe ſtehenden Lehne Bes 
ſtimmung getroffen werden. 

$. 30. Allen Landeseinwohnern gebührt völlige Glaubens: und Ge 
wiſſensfreiheit. Daher ift auch Jeder zu Religionsübungen mit den Seinis 
zen in feinem Haufe berechtigt. 

Die Mitglieder der evangelifhen und ber roͤmiſch⸗ tatholiſchen Kirche 
— — buͤrgerliche und politiſche Rechte im Staate. Vergl. 
Sap. 5 

Dem gebührt das Necht, auch andere chriftliche Gonfeffionen und 
Secten anzuerkennen. Den Anhängern folcher anerkannten chriftlichen Con: 
effionen und Secten witd ber Genuß bürgerlicher Nechte und der Privat: 
zottesdienft geftattet. Ihre politifchen Rechte bangen jederzeit von einem: be= 
ondern Gefege ab; zur Öffentlichen Religionsuͤbung ift die befondere Bewilli⸗ 
jung des Königs erforderlich. 

Die Rechtöverhältniffe der im Königreiche wohnhaften jüdifchen Glau⸗ 
ensgenoſſen follen durch ein beſonderes Geſetz beſtimmt werden. 
$. 31. Die Gerichte erfter Inſtanz find für alle Landeseinwohner 

‚Die von diefer Regel beſtehenden Ausnahmen ſollen durch ein baldigſt 
u eriaſſendes Geſetz, 

hinſichtlich des perſoͤnlich befreieten Gerichtsſtandes auf die hoͤheren Fr 

niglichen Behörden, die Beſitzer Iandtagsfähiger Rittergüter, den land: 

fäffigen Adel, ‚die höheren Staatsdiener, die höhere Geiſtlichkeit, fo 
wie die jetzt canzleifäffigen Magifträte und Städte, und die Officiere, 
hinſichtlich des dinglichen Gerichtöftandes aber. auf. re 

Güter und die zu. ihnen gehörenden Grundſtuͤcke 
eſchraͤnkt und ‚alle übrigen Ausnahmen aufgehoben werben, 

Bis zu erfolgter Publication diefes Geſetzes beſteht — die vuig 
ompetenz der Gerichte ungeaͤndert. 

Auch die Aufhebung der verbleibenden Ausnahmen ſou bei kuinftiger, 
erſelben entſprechender Veraͤnderung der Gerichtsverfaſſung erfolgen. 

Bis zu anderweiter Beſtimmung bleiben die für gewiſſe Sachen odet 
laſſen von Unterthanen angeordneten Gerichte in ihrer bisherigen Wirkſam⸗ 
it, und ‘die Gerichte überhaupt in ihrer ‚bisherigen Verfaſſung. 

Wegen der: Gerichtsbarkeit über die nicht. regierenden Mitglieder des Rd: 
glichen Hauſes werden durch ein nn Samilienftatut bie erforderliz 
ers Beftimmungen getroffen. Ä 

"8. 32, Die befonden Rechte ber. Standesherren, namentlich des Herz 
38 von Aremberg, ded Herzogs von Looz-Corswaaren, des Fürften von 
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- Bentheim, fo wie ber Strafen zu Stolberg: Wernigerode und Stolberg, r 
duch, Verordnungen und landesherrlihe Zuſicherungen feitgeftellt. 

$. 33. Die Freiheit der. Perfon und des Eigenthums unterliegt fix 

andern Belchränfung, als welche das Recht und die Gefege beſtimmen 

Allgemeine Gonfiscation des Vermögens ift unzuläfjig. 

$. 34. Niemand darf verfolgt und verhaftet werden, als im ben dei 
das Gefeg beftimmten Fällen und in der gefeglihen Form. Bis zu & 
laffung der desfallfigen Geſetze behält e8 bei den bisherigen Worfchriften " 
Bewenden. 

Der Verhaftete muß binnen 24 Stunden verhört und über bie Urs 
feiner Verhaftung im Allgemeinen in Kenntniß gefegt werden. 

Kein Unterthan darf feinem ordentlihen Nichter entzogen merben, ci 
in den von den Geſetzen im Voraus beitimmten Fällen, oder wenn der |: 
nig aus befondern Gründen, auf den Bericht des Gefammtminiiterü, ! 
„Gompetenz auf eine andere ordentliche Gerichtsbehörde zu Ubertragen = 
thig finder, 

Das Berfahren bei Störung ber öffentlihen Ruhe foll durch ein ii 
fonderes Gefeg beftimmt werden. 

$. 35. Die Etaateverwaltung hat feinen Anſpruch an das Eigenthe 
und die Gerechtfame von Einzelnen oder Gorporationen, als aus allgem 
Geſetzen oder befondern Privatrechtstiteln. Ausnahmsweiſe kann dieſelbe jr! 
gegen vorhergehende vollftändige Entſchaͤdigung die Abtretung von Eigene 
oder Gerechtſamen zu Staats- oder andern Öffentlihen Zwecken verlange 
wenn entweder eine dringende Mothwendigkeit ſolches erheilht, oder we 
ausdrudliche Gefege zu Zweden des gemeinen Nugens ihre dazu die Dr 
niß geben. 
| $. 36. Die Frage, ob die Abtretung gefchehen foll, wird nah w 
gängiger Vernehmung aller Betheiligten von der betreffenden obern Bamı 
tungsbehörde entſchieden. 

Den Betheiligten fteht jedoch wider die Entfcheidung binnen gefegkh« 
oder in deren Ermangelung achtwöchiger Frift der Recurs an das Minifterin 
zu, welches über denfelben unter Zuziehung des Geheimentathscollegii «m 
fcheibet. 
| Der Betrag der Entfhädigung "wird, unter Beobachtung der gefeglit“ 
Vorſchriften über deffen Bellimmung, von der Verwaltungs behoͤrde ſec 
fest. Will fi der Betheiligte bei deren VBelchlüffen nicht beruhigen, ww! 
kann eine Vereinbarung nicht bewirkt werden; fo ift die Sadye im arm. 
chen Rechtswege zu erledigen; es fann aber der zur Entfhädigung Bars 
tigte bei Abtretung des Seinigen fofort die  Ueberweifung der von de dr 
mwaltungsbehörde ausgemittelten Entſchaͤdigung fordern. 

Iſt aber unmiederbringliher Nachtheil mit dem Verzuge verbunde:; " 
entfcheidet die höchfte zur Stelle befindliche Verwaltungsbehörde über dir #- 
tretung. In dieſem Falle hält der Recurs das Verfahren nit anf, = 
folgt die Entſchaͤdigung ausnahmsweife innerhalb möglichjt Eurzer Friſt m“. 

$. 37. Jedem, der fih von einer Berwaltungsbehörde durch Ueber 
tung ihrer Befugniffe in feinem wohlerworbenen Rechte verlegt erachtet, FÜ 
nad) den nachfolgenden Beflimmungen der ordentliche Gerichtsgang vffıt. 

Iſt die Verlegung duch einen Staatsvertrag oder durch eim verfalfun‘ 
mäßig erlaffenes Gefeg bewirkt; fo kann Ddiefelbe nicht zum Gegenitand ı 
nes Red;tsanfpruches gegen den Staat oder gegen Verwaltungsbehirkn 7 
macht werden. 
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Vielmehr kann nur die unrichtige oder unbefugte Anwendung von 
Staatsverträgen oder Gefehen einen Rechtsanſpruch begründen, fobald in eis 
er Weberfchreitung der Befugniffe der Behörden außerdem die Erforderniffe 
ner Entfhädigungsverbindlichkeit nach gemeinrechtlihen Grundfägen anzu⸗ 
effen find. 

Die Gerichte können in folchen Fällen bie einftweilige Ausführung von 
3erfügungen der WVerwaltungsbehörden nicht hemmen, und dürfen eine gegen 
lche Verfuͤgungen gerichtete Klage nur dann annehmen, wenn von dem 
laͤger zuvor nachgewieſen iſt, daß er bei der vorgeſetzten hoͤhern oder hoͤch⸗, 
en Verwaltungsbehoͤrde bereits Huͤlfe geſucht, und ſolche innerhalb eines an⸗ 
emeſſenen Zeitraums nicht gefunden habe. 

Wiederaufhebung von Verfügungen der Verwaltungsbehörben durch eich 
lichen Spruch kann nur in dem Falle Statt finden, wenn auf verfaſſungs⸗ 
zaͤßigem Wege (f. Cap. 8. $. 156) entfchieden ift, daß eine in Frage bes 
ıngene Angelegenheit zur Competenz der Berwaltungsbehörde nicht erwachfen 
ewefen fey. 

$. 38. Wenn Anfprüche aus einem mohlerworbenen Privatrechte gegen 
en Fiscus, ſowohl des Königs als des Staats, oder von bdemfelben geltend 
emacht werden follen, gehört die Verhandlung und Entfheidung der hieraus 
atftehenden Nechtsftreitigkeiten auf gleiche Weife, wie andere Privatrechtsfa: 
yen, zus Competenz ber ordentlihen Gerichte, und zwar, ſoweit dies nad) 
isherigen Gefegen noch nicht der Fall geweſen, rüdfichtlih der nad) dem 
age der Publication des Stantsgrundgefeges entfichenden Forderungen. 

Die Vollziehung des gerichtlichen Erfenntniffes findet gegen die in dem⸗ 
ben bezeichnete Behoͤrde oder Caſſe Statt. 

$. 39. Den Unterthanen flieht das Recht zu, in angemefjener Form 
nd auf’gefegliche Weife Bitten an den König, an bie allgemeine Stände: 
erfammlung, fo wie an die Landesbehörden zu bringen. 

Auch hat Jeder das Net, in feiner Angelegenheit über gefeg- und 
rdnungsmidriges Verfahren einer Behörde oder über verzögerte Entfcheidung 
ei der unmittelbar vorgefegten Behörde Beſchwerde zu führen und dieſe big 
ur höchften Behörde zu verfolgen. 

Mehrere Gemeinden oder Corporationen dürfen ‚über Angelegenheiten, in 
Infehung deren fie nicht ohnehin in einem verfafjungsmäßigen Verbande mit 
inander ftehen, feine gemeinfchaftlichen Geſuche übergeben. 

$. 40: Die Freiheit der Preffe foll unter Beobachtung der. gegen deren 
Nißbrauch zu erlaffenden Gefege und der Beflimmungen des teutfchen Bun 
es Statt finden. | 

Bis zur Erlaffung diefer Gefege bleiben die bisherigen WBorfchriften 
n Kraft. 

$. 41. Jedem Landeseinwohner fteht das Recht zu, unter Beobach: 
ung der gefeglichen Vorſchriften über die Militairpflicht auszumandern. 


Viertes Capitel. 
Von den Gemeinden und Koͤrperſchaften. 


F. 42. Jeder Landeseinwohner muß in Beziehung auf die öffentlichen 
Berhältniffe einer Gemeinde oder einem Verbande mehrerer Gemeinden des 
Königreichs angehören und zu deren Laften, bis auf die unten vorbehaltenen 
verfönlichen Ausnahmen, verhättnißmäßig beitragen. Nicht minder foll jedes 
Gut, Haus oder Grundfticd einer Gemeinde zugerechnet werden. 

Ri 43. Eremtionen von Gemeindelaften follen nicht Statt fin: 

. 3 | 
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den. Rechtlich beftehende Eremtionen können gegen vorgängig auszumitten 
Entfhädigung aufgehoben werben. 

Gleichzeitig mit Aufhebung der Eremtionen iſt auch die derſelben a 
fprechende Regulirung des Gemeindewefens in ben ‚betreffenden Gemeint 
vorzunehmen. Bei Ausmittelung der Entfhädigung fol zu Gunſten dr 
deren Leiſtung Verpflichteten auf die Befchaffenheit und den Zweck bir 
übernehmenden Laft, fo wie auf deren in neuerer Zeit durch polizeiliche € 
richtungen etwa eingetretene Vermehrung billige Rüdficht genommen mar 
Auch find dabei die von den VBefreiten zu Gunften der Gemeinde getrag 
Kaften nebft den in Rüdfiht auf eine getragene Laft von den dazu Verpf« 
teten genoffenen Vortheilen zur Ausgleihung zu bringen. Die zu men 
Ausbildung diefer Vorfchriften erforderlichen Beflimmungen über die Gtut 
fäge und das Maaß der Entfhädigung, fo wie über diejenigen Berbältwi 
bei welchen ausnahmsweife eine Eremtion auch ohne Entichädigung ah 
ftelit werden fann, bleiben der provinziellen Gefesgebung vorbehalten. Jr 
gleichen follen diejenigen Fälle, in denen ein perfönliches Recht auf Befrun 
von Gemeindelaften aufrecht zu erhalten ſeyn möchte, gefeglich befiim 
werden. 

$. 44. Die Bildung neuer Gemeindeverbände, ſo wie die Zufammı 
legung oder Abänderung beftehender, kann, nach vorgängiger Wernebmuny \ 
Betheiligten, unter ſteter Beruͤckſichtigung ihrer befondern Intereſſen und ! 
Provinzialverhältniffe erfolgen. 

6. 45. Die bisher einer Gemeinde angehörigen Domainen, is 
und Befigungen folien auf eine den Provinzials und Localverhältniffen 
gemeffene Weife in einen bereits vorhandenen oder neu zu bildenden Gem 
deverband eingefchloffen werden. 

Bis ein ſolcher Anfchluß erfolgt ift, wird, in deren Beziehungen ju ke 
Gemeinden, durch vorftehende Beftimmung nichts verändert. 

Inſofern Lage und Verhältniffe die Vereinigung einer Domamı ı" 
eined Guts mit einer Gemeine nicht angemeffen erſcheinen laffen, Eann «= 
folhe Domaine, oder ein foldyes Gut eine abgelonderte Gemeinde bilden. 

$. 46. Die Art und Weife, wie die in einen Gemeindeverbans 
. tretenden Grunbdbefiger an den Gemeindeangelegenheiten Theil zu nebmm = 
zu den Gemeindelaften beizutragen haben, fo wie die vorgängige angemıfin 
Entfhädigung der von ſolchen Laſten bisher rechtlicy befreit Gersefenen, id 
durch gütliche Vereinbarung zwilhen den Gemeinden und den neu Einteim 
den, unter Leitung der Regierungsbehörde oder der. von ihr zu ermemmm 

Gommiffarien, in Ermangelung einer folhen Uebereinfunft aber, unter 

ruͤckſichtigung der gegenfeitigen WVerhältniffe, nach folgenden Srundfägen it 
gefegt werden: 

1) Die Vereinigung fol fi allein auf die Öffentlihen, nicht akt 
die privutrechtlichen Verhaͤltniſſe der Gemeinde beziehen, fofen ® 
von beiden Zheilen eine Vereinigung auch in der legten Rudi 
wünfcht wird, 

2) Das VBeitragsverhälniß der Eintretenden zu ben Gemeindelaften, | 
nah Maaßgabe des, den Eintretenden zu Statten kommenden, An 
an den diefen Laien zum Grunde liegenden Zweden feſtgeſtellt wer 

Die Naturalleiltungen dee neu Eintretenden fönnen mit Geld mir 
werden, mit Ausnahme der Felle, wo Gefahr im Vet zuge it, © 
der Laſten, welche von den Eintietenden ſchon vorher in naturs 
killen waren. 
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Regen den Eintretenden Laften ob, welche zum Nugen der Gemein: 

den gereichen, in welche fie eintreten; fo iſt ruͤckſichtlich folcher Laſten 
eine Ausgleichung zu bewirken. 

3) Den Eintretenden ſoll ein, der Concurrenz zu den Laſten der Gemein⸗ 
den, ihrem Intereffe an den Gemeindeangelegenheiten, und ihren Ber: 
hältniffen zu anderen Mitgliedern der Gemeinden entfprechendes, Stimme 
recht beigelegt werden. Audy follen die Vefiger ganzer Güter befugt 
feyn, foldhes durch Bevollmächtigte auszuüben. 

6.47. . Die Aufnahme. neuer Mitglieder in eine Gemeinde, melde 
yt aus einem in den befichenden oder nod zu erlaffenden Gefegen be: 
ımten‘ Grunde ein Recht darauf haben, fo wie die Zulaffung neuer Ans 
Abbauer, hangt, unter Vorbehalt des Recurſes an die vorgefegte Regie— 
yebehörde, von der Gemeinde, in welde fie eintreten follen, ab. 

$. 485. Das Vermögen und Einkommen der Gemeinden und ihrer 
alten, fo mie der Corporationen, darf nie als. Staatsvermögen behandelt 
: zu: den Staatseinnahmen geſchlagen werden, fo. wie aud ihre Werbind: 
keiten den. Staat nicht verpflichten. 

$. 49. . Keine Gemeinde kann mit Leiftungen oder Ausgaben befchwert 
den, wozu fie nicht durch Sefege oder andere Rechtstitel verbunden ijt. 
ffelbe gilt von mehreren in einem Verbande flehenden Gemeinden. 

$. 50. Ausgaben und Laften, melde für die Zwecke und Bedürfniffe 

Gemeinden oder Verbänden mehrerer Gemeinden erforderlich find, müffen 
den Mitgliedern der Gemeinden oder Verbände verhältnißmäßig getragen 
ven, und follen daher, wenn Einzelne zur Beftreitung einer ſolchen Aue: 
: oder Laft nad) befondern Rechtsverhältniffen bisher allein oder vorzugs⸗ 
e verbunden waren, auf deren Antrag, infoweit die WVerhältniffe nach 

Urtheile der vorgefegten Megierungsbehörde ſolches geftatten, gegen 
von ihnen zu leiftende angemeffene Entfhädigung abgenommen oder bei 
nahme anderer Gemeindelaften angerechnet werden. . 

$ 51. Die Oberaufſicht der Negierungsbehörde auf die Vermögensvers 
ung aller Gemeinden, fo wie auf die DVertheilung und Verwendung der 
eindeabgaben darf ſich nicht weiter erſtrecken, als dahin, daß dus Vermoͤ—⸗ 
echalten, deffen Einkünfte ihrer Beftimmung gemäß verwandt und bei Anz 
ung und Vertheilung der Gemeindeabgaben angemeffene, auch die Rechte 
brigen Landeseinwohner und das allgemeine Wohl nicht verlegende, Grund: 
befolgt werden. Auch ſteht der Regierungsbehörde die Entſcheidung von 
hwerden tu, die gegen die Gemeindeverwaltung erhoben werden möchten, 
$: 52. Den flädtifhen Obrigkeiten und deren Mitgliedern, wie auch 
Beamten der Landgemeinden, liegt außer der Verwaltung der Gemeinde 
n,::aud'.die Beforgung der ihnen durch Geſetz, Verfaſſung oder Her: 
nen, ‚oder von:den höheren Behörden übertragenen Landesangelegenheiten 
jrer Gemeinde ob. 8 
8.53. Die Verfaſſung und Verwaltung in den Städten des König: 
:5 ſoll nad vorgängiger Verhandlung mit denfelben durch Öffentlich bes 
€ zu machende, vom Könige oder deffen Stellvertreter zu vollziehende 
nden- geordnet werden, 

Bei dieſen Urkunden follen folgende Grundfäge zur Anwendung kommen: 

ı Die Bürgerfchaften ernennen dur freie Wahl ihre Vertreter, welche 

nicht auf Xebengzeit gewählt werden können. 

Die Städte haben das Recht, ihre Magiftrate und übrigen Gemeine 

Bebeamten felbft zu wählen. An den Wahlen nehmen die Buͤrgerſchaf⸗ 
cen, mit den Magiftiaten. erftere durch ihre — — 
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2) Die höhere Veftätigung ft nur bei den Wahlen ber ſtimmfuͤbtre 

Mitglieder des Magiſtrats und des Stadtgerichts erforderlich. 

3) Die Vertreter der Buͤrgerſchaften nehmen Theil an den Angeln) 
ten, welche das Gemeinweſen ber Stadt, deren Vermögen, Nedy ı 
Verbindlichleiten betreffen, namentlih aud an der VBeranlaguns ı 
BVertheilung der Kommunalabgaben, Laften und Leiftungen. 

4) Die Verwaltung des ftädtifchen Vermögens und die Rechnungeakı 
über diefelbe ift ihrer Controle unterworfen. 

5) Gemeinſchaftliche Befchlüffe des Magiftrats und der Wertreter dar i 
gerfchaft Über die Verwendung der laufenden Einnahme des Gm 
devermögend bedürfen der höhern Genehmigung nicht; jedoch ba | 
Magiftrat zu Anfang eines jeden Rechnungsjahrs einen von den \ 
tretern der Bürgerfchaft genehmigten Haushalteplan, fo wie nad | 
lauf des Rechnungsjahrs einen Auszug der von den Vertretern dad 
gerfhaft abgenommenen ftädtifhen Rechnungen der Bürgerfchaft bil 
zu maden, und der die Oberauffiht führenden Regierungsbehetde 
zufenden, welche die Vorlegung der vollftändigen Rechnungen verfügen & 

6) Der Mägiftrat ift in allen ftädtifchen Gemeindeangefegenheiten dir | 
zige ausführende und vermwaltende Behörde; inzwifchen hat, mai 
Ausübung der Polizei, betrifft, die Negierung das Recht, umter | 
Mitgiiedern des Magiftrats die Perfon zu bezeichnen, welche die fi 
che Polizei zu beforgen bat, auch, wo befondere Umftände feld“ 
forderlich machen, eine eigene Polizeibehärde anzuordnen 

Das Armenwefen kann nah Mafgabe der örtlichen Verhaͤltei 
ner eigenen Verwaltung übertragen werden. 

Es foll jedoch in den Fällen, wo die Verwaltung der Polizei = 
dem gefammten Magiftrate verbleibt oder übertragen wird, der 
ſchaͤftskreis der ftädtifchen Polizei in den einzelnen Städten dur Ü 
handlung mit denfelben genau feitgeftellt, und dabei der Grundias | 
folgt werden, daß dem Magiftrate die Beforgung alles desjenigen 
bleibt, was die Gewerbsberhäftniffe, die Einrichtung, und Beauf 
gung der ſtaͤdtiſchen Guͤter und Anſtalten, ſo wie der fuͤr gemein 
ſtaͤdtiſche Zwecke beſtimmten Privatanſtalten zum Gegenſtande bat. 
Schon beſtehende Verfaſſungsurkunden einzelner Städte, welche den 

fugniffen der Bürgerfchaft, ihrer Vertreter und Obrigkeit engere Grerum 
gen, follen revidiert und unter Berudfihtigung der Loralverhältniffe, 7 
unter Zuziehung von Vertretern der Bürgerfchaft, mit den, vorftchenben E 
meinen Grundſaͤtzen in Uebereinftimmung gebracht werden. 

Diefe Grundfäge finden auch auf die VBerfaffung der Flecken amt } 
durch die Verhaͤltniſſe gebotenen, Befchränkungen und Ausnahmen ie } 
wendung. 

$. 54. Den Landgemeinden fteht unter obrigfeitticher Aufjie (| 
$. 51) die eigene Verwaltung ihres Vermögens, die Regufirung ibert ® 
gen innern Gemeindeverhaͤltniſſe und der ihnen obliegenden 
und Leiſtungen, ſo wie eine Theilnahme an der Handhabung iheet 
und Feldmarkspolizei zu. 

Das Recht der Wahl ihrer Vertreter ſteht den Gemeinden * 
zu, jedoch ſind ſelbige nicht auf Lebenszeit zu waͤhlen. 

Auch ſollen die Landgemeinden in der Regel das Recht haben, ihe 
neindebeamte, unter Vorbehalt Et Beftätigung, zu wählen. 


\ 
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Ausnahmen von biefer Regel koͤnnen ſowohl auf den Grund beſtehender 
erechtigungen, als beſonderer Verhaͤltniſſe in den Gemeinden Statt finden 

8. 55. In den Fällen, wo Ausgaben verfaſſungsmaͤßig von einem 
mbande mehrerer Gemeinden gemeinfhaftlid getragen und aufgebracht mer: 
ı müffen, follen zur Prüfung der Ausgaben felbit, fo wie zur $eftftelung 
: Mepartition derfelben, gewählte, oder fonft berechtigte, Mitglieder des Wer: 
ndes zugezogen, und diefen demnaͤchſt aud über die Aufbringung und 
rwendung Rechnung abgelegt werden. Die nähere Einrichtung diefer Ver: 
ade foll nad) DVerfchiedenheit der Provinzen gefeglich regulirt werden. 

$. 56. Die in den verfchiedenen Provinzen des Königreich® beſtehen⸗ 
r vitterfchaftlichen Gorporationen behalten ihre flatutenmäßigen Rechte, fo= 
nr letztere nicht durch das gegenwärtige Grundgefeg aufgehoben werden. 

Namentlich bleibt ihnen die Befugniß, provinzielle Vereine, behuf Er⸗ 
tung ihrer Güter zu errichten. 


_ Sünftes Gapitel, 
on den VBerhältniffen der evangelifhen und roͤmiſch-ka— 
olifhen Kirche zum Staate, von den Unterrihtsanftalten, 


fo wie von den zu wohlthätigen Zweden beftimmten 
Fonds. 


$.-57. Den Mitgliedern der evangelifhen und der römſſch⸗ katholiſchen 
sche wird freie Öffentliche Religionsuͤbung zugeſichert. 

$. 58. Dem Könige gebührt über beide Kirchen das in der. Kirchen: 
heit begriffene Schuß: und Oberaufſichtsrecht. 

$. 59. Die Anordnung ber innern geiftlichen Angelegenheiten bleibt 
, in der Berfaffung’jeder diefer Kirchen gegründeten, Kirchengewalt überlaffen. 


$. 60. In der evangelifhen Kirche werden die Rechte der Kicchenge: 


it vom Könige, und zwar durch Conſiſtorial- oder Presbpterialbehörden, 
ammengefegt aus evangelifchen Geiſtlichen und weltlichen Perfonen, unter 
Aufſicht des Minifterii, fo wie unter Aufrechterhaltung der den Gemeinden 
d Einzelnen zuftehenden Rechte ausgeübt. 

Sollen für das Königreicd oder ganze Landestheile neue Kirchenorbnun: 
ı erlaffen, oder im wefentlihen Grundſaͤtzen berfelben, und namentlich der 
urgie, Veränderungen gemacht werden; fo ift darüber mit einer vom Könige 
ammen zu berufenden Verfammlung von geiſtlichen und, weltlichen Perfo: 
2, welche theild vom Könige beftimmt, theild von den Geiftlichen und 
‚meinden in den betreffenden Landestheilen auf die fodann gefeglid anzu: 
mende Meife gewählt werden, zu berathen. 

Die künftige Einrichtung und der Gefchäftskreis der Gonfiftorial: und 
esbyterialbehoͤrden, der Umfang der Auffichtsrechte des Minifterii, die Ein- 
yrung und Ausbildung von Synoden und Kirhenvorftänden, fo wie die 
t der Yusbung der, den Gemeinden und Einzelnen zuftehenden, Rechte 
ibt weiteren Beflimmungen vorbehalten, und follen bei Beftimmung des 
nftigen Gefchäftskreifes der Gonfiftorialbehörden zugleih in Ruͤckſicht der 
berweifung der von ihnen bisher ausgeübten flreitigen und freiwilligen Ge: 
htsbarkeit am die weltlichen Gerichte die erforderlichen Anordnungen erfolgen. 

$. 61. Sollte der Fall eintreten, daß der König oder ber Regent ſich 
ht zur evangelifhen Kirche befennte; fo geht die Ausübung der Rechte der 
echengemwalt einftweilen auf die evangelifiyen Mitglieder des Gefammtmi: 
terii über, und foll zur Sicherftellung des Rechtszuſtandes der evangeli: 
en Kirche über die Art und Weife der Ausübung der Kirchengewalt in 
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berfelben mit Zuſtimmung ber allgemeinen Ständeverfaramlung. das Note 
verordnet ‚werben, 

$. 62. Sn ber romiſch⸗ katholiſchen Kirche gebührt dem Biſchoͤfen e 
Adminiſtratoren der Dioͤceſen Hildesheim und Osnabruͤck die —* > 
Rechte der Kicchengewalt, gemäß der Verfaffung diefer Kirche, 

Die Rechte der Kirchenhoheit, zu denen auch die Oberaufficht über die 
naͤchſt unter dem Biſchofe oder den Didcefan-Adminiftratoren ſtehende, und x 
den Beftimmungen des $. 69 auszuübende Verwaltung des Bermögeni ! 
roͤmiſch-katholiſchen Kirchen und kirchlichen Stiftungen gehört, werden m: 
Könige oder deſſen Minifterio unmittelbar, oder durch die römifc): Eatheli'z: 
Gonfiftorien ausgeübt. 

$. 63. Alle allgemeine Anordnungen. de tömifch Eatholifhen Kird- 
behörden bedürfen der Einficht des Minifterii, und follen ohne deſſen Gm 
migung nicht verfümdigt oder vollzogen werden. Betteffen fie reine Gi 
bens- oder Eirchlidhe Lehr: und Disciplinarfahen; fo foll deren Bel: 
madung nicht gehindert werden, fobald nur das Minifterium durch ger 
mene Einſicht fi) davon überzeugt bat, daß deren Inhalt für den Staat ı 
nachtheilig iſt. 

$. 64. Alle amtliche Communicationen mit dem paͤpſtlichen Ste 
mit auswärtigen Kirchenverſammlungen oder Kirchenobern muͤſſen dem ! 
niſterio zur Einſicht vorgelegt werden, und deren Beſchluͤſſe, Erlaſſe, Se 
Breven, Reſctipte und ſonſtige Schreiben an die roͤmiſch-katholiſche $: 
im Königreihe, an ganze Gemeinden oder einzelne Landeseinwohner, * 
fen vor ihrer Verkündigung oder Inſinuation des landesherrlichen Wu 
Diefes foll nicht verweigert werden, wenn fie von der am Schluffe dei ! 
bergehenden Paragraphen angegebenen Befchaffenheit find. 

Ausgenommen von der Beftimmung bdiefes $. find allein die Com 
nicationen in Gewiſſensſachen einzelner Perfonen. 

$. 65. Das Minifterium ift verpflicytee, Mißbräuche oder Ueber“ 
tungen der Kirchengewalt zu verhüten, und diefelben von Amtsmegen, | 
auf an dafjelbe eingegangene Recurfe abzuftellen. 

Beſchwerden gegen untergeordnete Kirchendiener müffen jedoch zer 
an die Kirchenobern im Königreiche gebracht werden, können aber, wenn! 
Abhülfe erfolgt, an das Minifterium gelangen. 

8. 66. Die Prediger und andere höhere Kirchendiener der em 
[hen wie der roͤmiſch-katholiſchen Kirche, deren Ernennung vom Köniz 
deſſen Behörden nicht unmittelbar erfolgt, fondern melde von Dein 
nannt oder präfentirt werden, bedürfen der Beltätigung des Königs om 
dazu beſtimmten Behörden deffelben, und Eönnen, fo lange fie dieſe ni: 
halten haben, weder die Amtsgeſchaͤfte ansüben, noch haben fie ein! 
auf die Amtseinfünfte. 


Die Entfheiduug über die canonifchen Eigenfchaften des zu Betz 
ben gebührt allein der geiftlihen Behörde. 

Die Beftätigung darf ohne erhebliche Gründe nicht verweigert mei 

Sämmtlihe Kirchendiener find in ihren bürgerlichen. Beziehung 
Handlungen, wie auch in Rüdjicht ihres Vermögens, den Gefegen des © 
unterworfen. 
| Der Staat gemeährt ihnen jede zur ordnungsmäßigen Wermaltun: 
Erfüllung ihrer Amtsobliegenheiten erforderliche Unterftügung, und [sei 
in der ihnen zukommenden Amtswürde. 

$. 67. Die Entlaffung. der Kirchendiener von ihrem Amte © 
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Suspenfion vom Amte und zugleih vom Gehalte kann’ im Diseiplinarvers 
ihren nur gefchehen, nachdem die kirchliche Behörde eine gehörige Unterfu: 
yung angeftellt und den Kirchendiener mit feiner Vertheidigung hinreichend 
ehört hat, Sie bedarf in Anfehung der Prediger und übrigen höhern ua 
chkeit der Beftätigung bes Minifterii. 

$. 68. Das jegige und künftige Vermögen der einzelnen Kirchen, Kit: 
ynämter, geiftlihen und andern milden Stiftungen, Damenftifter und Kids 
er, Schulen und Armenanſtalten, darf unter keinem Vorwande zum Staats- 
ermoͤgen gezogen, oder zu andern, als den geſetz- oder ſtiftungsmaͤßigen 
weden verwandt werden. 

Eine Abänderung der Stiftung kann von der Staatsgewalt nur nach 
orgängiger Vernehmung der zur Verwaltung und Auffiht etwa Berechtig⸗ 
n und nur dann vorgenommen werden, wenn der Zweck ber Stiftung auf 
e vorgefchriebene Weife nicht mehr zu erreichen if. Indeß muß das Ber: 
oͤgen unter thunlichfter Beruͤckſichtigung der Wünfche der zur Verwaltung 
rd Auffiht etwa Berechtigten zu gleichen oder möglichft ähnlichen Swecken 
ieder verwandt werden. 

Dabei, bleiben jedoch die Beſtimmungen des 6. 35 bes Reichsbepu⸗ 
tionshauptſchluſſes vom 25ſten Februar 1803 in Anſehung der in demſel⸗ 
n bezeichneten Güter, inſofern darüber eine endliche Verfuͤgung noch nicht 
troffen ift, ausdrüdlic vorbehalten. 

$. 69. Inſofern die Verwalter ded Vermögens der einzelnen Kirchen 
ıd der dazu gehörenden Stiftungen und Armenanftalten den beftehenden ' 
mrichtungen gemäß nidyt von der Kirchengemeinde gewählt werden, und 
fe an der Verwaltung einen größern Antheil nicht gehabt, follen den Vers _ 
Iltern diefes Vermögens in jeder Kirchengemeinde, nad) den darüber zu er: 
enden befondern Verfügungen, einige von der Kirchengemeinde zu ermäh: 
ide Vorfteher, unter Mitwirkung der Pfarrgeiftlichen, zur Seite ftehen, welche 
allen wichtigen, auf die Verwaltung ſich beziehenden Maßregeln bei Ver: 
Berungen einzelner Theile diefes Vermögens, wie auch der zur Dotation 
Kirchenaͤmter und der zu Pfarrwitwenthümern gehörenden Grundftüde 
t Gerechtfame, ferner bei Werken, die zu kirchlichen oder geiftlihen Zwecken 
ternommen, nicht weniger bei Reiftungen, die zu folhen Zwecken ausge> 
rieben werden, und endlich zu der Rechnungsablage zugezogen werden müffen. 

In denjenigen Fällen, in weldyen der Kirchenpatron die Ausgaben aus: 
ießlich beftreitet, tritt die Beftimmung dieſes $. nicht ein. 

$. 70. Für die Erhaltung und Vervolllommnung der Landesuniverſi⸗ 
und der Übrigen öffentlichen Unterrichtsanftalten jeder Art fol ſtets nad . 
iften geforgt werden. 

Der ‚Unterricht in den Volksſchulen bleibt unächft der Aufficht der Dres 
er anvertraut. 

» $. 71. Das von den vormaligen Klöftern und andern ähnlichen Stif⸗ 

gen in verfchiedenen Theilen des Königreichs herrührende, zu einem abge: 
derten Fonds vereinigte, Vermögen foll für immer von allen andern Staats: 
‚en völlig getremnt bleiben, und allein zu ben erforderlichen Zufhüffen bes 
— der Beduͤrfniſſe der Lanbeduniverſi taͤt, der Kirchen und Schulen und zu 
— Zwecken aller Art verwandt werden. 

Die Verwaltung dieſes Vermoͤgens ſteht unter Leitung des Miniſterii, 
ſoll der allgemeinen Staͤndeverſammlung jaͤhrlich eine Ueberſicht der 
wendungen aus demſelben mitgetheilt werden. In Ruͤckſicht der Ver⸗ 
‚ungen einzelner Theile dieſes Vermoͤgens finden alle diejenigen Vor⸗ 
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fchriften ihre volle Anwendung, die bei Veräußerungen von Domanialıım 
gen in der gegenwärtigen Verfaſſungsurkunde vorgefchrieben find. 


Scehstes Capitel. 
Bon den Landftänden. 

‘. 72. Fuͤr die einzelnen Provinzen des Königreichs follen Provin 
landfchaften, für das ganze Königreich aber eine allgemeine Ständenriume 
ung beftehen. 

Erfter Abſchnitt. 
Bon den Provinziallandfhaften. 


6. 73. Provinziallandfchaften follen beftehen 
1) für die Fuͤrſtenthuͤmer Calenberg, Göttingen und Grubenhagen w! 

den vormals Heffifhen Aemtern im Fürftenthbume Göttingen ımd k 

diesſeitigen Eichsfelde, 

2) für das Fuͤrſtenthum Lüneburg, mit Einſchluß der diesſeitigen 
des Herzogthums Sachſen-Lauenburg, 
3) für die Graffhaften Hoya und Diepholz, mit den vormals Hit“ 

Aemtern in diefen Provinzen, 

4) für die Herzogthümer Bremen und Verden, mit dem Lande Hablı 
5) für das Fuͤrſtenthum Dsnabrüd, 

6) für das Fürftenthbum Hildesheim nebft der Stadt Goslar, 

7) für das Fuͤrſtenthum Oſtfriesland und das Harlingerland. 

$. 74. Wegen Einführung provinziallandfchaftlicher Cinrichtunge " 
denjenigen Landestheilen, wo folche noch nicht beftehen, fo tie wegen m 
meffener Verbindung bisher getrennter Provinziallandfchaften follen, unter F 
wirkung von Abgeordneten der betreffenden Landestheile, Einleitnngen gi 
fen werden. 

$. 75. In ſaͤmmtlichen Provinziallandfchaften follen zwei Curien (© 
geführt werden, welchen gleiche Rechte und Befugniffe zuftehen. 

Die erfte Curie fol beftehen aus den Prälaten, wo diefen «ine Te 
nahme an den Provinziallandtagen zufteht, und aus den Mitglierem : 
Nitterfhaft, deren Statuten revidirt und mit berfelben feſtgeſtellt = 
den follen. 

Die zweite Curie fol in einem näher zu beftimmenden angemifie' 
Verhaͤltniſſe beftehen aus den Deputitten der mit Stimmrecht verfebenen 

zu verfehenden Städte und Flecken und der nicht zur Ritterſchaft gehst" 
Grundbefiger. 

In denjenigen Provinzen jedoch, wo die Städte in einer zweiten = 
die nicht zur Ritterfchaft gehörigen Grundbefiger in einer dritten Can @ 
treten find, ſollen drei Curien fortbeftehen, infofern nicht ein Audınd = 
vorgängige Verhandlungen zwifchen der Regierung und der betreffenden ii 
ſchaft feitgefegt wird. 

$. 76. Auf den Provinzlallandtagen follen die vorfommenden In 
genheiten und die zu machenden Anträge in voller Berfammiung aller E12" 
vorgetragen und berathen, fodann aber foll, ohne eine nochmalige Betatte 
in den Gurien: auszufchließen, nad) Curien abgeftimmt und befcjloffen mi“ 

$. 77. Die fernere innere Organifation der Provinziallandfdaltn " 
insbefondere der Gurien fol binnen drei Fahren in Gemäßheit obiger Ech 
füge auf verfaffungsmäßigem Wege näber feftgeftellt, und zu dem Ent > 
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wiſchen der Megierung und den einzelnen Lanbfchaften weitere Verhandlung 
ugelegt werden. ; 

Sobald diefe Organifation bewirkt ift, Toll allen Provinziallandfchaften 
as Necht der Zuftimmung in ber Art zuftehen, wie ſolches im $. 79 feſt⸗ 
wfege if. Bis zum Ablauf jener drei Fahre, infofern die Organifation 
iicht ſchon früher eingetreten ſeyn follte, verbleiben einer jeden Landfchaft in _ 
iefer Beziehung diejenigen Rechte, welche ihr bisher zuflanden, in fo weit 
olche mit dem gegenwärtigen Staatsgrundgefege vereinbar find. 

Nah beendigter Organifation der SProvinziallandfchaften ift zu "einer 
Kbanderung der Verfaffung und Rechte derfelben die Buftimmung der. bes 
teffenden Landſchaft erforderlich. 

$. 78. Den Provinziallandfchaften verbleiben diejenigen ftändifchen Nechte, 
velhe nicht auf die allgemeine Ständeverfammlung übergegangen find, und 
n fo weit folhe Rechte den Principien des gegenwärtigen Staatsgrundgefeges 
icht entgegen ftehen. 

$. 79. Die Zuftimmung der Provinziallandſchaften foll erforderlich 
eyn zu allen provinziellen Abgaben und Leiftungen und zu dem tefentlichen 
Inhalte aller Lediglich die fpeciellen Verhältniffe der Provinz betreffenden Pro: 
inzialgefege, in fo meit ſolche nicht allein die Ausführung und Handhabung 
eſtehender Gefege oder die Erlaſſung vorübergehender Verfügungen bezweden, 
der in Anordnungen der Sicherheits- oder Gefundheitspolizei beftehen. 

Bei der Verkündigung folcher Provinzialgefege ift die Zuftimmung ber 
Provinziallandfchaft zu erwähnen. 

Diejenigen beftehenden Provinzialgefege, zu deren Erlaffung bie Zuſtim⸗ 
nung der Landfchaften erforderlich feyn würde, können nur mit Zuftimmung 
ver betreffenden Landfchaft aufgehoben, abgeändert oder authentifch interpretirt 
verden, in fo fern deren Aufhebung oder Abänderung nicht Folge verfaffungss 
näßig erlaffener allgemeiner Landesgefege ift. 

$. 80. Die Anträge und Belhlüffe der Provinziallandfchaften dürfen 
tiemals- die Ausführung der für das ganze Königreich beftehenden Gefege 
‚indern. 

$. 81. Falls Abgaben zu provinziellen Zwecken zu veranlagen find; fo 
oll der desfallfige Beſchluß der Provinziallandfchaft zuvoͤrderſt durch das Mi: 
niſterium zur Kenntniß der allgemeinen Ständeverfammlung gebracht werden, 
yamit diefe im Stande ift, darüber zu wachen, daß durch dergleichen pro= 
inzielle Abgaben dem allgemeinen Abgabe: und Finanzfyfieme des Könige 
eichs fein Eintrag gefchehe. 

Die Art der Erhebung, Verwendung und Rechnungsführung wird mit 
er Provinziallandfchaft vegulirt. 

$. 82. MWenigftens alle drei Jahre fol ein Provinziallandtag in. jeber 
Provinz Statt finden. 


Zweiter Abfhnitt. 
Von der allgemeinen Ständeverfammlung. 


$. 83. Die allgemeine Ständeverfammlung ift berufen, die grundges 
eglichen Rechte des Landes zu vertreten und deſſen dauerndes Wohl moͤglichſt 
ju befördern. 

$. 84. Ueber alle, das ganze Königreich oder den Bezirk mehrerer Pro: 
sinziallandfchaften gemeinſchaftlich und nicht lediglich fpecielle Verhaͤltniſſe der 
Provinzen betreffende, -zue ftändifchen Berathung gehörende, Gegenftände 
wird nur mit der allgemeinen Staͤndeverſammlung des Koͤnigreichs verhandelt. 
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6. 85.. Gelege, welche das ganze Königreich oder ben Bezirk mehren 
Provinziallandfchaften betreffen, ohne ſich Lediglich auf ſpecielle Verhaͤltniſſe da 
Provinzen zu beſchraͤnken, tönnen nur mit Zuftimmung der allgemeinen Stan: 
verſammlung erlaſſen, aufgehoben, abgeändert oder authentiſch interpretict werden. 

Beſchließen die Stunde Abänderungen des ihnen vorgelegten Geſchen 
wurfs; fo kann die Landesregierung denfelben ganz zurüdnehmen. 
Das Recht der ftändifchen Zuftimmung bezieht ſich auf den ganzen ma 
fentlihen Inhalt des Geſetzs; dagegen bleibt der Landesregierung überlaffer, 
daffelbe in Uebereinftimmung mit den beſchloſſenen Grundfägen näher zu ie 
arbeiten und zu erlaffen. 

Im Eingange des Gefeges iſt die erfolgte verfaffungsmäßige Zufi=: 
mung der Stände zu erwähnen. 

$. 86. Die Mitwirkung der Stände ift nicht erforderlich zu denjenize 
Verfügungen, welche der König über das Heer, dejjen Formation, Discizia 
und den Dienjt überhaupt erlaßt. 

Die Militairaushebungsgefege, fo mie die Rechte und Pflichten der uf: 
gen Unterthanen in Beziehung auf das Heer und die auf deſſen bürgerüice 
Verhältniffe bezüglichen Gefege, können jedoh nur mit Zuftimmung ie 
Stände abgeändert und feitgeftellt werden. 

Mititairftrafgefege find mit den Ständen zu berathen. 

$. 87. Berordnungen, welche zur Vollziehung oder Handhabung dr 
ſtehender Gefege erforderlich find, werden von der Landesregierung ohne Ri 
wirkung der Stände erlaffen. 

Außerordentliche, ihrer Natur nach der ftändifhen Zuftimmung bedürfn!, 
aber durch das Staatswohl, die Sicherheit des Landes oder die Erhalım 
der ernſtlich bedroheten Ordnung dringend gebotene gefegliche Verfuͤgunga, 
deren Zweck duch die Verzögerung vereitelt werden würde, geben von iu 
Landesregierung allein aus, 

Solche eilige gefegliche Verfügungen, welche jedoch eine Abänderung im 
Sraatsgrundgefege nicht enthalten dürfen, müfjen im Gefammtminijterio iv 
ſchloſſen werden, und ift, daß: diefes gefchehen, in denfelben auszudrüden. 

Auch find ſolche den Ständen zur Mitwirkung bei ihrer naͤchſten Jr 
fammenfunft vorzulegen; . und falls während derjelben die verfafjungsmäßiz 
Zuftimmung nicht erfolgt, wieder aufzuheben. 

$. 88. Gefepentwürfe . gelangen von Seiten ber Regierung an Ni 
Stände; jedod haben auch diefe das Recht, auf Erlaffung neuer oder ab 
Andernder Gefege fowohl überhaupt anzutragen, als zu dem Ende Gelege 
würfe vorzulegen. 

$. 89. Alte Gelege und Berordnungen werden vom Könige unt 
Beobachtung der in gegenmärtiger Verfaſſungsurkunde vorgefchriebeng 50 
öffentlich verfündigt, und erhalten dadurch für alle Untertanen unbedint 
Verbindlichkeit. Alle Verwaltungsbehörden und Gerichte haben auf dem r 
füllung zu halten. 

Sollten Zweifel darüber entitehen, ob bei einem gehörig verkünbiste 
Gefege die verfaffungsmäßige Mitwirkung der Stände hinreichend beobaft‘ 
ſey; fo ſteht es nur diefen zu, Anträge deshalb zu mahen. 

$. 90. Die allgemeine Ständeverfammlung hat das Recht, in Br 
ziehung auf alle Landesangelegenheiten, ingbefondere auf etwaige Mängel or 
Mißbraͤuche in der Verwaltung oder der Rechtöpflege, ihre Wuͤnſche, Br 
ſtellungen und Beſchwerden dem Könige oder dem-Minifterio vorzutag. 
Ein weiteres Eingreifen in die Verwaltung fteht derfelben nicht zu. 
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$. 94. Die Rechte: der allgemeinen Staͤndeverſanimlung in Beziehung 
uf den Staatshaus halt · ſind innfolgendem: Capitel naͤher beſtimmt. 

6. 92. Die gallgemeine Staͤndeverſammlung wird von den Vertraͤgen, 
ie der König mit andern Mächten ſchließt, in Kenntniß geſetzt, ſobald es 
die Umſtaͤnde erlauben. Erfordert die Ausführung der Verträge die Bewilli⸗ 
jung von. Geldmisteln ‚oder follen diefelven eine Einwirkung auf die inmere 
Beſetzgebung des Königreichs hervorbringen; ſo bedarf es deshalb der ver⸗ 
affungsmäßigen Mitwirtung. der Stände. _ 

$. 93.: Die ‚allgemeine ‚Ständevsrfammlung beſteht aus zwei Kama 
mern, die fid in ‚ihren Rechten und ‚Befugniffen gleich ſind. 

$.. 94. Die erfte Kammer ſoll beftchen aus! 

1) den Königlichen Prinzen, Söhnen des Königs, und ben Häuptern der 

Mebenlinien der Königlichen. Familie, 

2) dem Herzoge von Aremberg, dem Herzoge von Looz⸗ Corswaaren und 
dem Fuͤrſten von Bentheim, ſo lange ſie im Beſitze ihrer Mediat⸗ 

Territorien bleiben, 

3) dem Erblandmarſchall des Koͤnigreichs, 

4) den Grafen zu Stolberg: Wernigerode und zu Stolberg: Seolberg we⸗ 
gen der Grafſchaft Hohnſtein, 

5) dem General-Erbpoſtmeiſter, Grafen von Platen-Hallermund, 

6) dem Abte zu Loccum, 

7) dem Abte von St. Michaelis zu Lüneburg, 

8) dem Präfidenten der Bremifhen Ritterſchaft als Director des Klofters 

Neuenwalde, 

9) dem oder den katholiſchen Biſchoͤfen des Koͤnigreichs, 
10) zwei auf die Dauer des Landtags zu ernennenden angeſehenen evan⸗ 
geliſchen Geiſtlichen, 
11) den von der Landesherrſchaft mit einem perfönlichen erblichen Stimm: 
rechte verfehenen Majoratsherren, 
12) den auf die Dauer eines jeden Landtags zu ermählenden Deputicten 
der Ritterſchaften, naͤmlich: 

von der Calenberg-Grubenhagenſchen Ritterſchaft * 

von der Luͤneburgiſchen ſieben, 

von der Bremen- und Verdenſchen ſechs, 

von der Hoya- und Diehholziſchen drei, 

von der Osnabruͤckiſchen Ritterſchaft, incl, Meppen und Bingen, fünf, 

von der Hildesheimifchen Ritterichaft vier, 

von der Oſtfrieſiſchen (unter Vorbehalt einer Vermehrung der Zahl, 

wenn eine verhältnißmäßige Vermehrung der Mitglieder der Ritter⸗ 

ſchaft ſich ergeben follte) zwei, | 
13) vier Mitgliedern, welche der König ernennt, ins biefer Mitglieder 
wird auf Lebenszeit, die drei andern aber werden auf die Dauer des 

Landtags ernannt. 


$. 95. Ein perſoͤnliches erbliches Stimmrecht tird ber König mur ſol⸗ 
chen Majoratsherren verleihen, die ein Majorat errichtet haben, welches aus 
einem im Koͤnigreiche belegenen Ritterſitze nebſt anderm ebenfalls im Lande 
belegenen Grundvermoͤgen beſteht, und, nach Abzug der Zinſen der auf dem: 
felben etwa haftenden hypothekariſchen Schulden und ber fonftigen fortwaͤh⸗ 
tenden Laften, wenigitens 6000 Rthlr. reiner jährlicher Einkünfte gewährt. 
Sobald eine ftärkere Beſchwerung des Majorats eintritt, ruht einftweilen das 
erbliche Stimmrecht des Beſitzers. | 
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$. 96. Das Recht der Beilegung einer erblihen Virilſtimme ftcht, in 
ter den verfaffungsmäßigen Bedingungen, dem ‚Könige ohne Ruͤckſicht auf d 
Baht der bereits vorhandenen, und abgefehen von einer fich ereignenden Ex: 
digung zu jeder Zeit zu. 

Die Errichtung des Majorats giebt Eein Recht auf die Beilegung ein 
Virilſtimme, fondern ift lediglich die Bedingung, ohne deren Erfüllung di 
Beilegung eines erblichen Stimmrechts nit Statt finden kann. 

Uebrigens foll behuf Erleichterung ber Stiftung von Majoraten bie Un: 
theilbarkeit und die Erbfolge nach dem Rechte der Erſtgeburt bei Werleihun; 
von eröffneten Lehnen feftgefegt und bei bereits verliehenen Lehnen auf ie 
Antrag der Vaſallen genehmigt werden, foweit nicht bereits erworbene Reqe 
dritter Perfonen entgegen ftehen. 

$. 97. Bei der Auswahl der F. 94 No. 13. bezeichneten, von der 
Könige zu ernennenden, Mitglieder tritt zwar Feine Beſchraͤnkung durch Ran: 
Geburt und Vermögen ein. Sie müffen jedody die in den FF. 102 — 1 
vorgefchriebenen Qualificationen befigen. 

$. 98. Die zweite Kammer foll beftehen aus folgenden auf die Daur 
des Landtages zu ermählenden Deputirten: 

4) drei Deputicten der Stifter St. Bonifacii zu Hameln, Cosmae «: 
Damiani zu Wunftorf, St. Alexandri zu Einbech, Beatae Marie 
Virginis dafelbft, des Stifts Bardowiek und bes Stifte Ramelsled 
welche von diefen Stiftern unter Zuziehung von höhern Geiſtlichen un: 
Predigern aus der Zahl der proteftantifchen Geijtlichen oder foldyer Min: 
ner, welche dem höhern Schulweſen im Königreihe angehören, in x 
Maße zu erwählen find, daß ſich mwenigftens zwei ordinirte protejtaus- 
ſche Geifttiche unter denfelben befinden, 

2) drei Mitglieder, welche der König wegen bes allgemeinen Kloſterfond 
ernennt, 

3) einem Deputirten der Univerfität Göttingen, 

4) zwei von ben evangelifchen Königlichen Confiftorien zu erwaͤhlender 
Deputirten, 

5) einem Deputirten des Domcapiteld zu Hildesheim, 

6) aus nn und dreißig Deputirten nachfolgender Städte und Flecker 

naͤmlich: 

zwei Deputirten der Reſidenzſtadt Hannover, 

einem Deputirten der Stadt Goͤttingen, 

einem Deputirten der Stadt Northeim, 

einem Deputirten der Stadt Hameln, 

einem Deputirten der Stadt Einbeck, 

einem Deputirten der Stadt Oſterode, 

einem Deputirten der Stadt Duderſtadt, 

einem Deputirten der Städte Moringen, Uslar, Hardegſen, Drantid 

und Hedemuͤnden, 

einem Deputirten der Stadt Muͤnden, 

einem Deputirten ber Städte Muͤnder, Pattenſen, Neuſtadt «em 

Ruͤbenberge, Springe, Wunſtorf, Eldagſen, Bodenwerder um) 
Rehburg, 
einem Deputirten der Staͤdte Clausthal und Zellerfeld, 
einem Deputirten der übrigen fünf Bergſtaͤdte, einſchließlich Derzben 
Eibingerode und Lauterberg, 
' einem Deputirten ber Stadt Lüneburg, 
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einem Deputicten der Stadt Uelzen, a 
einem Deputirten dee Stadt Celle, u. 
einem Deputirten der Stadt Harburg, 
einem Deputirten der Städte Luͤchow, Dannenberg und Higader, 
einem Deputirten der Städte Soltau, Walsrode, Burgdorf und 
Gifhorn, 
einem Deputirten ber Stadt Stade, 
einem Deputirten der Stadt Burtehude, 
einem Deputicten der Stadt. Verden, 
“einem Deputirten der Stadt Nienburg, 
einem Deputicten der Hoyaiſchen Flecken, 
einem Deputicten der Diephofzifchen Flecken, 
einem Deputirten der Stadt Osnabrüd, 
einem Deputicten der ‚ Städte Quakenbruͤck und Fuͤrſtenau und des 
Fleckens Melle, 
einem Deputirten ber Städte Meppen, Lingen und ac 
einem Deputitten ber Stadt Goslar, 
“einem Deputicten der Stadt. Hildesheim, 
einem Deputirten der Städte Alfeld, Peine und Bodenem, 
einem Deputirten der Städte Elze, "Gronau, Sarftedt und un 
“ einem Deputirten ber Stadt Emden, 
eiuem Deputirten der Städte Aurich und Efens, 
einem Deputicten der Stadt Norden, 
einen‘ Deputirten der Stadt Leer, | 
einem Deputirten der Städte Schüttorf, — und Neuenhaus und 
des Fleckens Bentheim; 


7) aus acht und dreißig Deputicten der ſaͤmmtlichen Grundbeſitzer aus den 
unter No. 6 nicht aufgefuͤhrten Staͤdten und Flecken, aus den Freien 
und aus dem Bauernſtande, naͤmlich: 


von den Fuͤrſtenthuͤmern Calenberg, Goͤttingen und Grubenhagen fünf, 
von der Graffhaft Hohnftein einem, 

von dem Fürftentyume Lüneburg fünf, 

von den Bremifhen Marfchen fünf, | 

von der Bremifchen Geeft und dem Herzogthume Verden drei, 

vom Lande Hadeln mit Einfhluß der Stadt Otterndotf ziel, 

’von den Graffchaften Hoya und Diepholz drei, 

von dem Fürftenthume Osnabruͤck drei, 

von dem Herzogthume Arembderg: Meppen und der Miedergraffhaft Lin: 
gen zwei, | | 

von dein Fürftenthume Hildesheim drei, 

von dem Fürftentbume Oftfriesiand fünf, 

von der Grafihaft Bentheim einem. 

$. 99. Sowohl die von den Ritterſchaften, als die von den uͤbriger 
Grundbefigern zu waͤhlenden Deputirten muͤſſen felbft Grundbefiger in den 
Provinz feyn, aus welcher fie gewählt werden. 

Dagegen find die übrigen Corporationen in der Wahl ihrer Depnticten 
nicht auf Mitglieder aus ihrer Mitte befchränft. 

8. 100. Die Deputicten der Ritterfchaften müffen aus im Königreiche 
befegenem Grundvermögen ein reines Einkommen befigen, ‚welches, nad) Ab: 
zug der Zinfen der auf demfelben etwa haftenden hypothekariſchen Schulden 
und ber fonftigen fortwährenden Laften, jährlich fechshundert Thaler beträgt. 
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nen, welche den Sigungen ber Ständeverfammlung, jedoch als ſolche ci 
Stimmrecht, beimohnen und an den Berathſchlagungen Theil nehmen kinnn 

$. 115. Die Kammern haben das Recht, unter den im Reglemm 
enthaltenen Beftimmungen und Ausnahmen, zu ihren Sigungen und Br 
bandlungen Zuhörer zuzulaffen. 

. 116. Die Dauer eines Landtags ift auf ſechs Jahre feſtgeſch 
Jedoch haͤngt es von dem Könige ab, die Verſammlung auch früher yu > 
der Zeit. aufzulöfen und eine neue anzufegen, auch zum Behufe drrfik 
neue Wahlen von Deputirten auszufchreiben, 

$. 117... Die mit dem Schluffe des Landtages abtretenden Depu- 
ten Eönnen wieder gewählt werden. 
$. 118. Jedes Jahr fol eine Berfammlung der allgemeinen St 
gehalten werden, 
§. 119. Der König, oder in deffen Auftrage das Minifterium, fi 
nen die Ständeverfammlung zu jeder Zeit vertagen. Sede Sammer dei. 
ben kann ſich vertagen, jedoch auf mehr als drei Tage nur unter Genche 
gung des Minifterii. 
$..120. Der Anfang und der Schluß der Sigungen jedes Zıtr 
wird von dem Könige, oder, in deffen Auftrage, dem Minifterio verfügt 
$. 121. Die übrigen Verhältniffe der allgemeinen Ständeverfummi: 
und der Mitglieder derfelben, des Erblandmarfhalls, der Präfidenten, © 
neralſyndiken und der Generaffecretarien, die Vorſchriften über das Var 
ren in den Sigungen der Verfammlung und bei Verhandlung der zur De 
beration fommenden Gegenftände find in einem befondern Regtement it 
gefegt. 
Ä Siebentes Capitel. 


Von den Finanzen. 


$. 122. Saͤmmtliche zu dem koͤniglichen Domanio gehoͤrende Exy- 
ftände, namentlih Schloͤſſer, Gärten, Güter, Gefälle, Forften, Betguel 
Salinen und Activcapitalien, machen das feinem Geſammtbeſtande nad ie 
zu erhaltende Krongut aus. Dem Könige und deſſen Nachfolgern an } 
Regierung verbleiben unter den nachfolgenden Beflimmungen alle biehenks e 
Rechte, welche dem Landesheren daran bis dahin zugeftanden haben. 

$. 123. Das, Krongut kann ohne Zuſtimmung der Stände uch 
gültig nicht verpfänbet twerden, mit Ausnahme des im $. 147. begeidein 
Falles einer außerordentlichen Anleihe, 

Veraͤußerungen der Subſtanz können nur in Folge gefeglicher Br 
mungen, oder wegen ihrer Nüglichkeit eintreten. Das Aequivalent fell = 
dem Krongute wiederum vereinigt und deffen Anlegung oder Verwenden 
welche jedoch für die Dauer im Königreiche gefchehen muß, auf eine iin 
und eintraͤgliche Art fofort befchafft werden. 

Ueber Veränderungen diefer Art foll der allgemeinen Ständenafunz 
lung jährlih eine Nachweiſung mitgetheilt werden. 

Freiwillige Vertußerungen ganzer Domanialgüter, oder bedeutender 
ften, dürfen nicht ohne vorgängige Einwilligung der allgemeinen Ständen 
fammlung gefchehen, und es find fofort gleich einträgliche Gegenſtaͤnde, © 
zugsweife Landgüter oder Forſten, an deren Stelle zu fegen. | 

$. 124. Die Aufkuͤnfte des gefammten Kronguts follen ohne Ir 
nahme zum Belten des Landes verwandt werden, und zwar j 

zunaͤchſt zur Bezahlung der Zinfen der auf dem Domanio haft 

Schulden und zum allmähligen Abtrage der Paffivcapitalien ; 
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ferner zum Unterhalte und der Hofhaltung des Königs, der Kö: 
nigin, fo wie bes minderjährigen Prinzen und Prinzeffinnen, "Söhne 
und Töchter des Königs; \ 
fodann. zu dem ftandesmäßigen Auskommen der vermittwete 

Königin und der verwittweten Kronprinzeſſin, zu den Apanagen 

und Ausftattungskoften für die Prinzen und Prinzeffinnen des koͤnigli⸗ 

hen Hauſes, fo wie aud zu dem flandesmäßigen Auskommen der 

Wittwen der Prinzen des Eöniglihen Hauſes; (vergl. $$. 134. u. 135.) 

endlich aber der Ueberreft, fo wie die bisher mit der Domanial 
verwaltung vereinigt getvefenen Revenuͤen ber Negalien zur Beftreitung 
anderweiter Staatsausgaben. 

$. 125. Zur Dedung der für den Unterhalt und die Hofhaltung bes 
oͤnigs, ber Königin, fo wie ber minderjährigen Prinzen und Prinzeffinnen, 
zoͤhne und Töchter des Königs, erforderlichen Ausgaben dienen 

1) die Binfen eines in den Sahren 1784 bi8 1790 in den englifchen 
dreiprocentigen Stocks belegten, aus Revenuͤen der koͤniglichen Kam: 
mer erwachfenen Capitals von 2. Sterl. 600,000, weldyes Capital 
unveräußerlic) und unzertrennlich mit der Krone vereinigt und vererb: 
lich feyn fol; | | 

2) die Domanialgtiter, fo tie die zu dem Domanio gehörenden Zehn: 

ten und Forften bis zu dem Belaufe eines Mettoertrages von 500,000 

Kehle. Conventionsmünze. 

Diefe Summe kann. bei ſich vergrößerndem Bedarf mit Zuftimmung 
ce allgemeinen Stände des Königreich8 erhöht werden. 

$. 126. Bu jenem Zwecke wird von dem im $. 122, bezeichneten 
tongute ein vom Könige auszumählender Compler, zunaͤchſt beftehend aus 
rundſtuͤcken, Zehnten oder Forften, deren im Einverftändniffe mit den 
Ständen auszumittelnder Ertrag, nady Abzug aller darauf haftenden Ausgas 
n und Laften, 500,000 Rthlr. beträgt, ausgefchieden und. der felbfteigenen 
dminiftration vorbehalten. 

Dem Könige bleibt bei der Ausfheibung der Krondotation das Recht 
behalten, einen Theil derfelben in Renten oder Baarzahlungen der Caſſen 
ı beftimmen. | 

$. 127. Sollte der folchergeftalt feftgeftellte Gütercompler durch Ver: 
ıßerungen oder Capitalablöfungen demnaͤchſt vermindert werden; fo muß 
is aus der Veräußerung oder Ablöfung hervorgegangene Capital jeberzeit 
huf Wiederanlegung deffelben nach Vorſchrift des $. 123. der General 
ffe überroiefen werden, und ber König behält das Recht, die Dotation 
ıh Seiner Wahl durdy andere Gegenftände des Kronguts, unter Beobach⸗ 
ng der Beſtimmungen des 6.126, ergänzen zu laffen, oder aber die Rente 
s Capitals als Ergänzung der Krondotation zu nehmen. 

128. Außerdem bleiben dem Könige und feinen Nachfolgern in ber 
egierung die Eöniglihen Sclöffer und Gärten, die zur Hofhaltung bes 
immten Eöniglihen Gebäude, Ameublements, das Silbergeräth nebft dem 
ilbercapitale und fonftigen Koftbarkeiten, alle zur Hofhaltung gehörende 
nventarien, die Bibliothek und die Königlichen Sagden im ganzen Umfange 
8 Königreihs vorbehalten, wogegen derfelbe bie damit verbundenen Aus: 
ıben uͤbernimmt. 

$. 129. Die zur Dotation der Krone ausgefchiedenen Theile bes 
ronguts dürfen niemald verpfändet, und nur unter Contrafignatur eines 
vantwortlichen Minifters und unter Beobachtung ber im $. 123. enthals 
nen Beftimmungen veräußert werden. 

UI, 38 
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$. 130. Die aus der: Dotation der Krone zu beſtreitenden Ausgade 
find die Koften des. Hofetats, des Marftalls, die Befoldungen und Pın: 
nen der Hofdienerfchaft, die Koften des Hoftheaters, die gewöhnliche Unır 
haltung der Eöniglichen Schlöffer und Gärten, und die Koften des Eönisite 
Guelphenordend. | 

Dagegen find unter den Ausgaben der Krondotation nicht begriffen 
Koſten ter Erbauung oder Ucquifition und der erfien Einrichtung tenialice 
Schlöffer oder ganzer Adtheilungen derfsiben, vielmehr erfordern dergleiche 
Koften, im Falle des Bedürfniffes, auf den Antrag des Königs, die Ber: 
ligung der’ allgemeinen Etändeverfammilung. . 

$. 131. Sollte ein Fünftiger König. als. Inhaber einer andern Arm 
außer Landes reſidiren; fo wird neben der nad dem vorfichenden Parascı 
phen auf der Einnahme der Krondotation liegenden Ausgabe von den Km 
nüen derſelben jährlich: eine. Summe von 150,000 Rthlr, behuf der Ir 
wendung zu anderweiten Staatsausgaben der Generalcaffe überwieten. 

6, 132, Zeitt eine Regentfchaft ein; fo muͤſſen die mit derſelben m 
bundenen Koftlen aus der Krondotation beftritten werden. Daijelbe fiak 
wegen der Koften einer etwaigen, Stellvertretung des Königs Statt. 

$. 133. Alle aus dem Krongute und aus den Negalien auftommer! 
Einnahmen, . mit alleiniger - Ausnahme der, der unmittelbaren Adi. 
ſtration des Eöniglichen Haufes vorbehaltenen, Güter follen mit den Bands: 
abgaben, Chauffeegeldern und Sporteln in eine einzige Gencralcaffe Fir, 
aus welcher. Caſſe alle Ausgaben beftritten werden, fofern diejelben nicht «r' 
der Krondotation ruhen. F 

8.134. Für die Erhaltung der Prinzen und Prinzeſſinnen des 

niglichen Hauſes aus ebenbuͤrtiger, bausgefeglicher Ehe werden, wenn « 
demnaͤchſt das. Bedürfniß erfordert, namentlich bei eigener Etablirung = 
Vermählung, befondere Apanagen, Einrihtungs: und Ausfiattungsteit 
ausgefegt, deren. Betrag, auf den Antrag ded Könige von der allgemi'n“ 
Ständeverfammlung für einzelne Fälle bewilligt, oder duch ein allgeme‘ 
Regulativ feſtgeſtellt wird. J 

Ueber die Art der Vererbung: der Apanagen auf die Nachfommm iv 
Berechtigten wird das zu erlaffende Hausgefeg die näheren, unter, Benz 
der Stände zu. treffenden, Beflimmungen enthalten, 

$. 135. Für das flandesmäßige Auskommen der verwittmeten Kia 
gin und der verwittweten : Kronprinzeſſin, muß auf den Antrag des Kan 
und mit Bewilligung der. allgemeinen Stündeverfammlung, Sorge getray" 
werben. le 

Daffelbe fol gefchehen bei den Wittwen der Prinzen bes koͤnigke 
Hauſes, wenn die bewilligten Apanagen zu deren ſtandesmaͤßigem Unteres 
nicht binteichen. | 
6. 136. Das Privatvermögen des Königs, der Königin, der I 
zen und Prinzeffinnen, wohin namentlich auch dasjenige gehört, mas := 
den ihnen zuftehenden Revenuͤen acquirirt worden, verbleibt nach Maka 
der Dausgefege, oder foweit diefe darüber nicht entfeiden, der Landes 
fege, der völlig freien Dispofition der Berechtigten. | 

$. 137. Ueber die Verwendung der zur Dotation der Krone, zu Ir 
nagen oder Witthuͤmern der Mitglieder der Eöniglihen Familie ausge“ 
Einnahmen ſteht den Ständen keine Gontrole irgend einer Art zu A= 
Eönnen bdiefelben rückjichtlich der Verwaltung der zur Krondotation ansgei®® 
denen. Gegenftände, fo wie der Nefultate diefer Verwaltung, keine Can 
noch Einwirkung in Anſpruch zu nehmen. | 








Grundgefeb vom 26. Sept. 1833. 395 


$. 1385. Das Vermögen der jegigen Schatullcaffe bleibt getrennt von 
en Staatscaffen und zur ausfchließlihen Dispofition des Königs, 

$. 139. Ueber die Ausgaben, weldhe die Verwaltung des Landes und 
effen fonftige, aus der. Generalcaſſe zu beftreitende Bedürfniffe, erforderlich 
sachen, foll der allgemeinen Ständeverfammlung jährlich ein nad) ben Haupt= 
lusgabezweigen aufgeftelltes Budget vorgelegt, und mit den nöthigen auf 
Intrag der Stände zu vervoliftändigenden Etat und Erläuterungen begleis 
t werden. | 

$. 140. Die allgemeine ‚Ständeverfammlung hat die Berpflichtung, 
ir die Dedung der für den öffentlichen Dienjt nothwendigen Ausgaben in 
» weit zu forgen, als fie aus den Einkünften des Kronguts und der Sie: 
alien nicht beftritten werden können. Dagegen fleht ihr das Recht zu, das 
zudget zu prüfen und zu bemilligen, 

Der Bedarf für den Militairetat, bei welchem die Beflimmungan des 
. 142. eintreten, und die Grundfäge, welche bei Bewilligung der in den 
brigen Haupt: Ausgabezweigen begriffenen Gehalte und Penfionen zu bes 
gen find, follen durch Regulative gemeinfhaftlic mit den Ständen fejtge: 
eilt werden. Diefe Megulative dienen bis dahin, daß ein Anderes zwi: 
ben König und Ständen ausgemacht ift, der fländifhen Bewilligung zur 
dorm, müffen jedoch auf Antrag der allgemeinen Ständeverfammlung jeder: 
it einer Revifion unterzogen werden. 

Ausgaben, welche auf beftimmten bundes= oder landesgefeglichen, oder 
af privatrechtlichen Verpflichtungen beruhen, darf die allgemeine Ständever: 
mmlung nicht verweigern. Zu foldhen Ausgaben werden namentlid) aud) 
rechnet diejenigen Gehalte, Penfionen und Wartegelder, welche der König 
reits bewilligt hat, oder einftweilen nach den bisherigen Grundfägen, dem= 
ihft aber nad) den mit den Ständen zu vereinbarenden Regulativen bes 
illigen wird. 

$. 141. Die Anfchläge für die einzelnen Hauptdienſtzweige werden 
rgeftalt als ein Ganzes. betrachtet, daß die Verwendung und Vertheilung 
te für jeden Hauptdienftzweig im Ganzen bewilligten Summen der Beſtim— 
ung des betreffenden Minifterialdepartements überlaffen wird, infofern die 
erwendung nur für diefen Hauptdienſtzweig, und ohne Ueberfchreitung des 
ınzen Gredits in Gemäfheit der mit den Ständen vereinbarten Regulative, 
ergt. $. 140.) Statt findet. 

8. 142. Die Erfparungen, welche bei dem Ausgabeetat des Kriegs: 
inifterit gemacht werden, follen fo lange baar in den Schag niedergelegt 
erden, big die gefammelten Summen die Hälfte des ganzen Militairetats 
reichen. Ueberſteigt die Erfparung diefen Betrag; fo foll über den meitern 
eberfhuß, mit Einwilligung der Ständenerfammlung, anderweit disponict 
den. 

Die Worräthe diefes Kriegsfchages find für die Ausgaben des Kriegs: 
Inifterii zu verwenden, fobald letztere die ordentlichen Mittel überfteigen. 

$. 143. Für außerordentlihe, während der Vertagung der allgemei: 
n Ständeverfammlung eintretende Landesbedürfniffe, welche bei Feftftel: 
ng des Budgets nicht berüdfichtige werden fonnten, und welde gleichwohl 
amentlich im Falle eintretender Landescalamitäten, Kriegsruftungen oder 
nerer Unruhen), fchleunige Maaßregeln und Koftenverwendungen erfordern, 
{ ein in dem jährlihen Budget nicht befonders aufzuführender Reſervecre— 
: beftehen, welcher fünf Procent des ganzen Ausgabebudgets. ausmadıt. 
ie Dispofition über diefen Reſervecredit ficht dem Gefammtminifterio auf 
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| defien Verantwortung zu; die Verwendung aber foll der allgemeinen Stie 


\ 


deverfammlung bei ihrer nächften Zuſammenkunft nachgewiefen werben. 

$. 144. Gleichzeitig mit dem Anſchlage der Ausgaben foll der all 
meinen Ständeverfammlung ein Anfchlag der, zu deren Beftreitung erforte 
lichen, Einnahmen vorgelegt werben, welche alle oben ($. 133.) bezeichne: 
Einnahmen umfaßt. 

$. 145. Die zur Beftreitung der Landesausgaben außer der Einnahm 


- von dem Krongut und den Regalien erforderlichen Steuern und Abeeber 


Landesſchulden zu dem Zwecke zugezogen werden, um zu conſtatiren, de 


bedürfen der jährlihen Bewilligung der allgemeinen Ständeverfammlung. 

In dem jährlich erforderlichen Ausfchreiben fol der fiändifhen Beni 
gung befonders erwähnt merden. 

Die Bewilligung der Steuern darf an feine Bedingung gefmüpft me 
den, die nicht deren Wefen oder Verwendung unmittelbar trifft. 

$. 146. Sollten die von der Landesregierung in Antrag gebtachte 
zu den Bedürfniffen‘ des Landes erforderlichen Steuern und Abgaben x 
Auflöfung einer Ständeverfammlung nicht bewilligt feyn; fo können die de 
ftehenden Steuern und Abgaben, fo weit fie nicht zu einem vorübergehende 
bereits erreichten Zwecke ausgefchrieben worden, noh 6 Monate vom U 
lauf der legten Bewilligungszeit an unverändert fort erhoben und zu ber 
Ende in Beziehung auf diefen Paragraphen ausgefchrieben werden. 

$. 147. Anleihen behuf der aus der Generalcaffe zu beitreitenden A 
gaben koͤnnen nur nach erfolgter Bewilligung der allgemeinen Ständer 
fammlung gemacht werden, 

Sollte jedoch wegen außerordentlicher Umftände die ordentliche Einneh 
der Caſſe fo bedeutende Ausfälle erleiden, daß die bewilligten Ausgaben nit 
beftritten werden koͤnnten, oder follten ſchleunige Kriegsrüftungen netter 
dig werden, der $. 142. feftgefegte Kriegsichag aber in der erforderlice 
Größe nicht vorhanden fern, oder follte der oben $. 143. beflimmte Rer 
vecredit benugt werden müjlen, und dazu die Vorräthe und Einnahmen 


Caſſen nicht hinreichen; fo hat der König, wenn die Stände nicht verlum 


melt find, das Recht, auf den Bericht des ganzen Minifterii und nad Ns 
börung des Geheimenrathscollegii zu beftimmen, daß eine Anleihe auf du 
Gredit ber Generalcaffe zur Dedung der bewilligten, oder aus dem Krirak 
ſchatze zu beftreitenden, oder auf dem Mefervecredit anzuweifenden Ausgabır 
höchftens bis zu dem Belaufe von einer Million Thaler gemacht werden dar‘ 

Inſofern Anleihen für Kriegsrüftungen nöthig werden, ift der jedegme- 
lige Beftand des Kriegsſchatzes davon in Abfag zu bringen. 

Die Verhandlungen über ſolche außerordentlihe Anleihen follen jedes 
der allgemeinen Ständeverfammlung bei ihrer nächften Zuſammenkunft ver 
gelegt und bderfelben nachgewiefen merden, daß die gemachte Anleihe mei 
wendig gewefen und zum Beſten des Landes verwandt ift, und fol der Br 
trag in die Landesſchulden-Etats aufgenommen merbden. 

6. 148. Die Verwendung der zur Tilgung der Landesſchulden amdgr 
festen Summen fol unter Mitwirkung von Commiffarien der allgemeinen 
Ständeverfammlung gefchehen. 

Auch follen diefe Commiffarien bei Ausftelung von Obligationen br | 





bei Eingehung ber Anleihe, deren vollftändige Bedingungen ihnen mitzuthe 
ien find, die verfaffungsmäßigen Zuftändigfeiten nicht überfchritten werden. 

6. 149. Die Rechnungen der Öeneralcaffe und aller dazu gebäude 
Nebencaffen follen der allgemeinen Ständeverfammlung zur Einficht vorne 
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egt werden. Diefe hat alsdbann aus ihrer Mitte eine Commiffion zu er⸗ 
vaͤhlen, welche diefe Rechnungen zu prüfen und ber allgemeinen Ständever: 
ammlung darüber Bericht zu erflatten hat, ob die Einnahmen gehörig er: 
yoben und zu feinen andern Zwecken, ald den Ausgaben, zu denen fie be: 
timmt worden, verwandt find. Zu diefem Zwecke follen_der Commiſſion 
ie etwa erforderlihen rläuterungen und die Belege auf Begehren mitges 
‚heilt werben. 

Auch bat bie allgemeine Ständeverfammlung das Recht, zur Prüfung 
yer Rechnungen Commiffarien auf Lebenszeit: zu ernennen, die fodann als 
olche in der Kammer, welche fie erwählt hat, Sig und Stimme haben. 

Ausgaben zu geheimen Verhandlungen, rudjichtli deren eine Nach: 
'orfchung von. Seiten der Stände nicht Statt: finden darf, koͤnnen nicht an⸗ 
vers in Rechnung gebracht werden, als wenn dieſe Ausgaben durch eine, von 
ven Könige und fämmtlihen Mitgliedern des Minijteri zu unterzeichnende, 
Verfügung als zu Landeszweden nothwendig bezeichnet werden? 


Achtes Capitel. 
Bon den oberen Landesbehoͤrden und der Staatsdienerſchaft. 


$. 150. Die oberfte Leitung der Regierung unter dem Könige und 
beffen etwaigem Stellvertreter wird von dem Minifterio wahrgenommen, befs 
fen Mitglieder der König nad eigener Wahl ernennt, und nad Gefallen 
entlaffen kann. 

Fuͤr die einzelnen Verwaltungszweige beftehen Minifterialdepartements, 

$. 151. Alle vom Könige, oder deffen Stellvertreter ausgehende Vers. 
fügungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Contrafignatur des inifers oder 
Borftandes des betreffenden Minifterialdepartements. 

Jeder Minifter oder Vorftand eines Minijterialdepartements if aber 
dem Könige und dem Lande dafür verantwortlich, daß feine von ihm con: 
trafignirte, ausgegangene oder unterfchriebene Verfügung eine Verlegung des 
Staatsgrundgefeges enthalte. 

Die allgemeine Ständeverfammlung ift befugt, biefe Verantwortlichkeit 
durch Befchmwerde, außerdem aber wegen abfichtlicher Verlegung des Staats: 
Grundgefeged mittelft einer förmlichen Anklage gegen den Minifter oder Vor: 
ftand eines Minifterialdepartements, geltend zu machen. 

$. 152. Zur Unterfuhung und Entfheidung über eine ſolche fürm: 
liche Anklage ift ausfchließlid das Ober: Appellationsgericht in Plenarvers 
fammlung competent. 

Die Ständeverfammlung muß dem Könige vier Wochen vor Anftel: 
lung der Anklage von bderfelben Anzeige maden. Die Anklage felbft wird 
von Seiten der Stände unmittelbar an das Gericht gebradht. Der König 
verfpriht, eine von der Ständeverfammlung befchloffene Anklage nie zu hindern. 

Die Entfheidung des Gerichts kann nur dahin gehen, daß der Ange: 
fchuldigte der abfichtlihen Werlegung des Staats: Grundgefeges, deren er an: 
geklagt worden, ſchuldig fey oder nicht. Im erftern Falle ift er duch den 
Ausſpruch des Gerichts von felbft feiner Stelle verluftig, und kann auch in 
einem anderen Amte nicht wieder angeftellt werden. 

Gegen die Entfcheidung des Gerichts in ſolchen Fällen finden überall 
feine Rechtsmittel Statt; auch ind die Abolition und die Begnadigung 
gänzlich ausgefchloffen. 

Die Urtheile über folhe Anklagen werden mit ihren Entſcheidungsgruͤn— 
den duch den Drud öffentlich bekannt gemacht. 
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Hinſichtlich der gemeinrechtlichen Folgen behält e3 bei der ordent 
Rechts: und Gerichtsverfaffung fein Bewenden. 

$. 153. Alte in Abwefenheit des Königs, fo wie des Stellum: 
deffelben, im Namen und Auftrage des Königs von den anmefenden 
gliedern des Minifterii unterzeichnete Ausfertigungen haben die Kuufı 
vom Könige felbft vollgogenen Verfügungen. 

$. 154. Zur Berathung wichtiger Landesangelegenheiten , insbeſen 
der zu erlaffenden Gefege und Verordnungen, wie aud der Entlaffun: ı 
Civil: Staatsdienern, nad) Maßgabe der Beftimmungen des $. 163. ſol 
Geheimerathscolfegium beftehen, welches aus den Mitgliedern dis Min 
und andern dazu berufenen Perfonen zufammengefegt ift. 

Daſſelbe hat in der Megel eine bloß berathende Stimme. Eine Ü 
ſcheidung fteht demfelben nur dann zu, wenn eine Competenzftreitigkeit ; 
hen den Verwaltungsbehörden und Gerichten .($. 156.) vorliegt. 

Die Eröffnung der Entfcheidung erfolgt durch das Minifterium. 

$. 155. Die rein militairifchen Angelegenheiten, insbefondere di 
nere Organifation der Armee und die Anftellung und Entlaffung der £ 
ciere, gehen vom Könige aus, ohne daß es dabei der Dazwifchenkunft | 
Minifterii bedarf. | 

Bei Neduction der Armee und bei Tranglocationen der Officiere fa! 
die Beftimmungen des $. 162. Anmendung. 

Zur Aufrechterhaltung der innern Ruhe und Sicherheit, fo wir : 
Vollziehung und Aufrechterhaltung der von den Civilbehörden ergangenen \: 
fügungen ann die Militairgewalt nur auf ausdrüdliche Nequifitien dir cı 
petenten Givilbehörde einfchreiten. Die von diefem Grundfage eintretm 
gefeglichen Ausnahmen folen in dem, nad) Gap. 3. $. 34. über das & 
fahren bei Störung der öffentlihen Ruhe zu erlaffenden, Gefege näb ! 
ſtimmt werden, bis zu deſſen Erſcheinen es bei den bisherigen Beltinm 
gen fein Bewenden behält. 

8. 156. Die Gerichte find in den Grenzen ihrer Competenz unabbirs 

Entftehen Zweifel darüber, ob eine Sache zur gerichtlichen Entihr 
geeignet fen, oder zur Competenz der Verwaltungsbehörden gehöre, und E 
nen fich Ddiefe mit den Gerichten nicht darüber veriinigen ; fo follen dw 
Zmeifel, nachdem die Gründe der Gerichte und der Verwaltungsbehoͤtden 
hörig dargelegt worden, durch eine, zu diefem Zwecke befonders zu bilde 
Section des Gcheimenrathscollegii discutirt und entichteden werden. Di 
Section foll aus einer unveränderlichen Anzahl dauerrd, und zmar zur Hilf 
aus den höhern Juftizcollegien zu ernennender Mitglieder bejtehen. 

$. 157. Die Ernennung und Entlaffung der Staatsbeamten sd“ 
unter Vorbehalt der verfaffungsmäßigen Beftimmungen, zu den Nedten WM 
Königs, und wird entweder von demfelben unmittelbar, oder dutch die MM 
desherrlichen Behörden ausgeübt. 

Die Rechte einzefner Berechtigten oder Corporationen auf Emil 
ober Präfentation von Beamten werden bierdurdy nicht geändert, 4 

$. 158. Bei Befegung aller Staatsämter foll, in fofem ni& 
einzelnen Dienfiftellen eine ausdrüdliche,, gejeklich beftimmte Augnahm: % 
fteht, der Unterfayied dee Geburt überall Fein Recht auf Vorzüge ingm 
ner rt begründen. 

$. 159. Der Konig wird bei den von ihm unmittelbar usa" 
Ernennungen von Givil: Staatedienem zuvor das Gutachten des Mil! 


,—,— — — — 
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Ver bed Departements: Chefsivernchliten.- Bei Eftterinutig”von Miniſtern 
her Vorftänden von Möinifterialdeparteiitents ift dies jedoch nicht erforderlich. 
" 8. 160. Anmartfehaften auf beſtimmte Dienftftellen ſollen nicht er: 
ku werden, es fey denn, daß den Gehülfen altersſchwacher, oder fonft an 
gehörigen Wahrnehmung ihres Dienftes verhindertet Staatsdiener die 
Inftige feloftjtändige Anftelung nad) Maapgabe der von ihnen bewieſenen 
haͤtigkeit zugefichert würde. | 
$.-161. Alle Civil: Staatsdiener, mögen fie vom Könige oder deſſen 
Jehörden ernannt, oder von einzelnen Berechtigten und Corporationen er> 
aͤhlt, präfentirt -oder ernannt feyn, find durdy ihren, auf die getreuliche 
jeobathtung des Staats: Grundgefeges auszudehnenden, Dienfteid verpflichtet, 
H allen von ihnen ausgehenden Verfügungen dahin zu fehen, daß fie keine 
berlegung der Berfaffung enthalten. In gehoͤtiger Form erlaffene Befehle 
orgeſetzter Behörden befreien fie von der Verantwortung, und Übertragen dies 
(be an den Befehlenden. 
8. 162. Bei nothwendigen Translocationen hat der Staatödiener ein 
decht auf feinen bisherigen Rang und Gehalt. 

Macht eine Veränderung der Organifation Dienftentlaffungen nothwen- 
ig; fo hat der außer Thaͤtigkeit gefegte Staatsdiener Anſpruch auf ein, fei: 
en bisherigen Verhältniffen angemefjenes, Wartegeld oder eine billige Ent: | 
Hädigung. 

$. 163. ‚Kein. Civil: Staatsdiener (vergl. $. 161.) kann feiner Stelle . 
siltkührlich entfegt werden. Ä 

Mer feinen Dienjt vernadhläffige, und fi) Erinnerungen und Dieci- 
linarſttafen feiner vorgefegten Behörde nicht zur Befferung dienen läßt; wer 
idy _ Dienfkverlegungen oder Dienftwidrigkeiten zu Schulden fommen läßt; 
ver grobes‘ Öffentliches Aergerniß giebt, oder von der Gerichtsbehörde wegen 
ines gemeinen’ Verbrechens mit: einer Griminalftrafe. belegt ift, kann nad 
enauer Erwägung des gehörig in Gewißheit geſetzten Verſchuldens, nach dem 
Sutachten ‚des Geheimenrathscollegii, dem Befinden der Umſtaͤnde nach, auf 
ine andere geringer dotirte Stelle verfegt, vom Dienfte und der Dienftein: 
jahme auf längere Zeit fuspendirt, oder ganz aus dem Dienfte entlaffen 
verden. Die völlige Entlaffung vom Richteramte kann nur dur Urtheil 
ınd Recht verfügt werben. | 

An Hinfiht auf die untere Staatsdienerfhaft kann bei deren Anftel: 
ung eine Kündigung des Dienftes vorbehalten, folche aber nie anders als 
om Minifterio' angewandt werden. 

Suspenfion vom Dienfte und von der Befoldung auf höchftens einen 
Monat, und Disciplinarftrafen, die diefe Grenzen nicht überfchreiten, Eünnen 
on der höhern WVermwaltungsbehörben gegen die ihnen untergebene Staat: 
ienerſchaft verfügt werden. 

$. 164. Diejenigen Staatsbiener, welche wegen Altersſchwaͤche, ober 
vegen anderer Gebrechen ihre Berufsobliegenheiten nicht mehr erfüllen koͤn— 
tern, und daher in den Ruheſtand verfegt werden, follen eine angemeffene 
Denfion nad) Maafgabe ihrer Dienftjahre und ihrer Dienfteinnahme erhalten. 

$. 165. Keinem Civil: Staatsdiener kann die nachgeſuchte Entlaffung 
erſagt werden; jedoch muß er fich vor feinem toirflihen Austritte aus dem 
Dienfte auf Verlangen feiner vorgefegten Behörde aller ihm deshalb oblie— 
enden Berbindlichkeiten vollftändig entledigen. 


SS dh I uf. | 
Alle dem gegenwärtigen Staats-Grundgeſetze entgegenftehende Geſetze 


’ 
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und Einrichtungen werben hiemit aufgehoben und außer Kraft gefegt, um 
es foll dagegen died Gefeg überall zus, Anwendung kommen. 

Abänderungen beffelben können nur in Webereinflimmung des Könif 
und ber allgemeinen Ständeverfammlung des Königreich® getroffen und ma 
in Folge eines, auf zwei nacheinander folgenden Diäten gefaßten, gleihmiß 
gen Befchluffes angeordnet werden. 

Auch ift zu ſolchen Veränderungen, mögen fie von ber Regierung ede 
von den Ständen in Antrag gebracht werben, jederzeit erforderlich, daS in 
jeder Kammer der Ständeverfammlung wenigſtens die Anzahl von drei Dim 
tel der zum regelmäßigen Erſcheinen verpflichteten Mitglieder anweſend i 
und mwenigftens zwei Drittel der Anwefenden für die Veränderung fiimmm 


Vorftehendes Grunbgeſetz foll durch die erfte Abtheilung der Gefesfamm 
lung bekannt gemacht werden. 
- Gegeben Windfor:Caftle, den 26. September des 1833ſten Zar 
tes, Unfers Reichs im Vierten. 
William R. 


£. v. Ompteda. 


e) Patent vom 26. Sept. 1833, die Beftätigung Sr. 
K. H. des Herzogs von Gambridge, als Stellvertre: 
ters Str. Koͤn. Maj. und Vicekoͤnigs des Königreidel 
Hannover, ingleihen die Contrafignatur ber 
töniglihen Refcripte betreffend. 


Wilhelm der vierte ıc. 

Nachdem Mir die innern Verhaͤltniſſe Unferd Königreiches Hannede 
durch das unter dem heutigen Dato erlaffene Staatsgrundgefeg näher feks- 
fiellt haben; fo haben Wir zugleich Uns gnädigft bewogen gefunden, beillr 
ferer Abweſenheit von Unferen teutfchen Landen, Unfern vielgeliebten Bra, 
des Herzogs von Cambridge Liebden, als Unfern Stellvertreter und als Di 
cefönig für Unfer Königreih Hannover zu beftätigen, und benfelben Kit 
dieſes zu bevollmächtigen, in Unferem Namen, nah Maaßgabe de— 
Staatsgrundgefeges und der bereits ertheilten und ferse 
etwa noch zu ertheilenden befondern Anmweifung, die Regieum 
in Unferen Königlich = Hannöverfchen Landen, unter verfaffungsmiji: 
* Mitwirkung Unſers Cabinetsminiſterii zu Hannover # 

ren. 

Zugleich wollen Wir die bei Unferm Minifterio jegt vorhandenen Bi 
nifterialdepartements bis auf Weiteres beibehalten, und in Beziehung eu 
die Gontrafignatur derjenigen Berfügungen, welche in Abweſenheit von I» 
fern teutfchen Landen, von Uns Allerhoͤchſt Selbft werden vollzogen were, 
hiermit beftimmen, daß biefe Verfügungen zwar nad), wie vor, von Uaiem 
bei dem hiefigen Hoflager befindlihen Miniſter, oder in deſſen Abweſende 
oder Behinderung von dem defjen Stelle verfehenden Rathe, außerdem ch 
auch, in allen nad ber Verfaffung und nad den Unferm Gefammtmin 
fterio und den einzelnen Minifterialdepartements angewieſenen Gefcäftstu: 
fen dazu geeigneten Fällen, entweder von allen Unfern in Hannover an: 
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fenden Miniftern, oder auch von dem Minifter oder Vorftande des betreffen: 
den Departements contenfignirt werden follen. 

Sn folhen Fällen haben die contrafignirenden, in Hannover anweſen⸗ 
den, Minifter oder Minifterialvorftände für die Verfaffungsmäßigkeit des Ins 
halts der Verfügung, nach Maaßgabe des Staatögrundgefeges Cap. VIII. 
$. 151., zunächft zu haften, wohingegen für Unfern bei dem hieſigen Hofla- 
ger befindlichen Miniſter oder deffen Gefchäfte verfehenden Rath, durch bie 
Gontrafignatuer die Verantwortlichkeit für die Richtigkeit de aus den an. 
Uns gelangten Eingaben Uns gehaltenen Vortrages, für die Uebereinftim-: 
mung, bet Ausfertigung, mit der von Uns abgegebenen Entſcheidung und für 
vie Verfaffungsmäßigkeit der aͤußern Form der zur Vollziehung Uns vorge: _ 
egten Verfügung jederzeit begründet werden foll. 

Geſchehen Windfor = Caftle, den 26. Sept. 1833. 

William R. | 
L. v. Ompteda. 


C) Spanien. 


Die Aufhebung des ſaliſchen Geſetzes in Hinſicht der Thronfolge 
m Koͤnigreiche Spanien durch die pragmatiſche Sanction vom 
29. Maͤrz 1830 iſt, beſonders nach dem Tode Ferdinands 7. (29. Sept. 
1833), von ſo hoher Bedeutſamkeit fuͤr Spanien, daß dieſe Urkunde 
ter ihren Platz verdient. 


pragmatiſche Sanction mit Geſetzeskraft, von dem Könige 
Don Karlos 4. auf Verlangen der Cortes von 1789 decretirt, 
mb auf Befehl Sr. gegenwärtig regierenden Majeftät bekannt 
gemacht. Gegeben am 29ften und publicirt in der Stadt 
Madrid am 31. März 1830 *). 


Don Ferdinand 7., durch die Gnade Gottes König von Caſtilien, 
eon. c. Den Infanten, Prälaten, Herzogen, Marquis,. Grafen, ricos 
ombres, Prioren, Commandeuren der Drden und Untercommandeuren, Als 
aden von Gaftilien u. f. w. und allen andern Richtern und SJurisdictionen, 
Zeamten und Perfonen aller Städte und Burgen Meiner Königreiche und 
Yerefchaften, thun Wir ſowohl jegt als für alle Zukunft kund und zu wiffen: 

Daß man fi in den Cortes, die im Jahre 1789 in Meinem Pa: 
ıfte Buen-Retiro gehalten wurden, auf den Vorſchlag Meines erlauchten 
3aters, der im Himmel ift, mit der Nothwendigkeit und Zmedmäßigkeit bes 
Häftigte, das durdy die Gefege des Koͤnigreichs und durch undenkliche Sitte 
te die Thronfolge von Spanien eingeführte regelmäßige Verfahren beobach⸗ 
m zu machen, indem man den ältern Sohn dem jüngern, und das männ: 
he Gefchleht dem weiblihen in den betreffenden Linien, ihrer Ordnung 
emäß, vorzog; und nachdem fie die unermeßlichen Wortheile, welche ber 
Nonarchie aus. ihrer Beobachtung in einem Beittaume von mehr als 700 
sahen erwachſen waren, fo wie die Beweggründe und eventuellen Umftände 


*) Aus ber Mabriber Hofzeitung vom 6. Apr. 1830. 
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in Erwägung gezogen hatten, welche zu der durch die Acte vom 10. Mi! 
1713 decretirten Reform Anlaß gegeben, legten fie feinen Eöntgfichen Hine 
eine Petition vom 30. Sept. 1789 vor, erinnerten an die große Mohlthat, & 
für dieſes Königreich ſchon vor dem Zeitpunct der Vereinigung der Kom 
von Gaftilien und Arcagonien aus der in: dem ten. Gefege, 1ötm Ir, 
2ten Theile fperifieirten Tihronfolgeordnung entfprungen war, und bafn in 
untertbanig, et möchte, ohne Nüdfiht auf die durch oben amgefühtte Ic 
aufgeftellte Neuerung, befehlen, daß man für alle Zukunft bei der Xhronfei: 
der Monarchie die befagte, feit undenklichen Zeiten beftandene, Sitte fo ber 
achte. undn-beibehalte, wie fie immer beobachtet und gehalten ward, umd = 
pragmatifche Sanction befannt machen laffen, die, in der Berfammlung v 
Gortes erlaffen und gebildet, dieſe Entfchliefung und die Widerrufung 
oben angeführten Acte feftftellte. - 

Mein erlauchter Water faßte nach Empfang diefer Petition den Ev: 
fhluß, den das Wohl des Königreich erforderte, und antwortete auf de 
Bericht, womit die Junta der Affiftenten des Hofes, der Gouverneur un: 
die Minifter Meiner Eöniglichen Kammer von Gaftilien die Petition der Cer 
tes begleitet hatten: „daß er einen der befagten Bittfchrift gemäßen Er 
ſchluß gefaßt hätte.” Er empfahl ihnen aber, für den Augenblick das grökt 
Geheimniß zu beobachten, weil er dies für feinen Dienft für nüglih ex 
tete; und in dem betreffenden Deerste „befahl er feinem Gonfeil, die für « 
nen folchen Fall gebraͤuchliche pragmatiſche Sanction auszufertigen.” Die Ge 
tes ſchickten, mit Berhdfichtigung diefes Umftandes, auf dem vorbehalten 
Wege eine beglaubigte Abfchrift der oden gemeldeten Bittfchrift und a 
font darauf ſich Beziehenden, und es ward Alles in der Verſammlung =“ 
dem bedingten Vorbehalt bekannt gemacht. 


- Die Unruhen, welche damals Europa heimfuchten, und diejenigen, * 
die Halbinſel ſpaͤter erfuhr, geſtatteten die Vollziehung diefer wichtigen * 
ſichten nicht, die ruhigere Tage etforderten. Nachdem Ich, mit Hüfte x 
göttlichen Barmherzigkeit, den Frieden und die Ordnung glüdlichermeile mi 
der hergeftellt habe, deren Meine geliebten Völker fo ſehr bedurften, nal 
dem Ich diefe ernfte Angelegenheit geprüft und die Anſicht eifriger Min 
für Meinen Dienft und für das Staatswohl angehört habe, befahl F 
durch Mein Eönigliches Decret vom 26. diefes Monats, daß in Bezug « 
die Driginalpetition und bie in diefer Hinſicht von Meinem vielgeliebten V 
ter getroffene Entſchließung, und die Gertification der erſten Secretaite &: 
Cortes, weiche diefe Urkunden begleitete, das oben befagte Geſetz unvetzte 
lid) und pragmatifd im der gehörigen Form befannt gemacht werde. 


Nachdem Sch es in Meinem Generalconfeil unter dem Beiftande Ne 
ner beiden Fiscalen befannt gemacht hatte, die in voce am 27ften deſſelce 
Monats angehört wurden, entfchloß man ſich darin, ihm Vollendung N 
durch zu geben, daß man es mit Geſetzesktaft und pragmaticher Samtım 
als in der Verſammlung der Cortes gefchehen und promufgirt, andferx 
Sch befehle demnach, daß man für ‚ale Zukunft ben buchſtaͤblichen Idd 
des zweiten Geſetzes, 15ten Titels, Aten Theils, der Petition der im 
nem Palaſte Buen-Retiro im Fahre 1789 verfammelten Cortes gemsf, ® 
ten woͤrtlicher Inhalt hier folgt, beobachte und vollziebe: 

„Der Vortheil der Erftgeburt ift ein ſehr großer Beweis der Liede, 
„Bott den Söhnen der Könige erweifet, die noch amdere Brüder badım — 
„len. Derjenige, dem er diefe Ehre erweife will, beherrfcht die andern, ! 
‚ihm gehorchen, und ihn als ihren Vater und Herrn anfehen müffen. 


ir Ze 
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Wahrheit diefes Satzes beweifen drei Grunde: der erſte entfpringt aus ber 
Natur, der zweite aus dem Geſetze, der dritte aus dem Herkommen. 
1) Aus der Natur; denn der Vater und die Mutter wünfchen fehnlichft, 
Geſchlechtsabkunft zu haben, die das, mas ihnen gehört, erbt, und der Erft: 
geborne, der’ früher zur Erfüllung ihrer Wuͤnſche gekommen ift, muß des 
wegen auch mehr von ihnen geliebt werden, und kann darauf Anfprud 
machen. 2) Aus dem. Gefegez denn unfer Here Gott fügte zu Abraham, 
als er ihm, um ihn auf die Probe zu ftellen, befahl, Iſaak, feinen einzis 
gen Sohn, den er zärtlich liebte, zu nebmen, und ihn aus Kiebe zu ihm 
zu opfern, und fagte dies aus zwei Gründen: 1) weil diefer der Sohn 
war, den er aus dem oben angeführten Grunde, wie fich felbft liebte, und 
2) weil Gott ihn ald Heiligen ausermwählt hatte, als er wollte, daß diefer 
zuerft auf die Welt kommen follte, und deswegen aud) das Opfer deflel: 
ben verlangte; denn nad dem, was er in dem alten Gefege zu Mofes 
fagte,-follte jede männliche Erſtgeburt als eine Gott geweihte Sache ange: 
fehen werden. Daß die Brüder den Erftyebornen als ihren Vater anfehen 
follen, geht daraus hervor, weil er älter als fie und zuerft «auf die Wert - 
gekommen ift, und daß man ihm wie feinem Herrn gehorchen foll, geht 
ebenfalls aus den Worten Iſaaks an Jakob feinen Sohn hervor, als er 
ihm in der Meinung, daß er fein Ältefter Sohn fey, den Segen gab: 
Du wirft der Here deiner Brüder fern, und die Kinder deines Waters mer: 
den fich nad) dir wenden, und derjenige, den du fegnen wirft, wird gefeg- 
net fern, auf denjenigen aber, dem du fluchen wirft, wird der Fluch fals 
(en. Man giebt demnach durd) alle diefe Worte zu verftehen, daß der 
Erftgeborne Gewalt über die andern Brüder hat, als Vater und Herr, und 
daß fie ihn als ſolchen anzufehen haben. Da ferner, dem alten Herkom: 
men zufolge, die Väter gemeiniglich Mitleiden mit den andern Kindern has 
ben, und nicht wollten, daß das XAeltefte Alles habe, fondern daß jedes ei- 
nen Antheil haben foilte; fo erkennen gleihwohl weiſe und gelehrte Maͤnner 
in Sachen der Nachfolge an, daß die Vertheilung in dem, was die’ Kö: 
nigreiche betrifft, nicht flattfinden könne, wenn man diefe nicht zerfisren 
wolle, nach dem, mas unfer Herr Jeſus Chriftus gefagt hat, daß jedes 
Königreich, das vertheilt würde, der Verheerung ausgefegt fey, indem er 
als ein Recht anfah, daß die Herrſchaft oder das Reich allein dem älteiten 
Sohne, nad) dem Tode feines Waters zukommen follte. Und dies ward 
nun auch immer gebräuchlich in allen Ländern der Welt, wo die Herrfchaft 
in der Nachkommenſchaft blieb, und insbefondere in Spanien. Um größe 
re8 Unglüd zu vermeiden, das eingetreten ift und noch ferner eintreten 
könnte, war man der Anfiht, daß die Herrichaft des Königreichs immer 
das Erbtheil derer ſeyn follte, die in gerader Linie abftammten, und aus 
diefem Grunde fegte man feft, daß, wenn feine männlichen Kinder vorhans 
den waͤren, die ältefte Tochter das Königreich erben follte; und fo befahl 
man auch, daß, wenn ber ältefte Sohn verftorben feyn follte, ehe er in das 
Erbe eingetreten wäre, und von feiner gefegmäßigen Gemahlin einen Sohn 
oder eine Tochter hinterließe, der erſtere und dann die zweite, und fonft 
feine andere Perfon daſſelbe haben follten. Würden aber diefe Alle fer 
ben; fo follte das Königreih als Erbtheil dem naͤchſten Verwandten zufals 
In, wenn er ein fühiger Mann fey und nichts gethan habe, um dieſe 
Erbſchaft zu verlieren. Durch alle diefe Werbältnifje ift demnach das Volt 
verpflichtet, zum wahren Beten des Königreichs den aͤlteſten Sohn des Kb: 
nigs als feinen Souverain anzufehen. Es müßte daher Feder, der gegen 
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„das Obengefagte handeln wuͤrde, als Werräther behandelt werben, un) & 
„folcher die Strafen empfangen, denen, dem Gebrauche zufolge, bieinx 
„ausgefest find, welche die Gewalt des Königs hintanfegen.” 

Diefem zufolge befehle Sch nun euch Allen und Jedem insbefonde | 
euren Bezirken und Jurisdictionen, diefe pragmatifche Sanction üben! u 
‘in Allem, was fie enthält, befiehlt und anweiſet, zu bewahren, zu fi 
und zu vollziehen, und „bei biefem Anlaß alle Maaßregeln, die der galc 
fordert, zu treffen, ohne” daß eine andere als die gegenwärtige Erklärung; = 
thig ſeyn follte, die ihre Wollziehung von dem Tage an erhalten fol, © 
fie zu Madrid und in den Städten, fo wie an allen andern Dertem wm 
Meinem Gehorfam befannt gemacht werden wird, indem dies die Wehle 
Meines Eöniglihen Haufes und den Staatsvortheil aller Meiner Bulk 
betrifft. Dies ift Mein Wille, und Ich verlange, dag man den Abk: 
dieſes Befehls, mit der Unterzeihnung D. Valentin de Pinilla, des if 
Secretairs Meiner Kammer und der Regierung Meines Gonfeils, deniix 
Glauben und daffelbe Vertrauen ſchenke, wie dem Original. 

Gegeben im Palafte, den 29. März 1830. 

(Unter) Sch, der König. 

Ich Don Miguel de Gordon, Secretair des Königs, habe dis a 
feinen Befehl gefchrieben. — Don Sofeph: Maria Puig; Don fu 
Maria; Don Joſeph Hevia und Noviega; Don Franz Xavier 2 
Don Joſeph Gavanilles. inregiftriet: (Unterz.) Don Salvadet Fi 
ia Granes; der Vice» Großkanzler, Don Salvador Maria Gran. 


Betanntmadhung. 


„Sn der Stadt Madrid, am 31. März 1830, vor dem Them 
Palaſtes des Königs und an dem Thore von Suadalarara, mo ſich 
Publicum, die Handelsleute und Beamten verfammeln, ward mit dem di 
ftande des Don Antonio Maria Segovia, u. f. w. Alcaden des koͤnigte 
Haufe und der Nefidenz Sr. Majeftät, vorftehende Eönigliche pragmai“ 
Sanction, bei Trompeten: und Pofaunenfhall und durch den Ausıul “ 
Staatsherolds, in Anmefenheit verfchiedener Alguaſils des befagten königke 
Haufes und verfchiedener anderer Perfonen, befannt gemacht; dies mil ® 
zeugt von mir Don Manuel Antonio Sanchez de Escariche, von dem (a 
feil Se. Majeftät, deſſen fchreibender Secretair der Kammer derer, die de 
ihren Sig haben. 
| Dies ift die Abfchrift der pragmatifchen Sanction und ihrer Orig 
bekanntmachung, wie ich hiermit beglaubige. 

(Unterz.) D. Valentin de Pinilla.” 


x 


D) Preußen. 
(gehört zu Th. I. S. 86.) 
Gefes, wegen Anordnung der Provinzialftände 
der Provinz Sadhfen, vom 27. März 1824. | 


Wir Sriedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König ven 
en ꝛc. ıc. ertheilen, in Folge des wegen Anordnung der Ptovinzialſtände? 
Unferer Monarchie am 5. Juni v. 3. erlaffenen allgemeinen Gele. " 


Geſetz vom 27. März 1824. 605 


en ftändifchen Verband in ber Provinz Sachſen, nachftehende befonbere 
Borfchriften. 

8. 1. Diefer Verband ‚umfaßt, mit alleiniger Ausnahme der in flän- 
iſcher Beziehung zur Mark Brandenburg gewieſenen Altmark, alle diejeni⸗ 
en Landestheile, welche nad) der DBerordnung vom Sur April 1815 die 
Yrovinz Sachſen bilden. 

$. 2. Die Stände dieſes Verbandes beftehen und zwar: 


| I. Der erſte Stand: 
1) aus dem Domkapitel zu Merfeburg; 

2) aus dem Domkapitel zu Naumburg ; 

3) aus dem Grafen zu Stolberg: Wernigerode; 
4) aus dem Grafen zu Stolberg : Stolberg ; 

5) aus dem Grafen zu Stolberg -Roßla; 

6) aus dem Befiger des Amts Walternienbutg. 


II. Der zweite Stand: 
aus ber Ritterſchaft. 


IH, Der dritte Stand : 
aus den Städten. 


IV. Der vierte Stand: 
aus den übrigen Gutsbefigern, Erbpädhtern und Bauern. 


$. 3. Auf dem Landtage erfcheinen die beiden Domkcapitel zu Merfe: 
zurg und Naumburg, jedes duch einen aus feiner Mitte zu ernennenden 
Bevollmächtigten, und die Grafen zu Stolberg = Wernigerode, Stolberg: Stols 
‚erg, und Stolberg: Rofla, fobald fie die Majorennität erreicht haben, in 
ver Megel in Perfon, mit der Befugniß, fih in erheblichen Derhinderungss 
Allen durch ein Mitglied aus ihrer Familie, oder einen fonft geeigneten Bes 
yollmächtigten aus dem zweiten Stande vertreten zu laſſen. 

Wegen des Amts MWalternienburg, welches von dem herzoglichen Hauſe 
Unhalt: Deffau beſeſſen wird, findet aber unbedingt die Vertretung durch eis 
zen Bevollmächtigten aus dem zweiten Stande ftatt. 

Alle übrige Stände erfcheinen durch Abgeordnete, welche von ihnen 
ch Wahl beflimmt werden. 

$. 4. Die Anzahl der Mitglieder eines jeden ber im $. 2. benannten 
Stände beftimmen Wir: 

I. für den erften Stand auf 6., wie folhe $. 2. bereit$ naments 

| lich aufgeführt find. 

II, für den zweiten Stand auf 29. zer 

IH, für den dritten Stand auf 24. 

IV, für den vierten Stand auf 13. 

Hieraus ergiebt fich die Gefammtzahl von 72 Mitgliedern für dieſen ganzen 
tändifhen Verband. 

Die fpeciellere Vertheilung der Abgeorbneten bes ten, Iten und Aten 
Standes, fo wie die Bildung der hierzu erforderlichen Wahlbezirke, wird 
ine befondere Verordnung feftfegen. 

$. 5. Bei der MWählbarkeit der Abgeordneten aller Stände zum Pros 
sinziallandtage werden folgende Bedingungen vorausgefegt : 

4) Srundbefig, in auf: und abfteigender Linie ererbt, oder auf andere 
MWeife erworben, und zehn Jahre lang nicht unterbrochen, Im 
Vererbungsfalle wird die Zeit des Beſitzes des Erblaffers und de⸗ 
Erben zuſammengerechnet; 
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2) die Gemeinſchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen; 

3) die Vollendung des dreifigften Een BUN, 

4) der unbefcholtene Ruf. 

8. 6. Bon der Bedingung des zehnfährigen Befiges zu dispenſte 
behalten Wir Uns Allerhoͤchſt Selbft vor. In Anfehung dee übrigen 9 
dingungen findet Eeine Dispenfation ſtatt. 

$. 7. Das Recht, zu dem zweiten Stande als Abgeordneter J 
zu werden, wird durch den Beſitz eines Ritterguts im der Provinz, ch 
Ruͤckſicht auf die adelige Geburt des Befigers, begründet, Wir behaiı 
Uns jedody vor, den Befig bedeutender Familien-Fideicommißguͤtet auf x 
gemefjene Weife hierbei zu bevorrechten. 

$. 8. Der Befig eines Nitterguts im einer andern Unferer Provin 
wird auf die beftimmte Dauer von zehn Jahren angerechnet. 

$. 9. Wenn Geiftiche, Militair- und Civilbeamte, die duch den r 
den vorftehenden Bedingungen verknüpften Befig eines Nitterguts dem in 
ten Stande angehören, ald Abgeordnete deffelben gewählt werden; fo te: 
fen fie der Beurlaubung ihrer Vorgeſetzten. 

$. 10. As Abgeordnete des dritten Standes Eönnen nur fall 
Grundbefiger gewählt werden, welche entweder zeitige Magiftratsperfenn ü 
oder ein bürgerliched Gewerbe treiben, 

Bei den Legtern muß der Grundbefig mit dem Gewerbe zufamme 
nen nad der Verſchiedenheit der Städte abzumefjenden Werth baben, ® 
chen die $. 4. vorbehaltene befondere Verordnung beſtimmen wird. 

8. 11. Bei dem vierten Stande wird zu der Eigenfchaft eines $a 
tagsabgeordneten der Beſitz eines als Hauptgewerbe ſelbſt bemirtbiäwi 
Landguts erfordert, deffen Größe ebenfalls die befondere Verordnung (\ ' 
feſtſeben wird. 

12. Die vorbemerkten Bedingungen der Waͤhlbarkeit tteten 
für bie Befugnig zur Wahl ein, mit dem Unterfchiede, daß für du U 
Ienden oder Wahlmänner, die Vollendung des vierundzswanzigften kedenee 
genuͤgt, und nicht zehnjaͤhriger, ſondern nur eigenthuͤmlicher Bez, 
Ruͤckſicht auf die bei dem vierten Stande nach $. 11. zu beſtimmende © 
des Grundbeſitzes, erforderlich ift. 

Bei den Staͤdten ſteht das Wahlrecht denjenigen zu, die den Ti 
ſtrat wählen, 

$. 13. In denjenigen Städten, wo die Beftellung der Ma:f 
mitglieder Unfern Regierungen oder einem Dominio zufteht, toird das * 
recht von den mit Grundeigenthum angeſeſſenen Bürgern ausgeübt 
Wahl des Landtagsabgeordneten iſt aber auch bei dieſen Städten im“ 
die Bedingungen der Waͤhlbarkeit gebunden, welche der $. 5. fuͤt 
Stände und der $. 10., für die Städte feſtſetzt. 

$. 14. Das Wohlrecht und die Waͤhlbarkeit ruhen, wenn e 
Vermoͤgen deſſen, dem dieſe Befugniſſe zuſtehen, der Goncurs eröfe | 
ingleihen während eines nicht einer moraliſchen Perfon zufändige 
ſchaftlichen Befiges. 

Bei dem zweiten Stande hören Wählbarfeit und Wahlrecht aufe 
durch Zerſtuͤckelung die Eigenſchaft eines Ritterguts vernichtet wird, 

$. 15. Im mehrern Wahlbezirken Angeſeſſene koͤnnen im jedem ! 
ben, in welchem fie anfäfjig find, wählen und gewählt werden, Sa li 
Sale bleibt e8 dem Gewaͤhlten überlaffen, für welden Bezirk ac 
un will. 
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8,16. Ein Abgeordneter kann audy Mitglied des Landtags einer an- 
een Provinz fepn , wenn die Zeit der Berfammlung es zulägt. : un um 
17. Wer duch Wahl beſtimmt iſt, als’; Abgeotdnetet auf bem 
andtage zu erfcheinen, kann keinen Andern für: ſich bevolmäkhtigen. © | 
vr $ 18. - Auch das Wahlrecht muß im Perfon ausgeübt werden. 
8. 19. Die Wahlen der Abgeordneten: zum Landtage werden von bei 
peiten Stande nad den, durch die Verordnung (9:4) zu beitinimenden; 
irken dergeſtalt vollzogen, daß alle in einem Bezirke -begriffene ältere Lan: 
otheile gegenfeitig an der Wahl der Abgeordneten Theil nehmen. Tv 
% 8.20. Jede einzelne derjenigen Städte, welche durch die befondere 
nung (8. +) BVirilſtimmen erhalten, waͤhlt ihre Abgeordneten zum 
andtage in ſich; alle übrige Städte ohne Unterfchied, ob fie Immedlat⸗ 
Mediatſtaͤdte find, wählen in ſich Wähler. Diefeitbeten Öllediv in 
biverfammlungen nady Bezirken zuſammen, und wählen die Landtaheab⸗ 
Br 
Die Zahl der Mahler wird die bemerkte Verordnung nach der Brite 
T Sit: beftimmen. 
$. 21. Von den. Dorfgemeinden wählt eine jede nad) ihnte, für an: 
 Dorfüngelegenheiten hergebrachten Weiſe, einen Wähler; die, Wähler 
ammeln fid) mit den Beſitzern der einzeln liegenden, zu keiner. beſtimm⸗ 
Dotfgemeinde gehörenden, Güter des vierten Standes, welche ‚aber das 
anf der Wahlfaͤhigkeit ($. 11.) haben müffen, bezitkötweife zur. Wahl des 
zickswaͤhlers; die Bezirkswaͤhler treten dann zufammen und wählen den 
dtagsabgeordneten. 
28. 22." Die Zufammenfegung der Bezirke, fowohl für die collectiv⸗ 
Ihlenden Städte, als für den vierten Stand, wird die beſondere Verord⸗ 
3 ($. #.) feftfegen. 
823. Die Wahlen der Abgeordneten zum Landtage gefchehen auf 
"Sabre, dergeſtalt, dag alle drei Jahre die Hälfte der Abgeordneten ei⸗ 
den „Standes ausſcheidet, und alle drei Jahre zu neuen OR ge: 
ten! wird 
24. Die für das erite Mal Ausſcheidenden — * drei Jah⸗ 
ER das Loos beſtimmt. ‚Alle Ausſcheidende find. wieder wählbar. 
‚25. Für jeden Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter 









bgeordneten gleihe Stimmen entftehen; fo giebt Nr Stimme des Boten 

der Waͤhlenden den Ausſchlag. 4 

$. 27. Alte Wahlen ftchen unter der Aufficht des Landraths in 
Mieife fie vorgenommen werden. , Die Wahlen‘ der Bezirkswaͤhler und 

Eandtagsabgeordneten leitet er unmittelbar, oder durch einen von ihm zu 
innenden Stellvertreter; die Wahlen in den einzelnen Städten und ‚Dorf: 
Aeinden aber werden zunaͤchſt von. der Ortsobrigkeit geleitet, 
w Sn den Graffchaften Wernigerode, Stolberg und Roßla wird das Wahl: 
if von den dortigen Behörden beforgt. 

8. 28. Die gefchehene Wahl der Wähler ift dem Landrathe, die Mahl 
Bezirkswaͤhler und Landtagsabgeordneten aber dem Landtagscgmmiflarius, 
H Einfendung der Mahlprotocolle, anzuzeigen. Letzterer hat iu wufen, ob 

A: der Form, und nach den Eigenichaften der Abgeordnet der Bor⸗ 


26. Wenn bei den Wahlen zu Wählern, Beriskswählern und Lands 


gemäß, geſchehen find. Mur wenn derſelbe im diefer DER es 


, det, iſt er berechtigt, eine andere Wahl zu verlangen. 


2 
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$. 29. Den Vorfigenden auf dem Landtage, welchem Wir den ©: 
rakter als Landtagsmarfchall beilegen, fo wie deffen Stellvertreter, wele 
Wir für die Dauer eines jeden Landtags aus den Mitgliedern dei cfa 
oder zweiten Standes Selbft eimennen. 

$. 30. Zür bie erſten ſechs Jahre werden Wie die Stände zum I 
vinziallandtage alle zroei Fahre berufen, nad Ablauf diefes Zeitraums x 
ferner hierüber beſtimmen. ö 

$. 31. Die Dauer des Landtags wird jedesmal nach den Umitine 
von Uns feftgefegt werden. 

$. 32. Die Ladung der Mitglieder zudem, für die Eröffnung ® 
Landtags beftimmten, Tage geſchieht zu gehöriger Zeit durch Unfen Ex 
miſſarius. 

188. : Die Abgeordneten müſſen ſich ſpaͤteſtens an dem Tage w 
der Eröffnung des Landtags einfinden, und fich ſowohl bei dem Comm 
rius, als dem Landtagsmarfhall, melden. 

§. 34. Der Provinziallandtag wird nach gehaltenem Gottesdienfte " 
Unferm Gommiffarius eröffnet. 

6. 35. Derfelbe ift die Mittelsperfon aller Verhandlungen; an iı 
allein haben fi) daher die Stände wegen jeder Auskunft, oder wegen 
Materialien, deren fie für ihre Gefchäfte bedürfen, zu menden. Er iv 
den Ständen, in Gemäfheit Unferer Inſtruction, die-Propofitionen mit, ı 
empfängt die von ihnen abzugebenden Erklärungen und Gutachten, ſon 
ihre fonftigen Vorftellungen, Bitten und Beſchwerden. 

$. 36. Den Berathungen wohnt er nicht. bei; er kann aber den Üo 
tritt zu mündlichen Cröffnungen verlangen, oder «ine Deputation ui 
entbieten, fo wie die Stände Deputationen an ihn abfenden koͤnnen. 

$. 37. Er ſchließt den Landtag, reicht Uns die Verhandlungen di 
ben ein, und publicirt den hierauf zu ertheilenden Landtagsabfcheid den Staͤnde 

$. 38. Bei Eröffnung des Landtags fowohl, als zu Faſſung allir 
Beſchluͤſſe, müffen wenigſtens drei Viertheile der Geſammtheit der Ag 
neten auf demfelben gegenwärtig feyn. 

$. 39. In der Verfammlung nehmen die Mitglieder ber vier Stir 
ihren Sig nad der’$. 2. beftimmten Reihenfolge. 

$. 40. Sobald die Propofitionen mitgetheilt find, ernennt ber &= 
tagsmarfhall in der Plenarverfammlung, mit Beruͤckſi ichtigung des Ein 
menverhältniffes, nach WVerfchiedenheit der Gegenftände, befondere Ausisif: 
welche die an den Landtag gelangenden Angelegenheiten zur WBerathung == 
Beſchlußnahme gehörig vorzubereiten haben. Das- Directoriun dieſet I 
ſchuͤſſe führt dasjenige Mitglied aus dem erflen oder zweiten Stande, ® 
ches der Landtagsmarfchall dazu beftimmt. 

$. 41. Den Gefchhäftsgang auf dem Landtage leitet überhaupt 
Landtagsmarfchal, Won feiner Anordnung hängt auch zunaͤchſt aus 
was auf Ruhe und Ordnung in den Verſammlungen Beziehung bat, 9 
fonderd hat er darauf zu fehen, baß die Berathungen und Arbeiten X 
Stände moͤglichſt befchleunigt werden. 

$. 42. Ohne gültige Urfachen und Vorwiſſen des Landtagsmatſche 
darf kein Mitglied aus der Verſammlung wegbleiben; Verhinderung da 
neren Theilnahme an dem Landtage durch ‚Krankheit oder andere bin 
Urfachen fordert die Anzeige des Landtagsmarſchalls bei dem Landiari” 
welcher alsdann beim erften Stande die erforderliche Beveln⸗ 
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gung veranlaßt, bei dem zweiten, dritten und vierten Stande aber den 
Stellvertreter ſofort einberuft. 

$. 43. Wenn ein Mitglied über einen befondern Gegenftand einen 
Antrag an bie Verſammlung richten. will; fo bat daſſelbe folhes vor ber 
Verſammlung ſchriftiich, mit Bemerkung des Gegenſtandes, dem Landtags: 
marſchall anzuzeigen. Letzterer ruft dann den Abgeordneten zur Haltung 
des Vodtrags auf. Der Inhalt defjelben muß ſchriftlich zum Protocoll ge⸗ 
geben werden. 

: 8.44. Die Abfaſſung der ſtaͤndiſchen Schriften trägt der "Landtags: 
marſchall den hierzu geeigneten Mitgliedern des. Landtags auf. Jede ſolche 
Schrift wird’ in der Verfammlung verliefen, und nad) der Vereinigung über 
die Faffung, die Reinfchrift von dem Landtagsmarfhall und den Ständen 
un 

8.45. Alte Schriften, welche nicht einen Antrag an den Commiſſa⸗ 
rias enthalten, ſind an Uns zu richten, und demſelben durch eine ſtaͤndiſche 
— zu uͤbergeben. 


:$..46. Die Mitglieder aller Stände dieſes Provinzialverbandes bilden 
ind ungetheilte Einheit; fie verhandeln die Gegenftände gemeinſchaftlich. Zu 
einem.gültigen Befchluffe über ſolche Gegenftände, welhe von Uns zur Be: 
rathung an fie gewieſen, oder ihrem Beſchluſſe mit Vorbehalt Unſerer San: 
ction überlaffen, oder fonft zu Unſerer Kenntniß zu bringen find, wird eine 
Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen erfordert, Iſt dieſe bei einer Sadıe, 
worüber bon den Ständen das Gutachten erfordert worden, nicht vorhanden; 
for wird ſolches mit Angabe der Verſchiedenheit der Meinungen ausdrücklich 
bemerkt. 

. „Alle andere Beſchluͤſſe Eönnen durch die einfache Mehrheit ihre Beftim: 
—* erhalten. 

“47, Bei Gegenſtaͤnden, bei denen das Intereſſe der Stände gegen 
— ‚Hefchieden iſt, findet Sonderung in Theile ſtatt, ſobald zwei Dritz < 
kheile der Stimmen eines Standes, welcher fih durch einen Beſchluß der 
Mehrheit verletzt glaubt, darauf dringen. 

-. Sn einem folhen Falle verhandelt die Verfammlung nicht mehr in ber 
Gefammtheit, fondern nach den $. 2. beflimmten Ständen. Die auf diefe 
Weiſe hervorgehende Werfchiedenheit der Gutachten der einzelnen Stände 
wird dann zu Unferer Entfheidung vorgelegt. 

Gegen Belhlüffe, welche die befonderen Rechte der einzelnen, zum er: 
ken Stande gehörigen, Mitglieder berühren, bleibt ihnen der Recurs an Uns 
vorbehalten. 


: $. 48. Wenn Gegenftände, melde das provinzielle Intereſſe eines 
einzelnen, in diefem ftändifchen Verbande begriffenen, Landestheils betreffen, ‚ 
in. der Gefammtberathung verhandelt werden, und die Stimmenmehrheit fich 
gegen daffelbe erklärt hat; fo find die Abgeordneten des Wahlbezirks, zu 
welchem diefer Landesbezirk gehört, berechtigt, ihre abmweichende Meinung mit 
Berufung auf Unfere Entfcheidung zu den Landtagsverhandlungen zu geben, 
worauf fie dann jederzeit befonderen Beſcheid erhalten werden 

$. 49. Bitten und Beſchwerden der Stände Eönnen nur Aus dem 
befonderen Intereſſe der Provinzen und der mit ihnen verbundenen einzelnen 
Theile hervorgehen. Individuelle Bitten und Beſchwerden hat der Landtag 
gleich an die betreffenden Behörden, oder an Uns unmittelbar zu verweilen. 
Sa aber Mitglieder des Landtags von Bedruͤckungen Sudividuer- 
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beftimmte ‚Meberzeugung erhalten; fo koͤnnen ſie bei dem Landtage, mit » 
hoͤrig conftatirter Anzeige, barauf anfragen, daß derſelbe fi für die Ab— 
ung bei Uns verwende, 

8. 50. Ale bei dem Landtage eingehenden, fo wie die von demſch 
ausgehenden Anträge muͤſſen fchriftlich eingegeben werden. Sind bie iss 
en einmal zuruͤckgewieſen; ſo dürfen fie nur alsdann, wenn wirklich me 
Beranlaffungen, oder neue Gruͤnde eintreten, und immer nur erjt bei Einf 
tiger Berufung des Landtags, erneuert werden. 

851. Die Stände ftehen, als berathende Berfamnliing, eben fo me 
nig mit den Ständen amderer Provinzen, ald mit den Communen ul 
Kreisftänden ihrer Provinz, in Berbindung; es finden . feine Mike 
lungen unter ihnen ftatt. 

8. 52. Die einzelnen Stände Eönnen ihren Abgeordneten feine br 
denden Sönftructionen ertheilen; es fteht ihnen aber frei, fie zw beauftragen 
Bitten und Befchwerden anzubringen. 

$. 53. Sobald der Commiſſarius den Landtag gefhloffen Hat, ift 4 
fkändifhe Amt des Landtagsmarfhalls brendigt, die landſtaͤndiſchen Bas 
thungen hören auf, und die Stände gehen aus einander;: auch bleibt ka 
fortbeftehender Ausfhuß zuruͤck. Für folche Gegenftände det laufenden ſter 
difchen Verwaltung aber, welche Wir den Ständen fünftig übertragen we 
den, Eönnen fie die geeigneten Perſonen wählen und befiellen, infofern dx 

- Gefchäfte ſolches fordern. 

$. 54. Das Refultat der Bandtageoerhundlungen wird durch den Din? 
bekannt gemadht. 

$. 55. Zum li a des Landtags beftimmen Bi bi 
Stadt Merfeburg. ‚rd 

$. 56. Die Landtageabgeordneten ſollen angemeſſene Reiſekoſten mi 
Tagegelder erhalten. 

Das Weitere hierüber, fo wie wegen ber allgemeinen, durch dem Lan 
tag veranlaßten, Koften, wird die befondere Verordnung ($. 4.) feitiegen. 

$. 57. Die in jedem der einzelnen Landestheile dieſes fländifhen Dr 
bandes beftehenden Sommunalverhältniffe gehen auf die Gefammtheit deiie 
ben nicht über, wenn ſolches nicht durch gemeinichaftliche Uebereinkunft de 

Ihloffen wird. 

Bis dahin dauern daher bie bisherigen Communalverfaffungen dieie 
einzelnen Landestheile in ihren obfervanzmäßigen Einrichtungen fort, um 
Mir geftatten, daß für diefe Angelegenheiten, auf vorgängige Anzeige be 
Unferm Landtagscommiffarius und deffen Bewilligung, auch femere Br: 
fammlungen, jedoch mit verhältnifmäßiger Zuziehung von Abgeordneten d; 
ter Stände, welchen das gegentoärtige Geſetz die Landftandfchaft beilegt, se 
halten werden. 

Die Beſchluͤſſe über Veränderungen in ben Communaleinrichtungen, um 
neue Communalauflagen "bedürfen Unferer Sunction. 

Zur Feſtſetzung der deshalb nöthigen näheren Beſtimmungen und Di* 

‚ nungen erwarten Wir die Vorfchläge des naͤchſten Landtags. 


$. 58. Was die Breisftändifhen Verſammlungen betrifft; fo fon 
ſolche, wo fie bis jegt noch flatt ‚finden, bis auf meitere Anordnung ke 
nei beftehen, und da, wo fie ſtuͤber beſtanden haben, wieder eingefüdt 
werden. 4 | 


Geſetz vom 27. März 1824. 611 


Bon dem — Landtage, zu welchem dieſer ſtaͤndiſche Verband beru⸗ 
rm werden wird, erwarten Wir die Vorſchlaͤge, wie die kreisſtaͤndiſchen 
erfammlungen mit den Mobdificationen, welche der Zutritt aller Stände 
fordert, einzurichten fepn werden. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und Bei« 
ücEung Unfers großen Eöniglichen Snfiegels. 


Gegeben Berlin, den 27. März 1824. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
von Schudmann. 
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Privilegia und Be: Ä | re 
fugniffe. at ne Zee 
Schweden. Fundamentalſtatut. 21. Aug. 1772. Bd. 3, ©. 59, 
Schweden, »  |Bereinigungs- und Si:] 21. de 178 8.186. 3. S. 60. 


| cherheits⸗Acte. 
Polen. Freiheitsbrief der koͤnigl. 14. Apr. 1791. B. 3. 6, 4” Y 
Städte. — 
Polen. Verfaſſung. 3. Mai 1791. Bd, 3. S. 8. 


F 


Frankreich. Erſte Verfaſſung. 3. Sept. 1791. Bo. 2, ©, 2,7 er 
Frankreich. Zweite Verfaſſung. 24. Jun. 17098. Bo. 2. S. 7. | 


Sranfreih, [Dritte Verfaffung. 23. Sept. 179.180. 2, ©. 320. je 
Gisalpinifche eteffeng. 30. Sun. 1797. I®b. 2. ©. 30. fi 
Republik. | f | 
Schweiz. Berfaffungsentwurf 15. März 1798.19, $ ©. 17. 
(Bafeler). 
Schweiz. Verfaſſung. 12, Apr. 1798. Bd. 3, ©, 126. 


Niederlande. Erſte Verfaffung. 23. Apr. 1798. Bd. 2. ©, 120. 
Frankreich. Vierte Verfaſſung. 13. Dec: 1799. |Bb, 2, ©. 58. 
Schweiz. Grundzüge der Verf. | 29. Mai 1801.86. 3, ©. 137. 
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Tag z | 
Staat. Urkunde, ihrer Bekannt: Band diefer Summ- | 
madhung, | ng, wo fie ſteht. 





Niederlande. 
Schweiz. 
Lucca. 

Stal. Republik. 


Schweiz. 
Schweiz. 
Genua. |. 
Frankreich. 
Wallis. 


Schweiz. 


— — 


Frankreich. 
Niederlande. 


Königr. Italien. 


Lucca. 
Mürtemberg. 
Holland. 


Holland. 
Nheinbund. 
Holland. 


Frankfurt a.M. 
Herzogth. War: 
fchau. 


Königr. Weſt⸗ 
phalen. 


Bayern. 
Bayern. 


Neapel. 


Verfaffung. 

Verfaffung. 

Berfaffung. 

Derfaffung. 

! Verſaſſund | 

Verf. der Notablen.: 
erfaſſung. 

organ. Senatusconfulta. 

Berfaffung. 


Mediationsacte (mit den 
Berfaffungen der ein: 
zelnen Cantone). 


org. Senatusconf, 
Verfaffung. 
Gonftitutionelle Sta: 


tute. 


Verfaſſung. 
Organiſationsdecret. 
Staatsvertr. mit Frank: 


reich. 


Gonftitut. Gefeg. 
Confoͤderationsacte. 
Verfaſſung. 
Organiſation. 
Verfaſſung. 


Verfaſſung. 


Verfaſſung. 


Org. Edict die Bildung 
des geh. Rathes betr. 


Verfaſſung. 


16. Oct. 1801. 
24. Oct. 1801. 
26. Dec. 1801. 


23. San. 1802, 
27. Sehr 1802, 
'20. Mai 1802, 
15} 26. Jun- 1802, 
2. 1.4.Xug.1802. 


30. Hug. 1802. 


19. Febr. 1803. 


— — — 


18, Mai 1304, 


15: Märg 1805. 


27. März und 
5. Sun, 1805. 


23, Sun. 1805, 
18. Mär; 1806. 


24. Mai 1806, 


10. Sun. 1806. 
12. Jul. 1806, 
7. Aug. 1806. 
10. Oct. 1806. 
22. Sul. 1807. 


15. Nov. 1807. 


1. Mai 1808, 
4, Sun. 1808. 


20. Sun. 1808, 


Bd. 
Bd. 
Bd. 


Bd 
Bd. 


* 
— 
DD DOWN N 


ARARAR 


Bd. 


BD. 
Bd. 
Bd. 


DNB | 


Bd. 
Bd. 2. 


R 


Bd. 
Bd. 
Bd. 
Bd. 
Bd. 


DB, 1. 


Bd. 


— 


— 


. ©: M 


S. 14. 
S. 39. 
S. 37, 
148, 
155. 


67. 
342. 
162. 


f 
| 


aaa. 
— 


72. 
173. 


351. 
181. 


153. 
&.3. 
©. 185. 
©. 1125. 
©. 17. 


©. 38: 


1. ©.42 
1. ©, 100. | 


8 
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Staat. Urkunde 


Spanien. Verfaffung. 
Bayern. 5 org. Edicte, 
Beftphalen. Ergaͤnzungsſtatut. 
Schweden. WVerfaſſung., 
Beimar. Verfaffung. 


Sroßh. Trank: |Verfaffung. 
furt. 


Sroßh. Zranff.| Beilage dazu, 


töthen. Berfaffung. 

töthen. Drganifation. 

löthen. Verwaltungsordnung. 

Spanien. Verf. (d. Cortes). 

Sicilien. Grundzüge der (Ben: 
tinck ſchen) Verf, 

Schweiz, Uebereinfunft. 

Balded. Verfaffungs= und Dr: 
ganifationsdecret, 

Jafel, Verfaffung. 

tieberlande. Entw. d. Verf. 

ucern. | Berfaffung. 

ranfreich. (Senats:) Verf. 

reiburg. Verfaſſung. 

orwegen. Werfaſſung. 

rankreich. Charte Ludwigs 18. 

rich. Verfaſſung. 

euenburg. Verfaſſung. 

penzell d. aͤu⸗ Verfaſſung. 

en, Rhoden 


Net, Verfaſſung. 
ern Rhoden. 






Tag 
ihrer Bekannt: 









6. Zul. .1808, 


31. > 8. ee 
180 







7. Zuni-1809, 













19. Febr. 1811. Bd. 
22. Febr. 1811. Bd. 


29, Dec, 1818. |BB, 
283. San. 1814. |Bb. 


4. März 1814. Bd. 
28. März 1814Bd. 


6. Apr. 1814, |Bp, 
1210.Mai 1814.Bd. 
31. Mai 1814. .|Bb. 
4. Zun. 1814. 


11. Sun. 1814. |B®. 
18. Zum..1814, |Bb. 









I 30, Jun. 1814. Bb. 3 


24. IJul.28. Jul. Bb. 


23. Dec. 1808. 1B$, 
Bd. 
20. Sept. 1809 Bd. 
16. Aug. 1810, Bd. 


10. Sept. 1810. Bd. 
28. Dec. 1810.39, 


19. März 1812.19. 








vDvovrm mo 


rn 


Bor un on w 


— u nn 






5 


©: 
©. 
©. 
©. 
©. 
S 
S 
S. 
S 
S 
S 
S. 
8.2 
S 
S 
S 
S 
S 
S 
S 
S. 
S. 
3. S. 


nd dieſer Samm⸗ 


* 


ng, wo fie ſteht. 


“252, 


231. 
236 


240. 
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Tag 8 
Staat. Urkunde. ihrer Bekannt: Vand diefer Sam: 
. — machungwlung, wo fie ſteht 
Glatus. WVBerfaſſung. 8. Zul. 1814. 86. 3. ©. 4. 
Aargau, BVerfaſſung. 4. Jul. 1814. Bd. 3. S. 245. 
Schafhaufen. |Berfaffung. 12. Jul. 1814. |Bh, 3. S. 30. 
Thurgau, 1Berfaffung. 28. Jul, 1814. |Bb, 3, S. 254. 
Waadt. Verfaſſung. 4. Aug. 1814. |Bb. 3. ©. 250. 
Solothurn. Verfaſſung 17. Aug. 1814. Bd. 3. S. 266. 
Genf. VWVerfaſſung 24. Aug. 1814. Bd. 3. S. 260. 
St. Gallen. WVerfaſſung. 31. Aug. 1814. Bd. 3. S. 2094 
Naſſau. Patent, die Berfaffung| ı,, Sept. 1814. Bd. 1. S. 1002 
0] enthaltend, . 
Zug. Werfaſſung. 5. Sept. 1814. Bd. 3. S. 300. 
Naſſau. Patent, die Wahl ber| >, Nov. 1814. Bd. 1. S. 1015 
Stände betr! 
Naſſau. Patent, die Bildung | », Nov. 1814. Vd. 1. S. 1016. 
ber Herrenbank betr. 
Norwegen. Verfaſſung. 4. Nov. 1814. Bd. 3. S. 101. 
11. Nov. 1814 (u. | 
Graubündten. |Berfaffung. un. I Bd. 3. ©. 308. 
Teſſin. Verfaſſung. 17. Dec. 1814, Bd. 3. S. 313 
Neuenburg. Organiſationsedict für | 26, Dec. 1814. Bd. 3. S. 2%. 
die Landftände. 
Churbeffen. WVerordn., d. Wiederher:| 27. Dec. 1814. | Bd. 1. S. 553. 
ſtellung d. Staatsverf. 
Frankfurt a. M. Entw. der Verf. 1814, 3. 1. S. 119. 
Wuͤrtemberg. Koͤnigl. Manifeft. 11. San. 18165. Bd. 1. S. 38. 
Wuͤrtemberg. Rede des Königs im | 11. San. 1815. |Bb. 1. S. 36. 
| Staatsr. 
Würtemberg. Rede des Königs bei] 15. März 1815.135. 1. S. 368. 
Eröffnung der Stände: 
i verfammlung. 
Mürtemberg. Grundzüge. der Verf. | 15. März 1815.18. 1. ©. H6. 
Schweiz. - Erklärung des Wiener| 20. März 1315.18), 3. S. M 


Congr. über die ſchweiz. 
Angelegenheiten, 
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ag 
Urkunde. ihrer Betannt- BVand biefer Samm⸗ 
| machung. lung, wo ſie ſteht. 


Frankreich. Mapoleons Zuſatzartikel 22. Apr. 1815. Bd. 2. S. 94. 
zur Aten Verf. 


Lombardiſch⸗ Verfaſſung 24. Apr. 1815. Bo. 2. ©, 394. 
Venet. Königr. 
Gracau. Verfaſſung. 3. Mai 1815. 8d. 3. ©, 48, 
Wallis, Verfaſſung. 12. Mai 1815. Bd. 3. ©. 319. 
Churheſſen. Promemoria d, Stände.| 12. Mai 1815. Bd. 1. ©. 555. 
Sicilien. |Verfaffungsentwurf. | 16. Mai 1815. Bd. 2. ©. 444. 
Dreußen. Kön. Decret. 22. Mai 1815. Bd. 1. ©. 55. 
Schweiz. Beitritt ber Eidsgen. 27. Mai 1815. Bd. 3. ©. 205. 
zu den Befchlüffen des | 
Wiener Congreffes. 
Zeutfchland. Bundesacte. 8. Suni 1815. Bd. 1. ©. 10. 
Niederlande. - Verfaſſung. 24. Aug. 1815. Bd. 2. ©. 206, 
Bern. Urkundl. Erklärung. | 21. Sept. 1815.1Bd. 3. ©. 324, 
Polen. Verfaſſung. 27. Nov. 1816. Bd. 3.8.24. _ 
Schwarzburg: Verordnung. 8. Zan. 1816. Bd. 1. S. 1064. 
Rudolſtadt. | 
Schaumburg: |Berordnung. 15. San. 1816. Bd. 1. S. 1104. 
Lippe. | 
Meimar. Großherz. Weronbuunng | #0. San. 1816. IBd. 1. ©. 751. 
die Bildung einer ftänd.; 
Berathungsverfammi. 
zur Verf. | 
Churhefien. Entw. d. Verf. Sehr. 1816, Bd. 1. ©. 559. 
Coburg. Herzogl. Decret. 16. März 1816.18. 1. S. 794. 
Tyrol. Ständeverf. 24. März 1816.)Bd. 1. S. 51. 
Walde. Verfaffung. 19. Xpr. 1816. Bd. 1. ©. 1115. 
Unterwalden ob 
dem Walde. |Berfaffung. 28. Apr. 1816. Bd. 3. ©, 332, 
Weimar. Derfaffung. 5. Mai 1816. Bd. 1. ©. 758, 
Kirchenſtaat. Verfaſſung. 6. Zul. 1816. Bd. 2. ©. 408. 
Branffurt a. M. Ergänzungsacte. 18. Zul. 1816, Bd. 1. ©. 1155. 
. ; | 40 
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Tag Band di 
Staat. Urkunde, ihrer Bekannt: | and biefer Sam, 
madung, | Mg, two fie ſiht 





12. Aug. 1816, |Bh, 3 


Unterwaldennid | Verfaffung. . ©. 35. 





— — — — 


Altenburg. 








dem Kernwald. 
Bern. Ausz. aus d. Verfaſ⸗ 26.Aug. 1816. |Bb. 3. S.38, | 
fungsgefegen. 
Beide Sieilien. Geſetz über das verei:| 12. Dec. 1816. |, 2. S, M. 
nigte Königreich. 
Mürtemberg. IGefeg über die Preß- 30. San. 1817. Bd. 1. S. 373. 
freiheit. 
Wuͤrtemberg. |Verfaffungsentm. 3. März 1817. Bd. 1. ©. 377. 
Würtemberg. [Adelsftatut, 3. März 1817. Bd. 1. S. 42 
MWiürtemberg. |von den Kirchenguͤtern 3. März 1817. | Bd, 1. S, 4. 
und Stiftungen. 
Miürtemberg. |von der Univerfitit Tü:| I. März 1317. Bd. 1, S. 44, 
bingen. | 
Churheſſen. Haus: u. Staatsgefetz. 4 März 1817. Bd. 1. S. 571. | 
Galizien und |Patent, die ftänd. Verf.| 13. Apr. 1817. Bd. 3. S. 56. 
Lodomerien. betr. 
Medlenburge |Bekanntmahung des | %3. Nov. 1817. Bd. 1. S. 10. 
Schmerin. Großherzogs. 
Hildburghau- Manifeſt des Herzogs.) 27. Nov. 1817. Bd. 1. S. 
ſen. 
Joniſche Infeln. |Verfaffung. 28.Dec.1817(be:|YH, 2, S, 456. 
kannt gemacht 1. 
San. 1818.) 
Hildburghau: Werfaſſung. 19. März 1818.13, 1. S, 7. | 
fen. 
Bayern. Verfaſſung. 26. Mai 1818. Bd. 1. S, IH. | 
Bayern. Edict tiber die dußern| 26. Mai 1818. | 1.8.18 | 
Nechtsverhältniffe in 4 
Ruͤckſicht auf Rel. und | 
kirchl. Geſellſchaften. 
Bayern. Edict über Freiheit der 26. Mai 1818. Bd. 1, ©, 157. 
Preſſe. — 
Bayern. Edict Über bie Staͤnde⸗ 26, Mai 1818. Bo1 & 10 
verſamml. * 
Erklaͤrung des Herzogs. 5. Jun. 18183. |Bb. 1. STE | 
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ihrer — Band dieſer Samm⸗ 
machung. lung, wo fie fteht. 





Staat. Urkunde, 













Baden. ° .* IVerfaffung. | 22. Aug. 1818. 
Liechtenſtein. Verfaſſung. 9. Nov. 1818. 
Baden. Wahlordnung. 23, Dec. 1818. 


MWiürtemberg. |Drganif. des Gemeins| 31. Dec. 1818. 
deweſens. 


Baden. Edict, die ſtandesherrl. 16. Apr. 1819. 
u. grundherrl. Rechte: J 
verhaͤltniſſe betr. 


Lippe⸗Detmold. Verfaſſung. 8. Jun. 1819. 
Wuͤrtemberg. Verfaſſung. 25. Sept. 1819. 
Wuͤrtembergt |Manifeft des Königs. | 26. Sept. 1819. 


Bd. 1. ©. 461. 
Bd. 1. ©. 1092. 
Bb. 1. ©. 470. 
Bd. 1. ©. 426. 


Bd. 1. ©. 481. 
3.1. S 1097. 


Bd. 1. ©. 434. 
Bd. 1. ©. 458. 


Hannover. Patent, die Stände: | 7. Dec. 1819. |Bh. 1. ©&. 263. 
verf. betr. F 


Hannover. Mede.des Herzogs von] 28. Dec. 1819. 
| Cambridge bei Eröff: 9 
nung der Ständeverf. 


Großh.. Heffen. Edict Über die landſtaͤnd. 18. März 1820. 
Verf. — 


3b. 1. ©. 265. 


Bd. 1. ©. 671. 


Braunfchreig. Verordnung, die er=| 25. Apr. 1820. Bd. 1. ©. 914. 


neuerte Landſchaftsord⸗ 
nung betr. 
Urt. Verfaffung. 7. Mai i820. Bd. 3, S. 339. 
Zeutfchland. Schlußacte der Wiener) 8. Zun. 1820. |. Wh. 1. ©. 23. 
Miniſterialconferenzen .. rn | 
Goburg. | Herz. Decret, welches 30. Oct. 1820. |Bh. 1. S. 798. 
I die neue Verf. ankuͤn⸗ 
diget. | | 
Coburg. Herz. Edict wegen ber| 80. Oct. 1820. Bd. 4. S. 800. 
Mahlform. 
Coburg. - Herz. Edict wegen bderi 80. Oct. 1820. |Bb. 1. ©. 803. 
Gefhäftsordnung. 
Großh. Heffen. Verfaſſung. 17. Dec. 1820.Bd. 1. ©. 677. 
Beide Sicilien.|Kön. Decret. 26. Mai 1821. Bd. 2. ©. 449. 


Churheſſen. Organifationsurtunde.| 26. Mai 1821, 
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F Band diefer Samm⸗ 
lung, wo fie ſteht. 









Staat. | Urkunde. 















Coburg. Verfaſſung. 8. Aug. 1821. Bd. 1. S. 806. 


Hellas (weſtl. Verfaſſung. 4. Rov. 1821. Bd. 3. S. 49. 
Feſtland.) 
Hellas (oͤſtl. WVeirfaſſung. 16. Nod. 1821. Bd. 3. S. 497. 
Feſtland.) 
Peloponnes. Verfaſſung. 1. Dec. 1821. Bd. 3. ©. 509. | 
Bayern. Verordnung wegen Er- 1. San. 1822. Bd. 1. ©. 11. | 
richtung der Landräthe.| 





Griechenland. |provif. Verfaffung. 15. San. 1822, 3 S. 514 

Portugal. Verfaſſung. 23. Sept. 1822. Bd. 1. ©. 271. | 

Hannover. Edict, die Staatsver⸗ 12 Oct. 1822. |Bb. 1.8.0 
waltung betr. 

Hannover. Verordnung, die Land:] 18. — 1823. Bd. 2. S. 29. 

drofteien betr. 

Hannover. Verordnung, die Dor|18, Apr. 1833. Bd. 1. S. 332. 
mainen betr. 

Hannover. Edict, "die neue Amts⸗ 18, Apr. 1823. Bd. 4. ©. 29. 
ordnung betr. | 

Preußen. Gefeg wegen Anorbn. |5. Sun. 1828. Bd. 1. ©. 56. 
der Provinzialftände. | . 

Preußen. Sefeg für die Mark |1. Zur. 1823. Bd. 1. ©. 57. 
Brandenburg und die 
Niederlauſitz. 

Preußen. Geſetz fuͤr das Röhige. | 1. Iut. 1888. Bd. 1. ©. 6 
Mreußen. | 

Preußen. Geſetz für Pommern: " Sur 1828. Bd. 1. ©. 69 
und Rügen. 


Preußen. Geſetz für die Rhein⸗y. Wir 1824; 1.65% 
provinzen. | 
Preußen. Geſetz für die Provinzie7. März 182.IBb. 1. ©. 31. 
Meftphalen. 
Preußen. Geſetz für die Provinz|27. März 1824.]Bb. 3, S. 60 
Sachſen. 
Preußen. Geſetz für das Groß: 27. win 1324.80. 1. &. 9 


herzogthum Pofen. 
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Band diefer Samm⸗ 


Staat. lang, wo fie ſteht. 


Polen. Decret Aleranders 1, die 18. Febr. 1825, 
Beſchraͤnkung der Def: 
fentlichEeit der Reiche: 
verhandlungen betr, 


Sb. 3. S. 34 


Bayern. Edict über die Geſchaͤfts- 28. Bebr. 1825, 1: ET 
ordnung d, Kammer d. TEE H8 st 
Abgeordneten, enyl 
Baben. Geſetz, die Veränderung | 14. Apr. 1825. Ih. 1. ©. 492. 
| der $$. 38. u, 46, der NO DRBTR LTE E 
Verf. betr, APR 


Spanien? .. ADecret,wegenErhaltung | 19. Apr. 1825, Bd. 2. & 294. 
d. unumfchränften Ge: | 


walt. anlage 
Polen Rede Alexanders 1. beil13. Mai 1825. 13h. 3. ©.-35 
| Eröffnung bes Reiche: F 
tages. 
Portugal. Verf. (Don Pedev’s).|19. Apr- 1886. Ip. 2. ©. 323, 
Griechenland. Verfaſſung. 17. Mai 1827. Bd. 3. ©, 522, 
Bayern. Geſetz, die Bildung der|9. März 1928, Bd. 1, S. 197. 
Kammer d.Reichsräthe | 
betr, kiyfalı, m 
Bayern. Gefeg megen Einfuͤh- 15. Aug. 1828. Bd. 1. ©1185, 
rung d. Landraͤthe. | 
Meiningen. Verfaffung. 23. Aug. 1839, Bd. 1. ©, 833.. 
Meiningen. MWahlgeſetz 23, Aug. 1889, Bd. 1. S 862. 
Spanien. Pragmat. Sanction. |29. März 1890.18d. 3. ©. 601. 


Bd. 2. S:9&X 
18b. 2. ©. 107; 


Frankreich. Koͤnigl. Ordonnanzen. 25. Jul. 1890. 


Frankreich. Proteſtat. der Deputir⸗ 27. Zur. 1850, 
ten dagegen. 


Bd. 2. S. 108. 


Frankreich. Proclamat. derſelben an|31. Jul. 1830, 
das Volk. 
Frankreich. Erklärung der Depu: 17. Aug. 1830. Bd. 2. ©, 109. 
tirtenfammer. 


Brankreich. Gonftitutionelle Charte,|7, Aug. 1830. Bd. 2. ©. 112, 


Ehurbefien. Verordnung, bie Beru⸗ 19. Sept. 1880, |Bd. 1. S. 606. 
fung d. Stände betr. 














622 Chronologiſche Ueberſicht. 
Tag 8 
Staat. Urkunde. ihrer Bekannt: ¶ Band dieſer San 
* u. machung. | Ang, wo ſie kt | 
Belgien. Belchlüffe der proviſo- 4. u. 6. Oct. 1830. Bd. 2. ©, M 
riſchen Regierung. 
Churheſſen. Verfaſſungsentwurf. 7. Oct. 1830, |Bd. 1. S. M 
Belgien. Entw. d. Verf. 27. Oct. 1830. Bd. 1. ©. 0. 
Preußen, Verordnung wegen der 15. Dec. 1830, Bd. 1. S. N. 
Provinzialitände in 
Poſen. 
Schwarzburg- Verfaſſung. W. Dec. 1830. Bd. 1. ©. 100 
Sondershaufen. 
Solothurn.“ |Berfaffung. 29. Dec. 1830. |Bh, 3. ©, 406. 
Churheſſen. Verfaſſung. 5. Jan. 1831. Bd. 1. ©. 618 
Kucern. Verfaſſung. 5. San. 1831. Bd. 3. ©. 68 
Churheſſen. Wahlgeſetz. 16. Febr. 1831. Bd. 1. ©. 68, 
Belgien. Verfaffung. . |25. debr. 1831. |8d. 2. ©. M. 
Königreich .  |Entw. d. Verf. 1. März 1831. Bd. 1. ©. M 
Sadjfen. 
St. Gallen. WVerfaſſung. 1. März 1831. Bd. 3. S. 8 
Zuͤrich. Verfaſſung. 10. März 1881. 1Bd. 3. S. Bl 
Holſtein. Adreſſe d. Praͤl. ıc. an]7. Apr. 1881. Bd. 1. ©. 7. 
den König. 
Thurgau. Verfaſſung. 14. Apr. 1831. Bd. 3..6. 42 
Altenburg. Berfaffung. 29. Apr. 1831. |Bd. 1. S. 
Altenburg. Wahlgeſetz. 29, Apr. 1881. 1Bd. 1. SM 
Aargau. Berfaffung. 6. Mat 1831. Bd. 3. S. Hl 
Holftein. Koͤnigl. Refolution. 127. Mai 1831. Bd. 1. 
Holftein. Königl. Decret mwegen|ag, Mai 1331. |BH. 1. SM 
| d. Provinzialftände in 
Schleswig = Holftein = 
Lauenburg. 
Danemarf. Königl. Deeret, die An-WB. Mai 1831. |Bb. 3 Ss 
ordn. der Provinzial: pP" 
ftände in Dänem. betr, , 
Schafhaufen. WVerfaſſung. 4. Zun.’1831.  |p, 36.2 
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1 | Tag 
Staat. Urkunde. ihrer Vunt⸗ Band dieſer Samm⸗ 
machung. lung, wo ſie ſteht. 
ʒern. Verfaſſung. | 6 Sur 1881. Bd. 3, S. 365, 
oͤnigreich Verfaſſung. 4. Sept. 1851. Bd. 1. S. 220, 
Sachen. | Zu 
tönigreich Wahlgeſetz. 24. Sept. 1831. Bd. 1. ©. 247. 
Sachſen. | 
— Entw. einer revidirten 80. Sept. 1831. Bd. 1. S. 927. 
Landſchaftsordnung. | 
Sraunfhweig. | Entwidelung der Mo:|30. Sept. 1831. |Bd. 1. S. 951. 
tiven ꝛc. 
Raffau. Edict, die — 29. Oct. 1881. Bd. 1. S. 1017. 
d. Herrenbank betr. 
Hannover. Entw. d. Verf. 15. Nov. 1831. Bd. 1. ©. 317. 
Oldenburg. Verordn. wegen Verf.u.|28. Dec. 1831. Bd. 1. S. 10%. 
Verw. der Landge: 
meinden. 
Didenburg. Inſtruction der Xemter| ag, Dec, 1831. Bd. 1. S. 1055. 
wegen der Wahlen. 
Baden. Geſetz über d. Polizeil2S. Dec. 1881. Bd. 1. ©. 492. 
d. Preſſe. | 
Baden. Gefeg über. die Ehren|28. Dec. 1831. Bd. 1. S. 503. 
kraͤnkungen. 
stanfreich. Gefeg über die Pairie. |29. Dec. 1831. Bd. 2, S. 116. 
Baden. Gefeg über die Verf. u.|81. Dec. 1831. Bd. 1, S. 511. 
Verw. d. Gemeinden, 
Baben. Gefeg über Erwerbung|3i. Dec. 1831. Bd. 1. ©. 539. 
d. Buͤrgerrechts. | 
freiburg. Verfaſſung. 24. San. 1832, Bd. 3. ©. 397. 
zaden. Vollziehungsordn. zum|13. Febr. 1832, Bd. 1. S. 506. 
Preßgeſetze. 
zaden. Inſtruction, den Voll- 17. Febr. 1832. Bd. 1. S. 508. 
zug des Geſetzes uͤber 
die Ehrenkraͤnk. betr. 
)ofen. Organiſches Statut. |26. Febr. 1832. Bd. 3, S. 36. 
zaden. Miniſterialerlaß. 29. Febr. 1832. Bd. 1. S. 508. 


2. Chromologifchentteberficht. 








| SE Tag ” 

"Staat. Urkunde |.iheer Bekannt: | and dieie 
' | machung. m 

Bafel: Land: WVerfaſſung. 27. Apr, 1832. IBd. 3. © 

ſchaft. 

Schwyz (aͤuße⸗ Verfaſſung. 27. Apr. 1832. |Bd. 3. S 

res Land), 

Hannover. Declarat. b. Königs, bei 11. Mai 1832. |Bd. 1. €.! 
Eröffnung der Stände: 
verfammlung. 

Sigmaringen. Entw. der Verf, (ohne Zag) 1832. 13d,. 1. ©. | 


Sigmaringen. Fuͤrſtl. Verordnung. 20. Mai 1832. Bd. 1. © 1 


Hannover. Rede des Herzogs von|30. Mai. 1832. |Bd. 1. €} 
Cambridge, bei Eröff: 
nung der Ständeverf. 


Groß. Heſſen. Edict, die Org. d. Be-⸗6. Jun. 1882. |Bbd. 1. S. 
hoͤrden für die ev. Kir: 
chenangelegenh. betr. 


Großh. Heſſen. Edict, die Dig. ber Kitz|6. Zun. 1832. Bd. 1. ©. 
henvorftänbe evang. u. 
kath. Conf. betr, 


Großh. Hefjen.|Edict, das Volksſchul⸗6. Sun. 1832. Bd. 1. ©. 


— 


weſen betr. 
Großh. Heffen.| Inftruction für den |20. Sun. 1882. Bd. 1. S. = 
| Oberſchulrath. 
Churheſſen. Geſetz, die Buͤrgergar- 28. Jun. 1882. Bd. 1. ©. & 
den betr, 
Zeutfchland. Die 6 Artikel der Bun⸗ 28. Sun. 1832. Bd. 1. € 
| desverſamml. 
Baden. Verordn., wodurch das 28. Jul. 1832. Bd. 1. S. iR. 


Preßgeſetz fuͤr unwirk⸗ 
ſam erklärt wird. 


Braunfchweig. |Entw. einer neuen Land: |27. Aug. 1882. Bd. 1.5 
ſchaftsordnung. 


Braunſchweig. Entw. e. Wahlgefeges.\27. Aug. 1832. Bd. 1. S. 
Braunſchweig. |Berfaffung. 12, Oct. 1882. Bd. 1. S. il“ 


Polen. Verordn., die Org. des 24. Dec. 1882. Bd. 3. €. M 
Adminiſtrationsrathes 
betr. ü 
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Tag 






Staat. Urkunde (ihrer Cette | den Se 
| madhung. d i 






Bayern. Abänderungen im Land: | 1852 (sera) Bd. 1. ©. 1192. 

— rathsgeſetze. 

Sigmaringen. |VBerfaffung. “ [11. Jul. 1833. Bd. 3, S. 532. 

Hannover. Patent, die Public. d.|26. Sept. 1888. Bd. 3, &. 566. 
Verf. betr . 

Hannover. Werfaſſung. 6. Sept. 1888. Bd. 3, &, 573, 


Hannover. Patent, die Beſtaͤti- |26. Sept. 1888. Bd. 3. S. 600. 
gung des Vicekoͤnigs 
betreffend. 
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52. Hohenzollern - Sigmaringen. 


Menu Eeine rechtsfundigen Abgeordneten vorhanden find; fo merden : 
Stellen beziehungsweife von dem älteften und jüngften Mitgliede der S 
fammlung eingenommen. 

$. 131. Jedem Mitgliede der Stündeverfammlung iſt bei ſeinem 
Eintritte von dem Director ein Abdruck der Berfaffungsurfunde mit ſe— 
lichen Beilagen zujuftellen. 

Neugewaͤhlte Abgeordnete weifen ſich durch Uebergabe ihrer Wahlurt— 
nach Tit. 8. $. 105. und die ſtandesherrlichen Abgeordneten durch eine . 
den fürftlichen Standesherren vollzogene und auf die ganze Dauer des \- 
tags lautende Ernennungsurkunde ($. 81.), der Abgeordnete der Geiji.:. 
aber gleichfalls durdy feine Wahlurfunde ($. 54.) aus, 

$. 132, Zur Gültigkeit der nur auf dem angemwiefenen Sigun::: 
vorzunehmenden Kandtagsverhandlungen wird die Anwefenheit von weni; 
zwei Drittheilen der Stündemitglieder erfordert. 
. 133. Die Ständeverfammlung hat vor Allem die Legitimaticn: 
£unden, die Wahlen und die erforderlihen Eigenſchaften ber neueintreterd 
Staͤndemitglieder, mit Bezugnahme auf die Vorſchriften $. 105. und S. 106 
zu prüfen. 

Die Prüfung geſchieht bei Partinlerneuerungen der Ständenerfamm'm 
durch) den zurücdbleibenden Theil als Commiſſion, fofern wenigftens dei 3 
nicht ausgetretenen Mitglieder gegenwärtig find, außerdem und bei einer I” 






tegralerneuerung der Ständeverfammlung in fogleidy zu beſtimmenden A: 


„lungen, welche über den Erfund in den allgemeinen Sigungen möglich: ! 


⸗ 


zu berichten haben. 


Keine Abtheilung kann mit bee Pegitimation ihrer eignen Mir: 
beauftragt werden. * Streitige Fragen, Zweifel und Anftände, welche fih ı 
die Gültigkeit der Wahlen, über die Wahlfähigkeit der Abgeordneten, ı- 
über die Zulänglichkeit der Legitimation ergeben, hat die Ständeverfamm. - 
zu entfcheiden, Zur Abftimmung wird aber erft gefchritten, wenm über : 
der Ständeverfammlung bereitd zugefommenen Wahlverhandlungen und \ 
kunden ein erfter Vortrag erftattet, und die Zulaffung der Abgeordneten >. 
gefprochen worden ift, deren Legitimationen als richtig befunden, umd *:: 
gefeglihe Eigenfhaften nicht beanftandet wurden. ine Verfchiebung ! 
Entfheidung bis nad) Eröffnung des Landtags kann nur danm flat f 
den, wenn die Legitimation der erforderlichen Anzahl von zwei Dritthe 
bereiniget ift. 


Die Abgeordneten, beren Zulaſſung beanſtandet wird, wohnen ! 
Sitzungen nicht mehr bei, bis über die Gültigkeit ihrer Wahl entfchieden : 
Jedem Mitgliede ftcht das Recht zu, die Wahlacten und Urkunden cm:- 
feben, und Anträge darauf zu gründen, 

$. 134. Der Landtagscommiffaie wird dem Director am erſten I:. 
ber Verfammlung ſaͤmmtliche Wahlverhandlungen und Protocolle — 

$. 135. Ueber die. Wahlen und Ernennung der Ständtmitgliede © 
nad) erfolgter Berichterftattung ſogleich discutirt und abgeſtimmt. Zu:. 
unterfucht die Ständeverfammlung die Entſchuldigungen der nicht erſchiene 
Mitglieder, und hat Diejenigen ‚ deren, Urfadyen nicht gegründet gefunden u. 
ben, unter Anberaumung. eines beftimmten Termins fogleid) einzuberufen. 

$. 136. Wenn einer oder ‚mehrere. Abgeordnete ohne alle, oder }. 


. ohne gegründete Entfchuldigung der von der Ständsverfanmmlung an fü « 


gangenen Einberufung keine ‚Folge iftens fo find die anweſenden Stet 
mitglieder, ohne Rüdfiht auf ihre Anzahl, jedenfalls berechtiget und » 


